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Der Jahrgang 1939 befteht aus 260 Nummern 


Das Reichögefetgblart erfcheint in zwei gefonderten Zeilen: „Reichsgeſetz— 
blatt Zeil IY und „Reichögefeßblatt Teil II”, 


Zeil II bringt: 
1. internationale Übereinftommen und dergleichen fowie vertragliche Abkommen 
zwifchen Reich und Ländern, auch foweit fie ald Gefeg verfünder find; 
2. Veröffentlichungen, die betreffen: 
a) den Neichöhaushalt und das Drtöklaffenverzeichnis, 
b) den gewerblichen Nechtsichug und das Urheberrecht, 
c) innere Angelegenheiten der Wehrmacht, 
d) das Eifenbahmwefen, die Schiffahrt (Sees und Binnenfchiffahrt) und 
die Reichswaſſerſtraßen, 
e) die Kohlen und die Kaliwirtfchaft ſowie die Induſtriebelaſtung, 
I) innere Angelegenheiten des Reichstags, 
eg) die Neichsbant, die Privatnotenbanken, die Deutiche Golddistontbant 
und die Bank für deurfche Induftries Obligationen. 


Alle übrigen Veröffentlichungen erfcheinen im Zeil l. Zeil I enthält außerdem 
Inhaltsangaben über die ‚im Zeil IT erfchienenen Veröffentlichungen. Dis 
Sachverzeichnis für Zeil I umfaßt auch den Teil Il; ein befonderes Sach— 
verzeichnis für Zeil II wird nicht ausgegeben. 


Gedruckt in der Reichsdruckerei 


Den fortlaufenden Bezug des Neichsgeferblatts vermittelt die Poft. Altere Jahrgänge und einzelne Nummern können nur 
unmittelbar vom Neichsverlagsamt, Berlin NW go, Scharnhorfifir. 4 — Poſtſcheckkouto Berlin 96200 —, bezogen werden. 
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1938 
17.8.38 | Verordnung über das Sonderftrafreht im Kriege und bei befonderem * 
| Einfag (Kriegsfonderftrafrehtsverordnung) . . . · · · 24* 1455 
17.8.38 | Verordnung über das militäriſche Strafverfahren im Kriege und bei — 
befonderem Einſatz Kriegsſtrafverfahrensordnung — KStVO) ..«.. 1457 
1 19.9. 38 | Erſte Verordnung zur Durchführung der Verordnung über das militärifche 
Strafverfahren im Kriege und bei befonderem Einfaß ..:.- «rer r- 1477 


26.9. 38 | Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung ber 
das militärifche Strafverfahren im Kriege und bei befonderem Einſatz 1479 


1939 

14. 4.39 | Verordnung des Führers und Reichskanzlers über die Stiftung des 
Byanien-BEini... 1359 
14.4.39 Satzung des Spanien-Kreuzes .. . . . . . . 22222226*2* 1360 

| 14.4.39 | Verordnung des Führers und Reihsfanzlers über die Stiftung des 
i Ehrenfreuzes für Hinterbliebene dentfcher Spanienfämpfer .......- 1362 
14.4.39 | Sasung des Ehrenfreuzes für Hinferbliebene deutjcher Spanienfämpfer | 1362 

| 22.5.39 | Verordnung des Führers und Neichsfanzlers über die Stiftung eines 

Verwundeten-Abzeichens für deutfche Freiwillige im fpanifchen 
JJ 1364 


7.6.39 | Gejeß über die Prüfung von Handfeuerwaffen und Patronen Geſchußgeſetzz 1241 

21.6. 39 | Verordnung über die Einführung der Verordnung über Dreife für umedle 
Metalle in der Oftmark und im Neichdgau Sudetenland. . . . . . . . . . 1090 

23.6 39 | Verordnung über die Steuerbefreiung für Neubauten in der Oſtmark, im 
Neichsgau Sudetenland und in den in die Länder Preußen und Bayern 





eingegliederten [udetendeutjchen GebietSteilen ....-zrurenrerscennnr nn 1085 

24.6.39 | Durhführungsverordnung zur Verordnung über Maßnahmen der Preis: 
bebörden bei Kündigungen von Miet- und Bachtverhältniffen....... 1091 

28.6.39 | Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Einführung dev Deutfchen 
Gemeindeordnung in den fudetendeutjchen Gebieten . . . . · .· .. 1073 
28.6.39 | Verordnung über die Neugeſtaltung der Hanfeftadt Hamburg .........., 1074 

28.6.39 | weite Verordnung über die Einführung des Wehrmachtſtrafrechts in der 
666 1253 

29. 6. 39 | Verordnung über tilgbare Aktien und Genußſcheine bei den Aktien— 
gefellfhaften in der Oftmarf und im Reichsgau Sudetenland ... 1076 

y 30.6. 39 | Verordnung über die Einführung der Deutjchen Arzneitaxe im Reichsgau 
" ET RN Ta AR 1078 


30.6.39 | Verordnung zur Anderung der Verordnung über das Verbot des Aufenthalts 
aftiver Angehöriger eineransländiichen Wehrmacht inden Sperrgebieten | 1086 


.6.39 | Verordnung zur Anderung der Verordnung zur Regelung des Abjages von 
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Zeitliche Überſicht des zweiten Halbjahrs des Jahrgangs 1939, Teil I 
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Verordnung zur Durchführung des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers 


über die Gewährung von Straffreibeit...... EEE NN i 
Verordnung über die Einführung des Gefeges über Abwertungsgewinne in 
der Oftmarf und im Reichsgau Sudetenland ..... . . . . . . .“ .P......... 


Verordnung zur Ergänzung der Verordnung zur Regelung der Abmeſſungen 
DR EEE Re a ae 


Verordnung zur Änderung der Verordnung zuc Ordnung der Getreide- 
hy FOR REED NEN 


Verordnung zur Regelung der Getreidepreife im Wirtfchaftsjahr 1939/40 
Zweite Durhführungsverordnung zum Neuen Finanzplan (Zweite NFOVBO) 


Verordnung über die Einführung von VBorfhriften zur Sicherung der 
Yandbewirtihaftung in den fudetendeutfchen Gebieten ..... 


Verordnung zur Abwehr der Einſchleppung von Krankheiten und Schäd- 
lingen der landwirtfchaftlihen Kulturpflanzen in die Oftmartf 
und in den Reihdgau Sudetenland 


Verordnung zur Änderung der Zweiten Verordnung zur Durchführung des 
EIER DDSHDTTERER.. 24 sine ee ee 


Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Verlängerung der 
Amtszeit des Präfidenten des Reichsgerichts ................T.... 


Sehnte Verordnung zum Neichsbürgergefeß ............................ 
Verordnung zur Anderung der Pederpreisverordnung........ —— 


Bekanntmachung der neuen Faſſung des Geſetzes, betreffend die Vergütung 
des Kakaozolles bei der Ausfuhr von Kakaowaren .. . . . . . . . . . . . 


Geſetz zur Anderung der Reichsabgabenordnung . . .......... ... .4 


Geſetz über die Verſchollenheit, die Todeserflärung und die Feſtſtellung der 
EEE : win ana ne a EEE EN ER RE 3 


Zweites Geſetz über Hypothekenzinſen. ............ ....... — EIER ET : 
Erſte Verordnung über die Übertragung von Aufgaben und Befugniffen des 

Neichsftatthalters in Dfterreich (Ofterreichifche Landesregierung)... +... - 
Gejeß über die Deutſche Reichsbahn Heihsbahngeieß) - -----..:-rrunne0n.. 
Geſetz über Srenzungen von Eiiendbahnen und Strahen. .. ..... .... ....... 


Dolizeiverordnung über den Funkdienſt auf Seefchiffen der 3. Gruppe .... 
Gejeß über die Vereinheitlichung im Behördenaunfban ....:-.::::..:. — 
Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Deutſche Reichsbahn... 
Verordnung zur Durchführung des Gefeges über Kreuzungen von Eiſenbahnen 

a Se 


Verordnung über die Amtsbezirke der Oberfinanzpräfidenten in der Oftmarf 
unb im Recbesah Subeteniand. .. a sen ee ee ee 


Verordnung zur Anderung der Verordnung über ergänzende Vorſchriften zum 
MWehrmachtfürforge- und »verforgungsgefeß für Die Angehörigen der 
ehemaligen öfterreichifchen Wehrmacht, die als Soldaten in die Wehr: 
macht übernommen oder eingeitellt worden find, und deren Hinterbliebene 


Verordnung über die Inkraftſetzung des Geſetzes, betreffend das Erfordernis 
der notariellen Errichtung einiger Nechtsgefchäfte, in Tirol ......... 
Verordnung zur Einführung de8 Bergmannsfiedlungsgejeges im Reichsgau 
Bubetinland; ce ren — 
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6.7.39 | FZürjorge: und Berſorgungsgeſetz für Die ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht 
bei beionderem Einjag und ihre Hinterbliebenen — Einjabfürjorge: und 


derjorgungsgejehß — (EWEBG) ..............****7 1217 
7.7.39 | Anordnung über die Aushebung zum aktiven MWehrdienft im Jahre 1939 | 1192 
7.7.39 | Verordnung über Zolländerungen „un cneneeeeecnnnenen een nenn nen 1198 
7.7.39 | Verordnung zum Einfagfürforge- und verforgungsgefeg und zum 

MWehrmahtfürforge- und everforgungdgefeh.. . . · ·.··.*2 1224 


| 7.7.39 | Verordnung über die Einführung des Geſetzes über die Verwaltung der 
Beiträge zur HSauptvereinigung der Deutſchen Viehwirtſchaft und der 


| dazu exlaffenen Duxrhführungsverordnung im der DOftmarf .......:..:.. 1254 
7.7.39 | Verordnung über Sprengftoffe -----rrrrnrnrer nee nennen nennen nn nn 1255 

7.39 | Verordnung über die Einführung der faliwirtfchaftliden Vorſchriften in 
der Oftmark und im Reichsgau Sudetenland ..... .224**2*2**4*** 1265 


7.7.39 | Dreizehnte Verordnung zur Einführung ftenerrehtliher Vorſchriften im 
Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder Dreußen und Bayern 


eingegliederten fudetendeutfchen Gebietsteilen.... nun nenennnnn 1329 
8.7.39 | Sweite Verordnung zur Durdführung des Gefeßes über den Aufbau der 
Verwaltung in der Oftmark........rereennneeennnen rennen rer 1199 
8.7.39 | Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Bildung von Schieds— 
gerichten für die landwirtſchaftliche Marktregelung... ........ 1201 
8.7.39 | Verordnung über Arbeitsloſenunterſtützung im Memelland ............ 1204 
8.7.39 | Bekanntmachung der Behörden, die Notdienftleiftungen fordern fönnen.... | 1204 
8.7.39 | Dritte Verordnung über die Gliederung der Gerichte in den ſudetendeutſchen 
Bablekse. . 2.4: a a a a ae FT te a ae RE 1233 
| 8.7.39 | Verordnung zur Durchführung des Gefeßes über die Prüfung von Hand— 
| feuerwaffen und Datronen (Befhußgeleh) . . . ....444*** 1244 
| ‚7.39 | Exrlaß über das Amtsſchild des Neihsarbeitsdienfted ....urunner- 1225 
9.7.39 | Exfte Verordnung zur Ergänzung des Deutfchen Polizeibeamtengefeßes... 1249 
7.39 | Dritte Verordnung zur Ergänzung der Borläufigen Durchführungs— 
verordnung zum Deutfchen Volizeibeamtengejeh .. . . ..42*** 1249 
10.7.39 | Dritte Verordnung über die Herftellung von Knallkorken ... ........24* 1255 


11.7.39 | Dritte Durhführungsanordnung zur Verordnung zur Sicherftellung des 
KRräftebedarfs fürAufgaben von befonderer ftaatspolitifcher 
Bedeutung (Beihräntung des Arbeitsplagwechfels im Steinfohlen- 
bergbau) ......... ...2*42*222* ee 1216 


11.7.39 | Verordnung zur Ergänzung und Durhfühbrung de Hamilienunter- 
ſtützungsgeſetzes (Familienunterſtützungs-ODurchführungs— 


berordnung — FU-DVD—). ...... ....42**2*2*22* 1225 
11,7.39 | Verordnung über die Aberfennung der StaatSangehödrigfeit und den MWider- 

ruf de8 Staatsangehörigfeitserwerbes in der Oſtmark ......rurr er. 1235 
11.7.39 | Verordnung zur Ergänzung der Borfhriften über die Beendigung der 

Dfthilfe...:-eeseorseeenneen nennen nn rer seen nennen nenn nn 1236 
12.7.30 | Verordnung zur Ergänzung des Wehrmadtfürforge- und »verforgungs- 

geſetzes ....... .....222242*4222222226*2* 1237 
12.7.39 | Verordnung zur Regelung der Rechtsverhältniſſe an Gegenſtänden ber 

ehemals tfchecho-flowatifchen Wehrmacht. .......r-nnerennnnn nenne 1237 


12.7.39 | Verordnung zur Übexieitung der Strafredtspflege in den in die Länder 
Vreußen und Bayern eingegliederten Teilen der fudetendeutfchen Gebiete | 1238 
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Zeitliche Überficht des zweiten Halbjahr des Jahrgangs 1939, Teil 


Inhalt 


Verordnung über die Einführung des Maß- und Eichrechts im Memelland 


Verordnung zur Einführung des Wehrleiftungsgejfeges im Protektorat 
EEE 
Verordnung über die Neugeftaltung der Stadt Bayreuth . ...... . . ......... 
Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Gefeßes Über die Alters: 
verforgung für da8 Deutfche Handwerk ....:.:zreeeueeeeeiene nenn 
Verordnung ber die Neihswafferfiraßenverwaltung in der Oſtmark .... 
Verordnung zur Einführung veichsrechtlicher Vorfehriften zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten in der Oſtmark . . . ..... . .. .4 


Verordnung über die Gebühren und ſonſtigen Verfahrenskoſten der deutſchen 
Gerichte im Protektorat Böhmen und Mähren ............4 


Verordnung über die Neugeftaltung der Stadt Dresden. . . . .. . . .. . ... 


Erſte Verordnung über Aufgaben der Reichſsgaue als Selbſtverwaltungs— 
——AAD 


Dritte Verordnung zur Durchführung des Oftmarkgefeßes ... ... . ...... 
Zweite Verordnung zur Durchführung des Sudetengaugeſetzes ......» +... 
Fünfte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung der Reichsärzte— 

ordnung (Beſtallungsordnung für Arzte) ... . . . . 2223 


Verordnung über die Gebühren für die ärztliche Vorprüfung und Prüfung 
ſowie für die Beſtallung auts U 


Verordnung zur Ergänzung der Vorſchriften über den Pfändungsſchutz bei 
Ber Sabrnisvolliredung .--.--++:c0u- 0000 


Verordnung Über Zolländerungen 
weite Verordnung über die Nechtsftellung der Beamten der in eine Neichs- 
verwaltung eingegliederten ehemaligen Öfterreihifhen Verwaltungen... 
Verordnung über die Einführung des Handwerksrechts im Reichsgau Sudeten- 
land und in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten [udeten- 
deutſchen Gebietsteilen . . · · . . .. RR Aa PETER ARE 
Verordnung zur Aufrechterhaltung von ftraßenverkehrsrehtlichen Kber- 
gangsbeftimmungen in dem im die Länder Preußen und Bayern ein- 
gegliederten iudetendentjchen Gebietsteilen .„.....rnreeeneeerenn en 
Verordnung Über die Anwendung deutſchen Rechts auf deutjche Staats- 
angebörige im Vrotektorat Böhmen und Mähren .. ..24 EN 
Verordnung über Die Nachverfiherung von freiwillig länger dienenden 
Soldaten der Wehrmacht und Angehörigen des Neichsarbeitsdienftes 
Verordnung zur Durchführung des Gefeges über die Führung afademifcher 
Bra NW ee ee ee RR 
Verordnung über die Nichtbeftenerung der Einfünfte aus Wertpapier: 
veräußerungen 2.2... 00. ee a ne eia 
Allgemeine Dienftordnung (ADO.) für die Muſiker der dentjchen Kultur- 
Beheher T RER S EEERR Fir Eh 


Verordnung über die Einführung der Tierfhußvorfchriften in der Oftmarf 


Verordnung Über die durch die befondere Art der Dreisftellung gekennzeichneten 
Behälter 500: 


weite Verordnung über die Einführung des Reichsumlegungsrechts im 
Reichsgau Sudetenland ..........2 
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ll E 


Seite 


1239 


1239 
1240 


1255 
1250 


1261 


1262 
1266 


1269 


1270 
1271 


1273 
1303 


1313 
1272 

















I MIN 


Tag 
bes Geſetzes 
uſw. 


.1.39 


tz 
— 


7. 39 


ty 
+ 


25. 7.39 





— nn wann 








Zeitliche LÜberficht des zweiten Halbjahrs des Jahrgangs 1939, Zeil I 


Inhalt 


‚Verordnung über die Ausübung des Wandergewerbes und des Stadthanfier- 


BeWwerbeß ..... 4 — 


Verordnung Über die Einführung des Geſetzes über Erhebung von Umlagen 
in der gewerblidhen Wirtfchaft in der Oftmarf umd im Reichsgau 
EEE U AR EEE EEE ENTE SEND 


Wierzehnte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im 
Reichsgau Sudetenland und in dem im die Länder — und —— 
eingegüederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen .. 


Verordnung zur Einführung des Reichsſchulpflichtgeſetzes in ei Oftmart 
Verordnung Über Zolländerungen -...=.--0-2rrcnesn ernennen nn 


Verordnung zur Einführung von Vorfchriften über die Dampffeffel und die 
fonftigen überwachungspflihtigen Anlagen in der Oſtmark .......... 


Bekanntmachung über die Einbanddede zum Neichsgefegblatt, Teil I, Erſtes 
Salbjabr 1939 ......: 2... serewe-unnennenner euere nn nennen 


Verordnung über die Einführung der Federpreisverordnung in der Oftmarf 
. and im Reihsgau Sudetenland ................................ 


AÄnderungsanordnung zur Erften Durhführungsanorduung zur Ber- 
ordnung zur Sicherftellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von 


befonderer taatspolitifher Bedeutung (Dienſtpflicht-Durchführungs— 
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Verordnung zur Einführung der Verordnung über den Pfändungsſchutz für 
Urlaubsfarten, Urlaubsmarfen und Urlaubsgeld im Baugewerbe und 
in den Baunebengewerben im Reichsgau Sudetenland. . . . . . . . . . .. 


Verordnung über die gerichtliche Zuſtändigkeit ım Verfahren nad) der 
Verordnung gegen die Unterftügung der Tarnung jüdifcher Gewerbe- 
betriebe 


Erſte Durhführungsverordnung über die beichleumigte Förderung des 
Banes von Henerlings- ımd Wertwohnungen fowie von Eigenbeimen 
für ländliche Arbeiter und Handwerker ım Reichsgau Sudetenland . 


Verordnung über die Einführung der Verordnung über den — von 
Brennjtoffen im Reichsgau Sudetenlamd.....- . · «. 


Vierte Verordnung zur Durchführung des Oſtmarkgeſetzes . 
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Verordnung zur Einführung der â— — — in der Ofmart * 


Verordnung ur Einführung walfangrechtlicher Vorſchriften m der Oſtmark 
und im Reichsgau Sudetenland..-........ ru... ne mer: 


Geſetz zur Erhöhung der Einnahmen des — — des Reichs für 
Eheſtandsdarlehen und Kinderbeihilſfen 


Zweite Verordnung über die Übertragung von Burgaden und — — 
des Neichsftatthalters in Oſterreich Oſterreichifche Landesregierungh 


Verordnung über die Zuſtändigkeit zur Führung der Yandtafeln im Reichs— 
gau Sudetenland und in den in die Länder Preußen und Bayern ſowie 
die Neichsgane Oberdonau und Niederdonan — Teilen der 
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Zeitliche Überficht des zweiten Halbjahrs des Jahrgangs 1939, Tei 


Inhalt 
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Anordnung über die Ernennung der dem Reichsverkehrsminiſterium unter— 
ſtehenden unmittelbaren Reichsbeamten, der mittelbaren Reichsbeamten 
der Reichswaſſerſträßenverwaltung und der preußiſchen Verwaltung 
der Häfen, Brücken und Fähren ſowie die Beendigung ihres Beamten— 
N, RR u ne ee BE re 


Verordnung des Führers und Neichöfanzlers über die Stiftung des 
Deutſchen Shußwall-Ehrenzeihen® .....--..»---rrnenenreennerenn 
Satzung des Deutſchen Schugwall-Ehrenzeihend ....ueurerseenenr nn: 


Verordnung zur Überführung der deutſchen Hochſchulen im Proteftorat 
Böhmen und Mähren in die Verwaltung des Reichs ......-....... 
Durhführungsbeftimmungen zum Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über die Fürforge und Verforgung für die ehemaligen Angehörigen der 
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4. 10.39 | Verordnung über die Einziehung von Vermögen im Vroteftorat Böhmen 

WEREBEER 5 ER DREI Eh 1998 
4.10.39 | Verordnung zum Schuß gegen jugendliche Schwerverbrecher. . . . . · · · . . 2000 


4.10.39 | Verordnung über die Ermächtigung des Reichsverfehrsminifters zum Erlaß 
einer Verordnung über die Durchführung des Luftſchutzes auf Schiffen | 2002 


5. 10.39 | Erſte Verordnung zur Ergänzung der Einfaß-Familienunterftüßungs: 
DEREN 5 ne echt ann a EA he wIa ah /ardhers 1992 


5. 10,39 | Verordnung über Nechtsmittel, die memelländifches Steuerrecht betreffen | 2023 


6. 10.39 | Weitere Ausführungsbeftimmungen zum Gnadenerlaß des Führers und 
Neichsfanzlers für Die Zivilbevölferung 2222*26 2000 
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7. 10. 39 
7.10. 39 
7.10. 39 


10. 39 


8. 10. 39 


10. 39 


. 10. 39 


.10. 39 


9. 10. 39 


. 10. 39 


. 10.39 


. 10. 39 
. 10. 39 


. 10. 39 


. 10. 39 


10. 39 


. 10. 39 


. 10. 39 





Zeitliche Überficht des. zweiten Halbjahrs des Jahrgangs 1939, Teil I 


Inhalt 


Verordnung zur Vereinfachung des Fürſorgerechts .. . . . . ..... ....4 
Verordnung über die Bewilligung von Zahlungsfriſten in Rechtsſtreitigkeiten 


Verordnung zur Einführung einiger Vorſchriften der Reichs-Rechtsanwalts— 
grhnune a Dir DRMALE: rue nn near 


Verordnung über den Luftfchuß auf Schiffen .. . .. ..... . ..2* 


Nerordnung über Vreife für Metalle, metallhaltige Vorftoffe und Metall. 
erzeugniffe ---.-z.0s0r0n un roman nen sun nn een net 


Erlaf des Führers und Reichsfanzlers über Gliederung und Verwaltung 
ber DRgebltte: . . 4,.:u.u0 


weite Verordnung zum Schuß gefährdeten landwirtfchaftliden Grund- 
befites im Reichsgau Sudetenland.......-rrrsceneernenenrnen nun 


Verordnung über die Ausdehnung de8 Geltungsbereichs der Betriebs— 
franfentafje des Reichs in Berlin auf die Betriebe und Verwaltungs 
ſtellen der Behrnachtttt nenne een 


Zweite Durchführungsverordnung zum Geſetz über das Feuerlöſchweſen 
(Berbalten bei: Branbſällendnddd 


Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Reichsarbeits— 
bienflgefeheß ... sun sonen ersue nen anne mean nenne ne 
weite Durhführungsverordnung zur Notdienftverordnung (Sozial: 
verfiherung der Notdienftpflihtigen) . . . . . . .. ..4444 
Verordnung zum Schuß der Danziger Wirtſchaft . . .. ..............* 
Verordnung über die Verlängerung der Amtszeit der Zeitbeamten im 
Dienſte der Gemeinden und Gemeindeverbände . . . . . . · . . 
Verordnung über Kapitalkreditbeſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter 
in der Sſtmark und im Reichsgau Sudetenland .... .. .......*4 
Verordnung über die Abweſenheitspflegſchaft . . . . . .4...22222* 
Verordnung zur Einführung des Reichsleiſtungsgeſetzes im Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig .. . . . . . . .... *24 
Durchführungsverordnung zum Abſchnitt IV der Kriegswirtſchafts— 
vererbuunn en 


Verordnung über die vorübergehende Zulaſſung der Verwen dung von 
Tellereifen dnh Forftbeamte md Berufsſäger . . · . . * 


Zweite Verordnung zur Durchführung des Schutzbereichgeſetzes. . .. 


Zweite Durchführungsbeſtimmungen zum Abſchnitt III (Kriegslöhne) 
der KRriegswirtfhaftsverordnung (Sweite KLOB) ..... ...444 


Verordnung zur Anderung der Verordnung zur Verftärfung des Holz— 
einfhlaa®... 2... 0 werner akere EDER 


Verordnung zur Anderung der Verordnung zur VBerftärfung des Holz- 
einfchlags im Lande Ofterreich und in den ſudetendeutſchen Gebieten 


Verordnung über Fürforge und Verforgung für die ehemaligen Unterführer 
und Mannschaften dev Motorfportfhulen des Nationalfozialiftifchen 
Braftfabrerkorps. .....:..0.:.c0n000n0ne0s0H nun ann n nr rennen nee 


Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Berwaltung der befegten 
polnifchen Gebiete nennen sen en ne 
Verordnung über die Nentenverficherung der Arbeiter und der Angeftellten 
fowie die Enappfchaftliche Benfionsverficherung während des befonderen 
Einfaßes der Wehrmacht ... ... ... ... .......*4*2**2* 
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Zeitliche Überficht des zweiten Halbjahrs des Jahrgangs 1939, Teil I 49* 


Tag — 
des Geſetzes Inhalt Seite 
uſw. 
13. 10.39 | Verordnung über die Einführung von Wehrrecht im Gebiet der bisherigen 
Freien Stabi Danzig +... uns a han ee 2030 
13. 10.39 | Verordnung über die Einführung deutfchen Luftrechts im Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig --.... a ee ee 2033 


13. 10.39 | Belanntmachung von Bedarfsftellen außerhalb der Wehrmacht, die zur 
Wanſpruchnahme von Leiſtungen nad den SS 3b, 14 und 15 Abf. I 
Nr.5 des Reichsleiftungsgefeges berechtigt find... . . . . . . . . . . . .. . en 2034 


13.10.39 | Durchführungsbeſtimmungen zum Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über die Fürforge und Verforgung für die ehemaligen Angehörigen der 


bewaffneten Einheiten der 4 und ihre Hinterbliebenen ...........»- 2038 
13.10.39 | Verordnung über die Amtsftellung der deutfchen Notare im Proteftorat 
DEE WER RE eh nn ae nes et eh 2038 
14. 10. 39 | Dritte Durhführungsverordnung zur Notdienftverordnung (Vergütung 
bei Heranziehung zum langfriftigen Notdienft) . . . . . · . . . . . . .“ 2049 


17. 10.39 | Zweite Verordnung über ergänzende Vorſchriften zun Wehrmachtfürſorge— und 
verſorgungsgeſetz für die Angehörigen der ehemaligen öfterreichifchen 
Wehrmacht, die als Soldaten in die Wehrmacht übernommen worden find, 
Bu RER DINERTDERE DER RN a in 2043 


17.10.39 | Durhführungsbeftimmungen zum Fürforge- und VBerforgungsgefeg für 
Ä die ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht bei befonderem Einjat 


TE RR EEE ER I IE NER 5 2044 
17. 10.39 | Verordnung über Zo llän derungen .... ».. | 2045 
17. 10. 39 | Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet des PTR TR 7 2046 
17. 10.39 | Verordnung zur Einführung des Schwarzfendergefeges in der Oſtmark und 

Da SED ERBEN ts ae er ea 2047 


17.10.39 | Dritte Verordnung zur Durchführung des Gefehes gegen die Schwarzfender | 2047 
17.10.39 | Verordnung zur Anderung der Beftimmungen über die VBergnügungsiteuer | 2054 


17. 10.39 | Verordnung zur Änderung der ei, über Die — — von 
—— EEE IR GT rt ee ee ee 2055 
17. 10. 39 | Verordnung über eine Sondergerichtsbarfeit in Siraffachen für Angehörige 
der 4 und für die Angehörigen der ——— bei beſonderem 


RE a a a RL RER kan ae A Bra i 2107 
18. 10. 39 | Sechfte Verordnung zur Durchführung des Oſtmarkgeſetzes . . . . . . . . . . .. 2051 
18. 10. 39 | Verordnung über die Öffentliche Bewirtſchaftung von Saatgut .. . ... .... 2051 
18. 10. 39 | Verordnung über die Einführung des — — im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig...» EN re RÄT 2055 
18. 10. 39 | Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Ubwefenheitspfleg- 
EEE N EEE DE Re ee DERART UN Ve ae 2056 
| 18.10.39 | Verordnung über die Stiftung des Kriegsverdienftfreuges . . . . . . . . . .. 2069 
18. 10.39 | Duchhführungsverordnung zur Verordnung über die Stiftung des Kriegs: 
| N a TE ER 2073 
18. 10. 39 | Sweite Verordnung über Form blätter fürdie Gliederung des Jahresabichluffes 
| A 1 a BEN HE ET 2079 
18. 10. 39 | Dolizeiverordnung über da8 Wirtshausverbot . . . . .. . . . . .. ... ............ 2115 
19. 10. 39 | Zweite Verordnung zum Geſetz über die Wiedervereinigung der Freien 
Stadt Danzig mit dem Deutfchen Reich ........ ....... ...... 2058 


19. 10. 39 | Zweite Duchführungsperordnung über die Sühneleiftung der Juden | 2059 
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19. 10. 39 


19. 10. 39 


20. 10. 39 


20. 10. 39 
20. 10. 39 


20. 10. 39 


21. 10.39 


21. 10.39 
21. 10.39 


22. 10. 39 
23 10.39 


24. 10. 39 


24.10.39 


24. 10. 39 





Zeitliche Überficht des zweiten Halbjahrs des Jahrgangs 1939, Teil I 
Inhalt 


Verordnung über die Rechtsverhältniſſe der chemaligen tſchecho— 
jlowafifhen Öffentlih-vehtlihen Bedienfteten in den [udeten- 
deutfhen Gebieten — 

Polizeiverordnung über das Sammeln von Küchen- und Nahrungsmittel— 
ee en 


eV Br EB I I A RAR ED DB DB LS, I 


Verordnung über die Vereinfachung der Verwaltung. .....- 


Erlaß des Führers und Neichsfanzlers über das nfrafttreten des 
Erlaffes über Gliederung und Verwaltung der Oftgebiete ...... 


Verordnung über die Einführung des Deutfchen Arzneibuchs, 6. Ausgabe 1926, 
8) = ER EN 


Verordnung über die Verlängerung der Amtszeit der ärztlichen Mitglieder 
der Erbgeſundheitsgerichte . . u. cnnsnnenereneenee nennen nenn 


Geſetz über den Erjaß der durd den Kampf um die Wiedervereinigung der 
indetendentichen Gebiete mit dem Dentihen Reid) beruriachten Perjonen= und 
Vermögensihäden -......:-:-rerneenercnenen ernennen nennen nen 


Verordnung über vorübergehende Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Schorüſteinfegerrechis .. . .. .. .. 222*2* 


Gnadenerlaß des Führers für Beamte — 2244**2*2* 


Verordnung über die Aufhebung von verbra uchjteuerrechtlidhen Vorjchriften 
in den fudetendeutfhen Gebieten... . . 22* 


Dritte Durhführungsverordnung zum Neuen Finanzplan (Dritte NFDV) 


Erſte Durchführungsverordnung zum Reichsleiſtungsgeſetz — Beltimmung 
der freisangehörigen Gemeinden und der zuftändigen Behörden und 
Verwaltungsgerichte »-: . screrenersnmeten nn nennen 


Verordnung zur Aufhebung der Berordnung zum MWehrmachtfürforge- und 
verforgungsgefeß über die Durchführung dev Heilfürforge im Lande 
0737. 0 Re a N le RR 

Zweite Durhführungsverordnung über die Einführung der Reichsmark— 
währung in dem Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig. ----+:-» 

Verordnung über die Einführung dev fünften Verordnung zur Durchfü hrung und 
Ergänzung Der Neihsärzteordnung Beftallungsordnung für Ärzte) 
und der Verordnung über die Gebühren für die ärztliche Vorprüfung und 
Vrüfung fowie für die Beftallung als Arzt in der EERRAER 20 

Dritte Durhführungsverordnung zum Gejeg über das Feuerlöſchweſen 
Organifation der Freiwilligen TBEUELWEHT) „or 0r ser rennen 


Vierte Durhführungsverordnung zum Gefeg ber das Feuerlöſchweſen 
Organifation der Dflichtfenerwehr) „.n-nreunnnenennennnn en en nnn 


Ausführungsbeitimmungen zum Gnadenerlaß des Führers für Beante 
Volizeiverordnung über die Fernhaltung Jugendlicher von Öffentlichen 
Schieß- oder Spieleinrichtungen, . . . . sure ereennernen as Ta 


Verordnung über die Einführung des Gefeges über die Verwaltung der Beiträge 
zur Hauptvereinigung der Deutſchen Viehwirtſchaft und ber dazu 
erlaffenen Durhführungsverordnung im Reichsgau Sudetenland...... 
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Zeitliche Überficht des zweiten Halbjahıs des Jahrgangs 1939, Zeil I 


Tag 
des Gefetzes Inhalt 
uſw. 
24. 10.39 | Verordnung über die Rechtsverhältniſſe der in die Auftria-Ta bafwerfe AG,, 
vormals Ofterreichifche Tabafregie, in Wien übertretenden Bedienfteten 
DIE — 
25. 10.39 | Dritte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Gebiet 
Der Miäberigen Breiten Stadt Danzig... 0.2. 20220 nennen r nen 
25. 10.39 | Verordnung zur Einführung des Reichsnaturſchutzrechts im Neichsgan 
GE 6 Be ee a a A a 
25. 10.39 | Verordnung über die Errichtung ftaatliher Dolizeiverwaltungen in den 
Negierungsbezirfen Karldbad, Auffig und Troppan . . . . . . . . . . . ... 
25 10.39 | Neunzehnte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im 
ne ee De ee a 
26. 10.39 | Erſte Verordnung zur Durchführung des Erlaffes des Führers und Reichs— 
Fanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oftgebiete........... 
26.10.39 | Verordnung über die Einführung der Verordnung zur Schädlingsbefämpfung 
im Objtbau in der Oftmarf und im Reichsgau Sudetenland .......... 
26. 10,39 | Verordnung über den Eiſenbahnverkehr des Vroteftorats Böhmen umd 
Mähren mit dem übrigen eichsgebiſett 
26. 10.39 I Verordnung über die Kranfenverficherung im Ausland. . . . . . . . . . . . . . . 
27.10.39 | Vierte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig ...... eh. ee Een Barack add 
27. 10.39 | Verordnung zur Aufhebung der Verordnung über die Dauer der Wehrpflicht 
—— SM ZEER Tr NEAR RN 
27.10.39 | Verordnung zur Einführung der Verordnung über die te hnifche Überwadhung 
der Dampffeffel ımd der fonftigen überwachungspflichtigen Anlagen 
BR: ERDE RR en ae ea a 
27.10.39 | Verorduung zur Anderung der Verordnung über die technifche Überwadhung 
der Dampffeffel und der fonftigen überwacungspflichtigen Anlagen 
28. 10.39 | Verordnung über die Vereinfachung des VBerfabrens in der Neichsverfiherung 
RE: DEE LDEIERIDTCHWET TIEFE he an ea 
28.10. 39 | Vierte Verordnung über die Übertragung von Aufgaben und Befugnifjen 
des Neichsftattbalters in Öfterreich (Öfterreichifche Landesregierung) ..... 
28.10.39 | Zweite Verordnung zur Durchführung umd Ergänzung des Geſetzes über die 
Altersverforgung für das Deutsche Handwerk... cc. 
28. 10.39 | Fünfte Verordnung zur Durchführung des Neichsfulturfammergefeßes... 
30, 10.39 | Verordnung zur Anderung der Grenzzonenverordnung . . . . . . . . . . . . .. . .. 
30. 10,39 | Verordnung zur Einführung des Vierjahresplans im den Oſtgebieten . . . . 
30. 10. 39 | Verordnung über den Sicherheitsfilm. ............................ ... 
30. 10.39 | Erſte Bekanntmachung über die Anlegung der Erbböferolle u . . . . . . . . . . . 
30. 10.39 | Verordnung zur Anderung des Geſetzes über die Heimarbeit . . . . . . . . . . .. 
30. 10. 39 | Bekanntmachung dev neuen Faſſung des Gefeges über die Heimarbeit .... 
30. 10.39 | Verordnung zur Durhführung des Gefeges über die Heimarbeit . . . . . . .. 
30. 10, 39 | Verordnung zur Anderung des Gefeges über die Einführu ng eines Arbeitsbuches 
31.10.39 | Verordnung über Samilienunterhalt für die deutfchen Staatsangebörigen 
im Drotektorat Böhmen und Mähren ........:e-cecceeeee nennen. 
31. 10. 39 | Verordnung zur Einführung de8 Gefeges zur Bekämpfung der Geſchlechts— 
franfheiten in Jäa ßs — —. 
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Verordnung über die Einftellung von Wehrpflichtigen in die Schugpolizei 
deB ReibB >. 00...:2000ee seen enun en sr 


Verordnung zur Anderung des Vermögenfteuergefehed ... .. · **2*2*4 


Verordnung über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangs— 
vollftteldung ...---<cerseeer onen nenne re en nn net 


Verordnung zur Durchführung der Verordnung über den Sicherheitsfilm .. 
Dweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Brieftaubengefeges 
Verordnung zur Anderung des Gefeges über Neifekoftenvergütung der Beamten 


Verordnung zur Anderung des Gefeges über Umzugsfoftenvergütung der 
Beamten. 0 nee ee a ee a 


39 
39 


Erſte Verordnung zur Ergänzung der Kriegsionderftrafrechtsverordnung.. 


Vierte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung über das 
militärifche Strafverfahren im Kriege und bei befonderem Einfaß... 


Erfte Verordnung zur Durchführung der Verordnung über eine Sonder- 
gerichtsbarfeitinötraffachen für Angehörige der Z4 undfürdieAngehörigen 


der Volizeiverbände bei befonderem Einfaß ..... +...» ET RT 
‚39 | weite Verordnung zur Durchführung des Erlafjes des Führers und Reichs— 
fanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oftgebiete ........... 
39 | Erlaf des Führers und Neichskfanzlers zur Anderung des Erlaffes über 
Gliederung und Verwaltung der Oſtgebiete, . . . . · . · ·24** 
.39 | Verordnung über die Anmeldung feindlichen Bermögens ... . .. ..2422**4* 


Dritte Verordnung zur Ausführung des Perſonenſtandsgeſetzes 
(Verfonenftandsverordnung dev Wehrmacht) ... ..*— 


39 | Verordnung über den Urlaub der im Ausland tätigen Beamten des 


auswärtigen Dienſtes ... .. .. . . .. . 2222**2*2*2*22**** 
Zweite Verordnung über die Bereinfachung der Berwaltung.....».- 


Vierte Durhführungsverordnung zum Gefeß über die Devifen- 
bewirtfhaftung . . . . . . . . . . . .. ..2222222442*2222**** 


Fünfte Durchführungsverordnung zum Geſetz über das Feuerlöſchweſen 
(Erſtattung des Lohnausfalls an die Mitglieder der Feuerwehren) 


Polizeiverordnung über die Verwendung von brennbaren Flüſſigkeiten 
zu Koch-, Heiz- und Beleuchtungszwecken ... ..·..*44**7 


Verordnung über die bücherliche Anmerkung der Rangordnung für eine 
beabſichtigte Veräußerung oder Löſchung in der Oſtmark, den bayeriſchen 
Gemeinden Jungholz und Mittelberg, dem Reichsgau Sudetenland und 
den in die Länder Vreußen und Bayern eingegliederten Teilen der 
fudetendeutſchen Gebiete. . . . . . . · . ...2222444*****2** 


Polizeiverordnung über die Abgabe von Leberpräparaten und anderen 
Arzneimitteln in den Apotheken... .u.ureeonneeenenen tn rennen 
Erlaß des Führers und Neichstanzlers zur Anderung des Neichsbahn- 
geſeßge nn 


Geſetz über die Änderung des $ 29 des Grundſtenergeſetzes ..........*** 
Geſetz über die Einführung der Pflichtverſicherung für Kraftfahrzeughalter und 


sur Änderung des Gejeßes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen jowie des 
Geſetzes über den Verſicherungsvertrag - -..-rr rennen nnn nennen nenn. 
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Zeitliche Überficht des zweiten Halbjahrs des Jahrgangs 1939, Teil I 53* 
Tag 
des Gejehes Inhalt Seite 
uſw. 


7.11.39 | Verordnung über die Anpaſſung von Friſten des Reichsnaturſchutzrechts 
RE NL NER San U ee De a ee ahresche 2297 


7.11.39 | VBerordmung über die Anpafjung von Friften des Reichsnaturſchutzrechts 
in den in die Länder Dreußen und Bayern eingegliederten Teilen der 


FEED REIN VBRBERER ka 50 5 a ae hal a sten een 2297 

8. 11.39 | Verordnung über die Träger der Kranfenverficherung im Reichsgau Sudeten- 
a A SE Si nahe Ga DW arte ns ee 2177 

9. 11.39 | Verordnung zur Anderung der Bekanntmachung über den Kleinhbandel mit 
N TE ES ee RR RE Lie f rind 2177 

9.11.39 | Verordnung über die Einführung des Hebammengeſetzes, im Reichsgau 
a a me ae Wa are ee en bean eds ae 2180 


9. 11.39 | Verordnung zur Sicherung der Düngemittel- und Saatgutverforgung | 2261 


9. 11.39 | Verordnung zur Einführung der Vorfchriften über HSerftellung und Vertrieb 
ERBE BEE ORBBER anne ne ah ee en 2263 


10. 11. 39 | Verordnung über die Einführung des Gefeges über das Paß-, dad Ausländer- 
polizei- und das Meldewefen fowie über das Ausweiswefen, des Geſetzes 
über die Sicherung der Reichdgrenze und über VBergeltungsmaßnahmen 
und der Verordnung über die Behandlung von Ausländern im Gebiet der 


DEIREEISO. EEEIEN TIGRA neuen een hate de ee are 2178 
10. 11. 39 | Verordnung über die Einführung de8 Kriegergräberfürforgerehts in der 
Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland.......... .............. 2230 
11. 11.39 | Verordnung über die nachgeordneten Dienſtſtellen des Jugendführers des 
u) EEE N EN Re 6 ... 4 2178 
11. 11.39 | Verordnung über die Sozialverfiherung der einberufenen Luftſchutzdienſt— 
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Erjte Verordnung über die Beftimmung einer befonderen Hinterlegungsftelle 


Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Gerichtsverfaflung und der Nechtöpflege -........:.. er 


Verordnung über die Kortführung des NeichSarbeitsdienftes fir die männliche 
FRDERR IGBIEND DES SEI a a a 


Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Lenkung und Verteilung 
der Mafchinen- und Apparate-Erzeugung ............. ............ 


Verordnung zur Ergänzung der Erſten Durhführungsverordnung zur Ver- 
ordnung über die SUHOEMISNETWEHEIE 


Verordnung über den Waldfchug bei der Fideifommißauflöfung (Schutzforſt— 
BDELDTDRUNG). u. een, REED 


Yale Bra sa a rer. 7 . 


Verordnung zur Verordnung über die Entladung von Waren . . . . ... . . . . . . 


Verordnung über die Einführung der Deutſchen Gemeindeordnung in den 
ENGEBBEDEFIN DEE. ee PER ee. 


Verordnung über den Padenfchluf 


Verordnung zur Sicherftellung der für die Einrichtung des Reichskriegshafens 
DntenHaTen RORENDIGEN ANTadee Ua da ee Gran ae a ea 
Verordnung Über die Einführung von Neichsarbeitsdienftrecht im Protektorat 
Böhmen nd Mähren... san nee WR: Le 


uam 





2456 


2459 


2459 


2464 
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Tag 

des Gefetzeẽ Inhalt Seite 
uſw. 


22. 12.39 | Verordnung über die Reichswaſſerſtraßenverwaltung in den eingegliederten 


Digebietenn.. 0 2503 
23.12. 39 | Verordnung über die weitere Verlängerung der Friften des Wechſel- und Sched- 

rechts in den eingegliederten Oſtgebieten . . . ....22** 2476 
23. 12.39 | Verordnung über Zolländerungen .. .. .. . .********* 2478 


23. 12. 39 | Verordnung zur Ergänzung der Dritten Verordnung über die Regelung ber 
Vreife und Handelsfpannen im Gefchäftsverfehr mit Landmaſchinen und 


landwirtfchaftlihen Geräten .. . .. . ... . .....222222*22*2226*2* 2499 
23. 12.39 | Zweite Anordnung zur Durchführung der Verordnung zur Beſeitigung der 

Uberſetzung im Einzelhandel ....-«---urersenennnenenenn nenne nen 2504 
24. 12.39 | Verordnung über Jugendwohlfahrt im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 

Danzigg 4· nehennn en 2478 


24.12.39 | Verordnung über die Einführung der reichsrechtlichen Vorſchriften des 
Beamtenrechts und des Befoldungsrechts in den eingegliederten Oſt— 


gebieten 2489 
27.12.39 | Verordnung über die Einführung der Straßenverfehrs-Ordnung in den 
| eingegliederten Oſtgebieten . . . .. . . . . . .222*** 2488 
27.12.39 | Vierte Verordnung zum Schutze der ſudetendeutſchen Wirtſchaft ........ 2500 
27.12.39 | Verordnung zur Einführung de8 Neihsbahngefeges in den eingegliederten 

Oftgebieten .... ..... sonne eenenn een ernennen ernennen nenn 2505 
27.12.39 | Sehnte Verordnung zur Anderung der Neihsgrundfäge über Borausfegung, 

Art und Maß der Öffentlichen Fürſorge ... . . .. . ..24* 2509 
28.12.39 | Verordnung über die Eingliederung des Landesamts zur Bemeſſung der 

MWertzumwachsabgabe in Troppau in die Reihsfinanzverwaltung..... 2505 
28. 12. 39 | Verordnung zur Arbeitsbuchpflicht der Arbeiter und Angeftellten in der 

Ditmarl ner non star ann nenne re 2506 
28. 12. 39 —— über das Nichtinkrafttreten von Rechtsvorſchriften im Geſchäfts— 

bereich des Reichsminiſteriums für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks— 

bildung in der bisherigen Freien Stadt Danzig . . 2424442**4* 2506 
29. 12. 39 | Verordnung über die Einführung des Schriftleitergeſetzes in den ein- 

gegliederten Oftgebieten „.... rec seeneenenenue nennen nn nennen 2506 
29.12. 39 | Verordnung über die Einführung ber Neichskulturfammergefeßgebung in 

den eingegliederten Oftgebieten. ...»s2--srusnnennenenennnnen nennen 2507 


DE 





N 





Berichtigte 
Stelle 


Seite 
1080 
870 
253 


1051 


1063 
1520 


1511, 1513, 
1516 


1570 


1519 


1610, 1611 
1671 


1669 
1629 


1631, 1634, 

1637, 1638 

1570, 1571 
1720 
1280 


1650, 1653 


I 





Zeitliche Überficht des zweiten Halbjahrs des Jahrgangs 1939, Teil I 


Druckfehler: und ſonſtige Berichtigungen 


Inhalt 


Zweite Durchführungsverordnung zum Neuen Finanzplan (Zweite NFOVO) 
N RAP RN 


Verordnung zur Einführung von Neichöfteuerrecht im Memelland (vom 
N TEE I ER ET RHRE FIR 


Geſetz über die Bejoldung der Hochſchullehrer (Vierunddreißigſte Ergänzung 
des Befoldungsgejeges) (vom 17. Februar 1339) ........... ........ 


Verordnung zur Einführung des Neichsrechts auf dem Gebiet des bürgerlichen 
Rechts, des Handelsrechts und der bürgerlichen Nechtspflege in den in die 
Länder Dreußen und Bayern eingegliederten Teilen der judetendeutjchen 
LE EEE ER ELE RE ELEDER 


Erſte Ausführungsbeftimmung zur Verordnung über das Vorkaufsrecht nad) 
dem Reichsfiedlungsgejeb (vom 27. Juni 1939) .................... 


Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Wirtfchaftsverwal- 
tung (Erjte Durchführungsvernrdnung) (vom 27. Auguft 1939) ....... 


Vierte Durchführungsverordnung zur Verordnung zur vorläufigen Sicher- 
ftellung des lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen Volkes (Verbrauchs— 
regelung für Spinnftoffwaren und Schubwaren) (vom 27. Auguft 1939) 


Sehnte Durhführungsverordnung zum Luftfchußgefeb (Luftſchutzmäßiges 
a bei Luftangriffen und Luftichußübungen) (vom 1. September 
ET TE ——— 


Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Wirtſchaftsver— 
waltung (Erjte Ducchführungsverordnung) (vom 27. Auguft 1939) .... 


Zweite Ducchführungs- und Überleitungsvorfchrift zur Verordnung über die 
Ausbildung für den höheren Dienft in der allgemeinen und inneren Ver— 
waltung (vom 4. September 1939) ......:=..nsu0000onoonnnnensen 


Kriegsmwirtichaftsverordnung (vom 4. September 1939) ................ 


Verordnung zur Ausführung der Verordnung über Kündigungsfchub für 
Miet- und Pachträume in der Oftmarf (vom 5. September 1939) .... 


Verordnung über die Behandlung von Ausländern (vom 5. September 1939) 


Verordnung zur Änderung der Erften, Seiten, Dritten, Vierten, Sechiten, 
Siebenten, Achten und Neunten Durhführungsverordnung zum Luft- 
Ihußgejeß (vom 1. September 1939) .....er0erncnnnennonnneun ee 


Erjte Ducchführungsverordnung zum Luftichußgefeß in der Faſſung vom 
Rn RT ERBE TE REES 


Zehnte Durchführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz (Luftſchutzmäßiges 
Tr bei Luftangriffen und Luftichußkübungen) (vom 1. September 


Verordnung über die öffentliche Bewirtfchaftung von Milch, Milcherzeugniffen, 
len und Fetten (vom 7. September 1939) ..................... 
Fünfte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung der Reichsärzte- 
ordnung (Beftallungsordnung für Arzte) (vom 17. Juli 1939) »....... 
Belanntmachung der neuen Faſſung des Geſetzes über Leiftungen für 
Wehrzwecke (Wehrleiſtungsgeſetz) (vom 1. September 1939) .......... 
Verordnung über die Öffentliche Bewirtichaftung von Brotaufftrichmitteln, 
Speijezwiebeln und Gewürzen (vom 7. September 1939) ............ 


Dritte Verordnung über die Übertragung von Aufgaben und Befugnifjen des 
Reichsitatthalters in Oſterreich (Ofterreichiiche Landesregierung) (vom 
BER DIIDTENR ERBEN» seine ara a ea en Be nee a Eee 


Berichtigung 


Seite 


1196 
1240 


1328 


1358 
1386 
1602 
1622 


1622 
1692 
1700 
1700 
1742 
1750 
1772 


1772 


1772 
1776 
1824 
1868 


1952 


1952 
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Berichtigte 


2 Berichti 
Stelle J nbalt chtigung 
Seite Seite 
1330 Verordnung über die gerichtliche Suftändigkeit im Verfahren nad) der Ver- 

ordnung gegen die Unterftügung der Tarnung jüdifcher Gewerbebetriebe 

ao 38 Ta 10 nennen en en 1988 
1542 Belanntmahung von Bedarföitellen außerhalb der Wehrmadt, Die zur 

nanfpruchnahme von Leiftungen nad) dem Wehrleiftungsgejeß berechtigt 

BEE De SR ER ae ante ee 1988 
1771 Verordnung zur Durchführung des Gefeßes über Arbeitövermittlung, Berufs- 

beratung und Lebrftellenvermittlung im Saarland, in der Oftmarf, im 

Reichsgau Sudetenland und im Memelland (vom 14. September 1939) 1992 
1849 Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Durch die befondere Art 

der Vreisftellung gekennzeichneten Gefchäfte (vom 16. September 1939) 1992 
1998 Verordnung über die Einziehung von Vermögen im Protektorat Böhmen und 

er, FE RR 2052 
2046 Verordnung über Mafnahmen auf dem Gebiet des Handwerlärchts (vom 

17: Ost POS 2220. 252 ee ea er ee ae a re 2093 
2105 Ausführunasbeftimmungen zum Gnadenerlaß des Führers für Beamte (vom 

BE TORE FED: = en a ar a ee re Ta ee 2126 
2108 Erfte Verordnung zur Durchführung des Erlafjes des Führers und Reichs— 

Fanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oftgebiete (vom 26. Oktober 

WIEN,» 20 05 Se 2142 
2073 Durchführungsverordnung zur Verordnung über die Stiftung des Kriegs— 

verdienftfreuzes (vom 18. Oktober 1939) .....zzuenrereneeneneen nn 2142 
1370 Verordnung über die Feſtſetzung von Durchfchnittöbeträgen für die Berechnung 

der Nachverficherung bei den Angehörigen des NeichSarbeitsdienftes (vom 

EL EE 2234 


2190, 2191 | Verordnung über Die vorläufige Fürſorge und Verſorgung der weiblichen 
Angehörigen des NeichSarbeitsdienfies und ihrer Hinterbliebenen (vom 


I. FIN. a2 are ee ae eat 2302 

2133 weite Verordnung zur Durchführung des Erlaſſes des Führers und Reichs— 

kanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oftgebiete (vom 2. Novem- 
JJ 2302 

| 2306 Nerordnung zur Anderung der Erften Verordnung zur Förderung der Tier- 
zucht (vom 20. November 1939) ...........cu-neosnereosornnne nn 23% 


2293, 2295 | Exfte Verordnung zur Durchführung der Verordnung über eine Sonder: 
gerichtsbarkeit in Straffachen für Angehörige der 44 und für die Angehörigen 


der Volizeiverbände bei bejunderem Einfaß (vom 1. November 1939) ... 2404 
1327 Verordnung Über die Ausübung des Wandergewerbes und des Stadthanfier- 

aewerbes (vom 25. Juli 1939) .......... ........444 2428 
2415 Verordnung Über Änderungen in der gejeßlichen Kranfenverficherung umd in 

der Nrbeitslofenbilfe (vom 12. Dezember 1939) ................8 2456 
2289 Rerordnnung über die Anderung von Gerichtsbezirken (vom 21.November 1939) 2475 


Im 
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Zeitliche Jahresüberſicht 
des ReichsgeſetzblattsTeil U 


Jahrgang 1939 


Tag 
des Geſetzes J n h alt Seite 
ufw. 
1938 
24.12.38 | Bekanntmachung über da8 deutſch-tſchechſlowakiſche Abkommen über die 
JJ 22 
27.12.38 | Achte Verordnung zur Anderung der Wehrmadt-Eijenbabn-Drdnung..... 1 
30.12.38 | Bekanntmachung zum Internationalen Abkommen über den gegenfeitigen Schuß 
gegen das Denquefieber (Ratifilation durch Bulgarien) ............... 5 
1939 
2.1.39 | Bekanntmachung zum Anternationalen Sanität3ablommen für die Quftfabrt 
Bratttıeation Dar etc ee eb 5 


4.1.39 | Verordnung über, die vorläufige Anwendung einer jiebenten beutjd- 
chileniſchen B ereinbarung über die Einfubr von Ebilefalpeter ......-.. 2 


6.1.39 | Bekanntmachung überdie deutſch-ſchweizeriſchen Abkommen über dieBerlegung 
der Grenze zwilchen dem Stadtkreis Konftanz und dem Kanton Thurgau 
jowie über die Verlegung der Grenze an den Straßen Jeſtetten Neuhauſen, 
Erzingen-Weisweil, Gottmadingen-Buch, Lottſtetten Rüdlingen .... 9 


— — 
N 


‚39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung eines Smweiten deutjch-eftnifchen 
Sujfabablommens zum Handels- und Sciffabrtsvertrag und zum 


Abkommen über den gegenjeitigen Warenverkehr .......................... 3 
7.1.39 | Smweite Belanntmadung über Sonderfündigungen des Deutſch-Franzöſiſchen 

Abkommen über den Warenverlebr ».........:ecrcsecaeseneeueeennee 5 
9.1.39 | Belanntmachung zu der deutſch-franzöſiſchen Erklärung vom 6.Dezember 1938 14 


10.1.39 | Belanntmachung zu der dem Internationalen Übereinfommen über den 
Eifenbahn-Verjonen- und Gepädverfehr beigefügten Lifte .............. 6 


10.1.39 | Verordnung über die Anderung der baperifch-badifhen Landesarenze 
zwifchen den Gemeinden Güßingen und Oberwittighauſen ............. 13 


11.1.39 | Belanntmachung über die Ausdehnung des Geltungsbereich des deutſch— 
britifhen Abkommens über den Rechtsverkehr auf das Land OÖfterreich 7 


11.1.39 | Bekanntmachung über die Ausdehnung des Geltungsbereichs der deutſch— 
rumäniſchen Erklärung, betreffend die Wied berintraftjeß ung der - 
Beltimmungen des Haager Ablommens über den Zivilprozeß, auf das 


Bub erraten EA 7 
11.1.39 | Belanntmachung über Enteignungen für Swede der Reihswafjerftraßen- 

b DESTSRT ER EEE 15 
13.1.39 | Bekanntmachung über den Schuß von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 

CE RE EUERETUDE 02 ee ee 15 

Reichsgeſehbl. 1939 II i 


| 
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Tag 


des Gejehes 


Inbalt Seite 


uſw. 
14. 1. 39 


16. 1. 39 


16. 1. 39 


17.1.39 


18.1, 39 
24.1. 39 


24. 1.39 


26. 1.39 


30. 1, 39 


30.1, 39 


31.1. 39 
31.1. 39 


31.1. 39 


31.1. 39 





Zeitliche Jahresüberſicht des Reichsgeſetzblatts, Teil I, Jahrgang 1939 


Belanntmadung zu dem Ablommen über die Abſchaffung der Gefundbeitspäffe 
(Erklärung der Britifhen Regierung über den Geltungsbereich) . . . ... 


Belanntmahung über den Rechtshilfeverkehr in Zivil- und Handelsſachen 
zwifchen dem Lande Ofterreich und Belgien ...................... ...... 


Bekanntmachung über die Ausdehnung des Geltungsbereich8 einer deutſch— 
franzöfifhen Erklärung über den Rechtsverkehr auf das Land Oſterreich 


Bekanntmachung zu dem Abkommen über die Abfhaffung der Ronfulats- 
fihtvermerte auf den Geſundheitspäſſen (Erklärung ber Britifchen 
Regierung über den Geltungsbereid)) 


Sciffahrtpolizeiverordnung für das deutſche Rheinftromgebiet......... 


Bekanntmachung über den Schuß von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 
auf einer Ausftellung 


Bekanntmachung über den Schuk von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 
auf einer Ausftellung 


Bekanntmachung über den Schuß von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 
auf einer Austellung 


Belanntmachung zumdeutich-tichecho-flowatifhenPBertragüberErleihterung 
des Verfehrs mit Kraftfahrzeugen und Fahrrädern .. . . .. . . . rennen ee 0. 


Bekanntmachung zum internationalen Betäubungsmittelabfommen (Weitere 
Beitritte) 


iu ai ru ur y nn a y BB Hy U) EL EI DD EEE ED RR BD EVA EI DES RU RR DB 


Bekanntmachung zum internationalen Opiumabfommen (Beitritt Haitiß) 


Bekanntmachung zu der dem Internationalen Übereinfommen über ben 
Eifenbahn- Derjonen- und Gepädverfehr beigefügten Lifte -...-.-....... 


Belanntmahung zu der dem Internationalen Übereinfommen über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügten Lifte .... ..............264 


Bekanntmachung zum Genfer Abkommen zur Verbeſſerung des Loſes der 
Verwundeten und Kranken der Heere im Felde und zum Abkommen über 
die Behandlung der Kriegsgefangenen (Geltung für die britiſche Kolonie 
ÜBER Seinen ee ade 


Geſetz zur Ausführung des dentjchtichechosilowatiichen Abkommens über die 
berleitung der NRedhtöpflege - - ---------+---+---rrsneeneennenenenn nennen 


Gejet über die Errichtung neuer Konjularbehörden aus Anla der Angliederung 
jterreich® umd der judetendentjichen Gebiete... ..-...------ une enennene 


Neunte Verordnung zur Anderung der Wehrmadt-Eifenbahn-Ordnung ... 


Verordnung Über die vorläufige Anwendung einer achten deutſch⸗-chileniſchen 
Vereinbarung über die Einfuhr von Ehilefalpeter .......-.---renenrer- 


Vierte Bekanntmachung zum Ablommen zur Regelung des Walfangs 


Dritte Verordnung zur Eifenbahn-Berkehrsordnung . .. ...44242442**2*2*2**2* 


Bekanntmachung über das Inkrafttreten des deutſch-tſchechoſlowakiſchen 
Abkommens über die Überleitung der Rechtspflege 


Sehnte Verordnung zur Anderung der Wehrmacht-Eiſenbahn-Ordnung 
und Verordnung zum Wehrmachttarif für Eifenbahnen 


ga ar EI DR Or ee © 


Belanntmadung zu der dem Internationalen Übereinfommen über ben 
Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügten Lifte 


H5140 - 0041 


15 


17 


18 


16 
41 
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DI 


Tag 
des Geſetzes Inbalt Seite 
ulw. 
14,2.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung eines deutſch-iraniſchen 
Verrechnungsabkommens ..............24****2*4* 120 
14.2,39 | Bekanntmachung über die Ratifikation der deutſch-ungariſchen Bereinbarung 
über die Einfuhr von Schilfrohr......---urreröenenennennnnnnnnnn nennen 123 
15.2.39 | Bekanntmachung über den Schuß von Erfindungen, Muftern und Marenzeidhen 
auf einer Ausftellung »--+---e-rruennnenennnnenennnnnnn nenn nennen nenn 123 
17.2.39 | Verordnung zum Wehrmachttarif für Eiſenbahnen..........44*4***** 122 
20.2.39 | Verordnung zur Durchführung des Abkommens zwijchen dem Deutſchen Reich 
und dem Königreich Italien über Amts- und Rechtshilfe in Steuerfaden | 122 
20.2.39 | Bekanntmachung über das deutjch-italienifhe Abkommen über Amts» und 
Rechtshilfe in Steuerſachen ...... .......24**2*2*22***2*2**2***2*6*2* 124 
23,2.39 | Verordnung zum Wehrmachttarif für Eiſenbahnen...........444242*** 131 
24.2.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung einer deutſch-norwegiſchen 
Vereinbarung über die Zollbehandlung norwegiſcher Kippered-Heringe 132 
24. 2. 391 Zweite Verordnung über die vorläufige Anwendung eines deutſch-polniſchen 
Wirtſchaftsvertrags und Verrechnungsabkommens ......24444*** 133 
24.2,39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung einer fünften und ſechſten 
deutfch-jugoflawifhen Vereinbarung zum Handelövertrag „........+- 133 
24.2.39 | Sweite Verordnung über die vorläufige Anwendung von Beftimmungen 
der Dreizehnten Zuſatzvereinbarung zum deutſch-ſchweizeriſchen 
Abkommen über den gegenfeitigen Warenverkehr ... ..........2242226* 184 
24.2.39 | Zweite Verordnung über die vorläufige Anwendung von Beftimmungen ber 
weiten AJufaßvereinbarung zum bdeutfch-rumänijchen Nieder- 
laffungs-, HSandels- und Schiffahrtövertrag »--.-.rr-ennrnenennen nun. 184 
24.2.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung einer Sechſten Zuſatzverein— 
barung zum deutſch-tſchechoſlowakiſchen Wirtfchaftsablommen ....... 185 
24.2.39 | Bekanntmachung über den Schuß von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 
auf einer Uusftellung .......................3 215 
24.2.39 | Bekanntmachung über die Bollzugsordnungen für den Telegrapben-» 
Fernfprech- und Funkdienft zum Weltnahridhtenvertrag Madrid, 1932 225 
27.2,.39 | Belanntmadung zum Jnternationalen Übereinfommen über den Freibord 
der KRauffabrteifchiffe (Inkrafttreten für die Straits Settlements) ... 215 
28,2.39 | Bekanntmachung über den Geltungsbereich de8 Zweiten Abkommens zur 
Vereinheitlichung des Luftprivatrechts GKatifikation durch Dänemark, 
Beitritt RE SEK re are 215 
28.2.39 | Bekanntmachung über den Schuß von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 
a TITTEN ERTL TEIREHTERITE 216 
3.3.39 | Befanntmahung über die Ratifilation des Abkommens zum deutſch— 
ſchweizeriſchen Verrechnungsabkommen und der Zwölften Zuſatz— 
vereinbarung zum deutſch-ſchweizeriſchen Abkommen über den gegen— 
N EEE ee Pen 216 
9,3.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung eines dritten Zuſatz— 
abfommen8 zum bdeutjch-italienifhen Handels- und Schiffahrts— 
Berta 5: TR ET ea 217 
9, 3.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung eines deutjch-italienifchen 
Abkommens über den Handel mit medizinifhen Erzeugnijfen und 
mebiziniihen Spegialtläten »-+.n un .00 100000 0 naar anne 219 
11.3, 39 | Verordnung zur Vermeidung der Doppelbefteuerung im Verhältnis zum 
Königreih Dänemark. ............ 221 


66* 


Tag 
des Geſetzes 
uſw. 


15. 3. 39 
15. 3.39 


16. 3.39 
24, 3.39 


24. 3.39 
27.3.39 


28. 3.39 
28, 3.39 


1.4.39 


Zeitliche Jahresüberficht des Reichsgeſetzblatts, Teil II, Jahrgang 1939 


Inbalt 


Belanntmachung zum Internationalen Sanität8ablommen für die Luftfahrt 
(Unmenbung auf Genion) -+.....,s nur. 0 0a ea 


Belanntmachung über den Schuß von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 
ER A WRBBSURUR we eher 


Fünfte Verordnung über Elbichifferzeugnifje .. ... . .......24 


Belanntmachung über den deutjch-jlowalifhen Bertrag über das Schutz— 
verhältnis zwifchen dem Deutfchen Reid und dem Slowakiſchen Staat 
Belanntmadhung über den deutſch-litauiſchen Bertrag über die Wieder- 
vereinigung des Memelgebiets mit dem Deutjchen Reich ...-+..=-...-.- 


Bekanntmachung über eine deutſch-litauiſche Vereinbarung, betreffend die 
— A EU Riedel: ++. dar 0 ae Fr nenn une Eh 


Belanntmachung zum Weltpoftvertrag und zu jenen Nebenablommen ..... 


Verordnung über die vorläufige Anwendung eine Deutſch-Franzöſiſchen 
Abkommens über die Eingliederung de Warenverkehrs zwiſchen den 
fudetendeutichen Gebieten und Frankreich in die deutſch-franzöſiſchen 
Mictihattöbesiehungen --..+ 5.24.52. An nee eh 


Belanntmachung über die Ausdehnung des Geltungsbereich8 des deutid- 
belgifhen Auslieferungsvertrags auf das Land Oſterreich und Die 
(übetenbentihen Beblele -».-:-...0usuasun0s20n 00H 0 HA wo means 


Gejek über die Haushaltsführung im Reich im Rechnungsjahre 1959 .....-.. 
Verordnung über die vorläufige Anwendung einer Vierten und Fünften 
QAufabvereinbarung zum deutfh-ungarifchen Handelsvertrag ....-.. 
Verordnung über die vorläufige Anwendung eines Zuſatzvertrags zum 
deutich-polnifhen Wirtihaftövertrag .. . . . . . . . . . 22*6 
Verordnung über die vorläufige Anwendung eines zweiten deutſch— 
niederländiſchen Vertrags über die Regelung des Warenverkehrs 


Bekanntmachung über die vorläufige Anwendung von Wirtſchaftsabkommen 
aus Anlaß der Inkraftſetzung des deutfhen Zolltarifs im Gebiet 
des früheren Bundesftaates Öfterreich ... . .. ..... .424 

Bekanntmachung zum Internationalen UÜbereinkommen über den Freibord 
der Kauffabrteifchiffe (Beitritt von Uruguay) . . . . . . . . . . .....264 

Bekanntmachung zu der dem Internationalen Übereinkommen über den 
Eifenbabnfrachtverfehr beigefügten Lifte .P.. . . ..... ...226 

Bekanntmachung über den Schutz von Erfindungen, Muſtern und Warenzeichen 
auf einer Auſtellaaaaaaaa 

Bekanntmachung über die Natifitation des Abkommens über den Waren- 
und Zahlungsverkehr zwifchen dem Deutfchen Reih und Mandſchukuo 

Bekanntmachung über die Ratifilation des Ablommens zum deutjch-nieder- 
ländifhen Vertrag über den Verrechnungsperkeht ... . .... ........4 


Deutſche Binnenjchiffabrtpolizeiverordnung .. . . . .222444*4* 
Geſetz zur Durchführung der deutſch-ſchweizeriſchen Abkommen über Grenz: 
ET EEE RE EEE RE? —— N 


Verordnung über die vorläufige Anwendung eines deutſch-ſlowakiſchen 
Abkommens zur Regelung der Zahlungen zwiſchen dem Droteftorat 
Böhmen und Mähren und der Slomwalei ........222*22266* 


Verordnung über die vorläufige Anwendung eined deutſch-ſlowakiſchen 
Verrehnungsablommen® ............. ......................2. 


Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Zweiten Abkommens zur 
Vereinheitlichung des Luftprivatrechts (Ratifikation durch Braſilien) 
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des Geſetzes Inbalt 


uſw. 


26. 4.391 Vierte Verordnung zur Eiſenbahn-Verkehrsordnung 


96.4.39 | Belanntmachung über den Beitritt Spaniens zum deutſch-japaniſchen 
Abkommen gegen die Kommuniſtiſche Internationale und zu dem 
Brotokoll über den Beitritt Italiens zu dem genannten Abkommen ..- 


Bekanntmachung über den Beitritt von Mandſchukuo zum deutſch-japaniſchen 
Abkommen gegen die Kommuuniſtiſche internationale und zu dem 
Protokoll über den Beitritt Italiens zu dem aenannten Ablommen... 


Belanntmachung über den Beitritt von Ungarn zum deutich-japanijchen 
Abkommen gegen Die Kommuniftifche internationale und zu dem 
Protokoll über den Beitritt Italiens zu dem genannten Abkommen ..- 


Bekanntmachung über den Geltungsbereich der Genfer Ablommen iiber das 
Merbältnis der Stempelgejege zum Mechjelreht und zum Schedredht 
(Ausdehnung auf das Sondominium Neu-Hebriden) 

Bekanntmachung zu deu dem internationalen i(bereinfommen über den 
Eifenbabnfrachtvertehr beigefügten Liſte 

Bekanntmachung über den Schutz von Erfindungen, Muſtern und Waren zeichen 
auf einee elluünngg 


enifches Abkommen über die fulturelle 


Belanntmachung über die Ratifilation der am 21, und 22. September 1935 


unterzeichneten deutſch-ſchweizeriſchen Grenzabkommen 


Fünfte Verordnung zur Eiſenbahn-Verkehrsordnung 


Bekanntmachung wegen der Ubereinkunft über den Eintritt Deutſchlands 
in die Europäiſche Donaukommiſſion, über den Beitritt Deutſchlands 
und Italiens zur Vereinbarung über die Ausdehnung der Befugniſſe 
der Europäifchen Donaufommilfion und über die Anderung diefer Ver— 
ER a deiner ee 


Bekanntmachung zum Internationalen f{bereinfommen zum Schuße bed 
menſchlichen Lebend auf See — Schiffsſicherheitsvertrag, London 1929 — 
(Inkrafttreten für Franzöſiſch Indo-China) 


Bekanntmachung über den Rechtshilfeverkehr in Zivil— und Handelsſachen 
zwoifchen dem Deutſchen Reid) und Jugoflawien 


Verordnung über die vorläufigeAnwendung eines Vertrags über die Förderung 
der wirtſchaftlichen Beziehungen zwifchen dem Deutjchen Reich und dem 
Königreih Numänien 


Verordnung zum Wehrmachttarif für Eifenbahnen 
Elite Verordnung zur Anderung ber Wehrmacht-⸗Eiſenbahn-Ordnung 
Sechſte Verordnung zur Eifenbabn-Berfehrsordnung 


Bekanntmachung zum Internationalen Sanitätsablommen (Ratififation 


Bekanntmachung zum Weltpoftvertrag und zu feinem Nebenablommen 
(Ratifitation dur) Lettland und Brafilien) 


Verordnung über die vorläufige Anwendung eines Warenabfommen3, eines 
Verrechnungsabkommens und eines Grenzverkehrsabkommens zwiſchen 
dem Deutſchen Reich und der Republik Litauen 


Bekanntmachung zum Internationalen Abkommen zur einheitlichen Feſt— 
ſtellung von Regeln über die Immunitäten der Staatsſchiffe und dem 
zugehörigen Zufatzprotokoll Katifikation durch Norwegen) 
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Zeitliche Jahresüberficht des Neichsgefeßblatts, Teil I, Jahrgang 1939 
Inbalt 


Verordnung zur Ausführung des deutſch-griechiſchen Abkommens über bie 
gegenfeitige Nechtshilfe in Angelegenbeiten des bürgerliden und 
DAUERTETRENER. .. 2 ae ee Bee Sad na 


Bekanntmachung über den Geltungsbereih des Erften Abkommens zur 
Vereinbeitlihung des Luftprivatrehts (Beitritt für Neu- 
EEE) EL AFFE NErE LE 


Belanntmacung über die Ratifilation der Dritten Jufaßvereinbarung zum 
beutfch-ungarifchen Handelövertrag ... . .. ... . ...... ................. 


Verordnung zum Wehrmachttarif für Eifenbahnen ...................... 


Belanntmachung über den Redtshilfeverfehr in Zivil» und Handelsſachen 
zwifchen dem Gebiete des vormaligen Landes Oſterreich und dem Königreid) 
I A N 

Siebente Verordnung zur Eiſenbahn-Verkehrsordnung . . . ...... ......** 


Bekanntmachung über den Freundſchafts- und Bündnispakt zwiſchen 
Deutihland und Italieeeen — 


Bekanntmachung über die Ausdehnung deutſch-italieniſcher Abkommen und 
Vereinbarungen auf das Königreich Albanien .. .. . . .........* 


Bekanntmachung über da8 Reichsgeſetzblatt ... ..... .......4 


Bekanntmachung über den Schutz von Erfindungen, Muſtern und Warenzeichen 
auf einer Auſſtellunnnngng nun ern nenn 


Bekanntmachung zu der dem Internationalen Übereinfommen über den 
Cifenbabnfradytverfehr beigefügten Liſte ... ..... .........22266* 


Bekanntmachung über die Ausdehnung des Abkommens über den Waren- und 
Zahlungsverkehr zwiſchen dem Deutſchen Reich und Mandſchukuo auf 
die ſudelendeutſchen Gebiete ....... .................. 


Verordnung über die vorläufige Anwendung einer neunten deutſch— 
chileniſchen Vereinbarung über die Einfuhr von Chileſalpeter .......-- 


Verordnung über die vorläufige Anwendung einer zweiten deutſch-nor— 
wegifchen PBereinbarung über die Sollbehandlung norwegijder 
Kippereb⸗Seringeeeeegeg 

Bekanntmachung über eine zweite Vereinbarung zur Durchführung des 
Artikels 11b des Ablommens über den Waren- und Zahlungsverkehr 
zwijchen dem Deutfchen Neih und Mandſchukuo .. .. . ...24**** 


Bekanntmachung über die Warenliften zum Abkommen über den Waren» und 
Zahlungsverkehr zwifchen dem Deutfhen Neid und Mandſchukuo ..... 
Bekanntmachung über das deutſch-griechiſche Abkommen über die gegenjeitige 
Rechtshilfe in Angelegenheiten des bürgerlichen und Handels-Rechts ... 
Bekanntmachung über den deutfh-dänifhen Nichtangriffsvertrag ......... 
Belanntmachung über die Anwendung de8 Internationalen Abkommens 
zur Vereinfahung der Zollförmlichleiten in Burma .......444***** 
Nerordnung über die vorläufige Anwendung eines deutſch-ſlowakiſchen 
Handeldvertrag® ..........................*2*2*2***2** 
Bekanntmachung über die „Tehnijche Einheit im Eiſenbahnweſen“ ....... 
Bekanntmachung zu den in London geänderten Faſſungen ber Darijer Ber- 


bandsübereintunft zum Schuße des gewerblihen Eigentums und ihrer 
Mebenablommen --....:::...0.0cun00u0rsnnnnonnnn nn rn nn. 
Belanntmahung zum Internationalen Sanitätsablommen für die Luft» 
fahrt (Anwendung auf Burma) .-urrrreernennenennennn nenne nennen nn 
Bekanntmachung über, die Geltung ber deutſch-niederländiſchen Erklärung 
vom 31. Juli 1909 ſowie der deutfch-dänifchen Erklärungen vom 1. Juni 1910 
und 1. Juni 1914 in den mit dem Deutfchen Reich wiederbereinigten Gebieten 
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Tag * 
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7.7.39 | Bekanntmachung zum internationalen Ibereinfommen zum Scuge des 
menschlichen Lebens auf See — Schiffsſicherheitsvertrag, London 1929 — 
Inkrafttreten für Sranzöfifh Indo ⸗China).......2*6116 935 


7.7.39 | Belanntmachung zum internationalen Abkommen zur Vereinheitlihung 
der Methoden für die Entnahme von Droben und die Unterſuchung von 


Räfe (Ratifitation durd) Griechenland) .. . . . . . ..2*77 936 
7.7.39 | Bekanntmachung über den Schug von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 

auf einer Austellung - een nn ar ZI 936 
8.7.39 | Belanntmahung zum Internationalen Ibereinfommen über den Freib ord 

der Kauffahrteiſchiffe (Anwendung auf Franzöſiſch Indo-China) . . 936 
10.7.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung einer fiebenten deutſch— 

jugofläwiſchen Vereinbarung zum Handelsvertrag . ....·* 908 


10.7.39 | Verordnung über bie vorläufige Anwendung eines deutich-jugoflawifchen 
Abkommens über die Regelung von Zollfragen zwifchen dem Protektorat 


Böhmen und Mähren und dem Königreid) ugoflawien .... re... +. 910 
10.7.39 Bekanntmachung über Geltung des deutfch-niederländifcen Vertrags und 

des Zufagvertrags dazu über Unfallverfiherung für die Oſtmark. ...... 937 
12. 7. 30 | Fünfte Bekanntmachung zum Abkommen zur Regelung des Walfangs .... 937 
12.7.39 Bekanntmachung zu der dem internationalen [bereinfommen über den 

Eifenbahn-Perjonen- und Gepädverkehr beigefügten 0 EEE N, 937 


13.7.39 | Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Zweiten Abkommens zur 
Nereinheitlihung des Luftprivatrechts (Ratifikation durch Norwegen) 938 


13.7.39 | Bekanntmachung zu der dem Internationalen Übereinfommen über den Eifen- 
babnfradtverfehr beigefügten Liſte «rer een een nn 940 


17.7.39 | Betanntmadhung zu der dem Internationalen fibereinftommen über den 
Eifenbabn-Derjonen- und Gepädverfehr beigefügten "0 FR RE 938 


17.7.39 | Bekanntmachung über die Ausdehnung des Geltungsbereichs des deutſch— 
britifchen Abkommens über den Rechtsverkehr auf die Kolonie Aden | 940 


20.7.39 | Belanntmadhung zum Weltpoftvertrag und zu feinen Nebenabkommen (Beitritt 
de8 Slowakiſchen Dial rannte 940 


1.7.39 | Bekanntmachung über die Abänderung der Anlage zum Internationalen 
Ibereintommen über den Eifenbabnfradtverfehr im wechfelfeitigen 
Verkehr zwifchen den Eifenbahnen Deutichlands und den Eifenbahnen 
verschiedener Staaten .. . . . .4**** — 941 


24 7.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung einer fünften deutſch-chileniſchen 
Bereinbarung über die Verlängerung der Geltungsdauer des Handels— 
vertrags und des Abkommens über den Zahlungsverkehr * 


25 7 39 | Bekanntmachung über die Ratififation emer deutſch-griechiſchen Ver— 
einbarung über die Anderung des Sandels- und Schiffahrtsvertrags 941 


8.7.39 | Bekanntmachung über den deutich-ejtnifchen Nidhtangriffävertrag.....--- 945 
28.7.39 | Bekanntmachung über den deutfch-lettifchen Nichtangriffövertrag..». +... 947 
28.7. 39 | Bekanntmachung zum Warenzeichengefeg über ein amtliches Gemwährzeichen | 949 
31 7 39 | Bekanntmachung über die Ratififation der deutſch-griechiſchen Vereinbarung 

über die Überleitung des öfterreihifch-grieifchen Verrechnungs— 

verkehrs in das deutſch-griechiſche VBerrehnungsabfommen......- 049 
31.7.39 | Verordnung zur Ergänzung von Vorſchriften, die die Schiffsficherheit und 

die Schiffsbefegung betreffen ...........444*7 951 


JM NIMNN 








70* 


Tag 


des Geſetzes 
uſw 


1. 8. 39 


31 


.8. 


9. 


39 


39 


39 


39 


39 


.39 


39 


.39 


9. 39 
9. 39 


39 


9. 39 


9. 


39 


.39 


3.9.39 


Zeitliche Jahresüberſicht des Reichsgeſetzblatts, Teil II, Jahrgang 1939 


Inhalt 


Bekanntmachung über den Schutz von Erfindungen, Muſtern und Warenzeichen 
auf einer Ausſtellung 


2 ae a, u Fr IS EFF I TE TED RZ 


Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Zweiten Ablommens zur 
Bereinbeitlichung des Luftprivatredhts (Ratifilation durch Guatemala) 


Verordnung über die vorläufige Anwendung eines zweiten Ablommens zum 
deutich-chweizeriihen Verrechnunggabkommen . 222 


Bekanntmachung über die Abänderung der Anlage zum Internationalen 
Übereintommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr im wechjeljeitigen 
Verkehr zwifchen den Eifenbabnen Deutſchlands und den Eifenbahnen 
Dänemarks, Italiens und der Niederlande . . . . . ... .......*4 

Bekanntmachung über den Schutz von Erfindungen, Muſtern und Warenzeichen 
auf iner ellgg a RN ER 


Sechſte Bekanntmachung zum Abkommen zur Regelung des Walfangs..... 


Bekanntmachung über den Schug von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 
auf einer AUußftellung: --- -----:.... 


Achte Verordnung zur Eifenbahn-Berfehrsordnung . . . ..··.. 


Bekanntmachung zu der dem Internationalen Übereinfommen über den 


— 


Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügten Lifte... . . ER ——— 


Verordnung über die vorläufige Anwendung einer zehnten deutſch— 
hilenifchen Vereinbarung über die Einfuhr von Ehilefalpeter..... 


Bekanntmachung zum Internationalen Übereinfommen zum Schutze des 
menfchlichen Lebens auf See — Schiffsfiherheitsvertrag, London 1929 — 
(Beitritt der Republit Ehileeeeeeeee nun en 


Verordnung über die vorläufige Anwendung eimer Dreizehnten Zufap- 
vereinbarung zum vorläufigen Handelsabkommen zwiſchen Deutſchland 
und der Belgiſch-Luxemburgiſchen Wirtfhaftsunion .......... ar 


Verordnung über Mafnahmen auf dem Gebiete des Patent, Gebrauds- 
mufter- und Warenzeichenrechts ..27* 


Bekanntmachung über die von Frankreich erfolgte Kündigung des Haager 
Abkommens über die Behandlung der feindlihen Kauffahrteifchiffe 


beim Ausbruch der fFeindfeligkeiten .....- 4**** 
Bekanntmachung über den Schug von Erfindungen, Muftern und Wa venzeichen 
auf einer Ausftellung-.-- »e-srerseen non ee IRRE 


Verordnung über die Veräußerung von Binnenfciffen ins Ausland..... 


Bekanntmachung über die Geltung der deutſch-ſchwediſchen Vereinbarung 
vom I Februar 1910 und der deutfcdy-Iugemburgifchen Vereinbarung vom 
I. Une 1009... euren rnen nn are nee nun 


Meunte Verordnung zur Eifenbabn-Berfehrsordnung. . . . .. · ...2*4 


Verordnung über die Feſtſtellung eines Nachtrags zum Reichſshaushalt für 
daB Rechnungsjahr 1939 .....-ruercnnnennenene ernennen nenne 


Bekanntmachung über den Schug von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 
auf einer Ausftellung--...---euernrererenennenen nennen nn en nn nen 


Bekanntmachung zu dem Zufagvertrag zum Freundfchaftsvertrag zwifchen 
dem Deutſchen Reich und Mandſchukuo .........- RE EN RE 


Bekanntmachung über den Beitritt von Spanien zu dem Ibereinfommen 
zur einbeitlihen Feftitellung von Negelm über die Hilfsleiftung und 
Bergung in Seendt .. . ...... .........*2*22*2* 





Seite 


949 
950 


943 


952 


953 
953 


960 


952 
953 


979 


954 


967 


Da 











Zeitliche Jahresüberficht des Reichsgeſetzblatts, Teil II, Jahrgang 1939 71* 


Tag 
des Geſetzes Seite 
uſw. 


23. 0. 39Belanntmachung zum internationalen Abkommen zur Bekämpfung der 
Falſchmünzerei (Ratifikation duch Rumänien) .... ...*4477 


25. 9.39 | Verordnung über die Speiferolle der Rauffaprteifchiffe -------+rrrr rer 
95. 9.39 | Bekanntmachung über den deutfch-fowjetifchen Nihtangriffsvertrag ...-- 


28. 9.39 | Bekanntmachung zu dem deutfch-flowatifchen Abkommen zur Auseinander- 
fetung auf dem Gebiet ber Rechtspflege -- «rennen 


28. 9.39 | Verordnung zum Wehrmachttarif für Eifenbabnen .-» . ...4**2****7 


29. 9.39 | Bekanntmachung über eine jechite Vereinbarung zur Anderung des deutſch— 
finnifhen Zandelsvertrags nn 


29. 9.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung einer elften deutſch— 
chileniſchen Vereinbarung über die Einfuhr von Chilefalpeter..... 


29. 9.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung einer zwölften deutſch— 
chileniſchen Vereinbarung über die Einfuhr von Chileſalpeter . 





29. 9.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung eines Eriten Aufagabtommen® 
zum Deutih-Griehifchen Verrehnungsablommen „....- nee er- 


2 10.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung einer zn deutſch— 
griechiſchen Vereinbarung über die Anderung des Handels- und 





Schiffahrtsvertragß..... een nn 983 
4 10.39 | Verordnung über die Einführung des Schleppmonopols auf der Norditrede 
v8 Dortmund-Emd-KRanald .... rer 985 
5 10.39 | Shiffabrtpolizeiverorduung für die Rheinftrede zwifchen Bajel und 
N VE ER ER Een 2.1 nd 1er A Ka eh a ee 985 
6 10.39 | Zehnte Verordnung zur Eifenbahn-Verkehrsordnung - «+. ceeeecnen® 989 
6 10.39 | Elfte Verordnung zur Eifenbahn-Verkehrsordnung „uurueneeenenn nen 989 
24 10 39 | Betanntmachung zu der dem Internationalen Übereinfommen über den 
Gifenbabnfradtvertehr beigefügten Lifte. .-«--r-.. ernennen 993 
96 10 39 | Gefeg über die Errihtung eines Deutfchen Konfulats in Tripolis .... 991 
31 10. 39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung eined Dritten deutſch-eſtniſchen 
Zuſatzabkommens zum Sandels- und Schiffahrtsvertrag und zum 
Äbkommen über den gegenfeitigen Marenverkebr ....-.rrr rer. ee 992 
31.10 39 | Bekanntmachung über eine deutfh-norwegifhe Bereinbarung zur Ver— 
einfachung des Rechtshilfeverkehrs ..... ...27 903 
3.11.39 | Verordnung über die Verwendung alter Srachtbriefvordrude .....err. +. 993 
3 11.39 | Bekanntmachung zu der dem \nternation alen Übereinftommen über den 
Gifenbahn-VPerjonen- und Gepäckverkehr beigefügten Lille ......- 994 
3.11.39 | Zweite Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Einrichtung der 
Bofitionslaternen und die Abblendung der Seitenlichter „vr. ++. 995 
4. 11.39 | Verordnung über die vorläufige Anwendung eines Sufagablommensd zum 
deutfch-Ichweizerifchen Verrehnungsablommen .. . .. ···.2***** 996 
4. 11. 39 | Smwölfte Verordnung zur Eifenbahn-Verfehrsordnung LE FIAT, 997 
7.11.39 | Verordnung über die Rasezung der preußifch-braunjchweigiichen Landes» 
grenze bei Deine und Ste erdborf (Kreis Peine) fowie Effinghaufen 
und Duttenftedt (Kreis Braunſchweig). . . . . .. ·.4******7 997 
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Tag 
bes Geſetzes Inhalt | Seite 
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10.11.39 | Bekanntmachung zum Internationalen Abkommen über Leihenbeförderung | 999 


11.11.39 | Bekanntmachung über den deutſch-litauiſchen Vertrag über die Staats— | 
angehörigfeit der Memelländer „.-.errennunnenenennnennenn nenn 999 
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Berordnung 
zur Anderung der Verordnung über die Einführung der Deutſchen Gemeindeordnung 
in den judetendentichen Gebieten. 
Bom 28, Juni 1939. 


Auf Grund Des zus des Führers und Reichs— Zum $ 32 DOO „s 12 
fanzlers über die Verwaltung der ſudetendeutſchen Stadtkreiſe im Si 
#r * iſe im Sinne der Deutſchen Gemeinde 
Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1331) ordnung en die Städte Auffig Sn er 
wird folgendes verordnet: Mei henberg und Troppau.' / 
81 
82 


Artikel II S 12 der Verordnung über die Einführung 
der Deutfchen Gemeindeordnung in den fudetendeutjchen Diefe Verordnung tritt mit Mirkung vom 1.Mai1939 


Gebieten vom 10. November 1938 (Reichögefeßbl. I | in Kraft. 
S. 1614) erhält folgende Faſſung: 


Berlin, den 28. Juni 1939. 


Der Reichſsminiſterdes Innern 
In Bertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 
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Berordnung über die Nengejtaltung der Hanjejtadt Hamburg*). 
Bom 28, Juni 1939, 


Auf Grund des Gefehes über Die Neugeftaltung 
deutfcher Städte vom 4. Oktober 1937 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1054) und des Gefeßes über einstweilige Maßnahmen 
zur Ordnung des deutjchen Siedlungsweſens vom 
3. Juli 1934 (Reichögefebbl. I S. 568) wird in Aus- 
führung der Erlaffe des Führers und Reichskanzlers 
über den Bau der Elbehochbrüde in Hamburg vom 
31. Mai 1938 (MNeichögefehbl. I S.611) und über 
ftädtebauliche Maßnahmen in der Hanfeftadt Hamburg 
vom 17. Februar 1939 (Reichögejetbl. I S. 265) im 
Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern für 
den Bau der Elbehochbrüde und die vom Führer und 
Reichskanzler beftimmten befonderen ftädtebaulichen 
Maßnahmen in der Hanfeftadt Hamburg verordnet: 


—81 
Zu den $$ 3, 8 und 9 
des Geſetzes vom 4. Dftober 1937 


(1) Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des $ 9 
Abſ. 2 des Geſetzes vom 4. Oftober 1937 ift der Reiche» 
ftatthalter (Gemeindeverwaltung) in Hamburg. 


(2) Die Zuſtändigkeit der Schätzungskommiſſion für 
Enteignungsfachen nach dem bamburgijchen Enteig- 
nungsgeſetz vom 26. April 1920 in der Faſſung ber 
Bekanntmachung vom 30. Dezember 1920, der Gejeße 
vom 1. November 1922, 4. Juli 1927, 6. Januar 1928, 
der Verordnung vom 30. März 1928 und des Geſetzes 
vom 17. Auguſt 1933 (Amtsbl. der freien und Hanje- 
ftadt Hamburg 1920 ©. 605, Samburgifches Gefet- und 
Verordnungsbi. 1921 ©. 3, 1922 ©. 558, 1927 ©. 335, 
1928 ©. 17 und 136, 1933 ©. 323) bleibt unberührt. 


(3) Soweit e8 zur Durchführung der ftädtebaulichen 
Maßnahmen erforderlich ift, kann die höhere Verwal- 
tungsbehörde den Unternehmer unabhängig von dem 
in dem hamburgiſchen Enteignungsgefeß vorgejehenen 
Verfahren durch Beichluß in den Beſitz des zu enteig- 
nenden Grundftüds oder Grundſtücksteils einweiſen, 
jobald die Abſchätzung durch Sachverſtändige erfolgt 
oder der für die Abſchätzung erforderliche Tatbeſtand 
aktenmäßig feftgeftellt worden ift. Vor der Befikein- 
weifung find Eigentümer und Befiter des zu enteignen- 
den Grundftücds oder Grumdftüdsteild zu hören. In 
dem Beſchluß ift auch über den durch die Beſitzeinwei— 
funa etwa entjtehenden bejonderen Schaden zu ent- 
ſcheiden. 


(4) Der Beſchluß iſt dem Eigentümer und Beſitzer 
zuzuſtellen. Gegen die Entſcheidung über die Beſitzein— 
weiſung iſt der Einſpruch zuläſſig. Dieſer iſt innerhalb 
einer Woche nach Zuſtellung ſchriftlich bei der höheren 
Verwaltungsbehörde einzulegen. Über den Einſpruch 
entjcheidet der NReichsftattbalter endgültig. Gegen die 


Entjcheidung über den durch die Befiteinweifung etwa 
entftehbenden bejonderen Schaden ftebt den Parteien 
innerhalb einer Woche nach Zuftellung der Antrag auf 
gerichtliche Entſcheidung an das Landgericht in Ham- 
burg zu. Die gerichtliche Entfcheidung kann obne 
mündliche Verhandlung erfolgen. Gegen die Entſchei— 
dung ift eine weitere Beſchwerde nicht zuläflig. 


2 
Zu $ 3 des Geſetzes vom 4. Oktober 1937 


(1) Einen nad $3 Satz 2 des Gefeßes vom 4, Dftober 
1937 zu erſetzenden Schaden trägt das Reich. Der An- 
fpruch ift durch Antrag an die höhere Verwaltungs- 
bebörde ($ 1 Abf. 1) geltend zu machen. 


(2) Beftimmungen darüber, inwieweit das Reich 
von demjenigen, in deſſen Intereſſe die den Schaden 
verurjachende Maßnahme überwiegend lag, die Er- 
ftattung des gezahlten Betrags verlangen kann, bleiben 
vorbehalten. 

3 
Zu $ 4 des Gefehes vom 4. Oktober 1937 


(1) Die Bebauung von Grundftüden und die Ver- 
änderung baulicher Anlagen wird nad) $ 4 Abf. 1 des 
Geſetzes vom 4. Oftober 1937 im Einzelfall durch die 
Baupolizeibehörde unterfagt. 


(2) Gegen die Entjcheidung der Baupolizeibehörde 
ift der Einſpruch zuläffig. Diefer ift innerhalb zweier 
Wochen jchriftlich bei der Baupolizeibehörde einzulegen. 
Über den Einjpruch entfcheidet der NReichsftatthalter 
endgültig. 


(3) In dem für den Bau der Elbehochbrüde beftimm- 
ten Gebiet ergeht die Entſcheidung nad Abſ. 1 auf 
Verlangen und nad) Abf. 2 entjprechend der erneuten 
Stellungnahme des Generalinfpeftors für das deutjche 
Straßenwejen. 

g4 


innerhalb der nad) $ 1 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
4. Oktober 1937 beftimmten Bereiche gilt folgendes: 


1. An dem Verfahren nad) dem Geſetz Über die 
Aufichließung von Wohnfiedlungsgebieten vom 
22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) 
ift auch zu prüfen, ob die Teilung oder die 
Veräußerung die Durchführung der jtädtebau- 
lien Maßnahmen erichweren würde; ift dies 
der Fall, fo ift die Genehmigung zu verfagen. 

. Das Geſetz Über die Aufichließung von Wohn: 
jiedlungsgebieten $5 Nr. 2 findet feine An— 
wendung, jofern die Teilungsgenehmigung vor 
dem Inkrafttreten diefer Verordnung erteilt 
worden ift. Die Genehmigung nad) S 4 des 
bezeichneten Gejetes darf in dieſem Falle nur 


nn 


*) Betrifft nicht die Dilmart und die judetendentichen Gebiete. 


Im] 
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(2) Auf das Vorkaufsrecht find die Vorjchriften des 
Bürgerlichen Gefegbuchd 
und $ 1098 bj. 2 
Vorkaufsrecht erftredt ſich auch auf das mitverfaufte 
Zubehör. 


verſagt werden, wenn das Rechtsgeſchäft die 
Durchführung der ſtädtebaulichen Maßnahmen 
erſchweren würde. 


3. Mit dem Antrag auf Genehmigung nad) Nr. 1 
oder 2 ift auch der Inhalt des Vertrags mit- 
Be In den fällen ded 55 Nr. 1 und 3 

es Geſetzes über die Aufichließung von Wohn: 

ſiedlungsgebieten ift der Anhalt des Vertrags 
der für die Entſcheidung nad) Nr. 1 zuftän 
digen Behörde unverzüglid) mitzuteilen. 


4. Das Verfahren ift foftenfrei. 


























$5 
Zu $5 des Geſetzes vom 4. Oktober 1937 


(1) Das Vorkauföredt foll nur ausgeübt werben, 
wenn der Erwerb des Grundftüds zur Durchführung 
der ftädtebaulichen Mafnahmen notwendig il. 

(2) Die Ausübung des Vorkaufsrechts it audge- 
ichlofien, wenn 

a) das Reich, ein Land oder die Nationalfozialiftiiche 

Deutfche Arbeiterpartei an dem Rechtsgeichäft 
beteiligt find; 

b) der Eigentümer das Grundftüd an jeinen Ehe⸗ 
gatten oder an eine Perſon verkauft hat, die mit 
ihm in gerader Linie verwandt oder verſchwägert 
oder in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade 
verwandt ift; | 
das Grundftüd im Wege der Zwangsverſteige⸗ 
rung oder durch den Konkursverwalter veräußert 
wird, oder wenn es ſich um Rechtsgeſchäfte 
handelt, welche die Umwandlung von Bruchteils⸗ 
eigentum in Geſamthandseigentum oder das 
Umgekehrte zum Gegenſtand haben. 


— 


c 


6 

(1) Die Frift zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
beträgt ſechs Wochen von dem Tage ab, an dem Die 
Mitteilung über den Inhalt des abgeſchloſſenen Kauf- 
vertrags der für die Entſcheidung nad) $ 4 zuftändigen 
Behörde zugegangen iſt ($4 Nr. 3). 

(2) Die Erilärung, daß das Vorkaufsrecht ausgeübt 
wird, hat in den Fällen des 34 Nr. 1 und 2 zufammen 
mit dem Genehmigungsbefheid nad) 5 4 zu erfolgen; 
nach deſſen Bekanntgabe iſt die Ausübung des Vorlaufs- 
rechts ausgeſchloſſen. 

(3) Hat die Hanfeftadt Hamburg einen anderen 
Vorkaufsberechtigten bezeichnet, ſo kann das Vorkaufs— 
recht für dieſen nur durch den Reichsſtatthalter (Ge- 
meinbeverwaltung) in Hamburg ausgeübt werden. 


87 


(1) Das Vorkaufsrecht hat den Vorrang dor allen 
Es bedarf zu feiner Erhal- 
tung gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund» 


anderen Vorkaufsrechten. 


buchs nicht der Eintragung in das Grundbud). 


die nicht in Geld zu ſchätzen iſt, ſo hat der Eigentümer 
dem Vorkaufsberechtigten gegenüber feinen Anfprud) 
auf die Erfüllung diefer Nebenleiftung und ber 
tragsſtrafen, die zu ihrer Erfüllung ausbedungen find. 


ihr bezeichnete Berechtigte in Ausübung des Vorkaufs- 
rechts ein Grundftüd, jo erlöfchen ſonſtige 
rechte und Vormerkungen, die ein Necht auf Auflaffung 
erhalten jollen (Bürgerliches Geſetzbuch $ 883). Soweit 
die Inhaber der erlöfchenden Nechte hierdurch einen 
Vermögensnachteil erleiden, find fie von dem 
kaufsberechtigten angemefjen 
Streit über die Entſchädigung entjheiden Die ordent- 
lichen Gerichte. 


Zu $10 Abſ. 1des Geſetzes vom 4. Oftober1937 


Verwaltun gsbehörde ($ 1 Abſ. 1) eine Entjcheidung des 
Anerbengerichts darüber herbeizuführen, wieweit durch 
die Enteignung die Lebensfähigkeit des Erbhofs beein- 
trächtigt wird. Das Anerbengericht ſoll vor der Ent— 
ſcheidung den Kreisbauernführer hören. 
Entſcheidung des Anerbengerichts iſt nur die ſofortige 
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in den $$504 bis 509, $512 
entfprechend anzuwenden. Das 


(3) Hat der Käufer eine Mebenleiftung übernommen, 
Ver- 


(4) Erwirbt die Sanjeftadt Hamburg oder der von 


Vorkaufs⸗ 


Vor⸗ 


zu entſchädigen, bei 


g 8 


Soll Erbhofland enteignet werden, jo bat die höhere 


Gegen bie 


Beichwerde des Kreisbauernführers und gegen die 
Entſcheidung des Erbhofgerichts nur die ſofortige 
weitere Beſchwerde des Landesbauernführers zuläſſig. 
Die Anerbenbehörden haben das Verfahren tunlichit 
zu bejchleunigen. Das Verfahren iſt koftenfri. 


89 
Zu $ 13 des Gefehes vom 4. Oktober 1937 


(1) Die Gebührenbefreiung erftredit ſich auf Die 
infolge der Enteignung und ber Gewährung einer Ent- 
ichädigung in Yand erforderlihen Grundbudeintra- 
qungen und auf die Erteilung der zur Durchführung 
des Verfahrens erforderten Grundbuchabſchriften. 
Gebührenfrei ſind ferner alle Rechtsvorgänge und 
gerichtlichen Urkunden, Die dem rechtsgejchäftlichen 
Erwerb zu den in diefem Geſetz bejtimmten Sweden — 
einfchließlich der Beſchaffung von Erjatland — ſowie 
im Falle des $ 9 Abj.3 Sab 2 des Geſetzes vom 
4, Oktober 1937 der Weiterübertragung von Grund— 
eigentum dienen. 


(2) Die Befreiung erftredt ſich nicht auf die Geltend⸗ 
machung von Anfprüchen durch Klage vor den Gerichten 
und auf das gerichtliche Verteilungsverfahren. 


—Vä 


-0054 
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$ 10 
(1) Jeder Bau, der in der Sanfeftadt Samburg mit 
einem umbauten Raumbedarf von über 30 000 Kubik— 
metern geplant wird, ift rechtzeitig bei der vom Reich8- 
ftatthalter beftimmten Stelle anzumelden. 


(2) Der Reichsftatthalter kann für einen folchen Bau 
den Bauplak innerhalb eines nach $ 1 Abf. 2 des Ge- 
fees vom 4. Oktober 1937 beftimmten Bereichs be- 
ftimmen. 


$ 11 


(1) Innerhalb der nach $ 1 Ab. 2 des Geſetzes vom 
4. Oktober 1937 beftimmten Bereiche fünnen Grund» 
ftücsteile im Grundbuch ſchon dann abgejchrieben 
werden, wenn fie in dem amtlichen Berzeichnis 
(Grundbuchordnung 82 Abſ. 2) ohne Örtliche Feſtlegung 
der neuen Grenzen nad) den endgültigen Bebauungs- 
entwürfen durch Sonderung nad) der Karte, die bie 
fichere Übertragung der Grundftüdsgrenzen in bie 
Örtlichkeit geftattet, vorläufig ausgewieſen find, und 
wenn die Möglichkeit befteht, die endgültig feſtgeſtellten 
Grenzen des Bereich8 einwandfrei in die Kataſterkarte 
einzutragen. Als Unterlage für die Abjchreibung und 
Bezeichnung der Grundftüdsteile im Grundbuch ift in 
diefem Falle dem Grundbuchamt ein von dem Ver- 
mejjungsamt beglaubigter Auszug nebſt Handzeich— 
nung mit den vorläufigen Angaben des amtlichen Ver- 
zeichniffes einzureichen. Auf diefem Auszug hat das 


Berlin, den 28. uni 1939. 


Reichögefegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Vermeffungsamt zu befcheinigen, daß der Auszug den 
im Satz 1 genannten Anforderungen genügt. 


(2) Sind die Grundftüdsteile in dem amtlichen Ber- 
zeichnis endgültig nachgewiefen, fo ift erforderlichenfalls 
das Grundbuch von Amts wegen zu berichtigen. 

(3) Ergeben fich bei der endgültigen Nachweifung in 
dem amtlichen Verzeichnis andere Flächenmaße ald 
nach den vorläufigen Feftftellungen, jo fönnen hieraus 
Ansprüche gegen die Grundbuch- und Bermefjungs- 
behörden nicht hergeleitet werden. 


$ 12 

Die Dritte Verordnung über die Neugeftaltung der 
Reichshauptftadt Berlin vom 23. April 1938 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 410) findet in der Hanfeftadt Hamburg 
entiprechende Anwendung. An die Stelle des Polizei- 
präfidenten tritt die höhere Verwaltungsbehörde ($ 1 
Abi. 1). An die Stelle des Generalbauinfpeftors für 
die Reichshauptſtadt tritt in dem für den Bau der Elbe» 
hochbrücke beftimmten Gebiet der Generalinfpektor für 
das deutjche Straßenmwejen; in dem übrigen Gebiet 
bedarf die höhere Verwaltungsbehörde nicht des Ein- 
vernehmens mit einer anderen Stelle. An die Stelle 
des preußifchen Oberverivaltungsgerichts tritt das 
bamburgifche Oberverwaltungsgericht. An Stelle der 
im $ 7 Abſ. 2 der vorbezeichneten Verordnung vorge 
jehenen Bejchwerde ift der Einſpruch gegeben, über den 
der Reichäftatthalter in Samburg endgültig entjcheidet. 


Der Reihsarbeitsminijter 
Franz Seldte 


ee 


Verordnung über tilgbare Aktien und Genußſcheine bei den Altiengeſellſchaften 
in der Dſtmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Bom 29. Juni 1959. 


Für Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaf— 
ten auf Aktien in den Reichsgauen der Oſtmark und 
im Reichsgau Sudetenland, in deren Satzungen vor 
der Anpaffung an das Aktiengeſetz die ſukzeſſive Ein- 
löſung (Tilgung) der Aktien vorgejehen war, wird auf 
Grund des $ 29 der Iweiten Verordnung zur Ein— 
führung handelsrechtlicher Vorſchriften im Lande 
Oſterreich vom 2. Auguſt 19386Reichsgeſetzbl. 1S. 98), 
des 831 der Zweiten Verordnung zur Einführung 
bandelsrechtlicher Vorschriften in den | udetendeutichen 
Gebieten vom 9. Febrnar1939(Neichsgefeßbl.IS.176), 
des 838 der Verordnung über Reichsmarkeröffnungs— 
bilanzen und Umſtellungsmaßnahmen im Lande Oſter— 
reich vom 2. Auguft 1938 Reichsgeſetzbl. I ©. 982) 
und des $ 34 der Verordnung über Reichsmarkeröff— 


nungsbilanzen und Umſtellungsmaßnahmen in den fu- 
detendeutichen Gebieten vom 9. Februar 1939 (Reich3- 
geſetzbl. IS. 169) folgendes verordnet: 


51 
(1) Nach dem Stichtag, für den die Reichsmark— 
eröffnungsbilanz aufgeftellt wird, fann eine Tilgung 
von Aktien nach den biöherigen Beltimmungen nicht 
mebr vorgenommen werden, auch wenn für die Gefell- 
ſchaft in dieſemZeitpunkt dasAftiengefeß noch nicht gilt. 


(2) Nach dem im Abſ. 1 genannten Zeitpunkt Dürfen 
den Attionären die Einlaaen nur nad) den Vorſchrif— 
ten des Aftiengefeßes über die Kapitalberabjegung 
zurückgewährt werden. 
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82 Vermögensſtock zugewieſenen Beträge ſind von dem 
(1) Die Hauptverſammlung hat darüber zu * ſonſtigen Betriebsbermögen abzuſondern und in einer 


(liefen, ob an die Stelle der bisher in der Satung ihrem Zweck entiprechenden Weiſe anzulegen. 
vorgefehenen Tilgung der Aktien die Einziehung von (2) Die Einziehung von Aktien aus den Mitteln 
Aktien nad) den Vorjchriften des Aftienaefeßes über | des Vermögensſtocks ſteht einer Einziehung nad) $ 192 
die Rapitalherabfeßung treten ſoll. Abſ. 3 Nr.2 des Aktiengeſetzes vom 30. Januar 1937 
(2) Wird die zwangsweiſe Einziehung von Aktien Reichsgeſehbl. IS. 1 v ) leid). Das Grundfapital 
beichlofien, jo find in die Satzung aufzunehmen der zur unter —* 9 3 ber ayDetien EinführungSver 
Zeitpunkt, in dem die Einziehung beginnen ſoll, und x van m " Auguſt 1938 (9. Februar 1939) ſich 
die Art und Weife, wie die einzuziehenden Aktien be —— Mindeitbetrag, jedoch nicht — * * 
ftimmt werden. Die Satzung kann beſtimmen, NY le erttaufend Reichsmark herabgeſetzt werben, 

















zur Durchführung deu Einziehung alljährlich ein be- 
ftimmter Betrag einem bei onderen Vermögensſtock zu- 
zuweiſen ift. Die Einziehung darf nur gegen Gewäh— 
rungdesNennbetrags der Aktien geſchehen. Die Satzung 
kann beſtimmen, daß den Inhabern der einzuziehenden 
Aktien ein Anſpruch auf weitere Teilnahme am Ge— 
winn der Geſellſchaft und im Falle ihrer Auflöſung 
ein Anteil an dem nach der Rückzahlung des Aktien— 
kapitals verbleibenden Vermögen der Geſellſchaft zu 
gewähren iſt. 


(3) Für den nad) Abſ. 1 zu faſſenden Beichluß der 
Kauptverfammlung und für den Beſchluß, durd) den 
eine Beftimmung nad) Abi. 2 in die Sakuna aufge 
nommen wird, genügt die einfache Mehrheit des bei 
der Beichlußfaffung vertretenen Grundkabitals ohne 
Rückſicht auf die Stimmenzahl, und zwar aud) dann, 
wenn der Beſchluß exit nach der Anpafjung der Sabung 
an das Aftiengejeß gefaßt wird. Dies ailt auch dann, 
wenn die Sakung ein anderes bejtimmt, jedod nur, 
wenn der Beſchluß vor dem 1. Januar 1941 aefaht 
wird. 

(4) Die nach Abj. Lund 2 gefaßten Beſchlüſſe fonnen 
vom Voritand und von Mitgliedern des Vorſtands 
oder des Aufſichtsrats auch angefochten werden, wenn 
ſie eine offenbar unbillige vermeidbare Härte für die 
Aktionäre oder die Inhaber einzelner Aktiengattungen 
enthalten. Aktionäre find zur Anfechtung aus dieſem 
Grunde befugt, wenn ihre Anteile zuſammen den zwan- 
zigiten Teil des Grundfapitale erreichen. 


83 


(1) Zuweiſungen an den nad) 5 2 Abi. 2 gebildeten 
Vermögensſtock dürfen nur aus Sewinn oder freien 
Rücklagen der Gefellichaft oder aus foldhen Mitteln 
aeicheben, die der Geſellſchaft zu dieſem Zweck von 
anderer Seite zur Verfügung geſtellt werden. Die dem 


Berlin, den 29. Juni 1939. 









84 
(1) Soweit am Stichtag der Reichsmarkeröffnungs⸗ 


bilanz Aktien bereits getilgt waren, ift in die geſetz— 
liche Rücklage ein Betrag einzuftellen, der dem Geſamt— 
nennbetrag der getilgten Aktien entſpricht. 


(2) Sind an Stelle der getilgten Aktien Genußfcheine 


ausgegeben worden, jo erliicht das den Inhabern der 
Genußicheine nad) der Satzung zuftehende Stimmrecht 
in dem Zeitpunft, von dem ab das Aktiengeſetz für die 
Geſellſchaft gilt. Ein den Inhabern der Genußicheine 
eingeräumter Anſpruch auf weitere Teilnahme am Ge- 
winn der Geſellſchaft bleibt als Gläubigerrecht be, 
stehen. Gleiches gilt, foweit den Inhabern der Genuß- 
icheine im Falle der Auflöſung der Gejellichaft ein 
Anteil an dem nach der Rüdzahlung des Aktienkapi— 
tals verbleibenden Vermögen der Geſellſchaft zuſteht. 


85 

(1) Soweit vor der Verkündung diefer Verordnung 
Aktien nach den biäher geltenden PReftimmungen ge 
tilat worden find, iſt Die Tilauna nicht deshalb um 
wirkſam, weil fie erſt nad) dem im $ 1 Abf. 1 genann- 
ten Zeitpunft oder zu einer Zeit vorgenommen worden 
ift, als für die Gefellichaft bereitödas Aktiengeſetz galt. 
Der Worftand hat das Srundfapital um den Geſamt— 
nennbetrag der getilgten Aktien herabzuſetzen und die 
daraus fich ergebende Sabungdänderung zur Eintra- 
gung in das Sandelöregifter anzumelden. Im übrigen 
ailt $ 4 finngemäß. 


(2) Der Eintragung eines vor dem 1. Juli 1939 
gefaßten Beſchluſſes über die Anpaſſung der Satzung 
an das Aktiengeſetz in das Handelsregiſter ſteht es 
nicht entgegen, wenn in der Satzung noch die bisheri— 
gen Beſtimmungen über die Tilgung des Aktienkapi— 
ials und über die Ausgabe ftimmberechtigter Genuß. 


ſcheine enthalten find. 


Der Reihsminifter der Juftiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Neichögefegbt. 1939 1 






27 


Im 
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Berordnung über die Einführung der Deutſchen Arzneitaxe 
im Reichsgau Sudetenland. 


Bon 30. Juni 1939. 


Auf Grund der Verordnung Über die Aufgaben 
des Neichstommifjfars für die Preisbildung in den 
fudetendeutfchen Gebieten vom 18. Dftober 1938 
Reichsgeſeßbl. I ©. 1444) in Verbindung mit S 2 
des Gejeßes zur Durchführung des Vierjahresplans 
Beſtellung eines Reichskommiſſars für die Yireis- 
bildung — vom 29. Oftober 1936 (Reichsgeſetzbl. I 
5.927) wird mit Zuſtimmung des Beauftragten 
für den Vierjahresplan verordnet: 


81 
Die Deutſche Arzneitaxe (Ziffer 1 der Bekannt— 
machung des NReichs- und Preußiſchen Miniſters des 
nnernvom 27. Dezember 1935 - IV B 12387/4128-, 
Minifterialbl. d. Neiche- u. Dreuß. Min. d. nnern 
IRMBUN] 1936 ©. 28 i/k)gilt aud im Reichsgau 
Sudetenland. 


82 


Die Apotheker ſind verpflichtet, bei der Lieferung 
von Arzneien auf Koſten des Reichs, der Länder, 
der Verbände der öffentlichen Fürſorge, der fom- 
munalen Moblfabrtöpflege und der Sozialverfiche- 
rungdträger einen Abſchlag von 7 vom Hundert zu 
gewähren. 

83 

(1) Über den im $ 2 fejtgejeßten Abjchlag hinaus 
ift den Krankenkaſſen auf Rezepturen ein Sonder: 
nachlaß von 18 vom Hundert zu aewähren, 


Berlin, den 30. Juni 1939, 


(2) Der Reichsftatthalter — Vreisbildungsitelle — 
in Reichenberg wird ermächtigt, dieſen Sondernach⸗ 
laß herabzuſetzen oder aufzuheben. 


84 

Wer den Beſtimmungen dieſer Verordnung oder 
den zu ihrer Durchführung oder Ergänzung erlaſſe— 
nen Vorſchriften vorſätzlich oder fahrläſſig zuwider⸗ 
handelt, wird, ſoweit es ſich um Verſtöße gegen 
Preisvorſchriften oder dem Preisſchutz dienende 
Vorſchriften handelt, nach der Verordnung über 
Strafen und Strafverfahren bei Suwiderhandlungen 
gegen Vreisvorichriften vom 3. uni 1939 (Reiche- 
geſetzbl. I ©. 999), im übrigen mit Geldftrafe bis 
zu 150 Reichsmark oder mit Haft beitraft. 


85 
Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer 
Verordnung erforderlichen Rechts und Verwaltungs— 
vorichriften erläßt der Reihäminifter des Innern 
im Einvernehmen mit dem NReichstommifjar für die 
Yireisbildung. 
86 


(1) Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
1939 in Kraft. 


(2) Entgegenftehende Iandesrechtlihe Beltimmun- 
gen treten außer Kraft. 


Der Reichskommiſſar für die Preisbildung 
In Vertretung 
Dr. Flottmann 


Der Neichöminifter des Innern 
Im Yuftrag 
Cropp 


———— — — nn 





Zweite Durchjührungsderordnung zum Neuen Finanzplan 
(Zweite NgoD) 


Bom 1. Juli 1939 


Auf Grund des $ 11 des Geſetzes über die Finan— 
zierung nationalpolitifcher Aufgaben des Reichs(Neuer 
Finanzplan — N —) vom 20. März 1939 (Neiche- 
gefehbl. I ©. 561) wird hierdurch verordnet: 


Zu $ 1 des Geſetzes 
81 
Erwerb von Steuergutſcheinen I 


Steuerguticheine I können durd) gewerbliche Unter- 
nehmer bei den Finanzkaſſen gegen Entgelt erworben 


werden, Für die Überlaſſung wird eine Gebübr er- 
hoben, deren Höhe im Verwaltungsweg feſtgeſetzt 
wird. 
82 | 
Gutgläubiger Erwerb 
bei Steuergutideinen 


Steuerguticheine ftehen binfichtlid) des autgläubigen 
Erwerbs von Wertpapieren den Inhaberpapieren 
aleich, die bei Sicht zahlbar und underzinslich find. 
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Au $2 des Geſetzes 
3 
Fortfalldes Dienſtſtempels 


$8 Abſatz 2 der Durchführungsverordnung zum 
Neuen Finanzplan (NFDBO) vom 26. April 1939 
(Reichsgeſetzbi. I S. 829) wird geitriden. 


84 
Darlehen und ſonſtige Zuwendungen 
für Inveſtitionen 
Darlehen und fonftige Zuwendungen, die Steuer 
guticheinpflichtige zur Errichtung oder Ermweiterung 
von Anlagen gewähren, werden in Steuerquticheinen 
gezahlt. $ 2 Äbſätze 1 und 3 des Geſetzes finden An— 
wendung. 
85 
Beſchränkte Weitergabe 
vonSteuergutſcheinen derſelben Ausſtattung 
In den Fällen des $ 2 Abſatz 2 des Geſetzes können 
nur bis zu 20 vom Hundert des Rechnungsbetrags 


in Steuergutſcheinen derſelben Ausſtattung bezahlt 
werden. 
86 


Leiſtung von Teilzahlungen 
in Steuergutſcheinen 
Bei der Leiſtung von Teilzahlungen können Steuer: 
gutſcheinberechtigte ($ 2 Abſatz 2 des Geſ etzes) höchſtens 
40 vom Sundert des jeweiligen Betrags der Teil: 
zahlung in Steuerguticheinen bezahlen. 


7 
Nicht ftenergutiheinfäbige 
landwirtihaftlide und andere Erzeugnilie 
Nicht ſteuergutſcheinfähig find: 
1. Erzeugniſſe der Getreide, und Futtermittelwirt— 
ichaft, und zwar 
a) Getreide und Getreideerzeugnifle, 
b) Brot und Badwaren, 
ec) Futtermittel im Sinn des Geſetzes über den 
Verkehr mit Futtermitteln vom 22. De- 
zember 1926 (Neichsgefeßbl. I S. 525), 
, Mil und Milcherzeugnifie, 
3. Erzeugniffe der Viehwirtſchaft, und zwar 
a) Schlahtvieh und Schlachtvieherzeugiſſe, mit 
Ausnahme der Fleiſch- und Wurftkonjerven, 
b) Tierifche Fette, die bei der Verarbeitung 
von Schlachtvieh anfallen, 
c) Robwolle und Nobbäute, 


4. Erzeuaniffe der Eierwirtichaft, und zwar 
a) Eier, 
b) Trodeneiweiß, 
e) Trodenvollei, 
d) Trodeneigelb, 
e) Boreigelb, 
f) Salzeigelb, 
&) Techniſches Eigelb, 
h) ähnliche Eierzeugnifle, 


ty 


Annahme von Steuerguticheinen an Zahlungs Statt 
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. Kartoffeln, Kartoffelfloden, Rartoffelftärte- 
mehl, Trockenſpeiſekartoffeln, 

. Rob und Verbraucherzucker, 

Fiſche (auch bearbeitet). 


a‘ 


= 


1 


88 
Oſterreichiſche Spiritusſtelle 
Die Öfterreihiihe Spiritusſtelle in Wien iſt zur 


nicht verpflichtet. 
‘9 


Verfiherungsentgelte und gewiſſe Auslagen 
der Spediteure, Frachtführer und Verfrach— 
ter ſind nicht ſteuergutſcheinfähig 

Die Vorſchriften des $ 2 des Geſetzes finden nicht 
Anwendung: 

1. auf Entgelte für Verficherungen, die unter Das 
Verlicherungftenergejeg fallen, im Merbältnis 
zwiſchen Verficherer und Verfiherungsnehmer, 

2. auf Auslagen an nicht jteuerguticheinfähigen 
Frachten und Gebühren, an Verſicherungsent— 
gelten, Zöllen und Ausgleichſteuern, die Spedi— 
teure, Frachtführer und Verfrachter ihren Auf: 
traggebern kenntlich machen. 


$ 10 

Nicht ſteuergutſcheinfähige Mietzins— 

zahlungen 

Die Vorſchriften des $ 2 des Geſetzes finden nicht 

Anwendung: 

1. auf Mietzinszablungen für Räume, die aus— 
Schließlich Wohnzweden dienen, 

I, auf Mietzinszablungen für andere als die unter 
Siffer 1 bezeichneten Räume, wenn der Ver: 
mieter alaubhaft macht, daß die Mieten bei 
ihm ſteuerlich nicht zu den Einkünften aus Ge— 
werbebetrieb gehören. 


Zu $ 3 des Geſetzes 
811 
Verpfändung von SteuergutſcheinenlJ 


Der Lauf der Friſten, die für Die Inanſpruch— 
nahme der Bewertungsfreiheit im 53 Abſätzen 1 
bis 4 vorgeſchrieben ſind, wird durch Verpfändung 
der Steuergutſcheine zur Sicherung von Krediten 
unterbrochen. Die Sicherungsübereignung ſteht der 
Rerpfändung gleich. 





$ 12 
Pfandrechte von Kreditinftituten 


(1) Kreditinftitute können Pfandrechte an Steuer: 
auticheinen I nur begründen, wenn der Eigentümer 
die Erflärung, die für die Einigung über die Ent: 
ftehung des Pfandrechts erforderlich ift, ausdrücklich 
und ſchriftlich abgibt. Pfandrechte an Steuergut— 
ſcheinen I können durch die Geſchäftsbedingungen der 
Kreditinſtitute nicht begründet werden. 





NUN 
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(2) Abſatz 1 gilt nicht, foweit die Steuerguticheine 
zur Sicherung der Anſprüche dienen, die das Kredit- 
inftitut aus der Anſchaffung der Steuerguticdeine hat, 
wenn Das Kreditinftitut diefe Ansprüche auf einem 
Sonderfonto verbucht. 


$ 13 
Erjtredung der Friſten 
(1) Die Steuerguticheine I brauchen zwecks In— 
anſpruchnahme der Bewertungsfreiheit dem Steuer: 
pflichtigen während des Wirtichaftsjahres ununter- 
brochen nur gehört zu haben 
a) bei Wirtichbaftsjahren, die im Tanuar 1940 
enden, in den letten fieben Monaten, 
b) bei Wirtichaftsjahren, die im Februar 1940 
enden, in den lebten acht Monaten, 
c) bei Wirtichaftsjahren, die im März 1940 
enden, in den leßten neun Monaten. 


(2) E8 genügt, wenn die Beſitzzeiten, die im Ab- 
fat 1 und im $ 3 Abſätzen 1 bis 4 des Geſetzes vor- 
aeichrieben find, bis zum Ende des zweiten Monats 
nach Ablauf des Wirtichaftsjabres erreicht werden. 


(3) Der Seitraum, während deilen 83 Abjak 6 
des Geſetzes gemäß eine Verminderung des Beftandes 
an Reichsanleihen uw. zu berüdfichtigen ift, beginnt 


Berlin, 1. Juli 1939 
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im Fall des Abfates 1 mit dem Inkrafttreten des 

Geſetzes. Er dauert in den Fällen des Abſatzes 2 bis 

gum Ende der Befibzeit, die für die Inanſpruchnahme 
er Bewertungsfreiheit maßgebend it. 


$ 14 
Vorzugsaftien der Deutſchen Reichsbahn 


Die Vorzugsaktien der Deutſchen Reichsbahn werden 
den Schuldverichreibungen und Mverzinslichen Schat- 
anweiſungen der Reichsbahn qleichgeftellt, die im $ 3 
Abſatz 6 des Geſetzes bezeichnet find. An die Stelle 
des Mennbetrags treten bei diefen Vorzugsaktien 120 
vom Hundert des Nennbetrage. 1. 7 4b 


$15 
Übergangsvorichriften 


(1) Dieje Verordnung tritt mit Ausnahme der 
SS 5, 7 und 12 mit Wirkung ab 25. März 1939 in 
Kraft. Die 88 5 und 7 find auf Zahlungen anzu- 
wenden, die ab dem Tag geleiftet werden, der auf 
die Verkündung der Verordnung folgt. 


(2) Zahlungen, die vor dem Tag, der auf die Ver- 
fündung der Verordnung folgt, geleiftet worden find, 
werden durd) diefe Verordnung nicht berührt. 


Der Reichsminiſter ber Finanzen 
An Vertretung 


Reinhardt 





Berordnung 
über die Einführung von Borjehriiten zur Sicherung der Landbewirtichajtung 
in den judetendentichen Gebieten. 


Bom 1. Juli 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs— 
kanzlers über die Verwaltung der fudetendeutichen Ge. 
biete vom 1. Oktober 1938 (Reichägejeßbl. 1 ©. 1331) 
in Verbindung mit dem Gefet über die Gliederung 
der fudetendeutichen Gebiete vom 25. März 1939 
(Reichsgeſetzbl. IS. 745) und mit Artifel2 der Zwei— 
ten Verordnung zur Sicherung der Yandbewirtichaf- 
tung vom 28. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 413) 
wird verordnet: 


Artikel 


Inkrafttreten der reichsrechtlichen Vorſchriften 


(1) An den fudetendeutfchen Gebieten (Reichsgau 
Sudetenland und den in die Länder Dreußen und 
Bayern und die Neichdqaue Nieder- und Oberdonau 
eingegliederten Gebieten) gelten mit den fich aus dieſer 


Nerordnung ergebenden Maßgaben vom 1. Juli 1939 
ab: 


1. die Verordnung zur Sicherung der Yandbewirt- 
Ichaftung vom 23. März 1937 GReichsgeſetzbl. I 
©. 422) in der Faſſung der Smeiten Verord- 
nung zur Sicherung der Yandbewirtidhaftung 
vom 28. Februar 1939 (Neichsgefehbl.1 5.413), 

2. die Verordnung zur Durchführung der Berord-. 
nung zur Sicherung der Landbewirtichaftung 
vom 22. April 1937 (Reichageiegbl. I ©. 535). 

(2) Iſt in diefen Vorichriften die Anwendung von 

in Den fudetendeutfchen Gebieten noch nicht eingeführ- 
ten Nechtsvorichriften des Reichs vorgefehen oder auf 
ſolche Bezug genommen, fo treten, ſoweit nicht in Ar- 
tifel 2 und 3 Abweichendes beftimmt ift, die entipre- 
chenden in den judetendeutichen Gebieten geltenden 
Vorichriften an ihre Stelle, 
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Einzelne Angleichungsbeftimmungen für den 
Neichsgau Sudetenland 


Die Durhführungsverordnung (Artikel 1 Abi. 1 
Nr. 2) ift im Reichsgau Sudetenland nah Maß— 
gr folgender Angleihungsbeftimmungen anzu 
wenden: 


1. Im 83 Abſ. 1, 11 Abf.2Nr.2, $21 Ubi. 2 
Nr. 2 und $ 27 treten an die Stelle des Vergleichs— 
verfahrens das ug hi a an die Stelle 
der 88 39, 91 der Vergleichsordnung $ 34 der im 
Reichsgau Sudetenland geltenden Ausgleihsordnung 
vom 27. März 1931 (SdGuR. Nr. 64) und an Stelle 
der gerichtlichen Verwaltung nad) $ 94 des Zwangs— 
verfteigerungsgefeges die einftweilige Verwaltung 
nach $ 158 der Exefutionsordnung. 


2. An die Stelle des $ 4 tritt folgende Beſtimmung: 


Soweit Anordnungen auf Grund dieſer Ver- 
ordnung getroffen worden find, ift eine gerichtliche 
Verwaltung nad) $ 520 des Allgemeinen Bürger 
lichen Geſetzbuchs ausgejchloffen. 


3. An die Stelle des $ 13 Abf. 4 tritt folgende Be- 
ftimmung: 


Hat der Nußungsberechtigte vor Anordnung der 
treuhänderiihen Verwaltung über Anfprüce auf 
wiederkehrende Leiftungen verfügt (4. B. durch Ab— 
erg Erlaß, Annahme einer Vorauszahlung), 
jo ift Diefe Verfügung dem Treuhänder gegenüber 
unmwirffam, foweit fie ſich auf wiederkehrende Yei- 
ftungen für eine fpätere Zeit ald den zur Zeit der 
Anordnung der treuhänderiichen Verwaltung lau- 
fenden Monat bezieht; wird die treuhänderijche Ver- 
waltung nach dem 15. des Monats angeordnet, jo 
ift die Verfügung infoweit wirkfam, als fie fich auf 
ne Feiftungen für den folgenden Monat 

ezieht. 


4. Im $26 treten an die Stelle des $ 21 AUbf. 3 der 
Konkursordnung für da8 Deutfche Rei $ 26 Abi. 2 
der im Reichsgau Sudetenland geltenden Konkurs— 
ordnung vom 27. März 1931 (SdGuB. Nr. 64), an 
die Stelle des $ 57a des Zwangsverſteigerungsgeſetzes 
$ 1121 des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


5. Die nad) $ 31 geltenden Vorjchriften des Reichs— 
geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtäbarfeit find finngemäß anzınvenden. Dies 
bedeutet im einzelnen folgendes: 


A. Ullgemeines 


Sinngemäß anzuwenden find die Vorſchriften des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über Beratung und Ab— 
ſtimmung, über Rechtshilfe auf Erſuchen inländiſcher 
Gerichte und über Amtshandlungen außerhalb des 
Gerichtsbezirks und über die Sitzungspolizei, ferner 
die Vorſchriften der in den judetendeutichen Gebieten 
geltenden Zivilprozefordnung ſamt Einführungsgejet 
über das Armenredt, über die Glaubhaftmachung 
und die Aufnahme von Beweifen über den erjuchten 
Richter und das Verfahren vor ihm. 
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B. Ausſchließung der beamteten Richter 


(1) Ein Richter ift von der Ausübung des Richter 

amts fraft Geſetzes ausgeſchloſſen: 

a) in Sachen, in denen er ſelbſt beteiligt iſt oder 
in denen er zu einem Beteiligten in dem Ver— 
hältnis eines Mitberechtigten oder Mitverpflid)- 
teten jtebt; 

b) in Sachen feines Ehegatten, auch wenn die 
Ehe nicht mehr bejteht; 

e) in Sachen einer Perfon, mit der er in gerader 
Linie oder im zweiten Grade der Seitenlinie 
verwandt oder verichwägert ift; 

d) in Sachen, in denen er als Vertreter eines 
Beteiligten beftellt oder ala gejeglicher Ver— 
treter eines folchen aufzutreten berechtigt iſt. 


(2) Ein Richter kann fi der Ausübung feines 
Amtes wegen Befangenheit enthalten. Die Ab— 
lehnung eines Richters ift ausgejchlofjen. 


C. Wirkſamlkeit gerihtlicher Handlungen 
Gerichtlihe Handlungen find nidt aus dem 
Grunde unwirffam, weil fie von einem örtlid) un- 
zuftändigen Gericht oder von einem Richter vor 
genommen find, der von der Ausübung des Richter: 
amts fraft Geſetzes ausgeſchloſſen ift. 


D. Gerichtsſprache 
Die Gerichtsſprache iſt deutſch. Der Zuziehung 
eines Dolmetſchers bedarf es nicht, wenn die Richter 
der Sprache, in der ſich die beteiligten Perſonen 
erklären, maͤchtig find; die Beeidigung des Dol— 
metſchers iſt nicht erforderlich, wenn die beteiligten 
Perſonen darauf verzichten. Auf die Dolmetſcher 
finden die Vorſchriften des Abſchnitts B dieſes 

Artikels entſprechende Anwendung. 


E. Anträge und Erklärungen 


Anträge und Erklärungen können zur Nieder 
Schrift der Gefchäftäftelle des zuftändigen Gerichts 
ne Geichäftzftelle eines Amtsgerichts abgegeben 
werden. 


F. Belanntgabe von Verfügungen und Entſcheidungen 


(1) Gerichtliche Verfügungen werden mit der Be- 
fanntmachung an denjenigen, für den fie ihrem In— 
halt nach beftimmt find, wirkſam. 

(2) Die Bekanntmachung erfolgt, wenn mit ihr 
der Lauf einer Frift beginnt, durch Zuftellung nad) 
den für die Zuftellung von Amts wegen geltenden 
Vorſchriften der im Reichsgau Sudetenland gelten- 
den Zivilprozefordnung. Durch die Reichsjuftizver- 
waltung fann jedoch für die Zuftellungen im Aus 
land eine andere Art der QAuitellung angeordnet 
werden. In den Fällen, in denen mit der Bekannt— 
machung nicht der Lauf einer Frift beginnt, foll in 
den Akten vermerkt werden, in welcher Weife, an 
welhem Ort und an weldem Tage die Bekannt— 
machung zur Ausführung gebracht ift. 

(3) Einem Anwefenden fann die Verfügung zur 
Niederichrift des Gerichts oder der Geſchäftsſtelle 
befanntgemacht werden. Auf Verlangen iſt ihm eine 
Abichrift dev Verfügung zu erteilen. 
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(4) Die Suftellung nad den für die Zuftellung 
bon Klagen ($$ 106 ff. der im Reichsgau Sudeten- 
land geltenden Zivilprozefordnung) erlaffenen Vor— 
Schriften ift nur dann anzuordnen, wenn wegen der 
Driginalurfunden, die der Entfcheidung oder dem 
erledigten Geſuch beiliegen, oder aus anderen Grün- 
den, insbeſondere wegen des Anhalt der Entichei- 
dung, größere Vorficht geboten ift. 


G. Friften 
Für die Berechnung der Friften gelten die Vor— 
ichriften der $$ 124 bis 126 der im Reichsgau 
Sudetenland geltenden Zivilprozefordnung und des 
8 89 des Gerichtsorganiſationsgeſetzes. 


H. Abänderung von Entjcheidungen 

(1) Das Gericht darf die von ihm erlajjenen 
Enticheidungen, die der jofortigen Beſchwerde unter- 
liegen, nicht abändern. 

(2) Die Vorſchrift des Ab. 1 hindert nicht Die 
nachträgliche Berichtigung offenbarer Schreib, und 
Rechenfehler ſowie die Beſeitigung oder Anderung 
von Auflagen, die einem Beteiligten gemacht find, 
wenn fich nachträglich Herausftellt, daß die urjprüng- 
lid) gemachte Auflage nicht erfüllt werden fann. 


J. Form der Beſchwerde 


(1) Die Beſchwerde kann bei dem Gericht, deſſen 
Entjcheidung angefochten wird, oder bei dem Be 
Schwerdegericht eingelegt werden. 

(2) Die Beichwerde wird eingelegt durch Einreihung 
einer Beichwerdeichrift oder durch Erklärung zur 
Niederichrift der Geichäftäftelle de8 Gerichts, deſſen 
Verfügung angefochten wird, oder der Geſchäftsſtelle 
des Beſchwerdegerichts. 


K. Beſchwerdefriſt, Wiedereinjegung 
(1) Die jofortige Beſchwerde ift binnen einer Friſt 
von zwei Wochen einzulegen. Die Friſt beginnt mit 
dem Zeitpunkt, in dem die Entſcheidung dem Be- 
ichwerdeführer befanntgemadt worden ift. 


(2) Einem Beichwerdeführer, der ohne fein Ver- 
fchulden verhindert war, die Frift einzuhalten, ift auf 
Antrag vom Beſchwerdegericht die Wiedereinfeßung 
in den vorigen Stand zu erteilen, wenn er die Be- 
ſchwerde binnen zwei Wochen nad) der Bejeitigung 
des Hinderniffes einlegt und die Tatfadyen, welche 
die Miedereinfehung begründen, glaubhaft madht. 
Eine Verfäumung der Frift, die in dem Verſchulden 
eines Vertreters ihren Grund hat, wird als eine 
underichuldete nicht angeſehen. Nach dem Ablauf 
eines Jahres, von dem Ende der verjäumten Frift 
an gerechnet, kann die Wiedereinfegung nicht mehr 
beantragt werden. 


L. Bejdywerdevorbringen 


Die Beichwerde kann auf neue Tatſachen und Be- 
meife geſtützt werden. 


M. Rechtöfraftzeugnis 


Zeugniffe über die Rechtskraft einer Entjcheidung 
find von der Gejchäftsftelle des Amtsgerichts zu 
erteilen. 
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N. Durchſetzung von Berfügungen 


Läßt ein Beteiligter die an ihn ergangenen Ber- 
fügungen ded Gerichts unbefolgt, jo find nad) vor- 
heriger Androhung von Amts wegen angemejjene 
Swangsmittel anzuwenden. 


6. Die im $ 39 genannte Verordnung über die Ent- 
ſchädigung der Arbeitgeber: und der Arbeitnehmer: 
beifiger der Arbeitsgerichtöbehörden vom 17, Februar 
1932 GReichsgeſetzbl. IS. 74) in der Faſſung der Ver- 
ordnung vom 28. Februar 1934 —— — I 
S.173, 258) ift im Reichsgau Sudetenland finn- 
gemäß anzumenden. 


7. $41 ift in folgender Faſſung anzuwenden: 


Für die Gebühren und Auslagen im Verfahren 
vor den Amts- und den Landgerichten gelten die Bor- 
Ichriften der Koftenordnung vom 25. November 1935 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1371) nad) Maßgabe der Ber- 
ordnung über die Einführung £oftenrechtlicher Vor— 
ichriften in den fudetendeutichen Gebieten vom 30. Ro, 
veınber 1938 Reichsgeſetzbl. I ©. 1684), foweit ſich 
nicht aus den nachfolgenden Beftimmungen etwas 
anderes ergibt. 


8. Für die im $42 Abi. 1 Sab 3 vorgefehene Er- 
ftattung außergerichtlicher Koften gilt folgendes: 


(1) Außergerichtliche Koſten, deren Erftattung durch 
einen Beteiligten an einen anderen Beteiligten an 
geordnet werden fann, find diejenigen Verfahrens: 
foften, die neben den gemäß SS Al ff. dieſer Verord- 
nung zu zablenden Gerichtsfoften einem Beteiligten 
zur zwedentiprechenden Rechtöverfolgung oder Rechts— 
verteidigung erwachlen, jedoch nur, ſoweit ihre Auf- 
wendung notwendig war. 


(2) Wird über die Höhe diefer Verfahrenstoften 
zwiſchen den Beteiligten fein UÜbereinfommen erzielt, 
ſo fteht jedem Teil frei, fie vom Amtsrichter und, 
wenn die Roften vor dem Landgericht entitanden find, 
vom Vorfißenden der mit dev Sade befaßten Kam- 
mer beitimmen zu laffen. Vor der Enticheidung iſt 
dem Gegner des Antragftellers Gelegenheit zur Auße— 
rung zu geben. Wird der Antrag von dem zum Er- 
fat der Koften verpflichteten Beteiligten geitellt, ſo 
ift dem Gegner aufjutragen, jeine Koſtenberechnung 
binnen einer angemefjenen Friſt vorzulegen, widrigen: 
falls die Koſten auf Grund der von dem Antragjteller 
beigebrachten und font dem Gericht zur Verfügung 
stehenden Behelfe beitimmt werden. 


(3) Gegen die im vorftehenden Abſatz vorgeſehene 
Entiheidung des Amtsrichters findet die jofortige 
Beichwerde an das Landgericht ftatt. | 


(4) Der rechtöfräftige Beſchluß, durch den die zu 
eritattenden Roften beftimmt werden, ift vollitwedbar. 


9, An die Stelle des 851 Abf. 1, 2 tritt folgende 
Beltimmung: 
m Verfahren vor dem Amts- und dem Land. 


gericht finden die Vorfchriften des Rechtsanwalts. 
farifs (Negierungsverordnung vom 3. Mai 1923, 
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SdGuV. Nr. 95) Über die Gebühren für die Ver— 
ze. in außerftreitigen Angelegenheiten Anwen— 
ung. 


Artifel3 


Angleichungabeftimmungen für die in die Oftmarf 
eingegliederten Gebiete 


in den Teilen der fudetendeutfchen Gebiete, die in 
die Neichägaue Nieder: und Oberdonau eingegliedert 
worden find, gilt Artikel 2 finngemäß, jedoch gelten 
anftatt der Nın. 5 bis 8 die Nen. 5 bis 9 des Arti- 
feld 2 der Verordnung über die Einführung bon 
Vorſchriften zur Sicherung der Landbewirtihaftung 
im Lande Öfterreich vom 28. Februar 1939 (Neichs- 
geſetzbl. I ©. 414). 

Artikel 4 
Sinngemäße Anwendung 

Soweit Vorfchriften, die durd) diefe Verordnung 

in den fudetendeutichen Gebieten eingeführt werden, 


nicht unmittelbar angewendet werden fünnen, find 
fie finngemäß anzuwenden. 


Berlin, den 1. Juli 1939, 
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Artikel 5 
Geltungsdauer der Angleichungsbeftimmungen 


Die Vorichriften diefer Verordnung, die ur An— 
paffung an das in den fubdetendeutjchen ebieten 
geltende Necht getroffen werden, werden unwirkſam, 
ſobald ihr Grund durch die fortſchreitende Verein— 
heitlichung des Rechts wegfällt. Hierüber können in 
Zweifelsfaͤllen der Reichsminiſter für Ernährung 
und Landwirtichaft und der Reichsminiſter der 
Juſtiz durch Verordnung oder Allgemeine Verfü— 
gung entſcheiden. 


Artikels 
Beſtehenbleibende Vorſchriften 


Unberührt bleiben die Beſtimmungen der Verord⸗ 
nung zum Schutz gefährdeten landwirtſchaftlichen 
Grundbeſitzes in den judetendeutichen Gebieten vom 
12. November 1938 (Neichögefeßbl. I ©. 1581). So— 
weit von ihnen Gebraud gemacht worden ift, finden 
die vorftehenden Beſtimmungen feine Anwendung. 


Der Reibsminifter für Ernäbrung und Landwirtſchaft 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Harmening 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 





Berordnung 
zur Abwehr der Einſchleppung von Krankheiten und Schädlingen der landwirtſchaftlichen Kulturpflanzen 
in die Ditmarf und in den Reichsgau Sudetenland. 


Bom 1. JZuli 1939. 


Auf Grund der $$ 3,6, 16 und 17 de3 Geſetzes 
zum Schutze der landwirtſchaftlichen Kulturpflanzen 
vom 5. März 1937 (Reichsgefeßbl. I ©. 271) wird 
für die Oftmarf und für den Reihagau Sudetenland 
berordnet: 

Artikel l 
81 
(1) Die Einfubr von 
a) Nadelbolzpflanzgen der Gattungen Abies 
(Tanne), Picea (Fichte), Pinus (Kiefer), Pseu- 
dotsuga und Tsuga ſowie von Teilen diejer 
Pflanzen, 

b) bewurzelten Nelken und Nelkenſtecklingen, 

e) bewurzelten Pflanzen der Gattung Ulme (Ul- 

mus) und der fanadiichen Pappel (Populus 


canadensis) jowie von Stedlingen, Ablegern, 
Tifropfreifern und ſonſtigen friichen Reiſern 
dieſer Dflanzen 
aus dem Ausland und aus dem Droteftorat Böhmen 
und Mähren in die Oſtmark und in den Reichsgau 
Sudetenland ift während des ganzen Jahres verboten. 


(e) Die Einfuhr von Nelkenichnittblumen it für 
die Zeit vom 15. März bis 30. November verboten. 


82 


Die nachſtehenden Erzeugniſſe dürfen aus dem 
Ausland und aus dem Protektorat Böhmen und 
Mähren in die Oftmarf und in den Reichenau Su— 
detenland nur dann eingeführt werden, wenn fie von 


Im 
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folgenden Krankheiten und Schädlingen frei find und 
wenn fein Befalldverdadht vorliegt: 

a) Kirschen von Kirichfliegenmaden, 

bb) friiches Obit (mit Ausnahme von Beeren- 
Früchten) und lebende, verholzende Pflanzen 
(einichließlih Vflanzenteilen) von San Tofe- 
Scyildlaus und Apfelfruchtfliege, 

c) Kartoffeln von Kartoffelkrebs, 

d) Blumenzwiebeln und Blumenfnollen von (Sel- 
bem Spazinthenroß, von Gelbfrantheit (Pseu- 
domonas hyazinthi), von Schwarzem Rotz 
(Sclerotinia bulborum), von Sklerotien— 
franfbeit (Sclerotium tuliparum), von Bo— 
trytiskrantheit (Botrytis |parasitica] tuli- 
pae),von Ringelfranfheit (Penicillium spec.), 
von Nematodenfranfheit (Anguillulina dip- 
saci), von Narziffenfliege (Merodon spee., 
Eumerus spee.) und von Wurzelmilbe (Rhy- 
zoglvphus echinopus), 


83 
(1) Die im $ 2 genannten Erzeugniſſe dürſen nur 
über die Sollitellen eingeführt werden, die vom 
Reihäminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
im Einvernehmen mit dem Neich&minifter der Finan— 
zen befanntgegeben werden. 


(2) Die Erzeugniffe find an den Sollitellen den 
Sadywerftändigen des Reihspflanzenbeihaudienites 
zur Unterſuchung vorzuführen. Bei Feſtſtellung des 
Befalls oder bei Befallsverdacht find die Sendungen 
zurückzuweiſen. 

84 


Die Durchfuhr der in den SS 1 und 2 genannten 
Erzeugniſſe durch die Oftmark und durd) den Reiche: 
aau Sudetenland ift geitattet, wenn die Sendungen 
fo verpadt find, daß die Verbreitung von Kranf- 
heiten und Schädlingen ausgefchloffen ift, und wenn 
die Durchfuhr unter Sollüberwadung ftattfindet. 


85 
Die zur Bekämpfung der Reblaus in der Oſtmark 


geltenden Vorichriften werden durch diefe Verord— 
nung nicht berührt. 


Berlin, den 1. “Juli 1939, 


Neichsgefeßblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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Artifel II 


6 
. $ 11 des Geſetzes zum Schuße der landwirtjchaft- 
lichen Kulturpflanzen vom 5. März 1937 (Reidye- 
geſetzbl. ©. 271) tritt in der Oſtmark und im 
Reichsgau Sudetenland in Kraft. 


Artikel III 
87 

(1) Die Sachverſtändigen des Reichspflanzen— 
beſchaudienſtes werden von dem Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft oder den von ihm 
beſtimmten Stellen ernannt; die Ernennung kann 
jederzeit widerrufen werden. Die Sadverjtändigen 
unterftehen der Aufficht des Neihaminijters für Er- 
näbrung und Yandwirtichaft, deſſen Weijungen fie 
zu befolgen haben; die Richtlinien der Biologiſchen 
Reichsanitalt für Yand- und Forſtwirtſchaft find von 
ihnen zu beachten. 


(2) Die Entichädiqung der Pflanzenbeſchauſachver— 


ftändigen wird vom Reichsminiſter für Ernährung 
und Yandwirtichaft geregelt. | 


Artifel IV 
8 
Der NReihöminifter für Ernährung und Land» 
wirtichaft erläßt die zur Durchführung der Verord- 
nung erforderlihen Anweifungen; er fann Aus 
nahmen von den Vorichriften diefer Verordnung 
zulafien. 


zo | 

Mer den Vorichriften diefer Verordnung zuwider: 

handelt, wird nad) $ 13 des Gejeges zum Schuße der 
landwirtichaftlihen Kulturpflanzen beftraft. 


$10 
Die Verordnung tritt am 10. Juli 1939 in Kraft. 


Der Reihsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
| Im Uuftrag 
Morik 


Der Reichsminifter der Finanzen 
m Auftrag 


Jahr 
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Teil I 


1939 Ausgegeben zu Berlin, den 5. Juli 1939 Nr. 117 


Tag Inhalt Ä Seite 
23.6.39 Verordnung über die Stewerbefreiung für Neubauten in der Oſtmark, im 


Reichögau Sudetenland und im dem im die Länder Dreufen und Bayern 
eingegliederten fudetendeutjcden Gebietsteilen .. .. ....... ···......* 1085 


30. 6. 30 Verordnung zur Anderung der Verordnung über das Verbot des Aufenthalts 
aktiver Angehörigereiner ausländiſchen Wehrmacht in den Sperrgebieten 1086 
30.6.39 Verordnung zur Anderung der Verordnung zur Regelung des Abſatzes von 


ER ern en nen 1086 
30.6.39 Verordnung zur Durchführung des Erxlaffes des Führers und Reichskanzlers 

über die Gewährung von Straffreiheit ... „en nn nen 1087 
3.7.39 Werordnung zur Anderung der Sweiten Verordnung zur Durdführung des 

Reihsflaggengefeßed- --- +... rennen ee een nn 1088 


N nn — — — — 
Im Teil I, Nr. 27, ausgegeben am 1. Juli 1939, find veröffentlicht: Verordnung über die vorläufige Unwendung einer 
neunten beutfch-hilenijhen Vereinbarung über die Einfuhr von Ehilefalpeter. — Verordnung über die vorläufige 
Unwendung einer zweiten beutfch-norwegifchen Bereinbarung über die Hollbehandlung norwegiider Kippered—⸗ 
Heringe. — Bekanntmachung über die Ausdehnung bes Abkommens über den Waren» und Zahlungsverkehr zwiſchen 
bem Deutihen Neid und Mandbihufuo auf bie ſuüdetendeutſchen Gebiete. — Belanntmahung über eine jweite 
Vereinbarung zur Durhführung des Artikels I1b des Abkommens über den Waren» und Zahlungsverkehr zwifchen 
dem Deutihen Reid und Mandſchutuo. — Bekanntmachung über die Warenliſten zun Abkommen über ben Maren» 
und Zahlungsverkehr zwiſchen dem Deutihen Reid und Mandſchukuo. 


Im Teil II, Nr. 28, ausgegeben am 4. Juli 1939, find veröffentlicht: Verordnung zur Ausführung des deutſch⸗griechiſchen 
Abkommens über die gegenfeitige Rechtshilfe in Angelegenheiten des bürgerlichen und Handels-Redhts. — Belannt- 
machung über den Schuß von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen auf einer Ausjtellung. — Bekanntmachung über 
das beutfch-griehifhe Abtommen über Die gegenfeitige Rech ts hilfe im Angelegenheiten bed bürgerlihen und Hanbels- 
Rechts. — Belanntmahung über den deutſch-däniſchen Nihtangriffspertrag. — Bekanntmachung über die Anwendung 
bes Internationalen Abkommens zur VBereinfahung ber Sollförmlidleiten in Burma. 


ah 


Berordnung 
über die Stenerbejreiung für Neubauten in der Ditmark, im Reichsgau Sudetenland 
und in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten indetendeutjchen Gebietsteilen 


Bom 23. Juni 1939 


Auf Grund des Gefeges über die MWiedervereinigung Öfterreich8 mit dem Deutjchen Reich vom 13. März 1938 


(Neichägefegbl. I ©. 237) und auf Grund des Erlaffed des Führers und Reichskanzlers über die Verwaltung 
der ſudetendeutſchen Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1331) wird verordnet: 


81 Um- und Einbauten) Befreiungen von Steuern auf Ge- 
Dauer der Befreiungen für fteuerbefreite bäude, Räume oder Mieten vorfieht, laufen Die Be- 
Neubauten freiungen fpäteftend mit dem 31. März 1944 ab. 


Soweit das derzeit in der Oftmarf, im Reichsgau Falls nad) diefem Zeitpunkt weitere Steuervergünſti— 
Sudetenland und in den in die Länder Preußen und | gungen exrforderlid) find, trifft der Reichsminiſter der 
Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Gebietöteilen Finanzen im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
geltende Recht für Neubauten (einſchl. Zu⸗-, Auf, de3 Innern die notwendigen Anordnungen. 
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S2 
Friſt für die Kertigitellung ftenerbefreiter 
Neubauten 


Die Steuerbefreiungen nad) dem derzeit in der Oft- 
marf, im Reichsgau Sudetenland und in den in bie 
Linder Dreußen und Bayern eingegliederten fudeten- 
deutichen Gebietsteilen geltenden Recht find mit der 


Berlin, 23. Juni 1939 


Neichsgefeßblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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IIIV 


Einſchränkung des S1 noch für Neubauten zu ge 
währen, die bis zum 31. März 1940 bezugäfertig 
werden. 

$3 


Aufhebung früherer Beflimmungen 

Die Verordnung Über die Steuerbefreiung für 
Neubauten im Land Öfterreih vom 31. Dezember 
1938 (NReichägefegbl. I S. 2018) wird aufgehoben. 





Der Reichsſsminiſter der Finanzen 
An Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Vfundtner 





Berordnung zur Anderung 
der Verordnung über das Verbot des Aufenthalts 
attiver Angehöriger einer ausländiiten Wehrmacht 
in den Sperrgebieten. 


Vom 30, Juni 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Sicherung ber 
Reichsgrenze und über Vergeltungsmaßnahmen vom 
9. März 1937 (Reihsgefehbl. I S. 281) wird folgendes 
berorönet: 

Artifell 

$1 Abſ. 2 der Verordnung über das Verbot des 
Aufenthalts aktiver Angehöriger einer ausländifchen 
Mehrmacht in den Sperrgebieten vom 30. “juli 1938 
(Reichsgefeßbl. I S. 963) in der Faſſung der Ver— 
ordnung vom 19. Februar 1939 (ReichSgefegbl. I 
S. 280) wird wie folgt ergänzt: 

in II (im Oſten) ift einzufügen: 

„X. der Regierungsbezirt Oppeln mit Ausnahme 

der Landkreiſe Leobſchütz, Neuftadt, Neiſſe und 
Grottkau und des Stadtkreifes Neiſſe;“. 


Artikel 2 


Die Verordnung tritt an dem der Verkündung 
folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 30. juni 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Verordnung zur Anderung der Berordnung 
zur Regelung des Abſatzes von Düngekalt“). 


Vom 30. Juni 1939, 


Auf Grund des Geſetzes zur Durchführung des DVier- 
jahresplans — Beltellung eines Reichskommiſſars für 
die Preisbildung — dom 29. Oktober 1936 (Reidh3- 
geſetzbl. I S. 927) wird mit Zuſtimmung des Beauf- 
traaten für den Vierjahresplan verordnet: 

51 

Der $6 der Verordnung zur Regelung des Abſatzes 
von Düngekalk vom 7. Juli 1938 (Reich3gefegbl. I 
S. 841) erhält folgende Faffung: 

vs 6 

Im Kleinhandel mit Düngelalk dürfen bei Lie- 
ferung unter 10 Tonnen bei Verteilung ab 
Waggon als Höchſtzuſchlag 0,15 Reichsmark je 
100 Kilogramm, bei Verteilung ab Lager höch— 
ftens die ortsüblichen Zuſchläge, die zur Dedung 
der tatſächlich durch die Verteilung entjtehenden 
Unfoften notwendig find, berechnet werden,’ 


2 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün- 
dung in Kraft. 
Berlin, den 30, Juni 1939. 


DerKeibsfommifjarfür die Preisbildung 
In Vertretung 
Dr. Slottmann 





_—_— 


*) Betrifft möcht die Oſtmart und den Reichsgau Sudeten⸗ 
land, 
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Verordnung zur Durchführung des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers 
über die Gewährung von Straffreiheit. 


Bom 30. Juni 1939, 


Auf Grund des $ 5 des Erlaffes de3 Führers und 
Neichökanzlerd über die Gewährung von Straf 
freiheit vom 7. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I &.1023) 
verordne ich was folgt: 


51 
Der Straferlaß erſtreckt ſich auch auf noch nicht 
vollſtreckte Nebenſtrafen, auf die kraft geſetzlicher 
Vorſchriften als Folgen der Verurteilung etwa ein⸗ 
getretene Unfähigkeit, beſtimmte Rechte, Stellungen 
und Befugniſſe zu erlangen, und auf rückſtändige 
Koſten des Strafverfahrens. 


82 

(1) Iſt jemand in einem Urteil wegen Straftaten, 
für die Straffreibeit gewährt wird, und zugleich 
wegen Straftaten, für die feine Straffreiheit ge 
währt wird, rechtskräftig verurteilt worden (33 34, 
35, 267 des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 — 
öfterr. RGBl. Nr. 117 —, $ 265 der Strafprogeß- 
ordnung dom 23. Mai 1873 — öſterr. RGBl. 
Nr. 119), fo beſtimmt das nad) $ 3 zuſtändige Ge— 
richt durch Beſchluß, welcher Anteil der Strafe auf 
die einzelnen Straftaten entfällt. Gegen den Be 
ſchluß findet fofortige Beſchwerde, im Geltungsbereich 
der öfterreichifchen Strafprogehordnung Beſchwerde 
innerhalb einer Woche ſtatt. 


(2) Diefe Beſtimmungen finden finngemäß Anwen⸗ 
dung, wenn jemand wegen einer im $ 1 Abſ. 1 des 
Straffreiheitserlaſſes bezeichneten Handlung und zu⸗ 
gleich wegen anderer Straftaten rechtskräftig ver- 
urteilt worden iſt. 


83 
(1) Entſtehen Zweifel über die Anwendbarkeit 
des Straffreiheitserlaffes auf rechtskräftig erfannte 
Strafen, jo entſcheidet das Gericht, das im eriten 
Rechtszuge erkannt hat oder das an die Stelle dieſes 
Gerichts getreten iſt. Im Protektorat entſcheidet das 
deutſche Amtsgericht, ſofern in erſter Inſtanz ein 
Bezirksgericht des Protektorats erkannt hat, im 
übrigen das deutſche Landgericht, örtlich zuſtändig 
iſt das Gericht, in deſſen Bezirk das Gericht des 
Protektorats ſeinen Sitz hatte. 








(2) Bei Verwaltungsübertretungen entſcheidet über 
den Straferlaß die Verwaltungsbehörde, die im erſten 
Rechtszuge erkannt hat oder die an die Stelle dieſer 
Behörde getreten iſt. Hat dieſe ihren Sitz im Pro⸗ 
tektorat, ſo iſt zur Entſcheidung die gleichartige Ver⸗ 
waltungsbehörde des Wohnſitzes des Verurteilten zur 
Zeit der Verurteilung berufen, wenn dieſer Ort im 
Reichegau Sudetenland liegt; andernfalls enticheidet 
der NRegierungspräfident in Auffig. 

(3) Die Beftimmungen der Ubfäge 1 und 2 finden 
bei der Feſtſtellung, ob eine Verurteilung nad) 51 
Abſ. 1 des Straffreiheitserlaſſes als nicht erfolgt 
gilt, ſowie auf die Entſcheidung über den Erlaß rüd- 
ftändiger Koften und den Erlaß von Rechtöfolgen 
der Verurteilung finngemäß Anwendung. 

(4) Verurteilungen, die gemäß $ 1 Abſ. 1 des 
Straffreiheitserlaffes als nicht erfolgt gelten, oder 
Strafen, die gemäß $ 1 Abf. 2 des Straffreiheitt- 
erlaffes exlaffen werden, werden dem Strafregifter 
zur Tilgung ded Vermerks mitgeteilt. 


84 

(1) Uber die Einſtellung anhängiger Verfahren 
entfcheidet auf Antrag der Beteiligten das Gericht, 
bei Verwaltungsübertretungen die Berwaltungs- 
behörde. Gegen den Beichluß des Gerichts findet ſo⸗ 
fortige Beſchwerde, im Geltungsbereich der öſter⸗ 
reichiſchen Strafprozeßordnung Beſchwerde innerhalb 
einer Woche ſtatt. 

(2) War das Verfahren auf Privatklage eingeleitet, 
ſo werden die Koſten des Verfahrens niedergeſchlagen. 
Die dem Privatkläger und dem Beſchuldigten er— 
wachienen notwendigen Auslagen kann das Gericht 
angemeffen verteilen oder einem von ihnen ganz auf- 
erlegen. 

5 

(1) Wird ein wegen Verbrechens oder Vergehens 
gerichtlich amhängiges Verfahren außerhalb der 
Hauptverhandlung auf Grund des Straffreiheits- 
erlaſſes eingeftellt, fo kann der Beſchuldigte, der jeine 
Unschuld behauptet, die Fortſetzung des Verfahrens 
beantragen. 

(2) Zieht dad Gericht in der Hauptverhandlung 
auf Grund des Straffreiheitserlaffes die Einftellung 
eines ſolchen Verfahrens in Erwägung, fo foll e3 den 


I 
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Angeklagten hierauf hinweiſen und ihm Gelegenheit 
zur Stellung des Antrags geben. Es kann die Haupt 
verhandlung ausſetzen. 


(3) Der Antrag kann nur binnen einer Mode nad) 
der Bekanntgabe der Einftellung des Verfahrens, in 
der Hauptverhandlung nur bis zur Beendigung det 
Schlußvorträge geftellt werden. Für die Antrags— 
befugnis und die Zurüdnahme des Antrags gelten 
die 88 297 bis 299, 302, 303 der Reichsſtrafprozeß— 
ordnung und $ 282 der öſterreichiſchen Strafprozeß— 
ordnung entſprechend. 


Berlin, den 30. Juni 1939. 
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(4) Wird der Antrag rehtzeitig geftellt, fo ift 
dad Verfahren nad) den allgemeinen Verfahrensvor- 
ichriften fortzufeßen. Exgibt ſich hierbei, daß der 
Angeflagte bei Nichtanwendung des Straffreibeit®- 
exlaffes freizufprechen wäre, fo wird auf Freiſpruch 
erkannt. 


(8) Wird das fortgeſetzte Verfahren auf Grund des 
Straffreiheitserlaſſes eingeſtellt, ſo hat der Angeklagte 
die notwendigen Auslagen der Beteiligten und die 
durch die Fortſetzung des Verfahrens entſtandenen 
Koſten wie ein Verurteilter zu tragen. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


— —— — — — — 


Berordnung zur Anderung der Zweiten Berordnung 
zur Durchführung des Reichsflaggengeſetzes. 


Vom 3. Juli 1939. 


Auf Grund des Artikels 4 des Reichsflaggengeſetzes 
vom 15. September 1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 1145) 
wird verordnet: 


Die Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Reichsflaggengeſetzes vom 28. Auguſt 1937 Reichsge— 
ſetzbl. I ©. 917) wird wie folgt geändert: 

1. $1 Qbf. 2 erhält folgende Faſſung: 
„(2) Regelmäßige allgemeine Beflaggungstage find: 
1. der Reichdgründungstag (18. Januar), 


2. der Tag der nationalen Erhebung (30. Ja- 
nuar), 


Berlin, den 3. Juli 1939. 


3. der Heldengedenktag (16.März, fofern diefer 
Tag auf einen Sonntag fällt, andernfalls 
der diefem Tag vorangehende Sonntag), 

4. der Geburtötag des Führers (20. April), 

5. der Nationale Feiertag des Deutſchen Volkes 
(1.Mai), 

6, der Erntedanktag (1. Sonntag nad) Midya- 
eliß), 

7. der Gedenktag für die Gefallenen der Be— 
wegung (9. November).“ 


2. Im $2Ubf. 2 werden die Worte „der Reichskriegs— 


miniſter“ erſetzt durch „das Oberkommando der 
Wehrmacht“. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 
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über die Verlängerung der Amtszeit des Präfidenten des Reichsgerichts. 


Die Amtszeit des zur Zeit im Amt befindlichen Präfidenten des Neichägerichts wird um 


Bom 4. Zuli 1939. 


drei Jahre verlängert. 


Reichsgeſehbl. 1939 I 





Berlin, den 4. Juli 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichsminiſter und Chef ber Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


27 
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Berordnung über die Einführung der Verordnung über Breije für nnedle Metalle 
in der Ditmark und im Reichsgan Sudetenland, 


Bom 21. Funi 1939, 


Auf Grund des Artikels II des Geſetzes über Die 
Miedervereinigung Öfterreihd mit dem Deutfchen 
Reich vom 13. März 1938 (Reichögefekbl. I ©. 237) 
in Verbindung mit der Zweiten Verordnung zur Ein- 
führung des Vierjahresplans im Lande Ofterreich vom 
27.März 1938 (Neichsgefekbl. I S. 315) fowie auf 
Grund der Verordnung über die Aufgaben des Reichs- 
fommiffars für die Dreisbildung in den fudeten- 
deutichen Gebieten vom 18. Oftober 1938 (Reichs- 
geſetzbl. I S. 1444) wird verordnet: 


81 
Die Verordnung über Preiſe für unedle Metalle vom 
31. Juli 1934 (Reichsgeſetzbl. I ©. 766) gilt in der Oſt— 
mark und im Reichsſsgau Sudetenland mit folgenden 
Anderungen: 
a) Der $1 erhält die Faſſung: 

„Es ift verboten, beim Verkauf von unedlen 
Metallen im Inlandsverkehr einen höheren Dreis 
zu fordern oder jich oder einem anderen ge 
wäbren oder verfprechen zu laſſen, als ihn ber 
Verkäufer im Altreich am 15. Mai 1939 bei 
Verkäufen, die nach Art, Güte und Menge der 
verfauften Ware vergleichbar find, erzielen durfte. 
Die im Altreih am 15. Mai 1939 zuläfligen 
Verfaufspreife werden von der Überwachungs- 


Berlin, den 21. Juni 1939. 


ftelle für Metalle feftgeftellt und durch Belannt- 
machung im Deutjchen Reichdanzeiger und 
Preußiſchen Staatsanzeiger veröffentlicht.‘ 

Im Abf. 1 des $2 find die Worte „ald am 
26. März 1934 durch „als am 15. Mai 1939 
zu erjeßen; der Abſ. 2 des $ 2 ift zu ftreichen. 
c) Im $5 ift zu ſtreichen: „Silizium, ” fowie ‚und 

Oxyden von foldhen Metallen’. 


b 


— 


82 

(1) Die Vorſchriften des $4 Abſ.2 und des 86 
treten auf Grund des $ 38 Abf. 3 der Verordnung über 
Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen 
gegen Breisvorfchriften vom 3. Juni 1939 (NReich®- 
geſetzbl. I ©. 999) am 1. Juli 1939 außer Kraft. 

(2) Die auf Grund der 887 und 8 dem Reichs— 
wirtichaftsminifter zuftehenden Befugniffe nimmt ge- 
mäß $2 Abſ. 2 des Gefehes zur Durchführung des 
Vierjahresplans — Beitellung eines Reichstommiffars 
für die Dreisbildung — vom 29. Oktober 1936 (Reichs. 
geſetzbl. I S. 927) der Reichskommiſſar für die Dreis- 
bildung wahr. 


g 3 
Dieje Verordnung tritt eine Woche nad) ihrer Ver- 
fündung in Kraft. 


Der Reibstommifjar für die Preisbildung 


Wagner 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 
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Durchführungsverordnung zur Verordnung 
über Maßnahmen der Preisbehörden bei Kindigungen von Miet: und Parhtverhältniiien*). 


Vom 24. Juni 1939, 


Auf Grund von $ 11 der Verordnung über Map: 


Datum de3 Zugangs berjehene Empfangsbeicheini- 
nahmen der Vreisbehörden bei Kündigungen von 


gung außitellt. 





Miet: und Pachtverhältniſſen vom 19. April 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S. 799) wird verordnet: 


Kündiqungsihuß 


81 
(1) Als Miet- oder Pachtverhaältniſſe im Sinne der 
Verordnung vom 19. April 1939 (Kündigungsſchutz⸗ 
verordnung) gelten alle Vertragsverhältniſſe, bei denen 
Räume gegen ein Entgelt zum Gebrauch oder zur 
Nutzung überlaſſen werden. 


(2) Die Kündigungsſchutzverordnung findet aud) 


auf die Vermietung oder Verpachtung gewerblich ge- 
nußter, unbebauter Grundftüce Anwendung. Gie 
gilt ferner für die Vermietung oder Verpachtung von 
Garagen. 


82 

Die Kundigungsſchutzverordnung gilt außer in den 

im $ 9 der Verordnung beftimmten Fällen nicht für 
Mirtverhältnifie, 

1. die gefündigt worden find, weil das Mietgrund. 
ſtück für die Durchführung ftädtebauliher Maß— 
nahmen im Sinne des Geſetzes über die New 
aejtaltung deuticher Städte vom 4. Dftober 
1937 (Reichsgefegbl. I S. 1054) unmittelbar 
benötigt wird, 

. für die die $$ 1 bis 6 der Zweiten Verordnung 
zur Ausführung der Verordnung über Kündi— 
gungsſchutz für Miet- und Pachtverhältniſſe 
vom 31. Auguſt 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1070) 
gelten, 

3. bei denen ein Mieter Jude iſt. Wer Jude iſt, 

beſtimmt ſich nach den $$ 7 und 10 des Geſetzes 
über Mietverhältniſſe mit Juden vom 30. April 

1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 864). 


— 


83 

(1) Die Kündigung eines Mietverhältniſſes, für 
das Die Ründiaunasichußverordnung gilt, kann vom 
Vermieter nur durch einaeichriebenen Brief erklärt 
werden. Das gleiche gilt für den Widerfpruch des 
Mieters und die Zurückweiſung des MWiderjpruchs 
durch den Vermieter. Es bedarf diefer Form nicht, 
wenn der Empfänger der Erklärung eine mit dem 





(2) Die durch eingejchriebenen Brief überjandte 


Erklärung gilt am dritten Tage nad) Aufgabe zur 
Poſt ald zugegangen, es fei denn, daß der Empfänger 
nachweiſt, daß ihm die Erklärung nit innerhalb 


dieſer Zeit zugegangen ift. 


(3) Die Kündigung, der Widerſpruch und die Zu 
rüdweifung des Widerſpruchs und dev Antrag bei 
der Vreisbehörde ſollen begründet werden. 


84 
(1) Die Preisbehörde prüft vorab, ob dad Ver- 
fahren zuläffig ift, ob die Kündigung gültig ift und 
ob die Parteien die erforderlichen Formen und Friften 
aewahrt haben. 


(2) Iſt das Verfahren nicht zuläffig oder die Rün- 
digung ungültig oder hat dev Vermieter eine Form 
oder Frift verlegt, fo wird fein Antrag ald unzw 
laͤſſig zurückgewiefen. Das gleiche gilt für den Mieter, 
wenn er den Widerſpruch nicht form- und friftgeredht 
erhoben bat. 


(3) Die Vreisbehörde kann das Verfahren aus: 
ſetzen und dem Wermieter eine Friſt zur Erhebung 
einer Feititellungstlage vor dem ordentlichen Gericht 
feßen, wenn die Gültigkeit dev Kündigung ftreitig iſt. 
Die Entfcheidung des Gerichts ift für die Preis 
behörde bindend. 


85 
(1) Liegen die Vorausſetzungen des $ 4 Abſ. 1 vor, 
fo bat die Preisbehörde feitzuftellen, ob der Mieter 
dem Wermieter zu der Kündigung Anlaß gegeben 
hat. it das der Fall, jo ift dev Widerfprud) des 
Mieters ala unbegründet zurückzuweiſen. 


(2) Ein Anlaß zur Kündigung liegt vor, wenn dex 
Mieter feine Vertragäpflichten derart verletzt oder 
die Hausgemeinſchaft derart geitört hat, daß dem 
Nermieter die Fortiekung de3 Mietverhältniffes 
nicht zugumuten iſt. Ein Verhalten des Mieters, das 
den Vermieter berechtigen würde, friftlos zu fündigen 
oder die Aufhebung ded3Mietverhältniffes nad) SS 2,3 
des Mieterſchutzgeſetzes oder $ 4 der Erſten Verord— 
nung zur Ausführung der Verordnung über Kündi— 


*) Betrifft nicht die Oſtmark und den Reichsgau Subelenland. 





Im 
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gungsſchutz für Miet- und Pachtverhältniffe vom 
4. Dezember 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1325) zu ver- 
langen, gilt ſtets als Anlaß zur Kündigung. 


6 

Hat der Mieter zu der Kündigung feinen Anlaf 

gegeben, jo ift dieſe für unwirkſam zu erklären, 

1. wenn der Vermieter die Kündigung in der Ab— 
ficht ausgeſprochen hat, den Mieter zu einer 
unzuläffigen Erhöhung des Mietzinfes zu 
zwingen oder die Räume anderweit zu einem 
unzuläffig hoben Mietzins zu vermieten, oder 

2. wenn der Vermieter gekündigt hat, weil der 
Mieter feinen Anträgen auf Anderung des 
Mietzinfes oder anderer Vertragsbeſtimmun— 
gen in berechtigter Wahrung feiner Intereſſen 
widerſprochen oder feinerjeits entiprechende 
Anträge geftellt hat. 

SA Sat? der Kündigungsſchutzverordnung findet 
feine Anwendung; $ 8 Abf. 1 Sab 2 diefer Verord- 
nung gilt entiprechend. 


87 

(1) Findet $ 6 feine Anwendung, fo hat die Preis— 
behörde zu prüfen, ob die Kündigung für den Mieter 
eine nicht unerhebliche wirtſchaftliche Belaftung be- 
deutet. Iſt diefe Vorausjegung nit gegeben, jo ift 
der Widerſpruch de3 Mieters ald unbegründet zu- 
rückzuweiſen. Andernfalls hat die Preisbehörde einen 
Vorſchlag binfüchtli der dem Mieter zu gewähren. 
den Entihädigung und der Dauer der Räumungs— 
frift zu machen. 


(2) Die Vreisbehörde fann hiervon abjehen und 
die Kündigung, ohne einen jolden Vorſchlag zu 
machen, für unwirkſam erklären, wenn diefe für den 
Mieter auch bei Berückſichtigung des Interefjes, das 
der Wermieter an der Erlangung des Mietraumes 
bat, eine unzumutbare Härte bedeutet und ihre Folgen 
durch Gewährung einer Entjchädigung und Zubilli- 
qung einer Näumungsfrift nicht ausgeglichen werden 
fünnen. 

8 

(1) Lehnt der Vermieter einen auf Grund von $ 7 
Abf. 1 gemachten Vorfehlag der Preisbehörde ab, jo 
ift die Kündigung für unwirkſam zu erklären. Hat 
jedoch der Mieter bereits vor der Entſcheidung über 
feinen Widerfpruch andere Näume gemietet, jo kann 
die Vreisbehörde den Vermieter zur Zahlung einer 
angemeffenen Entſchädigung und zur Bewilligung 
einer Räumungsfriſt verpflichteit. 

(2) Nimmt der Vermieter den Vorſchlag der Preis— 


behörde an, fo ift der Widerfpruch de3 Mieters gegen 
die Kündigung zurückzuweiſen. 





9 

(1) Eine dem Mieter zugebilligte Räumungsfriſt 
ift aufzubeben oder zu beichränfen, wenn dem Mieter 
taugliche Erſatzräume nachgewieſen werden. Das 
gleiche gilt, wenn der Mieter fi) während der Räu- 
mungsfrift jo verhält, daß der Vermieter nad 55 
Abd. 2 einen Anlaß zur Kündigung haben würde. 

(2) Während der Räumungsfrift, jedod) nicht über 
den Zeitpunkt der Räumung hinaus haben die Var- 
teien die bisherigen Rechte und Pflichten, 


$ 10 

Der Reihstommifjar für die Vreisbildung fann 
im Verwaltungswege Grundfäte für die Bemeſſung 
der Entichädigung und für die Dauer der Räumung: 
frift aufitellen. 

511 

(1) Der Vermieter kann bei Mietverhältniſſen, für 
die die Kündigungsichußverordnung gilt, die Räu- 
mungsklage exit nach Ablauf von zwei Wochen jeit 
der Kündigung erbeben. Hat der Mieter der Kündi- 
gung widerſprochen, jo kann der Vermieter erſt dann 
Klage erheben, wenn die Preisbehörde über den 
Widerſpruch entſchieden hat. Die Vreisbehörde fann 
den Vermieter auf feinen Antrag ermächtigen, die 
Klage früher zu erheben. 

(2) Iſt der Vermieter zur Zahlung einer Entſchä— 
digung verpflichtet, jo kann das Gericht auf Antrag 
des Mieters die Zwangsvollſtreckung von der Hinter 
legung der Entihädigung abhängig maden. 


$ 12 

(1) Bei Mietverhältniffen der im $ 6 der Kündi- 
aungsichutverordnung bezeichneten Art kann von 
dem Mieter die Verlängerung des Mietverhältniffes 
nur durch eingefchriebenen Brief beantragt werden. 

(2) Der Vermieter hat dem Mieter binnen zwei 
Wochen nad Empfang des Antrags zu erflären, ob 
er dem Antrage ftattgeben will. Gibt er feine Er- 
flärung ab, jo gilt das Mietverhältnis ald auf unbe- 
ftimmte Zeit verlängert. 

(3) Lehnt der Vermieter die Verlängerung ab, jo 
fann er binnen zwei Woden die Enticheidung der 
Vreisbehörde beantragen, ohne daß es eines Wider: 


Antrag des Mieterd auf Vertragsverlängerung wie 
ein Widerſpruch behandelt. 

(4) Der Vermieter fann den Mieter jederzeit, frübe- 
ſtens jedoch ein Jahr vor Ablauf des Mietverhält- 
niffes durch eingejchriebenen Brief zu einer Erklärung 
darliber auffordern, ob er einen Antrag auf Ver- 
längerung des Mietverhältnifjes ftellen will, Stellt 
der Mieter diefen Antrag nicht binnen zwei Wochen 
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nach Empfang der Aufforderung, jo verliert ex das 
Recht, der Nichtverlängerung des Mietverhältnifies 
zu widerjprechen. 

(5) Der Widerſpruch ift ald unbegründet zurückzu— 
weifen, wenn der Vermieter die Räume nad) Ablauf 
des Mietverhältniffes für eigene Zwecke benötigt und 
aus diefem Grunde deſſen Dauer begrenzt hat. Das 
gilt jedoch nur, wenn dev Grund der Begrenzung dem 
Mieter bereits bei Entitehung des Mietverbältniffes 
befannt war. 

(6) Der Widerſpruch ift ferner ala unbegründet 
zurüdzumeifen, wenn die Mieträume zu einem bor- 
übergehenden Gebrauch vermietet worden find. 


(7) Im übrigen finden die Vorſchriften dev Ss 1 
bis 11 entfprechende Anwendung. 


13 

(1) Der Kündigung eines Untermietverhältniffes 
kann der Untermieter nur nad) 86 widerfpreden. 
Das gilt jedoch nicht bei Wohnräumen, in denen der 
Untermieter einen eigenen Haushalt führt, und bei 
Mohn- und Gefhäftsräumen, Die er mit Einrichtungs- 
ſtücken ausgeftattet bat. 

(2) Einem Untermietverhältnis fteht es gleich, wenn 
ein Hauseigentümer oder jemand, dev einen Raum 
auf Grund eines Erbbaurechts, Nießbrauchs oder eine? 
ähnlichen Rechtsverhältniſſes innehat, einen Teil des 
von ihm ſelbſt im Haufe genutzten Raumes vermietet. 


22 
Der Mieter kann auf die ihm nad) der Kündigungs— 
ihubverordnung zuftehenden Rechte nicht verzichten. 
Der Anſpruch auf Zahlung einer Entihädigung nad) 
diefer Verordnung unterliegt nicht dev Wfändung. 


Das Verfahren vor den Preisbehörden 
815 

Die nach $ 8 der Kündigungsſchutzverordnung zu- 
ftändigen Vreisbehörden entfcheiden durch einen Be— 
amten, der zum Richteramt befähigt ſein oder die 
Prüfung zum höheren Verwaltungsdienſt abgelegt 
haben muß. Die im $ 20 Abſ. 3 Sat 2 bezeichnete 
Behörde kann zulaffen, daß die Entſcheidung durd) 
einen anderen Beamten der Vreisbehörde getroffen 
wird, 

$ 16 

(1) Srtlich zuftändig ift die Dreisbehörde, in deren 
Bezirk das Mietgrundftüc Fiegt. 

(2) Die nad Abi. 1 zuftändige Behörde ift nicht 
zur Enticheidung befugt, wenn ein Mietverhältnis 
gefündiqt wird, an dem der betreffende Kreis (Ge 
meinde, Amt) ald Mieter oder Vermieter beteiligt ift. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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In diefem Fall beauftragt die nad) $ 20 Abſ. 3 Satz 2 
genannte Behörde eine andere Preisbehörde mit der 
Enticheidung. 


$ 17 
(1) Die Enticheidung der Dreisbehörde ergeht nad) 
mündlicher Verhandlung. Die Entfcheidung darüber, 
ob die im$4 aufgeführten Vorausſetzungen vorliegen, 
fann ohne mündliche Verhandlung getroffen werden. 


(2) Die Beteiligten find nad) dem Eingang des An— 
trags bei der Wreisbehörde unverzüglich zu der münd- 
lichen Verhandlung zu laden. Die Cadungsfrift be- 
trägt drei Tage. 

(3) Sind die Beteiligten ordnungsgemäß geladen 
und ift die Sache zur Entfcheidung reif, Jo kann Die 
Vreisbehörde auch in ihrer Abwejenheit enticheiden. 


8 18 

(1) Die Vreisbehörde erhebt die erforderlichen Be. 
weife. Die Beteiligten und Dritte find verpflichtet, 
ihr über alle das Mietverhältnis betreffenden Tat- 
Sachen Auskunft zu erteilen. Die Verordnung über 
Austunftöpflicht vom 13. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl.J 
S. 723) findet entiprechende Anwendung. 

(2) Die Gerichte haben den Vreisbehörden Recht 
hilfe zu leiften. Bedarf e8 zur Herbeiführung einer 
wahren Ausfage der Vereidigung eines Zeugen, ſo 
ift der Eid vom zuftändigen Gericht abzunehmen. 


$ 19 

(1) In der mündlichen Verhandlung hat die Preis: 
behörde in erſter Linie auf eine gütliche Einigung der 
Beteiligten hinzuwirken. Verpflichtet ſich der Ber: 
mieter, den Mieter entiprechend dem Vorſchlag der 
Vireisbehörde zu entihädigen, jo ift jeine Erklärung 
zu Vrotofoll zu nehmen. Das gleiche gilt, wenn fid) 
die Beteiligten vergleiden. 

(2) Die Enticheidungen find jchriftlich zu begrün- 
den und den Beteiligten zuzuftellen. 

(3) Aus einem vor der Vreisbehörde geſchloſſenen 
Vergleich, aus einer Verpflichtungserflärung nad) 
Abf. 1 ſowie aus einer Enticheidung der Preisbehörde 
findet die gerichtliche Zwangsvollſtreckung ftatt. 


s 20 

(1) Gegen die Enticheidungen der Preisbehörde 
kann Beichwerde erhoben werden. 

(2) Die Beichwerde ift binnen zwei Wochen nad) 
Zuſtellung dex Entſcheidung bei der Vreisbehörde zu 
erheben. Sie kann nur darauf geſtützt werden, daß 
die Entiheidung auf einer Verlegung des Geſetzes 
beruht. 
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(3) Erachtet die Vreisbehörde die Beſchwerde für 
begründet, fo hat fie ihr abzubelfen; andernfalls ift 
die Beſchwerde der Preisüberwachungsſtelle — in 
Berlin dem Stadtpräfidenten der Reichshauptſtadt 
Berlin — zur Enticheidung vorzulegen. 

(4) Eine nicht ordnungsmäßig erhobene Beſchwerde 
ift ohne fachliche Prüfung als unzuläffig zurückzu— 
weiſen. 

(5) Die im Abſ. 3 Satz 2 genannte Behörde kann 
die Nachprüfung oder Vornahme einzelner tatſäch— 
licher Feftitellungen anordnen. Sie fann eine Sad 
zur nochmaligen Verhandlung und Entſcheidung an 
die Preisbehörde zurüdverweiien. 


Ss 21 
Für das Verfahren werden Gebühren nad) der Ver— 
ordnung Über die Koftenpflicht und Koftenerhebung 
in Miet- und Vachtpreisiachen vom 29. Dezember 

1938 (Deuticher Reichsanz. u. Dreuß. Staatsanz.1939 

Nr. 2) mit folgender Maßgabe erhoben: 

1. Der Wert des Gegenftandes iſt in Höhe des 
Wierteljabresmietzinfes feſtzuſetzen. 

, Vergleichen ſich die Beteiligten vor der Preis— 
behörde, fo ermäßigt fich die Gebühr auf die 
Hälfte. | 

3. Die Gebühr iſt dem Mieter aufzuerlegen, wenn 
fein Wideripruch als unzuläffig oder als unbe. 
aründet zurüdgewielen wird. 

4. Für die Beſchwerde wird die gleiche Gebühr 
wie für das Verfahren vor der Vreisbehörde 
erhoben. Hat die Beſchwerde Erfolg, fo wird 
feine Gebühr erboben. 


m 


Schluß. und UÜbergangsvorſchriften 
S 22 

(1) Diefe Verordnung tritt mit dem auf die Ver— 
fündung folgenden Tage In Kraft. 

(2) Bis zum Ablauf von zwei Wochen nad) dieſem 

Zeitpunkt können die Beteiligten ihre Rechte aus der 
Ründigungsichukverordmung und aus dieſer Verord- 
nung auch dann noch geltend madyen, wenn jie die in 
der Kündigungsſchutzverordnung vorgejehenen For— 
men nicht beachtet haben oder wern die dort geſetzten 
Friften verftrichen find. Das gleiche gilt, wenn der 


Berlin, den 24. Juni 1939, 


IM M 


Vermieter vor Ankrafttreten der Kündigungsſchutz— 
verordnung gekündigt oder die Verlängerung eines 
Vertrags abgelehnt bat. 


(3) Der Widerfpruc des Mieters ift ausgeſchloſſen, 
wenn er rechtöfräftig zur Räumung verurteilt ift, 
oder wenn er vor Inkrafttreten der Kündigungsſchutz— 
verordnung geräumt oder ſich durch befondere Ver- 
einbarung zur Räumung verpflichtet hat oder wenn 
der Vertrag vor diefem Zeitpunkt abgelaufen ift. 


Reichögejebblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


(4) Die Vreisbehörde hat über Einwendungen, 
welche dev Mieter vor dem Inkrafttreten der Ründi- 
gungsſchutzverordnung bei ihr gegen eine Kündigung 
erhoben bat, unter finngemäßer Amvendung dev SS 1 
und 4 der Kündigungsſchutzverordnung zu entſcheiden. 


(5) Sat der Vermieter vor Inkrafttreten dieſer 
Verordnung bei der Vreisbebörde eine Entſcheidung 
über den Widerſpruch des Mieters beantragt, fo find 
die Vorfchriften diefer Verordnung finngemäß anzu 
wenden mit Ausnahme des $ 3. Gegen die Entſchei— 
dung über den Widerſpruch des Mieters fann Die 
Beichwerde bis zum Ablauf won zwei Wochen nad) 
Inkrafttreten diefer Verordnung auch dann nod) er: 
hoben werden, wenn die im $ 20 Abi. 2 feſtgeſetzte 
Friſt verftrichen iſt. 

8323 

Das Gericht hat einen Rechtsſtreit über die Her— 
ausgabe von Mieträumen bis zur Entſcheidung der 
Vreisbehörde auszuſetzen, wenn der Vermieter vor 

nfrafttreten diefer Nerordnung die Räumungsflage 
erhoben bat und der Mieter feine Nechte aus 22 
geltend macht. 

Ss 24 

(1) Die Kündigung eines Mietverhältnifjes ift 
nicht deshalb nichtig, weil der Vermieter dem Mieter 
unter Verftoß aegen die Verordnung Über das Ver— 
bot von Vreißerhöhungen vom 26. November 1936 
(Reichsgeſetzbl. 1S.955) gekündigt bat. Dies gilt 
auch für Mietverbältniffe dex im $ I der Kündiaunas 
—— und der im $2 Ziffer 2 und 3 dieſer 

Nerordnung bezeichneten Art. 


(2) Die Vorichrift des Abſ. 1 findet auch dann 
Anwendung, wenn dem Mieter vor Inkrafttreten 
diefer Verordnung gekündigt it. 


Der Reichskommiſſar für die Preisbildung 
Maaner 
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Verordnung über die Einführung des Geſetzes Über Abwertungsgewinne 
in der Dſtmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Vom 30. Inni 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
Öfterreichs mit dem Deutfchen Neid) vom 13. März 
1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 237), des Erlafjes Des 
Führers und Reichskanzlers über die Verwaltung der 
fudetendeutfchen Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Reidys- 
geſetzbl. I ©. 1331) und von $ 7 des Geſetzes über Ab⸗ 
wertungsgewinne vom 23. Dezember 1936 Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 1126) wird verordnet: 


$1 
In der Oftmark und im Reichsgau Sudetenland 
gelten: 
1. das Gefeß über Abwertungsgerwinne vom 
23. Dezember 1936 (Reichsgeſetzbl. I S. 1126), 


2, die Erfte, Zweite, Dritte und Vierte Verordnung 
zur Durchführung des Gefetes über Abwertungs— 
gewinne vom 28. Dezember 1936 (Reichs. 
geſetzbl. IS. 1151), vom 20. März 1937 Reiche» 
geſetzbl. I S. 421), vom 23. April 1937 (Reichd- 
gefehbl. I S.547) und vom 11. Mai 1937 
(Reichögefeßbl. I ©. 587), 


3. die Belanntmachung über die Koften des Be- 
ichwerbeverfahrens vom 2. März 1937 (Deutjcher 
Neichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 52) und 
die Bekanntmachung über die Erfaffung von Ab- 
wertungsgerwinnen bei Kontoforrentjchuldver- 
bältniffen vom 9. Juli 1938 (Deutfcher Reichsanz. 
u. Vreuß. Staatsanz. Nr. 158). 


82 

(1) Als Abwertungsgewinn gilt der Unterſchieds— 
betrag zwifchen dem Reichsmarkgegenwert der Ver- 
bindlichkeit in ausländifcher Währung an dem Tage 
ihrer Entftehung und dem Reichsmarkgegenwert an dem 
Tage, an dem die Befreiung des Schuldners von der Der- 
bindlichkeit in ausländijcher Währung eintritt. Iſt die 
Verbindlichkeit eines Schuldners, der in der Oftmarl 


am 17, März 1938 oder im Neichdgau Sudetenland 


am 11. Oftober 1938 feinen Wohnfig oder gewohn- 
lichen Aufenthalt, Sit oder Ort der Leitung hatte, vor 
dem 17. März 1938 bzw. vor dem 11. Oftober 1938 
entitanden, fo tritt an die Stelle des Reichsmarkgegen— 
werts der Verbindlichkeit am Tage ihrer Entjtehung 
der nach dem Mittelfurs der amtlichen Notierungen an 
der Berliner Börfe am 17. März 1938 bzw. 11. Of 
tober 1938 zu errechnende Betrag. 


(2) Abſ. 1 gilt finngemäß für Schuldner, die am 
17. März 1938 in den gemäß $ 1 Ziffer 5 des Geſetzes 
über Gebietöveränderungen im Lande Ofterreich vom 
1. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1333) in das 
Land Bayern eingegliederten Gebietsteilen bzw. am 
11. Oftober 1938 in den gemäß $ 3 Abſ. 1 bis 4 des 
Geſetzes über die Gliederung der judetendeutjchen Ge- 
biete vom 5. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 745) in 
die Oſtmark und die Länder Dreußen und Bayern ein- 
gealiederten Gebietsteilen ihren Wohnſitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt, Sit oder Ort der Leitung batten. 


3 
(1) Bei Inländern im Sinne des $ 1 Abi. 2 Sap 1 
des Gefehes über Abwertungsgewinne vom 23. De- 
zember 1936, die nach dem 17. März 1938 ihren Wohn- 
fit oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sik oder Ort der 
Leitung aus dem Altreichsgebiet in die Oſtmark verlegt 
haben, ift ein Abwertungsgewinn auch dann zu er 
faſſen, wenn er nad) diejem Zeitpunkt, jedoch vor dem 

1. Juli 1939 angefallen ift. 


(2) Entiprechendes gilt für Jnländer, die nad) dem 
11. Oktober 1938 ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt, Sit oder Ort der Leitung aus dem Alt- 
veichögebiet in den Reichsgau Sudetenland verlegt 
baben. 

(3) Abſ. 1 und 2 gelten finngemäß für Jnländer, die 
ihren Wobnfit oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sit oder 
Ort der Peitung aus dem Altreichägebiet nach dem 
17. März 1938 in die gemäß $1 Ziffer 5 des Geſetzes 


H5140 
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1. Oktober 1938 (Neichögefeßbl. I S. 1333) in das Soweit Vorfchriften, die durch diefe Verordnung in 
Land Bayern eingegliederten Gebietsteile bzw. nad) | der Oftmark und im Reichsgau Sudetenland eingeführt 
dem 11. Oftober 1938 in die gemäß $ 3 Abf. 1 bis 4 des | werden, nicht unmittelbar angewendet werden fünnen, 
Geſetzes über die Gliederung der fudetendeutfchen Ge- find fie finngemäß anzuwenden. 

biete vom 25. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 745) in 

die Oſtmark und die Länder Preußen und Bayern ein- 5 

gegliederten Gebietsteile verlegt haben. Die Verordnung tritt am 1. Juli 1939 in Kraft. 


Berlin, den 30. Juni 1939. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 


Reinhardt 


Der Reichsminifter des Innern 
An Vertretung 
Pfundtner 


Verordnung 
zur Ergänzung der Verordnung zur Regelung der Abmeſſungen von Nadelſchnittholz*). 
Bom 30, Juni 1939, 


Auf Grund des $1 Nr. 1 und der 885 und 6 des | 14. Dezember 1938 (NReichögefehbl. I ©. 1806) feftge- 
Geſetzes über die Marktordnung auf dem Gebiete der ſetzten Friſten für den Verkauf und die Verarbeitung 
Forſt- und SHolzwirtfchaft vom 16. Oftober 1935 | vorhandener Lagerbeftände an Dachlatten und Brettern 


(Reichsgeſetzbl. I S. 1239) wird verordnet: anderer Abmeſſungen, als fie durch die Verordnung 

* ri | 1. 931 

Die im $ 1 Nbf. 1 (letter Sab) der Verordnung zur —— finb, vree ee 
yerlängent. 


Regelung der Abmeſſungen von Nadeljchnittholz vom 
Berlin, den 30. Juni 1939. 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung des Staatsjelretärs 


Parchmann 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


*) Betrifft nicht den Reichſsgau Sudetenland. 
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Zehnte Verordnung zum Reichsbürgergeſetz. 
Bom 4. Juli 1939. 


Auf Grund des $3 des Neichäbürgergejeges vom 
15. September 1935 (Reichögefebbl. I S. 1146) wird 
folgendes verordnet: 


Artikel 
Neihövereinigung der Juden 
81 

(1) Die Juden werden in einer Reichsvereinigung 
zufammengejfchlofjen. 

(2) Die Reichsvereinigung ift ein rechtsfähiger Ver— 
ein. Sie führt den Namen „Reichövereinigung der 
Juden in Deutjchland‘ und hat ihren Sik in Berlin. 

(3) Die Reichövereinigung bedient ſich als örtlicher 
Sweigftellen der jüdifchen Kultusvereinigungen. 


2 
(1) Die Reichsvereinigung hat den Zwed, die Aus- 
wanderung der Juden zu fördern. 
(2) Die Neichövereinigung ift außerdem 
1. Träger des jüdiſchen Schulmejens, 
2, Träger der freien jüdiſchen Wohlfahrtspflege. 


(3) Der Reich8minifter des Innern kann der Reid)s- 
vereinigung weitere Aufgaben übertragen. 


3 
(1) Der Reichsvereinigung gehören alle ftaatsange- 
börigen und ftaatenlofen Juden an, die ihren Wohnſitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im NReichägebiet haben. 

(2) Im Falle einer Mifchebe ift der jüdijche Teil nur 

Mitglied, 

a) wenn der Mann der jüdifche Teil ift und Ab— 
kömmlinge aus der Ehe nicht vorhanden find 
oder 

b) wenn die Abkömmlinge ald Juden gelten. 


(3) Juden fremder Staatsangebörigkeit und den in 
einer Miſchehe lebenden Juden, die nicht bereit3 nad) 
Adi. 2 Mitglieder find, ift der Beitritt zur Reichöver- 
einigung freigeitellt. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


4 
Die Neichövereinigung unterfteht der Aufjicht des 
Reichsminifters des Innern; ihre Satung bedarf feiner 
Genehmigung. 


$5 

(1) Der Reichöminifter des Innern kann jüdijche 
Vereine, Organifationen und Stiftungen auflöfen oder 
ihre Eingliederung in die Reichövereinigung anordnen. 

(2) Im Falle der Auflöfung gelten für die Liquida- 
tion die Vorfchriften des bürgerlichen Rechts. Der 
Reihsminifter des Innern kann jedod, Liquidatoren 
beitellen und abberufen und die Art der Liquidation 
abweichend von den Beltimmungen des bürgerlichen 
Rechts regeln. Nach Durchführung der Liquidation ift 
das Vermögen der aufgelöften jüdijchen Einrichtungen 
auf die NReichsvereinigung zu übertragen. 

(3) Im Falle der Eingliederung fällt das Vermögen 
der betroffenen jüdijchen Einrichtungen an die Reichs— 
vereinigung. Eine Liquidation findet in diejen Fällen 
nicht ftatt. Für die Verbindlichkeiten der eingegliederten 
Einrichtungen baftet die Reichövereinigung mit ihrem 
gefamten Vermögen. 

(4) Der Reihöminifter des Innern kann Sabungs- 
beftimmungen und Beſchlüſſe der jüdijchen Vereine, 
Drganijationen und Stiftungen aufheben und ändern, 
wenn fie über die Verwendung des Vermögens von 
diefen Vorfchriften abweichende Beltimmungen ge 
troffen haben. “Juden, die auf Grund der nachträglid) 
aufgehobenen Sabungsbeftimmungen oder Bejchlüffe 
etwas erlangt haben, find der Reichövereinigung zur 
Herausgabe nach den Grundfäßen der ungerechtfertigten 
Bereicherung verpflichtet. 


Artikel I 
Füdiiches Schuliwejen 
86 
(1) Die Reichsvereinigung der Juden iſt verpflichtet, 
für die Beichulung der Juden zu forgen. 


(2) Zu diefem Imede hat die Reichövereinigung die 
notwendige Zahl von Volköfchulen zu errichten und zu 


279 


Im 
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unterbalten. Sie kann außerdem Mittel- und höhere 
Schulen ſowie Berufs- und Fachſchulen und jonftige 
Schulen oder Unterrichtsfurfe unterhalten, Die der Aus: 
wanderung der Juden förderlich find. 


(3) Die Reidysvereinigung hat für die Ausbildung 
und Kortbildung der Lehrer der von ihr unterhaltenen 
Schulen zu forgen. 


(4) Die von der Reichsvereinigung unterhaltenen 
Schulen find Privatſchulen. 


87 
Juden dürfen nur Schulen beſuchen, die von der 
Reichsvereinigung unterhalten werden. Sie find nad) 
Mafgabe der allgemeinen Vorjchriften über die Schul- 
pflicht zum Beſuch diefer Schulen verpflichtet. 


88 

(1) Die beftehenden öffentlihen und privaten jüdi- 
ihen Schulen, Einrichtungen der jüdiſchen Lehrer- 
bildung und fonftigen jüdifchen Erziehungseinrihtun- 
gen werden aufgelöft, wenn die Reichsvereinigung fie 
bis zu einem von dem Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung im Einvernehmen mit 
dem Reichsminiſter des Innern zu beſtimmenden Ter— 
min nicht übernimmt. 


(2) Vermögen von Juden, das für den Betrieb der 
jüdifchen Schuleinrichtungen benußt worden ift, ift der 
Reichsvereinigung auf Anforderung gegen angemefjene 
Entſchädigung zu überlaffen. Über die Berechtigung 
der Anforderung foldhen Vermögens für den Betrieb 
der jüdifchen Schuleinrichtungen und über Die Höhe der 
Entichädigung enticheidet in Zweifelsfällen die Schul⸗ 
aufſichtsbehörde unter Ausſchluß des Rechtswegs. 


689 

Die im Beamtenverhältnis ſtehenden Lehrkräfte der 
jüdiſchen Schulen treten mit dem Ablauf des 30. Juni 
1939 in den Ruheſtand. Sie find verpflichtet, eine ihnen 
von der Reich&vereinigung der Juden angebotene Be- 
ichäftigung an einer jüdifchen Schule anzunehmen. 
Andernfalls verlieren fie den Anſpruch auf Rubegehalt. 
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$ 10 

Die Vorfchriften des Reichs und Landesrechts über 
die Beichulung von Juden, insbefondere über die Zu- 
laffung von Juden zum Schulbeſuch, über die Errid)- 
tung und Unterhaltung öffentlicher jüdischer Schulen 
ſowie über die Bereitftellung öffentlicher Mittel für 
Zwecke des jüdifchen Religionsunterrichts, treten außer 
Kraft. 


s 11 
Das jüdifche Schulwefen unterfteht der Aufficht des 
Reichsminiſters für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volte- 
bildung. 


Artikel IN 


Jũdiſche Wohlfahrtspflege 

812 
Die Reichsvereinigung bat als Träger der jüdifchen 
freien Wohlfahrtspflege ($35 a Abf. 1 Sat 1 der Reichs— 
grundſätze über Vorausſetzung, Art und Maß der öffent- 
lichen Fürforge vom 1. Auguft 1931, Reichsgeſetzbl. I 
S. 439, in der Faffung der Verordnung über die öffent- 
liche Fürforge für Juden vom 19. November 1938, 
Reichsgeſetzbl. I ©. 1649) nad) Mafgabe ihrer Mittel 
Hilfsbedürftige Juden fo ausreichend zu unterflügen, 
daß die öffentliche Fürſorge nicht einzutreten braucht. 
Sie hat Vorſorge zu treffen, daß für anftaltSpflege- 
bedürftige Juden ausſchließlich für fie beftimmte An 

ftalten zur Verfügung ftehen. 


Artifel IV 
Schlußbeſtimmungen 
$ 13 


Eine Entſchädigung für Nachteile, die durch die 
Durchführung diefer Verordnung entftehen, wird nicht 
gewährt. 


g 14 
(1) Der Neichsminifter des Innern erläßt die zur 
Durchführung der Verordnung erforderlichen Vor— 
ichriften. 
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(2) Soweit das jüdifche Schulweſen betroffen wird, 
werden die Vorjchriften von dem Reichsminifter für 
MWiffenfchaft, Erziehung und Volksbildung im Einver- 
nehmen mit dem NReichöminifter des Innern erlafjen. 
Das gleiche gilt für Maßnahmen auf Grund des 55, 
wenn die betroffene jüdische Einrichtung zum Geſchäfts— 


Berlin, den 4. Juli 1939. 
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bereich des Reichäminifters für Wiſſenſchaft, Erziehung 
und Volksbildung gehört. 


$ 15 
Die Inkraftießung diefer Verordnung für die Oft- 
mark bleibt vorbehalten. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
Frick 


Der Stellvertreter des Führers 
N. Heß 


Der Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 
Ruſt 


Der Reichsminiſter für die kirchlichen Angelegenheiten 
Kerrl 





Verordnung zur Änderung der Lederpreisverordnung“). 
Bom 4. Juli 1939, 


Auf Grund des Gefeßes zur Durchführung des Vier- 
jahresplans — Beitellung eines Reichskommiſſars für 
die Dreisbildung — vom 29, Oftober 1936 (Reichs- 
geſetzbl. I S. 927) wird mit Zuftimmung des Beauf- 
tragten für den Vierjahresplan verordnet: 


$1 
Die Verordnung über die Bildung von Preiſen umd 
Entgelten auf dem Gebiete der Lederwirtſchaft (Leder: 
preißverordnung) vom 29. April 1937 GReichsgeſetzbl. I 
&.553) in der Faſſung der Verordnung zur Abände- 
rung des Zuſtändigkeitsgebietes der Lederpreisverord- 


Berlin, den 4. Juli 1939. 


nung vom 18. Auquft 1937 (NReichögejeßbl. I ©. 909) 
und der Verordnung über die Erweiterung des Gel— 
tungäbereich8 derXederpreisverordnung vom 25. Auguſt 
1938 (Neichsgefeßbl. I ©. 1057) wird wie folgt ge- 
ändert: 

Im $1 Abi. 2 Sat 2 werden die Worte: 

„auch Galläpfel (Nr. 94e des Statiftifchen Waren- 
verzeichnijjes), Dagegen‘ 
geitrichen. 
82 

Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün— 

dung in Kraft. 


Der Reichskommiſſar für die Preisbildung 


In Vertretung 


Dr. Flottmann 


*) Betrifft wicht die Dftmarl und den Reichsgau Sudetenland. 


Im 
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Bekanntmachung 
der neuen Faſſung des Geſetzes, betreffend Die 
Bergütung des Stafanzolles bei der Ausfuhr 
bon Kakaowaren“*) 


Bom 4, Juli 1939 


Auf Grund des $ 112 des Zollgeſetzes vom 20. März 
1939 (Reichögefekbl. I S.529) wird das Geſetz, be, 
treffend die Vergütung des Kakaozolles bei der Aus- 
fuhr von Kafaowaren, vom 22. April 1892 (Reidye- 
geſetzbl. S. 601) in der vom 1. Auguft 1939 ab gelten. 
den Faſſung nachftehend befanntgegeben. 


Berlin, 4. Juli 1939 
Der Reibhsminifter der Finanzen 


In Vertretung 
Reinhardt 





° Betrifftmicht die Dftmarkund die judetendeutichen Gebiete. 


* * 
:* 


Geſetz 
über die Bergütung des Kakaozolles 
bei der Ausfuhr von Kakapwaren 


Bei der Ausfuhr von Waren, zu deren Herſtellung 
Kakao verwendet worden ift, kann nad) näherer Be- 
ftimmung des Reichäminifters der Finanzen ber Zoll 
für die verwendete Menge von rohen Kakaobohnen 
ganz oder teilweiſe vergütet werden. 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint im zwei gefonderten Teilen — Teil Ind Teil I — 

* ortlaufender Bezug nur durd) die Poftanftalten. Beyugspreis vierteljährlich für Teill = 23,90 AM, für Teil = 2,59 AN. 
Ginzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer mur vom Reichsverlagsamt, Berlin NAB 40, Scharuhorſtſtraße Wr. 4 
Fernſprecher: 429265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Einzelnummern werden nab dem Umfang berechnet. 
Preis für den ahtieitigen Bogen 15. An/, aus abgelaufenen Iahrgängen 10. Af, ausſchließlich der Portdruckfachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 

Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Berordnung zur Änderung der Verordnung zur Ordnung der Getreidewirtichaft. 
Bom 30. Juni 1939. 


Auf Grund des Gefeges zur Ordnung der Getreidewirtichaft vom 27. Juni 1934 (Reichsgeſetzbl. I ©. 527), 
der 8$ 1 und 6 des Gefeßes zur Sicherung der Getreidepreife vom 26. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I ©. 667) 
und des Gefeßes zur Durchführung des Vierjahresplans — Beftellung eines Reichskommiſſars für bie 
Vreisbildung — dom 29. Oktober 1936 (rReichsgeſetzbl. I S. 927) wird mit Zuftimmung des Beauftragten 

. für den Vierjahresplan verordnet: 
Artikel l 

Die Anlagen II (Weizen) und IV (Futterhafer) der Verordnung zur Ordnung der Getreidewirtfchaft in Der 
Faffung der Verordnung zur Regelung der Getreidepreife im Mirtfehaftsjahr 1938/39 vom 29. Juni 1938 
(Neichsgefeßbl. I S. 711), der Verordnung zur Regelung ber Getreidepreife für das Land Ofterreih im 
Wirtſchaftsjahr 1938/39 vom 23. Dezember 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1994), der Verordnung zur Regelung 
der Getreidepreife für die fudetendeutfchen Gebiete im Wirtſchaftsjahr 1938/39 vom 27. Februar 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S.339) und der Anderungsverordnung dom 28, Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 351) 
werben wie folgt geändert: 

1. Weizen: Für die Zeit vom 1. bis 15. Juli 1939 gilt für Weizen der Preis (Grundpreis einfchließlid) 
Zufchlag) des Monats Juni 1939. 

2. Autterhafer: Für die Zeit vom 1. bis 15. Auguft 1939 gilt für Futterhafer der Preis (Grundpreis 
einfchlieflich Zufchlag) des Monats Juli 1939. 

Artikel 2 

Die im Artikel 3 der Verordnung zur Regelung der Getreidepreife für das Land Ofterreich im Wirtſchaftsjahr 
1938/39 vom 23. Dezember 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1994) feitgefeßte Erhöhung der Grundpreife für Weizen 
um 50 Reichsmark und für Futterhafer um 3 Reichsmark je Tonne bleibt für Weizen bis zum 15. Juli 1939 
und für Futterhafer bis zum 15. Auguft 1939 beftehen. 


AUrtilel 3 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1939 in Kraft. 


Berlin, den 30. Juni 1939. 


Der Reichsſskommiſſar für die Preisbildung 
In Vertretung 
Dr. Flottmann 


Der Reichdminifter für Ernährung und Landwirtichaft 
Im Auftrag 
Schufter 


Reichögefegbl. 1939 I 280 
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Auf Grund des Gefeßes zur Ordnung der Getreidewirtfchaft vom 27. Juni 1934 (Reichsgeſetzbl. IS. 527), der 
$8 1 und 6 des Geſetzes zur Sicherung der Getreidepreife vom 26. September 1933 (Reichögejetbl. I ©. 667) 
und des Geſetzes zur Durchführung des Vierjahresplans — Beftellung eines Reichskommiſſars für die Preis- 
bildung — vom 29. Oktober 1936 (Reichögefebbl. I S. 927) wird mit Zuftimmung des Beauftragten für 
den Vierjahresplan verordnet: 


Artikel 1 

Die Verordnung zur Ordnung der Getreidewirtfchaft in der Faſſung vom 10. Juli 1935 (Reichögefebbl. I 
S. 1006) und der Anderungsverordnungen vom 10. Juli 1936 (Reichsgeſetzbl. I ©. 544), vom 6. Oftober 1936 
(Reichsnefehbl. 1 S. 873), vom %. November 1936 (Neichögefetbl. I S. 92), vom 26. Juni 1937 (Reidh8- 
geſetzbl. I S. 700), vom 28. Juni 1937 (Reichögefegbl. I S. 702), vom 11. Februar 1938 (Reichögefegbl. I 
S. 192), vom 29. Juni 1938 (Reichögefetbl. I S. 711), vom 23. Dezember 1938 (Reichögefeßbl. I ©. 1994), 
vom 27. Rebruar 1939 (Reichögefeßbl. I S. 339) und vom 28. Februar 1939 (NReichögefeßbl. I S. 351) wird 
wie folgt geändert: 


Die Anlagen I bis IV erhalten die aus der Beilage zu diefer Verordnung erfichtliche Faſſung. 


Artifel 2 
(1) Die Verordnung tritt, ſoweit fie fi) auf Weizen bezieht, am 16. Juli 1939, joweit fie fi) auf Futter— 
bafer bezieht, am 16. Auquft 1939, im übrigen aber mit Wirkung vom 1. Juli 1939 in Kraft. 
(2) Die in diefer Verordnung feftgelegten Preisgebiete bleiben von einer etwaigen Anderung der ſtaatlichen 
VBerwaltungsbezirke unberübrt, 
Artikel 3 
(1) Artitel 3 der Verordnung zur Regelung der Getreidepreije für das Rand Öfterreih im Wirtſchafts— 
jahr 1938/39 vom 23. Dezember 1938 (Neichögefeßbl. I S. 1994) wird dahin geändert, daß der Aufichlag zum 
Grundpreis bei Weizen auf 40 Reichsmark je Tonne berabgejeßt wird und daß der Auffchlag zum Grund: 
preis bei Futterhafer entfällt. 
(2) Die Ergänzung der Anlage III (Futtergerfte) für die Oſtmark bleibt vorbehalten. Bis auf weiteres 
bleiben in der Oftmark für Futtergerfte die Vorfchriften der Verordnung über das Verbot von Dreiserböbungen 
im Lande Öfterreich vom 29. März 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 340) unberührt. 


Berlin, den 30. Juni 1939. 


Der Reichſkommiſſar für die Preisbildung 
In Vertretung 


Dr. Klottmann 


Der Reichsminifter für Ernährung und Landwirtichaft 
Im Auftrag 
Schuſter 
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Beilage 
der vorftehenden Verordnung zur Regelung der Getreidepreife 
im Wirtfchaftsiahr 1939/40 





Breisgebiete und Preiſe 


nad) den — des 8 13 der Berordnung zur Ordnung der Getreidewirtſchaft 
— Anlage 1 bis IV = 


Anlage ! 
Roggen 
Preisgebiet RI 
Provinz — Land Kreis 
ROMMELN.. 2.244444. +- Grenzmarf 
Dofen-Weftpreußen ... | Deutih Krone 
@dleilen.........:..--: DD ee Beuthen (Oberjchlef), Kreuzburg (Oberſchleſ) 
Stadtkr. Leobſchütz 
Beuthen⸗Tarnowitz Neiße, Stadtkr. 
Coſel Neiße, Landkr. 
Gleiwitz, Stadtkr. Neuſtadt (Oberſchleſ) 
Groß Strehlitz Ratibor, Stadtkr. 
Grottkau Ratibor, Landkr. 
Guttentag Roſenberg (Oberſchleſ) 
Hindenburg (Oberſchleſ), Toſt-⸗Gleiwitz 
Stadtkr. | 
Sudetenland ...-.-.---- —— a insgefamt, 
außer Kreis Grulic) 
Der Vreis für inländifchen Roggen beträgt im Preisgebiet RI für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
m Juli 1030.......*2*6*4 165, — — 165, — 
im Auguft 1939 ................ ....2264 165, — 2,— 167,— 
im September 1939 ....... ........4*** 165, — 4,— 169, — 
im Oktober 1939 ......-.--.sreesennnnnnnn nenn 165, — 6,— 171,— 
im November 1939 ............. sonne nnren nenne 165, — 8,— 173, — 
im Dezember 1939 ................2*4 165, — 10,— 175, — 
im Januar 1940 .................**22262* 165, — 12, — 177,— 
im Februar 1940 ............... ....*2*64 165, 14,— 179,— 
— 165,— 16,— 181,— 
a N 2 ans ae nase ET RER 165, — 183,- 
——— a EN 165, 20, 185, 
im Juni 1940................ .....*2624* 165, 22, — 187, 


Preisgebiet R Il 









Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Ditbreußen...........-- Gumbinnen ........ Ebenrode Tilfit, Stadtkr. 
Goldap Tilſit⸗Ragnit 
Pogegen Treuburg 
Schloßberg (Oſtpr) 
Allenſtein Johannisburg Ortelsburg 
Lötzen Oſterode (Oſtpr) 
Lyck Sensburg 
Neidenburg | 
Weſtpreußen ... ........ Marienwerder | Rofenberg (Weſtpr) 
BEER... 20 +, 05 Grenzmark 
Poſen-Weſtpreußen . . | Flatow Schlochau 


Im 
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Noch Preisgebiet RI 
Der Vreis für inländifhen Roggen beträgt im Dreisgebiet R II für die Tonne: 























Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reich smart Reichsmark Reichsmark 
im mi 1989 .... 000000000000 — 166, — — 166, — 
im Yuauft 1989 .....:.00000 00 ran ine 166, 2,— 168, — 
im September 108308.... 166,—- 4,— 170,— 
EN — 166, 6,— 172, 
um Rusesiber 1908 ..-.- 2... ee 166,— 8,— 174, 
im. Desssaber 1080 .: ...:: an aan Wear de ae 166,- 10,— 176,- 
im Ianuar IMO -.....urs00enssennenneunnen sn. 166,- 12, - 178,— 
ID - 2.242 0 166,- 14,- 180, 
In März IMO ...-.. —— 166, 16, 182, 
In I .ruueie 166, 18, 184, 
en Di 12 enden 166,— 20,— 186, — 
im Tl IDNO.-  nn4 166 22,- 188,- 
Preisgebiet R Ill 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
ee a Brieg, Stadtfr. Habeljchwerdt 
Brieg, Landkr. Militich 
Frankenſtein (Schlei) Namslau 
Glatz Reichenbach (Eulengeb) 
Groß Wartenberg | Streblen Ä 
we RER ange Falkenberg (DOberfchlef) | Oppeln, Landfr. 
Oppeln, Stadtlr. 
Sndetenland .......-.-- ee! Grulich 
Der Preis für inländiſchen Roggen beträgt im Preisgebiet RIII für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichs mart 
Br VE aan enter 167,— — 167,— 
a ER VD E 2 0.4. 5 un 0a ae RE is a 167,— 2,- 169, - 
im September 1388: RER: 167,— 4,—— 171,— 
is Ditober 1889; .- : - umdmasan 167,— 6, 173, 
RO FEED 2 ET ers era an 167,— 8, 175,- 
Br Desemibet TOD -: vorne Sean ante 167,— 10,— 177, 
im Januar MO -.....:0:.n0r0cunnnen es enennn en 167,— 12,— 179, 
in ebene KR: 5 an men aaa ana 161,— 14,— 181, 
Im Mit IM... nenne 167,— 16,— 183,- 
BE IE TE PR 167,— 18,— 185, - 
— N ee ae 167,— 20, — 187,— 
m Aut IMG: —— 167, 22, 189, 
PBreisgebiet R IV 
Provinz — Land Kreis 











BOMMELN. 22-2 2e 220 Srenzmarf 
Viojen-Meftpreußen.... | Drambura Neuftettin 
Netzekreis Schneidemühl, Stadtkr. 
Der Preis für inländiſchen Roggen beträgt im Preisgebiet RIV für die Tonne: 

Grundpreis Quichlaa insgeſamt 

Reichsmart Reichömart Reichsmart 
inn 168,— — 
im Yan 0 45 nina 168, 2, 170, 
im September 1989 ..u.::0uus sus 0me he 168,— 4, 172, 
in Diebe 1889 2. —— 168, — 6, 174, 
I DEE TEE 5 EEE Han as 168, — 8,- 176, 
193B nur enananhe rn nie 168, 10, 178, 
im Tommae MO -....-.0400 168, 12, 180, 
m Kebenar. WO... eaeckrunune 168, — 14, 182, 
RD en een 168, — 16, 184, 
6 163, — 18, 186, 
SE, ne a ENT, TARA 168, 20, 188, 
AR En 1 TERN RE 168, 22, 190, 








IT INN 





Preisgebiet R V 








Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Ditprenfßen.....-------- Königsberg .....-.+--- Braunaberg (Oſtpr) Mohrungen 

Gerdauen VPreußiſch Holland 
Heilsberg Raſtenburg 

Gumbinnen .........-- Angerapp Inſterburg, Stadtfr. 
Angerbura Inſterburg, Landkr. 
Elchniederung Memel, Stadttr. 
Gumbinnen Memel, Landkr. 
Heydekrug 

Allenftein -............ Allenitein, Stabtir. Rößel 


Allenſtein, Landkr. 


Meftpreußen........--- Elbing, Stadtkr. Marienburg (Weitpr) 

Elbing, Landkr. Stuhm 

Mart Brandenburg -. .- a Pe Croſſen (Oder) Meſeritz 
Forſt (Lauſitz), Stadtkr. | Oſtſternberg 
Guben, Stadtkr. Schwerin (Warthe) 
Guben, Landkr. Sorau 
Landsberg (Warthe), Weſtſternberg 

Stadtkr. Zullichau⸗Schwiebus 
Landsberg (Warthe), | 
Landkr. 
EN ee: Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen . . | Friedeberg Reum) 

ESchleſien............. Deeannn Breslau, Stadtkr. | Schweidnitz, Landkr. 
Breslau, Landkr. Trebnitz 
Guhrau | Waldenburg Echleſ), 
Neumarkt | Stabtfr. 
Oels Waldenburg Echleſ), 
Ohlau Landkr. 
Schweidnitz, Stadtkr. Wohlau 

Bin heran Bunzlau Hirſchberg (Riefengeb), 

Frauſtadt Landkr. 


Freyſtadt GNiederſchleſ) Jauer 

Glogau, Stadtkr. Landeshut Echleſ) 
Glogau, Landkr. Liegnitz, Stadikr. 
Goldberg Liegnitz, Landkr. 
Grünberg (Schlef) Löwenberg Echleſ) 
Hirſchberg (Rieſengeb), Lüben 


— — 


Stadtkr. Sprottau 
Sudetenland ......----- N RT FETERKLNT Braunau Trautenau 
Hohenelbe 
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EEE 


Noch Preisgebiet RV 


— ——— —— — — — —— — ——— —— — 


Der Preis für inländiſchen Roggen beträgt im Preisgebiet R V für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reihömart Reichsmark Reichsmark 
169,— — 169,— 
im Yugut 169, — 2,— 171,— 
im September 1989 .......04r00u0 uns0n00000 169, — 4,— 173, — 
ine Dtober 1950 „course ernnahernun 169, — — 175,— 
I November 15B +. hin 169, — 8,— 177, — 
im Dezember 1u0008 169, — 10,— 179,— 
im Januar 1940 .....2rr2200nnsnnnnes ern nn un 0 169, — 12,— 181,— 
im Februar IM .... ui nein 169, — 14,— 183, — 
im März 140 .....00000000000 on nun ern nu 0 169, — 16,- 185, — 
I U IM... enineana anne see 169,— 18,— 187,— 
im Rei ID...» 205 0 169, — 20, — 189,— 
ö 8dd ey r en 169,— 22, — 191, — 


EEE EEE 


Preisgebiet R VI 












Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Mark Brandenburg ..... EEE 5.2 Soldin 
RE. re u, RE Pyritz Stargard (Dom), 
Saabig Stadtkr. 
JJ Belgard (Perſante) Köslin, Landkr. 
Köslin, Stadtkr. Regenwalde 
Grenzmark 


Poſen-Weſtpreußen. . | Arnswalde 


Der Preis für inländiſchen Roggen beträgt im Preisgebiet R VI für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmart 
im Juli Igö8d8g8g nennen sen nun rn 170, — — 170,— 
im Auguft 1989 .... 0.200.000 170, — „2 172, 
im September 10009.. 170,- Ar 174,— 
a DE FE ee 170,— 6,— 176,— 
TR ARE ET FREE 170, — 8— 178,— 
im Dezember 1889 .-.. 2.4... 00.0onre0nnn Herne 170,— 10,— 180,- 
im Januar 1040.. 170,— 12,— 182,- 
I: eb ID > u reinen anne 170,— 14,— 184,— 
Im März IMO ..1..000u000 nennen 170, 16,— 186, — 
im cl MD 22.0 170, — 18,— 188, — 
ET, — 170 — 20,— 190, — 
a Fr ED... 22 nern 170,— 22,— 192, — 
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Preisgebiet R VII 
Provinz — Land Regierungsbezirt Kreis 
Ditpreußen ..........+-- Königäberg ....-..---- Bartenftein (Oftpr) | Labiau 
Heiligenbeil Preußiſch Eylau 
Königsberg (Dr), Samland 
Stadtkr. Mehlau 
Mark Brandenburg ..... | Wotsdam ...........-- Vrenzlau 
Der Vreis für inländifchen Roggen beträgt im Preisgebiet R VII für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
n li 1999 ....:-20000000senneesnnnnnne ne 171,— — 171,— 
im Auguſt 1989 ...-.....eos0nccsnnesonsenne en 171,— 2, —- 173, 
im September 1939 ........0.-0ursrsn0en0r0 un. 171,— 4, - 175, — 
77 171,— 6,— 177,— 
TEE RE ER EN 171,— 8— 179, — 
m Dezember 1989... nn 171, 10,— 181, — 
im Yanmar 10 nn 171, 12,— 183,— 
im STebruar MO ..-.. 00r nennen nn 171, 14,— 185, — 
171, 16,— 187, 
UT er een 171,— 18, — 189, — 
222 171, 20, 191, 
——— —— 171, 22, 193, — 
a en 
Preisgebiet R VIII 
Provinz — Land Negierungsbegzirt Kreis 
Markt Brandenburg ...-- N Angermünde Templin 
Oſtprignitz Weſtprignitz 
Ruppin Wittenberge, Stadtkr. 
2.205 — — ——— Cottbus, Stadtkr. Königsberg (Neum) 
Cottbus, Landkr. Lebus 
Frankfurt (Oder), Lübben (Spreewald) 
Stadtkr. Spremberg (Lauſitz) 
Pommern.......... a N Re RT Bütow Rummelsburg (Dom) 
Lauenburg (Pom) Schlawe (Pom) 
— ä = 4: nenn u ———— Görlitz, Stadtkr. Lauban 
Görlitz, Landkr. Rothenburg (Oberlauſitz) 
Hoyerswerda 
Sachſen (Provinz) ...--- Magdeburg ........... Oſterburg JSalzwedel 
Melllenburg..-- Malchin Waren 
Parchim 
nn RER Niederdonau........... Gmünd Waidhofen (Thaya) 
Melt Zwettl 
Neu⸗Biſtritz 
Sudetenland ........--- er... ee Biſchofteinitz Tachau 
Luditz Tepl 
Mies 


m 
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———— — — — — — — — — — — — — — 


Noch Preisgebiet RVIII 


——— — ——— ——— — — ——— — — — — —— — ç — — — — 


Der Preis für inländiſchen Roggen beträgt im Preisgebiet RVIII für die Tonne: 


Grundpreis 

Reichsmark 
— ...2200000n0nure nenn anne nase 172,— 
im Uuguft 1989 .......00scseesnenoon0nnen nn 172, — 
im September 189... ........s00nonomenereruse 172, — 
in Oltober 188D ...:04000nrH5W0n0S0nen erh ne 172,— 
im November 1939 ......cu00s000s00n00onn00e00 172, — 
im Dezember 1939 ....................... 172,— 
im Januar 140 ......... 172,— 
im Februar 1940.....4 172, — 
im März 140 „222000000 S0 00H nun 172, — 
im Upril 1940 ....20000000 nn 172,— 
De RE IRRE sa anne ern 172,— 
im uni 140 .......000000n0 rs 000 nn n nun nenn 172, — 


Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reich smark 
* 12⸗ 
Be 174, — 
— — 
— 178 
— 180,— 
10,— 182,— 
12,— 184, — 
14,— 186, — 
16,— 188, — 
382: 190, — 
0, 192, — 
2, 194, — 


EEE 


»  PBreisgebiet RIX 


Provinz — Land 


Pommern .............. 


Schleswig⸗Holſtein . ..... 


Merlenburg ......... 


Regierungsbezirk 


a A nn 


Anklam 

Cammin (Dom) 
Demmin 
Franzburg⸗ Barth 
Greifenhagen 


Greifswald, Stadtkr. 


Greifswald, Landkr. 
Grimmen 


Greifenberg (Pom) 
Kolberg, Stadtkr. 
Kolberg⸗Körlin 


Herzogtum Lauenburg 


Kreis 


Naugard 

Randow 

Rügen 

Stettin, Stadtkr. 

Stralfund, Staädtkr. 

Ueckermünde ⸗ 
Uſedom⸗Wollin 


Stolp, Stadtkr. 
Stolp, Landkr. 


Selbſtändiger Stadtbezirk 


Güſtrow 
Neubrandenburg 
Neuſtrelitz 


Güuſtrow 
Hagenow 
Ludwigsluſt 
Roſtock 





Roſtock 
Schwerin 
Wismar 


Landkreis 


Schönberg 
Schwerin 
Stargard 
Wismar 








I Mr. 119 — Tag der Ausgabe: 7. Juli 1939 1109 


le ——— —— — — — — — — 


Noch Preisgebiet RIX 


Der Preis für inländiſchen Roggen beträgt im Preisgebiet RIX für die Tonne: 





Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
im Juli 1939 ...................42*244* 173 — 173, — 
im Auguſt 1939 ................4**22**2* 173,— 2,— 175, — 
im September 1939 ...... .......44***** 173,— 4,— 177,— 
im Oktober 1939 .......---sesesessennnnenanneen 173,— 6,— 19, — 
im November 139 ..................266 173,— 8,— 181,— 
im Dezember 1939 ........ .......444******* 173,— 10,— 183, — 
im Januar 1940 ...............4******* 173,— 12,— 185, — 
im Februar 1940 ............****2*2* 173,— 14,— 187,— 
im März 1940 ................2*2**2*26* 173,— 16,— 189,— 
im April 1940 ..............4**2*2* 173,— 18,— 191,— 
— RE 173,— 20,— 193, — 
im Juni 1940..............******4* 173,— 22, — 19, — 
DD ———— ———— — — — — — —— 
Preisgebiet RX 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Hannover ............ Bünibuitg .. 255406000. Dannenberg | Lüneburg, Landfr, 
Pünebura, Stadtkr. Uelzen 
| BAYEEm . ....- 4.404... Niederbayern 
und Oberpfalz... .... Kreißunmittelbare Stadt 
Meiden 
Landkreis 
Bergreichenftein Prachatitz 
4 Cham Regen 
Grafenau Roding 
Kötzting Tirſchenreuth 
Markt Eiſenſtein Viechtach 
Nabburg Vohenſtrauß 
Neunburg vorm Wald Waldmünchen 
Neuſtadt (Waldnaab) Wolfſtein 
Oberviechtach 
Sachſen (Land) ....... Dresden-Bautzen .. .... Bezirksfreie Stadt 
Zittau 
Landkreis 
Löbau |" Zittau 
Dftmarl ............... Miederdbonau ......... Brud (Leitha) | Krems (Donau), 
Sänferndorf CLandkr. 
Hollabrunn | Miftelbach 
Horn Nikolsburg 
Korneuburg Znaim 
Krems (Donau), 
Stadtkr. 
Oberdonau ........... Kaplitz Krummau (Moldau) 
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ae —————— —— — — — — — — 


Noch Preisgebiet RX 


Der Vreis für inländifhen Roggen beträgt im Preisgebiet RX für die Tonne: 








Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmart Reichsmark 
im Juli 1939 ............. ......442*2*** 174, — — 174,— 
im Auauft 139 ......................*24 174, - — 176, 
im September 1939 .................22* 174,- 4, —- 178, — 
im Oktober 1939 ......-..srsossnonnnnnen nennen. 174, 6,— 180,— 
im November 1939 ......2s.suennnnnnen nn nennen 174, — 182,- 
im Dezember 1939 .......... .... ........* 174, 10 184, 
im Januar 1940 ...............****2* 174, 12,- 186, — 
im Februar 1940 ...................**4* 174, 14,- 188, — 
174,— 16,- 190,— 
im April 1940 .................2*26*6* 174, — 18,- 192, — 
im Mai 1940 ..222 2220000 reeee ne 174,— 20, — 14, — 
im Juni 1940...................***2* 174,— 22, — 1%, — 
Breisgebiet R XI 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Mark Brandenburg ..... Votsdam ...-.rre re. 00 Beeskow⸗Storkow Oſthavelland 
Eberswalde, Stadtkr. Rathenow, Stadtkr. 
Jüterbog-Luckenwalde Teltow 
Niederbarnim Weſthavelland 
Oberbarnim Zauch⸗ Belzig 
Franffüut Calau | Ludau Miederlauſitz) 
Sachſen (Provinz)... -- Magdeburg ........... Gardelegen Stendal, Stadtkr. 
Jerichow II, nördlich des Stendal, Landkr. 
Plauer Kanals 
TR Heiligenftadt Müblbaufen (Thür), 
Müblbaufen (Thür), Landkr. 
Stadtkr. Worbis 
Hannover . 2222-4444 4. Hildesheim ............ Duderſtadt Göttingen, Landkr. 
Göttingen, Stadtkr. Münden (Hann. Münden) 
Weſtfalen........... a een Hörter, außer Extlave Warburg 
Lügde 
Arnberzzz Brilon Meſchede 
Heſſen-Naſſau. . ...... Ra Kreis der Eder Kalfel, Landkr. 
Kreis des Eifenberges Meljungen 
Eſchwege Rotenburg 
Frankenberg (Eder) Geſſen⸗Naſſau) 


Fritzlar⸗Homberg 
Hersfeld 
Hofgeismar 
Kaſſel, Stadtkr. 


Kreis der Twiſte 
Witzenhauſen 
Wolfhagen 
Ziegenhain 
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Noch Preisgebiet R XI 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 


DGA Exklave Calvörde 
Sudetenland ........... RB Komotau 
BE 2.220000 Aſch Karlsbad, Stadtkr. 

Eger, Stadtkr. Karlsbad, Landkr. 
Eger, Landkr. Marienbad 
Elbogen Neudetk 
Falkenau (Eger) Poderſam 
Graslitz Saaz 
Kaaden Sankt Joachimstal 


Der Preis für inländiſchen Roggen beträgt im Preisgebiet R XI für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
im Juli uasddg* 175,— 175, — 
im Auguft 1939 FIT HEUTE HE UREULEUEH TEN ERUTER 175, 7 2, F 17— 
im September 1939 .................4424 175, — 4,— 179,— 
im Oktober 1939 55 EI ILL SWENIH 175,— 6, : 181,— 
Im Renember 19888 .....::.00.:-000000000r run 175,— 8, 183,— 
im Dezember 1939 ....................... 175,— 10, 185,— 
im Januar 140 .......-.--.0rcennennnnenneenee 175,— 12,— 187,- 
im Sebruar 175,— 14, 189, — 
im Mit IMO ......200020 175, — 16, 191,— 
im April 10 d 175, 18, 193, 
m RIED». + KERLELELZEZERTER TEE 175, — 20, — 195, — 
im Juni 1940.......-.00-.-00nn0nnnnnannnn nenne 175, — 22,— 197,— 
—— — — — — — — — 
Preisgebiet RXII 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Markt Brandenburg ....- a Brandenbura (Havel), 
Stadtkr. 
Sachſen (Provinz) ..-.-- Magdeburg ....... ++. Burg (Magdeburg), Jerichow II, ſüdlich des 
Stadtfr. Plauer Kanals 
Haldensleben Wolmirſtedt 
Jerichow I | 
Meriebura RE Delitzſch Torgau 
Liebenwerda Wittenberg, Stadtkr. 
Schweinitz Wittenberg, Landkr. 
Beänncber Qüneburg ............. Gifhorn 
Heljen-Naflan....-.---- BE rer Fulda, Stadtkr. Marburg (Lahn), Stadtkr. 
Fulda, Landkr. Marburg (Lahn), Bandit. 
Hünfeld 


INN 
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Noch PBreisgebiet R XII 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 


BEER » nee Niederbayern 
und Oberpfalz....... Kreisunmittelbare Stadt 
Amberg Regensburg 
Deggendorf Schwandorf (Bad) 
Neumarkt (Oberpf) Straubing 
Daffau 
Landkreis 
Amberg Neumarkt (DOberpf) 
Beilngries Varöberg 
Bogen Paſſau 
Burglengenfeld Pfarrkirchen 
Deggendorf Regensburg 
Eggenfelden Niedenburg 
Eſchenbach (Oberpf) Straubing 
Griesbach Sulzbadh-Rofenbera 
Kemnath Vilshofen 
Landau (Iſar) Wegſcheid 
Oberfranken 
und Mittelfranfen.... Kreisunmittelbare Stadt 
Bahreuth | Neuftadt (Coburg) 
Coburg Rodach (Coburg) 
Eichftätt Schwabach 
Hof Selb 
Kulmbach Weißenburg (Bay) 
Marktredwitz 
Landkreis 
Bahreuth ‚ Naila 
Coburg Pegnitz 
Eichſtaͤt = Rehau 
Hilpoltſtein Schwabach 
Hof Stadtſteinach 
Kronach Staffelſtein 
Kulmbach Weißenburg (Bay) 
Lichtenfels | Wunfiedel 
Münchberg | 
Mainfranten .......... Kreißunmittelbare Stadt 
Kiſſingen, Bad 
Landkreis 
Brüdenau Königshofen 
Ebern im Grabfeld 
Hofheim (Mainfr) Mellrichſtadt 
Kiſſingen Neuſtadt (Saale) 
Sachſen (Land) ........ Dresden-Bautzen ....-. Bezirksfreie Stadt 
Bautzen 
Landkreis 
Bautzen Kamenz 
EEE ses sea aan Renee Schleiz Exklave im bayr. Kreife 
Wellrichſtadt 
ea N SS ET Alsfeld Lauterbach 
IE EEE ei Helmftedt, außer 


Exklave Calvörde 
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Noch Preisgebiet R XII 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
0 Stadt Wien .........- insgeſamt 

Miederdonau .......... Amſtetten Sankt Pölten, Landkr. 
Baden Scheibbs 
Eiſenſtadt Tulln 
Lilienfeld Wiener Neuſtadt, 
Neunkirchen Stadtkr. 
Oberpullendorf Wiener Neuſtadt, 
Sankt Pölten, Stadtkr. Landkr. 

Oberdonau ........... Freiſtadt Rohrbach 
Perg 


Der Preis für inländiſchen Roggen beträgt im Preisgebiet RXII für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
im Juli 189 0sH0r ernennen nn ; 176,— — 176 
im Auguſt 100090.. 176 2,— 178,— 
im September 1939 ......-:-..sss0necnnnene nr. . — 4,— 180, — 
I Diebe 1889 nase e en eaeunenn .. Ir 6,— 182, — 
Im: November 1980 „sunshine . 1%, 8,— 184,— 
im Dezember 1939 ........--.2sreennsnenn en en 176, — 10,— 186,— 
im Januar 1800. —1 12,— 188,— 
In Tchenar 19 „una eier 176,— 14,— 19, — 
Rn IE tree 176, — 16,— 192, — 
Br ID 176, — 18,— 194, — 
a ET Du 176, — 20,— 196, — 
m uni IMHO. .-..00 rar een nnnnr ernennen 176,— 22,— 198, — 
a... — — — — — 
Preisgebiet RXIII 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Stadt Berlin ... . ..... insgeſamt 
Mark Brandenburg .... Potsdam .. ........... Votsdam, Stadtkr. 
Schleswig⸗Holſtein Schleswig ............ Eckernförde Oldenburg Golſt) 
Eiderſtedt Plön 
Eutin Rendsburg 
Flensburg, Stadikr. Schleswig 
Flensburg, Landkr. Segeberg 
Huſum Steinburg 
Kiel, Stadtkr. Stormarn 
Lübeck, Stadtkr. Süderdithmarſchen 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


Neumünfter, Stadtkr, 
Norderdithmarichen 





Süd Tondern 


ung 
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Nod Preisgebiet R XIII 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
ER : 2 neun Su En en Burgdorf Selle, Landkr. 
Celle, Stadtfr. Soltau 
= Cuxhaven, Stadtkr. Stade 
Land Hadeln 
eennn Minden insg Büren Wiedenbrüd 
Vaderborn 
indbers . =. Lippftadt 
Rheinprovinz .......... ER a Daun | Prüm 
Der Preis für inländifhen Roggen beträgt im Vreisgebiet R XIII für die Tonne: 
$rundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmart Reichsmark Reichsmartk 
DT EEE A 177, — — 17,- 
BR BD 177,— 2,— 179, — 
m Stotemitr3988..::4::.u8 Be een 177,— 4,— 181,— 
ee EN 177,— 6,— 183, — 
DR RBB EBOO - + naaee 177,— 8,— 185, — 
In DERWDEr TEBD. 5.0 rer 177, — 10, —- 187,— 
a VE BD. = 51:50 ee aa re 177,— 12,— 189, — 
AAD 177,— 14,—- 191, 
177, 4 16,— 193, 
er — 177,— 18,— 195, 
2 N FR EEE Le 177,— 20,- 197, — 
RR TED een 177, 22, 19, — 
PBreisgebiet R XIV 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Sachſen (Provinz)... --- Merieburg Bitterfeld Duerfurt 
Eckartsberga Sangerhauſen 
Mansfelder Gebirgskreis 
RE EN RT Sraffchaft Hobenftein Nordbaufen, Stadtkr, 
Langenſalza 
Hannover . ............. Hildesheim... ......... Cinbed Nortbeim 
Goslar, Stadtkr. Oſterode (Harz) 
Goslar, Landkr. Zellerfeld 
Helen Najian.......... Afſl Schlüchtern 
Rheinprovinz ......... Tier Bitburg | Wittlich 
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Noch Preisgebiet R XIV 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
ie Oberbayern ........... Kreisunmittelbare Stadt 
Freiſing Reichenhall, Bad 
Ingolſtadt Traunſtein 
Landkreis 
Altötting Laufen 
Berchtesgaden ‚ Mühldorf 
Ebersberg Pfaffenhofen (lm) 
Erding Schrobenhaufen 
Freiſing Traunſtein 
Ingolſtadt Waſſerburg (nn) 
Niederbayern 
und Oberpfalz .. . .. Kreisunmittelbare Stadt 
Landshut 
Landkreis 
Dingolfing Mallersdorf 
Kelheim Rottenburg 
Landshut Vilsbiburg 
Mainburg 
Oberfranken — 
und Mittelfranken .. Kreisunmittelbare Stadt 
Ansbach Forchheim 
Bamberg Fürth 
Dinkelsbühl Nürnberg 
Erlangen Rothenburg (Tauber) 
Landkreis 
Ansbach Hersbruck 
Bamberg Höchſtadt (Aiſch) 
Dinkelsbühl Lauf (Pegnitz) 
Ebermannftadt | Neuftadt (Aifch) 
Erlangen Nürnberg 
Feuchtwangen Rothenburg (Tauber) 
Forchheim Scheinfeld 
Fürth Uffenheim 
Gunzenhauſen 
Mainfranken .......... Kreisunmittelbare Stadt 
Kitzingen Schweinfurt 
Landkreis 
Gemünden Karlſtadt 
Gerolzhofen Kitzingen 
Hammelburg Ochſenfurt 
Haßfurt Schweinfurt 
Schwaben .P........... Kreisunmittelbare Stadt 
Donauwörth Nördlingen 
Neuburg (Donau) 
Landkreis 
Donauwörth Nördlingen 
Neuburg (Donau) 


NUM N 
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Nod) Preisgebiet R XIV 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Sadjen (2and) ........ Dreöden-Bauben.... ... Bezirköfreie Stadt 
Jreiberg | Pirna 
Landkreis 
Dippoldiswalde | Dirna 
Freiberg 
N EN a Eiſenach, Stadtkr, Kreife Mellrichitadt 
Eiſenach, Landkr. und Stadt Zella-Meblis 
Meiningen, Sonderöhaufen 
außer Exklave im bayı. | Exklave Allftedt 
ERHERER. » + © +: 5:20 ne ansehe ra Blankenburg Holzminden 
Gandersheim Erklave Bad Harzburg 
BR EEE, Ballenftedt Köthen, Stadtkr. 
Deffau, Stadtfr, Zerbſt, Stadtkr. 
Deſſau⸗Köthen Zerbſt, Landkr. 
Sudetenland 222222... J e Auſſig, Stadtkr. Leitmeritz 


Auſſig, Landkr. 
Bilin 

Böhmiſch Leipa 
Brüx 

Deutſch Gabel 
Dur 

Friedland 
Gablonz (Neiße) 


— — 


Reichenberg, Stadtkr. 
Reichenberg, Landkr. 
Rumburg 

Schluckenau 
Teplit-Schönau 
Tetjchen 

Warnsdorf 


Der Preis für inländischen Roggen beträgt im Vreisgebiet R XIV für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

es Reichsmark Reichsmark Reichsmart 
RE ER 178,— — 178,— 
De RT #00 A 178,— 2,— 180,— 
m SCHREIBE 178, — 4,— 182,— 
It VEREELEED Eier 178,— 6,— 184,— 
m EEE 24: 178, — 8,— 186,— 
EIG: SCHERER SED: 5 5a sn a ae er ae ae 178,— 10,— 188,— 
a RE USER. dr m 178,— 12,— 19, — 
Pt: Voseaie DEE: 154 22:5 5 5,25 5 Keen en Cr 178, — 14,— 192, — 
En LORD. ie ET 178, — 16,—— 194, — 
aan sh Er NEL, 7 m 178, — 18,— 19, — 
a a ee ca 178,— 20,— 198, — 
DE SE EBD: 1 EN RU 178, — 22, — 200, — 
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Preisgebiet RXV 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Sachſen (Provinz) .----- Magdeburg -.-.......- Aſchersleben, Stadtfr. Quedlinburg, Stadtkr. 
Halberftadt, Stadtkr. Quedlinburg, Landkr. 
Magdeburg, Stadtkr. Wanzleben 
Dichersleben (Bode) Wernigerode 
Schleöwig-Holftein ..... Schleswig ............ Vinneberg 
Ger — Grafſchaft Schaumburg | Hannover, Landkr. 
Hameln, Stadtfr. Neuftadt 
Hameln-Pyrmont am Rübenberge 
Hannover, Stadtkr. Springe 
Sibetheunn Alfeld Marienburg (Han) 
Hildesheim, Stadifr. Peine 
Hildesheim, Landkr. 
Bine 2.2725 Fallingboſtel | Harburg 
ER a a aa Rotenburg (Han) 
Dsnabrüd ..........:- Melle | Denabrüd, Landfr. 
Denabrüd, Stadtkr. Wittlage 
Weitfalen...--..-.....» u 777 Beckum | Warendorf 
— Bielefeld, Stadtkr. | Herford, Landkr. 
Bielefeld, Landkr. Lübbecke 
Halle (Meftf) | Minden 
Herford, Stadtkr. ı Erflave Lügde 
rn. VRRERFERTT Altena Lüdenſcheid, Stadtfr. 
Arnsberg ' Olpe 
Hamm (Meftf), Stadtfr. : Soeſt 
Iſerlohn, Stadtkr. Unna 
Iſerlohn, Landkr. Wittgenſtein 
Heilen: Naflan........-- BE ea Gelnhauſen 
Wiesbaden ............ Biedenkopf | Sanft Goarshauſen 
Dillkreis ‚ Unterlabnfreis 
Limburg (Zahn) Unterweiterwaldfreis 
Oberlabntreis Ujingen 
Dberwefterwaldfreis Weblar 
Rheinprovinz -----.+++- RE raue Ahrweiler | Neuwied 
Koblenz, Stadtfr. Sankt Goar 
Koblenz, Landkr. Simmern 
Kochem Zell (Moſel) 
Mayen | 
le re Lg Berntaftel 
Aachen ...ooouseerec re. Düren Jülich 
Erkelenz Monſchau 
Geilentichen-Heinsberg | Schleiden 
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Provinz — Land Regierungsbezirk 


Sachen (Land) ....:»-- 


Thüringen 


N  E 


Hanjejtadt Hamburg .... 
Braunjchiweig 


zn rer nn een“ 


Noch Preisgebiet RXV 


Mainfranfen 


Chemnitz 


Dresden⸗Bautzen ...... 


Zwickau 


Landeskommiſſärbezirk 
Mannheim 


.„-— re o⏑ ⏑ ⏑⏑ ⏑ ⏑ — V— 


Kreis 


Kreisunmittelbare Stadt 


Aſchaffenburg | Würzburg 
Landfreis 
Alzenau (Mainft) Miltenberg 
Aichaffenburg Obernburg 
Lohr Würzburg 
Marktheidenfeld 
Bezirköfreie Stadt 
Glauchau Meerane 
Landkreis 
Glauchau 
Bezirksfreie Stadt 
Dresden Radebeul 
Freital Rieſa 
Meißen 
Landkreis 
Dresden Meißen 
Großenhain | 
insgeſamt 
insgeſamt, 


außer bezirksfreie Stadt Aue 
und Kreis Schwarzenberg 


Buchen 
Mosbach 


Altenburg, Stadtkr. 
Altenburg, Landkr. 
Greiz, Stadtkr. 


— — — 


Büdingen 
Friedberg 


Sinsheim 
Tauberbiſchofsheim 


Greiz, Landkr. 
Hildburghauſen 
Sonneberg 


Gießen, Stadtfr. 
Gießen, Landkr. 


insgefamt 


Braunfchweig, Stabtfr. 
Braunjchweig, Yandkr., 


Wolfenbüttel, außer 


Exklave Bad Harz. 


außer Exklave burg 
Thedinghaufen 
insgeſamt 
insgeſamt 


Braunau (Inn) 
Gmunden 
Grieskirchen 
Kirchdorf (Krems) 
Linz, Stadtkr. 
Linz, Landkr. 


— — — — — — 


Ried (Innkreis) 
Schärding 
Steyr, Stadtkr. 
Steyr, Landkr. 
Vöcklabruck 
Wels 
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Noch PBreisgebiet RXV 
Der Preis für inländifhen Roggen beträgt im Dreisgebiet RXV für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmart Reichsmark 
ER Re cr EEE 179,— — 179, — 
EEE ER TH VERF 179,— 2,— 181,— 
44 179,— 4,— 183,— 
— a ans ———— 179,— 6,— 185, — 
Gr FEED = 2.02: —— 179,— 8,— 187,— 
im Dezember 1939 Pa 2 179,— 10,— 189, — 
u Re Te EN 179,— 12,— 191,— 
179,— 14,— 193, — 
Br ER na een üchirnnnn 179,— 16,— 195, — 
Be ER anne area 179,— 18,— 197,— 
im Mai 1940 Pe ee ee er er er — 179,— 20, — 199, — 
im Juni 1940 .—-—..— .. ..n........r.........e..n.e.. 179, — 22, — 201,— 
Preisgebiet R XVI 
Vrovinz — Land Regierungsbezirk Kreis 


Sachſen (Provinz) 


J Ze Ze u u 


Magdeburg. . .......... 
Merſeburg 


Münſter 


Arnsberg 


Calbe (Saale) 


Eisleben, Stadtkr. 
Halle (Saale), Stadtkr. 
Mansfelder Seekreis 


Grafſchaft Diepholz 
Grafſchaft Hoya 


Merjeburg, Stadtkr. 
Merſeburg, Landkr. 
Saalkreis 


Nienburg (Weſer) 


Bremervörde Weſermünde, Stadtkr. 
Oſterholz Weſermünde, Landkr. 
Verden 
Achendorf-Sümmling Lingen 
Berjenbrüd Meppen 
Grafſchaft Bentheim 

insgeſamt, 


außer Kreis Beckum und Kreis Warendorf 


Bochum, Stadtkr. 
Caſtrop⸗Rauxel, Stadtkr. 
Dortmund, Stadtkr. 
Ennepe⸗Ruhrkreis 
Hagen (Weſtf), Stadtkr. 


Herne, Stadtkr. 
Lünen, Stadtkr. 
Wanne-Eidel, Stadtkr. 
Wattenſcheid, Stadtkr. 
Witten, Stadtkr. 
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Vrovinz — Land Regierungsbezirk 


Sachen (Land) 
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Kreis 
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Kreißunmittelbare Stadt 


Landsberg Rofenheim 
München 

Landkreis 
Aibling München 
Aichach Roſenheim 
Dachau Schongau 
Friedberg Starnberg 
Fürſtenfeldbruck Tölz 
Garmiſch⸗Partenkirchen Weilheim 
Landsberg Wolfrathshauſen 
Miesbach 


Delmenhorſt, Stadtkr. 


Kreisunmittelbare Stadt 


Augsburg Kempten (Allgäu) 
Dillingen (Donau) Lindau (Bodenſee) 
Günzburg Memmingen 
Kaufbeuren Neu⸗Ulm 

Landkreis 
Augsburg Lindau (Bodenſee) 
Dillingen (Donau) Markt Oberdorf 
Füſſen Memmingen 
Günzburg Mindelheim 
Illertiſſen Neu⸗Ulm 
Kaufbeuren Schwabmünchen 
Kempten (Allgäu) Sonthofen 
Krumbach Wertingen 

EDER. ———— Bezirksfreie Stadt 

Chemnitz 

Landkreis 
Annaberg Marienberg 
Chemnitz Stollberg 
Flöha u. 

— Bezirksfreie Stadt 

Aue 

Landkreis 
Schwarzenberg 

TER Eloppenburg 


Oldenburg (Oldbg), 
Landfr, 


Dldenburg (Dldbe), Vechta 
Stadtkr. 
Exklave Thedinghauſen 
insgeſamt 


Bernburg, Stadtkr. 


Feldbach 
Fürſtenfeld 


Bernburg, Landkr. 


Oberwart 
Radkersburg 
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Sachſen (Provinz) ...... Merſeburg ............ 


Naumburg (Saale), 
Stadtkr. 
Weißenfels, Stadtkr. 


Erfurt, Stadtkr. 
Schleuſingen 


Der Preis für inländiſchen Roggen beträgt im Preisgebiet RXVI für die Tonne: 
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Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmartk Reichsmark Reichsmark 
——— ————— 181,— — 181,— 
181,— 2,— 183,— 
UN EEE VOR. nenn 181,— 4,— 185,— 
— 5:4 30.4.0: see ner 181,— 6,— 187,— 
IE IDEE NEED»... 4 181,— 8,— 189,— 
Da 4 oma agree 181,— 10,— 191,— 
I EN 5 Sn ee ee ee ' 181,— 12,— 193, — 
DR — — ——— 181,— 14,— 195, — 
VE ER 5. ea ie an aha 181,— 16,— 197,— 
EEE 5.2: u Sana REDE Ed 5. teen 181,— 18,— 19, — 
Bl RR BIER. 3.5 2 ee ee here rein 181,— 20, — 201,— 
4 181,— 22, — 203, — 

Preisgebiet R XVII 
Provinz — Land Kreis 


' Weißenfels, Landkr. 


Herrſchaft Schmalkalden 


Apolda, Stadtfr. 
Arnſtadt, Stadtfr, 
Arnftadt, Landkr. 
Sera, Stadtkr. 
Sera, Landfr. 
Gotha, Stadtkr, 
Gotha, Landkr. 
Jena, Stadtkr. 


Grundpreis 

Reichsmark 
O 182,— 
es Una 1889... 2.2. 4sn00 or onn areas ade rn 182, — 
ia Genteiber 1989 .-. ..urersannmaner enger enee 182,— 
us Se DEE 5 nr re he 6 She ei 5 ar 182,— 
Wer LOB... ee 182,— 
im Dezember 1989 ................ 182, — 
im Januar IMO .........2:0e00 sr non nn nn nnn 182, — 
im Sebtuae 1940. ........0u00ee nenn nenndenannne 182, — 
ae Ri IM .i....:00 inner nen 182,— 
im Mc 182,— 
Be ——— 182,- 
im Juni 1040... 182,— 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


Rudoljtadt 
Saalfeld 
Stadtroda 


Zeit, Stadtkr. 
Zeit, Landkr. 
Weißenfee 
Siegenrüd 


Weimar, Stadtfr. 

Meimar, Landkr., außer 
Exklave Allftedt 

Zella-Mehlis, Stadt 


Der Preis für inländifhen Roggen beträgt im Dreisgebiet RXVII für die Tonne: 


Zuſchl ag 


Reichsmark 








insgeſamt 


Reichsmark 


1824 
184,— 
186, — 
188,— 
1%, — 
192, — 
194, — 
1%, — 
198, — 
200, — 
202, — 
204, — 


INNIMIN 
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Rheinprovinz .....-...- 


Hohenzolleriiche Lande .. 


Bayern 


Württemberg 


Heſſen 
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Provinz — Land Regierungsbezirk 


Arnsberg 


Kaſſel 


Wiesbaden 


A 


Konſtanz 


Landeskommiſſärbezirk 
Freiburg 


Kreis 


Siegen, Stadtkr. | Siegen, Landkr. 


Hanau, Stadtkr. | Hanau, Landfr. 


Rheingaufreis 


Frankfurt (Main), 
Stabtkr. Untertaunuskreis 


Main⸗Taunuskreis Wiesbaden, Stadtkr. 
Obertaunuskreis 
Altenkirchen Kreuznach 
Birkenfeld | 

insgefamt 

insgefamt 
Merzig-Wadern (Ref) - | Trier, Stadtfr. 
Saarburg ' Trier, Pandfr. 


Aachen, Stadtkr. Aachen, Landfr. 


— 


insgefamt 
Kirchheimbolanden Rodenbaufen 
Kuſel 

insgeſamt, 


außer Kreis Calw und Kreis Freudenſtadt 


insgeſamt, 
außer Kreis Säckingen 


Neuſtadt 

Alzey Erbach 

Bergſtraße, außer Groß⸗Gerau 
Exklave Hirſchhorn Mainz, Stadtkr. 
und Exklave Viernheim Mainz, Landkr. 

Bingen Offenbach (Main), 

Darmſtadt, Stadtkr. Stadtkr. 


Darmſtadt, Landkr. 


Offenbach (Main), 
Dieburg Landkr. 


insgeſamt, 
außer Kreis Tamsweg 











| 
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Noch Preisgebiet RXVII 
Der Preis für inländiſchen Roggen beträgt im Dreisgebiet RXVIII für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
— N TE PILTEET 183,— — 183, 
im Auguſt 1939 Pe u ee ee ee ee a 183,— 2, - 185, — 
Br Site KB = ©: 22 Sms aa een 183,— 4,— 187,— 
A 183,— 6,— 189, — 
a NEE seen an ee AEREETRR 183,— 8,— 191,— 
a. DDR BE = + namen nee 183,— 10,— 193, — 
Do VE SE 2 5: 5 ei a a ee ER ee 183,— 12, — 195, — 
RE NEE 183,— 14,— 197, — 
a IE az nes de haare 183,— 16, — 199, — 
im April 1940 De ee ee ee ee 183,— 18,— 201,— 
RR ——— 183,— 20, — 203, — 
im uni 1940 FI ETITETTTELTTITETVTIT — 44466 183,— 22, — 205, — 
Preisgebiet R XIX 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
a DER u Re rn insgefamt 
0 RE RN Mala... —— Kreisunmittelbare Stadt 
Frankenthal Neuſtadt (Weinſtraße) 
Kaiſerslautern Pirmaſens 
Landau (Pfalz) Speyer 
Ludwigshafen (Rhein) Zweibrücken 
Landkreis 
Bergzabern Ludwigshafen (Rhein) 
Frankenthal Neuſtadt (Weinſtraße) 
Germersheim Pirmaſens — 
Kaiſerslautern Speyer 
Landau (Pfalz) Zweibrücken 
IRRE. <a ——— Calw JFreudenſtadt 
—— —— —— Landeskommiſſärbezirk 
Roi... Sädingen 
Landeskommiſſärbezirk 
a insgeſamt, 
| außer Kreis Neuftabt 
Landestommiljärbezirt 
Karlsruhe ......-.-- insgefamt 
Landeskommiſſärbezirk 
Mannheim ........- Heidelberg | Mannbeim 
N RER: SIERT EEE — — Worms, Stadtfr. | Erflave Hirſchhorn und 
Worms, Landkr. Exklave Viernheim 
WERSEBRRE: 23. 32020. en nnen Ammerland Weſermarſch 
Friesland Wilhelmshaven, Stadttr. 





IM 





Ill 
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Noch Preisgebiet RXIX 
ö —ñ— — —— ———— 


Der Preis für inländiſchen Roggen beträgt im Preisgebiet RXIX für die Tonne: 








Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
5 EEE EEE DENE ESTER 185, — — 185, — 
ep 185, — 2, — 187,— 
DR OCHUEERE ABER . 544.00 0nen enee dee nei are 185, — 4,— 189, — 
ed 185, — 6,— 191,— 
BR TRODEREBER REED >» 0 = 20a 0.0 na ana nee na 185, — 8,— 193, — 
Bm Dessies 3BBD »ucernannraesnnnaneeee 185, — 10,— 19,— 
BR ME ED un sacenane rennen ee 185,— 12,— 197,— 
EEE EHE RR 185,— 14,— 199, — 
A Re dr 185, — 16,— 201,— 
BR GEH 185, — 18,— 203, — 
A RE N A 185,— 20, — 205, — 
A 185, — 22, — 207,— 
Preisgebiet RXX 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
REED 4 2.5150 ee ea ae insgefamt 
NE 4 nn Tamsweg 
——— Bruck (Mur) Leoben 
Deutſchlan dsberg Liezen 
Graz, Stadtkr. Mürzzuſchlag 
Graz Umgebung Murau 
Hartberg Voitsberg 
Judenburg Weiz 
Leibnitz 
—ä ie | insgefamt 
Tirol 
mit Vorarlberg ....-. insgefamt 
Der Preis für inländifchen Roggen beträgt im Preisgebiet RXX für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
I DB. 187,— — 187,— 
a RR 187, — 2, — 189, — 
I SCHbeibet BED :..05006 Er 187,— 4, 191,— 
Im ‚Ober RED nn... an een. 187, — 6,— 193, — 
— TER A sin wi area ee EEE 187,— 8— 195, 
—ö— 187,— 10,— 197,— 
m nase KR IUE nase ee 187,— 12,— 199, — 
im Febrnat ID... .200 a nn Re 187,— 14,— 201,— 
m ERDE OA IE Vai 187,— 16,— 203,— 
DR Apil se een 187,— 18,— 205, — 
in ED 2a TE Linn 187,— 20, — 207,— 
BR  VERE BD. >42. 187,— 22, — 209, — 


Erklaven, die nicht bejonders angeführt jind, rechnen zu den Preisgebieten, von denen jie umjchlojjen 
werden oder an Die jie mit dem größeren Teile ihres Grenzlinienumfangs anſtoßen. 


| 





| 


W 





—IIIV 
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Anlage 11 
Weizen wen, 
”) Breisgebiet W II 
Pommern ..22eeenunen. Grenzmark 
Pofen-Weftpreußen .. | Deutſch Krone 
GRRER „24000000 N EEE „Dderiälef), —55 (Oberſchleſ) 
Leobſ 
rue — — habitr 


Coſel Neiße, Landkr. 


Gleiwitz, Stadtkr. 

Groß Strehlitz 

Grottkau 

Guttentag 

Hindenburg (Oberſchleſ), 
Stadtkr. 


— — — — 





Neuſtadt (Oberſchleſ) 
Ratibor, Stadtkr. 
Ratibor, Landkr. 
Roſenberg (Oberſchleſ) 
Toſt⸗Gleiwitz 


Sudetenland ........... Troppau Neu-Titjchein | Troppau, Landfr. 
Troppau, Stadtfr. | Waaftadt 
Der Preis für inländifchen Weizen beträgt im Dreisgebiet W IT für die Tonne: 

Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
vom 16. Juli bis 31. Juli 139 ................ 182,— — 182, 
IR EEE... —— 182, — 2,— 184,— 
mn Serben 1088... 2... 182, — 4,— 186, — 
BR ENEDERE TOD > sen 182, — 6,— 188,— 
im November 1939 ...2222222220... N u a 182,— 8,— 190, — 
DR EEE BED nassen 182, — 10,— 192, — 
BR: RE TE 2 a a“ 182, — 12,— 194,— 
Dun ee en neue. 182, — 14,— 196, — 
u: PR BE 3 a 182,— 16,— 198,— 
RENTE, IRRE WELLE 182, — 18, — 200, — 
NEUEN DA dr PORN 182, — 20,— 202, — 
ee 182,— 22, — 204, — 
vom 1. Juli bis 15. Juli 1940 22200 eearrccccn.. 182, — 2— 206, 





XXE— Gumbinnen ........... Ebenrode Tilſit, Stadtkr. 
Goldap Tilſit⸗Ragnit 
Pogegen Treuburg 
Schioßberg (Oftpr) 
Allenftein „u... .2....... Johannisburg Orteldburg 
Lötzen Oſterode (Dftpr) 
* Lyck Sensburg 
Neidenburg 
Weftpreußen „»........ Marienmwerder |. Rofenberg (Weſtpr) 
Pommern „oneneanennn. Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen .. | Flatow Schlochau 


Breisgebiet WI beſteht nicht mehr. 
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Noch Preisgebiet WII 





Der Preis für inländischen Weizen beträgt im Preisgebiet W III für die Tonne: 





Gera, Landkr. 
Greiz, Stabtkr. 


Schleiz 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
rt Reichomart Rei 
vom 16. Juli bis 31. Juli 1939 ............... 183, — — 183, 
a. m —— 183,— 2, 185, — 
ERTL D, OPRIET 183,— dy- 187, 
Br DER: ———— 183, — 6,— 189, — 
n > RE RE 11090 ERS 183,— 8,- 191, 
u: Dessanles. 2U0D . . -vnssieen sense 183,— 10,- 13, — 
I VD 183,— 12, 19, 
un else TB... raus en 183,— 14,— 197, — 
im März 1940 Pe ee ee ee ee ee ee Se ee ee er 183, — 16,— 199, — 
WERE en 183,— 18,— 201,— 
im Mai 1940 — —— — — — ⸗— ehesten 183,— 20,- B 203,— 
en REN Jah I FRRT 183, - 22,- 205,— 
vom 1. Juli bis 15. Juli 1940 ................ 183, — 24,- 207,— 
BPreisgebiet W IV 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
0 Baer u ARE Brieg, Stadtfr. Namslau 
Brieg, Landkr. Reichenbach (Eulengeb) 
Frankenſtein (Schleſ) Schweidnitz, Stadtkr. 
Groß Wartenberg Schweidnitz, Landkr. 
Militſch Strehlen 
Draussen Goldberg Jauer 
Din sch enen —— (Oberſchleſ) | Oppeln, Landtr. 
Oppeln, Stadtkr. | 
Sachſen (Zand) -..----- SUNG Scherrer Bezirksfreie Stadt 
Plauen Reichenbach 
Landkreis 
Auerbach Mauen 
Oelsnitz | 
66 Gera, Stadtkr. | Greiz, Landfr. 
| 


Der Vreis für inländijchen Weizen beträgt im Vreisgebiet W IV für die Tonne: 


Grundpreis 

Reichsmark 
vom 16. juli biſs 31. Ji 184,— 
ED RE aaa 184,— 
ee BER. 184,— 
Mr a, BEER 33 ve OSB, 184,— 
TR BEE ER 184, — 
I DEE BEER: TE er 184,— 
en... RR RT SE 184,— 
cc. Er ee 184, — 
Be DET EIN ee 184,— 
— ER aa sagen a ae na RUE ae 184, — 
184,— 
46 184 — 
vom 1. Juli biß 15. Juli 184,— 


Zuſchlag insgeſamt 

Puma Reichamarf 
En 184, — 
"zu — 
I 188 
— 190 
— 192 
10,- 19, — 
12, — 196, — 
14,- 198, — 
16,— 200, — 
%,- 202,— 
20,- 204, — 
* 200 
— 208, — 


I 
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Preisgebiet W V 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Pommerm..2.22..22.... Srenzmarf 
Vofen-Weftpreußen ... | Dramburg | Neuftettin 
Nebefreis Schneidemühl, Stadttr. 
Sachſen (Provinz) -....| Merfeburg ............ Edartöberga Weißenfels, Stadtfr. 
Naumburg (Saale), Weißenfels, Landkr. 
Stadtfr. Zeit, Stadtkr. 
Sangerhaujen Zeitz, Landkr. 
Dh m < 5 ee Erfurt, Stadtkr. Nordhauſen, Stadtfr. 
Grafſchaft Sobenftein Weißenſee 
Langenſalza 
Sachſen (Land) ........ Shemmik Re RE DR Bezirksfreie Stadt 
Glauchau | Meerane 
Landkreis 
Glauchau 
Dresden-Bautzen ..... Bezirksfreie Stadt 
Bautzen | Sittau 
Landfreis 
Bautzen Zittau 
Löbau | 
a #2, Bezirksfreie Stadt 
Mittweida 
Landkreis 
Borna Nochlitz 
A Bezirköfreie Stadt 
Crimmitfchau Swidau 
Werdau 
Landfreis 
Zwickau 
N RATTE ee RR: Altenburg, Stadtkr, ı Sondersbaufen 
Altenburg, Candkr, Stadtroda 
Apolda, Stadtkr. Weimar, Stabdtfr. 
Jena, Stadtfr, Weimar, Landkr. 
cn EEE Blankenburg 


Der Preis für inländiſchen Weizen beträgt im Vreisgebiet W V für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmart 
vom 16. Juli bis 31. Juli 1939 .....222222222... 185, — Ä 185, — 
im Muguft 1939 ........... an ha ee 185, — 2, — 187,- 
U 185,— — 189,- 
Ein a nat ee 185, — — 191, 
WE RENIDEE DEBR nenne hans 185, — 8, 193, 
U SE TER. - 2.204 nn häidlädnkhe dena 185,— 10,- 19, — 
u nn ı  ÜRRER GERN | 217% 357.0 ERR R 185, — 12,— 197, 
185, — 14, 199, 
a innen RE 185, 16, 201,- 
en 185, 18, 203,- 
— Re de 185, — 20, — 205,— 
im uni a 185, — — 207, 
vom 1. uli bis 15. Juli ⏑⏑⏑ 185, — 24, 209, 


DIT 
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Preisgebiet W VI 


Provinz — Land Regierungsbezirk 


Dftpreußen - -..-.++ +++ -- Königsberg -. +++. ++ ++- 

Gumbinnen 22... +++ +- 

Allenftein „....... +...» 

MWeftpreußen.........+- 

Markt Brandenburg - .- -- Gesnllil ...60n0 0er 
Pommern ... 4444000. Grenzmark 

Poſen-Weſtpreußen ... 

Schleſien .............. ET Ve + 

Blegniß + .-.+r su. 00. 

Sudetenland ........... Auffig ser onnn nr. 

Trab rn 


Kreis 


Serdauen 


Braunsberg (Oftpr) 
Heilsberg 


Angerapp | 
Angerburg 

Elchniederung 

Gumbinnen 

Heydekrug 


Allenſtein, Stadtkr. | 
Allenftein, Landfr. | 


Elbing, Stabtfr. | 
Elbing, Landkr. 


Forſt (Laufik), Stadtkr. 

Landsberg (Warthe), 
Stadtkr. 

Landsberg (Warthe), 
Landkr. 


Croſſen (Oder) | 
| 


— — — 


Friedeberg (Neum) 


Breslau, Stadtkr. 
Breslau, Landkr. 
Glatz 

Guhrau 
Habelſchwerdt 
Neumarkt 

Oels 


— —— —— — — 


— 


Bunzlau 

Frauſtadt 

Freyſtadt (Niederſchleſ) 

Glogau, Stadtkr. 

Glogau, Landkr. 

Grünberg (Schlef) 

Hirſchberg (Rieſengeb), 
Stadtkr. 


— — — 


— — 


Braunau 
Hohenelbe 


Bärn 
Freiwaldau 
Freudenthal 
Grulich 


Mohrungen 
Preußiſch Holland 
Raſtenburg 


Inſterburg, Stadtkr. 
Inſterburg, Landkr. 
Memel, Stadtkr. 
Memel, Landkr. 


Röfel 


Marienburg (Weſtpr) 
Stuhm 


Mejerit 

Dftiternberg 
Schwerin (Warthe) 
Sprau 

Meftiternberg 
Düllihau-Schwiebus 


Ohlau 

Trebnitz 

Waldenburg Echleſ), 
Stadtkr. 

Waldenburg Echleſ), 
Landkr. 


Wohlau 
Hirſchberg (Rieſengeb), 
Landkr. 


Landeshut (Schleſ) 
Liegnitz, Stadtkr. 
Liegnitz, Landkr. 


Löwenberg Echleſ) 
Lüben 


Sprottau 


Trautenau 


Jägerndorf 
Maͤhriſch Schönberg 
Römerſtadt 
Sternberg 





— — 


| 


I) 














MI 
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Noch Preisgebiet W VI 
Der Preis für inländifchen Weizen beträgt im Vreisgebiet W VI für die Tonne: 
Grundpreis Zufchlag insgefamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
vom 16. Juli bis 31. Juli 19830................. 186, — — 186,— 
LE BE; ae nn Books 186,— 2,— 188,— 
nn ran 1 Ve RR 186,— 4,— 10, — 
a RR RE 186,— — 192, — 
er ⏑ 186,— 8,— 194, — 
sdbrn una TE AR 186,— 10,— 196,— 
BR SORE <> 55 Ehe BL 186,— 12,— 198,— 
a RE RED rec nannen sn. 186,— 14,— 200, — 
BEER nn ne nn 186,— — 202, — 
im April 1940 ».......:............„..u.u.s:....e 186,— 18,— 204,— 
a EEE PENL. WR 186, — 20,— 206,— 
& REF ; 1) VORDER TEUER TER 186,— 22, — 208, — 
vom 1. Juli Bi8 15. Juli 1940.00. cceeeeeseccccn. 186, — 24,— 210,— 
Preisgebiet W VII 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Mark Brandenburg ..... Franffurt. Calau Soldin 
Luckau (Niederlaufib) 
Pommern .. . . . . . . . . . . .. 0 I Belgard (Derfante) Köslin, Landkr. 
Köslin, Stadtkr. 
Srenzmarf 
Dofen-Weftpreußen....| Arnswalde 
GERRER 1.5 Chess 2... Görlik, Stadtkr. Lauban 
Görlitz, Landkr, Rothenburg (Oberlaufit) 
Hoyerswerda 
Sachſen (Provinz) ...... Magdeburg. .....2..... Ajchersleben, Stadtkr. Quedlinburg, Stadtfr, 
Halberftadt, Stadtkr. Quedlinburg, Landkr. 
Oſchersleben (Bode) Wernigerode 
Merfeburg ............ Bitterfeld | Mansfelder Gebirgskreis 
Delitzſch Querfurt 
TREE Heiligenftadt Mühlhauſen (Thür), 
Mühlhauſen (Thür), Landkr, 
Stadtkr. Worbis 
Ziegenrück 
DANNODEr ——— Hildesheim ............ Duderftadt Northeim 
Cinbed Ofterode (Harz) 
Göttingen, Stadtkr. Sellerfeld 
Göttingen, Landkr. 
Sachſen (Land)......... Dresden-Bauben....... Kamenz 
nn Beet Bezirköfreie Stadt 
Leipzig MWurzen 
Landfreis 
Grimma | Leipzig 
ERS, WE RE Arnftadt, Stadtkr. Rudolftadt 
Arnftadt, Sandkr. Saalfeld 
Gotha, Stadtkr. Zella⸗Mehlis, Stadt 
Gotha, Landkr. 
ER UHR 7 Ballenftedt 
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nissen ne 
Noch Preisgebiet W VII 


Der Preis für inländifhen Weizen beträgt im Vreisgebiet W VII für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmart Reichsmark 
vom 16. Juli bis 31. Juli 10309.............. 187,— — 187,— 
FRE REN Ye: > 187,— 2,— 189, — 
WR SER: ee 187,— 4,— 191,— 
0 Re Re 187, — 6,— 13, — 
BR: REDET. ae 187,— 8, 195, 
u Dessert BDED. 2: u anne 187,— 10,— 197,— 
Be ET es 187,— 12,— 199, — 
Rn a DD 187,— 14,— 201,— 
N 187,— 16,— 203,— 
BEN TBB 55. ea ee 187,— 18,— 205, — 
U m: SFEITERELEEITILNETTETTET STR TE 187,— 20, — 207,— 
N ——— 187,— 2, — 209, — 
bom 1. “Juli biß 15. Juli 1940 .......2ccecccaeın. 187,— 24,— 211,— 








Drovinz — Land 





Dftpreußen............. Königäberg. ........... Bartenftein (Dftpr) Labiau 
Heiligenbeil Preußiſch Eylau 
Königsberg (Dr), Samland 
Stadtkr. Wehlau 
Mark Brandenburg ..... Potsdam ............. Prenzlau 
Pommern .. . ........... —— naar Pyritz Stargard (Vom), 
Saatzig Stadtkr. 
A Regenwalde 
Sachſen (Provinz) ...... Magdeburg............ Gardelegen | Salzwedel 
TRIEBE Liebenwerda Schweinitz 
Fanere Lüneburg ..222.222.... Gifhorn 
Sachſen (Land) ........ RE u. 2 Bezirföfreie Stadt 
Döbeln 
Yandfreis 
Döbeln Oſchatz 
RE Niederdonau........... Nikolsburg JZnaim 
Sudetenland ........... Ip. N. Hohenftadt Mähriſch Trübau 


Landskron Zwittau 
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Noch Preisgebiet W VIII 


Der Preis für inländifchen Weizen beträgt im Mreisgebiet W VIII für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmartk 
vom 16. Juli bis 31. Juli 1939 .................. 188,— — 188, 
nn un nn A RER RER TEE 188,— 2,— 10, — 
u Sepbemiber LIED 222. ikcssen.. 188, — 4,— 192, — 
im Oftober 1939 ..... — 4 #6 RE 188,— 6,— 194,— 
nn RN N SR We 188,— 8,— 19%, — 
als re TEN RR nah Pole 188,— 10,— 198,— 
En nn ER EN THREE 188, — 12,— 200, — 
nn 3 1 DE 188,— 14,— 202,— 
nn Kann TREE 71,325 0 VORRE 188,— 16,— 204,— 
RE ERS ech... 188, — 18,— 206,— 
TEL -TI TEROR 188, — 20, — 208, — 
nn TREE N UL ION DESSEN 188,— 22, — 210,— 
vom 1. Juli bis 15. Juli 1940 222200 ern... 188, — 24,— 212,— 


Preisgebiet W IX 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 


Mark Brandenburg ..... Votsdam Angermünde Ruppin 
Oſtprignitz Templin 
Frankfurt Cottbus, Stadtkr. | Guben, Landkr. 
Cottbus, Landkr. ı Königsberg (Neum) 
Frankfurt (Oder), | Lebus 
Stadtkr. | Lübben (Spreewald) 
Guben, Stadtkr. . | Spremberg 
POMMERN. ............. ET Bütow | Rummelsburg (Bom) 
Pauenburg (Vom) Schlawe (Dom) 
Sadjen (Provinz) ...... Magdeburg Bura Kinagbebung), | Magdeburg, Stadtkr. 
Stadtkr. Stendal, Stadtkr. 
Calbe (Saale) Stendal, Landkr. 
Haldensleben | MWanzleben 
Jerichow I Wolmirſtedt 
Jerichow II 
Merſeburg Eisleben, Stadtfr. | Saalkreis 
Halle (Saale), Stadtkr. Torgau 
Mansfelder Seekreis Wittenberg, Stadtkr, 
Merfeburg, Stadtkr. | Wittenberg, Landkr. 
Merſeburg, Landkr. | 
Schleswig-Holftein ...... Schleswig Edernförde ' Norderdithmarfchen 
Ciderftedt | Schleswig 
Flensburg, Stadtkr. | Süderdithmarfchen 
Flensburg, Landkr. Süd Tondern 
Huſum 
— Hildesheim Münden (Hann. Münden) 
WBeitfalen......:....... a RER Hörter, Warburg 
außer Exklave Lügde 








MuMMSMDIO 


140-0110 
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Provinz — Land Regierungsbezirf 


Heſſen⸗Naſſau 


Sachſen (Zand) 


Thüringen . 


Mertlenburg 


Braunichweig........... 


Anhalt..... 


Sudetenland 


.- . 1.1 ea ee“ 


„nn nn ne“ 


Noch Preisgebiet W IX 


Dresden-Bauben 


Swidau 


- 1. ware ae ee 


Kreis 


Kreis der Eder 

Kreis des Eifenberges 
Eſchwege 
Fritzlar⸗Homberg 
Hofgeismar 

Kaſſel, Stadtkr. 
Kaſſel, Landkr. 


— — 


Melſungen 
Rotenburg 
Geſſen⸗Naſſau) 
Kreis der Twiſte 
Witzenhauſen 
Wolfhagen 


Bezirksfreie Stadt 


Chemnitz 
Landkreis 
Annaberg Marienberg 
Chemnitz Stollberg 
Flöha | 
Bezirföfreie Stadt 
Dresden VPirna 
Freiberg Radebeul 
Freital Rieſa 
Meißen 
Landkreis 
Dippoldiswalde Großenhain 
Dresden Meißen 
Freiberg Pirna 
Bezirksfreie Stadt 
Aue 
Landkreis 
Schwarzenberg 


Eiſenach, Stadtkr. 


Malchin 


Helmſtedt 


Eiſenach, Landkr. 


VParchim 


insgeſamt, 
außer Kreis Ballenſtedt 


Böhmiſch Leipa 


— — 


Reichenberg, Landkr. 


Deutſch Gabel Rumburg 
Friedland Schluckenau 
Gablonz Meiße) Warnsdorf 
Reichenberg, Stadtkr. 

insgeſamt, 


außer Kreis Kaaden 
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Noch Preisgebiet W IX 


Der Preis für inländifchen Weizen beträgt im Preisgebiet W IX für die Tonne: 


Grundpreis Zuichlaa insgefamt 

Reichömart Reihömart Reichsmark 
vom 16. Juli bis 31. Juli 1939................. 189, — — 189,— 
a Ren au ——— 189,— 2 .ı1,— 
ta ac na FE 189, — 4, 193, — 
a DER 189, — 6,- 19, — 
um November ——— 189, — 8,— 197,— 
BO RE —— 189,— 10,— 199, — 
rn nn AU OR SEEN 189, — 12,— 201,— 
Ba RE En nalen hin... 189, — 14,— 203,— 
a a RE er re 189, — 16,— 205,— 
a ne ELLE TOTER ER ER NON SEUEENES 189, — 18,— 207, — 
IR SR TI 189, — 20, — 209, — 
u a I 189, — 22, — 211,— 
bom 1. Juli bis 15. Juli 1940 ................... 189, — 24,— 213,— 


—————— 


Preisgebiet W X 


EEE 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 


Mark Brandenburg .... | Votsdam 2.222.222... Weſtprignitz | Wittenberge, Stadtkr. 
Pommern............ GRAB: — Anklam | Naugard 
Cammin (Vom) ; Random 
Demmin Rügen 
Franzburg⸗Barth Stettin, Stadtkr. ⸗ 
Greifenhagen Stralſund, Stadtkr. 
Greifswald, Stadtkr. Ueckermünde 
Greifswald, Land. UÜfedom Wollin 
Grimmen | 
nn EEE Öreifenberg (Dom) Stolp, Stadtkr. 
Kolberg, Stadtkr. Stolp, Landkr. 
Kolberg-Körlin 
Sachſen (Provinz) ..... Magdeburg ........... Ofterburg 
Schleswig-Holitein ..... Schleswig -2222222%... Herzogtum Lauenburg 
DANNDDEr 22 eeaeeecnn. GAnnover <eeeeeeccnn. Neuftadt 
am Rübenberge 
Hildesheim »2.2222..... Alfeld | Marienburg (Han) 


Reichsgeſekbl. 1939 I 


Goslar, Stadtkr, 
Goslar, Landkr. 


Tieine 


— Burgdorf Lüneburg, Landkr. 
Dannenberg | Uelzen 


Lüneburg, Stadtkr. 


— — 
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u een ee ee UL ce 
Noch Preisgebiet W X 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Einen ee Niederbayern und 
Oberpfalz .........-. KreisSunmittelbare Stadt 
Deggendorf ' Regensburg 
Paſſau Straubing 
Landkreis 
Bergreichenſtein Paſſau 
Bogen Pfarrkirchen 
Deggendorf Prachatitz 
Dingolfing Regen 
Eggenfelden Regensburg 
Grafenau Rottenburg 
Griesbach Straubing 
Kelheim Viechtach 
Landau (Iſar) Vilshofen 
Mainburg Wegſcheid 
Mallersdorf Wolfſtein 


Markt Eiſenſtein 


u un WEITET ea insgefamt, R 
außer Kreis Maldin und Kreis Parchim 


EEE +4 ea Braunfchweig, Stadtfr. | Gandersheim 
Braunjchweig, Landkr., | Holzminden 
außer Exklave Wolfenbüttel 
Thedinghauſen 
DEE»... 2 Miederdonau .......... Gänferndorf Krems (Donau), Landtr. 
Hollabrunn Melk 
Korneuburg Miſtelbach 


Krems (Donau), Stadtkr. Tulln 


Der Preis für inländiichen Weizen beträgt im Vreisgebiet W X für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
vom 16. juli bis 31. Juli 1939 „2222222222222... 190,— — 190, — 
m aget 190 — 2, 192,- 
um Seen 190,— 4,— 194,— 
I ae HER ne 190, — 6— 196,— 
VB: VORORERER FREE». a nen ne a 190,— 8,— — 
NE ED UEE 190, — 10,— 200, — 
GR anbe s88d8ddd 190, — 12,— 202,— 
ne RR. 3.2.2 EN 19,— 14,— 204,— 
m RE EBEE. 22: — 190, — 16,— 206, — 
EM: SER ER na LE > 19, — 18,— 208, — 
Ur DE RN a ER 1%, — 20,— 210,— 
aD van) 3 Bine 1%, — 22, — 212,— 








Provinz — Land Regierungsbezirk 


Sachſen (Provinz) Be nee 


Schleswig-Holftein 


Der Preis für inländifchen Weizen beträgt im Preisgebiet W XI für die Tonne: 


vom 16, Juli bis 31. Juli 1939 
im Auguft 1939 


im September 1939 


— 


im 
im 
im 
im 
im 
im 
im 
im 


Provinz — Land Regierungsbezirk 


Mart Brandenburg .... 


Hannover .............. 


Dezember 1939 
Januar 1940 
Februar 1940 


März 1940 
April 1940 
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Schleufingen 


Futin 


Lübed, Stadtkr. 


Neumünfter, Stadtfr, 
Oldenburg (Solft) 
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Kreis 


Plön 
Rendsburg 
Segeberg 
Steinburg 


Herrſchaft Schmalkalden 


Hildburghauſen 


REIT EN Fe Fer 


AIR EER EEE  z 


nahen ME —— 


Pots dam 


Hannover 


Hildesheim 


Preisgebiet W XII 


» mn HE rs 


Beeskow⸗Storkow 
Brandenburg (Havel), 


Stadtkr. 


Eberswalde, Stadtfr. 
Jüterbog⸗Luckenwalde 


Niederbarnim 


Grafſchaft Schaumburg 


Hameln, Stadtkr. 


Hameln⸗Pyrmont 


Hildesheim, Stadtkr. 


Erflave im bayr. Kreife 


Meiningen, außer Stadt Mellrichſtadt 
Zella⸗Mehlis und Sonneberg 

Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmart Reichsmart Reichömart 

— 191,— = 191, — 
191,— — 193 

191,— — 195, — 

191,— 6,— 197,— 

191,— — 199 

191,— 10,— 201,— 

191,— 12,— 203,— 

191,— 14,— 205, — 

191,— 16,- 207,— 

191,— 18,— 209,— 

191,— 20,— 211,— 

191,— 22 213,— 

Wiake: 191,— 24, 215,— 


Kreis 


ı Oberbarnim 

| Oftbavelland 
Rathenow, Stadtkr, 
Teltow 
Wefthavelland 
Zauch⸗Belzig 


Hannover, Landkr. 


Hannover, Stadtkr. 
Springe 


| Hildesheim, Landkr. 


LU, 
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Noch Preisgebiet W XI 
Vrovinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Weitfalen ...--.ur2..... Die. ae Büren Wiedenbrüd 
Minden Exklave Lügde 
Paderborn 
RR Brilon Meſche de 
Lippſtadt 
Heilen-Najian.......... Sn SR Frankenberg (Eder) | Ziegenhain 
Hersfeld 
BEE -r00r 0er insgefamt 
ö——I Jar ann aaa insgefamt 
Se N Stabt Wien ........:. insgefamt 
Miederdonau .......... Amftetten Oberpullendorf 
Baden Sankt Pölten, Stadtfr. 
Bruck (Leitha) Sankt Pölten, Landkr. 
Eiſenſtadt Scheibbs 
Gmünd Waidhofen (Thaya) 
Horn Wiener Neuftadt, Stadtkr. 
Lilienfeld Wiener Neuftadt, Landkr. 
Neu ⸗Biſtritz Zwettl 
Neunkirchen 
Sudetenland ........... BE heran Auſſig, Stadtkr, Komotau 
Auffig, Landkr, Leitmeriß 
Bilin Teplit-Schönau 
Brüx Tetſchen 
Dux 
BR ee anerte KRaaden 





Der Preis für inländifchen Weizen beträgt im Preisgebiet W XII für die Tonne: 





Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
vom 16. — 192 * 192 
A 192, — 2,— 19, — 
üü 192,— i— 196,— 
Un 192, — 6,— 198,— 
im Nobemnber 1980 . in N ee 192, — 8— 200,— 
A RE 192, — 10, — 202,— 
m TORE ED ee 192, — 12,— 204, — 
u Te ED a ER 7 22,0% 192, — 14,— 206, — 
BR RE TON 0: anna nee use ee are here 192, — 16,— 208, — 
im April 1940 ..... BEE ———— 192,⸗ 18,— 210,— 
— 192,- 20,— 212, — 
EREELER EN TEEHNRR 192, — 22, — 214,— 
vom 1. Juli bis 15. Juli 1940 ..2cccce een 192, — 24,— 216,— 





| 





| 











ALVVI 
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Preisgebiet W XII - 
Provinz — Land Kreis 
Schleswig:Holftein Kiel, Stadtkr. | Stormarn 
Dinneberg 


Hannover ............. Celle, Stadtkr. | Harburg 
Celle, Landfr. Soltau 


Cuxhaven, Stadtkr. 
Land Hadeln 


Weſermünde, Stadtkr. 
Weſermünde, Landkr. 








Stade 
insgeſamt 
BVeitfalen.............. Wittgenftein 
Dejien-Najjan.......... Fulda, Stadtfr, Marburg (Lahn), Stadtkr. 
: Fulda, Landfr. Marburg (Lahn), Landkr. 
Hünfeld 
Biedenkopf ; 
BER nee. Alsfeld | Lauterbach 
Dldenburg 22222222... Ammerland Weſermarſch 
Friesland Wilhelmshaven, Stadtkr. 
RER. Stadt Bremerhaven 


Der Preis für inländifchen Weizen beträgt im Preisgebiet W XIII für die Tonne: 


Grundpreis Zufchlag insgefamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
vom 16. Juli bis 31. Juli 1939 .................. 193, — 193, 
VE VL. = con. = ES BTUR Ann 2 193,— 2,— 19, — 
un SE nu... 193,— 4, - 197,— 
NE enola tt 5 Wi 193, — 6,— 199, — 
up U. 2.11 00% — 193,— 8,— 201,— 
BU EEE a © 193,— 10,— 203, — 
J— 193, — 12,— 205, — 
BE ERER 777777——— 193, — 14,— 207,— 
ern Bach ep Ale ARTEN 193, — 16,— 209, — 
il ea 193, — 18,— ni 
aan un ER 193, — 20,— 213, — 
a u EN. . 193,— 22, — 215,— 
vom 1. Juli bi 15. Juli 190 22 cc, 193,— 4, — 217, — 
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Preisgebiet W XIV 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
VE anne ne ce ae insgejamt 


Mark Brandenburg ..... | Dotsdam .........-... 
Dahern Oberbayern ........... 
Niederbayern 
und Oberpfalz ....... 
Oberfranken 
und Mittelfvanfen.. .. 
Schwaben z........ +... 
UNE RENREER 5:12:52 05:0 Ran a Kr a SE 
EEE sn a een Dberdonau 2...22...... 


Tiotsdam, Stadtikr. 


Kreisunmittelbare Stadt 


Freiſing Ingolſtadt 
Landkreis 

Aichach Mühldorf 
Altötting Diaffenhofen (Jlm) 
Erding Scyrobenhaufen 
Freiſing Waſſerburg (Inn) 
Ingolſtadt | 

Kreisummittelbare Stadt 
Amberg Schwandorf (Bad) 
Landshut Meiden 
Neumarkt (Oberpf) 

Landkreis 

Amberg Neuſtadt (Waldnaab) 
Beilngries Oberviechtach 
Burglengenfeld Varsberg 
Cham Riedenburg 
Eſchenbach (Oberpf) Roding 
Kemnath Sulzbach⸗Roſenberg 
Kötzting Tirſchenreuth 
Landshut Vilsbiburg 
Nabburg Vohenſtrauß 
Neumarkt (Oberpf) Waldmünchen 


Neunburg vorm Wald | 


Kreisunmittelbare Stadt 


Bayreuth Marktredwitz 

Dinkelsbühl Schwabach 

Eichſtätt Selb 

Hof Weißenburg (Bay) 
Landkreis 

Bayreuth Münchberg 

Dinkelsbühl Naila 

Eichſtätt Pegnitz 

Feuchtwangen Rehau 

Gunzenhauſen Schwabach 

Hilpoltſtein Weißenburg (Bay) 

Hof Wunmſiedel 


Kreisunmittelbare Stadt 
Dillingen (Donau) Neuburg (Donau) 


Donauwörth Nördlingen 
Landkreis 
Dillingen (Donau) Nördlingen 
Donauwörth Wertingen 
Neuburg (Donau) | 
Crailsheim | Mergentheim k 
Hall Obringen 
Künzelsau 


inegefamt 





Hannover 


Weſtfalen 


Heſſen⸗Naſſau 


Rheinprovinz 





vom 16. Juli bis 31. Juli 1939 


en —— — —644 


im Auguſt 1939 
im September 1939 
im Oktober 1939 


im Dezember 1939 
im Januar 1940 
im Februar 1940 
im März 1940 
im April 1940 
im Mai 1940 


Provinz — Land Regierungsbezirk 


Osnabrück 


Kaſſel 


Wiesbaden 


Aachen 





*) Preiögebiet W XV beiteht nicht mehr. 


Münfter 
Minden 
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Noch Preisgebiet W XIV 


PA TODTUT ED U TFT TT nen 
Dr PO Te re ren 
vVIRET ERS Er 
m EV DR ann een 
warn iin ae een 
DEREN EEE ET a a aa 
ed EEE DEF LT ZU ZEV WERE 
nt SIT ERNEUERT RER WERE u ala ou 
BD’ FARBE SERIE BD EURE a ee 
PATER. ah a Sa aaa ae 


na UEEBE UEFA TE EEE EN Bene 


*) Breisgebiet W XVI 


.» messen = er 8 


Melle 
Osnabrüd, Stadtkr, 


Beckum 


Bielefeld, Stadtkr. 
Bielefeld, Landkr. 
Halle (Weſtf) 


Altena 

Arnsberg 

Hamm (Weſtf), Stadtkr 
Iſrlohn, Stadtfr. 
Jerlohn, Landkr. 
Lüdenſcheid, Stadtkr. 


Gelnhauſen 
Dillkreis 

Limburg (Lahn) 
Oberlahnkreis 
Oberweſterwaldkreis 
Sankt Goarshauſen 


Ahrweiler 
Koblenz, Stadtkr. 
Koblenz, Landkr. 
Kochem 

Mayen 


Bernkaſtel 
Bitburg 
Daun 


Düren 
Erfelenz 
Seilenkirchen- Heinsberg 





| 





Der Preis für inländifchen Weizen beträgt im Vreisgebiet W XIV für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichs mark Reichsmark 

— — — 194 
194, — — 196 
194, — — 198 
194, — — 200,— 
194,— — 202,— 
194, — 10,- 204,- 
194, — 12,— 206,— 
194, — 14,— 208,— 
194, — 16,— 210,— 
194, — 18, 212, — 
194, — 20, — 214,— 
194,— 22, 216,— 

BIER 194, — 4,— 218,— 

Kreis 


Osnabrück, Landtr, 
Wittlage 


Warendorf 


Herford, Stadtkr. 
Herford, Landkr. 
Lilbbede 

Dlpe 

Siegen, Stadttr, 
Siegen, Landkr, 

Speft 

Unna 


Schlüchtern 


Unterlabntreis 
Unterwejterwaldfreis 
Ufingen 

Weblar 


Neuwied 
Sankt Goar 
Simmern 


Zell (Moſel) 


Prüm 
Wittlich 


Jülich 
Monſchau 
Schleiden 


MIN 





































III] 


H5140-0118 
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Noch Preisgebiet WXVI 


Provinz — Land Regierungsbezirk 
SHohenzolleriiche Lande .. Sigmaringen ——— 
ER rasen Oberbayern -.......... 

Oberfranken 


und Mittelfranten.... 


Mainfranfen 


Kreis 


Sigmaringen 


Kreisunmittelbare Stadt 


Landäberg Roſenheim 
München Traunftein 
Reichenhall, Bad 

Landkreis 
Aibling Miesbach 
Berchtesgaden München 
Dachau Roſenheim 
Ebersberg Schongau 
Friedberg Starnberg 
Fürſtenfeldbruck Tölz 
Garmiſch⸗Partenkirchen Traunftein 
Landsberg Weilheim 
Laufen Wolfratshaufen 


Kreisunmittelbare Stadt 


Ansbach Kulmbach 
Bamberg Neuſtadt (Coburg) 
Coburg Nürnberg 
Erlangen Rodach (Coburg) 
Forchheim Rothenburg (Tauber) 
Fürth 

Landkreis 
Ansbach Kulmbach 
Bamberg Lauf (Degnik) 
Coburg Lichtenfels 
Ebermannftadt Neuftadt (Aiſch) 
Erlangen Nürnberg 
Forchheim Rothenburg (Tauber) 
Fürth Scheinfeld 
Hersbruck Stadtſteinach 
Höchſtadt (Aiſch) Staffelſtein 
Kronach Uffenheim 


Kreisunmittelbare Stadt 


Kiſſingen, Bad Schweinfurt 
Kitzingen Würzburg 
Landkreis 
Brückenau Königshofen 
Ebern im Grabfeld 
Gemünden Lohr 
Gerolzhofen Marktheidenfeld 
Hammelburg Mellrichſtadt 
Haßfurt Miltenberg 
Hofheim (Mainfr) Neuſtadt (Saale) 
Karlſtadt Ochſenfurt 
Kiſſingen Schweinfurt 
Kitzingen Würzburg 








Il 





H5140- 








40-0120 


Provinz — Land 


A N 
(Fortf.) 
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Noch Preisgebiet W XVI 


Regierungsbezirk 


Schwaben ............ 


Landeskommiſſärbezirk 
—— I 


Landeskommiſſärbezirk 
Mannheim 
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Kreis 


Kreisunmittelbare Stadt 


Augsburg 
Günzburg 
Kaufbeuren 


Kempten (Allgäu) 


Augsburg 


Füſſen 


Günzburg 


Illertiſſe 
Kaufbeu 


Kempten (Allgäu) 


n 
ten 


Krumbad) 


Aalen 

Biberach 
Ehingen 
Heidenhe 


Konſtanz 
Stockach 


Buchen 


Exklave im bayr. Kreiſe 


im 


Mellrichſtadt 


Büdingen 
Friedberg 


Lindau (Bodenſee) 
Memmingen 
Neu-Ulm 


Landfreis 


Lindau (Bodenjee) 
Markt Oberdorf 
Memmingen 
Mindelheim 
Neu-Ulm 
Schwabmünchen 
Sonthofen 


Münfingen 
Saulgau 

Ulm, Stadtfr. 
Ulm, Landfr, 


Überlingen 


| Tauberbifchofsheim 


Gießen, Stadtkr. 
Gießen, Landkr. 


insgeſamt 


Der Preis für inländiſchen Weizen beträgt im Preisgebiet W X VI für die Tonne: 








Reichsgeſetzbl. 1939 I 


bom 16. Juli bis 31. Juli 1939 


im Auguſt 1939 
im September 1939 
im Oftober 1939 


im Dezember 1939 
im Januar 1940 
im Februar 1940 
im März 1940 
im April 1940 
im Mai 1940 


Grundpreis 
Reichsmark 


196, 
196 — 
106 
196 
196 
196,— 
196,— 
196, — 
196, — 
196,— 
196, — 
196, — 
196, — 


Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmart 
Pe 196, — 
2,— 198, — 
— 200,— 
6,— 202,— 
— 204,— 
i— 206,— 
12,— 208,— 
14,— 210,— 
16,— 212,— 
18,— 214,— 
20— 216,— 
2,— 218,— 
24,— 220,— 
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PBreisgebiet W XVII 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 

Hohenzollerische Lande..| Sigmaringen .........- Hechingen 4 

ER inneren Mainfranken .........- Kreisunmittelbare Stadt 
Aſchaffenburg 

Landkreis 

Alzenau (Mainfr) Obernburg 
Aſchaffenburg 

RR RR NEN Sen Badnang Horb 
Balingen Leonberg 
Böblingen Nürtingen 
Calw Reutlingen 
Gmünd ' Tübingen 
Göppingen ‚ Tuttlingen 
Heilbronn, Stadtfr. | Baibingen 
Heilbronn, Landkr. Waiblingen 

BER. een Landestommifjärbezirt 

Konftanz ....:...... Donaueſchingen | Villingen 
Landestommiffsrbezirf 
Mannheim .......... Mosbad) | Sinsheim 

BE rec Steiermatl........+... Feldbach Oberwart 

Fürſtenfeld Radkersburg 


Der Preis für inländiſchen Weizen beträgt im Preisgebiet W XVII für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmart Reichämart Reichsmart 
vom 16. Juli bis 31. Juli 2220... 197,— — 197,— 
SE A N 197,— 2,— 199, — 
An Septebee IEd. re ö 197,— 4,— 01,— 
HERDER DEN 2.02 50a ann sea ee 197,— 6,— 203, — 
ES 197,— — 205,- 
Bin Sale NEED 4.4: Senn aan em 197,— 10,— 207, — 
u N EEE BEN 197,— 12,— 209, — 
DEREN. ee 197,— 14,— X 
öA 197,— 16,— 213, — 
HE RR RR 197,— 18,— 215, — 
N BED ern rg ee 197,— 20,— 217, — 
EN ee 197,— 22,— 219, — 
vom 1. “Juli Bi® 15. 0. 197,— 24, — 221,— 





I 
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Preisgebiet W XVII 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 

Hannover Grafſchaft Diepholz | Nienburg (Wefer) 
Grafſchaft Hoya 
Fallingboſtel 
Bremervörde | Rotenburg (Han) 
Ofterbolz | Verden 
Achendorf-Sümmling Lingen 
Berjenbrüd Meppen 
Grafichaft Bentheim 

Weſtfalen insgeſamt, 

außer Kreis Beckum und Kreis Warendorf 

Bochum, Stadtkr. GHerne, Stadtkr. 
Caſtrop⸗Rauxel, Stadtkr. Lünen, Stadtkr. 
Dortmund, Stadtkr. WanneEickel, Stadtkr. 
Ennepe⸗Ruhrkreis Wattenſcheid, Stadtkr. 
Hagen (Weſtf), Stadtkr. Witten, Stadtir. 

Württemberg Friedrichshafen Wangen 
Ravensburg | 

Didenburg Cloppenburg Oldenburg (Dldba), 
Delmenhorft, Stadtfr. | Landkr. 
Oldenburg (Oldbg), Vechta 

Stadtkr. 


Exklave Thedinghauſen 


Bea’... mi! insgeſamt, 
außer Stadt Bremerhaven 





Der Preis für inländifchen Weizen beträgt im Vreisgebiet W XVII für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmart 
vom 16. Juli bis 31. Juli 19309................. 198, — — 198 
EP RTTN 1 RRBOGE ST TEN 198, — 2,— 200, — 
J 198, 4 202,— 
nn. 198, — 6, 204, — 
DEN € EEE 198, — 8— 206, — 
REED 198, — 10,— 208, — 
nn RR NEON 198, — 12,— 210,— 
D—— 198,— 14,— 212,— 
2 PDS: ı ONE 198, — 16,— 214,— 
N ——— 198, 18,— 216,— 
na nase 198, — 20,— 218,— 
ES 198, 22,— 220, — 
vom 1. Juli biß 15. Juli ⏑⏑ 198,— 24,— 222, — 


UT 


H5140-0122 
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Preisgebiet W XIX 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Helien-Raflan.....----- PR 6.2, aaa Hanau, Stadtkr. Hanau, Landkr. 
MWiesbaben ............ Frankfurt (Main), Rheingaukreis 
Stadtkr. Untertaunuskreis 
Main⸗Taunuskreis | ı Wiesbaden, Stadtkr. 
Obertaunuskreis 
Rheinprovinz .......... he Altenkirchen Kreuznach 
Birkenfeld | 
— insgeſamt 
rn indgefamt 
0 Merzig-Wadern (Ref) | Trier, Stadtkr. 
Saarbura | Trier, Landkr. 
0 Aachen, Stadtfr. Machen, Landkr. 
WERE uw escuss ones 0 RR Kirchheimbolanden | Rodenhaujen 
. Kusel 
A ee, Bee Eflingen | Rottweil 
‚sreudenftadt Stuttgart, Stadtkr. 
Ludwigsburg 
N een Eee Bergfiraße, außer Exkllave Groß-Gerau 
Hirſchhorn und Ertlave Mainz, Stadtkr. 
Viernheim Mainz, Landfr. 
Bingen Offenbach (Main), 


Darmftadt, Stadtkr. 
Darmftadt, Landkr. 


Erbach | 


Stadtfr. 


Offenbach (Main), 
Dieburg | Landkr. 


Der Preis für inländiſchen Weizen beträgt im Preisgebiet W XIX für die Tonne: 





Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmart Reichsmart 
vom 16. Juli bis 31. Juli 200, — — 200,— 
BE RER DEE dien sea ea res am das ein anne 200,— — 202,— 
IR SEE en saeann 200, — 4, 204,— 
RE. 2. 2 Gr Sn ee 200, — 6,— 206,— 
0 4 N 7 11 RS RR 200,— 8,— 208, — 
BR ERBE EBD 200,— 10,— 210,— 
u 1 RE 200,— 12,— 212, 
Ok: VOECHOEE- een 200, 14,— 214,- 
Da SR EBENL:» 200, — 16,— 216, 
EEE 7 EEE FERIEN 200, — 18,— 218, 
A 200 20,— 20 
BERN: ER DRS 2 sun nenn Sehe een 200, — 22, — 222, — 
vom 1. "Juli bi® 15. 200, — 24, — 224,— 








Provinz — Land 
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El 


Preisgebiet W XX 


Regierungsbezirk 


1145 


Kreis 


RE nis LEE Kreisunmittelbare Stadt 
‚srankentbal ; Neuftadt (Weinftraße) 
Kailerslautern Dirmafens 
Pandau (Pfalz) Speyer 
Ludwigshafen (Rhein) | Iweibrücden 
Landkreis 
Bergzabern Ludwigshafen (Rhein) 
Frankenthal Neuſtadt (Weinſtraße) 
Germersheim VPirmaſens 
Kaiſerslautern Speyer 
Landau (Pfalz) Zweibrücken 
VER: Landeskommiſſärbezirk 
Konftanz 2222.22... Sädingen | Waldshut 
Candestommifjärbezirt 
Feiburg ........... in8gefamt 
Vandesfommiffärbezirk 
Karlarube .......... insgefamt 
Landeskommiſſärbezirk 
Mannheim .......... Heidelberg Mannheim 
——— Alzey ı Erflavde Hirſchhorn und 


Der Preis für inländifchen Weizen beträgt im Vreisgebiet W KX 


Worms, Stadtkr. 
Worms, Landkr. 


Grundpreis 
Reichömart 
vom 16. Juli bis 31. Juli 1939 ..... . . . . . . . . . . .. 202, 
ed. ee de 202, 
N See BOBD ana 202, 
J 202, 
nn Aa PER A EL RE 202, 
NE EEE nee ueccs.. 202, 
BE NE RER SS nn ns, 202, 
BR © 732.0, nr 202, 
a ee 202, 
202, 
a) SANS EEE 202, 
Eu a Br EEE 202, 
vom 1. Juli bis 15. Juli 1940 2220022 ceeaccccnn.. 202, 


Reichögejegbl, 1939 I 


Erflave Wiernheim 


für die Tonne: 


Zujchlaa insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark 
202, 
2 204 
4,— 206 ,— 
6, 208,— 
8 210,— 
10,— 212, 
12,— 214, 
14,— 216, 
16,—- 218, 
18, 220, 
20, 222,- 
22, 224, — 
A 296,- 


III 
II 








III 


H5140-0124 





0m 
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—IIIULCM. 


5140-0125 


II 





Provinz — Land Regierungsbegirt 


Saarland ......2.:.:... 


Oſtmart 


Preisgebiet W XXI 


Salaburg ............» 


BBEREIRBER een 


Kärnten 


Tirol 
mit Worarlberg 


Bruck (Mur) 
Deutjchlandsberg 
Graz, Stadtkr. 
Graz, Umgebung 
Hartberg 
Judenburg 
Leibnitz 


Kreis 
insgeſamt 


insgeſamt 


Leoben 
Liezen 
Mürzzufchlag 
Murau 
Voitsberg 


Weiz 
insgeſamt 


insgeſamt 


Der Preis für inländiſchen Weizen beträgt im Preisgebiet W XXI für die Tonne: 


vom 16, juli bis 31. Juli 1939 


im Auguſt 1939 


im Dezember 1939 


im Februar 1940 


Dh Fans 
De ERBE äö 4 ein aneeeaee De 
ir nel TO 54:0 eng 
we ID een er ae 
in Ti DMD.« 60 5: 6» nor Fo Mic 
vom 1. Wu DI. 10, u BED 


Im Sophemibe 1U89 - 4542000 
ie EEE 2 TE Su Lac 


Grundpreis 
Reichsmark 


204 


Zuſchlag 
Reichsmark 


insgeſamt 


Reichsmark 


204 


Exklaven, die nicht beſonders aufgeführt ſind, rechnen zu den Preisgebieten, von denen ſie umſchloſſen 
werden oder an die ſie mit dem größeren Teile ihres Grenzlinienumfangs anſtoßen. 





jen 





\ 
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Anlage ın 
Futtergerfte 
Preisgebiet G I 
Provinz — Land Kreis 
GER 2 24. 1572207 u asgeſamt 
Sudetenland ........... — insgeſamt, 
außer Kreis Grulich 
Der Preis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Preisgebiet GI für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
rn reine ZA U 152, — — 152,— 
WERE EEE 5 1er 152, — 2,— 154,— 
an rare REITER URNDNE WERNE 152, — 4,— 156, — 
a. RETTEN SE OBERE, Acc BEE 152,— 6,— 158, — 
BBED. 2.4: 20: ai... 152,— 8,— 160, — 
RE 152,— 10,— 162, — 
CE 152, — 12,— 164,— 
N 211.) 01.2 1-10) IB 152, — 14,— 166,— 
en ne EVER. 1, 13.21) VRR 152,— 15,— 167,— 
BE ONE: > 6 :5:: 5: 4.4: re are 152, — 16,— 168,— 
Be ern — 152, — 17,— 169,— 
ER EEE en RE. <. 152, — 18,— 170,— 
Preisgebiet G II 
2) 17:7.72°) 7." VO Gumbinnen 22222222... Ebenrode | Schloßberg (Oftpr) 
Soldap Treuburg 
Allenftein ...cnnneeee.. Jobhannisburg Ortelsburg 
Lötzen Oſterode (Oſtpr) 
Lyck Sensburg 
Neidenburg 
Weſtpreußen........... Marienwerder Roſenberg (Weftpr) 
Der Preis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Preisgebiet G II für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmart 
a ELTERN N 153,— — 153,— 
EEE ae — 153,— — 155 
ana ander en A 153,— 4,— 157,— 
AR 153,— — 159, — 
Be ne ——— 153,— B,— 161,— 
RR eier RE MALE 153, — 10,— 163,— 
——— 153, 12 165, 
———— 153 14,— 167,— 
aa ne — — 15,— 168,— 
——— 153,— 16,— 169, — 
GE 2» 2223250 153,— Me 170,— 
en. N 153,— 18,— 171,— 


I 








III I 


H5140-0126 











1148 


Reichsge ſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


MI 


H5140-0127 








Preisgebiet G II 


Provinz — Land Regierungsbezirk 


Scyiejien Breslau 


2... VORRETTTERELTT 


Niederbahern 
und Oberpfalg....... 


Kreis 


insgefamt, 
außer Kreis Guhrau und Kreis Wohlau 


Hirſchberg (Riefengeb), 
Stadtkr. 


ge 
andeshut (Schlef) 
Hirſchberg (Riefengeb), 

Landkr. 


Kreisunmittelbare Stadt 


Freiſing Reichenhall, Bad 
— Roſenheim 
andsberg Traunſtein 
München 
Landkreis 
Aibling Landsberg 
Aichach Laufen 
Altötting Mühldorf 
Berchtesgaden München 
Dachau Pfaffenhofen (Im) 
Ebersberg Roſenheim 
Erding Schrobenhauſen 
Freiſing Starnberg 
Friedberg Traunſtein 
Fürſtenfeldbruck Waſſerburg (Inn) 
Ingolſtadt Wolfratshauſen 
Kreisunmittelbare Stadt 
Deggendorf Regensburg 
Landshut Straubing 
Paſſau 
Landkreis 
Bergreichenſtein Neunburg vorm Wald 
Bogen Paſſau 
Cham Pfarrkirchen 
Deggendorf Prachatitz 
Dingolfing Regen 
Eggenfelden Regensburg 
Grafenau Roding 
Griesbach Rottenburg 
Kelheim Straubing 
Kötzting Viechtach 
Landau (ar) Vilsbiburg 
Landshut Vilshofen 
Mainburg Waldmünchen 
Mallersdorf Wegſcheid 
Markt Eiſenſtein Wolfſtein 
Kreisunmittelbare Stadt 
Augsburg Memmingen 
Günzburg Neuburg (Donau) 
Kaufbeuren Neu⸗Ulm 
Landkreis 
Augsburg Mindelheim 
Günzburg Neuburg (Donau) 
Illertiſſen Neu⸗Ulm 
Kaufbeuren Schwabmünchen 
Krumbach Wertingen 


Memmingen 
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Noch Preisgebiet G II 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Sudetenland ........... GE 0a une Braunau Trautenau 
Hohenelbe 
N A Grulich 
Der Preis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Preisgebiet G III für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
MB BEE, 154,— — 154,— 
Bi ER 154, — 2,— 156, — 
un Geyieunbet 1OBB . - -..:....u0: 0.0000 154,— 4,— 158,— 
m Omaber .... 154, — 6,— 160,— 
Bu: Seibeninee 2EBB „2:2: ae 154,— 8,— 162,— 
0 :BOBD . - ».22.5.40515.2 0 2 ae ee 154,— 10,— 164,— 
a EN ERUETD PA 154,— 12,— 166, — 
BER | 77179: 100008 PRENEHERER 154,— 14,— 168, — 
m Wire 154,— 15,— 169, — 
BEI IE: RD AERNIEE T n 154,— 16,— 170,— 
RE EDED 200 nn nn RS EEE es: 154, — 17,— 171,— 
TEEN nn ea EEE NED learn 154,— 18,— 172,— 
Preisgebiet G IV 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Dftpreußen...........-. Königsberg ........... Braunsberg (Oftor) Mohrungen 
(Herdauen Dreußiid Holland 
Heildberg Raftenburg 
Gumbinnen ........... Angerapp Infterbura, Landkr. 
Angerburg Memel, Stadtkr. 
Elchniederung Memel, Landkr. 
Gumbinnen Pogegen 
Heydekrug Tilſit, Stadtkr. 
Inſterburg, Stadtkr. Tilſit-Ragnit 
ER Allenftein, Stadtkr. Rößel 
Allenſtein, Landkr. 
MWeftpreußen........... Elbing, Stadtkr. | Marienburg (Weftpr) 


Elbina, Yandfr. Stuhm 


Der Preis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Vreisgebiet G IV für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmartk Reichsmark Reichsmark 
MEET IN PETE 155, — — 155, — 
EEE BED 2. 02 ana nn RER nenne 155, — 2,— 157,— 
Re 1OOR - ae 155,— 4,— 159, — 
ERDE BRNN > >. <= 0 000 nn ee na 155, — 6,— 161,— 
OR FOIREEEERETEDE == 2 u eher 155, — 8,— 163, — 
—A DOREEN 5»... 5.00 ne 155, — 10,— 165, — 
Sn 4 2 ee 155, — 12,— 167, — 
en 155,- 14,— 169, — 
BR lache 155, — 15,— 170,— 
ae RE aan ianiächemae en 155, — 16,— J 
AR er SE FREE 155,— 17,— IR-— 
— ED rennen dann ee 155, — 18,— 173, — 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


Im 

















INN] 


H5140-0128 





Provinz — Land 


Mark Brandenburg .... 








Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil‘ I 


m 


ö— —— —— — — — ———— —— 








INN 
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Preisgebiet G V 
Regierungsbezirk ° Kreis 
BURN... Croſſen (Oder) Mejerik 
Fort (Laufik), Stadtkr. | Oftfternberg 
Guben, Stadtkr. Schwerin (Warthe) 
Guben, Landkr. Soldin 
Landsberg (Warthe), Sorau 
Stadtkr. Weſtſternberg 
Landsberg (Warthe), Züllichau⸗Schwiebus 
Landkr. 
Grenzmark 
Dojen-Weftpreußen .. insgefamt 
EBENE an en Guhrau Wohlau 
— Bunzlau Grünberg (Schlef) 
Frauſtadt Lauban 
Freyſtadt Miederſchleſ) Liegnitz, Stadtkr. 
Glogau, Stadtkr. Liegnitz, Landkr. 
Glogau, Landkr. Löwenberg (Schlef) 
Görlitz, Stadtkr. Lüben 
Görlitz, Landkr. Rothenburg (Oberlauſitz) 
Goldberg Sprottau 
Niederbayern 
und Oberpfalz....... Kreisunmittelbare Stadt 
Amber Schwandorf (Bat) 
Neumarkt (Oberpf) Weiden 
Landfreis 
Amberg Neuftadt (Waldnaab) 
Beilngries Oberviechtach 
Burglengenfeld Varsberg 
Eſchenbach (Oberpf) Niedenburg 
Kemnath Sulzbad)-Rofenberg 
Nabburg Tirschenreuth 
Neumarkt (Oberpf) Vohenſtrauß 
Oberfranken | 
und Mittelfranken. ... Kreisunmittelbare Stadt 
j Ansbad) Fürth 
Dinkelsbühl Nürnberg 
Eichftätt Rothenburg (Tauber) 
Erlangen Schwabach 
Forchheim Weißenburg (Bay) 
Landkreis 
Ansbach Höchſtadt (Aiſch) 
Dinkelsbühl Lauf (Pegnitz) 
Eichſtätt Neuſtadt (Aiſch) 
Erlangen Nürnberg 
Feuchtwangen Pegnitz 
Forchheim Rothenburg (Tauber) 
Fürth Scheinfeld | 
Gunzenbaufen Schwabach 
Hersbruck Uffenheim 
Hilpoltſtein 





Weißenburg (Bay) 
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Noch Preisgebiet GV 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 


u... PREEEERRESNE: Schwaben -........... Kreisunmittelbare Stadt 
(Fortf.) Dillingen (Donau) Nördlingen 
Donauwörth 
Landfreis 
Dillingen (Donau) | Nördlingen 
Donauwörth \ 
Sudetenland ........... N Biſchofteinitz Poderſam 
Luditz Saaz 
Marienbad Tachau 
Mies Tepl 
Der Preis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Preisgebiet 6V für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmart Reichsmark Reichsmart 
im Juli 1939 WETTE TFT ETET IE GLEI TETIWE LEG GG 156,— — 156 
RR 1 5 N 156, — 2,— 158, 
m September u8g8g8gg — 156, — 4, — 160, — 
BR RE SR ENG: 202 nn 156, — 6,— 162, — 
im November 1939 UETEFTIITFITTIETLI IT VOTE ET EEE EN TG 156, — 8 vr 164,— 
—— 156, — 10,— 166, — 
3 | 156, — : 12,— 168, — 
De ER. : : 22. 156, — 14,— 170, — 
IR. NER NED 1 u ee 156, — 15,— 171,— 
RE ED 2 2 tea en: 156, — ' 16,— 172, — 
a Üben nr Ra PR RER VE) RN —— 156,— 17, — 173,— 
I sh ———— 156,— 18, — 174,— 
ann nn 
Preisgebiet G VI 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
DRDOHBER Königäberg ........... Bartenftein (Oftpr) Labiau 
Heiligenbeil Preußiſch Eylau 
Königsberg (Br), Samland 
Stadtkr. Wehlau 
Mark Brandenburg .... | Dotsdam . . . . . . . . . . .. Oſtprignitz | Ruppin 
BOmmeEm ER rien: Saabig Stargard (Vom), 
Stadtkr. 
————— Belgard (Perſante) Regenwalde 
Bayern Oberbayern — —— Garmiſch⸗Partenkirchen | Tölz 
Miesbach ı Weilheim 
Schongau | 
Schwaben ............ Kreisunmittelbare Stadt 
Kempten (Allgäu) | Lindau (Bodenfee) 
Landfreis 
Füſſen Markt Oberdorf 
Kempten (Allgäu) Sonthofen 
Lindau (Bodenfee) 
— ARE Parchim Waren 


INN) 


5140-0130 
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Nod, PBreisgebiet G VI 





Der Preis für inländiiche Futtergerjte beträgt im Preisgebiet G VI für die Tonne: 














Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
ee rer 157,— — 157,— 
—öAA 157,— 2,— 159, — 
Ion Geipbösuber TBB. . - 2.2.2520 nn er 157,— d,— 161,— 
ee en Er 157,— 6,— 163, — 
im Robember 188B ..::....:0meAmannenrahaeer 157,— I,— 165, — 
en. 0 00: EEE DR 157,— 10,— 167,— 
ee er A 157,— 12,-— 169, — 
un DEE TED), 157,— 14,— 171,— 
Be Do ER 5 0 anne ee 157,— 15,— 172,— 
im April 1940 Dreier 157,— 16,— 173,— 
im Mai 1940 DT ee 157, — 17,— 174,— 
BR Veh Shine = 1 ee area ua 157,— 18,— 175,— 
Preisgebiet G VIl 
Drovinz — Yand Regierungsbezirk 
Markt Brandenburg .... | Dotsdam ............. Angermünde Templin 
Drenzlau 
NE Pe Calau Königsberg (Neum) 
Cottbus, Stadtkr. Lebus 
Cottbus, Landkr. Luckau Miederlauſitz) 
Frankfurt (Oder), Lübben (Spreewald) 
Stadtkr. Spremberg (Lauſitz) 
Vemmcern—— Si insgejamt, 
außer Kreis Saabig 
und Stadtkreis Stargard (Dom) 
a nz insgeſamt, | 
außer Kreis Belgard (Derfante) 
und Kreis Regenmwalde 
GSchleſſen — Bean u. ren Hoyerswerda 
0 Oberfranken 
und Mittelfranken ... Kreisunmittelbare Stadt 
Bamberg Marktredwitz 
Bayreuth Neuſtadt (Coburg) 
Coburg Rodach (Coburg) 
Hof Selb 
Kulmbach | 
Landfreis 
Bamberg Lichtenfels 
Bayreuth Münchberg 
Coburg Naila 
Ebermannitadt Rehau 
Hof Stadtiteinach 
Kronach Staffelſtein 
Kulmbach Wunſiedel 
Mainfranken ......... insgeſamt 
Sachſen (LRand) ........ Dresden-Bautzen ...... Bezirksfreie Stadt 
Bautzen Zittau 
Landkreis 
Bautzen Löbau 
Kamenz Zittau 





—IV 











—IIL 





I 





H5140-0132 Nr. 119 — Tag der Ausgabe: 7. Juli 1939 1153 
Noch Preisgebiet G VII 
Vrovinz — Land Regierungsbezirk Kreis 

M 6 Aalen | Künzelsau 
Biberad) | Mergentheim 
Crailsheim ‚Ulm, Stabtlr. 
Ehingen ı Ulm, Landkr. 
Hall | Wangen 
Heidenheim | 

BEDER ..ocnnuHuraasere Landestommiljärbezirt 

Mannheim u.......: Buchen Tauberbiſchofsheim 

Mosbach | 

M..... TOTER Exklave im bayr. Kreife 

Mellrichitadt 

Selbſtändiger Stadtbezirk 
Süftromw | Roftod 
Neubrandenburg Schwerin 
Neuftrelit Wismar 

Landkreis 

Süftrow Schwerin 
Malchin Stargard 
Roftod Wismar 
Schönberg 

Sudetenland .......---- ullle 20H Auffig, Stabifr, KRomotau 
Auffig, Landkr. Leitmerik 
Bilin Reichenberg, Stadtfr. 
Böhmiſch Yeipa Neichenbera, Landkr. 
Brür Rumburg 
Deutſch Gabel Schludenau 
Dur - Tepli- Schönau 
Friedland Tetſchen 
Gablonz Meiße) Warnsdorf 

BR ana Ach Raaden 


Eger, Stadtkr. 
Eger, Landkr. 


Elbogen 


Falkenau (Eaer) 


Graslitz 


Karlsbad, Stadtkr. 
Karlsbad, Landkr. 
Neudek 

Sankt Joachimsthal 


Der Preis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Preisgebiet G VII für die Tonne: 


im Juli 1939 


DE ne en tn 
ie SCI. . . een 
Br DEE ER 5.22: ee an rn 


im November 


BIER a era 


De Des 2IBB. 2: a aan ee 
Be 
Ve Re IE a are 
RE IR. nei ern 


im Mai 1940 
im uni 1940 


Reichögefehbl. 1939 I 


Grundpreis 
Reichsmark 


159, — 
159, — 
159,— 
159,— 
159,— 
159,— 
159, — 
159, — 
159, — 
159, — 
159, — 
159, — 


Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmart Reichsmark 
a 159, — 
— 161 
u 163,— 
—X 165,— 
8,— 167, — 
10,— 169, — 
— In 
— 173,— 
Wr 174,— 
16,— 175,— 
17; 176, 
18 177,- 


293 
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Preisgebiet G VII 


Provinz — Land Regierungsbezirk 


Stadt Berlin -.....:::-| ---::rrs0n0n0nn en 000 
Mark Brandenburg .... | Dotödam .........4 
Sachſen (Probinz) ..---- Merfeburg ............ 
Hohenzolleriiche Lande... | Sigmaringen ......-- 
Württemiberg ..--....-- | ........* 
Babden... Landeskommiſſärbezirk 


Kreis 


insgeſamt 





Konſtanz 


Landeskommiſſärbezirk 


Karlsruhe 


Beeskow⸗Storkow 
Brandenburg (Havel), 
Stadtfr. 


Dfthavelland 
Potsdam, Stadtfr. 
Rathenow, Stadttr. 


Eberswalde, Stadtkr. Teltow 
Tüterbog- Ludenwalde Weſthavelland 
Niederbarnim Zauch⸗ Belzig 
Oberbarnim 
Liebenwerda Wittenberg, Stadtkr. 
Schweinitz Wittenberg, Landkr. 
Torgau 

insgeſamt 
Backnang Ludwigsburg 
Balingen Münſingen 
Böblingen Nürtingen 
Calw Ohringen 
Eßlingen Ravensburg 
Freudenſtadt Reutlingen 
Friedrichshafen Rottweil 
Gmünd Saulgau 
Göppingen Stuttgart, Stadtkr. 
Heilbronn, Stadtkr. Tübingen 
Heilbronn, Landkr. Tuttlingen | 
Horb Baihingen 
Leonberg | Waiblingen 
Konftanz Überlingen 
Stockach 
Pforzheim 


Der Preis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Preisgebiet G VIIL für die Tonne: 


im 
im 
im September 1939 
im 
im 
im Dezember 1939. 
Januar 1940 .. 
Februar 1940... 
März 190 .... 
April 1940 
im Mai 140 ..... 
im Juni 1940..... 


im 
im 
im 
im 


Juli 1939 ....................4444* 
Auguſt 1939 .............444442*226* 


ee Ve 
Mopember 1839 


..-—....,. ......". .„„.a...—r. ...:..„”°..© 























Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reich smark Reichömart Reichsmark 
162,— = 162,— 
162,— — 164,— 
162,— — 166,— 
162,— —X 168,— 
162,— Bi 170,— 
162,— 10,— 172,— 
162,— 12, — 174,— 
162,— J— 176,— 
162,— 15,— 177, — 
162,— 16,— 178,— 
162,— 27 Ju 179, — 
162,— —2— 180,— 
U) | 
H5140-0133 | 








| 


Provinz — Land 


Mark Brandenburg 


Sachſen (Provinz) - 


Schleswig:Holitein . 


Hamover ........ 


Hejlen-Nafjan..... 
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Preisgebiet GIX 
Regierungsbezirk Kreis 
a ER Weſtprignitz | Wittenberge, Stadtkr. 
Magdeburg............ insgeſamt, 
außer Kreis Gardelegen und Kreis Salzwedel 
Merfeburg ....00....+- Bitterfeld | Naumburg (Saale), 
Delitzſch Stadtkr. 
Eckartsberga Querfurt 
Eisleben, Stadtfr. Saalfreis 
Halle (Saale), Stadtkr. Sangerhaufen 
Manäfelder Gebirgskreis | Weihenfeld, Stadtkr. 
Mansfelder Seefreis Weißenfels, Landkr. 
Merjeburg, Stadtkr. Zeit, Stadtkr. 
Merjeburg, Landkr. Zeit, Landkr. 
ET ans —— insgefamt 
Schleswig. ...........: Eutin Plön 
Herzogtum Lauenburg Segeberg 
Lübeck, Stadtfr. Stormarn 
Oldenburg (Holft) 
Hildesheim. ..........- Göttingen, Stadtkr. Münden 
Göttingen, Landkr. (Hann. Münden) 
Büneburg ............- Dannenbera Lüneburg, Landfr, 
Lüneburg, Stadtlr. 
a Kreis der Eder Hünfeld 
Eſchwege Kaſſel, Stadtkr. 
Fritzlar⸗-Homberg Kaſſel, Landkr. 
Fulda, Stadtkr. Melſungen 
Fulda, Landkr. Rotenburg 
Gelnhauſen Geſſen⸗Naſſau) 
Hanau, Stadtkr. Schlüchtern 
Hanau, Landkr. Kreis der Twiſte 
Herrſchaft Schmalkalden | Witzenhauſen 
Hersfeld Wolfhagen 
Hofgeismar Ziegenhain 
Wiesbaden ............ Wetzlar 
— Kreisunmittelbare Stadt 
Frankenthal Neuſtadt (Weinſtraße) 
Kaiſerslautern | Virmafens 
Landau (Dfalz) Speyer 
Ludwigshafen (Rhein) Zweibrücken 
Landkreis 
Bergzabern Ludwigshafen (Rhein) 
Frankenthal Neuſtadt (Weinſtraße) 
Germersheim Pirmaſens 
Kaiſerslautern Speyer 
Landau (Pfalz) Zweibrücken 


II 








H5140-0134 





III! 








Ill 
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Noch Preisgebiet G IX 








Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Sachſen (Land) ...... „ch Ehemnib............- insgejamt 
Dresden-Bauben ...... Bezirksfreie Stadt 
Dresden ' Dirna 
Freiberg Radebeul 
Freital Rieſa 
Meißen | 
Landkreis 
Dippoldismwalde | Sroßenbain 
Dresden Meißen 
Freiberg Dirna 
a insgejamt 
OR: © = na insgefamt 
ee ee Landeskommiſſärbezirk 
Konftang......-...+- Donauejchinaen | Billingen 
Sädingen ' Waldshut 
Landestommifjärbezirt 
SUTeibuEO insgejamt 
Landeskommiſſärbezirk 
Rarlarube .........» insgejamt, 
außer Kreis Dforzbeim 
Landeskommiſſärbezirk 
Mannbeim ... ....... Heidelbera Sinsbeim 
Mannbein 
BEE 6: ne rege insgefamt, | 
außer Erflave im bayr. Kreiſe Mellrichitadt 
N LET EELECL LET Alsfeld Gießen, Landkr. 
Büdingen Lauterbach 
Friedberg | Erklave Hirſchhorn umd 
Gießen, Stadtkr. Exklave Viernheim 
ee an nr .| Sagenow | Ludwigsluft 
Ne re Blankenburg 
RR he er insgeſamt 
Der Preis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Preisgebiet G IX für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmartk 
In WIDE. near nn 164, — — 164 
— ——— 164, — 2,— 166, — 
A ET DR 164,— 4,— 168, — 
Da EN. ee ee a ee 164,— 6,— 170,— 
ar EEE EEE aatee de dran 164,— 8,— 172,-> 
m Dossmber- 3908... zn seien 164,— 10,— 174,— 
RR ID aan naar en an een 164,— 12,— 176,— 
I EEE aan es 164, — 14,— 178, — 
EEE» 52 2a 164,— 15, — 179,— 
164,— 16,— 180,— 
164,— 17,— 181,— 
in Tai IBBRE  heee 164,— 18,— 182,— 





IN 





III! 





| 














i 


H5140-0135 
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Preisgebiet G X 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Sachſen (Provinz)... --- Magdeburg ........... Gardelegen | Salzmebel 
Hannover ............ Hildesheim ............ Alfeld Marienburg (Han) 
Duderitadt Northeim 
Einbed | Ofterode (Harz) 
Goslar, Stadtkr. I Deine 
Goslar, Landkr. | Zellerfeld 
Lüneburg ............ Gifhorn | Uelzen 
Weitfalen.......r...+ +. Aben Hörter, | Warburg 
außer Exklave Lügde 
Arnsberg ............ Brilon Siegen, Stadtkr. 
Meſchede Siegen, Landkr. 
Olpe Wittgenſtein 
Hejjen-Naflan......»- „oh Raffel ....0...r0000%.» Kreis des Eifenberges | Marbura (Lahn), Stadtkr. 
Frankenberg (Eder) Marburg (Lahn), Landkr. 
MWiesbaden --.........:- Biedenkopf Dillkreis 
Braunschweig ......... ..***2** insgeſamt, 


außer Kreis Blankenburg 
und Exklave Thedinghauſen 


Der Preis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Preisgebiet G X für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
ee 166,— 166, 
im Auauft 1939 .......2csr0n ernennen nennen nen 166, — 2,— 168, 
im September 1939 ......-s-sr sen eesennnn nn ne 166,— 4, — 170, — 
im Oktober 1939 .......2ces@0sssenn nenn nn en nen 166, — 6,— 172, 
im November 1939 .................*24 166, — 8— Si 
im Dezember 1939 ............****2* 166, — 10,— 176, 
im Januar 1940 ...........****** 166, — 12,— 178,— 
im Februar 1940 ........... ... ..42*66* 166,— 14,— 180, — 
im Mär 166, — 5— 181 
im April 1940 ................*2*2*** 166, 16,— 182,— 
EEE SEE ET 166,— 17,— 183, — 
im Juni 1940...2..220-s 00 nnen en nenne nenn nenn 166,— 18,— 184, — 
Pen en rm Ve Te Sa BE 
Preisgebiet G XI 
— — —— — — — — 
Provinz — Yand , Regierungsbezirk Kreis 
Weitjalen.....---r.=+-- Münſte Beckum 
Anden. Büren | MWiedenbrüd 
Vaderborn | 
Arnsberg ........... Arnsberg Soeſt 
Lippſtadt 
Heſſen⸗Naſſau ....... Wiesbaden ..... ee Frankfurt Main), Rheingaufreis 
Stadtkr. Untertaunusfreis 
Main-Taunusfreis Ufingen 
Dbertaunusfreid Miesbaden, Stadtkr. 
|| Reichsaefepbl. 1939 I 29 
III 
1 uI 1 | 

















H5 140-0136 





1158 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 











Provinz — Land 


Rheinprovinz ... ...... Koblenz .. 

> 
Bahyern ............ Dfalz .... 
Deſen* 
— sr sonen 


Regierungsbezirk 


Noch Preisgebiet G Al 


Birkenfeld 


Merzig-⸗Wadern (Reit) 


Kirchheimbolanden 
Kuſel 


Alzey 

Bergſtraße, außer Exklave 
Hirſchhorn und Exklave 
Viernheim / 

Bingen 

Darmitadt, Stadtkr. 

Darmſtadt, Landkr. 

Dieburg 

Erbach 


| 
| 


Kreuznach 
Saarburg 


Rodenbaufen 


Groß-Gerau 
Mainz, Stadtkr. 
Mainz, Landkr. 
Offenbach (Main), 


Stadtkr. 
Offenbach (Main), 
Landkr. 


Worms, Stadtkr. 
Worms, Landkr. 


insgeſamt 


Der Preis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Preisgebiet G XI für die Tonne: 


Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark 
— 167,— 
2. 169, — 
— 171, 
6,— 173, — 
8,— 175,— 
10,— 177,— 
12,— 179, — 
14,— 181, — 
15,— 182, — 
16,— 183, — 
— 184,— 
18,— 185,— 


EEE — —— 


Kreis 


Norderdithmarſchen 
Pinneberg 
Rendsburg 
Schleswig 
Steinburg 
Süderdithmarſchen 
Süd Tondern 


Grundpreis 
Reichsmark 
im Juli 1989 ........... ..***2**** 167,— 
im Auguft 1939 ..............**2*****2* 167,— 
im September 1939 ....... . .. .. .....*42**64 167,— 
im Dktober 1939 .....zeeecsorneresonnnnnn ern 167,— 
im November 1939 ............. ...........** 167,— 
im Dezember 1939 ...............4**2* 167,— 
im Januar 1940 .................***2***** 167,— 
im Februar 1940 .......... nennen nennen nennen nenne 167,— 
im März 1940 .............22**4* 167,— 
im April 140 .................***2*2*2*** 167,— 
im Mai 140 ....202c00000 167,— 
im Juni 1940. 2.2222 s0n nenne enene nennen nenn 167,— 
— — — — ⏑ — 
Preisgebiet G Xll 
Vrovinz — Land Regierungsbezirk 
Schleswig-Holitein .. .- - Schleswig ............ Eckernförde 
Eiderſtedt 
Flensburg, Stadtkr. 
Flensburg, Landkr. 
Huſum 
Kiel, Stadtkr. 
Neumünſter, Stabtfr. 
Hannover........ Hammever Grafſchaft Schaumburg 


Hameln, Stadtktr. 
Hameln⸗ Pyrmont 
Hannover, Stadtkr. 


| 


| 


| 


Hannover, Landkr. 
Neuftadt 

am Nübenberge 
Springe 


II 





INN 


HM5140-0137 
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Noch Preisgebiet G Xll 


Provinz — Yand Regierungsbezirt Kreis 


HAUNDder urn ne rn: Hildesheim... ........- Hildesheim, Stadtfr. | Hildesheim, Landkr. 
Gortſ.) Lüneburg ............. Burgdorf Fallingboſtel 
Celle, Stadtkr. Harburg 
Celle, Landkr. Soltau 
Sad— Cuxhaven, Stadtkr. Stade 
Land Hadeln 
Weſtfalen...........-. 0 Exklave Lügde 
Arndberg ........ ... | Altena jerlohn, Landfr. 
Ennepe-Rubrfreis üdenicheid, Stadtkr. 
Jerlohn, Stadtkr. 
Helien-Rafjalt......---- Wiesbaden .. «sur... +: Limburg (Lahn) Sankt Goarshauien 
Oberlahnkreis Unterlahnkreis 
Oberweſterwaldkreis Unterweſterwaldkreis 
Rheinprovinz ........ Koblenz: ..0....00r... insgeſamt, 
außer Kreis Birkenfeld und Kreis Kreuznach 
Düffeldorf...-...------ Düffeldorf, Stadtkr. Münden Gladbach, 
Düfjeldorf-Mettmann Stadtkr. 
Geldern Neuß, Stadtkr. 
Grevenbroich⸗Neuß Remſcheid, Stadtkr. 
Kempen⸗Krefeld Rhein⸗Wupperkreis 
Kleve Rheydt, Stadtkr. 
Krefeld⸗Uerdingen Solingen, Stadtkr. 
(Rhein), Stadtkr. Vierſen, Stadtkr. 
Wuppertal, Stadtkr. 
A TEE: insgeſamt 
————— insgeſamt, 


außer Kreis Merzig-Wabern (Reſt) 
und Kreis Saarburg 


ehen insgeſamt 
Hanſeſtadi Hamburg .** insgeſamt 
Lippe.......... | ernennen nenn nennen insgefamt 
Schaumburgstippe..-.-.| ***** insgeſamt 


Der Preis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Preisgebiet G XTI für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
im Juli 1939 ...........22*2*2*2*26*24* 169, — 169, 
im Auauft 1939 .....................2*4 169, — 2,— 171,— 
im September 1939 ........... ......422*6** 169,— 4,— 173, — 
im Dktober 1989 ...... «erneuern ennonurnnnn nenne 169,— 6,— 175, — 
im November 1939 .......... .... . nennen nen nenn 169,— 8,— 177,— 
im Dezember 1939 .......... ........242*2*2*2626 169, — 10,— 179, — 
im Januar 1940 .................42*2*2*264* 169, — 12,— 181,— 
im Februar 1940 .....................425*626* 169, — 14,— 183, 
im März 1940 ................422*422*2*2*24 169, — 15, — 184, — 
im April 1940 ........ ....2*2222**4* 169,— 16,— 185, — 
im Mai IMO ......:0000c cn ernennen nn nn nen 169, — 17,— 186, — 
im Juni 1940.................**4 169, — 18,— 187, 


Tu MI 
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Preisgebiet G XI 





Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Hannover ...-.- "+++. Denabrüd ..........-- Melle Dsnabrüd, Landkr. 
Dsnabrüd, Stadtkr. Mittlage 
Weitfalen...-. +++. +- Minden... .:su..05... Bielefeld, Stadtkr. | ‚Herford, Landkr. 


Bielefeld, Landkr. 


Halle (Weſtf) Minden 


Der Preis für inländiiche Futtergerſte beträgt im Vreisgebiet G XIII für die Tonne: 


Herford, Stadtkr. 


Lübbecke 


insgeſamt 


Grundpreis Zuſchlag 
Reichsmark Reichsmart Reichsmart 
im Juli 1039 ...........****** 170,— — 170,— 
im Auguft 1939 ............*4**** 170,— 2,— 172,— 
im September 1939 .............2.*** 170,— 4,—— 174,— 
im Dktober 1939 ............ ........*444 170,— 6,— 176,— 
im November 1939 ................2*2*4* 170,— 8,— 178,— 
im Dezember 1939 ...........4*2*2*2**** 170,— 10,—- 180,— 
im Januar 1940 ............44**2*2******2* 170,— 12,— 182,— 
im Februar 1940 .... .............*2**** 170,— 14,— 184,— 
im März 1940 ..................2**2*2**2*2*** 170,— 15,— 185, — 
im Apu IMO......> sehen denn 170,— 16,— 186,— 
im Mai MO .....-:--:50 00020 nd nenn 170,— 17,— 187,— 
im Juni 1940. 22.2240 eeen nennen nenne hen 170,— 18,— 188,— 
PBreisgebiet G XIV 
Provinz — Yand Regierungsbezirk Kreis 
Hannover ..--- +++. BRNO... Srafichaft Diepholz Nienburg (Weiler) 
Srafichaft Hoya 
Stade ....... Bremervörde | Verden 
Ofterholg Weſermünde, Stadtkr. 
Rotenburg (Han) Weſermünde, Landkr. 
Osnabrüc. Ajchendorf-Hünmling | Lingen 
Berſenbrück | | Meppen 
Grafichaft Bentheim | 
Uurih ..:usre rer 000. insgejamt 
Weitialen.....-- ++. .-- Münſerr +. insgejamt, 
außer Kreis Bedum 
Arndberg -...--r.0 0. +.» Bochum, Stadtkr. | Limen, Stadtkr. 


Unna 

Manne-Eidel, Stadtkr. 
Mattenfcheid, Stadtkr. 
Mitten, Stadtkt. 


Caſtrop⸗ Rauxel, Stadtkr. | 
Dortmund, Stadtkr. 
Hagen (Meftf), Stabtfr. | 
Hamm (MWeftf), Stadtkr. 
Herne, Stadtkr. | 


LIL 


65 140.0 1390 
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Noch Preisgebiet G XIV 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 


Rheinprobing......+--+- Düfleldorf. ....-..++ ++: Dinslafen ı Mühlheim (Ruhr), 
Duisburg, Stabtlt. | . Stabil. 
Eſſen, Stadtkr. | Oberhauſen, Stabtkr. 
Moers ı Nee 
Oldenburg --....----- * insgeſamt 
VBraunſchweig........ | +++ en Extlave Ihedinghaufen 
BREMER. .....:200 re ern insgeſamt 


Der Kreis für inländiſche Futtergerſte beträgt im Preisgebiet G XIV für bie Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichemark Reidysmart 
im ÜL1939 ......-- 000 onen nn 172, — — 172,— 
im Auguft 10930 ............** 172,— 2,— 174, — 
im September 1939 ...........*tf 172,— 4,— 176, — 
im Oktober 1939 ..............*7 172,— 6,— 178,— 
im November 1939 ...............7 172,— 8,— 180, — 
im Dezember 1939 .............448* 172, — 10,— 182, — 
im Januar 1940 ...........ttt 172, — 12,— 184,— 
im Februar 1940 ..............* 172,— 14,— 186, — 
im März 1000.— 172,— 15,— 187,— 
im April 140 ...... ernennen nenn 172,— 16,— 188, — 
im Mai 1MO .....200s0000nnn rennen nen nenn 172, — 17,— 189, — 
im Juni 1940.......--r een nenn 172,— 18, — 190, — 


Extlaven, die nicht beionders aufgeführt \ind, rechnen zu den Vreisgebieten, von denen ſie unſchloſſen 
werden oder an die ſie mit Dem größeren Teile ihres Grenzlinienumjang® anſtoßen. 
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Anlage IV 





Sutterhafer 
ee — — — — —— 
Preisgebiet HI 

Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Schlefien ......... Oppeln insgeſamt 
Sudetenland .......... 2300 —— insgeſamt, 


außer Kreis Grulich 


Der Preis für inländiſchen Futterhafer beträgt im Preisgebiet HI für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmark 

vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 .......*** 153, — — 153, — 
im September 1939 ..............24****2*4* 153, — 1,— 154, — 
im Oktober 1939 ........crcr0r0rserennnn nn nenne 153, — 2,— 155, — 
im November 1939 ............. ... .*6 153, — 3,— 156, — 
im Dezember 1939 ....... .......42*2*22*2*2* 153, — 4,— 157,— 
im Januar 1940 ..............**2*2*2*2*2**2**7 153, — Br - 158,— 
im Februar 1940 .............******* 153, — 6,— 159, — 
im März 1940 ............ ...*2*2*2*2*2** 153, — 7— 160, — 
im April 1940 .................*2**4 153, — 8— 161,— 
RIED 20er ns ne une 153, — g,— 162, — 
vom 1. Juni bis 15. Auguft 140 ........2.2*** 153, — 10,— 163, — 





Preisgebiet HII 


Provinz — Yand Regierungsbezirk Kreis 


Schleiien .. +4 -. +++: Breßlau soo esenr 0.00 Fr indgefamt, 
außer Kreis Gubrau und Kreis Wohlau 





Biegnib -.2-- nern en... Hirschberg (Riefengeb), | Jauer 
Stadtkr. Landeshut Echleſ) 
Hirschberg (Rieſengeb), 
Landkr. 
Sudetenland ........... A Braunau Trautenau 
Hohenelbe 
— Iä————— Grulich 





—VMoo— 


140-0141 








| 
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a —— —— — — 6 — 
Noch Preisgebiet Hil 





Der Vreis für inländijchen Futterhafer beträgt im Preisgebiet H II für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 


Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 ........22***7 155,— — 155, — 
im September 1939 .............***22******7* 155, — 1,— 156, — 
im Oktober 1939 ................. nenn nme nenne 155, — 2,— 157,— 
im November 1939 ................***** 155, — 3,— 158, — 
im Dezember 1939 .............***7 155,— 4,— 159, — 
im Januar 1940 ..........*2*2 155, — 5,— 160,— 
im Februar 140 ...............*7 155, — 6,— 161,— 
im März MO ........-0- nee nnen nennen nn 155, — 9 — 162,— 
im April IMO ..............*2* 155,— 8,— 163,— 
im Mai 1MO .....----ue:resnennnnnnnuren ern ne 155,— 9g,— 164,— 
vom 1. Juni bis 15. Auguft 140 .... .....2*****7 155, — 10,— 165,— 

*) Preisgebiet HIV 
Drovinz — Land Regierungsbezirk Kreis 


Mark Brandenburg .... | Frankfurt .......* Forſt (Lauſitz), Stadifr. | Sorau 

Schlefien ...........* Breslau ...-........ ++ Gubrau | Wohlau 
Liegnitz .... .......... ea ' Grünberg Echleſ) 

Frauſtad Lauban 


—3 Miederſchleſ) 
Glogau, Stadtkr. 
Glogau, Landkr. 


Liegnitz, Stadtkr. 
Liegnitz, Landkr. 
Löwenberg Echleſ) 








Görlitz, Stadtkr. Lüben 
Görlitz, Landkr. | Rothenburg (Oberlaufiß) 
Goldberg Sprottau 


Der Preis für inländijchen Futterhafer beträgt im Dreisgebiet HIV für die Tonne: 


















































Grundpreis Quichlag ingaefamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmark 

vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 .......***** 157,— — —— 
im September 1939 .............**2 157,— 1,— 158,— 
im Dktober 1939 »...2r2rese son nenn nme nenn nen 157,— 2,— 159,— 
im November 1939 .............* 157,— 3 160 
im Dezember 1939 ............ 157,— 4,— 161,— 
* im Januar PETTELE, TERELT 157, — 5— 162,— 
im Februar 1940 .............**** 157,— 6— 163 — 
—— scene nennen ten nn 157,— 7— 164 
im April 140 ...... ce een 157,— 8— 165,— 
RE IMO ... 2-0 et nen 157,— g,— 166,— 
vom 1. Juni bis 15. Auguft 1940 .......*****7 157,— 10,— 167,— 












Eu Preiögebiet H um beiteht nicht mehr. 
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Preisgebiet HV 









Provinz — Land Regierungsbezirk 





BER re Niederbayern 
und Oberpfalz....- -- Kreisunmittelbare Stadt 
Amberg | Schwandorf (Ban) 
Deggendorf | Meiden 
Paſſau 
Landkreis 
Amberg Neuſtadt (Waldnaab) 
Bergreichenſtein | Oberviechtach 
Bogen VPaſſau 
Burglengenfeld | Prachatitz 
Cham Regen 
Deggendorf | Roding 
Eſchenbach (Oberpf) Sulzbach-Rojenderg 
Grafenau Tirſchenreuth 
Griesbach Viechtach 
Kemnath Vilshofen 
Kötzting Vohenſtrauß 
Markt Eiſenſtein Waldmünchen 
Nabburg Wegſcheid 
Neunburg vorm Wald Wolfſtein 
EEE ie ee Dberdonau Kaplik | KRrumman (Moldau) 
Sudetenland ...... — 172 Biichofteinik | Doderlam 
Luditz Saaz 
Marienbad Tachau 
Mies Tepl 


Der Preis für inländiſchen Futterhafer beträgt im Preisgebiet HV für die Tonne: 


Grundpreis Zufchlag indgefamt 
Reichsmark Reichsmart Reichsmark 

vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 ............ 159, — — 159,- 
im September 1939 .................4.4266 159,— 1,— 160, — 
im Dktober 1939 .......sesonsünonnnmnnennn0 rn. 159,— 2,— 161,— 
im November 1939 ......2z00sesennnnnr en nn nr 0 159, — 3,— 162, — 
im Dezember 1939 ........................*4 159, — 4,— 163, — 
im Januar 1940 ..............2*6*64 159, — d,— 164, — 
im Februar 1940 .. . .................224 159,— 6,— 165, — 
im März 140 .............** 159, — 1, 166, — 
im April 140 ......-@es0eneennennn nun nennen 159, — 8,— 167,— 
a Inn nen rennen 159,— g,— 168,— 
vom 1. Juni bis 15. Auguſt 1340 ..........***4* 159, — 10,— 169, — 





Preisgebiet H VI 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 


Ditbrenen ..---.......- Gumbinnen ........:+- Ebenrode Schloßbera (Dftpr) 
Soldap Treuburg 
Allenftein -....00....+.- Johannisburg Ortelaburg 
Lötzen Oſterode (Oſtpr) 
Lyck Sensburg 
Neidenburg 
Weſtpreußen........... Marienwerder Roſenberg (Weſtpr) 





I 


H5140-0143 
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Noch Preisgebiet H VI 
Der Vreis für inländifchen Futterhafer beträgt im Vreisgebiet H VI für die Tonne: 

Grundpreis Zufchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmarti Reichsmark 

vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 .........** 160, — 160, 

im September 1939 ............**2******2* 160 1,— 161,— 

im Dktober 1939 ......-seerssnennnnnne nenn nn 160, — 2,- 162,— 

im November 1939 .................*4 160,— 3,— 163,— 

im Dezember 1939 ...............2**2** 160,— 4,— 164, — 

im Januar 1940 .............2***2*2*****2* 160,— d,— 165, — 

im Februar 1940 ................4***2***** 160,— 6,- 166,— 

im März 1MO .............444****** 160,— Ir 167,— 

im April 1940 ................4*2****** 160,— 8, 168, — 

I BED 2er ne 160, — 9, 169, — 

vom 1, Juni bis 15. Auguſt 190 zu. unseren nen. 160, — 10, 170,— 
a | — — — — 

Preisgebiet H VII 
— — — — 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 








Mark Brandenburg .... JFrankfurt .. .. Calau Luckau Miederlauſitz 
Cottbus, Stadtkr. Lübben (preewald) 
Cottbus, Landkr. Meſeritz 
Croſſen (Oder) Oſtſternberg 
Guben, Stadtkr. Schwerin (Wartbe) 
Guben, Landkr. | Soldin 
Landsberg (Wartbe), Spremberg (Laufik) 
Stadtkr. Weſtſternberg 
Landsberg (Wartbe), Züllichau⸗Schwiebus 
Landkr. 
Pommern .......... Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen . . Arnswalde Friedeberg (Neum) 
Deutſch Krone Netzekreis 
Flatow Schneidemühl, Stadtkr. 
Schleſien ........... Liegnig Hoyerswerda 
BABEEn ...-- 200er... Oberbayern ........... Kreisunmittelbare Stadt 
Reichenhall, Bad | Traumitein 
Landkreis 
Altötting Mühldorf 
Berchtesgaden | Traunftein 
Laufen 
Niederbayern 
und Oberpfalz......» Kreiöunmittelbare Stadt 
Neumarkt (Oberpf) Straubing 
Regensburg 
Landkreis 
Beilngries Parsberg 
Dingolfing Pfarrkirchen 
Eggenfelden Regensburg 
Kehlheim Riedenburg 
Landau (Iſar) Rottenburg 
Mallersdorf Straubing 


Reichsgeſehbl. 1939 I 





Neumarkt (Oberpf) 
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Noch Preisgebiet H VII 





Vrovinz — Land 


Regierungsbezirk 

















7 Oberfranken 
(Fortſ.) und Mittelfranken ... Kreisunmittelbare Stadt 
Ansbach Kulmbad) 
Bayreuth Marktredwitz 
Dinkelsbühl Nürnberg 
Eichſtätt Rothenburg (Tauber) 
Erlangen Schwabach 
Forchheim I Selb 
Fürth Weißenburg (Bay) 
Hof 
Landkreis 
Ansbach Lauf (Pegnitz) 
Bayreuth Lichtenfels 
Dinkels bühl Münchberg 
Eichſtätt Naila 
Erlangen Neuſtadt (Aiſch) 
Feuchtwangen Nürnberg 
Forchheim Pegnitz 
Fürth Rehau 
Gunzenhauſen Rothenburg (Tauber) 
Hersbruck Scheinfeld 
Hilpoltſtein Schwabach 
Höchſtadt (Aiſch) Stadtſteinach 
Hof Uffenheim 
Kronach Weißenburg (Bay) 
Kulmbach Wunſiedel 
Schwaben............. Kreisunmittelbare Stadt 
Dillingen (Donau) | Nördlingen 
Donaumörth 
Landkreis 
Dillingen (Donau) Nördlingen 
Donauwörth 
Sachſen (Land) ......... Dresden-Bautzen. . ..... Bezirksfreie Stadt 
Bautzen Zittau 
Landkreis 
Bautzen Löbau 
Kamenz Zittau 
Sudetenland ........... Auſſig . ............ Auſſig, Stadtfr. Komotau 
Auſſig, Landkr. Leitmeritz 





Bilin 
Böhmiſch Leipa 


Eger, Stadtkr. 
Eger, Landkr. 
Elbogen 
Falkenau (Eger) 
Graslitz 


Reichenberg, Stadtkr. 
Reichenberg, Landkr. 


Brüx Rumburg 
Deutſch Gabel Schluckenau 
Dur Teplitz⸗Schönau 
Friedland Tetſchen 
Gablonz (Neiße) Warnsdorf 
BEE. 6) Ye Ach Kaaden 


Karlsbad, Stadtkr. 
Karlsbad, Landkr. 

Neudek 

Sankt Joachimsthal 
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Noch Preisgebiet H VII 
Der Preis für inländiſchen Futterhafer beträgt im Preisgebiet H VII für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
— Reichsmark — 
vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 .........*4* 161,— — 161, 
im September 1939 ... zur ....2222***2*62* 161,— 1,— 162, 
im Dktober 1939 .........:-0000r0nnnnnnnnn 000. 161,— 2, — 163, — 
im November 1939 ......---e.unsseeneonnnnnn er. 161,— 3,— 164, — 
im Dezember 1939 ........ nern eneneenne nennen 161,— 4,— 165, — 
im Januar 140 ..............4***** 161,— d,— 166, 
im Februar 140 ...... ........***2*24* 161,— 6,— 167, — 
im März IMO ....20000seneneneernn nen nennen 161,— rn 168, — 
im April 140 .......... 246* 161, — 8,— 169, 
a BE heran 161, 9g,— 170, 
vom 1. Juni bis 15. Auguſt 1940 ...........4**4 161,— 10,— 171, 
——— — — — — ER 
Preisgebiet H VII 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Oſtpreußen -..-....--+-- Königdberg ----------- Braunsbera (Dftpr) | Mohrungen 
Serdauen Preußiſch Holland 
Heilsberg Raſtenburg 
Gumbinnen .... ....... Angerapp Inſterburg, Landkr. 
Angerburg Memel, Stadtkr. 
Elchniederung Memel, Landkr. 
Gumbinnen Pogegen 
Heydekrug Tilfit, Stadtkr. 
Inſterburg, Stadtkr. | Tilfit-Ragnit 
Allenftein. -..-...++++- Allenftein, Stadtkr. Rößel 
Allenſtein, Landkr. 
Meftpreußen.....-- +» Elbina, Stadtkr. Marienburg (XBeitpr) 
Elbing, Yandkr. Stubm 





Der Vreis für inländifchen Futterhafer beträgt im Vreisgebiet H VIII für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insqejamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939..........** 162, — — 162 
im September 1939...... .........*4***** 162,— 1,— 163, — 
im Oktober 1939 .......-.erssseer nenn n een en nen 162, — — 164,- 
im November 1939 ...................*264 162, — 3,— 165,— 
im Dezember 1939...............26*******7* 162,- - —* 166, 
im Januar 1940 ........ ......**2******** 162,— 5— 167,— 
im Februar 1940 ..............4***2* 162,— 6— 168, 
im März 1940 ..................*2*2*2*2*2***2** 162, 7— 169, 
im April 1940 .................**2***2*** 162, — 8,— 170, 
m Mat IMO.....20000ne0oer none rennen 162, — g,— 171,— 
vom 1. Juni bis 15. Auguft 1940 ....... ee 162,— 10, 172, 


IM 
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II 


H5140-01 


1] 











Provinz — Land 








Stettin 


Köslin..... 


Grenzmarf 


Regierungsbezirk 


Preisgebiet HIX 







Tiojen-Weftpreußen .. . 


Saatzig 
Belgard (Perſante) 


Dramburg 
Neuſtettin 


— U 7— 





Stargard (Dom), 
Stadtkr. 


Regenwalde 


Schlochau 


Der Preis für inländiſchen Futterhafer beträgt im Preisgebiet HIX für die Tonne: 





Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939.............. 163, — — 163,— 
im September 1000 163, — 1,— 164, — 
im Oktober 1888 een 163, — 2,— 165, — 
im Nobember 1000 163, — 3,— 166, — 
im Dezember 1989... ......:..2..:0. 0005000000 163, — 4, — 167,— 
im Januar 1000.. ne 163,— 5,— 168,— 
dr, PARSE —— 163, — 6,— 169, — 
im März 1MO .-decnseeeennneenseenenn nennen en 163,— 7— 170 — 
im Apell Akg 163 — 8,— 171,— 
bus a BR a ee ae 163,— 9g,— 172,— 
vom 1. Juni bis 15. Auguſt 1940 ............*624 163,— 10,— 173,— 
Preisgebiet H X 
Provinz — Land Kreis 
Oſtpreußen ........+:- -- KRöniaäbera- --.-..+ +++ - Bartenftein (Oftpr) Labiau 
Heiligenbeil Vreußiſch Eylau 
Königsberg (Pr), | Samland 
Stadtlr. Wehlau 
Mark Brandenburg -- - - - BD ana Oſtprignitz Templin 
Ruppin | 
0 MR 1. Oberbayern --.-....--- Kreisunmittelbare Stadt 
Freiſing Münden 
Ingolſtadt Roſenheim 
Landsberg | 
Landfreis 
Aibling Miesbad) 
Aichach München 
Dachau Pfaffenhofen (Alm) 
Ebersberg Roſenheim 
Erding Schongau 
Freiſing Schrobenhauſen 
Friedberg Starnberg 
Fürſtenfeldbruck Tölz 
Garmiſch⸗Partenkirchen Waflerburg (Inn) 
Ingolſtadt Weilheim 
Landsberg Wolfratsbaufen 
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Noch Preisgebiet HX 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 












2 Niederbayern 
(FFortf.) und Oberpfalz. ...... Kreisunmittelbare Stadt 
Landshut 
Landkreis 
Landshut Vilsbiburg 
Mainburg 
Dberfranfen 
und Mittelfranken... Kreisunmittelbare Stadt 
Bamberg Neuftadt (Coburg) 
Coburg Rodad) (Coburg) 
Landkreis 
Bamberg Ebermannſtadt 
Coburg Staffelſtein 
Mainfranken .P........4 Kreisunmittelbare Stadt 
Kiſſingen, Bad Schweinfurt 
Landkreis 
Brückenau Kiſſingen 
Ebern | Königshofen 
Gemünden im Grabfeld 
Gerolzhofen Mellrichſtadt 
Hammelburg Neuſtadt (Saale) 
Haßfurt Schweinfurt 
Hofheim (Mainfr) 
Schwaben ............ Kreißunmittelbare Stadt 
Augsburg | Lindau (Bodenfee) 
Günzburg Memmingen 
Kaufbeuren Neuburg (Donau) 
Kempten (Allgäu) Neu-Ulm 
Landkreis 
. Augsburg | Markt Oberdorf 
Füſſen Memmingen 
Günzburg Mindelheim 
Illertiſſen Neuburg (Donau) 
Kaufbeuren Neu⸗Ulm 
Kempten (Allgäu) | Schwabmünchen 
Krumbach Sonthofen 
Lindau (Bodenſee) Wertingen 
0 WR Exklave im bayr, Kreife 
Mellrichitadt 
Meienburg ----.---:-:1 ers ennnnnnn nn Dardim | Waren 
WERE en ns Niederdonau ........+- Gmünd | Waidhofen (Thaya) 
Horn Zwettl 
Neu ⸗Biſtritz | 
Dberdonau :........-- Braunau (mn) Rohrbach 
Freiſtadt Schärding 
Perg Vöclabruck 
Ried (Innkreis) 
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Noch Preisgebiet HX 
— —t. ———— — — — —— 


Der Preis für inländiſchen Futterhafer beträgt im Preisgebiet HX für die Tonne: 





Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmarl 
vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939.............. 164,— — 164,— 
un Gepbembes 200B.....:...0n.:- Audzunkihd rau, 164,— 1,— 165,— 
RR DO a ne 164,— 2,— 166, — 
BR RES RBBD 4:60: 164,— 3,— 161,— ‘ 
um Desember 1988. .:...5:.:.:. A ana 164,— 4,— 168,— 
BB: ERROR 164 — 5, 169,— 
NS. RE vn a 164,— 6,— 170,— 
Bu Se BEER ee na nee De er 164, — 7— 171,— 
IR DU KI. « >. =. 8.0.0 Sao era Re 164,— 8,— 172,— 
BP en ern nenn 164,— 9I,— 173,— 
bom 1. Juni bis 15. Auguſt 1940 ................ 164,— 10,— 174,— 


Preisgebiet H XI 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Markt Brandenburg .... Potsdam ............. Angermünde Weſtprignitz 
Prenzlau Wittenberge, Stabtfr. 
Besnllutt .  ....: an 3% Frankfurt . Königsberg (Neum) 
Stadtkr Lebus 
IA RER insgeſamt, 
außer Kreis Saatzig 
und Stadtkreis Stargard (Pom) 
Bütow Lauenburg (Pom) 
Greifenberg (Dom) Rummelsburg (Pom) 
Köslin, Stadtkr. Schlawe WMom) 
Köslin, Vandkr. Stolp, Stadtkr. 
Kolberg, Stadtkr. Stolp, Landkr. 
Kolberg⸗Körlin 
Sachſen (Provinz) ...... Merſehagng Bitterfeld Torgau 
Delitzſch Wittenberg, Stadtkr. 
Liebenwerda Wittenberg, Landkr. 
Schweinitz 
Schleswig-⸗Holſtein .... Schlekwig.. Herzogtum Lauenburg 
a Mainfranken .......... Kreisunmittelbare Stadt 
Aſchaffenburg Würzburg 
Kitzingen 
Landkreis 
Alzenau (Nainfr) Marktheidenfeld 
Aſchaffenburg Obernburg 
Karlſtadt Ochſenfurt 
Kitzingen Würzburg 
Lohr 
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Noch Preisgebiet H Xi 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 





Sachien (Land) ......-- Ehenmik....+-.......- Bezirköfreie Stadt 
Chemnik 
Landkreis 
Annaberg Flöha 
Ehemnik Marienberg 
Dresden-Bauben ...-.. Bezirköfreie Stadt 
Dresden Pirna 
Freiberg Radebeul 
Freital Rieſa 
Meißen 
Landkreis 
Dippoldiswalde Großenhain 
Dresden Meißen 
Freiberg Pirna 
Lepügg insgeſamt, 


außer bezirksfreie Stadt Leipzig 
und Landkreis Leipzig 


Württemberg -------:--| .................... Aalen Künzelsau 
Biberach Mergentheim 
Crailsheim Ulm, Stadtkr. 
Ehingen Ulm, Landkr. 
Hall Wangen 
Heidenheim 

SV Landeskommiſſärbezirk 

Mannbeim ......--- Tauberbifchofsheim 


Melenburg ----------:| -rreenesneeeennene en insgefamt, 
außer Kreis Parchim und Kreis Waren 


Der Vreis für inländifchen Futterhafer beträgt im Vreisgebiet H XI für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 


Reichsmart Reichsmartk Reichsmark 
vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939............* 166,— — 166, 
im September 1939....................424* 166,— l,— 167,— 
im Dltober 1939 ....2..«ssr0seneennenn nenn rn rn 166, — 2,— 168,— 
im November 1939 ........---sunenerenennn nn ne 166,— 3,— 169, — 
im Dezember 1939. .......-seHs nennen ennen anne en 166,— 4,— 170,— 
im Januar 1940......... ......*4442*2***2* 166, — d,— 171,— 
im Februar 1940 ....................*222*2*2* 166, — 6,— 172,— 
im März 1940 ...............4244*****2* 166,— — 13 
im April 1940 ............... ....42*2*2*2*2*4* 166,— 8,— 174,— 
VE EEE LEE ea 166, — g,— 175,— 
vom 1. Juni bis 15. Auguft 1940 ... „u... .. se 166,— 10,— 176,— 


—- 
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Preisgebiet H XII 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 





Schleswig⸗Holſtein ..... —IIIX—— Eckernförde Neumünſter, Stadtkr. 
Eiderſtedt Oldenburg Golſt) 
Eutin Plön 
Flensburg, Stadtkr. Rendsburg 
Flensburg, Landkr. Schleswig 
Huſum Segeberg 
Kiel, Stadtkr. Stormarn 
Lübeck, Stadtkr. Süd Tondern 
BR ann Miederdonau .......... Amftetten Meit 
Hollabrunn Nitolsburg 


Krems (Donau), Stadtlr.| Scheibbs 
Krems (Donau), Landkr. Inaim 


Dberdbonau ..........- Gmunden Linz, Landkr. 
Grieskirchen Steyr, Stadtkr. 
Kirchdorf (Krems) Steyr, Landkr. 
Linz, Stadtkr. Wels 


a Re Hallein Salzburg, Landkr. 
Sakburg, Stadtkr. 


Der Preis für inländifchen Futterhafer beträgt im Vreisgebiet HXII für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
vom 16, Auguſt bis 31. Auauft 1939 .............. 168, — — 168,— 
im September 19889 .........,..::2. 168, — l,— 169, — 
un Dissber 1908 1: . 54 re 168,— 2,— 170,— 
ki Remember 1888 . :::.2 4540 nen 168, — 3,— 171,— 
im Dezember 1989 ......0s0c0snsnr0sr0nnHeo ce. 168, — 4,— 172, — 
im Januar IMO .. ....,000r00n00n00n 00 ana ne nen 168, — 5,— 173,— 
Im Februar IMO..sennnr sure ää 168,— 6,— 174,— 
im Milz MO anni ar een re 168, — — 175,— 
EI. Te daher 168, — 8,— 176,— 
ar RE ER en a ee 168, — 9,— 177,— 
vom 1. Juni bis 15. Auguft 1940. ................ 168, — 10,— 178,— 








Provinz — Land 





Markt Brandenburg .... | Potsdam ............. Beeskow⸗Storkow Oſthavelland 

Brandenburg (Havel), Potsdam, Stadtkr. 
Stadtkr. | Rathenow, Stadtkr. 

Eberswalde, Stadt. | Teltow | 
TJüterbog-Ludenwalde | Weftbavelland 
Niederbarnim Zauch⸗ Belzig 
Oberbarnim 

Sachſen (Provinz) ... --- Magdeburg ........... Aſchersleben, Stadtkr. Oſchersleben (Bode) 
Gardelegen Quedlinburg, Stadtkr. 


Halberſtadt, Stadtkr. Quedlinburg, Landkr. 
Haldensleben Wernigerode 








Nr. 119 — Tag der Ausgabe: 7. Juli 1939 1173 





Noch Preisgebiet H XII 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 


Sachſen (Provinz) ...--- Merſeburg ............ Eckartsberga Querfurt 
Fortſ. Eisleben, Stadtkr. Saalkreis 
Halle (Saale), Stadtkr. Sangerbauien 
Mansfelder Gebirgätreis | Weißenfels, Stadtkr. 
Mansfelder Seekreis Meitenfels, Yandkr, 
Merjeburg, Stadtkr. Zeit, Stadtkr. 
Merieburg, Landkr. Zeit, Landkr. 
Naumburg (Saale), 
Stadtkr. 
Era .. naar insgejamt 

Hannover »- 444-4 Hildesheim ............ Duderjtadt | Goslar, Landkr. 
Einbed Münden (Hann, Münden) 
Göttingen, Stadtkr. Northeim 
Göttingen, Landkr. | Dfterode (Harz) 
Goslar, Stadtkr. Zellerfeld 

Büneburg 2... +++... ++: Gifhorn | Uelzen 
WBeitfalen .-.---.--++-+-- Raben ..:- 4000020. Hörter, Warburg 
außer Extlave Lügde | 

Heilen-Najjan.---.----- 0 Re EEE Kreis der Eder | Hünfeld 
Eſchwege Kaſſel, Stadtkr. 
Fritzlar⸗-Homberg Kaſſel, Landkr. 
Fulda, Stadtkr. | Melfungen 
Fulda, Landkr. Rotenburg 
Selnbaufen Geſſen⸗Naſſau) 
Hanau, Stadtkr. Schlüchtern 


Hanau, Landkr. Kreis der Twiſte 
Herrſchaft Schmalkalden Witzenhauſen 


Hersfeld Wolfhagen 
Hofgeismar Ziegenhain 
Miesbaden ............ Limburg (Lahn) Unterlahnkreis 
Oberlahnkreis | Unterwefterwaldfreis 
Oberweſterwaldkreis Wetzlar 
Sankt Goarshauſen | 
Rheinprovinz --....---- Rableup rin tr. Ahrweiler | Mayen 
Koblenz, Stadtkr. Sankt Goar 
Koblenz, Landkr. Simmern 
Kochem >) Zell (Moſel) 
Bernkaſtel VPrüm 
Bitburg Wittlich 
Daun | * 
ER deassaanee insaejamt 
Sachſen (Land) ........ GC— Bezirksfreie Stadt 
Glauchau Meerane 
Landkreis 
Glauchau Stollberg 
Leipzig ...... ..... | Vezirksfreie Stadt 
Leipzig 
Landkreis 
| Leipzig 
Zwickan....... insgeſamt 


Neichsgeſehbl. 1939 I 
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Noch Preisgebiet H XI 





Vrovinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
CEREEBER inne ren ee insgejamt, 
außer Exklave im bayr. Kreife Mellrichjtadt 
BEER... +: samen re Nee he era re Alsfeld Gießen, Stadtkr. 
Büdingen Gießen, Landfr. 
Friedberg Lauterbach 
nn ER Re insgejamt, 
außer Exklave Thedingbaufen 
RS 2 015) 02 RR Ballenftedt 


| Bernburg, Landkr. 
Bernburg, Stadtkr. 


Der Preis für inländiihen Futterhafer beträgt im Preisgebiet H XIII für die Tonne: 





Main-Taunusfreis 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmark Reichsmark Reichsmark 
vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 .............. 169,— — 169,— 
BEL) SE FF 169, — 1l,— 170,— 
ui Oltober IUBB ::::: 169, — 2,— 171,— 
Im Robemsber 19 - .ssnn 169,— 3,— 172,— 
ET 169, — 4,— 173, — 
Im Janat TER A re 169,— 5,- 174, 
a ET Er TER PERERE 169, — 6,— 175, — 
ee RE Ne ER 169,— 1,— 176,— 
im April 1940 rer ERETTEITERTEREEREN 4 6 169,— 8,— 177,— 
ED ee 169, — 9,— 178, — 
vom 1. Juni bis 15. Auguſt 1940. ............... 169, — 10,— 179,— 
Preisgebiet H XIV 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Be BE. ee RE insgefamt 
Sachſen (Provinz) ....-- Magdeburg ........... Bura (Mandebure), Oſterburg 
| Stadtfr. Salzwedel 
Calbe (Saale) Stendal, Stadtlr. 
Jerichow I Stendal, Landkr. 
Jerichow II MWanzleben 
Magdeburg, Stabtkr. Molmirftedt 
Weitjalen .....--- —R Minden: 55454: RU Büren | Dabderborn 
UnBßbera :.:........:. Arnäberg Olpe 
Brilon Siegen, Stadtkr. 
Lippftabt Siegen, Landkr. 
Mefchede MWittgenitein 
Heſſen-Naſſau. . . ....... nenn Kreis des Eifenberges Marburg (Lahn), Stadtkr. 
Frankenberg (Eder) Marburg (Lahn), Landkr. 
Wiesbaden ........... Biedenkopf Obertaunuskreis 
Dillkreis Rheingaukreis 
Frankfurt (Main), Untertaunuskreis 
Stadtkr. Uſingen 


Wiesbaden, Stadtkr. 
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Noch Preisgebiet H XIV 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
Rheinprovinz .......... ———— Birkenfeld Kreuznach 
A Merzig⸗Wadern (Reit) Trier, Stadtkr. 
Saarburg Trier, Landkr. 
Hohenzollerijche Laude.. | Sigmaringen ......... insgeſamt 
Bahyern ............... Pfalz ................ Kirchheimbolanden | Rodenhaufen 
Kuſel 
Mainfranken .......... Miltenberg 
Württemberg ............................. Backnang Ludwigsburg 
Balingen Münſingen 
Böblingen Nürtingen 
Calw Ohringen 
Eßlingen Ravensburg 
Freudenſtadt Reutlingen 
Friedrichshafen Rottweil 
Gmünd Saulgau 
Göppingen Stuttgart, Stadtkr. 
Heilbronn, Stadtkr. Tübingen 
Heilbronn, Landkr. Tuttlingen 
Horb Vaihingen 
+ Leonberg Maiblingen 
| 2 A . Landeskommiſſärbezirk 
ST RE Konftanz Überlingen 
Stodad) 
Landeskommiſſärbezirk 
KRarlörube ........»» Dforzbeim 
Landestommiffärbezirt 
Mannbeim ........» Buchen | Mosbad) 
S Alzey Groß⸗Gerau 
Bergſtraße, außer Exkllave Mainz, Stadtkr. 
Hirſchhorn und Mainz, Landkr. 
Exklave Viernheim Offenbach (Main), 
Bingen Stadtkr. 
Darmitadt, Stadtkr. Offenbach (Main), 
Darmſtadt, Landkr. Landkr. 
Dieburg Worms, Stadtkr. 
Erbach Worms, Landkr. 
—— Far Deſſau, Stadtkr. 


Deſſau-⸗Köthen 
Köthen, Stadtkr. 


Zerbſt, Stadtkr. 
Zerbſt, Landkr. 





IN 





| 
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Vrovinz — Yand Regierungsbezirk 


Miederdonau .......... 


Der Vreis für inländifchen Futterhafer beträat im Vreisgebiet H XIV für die Tonne: 


Reichsgejehblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Noch Preisgebiet H XIV 


Dali ae 


Steiermark . ........... 


ie ee 


Tirol | 
mit Vorarlberg 


Baden 

Brud (Leitha) 
Eifenftadt 
Gänferndorf 
Korneuburg 
Lilienfeld 
Miſtelbach 


Biſchofshofen 


Tamsweg 


Kreis 


Neunkirchen 





Oberpullendorf 
Sankt Pölten, Stadikr. 
Sankt Pölten, Landkr. 


Tulln 


Wiener Neuſtadt, Stadtkr. 
Wiener Neuſtadt, Landkr. 


Zell am See 


insgeſamt 


insgeſamt 


insgeſamt 








Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Reichsmart Reichsmark Reichs mark 
vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 .............. 171,— — 171,— 
Ka EEE : nasser era era ee 171,— 1,— 172, — 
ee Der EDER» een ee 171,— 2,— 173, — 
in Revemibek 2008... use 171,— 3— 174,— 
m Dissmie 1080: . ARE I 171, — 4,— 175,— 
u. 171,— dr 176, — 
I DEE EIN naar . —— 6,— 177,— 
nr ME er ran 171,— 7 178 — 
er ee Kar 171,— 8,— 179, — 
a Er ER Er 171,— — 180, — 
vom 1. uni bis 15. Auauft 1940................. 171,— 10,— 181,— 
Provinz — Yand Kreis 
N RETTEN: Hannover .......:--. Grafichaft Schaumburg | Hannover, Stabtkr, 
Hameln, Stadtkr. ' Hannover, Landfr, 
Hameln⸗Pyrmont Springe 
Hildesheim... ....... Alfeld Marienburg (San) 
Hildesheim, Stadtkr. Veine 
Hildesheim, Landkr. 
Weftfalen...-.-...-..... 2 a Exklave Lügde 
AFeeee.. nn insgeſamt 
Schaumburgsfißhe -.----| --.----arnennerne nn insgeſamt 
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Noch Preisgebiet HXV 





Der Vreis für inländifchen Futterhafer beträgt im Vreisgebiet HXV für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmark Reichsmart 
vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 .........*2*264* 172,— — 172,— 
im September 139 ...............4 172,— 1,— 173,— 
—— 2EBD 2 20> 50 + Vous anne ee ann 172, — 2,- 174,— 
im November 1939 -...sHs ons sone c0nn nennen 172,— 3,— 175, 
im Dezember 1939 ...............**2*2*4* 172, — 4,— 176, — 
im Januar 1940 .............22*2*2*2* 172, — 5, 177, 
im Februar 1940 ............24**2*24 172,— 6, 178, 
im März 1940 .............*.* 172,— Tr 179, 
im April 140 ........22-00Hen ers nnn nennen 172,— 8, 180, — 
Be BER een 172,— g,— 181,.— 
vom 4. Juni bis 15. Auguſt 1940. ......-eree nur. 172,—— 10,— 182, — 


Preisgebiet H XVI 
nn 


Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 


SchleswigHolitein ..---- Schleswig... -..:..:++- Norderdithmarſchen Steinburg | 
Pinneberg Süderdithmarſchen 
Hannover zur. Herne GANNBDRT -.....-:0:.. Neuſtadt 
am Rübenberge 
Lüneburg insgeſamt, 
außer Kreis Gifhorn und Kreis Uelzen 
Stade ..-.-- hir Cuxhaven, Stadtkr. Stade 
Land Habdeln 
DOnsbiil 2:0. Melle Osnabrück, Landfr. 
| Osnabrück, Stadtkr. Wittlage 
Weſtfalen..... ee Fun Bielefeld, Stadifr, Herford, Sander. 
Bielefeld, Landkr. Kübbede 
Halle (Weſtf) Minden (Weſtf) 
Herford, Stadtkr, 
Unöberg - -- ++. +-- Altena | üdenjcheid, Stadtfr. 
Rheinprovinz. ......... On RE ET, Altenkirchen Neuwied 
Düffeldorf ——— Rhein⸗Wupperkreis 
Bl era insgeſamt 
Hanſeſtadt Hamburg ----1 .. ..2*** insgeſamt 
Der Preis für inländiſchen Futterhafer beträgt im Preisgebiet HXVI für die Tonne: 
Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 
Meichämart Reihömart Reichsmark 
vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 ............. 173 u 173, — 
im September 1939 .....--urn ss sn nnenene nennen 173, — 1,— 174,— 
— IE ee 173,— 2,— 175, — 
im November 1939 ........<e.scr0rrennon on ur 00 173,— 3,— 176, — 
im Dezember 1939 ............. ...*2*2*262* 173, — 4,— 177,— 
im Januar 1940 ........... nennen nenn nn nenn 173, — 5,— 178, — 
im Februar 140 .................44 173,— 6,— 179, — 
im März 1940 .........222*2*2*224 173,— 7— 180, 
im April 140 173, — 8,— 181, 
Im Mai 1MO ....2:r.000cenennr nur rn HT 173,— 9g,— 182, — 
vom 1. Juni bis 15. Auguſt 1940 .........- A 173,— 10, — 183, — 


Reichögeiehbl. 1939 I 





H5 140-0156 
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Preisgebiet H XVII 
Provinz — Land Regierungsbezirk Kreis 
u lt So naersanuureche Kreisunmittelbare Stadt 
Frankenthal Neuftadt (Meinftraße) 
KRaiferslautern Dirmafens 
Landau (Dfalz) Speyer 
Cubwigshafen (Rhein) Smeibrüden 
Yandfreis 
Bergzabern Ludwigshafen (Rhein) 
Frankenthal Neuſtadt (Weinſtraße) 
Germersheim Pirmaſens 
Kaiſerslautern Speyer 
Landau (Pfalz) Zweibrücken 
BE Landeskommiſſärbezirk 
RO — Donaueſchingen Villingen 
Säckingen Waldshut 
Landesfommiffärbezirf 
freiburg. ........... inägefamt 
Landeskommiſſärbezirk 
SED „ia aan» ei insgefamt, | 
außer Kreis Dforzheim i 
Landesfommiffärbezirf 
Mannheim ......... Heidelberg Sinsheim 
Mannheim 
Heilen ........ Eee ABER u Exklave Hirſchhorn | 
und Exklave Viernheim 
RE EEE insgeſamt 
X———— Stadt Wien .......... insgeſamt 


Der Preis für inländiſchen Futterhafer beträgt im Preisgebiet HXVII für die Tonne: 


Grundpreis Zuſchlag insgeſamt 

Reichsmark Reichsmarlk Neichsmark 
vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 ............. 174 ⸗ — 174,— 
Wa SeHkeniitt RBB. 5 22 0 ans ana ar Week 174,— 1,— 175,— 
A ERREE PER IY 174,— 2,— 176,— 
im. Rowamiben 11080: . 2.22.20 174,— 3, 17— 
a ee 174,— 4,— 178,— 
ee EEE PR 174, — 5,— 179,— 
har ebene. an 174,— 6,— 180,— 
m Rür 10 22:0 ea 174,— Ir 181,— 
re re 174, — 8,— 182, — 
EB de nn an ar a 174,— g9— 183,— 


bom 1. uni bis 15. Auguſt 1940 ................ 174, — 10,— 184,— 
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PBreisgebiet H XVII 


Drovinz — Land Regierungsbezirk 


Kreis 


Exklave Thedingbaufen 





Hannover .............. Snerr— Grafſchaft Diepholz | Nienburg (Weſer) 
Grafſchaft Hoya | 
I HR Bremervörde Verden 
Oſterholz Weſermünde, Stadtkr. 
Rotenburg (Han) Mejermünde, Landkr. 
Osnabrück ............ Aſchendorf⸗Hümmling | Lingen 
Berjenbrüd Meppen 
Grafichaft Bentheim 
Muri ..sansuosan. +. insgefamt 
WBeitfalen......-......- Münet „ascessconane« Abaus | Münfter (MWeftf), Stadtkr. 
Bocholt, Stadtkr. Münster (Meftf), Landkr. 
Borlen Steinfurt 
Goesfeld Tecklenburg 
Rheinprovinz ....---».- Düffeldorf ...........- Geldern München Gladbad), 
| Grevenbroich-Neuß Stabtkr. | 
Kempen-Ktrefeld Neuß, Stadtkr. 
Kleve Rees 
Krefeld⸗UerdingenRhein), Rheydt, Stadtkr. 
Stadtkr. Vierſen, Stadtkr. 
Moers 
M insgeſamt 


insgeſamt 


Der Preis für inländiſchen Futterhafer beträgt im Preisgebiet H XVIII für die Tonne: 


vom 16. Auguſt bis 31. Auguſt 1939 
im September 1939 


im Oktober 1939 


im November 1939 


im Dezember 1939 ...................*2624* 
im Januar 1940 
im Februar 1940 
im März 1940 
im April 1940 
im Mai 1940 
vom 1. Juni bis 15. Auguft 1940 


Grundpreis 
Reichsmark 


175,— 
175,— 
175, — 
175, — 
175,— 
175,— 
175, — 
175,— 
175, — 

75,— 


175,— 


Zuſchlag 
Reichsmark 


insgeſamt 
Reichsmark 


15, — 
17%6,— 
177,— 
178, — 
179,— 
150),— 
181,— 
182, — 
183, — 
184,— 
185, — 


AN 


H5140-0158 
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Preisgebiet H XIX 
Provinz — Land Regierungsbezirf Kreis 
Achſelen... . Muerr Beckum Lüdinghauſen 
Bottrop, Stadtkr. Recklinghauſen, Stadtkr. 
Gelſenkirchen, Stadtkr. Recklinghauſen, Landkr. 
Gladbeck, Stadtkr. Warendorf 
2 Wiedenbrüd 
Armnöberg :............ Bochum, Stabdtfr. Iſerlohn, Landkr. 
Caſtrop⸗Rauxel, Stadtir. Lünen, Stadtkr. 
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Geſetz zur Anderung der Reichsabgabenordnung 
Bom 4, Juli 1939 


Artikel I 
Anderung der Neihsabgabenordbnung 


Die Reichsabgabenordnung wird wie folgt geändert: 
1. Im $S 3 wird Abjat 2 geftrichen. 
2.5 15 erhält die folgende Faſſung: 


„15 
Rechtshilfe an ausländiſche Steuer— 
behörden, Ausgleichung der in- und 
ausländiſchen Beſtenerung, 
Vergeltungsrecht 

Der Reichsminiſter der Finanzen kann Vor— 
ſchriften über die Gewährung von Rechtshilfe an 
ausländiſche Steuerbehörden erlaſſen und zur 
Ausgleichung der in- und ausländiſchen Be: 
ftenerung oder zur Anwendung eines Vergeltungs— 
rechts die Steuerpflicht und das Verfahren ab- 
weichend von den Geſetzen über Die Reichsſteuern 
und von den reichsrechtlichen VBorichriften über die 
Realiteuern regeln.” 


. Dem $ 17 werden die folgenden Abſätze 3 und 4 


hinzugefügt: 

„(3) Den Oberfinangpräfidenten unterftehen ala 
örtliche Sollbehörden Sauptzollämter. Sie find 
Finanzämter im Sinn der Neidysabgabenord- 
nung. Den SHauptzollämtern find Sollämter 
als Hilfsitellen und Bezirkszolltommilfare und 
Sollauffichtöftellen für den Auffichtsdienft unter- 
geordnet. 

(4) Den Oberfinanzpräſidenten unterſtehen für 
den Zollfahndungsdienſt Sollfahndungßitellen. Sie 
wirkten im Steueritrafverfabren bei der Unter: 
ſuchung mit und haben infomweit die gleichen Be— 
fugniffe wie die Hauptzollämter.” 


Neichtgejepbl. 1939 I 


Die Reichsregierung bat das folgende Geſetz beichlofien, das Hierdurch verkündet wird: 


4. Im $18 erhalten die Ziffern 4 bis 6 die folgende 


Faffung: 

„4. die Verwaltung der Steuern (Beiträge) der 
Religionsgejellihaften des öffentlichen Rechts, 
joweit der Reichsminiſter der Finanzen die 
Verwaltung diefer Steuern (Beiträae) auf 
Antrag der zuftändigen Stelle den Finanz- 
ämtern und Oberfinangbräfidenten überträgt. 
Soweit über die Veitreibung der Steuern 
(Beiträge) der Neligionsaefellfichaften des 
öffentlichen Rechts nichts anderes beftimmt 
ift, Hat auf Antrag der zuftändigen Stelle 
ber Reihsminifter der Finanzen den Finanz— 
ämtern die Beitreibung zu übertragen; 


or 


‚die Verwaltung anderer (nicht unter die 
Ziffern 1 bis 4 fallender) öffentlichrechtlicher 
Abgaben, foweit der Neichaminifter der 
Finanzen die Verwaltung diefer Abaaben 
den Finanzämtern und Oberfinanzpräfidenten 
überträgt. Auf Antrag der zuftändiaen 
Stelle muß dies infomweit aeichehen, ala die 
Abgaben fich an die nach den SS 214 und 215 
gejondert feitzuftellenden Beiteuerungsarund- 
lagen, an das einfommeniteuerpflichtige oder 
förperichaftiteuerpflichtine Einfommen, an das 
bermögenjteuerpflichtige Vermögen, an die 
Einfommenfteuer, an die Körperfchaftiteuer, 
an Die Wermögeniteuer, an die Steuermeß— 
beiträge für die Gewerbeiteuer oder (foweit 
die Feſtſetzung der Realfteuern oder die Feſt— 
jeßung dev Wandergewerbefteuer den Finanz 
amtern oblieqt) an die Nealiteuern oder an die 
Wandergewerbeftener anfchließen. Am übrigen 
fann e8 auf Antrag der zuftäindigen Stelle 


I 














H5140-0160 





III 





1182 


>. 
6. 


6. die Mitteilung von Beitenerungsgrundlagen, 
Steuermeßbeträgen und Steuerbeträgen an 
Körperichaften des öffentlichen Rechts, ſoweit 
der Reichsminiſter der Finanzen die Finanz 
ämter und Oberfinanzpräfidenten zu der 
artigen Mitteilungen anmweift. Auf Antrag 
der zuftändigen Stelle muß dies infoweit ge 
icheben, ala die öffentlichrechtlichen Körper 
ichaften zur Feſtſetzung üffentlichvechtlicher 
AbgabenderBeiteuerungsgrundlagen,Steuer- 
meßbeträge oder Steuerbeträge bedürfen und 
für die öffentlihrechtlihen Abgaben die Vor- 
ausfeßungen vorliegen, unter denen nad 
Siffer 5 Sat 2 verlangt werden kann, daß 
die Feitiekung der Abgaben den Finanz 
ämtern und Oberfinanzpräfidenten übertragen 
wird. Satz 2 gilt nicht für die Steuern 
(Beiträge) der Neligionsaefellihaften des 
öffentlichen Rechts.“ 


Im $ 107a wird Abſatz 8 geſtrichen. 


Hinter dem $ 164 wird folgender $ 164a einge- 
fügt: 
„Ss 164a 
Verbot des aeihäftsmäßigen Hinweifes 
auf die Möglichkeit von Steuer: 
erfparungen 


Es ift verboten, geihäftamäßig in Angeboten 
oder Aufforderungen, die an einen größeren 
Perſonenkreis gerichtet find, darauf hinzuweisen, 
daß bei Geihäftsabichlüffen in bejtimmter Weife 
außer dem gefchäftlichen Zweck noch Erjparungen 
oder Vorteile bei der Belteuerung erreicht wer- 
den können,” 


Im $ 188 
a) wird folgender neuer Abfat 3 eingefügt: 


„(8) Auf dem Gebiet der Sollverwaltung 
(Zölle, Einfubrverbote, Ausfuhrverbote) er- 
ftreckt fich die Beiftandenflicht (Abſatz 1 Sabl) 
auch auf diejenigen dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Unternehmen, die der Reichsminiiter 
der Finanzen als Sollhilfsorgane bejonders 
beftellt hat, und auf die Bedienfteten diejer 
Unternehmen.”; 


b) erhält der bisherige Abſatz 3 die Bezeichnung 
Abſatz 4. 


.Am 8 198 


a) werden im Abjab 1 die Worte 
„oder jemand bei Betrieben, die der Steuer- 
aufficht unterliegen, weſentliche Aufſichts— 
vorichriften grob verlegt, kann“ 
erſetzt durch die Worte 
„oder wenn bei Betrieben, die der Steuer- 
aufficht unterftchen, Tatſachen vorliegen, 
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aus denen hervorgeht, daß der Betriebs- 
inhaber fteuerlich unzuverläffig ift, fo fann”; 


b) wird folgender neuer Abjat 2 eingefügt: 
„(2) Der durch die Unterfagung Betroffene 


darf ſich auch in einem anderen Zweig des 
verbotenen Gewerbes nicht betätigen. 


Beifpiel: 
Ein Zigarrenherfteller, dem die Aus- 
übung dieſes Gewerbes unterjagt 
worden ift, darf fi auch nicht ala 
Rauchtabakherſteller betätigen.” ; 
c) erhalten die bisherigen Abfäte 2 bis 5 die 
Bezeichnung Abſätze 3 bis 6. 


9, Hinter dem $ 199 werden die folgenden 88 200 


und 200a eingefügt: 
„Ss 200 
Siderftellung im Aufſichtsweg 


(1) In Ausübung der Steueraufficht, die für 
Zwecke der Zölle und Verbraudhfteuern ausgeübt 
wird, haben die Auffihtsbeamten des Finanzamts 
ficherzuftellen: 

1. verbrauchfteuerpflichtige Erzeugniffe, die ein 
Auffichtsbeamter antrifft: 
a) in einem der Steuerbehörde nicht ange- 
meldeten Serftellungsbetrieb oder 


b) im Handel ohne eine den Vorjchriften der 
Steuergefeße entfprechende Verpackung 
oder Bezeichnung oder ohne vorſchrifts 
mäßige Steuerzeichen oder Stempel; 


‚einfuhrzollbare Waren, die ein Aufſichts— 
beamter im Zollgrenzbezirk findet, wenn nicht 
der Nachweis erbracht wird, daß fie Freigut 
find; 


3. zollbare Waren, die ein Aufſichtsbeamter in 
den nicht in das Sollgebiet einbezogenen 
Küftengewäflern oder in den vom Zollgebiet 
ausgejchloffenen Binnengewäflern findet, wenn 
nicht S 36 Abſatz 2 Sab 2 des Zollgeſetzes 
lab greift; 


4, die Umjchließungen der Erzeugniſſe oder 
Maren; 


5. Geräte (zum Beifpiel Maſchinen), die zur 
Herftellung verbraudhiteuerpflichtiger Erzeug- 
niffe bejtimmt find und die ein Auffichts- 
beamter in einem der Steuerbehörde nicht an- 
gemeldeten Herſtellungsbetrieb antrifft. Das 
gilt auch dann, wenn die Geräte mit dem 
Grund und Boden feit verbunden find, 


(2) Sind Sachen der im Abjat 1 bezeichneten 
Art nicht von einem Auffichtäbeamten angetroffen 
oder gefunden, jondern zunächſt in einem Straf- 
verfahren befchlagnahmt und alsdann einem Auf- 
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fihtöbeamten oder dem Finanzamt zur Verfügung 
geftellt worden, jo hat der Auffichtsbeamte oder 
das Finanzamt in Musübung der Steueraufficht 
die Saden fiherzuftellen. Das gleiche gilt, wenn 
Maren der im Abfas 1 Ziffern 2 und 3 bezeidh- 
neten Art und die Umfchließungen folder Waren 
nicht von einem Auffichtsbeamten, jondern von 
einer anderen Perſon gefunden und aladann 
einem Auflihtsbeamten oder dem Finanzamt ab- 
geliefert worden find. 


(3) Die Sicherftellung kann zum Beifpieldadurch 
geichehen, daB die Sachen in Verwahrung genom- 
men oder durch Siegel gekennzeichnet werden. Der 
Auffichtsbeamte hat über eine von ihm vorgenom- 
mene Sicerftellung eine Niederichrift aufzuneb- 
men. Fiber eine Sicherftellung, die das Finanzamt 
vornimmt, genügt ein Aktenvermerk. 
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anfechtbar geworden ift. Bei Geräten, die mit 
dem Grund und-Boden feft verbunden find, geht 
das Eigentum mit der Trennung über. Rechte 
Dritter erlöfchen, fobald das Eigentum übergebt. 


(6) Das Finanzamt kann fichergeftellte Sachen, 
die zu verderben drohen oder deren Aufbewahrung, 
Tiflege oder Erhaltung unverhältnismäßig viel 
foftet, ſchon vor dem Eigentumsübergang ver- 
äußern laffen. Die Veräußerung geſchieht im Ber- 
waltungszwangdverfahren. Der Erlös tritt an 
die Stelle der Sachen. Zeit und Ort der Veräuße— 
rung find dem Betroffenen möglichſt vorher mit: 
zuteilen. 


(7) Sachen, die ala Beweismittel für ein Straf 
verfahren in Betracht fommen, fünnen ald Be- 
weisftücde beichlannabmt werden, aud wenn fie 
im Steuerauffichtäverfabren in das Eigentum des 
Reichs zu überführen find. Dies gilt auch dann, 


S 200a .&; " ie pi 
h wenn der Eigentumsübergang bereits eingetreten 
Überführung in dad Eigentum des ift (Abſatz 5). Solange die Beſchlagnahme be- 
Reiche fteht, dürfen die Sachen nicht veräußert werden.” 


(1) Sachen, die der Sicheritellung im Weg der 
Steuerauffiht unterliegen ($ 200 Abſätze 1 und 2), 
find im Steuerauffichtsverfahren (Abſätze 2 bie 5) 
in das Eigentum des Reichs zu überführen. Das 
gilt für Fundgut nur dann, wenn ein Eigen- 
tumsanipruch von niemand erhoben wird, Iſt 
binfichtlich der Sachen ($ 200 Abſätze 1 und 2) 


. m $ 392 erhält Abſatz 2 folgende Faſſung: 


„(2) Steuervergehen (Zollvergeben) find auch 
der Bannbrud) und eine Begünſtigung, die einer 
Verjon, die ein Steuervergehen begangen hat, ge 
währt wird.” 


Steuerhinterziehung, Bannbrudy oder Steuer | 11.8394, wird geftrichen. 
hehlerei begangen worden, fo finden nicht Die 
Vorichriften. diefes Paragraphen, jondern die | 12, Im $ 396 
Vorjchriften über die Einziehung Anmwendung. 9 — Abfat 1 der dritie Sah geftrichen; 
(2) Das Finanzamt bat mit möglichiter Be- b) wird Abfak 5 geftrichen; j 
ichleuniaung zu prüfen, ob die Vorausſetzungen \ g ’ h 
de3 $ 200 Abfäbe 1 und 2 und des $ 200 a Abfates 1 c) erhält Abſatz 6 die Bezeichnung Abſatz 5. 
gegeben find. ft dies der Fall, fo ordnet das | _. 2 
Finanzamt durch Fchriftlidhe Verfügung an, daß 13, Im 5 397 Abſatz 2 wird der zweite Halbſatz ge 
die fichergeftellten Sachen in das Eigentum des ſtrichen. 
Reichs übergehen. Andernfalls gibt es dieSaden | 14 
frei. 14. Im $ 401 wird Abſatz 3 geftrichen. 
(3) Die Verfügung, durch die das Finanzamtden | 15. Sinter dem $401 werden die folgenden $$A401a 


Eigentumsübergang anordnet, ift dem Betroffe— 
nen befanntzugeben. Iſt der Betroffene unbe- 
fannt, fo erfolgt Die Bekanntgabe nad) den Vor: 
ichriften des $ 90 oder, nad dem Ermeſſen der 
Behörde, in anderer Weiſe. 


(4) Gegen die Sicherftellung ($ 200 Abjäte 1 
und 2) ift fein Rechtsmittel gegeben. Gegen Die 
Verfügung, durch die das Finanzamt den Eigen- 
tumsübergang anordnet, kann dev Betroffene bis 
zum Ablauf einer Woche, von der Bekanntgabe ab 
gerechnet, Beſchwerde einlegen. Über die Be: 
ichwerde enticheidet der Oberfinanzpräfident end» 
gültig. 


(5) Der vom Finanzamt angeordnete Eigen- 
tumsübergang tritt ein, fobald die Verfügung un- 


und 401b eingefügt: 
| „g401a 
Bannbrud 


(1) Bambruch beaebt, wer Geaenitände einem 
Verbot zumider einführt, ausführt oder durch— 
führt, ohne fie der zuftändigen Sollitelle ordnungs- 
mäßig zu geitellen. 


(2) Der Täter wird nad) £$ 396 bis 400 be 
ftraft. Neben der Strafe ift auf Einziehung zu 
exfennen; S 401 gilt entfprechend, 


(3) Abſätze 1 und 2 gelten nicht, ſoweit Zu— 
widerbandlungen aegen ein Einfuhr, Ausfuhr: 
oder Durchfuhrverbot in anderen Vorichriften 
mit Strafe bedroht find, 
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g401b 


Gewerbsmäßiger, bandenmäßiger und 
gewaltjamer Schmuggel 


(1) Wer gewerbsmäßig Zoll hinterzieht oder 
aewerbsmäßig Bannbruch begeht, wird mit Ge: 
fängnis nicht unter drei Monaten beftraft. 


(2) Ebenfo wird beitraft, 


1. wer ſich mit zwei oder mehr Perſonen zu 
gemeinjchaftliher Ausübung der Zoll- 
binterziehung oder des Bannbruchs ver- 
bindet und das Vergehen gemeinjchaftlich 
mit ihnen ausführt; 


2. wer eine Sellhinterziehung oder einen 
Bannbruc begeht, bei denen er oder ein 
anderer an der Tat Beteiligter eine Waffe 
oder ein anderes Werkzeug oder Mittel 
mit fich führt, um einen perſönlichen 
Miderftand zu überwinden.” 


16. $ 403 erhält folgende Faſſung: 


„$ 403 
Steuerbeblerei 


(1) Steuerhehlerei begeht, wer feines Vorteils 
wegen Erzeugnifje oder Waren, hinfichtlich deren 
Verbrauchſteuer oder Zoll binterzogen oder Bann- 
bruch begangen worden ift, anfauft, zum Pfand 
nimmt, an fi brinat, verbeimlicht oder abjeßt. 


(2) Der Steuerhehler wird nad) $$ 396 bis 
400 und, wenn er gewerbömäßig aehandelt hat, 
nach S AO1b Abſatz 1 beftraft. Neben der Strafe 
ift auf Einziehung zu erkennen; $ 401 gilt ent- 
ſprechend. 

(3) Der Steuerhehler iſt auch dann ſtrafbar, 
wenn die Perſon, die die Steuerhinterziehung 


oder den Bannbruch begangen bat, nicht ſchuld— 
fähig ift.” 


17. Im $ 404 


a) erhält Abjat 1 folgende Faſſung: 
„Ss 404 
Nüdfall 


(1) Wer im Inland wegen Steuerbinter- 
siehung, Bannbruchs oder Steuerhehlerei 
bejtraft worden ift, darauf abermals eine 
diefer Handlungen begangen hat und des 
wegen beftraft worden ift, wird, wenn er 
eine Steuerbinterziebung, einen Bannbrud) 
oder eine Steuerbeblerei begeht, mit Ge- 
fänanis beftraft. Neben der Gefängnis. 
ftrafe ift auf Geldftrafe ($ 396 Abjat 1 
Satz 2) zu erfennen. Sind mildernde Um- 
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ftände vorhanden, jo fann ausſchließlich 
auf Geldftrafe ($ 396 Abjat 1 Sab 2) er- 
fannt werden.”; 


b) werden im Abjat 2 die Worte „Steuerhinter- 
ziehung oder Steuerhehlerei” erſetzt durch das 
Wort „Tat”; 


c) wird Abſatz 3 geſtrichen. 


SS 406 bis 409 und $A11 werden geitrichen. 


. Am $ 410 erhält Abſatz 1 folgende Faſſung: 


„Ss 410 
Selbjtanzeige 


(1) Wer in den Fällen der $$ 396, 40la, 
401b und 402, bevor er gugezeigt oder eine 
Unterfuchung gegen ihn eingeleitet ift ($ 441 
Abſatz 2), unrichtige oder unvollftändige Angaben 
bei der Steuerbehörde, ohne dazu durd eine 
unmittelbare Gefahr der Entdefung veranlaßt 
zu fein, berichtigt oder ergänzt oder unterlafjene 
Angaben nachholt, bleibt inſoweit ſtraffrei. Sind 
in den Fällen der $$ 396, 401 b und 402 Steuer- 
verfürzungen bereits eingetreten oder Steuervor- 
teile gewährt oder belafjen, fo tritt die Straffrei- 
beit nur ein, wenn der Täter die Summe, die er 
ichuldet, nach ihrer Feſtſetzung innerhalb der ihm 
beftimmten Friſt entrichtet.” 


20.$ 413 erhält folgende Faſſung: 


„Ss 413 
Steuerordnungswidrigfeit 
(1) Steuerordnungswidrigfeit begeht: 


l. wer, ohne den Tatbeitand eines anderen 
Steuerveraehens zu erfüllen, ala Steuer: 
pflichtiger oder bei Wahrnehmung der An- 
aelegenheiten eines Steuerpflichtigen einem 
Steuergeſetz oder einer im Belteuerungs- 
verfahren ergangenen Verfügung, die einen 
Himreis auf die Strafbarfeit enthält, vor- 
ſätzlich oder fahrläſſig zuwiderhandelt; 


2, wer, ohne den Tatbeitand einer anderen 
itrafbaren Handlung zu erfüllen, einem 
Geſetz, dag die Einfuhr, Ausfuhr oder 
Durchfuhr von Waren verbietet, oder einer 
zur Durchführung eines jolden Geſetzes 
erlaſſenen Verfügung, die einen Hinweis 
auf die Strafbarleit enthält, vorſätzlich 
oder fahrläffig zumwiderbandelt; 


3. wer dem $107a oder dem 8 164a vor- 
ſätzlich oder fahrläffig zumiderbandelt. 


(2) Der Täter wird mit Geldftrafe bis zu 
zehntaufend Reichsmark beftraft. 
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(3) Die Nichtbefolgung einer Sollvorſchrift ift 
nicht ftrafbar, Die Verfäumung eines Zahlung®- 
termins ift für fich allein nicht ſtrafbar.“ 


21.8 415 Abſatz 2 wird geftridhen. 
22. Im $ 419 erhält Abſatz 1 folgende Faflung: 


„s419 
Verjährung 
(1) Die Strafverfolgung von Steuervergehen 
verjährt in fünf Jahren und, wenn es fi) um 
Steuerordnungswidrigfeiten handelt, in einem 
Jahr.” 


23. 5 457 wird geftrichen. 
24.8 475 erhält folgende Faſſung: 


475 
Auslagenerhebung durch das Gericht 


(1) Wenn das Gericht auf Strafe oder Haftung 
oder gegen den Beichuldigten auf Einziehung er- 
fennt, fo gehören zu den Koften des gerichtlichen 
Verfahrens auch diejenigen Auslagen, die einer 
Finanzbehörde bei der Unterſuchung, bei der Ent- 
ſcheidung und bei der Teilnahme am gerichtlichen 
Verfahren entitanden find, 


(2) Die Pflicht zur Eritattung diejer Auslagen 
beftimmt fich nad den Vorichriften der Straf- 
prozeßordnung. Die Auslagen werden ebenjo 
wie Gerichtsfoften feftgefegt, erhoben und bei- 
getrieben.” 


8* 


. \m$477 Abſatz? werden die Worte „eine Hinter⸗ 
ziehung“ exjeßt durch die Worte „Steuerhinter: 
ziehung, Bannbrud) oder Steuerhehlerei“. 


26. Das Wort „Steuerzimwiderhandlung” wird je- 
weils erjeßt durch das Wort „Steuervergehen”. 


Berlin, 4. Juli 1939 


Artikel I 
Anderung des Steueranpaſſungsgeſetzes 
Im 83 Abſatz 5 des Steueranpaffungsgeießes er- 


hält Ziffer 5 folgende Faſſung: 


„5. bei den Söllen: 
a) für Einfuhrzölle: 
unbedingt dadurch, daß zollbares Sollgut 
zum freien Verkehr abgefertigt wird 
‚oder über zollbares Zollgut erjtmalig 
vorichriftswidtig jo verfügt wird, als 
wäre e8 im freien Verfehr; 
bedingt dadurch, daß zollbares Zollgut 
zum Sollvormerfverfehr abgefertigt 
wird; 
b) für Ausfuhrzölle: 
unbedingt dadurch, daß ausfuhrzollbare 
Waren des freien Verkehrs zur Aus- 
fuhr oder zu einem Sollverfehr zoll- 
amtlich abaefertigt oder ohne Zollab- 
fertigung über die Sollgrenze oder in 
eine Freizone gebracht werden; 
bedingt dadurch, daß ausfuhrzollbare 
Maren zum Swijchenauslandsverfehr 
(Beförderung, Veredelung oder Ver— 
wendung außerhalb des Sollgebiets) 
abgefertigt werden.“ 


Artifel I 
Schlußvorſchriften 


(1) Das Geſetz tritt mit Wirkung ab 1. Juli 1939 
in Kraft. 

(2) Die nad) den Vorfchriften des S 18 Siffern 4 
und 6 der Reichſsabgabenordnung den Finanzämtern 
und Oberfinangpräfidenten bisher obliegenden Ver- 
waltungsgefchäfte bleiben ihnen im bisherigen Um— 
fange auch fernerhin übertragen. Anderungen be: 
dürfen der Juftimmung des Reichsminiſters für Die 
firchlichen Angelegenheiten. 


Der Führer und Neichsfanzler 
Adolf Hitler 


Der Reih3minifter der Jinanzen 
Graf Shwerin von Kroſigk 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Reibsminifter für die kirchlichen Angelegenheiten 
Kerri 


Reichögejegbt. 19391 
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Geſetz über die Verſchollenheit, die Todesertlärung und die Feititellung der Todeäzeit. 
Bom 4. Juli 1939. 


Die NReichsregierung bat das folgende Gejek beichloffen, das hiermit verfündet wird: 


Abichnitt I 


Vorausſetzungen der Todeserklärung. 
Lebens und Todesvermutungen 
sı 
(1) Verichollen ift, weſſen Aufentbalt wäbrend län- 
gerer Zeit unbefannt it, ohne daß Nahrichten dar» 
uber vorliegen, ob er in diefer Zeit nod) gelebt hat 
oder geſtorben ift, fofern nad den Umftänden hier— 
durch ernſtliche Zweifel an ſeinem Fortleben begrün— 
det werden. 
(2) Werichollen iſt nicht, weſſen Tod nad) den Um— 
ſtänden nicht zweifelhaft iſt. 
82 
Ein Verſchollener kann unter den Vorausſetzungen 
der $$ 3 bis 7 im Aufgebotsverfahren für tot erklärt 
werden. 
83 
(1) Die Todeserklärung iſt zuläſſig, wenn ſeit dem 
Ende des Jahres, in dem der Verſchollene nach den 
vorhandenen Nadhrichten noch gelebt bat, zehn Jahre 
oder, wenn der Verichollene zur Zeit dev Todeserflä- 
rung das achtzigſte Yebensjahr vollendet hätte, fünf 
Jahre verftrichen find. 
(2) Wor dem Ende des Jahres, in dem der Ver— 
ichollene das fünfundzwanziaite Lebensjahr vollendet 
hätte, darf er nah Abf. 1 nicht für tot erklärt werden. 


84 

(1) Wer als Angehöriger einer bewaffneten Macht 
an einem Kriege, einem kriegsähnlichen Unternehmen 
oder einem beſonderen Einſatz teilgenommen bat, 
während diefer Zeit im Gefahrgebiet vermißt wor: 
den und feitdem verjchollen ift, kann für tot erklärt 
werden, wenn ſeit dem Ende des Jahres, in dem der 
Friede gefchloffen, der befondere Einfag für beendiat 
erklärt oder der Krien oder das kriegsähnliche Unter: 
nehmen ohne Friedensſchluß tatſächlich beendigt iſt, 
ein Jahr verſtrichen iſt. 

(2) Iſt der Verſchollene unter Umſtänden vermißt, 
die eine hohe Wahrſcheinlichkeit ſeines Todes begrün— 
den, fo wird die im Abſ. 1 beitimmte Jahresfriſt von 
dem Zeitpunft ab berechnet, in dem er vermißt wor— 
den iſt. 

(3) Den Angehörigen einer bewaffneten Macht ſteht 
aleich, wer fich bei ihr aufgehalten hat. 

(4) Wann der Fall eines befonderen Einſatzes vor— 
liegt und wann er beendigt ift, beſtimmt der Reichs— 
minifter dev Auftiz im Einvernehmen mit dem Chef 
des Oberfommandos der Wehrmacht. 
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(1) Wer bei einer Fahrt auf See, inäbeiondere in- 
folge Untergangs des Schiffes, verichollen tit, kann 
für tot erflärt werden, wenn jeit dem Untergang des 





























Schiffes oder dem ſonſtigen die. Verſchollenheit be- 
aründenden Ereignis ſechs Monate verftrichen find. 


(2) it der Untergang des Schiffes, dev die Ver— 
ſchoͤllenheit begründet haben ſoll, nicht feſtſtellbar, fo 
beginnt die Frift von ſechs Monaten (Abj. 1) exit ein 
Jahr nad) dem legten Zeitpunkt, zu dem das Schiff 
nad) den vorbandenen Nachrichten noch nicht unter- 
gegangen war; das Gericht kann diefen Zeitraum von 
einem Jahr bis auf drei Monate verkürzen, wenn nad) 
anerfannter ſeemänniſcher Erfahrung wegen der Be- 
ſchaffenheit und Ausrüftung des Schiffes, im Hinblid 
auf die Gewäfler, durch welche die Fahrt führen follte, 
oder aus fonftinen Gründen anzunehmen ift, daß dad 
Schiff ſchon früher untergegangen ift. 


6 

Mer bei einem Fluge, inabefondere infolge Zer- 
ftörung des Luftfahrzeugs, verichollen ift, kann für 
tot exflärt werden, wenn feit der Zeritörung des Luft: 
fahrzeugs oder dem fonftigen die Verſchollenheit be- 
aründenden Ereignis oder, wenn diefe Ereignifje nicht 
feititellbar find, ſeit dem letzten Zeitpunkt, zu dem der 
Werichollene nad) den vorhandenen Nachrichten noch 
gelebt hat, drei Monate verſtrichen find. 


$7 
Mer unter anderen als den in den SS 4 bis 6 be. 
zeichneten Umjtänden in eine Lebensgefahr gefommen 
und jeitdem verichollen ift, kann für tot erklärt wer- 
den, wenn feit dem Seitpunkt, in dem die Yebens- 
aefabr beendigt ift oder ihr Ende nad) den Umitän- 
Den erwartet werden konnte, ein Jahr veritrichen iſt. 


8 
I 
Liegen bei einem Verſchollenen die Vorausſetzungen 
ſowohl des $4 ala aud) der $$ 5 oder 6 vor, fo iſt 
nur der $ 4 anzınvenden. 


89 
(1) Die Todeserklärung begründet die Vermutung, 
daß der Verichollene in dem im Beſchluß feitgeftellten 
Zeitpunkt aeitorben ift. 
(2) Als Zeitpunkt des Todes ift der Zeitpunkt feit- 


zuftellen, der nach dem Ergebnis der Ermittlungen 
der wabricheinlichite it. 


(3) Läßt fich ein foldher Zeitpunkt nicht angeben, 

fo ift ala Zeitpunkt des Todes feitzuftellen: 

a) in den Fällen des $ 3 das Ende des fünften 
Jahres oder, wenn der Verichollene das acht— 
zigfte Lebensjahr vollendet hätte, des dritten 
Jahres nad) dem legten Jahre, in dem der Ver— 
ichollene den vorhandenen Nachrichten zufolge 
noch gelebt bat; 

b) in den Fällen des $ 4 der Zeitpunkt, in dem 


der Verichollene vermißt worden ift; 
Il 
IIMIMNMINIMN 
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e) in den Fällen der SS 5 und 6 der Zeitpunft, 
in dem das Schiff untergegangen, das Yuft- 
fahrzeug zerjtört oder das jonftige die Verſchol— 
Ienheit begründende Ereignis eingetreten oder 
— falls dies nicht feitftellbar ift — der Ver— 
ſchollene zuexjt vermißt worden ift; 

d) in den Fällen des $ 7 der Beginn der Lebens. 
gefahr. 


(4) Iſt die Todeszeit nur dem Tage nad) feitgeitellt, 
jo gilt das Ende des Tages als Zeitpunft des Todes. 
$ 10 

Solange ein Verfchollener nicht für tot erklärt ift, 
wird vermutet, daß er bis zu dem im $ 9 Abſ. 3,4 
genannten Zeitpunkt weiter lebt oder gelebt hat. 

$ 11 
Kann nicht bewiefen werden, daß von mehreren ge 


jtorbenen oder für tot erflärten Menfchen der eine den 
anderen überlebt hat, jo wird vermutet, daß fie gleich- 


zeitig geitorben find. 


Abſchnitt II 
Swijchenftaatliches Recht 
$ 12 
(1) Ein Verichollener kann im Inland nad) diefem 
Geſetz für tot erklärt werden, wenn er in dem legten 


Zeitpunkt, in dem er nad) den vorhandenen Nachrich— 
ten nod) gelebt hat, deuticher Staatdangehöriger war. 


(2) War der Verichollene in dem nad) Abj. 1 maf- 
gebenden Zeitpunkt Angehöriger eines fremden Staa- 
te3, fo fann er im Inland nad) diefem Gejek mit 
Wirkung für die Rechtsverhältniſſe, welche nad) deut- 
ſchem Recht zu beurteilen find, und mit Wirkung für 
das im “Inland befindliche Vermögen für tot erklärt 
werden; ein Gegenftand, für den von einer deutſchen 
Behörde ein zur Eintragung des Berechtigten be 
ſtimmtes Buch oder Regiſter geführt wird, fowie ein 
Anspruch, für deſſen Geltendmahung ein deutiches 
Gericht zuftändig ift, gilt als im Inland befindlich. 


(3) War der Verichollene in dem nach) Abj. 1 maß— 
gebenden Zeitpunft Angehöriger eines fremden Staa- 
te8, fo kann ex ohne die im Abi. 2 genannte Beſchrän— 
fung im Inland auf Antrag feiner Ehefrau für tot 
erklärt werden, wenn diefe im Inland ihren Wohn- 
ji hat und deutiche Staatsangehörige iſt oder big zu 
ihrer Werheiratung mit dem Verichollenen war. 


Abſchnitt IL 
Verfahren bei Todeserllärungen 
$ 13 


(1) Das Aufgebotsverfahren nach $ 2 ift eine An- 
gelegenbeit der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


(2) €3 gelten dafür die befonderen Vorichriften 
der 8$ 14 bis 38, 


$ 14 


Für das Aufgebotsverfahren find die Amtögerichte 
ſachlich zuſtändig. 
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$15 


(1) Srtlich zuftändig ift das Gericht, in deſſen Be- 
zirk der Verfchollene feinen legten inländischen Wohn- 
fit hatte. 


(2) Iſt die Verfchollenheit durch den Untergang 
eines in einem deutſchen Schiffäregifter eingetragenen 
Schiffes oder eines deutſchen Kriegsichiffes begründet, 
fo ift an Stelle des im Abſ. 1 genannten Gerichts 
das Gericht des Heimathafens oder Heimatortes oder 
Hauptliegehafens zuftändig. 


(3) it die Verfchollenheit bei einem Fluge ein— 
getreten, jo ift das Amtsgericht Berlin zuftändig. 
Das gleiche gilt, wenn ein Gerichtsftand nad) Abſ. 1 
oder 2 nicht begründet iſt. 


(4) Das nad) Abſ. 2 oder 3 zuftändige Gericht 
kann jedoch die Sache aus wichtigen Gründen an ein 
anderes Gericht abgeben; die Abgabeverfügung iſt 
für dieſes Gericht bindend. 

(5) Iſt anzunehmen, daß mehrere Perſonen infolge 
desfelben Ereigniffes verſchollen find, jo kann der 
Reichöminifter der Juſtiz das für alle Todeserklä— 
rungen zuftändige Gericht beftimmen, fofern nicht 
nach Abj. 2 oder 3 bereits eine einheitliche Zuſtän— 
digkeit begründet ift. Iſt der Antrag bei einem bier- 
nach nicht zuftändigen Gericht geitellt, jo ift ev an 
das zuftändige Gericht abzugeben. 


$ 16 
(1) Das Aufgebotsverfahren wird nur auf Antrag 
eingeleitet. 

(2) Den Antrag können ftellen: 

a) der Staatdanwalt; { 

b) der geſetzliche Vertreter des Verichollenen; 

c) der Ehegatte, die ehelichen und die ihnen recht— 
Lich gleichaeitellten Abtömmlinge und die Eltern 
des Verichollenen jowie jeder andere, der ein 
techtliches Intereffe ander Todeserflärung hat. 

(3) Der geſetzliche Vertreter kann den Antrag nur 
mit Genehmigung des VBormundichaftsgerichts ftellen. 


(4) Am Falle des $ 12 Abſ. 3 kann nur die Ehe- 
frau den Antrag ftellen. 


$ 17 
Jeder Antragsberechtigte kann neben dem Antrag 
fteller oder an deſſen Stelle in das Verfahren ein- 
treten. Durch den Eintritt erlangt er die rechtliche 
Stellung eines Antragitellers. Der Eintritt ift aud) 
zur Einlegung eines Rechtsmittels zuläflig. 


$ 18 
I 
Vor der Einleitung des Verfahrens hat der Antrag: 
fteller die zur Begründung des Antrags erforderlichen 
Tatſachen glaubhaft zu machen. 
$ 19 
(1) At der Antrag zuläflig, jo hat das Gericht das 
Aufgebot zu erlaflen. 


(2) In das Aufgebot ift insbefondere aufzunehmen: 
a) die Bezeichnung des Antragitellers; 
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b) die Aufforderung an den Verjchollenen, ſich 
bis zu einem bejtimmten Seitpunft zu melden, 
mwidrigenfalls ex für tot erklärt werden fünne; 

c) die Aufforderung an alle, die Auskunft über 
den Verichollenen geben können, dem Gericht 
bi8 zu dem nach b beftimmten Zeitpunkt An- 
zeige zu machen. 

Ss 20 

(1) Das Aufgebot muß durch eine Tageszeitung 
öffentlich befanntgemacht werden. 

(2) Das Gericht fann anordnen, Daß das Aufgebot 
Daneben in anderer Weife, insbeſondere durch Rund- 
funf, öffentlich befanntgemacht werde. Das Aufgebot 
foll an die Gerichtätafel angeheftet werden. 

(3) Stehen überwiegende Gründe der öffentlichen 
Ordnung der Bekanntmachung des Aufgebots durch 
eine Tageszeitung entgegen, fo hat das Gericht da- 
von abzufehen; in diefem Falle muß das Aufgebot 
durch Anheftung an die Gerichtstafel öffentlih be 
fanntgemacht werden. 

s 21 

(1) Swifchen dem Tage, an dem das Aufgebot zum 
ersten Male durch eine Tageszeitung öffentlich befannt- 
gemacht ift, und dem nach 8 19 Abf. 2b beftimmten 
Seitpunft muß eine Friſt (Aufgebotsfriftl) von 
mindeſtens ſechs Wochen liegen. Iſt das Aufgebot 
nicht durch eine Tageszeitung bekanntgemacht ($ 20 
Abi. 3), fo beginnt die Aufgebotsfrift mit Ablauf 
de& Tages, an dem da8 Aufgebot an die Gerichts: 
tafel angebeftet iſt. 

(2) Die Aufaebotsfrift foll, wenn nicht bejondere 
Gründe vorliegen, nidt mehr als ein Jahr betragen. 

(3) Iſt dad Aufgebot öffentlich befanntaemadt, 
jo fann die Aufgebotsfrift nicht mehr abgekürzt 
werden. 

8 22 

Nor der Bekanntmachung des Aufgebot ift in 
jedem Falle dem Staatsanwalt, vor der Entſcheidung 
dem Antragfteller und dem Staatsanwalt Gelegen- 
heit zur Nußerung zu geben, 


s 23 
In dem Beſchluß, durd) den dev Verichollene für 
tot erklärt wird, ift der Zeitpunkt feines Todes nad) 
89 Abi. 2,3 feftzuitellen. 


Ss 24 
(1) Der Beichluß, durch den der Verichollene für 
tot erklärt wird, ift durch eine Tageszeitung öffent: 
lich befanntzumachen. $ 20 Abf. 2 und 3 find ent: 
ſprechend anzuwenden. 


(2) Der Beſchluß ift ferner dem Antvagjteller und 
dem Staatdamwalt zuzuftellen. 


(3) Die erite öffentliche Bekanntmachung gilt als 
Zuſtellung, auch ſoweit dieſes Geſetz daneben eine be- 
fondere Zuſtellung vorſchreibt. Die Zuſtellung gilt 
als bewirkt, wenn der Beſchluß nicht durch eine 
Tageszeitung öffentlich bekanntgemacht iſt, mit Ab— 
lauf des vierzehnten Tages nach dem Tage, an dem 
der Beſchluß an die Gerichtstafel angeheftet iſt, im 
übrigen mit Ablauf des Tages, an dem der Beſchluß 
in der Tageszeitung öffentlich bekanntgemacht iſt. 
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8 25 
Der Beichluß, durch den die Todeserflärung ab- 
gelehnt wird, ift dem Antragfteller und dem Staats: 
anwalt zuzuftellen. 
$ 26 
(1) Gegen den Beichluß, durch den der Verfchollene 
für tot erklärt wird, und gegen den Beichluß, durd) 
den die Todeserflärung abgelehnt wird, iſt Die 
fofortige Beſchwerde zuläflig. Die Beſchwerdefriſt 
beträgt einen Monat. 

(2) Die Beichwerde fteht zu: 

a) gegen den Beichluß, durch den der Verjchollene 
für tot erklärt wird, dem Untragjteller und 
jedem, der an der Aufhebung der Todeserklä- 
rung oder an der Berichtigung des Zeitpunk— 
te8 des Todes ein rechtliches Intereſſe bat; 

b) gegen den Beichluß, durch den die Todeserklä— 
rung abgelehnt wird, dem Antragſteller. 


$ 27 
Wird der Beſchluß, durch den der Verichollene für 
tot erklärt wird, auf jofortige Beſchwerde oder 
fofortige weitere Beichwerde aufgehoben und Die 
Todeserflärung abgelehnt, fo fann das Gericht an- 
ordnen, Daß dieſer Beichluß öffentlich befanntgemacht 
werde; S 24 ift entiprechend anzuwenden. 


$ 28 

(1) Beichlüffe, die auf fofortige weitere Beſchwerde 
ergehen, find dem Beichwerdeführer und dem Staat®- 
anmwalt zuauftellen, auch wenn fie nicht den in SS 24 
oder 25 bezeichneten Inhalt haben. 

(2) Bei Beichlüffen, die auf fofortige weitere Be- 
ſchwerde ergehen, kann da8 Gericht von der Anwen— 
dung des S 24 Abſ. 1 abfehen, wenn die Todeserklä- 
rung bereits vom Amtsgericht oder vom Beſchwerde— 
gericht Öffentlich befanntgemadt worden war, 


$ 29 

(1) Beichlüfle des Amtsgerichts, durch welche die 
Todeserflärung ausgefproden wird, werden mit 
ihrer Nechtäfraft wirffam. 

(2) $ 26 Sat 2 des Reichsgeſetzes über die An 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt 
nicht anwendbar. 

(3) Beichlüffe, die auf fofortige weitere Beſchwerde 
ergehen, werden mit der letten Zuſtellung wirkſam, 
S 24 Ubf. 3 bleibt unberührt. 


8 30 

(1) Hat der Verichollene die Todeserklärung über: 
lebt, fo fann er oder der Staatdanmwalt ihre Auf 
hebung beantragen. 

(2) Der Antrag ift bei dem Amtsgericht zu ftellen, 
bei dem das Aufgebotsverfahbren anhängig geweſen 
ift oder an weldes die Sache gemäß $15 Abf. ! 
oder 5 abgegeben worden iſt. 


$ 31 
(1) Für das Verfahren gelten die SS 17 und 18. 


(2) Vor der Entſcheidung ift den Antragsbered) 
tiaten und dem, der die Todederflärung erwirkt hat, 


| | 
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’ $ 32 berechnung —* die Fr rm un 
Er 1) Der Beſchluß, durch den die Todeserflärung | grunde Liegt, auf Antrag die tojtenjeitlegung ENT 
Jate. FR Ford * in der gleichen Form öffentlich — — —— die $$ 35 und 36 find entſpre— 
befanntzumadhen, in der die Todeserklärung befannt- hend anzuwenden. | 
gemacht worden ift. $ 20 Abſ. 2 und 3 find entſpre— (2) Wird eine Enticheidung über die Koſten ‚abge- 
llene chend anzuwenden. ändert, ſo iſt auf Antrag auszuſprechen, daß die auf 
urch (2) Der Beſchluß, durch den die Aufhebung der | Grund der abgeänderten Entſcheidung zuviel gezahl— 
die Todeserklärung abgelehnt wird, ift dem Antragiteller | ten Koſten zu erſtatten find. 
friſt und dem Staatsanwalt zuzuſtellen. 
$ 38 
62 oe Aus Koftenfeftiegungsbeichlüffen und aus Entichei- 
llene (1) Gegen den Beſchluß, durch dem die Todeserklä- | Hungen gemäß $37 übſ. 2 findet die Iwangsvoll- 
und rung aufgehoben wird, findet fein Nechtsmittel ſtatt. ſtredung nach den Vorſchriften der Zivilprozeßord⸗ 
rklä— (2) Gegen den Beſchluß, durch den die Aufhebung | nung ftatt. 
une der Todeserflärung abgelehnt wird, kann der Antrag 
bat; fteller die fofortige Beſchwerde erheben. Abihnitt IV 
rtlä— 834 Verfahren bei Feititellung der Todeszeit 
(1) Das Gericht kann in feiner Entfcheidung einem s 39 
: am Verfahren Beteiligten oder vom Verfahren Be- Iſt die Todeserklärung mit Rückſicht auf $ 1 bj. 2 
e für troffenen die Koften des Verfahrens, einjchließlich der | unzuläffig, eine Eintragung im Sterbebud) aber nicht 
* zur zweckentſprechenden Durchführung des Verfah-erfolgt, fo kann beantragt werden, den Tod und den 
die rens notwendigen außergerichtlichen Koſten anderer | Zeitpunkt des Todes durch gerichtliche Entſcheidung 
am Beteiligter oder Betroffener, ganz oder teilweije auf- | Fejtzuftellen. 
nacht erlegen, die er durch grob fahrläffig aufgeitellte un- 840 
richtige Behauptungen oder ſonſtiges grobes Verſchul— 8 N ee 
den veranlafit hat. Vor diefer Entiheidung foll das | Auf das Verfahren find bie 55 13 bj. 1, 14 
Gericht, foweit tunlich, den hören, dem e8 die Roften | bis 17, 22, 24 bis 29, 34 Abſ. 1, < und SS 35 bis 33 
verde auferlegen will. entjprechend anzuwenden; im übrigen gelten dafür die 
24 (9) Worbehaltlich des Abi. 1 hat das Gericht in | defonderen Vorſchriften dev SS 41 bis 44, 
344 dem Beſchluß, durch den der Verichollene für tot er— 
klärt wird, auszuiprechen, daß die Koſten des Ver: sa 
De fahrens, einjchließlich der notwendigen außergericht- (1) Vor der Einleitung des Verfahrens hat der An- 
rn lichen Koften des Antragitellers oder Beichwerdefüh- | tragiteller nachzuweiſen, daß der Tod nad) den Um; 
rklä— vers, dem Nachlaß zur Laſt fallen. Dies gilt nicht für | ſtänden nicht zweifelhaft iſt, ſofern dies nicht offen— 
erde die Koften einer unbegründeten Beſchwerde. kundig iſt. 
(3) Wird die Todeserklärung gemäß den SS 30bis 33 (2) Die übrigen zur Begründung des Antrags er 
aufaeboben, jo kann das Gericht nah Abſ. l audyüber | forderlihen Tatſachen Hat der Antragiteller glaub- 
e bie die Koften entſcheiden, die nad) Abſ. 2 dem Nachlaß | Haft zu machen. 
mit zur Laſt gelegt find. — zar 
(1) Die Koſten, über die nach $ 34 entſchieden iſt, (1) Iſt der Antrag zuläſſig, jo foll das Gericht 
Aun werden auf Antrag von dem ürkundsbeamten der Ge- | eine öffentliche Aufforderung an alle, die über den 
zu ichäftäftelle des Gerichts eriter Inſtanz feſtgeſetzt. Zeitpunkt des Todes Angaben machen können, exlaſ⸗ 
(2) Zur Berückſichtigung eines Anfabes genügt es, | Ten, dies dem Gericht bis zu einem beitimmten Zeit— 
verde daß er glaubhaft gemacht wird. punft anzuzeigen. 
am; (3) Über Erinnerungen gegen den Feſtſetzungsbe— (2) Von der öffentlichen Aufforderung fann das 
ſchluß entfcheidet dag Gericht eriter Anftanz. DieEr- | Gericht abjehen, wenn dadurch nach den Umftänden 
inneruna ift binnen einer mit der ZJuftellung begin- | eine weitere Aufklärung des Sachverhalts nicht er- 
— nenden Friſt von zwei Wochen einzulegen. Die SS 22 | wartet werden kann. 
u Abf. 2 und 24 Abi. 3 des Reichsgeſetzes über die An- $43 | 
2 ar mean ber freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten (1). Das Gericht beitimmt nad freiem Ermefien die 
entſprechend. a2 Form, in der die Öffentliche Aufforderung befannt- 
* 9 36 gemacht werden foll, und die Friſt, innerhalb deren 
weſen Die Entſcheidungen des Gerichts über die Koſten die Anzeine zu machen iſt 
(bj. 4 . nad) SS 34 oder 35 Abf. 3 können ſelbſtändig mit der SET BL IE, — — —— ERBEN 
fofortigen Beſchwerde angefochten werden, fofern der (2) Diefe Friſt ſoll nicht weniger als ſechs Wochen 
Beichwerdenegenftand den Betrag von fünfzig Reiche. und, wenn nicht beiondere Gründe vorliegen, nicht 
mark überfteiat. mehr ala ſechs Monate betragen. Sie beginnt mit 
18. . $ 37 Ablauf des Tages, an dem Die Aufforderung zum 
\ered) (1) Ergeht nad) der Koſtenfeſtſetzung eine Entſchei— eriten Male öffentlih befanntgemadt tft. 
t halı dung, die den Wert des Genenitandes des Verfahrens (3) Iſt die Aufforderung öffentlich befanntgemadht, 





feftjeßt, fo ift, falls diefe Entfcheidung von derWert- | jo kann die Friſt nit mehr abgekürzt werden. 
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g 44 
(1) Der Zeitpunft des Todes ift den Grundſätzen 
des 89 Abi. 2,3 entiprechend feitzuftellen. 


(2) Der Beſchluß begründet die Vermutung, daß 
der Tod in dem darin feftgeftellten Seitpunft ein- 
getreten ift. $9 Abf. 4 gilt entſprechend. 


s45 

(1) Erarben die Ermittlungen, die in einem nad) 
& 2 einaeleiteten Aufgebotsverfahren angejtellt find, 
daß der Tod nach den Umftänden nicht zweifelhaft 
ift, fo ift das Verfahren nad) den $S 39 bis 44 fort- 
zuleßen. 

(2) Der Antrag auf Todeserflärung gilt in dieſem 
Falle als Antrag auf Feftitellung des Zeitpunftes 
des Todes. $A1 ift nicht anzuwenden. 


Abichnitt V 
Inkrafttreten,.Übergangs- und Schlußvorjchriften 
für das Reichsgebiet aufer der Oſtmark und Dem 
Reichsgau Sudetenland 
Ss 46 
(1) Dieſes Geſetz tritt, vorbehaltlich der SS 55 
bis 58, am 15. Auli 1939 in Kraft. 
(2) Vom qleichen Zeitpunkt ab werden aufgehoben: 
a) die $$ 13 bis 20 des Bürgerlichen Gejeßbudhe; 
b) der Artifel9 des Einführungsgeieges zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch; 
c) die 88 960 bis 976 der Sipilprozehordnung; 
d) die Verordnung über die Todeserflärung 
Kriegsverſchollener vom 18. April 1916 (Reichs- 
geſetzbl. S. 296) in der Faſſung der Befannt- 
madhung vom 9. Auquft 1917 GReichsgeſetzbl. 
&.703) und des Geſetzes vom 20. Februar 1925 
(Reichsgeſetzbl. 1 ©. 15). 


(3) Soweit in anderen Geſetzen auf die durd) dieſes 
Geſetz aufgehobenen Vorjchriften verwiefen ift, treten 
die entiprechenden Vorſchriften diejes Gejeßes an 
ihre Stelle. 
S 47 

Bei der Amwendung des $ 12 ſteht einem deutſchen 
Staatdangehörigen ein ehemaliger öſterreichiſcher 
Pundesbürger aleich; einem deutichen Staatdange- 
hörigen ftebt ferner ein ehemaliger tſchecho-ſlowakiſcher 
Staatdangehöriger glei, ſofern er die deutſche 
Staatdangebörigfeit nad) dem deutſch-tſchechoſlowa— 
fiichen Vertrag über Staatsangehörigkeits- und Op- 
tionsfraaen vom 20.November 1938 Reichsgeſetzbl. II 
S. 895) oder nad) der Verordnung über den Erwerb 
der deutichen Staatsangehörigkeit durd Frühere 
tſchechoſlowakiſche Staatsangehörige deutſcher Volks— 
zugehörigkeit vom 20. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 815) erworben hätte, wenn er nicht verichollen 
geweien wäre. Dasjelbe gilt für Memelländer und 
Vierfonen, die ihre Staatsangehörigfeit von einem 
Meinelländer ableiten, fofern fie die deutiche Staat®- 
angehörigfeit nad) dem Geſetz über die Wiederver- 
einiqung des Memellandes mit dem Deutichen Reich 
vom 23. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 559) wieder 
erworben hätten, wenn fie nicht verfchollen geweſen 
wären, 
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848 
(1) Kür Verfahren zum Zwecke dev Todeserflärung, 


die nach den Vorfchriften der Zivilprozeßordnung 
eingeleitet find, ailt folgendes: 


a) Die Vorſchriften dieſes Gejebes find vom Tage 
feines Anfrafttretens ab auf anhängige Auf 
gebotsverfahren anzuwenden. Iſt das Auf- 
gebot bereits gemäß den bisherigen Beltim- 
mungen befanntgemacht, fo kann das Gericht 
ein weiteres Aufgebot nad) den Vorfchriften 
dieſes Geſetzes erlaffen. 

b) Die Anfechtung von Ausſchlußurteilen richtet 
ſich nach den bisherigen Beſtimmungen. 

ec) ft die Anfechtungsklage nach $ 973 der Zivil: 

progeßordnung nicht mehr zuläffig, jo kann 

das Ausfchlußurteil gemäß den SS 30 bis 33 

dieſes Geſetzes aufgehoben werden. 

ft eine Anfechtungsflage nad) $ 957 der Zivil. 

prozeßordnung anhängig, jo iſt das Verfahren 

über fie bis zur Erledigung eines Aufhebungs— 
verfabrens nad) den SS 30 bis 33 diejes Ge- 
ſetzes auszuſetzen. 

(2) Für Verfahren, die nach den Vorſchriften des 

wecke der 

Todeserflärung und der Beweisführung des Todes, 

vom 16. Februar 1883 (öfterr. NOBL. Nr. 20) in 

der Faſſung des Gejeßes vom 31. März 1918 (öfterr. 

RGBl. Nr. 129) eingeleitet find, gilt Folgendes: 

a) Anhängige Verfahren find nad) den bisherigen 
Verfahrensvorſchriften zu Ende zu führen. 

b) Rechtskräftige Entſcheidungen, die nad den 
bisherigen Vorſchriften erlaffen find, fünnen 
nur nad) den Vorichriften dieſes Geſetzes auf- 
gehoben werden; an die Stelle des Gerichts. 
hofs erſter Inſtanz tritt das entjprechende 
Amtsgericht. 


d 


— 


849 
(1) Iſt der Eintritt einer Rechtswirkung an Die 
Erlaffung des die Todederklärung ausſprechenden 
Urteils gefnüpft, fo tritt fie ein, 

a) wenn ein Verichollener nach dieſem Gejeß für 
tot erflärt wird, mit dem Seitpunft, in dem 
die Todeserflärung wirkſam wird; 

b) wennein Verjchollener nad) dem im 548 Abſ.2 
genannten Gejek für tot erklärt wird, mit der 
Rechtskraft dev Todeserflärung. 

(2) Der Aufhebung einer Todeserflärung infolge 

einer Anfechtungstlage fteht deren Aufhebung nad) 
den $$ 30 bis 33 dieſes Geſetzes leid). 


$ 50 
in die Koftenordnung vom 25. November 1935 
(Reichögefetbl. IS. 1371) wird ala $ 118a folgende 
Norichrift eingefügt: 
„Ss 118a 
Todeserflärung und Feftitellung der 
Todeszeit 
(1) Das Doppelte der vollen Gebühr wird 
erhoben für 
a) die Todeserflärung, 
b) die Feititellung der Todeszeit, 
e) die Aufhebung der Todeserklärung ein 
ſchließlich des vorangegangenen Verfahrens. 
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(2) Wird ein Aufgebotsverfahren in ein 
Verfahren zur Feititellung der Todeszeit über- 
geleitet, jo ift es für die Gebührenberehnung 
als ein einheitliches Verfahren zu behandeln. 

(3) Der Geſchäftswert bejtimmt ſich nad) 
$ 24 Abſ. 2. 

851 


Geht ein beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes an— 


hängiges Aufgebotöverfahren nad $ 48 Abſ. la in 
ein Verfahren nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
über, ſo beſtimmen ſich die Koſten ausſchließlich nach 
der Koſtenordnung. 

852 

Auf die Rechtsanwaltskoſten finden bis auf weiteres 
die in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten geltenden Vor— 
ſchriften der Gebührenordnung für Rechtsanwälte ent— 
ſprechende Anwendung. Für die Vertretung eines Be— 
teiligten in einem unter dieſes Geſetz fallenden Ber: 
fahren erhält der Rechtsanwalt die für die Vertre- 
tung in einem Aufgebotöverfabren beitimmten Ge- 
bühren. Wird ein Nufacbotsverfahren in ein Ver— 
fahren zur Feſtſtellung der Todeszeit übergeleitet, fo 
ift e8 für die Gebührenerbebung als ein einheitliches 
Verfahren zu behandeln. 

s 53 

(1) Das Geſetz über die Konjulargerichtöbarfeit 
vom 7. April 1900 (Reichsgeſetzbl.S. 213) wird durd) 
die Vorichriften dieſes Gefeßes nicht berührt; jedoch 
iſt $ 48 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit 
in den Verfahren, die in diefem Geſetz geregelt find, 
nicht anzumenden. 

(2) Soll unter den Borausjeßungen des $ 15 Abj. 5 
dieſes Geſetzes die Zuſtändigkeit eines Konſuls be 
gründet oder aufgehoben werden, ſo entſcheidet der 
Reichsminiſter der Juſtiz im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter des Auswärtigen. 

(3) Für Beſchlüſſe des Reichsgerichts, die auf ſofor— 
tige Beſchwerde gegen die Beſchlüſſe eines Konſuls in 
einem durch dieſes Geſetz geregelten Verfahren er— 
achen, gelten 5328 Abi. 1 und S 29 Abſ. 2,3 dieſes 
Geſetzes. 

854 


Der Reichsminiſter der Juſtiz erläßt die zur Durch— 
führung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforder— 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. 


Abſchnitt VI 
Inkrafttreten. Übergangs- und Schlußvorſchriften 
für die Oſtmark und den Reichsgau Sudetenland 
$55 
(1) An der Oftmarf und im Reichsgau Sudeten- 
land treten die SS 1 bis 12 und die SS 47, 53 und 54 
dieſes Gejeßes am 15. Juli 1939 in Kraft. Am Falle 
einer Todeserklärung auf Grund des $ 12 Abf. 3 ift 
für die Eingehung einer neuen Ehe das deutiche Recht 
maßaebend. 
(2) Wom aleihen Zeitpunft ab werden aufachoben: 
a) die SS 24, 25, 112bis 114, 277 und 278 Sal 
de8 Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
b) das Geſetz über die Todeserflärung von in dem 
gegenwärtigen Kriege Vermißten vom 31. März 
1918 (öfterr. RGBl. Nr. 128) nebit der Verord- 
nung vom 8. April 1918 (öfter. REBl. Nr 134); 
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c) das Geſetz, betreffend die Negelung der Beitim- 
mungen über die Todeserflärung, vom 30, Juni 
1921 (EdGuV. Nr. 252). 


(3) $ 46 Abſ. 3 ift anzuwenden. 


$ 56 

(1) Das Aufgebotöverfahren nad $ 2 richtet fich 
in der Oftmarf und im Reichsgau Sudetenland bis 
auf weiteres nad) den Vorſchriften des Gefekes, be- 
treffend das Verfahren zum Zwecke der Todeserklärung 
und der Beweisführung des Todes, vom 16. Februar 
1883 (öfterr. REBl. Nr. 20) in der Faſſung des 
Geſetzes vom 31, März 1918 (öfterr. NOW. Nr. 120), 
ſoweit nicht in den folgenden Abſätzen Abweichendes 
beftimmt iſt. 


(2) Dad Anfuchen um eine Todeserflärung fann 
auch von dem Staatsanwalt gejtellt werden; im falle 
des $ 10a des Todeserflärungsgeiekes (Abſ. 1) tritt 
an die Stelle der Finanzprofuratur der Staatsanwalt. 
hm ift vor der Befanntmadhung des Edifts und 
vor der Enticheidung in jedem Falle Gelegenheit zur 
Außerung zu geben. 


(3) 87 des Todeserflärungsgeleßes (Abf. 1) erhält 
folgende Faffung: 

„Eradıtet das Gericht das Vorhandenfein der 
gefeßlichen Erforderniffe der Todeserflärung 
al® in einer für die Einleitung des weiteren 
Verfahrens ausreichenden Weife dargetan, fo 
hat e8 ein Edikt zu erlaffen. An das Edikt ift 
in&befondere aufzunehmen: 

a) die Bezeichnung deffen, welcher das An- 

ſuchen um Todeserflärung geftellt hat; 

b) die Aufforderung an den Werichollenen 

(Abwejenden, Vermißten), ſich bis zum 
Ablauf der Ediktalfrift (Abi. 4) zu melden, 
widrigenfalld ex für tot erflärt werden 
fünne; 

die Aufforderung an alle, dem Gerichte 
oder, wenn ein Kurator beitellt ift, diefem 
bis zum Ablauf der Ediktalfrift (Abſ. 4) 
Nachrichten über den Verfchollenen (Ab— 
weienden, Vermißten) zu geben. 

Zugleich ift anzufündigen, daß die Entſchei— 
dung liber das Geſuch um Todeserflärung nad) 
Ablauf der Ediktalfrift (Abſ. 4) erfolgen werde, 

Das Edift ift an der Gerichtätafel anzuichla- 
gen und einmal in die für amtlide Kund- 
madungen bejtimmte Zeitung einzuichalten. 
Das Gericht kann anordnen, dab das Edift auch 
in anderen Zeitungen veröffentlicht und an be- 
ftimmten Orten ortsüblich fundgemacht werde, 
jowie daß wiederholte Veröffentlichimaen des 
Edikts ftattfinden. Stehen überwiegende Gründe 
der Öffentliden Ordnung der Befanntmachung 
des Edikts durch eine Zeitung entaegen, fo bat 
das Gericht davon abzufchen. 

Der Tag, an dem die Ediktalfrift endet, ift 
in dem Edikt anzugeben und fo zu beitimmen, 
daß nad der Einschaltung des Ediftä in die 
amtliche Zeitung oder, wenn dieſe nad Abi. 3 
Sat 3 zu unterbleiben bat, nach dem Anichlag 
des Ediftd an der Gerichtötafel mindeitens ſechs 


IN 
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Wochen und, wenn nicht befondere Gründe vor- 
liegen, höchftens ein Jahr verſtreichen muß; die 
Ediktalfrift fann von Amts wegen verlängert 
werden.” 
(4) $5, $8 Abi. 3 und $ 9 des Todeserflärung®- 
geſetzes (Abſ. 1) werden geftrichen. 


857 
Die Vorichriften über das Verfahren zur Bemeis- 


führung des Todes (SS 10 und 10c des im 856 Abi. 1 
genannten Geſetzes) bleiben in der Oftmarf und im 


Berlin, den 4. Juli 1939. 
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Reichsgau Sudetenland bis auf: weiteres unberührt. 
Jedoch kann das Anfuchen aud von dem Staat: 
anwalt geftellt werden; ihm ift vor der Bekannt: 
machung des Edikts und vor der Entſcheidung in 
jedem Falle Gelegenheit zur Außerung zu geben. 


s 58 
Anhängige Verfahren zum Swede der Todeser- 
flärung und der Beweisführung ded Todes find nad) 
den —* geltenden Verfahrensvorſchriften zu Ende 
zu führen. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter der Juftiz 
Dr. Gürtner 





Anordnung iiber die Aushebung zum aktiven Wehrdienit im Jahre 1939, 
| Bon 7. Juli 1939. 


I. Die Aushebung zum aktiven Wehrdienit im 
Jahre 1939 findet gleichzeitig mit der Mufterung in 
der Zeit vom 7. Auli bis 9. September 1939 ftatt. 

II. Zur Ausbebung werden nach $55 Abi. 3 der 
Nerordnung über die Mufterung und Aushebung 
herangezogen: 

1. a) die tauglichen und bedingt tauglichen Erjaß- 
rejerviften I des Geburtsjahrgangs 1918, 
foweit fie arbeitsdienftpflichtig find und bis 
1. Oktober 1939 ihre Arbeitödienftpflicht er- 
füllt baben; 

b) die taualichen und bedingt tauglichen Erjab- 
referviften I des Geburtsjabrgangs 1919; 

2, die Jurüdgeftellten der Geburtsjabraänge 1914 
bis 1917, foweit fie tauglich oder bedingt tauglich) 
find. 

Außerdem: 

3. in Oftpreußen die Surüdgeftellten der Geburts 
jahrgänge 1910 bis 1913, joweit fie tauglich oder 
bedingt tauglid) find; 

4. Webrpflichtige, die auf Grund des Geſetzes über Die 
Miederpereiniqung Oſterreichs mit dem Deutichen 
Reich vom 13. März 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 237) 
die deutiche Staatsangebörigfeit erworben baben, 
foweit fie in der Zeit vom 1. Januar 1914 bis 
31. Auguſt 1919 geboren, tauglid) oder bedingt 
tauglich befunden und in der ehemals öfter- 
reichiichen Wehrmacht nicht oder zwei Monate 
und weniger ausgebildet worden find; 

‚ Wehrpflichtige, die auf Grund des Geſetzes über 
die Miedervereinigung der fudetendeutichen Ge» 
biete mit dem Deutichen Reich vom 21. Novent- 


Perlin, den 7. Juli 1939, 


or 


ber 1938 GReichsgeſetzbl. I ©. 1641) die deutiche 
Staatdangehörigfeit erworben haben, ſoweit fie 
in der Zeit vom 1. Januar 1914 bis 31. Auguſt 
1919 geboren, tauglidy oder bedingt tauglich be- 
funden find und ihre aktive Dienftpflicht von 
14 bzw. 18 bzw. 24 Monaten in der ehemaligen 
tichecho-flowatiihen Wehrmacht noch nicht er- 
füllt haben; 

6. Wehrpflichtige, die auf Grund des Geſetzes über 
Die Wiedervereinigung des Memellandes mit dem 
Deutichen Neich vom 23. März 1939 (Reid)8- 
geſetzbl. I ©. 559) die deutiche Staatsangehörig- 
feit erworben haben, foweit fie in der Zeit vom 
1. Januar 1914 bis 31. Auguſt 1919 geboren, 
tauglich oder bedinat tauglich befunden find und 
ihre aktive Dienftpflicht von 18 Monaten in der 
litauifchen Wehrmacht nod) nicht erfüllt haben. 


III. Über die Aushebung der deutſchen Staatdan- 
gehörigen im Vroteltorat Böhmen und Mähren ergeht 
befondere Anordnung. 


IV, Diefe Anordnung erfolgt auf Grund des $ 37 
Abſ. 2 des Wehrgeſetzes vom 21. Mai 1935 (Neiche- 
geſetzbl. I ©. 609) und des Erlaſſes des Führers und 
Reichskanzlers über die Übertragung des Verordnungs- 
rechts nad) dem Wehrgeſetz vom 22. Mai 1935 (Neic)s- 
aefehbl. I S.615) zur Ausführung des $7 Abi. 1 
Buchit.a des Wehrgeſetzes und der 8338 Abſ. 1,55 Abf. 1 
und 59 Abi. 1 der Verordnung über die Mufterung und 
Aushebung vom 17. April 1937 (Reichögefekbl. I 
5.469) in der Faſſung der Anderungsverordnungen 
vom 14. April 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©.393) und vom 
7. März 1939 (Neichsgefekbl. I ©. 425). 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
. Keitel 


Der Neichöminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


Herausgegeben vom Reichemmiſterrum des Junern. — Gedruckt ur der Reichsdruckeret, Berl. 
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* miniſtern den Zeitpunkt, zu dem es außer Kraft tritt. 
37 82 
3. Diefes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1939 in Kraft. 
id 
s⸗ Berlin, den 4. Juli 1939. 
8% 
Der Führer und Neichsfanzler 
M Adolf Hitler 
J 
Der Reichsminiſter der Juſtiz 


Dr. Gürtner 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Krofigk 


— 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


ml 








Il 
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Erſte Verordnung über die Übertragung von Aufgaben und Befugniſſen 
des Reichsſtatthalters in Öfterreich (Oſterreichiſche Landesregierung). 


Rom 4. Juli 1939. 


Auf Grund ber $$ 16,17 bes Gefeges über den Aufbau der Verwaltung in der Oſtmark (Oftmarkgefeg) vom 
14. April 1939 (NReichsgefekbl. I ©. 777) wird folgendes verorbnet: 


51 


Die Aufgaben und Beſugniſſe des Reichsſtatthalters (Oſterreichiſche Landesregierung) nach der Deutſchen 
Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 49 und den hierzu erlaffenen Durhführungs- 
verordnungen gehen auf die Neichsftatthalter, bis zu deren Berufung auf bie Landeshauptmänner über. 


Die Verordnung tritt am 1. Juli 1939 in Kraft. 


Berlin, den 4, Juli 1939, 


‘2 


Der Reihsminifter bes Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


——— —— — — — — — — —— 


Polizeiverordnung über den Funldienſt auf Seeſchiffen der 3. Gruppe*). 
Bom 5. Juli 1939, 


Auf Grund der Verordnung Über die Dolizeiverord- 
nungen der Reichsminiſter vom 14. November 1938 
(Reichsgefepbl. I ©. 1582) wird im Einvernehmen 
mit dem Reich&minifter des Innern und dem Reid)®- 
poftminifter folgendes verordnet: 


81 

Seeſchiffe, deren Funlſtellen nach den Beſtimmungen 
Aber die Gruppeneinteilung der Bordfunkſtellen auf 
deutſchen Handelsſchiffen und die Beſetzung der Bord⸗ 
funkſtellen vom 4. Juni 1931 (Reichsminifterialbl. 
©. 367) zur 3. Gruppe gehören, müſſen in ben nad). 
ftehend aufgeführten Fahrtgebieten während der da- 
neben bezeichneten Zeiten in See und im Hafen Funk⸗ 
dienſt wahrnehmen laſſen: 





Fahrtgebiet Funkdienſtzeit 


1000 — 1030 MGZ 
1900 — 1930 MGZ 


Nord- und Dftiee: 
(Schiffe der Heinen Fahrt) 


1000 — 1030 MGZ 
1900 — 1930 MGZ 


Nahzone: 

(Schiffe der großen Fahrt 
öftlich 30° W und nördlid) 
35°N, im Mittelmeer und 
im Schwarzen Meer) 


0345 — 0415 MGZ 


Meftenzone: 
1600 — 1630 MGZ 


(Schiffe weſtlich 20°O bie 
180° ; Nabzone ausgenom- 
men) 







Tahrtgebiet Funkdienſtzeit 





0700 — 0730 MGZ 
1900 — 1930 MGZ 


Dftenzone: 
(Schiffe öftlid 20°0 Bis 
180°; Nabzone ausgenom- 
men) 


2 

(1) Von der Verpflihtung zum Funkdienft nad 
$ 1 find befreit 

a) alle Fiſchereifahrzeuge, 

b) alle nur mit Funkſprechſendegerät ausgerüfteten 

Schiffe, 

ec) Schiffe für örtliche Dienfte. 

(2) Darüber hinaus kann für andere Schiffe im 
Einzelfall Befreiung von der Verpflichtung zum Funk— 
dienst nach 81 erteilt werden. Der Reichöverfehrs- 
minifter beftimmt die für die Erteilung dieſer Befreiung 
zuftändige Dienſtſtelle. 


(83) Die Belanntgabe erfolgt im „Neich8-Verfehrs- 
Blatt, Ausgabe A. 


3 
(1) Der Reichöverfehrsminifter legt feſt, melde 
Schiffe zu den Schiffen für Örtliche Dienfte gehören, die 
nad) $2 von der Verpflichtung zum Funddienſt nad) 
& 1 befreit find. 


*) Betrifft nicht die Dſtmart umd den Reichſsgau Endeienland. 








h 
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(2) Die Belanntgabe erfolgt im „‚Reichs-Verkehrs- 86 
Blatt, Ausgabe A, Mer den Vorfchriften des $ 1 vorfählich oder fahr- 
Ss 4 läffig zuwiderhandelt, wird mit Geldftrafe bis zu 


(1) Die Beftimmungen über die Durchführung des | 150 Reichsmark, in befonders ſchweren Fällen mit 
Funkdienſtes während der Funkdienftzeiten erläßt der | Haft bis zu fechs Wochen beftraft. 
Reichspoftminifter. 


(2) Die Bekanntgabe erfolgt in den ‚Nachrichten für 86 
Bordfunkſtellen“. Dieſe Verordnung tritt am 15. Juli 1939 in Kraft. 


Berlin, den 5. Juli 1939. 


Der Neihsverfchrsminifter 
Dorpmüller 
Eee EEE RER RE Seal BD EEE 


Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über ergänzende Vorſchriften zum Wehrmachtjürjorge: und -verſorgungsgeſetz 
für Die Angehörigen der chemaligen öjterreichijchen Wehrmacht, die als Soldaten in die Wehrmacht 
übernommen oder eingejtellt tworden jind, und deren Hinterblichene, 


Vom 6, JZuli 1939, 
Auf Grund bes Wehrmachtfürforge- und +»ver- | „6. Für Kriegsteilnehmer der ehemaligen öſterreichiſch— 


ſorgungsgeſetzes vom 26. Auguft 1938 (Reichsgeſetzbl. I ungarischen Wehrmacht aus dem Kriege 1914 bis 
©. 1077) $ 192 wird im Einvernehmen mit dem Reiche. 1918 und aus früheren Kriegen werden zur ruhe⸗ 
minifter der rei und dem Reichsminifter des gehaltfähigen Dienftzeit ($ 54) hinzugerechnet 
net: 
— —— si Kriegsjahre, Kriegshalbjahre und Kriegsbefchä- 
x digtenjahre nad) dem bisherigen öfterreichifchen 
Artikel 1 Nr. 6 der Verordnung zur Anderung ber Recht auch dann, wenn bie ihnen zugrunde 
Verordnung über ergänzende Vorſchriften zum Wehr- liegenden Dienftzeiten vor vollendetem 27. Le- 
machtfürforge- und -verforgungsaefeß für die Ange- bensjahre liegen.‘ 


hörigen der ehemaligen öſterreichiſchen Wehrmacht, 
die al8 Soldaten in die Wehrmacht übernommen oder 


eingeftellt worden find, und deren Sinterbliebene vom 32 
25. November 1938 (&eichsgeſetzbl. I ©. 1666) erhält Diefe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 
folgende Faſſung: ı 1938 in Kraft. 


Berlin, den 6. Juli 1939. 


Der Chefdes Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 





Berordnung über die Inkraftſetzung des Geſetzes, 
betrejjend das Erjordernis der notariellen Errichtung einiger Rechtsgeſchäfte, 
in Tirol, 


Bon 6. Juli 1939, 


Auf Grund des $2 des öſterreichiſchen Geſetzes vom 35. Juli 1871 (öfterr. RGEBl. Nr. 76), betreffend das 
Erfordernis der notariellen Errichtung einiger Nechtsgefchäfte, wird verordnet: 


Das öſterreichiſche Gefeh vom 25. Juli 1871 (öfterr. RGBl. Nr. 76), betreffend das Erfordernis der notariellen 
Errichtung einiger Nechtsgefchäfte, tritt im Reichsgau Tirol und in dem ehemals zu Tirol gehörenden Gebiet 
des Reichsgaues Kärnten am 1. Auauft 1939 in Wirkfamteit. 


Berlin, den 6. Juli 1939. 
Der Reihöminifter der Juftiz 


In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


INN) 


140-0174 
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Verordnung zur Einführung des Bergmannsjiedlungsgejeßes 
im Reichsgau Sudetenland, 


Bom 6. Zuli 1939. 


Auf Grund des Erlafjes des Führers und Reichs— 
kanzlers über die Verwaltung der judetendeutjchen Ge- 
biete vom 1. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1331) 
wird berordnet: 

$1 


(1) Im Reichsgau Subdetenland gilt da8 Geſetz über 
Beramannsjiedlungen vom 10. März 1930 (Reich8- 
aefeßbl. I ©. 32) in der Faffung des Zweiten Gejeßes 
über Bergmannsfiedlungen vom 2. Mai 1934 (Reicy8- 
aefeßbl. I ©. 354). 

(2) Die aus Mitteln des bisherigen tſchecho— 
ſlowakiſchen Kohlenfonds errichteten Wohnungen find 
Bergmannswohnungen. 


Berlin, den 6. Juli 1939, 


$2 
Soweit Vorfchriften, die durch diefe Verordnung im 
Reichsgau Sudetenland eingeführt werden, nicht un- 
mittelbar angewandt werden können, find fie finngemäß 
anzuwenden. 


83 
Der Neichsarbeitsminifter erläßt die zur Durch— 
führung dieferBerordnung notwendigen Beftimmungen 
und veranlaßt die Errichtung einer Treubandftelle im 
Neichsgau Sudetenland. 


Der Reihsarbeitsminifter 
In Vertretung 


Dr. Syrup 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 





Berichtigung 


In der Zweiten Durchführungsverordnung zum 
Neuen Finanzplan (Zweite NFOVO) vom 1. Juli 1939 
(Reichsgeſetzbi. IS. 1078) muß es im $ 14 ſtatt „unver -· 
zinsliche Schatzanweiſungen⸗ richtig beißen: „verzins / 
liche Schatzanweiſungen“. ⸗ 

Berlin, 7. Juli 1939 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Im Auftrag 
Bayrhoffer 
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Geſetz über die Bereinheitlihung im Behördenaufbau. 
ont 5. Juli 1939, 


Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel 1 


| sı 
Die Behörden der Länder find zugleid Behörden 
des Reichs. Der Neihiminifter des Innern fann 
im Einvernehmen mit dem beteiligten Reichsminiſter 
Ausnahmen zulajjen. 


— 


(1) Neue Aufgaben des Reichs und der Länder, die 
in der Mittel- und Unterftufe durch die ſtaatliche 
Verwaltung wahrgenommen werden follen, find den 
Behörden der allgemeinen Verwaltung zu über- 
tragen, fofern die neuen Aufgaben nicht wegen ihrer 
Wefensverwandtichaft in den Aufgabenfreis bereits 
beftehender Sonderverwaltungsbehörden fallen. 
Ausnahmen bedürfen der Zuſtimmung des Reichs— 
minifters des Innern. Selbſtändige Behörden für 
neue Verwaltungsaufgaben fünnen nur durch Führer: 
erlaß, Reichsgeſetz oder durch Landesgeſetz, das aud) 
der Zuſtimmung des Reichsminiſters des Innern be— 
darf, eingerichtet werden. Der Reichsminiſter des 
Innern beſtimmt im Einvernehmen mit dem Reichs— 
miniſter der Finanzen und gegebenenfalls mit dem 
beteiligten Reichsminiſter, welche Behörden als ſolche 
der allgemeinen Verwaltung gelten. 


(2) Der Reichsminifter des Innern fann im Ein- 
vernehmen mit dem beteiligten Neichöminifter die 
räumliche Juftändigfeit der Behörden der allgemeinen 
Verwaltung für beftimmte Sachgebiete abweichend 
von der Abgrenzung dev allgemeinen Verwaltungs- 
bezirke feitießen; der räumliche Zuſtändigkeitsbereich 
für beftimmte Sachgebiete foll die unteren Verwal: 
tungäbezirke nicht durchſchneiden. 


iur 
Die im $1 Sab 1 bezeichneten Behörden werden 
bon den Ländern unterhalten, ſoweit nicht nad) den 
geltenden Beſtimmungen die Koften bereitd vom Reid) 
getragen werden. 


Reichögefepbl. 1939 I 


S4 

Wird nad) $2 Abi. 2 eine Behörde aud für die 
Bedürfniffe eines anderen Landes bereitgeftellt und 
eriwachien Dadurch dem bereititellenden Lande Koſten, 
jo trifft der Neihaminifter der Finanzen im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminiſter des Innern Be- 
ſtimmungen über den Ausgleidy unter den beteiligten 
Yändern. 


Artikel I 
85 

(1) Die Beamten der im 831 Sab 1 bezeichneten 
Behörden find unmittelbare Neichabeamte. Das 
gleiche gilt für die Lehrer an ftaatlihen Schulen 
und für die Volksſchullehrer. 

(2) In Sweifelsfällen enticheidet der zuitändiae 
Reichiminiiter im Einvernehmen mit Dem Reichs— 
minifter des nnern, ob ein Beamter unmittelbarer 
Reichsbeamter ift. 

(3) Soweit Beamte, die nach Abi. 1 unmittelbare 
Neichsbeamte werden, bisher nach den Landesbeiol- 
dDungsordnungen bejoldet wurden, behält es bierbei 
— unbeſchadet der Beltimmungen des Kapitels VIII 
des Gejebes zur Anderung von Vorichriften auf dem 
Gebiete des allgemeinen Beamten-, de3 Beſoldungs— 
und des Verſorgungsrechts vom 30. uni 1933 
(Reichsgeſetzbl. I S. 433) — bi zur anderweitigen 
Regelung durch das Neid jein Bewenden, 


(4) Der Reihsminijter der Finanzen iſt ermäch— 
tigt, im Einvernehmen mit dem beteiligten Reichs— 
mintiter in den Ländern das Reichsbeſoldungsrecht 
einzuführen, 

6 


(1) Der behördlide Aufbau der Länder, die 
Stellung der Reichsitatthalter, der Vorfißenden und 
Mitglieder der Yandesregierungen werden durd) 
dieſes Gejet nicht geändert, 


m 
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(2) Dienftherr der im $ 5 Abf. 1 bezeichneten Be- 
amten ift nur das Reich. Die Befugniffe der oberften 
Landesbehörden aegenüber den ihnen nadgeordneten 
Behörden ſowie ibre Befugniffe insbejondere als 
oberite Dienftbehörden gegenüber den Beamten, für 
die die Mittel in den Haushaltsplänen dev Länder 
ausgebracht werden, und die Vorjchriften über die 
Ernennung diefer Beamten und über die Beendigung 
des Beamtenverhältniffes werden durch dieſes Geſetz 
nicht aeändert. Ebenſo wird die Befugnis der 
oberiten Landesbehörden, Beamte der im $ 5 Abj. 1 
bezeichneten Art innerhalb des Landes zu verjegen, 
durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

(3) Verſetzt der zuftändige Reichsminiſter Beamte 
der im S 5 Abf. 1 bezeichneten Art von einem Yande 
in ein anderes oder verwendet er fie vorübergehend 
in einem anderen Lande, fo erhält der Beamte von 
dein Pande, in das er verjeßt oder in dem er verwendet 
wird, unbeſchadet der durch Bejoldungsangleihung 
oder durch Einführung des Reichsbeſoldungsrechts 
fich ergebende Anderungen mindeitens die Bezüge, 
die ihm in feiner bisherigen Stelle zuftanden. 

(4) Die Berufung der Lehrer an den wiſſenſchaft— 
lichen Sochichulen gilt nicht ala Verſetzung im Sinne 
des Abi. 3. 


Berlin, den 5. Juli 1939, 
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Die Länder find verpflichtet, Die nad) dem Bedarf 

erforderlichen Stellen für die Beamten der im S1 

bezeichneten Behörden und die für die Bezüge dieſer 

Beamten erforderlichen Mittel für dad Neid in 

ihren Saushaltsplänen nah Maßgabe ihrer Befol- 
dungsgeſetze auszubringen. 


8 

Soweit e8 zur Durdführung der Vorjchrift des 
$ 6 Abi. 3 erforderlich ift, kann der Reichsminiſter 
der Finanzen VWlanitellen von Beamten von dem 
Haushalt eines Landes auf den Haushalt eines 
anderen Landes übertragen oder ein Yand zur Be 
reitftellung der erforderlichen Planſtellen anweijen. 
Die Beltimmung des $ 4 über den Ausgleich findet 
entiprechende Anwendung. 


9 
Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einver- 
nehmen mit dem Stellvertreter des Führers, dem 
Reichaminifter der Finanzen und den beteiligten 
Reihsminiftern die zur Durchführung des Gejeßes 
erforderlihen Rechts: und Verwaltungsvorſchriften. 


Der Führer und Neichsfanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Stellvertreter des Führers 
R.Heß 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Beauftragte für den Vierjabresplan 
Göring 
Generalieldmarichall 


ee — — 1 ET 


Verordnung über Zollünderungen. 
Vom 7. Juli 1939 *) 


Auf Grund der $$ 49 Abſatz 2 und 55 Abſatz 2 des 
Sollgefeßes wird im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter verordnet: 


81 
Der Zolltarif und der Obertarif find wie folgt zu 
ändern: 
1. Die Tarifnr. 361 (Thbomasphosphatmehl) erhält 
die Bezeichnung „361 A”, 





2, Sinter der Tarifnr. 361 A (Thomasphosphat⸗ 
mehl) ift ald neue Tarifnummer einzufügen: 


361B | Am Glübverfabren gewonnene 
pbosphorfäurebaltige Düngemit- 
tel (Glühphosphate), auch andere 
Stoffe enthaltend: 


ftidjtoffbaltiae ......... +...» 12] 15 
a TEE ET EN sans 5] 10 


) Veröffentlidyt im Deutichen Reichdanzeiger und Preußiſchen Staatdanzeiger Nr. 155 vom 8, Juli 1939. 





Nr. 122 — Tag der Ausgabe: 11. Juli 1939 


3. In der Tarifnr. 546 ift folgende Anmerkung 
anzufügen: 
Anmerkung. Kalbleder, nicht zugerichtet, 
in ganzen Häuten mit anhaftenden Röp- 
fen, Hälien, Bäuchen und Klauen, aud) 
in Hälften, bis zum 30. Juni 1940 ... > 


4. In der Tarifnr. 651A Abi. 2 (Dappen aus 
mechanifch oder chemifch bereitetem Holzſtoff uſw.) 
find Unterabf. 1 und 2 durd) folgende Vorfchriften zu 
ergänzen: 


a) im Unterabf. 1 (Wappen mit einer Stärfe von 
3 mm oder mehr ufw.) ift anzufügen: 


Anmerkung zu Ubj.2 Unterabi.1. 
Vappen, aus zufammengeklebten Dappen 
bergeftellt, bis zu einer Höchitmenge in 
einem Kalenderjahr von 20 v. H. ber 
jenigen Menge von Waren der Nr. 651 A 
Abi. 2, die nad) der amtlichen deutjchen 
Einfuhrftatiftit im Jahr 1937 aus dem 
einzelnen Staat in das deutſche Zoll— 
gebiet eingeführt worben jind, bis 
31. Dezember 1939. cur ns ers 0nn0 0 00. 5 


Die Abfertigung zu dem Zollſatz von 
5.RMH ift nur zuläffig — nad) Wahl des 
einzelnen Staates — entweder bei höd)- 
ſtens zwei Sollftellen, die für den ein- 
zelnen Staat vom Reichsminiſter der 
Finanzen auf Grund zwildyenftaatlicyer 
Vereinbarung beftimmt find, oder ne 
Beichräntung auf beftimmte Zollitellen 
bei Borlegung von Kontingentöbeidyeini- 
gungen, Die von einer deutſchen Zollftelle 
beftätigt find, nad) näherer Vereinbarung 
mit der Reichsregierung. 


Berlin, 7. Juli 1939 
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b) im Unterabſ. 2 (andere Vappen) ift anzufügen: 


Anmerkung zu Abſ.2 Unterabf. 2. 
Dappen lediglich aus mechaniſch bereite- 
tem Holaftoff, aud) aus joldyem von ge— 
dämpftem Hola, feftgewalzt (Braunholz- 
pappe, fogenannte Qederpappe), oder mit 
einem Gehalt an chemiſch bereitetem 
Holzftoff von 15 v. H. oder weniger, aud) 
in der Maſſe aefärbt, mit Jeugniffen, Die 
von der Meichsregierung mit dem einzel» 
nen Staat vereinbart find, bis 31. De- 
zember 1939 ....... ............**4 3 

Der Zolliak von 3.M4 gilt jedoch nur 
bis zu einer Höchſtmenge in einem Ka- 
lenderjahr von 55 v. H. derjenigen Menge 
von Waren der Nr. 651 A Ubf.2, die 
nach der amtlichen deutſchen Einfuhr- 
ftatiftit im Jahr 1937 aus dem einzelnen 
Staat in das deutſche Zollgebiet ein» 
geführt worden find. 

ferner ift die Abfertigung zu dem Zoll- 
fat von 3.Z.H nur zuläffig — nad) Wahl 
des einzelnen Staates — entweder bei 
höchſtens zwei gollftellen, die für den 
einzelnen Staat vom Neichsminiſter der 
Finanzen auf Grund zwiſchenſtaatlicher 
Vereinbarung beftimmt find, oder ohne 
Beichräntung auf beftimmte Zollitellen 
bei Vorlegung von Rontingentsbeidyeini- 
aungen, die von einer beutichen Zollftelle 
beftätigt find, nad) näherer Vereinbarung 
mit der Neidysregierung. 


$2 
Diefe Verordnung tritt am 15. Juli 1939 in Kraft. 


Der Reihsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Neinbardt 








Zweite Berordnung 
zur Durchführung des Gejeßes über den Aufbau der Verwaltung in der Ditmarf. 
Bon 8, Juli 1939. 


Auf Grund des $ 18 des Gefeßes über den Aufbau 
der Verwaltung in der Oftmark vom 14. April 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S. 777) wird folgendes verordnet: 


Artifell 


Beamte bei dem Reichsſtatthalter in Öfterreid) 
(Öfterreichijche Landesregierung) und bei den Oberjten 
Öfterreichiichen Yandesbehörden 


51 


(1) Die Beamten bei dem Reichsſtaätthalter in 
Oſierreich (Öfterreichiihe Landesregierung) und bei 
den Oberiten Öfterreihiichen Yandesbehörden treten 
mit dem Zeitpunkt, zu dem fie in ihrer bisherigen 
Verwendung abkömmlich find, jpäteftens jedoch mit 
Ende September 1939 mit ihren Dlanftellen auf den 
Reihshaushalt über. Sie werden mit dem gleichen 
Seitpunft unmittelbare Reichsbeamte. Sie werden 
in einem befonderen Kapitel des Haushaltsplans der 
einzelnen zuitändigen Oberſten Reichsbehörden geführt. 
Ihre oberite Dienftbehörde ift die hiernach zuftändige 
Sberſte Neichsbehörde. hr dienftliher Wohnfit ift 
— bis zur Zuweiſung eines anderen Dienftliden 
Mohnfites aus Anlaß einer Verwendung an anderer 
Stelle — Wien. 


(2) Den Zeitpunft, zu dem die Beamten in ihrer 
bisherigen Verwendung abkömmlich find, bejtimmt 
die zuftändige Oberfte Reichabehörde im Einvernehmen 
mit dem Reichskommiſſar für die Wiedervereinigung 
Öfterreichd mit dem Deutſchen Reid). 

(3) Der Reihsminifter des Innern wird ermäch— 
tigt, im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der 
Finanzen und der zuftändigen Oberften Reichsbehörde, 
foweit ein Bedürfnis zur Herbeiführung eines Aus» 
aleich8 befteht, Wlanitellen des Abi. 1 Sab 3 vom 
Haushalt einer Oberiten Reichsbehörde auf den einer 
anderen Oberften NReichsbehörde zu Übertragen; aud) 
fann ex. einheitliche Grundſätze für die Wiederver- 
wendung der Beamten aufitellen. 

82 

(1) Die Beamten find, ſoweit fie nicht alsbald in 
eine andere freie lanftelle des unmittelbaren oder 
mittelbaren Reichsdienſtes eingewiejen werden, nad) 
Maßgabe des dienftlihen Bedürfniffes an eine Be- 
hörde des unmittelbaren oder mittelbaven Reichs— 
dienftes abzuordnen oder zu verſetzen. 

(2) Bis zur Verwendung an anderer Stelle, läng- 
ſtens jedoch bi8 Ende September 1940, erhalten die 
Beamten ihre vollen Dienftbezüge und rüden wäh 
vend diefer Zeit auch in den Dienftaltersftufen auf. 
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(3) Wer bis Ende September 1940 nicht an anderer 
Stelle verwendet wird, ift mit Ende September 1940 
in den Marteftand zu verſetzen. Alsdann finden Die 
Beitimmungen des Deutjchen Beamtengeſetzes Über 
Marteftandabeamte Anwendung mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der im $77 Abſ. 2 Nr. 1 des 
Deutichen Beamtengefeßes (DVG) vom 26. Januar 
1937 (Neichägejeßbl. I ©. 39) vorgejehenen fünf- 
jährigen Warteftandszeit eine ſolche von vier Jahren 
tritt. 


(4) Wer in dem im $ 1 Abf. 2 vorgejehenen Zeit- 
punkt das 60, Lebensjahr bereits vollendet hat oder 
bis Ende September 1940 vollendet, kann, jedod) 
früheſtens mit Ablauf des Monats, in dem er das 
60. Lebensjahr vollendet, in den Rubeftand verſetzt 
werden, auch ohne daß die Vorausjeßungen des $ 73 
DBG aeaeben find. Dies gilt entipredhend, wenn 
ein gemäß Abſ. 3 im Warteftand befindlicher Beamter 
während der Warteftandszeit das 60. Lebensjahr 
vollendet. : 


3 

(1) Wer Ende September 1939 das 55. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet Hat, ift verpflichtet, wenn 
dienstliche Gründe es erfordern, ein Amt derjelben 
oder einer mindeftens gleichwertigen Yaufbahn aud) 
dann zu übernehmen, wenn das neue Amt nicht einer 
Beioldungsaruppe mit mindeftens demjelben End» 
arundaehalt angehört wie das bisherige Amt. in 
dieſen Fällen erhalten die Beamten ihr bisheriges 
Grundaehalt und fteigen in Dienftaltersftufen auf. 
Sie führen die Amtsbezeichnung des früheren Amtes, 
ändert fich die Bezeichnung des früheren Amtes, jo 
darf die geänderte Amtsbezeihnung geführt werden. 
Mird der Beamte unter Belaffung jeiner Dlanftelle 
auf dem Haushaltsplan der Oberften Reichsbehörde 
($ 1 Abi. 1 Satz 3) an eine Behörde des unmittel: 
baren oder mittelbaren Reichsdienſtes verſetzt, fo ift 
er verpflichtet, jede Verwendung in derſelben oder 
mindeitens aleihwertigen Laufbahn zu übernehmen; 
er bebält Dienſtbezüge und Amtsbezeichnung des 
bisherigen Amtes. 


(2) Wer die Übernahme des neuen Amtes oder 
der fonitigen Verwendung ablehnt, ift aus Dem 
Beamtenverhältnis zu entlaffen; hat er bereits das 
40. Lebensjahr vollendet, jo fann er jedoch ſtatt 
deſſen in Ausnahmefällen mit Suftimmung der 
Reichsminiſter des Innern und der finanzen in den 
Nubeftand verſetzt werden, auch ohne daß die Vor— 
ausfeßungen des $ 73 DBG gegeben find. 


sa 

(1) Auf Beamte, die Ende September 1939 das 
55. Lebensjahr vollendet haben, finden die Beltim- 
mungen des 83 Abſ. 1 entjpredhende Anwendung 
mit der Maßgabe, daß fie won der in Ausficht 
aenommenen Übertragung des neuen Amtes oder 
der in Ausficht genommenen fonftigen neuen Der: 
wendung in Kenntnis gelebt werden mit dem Hin— 
weis, daß fie hiergegen Eimvendungen vorbringen 
fünnen. Den Einwendungen ift jtattzugeben, wenn 


a) das neue Amt oder die fonftige neue Verwen— 
dung der früheren Verwendung nicht gleidy 
wertig iſt — dabei gilt als gleichwertige 
Verwendung für Beamte dev Beſoldungs— 
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grubpe Ala nur die Verwendung in der 
Bejoldungsgruppe Alb und aufwärts und 
für Beamte der VBejoldungsgruppe A 2d nur 
die Werwendung in der Bejoldungsgruppe 
A3b und aufwärts — oder 


b) die mit der neuen Verwendung verbundene 
Anderung des dienitlihen Wohnſitzes aus 
wirtichaftlichen oder familiären Gründen un 
billig hart ericheint. 

Mird den Einwendungen de3 Beamten nicht ftatt- 
gegeben, jo ijt ex verpflichtet, das neue Amt und die 
\onftige neue Verwendung anzunehmen; er kann 
jedoch) feine Verſetzung in den Ruheſtand beantragen, 
auch ohne daß die Vorausſetzungen des $ 73 OBG 
gegeben find, 


(2) Die Vorſchrift des Abi. 1 gilt nicht für 
Beamte, die in einer Oberiten Neichsbehörde ver: 
wendet werden follen; für diefe Beamte gelten die 
Norichriften des $ 3 entſprechend. 

5 

Bei der Nuswahl der Beamten für eine neue 
Verwendung ſollen neben dienftlichen Erforderniffen 
auch die wirtichaftlihen und familiären VBerhältniffe 
der Beamten, bei den Verheirateten in&bejondere 
die Schwierigkeiten, die ih aus der Wohnungs: 
beichaffung und Hinfichtlih der Schulbildung und 
Erziehung der Kinder ergeben, berüdjichtigt werden. 


Artikel II 


Die jonftigen Beamten des Landes Öfterreich 
und die Beamten der ehemals öfterreihiichen Länder 
und der Stadt Wien 
86 

(1) Die Beamten des Landes Oſterreich und der 
ehemals öfterreichifchen Finder und der Stadt Wien 
find in den unmittelbaren Neichsdienft oder in den 
Dienft der neugebildeten Selbitverwaltungsförper- 
ichaften in ihrer bisherigen Eigenſchaft ald Beamte 
auf Lebenszeit, auf Widerruf oder auf Zeit zu über- 
nehmen, 


(2) Der Reichsminiſter des Innern bejtimmt, 
welche Beamten in den Dienjt der Selbitverwal- 
tunasförperfchaften zu übernehmen find. Er ift 
ermächtiat, dieſe Befugnis für Beamte einzelner 
Dienftzweige auf die Reichsitatthalter zu übertragen. 


(3) Wei der Übernahme in den Dienft des neuen 
Dienftheren wird das bisherige Beamtenverhältnis 
nicht beendet und ein neues nicht begründet. Einer 
Entlaffung und Ernennung bedarf es fomit nicht; 
es genügt eine fchriftliche Übernahmeverfügung der 
oberiten Dienftbehörde des neuen Dienftherrn. Die 
Oberſten Neichsbehörden fünnen die ibnen unmittel- 
bar nachaeordneten Behörden im Einvernehmen mit 
dem Neichöminifter des Innern mit der Ausferti- 
aung der UÜbernahmeverfügung beauftragen. 


(4) Auf Veamte, deren Verwendung weder bei 
den Staatlichen Behörden und Einrichtungen der 
Reichsgaue und der Landfreife noch bei den Behör- 
den und Einrichtungen des Reichsgaues und der 
Landkreiſe als Selbftverwaltungskörperichaften oder 
bei fonftigen Körperichaften, Anſtalten und Stif- 
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tungen des öffentlichen Rechts in den Reichsgauen 
möglich iſt, finden die Vorſchriften der SS 1 und 2 
entiprechende Anwendung. 


87 

(1) Die nach $ 6 zu übernehmenden Beamten find 
bei Verluſt ihres Amtes verpflichtet, den nad) $ 6 
ergebenden Anordnungen Folge zu leiiten. Ihnen 
foll ein gleichzubewertendes Amt derjelben oder einer 
mindeſtens gleichwertigen Yaufbahn mit mindeſtens 
demielben Endarundgehalt ($ 35 Ab}. 1 Satz3 DB6) 
wie das bisherige Amt übertragen werden. 


(2) Die Beamten find jedod) verpflichtet, wenn 
dienftliche Gründe es erfordern, ein Amt derjelben 
oder einer mindeftens gleichwertigen Yaufbahn aud) 
dann zu übernehmen, wenn das neue Amt nicht 
einer Beſoldungsgruppe mit mindeſtens demielben 
Endarundgebalt angehört wie das bisherige Amt. 
In diefen Fällen erhalten die Beamten ihr bisheriges 
Grundaehalt und fteigen in Dienitaltersftufen auf. 
Sie führen die Amtsbezeichnung des früheren Amtes; 
ändert ſich die Bezeichnung des früheren Amtes, jo 
Darf Die geänderte Amtöbezeichnung geführt werden. 
83 Abj. 1 lekter Sat findet entiprechende Anwen— 
dung. 

(3) Das Recht zur Verſetzung der Beamten in den 
Marteftand gemäß S 43 DBG oder zur Durch— 
führung von Maßnahmen auf Grund der Verord- 
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nung zur Neuordnung des öfterreichiichen Berufs 
beamtentums vom 31. Mai 1938 (Neichögejebbl. I 
S. 607) wird hierdurch nicht berührt, 


Artikel Ill 
Schlußbeſtimmungen 
88 


Die von den Oberſten Reichsbehörden auf Grund 
dieſer Verordnung getroffenen Enticheidungen find 
endaültig. Sie unterliegen nicht dev Nachprüfung 
durch die ordentlichen Gerichte und die Verwaltungs» 
gerichte. 

$9 


Die Ermächtigung des Neichsitattbalters in Oſter⸗ 
reich, das Beſoldungsrecht der ehemals öſterreichi— 
ichen Länder und dev Stadt Wien fowie der ſon— 
jtigen Körperichaften, Anſtalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts mit Ausnahme der Gemeinden 
und Gemeindeverbände an das Reichsbeſ oldungsrecht 
anzugleichen (Artikel 5 S 43 und Nrtifel6 S 44 Abi. 2 der 
Rerordnung über die Einführung des Reichsbeſol—⸗ 
dungsrechts im Lande Oſterreich vom 15. Auguſt 1938 
— Keichsgeſetzbl. I ©. 1017), gebt auf den Reichs— 
minifter des Innern ala Sentralftelle zur Durch— 
führung der Miedervereinigung Öfterreichs mit dem 
Deutichen Reich über; diefer bedarf des Einvernehmens 
des Neichdminifters der Finanzen. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
Frick 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


BEE... —— — — 


Verordnung zur Änderung der Berordnung 
über die Bildung don Schiedsgerichten für die landwirtſchaftliche Marftregelung. 


Bom 8. Juli 1939. 


Auf Grund des $ 10 Abſ. 1 des Reichsnährſtand⸗ 
geſetzes vom 13. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 626) wird verordnet: 


Artikel 1 
Die Verordnung über die Bildung von Schieds— 
aerichten für die landwirtichaftliche Marktregeluna 
vom 26. Februar 1935 Reichsgeſetzbl. I S. 293) wird 
wie folgt geändert: 
1. Dem $ 2 wird folgender Abjat 3 angefügt: 
„(3) Bei den Schiedsgerichten und beim Ober- 
ſchiedsgericht werden Geichäftsftellen eingerichtet.“ 
2. 88Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
„ee) Die Schiedsrichter werden einer Vor- 
fchlagslifte entnommen.“ 
3. —7— S 8 werden folgende Abſätze 3 bi3 6 ange- 
ügt: 
„(3) Die Vorſchlagsliſten werden aufgeftellt und 
ergänzt 
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a) für das Schiedsgericht beim Reicbanähr: 
jtand in Berlin ($ 2 Abi. 1 Nr.2) und für 
das Oberichiedsgeriht vom Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft, 


b) für die bei den Landesbauernſchaften ae 
bildeten Schiedsgerichte (S 2 Abſ. 1 Nr. 2) 
und für die Schiedsgerichte bei den Haupt- 
vereiniqungen und bei den Wirticbaftlichen 
Pereinigungen vom Neichsbauernführer, 


e) für die Schiedsgerichte bei Den Wirtſchafts 
verbänden von den Landeabauernfübrern, 
in deren Bezirk das Schiedsgericht feinen 
jur 
Sitz bat. 


(4) Die Vorjchlagsliften müſſen jeweils nadı Ab. 
lauf von vier Jahren neu aufgeitellt werden, 


(5) Zu den Sitzungen und Verhandlungen Des 
Schiedsgerichts (Oberjchiedögerichts) ſind die 
Schiedsrichter vom Obmann aus den jeweils am 
Streitfall beteiligten Wirtſchaftsgruppen heranzu 
ziehen. Gleichzeitig find zwei Erſatzſchiedsrichter 
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dr 


er 


9. 


Hinter $ 8 wird folgender $ 8a eingefügt: 


. 89 Abi. 1 erhält folgende Faſſung: 


. Am $ 9 Abf. 4 werden die Worte: „Sätze 2 und 3” 


. Hinter $9 wird folgender $ 9a eingefligt: 


‚$10 Abſ.2 Satz 1 und 2 


vorzufehen. Im Falle der Behinderung eines 
Schiedsrichterd tritt an deffen Stelle ein Erjab- 
ſchiedsrichter. 


(6) Die Schiedsrichter und Erſatzſchiedsrichter 
find den Varteien bei der Ladung befanntzugeben. 
Die Varteien fünnen auf die Belanntgabe der 
Schiedsrichter und Erfagjchiedsrichter verzichten.“ 


„Sg 8a 
Das Amt des Schiedsrichter 
(1) Die Schiedsrichter find vor ihrer Dienft- 
leiftung von dem Obmann auf die Erfüllung der 


Obliegenheiten ihres Amtes durch Handſchlag zu 
verpflichten. 


(2) Die Schiedsrichter erhalten eine angemeffene 
Entihädiqung für die Wahrnehmung des Schieds- 
vichteramtes entfprechend den Nichtlinien, die der 
Reihsbauernführer mit Zuftimmung des Reichs— 
minifters für Ernährung und Landwirtſchaft auf 
Grund des $ 27 diefer Verordnung erläßt.” 


„() Die Schiedsrichter haben das ihren über- 
tragene Ant unparteiiich und nad) beftem Wiſſen 
und Gewiſſen auszuüben. Sie dürfen insbefondere 
nad Annabme ihresAmtes ohne Zuftimmung des 
Schiedsgerichts weder eine der Varteien beraten 
noch mit ihr über den Streitfall verhandeln.“ 


aeftrichen. 


„Ss 9a 
Amtspflidtverlekung 
der Schiedsrichter 
Wenn ein Schiedsrichter feine Amtspflicht ver- 
leßt, fo ift er aus der Vorfchlagslifte für Die 
Schiedsrichter zu ftreihen. Die Enticheidung 
trifft, foweit die Vorſchlagsliſte von ihm auf 
geitellt worden ift, der Neichsminifter für Er- 
nährung und Candwirtichaft, im übrigen mit 
feiner Quftimmung der Reihsbauernführer. Vor 
der Entſcheidung find der Obmann und der 
Scyiedärichter zu hören.” 
erhalten folgende 
Faſſung: 
„Will eine Partei einen Schiedsrichter ablehnen, 
fo bat fie dies innerhalb einer Friſt von einer 
Woche nach Kenntnis des Ablehnungsgrundes dem 
Schiedsgericht (Oberſchiedsgericht) zu erklären. 
Dasſelbe gilt für die Ablehnung des Obmannes.“ 


$ 13 erbält folgende Faſſung: 


* 13 
Zuſtellungen 


(1) Verfügungen, Ladungen, Beſchlüſſe und Ent— 
icheidungen ſowie die Schriftiäge der Parteien 
werden durd die Geichäftäftelle zugeftellt. 

(2) Verfügungen, von denen dev Yauf einer 
Ausichlußfrift abhängig ift, ſowie die Schieds 





10. 


11. 
12. 


13. 
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fprüche find nach den Vorjchriften der Zivil- 
prozefordnung über die Zuftellung von Amts 
wegen ($ 208 ff.) zuguftellen; im übrigen ent- 
icheidet der Obmann über die Form der Zu 
ftellung.” 


$ 14 Nbf. 2 erhält folgende Faſſung: 

„(2) In der Schiedsklage (Berufung) joll der 
Sachverhalt jo erihöpfend wie möglich darge 
ftellt fein unter Benennung der erforderlichen 
Zeugen und Sadverftändigen und unter Bei— 
füqung der zur Ktlarftellung des Sachverhalts 
erforderlichen Urkunden und fonftigen Belege. 
Sie muß enthalten: 


1. die Benennung des Schiedöbeflagten, 
2. einen beftimmten Sadyantrag.” 


S 14 Abj. 3 wird geftrichen. 
$ 16 erhält folgende Faſſung: 


„Ss 16 


Die Gejchäftsitelle jtellt die Schiedöflage der 
Gegenbartei zu mit der Aufforderung, jid) 
innerhalb beſtimmter Frift zu dem Vorbringen 
der Schiedäflage eingehend zu äußern und 


1. die zur Klärung des Sachverhalts erfor- 
derlihen Zeugen und Sadyverftändigen 
zu benennen, 


. die zur Klärung des Sadiverhalts erfor- 
derliben Urkunden und fonitigen Belege 
beizubringen, 


3. einen beftimmten Sachantrag zu ftellen.” 


ty 


Im 817 Ubi. 2 werden die Worte: „joweit 
erforderlich nach Beftellung eines Schiedsrichters 
für diefe Vartei gemäß $ 18” geſtrichen. 


. $ 18 wird geftridyen. 
. 8 19 Ab. 3 Sat 1 erhält folgende Faſſung: 


„Das Schiedsgericht, in dringenden Fällen jowie 
im vorbereitenden Verfahren der Obmann, fann 
Ausſchlußfriſten feßen, um die rechtzeitige Abgabe 
einer Erklärung berbeizuführen, und Verhand— 
([unastermine aud) außerhalb des Sites des 
Schiedsgericht anberaumen.” 


. $ 20 erhält folgende Faſſung: 


us 20 
Koſtenvorſchuß 


(1) Der Obmann kann die Einleitung oder 
Fortführung des Verfahrens von der Leiſtung 
eines Koſtenvorſchuſſes abhängig machen. 


(2) Wird der Koftenvorichuß innerhalb der 
beftimmten Arift nicht aeleiftet, jo fann der 
Obmann die Schiedäklage durch Vorentfcheidung 
zurückweiſen oder das Schiedsgeriht fann die 
durch die Verſäumnis erwachſenen bejonderen 
Koften dem fäumigen Teil auferlegen. 

(3) Genen die Vorentſcheidung ift Einſpruch 


zuläffig, wenn gleichzeitig mit dem Einſpruch 
die unterlaſſene Vorſchußzahlung erfolgt. m 


I) 
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übrigen findet auf den Einiprud $ 20a An 
wendung. 


(4) Weift eine Partei ihr Unvermögen zur 
Leiſtung von Koſtenvorſchüſſen nad), jo joll das 
Schiedägericht von der Leiftung folder Vorſchüſſe 
ganz oder teilweije abfehen, wenn e3 die Rechts— 
verfolgung oder verteidigung nad) der jeweiligen 
Lage des Rechtsſtreits für ſachlich gerechtfertigt 
anfieht. Die Enticheidung des Schiedsgerichts 
fann mit der fofortigen Beſchwerde an das Ober- 
Ichiedsgericht angefochten werden. Auf die jofor- 
tige Beſchwerde finden im übrigen die Vor- 
ichriften der Zivilprozeßordnung ($ 567 ff.) ent- 
Iprechende Anwendung.” 


17. Hinter $ 20 wird folgender $ 20a eingefügt: 


„S 20a 
Vorentſcheidungen bei Unzuläffigfeit 
der Schiedäflage 


(1) Erweilt fit) die Anrufung des Schieds- 
gerichts als unzuläffig, fo fann der Obmann die 
Schiedsflage durch Vorentſcheidung zurückweiſen. 


(2) Gegen die Vorentſcheidung iſt dev Einſpruch 
zuläffig. Diefer ift binnen zwei Wochen nad) 
Zuftellung dev Vorenticheidung zu erheben. Hier- 
auf ift bei der Zuitellung hinzuweiſen. 


(3) Der Einſpruch ift beim Schiedsgericht, 
deflen Obmann die Vorenticheidung erlaſſen hat, 
ichriftlich einzulegen. Ex kann auf neue Tat- 
Sachen und Beweiſe geſtützt werden. 


(4) Der Obmann fann einem Einfpruchsbered)- 
tigten, der ohne fein Verſchulden verhindert war, 
die Einſpruchsfriſt einzubalten, die Wiederein- 
feßung in den vorigen Stand gewähren. $ 11 
Abi. 4 diefer Verordnung findet entfprechende 
Anwendung.” 


. Dem $ 27 wird folgender Abjat 4 angefügt: 


„(4) Die vom Schiedsgericht feitgejeßten ge 
richtlichen Koften werden auf Erſuchen der Ge- 
ichäftsitelle durch das Finanzamt nach den Vor: 
\chriften der Neihsabgabenordnung und den zu 
ihrer Durdführung eraangenen Vorſchriften 
beigetrieben.” 


. Hinter $ 28 wird folgender $ 28a eingefügt: 


„Ss 28a 
Beitreibung der Ordnungsftrafen 


Hat das Schiedögericht über die Rechtmäßig— 
feit einer vom Reichsnährſtand oder von einem 


Berlin, den 8. Juli 1939, 





1203 


Aufamanenichluß verhängten Ordnungsitrafe ent: 
ichieden, fo findet die Beitreibung der Ordnungs— 
itrafe und der vom Schiedsfläger dem Reichs 
näbrftand oder dem Zuſammenſchluß zu erjtatten 
den außergerichtlihen Koften auf Grund des 
Schiedsſpruchs nad) den für die Beitreibung von 
Ordnungsitrafen geltenden Vorſchriften itatt. 
Hat das Schiedsgericht über eine Streitigfeit 
extichieden, die fi) nicht auf die Rechtmäßigkeit 
einer Ordnungsitrafe bezog, jo gilt das aleiche 
für die dem Schiedsbektagten oder dem Schieds- 
fläger zu erſtattenden außergeridtlichen Koften, 
jofern fie dem Reichsnährſtand oder einem Zu— 
ſammenſchluß zu erſtatten find.“ 


20. $ 29 erhält folgende Faſſung: 


us 29 
Sonftige®orjhriften 


Auf das Verfahren finden, ſoweit dieje Ver- 
ordnung feine anderen Vorſchriften enthält, die 
Beltimmungen des Zehnten Buchs der Zivil 
prozeßordnung entiprechende Anwendung.“ 


21. Die $S 30 bis 34 werden geftrichen. 


Artikel 2 


Das Verfahren in anhängigen Streitigkeiten richtet 
fich vom Zeitpunkt des Inkrafttretens diefer Verord- 
nung an nach den Worichriften dieſer Verordnung, 
wobei die jeweils von den Darteien benannten Schieds 
richter ald auf Grund diefer Verordnung beitellte 
Scyiedsrichter gelten. 


Artikel 3 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Yandwirt- 
ichaft wird die Verordnung über die Bildung von 
Schiedsgerichten für die landwirtichaftlihe Markt— 
regelung vom 26. Februar 1935 (NReichsaefebbl. I 
5.293) in der Faſſung diefer Verordnung ſowie 
Ipäterer Änderungen und Ergänzungen in neuer 
Varagrapbenfolge im Neichsgejeßblatt neu befannt 
machen und dabei Unftimmigfeiten des Geſetztextes 
bejeitigen fowie überholte VBorichriften weglaſſen. 


Artikel 4 


a Verordnung tritt am 1, September 1939 in 
Kraft. 


Der Reichbsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
An Vertretung 
9. Bade 


| IN 
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Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil 1 
Verordnung über Arbeitsloſenunterſtũtzung im Memelland. 





IN 


ML 


Bom 8. Juli 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereini- 
gung des Memellandes mit dem Deutichen Reid) vom 
23. März 1939 (Reichsgejebbl. I ©. 559) $ 4 Abi. 2 
wird verordnet: 

sı 

Die reichsrechtlichen Vorſchriften über die unter 
ftüßende Arbeitsloſenhilfe gelten im Memelland mit 
folgender Maßgabe: 

1. Bis zum 31. März 1940 ailt die Anwart- 
ichaftgzeit nach $ 95 des Geſetzes über Arbeits. 
vermittlung und Arbeitslofenverficherung als 
erfüllt, wenn der Arbeitslofe in den lebten 
1? Monaten vor der Arbeitslosmeldung mins 
deitens 13 Wochen lang in einer Beſchäftigung 
aeitanden hat, die nad) S 69 dieſes Geſetzes ber: 
ſicherungspflichtig war oder geweſen wäre, 
wenn dieſe Vorſchrift ſchon zur Zeit der Aus 
übung der Reihäftigung im Memelland gegol— 
ten hätte. 

Meldet fich der Arbeitslofe in der Zeit vom 
1. April 1940 bis zum 31. März 1941 exit- 
mals arbeitälos, fo qilt die Unwaxtichaftszeit 
nach 895 des Gejeßes über Arbeitsvermitt: 
(ung und Arbeitälofenverfiherung als erfüllt, 
wenn der Arbeitälofe in den letzten zwei Jahren 
vor der Arbeitslosmeldung mindeitens 26 Wo- 
chen lang in einer Bejchäftigung aeftanden hat, 


Rerlin, den 8. Juli 1939. 


die nad) $ 69 dieſes Geſetzes verficherungspflid) 
tig war oder geweſen wäre, wenn dieſe Vor— 
ſchrift ſchon zur Zeit der Ausübung der Be 
ſchäftigung im Memelland gegolten hätte. 

2, Bei den Arbeitsloſen, die die Vorausſetzungen 
der Nr. 1 erfüllen, iſt für die Bemeſſung Det 
Mrbeitslofenunterftüßung nad $ 105 des Ge— 
jeßes über Arbeitävermittlung und Arbeits 
[ofenverfiherung das durchichnittliche Arbeit: 
entaelt maßgebend, Das der Arbeitslofe wäh— 
vend der Beſchäftigung bezogen hat, durch die 
nach Nr. 1 die Anmwartichaftäzeit als erfüllt 
ailt. Soweit dieſe Bei chaͤftigung vor dem 1.Mai 
1939 ausgeübt worden ift, wirdder Bemeſſung 
der Arbeitälofenunteritüsung das Arbeitsent- 
gelt zugrunde gelegt, das durch dieſe Beihäf- 
tiguna nad) dem 1. Mai 1939 nach Tariford- 
nung, Betriebsordnung oder ortsüblicher Weiſe 
erzielt worden wäre. 

3. Soweit die Anwartichaftszeit nad) Nr.1 ab 
meichend von den reicharechtlichen Morichriiten 


’ 
” 


als erfüllt ailt, wird die Arbeitslofenunter- 
ſtützung vom exiten Unterſtützungstag an nur 
gewährt, joweit dex Arbeitälofe hilfsbedürftig 
iſt. 

S2 
Diefe Verordnung gilt mit Wirkung vom 1. Mail939. 


Der Neihsarbeitsminifter 
in Vertretung 
Dr. Syrup 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


usw Ju Sail ah —— 


Betanntmachung der Behörden, 
die Notdienitleiftungen jordern können. 
Vom 8. Juli 1939, 


Auf Grund des $2 ber Dritten Verordnung zur 
Sicherftellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von 
befonderer ftantspolitifcher Bedeutung (NMotdienftver- 
ordnung) vom 15. Oftober 1935 Reichsgeſetzbl. 1 
5,1441) beftimme ich im Benehmen mit dem Reichs— 
miniſter des Innern, daß folgende Behörden Not- 
dienftleiftungen fordern fünnen: 


A. Rurzfriftige und lanafriftige Notdienit- 
leiſtungen 
1. die ſtaatlichen Polizeiverwalter, 
2. die unteren Verwaltungsbehörden, d. h. 

a) in Stadtkreiſen der Oberbürgermeiſter — in 
Wien der Bürgermeiſter — in der Hanſeſtadt 
Hamburg der Reichsſtatthalter und in der 
Hanſeſtadt Bremen der Regierende Bürger— 
meiſter, 

im übrigen der Landrat, in 
Landherr, 
iedocy langfriſtige Notdienſtleiſtungen von den auch 
nach C heranziehbaren Verfonen nur mit Zuftimmung 
der dort angeführten Dienftitellen. 


b Rremen der 


— 


————— ————— — — — 


B. Kurzfriſtige Notdienſtleiſtungen 
bei Gefahr im Verzug die Ortspolizeibeh örden und die 
Bürgermeiſter, vorbehaltlich nachfolgender Beſtätigung 
durch den Landrat. 


C. Langfriſtige Notdienſtleiſtungen 
1. von im Warteſtand oder im Ruheſtand befind- 
lichen Staatsbeamten die oberiten Behörden 
ihrer Verwaltung oder die von diefen beftimmten 
Stellen, 
von im Warteftand oder im Nubejtand befind- 
lichen Gemeindebeamten die für Deren Wohnſitz 
zuftändige höhere Gemeindeaufſichtsbehörde, 
3. von ausgeſchiedenen Reichsarbeitsdienſtführern 
und Reichsarbeitsdienſtführerinnen, die Ruhe— 
gehalt beziehen, der Reichsarbeitsführer, 
ſoweit die unter 1 bis 3 aufgeführten Notdienit- 
pflichtigen nicht eine arbeitsbuchpflichtige Tätigkeit 
ausüben. 


Rerlin, den 8. Juli 1939. 


—8 


Der Beauftragte für den Nierjabresplan 
Göring 
Generalfeldmarſchall 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Geſetz über die Deutſche Reichsbahn (Reihsbahngejeh). 
Rom 4. Juli 1939. 


i Die Reichsregierung bat das Frigende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


81 
Deutſche Reichsbahn, Reichseiſenbahnvermögen 
(1) Das Reich verwaltet unter dem Namen 
„Deutiche Reichsbahn” das Reichseiſenbahnvermö— 
gen als ein Sondervermögen des Reichs mit eigener 
Wirtſchafts- und Rechnungsführung. 


und privaten Rechte und Verbindlichkeiten 
dieſer beiden Vermögen, die auf Grund der 
Verordnung vom 17. März 1938 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1IS. 252) von der Deutichen Reichs— 
bahn als Sondervermögen des Reichs ver 
waltet werden, 

die Eiſenbahnen und deren Nebenbetriebe in 
den ſudetendeutſchen Gebieten, ſoweit ſie 
nad) der Verordnung vom 19. Oktober 1938 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1446) Teil des Reichs— 


b 


— 


(2) Das Reichseiſenbahnvermögen beiteht aus 
1. dem Vermögen des Reiche, das nad) Artikel 2 
des Geſetzes vom 10. Februar 1937 Reichs— 





geſetzbl. II ©. 47) als Sondervermögen des eiſenbahnvermögens geworden find, und Die 
r Reichs verwaltet wird. Diejes Vermögen jebt bisherigen Staatseifenbahnen und deren 
fih zufammen aus Nebenbetriebe im Memelland. 
v a) dein Vermögen des Reichs, das dem Betrieb (3) Das Reichseifenbahnvermögen iit von dem 
h3 der Reichäeijenbahnen gewidmet und inihm | übrigen Vermögen des Reichs, feinen Rechten und 
erworben iſt, Verbindlichkeiten getrennt zu halten. Für die Ver— 
« b) dem Vermögen der bisherigen Deutichen bindlichkeiten dev Deutichen Reichsbahn haftet Das 
e Reichsbahn einichließlich aller öffentlichen Reich nur mit dem Reichseifenbahnvermögen; dieſes 
und privaten Rechte und Verbindlichkeiten. haftet nicht für die ſonſtigen Verbindlichfeiten des 
it | Zum Reichseiſenbahnvermögen gehören aud) Reichs. 82 
2, a) das big zum 17, März 1938 von ber Unter— e 


Rechtsgeſchäfte, Gerichtsitand 


(1) Im rechtsgeſchäftlichen Verkehr handelt die 

N Bundesvermögen und das Vermögen de8 | Deutiche Reichsbahn unter ihrem Namen; im beion- 
Mirtichaftstörperd „Oſterreichiſche Bun, | deren fann fie Verträge ſchließen, Klagen und ber» 
desbahnen” einschließlich aller öffentlichen | flagt werden. 


nehmung „Öfterreichiiche Bundesbahnen“ 
treubänderifch verwaltete öfterreichiiche 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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(2) Der allgemeine Gerichtsftand der Deutichen 
Reichsbahn wird durch den Sitz der Behörde be- 
stimmt, die nad) der Verwaltungsordnung berufen 
ift, die Deutſche Reichsbahn im Rechtsſtreit zu ver— 
treten. 

83 

Leitung und Aufgaben der Deutſchen Reichsbahn 

(1) Leiter der Deutſchen Reichsbahn ift der Reichs— 
verkehrsminiſter. Er führt als joldyer die Bezeid)- 
nung Generaldirektor der Deutſchen Reichsbahn. Er 
iſt für die Geſchäftsführung der Deutſchen Reichs— 
bahn verantwortlich. 


(2) In der oberſten Leitung ſtehen ihm ein Staat: 
ſekretär des Reichsverkehrsminiſteriums (Stellver- 
tretender Generaldirektor) und Minifterialdireftoren 
des Reichsverkehrsminiſteriums (VBoritandsmitglie- 
der) zur Seite. 


(3) Die Deutſche Reichsbahn ift zum Nußen des 
deutſchen Volkes und der deutſchen Wirtſchaft zu ver— 
walten; dabei jind die Belange der Pandesverteidiqung 
zu wahren. Die Erfüllung der Aufgaben der Deutſchen 
Reichsbahn ift öffentlicher Dienft. 


84 
Verwaltungsvorſchriften 
Der Reichsverkehrsminiſter erläßt die allgemeinen 
Verwaltungsvorichriften für die Deutiche Reichs: 
bahn. Die Grundzüge der Organilation regelt er 
durch die „Verwaltungsordnung der Deutichen 
Reichsbahn”. 
85 
Beirat 
(1) Ein „Beirat der Deutſchen Reichsbahn“ wird 
gebildet mit der Hufgabe, den Reichsverkehrsminiſter 
in wichtigen Fragen der Deutſchen Reichsbahn zu 
beraten. Den Vorfig in dem Beirat führt der 
Reichsverkehrsminiſter. 


(2) Der Beirat beſteht aus vierzehn Mitgliedern, 
die erfahrene Kenner des Mirtichaftslebens oder des 
Verkehrsweſens fein follen. Swölf Mitalieder werden 
von der Neichiregierung jeweils auf drei Jahre er- 
nannt, zwei davon auf Vorſchlag des Stellvertreters 
des Führers. Zwei Mitglieder find Vertreter der In— 
haber der von der Deutichen Reihabahn-Geiellichaft 
auägegebenen Vorzugsaftien auf Grund der Ausgabe: 
bedingungen. Wird infolge Einziehung bon Mor: 
zuasaftien die Zahl der Vertreter der Inhaber der 
Vorzugsaktien vermindert, jo wird die Zahl der von 
der Reichsregierung zu ernennenden Mitglieder ent- 
ſprechend höher. Die Mitalieder det Beirats find 
ehrenamtlid) tätig. 


(3) Der Reichsminiſter der Finanzen kann zu den 
Situngen des Beirats einen Vertreter entienden. 

(4) Die Wahlordnung für die Vertreter der m 
haber der Vorzugsaktien erläßt der NReihsverfehr?: 
minifter im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
der Finanzen. 


86 
Geichäfts- und Wirtſchaftsführung 


(1) Die Deutſche Reichsbahn wird nach gemein: 
wirtichaftlichen Grundſätzen geführt. Dabei tft den 
Anforderungen des Verkehrs Rechnung zu tragen und 
der Betrieb fiher zu führen; die Anlagen der Deut chen 
Reichsbahn nebit den VBetriebsmitteln und dem jon- 
ftigen Zubehör find nad) den Bedürfnifien des Ver- 
kehrs ſowie nad) dem jeweiligen Stand der Technik 
gut zu unterhalten, zu erneuern und weiter zu ent- 
wickeln. Den Anforderungen für Zwecke der Landes⸗ 
verteidigung iſt Folge zu leiſten. 

(2) Die Deutſche Reichsbahn hat ihre Mirtichaft 
fo zu führen, daß fie die zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben und Verpflichtungen notwendigen Ausgaben 
felbit beitreiten fann. 

(3) Aus der Rechnung muß die Finanzlage jeder: 
zeit mit Sicherheit feitgeitellt werden können. 

(4) Die Reichshaushaltsordnung und die Finanz— 
und Nechnunasbeitimmungen jowie die ſonſtigen Vor— 
ſchriften des Reichs über die Wirtſchaftsführung 
finden auf die Deutſche Reichsbahn keine Anwendung. 


87 
Geſchäftsjahr, Wirtſchaftsplan 

(1) Das Geſchaͤftsjahr der Deutſchen Reichsbahn 
iſt das Kalenderjahr. 

(2) Für jedes Geſchäftsjahr iſt rechtzeitig vor 
feinem Beginn als Programm für die gefamte Ge. 
ſchäfts- und Wirtfchaftsführung ein Mirtichafteplan 
aufzuftellen, in den alle vorausfichtlichen Einnahmen 
und Ausgaben aufzunehmen find. 

(3) Der Wirtichaftsplan wird von dem Reichs— 
verlehrsminiſter im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen feſtgeſetzt. Zu Anderungen 
des Wirtſchaftsplans im Laufe des Geſchäftsjahrs 
iſt das Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der 
Finanzen erforderlich, wenn durch ſie das urſprüng— 
lich erwartete Wirtſchaftsergebnis vorausſichtlich 
weſentlich beeinflußt werden wird. 


88 
Kreditaufnahme 


(1) Die Deutſche Reichsbahn iſt berechtigt, | elbſtändig 
Kredite aufzunehmen. Die Aufnahme von Krediten 
erfolgt durch Ausgabe von Schuldverſchreibungen 


I 
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Reich und dem Leiter des Vrüfungsdienites der 
Deutichen Reichsbahn entfcheidet der Reichsverkehrs⸗ 
miniſter im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
der Finanzen. 


oder Schatzanweiſungen, durch Eingehung von Medchiel- 
verbindlichkeiten oder durch Aufnahme von Darlehen 
gegen Schuldichein. 

(2) Schuldverfchreibungen oder Schatamweifungen 
dürfen nur im Einvernehmen mit dem Reichöminifter 
der Finanzen ausgegeben werden. 

(3) Die Schuldverjchreibungen und Schatzawwei— 
ſungen der Deutſchen Reichsbahn ſtehen den Schuld⸗ 
verſchreibungen und Schatzanweiſungen des Reichs 
gleich. 

(4) Die Verwaltung dev Schulden der Deutichen 
Reichsbahn kann im Einvernehmen zwilchen dem 
Reichsverkehrsminiſter und dem Reichsminiſter der 
Finanzen der Reichsſchuldenverwaltung übertragen 
werden. 





















(5) Die allgemeinen Grundjäte über die Anlegung 
der flüffigen Mittel beitimmt der Reichsverkehrs⸗ 
miniſter im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
der Finanzen. 


59 
Verpflichtungen aus Krediten und Vorzugsaktien 
(1) Die Verpflichtungen aus den von det Deutichen 
Reichsbahn Geſellſchaft aufgenommenen Krediten 
und den von ihr ausgegebenen Vorzugsattien find 
von der Deutſchen Reichsbahn zu erfüllen. 


(9) Die Verpflichtung zur Zahlung der Dividende 
auf die Vorzugsaftien und der Zinſendienſt der 
Kredite ftehen im Nange gleich), 


s 10 
Wirtichafts- und Rechnungsprüfung 

(1) Die Wirtihafts und Nechnungsführung der 
Deutichen Neich&bahn wird durd) ein Sauptprüfungs- 
amt und durch örtliche Prüfungsämter der Deutfchen 
Reichsbahn geprüft. 

(2) Der Vrüfungsdienft ift in feiner Prüfungs 
tätigfeit unabhängig und infoweit nicht an Weiſun 
gen des Reichsverkehrsminiſters gebunden. Der Leiter 
des Prüfungsdienſtes wird vom Reichsverkehrs— 
miniſter im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
der Finanzen und dem Präſidenten des Rechnungs— 
hofs des Deutſchen Reichs beſtellt. Das gleiche gilt 
für ſeine Zurückziehung aus dem Prüfungsdienſt. 


(3) Der Reichsminiſter der Finanzen und Der 
Präſident des Rechnungshofs des Deutſchen Reiche 
fünnen von dem Leiter des Vrüfungsdienftes jede 
Auskunft verlangen, Anregungen für die Prüfung 
geben und Wünfche äußern. Bei Meinungsverichieden: 
heiten zwiſchen dem Neichöminifter der Finanzen oder 
dem Vräfidenten des Rechnungshofs des Deutjchen 
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(4) Die Einzelheiten der Ausführung des Prü— 


fungsdienſtes durch das Hauptprüfungsamt und die 
Prüfungsämter regelt eine Rechnungsprüfungsord: 
nung, die vom Reichsverkehrsminiſter im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen und 
dem Vräfidenten des Rechnungshofs des Deutſchen 
Reichs erlaſſen wird. 


811 
Jahresabſchluß 
(1) Über jedes Geſchäftsjahr ſtellt die Deutjche 


Neichabahn zur Ermittlung des wirtichaftlichen 
Ergebnifjes eine Bilanz und eine Gewinn. und Ber: 
luſtrechnung auf. Diefer Jahresabſchluß it jo zu 
gliedern, daß er einen klaren Einblick in die Lage der 
Deutſchen Reichsbahn gewährt. Dabei iſt die Ned): 
nung des Betriebs in der Gegenüberftellung der Be 
triebseinnabmen und der Ausgaben für die Betriebs: 
führung fowie für die Unterhaltung und für die Er: 
neuerung der Bahnanlagen und Fahrzeuge bei onders 
darzuſtellen. 


(2) Die Vorſchriften des Handelsrechts gelten 
nicht für die Aufftellung des Jahresabſchluſſes det 
Deutſchen Reichsbahn. 


(3) Das Hauptprüfungsamt Der Deutichen 
Reichsbahn prüft den Jahresabſchluß und legt jeinen 
Vrüfungsberiht dem Reichsverfehrsminifter vor. 
Diefer übermittelt dem Reichsminiſter der Finanzen 
den Jahresabſchluß, den Bericht des Hauptprüfungs- 
amts und eine Begutachtung des Jahresabichluffes 
dur) den Vräfidenten des Rechnungshofs Des 
Deutichen Reichs. 


(4) Der Jahresabſchluß wird von der Reichs— 
regierung feſtgeſetzt. 


(5) Die Bilanz und die Gewinn- und Verluſt— 
vechnung find zu veröffentlichen. Dies ſoll innerhalb 
von ſechs Monaten nad Ablauf des Geihäftsjahrs 
geſchthen. 


gs 12 


Ablieferungen an die allgemeine Reichskaſſe 


(1) Die Reichsbahn leiftet an die allgemeine Reichs— 
kaſſe für jedes Gefchäftsjahr eine Abgabe, die ſich nad) 
der Höhe der Verkehrseinnahmen richtet. Beträgt die 
Verfehrseinnahme 4600 Millionen Reichsmark, jo 
find 3 vom Hundert diefer Einnahme als Abgabe zu 
leiften. Iſt die Verfehrdeinnahme in einem Geſchäfts— 
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jahr höher oder niedriger als 4 600 Millionen Reichs— 
mark, jo erhöht oder ermäßigt fi die Abgabe um 
10 vom Hundert des von 4 600 Millionen Reichs— 
mark abweichenden Betrags; fie beträgt jedoch min- 
deſtens 100 Millionen Reichsmark. 


(2) Bis zum Betrag von 120 Millionen Reichsmart 
ift die Abgabe in der Betriebsrechnung zu verrechnen. 
Die 120 Millionen Reichsmark überfteigende Abgabe 
ift gemäß $ 13 Nr. 3 aus dem Überſchuß zu leiften. 


(3) Auf die Ablieferungen werden monatliche Vor- 
auszahlungen bis zum Erften des folgenden Monatd 
aeleiftet. 


Ss 13 
Gewinn- und Verluftrechnung 


Der nad) Erfüllung des Dienftes der Kredite und 
Vorzugsaktien und der notwendigen Rückſtellungen 
für rechtliche Verpflichtungen in der Gewinn. und 
Rerluftrechnung verbleibende Überſchuß ift wie folgt 
zu veriwenden: 

1. Es ift eine allgemeine Nüdlage (Ausgleihsrüd- 

lage) zu ſchaffen. Der Rücklage find jährlid) 
2 vom Hundert der Betriebseinnahmen zu über- 
weiien, bis fie den Betrag von 600 Millionen 
Reichsmark erreicht oder wieder erreicht hat. 
In früheren Geſchäftsjahren etwa unterbliebene 
Zuweiſungen an die Rücklage ſind in Höhe von 
jährlich 1 vom Hundert der Betriebseinnahmen 
nachzuholen. Wenn die Ausgleichsrücklage auf 
600 Millionen Reichsmark aufgefüllt ift, können 
ihr im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
der Finanzen weitere Beträge zugewieſen 
werden. 


2. Zur Einziehung der Vorzugsaftien ift eine be- 
ſondere Rücklage anzufammeln. Ihr find jäbr- 
lich 36 Millionen Reichsmark zuzuführen, In 
früheren Geichäftsjahren etwa unterbliebene 
Zuweiſungen find nachzuholen. 


3. Soweit die nach $ 12 Abſ. 1 und 2 errechnete 
Abgabe an die allgemeine Reichskaſſe den Be— 
trag von 120 Millionen Reichsmark überfteigt, 
ift fie aus dem nad) Erfüllung der Verpflich— 
tungen in Nr. 1 und 2 verbleibenden Gejamt- 
überichuß zu leiften. 


4, Außerdem find im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter der Finanzen Sonderrüdlagen 
zu bilden, joweit fie wirtichaftlich geboten find. 


5. Über die Verwendung des nad) dieſen Zahlun— 
aen und Überweifungen verbleibenden Gewinns 
befindet der Reichsverkehrsminiſter im Einver- 
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Ss 14 
Leitungen für andere Verwaltungen 


Leiſtungen der Deutſchen Reichsbahn für Die 
Deutiche Reichspoſt und für fonitige Verwaltungen 
des Reiche, für Unternehmen des Reichs, für Verwal- 
tungen und Unternehmen der Yänder, Gemeinden 
(Gemeindeverbände) und Körperichaften des öffent— 
lichen Mechts jowie deren Leiſtungen für die Deutjche 
Reichsbahn find gegenfeitig unter den üblichen Be- 
dingungen angemejlen abzugelten. Beftehende Nege- 
lungen, auch die Vergünftigungen für Wehrmadt- 
transporte, bleiben aufrechterhalten, folange und ſo— 
weit fie nicht durch neue Vereinbarungen abgeändert 
merden. 


$S 15 
Öffentliche Abgaben 

(1) Auf die Verpflichtung der Deutſchen Reichs— 
bahn, Beiträge und Gebühren an-das Neid, die Yän- 
der, die Gemeinden (Gemeindeverbände) und Körper 
ichaften des öffentlihen Rechts zu entrichten, finden 
die allgemein für die Neichsverwaltungen geltenden 
Vorſchriften Anwendung. 

(2) 84 Nr.1 Buchft. b de8 Grundſteuergeſetzes 
vom 1. Dezember 1936 (Neichögefehbl. 1 S. 986) 
wird durch 3 Abſ. 3 Sat 2 dieſes Geſetzes nicht 
berührt. 


Ss 16 
Gewerberecht 
(1) Die Deutiche Reichsbahn ift fein Gewerbebetrieb. 
(2) Für den Neichsbahnbetrieb einſchließlich der 
Mebenbetriebe, die den Bedürfniffen von Betrieb und 
Verkehr der Deutichen Reichsbahn zu dienen beftimmt 
find, aelten nicht die Gewerbeordnung und das Gaſt— 
ftättengeieß vom 28. April 1930 (Neichigefekbl. I 
S. 146). 
Ss 17 
Reichsbehörden 
Die Dienſtſtellen der Deutſchen Reichsbahn ſind 
Reichsbehörden, die Verwaltungsordnung kann Aus- 
nahmen feſtſetzen. 
s 18 
Reichsbahnbeamte 
(1) Die Reichſsbahnbeamten find unmittelbare 
Reichsbeamte. Für fie gelten die allgemeinen be- 
amtenrechtliben Worjchriften, ſoweit ſich nicht aus 
diefem Gele etwas anderes ergibt. 
(2) Oberite Dienftbehörde der aktiven und ebe 
maligen Beamten der Deutjchen Reichsbahn it der 


nehmen mit dem Neichsminifter der Finanzen. | NeichSverfehräminiiter. 
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(3) Der Reichsverkehrsminiſter ift aud) oberite 
Dienftbehörde der ehemaligen Beamten 
l. der früheren deutichen Staatseijenbahnen und 
der früheren Reichseiſenbahnen in Elſaß Loth— 
ringen, 


2, der Neichseifenbahnverwaltung aus der Zeit 
vom 1. April 1920 bis zum 12. Februar 1924, 

des Unternehmens Deutiche Reichsbahn, 

. der Deutichen Reichsbahn Geſellſchaft, 


‚ der früheren Unternehmung „Oſterreichiſche 
Bundesbahnen” und ihrer Rechtsvorgänger, 
6. der früheren tichecho-flowafifchen Staatseilen- 
bahnverwaltung, ſoweit die Deutſche Reichs— 

bahn die Verſorgungslaſten trägt, 


— *— 


+ 


7. der biäherigen Staatseifenbahnen im Memel- 
(and, foweit die Deutſche Reichsbahn die Ber- 
forqungslaften trägt. 


$ 19 
Verwendung auf anderen Dienftpoften 


Der Reichsverkehrsminiſter kann einen Reichsbahn— 
beamten vorübergehend auf einem anderen Dienſt— 
poſten von geringerer Bewertung unter Belaſſung 
ſeiner Amtsbezeichnung und ſeines Dienſteinkommens 
verwenden, wenn wirtſchaftliche Gründe dies er— 
fordern. 


s 20 
Dienftbezüge 


(1) Späteftens vom 1. Oftober 1939 ab gelten für 
die Dienftbezüge der Reichsbahnbeamten das Reichs⸗ 
beſoldungsgeſetz und die Reichsbeſ oldungsvorſchriften. 
Der Beſoldungsplan für die Reichsbahnbeamten wird 
als beſondere Beſoldungsordnung eine Anlage des 
Reichsbeſoldungsgeſetzes. Die hierzu erforderlichen 
Ubergangsbeſtimmungen und Anderungen der Be— 
ſoldungsvorſchriften erläßt der Reichsminiſter der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Reichsverkehrs— 
miniſter. Bis dahin ſind die Vorſchriften der Deutſchen 
Reichsbahn auf dem Gebiet des Beſoldungsrechts 
maßgebend. 


(2) Über Reiſe- und Umzugstkoſten erläßt det 
Neichöverfehrsminifter im Einvernehmen mit dem 
NReichsminifter der Finanzen befondere Vorichriften. 


& 21 
Prämien, Vergütungen 
(1) Der Reichöverfehrsminifter erläßt Richtlinien 
über die Gewährung von Prämien in befonderen 
Fällen. Zu ſolchen Fällen gehören unter anderem: 


Reichögejegbt. 1939 1 
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wirtichaftliche Behandlung der Lokomotiven, außer: 
ordentliche Stofferſparniſſe, Entdedung und Ver— 
hütung von Schäden, befondere Rangierleiftungen, 
außergewöhnlich anftvengende Arbeit bei Spitzen— 
verkehr. 


(2) Der Reichövertehrsminifter erläßt im Einver- 
nehmen mit den Reichsminiſter der Finanzen umd 
dem Reichäminifter des Innern allgemeine Grundjäße 
darüber, inwieweit für die Tätigkeit auf bejonderd 
ſchwierigen Dienftpoften und für außergewöhnliche 
Leiftungen, wie fie die Verhältniffe dev Deutſchen 
Reichsbahn bedingen, widerrufliche Vergütungen ge 
währt werden. 


8 22 
Dienftzeit 
In den Fällen, in denen für vermögensrechtliche 

Aniprücde der Beamten und für fonftige Regelungen 
die Dienftzeit im VBeamtenverbältnis maßgebend ift, 
gilt der Dienft bei dev bisherigen Deutſchen Reichs— 
bahn Geſellſchaft als Neichsdienit und der Dienft 
bei der Hauptverwaltung dev Deutichen Reihsbahn- 
Gejellichaft ala Dienft bei einer oberiten Reichs— 
behörde. 


g 23 
Planfeſtſtellung 


(1) Vor der Feſtſtellung dev Pläne für den Bau 
neuer oder die Veränderung beitehender Reichseiſen— 
babnanlagen ift der höheren Verwaltungsbehörde 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, wenn Die 
Pläne ihren Gefchäftsbereih berühren. Wird der 
Geichäftsbereih einer anderen Behörde berührt, jo 
hat die höhere Verwaltungsbehörde diefe Behörde zu 
beteilinen und deren Stellungnahme herbeizuführen. 


(2) Die Pläne werden feltgeftellt 


a) vom Reichsverfehrsminifter, wenn fich aus der 
Außerung der höheren Verwaltungsbehörde 
ergibt, daß zwijchen ihr oder einer anderen 
beteiliaten Behörde und der Deutſchen Reichs— 
bahn Meinungsverjchiedenbeiten bejtehen, 
vom Neichöverfehrsminijter oder von einer 
durd) - ihn ermächtigten Reichsbahnbehörde, 
wenn fich aus der Außerung der höheren Ver- 
waltungsbehörde ergibt, daß zwiſchen ihr oder 
einer anderen beteiligten Behörde und der 
Deutichen Reichsbahn feine Meinungsverichie- 
denheiten bejtehen. 


— 
— 
—⸗ 


(3) Die Planfeſtſtellung umfaßt die endgültige 
Entichyeidung über alle von der Plangeſtaltung be: 
rührten Intereſſen. 


m 





| 
| 














| | 
1 | 
1 





III 


H5140-0188 





1210 


Ss 24 
Bauten, Betriebsmittel 


Die Deutiche Reichibahn hat dafür einzuftehen, daß 
die Reichseiſenbahnanlagen einichließlich der Bauten 
und die Betriebsmittel allen Anforderungen der 
Sicherheit und Ordnung genügen. Abnahmen durd) 
andere Behörden finden nicht ſtatt. 


S 25 
Enteignung, Iwangäverfahren gegen Die 
Deutſche Neichsbahn 


(1) Die Deutſche Neichsbahn bat zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben das Enteignungsredt. 


(2) Die zwangsweiſe Entziehung oder Beſchränkung 
des Eigentums an Teilen des Neichseijenbahnver- 
mögens und die Zwangsvollſtreckung gegen die Deutiche 
Reichsbahn find nur nach vorheriger Genehmigung 
des Reichsverkehrsminiſters zuläſſig. 


S 26 
Übergangs und Schlußbeitimmungen 

(1) Der Neichsarbeitäminifter erläßt im Einver- 
nehmen mit dem Reichöverfehraminifter die zur An- 
paflung der Reichsverſicherungsgeſetze an diefes Geſetz 
erforderlichen Borichriften. 

(2) Das Reichsbahngeſetz vom 30. Auguft 1924 in 
der Faffung vom 13. März 1930 GReichsgeſetzbl. I 


Berlin, den 4. Juli 1939, 
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5.369) umd dad Neichäbahn-Perjonalgefeg vom 
30. August 1924 (Neichögefepbl. II ©. 287) treten 
auber Kraft. 


(3) Bis zur allgemeinen veichsgefeßlichen Regelung 
für alle Eifenbahnen gilt für das Enteignungsrecht 
bei der Deutichen Reichsbahn $ 27 diejes Geſetzes. 


S 27 
Enteignungsrecht 

Die ZSuläffigkeit der Enteignung im Einzelfall 
wird auf Antrag der Deutichen Reichsbahn durd) den 
Führer und Reichskanzler feitgeftellt. Die endgültige 
Enticheidung über die Zuläffigfeit der Inanſpruch— 
nahme fremder Grundftücde zur Ausführung von 
Norarbeiten ſowie über die Art der Durchführung 
und den Umfana der Enteignung trifft dev Neich®- 
verkehrsminiſter nach Anbörung der höheren Ver- 
waltungsbehörde. Im übrigen gelten die Enteignungs- 
geſetze der Yänder. 

Ss 28 
Inkrafttreten, Ausführungsbeftimmungen 

(1) Die 8$ 12 und 13 Nr. 3 treten mit Wirkung 
vom 1. Januar 1939 in Kraft, im übrigen tritt dieſes 
Geſetz am Tage nad der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Reichsverkehrsminiſter erläßt im Einver- 
nebimen mit dem Neichsminifter der Finanzen die 
zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Rechts- und VBerwaltungsvoridriften. 


Der Führer und Neichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsverkehrsminiſter 


Dorpmüller 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Neichbsminifter des Innern 
Frick 





IM 
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Seſetz über Areuzungen von Eifenbahnen und Straßen. 
Bom 4. Juli 1939. 


Die menzeitliche Entwicklung des Verkehrs auf Eifenbahnen ımd Straßen erfordert die planmäßige Be 


feitigung höhengleicher Kreuzungen und durchgreifende 


Maßnahmen zu einer allen Bedürfnifien des Verkehrs 


entfprechenden Ausgeltaltung der vorhandenen fchienenfveien und der noch höbengleich verbleibenden Kreuzungen. 
Die Neichsregierung hat daber das folgende Geſetz beichloffen, das hiermit verkündet wird: 


A. Geltungsbereicd) 


51 

(1) Dieſes Geſetz gilt für Eiſenbahnen, die dem 
öffentlichen Verkehr dienen, für nicht dem öffentlichen 
Verkehr dienende Eiſenbahnen nur, wenn ein Über— 
gang von Betriebsmitteln auf Eiſenbahnen des öffent— 
lichen Verkehrs ſtattfinden kann (Anſchlußbahnen). 

(2) Straßen im Sinne dieſes Geſetzes find die im 
Geſetz über die einftweilige Neuregelung des Straßen 
weien® und der Straßenverwaltung dom 26. März 
1934 (Reichsgefegbl. I S. 243) behandelten Straßen 
ſowie fonftige öffentliche Wege, die nad) der Beichaffen- 
heit ihrer Fahrbahn geeignet und dazu beftimmt find, 
einen allgemeinen Kraftfahr zeugverfehr aufzunehmen. 


B. Herſtellung und Anderung von Kreuzungen 
82 
Neue Kreuzungen zwiſchen Eiſenbahnen und Straßen 
find ichienenfrei auszuführen. Ausnahmen fönnen in 
Einzelfällen und für bejtimmte Arten von Kreuzungen 
zugelaffen werden. 
$3 
(1) Bei beftehenden Kreuzungen zwiſchen Eiſen— 
bahnen und Straßen kann zur Verbeſſerung der Ab— 
wicklung des Eifenbahn- oder Straßenverfehrs am 
geordnet werden, daß Die beteiligten Eifenbahnunter- 
nehmer und Träger der Straßenbaulaft 
1. böhengleiche Kreuzungen durch ichienenfreie er- 
ſetzen, 
2. ſchienenfreie Kreuzungen ändern, 


— 
—⸗ 


Han höhengleichen Kreuzungen bis zu ihrer 
ſchienenfreien Umgeſtaltung Eiſenbahn- oder 
Strakenanlagen ändern oder eraänzen, 

4. höhengleiche Kreuzungen befeitigen oder 

5. an höhengleichen Kreuzungen zum Zwecke Ihrer 

verkehrlichen Entlaftung ohne Anderung oder 

Eraänzung der Kreuzung jelbit | onſtige bauliche 

Mahnahmen treffen, durd die ſich eine ſonſt 

notwendige Anderung oder Ergänzung der 

Kreuzung erübrigt. 





(2) Träger der Straßenbaulaſt im Sinne diejed 
Geſetzes find die für Die Straßenſtrecken beiderſeits der 
Kreuzungen öffentlich-rechtlich Unterhaltungspflich— 
tigen. 

54 

Entſcheidungen und Anordnungen nach den $S 2 
und 3 trifft der NReichsverkehrsminifter im Einver- 
nehmen mit dem Generalinfpeftor für das deutiche 
Strafenweien. Soweit Länder ald Träger der 
Straßenbaulaft betroffen werden, ift auch Einverneh- 
men mit dem Neichäminifter der Finanzen und, joweit 
itraßenbaupflichtige Gemeinden oder Gemeindever- 
bände oder dem öffentlichen Verkehr dienende Eijen- 
bahnen betroffen werden, an denen Gemeinden oder 
Gemeindeverbände überwiegend beteiligt find, Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern er- 
forderlid). 

C. Kojtenregelung 
1. Kosten bauliher Maßnahmen 
$5 

(1) Die bei der Herftellung neuer Kreuzungen er— 
wachienden Koften find von dem Unternehmer des neu 
binzufommenden Verfehrswegs zu fragen. Zu ibnen 
aehören auch die Koften dev durch die neue Kreuzung 
erforderlichen Anderungen des anderen Verkehrs— 
wegs. 

(2) Die bei Anderungen oder Ergänzungen (533 
Ab. 1 Nr. 1 bis 5) an beftehenden Kreuzungen er- 
wachienden Koſten find vom Eiienbadnunternehmer 
und vom Träger der Straßenbanlaft je zur Hälfte zu 
tragen, ſoweit die Änderungen oder Ergänzungen 
durch die Überfchneidung des Verkehrs erforderlich) 
werden. Dies gilt auch für Änderungen und Ergän- 
zungen, die ohne eine Anordnung im Einveritändnis 
der PVeteiligten ausgeführt werden. 

(3) Am Faile des $3 Abſ. 1 Nr. 5 beichränft fi) 
die Beteiligung des Eifenbahnunternehmers oder des 
Trägers der Straßenbaulaft an den baulichen Maß— 
nahmen am anderen Verkehrsweg auf den Koſten— 
anteiläbetraa, der ſich für ihn bei Vornahme der er— 
fparten Anderung oder Ergänzung der Kreuzung jelbit 
ergeben würde, 





II 
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86 

(1) Wird eine neue Kreuzung zwiſchen einer Eifen- 
bahn und einer Straße vorgefehen, die beide neue Ver- 
kehrswege find und an der Kreuzung nod) bergeitellt 
werden müflen, jo find die Koften der Anlagen beider 
Verfebröwege vom Eijenbahnunternehmer und dem 
Träger der Straßenbaulaft je zur Hälfte zu tragen, 
jomweit die Anlagen durdy die Überſchneidung des 
Verkehrs erforderlich werden. 


(2) Iſt an einer ſolchen Kreuzung eine Anſchlußbahn 
beteiligt, fo ift fie hinsichtlich der Roftenlaft gegenüber 
der beteiligten Straße ala neu hinzukommender Ver: 
kehrsweg zu betrachten. 


87 

(1) Werden nicht zu den Straßen gehörende öffent- 
liche Wege zu Straßen im Sinne diejes Geſetzes aus- 
gebaut, fo gelten die dadurch erforderlich werdenden 
Änderungen oder Ergänzungen an bejtehenden Kreu- 
zungen ſolcher Wege mit Eifenbahnen hinfichtlich der 
Koftenlaft ala neue Kreuzungen im Sinne diejes Ge- 
jeges (vgl. $5 Abſ. 1). Der auszubauende Weg ift 
dabei ala neu hinzukommend zu behandeln. 

(2) Entiprechendes gilt, wenn 

1. Straßen, die feine Reichsautobahnen find, zu 

Reichsautobahnen oder 
. Anfchlußbahnen zu Eifenbahnen des öffentlichen 

Verkehrs ausgebaut werden. 


td 


2. Unterhaltungsfoften 
8 

(1) Die Unterhaltungslaft liegt für die Anlagen an 
Kreuzungen, foweit fie Eifenbahnanlagen find, dem 
Eiſenbahnunternehmer, ſoweit fie Straßenanlagen 
iind, dem Träger der Straßenbaulaft ob, unbeichadet 
der Mitberanziehung des anderen Beteiligten zu den 
Koften der Unterhaltung nad Abj.2 und 3. Die 
Unterbaltungslaft umfaßt die Inbetriebhaltung und 
die Erneuerung. 

(2) Wird eine neue Kreuzung mit einem ſchon vor: 
handenen Verkehrsweg bergeftellt, fo hat der Unter- 
nehmer des neu hinzukommenden Verkehrswegs dem 
Unternehmer des anderen Verkehrswegs eine Durch) 
die erforderlichen Änderungen eintretende Erhöhung 
der Koften der Unterhaltung feiner Eifenbahn- oder 
Straßenanlagen zu eritatten., 


(3) Bei Anderungen oder Ergänzungen an be 
jtehenden Kreuzungen hat jeder Beteiligte feine ver- 
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änderten Unterhaltungstoften ohne Ausgleich zu 
tragen. Soweit es ſich jedoch um wejentliche Ande- 
rungen oder Ergänzungen im Sinne des $ 3 Abſ. 1 
Nr. 1 bis 3 Handelt, find die Kosten jpäterer Er- 
neuerungen der geänderten oder ergänzten Kreuzungs— 
anlagen wie die KRoften einer Anderung ($ 5 Abſ. 2) 
zu teilen. 


3. Abweichende Regelungen 


89 

(1) Die Beftimmungen über die Koften baulicher 
Maßnahmen und über die Unterhaltungsfoften (88 5 
bis 8) finden feine Anwendung, foweit über ihre Ver: 
teilung eine andere Vereinbarung getroffen wird. 


(2) Bei nfrafttreten diejes Geſetzes betehende, von 
den Grundſätzen des $ 5 Ab. 2 und 3 und des $ 7 ab: 
weichende Regelungen Über die Kosten der Herftellung 
von Änderungen und Ergänzungen beftehender Kreu— 
zungen treten außer Kraft; beitehende, von dem Grund: 
fat des SS Abſ. 1 abweichende Regelungen über die 
Unterhaltung von Anlagen an Kreuzungen bleiben 
fo lange in Kraft, bis an der Kreuzung eine wefentliche 
Anderung oder Ergänzung vorgenommen wird. 


(3) Abweichende Regelungen im Sinne des Abf. 2, 
die fi auf Kreuzungen zwiichen Straßen und An— 
ſchlußbahnen beziehen, bleiben unberührt. 


D. Entſcheidungen auf Grund des Gejetes 
$ 10 

(1) Der Reichöverfehräminifter fann im Einver: 
nehmen mit dem Generalinfpeftor für das deutiche 
Straßenwejen beftimmen, weldye Anlagen an Kreu- 
zungen Eifenbahnanlagen und weldye Straßenanlagen 
ind, 

(2) Der Reichsverkehrsminiſter enticheidet im Ein- 
vernehmen mit dem Generalinfpeftor für das deutiche 
Straßenwejen, wenn ſich zwiſchen den Beteiligten 
Meinungsvericiedenheiten bei der Amvendung des 
Geſetzes eraeben. 

$1l 

Anordnungen und Enticheidungen auf Grund diejes 
Geſetzes binden die Gerichte und Verwaltungs— 
behörden. 


E. Straßenbahnen 
$ 12 
(1) Straßenbahnen außerhalb des Verkehrsraums 


einer öffentlichen Straße find im Verhältnis zu den 
Eifenbahnen den Straßen gleich zu erachten; im 


NM 
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übrigen gelten Straßenbahnen nur ald Benußer der 
Straße, in der fie liegen. 

(2) Bei Straßenbahnen außerhalb des Verkehrs— 
raums einer öffentlichen Straße treffen die nad 
diefem Gefet dem Träger der Straßenbaulaft ob- 
liegenden Verpflichtungen den Strabenbahnunter- 
nehmer. 


F. Übergangs- und Schlußbeſtimmungen 
$ 13 
Die Koftentragung für Anderungen und Ergän— 
zungen, die bei Inkrafttreten des Geſetzes bereits in 
der Ausführung begriffen find, wird nad) den bis» 
herigen gefeglichen Beitimmungen oder den getroffenen 


Berlin, den 4. Juli 1939. 
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Regelungen behandelt, foweit nicht die Beteiligten 
etwas anderes vereinbaren. 


814 
Der Reichsverkehrsminiſter erläßt im Einver— 
nehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern und mit 
Sem Generalinipeftor für das deutjche Straßenweien 
die zur Durchführung diejes Geſetzes erforderlichen 
Rechts⸗ und Verwaltungsvorjchriften. Er fann in 
aleicher Weiſe auch ergänzende Vorſchriften erlaſſen. 


Ss 15 
Die Inkraftſetzung dieſes Geſetzes für das Land 
Oſterreich und die ſudetendeutſchen Gebiete bleibt vor— 
behalten. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsverkehrsminiſter 


Dorpmüller 


Der Reichsminiſterdes Innern 


Frick 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 


Walther Funk 


Berordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Deutſche Reichsbahn. 
Vom 5. Juli 1939. 


Zur Durchführung des Geſetzes über die Deutſche 
Reichsbahn (Reichsbahngeſetz) vom 4. Juli 1939 Reichs⸗ 
geſetzbl. I ©. 1205) wird folgendes bejtimmt: 


81 
Die Aufgaben des Beirats werden von den bis— 
herigen Mitgliedern des Beirats der Deutſchen Reich» 
bahn jo lange wahrgenommen, bis Die Mitglieder des 
Beirats nach $5 von der Neichöregierung ernannt und 
durch die Inhaber der Vorzugsaktien gewählt find. 


Neichögefepbl. 1939 I 


2 
Die Deutiche Neihsbahn führt die Selbithilfe- und 
Moblfabrtseinrichtungen auf Grund der Geſetze, 
Sabungen und Beltimmungen im Sinne der bis» 
berigen Grundjäge weiter. 


83 
Die Entſcheidung darüber, ob eine Eiſenbahn als 
ſolche des allgemeinen Verkehrs zu gelten hat, trifft 


u! 


der Reichsverkehrsminiſter. 
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84 
(1) Die Deutjche Reichsbahn darf nur im Einver- 
nehmen mit dem Neichsminifter der Finanzen 
1. Eiſenbahnen erwerben, 


2. andere Unternehmungen gründen oder erwerben, 
jofern dafür mehr ala eine Million Reichsmarf 
aufgeiwendet werden, 


3. ſich an anderen Unternehmungen beteiligen, ſo— 
fern der Wert der Beteiligung eine Million 
Reichsmark überfteigt. 


(2) Die Eingehung von Wechjelverbindlichkeiten, die 
Aufnahme von Darlehen gegen Schuldſchein ($ 8 
Abſ. 1 des Gefekes), die Beftellung von Sicherheiten 
und Bürgichaften erfolgt im Einvernehmen mit dem 
Reihöminifter der Finanzen, joweit es ich) um Ge— 
Ihäftsvorgänge handelt, die nad) Umfang und Be. 
deutung den üblichen Rahmen der Wirtichaftsführunga 
der Deutjchen Reichsbahn überfchreiten. 


(3) Vor einer Verfügung über Gegenftände, die zum 
Reichseifenbahnvermögen gehören und deren Wert 
250 000 Reichsmark überfteigt, ift die Deutjche Reiche: 
bahn verpflichtet, die Zuftimmung des Reichöminifters 
der finanzen einzubolen. 


85 
Die Deutſche Reichsbahn leiſtet für enteignete Grund— 
ſtücke Landentſchädigung wie folgt: 

1. Die Entſchädigung für enteignete Grundſtücke 
wird in Land gewährt, ſoweit geeignetes Land 
für dieſen Zweck zur Verfügung ſteht und eine 

Entſchädigung in Land tunlich erſcheint. 
2. Iſt Gegenſtand der Enteignung ein Erbhof, ſo iſt 
Landentſchädigung zu leiſten, es ſei denn, daß nach 
Entſcheidung der Anerbenbehörden die Lebens. 


Berlin, den 5. Juli 1939. 
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III 


Im 
fähigkeit des Erbhofs durch die Enteignung nicht 
beeinträchtigt wird. Der Reichöverfehrsminifter 
bat darüber die Entſcheidung des Anerbengerichts 
herbeizuführen. Das Anerbengericht joll vor der 
Entſcheidung den Kreisbauernführer hören. Gegen 
die Entſcheidung des Anerbengerichts ift nur Die 
fofortige Beſchwerde des Kreisbauernführers und 
gegen die Entjcheidung des Erbhofgerichts nur die 
fofortige weitere Beſchwerde des Randesbauern- 
führers zuläfjig. Die Anerbenbebörden haben das 
Verfahren tunlichft zu befchleunigen. Das Ver: 
fahren ift koftenfrei. 


. Die Deutjche Reichsbahn hat das Recht, die Aus: 


dehnung der Enteignung auf folche Grundftüce 
zu verlangen, die zur Erfüllung der ihr nach Wr. 1 
und 2 obliegenden Verpflichtungen erforderlich 
find, wenn ihr freihändiger Erwerb ohne un» 
verhältnistmäßige Koſten nicht möglich ift. Dabei 
dürfen Erbhöfe in ihrer Vebensfähigkeit nicht be- 
einträdhtigt und Betriebe in ihrem Beſtand nicht 
gefährdet werden; Erbhofland darf dabei nur 
enteignet werden, wenn die Anerbenbebörden 
entjcheiden, daß dieſe Vorausſetzung vorliegt. 
Nr. 2 gilt entſprechend. 


Iſt Landentſchädigung feſtgeſetzt, jo kann der 


Rechtsweg nur wegen der Leiſtung, Erhöhung, 
Minderung oder des Fortfalls einer zufäßlichen 
Geldentſchädigung befchritten werden. Wei der 
Bemeffung der Geldentichädigung find die Serichte 
in der Bewertung des Entſchädigungslandes frei, 


. Soweit in den Enteignungsgefegen der Ränder 


die Hinterlegung der Entjchädigung vorgejchrieben 
ift, tritt bei Gewährung von Landentjchädigung 
an deren Stelle eine ausreichende Sicherung des 
Erſatzlandes. 


Der Reichsverkehrsminiſter 
Dorpmüller 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 
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Berordnung 
zur Durchführung des Gejebes über Sirenzungen von Eijenbahnen und Straken. 
Bom 5. Juli 1939, 


Auf Grumd des $14 des Gejetes Über Kreuzungen 
von Eifenbabnen und Straßen vom 4. Juli 1939 
(Reichsgeſetzbl. ©. 1211) wird im Einvernehmen 
mit den beteiligten Reichsminiftern und dem General- 
infpeftor für das deutſche Straßenweſen verordnet: 


Artikel 1 
Bu $ 3 des Gefehes 


(1) Dur Anordnungen nad) $3 des Geſetzes werden 
Beitimmungen über eine landespolizeilihe Prüfung 
oder Bequtachtung der Dläne, über das Verfahren 
zu ihrer Feititellung fowie über die Befugniffe der Ver— 
fehräpolizeibebörden auf Grund der Verordnung über 
das Verbalten im Straßenverkehr (Straßenverfehrs- 
Ordnung) vom 13. November 1937 (Neichögefebbl. I 
5.1179) nicht berührt. 

(2) Bei Anordnungen nad $3 des Gejeßes kann 
entichieden werden, 

a) welches Ziel dur die auszuführende Bau- 
maßnahme erreicht werden foll und welche all- 
gemeinen baulichen Grundfäße bei ihrer Durd)- 
führung zu beachten find, 

b) wer die Entjcheidung der zuftäindigen Behörden 
über die Wlangeftaltung nach den beftehenden 
Beltimmungen herbeizuführen bat, 

ec) wer den die Baumaßnahme im einzelnen dar— 
ftellenden Entwurf einfchließlich des Koften- 
anſchlags aufzuftellen bat, 

d) wen die Bauausführung obliegt, erforderlichen- 
falls auch, 

e) wie der der Entjcheidung über die Dlangeftaltung 
zugrunde zu legende Dlan aufzuftellen und wie 
der die Baumaßnahme im einzelnen darftellende 
Entwurf zu geitalten und auszuführen ift. 

(3) Die Aufgaben nad) Abſ. 2 Buchft. b bis d find 

im Benehmen mit dem anderen Beteiligten auszu- 
führen. 


(4) Die für die Enticheidung über die Dlangeftal- 
tung zuftändigen Behörden fünnen von dem Inhalt 
einer nach $ 3 des Gefepes ergangenen Anordnung nur 
mit Genehmiaung der für ihren Erlaß zuftändigen 
Stellen abweichen. 


Artikel 2 
Bu & 4 des Seſetzes 


Länder im Sinne diefer Beltimmung ſind aud) 
Neichdgaue, denen Aufgaben eines Trägerd der 
Straßenbaulaft obliegen oder zugewieſen werden. 


Berlin, den 5. Juli 1939. 


Artikel 3 
Bu den $$ 5 bis 7 des Gefehes 


(1) Zu den bei der Heritellung neuer Kreuzungen 
oder bei Änderungen oder Ergänzungen an beitehenden 
Kreuzungen erwachjenden Kojten gebören auch die 
befonderen baulichen und perfönlichen Aufwendungen, 
die zur Aufrechterbaltung des Verkehrs während der 
Ausführung der Baumaßnahme erforderlich find. 


(2) Anderungen der Unterbaltungslaft, die als Folge 
von Änderungen oder Ergänzungen an beitebenden 
Kreuzungen eintreten, gehören nicht zu den nad) SD 
Abi. 2 des Geſetzes erwachſenden und zu verteilenden 
Heritellungstoften. 


(3) Jeder Bauausführende, der nad) den Vor- 
ichriften der $S5 bis 7 des Geſetzes von dem anderen 
Beteiliaten eine teilweife oder gänzliche Übernahme von 
Koften verlangt, bat dem anderen Teil über feine Bau- 
maßnabme Nechnung zu legen. Entſprechendes gilt im 
alle des $5 Abi. 3 des Geſetzes für den Eiſenbahn— 
unternebmer oder Träger der Straßenbaulaft binficht- 
lich Der Berechnung des Koftenanteilsbetrags, der ſich 
für ihn bei Vornahme der eriparten Anderung oder 
Ergänzung der Kreuzung jelbit ergeben würde. 


Artikel 4 
Bu 5 8 des Gefehes 
Bei der Erneuerung von weſentlich geänderten oder 
ergängten Kreuzungsanlagen beftebt die Nechnungs- 
legungäpflicht wie bei Änderungen oder Ergänzungen 
nach $5 Abi. 2 des Geſetzes. 


Artikel 5 

3u $ 10 des Geſetes 

(1) An böhengleichen Kreuzungen gebören zu den 
Straßenanlagen insbejondere die Warnzeichen und 
Merktafeln (Balken) ſowie die Sichtdreiede, zu den 
Cijenbabnanlagen das gleichzeitig dem Eifenbabn- und 
Straßenverkehr dienende Kreuzungsftüd, die Schran- 
ten, Warnkreuze und MWarnlichter forwie andere der 
Sicherung des fich freuzenden Verkehrs dienende Eifen- 
babnzeichen. 


(2) An jchienenfreien Kreuzungen gebören Eifen- 


babnüberführungen zu den Eifenbahnanlagen und 
Strafenüberführungen zu den Strafenanlagen. 


Der Reichsverkehrsminiſter 
Dorpmüller 
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Dritte Durchführungsanordnung zur Verordnung 
zur Sicherſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von beſonderer jtaatspolitischer Bedeutung 
(Beichräntung des Arbeitsplatiwechjels im Steintohlenbergban). 
Bom 11. Juli 1939, 


Auf Grund der Verordnung zur Sicherftellung des 2 
Kräftebedarfs für Aufgaben von befonderer ftaats- 
politijcyer Bedeutung vom 13. Februar 1939 (Reichs- 
gejeßbl. I S. 206) beftimme ich folgendes: 

$1 

Die Vorſchriften der Zweiten Durchführungs- 
anorbnung zur Verordnung zur Sicherftellung des 
Kräftebedarfs für Aufgaben von bejonderer ftaats- 
politifcher Bedeutung (Beichränkung des Arbeitsplat- 
wechjels) von 10. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 444) 
gelten auch für den Steinfohlenberabau (Gewinnung 
von Steinfohlen, Steintohlenbritetts und Koks). 


(1) Diefe Anordnung tritt mit dem Tage der Ber- 
fündung in Kraft. 


(2) Iſt ein Arbeitöverhältnis, deifen Kündiqung 
nad) diefer Anordnung der Zuftimmung des Arbeits- 
amts bedarf, bereit vor dem Inkrafttreten der An- 
ordnung gekündigt worden, fo ift die Rechtswirkſamkeit 
der Kündigung von der Zuftimmung des Arbeitgamts 
abhängig, fall die Kündigung erft nach dem 12. Juli 
1939 wirtfam würde, 


Berlin, den 11. Juli 1939. 


Der Neih8arbeitsminifter 


In Vertretung 


Dr. Syrup 
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Gürforge: und Berforgungsgejeß 
für die ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht bei befonderem Einjaß 
und ihre Hinterbliebenen 
— Einfabfürforge- und =verforgungsgejeß — 
(EWFBG). 
Bom 6. Juli 1939. 


C* ar \ 
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Gemeinjame Borjhriften 
Weiterzablung von Verſorgungsbezügen bei Ein- 
tritt im die Wehrmad)t bei befonderem Einfak 


Pfändung, Übertragung, Wbtretung und Ver 
pfündung 


Ausſchluß der Anrechnung von Fürſorge- und Ver 
jorgungsbezügen nad dieſem Gejeb auf bas 
Arbeitsentgelt 

Fünfter Seil 
Bchrmadhtbeamte 
und ihre Hinterblichenen 


Sechſter Seil 
Berjahrensporihriiten 


Vertreter und Bevollmächtiate 
Spruchverfahren 
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Giebenter Zeil 
Übergangd: und Schlußvorſchriften 


Abjchnitt I 
Übergangsvorjehriften 
Weiterzahlung von Verforgungsgebührniffen nad 


anderen Geſehen bei Eintritt in die Wehrmacht 
bei befonderem Einſahß 


331 Ehemalige Soldaten mit Anſpruch auf Ruhegehalt 
oder ruhegehaltähnliche Bezüge nad) früheren Ge, 
jeben und ihre Hinterbliebenen 


Sufammentreffen von Beſchädigtenfürſorge und 
verjorgung nad, dieſem Gefeh mit Verſorgung 
nach dem Reichsverſorgungsgeſeh 


Abſchnitt I 
Schlußvorſchriften 
Inkrafttreten dieſes Gejekes 





Fürſorge- und Verſorgungsgeſetz 
für die ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht bei beſonderem Einſatz 
und ihre Hinterbliebenen 
— Einſatzfürſorge- und -verſorgungsgeſetz — 
(EWFDG) 


Der nationalfozialiftifche Staat fieht es als feine Ehrenpflict an, den Soldaten, welche bei opferfreudigemn 
Einſatz ihrer Gefundheit und ihres Lebens während eines befonderen Einfaßes durch Waffen oder fonftige Kampf- 
mittel oder im Kampfgebiet einen Körperjchaden erlitten haben, über die Fürforge und Verforgung nach dem 
WVehrmachtfürforge- und »verforgungsgefek hinaus eine weitere Fürſorge und Verforgung zu gewähren. Dasjelbe 


gilt für ihre Hinterbliebenen. 


Daher hat die Reichsregierung das folgende Gefeß befchloffen, das hiermit verkündet wird: 


Erſter Seil 


Allgemeines 


Geltung 
des Wehrmachtfürſorge- und -verſorgungsgeſetzes 
81 

Für die Fürſorge und Verſorgung bei beſonderem 
Einſatz gelten die Vorſchriften des Wehrmachtfürforge- 
und »verforgungägefeges vom 26. Auguſt 1938 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I ©. 1077), foweit nachftehend nicht anderes 
beſtimmt ift. 


Beſchädigung bei bejonderem Einjat 
82 
(1) Beſchädigung bei beſonderem Einſatz liegt vor, 
wenn ein Körperichaden während eines befonderen 


Cinjabes durch Einwirkung von Waffen oder ſonſtigen 
Kampfmitteln eingetreten iſt oder verſchlimmert wurde. 


(2) Eine im SKampfgebiet erlittene MWehrdienft- 
bejehädigung gilt als Beſchädigung bei befonderem 
Einſatz. 


(3) Beſchädigung bei beſonderem Einſatz liegt nicht 
vor, wenn ein Körperſchaden durch den Beſchädigten 
vorſätzlich herbeigeführt worden iſt. Die gerichtliche 
Feſtſtellung einer vollendeten oder verſuchten vor— 
ſätzlichen Selbſtbeſchädigung iſt für die Entſcheidung 
im Fürſorge- und Verſorgungsverfahren bindend. 


DT 


140-0197 
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Zweiter Seil 
Soldaten 


Abjıhnitt 
Bienftzeitfürforge und sverforgung 


A. Soldaten, die über die aktive Dienftpflicht 
hinaus dienen 
3 
(1) Soldaten, die während eines befonderen Ein- 
ſatzes über die aktive Dienftpflicht hinaus im aftiven 
Wehrdienft verbleiben und während oder nad Be- 
endigung eines befonderen Einjabes in Ehren oder 
wegen Dienftunfäbigfeit entlaffen werden, erhalten 
nur die im Wehrmachtfürforge- und »verforgungsgefek 
SD vorgeſehene Dienftzeitfürforge. 


(2) Unteroffiziere und Mannſchaften, die fich über 
die aktive Dienftpflicht hinaus zu einer Dienftzeit bis zu 
fünf Jahren verpflichtet haben und aus Anlaß eines 
befonderen Einfates über fünf Jahre hinaus im aktiven 
Wehrdienft verbleiben, erhalten nur die im Wehrmadht- 
fürforge- und »verforgungsgefeh $$ 6 bis 8 und 10 vor- 
gefehene Dienftzeitfürforge. 


B. Ehemalige Goidaten, die vorübergehend 
im aktiven Wehrdienst jtehen 


Ehemalige Soldaten ohne Anſpruch auf Ruhegehalt 
oder Danerrente nad dem Wehrmachtfürſorge- und 
verſorgungsgeſetz 
‘4 

Stehen diefe Soldaten aus Anlaf eines befonderen 
Einfages vorübergehend im aktiven Wehrdienſt, fo 
erwerben fie aus diefem Anlaß weder erfimalige noch 
höhere Anſprüche auf Dienftzeitfürforge und ver— 
jorgung nad) dem Wehrmachtfürforge- und »ver- 
ſorgungsgeſetz $$ 6 Bis 30. 


Ehemalige Soldaten mit Auſpruch auf Ruhegehalt 
oder Danerrente nach dem Wehrmachtfürſorge- und 
verſorgungsgeſetz 
$5 

(1) Haben diefe Soldaten aus Anlaß eines befon- 
deren Einfates vorübergehend im aktiven Wehrdienft 
aeftanden und werden fie in Ehren entlaffen, fo fteigt 
ihre ruhegehaltfähige Dienftzeit nad) den Vorfchriften 
des Wehrmachtfürforge- und »verforgungägefehes. 

(2) Haben diefe Soldaten aus Anlaß eines befon- 
deren Einfates mindeftens fechzig Tage im aftiven 
Wehrdienft geftanden und werden fie in Ehren ent» 
laflen, jo wird ein volles Dienftjahr auch dann ange- 
rechnet, wenn durch die Zeit der Wiederverwendung 
ein weiteres Dienftjahr nicht vollendet worden ift. 
Dasfelbe gilt, wenn fie nach kürzerer Dauer mit An- 
Iprud) auf Berfehrtengeldzulage in Ehren entlafien 
werden. 

(3) Sind dieſe Soldaten Kriegsteilnehmer nad) 
Wehrmachtfürforge- und verſorgungsgeſetz $55, fo 
wird das Ruhegehalt aus den ruhegebaltfähigen Dienft- 


bezügen derjenigen Bejoldungsgruppe und »fkufe 
berechnet, aus ber fie während der Wiederverwendung 
Bejoldung erhalten haben oder in ber fie fich befinden 
würden, wenn fie im Zeitpunkt des erneuten Aus— 
ſcheidens Friedensbezüge nach dem Reichäbefoldungs- 
recht bezogen hätten. In letzterem alle ift für die 
Eingruppierung der Dienftgrad maßgebend, nad) dem 
diefe Soldaten zuletzt Wehrfold bezogen haben; bei 
Anwendung des Wehrmachtfürforge- und »verforgung8- 
geſetzes $53 Abſ. 2 tritt alddann an die Stelle der 
dienftgradmäßigen Friedensbezüge der Wehrfold. Das 
Ruhegehalt wird jedoch nad den ruhegehaltfähigen 
Dienftbezügen des früheren Dienftguades berechnet, 
wenn dies günftiger ift. 

(4) In den Fällen der Abf. 1 bis 3 ift das Ruhegehalt 
nad) dem Wiederausfcheiden neu feftzuftellen. 


Abſchnitt n 
Beſchãdigtenfürſorge und -verſorgung 
Perſonenkreis 
86 

Soldaten und die im Wehrmachtfürſorge- und 
-verforgungsgejeß $ 68 genannten Zivilperfonen, die 
eine Beichädigung bei befonderem Einfat erleiden, 
erhalten Fürſorge und Verforgung wie bei Wehrdienft- 
beijchädigung nad) dem Wehrmachtfürforge- und »ver- 
jorgungsgefeß und daneben Fürforge und Verforgung 
nad) dieſem Geſetz. 


Berſehrtengeldzulage 
87 

(1) Für eine Beſchädigung bei beſonderem Einſatz 
und ihre Folgen wird neben dem Verfehrtengeld nad) 
Wehrmachtfürforge- und »verforgungsgeieh $84 eine 
Verjehrtengeldzulage gewährt. 

Sie beträgt in Stufe I... 10 Reichsmark monatlich, 
Eu: AD » » 
»>_ »viN..30 » » 


(2) Wenn Verfehrtengeldzulage zuftändia ift, wird 
biefe und das Berfehrtengeld nach Wehrmadhtfürforge- 
und verſorgungsgeſetz $ 84 neben jedem anderen Ein- 
kommen gewährt, auch neben Gehalt oder Nubegebalt 
eines Beamten, Offizierd 3.D. und neben Militär: 
anmwärterbezügen. 


» 
— / 


‘8 
Verjehrtengeldzulage wird bei Beichädigung bei 
bejonderem Einſatz aud) in den Fällen des Wehrmadht- 
fürforge- und »verforgungsgefeßes 889 Abi.5 und 6 
über die dort angegebenen Höchftarenzen hinaus ge- 


zahlt. 
Stapitalabjindung 
$ 9 
Kapitalabfindung nah Wehrmadtfürforge- und 
-verforgungsgefeß 85 94 bis 96 kann auch ftatt der 
Verjehrtengeldzulage bewilligt werben. 


J DIT 


5140-019 
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Dritter Seil 
SHinterbliebene von Goldaten 


Abfchnitt I 
Hinterbliebenenfürforge 
Sterbegeldzulage 


$ 10 


(1) Sterbegeldzulage erhalten neben dem Gterbe- 
geld nad Wehrmachtfürforge- und -verjorgungs- 
geſetz $ 100 die Witwen, die ehelichen und für ehelic) 
erklärten Abkömmlinge der Empfänger von Ver— 
jehrtengeldzulage in Höhe der Verjehrtengeldzulage. 


(2) Die Zahlung erfolgt nad) den gleichen Grund» 
fäßen wie die Zahlung des Sterbegeldes. 


(3) Den im Wehrmadhtfürforge- und »verforgungs- 
gejeß 101 genannten Perſonen kann neben bem 
Sterbegeld die Sterbegeldzulage auf Antrag ganz 
oder teilweile gewährt werben. 


Abſchnitt U 
Sinterbliebenenverforgung 
A. Berjonenkreis 
Witwen und Waijen 
$ 11 
Witwen und Waifen, die Anfpruch auf Verforgung 
nad) dem Wehrmachtfürforge- und »berjorgungs- 
geſetz haben, erhalten, wenn der Tod die Folge einer 
Beichädigung bei befonderem Einfab ift, neben dem 
MWitwen- und Waifengeld oder der Witwen- und 
Mailenrente 
MWitwenzulage nad) $ 17 und 
Maifenzulage nad) $ 19. 


g 12 


(1) Die im Wehrmachtfürforge- und »verjorgungs- 
geſeß K105 Abſ. 2 und 3 genannten Witwen und 
Mailen von Soldaten erhalten, wenn der Tod die 
Folge einer Beſchädigung bei befonderem Einfaß iſt, 
die dort vorgefehene Hinterbliebenenverforgung aud) 
dann, wenn die Ehe diefer Soldaten innerhalb von 
zehn Jahren nach) ihrer Entlaffung aus dem aktiven 
Mehrdienft gefchloffen worden it. Daneben erhalten fie 


Mitwenzulage nad) $ 17 und 
Maifenzulage nad) $ 19. 


(2) Abf. 1 gilt nicht bei Witwen und Waiſen von 
Soldaten, die Ruhegehalt, Dauerrente oder Unter- 
baltsbeitrag nad) Wehrmachtfürforge- und »ber- 
forgungsgefeß $ 127 Abſ. 3 erhalten haben oder hätten 
erhalten Eönnen. 


Witwen amd Waijen, die feinen Anſpruch auj 

Berjorgung nach SS 11 und 12 Haben, gejchiedene 

Ehefranen, wiederberheiratete Witiven und 
uneheliche Kinder 


$ 13 


Diefen Derjonen kann neben einer Verjorgung, Die 
fie nach dem Wehrmachtfürforge- und »verjorgungs- 
gejeh erhalten können, die Witwen- und Waifenzulage 
nach $$ 17 und 19 ganz oder teilweife widerruflich 
gewährt werden, wenn der Tod die Folge einer 
Beſchädigung bei befonderem Einſatz ift. 


Eltern 
$ 14 


(1) Sit der Tod eines Soldaten oder einer im Wehr: 
machtfürforge- und »verforgungsgeleß $ 65 genannten 
Sivilperfon die Folge einer Beihädigung bei befon- 
derem Einfaß, jo wird neben Elterngeld und Eltern- 
vente nach Wehrmachtfürforge- und +»verjorgungs- 
geſetz $ 111 eine Elternzulage nad) $ 20 gewährt. 


(2) Eltern und andere Verwandte der auffteigenden 
Linie der infolge einer Beichädigung bei bejonderem 
Einfat geftorbenen Soldaten und der im Wehrmacht- 
fürforge- und verſorgungsgeſetz $68 genannten 
Sivilperfonen erhalten, wenn der Verjtorbene ihren 
Lebensunterhalt nicht überwiegend beftritten bat, für 
die Dauer der Bedürftigkeit auf Antrag die Eltern» 
zulage nach) $ 20. 


(3) Eltern und andere Verwandte der aufjteigenden 
Linie verftorbener Soldaten, die zum Bezuge von 
Ruhegehait oder Dauerrente berechtigt waren, erhalten, 
wenn es für fie günftiger ift, ſtatt des Elterngeldes 
Elternrente. 


Berichollene 
$ 15 
(1) Zu einer Verforgung nad) dem Wehrmachtfür- 
forge- und verſorgungsgeſetz $ 112 Abſ. 1 können 
MWitwen- und Waifenzulagen gewährt werden, wenn 


der Tod infolge Beichädigung bei befonderem Einſatz 
wahrjcheinlich ift. 


(2) Unter den gleichen Bedingungen können Eltern» 
bezüge gezahlt werben. 


(3) Wehrmachtfürforge- und »verforgungsgejek $112 
Abi. 3 gilt auch für Sinterbliebenenbezüge nad) 
diefem Geſetz. 

Antragsfrift 
$ 16 

Iſt der Tod die Folge einer Bejchädigung bei 
befonderem Einſatz, jo muß der Antrag auf Eltern- 
verforgung zur Mermeidung des Rechtsverluſtes 


innerhalb von drei Jahren nad) dem Todesfall geftellt 
werden. 


IILV 





| 





IN 


III 
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B. Berjorgungsarten 
Witivenzulage 
$ 17 


(1) Die Witwenzulage wird in Höhe der Dienft- 
grad- oder Berufszulage, die der Verftorbene erhalten 
bat oder hätte erhalten können, gewährt, jedoch 
mindeftens in Höhe der Dienftgradzulage eines Feld: 
webels und höchitens in Höhe von fünfundfiebzig vom 
Hundert der Dienftgradzulage eines Sauptmanns. 


(2) Zur Witiwenzulage kann im Falle des Bedürf- 
nifjes ein Zufchuß gewährt werden, bei Unteroffizieren 
bis zur Höhe der Gejamtbezüge einer Witwenrente 
beziehenden Witwe eines Oberfeldiwebels, bei Offizieren 
bis zur Höhe der Gejamtbezüge einer Witwenrente 
beziehenden Witwe eines Sauptmanns. 


Wittvenabfindung 
$ 18 


Neben der Witwenabfindung nad) dem Wehr- 
macytfürforge- und verſorgungsgeſetz $ 116 wird 
nad) den gleichen Grundſätzen eine Abfindung für 
die Witwenzulage gewährt. 


Weijenzulage 
$ 19 
(1) Die Waijenzulage beträgt für jedes Kind, 
deſſen Mutter noch lebt und zur Zeit des Todes des 


Verftorbenen zum Bezuge von Witwengeld oder 
Witwenrente berechtigt war, 10 Reichsmark monatlich. 


(2) Die Waijenzulage beträgt für jedes Kind, deſſen 
Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des 
Verjtorbenen zum Bezuge von Witiwengeld oder 
Witwenrente nicht berechtigt war, 15 Reichsmark 
monatlid). 


(3) Zur Waifenzulage fann im Falle des Bedürf- 


nijfes ein Zuſchuß von 15 Reichsmark monatlich) 
gewährt werden. 
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Elternzulage 
$ 20 
(1) Die Elternzulage beträgt: 
für einen Elternteil... 15 Reichsmark monatlich, 
für ein Elternpaar .. 20 » » 
(2) Sie erhöht ſich, wenn mehrere Söhne infolge 


Beihädigung bei befonderem Einſatz geftorben find, 
für jeden weiteren Sohn um 5 Reichsmark monatlich. 


Sujammentrejjen mehrerer Hinterbliebenenbezäge 
nad dem Wehrmachtjürjorge: und -verſorgungs— 
gejek und nach dieſem Geſetz 
21 

(1) Witwen- und Waiſenzulage find den Anſpruchs— 
berechtigten voll zu zahlen. Die Vorfchrift des Wehr- 
machtfürforge- und »berforgungsgefeßes $121 Abf. 1 
und 2 über Kürzung gilt für diefe Zulagen nicht. Sie 
gilt auch nicdyt für Witwen- und Waifenzulagen, welche 
nad) $$ 13 und 15 gezahlt werden können. 

(2) Wehrmachtfürforge- und »verforgungsgejet $121 
Abſ. 3 über Kürzung gilt nicht, wenn Elternzulage ge- 
währt wird. 


Witwen: und Waijenzulage neben 
anderem Einlommen 


$ 22 
Witwen- und Waifenzulage werden an Sinter- 
bliebene neben jedem anderen Einfommen gewährt. 


Anrechnung von Sterbegeldzulage 
auf Hinterbliebenenbezüge 
$ 23 
Für die Anrechnung von Gterbegeldzulage auf 
SHinterbliebenenbezüge nad) diefem Geſetz und auf 
Hinterbliebenenbezüge nach dem Wehrmadtfürforge- 
und verſorgungsgeſetz gelten die Worfchriften des 
Wehrmachtfürforge- und »verforgungsgefeßes $ 122. 


Bierfer Seil 
Semeinfame Vorſchriften 


VWeiterzahlung von Berjorgungsbezügen 
bei Eintritt in die Wehrmacht bei bejonderem Einjak 
s 24 
Beim Eintritt in die Wehrmacht bei bejonderem 
Einjat werden die Verforgungsbezüge des Wehrmacht- 
fürforge- und »verforgungsgejeßes und dieſes Gejehes 
weitergezahlt. 


Pfändung, Übertragung, Abtretung 
und Berpjändung 
$ 25 


(1) Fürforge- und Verforgungsbezüge nach diefem 
Geſetz find nicht pfändbar. 


Reichögejegbl. 1939 I 


(2) Sie können mit Zujtimmung des Wehrkreis- 
tommandos rechtswirkſam übertragen, abgetreten oder 
verpfändet werden. 


Ausſchluß der Anrechnung 
von gürjorge: und Berjorgungsbezügen nach dieſem 
Geſetz auf daS Arbeitsentgelt 
$ 26 

‚sürforge- und Verjorgungsbezüge nad) diefem Geſetz 
jind von der Anrechnung auf jedes Arbeitsentgelt 
und auf alle Bezüge, aud) nad) anderen Geſetzen, aus- 
geſchloſſen. 


310 
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Sünfter Seil 
Wehrmachtbeamte und ihre Hinterbliebenen 


$ 27 

(1) Erleiden Wehrmachtbeamte eine Beſchädigung 
bei befonderem Einſatz nad) $ 2, jo erhalten fie bei Ver— 
ſehrtheit Verfehrtengeld nad) Wehrmachtfürforge- und 
‚verforgungsgejeß $ 84 und Verfehrtengeldzulage nad) 
$7 und, foweit ihnen nad) dem Deutſchen Beamten- 
gefet feine Heilfürforge zufteht, Heilfürforge nad) dem 
MWehrmachtfürforge- und »verforgungägefeb. 

(2) 87 Ubf. 2 über die Zahlung des Verſehrten— 
geldes und der Verfehrtengeldzulage gilt ebenfalls. 

(3) Sinterbliebene von Wehrmachtbeamten erhalten 
neben den Verforgungsbezügen nad) dem Deutjchen 


Beamtengefeb vom 26. Januar 1937 Sinterbliebenen- 
bezüge nach diefem Geſetz. Die $$ 22, 25 und 26 finden 
Anwendung. 


(4) Wehrmachtbeamte des Beurlaubtenftandes, bie 
eine Beſchädigung bei bejonderem Einſatz erleiden, 
erhalten diefelbe Verforgung wie die im $6 genannten 
Soldaten. Ihre Hinterbliebenen erhalten, wenn ber 
Tod die Folge einer Beihädigung bei befonderem 
Einſatz ift, neben der Verforgung nach dem Wehrmacht. 
fürforge- und »verforgungsgefeb $136 Abſ. 2 Sat 2 
——— — und verſorgung nach dieſem 

eſetz. 


Sechſter Seil 
Verfahrensvorſchriften 


Vertreter nnd Bevollmächtigte 
$ 28 


Wegen der während oder aus Anlaß eines befonderen 
Einfabes erhobenen Anſprüche nad) dem Wehrmacht- 
fürforge- und »verforgungsgefeß und nad dieſem 
Geſetz treten 


a) als befonderer Vertreter nady dem Wehrmacht- 
fürforge- und »verforgungsgefeh $ 143 Abi. 3 
und 


b) als Bevollmächtigter und als Beijtand nad) dem 
MWehrmachtfürjorge- und »verforgungsgefeß $ 144 
Abſ. 2a 


Mitglieder der Nationalfozialiftiichen Kriegsopferver- 
foraung an die Stelle der Mitglieder des National 
fozialiftifchen Neichsfriegerbundes e. V. 


Spruchverfahren 
8 29 

(1) Das Oberkommando der Wehrmacht kann an— 
ordnen, daß das Spruchverfahren des Wehrmacht— 
fürforge- und »verforgungsgefeßes $$ 166 bis 181 und 
$ 200 Abſ. 1 für die Dauer eines befonderen Einſatzes 
ganz oder teilweife ruht. 

(2) Soweit während eines befonderen Einſatzes 
beim Neichsfürforge- und »verforgungsgericht der 
Mehrmacht ein Spruchverfahren durchgeführt wird, 
treten als nichtftändige Mitglieder der Senate Mit- 
glieder der Nationalfozialiftiihen Kriegsopferverſor— 
gung an die Stelle der im Wehrmachtfürforge- und -ver- 
ſorgungsgeſetz $ 140 Abf. 3b genannten Mitglieder des 
Rationalfozialiftiihen Neichskriegerbundes e. V. Das 
gleiche gilt, wenn durch das Reichsfürſorge- und »ver- 
forgungsgericht der Wehrmacht über Anfprüde aus 
Anlaß eines befonderen Einfages zu entjcheiden it. 


Giebenter Seil 
Übergangs- und Schlußporfchriften 


Abjfchnitt l 
Übergangsvorfchriften 
Weiterzahlung von Berjorgungsgebührnijien 
nach anderen Geſetzen bei Eintritt in die Wehrmacht 
bei beſonderem Einjak 
$ 30 

$ 24 gilt auch für Verforgungsgebührnijje nad) 
anderen Gejeßen. 


Ehemalige Soldaten mit Anſpruch 
auf Nuhegehalt oder ruhegehaltähnlige Bezüge 
nach früheren Geſetzen und ihre Hinterbliebenen 


$ 31 


(1) Werden diefe Soldaten aus Anlaß eines be, 
fonderen Einfates im aktiven Wehrdienft mindejtens 
fechzig Tage wiederverwendet oder werden fie nad) 
kürzerer Dauer mit Anſpruch auf Verjehrtengeldzulage 











entlaffen, fo gilt für fie und ihre Hinterbliebenen das 
Wehrmachtfürforge- und »verforgungsgefeg und dieſes 
Geſetz. Ruhegehaltfähig ift in diefem Falle auch die 
Zeit von Übungen, die der Wiederverwendete feit 
feiner früheren Entlaffung abgeleiftet hat. 


(2) Sie und ihre Sinterbliebenen werden jedoch nach 
den früheren Gefegen und Beftimmungen verforgt, 
wenn fie dies beantragen. 


(3) Neben einer Verforgung nad) Ab.2 erhalten 
wiederverwendete Soldaten bei Verfehrtheit infolge 
einer während der Wiederverwendung erlittenen Be- 
ſchädigung bei befonderem Einfaß eine Verfehrtengeld- 
zulage nach dem Grade ihrer Verfehrtheit. Die Ver- 
jehrtengeldzulage wird neben jedem anderen Einfommen 
gezahlt. 


Zuſammentreffen bon Vejchädigtenfürjorge 
und -berjorgung nach diejem Geſetz mit Verſorgung 
nad dem Reichsverſorgungsgeſetz 

$ 32 


(1) Treffen Ansprüche auf Beihädigtenfürforge und 
-verjorgung nach dieſem Geje mit anerlannten Ber- 
jorgungsanfprüchen nad) dem Reichsverſorgungs⸗ 
geſetz oder anderen Geſetzen, die das Reichsverforgungs— 
gejeg für anwendbar erklären, zuſammen, fo fann big 
zur erſtmaligen Feſtſtellung der Verforgungsgebühr- 
niffe zwiſchen der Verforgung nad) dem Reichsver- 
ſorgungsgeſetz — ausgenommen SHeilfürforge — und 
nad) dieſem Gefeß in Verbindung mit dem Wehrmacht: 
fürforge- und -verforgungsgejeb gewählt werden; 
Heilfürforge ift ſtets nach dem Wehrmactfürforge- und 


Berlin, den 6. Juli 1939. 
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-berforgungsgefeh zu gewähren. Wird die Wahl nicht 
ausgeübt, jo ift Verforgung — ausgenommen SHeil- 
fürforge — nur nad) dem Reichsberſorgungsgeſetz zu 
gewähren. 


(2) Die nad) Abſ. 1 zugelaffene Wahl ift endgültig. 


(3) War bereits eine Kapitalabfindung nad) dem 
Reihsverforgungsgefeß gewährt, fo beftimmt das Ober- 
fommando der Wehrmacht, inwieweit die Kapital- 
abjindung zurüdzuzahlen oder in eine foldhe nad) dem 
Wehrmachtfürforge- und »verforgungsgefeh und nad) 
diefem Geſetz umzuwandeln ift. 


Abſchnitt ll 
Schlußvorſchriſten 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
g 33 
(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oftober 1938 
in Kraft. 
(2) Der Führer und Oberfte Befehlshaber der Wehr- 
macht bejtimmt, 
a) wer ald Teilnehmer an einem befonderen Einjatz 
anzuſehen ift, 
b) welche militärische Unternehmung als ein be- 
fonderer Einfaß anzufeben ift. 


(3) Das Oberlommando der Wehrmacht exläßt im 
Einvernehmen mit dem Neichsminifter der Finanzen 
die zur Durchführung diefes Geſetzes erforderlichen 
Beftimmungen und als Ülbergangsregelung auch 
ergänzende Borjchriften. 


Der Führer und Neichstanzler 
Adolf Hitler 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmadt 
Keitel 


Der Reichsminiſterdes Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 
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Verordnung 
zum Einfaßjürjorge: und -verſorgungsgeſetz und zum Wehrmachtjürjurge: und -verſorgungsgeſetz. 
Bom 7, Juli 1939, 


Auf Grund des Einfakfürforge- und »verjorgungs- 
aefehes vom 6. Juli 1939 (Reichögefeßbl. I S. 1217) 
833 Ab. 2, und des Mehrmachtfürforge- und -ver- 
forgungsgejeßes vom 26. Auguft 1938 (Reichögefegbl. I 
S. 1077) $55 Abſ. 2 und $ 197 Abſ. 2 wird nad)- 
jtebendes beftimmt: 

Artifel 1 
81 

Die Vorſchriften des Einſatzfürſorge- und ver— 
ſorgungsgeſetzes, mit Ausnahme des $ 24, find anzu- 
wenden 

a) auf die ehemaligen Angehörigen der Legion 
Condor, der fonftigen in Spanien eingejeßten 
Freiwilligenverbände, auf die in ſpaniſchen Ge- 
wäfjern eingejeßten ehemaligen Angehörigen der 
Kriegsmarine und die Hinterbliebenen dieſer 
Perſonen, wenn Fürforge und Verſorgung nad) 
dem Mehrmachtfürforge- und -verjorgungs- 
geſetz gewährt wird, 
auf die ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht, 
die bei der Befreiung der fudetendeutjchen Ge- 
biete eingefeßt waren, und ihre Hinterbliebenen, 
wenn Fürſorge und Verforgung nad) dem Wehr- 
machtfürforge- und verſorgungsgeſetz für Ver— 
wundungen oder beim Tod infolge Waffenein- 
wirkung gewährt wird, 

c) auf die ehemaligen Angehörigen des judeten- 
deutichen Freiforps und ihre Hinterbliebenen, 


b 


u 


wenn Fürſorge und Verforgung nad) dem Wehr-— 


machtfürforge- und verſorgungsgeſetz für Ver— 
wundungen oder beim Tod infolge Waffenein- 
wirkung gewährt wird. 


$ 2 
Die im $ 1 unter a bezeichneten Perfonen und ihre 


Hinterbliebenen können, foweit fie Verſorgung nad) 
dem Wehrmachtverforgungsgefek oder nach dem Wehr⸗ 


Berchtesgaden, den 7. Juli 1939. 


machtverforgungsgefet in Verbindung mit dem Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetz erhalten, bis zum 31. Dezember1939 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1938 die Fürſorge und 
Berforgung nad) dem Wehrmachtfürforge- und »ver- 
ſorgungsgeſetz wählen; die Wahl ift endgültig. 


Artilel 2 
(1) Die Verwendung der im Wrtikel1 $1 unter a 
bezeichneten Derfonen ift als Krieg im Sinne des 
MWehrmachtfürforge- und verſorgungsgeſetzes $55 
Abſ. 2 unter ce anzufehen. 


(2) Als Teilnehmer an diefer Verwendung gelten 
die im Artikel 1 $1 unter a bezeichneten Perſonen, die 
die Grenzen des Deutfchen Reichs überjchritten oder 
die beimifchen Gewäſſer verlaffen hatten, bis zur Rüd- 
kehr in die Heimat, längftens bis zum 31. März 1939. 


(3) Für die Kalenderjahre 1936, 1937, 1938 und 
1939 ift je ein Kriegsjahr anzurechnen, wenn 
a) der Teilnehmer an diejfer Verwendung in dem 
betreffenden Kalenderjahr an einer Kampfhand- 
lung teilgenommen bat oder 


b) die Verwendung im Salenderjahr wenigitens 
60 Tage betragen bat. Die. Bedingung der 
6Otägigen Verwendung ijt auch dann erfüllt, 
wenn kürzere, in mehrere Jahre fallende Aufent- 
baltsfriften zufammen mindeftens 60 Tage er- 
geben. Als Kriegsjahr gilt dann das Kalender- 
iabr, in dem die Bedingung erfüllt ift. 


Artikel 3 


Die Verordnung tritt in Kraft: 
in den Fällen des Artifeld 1 $ 1 unter ce mit Wirkung 
vom 20. September 1938, 


im übrigen mit Wirkung vom 1, Oftober 1938. 


Der Führer und Oberfte Befehlshaber der Wehrmacht 
Adolf Hitler 
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Erlaß über dad Amtsjchild des Neichsarbeitsdienites, 
Vom 9, Zuli 1939, 


Auf Grund des Artikels 4 der Verordnung über das Hoheitözeichen des Reichs vom 5. November 1935 Reichs⸗ 


geſetzbl. I S. 1287) in Verbindung mit $ 10 des Erlafjes über die 


gejegbl. I ©. 126) beftimme ich: 


Der Reichsarbeitsdienft führt das 
Erlaſſes vom 2, Februar 1939 über 


Amtöfchilder vom 2, Februar 1939 (NReichs- 


81 
gleiche Amtsſchild wie die ſtaatlichen Verwaltungen. Die Vorſchriften des 
die Amtsſchilder der ſtaatlichen Verwaltungen gelten entſprechend. 


582 
Der Reichsarbeitsführer entſcheidet, welche Dienſtſtellen des Reichsarbeitsdienſtes 


Amtsſchilder führen, und 


erläßt die zur Durchführung dieſes Erlaſſes erforderlichen Vorſchriften. 


Berlin, den 9. Juli 1939. 


Derfeihsminifter des Innern 
Frick 


— un 





Verordnung zur Ergänzung und Durchführung des Familienunterſtützungsgeſetzes 
Gamilienunterſtützungs⸗Durchſührungsverordnumg — FU:-DBD —). 
Vom 11. Juli 1939, 


Auf Grund des 87 des Familienunterſtützungs— 
geſetzes vom 30. März 1936 (Reichsgeſetzbl. IS. 327), 
des Geſetzes ber die Wiedervereinigung Öfterreichs 
mit dem Deutſchen Reich vom 13. März1938 (Reichs: 
gejegbl. I S.237) und des Erlafjes des Führers und 
Reichskanzlers über die Verwaltung der ſudetendeut— 
chen Gebiete vom 1. Oftober 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
S.1331) wird folgendes verordnet: 


1, Abſchnitt 
Wehrpflicht und Reichsarbeitsdienftpflicht 
I. Unterftügungsberechtigung 
Sg 
(1) Bei den Wehrpflichtigen, die fich freiwillig auf 
länger als zwei Jahre zum aktiven Wehrdienft ver- 
pflichten, gelten im Sinne des $ 1 Abſ. 1 des Gejehes 
die beiden erſten Dienftjahre als Erfüllung der afti- 
ven Dienftpflicht. Bei den Reichdarbeitsdienftpflich- 
tigen, die ſich freiwillig auf länger als ein halbes 
Jahr zum Reichsarbeitsdienft verpflichten, ift das 
erjte halbe Jahr als Erfüllung der Reichsarbeitsdienit- 
pflicht anzuſehen. 
(2) SZ IN 1 des Familienunterſtützungsgeſetzes 
iſt in folgender Faſſung anzuwenden: 
„J. die Ehefrau, deren Ehe geſchieden oder für nichtig 
erklärt oder aufgehoben iſt, ſofern der Ein— 
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berufene nach den Vorſchriften des Ehegeſetzes 
vom 6. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 807) 
verpflichtet ift, dev Ehefrau Unterhalt zu ge— 
währen.” 


(3) 82 de3 Familienunterſtützungsgeſetzes iſt mit 

folgendem Zuſatz zu II anzuwenden: 

„Ö. elternloſe Geſchwiſter des Einberufenen, wenn 
bis zur Aushändigung des Gejtellungs- oder 
Einberufungsbefehls Haushaltsgemeinichaft 
mit dem Einberufenen beftanden bat.” 


(4) Der Dienft in der 74 -Derfügungstruppe gilt 


Dinfichtlich der Jamilienunterftüßung für die beiden 
erjten Dienftjahre als aftiver Wehrdienit. 


II. Zuftändigfeit und Verfahren 
82 

(1) Stadt- und Landkreiſe im Sinne des S 3 de3 
Geſetzes find die Bezirksfürſorgeverbände. 

(2) Zur Gewährung der Familienunterſtützung ver: 
pflichtet ift dev Stadt. oder Landkreis, in dellen Be- 
zirk der Unterftügungsberechtigte wohnt oder ſich 
nicht nur vorübergehend aufhält. 

(3) Die Familienunterſtützung iſt getrennt von der 


öffentlichen Fürſorge durchzuführen. 
311 
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83 


(1) Die Gewährung der Familienunterſtützung ift 
von der Stellung eines Antrags abhängig. Der An- 
trag kann von dem Einberufenen oder von dem Unter- 
ftüßungsberechtigten bei dem Stadt- oder Landkreis 
oder bei dem Bürgermeifter der Aufenthaltsgemeinde 
aeftellt werden. Die Vorausfeßungen für die Unter- 
ftütungsberechtigung ($$ 1 und 2 des Geſetzes) und 
für die Gewährung der Familienunterftütung ($ 9 
Abſ. 3) find, falls fie nicht ortsbekannt find, glaubhaft 
zu machen. 


(2) ber den Antrag entjcheidet der Leiter des 
Stadt- oder Landfreifes. Er hat dem Truppen 
(Marine) teil oder der Neichsarbeitsdienftabteilung 
des Einberufenen die Bewilligung der Zamilienunter: 
ſtützung mitzuteilen. 


(3) Das Einſpruchs- und Bejchmerdeverfahren 
vegelt ſich nach $3 Abſ. 2 Satz und $ 3a Abi. 2 
Sat 1 und Abj. 4 der Fürforgepflichtverordnung. 
Uber den Einfpruch entjcheidet der Yeiter des Stadt- 
oder Landkreiſes, der beauftragten Gemeinde oder des 
beauftragten engeren Gemeindeverbandes ($ 7). 


84 
(1) Die Familienunterſtützung iſt mindeſtens für 
einen halben Monat im voraus zu zahlen. Endiat die 
Einberufung vor Ablauf des halben Monats, fo iſt 
nur der auf die Zeit bis zur Entlafjung entfallende 
Teilbetrag der Familienunterſtützung auszuzahlen. 


(2) Familienunterſtützung ift aud) für den Seitraum 
zu gewähren, der zur Reife des Einberufenen vom 
Mohnort zum Geftellungsort oder zur Rückreiſe vom 
Truppen- (Marine-) teil oder der Reichsarbeitsdienſt— 
abteilung zum Wohnort erforderlich iſt. 


(3) Familienunterſtützung kann auch für eine vor 
dem Tage der Antragftellung liegende Zeit, jedod) 
nicht für eine längere Zeitdauer als einen Monat dor 
diefem Tage und nicht für die Zeit vor dem Geftellungs- 
oder NReifetag gewährt werden, ſoweit in diefer Zeit 
der notwendige Lebensbedarf des Unterftügungsbered- 
tigten nicht auf andere Weife ($S9 Abf. 3) gelichert 
war; fteht der Unterftügungsberedhtigte unter Vor— 
mundfchaft oder hat ex einen Pfleger erhalten, ſo be- 
trägt diefe Frift zwei Monate, 


(4) Die Familienunterftügung ift neu feſtzuſetzen, 
wenn in den Verhältniffen, die für die Feſtſetzung 
maßgebend gewefen find, eine Anderung eintritt. 


(5) Die Stadt- und Pandfreife haben zu über: 
wachen, ob die Vorausſetzungen für die Unterſtützungs— 
gewährung ununterbrochen fortbeftehen. Der Ein- 
berufene, der Unterftühungsempfänger, fein geſetz— 
licher Vertreter oder der Haushaltsvorftand ift ver- 
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pflichtet, dem Stadt. oder Landkreis oder dem Bürger- 
meifter der Aufenthaltsgemeinde jede Anderung der 
Berhältniffe, die den Wegfall oder die Minderung der 
Familienunterftügung bedingt, unverzüglich anzu- 
zeigen. 
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(6) Die Unterſtützung iſt einzuftellen, wenn und ſo— 


weit der notwendige Lebensbedarf des Unterſtützungs— 
berechtigten auf andere Weife ($ 9 Abf. 3) gefichert ift. 


(7) Die Unterftügung ift ferner einzuftellen, wenn 


der Einberufene 


a) aus dem aktiven Wehrdienſt nad) Erfüllung der 
aktiven Dienftpflidt oder aus dem Reichs— 
arbeitsdienft nach Erfüllung der Reichsarbeits— 
dienſtpflicht zeitgerecht entlaffen wird. ($ 22 
Abſ. 1 unter a des Wehrgeſetzes vom 21. Mai 
1935 — Reichsgefeßbl. 1 ©. 609 —, $ 13 des 
Neichsarbeitsdienftaefehes vom 26. Juni 1935 
— Reichögefekbl. I ©. 769), 

aus dem aktiven Wehrdienft nad Beendigung 
der kurzfriftigen Ausbildung oder einer Übung 
zeitgerecht entlafjen wird, 

auf Grund einer freiwillig eingegangenen 
weiteren Dienftverpflidtung nad) Erfüllung 
der aktiven Dienftpflicht ($ 8 Ab. 1 des Wehr- 
geſetzes) im aktiven Wehrdienft oder nad) Er- 
füllung der Neich8arbeitsdienftpflicht (SI Abf. 1 
des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes) imReichsarbeits⸗ 
dienſt bleibt, 

aus dem aktiven Wehrdienſt von Rechts wegen 
ausſcheidet oder aus beſonderen Gründen ent— 
laſſen ($$ 23, 24 des Wehrgeſetzes) oder aus 
dem Reichsarbeitsdienſt vorzeitig entlaſſen 
wird ($ 16 des NeichSarbeitsdienftgefehes), 
unerlaubt feine Truppe oder Dienftftelle ver- 
läßt oder ihnen fernbleibt oder durch fürmliche 
Erklärung feines Arbeitsgauführers für dienft- 
flüchtig erklärt wird. Kehrt der Einberufene 
freiwillig zur Truppe (Dienftftelle) zurüd, fo ift 
die Unterſtützung von feiner Wicdereinftellung 
bis zur Mbleiftung des Neftes feiner aktiven 
Dienſtpflicht einfchließlich der Zeit des Nach— 
dienen wieder zu gewähren. Wird er ergriffen, 
fo darf Familienunterſtützung nicht wieder ge- 
währt werden. 

(8) Die Unterftügung ift bis zum Ablauf des Ent- 
laffungstages fortzugewähren, wenn der Einberufene 
in der Wehrmacht zurückbehalten wird ($ 22 Abf. 2 
des Wehrgeſetzes), wenn er naddienen muß ($ 8 
Abſ. 4 des Wehrgeſetzes, $ 3 Abf. 4 des Neichsarbeits- 
dienſtgeſetzes) oder wenn fich die Entlaffung aus dem 
aktiven Wehrdienft oder dem Neichsarbeitsdienft in- 
folge Verbüßung einer Difziplinarftrafe — Dienft- 
ſtrafe — verzögert. 
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(0) Wird ein erkrankter Einberufener nad) der Ent- 
laffung aus dem aktiven Webrdienft zwecks weiterer 
Krantenbehandlung bei dem Truppen- (Marine:) teil 
oder in einem Lazarett zurückbehalten, fo ift die Unter: 
ftügung bis zur Entlafjung aus der Krankenbehand— 
lung des Truppen (Marine-) teild oder des Lazaretts 
fortzugewähren. Wird ein erkrankter Einberufener 
nach dem allgemeinen Entlaſſungstage zwecks weiterer 
Kranlkenbehandlung im Reichsarbeitsdienſt zurüd» 
behalten, jo ift die Unterftügung bis zur Entlaſſung 
aus dem Reichsarbeitsdienſt fortzugewähren. 


85 

Stirbt der Einberufene während der Erfüllung der 
aktiven Dienſtpflicht, der Einberufung zu kurzfriſtiger 
Ausbildung oder einer Übung der Wehrmacht, der 
Erfüllung der Reicharbeitsdienftpflicht oder während 
einer Zeit nad) $ 4 Abf. 8 und 9 oder wird er wegen 
Dienftunfähigfeit aus dem aktiven Wehrdienft oder 
aus dem Reichsarbeitsdienft entlaffen und wird von 
dem Trubpen- (Marine-) teil oder der Reichsarbeits- 
dienftabteilung des Einberufenen angenommen, daf 
der Tod oder die Dienftunfähigfeit Folge einer Wehr- 
dienft- oder Mrbeitsdienftbefhädigung ift, fo fann 
unterftüßungsberechtigten Angehörigen, für die An- 
ſprüche auf Hinterbliebenenverforgung oder auf Zu 
Ihläge zu der Verforgung des Einberufenen ange 
meldet find, bis zum Beginn der Verforgung Familien- 
unterftüßung fortgewährt werden. Im Falle der Ent- 
laffung wegen Dienftunfähigfeit (Sat 1) kann der 
Einberufene in die Familienunterftügung feiner An- 
gehörigen einbezogen werden. Die Unterſtützung ift 
auf die Nadzahlung von Verforgungsgebührnifjen 
anzurechnen. 


86 

(1) Bei Einberufungen zur Erfüllung der aktiven 
Dienftpflicht oder der Reichsarbeitsdienſtpflicht Haben 
die Truppen (Marine-) teile und Dienftitellen des 
ReichSarbeitsdienftes dem Stadt: oder Landkreis ($2 
Ab. 2) auf Anfrage unverzüglich mitzuteilen, an 
welchem Tage der Einberufene in den Dienft ein- 
geftellt worden: ift. 


(2) Die Truppen- (Marine-) teile und Dienftftellen 
des Reichdarbeitsdienftes find, fomweit es fi) nicht 
um Einberufungen bis zur Dauer einer Woche han- 
belt, verpflichtet, dem, Stadt. oder Pandfreis die im 
54 965.7 unter e bis e, Abf. 3und 9 fowie 85 ge⸗ 
nannten, für die Einſtellung oder Fortgewaͤhrung 
der Familienunterſtützung erheblichen Tatſachen un— 
verzüglich mitzuteilen. Das Entſprechende gilt im 
Falle des SA Abſ. 9 für die Lazarette und im Falle 
der Rückgängigmachung eines Einberufungsbefehls 
für die Wehrerſatzdienſtſtellen. 


1227 
$7 
(1) Die Gemeinden und engeren Gemeindever- 


bände find zur Mitarbeit bei der Durchführung der 
Familienunterſtützung verpflichtet. 


(2) Die Landkreife können die Durchführung der 
Familienunterſtützung den ihnen zugehörigen Gemein- 
den und engeren Gemeindeverbänden von mehr als 
10 000 Einwohnern übertragen. Die Weiſungen des 
Landkreiſes ſind für die Gemeinden und engeren Ge— 
meindeverbände bindend. Seine Verantwortung für 
die Erfüllung der Aufgaben wird durch die Über— 
tragung der Durchführung nicht berührt. 


III. Vorausſetzung, Art und Maß der Unterſtützung 
588 
(1) Die Leiſtungen der zamilienunterftügung (F89 
und 12) follen den notwendigen Pebensbedarf des 
Unterftüßungsberechtigten unter Rückſichtnahme auf 
jeine bisherigen Lebensverhältniſſe fichern. 


(2) Die Familienunterſtützung darf nicht dazu füh- 
ven, daß dem Unterftüßungsberechtigten für feinen 
laufenden notwendigen Vebensbedarf gegenüber der 
Zeit vor der Einberufung mehr an Mitteln zur Ver: 
fügung fteht. 


89 
(1) Zur Deckung des laufenden notwendigen Qebens- 
unterhalts wird eine Unterſtützung nad einem den 
örtlichen Verhältniffen angepaßten Unterſtützungsſatz 
gewährt. Das Nähere beſtimmt der Reichsminiſter 
des Innern im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
der Finanzen. 


(2) Neben dem Unterſtützungsſatz (Ab. 1) werden 

gewährt: 

1. Mietbeihilfen ($ 10), 

2. Kranfenhilfe und Silfe für Schwangere und 
MWöcnerinnen ($ 11), 

3. bei Minderjährigen Erziehung und Erwerbs— 
befähigung, die nach ihren Anlagen und Fähig— 
keiten und der Lebensſtellung der Eltern be— 

4. bei Blinden, Taubſtummen und Krüppeln Er— 
werbsbefähigung, 

5. Sozialverſicherungsbeiträge. 


(3) Die Leiſtungen der Abſ. 1 und 2 find infomweit 
nicht zu gewähren, als der Unterftüßungsberechtigte 
den nach diefen Leitungen zu bemeflenden notwendi— 
gen Yebensbedarf aus eigenen Kräften und Mitteln 
beichaffen kann oder ihn von anderer Seite, insbeſon— 
dere don Angehörigen, erhält. 


(4) Nötigenfalls ift der Beftattungsaufwand zu 
beſtreiten. 


III 
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(1) Mietbeihilfen (9 Abſ.2 Nr. 1) ſind zur 
Deckung des berechtigten Wohnbedarfs zu gewähren. 

(2) Ob und imwieweit der Wohnbedarf als be, 
rechtigt anerkannt werden fann, ift nad) der Yebens- 
stellung des Unterftüßungsberedhtigten und nad) Der. 
ionenzahl, Lebensalter, Geſchlecht und Gefundheits- 
suftand der in die Wohnung aufgenommenen An- 
achörigen ($ 13 Abj. 3) zu entjcheiden. 


(3) Den zu kurzfriftiger Ausbildung oder Übungen 
der Wehrmacht Einberufenen, die un terſtützungsberech— 
tigte Angehörige nicht haben oder bis zur Aushändi— 
gung des Einberufungsbefehls nicht mit ſolchen An— 
gehörigen in Haushaltsgemeinſchaft gelebt haben, 
kann beim Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen 
(869 Abſ. 3) eine Mietbeihilfe gewährt werden, wenn 
jie eine Wohnung mit eigenem Hausrat haben und 
ihnen die anderweite Verwertung oder Aufgabe dieſer 
Mohnung während der Dauer der Einberufung nicht 
zugemutet werden fann. Zur Erfüllung der aktiven 
Dienftpflicht oder der Reichsarbeitsdienftpfliht Ein- 
berufenen gleicher Art fann für Aufwendungen zwecks 
Unterbringung des eigenen Hausrats eine angemeflene 
Beihilfe gewährt werden, wenn Die Aufwendungen 
zur Erhaltung des Hausrats notwendig find und dem 
Einberufenen die Aufgabe des Hausrats nicht zu— 
aemutet werden fann. 

(4) Für Eigenheime können unter entiprechender An- 
wendung des Abſ. 2 Beihilfen zu den notwendigen 
Ausgaben für Laften und Steuern, die auf dem 
Eigenheim ruhen, gewährt werden. Eigenheime im 
Sinne diefer Vorſchrift find im Eigentum des Unter- 
ſtützungsberechtigten oder des Einberufenen ftehende 


Mohngebäude, die von dem Unterſtützungsberechtig⸗ 


ten und ſeinen Angehörigen mindeſtens zur Hälfte 
bewohnt werden und insgeſamt nicht mehr als zwei 
Wohnungen enthalten. Die Beihilfe kann auch Ein— 
berufenen gewährt werden, die unterſtützungsberech— 
tigte Angehörige nicht haben. 


—8511 

Schwangeren und Wöchnerinnen (69 Abſ. 2Nr. 2) 
ſind erforderlichenfalls Hebammenhilfe, ärztliche Be— 
handlung, Entbindungskoſtenbeitrag und Wochengeld, 
Wöchnerinnen, die ihr Kind ſtillen, außerdem Still- 
aeld zu gewähren. Die Hilfe ſoll ihnen das ſicher— 
jtellen, was die Reichiverficherungsordnung den Fa— 
milienangehörigen eines Verſicherten gewährt (Fa— 
milienwochenhilſe). 


$ 12 
(1) War ein Einberufener bis zur Aushändigung 
des Geftellungd- oder Einberufungsbefehls Unter 
nehmer eines Gewerbebetriebes oder eined Betriebes 





ſſſſſſſſſſſ 


der Land- und Forſtwirtſchaft oder übte ex einen 
freien Beruf aus und hatte er hieraus die Mittel zur 
Deckung des notwendigen Lebensbedarfs für ſich und 
feine unterſtützungsberechtigten Angehörigen gewon- 
nen, fo wird zur Fortfegung oder Erhaltung des Be— 
triebes oder des freien Berufs während der Dauer 
der Einberufung eine Wirtfchaftsbeihilfe nad Maß— 
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gabe der Abj. 2 und 3 gewährt, foweit ohne fie die 


Erhaltung der wirtjchaftlichen Lage des Einberufenen 
gefährdet ift. Das gleiche gilt, wenn bis zur Aus— 
händigung des Geftellungs- oder Einberufungsbefehls 
ein unterftügungsberechtigter Angehöriger Unter | 
nehmer eines Betriebes der genannten Art und der 
Einberufene die Hauptkraft in diefem Betriebe ge- 
weſen ift. Liegt diefe Vorausfegung vor, jo ift damit 
aud) die Ernährereigenichaft des Einberufenen ($ 211 
des Gefetes) nachgewieſen. 


(2) Die Wirtfchaftsbeihilfe zur Fortſetzung des Be— 
triebes oder des freien Berufs ift insbefondere zur 


Entlohnung einer als Erſatzkraft für den Einberufenen 
eingeftellten notwendigen Arbeitskraft und zur Deckung 


der Miete für gewerbliche Näume zu gewähren. So— 
weit fie zur Entlohnung einer der Kranfenverfiche- 
rungspflicht unterliegenden Erſatzkraft beantragt 
wird, ift die Anmeldung zur Kranfenverfiherung 
nachzuweiſen, e8 fei denn, daß die Dienftleiftung der 
Erfſatzkraft als vorübergehende verficherungsfrei iſt 
($ 168 der Reichsverſicherungsordnung). für eine 
Erſatzkraft, die mit dem Einberufenen oder dem 
Unterftüßungsberechtigten verwandt oder verſchwä⸗ 
gert iſt, kann eine Wirtſchaftsbeihilfe nicht gewährt 
werden, es ſei denn, daß die Ablehnung eine unbillige 


Härte darſtellen würde. Neben der Wirtſchaftsbeihilfe 


zur Fortſetzung des Betriebes oder des freien Berufs 
kann Familienunterſtützung ($ 9) nicht gewährt wer— 
den, jedoch iſt eine Mietbeihilfe für die Wohnung 
($ 10) zuläffig. Die Wirtſchaftsbeihilfe fann aud) 
Einberufenen gewährt werden, die unterſtützungs— 
berechtigte Angehörige nicht haben. 


(3) Wird der Betrieb oder der freie Beruf während 
der Dauer der Einberufung nicht fortgeſetzt, ift aber 
die Miete für gewerbliche Räume weiterzuentrichten, 
fo wird hierfür eine Wirtfchaftsbeihilfe zur Erhal— 
tung des Betriebes oder des freien Berufs gewährt, 
wenn und ſolange dem Einberufenen oder dem Unter— 
ſtützungsberechtigten die anderweite Berwertung oder 
Aufgabe der gewerblichen Näume nicht zugemutet 
werden fann. Die Beihilfe fann Einberufenen, die 
unterftügungsberechtigte Angehörige nicht haben, nur 
gewährt werden, wenn fie zu furzfriftiger Ausbildung 
oder einer Übung der Wehrmacht einberufen find. 
Neben der Wirtichaftsbeihilfe zur Erhaltung des Be— 
triebes oder des freien Berufs kann Zamilienunter- 
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ſtützung ($ 9) einfchließlich der Mietbeihilfe für die 
Wohnung ($ 10) gewährt werden. 

(4) Der Neichsminifter des Innern erläßt im Ein- 
vernehmen mit dem Neichsminifter der Finanzen Be- 
ſtimmungen über die Höhe der Wirtichaftsbeibilfe. 


(5) Der Leiter des Stadt- oder Landkreiſes ſetzt 
im einzelnen Falle die Wirtſchaftsbeihilfe feſt. In 
Zweifelsfällen iſt die zuſtändige berufsſtändiſche Ver— 
tretung gutachtlich zu Hören. $ 7 Abſ. 2 ift nicht an— 
zuwenden. 

$ 13 

(1) Iſt ein Unterftügungsberechtigter Mi tglied einer 
Familiengemeinſchaft Gaushaltsgemeinſchaft), ſo 
ſollen die übrigen Mitglieder ihre Mittel und Kräfte 
im Rahmen des ihnen Zumutbaren zur Deckung ſeines 
notwendigen Lebensbedarfs zur Verfügung ſtellen, 
auch ſoweit ſie nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts wicht verpflichtet find, ihm Unterhalt zu ge— 
währen. Der jo gewährte Unterhalt iſt bei Be: 
mefjung der Unterftügung zu berücfichtigen. 


(2) Bei Beurteilung der Frage, weldes Maß an 
Hilfe einem Mitgliede der Familiengemeinſchaft zu- 
gemutet werden Fann, ift auf die befondere Lage des 
Einzelfall Rückſicht zu nehmen. nsbefondere iſt 
darauf zu achten, daß einem erwerbstätigen Mitglied 
der Familiengemeinſchaft in ausreichendem Umfang 
die Mittel verbleiben, deren es für die Ausübung 
feines Berufs und zur Erhaltung feiner Arbeitskraft 
bedarf (erhöhter Bedarf an Nahrung und Kleidung, 
Werbungstoften, Erholung). Ferner iſt Rückſicht 
darauf zu nehmen, daß eine beabſichtigte Eheſchließung 
des erwerbstätigen Mitglieds der Familiengemein— 
ſchaft nicht gefährdet wird. Auch ſonſt darf die An— 
wendung des Abſ. 1 nicht dazu führen, daß einem 
nicht unterftüßungsberechtigten Mitglied der Familien- 
gemeinschaft, das nicht aus öffentlichen Mitteln unter- 
tüßt wird, für den eigenen Bedarf nicht mehr als der 
Unterſtützungsſatz ($ 9 Abf. 1) zur Verfügung ftebt. 

(3) Zur Familiengemeinſchaft (Haushaltsgemein- 
ſchaft) im Sinne des Abf. 1 gehören Ehegatten, Ver: 
wandte, Verſchwägerte und Derfonen, die dem Unter- 
ſtützungsberechtigten gegenüber eine fittliche Pflicht 
zur Unterbaltigewährung haben. 


814 

(1) Jeder Unterſtützungsberechtigte muß feine Ar 
beitsfraft zur Beſchaffung des notwendigen Lebens: 
bedarfs für ſich einjeßen. 

(2) Ob dem Unterftüßungsberechtigten eine Arbeit 
billigerweife zugemutet werden kann, foll nad) Lebens— 
ftellung, Lebensalter, Gefundheitszuftand, häuslichen 
Verbältniffen und, ſoweit angängig, auch nad) der 
beruflichen Ausbildung beurteilt werden. 
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(3) Frauen darf Erwerbsarbeit nicht zugemutet 
werden, wenn dadurch die geordnete Erziehung ihrer 


Rinder gefährdet würde; aud) jonft find bei rauen 


die Dflichten befonders zu berückſichtigen, die ihnen 
die Führung eines Haushalts oder die Pflege von 
Angehörigen auferlegt. 

(4) Der arbeitsfähige Unterjtübungsberechtigte, 
dem eine Arbeit zugemutet werden kann (Abſ. Zundd), 


bat fi) bei dem zuftändigen Arbeitsamt als Arbeit— 


juchender zu melden. Unterläßt er die Meldung oder 
verweigert er ohne Grund den Einſatz feiner Arbeits- 
Fraft, jo hat das Arbeitäamt unverzüglich dem Stadt: 
oder Landfreis Mitteilung zu machen, damit geprüft 
werden fann, ob eine Kürzung oder Sperre der Fa: 
milienunterftügung geboten iſt. 

(5) Wenn es aus Gründen dei Arbeitseiniaßes er- 
forderlich ift, kann der Reichsarbeitsminifter im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminifter des Innern für 
den Arbeitseinfag von Angehörigen der Einberufenen 
Vorjchriften erlaſſen, die von der in Abj. 1 bis 4 ge- 
troffenen Regelung abweichen. 


$15 

(1) Zu den eigenen Mitteln, die der Unterftüßungs: 
berechtigte einfeßen muß, ebe Ihm Familienunter— 
ſtützung gewährt wird, ift fein gelamtes Einfommen 
zu rechnen, befonders Bezüge in Geld oder Geldeswert 
ausgegenmwärtigem oder früheremArbeit3-oder Dienft- 
verhältnis und aus Unterhalts- oder Rentenanſprü— 
chen öffentlicher oder privater Art. Der Reichsminiſter 
des Innern beſtimmt im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter der Finanzen, in welchem Umfang 
Einfommen des Unterftüßungsberechtigten bei Be— 
meſſung der Jamilienunterftükung außer Anſatz 
bleibt. 


(2) Die Familienunterſtützung darf vom Verbraud 
oder der Verwertung des Vermögens nicht abhängig 
gemacht werden. 

$ 16 

(1) Siedelt ein Unterftütungsberechtigter nach Mus: 
bändigung des Geftellungs- oder Einberufungsbefehla 
an den Einberufenen in eine Gemeinde über, deren 
Unterſtützungsſatz ($ 9 Abſ. 1) Höher ift ala derjenige 
des bisherigen Wohnorts, fo ift der Unterſtützungs— 
ſatz des bisherigen Wohnorts anzuwenden. Dies gilt 
nicht, wenn ein berechtigter Grund für die UÜberſied— 
lung vorliegt. 

(2) Ein berechtigter Grund iſt insbeſondere anzu. 
nehmen, wenn durch die Lberfiedlung eine Saushalts- 
gemeinfchaft mit Angehörigen ($ 13 Abi. 3) beraeftellt 
wird. 

(3) Dem Wohnort (Abf. 1) fteht der Ort des nicht 
nur vorübergehenden Aufenthalts gleich. 


Im 
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(1) Die Verpflichtungen Dritter, einen Unter 
ſtützungsberechtigten zu unterftüßen ‚bleiben unberührt. 
Diefe Verpflichteten find zur Erfüllung ihrer Ver— 
pflichtungen gegenüber dem Unterftüßten erforder: 
lichenfalls anzubalten; der $ 21a Abſ. 1 und 2, Die 
s$ 22 und 23 der Fürforgepflichtverordnung find 
entfprechend anzuwenden; bei Einberufungen zu kurz 
Friftiger Ausbildung oder Übungen der Wehrmacht 
find die nad) bürgerlichem Recht Unterhaltspflichtigen 
nicht heranzuziehen. 


(2) Bei der Prüfung, ob und inwieweit der Ein- 
berufene während der Dauer der Einberufung zur 
Erfüllung feiner Unterhaltspflicht gegenüber einem 
Unterſtützungsberechtigten imftande ift, find die Be- 
züge, die er während der Dauer der Einberufung von 
der Wehrmacht oder dem Neichsarbeitsdienft erhält, 
außer Anſatz zu laſſen. Von dem Einberufenen darf 
der Verbrauch oder die Verwertung feines Ver- 
mögens zur Erfüllung feiner Unterhaltspflicht gegen- 
über einem Unterſtützungsberechtigten nicht gefordert 
werden. 


(3) Hat ein uneheliches Kind Familienunter—⸗ 
ſtützung erhalten, ſo kann es inſoweit von dem Er— 
zeuger Unterhalt für die Vergangenheit nicht ver- 
langen, fofern diefer zur Erfüllung der aktiven Dienft: 
pflicht, zur Teilnahme an einer furzfriitigen Aus— 
bildung oder Übung der Wehrmacht oder zur Er- 
Füllung der Reichsarbeitsdienſtpflicht einberufen war 
und aus dem aktiven Wehrdienft oder den Reichs— 
arbeitsdienft in Ehren entlaffen worden ift. 


Ss 18 

Anfprüche auf Renten oder andere Bezüge aus 
öffentlichen Mitteln mit Ausnahme der öffentlichen 
Fürſorge werden duch die Hamilienunterjtügung 
nicht berührt. 


IV. Koften 

$ 19 
Das Nähere über die Leiftungen des Reiche GVer— 
fahren, Zahlungsweife und Seitpunft) wird vom 
Reichsminiſter dev Finanzen im Einvernehmen mit 
dem Reichsminiſter des Innern bejtimmt. 


V. Sonjtiges 
Ss 20 


(1) Die Familienunterftügung bewirkt feine Unter- 
brechung der fürforgerechtlichen SHilfebedürftigfeit 
($ 15 der Fürſorgepflichtverordnung). 
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(2) Hat bei Beginn der jamilienunterftügung feine 


fürforgerechtliche HSilfsbedürftigkeit beftanden, muß 
aber bei Einftellung der Familienunterſtützung die 
öffentliche Fürforge eintreten, fo ift dev Fürſorge— 
verband zur Fürforge endgültig verpflichtet, deu es 
bei Beginn der Familienunterftügung gewefen wäre. 


21 


(1) $21b, $ 27 Abf.1 und 2, $ 28 Abſ. 1 der Für- 


forgepflichtverordnung find entfprechend anzuwenden. 


(2) Soweit nach dieſer Verordnung Beſtimmungen 


der Fürſorgepflichtverordnung entſprechend anzu— 
wenden find, finden die landesrechtlichen Ausführungs- 
beftimmungen zu diefen gleichfalls entfprechende An— 
wendung, foweit ein Land nichts anderes beftimmt. 


$ 22 
Zu Unrecht empfangene Familienunterftüßungen 


find zurückzuzahlen. Über die NRüdforderung ent- 
scheidet der Stadt- oder Landfreis, der die Unter- 
ftüßung gewährt hat. $3 Abf. 3 gilt entjprechend. 


VI Sondervorjchriften 
für die Oftmark und den Reichsgau Subdetenland 


$ 23 
Das Familienunterftügungsgefeß und diefe Ver- 


ordnung gelten aud) in der Oftmark und im Reiche: 
gau Sudetenland. 


Ss 24 

(1) In der Oftmark wird Familienunterſtützung 
auch gewährt, wenn Wehrpflichtige, die als Ungehörige 
des ftehenden Heeres des ehemaligen Bundesjtaats 
Öfterreich eine kürzere als zweijährige aktive Dienft- 
zeit erfüllt haben, in Erfüllung dev Wehrpflicht Die 
an der Dauer der aftiven Dienftpflicht fehlende Zeit 
weiterzudienen haben. 


(2) Im Reichsgau Subetenland fteht der Dienit 
im Neichdarbeitsdienft für die männliche Jugend in 
der Zeit vor dem 1. Oktober 1939 im Sinne des $ 1 
Abſ. 1 des Gefetes der Erfüllung der Reichsarbeits— 
dienftpflicht gleich. 


150 
@ 9 


(1) 82 I NRe.1 de 
Faflung anzuwenden: 


in der Oſtmark: 

„J. die Ehefrau des Einberufenen, deren Ehe von 
Tiſch und Bett oder dem Bande nad) gejchieden 
oder deren Ehe für nichtig erklärt oder auf 
aehoben oder als gejchieden anzufehen ift, ſo— 


eſetzes ift in folgender 
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fen der Einberufene nad) den Vorjehriften des 
Ehegejeßes vom 6. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 807) verpflichtet ift, der Ehefrau Unterhalt 
zu gewähren.” 


im Reichsgau Sudetenland: 


die Ehefrau des Einberufenen, deren Ehe von 
Tiſch und Bett oder dem Bande nad) gejchieden 
oder deren Ehe für nichtig erklärt oder auf- 
gehoben oder als gefchieden anzufehen ift, fo- 
fern der Einberufene nach den Vorjchriften des 
Ehegeſetzes vom 6. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 807) oder der Verordnung zur Einführung 
de3 großdeutjchen Eherechts in den judeten- 
deutjchen Gebieten vom 22, Dezember 1938 
GReichsgeſetzbl. JI S.1987) verpflichtet ift, der 
Ehefrau Unterhalt zu gewähren.” 


(2) $2 Il Rr.3 des Geſetzes ift in folgender 
Faſſung anzuwenden: 
„3. uneheliche Kinder, wenn die Vaterjchaft des 


Einberufenen von ihm anerkannt oder gericht- 
lich feftgejtellt worden iſt.“ 


nl. 


$ 26 
An die Stelle von $3 Abf. 3 diefer Verordnung 
tritt folgende Beſtimmung: 

„Gegen die Entjcheidung findet Berufung — in 
der Oſtmark an den Neicheftatthalter, im Reichs— 
gan Sudetenland an den Regierungspräfidenten — 
ſtatt, dieſe Behörden entſcheiden endgültig.“ 


S 27 
Soweit nad) diefer Verordnung Beltimmungen 
der Hürforgepflichtverordnung entfprechend anzumen- 
den find, finden die Beftimmungen der Verordnung 
über die Einführung fürforgeredtlicher Vorſchriften 
im Lande Öfterreich vom 3. September 1938 (Reiche: 
gejebbl. I ©.1125) und der Verordnung über die 
Einführung fürſorgerechtlicher Vorſchriften in den 
judetendeutichen Gebieten vom 28, Dezember 1938 
Reichsgeſetzbl. I S. 1971) gleichfalls entjprechende 
Anwendung. 
s 28 
Cine Anrufung des Bundesgerichtshofs in Wien 
und des Verwaltungshofs in Neichenberg gegen Be. 
Iheide auf Grund des Gejeßes oder diefer Verord— 
nung findet nicht ftatt. 


829 
Soweit Vorſchriften in der Oftmark und im Reichs— 


gau Sudetenland nicht unmittelbar angewendet wer- 
den können, find fie finngemäß anzumenden. 


1231 


2. Abſchnitt 


Goönftiger Geltungsbereich 
des Familienunterffügungsgefeges 
$ 30 
(1) Den einberufenen Wehrpflichtigen und Reiche: 
arbeitsdienftpflichtigen ftehen im Sinne des Familien— 
unterftügungsgefeßed und des 1. Abjchnitts dieſer 
Verordnung gleich: 

1. die zum Luftſchutzdienſt ($$ 13, 22, 23 der 
Erſten Durchführungsverordnung zum Luft: 
ſchutzgeſetz vom 4. Mai 1937 — Reichsgeſetzbl. I 
©. 559) herangezogenen Luftſchutzdienſtpflich— 
tigen; 

2. die zu Dienftleiftungen auf Grund der Not: 
dienftverordnung vom 15.Oftober1938 (Reiche- 
gejegbl. I S. 1441) herangezogenen Notdienit- 
pflichtigen; 

3. die zu Lehr- und Vrüffcheinlehrgängen für 
Führer der Wehrmannſchaften Einberufenen; 

4. die Angehörigen der Technischen Wehrwirt- 
ſchaftseinheiten, 


5. die Teilnehmer an Lehrgängen der Inſpektion 
der Motor⸗Sportſchulen des Nationalfozialifti- 
ſchen Kraftfahrkorps und an Lehrgängen des 
Nationalfozialiftiichen Fliegerforps; 

6. die Teilnehmer an Lehrgängen des Deutfchen 
Roten Kreuzes zur Ausbildung für die Mit: 
wirkung im amtlichen Sanitätsdienft der 
Wehrmacht und die zur Silfeleiftung bei öffent 
lichen Notftänden eingeſetzten Mitglieder des 
Deutſchen Roten Kreuzes (SS 12 und 15 des 
Gefeßes über das Deutſche Note Kreuz vom 
9. Dezember 1937 — Reichsgeſetzbl. IS. 1330), 


(2) Abweichend von $4 des Familienunterftügungs- 
gejeßes werden den Stadt- und Landkreiſen die Koſten 
der Familienunterftüßung mit Ausnahme der Ver: 
waltungsfoften in den Fällen des Abf. 1 Nr. 5 von 
dem Veranſtalter des Lehrgangs, in den Fällen des 
Abſ. 1 Nr. 6 vom Deutichen Noten Kreuz eritattet. 


3. Abſchnitt 


Schiußvorfchriften 
$ 31 
Im 51 de8 Familienunterſtützungsgeſetzes wird 
das Mort „Arbeitsdienſtpflichtigen“ durch „Reichs— 
arbeitsdienftpflichtigen” und das Wort „Arbeitsdienſt— 
pflicht“ durch „Reichsarbeitsdienſtpflicht“ erſetzt. Im 
52 des Geſetzes wird das Wort „Geſtellungsbefehls“ 
durch die Worte „Geftellungs- oder Einberufungs- 


befehls“ erſetzt. 
INN 
H 
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$ 32 4, die Verordnung zur Anverung dev Bamilien- 
Diefe Verordnung tritt am 1. Auguft 1939 in unterſtützungsvorſchriften vom 30. Mai 1938 
Kraft. Zu dem gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft: Reichsgeſetzbl. I S. 604), 

1. die Vorjchriften zur Durchführung und Er— 5. die Verordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des Familienunterſtützungsgeſetzes gänzung des Familienunterſtützungsgeſetzes 
Familienunterſtützungsvorſchriften) vom vom 24.Auguft 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1057), 
30, Märı 1936 (Neichegefetbl. I ©. 329), —— | t 

2, die Vorſchriften zur Durchführung des Luft: 6. die Familienunterftügungsverorbnung für das 
ichuß- Familienunterſtützungsgeſetzes Euft⸗ Land Sſterreich vom 11. April 1939 (Reichs⸗ 


ſchutz-Familienunterſtützungsvorſchriften) vom geſetzbl. I ©. 738), 


30. Juni 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©.727), 7. dieVerordnung über die Unterftügung deu An— 
3. die Verordnung zur Durchführung und Er— gehörigen der einberufenen Wehrpflichtigen und 
gänzung des Familienunterftüsungsgefeßes Neichgarbeitsdienftpflichtigen in den judeten- 
und des Geſetzes über die Beurlaubung von deutichen Gebieten (Familienunterſtützungs— 
Angeftellten und Arbeitern für Zwecke ber verordnung für die judetendeutichen Gebiete) 
Leibeserziehung vom 18. November 1937 vom 28. Januar 1939 Reichsgeſetzbl. I ©.85). 


(NReichsgejeßbl. I ©. 1259), 


Berlin, den 11. Juli 1939. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 
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Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßtgung. 
Herausgegeben vom Reichsminiſterium des mern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Dritte Berordnung 
über die Gliederung der Gerichte in den judetendentjchen Gebieten, 
Dom 8. Juli 1939, 


Auf Grund des $1 Abſ. 2 der Verordnung zur 
einheitlichen Regelung der Gerichtöverfaffung vom 
20. März 1935 (Neichsgefekbl. I S. 403) wird ver- 
orbnet: 

51 


Zugelegt werden: 

1. das Amtsgericht Gratzen unter Abtrennung vom 
re Krems dem Landgerichtsbezirk 

inz, 

2. das Amtsgericht Rokitnitz unter Abtrennung vom 
Landgerichtsbezirk Glatz dem Landgerichtsbezirk 
Mähriſch Schönberg. 

$2 
Zugelegt werden: 
l. aus dem Bezirfdes Amtsgerichts Böhmiſch 
Krumau 
a) die Gebietsteile, die zum Gerichtsbezirt Böh— 
milch Budweis gehört haben, dem Amtsgericht 
Kaliching, 

b) die Gebietsteile, die zum Gerichtsbezirk Neuhaus 
gehört haben, dem Amtsgericht Neubiſtritz, 

c) die Gebietöteile, die zum Gerichtsbezirk Schwei— 
nit gehört haben, dem Amtsgericht Graben, 

d) von den Gebietsteilen, die zum Gerichtsbezirk 


Wittingau gehört haben, die durch das Gefetz | 


Reichsgeſehbl. 1939 I 


bom 25. März 1939 (Reichögefekbl. I ©. 745) 
in das ehemals öfterreichifche Land Niederöiter- 
reich eingegliederten Teile dem Amtsgericht 
Gmünd (N. D.), die übrigen dem Amtsgericht 
Graßen; 


2. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Böhmiſch 
Leipa 


a) die Gebietsteile, die zum Gerichtsbezirk Eiſen— 


brod gehört haben, dem Amtsgericht Tannwald, 


b) die Gebietsteile, die zum Gerichtsbezirk München 


grätz gehört haben, dem Amtsgericht Niemes, 


©) von den Gebietöteilen, die zum Gerichtsbezirk 


Turnau gehört haben, die Gemeinde Böſching 
dem Amtsgericht Reichenberg, die übrigen Teile 
dem Amtsgericht Gablonz, 


I) von den Gebietsteilen, die zum Gerichtsbezirk 


Weißwaſſer gehört haben, die Gemeinden Jezo— 
wei (Waldtal), Nieder Krupai, Nieder Rofitai 
und Ober Rofitai dem Amtsgericht Niemes, die 
übrigen Teile dem Amtsgericht Dauba; 


aus dem Bezirk des Amtsgerichts Graben 


die Gebietsteile, Die durch das Geſetz vom 
25. März 1939 (Neichögefebl. I S. 745) in das 
ehemalige öfterreichiiche Land Niederdfterreich 
eingegliedert worden find, dem Amtsgericht 


Gmünd (N. D.); 
313 
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4. aus dem Bezirk des Amtögerichtd Lunden- 


ao 


10. 


1 


jun 


‚ aus dem Bezirk des Amtsgerichts Mähriſch 


‚aus dem Bezirk des Amtsgerichts Mies 


‚aus dem Bezirk des Amtsgerichts Neuern 


‚aus dem Bezirk des Amtsgerichts Neutit- 


burg 

a) die Gebietäteile, die früher zum Gerichtsbezirk 
Eibenſchitz gehört haben, dem Amtsgericht Mäh— 
riſch Kromau, 

b) die Gebietsteile, die früher zum Gerichtöbezirt 
Groß Seelowit gehört haben, dem Amtsgericht 
Pohrlitz / 


Trübau 

a) die Gemeinden Abtsdorf und Schirmdorf fowie 
die Gebietäteile, die zum Gerichtsbezirt Wilden- 
ſchwert gehört haben, dem Amtsgericht Lands⸗ 
kron, 

b) die Gebietsteile, die zu den Gerichtsbezirken 
Reitomifchl und Volitjchta gehört haben, mit 
Ausnahme der Gemeinden Abtsdorf und 
Schirmdorf, fowie die Gemeinde Selfen dem 
Amtsgericht Zittau; 


a) die Gebietöteile, die zum Gerichtsbezixt Kralo- 
wit gehört haben, dem Amtsgericht Technik, 

b) von den Gebietäteilen, die zum Gerichtöbezirt 
Manetin gehört haben, die Gemeinden Hurkau 
und Zahradka dem Amtsgericht Tuſchkau, die 
übrigen Teile dem Amtsgericht Luditz, 

c) die Gemeinde Litti dem Amtsgericht Wiefen- 
arund, 

d) von den Gebietsteilen, die zum Gerichtöbezirk 
Taus gehört haben, die durch das Gejeh vom 
25. März 1939 (Neichsgejeßbl. I ©. 745) in das 
Land Bayern eingegliederten Teile dem Amts— 
gericht Neuern, die übrigen dem Amtsgericht 
Nonfperg; 


von den Gebietsteilen, die zum Gerichtsbezirt 
Schüttenhofen gehört haben, die Gemeinden Al— 
brechtöried und Kumpanit dem Amtögericht Berg. 
reichenftein, die übrigen Teile dem Amtsgericht 
SHartmanib; 


ſchein 

a) die Gemeinden Laudmer, Lindenau und Sponau 
dem Amtsgericht Odrau, 

b) die Semeinden Bodenftadt, Fünfzighuben, Gais- 
dorf, Hermsdorf, Mittelwald, Poſchkau, Pun— 
kendorf und Schmiedsau ſowie die Gebietsteile, 
die zum Gerichtsbezirk Leipnik gehört haben, 
dem Amtsgericht Stadt Liebau, 


. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Ronjperg 


die durch das Geſetz vom 25. März 1939 (Reichs— 
gefekbl. I ©. 745) in da8 Land Bayern eingeglie- 
derten Gebietsteile dem Amtsgericht Neuern; 
aus dem Bezirk des Amtsgerichts Saaz 
die Gemeinde Ranay dem Amtsgericht Bilin; 


‚aus demBezirk des AmtsgerichtsSternberg 


a) die Gebietsteile, die zum Gerichtsbezirk Konitz 
gehört haben, dem Amtsgericht Mähriſch Trübau, 

b) die Gemeinde Neufchloß dem Amtsgericht Mäb- 
riſch Neuftadt, 


Berlin, den 8. Juli 1939. 
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c) die Gebietsteile, die zum Gerichtäbezirt Olmütz 
ehört haben, mit Ausnahme der Gemeinden 
Dohorfch und Wella dem Amtsgericht Stadt 
Liebau; 
12. aus dem Bezirkdes Amtsgerichts Trautenau 
a) von den Gebietsteilen, die zum Gerichtöbezirt 
Hochftadt gehört haben, die Gemeinden Paſek 
und Molefchnig dem Amtsgericht Tannwald, 
die übrigen Teile dem Amtsgericht Rochlis (Tier), 
b) die Gebietsteile, die zum Gerichtöbezirt Neu 
Palka gehört haben, und die Gemeinde Switſchin 
dem Amtsgericht Arnau, 
die Gebietsteile, die zu den Gerichtsbezirken 
Neuftadt (Mettau), Opotſchno und Reichenau 
gehört haben, ſowie die Gemeinde Hafendorf 
dem Amtsgericht Rokitnitz, 
von den Gebietöteilen, die zum Gerichtäbezirf 
Starkenbach gehört haben, die Gemeinden Jeſt— 
ichabi, Ponikla und Stromkowitz dem Amts— 
gericht Rochlitz (er), die übrigen Teile dem 
Amtögericht Hohenelbe, 
e) die Gemeinde Tſchihak dem Amtsgericht Grulich, 
f) die Gemeinde Jamnai dem Amtögericht Yands- 
kron, 
&) die Gemeinde Böhmiſch Matha dem Amtsgericht 
Mefelsdorf; 
aus dem Bezirk des Amtsgerihts Wallern 
die Gebietöteile, die zum Gerichtsbezirk Netolib 
gehört haben, dem Amtsgericht Kalſching / 
aus dem Bezirk des Amtsgerichts Znaim 
a) die Gebietöteile, die zum Gerichtöbezirt Mäh- 
tisch Budweis gehört haben, ſowie Die Ge⸗ 
meinden Fratting, Hafnerluden, Kurlupp, Ne— 
ſpitz und Üngarſchitz dem Amtsgericht Frain, 
b) die übrigen Gebietsteile, die zum Gerichtsbezirk 
Jamnitz gehört haben, dem Amtsgericht Zla⸗ 
bings/ 
von den Gebietsteilen, die zum Gerichts— 
bezirk Rakonitz gehört haben, 
die Gemeinde Swojetin dem Amtsgericht Saaz, 
die übrigen dem Amtsgericht Jechnitz. 


83 
Die Gemeinden Drauſendorf, Johannesthal, Keſſel, 
Kunnersdorf, Nahlau, Oſchitz, Sabert, Sobakow und 
Zetten werden unter Abtrennung vom Amtsgerichts⸗ 
dbezirk Niemes dem Amtsgericht Böhmiſch Aicha zu— 
gelegt. 


C 


—⸗ 


d 


N 


13. 


14. 


15. 


4 
Das Geſetz über die Zuftändigfeit der Gerichte bei 
Anderungen der Gerichtseinteilung vom 6. Dezember 
1933 (Reichsgefegbl. I S. 1037) findet Anwendung. 


— 


85 
Amtshandlungen der Amtsgerichte in den ſudeten— 
deutſchen Gebieten, die bis zum Inkrafttreten dieſer 
Verordnung vorgenommen werden, find nicht deshalb 
ungültig oder anfechtbar, weil das Gericht örtlich 
unzuftändig war. 
$ 6 
Die Verordnung tritt mit dem1.Nuguft1939in Kraft. 


Der Reihdminifter der Juſtiz 
In BVertrelung 
Dr. Scylegelberger 
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Verordnung 
über die Aberkennung der Stantsangehörigkeit und den Widerruf des Staatsangehörigkeitseriwerbes 
in der Dftmarf. 


Vom 11, Juli 1939. 


Auf Grund des Gefeßes über die Wiedervereinigung 
Oſterreichs mit dem Deutſchen Neid) vom 13. März 
1938 (Neichögefekbl. I ©. 237) wird verordnet: 


Uberfennung der Staatdangehörigfeit 
81 

$ 2 Abf.1, Abſ. 3 bis 5 und $ 3 des Geſetzes über 
den Widerruf von Einbürgerungen und die Ab- 
erfennung der deutſchen Staatsangehörigfeit vom 
14, Juli 1933 (Neichsgefegbl. I S. 480) ſowie die 
Beftimmungen unter Nr. I und II zu $2 der Ber: 
ordnung zur Durchführung des Gefetes über den 
Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung 
der deutichen Staatdangehörigfeit vom 26. Juli 1933 
(Reichsgeſetzbl. I S. 538 gelten aud) in der Oftmarf. 


$ 2 
(1) it das Vermögen eines Ausgebürgerten dem 


‚Reich für verfallen erklärt, jo haftet das Neid, für 


Schulden, die zu den für verfallen erklärten Sadyen 
und Rechten gehören, bis zur Höhe des Verkaufs— 
werts Der eingezogenen Sachen und Rechte. 

(2) Rechte an Gegenftänden eines für verfallen 
erklärten Vermögens bleiben beftehen. 

(3) Im Halle der Überſchuldung findet auf An- 
trag des Reichs oder eined Gläubiger über das 
Vermögen ein Ronkursverfahren nad Maßgabe der 
Vorſchriften der Konkursordnung ftatt. Der Maffe- 
verwalter ift im Einvernehmen mit dem für den 
Bezirk des Konkursgerichts zuftändigen Landes: 
hauptmann (Bürgermeiſter von Wien) zu beſtellen 
und auf deſſen Verlangen abzuberufen. 


Widerruf des Staatsangehörigkeits— 
erwerbes 


583 

(1) Einbürgerungen, die in der Zeit vom 30. Of: 
tober 1918 bis zum 13. März 1938 vorgenommen 
worden find, fönnen ohne weiteres Verfahren wider: 
tufen werden, wenn die Einbürgerung als nicht 
erwünfcht anzufehen ift. Das gleiche ailt für den 
Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Erklärung 
gemäß S 2 des Gefeked vom 5. Dezember 1918 
(SGB. Nr. 91). 

(2) Beſcheide, mit welchen Optionserklärungen als 
zu Recht beftehend anerfannt wurden, die von “Juden 
für Oſterreich auf Grund des Artifel880 des Staat: 
verfrags von St. Germain abgegeben worden find, 
tönnen ohne weiteres Verfahren für ungültig erklärt 
werden. Wer Jude ift, beftimmt $ 5 der Eriten Ver- 


Berlin, den 11. Juli 1939, 


ordnung zum Reichebürgergefeh vom 14. November 
1935 (NReichögefeßbl. I ©. 1333). 


84 

(1) Der Verluſt der deutſchen Staatsangehörigkeit 
gemäß $ 3 erſtreckt ſich auf diejenigen Perſonen, die 
fie ohne die Einbürgerung, Erklärung oder Option 
nicht erworben hätten. Die Erſtreckung des Verluftes 
der Staatsangehörigkeit fann im Einzelfall durch 
befonderen Beſcheid ausgeichloffen werden. 

(2) Gegen die im Abf. 1 genannten Derfonen kann 
auf Grund des $ 3 felbjtändig vorgegangen werden, 
wenn derjenige, von dem fie die Staatsangehörigfeit 
ableiten, verjtorben oder für tot erklärt iſt oder die 
deutſche Staatsangehörigkeit inzwifchen wieder ver- 
loren hat. 

85 

(1) Der Widerruf liegt den Landeshauptmann 
(Bürgermeifter von Wien) ob, in deſſen Bereich die 
Einbürgerung vorgenommen oder die Beſcheinigung 
über die abgegebene Erklärung ($ 3 des Gefeßes vom 
5. Dezember 1918 — SEGA. Nr. 91) ausgeftellt 
worden: ift. 

(2) Die Ungültigfeitsertlärung der Options- 
beicheide wird von dem Bürgermeifter von Wien 
ausgeſprochen. 

(3) In Zweifelsfällen beſtimmt der Reichsminiſter 
des Innern die zuſtändige Behörde. 


86 

(1) Der Verluſt der Staatsangehörigkeit wird 
wirkſam mit der Zuftellung der Verfügung oder mit 
dem Zeitpunft der Veröffentlihung im Deutjchen 
Reihsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger. 
Verfonen im Inlande foll die Verfügung durd die 
zuftändige Behörde genen Empfangsbeſcheinigung 
ausgehändigt oder durch die Voft zugeftellt werden 
(Doftzuftellungsurfunde). Soweit die Perſonen, auf 
die fich der Verluft der deutichen Staatöangehörig- 
feit erſtreckt (4 Abſ. 1) bekannt find, follen fie in 
die Verfügung aufgenommen werden. 

(2) Die Gründe für den Verluft der Staatsange— 
hbörigfeit werden nicht mitgeteilt. Die Verfügung 
fann nicht mit Nechtämitteln angefochten werden. 


87 
Die $$ 3 bis 6 treten mit dem Ablauf von drei 
Jahren feit ihrer Verkündung außer Kraft. 
8 
Diefe Verordnung tritt am 15. Juli 1939 in Kraft. 


DerNReihsminifterdes Innern 
Frid | 
Der Neich8minifter ded Auswärtigen 
von Ribbentrop 
Der Reichöminifter der Finanzen 


In Vertretung 
Reinhardt 


| 
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WARUM 


H5140-0 


Verordnung 
zur Ergänzung der Vorſchriften über die Beendigung der Dithilie*). 
Bom 11. Juli 1939, 


Auf Grund des $ 32 des Oſthilfegeſetzes vom 
31. März / 6. November 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
&.117/665),de3 $ 26 der Sicherungdverordnung vom 
17.November 1931 (Reichsgefebbl. I S.675), des $ 8 
der Entfchuldungsverordnung vom 6, Februar 1932 
(Reichsgeſetzbl. I S.59), des $ 106 Abj.2 des Geſetzes 
zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhält— 
niſſe (Schuldenregelungsgeſetz; vom 1. Juni 1933 
(Reichsgeſetzbl. JS. 331), des $ 3 des Geſetzes über die 
Neubildung deutſchen Bauerntums vom 14. Juli 1933 
(Reichsgeſetzbl. S.517) und de8 $ 9 des Geſetzes zur 
Ergänzung des Reichsſiedlungsgeſetzes dom 4. Januar 
1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1) wird folgendes verordnet: 


Artikel 1 

$ 2 der Neunten Ofthilfedurchführungsverordnung 
vom 29. März 1934 (Neichsgejehbl.T S.297) in der 
Faſſung des 89 der Ofthilfefchlußverordnung vom 
20. Juni 1936 (Reichsgeſetzbl. I S.499) wird dahin 
geändert, daß nad) dem Ablauf von zehn Jahren feit 
der Genehmigung oder Beftätigung des Entjchuldungs- 
plans die Veräußerung land- oder forſtwirtſchaftlich 
genutzter Flächen (Kandabgabe) nicht mehr verlangt 
werden kann. Dies gilt auch, wenn beim Inkraft— 
treten dieſer Verordnung die Friſt, innerhalb deren 
die Veräußerung land- oder forſtwirtſchaftlich genutz— 
ter Flächen bisher verlangt werden konnte, bereits 
verſtrichen war. 

Artifel 2 

(1) $2 der Verordnung über die Durchführung von 
Landverkäufen im OftHilfeentfchuldungsverfahren dom 
24. September 1935 (Reichsgeſetzbl. ©. 1165) findet 
auch dann Anwendung, wenn der Inhaber eines land» 
wirtichaftlichen oder forſtwirtſchaftlichen Betriebes in 
Ausführung einer ihm nad) $ 24 Abj.5 des Dfthilfe- 


Berlin, den 11, Juli 1939, 


geſetzes und nad) den Vorjehriften der Neunten Oſt⸗ 
hilfedurchführungsverordnung vom 29. März 1934 
auferlegten Verpflichtung (Landauflage) land⸗ oder 
forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücke oder Grund» 
ſtücksteile für andere Zwecke als für Zwecke der Neu 
bildung deutfchen Bauerntums veräußert. An die 
Stelle der Siedlungsbehörde nach $$ 1 und 2 des Ge⸗ 
ſetzes zur Ergänzung des Reichsſiedlungsgeſetzes vom 
4. Januar 1935 tritt die zuftändige Landſtelle. 


(2) Abf.1 gilt auch in den Fällen, in denen vor dem 
Inkrafttreten diefer Verordnung Srundftüde oder 
Grundftücsteile auf Grund einer Verpflichtung nad) 
$ 24 Abf.5 des Oſthilfegeſetzes veräußert worden find 
oder ſich ein im Ofthilfeentihuldungsverfahren ent- 
ichuldeter Betriebsinhaber freiwillig zu einer Land: 
abgabe verpflichtet Hat oder verpflichtet. Iſt beim In— 
frafttreten diefer Verordnung bereits eine Regelung 
über die Belegung des Kaufpreifes oder über die 
Unterverteilung getroffen, jo kann diefe nur mit Zus 
ftimmung der Gläubiger nad) Abj. 1 geändert werden, 


Artikel 3 


$ 18 Sab 1 der Ofthilfeabwicklungsverordnung 
vom 21. Dezember 1934 (NReichsgefepbl. I S. 1280) 
wird dahin geändert, daß hinter den Worten „für die 
Neubildung deutihen Bauerntums“ die Worte „oder 
zu einer anderweitigen Verwertung” eingefügt wer- 
Sen. Die Vorſchrift gilt auch für Entſchuldungs— 
verfahren, in denen der Entfchuldungsplan vor dem 
Inkrafttreten der Ofthilfeabwielungsverordnung ge 
nehmigt oder beftätigt war. Soweit ein anhängiger 
Rechtsſtreit durch dieſe Vorſchriften ſeine Erledigung 
findet, werden die Gerichtskoſten niedergeſchlagen, die 
außergerichtlichen Koſten gegeneinander aufgehoben. 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtjchaft 
In Vertretung des Staatsjelresärd 


Harmening 


Der Reichdminifter der Juftiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


*) Betrifft nicht die Ditmarl und Den MReichſsgau Sudetenland. 
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Berordnung 
zur Ergänzung des Wehrmachtfürſorge- und -verſorgungsgeſetzes. 
Bom 12, Zuli 1939, 


Auf Grund des Mehrmachtfürforge- und -verfor- 
guungögeepe® vom 26, Auguft 1938 (Neichägefekbl. I 

. 1077) 8 197 Abſ. 2 wird im Einvernehmen mit 
dem Stellvertreter des Führers und dem Reichsmi— 
nifter der Finanzen beftimmt: 

Bid zum Zufammenfchluß des Nationalfozialifti- 
ſchen Reichsfriegerbundes e. V. und der National. 


Berlin, den 12. Juli 1939, 


ſozialiſtiſchen Kriegsopferverforgung werden die aus 
dem Wehrmachtfürjorge-und -verforgungsgefet $ 140 
Abi. 3 und 6, 5 143 Abf. 3 und $ 144 für den Natio- 
naljozialiftiichen Neichsfriegerbund e.V. und feine 
Mitglieder fi) ergebenden Aufgaben durch die Natio- 
nalfozialiftifche Kriegsopferverforgung undderenMit- 
glieder wahrgenommen. 


DerChefdes Oberfommandosder Wehrmacht 
Keitel 


u nn nn nn 


Berordnung zur Regelung der Rerjtsverhältnijie an Gegenjtänden 
der ehemals tihechosjlowatiichen Wehrmant. 
Bom 12. Juli 1939, 


Auf Grund des Artikels 7 und 13 des Erlafjes des 
Führers und Neichsfanzlers über das Vroteftorat 
Böhmen und Mähren vom 16. März 1939 (Reichs: 

ejeßbl. I S.485) wird im Einvernehmen mit den 
eteiligten Reichsminiſtern verordnet: 


51 

(1) Alle Grundſtücke und beweglichen Sachen im 
Droteftorat Böhmen und Mähren, die am 15. März 
1939 6 Uhr im Eigentum der ehemaligen tichecho- 
ſlowakiſchen Republik ftanden und ganz oder teilweise 
Sweden der tſchecho⸗ſlowakiſchen Wehrmacht, der Luft- 
fahrt und des Wetterdienftes dienten oder zu dienen 
beftimmt waren, find zu diefem Zeitpunkt in das 
Eigentum des Reichs übergegangen und werden von 
der Wehrmacht verwaltet. 


(2) Die im Abf. 1 genannten Grundftüde und be- 
weglichen Sachen im Eigentum anderer Gebietskörper— 
haften find auf Anfordern der Wehrmacht unter den 
gleichen Bedingungen zur Verfügung zu ftellen und 
bon ihr zu verwalten, unter denen fie ganz oder teil- 
weiſe Sweden der tichecho-jlowatifchen Wehrmacht, 
der Luftfahrt und des Wetterdienftes dienten oder zu 
dienen beftimmt waren. 


(1) Das Eigentum an den im $ 1 Abſ. 1 genannten 
Grundftücen und beweglidhen Sachen ift frei von 
Paften übergegangen. Zur Vermeidung von Särten, 
die fich hieraus ergeben, fann eine Entſchädigung aus 
Mitteln des Reichs gewährt werden. 


(2) Rechte Dritter an den im $ 1 Ab. 2 genannten 
Grundftücen und beweglichen Sachen bleiben unbe- 


Berlin, den 12, juli 1939. 


rührt; fie können jedoch nicht in einer Weife ausgeübt 
werden, durch die die Beſtimmung der Grundftücke 
und beweglichen Sachen für Iwede der Wehrmacht 
beeinträchtigt wird. 

83 


(1) Für Rechte, die zu dem im F1IAbſ. 1 genannten 
Zeitpunkt der ehemaligen tſchecho-ſlowakifchen Re— 
publif oder einer anderen Gebietsförperichaft zu- 
jtanden und die den dort genannten Zwecken dienten 
oder zu dienen beſtimmt waren, gelten die Vorſ chriften 
des S1 Abf. 1 und des $ 2 Abi. 1 entiprechend, ohne 
Rückſicht darauf, ob fie durch Rechtsgeſchäft über: 
tragen werden fönnen oder nicht. 

(2) Unter Rechten im Sinne des Abf.1 find auch 
unmittelbare und mittelbare Beteiligungen zu ver: 
ſtehen. 

84 


Die zur Durchführung dieſer Verordnung dienenden 
Maßnahmen ſind frei von Steuern, Stempeln und 
ſonſtigen Abgaben. 

85 


Uber Streitigkeiten, die aus der Anwendung dieſer 
Verordnung entitehen, enticheidet der Reichsprotektor 
in Böhmen und Mähren endgültig. 


86 
Die zur Durchführung und Ergänzung erforder— 
lichen Vorſchriften erläßt der Reichsminiſter des 
Innern im Einvernehmen mit den beteiligten 
Reichsminiſtern. 





Der Reichsminiſterdes Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Reichsgeſehbl. 1939 I 
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Verordnung zur Überleitung der Strajrerhtöpflege 
in den in die Länder Preußen und Bahern eingegliederten Teilen der ſudetendeutſchen Gebiete. 
Bom 12. Zuli 1939, 


Auf Grund des $ 5 des Geſetzes über die Gliede- 
rung der fudetendeutfchen Gebiete vom 25. März 
1939 (Reichegefekbl. I ©. 745) wird zur Überleitung 
der Strafrechtspflege in den in die Länder Preußen 
und Bayern eingegliederten Teilen der ſudeten— 
deutichen Gebiete verordnet: 


Außerkrafttreten des bisherigen Rechts 
81 

(1) Beſondere Einführungs-⸗, Ergänzungs- und 
Ubergangsvorſchriften, die anläßlich der Einführung 
von Neichsrecht in den fudetendeutjchen Gebieten ge- 
troffen worden find, treten mit dem 1. Juli 1939 
außer Kraft, ſoweit nicht im folgenden anderes be- 
ftimmt ift. 

(2) In Kraft bleiben aud) nad) dem 30. Juni 1939 
die Beltimmungen über das Inkrafttreten des bereits 
eingeführten Neichsrechts, ferner die SS 2, 3,5 bis 7, 
10 bis 19 der Verordnung über die Einführung des 
deutichen Strafrechts, der deutſchen Gerichtöver- 
faffuna und anderer Geſetze in den fudetendeutichen 
Gebieten vom 16, Januar 1939 (Neichägefesbl. I 
S. 38) und die Verordnung zur Durchführung des 
Straftilgungsgefeses und der Strafregifterverord- 
nung in den fudetendeutichen Gebieten vom 4. März 
1939 (Neichsaefeßbl. I ©. 410). 


Scyöffen und Geſchworene 


2 

(1) Bis zum 31. Dezember 1939 wirfen in Straf: 
lachen aus den eingegliederten Gebietöteilen Schöffen 
und Geichworene nicht mit. Die fleine Straflammer 
enticheidet in der Vefekung von drei Berufsrichtern. 
An die Stelle de Schwurgerichts tritt die große 
Straffammer; fie enticheidet in der Belegung von 
fünf Berufsrichtern, wenn die Tat mit dem Tode 
oder mit mehr al& fünfjähriger Freiheitsſtrafe be 
droht ift, 

(2) In Augendjachen, die zur Zuftändigfeit des 
Schwurgericht8 gehören, entjcheidet die große Straf: 
fammer in der Befekung von drei Berufsrichtern. 


Berlin, den 12. Juli 1939. 


83 
(1) Rom 1. Januar 1940 ab wirfen in Straf- 
Sachen aus den eingegliederten Gebietsteilen Schöffen 
und Geſchworene nad) den Vorſchriften des Reichs— 
rechts mit. Eine begonnene Hauptverhandlung wird 
jedoch von dem Gericht in der bisherigen Beſetzung 
($ 2) fortgeführt. 


(2) Die erforderlichen Schöffen und Geſchworenen 
ernennt der Landaerichtspräfident im Benehmen mit 
dem Oberftaatsanwalt, der unteren Nerwaltungs- 
behörde und dem Beauftragten der NSDAP. 


(3) Die Ernennung erfolgt auf Grund einer Vor- 
ſchlagsliſte, die von dem Amtsrichter im Benehmen 
mit dem Beauftragten der NEOAP aufgeftellt 
wird, 

(4) Die Vorfchlagstifte ſoll mindeftens die dreifache 
Zahl der erforderlichen Schöffen und Gefchworenen 
enthalten. 


Übergangäbeftimmungen 
84 


Am 1. Juli 1939 anhängige Verwaltungsitraf- 
fachen, in denen bereits eine Enticheidung exfter In— 
ftanz ergangen ift, werden nad) den bisherigen Vor- 
schriften zu Ende geführt. Im übrigen werden 
Straffadyen wegen ftrafbarer Handlungen, die nad) 
den bisher in den fudetendeutfchen Gebieten geltenden 
Rechtseinführungsvorfchriften Werwaltungsübertre- 
tungen waren, nad) den allgemeinen Rerfahrensvor- 
schriften fortgeführt, die in dem Land gelten, zu dem 
die eingegliederten Gebietsteile gehören. 


Schlußbeftimmung 


85 
Die zur Ausführung und Ergänzung dieſer Ver— 
ordnung erforderlichen Vorſchriften können auch im 
Verwaltungsweg erlaſſen und Zweifelsfragen grund— 
ſätzlicher Art, die ſich bei der Durchführung dieſer 
Verordnung ergeben, im Verwaltungswege ent— 
ſchieden werden. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Der Reichdminifter des Innern 
An Vertretung 
Pfundtner 


IT 





% 
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Berordnung über die Einführung des Mah: und Eichrechts 
im Memelland. 


Bom 12, Juli 1939, 


Auf Grund des SA Ab. 2 des Geſetzes über die 
Wiedervereinigung de8 Memellandes mit dem Deut: 
den Neid) vom 23. März 1939 (Neichsgefebbl. I 
©. 559) wird verordnet: 


51 
Der Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen 
(Eihungsdirektion) wird ermächtigt, mit Zuſtimmung 
des Reichswirtſchaftsminiſters zu den am 1. Mai 1939 
in Kraft getretenen Vorſchriften des Maf- und Eich— 
rechts Ubergangsvorſchriften mit Friſten bis zum 
31. Dezember 1941 zu erlaſſen. 


Berlin, den 12. Juli 1939, 


82 
Mit einem nicht der Verordnung über die Stempel 
der Eichbehörden vom 3. September 1937 (Reiche: 
gejeßbl. I S. 962) entfprechenden Stempel des Eich- 
amts zu Memel geeichte Mefgeräte gelten bis zum 
31, Dezember 1941 im ganzen Neichögebiet als gültig 
geeicht. 


$3 
Dieje Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 
1939 in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dfundtner 


nn a nn 


Verordnung 
zur Einführung des Wehrleiftungsgejees im Protektorat Böhmen und Mähren. 
om 13. Juli 1939, 


Auf Grund des Artikels 11 des Exlafies des Füh— 
rers und Reichskanzlers über das Vroteftorat Böh— 
men und Mähren vom 16. März 1939 (Reiche: 
geſetzbl. I ©. 485) wird folgendes verordnet: 


51 

Im Protektorat Böhmen und Mähren gelten: 

l. das Geſetz über Leiſtungen für Wehrzwecke 
(Mebrleiftungsgeieg) vom 13. Juli 1938 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 887); 

2. die Erfte Verordnung zur Durchführung des 
Wehrleiftungsgefeges — Beltimmung der 
freisangehörigen Gemeinden und der zuftän- 
digen Behörden und Verwaltungsgerichte — 
vom 14. Juli 1938 (Neichdgejebbl. I ©. 896) 
mit folgender Maßgabe: 

a) als freisangehörig gelten ſämtliche Ge- 
meinden im Gebiet des Droteftoratä, 

b) als untere VBerwaltungsbehörde gilt aus— 
ichließlich der Oberlandrat, 


c) ald höhere Verwaltungsbehörde gilt aus— 
ſchließlich der Neichöprotektor; 


3. die Bekanntmachung der Bedarfsſtellen der 
Wehrmacht, die zur Inanſpruchnahme von 
Leiſtungen nach dem Wehrleiſtungsgeſetz be 
rechtigt ſind, vom 15. Juli 1938 (Reichs: 
geießbl. I ©. 897); 

4. die Bekanntmachung von Bedarfsitellen, die 
zur Inanſpruchnahme von Leiftungen nad) 
58 15 und 16 des Wehrleiſtungsgeſetzes be- 
rechtigt find, vom 13. Auguft 1938 (Neiche 
geſetzbl. 1 ©. 1016) mit dev Maßgabe, daß an 
Stelle der unter „Gruppe B: Verkehr” ge 
nannten Bedarfsitellen der Reichsprotektor 
tritt; 

. der Runderlaß des Neichdminifters des In— 
nern über Einquartierung von Wehrmacht 
angehörigen bei Juden vom 16. Juli 1938 
(Minifterialbl.d. Neichs- u. Dreuß. Min. d. In 
nern - RMBID — ©. 1180). | | 


oo. 
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82 

Die nach 8 35 Abf. 2 des Geſetzes über Leiftungen 
für Wehrzwecke (Wehrleiftungsgejeb) vom 13. Juli 
1938 als vorläufige Durchführungsbeftimmungen zu 
diefem Geſetz geltenden Vorfchriften und die zu ihrer 
Ergänzung und Anderung erlaffenen Beftimmungen 
gelten aud im Vroteftorat Böhmen und Mähren, 
und zwar in der Faſſung der Vorläufigen Durch— 
führungabefanntmahung zum Wehrleiftungsgejet 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


83 

Alle dem Wehrleiftungsgejet widerſprechenden Ge: 
ſetze nebft den zu ihrer Durchführung, Anderung und 
Ergänzungerlaffenen Vorſchriften treten außer Kraft, 
foweit fie nicht als dem Sinne der Übernahme des 
Schutzes durch das Deutſche Reich widerſprechend 
bereits nach Artikel 12 des Erlaſſes des Führers und 
Reichskanziers vom 16. März 1939 außer Kraft ge 
treten find. 





vom 16. Juli 1938 (Reichsminiſterialbl. ©. 493). 
Berlin, den 13. Juli 1939. 


Der Reihsminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


—— — — — — — — — — 


Verordnung über die Neugeſtaltung der Stadt Bayreuth *). 
Bon 13. Juli 1939, 


Stadt Bayreuth, außerhalb de8 Gebiets des Stadt- 
freifed Bayreuth der Landrat. 


Ss 2 
Für die Enteignung von Grundeigentum findet 
das bayerifche Geſetz über die Enteignung zur Be- 
ſchaffung von Arbeitsgelegenheit vom 1. Auguſt 1933 
(Gefet- u. WVerorönungsbl. f. Bay. ©. 217) An- 
wendung. 


Auf Grund des Geſetzes über die Neugeftaltung 
deutfcher Städte vom 4. Oftober 1937 (Reiche 
gefeßbl. I S. 1054) wird in Ausführung des Erlaſſes 
des Führers und Reichskanzlers über ftädtebauliche 
Maßnahmen in der Stadt Bayreuth vom 17. Februar 
1939 (Reichägejeßbl. I S. 264) im Einvernehmen 
mit den beteiligten Neich&miniftern verordnet: 

81 

Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des 89 

Abf. 2 des Geſetzes iſt der Oberbürgermeiſter der 


Berlin, den 13. Juli 1939. 


Der Reihsarbeitsminifter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 





*) Betrifft wicht die Ditmart nnd den Reichsgau Endetenland. 


es m — — mn 





Berichfigung 


In der Verordnung zur Einführung von Reiche. 
fteuerrecht im Memelland vom 29. April 1939 (Reiche. 
gefehbl. IS. 870) muß e8 im $ 2 Siffer 5 ftatt „vom 
21. März 1939 richtig heißen „vom 31. März 1939. 


Berlin, 11. Juli 1939 


Der Reichsminiſter der finanzen 
Im Auftrag 
Groth 


Herausgegeben vom Keiheminifiertum des Innern. — Gedruckt un der Keichsoruckerer, Berl. 
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a zz ne a DS u Zn | au u 4 nun Urn 
———————— str 
Geſetz über die Prüfung von Handfeuerwaffen und Patronen 


Geſchußgeſetz). 
Som 7. Juni 1939, 


Inhaltsüberſicht 
Eriter Zeil LT I 8 
Prüfpflicht und Prüfverfahren bei der Waffe Ausnahmen von N PART 5 9 
VRDBHUGE nie esnnene nun 510 
RR a. na ed $1 | 
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Prüfverfahren Vorſchriften über Patronen für Handfjeuerwaffen $11 
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e) ——— aa re a he er 55 nn vun mn ne EVER NN 512 
eee 56 Übergangsvorfchriften —— $$ 13 bis 17 
REDE a een. 87 CE anna ana zz 18 bis 20 





Die Reichöregierung hat das folgende Geſetz befchloffen, das hiermit verkündet wird: 


Eriter Zeil 
Prüfpflicht und Prüfverfahren bei der Waffe 


Prüfpflicht 
81 


(1) Handfeuerwafien dürfen gewerbsmäßig nur 
feilgehalten oder anderen überlaffen werden, wenn 
ihre Haltbarkeit durch amtliche Prüfung erwiefen 
und fenntlich gemacht ift. 

(2) Die Vorjchrift des Abi. 1 findet auf wefentliche 
Teile von Handfeuerwaffen finngemäß Anwendung. 


Prüfämter 
82 
(1) Die Prüfung wird vorgenommen durch Be: 
Ihußämter oder Beichuß-Nebenitellen. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


(2) Für ihren Aufbau und Dienftbetrieb ftellt der 
Reichswirtſchaftsminiſter Grundſätze auf. Er kann 
dieſe Dienſtſtellen in die Reichsverwaltung über: 
nehmen. 

Prüfverfahren 
a) Beſchuß 83 

‚(1) Geprüft wird durch Beſchuß der fertigen Waffe 

mit verftärkter Ladung (Endbeichuß), 
(2) Dem Beſchuß der fertigen Waffe muß bei be- 
ſtimmten Waffengattungen ein Beſchuß der rohen 
Läufe zwecks Prüfung dev Werkſtoffe vorausgegangen 
ſein (Vorbeſchuß). 


b) Vorprüfung 84 
(1) Dem Endbeſchuß ($ 3 Abſ. 1) geht eine Vor— 
prüfung dev Waffe woraus, Er darf erſt erfolgen, 


315 
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wenn die Vorprüfung der Waffe die Maßhaltigkeit 
ihrer Läufe und Watronenlager jowie das Vor— 
handenfein der vorgejchriebenen Kennzeichnung er- 
geben hat. An Waffen, deren Läufe einem Vorbeſchuß 
unterliegen ($ 3 Abf. 2), muß außerdem deſſen Prüf— 
zeichen (30) feſtgeſtellt fein. 


(2) Waffen, die den Vorausſetzungen des Abi. 1 
entſprechen, müffen zum Endbefchuß zugelaffen werden. 


e) Rachprüfung 85 


(1) Nach jedem Beſchuß (43 Abſ. 1 und 2) wird 
deflen Wirkung auf die Waffe feftgeftellt (Nad)- 
prüfung). Ergeben ſich Mängel, welde die Haltbar- 
feit der Waffe zu beeinträchtigen drohen, jo wird fie 
ohne Vrüfzeichen (S 6) zurüdgegeben. 

(2) Der beanftandete Teil ift mit befonderem 
Zeichen zu verjeben. 

(3) Sind die Mängel derart, daß fie ohne Gefahr 
für die Haltbarkeit der Waffe nicht befeitigt werden 
fönnen, jo fünnen die mangelhaften Waffenteile vor 
der Rüdgabe unbrauchbar gemacht werden. 


Vrüfzeichen 
‘6 
Hat die Vrüfung Beanftandungen nicht ergeben, 
fo wird dies nad dem Vorbefhuß und nad dem 
Endbeſchuß dur Einſchlagen von amtlichen Drüf- 
zeichen (Befchußzeichen) an der Waffe fenntlic ge 
macht. 


Vrüfgebübren 


$7 
(1) Für die Drüfung werden Gebühren erhoben. 


(2) Für ausländiiche Waffen fönnen aus Gründen 
der Gegenfeitigkeit befondere Gebühren erhoben 
werden. 

Erneute Prüfpflicht 
8 

(1) Wer an geprüften Waffen weientliche Teile ver: 
ändert oder inftand ſetzt, ift verpflichtet, die Waffe 
erneut durch Endbeſchuß ($ 3 Abf. 1) prüfen zu laffen 
(Inſtandſetzungsbeſchuß). 


(2) Beſtimmte Veränderungen oder Inſtandſetzun— 
gen können allgemein verboten werden. Waffen, Die 
einem ſolchen Verbot zuwider verändert oder inftand 
geſetzt worden find, dürfen nicht beſchoſſen werden; 
fie koͤnnen durch die Beſchußämter eingezogen werden. 

(3) Der Neichswirtihaftsminifter fann im Ein- 
vernebinen mit dem Neichsminilter de8 Innern an 
ordnen, dat Maffen, deren Drüfung länger als eine 
von ihm zu beftimmende Frift zurüdliegt, erneut ge 
prüft werden müſſen. 


Ausnabmen von der Prüfpflicht 


9 
(1) Den Vorjchriften diefes Geſetzes unterliegen 
nicht Handfeueriwaffen, die durch eine Wehrmacht 
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oder in deren Auftrag bergeftellt, verändert oder in- 
ſtand geſetzt worden And und nur für deren Zwecke 
Verwendung finden. 


(2) Der Prüf- und Kennzeichnungspflicht nach den 
Vorichriften diefes Gefebes unterliegen ferner nicht 
Handfeuerwaffen, die im Ausland bergeitellt find 
und ein in Deutjchland anerkanntes ausländifches 
Befchußzeihen tragen. 88 findet jedoch auch auf 
jolche Waffen Anwendung. 


Freiwillige Prüfung 
$ 10 

(1) Für Handfeuerwaffen und andere Schießgeräte, 
die nach diefem Geſetz einer Prüfpflicht nicht unter- 
liegen, kann eine amtliche Drüfung beantragt werden. 

(2) Die Beſchußämter haben jolden Anträgen 
nach Möglichkeit ftattzugeben. Auf das Prüfver— 
fahren finden die Vorſchriften dieſes Gejetes finn- 
gemäß Anwendung. 


. Zweiter Teil 
Vorſchriften über Patronen für Handfeuerwaffen 


8511 
(1) Patronen für Handfeuerwaffen dürfen ge 
werbsmäßig nur feilgebalten oder anderen überlaffen 
werden, wenn fie den Vorjchriften über Mafbaltig- 
feit, Kennzeichnung und Verpadung entiprechen. 


(2) Den Vorichriften des Ab. 1 unterliegen nicht 
Patronen, die durd) eine Wehrmacht oder in deren 
Auftrag bergeftellt worden find und nur für deren 
Zwecke Verwendung finden. 


Dritter Teil 
Straf, Übergangs und Schlußvorjchriften 
Strafvorjcriften 
$ 12 


(1) Mit Geldftrafe oder mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten wird beitraft, wer vorfäßlich oder fahr 
[äffig 

1. der Vorfchrift des SL zuwider Handfeuer 

waffen gewerbemäßig feilhält oder anderen 
überläßt, die nicht das amtlihe Vrüfzeichen 
($ 6) tragen; 


2. der Vorſchrift des $ 8 zumider veränderte oder 
inftand geſetzte Waffen nicht erneut zur Prü— 
fung vorlegt; 


3. der Vorſchrift des S 11 Abſ. 1 zuwider Da. 
tronen gewerbsmäßig feilbält oder anderen 
überläßt; 

4. der Vorjchrift des 54 Abſ. 1 oder des 811 
Abſ. 1 zuwider an Handfeuerwaffen oder an 
Natronen für Handfeuerwaffen eine unrichtige 
Kennzeichnung anbringt oder Sandfeuerwaffen, 
die mit einer unrichtigen Kennzeichnung ver: 
ſehen find, zur Vorprüfung einliefert; 


5. der Vorfchrift des $ 14 zunwiderbandelt; 
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6. den zur Durchführung oder Ergänzung diefes 
Geſetzes erlafjenen Vorjchriften zumiderhandelt 
($ 8 Ubi. 3, $ 18 Abi. 1 umd 3), 

(2) Neben der Strafe fann auf Einziehung der 
Waffe oder der Datronen erkannt werden, aud) wenn 
fie dem Täter nicht aebören. 

(3) Kann feine beftimmte Perſon verfolgt oder 
verurteilt werden, jo fann auf Einziehung jelbftändig 
erfannt werden, wenn im übrigen die Woraus- 
jeßungen hierfür vorliegen. 


Übergangsvorjcriften 
$ 13 
(1) Den Vorſchriften diefes Geſetzes genügen 
a) Handfeuerwaffen, die vor Inkrafttreten diefes 
Geſetzes in einer deutichen Beſchußanſtalt 
rauchlos beichoffen worden find; 

b) Handfeuerwaffen, die vor Inkrafttreten diejes 
Geſetzes mit Schwarzpulver befchoflen worden 
find und auch nad) diefem Geſetz nur dem 
Schwarzpulverbeihuß unterliegen; 

Fauſtfeuerwaffen oder Waffen für Randfeuer- 
patronen, die vor nfrafttreten diejes Geſetzes 
in einer deutſchen Befchußanftalt mit Schwarz- 
pulver beſchoſſen worden find. 


(2) Der Vorichrift des $ 8 unterliegen auch die 
im Abſ. 1 bezeichneten Waffen. 


— 
— 


814 


Aus Handfeuerwaffen, die bei Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes nicht beſchoſſen find, darf nur gefchoffen 
merden, wenn der Beichuß nadigebolt ift. 
$ 15 

Auf Waffen, die vor Inkrafttreten diejes Geſetzes 
hergeftellt find und gemäß den Vorfchriften diefes 
Geſetzes zu einem Beſchuß gelangen, findet $ 4 erit 
ſechs Monate nad) Ankrafttreten dieſes Geſetzes An- 


wendung. 
$ 16 


Der Vorjchrift des 811 unterliegen innerhalb 
eines Jahres nad) nfrafttreten dieſes Geſetzes nicht 
Vatronen, die vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes her— 
geſtellt worden ſind. 

$ 17 

Die bisherigen Beichußanftalten der Länder wer- 

den in die Beihußämter ($ 2) übergeführt. 


Berlin, den 7. Juni 1939, 


1248 
Schlußvorſchriften 
—518 | 
(1) Der Reihäwirtichaftsminifter erläßt im Ein- 
vernehmen mit dem Neichaminifter des Innern die 
zur Durchführung diefes Gejeßes erforderlichen 
Rechts und Verwaltungsvorichriften; ex kann im 
Einzelfall oder im Einvernehmen mit dem Reiche: 


minifter des Innern allgemein Ausnahmen von den 
Vorſchriften diefes Gefeßes zulaffen. 


(2) Der Reihswirtichaftsminifter erläßt im Ein- 
vernehmen mit dem Reichaminifter der Finanzen eine 
Gebührenordnung für die Vrüfung von Sandfeuer: 
waffen. 


(3) Der Reichsminiſter des Innern fann im Ein 
vernehmen mit dem Neichswirticaftsminifter die 
Herftellung beftimmter Arten von Handfeuerwaffen 
oder von Vatronen für Handfeuerwaffen unterfaaen. 


$ 19 


(1) Der Reihawirtichafteminifter kann Vorſchriften 
über die Vereinheitlihung der Handfeuerwaffen und 
der Vatronen für Sandfeuerwaffen erlaſſen. 


(2) Der Reihswirtichaftsminifter bildet im Ein- 
vernehmen mit dem Neicheminifter des Innern und 
dem Neichsjägermeifter einen ftändigen Ausſchuß, in 
dem die Beihußämter und die beteiligten Wirt: 
ſchaftskreiſe vertveten find. Dieſer Ausſchuß Hat fich 
insbefondere gutachtlich zu technischen Fragen auf 
dem Gebiet des Beſchußweſens zu äußern. Er berät 
außerdem über die Vereinbeitlihung von Sandfeuer 
waffen und Watronen und über die Aufnahme 
weiterer Waffen und Vatronen in die Maßtafeln 


$ 20 


(1) Diejes Geſetz tritt ſechs Monate nach Verkün 
dung in Kraft. Den Zeitpunft des Inkräfttretens 
der Borichriften über die Mafihaltigfeit der Waffen 
($ 4 Abi. 1) beitimmt der Reihäwirtichaftäminifter. 


(2) Gleichzeitig treten außer Kraft das Geſetz, be: 
treffend die Drüfung der Yäufe und Verſchlüſſe der 
Handfeuerwaffen, vom 19. Mai 1891 und alle auf 
Grund dieſes Gefeßes ergangenen Aus- und Durch— 
führungsvorſchriften des Reichs und der Länder. 


(3) Die Inkraftſetzung dieſes Geſetzes für das 
Land Ofterreich und die fudetendeutichen Gebiete 
bleibt vorbehalten. 


Der Führer und Neichstanzler 
Adolf Hitler 


DerReihsminifterdes Innern 
Frick 
Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Walther Funk 
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Berordnung zur Durchführung 
des Geſetzes über die Prüfung von Handfeuerwaffen und Patronen (Beſchußgeſetz)*). 
Rom 8. Juli 1939, 


Auf Grund des $ 18 des Gefeßes über die Prü— 
fung von Handfeuerwaffen und Patronen (Beichuß- 
geſetz) vom 7. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1241) 
wird folgendes verordnet: 


Zu $1 (Prüfpflicht) 
Artikel 1 

(1) Handfeuerwaffen im Sinne des Gejeßes find: 

a) Yangwaffen: 
Flinten, Büchſen, mehrläufige Gewehre, 
Kleinfalibergewehre und Flobert-Gewehre 
(Teihings), 

b) Kurz oder Fauſtfeuerwaffen: 
Revolver, Terzerole, Piſtolen jeder Art 
(auch für Peucht- und Signalpatronen), Gas», 
Betäubungs- und Scheintodwaffen (Maf- 
fen, die für Gas-, Betäubungs- oder Schein- 
todpatronen bejtimmt find) jowie Schuß. 
apparate zur Betäubung oder Tötung von 
Tieren. 


(2) Ausgenommen von den Vorjchriften dieſes 
Geſetzes werden: 

a) Schrei hußwafien, aus denen nur Knall— 

patronen verfeuert werden können, 

b) Handfeuerwaffen für Simmerftugenpatronen, 

c) Handfeuerwaffen, die nur wilfenichaftlichen 

Sweden dienen oder nur wegen ihres Kunſt— 
oder Sammelwertes aufbewahrt werden. 

(3) Als wejentliche Teile von Handfeuerwaffen 
gelten fertige auswechjelbare Läufe, Verſchlüſſe und 
als Vatronenlager dienende Trommeln. 

(4) Fertig gearbeitete wejentliche Teile von Hand- 
feuerwafen werden nach den Vorjchriften des End- 
beichufies in einer für fie paſſenden Waffe beſchoſſen. 


Zu 82 (Prüfämter) 
Artikel 2 

(1) Beihhußämter werden errichtet in Oberndorf 
a. Neckar, Suhl und ZellaMehlis. Die Beſchuß— 
Mebenftellen und ihre Zuftändigfeit beftimmt der 
Reichswirtſchaftsminiſter. 

(2) Jedes Beſchußamt iſt für jede bei ihm zur 
Prüfung vorgelegte Waffe ſachlich und örtlich zu— 
ſtändig. Iſt ein Beſchußamt für die Prüfung der 
vorgelegten Waffe nicht eingerichtet, jo hat es die 
Maffe an ein entiprechend eingerichtetes Beſchußamt 
weiterzuleiten. 


(3) Jedes Beſchußamt führt ein befonderes Zeichen, 
und zwar: 


Oberndorf a. Nedar ..... Hirſchhorn, 
N a Sohle mit Hacke, 
SellaMehlid ........... Herz mit Tanne, 


Die Zeichen der Beichuß-Nebenitellen beftimmt der 
Reichswirtſchaftsminiſter. 


Zu $3 Geſchuß) 
Artikel 3 


(1) Dem Vorbefhuß ($ 3 Abf. 2) unterliegen nur 
Flinten und alle mehrläufigen Gewehre. 


(2) Dem Endbeihuß ($ 3 Abf. 1) unterliegen ſämt— 
lihe Handfeuerwaffen, 


(3) Bei mebrläufigen Waffen wird jeder Lauf be- 
ſchoſſen. Bei Nevolvern werden alle Datronenlager 
der Walze beichofien. 


Artikel 4 


(1) Für den Vorbefhuß müſſen die Läufe außen 
fertig abgedreht, innen glatt gebohrt und gerieben 
und mit einer Verichlußichraube verſehen fein, deren 
Zündkanal einen Durchmeffer von böchitens 1,6 mm 
bat. Der bintere Laufteil muß äußerlich fo weit 
vorgefräft fein, daß durch die nachträgliche Bearbei- 
tung feine wejentlihe Schwächung an der Lauf: 
wandung eintritt. 


(2) Für den Endbeichuß müſſen die Läufe innen 
und außen aebrauchd- oder weißfertig bergeftellt und 
mit dem gebrauchs- oder weißfertigen Verſchluß 
vereinigt jein. 


Artikel 5 


(1) Der Vorbeſchuß wird ausgeführt mit einem 
Schuß Schwarzpulver. 

(2) Der Endbeihuß wird ausgeführt 

a) bei lintenläufen mit einem Schuß Schwarz 
pulver und zwei Schuß Nitropulver, 

b) bei Büchsläufen für Sentralfeuerpatronen und 
bei Selbtladepiftolen mit zwei Schuß Nitro— 
pulver, 

c) bei allen anderen Waffen mit einem Schuß 
Nitropulver, foweit für diefe Waffen Nitro- 
patronen im Handel find, jonft mit einem 
Schuß Scwarzpulver. 


©) Betrifft nicht die Ditmart und die judetendentihen Gebiete. 
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Artikel 6 


(1) Der Beſchuß mit Schwarzpulver wird nad) 
/ Padungstafeln ausgeführt (Anlage). 


(2) Das Schwarzpulver muß beftehen aus 75 vom 
Hundert Salpeter, 10 vom Hundert Schwefel und 
15 vom Hundert Holzkohle. 


(3) Die Korndidyte foll 1,78 betragen. 


(4) 9,8 g dieſes Pulvers müſſen im interirationalen 
Gasdrudmefjer Kaliber 16 bei 38 g Schrot von 
35 mm © und je einem Filzpfropfen (Durchmeffer 
= Yauftaliber) auf der Pulver und Gefhoßvorlage 
an der Mefiftelle I einen Gasdrucd von mindeſtens 
700 at ergeben. 


Artifel 7 


(1) Der Beihuß mit Nitropulver wird ausge 
führt mit Beichußpatronen. 


(2) Bejhußpatronen für Einzelgejchoffe müſſen 
einen Überdruck von mindeftens 30 vom Hundert 
gegenüber dem Drud ergeben, der durdy Schiehen 
mit der jtärfften, mit Schwarzpulver oder mit 
rauchloſem Dulver geladenen Gebrauchspatrone des 
gleichen Kalibers feftgeftellt wird. Der höchſtzu— 
läffige Normaldrud der einzelnen Gebrauchspatrone, 
der diefem Beſchußüberdruck zugrunde zu legen ift, 
wird im Deutſchen Reichsanzeiger und Vreußifchen 
Staatsanzeiger befanntgegeben. 


(3) Beihußpatronen für Schrot müffen im inter: 
nationalen Gasdrudmefler an der Meßitelle I einen 
Gasdrud von mindeftens 850 at für Kaliber 16 und 
größere Kaliber, von mindeitens 900 at für Eleinere 
Kaliber ergeben. Dabei darf an der Meßftelle II 
der Drud 300 at nicht überfteigen. Bei Waffen mit 
Datronenlagern von einer Länge über 70 mm er 
höht fi) der vorgefchriebene Gasdrud an der Meß— 
ſtelle für jede 5 mm Verlängerung de8 Lagers um 
je 100 at. 


(1) Bei Vorlage einer Waffe mit Büchsläufen zum 
Nitrobeſchuß ift dem Beſchußamt die Gebrauchs. 
patrone, deren Yadung (Dulverforte, Geſchoßgewicht 
und Geſchoßart) ſowie deren Gasdrud auf dem 
Einlieferungsfchein anzugeben. Auf Verlangen find 
dem Beichußamt paffende Gebrauchspatronenhülſen 
und geſchoſſe oder fertige Gebrauchspatronen zu 
liefern. 


zu $4 (Vorprüfung) 


Artikel 8 
(1) Die Vorprüfung der Handfeuerwaffen (8 4 
Abſ. 1) erfolgt an der fertigen Waffe. 
(2) Als fertige Waffe gilt jchon der in feinen 
Innen- und Außenmaßen fertiggeftellte Lauf mit 
Verſchluß in meiß- oder gebrauchsfertigem Zuſtand. 
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Artifel 9 
(1) Maßhaltig find die Läufe und Vatronenlager, 
wenn ihre Innenmaße den jeweils geltenden Nicht- 
maßen (Maßtafeln) entiprechen. Als nichtmaßhaltig 
gelten Kipplaufgewehre, die für Patronen ohne Rand 
eingerichtet find. 


(2) Die Prüfung der Maße entfällt, foweit die 
Maßtafeln feine Angaben über das Kaliber und die 
Patrone enthalten, für welche die Waffe nach der 
Erklärung des Einlieferers beftimmt ift. 


(3) Richtig ift die Kennzeichnung der Waffe, wenn 
die Angaben den Tatfachen entſprechen. 


Artifel 10 


Außer der durch das Waffengeſetz vom 18. März 
1938 (Reichögefegbl. 1 S. 265) vorgefchriebenen 
Kennzeichnung Haben zu tragen 

a) Fauſtfeuerwaffen Die Kaliberbezeihnung in 
Millimetern oder die handelsübliche Datronen- 
bezeichnung; 

im Inland hergejtellte Langwaffenläufe — 
ausgenommen jolde von Kleinfalibergewehren 
und Flobertgewehren — dad DIN-Zeichen des 
Laufwerfftoffes; 

Hlintenläufe außer der Kennzeichnung gemäß b 
die Angabe des Kaliber und der Watronen- 
lagerlänge; 

Büchsläufe außer der Kennzeichnung gemäßb 
die handelsübliche Bezeichnung der für die 
Waffe im Handel befindlichen ftärfften Ge— 
brauchspatrone; 

e) Flobertgewehre die Bezeichnung: Flobert. 


b 


— 


2 
— 


m 
er 


Artifel 11 
Kann das Vrüfzeichen des Vorbeſchuſſes nicht feit- 
geftellt werden, fo ift der Vorbeſchuß nachzuholen. 
Das Prüfzeichen eines früheren Endbeſchuſſes gilt 
ald Nachweis für den erfolgten Vorbeſchuß. 


Zu $5 (Nachprüfung) 
Wrtifel 12 


(1) Als Mängel, die die Haltbarkeit der Waffe zu 
beeinträchtigen und damit die körperliche Sicherheit 
des Schützen zu gefährden drohen, find insbeſondere 
anzufehen Aufbauchungen, Dehnungen, Riſſe und 
Fehler im Stahl. Aufbauchungen find Erweiterun- 
gen in den Läufen, die ald dunkle Ninge oder ring- 
artige Stellen erſcheinen. Dehnungen find Erweite— 
rungen im Patronenlager, die nicht fihtbar, ſondern 
nur meßbar zu fein brauden. 

(2) Die Beihußämter fönnen Waffen auch dann 
ohne Prüfzeichen zurücgeben oder vor der Rückgabe 
unbrauchbar machen, wenn die Waffen den Beſchuß 
zwar auögehalten Haben, bei weiterem Gebrauch aber 
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troßdem die körperliche Sicherheit des Schügen zu 
gefährden drohen. m Falle der Nückgabe ift die 
Waffe amtlid) zu Eennzeichnen. 

(3) Weitere Einzelheiten des Drüfverfahrens re— 
geln ſich nach der Dienſtvorſchrift für die Beſchuß— 
ämter. 


Zu 86 (Prüfzeichen) 
Artikel 13 
(1) Das Prüfzeichen iſt an ſichtbarer oder leicht zu— 


gänglicher Stelle auf dem Lauf und dem Verſchluß, 
bei NRevolvern auch auf der Trommel anzubringen. 


(2) Als Brüfzeichen wird eingejchlagen 
1. bei Beihuß mit Schwarzpulver 


a) nach dem Vorbeſchuß ein * 


b) nach dem Endbeſchuß ein * 


Ein beſonderes Zeichen für den Endbeſchuß 
mit Schwarzpulver wird jedoch nicht einge— 
ſchlagen, wenn die Waffe beim Endbeſchuß 
neben einem Schwarzpulverbeſchuß auch 
noch einem Nitrobeſchuß unterlegen bat; 


2. beim Beihuß mit Nitropulver ein # 


(3) Beim Endbeſchuß von Flinten, Büchſen und 
mehrläufigen Gewehren werden außerdem eingeſchla— 
gen das Zeichen des Beſchußamtes (Artikel 2 Abſ. 3) 
und das Jahreszeichen. 


(4) Kleinfalibergewehre erhalten das Drüfzeichen 
nach Abf.2 Nr. 2, Flobertgewehre nur den Reichs— 
adler. 

(5) Sandfeuerwaften für befondere Zwecke (Leucht— 
und Signalpiftolen, Gas-, Betäubungs- und Schein- 
todwaffen, Schußapparate zur Betäubung oder Tö— 
tung von Tieren), aus denen feine Einzelgejchofje oder 
Schrotladungen verſchoſſen werden, erhalten ala Prüf— 
zeichen den Neichdadler und das Zeichen des Beſchuß— 
amtes (Artikel 2 Abi. 3). 

(6) Handfeuerwaffen, die ausfchließlich einer frei. 
willigen Prüfung gemäß $ 10 unterlegen haben, ev 


halten als Drüfzeichen nur ein # 


FB 
(7) Bei einem Inſtandſetzungsbeſchuß (S 8 Abf. 1) 
genügt ald Zeichen für die Beſchußart die Anbrin- 


gung eines hu. uf auf dem veränderten oder in- 
ftand gefeßten Teil. Handelt es ſich um einen erſten 
Nitrobeſchuß, fo iſt außerdem ein N zu 
ſchlagen. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Zu $8 (Erneute Prüfpflicht) 
Artikel 14 


(1) Ein Inſtandſetzungsbeſchuß findet ftatt, wenn 
Läufe, Verichlüffe oder ald Datronenlager dienende 
Trommeln verändert oder inftand geſetzt worden find. 
Er findet außerdem ftatt, wenn an der Waffe nad. 
träglid) Zielfernrohre angebradjt oder ähnliche Ar- 
beiten ausgeführt und dabei Einfchnitte in den Lauf 
oder in andere wejentliche Teile der Waffe vorge: 
nommen worden find, 


(2) Auf den Inſtandſetzungsbeſchuß finden die Vor: 
ichriften über den Endbeſchuß finngemäß Anwendung. 


(3) Iſt bei mebrläufigen Waffen nur ein Lauf ver- 
Andert oder inſtand aejeht worden, ohne daß dabei 
ein anderer Lauf in irgendeiner Weife in Mitleiden- 
ſchaft gezogen worden ijt, kann ein erneuter End- 
beichuß auf diefen Lauf beſchränkt werden. Sind die 
übrigen Läufe der Waffe jedoch entgegen den Vor- 
ſchriften dieſes Geſetzes noch nicht mit Nitvopulver 
beſchoſſen worden oder iſt der vorgeſchriebene End— 
beſchuß dieſer Läufe an Hand der auf ihnen ange— 
brachten Prüfzeichen nicht nachzuweiſen, fo find ſämt— 
liche Läufe einem erneuten Endbeſchuß zu unterwerfen. 


(4) Ein Inſtandſetzungsbeſchuß findet nicht ſtatt, 
wenn in eine Waffe lediglich mit Wrüfzeichen ver- 
jehene mwejentliche Teile eingejegt werden oder wenn 
es fich lediglich um die Befeitigung von leichten, äuße- 
ven Beihädigungen oder um die Erneuerung der 
Deckmittel handelt. . 


Artikel 15 


(1) Verboten find Schweißungen an der Laufwan- 
dung und dem Verſchluß, die dieSicherheit der Waffe 
gefährden. 

(2) Ein Ausfuttern von Läufen und Vatronen- 
lagern ift nur an Waffen für Randfeuerpatronen 
Kaliber 22 geitattet. 


au $9 (Musnabmen von der Prüfpflicht) 


Artifel 16 


An Deutichland find von ausländiſchen Beſchuß— 
zeichen anerkannt: 


a) die Beichußzeichen derjenigen Staaten, die dem 
Abfommen vom 15. Juli 1914 zwiſchen dem 
Deutſchen Reich, Belgien, Frankreichund Italien, 
betreffend die gegenſeitige Anerkennung der 
Beſchußzeichen für Handfeuerwaffen (Neidh3- 
geſetzbl. 1927 TI ©.377), beigetreten find. Für 
Handfeuerwaften mit Flintenläufen find diefe 
Beichußzeichen jedoch nur anerkannt, wenn fie 
den rauchloſen Beichuß diejer Läufe nachweilen, 
d. h. wenn die vorgefehene Anderung von Ar- 
tifel 6 des erwähnten Ablommens angenom- 
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b) die Vefchußzeichen von Großbritannien auf 
Grund der Bekanntmachung vom 5. Mai 1893 
(Deutſcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 
Nr. 109) ſowie vom 30. Juni 1894 und vom 
20. März 1909 (Zentralßl, f. d. Deutiche Reich 
1894 ©. 350 und 1909 ©. 81). 


Zu $ 10 (Freiwillige Prüfung) 


Artikel 17 


Sum Beſchuß auf freiwilligen Antrag find Hand» 
feuerwaffen und andere Schießgeräte zugelaffen, die 
der Beihußpflicht überhaupt nicht oder nicht in dem 
vom Antragiteller geforderten, über die aefetlichen 
Beftimmungen hinausgehenden Umfang unterliegen. 


Zu $ 11 Gorſchriften über Patronen für Handfeuer⸗ 
waffen) 
Artikel 18 


(1) Patronen für Büchsläufe dürfen nur in ver— 
ſchloſſenen Packungen gewerbsmäßig feilgehalten oder 
anderen überlaſſen werden. Die Packungen müſſen 
durch ein dauerhaftes Verſchlußmittel fo geſichert 
ſein, daß ohne eine Verletzung dieſes Verſchlußmittels 
Patronen der Packung nicht entnommen werden 
können. Das Verſchlußmittel hat den Namen des 
Herſtellers und die handelsübliche Bezeichnung der 
Patronen, die in der Packung enthalten find, z. B. 
533)72 R, zu tragen. Ausgenommen von dieſen 
Vorſchriften iſt die UÜUberlaſſung von Vatronen auf 
einem polizeilich genehmigten Schießſtand zur Be— 
nutzung lediglich auf dieſem Schießſtand. 

(2) Als Herſteller im Sinne des Abſ. 1 gilt auch 
derjenige, unter deſſen Fabrikmarke die Patronen in 
den Verkehr gebracht werden und der dir Werant: 
wortung dafür übernimmt, daß die Patronen den 
geſetzlichen Vorſchriften entiprechen. 

(3) Patronen für 

1. Büchsläufe, deren Gasdrud den höchſtzuläſ jigen 

Normaldrud überfteigt, 
2. Flintenläufe, bei denen der Gasdrud mehr als 
75 vom Hundert des Beſchußdruckes (Artikel 7 
Abſ. 3) beträgt, 
dürfen ausnahmslos nur in verichloffenen Packungen 
feilgehalten oder anderen überlaſſen werden, bei 
denen das Verſchlußmittel außer den im Abſ. 1 ge: 


Berlin, den 8. Juli 1939, 
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nannten Angaben auch die Tatſache des Überdrucks 
der betreffenden Datronen und die ſofort erfennbare 
Aufſchrift: 
„Achtung! 
In normalgeprüften Waffen nicht 
verwendbar!“ 


enthält. Die Einzelpatronen find außerdem am Boden: 
vand mit einer deutlich erkennbaren Niffelung zu ver- 
leben. 

(4) Auf Datronen, die nachweisbar ind Ausland 
ausgeführt werden, finden die Vorſchriften in Abi. 1 
und 3 feine Amvendung. 


Artifel 19 


Als Gasdruck (Gebrauhsdrud) gilt dad Mittel 
der gemefjenen Drude einer Reihe von mindeſtens 
10 Vatronen, feitgeftellt in einem für die laufende 
Fabrikationskontrolle in den Munitionsfabrifen ge- 
eigneten Verfahren, das der Reihswirtichaftsminiiter 
oder eine von ihm beauftragte Stelle anerkannt bat, 
Eine Abweichung des Spitendruds von dem Ge- 
brauchsdruck ift unbeachtlich, foweit der Spitzendruck 
den Gebrauchsdruck um nicht mehr als 15 vom Hun— 
dert überſchreitet. 


Artikel 20 

(1) Richtig iſt die Kennzeichnung der Vatronen, 
wenn die Angaben den Tatjachen entiprechen. 

(2) Maßhaltig find die Datronen, wenn ihre Maße 
den jeweils geltenden Richtmaßen (Maftafeln) ent- 
Iprechen, 

(3) Soweit die Maftafeln für eine Patrone feine 
Richtmaße enthalten, entfallen die Vorſchriften über 
ihre Maßhaltigkeit. 

(4) Die Richtigkeit der Kennzeichnung, die Maß- 
haltigfeit und die Angaben über den Gasdrud wer- 
den von der Chemijch-Technifchen Reichsanitalt nad) 
befonderen Richtlinien, die der Reihswirtichafta- 
minifter erläßt, überwacht, 


Zu $14 
Artifel 21 
Bei Flinten und mehrläufigen Gewehren wird der 
Beihuß nur ald Endbeſchuß (Artikel 5 Abſ. 2) mit 
doppelter Schußzahl nachgeholt. 


Der Neihswirtjchaftsminifter 
Walther Funk 


Der Neichsminifter des Innern 
Frick 


III 
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Anlage 
(Su Urtifel 6 Abſ. 1) 


Sadungstafeln für den Schwarzpulverbefchuß 
1. Vorbeſchuß von Flintenläufen (Artikel 5 Ab. 1, Artitel 3 Abſ. 1) 














Ladungsgewidt 


— —— — — — — — — — — — 


Pulver | Schrot 






Ladungsgewicht 
Pulver | Schrot 









Bohrungsweite Bohrungsweite 


in mm in mm 









bis 12,5 9,5 25 bis 17,9 ) 
» 13,5 10,3 30 » 18,9 17 73 
» 14,45 11,1 35 » 19,9 21 8 
» 15,4 12,1 43 » 21,5 32 113 
» 16,3 12,0 50 über 21,5 47 170 
» 17,0 13,8 55 

2, Vorbeſchuß von Büchsläufen in mehrlänfigen Gewehren (Artikel 5 Ab. 1, Artitel 3 Abi. 1) 












Ladungsgewicht 
Pulver 


Ladungsgewicht 





Pulver Blei 


Bohrungsweite Vohrungsweite 





in mm in mm 









Länge des Ladungsgewicht 


Datronenlagersd = 





Kaliber Bohrungsweite 


Mr 


Pulver | Schrot 











in ınm 


4 23,4 bis 23,8 
8 20,8 » 21,2 21,2 75 
10 19,3 » 19,7 14,2 58 
15,7 60 
12 18,2 » 18,6 11,6 47 
12,2 ol 
16 16,3 » 17,2 9,8 38 
10,3 41 
20 15,7 » 16,1 8,8 33 
9,3 36 
24 14,6 » 15,0 7,2 28 
1,6 3l 
28 13,7 » 14,1 6,9 24 
2 12,6 » 13,0 5,4 19 


Anmerkung 1: Datronenlager anderer Dimenfionierung werden mit der Ladung der ihnen nächitgelegenen 
Größe geprüft. 

Anmerkung 2: Die angegebenen Mengen an Pulver und Schrot Eönnen getrennt in die Waffen eingeführt 
oder zu einer Patrone vereinigt werden. 
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Erjte Verordnung zur Ergänzung des Dentichen Polizeibeamtengeſetzes. 
Vom 9. Juli 1939, 


Auf Grund des $ 33 des Deutfchen Volizeibeamten- 
geſetzes (MBG) vom 24. Juni 1937 (NReichägefebbt. I 
©. 653) und des $4 des Geſetzes zur Anderung des 
Deutſchen Beamtengefeßes vom 25. März 1939 
(Reichögefeßbl. I S. 577) wird im Einvernehmen mit 
dem Reichöminifter der finanzen folgendes bejtimmt: 


$1 
Im $4 Nr. 2 und 3 des Deutfchen Volizeibeamten- 
gejeges treten an Stelle der Worte „des einfachen mitt- 
leren Vollzugsdienftes” und im $13 Abſ. 2 Nr. 3 des 
Deutſchen Polizeibeamtengejeßes an Stelle der Worte 
„des einfachen mittleren Dienftes’ die Worte „des 
mittleren Vollzugsdienſtes“. 


Berlin, den 9. Juli 1939. 


82 

Im 84Nr. 4und 5 und im $ 21 Abj. 3 Sab 2 und 3 
ſind auf Grund des $4 des Geſetzes zur Anderung des 
Deutjchen Beamtengefehes an Stelle der Bezeich- 
nungen „unterer, einfacher mittlerer und gehobener 
mittlerer Dolizeiverwaltungsdienft‘ die Bezeichnungen 
„einfacher, mittlerer und gehobener Polizeiverwal— 
tungsdienſt“ getreten. 


$3 
Im $ 24 Abſ. 4 des Deutſchen Polizeibeamtengeſetzes 
treten an Stelle der Worte „23 Abſ. 2 und 5% die 
Worte „„$ 23 Abf. 2 bis 5. 


DerReihsminifter des Innern 
Frick 


——— 


Dritte Verordnung zur Ergänzung der Vorläufigen Durchführungsverordnung 
zum Deutſchen Polizeibeamtengeſetz. 


Vom 9. Zuli 1939. 


Auf Grund des $ 33 des Deutſchen Volizeibeamten- 
geſetzes (MBG) vom 24. Juni 1937 (Reichögejebbt. I 
©. 653) wird zur Ergänzung der Vorläufigen Durd)- 
führungsverordnung zum Deutjchen Volizeibeamten- 
geſetz vom 26. Juli 1937 (Neichsgefegbl. I S. 858) im 
Einvernehmen mit dem Reichsminifter der Finanzen 
folgendes beftimmt: 61 

Die Vorläufige Durchführungsverordnung wird 
wie folgt geändert: 

1. Im Ab. 1 unter d zu $1 des Gejekes, 
im Abf. 3 zu $ 7 des Geſetzes, 
im Abf. 1 unter ce zu $ 13 des Geſetzes umd 

im Teil II Nr. 3 Abſ. 2 unter b der Vorläufigen 

Durhführungsverordnung tritt an Stelle des 

Wortes „Kriminalbezirksſekretäre“ das Wort „‚Kri- 

minaloberfefretäre’’. 

2, In den Abſ. 1 unter d zu $1 des Geſetzes werden 
eingefügt hinter dem Wort „Kriminalaffiftenten‘ 
die Worte „einfchließlih der Kriminalaffiftenten- 


Reichögefegbl. 1939 I 


anwärter“ und hinter dem Wort „‚Kriminal- 
fommifjare’ die Worte „einjcyließlich der Kriminal- 
fommifjaranwärter”. 


3. Im Ab. 2 Nr. 3 Sat 2 zu $3 des Geſetzes iſt an 
Stelle „Abſ. 5 und Abſ. 6 zu ſetzen „Abſ. 6 und 
Abſ. 7%, 


4. Im Abſ. 4 unter e zu $4 des Geſetzes treten an 
Stelle der Worte „des einfachen mittleren Vollzugs- 
dienftes’ die Worte „des mittleren Vollzugsdien- 
ſtes“. 


5. Im Abſ. 4 unter d, e und f und im Abf. 9 zu $4 des 
Geſetzes, 
im Kopf der Tabelle in der Vorläufigen Durch— 
ſührungsverordnung zu 8 17 des Geſetzes umd 
im Teil II Nr. 3 Abf. 2 unter a, b und e der Vor— 
läufigen Durchführungsverordnung treten an Stelle 
der Worte „unteren“, „einfachen mittleren“ und 
„gehobenen mittleren‘ die Worte „einfachen, 


„mittleren und ‚gehobenen‘. 
mm 
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6. Im Teil II Nr. 3 Abſ. 2 der Vorläufigen Durd)- 
führungsverordnung erhalten die Abj.e und d 
folgende Faſſung: 

„c) die Schußpolizei-, Gendarmerie- und Kriminal- 
inipeftoren, die Beamten des leitenden Vollzugs— 
dienftes der Sicherheitspolizei vom Kriminal- 
fommiffar aufwärts bis zum Kriminaldireftor 
ald Beamte des aehobenen Dienjtes; 

d) die Beamten des leitenden Vollzugsdienftes der 
Sidyerbeitspolizei vom NRegierungs- und Kri- 
minalrat an aufwärts ald Beamte des höheren 
Dienſtes.“ 

$2 


Die Vorläufige Durhführungsverordnung zu $ 30 
des Geſetzes erbält folgende Kaffung: 


„0) Zur Beſetzung freier Stellen bei der Schup- 
polizei des Reichs und der Gemeinden, der Gen- 


Berlin, den 9. Juli 1939. 
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darmerie ſowie des mittleren Vollzugsdienftes der 
Geheimen Staatspoligei und der Kriminalpolizei 
des Reichs und der Gemeinden können Militär- 
anwärter einberufen werden, jedody — abgejehen 
von den Stellen bei der Schubßpolizei des Reichs 
— nur, foweit der Bedarf nicht durch Wachtmeifter 
(SB) der Schußpolizei des Reichs gemäß $4 Des 
Deutichen Volizeibeamtengejeges gededt werben 
fann. 


(2) $8 Abi. 4 des Deutichen Polizeibeamten- 
geſetzes gilt für die einberufenen Militäranmwärter 
während der Dauer des Probedienjtes nicht. 


(3) Die Verordnung über Einberufung von Ver— 
jorgungsanmwärtern der Wehrmacht in den Dienft 
der uniformierten Ordnungspolizei vom 13. Auguft 
1938 (Neichögefekbl. I S. 1053) ift hierdurch er- 
ledigt.“ 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Verordnung über die Reichswaſſerſtraßenverwaltung 
in der Ditmarf, 


Bum 14. Juli 1939, 


Auf Grund.der 884, 16 und 18 des Oſtmark— 
geſetzes vom 14. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 777) 
wird hiermit verordnet: 

81 

(1) Die Waſſerſtraßenverwaltung in der Oftmarf 

wird in Die Reichswaſſerſtraßenverwaltung einge 


aliedert. Sie umfaßt nit die Verwaltung der 
Deiche, 


(2) Das Neid (Neihäwaifleritraßenverwaltung) 
tritt für Die Reichswaſſerſtraßen in die Nufgaben und 
Befugniffe des ehemaligen Yandes Ofterreid) ein. 


(3) Auf die Neichäwaflerftraßen finden die Vor: 
Ichriften über da& öffentliche Waflerqut Anwendung. 


S2 


(1) Außer der Donau ift die Mard) Reichswaſſer— 
ftraße. 


(2) Dem. Reichöverfehrsminifter bleibt es vorbe- 
halten, im Einvernehmen mit den beteiligten Reichs: 
miniftern auch andere Wafferitraßen zu Neihswaffer: 
ftraßen zu erklären oder Neichewaflerjtraßen diejer 
Eigenſchaft zu entkleiden. 


| 53 
(1) Der Reichsverkehrsminiſter bat die oberſte 
Sadjleituna 
a) für die Verwaltung der Neichöwaiferitraßen 
einjchließlich dev Schiffahrtsverwaltung, Tarif- 
hoheit, Strom-, Schiffahrt und Hafenpolizei, 


b) für die Sciffahrtöverwaltung, Tarifboheit, 
Sciffabrt- und Hafenpolizei auf den Seen, 


) für die Eihung der Binnenſchiffe und Schiffs. 
verineilung. 


(2) Die Aufgaben und Befugniffe, die dem Reiche: 
jtatthalter (Dfterreichiiche Yandesregierung) und den 
Oberſten Öfterreichifchen Landesbehörden auf diefen 
Sachgebieten zufteben, werden — unbefchadet der 
Ss 4 und 5 diefer Verordnung — auf den Reichs: 
verkehrsminiſter übertragen. Der Reichsverkehrs— 
minifter fann im Einvernebmen mit dem Reiche: 
minifter des Innern einzelne Befugniſſe auf nad) 
geordnete Behörden übertragen. 


(3) Die techniſche Auffiht über Binnenſchiffs- 
eihungen und Schiffsvermeſſungen übt da8 Reiche: 
ſchiffsvermeſſungsamt aus. 


— 
— 








Nr. 126 — Tag der Ausgabe: 15. Juli 1939 


84 
Der Reichsſtatthalter in Niederdonau erhält für 
die Reichswaſſerſtraßen die Verwaltungsaufgaben, die 
a) nach dem Waſſerrechtsgeſetz vom 19. Oktober 
1934 (BGBL. I Nr. 316), nach dem Binnen— 
ſchiffahrtsverwaltungsgeſetz (BGB. Nr. 550/ 
1935) und nad) den hierzu erlaſſenen Verord- 
nungen den Yandesbauptmännern und 
b) nad) der Verordnung über die Errichtung eines 
Bundesftrombauamts in Wien vom 28. Juni 
1928 (BGB. Nr. 166) dem Strombauamt 
Wien 


zugewieſen find; ex hat zur Verwaltung der Reichs— 
waſſerſtraßen als öffentliches Waſſergut die Zu— 
ſtändigkeiten des Minifters für Landwirtichaft in 
Wien und tritt in die Zuftändigfeiten des Strom- 
bauamt3 Wien ein. 


85 
(1) Der Reichsſtatthalter in Niederdonau erhält 
ferner für die Reichswaſſerſtraßen folgende Zuftän- 
digfeiten: 
a) ex ift Waſſerrechtsbehörde und Schiffahrts- 
behörde erſter Inſtanz, 


b) er iſt Schiffseichamt, 


c) er hat für die Fälle des $ 28 Abſ. 4 und 883 
de3 Waſſerrechtsgeſetzes die Zuſtändigkeiten 
des Minifters für Landwirtchaft; 


d) er bat für den Fall des $21 des Binnen- 
ſchiffahrtsverwaltungsgeſetzes die Zuftändig- 
feiten des Minifters für Wirtichaft und Arbeit, 
joweit fie nidt vom Reichäverfehraminifter 
ausgeübt werden; 


e) er übernimmt das Sondergewerbeinipektorat 
für die Binnenſchiffahrt gemäß der Verord— 
nung vom 12. Auguſt 1921 (BGEBl. Nr. 460). 


(2) Der Neichöverkehrsminifter fann im Einver- 
nehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern in Zwei— 
felsfällen entſcheiden, ob die Zuftändigfeit des Reichs— 
ſtatthalters in Niederdonau Platz reift, 


(3) Berufungen gegen Befcheide des Neichöftatt- 
halters in Niederdonau gehen an den Reichsverkehrs— 
winifter; dieſer entfcheidet als Schiffahrtäbehörde 
zweiter Inſtanz. Als Wafjerrechtsbehörde zweiter 
Inftanz entjcheiden der Reichsverkehrsminiſter und 
der Neihsminifter für Ernährung und Landwirt: 
ſchaft. 


(4) Die Frage der Zuſtändigkeit des Verwaltungs— 
gerichtshofs in Wien bleibt befonderer Regelung 
vorbehalten. 


86 
(1) Der Reichsſtatthalter in Niederdonau nimmt 
die ibm in den F854 und 5 zugewieſenen Yufgaben 
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duch die dem Wafferfiraßendireftor unterftellte 
Abteilung für Wafferftraßen wahr, mit Ausnahme 
der Aufgaben als Wafferrechtöbehörde; der Reichs— 
verfehräminifter kann im Einvernehmen mit den be- 
teiligten Reichsminiſtern dev Abteilung für Waffer- 
ſtraßen auch Aufgaben der Wafjerrechtäbehörde zu- 
weiſen. 


(2) Der Reichsſtatthalter in Niederdonau vertritt 
das Reich (Reichswaſſerſtraßenverwaltung) in Rechts 
ſtreitigkeiten und Rechtsgeſchäften aller Art. 


87 
Der Reichsverkehrsminiſter kann im Einverneh— 
men mit den beteiligten Reichsminiſtern im Grenz— 
gebiet zwiſchen der Oſtmark und anderen deutſchen 
Ländern die örtliche Zuſtändigkeit der Behörden 
der Reichswaſſerſtraßenberwaltung ohne Rückſicht 
auf die Landes- oder Reichsgaugrenzen feſtſetzen. 


58 
(1) Der Reichsverkehrsminiſter beſtimmt die dem 
Reichsftatthalter in Niederdonau nachzuordnenden 


Ortsbehörden der Reichöwafferftraßenverwaltung und 
jegt ihren Gejchäftsbereich feit. 


(2) Der Neihsftatthalter in Niederdonau fann 
mit Zuftimmung des Reichsverkehrsminiſters örtliche 
Geſchäfte feines Zuſtändigkeitsbereichs auf die nach— 
geordneten DOrtsbehörden der Reichswaſſerſtraßen— 
verwaltung übertragen und fie zu Schiffseichämtern 
beitellen. 


(3) Der Neichöverkehrsminifter fann im Einver- - 


nehmen mit den beteiligten Neichaminiftern auch 
andere Behörden mit der Wahrnehmung örtlicher 
Geſchäfte der Reichswaſſerſtraßenverwaltung beauf: 
tragen. 
$9 
(1) Das Gejeß über bevorzugte Wafjerbauten vom 
9. September 1938 (eſetzbl. f. d. Land Öfterreich 
Nr. 393) ift auf Reichswaſſerſtraßen nad) Maßgabe 
folgender Beſtimmungen anwendbar: 
a) der Reichsſtatthalter in Niederdonau tritt bei 
Entſcheidungen nach $ 1 Ab. 1 und 3 und 88 
Abi. 2 des Geſetzes über bevorzugte Waſſer— 
bauten an die Stelle des Minifters für Pand- 
wirtichaft; 


für die Durchführung des Verfahrens nach 
SS 2 ff. des Gefeßes über bevorzuate Mafler: 
bauten ift der Neichsftatthalter in Nieder- 
donau die in erfter Inſtanz fachlich zuständige 
Behörde. Über Berufungen enticheiden in 
zweiter Inſtanz dev Reichsverkehrsminiſter und 
der Reihsminifter für Ernährung und Band: 


INN 


h 


— 
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(2) Der Reichsſtatthalter in Niederdonau fann mit 
Suftimmung der Reichsregierung die Durchführung 
der Raiferlichen Verordnung, betreffend Ausnahms— 
beftimmungen für begünftigte Bauten, vom 16. Of 
tober 1914 (XGBl. Nr. 284) regeln, foweit dies 
für Reichawafferftraßen erforderlich ift. 


Ss 10 
(1) Der Reichsverkehrsminiſter kann im Einver: 
nehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern anord— 
nen, daß 

a) Teile des öffentlichen Waſſerguts der Reichs— 
wafferftraßen an andere Verwaltungen des 
Reichs abgegeben werden, 

b) die im Eigentum juriftifcher Perjonen des 
öffentlichen Rechts befindlichen Häfen, Yänden, 
Überfuhren und Brüden an Reichswaſſer— 
ftraßen auf dad Reich GReichswaſſerſtraßen— 
verwaltung) oder auf andere öffentliche Ge: 
bietäförperichaften übergeben. 


Berlin, den 14. Auli 1939, 
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Er fann die hiernadh zur Abgabe oder Übernahme 
von Gegenftänden erforderlichen Maßnahmen treffen. 


(2) Die Anordnung begründet Rechte und Pflichten 
der Beteiligten und bewirkt den Übergang, die Be- 
ihränfung und Aufhebung von dinglichen Rechten. 
Zum Nachweis hierfür genügt eine Erflärung des 
Reichäverfehrsminifters, daß ex den Lbergang, die 
Beichränfung und Aufhebung der dinglichen Rechte 
gemäß Ab. 1 Sat 1 angeordnet habe. 


$1l 
Der Reichsverkehrsminiſter erläßt im Einverneh- 
men mit den beteiliaten Neichäminiftern die zur 
Durchführung und Ergänzung diefer Verordnung 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorjdriften. 


$12 
J 
Die Verordnung tritt am 1. Auguſt 1939 in 
Kraft mit Ausnahme des $ 2 Abf. 1, der mit Wir- 
fung vom 1. April 1038 in Kraft geſetzt wird, 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner. 


Der Reichsverkehrsminiſter 
Dorpmüller 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
In Vertretung ded Staatöjefretärd 
Niede 


Der Reichdminifter der Finanzen 


In Vertretung 


Reinhardt 
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Gerichte im Vroteftorat Böhmen und Mähren 


Zweite Berordnung über die Einführung des Wehrmachtſtrafrechts 
in der Djtmarf. 


Vom 28, Juni 1939, 


Auf Grund des Gefekes über die Wiedervereinigung 
Ofterreich® mit dem Deutfchen Reich) vom 13, März 
1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 237) wird verordnet: 


s1 

Die Militärftrafgerichtsordnung und das zu ihr er- 
gangene Einführungsgeſetz (Reichsgeſetzbl. 1936 I 
S. 7ölff.) gelten finngemäß aud) für ftrafbare Sand: 
lungen, die die im $ 1 der Verordnung über die Ein- 
führung des Wehrmachtftrafrechts im Lande Öfterreich 
vom 12. Mai 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 517) genannten 
Derfonen vor dem 14. März 1938 begangen haben, 


82 
Die im $ 1 bezeichneten ftrafbaren Handlungen find 
nad) Landesrecht zu beurteilen, ſoweit nicht die deut- 
hen Strafgeſetze auf Grund jonftigen Reichsrechts 


Reichögefegbl. 1939 1 


anwendbar find. Die 88 3 bis 7 der Verordnung 
über die Einführung des Wehrmachtitrafrechts im 
Lande Öfterreich vom 12, Mai 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 517), $ 7 in der Faffung vom 13, Januar 1939 
(Reichögefegbl. I S. 79), finden Anwendung. 


$3 
(1) Die Serichtäherren können die im $ 1 genannten 
Verfonen wegen der dort angeführten ftrafbaren Sand- 
lungen den allgemeinen Strafverfolgungsbehörden und 
Gerichten zur Unterfuhung und Aburteilung des 
alles übergeben, wenn Belange der Wehrmacht nicht 
entgegenſtehen. 


(2) $ 3 der Militärſtrafgerichtsordnung bleibt un— 
berührt. 


318 


11) 
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84 macht über, wenn beim Inkrafttreten dieſer Verord⸗ 
(1) Die bei den allgemeinen Strafverfolgungäbe- | ung ein gerichtliches Urteil noch nicht ergangen oder 
hörden und Gerichten anhängigen Strafverfahren, für | eine gerichtliche Strafverfügung noch nicht zugeftellt 
die nach $ 1 nunmehr die Wehrmachtgerichte zuftändig | War. Dasfelbe gilt finngemäß auch für anhängige 
find, geben in der Lage, in der fie fich befinden, auf die Verwaltungsftrafverfahren. 
Strafverfolgungsbehörden und Gerichte der Webr- (2) $3 Abi. 1 gilt entſprechend. 














Berlin, den 28. Juni 1939. 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Neichöminijter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Verordnung 
über die Einführung des Geſetzes über die Berwaltung der Beiträge zur Hauptvereinigung 
der Dentichen Biehwirtichaft und der Dazu erlajjenen Durchführungsverorduung j 
in der Ditmart 


Bom 7, Juli 1939 


Auf Grund des Gefekes über die MWiedervereinigung Ofterreich8 mit dem Deutfchen Neich vom 13. März 1938 
(Reichsgefebbl. I ©. 237) wird verordnet: 

Das Geſetz über die Verwaltung der Beiträge zur Hauptoereinigung der Deutfchen Viehwirtſchaft vom 
9. Juni 1936 (Reichsgeſetzbl. IS. 483) und die Verordnung zur Durchführung des Gefeßes über die Verwaltung 
der Beiträge zur Hauptvereinigung der Deutjchen Viebwirtichaft vom 16. Juni 1936 (Reidy8minifterialDt. 
©. 150) in der Neufaffung der Verordnung zur Änderung der Durchführungsverordnung zum Geſetz über die 
Verwaltung der Beiträge zur Sauptvereinigung der Deutfchen Wiehwirtichaft vom 26. Oktober 1937 (Reichs- 
minifterialbl. S. 641) treten in der Oftmarf mit Wirkung ab 15. Juli 1939 in Kraft. 


Berlin, 7, Auli 1939 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
NReinbardt 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag 
Narten 








Nr. 127 — Tag der Ausgabe: 17. Juli 1939 


Verordnung über Sprengitofje*). 
Bom 7, Juli 1939, 


‚Auf Grund des $1 Abf. 3 des Gefekes gegen den 
verbrecheriichen und gemeingefährlichen Gebrauch von 
Sprengftoffen vom 9. Juni 1884 (Reichsgeſetzbl. S.61) 
wird im Einvernehmen mit dem Reichsminifter des 
Innern verordnet: 

Unter Abfchnitt I der Bekanntmachung vom 
29. April 1903 (Reichsgeſetzbl. S. 211), betreffend 
das Geſetz gegen den verbrecherifchen und gemein- 
gefährlichen Gebrauch von Sprenaftoffen, wird ala 
neuer Buchftabe H hinzugefügt: 

„H. Sprengniete. 

1000 Sprengniete dürfen höchſtens 40 Gramm 
Sprengfat enthalten.” 


Berlin, den 7. Juli 1939. 


Der Reihswirtihaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 
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Dritte Verordnung 

über die Herjtellung von Sinalltorten*). 
Som 10. Zuli 1939, * 


Auf Grund des F1206 der Reichsgewerbeordnung 
wird im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des 
Innern und dem Reichsberkehrsminiſter verordnet: 


Die Verordnung über die Herſtellung von Knall—⸗ 
forten vom 27. Dezember 1928 (Reichögejeßbl. 1929 I 
S.9) wird wie folgt geändert: 


Im $5 Abſ. 9 wird im erjten Satz hinter dem Wort 
„Holzkiſten“ eingefügt: 
„oder in andere für bie Beförderung auf ber 
Eiſenbahn zugelaffene Verfandbehälter”, 


Berlin, den 10. Juli 1939. 


Der Neihswirtfchaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


3 "oe LE Sana Ta ———— > SER 
Berordnung zur Durchführung und Ergänzung 
i des Gejeßes über die Altersverjorgung für das Deutſche Handwert“). 
Vom 13, Zuli 1939, 


Auf Grund des $12 Abſ. 2 des Geſetzes über die 
Altersverforgung für das Deutſche Handwerk vom 
21. Dezember 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1900) wird im 
Einvernehmen mit dem Reichswirtichaftsminifter und 
dem Reichsminiſter der Juftiz verordnet: 


Abſchnittl 
Reichsverſiche rung 
—51 

Die Verſicherung nach dem Geſetz erfaßt die geſamte 
Tätigkeit, die der Handwerker ausübt. Daneben werden 
einzelne Tätigkeiten weder in der Rentenverficherung 
der Angeftellten noch in der Rentenverjicherung der 
Arbeiter gefondert verfichert. Iſt der Sandwerfer nad) 
s 4 des Geſetzes verfiherungsfrei, ift er überhaupt nicht 
tentenverficherungspflichtig. 


$2 
Der Handwerker bleibt auch in den Zeiten verfiche- 
rungspflichtig, in denen die Einnahmen feines Betriebs 
die Ausgaben nicht überfteigen. 


83 

Es gelten nicht 

1. der$10 des Angeftelltenverficherungsgefeges über 
bie Verſicherungsfreiheit vorübergehender Dienft- 
leiftungen, 

2. der$15 des Angeftelltenverficherungsgefeges über 
die Befreiung von der Verficherungspflicht wegen 
Vollendung des fünfziaften Lebensjahre. 


84 
(1) Der Beitragsberechnung iſt der im letzten Ein- 
fommenfteuerbefcheid nachgemwiejene Gejamtbetrag der 
Cinfünfte vor Abzug der Sonderausgaben fo lange 
zugrunde zu legen, bis ein neuer Steuerbejcheid ergeht. 
Ein Zwölftel diefes Betrags gilt als Monatäein- 
fommen. 


(2) Iſt der Handwerker für ein Kalenderjahr nicht 
zur Einfommenfteuer veranlagt worden, fo ift der Be- 
trag maßgebend, den er im letzten Kalenderjahr für ſich 
und feine Familie dem Betrieb entnommen bat (Dri- 
vatentnahme). Sierbei ift eine nur für einzelne Monate 





*) Betrifft nicht die Ditmark und den Reichsgau Sudetenland, 
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feftftellbare Drivatentnahme auf ein volles Jahr um- 
zurechnen. Hat der Betrieb erft im laufenden Kalender- | 
jahr begonnen, fo ift für jeden einzelnen Monat die 
durchichnittliche Drivatentnahme der vergangenen Mo⸗ 
nate maßgebend. | | 
85 

(1) Die Erjabzeiten nad) $ 1262 Abſ. 4, $ 1267 Abſ.1 
Nr. 1 bis 3, $1268 Abſ. 4 Sab 3 der Reichäverfiche- 
rungsordnung gelten für den Handwerker auch dann, 
wenn fein Betrieb während der Erfabzeit ohne Minde- 
rung des Ertrags weitergeführt wird. 


(2) Krankbeitszeiten werden nach $ 1267 Abj. 1 Nr. 4 
ber Reichsverficherungsordnung nur berüdjichtigt, wenn 
der Handwerker fich nicht auf die Leitung feines Be- 
triebs beſchränkt, jondern körperlich mitarbeitet und an 
der Fortſetzung diefer Mitarbeit durch die Krankheit 
verhindert wird. 

(3) Für die nad) Abf. 1, 2 zu berüdjichtigenden Er- 
fatzeiten brauchen feine Beiträge entrichtet zu werben. 
Beiträge, die gleichwohl entrichtet werden, gelten für 
die Erfüllung der Wartezeit als Pflichtbeiträge. 


$6 
Der Handwerker qilt erit dann als arbeitslos im 
Sinne des $ 1267 Abf. 1 Nr. 5 der Reichsverlicherungs- 
ordnung und des $ 397 des Angeftelltenverjicherungs- 
gejees, wenn er in der Sandwerksrolle gelöjcht ift und 
für den Arbeitseinfat als Arbeitfuchender zur Ver— 
fügung ftebt. 
87 
Die Beiträge ſind am letzten Werktag des Kalender— 
monats zu entrichten, für den ſie geſchuldet werden. 


88 
Die Vorſchriften des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
über die dem Arbeitgeber obliegenden Verpflichtungen 
gelten für den Handwerker entſprechend, dagegen nicht 
die Strafvorſchriften, die ſich lediglich gegen den Arbeit- 
geber richten. 
$9 
(1) Nach $10 Abſ. 1 des Geſetzes können Beiträge 
auch für ſolche Zeiten nacyentrichtet werden, für die 
bereits Beiträge entrichtet find. 
(2) Die Beiträge find durdy Barzahlung oder Über- 
weilung zu leiften. Dabei iſt anzugeben 
Vor- und Zuname, die genaue Anjchrift, der 
Beruf, Geburtsort und Geburtödatum, die 
Klaſſe und die Zeit, für welche die Beiträge 
gelten jollen. 
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(3) Bollverficherte entrichten die Beiträge in ber 
Klaſſe C, Salbverficherte in der Klaſſe B. Das Recht, 
höhere Beiträge zu leiften, bleibt unberührt. Die Höhe 
des Beitrags einer Klaſſe beftimmt fich nad) den am 
Tage der Nachzahlung geltenden Vorjchriften. 


(4) Die nachzuentrichtenden Beiträge gelten für Die 
Erfüllung der Wartezeit ala Pflichtbeiträge. 


(5) Wenn und foweit eine Nachzahlung nad) $ 10 
des Gefetes zuläffig ift, wird eine vom Handwerker 
nach $ 123 Abſ. 2 des Geſetzes über den Ausbau der 
Rentenverficherung vom 21. Dezember 1937 (Reichs: 
geſetzbl. I S. 1393, 1406) für die Kalenderjahre 1932 
bis 1937 oder für einen Teil diefer Zeit an einen anderen 
Verficherungsträger geleiftete Nachzahlung auf An» 
trag an die Reichöverficherungsanftalt für Angeitellte 
überwiejen. Die Reichsverficherungsanftalt verbucht 
die Beiträge fo, twie e8 für den Handwerker am gün- 


ſtigſten ift. 


Abſchnitt I 
Neichöverjicherung und Zebensverjicherung 


$ 10 

(1) Berficherungsfreibeit oder Halbverjicherung 
fönnen auch auf Grund mehrerer mit dexielben oder 
mit verfchiedenen Lebensverficherungsunternehmungen 
abgejchloffener Verträge geltend gemacht werden, 
wenn die einzelnen Verträge den Vorausfehungen des 
$3 des Gefehes entiprechen und wenn fie zufammen 
die nach den $$ 4, 5 des Geſetzes erforderliche Höhe der 
Prämien und — bei der Stapitalverficherung — auch 
des Kapitals ergeben. Hierbei werden Prämien und 
eiftungen einer Gruppenverficherung nicht berüd- 
ſichtigt. 

(2) Iſt von mehreren Lebensverſicherungsberträgen 
der eine auf die Zahlung einer Rente und der andere 
auf die Zahlung eines Kapitals gerichtet, ſo ermäßigen 
ſich die im $4 Abſ. 2, $5 Abſ. 2 des Geſetzes für die 
Kapitalverſicherung vorgeſehenen Mindeſtbeträge um 
das Zehnfache der für den Handwerker ſelbſt verein- 
barten “Jahresrente. 


(3) Mitglieder der „Penſionskaſſe des Bäckerhand—⸗ 
werks VBerficherungsverein auf Gegenfeitigkeit Sit 
Berlin’’ können nad ihrer Wahl die Verficherungs- 
freiheit oder die Halbverficherung geltend machen, 
wenn die zur Denfionskafje zu entrichtenden Beiträge 
die nad) $$ 4,5 des Geſetzes erforderliche Höhe erreichen. 
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Verficherungsfreiheit oder Salbverficherung können 
auf einen Lebensverficherungsvertrag nur dann ae- 
ftüßt werden, wenn er auf das Leben des Handwerkers 
allein gefcyloffen ift und wenn beim Tode nicht nur 
die Verpflichtung zur Vrämienzahlung endet, fondern 
die Verſicherungsleiſtung jelbft fällig wird. 


$12 

Sind bei einer Lebensverficherung für den Todes- 
fall andere Derfonen als die Ehefrau und die Kinder 
($ 1258 Abſ. 2 der Reichöverficherungsordnung) ala 
bezugsberechtigt bezeichnet, fo können Verficherungs- 
freiheit oder Halbverficherung nur geltend gemacht 
werden, wenn die Bezeichnung des Bezugsberechtigten 
davon abhängt, daß zur Zeit des Todes weder eine 
Ehefrau noch Kinder ($ 1258 Abf. 2 der Reicyäver- 
Jiherungsordnung) vorhanden find. 


$13 

Verjicherungsfreiheit oder Halbverjicherung werden 
nicht Dadurch berührt, daß die für die Lebenaverfiche- 
rung zu zahlende Prämie während der nad) $5 zu 
berüdfichtigenden Erſatzzeiten geſtundet wird. Vor— 
ausſetzung iſt, daß der Verſicherungsſchutz nicht unter- 
brochen wird, daß die nach Beendigung der Erſatzzeit 
zu zahlende Prämie die erforderliche Höhe hat und 
daß — im Falle der Kapitalverficherung — außerdem 
die Verficherungsfumme die im $4 Abf. 2, $5 Abf. 2 
des Geſetzes vorgejehene Höhe behält. 


$14 

(1) Verficherungsfreiheit oder Salbverficherung wer: 
den nicht dadurch ausgefchloffen, daß die Prämie 
durch eine einmalige Zahlung von entfprechender Höhe 
abaelöft wird. Vorausfehung ift, daß die einmalige 
Zahlung zur Verficherung eines Kapitals oder einer 
Rente ausreicht, die fich bei laufender Zahlung der 
nach S4 Abſ. 1, $5 Abf. 1 des Gejeßes erforderlichen 
Prämie ergeben würde, und daß bei einer Kapital: 
verficherung außerdem die im $4 Abi. 2, $5 Abi. 2 
des Gefehes vorgejehenen Mindeftbeträge erreicht 
werden. 


(2) Eine Umwandlung der Lebensverficherung in 
eine prämienfreie berührt Verficyerungsfreiheit oder 
Salbverficherung dann nicht, wenn die fich aus 
der Umwandlung ergebende Verficherungsfumme oder 
Rente den Grundfägen des Abſ. 1 entfpricht. 
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$ 15 

(1) it mit der Lebensverficherung eine Unfallver- 
ſicherung derart verbunden, daß die bei dem Tode des 
Verfiherten infolge eines Unfalls zu gewäbrende Ver- 
ficherungsleiftung erhöht wird (Unfallzufatverfiche- 
rung), jo bleiben bei der Prüfung, ob die Prämien 
und — im Falle der Kapitalverfihherung — aud) das 
Kapital die für Verficherungsfreiheit oder Halbverfiche- 
rung erforderliche Höhe erreichen, die zufäßlichen Prä— 
mien fowie die bei einem Unfall eintretende Erhöhung 
der Verficherungsleiftung außer Betracht. 


(2) Zufchläge für das Wagnis der Berufsunfähigkeit 
ftehen den Prämien gleich. 


$ 16 

Erhöht ſich das Einfommen des Sandwerfers fo, 
daß die Prämie nicht mehr die nach $$ 4, 5 des Geſetzes 
erforderliche Höhe erreicht, jo enden Verficherungs- 
freiheit oder Halbverficyerung erſt drei Monate nad) 
Ablauf des Ralendermonats, in dem der neue Steuer: 
bejcheid redytöfräftig wird, wenn die Lebensverſicherung 
nicht bis dahin an die neue Sadylage angepaßt wird. 


$ 17 
Verfiherungsfreiheit oder Halbverjicherung werden 
nicht dadurch ausgejchloffen, daß die Leiftung aus dem 
Lebensverficherungsvertrag nicht alsbald bei Vollen- 
dung des jünfundfechzigften Lebensjahre, jondern erft 
einige, höchſtens ſechs Monate fpäter fällig wird. 


$ 18 
Verficherungäfreiheit oder Halbverficherung fünnen 
— vorbehaltlid) des $ 24 — auf einen Pebensverfiche- 
rungsbertrag erft geftüßt werden, wenn die Verficherung 
begonnen bat. 
8 19 
(1) it der Lebensverficherungsvertrag auf die 
Zahlung einer Rente gerichtet, jo können Verficherunge- 
freiheit oder Halbverficherung auf ihn nur geftütt 
werben, wenn für die Witwe mindeſtens fünf Jehntel 
und für jede Waife mindeftens vier Dehntel der dem 
Handwerker jelbjt zuitehenden Nente und die Ge- 
währung der Waifenrente bis zur Vollendung des 
achtzehnten Lebensjahre zugefichert find. Die Renten 
der Sinterbliebenen braudyen zufammen die Rente des 
Handwerfers nicht zu überfteigen. 


(2) DVerfiherungsfreiheit oder Halbverficherung be- 
ftehen auch nach Beginn der Rente weiter. 


319 
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$ 20 

(1) Iſt der Lebensverficherungsvertrag auf Die 
Zahlung eines Kapitals gerichtet, jo können Verſiche— 
rungsfreibeit oder Halbverficherung auf ihn nur dann 
gejtüht werden, wenn vereinbart ift, daß etwaige Ge- 
winnanteile nicht früher ausgezahlt werden als die 
Verficherungsleiftung. Es genügt, daß die Gewinn- 
anteile bei der Verficherungsunternehmung verzinslich 
angefammelt werden, fie brauchen nicht ala Drämie 
für eine befondere Verficherungsleiftung verwendet zu 
werden. 


(2) Beträgt die Verficherungsfumme mindeftens 
10 000 Reichsmarf, fo brauchen etwaige Gewinnanteile 
nicht zur Erhöhung der Verficherungsleiftung ver- 
wendet zu werden. 

s 21 

(1) it der Lebensverficherungsvertrag auf Die 
Zahlung eines Kapitals gerichtet, fo können Xerfiche- 
rumgsfreiheit oder Halbverficherung auf ihn nur ge» 
ftübt werden, wenn das Kapital — außer beim Tode 
oder beim Eintritt der Berufsunfähigkeit — frübeftens 
bei Vollendung des fechzigften Yebensjahrs fällig wird. 
Berficherungsfreibeit oder Halbverfiherung können 
auch dann geltend gemacht werden, wenn der Lebens- 
verjicherungävertrag jo abgeichlofien ift, daß beim Ein- 
tritt der Berufsunfäbigkeit unter Wegfall der Drämien- 
zahlung bis zum Tode oder bis zur Fälligkeit der Ver— 
fiherungsfumme eine Rente gezahlt wird, die min- 
deitens zehn vom Hundert der Verſicherumgsſumme 
beträgt. 


(2) VBerficherungsfreiheit oder Halbverficherung be- 
ftehen auch nad) Fälligkeit des Kapitals, im alle des 
Abſ. 1 Sat 2 nad) Beginn der Nente weiter. 


$ 22 

(1) Wenn auf Grund eines Lebensverficherungs- 
vertrags Verficherungsfreiheit oder Halbverficherung 
geltend gemacht wird, fo ift der Anſpruch auf Leitung 
eines Kapitald bis zum Höchftbetrage von 10 000 
Reichsmark, der Anfpruc auf Zahlung einer Rente 
in dem gleichen Umfang wie Anfprücde auf Arbeits- 
vergütung der Dfändung entzogen. 


(2) Über den Anfpruch kann nicht verfügt werden, 
foweit er der Dfändung entzogen ift. Ausnahmsweiſe 
darf der Berechtigte über den Anfpruch, foweit er der 
Pfändung entzogen ift, mit Genehmigung des Ver— 
fiherungsamts ganz oder zum Teil verfügen; wird 
das Necht auf die fünftigen Leiftungen des Lebens- 
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verficherungsvertrags verpfändet oder zur Sicherung 
abgetreten, fo enden Verficherungsfreibeit oder Halb» 
berjicherung mit dem Ablauf von ſechs Kalender- 
monaten jeit der VBerpfändung oder Abtretung, wenn 
ſich das Dfandrecht oder die Abtretung nicht bis dahin 
erledigt. 


(3) Gewährt die Verficherungsunternehmung jelbft 
ein Darlehn oder eine Vorauszahlung, fo enden Ver- 
fiherungsfreibeit oder Halbverficherung dann nicht, 
wenn die Lebensverficherung in der nach $$4, 5 des 
Geſetzes erforderlichen Höhe unberührt bleibt. 


23 
(1) Endet die auf Grund eines Lebensperfiche- 
tungsvertrags geltend gemachte VBerficherungsfreiheit 
nad) Vollendung des fünfzigiten Lebensjahres, fo 
wird beim Eintritt des Verficherungsfalls der Grund- 
betrag nicht gewährt. 


(2) Endet die Halbverficherung nach Vollendung 
des fünfzigften Lebensjahrs, jo wird beim Eintritt 
des Verficherungsfalld nur der halbe Grundbetrag 
gewährt. 


824 

(1) Verficherungsfreiheit oder SHalbverficherung 
können nach $7 des Geſetzes mit Wirkung vom 
1. Januar 1939 auch dann geltend gemacht werden, 
wenn der Antrag aufAbjchluß des Lebensverſicherungs⸗ 
vertragd vor dem 1. Juli 1939 geftellt und vor dem 
1. Oktober 1939 angenommen worden ift. Abweichend 
vom $ 18 genügt es, daß die Lebensverficherung mit 
dem 1. Juli 1939 beginnt. 


(2) Im Memelland beginnen Verficherungsfreibeit 
oder Halbverjicherung mit dem 1. Mai 1939, wenn der 
Lebensverficherungsvertrag vor dem 1. Januar 1940 
abgejchlojjen wird. Dies gilt jedoch für die Halbver- 
fiherung nur dann, wenn fie vor dem 1. April 1940 
beantragt wird. Abweichend vom $18 gemügt es, 
daß die Lebenäverficherung mit dem 1. Januar 1940 
beginnt. 


(3) Hat der Handwerker vor dem 1. Juli 1939 einen 
Lebensverficherungsvertrag abgeichloffen, der den 
Erforderniffen des Geſetzes und dieſer Verordnung 
nicht genügt, jo können Verficherungsfreibeit oder 
Halbverficherung gleichwohl mit Wirkung vom 
1. Januar 1939 geltend gemacht werden, wenn der 
Vertrag vor dem 1. Oktober 1939 den Vorſchriften 
des Geſetzes und Diefer Verordnung angepaßt wird. 
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$ 25 

(1) Der Handwerker, der einen Lebensverjicherungs- 
vertrag abgejchlojien bat, kann zunächit die Verfiche- 
rungsfreibeit und dann die Halbverficherung geltend 
machen und umgekehrt. Eine Wiederholung diejes 
Wechſels ift nur auf Grumd eines neuen Lebens- 
berjicherungsvertrags zuläflig. 

(2) It der Handwerker, der einen Lebensverfiche- 
rungsvertrag abgeichlofien hat, von der Verficherungs- 
freiheit oder der Salbverficherung zur Vollverficherung 
übergegangen, fo fann er Werficherungsfreibeit oder 
Halbverficherung nur auf Grund eines neuen Pebens- 
verficherungsvertrags geltend machen. 


$ 26 

(1) Macht der Handwerker auf Grund einer Lebens— 
verjicherung die Berficherungsfreibeit geltend, fo ift 
er nicht berechtigt, 

1. fi) in der NRentenverficherung der Angeftellten 
freiwillig weiterzuverfichern oder in dieſen 
Verfiherungszweig freiwillig einzutreten, 

2. Beiträge nad) $ 10 des Geſetzes nachzuentrichten. 

(2) Abſ. 1 Nr. 1 gilt nicht, wenn die Weiter- oder 
Selbjtverficherung bereit3 vor dem 1. Januar 1939 
— im Memelland vor dem 1. Mai 1939 — begonnen 
worden ilt. 

(3) Wird die Verficherungsfreiheit geltend gemacht, 
nachdem Beiträge der im Abſ. 1 bezeichneten Art ent- 
richtet find, fo verlieren die Beiträge ihre Wirkſamkeit, 
für ihre Erftattung gilt der F14450 der Neichäver- 
ſicherungsordnung. 

$ 27 

(1) Das Neichöverficherungsamt und das Reichs» 
auffichtsamt für Privatverficherung können durch ge- 
meinfchaftliche Verfügung Mufter aufftellen für 

1. die Bejcheinigungen, Die nad) $5 Abſ. 4 Sab 2 
des Geſetzes ftatt des Verficherungsjcheins vor- 
gelegt werden fünnen, 

2. die Anträge auf Befreiung von der halben Bei- 
tragsleiftung. 

(2) Die Reichsverfiherungsanftalt für Angeftellte 
und die von ihr Beauftragten, die Ausgabeftellen und 
die Verficherungsbehörden können die Vorlegung des 
Verficherungsicheins verlangen, auch wenn eine Be- 
ſcheinigung nach Abf. 1 Nr. 1 beigebracht ift. 


$ 28 
Entjpricht die Hälfte des Beitrags, der bei der Voll- 
verficherung zu zahlen wäre, nicht einem der im $ 171 
des Ungeftelltenverficherungsgefeßes vorgeſehenen 
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Klaſſenbeiträge, jo braucht im Falle der Salbveriiche- 
rung auch die Drämie für die Lebensverficherung nur 
dem nächjtniedrigeren Beitrag zu entſprechen. 


$ 29 
Wird dem Antrag auf Befreiung von der halben 
Beitragsleiftung erſt nach Ablauf des Kalendermonats 
entiprochen, in dem er geftellt iſt, jo beginnt die Halb- 
verficherung mit dem Antragamonat. 


$ 30 

(1) Die Vorſchrift, daß im Falle der Salbverfiche- 
rung nur der halbe Grundbetrag gewährt wird, gilt 
nicht, wenn der Handwerker, bevor oder nachdem er ala 
folcher verficherungspflichtig geweſen ift, mindeitens 
jechzig Pflichtbeiträge oder insgefamt hundertzwanzig 
Beiträge zur Rentenverficherung der Angeftellten ent- 
richtet bat. 

(2) Die Befugnis der Neichsverficherungsanftalt, 
die Gewährung eines Heilverfahrens von einem Zu— 
ſchuß des Verficherten abhängig zu machen ($ 6 Abj. 2 
des Geſetzes), befteht während der Halbverficherung 
und nad) ihrem Ende, wenn und folange der Verficherte 
nad) Abſ. 1 oder nad) $ 6 Abf. 3 des Geſetzes feine An- 
wartſchaft auf den vollen Grundbetrag bat. 


(3) Hat der balbverficherte Handwerker aud) der 
Rentenverficherung der Arbeiter angehört, fo dürfen 
die beim Eintritt des Verficherungsfalls aus mehreren 
Verficherungszweigen zu gewährenden Grundbeträge 
oder Grundbetragsteile ($ 1544 f Abf. 2 der Neichs- 
verjicherungsordnung) den halben Grundbetrag der 
Rentenverficherung der Angeftellten nicht überfteigen. 


s 31 
Der Erftattungsanfpruc im falle der Heirat oder 
des Todes einer Handwerkerin ($$ 47, 48 des Ange- 
ftelltenverficherungsgefeges, $ 1309a der Reichsverfiche- 
rungsordnung) befteht auch im Falle der Salbverfiche- 
tung; es wird die Hälfte der tatjächlich entrichteten 
Beiträge erftattet. 
$ 32 
(1) Wird der auf Grund feiner Lebensverficherung 
verficherungsfreie Handwerker in der Handwerksrolle 
gelöfcht, jo wird er auf Antrag nad) $ 375 des Ange- 
jtelltenverficherungsgejeßes von der eigenen Beitrag3- 
leiftung befreit, auch wenn die befonderen Voraus— 
ſetzungen dieſer Vorfchrift nicht erfüllt find. Voraus— 
ſetzung ift, daß er eine angeftelltenverficherungspflichtige 
Tätigkeit übernimmt oder in der Nentenverficherung 


der Angeftellten fich freiwillig weiterverfichert. 
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(2) Wird der halbverfidherte Handwerker in der 
Handwerksrolle gelöfcht, fo befteht die Halbverſicherung 
nad) den bisher für ihn geltenden Vorſchriften weiter, 
wenn die Vorausfehungen des Abf. 1 Sab 2 erfüllt 
find, Die Prämie für die Lebensverfihherung braucht 
beim Steigen bes Einfommens nicht erhöht zu werben. 
Für die freiwillige Weiterverficherung genügen die dem 
halben Einfommen entiprechenden Beiträge. 


Abſchnitt I 
Sonstige Borjchrijten 
$ 33 

(1) Das Gejek ailt auch für die Witwe des Hand— 
werlers, die den Betrieb nad) dem Tode ihres Ehe— 
mann fortführt. Sie wird auf Antrag von der Ver— 

ſicherungspflicht befreit, 
1. wenn fie eine Witwenrente aus der Rentenver- 
ſicherung der Arbeiter oder der Ungeftellten be- 


sieht, 
oder 


2. wenn aus der Lebensverjicherung ihres Che- 
manns nad) den $$3 ff. des Geſetzes eine Ver— 
ſicherungsleiſtung aewährt ift, 

oder 

3. wenn fie den Betrieb binnen einem Jahre nad) 

bem Tode ihres Ehemanns aufgibt. 


(2) Der Antrag kann nur binnen zwei Jahren nad) 
dem Tode des Handwerfers aeftellt werden. Über ihn 
entjcheidet die ReichSverficherungsanftalt und auf Be- 
fcehwerde das Oberwverfiherungsamt endgültig. Die 
Befreiung wirft auf den Zeitpunkt des Todes zurüd. 

$ 34 

Das Geſetz ailt nicht für den Inhaber einer Unter- 
nehmung des Handels, der nduftrie, der Landwirt- 
ſchaft oder einer fonjtigen Gruppe der Wirtjchaft, der 
einen handwerklichen Nebenbetrieb bat. 


Berlin, den 13. Juli 1939. 
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Das Gefeh gilt nicht für Bezirksfchornfteinfeger- 
meifter. 
$ 36 
Wird der Handwerker auf Grund der Verordnung 
über die Ducchführung des Vierjahresplans auf dem 
Gebiet der Sandwerfswirtfchaft vom 22. Februar 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S. 327) vor dem 1. Januar 1943 in 
der Handwerksrolle gelöfcht und übernimmt er bis 
zum Ablauf des auf die Löſchung folgenden Kalender- 
jahrs feine ventenverficherungspflichtige Tätigkeit, jo 
werden ihm auf Antrag die auf Grund des Gejekes 
zur Rentenverficherung der Angeftellten entrichteten 
Beiträge erftattet. Der Antrag ift nur bis zum Ablauf 
des auf die Löſchung folgenden zweiten Ralenderjahrs 
zuläſſig. 
$ 37 
Die im $ 11 des Gefehes vorgefehene Jahresumlage 
für die Alterähilfe des Deutfchen Handwerks wird für 
die Zeit vom 1. April 1939 bis zum 31. März 1940 auf 
eine Reichsmark feſtgeſetzt. 


$ 38 
(1) Diefe Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1939, im Memelland mit Wirkung vom 
1. Mai 1939, in Kraft. 


(2) Der Anwendung des $3 Nr. 2 fteht die Rechts— 
fraft einer feit dem Inkrafttreten der Alteröverforgung 
ausgefprochenen Befreiung nad) $ 15 des Ungeftellten- 
verlicherungsgejeßes nicht entgegen. 


(3) Die nad) $22 Abſ. 2 Sat 2 erforderliche Ge- 
nebmigung gilt als erteilt, wenn die Verfügung vor 
Verkündung diefer Verordnung getroffen ift. Die Frift 
im 8 22 Nbf. 2 Sat 2 läuft nicht vor dem 31. Dezember 
1939 ab. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Syrup 
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Berordnung 


zur Einführung reichsrechtliher Vorſchriften zur Belümpfung übertragbarer Sirankheiten 
in der Ditmarf, 


Bom 14. Juli 1939, 


Auf Grund des Artikels IT des Geſetzes über die 
Miedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutjchen 


Reich vom 13. März 1938 (Reichögefetbl. I S. 237) 


wird verordnet: 
| 51 

In der Oſtmark gelten: 

1. $327 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche 
Reid); 

2. das Geſetz, betreffend die Bekämpfung gemein- 
gefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 1900 
(Reichögejekbl. ©. 305); 

3. die Verordnung zur Bekämpfung übertragbarer 


Krankbeiten vom 1. Dezember 1938 (Reichd- 
| und noch nicht oder nicht mit Erfolg oder innerhalb 


geſetzbl. I ©. 1721); 


4. die Verordnung gegen die Verbreitung übertrag- 
barer Krankheiten durch die Luftfahrt vom 


2. Juni 1937 (NReichsgefetbl. I S. 611); 

5. das Gejeh zur Bekämpfung der Dapageien- 
franfbeit (Psittacosis) und anderer übertrag- 
barer Krankheiten vom 3. Juli 1934 (Neichs- 
geſetzbl. S©.532), die Verordnung zur Be- 
fümpfung der Dapageienkranfbeit (Psittacosis) 
bom 14. Auguſt 1934 (Reichsgejetbl. I ©. 774), 
die weite Verordnung zur Bekämpfung der 
Vapageienkrankheit (Psittacosis) vom 13. De- 
zember 1937 (Reichögejebbl. I ©. 1383) und die 
Dritte Verordnung zur Bekämpfung der Dapa- 


geienkrankheit (Psittacosis) vom 4. November 


1938 (NReichsgefehbl. I ©. 1561); 
6. das Impfgeſetz vom 8. April 1874 (Reichs- 
gejehbl. ©. 31). 
g2 | 
Im Falle des $9 des Gefebes zur Bekämpfung der 
Dapageienkrantheit (Psittacosis) und anderer über- 
tragbarer Krankheiten vom 3. Juli 1934 entjcheidet 


Berlin, den 14. Juli 1939. 


über die Einziehung im felbftändigen Verfahren auf 
Antrag des Anklägers die Natsfammer des Gerichts. 
hofs erfter Inftanz, die zur Durchführung des Straf- 
verfahrens zuftändig wäre, durch Beichluß. Wird auf 
Einziehung erkannt, fo ift der Bejchluß der von der 
Einziehung betroffenen Perſon befanntzumachen. 
Gegen die Entjcheidung iſt die Beſchwerde zuläffig 
($ 114 der Strafprogeßordnung). 


83 
Von den auf Grund des Impfgeſetzes vom 8. April 
1874 vorzunehmenden Impfungen ſind alle Perſonen 
befreit, die das zweite Lebensjahr vollendet haben 


der letzten zehn Jahre nicht mehr geimpft worden ſind. 
Bei drohender Pockengefahr kann die höhere Ver— 
waltungsbehörde anordnen, daß alle Perſonen, die 
innerhalb der letzten zehn Jahre nicht mit Erfolg gegen 
Pocken geimpft worden ſind, der Pockenimpfung 
unterzogen werden. 


$4 
(1) Soweit Vorfjchriften, die durch dieſe Verord— 
nung in der Oftmarf eingeführt werden, nicht unmittel- 
bar angewendet werden können, find fie finngemäß 
anzumenden. 


(2) Der Reihstommilfar für die Wiedervereinigung 
Ofterreich8 mit dem Deutichen Reich wird allgemein 
oder im Einzelfall mit verbindlicher Wirkung die Vor- 
Ichriften bezeichnen, die durch das eingeführte Reichs— 
recht außer Kraft getreten oder gegenjtandslos oder 
entbehrlich geworden find. 


$5 
Diefe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1939 im 
Kraft. 


DerKeihsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dfundtner 


Reichögefehbl. 1939 I 
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Ä -Berordnung 
über die Gebühren und jonjtigen Berfahrenskoſten der deutjchen Gerichte 
im Proteftorat Böhmen und Mähren, 
Vom 14. Juli 1939, 


Auf Grund des $17 der Verordnung über bie 
deutfche Gerichtäbarfeit im PVroteftorat Böhmen und 
Mähren vom 14. April 1939 (rReichsgeſetzbl. I S. 752) 
wird folgendes verordnet: 


Erſter Abſchnitt 
Gebühren und Koſten in bürgerlichen Rechtsſachen 
Artikel 1 


Anwendung der fonft im Proteftorat geltenden 
Gebühren: und Koftenvorjchriften 


81 
Die deutfchen Gerichte im Vroteftorat Böhmen und 
Mähren erheben, joweit nichts anderes beftimmt wird, 
in bürgerlichen Rechtsſachen Gebühren und jonftige 
Beriahrenstoften nad) den Vorſchriften, die für Die 
Gerichte des Vroteftorats maßgebend find. 


2 
(1) Die in Kronenwährung ausgedrüdten Beträge 
werden im Verhältnis von 10 K = 1.2M in Reichs- 
marf umgerechnet. 
(2) Die umgerechneten Beträge werden auf volle 
10 Reichöpfennig aufgerundet. 


3 
Soweit der Gerichtögebührentarif eine Gebühren- 
entrichtung nad) dem allgemeinen Gebührentarif vor- 
ſieht 
— Anm. 3 zu Tarifpoſt 2, Anm. 1 zu Tarifpoſt 6, 
Anm. 1 und 3 zu Tarifpoft 8, Schlußfag der 
Anmerkung zu Tarifpoft 9 und 10, Anm. 2 und 
3 zu Tarifpoft 15 und Anm. 1 und 3 zu Tarif⸗ 
poſt 24 — 

iſt er von den deutſchen Gerichten nicht anzuwenden. 
Die Gerichte haben jedoch in den vorgenannten Fällen 
der zuſtändigen Finanzbehörde des Proteltorats Böh— 
men und Mähren eine Abſchrift der gebührenpflichtigen 

Urkunde oder Enticheidung zu überjenden. 


Artikel 2 


Aufäpliche Gebührenvorjchriften für Beglaubigungen 
und Abjchriften 


g 4 
(1) Für die gerichtliche Beglaubigung von Unter- 
fchriften ift eine Gebühr von 0,50 Reichsmark zu ent- 


richten. Werden gleichzeitig mehrere Unterſchriften auf 


einer Urkunde beglaubigt, jo beträgt die Gebühr für 
die zweite und jede weitere Unterjchrift 0,30 Reichs⸗ 
mark. 


(2) Die für die Unterſchriftsbeglaubigung beſtimmte 
Gebühr wird auch für die Beglaubigung amtlicher 
Unterfchriften im Auslandsverkehr ( Überbeglaubigung) 
erhoben. Die Gebühr wird aud) dann nur einmal er- 
hoben, wenn mehrere Beglaubigungen erforderlich 
find. . 

5° 

Für Die gerichtliche Beglaubigung einer von der Dar- 
tei vorgelegten Abfchrift (Vidimierung) ift eine Gebühe 
von 0,50 Reichsmark je Bogen zu entrichten. 


$ 6 

Für gerichtliche Abfchriften, die einer Dartei auf ihr 
Verlangen erteilt werden, find Schreibgebühren zu ent- 
richten. Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, Die 
28 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, 25 
Reichäpfennig, auch wenn die Herftellung auf mecha— 
niſchem Wege ftattgefunden hat. Jede angefangene 
Seite wird als voll gerechnet. Für Schriftftüde, die in 
fremder Sprache abgefaßt find, für Schriftftüde in 
tabellarifcher Form forwie für Verzeichniffe, Liften, 
Rechnungen, Zeichnungen und dergleichen kann bie 
Schreibgebühr im Verwaltungswege anderweit be- 
ftimmt werden. 


Artikel 3 
Gebührenbefreiungen 


$7 
(1) Von der Zahlung der Gebühren find befreit: 

Das Reid) und die Länder, die Nationalſozialiſtiſche 
Deutiche Arbeiterpartei famt ihren Gliederungen 
fowie die nad) den Haushaltsplänen des Reichs 
und der Länder für Rechnung des Reichs oder 
eines Landes verwalteten öffentlihen Anjtalten 
und Kaſſen. 


(2) Sonftige für die deutichen Gerichte im Protefto- 
rat geltende reichsrechtliche Gebührenbefreiungsvor- 
ichriften bleiben unberührt. 
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8 
(1) Gebührenbefreiungen, die in dem im Proteftorat 
Böhmen und Mähren geltenden Recht vorgefehen find, 
find bis auf weiteres auch von den deutſchen Gerichten 
anzuwenden. 


(2) Es bleibt vorbehalten, Ausnahmen im Verwal⸗ 
tungswege zu bejtimmen. 


Artikel 4 
Einhebung der Gerichtögebühren in bürgerlichen Rechtöjachen 
9 

Soweit in diefer Verordnung oder in den Durchfüh— 
rungsvorſchriften nichts anderes beftimmt ift, finden 
in bürgerlichen Rechtsſachen auf die Einhebung der 
Gerichtögebühren und fonftigen Verfahrenskoſten die 
Morjchriften, die im Verfahren vor den Vroteftorats- 
gerichten gelten, finngemäß Anwendung. 


$ 10 
(1) Die Gerichtögebühren werden ausjchließlich von 
den Gerichten erhoben. Die VBorfchriften der Gerichts- 
gebührennovelle, die eine Mitwirkung der Finanz— 
behörden vorjehen, find von den deutjchen Gerichten 
nicht anzumenden. 


(2) Soweit nah den Vorſchriften der Gerichts- 
gebührennovelle die Gebühren auf Grund amtlicher 
Bemeffung unmittelbar zu entrichten find, werden fie 
von der Gejchäftsftelle des Gerichts berechnet. Zu— 
ſtändig ift die Gefchäftsftelle des Gerichts, bei dem das 
gebührenpflichtige Schriftftüd eingereicht oder die ge- 
bührenpflichtige Amtshandlung vorgenommen wird. 
Bei Nechtsmittelentfcheidungen oder Vergleichen vor 
einem Gericht des höheren Rechtszugs ift jedoch die 
Geſchäftsſtelle des Gerichts des erften Rechtszugs zu- 
ftändig. 

(3) Abſ. 2 gilt entfprechend, ſoweit bei der Gebübren- 
entrichtung durch Marken die Dartei die ihr obliegende 
Pflicht zur Markenverwendung nicht oder nicht voll: 
ſtändig erfüllt. 

s1 
An die Stelle der Stempelmarken treten Gerichts- 


foftenmarfen. 
$ 12 


(1) Soweit die amtliche Gebührenbemefjung bei der 
Uberſchreitung eines beftimmten Mindeftbetrags der 
Gebühr Platz greift, ift an Stelle des bisherigen Betrags 
einheitlich der Betrag von 50 Reichsmark maßgebend. 

(2) Die Daufhalgebühr für ein durch Verteilung 
oder Zwangsvergleich beendetes Konkuraverfahren 
(Tariipoft 15, a, 1 der Gerichtögebührennovelle) und 
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die Daufchalgebühr für das Ausgleihsverfahren (Ta- 
rifpoft 15, b daf.) find in allen Fällen auf Grund amt- 
licher Bemeffung zu entrichten. 


$ 13 
Die von der Gefchäftsftelle des Gerichts berechneten 
Gebühren werden ber Gerichtäfaffe zur — 
überwieſen. 
$ 14 
Die näheren "Beftimmungen über die Berechnung 
und Einziehung der Gerichtägebühren und fonftigen 
Derfahrensfoften werden. im Verwaltungswege ge- 
troffen. 


Artikel 5 
Rechtsbehelfe 
$15 
(1) In bürgerlichen Rechtsſachen entfcheidet über 
Erinnerungen und Einwendungen des Zahlungspflich— 
tigen oder der Reichäfaffe gegen den Gebührenanfprud) 
das Gericht, bei dem die Gebühren berechnet oder ent- 
richtet find. Das Verfahren ift gebührenfrei. 


(2) Gegen die Enticheidungen nach Abf. 1 findet der 
Rekurs nach den Vorfchriften der im Droteftorat Böh- 
men und Mähren geltenden Zivilprozefordnung ftatt, 
jofern der Wert des Beichwerdegegenftandes 50 Neiche- 
mark überfteigt. Gegen die Entſcheidung eines Land» 
gerichts ald Rekursgericht ift der Nekurs an das Ober- 
landesgericht zuläffig, wenn das Rekurägericht ihn in 
feiner Entſcheidung wegen der grundfätlichen Bedeu- 
tung der zur Entjcheidung ftehenden Frage für zuläſſig 
erflärt. Er kann nur darauf geſtützt werden, daß die 
Enticheidung auf einer unrichtigen rechtlichen Beurtei— 
lung der Sache beruht. Gegen Entfcheidungen des 
Oberlandesgerichts in Gebührenfachen ift fein Necht3- 
mittel zuläffig. 


(3) Erinnerungen und Rekurfe fönnen in allen Fäl— 


len ohne Mitwirkung eines Nedtsanwalts eingelegt 
werden. 


(4) Die Gebübrenberechnung kann auch im Verwal- 
tungswege berichtigt werden, folange nicht eine gericht- 
liche Entſcheidung getroffen ift. 


Artikel 6 
Behr: und Ganggelder der Vollſtrecker 
$ 16 
Die Zebr- und Ganggelder der Vollftreder beſtimmen 
fich bi8 auf weiteres nad) den im Protektorat aeltenden 
Vorfchriften. Jedoch darf der von den Varteien für die 
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einzelne Vollſtreckungshandlung an Zehr- und Gang- 


geldern zu erftattende Betrag 25 vom Hundert des Be- 


trags der beizutreibenden Forderung (ſamt Zinjen und 


Prozeßkoſten) nicht überfteigen. Der Ausfall ift dem 


Volljtreder aus der Reichskaſſe zu erjeßen. 


Zweiter Abſchnitt 
Gerichtstojten in Strafjachen 


$ 17 

(1) In Straffachen richten ſich die Gerichtsgebühren 
und Auslagen nach den Vorjchriften des Gerichts- 
foftengejeßes und den zu feiner Ergänzung und Ande- 
rung erlafjenen Bejtimmungen. 

(2) Jedoch werden im Privatllageverfahren die Ge- 
richtsgebühren nur zur Hälfte erhoben; ob ein Gebüh— 
renvorfhuß zu erheben ift, beftimmt das Gericht nad) 
freiem Ermeſſen. 


Dritter Abſchnitt 
Beitreibung der Gebühren und often 


$ 18 
Die Gerichtögebühren und jonftigen Gerichtäfoften 
fowie die Zehr- und Ganggelder der Vollftreder werden 
nad) den finngemäß anzumendenden Vorfchriften der 
uftizbeitreibungsordnung vom 11. März 1937 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 298) beigetrieben. Vollſtreckungsbehörde 
ift die Gerichtskaſſe. 


Berlin, den 14. Juli 1939. 
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Bierter Abſchnitt 
Schluß⸗ und Übergangsbejtimmungen 
$ 19 
(1) Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Auguft 1939 
in Kraft. 


(2) KI14Nr. 1 der Verordnung über die deutjche Ge- 
richtsbarkeit im Protektorat Böhmen und Mähren vom 
14. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 752) wird auf- 


gehoben. 
$ 20 


(1) Die Vorſchriften diefer Verordnung finden in 
bürgerlichen Rechtsſachen nur injomweit Anwendung, 
ald der Rechtszug nach dem 31. “Juli 1939 eröffnet 
wird. Sie gelten für die von den Juftizbehörden des 
Vroteftorats auf die deutichen Gerichte übergeleiteten 
bürgerlichen Streitfacdyen aud) dann, wenn das deutjche 
Gericht beim Inkrafttreten diejer Verordnung einen 
Verhandlungstermin noch nicht beftimmt hat. 

(2) Im übrigen bejtimmen ſich in anhängigen bür- 
gerlichen Redytsfachen die Gerichtskoſten noch nad) den 
im $ 14 Nr. 1 der Verordnung vom 14. April 1939 ge- 
nannten reichörechtlichen Koftenvorjchriften. Jedoch 
werden die Gerichtsgebühren auf die Hälfte ermäßigt; 
die Mindeitgebühr beträgt 1 Reichsmark. Hiernach zu- 
viel gezahlte Beträge find zurüdzuerftatten. 


(3) $17 ift auch in anhängigen Drivatklagefachen 
anzuwenden. 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 
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ET SE HELFEN 1 ET ZT N BE FE TE EEE —— 
Berordnung 


j über die Einführung der kaliwirtſchaftlichen Vorſchriften 
in der Dſtmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Bom 7. Juli 1939, 


' Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereini- 3. die Vorfchriften über die Drobenahme bei der 

| gung Öfterreihd mit dem Deutichen Reid) vom Einſchätzung von Kalibergwerfen durch die 
13. März 1938 MReichsgeſetzbl. I S. 237) und auf Raliprüfungsitelle und Berufungstommilfion 
Grund des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers vom 15. “uni 1934 (Deutfcher Reichsanz. u. 
über die Verwaltung der judetendeutichen Gebiete Preuß. Staatdanz. Nr. 138), 


vom 1.Oftober 1938 (Neichögefeßbl. I ©. 1331) 


. 4. " - J n 
wird verordnet: die Beftimmungen der Kaliprüfungsitelle zur 


Sicherung gegen Untergehalt vom 25. Juni 


| s 1 1934 (Deuticher Reicheanz. u. Dreuß. Staats: 
; (1) In der Oftmarf und im Reichsgau Sudeten- anz. Nr. 147). 
| land gelten die folgenden faliwirtichaftlichen Vor- 

ichriften: (2) Soweit diefe Vorfchriften nicht unmittelbar 

1. das Kaliwirtfchaftsgefeß vom 18. Dezember angewandt werden fünnen, find fie finngemäß anzu 
1933 (Neichsgefekbl. II ©. 1027), wenden. 

7 2. die Verordnung zur Durchführung des Kali- 52 
wirtichaftägefeßes vom 29. Juni 1934 (Reidhe- Der Reihöwirtichaftäminifter erläßt die erforder: 
| gefeßbl. II S. 363), lichen Durchführungs- und Überleitungsvorſchriften. 


Berlin, den 7. Juli 1939, 


Der Reihswirtfhaftsminifter 
in Vertretung 
’ Dr. Landfried 


Der Neichöminifter des Innern 
In Vertretung 
Dfundtner 
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Verordnung über die Neugeſtaltung der Stadt Dresden*). 
Bom 14, Juli 1939, 


Auf Grund des Gefeges über die Neugeftaltung 
deutſcher Städte vom 4.Oftober 1937 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 1054) und des Geſetzes über einftweilige Maßnah- 
men zur Ordnung ded deutfchen Siedlungsweſens 
vom 3. Juli 1934 (Reichsgeſetzbl. I ©. 568) wird in 
Ausführung des Erlaffes des Führers und Reichs— 
kanzlers über jtädtebauliche Maßnahmen in der Stadt 
Dresden vom 17. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 264) im Einvernehmen mit den beteiligten Reichs 
miniftern verordnet: 


51 
—Zu den $$ 3 und 9 des Geſetzes vom 4. Oktober 1937 


Höhere Verwaltungäbehörde im Sinne de8 $9 
Abi. 2 des Gefeßes vom 4. Oftober 1937 ift der Ne- 
gierungspräfident zu Dresden-Bautzen. 


S2 
Zu $ 3 des Geſetzes vom 4. Oftober 1937 


(1) Einen nad) $ 3 Sat 2 des Geſetzes vom 4. Of 
tober 1937 zu erfeßenden Schaden trägt die Stadt 
Dreöden. Der Anſpruch ift durd Antrag an die 
höhere Verwaltungsbehörde ($ 1) geltend zu machen. 


(2) Beitimmungen darüber, inwieweit die Stadt 
Dresden von demjenigen, in deffen Intereſſe die den 
Schaden verurfachende Maßnahme überwiegend lag, 
die Erftattung des gezahlten Betrags verlangen kann, 
bleiben vorbehalten, 


53 
Zu 5 4 des Geſetzes vom 4. Oktober 1937 


(1) Die Bebauung von Grundftüden und die Ver- 
änderung baulicher Anlagen wird nah $4 Abſ. 1 
des Gefeßes vom 4. Oftober 1937 im Einzelfall durch 
die Baupolizeibehörde auf Verlangen des Reichsitatt- 
halters unterjagt. 


(2) Gegen die Entfcheidung der Baupolizeibehörde 
iſt der Einſpruch zuläffig. Diefer ift innerhalb zweier 
Wochen jchriftlich bei der Baupolizeibehörde einzu- 
legen. Über den Einſpruch enticheidet die Baupolizei- 
behörde entiprechend der erneuten Weifung des Neiche- 
ftatthalters endgültig. 


84 
(1) Innerhalb dev nah 81 Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 4. Oktober 1937 beſtimmten Bereiche bedürfen 
die Teilung ſowie die Verpflichtung zu einer Ver— 
äußerung und die Veräußerung von Grundſtücken zu 
ihrer Wirkſamkeit der Genehmigung. Iſt das Ver— 
pflichtungsgeſchäft genehmigt, ſo gilt die Genehmi— 


gung auch für das entſprechende Erfüllungsgeſchäft 
als erteilt. Die Genehmigung erteilt der Oberbürger- 
meiſter. Gegen deſſen Entfcheidung ift die Beſchwerde 
an den Regierungspräfidenten zuläffig, der entfpre- 
hend der Weifung des Reichsftatthalterd endgültig 
enticheidet. Die Beichwerde ift innerhalb zweier 
Wochen bei dem Oberbürgermeifter einzulegen. 


(2) Mit dem Antrag auf Genehmigung nad) Abj. 1 
it auch der Inhalt des Vertrags mitzuteilen. 


(3) Das Verfahren ift foftenfrei. 


$5 

(1) Teilung im Sinne de3 $ 4 Abf. 2 des Geſetzes 
vom 4. Dftober 1937 ift die dem Grundbuchamt ge- 
genüber abgegebene oder fonftwie erkennbar gemachte 
Erklärung des Eigentümers, daß ein Grundftüdsteil 
grundbuhmäßig abgeichrieben und als felbjtändiges 
Grundftücd oder ala ein Grundftüc zufammen mit 
anderen Örundftüden oder mit Teilen anderer Grund» 
ſtücke eingetragen werden foll. 

(2) Die Teilung bedarf feiner Genehmigung, wenn 
fie für eine bereitd nach $ 4 genehmigte Veräußerung 
eines Grundftücsteild notwendig ift. 


(3) Die Teilung bedarf ferner feiner Genehmi- 
gung, wenn fie im Nahmen eined Umlequngsver- 
fahrens erfolgt. 


$6 
Eine Genehmigung nad $ 4 diejer Verordnung 
ift nicht erforderlich für die Veräußerung von Grund. 
ftüden im Wege der Zwangsverſteigerung oder durch 
den Ronfursverwalter und für Rechtsgeſchäfte, welche 
die Umwandlung von Bruchteildeigentum in Gefamt- 
handseigentum oder das Umgefehrte zum Gegenjtand 
haben. 
S7 
Einer Genehmigung nad) $ 4 diejer Verordnung 
bedarf e3 nicht, wenn das Reich, ein Land oder die 
Nationaljozialiftifche Deutjche Arbeiterpartei an dem 
Rechtsvorgang beteiligt find. Diefe Beteiligten ha— 
ben jedoch dem Oberbürgermeifter rechtzeitig Mit- 
teilung zu machen. Der Reichsſtatthalter entfcheidet, 
ob die Teilung oder die Veräußerung erfolgen darf. 


Ss 8 
(1) Iſt auf Grund eines nicht genehmigten Necht3- 
vorgangs eine Eintragung im Grundbud) erfolgt, fo 
fann der Oberbürgermeifter da3 Grundbuhamt um 
die Eintragung eines Widerfpruch® erfuchen. Die 
Grundbuhordnung $ 53 Abf. 1 bleibt unberührt. 


*) Betrifit wicht die Ditmark und ben Neichdgan Sudetenland, 
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(2) Ein nad Abj. 1 eingetragener Widerſpruch ift 
zu löfchen, wenn der Oberbürgermeifter darum er- 
fucht oder wenn die Genehmigung nadträglid er- 
teilt ift. 


59 
Zu $ 5 des Geſetzes vom 4. Oftober 1937 


(1) Das Vorkaufsrecht joll nur ausgeübt werden, 
wenn der Erwerb de3 Grundſtücks zur Durhführung 
der ftädtebaulichen Maßnahmen notwendig iſt. 


(2) Die Ausübung des Vorkaufsrechts iſt audge- 
ichloffen, wenn eine Genehmigung nad) $ 6 oder $7 
diefer Verordnung nicht erforderlich ift jowie wenn 
der Eigentümer das Grundftüd an feinen Ehegatten 
oder an eine Derjon verkauft bat, die mit ihm im 
gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder in 
der Seitenlinie bis zum zweiten Grad verwandt it. 


g 10 


(1) Die Frift zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
beträgt ſechs Wochen von dem Tage ab, an dem die 
Mitteilung über den Inhalt des abgeſchloſſenen Kauf- 
vertrags dem Oberbürgermeifter zugegangen ift. 


(2) Die Erklärung, daß das Vorkaufsreht ausge: 
übt wird, hat zufammen mit dem Genehmigung 
beicheid nach $4A diefer Verordnung zu erfolgen; 
nach deſſen Bekanntgabe ift die Ausübung des Vor— 
kaufsrechts ausgeichlofien. 


(3) Hat die Stadt Dresden einen anderen Bor- 
faufsberechtigten bezeichnet, fo kann das Vorkaufs— 
vecht für diefen nur durch den Oberbürgermeifter 
ausgeübt werden. 


511 


(1) Das Vorkaufsrecht hat den Vorrang vor allen 
anderen Vorfaufsrechten. Es bedarf zu feiner Erhal- 
tung gegenüber dem öffentlichen Glauben de3 Grund» 
buchs nicht der Eintragung in das Grundbud). 


(2) Auf da8 Vorkaufsrecht find die Vorfchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs in den $$ 504 bis 509, 
$ 512 und $ 1098 Abi. 2 entſprechend anzınvenden. 
Das Vorkaufsrecht erſtreckt fi auch auf das mitver- 
faufte Zubehör. 


(3) Hat der Käufer eine Nebenleiftung übernommen, 
die nicht im Geld zu fchäßen ift, fo hat der Eigen- 
tümer dem Workaufsberechtigten gegenüber feinen 
Anſpruch auf die Erfüllung diefer Nebenleiftung und 
der Vertragsſtrafen, die zu ihrer Erfüllung ausbe- 
dungen find. 


(4) Emirbt die Stadt Dresden oder der von ihr 
bezeichnete Berechtigte in Ausübung des Vorkaufs— 
rechts ein Grundſtück, fo erlöſchen ſonſtige Vorkaufs— 
rechte und Vormerkungen, die ein Recht auf Auf— 
laſſung erhalten ſollen (Bürgerliches Geſetzbuch $ 383). 
Soweit die Inhaber der erlöfchenden Rechte bier- 
durch einen Vermögensnachteil erleiden, find fie von | 
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dem Vorfaufsberechtigten angemeifen zu entihädigen; 
bei Streit über die Entihädigung entſcheiden Die 
ordentlichen Gerichte. 


$ 12 
Zu $ 8 des Gejehes vom 4. Oktober 1937 


Für die Enteignung von Grundeigentum findet das 
fächfifche Enteignungsgefet vom 24. Juni 1902 (Gefep- 
u. Verordnungsbl. f, Sachſen ©. 153) Anwendung. 
Die Vorſchriften über das Verfahren in dringlichen 
Fällen find anzuwenden, auch wenn die Voraus. 
fetzungen des $ 70 des Enteignungsgefeges hierfür 
nicht vorliegen. 


s13 
Zu $ 10 Abſ. 1 des Geſetzes vom 4. Oktober 1937 


Soll Erbhofland enteignet werden, jo hat die 
höhere Verwaltungsbehörde ($ 1) eine Entſcheidung 
des Anerbengericht8 darüber herbeizuführen, wieweit 
durch die Enteignung die Lebensfähigkeit des Erb- 
hofs beeinträchtigt wird. Das Anerbengericht foll 
vor der Enticheidung den Kreisbauernführer hören. 
Gegen die Entfcheidung des Anerbengerichts iſt nur 
die fofortige Beſchwerde des Kreisbauernführers und 
gegen die Entjcheidung des Erbhofgericht3 nur die fo 
fortige weitere Befchwerde des Landesbauernführere 
zuläjlig. Die Anerbenbehörden haben das Verfahren 
tunlichit zu beichleunigen. Das Verfahren ift foften- 
frei. 


S 14 
Zu $ 13 des Geſetzes vom 4. Oktober 1937 

(1) Die Gebührenbefreiung erſtreckt fid) auf Die 
infolge der Enteignung und der Gewährung einer 
Entihädigung in Land erforderlichen Grundbud). 
eintragungen und auf die Erteilung der zur Durch— 
führung des Verfahrens erforderten Grundbuch— 
abichriften. Gebührenfrei find ferner alle Rechts. 
vorgänge und gerichtlichen Urkunden, die dem 
vechtsgeichäftlichen Erwerb zu den in diejem Gejeß 
beitimmten Zwecken — einſchließlich der Beſchaffung 
von Erſatzland — fowie im Falle des $9 Ab. 3 
Sat 2 des Gefeßes vom 4. Oftober 1937 der Weiter 
übertragung von Grundeigentum dienen. 


(2) Die Befreiung erſtreckt ſich nit auf Die 
Geltendmahung von Anfprüden dur Klage vor 
den Gerichten und auf das gerichtliche Verteilungs- 
verfabren, 


$ 15 

Innerhalb der nad $ 1 Abſ. 2 de3 Geſetzes vom 
4. Oktober 1937 beftimmten Bereiche können im Ber. 
fahren nah $ 16 diefer Verordnung Bebauungs- 
pläne aufgehoben werden, foweit die zur Durch— 
führung der ftädtebaulichen Maßnahmen erforder- 
lich iſt. 


DI 
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$ 16 


(1) Bebauungspläne werden auf Verlangen bes 
Reihsftatthalter durch Beſchluß des Negierungs- 
präfidenten aufgehoben. Der Beſchluß ift öffentlich 
befanntzumadjen oder den beteiligten Grundftüde. 
eigentümern zu eröffnen. Die Dlanunterlagen follen 
zu jedermanns Einficht offengelegt werden. 


(2) Gegen den Beſchluß ift der Einſpruch zuläffig. 
Der Einſpruch ift innerhalb zweier Wochen vom 
Seitpunft der öffentlichen Betanntmachjung oder ber 
Eröffnung ab gerechnet fchriftlich beim Regierungs— 
präfidenten einzulegen. Über den Einfpruch ent: 
Iheidet der Negierungspräfident entſprechend der 
erneuten Weiſung des Reichsſtatthalters endgültia. 

(3) Die Beltimmungen der $$ 15 bis 28 des ſäch— 
ſiſchen Baugeſetzes in der Faſſung vom 20. Juli 1932 
(Sächſ. Gejebbl. ©. 133) finden Hinfichtlich der Auf, 
hebung von Bebauungsplänen infomweit feine An- 
wendung, als in Abf. 1 und 2 etwas anderes be. 
ftimmt ift. | 

$ 17 

(1) Alle im Gebiete dev Stadt Dresden geplanten 
Bauten mit einem umbauten Raumbedarf von über 
20 000 Rubifmetern find rechtzeitig vor der Mahl 
des Bauplaßes bei der vom Reichsſtatthalter be- 
fiimmten Stelle anzumelden. 


(2) Der Reihsftatthalter fann für ſolche Bauten 
den Bauplag innerhalb eines nad) $ 1 Ubi. 2 des 


Gejeßed vom 4. Oftober 1937 beftimmten Bereiche 
beitimmen. 


Berlin, den 14. Juli 1939. 


Neichögejegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


$ 18 


(1) Innerhalb der nad) $1 Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 4. Oktober 1937 beftimmten Bereiche fünnen 
Grundftüdsteile im Grundbuh ſchon dann ab. 
geichrieben werden, wenn fie in dem amtlichen Ver- 
zeichnis (Grundbuchordnung $ 2 Abf. 2) ohne örtliche 
Feſtlegung der neuen Grenzen nad) den endgültigen 
Bebauungsentwürfen durch Sonderung nad) der 
Karte, die die fichere Übertragung der Grundſtücks— 
grenzen in die Örtlichfeit geftattet, vorläufig aus- 
gewieſen find, und wenn die Möglichkeit befteht, die 
endgültig feitgeftellten Grenzen de8 Bereichs ein- 
wandfrei in die Katafterfarte einzutragen. Als 
Unterlage für die Abfchreibung und Bezeichnung der 
Grundftücsteile im Grundbuch ift in diefem Falle 
dem Grundbuchamt ein von dev Wermeffungsbehörde 
beglaubigter Auszug nebft Handzeichnung mit den 
vorläufigen Angaben des amtlichen Verzeichniffes 
einzureichen. Auf diefem Auszug hat die Ver: 
meffungsbehörde zu beicheinigen, daß der Auszug den 
im Sat 1 genannten Anforderungen genügt. 


(2) Sind die Grundftücsteile in dem amtlichen 
Verzeichnis endgültig nachgewieſen, fo ift erforder: 
lichenfalls das Grundbuch von Amts wegen zu be- 
richtigen, 


(3) Ergeben ſich bei der endaültigen Nachweifung 
in dem amtlichen Verzeichnis andere Flächenmaße 
als nad) den vorläufigen FFeititellungen, fo fünnen 
hieraus Anfprüce gegen die Grundbud und Ber: 
meſſungsbehörden nicht hergeleitet werden, 


Der Reidhsarbeitsminifter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 
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Erjte Berordnung 
über Aufgaben der Reichsgaue als Selbjtverwaltungstörperjchaften. 
Bom 17. Juli 1939, 


Auf Grund des $ 17 des Gejeßes über den Aufbau 
der Verwaltung in der Oftmark (Oftmarkgefeb) vom 
14. April 1939 (Neichögefekbl. I S.777) und des 
5 14 de8 Geſetzes über den Aufbau der Verwaltung 
im Reichsgau Sudetenland (Sudetengaugefet) vom 
14. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 780) wird fol. 
gendes verordnet: 


51 
(1) Offentliche Aufgaben der Reichsgaue als Selbft- 
verwaltungsförperichaften find 


a) die Aufgaben, die ihnen durch Geſetz oder Ver- 
ordnung zur Verwaltung unter eigener Ver: 
antwortung ausdrüdlich zugewieſen find; eine 
Verordnung bedarf der Zuftimmung des Reiche: 
minifter8 des Innern; 


b) die Aufgaben, die von ihnen übernommen wer: 
den, weil ihre einheitliche Durchführung für 
das ganze Gaugebiet oder für einen größeren 
Teil Hi wa ift oder weil ihre zweckmäßige 
Durhführung durch die Stadt: und Randfreife 
bei Berückſichtigung ihrer Leiftungsfähigkeit 
nicht gewährleiftet tft. 

Vorſchriften, die Aufgaben diefer Art anderen Stellen 


ausdrüclich übertragen oder ihnen die Übernahme 
derartiger Aufgaben geftatten, bleiben unberührt. 


(2) Die Reichsgaue ald Selbftverwaltungstörper- 
haften haben insbefondere folgende Aufgaben wahr: 
junehmen: 


a) auf dem Gebiet der finanziellen Angelegen- 
beiten die Verwaltung ded Vermögen? des 


Reichsgeſehbl. 1939 I 





Reichsgaues und die Bewirtſchaftung feiner 
Einnahmen und Ausgaben, 


auf dem Gebiet der Rultur- und Gemeinfchafts- 
pflege,. Förderung der Denkmalspflege, der 
Mufeumspflege, des Natur- und Heimatſchutzes, 
der Heimatpflege, des Volksbüchereiweſens, der 
Landeskunde, der Ardhivpflege, Förderung von 
Kunft und Wiffenfchaft einfchließlich der wiſſen⸗ 
Ichaftlihen Büchereien, des Runfterziehung®- 
weſens, ſoweit alle diefe Aufgaben überörtliche 
Bedeutung haben, 


auf dem Gebiet des Geſundheitsweſens und 

der Yeibesübungen die Aufgaben der Bekämp— 

fung von Volkskrankheiten, insbefondere die 

Tuberfulofe- und Rrebsbefämpfung, fowie da? 

Hebammenwejen, Förderung der Peibesübun- 

gen außerhalb der Schule, ſoweit es ſich um 

Aufgaben von überörtlicher Bedeutung handelt, 

auf dem Gebiet der öffentlichen Fürſorge, der 

Jugendwohlfahrt und der ugendpflege, die 

Aufgaben des Gaufürſorgeverbands und des 

Gaujugendamts, 

e) auf dem Gebiet der Wirtfchaft und Ernäh— 
rung, Förderung der Aufgaben von Verkehr, 
Landwirtſchaft, Handel und Gewerbe, der 
Energieverforgung, des Verkehrsweſens, des 
Banf- und Verfiherungsmefens, 

f) auf dem Gebiet des Hochbaues und des Stra- 
Benbaues, die Errichtung und Unterhaltung 
gaueigener Gebäude fowie die Unterhaltung 
und der Ausbau der Landftraßen I. Ordnung, 

8) Förderung des Planungsweſens. 
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(3) Befugniffe, die dem Reich auf dem Gebiet der 
Be Een zuftehen, werden durch die Bor- 
ſchriften des Abf. 2 nicht berührt. 


82 

(1) Die Reichsgaue können durch die Hauptſatzung 
Aufgaben von Gemeinden und Landkreiſen mit Wir- 
fung gegenüber allen oder einzelnen Gemeinden und 
Landfreifen in ihre ausfchließliche Juftändigfeit über: 
nehmen, wenn ihre einheitliche Durdführung für 
da8 aanze Gaugebiet oder für einen größeren Teil 
besjelben erforderlich ift oder wenn ihre zweckmäßige 
Durchführung durch die Gemeinden und Landfreife 
bei Berückſichtigung ihrer Leiftungsfähigkeit nicht ge- 
währleiftet ift. 


(2) Auf Antrag des Reichsſtatthalters kann der 
Reichsminiſter des Innern vorläufig anordnen, daf 
bis zur Entfcheidung über die Übernahme einer Auf- 
gabe in die ausfchließliche Suftändigfeit des Reichs— 
— Maßnahmen der betroffenen Gemeinden und 

andkreiſe auf dem gleichen Aufgabengebiet der Ge— 
nehmigung des Reiheftatthalters bedürfen. 


(3) Abſ. 1 und 2 gelten 3 — Zweckver⸗ 
baͤnden, die aus Gemeinden und Landkreiſen beſtehen. 


83 
(1) Bei der Genehmigung der Hauptſatzung im 
alle de $ 2 fann der Reichsminiſter des Innern 
[gende Anordnungen treffen: 


a) Er kann die Gemeinden und Landfreife und 
die Swedverbände ie era Einrichtungen, 
die der gleichen Aufgabe dienen, dem Reichs— 

au zu überlaffen. Er fann ihm dabei die 
erpflichtung auferlegen, Aufwendungen, die 
durch die Einrichtungen entftanden find, oder 
Ausfälle, die durch die Abtretung der Einrid)- 


Berlin, den 17. Juli 1939. 
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tungen für die Gemeinden und Landfreife fo- 
wie für die Zweckverbände eintreten, billig 
auszugleichen. 
Wird eine Aufgabe nur mit Wirkung gegen- 
über einzelnen Gemeinden und ———— 
übernommen, ſo kann der Reichsminiſter des 
Innern die Gemeinden und Landkreiſe, auf die 
fi) die Übernahme nicht erftredt, von den 
Koſten freiftellen, die dem Reichsgau durd) die 
Ubernahme und Durdführung der Aufgabe 
entitehen. Der Neich&minifter des Innern kann 
auf Antrag einer Gemeinde (eines Pandfreifes) 
anordnen, daß die Übernahme auf fie eritredt 
wird, wenn auch für fie das Bedürfnis einer 
einheitlichen Durchführung durd) den Reichs— 
gau beiteht. 

e) Der Reiheminifter des Innern kann Gemein- 
den und Landfreife, denen gegenüber die Auf- 
gabe auf Grund eigenen Antrags vom Reichs— 
gau nicht übernommen wird, verpflichten, die 
Aufgabe den Bedürfniffen der Einwohner ent- 
fprechend felbft durchzuführen. 


(2) Die Anordnung des Reichsminiſters des In— 
nern begründet Nechte und Pflichten der Beteiligten 
und bewirkt den Übergang, die Beſchränkung und 
Aufhebung von dinglidhen Rechten. Der Reichs— 
minifter des Innern erfucht die zuftändigen Behör- 
den um die Berichtigung der öffentlichen Bücher. Er 
ift befugt, Unfchädlichkeitszeugniffe auszuftellen. 

(3) Aus Anlaß der Übernahme einer Aufgabe in 
die ausschließliche Zuftändigfeit des Reichsgaues wer- 
ben Steuern, Gerichtskoſten und andere Abgaben nicht 
erhoben. Koftenfrei find inäbefondere auch Beridti- 
gungen, Eintragungen und Löſchungen nad) Abf. 2. 


84 
Diefe Verordnung gilt nicht für den Reichsgau 
Mien, 


b 


— 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 





Dritte Verordnung zur Durchführung des ODſtmarkgeſetzes. 
Vom 17. JZuli 1939, 


Auf Grund des $ 18 des Geſetzes über den Aufbau 
der — — in der Oſtmark (Oſtmarkgeſetz) vom 
14. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 777) wird fol. 
gende8 verordnet: 

81 

(1) Die Behörde des Reichsſtatthalters gliedert ſich 
In folgende Abteilungen: 

I. Abteilung für allgemeine, innere und finan- 
zielle Angelegenheiten, 

II. Abteilung für Erziehung, Volfebildung, Kul- 

tur- und Gemeinfdhaftäpflege, 


III. Abteilung für Volkäpflege, 


IV. Abteilung für Landwirtfchaft, Wirtfhaft und 
Arbeit, 


V. Abteilung für Baumefen. 


(2) Zu der Behörde des Reichäftatthalters > 
auch ein Oberverfiherungsamt; Leiter der höheren 
Reichsbehörde im Sinne des $ 67 der Reichöverfiche- 
rungsordnung ift der Negierungspräfident. 


(3) Zu der Behörde des Reichsſtatthalters gehört 
ferner eine Regierungsoberfaffe. 
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(4) Der Aufbau der Behörde des Neichaftatthal- 
ters (Abſ. 1) kann nach Maßgabe der örtlichen Be- 
bürfniffe mit Suftimmung des Reichsminiſiers des 
Innern zufammengefaßt werden. 


82 

(1) Bei der Behörde der Reichsſtatthalter in Nie: 
berdonau, Salzburg und Steiermark wird je eine 
Abteilung für Siedlung, Umlegung und Wafferwirt- 
haft gebildet. Die Abteilung beim Reicheitatthalter 
n Niederdonau fteht auch dem Reichsitatthalter in 
Wien und in Oberdonau, die Abteilung beim Reiche- 
rue in Salzburg auch dem Reichsftatthalter 
n Tirol und die Abteilung beim Reichsitatthalter 
in Steiermark aud dem Reichaftatthalter in Kärnten 
zur Verfügung. 


(2) Bei der Behörde des Reichsſtatthalters in 
Wien und in Salzburg wird je eine Wehrwirtfchaft- 
liche —S— gebildet. Der Reichsſtatthalter in 
Mien nimmt diefe Aufgaben aud für den Bereich 
der Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau, der 


Berlin, den 17. Juli 1939. 


1271 


Reicheftatthalter in Salzburg auch für den Bereich) 
der Reichsgaue Tirol mit Vorarlberg, Kärnten und 
Steiermark wahr. 


(3) Der NReichsftatthalter in Niederdonau nimmt 
die Aufgaben der — rg ar N 
den Bereich aller Reichsgaue der Oſtmark mit Vor- 
arlberg wahr. 


(4) Der Behörde des Reichsſtatthalters in Wien 
werden die Hauptvermeffungsabteilung XTV und das 
Statiftiihe Amt ald Abteilungen eingealiedert. Der 
Reicheftatthalter in Wien nimmt diefe Aufgaben für 
den Bereich aller Reichsgaue der Oftmarf mit Vor- 
arlberg wahr. 

(5) Das Oberverfiherungdamt beim Reichsſtatt— 
halter in Tirol ift zugleich für den Bereich des Reichs— 
gaues Salzburg zuftändig. 


83 
Der Aufbau der Behörde des Reichsftatthalters 
in Wien bleibt, unbefchadet der Beftimmungen im 
S 2, einer befonderen Regelung vorbehalten. 


Der Reihsminifter des Innern 
Frick 





Zweite Verordnung zur Durchführung des Sudetengaugeſetzes. 
Vom 17. Juli 1939, 


Auf Grund des $ 14 des Geſetzes über den Aufbau 
der Verwaltung im Reichsgau Sudetenland (Sude- 
tengaugejeg) vom 14. April 1939 (Reichsgefetbl. I 
©. 0) mwird folgendes verordnet: 


81 
(1) Die Behörde des Reichsſtatthalters (Staatliche 
Verwaltung) gliedert fi) in folgende Abteilungen: 
I. Abteilung für allgemeine, innere und kulturelle 
Ungelegenbeiten, 
II. Abteilung für Wirtſchaft, Landwirtichaft und 
Urbeit, 
III. Abteilung für Siedlung, Umlegung und Waffer- 
wirtichaft, 
IV. Abteilung für Baumefen. 
(2) Hinzu treten ein Inſpekteur der Ordnung®- 
polizei und ein Inſpekteur der Sicherheitspolizei. 
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Die Behörde des Reichsſtatthalters (Gaufelbftver- 
waltung) gliedert ſich in folgende Abteilungen: 


Berlin, den 17. Juli 1939, 


I. Abteilung für allgemeine und fulturelle Ver: 
waltungsangelegenheiten, 


II. Abteilung für Gefundheitswefen und Leibes- 
übungen, 


III. Abteilung für öffentliche Fürforge, Jugend» 
wohlfahrt- und ugendpflege, ae 


IV. Abteilung für finanzielle und wirtichaftliche 
Angelegenheiten. 


83 
(1) Die Behörde der Negierungspräfidenten in 
Auffig, Karlsbad und Troppau gliedert fic) in folgende 
Abteilungen: 


I. Abteilung für allgemeine und innere Angele- 
genheiten, 


II. Abteilung für Erziehung und Volfabildung, 
III. Wirtfchaftsabteilung. 


(2) Dazu treten ein Oberverfiherungsamt, ferner 


eine Regierungsoberfaffe. 


DerReidhsminifter des Innern 
Frick 


Vhhh 
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Berordnung über Zolländerungen. 


Auf Grund des 549 Abſatz 2 des Zollgefehes wird 
im Einvernehmen mit dem Neichöminifter für Ernäb- 
rung und Landwirtichaft und dem Reichswirtſchafts— 
minifter verordnet: 


gi 


Der Zolltarif ift wie folgt zu ändern: 


1. In der Tarifnr. 23 (Kartoffeln, friſch) Abſ. 3 ift 
folgende Anmerkung anzufügen: 


Anmerkung. Kartoffeln in der Zeit 
vom 1. bis 31. Juli 1939 bis zu einer 
Gesamimenge von 60 v. H. derjenigen 
Menge, die dem Durchschnitt der 
Einfuhr des einzelnen Staates in das 
deutsche Zollgebiet nach der amtlichen 
deutschen Binfuhrstatistik in der Zeit 
vom 1. bis 31. Juli der Jahre 1929 
und 1930 entspricht, über bestimmte, 
mit dem einzelnen Staat vereinbarte 
Zollstellen oder ohne Beschränkung 
auf bestimmte Zollstellen bei Vor- 
legung von Kontingentsbescheinigun- 
gen, die von einer deutschen Zollstelle 
bestätigt sind, nach näherer Verein- 
barung mit dem einzelnen Staat, so- 


Bom 18, Juli 1939 


4, In der Tarifnr. 220 (Tabakerzeugniffe) find fol- 
gende Anderungen vorzunehmen: 

a) im Abſ. 1 find die Worte „und Tabakſtengel“ zu 
ändern in „(Tabakitengel)’’; 


b) im Abj. 5 find die Worte „Stengeln oder Rippen’ 
zu ändern in „Rippen (Stengeln)’; 


c) hinter der Anmerkung 2 ift folgende Anmerkung 
anzufügen: 
3. Wie geschnittener Rauchtabak ist 
auf sonstige Weise, z. B. durch 


Zerreiben, zerkleinerier Rauch- 
tabak zu verzollen. 


5. In den Tarifnen. 309 (Eſſigſäureſalze ufw.) und 
are Be rob ufw.) ift jeweils die Anmerkung zu 
eichen. 


6. In der Anmerkung zu Nr. 508 bis 510 ift die 
Überfchrift zu ändern in „Anmerkungen zu Nr. 508 
bis 510,”; die bisherige Anmerkung erhält die Ziffer- 
bezeichnung „JL.“; am Schluß ift folgende neue Bejtim- 
mung anzufügen: 


fern der einzelne Staat den Vertrags- 


zollsatz für frische Kartofjeln in der 2. Abfälle von Linoleum oder ähn- 


Zeit vom 1. bis 31. Juli 1939 nicht lichen Stofjen, als Waren aus Li- 
in Anspruch nimmi . .. .. ........ 1,50 noleum oder ähnlichen Stoffen 
nicht mehr verwendbar, auch Ab- i | 
, RR fälle von Linoleumdeckmasse .... | frei 
2. In der Tarifne. 27 (Grünfutter ufw.) ift in der 
Anmerkung 3 an Stelle von „31. Juli 1939 zu fegen 
„31. Juli 19424. $2 


Es treten in Kraft: 


1. die Vorfchrift im $1 Nr. 4 mit Wirkung vom 
1. Mai 1939 an, 


2. die Vorfchrift im $1 Nr. 1 mit Wirkung vom 
1. Juli 1939 an, 


3. die übrigen VBorfchriften mit Wirkung vom 
; 1. Auguſt 1939 an. 


3. In der Tarifnr. 108 (Fleiſch ufw.) Abſ. 2 (einfach 
zubereitet) ift folgende Anmerkung anzufügen: 


Anmerkung zu Abs.?2. Durch- 
wachsener Speck vom Bauch des 
Schweins, in Stücken von mindestens 
4 kg, gepökelt oder geräuchert, bis 
30. September 1940 .. ............ 30 


Berlin, 18. Juli 1939 


DerReihsminifterder finanzen 
In Vertretung 
Reinbardt 
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Fünfte Berordnung 
zur Durchführung und Ergänzung der Reichsärzteordnung 
(Beitallungsordnung für Ärzte). 


Bom 17. Juli 1939, 


AufGrund der 8833 und 92 der Reichsärzteordnung 
vom 13. Dezember 1935 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1433) 
wird verordnet: 


Erfter Teil 
Zuftändigkeit für die Beſtallung ala Arzt 


81 
Die Beſtallung als Arzt erteilt der Reichsminiſter 
des Innern. 


weiter Teil 
Borausjehungen für die Beitallung als Arzt 
2 
Die Beitallung ald Arzt wird, joweit fein Ver- 
fagungsgrund ($ 3 Abf. 2 bis 4 der Reichsärzteord— 
nung) vorliegt, dem deutichen Staatsangehörigen er- 
teilt, der die ärztliche Prüfung bejtanden hat. Aus- 
nahmen hiervon fünnen nur aus befonderen Gründen 


nach Anhörung der Reihsärztefammer geftattet wer- 
den ($ 80). 


Dritter Teil 
Arztlidhe Ausbildung 
3 
Das Ziel der ärztlichen Ausbildung ift Heran— 
ziehung eines in feinem Fach gut vorgebildeten, zur 
Erfüllung der ihm nad) der Neichsärzteordnung ob- 
liegenden Aufgaben befähigten Arztes. 
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84 
(1) Die Ausbildung iſt wiſſenſchaftlich und praktiſch. 
(2) Der Gang der willenihaftlichen Ausbildung 
richtet fich nach der vom Reichsminiſter für Wiſſen— 
Ihaft, Erziehung und Volksbildung im Einvernehmen 
mit dem Neidyaminiiter des Innern erlaffenen medi- 
zinischen Studienordnung. 


(3) Die wiffenichaftliche Ausbildung beftebt ineinem 
Univerfitätsftudium von zehn Halbjahren Dauer, 
das fich aus einem vorkliniſchen Teil von vier Halb: 
jahren und einem Elinifchen Teil von jech8 Halbjahren 
Dauer zulammenjeßt. 


(4) Vor, neben und nad) der wiſſenſchaftlichen Aus— 
bildung erfolgt die praftiiche Ausbildung. 
(5) Die praftifche Ausbildung beiteht aus: 
a) KRranfenpflegedienit von mindeſtens ſechs Mo- 
naten (S 5), 
b) HFabrif- oder Landdienft von ſechs Wochen (S 6), 


c) Tätigkeit als Famulus von indgejamt ſechs 
Monaten (S 7). 


85 
(1) Wehrfähige genügen ihrer Verpflichtung zur 
Ausbildung in der Krantenpflege in der Negel vor 
Beginn des Studiums im Sanitätsdienjt der Wehr- 
macht oder der bewaffneten Teile der 44. Sie erhalten 
darüber von diefen Dienititellen eine Beſcheinigung. 


III 
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(2) Wehrunfähige und weibliche Studierende leiften 
vor Beginn ded Studiums in einer Univerfitätstlinif 
oder einem vom Reichdminifter des Innern für geeignet 
befundenen Krankenhaus unter Aufficht des Deutfchen 
Roten Kreuzes ſechs Monate Krankenpflegedienft. Die 
berweifung an die Klinit oder das Krankenhaus 
wird im Einvernehmen mit dem Deutichen Noten 
Kreuz von der Fachgruppe Volfsgefundheit der Stu- 
dentenführung der Umiverfität vorgenommen, an der 
fie da8 Studium zu beginnen beabficytigen. Sie füh- 
ten den Nachweis über die Ausbildung in der Kran- 
tenpflege durch ein von dem ärztlichen Leiter diefer 
Ausbildung nad Mufter 1 ausgeftelltes und von dem 
Fachgruppenleiter Volksgeſundheit der Studenten- 
führung einer Univerfität des Deutfchen Reichs vor 
und nad) Beendigung der Ausbildung mit einem 
Sichtvermerk verjehenes Zeugnis. 


(3) Während ihrer Studienzeit gehören wehr- 
unfähige und weibliche Studierende einer Bereitfchaft 
de8 Deutjchen Noten Kreuzes oder dem Gefundheits- 
dienft der Hitlev-Jugend an. Sie haben die vorge: 
Ihriebene Aus- und Fortbildung durchzumachen und 
Einjaßdienft gemäß der Dienſtvorſchrift Nr. 1 für 
das Deutjche Note Kreuz oder der Gefundbeitädienit- 
vorjchrift der Hitler-Jugend zu leiften. Einſatz und 
Aus- und Fortbildung erfolgen im Einvernehmen mit 
der Neichsftudentenführung. Sie find durch eine mıt 
einem Sichtvermerk der Reichsfachgruppe Volks— 
geſundheit der Reichsſtudentenführung verſehene Be— 
ſcheinigung des Präſidiums des Deutſchen Roten 
Kreuzes oder des Jugendführers des Deutſchen Reichs 
nachzuweiſen. 


(4) Ausnahmen von den Beſtimmungen der Abſ. 1,2 
und 3 können nur aus befonderen Gründen geitattet 
werden (S 80). 


86 

(1) Der Fabrik- oder Landdienſt wird in der Regel 
in dev vorlefungsfreien Zeit am Ende des dritten 
Studienbalbjahrs geleiftet. Er wird durch eine von 
dem Fachgruppenleiter Volksgeſundheit der Stu- 
dentenführung einer Univerfität des Deutichen Reichs 
ausgeſtellte Bejcheinigung nach Mufter 2 nachgewieſen. 
Ausnahmen können nur aus befonderen Gründen ge 
jtattet werden ($ 80). 


(2) Aktive Sanitätßoffizierdammwärter der Wehr: 
macht und der 44 find von dem Fabrik; oder Rand: 
dienft befreit. 
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(1) Die Ausbildung als Famulus erfolgt während 
der Elinifchen Studienzeit in der Negel in den vor- 
lefungsfreien Zeiten am Ende des fiebenten und neun- 
ten Studienhalbjahre in Univerfitätsflinifen oder 
politliniken des Deutfchen Reichs oder an vom Reichs⸗ 
minifter des Innern dazu ermächtigten Kranken- oder 
Entbindungsanftalten oder an Lazaretten der Wehr: 
macht oder der 44 oder bei jelbftändig tätigen Ärzten, 
die von der Reichsärztekammer benannt werden. 


(2) Die Ausbildung hat in der Regel je zur Hälfte 
auf zwei verjchiedenen Gebieten der Heilkunde zu 
erfolgen. 


(3) Mindeftens vier Mochen der Ausbildung find 
in einer Entbindungsanftalt oder in einer Univer- 
ſitätsklinik für Geburtshilfe oder in einer fachärztlich 
geleiteten geburtshilflichen Abteilung oder in einer 
anderen vom Neihsminifter des Innern zur prafti- 
ſchen Ausbildung von Studierenden der Medizin in 
der Geburtshilfe im Benehmen mit der Reichsärzte— 
fammer für geeignet befundenen "Abteilung eines 
Kranfenhaufes oder bei einem jelbftändig tätigen 
Arzt abzuleiften, der von der Reichsärztefammer zur 
praftiichen Ausbildung von Studierenden der Me: 
dizin in der Geburtshilfe ermächtigt worden ift. Wer 
während der Studienzeit feine Gelegenheit zu dieſer 
praktiſchen Ausbildung in der Geburtshilfe findet, 
bat fie während der Pflichtaffiftentenzeit ($ 77) nady- 
zubolen. 


(4) Die Überweifung als Famulus an die Univerfi. 
tätsflinifen und -poliflinifen, die vom Reichsminiſter 
des Innern ermächtigten Kranken und Entbindungs— 
anftalten und an die felbftändig tätigen Arzte ($ 7 
Abſ. 1) wird von der Fachgruppe Volksgefundheit 
der Univerſität vorgenommen, an der ſich der Stu— 
dierende im laufenden Semefter aufhält. Die Auß- 
bildung als Famulus wird durch ein Zeugnis nach 
Mufter 3 nachgewiefen, da8 von dem Arzt, der die 
Ausbildung vorgenommen bat oder unter deffen 
Leitung die Ausbildung erfolgt ift, auszuftellen und, 
ſoweit die Ausbildung nicht in einem Lazarett er— 
folgt ift, vor und nad) Beendigung der Ausbildung 
von dem Fachgruppenleiter Volksgeſundheit der Stu. 
dentenführung einer Univerfität des Deutichen Reichs 
mit einem Sichtvermerk zu verjehen ift. 


(5) Ausnahmen von den Beftimmungen der Abf. 1 
bi8 4 fünnen nur aus befonderen Gründen geitattet 
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Vierter Teil 


Borbereitung zur jelbftändigen Ausübung 
des Arzteberufs 
88 
Unmittelbar an die Beftallung als Arzt jchließt 
fi eine einjährige Tätigkeit ala Pflichtaffiftent (8 77) 
und eine dreimonatige ärztliche Tätigkeit auf dem 
Lande ($ 78) an. 


Fünfter Teil 
Prüfungsbeftimmungen 
A. Ullgemeine Beftimmungen 
9 

Das Prüfungsjahr dauert vom 1. Oftober bie 

zum 30. September. 
$ 10 

(1) Die Prüfungen werden vor einem Prüfung?- 
ausſchuß abgelegt. 

(2) Ausfchüffe für die ärztliche Vorprüfung wer- 
den bei jeder Univerfität des Deutichen Reiche, 
Ausſchüſſe für die ärztliche Prüfung bei jeder Uni- 
verfität des Deutichen Neich8 und bei der Medizini- 
ſchen Akademie in Düffeldorf gebildet. Sie werden 
für jedes Prüfungsjahr von den oberiten Landes— 


behörden nad) Anhörung der medizinischen Fakul- 


tät — in Düffeldorf des Akademischen Rated der 
Medizinischen Akademie — berufen. 


(3) In der Regel find der Vorſitzende und fein 
Stellvertreter den ordentlichen Profefforen der me- 
Dizinifchen Fakultät, die Mitglieder den Univerfi- 
tätslehrern der Fächer, die Gegenftand der Prüfung 
find, zu entnehmen. 


811 

Der Vorfigende leitet die Prüfung und jet die 
Reihenfolge, in der die einzelnen Fächer oder Ab- 
ſchnitte zurüczulegen find, feſt. Er achtet darauf, 
daß Die Beltimmungen der Beltallungsordnung 
genau befolgt werden. Bei vorübergehender Behin- 
derung eined Mitglieds des Prüfungsausfchuffes 
regelt ex deflen Stellvertretung. Er berichtet un- 
mittelbar nad) dem Scyluffe des Drüfungsjahrs der 
borgefeßten Behörde über die Tätigfeit des Aus— 
Ichuffes und legt Rechnung über die Gebühren, 


812 
Von einem Prüfer dürfen in der Negel nicht 
mehr als vier Drüflinge gleichzeitig geprüft werden. 


$ 13 
Der Reichsminiſter des Innern, der Reichs— 
minifter für Wiffenfchaft, Erziehung und Volks— 
bildung und die oberjten Landesbehörden können zu 
den Prüfungen Bertreter entjenden. 


g 14 

(1) Das Gefuh um Zulaffung zur Prüfung ift 
an den Vorfitenden des Prüfungsausichufies zu 
richten. 

(2) Zulaffungsgefuche von Ausländern und Zu— 
laffungsgefuche, die eine Ausnahmegenehmiqung er- 
forderlid) maden, bat der Vorfibende der oberiten 
Landesbehörde vorzulegen. 


$ 15 

(1) Dem Geſuch ift dad Neifezeugnis einer öffent- 
lien oder anerkannten privaten höheren Schule in 
grundftändiger oder in Aufbauform oder das Zeug- 
nis über eine andere vom Reich8minifter für Wiffen- 
haft, Erziehung und Volksbildung als gleichwertig 
anerkannte Borbildung beizufügen. Das Reifezeug- 
nis einer entfprechenden Schule außerhalb des Deut- 
ſchen Reichs kann ausnahmsweiſe ald genügend er- 
adytet werden ($ 80). 

(2) Bei Reifezeugniffen, durch die Lateinfenntniffe 
nicht nachgewieſen werden, haben die Bewerber 
jpäteften® bei der Anmeldung zur Vorprüfung den 
Nachweis zu führen, daß fie in der lateinischen 
Sprache die KRenntniffe befiten, die in der Reife 
prüfung der Oberjchule für Jungen gefordert wer- 
den. Der Nachweis ift durch da8 Zeugnis über eine 
vor einem befonderen ftaatlihen Ausſchuß abae- 
legte Prüfung zu führen. 

(3) Dem Geſuch ift ferner ein Staatdangehörig- 
keitsausweis, die Geburtsurfunde und ein ausge 
füllter Fragebogen nad) Mujter 4 beizufügen. Deut- 
ſche Staatdangehörige haben außerdem die Heirats- 
urfunde der Eltern ſowie die Geburtöurfunden der 
Eltern und Großeltern oder an Stelle diejer Ur- 
funden den Ahnenpaß vorzulegen. Die Urkunden 
müffen den Tag der Geburt, die Abftammung und 
die Religionsjugehörigfeit nachweifen. Verheiratete 
haben auch für den Ehegatten die für den Abitam- 
mungsnachweis erforderlichen Unterlagen jowie die 
eigene Heiratsurkunde beizubringen. 

(4) Dem Geſuch find außerdem ala Nachweis des 
ordnungsgemäßen Studiums der Medizin die An— 


meldebücher oder Abgangszeugniffe der Univerji- 
täten beizufügen. 
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8 16 
(1) Die Zulafjung zur Prüfung ift zu verfagen, 
wenn der Studierende feine ordnungsgemäße Aus- 
bildung nachweiſen oder die nad) $ 15 erforderlichen 
Nachweife und Zeugniffe nicht beibringen fann. 
Ausnahmen fönnen nur aus befonderen Gründen 
gejtattet werden ($ 80). 


(2) Die Zulaffung zur Prüfung ift ferner zu ver- 

fagen, 

1. wenn der Antragfteller die bürgerlichen Ehren- 
rechte nicht befißt; 

2. wenn fi) aus Tatfachen ergibt, daß dem An- 
tragfteller die politische oder fittlihe Zuverläf- 
figfeit fehlt, insbefondere wenn ſchwere ftraf- 
rechtliche oder fittliche Verfehlungen vorliegen; 

3. wenn dem Antragfteller infolge eines förper- 
lichen Gebredyens oder wegen Schwäche feiner 
geiftigen Kräfte oder wegen einer Sucht die für 
die Ausübung des künftigen ärztlichen Berufs 


erforderliche Eignung oderZuverläffigfeit fehlt; ' 


4. wenn der Antragjteller wegen feiner oder feines 
Ehegatten Abftammung nicht Beamter werden 
fünnte, Ausnahmen hiervon fünnen nur aus 
befonderen Gründen geftattet werden ($ 80). 


(3) Ausländern ift bei der Zulaffung zu den Prü- 
fungen zu eröffnen, daß fie feinen Anſpruch auf die 
Beitallung als Arzt haben. 


$ 17 
Die für die Zulaffung zu den Prüfungen geforder- 
ten Nachweife und Zeugniffe find in Urſchrift vor- 
zulegen. Beglaubigte Abjchriften können nur aus- 
nahmsweiſe ald ausreichend anerfannt werden. 


8 18 

Die Prüfung darf nur bei dem Ausſchuß fortgefeßt 
oder wiederholt werden, bei dem fie begonnen: ift. 
Ausnahmen können nur aus'befonderen Gründen ge- 
ftattet werden ($ 80). Mit dem Geſuch um Ausnahme- 
bewilligung ift zugleich eine Erflärung des Vorfigen- 
den des bisherigen Drüfungsausfchuffes vorzulegen, 
ob dem MWechfel des Ausſchuſſes Bedenfen entgegen- 
ftehen. 


8 19 
Für jedes Prüfungsfach oder jeden Prüfungs- 
abſchnitt wird von jedem der beteiligten Prüfer ein 
Urteil abgegeben unter ausjchließlicher Verwendung 
der Bezeichnungen: fehr gut (1), gut (2), genügend (3), 
nicht genügend (4) und fchlecht (5). 


8 20 

Über die Prüfung eines jeden Prüflings wird eine 
Niederfchrift in der Form einer Überfiht aufgenom- 
men, in der die Namen der Prüfer, die Prüfungs- 
fächer oder Prüfungsabfchnitte, die Prüfungstage, 
die Urteile und das Gefamtergebnis der Prüfung 
anzugeben find. Die Prüfer haben die von ihnen 
abgegebenen Urteile, der Vorfitende hat die Mieder- 
ſchrift mit dem Gefamtergebnis abjchließend zu 
unterzeichnen. Lautet ein Urteil „nicht genügend” 
oder „ſchlecht“, fo Hat e8 der Prüfer kurz zu begrün- 
den. Werden Wiederholungsfriften feitgejeßt, jo hat 
der Vorfitende die Friften und die Bedingungen, 
von deren Erfüllung die Zulafjung zur Wieder- 
bolungsprüfung abhängt, in die Überficht einzutragen, 


s 21 
Die von dem Vorfitenden eined Prüfungsaus— 
ichuffes über das Ergebnis einer Prüfung getrof- 
fenen Entjcheidungen find für alle Prüfungsausſchüſſe 
bindend. | 


$ 22 
(1) Die Prüfungsgebühren werden vom Reichs— 
minifter des Innern feſtgeſetzt. 


(2) Über die Verwendung der bei den Gebühren- 
anteilen für fächliche Koften und Verwaltungstoften 
etwa entftandenen Erjparnifje fowie der verfallenen 
Gebühren befindet die oberfte Landesbehörde. 


B. Arztlihe Borprüfung 
$ 23 
Die Ärztliche Vorprüfung hat der Studierende vor 
dem Prüfungsausfchuß der Univerfität des Deutjchen 
Reiche abzulegen, an der ex das medizinifche Studium 
betreibt. Ausnahmen können nur aus befonderen 
Gründen geftattet werden ($ 80). 


Ss 24 
Prüfungen finden in der Zeit vom 10, Februar 
bis 30. April und in der Seit vom 10. Juli bis 
31. Oftober ftatt. Die Prüfungstermine werden von 
dem Vorfitenden im Einvernehmen mit den Prüfern 
feſtgeſetzt. 
g 25 
(1) Das Geſuch um Zulaſſung zur Vorprüfung iſt 
dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes bis zum 
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25. Januar oder bis zum 25. Juni vorzulegen. Ver⸗ 
fpätete Geſuche können nur bei hinreichender Begrün- 
dung berücfichtigt werden. 


(2) Bei der Meldung zur Prüfung hat der Stu- 
dierende nachzuweiſen, daß er nad) Erlangung des 
Reifezeugniſſes mindeſtens vier Halbjahre an Univer- 
fitäten des Deutfchen Reichs ordnungsgemäß Medizin 
ftudiert ($ 15 Abf. 4) fowie Kranfenpflegedienft ($ 5) 
und Fabrik. oder Landdienſt ($ 6) geleiftet hat. Wehr- 
unfähige und weibliche Studierende haben außerdem 
nachzuweifen, daß fie feit Beginn des Studiums einer 
Bereitfchaft des Deutfchen Noten Kreuzes oder dem 
Gefundheitsdienft der Hitlev-Jugend angehören ($5 
Abf. 3). 


(3) Dem Gefuch find außerdem die im $ 15 Ubf. 1 
bis 3 bezeichneten Nachweife beizufügen, 


(4) Dem Geſuch find ferner die Nachweiſe darüber 
beizufügen, daß der Studierende 


a) folgende Vorlefungen gehört hat: 


Mährend der Dauer eines Halbjahrs je 


eine Vorleſung über Zoologie, Botanif 
mit Seilfräutererfurfionen, Siftologie, Ver 
erbungslehre und Raſſenkunde, Bevölfe- 
rungspolitik, Gefhichte der Medizin, Em- 
bryologie, phyfiologifche Chemie einjchließ- 
lich Wehrchemie und Arbeits, Sport- und 
Wehrphyſiologie einjehließlih Luftfahrt- 
medizin, während zweier Halbjahre je eine 
vollftändige Vorlefung über Chemie, Phyſik 
und allgemeine Phyfiologie und während 
dreier Halbjahre eine vollftändige Vor- 
lefung über Anatomie, 


b) an folgenden praftifhen Übungen regelmäßig 
und mit Erfolg teilgenommen hat: 


Mährend der Dauer eine? Halbjahrs an 
einem phyſikaliſchen, einem chemiſchen, 
einem allgemein-phyfiologifhen und einem 
phyſiologiſch⸗chemiſchen Praktikum ſowie 
an einem mikroſtkopiſch anatomiſchen Kur- 
ſus und während zweier Halbjahre an den 
anatomischen Präparierübungen. 


(5) Der Nachweis über den Beſuch der Borlefungen 
wird durch die Anmeldebücher oder Abgangszeug- 
niffe der Univerfitäten, der Nachweis über die Teil- 
nahme an den praktiſchen Übungen durch Zeugniffe 
nach Mufter 5 erbracht. 
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(6) Ausnahmen von den Beftimmungen der Abſ. 4 
und 5 können nur aus befonderen Gründen geſtattet 
werben ($ 80). 


8 26 
Ausnahmsweiſe kann auf die vorklinifche Studien- 
zeit die Studienzeit ganz oder teilweife angerechnet 
werden ($ 80), die nach der Erlangung des Reife- 
zeugnifles 


a) einem dem mebizinijchen verwandten Univerfi- 
täts⸗ oder Hochſchulſtudium gewidmet, 


b) an einer ausländifchen Univerfität zurückgelegt 
worden iſt. 


827 
(1) ft der Studierende zugelaffen, jo wird er nad) 
Entrihtung der Prüfungsgebühren von dem Vor- 
fienden zur Prüfung mindeſtens zwei Tage vor ihrem 
Beginn ſchriftlich unter Angabe der für die einzelnen 
Fächer feſtgeſetzten Vrüfungszeiten geladen. 


(2) Der vom Vorfigenden feftgefegte Prüfungdtag 
gilt ald Beginn der Prüfung ($ 33 Abf. 3). 


$ 28 
(1) Erſcheint der Studierende ohne genügende Ent 
ſchuldigung in einem Prüfungstermin nicht recht⸗ 
zeitig oder gar nicht, ſo verfällt der auf das betreffende 
Fach entfallende Gebührenanteil. 


(2) Wer mit genügender Entſchuldigung von der 
begonnenen Prüfung zurüdiritt, erhält die Gebühren- 
anteile für die noch nicht begonnenen Fächer zurüd. 
Der nicht verwendete Gebührenanteil für ſächliche 
Koſten und Verwaltungskoſten iſt dagegen verfallen. 
Wird für den Rücktritt eine genügende Entfchuldi- 
gung nicht vorgebracht, ſo verfällt auch die Hälfte 
der Gebührenanteile für die noch nicht begonnenen 
Fächer. 

(3) Verhindert ein Studierender durch unentichul- 
digtes Fernbleiben von feftgefegten Prüfungsterminen 
oder unentfchuldigten Rücktritt die Fortſetzung und 
Beendigung der Prüfung, jo kann der Vorfitende im 
Einvernehmen mit den Prüfern die Prüfung in allen 
oder einzelnen Fächern für nicht beftanden erklären; 
er hat dann gegebenenfall® eine Miederholungsfrift 
($ 32) feftzufegen. Die Gebührenanteile der für nicht 
beftanden erklärten Fächer find ganz verfallen. Gegen 
die Entfcheidung des Vorfigenden ift binnen zwei 
Wochen die Beichwerde an die oberſte Landesbehörde 


uuläſſig. 
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829 
Die ärztliche Vorprüfung umfaßt folgende Fächer: 
I. Anatomie, 
II. Allgemeine Phyfiologie und phyſiologiſche 
Chemie, 
III. Phyſit, 
IV, Ehemie, 
V. Zoologie und Botanik. 


Ss 30 

(1) Die Prüfung ift als ein einheitliches Ganzes 
anzufehen. Sie ift, foweit fie überwiegend mündlich) 
ift, Öffentlich. Sie ift in der Negel an vier aufein- 
anderfolgenden Wochentagen zu erledigen, und zwar 
fo, daß auf die anatomifche Prüfung zwei Tage ent: 
fallen, während ein Tag für die allgemeine Phyſio— 
logie und die phyfiologifche Chemie und ein Tag für 
die übrigen Drüfungsfächer beftimmt ift. 


(2) Die beiden Teile der Fächer II (a. Allgemeine 
Phyfiologie und b. Phyſiologiſche Chemie) und 
V (a. Zoologie und b. Botanik) dürfen gejondert 
geprüft werden. 


(3) In der anatomifhen Prüfung hat der Studie 
rende 

a) die in einer der Haupthöhlen des Körpers 

befindlichen Teile nach Form, Lage und Ber 

bindung (Situs) oder eine Gegend des Stammes 

oder der Gliedmaßen an der Leiche zu erläutern; 


ein einfaches anatomifches Präparat regelrecht 
anzufertigen und zu erläutern und im Anfchluß 
daran in einer mündlichen Drüfung feine Ver 
trautheit mit den verfchiedenen Teilen der be: 
Ichreibenden Anatomie nachzuweiſen, 

jwei mifroflopifch-anatomijche Dräparate an- 
zufertigen und zu erklären und im Anſchluß 
daran in einer mündlichen Prüfung gründliche 
Kenntniffe in dev Gemwebelehre darzutun ſowie 
zu zeigen, daß ihm die Grundzüge der Ent- 
wicklungsgeſchichte befannt find. 


b 


— 


— 


C 


(4) Bei der Prüfung in der allgemeinen Phyſio— 
logie und in der phyſiologiſchen Chemie hat der 
Studierende den Nachweis zu führen, daß er ſich mit 
der gefamten Phyſiologie vertraut gemacht ſowie die 
wichtigeren Apparate und Unterfuchungsmethoden 
fennengelernt bat. 


(5) Die Drüfung in der Chemie und in der Phyſit 
ift eingehend zu geftalten und bat befonders die Be- 
dürfniffe des fünftigen Arztes zu berückfichtigen. In 
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Zoologie und Botanik hat fich die Prüfung auf die 
Grundzüge der allgemeinen Biologie unter befonderer 
Berüdfihtigung der Vererbungslehre zu erſtrecken. 


(6) Wer an einer Univerfität des Deutfchen Reichs 
auf Grund einer Prüfung in den Naturwiſſenſchaften 
den Doktorgrad erworben hat, wird in Phyſik, 
Chemie, Zoologie und Botanik nur dann geprüft, 
wenn dieſe Fächer nicht Gegenſtand der Promotions: 
prüfung geweſen find. 


(7) Bon einer anderen an Univerfitäten oder Hoch— 
ſchulen des Deutfchen Reichs vollftändig beftandenen 
Prüfung können naturwiffenfchaftliche Fächer aus— 
nahmsweiſe auf die ärztliche Vorprüfung angerechnet 
werden ($ 80). 


S 31 
(1) Iſt ein Prüfungsfach mit „nicht genügend“ 
oder „ſchlecht“ beurteilt worden, fo gilt ed als nicht 
beftanden. 


(2) it in dem Fach IT der eine der beiden Teile 
mit „nicht genügend” oder „Schlecht” beurteilt wor- 
den, fo gilt das ganze Prüfungsfach „Allgemeine 
Phyfiologie und phyſiologiſche Chemie” als nicht 
beitanden. 


(3) Im übrigen wird in den Fächern II und V das 
Urteil für das ganze Fach in folgender Meile er- 
mittelt: 

Die Summe der Zahlenwerte ($ 19) der beiden 
Einzelurteile geteilt durch 2 ergibt das Geſamt— 
uxteil für das Prüfungsfach, ein bei der Tei- 
lung verbleibender Bruch wird Hierbei ala 
Ganzes gerechnet. 


$ 32 


(1) Der Studierende muß die Prüfung in dem 
Fach, da8 er nicht beftanden hat, wiederholen. 


(2) Die Frift, nach deren Ablauf die Wieder: 
holungsprüfung früheftens erfolgen fann, wird, 
nachdem ſich der Studierende der Prüfung in allen 
Fächern unterzogen bat, von dem Vorſitzenden nach 
Anhörung der in Betracht kommenden Prüfer be— 
ſtimmt. Sie beträgt je nach den abgegebenen Urteilen 
und der Zahl der nicht beſtandenen Fächer zwei bis 
neun Monate. 


(3) Hat der Studierende in dem Fach I oder II 
verjagt, jo Fann der Vorfitende nach Anhörung der 
Fachprüfer die Zulaffung zur Wiederholungsprüfung 
davon abhängig machen, daß der Studierende zuvor 
noch ein weiteres Halbjahr ftudiert und diejes Ergän- 
zungsftudium nach den Weifungen des Vorfitenden 


Im 








m | 








Nr. 130 — Tag der Ausgabe: 22. Juli 1939 1279 


einxichtet. Gegen die Entjcheidung des Vorjigenden 
ift binnen zwei Wochen Beſchwerde an die oberfte 
Landesbehörde zuläflig. 


8 33 

(1) Der Vorfigende beftimmt den Zeitpunft, bis 
zu dem fpäteftens die Meldung zur Wiederholunge- 
prüfung erfolgen muß. | 

(2) Wenn ſich der Studierende ohne gemügende 
Entfehuldigung nicht xechtzeitig zur Wiederholung 
der Prüfung meldet, fann der Vorfigende nad) An- 
hörung des Prüfungsausichufjes enticheiden, daß die 
Vorprüfung in allen Fächern zu wiederholen ift. Die 
bereits erledigten Fächer gelten dann als nicht be- 
ftanden; der nicht verwendete Gebührenreit verfällt. 
Gegen die Entjheidung des Vorfitenden ift binnen 
zwei Wochen Beichwerde an die oberite Landes- 
behörde zuläjlig. 

(3) Wird die Prüfung in einem Zeitraum von 
zwölf Monaten nad Beginn der Prüfung ($ 27 
Abſ. 2) nicht vollftändig beendet, jo gilt fie als in 
allen Fächern nicht beftanden. Sie darf nicht wieder- 
holt werden. Der nicht verwendete Gebührenreit iſt 
verfallen. Ausnahmen fünnen nur aus befonderen 
Gründen gejtattet werden ($ 80). 


s 34 
Die Wiederholungsprüfung findet in Anweſenheit 
des Vorſitzenden ftatt. Sofern der Prüfer oder der 
Studierende e8 beantragt, ift ein Beifiger hinzuzu— 
ziehen. Der Beifiger wird aus den Mitgliedern des 
Vrüfungsausichuffes von dem Vorfigenden beitimmt. 
Die Eintragungen in die Prüfungsüberficht über die 
Miederholungsprüfung find außer von dem Prüfer 
auch von dem Vorfitenden und dem Beifiger zu unter- 
zeichnen. 
$ 35 
Wer auch bei der Wiederholungsprüäfung nicht 
befteht, hat die ärztliche Vorprüfung nicht beftanden. 
Er wird zu einer nochmaligen Prüfung nicht zuge- 
laſſen. Ausnahmen können nur aus beſ onderen Grün- 
den gejtattet werden ($ 80). 


$ 36 

Nach Abſchluß jeder Prüfung und Wiederholungs- 
prüfung ift die Prüfungsüberfiht vom Yrrüfer des 
letzten Faches dem Vorſitzenden jofort zuzuleiten. 


837 
Hat der Studierende in allen fünf Fächern min- 
deftens das Urteil „genügend“ erzielt und damit die 





ärztliche VBorprüfung beftanden, jo ermittelt der Vor⸗ 


ſitzende das Geſamtergebnis der Vorprüfung auf 

folgende Weiſe: 
Für die Fächer I und II wird je das Fünf— 
fache, für die Fächer III und IV je das Zwei— 
fache und für das Fach V das Einfache der 
Zahl eingejeßt, die dem Urteil für jedes Fach 
nach der Abſtufung im $ 19 zukommt. Die 
Summe der jo gewonnenen Zahlen ergibt das 
Gefamturteil, das bei Summen bis 22 „ehr 
gut“, von 23 bis 37 „gut“ und von 38 an 
„genügend“ lautet. 


838 
(1) Uber das Ergebnis der ärztlichen Vorprüfung 
ift dem Studierenden ein Zeugnis nad) Mufter 6 aus. 


zuftellen. Iſt eine Wiederholungsprüfung abzulegen, _ * 
fo find im Zeugnis die Friſten nad) den SS 32 und "2 * 
33 einzutragen. Nach Beſtehen der Wiederholungs- E\ 
prüfung erhält der Studierende ein Zeugnis nad) 
Muiter 7. \ 
(2) Wird das Ergebnis der Prüfung gemäß $ 28 8 
N 


Abſ. 3 oder 833 Abſ. 2 feſtgeſtellt, jo iſt in dem 
Prüfungszeugnis für die betreffenden Fächer oder * 
als Geſamtergebnis fein Urteil ($ 19), ſondern die 
getroffene Feititellung furz anzugeben. 

(3) Die mit dem Zulafjungsgefudy eingereichten 
Zeugniſſe ($ 25) find nad endgültiger Erledigung 
der Vorprüfung dem Studierenden wieder audzu- 
händigen, nachdem ein Vermerk über das Ergebnis 
der Vorprüfung in das Anmeldebuch oder in das 
Abgangszeugnis eingetragen worden ift. 


Ss 39 
S 
Nach Abſchluß jeder Drüfung und Wiederholung®- 


| prüfung hat der Vorfisende binnen drei Tagen das 


Ergebnis der Prüfung und die gemäß $ 28 Abf. 3 
und 833 Abſ. 2 getroffenen Entfheidungen der 
Univerfitätsbehörde mitzuteilen. Verläßt der Stu- 
dierende vor bollitändig beftandener Prüfung die 
Univerfität, fo ift von der Univerfitätsbehörde ein 
entfprechender Vermerk in das Abgangszeugnis ein- 
zutragen. 


C. Arztliche Prüfung 
$ 40 
Die ärztliche Prüfung ift als ein einheitliches Ganzes 


anzujehen. Der Kandidat muß bei Beginn der Prü— 
fung die Vorbereitung zu der gefamten ärztlichen 
Prüfung abgeſchloſſen haben, jo daß er imftande ift, 
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die Prüfung in fürzefter Frift ohne Pauſen zwifchen 
den einzelnen Abfchnitten abzulegen. In der Regel 
ſoll die ärztliche Prüfung insgefamt nicht mehr als 
ſechs Wochen in Anfpruch nehmen. 


841 
Die ärztliche Prüfung kann vor jedem Ausſchuß 
für die ärztliche Prüfung bei einer Univerſität des 
Deutſchen Reichs oder vor dem Prüfungsausſchuß 
bei der Mediziniſchen Akademie in Düſſeldorf abge- 
legt werden. 
8.42 


(1) Die Prüfungsperioden beginnen am 10. Fe 
bruar und am 10. Juli jedes Jahres, 


(2) Die Geſuche um Zulaffung zur Prüfung find 
bei dem Vorfigenden des Vrüfungsausfchuffes, vor 
dem die Prüfung abgelegt werden foll, bis zum 
25. Januar oder 25. Juni einzureichen. Verſpätete 
Geſuche fünnen nur bei hinreichender Begründung 
berücfichtigt werden. 


$ 43 
(1) Der Meldung find die nad) $ 25 für die Zu- 
laſſung zur ärztlichen VBorprüfung erforderlichen Nach— 
weiſe jowie das Zeugnis über die vollftändig beftan- 
dene ärztliche Vorprüfung beizufügen. 


(2) Die bei der Zulaffung zur ärztlichen Vorprüfung 
bewilligten Ausnahmen gelten auch für die ärztliche 
Prüfung. 

(3) Eine außerhalb des Deutſchen Reichs vollftändig 
beftandene Prüfung kann nur ausnahmsweiſe als 
Erſatz der ärztlichen Vorprüfung anerfannt werden 
($ 80). 

$ 44 

(1) Der Meldung ift ferner der durch Abgangs- 
zeugniffe der Univerfitäten oder der Medizinischen 
Akademie in Düfjeldorf oder die Anmeldebücher zu 
erbringende Nachweis beizufügen, daß der Kandidat 
nad) Erlangung des Reifezeugniffes einfchließlich der 
für die ärztliche VBorprüfung nachgewiefenen Studien- 
zeit mindeftens zehn Halbjahre an Univerfitäten des 
Deutjchen Reichs oder der Medizinischen Akademie in 
Düffeldorf ordnungsgemäß Medizin ftudiert hat, 


(2) Von der nachzuweiſenden Studienzeit müffen 
mindeftens ſechs Halbjahre nach vollftändig beftande- 
ner Vorprüfung zurüdgelegt fein. Das Halbjahr, 
in dem die ärztliche Vorprüfung beftanden ift, wird 
hierauf nur angerechnet, wenn die Vorprüfung bis 


zum 30. April oder 31. Oftober vollftändig beftanden 
ift. Ausnahmen können nur aus befonderen Gründen 
geftattet werden ($ 80), 


$45 
(1) Der Meldung ift ferner der Nachweis beizu- 
fügen, daß der Kandidat nad) vollftändig beftandener 
Vorprüfung mindeftens 


a) je eine Vorlefung über medizinische Vropäden- 


tif, chirurgiſche Propädeutik, geburtshilfliche 
Propädeutif, allgemeine Pathologie und patho- 
logiſche Anatomie, fpezielle Dathologie, topo— 
graphijche Anatomie, Wehrpathologie, patho- 
logiſche Phyſiologie, Pharmakologie und Toxi⸗ 
kologie der anorganiſchen Stoffe, Wehrpharma- 
fologie und Wehrtoxikologie, naturgemäße Seil. 
methoden, medizinische Strahlenfunde, Drtho- 
pädie, Erkrankungen des Zahnes und feines 
Halteapparats, Berufskrankheiten, Begutach— 
tung in der Sozialverſicherung und Unfall. 
heilkunde, gerichtliche Medizin, ärztliche Rechts⸗ 
und Standeskunde, menſchliche Erblehre, 
Raſſenhygiene, Hygiene und Hygiene unter 
beſonderer Berückſichtigung der Gewerbe⸗ und 
Wehrhygiene gehört hat; 

an einem pathologifc)-anatomifchen Demon- 
ſtrationskurſus, einem pathologiſch⸗hiſtologi⸗ 
ſchen Kurſus, einem Sektionskurſus, einem 
Kurſus der Auskultation und Perkuſſion, einem 
Kurſus der kliniſchen Chemie, einem geburts⸗ 
hilflichen und gynäkologiſchen Unterſuchungs⸗ 
kurſus, der medizinifch-Elinifchen Vifite, der 
chirurgiſch⸗kliniſchen Vifite, der geburtöhilflich- 
gynäkologiſchen Vifite, einem geburtshilflichen 
Dperationskurfus, einem Augenfpiegelkurfus, 
einem Obren-, Nafen- und Rehlkopffpiegelkur- 
ſus, einem Nezeptierkurfus, einem bakteriolo- 
gilch-ferologifchen Kurfus und einem Impf—⸗ 
kurſus regelmäßig und mit Erfolg teilgenom- 
men hat, 

je zwei Halbjahre hindurch als Praktikant an 
der mediziniſchen, chirurgiſchen, geburtshilflich- 
gynäkologiſchen Klinit und Kinderklinik oder 
ppoliklinik regelmäßig und mit Erfolg teilge- 
nommen und vier Kreißende in Gegenwart des 
Lehrers oder Affiftenzarztes entbunden hat, 

je ein Halbjahr als Praktikant die medizi— 
niſche Poliklinik, die hirurgifche Poliklinik, die 
Poliklinik für Jahn, Mund- und Kieferkrank— 
heiten, die pfychiatrifche Klinik (mit Unterricht 


b 


— 


—— 


c 


d 


— 


III 
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in der Wehrpfychiatrie und Pſychologie), die 
Klinik und Poliklinik für Hals, Nafen- umd 
Ohrenkrankheiten, die Klinik und Politlinit 
für Augenkrankheiten, die Klinik und Polikli— 
nik für Haut- und Geſchlechtskrankheiten und 
ein chirurgiſches Praktikum regelmäßig und 
mit Erfolg beſucht und ſich an den Betriebs— 
begehungen und »befichtigungen beteiligt hat, 

e) fechd Monate ald Famulus gemäß den im $7 

getroffenen Beſtimmungen tätig war, 

(2) Der Nachweis über den Beſuch der Norlefungen 
(Abf. 1 Buchft. a) wird durch die Anmeldebücher oder 
die Abgangszeugniffe der Univerfitäten geführt. Der 
Nachweis über die Teilnahme an den Kurſen und 
Kliniken (Abſ. 1 Bucht. b, ce und d) wird durch be, 
fondere, von den ärztlichen Leitern der Kliniken, Voli- 
kliniken, Rranfenhäufer oder Inftitute nad) Mufter 8 
auszuftellende Zeugniffe geführt. Uber die Teilnahme 
an dem Impfkurſus ift das Zeugnis eines von der Be- 
hörde mit der Erteilung des Unterrichts in der Impf— 
technik beauftragten Lehrers, über die Entbindungen 
ein Zeugnis nad) Mufter 9 vorzulegen. Die Tätig: 


F keit als Famulus ift gemäß $ 7 Abſ. 4 nachzuweiſen. 


(3) Ausnahmen von den Beſtimmungen der Abi. 1 
und 2 können nur aus befonderen Gründen geftattet 
werden ($ 80). 

8 46 
Außerdem find der Meldung beizufügen: 
a) ein eigenhändig neichriebener Lebenslauf, in 
dem der Gang der Univerfitätsftudien darzu— 
legen iſt, 
b) falls die Meldung nicht alebald nad) dem Ab⸗ 
gang von der Univerſität erfolgt, ein polizei⸗ 
liches Führungszeugnis für die Zwiſchenzeit. 


847 
Binnen drei Tagen nad) Empfang der Zulaſſungs— 
verfügung hat fich der Randidat bei dem Vorſitzenden 
des Prüfungsausſchuſſes ohne beſondere Aufforde— 
rung perſönlich zu melden und hierbei die Zulaſſungs⸗ 
verfügung nebſt der Empfangsbeſcheinigung über die 
eingezahlten Gebühren ($ 22) vorzuzeigen. 
8 48 
(1) Die Prüfung umfaßt folgende Abſchnitte: 
I. Pathologiſche Anatomie und allgemeine 
Pathologie, 
II. Topographifche Anatomie, 
III. Bathologifche Phyfiologie, 
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. Bharmakologie, 

. Innere Medizin, 

. Rinderheiltunde, 

. Naturgemäße Heilmethoden, 

. Chirurgie, 

. Geburtähilfe und Frauenheiltunde, 

. Augenbeilfunde, 

. Ohren, Hals- und Nafenfrankheiten, 

. Haut- und Geſchlechtskrankheiten, 
Irrenheilkunde, 

Erkrankungen des Zahnes und ſeines Halte— 
apparats, 

Berufskrankheiten, 

Begutachtung in der Sozialverſicherung 
und Unfallheilkunde, 

XVII. Gerichtliche Medizin, 

XVIII. Hygiene, 

XIX. Raſſenhygiene. 

(2) Die Prüfer in den einzelnen Vrüfungsab- 
ſchnitten haben bei ſich bietender Gelegenheit feft- 
zuftellen, ob der Kandidat die in der vorkliniſchen 
Studienzeit erworbenen Kenntniſſe in der Anatomie 
und Phyſiologie feſtgehalten und während des klini— 
ſchen Studiums zu vertiefen gelernt hat. Soweit 
der Gegenſtand dazu Gelegenheit gibt, haben ſie 
ſich davon zu überzeugen, ob der Kandidat auch mit 
den verſchiedenen Gebieten der Wehrmedizin ver— 
traut iſt. Sie haben auch ihr Augenmerk darauf zu 
richten, daß der Kandidat auf eine wirtſchaftliche 
Behandlungsweiſe Rückſicht zu nehmen weiß. Des— 
gleichen ſind bei den einzelnen Vrüfungsgegenitän- 
den ihre Geſchichte und ihre Beziehungen zu den 
praftifh wichtigen Gebieten der Vererbungslehre 
und der fozialen Hygiene zu berüdfichtigen. End- 
lich ift aud darauf zu achten, daß der Kandidat 
iprachliches Verftändnis für Die medizinifchen Fach— 
ausdrücde beſitzt. 


XV. 
XVI. 


g 49 

(1) Zu den Elinifchen Prüfungen ift den Studie: 
renden der Medizin der Zutritt geftattet, Die als 
Auskultanten oder Praktikanten an der betreffen 
den Klinik teilnehmen. Den übrigen Prüfungen 
dürfen Studierende beimohnen, die die ärztliche Vor— 
prüfung bejtanden haben. 

(2) Außerdem fteht jedem Lehrer dev Medizin an 
einer Univerfität des Deutfchen Neich8 oder an der 


Medizinischen Akademie in Düffeldorf der Zutritt 
frei. 
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Die Prüfung in der pathologifchen Anatomie 
und in der allgemeinen Pathologie (I) umfaßt zwei 
Teile, Sie wird von einem Prüfer abgehalten und 
ift an einem Tage zu erledigen. Der Kandidat muß 
fich befähigt zeigen: 


a) an der Leiche die vollftändige Sektion min- 
deftens einer der drei Haupthöhlen auszufüh- 
ren und den Befund fofort niederzufchreiben; 


b) zwei bis drei pathologiſch-anatomiſche Prä- 
parate, von denen jedenfalls eins ein mikro— 
ſtopiſches fein fol, zu erläutern und in einer 
eingehenden mündlichen Prüfung feine Kennt: 
niffe in der pathologifchen Anatomie und in 
der allgemeinen Pathologie darzutun, 


$51 


Die Prüfung in der topographiichen Anatomie 
(II) ift an einem Tage zu erledigen. Sie wird von 
zwei Prüfern, und zwar dem Fachvertreter und dem 
Vertreter der inneren oder der chirurgiſchen Klinik 
oder der Frauenklinik gemeinschaftlich abgehalten. Der 
Kandidat hat in einer mündlichen Prüfung feine 
Vertrautheit mit dem topographiichen Teil der 
Anatomie unter Berüdfichtigung der Anatomie am 
Lebenden darzutun. Die Prüfung Hat fi) in der 
Regel auf eine Körpergegend zu bejchränfen. 


$ 52 


Die Prüfung in der pathologiſchen Phyſiologie 
(III) erfolgt mündlich und ift an einem Tage zu 
erledigen. Sie wird von zwei Drüfern, und zwar 
dem Fachvertreter und dem Vertreter der inneren 
Medizin, gemeinfchaftlicd abgehalten. Der Kandidat 
bat nachzuweiſen, daß er mit den wichtigften phy— 
fiologifchen Grundlagen der krankhaften Erſchei— 
nungen vertraut ift. 


853 


Die Prüfung in dev Pharmakologie (IV) ift an 
einem Tage von einem Prüfer abzunehmen. Der 
Kandidat hat einige Aufgaben über Arzneiverord- 
nungen fchriftlich zu löſen und mündlich darzutun, 
daß er in der Pharmakologie und Toxikologie ein- 
ichließlich der Wehrtoxikologie die für einen praf: 
tifchen Arzt erforderlichen Kenntniſſe beſitzt und ſich 


auch mit der wirtichaftlihen Verordnungsweiſe 


vertraut gemacht hat. 
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(1) Die Prüfung in der inneren Medizin (V) 
ift in drei aufeinanderfolgenden Tagen zu erledigen 
und von zwei Prüfern in einer Univerfitätsflinit 
oder Univerſitätspoliklinik oder in der medizinischen 
Abteilung eines größeren Krantenhaufes abzuhal- 
ten. Der Kandidat hat 

a) an zwei aufeinanderfolgenden Tagen je einen 
Kranken in Gegenwart de8 Prüfers zu un 
terfuchen, die Anamnefe, Diagnofe und Pro- 
gnoſe des Falles fowie den SHeilplan fetzu- 
ftellen, den Befund ſofort unter Gegenzeid)- 
nung de8 Prüfers niederzufchreiben und nod) 
an demfelben Tage zu Haufe über den Krank— 
heitsfall einen kritiſchen Bericht anzuferti- 
gen, der, mit Datum und Namendunter: 
Ichrift verfehen, am nächſten Morgen dem 
Prüfer zu übergeben ift; 
den ihm am erften Prüfungstage überwiefe- 
nen Kranfen am zweiten und dritten Prü— 
fungstage, den ihm am zweiten Prüfung: 
tage überwiefenen Kranken am dritten Prü— 
fungstage wenigſtens einmal, auf Erfordern 
des Prüfers auch öfter zu befuchen, im An- 
ſchluß an den ihm vom Prüfer zurücdgegebe 
nen Bericht den Verlauf der Krankheit mit 
Angabe der Behandlung in Form eines 
Krankenblatts zu bejchreiben „und, wenn der 
Kranke vor Beendigung dev Prüfung ftirbt, 
eine fchriftliche Beurteilung des Falles (Epi- 
frife) möglichſt unter Berückſichtigung ded 
Sefktiondbefundes zu geben. Scheidet einer 
der dem Kandidaten überwiejenen Kranken 
vor Ablauf der Prüfung aus der Behand- 
lung aus, jo beftimmt der Prüfer, ob der 
Kandidat einen anderen Kranken zu über- 
nehmen bat. 


(2) Jeder Prüfer hat den Krantenbefuchen (Abſ. 1 
Buchft. b) mindeftend einmal beizumwohnen, hierbei 
den Krankheitsbericht mit dem Kandidaten durch— 
zugehen und ihn nötigenfalld zu Nadyträgen zu ver- 
anlafjen. 


(3) Gelegentlich) der Krankenbeſuche (Abſ. 1 Buchſt. 
a und b) bat der Kandidat noch an anderen Kran- 
ten feine Fähigkeit in der Diagnofe und Prognofe 
der inneren Krankheiten und feine Vertrautbeit 
mit der gefamten SHeilmittellehre, fomweit fie nicht 
Gegenftand der Prüfung in Pharmakologie ift, nad) 


zuweiſen. 
H51 
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855 
(1) Die Prüfung in ber Rinderheiltunde (VD 
wird von einem Prüfer in einer Univerfitätsflinif 
oder Univerfitätspoliflinit oder in der Kinder- 
abteilung eines größeren Krankenhauſes abgehalten 
und ift in zwei Tagen zu erledigen. 


(2) In Gegenwart des Prüfers Hat der Kandidat 
ein krankes Kind zu unterfuchen, die Anamneje, 
Diagnofe und Prognoſe des Falles ſowie den Heil 
plan feftzuftellen, den Befund jofort unter Gegen- 
zeichnung des Prüfers niederzujchreiben und noch 
an demſelben Tage zu Haufe über den Krankheits— 
fall einen Bericht anzufertigen, der, mit Datum 
und Namensunterſchrift verjehen, am nächſten Morgen 
dem Prüfer zu übergeben ift. Sodann hat er da? 
Kind am nächften Tage unter Aufficht des Prüfers 
zu behandeln und in einer mündlichen Prüfung 
auch an anderen Fällen nachzuweiſen, daß ex die für 
einen praftifchen Arzt erforderlichen Kenntniſſe in 
der Rinderheiltunde befißt. 


$ 56 


(1) Die Prüfung in den naturgemäßen Heilmetho- 
den (VII) ift mündlich. Sie ift an einem Tage zu 
erledigen. 


(2) Der Kandidat hat nachzuweiſen, daß er die für 
einen praftifchen Arzt erforderlichen Kenntniſſe in 
den naturgemäßen Heilmethoden bejikt. 


857 

(1) Die Prüfung in der Chirurgie (VIII) ift in der 
Regel in vier aufeinanderfolgenden Wochentagen zu 
erledigen. Sie wird von zwei Prüfern, die in Opera- 
tionslehre (Abſ. 5) in der Lehre von den Knochen: 
brüchen und Verrenfungen (Abſ. 6) und in Ortho- 
pädie (Abſ. 7) gemeinfchaftlich zu prüfen haben, in 
einer Univerfitätsflinif oder Univerfitätspoliklinif 
oder in der chirurgiſchen Abteilung eined größeren 
Krantenhaufes, erforderlihenfalls im Anatomifchen 
Inſtitut, abgehalten, 


(2) Der Randidat hat 


a) an zwei aufeinanderfolgenden Tagen je einen 
Kranfen in Gegenwart des Prüfers zu unter- 
fuchen, die Anamnefe, Diagnofe und Prognoſe 
des Falles ſowie den Heilplan feftzuftellen, den 
Befund fofort unter Gegenzeichnung des Prü- 
fers niederzujchreiben und noch an demfelben 
Tage zu Haufe über den Krankheitsfall einen 








kritiſchen Bericht anzufertigen, der, mit Datum 
und Namendunterjchrift verjehen, am nächiten 
Morgen dem Prüfer zu übergeben ift; 


b) die beiden ihm überwiejenen Kranken an jedem 
der nächſten zwei Tage wenigftens einmal, auf 
Erfordern des Prüfers auch öfter zu befuchen, 
im Anfchluß an den ihm vom Prüfer zurüd- 
gegebenen Bericht den Verlauf der Krankheit 
mit Angabe der Behandlung in Form eines 
Krankenblatts zu bejchreiben und im Falle des 
vor Ablauf der zwei Tage erfolgenden Todes 
eine fehriftliche Beurteilung des Falles (Epi- 
frife) möglichft unter Berückſichtigung des 
Seftionsbefundes zu geben. Scheidet einer der 
dem Kandidaten überwiejenen Kranfen vor 
Ablauf der zwei Tage aus der Behandlung aus, 
fo beftimmt der Prüfer, ob der Kandidat einen 
anderen KRranfen zu übernehmen hat. 


(3) Jeder der beiden Prüfer hat den KRranfen- 
befuchen (Abj. 2 Bucht. b) mindeftens einmal bei- 
zuwohnen, hierbei den Krantheitsberidht mit dem 
Kandidaten durchzugehen und ihn nötigenfalls zu 
Nachträgen zu veranlajjen. 


(4) Gelegentlich der Krankenbeſuche (Abi. 2 Buchſt. 
a und b) hat der Kandidat nod) an anderen Kranfen 
feine Fähigfeit in der Diagnofe und Prognofe der 
hirurgifchen Krankheiten, Verlegungen und Ver— 
wundungen, feine Vertrautheit mit den verſchiedenen 
Methoden ihrer Behandlung unter bejonderer Be- 
rücfichtigung der Ajepfis und Antifepfis ſowie "feine 
Fertigkeit in der Ausführung kleiner chirurgiſcher 
Dperationen nachzuweiſen. 


(5) Der Kandidat hat fich ferner einer mündlichen 
Prüfung in dev Operationslehre zu unterziehen, zwei 
Operationen, darunter eine Arterienunterbindung, 
an der Leiche vorzunehmen und die für einen prafti- 
schen Arzt erforderlichen Kenntniſſe in der Inſtru— 
mentenlehre darzulegen. 


(6) Außerdem hat der Kandidat in einer weiteren 
mündlichen Prüfung auf Fragen aus der Lehre von 
den Rnochenbrüchen und Verrenkungen Auskunft zu 
geben, in einem Falle das angezeigte Verfahren am 
Phantom oder an Kranken auszuführen und den Ver: 
band kunſtgerecht anzulegen. 


(7) Dabei hat ex auch feine Vertrautheit mit den 
Lehren der Orthopädie nachzumweifen, ſoweit deren 
Kenninis für den praktiſchen Arzt erforderlich ift. 
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$ 58 

(1) Die Prüfung in der Geburtshilfe und Frauen- 
beilfunde (IX) wird von zwei Prüfern in einer Uni- 
verjitätsflinif oder in einer öffentlichen Kranten- 
oder Entbindungsanftalt, in der eine gunäfologifche 
Abteilung vorhanden ift, abgehalten und ift in der 
Regel in drei aufeinanderfolgenden Wochentagen zu 
erledigen. 


(2) Der Kandidat hat 


a) eine Gebärende in Gegenwart eines der Prüfer 
oder eines von dieſem damit beauftragten 
Affiftenzarztes der Anftalt zu unterfuchen, die 
Geburtsperiode und Kindeslage, die Prognofe 
und das einzufchlagende Verfahren zu beftim- 
men und auf Erfordern fich an den geburts- 
bilflihen Maßnahmen zu beteiligen fowie 
aud) nad) Beendigung der Geburt im Laufe der 
nächſten 24 Stunden zu Haufe einen kritiſchen 
Bericht anzufertigen und diefen, mit Datum 
und Namensunterfchrift verfehen, am anderen 
Tage dem betreffenden Prüfer zu übergeben; 


b) die Wöchnerin an jedem der nächften zwei Tage 
zweimal zu befuchen, dabei den Bericht in Be- 
ziehung auf die Pflege der Wöchnerin und des 
Neugeborenen fowie auf die etwaigen Krank— 
heiten beider zu vervollftändigen und im Falle 
des dor Ablauf der zwei Tage erfolgenden 
Tode3 der Entbundenen eine fehriftliche Beur- 
teilung des Falles (Epikrife) möglichft unter 
Berüdfichtigung des Sektionsbefundes zu geben. 
Scheidet die dem Kandidaten überwiefene 
MWöchnerin vor Ablauf der zwei Tage aus der 
Behandlung aus, fo beftimmt der Brüfer, ob 
der Kandidat eine andere MWöchnerin zu über- 
nehmen bat. 


(3) Während diefer Zeit hat der Kandidat vor bei- 
den Prüfern noch feine Fähigkeit in der Diagnofe, 
Drognofe und Behandlung der Schwangerfchaft und 
des Wochenbetts zu befunden und in einer mündlichen 
Prüfung an Kranken nachzuweiſen, daß er die für 
einen praftifchen Arzt erforderlichen Kenntniffe in 
der Erkennung und Behandlung der Frauenkrank— 
heiten befißt. 


(4) In einem befonderen Termin hat der Kandidat 
in Gegenwart beider Prüfer feine Bekanntſchaft mit 
den Operationen nachzuweifen, die wifjenfchaftlich 
anerkannt find; aud) Hat er am Dhantom die Dia- 
gnofe verjchiedener regelwidriger Kindeslagen zu 
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ftellen, die Entbindung durch die Wendung auszu- 
führen und feine Fertigkeit im Gebrauch der Zange 
darzulegen. 


(5) Dem dirigierenden Arzte fteht es beim Mangel 
an Gebärenden oder Kranken in der Anftalt frei, 
joldje aus der poliflinifchen Praxis zur Prüfung 
heranzuziehen. Die Überweijung derfelben Gebären- 
den zur Prüfung für zwei oder mehrere Kandidaten 
ift in feinem Fall geftattet. 


$ 59 


(1) Die Prüfung in der Augenheilkunde (X) wird 
von einem Prüfer in einer Univerfitätstlinif oder 
Univerfitätspoliflinif oder in der Augenabteilung 
eines größeren Krantenhaufes abgehalten und ift an 
einem Tage zu erledigen. 


(2) In Gegenwart des Prüfers hat der Kandidat 
einen Augenkranken zu unterfuchen, die Anamneſe, 
Diagnoſe und Prognoſe des Falles ſowie den Heil— 
plan feſtzuſtellen und den Befund und Heilplan kurz 
niederzuſchreiben. Sodann hat er in einer münd— 
lihen Prüfung auch an anderen Kranken nachzu⸗ 
weiſen, daß er die für einen praktiſchen Arzt erfor⸗ 
derlichen Kenntniſſe in der Augenheilkunde beſitzt 
ſowie ſich mit dem Gebrauch des Augenſpiegels ver— 
traut gemacht hat. 


$ 60 
(1) Die Prüfung über Obren-, Hals- und Nafen- 
franfheiten (XI) ift an einem Tage von einem Prüfer 
in einer Univerfitätsklinif oder Univerfitätspoliflinif 
oder in der Abteilung für Ohren-, Hals- und Nafen- 
tranfheiten eine® größeren Krankenhauſes abzu- 
nehmen. 


(2) Der Kandidat hat in Gegenwart des Prüfers 
einen Kranken zu unterfuchen, den Befund und den 
Heilplan kurz niederzufchreiben und fodann mündlich 
darzutun, daß er über die Obren-, Hals- und Nafen- 
franfHeiten ſowie ihre Behandlung die für einen 
praftifchen Arzt erforderlichen Kenntniſſe befikt, 


861 


(1) Die Prüfung über Saut- und Geſchlechtskrank⸗ 
heiten (XII) ift an einem Tage von einem Prüfer in 
einer Univerfitätsklinit oder einer Univerfitätspoli- 
klinik oder in der Abteilung für Haut- und Gefchlechts. 
franfheiten eine größeren Krankenhauſes abzu- 
nehmen. 
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(2) Der Randidat hat in Gegenwart des Prüfers 
einen Rranfen zu unterfuchen, den Befund und den 
Heilplan kurz niederzufchreiben und jodann mündlich 
darzutun, daß er über die Haut- und Geſchlechts- 
frankheiten die für einen praftifhen Arzt erforder: 
lihen Kenntniſſe befitt. 


862 
(1) Die Prüfung in der Jrrenheiltunde (XII) 
wird von einem Prüfer in einer Univerfitätsflinif 
oder in der Jrrenabteilung eines größeren Kranfen- 
hauſes abgehalten und ift an einem Tage zu erledigen. 


(2) In Gegenwart des Prüfers hat der Randidat 
einen Geiftesfranfen zu unterſuchen, die Anamnefe, 
Diagnofe und Prognoſe des Falles jowie den Heil- 
plan feitzuftellen, den Befund ſofort unter Gegenzeich- 
nung des Prüfers niederzufhreiben und hierauf in 
einer mündlichen Prüfung aud) an anderen Kranfen 
nachzumweifen, daß er die für einen praftifchen Arzt 
erforderlichen Renntniffe in der Irrenheilkunde beſitzt. 


863 
(1) Die Prüfung über die Erkrankungen des Sahnes 
und feines Salteapparats (XIV) ift mündlid. Sie 
wird von einem Vrüfer abgehalten und ift an einem 
Tage zu erledigen. 


(2) Der Kandidat hat nachzuweifen, daß ex die 
für einen praftifchen Arzt erforderlichen Kenntniſſe 
über die Erkrankungen des Zahnes und ſeines Halte— 
apparats beſitzt. 


864 
(1) Die Prüfung über Berufskrankheiten (XV) ift 
mündlich. Sie wird von einem Prüfer abgehalten 
und ift an einem Tage zu erledigen. 


(2) Der Kandidat hat nachzuweiſen, daß er die für 
einen praftifhen Arzt erforderlichen Renntniffe über 
die Erkennung und Behandlung der Berufsfranfheiten 
beſitzt. 

865 

(1) Die Prüfung in der Begutachtung in der Sozial. 
verfiherung und Unfallheiltunde (XVI) ift münd- 
lich. Sie wird von einem Prüfer abgehalten und ift 
an einem Tage zu erledigen. 

(2) Der Kandidat hat nachzuweiſen, daß er fähig 
ift, Gutachten auf dem Gebiete der Sozialverfiherung 
zu erftatten und die für einen praftifchen Arzt erfor- 
derlichen KRenntniffe in der Sozialverficherung und 
Unfallbeiltunde befigt. 
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8 66 
(1) Die Prüfung in der gerichtlichen Medizin 
(XVII) ift mündlid. Sie wird von einem Prüfer 
abgehalten und ift an einem Tage zu erledigen. 


(2) Der Randidat hat nachzuweiſen, daß er über 
die für einen praftifchen Arzt wichtigen Lehren der 
gerichtlichen Medizin und die Grundregeln der Gut- 
achtenerftattung fowie auch über die Rechte und 
Pflichten des Arztes unterrichtet ift. 


8 67 
(1) Die Prüfung in der Hygiene (XVIH) ift münd- 
lich. Sie wird von einem Prüfer abgehalten und ift 
an einem Tage zu erledigen. 


(2) Der Kandidat hat nachzuweiſen, daß er ſich die 
für einen praktiſchen Arzt erforderlichen Kenntniſſe 
in der Hygiene erworben, fich mit den wichtigeren 
hygieniſchen und insbefondere auch bafteriologijchen 
Unterfuhungsmethoden fowie mit den Grundſätzen 
und der Technif der Schubpodenimpfung vertraut 
gemacht hat, auch die erforderlichen Kenntniffe über 
Gewinnung und Erhaltung der Lymphe beſitzt. 


(3) Bei der Vrüfung in der allgemeinen Hygiene 
find die praktiſch wichtigen Gebiete der fozialen Hygiene 
fowie der MWehr- und Gewerbehygiene befonders zu 
berüdfichtigen. 

8 68 

(1) Die Prüfung in der Raffenhygiene (XIX) er- 
folgt mündlich. Sie wird von einem Prüfer abge 
halten und ift an einem Tage zu erledigen. 


(2) Der Kandidat hat nachzuweiſen, daß er crb- 


biologifch und raſſenhygieniſch zu denken verſteht, 
daß ex die Grundzüge der Lehre von der Exblichfeit, 


- Erbänderung und Auslefe beherrſcht, daß er Die 


wichtigften Tatfachen der menfchlichen Erb- und 
Raffenlehre, der Erbpathologie und der Bevölferungs- 
bewegung nad) ihrer quantitativen und qualitativen 
Seite kennt und daß er über die widtigiten Maß— 
nahmen und Forderungen praktiſcher Raſſenhygiene, 
insbefondere über die Verhütung erbkranken Nad)- 
wuchfes, Eheberatung und raſſenhygieniſche Bevölke— 
rungspolitif unterrichtet ift. 


8 69 


Bon den Abfchnitten, in denen nur mündlid) geprüft 
wird, find in der Regel zwei oder drei im Laufe eines 
Tages zu erledigen. 
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$ 70 
(1) Sofort nad) Beendigung eines Prüfungsab- 
ſchnitts haben die Prüfer dem Vorfibenden die Prü— 
fungsniederfchrift ($ 20) zuzuſenden. 


(2) Diefer ftellt, wenn an einem Abſchnitt zwei 
Prüfer beteiligt waren, das Vrüfungsergebnis für 
diefen Abſchnitt in folgender Meife feft: 

Die Summen der Zahlemwerte (8 19) der 
beiden Einzelurteile geteilt durch 2 ergibt das 
Gejamturteil für das Prüfungsfach, ein bei 
der Teilung verbleibender Bruch wird hierbei 
als Ganzes gerechnet. Hat einer der beiden 
Drüfer das Urteil „nicht genügend” oder 
„ſchlecht“ abgegeben, jo gilt fein Urteil für 
den ganzen Abjchnitt. 


(3) Der Kandidat hat fi) nach Beendigung des 
Abſchnitts zur Entgegennahme der Mitteilung des 
Ergebnifjes ohne befondere Aufforderung binnen zwei 
Tagen bei dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes 
oder gemäß deſſen Beftimmung im Gejchäftszimmer 
des Ausfchuffes und alsdann binnen 24 Stunden bei 
dem Prüfer (oder den Prüfern) für den nächftfolgen- 
den Drüfungsabfchnitt zur Anberaumung des Ter- 
mins perjönlich zu melden. Hierbei ift darauf zu 
achten, daß in der Negel zwifchen den einzelnen Prü— 
fungsabjchnitten ein Zeitraum von höchſtens drei 
Tagen liegt. 

| $71 

(1) it ein Prüfungsabſchnitt als „nicht genügend“ 
oder „ſchlecht“ beurteilt worden, fo gilt er als nicht 
beftanden. Er muß wiederholt werden, 


(2) Hat der Kandidat von den Prüfungsabſchnit— 
ten V (Innere Medizin), VI (Kinderheilkunde), VIII 
(Chirurgie) und IX (Geburtshilfe und Frauenkranf: 
heiten) mehr als zwei oder von der Gefamtzahl der 
Prüfungsabſchnitte mehr als fünf nicht beftanden, fo 
gilt die ganze Prüfung als nicht beftanden. Sie muf 
in allen Abjchnitten wiederholt werden. 

(3) Gebühren für Abjchnitte, in denen im alle des 


Abf. 2 nicht geprüft worden ift, werden auf die Ge- 
bühren für die MWiederholungsprüfung angerechnet. 


$ 72 
(1) Der Vorfigende feht die Frift für die Wieder- 
holung der nicht beftandenen Drüfungsabfchnitte feit, 
nachdem der Randidat ſich dev Prüfung in allen Ab- 
Ichnitten unterzogen bat. 
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(2) Er ſetzt als Frift, nad) deren Ablauf die Prü— 
fung in den nicht beftandenen Abſchnitten Früheftens 
wiederholt werden darf, je nad) den abgegebenen Ur- 
teilen zwei bis ſechs Monate feit. Er beftimmt gleid)- 
zeitig unter Beachtung des $ 73 Abſ. 6 den Zeitpunkt, 
bi8 zu dem ſpäteſtens die Meldung zur Wiederholungs: 
prüfung zu erfolgen bat. 


(3) Die Wiederholung der ganzen Prüfung ($ 71 
Ab. 2) findet nach Ermeſſen des Vorfitenden frühe— 
ſtens ſechs und fpäteftens neun Monate nad) Beendi- 
gung der Prüfung ftatt. 


(4) Während diefer Frift Hat der Kandidat nad) 
Ermeſſen des Vorfitenden und deffen Weifung ent- 
weder mindeftens ein Halbjahr Medizin zu ftudieren 
oder ſich mindeftens drei Monate als Famulus zu 
betätigen. Gegen die Entfcheidung des Worfißenden 
ift binnen zwei Wochen Beſchwerde bei der oberften 
Landesbehörde zuläffig. 


(5) Die Wiederholung eines Prüfungsabfchnitts 
findet in der Negel in Gegenwart de8 Vorſitzenden 
ftatt. Der Vorfigende muß der Prüfung beivohnen, 
wenn ed dev Prüfer oder der Kandidat beantragt. 
Er kann ein weiteres Mitglied des Prüfungsaus- 
ſchuſſes zur Wiederholungsprüfung heranziehen. 


(6) Wer auch bei der Wiederholung nicht befteht, 
bat die ärztliche Prüfung nicht beftanden. Er wird 
zu einer nochmaligen Prüfung nicht zugelaffen. Aus: 
nahmen dürfen nur aus befonderen Gründen geftattet 
werden ($ 80). 


$ 73 

(1) Wer fich nicht rechtzeitig nad) $A7 und $ 70 
Abf. 3 perfönlich meldet, fann vom Vorſitzenden bis 
zur folgenden Brüfungsperiode zurücgeftellt werden, 
In diefem Fall ift der nicht verwendete Gebühren- 
anteil für fächliche Koften und Verwaltungsfoften 
verfallen. Gegen die Entjcheidung des Vorfißenden 
ift binnen zwei Wochen Beſchwerde bei der oberften 
Landesbehörde zuläffig. 

(2) Wer in einem Prüfungstermin nicht rechtzeitig 
oder gar nicht erfcheint, verliert den auf den be- 
treffenden Prüfungsabichnitt entfallenden Gebühren: 
anteil. - 


(3) Wer mit genügender Entfchuldigung von der 
begonnenen Prüfung zurücktritt, erhält die Gebühren- 
anteile für die nocd nicht begonnenen Prüfungsab— 
Ichnitte zuräd, Der nicht verwendete Gebührenanteil 
für fächlihe Koſten und Verwaltungskoſten ift da- 
gegen verfallen, 
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(4) Tritt der Randidat ohne genügende Entichuldi- 
gung zurüd, jo kann der Vorfitende die Prüfung 
als in allen oder im einzelnen Abjchnitten nicht be- 
ftanden erklären. Die Gebührenanteile für den be 
gonnenen Vrüfungsabichnitt und der nicht veriwen- 
dete Gebührenanteil für jächliche Koften und Ber: 
waltungsfoften find verfallen. Gegen die Entjchei- 
dung des Vorfitenden ift binnen zwei Wochen Be- 
ichwerde bei der oberften Landesbehörde zuläffig. 


(5) Wer ſich ohne genügende Entſchuldigung nicht 
rechtzeitig zur Wiederholungsprüfung meldet, hat die 
Vrüfung nach Ermeffen des Vorfißenden von Anfang 
an zu wiederholen, wobei auch die bereits beitandenen 
Abſchnitte ald nicht beftanden gelten. Gegen die Ent- 
ſcheidung des Worfitenden ift Beſchwerde bei ber 
oberiten Landesbehörde zuläflig. 


(6) Wird die Prüfung in einem Zeitraum bon 
achtzehn Monaten nad) Beginn der Prüfungsperiode, 
für die der Kandidat zugelaffen worden it, nicht 
vollftändig beendet, fo gilt fie in allen Abjchnitten 
als nicht beitanden. Sie darf nicht wiederholt werden. 
Der nicht verwendete Gebührenreft verfällt. Aus— 
nahmen hiervon können nur aus befonderen Gründen 
geſtattet werden ($ 80). 


S 74 

(1) Die mit dem Zulaſſungsgeſuch eingereichten 
Seugniffe find dem Kandidaten erft nad) Beendigung 
der Prüfung zurückzugeben. Verlangt er fie früher 
zurück, fo find fämtliche obersten Landesbehörden durch 
Vermittlung des Neihsminifters des Innern zu be- 
nachrichtigen, daß der Kandidat die Prüfung begon- 
nen, aber nicht beendigt hat, und daß ihm auf feinen 
Antrag die Zeugnifle zurückgegeben worden find. In 
die Urſchrift des Univerfitäts-Abgangszeugnijfes oder 
de8 an feiner Stelle vorgejehenen fonftigen Nad)- 
weiſes ift ein Vermerk über den Ausfall dev bisheri— 
gen Prüfung einzutragen. 


(2) Iſt die Prüfung endgültig nicht bejtanden 
($ 72 Abi. 6 und $ 73 Abſ. 6), fo kann die Rückgabe 
der Zeugnifje von Amts wegen gemäß Abj. 1 er- 
folgen. 

875 

(1) Sat der Randidat in ſämtlichen Prüfungs— 
abfehnitten mindeftens das Urteil „genügend” er— 
zielt und damit die Ayztliche Prüfung bejtanden, ſo 
ermittelt der Vorfikende das Gefamtergebnis der 
Prüfung auf folgende Weiſe: 
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Es wird für die Abjchnitte V, VIII und IX 
je das Sechsfache, für den Abſchnitt J das Drei- 
fache, für die Abſchnitte VI, XII, XVIII und 
XIX je das Zweifache und für die übrigen 
Fächer je das Einfache der Zahl eingeſetzt, Die 
dein Urteil für jeden Abichnitt nad) der Ab- 
ftufung im $ 19 zufommt. Die Summe der 
jo gewonnenen Zahlen ergibt das Gejamt- 
urteil, da8 bei Summen bis 59 „ehr gut”, 
von 60 bis 99 „aut“ und von 100 ab „ge 
nügend” lautet. 


(2) Nach Feftftellung des Prüfungsergebniſſes ftellt 
der Vorfigende dem Kandidaten eine Beſcheinigung 
über die beſtandene Prüfung nah Mufter 10 aus. 


(3) Sodann reicht ex binnen drei Tagen nad) Be 
endigung der Prüfung die Prüfungsakten und, wenn 
der Kandidat die Beſtallung als Arzt erſtrebt, das 
Beſtallungsgeſuch der oberſten Landesbehörde ein 
(5 76), 


Sechſter Teil 
Erteilung der Beftallung ala Arzt 
$ 76 

(1) Nachdem der Kandidat die Ärztliche Prüfung 
beftanden hat, hat ex der zuftändigen oberiten Yan- 
desbehörde durch die Hand des Vorfigenden des Prü— 
fungsausfchuffes ($ 75 Abf. 3) den Antrag auf Be- 
ftallung als Arzt vorzulegen. Die oberſte Landes— 
behörde leitet da8 Geſuch mit ihrer Stellungnahme 

an den Reichsminiſter des Innern weiter. 


(2) Der Kandidat hat dem Antrag eine Erflärung 
darüber beizufügen, ob ex verheiratet ift. Iſt er ver- 
heiratet, jo hat er dem Antrag die Heivatsurfunde 
und die für den Abſtammungsnachweis des Chegat- 
ten erforderlichen Unterlagen ($ 15 Abſ. 3) beizu- 
fügen, fall® diefe Unterlagen und der Fragebogen 
über die Abftammung des Ehegatten ſich nod) nicht 
bei den Prüfungsakten befinden. 


(3) Der Reichsminiſter des Innern ftellt die Be- 
ftallung nad Mufter 11 aus, 


übung des ärztlichen Berufs in eigener Praxis erſt 
dann, wenn ihm der Reichsminiſter des Innern auf 
der Beftallungsurfunde befcheinigt bat, daß er den 
Peftimmungen der Beftallungsordnung für Arzte 
über die Vflichtaffiftentenzeit und das Pandviertel. 


jahr entſprochen bat. 
H 


5140-0266 




















(4) Diefe Bejtallung berechtigt den Aızt zur Au 4— 


7 — 
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se — 
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(5) Die Gebühr für die Beſtallung wird vom 
Reichsminiſter des Innern feftgefekt. 


8 77 

(1) Der Arzt Hat ſich — in der Regel in unmittel- 
barem Anfchluß an die Beftallung — ein Jahr lang 
innerhalb des Deutfchen Reichs an einer Kranfen-, 
Heil» oder Entbindungsanftalt oder an einer Uni- 
verſitätsklinik oder Hilfsweife bei einem felbftändig 
tätigen Arzt, der von der Reichsärztefammer zur 
Beichäftigung eines Pflichtaffiftenten ermächtigt ift, 
ala Pflichtaffiftent ($ 8) zu betätigen. 


(2) Us Pflichtaffiftentenzeit gilt auch die Vetäti- 
gung ald Arzt im Sanitätsdienft der Wehrmacht 
oder der bewaffneten Teile der 44. 


(3) Während diefer Pflichtaffiftentenzeit Hat der 
Arzt an mindeftens je zwei öffentlichen Impf- und 
Wiederimpfterminen fowie an den zugehörenden 
Nachſchauterminen teilzunehmen, falls dies nicht Schon 
während der Studienzeit nad) Beendigung des Impf— 
kurſus ($ 45 Abf. 1) gefchehen ift. 


(4) Falls der Arzt nicht während der kliniſchen 
Studienzeit gemäß $7 Abf.3 in der Geburtshilfe 
praktiſch ausgebildet worden ift, jo hat er ſich min- 
deſtens vier Wochen lang ala Pflichtaffiftent an einer 
der im $ 7 Abſ. 3 bezeichneten Anftalten oder bei 
einem Arzt zu betätigen, der von der Reichsärzte- 
fammer zur praktifchen Ausbildung von Arzten in 
der Geburtshilfe ermächtigt worden iſt. 


(5) Ausnahmen von den Beftimmungen der Abf. 1 
bis 3 können nur aus befonderen Gründen geftattet 
werden ($ 80). 

$ 78 

(1) Nach oder auch vor Beendigung der Dflicht- 
affiftentenzeit hat der Arzt drei Monate ala Affiftent 
oder Vertreter von Kaffenärzten mit überwiegend auf 
dem Lande ausgübter Allgemeinpraxis tätig zu fein. 
Ausnahmen können nur aus befonderen Gründen ge- 
ftattet werden ($ 80), 


(2) Über die Durchführung dieſes Candvierteljahrs 
erläßt Die Reichsärztekammer nähere Anordnungen, 
die dev Genehmigung des Neichsminifters des Innern 
bedürfen. 

(3) Für aftive Sanitätsoffiziere der Wehrmacht 
und der bewaffneten Teile der 44 tritt an die Stelle 
des Landvierteljahrs eine zufäßliche dreimonatige 
Pflichtaffiftentenzeit ($ 77 Abf. 2), 
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(1) Nach Ablauf der Pflichtaffiftentenzeit und Ab- 
leiftung des Candvierteljahrs Hat der Arzt bei dem 
Reichsminiſter des Innern die Beſcheinigung ($ 76 
Abſ. 4) zu beantragen. 


(2) Dem Antrag hat er folgende Nachweife bei- 

zufügen: 

a) die Beftallungsurkunde ($ 76 Abf. 3), 

b) von den Ärzten, unter deren Leitung er ala 
Pflitaffiftent tätig gewefen ift, nach Mufter 
12 auögefertigte Zeugniffe über feine Arbeit 
als Pflichtaffiftent ($ 77 Abf. 1), 

c) die von einem Jmpfarzt ausgeftellte Beicheini- 
gung über die Teilnahme an je zwei öffentlichen 
Impf- und Wiederimpfterminen fowie den zu- 
gehörigen Nachſchauterminen ($ 77 Abi. 3), 

d) fall ex fich nicht mindeftens vier Wochen ge- 
mäß $ 77 Abſ. 4 als Arzt in der Geburtshilfe 
praftijch betätigt hat, den Nachweis darüber, 
daß ex während der Elinifchen Studienzeit min- 
deftens vier Wochen als Famulus gemäß $ 7 
Abſ. 3 praftifch ausgebildet worden ift, 


eine Beicheinigung der Reichsärztefammer über 
die Ableiftung des Candvierteljahrs oder, fo- 
fern er aftiver Sanitätsoffizier der Wehrmacht 
oder der bewaffneten Teile der 44 ift, den Nach— 
weis über eine zufäßliche dreimonatige Vflicht- 
affiftentengeit, 

f) polizeiliche Führungszeugniffe für die Zeit feit 
der Beitallung als Arzt. 


(3) Hat der Reichsminiſter des Innern auf Grund 
der ihm vorgelegten Nachweife feftgeftellt, daß der 
Arzt den Beftimmungen der Beftallungsordnung für 
Arzte über die Pflichtaffiftentenzeit und das Land— 
vierteljahr entſprochen hat, fo ergänzt er die Be. 
ſtallungsurkunde durch eine Beſcheinigung gemäß 
876 Abſ. 4. 


— 


Siebenter Teil 
Ausnahmen 
$ 80 
(1) Über die Zulaffung der in $2, 85 Abſ. 4,86 
Abf.1,$7 Abſ. 5,815 Abſ. 1, $ 16 Abf. 1 und 2, 
$18, $23, $25 Abſ. 6, 826, 830 Abf.7, $33 
Abſ. 3, $ 35, $ 43 Abf. 3, $ 44 Abf. 2, 8 45 Abſ. 3, 
$72 Abſ. 6, $73 Abſ. 6 und $77 Abf.5 vor- 
gejehenen Ausnahmen entjcheidet der Reichsminiſter 


IM] 
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des Innern im Benehmen mit der zuſtändigen oberſten 
Landesbehörde. Über Ausnahmen von den Beſtim— 
mungen des $ 78 Abf. 1 entjcheidet er nach Anhörung 
der Reichdärztefammer. 


(2) Der NReichgminifter des Innern fann im Be- 
nehmen mit der oberjten Landesbehörde in befonders 
gelagerten Fällen nach Anhörung der Reichsärzte- 
fammer auch Ausnahmen anderer Art geftatten. 


Achter Teil 
Schluß- und Übergangsbeftimmungen 
S 81 
(1) Diefe Verordnung tritt mit Ausnahme des 
Erfien und Sechſten Teils am 1. Auguft 1939 in 


Kraft; der Erſte und der Sechſte Teil ($ 1 und $$ 76 
bis 79) treten am 1. April 1940 in Kraft. 


(2) Die Beitallungsordnung für Ärzte vom 25. März 
1936 in der Fafjung vom 21. Juli 1938 (Reichs: 
minijterialbl. ©. 549) tritt am 31. Juli 1939 außer 
Kraft mit Ausnahme der $$ 63 bis 66, die noch bi 
zum 31. März 1940 gelten. 


(3) Studierende, die vor dem 1. April 1939 das 
Studium der Medizin begonnen haben und fich bis 
zum 5. Februar 1942 zur Vorprüfung melden, brau- 
den bei der Meldung zur ärztlichen VBorprüfung an 
Stelle der im $ 25 Abf. 2 und 4 vorgefehenen nur 
die im 87 der Beltallungsordnung für Arzte vom 
25. März 1936 in der Faſſung vom 21. Juli 1938 
angegebenen Nachweiſe beizubringen. 


(4) Bis zum 31. Oftober 1939 fünnen noch Vor- 
prüfungen im naturwiſſenſchaftlichen Abſchnitt nach 
den Beitimmungen der Beitallungsordnung für Ärzte 
vom 25. März 1936 in der Fallung vom 21, Juli 
1938 ftattfinden. Studierenden, die den naturwiffen- 


Berlin, den 17. Juli 1939, 
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Ihaftlihen Abſchnitt der ärztlichen VBorprüfung 
nach den bisher geltenden Beſtimmungen abgelegt 
haben, werden die bei diefer Prüfung beftandenen 
Fächer auf die ärztliche Vorprüfung angerechnet. 

(5) Studierende, die die ärztliche Vorprüfung vor 
dem 1. November 1939 vollftändig beſtanden haben, 
dürfen die ärztliche Prüfung nad) den bisher gelten- 
den Beftimmungen ablegen, fofern fie fich bis zum 
1. Februar 1942 zur Prüfung melden. Sie haben 
aber bei der Meldung zur Prüfung nachzumeifen, 
daß fie während der Hinifchen Studienzeit mindeſtens 
ſechs Monate ordnungsgemäß als Famuli tätig ge 
wejen find ($ 7). Beim Vorliegen befonderer Um- 
ſtände Fann die oberfte Landesbehörde für Studierende, 
die fich bi zum 1. Februar 1941 zur Arztlichen Prü— 
fung melden, eine fürzere praftifche Tätigkeit diefer 
Art ald ausreihend anerkennen, fofern die Zeit von 
drei Monaten nicht unterjchritten wird. 


(6) Den Kandidaten der Medizin, die am Tage 
der Beröffentlihung diefer Verordnung das Prak— 
tifche Jahr bereit3 begonnen haben oder nad) diefem 
Tage beginnen, wird eine ordnungsgemäß abgeleiftete 
und durch ein ausführliches Zeugnis des ausbilden- 
den Arztes (Leiters einer Rranfen- oder Entbindungs- 
anjtalt) nachgewieſene Tätigkeit als Famulus von 
mindeftend drei Monaten Dauer mit drei Monaten 
auf den noch zu erledigenden Teil des Praktiſchen 
Jahres angerechnet. 


(7) Auf die Pflihtaffiitentenzeit ($ 77) wird die 
nach den SS 63 bis 66 der Beitallungsordnung für 
Arzte vom 25. März 1936 in der Faflung vom 
21. Juli 1938 ordnungsgemäß abgeleiftete Zeit des 
Praktiſchen Jahres angerechnet. 


(8) Die Inkraftſetzung dieſer Verordnung für die 
Oſtmark bleibt vorbehalten. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dfundtner 


Reichsgeſehbl. 1939 I 
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Anlage 1 (Mister 1) 
(Zu 85 Abf. 2) | 
Sachgruppe Bolksgefundheit der Studentenführung ................................................ 
ee 
Der Onsbbnnnnunnn nase nun TmmnH nn 5ER 150 EEEBEET TER een 
Die 2 
GREEN A. ER aan RER BB. on er ee iu 
wird im Einvernehmen mit der Landesſtelle— des Deutfchen Roten Kreuzes 
J — —— re N biß ......... — RE 
N A he A — ie ee A 
zur Ableiftung des Kranfenpflegedienftes übermiefen. 
—* — re A . 
ke RR run sei. in rien gear |. BEA a Bestim 
\ f ie 





Zeugnis”) 


über die Seilnahme am Krankenpflegedienft 








Ban 1: RUE — 

Dan ee 
VE EI SE ee re 3. I er, ss en MEERE NEN SEEN 
wird hiermit bejcheinigt, daß 3 ee de BB.....33::: BB en 2 2 BA 
in de... unten bezeichneten Klinit — Krankenhauſe — unter meiner Zeitung Rrankenpflegebienft geleiftet hat. 

Die Ausbildung erfolgte vorzugsweife auf der Abteilung fiififiennn. 

Bejondere Bemerkungen über die Art und den Erfolg der Ausbildung, über Führung, Fleiß ufw. des 
2: are MEERE) NENNE ERLERNT RENTEN, 

Die Ausbildung ift durch Urlaub — Krankheit — unterbrochen worden vom .......uuuuaaaaaaaaae. Er 
RER N RETRO EA — nit unterbrochen worden. 

A ——, 5 
(Siegel) \ (Rame der Unftalt) 
——— a SE (Unterfchrift des äntlichen Leiters der Unftalt — ber Abteilung —) 
ne DObengenannte hat ſich am — — ER... ordnungsgemäß bei der Fachgruppe 
Volksgeſundheit — an RE zurüdgemeldet. 
a N Pe N lines hin. . lee 


(Siegel) 


| Fachgruppenleiter Volksgefundheit 


*) Das Zeugnis kann nur dann als ausreichend anerfannt werden, wenn alle drei Teile des Vordrucks ordnungsgemäß ausgefüllt find. 
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Aniage 2 


(Zu $6 Ubj, I) 
(Muster 2) 


Sachgruppe Bolksgefundheit der Studentenführung ......................... 


Beſcheinigung 


* Studierenden der Medizin 
er 


geboren am FREE 19.......... in 


EEE EEE EEE FETTE 


wird beicheinigt, daß * SANT Säle AR —E PAR. —— — Wen 


2·22 


— 
——— 
* .. 


EEE 


(Siegel) Fadgruppenleiter Volksgeſundheit 
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Anlage 3 (Muster 3) 


(Zu 87 Ubf. 4) 


Fachgruppe Bolksgefundheit der Studentenführung ........................................... 


Tätigkeit als Famulus 


ze 





Die , Studierende Der RB. BERIRTEEEN tale Ai SHE 
> a > ei. eu En 0 ein —— N a 
a cn Bu an ME EEE Re! Krankenhaus 
Ze N ns als Famulus zur praktiſchen Ausbildung in der Heilkunde überwieſen. 

F SR. Zn a 
Siegel) 
N ee ö a Me 
.- _ %* 
Zeugnis’) 
über die Sätigkeit als Famulus 

Fa Dtuliteetuien ö ansieht er N ee 
BEE ne MESSEN nn ö 
wird hiermit beſcheinigt, daß = nach vollftändig beftandener VBorprüfung vom ........eeeeeeeeeseee 19....... 
N ME nen Aue SA. TEE 19...... an der untenbezeichneten Anftalt — in meiner Praxis — unter 
meiner —— und Leitung als Famulus in der Heilkunde praktiſch ausgebildet worden iſt. Während dieſer 
Zeit iſt nn Studierende vorzugsweife auf der Abteilung für... — 


beſchäftigt worden. 
Beſondere Bemerkungen über die Art und den Erfolg der Ausbildung, über Führung und Fleiß! — Aus- 


gebildeten und © re Eine WE. DEE ERBEN BEE nee nähere 


BETT EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE 


—— 


Die Ausbildung iſt — Urlaub — Krankheit — unterbrochen worden vom QQννννν 
J — nicht unterbrochen worden. 


... 
zunttttnn,, 


Ra Ze ze ZZ 





* Dbengenannte hat fid) 19...... ordnungsgemäß bei der Fachgruppe 
Bolksgefundbeit .......................... — zurückgemeldet. 
ET ee ee 


| (Siegel) 


Sadıgruppenleiter Bolksgefundheit 


⸗ 
** 9— 
.. .” 
— 


*) Das Zeugnis fann nur dann als ausreichend anerkannt werden, wenn alle drei Teile bes Vordrucks ordnungsgemäß ausgefüllt find, 
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Anlage 4 
(Zu $ 15 Abſ. 3) 
(Muster 4) 


Sragebogen über die Abjtammung 


(Überficht über die Abftammung des Ehegatten auf der Rückfeite) 


geb. 


Vornamen Beruf am 


Studierender — 
Kandidat 


Vater!) 


Mutter!) geborene 


ee A — —— — — 


Großvater 
, _bäterl.?) 


Großmutter 
bäterl.?) 


Großvater 
mütterl.?) 


geborene 


Großmutter 


_ mütterl.‘) geborene 





Unter meinen Vorfahren find mir als 
fremdblütig (jüdifchen oder fonjt artfremden 


2 
Für den Nachieis der beutihblätigen Abftammung find folgende J—— ) 


Urkunden erforderlich: bekannt, und zwar folgende: 
a) der Ahnenpaß oder 


b) die eigene Geburtsurkunde, die Heiratsurkunde der Eltern ſowie 
die Geburtsurkunden der Eltern und beiderſeitigen Großeltern. 
Die Urkunden müſſen den Tag der Geburt, die Abſtammung 


und die Religionszugehörigkeit nachweiſen. Die entſprechenden 

Urkunden find gegebenenfalls auch für den Ehegatten einjchließ- Dbiae Angaben babe ib na beftem 

lid der Heiratsurkunde beizubringen. Wiffen und — —E 
Ahnentafeln und Beſcheinigungen des Univerſitätsſekretariats cht 

oder der Deuticyen Studentenſchaft über den geprüften Ahnen— gemacht. 

nachweis werden als urkundlicher Nachweis der deutſchblütigen 

Abſtammung nicht anerkannt. 





(Ort und Datum) 


V—— 


(Unterjchrift) 


2) Leibliche Eltern (Water, Mutter) und deren Vorfahren, nicht Adoptiv» ufw. Eltern und »Vorfahren. 
) Ein Strich genügt hier nicht. Es ift vielmehr Ausfüllung erforderlich, zutreffendenfalls 3.8. keine, alle, einzelne od, dal. 


u 
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Ehefrau — 
Ehemann 


Vater!) 


Mutter!) 
Großvater 
bäterl.?) 


Sroßmutter 


bäterl.?) 


Großvater 
mrütter!.*) 


Großmutter 
mütterl.*) 
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ImT 


Des (Der) Angefragten Ehefrau (Ehemann) und deren (feine) Borfahren 


Eu at 


geborene 


geborene 


geborene 


geborene 








Unter den Vorfahren meines Ehegatten find mir als fremdblütig (jüdifchen oder fonft artfremden Blutes) 


— —, bekannt, und zwar folgende: 


Obige Angaben habe ich nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen genau und vollſtändig gemacht. 


—·2·2··ä⸗ ET TEE EEE EEE 


——————— 


Ulnterſchrift 


Leibliche Eltern (Vater, Mutter) und deren Vorſahren, nicht Adoptiv- uſw. Eltern und »VBorfahren. 
Ein Strich genügt hier nicht. Es iſt vielmehr Ausfüllung erforderlich, zutreffendenfalls z. B. feine, alle, einzelne od, dal, 





| 
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Anlage 5 
(Muster 5) (Zu $25 Abſ. 8 


Zeugnis 
über die Seilnahme an 


den anatomischen Bräparierübungen 

dem mikrofkopijch-anatomifchen Kurſus 
dem phufikalifchen Praktikum 

dem chemijchen Braktikum 

dem allgemein=phyfiologifchen Praktikum 
dem phyfiologifch=chemijchen Braktikum 


bei der Univerfität in 


22⸗ EEE EZ EEE EEE EEE ZZ Z 


Dem Studierenden der Medizin 


—2* 


geboren am... — ——— a I ET * 
wird hiermit beſcheinigt, daß er im ............ Halbjahr 19............ 0 Mech ange Bi — 
a A... 19..... an 


— Eee ee ee ee ee ee ee ⸗ ⸗ ⸗ 


ER: 
| 
| _ (Unterjcheift des Peiterd der Übungen mit Angabe feiner afademifchen Stellung) 
(Siegel) 
| rn il, (Beglaubigung duch den Vorfteher des Juftituts, falls er micht felbft Leiter 
2% Pr der Übungen geweien it) 


INN IN 











Im 
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Anlage 6 
(Zu $ 38 Abf. 1) 


(Muster 6) 


Zeugnis 
des Prüfungsausjchulfes in.............................................. 


über die ärztliche Borprüfung 
des 


der Studierenden der Medizin ee 
* Eeeee ala vu. —— 
geboren am EEE FE A Br AEIRERER-EE 
hat bei der mit ir abgehaltenen ärztliden VBorprüfung 


I. in der Anatomie das Urteil 


BEREITETE TEE EEE EEE ET EEE EEE EEE EEE IT TEE EEE EEE EEE TEE EEE TEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE 


— en 


IIa. in der allgemeinen Phyfiologie das Urteil ............................- | 


IIb. in der pbufiologifchen Chemie das Urteil... gefaßt 


VE TEETTTTTTEEETEETTTETTEEEETTTTETETEETTETEEEEETETETEEEEEETEEEEEEEEETTTEEEETETEETETEEEEETEEETEETTETTTEETTTTTEEEETEETEEERETEE 


III. in der Phyſik das Urteil 


IV. in der Chemie das Urteil 


EURER TEE EEETET TFT EEE ET EFF TET TEE 


..—...........n.n..n...„..nnnnnnn ee 


gefaßt 


Va. in der Zoologie das Urteil ................ — ——— 
To. u DEE TER 


DE Ba VRR ne at na een ] erhalten. 
(Falls * Studierende eine Wiederholungsprüfung abzulegen bat, unter Fortfall von P. 


a BE EEE BR wiederholt werden; 


jedoch hat die Meldung zur Wiederholung ſpäteſtens bis zum... zu erfolgen. 


| Der Borfigende 
> des Prüfungsausjchuffes 


\ Vrüfunge 
\ ausfchufles) 


— *2 EEE EEE ee ee ⸗ 


(Unterfchrift) 








—VIV 


Nr. 130 — Tag der Ausgabe: 22. Juli 1939 1297 


Anlage 7 


(Zu $ 38 abſ. 1) 
(Muster 7) 


Zeugnis 
des Brüfungsausfchuffes in ........................................... 


über die Wiederholung der ärztlichen Borprüfung Giudierenden der Medizin 


Der 


De Studierende der Medizin 


EEE EEE EEE EEE ee 


ER ee a ER... SE N RR — 


hat bei der mit nes abgehaltenen 


ihr 


I. in der Anatomie das Urteil........ 


DEE TEE NT EEE TEE EEE TEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE 


Ila. in der allgemeinen Phyſiologie das 


ee 6— 
zuſammen ·⸗· zujammen-............ 
IIb. in der phbfiologifchen Chemie das gefaßt gefaßt 
RE ER D VVVV—— 
a a ah Der 
BR TREE ia ee Eee 
Va. in der Zoologie das Urteil ......... eu... | N ERERE 
zujammen- zujammen-.............. 
Vb. in der Botanik das Urteil ......... |. ie ER gefaßt 
WR EEE. erstens ] erhalten. 
(Falls * Studierende nicht in allen Fächern beſtanden hat, unter Fortfall von [....................................... D. 


Gemäß $ 35 der Beftallungsordnung wird * Studierende zu einer weiteren Prüfung nicht zugelaſſen. 


— — — N... ee — 
— Der Vorſitzende 
oa Re des Prüfungsausfchuffes 
des Pr 
Prüfungs, i 
ausſchuſſes) 


WETTE EEE EEE EEE 


(Unterfchrift) 
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Anlage 8 
Qu 845 Ubi. 2) 


(Muster 8) 





PBraktikantenjchein 


En Sutitet.. BR 
er 

N IB. RE ÜRTENSIETETREN NE ‚, wird hiermit ‚bejcheinigt, 
daf * nad) vollſtändig beſtandener ärztlicher Vorprüfung im essen Halbjahr 19........ 
> Ben ne on der Klinik (Doliklinif) 
(a Yan Fu Te... a rn EEE — — Abteilung 
DL ae Baer ee Bee Kranktenhaufes) als Praftifant regelmäßig und mit Erfolg teilgenommen bat. 

ee TER ehe ER een en 


Klinik (Poliklinik) 


Der Direktor a — —— Krankenhaufes 
Inftituts 


„eritntun,, 
. .. 
“ * 
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Anlage 9 


(3u $ 45 Ubf. 2) 


(Muster 9) 


Braktikantenfchein 


Dem * 

Der Kandidat ........... EL ERRER URENIRESDESESSEDR. 28 SR ERINNERN <7 2% 5: 6,3. 00er) : GERRBSRREURE:Y 1 173 137. WERE 
I nennen BD... Di a na ‚ wird hiermit bejcheinigt, 
daß de nad vollftändig beftandener ärztlicher Vorprüfung im... Halbjahr 19.......... 
ns EEE. — E— 
en — Klinik (Poliklinit) unter Leitung des Unterzeichneten — eines Aſſiſtenzarztes — 
a u — Kreißende entbunden hat, 

FRE TER; MOON 

Der Dischter B8t — Klinik (Poliklinik) 
Br RN. a. = OR We 
? (Unterfchrift) 


l 


H514 














DI 
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Anlage 10 
(Su $ 75 Abf. 2) 


(Muster 10) 


Beikheinigung 


Der 


Die Kandidat be ee 
ee Er EEE Me VRR EBRERE wa num ode rm en . 
J Mn vor dem Ausfhuß für die ärztliche Prüfung in... 
die arztliche Prüfung mit dem Urthe —— beftanden. 

a Beftallung als Arzt ift der oberften Landesbehörde worgefchlagen worden.*) 

EEE RE ER 

Der Vorſitzende 
des Ausſchuſſes für die ärztliche Prüfung 
ee 
| a — = PR 


*) Der lehte Sab ift zu ftreichen, falls die Beftallung nicht in Frage kommt, 
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Anlage 11 
(Zu $ 76 * 3 
der na 
Nachdem die a ee BER LEE N — 
Re N — 0 Betr Fön 
nee ne 19...... die ärztliche Prüfung vor dem Prüfungsausfhuß in .................... 
mit dem Urteil ‚.................. BR Th ae Fe FE “ beſtanden hat, wird m hierdurch Die 
Beftallung als Arzt 

mit der Geltung vom .................. een Ve I... ab erteilt. Diefe Beftallung berechtigt den Arzt zur 


Ausübung des Arztlichen Berufs, jedoch in eigener Praxis erft dann, wenn der Reichsminiſter des Innern ihm 
auf diefer Urkunde befcheinigt hat, daß er den Beftimmungen der Beftallungsordnung für Ärzte über die 
Dflichtaffiftentenzeit und das Landvierteljaht entfprochen bat. 





PEN EEE. = EN 
— — r 
f \ Der Reichsminifter des Innern 
{ | 
| (Siegel) 
x / ——— — 
Verwaltungsgebühr AM 
Beltallung als Arzt 
* obengenannte Arzt....... hat den Vorſchriften der Beſtallungsordnung für Arzte vom 17. Juli 1939 (Reichs— 
geſetzbl. I ©. 1273) über die Pflichtaffiftentenzeit und das Landvierteljahr mit dem ......................................... a. 
entjprochen. 
Dei; WE 2 2 
— Der Reichsminiſter des Innern 
(Siegel) ee —— ——— — 
Gebührenfrei 
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Anlage 12 
(Su $ 79 Abi. 2) (Muster 12) 


Zeugnis 
über die Tätigkeit als Pflichtaſſiſtent 


für die ER EHRE 

Dem 
a ER NEE ee IN... — Re 
wird hierdurch beſcheinigt, daß ie DOM au... Dt 18:2. nah —— 19...... 
an ber untenbezeichneten Anftalt — in meiner Praxis — als Pflichtaffiftent beſchäftigt geweſen ift. 

Während diefer Zeit hat fid) * Arzt........ vorzugsweiſe der Behandlung folgender Krankheiten gewibmet: 
EEG: re Ui De De een, 

Ein Anhaltspunft dafür, daß _ Arzt......... die politifche oder fittlihe Zuverläffigkeit oder infolge eines 


feiner 
ihrer 
die für die Ausübung des ärztlichen Berufs erforderliche Eignung und Zuverläffigkeit fehlt, hat ſich nicht ergeben, 





förperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche geiftigen oder körperlichen Kräfte oder wegen einer Sucht 


— bat ſich in folgender Beziehung ergeben: 


mE TEE TEE TEE TEE TEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE En En ER 
EEE EFT EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE 


— — En — 
(Siegel der (voiffinit 
infalt oder : (Bezeichnung der Univerfitätstlimit —— — — wies 


polizeiliche Ber 
alaubigung der ; 
\ Unterfcheift) * 


DEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE EEE En 


des leitenden Arztes 
(Unterfchrift — ) 





— 


) Wenn die Beſchaftigung durch Urlaub oder Krankheit unterbrochen wurde, ift dies in dem Zeugnis anzugeben. 











| 
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Verordnung über die Gebühren 
für die ärztliche VBorprüfung und Prüfung ſowie für die Beſtallung als Arzt. 
Bom 17, Juli 1939, 
Auf Grund der SS 22 und 76 der Beltallungs- Übertrag .... 22 Reichsmark, 
ordnung für Arzte vom 17, Juli 1939 (ReichE- | auf den Abfchmitt II 1. Prüfer... 5 » b 


geſetzbl. I ©. 1273) beftimme ich folgendes: 


I. Ärztliche Borprüfung 


(1) Die Gebühr für die ärztliche VBorprüfung beträgt 
80 Reichſsmark. Davon entfallen: 


RE ren 16 Reichsmark, 
” » u: RE EN: 8 » ! 
» ” ne euere 8 » ! 
» » U 6 * ! 
» » Me Era 6 » n 
y ” ER EN 5 » f 
» ” » a 5 » / 


Drüferanteil.... 54 NReichömarf, 


auf ſächliche Koſten und Berwaltungs- 
J 26 


. 80 Reichsmark. 


(2) Für Fächer, in denen eine Prüfung nicht abge- 
legt zu werden braucht ($ 30 Abf. 6 und 7 der Be- 
tallungsordnung für Ärzte), wird der Drüferanteil 
nicht erhoben. 


(3) Für die Wiederholung der ärztlichen Vorprü— 
fung werden erhoben: 

a) der Drüferanteil für jedes nicht beftandene Fadı, 

b) für fächliche Koften und VBerwaltungstoften für 
das erite zu wiederholende Fach 8 Reichsmark, 
für jedes weitere Fach 3 Reichsmark, 

c) für die Teilnahme des Worfißenden oder feines 
Stellvertreters für jedes Fach 3 Neichsmarf, 

d) für die Teilnahme jedes weiteren Mitglieds des 
Vrüfungsausichuffes für jedes Fach 3 Reichs— 
marf, 


II. Ärztliche Brüfung 
(1) Die Gebühr für die ärztliche Prüfung beträgt 
240 Reichsmarf, Davon entfallen: 


auf den Abfchnitt I 
» >» » U 


12 Reichsmark, 
1. Drüfer.. 5 » 5 
2. Prüfer.. 5 
Seite .... 22Reichsmark, 


2. Och... 5 +» , 
IV 


! 
WM VILPuer. 10 
2. Drüfer.. 10 RN 
»» » —— 10 
” WER) 2.02 6 » !. 
A. » VII I. Drüfer.. 14 ” ' 
2, Drüfer.. 14 » } 
»» » IX 1.%9Drüfer.. 10 » j 
2. Drüfer.. 10 » ; 
» » » a ae a 10 » ! 
» » » > 2 — 10 » r 
» ” » Xu | rn. 10 » ; 
„»» » > 10 » ‚ 
„»» 5 BEN N 6 » j 
»» » — 6 
»» » BRUT TTR 6 » } 
» » » XVII or —4 8 » N 
»» a 1 Wer 8 » ; 
»o» » BER seen 8 » : 
Prüferanteil .... 206 Reichsmark, 

auf Fächliche Roften und VBerwaltungs- 
a 
Summe .... 240 Reichsmark. 


(2) Für die Wiederholung eines Abfchnitts werden 
erhoben: 


a) der Vrüferanteil für jeden nicht beftandenen 
Abſchnitt, 

b) für ſächliche Koſten und Verwaltungskoſten für 
daß erjte zu wiederholende Fach 8 Reichsmark, 
für jedes weitere Fach 3 Neichdmarf, 

c) für die Teilnahme des Vorfißenden oder feines 
Stellvertreters 3 Neihsmarf, 


d) für die Teilnahme jedes weiteren Mitglieds des 
Drüfungsausfchuffes 3 Reichsmark. 
III. Gemeinjame Vorſchriften 


(1) Die für die einzelnen Fächer und Abfchnitte 
fejtgejebten Beträge werden den Vrüfern als Vergü— 
tung gewährt, Von den Vergütungen für den Vor- 


III 
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fitenden, die Mitglieder und das Derfonal der Prü- 
fungsausfchüffe find 20 vom Hundert Aufwandsent- 
ſchädigung. 

(2) Der Prüferanteil kann mit Zuſtimmung aller 
Vrüfer ermäßigt oder erlaffen werden; die Ermäßi- 
aung oder der Erlaf des Gebührenanteils für Jächliche 
KRoften und Verwaltungsfoften ift ausgeſchloſſen. 


IV. Beftallung ala Arzt 


(1) Für die Veftallung als Arzt wird eine Gebühr 

zur Reichsfaffe erhoben. Sie beträgt: 

a) nad) Ablegung der ärztlichen Prüfung für 
Reichsangehörige 10 Reichsmark, für volks— 
deutfche Reichsausländer 10 Reichsſsmark, für 
fonftige Reichsausländer 10 bi8 50 Reichsmark, 

b) in anderen Fällen 30 bi8 150 Reichsmark. 

(2) Die Gebühr für eine Sweitihrift beträgt 

2,50 Reichſsmark. 

(3) Die Beſcheinigung über die Pflihtaffiitenten- 

zeit und das Landvierteljahr auf der Beſtallungs— 


Berlin, den 17. Juli 1939. 


H5 140-0283 


urkunde ($ 79 bzw. 76 der Beftallungsordnung für 
Ärzte) erfolgt gebührenfrei. 
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V. Übergang? und Schlußvorſchriften 


(1) Diefe Verordnung tritt am 1. Auguft 1939 in 
Kraft. Für diejenigen Brüfungen, die nod) nad) den 
Beltimmungen der Beftallungsordnung für Arzte 
vom 25. März 1936 (Reicheminifterialbl. ©. 75) in 
der Faffung der Verordnung über die Anderung der 
Beftallungsordnung für Arzte vom 21. Juli 1938 
(Reichsminifterialbl. S.549) abgelegt werden, gelten 
an Stelle der Abfchnitte I und II die Vorichriften 
des Abjchnitts A 3 der Verordnung, betreffend Neu- 
tegelung der Gebühren für die ärztlichen, zahnärzt- 
lien, tierärztlichen und pharmazeutischen Vorprü— 
fungen und Brüfungen, vom 17. Januar 1927 (Reichs- 
minifterialbl. ©. 15) und der Verordnung, betreffend 
Neuregelung der Gebühren für die ärztliche Vorprü— 
fung, vom 25. Juli 1932 (Reicheminifterialbl. ©.479) 
meiter. 

(2) Die Inkraftfeßung diefer Verordnung für die 
Oſtmark bleibt vorbehalten. 


DerReihsminifter des Innern 


In Bertretung 
Nfundtner 
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Mr. 131 


Tag Inhalt Seite 
5.7.39 Berordnung über die Amtsbezirke der Oberfinanzpräfidenten in der Oftmarf 
und im Reichsgau Sudetenland.............. E  R 1305 
18.7.39 weite Verordnung über die Nechtsftellung der Beamten der in eine Reichs— 
verwaltung eingegliederten ehemaligen Öfterreihifchen Verwaltungen 1306 ; 


19.7.39 Verordnung über die Einführung de8 Sandwerksrechts im Reichsgau Sudeten- 
land und in den im die Länder Preußen und Bayern eingegliederten 


FRBSIERDERET ER . u, en anne 1307 
20.7.39 Verordnung über die Anwendung deutfchen Rechts auf deutfche Staats: 
angebhörige im Protektorat Böhmen und Mähren .. . ................ 1309 


EEE 


sn Zeil II, Nr. 30, ausgegeben am 19. Juli 1939, find veröffentlicht: Verordnung über die vorläufige Anwendung einer 
fiebenten deutfch-jugoflawifhen Vereinbarung zum Handelsvertrag. — Verordnung über die vorläufige Unwendung 
eined deutſch-jugoſlawiſchen Abkommens über die Regelung von Hollfragen zwifchen dem Vroteftorat Böhmen und Mähren 
und dem Königreid) Jugoflawien. — Belanntmadung über die „Tehnifche Einheit im Eifenbabnwefen“, — Belanntmachung 
zu ben in Condon geänderten Faſſungen der Parifer Verbandsübereintunft zum Schube des gewerblihen Eigentums 
und ihrer Nebenabkommen. — Bekanntmachung zum Internationalen Sanitätdablommen für bie Luftfahrt (Anwendung 
auf Burma). — Bekanntmachung über die Geltung ber deutſch-niederländiſchen Erklärung vom 31. Juli 1909 jowie der 
deutſch-däniſchen Erklärungen vom 1. Juni 1910 und 1. Juni 1914 in den mit dem Deutfhen Reid wiedervereiniaten 
Gebieten. — Bekanntmachung zum Internationalen Übereintommen zum Schuße des menjchlidhen Lebens auf See — 
Schiffsſicherheits vertrag, London 1929 — (Inkrafttreten für Franzöfiſch Indo-China). — Bekanntmachung zum Inter» 
nationalen Abkommen zur Vereinheitlihung der Methoden für die Entnahme von Proben und bie Unterjudung von 
Käfe (Ratifitation durch Griehenland). — Bekanntmachung über den Schuß von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 
auf einer Ausftellung. — Belanntmachung zum Internationalen Übereintommen über den Freibord der Rauffahrteijchiffe 
(Unwendung auf Franzöſiſch Indo-China). — Bekanntmachung über Geltung des Deutjch-niederländifchen Vertrags 
und bed Zufaßvertrags dazu über Unfallverficherung für die Oſtmark. — Fünfte Bekannimachung zum Abkommen zur Regelung 
bes Walfangs. — Bekanntmachung zu der dem Internationalen Übereintommen über den Eijenbahn-Verfonen- und Ge- 
pädverfehr beigefügten Lifte. — Belanntmadung über den Geltungsbereich des Zweiten Abkommens zur Bereinheitlihung 
des Cuftprivatrehts (Ratifitation durch Norwegen). — Bekanntmachung zu der bem Internationalen Übereintommen 
über den Eifenbahn-Derfonen- und Gepädverkehr beigefünten Lifte. 

— ———— —— —— —— — — —— ——————— — 


EEE GEN FEN NOT 


Verordnung über die Amtsbezirke der Oberfinanzpräſidenten 
in der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland 


Bom 5. Juli 1939 
Ich beftimme auf Grund des $44 der NeichBabgabenordnung das folgende: 


$1 


Die Amtsbezirke der Oberfinanzpräfidenten werben wie folgt beftimmt: 






Amtsbezirk 






| rare Reichsgau Wien 
| J Reichsgau Kärnten und Reichsgau Steiermark 


OWN EEE Reichsgau Salzburg und Reichsgau Tirol mit 
Vorarlberg 


Niederbonau (3.3. in Wien I)... Reichsgau Niederdonau 
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Oberfinangpräfident Amtsbezirk 





OR Reichsgau Oberdonau 


vom Reichsgau Sudetenland die Regierungsbezirke 
Auſſig und Eger 


hehe ee vom Land Preußen der Regierungsbezirt Oppeln 
und vom Reichsgau Sudetenland der Negierungs- 
bezirt Troppau 


Dem Oberfinanzpräfidenten Karlsbad werden bis auf weiteres als Amtsbezirk auch zugeteilt vom Land 
Bayern die Landkreife Bergreichenftein, Markt Eifenftein und Drachatik. 


3 
Die Verordnung tritt am 1. September 1939 in Kraft. 


Berlin, 5. Juli 1939 


Der Neihsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Zweite Berordnung über die Rechtsſtellung der Beamten 
der in eine Neichdverwaltung eingegliederten ehemaligen öſterreichiſchen Verwaltungen. 


Bom 18, JZuli 1939, 
Auf Grund des Artikels III des Gefetses über die | waltungen vom 24. Februar 1939 (Reichögefebbt. I 


Miedervereinigung Öfterreich8 mit dem Deutſchen Reich | S. 29) erhält mit Wirkung vom 26. Februar 1939 
vom 13, März 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 237) wird fol- | folgende Fafjung: 


gendes verordnet: „Sie führen die Amtsbezeichnung des früheren 

$1 Abſ. 2 letzter Sab der Verordnung über die Amtes; ändert fich die Bezeichnung des früheren 
Nechtöftellung der Beamten der in eine Reichöveriwal- Amtes, fo darf die geänderte Amtsbezeichnung 
tung eingegliederten ehemaligen öfterreichifchen Ver— geführt werden.’ 


Berlin, den 18. Juli 1939. 


Der Reichdminifterdes Innern 
In Dertretung 
Dfundtner 


Der Reichdminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 





| 
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Berordnung 
über die Einführung des Handwerksrechts im Reichsgau Sudetenland 
und in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten judetendentjchen Gebietsteilen. 
Vom 19. Juli 1939, 


Auf Grund des Erlaffes des Führers und Neichs- 
kanzlers über die Verwaltung der fudetendeutjchen 
Gebiete vom 1. Dftober 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1331) 
wird verordnet: 


Eriter Abſchnitt 
Allgemeine Beitimmungen 
| Artifell 
Im Reichsgau Sudetenland und in den in die 
Länder Dreußen und Bayern eingegliederten judeten- 
deutſchen Gebietsteilen gelten nach) Maßgabe des Zwei— 
ten Abſchnitts: 

1, der Vierte Teil „Ehrengerichtöbarfeit” der 
Erſten Verordnung über den vorläufigen Auf- 
bau de8 deutjchen Handwerks (1. HSWO) vom 
15. Juni 1934 (NReichsgejegbl. I ©. 493, 503); 

2. die Dritte Verordnung über den vorläufigen 
Aufbau des deutichen Handwerks (3. HBO) 
vom 18. Januar 1935 (NReidysgefeßbl. I ©. 15) 
in der Faſſung der Verordnung vom 22. Ja— 
nuar 1936 (Neichigefeßbl. I ©. 42); 

3. die Verordnung über die Einrichtung und 
Anlegung der Sandwerfsrolle vom 25. April 
1929 (Neichsgefesbl. I ©. 87); 

4. dad Verzeichnis dev Gewerbe, die handwerks— 
mäßig betrieben werden fünnen, vom 6. De- 
zember 1934 (Deuticher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatdanz. Nr. 287 vom 8. Dezember 1934) 
mit den Abänderungen vom 17. Juli 1936 
(Deutſcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 
Nr. 165 vom 18. Juli 1936) und vom 18. Ja— 
nuar 1937 (Deutjcher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatdanz. Nr. 20 vom 26. Januar 1937). 


weiter Abſchnitt 
Übergangs: und Ergänzungsbeftimmungen 
Artifel U 
1. Zu $$ 59, 60 der 1. HBO 
Verfehlungen der in den $$ 59, 60 bezeichneten 


Art werden nur verfolgt, wenn fie nad) dem 
1, Oftober 1939 begangen werden. 


2. Zu $ 1 Abſ. 2, $5 ber 3. HVO 

Die Beftimmungen über handwerkliche Neben- 
betriebe finden bis auf weiteres feine Anwendung. 
$ 38a der 3.3. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
geltenden Gewerbeordnung bleibt vorläufig in Kraft. 


3. Zu $ 3 Abſ. 2 der 3. HBO 
Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des $ 3 
Ab. 2 der 3. HVO ift der Regierungspräfident. 


4. Zu $ 4 der 3. HVO 


$ 4 der 3, HVO findet bis auf weiteres feine An- 
wendung. $ 37 der 3.32. in den fudetendeutfchen 
Gebieten geltenden Gewerbeordnung bleibt vorläufig 
in Kraft. 
5. Zu $ 6 der 3. HVO 

(1) Handwerfsbetriebe, bei denen die Voraus: 
jeßungen des $ 6 der 3. HVO beim Inkrafttreten 
diefer Verordnung gegeben find, werden in die 
Handwerfsrolle eingetragen. 

(2) Die im $6 Abſ. 3 beftimmte Frift beginnt 
mit dem Tage der Eintragung. 


6. Zu den SS 8 bis 10 der 3. HIO 
a) Der Einjprud; gemäß 8 8 und 9 gegen die in 

dein Verfahren bei Eintragung und Löſchung 

in der Handwerfsrolle vorgefchriebene Mit: 
teilung der Handwerkskammer iſt bei diefer 
einzulegen. Die Einjpruchsfrift gilt auch bei 
friftgerechter Einlegung des Einfpruchs bei 
den unter ce genannten Behörden als gewahrt. 
Erkennt die Handwerkskammer den Einſpruch 
nicht als begründet an, fo hat fie den Einſpruch 
und ihre Schriftliche Gegenerflärung in drei: 
facher Ausfertigung an die zur Enticheidung 
über den Einfpruch zuftändige Behörde zu 
überfenden und hiervon dem Einfprechenden 

Mitteilung zu machen. 

c) Über den Einſpruch entjcheidet in Stadt- 
freifen dev Oberbürgermeifter, in Landkreiſen 
ber Landrat, in den zu einem Landkreis ge— 
hörigen Gemeinden mit mehr als 10000 Ein— 


b 


— 
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wohnern der Bürgermeifter der Gemeinde, in 
deren Bezirk der betreffende Gewerbebetrieb 
gelegen ift. 

Gegen die Entjcheidung, die mit Gründen 
und einer Nechtömittelbelehrung zu verjehen 
und den Beteiligten gegen Zuftellungsurfunde 
zuzuftellen ift, findet binnen zwei Wochen die 
Beichwerde beim Negierungspräfidenten ftatt. 


e) Geaen die Enticheidung des Regierungspräfi- 


denten ift die weitere Beſchwerde nad) Maß— 
gabe des $ 10 der 3. HVO zuläffig. 


7. Zu den $$ 20 bis 23 der 3. HBO 


An Stelle der 88 20 bis 23 der 3. HVO treten 
folgende Beftimmungen: 


A. Eintragung 


bereits felbftändiger Gewerbetreibender 
a) Natürliche Werfonen, welche befugterweije ein 


b 


— 


Gewerbe betreiben, welches den Gegenſtand 
eines Handwerks im Sinne des im Artikel 1 
Nr. 4 genannten Verzeichniffes bildet, werden 
in die Sandwerfsrolle eingetragen. Soweit fie 
nach dem 31. Dezember 1904 geboren find, 
bleiben fie jedoch nur eingetragen, wenn fie 
bis zum 31. Dezember 1941 — bei Ausübung 
eined nad) Maßgabe der bisher geltenden 
Beltimmungen freien Gewerbe bis zum 
31. Dezember 1942 — den Nachweis er— 
bringen, daß fie nunmehr den Vorausjegungen 
des $ 3 Abſ. 1 der 3. HVO genügen. 
Auriftifche Perſonen, welche befugterweije ein 
Handwerk im Sinne ded genannten Verzeich— 
niſſes ausüben, werden in die Handwerksrolle 
eingetragen. Iſt der Betrieb an eine natür- 
lie Verfon verpachtet, fo finden auf den 
Vächter die Beltimmungen unter a Anwen 
dung. 


B. Eintragung bei 


Eröffnung eines Sandwerfsbetriebes 


c) 


nach Inkrafttreten der 3. HBO 


Natürliche Verfonen, welche nach Infraft- 
treten der 3. SVO ein Handwerk im Sinne 
des im Artikel I Nr. 4 genannten Verzeich— 
nifies beginnen wollen, werden bis zum 
31. Dezember 1940 unter Befreiung von der 


Führung de3 Nachweifes, daß fie die Voraus. 
ſetzungen de3 $ 3 Abf. 1 der 3. HVO erfüllen, 
in die Handwerksrolle eingetragen, wenn fie 
den nad) den bisher geltenden Beftimmungen 
erforderlichen Befähigungsnachweis erbringen. 
Soweit fie nad) dem 31. Dezember 1904 ge- 
boren find, bleiben fie jedoch nur eingetragen, 
wenn fie bis zum 31, Dezember 1942 den 
Nachweis erbringen, daß fie den Voraus— 
feßungen des $ 3 Abf. 1 der 3.H0D nun— 
mehr genügen. 


d 


— 


Natürliche Perſonen, welche nad Inkraft— 
treten der 3. HVBO ein nad) Maßgabe der bis— 
ber geltenden Beftimmungen freies Gewerbe 
ausüben wollen, das den Gegenftand eines 
Handwerks im Sinne des im Artikel I Nr. 4 
genannten Werzeichniffes bildet, werden bis 
zum 31. Dezember 1941 in die Handwerks— 
rolle eingetragen, wenn fie eine mindeſtens 
fünfjährige Tätigkeit in dem betreffenden 
Gewerbe nachweifen. Nach dem 31. Dezember 
1941 kann die Eintragung nur erfolgen, wenn 
die Vorausfeßungen des $ 3 Abſ. 1 der 
3. HVOo erfüllt find; S 22 der 3. HVO findet 
in diefem Fall finngemäß Anwendung. 


e) Die Beltimmung des 83 Abf. 2 der 3. HBO 
findet in den Fällen unter Aa, Be, d ent- 
ſprechende Anwendung. 


f) Die im Seitpumft des Inkrafttretens dieſer 
Verordnung anhängigen Verfahren auf Zus 
laffung zur Ausübung eines Handwerks find 
nad den bisher in den fudetendeutfchen Ge- 
bieten geltenden Vorſchriften zu Ende zu 
führen. 


8. Zu $ 24 Abſ. 2 der 3. HBO 


(1) $ 24 Abſ. 2 der 3. HBO umfaßt aud) die in den 
judetendeutfchen Gebieten geltenden Gefeße und Ver- 
ordnungen, durch deren Beftimmungen die Befugnis 
zur Errichtung oder Ausübung eines jelbjtändigen 
Handwerfsbetriebes anderen oder weitergehenden 
als den in dieſer Verordnung bejtimmten Ein- 
ſchränkungen unterivorfen iſt. 


(2) 8 14d Abſ.3 der z. 3. in den ſudetendeutſchen 
Sebieten geltenden Gewerbeordnung bleibt vorläufig 
in Kraft. Perfonen, die hiernach zur Ausübung der 
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dort bezeichneten Tätigkeiten berechtigt find, werden 
in die Handwerksrolle eingetragen. 


Artifel IU 
Soweit die in diefer Verordnung genannten Vor— 
Schriften nicht unmittelbar "angewandt werden 
fönnen, find fie finngemäß anzumenden. 


Berlin, den 19, juli 1939, 
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Artikel IV 
(1) Diefe Verordnung tritt mit Wirkung dom 


30. Juni 1939 in Kraft. 


(2) In den in die Länder Preußen und Bayern 


eingegliederten fudetendeutjchen Gebietsteilen gilt 


die Verordnung aud über den 1. Juli 1939 hinaus. 


Der Reihswirtfhaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichdarbeitsminifter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 


Y% 
Der } 


teichöminifter de3 Innern 


In Vertretung 
Vfundtner 





Verordnung 
über die Anwendung deutſchen Rechts anf deutſche Staatsangehörige 
im Broteltgrat Böhmen und Mähren, 


Bom 20, Juli 1939, 


Auf Grund des Erlafjes des Führers und Reichs⸗ 
tanzlers über das Protektorat Böhmen und Mähren 
vom 16. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 485) wird 
folgendes verordnet: 


I. Anwendung deutjchen Heimatrecht3 


$1 

(1) Auf die Rechtsverhältniffe deutſcher Staatsan- 
geböriger ift im Proteltorat Böhmen und Mähren ihr 
Seimatrecht (das im alten Neichögebiet, in ber Oſtmark 
oder im Reichsgau Sudetenland geltende deutſche Recht) 
anzuwenden, ſoweit dieſes Recht die Geſetze des Heimat— 
ſtaates für anwendbar erklärt. Demgemäß gilt das 
Heimatrecht insbeſondere auf dem Gebiete des Perſonen⸗/ 
Familien- und Erbrechts. 

(2) Die Rechtsverhältniſſe von Perſonen, welche die 
deutſche Staatsangehörigkeit im Zuſammenhang mit 
der Errichtung des Protektorats Böhmen und Mähren 
erworben haben, werden nach dem deutſchen Recht, wie 
es im Reichsgau Sudetenland gilt, beurteilt, ſoweit 
dieſes Recht die Geſetze des Heimatſtaates für anwend⸗ 
bar erklärt. 


Neichögefepbl. 1939 I 


II. Eheſchließung und Eheicheidung 


532 

Für die Form der Eheſchließung im Protektorat 
Böhmen und Mähren gilt, fofern der Mann deutjcher 
Staatsangehöriger ift, deutjches Necht ($$ 15 bis 19, 
21 des Ehegeſetzes vom 6. Juli 1938 — Neidyd- 
geſetzbl. S. 807). Die Ehe kommt nur zuftande, 
wenn bie Ehefchließfung vor einem deutſchen Standes« 
beamten ftattgefunden hat. 


3 

Soweit nach $1 deutjches Eherecht Anwendung 
findet, gilt als Tag des Inkrafttretens der Verordnung 
zur Einführung des großdeutſchen Eherechts in Den 
judetendeutfchen Gebieten vom 22. Dezember 1938 
(Reichögefeßbl. I S.1987) und der in ihrem S1 
genannten Beftimmungen im Protektorat an Gtelle 
des 1. Januar 1939 der 16. März 1939. m übrigen 
tritt bei der Anwendung der Verordnung dom 
22, Dezember 1938 an die Stelle 


332 


IIMMININNINNN 





III 

















H5140-0288 








1310 


des 30. Juni 1939 ($$ 23, 28) 
ber 31. Januar 1940, 

des 31. Dezember 1939 (88 19 Abf. 2, 25, 28) 
der 31. Juli 1940, 


des 1. September 1938 ($ 19 Abf. 3) 
dei 1. März 1939. 


Für die Umwandlung einer Scheidung der Ehe von 
Tiſch und Bett in eine Scheidung der Ehe dem Bande 
nad) ($ 32 Abſ. 2) ift an Stelle des Amtsgerichts in 
Leitmerit das deutjche Amtsgericht in Drag zuftändig. 
Der dem Antrag auf Umwandlung ftattgebende 
Beichluß ($ 32 Abi. 2) ift in Ausfertigung dem zu- 
ftändigen Oberlandrat zuguftellen. 


II. Berjonenftand 
84 
(1) Im Wrotektorat Böhmen und Mähren liegt die 
Beurkundung des Verfonenftandes deutjcher Staats- 
angehöriger dem deutjchen Standesbeamten ob. 


(2) Der deutjche Standesbeamte führt ein Kamilien- 
buch, ein Geburtenbuch und ein Sterbebud). 


| $5 

(1) Das Familienbuch dient zur Beurkundung der 
bor dem deutſchen Standesbeamten geichlofjenen Ehen 
und macht den verwandtichaftlichen Zuſammenhang 
der Familienangehörigen erſichtlich. 

(2) Das Geburtenbuch dient zur Beurkundung der 
Geburten, das Gterbebudy zur Beurkundung ber 
Sterbefälle deutfcher Staatsangehöriger. 


86 

(1) Das Verfonenftandsgefes vom 3. November 
1937 (Reichögefekbl. I ©. 1146) und die Erfte Ver- 
ordnung zur Ausführung des Derfonenftandsgefeßes 
vom 19. Mai 1938 (Neichsgefekbl. I S.533) find 
unter Berüdfichtigung der in den 887 bis 17 ent- 
haltenen befonderen Beftimmungen anzuwenden. 

(2) An die Stelle des Siebenten Abfchnitts des 
Geſetzes und der Verordnung treten folgende Vor— 
ſchriften: 

1. Der Bezirk eines Oberlandrats bildet einen 
Standesamtsbezirk. Der Oberlandrat kann den 
Bezirk in mehrere Standesamtsbezirte auf- 
teilen. 

2. Der Ötandesbeamte wird vom Oberlandrat 
bejtellt. 





I 


3. Die Roften der Standesamtsverwaltung werben 
vom Reich getragen. Die Gebühren und Er- 
zwingungsftrafen fließen dem Reich zu. 

4. Die Dienftaufficht über die Standesbeamten 
führen die untere VBerwaltungsbehörde, bie 
höhere VBerwaltungsbehörde und der Reichs— 
minifter des Innern. 


87 
Als untere Verwaltungsbehörde gilt der Ober- 
landrat; als höhere Verwaltungsbehörde gilt der 
Reichsprotektor. 


ſ 
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$ 8 
Soweit im Perſonenſtandsgeſetz und in der Erſten 
Verordnung zur Ausführung des Verfonenftands- 
gejeßes als Stichtage der 30. Juni oder der 1. Juli 1938 
beftimmt find, treten an ihre Stelle im Protektorat 
Böhmen und Mähren der 31. Juli oder der 1. Auguft 
1939. 
9 


(1) Soweit nad) den Vorfchriften des Perſonen— 
ftandögefeges und der Erſten Verordnung zur Aus- 
führung des Perſonenſtandsgeſetzes auf das Ver— 
fahren der Gerichte die Vorfchriften des Reichsgeſetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts: 
barkeit Anwendung finden, find von den deutſchen 
Gerichten im Protektorat Böhmen und Mähren die 
im Reichsgau Sudetenland geltenden Vorfchriften 
über das Verfahren außer Streitfachen anzumenden. 

(2) Die Vorfchriften im $49 Abſ. 1 des Derfonen- 
tandsgejeges und im $ 22 Abf. 3 und 4, Abf. 6 Sab 3 
der Erſten Verordnung zur Ausführung des Derjonen- 
ftandsgefeges finden feine Anwendung. 


(3) Im $88 Abſ. 1 und 2 der Erſten Verordnung 
zur Ausführung des Derfonenftandsgefetes tritt an 
die Stelle der befonderen Bekanntmachung im Vro- 
teftorat Böhmen und Mähren die Zuftellung der 
Entjcheidung. 

$ 10 

519 Abſ. 1 Sat 2 der Erften Verordnung zur Aus: 
führung des Perfonenftandsgefeges gilt nicht, wenn 
die Che außerhalb des Geltungsbereichs des Gefehes 
vom 11. Juni 1920 (Reichsgefehbl. S. 1209) ge 


| iſt. | 
ſchloſſen ift su 


$ 34 der Erjten Verordnung zur Ausführung des 
Derfonenftandsgefeges ift mit der Maßgabe anzu- 
wenden, Daß ald Zeuge bei der Eheſchließung auch 
nicht mitwirken foll, wer infolge Verurteilung wegen 
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eines Verbrechens auf Grund des $ 26 Abj. 1 Buchjt. d 
des im Vroteftorat Böhmen und Mähren geltenden 
Strafgejeßes zu jedem öffentlichen Amt oder Dienft 
unfähig oder wer wegen falfchen Zeugniſſes oder 
faljchen Eides verurteilt worden ift. 


$ 12 

(1) Zur Beurkundung oder Beglaubigung der in 
den 8849, 61 und 62 der Erſten Verordnung zur 
Ausführung des Perſonenſtandsgeſetzes bezeichneten 
Erklärungen find im Protektorat Böhmen und Mähren 
außer den Standesbeamten die Stellen berufen, die 
nach den dort geltenden Vorjchriften zuftändig find. 

(2) Im 8103 Abſ. 1 der Erften Verordnung zur 
Ausführung des WVerfonenftandsgefeßes wird der 
Hinweis auf $1706 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erfeßt durch den Hinweis auf $ 165 Abſ. 2 des All- 
gemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


$ 13 

(1) In das Buch für Todeserklärungen werden 
auch die auf Grund des $ 10 des Geſetzes vom 16. Fe— 
bruar 1883, betreffend das Verfahren zum Zwede der 
Todeserflärung und der Berweisführung des Todes 
(öfterr, RGEBl. Nr. 20), in der Faſſung des Geſetzes 
vom 31. März 1918 (öfterr. RGBl. Nr. 129) und 
des Gefeßes vom 30. Juni 1921 (SdGuV. Nr. 252) 
ergangenen Entjcheidungen eingetragen, Durch Die 
ausgefprochen wird, daß der Beweis des Todes als 
bergeftellt anzufehen ift. Die $$ 70 bis 72 der Erſten 
Verordnung zur Ausführung des Perfonenftands- 
geſetzes finden entfprechende Anwendung; am Rande 
des Eintrags werden insbeſondere die Aufhebung und 
Berichtigung der Beweisführung des Todes gemäß 
den 88 10a und 10c des Gefeßes vom 16. Februar 1883 
in der Faffung der Gefege vom 31. März 1918 und 
30. Juni 1921 vermerkt. 

(2) Die im $ 70 der Erften Verordnung zur Aus- 
führung des Perſonenſtandsgeſetzes vorgeſchriebene 
Mitteilungspflicht liegt der Gefchäftsftelle des Land- 
gerichts ob, 


Berlin, den 20, Juli 1939. 
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$ 14 
Bis zum Erlaß der im $73 der Erſten Verordnung 
zur Ausführung des Perſonenſtandsgeſetzes bezeich— 
neten beſonderen Verordnung über die Beurkundung 
der Standesfälle von Soldaten werden dieſe nach den 
allgemeinen Vorſchriften beurkundet. 


$ 15 

(1) Auf das Verfahren der Verwaltungsbehörden 
($ 7) finden die im Neichsgau Sudetenland geltenden 
Vorſchriften über das Verwaltungsverfahren und 
über das VBerwaltungsvollftredungsverfahren An— 
wendung, joweit ſich aus dem Perſonenſtandsgeſetz 
und der Erften Verordnung zur Ausführung des 
Perſonenſtandsgeſetzes nichts anderes ergibt. 

(2) Die Beſchwerden gelten ald Berufungen im 
Sinne der Beltimmungen über das Verwaltungs— 
verfahren. 

$ 16 

$ 71 Satz 2 des Derfonenftandsgefeges ift in Folgen» 
der Faſſung anzumenden: 

„Vorjchriften des im Vroteftorat Böhmen und 
Mähren geltenden Rechts treten mit Ablauf 
des 31. Juli 1939 infoweit außer Kraft, als fie 
ragen betreffen, welche auf Grund diejer Ver- 
ordnung nad) dem Verjonenftandsgejeß und der 
Erſten Verordnung zur Ausführung des Per- 
ſonenſtandsgeſetzes zu behandeln find.” 


$ 17 
Verfahren in VDerfonenftandsangelegenheiten, Die 
beim Oberften Verwaltungsgericht in Drag anhängig 
find und für deren Erledigung auf Grund diefer Ver— 
ordnung eine deutjche Behörde zuftändig ift, geben in 
der Lage, in der fie id) befinden, auf den Reichsminifter 
des Innern über. Er entjcheidet endgültig. 


IV. Inkrafttreten 
$ 18 
Diefe Verordnung tritt am 1. Auguft 1939 in Kraft. 


Der Neihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Neichdminifter des Innern 
Frick 
Der Stellvertreter des Führers 
R. Heß 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin 
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Berordnung 


zur Ergänzung der Borjchriften über den Pfündungsſchutz 
bei der Fahrnisvollſtreckung. 


Bom 17, JZuli 1939, 


Auf Grund des $ 25 der Verordnung über Maß- 
nahmen auf dem Gebiete der Imangsvollftredung vom 
26. Mai 1933 (Reichögefebbl. I ©. 302), des Gefeßes 
über die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem 
Deutjchen Reich vom 13. März 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
5.237) und des Erlaffes des Führers und Neichs- 
fanzlers über die Verwaltung der judetendeutjchen 
Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1331) 
wird folgendes verordnet: 


Berlin, den 17. Juli 1939. 


Schweine dürfen nicht gepfändet werden, ſoweit fie 
zur Ernährung des Schuldners, feiner Familie oder von 
Haushaltangehörigen, die ihm im Haushalt oder in 
der Landwirtjchaft helfen, erforderlich find. Unzuläffig 
ift auch die Dfändung der zur Fütterung und zur Streu 
auf vier Wochen erforderlichen Vorräte oder, joweit 
folche Vorräte nicht vorhanden find, des zu ihrer Be- 
ihaffung erforderlichen Geldbetrag3,. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Der Neichdminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Verordnung 
über die Nachverſicherung von freitwillig länger dienenden Soldaten der Wehrmacht 
und Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes. 
Bom 21. Juli 1939, 


Auf Grund des $1242b Abf.3 der Reichöver- 
fiherungsordnung und des $18 des Ungeftellten- 
verficherungsgefeßes wird im Einvernehmen mit dem 
Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, dem Reichs⸗ 
miniſter des Innern und dem Reichsminiſter der 
Finanzen verordnet: 


Abjchnitt I 
Soldaten 
81 
(1) Soldaten, die fid) über die aktive Dienftpflicht 
hinaus zu einer längeren Dienftzeit verpflichtet haben, 
gelten als in Ehren ausgefchieden (entlaffen), wenn jie 
a) wegen Ablaufs der freiwillig eingegangenen 
Dienftverpflichtung 
oder 
b) wegen Dienftunfähigteit 
oder 
ec) wegen mangelnder Eignung 
oder 
d) auf eigenen Antrag 
ausgejchieden (entlaffen) find. 


(2) Soweit die Entlaffung deshalb ausgeſprochen ift, 

a) weil ſich nachträglich herausgeftellt hat, daß ein 
Soldat nad) dem Wehrgefe oder feinen Aus- 
führungsvorfchriften von der Erfüllung ber 
Mehrpflicht ausgefchloffen ift oder nicht zum 
aktiven Mehrdienft hätte herangezogen werden 
dürfen, 

oder 

b) weil ein Soldat entmündigt oder unter bor- 

läufige Vormundſchaft geftellt worden ift, 


ift eine befondere Entjcheidung des Oberfommandos 
des betreffenden Wehrmachtteils darüber einzuholen, 
ob der Soldat in Ehren entlafjen ift. 


82 
Als ohne Verſorgung entlaffen oder ausgejchieden 
gelten jolche Soldaten, die nad) den für die Wehrmacht 
geltenden Geſetzen und Verordnungen meber Rube- 
gehalt noch Dauerrente in Höhe de3 Ruhegehalts nod) 
einen Unterhaltsbeitrag erhalten. 


83 
Die Nachverficherung ift von dem für den dauernden 
Aufenthaltsort zuftändigen Wehrmachtfürforge- und 
»verforgungsamt durchzuführen. Bei ihm find aud) 
die Anträge im Falle der Aufnahme der freiwilligen 
Verſicherung zu ftellen. 


84 

Bei den Soldaten, die fpäteftens innerhalb eines 
Jahres nad) der Entlaffung oder dem Ausjcheiden aus 
der Wehrmacht eine Berufsausbildung neu beginnen 
oder eine durch die Mehrdienftzeit unterbrochene 
Berufsausbildung fortfegen, beginnt die zweijährige 
Friſt, innerhalb der eine verficherungspflichtige Be— 
ichäftigung aufgenommen oder die Nachverficherung 
zweds freiwilliger Weiterverficherung beantragt fein 
muß, erft nad) Abſchluß der Berufsausbildung. 


85 
Die Nachverficherung kann entweder für die Renten- 
verfiherung der Arbeiter oder für die Rentenver- 
ficherung der Angeftellten durchgeführt werben. Maß— 
gebend ift der Wille des Berechtigten. 


86 
Das Recht auf Nachverficherung ift auch dann ge- 
geben, 


1. wenn der Berechtigte nach $ 1243 der Reiche» 
verficherungsordnung in die Selbftverficherung 
eintreten will. Soweit die nachzubringenden 
Beiträge die Zahl von mindeftens 26 Wochen. 
beiträgen in der nvalidenverficherung oder 
6 Monatsbeiträgen in der Angeftelltenverficherung 
erreichen, ift eine Weiterverficherung aud) dann 
möglich, wenn eine Verficherung vor dem Eintritt 
in den aktiven Wehrdienft oder den Reichs— 
arbeitsdienft nicht bejtanden hat, 


2, wenn der Soldat geftorben ift und durch bie 
Nachverficherung den Hinterbliebenen ein An— 
ipruch auf Rente aus der Reichsverſicherung ent- 
fteht oder die Rente erhöht wird und den Sinter- 
bliebenen feine ausreichende Sinterbliebenen- 
verforgung nad) den für die Wehrmacht geltenden 
Geſetzen und Verordnungen gewährt wird. 
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Der Antrag auf Nachverſicherung ift von den ver- 
forgungsberechtigten Hinterbliebenen zu ftellen. 


Die Entjcheidung über die Nachverficherung im Falle 
zu Nr.2 trifft das Oberlommando des zuftändigen 
MWehrmachtteils, 


87 
Für die Höhe der Beiträge ift der Entgelt maßgebend, 
ben ber Berechtigte während der nachverficherten 
Seiten erhalten hat. Der Chef des Oberlommandos 
ber Wehrmacht kann im Einvernehmen mit dem Reidy3- 
arbeitäminifter Durchfchnittsbeträge für die Be- 
rechnung der Nachverficherung feſtſetzen. 


$ 8 i 
Sind für die Zeit nad) Erfüllung der aktiven Dienft- 
pflicht freiwillige Beiträge entrichtet, jo werden für 
fie Steigerungsbeträge neben den für die Nachver- 
fiherung fälligen Steigerungsbeträgen gezahlt. 


89 
Die nachentrichteten Beiträge gelten als rechtzeitig 
entrichtete Pflichtbeiträge. 


$ 10 
Für die nachzubringenden Beiträge find Marten 
zu verwenden. Das Nähere beftimmt das Reichs— 
verfiherungsamt. E83 kann Ausnahmen zulafjen. 


Abichnitt I 


Angehörige des Reichsarbeitsdienſtes 
$11 
Die Vorfchriften des Abfchnitts I gelten finngemäß 
für Längerdienende und Angehörige de8 Stamm- 


perjonald des Neichsarbeitsdienftes nad) Maßgabe 
der $$ 12 bis 17. 


$ 12 

(1) Angehörige des Reichsarbeitsdienftes gelten 
als in Ehren aus dem ReichSarbeitsdienft ausgejchieden, 
wenn fie 

a) wegen Ablauf8 der Dienftverpflichtung, 

b) wegen Erreichung der Altersgrenze, 

c) wegen Dienftunfäbigfeit, 

d) wegen mangelnder Eignung, 

e) wegen mangelnder VBerwendungsmödglichkeit, 

f) auf eigenen Antrag 
entlaffen find, 
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(2) Sind fie entlaffen worden, weil nachträglid) ein 
Hinderungsgrund für die Zugehörigkeit zum Reichs— 
arbeitödienft feftgeftellt worden ift, oder weil fie ent- 
mündigt oder unter vorläufige Vormundſchaft geftellt 
worden find, fo ift eine befondere Entjcheidung des 
Reichsarbeitsführers darüber einzuholen, ob fie in 
Ehren ausgejchieden find. 


$13 
Als ohne Verforgung ausgejchieden gelten folche 
Angehörige des Reichsarbeitsdienftes, die nad) den für 
den Reichsarbeitsdienſt geltenden Geſetzen und Ber- 
ordnungen weder Ruhegehalt noch Dauerrente in 
Höhe des Nuhegehalts noch einen Unterhaltsbeitrag 
erhalten. 
$ 14 
Die Nachverfiherung wird von der Wrbeitsgau- 
leitung durchgeführt, die für die Dienftftelle zuftändig 
ift, welcher der Angehörige des ReichSarbeitsdienftes 
bei der Entlaffung angehört. Sie nimmt aud) die 
Anträge auf Nachverficherung im Fall der Aufnahme 
der freiwilligen Verfiherung entgegen. 


$15 

Bei Angehörigen des Neichsarbeitsdienftes, Die 
fpäteftens innerhalb eines Jahres nach dem Aus— 
fcheiden aus dem Reichsarbeitsdienft in die Wehrmacht 
eintreten, beginnt die zweijährige Friſt, innerhalb der 
eine verficherungspflihtige Beſchäftigung aufge: 
nommen oder die Nachverficherung zweds freiwilliger 
Meiterverficherung beantragt fein muß, erſt nach dem 
Ausicheiden aus der Wehrmacht. 


$ 16 
Der Reichsarbeitsführer entjcheidet über die Nach— 
verficherung im Fall des $6 Abj.2 und im Einver- 
nehmen mit dem Reichsarbeitsminifter über die Feſt— 
jeßung von Durchfchnittsbeträgen für die Berechnung 
der Nacdhverficherung nad) $ 7. 


817 


Der aktiven Dienftpflicht bei der Wehrmacht ($ 8) 
entipricht beim Reichsarbeitsdienſt die Reichsarbeits— 
dienftpflicht. 


Abjchnitt I 
Übergangs: und Schlußvorſchriften 
$ 18 


Die Vorſchriften diefer Verordnung finden auch 
dann Anwendung, wenn binnen zwei Jahren nad) 


| dem Ausjcheiden aus dem Wehr- oder Reichsarbeits- 
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dienft eine der im $1242a der ReichBverficherungs- 
ordnung, $18 des AUngeftelltenverficherungsgefebes 
oder $29 Abſ. 3 des Reichsknappſchaftsgeſetzes be- 
zeichneten verficherungsfreien Beichäftigungen über- 
nommen wird und hierfür die Nachverficherung durch⸗ 
zuführen ift. 


g19 


Soweit Soldaten oder Angehörige des Reichs— 
arbeitsdienftes vor dem Inkrafttreten diefer Verord- 
nung ausgejchieden find, beginnt die Frift nad) $ 1242b 
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der Reichöverfihherungsordnung am Tage der Ber- 
Fündung diefer Verordnung. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


$ 20 

Die Vorfchriften der $H1 bis 10, 18 und 19 gelten 
für die 43-Verfügungstruppe mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle des Oberfommandos der Wehrmacht 
der Neichsführer 4 und Chef der Deutſchen Dolizei 
im Reich8minifterium des Innern und an die Stelle 
des MWehrmachtfürforge- und -verforgungsamts das 
Fürforge- und Verſorgungsamt 44 tritt. 


Berlin, den 21, Juli 1939, 


Der NReihsarbeitäminifter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 


Berordnung 
über die Nichtbeitenerung der Einkünfte 
aus Wertpapierverängerungen 


Bom 22, Juli 1939 


Auf Grund der $$12 und 13 der Reichdabgaben- 
ordnung wird im Einvernehmen mit dem Reichs— | 
wirtfchaftsminifter hierdurch verordnet: ' 


Einkünfte aus der Veräußerung von Wertpapieren, 
die auf Grund des $23 Abſatz 1 Ziffer 1 Buchftabe b | 
und Ziffer 2 des Einkommenſteuergeſetzes der Be— 
fteuerung unterliegen, bleiben bei der Ermittlung des 
Einfommens für die Kalenderjahre- 1939 und 1940 
außer Anja. 


Berlin, 22. Juli 1939 





Der Reihöminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 
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Allgemeine Dienſtordnung (ADD.) für die Muſiker der deutſchen Kulturorcheſter 
Vom 22. Juli 1939 


Auf Grund des Geſetzes über die ergänzende Regelung der Dienftverhältniffe bei öffentlichen Verwaltungen 
und Betrieben vom 17. Februar 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 206) werden im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
für Volksaufklärung und Dropaganda, dem Reichsminifter des Innern und dem Dreußifchen Minifterpräfidenten 
zur Regelung der Dienftverhältniffe für die unter die Tarifordnung für die deutjchen Kulturorchefter (TO. K)*) 
fallenden Mufiter unter Ausſchluß diefer Gefolajchaftsmitglieder vom Geltungsbereich der „Allgemeinen Dienft- 
ordnung (ADO.) für nichtbeamtete Gefolajchaftsmitglieder bei Öffentlihen Verwaltungen und Betrieben, 
insbefondere zur Tarifordnung A für Gefolgjchaftsmitglieder im öffentlichen Dienft (TO. A)’ vom 30. April 
1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 476) —— Rechtsvorſchriften als Allgemeine Dienſtordnung mit Wirkung vom 
1. Mai 1939 an erlaſſen. 


Nr.1 Nr.3 


Zuftändigkeitsregelung 


(1) Wo in den nachftehenden Vorjchriften die Zu- 


jtändigfeit eines Reichsminiſters feftgejeßt ift, tritt an 
feine Stelle für den Geichäftsbereich des Dreußifchen 
Minifterpräfidenten der Preußiſche Minifterpräfident. 

(2) Genehmigungsbedürftige Abweichungen von den 
Tarif- und Allgemeinen Dienftordnungen find im Be- 
reiche Dreußens an die Zuftimmung des Preußiſchen 
Finanzminiſters gebunden; feine Entſcheidungen er- 
gehen im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der 
Finanzen. 
Nr. 2 

Zu 83 SO.K 

Abweichungen- von der tariflichen Beſtimmung find 
an die Zuftimmung des Reichsminiſters der finanzen 
und des fonft zuftändigen Reichsminiſters gebunden. 


ö— — — —  — — — 


Val. Reichdarbeitsbl. 1938 ©. VI 597. 


Reichögefegbtl. 1939 I 


Zu 84 30.K 
Abweichungen von der tariflichen Beftimmung find 
an die Zuftimmung des zuftändigen Reichsminiſters 
gebunden. 
Nr. 4 
Zu 55 T0. kR 
Abweichungen von der tariflichen Beſtimmung ſind 
an die Zuſtimmung des zuſtändigen Reichsminiſters 
und, ſoweit es ſich um eine Abweichung von 85Abſ.1 
letzter Satz handelt, auch an die Zuſtimmung des 
Reichsminiſters der Finanzen gebunden, 
Nr. 5 
Zu 89 TO. k 
Abweichungen von der tariflichen Beſtimmung ſind 
an die Zuſtimmung des zuſtändigen Reichsminiſters 
gebunden. 











I 
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Nr. 6 
3u s 10 SO.K 

Nrn. 1 bis 10 der ADD. zu $20 TO. A finden 
entjprechende Anwendung. $283TO.K bleibt un- 
berührt. Andere Abweichungen find an die Zu- 
ftimmung des NReichäminifters der Finanzen und des 
jonft zuftändigen Reichsminifters gebunden. Soweit 
die geltenden Richtlinien für die Gewährung von 
Vorſchüſſen in befonderen Fällen für die Beamten 
eine Anderung erfahren, ändern ſich entfprechend die 
Beftimmungen der Nrn. 1 bis 7 der ADO. zu $ 20 
TO. A. 


Nr.7 
Zu 811 30.K 
Abweichungen von der tariflichen Beſtimmung ſind 
— unbeſchadet des 528 TO. K — an die Zuſtim— 
mung des Reichsminiſters der Finanzen und des ſonſt 
zuſtändigen Reichsminiſters gebunden. 


Nr.8 
Zu 512 70. k 
(1) Die nach 312Abſ. 2 TO. Kfeſtzuſetzende Grund- 
vergütung darf den Höchſtbetrag der zuſtändigen Ver— 
gütungsgruppe nicht überſteigen. 


(2) Hat ſich die tarifliche Grundvergütung dem 
Höchſtbetrag der tariflichen Grundvergütung ſo weit 
genähert, daß der Unterſchiedsbetrag geringer iſt als 
die in der Anlage lzur TO. Kfeſtgeſetzte Dienftalters- 
zulage, fo ift die lebte Steigerung nur bis zur Er 
reichung des tariflichen Höchftbetraged dev Grund- 
bergütung vorzunehmen. 


(3) Wenn die Dienftbezüge im Rahmen dev TO. K 
feftaefeßt find, entfällt die Berechtigung und Ver— 
pflichtung zur angleichenden Herabjeßung von Dienft- 
bezügen nad) $ 49 Abf. 2 und 3 des Geſetzes zur An— 
derung von Vorichriften auf dem Gebiete des allae- 
meinen Beamten, des Bejoldungd- und des Verfor- 
gungsrechts vom 30. Juni 1933 (Neichögefehbt. I 
©. 433, 441) in der Faſſung des Gefeßes vom 31. Mai 
1934 (Neichögefeßbl. I ©. 471) und nad) den dort 
angeführten geſetzlichen Angleichungsbeſtimmungen. 


(4) Sollten in Einzelfällen die beim Inkraft— 
treten der Tarifordnung zuſtehenden Dienftbezüge Die 
nad) vorftehendem Abf. 1 in Verbindung mit $ 12 
Abi. 2 TO.K errechneten Dienjtbezüge überjteigen, 
werden Ausgleichszulagen gewährt; auf die Bered)- 
nung ihrer Höhe find die Vorjchriften de3 $ 3 des 
Geſetzes Über die Vierundzwanzigfte Anderung des 
Befoldungsgefebes vom 13. Dezember 1935 (Neich8- 
gefeßbl. 1S. 1489) entiprechend anzuwenden, Weitere 
Beltimmungen bierzu werden nod) ergehen. 
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(5) Andere Abweihungen von $12T0O.K find 
— unbeſchadet des $ 28 TO.K — an die Zuftim- 
mung de3 Reichsminiſters der Finanzen und des fonft 
zuftändigen Neichdminifters gebunden, 


Nr. 9 
3u 813 SO.K 
(1) Für Muſiker unter 26 Jahren gilt der Satz 
des Wohnungsgeldzuſchuſſes, der bei Vollendung des 
26. Lebensjahres zufteht. 


(2) Abweichungen von der tariflidhen Beſtimmung 
find — unbefchadet de8 $28TO.K — an die Zu- 


ftimmung des Neichdminifters der Finanzen und des 
jonft zuftändigen Reichsminiſters gebunden. 


Nr. 10 - 
3u $14309.K 
Abweichungen von der tariflichen Beftimmung find 
— unbefchadet des $28TO.K — an die Zuftim- 
mung des Reichsminifters der Finanzen und des fonft 
zuftändigen Reichsminiſters gebunden, 


Mr. 11 


Zu 815 TO. R 
(1) Die Kürzungen auf Grund der Erſten, Zweiten 
und Dritten Gehaltsfürzungsverordnung wirken fic) 
wie folgt aus: 












fommen von den 
fürzungspflichtigen Bezügen 
zur Auszahlung 


Wenn Die 
fürzungspflichtigen Bezüge 


für den Monat betragen in der Sonder. in der 
EHafje oder in | Ortäflaffe B, 
der OrtölflaffeA | Ooder D 


2 3 





— zu 15RM ereeeennen en 


mehr ala 125 ER aber nicht 
mehr als 


in 8 ober A 134,21.2M 


870.9. 


108,75 AM = 

















in B,C oder D 134,30 .2,M _ 107,50. RM 
mehr als 

134,21 AM in 5 oder A 

134,30.2M inB,C oderD, 

abernichtmehrals250.2A | 81v. H. 800.9. 


mehr als 250.24, aber nicht 
mehr ala 500.RM ...... 0v.9. 790.9. 
2. 2,50 RM \ + 2,50. RM 


mehr aid 500.2, aber nicht 


mehr als 1000.RH ».».. 790.9. v.9. 
+ 7,50. AM +0 
mehr ald 1000.RM .......... 780.9. 770.9 


+ 17,50. AM | + 17,50 RM 


(2) Die nad) $ 15 TO. K vorzunehmende Kürzung 
erſtreckt fich nur auf den vollen Markbetrag der Ge- 
famtfumme der fürzungspflichtigen Dienftbezüge; die 
Beitragsanteile des Dienftberechtigten zur zufäßlichen 
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Alterd- und Hinterbliebenenverjorgung ($ 20 Abf. 2 
TO. K) unterliegen der Kürzung nid. 

(3) Andere Abweichungen find an die Zuftimmung 
des Reichsminiſters der Finanzen und des ſonſt zu- 
ſtändigen Neihsminifters gebunden. 


Nr. 12 
3u 816 SO. KR 
Abweichungen von der tarifliden Beltimmung 
find — unbefchadet des $28 TO.K — an die Su- 
ftimmung des Neichsminifters der Finanzen und des 
ſonſt zuftändigen Neichsminifters gebunden. 


Nr. 13 
3u 817 S0.R: 

(1) Ren. 1 bis 8 und 10 bis 12 der ADD. zu $ 22 
TO, A finden entiprechende Anwendung. Dabei ge 
hören im Sinne der Nr.8 die Mufifer der Ber- 
gütungsgruppen Sonderklaffe und I zur Umzug? 
foftenftufe II, der Vergütungsgruppen II bis IV zur 
Umzugskoftenftufe III und der Vergütungsgruppe V 
zur Umzugstoftenitufe IV, 

(2) Ein von dem Gefolgichaftsmitalied zu ver- 


tretender Grund im Sinne des Abſ. 2 der Nr. 4 der, 


ADO. zu $22 TO. A liegt nicht vor, wenn da8 Ge- 
folgſchaftsmitglied Fündigt, um anſchließend ein 
Arbeitöverhältnis bei einem anderen durch die TO.K 
erfaßten Orcheſter einzuachen. 

(3) Abweichungen find an die Zuftimmung des 
Reichsminiſters der Finanzen und des jonft zu- 
tändigen Reichsminiſters gebunden. 


Nr. 14 
3u 819 SO.K 

(1) Nr. 1 der ADO. zu $12 TO. A findet ent- 
Iprechende Anwendung, | 

(2) $13 TO. A fowie Nen. 1 und 2 der ADO. zu 
$13 TO. A finden entfprechende Anwendung. 

(3) Andere Abweichungen find an die Zuſtimmung 
des Reichsminiſters der Finanzen und des fonft zu- 
ftändigen Reichsininifters gebunden. 


Nr. 15 
3u 820 SO.K 
Abweichungen von der tariflichen Beltimmung 
find an die Zuftimmung des Neichdminifters der 


Finanzen und des jonft zuftändigen Reichsminiſters 


gebunden. 


Berlin, 22. Juli 1939 
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Nr. 16 
Zu $21 SO.K 
(1) Ren. 1 und 3 der ADD. zus 11 20. A finden 
entiprechende Anwendung. 


(2) Die Befondere Dienftordnung fann beftimmen, 
daß für den Zufaturlaub der Schwerbeſchädigten 
(val. 821 Abſ. 7 TO.K) die für ſchwerbeſchädigte 
Reichsbeamte getroffenen Beitimmungen entiprechende 
Unmwendung finden. 


(3) Andere Abweichungen von 821 IO.K find 
an die Zuftimmung ded Reichöminifters der Finanzen 
und des ſonſt zuftändiaen Reiheminifters gebunden. 


Nr. 17 
3u 823 SO.K 

(1) Ren. 1 biß 4 und 6 bis 13 der ADD. zu 8 16 
TO, A finden entiprechende Anwendung, Dabei ift 
in Nr. 2 Abf. 1 Sat 2 an Stelle des $ 12 TO. A der 
8 19 20. K zu berüdfichtigen. Die in Nr. 7 Abi. 4 
der ADD. zu $16 TO. A vorgefehene Sahlung er: 
folgt an die Hinterbliebenen, die nad Nr. 17 Abi. 3 
dDiefer ADD, zum Bezuge von Sterbegeld berecbtigt 
find, 


(2) Nr. 4 der ADD. zu $17 TO. A findet ent: 
Iprechende Anmendung. 


(3) S18 Abi. 1 TO. A findet entfprechende An- 
wendung. 


(4) Andere Abweichungen find an die Zuſtimmung 
des Reichsminiſters der Finanzen und des fonit zu: 
ftändigen Reichsminiſters aebunden. 


Nr. 18 
Zu $ 26 SO. K 
Abweichungen von der tariflichen Beltimmung 
find an die Zuftimmung des zuftändigen Neiche- 
miniiters gebunden, 


Nr. 19 
3u 829 SO.R 
Die Beltimmungen diefer Allgemeinen Dienſtord— 
nung finden im Reichsgau Sudetenland von dem 
Seitpunft Anwendung, von dem ab dort die Be 
ftimmungen der TO. K in Kraft treten. 


Der Reihsminifter der Finanzen 
Graf Shwerin von Krofigf 














II 





III 


H5140-0298 
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Reichsgefehblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Verordnung über die Einführung der Tierſchutzvorſchriften 
in der Ditmarl, 


Bom 24, Juli 1939, 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
Öfterreich8 mit dem Deutſchen Reich vom 13. März 
1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 237) wird verordnet: 


51 
(1) In der Oſtmark gelten nach Maßgabe der $$ 2 
bis 4 
1. da8 Tierjchußgefe vom 24. November 1933 
(Reichsgeſetzbl. I S. 987) in der Faſſung der 
Verordnung zur Ergänzung des Tierſchutz— 
gejeßes vom 23. Mai 1938 (Neichögefegbl. I 
©. 598), die Erfte bis Fünfte Verordnung zur 
Ausführung des Tierfchubgefeßes vom 20. Juni 
1934 (Reichsgeſetzbl. I ©. 516), 27. Juni 1936 
(Reichsgeſetzbl. IS. 539), 11. September 1936 
(Reichsgeſetzbl. IS.735), 12. Juli 1938 (Reichs⸗ 
gejeßbl. I ©. 854) und vom 11. Auguft 1938 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1004), ferner die Verord— 
nung über das Schlachten und Aufbewahren 
von lebenden Fiſchen und anderen Faltblütigen 
Tieren vom 14. Januar 1936 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 13) in der Faſſung der Verordnung vom 
13. November 1936 (Reichsgeſetzbl. I S.941), 
2. das Gejet über das Schlachten von Tieren vom 
21. April 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 203) und 
die Verordnung über das Schlachten von 
Tieren vom 21. April 1933 (Reichdgefeßbt. I 


Berlin, den 24. Juli 1939, 


©. 212) in der Faflung der Verordnung vom 

14. November 1934 (Reichsgejeßbl. I S.1163). 

(2) Soweit die im Abf. 1 genannten Vorſchriften 

nicht unmittelbar angewendet werden können, find 
fie finngemäß anzumenden. 


82 
Die nach den genannten Vorfchriften den Landes- 
vegierungen oder oberjten Landesbehörden zuftehen- 
den Befugnifje üben die Reichsftatthalter aus, foweit 
fie nicht der Reichsminiſter des Innern ſelbſt wahr- 
nimmt. 
83 


Über die Einziehung oder die Tötung von Tieren 
im jelbftändigen Verfahren gemäß $ 10 Abſ. 2 des 
Tierſchutzgeſetzes erkennt auf Antrag des Anklägers 
das Gericht, dad zur Durchführung des Strafver- 
fahrens zuftändig wäre, durch Beichluß. Bei dem Ge- 
richtshof I. Instanz fteht die Entjcheidung der Rats— 
fammer zu. Der auf Einziehung oder Tötung von 
Tieren erfennende Beichluß ift der betroffenen Perſon 
befanntzugeben. Gegen die Entjcheidung ift die Be— 
ichwerde zuläffig (55 114, 481 der öfterreichifchen 
Strafprozeßordnung). 

84 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1939 in 

Kraft. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


ö — — ————— —— EEE 


Verordnung 
über die durch die beſondere Art der Preisſtellung gekennzeichneten Geſchäfte“). 
Vom 24. Juli 1939, 


Auf Grund des $ 11 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels vom 12. Mai 1933 (Neichögefebbl. I 
S. 262) in der Fafjung der Gejege vom 15. Juli 
1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 493), vom 27. Juni 1934 
(Neichsgefekbl. I ©. 523), vom 13. Dezember 1934 
(Reichsgefepbl. I S. 1241) und vom 9, Mai 1935 
Reichsgeſetzbl. I S. 589) wird verordnet: 


81 
Durch die beſondere Art der Preisſtellung gekenn— 
zeichnete Geſchäfte (Einheitspreisgejchäfte, Kleinpreis- 
geichäfte, Serienpreisgejhäfte und ähnliche) bedürfen 
zum Vertrieb von Waren in höheren Preislagen ale 
den am 17. Oktober 1936 für den jeweiligen Waren- 
kreis beſtehenden Spibenpreifen der Genehmigung 


*) Betrifft nicht die Oſtmart und den Reichsgau Sudetenland. 
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des Reichswirtſchaftsminiſters oder der von ihm 
beauftragten Stelle. Dies gilt nicht, ſoweit es ſich 
um Waren bis zur oberen Preisgrenze von 1,50 Reichs⸗ 
mark handelt. 
82 

Anträge auf Grund des 31 find bei der Zweck— 
vereinigung Warenhäufer und Einheitspreisgeichäfte 
in der Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel in Berlin ein- 
zureichen, welche die Anträge nad) bejonderer Wei- 
jung an die zuftändige Stelle weiterleitet. Soweit 
ein nad) $ 1 genehmigungspflichtiger Warenvertrieb 
Ihon vor dem Inkrafttreten diefer Verordnung auf- 


Berlin, den 24. Juli 1939. 
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genommen wurde, find die Anträge bis ſpäteſtens 
1. Oftober 1939 bei der Swedvereinigung Waren- 
bäufer und Einheitöpreisgejchäfte in der Wirtſchafts— 
gruppe Einzelhandel einzureichen. 


83 
(1) Die Vorſchriften der SS 8 bis 10 des Geſetzes 
zum Schuße des Einzelhandels finden entipredyende 
Anwendung. 
(2) Die Vorjchriften der Verordnung über das 
Verbot von Preiserhöhungen vom 26. November 
1936 (Reichsgeſetzbl. IS. 955) werden nicht berührt. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Zandfried 


Berordnung über die Einführung der Tierſeuchenvorſchriften 
in der Ditmarf, 


Bom 25. Juli 1939, 


Auf Grund des Gefeßes über die Wiedervereinigung 
Öfterreichs mit dem Deutjchen Reich vom 13. März 
1938 (Reichögefeßbl. I S. 237) wird verordnet: 


81 

(1) In der Oſtmark gelten nad) Maßgabe der SS 2 
bis 8 

1. dasBiehjeuchengefeß vom 26. Juni1909 Reichs- 
gejeßbl. S.519) in der Fafjung der Anderungs- 
gefeße vom 18. Juli 1928 GReichsgeſetzbl. 1 
S. 289), vom 10. Juli 1929 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 133) und vom 13. November 1933 (Reichs— 
gejeßbl. I ©. 969), mit den Ausführungdvor- 
ichriften des Bundesrats vom 7. Dezember 1911 
(Reichsgeſetzbl. 1912 ©. 4), 

2. das Geſetz über die Bekämpfung der Daſſel— 
fliege vom 7. Dezember 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1044) in der Fafjung des Anderungsgejeßes 
vom 18. März 1938 (Reichsgefebbl. I ©. 278) 
und die Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gefeßed zur Bekämpfung der 
Daffelfliege vom 19. April 1937 (Reichs: 
gejeßbl. I ©. 467), 

(2) Soweit die im Abf. 1 genannten Vorſchriften 
nicht unmittelbar angewendet werden können, find fie 
finngemäß anzuwenden. 

82 

(1) Die nad) den im $ 1 genannten Vorſchriften 

den Ländern, Randesregierungen oder oberiten Yan- 


Reichögefegbl. 1939 I 


desbehörden zuitehenden Befugniffe üben die Reichs— 
ftatthalter aus, ſoweit fie nicht der Reichsminiſter 
des Innern felbft wahrnimmt. 

(2) Die näheren Beltimmungen über die Beftrei- 
tung der Roften der Viehjeuchenbefämpfung nach $ 2 
des Viehſeuchengeſetzes trifft der Reichsminiſter des 
Innern. | 

(3) Die nad) $ 67 des Viehſeuchengeſetzes den Län— 
dern und den Pandesregierungen und nad) $ 71 des 
Viehſeuchengeſetzes dem Yandesrecht vorbehaltenen Be- 
ftimmungen über die Entihädigung für Viehverlufte 
trifft der Neichdminifter des Innern. Er fann dabei 
beftimmen, daß Entſchädigungen aud in anderen 
Fällen als in denen des $ 66 des Viehſeuchengeſetzes 
gewährt, und daß die Tierbefiger zu Beiträgen zu 
den Entihädigungen für Viehverlufte herangezogen 
werden. 

(4) Die Ausführungsvorichriften des Bundesrats 
zum Viehfeuchengejeß vom 7. Dezember 1911 (Reiche: 
geſetzbl. 1912 ©. 4) find in der Oftmarf in der vom 
Reichsminiſter des Innern befanntzugebenden Faſſung 
anzuwenden. 

(5) Die Beitimmungen des Reichsminiſters des 
Innern nad) Ab. 2 bi 4 werden im Gejeßblatt für 
das Land Öfterreich verfündet. 


83 


(1) Höhere Polizeibehörde im Sinne der im $ 1 
genannten Vorjchriften ift der Reichsitatthalter. 


335 
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b) die auf Grund dea S$ 11 des Gejeßes, betreffend 
die Abwehr und Tilgung von Tierfeuchen 
(RGBl. Nr. 177/1909 und BGBl. Nr. 348/ 
1934), exlafienen Vorſchriften über die veteri- 
närpolizeilichen Erforderniffe für die zur 
Beförderung von Tieren verwendeten Kraft: 
fahrzeuge und Luftfahrzeuge ſowie ihre Reini- 
gung und Desinfektion, 

die auf Grund des 8 13 des gleichen Geſetzes 
(RGEBl. Nr. 177/1909 und BGBl. Nr. 441/ 
1935) erlaſſenen Vorſchriften über die Vieh⸗ 
und Fleifchbeſchau, 

die auf Grund des 814 des gleichen Geſetzes 
(RGBl. Nr. 177/1909) erlaffenen Roricriften 
über die unjchädliche Beſeitigung von Tier- 
förpern und Tierkörberteilen (Kadavern). 

(3) Soweit die in den Abſ. 1 und 2 aufgeführten 
Vorſchriften auf Beſtimmungen des bisherigen öfter: 
reichiſchen Tierfeuchengefekes verweilen, treten an die 
Stelle diefer Beltimmungen die entiprechenden Vor— 
Ichriften des Viehjeuchengeietes. Sumwiderhandlungen 
gegen die Norichriften über die Vieh» und Fleiſch— 
beſchau (Abſ. 2Buchſt. b) werden nach den bisherigen 
Beſtimmungen beſtraft. 


87 

(1) Die in der Oſtmark auf Grund der bisherigen 
Geſetze zur Bekämpfung von Tierſeuchen im Inland 
und zur Abwehr ihrer Einſchleppung aus dem Aus— 
land erlaſſenen Anordnungen bleiben in Kraft, fo- 
weit ſie nicht mit den durch dieſe Verordnung ein— 
geführten Vorſchriften in Widerſpruch ſtehen. 

(2) Zuwiderhandlungen gegen die weitergeltenden 
Anordnungen, die nach Inkrafttreten dieſer Verord— 
nung begangen werden, ſind ſo zu beſtrafen, als wäre 
die verletzte Anordnung auf Grund der entſprechen⸗ 


den Vorſchriften des Viehſeuchengeſetzes erlaſſen 
worden. 
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(2) Beamtete Tierärzte im Sinne dea S 2 des Vieh— 
feuchengejehes find außer den vom Reich angeftellten 
Tierärzten die vom ehemaligen Rande Öfterreich im 
ftaatlichen Veterinärdienft anaeftellten Tierärzte. Die 
Beftätigung anderer Tierärzte als beamtete Tierärzte 
im Sinne des Viehſeuchengeſetzes bleibt dem Neiche- 
minifter des Innern vorbehalten. 


84 
Soweit im Viehſeuchengeſetz Beſchwerden zugelaſſen 
ſind, gelten ſie in der Oſtmark als Berufungen im 
Sinne des öſterreichiſchen Allgemeinen Verwaltungs: 
verfahrensgeſetzes BGEBl. Nr. 274/1925). 


c 


— 


d 


— 


85 

(1) Die Übertretungen nad) den SS 75 und 76 des 
Viehſeuchengeſetzes achören in der Oſtmark zur ge 
richtlichen Zuftändigfeit. 

(2) Über die Einziehung im jelbftändigen Ver— 
fahren gemäß $ 77 Abſ. 2 des Viehſeuchengeſetzes er: 
tennt auf Antrag des Anklägers das Gericht, das zur 
Durchführung des Strafverfahrens zuſtändig wäre, 
durch Beichluß. Bei dem Gerichtshof I. Inſtanz ſteht die 
Entſcheidung der Ratskammer zu. Der auf Einziehung 
erkennende Beſchluß iſt der betroffenen Perſon bekannt—⸗ 
zumachen. Gegen die Entſcheidung iſt die Beſchwerde 
zuläſſig (58 114, 481 der oͤſterreichiſchen Straf— 
prozeßordnung). 


86 

(1) In der Oſtmark bleiben folgende Gefete mit den 

dazu erlaſſenen Durchführungsvorſchriften in der zu: 
let geltenden Faſſung in Kraft: 

a) das Gefek, betreffend die Abwehr und Tilgung 

der Ninderveft (RGBl. Nr. 37/1880), 


b) das Geſetz, betreffend die Verpflichtung der Dos- 
infeftion bei Viehtransporten auf Eifenbahnen 
und Schiffen (RGEBl. Nr. 108/1879), 

c) das Geſetz, betreffend die Befämpfung des 
ſeuchenartigen Berwerfens der Rinder (BEL. 
Nr. 175/1935), 

(2) Herner bleiben in Kraft: 

a) die Minifterialverordnung, betreffend die Ab. 
wehr und Tilgung der anſteckenden Krankheiten 
der Bienen (BGBl. Nr. 219/1937), 


8 

(1) Diefe Verordnung tritt am l. Januar 1940 
in Kraft. 

(2) Bis zum 1. Januar 1940 gelten auch in den 
in die Oftmarf eingegliederten ehemals fudeten- 
deutſchen Gebietsteilen für die Tiexf euchenbefämpfung 
die Vorfchriften des ehemals öfterreihifchen Bundes. 
rechts, 


Berlin, den 25. Juli 1939, 


Der Reichsminifter des Innern 


In Vertretung 


Dfundtner 
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Verordnung über Zolländerungen. 
Bom 26, Juli 1939*) 


Auf Grund des S 49 Abfat 2 des Zollgefeßes wird 2, In der Tarifne. 47 (Anderes Obft, friſch) Abf. 3 
im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter für Ermäh- | Vflaumen allerArt) ift Folgende Anmerkung anzufügen: 


rumg und Landwirtichaft verordnet: Anmerkung. Pflaumen aller Art, wenn jie 
von einer Stelle abgenommen werden, Die 
S 1 der Neichsminifter für Ernährung und 
Der Zolltarif iſt wie folgt zu ändern: Landwirtſchaft beſtimmt, in der Zeit vom 
= . 2 2 l. Auguſt bis 31. Oktober 1939......... 10 
1, In der Tarifnr. 2 (Meizen und Spelz) ift im 
der Anmerkung 1 an Stelle von „232 000 de“ zu fegen 52 
„289 000 d⸗“. Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1939 in Kraft. 


Berlin, 26. Juli 1939 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Im Auftrag 
Jahr 


*) Veröffentlicht im Deutichen Meichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 171 vom 27. Juli 1939. 


| Berordnung zur Einführung bon Borjchriften 
üder die Dampfteſſel und die jonjtigen überwachungspflichtigen Anlagen 
in der Ditimarf. 


Vom 26. Juli 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung | der Verorönung vom 30. Auguſt 1937 (Neidhs- 
Öfterreich8 mit dem Deutichen Reih vom 13. März | geiebbl. I ©. 918), die SS 25 und 147 jedoch nur 
1938 (Neichögejeßbl. I S. 237) wird folgendes ver- | injoweit, ald jie die Dampfkeſſel und die jonitigen 
ordnet: auf Grund des 8 24 der Gewerbeordnung für das 

In der Ofjtmarf gelten die SS 24, 25 und 147 der | Deutjche Reich überwadhungspflichtigen Anlagen be- 
Gewerbeordnung für das Deutjche Reich in der Faflung | treffen. 


Berlin, den 26. Juli 1939, 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Zandfried 


Der Neichöminifter des Innern 
In Bertretung 
Pfundtner 
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Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Bekanntmachung über die Einbanddere 
zum Reichögejebblatt, Teil I, Erſtes Halbjahr 1939, 
Bom 26, Juli 1939, 


Megen des ſtarken Umfangs, den der Teil I des 
Reichsgeſetzblatts mit Ablauf des erften Salbjahrs 1939 
erreicht Hat, werden — wie für den Jahrgang 1938 — 
Halbjahrseinbanddeden ausgegeben. Die Ein- 
banddede zum erften Halbjahr 1939 wird bereits her- 
geftellt und kann fofort nad) Fertigftellung geliefert 
werden. Sie ift mit einem befonders dauerhaften, per- 
gamentähnlichen Stoff überzogen und mit glatten 
Leinenrüden und Leineneden verſehen. Jeder Dede 
werden zwei Blatt fünftlerifch geftaltetes Vorſatzpapier 
beigegeben. 

Beftellungen find an das Reichsverlagsamt in 
Berlin NW 40, Scharnborftitraße 4, zu richten, 
das aud) Beftellungen auf den Dauerbezug von Ein- 
banddeden entgegennimmt. Bereits angemeldete 
Dauerbezieber erhalten die Einbanddede obne 
neue Beftellung zugefandt. Ebenſo wird den 
Beziehern die Einbanddede zum zweiten Salb- 
jahr 1939 nach Abſchluß des Jahrgangs ohne 
bejondere Beftellung geliefert werden. 

Einzelne Einbanddeden koften 1,45 Reichsmark. Bei 
Abnahme bon wenigſtens 30 Stüd des erſten Halb- 
jahrgangs 1939 ermäßigt fich der Drei um 10 vom 
Hundert. Die Doftgebühren betragen für ein bis vier 
Einbanddeden bei Voreinjendung 40 Reichöpfennig. 
Sofern der Gegenwert zuzüglich der Doftgebühren nicht 
im voraus auf das Doftichedfonto des Neichöverlags- 
amts, Berlin 962 00, überwiefen ift, fünnen die Stüde 
nur unter Nachnahme verfandt werden. 


Auch für alle früheren Jahrgänge find Einbanddeden 
noch zu denfelben Dreifen lieferbar. 


Berlin, den 26. Juli 1939. 


Der Reich3minifter des Innern 
m Auftrag 
Dr. Medicus 
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Reihsgefeßgblatt 7 


Teil I 
1939 Ausgegeben zu Berlin, den 31. Juli 1939 Mr. 134 


Tag Inhalt Seite 


19.7.39 Verordnung zur Aufrechterhaltung von ſtraßenverkehrsrechtlichen Über- 
gangsbeftimmungen im den in die Länder Preußen und Bayern ein- 


gegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen . . . . . . . . . . . . . . . . . . ... 1325 
21.7.39 Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Führung akademiſcher 

EEE an en ee ar a RER RE EEE LERRITELEN Kohn 1326 
25.7.39 Verordnung über die Ausübung des Wandergewerbes und des Stadthaufier- 

N —— 1327 


25.7.39 Verordnung über die Einführung des Geſetzes über Erhebung von Umlagen 
in dev gewerbliben Wirtfhaft in der Oftmarf und im Neichsgau 
ER EB EN EEE EEE er ea nd 1327 


28.7,39 Verordnung zur Einführung der Verordnung über den Dfändungsfhug für 
Urlaubsfarten, Urlaubsmarken und Urlaubsgeld im Baugewerbe und 
in den Baunebengewerben im Reichsgau Sudetenland.............-. 1328 


RUE VEREINE CE 1328 





sm Teil II, Nr. 31, ausgegeben am 20. Juli 1939, find veröffentlicht: Verordnung über die vorläufige Anwendung einer 
fünften deutjch-hilenifchen Vereinbarung über die Verlängerung der Geltungsbdauer des Handelsvertrags und 
des Abkommens über den Jablungsvertehr. — Bekanntmachung zu der dem Internationalen Übereintommen über den 
Eifenbabnfrachtverfehr beigefügten Lifte. — Bekanntmachung über die Ausdehnung des Geltungsbereichs des deutjch- 
britiſchen Abfommens über den Nechtsverfehr auf die Kolonie Aden. — Bekanntmachung zum Weltpoftvertrag und 
ju feinen Nebenablommen (Beitritt des Slowalifchen Staates). — Bekanntmachung über die Abänderung der Anlage I 
zum Internationalen Übereinfommen über den Eifenbabnfrahtverfehr im wechjelfeitigen Verkehr zwifchen den 
Cifenbabnen Deutjchlands und den Eifenbabnen verichiedener Staaten. — Bekanntmachung über die Ratifitation 
einer deutſch-griechiſchen Vereinbarung über die Anderung de3 Handels, und Schiffahrtsvertrags. 





Berordnung 
zur Aufrechterhaltung von ſtraßenverkehrsrechtlichen Übergangsbeitimmmmgen 
in den in die Länder Preugen und Bayern eingegliederten jndetendentichen Gebietsteilen. 


Bon 19. Juli 1939, 


Auf Grund des $5 Sab 3 des Gefehes über die Gliederung der fudetendeutfchen Gebiete vom 25. März 1939 
Reichsgeſetzbl. I S, 745) wird verordnet: 
In den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten judetendeutjchen Gebietsteilen werden 
$1 Abſ. 2 Buchft.b und $3 der Verordnung zur Einführung reichsrechtlicher Vorfchriften über den 
Straßenverkehr in den fubetendeutjchen Gebieten vom 8. Februar 1939 (Reichögefeßbl. I S. 164) mit 
Wirkung vom 1. Juli 1939 aufrechterhalten. 


Berlin, den 19, Juli 1939, 
Der Reichsverkehrsminiſter 


In Vertretung des Staatsſekretärs 
Walded 


Der Neichöminifter des Innern 
In Verlretung 


Pfundtner 
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Berordnung 
zur Durchführung des Gejeßes über Die Führung afademijcher Grade. 


Bom 21. Juli 199. 


Auf Grund von $ 8 des Geſetzes über die Führung 
alademifcher Grade vom 7. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 985) wird verordnet: 


1. 


Ein akademiſcher Grad darf nur geführt werden, 
wenn er von der dazu befugten Stelle ordnungsgemäß 
verliehen worden ift und der Belichene hierüber eine 
Verleihungsurkunde oder ein Beſitzzeugnis innehat. 


2, 

(1) Der Antrag auf Erteilung dev Genehmigung zur 
Führung eines ausländifchen alademiſchen Grades 
C2 Abſ. 1,83 des Geſetzes) ift unmittelbar beim Reichs» 
minifter für Wiffenichaft, Erziehung und Voltsbildung 
zu ftellen. Dem Antrage find folgende Unterlagen bei— 
zufügen: Lebenslauf, Reifezeugnis, Studien- und 
Prüfungsnachweiſe ſowie die Verleihungsurkunde 
oder das ſonſtige Beſitzzeugnis in Urſchrift oder Öffent- 
lich beglaubigter Abſchrift nebſt einer beglaubigten 
deutichen Überſetzung. 


(2) Als vorübergehend im Sinne des $ 3 Satz 2 des 
Geſetzes gilt ein Aufenthalt im allgemeinen nicht mehr, 
wenn er die Zeit von drei Monaten überjchreitet. 


(3) Über die Genehmigung wird dem Antragiteller 
eine Urkunde ausgeitellt. 


(4) Die vorftehenden Vorjchriften gelten nicht in 
ven Fällen, in denen die Genehmigung zur Führung 


Berlin, den 21. Juli 1939, 


der alademifchen Grade einer beftimmten ausländifchen 
Hochſchule allgemein erteilt ift ($ 2 Abf. 2 des Geſetzes). 


3. 


(1) Über die Entziehung eines von einer inländifchen 
ftaatlichen Hochſchule verliehenen alademijchen Grades 
entjcheidet ein Ausſchuß, der aus dem Rektor der Hod)- 
ichule und den Dekanen befteht. An Hochſchulen, denen 
eine Unterglieverung in Fakultäten (Abteilungen) 
fehlt, treten an die Stelle der Dekane zwei jeweils für 
die Dauer von fünf Jahren durch den Reichsminiſter 
für Wiffenfchaft, Erziehung und Volksbildung beftellte 
ordentliche Mitglieder des Lehrkörpers. 


(2) Die Enticheidung des Ausſchuſſes wird mit der 
Zuftellung wirkſam. Die Zuftellung ift nad) den Bor: 
ichriften der Sivilprozeßordnung über Auftellungen 
von Amts wegen vorzunehmen. In der Oftmarf gelten 
bis zur Inkraftfegung der Neich8-Zivilprozeßordnung 
die Vorfchriften der Öfterreichiichen Zivilprozeßordnung 
über Zuftellungen von Amts wegen; das gleiche gilt 
für den Reichsgau Sudetenland. 


4, 


Die Enticheidung über die Aufhebung der Ent- 
ziehung ($ 4 Abi. 4 des Geſetzes) erfolgt nad) Anhörung 
des in Nr. 3 Abſ. 1 diefer Verordnung genannten 
Ausſchuſſes. 


Der Reichsminiſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 
In Vertretung des Gtaatöfefretärs 
Kuniſch 
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Berordnung 
über die Ausübung des Wandergewerbes und des Stadthauſiergewerbes. 
om 25. Juli 1939. 


Auf Grund der Verordnung zur Durchführung des 
Vierjahrespland vom 18. Dftober 1936 (Neiche- 
geſetzbl. I S. 887) beftimme ich folgendes: 


$1 

(1) Wandergewerbejcheine oder Stadthaufiericheine 
dürfen nur mit Zuftimmung des Arbeitsamts erteilt 
werden, das für den Wohnort des Antragitellers zu- 
ſtändig ift. 

(2) Auf Antrag des Arbeitsamts find bereits er- 
teilte Wandergewerbejcheine oder Stadtbaufierjcheine 
zu entziehen. 

832 


(1) Die mit meiner Zuſtimmung erlaſſenen An— 


ordnungen der Gejchäftsgruppe Arbeitseinfab vom | 


Berlin, den 25. Juli 1939. 


14. Dezember 1937 (Deuticher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 269) und vom 29. Januar 1938 
(Deutjcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 25) 
über Bejchränfungen in der Ausübung des Wander: 
gewerbes und Stadthaufiergewerbes werden auf- 
gehoben. 


(2) Die auf Grund diefer Anordnungen jeit dem 
15. Dezember 1937 getroffenen Maßnahmen werden 
bejtätigt. 


3 
Der Reichsarbeitsminifter wird ermächtigt, dieſe 
Verordnung durchzuführen. 


Der Beauftragte für den Bierjabresplan 
Göring 
Generalfeldmarichall 


Berordnung 
über die Einführung des Gejeßes über Erhebung von Umlagen in der gewerblichen Wirtſchaft 
in der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland. 
Som 25. Juli 199, 


Auf Grund des Gejeges über die Wiedervereinigung Ofterreich8 mit dem Deutjchen Reich vom 13. März 
1938 (rReichsgeſetzbl. I S. 237) und auf Grund des Erlafjes des Führers und Reichskanzlers über die Verwaltung 
der ſudetendeutſchen Gebiete vom 1. Oftober 1938 (Reichsgeſetzbl. I &, 1331) wird verordnet: 

Das Geſetz über Erhebung von Umlagen in der gewerblichen Wirtſchaft vom 28. Juni 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 812) gilt aud) in der Oftmarf und im Reichsgau Subdetenland, 


Berlin, den 25. Juli 1939. 


Der Neihswirtihaftsminifter 
An Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Bertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminifter des Innern 
An Vertretung 


Pfundtner 


I 
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Verordnung zur Einführung der Verordnung über den Pfündungsſchutz 
für Nrlanbstarten, Urlaubsmarlen und Urlaubsgeld im Baugewerbe und in den Bannebengewerben 
im Reichsgau Sudetenland. 


Bom 28. Juli 1939. 


Auf Grund des $7 des Erlafjes des Führers und Reichslanzlers über die Verwaltung der iudetendeutichen 
Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Reichögejeßbl. I ©. 1331) wird folgendes verordnet! 
Die Verordnung über den Pfändungsſchutz für Urlaubsfarten, Urlaubsmarten und Urlaubsgeld im Bau- 


gewerbe und in den Baunebengewerben vom 31.Auguft 1936 (Reichsgeſetzbl. IS. 715) gilt auch im Reichsgau 
Sudetenland. 


Berlin, den 28. Juli 1939. 


Der Neihsminifter der Juftiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Der Reichsarbeitöminifter 
In Vertretung 


Dr. Syrup 


Der Reichdminifter des Innern 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Dr. Suren 


a te 


Druckfehlerberichtigung 


Im Gejeß über die Befoldung ber Hochichullehrer 
(Vierumddreißigfte Anderung des Beſoldungsgeſetzes) 
vom 17. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 252) bei 
g1 Nr. III „Bejoldungsordnung H“ erhalten Die 
beiden Anmerkungen zur „Bejoldungsgruppe 2“ ftatt 
der laufenden Nummern „?)” und „?) die laufenden 
Nummern „*Y)” und „?)”. 


Dementiprechend muß es in den beiden Zeilen vor 
den Anmerkungen beißen: 


„Wohnungsgeldzuſchuß: TIP). | 
„Außerordentliche Profeſſoren ſowie Abteilungs⸗ 
vorſteher bei den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen?).“ 


— — 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint in zwei geſonderten Zeilen — Zeil und Teil I — 

Sortlaufender Bezug mur durch die Boftanftalten. Bezugspreis vierteljährlich für Teill= 2,0 AA, für Teilll = 23,50 AM. 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Neichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorfifiraße Ver. 4 
(Sernfprecher: 429265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Eimelnummern werden nach dem Umfang berechnet, 
Preis für den achtfeitigen Bogen 15. M, aus abgelaufenen Jahrgängen 10 Arf, ausfchließlich der Poftdruckfachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. 9. Preisermäßigung. 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin, 
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Ausgegeben zu Berlin, den 1. Auauit 1939 


inhalt 
Dreizebnte Verordnung zur Einführung ftenerrehtliher Vorſchriften im 





Seite 


Reichsgau Sudetenland und im dem in die Länder Preußen und Bayern 


eingegliederten judetendeutichen Gebietsteilen 
Anderungsanordnung zur Erſten Durhfühbrungsanordnung zur Ver- 


1329 


ordnung zur Siche rſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von 
bejonderer taatspolitifherBedeutung (Dienftpflicht-Duckhführungs- 


ran RER er 
Verordnung über die gerichtliche Zuftändigfeit im Verfahren mach der 


FED EEE ERBE FEB TR a ri ds 


Verordnung gegen die Umterftügung der Tarnung jüdifcher Gewerbe: 


ET EINE 





Dreizehnte Berordnung 
zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Reichsgau Sudetenland 
und in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten ndetendentichen Gebietäteilen 
Vom 7. Zuli 1939 


Auf Grumd des Erlajjes des Führers und Reichs— 
Eanzler3 über die Verwaltung der fudetendeutichen 
Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Reichsgefeßbl. IS. 1331) 
in Verbindung mit $1 der Verordnung zur Einführung 
von ReichSfteuerrecht in den in die Länder Dreußen und 
Bayern eingegliederten ebemals fudetendeutichen Ge- 
bietäteilen vom 26. Juni 1939 (Preuß. Gefetzſamml. 
5.83) wird das folgende verordnet: 

Das Geſetz, betreffend die Vergütung des Kakaozolles 
bei der Ausfuhr von Kakaowaren, vom 22, April 1892 


Berlin, 7. Juli 1939 


(Reichsgefegbl. S. 601) in der Faſſung der Bekannt: 
machung vom 4. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1100) 
und die Verordnung über Vergütung des Kakaozolles 
20. März 1930 (Reichsminifterialbl. S. 79) 

7. Juli 1939 (Reichsminiiterialbl. S. 1309) 
treten im Reichsgau Sudetenland umd in den im die 
Länder Dreußen und Bayern eingegliederten ehemals 
judetendeutjchen Gebietsteilen am 1. Auguft 1939 in 
Kraft. 


vom 


DerNeihsminifterder Finanzen 
In Vertretung 


Reinbardt 


Der Neichsminiter des Innern 


In Vertretung des Staatöfefretärg 


Dr. Suren 


Reichsgejeßbt. 1939 I 
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Ünderungsangrdnung zur Erſten Durchführungsanordnung zur Berordnung 
zur Sicherftellung des Mräftebedarjs für Anjgaben von bejonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung 
(Bienjtpflicht: Durchführungsanordnung). 


om 27. Juli 1939. 


Auf Grumd der Verordnung zur Sicheriteilung des 
Kräftebedarfs für Aufgaben von bejonderer jtaats- 
politifcher Bedeutung vom 13. Februar 1939 (Reidys- 
aefehbl. I 5. 206) beftimme ich folgendes: 


81 


In der Erſten Durchführungsanordnung zur Ver⸗ 
ordnung zur Sicherſtellung des Kräftebedarfs für Auf— 
aaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung 
(Dienitpflicht- Durchführungsanorönung) vom 2. März 


Berlin, den 27. Juli 1939. 


1939 (rReichsgeſetzbl. I S. 403) wird dem $5 folgender 
Abſ. 4 angefügt: 
‚‚(4) In bejonderen Fällen fann der inhalt des 
Verpflichtungsbefcheides von den Vorſchriften des 
Abi. 2 und des Abi. 3 abweichen.“ 


82 
Diefe Anordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Der NReichdarbeitöminiiter 
In Vertretung 


Dr. Syrup 








Verordnung über die gerichtliche Zuitändigleit im Berjahren nach 
der Verordnung gegen die Unterjtügung der Tarnung jüdiſcher Gewerbebetriebe *). 


Bom 28. Juli 1939. 


Auf Grund der Veroronung zur Durchführung des 
Vierjaͤhresplans vom 18, Oktober 1936 (Reichsgeſetzbl.J 
5.887) wird verordnet: 


—— 

(1) Für Verbrechen gegen⸗Hder Verordnung gegen 
die Unterftügung der Tarnung jüdifcher Gewerbe: 
betriebe vom 22. April 1938 (Neichsgefegbl. I S. 404) 
ift im erften Nechtszug die Große Strafkammer, in Der 
Oftmarf der Gerichtöhof I. Inſtanz zuftändig. 

Ra pA J. 1988/39 
Berlin, den 28. Juli 1939. 


(2) Soweit im anbängigen Verfahren vor dem Jr 
erafttreten diefer Verordnung die Große Straffammer 
erkannt hat, kann das Urteil nicht deshalb angefochten 
werden, weil das Schwurgericht zuftändig gewejen 
wäre. 

2 

Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Berfündung 

in Kraft. 


Der Beauftragte für den Vierjabhresplan 


In Bertretung 


Körner 





” Betrifft : nicht den Reichsſsgan Sudetenland, 


Das Reichsgeſetzblatt erfcheint im zwei gefonderten Teilen — Teil 1 und Tall —. 

Sortlaufender Bezug nur durch die Poftanftalten. Bezugspreis viertehährlich für Teil 1= 2,90.AN, für Teil = 2,50 AM. 
Einzelbesug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Reichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtraße Nr. 4 
(Sernfprecher: 4292 65 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Einzelnummern werden nach dem Um fang berechnet. 
Preis für den ahtieitigen Bogen 15.4, aud abgelaufenen Jahrgängen 10 Ay, ausſchließlich der Poſtdruckſachengebühr. 
Dei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 

Herausgegeben vom Neihsminifterium des mern, — Gedruckt in Der Reichsdruckerei, Berlin. 
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1939 Ausgegeben zu Berlin, den 4. Auguft 1939 | Nr. 136 


Tag Inhalt Seite 
1.8.39 Geſetz zur Erhöhung der Einnahmen des Sondervermögens Des Reichs Tür 
Eheſtandsdarlehen und Kinderbeihilien ---.-------:---rereeeeeecrnnne 1331 


25.7.39 PVierzehnte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im 
Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder Preußen und Bayern 


eingegliederten fudetendeutjchen Gebietöteilen . . . . . ...***2*26*2* 1332 
31.7.39 Vierte Verordnung zur Durchführung des Oſtmarkgeſetzes ... .. ....*624* 1332 


31.7.39 Verordnung zur Einführung der Verordnung über die Beſetzung der Kauffahr— 
teifchiffe mit Rapitänen und Schiffsoffizieren (Sciffsbefegungsord- 


| nung) in dev Oftmark ....... .... ...... ...*2*2*2**4* 1333 
1.8.39 weite Verordnung über die Übertragung von Aufgaben und Befugniffen 
de8 Reichäftatthalters in Oſterreich (Öfterreichifche Landesregierung) . . . - - 1333 


1.8.39 Verordnung über die Zuſtändigkeit zur Führung dev Landtafeln im Reichs— 
gau Sudetenland umd in den in die Länder Preußen und Bayern fowie 
die Neichsgane Oberdonau und Niederdonan eingegliederten Teilen der 
ehemals fudetendeutfhen Gebiete. . . . . . . . . . . .. ...2224**2*28* 1334 


—— — ————————————— — 
— Ban TEE ET DE ST ————— 


Geſetz zur Erhöhung der Einnahmen des Sondervermögens des Reichs 


für Eheſtandsdarlehen und Kinderbeihilfen 
Vom 1, Auguſt 1939. 
J 
Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hierdurch verkündet wird: 


Dem Sondervermögen des Reichs für Eheſtandsdarlehen und Kinderbeihilfen find in Abänderung von $ 2 
des Geſetzes zur Anderung des Geſetzes zur Verminderung der Arbeitslofigkeit vom 1. April 1938 (Reiche: 
gefehbl. I S. 357) vom Beginn des Rechnungsjahrs 1939 ab aus dem Anteil des Reichs an der Ein- 
kommenſteuer jährlich 250 Millionen Reichsmark zuzuführen. 


Bayreuth, den 1. Auguft 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsminifter der Finanzen 
. An Vertretung 


Reinhardt 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 338 
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Bierzehnte Verordnung 
zur Einführung jteuerrechtlicher Vorjchriften im Reichsgau Sudetenland 
und in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten judetendeutjchen Gebietsteilen 
Bom 25. Juli 1939 


Auf Grund des Erlaſſes des Führer und Reiche. 
fanzler8 über die Verwaltung der fjubetendeutichen 
Gebiete vom 1. Oftober 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1331) 
wird verordnet: 


Die folgenden Verordnungen finden aud im 
Reichsgau Subdetenland und in den in die Länder 
Dreußen und Bayern eingegliederten fudetendeutjchen 
Gebietöteilen Anwendung: 


Berlin, 25. Juli 1939 


1. Verordnung über die Auswertung der Derjonen- 
ftands- und Betriebdaufnahme (Aufftellung von 
Urliften) vom 16. Mai 1935 (Reichsminiſterialbl. 
S. 538), 


2, Verordnung über Rechtsſchutz und Rechtöhilfe in 
Steuerfachen im Verkehr mit der freien Stabt 
Danzig vom 19. November 1923 (Reichsgeſetzbl. II 
©. 428). 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Bertretung 
Reinhardt 


Der Reich3minifter de3 Innern 
In Bertretung 


Pfundtner 





Vierte Berordnung zur Durchführung des Oſtmarkgeſetzes. 
Vom 31. Zuli 1939. 


Auf Grund des $18 des Geſetzes über den Aufbau 
der Verwaltung in der Oftmark (Oftmarkgejeß) vom 
14. April 1939 (NReichögefeßbl. I ©. 777) wird für den 
Reichdgau Wien folgendes verordnet: 


$1 
(1) Von den bisherigen Aufgaben der Stadt Wien 
werden der ftaatlichen Verwaltung folgende Aufgaben 
zugeteilt: 


a) die landesbehördlichen Angelegenheiten, 


b) die ftaatlichen Angelegenheiten der Unterftufe der 
ftaatlichen Verwaltung mit Ausnahme der durch 
$2 der Gemeindeverwaltung Übertragenen Auf- 
gaben. 


(2) Der ftaatlicyen Verwaltung werden ferner Die 
Aufgaben des Stadtſchulrats für Wien und des Yort- 
bildungsichulrats für Wien zugeteilt. 


(3) Der ftaatlichen Verwaltung werden außerdem 
die Aufgaben zugeteilt, die durch das Oſtmarkgeſetz und 
die Durhhführungsverordnungen dazu oder durch an- 
dere Vorjchriften den Neichsftatthaltern übertragen 
werden, ſoweit nicht ausbrüdlich etwas anderes be. 
ftimmt iſt. 


Berlin, den 31. Juli 1939. 


2 
Der Gemeindeverwaltung des Reichsgaues Wien 
werden, joweit nicht ausdrüdlich anderes bejtimmt ift, 
zur Erfüllung nad) Anweifung übertragen: 

a) die Aufgaben der ftaatlihen Verwaltung, die 
nach $11 des Oftmarkgefeges in einem Stadt- 
kreis vom Oberbürgermeifter wahrzunehmen find, 

b) die Aufgaben der ftaatlihen Verwaltung, Die 
nad $2 Abſ. 2 der Verordnung über die Ein- 
führung der deutichen Gemeindeordnung im 
Lande Öfterreih vom 15. September 1938 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1167) von den Gemeinden 
wahrzunehmen jind. 


$3 
Die Bezirkshauptmannfchaften des Reichsgaues 
Wien find gemeindliche Dienftitellen. 


84 

(1) Bei Entſcheidungen in Angelegenheiten der Selbit- 
verwaltung und in ftaatlichen Angelegenheiten, die der 
Gemeindeverwaltung des Neichdgaues Wien zur Er- 
füllung nach Anweiſung übertragen find, tritt an die 
Stelle der Berufung der Einjprud. 

(2) Über den Einjprud) in ftaatlichen Angelegenbeiten 
nach Abſ. 1 entjcheidet der Reichsftatthalter in der jtaat- 
lihen Verwaltung. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
Frick 





Il 
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Berorbmung zur Einführung der Verordnung 
über die Bejegung der Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und Schiffsoffizieren (Schiffsbeſetzungsordnung) 
in der Ditmarf, 


Bom 81. Juli 1939, 


Auf Grund bes Artikels II des Geſetzes über die Wiedervereinigung Öfterreich8 mit dem Deutfchen Reid) 
vom 13, März 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 237) wird folgendes verordnet: 


Die Verordnung über die Beſetzung der Kauffahrteifchiffe mit Kapitänen und Schiffsoffizieren (Schiffs. 
beſetzungsordnung) vom 29. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. II S. 517) in der Faffung der Verordnungen vom 
26. März 1934 (Reichsgeſetzbl. II S.159) und vom 24. Mai 1938 (Reichsgeſetzbl. II S. 194) gilt aud) in 


ber Oftmarf, 


Berlin, den 31. Juli 1939, 


Der Reichsverkehrsminiſter 
In Vertretung 


Koenigs 


Der Reichsminiſter des Innern 
An Vertretung des Staatsſekretärs 
Dr. Suren 


Zweite Verordnung über die Übertragung von Aufgaben und Bejugnijjen 
des Reichsſtatthalters in Öfterreich (Oſterreichiſche Landesregierung). 


Bom 1. Auguſt 1939, 


Auf Grund des $ 16 des Geſetzes über den Aufbau 
der Verwaltung in der Oſtmark (Oſtmarkgeſetz) vom 
14. April 1939 (Reichögefeßbl. I S. 777) wird im Ein- 
vernehmen mit den beteiligten Oberjten Reichsbehörden 
folgende8 verordnet: 

$1 


Auf die Reichsftatthalter werden übertragen: 
1. die Aufgaben und Befugniffe des Reichäftatt- 
balter8 in Öfterreich als Dlanungsbehörde; 


2. die Aufgaben und Befugnifje des Reichsftatt- 
balter8 in Öfterreicy auf dem Gebiete der Preis- 
bildung, foweit fie nicht vom Reichsfommiffar für 
die Dreisbildung ſelbſt übernommen werden. 


Berlin, den 1. Auguft 1939. 


2 


Bis zur Berufung der Reichäftatthalter werden die 
im $ 1 bezeichneten Aufgaben und Befugnifje von den 
Landeshauptmännern, für die Stadt Wien vom 
Reichskommiſſar für die Wiedervereinigung Öfterreichs 
mit dem Deutfhen Reich — Verwaltung der Stadt 
Mien — wahrgenommen. 


$3 


Diefe Verordnung tritt binfichtli der Zuſtändig— 
feiten der Dlanungsbehörde mit Wirfung vom 
1. Auguft 1939, hinfichtlich der Zuftändigkeiten auf dem 
Gebiete der Dreisbildung am 15. Auguft 1939 in Kraft. 


Der Reihsminifterdes Innern 
Grid 
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Verordnung 
über die Zuitändigkeit zur Führung der Landtafeln im Reichsgau Sudetenland 
und in den in die Länder Prengen und Bayern ſowie die Reichsgaue Dberdonan und Kiederdonau 
eingegliederten Teilen der ehemals indetendentichen Gebiete. 


Bom 1. Auguſt 1939. 


Auf Grund der $$ 5 und 9 des Erlaſſes des Führers 
und Neichsfanzler8 über die Verwaltung der fudeten- 
deutjchen Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Neichögefehbl. I 
&.1331) und der $$ 4 und 5 des Geſetzes über Die 
Gliederung der ſudelendeutſchen Gebiete vom 25.März 
1939 (Reichsgefetzbl. JI S. 745) wird folgendes ange 
ordnet: 

81 | 


Zur Führung der öffentlichen Bücher über unbeweg— 
liche Güter, die einen Gegenftand der Land- und Lehn- 
tafel bilden, find zuftändig: 

1. das Amtsgericht Troppau 
für die Güter der Troppauer Landtafel jowie 
für die landtäflichen Güter in den Landgerichts— 
Bezirken Neutitfchein und Mährifdy Schönberg; 
2. das Amtsgericht Leitmeritz 
für die Landtäflichen Güter im übrigen Teil des 
Reichsgaues Sudetenland; 
3. das Amtsgericht Bergreichenftein 
für die landtäflicyen Güter in den dur) $ 3 
Abſ. 4 des Gefehes vom 25. März 1939 in das 


Berlin, den 1. Auguſt 1939. 


Land Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen 
Gebieten; 


4. das Amtsgericht Böhmisch Krumau 


für die landtäflichen Güter in den durdy $ 3 
Abi. 3 des Gefehes vom 25. März 1939 in den 
Reichsgau Oberdonau eingegliederten fubeten- 
deutjchen Gebieten; 


5. das Amtsgericht Znaim 


fir die landtäflihen Güter in den durch $ 3 
Abſ. 2 des Geſetzes vom 25. März 1939 in den 
Reichsgau Niederdonau eingegliederten judeten- 
deutichen Gebieten. 


‘2 
Erſtreckt ſich eine Candtafel-Einlage auf mehrere der 
genannten Bezirke, jo beftimmen die zuftändigen Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten im Einvernehmen mitein- 
wer; das zur Führung der Candtafel zuftändige Amts- 
gericht. 


Der Reihsminifter der Jujtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Dr. Studart 





Einbanddeden 


können beim Reichsverlagsamt, Berlin IM 40, Scharnhorfiftr. 4, 
beftellt werden. 
Preis jeder Einbanddede 1,45 AM einfchl. Verpackung aber ausſchl. Poftgebühren (bei Doreinfendung 


für 1 bis 4 Stüd 40 Af). Bei Abnahme von wenigftens 30 Stüd ermäßigt fich der Preis um 100. 9. 





zum Reichsgefetsblatt, Teil I, 
— Erftes Halbjahr 1939 = 


Poſtſcheckkonto 
Berlin 962 00, 


ann ia ET a a I Se nn ——— 


Herausgegeben vom Reichsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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VE ERTL ——————— 


| Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
| über die Fürforge und Berforgung für die ehemaligen Angehörigen 
der bewaffneten Einheiten der 44 und ihre Hinterbliebenen. 


Bom 1. Auguft 1939. 


81 


(1) Die Vorfchriften des Wehrmachtfürforge- und »verforgungsgefeße8 vom 26. Auguft 1938 (Neichögefeßbl. I 
S. 1077), mit Ausnahme des $ 16 Abf. 4, 6 und der $$ 37 bis 43, und die zu diefem Gefeß ergangenen und 
noch ergebenden Durchführungsbeftimmungen und ergänzenden Vorfehriften, insbefondere die Durchführungs- 
beftimmungen binfichtlich der 4-Verfügungstruppe vom 10. November 1938 (Reichögefegbl. I S. 1607), finden 
auf die ehemaligen Angehörigen 


der 4Junkerſchulen, 

der 4-Totenfopfverbände und 

der Verftärtung der 44-Totenfopfverbände 
entiprechende Anwendung. 


—— — 


=> ——— 


(2) 8 126 des Wehrmachtfürforge- und »verforgungsgefeßes gilt auch bei Eintritt eines ehemaligen Soldaten 
in die im Abf. 1 bezeichneten bewaffneten Einheiten der 44 oder eines ehemaligen Angehörigen diefer bewaffneten 
Einheiten der 4 in die Wehrmacht. Bei der Wiederentlaffung wird die Fürforge und Verforgung nad) der 
x Gefamtdienftzeit in der Wehrmacht und in den bewaffneten Einheiten der 44 bemefjen. 


Reichsgeſetzbl 1939 } 339 
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82 
Der Reichsminifter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Oberfommando der Wehrmacht und dem 
Neichsininifter der Finanzen Durhführungsbeftimmungen und abweichende Vorſchriften erlafjen. 


3 
Dieſer Erlaß tritt rüchwirkend mit dem 1. Oktober 1938 in Kraft. 


Bayreuth, den 1. Auguſt 1939. 


Der Fübrer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reich3minifterdes Innern 
Frick 
Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 
Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr.Lammers 





Dritte Verordnung zur Ausführung 
des Erlaſſes über einen Generalbauinſpektor für die Reichshauptſtadt“). 
Vom 1. Auguſt 1939. 


Gemäß $6 des Erlaſſes über einen Generalbauinſpektor für die Reichshauptſtadt wird zur Ausführung des 
Grlafjes vom 30. Januar 1937 (Neichsgefeßbl. 1 ©. 103) hiermit verordnet: 


S1 
Die Koften für Neubauten von Gebäuden des Neiches, des Landes Preußen, der Reichshauptſtadt Berlin, 
fonftiger öffentlicher Körberichaften, der Nationalfozialiftiichen Deutſchen Arbeiterpartei, ihrer Gliederungen und 
angeichloffenen Verbände, die durd) die bauliche Neugeftaltung Berlins notwendig werden, trägt Diejenige Stelle, 
für die der Neubau beſtimmt ift. 
2 


Die durch die Neugeftaltung Berlins entftehenden Koften für Neuanlagen, Veränderungen und Umlegung von 
Verforgungs- und Verkehrseinrichtungen des Neiches, des Landes Preußen, der Reichshauptſtadt Berlin und 
der Verforgungs- und Verkehrsunternehmen tragen diefe jelbit. 


$3 
(1) Die Koften für die durch die Neugeftaltung Berlins entjtehenden neuen Straßen, Plätze, Straßenver- 
breiterungen ſowie Öffentliche Grünanlagen trägt innerhalb der Stadtgrenze der Reichshauptſtadt dieStadt Berlin. 


(2) Die Koften für Straßen, Plätze und Straßenverbreiterungen außerhalb der Stadtgrenze Berlins werden 
von dem nach den geltenden Beftimmungen dazu Verpflichteten getragen. 


(3) Die allgemeinen Beftimmungen über die Beitragspflicht der Anlieger fowie die Errichtung und Unter- 
haltung der Reichsautobabnen und NReichsftraßen bleiben unberührt, 


‘4 
(1) Zu den Koften gehören auch diejenigen Aufwendungen, die für den Grunderwerb einjchließlich dev Kosten 
der Räumung, des Abbruchs der Baulichkeiten und der Umfiedlung der Bewohner erforderlic) find. 


(2) Zu den Koften der Räumung von Kleingartenland gehören neben der Entjchädigung der Kleingärtner 
auch die Koften des Erwerbs geeigneten Erfablandes für die Kleingärtner, die Zuweiſung eines neuen Gartens 
beantragen. Soll das Erſatzland als Dauerkleingartenland der Reichshauptſtadt Berlin übereignet werden, fo 
hat diefe dem Veräußerer den Verkehrswert, höchſtens jedoch den Zöfachen Betrag der Jahrespacht der Erfab- 
fläche zu eritatten. 





*) Betrifft nicht die Diimart und den Reichſsgan Sudetenland, 
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$5 
Der Generalbauinipettor kann anordnen, daß der öffentliche oder private Träger einer Neugeftaltungsmaß- 
nahme, mit der ein Abbruch von Wohnungen mit vier oder mehr Zimmern verbunden ift, für die Reitfinangierung 
ber zu erftellenden Erfaßwohnungen bis zu 25 vom Hundert der Gefamtherftellungsfoften darlehnsweiſe zur 


Derfügung zu ftellen hat. Das Darlehn ift mit höchſtens 4 vom Hundert zu verzinfen und im Grundbud) an 
letzter Stelle zu fichern. 
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$6 


(1) Bei Streitigkeiten über die Roftentragung aus diefer Verordnung erläßt der Generalbauinipeftor einen 


Vorbeſcheid. 


(2) Gegen dieſen Vorbeſcheid ift die Anrufung eines Ausſchuſſes zuläſſig, dem 
der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei als Vorſitzender, 


der Reichsminiſter der Finanzen, 
der Reichsminiſter des Innern, 
der Reichsarbeitsminiſter, 

der Preußiſche Finanzminiſter, 


der Generalbauinſpektor für die Reichshauptſtadt 
und die im Einzelfall beteiligten Oberſten Reichs- und Landesbehörden — im Falle einer Beteiligung der 
Reichshauptſtadt auch der Oberbürgermeiſter der Reichshauptſtadt Berlin — angehören. 
(3) Iſt die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei, eine ihrer Gliederungen oder einer der ihr ange— 
ſchloſſenen Verbände beteiligt, jo gehören auch der Stellvertreter des Führers und der Reichsſchatzmeiſter der 
NSDAD dem Ausichuß an. Das Verfahren des Ausjchuffes regelt der Vorfigende. 


Bayreuth, den 1. Auguft 1939. 


Der Führer und Neichstanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Pammers 


Berordnung zur Einführung des Reichsſchulpflichtgeſetzes 
in der Ditmarf, 
Vom 25. Juli 1939, 


Auf Grund des Artikels II des Gejeßes über die 
Wiedervereinigung Ofterreihs mit dem Deutjchen 
Rei vom 13. März 198 (Neichsgefeßbl. I ©. 237) 
wird folgendes verordnet: 

Artikel 1 

(1) An der Oſtmark treten mit Wirkung vom 
1. Auguſt 1939 in Kraft: 

1. das Geſetz über die Schulpflicht im Deutfchen 
Reid) (Reihsfchulpflichtgefe) vom 6. Juli 1938 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 799), 

2. die Erfie Verordnung zur Durchführung des 
Neichsichulpflichtgefeßes vom 7. März 1939 
Reichsgeſetzbl. I ©. 438). 

(2) Die im Ab. 1 bezeichneten Vorjchriften find nad) 
Maßgabe der Beftimmungen anzuwenden, die in den 
Artikeln 2 und 3 zur Anpaffung an den gegenwärtigen 
Rechtszuftand in der Oftinark getroffen find. 


Berlin, den 25. Juli 1939. 


Artifel 2 
Mit Rücjicht auf den Herbftbeginn des Schuljahres 
in der Oſtmark treten folgende Änderungen ein: 
1. im $2 des Reichsichulpflichtgejeges und in der 
Durchführungsverordnung zu $2 tritt 
an die Stelle des 30. Juni der 30. November, 
>» » 21. Juli der 1. Dezember, 
"oe an » 30. September der28. (29.) Fe⸗ 
bruar; 
2. in der Durchführungsverordnung zu $3 tritt an 
die Stelle des 31. März der 31. Auguft. 


Artifel 3 


Schulverfäumnisftrafen auf Grund des $14 des 
Neichsichulpflichtgeiehes können nad) den Bejtim- 
mungen des Verwaltungsitrafgejeßes (BGB. Nr. 275/ 
1925) verhängt und vollftredt werden. 


Der Reichsminiſter 
für Wiffenfhaft, Erziehung und Volfabildung 
In Vertretung des Staatsſekretärs 


Kuniſch 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 
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Erſte Durhführungsverordnung 
über die bejchleunigte Förderung des Baues bon Henerlingd: und Werfwohnungen 
ſowie von Eigenheimen jür ländliche Arbeiter und Handiverker 
im Reichsgau Sudetenland. 


Vom 28. Juli 1939. 


Auf Grund des $ 2 der Verordnung zur be. 
Ichleunigten Förderung des Baues von Heuerlings⸗ 
und Werkwohnungen ſowie von Eigenheimen für 
ländliche Arbeiter und Handwerker in den ſudeten— 
deutichen Gebieten vom 28. März 1939 (Reichs: 
geſeßbl. I S. 716) wird im Einvernehmen mit dem 
Reihsminifter der Finanzen, dem Neichaminifter der 
Juftiz, dem Reichsminiſter für Ernährung und Pand- 
wirtichaft und dem Neichsforjtmeifter folgendes ver- 
ordnet: 


Erſter Abſchnitt 
Beleihungsvorſchriften 
581 
(1) Die Preußiſche Landesrentenbank in Berlin 
wird ermächtigt, im Reichsgau Sudetenland zur 
Schaffung und Einrichtung von 


1. Seuerlingsitellen, 
2. Werfwohnungen, 
3. Eigenheimen (Rentenitellen) 


für ländliche Arbeiter und Handwerfer langfriſtige 
Darlehen (Dauerkredite) und für die Zeit bis zur 
Auszahlung der Darlehen Zwiſchenkredite zu ge— 
währen. Die Darlehen können auch zum Bau von 
ländlichen Wohn- und Wirtſchaftsgebäuden für In— 
haber von Stellen gewährt werden, deren Erhaltung 
im Intereſſe der landwirtſchaftlichen Erzeugung liegt, 
wenn ſie die Größe einer ſelbſtändigen Ackernahrung 
nicht erreichen (Landwirtſchaftliche Kleinbetriebe). 
Die Darleben (Dauerfredite) werden dur Zahlung 
einex wiederfehrenden Rente (Landesrentenbanfrente) 
verzinft und getilgt. 


(2) Henerlinge im Sinne diefer Verordnung find 
ſolche Iandwirtjchaftlichen Arbeiter, denen der Bauer 
oder Landwirt als Entgelt oder als Teil des Entgeit3 
für ihre Arbeitsleiftungen neben den zur Verfügung 
geſtellten Wohn- und Wirtſchaftsräumen eine Land— 
nutzung auf Grund eines beſonderen Vertrages (Heuer- 
lingövertrages) gewährt. 


(3) Zur Beſchaffung der erforderlichen Mittel kann 
die Vreußifche Yandesrentenbanf Darlehen auf: 
nehmen und Nentenbriefe ausgeben. 


(4) Die Gewährung von Darlehen ift nicht davon 
abhängig, daß das zu beleihende Grundftüd Nenten- 
qutseigenichaft hat; Die Darlehnsgewährung bat 
nicht zur Worausjeßung, daß die Einrichtung erit- 
maliq erfolgt. 


82 
(1) Zuſtändig für die Durchführung der Maß— 


nahme find die Regierungspräfidenten im Reichsgau 
Sudetenland. 





(2) Zu den Aufgaben der Durchführungsbehörden 
gehören die Aufnahme und die Beſtätigung der 
Schuldurkunden für die Darlehen (Zwiſchenkredite 
und Dauerkredite), die Erſuchen auf Grundbuchein— 
tragung ($ 15) ſowie die Feſtſetzung des Schätzwertes 
für die Beleihung. Die Preußiſche Landesrenten— 
bank kann verlangen, zur Schätzung zugezogen zu 
werden; ſie kann ſich hierbei der Mithilfe geeigneter 
BERN oder vereidigter Schätzmeiſter 
edienen. 


(3) Die Durchführungsbehörden fünnen die im 
Abf. 2 bezeichneten Aufgaben auf die Landräte über- 
tragen; bierbei werden von den Durchführungs— 
behörden beitimmte Beamte für die Aufnahme der 
Schuldurfunden beftellt. Beurkundungen von Ber: 
trägen und Verhandlungen, die von den Durd) 
führungsbehörden oder den von diefen beitellten Be— 
amten vorgenommen werden, find öffentliche Ur— 
funden im Sinne des S 33 des Grumdbuchgejeßes vom 
25. Juli 1871 (XGBl. Nr. 95); fie find wie vor 
Gericht abgeichlofiene Vergleiche vollitredbar, wenn 
zugleich die Verpflichteten in dev Urkunde zugeſtimmt 
haben, daß fie in Anjehung der anerkannten Schuld 
fofort vollftredbar fein joll. In diefen Urkunden iſt 
auf die Beſtellung Bezug zu nehmen. 


(4) Die Behörden des Reichs und der öffentlichen 
Gebietskörperſchaften ſind verpflichtet, den Durch— 
führungsbehörden und der Preußiſchen Landesrenten— 
bank bei der Erfüllung ihrer Aufgaben Amtshilfe 
zu leiſten. Für ihre Tätigkeit wird eine Entſchädigung 


nicht gewährt. | 


3 


(1) Der Zwiſchenkredit wird als Hypothek und die 
Rentenforderung als „Landesrentenbanfrente” durd) 
grundbücherliche Eintragung des Pfandrechts unter 
Hinweis auf diefe Verordnung fichergeftellt. Die 
Hypothek und die Fandesrentenbanfrente ſowie die 
aus diefen Rechten in den letzten drei Jahren vor dem 
Tage der Erteilung des Zufchlages fällig gewordenen 
Leiſtungen haben den Nang vor allen öffentlichen Ab- 
gaben und allen anderen dinglichen Rechten, ſoweit 
nicht im Abi. 2 oder im $ 13 Abi. 2 etwas andere? 
beſtimmt ift. Auch ohne grundbücherliche Eintragung 
genießen Die vorgenannten Nechte ein geſetzliches 
Pfand- und Vorzugsrecht (J 216 Abi. 1 Zahl 2 der 
Erefutionsordnung) an allen Liegenfchaften, für die 
das vertragliche Pfandrecht beftellt wird; e8 ift jedoch, 
folange e8 arundbücherlich nicht eingetragen it, im 
Swangsveriteigerungsverfahren nur zu berückſichti— 
gen, wenn es ſpäteſtens im Verſteigerungstermin vor 
Beginn der Verſteigerung angemeldet wird. 


(2) Werden Heuerlings- oder Werkwohnungen auf 
Grundſtücken errichtet, die zugunften anderer, nicht 
bevorrechtigter Gläubiger belaftet find, jo haben die 
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Hypothek und die Pandesrentenbanfrente ſowie die 
aus diefen Rechten in den legten drei Jahren vor dem 
Tage der Erteilung des Zujchlages fällig gewordenen 
Leiltungen mit dem erftrangig eingetragenen Pfand- 
vecbt den gleichen Rang, ſoweit dieſes Pfandrecht 
innerhalb von 50 vom Hundert des nach $ 2 Abi. 2 
bei der Darlehnsgewährung feſtgeſetzten Schätzwertes 
liegt. | 


(3) Die Landesrentenbanfrente tritt in den Rang 
der Hypothek für den Zwiſchenkredit ein. 


(4) Die durch die Hypothek oder die Yandesrenten- 
banfrente Betroffenen find nicht berechtigt, ein Recht 
auf Kündigung oder höhere Verzinfung und Tilgung 
oder ein Recht ähnlichen Inhalts oder Entſchädigungs— 
aniprüche geltend zu machen. 


(5) Soweit die Aufnahme von Darlehen nad) dem 
im Reichsgau Sudetenland geltenden Recht einer Ge- 
nehmigung bedarf, finden diefe Vorſchriften auf die 
im $ 1 diefer Verordnung genannten Darlehen feine 
Anwendung. Die auf Grund diefer Verordnung ge- 
wäbrten Darlehen find im Ausgleichs- oder Ent- 
ichuldungsverfahren nicht beteiligt. 


(6) Die Entſcheidung darüber, ob es ſich um die 
Gewährung eines Darlehns und feine arundbücher- 
liche Sicherung im Sinne diefer Verordnung handelt, 
jteht den Durchführungsbehörden zu. 


ga 


(1) Für die Rente haftet dev jeweilige Eigentümer 
der Liegenſchaft mit diefer; für die während der 
Dauer feines Eigentums fällig werdenden Nenten 
haftet er auch perſönlich. Wird die Liegenichaft ge- 
teilt, fo haften die jeweiligen Eigentümer der einzelnen 
Teile für die Nente als Geſamtſchuldner. m übrigen 
finden die Vorſchriften des $ 457 des Allgemeinen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Amvendung. 


(2) Die Hypothek und die Yandesrentenbanfrente 
find im Imwangsverfteigerungsverfahren vom Er- 
ſteher ſtets ohne Anrechnung auf das Meiftgebot zu 
übernehmen, foweit nicht die Preußiſche Landes: 
ventenbanf bi8 zur Anordnung dev Schätung im 
Swangsverfteigerungsverfabren (55 140 ff. der Exe— 
futionsordnung) dem Exefutionsgericht mitteilt, daß 
das Kapital zur Nüdzahlung fällig ift ($ 5). Yon den 
Perſonen, die fi namens dev Dreußijchen Landes: 
ventenbanf als Bieter an der Verfteigerung beteiligen, 
iſt feine Sicherheitsleiftung zu fordern. 


5 
(1) Die Preußiſche Landesrentenbanf fann jv- 
fortige Rückzahlung ihres Darlehns und des zuſätz— 
lich gewährten Reichsdarlehns, das von der Preu— 
ßiſchen Landesrentenbank verwaltet und für fie ding— 
lich gefichert wird, verlangen, 


a) wenn der Darlehnsnehmer oder ein Dritter 
auf das belehnte Grundjtüd in ſolcher Weiſe 
einwirkt, daß eine die Sicherheit des Darlehns 
gefährdende Verſchlechterung der Beſitzung zu 
beſorgen iſt oder an den geförderten Gebäuden 
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ohne Genehmigung der Durchführungsbehörde 
weſentliche bauliche Veränderungen vorge— 
nommen werden, 


wenn der Darlehnsnehmer den Auflagen der 
Durchführungsbehörde zur ordnungsmäßigen 
Unterhaltung und Verſicherung der Gebäude 
nicht nachkommt, 


wenn der Darlehnsnehmer in Konkurs gerät 
oder durch Swangsvollitredung zur Zahlung 
der rückſtändigen Peiltungen angehalten werden 
muß oder die Swangsverfteigerung in das 
Grundſtück bewilligt wird, 


wenn die Heuerlingsitelle oder Werkwohnung 
zu anderen Zwecken als zur U nterbringung von 
betriebszugebörigen Familien benußt, das 
Eigenheim für ländliche Arbeiter und Hand 
werfer feinem Errichtungsziwed auf die Dauer 
entfremdet wird, obwohl ausreichende Arbeits- 
möglichkeiten vorhanden find oder der Klein: 
betrieb der landwirtichaftlihen Erzeugung ent- 
zogen wird, 


b 


— 


C 


u 


d 


— 


(2) Ob die Vorausſetzung zur ſofortigen Kapital— 


tilgung des Landesrentenbank- und Reichsdarlehns 
vorliegt, entſcheidet, wenn der Darlehnsnehmer der 
ſofortigen Kapitaltilgung widerſpricht, unter Aus: 
ichluß des Nechtöweges Die Durchführungsbehörde. 


(3) Aus den im Abſ. 1 angeführten Gründen fann 
die Durchführungsbehörde den laufenden Zuſchuß 
des Reichs zur Verzinſung und Tilgung der Landes— 
rentenbankrente unter Ausſchluß des Rechtsweges 
widerrufen. 

6 

Für die Übertragung des Eigentums (S$ 9ff.) und 
den Erwerb des Pfandrechts an Grunditüden gelten 
die Vorichriften des im Reichsgau Sudetenland 
geltenden bürgerlichen Rechts. 


weiter Abſchnitt 
Sondervorjehrijten für Eigenbeime 
87 
(1) Die nach dieſer Verordnung zu ichaffenden 
Eigenheime werden als „Ländliche Mentenitellen” er— 


richtet. Im Grundbud) (Gutsbeitandsblatt) iſt fol— 
gendes erſichtlich zu machen: 


„Ländliche Rentenſtelle gemäß Verordnung 
vom 28. März 1939 GReichsgeſetzbl. IS. 716) 
und der Erſten Durchführungsverordnung hier— 
zu vom 28. Juli 1939 6Gxeichsgeſetzbl. I 
&. 1338). 


MWird aus den zur Nentenftelle gehörenden Grund- 
ſtücken fein eigener Grundbuchskörper gebildet, fo iſt 
in der Anmerkung anzugeben, aus welchen Grund— 
ſtücken die Rentenſtelle beſteht. 


(2) Die Belaſtung des Eigenheims, ſeine Ver— 
äußerung, die Abveräußerung von Teilen und die 
Verpachtung oder anderweite Überlaſſung an einen 
Dritten ift nur mit Genehmigung der Durch— 


340 
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führungsbehörde zuläffig. Eine ohne diefe Genehmi- 
gung vorgenonmene Veräußerung, Belaftung, Ver— 
pachtung oder anderweite Überlaffung ift rechtlich) 
unwirkſam. 


(3) Veräußert der Eigentümer die Rentenſtelle ganz 
oder teilweiſe oder treibt er grobe Mißwirtſchaft, ſo 
ſteht dem DeutſchenReich ein Ankaufsrecht zu. Darüber, 
ob die Vorausſetzungen des Ankaufsrechts vorliegen, 
entſcheidet die Durchführungsbehörde unter Ausſchluß 
des Rechtsweges. Bei Ausübung dieſes Rechts iſt als 
Kaufpreis höchſtens der Betrag zu zahlen, der ſich bei 
Augrundelequng des für den Boden bei Errichtung 
des Eigenheims eingejegten Betrages unter Hinzu: 
rechnung des noch vorhandenen Wertes etiwaiger 
Bauten und Verbeſſerungen ergibt. Soweit der Wert 
des Bodens fich verringert hat, ift der niedrigere 
Betrag einzufeßen, Es ift aber bei Ausübung des 
Ankaufsrechts mindeitens der Betrag zu zahlen, dev 
fich aus der Belaftung der Nentenftelle mit dinglich 
aelicherten Nechten ergibt. 


(4) Wegen einer perfönlichen Schuld ift die Zwangs— 
vollftrefung in das Eigenheim nebjt Zubehör nur 
mit Genehmigung dev Durchführungsbehörde zu- 
läſſig. 


588 

Die Eigenſchaft als „Ländliche Rentenſtelle“ kann, 
ſolange die Hypothek, die Landesrentenbankrente oder 
das Reichsdarlehn zugunſten der Preußiſchen Landes— 
rentenbank auf dem Grundſtück laſtet, nicht aus den 
öffentlichen Wüchern gelöſcht werden; im übrigen iſt 
eine Lölchung nur mit Zuftimmung der Durch— 
führungsbehörde zuläſſig. 


9 


(1) Muß das Grundftüd für die Nentenftelle exit 
erworben werden, fo ift für diefes eine eigene Grund- 
buchseinlage zu eröffnen. Das Grundftüd muß laften- 
frei fein; im übrigen gilt für den Erwerb des Grund: 
ſtücks 86. 


(2) Die laſtenfreie Abgabe eines Grundſtücks von 
einem land- oder forſtwirtſchaftlichen Betrieb zur 
Bildung eines ſelbſtändigen Grundbuchskörpers bedarf 
nicht der Freilaſſungserklärungen der Gläubiger, die 
an den zu dem Betrieb gehörigen Liegenſchaften ding— 
lich berechtigt ſind, ſoweit nicht mehr ala 1Hektar 
Fläche abgegeben wird; laſtenfreie Abgaben über 
1 Seftar hinaus find ohne Zuſtimmung der Gläu— 
biger zuläffia, wenn der Wert der insgefamt ab- 
gegebenen Fläche 5 vom Hundert des im Sinne des 
2 Abi. 2 für den Betrieb zu ermittelnden Schäß- 
werte nicht überiteigt. Won der Freilaffungs- 
erklärung eines Gläubigers darf jedod nicht ab- 
geſehen werden, wenn die laftenfreie Abgabe auch bei 
Berückſichtigung des allgemeinen Intereſſes an der 
Begründung der Nentenftelle zu einer unbilligen 
Härte für den Gläubiger führen würde. 


(3) Iſt die Liegenschaft mit Grunddienftbarfeiten 
oder perfönlichen Dienftbarfeiten belaftet, fo fann die 
laftenfreie Abgabe ohne Zuftimmung des Berechtigten 
vorgenommen werden; Abſ. 2 Sab 2 ailt ent- 
ſprechend. 
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(4) Die Enticheidung darüber, ob die Voraus— 
feßungen zur laftenfreien Abgabe nad) den Abf. 2 
und 3 gegeben find, liegt der Durchführungs— 
behörde ob. 


(5) Entſchädigungsanſprüche ftehen den durch die 
laftenfreie Abaabe nach den Abi. 2 bis 4 Betroffenen 
nicht zu. Der Gläubiger ift nicht berechtigt, auf 
Grund der laftenfreien Abaabe ein Recht auf Kün— 
digung oder höhere Verzinfung und Tilgung oder 
ein Nedyt ähnlichen Inhalts geltend zu machen, 


(6) Der Eigentümer hat den Erlös, der bei der 
Veräußerung des zur Bildung des Eigenbeims dienen: 
den Trennſtücks erzielt wird, zur Schuldentilgung 
oder Verbeſſerung feines Betriebes zu verwenden; 
ex bedarf hierzu der Suftimmung des Kreisbauern- 
führers 

810 

Die Veräußerung des für die Bildung des Eigen— 
heims erforderlichen Grundſtücks bedarf nicht einer 
nach dem im Reichsgau Sudetenland geltenden Recht 
etwa vorgeichriebenen Genehmigung; jedoch bleibt die 
Erjte Durhführungsverordnung zum Geſetz über Die 
Sicherung der Reichsgrenze und über Vergeltungs- 
maßnahmen vom 17. Auguft 1937 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 905) in der Faſſung der Anderungsverordnung 
vom 27. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 356) un- 
berührt. 

811 

(1) Beſitzt dev Bewerber für die Rentenſtelle be— 
reits ein geeignetes Grundftüc, das zugunften anderer 
Gläubiger belastet ift, jo find die Gläubiger nad) 
Eintragung der Anmerkung „Ländliche Nentenitelle” 
verpflichtet, die Nüdzahlung des grundbücherlich ge 
fiherten Kapitals durch die Yandesrentenbant ohne 
Kündigungsfriſt anzunehmen, falls die fälligen Zinſen 
gezahlt find. Verweigern die Gläubiger die Annahme, 
jo fann die Durchführungsbehörde das Kapital ge 
mäß $ 1425 des Allgemeinen Bürgerlichen Gejeb- 
buchs unter Verzicht auf das Recht dev Rüdnahme 
mit Wirkung für den Darlehnsnehmer hinterlegen. 
Der Rüdzablung oder Ablöfung ift der um die be 


- — fe * 


beitehenden Nebenrechte ($ 1394 des Allgemeinen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs) auf die Dreußiiche Yandes- 
ventenbanf über; das Recht kann auf Erſuchen der 
Durhführungsbebörde gelöicht werden. 


(2) Die Vreußifche Yandesrentenbant fann Dar: 
leben zum Erwerb von Anliegerland bei Eigenbeimen 
gewähren, auch wenn das Eigenheim jchon geichaffen 
und eingerichtet ift, fofern die Belaſtung mit der 
Pandesrentenbanfrente auf der Gefamtfläche die erite 
Nangitelle erhält. 


g 12 


Zur Beurkundung des Raufvertrages ſowie zur 
Reurfundung aller zur Übertragung des Eigentums 
an den zu fördernden Grundftücen oder deren Frei— 
jtellung von Lalten notwendigen Rechtsgeſchäfte it 
die Durchführungsbehörde zuftändig. Am übrigen 
gelten die Vorichriften des $ 2 Abf. 2 und 3, 

—B 
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Dritter Abſchnitt 


Sonderporjchriften für landwirtſchaftliche 
Kleinbetriebe 


813 


(1) Bei Gewährung von Darlehen im Sinne diefer 
Verordnung für die im $ 1 Abf. 1 Sab 2 genannten 
Liegenichaften ift im Gutsbeſtandsblatt für alle zur 
Liegenschaft gehörigen Grundftüde die Eigenſchaft als 
ländliche Nentenftelle in gleicher Weije wie bei Eigen- 
heimen ($ 7 Abi. 1) erfichtlich zu machen. 


(2) Iſt die Liegenfchaft zugunften anderer, nicht 
bevorrechtigter Gläubiger belaftet, jo haben die 
Hypothek und die Landesrentenbanfrente ſowie Die 
aus diefen Nechten in den lebten drei “Jahren von 
dem Tage der Erteilung des Zujchlages fällig ge 
wordenen Leiltungen mit dem erjtrangig einge 
tragenen Vfandrecht den gleichen Rang, ſoweit dieſes 
zugunften einer öffentlichen oder privaten KRredit- 
anftalt, die unter Staatsaufficht ſteht, oder eines 
Verficherungsträgers oder Verſicherungsunterneh— 
mens eingetragen ift und fich der Darlehnsgeber nad) 
reich8- oder landesgeſetzlichen Vorfchriften mit feinen 
Bermögensanlagen in Grundpfandrechten innerhalb 
einer beitimmten Sicherheitsgrenze halten muß. 


(3) Die VBorjchriften des S 7 Ab. 2 bis 4, SS 8, 11 
Abſ. 1 und $ 12 finden auch auf die landwirtichaft- 
lichen Rleinbetriebe entiprechende Anwendung. 


S 14 


(1) Steht der Kleinbetried im Eigentum einer 
Mehrheit von Perſonen oder gehört er zu einer noch 
nicht eingeantworteten Verlaffenichaft, jo ift auf Er- 
fuchen der Durchführungsbehörde ein Kurator zu 
beitellen, 


1. wenn die Weleibung der Stelle mit den in 
diefer Verordnung vorgejehenen Krediten mit 
der fiir die Durchführung der Maßnahme er- 
forderlichen Beſchleunigung fonft nicht möglid) 
iſt, oder 


2, wenn nad) Erklärung der Durchführungs— 
behörde die Vorausfeßungen vorliegen, unter 
denen die jofortige Nüdzahlung dev Darlehen 
verlangt werden fann, im bejonderen, wenn 
das Anfaufsrecht ausgeübt werden ſoll. 


(2) Der Beſchluß, durch den der Kurator beitellt 
wird, bedarf nicht der öffentlichen Kundmachung. 
Die Koften, die durch die Beſtellung des Kurators 
entftehen, tragen die Eigentümer. Die Vergütung Des 
Kurators fett das Gericht nad) Anhörung der Durch— 
führungsbebörde feit. 


(3) Der Kurator bat im Falle des Abſ. 1 Nr. 1 
die Aufgabe, für die Eigentümer das Beleihungs. 
verfahren durchzuführen. Iſt er nach Abſ. 1 Nr. 2 
eingeſetzt, jo hat er für die ordnungsmäßige Bewirt- 
Ihaftung der Stelle zu ſorgen. Hierfür fann ihm 
das Gericht nad) Anhörung der Durhführungs- 
behörde allgemeine Weijungen erteilen. Das Gericht 
fann auf Antrag der Durchführungsbehörde auch an- 
ordnen, daß der Kurator die Stelle in eigene Ver— 
waltung nimmt. Die Verwaltung geichieht Für 





Rechnung der Eigentümer. In dem durd) feine Auf- 
gabe beitimmten Umfange handelt der Kurator als 
vechtögefchäftlicher Vertreter der Eigentümer. Seine 
Erklärungen bedürfen nicht einer gerichtlichen Genel)- 
migung. Der Kurator vertritt die Eigentümer 
auch, wenn ihnen gegenüber das Ankaufsrecht aus— 
geübt wird. 


(4) Die Beltimmung des Kurators und die ſon— 
itigen dem Gericht zugewiejenen Aufgaben liegen dem 
Amtsgericht ob, zu defien Bezirk die Liegenſchaft ge- 
hört, bei Verlaſſenſchaften dem Verlaſſenſchafts— 
gericht. Der Kurator hat dem Gericht über feine 
Tätigkeit Nechenfchaft abzulegen. Das Gericht fann 
ihn zur pflichtmäßigen Ausübung feines Amtes durch 
Ordnungsſtrafen anhalten. Es kann den Kurator 
von Amts wegen oder auf Antrag der Durchführungs— 
bebörde abberufen und durch eine andere Perſon er- 


ſetzen. 


Vierter Abſchnitt 
Schlußvorſchriften 
Ss 15 

Die auf Grund diefer Verordnung erforderlichen 
Grumdbucheintragungen, auch ſoweit fie die Reichs— 
Darlehen und die bievanf gewährten Zwiſchenkredite 
betreffen, werden auf Erſuchen der Durchführungs— 
behörden oder der von dieſen beauftragten Yandräte 
vorgenommen. 


S 16 
(1) Rechtsvorgänge und Urkunden, Die zux 
Schaffung und Einrihtung von Landarbeiterwoh- 
nungen (Heuerlingsitellen, Werkwohnungen, Eigen 
beimen) jorwie zum Bau von Wohn: und Wirtjchafte: 
gebäuden für landwirtichaftliche Rleinbetriebe in den 
in dieſer Verordnung bezeichneten Fällen erforderlich) 
iind, find von folgenden Steuern ausgenommen: 
1. der Urkundenſteuer, 
2. der Umſatzſteuer, 
3, der Grunderwerbiteuer einjchließlih der Zu 
ſchläge, 
der Wertzuwachsſteuer. 


(2) Gebühren und Gerichtskoſten, die aus An— 
laß der Schaffung und Einrichtung von Wohnungen 
für ländliche Arbeiter und Handwerker ſowie des 
Baues von MWohn- und MWirtfehaftsgebäuden für 
landwirtichaftliche Kleinbetriebe entiteben, werden 
nicht erhoben. 


(3) Auf Antrag haben die Negierungspräfidenten, 
die Landräte, die Dreußifche Pandesrentenbanf oder 
die vom Reichsarbeitsminifter beftimmten Verfahrens: 
träger zu befcheinigen, daß das Nechtsgeichäft oder die 
Urkunde zur Schaffung und Einrichtung von Heuer 
lingaftellen und Werfwohnungen für ländliche Ar- 
beiter und Handwerker ſowie für ländliche Nenten 
itellen erforderlich ift. Die Beſcheinigung unterliegt 
nicht der Nachprüfung durch die für die Erhebung 
zuftändige Behörde, e8 fei denn, daß in befonderen 
Fällen nach Sinn und Zweck eines Steuergeſetzes, 
einer Gebührenordnung oder einer Koſtenordnung 
Bedenken gegen die Befreiung beftehen. Dev Reichs— 
arbeitsminiſter kann im Benehmen mir dem Reichs— 
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minifter der Finanzen anordnen, daß für beitimmte 
Steuerarten nur eine einzige der vorgenannten 
Stellen die Beſcheinigungen abzugeben hat. Der 
Reichsminiſter der Finanzen fann im Einvernehmen 
mit dem Reichsarbeitsminifter für beftimmte Steuer- 
arten anordnen, daß an Stelle des in dieſer Ver— 
ordnung vorgeiebenen Verfahrens ein Vergütungs— 
verfahren tritt. | 


$ 17 
Die im $ 16 Abf. 1 angeführten Rechtsvorgänge 
und Urkunden, die zur Durchführung der Vorſchriften 


diejer Verordnung notwendigen Eingaben und deren 
Beilagen jowie die zum gleichen Zweck erforderlichen 


Berlin, den 28. Juli 1939, 


H51 21 


grundbücherlichen Eintragungen find auch von den 


gegenwärtig noch in den fudetendeutfchen Gebieten 
geltenden Stempel- und Rechtsgebühren befreit. 


$ 18 
Die Landesrentenbanfrente ſowie die Zind- und 
Tilgungsraten der Reichsdarlehen ($ 5) werden bon 
den Reichsfinanzbehörden eingehoben. Hierfür finden 
die für Steuern geltenden Vorſchriften finngemäße 
Anmwendung. 
$ 19 


Die Verordnung tritt am 15. Auguft 1939 in 
Kraft. 


IE 





Der Reihsarbeitsminifter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 


FE EB BE — — —————— 


Durchführungsbeſtimmungen 
zum Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Fürſorge und Verſorgung 
für die ehemaligen Angehörigen der bewaffneten Einheiten der 4 und ihre Hinterbliebenen. 
Vom 3. Auguſt 1939. 
Zur Durchführung des Erlafjes des Führers und Reichskanzlers über die Fürſorge und Verforgung für die ehe j 
maligen Angehörigen der bewaffneten Einheiten der 44 und ihre Sinterbliebenen vom 1. Auguft 1939 (Reichs— 


geſetzbl. I S. 1335) wird auf Grund des $ 2 im Einvernehmen mit dem Oberfommando der Wehrmacht und dem 
Reichsminifter der Finanzen folgendes beftimmt: 


1 


Dem Hauptfürforge- und »verforgungsamt 4 wird ein weiteres Fürforge- und Verforgungsamt 4 unteritellt, 


$2 
Der Runderlaß des Neich8- und Vreußifchen Arbeitsminifters vom 27. Oktober 1937 — Ice Nr. 22g — über die 
vorläufige Verforgung der Angehörigen der 4-Totentopfverbände und ihrer Hinterbliebenen ift durch den Erlaß 
des Führers und Reichskanzlers vom 1. Auguft 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1335) gegenftandslos geworden. 


Berlin, den 3. Auguft 1939. 


Der Reichdminifter des Innern 
Frick 
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Zweite Verordnung über die Einführung des Reichsumlegungsrechts 
im Reichſsgau Sudetenland. 


Bom 24, Juli 1939. 


Auf Grund des $ 7 des Erlaſſes des Führers und 
Neichsfanzlers über die Verwaltung dev judeten- 
deutichen Gebiete vom 1. Oktober 1938 Reichs— 
geſetzbl. I S. 1331) und des Geſetzes über die Glie- 
derung der fudetendeutichen Gebiete vom 25. März 
1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 745) wird für den Reiche: 
gau Sudetenland verordnet: 


Neichögefeßbt. 1939 1 


81 
Die Reichſsumlegungsordnung vom 16. Juni 1937 
(Reichsgeſetzbl. I S. 629, 652) ift in dem Reichsgau 
Sudetenland nad) Maßgabe der SS 2 bis 7 diejer 
Verordnung anzuwenden, die zur Anpaſſung an das 
in dieſem Reichsgau geltende Necht getroffen werden. 
Soweit die Vorjchriften in den 88 10 bis 12 der 
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H5140-0322 























1344 


Erjten Verordnung zur Reichdumlegungsordnung 
vom 27. April 1938 (Neichsgefebbl. I S. 425) nicht 
unmittelbar angewandt werden können, find fie finn- 
gemäß anzuwenden. Dieje Angleichungsbeitimmungen 
werden unwirkſam, jobald ihr Grund durch die fort 
ichreitende Wereinheitlihung des Rechts wegfällt. 
Hierüber fönnen in Zweifelsfällen der Reihsminifter 
für Ernährung und Landwirtſchaft und der Reichs— 
minifter der Juftiz durch Verordnung oder Allgemeine 
Verfügung entſcheiden. 
82 

854 Abi. 2 Satz 1 der Reichsumlegungsordnung 
iſt in folgender Faſſung anzuwenden: 

„Andere Grunddienſtbarkeiten und perſönliche 
Dienſtbarkeiten mit Ausnahme der Frucht— 
nießung ſind ohne Entſchädigung aufzuheben, 
wenn ſie durch die Umlegung entbehrlich werden.“ 

83 
8382 Nr. 3 Satz 3 der Reichsumlegungsordnung 
iſt in folgender Faſſung anzuwenden: 

„Das Amtsgericht Hat die Verteilung dev er— 
legten Geldabfindung auf Antrag und unter 
entfprechender Anwendung der Vorſchriften der 
Erefutionsordnung über die Verteilung des bei 
der Zwangsverſteigerung von Piegenichaften er- 
zielten Meiftbot8 vorzunehmen, wobei dem Teil- 
nebmer die Stellung des Verpflichteten zukommt.“ 


84 
$ 86 der Reichsumlegungsordnung iſt in folgender 
Faſſung anzuwenden: 
„8 86 
Bis zur Berichtigung des Liegenſchaftskataſters 
find die Grundftüde im Grundbuch nad) dem 
Umlequngsplan zu bezeichnen.” 


85 
893 der Reichsumlegungsordnung iſt in Folgender 


Faſſung anzuwenden: 
„Ss 93 


Beſteht zwiſchen der Umlegungsbehörde, der 
oberen oder oberſten Umlegungsbehörde und 
dem Gericht Streit über die Zuläſſigkeit des 


Berlin, den 24. Juli 1939. 
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Rechtsweges, jo entſcheidet der Preußiſche Ge- 
richtshof zur Entſcheidung der Kompetenzkon— 
flikte nach den Vorſchriften der preußiſchen Ver— 
ordnung, betreffend die Kompetenzkonflikte zwi— 
ſchen den Gerichten und den Verwaltungsbehör— 
den, vom 1. Auguſt 1879 (Preuß. Geſetz— 
ſamml. S. 573) und des preußiſchen Geſetzes 
vom 22. Mai 1902, betreffend Anderung der 
Vorſchriften über Kompetenzkonflikte zwiſchen 
den Gerichten und den Verwaltungsbehörden 
(Breuß. Geſetzſamml. S. 145). Den Kompeten;- 
fonflitt erhebt die obere Umlegungsbehörde.“ 


86 
$ 104 Sat 1 der Reichsumlegungsordnung iſt in 
folgender Faſſung anzuwenden: 

„Die in diefer Verordnung vorgefehenen öffent- 
lichen Bekanntmachungen erfolgen nad) den Vor— 
ichriften des Artikels IT SA der Verordnung 
über die Einführung der Deutichen Gemeinde 
ordnung in den fudetendeutichen Gebieten vom 
10. November 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1614) 
in den Gemeinden, in denen beteiligte Grund: 
ſtücke liegen (Umlegungsaemeinden), und den 
Nachbargemeinden, wenn dort mehrere Be- 
teiligte, Vertreter, Bevollmächtigte oder Emp- 
fangsbevollmächtigte wohnen.“ 


87 
$ 107 Abſ. 2 Sat 1 der Reichsumlegungsordnung 
ift in folgender Faſſung anzuwenden: 


„Für die Berechnung der Friften gelten die Be 
ſtimmungen des $ 36 der Negierungsverordnung 
Mr. 8/1928 SdGuV.“ 


8 
32 der Verordnung über die Einführung des 
Reichsumlegungsrechts in den fudetendeutichen Ge 
bieten vom 8. Februar 1939 (Neichdgefebbl. I ©. 164) 
wird aufgehoben. 
89 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver— 
kündung in Kraft. 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Niede 


Der Reichgminifter des Innern 
An Vertretung bed Staatsſekretärs 
Dr. Schüße 


TIL 
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Verordnung über die Einführung der Lederpreisperordnung 
in der Dftmarf und im Reichsſsgau Sudetenland. 


Bom 26, Juli 1939. 


Auf Grund des Artikels II des Gejehes über Die 
Miedervereinigung Öfterreih8 mit dem Deutjchen 
Reid) vom 13. März 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 237) 
in Verbindung mit der Sweiten Verordnung zur 
Einführung des Vierjahresplans im Lande Ofterreich 
vom 27. März 1938 (Reichsgefegbl. I S. 315) und 
auf Grund der Verordnung über die Aufgaben des 
Reihstommiffars für die Preisbildung in den fude- 
tendeutichen Gebieten vom 18. Oftober 1938 (Reich#- 
gejeßbl. I S. 1444) wird mit Zuftimmung des Be- 
auftragten für den Vierjahresplan verordnet: 


81 
(1) Inder Oſtmark und im Reichdgau Sudetenland 
gelten vom 1. September 1939 an nad) Maßgabe 
der fi) aus den SS 2 bis 5 ergebenden Änderungen 
und Ergänzungen: 

1. die Verordnung über die Bildung von Preifen 
und Entgelten auf dem Gebiete der Lederwirt- 
ſchaft (Lederpreisverordnung) vom 29. April 
1937 GReichsgeſetzbl. I’ S.553) in der Faſſung 
der Verordnungen vom 18. Auquft 1937 
(Reichsgeſetzbl. S. 909), vom 25. Auguft 
1938 (Neichögefeßbl. I S.1057) und vom 
4. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1099) und 
die zu ihrer Ausführung und Durdführung 
erlaffenen Verordnungen und fonftigen Be- 
ftimmungen; 

2. die Smweite Verordnung über Preisverzeich- 
niſſe für Schubausbefferungen und Ausjchnitt- 
leder vom 25. Februar 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 99); 

3. die Verordnung über die Preisdildung für 
Koffer vom 1. Februar 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 110); 

4. die Verordnung über die Preisbildung für 
Lederbefleidung vom 23. März 1938 (Neich$- 
geſetzbl. I ©. 307). 


Berlin, den 26. Juli 1939. 


(2) Soweit Vorfchriften, die durch diefe Verord— 
nung in der Oftmark und im Reichsgau Sudeten- 
land eingeführt werden, nicht unmittelbar angewandt 
werden fünnen, find fie finngemäß anzuwenden. 


82 
Die höchſtzuläſſigen Preiſe für die in der Oſtmark 
und im Reichsgau Sudetenland anfallenden rohen 
Häute und Felle beſtimmen ſich nach den beſonderen 
vom Reichskommiſſar für die Preisbildung hierfür 
erlaſſenen Vorſchriften. 


83 
Soweit die Berechnung der höchſtzuläſſigen Preiſe 
und Entgelte auf der Grundlage einer Vergleichszeit 
zu erfolgen hat, beſtimmt der Reichskommiſſar für 
die Preisbildung, welche Zeiträume als Vergleichs— 
zeit zugrunde zu legen ſind. 


84 

(1) Die Beſtimmung im Falle des Artikels I Ab. 2 
Sat 1 der weiten Ausführungsverordnung zur 
Lederpreisverordnung trifft der Reichskommiſſar für 
die Preisbildung. 

(2) Anträge gemäß Artifel II der weiten Aus- 
führungsverordnung zur Lederpreisverordnung find 
beim Reichskommiſſar für die Preisbildung ein- 
zureichen. 


85 
3 
Die bisher für die Lederwirtichaft in der Oftmarf 


und im Reichsgau Sudetenland befonders erlafjenen 
Preisvorſchriften bleiben in Kraft. 


6 
Die Verordnung tritt am 20. Auguft 1939 in 
Kraft. 


Der Neihstommiffar für die VPreisbildung 
In Vertretung 
Dr. Flottmann 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Dr. Schütze 








I 
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Verordnung zur Durchführung und Ergänzung 
des Gejeges zum weiteren Abban der Notverordnungen in der Reichsverſicherung. 


Bon 3. Auguit 1939. 


Auf Grund des Artikels 4 $ 2 Abf. 1 des Geſetzes 
zum weiteren Abbau der Notverordnungen in der 
Reichsverſicherung vom 19. April 1939 (Neidy3- 
geſetzbl. IS. 793) wird im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter des Innern, dem Reichsminiſter der 
Finanzen, dem Reichsverkehrsminiſter und dem Reiche: 
poitminifter verordnet: 


Zu Artikel 2 Sı 


Beim Zufammentreffen von Renten mit Bezügen 
aus der Unfallverfiherung gilt die Vorichrift, wo— 
nach beim Ruhen von Renten, die vor dem 1. Januar 
1932 feftgefeßt worden find, ein Betrag von 
25 Reichsmark von dem Bezug aus der Unfallverfiche- 
ung unberücjichtigt bleibt (Vierte Verordnung des 
Reichspräfidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen und zum Schuße des inneren Friedens vom 
8. Dezember 1931 — NReichsgefeßbl. IT S.699, 721 — 
Fünfter Teil, Kapitel IV Abſchnitt 1 S 11 Abi. 4), 
über den 30. Juni 1939 hinaus weiter, wenn fie für 
den Werficherten günftiger ift. 


Zu Artikel 2 und 89 
Artikel 4 51 Ss“ 


Das Ruben der Renten wird neben Bezügen aus 
dein Gejeb Über die Verforgung der Kapitulanten 
der früheren Wehrmadt und ihrer Hinterbliebenen 
(KRapitulantenverforgungsgejeb) vom 27. September 
1938 (Reichsgeſetzbl. 1S.1222) bereits mit Wirkung 
vom 1. Oftober 1938 bejeitigt. 


Berlin, den 3. Auguft 1939. 


3 Zu Artikel 3 


(1) Artikel 3 gilt bereits für Verficherungsfälle, 
die nach dem 31. Dezember 1935 eingetreten find. 


(2) Abi. 1 ift auch in jchwebenden Saden anzu 
wenden; feine Nichtberüchjichtigung ift, ſoweit Revifion 
zuläſſig iſt, aud dann ein Reviſionsgrund, wenn 
das Dberverficherungsamt ibn noch nicht ammenden 
konnte. Iſt ein Leiltungsantrag bereits rechtskräftig 
abgelehnt worden, jo ift auf Antrag zu prüfen, ob 
die neuen Vorſchriften günftiger find; ein neuer Be— 
icheid ift zu erteilen. Der Antrag auf Nachprüfung 
iſt nur bis zum 31. Dezember 1940 zuläflig. 

(3) Wird ein Rentenanſpruch allein durd) Artikel 3 
begründet, jo ift die Nente exjt vom 1, Juli 1939 
ab zu zahlen. 

84 Zu Artikel 4 53 Abſ. 


(1) Soweit die Ver] orgungsleiftungen mit anderen 
laufenden Bezügen den Jahresarbeitsperdienſt det 
Verficherten Üüberfteigen, können fie wegen der nad) 
Artitel 1 und 2 gewährten Yeiltungen herabgeſetzt 
werden; der Jahresarbeitsverdienſt iſt hierbei nach 
den Satzungsbeſtimmungen der Verſ orgungsanſtalten 
zu errechnen. Das Nähere beſtimmen die Aufſichts 
behörden der Verſorgungsanſtalten unter Berück— 
ſichtigung der Satzungen. 


(2) Die Verſorgungsanſtalten werden ermächtfgt, 
bei ſpäteren Anderungen in den Gejamtbezügen 
der Verforgungsempfänger mit Genehmigung der 
Auffichtsbehörden nach den Sabungen zu verfabren. 


Der Neihsarbeitsminijter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 


Ill 
I 
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Achte Durchjührungsperordnung 
zum Gejeß über Groß-Hamburg und andere Gebietsbereinigungen*) 


Bom 4. Auguſt 1939. 


Auf Grund der $$ 10, 12 und 14 des Geſetzes 
über Groß-Hamburg und andere Gebietäbereinigun. 
gen vom 26. Januar 1937 (Neichsgejegbl. I ©. 91) 
wird im Einvernehmen mit den beteiligten Reichs— 
miniftern folgendes verordnet: 


Artifell 
Eigentumäsverhältnifie und Unterhaltung 
der Alfter und Nonne 


81 
Die Hanſeſtadt Hamburg hat mit Wirkung vom 
1. April 1937 außerhalb ihrer durch das Groß— 
Hamburg Geſetz feftgelegten Grenzen feine Rechte 
und feine Vflichten an der Alfter und ihren Zuflüffen, 
Nom aleichen Zeitpunft ab treten die Verficherungs- 
afte vom 29./18. Auli 1768 über die Unterhaltung 
der oberen Mliterzuflüffe und das Übereinfommen 
zwiſchen der Vreußiichen Negierung und dem Senat 
von Hamburg vom 1. November 1885/19. Auguit 
1886 außer Kraft. 
82 
Die Eigentumsverhältniſſe bei der Alſter und 
ihren Zuflüſſen beſtimmen ſich auf preußiſchem Ge— 


Berlin, den 4. Auguſt 1939. 


biete nad) den $$ 7 ff. des preußiſchen Waſſergeſetzes 
vom 7. April 1913 (Preuß. Geſetzſamml. ©. 53). 
Der Vreußiiche Staat unterhält, bis zu dieſem 
Zwecke Waſſerverbände gegründet ſind, die Alſter, 
auch ſoweit ſie nicht Waſſerlauf J. Ordnung iſt, und 
die Rönne von ihrem Ausfluß aus dem Itzſtedter 
See big zu ihrer Einmündung in die Allter. 


Artikel U 
Eingliederung der Gemarkung Wilſener Mühle 
in das Land Medlenburg 


83 
Die zur preußiſchen Gemeinde Jännersdorf (Kreis 
Oſtprignitz) gehörige Gemarkung Wilſener Mühle 
einſchließlich der nordoſtwärts des Dorfes Wilſen 
gelegenen preußiſchen Exklave im Geſamtumfang 
von 78,078 Hektar wird in das Land Mecklenburg 
und die Gemeinde Wilfen (Kreis Parchim) einge 

aliedert. 
84 


Mit der Eingliederung gilt in dieſem Gebiet das 
geſamte auch in der Gemeinde Wilſen geltende 
mecklenburgiſche Landesrecht. 


Der Reichsminiſter des Innern 


In Vertretung 
Dr. Stuckart 


— 


Betrifft nicht die Ditmark und den Reichsgau Sudetenland. 


22 en ee ———— ———— — — 


Zweite Verordnung über den Ausgleich von Rechtsanſprüchen in der Ditmarf. 
Bom 4. Anauit 1939. 


Auf Grund des 84 der Verordnung über den 
Ausgleich von Rechtsanſprüchen im Lande Öfterreid) 
vom 21. Mai 1938 (Reichsgejebbl.1S.596) wird im 
Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern 
jolgendes verordnet: 


81 
Die Verordnung über den Ausgleich von Rechts— 


anſprüchen im Lande Oſterreich vom 21. Mai 1938 
Reichsgeſetzbl. I S. 596) findet feine Anwendung 


Berlin, den 4. Auguft 1939. 


auf Nechtsanfprüche aus einer Handlung, die nad) 
dem 15. Auauft 1939 vorgenommen: ift. 


82 
(1) Anſprüche im Sinne des $ 1 der Verordnung 
vom 21. Mai 1938 müffen bis zum 15. November 
1939 geltend gemacht werden. 


(2) Anſprüche, die nicht friftgemäß geltend gemacht 
find, erlöſchen. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Reichsgeſetzbl. 1939 1 
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Zweite Berordnung 
zur Durchführung des Gejeges über die Gliederung der indetendentjchen Gebiete. 
Bon 4, Auguſt 1939. 


Auf Grund des $ 10 des Geſetzes Über die Gliede- 
rung der fudetendeutfchen Gebiete vom 25. März 
1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 745) wird folgendes ver- 
ordnet: 

sı 

Rechtähandlungen von Gemeinden, die auf Grund 
der Verordnung Über die Gliederung des Reichs— 
aanes Subdetenland in Stadt- und Pandfreifen vom 
29, April 1939 (WVerordnungsbl. f. d. Reichsgau 
Sudetenl. S.13) mit Wirkung vom 1. Mai 1939 
in andere Gemeinden eingegliedert worden find, gelten 
als für die aufnehmende Gemeinde vorgenommen; 


Berlin, den 4. Auguft 1939. 


fie find nicht deshalb rechtsungültig, weil fie nad) 
der Eingliederung vorgenommen worden find, 


82 

Für die Auseinanderſetzung zwiſchen den Stadt- 
und Pandkreilen, deren Gebiet durch die Verordnung 
über die Gliederung des Reichsgaues Sudetenland 
in Stadt- und Landfreilen vom 29. April 1939 
(Verordnungsbl. f. d. Reichſsgau Sudetenl. ©. 13) 
berührt worden ift, gilt die Vorſchrift des $ 15 Abj. 2 
der Deutfchen Gemeindeordnung vom 30, Januar 
1935 (Neichsgefeßbl. I S. 49) finngemäß. 


Der Reihsminifter des Innern 
Frick 


————— — — — — — — — — — — 


Verordnung 
über den gewerblichen Rechtsſchutz in den in die Länder Preußen und Bayern 
und in die Reichsgaue Niederdonan und Dberdonan eingegliederten Zeilen 
der ehemals jndetendentichen Gebiete. 


Vom 4. Auguſt 1939. 


Auf Grund des Gejeges über die Gliederung der 
fudetendeutichen Gebiete vom 25. März 1959 (Neichs- 
geſetzbl. I S. 745) wird verordnet: 


81 

(1) Die Patente, Marken, Muſter und Modelle, 
die am 10. Oftober 1938 in den im $ 3 des Geſetzes 
über die Gliederung der fudetendeutfchen Gebiete be: 
zeichneten Gebietsteilen Schuß genoſſen haben, be 
halten ibn dort bis auf weiteres, ohne daß e3 Der 
nach den Beltimmungen der ehemals tſchechoſſowa— 
fiichen Geſetze zur Aufrehterhaltung diefer Rechte er- 
forderlichen Zahlungen oder jonftigen Maßnahmen 
bedarf. 


(2) Auch die Mufter und Modelle, die in den ſude— 
tendeutfchen Gebieten bis zum 30. Juni 1939 hinter— 
legt worden find, behalten bis auf weiteres den Schuß 
in den im Abi. 1 bezeichneten Gebietsteilen. 


(3) Jedoch wird für Patente, Mufter und Modelle 
kein Schutz über die Höchſtdauer hinaus gewährt, die 
dieſe Rechte nach den Beſtimmungen der ehemals 
tſchechoſlowakiſchen Geſetze erreichen können. Die Nich— 
tigerklärung und die Aberkennung eines Patents 
find auch für die im Abſ. 1 bezeichneten Gebietsteile 
wirkſam. 


(„J Die Fortdauer eines durch internationale 
Regiſtrierung begründeten Markenſchutzes, der am 
10. Oftober 1938 in den im Abf. 1 bezeichneten Ge- 
bietsteilen wirkſam geweſen ift, richtet ſich nad) den 
Beitimmungen des Madrider Abkommens über die 
internationale Negiftrierung von Fabrif- oder Han: 
deismarfen. 

2 


(1) Auf Grund der SS 4 und 5 des Gefetes über 
die Gliederung der fudetendeutichen Gebiete erlangen 
die deutichen Patente, Gebrauchsmuſter und Waren 
zeichen in den im $ 3 des Geſetzes bezeichneten Ge. 
bietsteilen nur infoweit Wirfung, ala ihnen dort 
nicht Rechte entgenenftehen, die nach $ 1 diefer Ver 
ordnung Schuß geniehen. 

(2) Die nach den Beltimmungen des Geſetzes, be- 
treffend das Urheberrecht an Muftern und Modellen, 
vom 11. Januar 1876 (Neichsgefegbl. S. 11) ange- 
meldeten Mufter und Modelle erlangen auf Grund 
des 85 des Gejeßes Über die Gliederung der fudeten 
deutichen Gebiete in den dort im $3 Abſ. 1 und 4 
bezeichneten Gebietsteilen nur infomweit Wirkung, als 
ihnen dort nicht Nechte entgegenitehen, die nach) $ 1 
diefer Verordnung Schub genießen. 

(3) Die nad) den Beftimmungen des öfterreichifchen 
Mufterfchußgefeßes (BGBL. Nr. 118/1928) binter- 
legten Mufter und Modelle erlangen vom 1. Juli 1939 





IT 
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an auch in den im Geſetz über die Gliederung der 
fudetendeutichen Gebiete, $3 Abſ. 2 und 3 bezeich— 
neten Gebietsteilen Wirkung, ſoweit ihnen dort nicht 
Rechte entgegenftehen, die nad $ 1 diejer Verord- 
nung Schuß genießen. In den bezeichneten Gebiets- 
teilen gilt vom 1. Juli 1939 an das öſterreichiſche 
Muſterſchutzgeſetz; die Beſtimmungen im $1 dieſer 
Verordnung bleiben jedod unberührt. 


Berlin, den 4. Auguft 1939. 
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83 
Die Erſtreckung der im $ 2 genannten Rechte hin— 


dert nicht, in den davon betroffenen Gebietsteilen 
Handlungen fortzufegen, die dort bis zum 10. Ofto- 
ber 1938 rechtmäßig vorgenommen worden find. 


84 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 


1939 in Kraft. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


ee ————— — — — — 


Zweite Berordnung 
zur Durchführung des Geſetzes über die Neugeſtaltung deutſcher Städte*). 


Bom 4. Auguit 1959. 


Auf Grund des Geſetzes über die Neugeftaltung 
deuticher Städte vom 4. Oktober 1937 (Reiche. 
geſetzbl. I S.1054) $15 wird zur Durchführung 
und Ergänzung des $13 Abf. 1 dieſes Geſetzes im 
Einvernehmen mit ben beteiligten Reichsminiſtern 
verordnet: 

81 

(1) Gebührenfrei find die Rechtsvorgänge, Die 
nach der Verordnung zur Durchführung des Geſetzes 
über die Neugeſtaltung deutſcher Städte vom 3. No— 
vember 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1553) SS 1 und 3 
von der Urkundeniteuer ausgenommen find, ſowie 
alle Geichäfte und Verhandlungen, die zur Durch— 
führung diefer Rechtsvorgänge dienen, namentlich) 
die Hierzu erforderlichen Grundbucheintragungen und 
die Erteilung der erforderlichen Grundbuchabſchriften. 

(2) Die Befreiung erſtreckt ſich nicht auf Die Geltend- 
machung von Anſprüchen durd Klage vor den Ge- 
vichten und auf das gerichtliche Verteilungsverfabren. 


82 
3 
Merden Grundftücde, Hinfichtlich deren Gebühren: 
befreiung nach $ 1 gewährt worden ift, für andere 


Perlin, den 4. Auguft 1939. 


als die gebührenbegünftigten Zwecke verwendet, ſo 
find die Gebühren nachzuentrichten. 


83 

$ 15 der Verordnung über die Neugeſtaltung der 
Reichshauptftadt Berlin vom 5. November 1937 
(Neichsgefeßbl. I S. 1162), $15 der Verordnung 
über die Neugeftaltung der Stadt der Neichöpartei- 
tage Nürnberg vom 1. Juni 1938 (Leichsgeſetzbl. I 
S.613),$ 16 der Verordnung über die Neugeftaltung 
der Hauptitadt dev Bewegung vom 15. März 1939 
(Neichsgefehbl. I S. 492), $ 9 der Verordnung über 
die Neugeitaltung der Hanfeltadt Hamburg vom 
28. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1074) und $ 14 
der Verordnung über die Neugeftaltung der Stadt 
Dresden vom 14. Juli 1939 (Reichögefeßbl. IS. 1266) 
fallen weg. 


84 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Auguſt 1939 
in Kraft. 


Der Reihsarbeitäminifter 


In Vertretung 
Dr. Syrup 


=) Betrifft nicht die Ditmart und Den Reichsſsgau Sudetenland. 
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Zweite Verordnung zur Duchjührnng 
des Geſetzes über die Rechtsverhältniſſe der jüdijchen Aultusdereinigungen*). 


Bom 4. Auguſt 1939. 


Auf Grund des $ 4 des Geſetzes über die Rechts— 
verhältniſſe der jüdiichen Rultusvereinigungen vom 
28. März 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 335) wird verordnet: 

51 | 

Die NReichövereinigung der Juden in Deutſchland 
kann für jüdische Kultusvereinigungen, die feinen 
ordnungsmäßigen Vorjtand haben, einen neuen Vor- 
ftand bilden. 

82 

Der Vorſtand der jüdiſchen Kultusvereinigung hat 

die von der Reichsvereinigung der Juden in Deutſch— 


Berlin, den 4. Auguft 1939, 


land aufgeftellte Mufterfagung für jüdiſche Kultus: 
vereinigungen bei der nad) $ 1 Abi. 2 des Geſetzes 
über die Nechtsverhältniffe der jüdiſchen Kultusver— 
einigqungen und nad) $59 de3 Bürgerliden Geſetz— 
buchs vorzunehmenden Anmeldung der jüdiſchen Kul— 
tusvereiniqungen zur Eintragung in das Vereins 
vegifter zugrunde zulegen, Einer Beſchlußfaſſung dur) 
weitere Organe der jüdiichen Kultusvereinigungen 
hierüber bedarf es nicht. 


Der Neibsminifter für die firdlichen Angelegenheiten 


In Vertretung 


Dr. Muhs 


Der Neichsminijter des Innern 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Dr. Suren 


*) Betrifft wicht die Ditmart und den Reichsſsgau Sudetenland. 





Verordnung über die Nengejtaltung der Stadt Linz a. d. Donau. 
Bom 5. Auguſt 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Neugeftaltung 
deutfcher Städte vom 4. Oktober 1937 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1054) wird in Ausführung des Erlafjes des 
Führers und Reichskanzlers über ftädtebauliche Maß— 
nahmen in der Stadt Linz a.d. Donau vom 25. März 
1939 (Neichögefeßbl. I S. 601) im Einvernehmen 
mit den beteiligten Reichsminiſtern verordnet: 


Zu den $$ 3 und 9 51 

Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des 89 
Abſ. 2 des Geſetzes iſt der Reichsſtatthalter in Ober- 
donau, bis zur Berufung des Reichsſtatthalters der 
Landeshauptmann. 


Zu $ 3 82 


(1) Einen nach 83 Satz 2 des Geſetzes zu erjeßen 
den Schaden trägt die Stadt Linz. Der Anſpruch 


iſt durch Antrag an die höhere Verwaltungsbehörde 
(S 1) geltend zu machen. 

(2) Beltimmungen darüber, inwieweit die Stadt 
Yinz von demjenigen, in deſſen Intereſſe die den 
Schaden verurfachenden Maßnahme überwiegend 
lag, die Erjtattung des gezahlten Betrags verlangen 
fann, bleiben vorbehalten 


S 3 Bu 54 
(1) Die Bebauung von Grundftüden und die Ver: 
änderung baulicher Anlagen wird nad S4 bj. 1 
des Geſetzes im Einzelfalle durch die Baubewilli- 
gungsbehörde auf Verlangen des Reichsbaurats Für 
die Stadt Pinz a. d. Donau unterjagt. 
(2) Gegen die Enticheidung der Baubewilligungs- 
behörde ift der Einſpruch zuläffig. Diefer ift inner: 
balb zweier Wochen jchriftlich bei der Baubewilli- 
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qungsbehörde einzulegen. LÜber den Einjprud) ent- 
fcheidet die Baubewilligungsbehörde entiprechend dev 
erneuten Stellungnahme des Neichtbaurats end— 
gültig. 


84 

(1) Innerhalb der nach $ 1 Abſ. 2 des Geſetzes be- 
ftimmten Bereiche bedürfen Veränderungen im Guts— 
beitand eines Grundbuchkörpers durch Ab- oder Zu— 
ſchreibungen von Grundjtücen oder Teilen von Grund— 
ſtücken und Teilungen oder Veräußerungen von 
Grundſtücken zu ihrer Wirkſamkeit der Genehmi— 
gung. Die Genehmigung erteilt innerhalb des Ge— 
biets des Stadtkreiſes Linz der Oberbürgermeiſter 
von Linz, außerhalb dieſes Gebiets der zuſtändige 
Landrat. Sie iſt nur zu verſagen, wenn dev Reichs— 
bauvat dies nach $4 Abſ. 2 des Gejeges verlangt. 
$ 3 Abſ. 2 gilt entfprechend. 


(2) Das Verfahren ift koftenfrei. 


(3) Die Teilung bedarf feiner Genehmigung, wenn 
fie für eine bereit? nady Abf. 1 genehmigte Ber- 
äußerung eines Grundftücsteils notwendig ift. 


(4) Die Teilung bedarf ferner feiner Genehmi- 
gung, wenn fie im Rahmen eines Umlegungsver- 
fahrens (Zufommenlegungsverfahrens) erfolat. 

85 

(1) Zur grundbücherlichen Durchführung einer 
Reräußerung oder Teilung im Sinne des $4 ift 
der Nachweis der Genehmigung zu erbringen, 

(2) Wird die Teilung oder Veräußerung eines 
Grundſtücks entgegen dev Vorſchrift des Abſ. 1 oder 
nicht entfprechend dem Genehmigungsbejcheid grund: 
bücherlich durchgeführt, fo fteht der Genehmigungs— 
behörde (84 Abſ. 1 Satz 2) das Recht des Rekurſes 
zu. 

86 

Eine Genehmigung nad) $ iſt nicht erforderlich 
für die Veräußerung von Grundjtücden im Wege 


der Iwangsverfteigerung oder durd) den Konkurs. 


berwalter, 


87 
Einer Genehmigung nad $ 4 bedarf es nicht, 
wenn das Reich, ein Reichsgau oder die National 
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fozialiftifche Deutjche Arbeiterpartei an dem Rechts 
vorgang beteiligt find. Dieje Beteiligten haben 
jedoch dem Reichsbaurat vechtzeitig Mitteilung zu 
machen; ex entjcheidet, ob die Teilung oder die Ber 
äußerung erfolgen darf. 


8 8 Zu den 55 8 bis 10 
Für die Enteignung finden die Vorſchriften des 
öfterreichiichen Eiſenbahnenteignungsgeſetzes vom 


18. Februar 1878 (X6Bl. Nr. 30) in der Faſſung 


des Artikels 52 des Wenwaltungsentlaftungsgejeßes 


vom 21. Juli 1925 (BGBL. Nr. 277) mit folgender 


Maßgabe finngemäß Amvendung: 


1. In den $$12, 13 und 17 des Eijenbabn- 
enteignungsgejeges tritt an die Stelle des 
Bundesminifteriums für Handel und Verkehr 
der Neichsftatthalter in Oberdonan, bis zur 
Berufung des Reichsftatthalters der Yandes- 
bauptmann. Die im $ 13 des Eijenbabnent- 
eiqnungsgejeges genannte Kommilfion beſteht 
aus einem Vertreter des NReichaftatthalters in 
Dberdonau und einem Vertreter des Reichs— 
bauvats für die Stadt Linz. 


2. Genen das Enteignungserfenntnis findet ein 
Rechtsmittel nicht ftatt. 


3, Art und Höhe der Entichädiqung iſt von der 
Enteignungsbehörde durch Beſchluß feſtzu— 
ſtellen. 


4. Die Enteignungsbehörde kann den Enteig— 
nungsunternehmer auf deſſen Antrag durch 
Beſchluß in den Beſitz des im Enteignungs— 
erkenntnis bezeichneten Grundſtücks einweiſen, 
ſobald das Enteignungserkenntnis ergangen 
iſt. In dringenden Fällen kann der Beſchluß 
mit dem Enteignungserkenntnis verbunden 
werden. Auf Antrag des Enteignungsunter— 
nebmers oder de3 Grundeigentümers iſt der 
Suftand des Grundftüds, notfall® nad An— 
börung von Sachverftändigen, aktenmäßig 
feftzuftellen, Der durch die Beſitzeinweiſung 
entftebende befondere Schaden iſt tunlichit im 
Beſitzeinweiſungsbeſchluß feitzujeßen. Iſt der 
Eigentümer im Beſitz des Grundſtücks, jo iſt 
ihm die für die Enteignung zu gewährende 
Entſchädigung vom Tag der Beſitzeinweiſung 
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an zu verzinfen. Exleidet er einen weiteren 
Schaden, jo ift ihm auch diefer zu erjegen. 
Der Beſitzeinweiſungsbeſchluß ift dem Eigen- 
tümer und dem Beſitzer zuzuftellen oder zu 
Protokoll zu verkünden. 


5. Der Enteignungsunternehmer jowieder Grund: | 


eigentümer fönnen, wenn fie fi) durch die 
Entſcheidung über die Befibeinweifungseni- 
ſchädigung oder über Art und Höhe der Eat— 
eignungsentichädigung benachteiligt ba’ien, 
innerhalb von vier Wochen nad) Zuftr dung 
des Befiteinweifungsbejchluffes oder de} Ent- 
ihädigungsfeftitellungsbeichluffes die Feſtſtel— 
fung der Entſchädigung bei dem Anitsgericht 
verlangen, in deffen Sprengel der Gegenftand 
der Enteignung liegt. 


6. Die Enteignung des Grundftüds wird auf 
Antrag des Enteignungsunternehmersd dure) 
die Enteignungsbehörde ausgejprochen, wenn 
das Enteignungserfenntnis zugeftellt und nach— 
gewiefen ift, daß die Enteignungsentichädigung 
aezablt oder hinterlegt ift. Der Ausſpruch 
der Enteignung wird durch den Antrag auf 
gerichtliche Feftitellung der Enteignungsent- 
Ihädigung nicht gehemmt. 

Der Ausſpruch der Enteignung fchließt, in- 
fofern nicht etwas anderes dabei vorbehalten 
wird, die Einweifung in den Beſitz in ſich. 
$ 35 des Eifenbahnenteignungsgefeßes findet 
feine Anwendung. 


7. Auf Grund der Enteignungserflärung ift auf 
Antrag des Enteignungsunternehmers die Ent- 
eigqnung im Grundbud) durchzuführen. 


8. Gegen eine Entſcheidung nad) $ 37 des Eijen- 
bahnenteignungsgefeges findet ein Nechtsmittel 
nicht ſtatt. 


89 

Soll Erbhofland enteignet werden, jo hat die 
höhere Verwaltungsbehörde ($ 1) eine Enticheidung 
des Anerbengerichts darüber herbeizuführen, wie: 
weit durch die Enteignung die Lebensfähigfeit des 
Erbhofs beeinträchtigt wird. Das Anerbengericht 
foll vor der Enticheidung den Kreisbauernführer 
hören. Gegen die Entſcheidung des Anerbengericht3 


Zu $ 10 bj. ] 
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ift nur die fofortige Beſchwerde des Kreisbauern- 
führers und gegen die Entjheidung des Erbhof— 
gerichts nur die fofortige weitere Beſchwerde des 
Landesbauernführers zuläffig. Die Anerbenbehörden 
haben das Verfahren tunlichft zu befchleunigen. Das 
Verfahren ift koftenfrei. | 


$ 10 Zu $ 10 Abf.2 


8 10 Abf. 2 des Geſetzes findet mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an Stelle ded 1. Januar 1937 
der 18. März 1938 tritt. 


s 11 

(1) Die Anlegung eines neuen jowie die Anderung 
und Aufhebung des beftehenden Stadtregulierungs- 
und Erweiterungsplans im Sinne des $ 3 der Bau- 
ordnung für Linz bedürfen der Zuftimmung des 
Reichsbaurats. Das gleiche gilt für die Anlegung, 
Anderung und Aufhebung von Ortsregulierungs- 
plänen außerhalb des Stadtfreifes Linz, ſoweit diefe 
Pläne da8 Aufgabengebiet des Reichsbaurats be- 
rühren. 

(2) Der Reihsbaurat kann anordnen, daß die im 
Abſ. 1 genannten Pläne oder Teile derjelben ent- 
iprechend dem von ihm aufgejtellten Geſamtbauplan 
neu angelegt, geändert oder aufgehoben werden. 


$ 12 

(1) Die im $ 11 genannten Pläne oder Teile der- 
jelben werden auf Verlangen des Reichsbaurats 
innerhalb des Stadtfreifes Linz durch Beichluß des 
Oberbürgermeifters von Linz, außerhalb des Stadt- 
freifes Linz durch Beſchluß des zuftändigen Bürger- 
meifters aufgehoben. Der Beſchluß iſt öffentlich be- 
fanntzumachen oder den beteiligten Grundftüdseigen- 
tümern mitzuteilen. Die Dlanunterlagen jollen zu 
jedermanns Einficht offengelegt werden. 

(2) Gegen den Beſchluß ift der Einſpruch zuläffig. 
Diefer ift innerhalb zweier Wochen feit der öffent: 
lichen Bekanntmachung oder der Mitteilung Tcehrift- 
lich bei der Behörde einzulegen, die den Beſchluß er- 
laffen hat. Diefe entſcheidet entjprechend der erneu— 
ten Stellungnahme des Reichsbaurats endgültig. 


$13 
(1) Die Gebührenbefreiung exftredt ſich auf Die 
infolge der Enteignung und dev Gewährung einer 
Entſchädigung in Land erforderlichen Grundbucein- 
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tragungen und auf die Erteilung der zur Durch— 
führung de8 Verfahrens erforderten Grundbud) 
abjehriften. Gebührenfrei find ferner alle Rechts— 
vorgänge und gerichtlichen Urkunden, die dem rechts— 
geichäftlichen Erwerb zu den in diefem Geſetz be- 
ftimmten Sweden — einjchließlic dev Beſchaffung 
von Erſatzland — fowie im Falle des 89 Abſ. 3 
Sat 2 des Gefeted der Meiterübertragung von 
Grundeigentum dienen. 


Berlin, den 5. Auguft 1939. 
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(2) Die Befreiung erſtreckt fi) nicht auf die Gel- 
tendmachung von Anfprüchen durch Klage vor den 
Gerichten und auf das gerichtliche Verteilungsver: 
fahren. 


814 
Gegen Entſcheidungen, die auf Grund dieſer Ver— 
ordnung ergangen ſind, iſt die Anrufung des Ver— 
waltungsgerichtshofs in Wien ausgeſchloſſen. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Syrup 





Berordnung 
zur Einführung des Maß- und Eichrechts in der Oſtmark und dem Reichsgau Sudetenland. 
Bom 7. Auguſt 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereini- 
gung Öfterreichs mit dem Deutſchen Neid vom 
13. März 1938 (Neichgefeßbl. I S. 237) und des 
Erlaffes des Führers und Reichsfanzlers über die 
Verwaltung der judetendeutichen Gebiete vom 1. Ok— 
tobev 1938 (Neichögefeßbl. I S. 1331) wird ver- 
ordnet: 

81 

(1) In der Oſtmark und dem Reichsgau Sudeten— 
land treten nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften 
in Kraft 

a) das Maf- und Gewichtsgejet vom 13. Dezember 
1935 (Neichögefeßbl. 1 ©. 1499 und 1936 1 
S. 180) in der Faſſung der Anderungsverord- 
nung vom 18. Mai 1936 (Neichdgejeßbt. I 
S. 452) und der Ergänzungsverordnung pom 
28. Juni 1938 (Neichsgefeßbl. I ©. 785), 
die Ausführungdverordnung zum Maß- und 
Gewichtsgefeß vom 20. Mai 1936 (Neiche- 
geſetzbl. I ©. 459) in der Faſſung der Eriten 
Ergänzungsverordnung vom 11. März 1937 
(Neichsgefehbl. I ©. 296), der Sweiten Ergän- 
zungsverordnung vom 17. Juni 1937 GReichs— 
gejeßbl. I ©. 651), der Dritten Anderungs- 


— 
⸗ 
— 


verordnung vom 26. Februar 1938 (Neich- 
geſetzbl. IS. 225) und der Vierten Anderungs— 
verordnung vom 28. Dezember 1938 Reichs— 
geſetzbl. I ©. 2012), 


ir 
m 


die Werordnung über die Eihung von Butyro- 
metern und Mohrichen Waagen vom 29. Juni 
1938 (Neichögejesbl. I ©. 785), 

d 


— 


die Verordnung über die Stempel der Eich— 
behörden vom 3. September 1937 6Feichs— 
geſetzbl. I S. 962) in der Faſſung dev Ergän— 
zungsbverordnung vom 20. Mai 1935 (Reichs 


geſetzbl. I ©. 597). 
(2) Soweit Vorfchriften, die durch dieje Verord- 


nung eingeführt werden, nicht unmittelbar ange 
wandt werden können, find fie finngemäß anzumenden. 


82 

Es werden außer Kraft geſetzt: 

1. das Geſetz vom 23. Juli 1871 (XGBl. Nr. 16/ 
1872), womit eine neue Maß- und Gewichts— 
ordnung feſtgeſtellt wird, in der Faſſung des 
Anderungsgeſetzes vomꝰ20. Jänner1927 (BGBL. 
Nr. 62) und der Anderungsverordnung vom 
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14. Auli 1933 (BGB. Nr. 331) fowie die 
hiermit zufammenbhängenden Vorjchriften jeder 
Art, fomweit fie den im $1 genannten Vor— 
ichriften entiprechen oder widerjprechen, 


2. die Verordnung des Bundesminifters für 
Handel und Verkehr über den Verkehr mit 
Flaſchenbier (BGB. Nr. 93/1935), 


3. das derzeit im Reichsgau Sudetenland geltende 
Maf- und Eichrecht, foweit e8 den im S1 
aenannten Vorſchriften entfpricht oder wider— 
ſpricht, namentlich 


a) die Regierungsverordnung vom 19. Oftober 
1934, betreffend die amtliche Eichung von 
Schanfgefäßen (SdGuP. ©. 783), joweit 
fie nicht bereits durch die Verordnung zur 
Anderung der Vorichriften über Schanf- 
aefäße vom 9. Februar 1939 (Verord- 
nungsbl. f. d. fudetendt. Geb. S.286) auf- 
gehoben worden ift, 


b 


— 


das Geſetz vom 10. Juni 1937 über die 
obligatoriſche amtliche Eichung der Fieber— 
thermometer (ESdGuV. S. 769), nebſt 
Durchführungsverordnung vom 21. De— 
zember 1937 (EdGuV. ©. 1361). 


83 

Unbeſchadet der Vorſchriften der 881 und 2 
können in der Oſtmark und dem Reichsgau Sudeten- 
land Eichungen noch nad) den bisher geltenden Vor— 
fchriften oder den von der Phyſikaliſch-Techniſchen 
Reichsanftalt exrlaffenen Übergangsvorjchriften vor— 
aenommen werden. Die nach dieſen Vorſchriften ge— 
eichten Gegenſtände gelten als im Reichsgebiet gül— 
tig geeicht, ſo lange der Reichswirtſchaftsminiſter 
nicht anderes anordnet. Dies gilt auch für Meß— 
geräte, deren Eichung in der Oſtmark oder dem 
Reichsgau Sudetenland vorgeſchrieben iſt, für die 
ſedoch feine Eichvorſchriften auf Grund des Maß— 
und Gewichtsgeſetzes erlaſſen ſind. 


84 
Die Eichpflicht für Fahrpreisanzeiger tritt am 
1. Januar 1941, die für Wegſtreckenmeſſer am 
1. Januar 1942 in Kraft. 
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85 
(1) Die Bezeichnung Doppelzentnex für hundert 
Kilogramm wird für den Geichäftsverfehr in der 
Oſtmark und dem Reichsgau Subdetenland nicht ein- 
geführt. 
(2) Die Bezeichnung Defagramm für zehn Gramm 
bleibt His auf weiteres zugelafien. 


‘6 

(1) Zur Eichung zugelaffen bleiben Körpermaße, 
die 0,3 Liter enthalten, fowie bis auf weiteres in 
der Oſtmark folche zu einem achtel, einem jechzehntel 
oder einem zweiunddreißigitel Liter. 

(2) Im Reichsgau Sudetenland bleiben Körper: 
maße, die ein viertel Liter enthalten, nicht zur 
Eichung zugelaffen, jo lange der Reichswirtſchafts— 
minifter nicht anderes anordnet. 

(3) Gewichte, die dem vierten oder achten Teile 
des Kilogramms entiprechen, bleiben nicht zur 
Eichung zugelafien. 

87 

Die SS 64 bis 67 des Maß- und Gewichtsgeſetzes 
erhalten für die Oſtmark und den Reichsgau Sudeten: 
land folgende Faſſung: 


„s 64 
Der Reichswirtichaftsminifter beftimmt den 
Seitpunft des Ankrafttretens der Nacheichpflicht 
für Gaszähler in der Oſtmark. 


$ 65 
Nicht aeeichte Derfonenwaagen, die nach $ 13 
reicht werden müſſen, fünnen nod bis zum 
31. Dezember 1942 ungeeicht verwendet werden, 
wenn fie 


a) bis zu dieſem Tage nicht zur Eichung zu 
gelaſſen find und 


b) vor Inkrafttreten diefer Verordnung bereits 
aufgeitellt waren. 


8 66 
(1) Schanfgefäße, die war dein bisher in der 
Dftmark oder dem Reichsgau Sudetenland gelten- 
den Recht, nicht aber den Vorfchriften der SS 45 
bis 50 des Maf- und Gewichtsgeſetzes entiprechen, 
dürfen in diejen Gebieten noch bis zum 31. De 
zember 1942 weiter verwendet werden. 














(2) Schanfgefäße, die nur hinſichtlich der In— 
haltsbezeichnung von den Vorfchriften der SS 45 
bis 50 abweichen, dürfen in der Oſtmark und dem 
Reichsgau Sudetenland weiterverwendet werden; 
folange der Neichswirtichaftsminifter nicht anderes 
anordnet. 


-ı 


m mn 


6 
Die Vorichriften der SS 52 bis 56 (betreffend 
Flaschen) treten in der Oſtmark und dem Reichs— 
gau Subdetenland am 1. Januar 1940 in Kraft.“ 


8 

In der Oftmark und dem Reichsgau Sudetenland 
gelten folgende Friften der Ausführungsverordnung 
um Maß- und Gewichtögejeß vom 20. Mai 1956 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 459) in der Faſſung der Dritten 
Anderungsverordnung vom 26. Februar 1938 (Reiche: 
geſetzbl. I ©. 225) und der Verordnung über Die 
Eichung von Butprometern und Mohrſchen Waagen 
vom 29. Juni 1938 (Neichsgejegbl. I ©. 785): 

a) im $ 35 Abſ. 2,3 und 4 der 31. Dezember 1941, 

b) im $ 39 Abf. 2 der 31. Dezember 1939, 

ce) im $ 71 Nbf. 2 der 1. Dezember 1939. 


$9 
(1) $31 der Ausführungsverordnung zum Maß- 
und Gewichtägeieß findet in der Oſtmark und dem 
Reichsgau Sudetenland feine Anwendung. 
(2) Die Ausführungsvorichriften zur Nacheichung 
und über die Aufftellung der Eichlifte find in der 


Berlin, den 7. Auguſt 1939, 
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Oſtmark und dem Reichsgau Sudetenland erjt vom 
1. Januar 1941 an anzuwenden. 


(3) Die $$ 38, 42a, 70, 72 und 73 der Aus— 
führungsverordnung zum Maß- und Gewichtsgeſetz 
find für die Oftmark und den Reichsgau Sudeten- 
land gegenjtandslos. 


$ 10 
Meßgeräte, die ordnungsmäßig mit Stempelzeichen 
verjehen find, die dem derzeit in dev Oftmark oder 
dem Reichsgau Sudetenland geltenden Recht ent- 
ſprechen, gelten im Reichsgebiet ala geeicht, ſolange 
der Neichawirtichaftsminifter nicht anderes anordnet. 


511 
Bis zur Beſchaffung der durch die Verordnung 
über die Stempel der Eichbehörden vom 3. September 
1937 vorgeſchriebenen Stempel dürfen die Eich— 
behörden in der Oſtmark und für die Eichung von 
Elettrizitätszählern und Meßwandlern aud) im Reichs— 
gau Sudetenland ihre alten Stempel verwenden. 


$ 12 
(1) Dieje Verordnung tritt am 1. Dftober 1939 
in Kraft mit Ausnahme des $ 10, der am Tage der 
Verkündung in Kraft tritt. 
(2) Die zur Durchführung und Ergänzung diejer 
Verordnung erforderlichen Rechts und Verwaltungs: 
vorſchriften erläßt dev Reichswirtſchaftsminiſter. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Neichminifter des Innern 
In Vertretung ded Staatäfefretärd 


Dr. Schüße 
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Anordnung über die Ernennung 

der dem Reichsverkehrsminiſterium unterjtehenden unmittelbaren Reichsbeamten, der mittelbaren Reichs: 
beamten der Reichswaſſerſtraßenverwaltung und der preußiſchen Verwaltung der Häfen, Brüden und Fähren 
iowie die Beendigung ihres Beamtenverhältniſſes. 


Bom 2. Auguſt 1939. 


Auf Grund der mir durch den Erlaß des Führers und Neichstanzlers über die Ernennung der Beamten und 
die Beendigung des Beamtenverhältniffes vom 10. Juli 1937 (Neichsgejeßbl. I S. 769) jowie durch den Erlaß 
des Vreußifchen Minifterpräfidenten vom 14. Juli 1937 (Preuß. Geſetzſamml. ©. 76) erteilten Ermächtigung 
ordne ich mit Zuſtimmung der Reichsminifter des Innern und der Finanzen für meinen Gejchäftsbereid) 
folgendes an: 


I. ch behalte mir vor 


A. bei den Beamten der Reichsbefoldungsgrup- 
pen A2c2 und aufwärts, der Reichsbahn— 
befoldungsgruppen 3 und aufwärts und der 
entiprechenden Länderbejoldungsgruppen: 


1. 


on 


die Einweifung in eine Wlanftelle mit 
höherem Endgrundgehalt ohne Ande- 
rung der Amtsbezeichnung, 


. die Anderung der Amtsbezeihnung bei 


Nerbleib in der bisherigen Beſoldungs— 
gruppe, 


. die Umwandlung des Beamtenverhält— 


nifjes auf Widerruf in ein ſolches auf 
Lebenszeit, 


. die Wiederverwendung der in den Warte- 


ftand verſetzten Beamten, ſoweit nicht 
eine Ernennung dur) den Führer und 
Reichsfanzler erfolgt, 


. die Entlaffung von Beamten in den 


Fällen der $$ 57 bis 59 und 61 DBG, 
ſoweit fi) in den Fällen des $ 61 DBG 
der Führer und Neichsfanzler die Aus- 
übung diejes Rechts nicht ſelbſt vor- 
behalten bat, 


. die nicht dem Führer und Neichsfanzler 


vorbehaltene Verfeßung derWarteſtands— 
beamten in den Rubeftand und ihre Ent 
laffung nad) $$ 59 und 60 DBG, 


7. die Ausfertigung der bei Übertritt in 
den Rubeftand zu erteilenden Urkunden, 
wenn fein Danf ausgeſprochen werden 
ſoll, 
























8. die Ernennung, die Entlaſſung und die 
Verſetzung in den Ruheſtand — 876 
DBG — der nichtplanmäßigen Beamten 
einschließlichder außerplanmäßigen, fom- 
miffarifchen und auf Probe angeitellten; 


B. bei den Beamten der Reichsbeſoldungsgrup— 
pen A2d und A3, der Reihsbahnbejol- 
dungsaruppen 4 bi8 5 und der entfprechen- 
den Länderbejoldungsgruppen: 


1. die Ernennung, die Anderung der Amt3- 
bezeichnung bei Verbleib in der bisheri- 
gen Bejoldungsgruppe, die Einweifung 
in eine Wlanftelle mit höherem End- 
grundgehalt ohne Änderung der Amts 
bezeichnung, 


2. die Umwandlung de8 Beamtenverhält- 
niffes auf Widerruf in ein foldhes auf 
Lebenszeit, 


3. die Wiederverwendung der in den Warte- 
ſtand verfeßten Beamten, 


4. die Entlaffung, die Verfegung in den 
Ruheſtand und die Ausfertigung der bei 
Übertritt in den Ruheſtand zu erteilen- 
den Urfunde. 











II. m übrigen übertrage ich widerruflich die Aus- 
übung des Rechts 

1. zur Ernennung, zur Anderung der Amts- 
bezeichnung bei Verbleib in der bisherigen 
Bejoldungsgruppe, zur Einweifung in eine 
Dlanftelle mit höherem Endgrundgehalt ohne 
Änderung der Amtsbezeichnung, 

2. zur Umwandlung des Beamtenverhältnifjes 
auf Widerruf in ein jolches auf Vebenszeit, 

3. zur Wiederverwendung der in den Warte: 
ftand verfeßten Beamten, 

4. zur Entlaffung, zur Verſetzung in den Ruhe— 
ftand und zur Ausfertigung der bei Über- 
tritt in den Nubeftand zu erteilenden Ur- 
Funde 
A. für die Reichsbahnbeamten: 

auf 

die Vräfidenten dev Reichsbahndirek— 
tionen, 

die Dräfidenten der Reichsbahnbau— 
direftionen, 

den Präfidenten des Neichabahn-Sentral; 
amts Berlin, 

den Direktor des Reichsbahn-Sentralamts 
Münden, 

die Leiter der Neichsbahn-Oberbetriebs: 
leitungen; 

B. fürdie Beamten der Reichswaſſerſtraßen— 
verwaltung und der bpreußiichen Ver— 
waltung der Häfen, Brüden und Fähren: 

auf 
die Leiter der mir unmittelbar nach 
geordneten Neichs- und preußiichen Be- 
hörden, 


Berlin, den 2. Auguſt 1939. 
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den Leiter des Reichsſchiffsvermeſſungs— 
amts in Berlin, 
die Neichsftatthalter; 


0. für die unmittelbaren Reichsbeamten dei 
Bevollmächtigten für den Nahverkehr: 
in Dreußen: 
auf 
die Oberpräfidenten in Königsberg (Br), 
Stettin, Berlin, Münfter, Breslau, 
Kaffel und Hannover, 
die Negierungspräfidenten in Wiesbaden 
und Düſſeldorf, 
in Bayern, Sachſen, Württemberg, 
Hamburg und Öfterreid): 
auf 
die Neichsftatthalter. 


Su IIB und IIC: 

Die Neichsjtattbalter erhalten die Geneh— 
migung, die Ausübung des ihnen übertva- 
genen Nechts weiter zu übertragen. 

Sur Ernennung der Inhaber von Dlan- 
jtellen der Reichsbeſoldungsgruppen A 4 be 
darf e8 meiner vorherigen Zuftimmung; Dies 
gilt auch dann, wenn es ſich um die Einwei— 
jung in eine Dlanftelle mit höherem End- 
grundgebalt ohne Anderung dev Amtsbezeidh- 
nung bandelt. 

Die für alle preußiichen Befoldungsaruppen 
beſtehende Anordnung der Meldung frei: 
werdender Stellen bleibt unberübrt. 


III. Meine Anordnung vom 20. Dezember 1937 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1391) und die Anderung 
‚diefer Anordnung vom 6. Juli 1938 (Neichs- 
geſetzbl. I ©. 838) werden aufgehoben. 


Der Reichsverkehrsminiſter 
In Vertretung 


KRleinmann 





I 
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Druckfehlerberichfigung 


An der Verordnung zur Einführung des Reidye- 
rechts auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts, des 
Sandelsrechts und der bürgerlichen Rechtspflege in 
den in die Länder Preußen und Bayern eingeglie- 
derten Teilen der fudetendeutfchen Gebiete vom 
24. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1049) muß das 
erfte Wort im $ 18 Abſ. 1 ſtatt „Vorbemerkungen“ 
richtig heißen: „Vormerkungen“. 


ABC des Reichsrechts 


Herausgegeben vom Geſamtſachverzeichnis zum Bundes⸗ 
Reichsminiſterium des Innern und Reichsgeſetzblatt 1867 bis 1929 


Das ABT des Reichdrechts erfaßt alle Veröffentlichungen des Bundesgeſetzblatts und des Reichsgefetblatts in mehr 
als 5500 nach dem ABE geordneten Stichwörtern. Durch Gliederung des Stoffes in zwedmäßig gewählte 


Gruppen (3. B. Bankweſen, Eifenbahnen, Sinanzwefen, Militär, Reichstag, Sozialverfiherung, Steuern, Ders 
forgungswefen) wird die Überficht wefentlid, erleichtert. Somit erfpart das ABE des Reichsrechts beim Aufſuchen 
einzelner Veröffentlihungen wie bei der Zufammenftellung ganzer Rechtsgebiete viel Mühe und Arbeit. 

Preis geheftet 8 RM ; Behördenvorzugspreis 6 AM ; im Einband des Reichsgeſetzblatts 9,69 All; Behördenvor⸗ 
zugspreis 7,60 RM ; Halblederband 14 ARM ; Behördenvorzugspreis 12 RAM (Poftgebühr für 1 Stüd 40 Auf). 
Stücke zum Behördenvorzugspreis find nur vom Verlag unmittelbar zu beziehen. 


Reichsverlagsamt, Berlin IM 40, Scharnhorftftraße 4 - Poſtſcheckkonto: Berlin 96200 








Das Neichsgeferblatt erfcheint in zwei gefonderten Teilen — Teil I und Teilll—. 


(Sernfprecher: 429265 — Pofifcheckfonto: Berlin 962 00). 
Preis für den ahtfeitinen Bogen 15.7%/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10 M, 


Bei größeren Beſiellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 
Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 


Fortlaufender Bezug nur durch die Poſtanſtalten. Bezugspreis vierteljährlich für Teil 13 2,90.R.M, für Teil 11 = 2,50 AM. 
Ginzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Reichsverlagsamt, Berlin NW AO, Scharuhorſtſtraße Pr. 4 
Einzelnummern werden nah dem Umfang berechnet. 
ansfchlieglich der Poftdruckfachengebühr, 
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Berordnung des Führers und Reihskanzlers 
über die Stiftung des Spanien-Kreuzes. 


Bom 14. April 1939. 


Sum fichtbaren Ausdrud meiner Anerkennung und meines Dankes für die Verdienfte deutfcher Frei— 
williger an der Niederwerfung des Boljchewismus im fpanifchen Freiheitsfampfe ftifte ich das 

| Spanien-Kreuz in 3 Rlafjen. 

Die Einzelheiten beftimmt die Sabung. 


Berchtesgaden, den 14. April 1939, 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reihsminifter des Innern 
Frick 
Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Staatsminiſter und Chef 
der Präſidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers 
Dr. Meißner 
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Sabung des Spanien-Kreuzes. 
Bom 14. April 1939. 


Artikel 1 
(1) Das Spanien-Kreuz ift in 3 Klafjen eingeteilt: 
Gold, 
Silber, 
Bronze. 


(2) Für befonders hervorragende Leiftungen behalte ich mir die Verleihung in Gold mit Brillanten vor. 


(3) Das Spanien-Kreuz wird entweder mit Schwertern oder ohne Schwerter, dann nur in Silber und 
Bronze, verlieben. 


| Artikel 2 
Das Spanien-Kreuzg mit Schwertern 
1. wird verliehen an die Freiwilligen. der Legion Condor, 


2. kann verliehen werden an die Beſatzungen der an folgenden Kampfhandlungen in ſpaniſchen Gewäſſern 
beteiligten Schiffe der deutſchen Kriegsmarine: 


a) Fliegerangriff auf Ibiza, 
b) Beſchießung von Almeria, 
c) Bombenangtiff auf Palma. 
Artitel 3 
Das Spanien-Kreuz in Silber oder Bronze ohne Schwerter kann verliehen werden an: 
1. Kurierflieger, 


2, Mehrmachtangebörige, die ſich im dienftlichen Auftrag in Spanien bei der Legion Condor oder auf 
Schiffen der Kriegsmarine mindeftens drei Monate in fpanifchen Gewäſſern aufgehalten haben, 


3, deutfche Zivil-Freiwillige der Legion Condor und der mit ihr in gleihem Auftrag tätigen amtlichen 
deutjchen Stellen. 
Artitel 4 


— — Ordenszeichen beſteht aus einem achtſpitzigen Kreuz, deſſen Mittel das Hakenkreuz ziert. Zwiſchen 
—* den Balken des Kreuzes iſt das Hoheitszeichen der Luftwaffe — Adler mit Hakenkreuz — angebracht. 
X 


ee (2) Sofern das Spanien-Kreuz mit Schwertern verliehen wird, jind zwei gefreuzte Schwerter unter den 


Hoheitszeichen durch das Mittel geführt. 


Artikel 5 
Das Spanien-Kreuz wird auf der rechten Bruftjeite unter dem Blutorden getragen. 


Artikel 6 


Die Vorfchläge für das Spanien-Kreuz werden mir vom Chef des Oberfommandos der Wehrmacht über den 
Staatöminifter und Chef der Präfidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers vorgelegt. 


Artikel 7 
Der Beliehene erhält eine Urkunde, die meinen Namendzug ald Unterfchrift trägt. 
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Artitel 8 
Das Spanien-Kreuz verbleibt nad; Ableben des Beliehenen al3 Erinnerungsftüd im Beſitz der Sinterbliebenen. 


Artitel 9 
Die Duchführungsbeftimmungen erläßt der Chef des Oberfommandos der Wehrmacht. 


Berchtesgaden, den 14. April 1939. 


Der Führer und Neichsfanzler 
Adolf Hitler 


Der Reihsminifter des Innern 
Frick 
Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 
Der Staatsminister und Chef 
der Präfidialfanzlei des Führers und Reichskanzlers 
Dr. Meißner 


Anlage 


(Zum Xıtifel 4 
ber vorftehenden Satzung) 


Spanien-Äreuz 
mit Schwertern 





(Natürlie Größe) 


I. Klaſſe: Gold 
ü 2. Klaſſe: Silber 
3. Klaſſe: Bronze 


IT 
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Verordnung des Führers und Reichskanzlers 
über die Stiftung des Ehrenkreuzes für Hinterbliebene 
deutſcher Spanienkämpfer. 


Vom 14. April 1939. 


Zur Erinnerung an die heldenhaften Leiſtungen bei Niederwerfung des Bolſchewismus im 
Spanischen Freiheitskampfe ftifte ich ein 
Ehrenkreuz für Hinterbliebene deutſcher Spanienfämpfer. 


Einzelheiten bejtimmt die Sabung. 


Berchtesgaden, den 14. April 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Staatsminiſter und Chef 
der Präſidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers 


Dr. Meißner 


EI un ———— —————— — — 


| Satzung 
des Ehrenkreuzes für Hinterbliebene deutſcher Spanienkämpfer. 
Vom 14. April 1939. 


Artikel 1 
Das Ehrenkreuz für Sinterbliebene deutſcher Spanienfämpfer ift beftimmt für die nächiten Angehörigen 
deutſcher Freiwilliger, die 
a) gefallen, 
b) in Gefangenſchaft verſtorben, 
c) verſchollen, 
d) tödlich verunglückt, 
e) an den Folgen von Verwundungen, Unglücksfällen Sowie durch den befonderen Einjaß bedingten und 
als Kriegs-Dienftbefhädigung anerkannten Krankheiten verjtorben jind. 
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Artilel 2 
Zum Tragen berechtigt find die Angehörigen in folgender Reihenfolge: 
a) die Witwe, 
b) der ältefte volljährige Sohn, danad) die Tochter, 
c) der Vater, danad) die Mutter, 
d) der Bruder, danach die Schweiter. 


Artitel 3 
Das Kreuz ift das verkleinerte Spanien-Kreuz ohne Schwerter und beſteht aus Bronze. Es trägt wie diefed — My, 
zwijchen den Ballen das Hoheitszeichen der Luftwaffe. TR 
Artitel 4 


Das Ehrenkreuz wird am fehwarzen, weiß-rot-gelbrot eingefaßten Band auf der linfen Bruftfeite getragen. 


Aıtitel 5 


Anträge auf Verleihung des Ehrenkreuzes find beim Oberfommando ber Mehrmacht einzureichen. Den 
Anträgen find polizeiliche Beglaubigungen beizufügen. Die Vorjchläge werden vom Chef des Oberfommandos 
der Wehrmacht aufgeftellt und mir durch den Staatsminifter und Chef der Präfidiallanzlei des Führers und 
Reichskanzlers vorgelegt. 


Artitel 6 
Für jede Verleihung wird eine Urkunde ausgeftellt, die ald Unterfehrift meinen Namen trägt. 


Artitel 7 
Das Ehrenkreuz verbleibt nach Ableben im Beſitz der Hinterbliebenen als Erinnerungsftüd, 


Berchtesgaden, den 14. April 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsminiſterdes Innern 
Frick 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Staatsminiſter und Chef 


der Präſidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers 
Dr. Meißner 
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Anlage 


(Sum Artikel 3 
ber voritebenden Satzung) 


| Ehrenkreuz 
| für Hinterbliebene deutſcher Spanienkämpfer 
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(Natürlihe Gröj;c) 


Berordnung des Führers und Reidhskanzlers 
über die Stiftung eines Berwundetfen=-Abzeichens 
für deutfche Freiwillige im [panifchen Sreiheitskampf. 
Bom 22. Mai 1939. 


51 
Als ehrendes Erinnerungsabzeichen für diejenigen deutſchen Freiwilligen, die bei Niederwerfung 
des Bolſchewismus im ſpaniſchen Freiheitskampf 1936/1939 als Angehörige der Legion Condor 
oder im Jufammenbang mit ihrem Cinjat jowie ald Angehörige der an KRampfbandlungen in 
ſpaniſchen Gewällern beteiligt gewefenen deutjchen Kriegsmarine durch feindliche Rampfmittel ver- 
wundet oder bejchädigt wurden, ftifte ich ein 
Verwundeten-Abzeicdhen. 
82 


Das Verwundeten-Abzeichen iſt das gleiche wie das des Weltkrieges, verziert durch ein auf 
der Spitze ſtehendes Hakenkreuz auf dem Stahlhelm. 











Nr.139 — Tag der Ausgabe: 10, Auguft 1939 1365 


833 
Das Verwundeten-Abzeichen wird je nach der Anzahl der Verwundungen Geſchädigungen) 
entweder in ſchwarzer oder filberner Ausführung verliehen. 


Das Berwundeten-Abzeichen wird auf der linken Bruftfeite getragen. 
5 
Die Durchführungsbeftimmungen erläßt der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht. - 
Berlin, den 22. Mai 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter des Innern 


In Vertretung 


Pfundtner 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 

Keitel 
Der Staatsminiſter und Chef 
der Präſidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers 
Dr. Meißner 
—— — 
Verordnung des Führers und Reichskanzlers 
über die Stiftung des Deutſchen Schutzwall-Ehrenzeichens. 
Bom 2. Auguft 1939. 


Zum fichtbaren Ausdrud meines Dankes und meiner Anerkennung für Verdienfte um die Anlage 
und Errichtung des Deutjchen Schutzwalls ftifte ich das 
Deutſche Schußwall-Ehrenzeichen. 
Das Nähere bejtimmt die Sabung. 
Berlin, den 2. Auguft 1939. 
Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


or Der Reichsminiſter des Innern 
n 
“ | Frid 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
Reitel 


Der Staatsminifter und Chef 
der Dräfidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers 
Dr. Meißner 


H5140-0344 























40-0345 

















IMIMNNNNN! 
H51 


Satzung des Deutſchen Schutzwall-Ehrenzeichens. 
Vom 2. Auguft 1939. 
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Artitel 1 


Das Deutfhe Schugwall-Ehrenzeichen wird an Perjonen verliehen, die an der Schaffung der dem Schuße 
des Deutfchen Volkes dienenden Befeftigungsanlagen mitgearbeitet haben. 


Artitel 2 
(1) Das Deutjche Schugwall-Ehrenzeichen ift eine bronzene Medaille, die auf der Vorderfeite einen Bunter, 
darüber gefreuzt ein Schwert und einen Spaten, darüber das Hoheitszeichen trägt. Die Rückſeite trägt die 
Inſchrift „Für Arbeit zum Schuße Deutſchlands“. 
(2) Das Deutſche Schutzwall-⸗Ehrenzeichen wird an einem braunen, durch zwei weiße Streifen eingefaßten, 
braun gefäumten Band auf der linken Bruftfeite getragen, 


Artikel 3 


Die Vorfchläge auf Verleihung des Deutjchen Schußwall-Ehrenzeichens werden vom Chef des Oberfommandos 
der Wehrmacht, vom Generalinfpeftor für das deutjche Straßenwejen und vom Reichsarbeitsführer je für 
ihren Bereich aufgeftellt und mix durch den Staatsminifter und Chef der Vräfidialfanzlei des Führers und 


Reichskanzlers vorgelegt. 
Artikel 4 


Den Beliehenen wird ein Befitzeugnis durch den StaatSminifter und Chef der Vräfidialkanzlei des Führers 


und Reichskanzlers ausgeftellt. 
Artikel 5 


Das Deutſche SchugwallEhrenzeichen verbleibt nad) dem Tode des Inhabers den Hinterbliebenen ala 


Andentfen. 
Artikel 6 


Mit der Durchführung der Verordnung beauftrage id) den Reichsminiſter des Innern in Verbindung mit 
dem Chef des Oberfommandos der Wehrmadt und dem Staatsminifter und Chef der Präfidiallanzlei des 
Führers und Reichskanzlers. 


Berlin, den 2. Auguft 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Reihbsminifter ded Innern 
Frick 
Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Staatsminiſter und Chef 
der Vräfidialfanzlei des Führers und Reichskanzlers 
Dr. Meißner 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint im zwei geſonderten Teilen — Teil I und Teilll—. 

Sortlaufender Bezug nur dur) die Poftanftalten. Bezugspreis vierteljährlich für Teil 1 = 2,90.2., für Teil I = 2,50. AM. 
Ginzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer mur vom Reichsverlagsamt, Berlin NW AO, Scharnhorſtſtraße Nr. 4 
(Sernfprecher: 42 9265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Einzelnummern werden nah dem Umfang berechnet. 
Preis für den acht ſeiti gen Bogen 15.A/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10. An/, ausſchließlich der Poſtdruckſachengebühr. 
Bei größeren Beſtellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 

Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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1939 Ausgegeben zu Berlin, den 11. Auguft 1939 | Nr. 140 


Tag Inhalt Seite 
31.7.39 Verordnung zur Einführung der Glashüttenverordnung in der Oftmark.. 1367 
31.7.39 Verordnung zur Einführung walfangrechtlicher Vorſchriften in der Oſtmark 

u Kr Reihen 1368 
3.8.39 Verordnung über das nihtgewerbliche Verfteigerungdwefen............. 1368 
4.8.39 Dolizeiverordnung über die Befhäftigung oder Beauftragung von Waren- 

TEE TER ET RE ER ee TE nahen 1369 
8.8.39 Verordnung über die Feftfehung von Duchfchnittsbeträgen für die Berechnung 

der Nachverficherung bei den Angehörigen des Neihsarbeitsdienftes... 1370 


Im Teil II, Nr.32, ausgegeben am 9. Auguft 1939, find veröffentlicht: Verordnung über die vorläufige Anwendung eines 
zweiten Ablommens zum dbeutfh-jchweizeriihen Verrehnungsabfommen. — Belanntmacdhung über den deutſch— 
eitnifhen Nidtangriffsvertrag. — Belanntmachung über den dbeutfch-lettifchen Nichtangriffsvertrag. — Belannt- 
machung zum Warenzeichengefeß über ein amtliches Gewährzeichen. — Belanntmachung über die Ratifilation der 
deutſch-griechiſchen Vereinbarung über die Überleitung des Öfterreihifch-griehifchen Verrehnungsverfehrs in 
das deutſch-griechiſche Verrehnungsablommen. — Bekanntmachung über den Schuß von Erfindungen, Muftern und 
Warenzeihen auf einer Ausjtellung. — Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Zweiten Abkommens zur 
Vereinheitlihung bed Luftprivatrehts (Ratifitation dh Guatemala). 





Verordnung zur Einführung der Glashüttenverordnung 
in der Dftmarf, 


Bom 31. Juli 1939. 


Auf Grund des Gefeßes über die Wiedervereinigung 
Oſterreichs mit dem Deutfchen Reich vom 13. März 1938 
—— I ©. 237) Artikel IL wird folgendes ver- 
ordnet: 


1. Der Erſte bis Vierte und der Sechſte Abſchnitt der 
Verordnung über Glashütten, Glasſchleifereien, Glas— 
ätzereien, Glasmalereien, Glashafenfabriken und ver- 
wandte Betriebe (Glashüttenverordnung) vom 23. De- 
jember 1938 (Neichögefeßbl. I S. 1961) werden mit 


Berlin, den 31. Juli 1939. 


Wirkung vom 1. Auguſt 1939 für die Oftmark mit der 
Maßgabe in Kraft gefebt, daß an Stelle der im $ 20 
Abſ. 3 vorgefehenen Frift für die Ausführung baulicher 
Anderungen eine Friſt bis zum 31. Auguft 1941 ge 
währt wird. 


2. Soweit Vorſchriften, die durch diefe Verordnung 
in der Oſtmark eingeführt werden, nicht unmittelbar 
angewandt werden können, find fie finngemäß an- 
zumenden. 


Der Reihsarbeitsminifter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung bed Staatsſekretärs 
Dr. Schiitze 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


H5140-0 


34 
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Verordnung zur Einführung walfangrechtlicher Vorſchriften 
in der Dftmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Tom 31. Juli 1939, 


Auf Grund des Artikel TI des Geſetzes über Die 
Miedervereinigung Öfterreih8 mit dem Deutichen 
Reich vom 13. März 1938 Geichsgeſetzbl. IS. 237) 
und auf Grund ded x des Erlafjed des Führers und 
Reichskanzlers über Die Verwaltung der jubetendeut- 
ſchen Gebiete vom 1. Oftober 1938 (Reichdgejekbl. I 
©. 1331) wird folgende8 verordnet: 


51 
An der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland 
gelten: 

1. das Geſetz zur Regelung des Walfangs vom 
6. Oftober 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1097), 

2. die Verordnung zur er. und Ergän- 
zung des Geſetzes zur Regelung des Walfangs 
— 6. Oktober 1937 (Reichögefekbl. 16.1099) 
un 

3. die Smweite Verordnung zur Ausführung und 
Ergänzung des Gejeßed zur Negelung des 
Walfangs vom 17. September 1938 (Reichs: 
geſetzbl. I ©. 1185). 


Berlin, den 31. Juli 1939, 


82 
Über die Einziehung im felbftändigen Verfahren 
entjcheidet in der Oftmarf auf Antrag des Anklägers 
da8 Gericht, dad zur Durchführung des Strafver: 
fahrens zuftändig wäre, durch Beſchluß. Bei dem 
Gerichtähof I. Inftanz fteht die Entſcheidung der 
Ratsfammer zu. Wird auf Einziehung erkannt, jo 
ift der Beſchluß dem davon Betroffenen befanntzu- 
geben. Gegen die Enticheidung ift die Beſchwerde zu- 
läffig ($$ 114, 481 der öſterreichiſchen Strafprozeß- 
ordnung). 
83 


An der Oſtmark tritt da8 Bundesgeſetz vom 
26. Oftober 1936 (BGBL. Nr.350/1936), betreffend 
die ara der Beftimmungen des Abkommens 
zur Regelung des Walfiichfange, vom 24. September 
1931 (BGBL. Nr. 55/1936) außer Kraft. 


84 
Dieſe Verordnung tritt am 1. September 1939 
in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag 
Narten 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung bed Staatsſekretärs 
Dr. Suren 








Verordnung über das nichtgewerbliche Verſteigerungsweſen. 
Bom 3. Auguſt 1939. 


Auf Grund des Artifeld 5 des —— Geſetzes zur 
Uberleitung der Rechtspflege auf das Reich vom 
16. Februar 1934 (cReichsgeſetzbl. I ©. 91) wird ver- 
ordnet: 

81 


Zur Befeitigung der Befugniffe, die auf dem Ge— 
biete des Verfteigerungswejens den Dorfgerichten Im 
Geltungsbereich des preußifchen Allgemeinen Land- 
rechts, den Ortögerichten in den Oberlandesgerichts- 
bezirken Frankfurt, Kaſſel, Köln und Hamm jowie In 

obenzollern und den in den Artikeln 111 und 123 
Äübf. 2 des Preußifchen Gejeßes über die freiwillige 





Gerichtsbarkeit bezeichneten Werfonen, ferner den 
Bürgermeiftern und anderen Gemeindebeamten in 
Baden mit Ausnahme der einzelnen Mitglieder der 
DOrtsgerichte in Baden fowie den Magiftraten und 
deren Deputationen in Mecklenburg zuſtehen, treten 
folgende Änderungen in Iandeögejeglichen Beſtim— 
mungen ein: 


1. E83 werden aufgehoben: 
Artikel 109, 112 des Preußiſchen Gefeßes über 
die freimilliae Gerichtsbarkeit vom 21. Sep 
tember 1899 (Preuß. Gefeßfamml. ©. 249), 
8 37 Abſ. 2 des badiſchen Landesgefeges über 











bie freiwillige Gerichtäbarkeit vom 13. Oftober 
1925 (Bad. Geſetz u. Verordnungsbl. ©. 287), 
8 58 der badiſchen Verordnung über die frei- 
willige Gerichtsbarkeit vom 3. Dezember 1926 
(Bad. Gefek- u. Verordnungsbl. ©. 301). 


.Es werden geftrichen: 


m$37 Abf. 1 Sat 1 der medlenburg-fhwerin- 
chen und im $ 36 Abſ. 1 Sat 1 der mecklen— 
urg-ftreligichen Verordnung zur Ausführung 
bes Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 9. April1899 
(Medlb.-Schwerinfches Negierungsbl. ©. 57, 
Mecklb.Strelitzer Offizieller Anz. ©. 85) die 
Morte „die Magiftrate und die aus dieſen 
berordneten Deputationen”. 


82 

(1) Die landesrechtlichen Dienftvorichriften für Die 
Verfteigerungstätigkeit der Ratſchreiber in Württem- 
bera, der Ortögerichtsperfonen in Sachſen, der Mit- 
glieder der Ortsgerichte in Baden, der Ortsgerichts- 
borfteher in Seflen und der Amtsſchöppen in Thü— 
ringen forwie die landesrechtlihen Vorſchriften über 
die Beurkundung von Verfteigerungen durd) die ge- 
nannten Perſonen, ſoweit fie ſich nicht u die Ver- 
fteigerung von Grundftücen beziehen, werden aufge- 
hoben. An ihre Stelle tritt eine von dem Reichs— 


Berlin, den 3. Auguft 1939. 
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minifter der Juftiz im Wege der Allgemeinen Ver— 
fügung zu erlaffende Geſchäftsanweiſung. 


(2) Die im Abf. 1 genannten Perſonen find nicht 
verpflichtet, Aufträge zur Vornahme von Verfteige- 
rungen anzunehmen, die fie nad) der für fie geltenden 
Geſchäftsanweiſung nicht annehmen follen. Entgegen- 
ftehende Beſtimmungen werden aufgehoben. 


(3) 88 45 bis 54 der badifchen Verordnung über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 3. Dezember 1926 
elten nicht für Verfteigerungen durch Mitglieder der 
Ortgerichte. $ 55 der bezeidyneten Verordnung wird 
aufgehoben; die a der Mitglieder der 
Ortögerichte für die Vornahme freiwilliger Verfteige- 
rungen beweglicher Sachen bleibt unberührt. 


83 
Artikel 125 des Preußiſchen Geſetzes über die frei— 
willige Gerichtsbarkeit wird aufgehoben. Die bereits 
angeſtellten beeidigten Auktionatoren in Oſtfriesland 
und Harlingerland ſowie im Regierungsbezirk Osna— 
brück verbleiben in ihrem Amt. 


84 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oftober 1939 in 
Kraft. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 





Polizeiverordnung 
über die Beſchäftigung oder Beauftragung von Warenvertretern. 


Bom 4, Auguſt 1939. 


Auf Grund der Verordnung über die Volizeiver- 
orönungen der Reichsminiſter vom 14. November 1938 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1582) wird im Einvernehmen 
mit dem NReichsminifter des Innern folgendes ver- 
ordnet: 


81 

(1) Perſonen, die außerhalb des Gemeindebezirks 
ihres Wohnort8 oder der durd) befondere Unordnung 
der höheren Verwaltungsbehörde dem Gemeinde- 
bezirk des Wohnorts gleichgeftellten nächſten Umge- 
bung desjelben ohne Begründung einer gewerblichen 
Niederlaffung und ohne vorgängige Beſtellung in 
eigener Perſon Warenbeftellungen auffuden ($ 55 
Abſ. 1 Siffer2 der Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich), Dürfen mit der vorgenannten Tätigkeit nur 
befhäftigt oder als jelbjtändige Gewerbetreibende 
entiprechend beauftragt werden, wenn fie im Befik 
eines gültigen Wandergewerbefcheins find. 


(2) Ebenfo dürfen ſolche Perſonen, welche inner- 
halb des Gemeindebezirks ihres Wohnſitzes oder ihrer 


gewerblichen Niederlaffung ohne vorgängige Beitel- 
lung von Haus zu Haus Warenbeftellungen bei Der- 
jonen auffuchen, in deren Gewerbebetrieb Waren der 
angebotenen Art feine Verwendung finden ($ 42b 
Abſ. 1 der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich), 
mit der vorgenannten Tätigkeit nur bejchäftigt oder 
als jelbftändige Gewerbetreibende entfprechend beauf- 
tragt werden, wenn fie — joweit eine folche Anord- 
nung der höheren Verwaltungsbehörde oder Gemeinde: 
behörde getroffen ift — im Beſitz eines gültigen 
Stadthaufierfcheing find, | 


82 
Soweit für die Tätigkeit nach $1 Abſ. 1 eine 
Legitimationsfarte oder Gewerbelegitimationsfarte 
genügt ($ 44 Abi. 3 Sab 2 der Gewerbeordnung für 
das Deutſche Neich), ift die Vorlage dieſer Gemwerbe- 


papiere erforderlich. 
IN 

















5140-0348 
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Mer den Vorſchriften diefer Verordnung vorſätzlich 
oder fahrläffig zumwiderhandelt, wird mit Geldftrafe 
bis zu 150 Reich&marf, in befonders ſchweren Fällen 
mit Haft bis zu ſechs Wochen beitraft. 


Berlin, den 4. Auguft 1939. 
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INN: 





Die Verordnung tritt mit dem 31. Dezember 1942 


außer Kraft. 85 


Die Inkraftſetzung diefer Verordnung für die Oſt— 
mark und den Sudetengau bleibt vorbehalten. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Bertretung 
Dr. Landfried 





Berordnung 


über die Feſtſetzung von Durchichnittsbeträgen für die Berechnung der Nachverſicherung 


bei den Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes. 
Bom 8, Auguſt 1939, 


Auf Grund des $ 16 in Verbindung mit $ 7 der Der- 
ordnung über die Nacverficherung von freiwillig 
länger dienenden Angehörigen der Wehrmacht und des 
ReichBarbeitsdienftes vom 21. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. 
I ©. 1314) beftimme ich im Einvernehmen mit dem 
Neich8arbeitsminifter: 


81 
Für die Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes wer- 
den die nachzuentrichtenden Beiträge für die gefamten 
nachzuverſichernden Zeiten nad) dem im $ 2 feftgejeten, 
beim Ausjcheiden aus dem Reichsarbeitsdienſt be- 
zogenen Durchſchnittseinkommen berechnet. 


2 
Als Wochendurchſchnittseinkommen für die In— 
validenverficherung und als Monatsdurchichnittsein- 
fommen für die Angeftelltenverficherung werden für 
die nachftehenden Dienftgrade feftgefeßt: 


wöchentlich | monatlich 
Reichsmark chs 










Dienſtgrad 








Arbeitsmänner, Vormänner, 
Dbervormännerundaußer- 
planmäßige Truppführer 


Truppführer ............. 140 


Berlin, den 8. Auguft 1939. 





Dbertruppführer, Unterfeld- 
meifter (Mufilzugführer) 
und Feldmeiſter (Amts— 
walter) in den erſten drei 
Dienſtaltersſtufen ....... 


Feldmeiſter (Amtswalter) 
von der vierten Dienſt— 
altersſtufe ab, Obermufil- 
zugführer und Oberfeld- 
meifter (WUrbeitslagerarzt, 
Dberamtöwalter) ....... 


Dberftfeldmeifter (Arbeits⸗ 
feldarzt, Hauptamtswal- 
ter) in den erjten brei 
Dienftalteröftufen ....... 


Dpberftfeldmeifter (Urbeits- 
feldarzt, Sauptamtswal- 
ter) von der vierten Dienft- 
altersftufe an und Arbeits⸗ 
führer (Arbeitsarzt, Stab8- 
amtswalter) .. ......... 


7. Oberarbeitsführer (Oberar⸗ 
| beitsarzt, Oberjtabsamts- 






Qu 







wallerd 


Der Reichsarbeitsführer 
| Hierl 
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Reichsgeſetzblatt 


Teil I 


1939 Ausgegeben zu Berlin, den 15. Auguſt 1939 Mr. 141 


Tag In halt Seite 
2.8.39 Verordnung zur Überführung der deutfhen Hochſchulen im Vroteftorat 
Böhmen und Mähren in die Verwaltung des Reih8 .... rer rr.- 1371 
29.7.39 Verordnung über die Einführung der Verordnung über den Verkauf von 
Brennftoffen im Reihsgau Sudetenland.. . . . . ..24*** 1372 


7.8.39 Zweite Durhführungs- und Überleitungsvorſchrift zur Verordnung über die 
Ausbildung für den höheren Dienft in der allgemeinen und inneren 
IE: 7 EEE TEE ELIFETE a 1373 


10.38.39 Verordnung über die Einführung des Geſetzes über die Beförderung der im 
unmittelbaren Neichsdienft ftehenden Volizeivollzugsbeamten auf den 
Öffentlichen regelmäßig verfehrenden Beförderungsmitteln im Reichsgau 


a 2 Ra ae ee ee ee 1373 
11.8.39  Siebzehnte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in der 
DEE nn Se 66 1374 


11.8.39 Fünfzehnte Verordnung zur Einführung ftenerredtliher Vorſchriften im 
Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder Preußen und Bayern 





eingegliederten fjudetendeutfchen Gebietdteilen . . . . · · · · *« 1379 
11.8.39 Verordnung zur Einführung börſenrechtlicher Vorſchriften in der Oſtmark 1383 
re 1386 
a a a Zr a Er SET 
Verordnung 


zur Überführung der deutſchen Hochſchulen im Protektorat Böhmen und Mähren 
in die Bermaltung des Reid)s. 


Bom 2. August 1939. 


Auf Grund von Artikel 11 des Erlaſſes des Führers und Reichslanzler8 über das Protektorat Böhmen und 
Mähren vom 16. März 1939 (rReichsgeſetzbl. I ©. 485) wird beftimmt: 


81 | nannten Hochſchulen bleibt ſpäterer Regelung vor- 
Deutſche Hochſchulen im Protektorat Böhmen und | behalten. 
Mähren find: 


die Deutſche Univerfität in Prag, 833 
die Deutſche Techniſche Hochſchule in Prag 
die Deutſche Techniſche Hochſchule in Pränn, (1) Die den Zwecen ber deutſchen Hochſchulen bie; 
Dieſe Hochſchulen werden vom Reiche verwaltet. nenden ſtaatseigenen Grundſtücke ſowie die geſamten 
Einrichtungen der Hochſchulen gehen laſtenfrei in das 
82 Eigentum des Reichs über. Der Übergang erfolgt frei 


Die rechtliche Stellung der Profeſſoren, Dozenten, | von Steuern und ſonſtigen Abgaben. 
Beamten, Angeftellten und Arbeiter der im $1 ge 
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| (2) Das Reich tritt als Mieter in die Mietverträge ! für Wiſſenſchaft, Erziehung und Vollsbildung im Ein- 
ein, durch Die Räumlichkeiten zu Zwecken der deutjchen | vernehmen mit dem Reichöminifter der Finanzen. 
Hochſchulen angemietet worden find. 


(3) Die zur Durchführung und Ergänzung diefer Ver- $ 4 
ordnung erforderlichen vermögensrechtlichen Negelun- Die Übernahme der Hochſchulen findet am 1. Sep- 
gen und Auseinanderfegungen trifft der Reichsminifter | tember 1939 ftatt. 


Bahreuth, den 2. Auguft 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


DerKReihdminifter des Innern 
Frick 


Der Reichsſsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 
Ruſt 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Zammerö 


Berordnung 
über die Einführung der Verordnung über den Berlauf von Brennftoffen 
im Reichsgau Sudetenland. 


Bom 29. Zuli 1939, 
Auf Grund der Verordnung über die Aufgaben des Reichskommiſſars für die Preisbildung in den fudeten- 


deutichen Gebieten vom 18. Dftober 1938 (GReichsgeſetzbl. I ©. 1444) wird mit Zuftimmung des Beauftragten 
für den Vierjahresplan verordnet: 
$1 


Im Reichsgau Sudetenland gilt die Verordnung über den Verlauf von Brennftoffen vom 14, November 
1934 (Reichögefetbl. I S. 1185) mit Ausnahme des 82. 
2 
Die Verordnung tritt am 15. Auguft 1939 in Kraft. 


Berlin, den 29. Juli 1939. 


Der Reichskommiſſar für die Preisbildung 
In Vertretung 
Dr. Slottmann 


Der Reichsminiſter ded Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 
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Zweite Durchführungs: und Überleitungsvorſchrift 
sur Verordnung über Die Ausbildung für den höheren Dienſt in der allgemeinen und inneren Berwaltung. 


Bom 7. Auguſt 1939. 


Auf Grund des 89 Abf. 3 der Verordnung über | Dienft in der allgemeinen und inneren Verwaltung 
die Ausbildung für den höheren Dienft in der allge- | vom 31. Dezember 1937 (Reichsgeſetzbl. 1938 1 ©. 2) 
meinen und inneren Verwaltung vom 29. Juni 1937 | wird mit Wirfung vom Tage der Verkündung diejer 
(Reichsgeſetzbl. JI ©. 666) wird bejtimmt: Vorſchrift dahin ergänzt, daß zu $ 4 unter II zwiſchen 

DieErfteDurchführungs- und Aberleitungsvorſchrift | den Worten „Liegnitz,“ und „Frankfurt (Oder) das 
aux Verordnung über die Ausbildung für den Höheren | Wort „Oppeln,“ eingefügt wird. 


Berlin, den 7. Auguft 1939. 


Der Reihsminifterdes Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


Berordnung Über die Einführung 
des Geſetzes Über die Beförderung der im unmittelbaren Reichsdienſt ftehenden Polizeivollzugsbeamten 
anf den öffentlichen regelmäßig verlehrenden Bejürderungsmitteln 
im Reichsgau Sudetenland. 


Vom 10, Auguſt 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers über die Verwaltung der ſudetendeutſchen Gebiete 
vom 1. Oftober 1938 (Reichägefegbl. I S. 1331) wird folgendes verordnet: 


Das Gefet über die Beförderung der im unmittelbaren Reichsdienft ftehenden Polizeivollzugsbeamten auf 
den öffentlichen regelmäßig verfehrenden Befbrderungsmitteln vom 11. Mai 1937 (Neichdgefekbl. I ©. 577) 
gilt vom 1. September 1939 ab im Reichsgau Sudetenland. 


Berlin, den 10. Auguft 1939. 


DerReichdminifterded Innern 
Frick 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsverkehrsminiſter 
An Vertretung 
Kleinmann 
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Siebzehnte Verordnung 
zur Einführung ftenerrechtlicher Vorſchriften in der Ditmart 
Som 11. Auguſt 1939 
Suhaltsüberjicht 
Abjchnitt I Abſchnitt II 
Einführungsgefek zu den Realfteuergejepen Finanzausgleich — ————— 88 12 bis 14 
(Einf GRealſStG) Abſchnitt III 
Umlagen ber Gemeindeverbände .P............. 88 15 bis 17 
Unterabjdhnitt 1 
Mgemeines 8831 und 2 2 woreitt en 
Türforgebezirkszufchläge im Reichsgau Niederbonau ...... 818 
Unterabjhnitt 2 Abſchnitt V 
ER sera ser ee 883 bis 5 | Hamdelsfammerumlage, Fortbildungeſchulumlage, 
Zuſchlag zugunften des Wiener Krankenanftalten- 
— —Q ——— $$ 19 und 20 
Unterabjdnitt 3 
Gewerbefteuerausgleich zwifchen Wohngemeinden und Abſchnitt VI 
Betriebögemeinden (Ausgleich zuſchuß) .......... 85 6 bis 11 | Übergangs- und Schlußvorfchriften „..........- 88 21 bis 27 


Auf Grund des Geſetzes Über die Wiedervereinigung 
Ofterreichd mit dem Deutjchen Reich vom 13. März 
1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 237), des $9 der Erſten 
Verordnung zur Durchführung des Oſtmarkgeſetzes 
vom 10. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I S.995) und 
des $ A Abſatz 1 Sat 2 des Gejeßes über die Gliede- 
rung der fudetendeutfchen Gebiete vom 25. März 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S. 745) wird für die Oftmarf das 
folgende verorönet: 


Abſchnitt I 
Einführungsagejeß zu den Realfteuergejegen 
(EINFEREAISIG) 
Unterabſchnitt 1 
Allgemeines 
81 
Inkrafttreten 


In der Oſtmark werden nach Maßgabe der folgen— 
den Vorſchriften in Kraft geſetzt: 


1. die 881bis 3, $ A Abſatz 1, 85 Abſatz 1 und 
$ 6 des Einführungsgefeßes zu den Realjteuer- 
gefeßen vom 1. Dezember 1936 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 961), foweit fie die Gewerbefteuer betreffen; 


2. Die 88 12 bis 21 des Einführungsgefehes zu den 
Realſteuergeſetzen über den Gewerbefteuerausd- 
gleich zwischen Wohngemeinden und Betriebs- 
gemeinden (Ausgleichzuſchuß). 


82 
Erjtmalige Anwendung 
Die im $1 Siffern 1 und 2 bezeichneten Vorſchrif— 
ten find erftmalig für die Zeit vom 1. April 1939 bis 
31. März 1940 (Rechnungsjahr 1939) anzuwenden. 


Unterabſchnitt 2 
Kealitenern 
83 
Hebeſätze für die Gewerbeſteuer 
($S2 EinfGRealStG) 

(1) Die Hebeſätze für die Gewerbeſteuer können für 
die Rechnungsjahre 1939 und 1940 bereits vor Erlaß 
der Haushaltſatzung vorläufig feftgefeßt werden. Die 
Lohnfummenfteuer kann im Rechnungsjahr 1939 aud) 
vor Feitfetsung des Hebeſatzes für die Gewerbefteuer 
nad Ertrag und Kapital erhoben werden. Soweit 
für die Feſtſetzung der Hebeſätze eine Genehmigung 
vorgefchrieben ift, bedarf auch die vorläufige Feſt⸗ 
ſetzung der Genehmigung. Die endgültige Feſtſetzung 
erfolgt im Rahmen der Haushaltſatzung. 











Nr. 141 — Tag der Ausgabe: 15. Auguft 1939 


(2) Die Hebefätze für die Gewerbefteuer für das 
Rechnungsjahr 1939 können im Laufe des Rechnungs⸗ 
jahrs beliebig oft geändert werden. Die Nachtrags— 
haushaltſatzung über die Feſtſetzung der neuen Hebe- 
fäbe fann während des ganzen Rechnungsjahrs er- 
lafien werden. | 

84 


Anderung von Gemeindegebieten 
(84 EinfGRealStG) 

Für Gemeinden, deren Gebiet vor dem 1. April 1939 
geändert worden ift, können der Reichsminiſter des 
Innern und der Reichminifter der Finanzen für die 
Gebietsteile, die vorher zu verjchiedenen Gemeinden 
gehörten, verfchiedene Gewerbefteuerhebefäte für das 
Rechnungsjahr 1939 und die folgenden Redinungs- 
jahre zulaffen. 

85 


Steuervereinbarungen 
(55 EinfGRealStG) 
Vereinbarungen, die mit Steuerpflichtigen über die 
Höhe der allgemeinen Erwerbſteuer abgeſchloſſen 
worden ſind, gelten nicht für die Gewerbeſteuer. 


Unterabſchnitt 3 


Gewerbeſteuerausgleich 
zwiſchen Wohngemeinden und Betriebsgemeinden 
(Ausgleichzuſchuß) 


86 
Allgemeines 
(812 EinfGRealſStG) 

(1) Der Gewerbeſteuerausgleich zwiſchen Wohn- 
gemeinden und Betriebsgemeinden (Ausgleichzuſchuß) 
kann für das Rechnungsjahr 1939 nur beanſprucht 
werden, joweit diefe Gemeinden zur Oftmarf gehören. 


(2) Als Tag der legten allgemeinen Derjonenftands- 
aufnahme gilt der 10. Oftober 1938. 


87 
Steuerausnubung in den Wohngemeinden 
(813 EinfGRealſStG) 

Anſpruch auf Ausgleichzuſchuß für das Rechnungs— 
jahr 1939 Hat eine Wohngemeinde nur, wenn fie die 
VBürgerfteuer für das Kalenderjahr 1939 in Höhe 
von mindeftens 300 vom Hundert — in Wohngemein- 
den mit nicht mehr als 2000 Einwohnern in Höhe 
von mindeitens 200 vom Hundert — erhebt. Wird 
die VBürgerfteuer in der Betriebsgemeinde zu einem 
niedrigeren Sat erhoben, jo gilt diefer Satz ald 
Mindeitfat für die Wohngemeinde. Maßgebend ift 
der von der Gemeinde erjtmalig feſtgeſetzte Hebeſatz. 
Wird der Hebefat nachträglich herabgeſetzt, fo gilt der 
in der Nachtragshaushaltſatzung feſtgeſetzte Hebeſatz. 
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$8 
Berehnung des Ausgleichzuſchuſſes 
($ 16 EinfGRealSt6) 
(1) Der Ausgleihzufhuß beträgt für das Red) 
nungsjahr 1939 für Wohngemeinden 
bis zu 2000 Einwohnern 10,00.#.M jeAxbeitnehmer, 


von mehr ala 2 000 bis 
zu 5 000 Einwohnern 12,50. RAM jeArxbeitnehmer, 


bon mehr ala 5 000 bis 

zu 10000 Einwohnern 15,00.R.H jeArxbeitnehmer, 
von mehr als 10 000 bis 

zu 25 000 Einwohnern 17,50.RH jeArxbeitnehmer, 
von mehr al8 25000 Ein- 


ER ee 20,00. RA je Arbeitnehmer. 


(2) Überſteigt der Ausgleichzuſchuß, den die Be- 
triebsgemeinde nah Abſatz 1 je Arbeitnehmer zu 
zahlen hat, das Eineindrittelfache (1’/sfache) des Be— 
trags an Gewerbefteuer, der auf den Kopf der Arbeit- 
nehmer entfällt, die am 10. Oftober 1938 in der 
Betriebsgemeinde in den der Gewerbejteuer unter- 
liegenden Betrieben beichäftigt waren, jo iſt nur 
dieſes Vielfache des Ropfbetrags als Ausgleichzuſchuß 
zugrunde zu legen. Für die Berechnung des Kopf— 
betrags iſt das Aufkommen an Gewerbeſteuer in der 
Betriebsgemeinde in der Zeit vom 1. April bis 
31. Dezember 1939 maßgebend. 


89 
Anmeldung der Anjprüde 
($ 17 EinfGRealSt6) 

Die Anmeldung des Anſpruchs auf Ausgleid) 
zufhuß für das Rechnungsjahr 1939 gilt als recht— 
zeitig erfolgt, wenn fie jpäteftens am 30. September 
1939 der Betriebsgemeinde zugegangen iſt. 


$ 10 
Erflärung der Betriebdgemeinde 
($S18 EinfGREAalStG) 

Für das Nechnungsjahr 1939 bat die Erklärung 
der Betriebögemeinde, ob fie den Anſpruch anerkennt, 
\päteftens am 31. Oftober 1939 und die Stellung des 
Antrags der Wohngemeinde auf Enticheidung durd) 
die obere Auffichtsbehörde Tpätejtens am 30. Novem- 
ber 1939 zu erfolgen. 

811 
Härteausgleich 
(5 20 EinfGRealSſStG) 

Für das Rechnungsjahr 1939 ift der Antrag, die 
zugrunde zu legende Sahl der Arbeitnehmer nad) 
billigem Ermeſſen feftzufeßen, ſpäteſtens am 30. No- 
vember 1939 bei der für die Gemeinde zuftändigen 
oberen Gemeindeauffichtsbehörde zu ftellen. 


349 
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Abſchnitt I 
Finanzausgleich 
$ 12 
Allgemeine Vorſchriften 


Der Reicheminifter der Finanzen und der Reiche: 
minifter des Innern erlaſſen die Vorichriften, die 
aus Anlaß der Einführung fteuerrechtlicher Vorſchrif— 
ten in der Oftmarf auf dem Gebiet des Finanzaus— 
gleichs erforderlich find, 


$ 13 
Doppelbefteuerung 

(1) Weift ein Steuerpflichtiger nach, daß die Maß— 
nahmen der Finanzbehörden, in der Oftmarf und im 
übrigen Reichsgebiet für die Zeit nach dem 13. März 
1938 für ihn die Wirkung einer Doppelbeiteuerung 
gehabt haben, jo fann ex die Verteilung des Steuer- 
gegenitands beantragen. Der Antrag ift innerhalb 
eined Monats nad) Eintritt der Nechtöfraft der zwei— 
ten oder einer weiteren Veranlagung bei einer der 
veranlagenden Behörden zu ftellen. Die einmonatige 
Friſt zur Stellung des Antrags beginnt nicht wor 
dem Tage, der auf die Verkündung diefer Verord- 
nung folgt. Über den Antrag enticheidet der Ober- 
finanzpräfident, den der Reichsminiſter der Finanzen 
als zuftändig beftimmt. In dem Beicheid des Ober: 
finangpräfidenten ift ein Verteilungeplan aufzuftellen, 
wenn die Heranziehung des Steuergegenftands in der 
Oſtmark einerſeits und im Übrigen Reichsgebiet an- 
derfeit8 begründet ift. Gegen den Beichluß des Ober- 
finangpräfidenten fteht den Beteiligten innerhalb 
eines Monats die Beſchwerde an den Reichsfinanzhof 
zu, der im Beſchlußverfahren unter entjprechender 
Anwendung der Vorichriften der Reichsabgabenord- 
nung enticheidet, Durch die Entjcheidungen des Ober- 
finanzpräfidenten und des Reichsfinanzhoſs können 
auch die bereits rechtskräftig gewordenen Veranla— 
gungen und früheren Verteilungspläne aufgehoben 
werden. R 

(2) Abſatz 1 findet feine Anwendung, joweit dad 
Serlegungsverfahren der Reichsabgabenordnung 
Platz greift. 

814 
Wege- und Brückengelder 
von Kraftfahrzeugen 

In der Oſtmark dürfen ab 1. April 1939 von 
Kraftfahrzeugen Chauffee- und ähnliche Wegegelder 
für die Benutzung öffentlicher Wege und Brücken und 
Beiträge (Vorausleiftungen) zur Dedung der Keften 
für eine außergewöhnliche Abnutzung dev Wege nicht 
erhoben werden. Die Erhebung von Wegegeldern für 
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| die Benutzung von Bergſtraßen im Sinn des 87 


Abſatz 3 des Abgabenteilungs-Gejeßes 1938 (BGBl. 
Nr.400/1937) durch Kraftfahrzeuge bleibt unberührt, 


Abſchnitt IN 
Umlagen der Gemeindeverbände 
$ 15 
Kreisumlage 
(1) Soweit die fonftigen Einnahmen eines Land- 
Freifes feinen Finanzbedarf nicht decken, ift eine Um- 
lage von den Freisangehörigen Gemeinden (gemeinde: 


freien Grundftüden und Gutsbezirten) zu erheben 
(Rreisumlage). 


(2) Die Kreisumlage wird für jedes Rechnungsjahr 
(Umlagejahr) neu feftgefeßt. Sie wird in Hundert- 
ſätzen der Steuermeßbeträge bemeſſen, die für die 
Gemeinden gelten. Dabei find die Steuermeßbeträge 
der folgenden Steuern heranzuziehen 


der Grundfteuer von den land- und forftwirt- 
ichaftlichen Betrieben, 


der Grundfteuer von den Grundftücen, 

der Gewerbefteuer nad) Ertrag und Kapital, 

der Bürgerfteuer. 
Die Meßbeträge der Bürgerftener find, wenn feine 
Bürgerfteuer erhoben wird, mit 0,50 Reichdmarf je 
Einwohner anzufeßen. 


(3) Der Umlage für ein Rechnungsjahr werden zu- 

grunde gelegt 

bei der Grundfteuer: 
die Steuermeßbeträge, die für die Grundfteuer 
dieſes Nechnungsjahrs gelten, foweit fie bis zum 
Schluß des dem Rechnungsjahr vorangegangenen 
Kalenderjahrs feftgefett worden find; 

bei der Gemwerbefteuer: 
die in dem vorangegangenen Kalenderjahr feit- 
geſetzten Steuermeßbeträge ohne Rückſicht dar- 
auf, für welches Nechnungsjahr fie gelten; 

bei der Bürgerfteuer: 
die im vorangegangenen Kalenderjahr durd) 
Steuerbefcheid feftgefeßten oder dem Lohnabzug 
zugrunde gelegten Steuermeßbeträge. Der Reichs— 
minifter des Innern und der Reichsminiſter der 
Finanzen können beftimmen, daß Feſtſtellungen, 
die für ein Kalenderjahr getroffen worden find, 
für mehrere Rechnungsjahre zu verwenden find. 


(4) Der Reichsminiſter des Innern und der Reichs— 
minifter der Finanzen können beftimmen, dab aud) 
die Schlüffelzumweifungen ganz oder zum Teil den Um— 
lagen zuarunde zu legen find. Sie treffen die ent- 
ſprechenden Vorſchriften. 
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(5) Die Gemeinden haben die auf fie entfallenden 
Beträge der Rreisumlage fo aufzubringen wie ihren 
anderen Finanzbedarf. 


$ 16 
Reihsgauumlage 


(1) Someit die fonftigen Einnahmen des Reichs— 
gaues alsSelbftverwaltungsförperichaft feinen Finanz— 
bedarf nicht decken, ift eine Umlage von den Stadt- 
und Landfreifen zu erheben (Reichsgauumlage). 


(2) Die Reihsgauumlage wird in Hundertfäßen 
der Stenermeßbeträge bemeſſen, die für die Stadt- 
freife und die Gemeinden der Landfreife feſtgeſetzt 
find. Die Vorſchriften im $ 15 Abſätze 2 bis 4 finden 
entiprechende Anwendung. 


(3) Die Stadt- und Landfreife haben die auf fie 
entfallenden Beträge der Reichsgauumlage jo auf- 
zubringen wie ihren anderen Finanzbedarf. 


$ 17 
Umlageläße 

(1) Die Sundertfäge, die von den Meßbeträgen der 
einzelnen Steuerarten als Rreisumlage oder ala Reichs— 
gauumlage erhoben werden (Amlagejäte), können 
ungleich bemefien werden. Der Umlageſatz für die 
Grundfteuer von den land. und forftwirtichaftlichen 
Betrieben darf nicht höher fein als der Umlagejat 
für die Grundfteuer von den Grundftüden. 


(2) Die Feſtſetzung der Umlagefäte der Reichsgaue 
bedarf der Genehmigung des Reichsminiſters des 
Innern und des Reichsminiſters der Finanzen. Sie 
beftimmen, unter welchen Vorausfeßungen die Feſt— 
feßung der Umlagefäte der Landfreife der Genehmi- 
gung der Auffichtsbehörde bedarf. 


Abichnitt IV 


Sürforgebezirkszufchläge 
im Reihsgau Niederdonau 
$ 18 

(1) Die Zufchläge zur Landesgrund- und Landes- 
gebäudefteuer, die im ehemals öfterreichiichen Land 
Niederöfterreih — mit Ausſchluß der in die Stadt 
Wien einbezogenen Gebietsteile — für das Jahr 1938 
zugunſten der Fürſorgebezirke eingehoben worden find, 
find ab 1. April 1939 in der gleichen Höhe weiter zu 
entrichten. 


(2) Das Auffommen aus diefen Zufchlägen ab dem 
1. April 1939 erhalten die Gemeinden von den Grund- 
ſtücken, die innerhalb ihres Gebietes liegen, abzüglich 
vier vom Hundert für die Verwaltung der Zufchläge 
durch die Finanzämter, 
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Abſchnitt V 


SHandelskammerumlage, 
Fortbildungsjchulumlage, Zufchlag zugunften 
des Wiener Krankenanftaltenfonds 


$ 19 
Abgeltung für die Zeit 
vom 1. Januar 1938 bis 31. März 1939 


(1) Eine Veranlagung zur Handelsfammerumlage 
und zur Fortbildungsihulumlage für das Kalender- 
jahr 1938 und das erfte Vierteljahr 1939 findet nicht 
statt. 


(2) Die Handelöfammerumlage und die Fortbil- 
dungsſchulumlage für die Zeit vom 1. Januar 1938 
bis 31. März 1939 find durch die Entrichtung der 
Vorauszahlungen, die in diefem Zeitraum fällig ge 
worden find, abgegolten. 


(3) Abſätze 1 und 2 gelten entfprechend für den Zu- 
ſchlag zugunften des Wiener Rranfenanftaltenfonde. 


$ 20 
Boraudzahlungen 

Bis zur Bekanntgabe des erſten Beſcheids über die 
ab dem 1. April 1939 zu zahlende Handelsfammer: 
umlage und über die ab dem gleichen Zeitpunkt zu 
zahlende Fortbildungsihulumlage hat der Verpflid)- 
tete zu den im $ 18 Abſatz 1 des Gewerbejteuergejeßes 
bezeichneten Zeitpunkten Vorauszahlungen auf diefe 
Umlagen in Höhe von je einem Viertel der zuletzt 
feſtgeſetzten gefamten Jahresumlagenſchuld an die 
zuftändige Einhebeftelle zu entrichten. Ergeben ſich 
unter Zugrundelegung der zuleßt feſtgeſetzten Jahres— 
umlagenfchuld andere Fälligfeitstage und andere Teil- 
beträge, fo find diefe für die Vorauszahlungen maß- 
gebend. | 

Abſchnitt VI 
Übergangs: und Schlußvorjchriften 
$ 21 
RreisumlageundReidagauumlage fürdas 
Rechnungsjahr 1939 

(1) Die Rreisumlage ($ 15) eines Landfreifes, der 
zu den Gebietöteilen der ehemals öfterreichiichen Län— 
der gehört, wird für das Rechnungsjahr 1939 be— 
meſſen in Hundertfäbßen der Vorſchreibung an Landes- 
grundfteuer und Landesgebäudefteuer ſowie der Er- 
tragsanteile dev Gemeinden an den gemeinichaftlichen 
Abgaben. Die Feſtſetzung der Umlagefäte bedarf der 
Genehmigung des Neichsftatthalters. 


(2) Die Kreisumlage ($ 15) eines Pandfreifes, der 
zu den Gebietsteilen gehört, die auf Grund des Geſetzes 
über die Gliederung der fudetendeutichen Gebiete 
vom 25. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 745) in Die 
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Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau eingegliedert 
worden jind, wird für dad Rechnungsjahr 1939 in 
Hundertjäßen der Steuergrundlagen (Zuſchlaggrund— 
lagen) bemeffen, die für die Gemeinden für das Haus: 
baltsjahr (Voranſchlagsjahr) 1938 gelten. Dabei find 
die Grundlagen der folgenden Steuern heranzuziehen 

der Grundfteuer, 

der Gebäudeftener (Hauszinäftener und Haus— 

klaſſenſteuer), 
der allgemeinen Erwerbſteuer, 
der beſonderen Erwerbſteuer. 


Die Steuergrundlagen der beſonderen Erwerbſteuer 
ſind nur mit der Hälfte anzuſetzen. Die Feſtſetzung 
der Umlageſätze bedarf der Genehmigung des Reichs— 
ftatthalterd. Ergeben ſich aus der neuen Abgrenzung 
der Landkreiſe Iweifelsfragen über die Berechnung 
der Steuergrundlagen, fo enticheidet der Neichsftatt- 
halter endgültig. 

(3) Die Reichsgauumlage ($ 16) wird für das 
Rechnungsjahr 1939 in Hundertfäten der Grundlagen 
(Zufchlaggrundlagen) bemeffen, die nach den Abjäten 1 
und 2 für die Stadtkyeife und die Gemeinden ber 
Pandfreife fich ergeben. 


Ss 22 
Umlagen der ehemals öſterreichiſchen 
Länder 

Die Vorfchriften über die Erhebung der Reichs— 
gauumlagen ($$ 16 und 21 Abjat 3) gelten bis zur 
Einrichtung der Neichdgaue ($ 14 des Oftmarfgejebes 
vom 14. April 1939, Reichsgeſetzbl. I ©. 777) ent- 
iprechend für die ehemals öſterreichiſchen Länder. 


$ 23 
Anwendung von Vorjdriften 


Soweit Vorfehriften, die durd) diefe Verordnung 
in der Oftmarf eingeführt werden, nicht unmittelbar 
angewandt werden können, find fie finngemäß anzu- 
menden, 


Berlin, 11. Auguft 1939 
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S 24 
Durhführung 
Der Reichdminifter der Finanzen und der Reichs— 
minifter des Innern treffen die zur Überleitung und 
Durchführung diefer Verordnung erforderlichen An- 
ordnungen. Sie fünnen dabei vom geltenden Recht 
abweichen, joweit es für die Angleihung erforder- 


lich ift. 


g 25 


Die Siebente Verordnung zur Einführung fteuer- 
rechtlicher Vorſchriften im Land Oſterreich vom 
17. Dezember 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1817) wird 
mit Wirfung vom 20. Dezember 1938 wie folgt 
geändert: 


1. Im $ 19 Abſatz 2 Sab 1 werden die Worte 
„(einschließlich der Zuſchläge)“ geftrichen. 

2. Im 826 erhält Sab 2 folgende Faſſung: 
„Anberührt bleibt die Erhebung der Abgaben: 


beträge von den Lohn- und Gehaltsbezügen, Die 
vor dem 1. April 1939 gezahlt worden find.“ 


S 26 
Meiterer Geltungsbereid 

Die $$ 1 bis 11, 13, 14, 19, 20, 23 bi8 25 gelten 
auch in den zum Lande Bayern getretenen Gebiet3- 
teilen Gemeinde Jungbolz und Gemeinde Mittelberg 
($ 1 Nr.5 des Geſetzes über Gebietöveränderungen 
im Lande Öfterreih vom 1. Dftober 1938, Reichs— 
gejetbl. I ©. 1333). Sie gelten in den Gemeinden 
Jungholz und Mittelberg aud) über den 31.Mai 1939 
hinaus. 


8 27 
Inkrafttreten 


Die Verordnung tritt mit Wirkung ab 1. April 
1939 in Kraft. 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
von Manteuffel 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Dr. Studart 
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Fünfzehnte Verordnung 
zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorjchriften im Reichsgau Sudetenland 
und in den in Die Länder Preußen und Bayern eingegliederten judetendentjchen Gebietsteilen 


Bom 11. Auguſt 1939 


Suhaltsüberjicht 
Adichnitt I Abſchnitt TI 
Einführungsgejeb zu den Nealfteuergejehen Finanzausgleich ...................... ...... z5 12 bis 14 
(EinfGREAalSt6) 
Unterabſchnitt 1 Abſchnitt TIL 
EEE NER TALOT. 88 1 und 2 | Umlagen der Gemeindeverbände .............4 zz 15 bie 17 
Unterabſchnitt 2 Abſchnitt IV Ä 
Meailleuein „u:00- 000000000000 RR HH 83 bis 5 Induſtrie und Handelslammerumlage ......... zz 18 und 19 
Unterabjdnitt 3 . 
Gemwerbefteuerausgleich zwifchen Wohngemeinden und Abſchnitt V 
Betriebögemeinden (Ausgleihzuihuß) .......... 88 6 bis 11 | Übergangs und Schlufvorfchriften ............ 68 20 bis 24 
Auf Grund des Erlaffes des Führer: und Neichs- 82 


fanzlexs über die Verwaltung der [udetendeutichen Ge- 
biete vom 1. Oftober 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1331), 
des $ 13 des Geſetzes über den Aufbau der VBerwal- 
tung im Reichsgau Sudetenland (Sudetengaugefeß) 
vom 14. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 780) und 
der SS 5 und 7 des Geſetzes über die Gliederung der 
fudetendeutichen Gebiete vom 25. März 1939 (Reichs— 
gejeßbl. I S.745) wird das folgende verordnet: 


Abjchnitt I 
Einführungsgefeß zu den Realfteuergejeßen 
(EINFEREAalEt6) 
Unterabidhnitt 1 
Allgemeines 
S1 
Anfrafttreten 

Im Reichsſsgau Sudetenland werden nad) Maßgabe 
der folgenden Vorfchriften in Kraft gejekt: 

1. die SS 1bis 3, SA Abſatz 1, 85 Abſatz 1 und 
$ 6 des Einführungsgejeßes zu den Realſteuer— 
geſetzen vom 1. Dezember 1936 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 961), foweit fie die Gewerbefteuer betreffen; 

2. die $$126is 21 des Einführungsgefehes zu den 
Realſteuergeſetzen über den Gemwerbefteueraus- 


gleich zwifchen Wohngemeinden und Betriebs- 
gemeinden (Ausgleichzuſchuß). 


Neichögefepbl. 1939 I 


Erfimalige Anwendung 


Die im $ 1 Siffern 1 und 2 bezeichneten Vorſchrif— 
ten find erjtmalig für die Zeit vom 1. April 1939 bis 
31. März 1940 (Rechnungsjahr 1939) anzuwenden. 


Unterabſchnitt 2 
Realjteuern 
3 
Hebeſätze für die Gewerbefteuer 
($2 EinfGRealStG) 

(1) Die Hebefäge für die Gewerbeftener können für 
die Rechnungsjahre 1939 und 1940 bereits vor Erlaf 
der Haushaltſatzung vorläufig feitgefett werden. Die 
Lohnfummenfteuer fann im Rechnungsjahr 1939 aud) 
vor Feſtſetzung des Hebeſatzes für die Gewerbefteuer 
nach Ertrag und Kapital erhoben werden. Soweit für 
die Feſtſetzung der Hebeſätze eine Genehmigung vor- 
geſchrieben ift, bedarf auch die vorläufige Feſtſetzung 
der Genehmigung. Die endgültige Feſtſetzung erfolgt 
im Rahmen der Haushaltfatung. 


(2) Die Hebejäbe für die Gewerbefteuer für das 
Rechnungsjahr 1939 können im Laufe des Rechnungs— 
jahrs beliebig oft geändert werden. Die Nachtrags— 
haushaltſatzung über die Feſtſetzung der neuen Hebe— 
ſätze kann während des ganzen Rechnungsjahrs er- 
lafjen werden. 
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Anderung von Gemeindegebieten 
(84 EinfGRealStG), 
Hebeſätze für Teile des Gemeindegebiets 


Für Gemeinden, in denen vor dem 1. April 1939 
verſchiedene Hebe⸗Zuſchlag⸗)ſätze zur allgemeinen Er- 
werbſteuer beitanden haben, ift diefe Regelung für die 
Zeit ab 1. April 1939 nicht mehr anzuwenden. Der 
Reichsminiſter des Innern und der Reichsminiſter 
der Finanzen können für die Gebietsteile, die vor dem 
1.April 1939 zu verichiedenen Gemeinden (Ortichaften) 
gehörten, verichiedene Gewerbefteuerhebefäbe für dad 
Rechnungsjahr 1939 und die folgenden Rechnungs— 
jahre zulafien. 

85 
Steuervereinbarungen 
($5 EinfGRealStG) 

Vereinbarungen, die mit Steuerpflichtigen über die 
Höhe der allgemeinen Erwerbfteuer (einſchließlich der 
Zufchläge) abgejchloffen worden find, gelten nicht für 
Die Gemwerbeiteuer. 


Unterabicdhnitt 3 
Gewerbejteuerausgleich 
zwijchen Wohngemeinden und Betriebögemeinden 
(Ausgleichzujchuß) 


86 
Allgemeines 
(812 EinfGRealſStG) 

(1) Der Gewerbefteuerausgleih zwiſchen Wohn— 
gemeinden und Betriebögemeinden (Ausgleichzuſchuß) 
kann für das Nechnungsjahr 1939 nur beanfprudt 
werden, foweit diefe Gemeinden am 31. März 1939 
zu den fubetendeutjchen Gebieten gehörten. 


(2) Als Tag der legten allgemeinen Perſonenſtands⸗ 
aufnahme gilt der 10. Oftober 1938. 


87 
Steuerausnutzung in den Wohngemeinden 
($ 13 EinfGRealStG) 

Anspruch auf Ausgleihzufhuß für das Rechnungs— 
jahr 1939 Hat eine Wohngemeinde nur, wenn fie die 
Bürgerfteuer für das Kalenderjahr 1939 in Höhe von 
mindeftens 300 vom Hundert — in Wohngemeinden 
mit nicht mehr ala 2000 Einwohnern in Höhe von 
mindeitens 200 vom Hundert — erhebt. Wird die 
Bürgerfteuer in der Betriebsgemeinde zu einem nied⸗ 
rigeren Satz erhoben, ſo gilt dieſer Satz als Mindeſt—⸗ 
ſatz für die Wohngemeinde. Maßgebend iſt der von 
der Gemeinde erſtmalig feſtgeſetzte Hebeſatz. Wird der 
Hebeſatz nachträglich herabgeſetzt, ſo gilt der in der 
Nachtragshaushaltſatzung feſtgeſetzte Hebeſatz. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 























N 


H5140-0359 











II 


Berehnung des Ausgleichzuſchuſſes 
($ 16 EinfGREAalStG®) 

(1) Der Ausgleichzuſchuß beträgt für das Rechnungs⸗ 
jahr 1939 für Wohngemeinden 
bis zu 2000 Einwohnern 10,00.RM je Arbeitnehmer, 
von mehr al® 2 000 bis 

zu 5 000 Einwohnern 12,50 .R.H je Arbeitnehmer, 
von mehr ala 5 000 bis 

zu 10000 Einwohnern 15,00.R.AH je Arbeitnehmer, 
von mehr ala 10 000 bis 

zu 25000 Einwohnern 17,50. RA je Arbeitnehmer, 
von mehr al8 25 000 Ein- 

wohnen —— 20,00.R.M je Arbeitnehmer. 


(2) ÜUberſteigt der Ausgleichzuſchuß, den die Betriebs: 
gemeinde nach Abſatz 1 je Arbeitnehmer zu zahlen hat, 
das Eineindrittelfache (1!/sfache) des Betrags an Ge- 
werbefteuer, der auf den Kopf der Arbeitnehmer ent: 
Fällt, die am 10. Oftober 1938 in der Betriebsgemeinde 
in den der Gewerbefteuer unterliegenden Betrieben 
beſchäftigt waren, fo ift nur dieſes Vielfache des Ropf- 
betrags als Ausgleichzufchuß zugrunde zu legen. Für 
die Berechnung des Ropfbetrags ift das Auffommen 
an Gewerbeftener in der Betriebsgemeinde in der 
Seit vom 1. April bis 31. Dezember 1939 maßgebend. 


$9 
Anmeldung der Anjprüde 
(8 17 EinfGRealStb) 

Die Anmeldung des Anſpruchs auf Ausgleichzu- 
ihuß für das Nechnungsjahr 1939 gilt als rechtzeitig 
erfolgt, wenn fie fpäteftens am 30. September 1939 
der Betriebsgemeinde zugegangen it. 


$ 10 
Erklärung der Betriebsgemeinde 
($ 18 EinfGRealStG) 

Für das Nechnungsjahr 1939 hat die Erklärung 
der Betriebsgemeinde, ob fie den Anſpruch anerkennt, 
fpäteftens am 31. Oftober 1939 und die Stellung des 
Antrags der Wohngemeinde auf Entſcheidung durch 
die obere Auffichtsbehörde ſpäteſtens am 30. November 
1939 zu erfolgen. 

811 
Härteausgleich 
(820 EinfGRealStG) 

Für das Rechnungsjahr 1939 iſt der Antrag, die 
zugrunde zu legende Zahl der Arbeitnehmer nach 
billigem Ermeſſen feſtzuſetzen, ſpäteſtens am 30. No— 


vember 1939 bei der für die Gemeinde zuſtändigen 
oberen Gemeindeaufſichtsbehörde zu ſtellen. 





III. 





Abſchnitt I 
Finanzausgleich 
812 
Allgemeine Vorjdriften 
Der Reichsminiſter der Finanzen und der Reichs— 
minifter des Innern erlaſſen die Vorſchriften, die aus 
Anlaß der Einführung ftenerrechtlicher Vorichriften 
im Reichsgau Sudetenland auf dem Gebiet des Finanz⸗ 
ausgleichs erforderlich find. | 


813 
Doppelbeſteuerung 

(1) Weiſt ein Steuerpflichtiger nach, daß die Maß- 
nahmen der Finanzbehörden im Reichsgau Sudeten- 
land und im übrigen NReichögebiet für die Zeit nach 
dem 20, November 1938 für ihn die Wirkung einer 
Doppelbefteuerung gehabt haben, jo fann er die Ver- 
teilung des Steuergegenftands beantragen, Der Antrag 
ift innerhalb eines Monats nad) Eintritt der Rechts— 
fraft der zweiten oder einer weiteren Veranlagung 
bei einer der veranlagenden Behörden zu jtellen. Die 
einmonatige Frift zur Stellung des Antrags beginnt 
nicht vor dem Tag, der auf die Verkündung diefer 
Verordnung folgt. Über den Antrag enticheidet der 
DOberfinanzpräfident, den der Reichsminiſter der 
Finanzen als zuftändia beftimmt. In dem Befcheid 
des Oberfinanzpräfidenten ift ein Verteilungsplan auf- 
zuftellen, wenn die Heranziehung des Steuergegen- 
ftands im Reichsgau Sudetenland einerfeits und im 
übrigen Reichsgebiet anderfeit8 begründet ift. Gegen 
den Beichluß des Oberfinanzpräfidenten fteht den Be- 
teiligten innerhalb eines Monats die Beichwerde an 
den Reichsfinanzhof zu, der im Beichlußverfahren 
unter entfprechender Anwendung der Vorſchriften der 
Neichsabgabenordnung enticheidet. Durch die Ent- 
Icheidungen des Oberfinangpräfidenten und des Reichs- 
finanzhofs können auch die bereits rechtskräftig ge- 
wordenen VBeranlagungen und früheren Verteilungs- 
pläne aufgehoben werden, 

(2) Abſatz 1 findet feine Anwendung, foweit das 
Zerlegungsverfahren der Reichsabgabenordnung Pat 
greift. 

1a 
MWege- und Brüdengelder 
von Kraftfabrzeugen 

Im Reichsgau Sudetenland dürfen ab 1. April 
1939 von Kraftfahrzeugen Chaufjee- und ähnliche 
Megegelder für die Benubung Öffentlicher Wege und 
Brücden und Beiträge (Vorausleiftungen) zur Deckung 
der Koften fiir eine außergewöhnliche Abnubung der 
Mege nicht erhoben werden. Die Erhebung von Wege- 
geldern für die Benutzung von Bergſtraßen, deren 
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Herftellung und Erhaltung im Verhältnis zu ihrer 
Länge und der Dauer der jährlichen Benutzungsmög— 
lichfeit außerordentliche Roften verurſachen, durd) 
Kraftfahrzeuge bleibt unberührt. Bergftraßen find 
Verkehrswege, die nicht vorwiegend der Verbindung 
ganzjährig bewohnter Siedlungen mit dem übrigen 
Verkehrsnetz, ſondern unter Überwindung größerer 
Höhenunterfchiede der Zugängigmahung von Natur- 
ſchönheiten dienen. 


Abſchnitt II 


Umlagen der Gemeindeverbände 
815 
Kreisumlage 
(1) Soweit die fonftigen Einnahmen eined Land- 
Freifes im Reichsgau Sudetenland feinen Finanzbedarf 
nicht decken, ift eine Umlage von den freisangehörigen 


Gemeinden (gemeindefreien Grundftücden und Guts- 
bezirken) zu erheben (Rreisumlage). 


(2) Die Rreisumlage wird für jedes Rechnungsjahr 
(AUmlagejahr) neu fejtgefeßt. Sie wird in Hundert 
jäben der Steuermeßbeträge bemefjen, die für die Ge- 
meinden gelten. Dabei find die Steuermefibeträge der 
folgenden Steuern heranzuziehen: 

der Grundfteuer von den land- und forftwirt: 

Ihaftlichen Betrieben, 
der Grundjteuer von den Grundſtücken, 
der Gewerbefteuer nach Ertrag und Kapital, 
der Bürgerfteuer. 

Die Mefbeträge der Bürgerfteuer find, wenn feine 
Bürgerfteuer erhoben wird, mit 0,50 Reichsmark je 
Einwohner anzufeßen. 


(3) Der Umlage für ein Rechnungsjahr werden 


zugrunde gelegt 
bei der Grundfteuer: 


die Steuermeßbeträge, die für die Grundfteuer 
dieſes Rechnungsjahrs gelten, foweit fie bis zum 
Schluß des dem Rechnungsjahr vorangegangenen 
Kalenderjahres feftaefeßt worden find; 

bei der Gewerbefteuer: 
die in dem vorangegangenen Kalenderjahr feit- 
gejeßten Steuermeßbeträge ohne Rückſicht dar- 
auf, für welches Rechnungsjahr fie gelten; 

bei der Bürgerfteuer: 


die im borangegangenen Kalenderjahr durch 
Steuerbeſcheid feftgefeßten oder dem Lohnabzug 
zugrunde gelegten Steuermefbeträge, DerReichs— 
minifter des Innern und der Reichsminiſter der 
Finanzen können beftimmen, daß Feſtſtellungen, 
die für ein Kalenderjahr getroffen worden ſind, 
für mehrere Rechnungsjahre zu verwenden ſind. 
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(4) Der Reihsminifter des Innern und der Reichs— 
minifter der Finanzen können beftimmen, daß aud) 
die Schlüffelzuweifungen ganz oder zum Teil den Um- 
lagen zugrunde zu legen find. Sie treffen die ent- 
ſprechenden VBorjchriften. 


(5) Die Gemeinden haben die auf fie entfallenden 
Beträge der Kreisumlage fo aufzubringen wie ihren 
anderen Yinanzbedarf. 


$ 16 
Reichsgauumlage 
(1) Soweit die ſonſtigen Einnahmen des Reichs— 
gaues Sudetenland als Selbftverwaltungstörperichaft 
feinen Finanzbedarf nicht deden, ift eine Umlage von 
den Stadt- und Landfreifen zu erheben (Reichsgau— 
umlage). 


(2) Die Reichsgauumlage wird in Hundertjäßen 
der Steuermefbeträge bemeffen, die für die Stadt- 
freife und die Gemeinden der Landfreije fejtgejeßt 
find. Die Vorfchriften im $ 15 Abſätze 2 bis 4 finden 
entjprechende Anwendung. 


(3) Die Stadt- und Landfreife haben die auf fie 
entfallenden Beträge der Reichsgauumlage jo aufzu- 
bringen wie ihren anderen Finanzbedarf. 


817 
Umlagejäße 

(1) Die Hundertſätze, die von den Meßbeträgen der 
einzelnen Steuerarten als Kreisumlage oder als Reichs⸗ 
gauumlage erhoben werden (Umlageſätze), können un— 
gleich bemeſſen werden. Der Umlageſatz für die Grund— 
ſteuer von den land- und forftwirtfchaftlichen Betrie— 
ben darf nicht Höher fein als der Umlageſatz für die 
Grundfteuer von den Grundftüden. 


(2) Die Feftjegung der Umlagefäbe des Reich: 
gaued bedarf der Genehmigung des Reichsminiſters 
des Innern und des Reichsminiſters der Finanzen. 
Sie beſtimmen, unter welchen Vorausſetzungen die 
Feſtſetzung der Umlageſätze der Landkreiſe der Ge— 
nehmigung der Aufſichtsbehörde bedarf. 


Abſchnitt IV 
Induſtrie⸗ und Handelskammerumlage 
818 
Abgeltung für die Zeit 
vom 1. Januar bis 31. März 1939 
(1) Eine Veranlagung zur nduftrie- und Sandel?- 
fammerumlage für die Seit vom 1. Januar bi8 
31. März 1939 findet nicht ftatt. 
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(2) Die Induftrie- und Handeldfammerumlage für 
die Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1939 ift durch 
die Entrichtung der Vorauszahlungen, die in dieſem 
Seitraum fällig geworden find, abgegolten. 


$ 19 
Vorauszahlungen 


Bis zur Bekanntgabe des erſten Beſcheids über die 
ab dem 1. April 1939 zu zahlende Induſtrie- und 
Handelsfammerumlage bat der Verpflichtete zu den 
im $ 18 Abſatz 1 de8 Gewerbeſteuergeſetzes bezeich— 
neten Zeitpunkten Vorauszahlungen auf diefe Um- 
lage in Höhe von je einem Viertel der zuletzt feitge- 
feßten gefamten Jahresumlagenfhuld an die zuftän- 
dige Einhebeftelle zu entrichten. Ergeben ſich unter 
Zugrundelegung der zuleit feſtgeſetzten Jahresum— 
lagenjchuld andere Fälligfeitstage und andere Teil- 
beträge, fo find dieſe für die Vorauszahlungen maß- 
gebend. 


Abſchnitt V 
Übergangs: und Schlußvorſchriſten 
g 20 


Rreisumlage und Reichsgauumlage 
für das Rednungsjahr 1939 

(1) Die Kreisumlage ($ 15) wird für dad Ned) 
nungsjahr 1939 in Hundertfägen der Steuergrund 
lagen (Zuichlaggrundlagen) bemefjen, die für die 
Gemeinden für dad Haushaltsjahr (Voranſchlags— 
jahr) 1938 gelten. Dabei find die Grundlagen der 
folgenden Steuern heranzuziehen: 


der Grundjteuer, 


der Gebäudeftener (Hauszinsiteuer und Hau 
klaſſenſteuer), 


der allgemeinen Erwerbſteuer, 
der beſonderen Erwerbſteuer. 


Die Steuergrundlagen der beſonderen Erwerbſteuer 
ſind nur mit der Hälfte anzuſetzen. Die Feſtſetzung 
der Umlageſätze bedarf der Genehmigung des Regie— 
rungspräſidenten. Ergeben ſich aus der neuen Ab⸗ 
grenzung der Landkreiſe Zweifelsfragen über die 
Berechnung der Steuergrundlagen, ſo entſcheidet der 
Regierungspräſident endgültig. 


(2) Die Reichsgauumlage ($ 16) wird für das 
Rechnungsjahr 1939 in Hundertſätzen der Steuer: 
grundlagen (Zuidlaggrundlagen) bemeſſen, die nad) 
Abſatz 1 für die Stadtfreife und die Gemeinden det 
Randfreife ſich ergeben. 
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$ 21 
Anwendung von Vorjäriften 
Soweit Vorſchriften, die durch diefe Verordnung 
im Reichsgau Sudetenland eingeführt werden, nicht 
unmittelbar angewandt werden können, find fie finn- 
gemäß anzınvenden. 
$ 22 
Durdführung 
Der Reichsminiſter der Finanzen und der Reichs— 
minifter des Innern treffen die zur Überleitung und 
Durchführung diefer Verordnung erforderlichen An- 
ordnungen. Sie fünnen dabei vom geltenden Recht 
abweichen, joweit e8 für die Angleichung erforder- 
lich iſt. 
Berlin, 11. Auguft 1939 


$ 23 
Meiterer Geltungsbereich 
Die SS 1 bis 11, 13, 14, 18, 19, 21 und 22 gelten 
auch in den Gebietsteilen, die auf Grund des Geſetzes 
über die Gliederung der [udetendeutjchen Gebiete vom 
25. März 1939 (Reichdgefeßbl. IS. 745) in die Pänder 
Preußen und Bayern eingegliedert find. Sie gelten 
in dieſen Gebietsteilen aud) über den 30, uni 1939 
hinaus. 
s 24 
Inkrafttreten 
Die Verordnung tritt mit Wirkung ab 1. April 
1939 in Kraft. 


DerKeihsminifter der Finanzen 
In Vertretung des Staatsjefretärs 
von Mantenffel 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 





Verordnung zur Einführung börjenrechtlicher Vorſchriften in der Dftmark. 
Vom 11, Auguſt 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
Öfterreichd mit dem Deutichen Reid vom 13. März 
1938 (Reichögefeßbl. I ©. 237) wird folgendes ver- 
orönet: 


Artikel 1 


(1) In der Oftmarf treten in der im übrigen Reichs— 

gebiet geltenden Faflung in Kraft: 

1. da8 Börfengejeb vom 27. Mai 1908 (Reichs: 
geſetzbl. ©. 215), 

2. die Bekanntmachung, betreffend die Zulaſſung 
von Wertpapieren zum Börfenhandel, vom 
4. Juli 1910 (Neichögefekbl. ©. 917), 

3. die Bekanntmachung, betreffend die Feititellung 
des Börfenpreifes von Wertpapieren, vom 
21. November 1912 (Reichsgeſetzbl. ©. 537), 

4. $1 Sat 1 der Verordnung über Börfentermin- 
geſchäfte in Wechieln und ausländifchen Zah: 
lungsmittelnvom 7. März 1925 (Reichsgeſetzbl. J 
S. 20), 

5. die Verordnung, betreffend die Zulaſſung von 
Wertpapieren zum Börſenhandel, vom 20. April 
1932 (Reichsgeſetzbl. I ©. 181), 

6. Kapitel XVII der Verordnung des Reichs— 


präfidenten über Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Finanzen, dev Wirtſchaft und der Rechts: 


Neichögefepbl. 1939 I 


pflege vom 18. März 1933 (Neichsgefebbl. I 
©. 109, 122), 

7. die Gebührenordnung für die Genehmigung 
zur Ausgabe von Inhaberſchuldverſchreibungen 
und in Angelegenheiten der Aufficht über Börfen, 
Hppothefenbanfen und Schiffspfandbriefdanten 
vom 21. Januar 1936 (Reichsgefebbl. IS. 40). 

(2) Die im Abf. 1 bezeichneten Vorſchriften find in 
der Oftmarf nad) Maßgabe der folgenden Beftim- 
mungen anzuwenden, die zur Anpaffung an das in 
der Ofimarf geltende Recht getroffen werden. Die 
Beftimmungen werden unwirkfam, fobald ihr Grund 
durch die fortſchreitende Vereinheitlichung des Nechts 
wegfällt. 

Artikel 2 
Angleihungsbeftiimmungen 
zum Börjengejet 
Zu ben 88 1, 2, 4, 7,9, 30, 32, 38, 40, 41, 73, 76, 84 
und zu 5 4 Ubf.2 der Bekanntmachung, betreffend die 
Zulajjung von Wertpapieren zum Börfenhandel, vom 
4. Juli 1910 (Neichögejegbl. I ©. 917): 

An Stelle der Landesregierung ift der Reichswirt— 

Ihaftsminifter zuftändig. 


Zu den $$ 6, 35, 44, 52, 63, 64, 67, 76, 84: 
An Stelle des Bundesrats ift der Reichswirtſchafts— 


minifter zuftändig. 
*11 
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Su $ 2 Nbf. 1: 
An Stelle der Staatsfommiffare werden Reiche: 


fommifjare ald Drgane des Reichewirtichaftsminifters 
beſtellt. 


Zu $2 Abſ. 2: 
$ 2 Abf. 2 ift in folgender Faſſung anzuwenden: 
„Durch Anordnung des Reichswirtſchafts— 
miniſters kann für einzelne Börſen die Tätigkeit 
des Reichskommiſſars auf die Mitwirkung beim 
ehrengerichtlichen Verfahren beſchränkt oder, ſo— 
fern es ſich um kleine Börſen Handelt, von der 
Beſtellung eines Reichskommiſſars abgeſehen 
werden.“ 


Su 83: 
83 ift nicht anzuwenden. 


Au $7: 
87 Abj.1 Nr. 2 ift in folgender Faſſung anzu- 
wenden: 

„2. Perſonen, die fich nicht im Beſitz der bürger- 
lichen Ehrenrechte befinden oder infolge 
einer Verurteilung wegen Verbrechens nach 
$ 26 Buchſt. d des öſterreichiſchen Straf- 
geſetzes unfähig find, ein Öffentliches Amt 
zu erlangen, folange die Unfähigkeit dauert 
(S6 des Gefeßes vom 15. November 1867, 
RGEBl. Nr. 131). 


Su $ 14: 
8 14 Abſ. 1 Sat 4 ift in folgender Faſſung anzu- 
wenden: 

„Die Anordnung muß erfolgen, falls der Reichs: 
fommiffar oder der Beſchuldigte e8 beantragt, 
ſofern fie nicht eine Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung, insbefondere der Staatsficherheit, 
oder eine Gefährdung der Sittlichfeit beforgen 
läßt.” 


Zu 828: 


Neben 8 28 ift folgende Vorſchrift anzuwenden: 


„Die Vorſchriften der Artifel XV bie XXV. 


des Öfterreichifchen Gefetes vom 1. Auguft 1895 
(RGBl. Nr. 112), betreffend die Einführung 
des Geſetzes über das gerichtliche Verfahren in 
bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten (Zivilprozeß- 
ordnung), Über die Zufammenjeßung der Börſen— 
Schiedsgerichte und das Verfahren vor ihnen, 
bleiben unberührt. Jedoch erteilt die Beſtätigung 
de8 Sefretärd nad) Artifel XV der Reichswirt— 
ihaftsminifter im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter der Juſtiz.“ 


Zu 8 35: 
8 35 Abſ. 2 ift nicht anzuwenden. 





III 


Bis zum 31.Mai 1940 ift $38 Abſ. 2 mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß der Reichwirtichafte- 
minifter auf Antrag der Zulaffungsftelle an der 
Wiener Börje anordnen fann, daß e8 vor der Ein- 
führung an der Börfe feiner Einreihung und Ver: 
öffentlihung eines Proſpekts bedarf. Die Befreiung 
vom Proſpektzwang darf nur für foldhe Wertpapiere 
gewährt werden, die bereits an einer anderen deutfchen 
Wertpapierbörfe zum amtlichen Handel zugelaffen 
find. 


Zu 844: 
$ 44 Abſ. 3 ift nicht anzuwenden. 


Zu $ 58: 
$ 58 Satz 1 ift in folgender Faffung anzumenden: 
„Segen Anfprüde aus Börfentermingejchäften 
in Waren oder Werpapieren, die zum Börfen- 
terminhandel zugelaffen find ($ 50), fann von 
deinjenigen, für welchen das Gejchäft nad) den 
Vorſchriften der $$ 53, 54, 57 verbindlich ift, 
nicht geltend gemacht werden, daß dem Anspruch 
ein ald Wette oder Spiel zu beurteilendes Diffe- 
venzgeichäft zugrunde liege.“ 
Zu $ 68: 
$ 68 Abf. 2 ift in folgender Fafjung anzuwenden: 
„Segen Anfprücde aus einem auf Lieferung 
bon Getreide oder Erzeugniffen der Getreide: 
miüllerei lautenden Bertrag kann nicht geltend 
gemacht werden, daß dem Anfprud ein als 
Wette oder Spiel zu beurteilendes Differenz- 
geihäft zugrunde liege.” 


Zu $ 72: 
$ 72 Saß 2 ift in folgender Faffung anzuwenden: 
„Die Vorſchriften des 8531 Abi. 1 Satz 2 und 
Abi. 2 des üfterreichifchen Strafgefehes finden 
entiprechende Anwendung.” 


Zu 8 76: 
8 76 Abf. 4 Sat 3 ift in folgender Faſſung an- 
zuwenden: 

„Beifiter, welche ohne genügende Entichuldigung 
zu den Sitzungen nicht rechtzeitig ſich einfinden 
oder ihren Obliegenheiten in anderer Weiſe ſich 
entziehen, find zu einer Ordnungsftrafe in Geld 
fowie in die verurfachten Roften zu verurteilen. 
Die Ordnungsftrafe beträgt mindeftens eine 
und höchftens eintaufend Reichsmark. Die Ver— 
urteilung wird durch den Vorfitenden der Kom— 
miffion nad) Anhörung des Reichskommiſſars 
ausgeſprochen. Erfolgt nachträglich genügende 
Entichuldigung, fo fann die Verurteilung ganz 
oder teilweife zurüdgenommen werden. Gegen 
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die Entfcheidung findet Beſchwerde von feiten des 
Verurteilten unter entſprechender Anwendung des 
g481 der öſterreichiſchen Strafprozeßordnung 
ſtatt. Über die Beſchwerde entſcheidet deu Vor— 
ſihende der Berufungskommiſſion.“ 


Zu 8 78: 

$ 78 Abſ. 3 ift in folgender Faſſung anzuwenden: 
„Werfonen, die der Begehung einer durch 
dieſes Gefeß mit Ordnungsftrafe bedrohten 
Handlung verdächtig find, iſt auf Antrag des 
Reichskommiſſars oder von Amts wegen durch) 
Anordnung des Vorfitenden die Vorlegung der 
Gefchäftsbücher und der aus Anlaß der Geſchäfte 
abgefandten und empfangenen Handelsbriefe in 
Abſchrift oder Urſchrift ſowie dev Schlußnoten 

aufzuerlegen.” 


Zu $ 81: 

An Stelle der im Abf. 1 angeführten Vorſchriften 
der Strafprogeßordnung find die entfprechenden Bor- 
ſchriften dex öfterreichifchen Strafprozeßordnung an- 
zumenden. 


Zu $ 82: 
$82 Abſ.2 Satz 1 Halbſatz 2 ift in folgender 
Faffung anzuwenden: 
„die einzelne Strafe beträgt mindeſtens eine und 
höchſtens eintaufend Reichsmark.“ 


Zu 8 83 Abſ. 2: 

An Stelle der Vorſchriften der Strafprozeßordnung 
find die Vorſchriften der öſterreichiſchen Strafprozeß— 
ordnung anzuwenden. 

Zu $84 Abſ. 3: 
8584 Abſ. 3 ift in nachftehender Faſſung anzuwenden: 
„Die Oxrdnunasitrafen und KRoften werden 
auf Erfuchen des Reichskommiſſars im Wege 
der politifchen Exekution beigetrieben.” 


Zu $ 85: 
$ 85 iſt in folgender Faſſung anzumenden: 

„Eine auf Grund des $ 71 feſtgeſetzte Ord— 
nungsitvafe fällt dem Neich zu. Koſten, die 
nicht von einem Beſchuldigten zu erjtatten find 
oder die von einem Erftattungspflichtigen nicht 
beigetrieben werden fünnen, fallen der Reichs— 
kaſſe zur Laſt.“ 


Zu 888: 
I88 Abſ. 3 Satz 2 iſt in folgender Faſſung an— 
zuwenden: 

„Die Strafverfolgung verjährt in fünf Jahren; 
die Sonderbeftimmungen des Bundesgeſetzes 
über die Preffe (BGB, Nr. 218/1922) finden 
feine Anwendung.” 
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Zu 89 der Bekanntmachung, betreffend die Feſtſtelluug 


des Börfenpreifes von Wertpapieren, vom 21. Rovember 
1912 (Reichögejegbl. ©.537): 

$ 9 ift mit dev Maßgabe anzuwenden, daß für 
eine Ausnahme nach $ 8 Ab. 4 das Einverftändnis 
der Börfenorgane der übrigen beteiligten Börſen 
nicht eingeholt werden muß, ſoweit die Notwendig. 
feit einer Ausnahme durch die Zeiteinteilung des 
Arrangements bedingt iſt. An Stelle des Reichs— 
kanzlers ift der Reihäwirtichaftsminifter zuftändig. 


Artikel 3 
Die auf Grund des Geſetzes vom 4. April 1875 
(RGEBl. Nr. 68), betreffend die Handelsmäkler oder 
Senfale, beitellten Handelsmäkler (Senfale) find 
Kursmaller. Das Gremium der Effektenjenfale 
der Miener Börſe ift die Maklerkammer bei der 
Miener Börje. 


Artikel 4 


(1) Die Verordnung tritt am 1. September 1939 
in Kraft. 


(2) Für die Bekanntmachung, betreffend die Feſt— 
ftellung des Börfenpreijesvon Wertpapieren (Artikel 1 
Nr. 3), gilt dies mit der Einſchränkung, daß der Preis 
von Aktien erjt nach deren Umftellung auf Reichsmark 
in Hundertjäßen fejtzuftellen iſt. 


Artikel 5 
(1) Mit dem Inkrafttreten der im Artikel 1 ae 
nannten Beltimmungen treten die in der Oftmarf 
bisher aeltenden Beltimmungen außer Kraft, ſoweit 
fie Gegenſtände betreffen, die in den durch dieſe Ver- 
ordnung eingeführten Vorichriften geregelt find. 

(2) Aufgehoben werden namentlid): 

1. Gejeß vom 1. April 1875 (NGB. Nr. 67), 
betreffend die Oxganifierung der Börfen, mit 
den dazu ergangenen Änderungsbeitimmungen, 
insbejondere dem Geſetz vom 4. Jänner 1903 
(RGEBl. Nr. 10). 

2. Verordnung de3 uftizminifteriums im Ein- 
vernehmen mit den Minifterien der Finanzen, 
des Handels und des Aderbaues vom 26, März 
1903 (XGBl. Nr. 71), betreffend die Veeidi- 
gung der Mitglieder von Börjen-Schiedsgerich- 
ten zur Entſcheidung über Streitigkeiten aus 
MWarenaeichäften. 

3. Merordnung dev Minifterien des Aderbaues, 
der Finanzen, ded Handels und der Auftiz vom 
3. April 1903 (RGEBl. Nr. 78), mit welcher 
die an landwirtichaftlichen Börfen für die Ge- 
ihäftsbedingungen und die Abwiclung der 
Börfengeichäfte geltenden Vorſchriften (Uſan— 
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cen) außer Kraft gefeßt werden, ſowie die Ge- 
ſchäfte in Getreide oder Mühlenfabritaten auf 
Grund der für den Terminhandel geltenden 
Vorſchriften verboten werden. 


4. Verordnung der Bundesminifterien für Land: 
und Forſtwirtſchaft, für Finanzen und für 
Handel und Verkehr vom 1. Oftoher 1924 
(BGBL. Nr. 362), betreffend die Berufung von 
Mitgliedern in die Leitungen der landwirt- 
ſchaftlichen Börfen. 


5. Gejeh vom 4. April 1875 (XGBl. Nr. 68), be- 
treffend die Handelsmäkler oder Senfale, und 
der Zweite Abſchnitt Artikel 6 Nr. 12 der 
Vierten Verordnung zur Einführung handels— 
rechtlicher Vorſchriften im Lande Oſterreich 
vom 24. Dezember 1938 (NReichgefeßbl. I 
©. 1999). 

6. Bundesgeſetz vom 25. November 1921 (BGEBl. 
Nr. 658), betreffend die Einhebung einer Ab- 
gabe von den Bejuchern der Effeftenfeftion der 
Wiener Börſe (Börfebefuhsabgabe) und be- 
treffend die Abänderung der SS 1 umd 17 des 


Berlin, den 11. Muguft 1939, 
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Geſetzes vom 1. April 1875 (X6Bl. Nr. 67), 
betreffend die Organiſierung der Börjen(Börfen- 
beſuchsabgabegeſetz). 


— 


(3) Aufrechterhalten bleiben bis auf weiteres: 

1. Bundesgeſetz vom 16. Juli 1925 (BGBl. 
Nr. 240), durch das die gemäß Geſetz vom 
11. April 1876 (RNGBL. Nr. 62) beſtehende 
Beitragsleiftung der Aktiengefellihaften und 
Kreditvereine zum Wiener Börfenfonds neu 
geregelt wird (Börlenfondsnovelle). 

2. Bundesgefet vom 26, Oftober 1934 (BGEBl. 
Nr. 314), betreffend die teilweife Anderung 
der Börfefondsnovelle (TI. Börfefondenovelle), 
vom 16. Juli 1925 (BGB. Nr. 240). 


Den Zeitpunkt ihres Außerfrafttretens beftimmt der 
Reichswirtſchaftsminiſter. 


(4) Wo in Vorſchriften des öſterreichiſchen Rechts 
auf Beſtimmungen verwieſen wird, die durch dieſe 
Verordnung aufgehoben werden, erhält die Verwei— 
ſung ihren Inhalt aus den entſprechenden neuen 
Beſtimmungen. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Dr. Suren 


Berichtigung 


In der Erften Ausführungsbeftimmung zur Ber 
ordnung über das Worfaufsrecht nach dem Reichs: 
fiedlungsgefeg vom 27. Juni 1939 (Neichsgefegbl. I 
S 1063) muß «8 unter I Nr. 2 richtig heißen: 

„Bargſtall“ ftatt „Bargitedt”, 
„Jützbüttel“ ftatt „Jutzbüttel“, 
„Bunſoh“ ſtatt „Bunſch“. 


Berlin, den 8. Auguſt 1939 


Der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag 


Nonhoff 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Junern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Verordnung über den Möbelfernverlehr mit Kraftfahrzeugen. 
Bom 4. Auguſt 1939. 


Auf Grund des $ 1 Abf. 2 des Geſetzes über den 
Güterfernverfehr mit Kraftfahrzeugen vom 26. Juni 
1935 (Reichsgefegbl. I ©.788) — im folgenden 
Gefe genannt — wird verordnet: 


81 
Für die Beförderung von Möbeln außerhalb der 
Nahzone durch beſonders hierfür eingerichtete und 
ausſchließlich folchen Beförderungen dienende Kraft- 
fahrzeuge oder Anhänger (Fahrzeuge des Möbelfern- 
verkehrs) gelten die Vorichriften des Gefeted und der 
Verordnung zur Durdführung des Gejeßed vom 
27.März 1936 (Reichigejehbl. I S. 320), joweit in 
den folgenden Beitimmungen nichts andered ver- 
ordnet iſt. 
82 


Die Fahrzeuge des Möbelfernverkehrs tragen die 
Aufſchrift „Möbelfernverkehr“ und die Angabe des 
Standorts. 

83 


(1) Die Verwendung von Anhängern und jede 
Vermehrung der zum Betrieb zugelaffenen Anhänger 
bedarf der Genehmigung. 

(2) Erſatzbeſchaffungen für Fahrzeuge des Möbel- 
fernverfehrs bedürfen nicht dev Genehmigung. 


84 
in den Fällen, in denen der Reichs-Kraftwagen— 
Betriebsverband gehört wird, ift gleichzeitig die Fach— 


NeichSgejepbl. 1939 I 


gruppe Möübeltransport der Reichsverkehrsgruppe 
Spedition und Lagerei zu hören. Ihr find aud) Ent- 
fcheidungen mitzuteilen, die Unternehmer von Möbel. 
fernverfehr betreffen. 


85 


(1) Unternehmer von Möbelfernverkehr dürfen 
außerhalb der Nabzone in Fahrzeugen des Möbel- 
fernverfehrs nur Möbel befördern. 


(2) Unternehmern von Güterfernverkehr ift es 
verboten, außerhalb der Nabzone Möbel zu be 
fördern. Die Beförderung von Möbeln außerhalb 
eined Umzugs ald Stüdgut bleibt davon unberührt. 


86 


Die Vorfchriften des 510 Abſ. 1 Nr. 3 und 4 
des Gejetes und des 829 der Durdführungsver- 
ordnung finden feine Anwendung. 


$7 


(1) Der Tarif für den Möbelfernverfehr wird 
von der Fachgruppe Möbeltransport aufgeitellt. Ex 
bedarf der Genehmigung des Neichöverfehraminifterg, 
der aud) die Art der Veröffentlichung beftimmt. Der 
Reichsverfehrsminifter fann jederzeit Anderungen 
des Tarifs verlangen, die er für notwendig hält. 


352 
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(2) 515 des Geſetzes findet feine Anwendung. 
$ 16 des Gefeßed gilt mit der Mafgabe, daß an 
Stelle des Verbandes der Unternehmer verpflichtet 
ift, den Nachforderungsanſpruch geltend zu machen. 


8 

(1) Die Einhaltung des Tarifs ift von dem Leiter 
der Fachgruppe Möbeltvansport zu überwachen. Bei 
vorjäßlichen und fahrläffigen Verftößen des Unter 
nehmers gegen den Tarif können für jede Zuwider— 
handlung Ordnungsftrafen feltgefeßt werden. Für 
das Verfahren gilt $ 17 der Verordnung über den 
organischen Aufbau des Verkehrs vom 25. September 
1935 (Reichsgefebbl. I ©. 1169). 


Berlin, den 4. Auguft 1939, 
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(2) Die übrigen Pflichten der Unternehmer und der 
anderen am Beförderungsvertrag Beteiligten über- 
wacht der Neiche-Kraftwagen-Betriebsverband. 


$9 
Bor der Verhängung von Ordnungsitrafen durch 
den Reicdhs-Rraftwagen-Betriebsverband ift die Fady- 
gruppe Möbeltransport zu hören. 


$ 10 


Die Verordnung tritt am 1. September 1939 in 
Kraft. An diefem Tage tritt die Verordnung über 
den Möbelfernverfehr vom 17. September 1936 
Reichsgeſetzbl. I ©. 736) außer Kraft. 


Der Reichsverkehrsminiſter 
In Vertretung bes Staatsfelretärs 
Gährs 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 





Durchführungsverordnung über das Deutſche Kreditablbommen von 1939. 
Vom 5. Auguſt 1939. 


Auf Grund der Verordnungen des Reichspräſidenten 
vom 9. September 1931 6eeichsgeſetzbl. I ©. 489) 
und 27. Februar 1932 (Reichsgeſetzbl. I S. 85) wird 
verordnet: 


81 
Für das Deutſche Kreditabfommen von 1939 (Deut—⸗ 
ſcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 139 vom 


20. Juni 1939) gelten finngemäß die Durchführungs— 
verordnung Über das Deutjche Kreditablommen von 


Berlin, den 5. Auguft 1939, 


1938 vom 23. März 1938 (Neichögefetbl. JS. 358) und 
die Verordnung Über die Einführung des Rechtes der 
Deutjchen Kreditablommen im Lande Öfterreich und 
über die Durchführung des Zufagablommens zum 
Deutjchen Kreditabfommean von 1938 vom 38. Fe— 
bruar 1939 (Reichägefetbl. I S. 364). 


$2 
Diefe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 
1939 in Kraft. 


Der Reihswirtichaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Kandfried 


Der Neichdminifter der Juſtiz 
In Vertretung 


Dr. Schlegelberaer 


Der Reichöminifter der Finanzen 


In Vertretung 
Reinhardt 
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Zweite Verordnung zur Einführung , 
von Borichriften anf dem Gebiet des Städtebanes und des Wohnungs: und Siedlungswejens 
im Reichsgau Sudetenland. 


Bom 7. Auguſt 1939, 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs— höhere Verwaltungsbehörde und höhere Bau- 


fanzlers über die Verwaltung der fudetendeutichen polizeibehörde: 
Gebiete vom 1. Oktober 1938 (MNeichögejebl. I der Negierungspräfident, 
©. 1331) wird verordnet: ö 
N € 
51 Spweit Vorſchriften, die durch diefe Verordnung 


Im Reichsgau Sudetenland gelten folgende Vor— 

ſchriften: 

1. die Verordnung über Garagen und Einſtell— 
plätze (Neichsgaragenordnung — NGAD —) 4 
vom 17. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 219); Entgegenitehende landesrechtliche Vorſchriften tve- 

2. die Verordnung über Baubeſchränkungen zur | tem *8 Kraft. * 

Sicherung der Gewinnung von Bodenſchätzen 55 

vom 28. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 381). Der Reichsarbeitsminiſter erläßt im Einvernehmen 
mit den beteiligten Reichsminiſtern die zur Durch— 
führung diefer Verordnung erforderlichen Rechts— 
und Verwaltungsvorichriften. 


im Reichsgau Sudetenland eingeführt werden, nicht 
unmittelbar angewandt werden können, find fie finm- 
gemäß anzuwenden. 


$2 


— 


m Sinne der im $ 1 bezeichneten Vorſchriften iſt 


im Reichsgau Sudetenland: 56 
oberite Landesbehörde: Die Verordnung tritt am 1. September 1939 


der Reichsitatthalter, in Rraft. 


Berlin, den 7. Auguft 1939. 


Der Reibsarbeitdminifter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 


Der Neichsminijter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 





Berordnung zur Ergänzung der Neichötierärzteoränung. 
Bom 11, Auguſt 1939, 


Auf Grund des $92 der Reichstierärzteordnung 
vom 3. April 1936 (Reichsgeſetzbl. IS. 347) wird ver- 
ordnet: 


$1 


Der Neichöminifter des Innern kann Deutjch- 
itämmigen Ausländern, die, abgefehen von dem Er- 
fordernis der deutfchen Staatsangehörigteit, die Vor- 
ausfegungen für die Beftallung als Tierarzt erfüllen, 
widerruflich die Erlaubnis erteilen, den tierärztlichen 
Beruf innerhalb des Reichsgebietd auszuüben. Diefe 
Derionen haben die gleichen Rechte und Bflichten wie 


Berlin, den 11. Auguft 1939. 


die nach $ 2 der Reichstierärzteordnung beitallten Tier- 
ärzte, ſoweit im Einzelfall nichts Abweichendes be— 
ſtimmt wird. 
82 

Außer den im $ 25 Abſ. 2 Satz 1 der Reichstierärzte— 
ordnung genannten Tierärzten unterftehen auch Die 
Veterinäre der Dolizei und der 4-Verfügungstruppe 
nicht der Reichstierärztelammer. 


33 


$ 1 tritt ſofort, $2 mit Wirkung vom 1. Januar 1939 
in Kraft. 


Der Neihdminifterdes Innern 
Frick 


| II 
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Berordnung 
über die Außerlursſetzung der Scheidemünzen (Teilmünzen) im Nennbetrag 
bon 1 Schilling, 50 Groſchen, 10 Groſchen, 5 Groſchen und 1000 Kronen 
des ehemaligen Landes Dfterreid. 


Bom 11. Auguft 1999 


Auf Grund des Artikels TI des Gefehes über die 
Miedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutfchen 
Reich vom 13. März 1938 (Neichsgefeßbl. I ©. 237) 
in Verbindung mit $1 Buchftabe a der Verordnung 
zur Durchführung der Verordnung über die Einfüh- 
rung der Reichsmarkwährung im Lande Ofterreich 
und der Verordnung zur Übernahme der Ofterreichifchen 
Nationalbank durd) die Reichsbank vom 23. April 1938 
(Reichsgefebl. I ©. 405) fowie des $ 14 Abf. 1 Ziffer 1 
des Münzgeſetzes vom 30. Auguft 1924 (Reichsgeſetzbl. 
II ©. 254) in der Fafjung des Gefeßes zur Anderung 
des Münzgeſetzes vom 5. Juli 1934 (Neichögefekbl. I 
S. 574) wird hierdurch verordnet: 


81 

Mit Wirkung vom 1. Oftober 1939 ab gelten die 
nachftehend aufgeführten Scheidemünzen (Teilmünzen) 
nicht mehr als geſetzliche Zahlungsmittel und find 
einzuziehen. Von diefem Seitpunft ab ift außer den 
mit der Einlöfung beauftragten Kaffen niemand ver- 
pflichtet, die Münzen in Zahlung zu nehmen. 

1. 1-Schilling-Stüde, ausgeprägt auf Grund 

a) der Verordnung der Bundesregierung vom 
28. Februar 1934 über die Ausprägung und 
Ausgabe vonSöceidemünzen (Scheidemünzen- 
berordnung) — BEBl. I Nr. 128 —, 

b) der Verordnung des Bundesminifters für 
Finanzen vom 25. Juli 1934 über die Aus- 
gabe von Scheidemünzen zu 50 Grofchen, 
1 und 5 Schilling — BGBL. II Nı.. 155 —; 

2. 50-.Grojchen-Stüde, ausgeprägt auf Grund 

a) der Verordnung der Bundesregierung vom 
28. Februar 1934 über die Ausprägung und 
Ausgabe vonScheidemünzen (Scheidemünzen- 
berordnung) — BEBl. I Nr. 128 —, 

b) der Verordnung des Bundesminifterd für 


Finanzen über die Ausgabe von Scheide-- 


münzen zu 50 Grofchen — BGBL. Nr. 
12/1935 —; 
3. 10-®rofchen-Stüde, ausgeprägt auf Grumd 

a) de8 Bundesgefeßes vom 19. Juli 1923 über 
die Ausprägung und Ausgabe von Münzen 
zum Erſatz der Kleinen Banfnotenabjchnitte 
— BOB. Nr. 4223 — 

b) des Bundesgefeßes vom 20. Dezember 1924 
über die Einführung der Schillimgredinung, 
die Ausprägung von Goldmünzen und über 


Berlin, 11. Auguft 1939 


nem das ——— betreffende Be- 
immungen Echillingrechnungsgeſe 
— BGEBl. Nr. 461 —, Br 


c) der Kundmachung des Bundesminifteriums 
für Finanzen vom 28, Jänner 1925 über die 
Ausgabe von Scheidemüngzen mit der Wert- 
bezeichnung in Grofchen — BOB. Nr. 4. —; 


4. 5-Grojchen-Stüde, ausgeprägt auf Grund 


a) des Bundesgejehes vom 19. Juli 1923 über 
die Ausprägung und Ausgabe von Münzen 
zum Erſatz der Eleinen Banknotenabſchnitte 
— BGEBl. Nr. 423 —, 


b) des Bundesgefeßes vom 20. Dezember 1924 
über die Einführung der Schillingrechnung, die 
Ausprägung von Goldmünzen und über an- 
dere das Währungsmwefen betreffende Beftim- 
Baer (Schillingrechnungsgeſetz/ — BEBl. 

46 


c) der Kundmachung des Bundesminiſteriums 
für Finanzen vom 12. Jänner 1931 über die 
Ausgabe von Teilmünzen zu5g — BGB. 
Nr. 13 —; 


5. 1000-Rronen-Stüde, ausgeprägt auf Grund 


a) des Bundesgefehes vom 19. Juli 1923 über 
die Ausprägung und Ausgabe von Münzen 
zum Erſatz der Heinen Banfnotenabfchnitte 
— BGB. Nr. 423 —, 


b) der Kundmachung de8 Bundesminifteriums 
für Finanzen vom 7. Juni 1924 über die Aus- 
gabe von Scheidemünzen —BHBL.NL. 190 —., 


82 
Die im $1 bezeichneten Scheidemünzen (Teil- 
münzen) werben bis zum 31. Dezember 1939 einfchließ- 
lich bei allen Öffentlichen Kaſſen fowie den Kaffen der 
Reichsbankanftalten in Zahlung genommen und umge- 
wechjelt. 


83 
Eine Verpflichtung zur Annahme und zur Um— 
wechjlung ($2) findet auf durchlöcherte und anders 
als durch den gewöhnlichen Umlauf im Gewicht ver- 
tingerte fowie auf verfälfchte Münzen feine Anwen— 
dung. 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Herausgegeben vom Neicheminifterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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EEE TEILS EN SZENE SLR LT TEE LATE HIESS RT TEENS TEE TREE PER FE 


Neunte Ducchführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz 
(Beheljsmähige Luftſchutzmaßnahmen in bejtehenden Gebänden). 


Vom 17, Augujt 1939, 


Auf Grund des 12 des Luftſchutzgeſetzes vom 26. Juni 1935 (Reichsgeſetzbl. I ©. 827) wird im Ein- 
vernehmen mit den zuftändigen Reichsminiſtern verordnet: 


81 

(1) In beſtehenden Gebäuden find behelfsmäßige Luft- 
ſchutzmaßnahmen durchzuführen. Diefe Verpflichtung 
entfällt, Soweit vorfchriftsmäßige Luftihugräume vor- 
handen find oder gefchaffen werden 

(2) Die näheren Beftimmungen über den Umfang 
diefer Maßnahmen erläßt der Reichsminiſter der 
Luftfahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe. 


82 
(1) Verantwortlich für die Erfüllung dev Ver— 
pflichtung ift der Eigentümer, an feiner Gtelle der 
Erbbauberechtigte oder der Nießbrauder. 


(2) Sur Durchführung der Maßnahmen haben 
neben den nach Abf. 1 Verantwortlichen im Selbit- 
ſchutz alle Verfonen, im erweiterten Selbſtſchutz und 
im Merfluftichuß alle Dienftjtellen und Betriebe, zu 
deren Schub die Behelfsmaßnahmen beftimmt find, 
beizutragen. Über Art und Umfang ded Beitrags 
erläßt der Neichsminifter der Luftfahrt und Ober: 
befehlshaber der Luftwaffe im Einvernehmen mit 
dem NReichsminifter der Finanzen Richtlinien. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


(3) Kommt über Art und Umfang des Beitrags 
gemäß Abf. 2 eine Einigung nicht zuftande, jo ent- 
icheidet auf Antrag des Verpflichteten (Abſ. 1) 

a) über Geldbeiträge das Amtsgericht, in deffen 

Bezirk das Grundftüd liegt, 

b) über die nicht in Geld zu erbringenden Bei- 

träge der Ortspolizeiverwalter. 

(4) Der Richter verfucht, eine Einigung der Bei- 
tragspflichtigen zu vermitteln. Gelingt dies nicht, 
fo beftimmt er die Höhe der von jedem Beitrags 
pflichtigen zu leiftenden Beiträge nad) billigem Er- 
meſſen unter Berückſichtigung der wirtidaftlichen 
Leiftungsfähigfeit der Veitragspflichtigen. Die Ent- 
icheidung des Amtsgerichts ift durch fofortige Be— 
ſchwerde (Rekurs) innerhalb einer Frift von zwei 
Wochen nad) Zuftellung anfechtbar. Über die fo- 
fortige Beſchwerde (Rekurs) entjcheidet das Land» 
gericht. Eine weitere Beſchwerde (Nefurs) ift nicht 
zuläffig. Im übrigen gelten die Bejtimmungen über 
das Verfahren in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (Verfahren außer Streitfachen) ent- 
ſprechend. Aus den rechtsfräftigen Entſcheidungen 


393 


DIT 
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fowie aus einem vor Gericht abgejchloffenen Vergleich 
findet die Swangsvollftredung nad) den Vorfchriften 
der Zivilprozeßordnung (Exefutionsordnung) ftatt. 

(5) Gegen die Entfcheidung des Ortspolizeiverwal- 
ters ift die Befchwerde innerhalb einer Frift von zwei 
Mochen zuläffig. $ 21 der Erften Durchführungs— 
verordnung zum Luftichußgefes vom 4. Mai 1937 
(Reichsgeſetzbl. I S. 559) findet finngemäß Anmwen- 
dung. Der Ortöpolizeiverwalter fann feine Ent- 
ſcheidung gemäß $ 6 durch Iwangsmittel durchſetzen. 

(6) Im Verfahren zur Fetftellung der Beitrags- 
pflicht werden Gebühren nicht erhoben; die Gebühren- 
pflicht des gerichtlichen Beſchwerdeverfahrens bleiben 
unberührt. Auslagen der Beteiligten werden nicht 
eritattet. 

3 

Soweit auf Grund diefer Verordnung bauliche 
Luftſchutzmaßnahmen durchzuführen find, die einer 
baupolizeilichen Genehmigung bedürfen, ift Das 
Genehmigungsverfahren gebührenfrei. Das gleiche 
gilt für das Baugenehmigungdverfahren zum Ein- 
bau vorjehriftsmäßiger Luftſchutzräume in beitehen- 
den Gebäuden. 

84 

Hat der Eigentümer, Erbbauberechtigte oder Nieß— 
braucher den Beſitz an Räumen, die zur Durd) 
führung der Maßnahmen in Anſpruch genommen 
werden müſſen, auf Grund eines Miet-, Padt-, 
Leih- oder fonftigen Nechtsverhältniffes einem oder 
mehreren anderen überlaffen, jo find diefe den nad) 
$ 2 Abf. 1 Verantwortlichen gegenüber verpflichtet, 
die Räume fo weit zur Verfügung zu ftellen, wie es 
zur Durchführung dev Maßnahmen notwendig. ift. 
SHinfichtli der Smangsmittel findet $ 6 Anwen- 
dung. 


Berlin, den 17, Auguft 1939, 
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IN 


(1) Wird durch die Errichtung von Splitter 
ichuß-Vorrichtungen oder die Herridtung und 
Benukung von Notausläffen die Inanspruchnahme 
eines Nachbargrundftüds aus zwingenden Gründen 
notwendig, find Eigentümer und Befiger verpflichtet, 
die Inanſpruchnahme zu dulden, e8 fei denn, daß 
ihnen die Inanſpruchnahme nicht zuzumuten iſt. 
Entfhädigungen werden nicht gewährt. 

(2) Ob die Notwendigkeit zur Inanſpruchnahme 
eines Grundftücds nach Abf. 1 befteht, entjcheidet auf 
Antrag, wenn fich die Beteiligten nicht einigen, bei 
genehmigungspflichtigen Baumaßnahmen die Bau— 
genehmigungsbehörde, in anderen Fällen der Orts— 
polizeiverwalter. Sinfichtlich der Iwangsmittel findet 
$ 6 Anwendung. 


6 

(1) Der Oxtöpolizeiverwalter überwacht die 
Durchführung diefer Verordnung. Zur Durd) 
führung fann er polizeiliche Verfügungen erlafjen 
und diefe mit Zwangsmitteln (Ausführung der zu 
erzwingenden Handlung auf Roften des Pflichtigen, 
Feſtſetzung von Swangsgeld — im Nichtbeitreibung®- 
falle Swangshaft — unmittelbarer Zwang) durd)- 
ſetzen. Zur Erfüllung feiner Aufgabe bedient ſich 
der Ortöpolizeiverwalter insbefondere der örtlich 
zuftändigen Stellen des Neichsluftichugbundes — auf 
dem Gebiet des Selbitichutes — und der Reichs— 
gruppe Induſtrie — auf dem Gebiet des Werkluft- 
ſchutzes. 

(2) 817, außer Satz 4, und $ 21, außer Abſ. 3, 
der Erften Durhführungsverordnung zum Luftſchutz— 
geſetz finden entfprechende Anwendung. 


Der Neihsminifter der Luftfahrt 
und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 


In Bertretung 


Milk 


® 





ſſſſſſſſ 
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Erſte Ausführungsbeſtimmungen 
zum 8 1 der Neunten Burchführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz 
(Beitimmungen über die beheljamäßige Herrichtung von Luftſchutzräumen in beitehenden Gebäuden). 


Bom 17. Auguft 1939. 


Auf Grund des $1 Abf. 2 der Neunten Durhführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz vom 17.Auguft 1939 


(NReichögefekbl. I S. 1391) wird beftimmt: 


Allgemeines 


1. In beftehenden Gebäuden find für die darin 
wohnenden, arbeitenden oder vorübergehend anweſen⸗ 
den Verfonen, foweit deren Schuß nicht bereits durd) 
vorſchriftsmäßige Luftſchutzräume ſichergeſtellt iſt, 
Luftſchutzräume durch behelfsmäßige Maßnahmen zu 
ſchaffen. 

2. Da behelfsmäßige Maßnahmen zu gegebener 
Zeit durch endgültige bauliche Maßnahmen erſetzt 
werden müſſen, iſt zu erwägen, endgültige bauliche 
Maßnahmen unter Beachtung der „Schutzraum⸗ 


beſtimmungen“ vom 4. Mai 1937 Reichsgeſetzbl. I 


S. 568) — ſoweit irgend möglich — ſchon jetzt 
durchzuführen. 


Auswahl geeigneter Räume 


3. Mit Zuſtimmung des Ortspolizeiverwalters 
oder der von ihm beauftragten Stellen (vgl. $ 6 der 
Neunten Durhführungsverordnung zum Luftſchutz— 
gefeb) find die Räume im Gebäude auszuwählen, Die 
fich nad ihrer Lage, ihrem Grundriß und ihrer bau- 
lichen Durchbildung am beiten für die Verwendung 
als Luftſchutzräume eignen. Die ausgewählten Räume 
und ihre Zugangswege find zu fennzeichnen. 


4. (1) Luftichugräume find grundſätzlich im Reller- 
geſchoß anzulegen. z 
(2) Am geeignetiten find ſchmale Räume zwi⸗ 
ſchen ſtarken Tragmauern und mit ſolchen Maſſiv— 
decken, bei denen ſich eine Abſteifung der Decken nach 
Nr. 10 erübrigt. Luftſchutzräume ſollen möglichſt 
wenig Fenſter und Türen haben. Räume, in denen 
ſich Ga8-, Dampf- und Seißwaflerleitungen befinden, 
find nad) Möglichkeit zu vermeiden, Räume, in denen 
Dampfkeſſel, Heizkeſſel ufw. aufgeſtellt ſind oder in 
denen explofions- oder feuergefährliche Stoffe gelagert 
werden, dürfen nicht als Luftichugräume porgejehen 
werden. 
(3) Sofern aeeignete Kellerräume nicht vor— 
handen find, können Luftſchutzräume auc außerhalb 





des Gebäudes unter Ausnutzung örtlich vorhandener 


Möglichkeiten (z. B. Tunnel, Felſenkeller, Bergſtollen 
ufw.) hergerichtet werden. Derartige Luftſchutzräume 


müffen jedoch in unmittelbarer Nähe des Gebäudes 
liegen, dabei darf die Entfernung zum Gebäude nicht 
geringer als die Höhe des Gebäudes und nicht größer 
als 100 m fein. 


(4) Räume im Erdgeſchoß find weniger geeignet 
als Räume im Kellergefchoß. Räume im Erdgeſchoß 
dürfen zu Luftſchutzräumen nur dann gewählt wer- 
den, wenn geeignete Kellerräume in dem betreffenden 
Gebäude oder Möglichkeiten zur Herrichtung von 
Luftſchutzräumen nad Ab. 3 nicht vorhanden find. 


Sofern Luftſchutzräume im Erdgeſchoß liegen müffen, 


find Hierfür möglichſt Mittelflure zu wählen. Erd- 
geſchoßräume, die an Außenwänden des Gebäudes 
liegen, ſowie Treppenflure dürfen nicht gewählt 
werden. 
Größe des Luftihugraums 

5. (1) Für jede unterzubringende Perfon ift im 
Luftſchutzraum ein Luftraum von 3 cbm vorzuſehen. 
(2) Der einzelne Luftihugraum foll im allge 
meinen für nicht mehr als 50 Perſonen bemeſſen 
werden. 

Gasſchleuſe 

6. (1) Der Raum vor dem Eingang zum Luft— 
ſchutzraum ift als Gasfchleufe Herzurichten. 

(2) Sofern für die Serrichtung der Gasſchleuſe 
fein geeigneter Raum vorhanden ift, ſoll vor der 
Eingangstür zum Luftſchutzraum ein windfang- 
ähnlicher Einbau als Gasſchleuſe ausgeführt werden, 
der möglichſt Platz für zwei Perſonen bieten joll. 
Diefer Gasichleufen-Einbau fann durd) Tücher, Vor- 
hänge, Tafeln oder Bretter auf Lattengerüften und 
in ähnlicher Art geſchaffen werden, wobei ein all 
ſeitig, auch oben gasficher abgejchloffener Vorraum 
herzuftellen ift (vgl. Bild 1). 

(3) Falls auch ein derartiger Gasſchleuſen— 
Einbau nicht hergerichtet werden kann, ift ein Vor— 
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bang oder ein Tuch an der Eingangstür zum Luft- 
ſchutzraum gut fehließend anzubringen (vgl. Bild 2). 
(4) Ein Vorhang oder ein Tuch nach Abf. 3 
genügt als Gasfchleufe bei 
a) Wohnftätten,diemiteiner Steuervergünftigung 
im Sinne des $ 29 des Grundſteuergeſetzes 
vom 1. Dezember 1936 (Reichsgejebbl. IS. 986) 
und der Hierzu ergangenen Durdführungs- 
berordnung errichtet worden find, wenn das 
einzelne Baugrundftüd nicht mehr als zchn 
Wohnungen und nicht mehr als drei Voll. 
geſchoſſe aufweiſt, 
b) Eigenheimen bis zu etwa 800 cbm umbauten 
Raumes, 
c) Kleinſiedlungen und Volkswohnungen, die nach 
Art der Kleinfiedlungen erbaut worden find, 
d) Bauten in ländlichen Gebieten. 


Notausläſſe Notausgänge, Notauzftiege) 


7. (1) DerPuftihugraum muß außer dem Zugang 
(Gasſchleuſe) mindeftens einen Notauslaß haben. 


(2) Als Notausläffe find entweder Notausſtiege 
durch ein Fenfter oder Notausgänge, die auch durch 
anjchließende Näume oder durch unmittelbar benach- 
barte Gebäude in das Freie führen fünnen, vorzu- 
ſehen. 


(3) Die Notausläffe ſollen möglichſt an ver- 
Ihiedenen Hausfronten und von dem Zugang zu den 
Luftſchutzräumen möglichit weit entfernt liegen. 

(4) Werden bei der Herrichtung von Not: 
ausgängen durch nanfpruchnahme unmittelbar be- 
nachbarter Gebäude Brandinauer-Durchbrüche vor- 
genommen, jo ift die baupolizeiliche Genehmigung 
einzuholen. Die Durchbruchsöffnung ift mit einer 
feuerbeitändigen Tür nach DIN 4102 zu verfehen. 


Splitterficherheit 
8. (1) Fenſter⸗ und Türöffnungen der Luftichub- 
räume und Gasfchleufen, die in den Außenwänden 
des Gebäudes liegen und über die Erdgleiche hinaus— 
ragen, find gegen Sprengbomben-Spfitter zu ſichern. 
(2) Die Sicherung erfolgt behelfsmäßig durch 
Splitterfchuß-Vorrichtungen verfchiedener Art, die 
vor den betreffenden Öffnungen außerhalb de3 Ge- 
bäudes auszuführen find, z. B. durd;: 
Anſchütten und Feititampfen 


EEE nen in etwa 1,00 m Dicke, 
Kiften mit feitgeftampfter 
EI FIE EN » » Om», 
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Sandfadpadungen ...... in etwa 0,50 m Dice, 
Steinpadungen ..22..... » » Qsom », 
Rundhölzer ..222222.... » » Oaom »', 
Holzbalten ...22.2.2.... » 0,320m », 
Kies und Schotter zwifchen 

Holzwänden ......... » » Om», 


(3) Es ift anzuftreben, die Sicherung dur) 
vorgejegte Splitterfchuß-Mauern vorzunehmen, die 
als endgültige bauliche Maßnahme gelten (vgl. Nr. 2). 
Splitterfhuß-Mauern find wie folgt zu bemejjen: 

MS Ziegelmauer ...2cceeeccccn. 38 cm did, 
(Ausführung: in verlängertem 
Sementmörtel oder in Mörtel 
aus Maflerkalf) 
als Stampfbetonmauer „2222222... 
(Ausführung: 200 kg Zement je 
Kubikmeter fertigen Beton) 
als Eifenbetonwand ............. 

(Ausführung: mit einer Haupt- 

bewehrung von nicht weniger 
als 0,5 vom Hundert des Beton- 
querjchnitt8 und mit einem 
Mifchungsverhältnis von 300 kg 
Zement je Kubifmeter fertigen 
Betons nad) DIN 1045). 


(4) Fenſter- und Türöffnungen, die für Die 
Luftſchutzräume und Gasjchleufen oder für deren 
friedensmäßige Benutzung (vgl. Nr. 12) nicht be- 
nötigt werden, fönnen zum Schub gegen Spreng- 
bomben-Splitter zugemauert werden. Die Zu 
mauerung erfolgt zwedmäßig in der Dice der vor- 
bandenen Mauer, bei größerer Mauerdide min- 
deſtens jedoch in der im Abf. 3 angegebenen Dice 
und Ausführung. Auf eine forgfame Verzahnung 
oder Verbindung der Zumauerung mit den an- 
ſchließenden Wandteilen ift zu achten. Auch die Zu- 
mauerung gilt al® endgültige baulihde Maßnahme 
(dal. Nr. 2). 


(5) Die Splitterfchuß-Vorridtungen nad) 
Abſ. 2 oder Splitterfhuß-Mauern nad Abf. 3 
müſſen aud) die Wandfläche feitlich und oberhalb der 
Offnung überdeden. Bei Splitterſchutz-Vorrichtun— 
gen und Splitterfchug-Mauern, die unmittelbar an 
der Außenwand des Gebäudes errichtet werden, darf 
da8 Maß der Uberdedung 
oberhalb der Öffnung nicht geringer fein als ein 
Drittel der im Abſ. 2 oder im Abf.3 ange 
gebenen Dice, 
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feitlih der Öffnung nicht geringer fein als die 
Hälfte der im Abf. 2 oder im Abf. 3 angegebe- 
nen Dide. 
Sofern die Splitterſchutz-Vorrichtung oder Die 
Splitterfhug-Mauer von der Außenwand des Ge- 
bäudes abgerückt ift (3. ®. bei Notausläffen) darf 
das Maß der Überdedung 
oberhalb der Öffnung nicht geringer fein als ein 
Drittel des lichten Abſtandes, 
feitlich der Öffnung nicht geringer jein als der 
lichte Abſtand. 


Gsl. Bild 3 bis 17). 


(6) Bei Notausläffen fugl. Nr.7) muß der 
lichte Abftand zwifchen der Außenwand und ber 
Splitterſchutz- Vorrichtung oder Splitterihuß-Mauer 
mindeftens 55 em betragen. 


Gasficherheit 

9. (1) Die Türen der Gasjchleufe, die Notausläſſe 
und Fenſter fowie jonftige Öffnungen im Luftſchutz— 
raum find gasficher herzurichten. Zu diefem Zweck 
find alle Löcher, Riten, Schlüſſellöcher ufw. der 
Türen und Fenfter zu werfitten oder zu verftopfen 
(3.8. mit einem aus Zeitungspapierfchnigeln und 
Waffer hergeftellten Dapierbrei) und mit Papier zu 
überfleben. Über den Glasfcheiben von Fenftern und 
Türen find aus Holz oder Dappe gefertigte Ver— 
Fleidungen von innen anzubringen. Die Anſchlag— 
flächen der für das Betreten oder Verlaffen der 
Luftihugräume beftimmten Türen ſowie der zur 
Durchlüftung der Luftſchutzräume vworgejehenen 
Fenſter oder Notausftiege find mit Stoff-, Filz oder 
Gummiftreifen oder Streifen aus zufammengefal- 
tetem Seitungspapier oder mit ähnlichen Mitteln 
zu benageln oder zu befleben. Bei allen anderen 
Fenstern und Türen find die Fugen zwijchen den An- 
ſchlagflächen zu überkleben (vgl. Bild 18). 

(2) Sofern eine gasfichere Herrichtung nad) 
Abſ. 1 nicht möglich ift, genügt als ausreichende 
Gasficherung für die im Abf. 1 genannten Öffnun- 
gen auch die Schaffung eines Luftpolfterd durch An- 
bringen eines Vorhangs vor der ganzen Öffnung 
nach Nr. 6 Abf. 3. 

(3) Alle fonftigen Öffnungen und Undichtig- 
feiten (Ramin- und Luftihachtöffnungen, Durchfüh— 
rungsftellen von Rohrleitungen durd) das Mauer- 
werk, Undichtigkeiten im Mauerwerk) find gleichfalls 
zu verftopfen und entweder mit Papier zu über- 
fleben oder mit Farbe oder Raltleim zu Überftreichen. 
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Soweit derartige Öffnungen erhalten bleiben müſ— 
fen, find fie nach Abi. 1 Sa 4 oder nad Nr. 6 
Abf. 3 oder auf andere geeignete Weife gasſicher zu 
machen. 
Dedenabfteifung 
10. (1) Für den Schub der Inſaſſen iſt eime 
Dedenabfteifung (vgl. Nr. 4 Abf. 2) der Luftſchutz- 
räume und der nad Nr. 6 Abf. 1 ald Gasſchleuſen 
hergerichteten Räume amzuftveben. Die Deden- 
abfteifung ift mit vorhandenen Baumitteln Durchzu- 
führen, z. B. durch Mauerpfeiler (notfalls aud) als 
Trodenmauerwert), Rund. oder Kantholzitiele, 
Baumftämme, eiferne Träger, übereinandergejeßte, 
mit Sand gefüllte KRiften oder durd) andere geeignete 
Mittel. Dabei follen vor allem die in der Dede 
vorhandenen eifernen Träger, Dedenbalten, Unter 
züge, maffive Rippen uſw. durch eine oder mehrere 
Unterftügungen abgefteift werden. 


(2) Die Unterftügungen müſſen jo aufgeftellt 
werden, daß fie bei Erſchütterungen ded Gebäudes 
ihre Lage nicht verändern. So find z.B. Holzſtützen 
auf je zwei breite Holzkeile zu jegen und mit dem 
Holzkeilen gegen die Dede zu treiben, bis fie feit- 
ftehen. Wenn genügend Holz vorhanden ift, können 
zwifchen den Holzftügen und der Dede Holzbalken 
zux Raftverteilung angebracht werden. Dieje Holz 
balten find mit den Holzſtützen durch aufgenagelte 
Brettſtücke oder eiferne Klammern zu verbinden 
(val. Bild 19 und 20). 

(3) Abſ. 1 findet in Eigenheimen bis zu etwa 
800 chm wumbauten Raumes, in Kleinfiedlungen 
und Volkswohnungen, die nach Art der Kleinfied- 
[ungen erbaut worden find, fowie für Bauten in 
ländlichen Gebieten feine Anwendung, wenn der Luft- 
ſchutzraum mit einer Maſſivdecke überdedt if. 


Innere Einrichtung 
11. (1) Die Luftihusraum-Anlage muß gründ- 
lich gefäubert werden. Es wird empfohlen, Deden 
und Wände der Luftichubraum-Anlage mit Kalk: 
milch anzuftreichen. 

(2) Als Notbeleuchtung find eleftriihe Lam— 
pen mit Trodenbatterien bereitzulegen. Beleuchtung 
mit Vetroleumlampen, Kerzen, Rarbid oder durd) 
ſonſtiges offenes Licht iſt verboten. 

(3) Für etwa je 20 Inſaſſen ift ein Not: 
abort vworzufehen. Hierfür können 5.8. Eimer 
bereitgeftellt werden. Sand, Erde oder Torf ift zum 
Einfchütten in die Eimer zur Vermeidung bon 
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Geruchbeläftigung bereit zu halten. Der Notabort 
ift gegen den übrigen Raum abzutrennen. Hierfür 
fönnen Tücher, Vorhänge oder Trennwände aus 
Tafeln, Brettern auf Lattengerüften ufiv. verwendet 


„2 werden (vgl. Bild 21). 


Se , 
s a 
* —8 


(1) Abdichtungsmittel, u.a. Papier, Pappe, 
Stoffitreifen, Iſolierband, Kitt, Leim, Brettftüde 
ufw., Werkzeuge, u. a. Hammer, Beil, Zange, Bred)- 
ftange, Nägel ufw. und Waſſer müſſen im Luft— 
ſchutzraum zu Ausbefferungsziweden vorhanden fein. 

(5) Eine Sitgelegenheit ift für jeden Inſaſſen 
vorzujehen. Auch Liegegelegenheiten und ein Tiſch 
find erwünscht, 


Benubbarfeit der Luftſchutzräume im Frieden 

12, Die Luftſchutzräume dürfen im Frieden ander- 
weitig benußt werden, fofern fie bei Aufruf des 
Luftichußes Furzfriftig ausgeräumt und ausichließ- 
lid) ihrem Hauptzwed zugeführt werden fünnen. 
Durd) anderweitige Benubung im Frieden darf der 
Hauptzwed der Luftſchutzräume nicht aefährdet 
werden. Die Räume brauchen gegebenenfalls nur 
jo weit ausgeräumt werden, bi8 der notwendige Luft- 
raum bon 3 cbm je Derfon und fihere Begehbarfeit 
gewährleiſtet find. 


Durbführung einzelner Maßnahmen bei Aufruf 
des Luftichußes 

13. (1) Um eine anderweitige Benutzung der Luft- 
Ihußräume und der nah Nr.6 Abi. 1 als Gas— 
ſchleuſen hergerichteten Näume im Frieden nicht zu 
beeinträchtigen, ift e8 zuläffia, 

das Verfitten oder Verftopfen der Schlüſſellöcher, 

das Verkleiden der Glasfcheiben, 

Das UÜberkleben der Fugen zwiichen Türen, Fenſtern 

und ihren Anfchlagflädyen 


Berlin, den 17. Auguit 1939, 
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erſt nad) Aufruf des Luftihuges vorzunehmen. Die 
hierfür zu verwendenden Mittel müſſen pafjend zu- 
gerichtet fein und im Luftſchutzraum bereitliegen. 


(2) Splitterfhuk-Vorrichtungen nah Nr. 8 
Abſ. 2, durch die Öffentliche Verkehrsflächen, 3. ®. 
DBürgerfteige, beeinträchtigt werden, dürfen erft nad) 
Aufruf des Luftichutes hergerichtet werden. In 
diefem Fall ift die Splitterichug-Vorrichtung fo vor- 
zubereiten und bereitzuftellen, daß fie nach Aufruf des 
Luftſchutzes in fürzefter Zeit hergerichtet werden kann. 

(3) Die in Nr. 11 Abf. 2,4 und 5 genannten 
Gegenftände brauchen erſt nad Aufruf des Luft- 
ſchutzes in den Luftſchutzraum gebracht zu werden. 


Abgelegene Gebäude 


14. Bei Gebäuden in abgelegener, von anderen 
baulidhen Anlagen weit entfernter Lage kann auf Die 
behelfsmäßige Serrichtung von Luftichußräumen ver- 
zichtet werden, fofern aud) die Art des Gebäudes eine 
Luftgefährdung unwahricheinlid macht. 


Beibehaltung behelfämäßiger Maßnahmen 
15. Gasſchleuſen nad Nr. 6 Abſ. 1 bis 3, Splitter- 
ſchutz- Vorrichtungen nad Nr. 8 Abf. 2 und Vorrid)- 
tungen für Gasficherbeit nah Nr. 9 Abf. 1 bis 3 
fönnen für die in Nr. 6 Abi. 4 genannten Gebäude 
als endgültige bauliche Mafinahme beibehalten werden 
(vgl. Nr. 2). 


Wartung und Pflege der Luftſchutzraum⸗Anlage 

16. Die behelfsmäßig bergerichtete Luftſchutzraum— 
Anlage, ihre Einrichtung und die in Nr. 13 Abf. 1 
und 2 genannten Mittel und Vorrichtungen find 
laufend in gebrauchs- und einbaufähigem Zuftand zu 
halten. 


Der Neihsminifter der Luftfabrt 
und Dberbefeblsbaber der Luftwaffe 


In Vertretung 
Mil 
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Qnlage 1 


(Zur Nr. 6 Ubf. 2 der vorftehenden 
Erften Ausführungsbeftimnungen) 





Windfangähnlicher Einbau mit Tuchvorhang als Gasſchleuſe 


Bid 1 





G) gasſichere Abdeckung (3) vattenverſchlag 
(2) Safeln, Bretter, Sücher (4) Gasdichtung 


VVI 








Im 


1398 Heichsgefekblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Anlage 2 


(Zur Nr. 6 Abf. 3 ber vorftehenben 
Erften Ausführungsbeftimmungen) 


Suchvorhang vor der Eingangstür zum Luftſchutzraum 
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Anlage 3 
(Zur Nr. 8 Abf.5 der vorjtehenden 
Erften Ausführungsbeftimmungen) 





Splitterfchuß-Borrichtung für Öffnungen in Außenwänden: 
Anſchütten und Feftftampfen von Erde in etwa 1,0 m Dicke 


Sid 3 
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QAnlage 4 


(Zur Nr. 8 Abſ. 5 der voritehenden 
Erften Ausführungsbeftimmungen) 


Splitterfchuß-VBorrichtung für Öffnungen in Außenwänden: 
Kiften mit feftgeftampfter Erde in etwa 75 cm Dicke 
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Anlage 5 


(Zur Nr. 8 Abſ. 5 der vorfichenden 
Eriten Ausführungsbeftimmungen) 


Splitterſchutz⸗ Borrichtung Für Öffnungen in Außenmwänden: 
Kiften mit fejtgeftampfter Erde in etwa 75 cm Dicke 


Bild 5 
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Qnlage 6 


(Zur Nr. 8 Abſ. 5 der vorftehenden 
Erften Ausführungsbeftimmungen) 








Splitterfchug-VBorrichtung für Öffnungen in Außenwänden: 
Sejtgeftampfte Erde in etwa 75 cm Dicke 
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Anlage 7 


(Zur Ne. 8 Abſ. 5 ber vorftehenden 
Erſten Ausführungsbeſtimmungen) 





Splitterſchutz⸗ Vorrichtung für Öffnungen in Außenwänden: 
Feſtgeſtampfte Erde in etwa 75 cm Dicke zwiſchen Holzmänden 
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Anlage 8 


(Zur Nr. 8 Abi. 5 der vorſtehenden 
Erften Ausführungsbeftimmungen) 





Splitterfchug-Borrichtung für Öffnungen in Außenwänden: 
Sandjackpackungen in etwa 50 cm Dicke, durch Drahtverjchnürung zufammengehalten 
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Anlage 9 
(Zur Nr. 8 Abſ. 5 der vorftehend 
Erſten Ausführungsbeitimmungen 


Splitterfchuß- Vorrichtung für Öffnungen in Außenwänden: 
GSteinpackungen in etwa 50 cm Dicke 
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Unlage 10 


(Zur Nr. 8 Abf. 5 ber vor 


ftehenden 


n) 


nge 


Splitterſchutz⸗ Borrichtung für Öffnungen in Außenwänden: 


Erften Ausführungsbeitimmu 


Rundhölzer in etwa 40 cm Dicke geſchichtet 


Bild 10 
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(Zur Nr. 8 Abſ. 5 db 
Erſten 


Splitterfhuß-Borrihtung für Öffnungen in Außenwänden: 


Holzbalken in etwa 30 cm Dicke 


Bid 11 
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Ausführungsbeftimmungen) 
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Antnge 12 


er voritehende 


n 
Ehe a ——— ngen) 


Splitterfhug-Borrichtung für Öffnungen in Außenwänden: 
Kies und Schotter in etwa 25 cm Dicke zwiſchen Holzwänden 


Bild 12 
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Anlage 13 


(Zur Nr. 8 Abſ. 5 der vorftehenden 
Erſten Ausführungsbeftimmungen) 


Splitterſchutz⸗ Vorrichtung für einen Notausſtieg: 
Feſtgeſtampfte Erde in etwa 75 em Dicke zwiſchen Holzwänden 


Bild 13 
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Anlage 14 


(Zur Nr. 8 Abſ. 5 der vorftehenden 
Erften Ausführungsbeftimmungen) 


Splitterfchuß-Borrichtung für einen Notausjtieg: 
Seftgeftampfte Erde in etwa 75 cm Dicke zwiſchen Holzwänden 


Bild 14 
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Qnlage 15 


(Zur Nr. 8 Abſ. 5 der vorftehenden 


Eriten Ausführungsbeitimmungen) 


Splitterfchußg-VBorrihtung für einen Notausfiieg: 


Sandſackpackungen in etwa 50 cm Dicke 


Bild 15 
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Anlage 16 


(Zur Nr. 8 Abſ. 5 der vorſtehenden 
Erſten Ausführungsbeſtimmungen) 





Splitterſchutz⸗Borrichtung 
Kies und Schotter in etwa 


Bild 16 


Grundriß 
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für einen Notausgang: 
25 cm Dicke zwifchen Holzwänden 


Noch Bild 16 


Schnitt A—B 
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Splitterihuß- Mauer für ein 
erwerk 
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Anlage 18 


(Zur Nr. 9 Abf. 1 der vorfteheniden 
Erften Ausführungsbejtimmungen) 


Bid 18 
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Anſicht von innen 


N Gasſichere Herrichtung 
GG | eines Senfters 
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Anlage 19 


(Zur Nr. 10 Abſ. 2 der vorſtehenden 
Erften Ausführungsbeftimmungen) 


Behelfsmäßige Deckenabfteifung mit Holsftielen 


Bid 19 
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Anlage 20 * 
ER. 10 Abſ. 2 der vor ans = 
* Ausfuhrungsbeſtim 


iler 
Mauerpfei 
äßige Deckenabſteifung durch 

Behelfsmä 
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Anlage 21 


Qur Nr. 11 Abf. 3 der vorftehenden 
Erften Ausführungsbeftimmungen) 





Notaborte 
Bid 21 


Sattengerüfte mit Bapptafeln, 
GStoffbejpannung uw. 


Tuchvorhũnge 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Verordnung zur Überleitung der Strafrechtspflege 
in den in die Reichsgaue Niederdonan und Dberdonan eingegliederten Teilen 
der ſudetendeutſchen Gebiete. 


Bon 9, Auguſt 1939. 


Auf Grund des 84 Abf. 1 des Geſetzes über die 
Gliederung der fudetendeutichen Gebiete vom 25. März 
1939 (Reichsgefegbl. I ©. 745) wird zur Überleitung 
der Strafrechtspflege in den in die Reichsgaue Nieder: 
donan und Oberdonau eingegliederten Teilen der 
fudetendeutjchen Gebiete verordnet: 


Artifell 
Geltung von Reichsrecht 
81 
Soweit reichsrechtliche Strafvorſchriften und Vor— 
ſchriften über das Strafverfahren, die bis zum 
14. April 1939 im Lande Oſterreich in Kraft gejebt 
worden find, bis zu diefem Tag aud) in den ein- 
gealiederten Gebietsteilen eingeführt worden waren, 
bleiben die in den Einführungsvorjcriften für Die 
ſudetendeutſchen Gebiete enthaltenen Beftimmungen 
über das Inkrafttreten diefes Reichsrechts auch nad) 


Reichögefegbt. 1939 I 


dem 30. Juni 1939 in den eingegliederten Gebiets - 


teilen in Kraft. Im übrigen treten mit dem 1. Juli 
1939 an die Stelle der Einführungs-, Ergänzungs— 
und Übergangsvorjchriften, die anläßlich der Ein- 
führung reichsrechtlicher Strafvorfchriften und Vor: 
ſchriften über das Strafverfahren in den judeten- 
deutichen Gebieten erlaſſen worden find, die anläßlid) 
der Einführung diefer Vorſchriften im Lande Hfter- 
veich exlaffenen Vorjchriften, joweit im folgenden 
nicht8 anderes beitimmt ift. 


29 
52 


$ 12 der Zweiten Verordnung über die Ausübung 
der Rechtspflege in den fudetendeutichen Gebieten vom 
2. Dezember 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1758) bleibt, 
foweit ex die Wiedereinjegung in den vorigen Stand 
in Straffachen regelt, aud) nad) dem 30. Juni 1939 
in den eingegliederten Gebietsteilen in Kraft. 


360 


IT 

















I 


5140-0398 





1420 


Artikel I 


Einführung des öfterreihifchen 
Bundesrecht 


83 

(1) Die im Lande Oſterreich am 14. April 1939 
noch geltenden ftrafrechtlichen und ftrafverfahrens- 
rechtlichen Vorſchriften des ehemals öfterreichifchen 
Bundesrechts gelten, ſoweit dieſe Beftimmungen nicht 
jeither durch veichsrechtliche Vorichriften abgeändert 
worden find, vom 1. September 1939 an auch in den 
eingegliederten Gebietsteilen. Soweit verfahrens— 
rechtliche Vorſchriften nicht unmittelbar angewendet 
werden fünnen, find fie finngemäß anzuwenden. 


(2) Abſ. 1 findet feine Anwendung auf ftrafrecht- 
liche und jtrafverfahrensrechtliche Vorjchriften des 
ehemals öfterreichischen Bundesrechts in Nebengeſetzen, 
die in den eingegliederten Gebietsteilen nicht ein- 
geführt werden. \ 


(3) Die nad) den vorjtehenden Beftimmungen in 
den eingegliederten Gebietsteilen eingeführten ftraf- 
rechtlichen und ftrafverfahrensrechtlichen Vorfchriften 
de3 ehemals öfterreichifchen Bundesrechts treten an 
die Stelle der entjprechenden, vor dem 1. September 
1939 dort geltenden Vorfchriften. 


Artikel I 
Schöffen 
sa 

(1) Bis zum 31. Dezember 1939 wirken in Straf- 
jachen aus den eingegliederten Gebietsteilen Schöffen 
nicht mit. An Stelle de8 Schwurgerichtd entjcheidet 
das Landgericht in der Belegung mit fünf Berufs- 
richtern, an Stelle der Schöffengerichte entfcheiden die 
Landgerichte, in Jugendſachen auch die Oberlandes- 
gerichte ($ 21 Abſ. 3 des öfterreichifchen Jugend— 
gerichtögefeßes) in der Beſetzung mit drei Berufs- 
richtern. 


(2) Vom 1. Januar 1940 an wirken in Straffachen 
aus den eingegliederten Gebietsteilen Schöffen nad) 
den Vorjchriften des in der Oftmarf geltenden Rechts 
mit. Eine begonnene Hauptverhandlung ift jedoch 
von dem Gericht in der bisherigen Beſetzung (Abſ. 1) 
fortzuführen. 


(3) Die allgemeinen Schöffenliften und die Jugend— 
ichöffenliften für das Jahr 1940 find in den ein- 
gegliederten Gebietsteilen nad den Vorfchriften zu 
bilden, die die Liftenbildung für das Jahr 1940 in 
der Oſtmark regeln. 


AVVVCCDM 


H5140-0399 
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Artikel IV 
Strafregiiter 


$5 
(1) Das Strafregifter wird für die eingegliederten 
Gebietöteile bi8 auf weiteres von den Behörden ge- 
führt, die der Reichsminiſter der Juſtiz beſtimmt. 


(2) Im übrigen finden die Vorfchriften der öfter: 
veichifchen Strafregifterverordnung vom 23. Juni 
1933 (BGB, Nr. 258) auf diefe Strafregifter dem 
Sinne nad) Anwendung. 


Artikel V 
Schluß- und Übergangsbeftiimmungen 


86 

(1) Das öſterreichiſche Strafgeſetz und die 881bis 14 
des öſterreichiſchen Jugendgerichtsgeſetzes gelten auch 
für Taten, die vor dem 1. September 1939 begangen 
worden ſind, wenn die Tat nach dem bisher in den 
eingegliederten Gebietsteilen geltenden Recht ſtrafbar 
und eine Entſcheidung in erſter Inſtanz noch nicht er— 
gangen iſt oder dieſe Entſcheidung infolge eines Rechts- 
mittels oder Rechtsbehelfs aufgehoben wird. 


(2) Iſt eine ſtrafbare Handlung, die nad) dem bis— 
ber in den eingeqliederten Gebietsteilen geltenden 
Recht nur auf Privatanflage zu verfolgen war, nad) 
dem neuen Recht von Amts wegen zu verfolgen, fo 
fann die öffentliche Anklage nicht mehr erhoben 
werden, wenn ſchon vor dem Inkrafttreten des neuen 
Rechts die Handlung unverfolgbar geworden ift, 


(3) ft eine ftrafbare Handlung, die nad) dem biß- 
ber in den eingegliederten Gebietsteilen geltenden 
Recht von Amts wegen zu verfolgen war, nad) dein 
neuen Recht nur auf Begehren eines in feinem Recht 
Verletzten ftrafgerichtlich zu verfolgen, jo beginnt die 
ſechswöchige Rlagefrift des $ 530 des öjterreichifchen 
Strafgejeßes früheitend am Tage des Inkrafttretens 
de8 ehemals Öfterreichiichen Bundesrechts in dieſen 
Gebietsteilen zu laufen. 


87 

(1) Am Tage des Inkrafttretens des neuen Rechts 
in erfter Inſtanz anbängige Straffachen aus den ein- 
gegliederten Gebietsteilen gehen in der Lage, in ber 
fie fich befinden, auf das nad) dem neuen Recht zu- 
ſtändige Gericht oder die danach zuftändige Ver- 
waltungsbehörde über. Hat jedoch vor diefem Tag 
die Hauptverhandlung vor Gericht fchon begonnen, 
jo ift fie nach den bisherigen Vorschriften zu Ende zu 
führen. 
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(2) Gegen gerichtliche Entjcheidungen, die vor dem 
Tage des Inkrafttretens des neuen Rechts oder auf 
Grund einer nach den bisherigen Vorſchriften zu Ende 
geführten Verhandlung in Straffachen aus den ein- 
aegliederten Gebieten erlaſſen find, find Rechtsmittel 
nach den bisherigen Vorfchriften gegebtn. 


(3) Das Gericht entjcheidet in der durch Das neue 
Recht vorgefchriebenen Beſetzung. Eine vor dem Tage 
des Infrafttretens des neuen Rechts begonnene Haupt- 
verhandlung oder Berufungsverhandlung ift jedod) 
von dem Gericht in der bisher vorgeſchriebenen Be- 
ſetzung zu Ende zu führen. 


8 
Megen ftrafbarer Handlungen, die nach dem in 
den eingegliederten Gebietsteilen . bisher geltenden 
Recht zu beurteilen find, iſt an Stelle von Verſchlie— 
ung, wenn die Tat in den Strafgefeten als Ver— 
brechen mit Strafe bedroht ift, auf ſtrengen Arreit, 
fonft auf ftrengen oder einfachen Arreft zu erkennen. 


89 

(1) Strafen, die nach dem in den eingegliederten 
Gebietsteilen bisher geltenden Recht verhängt worden 
find oder verhängt werden, find nad) den ſonſt in der 
Oftmark geltenden Vorſchriften zu wollitreden, und 
zwar Verſchließung von mehr als ſechs Monaten wie 
ſtrenger Arreſt, Verſchließung von kürzerer Dauer 
wie Arreſt des erſten Grades. 

(2) Soweit es hiernach auf die Dauer der Ver— 
ichließungsftrafe anfommt, ift die Zeit entjcheidend, 
die der Nerurteilte nad) Abrechnung anzuredinender 
Unterfuchungsbaft in Strafvollzug zuzubringen hat. 


Berlin, den 9. Auguft 1939. 
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(3) Bei Vollſtreckung der Verſchließungsſtrafe ſind 
die Sonderbeſtimmungen des öſterreichiſchen Jugend- 
gerichtsgefeßes und der dazu ergangenen Durd)- 
führungsbeftimmungen über den Strafvollzug anzu 
wenden. 


$ 10 


(1) Der Vollzug der mit Freiheitsentziehung ver— 
bundenen Maßnahmen der Sicherung und Beſſerung, 
die nach dem in den eingegliederten Gebietsteilen bis— 
her geltenden Recht wegen einer mit Strafe bedrohten 
Handlung angeordnet ſind, richtet ſich nach dem neuen 
Recht. 


(2) Für die Anhaltung von Perſonen, gegen die 
wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung nad) 
dem in den eingegliederten Gebietsteilen geltenden 
Randesrecht die Zuläffigkeit der Anhaltung in einer 
Swangsarbeitsanftalt ausgeſprochen oder die An- 
ftaltsfürforgeerziehung angeordnet worden iſt, gelten 
finngemäß die Beſtimmungen des $ 19 des öſter— 
veichifchen Geſetzes vom 10. Juni 1932 (BGEBl. 
Nr. 167) über die Unterbringung von Rechtsbrechern 
in Arbeitshäuſern; die im $ 19 Abſ. 3 angeführten 
Entſcheidungen trifft das Gericht, das nach dem in 
den eingegliederten Gebietsteilen nunmehr geltenden 
Recht für Entjcheidungen diefer Art zuftändig tft. 


s1l 
(1) Dieje Verordnung tritt, ſoweit nichts anderes 
beftimmt ift, am 1. September 1939 in Kraft. 
(2) Sweifelsfragen, die fich bei der Durdyführung 
diefer Verordnung ergeben, kann der Reichaminifter 
der Juftiz im Verwaltungswege entfcheiden. 


Der Reichsminiſter der Juftiz 
In Vertretung 
Dr. Freisler 


Der Neichäminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


I 
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Berordnung über die Aufhebung der Drtögerichte Faulbach und Niederhadamar *). 


Bom 14, Auguſt 1939. 

Auf Grund des S 4 der Verordmung über die | Faulbad) und Niederhadamar in die Stadt Hadamar 
Ortögerichte in den Oberlandesgerichtsbezirken Franf- | Folgendes: 
furt und Kafjel vom 20. Dezember 1899 (Preuß. 51 
Geſetzſamml. S. 640) in Verbindung mit dem Dritten Die DOrtögerichte Faulbach und Niederhadamar 
Geſetz zur Überleitung der Nechtöpflege auf das Neich | werden aufgehoben. 
vom 24. Januar 1935 (Neichögefegbl. I ©. 68) be 
ftimme ich aus Anlaß der Eingliederung der Gemeinden Diefe Verordnung tritt am 1. Oktober 1939 in Kraft. 


Berlin, den 14. Auguft 1939 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Bertretung 
Dr. freißler 


*) Betrifft nicht die Ditmart und den Reichsgau Endetenland, 





Verordnung 
über Erzeugerpreije für Speijelartojjeln, Zutterfartojfeln und Fabriktartofjeln 
im Startofjehvirtichaftsjahr 1939/40. 
Bom 15. Auguſt 1939. 
Auf Grund des Geſetzes zur Durchführung des Vierjahresplans — Beltellung eines Reichskommiſſars für 


die Preisbildung — vom 29. Oktober 1936 (Reichsgeſetzbl. I S. 927) wird mit Zuftimmung ded Beauftragten 
für den Vierjahresplan verordnet: 


I. Speijetartoffjeln 
$1 


(1) Für Speifelartoffeln werden Erzeugerfeftpreife je 50 Kilogramm frachtfrei Empfangsftation wie folgt 
feſtgeſetzt: 


a) in den Gebieten der Kartoffelwirtſchaftsverbände Kurmark, Mecklenburg, Oſtpreußen, Pommern, Schleſien 
und Sudetenland (außer den Regierungsbezirken Auſſig und Eger): 


für weiße, rote und blaue Sorten für gelbe Sorten 
Reichsmark Reichsmark 


für Lieferung in den Monaten 


September, Oktober, November 1939........ 
Dezember ö8d88 
Tanuar 1940 

Februar 1940 

März, April 1940 

Ra II ee ee 
uni, Juli, Auguſt 1940 
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| b) in den Gebieten ber Kartoffelwirtichaftsverbände Niederſachſen, Sachſen⸗Anhalt, Schleswig-Holftein 


und Wejer-Em®: 
für weiße, rote und blaue Sorten für gelbe Sorten 
Reichsmark Reichsmark 

















für Lieferung in den Monaten 


PP nn 





September, Oktober, November 1939 .....-- 
Dezember 1939............2***** 
Januar 1940 ..............44*4**** 
Februar 1940 ...............442**2*2*2*2** 
März, April 1940 ...........442*2*2*** 
Mai 1940 ............................... 
Juni, Juli, Auguft 1940 ..........*7* 


—— — 






e) in den Gebieten ber Kartoffelwirtichaftsverbände Sachſen und Subdetenland (außer den Regierungs- 


bezirken Troppau und Eger): 
für weiße, rote und blaue Sorten für gelbe Sorten 
Reichsmark Reichsmark 















fir Lieferung in den Monaten 





September, Oktober, November 19339 ...... 
Dezember 1939...............**2*22*** 
Januar 1940 ..............44**422****** 
Februar 1940 ...............4*42*4****** 
März, April 1940 ..........444*4**2**2** 
Juni, Juli, Auguſt 1940 ........222277 





d) in den Gebieten ber Kartoffelwirtichaftsverbände Baben, Bayern, Heſſen⸗Naſſau, Kurheifen, Oſtmark 
(außer den Candesbauernichaften Alpenland und Südmarf), Subetenland (außer den Regierungsbezirken 


Auſſig und Troppau), Thüringen und Württemberg: 
für gelbe Sorten 
Reichsmark 




















für weiße, rote und blaue Sorten 
Reichsmark 





für Lieferung in den Monaten 





September, Oktober, November 1939 ..... .. 
Dezember 1939..............****2* 
Januar 1940 ..............********* 
Februar 1940 ..........24****27 
März, April 1940 .............444222***** 
Juni, Juli, Auguſt RE 







e) in den Gebieten der Kartoffelwirtichaftsverbände Oſtmark (außer ber Eandesbauernichaft Donauland), 


Rheinland, Saarpfalz und Weitfalen: 
für weiße, rote und blaue Sorten für gelbe Sorten 
Reichsmark Reichsmark 















für Lieferung in den Monaten 






September, Oktober, November 1939 ....... 
Dezember 1939 
Januar 1940 
Februar 1940 ......................4*64* 
März, April 1940 .............4424424***4* 
—B n nennen benennen 
Juni, Juli, Auguft 140 ............2*** 
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(2) Für Speifefartoffeln, die unter der Bezeichnung „Königsberger Blaublanke“ und „Weißblanke“ in den 
Verkehr gebracht werden, können die nach Abſ. 1 Buchft. a bis e für weiße, rote und blaue Speifelartoffeln 
feſtgeſetzten Erzeugerfeftpreife frachtfrei Empfangsftation bis zu einer Reichsmark je 50 Kilogramm über- 
ichritten werden. 

(3) Für die Sorten „Juli (Nieren), „Sieglinde” und „Viola“ und für Speifelartoffen, die unter den 
Bezeichnungen „Königsberger Gelbblanke und „Kuppinger” in den Verkehr gebracht werden, können die nad) 
Abſ. 1 Buchſt. a Dis e für gelbe Speifekartoffeln feftgefeßten Erzeugerfeftpreife frachtfrei Empfangsftation bis 
zu einer Reichsmark je 50 Kilogramm überfchritten werden. 

(4) Für die Sorten „Frühe Hörnchen“ und „Tannenzapfen” (Rote Mäufe) ſowie für Speifelartoffeln, die 
unter der Bezeichnung „Eifeler Platte” in den Verkehr gebracht werden, können die nad) Abſ. 1 Buchft. a bis e 
für gelbe Speifefartoffeln feftgefeßten Erzeugerfeftpreife frachtfrei Empfangäftation bis zu zwei Reichsmark 
je 50 Kilogramm überjchritten werden. 

2 

Der Erzeuger erhält den frachtfrei Empfangsftation feftgefeßten Preis abzüglich der tatjächlicy entftandenen 
Fracht, bei Selbftabholung durch den Käufer bei Entfernungen bis zu 30 Kilometer abzüglich höchſtens 
15 Reihöpfennig, bei Entfernungen über 30 Kilometer abzüglich höchftens 25 Reichspfennig je 50 Kilogramm, 
im alle der Einführung eines Frachtenausgleichs, gleich welcher Art, abzüglich der feftgefehten bzw. endgültig 
ermittelten Fracht. 


1. Sutterlartojjeln 
3 
(1) Für Yutterlartoffeln wird für die Zeit vom 1. September 1939 bis 31. Auguft 1940 ein Erzeugerpreis je 
50 Kilogramm frachtfrei Empfangsftation wie folgt feftgejekt: 


a) in den Gebieten der Kartoffelwirtichaftsverbände Kurmark, Medlenburg, Oftpreußen, Pommern, 
Schlefien und Sudetenland (außer den Negierungäbezirken Auffig und Eger): 


mindeſtens jedoch nicht mehr als 
Reichsmark Reichsmark 
1,60 1,75 
b) in den Gebieten der Kartoffelwirtichaftsverbände Niederfachien, Sachen-Anhalt, Schleswig-Holftein und 
Mefer-Ems; 
mindejtend jedod) nicht mehr als 
Reichsmark Reichsmark 
1,70 1,85 


c) in den Gebieten der Kartoffelwirtichaftsverbände Sachen und Subdetenland (aufer den Regierungs⸗ 
bezirten Troppau und Eger): 


mindeſtens jedoch nicht mehr als 
Reichsmark Reichsmark 
1,75 1,90 


d) in den Gebieten der Kartoffelwirtichaftsverbände Baden, Bayern, Heſſen-Naſſau, Kurheſſen, Oftmarf 
(außer den Landesbauernſchaften Alpenland und Südmark), Sudetenland (außer den Regierungsbezirken 
Auffig und Troppau), Thüringen und Württemberg: 


mindejtens jedoch nicht mehr als 
Reichsmark Reichdmarf 
1,85 2,00 


e) in den Gebieten der Kartoffelwirtichaftsverbände Oftmark (außer der Landesbauernihaft Donauland), 
Rheinland, Saarpfalz und Meftfalen: 
mindeſtens jedoch nicht mehr als 
Reichsmark Reichsmark 
1,90 2,05 








Nr. 144 — Tag der Ausgabe: 21. Auguft 1939 1425 


(2) Bei einem Stärkegehalt von weniger ald 16 vom Hundert kann bei Raufabjchluß ein Abjchlag von 
10 Reihspfennig je-50 Kilogramm und je 1 vom Hundert des an 16 vom Hundert fehlenden Stärkegehalts 
vereinbart werden. 

s4 


Der Erzeuger erhält den frachtfrei Empfangsftation feftgefeßten Preis abzüglich der tatſächlich entjtandenen 
Fracht, bei Selbftabholung durdy den Käufer bei Entfernungen bis zu 30 Kilometer abzüglich höchſtens 
15 Reichspfennig, bei Entfernungen über 30 Kilometer abzüglich Höchftens 25 Reichspfennig je 50 Kilogramm, 
im Falle der Einführung eines Frachtenausgleichs, aleich welcher Art, abzüglid) der feſtgeſetzten bzw. endgültig 
ermittelten Fracht. 

I. Zabrittartojjeln 
85 
(1) Für Fabrikkartoffeln wird ein Erzeugerfeftpreis frachtfrei Empfangsftation bis zu einer Höchſtfracht 
von 14 Reichspfennig je 50 Kilogramm Kartoffelbruttogewicht wie folgt feſtgeſetzt: 
a) für Lieferung in der Zeit vom 1. September bis 30. November 1939 
20 Reichöpfennig je Kilogramm Stärke, 
b) für Lieferung in der Zeit vom 1. Dezember 1939 bis 31. Auguft 1940 
21 Reichäpfennig je Kilogramm Stärke. 

(2) Die über 14 Reichspfennig je 50 Kilogramm Kartoffelbruttogewicht entftehende Fracht hat der Ver— 
arbeiter zu tragen. 

86 

Der Reichskommiſſar für die Preisbildung erläßt die zur Durchführung oder Ergänzung dieſer Verordnung 
erforderlichen Rechts und Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 15. Auguſt 1939. 


Der Reichſskommiſſar für die Preisbildung 
An Vertretung 
Dr. Flottmann 


en — — — — 


Verordnung zur Ergänzung 
der Verordnung Über baupolizeiliche Mapnahmen zur Einſparung don Baustoffen. 
Vom 15. Auguſt 1939, 


Auf Grund des Geſetzes über einftweilige Mah- | 1. Sat 1 des Eingangs lautet nunmehr: 
nahmen zur Ordnung des deutſchen Siedlungsweſens 
vom 3. Juli 1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 568) wird mit 
Zuftimmung des Minifterpräfidenten Generalfeldmar- 
ſchall Göring, Beauftragten für den Vierjahresplan, 


„Die Errichtung oder Änderung baulicher Anlagen 
muß ſich den Erforderniffen der Robftoff- und Ar- 
beitseinjaßlage anpajjen.” 


verordnet: 2. In Wr. 1 wird folgender Zuſatz angefügt: 

Die Verordnung über baupolizeiliche Maßnahmen „Auf Verlangen des örtlich zuſtändigen Arbeitsamts 
zur Einſparung von Bauſtoffen vom 30. Juni 1937 kann dies auch aus Gründen des Arbeitseinſatzes 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 728) wird wie folgt ergänzt: geſchehen.“ 


Berlin, den 15. Auguſt 1939. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 
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Verordnung über die Einführung der Reichsverſicherung 
im Memelland. 


Som 17. Anguft 1959, 


Auf Grund des SA Abi. 2 des Geſetzes über die 
WMiedervereinigung des Memellandes mit dem Deut: 
hen Reich vom 23. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 559) wird verordnet: 


Abjchnitt I 
Unfallverfidherung 
81 
Die Vorſchriften des memelländiſchen Rechts über 
den Kreis der der Unfallverſicherung unterliegenden 
Perſonen bleiben beſtehen, ſoweit ſie über den Rah— 
men des Reichsrechts hinausgehen. 


82 

(1) Für Verſicherungsfälle, die nach dem 30. April 
1939 eintreten, gelten die veichsrechtlichen Vor: 
ſchriften über die Leiftungen, 

(2) Für Verficherungsfälle, die vor dem 1. Mai 
1939 eingetreten find, gelten die Befonderheiten der 
883, 4 und 5. 

83 


Die von der Landesverſicherungsanſtalt des 
Memelgebiets gewährten Renten gelten als von 
einem deutſchen Verſicherungsträger feſtgeſtellt. 


84 
(1) Bei den der gewerblichen Unfallverſicherung 
unterliegenden Unfällen, für die die Nente von einem 
deutſchen Verficherungsträger feftgeftellt war, werden 
die Renten nach Neichärecht neu berechnet. 


(2) Bei den der gewerblichen Unfallverficherung 
unterliegenden Unfällen, für die die Entſchädigung 
bon dem memelländiichen Verfiherungsträger feit- 
gejekt war, wird die Nente in der Weiſe neu berech— 
net, daß ald Jahresarbeitsverdienit der am 1. Mai 
1939 geltende Tariflohn zugrunde gelegt wird. Der 
hiernach auf den Nrbeitstag entfallende Lohn iſt 
mit der Zahl zu vervielfältigen, die in dem Nenten- 
bejcheid des memelländiichen WVerficherungsträgers 
als zur Seit de8 Unfalls im Unfallbetrieb betriebs— 
übliche Zahl der Arbeitstage feitgeftellt ift. 

(3) Bei den der landwirtichaftlichen Unfallver- 
iherung unterliegenden Unfällen werden die Nenten 
in dev Weiſe neu berechnet, daß die im Bezirk der 
Dfitpreußifchen Landwirtichaftlichen Berufsgenoffen- 
Ihaft am 1.Mai 1939 geltenden Jahresarbeits— 
verdienfte zugrunde zu legen find. 


(4) Der Berechtigte behält die bisherige Rente 
unverändert, wenn die Neuberechnung nad) Abf. 1 
bis 3 einen niedrigeren Betrag ergeben würde. 


(5) Artikel 4 S1 der Verordnung des Reichs— 
präfidenten über Maßnahmen zur Erhaltung der 
Arbeitslofenhilfe und der Sozialverficherung fowie zur 
Erleichterung der MWohlfahrtslaften der Gemeinden 
vom 14. uni 1932 (Neichögefeßbl. 1 ©. 273) findet 
bei der Neuberechnung feine Anwendung. 


(6) Uber dad Ergebnis der Umrechnung der 
laufenden Renten erhalten die Berechtigten eine Mit- 
teilung; ein Nechtömittel ift nicht gegeben. Als 
Stichtag für die Umrechnung gilt der 1. Mai 1939. 


85 

(1) Bei den von der früheren Landesverſicherungs— 
anftalt des Memelgebiets vechtsfräftig abaelehnten 
Entihädiqungsanfprüchen behält es fein Bewenden. 
Jedoch werden Hinterbliebenenrenten, die nach dem 
Geſetz, betreffend Sparmafinahmen in der Sozial- 
verjicherung, vom 30. Dezember 1931 (Amtsbl. d. 
Memelgeb. 1932 ©. 1) und dem Gefet zur Neuord- 
nung der Sozialverficherung im Memelgebiet vom 
6, Januar 1937 (Amtsbl. d. Memelgeb. ©. 12) nicht 
gewährt worden find, auf Antrag nad) den reichs— 
rechtlichen Vorſchriften bewilligt. Die Nente beginnt 
mit dem auf den Antrag folgenden Monat. Der An- 
trag ift bis zum 1. Mai 1940 zu ftellen. 


(2) Artifel 3 $ 6 Abf. 1 des Fünften Gefeßes über 
Anderungen in der Unfallverfiherung vom 17. Fe 
bruar 1939 (Reichögefeßbl. I ©. 267) findet für Un- 
fälle der ald Unternehmer Verficherten und der ihnen 
nach 8 559 2 Ab. 2 der NReichverficherungsordnung 
Gleichgeltellten, für die eine Nente auf Grund de 
Gejeßes zur Neuordnung der Sozialverfiherung im 
Memelgebiet vom 6. Januar 1937 ($ 30 III) weg- 
gefallen oder durch förmliche Feititellung nicht oder 
nicht mehr gewährt worden ift, entiprechende Anmwen- 
dung. Die im Artikel 3 $ 6 Abj. 2 geſetzte Frift lauft 
bis zum 1. Mai 1940, 


86 
Die Unfallrenten für Verſicherungsfälle aus der 
Seit vor dem 1. Mai 1939 werden von den neuen 
Trägern der Unfallverfiherung (SS 7 bis 10) über- 
nommen. 
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87 
Die für das geſamte Gebiet des Altreichs gebilde— 
ten und die für Oſtpreußen zuſtändigen gewerblichen 
Berufsgenoſſenſchaften umfaſſen auch alle Betriebe, 
Einrichtungen und Tätigkeiten im Memelland; der 
Reichsarbeitsminifter kann Abweichendes beftimmen. 


8 
Träger der landwirtichaftlichen Unfallverfiherung 
ift die Oftpreußifche Landwirtihaftliche Beruf3- 
genofienichaft. 
9 


Der Gemeindeunfallverfiherungsverband der Pro— 
vinz Ojtpreußen exftredt ſich aud auf das Memel- 
land; ex ift infoweit auch Träger der Unfallverfiche- 
rung für die Haushaltungen. 


$ 10 
Soweit die Zuftändigkeit von Trägern der Unfall- 
verficherung nicht in den $$ 7 bis 9 beftimmt ift, 
regelt fie der Reichsarbeitsminiſter. 


Abjchnitt I 
Nentenverſicherung 
511 

(1) Verſicherte, die am 30. April 1939 nad) bi8- 
herigem Necht freiwillig verfichert waren, können die 
Verfiherung fortjegen. 

(2) Verfonen, die nach bisherigem Necht verfiche- 
rungsfrei waren, nad) Reichsrecht aber in der Renten- 
verfiberung der Arbeiter oder der Rentenverliche- 
rung der Angeitellten verficherungspflichtig wären 
und vor dem 1. Mai 1939 das fünfzigite Yebensjahr 
vollendet haben, fünnen bei dem zuitändigen Ver— 
fiherungsträger beantragen, von der Verſicherungs⸗ 
pflicht befreit zu werden. 


812 

(1) Die reichsrechtlichen Vorſchriften über die Lei— 
ftungen gelten nur für Verficherungsfälle, die nad) 
dem 30, April 1939 eintreten. 

(2) Für Verfiherungsfälle, die vor dem 1. Mai 
1939 eingetreten find, gelten die bisherigen Leiſtungs— 
vorſchriften, jedoch mit den fi) aus dem $ 17 er- 
gebenden Befonderheiten. 


$ 13 
Für die Gewährung der nad Reichsrecht feitzu- 
ftellenden Renten ($ 12 Abſ. 1) werden die bei der 
Landesverſicherungsanſtalt des Memelgebiets zurück— 
gelegten Beitragszeiten angerechnet. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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$ 14 
Die am 1. Mai 1939 nad) dem bisherigen Recht 
laufenden Anmwartjchaften gelten bis zum 31. De 
zember 1939 als erhalten. Dasfelbe gilt für Die 
Anwartichaft aus den Beiträgen, die an einen Träger 
der deutichen Nentenverfiherung nad) Reichsrecht 
von Derfonen entrichtet find, die feit dem 1. Januar 
1923 ununterbrochen im Memelgebiet wohnen. Vom 
1. Januar 1940 ab beginnt der Lauf der neuen 

Anwartichaftsfriiten. 

J 
Für die in den Lohnitufen der Landesverſicherungs— 
anftalt des Memelgebiets geleiteten Beiträge werden 
Steigerungsbeträge nad) den Klaffen der Reichsver— 
ſicherungsordnung mit dev Maßgabe gewährt, daß 
hierbei die Lohnſtufen dev memelländiichen Verſiche— 
rung den ihrer Zahl nach entſprechenden Lohnklaſſen 
der Invalidenverſicherung ($ 1268 Abſ. 3 der Reichs— 
verficherungsordnung) gleichgeftellt werden. Soweit 
Beiträge zu den Lohnitufen XI und XII geleistet 
waren, werden Steigerungsbeträge nad) der Klaſſe X 
der Reichöverfiherungsordnung gewährt. Für Erſatz— 
zeiten nach dem memelländiſchen Recht werden Steige: 

— nicht gewährt. 


816 

Für die Beitzagderfiattung nach $ 1309a der 
Reichöverfiherungsordnung werden auch die Zeiten 
nach $ 13 berüdfichtigt. Soweit derartige Seiten in 
Betracht fommen, werden die nad) dem biöherigen 
Recht geleifteten Beiträge erſtattet. $ 15 findet feine 
Anwendung. 

$17 

(1) Die am 1. Mai 1939 laufenden und Die noch 
nach bisherigem Recht ($ 12 Abf. 2) feſtzuſtellenden 
Renten werden für die Zeit vom 1. Mai 1939 ab 
von der Landesverfiherungsanftalt DOftpreußen ge 
währt. Diefe Renten fowie die Kinderzuſchüſſe und 
Maifenrenten werden, foweit fie auch nad) Reichsrecht 
zu gewähren find, nad) den Vorjchriften des Reiche: 
rechts umgerechnet. Hierbei gilt $15. Gegen die Um- 
rechnungsbeſcheide ift fein Nechtsmittel gegeben. Für 
die nah Sat 1 zu gewährenden Renten gelten die Bor- 
Schriften des Vierten Buchs der Reichsverſicherungs— 
ordnung, Sweiter Abjchnitt, II. Unterabichnitt, Nrn. 5 
bis 11 (8$ 1274 bis 1309). 
(2) Stirbt der Empfänger einer der im Abf. 1 
bezeichneten Nente, fo wird feinen Hinterbliebenen 
Sinterbliebenentente unter denfelben Vorausfeßungen 
wie den Hinterbliebenen des Empfängers einer Inva— 
lidenrente gewährt. Die Wartezeit gilt als erfüllt 
und die Anwartichaft ala erhalten. 


Mm 
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Abſchnitt II 
Schlußvorſchriften 
$ 18 

(1) Die Landeöverficherungsanftalt des Memel- 
gebiet8 wird mit Wirkung vom 30. April 1939 auf- 
gelöft. Ihre Geſchäfte widelt der Leiter der Landes— 
verficherungsanftalt Oftpreußen oder ein von ihm 
Beauftragter ab. Für die Abwiclung gilt die Anftalt 
als fortbeitehend. Ihre Aufgaben, Rechte und Ver— 
bindlichteiten gehen auf die neuen Verſicherungs— 
träger über. 

(2) Das Vermögen der Anftalt ift für den 30. April 
1939 durch Aufftellung einer Bilanz nachzuweiſen. 
Das Reichsverfiherungsamt kann Näheres beftimmen. 

(3) Aus den Aktiven der nad) Abſ. 2 aufgeftellten 
Bilanz find zunächit die zur Abgeltung von Paſſiven 
erforderlichen Vermögenswerte auszujondern. Aus 
den verbleibenden Aktiven find die Koften der Ab— 
wicklung der Gefchäfte zu beftreiten. Das reftliche 
Vermögen ift auf die neuen Verſicherungsträger 
nach näherer Beltimmung des Reichsverſicherungs— 
amts zu verteilen. 

$ 19 

(1) Die am 30. April 1939 beitehenden Ruhe— 
genußanfprüche ehemaliger Bedieniteter der Landes: 
verficherungsanftalt des Memelgebiets jowie die An- 
wartichaften auf Verforgungsgenüfle ihrer SHinter- 
bliebenen werden von den neuen Verficherungsträgern 
übernommen, Über die Verteilung bejtimmt das 
Reichsverficherungsamt das Nähere. 

(2) Abf. 1 gilt entiprechend für die am 30. April 
1939 beitehenden Verjorgungsgenußanfprüche der 
Hinterbliebenen von ehemaligen Bedienfteten der 
Landesverficherungsanitalt des Memelgebiets. 


$ 20 
(1) Die bei der Landesverficherungsanftalt des 
Memelgebiet? am 30. April 1939 bejchäftigten Be— 
dienfteten follen von den neuen Verfiherungsträgern 
übernommen werden. 


Berlin, den 17. Auguft 1939. 
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(2) Die Bedieniteten müffen jede ihnen von den 
neuen Verficherungsträgern zugeteilte Beihäftigung 
annehmen, die nicht im Mißverhältnis zu ihren 
Fähigkeiten fteht; fie treten unter die dienft- und 
befoldungsredhtlihen Vorſchriften des übernehmen- 
den Verfiherungsträgers; ihr Gefamteinfommen 
darf nicht geichmälert werden. Beitehende Anwart- 
Ichaften auf Ruhe- und Verforgungsgenüffe find zu 
wahren. 

(3) Bis zum 31. Dezember 1939 fünnen über- 
nommene Bedienftete nur nad) den am 30, April 
1939 für fie gültig geweſenen gejeßlichen oder ver- 
traglichen Vorſchriften gekündigt, entlaffen oder in 
den Ruheſtand verjeßt werden. 


Ss 21 
Diefe Verordnung tritt mit Wirfung vom 1. Mai 
1939 in Rraft. 
s 22 
Der Reichdarbeitsminifter kann, joweit erforder: 
lich, im Einvernehmen mit dem Neichdminifter des 
Innern zur Durchführung und Ergänzung diefer 
Verordnung Rechts: und Verwaltungsvorjchriften 
erlafien fowie Mafnahmen zum Ausgleich von 
Härten treffen, die fich bei der Überleitung ergeben. 


s 23 

(1) Aus Anlaß dev Überleitung werden Steuern 
und Gebühren nicht erhoben. 

(2) Das gilt nicht für die Grunderwerbfteuer 
(einfchließlich des Zuſchlags) und für die Wertzu- 
wachsfteuer, jomweit im Zuſammenhang mit der 
UÜberleitung Grundſtücke auf nicht zu den Trägern 
der Neichsverfiherung gehörende Dritte übertragen 
werden. 

8 24 

Streitigfeiten, die ſich aus der Uberleitung zwi- 
ichen Verficherungsträgern untereinander oder zwi—⸗ 
ichen WVerficherungsträgern und ihren Bedienfteten 
ergeben, enticheidet unter Ausichluß des Rechtswegs 
das Reichsverſicherungsamt. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Dr. Engel 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 
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Zweite Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über den Warenverfehr. 
Bom 18, Auguft 1939. 


— 


Auf Grund des 8 19 der Verordnung über den 
Warenverfehr vom 4. September 1934 (Reichs— 
geſetzbl. I ©. 816) in der Faſſung der Verordnung 
vom 28. Juni 1937 (Reichögejepbl. I ©. 761) wird 
folgendes verordnet: 


Artikel 1 

(1) $3 Abſ. 1 der Verordnung über den Warenver- 

fehr wird geändert und erhält nachitehende Faſſung: 
„a) Der Reichswirtſchaftsminiſter kann ſeine 

Befugniffe aus den 881 und 2 ganz oder teil— 

weife übertragen. Er kann für die Überwachung 

und Regelung des Warenvertehrs (SS 1 und 2) 

befondere Neichsftellen errichten oder feine Befug- 

niffe auf andere Stellen übertragen und bejtimmen, 
daß diefen die Rechte der Neichsftellen oder ihren 

Reitern die Nechte eines Neichsbeauftragten (S 4) 

zuftehen.” 

(2) Soweit in Gejeßen, Verordnungen und anderen 
Vorſchriften die Bezeichnung „Uberwachungsſtelle“ 
verwendet iſt, tritt an deren Stelle die Bezeichnung 
„Reichsſtelle“. 


Artikel 2 
$ 10 der Verordnung über den Warenverkehr wird 
geändert und erhält nachitehende Faſſung: 


„s 10 
Auskunftspflicht 


(1) Die Reichsſtelle iſt auskunftsberechtigte Stelle 
im Sinne der Verordnung über Auskunftspflicht 
vom 13. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. I ©. 723). Sie 
kann das perjönliche Erjcheinen eines Auskunfts— 
pflichtigen anordnen und verlangen, daß ihr oder 
ihren Beauftragten Waren und andere Gegen- 
ftände, insbejondere Warenmufter und Waren- 
proben, überfandt oder vorgelegt und Behältnifie 
zur Befichtigung geöffnet werden. Die Strafvor- 
\hriften ($ 6) der Werordnung über Auskunfts— 
pflicht gelten finngemäß; bei Verlegung der Aus 
funftspflicht finden auch die Vorfchriften des $ 12 


Abſ. 3 bis 5 und der $$ 14 und 15 entjprechende 
Anwendung. 







(2) Die Neichsjtelle kann ferner von jedermann 
Auskünfte über wirtjchaftliche Verhältniſſe und 
— foweit ihr die Durhführung der Devijenbe- 
wirtiehaftung obliegt — von jedermann Auskünfte 
verlangen, die fich unmittelbar oder mittelbar auf 
depifenwirtichaftlich erhebliche Umſtände oder auf 
Geſchäfte und Handlungen beziehen, die nad) 
devifenrechtlichen Vorſchriften verboten oder Be— 
ſchränkungen unterworfen find. Auf Verlangen 
der Reichsftelle find ihr oder ihren Beauftragten 
die Bücher, Belege oder fonftige Schriftſtücke vor— 
zulegen.‘ 


Artifel 3 
$ 14 der Verordnung über den Warenverfeht wird 


geändert und erhält nachſtehende Faſſung: 


„Ss 14 

Wird im Betriebe eines Unternehmens eine 
nach den $$ 10, 12 oder 13 ftrafbare Handlung 
begangen, jo kann gegen den Inhaber oder Leiter 
eine Ordnungsftrafe bis zu 300 000 Reichsmark 
feſtgeſetzt werden, jofern er nicht nachweilt, daß 
er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zur Ver- 
hütung der ftrafbaren Handlung angewandt bat. 
Die Drönungsftrafe wird auf Antrag des Neiche- 
beauftragten vom Neichswirtichaftsgericht feſt— 
geſetzt.“ 


Artikel 4 


$ 15 der Verordnung über den Warenverkehr wird 
geändert und erhält nachſtehende Faſſung: 


ns 15 

(1) VBefteht wegen eines Vergehens gegen Die 
z8 10, 12 oder 13 fein öffentliches Intereſſe an Der 
Herbeiführung einer gerichtlichen Enticheidung, jo 
fann der Reichsbeauftragte gegen den Schuldigen 
und den Inhaber oder Leiter des Betriebs, in dem 
die ftrafbare Handlung begangen worden ift, eine 
Ordnungsſtrafe bis zu 10000 Reichsmark im 
Einzelfalle feſtſetzen. Der Inhaber oder Leiter des 
Betriebs bleibt ſtraffrei, wenn er nachweiſt, daß 
er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zur Ver— 
hütung der ſtrafbaren Handlung angewandt hat. 


III 
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(2) Die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe ift dem 
Betroffenen durd) Zuftellung oder durch eingejchrie- 
benen Brief mitzuteilen. $1 Abj.2 und 3 der 
Erſten Durhführungsverordnung vom 20. Ofto- 
ber 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1133) ift finngemäß 
anzuwenden. 

(3) Der Ordnungsſtrafbeſcheid wird rechts— 
fräftia, wenn der Betroffene nicht binnen einer 
Mode nad) Zugehen der Mitteilung fchriftlid) bei 
der Reichsitelle Beichwerde einlegt. Der Reichs— 
beauftragte, deſſen Enticheidung angefochten wird, 
fann der Bejchwerde abbelfen, joweit ex fie für 
begründet eradhtet; andernfalls ift die Bejchwerde 
dem Reihswirtfchaftsgericht zur Entſcheidung zu- 
zuleiten. In dem Verfahren vor dem Reichswirt— 
ichaftsgericht gelten $50 Abf.5 und $ 55 Abj. 3 


Berlin, den 18. Auguft 1939. 





Im 


Sat 2 des Gefeßes über dad Reichswirtſchafts— 
geriht vom 25. Februar 1938 (Neichägejegbl. I 
©. 216) für die Neichsftellen finngemäß.” 
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Artifel5 


Soweit in Gefetgen, Verordnungen, Anordnungen, 
Bekanntmachungen und Verfügungen auf Vorſchriften 
verwieſen ift, die durch diefe Verordnung geändert 
werden, treten an deren Stelle die entſprechenden 
Vorſchriften diefer Verordnung. _ 


Artifel 6 


Der Reichdwirtichaftäminifter ift ermächtigt, Die 
Verordnung über den Warenverfehr in der nunmehr 
geltenden Fafjung neu befanntzumadjen. 


Der Neibswirtichaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Am Yuftrag 
Dr. Walter 


Der Reichsforjtmeifter 
An Vertretung 
Alpers 





Bekanntmachung der neuen Faſſung der Verordnung über den Warenverkehr. 
Bom 18. Auguſt 1939. 


Auf Grund von Artikel 6 der weiten Verordnung zur Ergänzung dev Verordnung über den Waren- 
verkehr vom 18. Auguft 1939 (Reichsgefegbl. I S. 1429) wird nachftehend die Verordnung über den Waren- 
verkehr vom 4. September 1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 816) in der nunmehr geltenden Faſſung nen befanntgemacht. 


Berlin, den 18. Auguft 1939. 


Der Reihswirtihaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 
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Berordnung über den Warenverkehr 
in der Faſſung vom 18. Auguſt 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über wirtichaftlihe Maß— 
nahmen vom 3. Juli 1934 (NReichögefebbl. I S. 565) 
wird im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft und dem Reichs— 
forjtmeifter verordnet: 


Ermächtigung 


81 
Der Reichswirtſchaftsminiſter wird ermächtigt, 
den Verkehr mit Waren zu überwachen und zu regeln, 
insbeſondere Beſtimmungen über deren Beſchaffung, 
Verteilung, Lagerung, Abſatz und Verbrauch zu 
treffen. 
82 
Der Reichswirtſchaftsminiſter kann, ſoweit er es 
für die Uberwachung und Regelung des Warenver- 
fehr8 für notwendig hält, Anordnungen über Die 
Aufzeihnung geichäftliher Vorgänge, namentlid) 
über die Buchführung treffen. 


$3 
Reichaftellen 

(1) Der Neichswirtichaftsminifter kann feine Be- 
fugniffe aus den SS 1 und 2 ganz oder teilweife über- 
tragen. Er fann für die Überwachung und Regelung 
des Warenverfehrs (SS 1 und 2) befondere Neiche- 
jtellen errichten oder feine Befugniffe auf andere 
Stellen übertragen und bejtimmen, daß Diejen Die 
Rechte der Neichsitellen oder ihren Leitern die Nechte 
eines Neichabeauftragten (8 4) zuſtehen. 


(2) Eine Neichsitelle wird mit ihrer Errichtung 
juriltiiche Derfon. Die Neichsftelle ift vermögen: 
rechtlich ſelbſtändig und nicht Teil des Reichsfiskus. 

(3) Die Neichsftelle ift, jomweit fie ihren eigenen 
Bedarf beichafft, im Gejchäftsverfehr Dienititellen 
gleichzuftellen, Die mit ihren Einnahmen und Aus- 
gaben im Reichshaushalt ald Behörden geführt 
werden. 


Reichsbeauftragte 


84 
(1) Der Reichswirtſchaftsminiſter beſtellt für die 
Neichsitelle einen Neichsbeauftragten. Er kann einen 
oder mehrere Stellvertreter des Reichsbeauftragten 
ernennen. 
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(2) Der Reichsbeauftragte vertritt die Reichsſtelle 
gerichtlich und außergerichtlih. Die Vertretung der 
Neichsftelle gegenüber dem NReichsbeauftragten regelt 
der Neichöwirtichaftsminiiter. 


85 
Der Neichöbeauftragte leitet die Neichsitelle. Er 
ift an die Weifungen des Reichswirtſchaftsminiſters 
gebunden. 


86 
Der Reichsbeauftragte erläßt eine Geſchäftsord— 
nung für die Reichsſtelle. Iſt ihm ein Beirat ($ 7) 
zur Seite geftellt, jo joll ex diefen vor Erlaß der Ge- 
\häftsordnung hören. Die Geſchäftsordnung bedarf 
der Zuftimmung des Neihswirtichaftsminifters, 


87 
Beirat 
(1) Dem Reichsbeauftragten kann ein Beirat zur 
Seite geftellt werden. Diefer übt zur Unterftüißung 
des Neich&beauftragten eine beratende Tätigkeit aus, 
Die Mitglieder des Beirats werden vom Neichäwirt- 
Ihaftsminijter berufen. Der Beirat kann aus feinen 
Mitgliedern Ausſchüſſe bilden und diefen widerruf- 
lich die Behandlung beftimmter Fragen übertragen. 


(2) Die Mitglieder des Beirats führen ihr Amt 
unentgeltlich ala Ehrenamt; fie erhalten Erſatz ihrer 
Auslagen nad) den Grundfäben, welche die Reichs— 
ftelle mit Zuftimmung des Reichewirtichaftsminifters 
aufitellt. 

g8 
Rechnungslegung 

(1) Die Sinanzgebarung der Reichsitelle unterliegt 
den Beltimmungen des Geſetzes zur Erhaltung und 
Hebung der Kaufkraft vom 24. Mär; 1934, Abfchnitt I 
— Beiträge-Geſetz — (Neichsaefehbl.I S. 235). Vor 
Feſtſtellung des Haushaltsplans ift der Beirat oder 
ein Ausfchuß des Beirat zu hören. Dieſer bringt 
die Stelle in Vorſchlag, von der die Haushaltsrech— 
nung geprüft wird, 


(2) Die Haushaltsrechnung ift mit dem Bericht 
über das Ergebnis der Prüfung dem Beirat oder 
einem Ausſchuß des Beirats vorzulegen und mit deffen 
Stellungnahme dem Reichswirtſchaftsminiſter einzu- 
reichen, 
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89 
Aufbringung der Koften 


(1) Die Koſten der Reichsftelle find durch Gebühren 
oder durch Umlagen aufzubringen, Der Reichswirt— 
ichaftsminifter beſtimmt die Art der Koſtenaufbrin— 
gung und den Kreis der umlagepflichtigen Perjonen 
und Unternehmungen. 


(2) Auf Grund der Ermächtigung des Neichswirt- 
ichaftsminifters erläßt die Neichsitelle eine Gebühren- 
ordnung oder eine Anordnung über die Erhebung der 
Umlage. 


(3) Vor Erlaf einer Gebührenordnung und vor 
Erhebung der Umlage hat der Reichsbeauftragte den 
Beirat zu hören. Die Gebührenordnung und die Um- 
lage bedürfen der Zuftimmung des Reichswirtſchafts— 
minifters. 


(4) Verbleibt bei Auflöfung der Reichsſtelle nad) 
Abdeckung aller Verbindlichkeiten ein Überſchuß, jo 
beitimmt der Neihewirtichaftsminifter die Art feiner 
Verwendung. 


$ 10 
Auskunftspflicht 


(1) Die Reichsſtelle iſt auskunftsberechtigte Stelle 
im Sinne der Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 GReichsgeſetzbl. I ©. 723). Sie kann 
das perjönliche Erjcheinen eines Ausfunftspflichtigen 
anordnen und verlangen, daß ihr oder ihren Beauf- 
tragten Waren und andere Gegenftände, insbefondere 
Marenmufter und MWarenproben, überjandt oder vor- 
gelegt und Behältniffe zur Beſichtigung geöffnet wer- 
den. Die Strafvorichriften (86) der Verordnung über 
Ausfunftspflicht gelten finngemäß; bei Verlegung der 
Ausfunftspflicht finden aud) die Vorſchriften des $ 12 
Abi. 36185 und der SS 14 und 15 entjprechende An- 
wendung. 


(2) Die Reichsftelle kann ferner von jedermann 
Auskünfte über wirtichaftliche Verhältniffe und — 
joweit ihr die Durchführung der Devifenbewirtichaf: 
tung obliegt — von jedermann Auskünfte verlangen, 
die fi) unmittelbar oder mittelbar auf deviſenwirt— 
ichaftlich erhebliche Umftände oder auf Gejchäfte und 
Handlungen beziehen, die nad) devifenrechtlichen Bor: 
ichriften verboten oder Beſchränkungen unterworfen 
find. Auf Verlangen der Neichsftelle find ihr oder 
ihren Beauftragten die Bücher, Belege oder jonftige 
Scriftitüde vorzulegen. 
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$ 11 


Schweigepflicht 

(1) Der Reihsbeauftragte, fein Stellvertreter, Die 
Beiratömitglieder ſowie die Augeftellten und Gut- 
achter der Reicheftelle find auf die gewifjenhafte Er- 
füllung ihrer Obliegenbheiten durch Handſchlag zu 
verpflichten. Der Reichsbeauftragte und fein Stell» 
vertreter werden vom NReihswirtichaftsminifter, die 
Beiratömitglieder, die Angeftellten und die Gutachter 
vom NReichsbeauftragten verpflichtet. 


(2) Die nad) Abf. 1 verpflichteten Perſonen haben 
vorbehaltlich dienſtlicher WBerichterjtattung über 
foldye nicht öffentlich befannten Tatſachen Ber: 
ſchwiegenheit zu beobachten, Die ihnen durch ihre 
Tätigkeit in der Neichsftelle zur Kenntnis fommen. 
Die Schweigepflicht erlifcht nicht mit der Beendigung 
der Tätigkeit in der Neichsftelle oder mit der Auf- 
löjung der Reichsſtelle. 


(3) Im übrigen finden die Beftimmungen der Ber: 
ordnung gegen Beftechung und Geheimnisverrat nicht- 
beamteter Derjonen vom 3. Mai 1917 in der Faſſung 
der Verordnung vom 12, Februar 1920 (Reiche 
geſetzbl. 1917 ©. 393, 1920 ©. 230) entſprechende 
Anmendung. 


Suwiderhandlungen 
812 


(1) Mit Gefängnis und Geldjtrafe in unbejchränf; 
ter Höhe oder mit einer dieſer beiden Strafen wird 
beitraft, wer 


1. vorſätzlich oder fahrläffig einer Anordnung 
zumiderhandelt, die der Reichswirtſchafts— 
minifter auf Grund diefer Verordnung oder 
ihrer Durchführungs- oder Ergänzungsvor- 
ſchriften trifft; 


2. vorſätzlich oder fahrläffig der Anordnung einer 
Reicheftelle zumiderhandelt, fofern die Anord: 
nung felbft oder eine fie ergänzende Anordnung 
ausdrüdlich einen Hinweis auf die Straf. 
beftimmungen diefer Verordnung enthält; 


3. unrichtige oder unvollftändige Angaben tat- 
fächlicher Art macht oder benußt, um für fid) 
oder einen anderen eine Genehmigung, Bewilli- 
gung, verbindliche Zufage oder ſonſtige Be— 
icheinigung zu erjchleichen, die von dem Reichs— 
wirtichaftsminifter oder einer Reichsſtelle auf 
Grund diefer Verordnung, ihrer Durchfüh— 
rungs⸗ oder Ergänzungsvorjchriften oder auf 
Grund einer Anordnung erteilt werden, 
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(2) Auflagen, die der NReichswirtichaftsminifter 
oder eine Reichsjtelle machen, ftehen den Anordnungen 
im Sinne der Ziffern 1 und 2 gleid). 


(3) Neben der Strafe können die Gegenftände, auf 
die fi) die Zuwiderhandlung bezieht, zugunften des 
Reichs eingezogen werden. “ft die ſtrafrechtliche Ver— 
folgung einer bejtimmten Perjon nicht möglich, jo 
fann felbftändig auf Einziehung erfannt werden. 


(4) Die Einziehung unterbleibt, wenn der von der 
Einziehung Betroffene weder von der Zumwiderhand- 
lung Kenntnis noch aus ihr einen Vorteil gehabt bat. 
Rechte eines anderen an eingezogenen Gegenftänden 
bleiben infoweit bejtehen, ala diefe Vorausjeßungen 
in der Derfon des anderen vorliegen. 


(5) Für die Geldftrafe und die Einziehung gelten 
die 88 A416, 417 der Neichdabgabenordnung ent 
Iprechend. 

$13 


(1) Wer vorfäßlid oder fahrläffig die von der 
Reichsftelle nach $ 10 Abf. 2 erforderten Auskünfte 
nicht, nicht in der beftimmten Frift, unvollftändig 
oder unrichtig eritattet oder die Bücher oder ſonſtigen 
Belege nicht, nicht in der bejtimmten Friſt oder un. 
vollftändig vorlegt, wird mit Geldſtrafe beitraft. 


(2) Die $$ 416, 417 der Neichdabaabenorönung 
gelten entſprechend. 


$14 


Wird im Betriebe eines Unternehmens eine nad 
den $$ 10, 12 oder 13 ftrafbare Handlung begangen, 
jo kann gegen den Inhaber oder Leiter eine Ordnungs⸗ 
ſtrafe bis zu 300 000 Reichsmark feftgefeßt werden, 
jofern er nicht nachweiſt, daß er die im Verfehr 
erforderliche Sorgfalt zur Verhütung der ftrafbaren 
Handlung angewandt hat, Die Ordnungsſtrafe wird 
auf Antrag des Neichsbeauftragten vom Reichs— 
wirtfchaftsgericht feſtgeſetzt. 


$15 


(1) Beiteht wegen eines Vergehens gegen die 88 10, 
12 oder 13 fein öffentliches Intereſſe an der Herbei- 
führung einer gerichtlichen Entjcheidung, fo fann der 
Neichsbeauftragte gegen den Schuldigen und den 
Inhaber oder Leiter des Betriebs, in dem die ftraf- 
bare Handlung begangen worden ift, eine Ordnungs— 
jtrafe bis zu 10 000 Reichsmark im Einzelfalle feit- 
jeßen. Der Inhaber oder Leiter de8 Betriebs bleibt 
jtraffrei, wenn er nachweiſt, daß er die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt zur Verhütung der ftrafbaren 
Handlung angewandt hat. 
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(2) Die Feftiebung der Ordnungsftrafe ift dem Be: 
troffenen durch Zuftellung oder durch eingefchriebenen 
Brief mitzuteilen. S1 Abſ.2 und 3 der Erften 
Durchführungsverordnung vom 20. Oktober 1937 
(Reichsgeſetzbl. IS. 1133) ift finngemäß anzuwenden 


(3) Der Ordnungsftrafbeicheid wird rechtskräftig, 
wenn der Betroffene nicht binnen einer Woche nad) 
Zugehen der Mitteilung jehriftlich bei der Reichsſtelle 
Beichwerde einlegt. Der Reichsbeauftragte, deſſen 
Entſcheidung angefochten wird, kann der Beſchwerde 
abbelfen, foweit ex fie für begründet eradhtet; andern- 
falls ift die Beichwerde dem Reichswirtſchaftsgericht 
zur Entfcheidung zuzuleiten. In dem Verfahren vor 
dem Reichöwirtichaftsgericht gelten $ 50 Abſ. 5 und 
$ 55 Abſ. 3 Sat 2 des Geſetzes über das Reichswirt— 
ichaftsgericht vom 25. Februar 1938 (Reichögefekbl. I 
S. 216) für die Reichsſtellen finngemäß. 


$ 16 
Beitreibung 


Die Beitreibung von Gebühren und Umlagen oder 
der nach $ 15 verhängten Ordnungsitrafen erfolgt 
auf Erjuchen des Reich&beauftragten durch die Finanz. 
ämter nad) den Vorfchriften der Reichsabgabenord— 
nung und der zu ihrer Durchführung ergangenen 
oder noch ergebenden Beitimmungen. 


$17 
Schadenähaftung 
Megen eines Schadens, der durch Maßnahmen ent- 
jteht, die in Durchführung diefer Verordnung oder 
ihrer Durhführungs und Ergänzungsvorfchriften 
getroffen werden, wird feitens des Reichs oder der 
Reichsſtelle eine Entihädigung nicht gewährt. 


Schlußvorſchriften 

818 
Sofern die Befugniſſe aus den 881 und 2 einer 
bereits beftehenden Stelle übertragen werden, tritt in 
den Fällen der $$ 10, 12 bis 17 dieſe an die Stelle 
der Reichaitelle und der Vorſtand (Vorfigende) diejer 
Stelle an die Stelle des Neichdbeauftragten. Die 
Vorſchriften in den 889 und 11 finden in diefem 

Falle finngemäß Anwendung. 


8 19 


Der Reichswirtſchaftsminiſter erläßt die zur Durd)- 
führung und Ergänzung diefer Verordnung erforder: 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorjchriften. 


IN 
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8 20 
Someit in den $$ 1 bis 19 dem Reichswirtſchafts— 
minifter Aufgaben oder Befugniffe zugewieſen find, 
treten der Reichsminiſter für Ernährung und Land- 
wirtichaft und der Neichsforftmeifter innerhalb ihrer 
Suftändigfeit an deffen Stelle, 


8 21 
Diefe Verordnung tritt am Tage der Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 

a) das Geſetz über den Verkehr mit induftriellen 
Rohftoffen und Halbfabrifaten vom 22. März 
1934 (Reichögefeßbl. I ©. 212) in der Faſſung 
der Verordnung vom 13. Juli 1934 (Reiche: 
geſetzbl. IS. 709), 

b) die Siebente Durhführungsverordnung zu dem 
Geſetz über den Verkehr mit induftriellen Rob: 


NT 


H5140-0413 


ftoffen und Halbfabrifaten vom 18. Mai 1934 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 396), 


c) die Achte Durhführungsverordnung zu dem 
Gejeß über den Verkehr mit induftriellen Roh— 
ftoffen und Halbfabrifaten vom 30. Mai 1934 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 469). 


Es bleiben in Kraft: 


a) die Neunie Durchführungsverordnung zu dem 
Geſetz über den Verkehr mit induftriellen Roh— 
ftoffen und Halbfabrifaten vom 29. Juni 1934 
(Reichsgeſetzbl. I S. 528), 


b) die Zehnte Durchführungsverordnung zu dem 
Geſetz über den Verfehr mit induftriellen Roh— 
ftoffen und Halbfabrifaten vom 27. Auquft 1934 
(Reichsgeſetzbl. I S. 801). 
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Verordnung 
über die Einführung des Schornſteinfegerrechts im Reichsgau Sudetenland 
und in den in die Länder Freuen und Bayern eingegliederten indetendentichen Gebietsteilen. 


Bom 5. Auguſt 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Neiche- Maßgabe, daß im Reichsgau Sudetenland 
fanzlexs über die Verwaltung der judetendeutjchen gegen den Widerruf der Beftellung als Be: 
Gebietevom 1. Oktober 1938 Reichsgeſetzbl. IS. 1331) zirfsfchornfteinfegermeifter an Stelle des 
und des 85 des Geſetzes über die Gliederung der Rekurſes (839 Abi. 4 Sat 2) die Be 
fudetendeutfchen Gebiete vom 25. März 1939 (Reich$- ichwerde an den Reicheftatthalter zuläſſig 
geſetzbl. I S. 745) wird verordnet: ift, der endgültig entjcheidet; 

b) die Verordnung über das Schornjteinfeger- 
Artifell weien — VOSch — vom 28. “Juli 1937 


(Reichsgeſetzbl. I ©. 831) nebft der Aus— 


Allgemeine Beitimmungen 2 * | 
u ſt 9 führungsanweifung dazu — AusfAnw — 


Es gelten mit Wirkung vom 1. Auguft 1939 ab: vom 28. Juli 1937 (Reichsgejeßbl. IS. 841) 
1. im Reichsgau Sudetenland nach Maßgabe des Artikels 2 dieſer Ver— 
a) die $$39 und 77 der Gewerbeordnung für ordnung; 
das Deutiche Neih in der Faffung des I, in den in die Länder Preußen und Bayern ein 
Artikels 1 des Geſetzes zur Änderung der gegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen Arti- 
Gewerbeordnung für das Deutjche Neid) fel 2 diefer Verordnung, ſoweit deifen Geltung 
vom 13.April1935 (Reichsgeſetzbl. ©.508) nicht ausdrüdlich auf den Reichsgau Sudeten- 
ſowie der Artikel 2 dieſes Geſetzes mit der land beſchränkt ift. 
Reichsgeſetzbl. 1939 I 364 
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Artifel 2 
Übergangs und Ergänzungsbeftimmungen 
I 
3u SI VBOSH und zu Nr. 1 AusfAnw 
(1) Die Einrichtung von KRehrbezirten nad) den 
Vorſchriften der Verordnung über das Schornftein- 
fegerwefen vom 28. Juli 1937 und nad) diefen Über— 


gangsbeitimmungen hat bis fpäteftens 31. März 1940 
zu erfolgen. 


(2) Als oberjte Landesbehörde im Reichsgau Sude- 
tenland gilt der Reichsitatthalter. 


II 

3u 82 BOCH und zu den Nrn. 3, 5 Ausf Anw 
Bei der Einrichtung der Kehrbezirke ift in Er- 
mangelung geeigneter Unterlagen von der Einwohner- 
zahl auszugehen und anzuftreben, daß möglichft eine 
Mindeftgrenze von 12000 Einwohnern je Kehrbezirk 
nicht unterfchritten wird. Die Bildung gleichwerti- 
ger Kehrbezirke ift grundfäßlich nur durch Aufteilung 
freiwerdender Kehrbezirke herbeizuführen. Kehrbezirke, 
die hinſichtlich ihres Ertrages den Anforderungen des 
52 Voſëſch nicht entſprechen, dürfen nicht verkleinert 
werden. Bei ſpäteren Kehrbezirkseinteilungen müſſen 
freiwerdende Kehrbezirke, deren Jahresroheinkommen 
unter den im alten Reichsgebiet geltenden Jahres— 
roheinkommen liegen, aufgeteilt werden, um die Kehr— 

bezirksgrößen allmählich angleichen zu können. 


III 
Zu 83 BOCH und zu Nr. 6 Ausf Anw 
Kehrbezirke mit höherem Einkommen dürfen erſt er- 
richtet werden, wenn alle Kehrbezirke zumindeft den An- 
forderungen des 52 VOSch und der Nr. 3 AusfAnw 
genügen. Ausnahmen find nur mit Zuftimmung des 
Reichswirtſchaftsminiſters zuläffig. 


IV 
Zu $4 BOCH 

Freigewordene Kehrbezirke find nur dann fofort 
wieder zu bejeßen, wenn fie den Anforderungen des 
82 VoſSch und der Nr. 3 AusfAnw entipredjen. 
Solange das nicht der Fall ift, find fie unmittelbar 
bei Freiwerden unter den benachbarten Kehrbezirken 
zweds Ungleichung an die Berhältniffe im alten Reichs— 
gebiet aufzuteilen, 
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V 


Zu SE VBOSH und zu den Nrn. 9 bis 12 AusfAnw 


Die höheren Verwaltungsbehörden find verpflich- 
tet, die Kehrordnungen und Kehrgebührenorönungen 
\päteftens mit Wirkung ab 1. Oftober 1939 zu ev 
lafien. 


vi 
3u $ 10 Abf. 1 VOSch 


Die Bewerberliften find im Reichsgau Sudeten- 
land jpäteftens bis zum 31. März 1940 aufzuftellen, 


vu 
3u 5 10 Abf. 3, 4 BOCH 
(1) Der Rang der Eintragung in die Bewerber- 
Lifte richtet fich im Reichsgau Sudetenland 

a) bei den vor dem 1. Auguft 1900 geborenen Be: 
werbern nad) der Dauer ihrer nachweislichen 
Beſchäftigung als Rauchfangkehrergehilfe, 

b) bei den in der Zeit vom 1. Auguſt 1900 bis 
zum 31. Dezember 1904 geborenen Bewerbern 
nad) dem Tage dev Meldung zur beftandenen 
Meifterprüfung oder nad) dem Tage der Mel. 
dung zur bejtandenen Eignungsprüfung (val. 
Nr. IX Ab. 3diefer bergangsbeitimmungen); 
s 10 Abſ. 3 Sat 2 VOSc gilt entfprechend; 


c) bei den nad dem 31. Dezember 1904 ge- 
bovenen Bewerbern nad) den Vorfchriften der 
VOISH. 


(2) Die unter Abſ. 1 Buchft. a genannten Bewer- 
ber gehen im Range den unter Abf. 1 Buchſt.b ge— 
nannten Bewerbern vor. Hat ein unter Abſ. 1 
Bucht. b genannter Bewerber ſich ftatt der Eig- 
nungsprüfung der Meifterprüfung mit Erfolg unter: 
zogen, jo folgt er im Range den unter Abj. 1 Buchſt. a 
genannten, geht aberden übrigen unter Ab. 1 Buchſt. b 
und den unter Abf. 1 Buchſt.e genannten Bewerbern 
vor. Eine Eintragung der unter Abj. 1 Buchſt. a 
genannten Bewerber in die Bewerberliſte ift nur 
möglich, falls der Antrag auf Eintragung fpätefteng 
am 31. Dezember 1939 bei der höheren Verwaltungs- 
behörde eingegangen ift. 


(3) Bei gleihem Nange der Eintragung enticheidet 
bei der Beftellung der Familienftand; und zwar iſt 
der Kinderreichere vor dem Kinderärmeren, der Ver— 








Nr. 145 — Tag ber Ausgabe: 23. Auguft 1939 


heiratete vor dem Pedigen zu bevorzugen. Bei glei— 
chem Familienſtand entſcheidet das Lebensalter des 
Bewerbers. 


(4) Die Feſtſetzung des Ranges der Eintragung 
in die Vewerberlifte hat bei Bewerbern aus den 
fudetendeutfchen Gebietsteilen, die in die Länder 
Preußen und Bayern eingegliedert find, nad) pflicht- 
gemäßem Ermeſſen durch die höhere Rerwaltungs- 
behörde zu erfolgen. Diefe entjcheidet endgültig. Mor 
der Feftfegung des Ranges ift die Schornfteinfeger- 
innung zu hören. 

VIII 
Zu 8 10 Abf. 5 BOSch 

Die Militärdienſtzeit im früheren öſterreichiſch— 
ungariſchen und ticheche-jlowatifchen Heere iſt bei 
der Berechnung des Ranges der Eintragung außer 
Betracht zu laſſen. 

IX 

Zu $11 Nr. 3 BOSH und zu Nr. 17 Ziffer 4 Ausf Anw 

(1) Als Erfüllung dev Vorausfegungen für die 
Eintragung in die Bewerberlifte gilt: 

a) bei einem vor dem 1. Auguſt 1900 geborenen 
Antragiteller der Nachweis einer mindeſtens 
15jähriaen Tätigfeit als Raudfangfehrer- 
gehilfe; 

b) bei einem in der Zeit vom 1. Auguſt 1900 
bis zum 31. Dezember 1904 geborenen Antrag- 
ftellex, falls ex fich nicht noch der Meifterprü- 
fung unterzieht, eine Bejcheinigung der Hand— 
werfsfammer, daß er geeignet iſt (vgl. Nr. IX 
Abſ. 3 diefer Überganasbeitimmungen), einen 
fudetendeutichen Kehrbezirk ordnungsmäßig 
zu verwalten. 

(2) Die nad) dem 31. Dezember 1904 geborenen 


Antraafteller haben die Vorausfesungen der VOSch 
und der AusfAnw zu erfüllen. 


(3) Die Handwerfsfammern in Reichenberg, Eger 
und Mähriſch Schönberg find verpflichtet, ſpäteſtens 
bis zum 31. Oftober 1939 Eignungsprüfungsausſchüſſe 
zu bilden. Dieſe beſtehen aus dem Obermeiſter der 
jeweiligen Innung als Vorſitzenden und zwei von der 
zuſtändigen Handwerkskammer auf Vorſchlag des 
Reichsinnungsverbandes des Schornſteinfegerhand— 
werks ernannten Mitgliedern als Beiſitzer. Aufgabe 
dieſer Prüfungsausſchüſſe iſt es, feſtzuſtellen, ob die 
in der Zeit vom 1. Auguſt 1900 bis zum 31. Dezember 
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1904 geborenen Schornſteinfeger geeignet ſind, als 
Bezirksſchornſteinfegermeiſter einen Kehrbezirk im 
Reichsgau Sudetenland oder in den in die Länder 
Preußen und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen 
Gebietsteilen zu verwalten. Nach beſtandener Eig— 
nungsprüfung iſt dem Prüfling eine Beſcheinigung 
darüber auszuſtellen, daß er befähigt iſt, als Bezirks— 
ſchornſteinfegermeiſter einen Kehrbezirk im Reichsgau 
Sudetenland oder in den in die Länder Preußen und 
Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen 
zu verwalten. Die Beſcheinigung iſt vom Vorſitzenden 
und von den beiden Beiſitzern zu unterzeichnen und 
mit dem Dienſtſiegel der Handwerkskammer zu 
verſehen. Der Reichsinnungsverband des Schornſtein— 
fegerhandwerks wird hierfür einheitliche Formulare 
herausgeben. Die Handwerkskammern find berechtigt, 
von jedem Prüfling zur Dedung der Unkoſten eine 
Gebühr von 30 Reichsmark zu erheben. Mehr als 
ſechs Drüflinge jollen zu einer Drüfung nicht zujam- 
mengefaßt werden. Die erjte Meldung zur Eignungs- 
prüfung muß fpätejtens bis zum 31. Oftober 1940 
bei dem Vorfitenden des zuitändigen Prüfungs— 
ausſchuſſes eingegangen fein, andernfalls eine Zu— 
laflung zur Eignungsprüfung nicht mehr ftattfindet. 
Zuftändig ift dev Prüfungsausſchuß bei der Hand: 
werfsfammer, in deren Bezirk der Prüfling zur Zeit 
der Meldung als Schoinfteinfeger tätig if. Für 
Prüflinge aus den in das Land Dreußen eingegliederten 
judetendeutichen Gebietsteilen ift der Prüfungs— 
ausichuß bei der Handwerfsfammer Mähriſch Schön- 
berg, für Prüflinge aus den in das Yand Bayern 
eingegliederten fudetendeutfchen Gebietsteilen der 
Vrüfungsausfchuß bei dev Handwerkskammer Eger 
zuftändig. Die Prüfung darf zweimal wiederholt 
werden. Die Anmeldung zu jeder Wiederholung der 
Prüfung muß innerhalb eines Jahres nad) dem Tage 
derporhergegangenen, nicht beitandenen Prüfung beim 
Vorfigenden des Prüfungsausſchuſſes eingegangen 
fein. 


X 
Zu $ 15 Abf.1, 6 VOSH 
(1) Bisherige Konzeffionsinhaber, die nad) Ein- 
führung der Vererdnung Über das Schounfteinfeger- 
wefen vom 28. Juli 1937 erſtmalig als Bezirksſchorn— 
fteinfegermeifter nicht beftellt werden fonnten (val. 
Nr. XIII Abſ. 2, 3, M), find, Falls fie vor dem 1. Auguſt 
1900 geboren find, den im $15 Abi. 1 VoSch ge— 
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nannten Bezirksfchornfteinfegermeiftern gleichzufeßen, 
deren Beftellung wegen Neueinteilung der Kehrbezirke 
widerrufen ift. Sie gehen im Reichsgau Subetenland 
im Rang allen anderen Bewerbern vor. Falls mehrere 
jolyer früheren Konzeffionsinhaber vorhanden find, 
die ald Bezirksſchornſteinfegermeiſter nicht beſtellt 
werden konnten, richtet fich deren Rangfolge unter: 
einander nach dem Lebensalter. Die nach dem 31. Juli 
1900 geborenen bisherigen Konzeflionsinhaber, die 
nad) Einführung der Verordnung über das Schorn- 
fteinfegerwefen vom28.Juli1937 eritmalig alsBezirks— 
Ihornfteinfegermeifter nicht beftellt werden fonnten, 
können ſich zweckz Bewerbung um einen Kehrbezirkeben— 
falls in die Bewerberliſte eintragen laſſen. Sie haben 
jedoch die im FII VOSch genannten Vorausſetzungen 
unter Berückſichtigung der Nr. IX Abi. 1 Buchft. b 
bzw. Nr. IX Abſ. 2 zu erfüllen. Bei Erfüllung diefer 
Vorausſetzungen find diefe früheren Konzeſſions⸗ 
inhaber im Reichsgau Sudetenland den unter 
Nr. VII Ab. 1 Buchſt. a bis e genannten Bewerbern 
gegenüber auf der Bewerberlifte zu bevorzugen, wobei 
deren Rangfolge untereinander ſich ebenfall® nad 
dem Lebensalter richtet. 


(2) In den in die Länder Vreußen und Bapern 
eingegliederten Gsbietsteilen wird der Rang ſolcher 
bisherigen Konzeſſionsinhaber, die nach Einführung 
der Verordnung über das Schornſteinfegerweſen vom 
28. Juli 1937 erſtmalig als Bezirksſchornſteinfeger— 
meiſter nicht beſtellt werden konnten, nad) pflicht- 
gemäßem Ermeffen und nad) vorheriger Anhörung der 
zuftändigen Schornjteinfegerinnung von der höheren 
Verwaltungsbehörde endgültig feftgefett. 


XI 
Zu SIE BOSch 
Die Überweifung eines ſudetendeutſchen Bewerbers 
auf eine in Verwaltungsbezirten des alten Reichs. 
gebiets geführte Bewerberliſte ift nur möglich, wenn 
dieſer Bewerber die Meifterprüfung nach $ 133 der 
Gewerbeordnung für das Deutfche Reich beftanden hat. 


XII 
Zu 819 BOCH 
Nach Einrichtung der Kehrbezirke auf Grund der 
Vorjchriften der Verordnung über das Schornftein- 
fegerwejen vom 28. Juli 1937 und dieſer Llber- 





Im 


gangsbeftimmungen find die vor dem 1. Auguft 1900 
geborenen früheren Konzeffionsinhaber bei Erfüllung 
der Vorausfeßungen nach Ne. XIII als Bezirks: 
Ihornfteinfegermeifter jofort endgültig, die nach dem 
31. Juli 1900 geborenen früheren Konzeſſionsinhaber 
bei Erfüllung der gleichen Vorausſetzungen ein Jahr 
zunächſt auf Probe zu beſtellen. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


XIII 
3u 822 BOCH 
(1) Die biöher erteilten Konzeſſionen erlöfchen 


a) mit dem Tage der Beftellung des früheren 
Konzeffionsinhabers ala Bezirksſchornſtein— 
fegermeifter; 


b) mit dem Tage der Mitteilung durch) die höhere 
Verwaltungsbehörde,daß der bisherige Inhaber 
der Konzeſſion als Bezirfsfchornfteinfeger: 
meifter nicht beftellt werden Fann (vgl. Nr. XIII 
Abi. 2, 3, 4 diefer Übergangsbeitimmungen); 


c) auf jeden Fall fpäteftens am 31. März 1940, 


(2) Bei der eritmaligen Kehrbezirksbeſetzung nad) 
den Beftimmungen der Verordnung über das Schorn- 
jteinfegerwefen vom 28. Juli 1937 und nach dieſen 
Ubergangsbeftimmungen darf ala Bezirksfchornftein. 
fegermeifter nux beftellt werden, wer 


a) am 1. Oftober 1938 im Beſitz einer ordnungs— 
gemäß ausgefertigten Konzeffion war und diefe 
feitdem auch ausgeübt hat; 

b) der deutjchen Sprache in Wort und Schrift 
mächtig it; 

c) ſich bis fpäteftens 31. Oftober 1939 bei der 
höheren Verwaltungsbehörde um Betellung 
als Bezirksfchornfteinfegermeiiter beworben 
bat. 


(3) Der Bewerbung find beizufügen: 

a) die Geburtsurkunde, 

b) ein jelbftgejchriebener Lebenslauf, 

c) der Nachweis der Reichsangehörigkeit, 

d) Hührungszeugniffe der Ortspolizeibehörden der 
Aufenthaltsorte der letzten fünf Jahre, 

e) eine beglaubigte Abjchrift der ordnungsgemäß 
ausgefertigten früheren Konzeſſion. 
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(4) Als Bezivksfhornfteinfegermeifter kann nicht 
beitellt werden, wer 

a) feine bisherige Konzeffion nach Entfcheidung 
der höheren Verwaltungsbehörde nicht ord- 
nungsgemäß verwaltet hat; hierzu ift ein Gut— 
achten der Innung einzuholen; 

b) politifch unzuverläffig ft; 

c) wegen ehrenrühriger Handlungen rechtskräftig 
zu Freiheitsftrafe verurteilt it. $47 Nr. 4, 
zweiter Halbſatz VOSch gilt finngemäß; 

d) etwa bisher betriebene Nebengewerbe im Sinne 
de3 829 VOSH nicht fpäteftend bis zum 
31. März 1940 aufgibt. 


(5) Die höhere Verwaltungsbehörde iſt verpflichtet, 
früheren KRonzeffionsinhabern, die ſich bei der Ein- 
richtung der Kehrbezirke nad) den Vorjchriften der 
Verordnung über das Scornfteinfegeriwefen vom 
28. Juli 1937 und nad) diefen Übergangsbeftimmungen 
um Beltellung als Bezirksfchornfteinfegermeifter be- 
worben haben, eine etwaige Ablehnung der Beftellung 
Ipäteftens bis zum 31. März 1940 mitzuteilen und 
gleichzeitig auf Nr. X der Übergangsbeftimmungen 
zu verweifen. Die Ablehnung ift endgültig. 


(6) Den Witwen, die jpätejtens vor Einrihtung 
der Kehrbezirke nach den Vorfchriften der Verordnung 
über das Schornfteinfegerwejen vom 28. Juli 1937 und 
nach diefen Übergangsbeftimmungen die Konzefjion 
ihres verftorbenen Ehemanns übernommen haben, ift 
bis zur endgültigen Regelung der Witwenfrage ein 
Kehrbezirk zuzuteilen. Sie find jedoch verpflichtet, 
ipäteftens ab 1. April 1940 einen Stellvertreter zu 
beitellen, der der Bewerberlifte entnommen fein muß. 
Ad. 5 gilt finngemäß. Die Zuteilung eines Kehr— 
bezirks darf jedoch nicht erfolgen, wenn die Witwe 

a). ihre bisherige Konzeſſion nad) Entjcheidung der 

höheren Verwaltungsbehörde nicht ordnungs— 
gemäß verwaltet hat; hierzu ift ein Gutachten 
der Innung einzubolch; 

b) politifch unzuverläffig ift; 

c) wegen ehrenrühriger Handlungen rehtsfräftig 

zu Freiheitsſtrafe verurteilt ift. 547 Nr. 4, 
zweiter Halbſatz VOSch gilt finngemäß; 

d) etwa bisher betriebene Nebengewerbe im Sinne 

de8 829 VOSH nicht ſpäteſtens bis zum31. März 
1940 aufgibt. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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XIV 
Zu $28 BOCH 
(1) Bisherige Ronzeffionsinhaber, die bei Einrid)- 


tung der Kehrbezirke nad) den Vorfchriften der Ver- 
ordnung Über das Schornfteinfegerwefen vom 28. Juli 
1937 und nad) diefen Übergangsbeftimmungen als 
Bezirksfchornfteinfegermeifter beftellt wurden, find von 
der Mitgliedihaft beim Verforgungsverein Deutjcher 
Schornfteinfegermeifter befreit, foweit fie vor dem 


1. Auguft 1900 geboren find. 
(2) Bon der Mitgliedfchaft befreit find ferner: 
a) die in Nr. XIII Abi. 6 genannten Witwen; 


b) die Witwen der in Nr. XIV Abſ. 1 genannten, 
als Bezirksfchornfteinfegermeifter beſtellten, 
früheren Konzeſſionsinhaber. 


(3) Abſ. 2 Buchſt. b findet auf diejenigen Witwen 
feine Anwendung, deren verftorbener Ehemann Mit 
lied des Verforgungsvereins Deutſcher Schornftein- 
fegermeifter war. 


XV 

Zu den 8$ 33, 34 BOCH und zu den Nrn.42 bis45 Ausſ Anw 

(1) Die Schornfteinfegerinnungen im Reichsgau 
Sudetenland find verpflichtet, ihren Mitgliedern be- 
ichleunigt die erforderlichen Kenntniffe zu vermitteln, 
die fiir eine ordnungsgemäße Erfüllung der dem Be- 
zixfsfchornfteinfegermeifter geftellten Aufgaben not- 
wendig find. 

(2) Die Durchführung der Feuerftättenichau hat 
am 1. Januar 1941 zu beginnen. 


XVI 
Zu 8 35 BOCH 
Das Kehrbuch ift ab 1. Januar 1940 zu führen. 


XVII 
Zu $ 37 BOSch 
(1) Solange die Kehrbezirke den Kehrbezirken im 
alten Reichdgebiet nichtentfprechen, fann die Aufficht®- 


behörde nad Anhörung der Innung den Bezirke: 
ichornfteinfegermeifter einftweilen noch von der Ver: 
pflihtung, mindeftens einen Gejellen zu halten, be- 


freien. 


365 
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(2) Die auf Grumd eines Vehrbriefs der früheren 
Rauchfangkehrergenoſſenſchaften nachgewiefene Lehr: 
lingsprüfung wird der Gefellenprüfung im alten 
Reichsgebiet gleichgeftellt. Der Inhaber eines foldhen 
Lehrbriefs ift berechtigt, fih Schornjteinfegergefelle 
zu nennen. 


XVII 
Zu $ 38 BOSd 
Die Berechtigung zur Lehrlingsausbildung richtet 
ſich nad) den zu erwartenden allgemeinen Übergangs- 
bejtimmungen. Bis zu deren Erlaß darf die Neu- 
einftellung eines Lehrlings nur mit Zuftimmung der 
Innung erfolgen. 


XIX 
Zu $ 45 BOSCH) 

Auf die bei Einrichtung der Kehrbezirke nad) den Vor- 
Ihriften dev Verordnung über da8 Schornfteinfeger- 
wejen vom 28. Juli 1937 und nad) diefen Übergangs: 
beſtimmungen als Bezirksfchornfteinfegermeifter be- 
ftellten früheren Konzeſſiondinhaber findet die Vor- 
Ihrift des S45 VOSch feine Anwendung, fofern 
fie nicht zur Mitgliedfchaft beim Verforgungsverein 
Deutſcher Schornfteinfegermeifter verpflichtet ſind(vgl. 
Nr. XIV Abſ. 1). 


XX 


Zu 8 46 BOSCH und zu Nr. 58 AusfAnw 


Eine endgültige Negelung der Witwenfrage bleibt 
vorbehalten. Bis zu diefem Zeitpunkt verbleibt der 
Witwe eines bei Einrichtung der Kehrbezirke nad) den 


Berlin, den 5. Auguft 1939, 


DT 


Neichsgejepblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Vorſchriften der Verordnung Über das Schornftein- 
fegeriwejen vom 28, Juli 1937 und nad) diefen Über— 
gangsbeftimmungen als Bezirksfchornfteinfegermeifter 
bejtellten früheren Konzejfionsinhabers die Nubung 
des Kehrbezirks, falls fie am 1. Auguſt 1939 mit dem 
verftorbenen Bezirksfchornfteinfegermeifter verheiratet 
war umd Diejer vor dem 1. Auguſt 1900 geboren ift 
(vgl. Nr. XTV Abſ. 1). Die Witwe ift jedoch ver: 
pflicytet, dev Muffichtöbehörde innerhalb acht Tagen 
einen Stellvertreter vorzufchlagen, der der Bewerber- 
lijte B des betreffenden Liſtenbezirks zu entnehmen ift. 


XXI 
3u 847 Nru. 5, 6 BOSCH und zu den Nrn.62, 63 AusfAnw 
Die VBorfchriften des $ 47 Nrn.5,6BOSH finden 
auf die in Nr. XIX genannten Bezirksfchornfteinfeger: 
meijter feine Anwendung. 


XXI 
Zu 854 BOCH 
Die Vorſchriften des $54 Abf. 1 Sab2 und Abſ.2 
VOSch gelten aud) für die in Nr, XIX genannten 
Bezirksfchornfteinfegermeifter. 


Artifel 3 
Durdführungsbeftimmungen 
Der Reihöwirtfchaftsminifter erläßt im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminiſter des Innern die zur 
Durhführung diefer Verordnung erforderlichen Vor— 
ſchriften. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 
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Verordnung über den Übergang der Aufgaben 
des Rechnungshofs des Landes Öfterreic anf den Rechnungshof des Deutichen Reichs 
und über die Bildung einer Außenabteilumg des Rechnungshofs des Dentjchen Reichs in Wien. 


Bom 19, Auguſt 1939. 


Auf Grund des $ 16 des Oſtmarkgeſetzes vom 
14. April 1989 (Reichsgeſetzbl. S. 777) und auf 
Grund des Artikels II S 4 des Gefekes Über die Haus- 
baltsführung, Rechnungslegung und Rechnungs— 
prüfung der Länder und über die vierte Anderung der 
Reichshaushaltsordnung vom 17. Juni 1936 (Reichs: 
geſetzbl. II 5.209) wird folgendes verordnet: 


$1 

(1) Die Aufgaben des Rechnungshofs des Landes 
Ofterreid) geben auf den Rechnungshof des Deutfchen 
Reichs über. 

(2) Der Vräfident des Rechnungshofs des Deutjchen 
Neich8 kann Beamte des Nechnungshofs des Landes 
Ofterreich zur Erfüllung der Aufgaben des Rechnungs» 
hofs des Deutichen Reichs beranziehen. 


2 
Der Neichöminifter der Finanzen kann im Ein- 
vernehmen mit dem Neichöminifter des Innern umd 
dem Vräfidenten des Rechnungshofs des Deutjchen 


Berlin, den 19, Auguft 1939. 


Reichs beftimmen, daß von der Durchführung einzelner 
Aufgaben, die dem Rechnungshof des Landes Ofterreich 
oblagen, Abftand genommen wird 


3 
Der Vräfident des Nechnungshofs des Deutichen 
Reichs wird ermächtigt, zur Anpaffung des bisherigen 
öfterreichifchen Prüfungsverfahrens an das Verfahren 
nad) der Neichshaushaltsordnung die erforderlichen 
Beftimmungen zu treffen. Zur Abänderung gejeglicher 
Vorichriften des Landes Oſterreich bedarf er der Zu— 
ftimmung der Neichöminifter der Finanzen und des 
Innern. 
54 
Es wird eine Außenabteilung-des Rechnungshofs 
des Deutſchen Reichs mit dem Sitz in Wien gebildet. 


.) 


Diefe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1, Auguft 
1939 in Kraft, 


Der Neichminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


Der Neichöminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 





Siebente Verordnung über den Handel mit Papiertapeten*). 
⸗ Vom 19. Auguſt 1939. 


Auf Grund des 82 des Geſetzes zur Durchführung 
des Vierjahresplans — Beltellung eines Reichskom— 
miffars für die Preisbildung — vom 29, Oktober 1936 
(Neichögefekbl. I S. 927) wird mit Zuſtimmung des 
Beauftragten für den Vierjahresplan verordnet: 





81 
$ 5 der Dritten Verordnung über den Sanbel 
mit Dapiertapeten vom 13, November 1934 (Reiche: 
geſetzbl. IS. 1190) in der Faſſung der Sechſten Verord- 
nung über den Handel mit DPapiertapeten vom 2. Auguſt 


*) Betrifft nicht die Oſtmart und den Reichsgau Sudetenland, 
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1938 (ReichögefeßbL.I ©.994) erhält folgende Faffung: 
„sg 

Angebote und Verkäufe der Induftrie und des 

Handels zu Fabrikliftenpreifen an die im $4 bezeich— 

neten Verfonen find unftatthaft und dürfen nur auf 

der Grundlage der nad) $2 feftgelegten Brutto- 

berbraucherpreife und mit den Nachläffen bzw. Ver- 
gütungen des $ 4 erfolgen. 

Zu Fabrikliftenpreifen dürfen Angebote und 

Verkäufe erfolgen 

1. an Perfonen, die Stammaufträgein neuer Ware 

von insgefamt mindeftens 3000 Rollen in Auf: 

trägen von mindeftens 500 Rollen erteilen; 


Berlin, den 19. Auguft 1939. 





IT 


2. an Verfonen, die mindeftens 500 Rollen 
(10 Partien zu 50 Rollen) gefchloffen beftellen 
und abnehmen jowie bei partieweifen Nach— 
beftellungen auf diefe Partien.’ 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


g2 
Die in der Sechften Verordnung über den Handel 
mit Papiertapeten vom 2. Auguft 1938 (Reichsgeſetzbl. 
1 ©.994) feftgefeßte Geltungsdauer der Dritten Ver- 
ordnung über den Handel mit Wapiertapeten vom 
13. November 1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 1190) wird 
bis zum 31. Dezember 1940 verlängert. 


Der Reichskommiſſar für die Preisbildung 
In Vertretung 
Dr. Slottmann 


Te 


Fünfte Verordnung 
über die Kengeftaltung der Reichshauptſtadt Berlin*). 
Bom 22, Auguſt 1939, 


Auf Grund des Gefeßes über die Neugeftaltung 
deutfcher Städte vom 4. Oktober 1937 (Reichsgeſetzbl. I 
S.1054) wird für die Reichshauptſtadt Berlin zur 
Durchführung und Ergänzung diefes Gefehes im Ein- 
vernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern ver- 
ordnet: 

$1 

(1) Iſt ein Grundftüd innerhalb des Gebiets des 
Stadtfreifes Berlin zu ſportlichen Sweden verpachtet, 
jo bedarf die Kündigung des Verpächters zu ihrer 
Wirkffamfeit der Genehmigung des Dräfidenten der 
Durchführungsftelle für die Neugeftaltung der Reiche» 
hauptſtadt, wenn der Wächter der Kündigung innerhalb 
zweier Wochen nach Zugang widerfpricht; der Wider- 
ſpruch ift gegenüber dem Werpächter ſchriftlich zu 
ertlären. 

(2) Abſ. 1 findet feine Anwendung wenn der Ver- 
pächter zur vorzeitigen oder friftlofen Kündigung be 
rechtigt ift, 

‘2 

(1) Der Berpächter hat den Antrag auf Genehmi- 

gung der Kündigung innerhalb einer Woche nad) Zu- 





gang des Widerſpruchs bei dem Wräfidenten ber 
Durhführungsftelle einzureichen. 

(2) Wird der Antrag verfpätet eingereicht, fo kann der 
Präfident der Ducchführungsitelle die Genehmigung 
ohne fachliche Prüfung verfagen. 

83 

(1) Die Genehmigung kann verfagt werden, wenn 
das Neichsfportamt die Erhaltung der Sportanlage 
für notwendig erachtet und dem Wächter die Beichaffung 
eines Erjaßgrundftüds unmöglich ift. Die Genehmi- 
gung darf nicht verfagt werden, wenn der Verpächter 
ein befonders dringendes Intereffe an der Beendigung 
des Vachtverhältniffes nachweiſt, fie fol’ nicht verfagt 
werden, wenn der Verpächter im Vertrauen auf die 
Beendigung des Wachtverhältniffes vor Inkrafttreten 
diefer Verordnung anderweit Abmachungen getroffen 
bat und die Verfagung der Genehmigung für ihn oder 
einen Vertragdgegner eine unbillige Härte bedeuten 
würde, 

(2) Wird die Genehmigung verfagt, fo fann ber 
Präfident der Durchführungsftelle zugleich einen 
Zeitpunkt beftimmen, für den der VBerpächter früheftens 


*) Betrifft nicht die Ditmark und den Reichsgau Sudetenland, 








3u den $S$ 3 und 9 des Geſetzes 
vom 4. Oktober 1937 





Nr. 145 — Tag der Ausgabe: 23. Auguft 1939 


das Wachtverhältnis erneut kündigen darf; dieſer 

Zeitpunkt darf nicht über den 31. Dezember 1944 
hinaus fejtgejegt werden. Der Ausjchluß der Kündi- 
gung gilt als zwiſchen den VBertragsteilen vereinbart. 
Der Berpächter darf für einen früheren Zeitpunkt nur 
kündigen, wenn er zur friftlofen Kündigung berechtigt 
it oder wenn dem Dächter ein geeignetes Erjabgrund- 
ftüd nachgewieſen ift. 


Gegen die Verfagung der Genehmigung ift der 
Einſpruch zuläſſig. Er ift innerhalb zweier Wochen 
Ichriftlich bei dem Dräfidenten der Durchführungs- 
ftelle einzulegen. Diefer entfcheidet fiber den Einfpruch 
entiprechend der Stellungnahme des Generalbau- 
infpektors für die Reichshauptitadt endgültig. 

85 

Hat der Verpächter die Kündigung vor Inkraft— 
treten dieſer Verordnung ausgeſprochen, jo gilt $1 
Abſ. 1 entiprechend, wenn der Wächter innerhalb 
zweier Wochen nad) Inkrafttreten diefer Verordnung 
der Kündigung widerfpricht und das Pachtverhältnis 
noch nicht abgelaufen ift. 


Berlin, den 22. Auguſt 1939. 
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$6 

(1) Iſt ein Dachtverhältnis für beftimmte Zeit ein- 
gegangen, jo wird es nad) Ablauf der Dachtzeit auf 
unbeftimmte Zeit fortgejebt, wenn nicht der Verpächter 
oder der Dächter jpäteftens drei Monate vor Ablauf 
der Pachtzeit fich auf die Beendigung des Vachtver- 
bältniffes beruft. Dieje Berufung fteht einer Kündi- 
gung gleich. 

(2) Die Berufung ift noch innerhalb zweier Wochen 
nach Inkrafttreten diefer Verordnung zuläſſig, wenn 
die Dachtzeit binnen drei Monaten nad) Inkrafttreten 
der Verordnung abläuft. 


$7 
Die Vorjchriften der SSL bis 6 gelten entfprechend, 
wenn ein Grundftüd auf Grund eines fonftigen entgelt- 
lichen Vertragsverhältniffes zu ſportlichen Sweden 
überlaſſen ift. 
‘8 
Diefe Verordnung tritt am 31. Dezember 1944 
außer Kraft. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Syrup 





Verordnung über die Nengeitaltung der Stadt Breslau*). 
Bom 22, Augujt 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Neugeftaltung 
deuticher Städte vom 4, DOftober 1937 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 1054) und des Geſetzes über einjtweilige Maß- 
nahmen zur Ordnung des deutichen Siedlungswejens 
vom 3. Juli 1934 GReichsgeſetzbl. I ©. 568) wird in 
Ausführung des Erlafjes des Führers und Reicht: 
kanzlers über ftädtebauliche Maßnahmen in der Stadt 
Breslau vom 17, Februar 1939 (Neichsgefekbt. I 
S. 264) im Einvernehmen mit den beteiligten Neich®- 
miniſtern verordnet: 


81 

Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des 89 
Abſ. 2 des Geſetzes vom 4. Oktober 1937 iſt der 
Regierungspräſident in Breslau. 


S 2 vom 4. Oktober 1 

(1) Einen nad) $ 3 Sat 2 des Gefeßes vom 4. Of- 
tober 1937 zu erjeßenden Schaden trägt die Stadt 
Breslau. Der Anſpruch ift durch Antrag an die 
höhere Berwaltungsbehörde ($ 1) geltend zu machen. 


(2) Beftimmungen darüber, inwieweit die Stadt 
Breslau von demjenigen, in deſſen Intereſſe die den 
Schaden verurjachende Maßnahme überwiegend lag, 
die Erjtattung de3 gezahlten Betrags verlangen 
fann, bleiben vorbehalten. 


S 3 vom 4. Oktober 1 
(1) Die Bebauung von Grundftücden und die Ver- 
änderung baulicher Anlagen wird nad $A Abi. 1 


*) Betrifft nicht die Ditmart und den Reichſsgau Sudetenland. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


366 
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Bu $ 3 des Gefehes 


Bu $4 des wein 
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Zu 85 des Gejches 
vom 4. Oktober 1937 





1444 


des Gejehes vom 4.Oftober 1937 im Einzelfall dur) 
die Baupolizeibehörde auf Verlangen des Gauleiters 
unterſagt. 


(2) Gegen die Entſcheidung der Baupolizeibehörde 
iſt der Einſpruch zuläſſig. Dieſer iſt innerhalb zweier 
Wochen ſchriftlich bei der Baupolizeibehörde einzu— 
legen. Über den Einſpruch entſcheidet die Baupolizei— 
behörde entſprechend der erneuten Stellungnahme des 
Gauleiters endgültig. 


84 

Innerhalb der nach 81 Abi. 2 des Geſetzes vom 
4. Oktober 1937 beſtimmten Bereiche gilt folgendes: 
1. In dem Verfahren nad) dem Geſetz über Die 
Aufſchließung von Wohnfiedlungsgebieten vom 
22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I ©. 659) 
ift auch zu prüfen, ob die Teilung oder die 
Veräußerung die Durchführung der ftädtebau- 
lihen Maßnahmen exjchweren würde. Die 
Genehmigung ift aus diefem Grunde nur zu 

verfagen, wenn der Gauleiter e8 verlangt. 


2. 85 Nr. 2 des Gejetes über die Aufſchließung 
von Mohnfiedlungsgebieten findet Feine An- 
wendung, fofern die Teilungsgenehmigung 
vor dem nfrafttveten diefer Verordnung er- 
teilt worden ift. Die Genehmigung nad) $ 4 
de8 bezeichneten Gejetes darf in diefem Falle 
nur verſagt werden, wenn das Nechtsgeichäft 
die Durchführung der ftädtebaulihen Maß— 
nahmen erſchweren würde und der Gauleiter 
die VBerfaqung verlangt. 

3. Wird die Genehmigung wegen Erſchwerung 
der ftädtebaulichen Maßnahmen verjagt, fo ift 
an Stelle der Beſchwerde nad) dem Gefe über 
die Auffchließung von Wohnfiedlungsgebieten 
der Einfpruch zuläſſig. 83 Abf. 2 gilt ent- 
ſprechend. 

4. Mit dem Antrag auf Genehmigung nach Nr.1 
oder 2-ift auch der Inhalt des Vertrags mit 
zuteilen. 


5. Das Verfahren ift foftenfrei. 


85 

(1) Das Vorkaufsrecht fol nur ausgeübt werden, 
wenn der Erwerb des Grundſtücks zur Durchführung 
der ftädtebaulichen Maßnahmen notwendig ift. 


—VIXVJ 
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(2) Die Ausübung des Vorkaufsrechts ift ausge 

ſchloſſen, wenn 

a) das Neich, ein Land oder die Nationalfoziali- 
ftifche Deutfche Arbeiterpartei an dem Rechts— 
geſchäft beteiligt find; 

b) der Eigentümer da8 Grundftüc an feinen Ehe: 
Qatten oder an eine Perſon verkauft, die mit ihm 
in gerader Linie verwandt oder verſchwägert 
oder in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade 
verwandt iſt; 

c) das Grundftücd im Wege der Zwangsverſteige⸗ 
rung oder durd) den KRonfursverwalter ver- 
Außert wird, oder wenn es ſich um Nechtd- 
geichäfte Handelt, welche die Umwandlung von 
Bruchteilgeigentum in Gefamthandseigentum 
oder das Umgefehrte zum Gegenftand haben. 


86 

(1) Die Friſt zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
beträgt ſechs Wochen von dem Tage ab, an dem die 
Mitteilung über den Inhalt des abaefchloffenen Rauf- 
vertrags dem Oberbürgermeifter der Stadt Breslau 
zugegangen ift (S 4). 

(2) Die Erklärung, daß das Vorfaufsreht aus- 
geübt wird, hat zufammen mit dem Genehmigungs— 
befcheid nach $ A zu erfolgen; nach deffen Bekanntgabe 
ift die Ausübung des Vorkaufsrechts ausgeſchloſſen. 

(3) Hat die Stadt Breslau einen anderen Vor- 
faufsberechtigten bezeichnet, jo kann das Vorkaufsrecht 
für diefen nur durch den Oberbürgermeifter der Stadt 
Breslau ausgeübt werden. 


87 

(1) Das Vorkaufsrecht hat den Vorrang vor allen 
anderen Vorkaufsrechten. Es bedarf zu feiner Er- 
haltung gegenüber dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nicht der Eintragung in das Grundbud). 

(2) Auf das Vorkaufsrecht find die Vorichriften 
des Bürgerlichen Gefeßbuchs in den 88 504 bis 509, 
8 512 und 8 1098 Abf. 2 entfprechend anzuwenden. 
Das Vorkaufsrecht erftreeft fich auch auf das mitver- 
faufte Zubehör. 


(3) Hatder Käufer eine Nebenleiftung übernommen, 
die nicht in Geld zu ſchätzen iſt, fo hat der Eigentümer 
dem Vorkaufsberechtigten gegenüber feinen Anſpruch 
auf die Erfüllung diefer Nebenleiftung und der Vers 
tragsftrafen, die zu ihrer Erfüllung ausbedungen find. 





Bu den 55 B bis 10 des Geſetzes 
vom 4. Oktober 1937 


Bu $ 10 des Seſetzes 
vom 4. Oktober 1937 
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(4) Erwirbt die Stadt Breslau oder der von ihr 
bezeichnete Berechtigte in Ausübung des Vorkaufs— 
rechts ein Grundftüd, fo exlöfchen fonftige Vorkaufs— 
rechte und Wormerfungen, die ein Nedt auf Auf 
laffung erhalten follen ($ 883 des Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs). Soweit die Inhaber der erlöichenden Rechte 
hierdurch einen Vermögensnachteil erleiden, find fie 
von dem Vorfaufsberechtigten angemeifen zu entſchä— 
digen; bei Streit über die Entſchädigung entjcheiden 
die ordentlichen Gerichte, 


8 


Für das Verfahren bei Enteignungen nad) dem 
Gejeß vom 4. Oftober 1937 gilt folgendes: 


1. Eine vorläufige Feititellung des Plans ift nicht 
erforderlich. | 

2. Sind die an dem zu enteignenden Grundftüd 
Berechtigten befannt und kommt offenfichtlic) 
die Anordnung von Sicherungseinrichtungen, 
welche die Enteignungsvorfchriften zugunften 
der Nachbargrundftüde oder im öffentlichen 
Intereſſe vorſehen, nicht in Betradht, fo kann 
die Offenlegung des Plans durch die befondere 
Benachrichtigung der Berechtigten erſetzt wer: 
den. Mit der Zuftellung der Benachrichtigung 
beginnt die Friſt, innerhalb deren nad) den 
‚Enteignungsvorjchriften Einwendungen gegen 
den Dlan erhoben werden fünnen, 


3. Die Verhandlung über die gegen den Dlan er- 
bobenen Einwendungen fann mit der Verband: 
lung über die Befigeinweifung verbunden wer: 
den. In diefem Fall ift in der Ladung darauf 
binzumeifen und auszusprechen, daß auch bei 
Nichtericheinen das Verfahren feinen Fortgang 
nimmt. Der Beichluß über die Befigeinweifung 
fann gleichzeitig mit dem Dlanfeftitellungs- 
beſchluß ergeben, 


89 

Soll Erbhofland enteignet werden, fo hat die Ent 
eignungsbehörde eine Enticheidung des Anerben- 
gerichts darüber herbeizuführen, wieweit durch die 
Enteignung die Yebensfähigkeit des Erbhofs beein 
trächtigt wird. Das Anerbengericht foll vor der Ent- 
Iheidung den Kreisbauernführer hören. Gegen die 
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Enticheidung des Anerbengerichts ift nur die fofortige 
Beichwerde des Kreisbauernführers und gegen die 
Entjcheidung des Erbhofgerichts nur die jofortige 
weitere Beſchwerde des Landesbauernführers zuläjlig. 
Die Anerbenbehörden haben das Verfahren tunlichſt 
zu beichleunigen. Das Verfahren ift foftenfrei. 


$ 10 


(1) Jeder Bau, der in der Stadt Breslau mit 
einem umbauten Raumbedarf von mehr ald 20 000 
Kubikmeter geplant wird, it vechtzeitig bei der vom 
Gauleiter beftimmten Stelle anzumelden. 


(2) Der Gauleiter kann für einen foldyen Bau den 
Bauplab innerhalb eines nad) 81 Mbf.2 des Geſetzes 
vom 4. Oktober 1937 beftimmten Bereichs beftimmen. 


511 


(1) Innerhalb der nach $ 1Abſ. 2 des Geſetzes vom 
4. Dftober 1937 bejtimmten Bereiche fünnen Grund- 
ſtücksteile im Grundbuch Thon dann abaeichrieben 
werden, wenn fie in dem amtlichen Verzeichnis ohne 
örtliche Feſtlegung der neuen Grenzen nad) den end» 
gültigen Bebauungsentwürfen durch Sonderung nad) 
der Karte, die die fihere Übertragung der Grund— 
ſtücksgrenzen in die Ortlichkeit geftattet, vorläufig 
ausgewiejen find, und wenn die Möglichkeit beftebt, 
die endgültig fejtgeftellten Grenzen des Bereichs ein- 
wandfrei in die Kataſterkarte einzutragen. Als Unter: 
lage für die Abſchreibung und Bezeichnung der Grund» 
ſtücksteile im Grundbuch ift in Diefem Falle dem 
Grundbuhamt ein von dem Katafteramt beglaubigter 
Auszug nebit Handzeichnung mit den vorläufigen An- 
gaben des amtlichen Verzeichniffes einzureichen. Auf 
diefem Auszug hat das Katafteramt zu beicheinigen, 
daß der Auszug den im Sat 1 genannten Anforde: 
rungen genügt. 


(2) Sind die Grundftücsteile in dem amtlichen 
Verzeichnis endgültig nachgewiefen, fo iſt erforder: 
lichenfalls das Grundbuch von Amts wegen zu be 
richtigen. 


(3) Ergeben ſich bei der endgültigen Nachweiſung 
in dem amtlichen Verzeichnis andere Flächenmaße ala 
nach den vorläufigen Feftitellungen, fo Eönnen hieraus 
Anſprüche gegen die Grundbuch- und Vermeſſungs— 
behörden nicht hergeleitet werden, 
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$ 12 

Die Dritte Verordnung über die Neugeftaltung der 
Reihshauptitadt Berlin vom 23. April 1938 (Reichs— 
geſetzbl. IS. 410) findet in der Stadt Breslau ent- 
iprechende Anwendung mit dev Maßgabe, daß an 
Stelle des Generalbauinipeftors für die Reichshaupt— 
ftadt der Gauleiter und an Stelle des Volizeipräfi- 
denten in Berlin der Regierungspräfident in Breslau 
tritt. 

$ 13 

(1) Die Feſtſetzung, Anderung und Aufhebung von 
Fluchtlinien ($ 1 des preußiichen Gejeßes, betreffend 
die Anlegung und Veränderung von Straßen und 
Plätzen in Städten und ländlichen Ortidaften 
Preußiſches Fluchtliniengefeß] vom 2. Juli 1875 
— Preuß. Geſetzſamml. ©. 561 — in der Faſſung 
des Artikels 1 Nr. 1 des preußiichen Wohnungs 
agejeßes vom 28. März 1918 — Preuß. Geſetzſamml. 
S. 23) bedarf innerhalb der nah S1 Abſ. 2 des 
Geſetzes vom 4. Oftober 1937 beitimmten Bereiche 
der Zuftimmung des Gauleiters. 

(2) Der Gauleiter fann innerhalb dieje8 Gebiets 
die Feftießung, Anderung und Aufhebung von Flucht: 
linien verlangen. 

s 14 

Innerhalb der nady $ 1 Abi. 2 des Geſetzes vom 
4. Oktober 1937 beitimmten Bereiche fönnen im Ver— 
fahren nach den 88 15 und 16 diefer Verordnung 
Fluchtlinien aufgehoben und öffentliche Wege einge- 
zogen werden, ſoweit die Aufhebung oder Einziehung 
zur Durchführung der ftädtebaulichen Maßnahmen 
erforderlich iſt. 


Berlin, den 22. Auguſt 1939. 
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(1) Fluchtlinien werden auf Verlangen des Gau- 
leiter dur Beſchluß de8 Oberbürgermeifters der 
Stadt Breslau nach Anhörung der Ortspolizei- 
behörde aufgehoben. Der Beſchluß ift öffentlich 
befanntzumachen oder den beteiligten Grundſtücks— 
ejgentümern mitzuteilen. Die Dlanunterlagen jollen 
zu jedermanns Einficht offengelegt werden. 

(2) Gegen den Beſchluß ift der Einſpruch zuläffig. 
Der Einſpruch ift innerhalb zweier Wochen feit der 
öffentlichen Bekanntmachung oder der Mitteilung 
ichriftlich beim Oberbürgermeifter einzulegen. Über 
den Einfpruch entjcheidet entiprechend der erneuten 
Stellungnahme des Gauleiterd der Oberbürger- 
meifter endgültig. | 


$ 16 

(1) Öffentliche Wege werden auf Antrag des Ober- 
bürgermeifters der Stadt Breslau durd die Wege: 
polizeibehörde eingezogen. Der Antrag ift nur auf 
Verlangen des Gauleiters zu ftellen. Soweit für den 
Weg Fluchtlinien beftehen, hat ihre Aufhebung vor- 
berzugehen. Der Beſchluß iſt öffentlich befanntzu- 
machen, 

(2) $ 15 Abſ. 2 gilt entiprechend mit der Maßgabe, 
dab der Einjprucd bei der Wegepolizeibehörde ein- 
zulegen iſt. 

(3) Der Gemeingebrauh an den eingezogenen 
Megen bleibt bis zu dem Zeitpunft zuläffig, den die 
Megepolizeibehörde im Benehmen mit dem Gau- 
leiter bejtimmt. 


Der Reihhsarbeitsminifter 
In Vertretung 


Dr. Syrup 
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Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über die Ausübung des Snadenrechts in der Berufsgerichtsbarkeit 
der Ärzte, Tierärzte und Apotheker. 
Bom 15. Auguft 1939. 


Auf Grund des 88 des Reichäftatthaltergejeges vom 30. Januar 1935 (Neichögefeßbl. I S. 65) beitimme 
ich über die Ausübung des Gnadenrechts in Berufsgerichtsfachen der Ärzte, Tierärzte und Apotheker, was folgt: 
1. Ich behalte mir vor 
1. die Niederjchlagung von Verfahren, die bei den ärztlichen, tierärztlichen und Apotheker-Berufsgerichten 
bereits anhängig find, 
2. die Aufhebung von Urteilen, in denen feftgejtellt ift, daß der verurteilte Arzt oder Tierarzt unwürdig ift, 
den ärztlichen oder tierärztlichen Beruf auszuüben ($52 Abſ. 1 Nr.5 der Neichsärzteordnung vom 
13. Dezember 1935 — Reichsgeſetzbl. I ©. 1433 — und $52 Abſ. 1 Pr. 4 der NReichstierärzteordnung 
vom 3. April 1936 — Reichsgeſetzbl. 15.347). Das gleiche gilt für ein Urteil, durch das die dauernde 
Unwürdigkeit eines Apothefers zur Ausübung des Apotheferberufs feftgeftellt ift ($ 16 Abſ. 1 Nr. 4 der 
Neichsapotbeferordnung vom 18. April 1937 — Reichsgejebbl. I ©. 457). 
II. Im übrigen übertrage ich die Befugnis zu Gnadenerweilen und ablehnenden Entjchliefungen dem Reichs» 
minifter des “Innern. 


Berchtesgaden, den 15. Auguſt 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Reichsgeſehbbl. 1939 I 
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Berorbnung über Wochenjchaupreije im Reichsgau Sudetenland. 
Bom 12, Augujt 1939, 


Auf Grund der Verordnung über die Aufgaben des Reichskommiſſars für die Preisbildung in den fudeten- 
deutfchen Gebieten vom 18. Oktober 1938 (Reichägefekbl. I ©. 1444) wird mit Zuftimmung des Beauftragten 
für den Vierjahresplan verordnet: 

$1 


Die Verordnung über Wocenfchaupreije vom 28. Dftober 1938 (Reichögefetbl. I S. 1520) gilt auch im 


Reichsgau Subdetenland. 
2 


Die Verordnung tritt am 1. September 1939 in Kraft. 
Berlin, den 12. Auguft 1939. 


Der Reihbsfommifsfar für die Preisbildung 
An Vertretung 
Dr. Slottmann 


Der Reichdminifter des Innern 
An Vertretung 
Pfundtner 


Berordnung 
über die Verteilung des Länderanteils an der Jagdſcheingebühr 
im Reichsſsgau Sudetenland. 


Bom 15. Augujt 1939. 


Auf Grund des S 27 Ab. 6 der Ausführungsverordnung zum Reichsjagdgeſetz vom 27, März 1935 
(Reichsgeſetzbl. I S. 431) wird folgendes verorönet: 
sl | 
Bon dem Länderanteil an der Jagdfcheingebühr gemäß $ 27 Abf. 6 der Verordnung zur Ausführung 
des Reichsjagdgefeßes vom 27. März 1935 (Neichsgefeßbl. T ©. 431) fließt die Hälfte zur Kreiskommunalkaſſe, 
in den Stadtkreifen zur Gemeindekaffe. 
82 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1939 in Kraft. 
Berlin, den 15. Auguſt 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
An Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsjägermeiſter 
In Vertretung 
Alpers 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 
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Berordnung 
über die Berzinjung landwirtichaftlicher Aufwertungshypothefen 
im Memelland. 


Bom 19, Auguſt 1939. 


Auf Grund des Gefebes über die Wiedervereinigung des Memellandes mit dem Deutjchen Reid) vom 
23. März 1939 (NReichägefehbl. I ©. 559) wird folgendes verordnet: 

Der Zinsfuß für die Aufwertungshypotheken, die auf einem in der Hauptſache land- oder forſtwirtſchaftlich 
genußten Grundftüd laften, beträgt für das zweite Halbjahr 1939 drei vom Hundert. 


Berlin, den 19. Auguft 1939. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Freisler 


Der Reichöminifter des Innern 
In Vertretung 
Nfundtner 


Berordnung zur Einführung des Gejehes Über das Branntweinmonopol 
in der Ditmarf 


Bom 20, Auguſt 1939 


Auf Grund des Gefeßes über die Wiedervereinigung 
Öfterreichd mit dem Deutjchen Reid) vom 13. März 
1938 (Reichögefeßbl. IS. 237) wird verordnet: 


Artifell 
Die in der Oftmark bisher geltenden Vorfchriften 
über die Beſteuerung und VBewirtichaftung des 
Branntweins und über die Beſteuerung der Effigfäure 
werden außer Kraft gefebt. 


Artikel ll 

(1) Es gelten in der Oſtmark 

das Gejeß über dad Branntweinmonopol vom 
3, April 1922 (Reichögefeßbl. I ©. 405) mit feinen 
Ipäteren Änderungen, 

die Durbhführungsbeitimmungen (Ausführungs— 
beftimmungen) zum Geſetz über dad Branntwein- 
monopol vom 8. April 1922 (Verordnung vom 
12. September 1922, Zentralblatt für das Deutjche 
Reich S. 707) mit ihren ſpäteren Anderungen. 


(2) Der Reihsminifter der Finanzen gibt die Vor: 
ſchriften, die hiernach in der Oftmarf gelten, beſonders 
befannt. 


Artikel III 


(1) Das gejamte bewegliche und unbewegliche Ver 
mögen der Oſterreichiſchen Spiritusftelle gebt in das 
Eigentum des Neich8 über und wird von der Reichs— 
monopolverwaltung für Branntwein verwaltet. 


(2) Das Neid) (die Neichömonopolverwaltung für 
Branntwein) tritt in alle vermögensrechtlichen 
Pflichten und Rechte der Sfterreichifchen Spiritus. 
itelle ein. 


(3) Die näheren Anordnungen über die Eingliede 
rung der Öfterreichiichen Spiritusftelle in die Reichs 
monopolverwaltung für Branntwein und über die 
Übernahme der Gefolgichaftsmitglieder der Öfter 
reichiſchen Spiritusftelle trifft der Präſident der 
Reichsmonopolverwaltung für Branntwein, 


I 
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Artifel IV 
sı 
(1) Brennereien, die nad) bisherigem Recht für die 
Betriebsperiode 1938/39 als landwirtichaftliche 


Brennereien anerkannt worden find, und Brenne- 
reien, die bisher Branntwein aus mehligen Stoffen 
hergeitellt und die Branntweinproduftionsabgabe 
nach der Vaufchalierung oder Abfindung entrichtet 
haben, find landwirtichaftliche Brennereien im Sinn 
des S 25 des Gejeßes über das Branntweinmonopol, 
fofern fie die Vorausſetzungen der Monopolbejtim- 
mungen erfüllen. 

(2) Als regelmäßiges Brennrecht ($ 18 der 
Prennereiordnung) wird den Vrennereien, die nad) 
bisherigem Necht für die Vetriebsperiode 1938/39 
als landwirtichaftliche Brennereien anerkannt worden 
find, fofern deren Eigentümer am 1. Januar 1939 
deutichen oder artverwandten Blutes waren, bei Ge- 
noflenjchaftsbrennereien, joweit mehr ala 75 vom 
Hundert der Anteile Eigentum von Perſonen der 
erwähnten Art waren, mit Wirkung vom 1. Oftober 
1939 ab die ihnen nach bisherigem Necht für eine 
jährliche Betriebsperiode zuftehende Höchſterzeugungs— 
beredytiqung jugewiejen. 

(3) Den Brennereien, die bisher Branntwein aus 
mehligen Stoffen hergeftellt und die Branntwein— 
produftiongabgabe nad) der Waufchalierung oder 
Abfindung entrichtet haben, wird, fofern fie in den 
Betriebsperioden 1933/34 bis einſchließlich 1937/38 
im Durcchichnitt mehr als 10 Seftoliter Weingeift in 
einer Betriebsperiode erzeugt haben und ihre Eigen- 
tümer am 1. Januar 1939 deutjchen oder artver- 
wandten Blutes waren, ein vorläufige Brennrecht 
in der Höhe ihrer Erzeugung in der Betriebsperiode 
1937/38 zugewiefen, ſobald die Brennereien ver- 
ichlußficher eingerichtet worden find. Das endgültige 
(regelmäßige) Brennrecht (S 18 der Brennerei- 
ordnung) ſetzt der örtlich zuftändige Oberfinanzprä- 
jident auf Antrag des Brennereibefiters nach dem 
Umfang der Vetriebseinrichtungen und dem wirt: 
ichaftlichen Bedürfnis, insbefondere unter Berück— 
ſichtigung eines höchſtens ſechsmonatlichen Schlempe— 
bedarfs zur Erhaltung des eigenen Viehbeſtands des 
Brennereigutes, feſt. 

(4) Dem $ 25 Abſatz 3 des Geſetzes über das 
Rranntweinmonopol ift für die Betriebsjahre 








LU 
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1939/40 und 1940/41 abweichend von den Bejtim- 
mungen des $ 3 Abſatz 3 der Brennereiordnung ge 
nügt, wenn die in den Brennereien (Abjab 1) zux Ver- 
arbeitung fommenden Nobftoffe mit fieben Sehnteln 
bon den Eigentümern oder Befitern der Brennerei 
jelbit gewonnen worden find und wenn bei Genojjen- 
ihaftsbrennereien die fo gewonnenen Robftoffe mit 
fieben Sehnteln entiprechend der Beteiligung der ein- 
zelnen Teilnehmer an der Brennerei geliefert und die 
fämtlichen Betriebsrüdftände von den Teilnehmern 
in dieſem Verhältnis verfüttert werden. 


2 

(1) Brennereien, die in den Betriebsperioden 
1933/34 bis einfchlieflih 1937/38 überwiegend 
Obititoffe im Sinn des $ 27 des Geſetzes Über das 
PBranntweinmonopol verarbeitet haben und nad) 
bisherigem Recht die Branntweinproduftionsabgabe 
zu entrichten hatten, find Obitbrennereien im Sinn 
des genannten S 27, 


(2) Diejen Brennereien wird, fofern fie in den 
Betriebsperioden 1933/34 bis einfchließli 1937/38 
im Durchſchnitt mehr als 10 Sektoliter Weingeift in 
einer Vetriebsperiode erzeugt haben und ihre Eigen- 
tümer am 1. Januar 1939 deutjchen oder artvar- 
wandten Blutes waren, ein vorläufiges Brennrecht 
in der Höhe ihrer Erzeugung in der Betriebsperiode 
1937/38 zugewiejen. Das endgültige (vegelmäßige) 
Brennrecht ($ 18 der Brennereiordnung) fett der 
örtlich zuftändige Oberfinangpräfident nad) dem Um— 
fang der Betriebseinrichtungen und dem wirtſchaft— 
lichen Bedürfnis auf Antrag des Brennereibefigerd 
feft. Das endgültige Brennrecht darf das doppelte 
Ausmaß der Erzeugung der Betriebsperiode 1937/38 
nicht überfteigen. 


Ss 3 
(1) Brennereien, die weder zu den landwirtichaft- 
lichen Brennereien ($ 1) noch zu den Objtbrennereien 
($ 2) gehören, find gewerbliche Brennereien im Sinn 
des 8 28 des Gejekes über dad Branntweinmonopol. 


(2) Als regelmäßiges Brennrecht ($ 18 der 
Prennereiordnung) wird diefen Vrennereien, ſofern 
ihre Eigentümer am 1. Januar 1939 deutjchen oder 
artverwandten Blutes waren, mit Wirkung vom 
1. Oftober 1939 ab die ihnen für die Betrieb&periode 
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1938/39 zugeftandene Erzeugungsberehtigung zuge 
wiejen. Diefes Brennrecht wird durch die Vorſchrift 
des S 10 Abfab 2 nicht berührt, 


84 
(1) Abſindungsbrennereien im Sinn des $ 57 des 
Gefehes über das Branntweinmonopol find: 

1. Brennereien, die bisher ſelbſterzeugte mehlige 
Stoffe-auf eigener Brennvorrichtung verarbei- 
tet und die Branntweinproduftionsabgabe nad) 
der Daufchalierung oder Abfindung entrichtet 
haben, fofern fie in einem Betriebsjahr nicht 
mehr als 3 Heftoliter Weingeift herſtellen, 


rd 


. Brennereien, deren Befiter nad) den bisherigen 
Vorichriften Branntwein für den Hausbedarf 
abgabefrei herſtellen durften und in dev Be— 
triebsperiode 1937/38 jelbfterzeugte Obſtſtoffe 
($ 2 Abjak 1) auf eigener Brennvorrichtung 
verarbeitet und die VBranntweinproduftions- 
abgabe nad der Vaufchalierung oder Abfin- 
dung entrichtet haben. 


(2) Der Neihsminifter der Finanzen fann bis zu 
2 vom Hundert der ſich aus Abſatzl Siffer 2 ergebenden 
Zahl der Abfindungsbrennereien weitere Brennereien 
zur Abfindung zulaffen, für die die Vorausſetzungen 
des Abſatzes 1 Ziffer 2 zwar nicht in der Betriebs 
periode 1937/38, wohl aber in einer der drei leiten 
vorausgegangenen Vetriebsperioden zutreffen. “Der 
Antrag ift im Lauf des Betriebsjahrs 1939/40 über 
den Pandesbauernführer zu ftellen. Vor der Ent- 
icheidung wird der Landesbauernführer gehört. 


(3) Inhaber von Abfindungsbrennereien (Abſatz I 
Ziffer 2 und Abſatz 2), die in einem Betriebsjahr von 
der Abfindung feinen Gebrauch machen wollen, fünnen 
Branntwein für den Hausbedarf monopolabgabefrei 
herftellen (Artikel IV $ 5), wenn fie dies bis 15. Ok— 
tober bei der Zollſtelle erklären. 


85 

(1) Der Reichsminiſter der Finanzen beſtimmt im 
Perivaltungsweg, in welchem Umfang und unter 
welchen Bedingungen natürlichen Perſonen die Ver— 
alnftigung zufteht, Branntwein für den Hausbedarf 
monopolabgabefrei heritellen zu dürfen. 

(2) Für die Inanſpruchnahme dev Vergünftigung 
ift eine Überwachungsgebühr (bisher Kontrollgebühr) 


Reichsgeſetzbl 1939 I 





zu entrichten. Sie beträgt je Naumliter Branniwein 
in einer Meingeiftftärfe von böchitens 50 Raum- 
bundertteilen 


für das Betriebsjahr 1939/40 ..... 14 Auf, 
»» » 1940/41 ..... 21 >», 
»» » 1941/42 ...:. 28 », 
»» » 1942/43 ..... 35 », 
»» » 1943/44 ..... 42 » und 
bom » 1944/45 ab ... 50 » 


Die Lberwachungsgebühr ift eine Gebühr im Sinn 
der Gebührenordnung für das Zoll, Verbrauchiteuer- 
und Branntweinmonopolverfahren (GO.) vom 9. Juni 
1939 (NReihsminifterialbl. S. 1268). 


(3) Wer monopolabgabefreien Branntwein für den 
Hausbedarf herftellt, ift von der Teilnahme an einer 
Obftgemeinihaftsbrennerei nicht ausgeſchloſſen. Er 
darf abweichend von der Vorſchrift des $ 37 letter 


Satz des Geſetzes über das Branntweinmonopol jelbit- 


erzeugte Obftjtoffe an die Gemeinjchaftsbrennerei 
liefern, darf jedoch den Branntwein, jofern er ihn 
übernimmt, an andere nicht abgeben. 


(4) Zuwiderhandlungen gegen die Beftimmungen 
über die SHerftellung von monopolabgabefreiem 
Branntwein für den Hausbedarf werden nad) den 
Strafvorfehriften des Geſetzes über das Branntwein- 
monopol geahndet. 


86 
$ 71 des Geſetzes über das Branntweinmonopol 
gilt auch für die Oftmarf. 


$7 
Der Vräfident der Neihsmonopolverwaltung für 
PBranntwein ift ermächtigt, 

1. für eine Übergangszeit das Jahresbrennrecht 
und die Übernahme- und Verfaufpreife für 
Branntwein in der Oſtmark abweichend von 
der im übrigen Neichsgebiet geltenden Nege- 
lung feitzufeßen, 


2. den PVrennereien, bei denen nad) bisherigem 
Recht die erzeugte Altoholmenge nad) dem wirk— 
lichen Erzeugnis ermittelt wurde, für die Um— 
jtellung auf die vom Geſetz über das Brannt- 
weinmonopol geforderte verfehlußfichere Ein- 
richtung eine angemefjene Frift zu gewähren. 


III 
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8 

(1) Für Betriebe inder Oftmarf, die bisher Brannt- 
wein zur Speifeejfigbereitung im Rahmen des ihnen 
nach bisherigem Recht zugewiefenen KRontingents be- 
zogen haben, werden mit Wirkung vom 1. Oftober 
1939 ab Rechte zum Bezug von Branntwein zur 
Speijeejfigbereitung bis zur Gejamthöhe von 
10600 Seftoliter Weingeift gebildet. Um dieje Menge 
erhöht fi die in $93 Abjak 2 des Geſetzes über 
das Branntweinmonopol fejtgejeßte Gefamthöhe der 
Ejjigbranntwein-Bezugsrechte. 

(2) Die Bezugsrechte werden auf die berechtigten 
Betriebe durch die Reichsmonopolverwaltung im Be 
nehmen mit dem Neichsnährftand verteilt. 


$9 

(1) Für Betriebe in der Oftmarf, die nad) bis: 
herigem Recht Eſſigſäure, die auf andere Weiſe als 
durch Gärung bergeftellt worden ift, zum freien Ver- 
fehr abgefertigt haben, werden mit Wirkung vom 
1. Oftober 1939 ab Betriebsrechte in Höhe von 
4 180 Doppelzentner wafjerfreier Eſſigſäure gebildet. 
Um diefe Menge erhöht fi) die in $ 162 Abfak 2 
des Gejeßes über das Branntweinmonopol feftgefeßte 
Gejamthöhe der Ejjigfäure-Betriebsrechte. 

(2) Die Betriebsrechte werden auf die berechtigten 
Betriebe entjpredhend dem nachgewiejenen Erzeu— 
gungsbedürfnis durch die Neihsmonopolverwaltung 
für Branntwein verteilt. 


$ 10 
(1) Die Betriebsperiode (dad Betriebsjahr) 1938/39 
umfaßt den Zeitraum vom 1. September 1938 bis 
zum 30. September 1939, 


Berlin, 20. Auguſt 1939 
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(2) Die Erzeugungsberehtigung, die den einzelnen 
Brennereien nad) bisherigem Recht für die Betriebs: 
periode 1938/39 zugewiefen ift, bleibt für die nad) 
Abjat 1 verlängerte Betriebsperiode (Betriebsjahr) 
beſtehen, erhöht ſich jedoch um ein Zwölftel. Das 
gleiche gilt für die Bezugs- und Betriebsrechte der 
in den 888 und 9 genannten Betriebe. 


sıl 
Die Bejtimmungen des $ 100 Abjäge 2 und 4, 
der SS 101 und 102 des Gejetes Über das Brannt- 
weinmonopol finden in der Oftmark bis auf weiteres 
Feine Anwendung. 


$12 


Wer nach den Vorfchriften Über das Branntwein- 
monopol verpflichtet ift, feinen Betrieb anzumelden, 
hat ungeachtet etwaiger früherer Anmeldungen die 
vorgeſchriebenen Anmeldungen bei der zuftändigen 
Sollftelle binnen 14 Tagen nad) nfrafttreten diefer 
Verordnung einzureichen. 


Artikel V 


Alle weiteren Anordnungen trifft der Reihsminifter 
der Finanzen im Verwaltungsweg. Ex entjcheidet 
auch über das Brennrecht der VBrennereien, deren 
Eigentümer am 1. Januar 1939 nicht deutfchen oder 
artverwandten Blutes waren. 


Wrtifel VI 


Dieſe Verordnung tritt, fofern darin nichts anderes 
beitimmt ift, am 1, Oftober 1939 in Kraft. 


Der Reihsminifter der finanzen 
In Vertretung 
Neinbardt 


Der Neichöminifter des Innern 
In Vertretung 
Dfundtner 
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Bolizeiverordnnung 
über die Kennzeichnung der an den Bergbau vertriebenen ummantelten Wetterjprengitoffe. 
Bom 21. Auguſt 1939. 


Auf Grund der Verordnung über die Polizeiver- 
orönungen der Reichaminifter vom 14. November 
1938 (NReichögefeßbl. I ©. 1582) wird im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminiſter des Innern folgen 
ded verordnet: 

81 

(1) Ummantelte Wetterſprengſtoffe dürfen an den 
Bergbau nur mit nadhftehend beſchriebenen Umhül— 
[ungen vertrieben werden: 

a) Das Watronenpapier muß durch 2 Zentimeter 
breite, ſenkrecht zur Längsachſe der Vatrone 
verlaufende Streifen von abwechjelnd gelblid)- 
weißer und grüner Farbe gekennzeichnet fein, 

b) die Dafete find in gelblicdy-weißes, mit 2 Zen- 
timeter breiten grünen Streifen bedrudtes 
Papier einzuichlagen. 


Berlin, den 21. Auguft 1939. 


(2) Im übrigen bleiben die für die Kennzeihnung 
der MWetteriprenaftoffe geltenden landesrechtlichen 
Beitimmungen unberührt. 


82 
Wer den Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung 
vorſätzlich oder fahrläſſig zuwiderhandelt, wird mit 
Geldſtrafe bis zu 150 Reichsmark, in beſonders ſchweren 
Fällen mit Haft bis zu ſechs Wochen beſtraft. 


$3 

(1) Dieje Volizeiverordnung tritt am 1. Oftober 
1939 in Kraft. Die bisher vorgejchriebenen Um- 
hüllungen fünnen noch bis zum 1. Januar 1940 
weiterverwendet werden. 

(2) Die Inkraftſetzung der Verordnung für die 
Oftmark und den Sudetengau bleibt vorbehalten. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 





Berordnung 
über die Gliederung des Memellandes in Stadt: und Landkreiſe. 
Rom 24. Auguſt 1939. 
Auf Grund des $ 2 des Geſetzes über die Wiederver- | In ihn werden die Gemeinden 

einigung des Memellandes mit dem Deutſchen Reich Ackmoniſchken, Paſſon-Reisgen, 

vom 23. März 1939 GReichsgeſetzbl. I ©. 559) wird Alt-Stremdynen, Deteraten (ohne die Orts— 

über die Gliederung des Memellandes in beftehende Altweide, teile Callus-Wilpin, 

Stadt- und Landfreife verordnet: Augskicken, Endrikaten), 
Berſteningken, Plaſchken, 

81 Coadjuthen, Pleine, 
Im Regierungsbezirk Gumbinnen werden gebildet: Galsdon-Joneiten, Rucken, 
Heydeberg, Schlaunen, 
1. Der Stadtkreis Memel. Kaszemecken, Steräwethen, 

Er beiteht aus der bisherigen Gemeinde Memel. Rawohlen, Steppon-Rödszen, 

Maspitubbern, Stoniſchken, 
2. Der Landkreis Memel. Mediſchkehmen, Szameitkehmen, 

Er beſteht aus dem bisherigen Landkreis Memel. Meiſchlauken, Uszpelken, 

Nädewald, Wersmeningken, 
3. Der Landkreis Heydekrug. Pageldienen, Teil des Forſtguts 
Er beſteht aus dem bisherigen Landkreis Heydekrug. Pakamonen, Diogken (Kawohlen) 
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des bisherigen Landkreiſes Pogegen und die Gemein 83 
den Elchwinkel und Skierwiet des Landkreiſes Elch— Der bisherige Landkreis Pogegen mit Ausnahme 
niederung eingegliedert. der in den 88 1 und 2 genannten Gemeinden wird in 
82 den Landfreis Tilſit-Ragnit eingegliedert. 
Die Gemeinde Übermemel ded bisherigen Land: 
freifes Pogegen wird in den Stadtkreis Tilfit ein 54 
gegliedert. Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1939 in Kraft. 


Berlin, den 24. Auguſt 1939. 


Der Reihdminifter des Innern 
In Vertretung 
Vfundtner 


Z zum Reichsgefeßblatt, Teil | 
können beim Reichsverlagsamt, Berlin KW 40, Scharnhorfiftr. 4, —— 


beſtellt werden. 
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Berordnung 
über das Sonderftrafrecht im Kriege und bei befonderem Einjaß 
(Kriegsjonderjtrafrechtsverordnung). 
Bom 17. Auguft 1938. 


Kriegsfonderftrafrecht 


81 
Das ſachliche Strafrecht 

(1) Für alle Perſonen, die dem Militärſtrafgeſetz— 
buch unterworfen find, gilt aud) das Strafgefeßbud) 
für das Deutiche Neid). 

(2) Auf diefe Perſonen ift das für fie geltende 
Strafrecht auch dann anzuwenden, wenn fie die Tat 
im Ausland begehen. 


Sondertatbejtände 


82 


Spionage 


(1) Wegen Spionage wird mit dem Tode beſtraft, 
wer heimlich oder unter falſchem Vorwand in dem 
Kriegsgebiet der deutichen oder einer verbündeten 
Wehrmacht Nachrichten einzieht oder einzuziehen jucht 
in der Abficht, fie dem Feinde oder zu dejien Nußen 
einem anderen mitzuteilen. Daneben fann auf Ein- 
ziehung des Vermögens erfannt werden. 

(2) Keine Spione find: 

1. Militärperfonen inUniform, die indas Kriegs. 
gebiet der deutfchen oder einer verbündeten 
Wehrmacht eingedrungen find, um ſich Nad)- 
richten zu verſchaffen. 
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2. Derfonen, die den ihnen erteilten Auftrag, 
Mitteilungen an ihre eigene oder an die feind- 
liche Wehrmacht zu überbringen, offen aus: 
führen. 

3. Derfonen, die in Luftfahrzeugen befördert 
werden, um offen: 


a) Mitteilungen zu überbringen oder 
b) überhaupt Verbindungen zwiſchen den ver- 


ſchiedenen Teilen der feindlichen Wehrmacht 
oder eines Gebietes aufrechtzuerbalten. 


(3) Ein Spion, der zur feindlichen Wehrmacht zu 
rückgekehrt it und ſpäter gefangengenommen wird, 
ift ald Kriegsgefangener zu behandeln und kann für 
frühere Spionage nicht verantwortlid gemadyt wer- 
den, 


(4) Ab. 2 und 3 gelten nicht für Deutſche und die 
Angehörigen eines verbiündeten Volkes oder einer 
verbindeten Wehrmacht. 


83 
Freiſchärlerei 


(1) Wegen Freiſchärlerei wird mit dem Tode be— 
ftraft, wer, ohne als Angehöriger der bewaffneten 
feindlichen Macht durd die völkerrechtlich vorge 
Ichriebenen äußeren Abzeichen der Zugehörigkeit er- 
fennbar zu fein, Waffen oder andere Kampfmittel 
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führt oder in feinem Beſitz hat in der Abficht, fie 
zum Nachteil der deutfchen oder einer berbündeten 
Wehrmacht zu gebrauchen oder einen ihrer Ange 
hörigen zu töten, oder ſonſt Handlungen vornimmt, 
die nad) Kriegsgebraud) nur von Angehörigen einer 
bewaffneten Macht in Uniform vorgenommen werden 
dürfen. Daneben fann auf Einziehung des Vermögens 
erfannt werden. 


(2) Keine Freifchärler find: 


l. Angehörige der bewaffneten feindlichen Macht 
in Uniform, die ſich lediglich einer üblichen 
Tarnung bedienen, 


2. Angehörige der Milizen und Freiwilligen— 
Korps, wenn ſie folgende Bedingungen er— 
füllen: 

a) jemand an ihrer Spitze ſteht, der für ſeine 
Untergebenen verantwortlich ift; 

b) fie ein bejtimmtes aus der ferne erfenn- 
bares Abzeichen tragen; 

c) fie die Waffen offen führen und 

d) bei ihren Unternehmungen die Geſetze und 
Gebräuche des Krieges beachten, 


3. Die Bevölferung eines nicht beſetzten Gebietes, 
die beim Herannahen des Feindes aus eigenem 
Antrieb zu den Waffen areift, um die ein- 
dringenden Truppen zu befämpfen, ohne Zeit 
gehabt zu haben, fih nach Nr. 2a und b zu- 
\ammenzuichließen, wenn fie die Waffen offen 
führt und die Gefete und Gebräuche des Krieges 
beachtet. 


84 
Zuwiderhandlungen gegen die von den Befehlshabern 
im beſetzten ausländiſchen Gebiet 
erlaſſenen Verordnungen 


(1) Zuwiderhandlungen gegen die von den Befehls— 
babern im bejeßten ausländiichen Gebiet zur Siche- 
rung der Wehrmacht oder des Kriegszwecks erlaffenen 
Verordnungen werden mit Zuchthaus oder Gefängnis 
bis zu fünfzehn Jahren beftraft, joweit in diefen 
Verordnungen feine anderen Strafen angedroht find. 


(2) In befonders leichten Fällen fann auf Haft bis 
zu ſechs Wochen oder Gelditrafe erfannt werden. 


85 
Zerſetzung der Wehrkraft 
(1) Wegen Serfeßung der Wehrkraft wird mit 
dem Tode beftraft: 


1. wer öffentlich dazu auffordert oder anreizt, 
die Erfüllung der Dienftpflicht in der deutichen 
oder einer verbündeten Wehrmacht zu verwei 
gern, oder ſonſt öffentlich den Willen des 
deutſchen oder verbündeten Volkes zur wehr: 
haften Selbſtbehauptung zu lähmen oder zu 
zerſetzen jucht; 

2, wer e8 unternimmt, einen Soldaten oder Wehr: 
pflichtigen des Beurlaubtenftandes zum Ange: 
horſam, zur Widerfeßung oder zur Tätlichkeit 
gegen einen Vorgefeßten oder zur Fahnenflucht 
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oder unerlaubten Entfernung zu verleiten oder 
jonft die Manneszucht in der deutichen oder 
einer verbündeten Wehrmacht zu untergraben; 


3. wer e8 unternimmt, fich oder einen anderen 
durch Selbjtverftümmelung, durch ein auf 
Täuſchung berechnetes Mittel oder auf andere 
Weife der Erfüllung des Wehrdienftes ganz, 
teilweife oder zeitweife zu entziehen. 


(2) In minder jehweren Fällen kann auf Zucht: 
haus oder Gefängnis erfannt werden. 


(3) Neben der Todes- und der Zuchthausſtrafe ift 
die Einziehung des Vermögens zuläffig. 


86 
Unerlaubte Entfernung und Fahnenflucht 
I. Die $$ 64, 67, 70 des Militärſtrafgeſetzbuchs 
find in folgender Faffung anzuwenden: 
„Ss 64 
Wer umbefugt feine Truppe oder Dienititelle 
verläßt oder ihr fernbleibt und vorſätzlich oder 
fahrläffig länger als einen Tag abweſend ift, 
wird wegen unerlaubter Entfernung mit Gefängnis 
oder Feſtungshaft bis zu zehn Jahren beftraft. In 
minder ſchweren Fällen kann die Strafe bis auf 
Sri Tage geichärften Arreftes ermäßigt wer: 
en. 


$ 67 
3 
ereiheitsftrafe von einem Jahr bis zu zehn 


Jahren tritt ein, wenn die unbefugte Abweſenheit 
länger als drei Tage dauert. 


$ 70 
Bei Fahnenflucht ift auf Todesftrafe oder auf 
lebenslanges oder zeitiges Zuchthaus zu erkennen.” 


11. Die SS 71, 78, 81, 82, 83, 99 und 100 des 
Militärſtrafgeſetzbuchs und die SS 112, 140, 141, 


142 und 143 des Strafaejeßbuchs für das Deutfche 


Reid) find nicht anzuwenden (val. $ 5). 


87 
Einſchränkung der Dienſtentlaſſung 
(1) Die Ehrenſtrafe der Dienſtentlaſſung gegen 
Offiziere, Unteroffiziere und Mannſchaften im wehr: 
pflichtigen Alter fällt weg. Statt deffen wird er- 
Fannt: 

l. gegen Offiziere und Unteroffizieve auf Rück— 
tritt in den niedriaften Stand der Mann- 
Ichaften (Nangverluft); 

2. gegen Mannſchaften auf Verluft eines höheren 
Dienftgrades. 


(2) S23 Abſ. 1b und e des Wehrgeſetzes tritt 
außer Kraft. 


(3) Gegen ausländiſche Offiziere und Kriegs: 
gefangene fann nicht auf Nangverluft oder Werluft 
eines höheren Dienitarades erkannt werden. 








88 
Diſziplinarübertretungen 

Als Diſziplinarübertretungen ſind zu beurteilen: 

J. vorſätzliche oder fahrläſſige Verſtöße gegen die 
militaͤriſche Zucht und Ordnung, die keinem 
Strafgeſetz unterfallen; 

2. Zuwiderhandlungen gegen Strafgeſetze, die ge— 
richtlich nicht beſtraft oder ſtrafvollzugsfrei 
gelaſſen werden. 


Schlußbeſtimmungen 
89 
Überleitungsvorſchriften 


Hat eine unerlaubte Entfernung oder eine Fahnen— 
flucht ($ 6) vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung 
begonnen, jo gelten für die Dauer der Abwejenheit 
die bisherigen Vorſchriften. 


Berlin, den 17. Auguſt 1938. 
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$ 10 
Anderungsbefugnis 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht iſt 
zur Erläuterung dieſer Verordnung, zu ihrer An— 
paſſung an das jeweils geltende Recht und, ſoweit 
ein Bedürfnis der Kriegsführung es gebietet, auch 
zu Anderungen und Ergänzungen befugt. 


811 
Inkrafttreten der Verordnung 
(1) Dieje Verordnung tritt mit dev Mobilmachung 
für die gefamte Wehrmacht in Kraft, wenn der Führer 
und Reichskanzler nicht etwas anderes befiehlt. 
(2) In anderen Fällen befichlt dev Führer, wann 
diefe Verordnung in Kraft tritt und für welche Teile 
der Mehrmacht fie anwendbar ift. 


Der Führer und Neichstanzler 
Adolf Hitler 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmadt 
Keitel 


Verordnung 
über das militärifche Strafverfahren im Kriege und bei beſonderem Einjaß 
(Kriegsjtrafverfahrensordnung — KStVO). 


Bom 17. Auguſt 1938. 


Erſter Seil 


S1 
Allgemeine Grundjäße 


(1) Zur Sicherung der Wehrmacht und des Kriegs— 
zwecks, wird ein vereinfachtes Verfahren (das Kriegs- 
verfahren) eingeführt. 


(2) Folgende Vorichriften müfjen unter allen Um- 
jtänden beachtet werden: 


1. die Sauptverhandlung muß vor drei, im Ver— 
fahren vor dem Reichskriegsgericht vor fünf 
militäriichen Richtern ftattfinden ($$ 9, 10), 


2. der Angeklagte muß in ihr zu der Anklage ge- 
hört, insbefondere zum leßten Wort zugelafjen 
werden, foweit er ſich nicht ſelbſt der gericht- 
lichen Unterfuchung entzogen bat ($ 59 Abſ. 1, 

s6l), 





3. das Urteil muß mit Stimmenmehrheit erzielt, 
ichriftlich abgefaßt und mit Gründen verjehen 
werden (SS 62, 65, 66), 

4. das Urteil muß von einem Befehlshaber be- 
ftätigt werden, der im Einzelfall oder all- 
gemein zur Beftätigungzuftändigift ($$ 79,80). 


(3) Wo die Verordnung feine Vorichriften trifft, 
aeftalten Gerichtäberr und Gericht das Verfahren 
nach pflichtgemäßem Ermejjen. 


(4) Auch Ausländer, die fich ftrafbarer Handlungen 
gegen diedeutfchen oder verbündeten Truppen ſchuldig 
gemacht Haben, dürfen nicht ohne gerichtliches Ver— 
fahren bejtraft werden. 


(5) Es wird vorbehalten, die Vorjchriften dieſer 
Merordnung für das Verfahren gegen Angehörige 
des Feindes inſoweit zu ändern, als deſſen Verfahrens: 
vorichriften und ihre Handhabung nicht diejelben 
Nechtsficherheiten verbürgen. 
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weiter Seil 
Das Kriegsverfahren 
I. Abſchnitt 


Umfang der Ariegsgerichtsbarkeit 


82 
Die allgemeine Geltung 


Dem Kriegsverfahren find unterworfen: 


l. 


die Soldaten und Wehrmadtbeamten wegen 
aller Straftaten, auch foweit fie diefe vor Ein- 
tritt des die Kriegsgerichtsbarkeit begründenden 
Dienftverhältnifies begangen haben; 


. Die nicht zum aftiven Wehrdienft einberufenen 


Wehrpflichtigen des Beurlaubtenftandes und 
die ihnen gefetlich gleichſtehenden Perſonen: 


a) wegen aller jtrafbaren Handlungen, die fie 
während der Zeit begehen, in der fie ſich 
ineiner militäriichen Strafanitalt in Unter: 
ſuchungshaft oder in Strafhaft (einichl. 
Difziplinarftrafbaft) befinden; 


wegen Sumwiderhandlungen gegen die Be- 
ftimmungen, denen fie nach S$ 6a bis Ge 
des Militärſtrafgeſetzbuchs unterworfen 
ſind, ſowie den rechtlich mit ihnen zu— 
ſammentreffenden ſtrafbaren Handlungen 
gegen die allgemeinen Strafgeſetze; 


wegen Zuwiderhandlungen aegen die all- 
gemeinen Strafgejege über Zweikampf mit 
tödlichen Waffen, Herausforderung oder 
Annahme der Herausforderung zu ſolchem 
Smweifampf und Rartelltragen, ſowie den 
rechtlich mit ihnen zufammentreffenden 
ftrafbaren Handlungen gegen die allge: 
meinen Strafgeſetze. 


b) 


ie) 
— 


3. Perſonen, die ſich bei der Wehrmacht im Ope— 


rationsgebiet befinden (das Gefolge, zugelaſſene 
ausländiſche Offiziere ufw.) und Kriegs— 
gefangene für die Dauer dieſes Zuſtandes 
wegen aller Straftaten, die fie während dieſer 
Zeit begeben; 


. alle anderen Perſonen 


a) wegen Spionage ($2 der Kriegsfonderftraf: 

rechtöverordnung), 

b) wegen fFreifchärlerei ($3 der KRriegsfonder- 

jtrafrechtöverordnung), 

c) wegen Zumwiderhandlung gegen Verordnun- 
er, die ein Befehlshaber in dem von der 
eutjchen Wehrmacht befeßten ausländif 2 

Gebiet zur Sicherung der Wehrmacht oder 
des Kriegszweds exlaffen hat ($ 4 der 
Kriegsjonderftrafrechtsperordnung), 


d) wegen Serjegung der Wehrkraft ($ 5 der 
Kriegsfonderftrafrechtswerordnung), 

e) wegen Hod)- und Yandesverrats nad) SS 80 
bis 84, 89 bis 92 des Strafgeſetzbüchs, 
wegen Wehrmittelbefhädigungnad) ð 143 a 





Im 


Abſ. 4 des Strafgeſetzbuchs und wegen 
Nichtanzeige einer Straftat nach $ 139 
Abſ. 2 des Strafgejeßbudys, ſoweit e8 fich 
um das Vorhaben eines Hoch- und Landes: 
verrats oder um das Morhaben eines be 
ſonders jchweren Falles der Wehrmittel: 
beſchädigung handelt, wenn der Vräfident 
des Reichskriegsgerichts erflärt, daß be: 
jondere militäriiche Belange die Aburtei- 
lung dur das Reichskriegsgericht er— 
fordern; die Ausführungsbeitimmungen 
hierzu erläßt der Chef des Oberfommandos 
der Wehrmadht. 


‘3 
Die befondere Geltung im Operationsgebiet 


(1) Dem Kriegsverfahren find ferner unterworfen 
Ausländer und Deutſche wegen aller von ihnen im 
Operationsgebiet begangenen Straftaten. 


(2) Die Gerichtsheren jollen jedoch nur dann 
Straftaten nad) Abf. 1 verfolgen, wenn ein Be- 
dürfnis der Kriegsführung dies gebietet. Sie fünnen 
die Strafverfolgung an die allgemeinen Gerichte im 
rüchvärtigen Armeegebiet abgeben. 


(3) Für das rüdwärtige Armeegebiet beftimmen 
die Oberbefehlshaber der Armeen, in welchem Seit- 
punft und Umfang die Zuftändigfeit der Militär- 
gerichte erliſcht und auf allgemeine Gerichte übergeht. 


I. Abſchnitt 
Ausübung der Ariegsgerichtsbarkeit 
84 


Organe der Rechtspflege 
(1) Die Kriegsgerichtsbarkeit üben aus: 
die Gerichtsherrn mit den ihnen zugewieſenen 
rihterlihen Militärjuftizbeamten unter 
der Bezeichnung „Gericht“ mit Angabe der 
militärifchen Dienftitelle; 
und als erfennende Gerichte: 
die Feldkriegsgerichte, 
bei den ſchwimmenden Verbänden der Kriegs: 
marine die Bordfriegsgerichte, 
das Neichsfriegsgericht. 
Die Urteile beißen Feld- oder Bordurteile. 


(2) Jede Handlung, die ein militärifches Gericht 
oder ein Unterjuchungsführer oder der Vertreter der 
Anklage wegen der Tat gegen den Täter richtet, 
unterbricht Die Verjährung ($ 68 des Strafgeſetz— 
buchs). 


(3) Den Beurkundungsdienſt verſehen Urkunds— 
beamte. 


(4) Soweit es die Umſtände erfordern und nicht 
ausdrücklich etwas anderes beftimmt ift (4.B. in $$ 9, 
10, 83), können die vihterlihen Militärjuftizbeamten 
durch Offiziere, die Urkundsbeamten durch andere 
geeignete Perſonen erſetzt oder vertreten werden. 











Nr. 147 — Tag der Ausgabe: 26. Auguft 1939 


85 
Gerichtsherrn 


(1) Oberjter Gerichtsherr der Wehrmadt ift der 
Führer und Neichsfanzler. 


(2) Gerihtöheren find der Präfident des Reichs— 
friegsgerichts und die Befehlshaber und Komman- 
deure, die der Chef des Oberfommandos der. Wehr- 
macht oder die Oberbefehlähaber der Wehrmadhtteile 
für ihren Befehlsbereih dazu beitimmen. 


(3) Bei Verhinderung des Gerichtsheren gehen Die 
Befugniſſe auf den Stellvertreter im Kommando über. 
Den Mertreter des Vräfidenten des Reichskriegs— 
gerichts beſtimmt der Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht. 

86 
Anweiſungsrecht 

(1) Die militäriſchen Vorgeſetzten der Gerichts— 
herrn ſind befugt, dieſe anzuweiſen, eine Unterſuchung 
einzuleiten oder fortzuſetzen oder eine Anklagever— 
fügung zu exlaffen. Sonft dürfen fie in den Gang 
des Merfahrens: nicht eingreifen. 


(2) Someit der Führer und Reichskanzler nichts 
anderes beftimmt, übt das ihm zuftehende Anweifungs- 
recht in feinem Auftrage der Chef des Oberfommandns 
der Wehrmacht aus. 


87 
Nichterliche Militärjuftizbeamte 

(1) Die beamtenredtliche Stellung der auf Yebens- 
zeit ernannten richterlichen Militärjuftizbeamten bleibt 
unberührt. Jedoch können die Oberbefehlshaber der 
MWehrmachtteile fie ebenjo wie die nur auf Zeit ein- 
berufenen vichterlihen Militärjuftizbeamten aud) 
gegen ihren Willen in eine andere militärrichterliche 
Stelle verſetzen. 

(2) Die richterlihen Militärjuftizbeamten haben 
die MWeifungen ihres Gerichtsherrn zu befolgen, ſo— 
weit fie nicht ala Richter im erfennenden Gericht mit- 
wirken. Seine Enticheidungen außer der Beltätigung 
und Aufhebung der Feldurteile haben fie mit zu 
unterzeichnen. Sie übernehmen dadurch die Mit- 
verantwortung für ihre Nechtmäßigkeit. 

(3) Hält ein vichterlicher Militärjuftizbeamter eine 
Meifung oder Enticheidung nicht für rechtmäßig, fo 
bat er feine Vedenfen vorzutragen und fie in den 
Akten zu vermerken, wenn feine Vorſtellung erfolglos 
bleibt. Der Gerichtsherr trägt dann allein die Ver- 
antwortung. Er hat dem Chef des Obertommandos 
der Wehrmacht nah Abſchluß des Verfahrens die 
Akten vorzulegen. 

(4) Abſ. 2 und 3 gelten entfprechend für den Ober: 
reichskriegsanwalt. 

88 


Gerichtsoffiziere 
(4) Der Gerichtsherr beſtellt für den Befehlsbereich 
des Kommandeurs eines Regiments oder eines mit 
derjelben Difziplinarftrafgewalt verfehenen Befehls- 
habers einen oder mehrere Gerichtsoffiziere aus der 
Rangflaffe der Hauptleute (Kapitänleutnante) oder 
Leutnante und läßt fie vereidigen. 
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(2) Der Eid des Gerichtöoffiziers lautet: 

„Ich ſchwöre bei Gott, dem Allmächtigen und 
Allwiſſenden, die Bflichten einesGerichtsoffiziers 
getreulich zuerfüllen. So wahr mir Gott helfe.” 

Über die Vereidigung ijt eine Niederjchrift auf 
zunehmen. 

(3) Aufgabe des Gerichtsoffiziers iſt e8, Unter: 
ſuchungshandlungen vorzunehmen. Dabei hat er recht: 
lich die Stellung de8 Unterſuchungsführers. ns 
beiondere obliegt ihm die Vernehmung und Verei— 
digung von Zeugen und Sachverſtändigen, die Augen: 
icheinseinnabme jowie die Durchführung von Be: 
ichlagnahmen und Durchſuchungen. In der Regel 
wird er auf Erfuchen des Gerichtäherın oder des 
Unterfuhungsführers tätig. In Eilfällen odex aus 
ſonſtigem wichtigen Grunde hat er die erforderlichen 
Ermittlungen auch ohne Erſuchen vorzunehmen und 
alsbald dem Gerichtäheren darüber zu berichten. 

(4) Der Gerichtsherr fann einen Gerichtsoffizier 
mit der Vertretung der Anklage vor den Feldkriegs— 
gerichten beauftragen. 

9 
Bejeung des Feldkriegsgerichts 


(1) Das Feldfriegsgericht befteht aus drei Richtern: 
einem richterlichen Militärjuftizbeamten als Verhand- 
lungsleiter und zwei Beiligern. 

(2) Bei Mangel an richterlichen Mikitärjuftiz 
beamten helfen fic) die Gerichtsherrn gegenfeitig aus. 
ft dies nicht möglich, berufen fie zum Verhandlungs- 
leiter einen Offizier, der die Befähigung zum Nichter- 
amt hat, notfalls einen anderen Offizier, jedoch min— 
deitens von der Rangklaſſe der Hauptleute (Rapitän- 
leutnante). 

(3) Ein Beiſitzer muß Offizier fein; ex ſoll mög. 
lichft im Range eines Stabsoffiziers ftehen, muß aber 
einen höheren Dienftgrad als der Angeklagte Haben. 
Der andere Beifiter ift bei Soldaten und Wehrmacht: 
beamten möglichit aus dev Rangflaffe und Laufbahn 
de8 Angeklagten, bei Sivilperfonen in Anpaſſung an 
ihre Lebensitellung oder fonftigen Verhältnifje zu 
beitimmen. 

(4) At der Angeklagte Soldat, jo follen die Bei. 
fiter dem Truppenteil oder dem Verband entnommen 
werden, dem er angehört, ſofern nicht Bedenken ent- 
gegenitehen. 

$ 10 
Bejeung der Senate des Reichskriegsgerichts 


(1) Die Senate entjcheiden in der Beſetzung mit 
einem Senatspräfidenten, einem Reichskriegsgerichts— 
rat und drei Offizieren. Die planmäßigen vichter- 
lichen Mitglieder können durch Hilfsrichter, die ftän- 
dig angeftellte richterliche Beamte find, erſetzt oder 
vertreten werden. 

(2) Die Offiziere ernennt der Führer und Reichs— 
fanzler auf unbeftimmte Zeit. 


sı11 
Rechtshilfe 


Die militäriſchen und allgemeinen Gerichte leiſten 
ſich gegenſeitig Rechtshilfe. 
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Gerichtsstand 


$ 12 
Der allgemeine Gerichtsftand 


(1) Soweit nicht der befondere Gerichtäftand des 
Reichsfriegsgericht8 begründet ift ($ 14), unteritehen 
militärgerichtlich: 

1. die Wehrmadtangehörigen: 


a) dem Gerichtäheren, deſſen Befehlsgewalt 
fie unterftellt find; 


b) mangels einer foldhen Unteritellung dem 
Gerichtsherrn, den der Chef des Oberfom- 
mandos der Wehrmacht oder die Ober- 
befehlshaber der Wehrmachtteile für ihren 
Befehlöbereid oder die von ihnen er- 
mächtigten Befehlshaber allgemein beftimmt 
haben oder im Einzelfall beftimmen; 


2. Derjonen, die fich bei der Wehrmacht im 
Operationsgebiet befinden, dem Gerichtäherrn, 
deſſen Befehlagewalt jener Teil der Mehr: 
macht unteritebt; 


3. die Kriegsgefangenen dem Gerichtsherrn, deſſen 
Befehlögewalt fie unteritellt find; 


4. alle übrigen Perſonen dem Gerichtäheren, der 
zuerſt von der Tat dienftlich Kenntnis erhält. 
Dasjelbe gilt, wenn mehrere Zuftändigfeiten in 
stage fommen oder Zweifel über die Zuftändig- 
feit beſtehen. 


(2) Eine Zuteilung eines Truppenteils begründet 
feinen Wechſel der gerichtlichen Zuftändigfeit, wenn 
nicht der Befehlshaber, der die Zuteilung anorönet, 
etwas anderes bejtimmt. 


(3) Streitfälle zwiſchen verjchiedenen Gerichts: 
herrn enticheidet der gemeinfame übergeordnete Be- 
fehlshaber und, wo diefer fehlt, der Chef des Ober- 
fommandos der Wehrmadt. 


(4) Die Oberbefehlshaber der Wehrmadtteile 
werden ermächtigt, den Gerichtäherrn, denen Befehls- 
haber mit eigener Gerichtsbarkeit unteritellt find, 
die Befugnis zu erteilen, die Verfolgung der zu ihrer 
Sultändigfeit gehörenden Straffachen einem Gericht: 
herrn ihres Befehlsbereichs zu übertragen. 


813 
Der Notgerichtsſtand 


(1) Wird eine der Kriegsgerichtsbarteit unter: 
worfene Perſon im Operationsgebiet auf frifcher 
Tat (. B. bei einer Fabnenflucht) betroffen und ift 
der allgemein zuftändige Gerichtsherr ($ 12) nicht 
jofort erreichbar, fo ift auch der nächſt erreichbare 
Gerichtsherr zujtändig. Er foll eingreifen, wenn be: 
\ondere Gründe eine jofortige Aburteilung gebieten. 


(2) Im Verfahren gegen Bejchuldigte, die der 
Spionage, der Freilchärlerei, einer Juwiderhandluna 
gegen Die Verordnung eines Befehlshabers im be- 
jeßten ausländifchen Gebiet, der Zerſetzung der Wehr— 
fraft (SS 2 bis 5 der Krieasionderitrafrechtäverord: 
nung) oder der Wehrmittelbeichbädigung (S 143a des 
Strafgeſetzbuchs) verdächtig find, können innerhalb 
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des Gefechtögebiets die Befugniffe des Gerichtsheren, 
wenn er nicht jofort erreichbar ift, auch von dem 
nächſt erreichbaren Kommandeur eines Regiments 
oder einem mit derjelben Difziplinaritrafgewalt ver- 
jehenen Befehlshaber wahrgenommen werden. Er 
hat dem Gerichtsheren alsbald das Veranlaßte zu 
melden. Der Gerichtsherr kann das Verfahren jeder- 
zeit übernehmen. 


$ 14 
Der bejondere Gerichtäftand des Reichskriegsgerichts 


(1) Das Reichskriegsgericht ift zuftändig in den 
Fällen: 


1. des Hochverrats nad) SS 80 bis 84 des Straf: 


geſetzbuchs, 
2. des Landesverrats nad) 8889 bis 92 des 
Strafgeſetzbuchs, 


3. des Kriegsverrats nach 8857, 59, 60 des 
Militärſtrafgeſetzbuchs, 


4. des Angriffs gegen den Führer und Reichs— 
kanzler nach $ 94 Abſ. 1 des Strafgeſetzbuchs, 


5. der Verbrechen nach S5 Nr. 1 der Verord— 
nung des Reichspräſidenten zum Schutz von 
Volk und Staat vom 28. Februar 1933 (Reichs— 
geſetzbl. I ©. 83), 

6. der Wehrmittelbeſchädigung nad) $ 143a Abj. 4 
des Strafgejeßbuchs, 

7, der Nidytanzeige einer Straftat nach $ 139 
Abſ. 2 des Strafgejeßbuche, joweit es ſich um 
das Worhaben eines zur Zuftändigfeit des 
Reichskriegsgerichts gehörenden Hoch- und 
Pandesverrats oder um dad Vorhaben eine? 
befonders jchweren Falls der Wehrmittel- 
beſchädigung handelt, 

8. wegen Zuwiderhandlung gegen das Geſetz 
gegen Wirtihaftsfabotage vom 1. Dezember 
1936 (Reichsgeſetzbl. I ©. 999), 


9, der Zerietung der Wehrfraft ($ 5 der Kriegs— 
jonderftrafredhtsverordnung). 


Bei minder jchweren Fällen der Nrn. 6 und 9 iſt 
die Abgabe an einen anderen Gerichtäheren ftatthaft. 


(2) Das Reichskriegsgericht ift auch dann zuftän- 
dig, wenn ein zu feiner Zuftändigfeit aebörendes 
Verbrechen oder Vergeben zugleich den Tatbejtand 
einer anderen ftrafbaren Handlung erfüllt. 


(3) Steht mit einem Verbrechen oder Vergeben, 
das zur Zuſtändigkeit des Reichskriegsgerichts ge— 
hört, eine andere Straftat in tatfäcdhlichem Zu: 
Jammenbang, jo kann der Vräfident des Reichs: 
friegsgerichts das Verfahren wegen der anderen Tat 
gegen Täter und Teilnehmer durd Verbindung beim 
Reichskriegsgericht anhängig machen. Er fann die 
Verbindung bis zur Hauptverbandlung aufbeben. 
Später enticheidet darüber der erfennende Senat. 


(4) Die Zuftändigkeit des Reichskriegsgerichts 
nach Abſ. 1 bis 3 erſtreckt ſich nicht auf Perſonen, 
die im Zeitpunkt. des erſten Einſchreitens, inäbe- 
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fondexe der erften Feltnahme oder der Abjendung 
de8 Tatberichts oder der Anzeige 


1. einem Verbande der Wehrmacht angehören 
oder fich bei ihm befinden, der dem Oberbefebls- 
haber einer Armee oder dem Oberbefehlshaber 
des Feldheeres unmittelbar (Heerestruppen) 
unteritebt, 


2. fich im Operationsgebiet befinden, 


3. einem Fahrzeug oder einem fchwimmenden 
Verband der Kriegsmarine angehören oder 
fich bei ihm befinden. 


Der zuftändige Gerichtsherr kann mit Genehmigung 
de8 übergeordneten Vefehlshabers das Strafverfah- 
ven an das Neichäfrieasgericht, gegebenenfalls (S 3) 
an den Volksgerichtshof abgeben. 


(5) Das Reichskriegsgericht ift ferner zuitändig 
für Strafverfahren gegen Offiziere und Wehrmadt- 
beamte im Generals oder Admiralsrang wegen aller 
ftrafbaren Handlungen. | 


I. Abjchnitt 
Das Berfahren 


A. das Ermittlungsperfahren 
815 
Strafanzeigen und -anträge 


(1) Soldaten jollen Strafanzeigen bei ihrem 
nächſten Dilziplinarvorgefeßten, Wehrmadtbeamte 
und andere Derfonen bei der vorgeſetzten Dienititelle 
des Beſchuldigten anbringen; die Strafanzeige fann 
auch unmittelbar beim zuſtändigen Gerichtsheren 
eingereicht werden. Dasjelbe gilt für Strafanträge. 


(2) Jeder MWehrmachtangehörige, der von einer 
ftrafbaren Handlung einer Zivilperfon gegen Die 
deutſche oder verbündete Wehrmacht erfährt, it zur 
jofortigen Meldung an feinen nächſten Difziplinar- 
voraefeßten verpflichtet. Iſt diefer nicht ſofort er— 
veichbar, fo treten in Eilfällen an feine Stelle der 
nächit erreichbare Offizier oder Wehrmadtbeamte im 
Offizierrang. Diefe können dann die ihnen obliegende 
Meldung unmittelbar an den Gerichtsherrn eritatten. 


$ 16 
Tatbericht 


(1) Militäriſche Dienſtſtellen Haben dem Gerichts— 
herrn die zu ihrer Kenntnis gelangten gerichtlich 
ſtrafbaren Handlungen Untergebener unter Angabe 
des Sachverhalts und der Beweismittel ſchleunigſt 
zu melden, eilige und ſofort durchführbare Verneh— 
mungen von Beſchuldigten, Zeugen oder Sachver— 
ſtändigen ſelbſt vorzunehmen und die Niederſchriften 
mit der Meldung an den Gerichtsherrn einzureichen. 
Bei Verdacht der Spionage, der Freiſchärlerei, der 
Zuwiderhandlung gegen die Verordnung eines Be— 
fehlshabers im beſetzten ausländiſchen Gebiet, der 
Zerſetzung der Wehrkraft ($$ 2 bis 5 der Kriegs— 
fonderftrafrechtöverordnung) oder der Wehrmittel- 
beſchädigung ($ 143a des Strafgefeßbuche) leiten fir 
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den Tatbericht, wenn der Gerichtäherr nicht jofort 
erreichbar ift, an den nächjt erreichbaren Romman- 
deur eines felbftändigen Verbandes ($ 13 Abi. 2). 


(2) Der Gerichtöoffizier ift von den Vorgängen 
und Maßnahmen in geeigneter Form zu unterrichten. 


(3) Der Beichuldigte fann von einem Difziplinar- 
vorgeſetzten oder dem Gerichtsoffizier vorläufig feit- 
genommen werden, wenn militäriiche Belange oder 
der Unterſuchungszweck es erfordern. 


$17 
Anordnung des Ermittlungsverfahrens 


Sobald der Gerichtsherr vom Verdacht einer 
militärgerichtlich zu verfolgenden ftrafbaren Hand- 
fung Kenntnis erhält, beauftragt er einen vichter- 
lichen Militärjuftizbeamten (Lnterfuhungsführer) 
mit der Erforichung des Sachverhalts, joweit dies 
noch erforderlich ift. Der Gerichtsherr fann ihn 
auch allgemein zum Unterfuchungsführer beftellen. 


$ 18 
Uberweiſung an die allgemeinen Gerichte 


(1) Haben fich bei Zuwiderhandlungen gegen die 
allgemeinen Strafgefege mehrere Perſonen, von 
denen die eine der militärifchen, die andere der allge- 
meinen Gerichtsbarkeit unterftellt ift, als Täter, Teil- 
nehmer, Begünftiger, Hehler oder in anderer Weife 
beteiligt, oder find zwiſchen ihnen wechieljeitige Be- 
leidiqunaen oder Körperverletzungen vorgekommen, 
io kann die der Kriegsgerichtsbarkeit unterworfene 
Perſon dem allgemeinen Gericht zur Unterſuchung 
und Aburteilung des Falles übergeben werden. 
Diefes ift dann auch für die mit den genannten Zu— 
widerhandlungen rechtlich zufammentreffenden jtraf- 
baren Handlungen gegen die allgemeinen Strafgejeße 
zuftändig. 


(2) Die Zuftändigfeit der allgemeinen Gerichte 
entfällt, wenn ſich ſpäter herausſtellt, daß mit den 
Sumiderhandlungen eine ftrafbare Handlung gegen 
das Militäritrafaefeßbuch oder die Kriegsſonderſtraf— 
vechtsverordnung rechtlich zufammentrifft. Der 
Gerichtsherr fann jedoch Die Fortführung des Ver- 
fahrens aenehmigen. 

$ 19 

UÜberweiſung an einen anderen Gerichtsherrn 

und Verjekung zu einem Erjagtruppenteil 

(1) Der Gerichtsherr kann in befonderen Aus- 
nahmefällen einen Beſchuldigten, der fid) im Gefechts- 
aebiet befindet, zur Durchführung des Strafverfahrens 

1. einem Gerichtsherin im rückwärtigen Armee: 

gebiet überweiſen, 

2. zu einem Erjaßtruppenteil verjegen, 
wenn die Durchführung des Verfahrens im Gefechts— 
gebiet zu zeitraubend und nicht aus Gründen der 
Mannszucht notwendig Ift. Ä 
(2) Bei den Seeftreitfräften tritt an die Stelle der 
Überweifung oder dev Verjeßung die Komman— 


dierung von Bord an Yand. 
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$ 20 
Ausjegung des Ermittiungsverfahrens 


Der Gerichtsherr fann ferner aus beionderen 
Gründen ein Strafverfahren bis nad) Beendigung 
des Kriegszuſtandes ausſetzen und feine weitere 
Durchführung dem ordentlihen Verfahren vorbe- 
halten. Während der Ausfeßung rubt die Verjäh- 
rund. 


g21 


Keine Ausichliegfung oder Ablehnung 
des Unterjuchungsführers 


(1) Der Unterfuhunasführer bat Umftände, die 
zu Sweifeln an feiner Unvarteilichkeit Anlaß geben 
könnten, dem Gerichtäberrn vorzutragen. Der Ge 
richtsherr enticheidet, ob der Unterſuchungsführer 
jeine Tätigkeit einzuftellen oder weiterzuführen bat. 


(2) Der Unterfuchungsführer ift kraft Gejeßes won 
jeinem Amt niemals ausgeichlofen, ev fann aud) 
nicht abgelehnt werden. 


$ 22 


Führung des Ermittlungsverfahrens 


(1) Der Unterfuchungsführer bat die unbedinat 
notwendigen Unterfuhungsbandlungen ſchleunigſt 
vorzunehmen. Er kann den Beichuldiaten vorläufig 
feltnehmen, Beweiſe jeder Art und in jeder Form 
erheben jowie Zeugen, Sadveritändige und Dolmet- 
Icher nach pflichtgemäßem Ermeſſen vereidigen. Seine 
Handlungen find richterliche Handlungen. Die von 
ihm schriftlich niedergeleaten ſowie durch feine Unter- 
Ichrift beitätiaten Beweiſe find in der Hauptverband: 
lung uneingeichränft verwertbar. 


(2) Alle öffentlichen Behörden find verpflichtet, 
Erjuchen des Unterfuchungsführers um Ausführung 
einzelner Maßnahmen oder um Wornabme von Er- 
mittlungen zu genügen und ibm Auskunft zu erteilen. 


$ 23 
Necht der Zeugniiverweigerung 
(1) Zur MWerweigerung des Zeugniffes find be- 
rechtigt: 
1. ſachlich unbeſchränkt: 


a) der Verlobte und der Ehegatte des Be— 
ſchuldigten, auch wenn die Ehe nicht mehr 
beſteht, 


b) jeder der mit dem Beſchuldigten in gerader 
Linie oder im zweiten Grade der Seiten— 
linie verwandt oder verfchwägert ift, aud) 
wenn die Ehe, die die Schwägerichaft be 
aründete, nicht mebr befteht, oder wer mit 
Ibm durch Annabme an Kindes Statt ver- 
bunden iſt, 


2. fachlich beichränft: 
a) Geiftlihe über das, was ihnen bei Aus: 
übung der Geelforge anvertraut wurde, 
b) Verteidiger über das, was ihnen in diefer 
Eigenschaft anvertraut wurde, 
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c) Zeugen, fomeit fie durch die wahrbeits- 
gemäße Beantwortung einer Frage ſich 
oder die in Nr. 1 genannten Perſonen der 
Gefahr einer ftrafgerichtliden Verfolgung 
ausjeßen würden. 


(2) Die Verjonen der Nr. 2a und b dürfen das 
Zeugnis nicht verweigern, wenn fie von der Ver- 
pflichtung zur Verſchwiegenheit befreit worden find. 


$ 24 
Vernehmung des Führers und Neichätanzlers 


Der Führer und Reichskanzler beftimmt, ob und 
In welcher Form er fich ald Zeuge äußern will. 


S 25 
Vernehmung hoher Staatsorgane 


(1) Sofern nicht eine dienstliche Außerung genügt, 
werden die Reichsminiſter, die Reichsitatthalter, die 
Vorfisenden einer Landesregierung und die im Rang 
eine3 Generals der Infanterie, Kavallerie, Artillerie, 
eslieger oder eine Admirals oder im aleichen oder 
im höheren Rang ftehenden Offiziere an ihrem Amts— 
jiß oder Aufenthaltsort vernommen. 


(2) Abweichungen genehmigen die Oberbefehls- 
haber der Wehrmadhtteile für Offiziere, die ihnen 
unterjtellt find, im übrigen der Chef des Oberfom- 
mandos der Wehrmacht. 


$ 26 
Vernehmung von Amtsträgern 


(1) Amtsträger, frühere Amtsträger, Verfonen, 
die ala Angejtellte für eine Behörde tätig find oder 
geweſen find, und Perjonen, denen zur Sicherung 
der Yandesverteidigung von einer Behörde oder im 
Auftrag einer Behörde eine Verſchwiegenheitspflicht 
auferlegt worden ift, dürfen über Tatfachen, auf die 
ich ihre Vflicht zur Verſchwiegenheit bezieht, ala 
Zeugen nur mit Genehmigung des Dienftvorgefeßten 
oder de leßten Dienftvorgefeßten vernommen werden. 


(2) Haben fie feinen Dienſtvorgeſetzten, fo erteilt 
die Genehmigung die Behörde, für die fie tätig find 
oder geweſen find. Für die Neichaminifter und 
Reicheitatthalter bedarf es der Genehmiaung des 
Führers und Neichskanzlers, für die Vorſitzenden 
und Mitglieder einer Landesregierung der Genehmi— 
gung des Neichsitatthalters. 


S 27 
> 
Vernehmung von Angehörigen der Wehrmacht 


Soldaten, Angehörige des Beurlaubtenftandes, 
frühere Soldaten und frühere Angehörige des Be— 
urlaubtenjtandes dürfen über Tatjachen, auf die fich 
ihre Pflicht zur Verſchwiegenheit bezieht, als Zeugen 
nur mit Genehmigung der Militärbebörde ver- 
nommen werden, die ihnen vorgejeßt ift oder ihnen 
zulegt geweſen iſt. 
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8 28 
Bernehmung von Angehörigen der Partei 


(1) Unterführer der Dartei, Angehörige der Par— 
teigerichte und des Siherheitsdienftes dev 44 dürfen 
über Tatfachen, auf die fi ihre Pflicht zur Ver— 
ichwiegenheit bezieht, ald Zeugen nur mit Genehmt- 
gung vernommen werden. Das gilt aud) nach dem 
Ausicheiden aus der Wartei, der Gliederung oder 
dem Amt. 


(2) Nähere Vorichriften erläßt dev Chef des Ober- 
fommandos der Wehrmacht im Einvernehmen mit 
dem Stellvertreter des Führers, insbefondere dar- 
über, für welche Unterführer der Vartei dieſe Vor- 
schrift gilt und welche Stellen über die Genehmigung 
enticheiden. 


$ 29 
Verſagen Der Genehmigung 
Die Ausfagegenehmigung darf in den Fällen der 
$$ 26 bis 28 nur verfagt werden, wenn die Ausſage 
dem Wohl des Reichs Nachteile bereiten oder die 


Erfüllung öffentliher Aufgaben ernſtlich gefährden 
oder erheblich erichweren würde. 


$ 30 
Swangsmaßnahmen gegen Zeugen 


(1) Gegen Zeugen, die ihren geſetzlichen Pflichten 
oder einer ſich auf ihre Zeugenpflicht beziehenden 
richterlichen Anordnung zumiderhandeln, können ge- 
eigriete Zwangsmaßnahmen fowie Freiheitsitrafen 
bis zu ſechs Monaten fejtgefeßt werden. 


(2) Außerhalb der Hauptverhandlung entjcheidet 
der Gerichtöherr, in der Hauptverhandlung das 
exfennende Gericht. 

s 31 
Sadjverjtändige 


Die Vorichriften über Zeugen gelten finngemäß 
auch für Sachverſtändige. 


$ 32 

Bereidigung 

(1) Zeugen und Sachjverftändige find nad) ihrer 

Vernehmung, Dolmetfcher vor der Überſetzung zu 

vereidigen. 

(2) Der Eid lautet 

1. für den Zeugen: 

„Sie ſchwören bei Gott, dem Allmächtigen 

und Allwiffenden, daß Sie nad) bejtem Wiffen 

die reine Wahrheit gefagt und nicht? ver: 
ichwiegen haben; 

2. für den Sachverftändigen: 

„Sie ihwören bei Gott, dem Allmäcdhtigen 

und Allwiffenden, daß Sie Ahr Gutachten 


unparteiiih und nad beftem Miffen und 
Gewiſſen eritattet Haben;“ 
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3. für den Dolmetider: 


„Sie ſchwören bei Gott, dem Allmächtigen 
und Allwiffenden, daß Sie treu und gewiſſen— 
haft übertragen werden.” 


(3) Der Schwörende hat nad) dem Vorſprechen der 


Eidesformel dur den Unterfuhungsführer unter 
Erbeben der rechten Hand nachzuſprechen: 


„Ich ſchwöre es, jo wahr mir Gott helfe.” 
(4) Stumme leiften den Eid dadurd), daß fie Die 


Eidesformel (Abf. 2) in der Ichform niederjchreiben 
und fie unterfchreiben. Können fie nicht jchreiben, 
jo leiften fie den Eid mit Hilfe eine Dolmetſchers 
durch Zeichen. 


$ 33 
Die Berhandlungsniederichrift 
(1) Die Aufnahme einer Verhandlungsniederſchrift 


ift nicht erforderlih. Sind jedoch Beſchuldigte, 
Zeugen oder Sachverftändige vorausfichtlid am 
Erſcheinen in der Hauptverhandlung verhindert oder 
werden Zeugen oder Sachverftändige vereidigt, ſo 
wird eine Verbandlungsniederichrift aufgenommen. 
Sie foll Ort und Tag der Vernehmung, die Namen 
der mitwirkenden oder beteiligten Derionen und die 
Ausſage des VBernommenen enthalten, den Beteiligten 
porgelefen oder zum Durchlefen vorgelegt und von 


ihnen unterjchrieben werden. Die Verwendung einer 


gebräuchlichen Kurzſchrift ift zuläſſig. 


(2) Die Zugiehung eines Urfundsbeamten unter: 
liegt dem Ermeſſen des Unterſuchungsführers. 


32 
Befugniſſe des Gerichtsherrn 


Der Gerichtsherr kann jederzeit vom Stande des 
Verfahrens Kenntnis nehmen und die ihm zur Auf— 
klärung der Sache geeignet erſcheinenden Verfügungen 
treffen. An den Unterſuchungshandlungen darf er 
nicht teilnehmen. 


835 


Geftellung von Beichuldigten, Zeugen 
und Sachverſtändigen 


(1) Beichuldigte, Zeugen und Sacdverftändige 
werden zu ihrer Vernehmung geitellt, und zwar 
Wehrmachtangehörige durch ihre nächſte Dienititelle, 
andere Verfonen durch den Truppenteil, bei dem fie 
fich befinden. Sonft führt die Dienftitelle, die darum 
erfucht wird, die Gejtellung durch. 


(2) Abſ. 1 fchließt eine unmittelbare Ladung von 
Sivilperfonen nicht aus, wenn fie ausreichend er— 


Icheint. 
S 36 
Haftbefehl 


(1) Der Gerichtsherr entſcheidet, ob ein Beſchuldig— 
ter in Unterfuchungshaft zu nehmen ift. 

(2) Die Unterfuhungshaft ift zuläffig, wenn 
dringende Verdachtsgründe gegen den Beſchuldigten 
vorhanden find und militäriiche Belange oder der 
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Unterfuchungszwed die Verhaftung erfordern. Gie 
wird angeordnet durch einen ſchriftlichen Haftbefehl, 
der die Gründe der Unterfuchungshaft anzugeben hat 
und dem Beſchuldigten zu eröffnen ift. Die zum 
Bollzug dev Unterfuchungshaft notwendigen Maß- 
nahmen trifft dev Unterfuchungsführer. 


(3) Die Unterfuhungsbaft ift aufzuheben, wenn 
ihre geſetzlichen Vorausſetzungen nicht mehr beftehen 
oder wenn fie ſich aus einem anderen Grunde nicht 
mehr ala notwendig erweilt. 


- 837 
Unterbringungsbefehl 


(1) Sind dringende Gründe für die Annahme vor: 
handen, daß der Beichuldigte eine mit Strafe bedrohte 
Handlung im Zuftand der Zurechnungsunfähigkeit 
oder der verminderten Zurechnungsfähigkeit begangen 
bat und daß jeine Unterbringung in einer Heil- oder 
Pfiegeanftalt angeordnet werden wird, fo kann der 
Gerichtsherr durch Unterbringungsbefehl feine einit- 
weilige Lnterbringung anordnen, wenn es das 
militäriſche Intereſſe oder die öffentliche Sicherheit 
erfordern. Der Unterfuhungsführer trifft die zum 
Vollzug des Unterbrinaungsbefehle notwendigen 
Maßnahmen. 


(2) Der Unterbringungsbefehl iſt aufzuheben, wenn 
ein gejeglicher Grund für die Unterbringung nicht 
mehr beitebt. 


Ss 38 
Sterbriefe 


(1) Der Gerichtsherr fann Stedbriefe erlaſſen, 
wenn die Vorausſetzungen eines Haftbefehls oder 
eined Unterbringungsbefehls vorliegen und der Be— 
Ichuldigte flüchtig ift oder fich verborgen hält. 


(2) Andere Militärbehörden find zum Erlaß eines 
Stedbriefs befugt, wenn ein Feſtgenommener ent: 
weicht oder jich jonft der Bewadung entzieht oder 
wenn der Beichuldigte der Fahnenflucht verdächtig ilt. 


$ 39 
Leichenjchau und Leichenöffnung 


(1) At eine Perſon, die einem Werband der 
Wehrmacht angehört oder fich bei ihm befindet, nicht 
auf natürlichem Wege geftorben, und Liegt der Ver- 
dacht einer ftrafbaren Handlung oder des Selbſt— 
mordes vor, jo hat der Gerichtäherr, in dringenden 
Fällen jeder militärifche Befehlshaber, der von dem 
Todesfall dienftlicd Kenntnis erhält, die Leichenſchau 
durch einen vichterlichen Militärjuftizbeamten zu ver- 
anlaſſen, dieſem bleibt die Zuziehung eines Sanität®- 
offiziers überlaflen. 

(2) Die Umftände, unter denen die Leiche gefunden 
wurde und dev Tod eingetreten ift, find zu unter 
ſuchen und im Protokoll zu verzeichnen. Deuten fie 
auf Selbftmord hin, jo find die Beweggründe auf 
zuflären. 
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(3) Steht die Todesurſache nach der Leichenſchau 
nicht einwandfrei feit, fo läßt der Unterfuhungs- 
führer die Leiche von einem Sanitätsoffizier öffnen. 
Suvor wird möglichjt die Perſon des Verftorbenen 
feftgeftellt,. Einem Beſchuldigten wird die Leiche zur 
Anerkennung borgezeigt. 


$ 40 
Beichlagnahnie 


Sachen, die als Beweismittel für das Verfahren 
von Bedeutung jein Eönnen (Beweisftüde), und 
Gegenftände, die für verfallen erklärt, eingezogen 
oder unbrauchbar gemacht werden Eönnen (Ein- 
ziehungsftüce), dürfen beſchlagnahmt werden. 


841 
Vermögensbeſchlagnahme 


Das Vermögen eines Beſchuldigten, gegen den 
wegen eines Verbrechens des Hoch- oder Landesver— 
rats oder wegen Kriegdverrats, Spionage, Frei— 
ſchärlerei, Zerſetzung der Wehrkraft oder Mehr- 
mittelbejchädigung Haftbefehl erlaffen oder die An- 
klage verfügt worden ift, kann auf Anordnung des 
zuftändigen Gerichtsheren beichlaqnabmt werden. 
Bei Gefahr im Verzug Fönnen die Beſchlagnahme 
auch der Unterfudungsführer, ferner jeder Gerichte 
herr, jeder höhere Kommandeur oder jeder Komman- 
deur eined Regiments oder jeder mit derfelben 
Difziplinarftrafgewalt verjehene Befehlshaber an- 
ordnen Die Durhführung hat der Anorönende zu 
regeln 


$ 42 
Unterfuchung des Körpers und des Geifteszuftandes 
(1) Der Verdächtige darf zur Feftitellung von 
Tatjachen, die für das Verfahren von Bedeutung 
find, körperlich und auf feinen Geifteszuftand unter- 
jucht werden, 


(2) Bei anderen Verfonen darf dies ohne ihre 
Eimpilligung nur geſchehen, wenn die Unterſuchung 
zur Mahrheitsermittlung unerläßlich ift. 


Ss 43 
Körperliche Eingriffe 


Körperliche Eingriffe, die nad den Regeln der 
ärztlichen Kunft zu Unterfuchungszwecden vorgenom: 
men werden, find ohne Einwilligung des Betroffenen 
zuläffig, wenn fie zur Wahrbeitsermittlung unerläß: 
lich find und feinen Nachteil für die Gefundbeit des 
Betroffenen beforgen laffen. 


$ 44 
Anftaltsbeobachtung 


Der Beſchuldigte darf auf die Dauer von höchſtens 
zwei Monaten in einer öffentlichen Heil- oder Bflege: 
anſtalt untergebradt und dort auf feinen Geiſtes— 
zuftand unterfucht werden, wenn ein Arzt ald Sad) 
berjtändiger dies für erforderlich erklärt, 








Mr. 147 — Tag der Ausgabe: 26. Auguft 1939 


$ 45 
Zuftändigkeit für Die bejonderen Anordnungen 


Die nad) den $$ 39 bis 43 erforderlichen Anord- 
nungen trifft der Gerichtäherr oder der Unter: 


fuchungsführer. Die Anwendung unmittelbaren 
Zwanges iſt ſtatthaft. 
$ 46 


Abſchluß des Ermittlungsverfahrens 


(1) Erachtet der Unterfuhungsführer den Sad) 
verhalt für hinreichend geklärt, jo berichtet ex dem 
Gerichtäheren. Diefer entiheidet, ob Das Ermitt- 
lungsberfahren fortzufegen oder einzuftellen oder Die 
Anklage zu verfügen iſt. Strafverfügungen find 
unzuläſſig. 


(2) Liegt gegen den Beſchuldigten hinreichender 
Verdacht einer Itrafbaren und kriegsgerichtlich ver- 
folgbaren Handlung vor, jo hat der Gerichtäherr 
die Anklage zu verfügen. 


s47 
Abjchen von der Anklage wegen Geringfügigfeit 


(1) Sit die Schuld des Täters gering und find 
die Folgen der Tat unbedeutend, jo kann der Se: 
richtsherr von der Anklage abjehen; unter denfelben 
Vorausſetzungen kann er auch das Verfahren bis zu 
ſechs Wochen vorläufig einftellen, um dem Beſchul⸗ 
digten Gelegenheit zu geben, ſich durch Mutbeweiſe 
einer endgültigen Einſtellung würdig zu erweiſen. 
Dies gilt nicht bei Mißbrauch der Dienſtgewalt 
(S$ 114 bis 125 des Militärſtrafgeſetzbuchs). 


(2) Sieht der Gerichtsherr von dev Anklage ab 
oder ftellt er endgültig ein, jo fann er entweder 
jelbft die Tat difziplinar bejtrafen oder Die difzipli- 
nare Ahndung dem zujtändigen Difziplinarvor- 
geſetzten überlaffen ($ 8 der Kriegsionderitrafrecht3- 
verordnung). Die Strafflage wird dadurd) nicht 
verbraudt. 


(3) Von der Anklage fann der Gerichtäherr ferner 
vorläufig abjehen, wenn die Strafe oder Maßregel 
der Sicherung und Beſſerung, zu der die Verfolgung 
führen kann, neben einer Strafe oder Maßregel der 
Sicherung und Beſſerung, zu der der Beichuldigte 
wegen einer anderen Tat rechtöfräftig verurteilt 
worden ift oder die er wegen einer anderen Tat zu 
erwarten hat, nicht ins Gewicht fällt. 


$ 48 
Die Anklageverfügung 


(1) Die Antlageverfügung des Gerichtsherrn hat 
die dem Veichuldigten zur Yaft gelegte Tat und das 
anzınvendende Strafgeieß zu bezeichnen. 


(2) Soweit nicht der befondere Gerichtsſtand des 
Reichskriegsgerichts begründet ift, wird ein unzu- 
ftändiger Gerichtsherr durch Unterzeichnen dev An- 
tlageverfügung für das Hauptverfahren zuftändig. 
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(3) Die Aıt der Bekanntmachung an den Be 
ihuldigten bejtimmt der Gerichtsherr. Bekannt— 


mahung durch Verlefen in der Hauptverhandlung 
aenügt. 


(4) Der Gerichtsherr kann in Eilfällen von einer 
ichriftlichen Antlageverfügung abſehen und den Ver 
treter der Anklage beauftragen, fie in der Haupt 
verhandlung mündlid) vorzutragen. Abſ. 2 gilt ent- 
ſprechend. 


(5) Der Gerichtsherr kann einen anderen Gerichts— 
herrn um die Aburteilung erſuchen, wenn dies ſach— 
dienlich ift. 


B. Vorbereitung der Hauptverhandlung 
$ 49 
Vorbereitung der Hauptverhandlung 


(1) Gleichzeitig mit der Anklage verfügt dev 
Gerichtöherr den Zufammentritt des Feldkriegs— 
gericht? ($ 9). Er beauftragt einen zum Nichteramt 
befühigten Offizier oder Beamten, einen Gericht? 
offizier oder einen vichterlihen Militärjuftizbeamten 
mit der Vertretung dev Anklage, beruft die Richter, 
beitimmt Ort und Zeit der Hauptverbandlung und 
beitellt bei jtrafbaren Handlungen, die mit dem Tode 
bedroht find, jtets, in anderen Fällen, wenn er es 
für jachdienlih Hält, dem Angeklagten einen Ber 
teidiger. Hat ſich der Angeklagte einen Verteidiger 
aewählt und wird diefer zugelaffen, jo wird Die 
Beitellung zurüdgenommen. 


(2) Die Hauptverhandlung foll unverzüglicd nad) 
Verfügung der Anklage ftattfinden. Die Vorberei- 
tungen trifft der Anflagevertreter, foweit erforderlich) 
unter Anwendung unmittelbaren Swanges. Der Ge 
richtsherr kann Verftöße gegen deffen Anordnungen 
mit Arreftitrafen bis zu drei Wochen ahnden. 


(3) Für die Geftellung von Angeklagten, Zeugen 
und Sachverjtändigen gilt $ 35 entſprechend. 


(4) Steht dem Erſcheinen eines Zeugen oder Sad) 
verftändigen in dev Hauptverhandlung ein wichtiger 
Grund entgegen, jo kann der Gerichtöherr deſſen Ber 
nehmungdurd) den Verhandlungsleiter, einen anderen 
richterlichen Militärjuftizbeamten, einen zum Richter— 
amt befähigten Offizier, einen Beamten der Reichs— 
kriegsanwaltſchaft, einen Gerichtsoffizier oder einen 
Amtsrichter herbeiführen. 


$ 50 
Anträge des Angeklagten 


(1) Verlangt der Angeklagte vor dem Termin die 
Geftellung oder Ladung von Zeugen oder Sachver— 
ftändigen oder die Herbeiſchaffung anderer Beweis— 
mittel zur Hauptverhandlung, jo hat ex unter An 
gabe der Tatjachen, über die Beweis erhoben werden 
joll, feine Anträge jcehriftlich oder zur Niederjchrift 
einesBeamten oder einer Dienftitelle an den Gerichts: 
herin zu richten. 


(2) Den Anträgen ift zu entjprechen, joweit fie be, 


gründet find, Die Verfügung des Gerichtsheren wird 
dem Angeklagten befanntgemadht. 
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$51 
Verteidiger 


Als Verteidiger Fann vor der Hauptverhandlung 
der Gerichtsherr oder in der Hauptverhandlung das 
erfennende Gericht jede Derjon zulaſſen oder beftellen, 
jofern 

1. dadurch die Sicherheit des Reiche nicht gefähr- 

det wird und 

2. die Derfon zur Stelle ift oder ohne Verzöge- 

rung binzugezogen werden fann. 


C. Die Hauptverhandlung 
8 52 
Hauptverhandlung 


(1) Über Schuld und Nichtſchuld des Angeklagten 
wird in einer mündlichen Hauptverhandlung durch 
Urteil entichieden. 


(2) Das Gericht richtet nad) Recht und Geſetz ohne 
Anjehen der Perjon. 


Ss 53 
Zeilnahme an der Hauptverhandlung 


Die Hauptverhandlung findet in ununterbrochener 
Gegenwart der Richter, de8 Vertreters der Anklage 
und des Urfundsbeamten ftatt. 


$ 54 
Ausichliegung vom Richteramt 


Bon der Ausübung des Nichteramts ift audge- 
ſchloſſen: 


1. wer durch die ſtrafbare Handlung verletzt iſt, 


2. wer Ehemann oder Vormund des Angeklagten 
oder Ehemann oder Vormund der verleßten 
Perſon iſt oder geweſen iſt, 


3. wer mit dem Angeklagten oder mit dem Ver— 
legten in gerader Linie verwandt, verſchwä— 
gert oder durch Annahme an Kindes Statt 
verbunden, in den Seitenlinien bi8 zum dritten 
Grade verwandt oder bi zum zweiten Grade 
verſchwägert ift, auch wenn die Ehe, durch die 
die Schwägerichaft begründet ift, nicht mehr 
beſteht, 


4. wer in der Sache als Unterſuchungsführer, als 
Vertreter der Anklage oder als Verteidiger 
tätig geweſen iſt oder als Vorgeſetzter den Tat- 
bericht eingereicht bat, 


. wer in der Sache als Zeuge oder Sachverſtän— 
diger vernommen ift. 


on 


855 
Ablehnung wegen Bejorgnis der Befangenheit 


(1) Der Angeklagte fann einen Richter wegen Be- 
jorgnis der Befangenheit ablehnen, wenn ein Grund 
vorliegt, der geeignet ift, Mißtrauen gegen deſſen Un- 


II 


parteilichfeit zu rechtfertigen. Die Ablehnungsgründe 
find glaubhaft zu machen und bis zur Verlejung der 
Anflageverfügung vorzubringen. 


(2) Über das Ablehnungsgeſuch entjcheidet der Ver— 
bandlungsleiter. it er ſelbſt abgelehnt, fo entjcheidet 
der dienftältefte Beifiger im Offizierrang. Sind beide 
abgelehnt, jo entjcheidet der Gerichtsherr. 

(3) Einer Vorlage an den Gerichtsheren bedarf e8 
nicht, wenn 

1. das Geſuch nicht rechtzeitig angebracht ift oder 

2. Ablehnungsgründe nicht vorgebracht oder nicht 

glaubhaft gemacht find oder 


3. das Geſuch offenfichtlid der Verjchleppung 
dient. 
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In dieſen Fällen verwirft der Verhandlungsleiter 
das Geſuch ald unzuläſſig. 


S 56 
Vereidigung der Nichter 


(1) Nach Aufruf der Sache verlieft der Verhand- 
lungsleiter die Namen der zur Hauptverhandlung be- 
rufenen Richter und vereidigt die Beiſitzer. Ex richtet 
an fie die Worte: 


„Sie ſchwören bei Gott, dem Allmädhtigen 
und Allwiffenden, die Pflichten eines Richters 
getreulich zu erfüllen und Ihre Stimme nad 
beftem Wiſſen und Gewiffen abzugeben”, 


Die Beifier leiften den Eid, indem fie unter Erheben 
der rechten Hand fprechen: 


„Ich ſchwöre e8, jo wahr mir Gott helfe”, 


Iſt dev Verhandlungsleiter ein Offizier, fo vereidigt 
er Ich jelbit in finngemäßer Anderung der Eides- 
formel. 


(2) Stehen mehrere Verhandlungen an, zu denen 
diejelben Beiſitzer berufen find, jo genügt e8, daß der 
Verhandlungsleiter in den fpäteren Verhandlungen 
auf den in einer vorhergegangenen Verhandlung ge; 
leifteten Eid verweiſt. 

$ 57 
Situngspolizei 


Wer eine Ordnungswidrigkeit begeht oder die An- 
ordnungen des Verhandlungsleiters nicht befolgt, 
fann durch ihn von der Gerichtsftelle entfernt werden. 
Außerdem fünnen Wehrmachtangehörige durch den 
Gerichtsherrn dilziplinar mit Arreſt, andere Ver: 
jonen durch den Verhandlungsleiter mit Haft bis zu 
ſechs Wochen beftvaft werden. 


$ 58 
Ausſchluß der Öffentlichkeit 


(1) Der Verhandlungsleiter kann aus wichtigen 
Gründen die Öffentlichkeit ausfchließen und den An- 
iwejenden die Geheimhaltung von Tatjachen, die durch 
das Verfahren zu ihrer Kenntnis gelangen, zur Dflicht 
machen. Der Beichluß ift ins Situngsprotofoll auf- 
zunehmen. 
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(2) Wer die ihm auferlegte Pflicht verlegt, wird | 
mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten, Geldftrafe oder | 


Haft beftraft. Gegen Soldaten tritt Freiheitsftrafe 
bis zu ſechs Monaten ein. 


$ 59 
Anhörung des Angeklagten 


(1) Dem Angeklagten ift Gelegenheit zu geben, ſich 
vor dem FFeldfriegsgericht gegen die Anklage zu ver- 
teidigen. Iſt fein Aufenthalt unbefannt oder ift ex 
unentjchuldigt ausgeblieben und feine zwangsweiſe 
Vorführung nicht ſofort durchführbar, jo kann aud) 
ohne ihn verhandelt werden, wenn der begründete 
Verdacht befteht, daß er ſich der gerichtlichen Unter- 
fuchung zu entziehen beabfichtigt. 


(2) Auf feinen Antrag fann ihm der Gerichtsherr 
von der Verpflihtung zum Erfcheinen in der Haupt: 
verhandlung entbinden. 


s 60 
Beweisaufnahme 


(1) Das Gericht hat von Amts wegen alles zu 
tun, was zur Erforſchung der Wahrheit notwendig 
ft. 


(2) Über Art, Form und Umfang der Beweisauf- 
nahme ſowie über die Vereidigung von Zeugen, 
Sachverſtändigen und Dolmetſchern entſcheidet das 
Gericht nach pflichtgemäßem Ermeſſen. Soweit es 
irgend möglich iſt, ſollen Zeugen mündlich ver— 
nommen und Beweiſe unmittelbar erhoben werden. 

(3) Die $$ 23 bis 32 finden entſprechende An— 
wendung. 

S6l 
Schlußvorträge 


Nach der Beweisaufnahme erhalten der Vertreter 
der Anklage, der Verteidiger und der Angeklagte 
zu ihren Ausführungen und Anträgen das Wort. 
Dem Angeklagten gebührt ſtets das letzte Wort. Iſt 
er der deutichen Sprache nicht mächtig oder taub, jo 
find ihm aus den Schlußvorträgen mindeſtens Die 
Anträge des Vertreters der Anklage und des Ver— 
teidigers in geeigneter Weiſe befanntzugeben. 


$ 62 
Beratung und Abjtimmung 
Die Beratung und Abftimmung des Gerichts find 
geheim. Nur die Nichter dürfen zugegen fein. Sie 
baben über den Hergang zu jehweigen. Der Ver: 
bandlungsleiter leitet die Beratung und Abjtimmung. 
Es enticheidet Stimmenmehrheit. 


63 
Das Urteil 
(1) Die Hauptverhandlung jchließt, vom Fall des 
Abi. 5 abgejehen, mit einem Urteil. Es lautet auf 
Freiſprechung, Verurteilung, Anordnung einer Maß— 
regel der Sicherung und Beſſerung oder Einftellung 
des Verfahrens. 
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(2) Das Verfahren wird eingeftellt, wenn die Tat 
nicht verfolgbar ift. 

(3) Mit Zuftimmung des Vertreters der Anklage 
fann das Feldkriegsgericht das Verfahren durch Ur- 
teil einftellen, wenn die Schuld des Täters gering iſt 
und die Folgen der Tat unbedeutend find, ſoweit e8 
fih nicht um Mißbrauch der Dienftgewalt (SS 114 
bis 125 des Militärſtrafgeſetzbuchs) Handelt. Nad) 
der Betätigung kann der Gerichtsherr entfprechend 
dem 8 47 Abi. 2 verfahren. 

(4) Wird der Angeklagte als unjchuldig frei- 
aeiprochen und bat er ohne eigenes Verſchulden 
Unterfuhungshaft oder eine andere Freiheitsent— 
ziehung erlitten, fo beitimmt das Gericht gleichzeitig 
durd) befonderen Beſchluß, daß ihm aus dev Reichs— 
fafle eine Entichädigung zu zahlen ift. Ihre Höhe 
jeßt der Oberbefehlshaber de8 Wehrmachtteils feit, 
deſſen Gericht erfannt hat. Für das Reichskriegs— 
gericht wird fie von dem Chef des Oberfommandos 
der Wehrmacht bejtimmt. 


(5) Findet das Gericht, daß der Angeklagte nicht 
unter der KRriegsgerichtsbarfeit fteht, jo ſpricht es 
durch Beſchluß feine Unzuftändigfeit aus. 


$ 64 
Anrechnung 


Hat der Angeklagte Unterfuhungshaft oder aus 
Anlaß der Tat eine andere Freiheitsentziehung er— 
litten, jo fann fie ganz oder teilweife auf die Strafe 
angerechnet werden. Die Zeitdauer ift dann in der 
Urteilsformel nad Seitabfehnitten genau zu be 
ftimmen. 

$ 65 
Urteilsgründe 


(1) Ein verurteilendes Erkenntnis muß in feinen 
Gründen die erwiefenen Tatjachen, aus denen ſich die 
geſetzlichen Merkmale der ftrafbaren Handlung ev 
geben, beftimmt bezeichnen und das angewendete Ge 
jeß angeben. Es iſt ferner darzulegen, weshalb die 
—“ Tatſachen als erwieſen erachtet worden 
ſind. 


(2) Nimmt das Gericht Umſtände an, die nad) 
dem Geſetz die Strafe ſchärfen, mildern oder aus- 
ſchließen oder verneint es jolche Umſtände entgegen 
einer in der Verhandlung aufgeitellten Behauptung, 
fo müſſen fich die Urteilsgründe darüber ausjprechen. 

(3) Die Strafbemeffungsgründe find eingehend 
darzulegen. 


(4) Die Urteilsgründe müſſen ferner ergeben, wes— 
halb eine fihernde Maßregel angeordnet oder ent- 
gegen einem in der Verhandlung geitellten Antrag 
nicht angeordnet worden iſt. Wird feine jichernde 
Mafregel angeordnet, obwohl der Angeklagte ala 
ichuldunfähig freigefprochen oder als vermindert 
ſchuldfähig verurteilt wird, jo find die Gründe bier- 
für anzugeben. Ein freifprechendes Urteil muß er— 
kennen laffen, aus welchen tatfächlichen oder vedht- 
lichen Gründen e8 den Angeklagten freiſpricht. Hat 
die Hauptverhandlung ergeben, daß der Angeklagte 
unfchuldig ift, oder daß aegen ihn Fein begründete 
Verdacht mehr befteht, jo ijt Dies auszuſprechen. 


372 
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8 66 
Urteilsverfündung 


(1) Der Verbandlungsleiter verkündet das Urteil 
durch Verleſen der Urteilsformel und Eröffnen Der 
Urteilsgründe am Schluß der Verhandlung. Er fann 
bei wichtigem Grunde dem Verteidiger und Ange: 
flagten gaejtatten, der Urteildverfündung fernzu 
bleiben. 


(2) Das Urteil ift alabald mit fchriftlichen Grün. 
den zu den Akten zu bringen. Es genügt die Unter: 
Ichrift durch den Verbandlungsleiter. 

(3) Wurde das Urteil in Abwejenbeit des An- 
geklagten verkündet, fo iſt es ibm nachträglich zu er- 
öffnen. 

S 67 
Verhandlungsniederſchrift 
(1) Über die Hauptverhandlung iſt eine Verhand— 


lungsniederſchrift aufzunehmen, die der Verhand— 
lungsleiter und der Urkundsbeamte unterſchreiben. 


es 


Die Verhandlungsniederichrift enthält: 
. den Ort und Tag der Verhandlung, 


. die Namen der Mitglieder des Gerichts, des 
Vertreters der Anklage, des Urfundsbeamten 
und des etwa zugezogenen Dolmetichers, 


3. die Bezeihnung der ftrafbaren Handlung ent- 
ſprechend der Anklage, 


4. den Namen des Angeklagten und feines Ver: 
teidigers, 

5. Die Namen der vernommenen Zeugen und Sad) 
verjtändigen und den Vermerk über etwaige 
Vereidigungen, 

6. die Angabe, ob öffentlich verhandelt oder aus 
welchem Grunde die Öffentlichkeit ausgeichloffen 
wurde, 


7. die Anträge, Die Enticheidungen, insbefondere 
die Urteilsformel, ſowie den wejentliden In— 
balt dev Seugenausfagen, Gutachten und ſon— 
jtigen Beweiserhebungen. 


DD 


$ 68 
Sicherungsverfahren 


(1) Auf die Unterbringung in eine Seil- oder 
Dflegeanftalt ($ 42b des Strafgefeßbuchs) kann aud) 
in einem ſelbſtändigen Verfahren erfannt werden. 


(2) Für das Sicherungsverfahren gelten finngemäß 
die Vorjchriften für das Strafverfahren. 


D. Das Verfahren vor dem Reichskriegsgericht 
8 69 
Allgemeines 


Für das Verfahren vor dem Neichsfriegsgericht 
gelten die Vorichriften des III. Abjchnitts ent- 
\prechend, ſoweit nichts anderes beftimmt ift. 
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$ 70 
Aufgaben und Befugnifie des Oberreichöfriegs- 
anwalts 
Der Oberreichskriegsanwalt führt das Ermitt- 
lungöverfahren und vertritt die Anklage. Im Ver: 


fahren hat er die Stellung und die Rechte eines 
Unterſuchungsführers. 


871 
Abweichungen des Verfahrens 
(1) Nicht anwendbar find 
1. $ 17 (Anordnung des Ermittlungsverfahrens), 


2. S49 Abi. 1 Vorbereitung der Hauptverhand⸗ 
lung). 


(2) In den Fällen des $ 49 Abi. 4 und S 50 (An- 
träge des Angeklagten) tritt an die Stelle des 
Gerichtsherrn der Senatspräfident. 


(3) Das Neichsfriegsgericht darf fich nicht für un— 
zuftändig erklären, weil die Sache vor ein Feld: 
friegdaericht gehöre. 

72 
Verteidigung 

In dem Verfahren vor dem Neichsfriensgericht ift 
die Verteidigung notwendig. Hat der Angeflaate 
feinen Verteidiger gewählt, jo bejtellt ihm vor der 
Hauptverhandlung der Gerichtsherr, in der Haubt- 
verbandlung der Senatspräfident einen ſolchen von 
Amts wegen. 


E. Berfahren gegen Kriegsgefangene 
(auf Grund des Abkommens 
über die Behandlung der Kriegsgefangenen vom 27. Zuli 1929, 
ratifiziert am 21. Februar 1934 — Reichsgejeßbl. II S. 227) 


$ 73 
Ermittlungsverfabren 
(1) Bei Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens 
gegen einen Kriegsgefangenen ift jobald wie möglich, 
jedenfalls aber vor dem für die Hauptverbandlung 


beftimmten Zeitpunft, der Vertreter der Schutzmacht 
zu benachrichtigen. 


(2) Diefe Mitteilung hat folgende Angaben zu ent- 
halten: 


1. den Derjonenjtand und Dienftgrad des Gefan- 
genen, 


2. den Ort des Aufenthalts oder der Haft, 
3. die Darlegung der Anklagegründe unter Er- 


wähnung der anwendbaren gejetlichen Beſtim— 
mungen. 


(3) Wenn e3 nicht möglich ift, in diefer Anzeige 
das Gericht, das die Tat aburteilen wird, den Zeit: 
punkt der Eröffnung der Hauptverhandlung und den 
Verhandlungsort mitzuteilen, jo find diefe Angaben 
jpäterhin, und zwar möglichit bald, jedenfalls aber 
mindejtens drei Wochen vor der Hauptverhandlung, 
dem Vertreter dev Schutzmacht nachzuliefern. 
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8 74 
Verteidigung 


(1) Der Kriegsgefangene hat das Necht auf Bei- 
ſtand durch einen geeigneten Verteidiger feiner Wahl 
und, wenn möglich, auf die Dienfte eines zuder- 
läffigen Dolmetichers. Er ift von feinem Necht recht: 
zeitig vor der Hauptverhandlung zu benachrichtigen. 


(2) Wählt der Krieasaefangene feinen Verteidiger, 
fo fann ibm die Schußmacht einen folchen beftellen. 
hr ift auf Verlangen eine Lifte von Derjonen zu 
übermitteln, die für die Übernahme der Verteidigung 
geeignet find. 


(3) Die Vertreter der Schutzmacht haben das Recht, 
der Hauptverhandlung beizuwohnen. Won diejer 
Regel ift nur der Fall ausgenommen, in dem die 
Hauptverhandlung aus Gründen der Staatsficherheit 
geheim bleiben muß. Die Schutzmaächt ift hiervon 
im voraus zu benachrichtigen. 


75 
Urteile 


(1) Die gegen Kriegögefangene gefällten Urteile 
find fofort der Schutzmacht mitzuteilen. 

(2) Wird gegen einen Kriegögefangenen die Todes- 
jtrafe ausgeſprochen, dann ijt ſchnellſtens eine Mit- 
teilung, die im einzelnen die Art und die Umſtände 
der Straftat enthält, an den Vertreter der Schutz— 
macht zur Xbermittlung an die Macht, in deven 
Heer der Gefangene gedient bat, zu richten. 

(3) Das Urteil darf nicht vor Ablauf einer Friſt 


von mindeſtens drei Monaten nach diejer Mitteilung 
vollſtreckt werden. 


F. Das Nachprüfungsverfahren. 
Aufhebung und Betätigung 
8 76 
Unanfechtbarfeit der Enticheidungen 


Die Entjheidungen des Kriegsverfahrens find mit 
Rechtsmitteln nicht anfechtbar. 


S 77 
Nachprüfen der Urteile 
(1) Die Urteile unterliegen einer Nachprüfung, die 
zur Beftätigung oder Aufhebung führt. 


(2) Die Beftätigung macht die Urteile rechtskräftig 
und vollſtreckbar. 


$ 78 
Anhören des Angeklagten 


Nor der Beltätiqung bat dev Gerichtäherr den 
Verurteilten durch einen vichterlihen Militärjuftiz- 
beamten oder einen Offizier fchriftlich darüber ver- 
nehmen zu lafjen, ob und welche Einwendungen ex 
gegen das Urteil vorzubringen habe. Hat der Ange 
flagte ſich hierzu bereits anderweit hinreichend ge- 
—— ſo kann eine ſchriftliche Vernehmung unter— 
leiben. 
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$ 79 
Das Beitätigungs- und Aufhebungsrecht 
im Berfahren vor dem Feldkriegsgericht 


(1) Dem führer und Reichskanzler ift das Beſtäti— 
qungs- und Aufbebungsrecht vorbehalten: 
l. wenn Offiziere oder Wehrmadhtbeamte im 
Offizierrang zum Tode verurteilt find, 
2. wenn er einen Vorbehalt allgemein oder im 
Einzelfall ausſpricht. 


(2) Im übrigen wird das Beltätigungs- und Auf 
hebungsrecht auf die Dberbefehlahaber der Wehrmadht- 
teile übertragen. Dieje dürfen es weiterübertragen, 
und zwar 


das Beſtätigungsrecht bis zum Gerichtsherrn, 


das Aufhebungsrecht bis zu ſolchen Befehls— 
habern, denen Befehlshaber mit eigener 
Gerichtsbarkeit unterſtellt ſind, und auf 
den Generalquartiermeiiter. 


Mar Gegenftand der Anklageverfügung oder der Ab- 
urteilung ein Verbrechen oder Vergehen de3 Mip- 
brauchs der Dienftgewalt durch einen Offizier (SS 114 
bis 125 des Militärftrafgefeßbuchs), jo darf das Ur— 
teil nur von einem Befehlshaber betätigt’ werden, 
dem aud) das Aufhebungsrecht zuiteht. 


(3) Das volle Beſtätigungs- und Aufhebungsrecht 
nach Abi. 1 und 2 kann von den Oberbefehlshabern 
der Wehrmachtteile übertragen werden: 

1. denKommandeuren arößererTruppenverbände, 
die fih auf einem entlegenen felbitändigen 
Kriegsſchauplatz befinden, 

2. den Kommandanten von Feſtungen oder an- 
deren befeftigten Orten oder Gebieten für die 
Seit, in der ein geordneter Schriftlicher Verkehr 

- mit ihren Vorgeſetzten nicht mehr beftebt, 

3. dem wegen langer Abwejenbeit zum Gerichts: 
herrn beitimmten Kommandanten eines Schiffee 
oder Befehlshaber eines ſchwimmenden Ver— 
bandes, wenn die unterftellten Kriegs- oder 
Hilfsfriegsichiffe in außerheimiſchen Gewäſſern 
verwandt werden. 


(4) Dieje Befehlshaber dürfen im Notfall aud) ohne 
Gutachten ($ 83) ihre Enticheidung treffen. 


$ 80 
Das Beſtätigungs- und Aufhebungsrecht 
im Verfahren vor dem Reichskriegsgericht 
Das Necht der Beltätigung und Aufbebung von 
Urteilen des Neichsfriegsgerichts wird ausgeübt: 
l. vom Führer und Reichsfanzler, 

a) wenn Offiziere oder Webrmachtbeamte im 
Dffizierrang zum Tode verurteilt find, 

b) wenn aegen Offiziere oder Wehrmadt- 
beamte im Generals- oder Admiralsrang 
die Anklage wegen eines Verbredyens oder 
Vergehens verfügt war, 

c) wenn er einen dahin gehenden Vorbehalt 
allgemein oder im Einzelfall ausfpricht, 

. Im übrigen vom Präfidenten des Reichskriegs 
gerichts. 


— 
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$ 81 
Milderungsrecht 


(1) Der beſtätigungsberechtigte Befehlshaber kann 
ein Urteil, deſſen ſofortige Vollſtreckung er anordnen 
will, zugleid mit der Beſtätigung mildern, wenn 
nach jeinem pflichtgemäßen Ermefjen erhebliche Gründe 
dafür vorhanden find. Die Gründe find aftenfundig 
zu machen. 


(2) Für das Milderungsrecht gelten folgende Grund- 
ſätze: 
Die Todesſtrafe und eine Zuchthausſtrafe 
fönnen nicht gemildert werden. 


Im übrigen fann bis zu der Strafe gemil- 
dert werden, die für den mildeften Fall diejer 
Art hätte ausgeworfen werden dürfen. 


$ 82 
Zuftändigfeit bei mehreren Angeklagten 


_ ‚Betrifft ein Urteil mehrere Angeklagte, jo ift dem 
Führer und Reihsfanzler die Betätigung und Auf- 
hebung für alle vorbehalten, wenn aud nur einer 
— * Vorbehalte nach 879 Abſ. J oder 880 
Nr. ällt. 


$ 83 
Bequtachten der Urteile 


(1) Die Urteile, deren Beftätigung ſich der Führer 
und Reichskanzler vorbehält, legt ihın der Chef des 
Oberfommandos der Wehrmacht mit einem Nechts- 
gutachten eines richterlichen Militärjuftizbeamten vor. 


(2) Andere Urteile dürfen nur auf Grund des 
ſchriftlichen Rechtsgutachtens eines vichterlichen Mi- 
litärjuftizbeamten oder, in Ermangelung eines ſolchen, 
eines zum Richteramt befähigten Beamten oder Of- 
fizier8 bejtätigt werden, wenn auf Tod oder Freiheits— 
Itrafe von mehr als einem Jahr erfannt ift oder 
wenn im Feldkriegsgericht ein zum Nichteramt be- 
fähigter Verbandlungsleiter nit mitgewirkt hat. 


(3) Bei andern Urteilen ordnet der Befehlshaber 
eine Begutachtung nur an, wenn ihm die Entichei- 
dung des Feldfrirgsgerichts bedenklich erfcheint. 


(4) Aus dem Rechtsgutachten muß zu erſehen fein, 
ob die Beitätigung oder die völlige oder teilweise 
Aufhebung des Urteils voraeichlagen wird. 


(5) Die zum Richteramt befähigten Beamten der 
Nechtsabteilungen des Oberfommandos der Wehr- 
macht oder eines Oberbefehlahabers der Wehrmacht: 
teile gelten ala vichterlihe Militärjuftizbeamte im 
Sinne diefer Vorſchrift. 


$ 84 
Verbot der Begutachtung für beftimmte Verjonen 
Ein Beamter oder Offizier, der in der Hauptver- 
handlung als Nichter oder ala Vertreter der Anklage 
oder als Verteidiger mitgewirkt hat, ſoll das Rechts: 
autadhten nicht eritatten. 
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$ 85 
Vervollftändigung der Unterjuchung 
Der Befehlähaber, dem die Beltätigung zufteht, 


fann eine Vervollftändigung der Unterſuchung an- 
ordnen. 


$ 86 
Berbot der Beltätigung 
bei Verlekung verfahrensrechtlicher Vorſchriften 


Iſt eine der Worfchriften des SAL Abi. 2 Nen. 1 
bis . nicht beachtet, jo darf das Urteil nicht beitätigt 
werden. 


$ 87 
Die Entſcheidung über die Beſtätigung 

(1) Ein Befehlshaber, dem nur das Beltätiqungs-, 
nicht aber das Aufhebungsrecht zuſteht, kann das 
Urteil bei demſelben Angeklagten nur im ganzen, 
bei mehreren Angeklagten auch für einzelne von ihnen 
beſtätigen. 

(2) Die Beſtätigungsverfügung lautet: 

„Ich beſtätige das Urteil“; 
bei Verurteilung iſt hinzuzuſetzen: 
„Die Vollſtreckung wird bis zur Beendigung 
des Kriegszuſtandes ausgeſetzt“ oder 
„Das Urteil iſt zu vollſtrecken“. 

(3) Bei Teilbeſtätigungen durch einen dazu be— 
rechtigten Befehlshaber iſt genau anzugeben, in welchem 
Umfang die Beſtätigung verfügt wird, z. B.: 

„Ich beitätige da8 Urteil im Schuldaus- 
ſpruch“. 


(4) Macht der Befehlshaber vom Recht der Mil— 
derung Gebrauch, ſo lautet die Beſtätigungsver— 
fügung: 


888 
Vermerk und Bekanntgabe der Beſtätigung 


Die Beſtätigung wird auf dem Urteil vermerkt 
und dem Angeklagten bekanntgegeben. 


889 
Die Entſcheidung über die Aufhebung 
(1) Erhebt das Rechtsgutachten (S 83) weſentliche 
Bedenken gegen die Geſetzlichkeit des Urteils oder 
gegen die tatſächlichen Feſtſtellungen oder gegen die 
Strafzumeſſung, ſo haben: 
1. der Befehlshaber, dem nur das Beſtätigungs— 
recht zuſteht, 
2. der auch zur Aufhebung berechtigte Befehls— 


baber, wenn er das Urteil feines Gerichts nicht 
aufheben will, 


die Entſcheidung ded übergeordneten Befehlshabers 
herbeizuführen. 











Nr. 147 — Tag der Ausgabe: 26. Auguft 1939 


(2) Diefer bolt das Gutachten feines richterlichen 
Militärjuftizbeamten ein und entjcheidet ſodann nad) 
feinem Ermeffen, ob er das Urteil beftätigt oder auf- 
eg ft eine der Vorſchriften des 1 Abi. 2 Nım. 1 

i8 . nicht beachtet, fo muß das Urteil aufgehoben 
werden. 


(3) Ebenſo ift zu verfahren, wenn der zur Beltäti- 
gung berechtigte Befehlshaber entgegen dem Rechts: 
autachten die beantragte Beſtätigung nicht erteilt. 
Die Verfagung ift Ichriftlih zu begründen. 


(4) Die zum Aufheben berechtigten Befehlababer 
dürfen ein Urteil auch teilweife aufheben, 3.8. den 
Strafausfpruch oder die Verurteilung einzelner won 
mehreren Angeklagten oder die Verurteilung wegen 
einzelner Straftaten. 


(5) Für die Form der Aufhebung gilt $87 ent- 
iprechend. 


Ä $90 
Verfahren bei Aufhebung des Urteils 


(1) Wird das Urteil aufgehoben, fo beruft der zu- 
ſtändige Gerichtäherr ein neues erfennendes Gericht. 
Der Befehlshaber, der die Aufhebung verfügt, kann 
aud einen anderen Gerichtäberrn damit betrauen. 
Wer bei der früheren Hauptverhandlung mitaewirft 
bat, darf nicht ala Richter zugezogen werden. 


(2) Der aufhebende Befehlshaber fann unter den 
Vorausjehungen des $ 19 Abſ. 1 auch anordnen: 
1. daß ein Angeflagter, der fich im Gefechtägebiet 
befindet, zur Durchführung des Strafver- 
fahrens 
a) einem Gerichtöheren im rüctwärtigen Armee- 
gebiet überwiefen, 


b) zu einem Erfaßtruppenteil verſetzt wird. 
Bei den Seeftreitfräften tritt an Stelle der 
Überweifung oder der Verfekung die Kom— 
mandierung von Bord an Land; 


2. dab das Strafverfahren bis nad) Beendigung 
des Kriegszuftandes ausgefett und feine Durch— 
führung dem ordentlihen Verfahren vor— 
behalten wird. 


IV. Abjchnitt 


Wiederaufnahme eines durch rechts= 
kräftiges Urteil gefchlojfenen Verfahrens 
891 
Wiederaufnahme wegen neuer Tatſachen 
oder Beweismittel 

(1) Ein durch Urteil oder Strafverfügung rechts— 
fräftig geſchloſſenes Werfahren wird wiederauf- 
genommen, wenn neue Tatfachen oder Beweismittel 
beigebracht find, die allgemein oder in Verbindung 
mit den früheren Beweiſen geeignet geweſen wären: 

1. die Freiſprechung eines Verurteilten oder eine 

wejentlic) geringere Beſtrafung oder ftatt der 
Verurteilung die Einftellung des Verfahrens 
zu begründen, 
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2. die Beftrafung eines FFreigefprochenen oder 
eine weſentlich ſchwerere Beſtrafung oder ftatt 
der Einjtellung des Verfahrens eine Ver— 
urteilung des Angeklagten zu begründen, 

3. eine wejentlich andere Enticheidung über eine 
ſichernde Maßregel herbeizuführen. 


(2) Der Angeklagte kann ſich nur auf ſolche neuen 
Tatſachen oder Beweismittel berufen, die er im dem 
früheren Verfahren ohne Verjchulden nicht geltend 
machen konnte. 


$ 92 
Wiederaufnahme wegen Rechtsverlegung 


Das Verfahren wird auch wiederaufgenommen, 
wenn das Gericht auf eine Strafe oder eine fichernde 
Mapregel erkannt hat, auf die e8 nach den angewen- 
deten Strafvorfchriften überhaupt nicht exfennen 
durfte, oder wenn ein Urteil beftätigt worden ift, 
das nad) $ 86 nicht hätte bejtätigt werden dürfen. 


8 953 
Wiederaufnahme wegen Verlegung der Amtspflicht 


Das Verfahren wird endlich wiederaufgenommen, 
wenn ein Richter, der bei dem Urteil mitgewirkt hat, 
in der Sache feine Amtspflicht in gerichtlich jtraf- 
barer Weife verletzt hat. 


Ss 94 


Wiederaufnahme auch nach Strafvollitrefung, Tod, 
Beendigung der Kriegsgerichtsbarkeit 


Der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
wird weder Durch die Strafvollitredung noch durch 
den Tod des Werurteilten noch durch die Beendigung 
des Die Kriegsaerichtsbarfeit über den Verurteilten 
begründenden Verhältniſſes ausgeichlofjen. 


S 95 
Strafbare Handlung 
ale Grund der Wiederaufnahme 


Ein Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
fann auf die Behauptung einer ftrafbaren Handlung 
nur gegründet werden, wenn deretwegen eine rechts— 
fräftige Verurteilung ergangen ift oder wenn ein 
Strafverfahren aus anderen Gründen als wegen 
Mangels an Beweis nicht eingeleitet oder durch— 
geführt werden fann. 


S 96 
Auftändigkeit 


(1) Der Antrag auf Wiederaufnahme ift bei dem 
Gerichtsherrn anzubringen, deſſen Gerichtsbarfeit der 
Verurteilte im Seitpunft des Antrags unterftebt. Die 
Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile werden ermäch— 
tigt, Die Enticheidung beftimmten Gerichten zu über: 
tragen. In den zur Zuſtändigkeit des Neichsfriegs- 
gerichts gehörigen Sachen ift der Antrag bei defjen 


Dräfidenten anzubringen. 
373 
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(2) Iſt der Verurteilte nicht mehr der Militär: 
gerichtsbarfeit unterworfen, fo beftimmt der Ober: 
befehlshaber jeines früheren Wehrmadhtteils den zu- 
ſtändigen Gerichtäherrn. 


$ 97 
Berechtigung zur Stellung des Antrags 


(1) Beredtigt zur Stellung des Antrags auf 
Wiederaufnahme find der Gerichtäherr und der Ver: 
urteilte oder in feinem ausdrücklichen Auftrag fein 
Verteidiger. ft ein Gerichtsherr nicht mehr vor: 
handen, jo bejtimmt der Oberbefehlshaber des Wehr- 
machtteils den zuftändigen Gerichtäherrn. 


(2) it der Verurteilte verftorben, verſchollen oder 
in Geiftesfranfheit verfallen, jo find antragsbered)- 
tigt jein Ehegatte, feine Verwandten auf- und ab- 
jteigender Linie und in deren Ermangelung Ver- 
wandte zweiten Grades in der Seitenlinie, bei Ver— 
ſchollenen oder Geiftesfranfen auch der gefekliche 
Vertreter. 


(3) Die angefochtene Entjcheidung kann ſtets zu- 
gunften wie zuungunften des Angeklagten geändert 
werden. 


$ 98 
Inhalt und Form des Antrags 


(1) Der Antrag fann von dem Perurteilten oder 
jeinen Angehörigen nur geftellt werden durch eine 
Schrift, die der Verteidiger oder ein Rechtsanwalt 
unterzeichnet hat, oder durch Erklärung zur Nieder- 
ſchrift eines richterlichen Militärjuftizbeamten, eines 
Beamten der Reichsfriegsanwaltichaft, eines Urkunde: 
beamten oder eines Gerichtsoffiziers. 


(2) Der Gerichtsherr ftellt den Antrag durch eine 
Schrift, die von einem richterlichen Militärjuftiz- 
beamten mitunterzeichnet ift. 


(3) Der Antrag muß den geießlichen Grund der 
Wiederaufnahme des Verfahrens und die Beweis— 
mittel angeben. 


$ 99 
Die Entſcheidung des Feldkriegsgerichts 


(1) Der Gerichtäherr beruft unverzüglich ein Feld— 
kriegsgericht. Das Gericht entjcheidet über die Zu- 
lafjung des Antrags nad) Anhörung des Vertreters 
der Anklage ohne mündliche Verhandlung durch Be: 
ſchluß. Der Beſchluß ift bei Ablehnung zu begründen. 


(2) Wird der Antrag zugelaffen, jo fann das Feld— 
friegsgericht, wenn der Angeklagte und, foweit not- 
wendig, ein Verteidiger zur Stelle ift, fofort in die 
Hauptverhandlung eintreten. Andernfalls ift alabald 
ein Feldkriegsgericht erneut zu berufen. In der er- 
neunten Hauptverhandlung ift entweder die frühere 
Entſcheidung aufrechtjuerhalten oder aufzuheben und 
in dieſem Falle anderweit in der Sache zu erkennen. 


(3) Gegen einen Verurteilten, der verftorben, ver- 
ſchollen oder in eine unheilbare Geiftesfranfheit ver- 
fallen ift, findet feine Hauptverhandlung ftatt. Das 
Feldkriegsgericht hat vielmehr ohne mündliche Ver— 


handlung die ihm notwendig erſcheinenden Beweiſe 
in geeigneter Form zu erheben und entweder unter 
Mufhebung der früheren Entſcheidung freizuſprechen 
oder den Antrag auf Wiederaufnahme abzulehnen. 
War lediglich auf eine Mafregel der Sicherung und 
Beljerung erfannt, jo wird an Stelle des Freiſpruchs 
nur das frühere Urteil aufgehoben. 


8100 
Die Entſcheidung des Reichskriegsgerichts 


(1) Das Reichskriegsgericht entſcheidet über die 
Sulaffung des Antrags nad) Anhörung des Ver- 
treters der Anklage ohne mündliche Verhandlung 
durch Beichluß. Der Beſchluß ift bei Ablehnung zu 
begründen. 


(2) Wird der Antrag zugelafien, fo fann der 
Senat, wenn der Angeklagte und ein Verteidiger 
ſowie die notwendigen Beweismittel zur Stelle find, 
jofort in die Hauptverhandlung eintreten. Andern- 
falls beftimmt der Dräfident des Neichsfriegägerichts 
Ort und Zeit der Hauptverhandlung. In ihr iſt das 
frühere Urteil entweder aufrechtzuerhalten oder auf- 
juheben und in diefem Falle anderweit in der Sache 
zu erfennen. 


(3) $ 99 Abf. 3 gilt entſprechend. 


V. Abjchnitt 
Gtrafvollftreckung 
$ 101 
Grundlagen der Strafvollitredung 


(1) Die Urteile find nad) dem Inhalt der Beſtäti— 
gungsverfügung zu vollitreden. Einer Vollftredbar- 
feitsbejcheinigung bedarf es nicht. 


(2) Smweifel über die Auslegung eines Strafurteils, 
über die Berechnung der erkannten Strafe, die Su: 
läjfigfeit dev Strafvolltredung oder den Strafvoll- 
zug entjcheidet der vollſtreckende Gerichtäherr. 


(3) Die Strafe wird nad) einer von dem Urkunds— 
beamten erteilten beglaubigten Abſchrift der Urteils. 
formel und der VBejtätigungsverfügung vollzogen. 


(4) Wird erkannt, daß ein unzuftändiger Gerichts: 
herr oder Befehlshaber das Urteil beitätigt bat, jo 
ift das Urteil zunächit dem zuftändigen Beſtätigungs— 
befehlshaber vorzulegen. 


8102 
Anordnung der Strafvollitredung 


Die Strafvollftvedung ordnet der Gerichtäherr 
an, deſſen Gerichtsbarkeit der Verurteilte zur Zeit 
unterjteht, foweit die Strafvollitredung nicht bereits 
nad) 5 87 Abj. 2 angeordnet ift. Er fann aus wid) 
tigem Grunde auch den Oberftaatsanwalt eines 
Landgerichts um Übernahme der Strafvollitredung 
oder des Strafvollzugs erſuchen. Dies gilt auc für 
die Vollſtreckung von Todesitrafen. Über Eimven- 
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dungen gegen die Entfcheidungen des Oberftaats- 
anmwalts oder gegen feine jonftigen Maßnahmen als 
Vollftredungsbehörde entjcheidet unbefchadet des 
Ss 101 Abf. 2 der Generalfitaatsanwalt beim Ober: 
landesgericht. 


$ 103 
Vollzug der Todesftrafe 


(1) Die Todesitrafe wird durch Erfchießen, bei 
Frauen grundfäßlich durch Enthaupten vollzogen. 


(2) An Geiſteskranken oder Schwangeren darf ein 
Todesurteil nicht vollzogen werden. 


(3) Der Gerichtsherr hat eine durd; Erſchießen zu 
vollziehende Todesſtrafe — vorbehaltlich der Sonder- 
bejtimmungen für Kriegsgefangene ($75 Abj.3) — 
unverzüglich nad Betätigung des Urteils vollziehen 
zu lajfen; Ort und Seit werden nur den Stellen 
mitgeteilt, die mitzuwirken haben. 


(4) Zum Vollzug wird eine Abteilung von min- 
deitens Zugſtärke geitellt. Ob noch weitere Truppen 
teilnehmen follen, beftimmt der Gerichtäherr. 


(5) Ein Offizier, wenn möglich ein Stabsoffizier, 
leitet das Verfal Er beſtimmt, wie der Ver— 
urteilte zum Richtplatz gebracht werden ſoll, ob er 
zu fefieln ift und ob ihm demnächit die Augen ver: 
bunden werden jollen. Er ſorgt auch dafür, daß ihn, 
wenn Dies möglich ift, ein Geiftlicher feines Befennt- 
nijjes begleitet. Auf dem Richtplatz lieſt, während 
die Abteilung mit „Gewehr tiber” ftilliteht, ein 
richterlicher Militärjuftizbeamter oder ein Offizier 
dem Verurteilten Urteilsformel und Beſtätigungs— 
verfügung, notfalls unter Hinzuziehung eines Dol- 
metichers, vor. 


(6) Nachdem der Geiſtliche ein lettes Mal Gelegen- 
heit zum Zuſpruch erhalten bat, führen zehn Marin- 
Ihaften, die in zwei Gliedern fünf Schritte vom 
Verurteilten entfernt aufzuftellen find, das Urteil 
auf Kommando oder Winf aus. Ein Sanitäts- 
offizier ftellt den Tod feit. Dex richterlidhe Militär- 
juftizbeamte oder fein Stellvertreter nimmt über 
den Vorgang eine Niederfchrift auf. 


(7) Soweit möglich, werden die Angehörigen des 
Derurteilten unverzüglich vom Vollzug benächrich— 
tigt; auf Verlangen kann ihnen die Leiche zum Be- 
erdigen freigegeben werden. 


(8) An Bord eines Kriegsichiffes leitet der Kom— 
mandant oder ein von Ihm beftimmter Offizier das 
Verfahren. Er beachtet dabei, ſoweit die Verhält- 
nifje es gejtatten, die vorftehenden Beftimmungen 
über den Vollzug an Land. Die Leiche ift fofort 
ind Meer zu verjenfen. 


$ 104 


Ausjegung des Strafvollzugs bei Freiheitäftrafen 


(1) Der Vollzug von Freiheitsftrafen an Wehr: 
machtangehörigen und deutſchen Zivilperfonen im 
webhrpflichtigen Alter wird bis nad) Beendigung 
des Kriegszuſtandes ausgeſetzt. 
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(2) Der Gerichtsherr kann jedoch jederzeit den 
ſofortigen Strafvollzug anordnen, wenn ein wich— 
tiger Grund die fofortige Verbüßung der Strafe 
erfordert. 


$ 105 
Sonderabteilungen und Lagerverbände 


(1) Der Gerichtöherr fann anordnen, daß Wer: 
urteilte, bei denen es aus Gründen der Sicherheit 
oder Erziehung erforderlich erſcheint, für die Dauer 
der Ausſetzung des Strafvollzugs in Sonderabtei- 
lungen oder Lagerverbänden zu verwahren find. 


(2) E3 find zu überweifen 


l. einer Sonderabteilung: 
Wehrmachtangehörige, die zu Gefängnisitrafen 
von mehr alö einem Monat verurteilt find; 


2. einem Lagerverband: 
im webrpflichtigen Alter ftehende deutfche 
Sivilperionen. 


(3) Sonderabteilungen und Lagerverbände werden 
nad) Bedarf gebildet. Die näheren Anordnungen für 
ihre Errihtung und Verwendung zur Förderung des 
Kriegszwecks erlaffen die Oberbefehlshaber der Wehr- 
machtteile, 


$ 106 
Anrechnung auf die Strafzeit 


Hat ein Verurteilter während feiner Zugehörig- 
feit zu einer Somderabteilung oder einem Lagerver— 
band hervorragende Beweife von Mut abgelegt oder 
ih in anderer Weije hervorragend bewährt oder 
ſich ausgezeichnet geführt, jo kann der Oberbefehls: 
haber anordnen, daß die Zeit der Verwahrung aan 
oder teilweife auf die zu verbüßende Freiheitsſtrafe 
angerechnet wird. 


$ 107 
Strafzeitberechn ung 


(1) Beim Einſtellen in die Strafanſtalt iſt dem 
Verurteilten die berechnete Strafzeit mitzuteilen. 
Der Tag wird zu vierundzwanzia Stunden, die 
Woche zu jieben Tagen, Monat und Jahr nad) der 
Ralenderzeit berechnet. 


(2) Die Strafzeit rechnet in der Negel vom Seit: 
punft des Einftellens in die Strafanjtalt. Diefen 
Seitpunft und das berechnete Strafende teilt der An 
ſtaltsvorgeſetzte Dem Gerichtsherrn mit der Nachricht 
bom Einftellen mit. Der richterliche Militärjuftiz- 
beamte bleibt für richtiges Berechnen gerichtlicher 
Strafen verantwortlid). 


(3) Bei verhafteten oder fejtgenommenen Ber: 
urteilten vechnet die Strafzeit vom Tag der Nechts- 
Fraft des Urteils. Jedoch bejtimmt der Befehlshaber 
bei der Beſtätigung, inwieweit Die nach der Urteile: 
verfündung verbüßte Freiheitsentziehung auf die 
Strafzeit anzurechnen iſt. 


(4) Werden Verurteilte erſt nah Rechtskraft ver- 
baftet, jo rechnet Die Strafe vom Tage der Verhaftung. 
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$ 108 


Zufammentreffen von verjchiedenen Strafen 
und Unterſuchungshaft 


(1) Haben Verurteilte, die eine gerichtliche Strafe 
verbüßen, nod) ältere Freiheitsftrafen zu verbüßen 
oder erleiden fie neue Freiheitsſtrafen oder in einem 
neuen Verfahren Unterfuhungshaft, fo ift wie folgt 
zu verfahren: 

1. Sind die Strafen gleichartig oder treffen Ge- 
fängnis, Feltungshaft oder Haft zufammen, fo 
entjcheidet die Reihenfolge der Anordnung des 
Vollzugs, 


. Unterfuhungshaft unterbricht den Vollzug nur, 
wenn der Gerichtsherr e8 aus befonderen Grün- 
den anordnet. 


3. Diiziplinarftvafen dürfen nicht auf gerichtliche 
Strafen angerechnet werden; Arreititrafen find, 
wenn dies angemellen ift, unter Ausfeßen des 
Vollzugs gerichtlier Strafen vorab zu voll- 
ziehen. Der Gerichtsherr ift von ihrem Voll: 
zug zu benachrichtigen. 


a 


(2) Während einer Unterfuhungshaft dürfen ge 
tichtliche oder dilziplinare Freiheitsſtrafen vollzogen 
werden mit Zuftimmung des Gerichtsheren, der den 
Haftbefehl erlaffen hat; ihm ift der Vollzug mitzu— 
teilen. 


(3) Wird ein erkrankter Strafgefangener in eine 
von der Strafanftalt gejonderte Krankenanſtalt ge- 
bracht, jo ift, Falls nicht der Gerichtshert den Vollzug 
unterbricht, die Dauer des Aufenthalts dort auf die 
Strafzeit anzurechnen, e8 jei denn, daß der Straf: 
gefangene die Krankheit herbeigeführt oder verlängert 
hat, um eine Unterbrechung des Strafvollzugs zu er— 
wirfen. 


(4) Die in eine militärische Strafanftalt Einzuftel- 
lenden werden dem Anſtaltsvorgeſetzten überwiefen, 
bei gerichtlichen Strafen mit einem Einftellfchein, der 
eine möglichit genaue Perſonenbeſchreibung und die 
zu vwollziehende Strafe nad Strafart, Strafdauer 
und Strafgrund, die Bezeichnung des Gerichts, den 
Tag des Urteild und der Beitätigungdverfügung fo- 
wie Beginn und Ende der Strafzeit enthalten Toll. 


$ 109 
Behelfsvollzug 


(1) Freiheitsſtrafen können an Wehrmachtangehöri— 
gen auch in dev Weife vollzogen werden, daß die Ver— 
urteilten für die Dauer der Strafzeit außerhalb des 
Dienites: 

1. Bejchränfungen ihrer perfönlichen Freiheit 

unterworfen, 

2. zu bejonderen Dienftleiftungen herangezogen 

werden. 


(2) Der Vollzug von Freiheitsftrafen durch Anbin- 
den ift unzuläffig. 


(3) Für die Berechnung der Strafzeit gilt $ 107 
entiprechend. 
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Beitreibung von Geld- und Vermögensſtrafen 
und von Bußen 


(1) Geld. und Vermögensftrafen treiben die mili- 
tärifchen Verwaltungsbehörden im Verwaltungs: 
jwangsverfahren bei. 


(2) Bußen werden nach den Vorfchriften über die 
Vollſtreckung der Urteile in bürgerlichen Rechts 
ftreitigfeiten beigetrieben. 


(3) Der Gerichtsherr kann einem Verurteilten eine 
Friſt zur Sahlung einer Geldftrafe gewähren oder 
ihm gejtatten, fie in Teilen abzuzahlen. Die Bewilli- 
gung kann er jederzeit widerrufen oder ändern. 


(4) Kann eine verhängte Geldftrafe nicht beige, 
trieben werden und ift die Feſtſetzung einer Erſatzfrei— 
heitöftrafe unterlaffen worden, fo hat fie der Gerichts— 
herr indie entiprechende Freiheitsftrafe umzuwandeln. 


5111 
Nachträgliche Bildung einer Geſamtſtrafe 


(1) Iſt jemand durch verſchiedene rechtskräftige 
Urteile zu Strafen verurteilt worden und ſind dabei 
die Vorſchriften über die Zuerkennung einer Gefamt- 
ſtrafe (8 79 des Strafgeſetzbuchs, $ 54 des Militär- 
ſtrafgeſetzbuchs) außer Betracht geblieben, fo find die 
erfannten Strafen auf eine Geſamtſtrafe zurückzu— 
führen. 


(2) Die Enticheidung fteht dem Gerichtöheren zu, 
dejfen Gerichtöbarfeit der Verurteilte zur Zeit unter: 
ſteht. 


VI. Abſchnitt 
Das Gnadenrecht 
8112 
Inhalt des Gnadenrechts 
Das Gnadenrecht umfaßt die Befugnis: 


1. einen Beſtraften zu begnadigen, d. h. nad) 
Strafverhängung: 


a) die erfannte Hauptſtrafe ganz oder teilweife 
zu erlaſſen, umzumandeln, auszujeßen oder 
zu unterbrechen, 


b) Nebenftrafen aufzuheben oder zu mildern, 


c) Nebenfolgen, auf die durch Strafurteil er— 
fannt ift oder die ſich als Folgen der Ver- 
urteilung von Rechts wegen ergeben, ganz 
oder teilweife zu befeitigen, 


d) Sicherungsmaßnahmen, die im Urteil an- 
geordnet find oder fich als Folgen der Ver: 
urteilung von Rechts wegen ergeben, auf: 
zubeben oder zu mildern, 


e) Ordnungsſtrafen aufzuheben oder zu mil 
dern; 
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2, ein Strafverfahren niederzufchlagen, d. h. vor 
vechtöfräftiger Enticheidung einer Sache anzu- 
ordnen, daß von einer Strafverfolgung abge- 
jehen werde, 


$ 113 
Wirkung der Begnadigung 


(1) Die Begnadigung ſchließt in dem bon ihr feit- 
gefegten Umfang nur für Die Zukunft weitere Rechts— 
nachteile für den Verurteilten aus. 


(2) Soll eine bereits eingetvetene Rechtswirkung 
wieder rückgängig gemacht werden, jo wird es durch 
die Gnadenentſcheidung beſonders beſtimmt. 


8114 
Zuſtändigkeit 


(1) Das Gnadenrecht üben aus der Führer und 
Reichskanzler und Die Oberbefehlshaber der Wehr- 
machtteile. 


(2) Dem Führer und Reichskanzler find vor- 
behalten: 


1. die Ausübung des Gnadenrechts in den „Fällen, 


a) in denen ihm oder dem Vräfidenten des 
Neichskriegsgerichts das Beſtätigungs- und 
Aufhebungsrecht zuſteht (S 79 Abi. 1, 
$ 80), 

b) in denen ein Offizier wegen eines Ver— 
brechens oder Vergehens des Mißbrauchs 
der Dienſtgewalt verurteilt worden iſt 
(68 114 bis 125 des Militäritrafgejeb- 
buche), 


c) in denen er einen Vorbehalt allgemein oder 
im Einzelfall ausgeſprochen bat; 


2, die Niederichlagung von Strafverfahren. 


(3) In allen übrigen Fällen üben die Oberbefebls- 
baber der Wehrmadhtteile das Snadenrecht aus. Sie 
haben ferner die Befugnis zu ablebnenden Ent- 
Ichließungen in den Fällen, in denen der führer und 
Neichäfanzlev bereits eine ablehnende Enticheidung 
aetroffen bat oder in denen Niederichlagung eines 
Strafverfahrens begehrt wird. 


(4) Die Oberbefehlshaber können ihre Nechte nad) 
Abi. 3 auf die Befehlshaber, denen Refehlahaber mit 
eigener Gerichtsbarkeit unterstellt find, und den 
Generalguartiermeifter übertragen, ſoweit e8 ſich um 
beitätiate Freiheitsſtrafen unter zwei Jahren und um 
Gelditrafen handelt. Jedoch kann dev Befehlshaber, 
der das Urteil ſchon dei der Beſtätigung gemildert 
hat, das Gnadengeſuch nur ablehnend beſcheiden,; 
fonſt hat er es dem nächſthöheren Befehlshaber vor— 
zulegen. 


(5) Sind mehrere ſelbſtändige Strafen, die zu 
verichiedenen Zuftändigfeiten aehören, Gegenftand 
eineg Gnadenverfahrens, jo entjcheidet diejenige 
Sielle, der die Gnadenentſcheidung über die höchſte 
Strafe zuſteht. 
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$ 115 
Ausübung des Gnadenrechts 


Das Gnadenrecht wird von Amts wegen oder auf 
Antrag ausgeübt. 


$ 116 
Gnadengeſuche 
(1) Gnadengeſuche ſind dem Gerichtsherrn vor— 
zulegen, deſſen Gerichtsbarkeit der Verurteilte bei 
Einreichen des Gnadengeſuchs unterſteht. Er hat 
fich zu ihnen zu äußern. Seinem Ermeſſen bleibt 
es liberlaffen, ob er andere Stellen hören will. Die 


Gejuche find mit den Akten, feiner Stellungnahme 


und den Außerungen an den zuftändigen Befehls— 
haber weiterzuleiten, bei Vorlagen zur Entſcheidung 
durch den Führer und Reichskanzler an den Chef des 
Dbertommandos der Wehrmacht über den Ober 
befehlehaber des MWehrmachtteils. 


(2) Der Gerichtsherr foll den Strafvollzug nur 
dann ausſetzen, wenn ex das Gejuch befürwortet und 
nach feinem pflichtgemäßen Ermeſſen mit Wahr: 
icheinlichkeit ein Gnadenerweis ſolchen Umfangs zu 
erwarten ift, daß der fofortige oder weitere Vollzug 
der Strafe den erwarteten Gnadenerweis ganz oder 
teilweife gegenitandslos machen wiirde. 


VII. Abjchnitt 
Koften 
s 117 
(1) Das Kriegsverfahren ijt für die ihm unter- 
worfenen Perſonen Eojtenfrei. 


(2) Rechtsanwälte, die als ſolche von Amts wegen 
zum Verteidiger beitellt werden, erhalten für jeden 
Verhandlungstag eine Gebühr von 30 Reichsmark 
und Erſatz ihrer Reiſekoſten. 


Dritter Seil 
Schlußbeftimmungen 
$ 118 
Anderungsbefugnis 


Der Chef des Obertommandos der Wehrmacht iſt 
zu Erläuterungen dieſer Verordnung, zum Erlaß von 
Durchführungsvorſchriften, zu ihrer Anpaſſung an 
das jeweils geltende Recht und, | oweit ein Bedürfnis 
der Kriegsführung es gebietet, auch zu Anderungen 
und Ergänzungen befugt. 


$ 119 
Ankrafttreten der Verordnung 


(1) Diefe Verordnung tritt mit der Mobilmachung 
für die gefamte Wehrmacht in Kraft, wenn der 
Führer und Reichskanzler nicht etwas anderes befieblt. 


(2) In anderen Fällen befiehlt dev Führer, wann 
diefe Verordnung in Kraft tritt und für welche Teile 


der Wehrmacht fie anwendbar ift. 
mn 
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(3) Die Kaiferliden Verordnungen über die 
Strafrechtöpflege in Kriegszeiten bei dem Heer und 
der Marine vom 18. Dezember 1899 und 21. Auguſt 
1900 und über das außerordentliche Frieggrechtliche 
Verfahren gegen Ausländer und die Ausübung der 
Strafgerichtsbarfeit gegen Kriegsaefangene vom 
28. Dezember 1899 und alle zu diefen Verordnungen 
ergangenen Ausführungsbeftimmungen werden auf 
gehoben. 


$ 120 
Überleitungsvorjchriften 


(1) Die bei Eintritt des Kriegszuftandes anhängigen 
Straffachen gegen Derfonen, die der Militärgerichts- 
barfeit unterworfen find, gehen in der Yage, in der 
fie ſich befinden, in das Kriegsverfabren über. 


(2) Eingelegte Rechtsmittel gelten als zurüd: 
genommen; noch nicht vechtsfräftige Urteile find ohne 
Rückſicht darauf, welche Gerichte oder welche Inſtanzen 
jie erlaflen haben, dem zuftändigen Befehlshaber zur 
Bejtätigung borzulegen. 


(3) Die Vollftredung der von den Militärgerichten 
undden allgemeinen Gerichten vechtsfräftig erfannten 
Strafen acht auf den Gerichtäherın über, deſſen 
Serichtabarfeit der Verurteilte bei oder nad) Eintritt 
des Kriegszuſtandes unterftellt wird, Er entjcheidet 
auch gemäß S 101 Abi. 2. Der Gerichtäherr kann 
den Oberftaatsanwalt eines Landgerichts um ber: 


Berlin, den 17. Auguft 1938. 
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nahme einer Strafvollftvedung oder des Strafvoll- 
zugs erſuchen, über Einwendungen gegen deffen Ent- 
iheidungen oder fonftige Maßnahmen als Voll: 
ſtreckungsbehörde entjcheidet, unbefchadet des Satzes 2, 
der Generalſtaatsanwalt beim Oberlandesgericht. 


(4) Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
werden im Kriegsverfahren auch dann erledigt, 
wenn jie ſich gegen ein militärgerichtliches Urteil 
richten, das vor Eintritt des Kriegszuftandes rechts— 
fräftig geworden ift, und wenn der Verurteilte im 
—— der Kriegsgerichtsbarkeit nicht mehr unter— 
iegt. 


(5) Die Gerichtsherrn können Verfahren, die bisher 
bei den allgemeinen Gerichten oder Behörden an- 
hängig waren, an dieſe Gerichte oder Behörden 
wieder abgeben. 


S 121 
5 
Berjahren nady Beendigung des Kriegszuftandes 


(1) Nach Beendigung des Kriegszuftandes find die 
Strafſachen, in denen‘ bereitd? das Ermittlungs- 
verfahren angeordnet ift, nad) den Beftimmungen 
dieſer Verordnung zu Ende zu führen, joweit fie nicht 
der Aburteilung im oxdentlihen Verfahren vor- 
behalten find ($ 20, $ 90 Ab. Nr. 2). 


(2) Die Vollſtreckung von FFreibeitsftrafen an 
Sivilperfonen geht auf die allgemeinen Behörden 
über. 


Der Führer und Neichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Chef des Dberfommandos der Wehbrmadt 
Keitel 
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Erite Verordnung zur Durchführung der Berordnnung 
über das militärische Strafverfahren im Kriege und bei beijonderem Einjab. 


Bom 19. Schtember 1938. 





Auf Grund $2 Nr. de und $ 118 der Nerordnung 


(2) Bei der Beſetzung des erfennenden Gerichts im 


über das militäriiche Strafverfahren im Kriege 
und bei bejonderem Einjat (Kriegsjtrafperfahrens- 
ordnung — KStVO) vom 17. Auguft 1938 (Reiche- 
gefetbt. 1939 I ©. 1457) wird verordnet: 


Nr. 1 
Zu$2Nr.de 
(1) Militärische Belange, die die Aburteilung durd) 
das Reichskriegsgericht erfordern, können in&bejondere 
vorliegen, 

1. wenn bei Zuwiderhandlungen gegen die im 
K2 Nr. de KStVOo aufgezäblten Strafgeſetze 
mehrere Perſonen, von denen die eine der all— 
gemeinen, die andere der militärischen Gerichts— 
barkeit unterſtellt iſt, als Täter, Teilnehmer, 
Begünſtiger oder in anderer Weiſe beteiligt find; 

3, wenn der bei der Ausführung der Tat beſchrit— 
tene Weg oder die dabei angewandten Mittel 
wegen ihrer Eigentümlichfeit oder wegen der 
Gefahr der Wiederholung befondere Abwehr 
maßnahmen durd) Mehrmachtdienititellen er- 
fordern; 

3, wenn der Gegenftand der Tat für die Schlag. 
fertigfeit dev Wehrmacht oder für die Landes— 
verteidigung von befonderer Bedeutung it; 

4. wenn die im Ermittlungsverfahren und in der 
Hauptverbandlung zu erörternden militäriichen 
Vorgänge oder Gegenftände wegen der Ge 
fährdung der Staatsficherheit eine Beſchrän— 
fung der Beteiligung am Verfahren auf Wehr— 
machtangehörige unumgänglich notwendig 
maden; 

5. wenn die Veurteilung der Tat in befonderem 
Maße militärische Sachkenntnis erfordert. 

(2) Vor der Entſcheidung des Wräfidenten des 

Reichskriegsgerichts ſoll das Oberkommando der 
Wehrmacht Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten. 


Nr. 2 
Zu den 883 und 14 Abj. 4 
Mill der Gerichtäherr ein Strafverfahren an den 
Volksgerichtshof abgeben, jo hat ex die Akten über 
den Vräfidenten des Reichskriegsgerichts zu leiten. 


Nr. 3 
Zu den SS19 und 90 Abj.2 Nr. 1 

(1) Diefe Vorihriften können insbefondere An— 
wendung finden, wenn die Straftat durd) eine der im 
82 Mr. 3 KStVo genannten Perjonen begangen 
worden ijt und die Entfernung des Beſchuldigten 
oder Angeklagten aus dem Gefechtögebiet militärische 
Belange nicht berührt. 





rüchwärtigen Armeegebiet oder bei dem Erſatztruppen— 
teil joll der Gerichtsherr wenigitens einen Richter 
berufen, der in der Front geitanden bat. 


Nr.4 
Zu den 8820 und W Abj.2 Nr. 2 

(1) Diefe Vorfchriften können insbejondere An 
wendung finden, 

1. wenn die Beichuldigungen nicht zugleich den 
Vorwurf unehrenbafter Gefinnung enthalten 
(3.8. fahrläffige Straftaten) und militäriſche 
Belange nicht gefährdet werden; 

2. wenn die Straftat fo weit zurüdliegt, daß für 
ihre Verfolgung während der Dauer des 
Kriegszuſtandes kein Bedürfnis beſteht. 

(2) Von der Befugnis, das Verfahren auszuſetzen, 
ſoll kein Gebrauch gemacht werden, wenn das Ermitt— 
lungsverfahren im weſentlichen abgeſchloſſen iſt (S 20) 
oder weitere Ermittlungen nach der Aufhebung des 
Urteils nicht erforderlich find (F90 Abi. 2). 

(3) Die Ausſetzung des Verfahrens bis nad) Be 
endigung des Kriegszuftandes iſt ſchriftlich zu be— 
gründen. 

(a) Wird der Beſchuldigte oder Angeklagte von Der 
Ausſetzung des Verfahrens in Kenntnis gejebt, jo iſt 
auf die Widerruflichkeit der Entſcheidung hinzuweiſen 


Nr. 5 
Zum gerichtlichen Verfahren 
gegen Kriegsgefangene (SS 73 bis 75) 


(auf Grund des Abkommens 
über die Behandlung der Kriegsgefangenen vom 27. Zuli 1929, 
ratifiziert am 21. Februar 1934 — Reichsgeſetzbl. Il ©. 227) 


I. Unzuläffigfeit der Beſtrafung 
Die gerichtliche Strafverfolgung ift bei Kriens 
aefangenen ausgejchlofjen: 
1. wegen Unternehmens einer Flucht, 
2. wegen Anftiftung oder Beihilfe zu einer Flut; 
3. wegen unbegründeter Geſuche und Beichwerden, 
4, 


wenn wegen einer und derjelben Handlung be- 
reits eine Difziplinarftrafe vollftredt ift. 


II. Abfehen von Strafverfolgung 
(a) Bei Beurteilung der Frage, ob eine von einem 
Kriegsgefangenen begangene Handlung überhaupt 
verfolgt werden foll, ift größte Nachficht zu üben. 
(2) it durd) die Handlung feine oder nur eine 
geringe Gefährdung der Zucht und Ordnung ein 
getreten, ift insbeſondere Die Tat gegen einen Mit: 
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gefangenen begangen und find ihre Folgen unerheb- 
lich, jo fann von der Verfolgung abgejehen werden. 


IT. Unterfuhungsbaft 


(1) Vorläufige Feſtnahme und Unterfuhungshaft 
find auf das Mindeſtmaß zu beichränfen. 


(2) Die erlittene Unterfuhungsbaft muß ſtets in 
voller Höhe auf die erkannte Strafe angeredynet wer- 
den. Dies hat der Vertreter der Anklage bei feinem 
Antrage und der Beſtätigungsbefehlshaber bei der 
Betätigung zu berückſichtigen. 


IV. Strafjumeifung 


Ein Fluchtverſuch darf jelbit im MWiederholungsfall 
nicht als ftrafichärfend angefehen werden, wenn der 
Kriegsgefangene für Verbrechen oder Vergehen gegen 
Verfonen oder das Eigentum, die im Verlauf diejes 
Fluchtverſuchs begangen worden find, vor Gericht 
aeftellt wird. 


V, Strafvolljtredung 

(1) An Kriegdgefangenen werden Freibeitsftrafen 
grundſätzlich ebenjo vollzogen wie an deutichen Wehr- 
machtangebörigen. 

(2) Offiziere und Gleichgeftellte, Die Freibeitsitrafen 
verbüßen, dürfen nicht in denfelben Näumen wie 
beitrafte Unteroffiziere und Mannichaften unter- 
aebradıt werden. 

(3) Werboten ift jede Einiperrung in nit von 
Tageslicht erhellte Näume. 


Nr.6 
Zum Gnadenredt (VI. Abſchnitt) 
I. Geltungsbereich 


Die VBorichriften des VI. Abſchnitts gelten aud) für 
Strafen, für die vor dem Inkrafttreten der KẽetVO 
Wehrmachtbehörden zur Enticheidung oder zur Vor- 
bereitung der Enticheidung zuftändig waren. 


Berlin, den 19. September 1938. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


I. Das Verfahren bei den Oberbefehls— 
habern der Wehrmadtteile 


(1) Die Oberfehldhaber der Wehrmachtteile legen 
die Sachen, in denen fich der Führer und Reichs— 
fanzler die Ausübung des Gnadenrechts vorbehalten 
bat ($ 114 Abj. 2 KSEtVO), dem Führer und Reichs— 
kanzler über Den Chef de8 Oberfommandos der Wehr- 
macht mit einem begründeten Vorjchlag vor. 


(2) Gehört der Werurteilte einem anderen Wehr- 
machtteil an als der Gerichtäherr, dem nad) S 116 
Abi. 1 Sat 1 KStVo das Gnadengeluch vorzulegen 
ift, fo wird in den Fällen, in denen der Führer und 
Reichsfanzler oder der Oberbefehlshaber eines Wehr- 
machtteils jelbit enticheidet, die Stellungnahme de3 
Oberbefehlöhabers herbeigeführt, deſſen Wehrmadt- 
teil der Verurteilte angehört. 


I. Berfabhren bei Todeßurteilen 


Die bei einem Todedurteil mitwirfenden Richter 
nehmen im Anſchluß an die Urteildberatung zur 
Frage der Begnadigung Ihriftlic Stellung. Die 
Stellungnahmen werden in verichloffenem Umjchlag 
bei den Akten verwahrt. Der Umſchlag darf nur 
von den zur Entjcheidung über das Gnadengejud) 
zuftändigen Dienititellen geöffnet werden. 


IV. Gnadenverfabren 
bei den Webhrmactteilen 


Im übrigen regeln die Oberbefehlahaber der Wehr: 
machtteile das Gnadenverfahren für ihren Befehls— 
bereich. 

Nr.7 
Inkrafttreten 


Dieſe Durchführungsverordnung tritt mit der 
Kriegsſtrafverfahrensordnung in Kraft. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


ſſſſſſ 
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Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung 
über daS militärische Strafverfahren im Striege und bei beionderem Einſatz. 


Bom %. September 1938. 


Auf Grund des 828 Abi. 2 der Berordnung 
über das militäriiche Strafverfahren im Kriege 
und bei beionderem Einjat (Kriegsſtrafverfahrens— 
ordnung — KSVO) vom 17. Auguft 1938 (Reiche: 
gefeßbl. 1939 I ©. 1457) wird verordnet: 


Nr. 1 
(1) Unterführer der Partei find die in der An- 


‚5, lage A benannten Derjonen. 


(2) Als Angehörige der Parteigerichte gelten die 
Vorfitenden, Veifiger und Hilfsbeiſitzer. 


(3) Ald Angehörige des Sicherheitsdienftes gelten 
diejenigen, die auf Grund eine? Ausweiſes ihrer 
Dienftitelle die Dienftkleidung mit dem Kennzeichen 
des Sicherheitdienftes zu tragen berechtigt find oder 
ſich der nad) den Vorfchriften des Sicherheitsdienſtes 
vorgeſchriebenen Verpflichtungserklärung unterzogen 
haben. Uber die Frage, ob eine Perſon, die ſich bei 
einer Vernehmung auf die Verpflichtungserflärung 
beruft, die Erklärung abgegeben bat, erteilt der Chef 
des Sicherheitäbauptamtes auf behördliche Anfrage 
Auskunft. 


Rr.2 
Angehörige der Nationalfozialiftiihen Deutjchen 
Arbeiterpartei oder ihrer Gliederungen dürfen als 
Zeugen oder Sadverftändige nur mit Genehmiguna 
vernommen werden, fomweit fie über Ddienftliche 
Schriftliche oder mündliche Anordnungen, Verband 
lungen oder Mitteilungen ausfagen jollen, die im 


Berlin, den 26. September 1938. 


Einzelfall von der zuftändigen Stelle bei der Be— 
fanntgabe als geheim oder vertraulich bezeichnet 
worden find. 


Rr.3 


ber die Ausfagegenebmiqung entjcheiden Die in 
der Anlage B bezeichneten Stellen. 


Nr. 4 


Die Stellen, die dienſtliche ſchriftliche oder münd— 
liche Anordnungen, Verhandlungen oder Mit— 
teilungen im Einzelfall bei der Bekanntgabe als ge— 
heim oder vertraulich bezeichnen können, ergeben ſich 
aus der Anlage C. 


Nr. 5 


(1) Die Genehmigung iſt durch die vernebmende 
Stelle einzubolen, foweit fie nit ſchon von dem 
Zeugen oder Sadverftändigen beigebradt ift. 


(2) Die Erteilung der Genehmigung ift ‚dem 
engen oder Sachverſtändigen vor der Vernehmung 
bekanntzugeben. 


(3) Die vernehmende Stelle kann auch gegebenen— 
falls mit dem Feſtſtellungserſuchen (Kadung) dem 
Zeugen oder Sachverjtändigen den Gegenitand der 
Wernehmung mitteilen und ihm aufgeben, die Ge 
nehmigung feibft einzubolen. 


Nr. 6 


Diefe Durchführungsverordnung tritt mit dei 
Kriegsitrafverfahrensordnung in Kraft. 


Der Chef des Oberfommandos der Mebrmadt 
Reitel 


Der Stellvertreterdes Führers 
R.Heß 


Reichsgeſetzbl 1939 I 
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Anlage A 


Unterführer der Bartei und ihrer Sliederungen find: 


Neichsleiter*), Sauptdienftleiter der Neichsleitung, Sauptamtsleiter der Neichsleitung, Amtsleiter der Neiche- 
leitung, Hauptftellenleiter der Reichsleitung, Stellenleiter der Reichsleitung, Silfsftellenleiter der Reichs— 
leitung; 


Gauleiter, ftellvertr. Gauleiter, Gauamtsleiter, Gauhauptftellenleiter; 

Kreisleiter, Rreisamtsleiter; 

Ortögruppenleiter, Stützpunktleiter, 

SA-Obergruppenführer, SUA-Gruppenführer, SAU-Brigadeführer, SA-Oberführer, SA-Standartenführer, 
EA-Oberfturmbannführer, SUA-Sturmbannführer, SA-Sturmhauptführer, SA-Oberfturmführer, SA: 
Sturmfübrer; 

4-DObergruppenführer, 44-Gruppenführer, -Brigadeführer, 44-Oberführer, -Standartenführer, 44-Ober- 
fturmbannführer, -Sturmbannführer, -Hauptjturmführer, Y-Oberfturmführer, 4-Unterfturmführer; 

Korpsführer NEKK, NORKRK-Obergruppenführer, NSKRKR-Gruppenführer, NERKK-Brigadeführer, NEKK- 
Oberführer, NERKR-Standartenführer, NSRK-Oberftaffelführer, NSKK-Staffelführer, NESRKR-Haupt- 
turmführer, NSRKRK-Oberfturmführer, NEKK-Sturmführer, 

HI-Stabsführer, HST-Obergebietsführer, HT-Gebietsführer, HT-Hauptbannführer, HS-Oberbannführer, 5J- 
Bannführer, H-Oberftammführer, HSY-Stammführer, HI-Hauptgefolgſchaftsführer, H-Obergefolg- 
ihaftsführer, H-Gefolgfchaftsführer; 

SHauptjungbannführer Jungvolf, Oberjungbannführer Jungvolf, Jungbannführer Jungvolt, Oberjungftamm- 
führer Jungvolk, Jungftammführer Jungvolf, Sauptfähnleinführer Jungvolf, Oberfähnleinführer Jung- 
volf, Fähnleinführer Jungvolf; 

Obergauführerin BDM, Gauführerin BDM, Untergauführerin BDM, Ringführerin BDM; 

Untergauführerin JM, Ringführerin JM; 


NReichöfrauenführerin, Gaufrauenfchaftsleiterin, die einer Kreisfrauenjhaftsleiterin mindeftens ranggleichen 
_ Unterführerinnen im Stab, Kreisfrauenfchaftsleiterinnen. 


*) Meichsleiter find audy: Stabschef der SU, Reichsführer 44 und Reichsjugendführer. 


Anlage B 


Über die Ausfagegenehmigung entfcheidet: 


I. der Stellvertreter des Führers für: 

NReichsleiter, Sauptdienftleiter der Reichsleitung, Sauptamtsleiter der Reichsleitung, Amtsleiter der Reichs: 
leitung, Sauptitellenleiter der Reichsleitung, Stellenleiter der Reichsleitung, Silfsftellenleiter der Reichs: 
leitung, 

Stäbe der Neichsleiter (aud) SU, 4, NEKK, SI), 

Neichsfrauenführerin mit Stab, 

Angehörige des Oberften Parteigerichts, 

Stab des Stellvertreters des Führers, 


Sauleiter; 
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Noch: Anlage B 


2. der Gauleiter oder der Beauftragte feiner Dienftftelle für: 
Molitifche Leiter vom ftellvertr. Gauleiter bis einſchl. Stützpunktleiter, 


SU-, Y-, NSRKKR-Führer vom Obergruppenführer bis einſchl. Sturmführer bzw. Unterjturmführer (fofern 
fie nicht unter 1 fallen), 


H- Führer vom Obergebietsführer bis einfchl. Unterbannführer (fofern fie nicht unter 1 fallen), 
Jungvolkführer vom Gebietsjungvolfführer bis einſchl. Stammführer Jungvolt, 
BOM-Führerinnen von Obergauführerin bis einschl. Ringführerin, Untergauführerin TM, Ringführerin 
IM, 
Gaufrauenfchaftsleiterin, Kreisfrauenfchaftsleiterin (fofern fie nicht unter 1 fallen); 
3. der Reihsfhhaßmeifter der NSDAP für: 
Angehörige des Stabes des Reichsjchatmeijters, 
Neichäkaffenverwalter der Gliederungen und deren Unterbevollmächtigte oder Mitarbeiter in vermögens— 
rechtlichen Angelegenbeiten, 
Gaufchagmeifter und deren ftändige Vertreter im Amt, Oaurevijoren, 
Kaffenleiter der Kreife, Ortögruppen und Stüßpunfte, 
Kafjenverwalter der Gliederungen, 
die im Revifions- oder Rechnungsweſen der Partei oder ihrer Gliederungen tätigen Perſonen; 
4. der Chef des Sicherheitshauptamtes der 4 für: 
Angehörige des Sicherheitsdienftes des Reichsführers 4 im Stabe des Reichsführers 4, 
Angehörige des Sicherheitsdienftes des Reichsführers 4; 


| 


‚der Reihsführer 4 für: 
Angehörige der 44-Verfügungstruppe und der 4-Totenkopfverbände. 


Anlage € 


Stellen, die dienftliche Tchriftliche oder mündliche Anordnungen, 
Berhandlungen oder Mitteilungen im Einzelfall bei der Bekanntgabe als geheim 
oder vertraulich bezeichnen können, jind: 
Neichsleiter, Sauptdienftleiter der Neichsleitung, Hauptamtsleiter der Neichsleitung; 
Gauleiter, ftellvertr. Gauleiter; 
Korpsführer NSKK, NSKK-Obergruppenführer, NORKK-Gruppenführer; 
SA-DObergruppenführer, SU-Gruppenführer; 
4:Dbergruppenführer, 44-Öruppenfübrer; 
5%-Stabsführer, HI-Gebietsführer; 
Reichsfrauenführerin 
ſowie die ausdrücklich Beauftragten dieſer Unterführer. 


Dieſe Stellen können auch dienſtliche Vorgänge aus der Zeit vor dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 1. Dezember 
1936 (Reichsgeſetzbl. I ©. 994) als geheim oder vertraulich bezeichnen. 
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Dritte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung 
der Verordnung über das militärische Strafverfahren im Kriege und bei bejonderem Einjat. 


om 11, Auguſt 1939, 


Auf Grund des 8 118 der Verordnung über das militärifche Strafverfahren im Kriege und bei befonderem 
Einſatz vom 17. Auguft 1938 (Reichsgefeßbl. 1939 I ©. 1457) wird verordnet: 


Hinter $ 118 ift folgender $ 118a einzufügen: 


„s 118a 
Befugniſſe des Chefs des Oberlommandos der Wehrmacht 


Der Chef des Oberfommandos der Wehrmacht bat für feinen Befehlsbereich diefelben Befugniffe wie Die 


Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile.’ 
Berlin, den 11. Auguft 1939. 


Der Chef des Oberfommandos der Wehrmadt 
Keitel 





Berordnung über das Inkrafttreten 
der Verordnung über das Sonderjtrafrerht im Siriege und bei bejonderem Einjak 
und der Verordnung über das militärijche Strafverfahren im Kriege und bei bejonderem Einſatz. 


Bom 26. Auguſt 1939. 


Der Führer und Reichskanzler hat mid) durd) Er: 
(aß vom 5. Juli 1939 ermächtigt, die Befugniffe aus 
$ 11 Ab. 2 der Verordnung über das Sonderftraf- 
ich im Kriege und bei beionderem Einſatz vom 

Auguſt * (Reichsgeſetzbl. 1939 I ©. 1455) 
und s 119 Abſ. 2 der Verordnung über das mili- 
täriſche Strafverfahren i im Kriege und bei beſonderem 
Einfat vom 17. Auguſt 1938 (Neichsgefesbl. 1939 I 
S. 1457) auszuüben. Demgemäß bejtimme id): 


81 
Es treten für die geſamte Wehrmacht am 26. Auguſt 
1939 in Kraft: 


1. die Verordnung über das Sonderſtrafrecht 
im Kriege und bei beſonderem Einſatz vom 
17. Auguſt 1938 in vollem Umfang; 


2, die Verordnung über das militäriiche Straf: 
verfahren im Kriege und bei befonderem Ein- 
fat vom 17. Auguſt 1938 mit den Einfchrän- 
fungen der SS 2 und 3 diejer Verordnung. 

82 
Die beſondere Zuſtändigkeit der K triegegerichte im 
Operationsgebiet auf Grund des $3 der Kriege 
jtrafverfahrensordnung ift nicht für folche Straftaten 
gegeben, die im Inland begangen werden. Erfordern 
aber militärische Belange die Aburteilung einer Tat 
durch ein Kriegsgericht, fo fann der Gerichtäherr 


Berlin, den 26. Auguft 1939. 


durch eine dabingehende Erklärung die Kriegsgerichts— 
barfeit für den Einzelfall begründen, 


$ 3 
s 120 Abſ. 1 der Kriegsftrafverfahrensordnung 
ift in folgender Faſſung anzumenden: 


„In das Kriegsverfahren gehen nur die bei 
den Wehrmachtgerichten beim nfrafttreten 
der Kriegsftrafverfahrensordnung anbängigen 
Strafverfahren über. Die bei den Behörden 
der allgemeinen Gerichtsbarkeit in diefem Zeit— 
punkt laufenden Strafſachen gegen Soldaten, 
MWehrmachtbeamte und Schiffsangeitellte werden 
ausgejett, auch wenn der Beichuldigte exit nad) 
Anfrafttreten der Kriegsftrafverfahrensordnung 
Mehrmactangeböriaer oder Sciifsangeitellter 
wird. Der Gerichtäberr, dem der Beichuldigte 
unterftellt iſt, kann die Verfahren übernehmen 
und fortjegen; fie fünnen mit feiner Zuſtim— 
mung auch von den Behörden der allgemeinen 
Gerichtsbarkeit fortgefeßt werden. Während 
der Ausfeßung rubt die Verjährung.” 


84 
Soweit die Verordnungen oder das Militärſtraf— 
geſetzbuch in einzelnen Vorſchriften auf einen Krieg 
Bezug nehmen, gelten dieſe Vorſchriften für den be— 
ſonderen Einſatz entſprechend. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Reitel 


Serausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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24.38.39 Verordnung über den Vollftredungsfhug zur Sicherung der Entſchuldung und 
des Wiederaufbaus der Landwirtfchaft im Reichsgau Sudetenland und 
in den in die Länder Dreußen und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen 
Gebietsteilen (Sudetendeutfche Entfhuldungs-Vollftredungsfhug- 


Verordnung) 


—— ——— —— 





Verordnung 


zum Wiederaufbau und zur Entſthuldung Der 
und in den in die Länder Preußen und Bayern 


Landiwirtichaft im Reichſsgau Subdetenland 
eingegliederten judeiendeutjchen Gebietsteilen 


(Sudetendentiche Betriebsaufbau⸗ und Entſchuldungsverordnung). 
Bom 24. Auguſt 1939. 


Auf Grund des Exlafjes des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers über die Verwaltung der iudetendeutjchen 
Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Neichdgejetbl. IS. 1331) 
und des 85 des Geſetzes über die Gliederung der 
fudetendeutfchen Gebiete vom 25. März 1939 (Reichs— 
geſetzbl. I ©. 745) wird verordnet: 


si 
(1) In den aus der Anlage erfichtlichen fudeten- 
deutfchen Gebieten werden zum Wiederaufbau land» 
wirtichaftlicher, forſtwirtſchaftlicher und gärtneriſcher 
Betriebe Hilfsmaßnahmen durchgeführt. 

(2) Die Hilfsmaßnahmen können beſtehen 

1. in der Gewährung von Aufbaumitteln, 

2, in der Durchführung eines Schuldenregelungs- 
verfahrens. Ziel des Schuldenregelungsver- 
fahrens ift eine Negelung der Schulden, die e8 
dem Betriebtinhaber bei ordnungsmäßiger 
Wirtſchaftsführung ermöglicht, nad) Beftrei- 
tung der Koften einfacher Yebenshaltung und 
Berücfichtigung der laufenden öffentlichen 
Laſten die verbleibenden Schulden zu verzinfen 
und zu tilgen (Leiftungsfähigfeit). 

82 
(1) Die Durchführung des Betriebsaufbaus mit 


Aufbaumitteln liegt dem Reichsftatthalter im Sudeten- 
gau (Landftelle) ob. 


teichögefepbl. 1939 I 


(2) Die Durchführung der Schuldenregelung, ins- 
befondere die Feitftellung und Regelung der Schulden, 
die Führung der einfhlägigen Erörterungen und 
Verhandlungen mitden Gläubigen und dem Betrieb}. 
inhaber und die Aufitellung des Entichuldungsplang 
liegen Entſchuldungsämtern ob, 


33 

(1) Entfehuldungsämter werden für die Bezirke 
eines oder mehrerer Amtsgerichte bei den aus der 
Anlage erfichtlichen Amtögerichten errichtet; der 
Reichsminifter der Auftiz kann Sit und Bezirk der 
Amter durch Verwaltungsanordnung ändern. Hin 
fichtlich der Verwaltung und Dienftaufficht ailt das 
Entfhuldungsamt als Teil des Amtsgerichts. 


(2) Der Reichsminifter der Juſtiz beſtellt den Leiter 
des Entſchuldungsamts, der ſchon bisher ein plan— 
mäßiges Richteramt innegehabt haben oder planmäßig 
angeftellter Richter fein muß, und regelt feine Ver» 
tretung. Dem Leiter des Entichuldungsamts fünnen 
zum Richteramte befähigte Beamte beiaegeben werden; 
fie haben den Weifungen des Leiters des Entſchuldungs⸗ 
amts Folge zu leiſten, hinſichtlich der Ausübung der 
Dienſtaufſicht gelten ſie als richterliche Beamte. 


(3) Das Entſchuldungsamt iſt an die Richtlinien 
aebunden, die der Reichsminifter für Ernährung und 
Candwirtfchaft und der Reichsminiſter der Juſtiz 


376 
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für die Durchführung der Scyhuldenregelung exlaffen 
(Gemeinjchaftliche Richtlinien). Diefe Richtlinien find 
auch für die Gerichte und Verwaltungsbehörden 
bindend; fie werden am Tage nach der Veröffentlichung 
in den vom Neicheminifterium für Ernährung und 
Yandwirtfchaft herausgegebenen „Amtlichen Mitteilun- 
aen in Entſchuldungsſachen“ wirkfam. 


84 
Das Schuldenregelungsverfahren darf nur durd)- 
geführt werden: 

1. wenn der Betrieb in feinem Beftande gefährdet 
iſt und der Betriebsinhaber fi) nicht aus eigenen 
Mitteln entſchulden kann (Entjchuldungsbedürf- 
tigkeit); 

. wenn der Betrieb durd) das Schuldenregelungs- 
verfahren noch erhalten werden fann (Ent- 
Ichuldungsfähigfeit); 

3. wenn die Werfönlichkeit und Wirtichaftsweije 
des Betriebsinhabers die Gewähr für eine 
erfolgreiche Durchführung des Verfahrens bietet 
Entſchuldungswürdigkeit);, dieſe Vorausſetzung 
iſt insbeſondere nicht gegeben, wenn der Be— 
triebsinhaber Schulden im Hinblick auf die 
beabfichtigte Inanſpruchnahme des Schulden- 
regelungsverfahrens aufgenommen hat, 


19 


85 

(1) Der Inhaber eines landwirtichaftlichen, forft- 
wirtfchaftlichen oder gärtnerifchen Betriebes kann die 
Eröffnung des Schuldenregelungsverfahrens bis zum 
31. Dezember 1939 bei dem NReichsftatthalter im 
Sudetengau (Landftelle) oder bei dem Entſchuldungs— 
amt, in deffen Bezirk ſich die Betriebsleitung befindet, 
beantragen. Hat der Betriebsinhaber vor dem 1. Ja— 
nuar 1940 einen Antrag auf Gewährung von Auf: 
baumitteln geftellt, jo gilt damit die Frift für den 
Entſchuldungsantrag ald gewahrt. An Stelle des 
Vetriebsinhabers fann auch die Landftelle den Ent- 
ihuldungsantrag beim Entſchuldungsamt ftellen. 


(2) Das Entſchuldungsamt hat die bei ihm un- 
mittelbar eingegangenen Anträge vor der Eröffnung 
de8 Verfahrens der Landftelle zuzuleiten. Bis zum 
Eingang der Stellungnahme der Landftelle ift die 
Entjeheidung über die Eröffnung des Verfahrens aus 
geſetzt. 


86 
Die Landſtelle prüft, ob und inwieweit die Leiſtungs— 
fähigkeit des Betriebes ſchon durch die Gewährung 
von Aufbaumitteln wiederhergeitellt werden kann. 
Sind nad) den Feitftellungen der Landftelle Schulden- 
vegelungsmaßnahmen erforderlich, jo teilt fie dies 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 





DI 


dem Entichuldungsamte mit. Dabei hat fie ſich auch 
über die Entichuldungsfähigfeit des Betriebes (8 4 
Nr. 2) und über feine Peiftungsfähigkeit ($ 10) zu 
äußern und etwaige Ermittlungen über den Schulden- 
ftand mitzuteilen. ft eine abſchließende Beurteilung 
der Entſchuldungsfähigkeit oder der Leiftungsfähig- 
feit noch nicht möglich, fo können diefe auch nad). 
träglich mitgeteilt werden. 


87 
(1) Nach Eingang der Stellungnahme der Yand- 
ftelle Hat das Entfchuldungsamt über die Eröffnung 
de3 Entfchuldungsverfahrens zu entjcheiden. 


(2) Bei der Beurteilung der Entihuldungsbedürf: 
tigfeit und der Entſchuldungsfähigkeit darf das Ent- 
Ihuldungsamt von der Stellungnahme der Landftelle 
nur im Einvernehmen mit diefer abweichen; die Ent- 
ſcheidung des Entjchuldungsamts über die Behand- 
lung der einzelnen Rechte bleibt hiervon unberührt. 


$8 
(1) ft der Antrag rechtzeitig geftellt und bejteht 
fein Anlaß zu der Annahme, daß e8 an den Voraus— 
jegungen des $ 4 fehlt, fo eröffnet das Entſchuldungs— 
amt das Schuldenregelunasverfabren. 


(2) Die Verfahrenseröffnung ift öffentlich befannt- 
zumachen, insbefondere durd) Veröffentlichung in den 
„Amtlichen Mitteilungen in Entſchuldungsſachen“ und 
durch Anfchlag an die Gemeindetafel, Die Ent- 
ſcheidung über die Eröffnung ift dem Betriebsinhaber 
zuzuftellen und foll ferner den aus dem Grundbuch 
erfichtlichen Gläubigern mitgeteilt werden. 


(3) Die Verfahrenseröffnung ift auf Erſuchen des 
Entf huldungsamts im Grundbuche bei den zum Be: 
triebe gehörigen Liegenjchaften, ald deren Eigentümer 
der Betriebsinhaber eingetragen ift, anzumerken. 


(4) Die Verfahrenseröffnung wird mit der Zu— 
ftellung der Entſcheidung an den Betriebsinhaber 
wirkſam. 

(5) Die Verfahrenseröffnung hat die Wirkung, 
daß bis zur Löſchung der Anmerkung eine Belaftung 
der zum Betriebe gehörigen Liegenſchaften unzu- 
läſſig ift. Sie hat ferner die in der Sudetendeutjchen 
Entfehuldungs-Vollftvedungsichug-Verordnung vom 
24. Auguft 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1492) gereaelten 
Wirkungen. 


9 


(1) Das Entjhuldungsamt ftellt den Schulden: 
ſtand fejt. Der Betriebsinhaber hat zu diefem Zweck 
ein vollftändiges Schuldenverzeichnis einzureichen. Er- 
forderlichenfalls trifft das Entfhuldungsamt weitere 
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Ermittlungen über den Schuldenftand. Es iſt zu 
diefem Zweck ermächtigt, Öffentliche Belannt- 
machungen unter Angabe der befanntzumachenden 
Tatjachen, des Namens und Wohnorts des Betrieb» 
inhabers ſowie des Ortes, in dem der Betrieb liegt, 
in amtlichen, Taged- oder Fachzeitungen zu ver— 
öffentlichen. 


(2) Hält das Entſchuldungsamt zur Durchführung 
des Schuldenregelungsverfahrens eine Belihtigung 
des Betriebes oder eine Anhörung des Betriebs 
inhabers für erforderlich, jo hat es der Landſtelle 
Gelegenheit zu geben, hieran teilzunehmen. Der 
Kreisbauernführer ift in jedem Fall hinzuzuziehen. 
Bei diefer Berriebsbefichtigung find erforderlichen- 
falls auch Die Entfhuldungsbedürftigfeit und Ent- 
ihuldungsfähigkeit nochmals abſ chließend zu erörtern. 


$ 10 


(1) Die Leiftungsfähigkeit ift dev Betrag, den der 
Betrieb bei ordnungsmäßiger Wirtiaftsführung 
nach Abzug der für die Koften einfacher Lebenshaltung 
und die Entrichtung der laufenden öffentlichen Laſten 
notwendigen Beträge zur Verzinſung und Tilgung 
der verbleibenden Schulden nachhaltig aufbringen 
kann. 


(2) Die Leiſtungsfähigkeit wird durch die Land—⸗ 
ſtelle feſtgeſetzt. Von dem durch die Landſtelle mit— 
geteilten Betrage der Leiſtungsfähigkeit darf das 
Entſchuldungsamt nur im Einvernehmen mit der 
Randitelle abweichen. 


sl 
(1) An dem Schuldenregelungsverfahren find alle 
Gläubiger beteiligt, die zur Zeit der Eröffnung des 
Verfahrens einen dinglichen oder perſönlichen An- 
ſpruch gegen den Betriebsinhaber haben. Die Be— 


triebsaufbaudarlehen ſind jedoch in keinem Falle 
beteiligt. 


(2) Die Rechte der beteiligten Gläubiger erfahren 
eine nähere Negelung nad) Maßgabe der folgenden 
Vorſchriften. 


(8) Bei der Durchführung der Schuldenregelung iſt 
jedoch gegebenenfalls auch dem Umſtande Rechnung 
zu tragen, daß der Betriebsinhaber auch nicht beteiligte 
Forderungen zu erfüllen hat. 


—X 


(1) Erſcheint die, Schuldenregelung nach den ge— 
troffenen Feſtſtellungen durchführbar, ſo ſtellt das 
Entſchuldungsamt einen Entſchuldungsplan auf. Der 
Entſchuldungsplan bedarf zu ſeiner Wirkſamkeit der 
Beſtätigung durch das Entſchuldungsamt.. 
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(2) Mit der Beſtätigung des Entſchuldungsplaus 


werden Forderungen, die nicht ſchon unkündbare Til— 
gungsforderungen ſind und nicht abgelöſt werden, 
in unkündbare Tilgungsforderungen umgewandelt. 
Gleichzeitig werden Forderungen, die nicht bereits 
Darlehensforderungen ſind, in Darlehensforderungen 
umgewandelt, es ſei denn, daß das Entſchuldungsamt 
etwas Gegenteiliges anordnet. 
ſonſtige Sicherheiten werden durch die Umwandlung 
nicht berührt. Die Umwandlung in Tilgungd- und 
Darlehensforderungen tritt, jofern Dad Entichul 
dungsamt nicht etwas anderes beftimmt, riichwirkend- 
vom 1. Oftober 1939 ab ein. 


Bürgichaften und 


(3) In dem Entihuldungsplan iſt über Berzinfung, 


Tilgung und Fälligkeit dev forderungen folgendes zu 
beftimmen: 


a) Der Zinsſatz beträgt einfchließlich eines etwaigen 
Verwaltungskoftenbeitrags 4'/, vom Hundert, 
jedoch nicht mehr ald den vereinbarten Sab. 
Dient die Forderung zur Dedung von Schuld- 
verichreibungen eines inländifchen Kreditinfti- 
tuts, fo beträgt der Zinsſatz einſchließlich Ver— 
waltungsfoftenbeitrag 5 vom Hundert. So— 
weit der Zinsſatz einfchließlich Verwaltungs- 
toftenbeitrag bisher 5 vom Hundert überfteigt, 
wird der Reichsminifter der Finanzen ermäch— 
tigt, diefen Unterfchiedsbetrag dem Rreditin- 
jtitut zu exitatten. 

b) Der Tilqungsfat beträgt mindeftend . und 
höchſtens 5 vom Hundert. 

(4) Nicht durch ein Necht an der Liegenſchaft ge- 
ficherte Forderungen find durch Eintragung gleich— 
rangiger Hypotheken zu ſichern. Die Hypotheken ent— 
ſtehen mit der Beſtätigung des Entſchuldungsplans. 

(5) Im übrigen gelten für die Forderungen und 


Hypotheken, die im Grundbuch als Schuldenregelungs— 


hypotheken zu bezeichnen ſind, die Allgemeinen Bedin- 
gungen der gleichzeitig mit Diefer Verordnung ev 
laſſenen einfchlägigen Gemeinfchaftlichen Richtlinie. 
Etwaige Änderungen der Richtlinie bedürfen micht 
der grundbücherlichen Einverleibung. 


s 13 

(1) Lohn- und Gehaltöforderungen, Handwerker 
und Lieferantenforderungen ohne Rückſicht auf ihre 
Höhe ſowie Forderungen jeder Art bis zum Betrage 
von 100 Reichsmark find ſtets in bar abzulöjen. 

(2) Ferner kann, wenn nach Lage des einzelnen 
Falles die Umwandlung einer Forderung in eine 
unkündbare Tilgungsforderung dem Gläubiger nicht 
zugemmtet werden kann, im Entichuldungsplan vor— 
gefehen werden, daß ber Gläubiger ganz oder teilweife 
in bar oder mit Ablöſungsſchuldverſchreibungen Dei 
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Deutichen Rentenbanf gemäß $ 62 des Schuldenrege- 
lungsgeſetzes vom1.Juni1933(Neichägef etzbl. IS.331) 
zum Nennbetrag abgefunden wird. Wird eine der 
Deckung von Schuldverſchreibungen eines inländiſchen 
Kreditinſtituts dienende Forderung ausnahmsweiſe 
abgelöſt, ſo wird dem Kreditinſtitut der daraus ent⸗ 
ſtehende Ausfall nach näherer Beſtimmung der betei- 
ligten Reichsminiſter erftattet. Im übrigen findet eine 
Ablöſung nur ſtatt, ſofern ſie beſonders geſetzgeberiſch 
vorgeſehen wird. 

(3) Nicht beteiligte Forderungen (vgl. 811 Abſ. 1) 
fünnen in bar oder mit Ablöſungsſchuldverſchreibun— 
gen abgelöft werden, wenn nad) Yage des Falles der 
Betrieb bei der Aufrechterhaltung diefer Forderun— 
gen gefährdet werden würde. 


(4) Die Ablöfung wird zu dem im Entichuldungs- 
plan vorzujehenden Zeitpunkt durchgeführt; das Ent- 
ichuldungsamt fann fi) die Anderung des Ab- 
löfungszeitpunftes vorbehalten. 


(5) Das Entfhuldungsamt hat jeweild zum 15. 
eines jeden Monats dem Reichsminiſter für Ernäh⸗ 
rung und Landwirtſchaft überſchlägig mitzuteilen, 
welche Barmittel und Ablöſungsſchuldverſ chreibungen 
zur Durchführung der im nächſten Monat voraus⸗ 
ſichtlich zu beſtätigenden Entf chuldungspläne gebraucht 
werden. 


(6) Gläubiger, die mit Ablöſungsſchuldverſchrei⸗ 
bungen abgefunden werden, dürfen dieſe bei der 
Aufſtellung kaufmänniſcher Bilanzen zum Nennwert 
einſetzen. Die ſteuerlichen Bewertungsvorſchriften 
werden hierdurch nicht berührt. 


814 
(1) Mit der Beſtätigung des Entſchuldungsplans 
erlöſchen die in bar oder mit Ablöſungsſchuldver⸗ 
ſchreibungen abzulöſenden Forderungen ſowie die für 
ſie beſtellten Pfandrechte und ſonſtigen Sicherheiten. 


(2) Die zum Betriebe gehörenden Liegenſchaften 
haften von der Beſtätigung des Entſchuldungsplans 
an für eine dem Deutſchen Reich zuſtehende jährliche 
Entſchuldungsrente in Höhe von 4'/, vom Hundert 
der zur Ablöfung der Forderungen verwendeten 
Barbeträge und Schuldverfchreibungen auf Die 
Dauer von 37 Jahren. Die Entjchuldungsrente 
fann auf 4 oder 3"/, vom Hundert herabgejeht wer- 
den, wenn nur auf diefe Weife das Verfahren durch⸗ 
geführt werden fann; die Laufzeit beträgt bei einer 
jährlichen Leiftung von 4 vom Hundert 43 Jahre, 
von 3"/, vom Hundert 51 Jahre. 


(3) Die Entſchuldungsrente ift eine auf der Liegen- 
ichaft ruhende öffentliche Laſt und ift im Grundbud) 
einzuverleiben. Beim Erwerb der Liegenſchaft durd) 
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Zuſchlag ift die Entjehuldungsrente vom Erſteher ohne 
Anrechnung auf das Meiftbot zu übernehmen. Ren 
tenbeträge, die nicht länger als drei Jahre rückſtän— 
dig find, werden ohne Rüdficht darauf, ob fie ein. 
getragen find oder nicht, unmittelbar nad) den gemäß 
dem Entihuldungsplan bejtehenden Anjprüden be, 
friedigt, foweit diefe bereit$ im Grundbud) geſichert 
waren. 
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(4) Die Entichuldungsrente kann jederzeit abgelöſt 


werden. Der Reichsminiſter für Ernährung und 
Landwirtſchaft beftimmt jeweils für die nächſten drei 
Jahre, wie der Ablöfungsbetrag zu errechnen ift; 
erforderlichenfalls fegt ex oder die von ihm beftimmte 
Stelle im einzelnen Falle den Ablöfungsbetrag end» 
gültig feſt. Soweit der Ablöfungsbetrag gezahlt 
wird, erliſcht die Entſchuldungsrente. 
ſchuldungsamt erſucht das Grundbuchsgericht, die 
Entſchuldungsrente im Grundbuch zu löſchen. 


Das Ent: 


8 15 
(1) Rentenfchulden, Reallaften und Forderungen, 


bei denen in erfter Linie wiederfehrende Leiftungen 
gejchuldet werden, werden nicht in unfündbare Til. 
gungsforderungen umgewandelt und in der Regel 
nicht abgelöft; $ 12 Abſ. 4 findet feine Anwendung. 


(2) Derartige Nentenrechte können, fofern fie in 
feinem Verhältnis zur Leiftungsfähigfeit des Be— 
triebes ftehen oder fofern durch Die darauf zu erbrin- 
genden Leiftungen die Leiftungsfähigteit ded Betriebed 
unter Berücfichtigung der für die feſtgeſchriebenen 
Anſprüche zu zahlenden Sins. und Tilgungsbeträge 
fowie der Entſchuldungsrente überfchritten wird, 
vom Entfhuldungsamt neu feſtgeſetzt werden. Uber⸗ 
höhte Rentenrechte ſind dabei zunächſt auf das berech⸗ 
tigte Maß zurückzuführen. Die Neifeftfegung erfolgt 
im übrigen nad) billigem Ermeſſen unter Berüd- 
fihtigung der wirtſchaftlichen Verhältniffe der Be— 
teiligten und in&befondere aud) der Leiſtungsfähigkeit 
des Betriebsinhabers. Das Entſchuldungsamt ſoll 
nach Möglichkeit verſuchen, durch unmittelbare Ver- 
handlungen mit den Beteiligten eine Einigung über 
die etiwa erforderliche Neufeftfehung herbeizuführen. 


j 8 16 


(1) Forderungen, die auf einem Erbfall, einer Exb- 
auseinanderfegung oder einem Gutsüberlaffungsver- 
trag beruhen ſowie Forderungen ähnlicher Art, für 
die dem Vetriebsinhaber fein Gegenwert zugefloffen 
ift, können unter den Vorausſetzungen des $ 15 Abi. 2 
ebenfalls neu feftgejeßt werden. $15 Abj. 2 gilt 
entſprechend. 
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(2) Derartige Forderungen follen nur ausnahms—⸗ 
weiſe dann abgelöſt werden, wenn dies mit Rückſicht 
auf den Umfang der bei der Neufeſtſetzung erfolgen⸗ 
den Herabſetzung oder freiwillig gewährten Nachläſſe 
der Billigkeit entſpricht. 

517 

Uber Rückſtände wiederkehrender Leiſtungen kann 
vom Entſchuldungsamt im Entſchuldungsplan Be— 
ſtimmung getroffen werden. Eine Streichung der 
Rückſtände iſt nur in beſonderen Ausnahmefällen 
und insbefondere nur dann zuläffig, wenn andern- 
Falls die Entſchuldung nicht durchgeführt werden 
könnte. 

$ 18 

(1) Der Betriebsinhaber ijt auf Verlangen des 
Entjehuldungsamts verpflichtet, fein Vermögen für 
die Entfhuldung zur Verfügung zu ftellen. Das 
Entihuldungsamt kann ferner Die Durchführung 
de8 Verfahrens davon abhängig machen, daß bei 
Ehegatte und die vorausſichtlich als Erben des land- 
wirtichaftlichen Vermögens in Betracht fommenden 
Abkömmlinge des Betriebsinhabers ihr Vermögen 
ganz oder teilweiſe für Die Entichuldung zur Ver 
fügung ftellen. 


(2) Das Entſchuldungsamt kann insbeſondere ver- 
langen, daß der Betriebsinhaber land⸗ oder foritwirt- 
ſchaftlich genutzte Flächen veräußert (Zandabgabe), 
wenn die Möglichkeit zur Neubildung deutichenBauern- 
tums oder zu einer anderweitigen Verwertung gegeben 
iſt. 

(3) Das Schuldenregelungsverfahren kann auch 
bei Entſchuldungsunwürdigkeit des Betriebsinhabers 
durchgeführt werden, wenn der Betriebsinhaber ſich 
verpflichtet, den Betrieb ganz oder zu einem erheb⸗ 
lichen Teil zu einem die verbleibenden Schulden nicht 
überſteigenden Preiſe für die Neubildung deutſchen 
Bauerntums oder zu einer anderweitigen Verwertung 
zur Verfügung zu ſtellen. 


819 

Soweit Vorſchriften der Fideikommißgeſetzgebung 

oder anderer Gefetze der Durchführung des Entſchul— 

dungsverfahrens, insbejondere der Randabgabe ent- 

aegenftehen, können Ausnahmen don diefen Vorichrif- 
ten zugelaffen werden. 


$ 20 
(1) Findet zur Durchführung der Schuldenregelung 
eine Randabgabe ftatt, fo entjcheidet das Entſchul— 
dungsamt nad) Anhörung der Gläubiger nad) billigem 
Ermeffen und wirtſchaftlicher Zweckmäßigkeit über 
die Teilung der perſönlichen Forderungen, die Ver— 
teilung der dinglichen Belaftungen und Die Verwen— 
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dung des Erlöſes. Es kann auch die vollſtändige 
Laſtenfreiſtellung des abzugebenden Landes angeord⸗ 
net werden, wenn dem Gläubiger eine ausreichende 
Sicherheit verbleibt. 


(2) Abgeſehen von den Fällen des Abj. 1 darf ein 
Landverkauf während des Schuldenregelungsverfab- 
rens nur mit Zuftimmung des Entſchuldungsamts 
vorgenommen werden. Wird die Zuftimmung erteilt, 
fo kann das Entjehuldungsamt die Teilung der 
perfönlichen Forderungen und Die Verteilung der 
dinglichen Belaftungen nach Abſ. J regeln. 


Ss 21 

(1) Reichen die in den $$ 12 bis 20 vorgejehenen 
Maßnahmen nit aus, um eine wirkliche Gefundung 
de8 Betriebes Kerbeizuführen, fo fann das Entichul- 
dungsamt zur Ermöglichung der Entf huldung ferner 
folgende Anordnungen treffen: 

a) Betriebsfremde Forderungen jowie Forderun⸗ 

gen aus unwirtſchaftlich gegebenen Krediten 
können, ſoweit ſie nicht auf den Liegenſchaften 
des Betriebsinhabers innerhalb einer Grenze 
geſichert ſind, die dem zwölffachen Betrage der 
jährlichen Leiſtungsfähigkeit des Betriebes 
C10) entſpricht, bis zur Höhe der Hälfte des 
dieſe Grenze überſteigenden Betrages unberüd- 
fichtigt bleiben. Inſoweit die Nichtberückſichti— 
gung angeordnet wird, erliſcht die Forderung 
mit der Beſtätigung des Entſchuldungsplans. 
Das Entſchuldungsamt ſoll in Verhandlungen 
mit den Gläubigern verſuchen, eine gütliche 
Einigung, insbeſondere Forderungsnachläſſe, 
zu erreichen. 
Bei Betrieben von weniger als 125 Hektar 
kann die Entſchuldungsrente (F14Abſ. 2) unter 
entſprechender Verlängerung ihrer Laufzeit 
weitergehend auf 3 oder 2'/, vom Hundert 
herabgefeßt werden. Eine folche Herabfetung 
ift jedoch nur zuläffig, wenn von der Möglich 
keit des Buchſt. a Gebrauch gemacht ift und 
wenn die im Buchft. b vorgefehenen Verhand- 
[ungen zu ausreichenden Forderungsnachläſſen 
nicht geführt haben. 


(2) Es bleibt vorbehalten, durch ergänzende Bor: 
Schriften noch weitergehend eine teilweife Kürzung 
unzulänglich geficherter Nechte zuzulaffen. 


S 


c) 


9 
g22 


(1) Das Entſchuldungsamt hat alle ihm geeignet 
ericheinenden Ermittlungen zur Aufklärung des Sad) 
verhalts vorzunehmen. Es kann insbefondere Zeugen 
und Sacdveritändige vernehmen und anordnen, daß 
Ser Betriebsinhaber die Nichtigkeit feiner Angaben 


I 


377 
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an Eides Statt verfiert. Im übrigen beftimmt der 
Geiter des Entfehuldungsamts das Verfahren nad) 
freiem Ermeſſen. 


‚(2) Das Entfchuldungsamt ift zur Vornahme von 
Beurkundungen und Beglaubigungen befugt. Sole 
Beurkundungen und Beglaubigungen follen jedoch 
nur in Angelegenheiten vorgenommen merden, bie 
mit der landwirtſchaftlichen Schuldenregelung im 
unmittelbaren Sufammenhang ftehen. 


(3) Das Entſchuldungsamt ift ferner befugt, Die 
Verbindung und Teilung von Liegenſchaften anzu 
ordnen und bei diefer Gelegenheit den Rang ber 
dinglichen Nechte nen zu beftimmen; ed fann ferner 
Unklarheiten in den NRangverhältniffen befeitigen. 
Die einfchlägigen Entſcheidungen find nad) billigem 
Ermeſſen unter VBerüdfihtigung des bisherigen 
Ranges der Rechte und ihres wirtſchaftlichen Wertes 
ſowie unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen 
Zweckmäßigkeit und der ſämtlichen Umſtände des 
Einzelfalls während des Schuldenregelungsverfah— 
rens durch beſonderen Beſchluß oder mit der Beſtä— 
tigung in dem Entſchuldungsplan zu treffen. Vor 
der Entſcheidung ſind die Glaͤubiger der betroffenen 
Rechte zu Hören; dabei ſoll nach Möglichkeit eine 
gütliche Einigung angeftrebt werden. Die Anord- 
nungen werden erſt mit der Beftätiaung des Ent- 
ſchuldungsplans wirkſam. 


8 23 


(1) Das Sculdenregelungsverfahren ift aufzu- 
heben: 

a) wenn der Entſchuldungsplan beftätigt ift; 

b) wenn fid) ergibt, daß eine Entfchuldung des 

Betriebes nicht möglid) iſt, 

c) wenn fi nachträglich herausſtellt, daß die 
Vorausfehungen für die Durchführung des 
Verfahrens nad) $A nicht vorgelegen haben, 
oder wenn fie nachträglich fortfallen, insbe— 
fondere, wenn der Betriebsinhaber einer An— 
ordnung des Entſchuldungsamts nicht nad) 
fommt. 

(2) Die Aufhebung des Verfahrens ift öffentlich 
befanntzumadjen. Die Anmerkung über die Exöff- 
nung des Verfahrens ift auf Erfuchen des Entſchul— 
dungsamts im Grundbuch zu löſchen. 


$ 24 
(1) Die Entfcheidungen und Anordnungen Des 
Entihuldungsamts einfchließlih der Entſcheidung 


über die Beftätigung des Entſchuldungsplans find 
unanfechtbar. 
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(2) Gegen die Ablehnung des Entjhuldungs- 
antrags und die erfolglofe Aufhebung des Schulden- 
regelungsverfahrens fowie gegen Entjcheidungen 
über eine ausnahmsweiſe Ananfpruchnahme von 
titichuldnern und Bürgen gemäß $25 Cab? 
Salbjak 2 ift jedoch Binnen einer Notfrift von 
15 Tagen die fofortige Beſchwerde an die Zivil. 
fammer des Landgerichts in Leitmeritz ald Gemein- 


ſchaftliches Beſchwerdegericht gegeben; die Beſchwerde 


iſt bei dem Entſchuldungsamt oder dem Landgericht 
in Leitmeritz einzubringen. 8 22 Abſ. I gilt ent- 
fprechend. Eine weitere Beſchwerde findet nicht ftatt. 


825 


Der beftätigte Entfhuldungsplan ($ 12 Abi. 1) 
wirft für und gegen alle darin angeführten beteilig- 
ten Gläubiger und deren Rechtsnachfolger. Das 
gleiche gilt für Bürgen und Mitſchuldner des Betriebe: 
inhabers, ſoweit fie im Falle ihrer Inanſpruch— 
nahme einen Erſatzanſpruch gegen den Betriebs- 
inhaber haben würden; das Entſchuldungsamt fann 
Ausnahmen biervon zulafien. 


826 


Auf Grund des beftätiaten Entjchuldungsplans 
erfucht das Entfchuldungsamt das Grundbuchgericht, 
den Fortfall oder die Anderung der dingliden Be- 
iaftung des Grundftüds im Grundbud) einzutragen 
und gleichzeitig anzumerfen, daß die Liegenidaft 
ber Entihuldung unterliegt (Entſchuldungsvermerk). 


$ 27 
(1) Ein Auszug aus dem beitätigten Entſchuldungs— 
plan ift Erefutionstitel gegen den Betriebsinhaber 
im Sinne des $1 der in den ſudetendeutſchen Ge- 
bieten geltenden Exekutionsordnung 
1. wegen des Hauptanfpruchs in den Fällen, in 
denen nach den im $12 Abj.5 erwähnten 
Allgemeinen Bedingungen unter bejtimmten 
Vorausſetzungen nad) Kündigung die vorzeitige 
Fälligkeit des ganzen Rechts vorgejehen ift; 
2. wegen der wiederkehrenden Leiftungen ein 
ichließlich der auf dieſe Leiftungen etwa zu 
entrichtenden Verzugszinfen; Höhe und Fällig- 
feit der bis zur Beftätigung des Entſchuldungs— 
plans aufgelaufenen wiederkehrenden Peiftungen 
find in Sweifelsfällen auf Antrag des Gläu- 
biger8 durch unanfechtbaren Beſchluß des Ent- 
ſchuldungsamis feftzuftellen; 
3. wegen vom Betriebsinhaber etwa zu entrichten. 
der Spitzenbeträge. 
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(2) Soweit Leiftungen aus einem bücherlich ein- 
getragenen Rechte in Frage ftehen, ift die Exekution 
auch gegen den jeweiligen Inhaber des Grundftüds 
zuläffig. 


(3) Die Exefution auf Grund des Entſchuldungs— 
plans darf nur beginnen, wenn der Exefutionstitel 
mindeftens eine Woche vorher zugeftellt ift. Iſt eine 
Ehefrau Berriebsinhaberin, fo ift der Ehemann ver- 
pflichtet, die Exefution zu dulden, ohme daß es eines 
Duldungstiteld gegen ihn bedarf. 


(4) Die Erefution auf Grund von Anſprüchen, die 
nach befonderen Verfahrensvorſchriften beigetrieben 
werden können, richtet fic) aud) dann nad) diefen Vor— 
fchriften, wenn die Forderungen im Entihuldungs- 
plan feftgefchrieben find. 


g 28 


Gerichte und Verwaltungsbehörden find ver— 
pflichtet, den Entfchuldungsämtern Rechts- und Ver- 
waltungshilfe zu leiften. 


g 29 


(1) Das Schuldenregelungsverfahren einſchließlich 
feiner grundbuchlichen Durchführung ift gebührenfrei. 


(2) Für die nach $ 22 Abf. 2 vorzunchmenden Be- 
urfundungen und Beglaubigungen werden Gebühren 
nad; Maßgabe der Koftenordnung vom 25. Novem- 
ber 1935 (Neichsgefekbl. I ©. 1371) erhoben. Der 
Leiter des Entfhuldungsamts kann im einzelnen Fall 
anordnen, daß von der Erhebung der Gebühr für 
eine im Zuſammenhang mit der Schuldenregelung 
vorzunehmende Beurkundung oder Beglaubigung 
aanz oder teilweife abgefehen wird, wenn die Beur- 
kundung oder Beglaubigung zur Durchführung der 
Schuldenregelung notwendig und die Abjtandnahme 
von der Gebührenerhebung zur Vermeidung unbil- 
figer Härten geboten ift. Werden die zur Durchfüh— 
rung der Schuldenregelung notwendigen Beurkun— 
dungen oder Unterfchriftsbeglaubigungen von einem 
Notar vorgenommen und befceinigt der Leiter des 
Entfchuldungsamts, daß die im Sat 2 genannten 
Vorausſetzungen für eine Gebührenbefreiung oder 
für eine — dem Hundertſatz nad) anzugebende — 
Gebührenermäßigung vorliegen, fo gilt für die Be— 
rechnung der Notargebühren die Verordnung über 
die Anwendung von Gebührenbefreiungsvorfriften 
auf die Notare in der Oftmark und im Reichsgau 
Sudetenland vom 30. Mai 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 978) entiprechend. Sind nad) der Beſcheinigung 
nur die Vorausfeßungen für eine Gebührenermäßi- 
aung gegeben, fo tritt an die Stelle des in dieſer 
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Verordnung vorgefehenen Sates von 80 vom Hun— 
dert der in der Beicheinigung genannte Hundertjaß; 
eine Senkung der Notargebühren um mehr als 
80 vom Hundert ift unzuläffig. Wird eine Beſchei— 
nigung nad) Sat 2 oder 3 vorgelegt, fo find aud) 
für die auf Grund der beurfundeten oder beglaubig- 
ten Erflärungen etwa ftattfindenden Grundbucein- 
tragungen Gebühren nicht oder nur teilweiſe zu er— 
heben. 


(3) Auslagen werden nad Maßgabe der Kojten- 
ordnung erhoben. In den Fällen, in denen die Yand- 
itelle für ben Betriebsinhaber den Entiuldungs- 
antrag geftellt Hat, trifft die Pflicht zur Erjtattung 
ber Auslagen den Betriebsinhaber. Neifekoften blei- 
ben außer Anfat; jedoch kann fie das Entſchuldungs— 
amt aus befonderen Gründen einzelnen am Verfahren 
Beteiligten ganz oder teilweife auferlegen. Schreib- 
gebühren werden fowohl im Schuldenregelungsver- 
fahren wie auch bei der grumöbuchlichen Durchfüh- 
rung nur für die auf Antrag zu erteilenden Ausfer- 
tigungen und Abjchriften erhoben. Im übrigen gilt 
Abi. 2 Sab 2 finngemäß. 


(4) Seugen und Sachverſtändige erhalten eine Ver— 
gütung nad) den am Sie des Entſchuldungsamts 
geltenden Vorſchriften über die Entſchädigung von 
Zeugen und Sadjverftändigen in bürgerlichen Rechts— 
ſachen. 


(5) Die aus Anlaß von Landabgaben oder ſonſtigen 
zur Durchführung der Schuldenregelung notwendigen 
Pandverfäufen vorzunehmenden Gefchäfte, insbejon- 
dere Beurfundungen, Unterihriftsbeglaubigungen 
und Grundbucheintragungen, find foften- und fteuer- 
frei. 





830 
Die mit der Durchführung der Entſchuldung be— 
faßten Stellen und Perſonen Haben über Vermögens— 
verhältniffe, Tatfachen und Einrichtungen, die bei 
Ausübung der ihnen übertragenen Befugniffe zu ihrer 
Kenntnis fommen, Verſchwiegenheit zu beobachten 
und fich der Mitteilung oder Verbreitung von Ge— 
ſchäfts- oder Betriebsgeheimniffen zu enthalten, aud) 
wenn ihr Dienftverhältnig gelöft oder ihre Tätigkeit 
beendet ift. 
831 
Alle Neichs- und Landesbehörden, Anftalten und 
Körperihaften des Reichs und der Länder, ferner 
alle öffentlich-rehtlichen Körperſchaften und die ihrem 
Einfluß unterliegenden Anftalten und Geſellſchaften 
find verpflichtet, fi mit dev Umwandlung ihrer 
Forderungen in unkündbare Tilgungsforderungen 
einderftanden zu erklären. Soweit e8 ſich um Kredite 
handelt, die von einer diefer Stellen auf dem Wege 
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über Swifchenitellen gegeben find, müſſen dieie Stellen 
während der Tilgungszeit zugunften der Zwiſchen— 
itellen ftillbalten. 
$ 32 

(1) Neubelaftungen fönnen bei einem entjchuldeten 
Betriebe nur mit Genehmigung de8 Neichsminifters 
für Ernährung und Landwirtichaft im Grundbud 
eingetragen werden. 


(2) In dem Entichuldungsplan fann dem Betriebs. 
inhaber auferlegt werden, feinen Betrieb überwachen 
zu lafjen. Der Reihsminifter für Ernährung und 
Landwirtichaft beftimmt, durch wen die Überwachung 
durchgeführt wird. Im Rahmen einer ſolchen Be- 
triebsüberwachung ift auch zu prüfen, ob und inwie- 
weit Die Aufnahme neuer perfönlider Schulden für 
den Betrieb tragbar ift. 

(3) Die Löſchung de3 Entſchuldungsvermerks ift 
nur auf Exrfuchen des Neich8minifters für Ernährung 
und Landwirtichaft zuläffig. Das Grundbuchgericht 
hat einem ſolchen Erſuchen zu entfprechen. Mit der 
Löſchung des Entjchuldungsvermerfs fallen die Be- 
Ihränfungen der Abf. 1 und 2 und de $ 33 weg. 

(4) Der Neichsminifter für Ernährung und Land— 
wirtichaft kann die ihm nach Abf. 1 und 3 zuftehenden 
Befugniffe auf andere Stellen übertragen. 


S 33 
S I 
Für die Veräußerung eines entjchuldeten Betriebes 


gelten die Vorfchriften der Werorönung über die Ver- 
äußerung von Entjchuldungsbetrieben vom 6. Januar 


Berlin, den 24. Auguft 1939. 
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1957 (Neichögejeßbl. 1 S.5) und der dazu ergangenen 


Durhführungsbeftiimmungen in der Faſſung der 


gleichzeitig mit diefer Verordnung erlaflenen ein- 
chlägigen Gemeinichaftlichen Richtlinie, 


8 34 


Mit dem Inkrafttreten diejer Verordnung find die 
bisher noch anbängigen Tandwirtichaftlichen Aus- 
gleichBverfahren einzuftellen. 


835 


Die Aufgaben des Neichsitattbalters im Sudeten- 
gau (Landftelle) werden in den in das Land Preußen 
eingegliederten Gebietsteilen ($ 3 Abf. 1 des Geſetzes 
über die Gliederung der fudetendeutfchen Gebiete vom 
25. März 1939 — Neichsgefebbl. I ©. 745) durch 
die Landftelle Breslau, in den in das Land Bayern 
eingegliederten Gebietsteilen ($3 Abſ. 4 des genannten 
Geſetzes) durch den Oberfinanzpräfidenten — Land- 
ftelle — in München wahrgenommen. Das Ent- 
ſchuldungsrecht des Altreichs gilt hier nicht. 


$ 36 


Der Reicheminifter für Ernährung und Landwirt 
haft kann die zur Durchführung diefer Verordnung 
erforderlichen NRechtsvorfchriften im Einvernehmen 
mit den beteiligten Neichsminiftern erlaſſen. Er fann 
auch beiondere Vorjchriften über die Entichuldung 
von Dachtbetrieben und FFifchereibetrieben treffen. 


Der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft 
In Vertretung bes Staatsſekretärs 
Harmening 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung bes Staatsfelretärs 
Dr. Hueber 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 
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Anlage 


(Zu den $S$ 1 und 3 der Subetenbeutjchen 
Vetriebsaufbau- und Entfchuldungsverordnung) 


Berzeichnis der Entjchuldungsämter 





Entfhuldungsämter werden errichtet 


beim Amtsgericht in für die Amtsgerichtsbezirke 
L; le... 0 Waren ar de re Auſcha und MWegjtädtl 
2. Bergreidhenftein .............. Bergreichenftein, Hartmanitz, Neuern, Pradatit, 
Mallern und Winterberg 
3. Böhmifh Leipggg Böhmiſch Leipa und Dauba 
U EN ee ae ea Braunau und Wekelsdorf 
a ei Bilin, Brür, Dux, Görkau, Oberleutensdorf und 
St. Katharinaberg 
TE en es ee ae ee Ach, Eger, Falkenau und Wilditein 
9. ieiwalbeu Sara ae nee Freimaldau, Jauernig, Weidenau und Zuckmantel 
5. ueubentbal. Sn a ee Benifch, Freudenthal und Würbenthal 
». DER ————— Böhmifh Kamnitz, Haida und Smwidau (Bezirk 
Böhmiſch Leipa) 
10. Beben: anna nn ee Hohenelbe und Rodlig 
Di, (a a ee Hennersdorf, Hotzenplotz, Jägerndorf und Stadt 
Olbersdorf 
IE u a kenn Duppau, Raaden, Komotau, Preßmnitz, 
St. Sebaftiansberg und Meipert 
18 u ee Auffig, Benſen, Karbitz, Tepli-Schönau und 
Tetichen 
JJ Buchau, Elbogen, Graslitz, Karlsbad, Luditz, Neudek, 
Platten und St. Joachimsthal 
a Leitmeritz und Loboſitz 
16. Mährifh Hohenſtadt, Mähriſch Neuſtadt, Müglitz und Stern- 
berg (Oſtſudetenland) 
17. Mähriſch Schönberg .................. Grulich, Mähriſch Altſtadt, Mähriſch Schönberg, 
Rokitnitz, Schilöberg und Wieſenberg 
—X— ————— — —— —— Landskron, Mähriſch Trübau und Zwittau 
EI RED EN sehe en Bad Königewart, Marienbad, Petſchau, Tepl und 
Weſeritz 
GR NETTER UN FR Fe Mies, Staab, Tuſchkau und Wiefengrund 
Or Freiberg (Oſtſudetenland), Fulnek, Neutitſchein, 
Odrau und Wagſtadt 
GR Be ar a a Böhmisch Aicha und Niemes 
23. Bebeilaom ;; „u dee Jechnitz und Poderjam 
eechegeſehbl. 1939 1 78 
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Entjhuldungsämter werden errichtet 


beim Amtsgericht im für die Amtögerichtöbezirfe 


24. Reichenberg Deutſch Gabel, Friedland (Oftjudetenland), Gablonz, 
Kragau, Neuftadt a. d. Tafelfichte, Neichenberg 


und Tannwald 


I, 1 EG ee dee ze Römerſtadt 

6 Rene ern Biichofteinig, Hoftau und Ronſperg 

ra AR BR A Hr 1 Re Doftelberg und Saaz 

—— WER. 2 a er Stadt Liebau 

BEI. Zn i  ER Pnk Dfraumberg, Dlan und Tadau 

een ER ne AS Arnau, Marichendorf, Schablar und Trautenau 

EEE ERNEST PR Hof (Oftfudetenland), Hultichin, Königsberg (Oft 
judetenland), Troppau und MWigftadtl 

Bi. BEER: a ae BEE En Hainſpach, Rumburg, Schludenau und Warnsdorf 


Berordnung Über den Vollſtreckungsſchutz zur Sicherung 
der Entſchuldung und des Wiederaufbau: der Landiwirtichaft im Neichegan Sudetenland 
und in den im die Länder Preußen und Bayern eingegliederten jndetendeutichen Gebietsteilen 
(Sudetendeutjche Entſchuldungs⸗Vollſtreckungsſchutz⸗Berordnung). 
Vom 24. Auguſt 1939. 


Auf Grund des Erlafies des Führers und Reichs— 
kanzlers über die Verwaltung der judetendeutichen 
Gebiete vom 1. Oktober 1938 Geichsgeſetzbl. I 
©. 1331) und des $5 des Gefeßes Über die Glie- 
derung der fubdetendeutichen Gebiete vom 25. März 
1939 (NReichsaefeßbl. I ©. 745) wird folgendes ver- 
ordnet: 


81 
Dauer des Vollſtreckungsſchutzes 


(1) Mit der Eröffnung eines Schuldenregelungs— 
verfabrens nach der Verordnung zum Wiederaufbau 
und zur Entichuldung der Landwirtichaft im Reichsgau 
Sudetenland und in den in die Länder Dreußen und 
Bavern eingegliederten fudetendeutichen Gebietsteilen 
(Sudetendeutiche Betriebsaufbau- und Entjchuldungs- 
verordnung) vom 24, Auguft 1939 (Neichsgefegbl. I 
©. 1483) treten bis zu feiner rechtskräftigen Be— 
endigung die in diefer Verordnung beftimmten Wir- 
fungen ein. 

(2) Diefe Wirkungen treten für die Zeit bis zum 
30. September 1940 aud) ein, wenn zwar ein Schul. 
denregelungsverfabren nicht eröffnet ift, wenn aber 
der Betriebsinbaber Aufbaumaßnabmen beantragt 


bat und fein Anlaß zu der Annahme bejteht, daß die 
Aufbaumittel verweigert werden. Daß diefe Vor— 
ausjegungen gegeben find, wird durch eine Erklä— 
rung der Landſtelle gegenüber dem Vollſtreckungs— 
gericht nachgewiejen. 


2 
Liegenſchaftsvollſtreckung 


(1) Die Zwangsverſteigerung von Liegenſchaften, 
die im Eigentum des Betriebsinhabers ftehen und 
zu feinem landwirtichaftlichen, foritwirtichaftlichen 
oder gärtnerifchen Betriebe gehören, darf nicht be 
willigt werden; anhängige Verfahren find bis zur 
Aufhebung des Schuldenregelungsverfahrens auf: 
geichoben, und die Auffchiebung ift im Grundbuch 
anzumerfen, 


(2) Die Zwangsverwaltung der im Abf. 1 bezeich- 
neten Liegenfchaften darf nicht bewilligt werden. 
Anhängige Swangsverwaltungen find einzuftellen; 
ift dem Betriebsinhaber auf Grund der Schluß: 
abrechnung ein Überfchuß auszuzablen, fo fann ihm 
das Entichuldungsamt Weifungen für die Verwen 
dung der audgezahlten Böträge erteilen. 
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83 
Fahrnisvollſtreckung 

(1) Vollſtreckungen 

a) wegen Geldforderungen in bewegliche Ver— 
mögen des Betriebsinhabers, 

b) zur Erwirfung der Herausgabe von Zubehör, 
Beftandteilen oder Erzeugniffen der dem Be. 
trieb dienenden Grundftüde und 

e) zur Erwirfung dei Herausgabe von Sadıen, 
deren Eigentum fid) der Gläubiger bis zur 
völligen Zahlung des Gegenwerts vorbehal- 
ten hat und die zur Jortführung ded Be: 
triebes unentbehrlid) find, 

dürfen nicht bewilligt werden, foweit dev Gläubiger 
am Entichuldungsverfahren beteiligt ift. 

(2) Anhängige Vollftredungen der im Abi. 1 be- 
zeichneten Art find aufgeichoben. Die Zeit der Auf- 
ſchiebung ift in die zweijährige Friſt für das Er- 
löſchen des Pfandrechts nicht einzurechnen. Auf An- 
trag des Betriebsinhabers fann die Aufhebung be- 
reits vollzogener Vollſtreckungsmaßnahmen angeord- 
net werden, wenn died zur geordneten Fortführung 
de8 Betriebes erforderlich erſcheint. 

(3) Auf Antrag des Gläubigers fann in Abwei— 
hung von den Vorſchriften der Abi. 1 und 2 die 
Vollſtreckung bewilligt oder die Fortführung einer 
aufgefhobenen Vollftredung angeordnet werden, 

a) foweit die Beſchränkung der Vollſtreckung 
unter Abwägung der Belange des Gläubigers 
mit denen des Betriebsinhabers und der wei— 
teren am Verfahren beteiligten Gläubiger 
offenbar unbillig ift; 
ioweit der Betriebsinhaber den laufenden 
Pachtzins oder die laufenden wiederkehrenden 
Leiftungen aus einem auf der Liegenſchaft 
fichergeftellten Recht nicht zahlt, obwohl er 
dazu in der Lage Üft; 
foweit der Betriebsinhaber fi) ohne berech— 
tigten Grund weigert, einen Verlängerungs— 
wechſel anzunehmen oder auszuſtellen/ 
ſoweit der Betriebsinhaber mit laufenden ge— 
ſetzlichen Unterhaltsanſprüchen im Rückſtand 
bleibt; als geſetzliche Unterhaltsanſprüche gel- 
ten auch Ausgedingsanſprüche, | oweit fie einem 
kraft Geſetzes Unterhaltsberechtigten zuſtehen 
und den geſetzlichen Unterhaltsanſpruch nicht 
überſteigen. 


b 


u 


- 
— 
ur 


d 


. ‚ 


Ronkurs- und Ausgleihsverfahren 
Ein Ronfurs- oder Ausgleichsverfahren darf nicht 
eröffnet werden. Ein anhängiges Verfahren ift ein- 
geftellt. 
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85 
Verjährung; Vorrechtsfriſten 

(1) Die Verjährung der Anſprüche eines beteiligten 
Släubigers gegen den Betriebsinhaber ift während 
des Schuldenregelungsverfahrens gehemmt. 

(2) Die Zeit von der Eröffnung des Verfahrens bis 
zu jeinex Beendigung wixd, ſoweit fie in die Friſten 
fällt, die im $ 216 der in den fudetendeutfchen Ge— 
bieten geltenden Exefutionsordnung oder in ben $ 54 
Qiffer 2 oder 4 und $ 55 der dort geltenden Konkurs— 
ordnung beftimmt find, im dieſe Friſten nicht ein- 
gerechnet. 


86 
Behandlung anhängiger Vollſtreckungen 
nach Beendigung des Schuldenregelungs— 
verfahrens 


(1) Iſt das Schuldenregelungsverfahren nad) Be- 
ftätigung des Entſchuldungsplans aufgehoben, ſo 
find die nach $2 Abſ. 1,83 Abſ. 2 aufgeſchobenen 
Vollſtreckungsmaßnahmen einzuſtellen. 

(2) Iſt das Schuldenregelungsverfahren ohne Be— 
ftätigung des Entſchuldungsplans aufgehoben, jo ift 
eine aufgefchobene Vollſtreckung auf Antrag wieder 
aufzunehmen. 


87 
Nerfahren 


Die in diefer Verordnung vorgejehenen Entjchei- 
dungen trifft das Vollſtreckungsgericht und, ſoweit ſie 
bei einer Verwaltungs- oder Finanzvollſtreckung zu 
treffen ſind, die Vollſtreckungsbehörde. Vor den 
Entſcheidungen iſt die Landſtelle zu hören. Die Ent— 
fcheidungen find unanfechtbar. 


s8 
Borlänfiger Vollftredungsihuß 


(1) Hat der Betriebsinhaber die Eröffnung des 
Schuldenregelungsverfahrens beantragt und bejteht 
fein Anlaß zu der Annahme, daß ed an einer der im 
$ 4 der Sudetendeutfchen Betriebsaufbau— und Ent: 
ichuldungsverordnung vom 24. Auguft 1939 bezeic). 
neten Vorausfehungen der Entſchuldung fehlt, io 
ordnet das Entfchuldungsamt auf Antrag des Be— 
triebsinhabers oder der Landſtelle an, daß die im 
s2 Abſ. 1, $3 Abi. 1 und Abf. 2 Sat 1 fowie im 
84 Sab 1 bezeichneten Wirkungen vorläufig ein 
treten. Die Vorfchriften des $ 3 Abi. 2 Sat 2 und 
Abſ. 3 ſowie der $$ 5 und 7 gelten finngemäß. 

(2) Anordnungen nad) Ab. 1 treten mit dev Ab- 
lehnung der Eröffnung des Schuldenregelungever- 
fahrens außer Kraft. 


II 











IN 
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9 
Verlängerung des allgemeinen landwirt- 
ſchaftlichen Vollſtreckungsſchutzes 

(1) Für landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche und 
gärtneriſche Betriebe im Reichsgau Sudetenland 
wird die Geltungsdauer der in den SS 2 und 3 der 
Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Zwangsvollſtreckung in den fubdetendeutfchen Gebieten 
vom 14,November 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1609) 
beftimmten oder auf Grund dieſer Vorfchriften 
angeordneten Vollſtreckungsbeſchränkungen bis zum 
31. März 1940 verlängert. 

(2) Das Vollftredungsgericht fann entgegen den 
Vorſchriften des Abſ. 1 den Verkauf beweglicher 
Sachen bewilligen oder ein aufgeſchobenes Verfahren 
fortſetzen 

a) ſoweit die Beſchränkung der Vollſtreckung unter 

Abwägung der Belange des Gläubigers mit 

denen des Betriebsinhabers und der anderen 

am Verfahren beteiligten Gläubiger offenbar 
unbillig ift; 

b) ſoweit der Schuldner feine Zahlungspflicht 
gegenüber dem betreibenden Gläubiger nicht 
erfüllt, obwohl er dazu in der Lage iſt, 


Berlin, den 24. Auguſt 1939. 


Neichögejegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


























H 


5140-0473 


o) joweit der Betriebsinhaber ſich ohne berech— 
tigten Grund weigert, einen Verlängerungs- 
wechjel anzunehmen oder auszuftellen; 


jomweit der Betriebsinhaber mit laufenden ge- 
jeglichen Unterhaltsanfprüden im Rückſtand 
bleibt; als gejegliche Unterhaltsanfprüdhe gel- 
ten auch Ausgedingsanfprüche, foweit fie einem 
kraft Geſetzes Unterhaltsberechtigten zuftehen 
und den gefehlichen Unterhaltsanfpruch nicht 
überfteigen; 


e) wenn Sachen gepfändet find, die ihrer Be- 


Ihaffenheit nach bei längerer Aufbewahrung 
dem Verderb unterliegen. 


_ 


S 10 
Vollſtreckungsſchutz 
in den in die Länder Preußen und Bayern 
eingegliederten ſudetendeutſchen 
Gebietsteilen 


Für die fudetendeutfchen Gebietsteile, die in die 
Pänder Preußen und Bayern eingegliedert find, gel- 
ten die Vorſchriften der SS 1 bis 9 finngemäß. 


Der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft 
In Vertretung bes Staatsjelretär? 


Harmening 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung des Staatsjefretäus 
Dr. Hueber 


Der Reichöminifter der Finanzen 
An Bertretung 


Reinhardt 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint im zwei geſonderten Teilen — Teil Lund Teil U — 

Fortlaufender Bezug nur durch die Poſtanſtalten. Bezugspreis vierteljährlich für Teil 1= 2,90 RA, für Zeil I = 2,50 AA. 
Einzelbezug jeder (auch jeder Älteren) Nummer mur vom Neichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtraße Nr, 4 
Henfpredyer: 4292 65 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Eimelnummern werden nah dem Umfang berechnet, 
Preis für ben achtfeitigen ® ogen 15.7/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10.27, ausschließlich der VPordrucktachengehübe, 
Bei größeren Beſtellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 

Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin, 
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ö— — — ——— — 


Verordnung über die Wirtſchaftsverwaltung. 
Vom 27. Auguſt 1939. 
Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird im Einvernehmen mit dem Generalbevollmächtigten für 
die Reichsverwaltung und dem Oberkommando der Wehrmacht verordnet: 
Abſchnitt I 
81 
Ermächtigung 


(1) Die einheitliche Ausrichtung und Penfung aller wirtichaftliben Maßnahmen, die vom General- 
bevollmächtigten für die Mirtichaft, den ihm unteritellten Oberiten Reichöbehörden und den von Dielen 
ermächtigten Stellen angeordnet werden, wird 


für den Bereich Des Wehrkreiſes J........... dem Oberpräſidenten in Königsberg (Ur) 

»» “ ö » RER — dem Oberpräſidenten in Stettin 

Er VER » » TREE dem Oberpräfidenten der Provinz Mart 
Brandenburg in Berlin 

Pr » » » EV. re dem Reicbeitatthalter in Sachſen (Yandes- 
vegierung) — Staatöfanzlei — in Dresden 

— J dem Württembergiſchen Wirtſchaftsminiſter 


in Stuttgart 
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für den Bereich des MWehrkreifes VI ......... a) Rheinprovinz: dem Regierungspräfidenten 
in Düſſeldorf 
b) Weſtfalen und Lippe: dem Oberpräfidenten 
in Münſter 


»» „ » » D————— dem Bayeriſchen Wirtſchaftsminiſter in 
München 

» ME dem Oberpräfidenten in Breslau 

»» » » » EEE REN dem Oberpräfidenten in Kaſſel 

vo „ „ „ ET dem Neichsftatthalter in Hamburg (Staats- 
verwaltung) 

»» y „ » tt Kae dem Oberpräfidenten in Hannover 

vo» » „ 5 7 Sr °.. dem Regierungspräfidenten in Miesbaden 

» » » » u BE dem Negierungspräfidenten in Ansbach 
F 6 BE dem Reichsitatthalter in Wien 
»» S » » 30" A dem Neichsjtatthalter in Salzburg 
übertragen. 


(2) Die im Abſ. 1 genannten Behörden find befugt, den Behörden, den Organifationen der wirtichaft- 
lichen Eigenverwaltung und den jonjtigen Stellen, die zum Zuftändigfeitsbereich des Generalbevollmäd)- 
tigten für die Wirtſchaft und der ihm unterftellten Oberjien Neichsbehörden gehören oder deren Dienft- 
aufficht unterftehen, im Rahmen der ihnen übertragenen Befugniffe Weifungen zu erteilen. 

(3) Die Befugniffe des Oberpräfidenten in Münfter erftreden fi) für die Ernährungs: und Landwirt: 
ſchaft jowie Die Forſt- und Holzwirtihaft auf den gefamten Wehrkreis VI, 


82 
Wirtſchaftliche Organiſationen 
Der Reichswirtſchaftsminiſter, der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft und der Reichs— 
forſtmeiſter werden ermächtigt, Dienſtſtellen, Organiſationen der wirtſchaftlichen Eigenverwaltung und 
jonftige Stellen, die zu ihrem Zuftändigfeitäbereich gehören, ganz oder teilweife der ftaatlichen Verwal: 
tung zu unterftellen, in ftaatliche Verwaltungsbehörden einzugliedern oder aufzulöfen. 


Abſchnitt II 
Gewerbliche Wirtjchaft 
83 
Bezirkswirtſchaftsämter 

(1) Bei den im $ 1 genannten Behörden werden Bezirkswirtſchaftsämter errichtet. 

(2) Die Bezirtswirtichaftsämter find unbejchadet ihrer Haushaltsrechtlichen Betreuung ein VBeftandteil 
der Behörde, bei der fie errichtet werden. Sie führen die Bezeichnung der Behörde mit dem Zuſatz 
„Bezirkswirtſchaftsamt“. 

(3) Die Aufgaben und Befugniſſe der Bezirkswirtſchaftsämter beſtimmt der Reichswirtſchaftsminiſter. 


(4) Die Örtliche Zuſtändigkeit dev Bezirkswirtſchaftsämter erſtreckt ſich auf die im $1 aufgeführten 
Wehrkreiſe oder Wehrkreisteile. 


84 
Reichſskommiſſare bei den Induſtrie-und Handelskammern 
(1) Der Reichswirtſchaftsminiſter wird ermächtigt, bei den Induſtrie- und Handelskammern Reichs— 
kommiſſare einzuſetzen. Er beſtimmt die Befugniſſe der Reichskommiſſare. 
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(2) Der Reichswirtſchaftsminiſter fann den Kammern ftaatlihe Aufgaben ala Auftragsangelegenbeiten 
übertragen. 


(3) Die Reichskommiſſare unterjtehen den im $ 3 genannten Bezirkswirticaftsämtern, bon denen fie die 
Weiſungen für die Durchführung ihrer Arbeiten erhalten. 


Abihnitt III 
Ernährung und Landwirtichaft 
$5 
Randes-(Vrovinzial-)ernährungsämter 

(1) Bei den Oberjten Landesbehörden, in Preußen bei den Oberpräfidenten, werden Pandes-(Drovinzial-) 
ernäbrungsämter errichtet. “Der Reichsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft beftimmt die örtliche 
Zuftändigfeit der Randes-(Vrovinzial-Jernähtungsämter; er fann beftimmen, daß bei einzelnen Oberſten 
Landesbehörden Landesernährungsämter nicht gebildet werden. 

(2) Die Landes⸗ (Provinzial⸗)ernährungsämter ſind unbeſchadet ihrer haushaltsrechtlichen Betreuung 
ein Beſtandteil der Behörde, bei der ſie errichtet ſind. Sie führen die Bezeichnung der Behörde mit dem 
Zuſatz „Landes-⸗Provinzial⸗)ernährungsamt“. 

(8) Die Aufgaben und die Befugniſſe der Landes⸗ Provinzial⸗)ernährungsämter beſtimmt der Reichs— 
miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft. 


56 
Reichsnährſtand 

(1) Der Reichsnährſtand wird in feiner Gefamtheit dem Reichsminifter für Ernährung und Landwirt- 
schaft unterftellt. Die im Bezirk der Oberjten Randesbehörden, in Preußen der Oberpräfidenten, zu- 
ftändigen Dienftftellen und Gliederungen des Reichsnährſtandes werden den bei diefen Behörden gebildeten 
Bandes-(Vrovinzial-Jernährungsämtern unterftellt. 

(2) Diefe Vorſchriften gelten für Sie bei den unteren Verwaltungsbehörden gebildeten Ernährung?- 
ämter ($ 9) entipredhend. 

Abjchnitt IV 
Fort: und Holzwirtichaft 
87 
Forſt- und Holzwirtſchaftsämter 

(1) Bei den im $ 1 genannten Behörden werden Forit- und Holzwirtichaftsämter errichtet. 

(2) Die Forft- und Holzwirtſchaftsämter find unbeichadet ihrer haushaltsrechtlichen Betreuung ein 
Beftandteil der Behörde, bei der fie errichtet werden. Sie führen die Bezeichnung der Behörde mit dem 
Zuſatz „Hort und Holzwirtihaftsamt”. 

(3) Die Aufgaben und Befugniſſe der Forft- und Holzwirtſchaftsämter beftimmt der Reichsforſtmeiſter. 

(4) Die örtliche Zuftändigfeit der Forft- und Holzwirtſchaftsämter erftrecft fich auf die im S1 auf 
geführten Wehrkreife. | 


Abſchnitt V 
Arbeitsfragen 


88 
Der Aufbau der Candesarbeitsämter und der NReihstreuhänder der Arbeit bleibt unberührt. 
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Abſchnitt VI 
Untere Berwaltungsbehörden 
89 
Ernäbrungsämter und Wirtihaftsämter 
(1) In den Yandfreifen werden bei den Landräten, in den Stadtfreifen bei den Oberbürgermeiftern 
Ernährungsämter und Wirtihaftsämter errichtet. Ihre Aufgaben beftimmen die zuftändigen Oberiten 
Reichsbehörden. | 
(2) Die Amter find Beftandteile der unteren Verwaltungsbehörden. Sie führen die Bezeichnung der 
unteren Verwaltungsbehörde mit dem Zufat „Ernährungsamt” oder „Wirtſchaftsamt“. 
(3) Die unteren Verwaltungsbehörden find an die Meifungen der in den 883 und 5 genannten 
Behörden gebunden. 
$ 10 
Sonderregelung für Berlin, Samburg und Wien 
Für die Reichshauptſtadt Berlin, die Hanfeftadt Hamburg und die Stadt Wien treffen der Reiche: 
wirtichaftsminifter und der Neichsminifter für Ernährung und Landwirtfchaft im gegenjeitigen Ein- 
vernehmen eine befondere Regelung. 
Abichnitt VII 
Schlußbeftimmungen 
811 
Die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsporichriften exlaffen 
die zuftändigen Oberften Neich&behörden im Rahmen der vom Generalbevollmächtigten für die Wirt- 
ſchaft erlafjenen Richtlinien. 
$ 12 
Diefe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 27. Auguft 1939. 


Der Generalbevollmädtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


ö— — —— ——  — nen series 


Verordnung 
zur vorläufigen Sicherſtellung des lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen Volkes. 
Vom 27. Auguſt 1939. 


Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird im ſcheinigungen über die Bezugsberechtigung (Bezug: 
Einvernehmen mit dem Oberkommando der Wehr⸗ſcheine, Ausweiskarten ufw., im folgenden Bezug: 
macht und dem Generalbevollmächtigten für dieNeichs- | fcheine genannt) abgegeben und von ihnen bezogen 


verwaltung verordnet: werden: 
rar os N } 
I. Einführung der Bezugſcheinpflicht 1. Brot und Mehl, 
2. Kartoffeln, 
sl Em. * 
ER 3. Fleiſch und Fleiſchwaren, 
Bezugſcheinpflichtige Waren 4. Milch, 
(1) Die nadjtehend genannten Verbrauchsgüter 5. Milcherzeugniſſe, Öle und Fette, 


dürfen an Verbrauder nur gegen behördliche Be— 6. Eier, 
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7. Zuder und Marmelade, 

8. Hülfenfrüchte, 

9, Graupen, Grüße, Grieß, Sage und ſonſtige 
Nährmittel, 


10. Kaffee, Kaffeerſatzmittel, Tee und Kakao, 

11. Seife, Seifenpulver und andere fetthaltige 
Waſchmittel, 

12. Hausbrandkohle, 

13. Spinnſtoffwaren, 

14. Schuhwaren und Leder zur Ausbeſſerung und 


Beſohlung von Schuhen. 
Die Liſte der bezugſcheinpflichtigen Verbrauchsgüter 
kann in den Durchführungsvorſchriften beſchränkt 
oder erweitert werden. 


(2) Verpflichtende Verträge und vechtögeichäftliche 
Verfügungen über bezuafcheinpflichtigeWaren find un- 
wirkfam, wenn dev Verbraucher nicht im Beſitz eines 
Bezugicheins iſt. Nechtsgefchäftlichen Verfügungen 
stehen Verfügungen gleich, die im Wege der Zwangs- 
vollſtreckung oder Arreitvollziehung erfolgen. 


82 
Bezugsberedtigung 


(1) Die Bezugsberechtigung iſt nicht übertragbar. 
Bezugſcheine dürfen jedod) dritten Verjonen zur Be- 
forgung von Einfäufen für den Bezugsberechtigten 
überlafien werden. 


(2) Die Erteilung eines Bezugicheins begründet 
feinen Anſpruch auf Lieferung bezugicheinpflichtiger 
Verbrauchsgüter. 


II. Bezugjcheine für Lebensmittel, Seife 
und Hausbrandfohle 


3 
Ausgabe der Ausweisfarten, 
Höchſtmengen 
(1) Als Bezugſcheine werden für die im S 1 Abj. 1 
Pen. 1 bis 12 genannten Verbrauchsgüter von den 
unteren WVerwaltungsbehörden einheitliche Ausweis: 
farten ausgegeben. Die Ausweisfarten find auf 
roſa Waſſerzeichenpapier ausgedruckt und enthalten 
neben einem Stammabichnitt 72 Teilabjchnitte, auf 
denen die bezugsfähigen Verbrauchsgüter verzeichnet 
find, 
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(2) Die unteren Verwaltungsbehörden treffen die 
zur Ausgabe der Ausweisfarten erforderlichen An- 
ordnungen und geben nad) Weifung des Reichsernäh— 
rungsminiſters und des Reichswirtſchaftsminiſters 
bekannt, bis zu welchen Höchſtmengen und in wel— 
chem Zeitraum die auf den Teilabſchnitten der Aus— 
weiskarten verzeichneten Waren bezogen werden dür— 
fen. Solange keine Höchſtmengen feſtgeſetzt und 
amtlich bekanntgegeben ſind, dürfen bezugſcheinpflich— 
tige Verbrauchsgüter nicht an Verbraucher abgegeben 
oder von ihnen bezogen werden. 


84 
Bezugsberechtigte 

(1) Jedem Verbraucher ſteht nur eine Ausweis— 
karte zu. Überzählige Ausweisfarten find unverzüg- 
(ih an die untere Verwaltungsbehörde abzuliefern. 
Die Ablieferung bat insbefondere au dann zu er- 
folgen, wenn die Bezugsberechtigung nachträglid) 
erliicht (4. B. durch Tod, Einrüden zur Wehrmacht 
ufw.). Für die Ablieferung find außer dem Bezugs— 
berechtigten die Angehörigen feines Haushalts ver- 
antwortlich, bei alleinftehenden Perſonen der Haus 


wart oder die Hausverwaltung, im Todesfall aud) 
die Erben. 


(2) Angehörige der Wehrmacht und der Schub 
aliederungen außerhalb der Wehrmacht find nicht 
bezugsberechtigt und erhalten daher feine Ausweis: 
farten. Die genannten Perſonen find jedod dann 
bezug&berechtigt, wenn fie nicht von der Truppe ver, 
forgt werden, jondern ſich im eigenen Haushalt 
ſelbſt veriorgen. 


85 
Gültigkeit der Ausweiskarten 
(1) Die Ausweiskarten find nur gültig, wenn die 
auf dem mittleren Stammabfchnitt vorgejehenen An 
gaben, insbefondere der Name des Bezugsberechtig— 
ten, vollftändig eingetragen find. 


(2) Die Ausweisfarte iſt bei jedem Wohnungs 
wechſel außerhalb des Stadt- oder Landkreiſes Det 
Semeindebehbörde des neuen Wohnorts vorzulegen, 
die den Wohnungswechſel auf dev Ausweisfarte be. 
icheinigt. Selbſtändige Anderungen der Wohnungs 
angabe auf der Ausweisfarte find unzuläflig. 

(3) Die Teilabjcehnitte der Ausweisfarte dürfen 
nur dom Lieferer gegen Übergabe der Waren ab- 
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getrennt werden. Vorher abgetrennte Abjchnitte 
find ungültig. Jedoch dürfen die auf einen Abfchnitt 
entfallenden Teilmengen während der Geltungsdauer 
des Abſchnitts nachbezogen werden. 


6 
Bezugicheine auf bejonderen Antrag 

(1) Sum Bezug der im 81 Abf. 1 Nın. 1 bie 12 
genannten VBerbrauchsgüter berechtigen auch Bezug- 
heine, die in den befonders zu regelnden Fällen von 
den unteren Verwaltungsbehörden bei beionderem 
Bedarf auf Antrag ausgejtellt werden. Zuftändig 
ift Die untere Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk 
der bezugsberechtigte Verbraucher wohnt, in drin- 
enden Fällen auch die untere Nerwaltungsbehörde, 
in deren Bezirk der bezugsberechtigte Verbraucher 
id) aufhält. 


(2) Die Bezugicheine find für die einzelnen Arten 
von Verbraudhsgütern getrennt auszuftellen. Sie 
müfjen Stempel und Unterſchrift der ausftellenden 
Behörde tragen und folgende Angaben enthalten: 


a) Name und Wohnung des bezugsberechtiaten 


Verbrauchers, 
b) Art und Menge der abzugebenden Verbrauchs— 
alter, 


e) örtliche und zeitliche Geltung des Bezuajcheins. 


(3) Für Angehörige der Wehrmadt und der 
Schutzgliederungen außerhalb der Wehrmacht dürfen 
Bezugicheine gemäß Abi. 2 in den befonders zu 
regelnden Fällen ausgeftellt werden. 


III. Bezugicheine für Spinnftoffwaren 
und Schuhtwaren 


87 
Für die im S 1 Abf. 1 Nun. 13 und 14 genannten 
Verbrauchsgüter werden nad) Maßgabe der Durch. 
führungsvorichriften des Reichswirtſchaftsminiſters 
im Bedarfsfalle Bezugicheine auf Antrag von den 
unteren Verwaltungsbehörden erteilt. 


IV, Aufgaben der Verkaufsitellen 
88 
Die Inhaber von Verkaufsſtellen des Handels 
und des Handwerks dürfen bezugſcheinpflichtige 


VIIId 
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Verbrauchsgüter nicht zurüdhalten oder fonjt ihrer 
beftimmungsgemäßen Verteilung an die bezugs— 
berechtigten Verbraucher entziehen. Sie find nad) 
Maßgabe der verfügbaren Beſtände für eine gleich- 
mäßige Belieferung aller bezugsberechtigen Ver: 
brauder verantwortlid). 
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V. Strafen und Zwangsmaßnahmen 


9 
Gerichtliche Strafen 
(1) Bejtraft wird, wer vorſätzlich 
1. bezugicheinpflichtige Verbrauchsgüter ohne 
gültigen Bezugichein über die bezugsfähigen 
Höhftmengen hinaus abgibt oder bezieht, 


2. durch unrichtige Angaben einen Bezugſchein 
erichleicht, 


3. einen ihm nicht zuftehenden Bezugſchein für 
ſich ausnußt, 


4. dem Bezugsberechtigten Verbrauchsgüter vor- 
enthält, die er für ihn empfangen hat, 


5. den Beftimmungen des $ 8 zumwiderhandelt. 
Der Verſuch ift ftrafbar. 


(2) Die Strafe ift, ſoweit nicht nach anderen ge- 
jeglichen Beftimmungen ſchwerere Strafen verwirft 
find, Gefängnis, in befonders ſchweren Fällen Zucht- 
haus. 


(3) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag 
ein, Der Antrag ift unzuläffig, wenn wegen der— 
jelben Handlung eine Ordnungsftrafe ($ 10) rechts. 
fräftig fejtgefeßt worden ift. Der Antrag fann zu- 
rüdgenommen werden. Zuftändig für den Antrag 
ift Diejenige untere Verwaltungsbehörde, in deren 
Bezirk die ftrafbare Handlung begangen worden ift. 


(4) Rechtsfräftige Urteile find der zuftändigen 
unteren Verwaltungsbehörde befanntzugeben. Die 
untere Verwaltungsbehörde fann eine Verurteilung 
auf Koſten des Verurteilten öffentlich befanntgeben. 


$ 10 
Drödnungsftrafen 


(1) Wegen vorfäßlicher oder fahrläffiger Begehung 
der nad) 89 ftrafbaren Handlungen ſowie wegen 
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aller übrigen vorfäglichen und Fahrläfligen Zuwider⸗ 
handlungen gegen dieſe Verordnung und die zu ihrer 
Durchführung ergehenden Beſtimmungen und An— 
ordnungen können die zuſtändigen unteren Verwal—⸗ 
tungsbehörden ($ 9 Abſ. 3) Ordnungsſtrafen bis zu 
1000 Reichsmark verhängen. In bejonderd ſchweren 
Fällen können die Oberpräſidenten, Regierungsprä— 
ſidenten und entſprechenden Behörden am Sitze von 
Wehrkreiskommandos (Wehrwirtſchaftliche Abtei— 
lungen) Ordnungsſtrafen bis zu 50 000 Reichsmark, 
die zuſtändigen Reichsminiſter Ordnungsſtrafen in 
unbeſchränkter Höhe verhängen. 


(2) Wird die Zuwiderhandlung in einem Ge 
ichäftsbetrieb begangen, jo fünnen neben dem Täter 
auch Ordnungsſtrafen gegen den Berriebsinhaber 
oder, wenn der Betrieb einer Geſellſchaft gehört, 
gegen Geſchäftsführer und Vorſtand verhängt wer— 
den, ſofern ſie nicht nachweiſen, daß ſie die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt zur Verhütung der 
Zuwiderhandlung angewandt haben. 


(3) Die Feſtſetzung der Drdnunasitrafe iſt nur 
zuläffig, wenn ein Strafantrag nach 89 Abſ. 3 nicht 
geftellt oder zurüdgenommen worden iſt. 


sıl 
Ginziebung 


Zu Unrecht bezogene Verbrauchsgüter kann die 
untere Verwaltungsbehörde von dem Bezieher ein- 
ziehen und. der Verteilung an bezugsberechtigte Ver— 
braucher zuführen. 


Berlin, den 27. Auguft 1939. 
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s 12 
Schließung und Zwangsbewirtſchaftung 
von VBerfaufsitellen 
(1) Die unteren Verwaltungsbehörden fünnen Ver: 
faufsftellen, in denen den Vorſchriften dieſer Ver- 
ordnung und der zu ihrer Durchführung ergebenden 


Beftimmungen und Anordnungen zuwidergehandelt 


worden iſt, ſchließen oder ihre Fortführung nur 
unter Auflagen geſtatten, wenn anders eine Gewähr 
für die Befolgung der geſetzlichen Vorſchriften und 
der Anordnungen der unteren Verwaltungsbehörden 
nicht gegeben iſt. 

(2) Soweit die Aufrechterhaltung der Verkaufs— 
ſtellen zur Verſorgung der Bevölkerung erforderlich 
iſt, kann an Stelle der Schließung die Zwangs— 
bewirtſchaftung für Rechnung des Inhabers an— 
geordnet werden. 


VI. Schlußbeſtimmungen 
813 
Durchführungsbeſtimmungen 


Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Ver: 
ordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorichriften werden von den zuftändigen Reichs— 
miniftern und dem Reichskommiſſar für die Preis— 
bildung im Einvernehmen mit dem Generalbevoll- 
mächtiaten für die Wirtjchaft erlaſſen. 
Ss 14 
Inkrafttreten 

Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung 
in Kraft. Der Zeitpunkt des Außerkrafttretens wird 
beſonders bekanntgemacht. 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 
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Erſte Durchführungsverordnung zur Verordnung 
zur vorläufigen Sicherjtellung des Icbenstwichtigen Bedarfs des deutſchen Vollkes. 


Vom 27. Auguſt 1939. 


Auf Grund des $13 der Verordnung zur vorläufigen Sicjerftellung des lebenswichtigen Bedarfs des 
deutſchen Volkes vom 27. Auguft 1939 (Reichögefegbl. I ©. 1498) wird im Einvernehmen mit dem General: 
bevollmächtigten für die Wirtfehaft verordnet: 


I, Abſchnitt 
51 
Die Vorſchriften der Verordnung zur vorläufigen Sicherſtellung des lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen 
Volkes vom 27. Auguſt 1939 gelten nicht für Brot, Weizen- und Roggenmehl, Kartoffeln, Hülſenfrüchte, 
Eier und Kakao. Dieſe Lebensmittel können ohne Bezugſchein abgegeben und bezogen werden. 


82 
(1) Die nachſtehend aufgeführten Lebensmittel dürfen in folgenden Höchftmengen gegen den für die einzelnen 


Lebensmittel befonders bezeichneten Abſchnitt an den in der Ausweiskarte genannten VBerforgungsberechtigten 
abgegeben werden: 


I. Fleiſch oder Fleifchwaren (auch in BE. <a an ARE AD 700 Gramm je Woche, 
© U.» 25:5. ei er ae ee ——ä— 0,20 Liter je Tag, 
3. Milcherzeugniffe, Dle ober Selle 60 Gramm je Tag, 

| entweder | 

280 Gramm Jucer und 

* Sudır ib Rama a isses, aan Marmelade 7 je Woche, 

| 335 — Zucker 
5. Graupen, Grütze, Grieß, Sago oder ſonſtige Nährmittel ........ . . . . . .. 150 Gramm je Woche, 
6. Kaffee oder Kaffee-Erfagmittel..uncneeeeeeeeeneeeeeeeeneneenrreen 63 Gramm je Woche, 
Ve a en Vera ee EA Eee ie 20 Gramm je Monat. 


(2) Die für den Bezug von Milcherzeugniffen, Ölen oder Fetten beftimmten Abſchnitte berechtigen zum 
zweimaligen Empfang innerhalb einer Woche; die für deu Bezug don Kaffee oder Kaffee-Erfagmitteln, Nähr- 
mitteln ſowie Zucer und Marmelade beftimmten Abfchnitte berechtigen zum einmaligen Empfang. Der Ab— 
fchnitt AI berechtigt zum einmaligen Empfang von Tee. Fleiſch oder Fleiſchwaren fünnen gegen Abgabe 
der entfprechenden Abfchnitte dreimal in der Woche bezogen werden Der zum Bezug von Milch beftimmte 
Abjchnitt berechtigt zum Empfang für eine Woche, wobei der Verforgungsberechtigte die Lieferung einer 
entfprechenden Tagesmenge laufend während der ganzen Woche beanspruchen kann. Die Woche beginnt mit 
dem eriten Tag des Inkrafttretens dieſer Verordnung. 


(3) Außerdem kann auf drei Rartoffelabfchnitte je ein halbes Kilogramm Zucker bezogen werden 


(4) Die obengenannten Lebensmittel können in befonderen Fällen ohne Bezugsabfchnitt oder Beicheinigung 
gemäß ss 6, 7 und 9 zu den angegebenen Höchitmengen in den erften drei Tagen abgegeben werden, wenn 
der Empfangsberechtigte in ftändigem Werkehr mit der Verteilungsitelle ($ 11) ſteht und ſich verpflichtet, 


unverzüglich nach Empfang der Ausweisfarte die Abjchnitte bzw. Befcheinigungen nachträglich abzugeben. 


(5) Notwendige Änderungen der Lifte der bezugfcheinpflichtigen Pebensmittel jowie der feſtgeſetzten Höchft- 
mengen wird der Neichsminifter für Ernährung und Yandwirtichaft im Wege der Bekanntmachung im 
Deutſchen Neichsanzeiger und Dreußifchen Staatsanzeiger vornehmen. 
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83 
Der Verſorgungsberechtigte hat keinen Anſpruch 
auf Lieferung eines beſtimmten Lebensmittels, das 
gegen Abgabe der mit Milcherzeugniſſen, Olen oder 
Fetten, Kaffee oder Kaffee-Erſatzmitteln und Nähr— 
mitteln bezeichneten Abſchnitte bezogen werden kann. 


84 
(1) Selbſtverſorger, die bezugſcheinpflichtige Yebens- 
mittel erzeugen, find nicht berechtigt, Milcherzeug- 
niffe, Ole und Fette, Fleiſch oder Fleiſchwaren und 
Milch zu beziehen, foweit fie im Rahmen der feit- 
geſetzten Höchſtmengen über entjprechende Vorräte 
verfügen. 


(2) Als Selbftverforger gelten vorbehaltlich einer 
anderen Regelung der Inhaber eines landwirtſchaft— 
lichen Betriebes, die Angehörigen feiner Wirtſchaft 
einschließlich der Gehilfen, ferner Naturalberechtigte, 
insbefondere Altenteiler und Arbeiter, joweit fie 
Rebensmittel in Natur zu beanfprucen haben. 


(3) Die Selbftverforger find verpflichtet, inner- 
halb acht Tagen die zum Bezuge der im Ab. 1 ge 
nannten Lebensmittel bejtimmten Abjchnitte ihrer 
zuftändigen Gemeindebehörde zurüdzugeben, jofern 
diefe nicht bereitS vor Ausgabe der Ausweisfarte die 
Abjichnitte abgetrennt hat. 


85 
Die Ausweiskarte berechtigt nur zum Bezuge dev 
bezuafcheinpflihtigen Lebensmittel innerhalb des 
Bezirks der unteren Verwaltungsbehörde, in der dev 
Verforgungsberechtigte feinen Wohnfig oder jtändi- 
gen Aufenthalt bat. 


86 

(1) Die Gemeindebehörden find ermächtigt, auf 
Reifen befindlichen Perſonen unter Berüdjichtigung 
der Reifedauer und der feſtgeſetzten Höchſtmengen ſo— 
wie Gafthäufern und Fremdenheimen für die Ge— 
famtzahl der bei ihmen untergebradhten Neijenden 
Beſcheinigungen auszuftellen, die zum Bezuge der 
notwendigen Lebensmittel berechtigen. 

(2) In gleicher Weiſe können Kranfenhäufer, Heil- 
anftalten, Erziehungsanftalten, Wohlfahrtsanftalten, 
Gefangenenanftalten und ähnliche Einrichtungen 
einen Berechtigungsſchein für die Gejamtzahl der 
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während der fetten zwei Wochen regelmäßig von 
ihnen verpflegten Perjonen zum Bezuge von Vebens- 
mitteln für die Dauer von zwei Wochen im Rahmen 
der feſtgeſetzten Höchſtmengen erhalten. 


87 
Die Gemeindebehörden ſind weiterhin ermächtigt, 
an Gaſtſtätten Beſcheinigungen zum Bezuge beſtimm— 
ter Lebensmittel zur Verabreichung einer einfachen 
Mahlzeit täglich zu erteilen. 


8 

Die Gemeindebehörden find ermächtigt, in drin- 
genden Ausnahmefällen zu genehmigen, daß ohne 
Abgabe von Abſchnitten der Ausweisfarte die Ver— 
teilungsitellen für eine beftimmte Menge und für 
einen Höchitbedarf von einer Woche Lebensmittel be- 
ziehen können. Die Genehmigung ift ichriftlich zu 
erteilen. 

89 

(1) Die Gemeindebehörden find verpflichtet, auf 
Antrag Beicheinigungen 

a) Kindern unter ſechs Jahren über den Bezug 

von 0,5 Liter Milch, 

b) werdenden und ftillenden Müttern über den 

Bezug von O,3 Liter Milch 
zufätlich täglich für die Dauer der Gültigkeit dieſer 
Verordnung zu erteilen. 

(2) Die Gemeindebehörden find berechtigt, in drin— 
genden Fällen gegen Vorlage einer ärztlichen Beſchei— 
nigung Zufaßfarten für eine beftimmte Menge und 
für ein bejtimmtes Lebensmittel über die feſtgeſetzte 
Höchſtmenge hinaus auszuitellen. 


Ss 10 
Schwer. und Schwerftarbeiter erhalten zuſätzlich 
zu den feſtgeſetzten Höchſtmengen 
Fleiſch oder Fleiſchwaren (auch in Konſerven) 
70 Gramm je Tag, 
Milcherzeugniſſe, Ole oder Fette 50 Gramm 
je Tag. 
Die Einzelheiten werden geſondert geregelt. 


TI. Abſchnitt 
sıl 
(1) Die Verteilungsftellen, d. 5. alle Einrichtungen, 
in denen bezugicheinpflichtige Lebensmittel gewerbs⸗ 
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mäßig feilgeboten werden, find beredtigt, gegen 
Aushändigung der von den Verſorgungsberechtigten 
empfangenen Abſchnitte oder der von dem Ernäb- 
rungsamt auf Grund diefer Abſchnitte ausgeftellten 
Bezugſcheine ihre Beſtände bei den Lieferftellen, mit 
denen fie bisher im Gejchäftsverfehr geftanden haben, 
zu ergänzen. Soweit dieſe zur Lieferung nicht in 
der Page find, können fich die Verteilungsftellen an 
andere Yieferftellen wenden. Die Ernährungsämter 
fünnen ihnen Lieferſtellen zuweiſen. 

(2) Sie haben Beſtandsbücher anzulegen, in denen 
die täglichen Zu- und Abgänge an bezugſchein 
pflichtigen Lebensmitteln fortlaufend einzutragen 
find. Die zu und abgehenden Waren find am 
1. und 15. jedes Monats in einer Summe dem Be— 
Stande zu- und abzufchreiben. Die Verteilungsftellen 
haben auf Erfordern genauen Nachweis über die 
einzelnen abaefchriebenen MWarenmengen zu führen. 

$ 12 

Die bei den unteren Verwaltungsbehörden ein- 
gerichteten Ernährungsämter haben im Einvernehmen 
mit den zuftändigen Wirtjchaftsverbänden ($ 17) 
alle Maßnahmen zur ununterbrochenen Sicherftel- 
lung der Verforgung der Bevölferung zu treffen 
und in&bejondere für rechtzeitige Auffüllung der 
Beſtände bei den Verteilungsitellen zu joraen, 

$ 13 

Die be, und verarbeitenden Betriebe, Genoffen- 
haften und Händler ſowie fonftige Verteiler, die 
Vorräte an Pebensmitteln im Eigentum haben, find 
verpflichtet, gegen Empfangnahme von Abſchnitten 
oder Bezugſcheinen oder gegen Vorlage einer von 
dem Ernährungamt erteilten Genehmigung die ent— 
ſprechende Menge von Lebensmitteln zu liefern. 


814 


Bei unberechtigter Lieferungsverweigerung finden 
die Strafbeftimmungen der 889 bis 12 der Verord— 
nung zur vorläufigen Sicherftellung des lebenswich- 
tigen Bedarfs des deutichen Volkes vom 27. Auauft 
1939 entfprechende Anwendung. 


$ 15 
Die Verteilungsftellen haben unverzüglich den Er- 


nahrungsämtern unter Berüdfichtigung der bei Ihnen 
vorhandenen Beitände und der feſtgeſetzten Höchſt— 





H5140-048 


IMIIUNNMINIMNIN 


mengen den vorausfichtlichen Bedarf für Die nächſten 
zwei Wochen anzuzeigen und gleichzeitig anzugeben, 
von welcher Lieferſtelle die Lebensmittel bisher be— 
zogen worden ſind. 
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$ 16 


Die Ernährungsämter teilen den zuftändigen Wirt: 
Ihaftsverbänden auf deren Erſuchen den vorausficht- 
lichen Gefamtbedarf an Gebensmitteln für die nächſten 
zwei Wochen und die in Frage kommenden Liefer— 
ſtellen mit. Der Reichsminiſter für Ernährung und 
Landwirtſchaft kann andere Friſten im Wege der Be— 
kanntmachung im Deutſchen Reichsanzeiger und Preu— 
ßiſchen Staatsanzeiger feſtſetzen. 


517 
Wirtſchaftsverbände im Sinne des $ 16 dieſer Ver- 
ordnung find die den Hauptvereinigungen nachgeord- 
neten Zuſammenſchlüſſe (4. B. Getreidewirtſchafts— 
verbände, Milch- und Fettwirtſchaftsverbände, Rar- 
toffelwirtichaftsverbände). 


818 


(1) Die Landes- (Provinzial-) Ernährungsämter 
haben die von den Ernährungsämtern getroffenen 
Maßnahmen zu überwachen und erforderlichenfalls 
innerhalb ihres Gebiets zum Ausgleich eingetretener 
Stodungen entjprechende Anordnungen zu geben, 

(2) Sie find ermädtigt, für das gefamte Gebiet 
oder für einen Gebietsteil eine von den vorjtehenden 
Beftimmungen abweichende vorläufige Negelung zu. 
treffen, fofern nad) age der Verhältniffe Gefahr für 
die rechtzeitige und fortlaufend ausreichende Deckung 
des Bedarfs für die menschliche Ernährung für das 
gejamte Gebiet oder einen Gebietsteil beſteht. 

(3) Der Reichsminiſter für Ernährung und Land— 
wirtichaft ift unverzüglich von der getroffenen Sonder- 
vegelung in Kenntnis zu fegen. Er fann die Anord- 
nungen mit fofortiger Wirkung aufheben. 


$ 19 


Die bezugicheinpflichtigen Lebensmittel dürfen an 
Dienftitellen der Wehrmacht oder an die von Ihnen 
ermächtigten Stellen oder Perſonen gegen geitempelte 
Bezuaicheine, die von den Wehrmactdienftitellen 
ansgeftellt find und Art und Menge der abzugebenden 
Yebensmittel enthalten, abgegeben werden. 





Mr. 149 — Tag der Ausgabe: 27. Auguft 1939 


g 20 





1505 
(4) Im übrigen finden die Vorfchriften des $ 21 


Schubaliederungen außerhalb dev Wehrmacht find Abf. 3 entiprechende Amwendung. 


1. der verſtärkte Wolizeifchuß, 

2. die bewaffneten Teile der 44 
a) Junkerſchule der 44, 
b) 44-Totenfopfverbände, 
c) Verſtärkung der 44-Totentopfverbände (ver- 

ſtärkte Dolizeiverbände), 

3. der Sicherheits- und Hilfsdienſt im zivilen 
Luftichuß, 

4. der verſtärkte Poſt-, verjtärkte Bahn und 
Waſſerſtraßenſchutz, 

5. der verſtärkte Grenzaufſichtsdienſt. 


g21 

(1) Die im $ 20 bezeichneten Schußgliederungen 
haben bei der für ihren Bezirk zuftändigen Volizei- 
dienftftelle ihren Bedarf an Lebensmitteln anzumelden. 
Die Volizeidienftitellen legen für jeden Bezirk, auf 
gegliedert nad) Bedarfjorten umd Kopfzahl, eine 
Sammelanmeldung über den Verpflegungsbedarf 
dem Ernährungsamt vor und ftellen die Verteilung 
der Pebensmittel an die Schußgliederungen ficher. 


(2) Für die bezugiceinpflichtigen Lebensmittel 
ftellen die Volizeidienftitellen Bezugſcheine aus, Die 
zum Bezug diefer Lebensmittel berechtigen und die 
Art und Menge der abzugebenden Lebensmittel ent- 
halten. 

(3) Bei Erteilung der Bezugicheine find die Ein- 
heitöverpflegungsjäge der Wehrmacht zugrunde zu 
legen. 

$ 22 

(1) Von der Wehrmacht nicht eingejeßte Einheiten 
des Neichdarbeitsdienftes haben ihren Bedarf an 
Lebensmitteln über die zuftändigen Arbeitsgauführer 
dem Ernährungsamt anzumelden. 

(2) Für die bezugicheinpflichtigen Lebensmittel 
ftellen die Ernährungsämter Bezugſcheine aus, Die 
zum Bezug diefer Lebensmittel berechtigen und die 
Art und Menge der abzugebenden Lebensmittel ent- 
halten, 


(3) In dringenden Fällen find an Stelle der Er- 
nährungsämter die Gemeindebehörden zur Ausgabe 
von Bezugicheinen berechtigt. 


Berlin, den 27. Auguit 1939, 


823 
(1) Für Arbeiter in Betrieben, die in Gemein— 
Ichaftslagern Unterkunft und Verpflegung erhalten, 
hat die Anmeldung des Verpflegungsbedarfs durch 
die Betriebsführer bei dem zuftändigen Ernährungs» 
amt zu erfolgen. 


(2) Die Vorschriften des $ 21 Abf.3 und des $22 
Abſ. 2 und 3 finden entiprechende Anwendung, je 
doch mit der Maßgabe, daß an Stelle der Einheits— 
verpflegungsiäße der Wehrmacht die für die Zivil 
bevölferung feſtgeſetzten Höchſtmengen treten. 


Ss 24 

(1) Wird von der Wehrmacht oder von Angehöri- 
gen von Schußgliederungen Quartierverpflegung in 
Anſpruch genommen, jo bat die Gemeindebehörde 
an die Quartiermacher dev Wehrmacht oder an Die 
Schubgliederungen außerhalb der Wehrmacht außer 
den ſchriftlichen Quartieranweifungen Bezugicheine 
auszugeben. Gegen Vorlage dieſer Bezugicheine 
dürfen an die Quartiergeber die bezugſcheinpflich— 
tigen Lebensmittel in Mengen abgegeben werden, die 
unter Berückſichtigung der Dauer des Quartierauf 
enthalts den für die Zivilbevölferung feſtgeſetzten 
Pebendmittelmengen entiprechen. 

(2) Der Bezugichein muß die Dauer des Quartier- 
aufenthalts, die Mengen der abzugebenden Lebens— 
mittel fowie Namen und Wohnung des Quartier- 
gebers enthalten. Art und Menge der abgegebenen 
Pebensmittel find vom Lieferer auf dem Bezug 
Schein zu vermerken. Der Empfänger bat dem 
Lieferer den Empfang der Lebensmittel nad) Art und 
Menge unter Angabe jeines Namens, feinev Woh- 
nung und des Datums auf dem Bezugichein zu 
beicheinigen. Der Quartiergeber legt feiner Gemeinde- 
behörde zur Feititellung dev ihm für die Peiftung des 
Quartierd zu gemährenden Vergütung zuſammen 
mit der Quatieranweifung auch den Bezugichein 
vor. Die Gemeindebehörde leitet den Bezugſchein 
an das zuftändige Ernährungsamt weiter. 


Ss 25 
3 

Diefe Verordnung tritt mit ihrer Verfündung 
in Kraft. 


Der Reihsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
N. Walther Darré 
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Zweite Durchführungsverordnung zur Berordnung 
zur borlänfigen Sicheritellung des lebenstwichtigen Bedarjs des deutjchen Volkes 
(Verbrauchsregelung für Hausbrandfohle). 


Bom 27. Auguſt 1939, 


Auf Grund des $13 der Verordnung zur vor— 
läufigen Sicherftellung des lebenswichtigen Bedarfs 
des Deutichen Volkes vom 27. Auguſt 1939 (Neiche- 
gejegbl. I ©. 1498) wird im Einvernehmen mit dem 
Generalbevollmächtigten für die Wirtichaft verordnet: 


81 

Kohlenbezugauf Grundder Ausweiskarten 

Auf Grund der Teilabſchnitte „Kohle“ der Aus— 
weiskarten können in der Zeit bis zum 25. September 
1939 die von den unteren Verwaltungsbehörden be— 
kanntgegebenen Höchſtmengen bezogen werden. Dieſe 
Mengen dürfen nur für Waſch-, Koch- und Heizzwecke 
verwandt werden. 


82 
Bezug von Deputatkohle 

(1) Brennſtofferzeuger, die bisher an die Gefolg— 
Ichaft ihrer Beramwerfs- und Hüttenbetriebe Deputat- 
fohle geliefert haben, dürfen an ſolche Gefolaichafts- 
mitglieder, die mit weientlichen berg- oder hütten— 
männiſchen Arbeiten beſchäftigt werden, Kohle in der 
bisherigen Höhe weiterliefern. Der Brennitofferzeu- 
ger ift verpflichtet, Die zum Bezuge von Deputatkohle 
berechtigten Gefolafchaft3mitglieder der unteren Ver- 
waltungsbehörde namhaft zu machen und über die 
Abgabe von Deputatfohle Buch zu führen, Die Teil- 
abichnitte „Kohle“ der Ausweistarten der zum Bezuge 
von Deputatfohle berechtigten Gefolgſchaftsmitglieder 
find einzuziehen und an die untere Verwaltungs: 
behörde abzuliefern. 


(2) Hausbrandlieferungen jonftiger gewerblicher 
Unternehmer an ihre Gefolaichaftsmitglieder ſowie 
Deputatfohlelieferungen von Brennitofferzeugern an 
folche Gefolagichaftsmitglieder, die nicht mit weſent— 
lichen berg- und hüttenmänniichen Arbeiten beſchäftigt 
werden, dürfen nur gegen die Teilabichnitte „Kohle“ 
der Ausweisfarte zu den allgemeinen Höchjtmengen 
erfolgen. | 

3 


Kohlenbezug für Sentralbeizungen 


Verbraucher in Wohnungen mit Zentralheizungs- 
anlagen find verpflichtet, ihre Ausweisfarte zum Be- 


zug von Hausbrandfohle demjenigen zur Verfügung 
zu ftellen, der die Sentralbeizungsanlage betreibt. Die 
Verbrauder fünnen jedoch ein Drittel der ihnen zu- 
liehenden Kohlenmengen für Wafch- und Kochzwecke 
beanipruchen. 


84 
S 
Verjforgungpon Gaftftätten und Herbergen 


Betriebe des Gaftitätten- und Beherbergungs— 
gewerbes fünnen bei den unteren Verwaltungsbehör- 
den Bezugjcheine für Hausbrandfohle beantragen, die 
unter Berücfichtigung der vorausfichtlich zu ver- 
forgenden Verfonenzahl, der bezugsfähigen Höchſt— 
mengen und der eigenen Warenbeftände zum Bezuge 
der in ihrem Betrieb benötigten Sausbrandfohle be- 
rechtigen. 


85 
Verforgung von Kleingewerbetreibenden 


Gewerbetreibende, die ihren Kohlenbedarf bei Platz— 
händlern deden, können bei den unteren Vermwaltungs- 
behörden Bezugicheine beantragen, die fie zum Bezuge 
der in ihrem Betrieb benötigten Kohlenmengen be- 
rechtigen. 


86 
Verſorgung von Anftalten 
(1) Die Regelung des $ 4 gilt auch für Anftalten. 
(2) Anftalten im Sinne diefer Beftimmungen find 
Kranfenhäufer, Heil, Erziehungs, Straf, Wohl 
fahrtsanftalten, Cager, Heime und ähnliche Einrich— 


tungen, in denen Zivilperſonen gemeinſchaftlich 
wohnen. 


(3) Soweit die von der Anſtalt verſorgten Perſonen 
im Befit von Ausweisfarten find, hat die Anftalts- 
leitung die den Leiftungen an Heizung entfprechenden 
Zeilabjehnitte der Ausweisfarte einzuziehen und an 
die untere Verwaltungsbehörde abzuliefern. 


(4) Die Einziehung entfällt, wenn die Dauer der 
Verforgung in der Anftalt nur vorübergehend ift und 
nicht mehr als die Hälfte der Geltungsdauer des Aus— 
weisfartenabjchnittes beträgt. 
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VBerjorgung der Wehrmacht 
und der Schußgliederungen außerhalb der Wehrmacht 


tierunterkunft in Einzelquartieren aewährt, jo fann 
die Gemeindebehörde an die Quartiermacher Der 
Wehrmacht außer den Quartieranweiſungen Bezug- 
icheine ausgeben, Gegen Rorlage diefer Bezugſcheine 
dürfen die Quartiergeber für ihre Quartiergäfte 
Hausbrandkohle in Mengen beziehen, die unter Be- 
rückſichtigung der Dauer des QDuartieraufentbalts 
den für Die bezugsberechtigten zivilen Verbraucher 
feſtgeſezten Höchſtmengen entſprechen. 

(2) Der Bezugſchein muß Die Dauer des Duar- 
tieraufenthalts, Art und Menge der zu beziehenden 
Hausbrandfohle jowie Namen und Mohnung des 
Quartiergebers enthalten. Art, Menge und Kauf 
preis der abgegebenen Sausbrandfohle find vom 
Lieferer auf der Quartieranmweifung zu vermerken. 












S 
Bedarfsanmeldung 


(1) Wehrmachtdienſtſtellen legen der für den Be 
zirk zuftändigen unteren Perwaltungsbehörde eine 
Sammelanmeldung ihres Bedarfs, aufaegliedert 
nach Bedarfsort, Warenart und «menge DOT, 

(2) Die Schußgliederungen außerhalb der Wehr- 
macht haben bei der für ihren Bezirk zuitändigen 
Volizeidienftitelle (Landräte, Oberbürgermeifter der 
freisfreien Städte und ſtaatlicher Yiolizeiverwalter) 
ihren Bedarf an Kohle anzumelden. Die Polizei— 
dienſtſtellen legen für jeden Bezirk, aufgegliedert nach 
Bedarfsorten und Kopfzahl, der unteren Verwal— 


tungsbehörde eine Sammelanmeldung über den Be— Schlußbeſtimmungen 
darf vor. 811 


88 
Warenbezug der Wehrmacht 
Dienſtſtellen der Wehrmacht oder von ihnen er— 
mächtigte Stellen oder Perſonen (3.8. Unterneh— 
mer, denen die Verſorgung von Einheiten übertra— 
gen iſth, können Kohle gegen Bezugſcheine beziehen, ſtandsaufnahme iſt unter Angabe des Aufnahme— 
die von Wehrmachtdienſtſtellen ausgeſtellt ſind und tages von dem Inhaber oder Leiter der Derfaufs- 
den Erforderniffen des $ 6 Abi. > der Verordnung ftelle zu unterzeichnen. Die empfangenen Abjchnitte 
zux vorläufigen Sicherſtellung des lebenswichtigen der Ausweiskarten ſowie die ſonſtigen Bezugſcheine 


Beſtandsaufnahme 


(1) Alle Verkaufsſtellen haben den bei Inkraft— 
treten diefer Durdführungsverordnung vorhande- 
nen Beſtand an Hausbrandfohle unter genauer An- 
gabe von Art und Menge aufzunehmen. Die Be- 


Bedarfs des deutichen Volkes entſprechen. ſind ſorgfältig aufzubewahren. Bezugſcheine ſind am 
Tage der Warenausgabe durch Durchlochen, Durch— 

89 kreuzen oder Zerſchneiden zu entwerten. 
Warenbezug der Schutzgliederungen (2) Die unteren Verwaltungsbehörden ſind be— 


rechtigt, die Einhaltung der Vorſchriften dieſer Ver— 
ordnung in den Verkaufsſtellen jederzeit nachzuprü— 
fen. Sie können inſoweit die Vorlage ſämtlicher 
vorhandenen Unterlagen, ferner Einſicht in das 
Warenlager verlangen. | 


(1) Für die gemäß 57 Abſ. 2 angeforderten 
Waren ſtellen die unteren Verwaltungsbehörden den 
Schutzgliederungen Bezugſcheine aus. 

(2) Für die Beſchaffung der Waren und die Ver— 
teilung an die Schutzgliederungen ſind die zuſtän— 


digen Polizeidienſtſtellen verantwortlich. 812 


s10 Ergänzungsridtlinien der Reichsſtelle 


Verſorgung im Einzelquart ing Zur Ergänzung der Beſtimmungen diefer Durd) 


führungsverordnung fann die Neichaftelle für Kohle 
(1) Wird Angehörigen der Mehrmadt oder der | und Salz Richtlinien für die Verteilung von Kohle 
Schutzgliederungen außerhalb der Wehrmacht Quar⸗aufſtellen. 


Berlin, den 27. Auguſt 1939. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Walther Funk 


Reichögefegbl. 1939 I 
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Dritte Durchführungsverordnung zur Verordnung 
zur vorläufigen Sicherſtellung des lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen Volkes 
Verbrauchsregelung für Seife). 


Vom 27. Auguſt 1939. 


Auf Grund des 813 der Verordnung zur vor: 


läufigen Sicherftellung des lebenswichtigen Bedarfs 
des deutjchen Volkes vom 27. Auguft 1939 (Reiche: 
geſetzbl. S. 1498) wird im Einvernehmen mit dem 
Generalbevollmächtigten für die Wirtſchaft ver- 


ordnet: 
$1 
Höchſtmengen 
(1) In dev Seit bis zum 25, September 1939 
fönnen auf Grund der Musweisfarten folgende 
Höchftmengen bezogen werden: 
auf Teilabfehnitt 1 „Seife 
125 Gramm Kernſeife oder 
200 Gramm Schmierfeife oder 
125 Gramm Saushalti eife in zerkleinerterForm, 
auf Teilabſchnitt 2 „Seife“ 
250 Gramm Seifenpulver oder 
200 Gramm Scymierfeife oder 


125 Gramm Saushaltfeife in zerkleinerter Form 


oder 


100 Gramm Waſchmittel (Fewa, Fer, Nitor, 


Pana od. dal.). 


(2) Feinſeife (fogenannte Toilettefeife) darf gegen 
die Teilabſchnitte 1 und 2 der Ausweisfarten nicht 
an Verbraucher abgegeben werden. 

2 
Sujaßmengen 


(1) In den im Abf.2 und 3 genannten Fällen 
befonderen Bedarfs fönnen bei den unteren Verwal. 
tungsbehörden Bezugicheine beantragt werden, Die 
zum zujäßlichen Bezug von Seife berechtigen. 


(2) Die Zuſatzmengen betragen: 
bei Kindern unter zwei Jahren: 


bis zu 100 Gramm Feinſeife (fogenannte Toi- 
lettejeife) jowie 500 Gramm Seifenpulver 
oder 200 Gramm Waſchmittel (Fewa, Fex, 
Nitor, Lana od. dal.), 








bei Kranken, die laut ärztlicher Beſcheinigung mit 
anſteckenden Kranfheiten behaftet find: 
bis zu 200 Gramm eseinfeife (fogenannte Toi- 
lettejeife) ſowie 500 Gramm Seifenpulver 
oder 200 Gramm Waſchmittel (Fewa, Fex, 
Nitor, Lana od. dal.), 


bei Derfonen, die berufsmäßig in der Kranfenpflege 
beichäftiat find (Ärzte, Zahnärzte, Hebammen, Kran- 
fenpfleger ufw.): 


bi8 zu 200 Gramm Feinſeife (fogenannte Toi: 
lettejeife) ſowie 500 Gramm Seifenpulver 
oder 200 Gramm Waichmittel (Fewa, Fex, 
Nitor, Lana od. dal.). 


(3) Für Gefolgihaftsmitglieder, die infolge ihres 
Berufs befonders ftarfer Verſchmutzung an Körper 
und Kleidung ausgefekt find, fünnen Betriebe, die 
als wehrwirtjchaftlich wichtig anerkannt find, fol- 
gende Zuſatzmengen an Seife beziehen: 

bis zu 125 Gramm Kernſeife ſowie bis zu 
250 Gramm Seifenpulver oder 100 Gramm 
Waſchmittel (Fewa, Fex, Nitor, Lana od. dgl.. 


(4) Von der Bezugſcheinpflicht ſind ausgenommen 
Kopfwaſchſeifen in flüſſiger Form und mediziniſch— 
pharmazeutiſche Seifenerzeugniſſe, die gemäß den 
Vorſchriften des Deutſchen Arzneibuches 6 hergeſtellt 
werden. 


83 
Verſorgung von Gaſtſtätten, 
Herbergen und Wäſchereibetrieben 
(1) Betriebe des Gaftitätten- und Beherbergungs- 
gewerbes fünnen bei den unteren Verwaltungsbehör: 


den Bezugicheine beantragen, die zum Bezug von 
20 Gramm Seifenpulver je Übernachtung berechtigen. 


(2) Wäjchereibetriebe dürfen die zur Ausführung 
von Waſchaufträgen erforderliche Seife nur vom 
Auftraggeber beziehen. 
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84 


Verſorgung von Anſtalten 


(1) Anftalten im Sinne dieſer Beftimmung find 
Krankenhäuſer, Heil, Erziehungs, Straf- und 
Mohlfahrtsanftalten, Lager, Heime umd ähnliche 
Einrichtungen, in denen Perſonen gemeinſchaftlich 
wohnen. 


(2) Die Anſtaltsleitungen fünnen für untergebrachte 
Perſonen, die nicht im Beſitz von Ausweisfarten find, 
Sammelbezugicheine beantragen. Die Anitaltsleitun- 
gen find berechtigt, füt jede durch den Sammelbezug- 
schein erfaßte Derjon die im 81 aufgeführten Mengen 
zu beziehen. 


Bezug von Raſierſeife 


(1) Männliche Perſonen können bei Bedarf bei den 
unteren Verwaltungsbehörden Bezugſcheine beantra— 
gen, die ſie berechtigen, ein Stück oder eine Tube 
Raſierſeife oder Raſiercreme (handelsübliche Größe) 
zu beziehen. Jeder Verbraucher kann einen Antrag 
gemäß Satz! für Die nächſten fünf Monate nur einmal 
ſtellen. 


(2) Betriebe des Friſeurgewerbes können bei den 
unteren Verwaltungsbehörden Bezugſcheine bean— 
tragen, die zum Bezuge der in ihrem Betrieb benötig— 
ten Raſierſeife berechtigen. 


86 
Einhaltung der Höchſtmengen 
Seife, die in feſtem Stück oder in Packungen nicht 
den bezugsfähigen Höchſtmengen entſpricht, iſt von 
den Verkaufsſtellen abgewogen zu verabfolgen. 


87 
Entnahme von Waren aus dem eigenen 
Betrieb 

Entnehmen Inhaber von Betrieben, in denen Seife 
erzeugt oder feilgeboten wird, aus ihrem Betrieb 
Waren für ſich ſelbſt, für Angehörige ihres Haushalts 
oder für Gefolgſchaftsmtiglieder, ſo darf dieſe Ent— 
nahme nur gegen die entſprechenden Teilabſchnitte der 
Ausweiskarte zu den allgemeinen Höchſtmengen oder 
gegen Zuſatzbezugſchein erfolgen. 
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88 
Verſorgungder Wehrmacht 
(1) Truppenteile und Dienititellen dev Wehrmacht 
dürfen Seife ohne Berugfchein erwerben, wenn über 
die verlangten Waren eine Lieferanweiſung erteilt 
worden ift. 


(2) Dienititellen der Wehrmacht oder von Ihnen er— 
mächtigte Stellen oder Perſonen (. B, Unternehmen, 
denen die Verſorgung von Einheiten übertragen iſt) 
können Seife gegen Bezugſcheine beziehen, die von 
Wehrmachtdienſtſtellen ausgeſtellt ſind und den Er— 
forderniſſen des $ 6 Abſ. 2 der Nerordnung Über die 
vorläufige Sicherftellung des lebenswichtigen Bedarfs 
des deutſchen Volkes entſprechen. 


89 


Verſorgung der Schutzgliederungen 
außerhalb der Wehrmacht 


(4) Die Schutzgliederungen außerhalb der Wehr— 
macht haben bei der für ihren Bezirk zuſtändigen 
Polizeidienſtſtelle Landräte, Oberbürgermeiſter der 
kreisfreien Städte und ſtaatliche Polizeiverwalter) 
ihren Bedarf an Seife anzumelden. Die Volizei- 
dienftitellen legen für jeden Bezirk, aufgegliedert nad) 
Bedarfäorten und Kopfzabl, der unteren Verwal— 
tungsbehörde eine Sammelanmeldung über ihren Be- 
darf vor. 


(2) Für die angeforderten Waren ftellen die unteren 
Verwaltungsbehörden Bezugſcheine aus. 


(3) Bei Erteilung von Bezuajcheinen für Schuß 
gliederungen find die Höchſtſätze der Wehrmacht zu- 
arunde zu legen. 

(4) Für die Beſchaffung der Maren und die Vertei- 
[ung an Die Schukaliederungen find die zuftändigen 
Yiolizeidienftitellen verantwortlich. 


810 
Beſtandsaufnahme 
(1) Alle Verkaufsſtellen haben den bei Inkraft— 
treten dieſer Durchführungsverordnung vorhande— 
nen Beſtand an den im S ] aenannten Waren unter 
genauer Angabe von Art und Menge aufzunehmen. 
Die Beltandsaufnahme iſt unter Angabe des Auf 
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nahmetages von dem Inhaber oder Reiter der Ver- 
Faufsftelle zu unterzeichnen. Die empfangenen Ab- 
Ihnitte der Ausweisfarten ſowie die jonftigen Be: 
zugſcheine find jorgfältia aufzubewahren. Bezug— 
Icheine find? am Tage der Warenausgabe durch) 
Durchlochen, Durchkreuzen oder Zerſchneiden zu ent— 
werten. 


(2) Die unteren Verwaltungsbehörden ſind be— 
rechtigt, die Einhaltung der Vorſchriften dieſer Ver- 
ordnung in den Verkaufsſtellen jederzeit nachzu— 


Berlin, den 27. Auguſt 1939, 


NUM 
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prüfen. Sie fünnen infoweit die Vorlage ſämtlicher 
vorhandenen Unterlagen, ferner Einſicht in das 
Warenlager verlangen. 


511 
Ergänzungsrichtlinien der Reichsſtelle 
Zur Ergänzung der Beſtimmungen dieſer Durch⸗ 

führungsverordnung kann die Reichsſtelle für in— 
duſtrielle Fettverſorgung Richtlinien für die Ver— 
teilung von Seife aufſtellen. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Walther Funk 


| En 


Bierte Durhführungsverordnung zur Verordnung 
zur vorläufigen Sicheritellung des lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen Volkes 
(Berbrauchsregelung für Spinnftoffwaren und Schuhwaren). 
Bom 27. Augujt 1939. 


Auf Grund des $13 der Verordnung zur vor- 
läufigen Sicherſtellung des lebenswichtigen Bedarfs 
de3 deutichen Volfes vom 27. Auguft 1939 (Neiche- 
geſetzbl. ©. 1498) wird im Einvernehmen mit dem 
Generalbevollmächtigten für die Wirtſchaft verord- 


unteren VBerwaltungsbehörden bei Bedarf des be: 
zugsberechtigten Verbrauchers auf bejonderen An- 
trag erteilen. 


(2) Der Antrag auf Erteilung eines Bezugfcheing 
it auf einem Vordruck nach dem ala Anlage 2 bei- 


net: 7 gefügten Muſter zu ſtellen. N, 
Bezugſcheinpflicht (3) Für die Ausftellung des Bezugſcheins ift die — 
(1) Die in der Anlage 1 aufgeführten Spinnftog. | Untere Serwaltungsbehörde zuftändig, in deren Be- p 
waren und Schuhwaren dürfen an Verbraucher nur zirt der b ezugsberechtigte Verbraucher wohnt. In 
gegen Bezugſcheine abgegeben und von ihnen bezogen Fällen dringenden Bedarfs (Krankheit, Unfall, Ver— 
werden. luft von Kleidungsſtücken) ift auch die untere Ver— 
(2) Trotz der Bezugicheinpflicht ift eine Uber— waltungsbehörde zuftändig, in deren Bezirk der be. 
eignung von Spinnftoffwaren und Schuhwaren, die zugsberechtigte Verbraucher ſich aufhält. 
in Erfüllung eines Werklieferungsvertrags erfolgt, (4) Verbraucher, die bei ihrer Berufsausübung 
auch ohne Bezugſchein wirkſam, ſofern mit der Her— von Ort zu Ort ziehen, wie Artiſten, Schiffer, 
ſtellung der Ware bereits bei Inkrafttreten dieſer Flöſſer, Laſtkraftwagenführer u. ä. können bei der 
Verordnung begonnen war (3. B. Maßkleidung). unteren Verwaltungsbehörde ihres Wohnortes die 
z2 Ausſtellung einer Wanderperſonalkarte nach anlie— 
u gende Mufter beantragen (Anlage 3). Inhaber X 
Antragſtellung einer Wanderperſonalkarte können den Antrag uf 3% 
(1) Spinnftoffwaren und Schubwaren dürfen nur Erteilung von Bezugicheinen bei jeder unteren Ver: EN; 


gegen Bezugicheine abgegeben werden, welche die 


waltungsbehörde im Neichsgebiet ſtellen. 
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(5) Offiziere und Beamte der Wehrmacht (ein 
ſchließlich derjenigen des Beurlaubtenſtandes) dürfen 
die zu ihrer Ausſtattung erforderlichen Bekleidungs— 
und Ausrüſtungsgegenſtände auch gegen eine von 
ihrer Dienſtſtelle ausgeſtellte Beſcheinigung oder bei 
Vorzeigen einer Beorderung oder Einberufung gegen 
Empfangsbeſcheinigung beziehen. Die Empfangs- 
befcheinigung muß Namen und Wohnung des Käu— 
fers ſowie Art und Menge der bezogenen Maren ent- 
halten. 

(6) Truppenteile und Dienititellen der Wehrmacht 
dürfen Spinnftoffwaren und Schuhmaren ohne Be- 
zugſchein gegen Aushändigung einer Empfangsbeichei- 
niqung exwerben, wenn iiber die verlangte Ware eine 
ieferanweifung oder ein ieferungsauftrag erteilt 
worden tft. 

(7) Truppenteile und Dienftitellen der Wehrmacht 
dürfen ferner Spinnftoffwaren und Schuhwaren ohne 
Bezugſcheine gegen Aushändigung einer Empfang?- 
beicheinigung erwerben, wenn die Waren zur Dedung 
von Kleinbedarf benötigt werden (d. h. der bei Einzel: 
handelsverfäufen übliche Rahmen mengenmäßig nicht 
überichritten wird). 


83 
Bezugsberechtigung 


(1) Zum Bezug bon Spinnitoffwaren und Schub- 
waren nad) den Beltimmungen diefer Verordnung 
find nur Verbrauder berechtigt, die die Waren durch 
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gebilligten Umfang Normalbeſtand) unterſchreiten. 
Die zugebilligten Beſtände ſind unterſchritten, ſobald 


der Verbraucher über entſprechende Stücke in ge— 
brauchsfähigem oder ausbefferungsfähigem Zuftand 
nicht mehr verfügt. Bei Warenarten, die nicht in 
der Anlage 5 enthalten find, ift der Bedarf von der 
unteren Verwaltungsbehörde nad) der Yage des Ein 
zelfalles unter Berüdfichtigung der dur) die all- 
gemeine Verforgungslage gebotenen Einjhränfung 
feſtzuſtellen. 

(2) Uniformträger Angehörige der Wehrmacht, 
der Schutzgliederungen außerhalb der Wehrmacht, der 
RSDAD und uniformierte Sivilbeamte) brauchen 
fich bei dev Bedarfserrechnung ihrer Dienſtkleidung 7; 
nur bis zur Hälfte der zugebilligten Beſtände an— 
rechnen zu laſſen. 


(3) In beſonderen Bedarfsfällen (Geburt, Krank— 
heit, Unfall, Tod, Neugründung eines Haushalts) 
können die zugebilligten Beſtände in einem durch die 
Umſtände des Einzelfalles unter Berückſichtigung der 
allgemeinen Verſorgungslage gebotenen Umfange 


überſchritten werden, 


BB 


S 

Erteilung des Bezugſcheins 
(1) Liegen die Vorausjeßungen der 882 bis 4 
vor, wird bon den unteren Rerwaltungsbehörden 
ein Bezugſchein nad) dem Mufter der Anlage 6 er⸗ 


teilt, Für jede Warenatt, die genau zu bezeichnen . 
ift, ift ein beſonderer Bezugſchein auszuftellen. An 
Stelle fertiger Kleidungsſtücke und Schubwaren fün- 
nen die Vezuaicheine auf die zu ihrer Heritellung 







einenen Gebrauch abnugen. Sinfichtlich der in der 
Anlage 4 aufgeführten Spinnitoffwaren, die durd) 
den gemeinfamen Gebraud) der Haushaltsangehöri- 


gen abgenußt werden, ift nur der Haushaltsvorſtand 
bezugsberechtigt. 

(2) Angehörige der Mehrmaht — ausgenommen 
Dffiziere und Beamte (vgl. oben Ss 2 Abf. 5) —, der 
Scubßgliederungen außerhalb der Wehrmacht, Der 
NSDAD und uniformierte Sivilbeamte erhalten 
ihre Dienftkleidung (Uniform) durch Vermittlung 
ihrer Dienftitellen. Die Beltimmungen diefer Ver— 
ordnung gelten infoweit für fie nicht. 


84 
Bedarfsfeſtſtellung 


(1) Ein Bedarf kann nur anerfannt werden, ſo— 
weit die eigenen Beſtände des Verbrauchers an be 
iugicheinpflichtigen Waren den in der Anlage 5 zu 







benötigten Stoffe, Feder ulm. außgeftellt werden. 

(2) At der bezugsberechtigte Rerbrauder Inhaber 
einer Wanderperfonalfarte, fo ift Die Erteilung eined 
Bezugſcheins in He Wanderperſonalkarte einzutragen, 


(3) Die untere Werwaltungsbehörde kann die Er— 
teilung eines Bezugſcheins von der Ablieferung der- 
jenigen Kleidungsſtücke, Wäſcheſtücke oder Schuhe ab» 
hängig machen, Die durch Neuanſchaffung auf Grund 
des beantraaten Bezugſcheins erſetzt werden ſollen. 


86 
Ortliche undzeitliche Geltung 
des Bezugſcheins 
(1) Die Oberpräſidenten, Regierungspräfidenten 
und entiprechenden Behörden am Site von Wehr: 


\ A er Fer 
Reichs 


actenbt. 1030 1 383 


IM 























—W 


5140-0490 
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freisfommandos (Wehrwirtichaftliche Abteilungen) 
tönnen die Gültigkeit der Bezugſcheine örtlich be- 
grenzen. 

(2) Der Bezugjchein verliert einen Monat nach der 
Ausftellung feine Gültigkeit. Sat der bezugäberech- 
tigte Verbraucher den Bezugichein nicht innerhalb 
diejer Friſt ausgenußt, fo fann die ausitellende Be- 
hörde auf Antrag die Giültigfeitsdauer des Bezug- 
ſcheins jeweils um einen Monat verlängern. 


87 

Abgabe von Waren gegen Bezugſchein 

(1) In den Verkaufsſtellen des Handels und des 
Handwerks dürfen bezugſcheinpflichtige Waren nur 
gegen Aushändigung der Bezugicheine abgegeben 
werden. Vor Aushändigung der Bezugſcheine darf 
der Kaufpreis weder gefordert noch angenommen 
werden, 

(2) Die Bezugicheine find vor der Aushändigung 
an die Verkaufsftelle vom Bezugsberechtigten mit 
einer Empfangsbeſcheinigung zu vers eben. Bei Waren- 
bezug durch einen Beauftragten bat außer dem Be: 
zugsberechtigten auch der Beauftragte feinen Namen 
der Empfangsbeicheinigung Dinzuzufeßen. Der Be- 
jugsberechtigte oder fein Beauftragter find ver- 
pflichtet, in der Empfangsbejcheinigung den gezahlten 
Kaufpreis anzugeben. 

(3) Ein Handelsüblicher Umtaufch auf Bezug— 
ſchein bezogener Maren gegen entiprechende Maren 
ift ohne Bezuaichein zuläſſig. 

88 
Beſtandsaufnahme, Entwertung 
und Regiſtrierung der Bezugſcheine 
in den Verkaufsſtellen 

(1) Alle Verkaufsſtellen Haben den Bei Inkraft— 
treten dieſer Durchführungsverordnung vorhan— 


Berlin, den 27. Auguſt 1939, 








IM 


denen Beitand an bezugicheinpflichtigen Spinnftoff- 
waren und Schubwaren unter genauer Angabe von 
Art und Menge aufzunehmen. Die Beitandsauf- 
nahme ijt unter Angabe des Aufnahmetages von 
dem Inhaber oder Leiter der Verkaufsſtelle zu unter: 
zeichnen, 


—IL 


40- 
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(2) Die Ungültigfeit der ausgenußten Bezug: 
ſcheine ift unverzüglich von der Verfauföftelle durch 
Durchlochen oder Durchkreuzen fenntlich zu madjen. 
Die jo entwerteten Bezugicheine find geordnet auf. 
zubewahren und am Tage der Warenausgabe in 
eine Lifte (Regifter) einzutragen. Dieſes Bezugichein- 
tegifter muß die ausitellende Behörde, Austellungs- 
tag, Name und Wohnung des Bezugsberechtigten, 
die abgegebenen Waren nad) Art und Menge, ferner 
den empfangenen Raufpreig jo genau ausweifen, daß 
jederzeit eine Prüfung der Geſchäftsvorgänge mög- 
lich ift. Das Bezugſcheinregiſter ift monatlich abzu- 
Ichließen. 


(3) Die unteren Verwaltungsbehörden find berech- 
tigt, die Einhaltung der Vorſchriften in den Ver- 
kaufsſtellen jederzeit nadyzuprüfen. Sie fünnen inio- 
weit die Vorlage jämtlicher vorhandenen Unterla- 
gen, ferner Einficht in das Warenlager verlangen. 


89 

Ergänzungsrichtlinien der Reichsſtellen 

Die Reichsſtelle für Kleidung und verwandte Ge— 
biete und die Neichsftelle für Federwirtichaft können 
jur Ergänzung diefer Verordnung Richtlinien für 
die Verteilung von Spinnftoffiwaren und Schub: 
waren ſowie über die Verwendung der empfangenen 
Bezugicheine erlaſſen. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Walther Funk 
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Anlage 1 


(Zu $ 1 Abi. 1 der vorftehenden 
Vierten Durhführungsverordnung) 


Liſte 
der bezugſcheinpflichtigen Spinnſtoffwaren und Schuhmaren 


l. Borbemerkung 


Die unter II genannten Spinnftoffwaren find bezugicheinpflichtig, wenn fie einen der nachitebend genannten 
Spinnftoffe enthalten: 


a) wollene Spinnftoffe (Schafwolle, Kammzug, Kämmlinge, Abgänge aller Axt aus Schafwolle jowie 
Reißwolle) und Spinnftoffe aus anderen Qierbaaren als Schafwolle, 


b) baumwollene Spinnftoffe (Baumwolle, Baumwollabfälle, Reißbaumwolle, Yinters), 

c) zellwollene Spinnftoffe (Zellwolle und Zellwolltammzüge, Zellwollabgänge und Reißzellwolle), 
d) Seide, 

e) Kunſtſeide, 


f) Baftiafern (Flachs, Hanf, Jute, Sifal, Manila, Kokosgarn, Kapok, Ramie ſowie Abfälle daraus). 


Il. Bezugſcheinpflichtig ſind Folgende Waren: 
A. Gewebe und Gewirfe jowie Nefte davon ald Meterware 


(auch abgepaßt) mit Ausnahme von undichten Geweben wie Gardinenitoffen, Spitzen, Tüll ufw. fowie 
Stiefereien, Bofamentierwaren, Bändern, Bördchen, Nüfchen und Ähnlichen Schmalgeweben oder Geflechten. 


B. Fertigwaren 
1. Bettmäfche (4. B. Bettlafen, auch geraubt, Kiſſenbezüge, Deckbett- und Bettenbezüge, Überfchlaglafen). 


9, Sonftige Bettwaren aus Spinnftoffen (}- B. Inletts, Matragen, Matragenfchoner, Keilkiffen, Stroh: 
ſäcke, Stepp- umd Daunendeden, Neformunterbetten, Reformauflagen, Reformkiſſen). 


3, Haud-, Küchen- und andere Gebrauchstücher (3. B. Handtücher, Frottiertücher, Gefchirrtücher, Wild) 
tücher, Scheuertücher und Bohnertücher). 


4. Gebrauchstafchentücher. 

5. Peibwäfche (Hemden, Unterbeinkleider, Schlafanzüge, Trifotwäfche), ferner Unterkleider, Unterröcke. 
6. Strümpfe, Socken, Füßlinge und Fußlappen. 

7. Arbeits- und Berufsbekleidung für Männer und Frauen. 


8. Straßenbekleidung für Männer, Frauen und Kinder (z.B. Anzüge, Mäntel, Kleider, Röde, Bluſen, 
Koftüme, Umichlagtücher, Yullover, Strickjacken, Welten, Trainingsanzüge). 


9. Schlaf- und Neifedecden. 
10. Feibbinden, Kniewärmer, Pulswärmer, Halstücher, Strickhandſchuhe. 
Il. Strickgarne. 


12. Schuhe und Leder zur Bejohlung don Schuhen (ausgenommen von der Bezugfcheinpflicht find jedod) 
Echuhe, deren Befeftigung am Fuß lediglich durch Bänder oder Riemen erfolgt). 
Zu den Nın. 4 bis 6, 9, 10: Nicht bezugfcheinpflichtig find Kleidungs- und Wäſcheſtücke für 
Kinder im Alter bis zu drei Jahren, 


/ N War 
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Anlage 2 


zu $ 2 Abf.2 der vorftehenden 
Vierten Durchführungsverordnung) 


Antrag | 
auf Erteilung eines Bezugfcheins für Spinnftoffwaren | 
und Schuhmaren 


Id beantrage einen Bezugfchein für _ 


und verfichere der Wahrheit gemäß, daß mein Beſtand an Waren der angeforderten Art) fich auf micht 
mebr als 


. beläuft. Hiervon find nicht mehr 
gebrauchs- oder ausbefferungsfähig 


— — —— ED ED 1... 6 
nicht mehr gebrauchs-, aber noch ausbefferungsfähig ?) 


Mir ift bekannt, daß Angaben, die der Wahrheit widerfprechen, unter Strafe ſtehen. 


(Ort und Straße) 


DBOBSNenBOOnnn nn Er en een 


(Datum) 


(Vor und Zuname, bei frauen auch Mädchenname, und Beruf) 





) Bei Anträgen auf Erteilung von Bezugfcheinen für Leder zur Bejohlung von Schuhen ift der vorhandene Schuhbeſtand anzugeben. 
*) Nur bei Anträgen auf Erteilung von Bezugfcheinen für Leder zur Beſohlung von Schuhen auszufüllen. 


EN 
Anlage 4 


zu $ 3 Ubf. 1 der vorftehenden 
Vierten Durchführungsverordnung) 


Haushaltsbedarf 


1. Bettwäfche It. Gruppe C der Beftandslifte (Anlage 5). 


2. Haus und Küchenmwäfche It. Gruppe D der Beftandslifte (Anlage 5). 
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Ausstellende Behörde Anlage 3 


(Zu S2 Ab. 4 der vorſte henden 
Vierten Durchführungsverordnung) 


ü—ν V te 


Wanderperſonalkarte 


für 


1 a ee EEE a TR TER RE RTL 


SER Rn RR nn ne 


BE 12.4 


en ee —— 


Stellung im Haushalt α 


Äh a Ban laalrnuigsiserssreur kn EB EREeESEE U 


Bei Vorlage einer Wanderperfonalkarte ift jede untere Berwaltungsbehörde Wirtſchaftsamt) im Deutjchen 
Reich ermächtigt, dem Inhaber auf Antrag bei Bedarf Bezugfcheine für Spinnftoffwaren, Schuhwaren 
und Fahrradreifen zu exteilen. 


Die Erteilung eines Bezugſcheins ift jeweils im Die MWanderperfonaltarte einzutragen. 


(Amtsftenpel) Is — — 


(Datum) 
— — TER 
Erteilte Bezugſcheine 
Ausſtellende Behörde Ausſtellungsdatum Warenart und »menge 
een 
Reichsaefepbl. 1939 1 38 


Mm 














\ 
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Anlage 5 


(Zu $4 Abi. I der vorſtehenden 
Vierten Durchführungsverordnung) 


Normalbeftand eines Verbrauchers 


Vorbemerkungen: Die unten angegebenen Beftände find für eine Perſon berechnet, bei C und D für jede 
Perſon eines Haushalts. 
Zwiſchen Sommer und Winterfachen wird, abgefehen von Mänteln und Handſchuhen, 
nicht unterſchieden. 


A. Oberkleidung 2. Unterkleidung für Knaben (3 bis 14 Jahre) 
1. Oberkleidung für Männer —— — — —— Stück 
— Anzüge ..........2.4 * Nachthemden oder Schlafanzüge..... 2 » 
Arbeitsblufen oder -joppen......... 2 » rn ne - u 
Desmfeläten . 4040224040 2 » ee 1. F 132 
Pullover oder Strickjacke oder 3. Unterfleidung für Frauen — 
——— Windjag⸗ —“ En em (auch Hemdhoſen). ...... Stück 
— « — 
mn un. RE EEE EL DR l » Nachthemden oder Schlafanzüge...... er 
Winterbandfchube TER TITRUTFe 2 Paar Unterröcke oder Unterkleider —â— 8 2 
2. Oberkleidung für Knaben (3 bis 14 Jahre) Strümpfe ee ae ET EN 6 Paar 
Vollftändige Anzüge.. 7.5. 2 Siück Taſchentücher ................* 6 Stück 
Pullover oder Strickjacke oder 4. Unterkleidung für Mädchen (3 bis 14 Jahre) 
—— 
rn x a BE — » 
Mintermantel Te 1 * Nachthemden oder Schlafanzüge IE > » 
Winterhandſchuhe................ 2 Paar Unterröcke oder Unterkleider........ X 
En. > En 6 Daar 
s Dberkieibung ſar Frauen en ea 6 Stück 
EEE 4 2 Stüd geibehen Aa 
Berufskleidung, ſoweit beruflich h eier ig u 
a RE » * 
Schürzen oder Kittel ............. A C. Bettwãſche 
Pullover oder Stridjade.......... ce (für jede Perſon eines Haushalts) 
Negenmantel oder Roftüm......... I = Bettücher © occccan.. N N 0 2 Stück 
Wintermantel oder Umſchlagtuch . . .. 1  » Deckbeit· und Deckenbezüge oder 
Winterhandſchuhe ....... .. ...4 I Paar h Überſchlaglaken re une 2» 
4. Oberkleidung für Mädchen (3 bis 14 Jahre) scffenbegüge ‚niet (1 Kopffiffen 
TE 2 Stüc BR N = va san na 
Schürzen oder Kittel ............. 2 » Schlafdede oder Steppdede ........ l » 
Dullover oder Stridjade.......... 2 » Matragengarnitur oder Strobfad... 1 » 
Negenmantel oder Windjade....... er 
Bintermantel oder Umfchlagtudh.... 1 >» D. Haus und Küchengeräte 
Ag —— 
Winterhandſch ude · 5 2 Paar (für jede Perſon eines Haushalts) 
B. Unterkleidung een oder Frottiertücher ..... - Stück 
1. Unterleidung für Mine a er 
—— Stück Wiſch-, Staub- und Vohnertücher... 2 >» 
nterhenben. 
Artechoſenn.. 3» * 
Nachthemden oder Schlafanzüge..... 2 » 4 E. Schuhe 
Strümpfe oder Soden. ........... 6 Paar ſhhee 2 Paar 
Taſchczhe 6 Stück Hausſchuhe oder Turnſchuhe ....... 17% 


*) Urbeitsfchube gelten als Straßenfchube, foweit es fich nicht um ſolche Schuhe bandelt, die zum Gebrauch auf der Strafe ungeeignet 

ind 4.8. MWinterfchube der Strafenbabner, Holzpantoffeln mit lederndem Scubblatt). 

Ein Unterfchied zwiichen boben und balben Schuhen wird nicht gemacht. ferner ift es bedeutungslos, ob das Oberteil ganz 
oder teilweije aus Leder beitebt. Sandalen mit Vederjohle find Straßenſchuhen gleichzuſetzen. 

Hausichub ift alles Schuhwerk, deſſen Befchaffenbeit feine Verwendung auf der Strafe verbietet (dünne Soble ufw.), 

Turnſchuh ift alles Schuhwerk, das bei der Fabrikation nicht über den Leiten gejchlagen wird und deſſen Oberteil aus Stoff 
beſteht. Die Zuteilung von Turnſchuhen fann auf beftimmte Derfonenkreife (z. B. Schüler) beichräntt werben. 

Schuhe, deren Sohlen aus Hol; bejteben (beweglich oder unbewealich) und deren Befeſtigung am Fuß lediglich durch Bänder 
oder Riemen erfolgt, find bei der Ermittlung des Mindeftbedarfs nicht anzurechnen, 


a, 
FASER; 
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iniage 6 
Ausftellende Behörde: (Zu 85 Abf. 1 der vorftehenden 


Vierten Durchführungsverordnung) 


EG EEE nn 6 ee ae — 


Bezugſchein 


für Spinnſtoffwaren — Schuhwaren 


a — 

An den — die... — — —— — — 
(VBor- und Zuname) 
gen , 
(Ort) 

—— Be a ——— — darf — dürfen innerhalb eines 
(Straße) 


Monats, vom Tage der Ausfertigung dieſes Bezugfcheins ab (in Buchftaben) ............. 
abgegeben werden. 
Die Mare darf nur gegen Aushändigung Diefes auf der Rückſeite mit einer Empfangsbefheinigung des 


Berunsberechtigten verjehenen Scheins ausgegeben werden. Wird die Ware durd einen Mertreter oder einen 
} | ) geg ) 


Beauftragten bezogen, ſo hat dieſer ſeinen Namen der Empfangsbeſcheinigung des Bezugsberechtigten hinzu⸗ 


zuſetzen. Vor Aust andigung des Bezugſcheins darf der Kaufpreis weder gefordert och angenommen werden. 
| JanDIgumg zugſcheins z 110 g 
Andere als die oben bezeichneten Waren dürfen nicht abgegeben werden (3.B. Stoffe oder Leder an Stelle 
fertiger Kleidungsftüce oder Schuhwaren oder umgekehrt). 


Für die Entwertung und Regiſtrierung des Bezugſcheins nach der Warenausgabe gelten beſondere Vorſchriften. 


(Amtsitempel) (Datum) 


EL en —— 


(Müdjeite) 


Gmpfangsbejcheinigung 


ch beſcheinige, Die umftehend bezeichnete Ware für mich — für den — die bezugsberechtigte 


—— | PET DT gegen Entrichtung eines KRaufpreifes 


von ET, PER TR RM empfangen zu haben. 


(Ort und Strafe) (Datum) 


(Vor und Juname, bei rauen aud) Mädchenname) 


I) 
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Berordnung 
zur Durchführung der Berordnung über die Wirtihajtsverwaltung 
Erſte Durchführungsperordnung). 


Bom 27. Auguft 1959. 


Auf Grund des 8 11 der Verordnung über die 
Wirtichaftsverwaltung vom 27. Auguſt 1939 Reichs⸗ 
gefeßbl. LS. 1495), im folgenden BO genannt, wird 
verordnet: 


Artifell 


(1) Als ermächtigte Stellen aus dem Bereich des 
Reichswirtſchaftsminiſters gelten: 


a) die Reichsftellen VII bis XXIX, 

b) der Sonderbeauftragte für die Spinnitoff- 
wirtichaft, 

ce) der Reihsfommiffar für die Elektrizitäts- 
wirtichaft. 


Bu $ 1 Ubf. I der BO 


(2) Die im Abf. 1 genannten Stellen erteilen ihre 
MWeifungen im Rahmen der ihnen durch Geſetz oder 
Verordnung übertragenen Befugniffe. 


Artifel Il 


(1) Zu den Behörden und Organifationen der 
wirtichaftlichen Eigenverwaltung aus dem Bereich) 
des Reichswirtichaftsminifters, denen die im $ 1 der 
Verordnung genannten Behörden im Nahmen der 
ihnen übertragenen Befugniſſe Weifungen erteilen 
fönnen, gehören: 


Bu $ 1 Abſ. 2 der BO 


a) die preußifchen Oberbergämter und außerpreu- 
ßiſchen oberſten Bergbehörden der Länder, 
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b) die Wirtſchaftskammern, einschließlich der Be- 
zirksausgleichſtellen für öffentliche Aufträge, 


c) die nduftrie- und Handelsfammern, 
d) die Handwerfäfammern, 


e) diejenigen bezirkliden Organiſationen der 
Gruppen (Reichsqruppen, Wirtihaftsgruppen, 
Fachgruppen, Fachuntergruppen), die nicht in 
eine Kammer eingegliedert find, 


f) die Außenhandelsſtellen, 
g) die Deviſenſtellen, 
h) die Dienftitellen der techniſchen Überwachung. 


(2) Die Weifungsbefugnis erſtreckt ſich auf die 
jenigen im Abſ. 1 genannten Behörden und Gliede- 
rungen der Organifation der gewerblichen Wirt: 
ichaft, deren Bezirke ganz oder zum Teil zum Bezirk 
des betreffenden Wehrfreifes gehören. Befindet ji) 
der Sit der Behörde oder Gliederung außerhalb des 
Wehrkreiſes, jo ift das zuftändige Bezirkswirtſchafts 
amt vor dem Erlaß von Weifungen, in Eilfällen 
nachträglich, zu unterrichten. 


Artifel III 


(1) Den Bezirkswirtihaftsämtern werden folgende 
Aufgaben übertragen: 
a) Sicherftellung dev Produktionsfähigkeit der 
wichtigen Betriebe der Induſtrie, 
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b) Sicherjtellung der unentbehrlichen Betriebe des 
‚Handels, 


ce) Sicherftellung der unentbehrlidhen Betriebe des 
Handwerks, 


d) Sicherjtellung der unentbehrlihen Kreditinfti- 
tute und Verficherungsunternehmen, 


e) Sicherjtellung der Energieverforgung, 
if) Mitwirkung bei der Durchführung der Be- 


wirtichaftung der Robftoffe und Halbwaren, 


g) Durchführung der Verbrauchsregelung für 
Kohle, Kraftitoffe und Heizöl, Kautſchukberei— 
fungen, Spinnftoffwaren, Schubwaren, Seife 
und ſonſtige gewerbliche Fertigerzeugniſſe, Die 
einer befonderen Bewirtichaftung unterworfen 
find, 


h) Durchführung dev Erfoffung und Verwertung 
bon Altmaterial. 


(2) Der Reihswirtichaftäminifter kann beftimmen, 
daß Die zu d genannte Aufgabe nur von einzelnen 
Bezirkswirtſchaftsämtern — auch über den Bereich 
Ihrer örtlichen Juftändigfeit hinaus — mwahrgenom- 
men wird. 


(3) Die Einzelbefugniffe der Bezirkswirtſchafts— 
amter auf den ihnen übertragenen Nufgabengebieten 
und die Abgrenzung ihrer Zuſtändigkeit gegenüber 
anderen zum Gejchäftsbereich des Reichswirtſchafts— 
minifters gehörenden Behörden, insbefondere den 
Bergbebörden, und Oraanilationen werden durch 
befondere Beltimmungen geregelt, die vom Reichs— 
wirtichaftsiminifter oder den von ihm hierzu ermäd)- 
tiaten Stellen erlaffen werden. 


Artikel IV 


(1) Die Dräfidenten der Induſtrie- und Handels: 
fammern werden zu Neichsfommiffaren beitellt. Die 
Reichskommiſſare find Ehrenbeamte im Sinne des 
$ 149 des Deutfchen Beamtengeſetzes (DBG) vom 
26. Januar 1937 (Neichsgefetbl. I ©. 39). 


(2) Die perjönlichen und fachlichen Ausgaben der 
Reichskommiſſare werden von den Induſtrie- und 
Handelsfammern getragen. 

(3) Die Befugniffe der Reichskommiſſare auf den 
Ihnen übertragenen Aufgabengebieten beftimmen der 
Reihawirtichaftsminifter oder die von ihm hierzu 
ermächtigten Stellen. 


Berlin, den 27. Auguft 1939, 
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Artikel V 


Den Kammern wird die Erledigung der im 
Artifel III Abf. 1 Budjft.a, b, d bis f genannten 
Aufgaben übertragen. Sie find dabei an die Wei- 
jungen der Bezirfäwirtichaftsämter gebunden. Der 
KReihswirtichaftsminifter kann  beftimmen, daß 
einzelne der genannten Aufgaben nur von den Be- 
zirkswirtſchaftsämtern oder nur von einzelnen Kam— 
mern — auch über den Bereich ihrer örtlihen Zu— 
ftändigfeit hinaus — bearbeitet werden. 


Artikel VI 

(1) Aufgabe der Wirtichaftsämter ift die Ver 
jorgung der Bevölferung mit lebenswichtigen Gütern 
der gewerblihen Wirtichaft, insbeſondere KRoble, 
Kraftitoffen und Heizöl, Rautichufbereifungen, Spinn- 
ftoffwaren, Schubwaren, Seife und fonftigen gewerb— 
lichen ?Fertigerzeugniffen, die einer Bewirtſchaftung 
unterworfen find (Artikel III Abſ. 1 Buchſt. g). Auf- 
gabe ift ferner die Erfaffung und Verwertung von 
Altmaterial (Artikel DIT Abi. 1 Buchſt. h). 

(2) Im Übrigen werden die Aufgaben und Be- 
fugniffe dev Wirtichaftsämter und die Begrenzung 
ihrer Suftändigkeit gegenüber anderen zum Gejchäfte- 
bereich) des Neichswirtichaftsminifters gehörenden 
Behörden und Organifationen, insbefondere gegen- 
über den nduftrie und Handelafammern, durch 
befondere Beftimmungen geregelt, die vom Neiche- 
wirtichaftsminifter oder den von ihm hierzu ermäch 
tigten Stellen erlaffen werden. 

(3) Die Wirtihaftsämter fünnen ſich bei der 
Durchführung der ihnen übertragenen Aufgaben der 
Gemeinden und Gemeindeverbände bedienen, ſoweit 
dies nicht für einzelne Aufgaben ausdrüdlich aus— 
geſchloſſen wird. 

(4) Die Wirtichaftsämter erhalten ihre Werfungen 
von den Bezirkswirtichaftsämtern. Weifungen arund- 
fätzlicher Art oder von befonderer Bedeutung ergehen 
über die höheren Verwaltungsbehörden, im übrigen 
und in befonderen Eilfällen unmittelbar unter gleich— 
zeitiger Benachrichtigung der höheren Verwaltungs; 
behörde, Der Neichsminifter des Innern beitimmt im 
Einvernehmen mit dem Reichswirtſchaftsminiſter, 
welche Behörden als höhere Verwaltungsbehörden 
anzuſehen find. 


Artifel VII 


Die Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. 


Der Reihswirtihaftsminifter 
in Vertretung 
Dr. Landfried 
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Berordnung 
über die Öffentliche Bewirtſchaftung von landwirtichaftlichen Erzengniſſen. 
Bom 27. Augujt 1939. 


Auf Grund des S 11 der Verordnung über Die 
MWirtichaftsverwaltung vom 27. Auguſt 1939 (Reichs— 
geſetzbl. I S. 1495) und des Geſetzes über den wor- 
läufigen Aufbau des Reichsnährſtandes zur Markt— 
und Preisregelung für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe 
vom 13. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 626) 
und der Verordnung über den Warenverkehr vom 
4, September 1934 GKeichsgeſetzbl. I S. 816) wird 
hiermit folgendes verordnet: 

81 
(1) Zur Sicherung der Verſorgung der Bevölke— 
rung und Wehrmacht mit Yebens- und Futtermitteln 
wird eine öffentliche Bewirtſchaftung landwirtſchaft— 
licher Erzeugniſſe eingeführt. 


(2) Der Reichsminiſter für Ernährung und Yand- 
wirtichaft beftimmt die zu bewirtichaftenden Erzeug- 
niffe. Er regelt ihre Erzeugung und Bewirtichaftung 
ſowie den Verbraud der Verſorgungsberechtigten 
und Selbſtverſorger. 


Erſter Abſchnitt 
Aufgaben der bewirtſchaftenden Stellen 


z2 


Aufgaben 
des Landes-(Wrovinzial-J)ernähbrungsamts 
3 ) u 


(1) Dem Landes (Brovinzial-) ernährungsamt ob- 
liegt die Sorge für die Ernährung der Bevölkerung 
und die Überwachung der Tätigkeit der Ernährungs- 
ämter nad) Maßgabe dev vom Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtichaft erlaſſenen Nor: 
ichriften. 

(2) Entjprechendes gilt für die Verſorgung der 
Tierhalter mit Juttermitteln. 


83 
Aufgaben des Ernährungsamts 

Das Ernährungsamt hat die Aufgabe: 

1. für die ordnungsmäßige Wirtſchaftsführung 
in den Erzeugerbetrieben Sorge zu tragen ſo— 
wie alle Maßnahmen zur Sicherftellung des 
Anbaues, der Viehhaltung, der Ernte und der 
rechtzeitigen Ablieferung von Erzeugniſſen ſo— 
wie der Bewirtſchaftung und Verteilung zu 
treffen. Insbeſondere hat es 


a) für jeden landwirtſchaftlichen Betrieb eine 
Soffarte zum Zwecke der genauen Feſt— 
ftellung des Ernteertrages, der Vieh— 
beſtände und aller ſonſtigen im Betriebe 





gewonnenen Erzeugniſſe, des dem Selbſt— 
verſorger zuſtehenden Eigenverbrauchs, des 
zur Fortführung der Wirtichaft erforder 
lichen Saatquts und der von ihm abzulie- 
fernden Mengen fortlaufend zu führen, 
die rechtmäßige Verwendung der den Selbit 
verjorgern zugebilligten Verbrauchsmengen 
an Pebend- und Futtermitteln und der feit 
gejeßten Saatquimengen zu überwachen, 
ce) Beitandserhebungen durchzuführen und nad) 
Maßgabe bejonderer Beltimmungen ftati 
ftiiche Sufammenftellungen vorzunehmen, 
für die Zuſammenfaſſung und Abjtimmung 
der Maßnahmen der Untergliederungen der 
Hauptvereinigqgungen auf dem Gebiet der 
Bewirtichaftung und Verteilung Sorge zu 
tragen; 

2. den Verbrauc zu regeln. Jnsbefondere hat es 


a) den Bedarf an Lebens und Futtermitteln 
für die verforgungsberechtigte Bevölferung 
des Bezirks für einen beftimmten Zeitab 
ſchnitt feitzuftellen, 

b) durch Aufitellung von Haushaltsliſten und 

Ausgabe von Bezugsfarten, Einführung 

von Rundenliften, Einteilung der Bezug? 

berechtigten im beftimmte Gruppen, Felt 
feßung von Abgabezeiten für dieſe Gruppen 
ufw. den Verbrauch des einzelnen zu vegeln, 
nach den Vorjchriften des Reichsminiſters 
für Ernährung und Landwirtichaft für Die 
rechtzeitige und ordnungsmäßige Verteilung 
der Lebens- und Futtermittel durch die Ver 
teilungsitellen an die Verbraucher zu ſorgen 

Verteilungsitellen in diefem Sinne find 
alle Einrichtungen, in denen Lebens- oder 

Futtermittel abgegeben werden. 


d) 


c) 


54 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirt 
schaft und der Reichsminiſter des Innern beitimmen 
Sie Reiter der Landes: (Brovinzial-) ernährungsämter 
und dev Ernährungsämter. Sie fünnen Die oberiten 
Landesbehörden, in Preußen die Oberprajidenten, er 
mächtigen, die Leiter dev Ernährungsämter zu er 
nennen. 


$5 


(1) Innerhalb des Ernahrungsamts werden Die 
Aufgaben der Bedarfödedung (5 3 N. 1) und der 
Nerbrauchsregelung ($ IN. 2) in bejonderen Abtei 


lungen durchgeführt. 
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(2) Die im Bezirfder Verwaltungsbehörde (Stadt- 
oder Yandfreis) zuftändigen Dienſtſtellen des Reiche: 
nähritandes und die Untergliederungen ($ 7) werden 
jur ordnungsmäßigen Negelung der Bedarfsdedung 
dem Ernährungsamt nah Maßgabe näherer Anwei— 
jungen, die der Reichsminiſter für Ernährung und 
Yandwirtichaft oder die von ihm ermächtigten Haupt— 
vereinigungen exlaffen, unterftellt. 


(3) Die Vorjchriften der Abi. 1 und 2 gelten ent; 
ſprechend für die Einrichtung des Landes (Vrovin- 
zial-Rernährungsamts. 


6 
Hauptvereiniqgungen 


(1) Die zur Marftordnung für das Neichsaebiet 
auf Grund des Reichsnährſtandgeſetzes errichteten 
Zuſammenſchlüſſe (Hauptvereiniqungen) oder ſon— 
ftige beſonders einzurichtende Stellen regeln die 
zweckmäßige Verwendung und Verteilung der Er- 
zeugniffe für das gefamte Neichsgebiet. 


(2) Sie ftellen einen Bewirtichaftungs, und Ver: 
teilungsplan auf, der der Genehmigung des Reichs— 
miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft bedarf. 
Sie erledigen alle hieraus ſich ergebenden Verwal- 
tungsangelegenbeiten. 


(3) Insbejondere haben fie 

a) dierechtzeitige Abnahme und Unterbringung der 
von den Ablieferungspflichtigen angebotenen 
Erzeugniffe zu den vorgefchriebenen Zeitpunkten 
durch die zuftändigen Stellen ficherzuftellen, 

b) die Aufbringung der von der Wehrmacht an- 
geforderten Mengen an Verpflegunasmitteln 
zu regeln, 

c) die feſtgeſetzten Mengen den be- und verarbei. 
tenden Betrieben und Verteilungsftellen zuzu- 
leiten. 


S 7 
Untergliederungen 


(1) Die Hauptvereiniqungen find im Einvernehmen 
mit dem - Yandes- (Vrovinzial-) ernäbrungsamt be— 
vechtiat, zur Erfüllung ihrer Aufaaben neben den 
vorhandenen Wirtichaftsverbänden in den einzelnen 
Verjorgungsgebieten Unterverbände einzurichten oder 
Sonderbeauftragte zu beftellen. 


(2) Die Untergliederungen (Wirtichaftsverbände, 
Unterverbände, Sonderbeauftragte) werden zur 
Sicherftellung der fortlaufenden Bedarfsdeckung 
innerhalb des Yandes- (Vrovinzial-) ernährungsamts 
oder des Ernährungsamts zufammengefaßt. 


(3) Die Hauptvereinigungen find berechtigt, nad) 
näherer Weifung des Reihsminifters für Ernährung 
und Landwirtichaft in unmittelbaren Geichäftsver: 
fehr mit den Untergliederungen zu treten. 
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‘8 
Gejhäftsabteilung 

(1) Bei jeder Hauptvereiniaung oder bei einer 
Untergliederung des 8 7 kann eine Geichäftsabteilung 
eingerichtet werden. Die Geichäftsabteilung führt 
Die ihr obliegenden Aufgaben nach den arundfäh- 
lihen Anweifungen der Hauptvereiniqung durd). 
Someit Reichaftellen beftehen, übernehmen diefe die 
Aufgaben der Geichäftsabteilung. 

(2) Die Geihäftsabteilung ift eine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts. Sie wird durch einen Vor— 
ſtand vertreten. Die Einrichtung und Geſchäfts— 
führung wird durch eine Geſchäftsordnung geregelt, 
die der Reichsminiſter für Ernährung und Land— 
wirtſchaft erläßt. 

(2) Die Geſchaͤftsabteilung hat alle erforderlichen 
Rechtsgeſchäfte abzuichließen, 

(4) Sie hat insbefondere 

a) für die Abnahme, Bezahlung und Unterbrin- 
gung der von ihr zu übernehmenden Erzeug- 
nijfe zu forgen, 

b) Die von der Wehrmacht angeforderten Mengen 
an Verpflegungsmitteln beveitzuftellen und zu 
liefern, 

c) die übernommenen Vorräte ordnungsmäßig zu 
verwalten. 


(5) Die Gejchäftsabteilungen find berechtigt, wirt- 
Ihaftliche Unternehmungen zu betreiben oder ih an 
ſolchen zu beteiligen. 

9 
Verwaltungsrat 

(1) Der bei den Hauptvereinigungen beftehende 
Verwaltungsrat fann nad) näheren Beftimmungen 
des Neichsminifters für Ernährung und Landwirt: 
haft erweitert werden. Dem Oberfommando der 


Wehrmacht fteht das Recht der Entjendung eines 
Vertreters zu. 

(2) Der Verwaltungsrat foll vor Aufitellung des 
Bewirtichaftungd und Verteilungsplang oder über 
ſonſtige grundfäßliche Fragen gehört werden, joweit 
e3 die Umſtände im Einzelfall erlauben. 

(3) Insbejondere foll ex gutachtlich gehört werden 

a) über Dreife und Preisſpannen, Be- und Ver: 
arbeitungslöhne, 

b) über die Mengen, die den landwirtichaftliche 
Erzeugniffe verarbeitenden Induftrien zuzu— 
teilen find, 

c) über die Mengen von Pebensmitteln, Futter: 
mitteln, Saatgut und Vieh, die den Erzeugern 
zur Selbjtverforgung und zur Führung ihres 
Betriebs zu belafjen find, 

d) über die Mengen, die von den Erzeugern auf. 
zubringen und abzuliefern find, 

e) über die Vorratshaltung. 
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weiter Abſchnitt 


Allgemeine Beftimmungen 
über die öffentliche Bewirtichaftung 
landwirtichaftlicher Erzeugnifie 


$ 10 
Feſtſetzung von Höchſtmengen 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Land— 
wirtſchaft ſetzt feſt 
a) die Höchſtmengen an bewirtſchafteten Erzeug— 
niſſen, die die Berechtigten beziehen dürfen, 
b) die beſtimmten Perſonenkreiſen zu gewähren: 
den Sonderzulagen, 
e) die den Selbftverforgern zu belaffenden Mengen. 


sı1 
Bezugsfarten 


(1) Die bewirtihafteten Erzeugnifje dürfen, vor 
behaltlich der Negelung für Sonderfälle, entaeltlic) 
oder unentgeltlih an Die Verjorgungsberechtigten 
nur gegen Bezugsfarten abgegeben und von den Ver: 
jorqungsberechtigten nur gegen Bezugskarten be 
zogen werden. Dies gilt aud) für die Abgabe in 
Gait-, Schank- und Speijewirtichaften jowie in Ver- 
einen, Erfrifchungsräumen, Fremdenheimen und 
ähnlichen Betrieben. 


(2) Die Bezugskarten werden von dem Ernährungs- 
amt an den Verſorgungsberechtigten abgegeben. Sie 
beftehen aus einer Stammfarte mit mehreren Ab: 
ſchnitten. Die Abſchnitte find, vorbebaltlich bejonderer 
Beltimmungen, nur im Zuſammenhang mit deu 
Stammfarte gültig. Auf der Stammkarte ift der 
Name des Verjorgungsberechtigten einzutragen. Die 
Übertragung der Stammfarte auf andere Perſonen 
iſt verboten. Die Gültigkeit der Bezugskarten kann 
ſich auf das ganze Reich oder auf den Bezirk des Er— 
nährungsamts erſtrecken. 


(3) Selbſtverſorger erhalten Bezugskarten nur für 
ſolche Erzeugniſſe, die fie in ihrem Betrieb ſelbſt nicht 
heritellen, oder nur für den Zeitraum, für den ihnen 
Vorräte zur Selbitverforgung nit zur Verfügung 
ſtehen. 

812 

(1) Die Ernährungsämter oder die von ihnen be— 
ftimmten Stellen find ermächtigt, Kranfenhäufern, 
Seilanftalten, Erziehungsanftalten, Wohlfabhrtsanital- 
ten, Gefangenenanftalten und ähnlichen Einrichtungen 
Sammelbezuajcheine zum Bezuge von Lebensmitteln 
für die von ihnen zu verpflegenden Verfonen für die 
Dauer von jeweil® zwei Wochen zu erteilen. Die In— 
ſaſſen haben bei der Aufnahme ihre Bezugsfarten der 
Anftaltsleitung abzuliefern. 


(2) An gleicher Weile können Sammelbezugicheine 
an die Wetriebe ausgegeben werden, in denen Gefolg— 
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ihaftsmitalieder gemeinfam untergebracht und ver- 
pflegt werden. Abj.1 Sat 2 gilt entſprechend. 


(3) Entiprechendes gilt für die Beſatzung von See 
ichiffen für die jeweilige Reiſedauer. 


813 
Selbitverjorger 


(1) Als Selbitwerjoraer gelten, vorbehaltlich einer 
anderen Beitimmung, der Inhaber des landwirtidaft- 
lichen Betriebs, die Angehörigen feiner Wirtichaft 
einschließlich der Gehilfen, ferner Naturalberechtigte, 
insbeiondere Altenteiler und Arbeiter, ſoweit fie 
Lebens- und Auttermittel in Natur zu beanſpruchen 
haben. 


(2) Als Selbftverjorger können von dem Ernäh— 
rungsamt Kranfenbäufer und ſonſtige Anitalten an 
erfannt werden, die ausschließlich zur Verſorgung der 
von ihnen zu beföftigenden Verjonen bewirtichaftete 
Erzeugniſſe gewinnen. 


s 14 
Pflichten der Verjorgungsberedtigten 


Jeder Verforgungsberedhtigte ift verpflichtet, auf 
Erfordern de8 Ernährungsamts wahrheitsgemäß 
Auskunft zu erteilen. Ex hat die ihm zuftehenden 


Mengen bei der von dem Ernährungsamt beftimmten 
Verteilunasitelle in Empfang zu nehmen. 


815 
Verjorgung der Wehrmadt 


Zur Verpflegung der Truppe in den Heimatitand- 
orten melden die militärischen Dienftftellen ihren Be— 
darf bei dem zuftändigen Ernährungsamt an, das 
Bezugſcheine ausftellt und für rechtzeitige Belieferung 
durch bejtimmte Verteilungsitellen zu jorgen hat. 


$ 16 

Angehörige der Wehrmadt, die nicht an der ge 
meinfamen Truppenverpflegung teilnehmen, erhalten 
von dem zuitändigen Ernährungsamt Bezugsfarten 
zu den für die Bevölkerung feitgejegten Sätzen. 


s 17 
Verpflegung der außerhalb der Wehrmacht 
beitehenden Schußgliederungen 

(1) Zur Verpflegung der außerhalb der Wehrmacht 
beitehenden Schußgliederungen melden Die zuftindigen 
Volizeidienititellen den Gefamtbedarf bei dem zuſtän— 
digen Ernährungsamt an, das die Vezugicheine aus 
stellt und für die vechtzeitige Velieferung durch be- 
ſtimmte Verteilungsitellen zu jorgen hat. 


(2) Bei Erteilung der Bezugſcheine find die Ein- 
heitäverpflegungsfäge der Wehrmacht zugrunde zu 


legen. 
386 
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s 18 


(1) Schubaliederungen außerbalb der Wehrmacht 
im Sinne von S 17 Abſ. 1 find 
l. der verftärfte Polizeiſchutz, 
2. die bewaffneten Teile der 44, 
a) Junkerſchulen der 44, 
b) 44-Iotentopfverbände, 
c) Verſtärkung der 44-Totenfopfverbände 
(veritärkte Polizeiverbände), 
3. der Sicherbeits- und Silfsdienft im zivilen 
Yurtichuß, 
4. der veritärkte Doft-, Bahn: und Waſſer— 
ſtraßenſchutz, 
5. der verſtärkte Grenzaufſichtsdienſt. 
(2) Die Vorſchriften des $ 16 finden entſprechende 
Anwendung. 
$ 19 
Quartierverpflegung 


(1) Wird von der Wehrmacht oder von Angehörigen 
der Schußgliederungen Quartierverpflegung in An- 
jpruch genommen, jo baben die Dienititellen der 
Mehrmacht bzw. die Wolizeidienititellen an die 
Duartiermacher der Wehrmacht oder an die Schub- 
gliederungen außerhalb der Wehrmacht außer den 
Ichriftlihen Quartieranweiſungen Bezuafcheine aus- 
zuaeben. Gegen Vorlage dieſer Bezugſcheine dürfen 
an die Quartieraeber die bewirtichafteten Lebens— 
mittel in Mengen abgegeben werden, die unter Be- 
rüchichtigung der Dauer des Quarkieraufenthalts 
den vom Reichsminiſter für Ernährung und Land- 
wirtichaft für die Zivilbevölkerung feſtgeſetzten 
Höchſtmengen entiprecen. 


(2) Der Bezugichein muß die Dauer des Duartier- 
aufentHalts, die Menge der abzugebenden Lebens— 
mittel fowie Name und Wohnung des Duartier- 
gebers enthalten. Art und Menge der abgegebenen 
Lebensmittel find vom Lieferer auf dem Bezugichein 
zu vermerken. Der Empfänger bat dem Lieferer den 
Empfang der Lebensmittel nad Art und Menge 
unter Angabe jeines Namens, feiner Wohnung und 
des Datums auf dem Bezugſchein zu beicheinigen. 
Der Quartiergeber legt feiner Gemeindebehörde zur 
Feftitellung der ihm für die Peiftung des Quartiers 
zu gewährenden Vergütung zufammen mit der 
Duartieranmweifung auch den Bezuafchein vor. Die 
Gemeindebehörde leitet den Bezugichein an das zu 
itindige Ernäbrungsamt weiter. 


Ss 20 


Merpflegung des Reiharbeitsdienjtes 


(1) Bon der Wehrmacht nit verwendete Einheiten 
des Neichsarbeitsdienftes haben ihren Bedarf an 
Pebensmitteln über die zuftändigen Arbeitsgauführer 
den Ernäbrungsamt anzumelden. Die Ernährungs: 
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amter ftellen für die bewirtichafteten Lebensmittel 
Bezugicheine aus, die zum Bezuge diejer Lebensmittel 
berechtigen und die Art und Menge der abzuaebenden 
Vebensmittel enthalten. 


(2) Im übrigen finden die Vorfchriften des $ 17 
Abſ. 2 entiprechende Anwendung. 


Ss 21 
Beſchlagnahme 


(1) Die bewirtſchafteten Erzeugniſſe gelten mit 
dem Inkrafttreten dieſer Verordnung als beſchlag— 
nahmt. Die noch nicht von Grund und Boden ae- 
trennten pflanzlichen Erzeugniſſe gelten mit ihrer 
Trennung, die tierifchen mit ihrer Gewinnung ala 
beſchläagnahmt. Die Beſchlagnahme von Vieh bleibt 
einer befonderen Regelung vorbehalten. 


(2) Ausgenommen von der Beichlagnabme find 
die in Haushaltungen und in gemeinjamen Unter- 
fünften und Worratslagern der Wehrmacht, der 
außerhalb der Wehrmacht beitehenden Schußaliede- 
tungen und des Neichsarbeitsdienftes vorhandenen 
Beitände, 
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(1) Dem Landes (Mirovinzial-) ernährungsant und 
dem Ernäbrungsamt ftebt im übrigen das Recht der 
Beſchlagnahme aller nicht bewirtichafteten im Ver— 
waltungsbezirt vorhandenen Erzeugniffe zu. 


(2) Das Yandes- (Brovinzial-) ernährungsamt und 
das Ernährungsamt find ferner berechtigt, alle zur 
Durchführung der Beichlaanabme erforderliden Maß— 
nahmen zu treffen. 


(3) Erfolgt eine Beichlagnahme in Nusnabmefällen 
durch eine dem Ernährungsamt nacdhgeordnete Stelle 
obne deſſen Wiffen, Jo ift das zuftändige Ernährungs— 
amt unverzüglich zu benachrichtigen, das für Die Ab- 
nahme und Bezahlung der beſchlagnahmten Erzeug- 
nifie zu jorgen bat. 


s 23 
(1) Die Beichlagnabme gilt als zuauniten des 


Deutichen Neichs erfolgt, joweit nicht etwas anderes 
beitimmt ift, 


(2) Die Bejchlagnahme hat die Wirkung, daß über die 
Erzeugniffe nur nach den Anordnungen und Weifungen 
der bewirtichaftenden Stellen dur Rechtsgeſchäft 
oder durch Jonftige Handlungen verfügt werden darf, 
ſoweit fih nicht aus den Beltimmungen diefer Ver: 
ordnung etwas amderes ergibt. Entgegenftehende 
Nechtsgeichäfte und fonftige Handlungen find un- 
wirkſam. 


(3) Beſtehende Lieferungsverträge werden durch 
die Beſchlagnahme unwirkſam, ſofern nicht das zur 
ftündige Ernährungsamt diefe befonder® genehmigt 
oder ein Auftrag der Wehrmacht vorliegt. 











Nr. 150 — Tag der Ausgabe: 28. Auguft 1939 
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Trotz der Beſchlagnahme dürfen die Inhaber land- 
wirtichaftlicher Betriebe aus ihren Vorräten 


a) die zur Ernährung der Selbjtverforger ($ 13) 
für einen beftimmten Zeitraum fejtgejeßten 
Mengen an Nahrungsmitteln verwenden, 


b) die zur Verforgung des in ihren Betrieben 
vorhandenen Viehs für einen beftimmten Zeit- 
raum zugelaffenen Mengen an Futtermitteln 
entnehmen, 


e) das zur Herbft- und Frühjahrsbeftellung er- 
forderliche Saatgut in den feftgefeßten Mengen 
verbrauden. 


23 


Troß der Beihlagnahme können be- und ver- 
‚rbeitende Betriebe ihre Vorräte in einem Umfange 
verarbeiten, der der durchſchnittlichen Verarbeitungs- 
menge während der legten drei Monate vor nfraft- 
treten diefer Verordnung entſpricht. Aufträge der 
Wehrmadt find in vollem Umfange zu erfüllen. 


8 26 
Siherung des Vollzugs 


Das Ernährungsamt fann die zuftändigen Polizei— 
behörden erfuhen, Anordnungen, die die bewirtichaf- 
tenden Stellen im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit er- 
laffen haben, nötigenfalls unter Anwendung polizei- 
lihen Zwanges den Vollzug zu fidern. Die Volizei- 
bebörden find verpflichtet, dem Erſuchen des Ernäh— 
vungsamts nad Maßgabe der Geſetze zu entiprechen. 


$ 27 
Pflichten und Rechte der Erzeuger 


(1) Vorbehaltlich beionderer Vorichriften find die 
Inhaber von Erzeugerbetrieben berechtigt und auf 
Verlangen des Ernährungsamts verpflichtet, die In 
Ihren Betrieben übliche oder möglidhe Behandlung 
der bewirtichafteten Erzeuanilfe vorzunehmen. Das 
Ernährungsamt fann Zeit, Art und Ort der Be: 
bandlung bejtimmen ſowie nähere Feititellungen über 
die erzeugten Mengen treifen. 


(2) Der Beſitzer beichlagnabmter Vorräte iſt be 
rechtigt, dieſe, ſofern fie handelsüblich beichaffen find, 
dem Ernährungsamt anzubieten, Der Reichöminiiter 
für Ernährung und Landwirtichaft jeßt für die ein- 
zelnen Erzeugniffe die Zeitipanne feit, innerhalb deren 
die Ablieferung erfolgen muB. Auf Verlangen des 
Ernährungsamts ift der Beier verpflichtet, beichlag- 
nahmte Vorräte jederzeit abzuliefern. 


(3) Als Belißer im Sinne diefer Verordnung gilt 


auch dex mit dev Verwaltung der Vorräte betraute 
Inhaber des Gewahrſams. 
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$ 28 
Erſatzvornahme 
Nimmt der Inhaber eines landwirtſchaftlichen Be: 
triebes oder der Beſitzer von Vorräten eine der ihm 
nad) $ 27 obliegenden Handlungen nicht rechtzeitig 
vor, fo fann das Ernährungsamt die erforderlichen 
Arbeiten auf Koften des Säumigen anderweitig vor: 
nehmen lajlen. Der Berpflichtete Hat die Arbeiten 
auf feinem Grund und Boden jowie in jeinen Wirt: 
ſchaftsräumen und mit den Mitteln feines Betriebes 
zu geitatten., 
$ 29 
Pflichten der verarbeitenden Betriebe 


(1) Betriebe, die bewirtichaftete Erzeugniffe be: 
oder verarbeiten, haben die Erzeugniſſe zu verwenden, 
Die Ihnen vom Yandes- (Drovinzial-) ernäbrungsamt 
oder Ernährungsamt zugewielen werden. Sie haben 
den Weilungen der genannten Stellen Folge zu leiſten 
und Die überwiejenen und daraus beraeftellten Er— 
zeugniffe zu verwahren und pfleglidh zu behandeln. 

(2) Weigert fih ein Betrieb, die Be- oder Ver 
arbeitungspflicht zu erfüllen, fo kann das Yandes- 
(Drovinzial-) ernährungsamt oder das Ernährungs: 
amt die erforderlichen Arbeiten auf Koiten und mit 
Mitteln des Betriebes anderweitig vornehmen laffen. 

(3) Die Betriebe find jur Ablieferung der gelamten 
Erzeugniſſe einſchließlich aller Abfälle verpflichtet. 
Dies gilt auch, ſoweit fie Erzeugniffe für Selbitwer- 
Jorger verarbeiten, 

(4) Stellen verarbeitende Betriebe Erzeugnifie über 
Die etiwa vereinbarte oder feſtgeſetzte Pflichtmenge 
ber, jo find fie auch zur Ablieferung der mehrerzeug— 
ten Mengen einichließlich dev Abfälle verpflichtet. 


$ 30 

Die Vereinbarung, dab das Entgelt für die Ver- 
arbeitung in einem Teile der zur Verarbeitung 
übergebenen Früchte oder fonftigen Geaenitände oder 
der Daraus bergeftellten Erzeugniſſe einjchließlich der 
Abfälle beitebt, ift unwirkſam. 


$ 31 

Mer im Auftrag des Landes-(Provinzial⸗) ernäb: 
rungsamts oder des Ernährungsamts Erzeugniſſe 
zu erwerben, aufzubewahren, zu befördern oder zu 
verteilen bat, darf nur folche Rechtsgeſchäfte über 
die Morräte abichließen oder ſolche Verfügungen 
über fie treffen, die von feinem Auftraggeber zuge- 
laſſen find. Dies gilt auch, joweit der Beauftragte 
Eigentümer der Vorräte it. 


$ 32 
Auffihtsreht und Auskunftspflicht 


(1) Die vom Landes- (Wrovinzial-) ernährungsamt 
oder Ernährungsamt oder den bewirtichaftenden 
Stellen beauftragten Verfonen find befugt, die Be: 


III 
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triebe oder Räume, die für Die Erzeugung, Aufbe- 
wahrung, Be- und Verarbeitung, Verpadung und 
Verteilung beftimmt oder geeignet find, jederzeit zu 
betreten, daſelbſt Befichtigungen vorzunehmen, Ge: 
Ihäftsaufzeihnungen einzujehen, die vorbandenen 
Vorräte nad Menge und Beichaffenbeit feitzuitellen 
und nad ihrer Auswahl Proben gegen Empfang?: 
beftätigung zu nehmen. 

(2) Die Befiter der Räume jowie die von ihnen 
bejtellten Betriebsleiter, Auffichtsperionen oder fon- 
tige Angeftellte haben den nach Abf. 1 zum Betreten 
der Räume Berechtigten auf Erfordern die Vorräte 
jowie deren Herkunft anzugeben und ihnen die zur 
Durchführung ihrer Aufgaben erforderliche Aus: 
funft zu erteilen. 

S 33 
Gebeimbaltunaspflidt 


Die vom Yandes- (Drovinzial-) ernäbrungsamt 
oder Ernährungsamt oder den bewirtichaftenden 
Stellen beauftragten Perſonen find, vorbehaltlic 
der dienſtlichen Berichteritattung und der Anzeige 
von Gejetwidrigfeiten, verpflichtet, über die Ein- 
richtungen und Gejchäftsverhältniffe, die durch die 
Aufſicht zu ihrer Kenntnis fommen, Verichiwiegen: 
beit zu beobachten und fi der Mitteilung und Ver- 
wertung der Geſchäfts- und Betriebsgeheimniſſe zu 
enthalten. Sie find bierauf zu verpflichten. 


834 
Strafvoridriften 


Suwiderhandlungen gegen die Vorjchriften diejes 
Abjchnitts jowie gegen die auf Grund dieſer Ver: 


Berlin, den 27. Auguſt 1939, 





Im 


ordnung erlaffenen Beftimmungen werden nach Maß— 
gabe der Vorſchriften der Warenverkehrsverordnung 
beſtraft. 
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Dritter Abſchnitt 
Schlußvorſchriften 
835 
Soweit beſtehende Rechtsvorſchriften den Beſtim 
mungen dieſer Verordnung widerſprechen, treten ſie 
für die Dauer der Geltung dieſer Verordnung außer 
Kraft. Im Zweifelsfall entſcheidet der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft. Die Entſchei— 
dung des Reichsminiſters für Ernährung und Land— 
wirtſchaft iſt für die Gerichte und die Verwaltungs 
bebörden bindend. 
$ 36 
Der Neihsminifter für Ernährung und Yandwirt 
ſchaft erläßt im Einvernehmen mit den zuftändigen 
Reichaminiftern die zur Regelung des Verkehrs mit 
den einzelnen bewirtichafteten Erzeuaniffen erforder: 
lichen Nechtöverordnungen und allgemeinen Wer 
waltungsanordnungen., 


$ 37 

Die Vorjchriften der 58 11, 12, 15,17, 19 und 20 
treten exit nach Außerfrafttreten der entiprechenden 
Beltimmungen der Erjten Durchführungsverordnung 
zur vorläufigen Sicerftellung des lebenswichtigen 
Bedarfs des deutichen Volkes vom 27. Auguſt 1939 
(Reichsgeſetzbl. IS. 1502) in Kraft. m übrigen tritt 
dieſe Verordnung mit der Verkündung in Kraft. 


Der Neibsminijter für Ernäbrung und Landwirtſchaft 


R. Maltber Darre 
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Internationalen Übereintommen zum Schuße bes menschlichen Lebens auf See — Schiffsficherheitövertrag, 
London 1929 — (Beitritt der Republik Chile). 
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Berordnung 
über den Fett, Wajjer: und Salzgehalt der Butter. 
Vom 21. Auguft 1939. 


Auf Grund des FII des Geſetzes, betreffend den | und Kochſalz enthält, darf nicht gewerbsmäßig verkauft 
Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz und deren Erfaß- | oder feilgehalten werden. 


mitteln, vom 15. Juni 1897 (Reichsgefegbl. S.475) | (2) Eine Butter ift als geſalzen anzufehen, wenn fie 
wird verordnet‘ mehr ala 0,1 Gewichtsteile Kochſalz enthält, 
51 82 
(1) Butter, die in 100 Gewichtsteilen weniger als Diefe Verordnung tritt am 1. September 1939 in 
80 Gewichtsteile Fett oder in ungefalzenem Zuftande | Kraft. Gleichzeitig tritt die Befanntmachung, betreffend 


mehr als 18 Gewichtsteile Waffer, in gefalzenem Zu- | den Fett- und Waſſergehalt der Butter, vom 1. März 
ftande mehr als insgeſamt 18 Gewichtäteile an Waffer | 1902 Reichsgeſetzbl. S. 64) außer Kraft. 


Berlin, den 21. Auguft 1939. 


Der Reihsminifter des Jnnern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag 
Narten 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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6. Die Tarifnr. 941 (Streid)- und Zupftonwerk: 
zeuge) erhält folgende Faſſung: 
941 | Streid- und Zupfinftrumente .. .[ 180 ] 249 
?. In der Tarifne. 942 (Blastoniwerkzeuge) ift das 


Wort „Blastonwerkzeuge“ jeweils zu erſetzen durch 
„Blasinſtrumente“. 


8. In der Tarifnr. 943 Mechaniſche Spielwerke) iſt 
im Abſ. 2 das Wort „Tonſtücken“ zu erſetzen durch 
„Muſikſtücken“. 

9. Die Tarifnr. 946 einjchließlich Anmerkung ift 
durch Folgende Beftimmung zu erfeßen: 


Kinderjpielzeug aller Art und Teile 


Serordnung über Zolländerungen, 


Bom 26. Auguſt 1939 
Auf Grund der $$49 Abſatz 2,50 Abſatz 2 und 55 
Abſatz 2 des Zollgefehes wird im Einvernehmen mit 
dem Reichöminifter für Ernährung und Landwirtfchaft, 
dem Reichöwirtfchaftsminifter und dem Reichsforit- 
meifter verordnet: 
$1 


Der Zolltarif und der Obertarif find wie folgt zu 
ändern: 


1. In der Tarifnr. 23 (Kartoffeln, frifch) find fol- 
gende Anmerkungen anzufügen: 


a) im Abſ. 1: 


















abon: 
Anmerlung zu Abſ. 1. Kartoffeln h 
wenn fie Durch eine vom Neich&minifter Sinderfpielzeug aller Art: 
für Ernährung und Landwirtichaft zu aus Holz a ee Be re Zr 605 300 
beitimmende Stelle eingeführt werden N \ 
in ber Zeit vom 1. September bis 30,Ro- aus Kautſchuk: 
0 de Te 2 aus weichem (auch vulkani- 
b) im Abi. 2: jiertem) Kautſchuk: 
Anmerkung zu Abſ. 1 und 2, Kar— —— ungefärbt, un- 
toffeln zur Herftellung von Stärke unter edrudt, ohne eingepreßte 
Zolljichyerung wenn fie mit Genehmi- Mufter EN EL TEEN 120 1 250 
qung einer vom Reichöminifter für Er— ladiert gefärbt bedrudt 
nährung und Landwirtichaft zu beftim- PR} ! } 
menden Stelle eingeführt werden, in der oder mit eingepreßten Mu 
Zeit vom 1. Oktober bis 31. Mär ..... frei ſtern — I 2.5 1601 400 
e) im Abi. 3: = —*—* — Bin 
Anmerkung zu Abſ. 3. Kartoffeln zur 46T — —— 
Herſtellung von Stärke unter Zollſiche⸗ Ihinfien . —— * 
rung in der Zeit vom 1. April bis 31. Mai frei ie eſpinſtwaren, er Filz 
oder die Geſpinſte beſtehen: 
2. In der Tarifnr. 47 (Anderes Obſt, friſch) Abſ. 1 ganz oder teilweiſe aus 
Apfel ufw.) erhält die Anmerkung folgende Faſſung: I 510 11 000 
* er apfel, — und aus anderen Spinnſtoffen 3101 600 
Quitten, Die loſe geſchüttet in Fahrzeugen 
eingehen, ſind als unverpackt zu behan- aus Hartkautſchuk 24 125 | 300 
deln, wenn die Fahrzeuge — mit Aus. aus Zellhorn (Zelluloid) ..... 400 Il 500 
nahme der Schiffe — nicht mit Abtei- | 
lungen verjehen find, Die Bodenflächen aus anderen Stoffen......... 20 | 300 
und die Seitenwände der Fahrzeuge fo- ei s : 
wie Die obere fläche der Obftiendungen nn Kinderſpielzeug aller 
dürfen mit Stroh belegt oder bedeckt ſein. tr: 60 
— a — N EEE 300 
3. In der Tarifnr. 49 (Anderes Obft, gemahlen ufw.) =. nn > Stoffen >01 300 
ijt im Abſ. 4 (anderes Obft) in den Anmerkungen fol- een. gi 90 
gende Anmerkung anzufügen: Chriſtbaumſchmuck .P............ 201 300 


4. Pflaumenpülpe in Fäſſern, 
wenn ſie von einer Stelle ab— 
genommen wird, die der 
Reichsminiſter für Ernährung 
und Landwirtſchaft beſtimmt, 
bis 31. Dezember 1939 ..... jrei 


4. In der Tarifnr. 76 (Bau- und Nutzholz, in der 
Sängsrichtung gefägt ufw.) Abf. 1 (Hart) Unterabf. 1 
(Holz von SHainbuche ufw.) ift binter dem Mort 
„Eſche,“ einzufügen „Rüſter,“. 


$2 


In der Ausfuhrzoll-Pifte ift in der Tarifnr. 904 
Abſ. 1 (Hinter dem Mort „Klaviermechaniten‘‘) und in 
der Tarifnr. aus 906 D Abſ. 1 (binter dem Mort 
„Stidmafchinen”) jeweils einzufügen: 

ni; Mafchinen für die Schriftgießerei-nduftrie/, 


3 


Dieje Verordnung tritt am 1. September 1939 in 
Kraft. 


Berlin, 26. Auguft 1939 
Der Reichsminiſter der Finanzen 


In Vertretung 
Reinhardt 


5. In der Überfchrift zum neunzehnten Abfchnitt, 
in der Überjchrift zu Unterabfehnitt 19C, in der Ta: 
rifne. 94 B (Tonmwerkzeuge, nicht befonders genannt) 
und in der Anmerkung zu O (hinter Tarifnr. 945) find 
die Worte „Tonwerkzeuge“ oder „Tonwerkzeugen“ je- 
weils zu erjegen durch „Muſikinſtrumente! oder „Mu⸗ 
ſikinſtrumenten“. 


—V 
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Bekanntmachung der neuen Faſſung des Spiellartenftenergejeßes*) 
Bom 25. Auguſt 1939 


Auf Grund des Geſetzes über die Neufaffung von Werbrauchiteuergefegen vom 8. September 1938 


Berlin, 25. Auguft 1939 


(NReichögefekbl. I S. 1162) wird das Spielfartenfteuergefeß vom 9. Juli 1923 NReichgefegbl. I ©, 564) in 
der vom 1. Oftober 1939 ab geltenden Faſſung nachftehend bekanntgegeben. 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Spielkartenfteuergefek 


Steuergegenftand 
$1 

(1) Spielfarten unterliegen einer Abgabe (Spiel- 
fartenfteuer). Die Spielfartenfteuer ift Verbrauch— 
fteuer im Sinn der Reichsabgabenordnung. 

(2) Der Reihsminifter der Finanzen ift ermächtigt, 
den Kreis der der Spielfartenfteuer unterliegenden 
Erzeugnifje näher zu bejtimmen. 


Steuerjäße 


82 
(1) Die Spielkartenſteuer beträgt für jedes Karten— 
jpiel 
a) mit Blättern aus Dapier, wenn die einzelnen 
Blätter beftehen 
aus weniger ald drei Lagen 30 Reichs— 
pfennige, 
aus drei oder mehr Lagen 50 Reichs— 
pfennige, 
b) mit Blättern aus anderen Stoffen ald Dapier 
1,50 Reichsmark. 


(2) Der Reihöminifter der Finanzen ift ermächtigt, 
die Steuer für KRartenfpiele von 24 und weniger 
Blättern um die Hälfte zu ermäßigen und für 
Rartenfpiele von mehr als 48 Blättern um die Hälfte 
zu erhöhen. 


Entjtehung der Steuerſchuld, Steuerfchuldner 
83 
(1) Die Steuerfchuld entfteht dadurch, daß Spiel- 


farten aus dem Herftellungsbetrieb entfernt werden, 
und zwar im Zeitpunft der Entfernung. 


(2) Steuerfchuldner ift der Inhaber des Her- 
jtellungsbetriebs (Herfteller). 


(3) Der Reichsminiſter der Finanzen ift ermächtiat, 
die gewerbsmäßige Inſtandſetzung gebrauchter Spiel- 
farten als Herftellung zu erklären, 


(4) Bei der Einfuhr von Spielfarten in das In— 
land gelten für die Entftehung der Steuerfchuld, für 
den Zeitpunkt, in dem die Steuerfchuld entiteht, 
und für die Derfon des Steuerſchuldners die ent- 
Iprechenden Vorfchriften des Zollrechts. 


Steuererklärung 
84 

(1) Der Steuerſchuldner hat die Spielkarten, für 
die in einem Monat eine Steuerſchuld entjtanden ift, 
bis zum fünften Tag des nächiten Monats der Zoll: 
jtelle zur Steuerfeftfeßung jchriftlich anzumelden, 

(2) Bei der Einfuhr von Spielkarten ift die Steuer- 
erflärung zugleich mit dem Sollantrag auf Ber- 
zollung abzugeben, 


*) Betrifft nicht die Ditmark, den Reichsgan Sudetenland und die in das Land Bahern eingegliederten judeten- 
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deutichen Gebietsteile. 
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Fälligkeit 
85 


(1) Der Steuerſchuldner hat die Steuer bis zum 
zehnten Tag des zweiten Monats zu entrichten, der 
auf den Monat folgt, in dem die Steuerſchuld ent- 
ftanden ift. 

(2) Bei der Einfuhr von Spielfarten gelten für 
die Fälligkeit die entiprechenden Vorfchriften des 
Zollrechts. 

(8) Sahlungsauffchub ift unzuläffig. 


Steuerbefreiung 


86 
Spielkarten dürfen nach näherer Beſtimmung des 
Reichsminiſters der Finanzen unverſteuert ausgeführt 
und zur weiteren Verarbeitung in einen Herſtellungs— 
betrieb verbracht werden. 


Erjtattung der Steuer 
87 
Die Steuer wird nach näherer Beſtimmung des 
Reichsminiſters der Finanzen auf Antrag für Spiel— 
karten erſtattet, die der Herſteller nachweislich in 
ſeinen Betrieb zurückgenommen hat. 


Steueraufſicht 
88 

(1) Betriebe, die Spielkarten herſtellen, unter— 
liegen der Steueraufſicht. 

(2) Betriebe, die gewerbsmäßig Spielfarten um- 
jegen, außerdem Gaftwirte, Rafinos und ähnliche 
Vereinigungen haben ihre Vorräte an Spielfarten 
zum Nachweis, daß fie die vorfchriftsmäßige Kenn- 
zeichnung (S 10) aufweifen, den Beamten des Auf: 
fichtsdienftes auf Verlangen vorzuzeigen. Der Reiche: 
minifter dev Finanzen ift ermächtigt, Betriebe, die 
gewerbimäßig Spielkarten umjeßen, weiteren Steuer: 
auffihtemaßnahmen zu unterwerfen. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


(3) Wer aus dem Ausland Spielfarten empfängt, 
die nicht die vorſchriftsmäßige Kennzeichnung auf. 
weifen, Hat dies binnen drei Tagen der Sollftelle 
anzuzeigen. 


89 
Die Beftellung eines Betriebsleiters zur Erfüllung 
der fteuexlichen Verpflichtungen des Herftellers ($ 190 
der Reichsabgabenordnung) wird erſt wirkſam, nad)- 
dem das Hauptzollamt zugeftimmt hat. 


Berpadung der Spielfarten und Bezeichnung 
des Herftellers 


$ 10 


Spielfarten dürfen nur verpadt als vollftändige 
Spiele aus dem Herftellungsbetrieb entfernt, aus 
dem Ausland eingeführt und im Inland umgeſetzt 
werden, Auf den für den Inlandsumſatz beftimmten 
Dadungen find Name und Wohnort oder ein Kenn- 
zeichen des Herftellers anzubringen, Der Reichs— 
minifter der Finanzen kann Ausnahmen zulaffen. 


Durchſuchungen 
811 
Wenn hinreichender Verdacht beſteht, daß Spiel- 
kartenſteuer hinterzogen worden iſt, iſt die Durch— 
ſuchung von Betrieben und Räumen, die der Steuer— 


aufſicht unterliegen, ſowie von anderen Räumen 
zuläſſig ($ 437 der Reichsabgabenordnung). 


Lieferungsverträge 
$ 12 
Bei Steuererhöhungen ift dev Abnehmer ver: 
pflichtet, dem Lieferer einen um den Betrag der 
Steuererhöhung erhöhten reis zu zahlen, wenn 
nicht8 anderes vereinbart ift. 
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EEE EEE a ERINNERTE — — — 


Geſetz über die Beſoldung, Verpflegung, Unterbringung, Bekleidung und Heilfürſorge 
der Angehörigen der Wehrmacht bei beſonderem Einſatz. 
(Einjag-Wehrmachtgebührnisgejeg — EWGG —) 

Vom 28, Auguſt 1939. 


Höchſte Ehrenpflicht jedes Deutjchen ift es, feine ganze Kraft und fein Leben für die Ehre und den Be 


ftand von Volf und Reich einzufegen. 


Der Nationalfozialiftiihe Staat feinerfeit® wird alle Angehörigen der Wehrmacht, die zur Verteidigung 
des Vaterlandes eingefegt find, nach gleichen Grundfägen betreuen. Er gewährt ihnen neben einer gerechten 
Befoldung freie und für alle gleihmäßige Verpflegung fowie ausreichende Heilfürforge und wird auch für 
den Unterhalt ihrer Familienangehörigen forgen, foweit diefer nicht gefichert iſt. 


Die Reichsregierung bat zu diefem Zweck das folgende Geſetz befchloffen, welches hiermit verkündet wird: 


Allgemeines 
81 
(1) Bei beſonderem Einſatz werden die Gebührniſſe 
der Angehörigen dev Wehrmacht (Heer, Krieggmarine, 
Luftwaffe) nach Maßgabe diefes Geſetzes gewährt. 
(2) Alle dieſem Gefeß entgegenftehenden Beitim- 
mungen in Gejegen, Verordnungen und Vorſchriften 
treten für Die Dauer der Anwendung dieſes Geſetzes 
außer Kraft, 
Wehrſold 


$2 


(1) Die Angehörigen der Wehrmacht erhalten zur 
Beftreitung ihrer perfönlichen Bedürfniffe einen nad) 
Dienftgraden abgeftuften Wehrſold. 

(2) Der Wehrfold wird auf andere Bezüge (Ge- 
hälter, Vergütungen, Löhne, Bamilienunterhalt, 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 





Wartegelder, Ruhegehälter, Renten und fonftige Ver- 
jorgungsbezüge) nicht angerechnet. 
(3) Die Höhe des Wehrjoldes jet der Chef des 


Oberfommandos dev Wehrmacht im Einvernehmen J 


mit dem Reichsminiſter der Finanzen feſt. 


Friedensgebührniſſe 
83 

(1) Die im Frieden den Feſtbeſoldeten des öffent: 
lichen Dienftes auf Grund öffentlichen Nechts gezahl— 
ten Friedensdienſtbezüge, Fürſorge- und Verforgungs 
bezüge und fonftige Bezüge werden durch dieſes Geſetz 
unbejchadet des Abj. 2 nicht berührt. Die Löhnung der 
bei Anwendung dieſes Geſetzes ihre aftive Dienftpflicht 
ableiftenden Soldaten fällt fort. Sie iſt im Wehr: 
jold enthalten. 


388 
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(2) Als Ausgleich für die von der Wehrmacht ge- 
währten Bezüge (Wehrſold, freie Verpflegung, Be- 
fleidung oder Befleidungsentfchädigung, Heilfürforge) 
wird denjenigen Angehörigen der Wehrmacht, die als 
Feſtbeſoldete nad) Abf. 1 ihre Bezüge weitererhalten, 
von den im Abſ. 1 genannten Bezügen ein Ausgleichs— 
betrag abgezogen 


Der Ausgleichsbetrag beträgt: 
bei Werbeirateten 


a) ohne finderzufchlagfäbige Rinder 10 vom 
Hundert, 


bh) mit weniger als drei finderzufchlagfäbigen 
Kindern 6 vom Hundert, 


c) mit drei oder vier finderzufchlagfähigen 
Kindern 3 vom Hundert, 


d) mit fünf oder mehr finderzufchlaafähigen 
Kindern fein Abzug, 


bei Yedigen 20 vom Hundert. 


Kinderzuichläge und alle im $ 3 des Einfommen- 
jteuergejeßes vom 27. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 297) aufgeführten Bezüge unterliegen dem Abzug 
nicht. 


Der Chef des Oberfommandos der Wehrmacht kann 
beijtimmte Gruppen von Angehörigen der Wehrmacht 
den Verbeirateten gleichſtellen. 


(3) Die im Frieden den Angeftellten und Arbeitern 
bei Behörden und fonjtigen Körperichaften des öffent: 
lichen Rechts gezahlten Friedensbezüge werden durch 
dieſes Geſetz unbeſchadet Sat 2 nicht berührt. An- 
gehörigen der Wehrmacht, welche die als Angeftellte 
und Arbeiter bezogenen Friedensbezüge weitererhalten, 
wird ebenfall8 ein Ausgleichsbetrag gemäß Abf. 2 
abgezogen. 


(4) Der Abzug des Ausgleichsbetrages beginnt: 


a) für Perfonen, die der Friedenswehrmacht als 
Soldaten oder Wehrmachtbeamte angehörten, 
mit der Zahlung dev Friedensgebührnifje für 
den Monat, der auf den Monat folgt, in dem 
Diejes Gejeh zur Anwendung kommt, 


b) für die übrigen Angehörigen dev Wehrmacht 
mit der Zahlung der Friedensgebührniffe für 
den auf den Monat der Einjtellung in die 
Wehrmacht folgenden Kalendermonat. Für 
den Monat der Einftellung in die Wehrmacht 
und für den Monat der Entlaffung oder des 
Ausicheidens aus dev Wehrmacht find Aus- 
gleichsbeträge nicht abzuziehen, 
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Verpflegung und Unterkunft 


84 
Die Angehörigen der Wehrmacht erhalten freie 
Verpflegung und, foweit e8 infolge ihrer Verwen— 
dung notwendig ift, freie Unterkunft nad) näberer 





Neichögefegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


‚ Beftimmung des Chefs des Obertommandos der 


Mehrmacht. 


Belleidung 


$5 


(1) Offiziere, Mufifinipizienten und Mufifmeifter 
ſowie Wehrmachtbeamte im Offizierrang müffen für 
die Beihaffung und Unterhaltung ihrer Bekleidung 
und Ausrüſtung, ſoweit letztere nicht dienſtlich ge— 
liefert wird, ſelbſt ſorgen. Sie erhalten dafür Ent— 
ſchädigungen nach näherer Beſtimmung des Chefs 
des Oberkommandos der Wehrmacht im Einverneh— 
men mit dem Reichsminiſter der Finanzen. 


(2) Alle anderen Angehörigen der Wehrmacht er— 
halten freie Dienftbefleidung. 


Heilfürforge 
86 
Die Angehörigen dev Wehrmacht haben Anſpruch 
auf freie ärztliche Behandlung, auf freie Kranfen- 
bauspflege und auf Gebrauch von SHeil- und Kur: 
mitteln, Der Anfpruc der Soldaten des Friedens: 
jtandes auf freie ärztliche Behandlung ihrer Ehefrau 
und Kinder nad) dem Bejoldungsgejeh vom 16. De- 
zember 1927 GReichsgeſetzbl. I ©. 349) bleibt beitehen. 


Frontzulage 
87 

(1) Als Ausgleich für die verſchlechterten Lebens— 
bedingungen, denen die Angehörigen der Wehrmacht 
bei bejonderem Einſatz durch länger andauernde 
Kampfhandlungen und Feindnähe ausgeſetzt find, 
wird eine Frontzulage gewährt. Sie ift Feine Kampf— 
oder Sefahrenzulage. 


(2) Soweit Teile von Einheiten in einer Kampf: 
zone eingefeßt find, wird die Frontzulage nur diefen 
Zeilen gewährt. Einzelverfonen nicht in der Kampf: 
zone eingefegter Einheiten wird Frontzulage nicht 
gewährt. 


(3) Die Höhe der Frontzulage ſetzt der Chef des 
Oberfommandos der Wehrmacht feft. 
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Neifekoften- und Kommandovergütung 
8 
(1) Neijefoften- und Rommandovergütung für Die 
Angehörigen der Wehrmacht während des befonderen 
Einjaßes find unter Berückſichtigung der Tatjache 
feitzufeßen, daß der Wehrmachtangehörige Wehrſold, 
freie Verpflegung und Unterkunft erhält. 


(2) Die näheren Beltimmungen erläßt der Chef 
des Oberfommandos der Wehrmacht im Einverneb- 
men mit dem Reichsminiſter der Finanzen. 


Unterhalt der Familien 
89 

(1) Diejenigen Angehörigen der Wehrmacht, durch 
deren Einberufung zur Wehrmacht der Unterhalt 
ihrer Angehörigen oder die Erfüllung ihrer fonitigen 
Verpflichtungen nidyt mehr gefichert ift, erhalten für 
ji, für ihre Familie oder Unterhaltsberechtigten 
samilienunterbalt. 


(2) Bei Bemeffung des Familienunterhalts find 
die bisherigen Lebensverhältniffe und Das im Frieden 
bezogene Einfommen der Angehörigen der Wehr: 
macht zu berüdjichtigen. Die Fortführung des Haus- 
halts unter Beachtung der durch den bejonderen Ein- 
ab gebotenen Einichränfungen, die Erhaltung des 
Beſitzſtandes und die Erfüllung übernommener Ver— 
pfliddtungen jollen in vertretbarem Ausmaße ge 
jichert werden, 


(3) Die näheren Beltimmungen hierzu erläßt der 
Neichöminifter des Innern im Einvernehmen mit 


Berlin, den 28. Auguſt 1939. 
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dem Chef des Oberfommandos der Wehrmacht und 
dem Reichdminifter der Finanzen. 


Pfändung, Aufrechnung 
$ 10 

(1) Der Wehrſold, die Frontzulage ſowie die ein- 
maligen und laufenden Befleidungsentichädiqungen 
find der Pfändung nicht unterworfen, 

(2) Die Aufrechnung wegen eines Anſpruchs auf 
Schadenserſatz wegen vorjäßlicher unerlaubter Hand- 
lung und wegen überhobener Gebührniffe ift gegen 
Wehrjold zuläffig. Jedoch find dem Angehörigen der 
Wehrmacht, dem gegenüber die Aufrechnung erklärt 
wird, mindestens zwei Drittel des Wehrſoldes zu be 
lajien. 

Schlußvorſchriften 
811 

(1) Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
beitimmt den Zeitpunkt für den Beginn und die Be- 
endigung der Anwendung diejes Geſetzes für die ge 
ſamte Wehrmacht oder einzelne Teile. 

(2) Der Ehef des Oberfommandos der Wehrmacht 
ift zur Erläuterung dieſes Gejebes, zu ſeiner An- 
paflung an das jeweils geltende Recht und, joweit 
ein Bedürfnis des bejonderen Einjabes es aebietet, 
auch zu Anderungen und Ergänzungen befugt. 

(3) Der Chef de3 Oberfommandos der Wehrmadt 
erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſes 
Geſetzes erforderlichen Nechts- und Verwaltungsvor: 
ſchriften im Einvernehmen mit den beteiligten Reichs— 
minijtern. 


Der Führer und Neichsfanzler 


Adolf Hitler 


Der Ehef des Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Neihsminijter der Finanzen 


In Vertretung 


Reinhardt 


mm 
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Berordnung zur Durchführung der Berordnung über die Nachverſicherung 
von jreitwillig länger dienenden Soldaten der Wehrmacht und Angehörigen des Neichsarbeitsdienites. 


Vom 23. Auguſt 1939. 


Auf Grund des 8 1242b Abſ. 3 der Neichsver- 1. Mannfchaften (Schüßen ufw.) 


fiherungsordnung, des S 18 des Angeitelltenver- einschl. Gefreite und Obergefreite 100. RAM 
fiherungsgefeßes fowie des $ 7 der Verordnung (wöchentlih = 23,07 » ), 
über die Nachverfiherung von freiwillig länger 2. Untexoffiziere einfchl. Unterfeld- 


dienenden Soldaten der Wehrmacht und Angehö— mebel 
rigen des Neichdarbeitsdienftes vom 21. Juli 1939 
(Reichsgefegbl. I S. 1314) wird im Einvernehmen 
mit dem Neichsarbeitsminifter verordnet: 


HEREIN TR 200 » 
(wöchentlid = 46,15 » ), 
3. Feldwebel, Oberfelöwebel, Stabs- 
felöwebel, Sauptfeldwebel und 
81 Leutnante in den erſten drei Dienft- 


I 
* ee 300 
Die nachzuentrichtenden Beiträge werden für die — (wöchentlich — Fre ), 


ganzen machzuverjichernden Seiten nach der Höhe 


de8 beim Ausfcheiden bezogenen dienftgradmäßigen 4. Yeutnante von der vierten Dienit- 
Monatsdurchfchnittseintommens berechnet. altersftufe ab und Oberleutnante 400 » |, 
5. Hauptleute in der erſten Dienſt— 
$ 2 WE ner 500 » „ 
Als Monatsdurchichnittseinfommen werden feſt— 6. Hauptleute von der zweiten Dienft- 
geſetzt Für: alteröftufe an. see sceeeree 600 » 


Berlin, den 23. Auguft 1939. 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 


* zum Reichsgeſetzblatt, Teil I, 
Einbanddeden ens Baisjae 1090 - 
tönnen beim Reihsverlagsamt, Berlin KW 40, Scharnhorftftr. 4, —— 

beſtellt werden. 


Preis jeder Einbanddede 1,45 .R.n einſchl. Verpackung aber ausſchl. Poſtgebühren (bei Voreinſendung 
für1 bis4Stüt 40 Mf). Bei Abnahme von wenigftens 30 Stüd ermäßigt ſich der Preis um 10v. H. 
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Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über die Vereinfachung der Verwaltung. 


Bom 28. Auguft 1939. 


Die Verteidigung von Volk und Reid) erfordert reibungslofe Arbeit der öffentlichen Verwaltung. Um 
diefe inftand zu jegen, auch unter ichwierigften Verhältniffen ihre Aufgaben gegenüber Volk und Reid) 
zu erfüllen, treffe ich folgende Anordnungen: 

I. 


(1) Von allen Behörden erwarte id) veitlofen Einſatz und jchnelle, von bürokratifhen Hemmungen 
freie Entſcheidungen. 
(2) Die Leiter der Oberften Reichsbehörden find mir dafür verantwortlich, daß die Zufammenarbeit 


ihrer Behörden ſich reibungslos vollzieht und daß feinerlei der Staatsführung abträgliche Verzögerung 
eintritt. 


(3) Iſt bei den nachgeordneten Behörden in Geſetzen, Rechts- oder Verwaltungsvorjchriften die Ent- 
fcheidung einer Behörde an die Zuftimmung einer anderen Behörde oder Dienftftelle gebunden, jo gilt 
deren Zuftimmung als erteilt, wenn fie der erfuchenden Behörde nicht innerhalb einer Woche nad) Empfang 
des Erſuchens jchriftlichen begründeten Widerſpruch hat zugeben lafjen. 


(1) Bei allen Dienftftellen des Reichs, der Länder, Gemeinden und öffentlichen Körperfchaften gehen 
die mit der Neichsverteidigung zufammenhängenden Aufgaben allen anderen Arbeiten vor; leitere 
werden nach Maßgabe der vorhandenen Kräfte fortgeführt. 

(2) Jeder Behördenleiter ift verpflichtet, den Gejchäftsbetrieb feiner Dienftitelle jo zu geftalten, daß 
diefe zur bordringlichen Durchführung der mit der Reichsverteidigung zufammenhängenden Aufgaben 
in der Lage ift. 
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(3) Die Generalbevollmächtigten für die Reichöverwaltung und für die Wirtichaft können nach An- 
hörung der Oberften Reichsbehörden Sachgebiete bezeichnen, in denen big auf weiteres VBerwaltungsarbeit 
zu unterbleiben bat. 
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(1) Die Oberften Reich&behörden haben, foweit nicht ein dringendes Staatsinterefje entgegenftebt, 
nachgeordnete Behörden mit den Verwaltungsentſcheidungen (Genehmigungen, Befreiungen ujw.) zu 
betrauen, für die nach den beitehenden Vorſchriften eine Oberjte Reichsbehörde oder eine höhere 
Verwaltungsbehörde zuſtändig ift. 


(2) Auch der Generalbevollmächtigte für die Reichöverivaltung kann nad) Anhörung der zuftändigen 
Oberjten Reichsbehörde Verwaltungsentjcheidungen auf die dieſer nachgeordneten Behörden übertragen; 
er kann im Einvernehmen mit der zuftändigen Oberften Reichsbehörde Beitimmungen, die Genehmigungen 
oder Befreiungen uſw. vorſehen, außer Kraft jeken. 


IV. 


(1) In Verwaltungsverfahren des Reichs, der Länder, Gemeinden und öffentlichen Körperſchaften 
entfällt die weitere Beſchwerde oder ein gleichartiger Rechtsbehelf gegen Bejchwerdeentjcheidungen. 


(2) An die Stelle der Anfechtung einer Verfügung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren tritt die 
Anfechtung im Beſchwerdewege bei der borgejeßten Behörde oder der Aufſichtsbehörde. Die Beſchwerde— 
behörde kann im Hinblick auf die grundſätzliche Bedeutung oder die beſonderen Umſtände des Einzelfalles 
ſtatt der Beſchwerde das verwaltungsgerichtliche Verfahren zulaſſen. Geht nach den geltenden Vorſchriften 
der Anfechtung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren die Entſcheidung einer Bejchwerdebehörde voraus, 
jo entjcheidet dieſe über die Zulafjung des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens, 


(3) Eine Berufung, Revifion oder ein gleichartiges Rechtsmittel gegen eine verwaltungsgerichtliche 
Entjcheidung findet nur ftatt, wenn das erfennende Derwaltungsgericht im Sinblid auf die grundfäßliche 
Bedeutung oder die befonderen Umftände des Einzelfalles die Berufung oder Revifion ausdrüdlich für 
zuläſſig erklärt. 


(4) Für das Anwendungsgebiet der Reichsabgabenordnung ift für die Beſteuerung, ſoweit nicht nur 
die Beſchwerde zuläjlig ift ($ 237 der Reichsabgabenordnung), das Anfechtungsverfahren ($ 230 der 
Reichsabgabenordnung) gegeben. 


(5) Die Nechtsbefchwerde ift für das Anwendungsgebiet der Reichsabgabenordnung nur dann 
gegeben, wenn der Oberfinanzpräfident wegen der grundjäßlichen Bedeutung oder der befonderen 
Umstände des Einzelfalles die NRechtsbeichwerde zugelaſſen bat. 


V. 


(1) Den Oberſten Reichsbehörden werden die ihrer Aufſicht unterjtehenden Körperſchaften des öffent- 
lichen Rechts unterftellt, Die bisher mit Aufſichtsbefugniſſen ausgeftatteten nachgeordneten Behörden 
erhalten Weijungsbefugnis gegenüber den bisher von ihnen beauffichtigten Dienititellen, 
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(2) Die Oberften Neichsbehörden bejtimmen, ob und wieweit die Arbeiten diejer Körperjchaften 
einzuftellen find ſowie ob und welche ftaatlichen Aufgaben diefe zu übernehmen haben. 


(3) Zuwendungen an private Organijationen ihres Gejchäftsbereich8 haben die Oberjten Reichs— 
behörden mit fofortiger Wirkung einzufchränfen oder einzuftellen, foweit nicht die Fortführung der 


Aufgaben diefer Organifationen einem unabweisbaren Staatsbedürfnis entipricht. 


(4) Die Generalbevollmächtigten für die Neichsverwaltung und für die Wirtjchaft können im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminifter der Finanzen über den Haushalt und die Beiträge der öffentlichen 
und privaten Organijationen Beltimmungen treffen. 


VI. 


Die Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung und für die Wirtſchaft können nach Anhörung 
der Oberſten Reichsbehörden weitere Beſtimmungen zur Vereinfachung der Verwaltung treffen. 


VII. 


Dieſer Erlaß gilt nicht für die Partei, ihre Gliederungen und angeſchloſſenen Verbände. Für dieſe 
ergehen entſprechende Vereinfachungsvorſchriften. 


Berlin, den 28. Auguſt 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Zammerß 


Berordnung 
über die Gewährung von Berpjlegungszulagen an Schwer: und Schwweritarbeiter. 


Vom 29. Auguit 1939, 


Auf Grund des 810 der Verordnung über die | Generalbevollmädtigten für die Wirtichaft und dem 
öffentliche Bewirtichaftung von landwirtihaftlihen | Reichsarbeitsminiſter hiermit verordnet: 
Erzeugniffen vom 27. Auguft 1939 (Neichsgefeßbl. I 
S.1521) und des $13 der Verordnung zur vor— 51 
läufigen Sicherſtellung des lebenswichtigen Bedarfs Als Schwer- und Schwerſtarbeiter im Sinne des 
des deutjchen Volkes vom 27. Auguft 1939 (Neidhe- | $ 10 der Erſten Durhführungsverordnung zur Der- 
gejeßbl. I S. 1498) wird im Einvernehmen mit dem | ordnung zur vorläufigen Sicherjtellung des lebens» 
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wichtigen Bedarfs des deutfchen Volkes vom 27.Auguft 
1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1502) gelten die in ber 
Anlage aufgeführten Perfonen. 


82 

(1) Der Führer eines Betriebes, in dem Schwer- 
und Schwerftarbeiter bejchäftigt werden, fammelt 
die außgegebenen Lebensmittel-Ausweisfarten diefer 
Arbeiter ein und überjendet fie mit einer Lifte an das 
für den Betriebsort zuftändige Arbeitsamt. Die Lifte 
muß den Namen des Betriebes, den Namen und 
Wohnort des Arbeiters und die Art feiner Beſchäfti— 
gung enthalten. 

(2) Das Arbeitsamt verfieht den Stammabſchnitt 
und die einzelnen Teilabfchnitte für Fleiſch oder Fleiſch— 
waren ſowie Milcherzeugniffe, Öle und Fette mit dem 
Dienftftempel und gibt die Ausweisfarten an den 
Betriebsführer fchnellftens zurüd. Dem Arbeitsamt 
bleibt vorbehalten, fpäter an Sand der vorgelegten 
Liften nachzuprüfen, ob die Inhaber der Ausweis: 
farten zu den Schwer- und Schwerftarbeitern gehören. 


83 
Auf Grund der Abjtempelung der Ausweisfarten 
und der einzelnen Teilabfchnitte durch das Arbeits. 


Berlin, den 29. Auguft 1939, 


amt erhalten die Schwer- und Schwerftarbeiter außer 
den allgemeinen Lebensmittelmengen zuſätz lich 


bei Fleiſch oder Fleiſchwaren 70Gramm je Tag, 
und zwar 250 Gramm 
auf jeden der Abſchnitte 
1,2,4,5,7,8,10 und 11 
und 
beiMilcherzeugnifjen, Ölen und 
ER nen 50 Gramm je Tag, 
und zwar 350 Gramm 
Margarine, Mifchfette, 
KRunftfpeifefett,Pflanzen- 
fette, Speifeöl, Schmalz, 
Sped oder Rindertalg 
auf jeden der Abfchnitte 
2,4,6und8, 





84 
(1) Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ber 
Verfündung in Kraft. 


(2) Der Reichsminiſter für Ernährung und Land. 
wirtſchaft beftimmt den SZeitpunft des Auferkraft- 
treten®, 


Der Reihsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
In Vertretung 
H. Backe 


Anlage 
(Su $ 1 der vorftehenden Verordnung) 


* 


Berg- und Hüttenarbeiter, die in knappſchaftlichen oder knappſchaftlich verficherten 
Betrieben oder in der eifenjchaffenden (eifenerzeugenden) Induſtrie befchäftigt find, 
Arbeiter in Eifen- und fonftigen Metallgiefereien fowie in Metallwalzwerfen und in 
Schmelzereien einjchließlich der in Stahlform- und Tempergießereien bejchäftigten, 


Glasjchmelzer und Glasbläfer, 


Dfenarbeiter in Siegeleien und in der feramifchen Induftrie, 
Bleigießer, Bleilöter in Betrieben zur Herftellung chemifcher Apparaturen, 


Bleibronzegießer und Bleibronzefchmelzer, 


Mijcher und Schmierer in Akkumulatorenfabriken, 
Arbeiter bei dem Bau von Befeftigungen, 
Steinbruch, Zongruben, Kalk und Zementarbeiter, joweit fie befonders ſchwere Arbeit 


verrichten, 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlun. 
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Grlaß des Führers 
über die Bildung eines Minifterrats für die Reichsverteidigung. 
— Vom 30. Auguſt 1939. 
Für die Zeit der gegenwärtigen außenpolitiſchen Spannung ordne ich zur einheitlichen Leitung 
der Verwaltung und Wirtſchaft folgendes an: 
J. 
(1) Aus dem Reichsverteidigungsrat wird als ſtändiger Ausſchuß ein 
„Minifterrat für die Reichsverteidigung“ 
gebildet. 
(2) Dem Minifterrat für die Neichsverteidigung gehören als ftändige Mitglieder an: 
Generalfeldmarjchall Göring als Vorſitzender, 
der Stellvertreter des Führers, 
der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung, 
der Generalbevollmächtigte für die Wirtichaft, 
der Reichsminifter und Chef dev Neichsfanzlei, 
dev Chef des Oberfommandos der Wehrmacht. 


(O Der Vorſitzende kann auch andere Mitglieder des Reichsverteidigungsrats ſowie weitere 
Perſönlichkeiten zu den Beratungen zuziehen. 


Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung kann Verordnungen mit Geſetzeskraft erlaſſen, falls 
ich nicht die Verabſchiedung eines Geſetzes durch Die Reichsregierung oder den Reichstag anordne. 


Neichönefegbt. 1939 I 
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IH. 


Die Befugniffe des Generalfeldmarſchalls Göring aus der Verordnung zur Durchführung des 
Dierjahresplanes dom 18. Ditober 1936 (Reichsgefegbl. I ©. 887), im befonderen fein Necht, 


Weifungen zu erteilen, bleiben beftehen. 


IV. 
Die Gejchäfte des Minifterrats für die Neichöverteidigung führt der NReichsminifter und Chef 


dev Reichskanzlei. 


Den Zeitpunkt des Außerkrafttretens des Exlafjes bejtimme ich. 


Berlin, den 30. Auguft 1939. 


Der Führer 
Adolf Hitler 


Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Neihsminifter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammerß 





Zweite Berordnung zur Ausführung Des Perſonenſtandsgeſetzes. 
Bom 30. Auguit 1939, 


Auf Grund des $ 70 de8 Derjonenftandsgejekes 
vom 3. November 1937 Neichsgefekbl. I ©. 1146) 
wird verordnet: 

sı 

(1) Der Standesbeamte kann Befreiung vom 
Aufgebot erteilen, wenn ein Verlobter der Wehr- 
macht angehört oder nachweiſt, daß er zum Dienft 
in dev Wehrmacht einberufen ift. 

(2) Die Befreiung darf nur erteilt werden, nach— 
dem Die Verlobten dem Standesbeamten glaubhaft 
gemacht haben, daß Ehehindernifje nicht vorliegen. 

(3) Zum Nachweiſe, dab fein Ehehindernis gemäß 
$ 1 des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes 
und Der Deutjchen Ehre vom 15. September 1935 
(Reichsgeſetzbl. IS. 1146) oder gemäß den SS 2,3, 4 
und 6 der Erfien Verordnung zur Ausführung diefes 
Gejebes vom 14. November 1935 Geichsgeſetzbl. I 
S. 1334) vorliegt, haben die Verlobten an Eides 


perſönlichen Verhältniffe, über ihre Eltern und über 
valfifche Einordnung und Religion ihrer Großeltern 
nach beitem Wiſſen gemacht haben. Die Beibringung 
von Urkunden, Die die Verlobten nicht Schon in Befit 
haben, darf nicht verlangt werden. 


(41) Zum Nachweife, daß fein Ehehindernis gemäß 
S1 des Geſetzes zum Schutze der Exrbgefundheit des 
deutſchen Volfes (Ehegejundheitsgefek) vom 18, Of- 
tober 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 ©. 1246) vorliegt, Haben 
die Verlobten an Eides Statt zu verfichern, daß fie 
die Angaben über ihre ehegefundheitlichen Verhält— 
niffe nach beitem Wiſſen gemacht haben, und daß 
ihnen das Ehetäuglichkeitszeugnis bisher noch nicht 
verjagt worden iſt. Die Beibringung eines Ehetaug- 
lichkeitszeugniſſes darf in ſolchen Fällen nicht ver- 
langt werden. 


82 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver- 


Statt zu verfichern, dab fie die Angaben über ibre | fündung in Kraft. 


Berlin, den 30. Auguſt 1939. 


Der Neihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichminifter des Innern 
Frick 
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Fünfte Duchführungsperordnung zur Berordnnung 
zur vorläufigen Sicherjtellung des lebenstwichtigen Bedarjs des deutſchen Vollkes. 


Bom 31. Auguſt 1939. 


Auf Grund des S13 der Verordnung zur bor- 
läufigen Sicherſtellung des lebenswichtigen Bedarfs 
des deutichen Volkes vom 27. Auguft 1939 (Neiche- 
geſetzbl. I ©. 1498) wird im Einvernehmen mit dem 
Generalbevollmädtigten für die Wirtſchaft verord- 
net: 


Sl 

(1) Die in Nr.7 der Anlage 1 zur Vierten Durd)- 
führungsverordnung zur Verordnung zur vorläufi- 
gen Sicherftellung des lebenswichtigen Bedarfs des 
deutichen Wolfes (WVerbrauchsregelung für Spinn- 
jftoffwaren und Schuhmwaren) vom 27. Auguſt 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1510) aufgeführten Spinnitoff- 
waren (Arbeits- und Berufsbefleidung für Männer 
und Frauen) können ohne Bezugfcheine an Verbraucher 
abgegeben und von ihnen bezogen werden. 


Berlin, den 31. Auguft 1939. 


(2) Als Arbeits- und Berufsbekleidung gilt Be 
rufsoberbefleidung einſchließlich Schußfitteln und 
Arbeitsjchürzen. 

82 

Auf das Beſohlen von Schuhen durch Schuh— 
macher oder andere Werkſtätten, die Schuhe aus— 
beſſern, findet die Vierte Durchführungverordnung 
zur Verordnung zur vorläufigen Sicherſtellung des 
lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen Volkes (Ver— 
brauchsregelung für Spinnſtoffwaren und Schuh— 
waren) vom 27. Auguft 1939 (Reichsgefeßbl. IS. 1510) 
feine Anwendung; das Befohlen von Schuhen it in 
diefen Fällen bezugicheinfrei. 


83 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver— 
kündung in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Bekanntmachung 
bon Bedarfsſtellen außerhalb der Wehrmacht, die zur Inanſpruchnahme von Leiſtungen 
nach dem Wehrleiitungsgejeß berechtigt jind. 


Bom 30. Auguft 1939. 


Auf Grund des 82 Abſ. 3 des Geſetzes über Leiftungen für Wehrzwede (Mehrleiftungsgefet) vom 
13. Juli 1938 (Neichsgefegbl. I S. 887) hat das Oberfommando der Wehrmacht im Einvernehmen mit 
mir folgende Bedarfsftellen außerhalb dev Wehrmacht bejtimmt, die für die Durchführung der ihnen von 
der Wehrmacht übertragenen und der ihnen zur Bekämpfung und Vorbereitung der Bekämpfung öffent 
licher Notftände obliegenden Aufgaben zur Inanſpruchnahme der nachitehend aufgeführten Leiftungen be 
rechtigt find. Die Bedarfsitellen des Neichsarbeitsdienftes find zur Inanfpruchnahme der Leiftungen nur 
im Kataftrophendienft, bei bejonderem Einfat und bei Nothilfeleiftung in der Landwirtſchaft berechtigt. 
Wird diefelbe Leiftung auch von Bedarfsitellen der Wehrmacht angefordert, gehen deren Anforderungen 
denjenigen der in diefer Bekanntmachung genannten Bedarfsitellen vor. 


Untere VBerwaltungsbehörde im Sinne diefer Bekanntmachung ift: 


1. in nichtfreisangebörigen Städten der Oberbürgermeifter — in Wien der Bürgermeiſter —, in der 


Hanfeftadt Hamburg der Neichsftatthalter (Gemeindeverwaltung) und in der Hanfeftadt Bremen der 
Negierende Bürgermeifter, 


2. im Proteftorat Böhmen und Mähren der Oberlandrat, 


3. im übrigen der Landrat, in Bremen der Landherr. 


II 
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Mehr: 


leiftungs- 


geſetz 


85 


86 
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Bedarfsftellen 


die unteren Verwaltungsbehörden 


die ftaatlichen Volizeiverwalter 


die Dolizeiverwalter der Luftihußorte I. und II. Ord- 


nung 


die Polizeiverbände (Abteilungen) und die gleichſtarken 
beweglichen Kräfte des Sicherheits- und Hilf3dienftes 


die Führer 
a) der Reichdarbeitsdienitgruppen 


b) der Arbeitsgaue und Abjchnitte des Reichsarbeits— 
dienſtes 


die Hauptzollämter mit Grenze 


die unteren Verwaltungsbehörden 


die ſtaatlichen Polizeiverwalter 


die Polizeiverwalter der Luftſchutzorte I. und IL. Ord— 


nung 


die Dolizeiverbände (Abteilungen) und die gleich— 
ftarfen beweglichen Kräfte des Sicherheits- und 
Hilfsdienftes 


die Führer 
a) der Reichsarbeitsdienftgruppen 


b) der Arbeitsgaue und Abjchnitte des Reichsarbeits— 
dienſtes 


die unteren Verwaltungsbehörden 


jeder Angehörige der Polizei, des Reichsarbeits— 
dienſtes und des Zollgrenzſchutzes im Dienſt 


jeder zur Luftſchutzdienſtpflicht herangezogene, im 
Dienſt befindliche Pflichtige 


Leiſtungen 


für alle Leiſtungen 


für alle Leiſtungen im Einvernehmen mit 
der unteren Verwaltungsbehörde 


für alle Leiſtungen, die für den Luftſchutz— 
warndienft und für Cinbeiten des 
Sicherheits- und Hilfsdienſtes gefor- 
dert werden, im Einvernebmen mit 
der unteren Verwaltungsbehörde 


für alle Yeiftungen außerhalb des Stand- 
orts 
für alle Leiſtungen, die 


a) für die Reichsarbeitsdienſtabteilun— 
gen und Reichsarbeitsdienſtgruppen, 


b) für alle Einheiten des Reichsarbeits— 
dienſtes 
gefordert werden 


für alle Leiſtungen für den Zollgrenz— 
ſchutz in Notfällen 


für alle Leiſtungen 


für alle Leiſtungen im Einvernehmen mit 
der unteren Verwaltungsbehörde 


für alle Leiſtungen, die für den Luftſchutz— 
warndienſt und für Einheiten des 
Sicherheits- und Hilfsdienſtes gefor— 
dert werden, im Einvernehmen mit 
der unteren Verwaltungsbehörde 


für alle Leiſtungen außerhalb des Stand- 
orts 
für alle Leiſtungen, die 


a) für die Reichsarbeitsdienſtabteilun— 
gen und Reichsarbeitsdienſtgruppen, 


b) für alle Einheiten des Reichsarbeits— 
dienſtes 


gefordert werden 


für alle Leiſtungen 


für alle Leiſtungen 


für alle Leiſtungen für Luftſchutzzwecke 
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Bedarfsitellen 





die unteren Verwaltungsbehörden und die jtaatlichen 
Nolizeiverwalter 


die Dolizeiverwalter der Luftſchutzorte I. und II. Ord— 
nung 


die PVolizeiverbände (Abteilungen) und die gleich— 
ſtarken beweglichen Kräfte des Sicherheits. und 
Hilfsdienftes 

die Abteilungen des Neichsarbeitsdienftes 


jeder Angehörige des Zollgrenzſchutzes im Dienft 


die unteren Verwaltungsbehörden und die ftaatlichen 
Dolizeiverwalter 


die Volizeiverwalter der Luftichußorte I. und IL. Ord— 
nung 


die Dolizeiverbände (Abteilungen) und Die aleid)- 
ftarfen beweglichen Kräfte des Sicherheitd- und 
Hilfsdienftes 

die Abteilungen des ReichSarbeitsdienftes 


die motorifierten Angehörigen des Zollgrenzſchutzes 
im Dienjt 





die unteren Verwaltungsbehörden und die ſtaatlichen 
Dolizeiverwalter 


die Dolizeiverwalter der Luftihußorte I. und IL. Ord- 
nung 


die Wolizeiverbände (Abteilungen) und die gleich— 
jtarfen beweglichen Kräfte des Sicherheits- und 
Hilfsdienſtes 


die Führer 
a) der Reichsarbeitsdienſtgruppen 


Neichögefepbl. 1939 I 


Leiftungen 


für alle Leiftungen im Rahmen der von den 
Mehrwirtichaftliden Abteilungen für 
die Bewirtichaftung gegebenen Richt: 
Linien 


für Luftichußzwece und nur in Notfällen 


für alle Leiftungen außerhalb des Stand- 
orts in Notfällen 


für alle Leiftungen in Notfällen 


in Notfällen 


für alle Leiſtungen im Rahmen der von den 
Mehrwirtichaftliden Abteilungen für 
die Bewirtichaftung gegebenen Richt: 
linien 


für Luftſchutzzwecke und nur in Notfällen 


für alle Leiftungen außerhalb des Stand- 
orts 


für alle Leiſtungen in Notfällen 


in Notfällen 


für alle Leiſtungen 


für alle Leiſtungen für Luftſchutzzwecke, 
jedoch mit der Einſchränkung, daß 
von ihnen nur eine vorübergehende 
Aufſtellung oder Anbringung von Ge— 
räten, Vorrichtungen oder Anlagen 
nach 510 Abſ. 1 Sat 2 verlangt wer— 
den kann 


für alle Leiſtungen, jedoch mit der Ein— 
ſchränkung, daß von ihnen nur eine 
vorübergehende Aufſtellung oder An— 
bringung von Geräten, Vorrichtun— 
gen oder Anlagen nach S 10 bj. I 
Sat 2 und nur außerhalb des Stand- 
orts verlangt werden kann 


für alle Leitungen, die 


a) für die Reichsarbeitsdienſtabteilun— 
gen und Neidysarbeitsdienftaruppen, 
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Wehr: | 
leiftungs- Bedarfsitellen Reiftungen 
geſetz 
Noch: * * 
810 b) der Arbeitsgaue und Abſchnitte des Reichsarbeits— b) für alle Einheiten des Reichsarbeits— 
Dienstes Dienstes 


gefordert werden, jedoch mit der Ein- 
Ihränfung, daß von ihnen nur eine 
vorübergehende Aufitellung oder An- 
bringung von Geräten, Vorrichtungen 
oder Anlagen nad $ 10 Abſ. Sat 2 
verlangt werden fann 

ee vs. WE seiner ale 1 En EEE 


s1l die unteren Verwaltungsbehörden und die ftaatlihen | für alle Leiſtungen 
Polizeiverwalter 





die Polizeiverwalter der Luftſchutzorte I. und IT. Oxrd- | nur für Lieferung von Verbrauchsſtoffen 
nung und Gerät für Luftſchutzzwecke im 
Einvernehmen mit der unteren Ver— 
waltungsbehörde, in Notfällen unter 
nachträglicher Meldung an die untere 

Verwaltungsbehörde 


die Polizeiverbände (Abteilungen) und die gleich. | für Leiftungen für Lager und Biwak 
*5* beweglichen Kräfte * Sicherheits und | außerhalb des Standorts im Einver- 
Hilfsdienftes nehmen mit der unteren Verwaltungs— 
behörde, in Notfällen unter nachträg- 
licher Meldung an die untere Ver— 

waltungsbehörde 


i ' i itsdi ür alle Leiſtungen im Einvernehmen 

*— — — —“ mit der en Verwaltungsbehörde, 
in Notfällen unter nachträglicher Mel: 
dung an die untere Verwaltungs: 
behörde 


die Hauptzollämter mit Grenze nur für Vieferung von Verbraudsftoffen 
und Gerät fiir Sperrungen im Ein- 
vernehmen mit der unteren Verwal: 
tungsbehörde, in Notfällen unter nad)- 
träglicher Meldung an die untere 
Verwaltungsbehörde 














$12 | die unteren Verwaltungsbehörden und die ftaatlichen | für alle Leiftungen, mit Ausnahme der 








Volizeiverwalter Sperrung von Nachrichtenanlagen 
jeder Angehörige der Volizei, des Reichsarbeitsdienftes | für die Benußung nichtöffentlicher fowie 
und des Sollgrenzichußes im Dienft privater Fernſprechanlagen 
jeder zur Luftſchutzdienſtpflicht Herangezogene im Dienft für die Benutzung nichtöffentlicher ſowie 
befindliche Pflichtige privater Fernſprechanlagen für Luft— 
ſchutzzwecke 
513 | die unteren Verwaltungsbehörden für alle Leiftungen 


jeder Angehörige der Volizei,des NeichSarbeitsdienftes für alle Leiftungen in Notfällen 
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Mehr: 


leiſtungs⸗ 


geſetz 


815 
Men. 1, 
2 und 4 


Nrn. 
2 und 4 


—n — — 


Ill 





Nr. 154 — Tag der Ausgabe: 31. 


Bedarfsitellen 





der Neichsproteftor in Böhmen und Mähren und die 
Reichsitatthalter, Landesregierungen, Oberpräfi- 
denten und Regierungspräfidenten — Bevollmäch— 
tigte für den Nahverkehr — 


die höheren und unteren Verwaltungsbehörden und 
die ftaatlichen Polizeiverwalter 


die Dolizeiverwalter der Luftichußorte I. und II. Ord- 
nung 


die Neichsmittelbehörden, Landesregierungen, Ober- 
präfidenten und Negierungspräfidenten — Waſſer— 
ſtraßenbevollmächtigte — ſowie die Waſſerſtraßen— 
ämter 


die Reichsmittelbehörden, Landesregierungen, Ober— 
präſidenten und Regierungspräſidenten — See— 
ſchiffahrtsbevollmächtigte — 


der Reichsprotektor in Böhmen und Mähren und die 
Reihsftatthalter, Landesregierungen, Oberpräji- 
denten und Negierungspräfidenten — Bevollmäch— 
tigte für den Nahverkehr — und ihre Fahrbereit- 
Ichaftsleiter 


die NReichsmittelbehörden, Yandesregierungen, Ober: 
präfidenten und Negierungspräfidenten — Wafler- 
ftraßenbevollmächtigte — Jowie die Wafleritraßen- 
amter 

die Neichömittelbehörden, Kandesregierungen, Ober: 
präfidenten und Negierungspräfidenten — Gee- 
ſchiffahrtsbevollmächtigte — 


die höheren und unteren Verwaltungsbehörden umd 
die ftaatlichen Dolizeiverwalter 


die Dolizeiverwalter der Luftihußorte I. und II. Ord— 
mung 


die Hauptzollämter mit Grenze 


Führer von Luftfahrzeugen der Polizei 


Auguft 1939 


1545 
Reiftungen 


für Jugtiere und Fahrzeuge des Straßen- 
verfehrs mit Einverftändnis der für Die 
Bewirtichaftung zuftändigen Stellen 


für Zugtiere fowie für Land- und Waſſer— 
fahrzeuge, joweit fie der Bedarfsitelle 
durch die für die Bewirtichaftung zu- 
ftändigen Stellen zugewiejen find 


für Sugtiere fowie für Land- und Waſſer— 
fahrzeuge, foweit fie der Bedarfsitelle 
durch die für die Bewirtichaftung zu- 
ftändigen Stellen für Zwecke des zivi- 
len Luftſchutzes zugewiejen find 


für Waſſerfahrzeuge der Binnenſchiff— 
fahrt 


für alle anderen Wafjerfahrzeuge 


für Leiftungen mit Yandfahrzeugen und 
Sugtieren; bei Werkfahrzeugen im Ein- 
vernehmen mit den für die Wirtichaft 
zuftändigen Stellen 


für Leiftungen mit Wafferfahrzeugen der 
Binnenſchiffahrt 


für Leiſtungen mit allen anderen Waſſer— 
fahrzeugen 


für kurzfriſtige Leiſtungen 


a) mit Landfahrzeugen mit Ausnahme 
der Kraftomnibuſſe, Laſtkraftwagen 
und Zugmaſchinen, 

mit Waſſerfahrzeugen, ſoweit fie 
nicht von dem Waſſerſtraßenbevoll— 
mädhtigten für andere Zwecke vor- 
geſehen find 


— 
— 
— 


für Die gleichen kurzfriſtigen Leiſtungen, 
jedody nur für Luftſchutzzwecke 


für Die gleichen kurzfristigen ‚Leiftungen, 
jedoch nur für den Sollgrenzichuß 


für alle Leiſtungen 
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Meine Bekanntmachung von Bedarfsitellen, die zur Inanfpruchnahme von Leiftungen nad) SS 15 und 16 
des Wehrleiftungsgefeges berechtigt find, vom 13. Auguft 1938 (NReichsgefegbl. I S. 1016) und meine 
Bekanntmachung der Bedarfsftellen des zivilen Luftſchutzes, die zur Jnanfpruchnahme von Leiftungen nach 
dem Wehrleiftungsgefeg berechtigt find, vom 23. Auguft 1938 (Reichögefegbl. I S. 1060) im der Faffung, 
die fid) aus meiner Bekanntmachung vom 23. Dezember 1938 (Reichögefegbl. IS. 1922) eraibt, werden 
aufgehoben. 


Berlin, den 30. Auguft 1939. 


DerReihsminifterdes Innern 
Frick 
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Preis geheftet 8 AM ; Behördenvorzugspreis 6 RM ; im Einband des Reichsgeſetzblatts 9,69 RM ; Behördenvor- 
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Geſetz über die Wiedervereinigung 
der Freien Stadt Danzig mit dem Deutfchen Reid). 


Dom 1. September 1939. 


Dae Reichstag hat einſtimmig das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
51 


Das vom Staatsoberhaupt der Freien Stadt Danzig erlaſſene Staatsgrundgeſetz über die 
Wiedervereinigung Danzigs mit dem Deutſchen Reich wird hiermit Reichsgeſetz. Es hat folgenden 
Wortlaut: 

„Artikel I: Die Verfaſſung der Freien Stadt Danzig iſt mit ſofortiger Wirkung aufgehoben, 
Artikel II: Alle gefeßgebende und vollziehende Gewalt wird ausjchließlich vom Staatsoberhaupt 
ausgeübt. 


Artikel IT: Die Freie Stadt Danzig bildet mit ſofortiger Wirkung mit ihrem Gebiet und 
ihrem Bolt einen Beftandteil des Deutjchen Neiche. 


Artikel IV: Bis zur endgültigen Beftimmung über die Einführung des deutfchen Reichsrechts 
durch den Führer bleiben die gefamten gejeßlichen Beftimmungen außer der Verfaſſung, die 
in dem Augenblick des Erlaſſes dieſes Staatsgrundgejeges gelten, in Kraft. 

Danzig, den 1. September 1939. 
Albert Forſter“ 


82 
Die Staatsangehörigen der bisherigen Freien Stadt Danzig ſind deutſche Staatsangehörige nach 
Maßgabe näherer Vorſchriften. 
83 


Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig bleibt das bisher geltende Recht mit Ausnahme 
der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig bis auf weiteres in Kraft. 


84 
(1) In der bisherigen Freien Stadt Danzig tritt am 1. Januar 1940 das geſamte Reichsrecht 
und preußiiche Landesrecht in Kraft. 
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(2) Der zuftändige Neichaminifter fann im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern 
beſtimmen, daß Reichsrecht oder preußiſches Landesrecht in der bisherigen Freien Stadt Danzig nicht 
oder zu einem ſpäteren Zeitpunkt oder mit beſonderen Maßgaben in Kraft tritt. Eine ſolche Beſtim— 
mung bedarf der Bekanntmachung im Reichsgeſetzblatt. 


(3) Bis zum 31. Dezember 1939 kann der Reichöminifter des Innern im Einvernehmen mit den 
zuftändigen Reichsminiſtern Reichsrecht und preufiifches Landesrecht durch Verordnung einführen. 


85 
(1) Zentralftelle für die Wicdervereinigung Danzigs mit dem Deutfchen Reich ift der Neiche- 
minifter des Innern. 


(2) Der Neichsminifter des Innern wird ermächtigt, die zur Durchführung und Ergänzung 
dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 


86 
Dieſes Geſetz tritt am 1. September 1939 in Kraft. 


Berlin, den 1. September 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


DerReihsminifterdes Innern 
Frick 


Der Stellvertreter des Führers 
R. Heß 


Der Beauftragte für den Vierjahresplan 





Göring 
Generalfelbmarfchall, Preufifcher Minifterpräfident 


Der Reichsminiſter desAuswärtigen 
von Ribbentrop 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Preis für den abtfeitigen Bogen 15 , aus abgelaufenen Jahrgängen 10.M/, ausfchlieplich der Poſtdruckfachengebühr. 
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Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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)8- Tag Inhalt Seite 
1.9.39 Gnadenerlaß des Führers und Reichsfanzlers für die Wehrmadt .... 1549 
ng 1.9.39 Ausführungsbeftimmungen zum Gnadenerlaß des Führers und Reichs— 
kanzlers für die Wehrmacht..... .... .. ......2* 1551 
Sr 
Gnadenerlaß des Führers und Reichskanzlers für die Wehrmacht. 
Bom 1. September 1939. 
Erſter Teil 
Strajjreiheit 
81 
Ich gewähre Straffreiheit allen aktiven Wehrmachtangehörigen nach folgenden Vorſchriften. 
532 
(1) Strafen, auf die beim Inkrafttreten dieſer Verordnung rechtskräftig erkannt iſt, die aber noch nicht vollſtreckt 
ſind, werden erlaſſen, wenn ſie nur in: 
1. Geldſtrafe, bei der die Erſatzfreiheitsſtrafe ſechs Monate nicht überſteigt, oder Ordnungsſtrafe von nicht 
mehr als eintaufend Reichsmark, 
2. Haft, Arreft oder Feſtungshaft, 
3. Gefängnis von nicht mehr ala ſechs Monaten 
allein oder nebeneinander beftehen. 
(2) Erxlaffen werden ferner Refte von Gefängnisftrafen, wenn fie beim Inkrafttreten diefer Verordnung nicht 
mehr al8 drei Monate betragen. 
(3) ft wegen mehrerer jelbftändiger Sandlungen auf eine Gefamtftrafe erfannt worden, fo tritt der Straferlaß 
ein, wenn die Gefamtjtrafe die im Abf. 1 oder die Reſtſtrafe die im Abf. 2 bezeichnete Grenze nicht überfteigt. 
Dasjelbe gilt, wenn aus mehreren beim Inkrafttreten der Verordnung rechtskräftig erfannten Freiheitsftrafen 
eine Gefamtftrafe zu bilden ift. 
3 
Noch nicht vollſtreckte Dilziplinarftrafen nad) der Heeresdilziplinarftrafordnung (aud) gültig für die Luftwaffe) 
und der Marinedilziplinarftrafordnung werden erlaffen. 
. ‘4 
| (1) Soweit Strafen nicht nad) $2 exlaffen find, wird die Vollſtreckung unter Berilligung einer Bewährungs- 
irift bis auf weiteres ausgeſetzt: 


1. ohne Nüdficht auf die Höhe der Strafe, joweit der Angeklagte wegen Zuwiderhandlung gegen $ 330a 
des Neichöftrafgefebbuch8 oder wegen fahrläffig begangener Straftaten zu Gefängnis allein oder neben 
Haft, Feitungshaft oder Geldftrafe verurteilt worden iſt, 
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2. bei anderen Straftaten, foweit die feftgefeßte Strafe nicht mehr als ein Jahr und ſechs Monate Gefängnis 
allein —— Haft, Feſtungshaft oder Geldſtrafe beträgt; $2 Abſ. 3 über die Gefamtftrafe gilt 
entiprechend,. 


(2) Die Entjcheidung darüber, ob Strafen, deren Vollſtreckung nach Abſ. 1 ausgefeßt ift, endgültig erlaffen 
werben, ergeht nad) Aufhebung des gegenwärtigen Zuftandes. Sie können im Einzelfall früher erlaffen werden, 
wenn ſich der Berurteilte nach dem Urteil feiner Vorgefegten durch hervorragende Leiftungen eines Önadenerweifes 
würdig erwieſen bat. 


(3) Die Ausjeßung wird widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, insbefondere wenn der Verurteilte 
durd) fein Verhalten eine Gefahr für die Mannszudt der Truppe bildet. 


$5 


(1) Anhängige Strafverfahren wegen Zumiderhandlungen, die vor dem Inkrafttreten diefer Verordnung 
begangen find, werden eingeftellt, wenn feine höhere Strafe oder Gefamtftrafe als: 


1. Geldftrafe, Dei der die Erfafreiheitsftrafe ſechs Monate nicht überfteigt, oder Ordnungsftrafe von nicht 
mehr als eintaujend Reichsmark, 


2. Haft, Arreſt oder Feſtungshaft, 
3. Gefängnis von nicht mehr als ſechs Monaten 


allein oder nebeneinander zu erwarten iſt und kein Anlaß beſteht, eine mit Freiheitsentziehung verbundene 
Maßregel der Sicherung und Beſſerung anzuordnen. 


(2) Neue Verfahren wegen jolcher Suwiderhandlungen werden nicht eingeleitet. 





(3) it wegen einer Zumiderhandlung gegen die Strafgefege eine höhere Strafe oder Gefamtftrafe als Die 
im Abſ. 1 bezeichnete oder die Anordnung einer mit sreiheitsentziehung verbundenen Maßregel der Sicherung 
und Beljerung oder von Entmannung zu erwarten, fo werden anhängige Strafverfahren durchgeführt und neue 
eingeleitet. Jedoch wird die Vollftredung der Strafe im Rahmen des $4 ausgejekt. 


86 


Difziplinarftrafen nad) der Heeresdilziplinarftrafordnung (aud) gültig für die Luftwaffe) und der Marine, 
difziplinarftrafordnung wegen Difziplinarübertretungen, die vor dem Inkrafttreten diefer Verordnung begangen 
wurden, werden nicht mehr verhängt. 


7 
(1) Ausgefchloffen von einem Gnadenerweis nad) 54 und nad) $5 Abſ. 3 find folgende Straftaten: 
1. Verbrechen, foweit fie nicht nur deshalb Verbrechen find, weil die Vorausfehungen der erhöhten Straf. 
drohung nad) $53 des Militärftrafgefehbuhs — MSEB — vorliegen, 

2. Fahnenflucht ($ 69ff. MSLGB) mit Ausnahme des Falles der Selbftgeftellung ($ 75 MStGB), 

3. Selbftbefchädigung und Vorſchützen von Gebrechen (55 81 bi8 83 MSGB), 
4 
5 








. Erregen von Mifvergnügen ($ 102 MStGB), 
. Meuterei ($ 103 MSGB). 


(2) Ausgefchloffen von einem Gnadenerweis find ferner die Soldaten, die fich während der Strafhaft fo fchlecht 
geführt haben, daß fie eine Gefahr für die Mannszucht der Truppe bilden. 


58 
(1) Die 851 bis 7 Abſ. 1 gelten auch für die Wehrpflichtigen des Beurlaubtenftandes, die in den aktiven 
Wehrdienſt eingeftellt werden. Bis zur endgültigen Entjcheidung über die Einftellung wird: 
1. in den Fällen der $$2, 4, 5 Abf. 3° die Strafvollftredung mit der Einberufung des Verurteilten zum 
Wehrdienft ausgejeßt; 


2. in den Fällen des $5 Ab. 1 und 2 mit der Einberufung des Beſchuldigten zum Wehrdienit ein anhängiges 
Verfahren vorläufig nicht fortgefegt und ein neues Verfahren vorläufig nicht eingeleitet. 





(2) Ausgenommen von Abf.1 find ſolche Perſonen, 

1. gegen die eine mit Freiheitsentziehung verbundene Maßregel der Sicherung und Beſſerung oder Ent- 
mannung angeordnet wurde; 

2. die unter der Wirkung einer Ehrenftrafe ftehen mit Ausnahme der nac) dem Militärftrafgefegbuch verhängten 
Dienſten tlaſſung. 
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Zweiter Teil 
Strafausſetzung 

89 
(1) Soweit ein Straferlaß oder eine Ausſetzung der Vollſtreckung nad) den $$ 1 bis 8 nicht eintritt, iſt der 
Vollzug von Freiheitsftrafen und von Mafregeln der Sicherung und Befjerung an Perfonen, die im mehr- 
pflichtigen Alter ftehen, auf Erfuchen der zuftändigen militärischen Dienftftelle bis auf weiteres auszufeben. 
(2) Soweit auf Einziehung oder Unbrauchbarmachung oder auf Unterfagen der Berufsausübung erfannt 

ift, behält es bierbei fein Bewenden. u 


Die Durchführung oder die Wiederaufnahme des Strafvollzuges oder des Vollzuges einer Mapregel der 
Sicherung und Befjerung können jederzeit aus wichtigem Grunde veranlaßt werden. 
Dritter Teil 
Schlußbeſtimmungen 
811 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
$ 12 


(1) Die zur Durchführung diefer Verordnung erforderlichen Ausführungsbeftimmungen erlaffen der Chef 
des Oberfommandos der Wehrmacht für diefe und der Neichaminifter der Juſtiz für feinen Geſchäftsbereich. 


(2) Der Chef des Oberfommandos der Wehrmacht ift ermächtigt, den Wortlaut diefer Verordnung den jeweils 
geltenden Beftimmungen anzupalfen. 
Berlin, den 1. September 1939. 


Der Führer und Neichstanzler 
Adolf Hitler 


Der Chef des Dberfommandos der Wehbrmadt 
Keitel 





Ausführungsbeſtimmungen 
zum Gnadenerlaß des Führers und Reichskanzlers für die Wehrmadt, 


Bom 1. September 1939. 
Auf Grund des $ 12 des Gnadenerlafjes des Führers und Reichskanzlers für die Wehrmacht vom 


1. September 1939 (Reichsgeſetz. I ©. 1549) wird verordnet: 


81 

(1) Die $$ 2 und 4 des Gnadenerlaſſes erfaſſen auch 
Nebenftrafen, ſoweit fie noch nicht vollftredt find, und 
gefetliche Nebenfolgen. Sie erjtreden fich ferner auf 
rücjtändige Bußen, die in Die Neichsfaffe fließen, 
und auf rüditändige Koften. Das gilt für $2 des 
Gnadenerlaffes auch, wenn die Strafe beim Inkraft— 
treten der Verordnung ſchon verbüßt war. 

(2) Maßregeln der&icherung und Befjerung fowie Ein- 
ziehung, VBerfallerklärung und Unbrauchbarmachung 
bleiben Durch $I 2 und 4 des Gnadenerlaſſes unberührt. 

(3) Das jelbftändige Einziehungsverfahren bleibt zu- 
läſſig. 

$2 

(1) Wehrmachtangehörige und Angehörige des Be- 

urlaubtenftandes, die beim Inkrafttreten des Gnaden- 


erlaſſes eine Difziplinarftrafe verbüßen, find in Freiheit 
zu ſetzen. 


n 0) Verhängte Difziplinarftrafen werden nicht voll: 
reckt. 


(3) Der Straferlaß wird in den Strafbüchern ver- 
merkt. 
3 


(1) Gerichtlich verurteilte Wehrmachtangehörige, 
die unter Die SS 2 und 4 des Gnadenerlafjes fallen, 
werden entlafjen, foweit fie ſich befinden: 

a) in Standort-, Marine- oder Fliegerhorft-Arreft- 
anftalten, in Keitungshaftanftalten und Wehr- 
machtgefängniffen 

durch die Anftaltsvorgefeßten, 
b) in einem SKajernenarreftraum 
durdy den zuftändigen Kommandeur, 


II 
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c) in Vollzugsanftalten der Reichsjuſtizverwaltung 
durch deren WVorftände. 


(2) Diefe Dienftftellen teilen die Entlaffung mit: 
a) dem Difziplinarvorgefeßten und 


b) beim Heer dem für den Erjaktruppenteil des 
Verurteilten zuftändigen Gerichtsheren, 


bei der Kriegsmarine dem Gerichtsheren, der 
die Vollftredung angeordnet hat, 


bei der Luftwaffe dem für den Luftgau des 
Derurteilten zuftändigen Gerichtsherrn. 


(3) Beſtehen bei den Dienftftellen des Abf. 1 Zweifel 
über die Anwendung des Gnabdenerlaffes oder nimmt 
der Verurteilte nad) ihrer Auffaffung ihn zu Unrecht 
für ſich in Anfprud oder hat er ſich jchlecht geführt 
($ 7 Abf. 2 des Gnadenerlaffes), jo halten fie den Ver- 
urteilten vorläufig zurüd und holen die Entjcheidung 
des im Abſ. 2 Buchft. b bezeichneten Gerichtsherrn 
ein. Bei Urteilen, die von den allgemeinen Gerichten 
erlafjen find, ift deren Entſcheidung einzuholen. 


84 
Auf gerichtlich verurteilte Angehörige des Be— 
urlaubtenſtandes ($ 8 Abſ. 1Nr. 1 des Gnadenerlaffes), 
die ſich in militärifchem Gewahrfam in Saft befinden, 
it $3 entfprechend anzuwenden, fobald fie zum Mehr: 
dienst einberufen werden. 


$5 
Über die nad) $$2 und 3 zu Entlaffenden verfügt 
der Oberbefehlshaber des MWehrmachtteils, dem die 
Verurteilten angehören. 


6 
Bei wehrmachtgerichtlich verurteilten Wehrmacht— 
angehörigen, die fi) auf freiem Fuß befinden, ftellt: 
1. beim Heer der für den Erfaßtruppenteil des 
Verurteilten zuftändige Gerichtäherr, 
2. bei der Kriegsmarine der Gerichtsherr, der die 
Strafvollftredung angeordnet hat, 
3. bei der Luftwaffe der für den Quftgau des 
Verurteilten zuftändige Gerichtsherr 
feſt, ob die Strafe durch die Amneftie erlaffen ift oder 
nicht. Hat er Zweifel oder hält er die Strafe nicht für 
erlafjen, jo gibt er die Sache an den zuftändigen 
(Serichtöheren ab. 


Berlin, den 1. September 1939, 
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7 
(1) In einem bei Wehrmachtgerichten anhängigen 
Verfahren ftellt beim Heer der für den Erſatztruppen— 
teil und bei der Luftwaffe der für den Luftgau des 


Beſchuldigten oder Angeklagten zuſtändige Gerichts- 
herr feſt, ob das Verfahren auf Grund des Gnaden- 
erlajjes eingeftellt ift oder nicht. Hat er Zweifel oder 
hält er dad Verfahren nicht für eingeftellt, gibt er die 
Sade an den zuftändigen Gerichtsheren ab. 

(2) Bei der Kriegsmarine wird unmittelbar der 
zuftändige Gerichtsherr tätig. 


88 
Die Anwendung des Gnadenerlaſſes wird nicht 
dadurch ausgefchloffen, daß die Strafe im Gnaden- 
wege bereits gemildert wurde. Maßgebend ift dann 
die in der Gnadenenticheidung feftgefeßte Strafhöhe. 
$9 
Zuſtändig für das Erfuchen nad) $ 9 des Gnaben- 
erlaſſes ift diejenige Dienftftelle, der der Verurteilte 
überwiefen wurde. 
$ 10 


Über den vorzeitigen Erlaf einer ausgefekten Strafe 
($ 4 Abſ. 2 des Gnadenerlaſſes) entfcheidet der dem 
Verurteilten im Zeitpunkt diefer Entſcheidung über- 
geordnete Gerichtsherr, bei MWehrpflichtigen des Be- 
urlaubtenftandes ($ 8 des Gnadenerlaffes) auf Antrag 
dieſes Gerichtsheren die allgemeine Vollſtreckungs— 
behörde (Staatsanwaltichaft, Amtsrichter). Den 
Widerruf der Ausſetzung ($ 4 Abf. 3, $ 10 des Gnaden- 
erlafjes) ſpricht ſtets der Gerichtsherr aus, dem ber 
Verurteilte im Zeitpunkt der zu treffenden Ent- 
ſcheidung unterftellt ift; vorher hört er den Verurteilten, 
wenn dies fachdienlich ift. 


s 11 
Die Entſcheidungen des Gerichtähern find mit 
Rechtsmitteln nicht anfechtbar. 
$ 12 
(1) Difziplinarvorgejegte können für ſolche Ver— 
urteilte, auf die der Gnadenerlaß nicht anwendbar 
ft, dem Gerichtsherrn im Einzelfall Gnadengefuche 
vorlegen, wenn jie den Werurteilten eines Gnaden- 
erweiſes für würdig und ein Ausrüden mit der Truppe 
vom Standpunkt der Mannszucht für unbedenklich 
halten. 
(2) Verſpricht das Gnadengeſuch nad Anficht des 
Gerichtsherrn Erfolg, jo kann er die Strafvollftredung 
unverzüglich ausfeßen oder unterbrechen. 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
Reitel 


Der NReichöminifter der Juftiz 
In Vertretung 
Dr. freisler 
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Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über die Neuregelung des Ehrenſoldes für Träger höchſter Kriegsauszeichnungen 
und der Zulage für Schußtruppenbejchädigte. 
Bom 27. Auguft 1939. 


si 
(1) Einen Ehrenfold von 20 Reichsmark monatlid) erhalten die Träger (Ritter und Inhaber) folgender 
höchſter Kriegsauszeichnungen: 


Vreußen:......... Orden pour le merite, 
Militärverdienſtkreuz, 
Oſterreich: ...... .. Militär⸗Maria⸗Thereſien⸗Orden, 
Goldene Tapferkeitsmedaille, 
Bahern:; Goldene und Silberne Tapferkeitsmedaille, 
—XCIMR—— Militär-St. Heinrichs Orden (Rommandeurkreuz, Goldene Mebaille), 
Württemberg: ..... Goldene Militärverdienitmedaille, 
DER: sarah Militär-Rarl-Friedricy-Verdienftorden, 


Militärische Karl-Friedrich-Verdienitmedaille, 
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(2) Die für den württembergifchen Militärverdienftorden (Kommentun) ſowie den bayerijchen Militär- 
Mar-Tofef-Orden und den Militär-Sanitätsorden betehende befondere Regelung bleibt unberührt; jedoch) 
wird der Ehrenfold für den Militär-Sanitätsorden 2. Klaffe auf 20 Reichsmark monatlich erhöht. 


(3) Träger mehrerer höchfter Kriegsauszeichnungen erhalten nur einen Ehrenfold, 


2 
Die Angehörigen der früheren Schußtruppen in unferen Kolonien erhalten eine Zulage von 10 Reichs- 
mark monatlich, wenn fie infolge der mit dem Schußtruppendienft verbundenen bejonderen Gefahren 
Derjorgung beziehen. Die Zulage erhöht lich, wenn die dienftliche Verwendung in den Kolonien länger 
ald drei Jahre gedauert hat, mit jedem weiteren in den Kolonien geleifteten Dienftjahr um ein Sechftel 
bis zum Betrag von 20 Reichsmark monatlich. Die Zulage ruht nad) Maßgabe der Vorfehriften, die für 
das Ruben der Frontzulage gelten. 


3 
Der Ehrenfold ($ 1) und die Zulage für Schutztruppenbeſchädigte ($2) unterliegen feiner Steuer und 


feiner Öffentlichen Abgabe, Sie werden auf andere Bezüge nicht angerechnet und bleiben bei Feſtſetzung 
von Unterſtützungen jeder Art außer Anſatz. 


84 
Dieſer Erlaß tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1939 in Kraft. Die zur Durchführung dieſes Erlaſſes 
erforderlichen Vorſchriften erläßt der Reichsarbeitsminiſter. Er iſt ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht zu beſtimmen, in welchen Fällen der Ehrenſold ($1) zu 
verjagen oder zu entziehen iſt. 





Berlin, den 27, Auguft 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Abolf Hitler 


Der Reihsarbeitäminifter 
Franz Seldte 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Reitel / 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


UT 
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Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über Gewährung eines Beteranenfoldes für Srontkämpfer. 
Bom 27. Auguft 1939. 
si | 
Frontkämpfer aus den Kriegen nad) 1870/71 einfchließlich der Teilnehmer am bosniſchen Okkupat ons⸗ 
ſeldzug 1878 und an der Niederwerfung des füddalmatinifchen Aufjtandes 1882 in den Reihen bet 


ehemaligen öfterreichifch-ungarifchen Wehrmacht erhalten, wenn fie das 70. Lebensjahr vollendet 
haben, auf Antrag einen Veteranenfold von 10 Reichsmark monatlid). 


2 
Die Zahlung des Veteranenfoldes beginnt mit dem Monat, der auf die Vollendung des 70. Lebens 
jahre folgt, früheftens jedoch mit dem Monat, in dem der Antrag gejtellt iſt. 
‘3 
Der Beteranenfold unterliegt feiner Steuer und keiner Öffentlichen Abgabe. Er wird auf andere Bezüge 
nicht angerechnet und bleibt bei Fejtfegung von Unterftügungen jeder Art außer Anſatz. | 


84 
Der Veteranenſold ruht nach Maßgabe der Vorſchriften, die für das Ruhen der Frontzulage gelten. 


85 
Dieſer Erlaß tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1939 in Kraft. Die zur Durchführung dieſes Erlaſſes 


erforderlichen Vorſchriften erläßt der Reichsarbeitsminiſter. Er iſt ermächtigt, zu beſtimmen, in welchen 
Fällen der Veteranenſold zu verſagen oder zu entziehen iſt. 


Berlin, den 27. Auguſt 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichdarbeitsminijter 
ran; Seldte 


Der Chef des Oberfommandoß der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Berordnung über die Einführung des Geſetzes zur Förderung der Tierzucht 
in der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Bom 24, Auguſt 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutfchen Reich vom 13. März 
1938 (Reichögefegbl. I S. 237) und auf Grund des Erlafjes des Führers und Neichskanzlers über die Ver: 
waltung der fudetendeutfchen Gebiete vom 1. Dftober 1938 (Reichögefehbl. I S. 1331) wird verordnet: 

In der Oftmark und im Reichsgau Sudetenland gilt mit Wirkung vom 1. September 1939 das Gefeh 
zur Förderung der Tierzucht vom 17. März 1936 (Reichögefegbl. I ©. 175). 


Berlin, den 24. Auguft 1939. 


Der Reihsminifterfür Ernährung und Landwirtihaft 
m Auftrag 
Morik 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dfundtner 


a 


Dritte Verordnung 
zur Durchführung des Geſetzes über dns Beſchlußverfahren in Nechtsangelegenheiten 
der Evangeliſchen Kirche*). 


Vom 29. Auguſt 1939, 


Auf Grund des $ 4 des Geſetzes über das Beſchluß⸗Kirche vom 26, Juni 1935 die Beichlußftelle in Rechts: 
verfahren in Nechtsangelegenheiten der Evangelifchen angelegenbeiten der Evangelifchen Kirche die Ent- 
Kirche vom 26. Juni 1935 (rReichsgeſetzbl. I S. 774) iheidung darüber für fich in Anspruch, ob in den 
und des $ 1 der Zweiten Verordnung zur Durd) Evangelifchen Landesfirchen oder in der Deutjchen 
führung dieſes Gefeßes vom 27. Juli 1935 (Neiche- Evangelifchen Kirche getroffene Maßnahmen gültig 
geſetzbl. T S. 1060) wird hiermit verordnet: jind oder nicht, fo hat das Gericht auf Erſuchen der 

Nimmt nad) $ 1 des Geſetzes über das Beſchluß- | Beihlußftelle die Ausfegung des Verfahrens anzu- 
verfahren in RechtSangelegenheiten der Evangelifchen | Ordnen. Die Anordnung ift unanfechtbar, 


Berlin, den 29. Auguft 1939, 


Der Reichsminiſter für die kirchlichen Angelegenheiten 
Kerrl— 


*) Betrifft nicht die Dftmart und den Reichſsgau Sudetenland 
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Durchführungsbeſtimmungen 
zum Geſetz über Die Beſoldung, Berpflegung, unterbringung, Bekleidung und Heilfürjorge 
der Angehörigen der Wehrmacht bei bejonderem Einſatz. 
Einſatz⸗ Wehrmachtgebührnisgeſetz — EWWGeG —) 
Vom 31. Auguſt 1939. 


Zur Durchführung des Geſetzes über die Beſoldung, 
Verpflegung, Unterbringung, Refleidung und Heilfür- 
forge der Angehörigen der Wehrmacht bei bei onderem 
Einfatz (Einfag-Wehrma chtgebührnisgefeß - EWGG-) 
vom 28. Auquft 1939 Geichsgeſetzbl. I ©. 1531) 
wird auf Grund des $ 11 im Einvernehmen mit dem 
Reichöminifter der Finanzen und Reichsminifter des 
Innern folgendes beitimmt: 





7. 3u$3 Friedensgebührniſſe 


Für die Friedensgebührniſſe der Angehörigen der 
Wehrmacht, die der Friedenswehrmacht angehörten, 
gelten die Friedensbeſtimmungen weiter, ſoweit ſich 
nicht aus dem Geſetz, aus dieſen Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen oder aus den Ausführungsbeſtimmungen der 
REN der Wehrmachtteile etwas andered 
ergibt. 


Zu 51 Allgemeines 
1. Angehörige der Wehrmacht im Sinne dieſes Ge- 
fees find alle Soldaten und Wehrmactbeamten, 
einexlei, ob fie der Friedenswehrmacht angehörten oder 
aus dem Beurlaubtenverhältnis einberufen oder um 
mittelbar in die Wehrmacht eingetreten find. 


2. Die Bezüge ber bei der Wehrmacht beichäftigten 
Angeftellten und Arbeiter werden durch befondere Vor⸗ 
fchriften geregelt. 


8. (1) Die Friedensbezüge der nicht zux Friedenswehr— 
macht gehörenden Feitbejoldeten des öffentlichen Dien- 
ftes und der Angeftellten und Arbeiter bei Behörden 
und fonftigen Koͤrperſchaften des öffentlichen Rechts 
— durch ihre bisherigen Heimatdienſtſtellen ge—⸗ 
zahlt. 


(2) Der Ausgleich gemäß S 3 des Geſetzes wird 


durch Die Dienftitellen vorgenommen, die die Frie— 
denabezüge auszahlen. 


au 52 Wehrſold 
3, 60 Der Wehrſold wird nach den in der Anlage 9 
aufgeführten Wehrſoldgruppen gewährt. 

(2) Charakteriſierte Offiziere erhalten Wehrſold, 
Reiſelkoſten⸗ und Kommandovergütung uſw. nad) dem 
—* durch Charakterverleihung zuerkannten Dienit- 
grad. 

(3) Sonderführer erhalten Wehrſold, Reiſekoſten— 
und Kommandovergütung uſw., die ihrer Verwen— 
dung in der Wehrmacht entſprechen. 


9. Bei Ermittlung des Ausgleichsbetrages iſt der 
Wohnungsgeldzuſchuß auch in den Fällen zu berück— 
ſichtigen, in denen er nicht ausgezahlt wird, z. B. bei 
Anhabern von Dienftwohnungen; Werkdienſtwoh— 


nungen, Kaſernenwohnungen fowie bei kaſernenbe— 
nutzungspflichtigen oder bei eingeſchifften Soldaten. 


10. Den Verheirateten wird der Unverheiratete gleid) 
geftellt, der im eigenen Hausſtand aus gejeglicher oder 
fittlicher Verpflichtung Rerwandten bis zum 4. Grade, 
Verſchwägerten bis zum 2. Grade, an Kindes Statt 
angenommenen Kindern oder Vflegefindern, Adop- 
tiv. oder Vflegeeltern oder unehelichen Kindern Woh— 
nung und Unterhalt gewährt. Dabei bejtimmt ſich 
der Grad der Verwandtſchaft nach der Dahl der fie 
vermittelnden Geburten und der Grad der Schwäger- 
schaft nach dem Grade der fie vermittelnden Verwandt 
\chaft (8$ 1589, 1590 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 
Geſchiedene und Verwitwete gehören zu den Unver— 
heirateten. Hinſichtlich ihrer Gleichſtellung mit den 
Verheirateten gelten SatzJ und 2. 


4. Der Anſpruch auf Wehrſold beginnt: 

a) für Perſonen, die der Friedenswehrmacht al3 
Soldaten oder Wehrmahtbeamte angehörten, 
mit Beginn des Monatsdrittels (1.6i8 10. 11. 
big 20. und 21. bis Ende), in dem das Geſetz 
zur Anwendung fommt, 
für die übrigen Angehörigen der Wehrmacht 
mit Beginn des Monatsdrittels, in dem fie in 
die Wehrmacht eingeftellt find oder ihren Dienit 
tatfächlich angetreten haben. 


b 


— 


11. a) Für in Kriegsgefangenſchaft befindliche oder 
auf neutralem Gebiet zurückgehaltene (inter: 
nierte) Angehörige der Wehrmacht werden Die 
Friedensgebührniſſe nach den Friedensbeſtim— 
mungen weitergezahlt. Der Abzug des Aus— 
gleichsbetrages gemäß $ 3 des Geſetzes bleibt 
beſtehen. 


5. Der Anſpruch auf Wehrſold endet mit Ablauf des 
Monatsdriitels, in dem der Angehörige der Wehr: 
macht aus der Wehrmacht entlafjen wird oder aus— 
fcheidet oder Die Anwendung des Geſetzes aufhört. 


6, Der Webrfold wird von der Einheit im voraus ge- 
zahlt, bei der ſich der Angehörige der Mehrmaht am 
Faͤlligkeitstage befindet. Allgemeine Auszahlungstage 
für alle Dienftgrade find der 1., 11. und 21. jedes 
Monats. 


b) Für ledige Angehörige der Wehrmacht, die 
vermißt find, endet Die Zahlung der Frieden®- 
aebührniffe mit Ablauf des Monats, dev auf 
den Monat folgt, in dem das Vermißtſein ein- 


*) Der Wortlaut der Anlage wird in den Verordnungsblättern 
getreten iſt. 


der Wehrmachtteile veröffentlicht. 
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c) Für verheiratete und nad) Nr. 10 ihnen gleich— 
geftellte Angehörige der Wehrmacht, die ver- 
mißt find, werden ala Bermißtengebührniife 
die Friedensgebührniſſe nad) den Friedensbe— 
timmungen für die drei Monate weiterge- 
währt, die auf den Monat folgen, in dem das 
Bermißtfein eingetreten ift. Der Ausgleich}. 
betran gemäß 83 des Geſetzes wird für Diele 
drei Monate nicht abgezogen. 


Fiber die unter Buchft. b und e genannten Zeit- 
räume hinaus werden Vermißtengebührnifie 
an diejenigen Angehörigen des Vermißten ge— 
währt, die im Falle des Todes Hinterbliebenen- 
fürforge und »verforgung erhalten fönnen, und 
war in Höhe der jeweils zu gewährenden Be- 
züge. Die Vermißtengebührniffe werden von 
den Stellen gezahlt, welche die FFriedensgebühr- 
niſſe gezahlt haben. Die Höhe der den einzelnen 
Hinterbliebenen vorausfichtlih  zuftehenden 
Hinterbliebenenfürforge- und verſorgungsbe— 
züge ift von den Zablitellen bei dem für den 
Wohnort des bisherigen Zablungsempfängers 
zuftändigen Wehrmacdhtfürforge- und -verjor- 
gungsamt zu erfragen. 
Wenn ſpäter Hinterbliebenenfürjorge- und -ver- 
jorgungabegüge gewährt werden, find auf dieſe 
ie nad) Buchit. b bis d für den gleichen Zeit- 
raum aezahlten Gebührniffe anzurechnen. 


— 
— — 
— 


9— 
— 


Bu $4 Verpflegung und Unterkunft 


Die freie Verpflegung foll in der Negel in Natur 
gewährt werden. Im einzelnen gelten die Beftimmun- 
gen der Worjchrift für die Verpflegung der Wehr- 
macht bei befonderem Einfat (Einjat-Wehrmactver- 
pflequngsvorichrift). 


Sofern eine Unterbringung in reichseigenen oder 
vom Neich ermieteten Räumen nicht möglich ift, wird 
Quartier nad) dem Wehrleiſtungsgeſetz ficheraeftellt. 
Anspruch auf dienftgradmäßige Unterfumft oder 
Unterbringung befteht nicht. Für das Wohnen im 
eigenen Haushalt wird eine Entſchädigung nicht ge- 
währt. 


Bu $5 Befleidung 


‘(1) Offiziere, Mufikinfpizienten und Muſikmeiſter jo- 
wie Mehrmachtbeamte im Offizierrang mit Uniform 
erhalten eine monatlich im voraus zahlbare Entſchä— 
digung für Abnutzung der Bekleidung (Bekleidungs- 
entfehädiqung) von 30 Reichsmark. Daneben jteht 
Friedensbekleidungsentichädigung Geeichszuſchuß) 
nicht zu. 

(2) Die Bekleidungsentſchädigung wird für Die 
Dauer der Angehörigkeit zur Wehrmacht gezahlt. Für 
den Monat des Eintritts und der Entlaffung oder de3 
Ausicheidens wird der volle Monatsbetrag gezahlt. 
Die Verrechnung der Bekleidungsentſchädigung mit 
den Kleiderfaffen regeln die Oberfommandos der 
Mehrmachtteile für ihren Bereid). 


Die Offiziere, Mufikinipizienten und Muſikmeiſter 
font Mehrmachtbeamte im Offizierrang (des Frie— 
ens- und Beurlaubtenftandes), die bei Beginn des 
befonderen Einfates der. Friedenswehrmacht bereits 
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angehörten oder nad) Beginn des befonderen Ein- 
jaße3 in die Wehrmacht eintraten und feinen An- 
ſpruch auf die einmalige Einfleidungsbeihilfe 
(Mr. 16) Haben, erhalten zur Vervollftändigung 
ihrer Ausftattung eine einmalige Ausrüftungsbei- 
hilfe von 150 Reichsmark. Wehrmadhtbeamte, die 
bi8 zu Diefem Seitpunft nur zum Vorbalten von 
Dienftbekleidung verpflichtet waren, erhalten eine 
einmalige Ausrüftungsbeibilfe von 275 Reichsmark. 


(1) Die in Nr. 14 genannten Angehörigen der 
Wehrmacht ded Heeres und der Luftwaffe, die im 
Frieden nicht zum Tragen oder Morhalten einer 
Uniform verpflichtet waren, erhalten die notwen- 
digen Bekleidungs- und Ausrüftungsftüde aus Dienft- 
beftänden. Sie werden einmalig unentgeltlich verab- 
folgt. Einzelheiten über die Abgabe regeln Die 
Dberfommandos der Wehrmachtteile. Daneben wird 
zur Ergänzung der Ausftattung eine einmalige Ein- 
fleidungsbeihilfe von 250 Reichsmark gewährt. 


(2) In der Kriegsmarine erhalten die im Abf. 1 
Sat 1 aenannten Verfonen eine einmalige Ein- 
Fleidungsbeihilfe von 700 Reichsmark. Eine unent- 
geltlihe Abgabe von Dienftbefleidungs- und Aus- 
rüftungsftüden an fie findet nicht ftatt. 


(1) Die während des Einfabes der Wehrmacht zu 
Offizieren oder Muſikmeiſtern beförderten oder zu 
Wehrmachtbeamten im Offizierrang des Heeres und 
der Luftwaffe ernannten Unteroffiziere und Mann- 
Ichaften erhalten zur Vervollftändigung ihrer Aus- 
ftattuna eine einmalige Einfleidungsbeihilfe von 
350 Reichsmark, gegebenenfalls unter Anrechnung 
de3 oben genannten Betrages von 250 Reichsmark, 
daneben wird ihnen die zur Zeit ihrer Beförderung 
oder Ernennung in ihren Händen befindliche Dienft- 
befleidung als Eigentum belaffen. 


(2) In der Kriegsmarine erhalten die im Abf. 1 
Sat 1 genannten Unteroffiziere ohne Dortepee und 
die Mannichaften die einmalige Einkleidungsbeihilfe 
bon 700 Reichsmark, die Unteroffiziere mit Dortepee 
von 500 Reichsmark, Über die Abgabe der in ihren 
Händen befindlichen Dienftbefleidungs- und Aus— 
rüſtungsſtücke trifft das Oberfommando der Kriegs: 
marine Beltimmung. 


Die Ausrüftungsbeihilfe gemäß Nr. 15 und die 
Einfleidungsbeihilfe gemäß Nr. 16 und 17 werden 
auch bei mehrmaligem Einſatz nur einmal für den 
eriten Fall gewährt. 

Sonitige in Nr. 14 nicht genannte einzelne Ange- 
hörige der Wehrmacht des Friedensſtandes, die für 
ihre Uniform felbft forgen mußten und hierfür eine 
Geldentihädigung erhielten, werden für ihre Derfon 
den Offizieren ufw. in der Belleidungsabfindung 
gleichgeitellt. 


Bu $7 Frontzulage 
Die Frontzulage iſt für alle Dienſtgrade gleich. 


Sie wird tageweiſe berechnet und nachträglich am 
11., 21. und 1. jede Monats ausgezahlt. 


IN 





| 








I 
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Die bereits bei den Wehrmachtteilen gezahlten Zu- 
lagen, 3. B. Hlieger-, Fallſchirm-, Bord-, Mafchinen-, 
U-Boot-Taud-, Taucherzulagen, werden mit der 
Frontzulage voll aufgerechnet. 


Die weiteren Beſtimmungen erlaffen die Ober- 
fommandos der Wehrmadhtteile mit Zuftimmung 
des Chefs des Oberfommandos deu Wehrmacht. 


3us58 Neifekoften- und Kommandovergütung 
Dienftreijen 
A. Fahrkoſteneutſchädigung und Nebenkoſtene rſatz 


(1) Sofern die Beförderung nicht unentgeltlich 
erfolgt, wird Fahrkoſtenentſchädigung nach der 
Reifeverordnung gewährt, wenn nicht an deren Stelle 
Mehrmachtfahricheine für die Beförderung auf der 
Eifenbahn oder andere Ausweiſe für die Benubung 
von Kraftwagen- und Dampferlinien, Fähren ulw. 
treten. 


(2) Erforderlichenfall® werden Nebenfoften nad) 
der Reiſeverordnung erjtattet. 


B. Tage, und LÜbernachtungsgeld 


a) Für Dienftreifen im Operationsgebiet des 
Heeres und im Wehrmachtverwaltungsgebiet 
wird Tage- und Übernachtungsgeld nicht ge— 
währt. 


b) Für Dienſtreiſen, die im Heimatkriegsgebiet 
oder im Warinefeſtungsgebiet ſowie aus dem 
SHeimatfriegsgebiet oder aus dem Marine 
Feftungsgebiet in das Operationsgebiet oder in 
das Wehrmachtverwaltungsgebiet und umge- 
kehrt ausgeführt werden, regelt fid) die Ab- 
findung wie folgt: 


aa) Für die Neifetage wird Tage und Über— 
nachtungsgeld nad) der Neifeverordnung 
gewährt. 


bb) Am Gejchäftsort wird für längſtens drei 
Tage Tage- und Übernachtungsgeld ge- 
währt, fofern der Dienſtreiſende nicht 
MWehrmachtverpflegung in Natur und von 
Amts wegen bereitgeftellte Unterkunft in 
Anſpruch nimmt. 
Rom vierten Aufenthaltstage am gleichen 
Geichäftsort an wird Mehrmachtverpfle- 
aung in Natur und freie Unterkunft von 
Ant? wegen gewährt. Iſt dies in Aus— 
nabmefällen nicht möglidy, jo werden für 
Selbftbeihaffung der Verpflegung die 
Hälfte des DTagegeldes, für Selbit- 
beichaffung der Unterkunft Die Hälfte des 
Ubernachtungsgeldes gewährt. 
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ee) Für die Dauer des Bezugs von Tagegeld 
oder Teiltagegeld ruht dev Anſpruch auf 
- Verpflegungsgebührniffe. Bei Teilnahme 
an der vollen Wehrmahtverpflegung in 
Natur wird fein Tagegeld oder Teiltage- 
aeld, bei Benutzung von Amts wegen 
bereitgeftellter freier Unterkunft wird fein 
Lbernachtungsgeld oder Teile davon ge- 
währt. 


Rommandod 


(1) Im Operationsgebiet des Heeres und im 
Mehrmachtverwaltungsgebiet wird für Rommandod 
Kommandovergütung nicht gewährt. 


(2) Im SHeimatkriegdgebiet und im Marine- 
feftungsgebiet erhalten kommandierte Angehörige der 
Mehrmacht für die Reifetage Tage- und Ubernach— 
tungsgeld nach der Reiſeverordnung. Vom erſten 
Tage nach dem letzten Reiſetage an ſtehen feine 
Sondergebührniffe mehr zu, wenn freie Verpflegung 
und Unterkunft in Natur gewährt werden fünnen. 
ft die Gewährung von Verpflegung oder Unter: 
funft in Natur ausnahmsweiſe nicht möglich, To 
werden für Selbſtbeſchaffung der Verpflegung die 
Geldabfindung zur Selbftverpflegung nad der Ein- 
fab-Mehrmachtverpflegungsvorichrift und für Ver— 
heiratete ein Zuſchuß von 1,00 Reichsmark täglich, 
für Selbſtbeſchaffung der Unterkunft ein Viertel des 
Übernachtungsgeldes gewährt. 


Soweit Nr. 24 und 25 Änderungen nit vor— 
ſehen, ift die Neifeverordnung für die Wehrmacht 
finngemäß anzuwenden. Zuſchüſſe und Zehrkoſten 
nach der Neifeverordnung werden nicht gewährt. 


Umzugsfoften, Trennungsentfhädiqung 


(1) Bei Verſetzungen von Angehörigen der Wehr- 
macht, die der Friedenswehrmacht angehörten, mit 
denen ein Mechiel des dienſtlichen Wohnſitzes oder 
ein Ortsumzug verbunden ift, bedarf Die Durchfüh— 
rung des Umzugs der Genehmigung der Oberfom- 
mandos der Wehrmachtteile, fie ift Vorausjegung 
für die Gewährung dev Umzugsfoften. 


(2) Trennungsentfehädigung wird nicht gewährt. 
Wenn die bisherigen Vorausfeßungen dafür vor— 
liegen und Verpflegung und Unterkunft in Natur 
nicht gewährt werden können, tritt Abfindung nad) 
Nr. 25 ein. 


Zug Schlußvorjchriften 


Die Dberfommandos der Wehrmachtteile erlaffen 
die erforderlichen Ausführungsbeftimmungen mit 
Zuftimmung des Chefs des Oberfommandos der 
MWehrmadt. 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 
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Berordnung Über Bezugicheine für Betäubungsmittel. 
Bom 31. Auguft 1939. 


Auf Grund von 54 Abf. 2, $ 11 Abf. 1 und 812 
des Gejeßes über den Verkehr mit Betäubungsmitteln 
(Opiumgefeß) vom 10. Dezember 1929 (Reichsgeſetzbl. 
I ©.215) in der Faffung der Gejege zur Anderung 
des Opiumgefeßes vom 22. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. 
I ©. 287) und vom 9. Januar 1934 (ReichSgejekbl. I 
©. 22) wird hiermit verordnet: 


81 

Wird infolge der derzeitigen beſonderen Verhält— 
niſſe die ordnungsmäßige Verſorgung der Bevölfe- 
rung mit Betäubungsmitteln dadurch gefährdet, daß 
die nach SA Abſ. 1 des Opiumgeſetzes für den Er— 
werb, die Veräußerung und die Abgabe der Be— 
täubungsmittel vorgeſchriebenen Bezugſcheine nicht 
rechtzeitig beſchafft werden können, ſo kann der Prä— 
ſident des Reichsgeſundheitsamts für die gefährdeten 
Gebietsteile beſtimmen, daß die Betäubungsmittel 
ohne Bezugichein der Opiumftelle erworben und ab- 


Berlin, den 31. Auguft 1939, 


gegeben werden fünnen, wenn dem Lieferer ein vom 
Erwerber ausgeftellter Bezugſcheinantrag vorliegt, 
der der Verordnung über Bezugfcheine für Be— 
täubungsmittel vom 20. Februar 1935 (Neich8- 
geſetzbl. I ©. 208) entipricht. 


82 
Unter dieſen erleichterten Bedingungen darf Be— 
täubungsmittel nur erwerben, veräußern und ab— 
geben, wer hierzu nad) $3 des Opiumgeſetzes be— 
rechtigt iſt. 
83 
(1) Der Lieferer überſendet nad) Lieferung die 
Bezugfcheinanträge am 1., 11. und 21. eines jeden 
Monats an die Opiumftelle im Reichsgeſundheitsamt. 


(2) Die Vordrude der Bezugicheine behält der 
Lieferer zurück. Für ihre Behandlung gelten die dar— 
über exlaffenen Beſtimmungen. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
In Vertretung 
Nfundtner 





Berordnung zur Durchführung 
des Geſetzes zur Berhütung erbiranten Nachwuchſes und des Ehegeſundheitsgeſetzes*). 


Bom 31. Auguſt 1939. 


Für die Durchführung des Gefeßes zur Verhütung 
erbfranfen Nachwuchfes vom 14. Juli 1933 GReichs— 
geſetzbl. I S. 529) in der Faſſung dev Geſetze zur 
Anderung diefes Geſetzes vom 26. Juni 1935 Reichs— 
gejeßbl.I S.773) und vom 4. Februar 1936 (Neiche- 
gejeßbl. I S. 119) und für die Durchführung des 
Geſetzes zum Schutze der Erbgefundheit des deutſchen 
Volkes (Ehegefundheitsgefeb) vom 18. Oftober 1955 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1246) wird vorläufig Folgendes 
verordnet: 


Artifell 


81 
(1) Anträge auf Unfruchtbarmachung find nur zu 
ftellen, wenn die Unfruchtbarmadhung wegen bejon- 
ders großer Fortpflanzungsgefahr nicht aufgefchoben 
werden darf. Soll ein Antrag auf Unfruchtbar- 


madhung gemäß $ 2 oder gemäß $ 3 Ziffer 2 des Ge- 
fees zur Verhütung erbfranten Nachwuchſes geftellt 
werden, fo ift er dem zuftändigen Gefundheitsamt zu- 
zuleiten, welches prüft, ob Diefe Vorausſetzungen vor- 
liegen. | 

(2) Anzeigen gemäß Artikel 3 Abſ. 4 der Verord- 
nung vom 5. Dezember 1933 (Reichsgeſetzbl. ©.1021) 
find beim Gefundheittamt zu ſammeln. Ihre weitere 
Bearbeitung ruht, wenn die Worausfeßungen bes 
Abſ. 1 nicht gegeben find. 


2 
Verfahren auf Unfruchtbarmahung, die beim 
Inkrafttreten diefer Verordnung noch nicht rechts— 
fraftig erledigt find, werden eingeftellt. Sie find nur 
auf befonderen Antrag des Amtsarztes fortzufeken. 
Er foll den Antrag nur ftellen, wenn ein dringender 
Fall im Sinne des $ 1 Abf. 1 vorliegt. 


*) Betrifft nicht die Dftmart und den Reichsgau Sudetenland. 





Mr. 157 — Tag der Ausgabe: 1, September 1939 


83 
Der Reichsminiſter der Juſtiz kann die Aufgaben 
mehrerer Erbgeſundheitsgerichte einem Erbgeſund— 
heitsgericht übertragen. 


84 

Die Durchführung von rechtskräftigen Beſchlüſſen 
auf Unfruchtbarmachung kann durch den zuſtändigen 
Amtsarzt ausgeſetzt werden, falls Ärzte, Die zur Um 
fruchtbarmachung ermächtigt find, nicht zur Ver— 
fügung ftehen. In dringenden Fällen ift der rechts— 
kräftige Beſchluß durchzuführen. Hierzu können aus— 
nahmsweife auch Arzte herangezogen werden, Die 
nicht ausdrücklich zur Ausführung von Unfruchtbar- 
machungen ermächtigt find, jofern fie die Gewähr 
für eine ordnungsmäßige Durchführung des Eingriffs 
bieten, 


5 
(1) Unfruchtbarmachungen, Schwangerichaftsunter- 
brechungen und Entfernungen der Reimdrüfen gemäß 
$ 14 Abf. 1 des Geſetzes zur Verhütung erbfranfen 
Nachwuchſes werden durch diefe Verordnung nicht 
berührt. Dem Leiter der Gutachterftelle bleibt es über- 
laffen, ob und inwieweit er im Einzelfall Fchriftliche 
oder mündliche Gutachten über die Notwendigkeit 
einer Schwangerſchaftsunterbrechung einholen will; 
er kann auch ohne Einholung folder Gutachten ent- 
ſcheiden. 


(2) Entfernungen von Keimdrüſen gemäß S 14 
Abſ. 2 des Gefekes zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchjes find nicht vorzunehmen, 


Artifel I 


86 

Unterfuchungen auf Ehetauglichkeit jollen im all- 
gemeinen nicht ftattfinden. Das Ehetauglichkeits— 
zeugnis darf auf Grund des $ 1 deö Geſetzes zum 
Schuße der Erbgefundheit des deutſchen Volkes (Che- 
gefundheitsgefeh) vom 18. Oftober 1935 (Reiche: 
geſetzbl. I S. 1246) und des $ 6 der Erſten Verord- 
nung zur Ausführung des Gefehes zum Schuße des 
deutichen Blutes und der deutſchen Ehre vom 
14, November 1935 (Neichsgejehbl. I ©. 1334) nur 
verfagt werden, wenn befonders ſchwere Schäden für 
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die Volfägefundheit oder die Reinheit des deutjchen 
Blutes oder ein Verluft wertvollen Erbgutes zu be- 
fürchten find, 


‘7 

(1) Die Gefundheitsämter haben nad) Eingang der 
Mitteilung des Standesamts über die Beitellung des 
Aufgebots aus ihren Unterlagen feitzuitellen, ob ein 
Ehebindernis bei einem der Verlobten befannt iſt. 
it dies mit Sicherheit der Fall, jo erhalten die Ver- 
(obten, wenn die Vorausfegungen des $ 6 vorliegen, 
ohne weitere Unterfuchung eine Beſcheinigung über 
die Verſagung des Ehetauglichkeitszeugnifies gemäß 
Anlage 3 zur Erſten Verordnung zur Durchführung 
des Ehegeſundheitsgeſetzes vom 29. November 1935 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1419). Eine Unterfuhung auf 
Ehetauglichkeit findet nur ftatt, wenn das Geſund— 
heitsamt aus feinen Unterlagen zwar nicht mit 
Sicherheit feititellen kann, daß ein Ehehindernis be- 
steht, ihm aber bejtimmte Tatſachen befannt find, 
welche die Annahme rechtfertigen, daß dad Zeugnis 
gemäß $ 6 verfagt werden muß. 


(2) Eine Anrufung der Erbgefundheitsgerichte 
findet in Ehegefundheitsfachen nicht ſtatt. 


8 

Wird auf Grund des $ 27 der Erſten Verordnung 
zur Ausführung des Perſonenſtandsgeſetzes vom 
19, Mai 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 533) Befreiung 
vom Aufgebot erteilt, jo bedarf e8 einer Benach— 
richtigung des Geſundheitsamts vor der Ehefchließung 
nicht. Der Standesbeamte überjendet vielmehr nur 
eine Mitteilung über die Eheſchließung den für die 
Verlobten zuftändigen Gefundheitsämtern, 


9 
Berfahren, die beim Inkrafttreten dieſer Verord— 
nung noch nicht vechtsfräftig erledigt find, werden 
eingeftellt, Die Verlobten fünnen eine neue Ent- 
fcheidung des Gefundheitsamts gemäß $ 6 beantragen. 


Artifel I 
$ 10 


Diefe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 
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Verordnung Über die Sicherung der Reichsgrenze am Oberrhein. 
Bom 31. Auguft 1939. 


Auf Grund des 81 de8 Geſetzes über die Sicherung 
der Reichsgrenze und über Vergeltungsmaßnahmen 
vom 9, März 1937 (Neichsgefeßbl. I S. 281) wird 
im Einvernehmen mit dem NReichsverkehrsminifter 
und dem NReichdminifter der Finanzen verordnet: 


51 
(1) Für den Verkehr mit Schiffen auf dem Ober- 
rhein wird die nachjtehende Regelung getroffen. 


Sum Oberrhein im Sinne diefer Verordnung 
gehören innerhalb des deutſchen Hoheitsgebiets 


1. der Hauptftrom des Rheins vom Unterſee 
bis Pauterburg, foweit er Grenzwaſſerlauf ift, 
und weiter bi8 zur Brüde bei Maxau (Maxi— 
miliansau) mit allen Nebenarmen, 

2. allefonftigen natürlichen und Fünftlichen Waſſer— 
läufe und Seen, die mit dem unter Nr. 1 bezeich- 
neten Abjchnitt des Rheins Dauernd oder vor- 
übergehend in oberirdiſcher Verbindung ftehen 
und mit Kleinfahrzeugen befahrbar find, bi8 zu 
einer landeinwärt? vom Rheinufer ab gered)- 
neten Tiefe von 5 Kilometer. 


(2) Schiffe im Sinne diefer Verordnung find 
Mafferfahrzeuge aller Art. 


(3) Als Kleinfahrzeuge im Sinne diejer Verord— 
nung gelten Fahrzeuge von weniger ala 15 Tonnen 
Tragfähigkeit, jedoch nicht Fahrzeuge mit eigener 
Triebfraft, die nad) ihrer Bauart zum Scleppen 
oder zur Fahrgaftbeförderung beftimmt find. 


s 2 

(1) Schiffe dürfen auf dem Oberxhein nur in Häfen 
und an denjenigen Orten zu Waſſer gebracht und 
angelegt werden, die von der Kreispolizeibehörde als 
Anlegeitellen zugelaffen find, Die Anlegeftellen fönnen 
auch für beftimmte Gruppen von Schiffen oder für 
einzelne Schiffe zugelaſſen werden. 

(2) Die allgemein oder für beftimmte Gruppen 
von Schiffen zugelaffenen Anlegeftellen find durch 
Tafeln gefereizeichnet. 


(3) An anderen Orten dürfen Schiffe nur dann 
anlegen, wenn die Sicherheit des Verkehrs, der Be- 
fakuna oder der Ladung e8 erfordert. 


83 
(1) Schiffe dürfen auf dem Oberrhein nur in Hä— 
fen und an den allgemein oder für fie befonders zu- 
gelaffenen Anlegeftellen bejtiegen oder verlaffen wer- 
den; an anderen Orten dürfen fie nur in dem Falle 
de8 8 2 Abf. 3 zum Zweck und für die Dauer des 


Berlin, den 31. Auguft 1939. 


Feſtmachens am Ufer verlaffen und wieder beftiegen 
werden. 


(2) Während der Fahrt dürfen nur die Lotfen 
Schiffe befteigen oder verlaffen. 


84 
Die Kreispolizeibehörden, durch deren Bereich der 
Oberrhein verläuft, können einzelnen Perſonen das 
Halten und die Benutzung von Kleinfahrzeugen auf 
dem Oberrhein verbieten, wenn eine mißbräuchliche 
Verwendung des Kleinfahrzeugs zu befürchten iſt. 


85 | 

Der Halter eines Kleinfahrzeugs auf dem Ober- 
rhein hat dafür zu forgen, daß dieſes nicht unbefugt 
oder zu unerlaubten Sweden auf dem Oberrhein in 
rn | genommen werden fann; Fahrzeuge find 
während der Zeit der Nichtbenubung erforderlichen: 
falld in einem verfchloffenen Raum aufzubewahren 
oder am Liegeplab anzufchließen. 


S6 
(1) Rleinfahrzeuge dürfen auf dem Oberrhein wäh- 
vend der Nacht weder angelegt noch zu Waller ge- 
bracht werden. Ausnahmen Eönnen die Rreispolizei- 
behörden für ihren Bereich zulaffen. $ 2 Abſ. 3 fin 
det entiprechend Anwendung. 
(2) Nacht ift der Zeitraum, der eine halbe Stunde 
nach Sonnenuntergang beginnt und eine halbe Stunde 
vor Sonnenaufgang endet. 


$7 
Die Beichränfungen in den 882 und 6 gelten nicht 
für Schiffe, die von ftaatlichen Verwaltungen zu 
dienſtlichen Zwecken benußt werden. Die Beichrän- 
fung im $3 gilt nit für Fahrzeuge und Beamte 
der Volizei und der Sollbehörden im Dienft. 


8 
Mer vorſätzlich oder fahrläffig den Beitimmungen 
der $$ 2, 3, 5 und 6 oder einem nad) S 4 erlaſſenen 
Verbot zuwiderhandelt, wird, fomweit nicht nad) an- 
deren Beftimmungen eine höhere Strafe verwirkt ift, 
mit Geldftrafe big zu 150 Reichsmark oder mit Haft 
beftraft. 
89 


Dieje Verordnung tritt am * der Verkündung 

in Kraft. Unberührt bleiben die Beſtimmungen der 

Schiffahrtpolizeiverordnung für das deutſche Rhein— 

ee vom 18. Januar 1939 (Reichsgeſetzbl. II 
.4l). 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
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Verordnung iiber die Anwendung 
des Geſetzes über die Bejoldung, Verpflegung, Unterbringung, Bekleidung und Heilfürjorge 
der Angehörigen der Wehrmacht bei bejonderem Einſatz. 
(Einjat-Wehrmachtgebührnisgejeb — EWGG —) 
Vom 1. Schtember 1939. 


Gemäß $ 11 des Gefeßes über die Beſoldung, Verpflegung, Unterbringung, Bekleidung und Heilfürfouge 
der ae he der Wehrmacht bei befonderem Einſatz (Einfag-Wehrmadhtgebührnisgefeg — EWEG —) 
vom 28. Auguft 1939 (Reichsgefegbl. I ©. 1531) beftimme ich, daß das Gefeh mit Wirkung vom 
1. September 1939 für die gefamte Wehrmacht Anwendung findet, 


Berlin, den 1. September 1939. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmadt 
KReitel 


TE — — —— 


Berordnung zur Sicherung der tierärztlichen Berjorgung. 
Bom 1. September 1939. 


Auf Grund de8 $92 der Reichstierärzteordnung a) Tierärzte vor ihrer Anftellung im öffent 
vom 3, April 1936 (Neichdgefebbl. I S. 347) wird lichen oder privaten Dienft oder ihrer Nieder- 
verordnet: laffung fich ihr zur Erfüllung tierärztlider 

Aufgaben zur Verfügung zu ftellen haben, 
51 b) jede Niederlaſſung ihrer Genehmigung unter- 

(1) Der $46 Abf. 1 Nr. 6 der Reichstierärzte— liegt.“ 

ordnung wird wie folgt ergänzt: (2) Zuwiderhandlungen find als Berufövergehen 
‚Die Reichstierärztefammer kann zur Sicherung | du ahnden. 
der tierärztlichen Verforgung des Deutjchen 52 
Reichs mit Zuftimmung des Neichsminifters des Diefe Verordnung tritt mit dem Tage dev Ver- 
Innern anordnen, daß fündung in Kraft. 


Berlin, den 1. September 1939. 


Der Reihsminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Do ————— — — — —— —— — —— ——— V—— 


= 


Berordnung 

über Familienunterſtützung bei bejonderem Einjab der Wehrmacht. 
(Einjag-Familienunterjtügungsverordnung — Einſatz-FuV —) 

Bom 1. September 1939. 


Auf Grund des $7 des Familienunterſtützungs— (2) Abi. 1 gilt entiprechend für den befonderen 
aefeßes vom 30. März 1936 (Reichsgejeßbl. I ©.327) | Einjak 


wixd folgendes verordnet: 1. der bewaffneten Teile dev 44, 
Sl 2. des NReichSarbeitsdienfteg, 

(1) Bei befonderem Einfat der Wehrmacht gelten 3. des behördlichen Luftſchutzes Luftſchutzwarn— 
das Familienunterjtübungsgefeß vom 30.März 1936 dienft, Sicherheits. und Hilfsdienft I., IL. und 
Keichsgeſetzbl. I ©. 327) und die Familienunter— III. Ordnung) und des unter $ 23 der Erften 
ftigungs-Durhführungsverordnung vom 11, Juli Durchführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz 
1939 Meichögefebl. 1 S. 1225) mit den in dieſer vom 4, Mai 1937 (NReicyögejehbl. I ©. 559) 
Verordnung geregelten Änderungen. fallenden Teiles des Flugmeldedienſtes, 
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4, ber in die Freiwillige Krankenpflege für Zwecke 
der Wehrmacht eingeftellten Perſonen, ſoweit 
fie nicht Wehrmachtangehörige find. 


82 

Soweit nad) dem Familienunterftügungsgefet und 
der Hamilienunterftüßungs-Durchführungsverord- 
nung der Tag der Aushändigung des Geftellungs- oder 
Einberufungsbefehls für beftimmte Vorausfeßungen 
der Familienunterſtützung maßgebend ift, tritt in Er- 
mangelung eines Geftellungs- oder Einberufung®- 
befehls an die Stelle diefes Tages der Einftellungstag. 


83 
Beltimmungen der are ern ee 
führungsverordnung, deren Geltungsbereich auf die 
zu Eurzfriftiger Ausbildung oder Übungen der Wehr- 
macht Einberufenen bejchränft ift (S LO Abſ. 3 Satz J, 
812 Abſ. 3 Sat 2, $ 17 Abſ. 1 Sat 2 letter Halb- 
jab), find allgemein anzuwenden, 


84 
(1) Der Erkrankung im Sinne des 54 Abf.9 Satz1 
der Familienunterſtützungs-⸗Durchführungsverord— 
nung jteht Die VBerwundung gleid). 


(2) 84 der Familienunterſtützungs-Durchführungs— 
verordnung iſt mit folgenden Abſ. 10 bis 12 anzu— 
wenden: 

„(10) Wird ein Einberufener als krank, verwun— 
det oder erholungsbedürftig zeitweilig in die Hei— 
mat beurlaubt, ſo iſt die Familienunterſtützung 
fortzugewähren. 


(11) Wird ein Einberufener vermißt, fo iſt die 
Familienunterſtützung während des Vermißtſeins 
fortzugewähren. 


Berlin, den 1. September 1939. 





Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil J 


(12) Gerät ein Einberufener in Gefangenſchaft 
oder wird er im neutralen Ausland interniert, jo 
ift die Familienunterftüßung während der Dauer 
der Gefangenſchaft oder der nternierung fortzu- 
gewähren,” 

85 


85 der Familienunterftüßungs-Durchführungs- 
verordnung ift mit folgendem Abſ. 2 anzuwenden: 
„(2) Mt der Tod des Einberufenen nicht Folge 
einer Beichädigung bei befonderem Einfat oder 
Mehrdienft- oder Arbeitsdienftbefhädigung, fo ift 
den Unterftüßungsberedhtigten Familienunterſtüt— 
zung für die Dauer von drei Kalendermonaten 
nad) feinem Tode fortzugewähren.” 


86 
Die im 86 Abf.2 der Familienunterſtützungs-Durch— 
führungsverordnung geregelte Mitteilungspflidt er- 
ſtreckt ſich auch auf die im $4 Abf. 2 diefer Verord- 
nung genannten Tatbejtände, 


87 

89 Abf. 2 der Familienunterſtützungs-Durchfüh— 
rungsverordnung ijt mit folgender®tr. 6 anzumenden: 
„6. nad) näherer Beltimmung des Reichsminiſters 
des Innern und des Reichsminiſters der Finan- 
zen Beibilfen zur Erfüllung geſetzlicher oder 
vertraglicher Verpflidtungen, die bis zur Aus- 
händigung des Geitellungs- oder Einberufungs- 
befehls oder bis zum Einftellungstage von dem 
Einberufenen erfüllt worden find, wenn fie 
nach Art und Umfang feiner bisherigen wirt- 
Ichaftlichen Lage angemeffen waren und fomweit 
fie von ihm nach dem Einftellungstag nicht er- 

füllt werden können,” 


Der KReihsminifter de3 Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
| Keitel 


Der Reichdminifter der Finanzen 
An Vertretung 
Reinhardt 
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Verordnung 
über die Beſtellung von Reichsverteidigungskommiſſaren. 


Vom 1. September 1939. 
Der Minifterrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gefeßesfraft: 
si 


(1) Zur einheitlichen Steuerung der zivilen Reichsverteidigung wird für jeden Wehrkreis ein Reichsverteidi⸗ 
gungskommiſſar beſtellt. Die Reichsverteidigungskommiſſare nehmen ihren Sig am Sitz des Mehrkreis- 
fommando8. 

2) Den Reichsverteidigungskommiſſaren werden Bedienſtete unmittelbar nicht zugeteilt. Sie haben ihre 
Geſchäfte ausſchließlich mit Hilfe des behördlichen Apparats folgender Dienſtſtellen zu führen: 

im Wehrkreis I des Oberpräſidiums der Provinz Oftpreußen in Königsberg (Wr), 
S » I » » » » Pommern » Stettin, 
» » Mr. » » Mark Brandenburg » Berlin, 
S » IV » KReichsftatthalters in Sachſen — Landes⸗ 
regierung, Miniſterium des Innern — » Dresden, 


» » V » Mürttembergifchen Innenminifteriums .. » Stuttgart, 
» » VI » Oberpräfidiums der Provinz Meftfalen.. » Münfter, 
» » VI» BayerifchenStaatsminifteriumsdes Innern » Münden, 
» » VI » Dberpräfidiums der Provinz Schlefien.. » Breslau, 
5 » IX » » » » GHeſſen⸗Naſſau » Kaſſel, 
» » X der Behörde des Reichsſtatthalters Staats⸗ 

verwaltung) . ...........2*** » Hamburg, 
5 » XI des Oberpräfidiums der Provinz Hannover » Hannover, 
» » XII der Regierung .P..........*4*2******* » Miesbaden, 
» » XI » ee ee » Ansbach, 


y » XVII » Behörde des Reichskommiſſars fiir die Wiedervereinigung Oſterreichs mit 
dem Deutichen Reich (ftaatliche Verwaltung des Reichsgaues Wien), 


» » XVII » Behörde des Landeshauptmanns in Salzburg. 
82 


(1) Den Reichöverteidigungstommilfaren liegt die Steuerung ber Verwaltung aller zivilen Verwaltungs» 
zweige im Bereid) des MWehrkreifes ob. Ausgenommen find die Reichspoft, Die Reichsbahn ſowie die Reichs— 
Finanzverwaltung in bezug auf die Geldbewirtichaftung, die bei der Durchführung der Reichsabgabenordnung 
und des Steueranpaflungsgefeßes ſich ergebenden Angelegenheiten und der verftärkte Grenzauffichtsdienft. 


Jim 


— 
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(2) Die Reichöverteidigungstommiffare find im Wehrtreife die Organe des Minifterrats für die Reichöverteidi- 
gung. Sie haben den Meifungen der Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung und für die Wirtichaft 
ſowie der oberften Neichsbehörden für) deren Gejchäftsbereich Folge zu leiften und unterjtehen der Dienftaufficht 
des Reichsminiſters des Innern. Die oberften Reichsbehörden haben fich bei Durchführung grundjäßlicher 
Reichöverteidigungsmaßnahmen der Kommiffare zu bedienen und fie über die übrigen Reichsverteidigungs— 
maßnahmen laufend zu unterrichten. 


(3) Die Reichöverteidigungstommiffare haben in engſtem Einvernehmen mit den zuftändigen Wehrmacht- 
dienftftellen im Wehrkreife die Maßnahmen der zivilen Verteidigung mit den Belangen der Wehrmacht in Iberein- 
ſtimmung zu bringen. Im Rahmen der Befugniffe der oberften a one Eönnen fie nad) Maßgabe der 
ihnen bon diejen erteilten Weifungen jämtlichen zivilen Behörden ihres irkungsbereichs, die nicht oberfte Reichs⸗ 
behörden oder oberſte preußiſche Landesbehörden ſind, Weiſungen in allen Reichsverteidigungsangelegenheiten 
für den Bereich des Wehrkreifes erteilen. 

(4) Berichte an die oberſten Reichs⸗ und preußifchen Landesbehörden über grumdfäßliche Reichöverteidigungs- 
angelegenheiten haben die zivilen Behörden durch die Hand der Reichöverteidigungstommifjare zu leiten. Im 
übrigen find die Reichverteidigungstommiffare über Die ſonſtigen Reichöverteidigungsmaßnahmen zu unter- 
richten. Die MWehrkreisbefehlshaber leiten Anregungen und Erfuchen allgemeiner Art an zivile Behörden im 
Wehrkreis durch die Hand der Reichöverteidigungstommiffare. 


3 


Der ReichSverteidigungstommifjar wird durd) den Leiter der im $ 1 Abj. 2 bezeichneten Behörde vertreten, 
ſofern er nicht felbft der Leiter ift. 





g 4 
Die im Operationsgebiet auf der Grundlage vollziehender Gewalt getroffene Organifationsregelung bleibt 
unberührt. 
$5 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichöverwaltung trifft im Einvernehmen mit dem Generalbevollmächtigten 
für die Wirtfchaft und dem Oberfommando der Wehrmacht die zur Durchführung diefes Erlaſſes erforderlichen 
Einzelanordnungen. 


Berlin, den 1. September 1939. 
Der Vorfibende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjchall 
Der Generalbevollmädhtigte für die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 





Verordnung e 
zur Ordnung des Marktes für Getreide, Hülſenfrüchte und Futtermittel. 
Vom 1. September 1939, 
Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 
Der Reichsminiſter der Finanzen wird ermächtigt, zur Ordnung des Marktes für Getreide, Hülſenfrüchte 
und Futtermittel weitere Garantien bis zum Höchſibetrage von 200 Millionen Reichsmark zu übernehmen. 


Berlin, den 1. September 1939. 
Der Vorſitzende 


des Minifterrats für Die Reichsverteidigung 


Göring 
Generalfeldmarfcyall 


Der Neichaminifter und Chef der Neichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Berordnung 
über die Einführung der Reichsmarkwährung in dem Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig. 


Bom 1. Sehtember 1939. 


Auf Grund des $ 4 des Geſetzes über die Wieder: 
vereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutjchen 
Reich vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1547) 
wird hiermit verordnet: 

81 

Geſetzliches Zahlungsmittel in dem Gebiet der bis— 
herigen Freien Stadt Danzig iſt neben dem Danziger 
Gulden die Reichsmark. Ein Danziger Gulden iſt gleich 
ſiebzig Reichspfennig. 


Berlin, den 1. September 1939. 


82 
Der Reichswirtſchaftsminiſter erläßt die zur Er- 
gänzung und Durchführung diefer Verordnung erforder: 
lichen Vorſchriften. 


83 
Diefe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1939 in Kraft. 


Der Reihsminifter ded Innern 
Frick 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Walther Funk 


———— ———— —— — — — — 


Verordnung zur Beſtallungsordnung für Apotheker“). 
* Vom 1. September 1939. 


Auf Grund des 82 der Reichsapothekerordnung 
vom 18. April 1937 (NReichsgejegbl. I ©. 457) wird 
zur Beltallungsordnung für Apotheker vom 8. Ofto- 
ber 1937 (Reichsgeſetzbl. I S. 1118) verordnet: 


81 
Den Kandidaten der Pharmazie, die die pharma— 
zeutifche Wrüfung begonnen oder beendet haben, iſt 
auf Antrag unverzüglich die Beſtallung als Apotheker 
nach dem beiliegenden Muſter zu erteilen, ſofern im 
Einzelfall keine beſonderen Gründe dagegenſprechen. 


82 
Vorlegung des Staatsangehörigkeitsausweiſes, der 
Geburtsurkunde und der Abſtammungsurkunden iſt 
nur dann zu verlangen, wenn Zweifel über die Perſon 
des Antragſtellers und die Richtigkeit ſeiner Angaben 
beſtehen. Es genügt im allgemeinen, wenn der 


Berlin, den 1. September 1939. 


Kandidat die Schriftliche Verfiherung abgibt, dab er 
die deutiche Staatsangehörigkeit befißt, weder polizei- 
(ich noch gerichtlich beftwaft worden ift und deutſch— 
blütiger Abſtammung ift. 


83 
Ausländern, Auden und jüdiſchen Mifchlingen 
I. Grades ift die Beſtallung nicht zu erteilen. Liber 
die Erteilung der Beſtallung an jüdiſche Mifchlinge 
II. Grades entjcheidet der Neihsminifter des Innern 
im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers. 


84 
Die Beſtimmungen der $$ 1 bis 3 gelten nur für 
Anträge, Die während der erſten vier Wochen nad) 


der Veröffentlichung diefer Verordnung geftellt 
werden. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
An Vertretung 
Vfundtner 


*) Betrifft nicht die Ditmart und den Reichsgau Sudetenland. 


H 
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H5 140-0 
Anlage 
(3u $1 der vorſtehenden Verordnung) 


(Muster) 


In Rückſicht auf die derzeitigen beſonderen Verhältniſſe wird 


dem 
* Kandidat(in) der Pharmazie 


44 — — —— 


—— re Re N 


en a nn che in 


d 
die pharmazeutiſche Prüfung am 


A: WEN ER 2 


vor dem Prüfungsausichuß in 


—————— 





NE REN na a, As, gene beitanden bat, vor Vollendung 

der durch die Prüfungsordnung für Apotheker vorgefchriebenen Ausbildungszeit Hierdurch mit 

der Geltung vom unten bezeichneten Tage gemäß $2 der Neichsapotheferordnung die 
Beftallung als Apotheker 


für da8 Gebiet des Deutjchen Reichs erteilt. 





es nn 
Siegel) Wnlerfchriſt der die Beflallung, exteilenten Behörb⸗ 


Bejtallung 


als Apotheker 
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Berordnung 
zur Durchführung Der Verordnung über die Wirtſchaftsverwaltung 
(Zweite Durchführungsverordnung). 


Vom 1. Sebtember 1939. 


Auf Grund des 811 der Verordnung über Die 
MWirtfchaftsverwaltung vom 27. Auguft 1939 (Reichs— 
geſetzbl. I S. 1495), im folgenden VO genannt, wird 
verordnet: 

Zu 51 Abf.1 der BO Artifell 

(1) Als ermäcdhtigte Stelle aus dem Bereich des 

Reichsforftmeifters gilt: 
die Hauptgefhäftsftelle der Marftvereinigung 
der deutichen Forft- und Holzwirtſchaft. 

(2) Die im Abſ. 1 genannte Stelle erteilt ihre Wei- 
fungen im Rahmen der ihr durd) Geſetz oder Ver- 
ordnung übertragenen Befugnijfe. 


Zu $ 1 %bf.2 der BO Artikel 
(1) Die Behörden und die Organifationen der wirt- 
ichaftlihen Eigenverwaltung aus dem Bereich des 
Reichsforftmeifters, denen Die im $1 der BO genann- 
ten Behörden im Rahmen der ihnen übertragenen 
Befugniffe Weifungen erteilen können, find: 

a) die Negierungsforftämter der Reichsforſtver— 
waltung, die Regierungsforftämter der Preu— 
Bifchen und Bayeriſchen Yandesforjtverwal- 
tung und die Landesforftverwaltungen der übri- 
gen Länder, 

b) die Forſtverwaltungen der Gemeinden und jon- 
tigen Körperſchaften, 

c) die Forjtabteilungen der Landesbauernſchaften 
und die Forſtämter des Reichsnährſtandes, 

d) die Außenſtellen der Marktvereinigung der 
deutſchen Forft- und Holzwirtichaft, 

e) die Wirtihaftsgruppe Sägeinduftrie, 

f) die Fachgruppe Holzhandel, 

8) die Wirtichaftegruppe bolzverarbeitende Indu— 
ftrie, 

(2) Die Weifungsbefugnis exftredt ſich auf die— 

jenigen im Ab. 1 genannten Behörden und Gliede- 
rungen der Organifationen der Forft- und Holzwirt— 


Berlin, den 1. September 1939, 


ſchaft, deren Bezirke ganz oder zum Teil zum Bezirk 
des betveffenden Wehrfreifes gehören. Befindet ſich 
der Sit der Behörde oder der Gliederung außerhalb 
des Wehrfreifes, jo ift das dort zuftändige Forſt- und 
Holzwirtichaftsamt vor dem Erlaß von Meifungen, 
in Eilfällen nachträglich, zu unterrichten. 


Artifel I Zu $7 Wbf.3 der vo 


(1) Den Forft- und Holzwirtichaftsämtern werden 

folgende Aufgaben übertragen: 

a) die Aufbringung, Sicherftellung und Lber- 
wachung der Erzeugung im Staatd-, Körper: 
ſchafts- und Drivatwald, 

b) die Sicherftellung der Produktionsfähigkeit der 
wichtigiten Betriebe der holzbe- und »werarbei: 
tenden Induſtrie, Joweit fie zur Zuſtändigkeit 
des Neichsforftmeifters gehören, 

ce) die Sicherjtellung der unentbehrlichen Betriebe 
des Holzhandels. 


(2) Die Zuweiſung weiterer Aufgaben und die 
Regelung der Befugniffe im einzelnen bleibt vorbe- 
halten. 


(3) Der Leiter des Forſt- und Holzwirtſchafts— 
amts ijt zugleich Yeiter der Außenitelle der deutſchen 
Forſt- und Holzwirtichaft, der die Verteilung von 
Holz und forſtlichen Nebenerzeugnifjen obliegt. 


Artikel IV Zu $9 der 90 
Die Wirtichafts- und Ernährungsämter fönnen fid) 
bei der Durchführung der ihnen übertragenen Auf: 
gaben der für ihren Bereich ernannten Sachverſtän— 
digen für die Forſt- und Holzwirtſchaft bedienen, 


Artikel V 


Die Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung bes Staatöfekret sis 
Darhmann 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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Zehnte Durchführungsverordnung zum Luftjchusgejek 
(Zujtichugmäßiges Verhalten bei Luftangriffen und Luftſchutzübungen). 
| Bom 1. September 1939. 


Auf Grund des $12 des Luftichußgefeßes vom 
26. Juni 1935 (Neichögefeßbl. I ©. 827) wird im 
Einvernehmen mit den zuftändigen Reichaminiftern 
verordnet: 


TZeill 


81 
Luftſchutzmäßiges Verhalten 
nach Aufruf des Luftſchutzes 

(1) Der Aufruf des Luftſchutzes wird durch den 

örtlichen Luftichußleiter befanntgegeben. 

(2) Nach Aufruf des Luftichußes find folgende Maß— 

nahmen durchzuführen: 

1. Die Gasmasfe ift, fomeit vorhanden, ftändig 
griffbereit zu halten und auf der Straße mit- 
zuführen. 

2. Luftichußgräume, die friedensmäßig genußt wer- 


den, find fofort fo heraurichten, daß fie ihrem 


Luftſchutzzweck jederzeit zugeführt werden können. 

3. Fabrikſirenen, Schiffsfirenen und fonftige Si- 
gnaleinrichtungen, deven Ton mit den für Flieger— 
alarm, Entwarnung und Feueraların feitgeleg- 
ten Signalen verwechjelt werden fünnte, dürfen 
nicht mehr in Tätigkeit geſetzt werden. 

4. Die Verdunflung ift nach den Vorſchriften der 
Achten Durchführungsverordnung zum Luft 
Idhußgejeß vom 23. Mai 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 965) durchzuführen. 

5. Das Selbſtſchutzgerät ift dem Luftſchutzwart 
nach den Vorſchriften der Siebenten Durd) 
führungsverorönung zum Luftichußgefeß vom 
23. Mai 1939 (Neichsgefetbl. I ©. 963) zur 
Verfügung zu ftellen. 


6. a) Größere, im freien verbleibende Tierbeftände 
find nach Möglichkeit in Eleinere Gruppen 
zu unterteilen. Zirkuſſe, Menagerien und 
ähnliche bewegliche Anlagen find in Stadt- 
randgebiete umzuguartieren. 

Vebensmittel in gewerblichen Betrieben und 
Hausbaltungen fowie Bedarfsgegenftände 
in gewerblichen Betrieben find möglichit 
nicht offen liegen zu laffen, jondern durch 
Verwahren in dicht Fchließenden Schrän- 
fen oder anderen geeigneten Behältnifjen, 
durch Einwickeln oder allfeitiges Bedecken 
gegen Einwirkungen chemischer Rampfltoffe 
zu ſchützen. Bei Futtermitteln ift nad) 
Möglichkeit finngemäß zu verfahren. Auf 
Stallböden lagernde Futtermittel find mög- 
lichit anderweitig und brandgeſchützt unter- 
zubringen. Straßenauslagen find von Lebens: 
und Futtermitteln ſowie von Bedarfägegen- 
ftänden zu ränmen. 


b 


— 


c) Offen beförderte oder unverpackt im Freien 
lagernde Lebens- und Futtermittel find 
nad) Möglichkeit durch Überdecken mit ge 
eigneten Abdeckungsmitteln zu ſchützen. 


d) In ländlichen Gebieten und Kleinfiedlun- 
gen find die zu Nr. 6 Buchſt. àa bis ec ge 
nannten Maßnahmen nur durchzuführen, 
fofern fie aus Gründen des Luftſchutzes 
von der Rreispolizeibehörde durch polizei» 
liche Bekanntmachung angeordnet werden. 

Die Vorſchriften des $2 Abſ. 2 Nrn. 8 und 11 bleiben 
unberührt. Ä 
82 


Luftſchutzmäßiges Verhalten 
bei Fliegeralarm 
(1) Der Fliegeralarm wird durch Großalarm— 
anlagen (Heulton) ausgelöſt, in Orten ohne Groß— 
alarmanlagen durch die von dem örtlichen Luftſchutz— 
leiter bekanntgegebenen Alarmmittel oder Zeichen. 


(2) Nad) Auslöfung des Fliegeralarms find folgende 
Maßnahmen durchzuführen: 


In Gebäuden 


1. Alle Perſonen, die ſich in Gebäuden, insbejon- 
dere Mohnungen, Büros, Warenhäufern, 
Theatern, Lichtfpieltheatern, Gaftwirtichaften, 
Wartehallen, Vergnügungsitätten uſw. befin- 
den, haben fich jofort, foweit vorhanden mit 
Gasmaske, in die vorhandenen Luftſchutzräume 
zu begeben. Die Verpflichtung zum Aufent- 
halt im Luftſchutzraum erſtreckt fich nicht auf 
Perfonen, deren förperlicher Zuftand dies nicht 
zuläßt, einfchließlich des Pflegeperſonals. 

. Vor Auffuchen des Luftſchutzraumes find nad) 
Möglichkeit folgende Mafnahmen durchzu⸗ 
führen: 

a) Betriebe, insbeſondere Kaufläden, find zu 
ſchließen. 

IF Senfterläden, »rolläden, jalouſien find zu 

ſchließen und alle Fenſter weit zu öffnen 

und feitzuftellen. Hierbei darf nicht gegen 

die Verdunkelungspflicht verftofen werden. 

Alle Türen find zu Tchließen. 

Alle Hauptgashähne find zu Schließen. Falls 

ein Sauptgashahn für das ganze Haus vor- 

handen ift, genügt e8, wenn diefer gefchloffen 

wird, 7 12 

Im Luftſchutzraum 

3. Im Luftſchutzraum darf nicht geraucht und 

kein offenes Licht angezündet werden. 

4. Überflüſſiges Gerät darf nicht mit in den Luft— 

ſchutzraum genommen werden. Das gleiche gilt 


—8 


b 
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für Tiere mit Ausnahme von Blindenhunden 
und Dienſthunden, die mit Maulforb verjehen 
find und an der Leine geführt werden. 


Das weitere Verhalten beftimmt der Ordner, 


Luftſchutzwart oder der ſonſt mit der Auf- 
ſicht im Luftſchutzraum Betraute, 


Außerhalb von Gebäuden 


. Wer vom Fliegeralarm auf Straßen, Dläßen 


uſw. betroffen wird, hat den nächjten öffent- 
lichen Luftſchutzraum aufzujuchen oder andere 
Dedungsmöglichkeiten in Gebäuden audzu- 
nuben, 


. An unbebautem Gelände ift jede mögliche 


Dedung (Gräben, Höhlen uſw.) auszunußen. 
Sind Dedungsmöglichkeiten nicht vorhanden, 
fo bietet da8 Hinlegen auf den Boden den beiten 


Schub. 


. AufMärkten und in Markthallen find Bedarfs- 


gegenjtände, Lebens und Futtermittel durd) 
Abdeden gegen Einwirkungen flüjfiger Kampf— 
ftoffe zu ſchützen. Lebende Tiere find durch An- 
binden oder in fonitiger Weife an der ort: 
bewegung zu hindern und nad) Möglichkeit ein- 
zudecken. 


. Fahrzeuge, die nicht ſchienen- oder leitungs— 


gebunden find, find nach Maßgabe der Nrn. 10 
bi8 13 anzubalten und jo abzuftellen, daß die 
freie Durchfahrt nicht behindert wird. Die be- 
jtehenden Darkverbote gelten nicht für die Dauer 
des FFliegeralarınd. Das Aufitellen von Fahr— 
zeugen ift jedoch nicht geitattet: 


a) an engen und unüberſichtlichen Straßen- 
ftellen fowie in ſcharfen Straßenfrüm- 
mungen, 

in einer geringeren Entfernung als je 
10 Meter vor und hinter Hydranten, 
Brunnen, Dumpen, jonjtigen Wafjerent- 
nabmejtellen, Brüden, Straßenfreuzungen 
und ‚einmündungen, Eingängen zu Laza- 
retten, Rrantenhäufern und NRettungsftel- 
len; die Entfernung wird bei Straßen- 
freuzungen und -einmündungen gerechnet 
von der Ede, an der die Fahrbahnkanten 
zufammentreffen, 

vor Grundſtücksein- und -ausfahrten, fer 
ner dor Eingängen zu öffentlichen Luft- 
ſchutzräumen, 

d) an Verkehrsinſeln, 

e) auf Gleiſen von Schienenbahnen. 


b 


— 


C 


u 


. Kraftwagen und Krafträder mit Seitenwagen 


find möglichit auf freien Plätzen, fofern dies 
nicht möglich ift, am rechten (bei Einbahn- 
ftraßen auch am linfen) Fahrbahnrand ab- 
zuftellen; Rrafträder ohne Seitenwagen find 
auf dem der Fahrbahn zugefehrten Nand der 
Gehbahn abzuftellen, 


11. Mit Tieren bejpannte Fahrzeuge und Tier- 
transporte biegen — ſoweit fie nicht etwa 
vorhandene Notunterkünfte für Tiere er 
reichen können — in Seitenftraßen ein. Die 
Fahrzeuge find am rechten Fahrbahnrand 
(bei Einbahnftraßen auch am linfen Fahr 
bahnrand) abzuftellen. Die Zugtiere find aus 
jufpannen und — nad) Möglichkeit in Höfen 
— an Bäumen v, dal., nicht aber an Waſſer— 
entnahmeftellen (Brunnen, Hydranten ufw.), 
notfall® auch am feſt abgebremiten Fahrzeug 
kurz anzubinden. Auf Fahrzeugen befindliche 
Tiere find nicht abzuladen, ſondern auf diejen 
feft anzubinden. Ausgejpannte und auf Fahr— 
zeugen befindliche Tiere find nad) Möglich— 
feit einzudeden. | 

12. Fahrräder find an die Hauswände, an Bäume 
oder Laternen anzulehnen und nad) Möglichkeit 
anzufchließen. 

13. Handwagen find auf dem der Fahrbahn zu- 
gefehrten Nand der Gehbahn aufzuftellen, 

14. Schienen- oder leitungsgebundene Fahrzeuge 
haben mit einem Abjtand von mindeftend 
10 Meter voneinander zu halten. Straßen- 
freuzungen frei zu halten. 

15. Auf Führer, Begleiter und Injafjen von 
Fahrzeugen findet $2 Abj.2 Nın. 6 und 7 
Anwendung. 


83 
Luftſchutzmäßiges Verhalten 
nach der Entwarnung 

(9) Der Fliegeralarm wird für die Bevölkerung 

durch die Entwarnung aufgehoben. Die Entwarnung 
geſchieht durch Großalarmanlagen (hoher Dauerton) 
oder durch die von dem örtlichen Luftichußleiter be; 
fanntgegebene Art. 

(2) Nah der Entwarnung find folgende Maß» 

nahmen durchzuführen: 

1. Der Luftihußraum ift auf Anordnung des 
Ordners, des Luftſchutzwarts oder der fonit 
mit der Aufficht im Luftſchutzraum betrauten 
Perſon zu verlajien. 

2. Bei Verdacht oder Feititellung von Rampfitoff 
ift dem Luftſchutzwart, Betriebe: oder Werf- 
[uftichußleiter Meldung zu exjtatten. Dad 
gleiche ailt in Fällen, in denen Bedarfögegen- 
ftände, Lebens- und Futtermittel infolge jon- 
ftiger Einwirkungen von Yuftangriffen in 
ihrer Verwertbarfeit beeinträchtigt werden. 

3. Die nah 82 A. 2 Nr.2 Budit.c ge 
ichloffenen Gashähne Dürfen nur mit Zuftim- 
mung des Luftſchutzwarts geöffnet werden, 


Teil 
84 
Weiſungsbefugnis 
Den zur Durchführung dieſer Verordnung er— 
gehenden Anordnungen der Polizei- und Hilfspolizei— 
beamten ſowie der Werk- und Betriebsluftſchutzleiter, 
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Luftſchutzwarte und Ordner in öffentlichen Luftſchutz— 
räumen innerhalb ihres Zuſtändigkeitsbereiches ift 
folge zu leiften. 


85 


Befanntmahungen 


Die nad den Vorſchriften diefer Verordnung 
durchzuführenden Maßnahmen find bei Aufruf des 
Luftſchutzes durch den örtlichen Luftichußleiter in ge— 
eigneter Weife befanntzumadhen. 


86 
Befonderheiten 


(1) Die von dein Reichöminifter der Luftfahrt und 
Oberbefehlshaber der Luftwaffe im Einvernehmen 
mit dem Stellvertreter des Führers zu beftimmenden 
Hoheitsträger dev Nationalfozialiftiichen Deutfchen 
Arbeiterpartei fönnen nad) Beitimmungen, die der 
Reichsminiſter der Luftfahrt und Oberbefehlshaber 
der Luftwaffe im Einvernehmen mit dem Stellver- 
treter des Führers erläßt, von der Vorſchrift des 
Ss 2 Abf.2 Nr. 6 abweichen. 

(2) Im Rahmen der Weifungen de3 Reichs— 
minifters der Luftfahrt und Oberbefehlehabers der 
Luftwaffe kann auf den Gebieten des Werfluftichußes 
und des erweiterten Selbſtſchutzes von den Vor- 
Ichriften diefer Verordnung abgewichen werden. 





87 
Ausnahmen 
(1) Die Wehrmacht und die Wolizei können von 
den Worfchriften diefer Verordnung abweichen, ſo— 
meit die Erfüllung ihrer hobeitlihen Aufgaben es 
erfordert. 
(2) Abi. 1 gilt für die Luftichußfräfte finngemäß. 


Berlin, den 1. September 1939. 
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88 
Luftfhußübungen 

Bei Luftihusübungen gelten die Vorſchriften 
diefer Verordnung finngemäß. Die Kreispoligei- 
behörde fann Erleichterungen von den Vorſchriften 
diefer Verordnung durd Bekanntmachung zulaffen, 
wenn es mit Nückfiht auf die Allgemeinheit (Wirt: 
ſchaft, Verkehr) notwendig ift. 


89 
Vhotographierverbot 
Luftichußanlagen und Luftihußübungen dürfen 
nicht photographiert werden, wenn ein entſprechendes 
Verbot befanntgegeben ift. 


$ 10 
Beihwerden und Strafen 

(1) Der Ortspolizeiverwalter überwacht Die 
Durhführung diefer Verordnung. Zur Durchfüh— 
rung fann ex polizeiliche Verfügungen erlaffen und 
diefe mit Swangsmitteln (Ausführung der zu er 
jwingenden Handlung auf Koſten des Vflichtigen, 
Feſtſetzung von Zwangsgeld — im Nichtbeitrei- 
bungsfalle Zwangshaft —, unmittelbarer Smang) 
durchſetzen. 

(2) $ 17 und $ 21 außer Abſ. 3 der Erſten Durch— 
führungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz vom 


4. Mai 1937 (Reichsgefeßbl. I ©. 559) finden ent- 


ſprechende Anwendung. 

(3) Bei Sumwiderbandlungen gegen $1 Abi. 2 
Nr.6, 82 Abi. 2 Nrn. 2,7 und 8 findet 89 des 
Luftihußgeleßes vom 26. uni 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
5.827) nur Amwendung, wenn eine den genannten 
Vorſchriften entſprechende polizeiliche Verfügung er- 
laſſen iſt. 

(4) 89 des Luftſchutzgeſetzes und Abſ. 1 finden auf 
s2 Abſ. 2 Nr. 1 feine Amwendung. 





Der Reichsminiſter der Luftfahrt 
und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
In Vertretung 


Milk 
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Berpordnung 


über die Erneuerung des Eifernen Kreuzes. 
Bom 1. September 1939. 


Nachdem ich mich entjchloffen habe, das Deutjche Volk zur Abwehr gegen die ihm drohenden 

Angriffe zu den Waffen zu rufen, erneuere ich eingedenk der heldenmütigen Kämpfe, die Deutjchlands 

Söhne in den früheren großen Kriegen zum Schuße der Heimat bejtanden haben, den Orden des 
Eifernen Kreuzes. 


Artikel 1 
Das Eiferne Kreuz wird in folgender Abftufung und Reihenfolge verliehen: 
m D 
Eiſernes Kreuz 2. Klaſſe, —8 
on 
Eiſernes Kreuz 1. Klaſſe, 


Ritterkreuz des Eiſernen Kreuzes, 
Großkreuz des Eijernen Kreuzes. 


Artikel 2 


(1) Das Eiferne Kreuz wird ausjchließlich für bejondere Tapferkeit vor dem Feinde und für her— 
vorragende Verdienfte in der Truppenführung verliehen. 


(2) Die Verleihung einer höheren Klaſſe jeßt den Befit der vorangehenden Klaſſe voraus. 


Artifel 3 


Die Verleihung des Großfreuzes behalte ich mir vor für überragende Taten, die den Verlauf des 
Krieges entjcheidend beeinfluſſen. 


Artikel 4 


(1) Die 2. Klaſſe und die 1. Klaſſe des Eiſernen Kreuzes gleichen in Größe und Ausführung den 


bisherigen mit der Maßgabe, daß auf der Vorderjeite das Hakenkreuz und die Jahreszahl 1939 
angebracht find. 
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(2) Die 2. Klaffe wird an einem fhwarz-weiß-coten Bande im Knopfloch oder an der Schnalle, die 
1. Klaſſe ohne Band auf der linken Bruftjeite getragen. 

(3) Das Ritterkreuz ift größer als das Eiferne Kreuz 1. Klaſſe mb wird am Halſe mit jchwarz- 
weiß-rotem Bande getragen. 

(1) Das Großkreuz ift etwa doppelt jo groß wie das Eiferne Kreuz 1. Klaffe, hat an Stelle dev 
filbernen eine goldene Einfaffung und wird am Halje an einem breiteren ſchwarz weiß-roten Bande 


getragen. 


Artikel 5 
ft der Beliehene ſchon im Beſitz einer oder beider Klafjen des Eijernen Kreuzes des Weltkrieges, 
fo erhält er an Stelle eines zweiten Kreuzes eine filberne Spange mit dem Hoheitszeichen und der 
Jahreszahl 1939 zu dem Eiſernen Kreuz des Weltkrieges verliehen; die Spange wird beim Eifernen 
Kreuz 2. Klaffe auf dem Bande getragen, beim Eifernen Kreuz 1. Klaſſe über dem Kreuz angeftedt. 


Artikel 6 
Der Beliehene erhält eine Befigurkunde. 


Artikel 7 
Das Eiferne Kreuz verbleibt nach Ableben des Belichenen als Erinnerungsftüd den Hinterbliebenen. 


Artikel 8 
Die Durhführungsbeftimmungen erläßt der Chef des Oberfommandos der — im Ein— 
verſtändnis mit dem Staatsminiſter und Chef der Präãſidialkanzlei. 


Berlin, den 1. September 1939. 


Der Führer 
Adolf Hitler 


Der Chef de3 Dberfommandos der Wehrmacht 
Reitel 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick | | 


Der Staatsminifter und Chef 
der Vräfidialfanzlei des Führers und Reichskanzlers 
Dr. Meißner 











Anlage 





rti er 
vorſtehenden Verordnung) 


Eiſernes Kreuz 2. Klaſſe 
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Noch: Anlage 
Großkreuz des Eijernen Kreuzes 
Spange Spange 
zum Eifernen Kreuz 2. Klajje zum Eijernen Kreuz 1. Klaſſe 
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Berordnung 
über die Stiftung eines Berwundetenabzeidhens. 
Bom 1. September 1939. 


Als Ehrung für diejenigen, die bei tapferem Einſatz ihrer Perjon für das Vaterland 
durch feindliche Waffeneinwirkung verwundet oder beſchädigt wurden, ftifte ich 


das Verwundetenabzeicden. 
3 


Artikel 1 
(1) Das VBerwundetenabzeichen wird in drei Stufen verliehen: 
in Schwarz für ein- und zweimalige, 
in Silber für drei und viermalige, f Verwundungen oder Befchädigungen. 
in Gold für mehr als viermalige 
(2) Frühere Verwundungen, für die bereits ein Verwundetenabzeichen verliehen wurde, werden 
für Die Verleihung angerechnet. 
Artikel 2 


Das Verwundetenabzeichen ift das gleiche wie das des Heeres im Weltkriege. Der Stahlhelm 
trägt ein auf dev Spige ſtehendes Hakenkreuz. 


Artikel 3 


Das DVerwundetenabzeichen wird auf der linken Bruftjeite getragen. 
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Artikel 4 
Mit der Durchführung der Verordnung beauftrage ich den Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht in Verbindung mit dem Staatsminiſter und Chef der Praſidialkanzlei des Führers 


und Reichskanzlers. 


Berlin, den 1. September 1939. 


Der Führer 
Adolf Hitler 


Der Chef des Oberfommandos der Wehrmadt 


Reitel 


Der Reihsminifter des Innern 


Frick 


Der Staatsminiſter und Chef 
der Präſidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers 
Dr. Meißner 


Grenzzonenverordnung. 
Vom 2. September 1939. 


Auf Grund $ 1 des Geſetzes über die Sicherung 
der Neichdgrenze und über Vergeltungsmaßnahmen 
vom 9. März 1937 (Reichsgefeßbl. I ©. 281), des 
Gefees über das Paß-, das Ausländerpolizei- und 
das Meldeweien jowie über das Ausweisweſen 
vom 11. Mai 1937 (Reichsgejeßbl. I S. 589) und 
Artikel 11 des Erlaffes des Führers und Reichs— 
fanzlers über das Proteftorat Böhmen 1 und Mähren 
vom 16. März 1939 (rReichsgeſetzbl. I S. 485) wird 
im Einvernehmen mit dem Reichdminifter der Justiz 
folgendes verordnet: 


81 
(1) Zur Sicherung der Reichsgrenze wird eine 
Grenzjone gebildet. 
(2) Die Grenzzone umfaßt folgende Land. und 
Stadtfreife: 
im Regierungsbezirf Sumbinnen: 
die Landfreife Memel, Heydekrug, Pogegen, 
Elchniederung, <ilfit-Ragnit; Schloßberg, 
Ebenrode, Goldap und Treuburg und 
die Stadtkreiſe Memel und Tilſit, 
im Regierungsbezirk Allenſtein: 
die Landkreiſe Lyck, Johannisburg, Ortelsburg, 
Neidenburg und Oſterode i. Oſtpr., 


im Regierungsbezirk Weſtpreußen: 
die Landkreiſe Roſenberg i. Weſtpr., Marien— 
werder, Stuhm, Marienburg (Weſtpr.) und 
Elbing und 
den Stadtkreis Elbing, 


im Regierungsbezirk Königsberg: 
den Landkreis Samland, 


im Regierungsbezirk Köslin: 
die Landkreiſe Kolberg.Rörlin, Köslin, Schlawe 
i. Dom., Greifenberg, Stolp, Lauenburg i. 
Vom., Bütow und Nummelsburg i. Pom. und 
die Stadtfreife Kolberg, Köslin und Stolp, 


im Regierungsbezirf Grenzmarf Poſen— 
Weſtpreußen: 
die Landkreiſe Schlochau, Flatow, Deutſch Krone, 
Netzekreis und Friedeberg N. M. und 
den Stadtkreis Schneidemühl, 


im Regierungsbezirk Frankfurt (Oder): 


die Landkreiſe Züllihau-Schwiebus, Meferik 
und Schwerin (Marthe), 
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im Regierungsbezirk Breslau: 
die Landkreiſe Guhrau, Militſch, Trebnitz, Groß- 
Martenberg, Oels, Namslau, Habelſchwerdt 
und Glatz, 


im Regierungsbezirk Liegniß: 
die Landkreife Grünberg i. Schlef., Freyſtadt 
i. Niederfchl., Glogau und Frauftadt und 
den Stadtfrei8 Glogau, 


im Regierungsbezirk Oppeln: 
die Landkreiſe Kreuzburg OS., Rofenberg OS., 
Guttentag, Groß Strehliß, Toft-Gleiwiß, 
Beuthen-Tarnowit, Natibor, Cojel und 
Leobſchütz und 
die Stadtkreife Gleiwitz, Beuthen OS., Hinden- 
burg OS. und Ratibor, 


im Vroteftorat Böhmen und Mähren: 


das Gebiet des Oberlandrat® in Mähriſch 
Ditrau, 


im Regierungsbezirt Troppau: 
die Landkreiſe Freiwaldau, Jägerndorf, Freu— 
denthal, Troppau, Wagitadt, Neutitfchein, 
Sternberg, Bärn, Nömerjtadt, Mähriſch 
Schönberg, Hohenſtadt, Mähriſch Trübau, 
Landskron, Grulich, Zwittau und 
den Stadtkreis Troppau, 


im Regierungsbezirk Außig: 
die Landkreiſe Braunau, Trautenau, Hohen— 
elbe, Gablonz an der Neiſſe, Reichenberg, 
Friedland, Deutſch-Gabel, Tetſchen, Böhmiſch 
Leipa, Leitmeritz, Auſſig, Teplitz-Schönau, 
Dur, Bilin, Brüx, Komotau und 
den Stadtkreis Reichenberg, 


im Negierungsbezirt Eger: 
die Landkreife Saaz, Raaden, Poderſam, Luditz, 
Tepl, Tachau, Mies und Bilhofteinig, 


im Regierungsbezirf Niederbayern und 
Dberpfalz: 

die Randfreife Waldmünchen, Cham, Kötzting, 

Markt Eifenftein, Bergreichenftein und 
Prachatitz, 


im Reichsgau Oberdonau: 


die Landkreiſe Krummau a. d. Moldau und 
Kaplitz, 


im Reichsgau Niederdonau: 
die Landkreiſe Gmünd, Neubiſtritz, Waidhofen 
a. d. Th. Horn, Hollabrunn, Znaim, Nikols— 
burg, Miſtelbach, Gänſerndorf, Bruck an der 
Leitha, Eiſenſtadt und Oberpullendorf, 
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im Reichsgau Steiermark: 


die Landkreiſe Oberwart, Fürſtenfeld, Feldbach, 
Radkersburg, Leibnitz, Deutſchlandsberg, 


im Reihsgau Kärnten: 
die Landkreiſe Wolfäberg, Völkermarkt, Klagen 
Furt, Villach, Hermagor, Lienz und 
die Stadtfreife Klagenfurt und Villach, 


im Reihsgau Salzburg: 
den Landkreis Zell a. Ser, 


im Reihsgau Tirol: 
die Landkreife Schwaz, Innsbrud, Imſt und 
Lande und 
den Stadtkreis Innsbruck, 


im Verwaltungsbezirf Borarlberg: 
die Landkreiſe Bludenz, Feldkirch und Bregenz, 


im Negierungsbezirf Schwaben: 
den Landkreis Lindau und 
den Stadtkreis Lindau, 


im Lande Württemberg: 
den Landfreis Tettnang, 


im Lande Baden: 
die Landkreife Überlingen, Stodad), Konjtanz, 
Donauefhingen, Neuftadt, Waldshut, Säk— 
fingen, Lörrach, Müllheim, Freiburg, Emmen 
dingen, Lahr, Offenburg, Kehl, Bühl, Raftatt 
und Karlsruhe und 
die Stadtkreife Ronftanz, Freiburg, Baden-Baden 
und Karlsruhe, 
im Regierungsbezirk Pfalz: 
die Landkreiſe Germersheim, Landau, einſchl. 
der Stadt Landau, Berazabern, Pirmajeng, 
Zweibrücen, Neuftadt a. d. W., Kaiſerslau— 
tern und Rufel und 
die Stadtkveife Pirmaſens, Zweibrüden, Neu- 
ftadt a. d. Weinftraße und Kaiferslautern, 
im Saarland: 
die Pandfreife Homburg, St. Ingbert, Ottwei— 
fer, Saarbrüden, Saarlautern, Merzig und 
St. Wendel und 
den Stadtkreis Saarbrüden, 
im Regierungsbezirk Trier: 
die Landkreife Merzig Wadern, Saarburg, 
Trier, Bitbura, Prüm, Bernfaftel, Wittlid) 
und Daun und 
den Stadtkreis Trier, 
im Regierungsbezirf Koblenz: 
den Landkreis Birkenfeld, 
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im Regierungsbezirf Naden: 
die Landkreiſe Schleiden, Monſchau, Aachen, 
Geilenfirhen-Reinsberg, Erkelenz und 
den Stadtfrei& Machen, 
im Regierungsbezirk Düffeldorf: 
die Landkreiſe Kempen-Krefeld, Geldern, Kleve 
und Rees, 
im Regierungsbezirk Münjter: 
die Landfreife Borken, Ahaus und Steinfurt 
und 
den Stadtfreid Bocholt, 
im Regierungsbezirk Dsnabrüd: 
die Landfreife Grafjchaft Bentheim, Meppen 
und Aichendorf-Sümmling, 
im Regierungsbezirk Aurid): 
die Landfreife Leer, Norden, Aurich und Witt- 
mund und 
den Stadtfreis Emden, 


im Lande Oldenburg: 


die Landfreife Friesland und Weſermarſch und 
den Stadtfreis Wilhelmshaven, 


im Regierungsbezirf Stade: 
die Randfreife Mefermünde und Land Hadeln 
und 
die Stadtkreife Wefermünde und Eurbafen, 


im Sande Bremen: 
den Stadtkreis Bremerhaven, 
im NRegierungsbezirt Schleswig: 
die Landkreife Süderdithmarſchen, Rendsburg, 
Norderdithmarichen, Eiderftedt, Sufum, Süd» 
tondern, Flensburg, Schleswig, Eckernförde, 
Plön, Oldenburg und Eutin, 
die Stadtkreife Flensburg, Kiel, Neumünfter und 
Lübeck und die Inſel Helgoland (Landkreis 
Vinneberg), 
im Lande Medlenburg: 
die Landkreiſe Schönberg, Wismar und Roſtock 
und 
die Stadtkreife Wismar und Roftod, 
im Regierungsbezirk Stettin: 
die Landkreife Franzburg-Barth, Grimmen, 
Rügen, Greifäwald, Ufedom-Wollin, Cammin 
und ' 
die Stadtkreife Stralfund und Greifswald. 
82 
(1) Die einem Ausländer für das Reichsgebiet 
oder für Teile des Reichsgebiets erteilte Aufenthalts- 
erlaubnis — im Droteftorat Böhmen und Mähren 
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die nach geltendem Recht erteilte Aufenthalts: 
erlaubnis — hat in der Grenjjone nur Geltung, 
wenn die Kreispolizeibehörde, in deren Bezirk ſich 
der Ausländer in der Grenzzone aufhalten will, die 
Aufenthaltserlaubnis ausdrüdlich für die Grenzzone 
ausgedehnt hat. 


(2) Ein Ausländer, der fi beim Inkrafttreten 
diefer Verordnung in der Grenzzone aufhält und die 
Aufenthaltserlaubnis für diejes Gebiet befitt, hat, 
wenn er die Grenjjone nicht verläßt, innerhalb 
24 Stunden nach Inkrafttreten diefer Verordnung 
bei der Kreispolizeibehörde, in deren Bereich er ſich 
in der Grenzzone aufhält, Antrag auf ausdrüdliche 
Ausdehnung der Aufentbaltserlaubnis für die Grenz 
zone zu ftellen. Bis zur Entjcheidung über jeinen 
Antrag gilt fein Aufenthalt in der Grenzzone im 
Bereich diefer Kreispolizeibehörde als erlaubt. 


(3) Die Aufenthaltserlaubnis kann von der Kreis. 
polizeibehörde, in deren Bereich fich der Ausländer 
in der Grenzzone aufhalten will oder aufhält, für 
den Bereich mehrerer in der Grenzzone gelegener 
Kreispolizeibehörden ausgedehnt werden. Sie erfolgt 


| befriitet, 


(4) Ausländer, die fich beim Inkrafttreten diejer 
Verordnung in der Grenzzone aufhalten und feine 
Aufenthaltserlaubnis für diefes Gebiet befißen, haben 
die Grenzzone innerhalb drei Tagen nad) Inkraft— 
treten diefer Verordnung zu verlafien. 


(5) Allen Ausländern, bei denen die Vorausſetzun— 
gen der Abf. 1 oder 2 nicht vorliegen, ift der Aufent- 
balt in der Grenzzone verboten, 


(6) Abi. 5 findet feine Anwendung auf ſolche Aus. 
länder, die durch die Grenzzone auf öffentlichen Ver. 


fehrsmitteln obne Unterbredung reifen. 


83 

(1) Wandergewerbeiceine, Yegitimationsfarten 
und Gewerbelegitimationsfarten — im Protektorat 
Böhmen und Mähren die nad) geltendem Rechte aus. 
geftellten Ausweisdofumente gleicher Zweckbeſtim— 
mung — haben in den einzelnen Bezirken der Grenz. 
zone nur Gültigkeit, wenn fie ausdrüdlich auf dieſe 
Bezirke durch die örtlich zuftändigen höheren Ver- 
waltungsbehörden ausgedehnt worden find. 


(2) Derfonen, die in einzelnen Bezirken der Grenz 
zone als Verfiherungsagenten tätig fein wollen, be 
dürfen einer fchriftlihen Erlaubnis der zuftändigen 
höheren Verwaltunasbebörde. 


84 
Das Umherziehen von Zigeunern und nach Zi— 


geunerart iſt in der Grenzzone verboten. 
DCL 
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5 

(1) Wer den Beitimmungen der 8 2 bis 4 dieſer 
Verordnung vorſätzlich oder fahrläſſig zuwiderhan— 
delt, wird mit Gefängnis und mit Geldſtrafe oder 
mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

(2) Der gleichen Beſtrafung unterliegt, wer vor— 
ſätzlich oder fahrläſſig den vom Reichsminiſter des 
Innern für die Grenzzone erlaſſenen Anordnungen 
zuwiderhandelt. 


Berlin, den 2. September 1939, 


6 
Kreispolijeibehörde und höhere Verwaltungs— 
behörde iſt im Protektoratsgebiete Böhmen und 
Mähren der Oberlandrat. 


87 
Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkünduug 
in Kraft. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
Im Auftrag 
Heydrich 


—————— 


Zweite Ausführungsbeſtimmungen 
zum $ 1 der Zweiten Durchführungsverordnung zum Zuftichuggeiek 


(Sonderbaubejtimmungen). 
Bom 2. September 1939. 


Auf Grund de3 $ 1 Abf. 2 der Zweiten Durchführungsverordnung zum Buftichuggefeg vom 4. Mai 1937 
(Neichsgefegbl. I S. 566) wird über den Bau von Luftſchutzräumen außerhalb von Gebäuden (Luftichug- 
räume als Sonderbauten) im Einvernehmen mit dem Reichsminifter der Luftfahrt und Oberbefehlshaber 


der Luftwaffe beſtimmt: 


L Allgemeines 
1. Kann die Verpflichtung zur Schaffung von Luft 
ſchutzräume nicht innerhalb der Gebäude erfüllt 
werden, fo find Luftſchutzräume als Sonderbauten 
berzuftellen. 


2. Sonderbauten find eingejhoffige, über oder unter 
Erdaleiche gelegene Buftihugraumanlagen außerhalb 
der Gebäude. 


3. Für die Errichtung von Luftſchutzräumen als 
Sonderbauten gelten Die Schugraumbeftimmungen 
vom 4. Mai 1937 (Reichsgefehbl. I ©. 568) ent- 
iprechend, ſoweit nachfolgend nichts anderes beitimmt 
it. 

4. Für Sonderbauten, die nicht aus Mauerwerf 
oder Beton nad) Maßgabe der nachftehenden Beſtim— 
mungen ausgeführt werden, ift eine Vertriebsgeneh— 
migung nad) $ 8 De3 Luftſchutzgeſetzes bei dev Reichs— 
anftalt der Luftwaffe für Luftſchutz zu erwirken. 


5. Weitergehende Anforderungen auf Grund jon- 
ftiger Beſtimmungen bleiben unberührt. 


II. Planung 


6. Sonderbauten können als felbjtändige Bauten 
abſeits von Gebäuden errichtet oder mit Gebäuden 
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in Verbindung gebracht oder an ſolche angebaut 
werden. 


7. Sonderbauten find möglihit unter Erdgleiche 
anzulegen. Die Erdüberdedung ſoll möglihit ge- 
ring, etwa 50 cm oder aber größer als 5 m fein. 


8. Sonderbauten können ganz oder teilweiſe über 
Erdaleiche errichtet werden, falls die Errichtung unter 
Erdgleiche infolge ungünftiger Baugrundverhältniſſe 
oder aus beſonderen, z.B. in Betriebsverhältniſſen 
liegenden Gründen, erſchwert iſt. 


9, Luftſchutzraumanlagen, die aus mehreren Luft 
ſchutzräumen beſtehen, ſollen höchſtens 250 Perſonen 
und die einzelnen Luftſchutzräume nicht mehr als 
50 Perſonen aufnehmen. Mehrere kleinere Luft- 
ſchutzraumanlagen ſind wenigen großen vorzuziehen. 


10. (1) Für mehrere Gebäude auf einem oder meb- 
veren Grundftüden kann ein gemeinichaftlider Son— 
derbau errichtet werden. 

(2) Die Errichtung eines gemeinſchaftlichen 
Sonderbaues für die Inſaſſen mehrerer Gebäude iſt 
nur zuläſſig, wenn die Zugänge von den einzelnen Ge— 
bäuden zum Sonderbau nicht langer ala 100 m find. 

(3) Die Benußung gemeinfchaftlicher Sonder- 
bauten einichließlich ihrer Zugänge (z. B. durch Höre 


401 
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und Gärten) ift zu fihern (z. B. durch Eintragung 
im Oblaftenbud) oder Baulaftenbud) oder durch Be- 
gründung einer Dienftbarfeit). 


11. (1) Sonderbauten fünnen unterixdifche oder 
oberirdifche Zugänge und Notausläffe erhalten, die 
trittficher hergerichtet fein müffen. Die Zugänge 
ſind gegebenenfalls in gefnidter Linienführung zum 
Schub gegen Bombenfplitter anzulegen, jedoch der- 
art, daß ein ungehindertes Zuftrömen der Schuß- 
Juchenden zur Luftichugraumanlage gewährleiftet ift. 

(2) Der Zugangsweg von den Aufenthalts: 
räumen der Schubfuchenden zu den Sonderbauten 
joll möglichft nicht länger als 100 m fein. 


12. (1) Der Zugang zu gemeinfchaftlichen Son- 
derbauten kann auch durch das Kellergefchoß von 
dachbargebäuden geführt werden. Die hierbei not- 
wendigen Berbindungstüren in Brandmauern müffen 
feuerbeftändig nach DIN 4102 fein. 
(2) Türen und Durchläffe der Zugänge fünnen 
bis zum Aufruf des Luftichußes verichloffen gehalten 
werden. 


13. (1) Die Raumabichlüffe für Sonderbauten 
müffen nach DIN 4104 ausgebildet fein. 


(2) Für Sonderbauten mit einem Faffungs- 
bermögen von über 20 Perſonen find Türen mit 
mindeſtens 0O,oo m Durkhgangsbreite zu verwenden. 

(3) Bei der Berechnung der notwendigen 
Anzahl der Türen ift davon auszugeben, daß auf 
Türen 

bon 0,00 und 1,oom Durchgangsbreite 
nicht mehr als 125 Derfonen, 
bon 1,6o m Durchgangsbreite 
nicht mehr als 200. Verfonen 
angewiejen fein Dürfen. 

(4) Treppen dürfen nicht fteiler als im Ver— 
hältnis der Höhe zur Breite wie 1: 1'/,, Ramben 
mit einem Steigungsverhältnis nicht fteiler als im 
Verhältnis 1:5 ausgeführt werden. 

(5) Treppenläufe müffen wenigftens an einer 
Seite Sandlaufftangen haben. 


III. Deden 


14. (1) Die Dede über der gefamten Luftichub- 
raum-Anlage muß außer der ftändigen Laft und der 
durch die Lage des Bauwerkes beftimmten Verkehrs: 
laft zufäßlich die bei einem Einfturz von benachbarten 
Gebäuden wirkende Auftreffwucht und ruhende Laft 
der Gebäudetrümmer aufnehmen können, 


(2) Da die tatfächlich auftretenden Belaftungen 
durch Trümmer nicht einwandfrei ermittelt werden 
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können, ſind bei der Berechnung vs weuentinen, 
dem Eigengewicht und den Verkehrslaſten zuſätzlich 
ſtellvertretende Trümmerlaſten einzuſetzen. 


15. Für die Decken von Sonderbauten beträgt, 
unbeſchadet der Beſtimmungen in Nr. 16 und 17, die 
zuſätzliche ſtellbertretende Trümmerlaſt 

1000 kg/m?, 
auch wenn mit einem Auftreten von Trümmerlaſten 
infolge der Lage des Sonderbaues nicht zu rechnen iſt. 


16. (1) Der Trümmerbereich von Gebäuden wird 
durch die Schattenfläche gekennzeichnet, die ein unter 
45° in Richtung auf den Sonderbau fallender Licht- 
ftrahl hervorruft. 

(2) Für Sonderbauten, die im Trümmer- 
bereich von Gebäuden liegen, beträgt die jtellvertre- 
tende Trümmerlaft 

1000 kg/m? 

bei Nahbargebäuden bis zu 2 Vollgeſchoſſen, 
1500 kg/m? 

bei Nachbargebäuden bis zu 4 Vollgeſchoſſen, 
2 000 kg/m? 

bei Nachbargebäuden bis zu 6 Vollgeſchoſſen, 
2500 kg/m? 

bei Nahbargebäuden mit über 6 Vollgeſchoſſen. 


17. Läßt die Eigenart der Konſtruktion eines Bau- 
werfes (z. B. Gerippebauten in Eifenbeton oder Stahl) 
das Entjtehen einer Trümmerlajt in den oben ange- 
gebenen Größen als unwahrjcheinlich ericheinen, To 
fann für die im Trümmerbereich de8 Baumerfes ge- 
legenen Sonderbauten eine Ermäßigung der ftellver- 
tretenden Trümmerlaft bis zu 1000 kg/m? ohne Rüd: 
ficht auf die Zahl der Vollgefchoffe bei der Bauge- 
nehmigungsbehörde beantragt werden. 

18. Bei der Berechnung durdlaufender Bauteile 
von Deden über Luftſchutzräumen ift die ftellvertre- 
tende Trümmerlaft zur Hälfte als gleihmäßig ver- 
teilte, unveränderliche Laft, zur anderen Hälfte als 
gleichmäßig über die in Betracht kommenden Einzel- 
jelder verteilte Laſt in ungünſtigſter Laftitellung in 
Anſatz zu bringen. 

19. Für Sonderbauten dürfen nur 
Eifenbetonplattendeden, 
Eijenbetonbalfendeden, 
Eifenbetonrippendeden *) 
und gewölbte Deden 

verwendet werden. 


20. (1) Eijenbetonplattendeden und Eifenbeton- 
balfendeden dürfen nicht weniger als 12cm did fein. 


*) Begriff nad) den Beftimmungen des Deutſchen Ausſchuſſes 
für Sifenbeton 1932, Teil A $ 24. 
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Wände aus Eifenbeton: 
mit einer Bewehrung in der Hauptridhtung 
von mindeftens 0,5 vom Hundert des Ge⸗ 
ſamtquerſchnitts, einer Querbewehrung 
von 5Rundeifen mit 7 mm Durchmefjer 
je m und mit 400 kg Zement je m? fer- 
tigen Betons nad) DIN BORD 0 25em; 


Mände aus Eijenbeton: 
mit einer Bewehrung in der Hauptrichtung 
von mindeſtens 0,25 vom Hundert de8 Ge⸗ 
ſamtquerſchnitts, einer Querbewehrung 
von 3 Rundeifen mit 7 mm Durchmelier 
je m und mit 300 kg Zement je m? fer- 
tigen Betons nad) DIN DaB: Hein 35cm. 


(2) Bei Eifenbetonrippendeden müſſen Die 
Druckplatten bei einem Rippenabftand von mehr als 
95 cm mindeftens 10 cm, bei einem Rippenabjtand 
von 25 cm oder weniger mindejtens 8 em did fein. 


21. Bei Eifenbetonrippendeden find ausnahmslos 
Querrippen im Abjtand bon nicht mehr als 1,50 m 
anzuordnen. Die Querrippen find mit gleich großem 
Querſchnitt und mit gleich großer Bewehrung wie 
die Tragrippen zu verjehen. 


23, Die Dedkenfelder von Eiſenbetondecken müfjen 
eine Querbewehrung je Meter von mindeftens5 Rund⸗ 
eifen mit 7 mm Durchmeſſer aufweiſen. 


23. Die Würfelfeſtigkeit des Betons für alle Deden- 
arten muß W> 28 > 160 kgjem? betragen. 


24. Gewölbedecken find nad) den Beftimmungen 
des Nunderlaffes des Reichsminifters der Luftfahrt 
und Oberbefehlshabers der Luftwaffe „Schutzraum— 
bau ohne Stahl“ vom J. Juni 1937 — ZL be 
9268/37 — auszuführen. Jedoch find Gewölbe aus 
Mauerziegeln mindeſtens 25 cm dit, Gewölbe aus 
Beton mindeitens 20 cm did auszubilden. 
















29. Nagt die Oberfanie von Sonderbauten mehr 
als 1,0o m über die Erdgleiche hinaus und werden 
die Umfaffungswände nah Nr. 28 bemefjen (fiehe 
jedoch Nr. 30), jo müfjen jie mit einer feitlihen Exrd- 
anfhüttung won mindeitend 75 cm Die gefichert 
werden, deren Böſchung nicht ſteiler als im Verhält- 
nis 1: 1,5 geneigt iſt. Eine Erdaufihüttung über 
der Dede des Sonderbaues iſt hierbei nicht not— 


IV. Wände wendig. 


25. Für die Bemeſſung von Mänden, Stützen, 
Fundamenten und ftatif ch ähnlich beanjpruchten Trag- 
gliedern find entweder Die ftändigen Laſten zufammen 
mit den ftellvertretenden Trümmerlaften oder Die 
ftändigen Laften zufammen mit den Werfehrslaften 
in Rechnung zu feßen. Es ift die Belaftungsart maß- 
gebend, die die größere Bemeffung der Tragglieder 
ergibt. 


96, Die Unterfanten der Fundamente der Um- 
faffungswände müffen aud) bei oberixdifchen Sonder: 
bauten mindeftens 1,50 m unter Erdgleiche liegen. 


30. Ragt die Oberkante von Sonderbauten mehr 
als 1,0o m über die Erdgleiche hinaus, ohne daß eine 
Erdanfhüttung nad Nr. 29 vorgejehen wird, ſo 
müſſen die Umfafjungswände folgende Mindeitdiden 
aufweiſen: 

Wände aus Ziegelmauerwerk: 


ohne Bewehrung ... .......44** 0cm, 
mit Bewehrung .. .... .....*** 64cm; 


Mände aus Stampfbeton mit mindeſtens 
200 kg Zement je m? fertigen Beton ... 65cm; 


Wände aus Eijenbeton mit einer Bewehrung in det 
Hauptrichtung von mindeftens 0,5 vom Hundert 
des Betonquerſchnitts, einer Querbewehrung von 
5 Rundeiſen mit 7 mm je m Durchmefjer und mit 
400 Kg Zement je m? fertigen Betond nad) 
DIN ne 00 00 35cm; 


Wände aus Eifendeton mit einer Bewehrung in der 
Hauptrichtung von mindeſtens 0,25 Dom Hundert 
des Betonquerſchnitts, einer Querbewehrung 
von 3 Rundeiſen mit 7 mm jem Durchmeſſer und 
mit 300 kg Sement je m? fertigen Betons nad) 
45cm, 


27. Für gemauerte Wände dürfen nur Steine mit 
einer Mindeftfeitigfeit von 150 kg/em? nad) DIN 
1053, $ 4, verwendet werden. Das Mauerwerk ift 
vollfugig, d.h. mit vollen Stoß und Lagerfugen aus— 
zuführen, Es ift Mörtel nach DIN 1053, $ 2 Sif- 
fer 4d, zu verwenden (400 kg Zement und 1 000 I 
loſe eingefüllter Sand, geringer Kalkzuſatz). 


28. Liegt die Luftihußanlage unter Erdgleiche 
oder ragt fie bis höchſtens Im über die Erdgleiche 
hinaus, jo müffen die Umfaffungsmände folgende 
Mindeſtdicke aufweifen: 

Mände aus Ziegelmauerwerf: 

ohne Bewehrung ...... ..4** 77cm, 

mit Bewehrung „vn... 0. +. U ER lem; 
Mände aus Stampfbeton: 

mit mindeftens 200 kg Zement je m? fer 

tigen Betond ...........*2**** 50cm; 


31. Für bewehrtes Ziegelmauerwert der Um- 

faſſungswände ſind folgende Bauarten anzuwenden: 

a) Ziegelmauerwerk mit ſenkrechter Bewehrung. 

Für eine wirkſame Verfeſtigung des Mauer— 

werks ſind Eiſenbetonſäulen im Mauerkörper 
vorzuſehen. 
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Su dieſem Swed können bei der Serftellung 
des aufgehenden Mauerwerfs quadratifche 
oder rechteckige Röhren (nad Art von 
Schornfteinzügen) ausgefpart und nad) Ein- 
bringung der Bewehrung mit Beton (Mo 28 
= 160 kg/em?) ausgefüllt werden. Die Beton- 
faulen müſſen 4 Rundeifen mit 8 mm Durd)- 
mefler oder eine gleichwertige Bewehrung 
enthalten und im Querſchnitt mindeftens 
12x12cm groß fein. Erwünſcht iſt ein 
Querſchnitt von 25 X 12cm. Die Beton- 
ſäulen find in 12 cm Abftand (!/, Stein) von 
der Innenfläche der Mauer anzulegen. Recht— 
edige Säulen find mit ihrer längeren Quer- 
ſchnittsachſe jenfreht zur Hauptebene der 
Mauer zu legen. 


Auf 1,50 m Mauerlänge ift mindeftens eine 
Betonjäule vorzufeben. 


An Stelle der vorſtehend bejchriebenen Eijen- 
betonfäulen fönnen andere gleichwertige Eifen- 
betonfon®ruftionen treten. 


Siegelmauerwerf mit waagerechterBewehrung. 
Das Siegelmauerwerf der Umfaſſungs— 
wände fann mit mwaagerechter Bewehrung 
ausgeführt werden, wenn die Ausführung mit 
jenfredter Bewehrung aus Gründen, Die 
durch Die Bauwerksform, durch örtliche Ver- 
hältniffe oder durch die Beihaffung von Bau— 
jtoffen bedingt find, unzwedmäßig exicheint. 


Berlin, den 2. September 1939. 
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Jede fechfte Lagerfuge (etwa alle 50 cm) ift 
mit einer Bewehrung vorzugsweise aus Band- 
ftahl mit einer Abmeſſung bis zu 3X12 mm 
oder Runddraht bis zu 5mm Durchmeſſer mit 
einem Gewicht von mindeftens 1kg je m? 
Mauerfläche anzuordnen. Die Bewehrung ift 
in der nad) innen zu liegenden Hälfte des 
Mauerwerfsförpers anzuordnen. 

An Stelle des Ziegelmauerwerfs mit waage- 
rechter Bewehrung können Eifenbetonfonftruf- 
tionen treten, die die gleiche Schutzwirkung 
verbürgen. 


V. Verbindung von Dede und Wänden 


32. (1) Sonderbauten find nad) Möglichkeit im 
Querſchnitt als ſtatiſche Rahmen auszubilden. 


(2) Die Feſtigkeit der Verbindung zwiſchen Decke 
und Wände gegen Scher- und Biegebeanſpruchungen 
muß mindejtens fo groß fein, wie die entfprechende 
Feſtigkeit des fchwächften der beiden Teile. 


VE Sperrſchichten 


33. Sperrſchichten gegen auffteigende Feuchtigkeit 
find jo auszubilden, daß fie die Scher- und Biege- 
feftigfeit der Umfafjungswände nicht vermindern. Bei 
Umfaffungswänden aus Mauerziegeln empfiehlt fich 
zu diefem Zwecke die Anordnung von Schichten aus 
waſſerabweiſendem Mörtel. 


Der Reihsarbeitäminifter 
Franz Seldte 
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PBrifenordnung. 
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Erfter Abſchnitt Achter Abſchnitt 
Befugnis zur Ausübung bed Prifenrechts. . 1bis 5 Falſche oder fehlende VDapiere.........-- 43 
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Dritter Abſchnitt Elfter Abſchnitt 
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Heindliche Fahrzeuge und ihre Ladung .....4 10 bis 13 — 54 
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Vierter Abfchnitt Beſchlagnahme des Guts......... ......... 68 
Einbringung ... .. ......4*4* 69 

Banngut ar Gebrauch von Fahrzeugen, Gütern und Vorräten 
Bannguteigenfchaft.. „nr nerennene 22 bie 27 vor Einbringung .. . . .**** 70 und 71 
Folgen der Beförderung von Banngut ... ..44 28 bis 31 Serftörung von Fahrzeugen und Gütern .....- 72 bis 75 

Fünfter Mbfchuitt Behandlung der Beſatzung und der Fahrgäſte ... 76 bi⸗ 79 
Einziehung .. ......*2*2*22*** 80 
——— —— 32 bis 34 
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Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz bejchloffen, das hiermit verkündet wird: 


Erſter Abjchnitt 
Befugnis zur Ausübung des Prifenrechts 
Artikel 

(1) Das Drifenrecht umfaßt die Befugnis, feind- 
liche und neutrale Seefahrzeuge anzubalten und zu 
durchfuchen fowie mit diefen Fahrzeugen und mit 
dem auf ihnen befindlichen Gut nach Maßgabe der 
folgenden Beftimmungen zu verfahren. 

(2) Dem Drifenrecht unterliegen nicht Kriegs— 
Ichiffe und fonftige Fahrzeuge, die ausſchließlich für 
Zwecke der öffentlihen Verwaltung und nicht für 
Handelszwecke beftimmt find oder verwendet werden. 


Artilel 2 
Zur Ausübung des Drifenrechts find befugt: 

l. die Kommandanten und Führer von Kriegs— 
ſchiffen ſowie von fonftinen Einheiten der Webhr- 
macht, 

2. die für das deutjche Hoheitsgebiet befonders 
damit beauftragten Dienftftellen. 


Artifel 3 
Die Neichsregierung beftimmt Beginn und Ende 
des Zeitraums, innerhalb deflen das Vrifenrecht 
auszuüben ift. 
Artikel 4 
Das Priſenrecht wird ausgeübt: 
1. auf der Hohen See, 
2. in den Hoheitsgewäſſern des Reichs, feiner 
Verbündeten und feiner Feinde, 


3. in den der Seeſchiffahrt dienenden Binnen- 
gewällern, Einrichtungen und Anlagen des 
Neichs, feiner Verbündeten und feiner Feinde. 


Artikel 5 
Das Priſenrecht wird nicht ausgeübt: 
l. in neutralen Hoheitsgewäſſern, 
2. in denjenigen Gewällern, welche den Kriegs— 
bandlungen auf Grund von Verträgen des 
Reichs verichloffen find. 


Zweiter Abſchnitt 


Seindliche und neutrale Eigenfchaft 
der Fahrzeuge und des Guts 


Fahrzeuge 
Artikelb 
(1) Die feindliche oder neutrale Eigenſchaft eines 

Fahrzeugs wird durch die Flagge beftimmt, zu deren 
Führung e8 berechtigt ift. Iſt ein Fahrzeug zur 
Führung einer Flagge nicht berechtigt, fo ift die 
Staatdangehörigkeit des Eigentümers maßgebend. 
(2) Solange die Eigenſchaft des Fahrzeugs nich! 
eimvandfrei feftgeftellt werden fann, ift es als feind- 
liches zu behandeln, 


Artikel 7 
(1) Der Übergang eines feindlihen Fahrzeugs zur 
neutralen Flagge wird nicht anerkannt, wenn er im 
Hinblick auf die Kriegsverhältniffe erfolat ift. 


I] 


l. wenn der Übergang nad) dem Zeitpunft erfolgt 
ift, von dem an das Prifenrecht auszuüben ift 
(Artikel 3); 
2. wenn der Übergang innerhalb von 60 Tagen 
vor diefem Zeitpunkt erfolgt ift und entiveder 
a) die Übertragungsurfunde fih nit an 
Bord befindet oder 

b) der Übergang nicht unbedingt oder nicht 
vollſtändig ift oder 

c) die Verfügung über dad Fahrzeug und der 
Gewinn aus feiner Verwendung indenfelben 
Händen bleiben wie vor dem Übergang. 


Gut 
Artikel 8 

(1) Die feindliche oder neutrale Eigenfchaft des Guts 
beftimmt fich nach der Staatdangehörigfeit des Eigen: 
tümers und, wenn der Eigentümer ftaatlos iſt, nad) 
feinem Wohnfig. Steht dad Gut im Eigentum einer 
Geſellſchaft, fo ift deren Sit maßgebend. 

(2) Solange die Eigenfchaft des Guts nicht eimvand- 
frei feftgeitellt werden kann, ift e8 als feindliches zu 
behandeln, 

Artifel 9 

Wechſelt feindliches Gut während der Neife den 
Eigentümer, fo behält e8 bis zur Ankunft an dem Be- 
ſtimmungsort feine feindliche Eigenfchaft, wenn der 
Wechſel nach) dem Zeitpunft erfolgt ift, von dem an 
das Priſenrecht auszuüben ift (Artikel 3). 


Dritter Abſchnitt 
Behandlung der Fahrzeuge und des Guts 
Feindliche Fahrzeuge und ihre Ladung 
Artifel 10 
Feindliche Fahrzeuge unterliegen der Aufbringung 
und Einziebung. 
Artikel 11 


Heindliches Gut an Bord feindlicher Fahrzeuge 
unterliegt der Beichlagnahme und Einziehung. 


Artikel 12 
er Neutrale Gut an Bord feindliher Fahrzeuge 
ift frei, 

(2) E3 unterliegt jedoch der Beſchlagnahme und Ein- 

ziehung: 

l. wenn e8 Banngut ift oder dem Eigentümer von 
Banngut gehört (Artikel 30); 

2. wenn das Fahrzeug DBlodadebruch begeht (Ar- 
titel 52 Ab. 1; Ausnahme: Artikel 52 Abf. 2); 

3. wenn ed dem Kapitän oder dem Eigentümer des 
Fahrzeugs gehört, das in feindlichem Gefeit 
fährt (Artikel 33 Abſ. 2), gewaltfamen Wider- 
ſtand leiſtet (Artikel 37 Abf. 2) oder feindfelige 
Unterftügung begeht (Axtitel 42 Abſ. 2). 


Artitel 13 


Gegenftände, die der Beſatzung oder den Fahrgäjten 
eines feindlichen Fahrzeugs gehören und zu ihrem 
perfönlichen Gebrauch beftimmt find, find frei. 













Neutrale Fahrzeuge und ihre Ladung 
Artifel 14 
(1) Ein neutrales Fahrzeug unterliegt der Auf- 
bringung: 
1. wenn e8 Banngut befördert oder ſelbſt Bann- 
gut ift (Artikel 28, 29); 
, wenn e8 in feindlichen Geleit fährt (Artikel 32); 
, wenn es paffiven Widerftand leiftet (Artitel35); 
. wenn es gewaltfamen Widerftand leiſtet (Ar— 
tifel 36); 
5. wenn e8 feindjelige Unterftügung begeht (Ar— 

tifel 40; Ausnahme: Artikel 41); 

6. wenn feine Papiere nicht in Ordnung find 
(Artikel 43); 

7. wenn e8 Blocdadebrucd begeht (Artikel 50); 

8. wenn e8 eine Rurdanmeifung nicht befolgt (Ar- 
titel 63); 

(2) Das Fahrzeug unterliegt überdies der Ein- 

ziehung: 

1. wenn ſeine Ladung zu mehr als der Hälfte aus 
Banngut beſteht oder das Fahrzeug ſelbſt 
Banngut ift (Artikel 28, 29; Ausnahme: Ar— 
tikel 31); 

2, wenn es in feindlichem Geleit fährt (Artikel 32); 

3, wenn e8 gewaltfamen Widerftand leiftet (Ar— 
tifel 36); 

4, wenn e8 feindfelige Unterſtützung begeht (Ar— 
tifel 40; Ausnahme: Artikel 41); 

5. wenn e8 Blodadebruc begeht (Artikel 50). 

Artifel 15 
48 Feindliches Gut an Bord neutraler Fahrzeuge 
iſt frei. 

(2) Es unterliegt jedoch der Beſchlagnahme und 

Einziehung: 

1. wenn es Banngut iſt oder dem Eigentümer von 
Banngut gehört (Artikel 30); 

2. wenn das Fahrzeug in feindlichem Geleit fährt 
(Artikel 33); 

3, wenn das Fahrzeug gewaltfamen Widerftand 
leiftet (Artikel 37); 

4. wenn da8 Fahrzeug feindfelige Unterftügung 
begeht (Artikel 42); 

5. wenn das Fahrzeug Blockadebruch begeht (Ar- 
tifel 52 Abf. 1; Ausnahme: Artikel 52 Ab. 2). 


Artikel 16 


(1) Neutrale Gut an Bord neutraler Fahrzeuge 
‚ft frei. 

(2) Es umterliegt jedoch der Beſchlagnahme und 
Einziehung: 

1. wenn es Banngut ift oder dem Eigentümer 
von Bannqut gehört (Artikel 30; Ausnahme: 
Artikel 31); 

2, wenn dad Fahrzeug Blockadebruch begeht (Ar— 
tifel 52 Abf. 1; Ausnahme: Artikel 52 Abſ. 2); 

3, wenn es dem Kapitän oder dem Eigentümer 
des Fahrzeugs gehört, das in feindlichen Geleit 
fährt (Artikel 33 Abſ. 2), gewaltſamen Wider— 
ſtand leiſtet (Artikel 37 Abſ. 2) oder feindſelige 
Unterftitung begeht (Artikel 42 Abſ. 2). 
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Artikel 17 


Gegenftände, die der Beſatzung oder den Yahr- 
gäften eines neutralen Fahrzeugs gehören und zu 
ihrem verfönlichen Gebraud) beftimmt find, find frei. 


Sonderfälle 
auf Grund zwiſchenſtaatlicher Abfommen 


Artikel 18 


Die Beltimmungen de8 VI. Haager Ablom- 
mens „Über die Behandlung der feindlichen Kauf— 


fahrteifchiffe beim Ausbruch der Feindſeligkeiten“ 
bleiben unberührt. 


Artikel 19 


‚Der, Aufbringung und Einziehung unterliegen 
nicht die militäriſchen jowie die von Privatperjonen 
oder amtlid) anerfannten Hilfsgeſellſchaften aus- 
zerüfteten Lazarettichiffe, wenn 

1. ihre Beſtimmung ald Lazarettjchiff der Reichs— 
regierung befanntgemadht worden ift und 

2. fie nad) den Beſtimmungen der geltenden 
zwiſchenſtaatlichen Abkommen gehörig fennt- 
li) gemacht find und 


3. fie diefen Beltimmungen gemäß verwendet 
merden. 


Artikel 20 


(1) Der Aufbringung und Einziehung unterliegen 

ferner nicht 

1. die ausſchließlich der Küftenfifherei oder den 
Verrichtungen der fleinen Lofalfchiffahrt die 
nenden Fahrzeuge und ihre Ausrüftung; ihre 
Ladung ift frei; 

2. die ausſchließlich mit veligiöjen, wiflenichaft- 
lien oder menfchenfreundliden Aufgaben 
betrauten Fahrzeuge; 

3. die ausschließlich der Beförderung von Par— 
lamentären oder dem Austaufch von Kriegs— 
gefangenen dienenden Fahrzeuge; 

4. die mit einem Geleitichein de8 Reichs oder 
feiner Verbündeten verjehenen Fahrzeuge. 

(2) Die Befreiung hört auf, wenn dieſe Fahr— 

zeuge in irgendwelcher Art an den Feindſeligkeiten 
teilnehmen oder fonftwie ihrer Beſtimmung zu 
widerhandeln. Das gleiche gilt, wenn fie die ihnen 


von Dienitftellen des Neich® oder feiner Verbünde— 
ten erteilten Weiſungen nicht befolgen. 


Artikel 21 


(1) Die auf See an Bord neutraler oder feind- 
licher Schiffe vorgefundenen Briefpoftfendungen 
werden als unverleglich behandelt. Erfolgt die Auf- 
bringung des Schiffes, fo find fie von dem Aufbrin- 
genden unverzüglich weiterzubefördern. 

(2) Die Beftimmungen des Abf. 1 gelten nicht: 

1. für Briefe, die Banngut enthalten und für 

Poſtpakete; 
2. im Falle des Blockadebruchs für Briefſendun— 


gen, die nach einem blockierten Hafen beſtimmt 
find oder von einem ſolchen kommen. 


III 
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Vierter Abjchnitt 
Banngut 
Bannguteigenihaft 
Artifel 22 


(1) Ald Banngut (unbedingtes Banngut) werden 
alle Gegenftände und Stoffe angejehen, die 
1. unmittelbar der Land-, See- oder Luftrüftung 
dienen und 
2. für das feindliche Gebiet oder für die feind- 
lie Streitmacht beftimmt find. 


(2) Es macht feinen Unterfchied, ob die Zufuhr 
unmittelbar erfolgt oder ob noch eine Umladung 
oder eine Beförderung über Land erforderlich ift. 


Artifel 23 


Die feindliche ———— des unbedingten Bann⸗ 
guts (Artikel 22 Abſ. 1Nr. 2) gilt als nachgewieſen: 
1. wenn das Gut nad) den Urkunden in einem 
feindlichen Hafen ausgeladen oder der feind- 
lichen Streitmadht geliefert werden foll; 

2. wenn das Fahrzeug nur feindliche Häfen an- 
laufen joll; 

3. wenn das Fahrzeug einen feindlichen Hafen 
berühren oder zu der feindlichen Streitmadt 
ftoßen foll, bevor es den neutralen Hafen 
erreicht, wohin da8 Gut urkundlich beftimmt 
iſt. 


Artikel 24 


(1) Ad Banngut (bedingtes Banngut) werden 
jerner alle Gegenstände und Stoffe angejehen, die 

1. für Exriegerifche wie für friedliche Zwecke ver- 
wendbar und in eine von der —— ** 
bekanntgegebenen Liſte aufgenommen ſind und 

2. für den Gebrauch der feindlichen Streitmacht 
oder der Verwaltungsſtellen des feindlichen 
Staates beſtimmt ſind. 


(2) Unter der Vorausſetzung gleichartigen Ver— 
haltens des Gegners werden die im Abſ. 1 genannten 
Gegenſtände und Stoffe nicht als Banngut ange— 
ſehen, wenn ſie in einem neutralen Hafen ausge— 
laden werden ſollen. 


(3) Abſ. 2 bleibt außer Betracht, wenn das feind- 
liche Gebiet feine Seegrenze bat. 


Artifel 25 
Die feindliche Beſtimmung des bedingten Bann- 


quts (Artikel 24 Abſ. 1 Nr. 2) wird vermutet, wenn 
die Sendung gerichtet ift: 

1. an eine feindliche Behörde; 

2. nad) einem befeftigten Platz des Feindes oder 
nad) einem Platz, der der feindlichen Streit- 
macht ala Operations oder Verforgungsbafis 
dient; 

3. an einen Agenten oder Händler im feindlichen 
Gebiet, von dem feftiteht, daß er Gegenftände 
und Stoffe der fraglichen Art an die Streit- 
macht oder die Verwaltungsftellen des feind- 
lichen Staates liefert. 
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Artifel 26 


Als Banngut dürfen feinesfalld angefehen werden: 

1. Gegenftände und Stoffe, die zum Gebraud) 
des Fahrzeugs, auf dem fie vorgefunden wer- 
den oder zum berfünlichen Gebrauch der Be- 
ſatzung oder der Fahrgäſte beftimmt find; 

2. Gegenftände und Stoffe, die ausfchließlich zur 
Dflege der Kranken und Verwundeten dienen; 
diefe Gegenftände und Stoffe fünnen jedod) 
im all gewichtiger militärifcher Erforder— 
niffe gegen ge. angefordert werden, 
wenn fie für das feindliche Gebiet oder für 
die feindliche Streitmacht beitimmt find, 


Artifel 27 


(1) Die Angaben der an Bord befindlichen Papiere 
über den Reifeweg des Fahrzeugs und den Ort für 
die Ausladung des Guts find als richtig anzufehen. 

(2) Dies gilt nit: 

1. wenn das Fahrzeug offenbar von feinem Reife, 
wege abgewichen ift, ohne fid) deswegen hin— 
reichend rechtfertigen zu können; 

2, wenn Tatſachen vorliegen, nad) denen zu ver- 
muten ift, daß die Papiere falfche Angaben 
über den Neifeweg oder den Ausladungsort 
enthalten. 


Folgen der Beförderung von Banngut 
Artifel 28 


(1) Fahrzeuge, die Banngut befördern, unterliegen 
der Aufbringung. 

(2) Sie unterliegen überdies der Einziehung, wenn 
das Banngut nad Wert, Gewicht, Umfang oder 
er au mehr als die Hälfte der Ladung aus» 
macht. 


Artifel 29 


Fahrzeuge, die ſelbſt Banngut find, unterliegen der 
Aufbringung und Einziehung. 


Artikel 30 

(1) Banngut unterliegt der Beſchlagnahme und 
Einziehung. 

(2) Das dem Eigentümer des Bannguts gehörende, 
an Bord desjelben Fahrzeugs vorgefundene fonftige 
Gut unterliegt ebenfalls der Beſchlagnahme und Ein- 
ziehung. 

Artikel 31 

(1) Neutrales Banngut an Bord eines neutralen 
Fahrzeugs kann nur gegen Entichädigung eingezogen 
werden: 

1. wenn da8 Fahrzeug bei der Anhaltung feine 
Kenntnis davon hat, daß die Ausübung des 
Priſenrechts angeordnet ift (Artikel 3) oder 
daß Gut diefer Art in der von der Neichsregie- 
rung befanntaegebenen Lifte (Artikel 24 Abſ. 1 
Nr.1) aufgeführt ift; 

2. wenn das Fahrzeug die Kenntnis zwar erlangt 


hat, dad Banngut aber nod) nicht ausladen 
fonnte. 


Das dem Eigentümer des Bannguts gehörende fon- 
ftige Gut an Bord folder Fahrzeuge ift frei. 
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(2) Das neutrale Fahrzeug unterliegt im an des 
Abſ. 1 Nrn. 1 und 2, auch wenn feine Ladung zu 
mehr als der Hälfte aus Banngut beſteht, nicht der 
Einziehung nach Artikel 28 Abſ. 2. 


Fünfter Abſchnitt 
Geleit 
Artikel 32 
(1) Fahrzeuge unter dem Geleit feindlicher Kriegs— 
ſchiffe find allen Gefahren des Krieges ausgeſetzt. 
(2) Sie unterliegen der Aufbringung und Ein— 


ziehung. 
Artikel 33 
(1) Feindliches Gut an Bord eines Fahrzeugs, 
das wegen Fahrens im feindlichen Geleit aufzubrin- 
gen und einzuziehen ift, unterliegt der Beichlagnahme 
und Einziehung. — 
(2) Das dem Kapitän oder dem Eigentümer des 


Fahrzeugs gehörende Gut unterliegt ebenfalls der 


Beichlagnahme und Einziehung. 


Artikel 34 


(1) Neutrale Fahrzeuge unter dem Geleit ihrer 
eigenen Kriegsſchiffe unterliegen nicht der Anhal- 
tung und Durchſuchung. 

(2) Der Befehlshaber des Geleitzugd fann jedoch 
um Auskünfte und Zufiherungen über die Eigen- 
ichaft der von ihm geleiteten Fahrzeuge und über 
ihre Ladung erſucht werden. 


Sechfter Abjchnitt 
Widerftand 
Artikel 35 


Kann nad) Stoppen eines Fahrzeugs die Anhal- 
tung oder Durchſuchung wegen des Verhaltens von 
Kapitän oder Beſatzung (paſſiver Widerſtand) nicht 
ordnungsgemäß durchgeführt werden, jo unterliegt 
das Fahrzeug der Aufbringung. 


Artikel 36 
(1) Der gewaltjame MWiderftand gegen die Aus- 
übung des Priſenrechts fann mit Gewalt gebrochen 
werden. 
(2) Das Fahrzeug unterliegt nad) Brechung des 
Miderftands der Ausbringung und Einziehung. 


Artikel 37 
(1) Feindliches Gut an Bord eines Fahrzeugs, 
das wegen gewaltjamen Miderftands aufzubringen 
und einzuziehen ift, unterliegt der Befchlagnahme und 
Einziehung. 
(2) Das dem Kapitän oder dem Eigentümer des 
Fahrzeugs gehörende Gut unterliegt ebenfalld der 


Beichlagnahme und Einziehung. 


Siebenter Abjchnitt 
Seindfelige Unterjtüßung 
Artifel 38 
Feindſelige Unterftügung liegt vor: 


1. wenn ein Fahrzeug an Kampfhandlungen teil- 
nimmt; 
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2. wenn ein Fahrzeug die Operationen in See 
befindlicher Streitkräfte des Feindes in anderer 
Meife unmittelbar unterftüßt; 


3. wenn ein Fahrzeug von der feindlihen Re 
gierung gedjartert ift oder unter ihrem Be- 
fehl oder ihrer Kontrolle fteht; 


4. wenn ein Fahrzeug dauernd dazu beſtimmt 
ift, Nachrichten im Intereſſe des Feindes oder 
—— der feindlichen Streitmacht zu be— 
fördern; 

5. wenn ein Fahrzeug die Reiſe eigens macht, 
um Nachrichten im Intereſſe des Feindes oder 
Angehörige der feindlichen Streitmacht oder 
Perſonen zu befördern, die fich in den Dienſt 
der feindlichen Streitmacht ftellen wollen; 


6. wenn ein Fahrzeug mit Wiffen des Eigen. 
tümers, des Charterers oder des Kapitäns eine 
geſchloſſene feindliche Truppenabteilung an 
Bord bat, oder Perſonen befördert, die Die 
feindlichen Operationen während der Fahrt 
unmittelbar unterjtüßen. 


Artifel 39 
Feindſelige Unterftügung liegt ferner vor: 


1. wenn ein mit F. T. ausgerüftetes Fahrzeug 
über die Streitkräfte oder die militäriſchen 
Operationen Nachrichten fendet, die dem Feinde 
dienlich find; 


2. wenn ein mit F. T. ausgerüſtetes Fahrzeug, 
das von einem militäriſchen Befehlshaber die 
Anweiſung erhalten hat, ſich der unter ſeinem 
Befehl operierenden Einheit nicht zu nähern, 
diefer Anweiſung zuwiderhandelt, 


3. wenn ein mit F. T. ausgerüſtetes Fahrzeug, 
das von einem militäriſchen Befehlshaber die 
Anweiſung erhalten hat, in der unmittelbaren 
Nachbarſchaft der unter ſeinem Befehl operie— 
renden Einheit von der F. T. Einrichtung feinen 
Gebrauch zu machen, dieſer Anweiſung zu— 
widerhandelt. 


Artikel 40 


(1) Fahrzeuge, die feindſelige Unterſtützung begehen, 
unterliegen der Aufbringung und Einziehung. Über- 
dies Fann mit Maffengewalt gegen fie vorgegangen 
werden, foweit dies nad) allgemeinem Kriegsrecht 
zuläffig ift. 

(2) Im Fall des Artikels 39 Nr. 1 kann ein Fahr— 
zeug wegen feindfeliger Unterftügung nod) während 
eines Jahres vom Zeitpunkt dev Nachrichtenfendung 
ab aufgebracht und eingezogen werden. 


Artifel 41 


Ein neutrales Fahrzeug —— in den Fällen 
des Artikels 38 Nrn. 5 und 6 nicht der Aufbringung 
und Einziehung, wenn e8 bei der Anhaltung feine 
Kenntnis davon hat, daß die Ausübung des Prifen- 
rechts angeordnet ift (Artikel 3), oder wenn e8 Diele 
Kenntnis zwar erlangt hat, die beförderten Perſonen 
aber noch nicht ausjchiffen fonnte. 
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Artifel 42 

(1) Feindliches Gut an Bord eines Fahrzeugs, dad 
wegen feindfeliger Unterſtützung aufzubringen und 
einzuziehen ift, unterliegt der Beſchlagnahme und 
Einziehung. 

(2) Das dem Kapitän oder dem Eigentümer des 
Fahrzeugs gehörende Gut unterliegt ebenfalls der 
Beichlagnahme und Einziehung. 


Achter Abichnitt 
FSaljche oder fehlende Papiere 
Artifel 43 
(1) Fahrzeuge, deren Dapiere nit in Ordnung 
find, unterliegen der Aufbringung. 
(2) Die Papiere eines Fahrzeugs find nicht in 
Ordnung: 
l. wenn doppelte, falſche oder gefälichte Papiere 
borgefunden werden; 


2. wenn weſentliche Dapiere fehlen, vernichtet 
oder beifeite gebracht worden find. 


Neunter Abjchnitt 
Blockade 
Artifel 44 


(1) Die Blocdade wird von der Reichsregierung 
oder von den in ihrem Namen handelnden militäri- 
ſchen Befehlshabern erklärt. 

(2) Die Blockadeerklärung beftimmt: 

1. den Zeitpunft des Beginns der Blockade, 

2. die geographifchen Grenzen der blodierten Küſte, 

3. die Friſt, die neutralen Fahrzeugen zum Aus- 

laufen gewährt wird. 


Artifel 45 


Die Blodadeerflärung ſowie Enweiterungen und 

Einſchränkungen dev Blocdade find befanntzugeben: 

1. den neutralen Staaten durch die Neichregie- 
rund / 

2. den Gafenbehörden oder den ſonſtigen örtlich 

zuftändigen Behörden der blodierten Küſte 

durch den Befehlshaber der blocierenden Streit- 


kräfte. 
Artikel 46 


(1) Die Blockade muß auf feindliche Küſten be— 
ſchränkt werden. 

(2) Die blockierenden Streitkräfte dürfen den Zu— 
gang zu neutralen Küſten nicht verſperren. 


Artikel 47 

(1) Um rechtlich wirkſam zu fein, muß die Blockade 
tatſächlich wirkſam fein. 

(2) Sie iſt tatſächlich wirkſam, wenn fie durch 
Streitkräfte aufrechterhalten wird, die hinreichen, 
um den Zugang zur feindlichen Küſte wirklich zu ver— 
hindern. 

Artikel 48 
Eine Blockade gilt nicht als aufgehoben, wenn ſich 


die blockierenden Streitkräfte wegen ſchlechten Wetters 
zeitweiſe entfernt haben. 
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Artifel 49 


Die Blodade muß den Fahrzeugen aller Staaten 
gegenüber unparteiiich gehandhabt werden. 


Artikel 50 


(1) Ein Fahrzeug unterliegt wegen Blockadebruchs 
der Aufbringung und Einziehung, wenn es in Kennt- 
nis der Blockade verfucht, die blodierte Küfte zu er- 
reihen oder zu verlafien. 


(2) Das Fahrzeug darf nur innerhalb des Blodade- 
bereiche, oder folange e8 aus dem Blockadebereich 
heraus verfolgt wird, aufgebracht werden. 


Artikel 51 


Hat ein Fahrzeug den Hafen eines neutralen 
Staates nad) Bekanntgabe der Blockade an diefen 


Staat verlafjen, jo wird die Kenntnis der Blocdade 
bermutet. 


Artifel 52 
(1) Das Gut an Bord eines Blodadebrechers 
unterliegt dev Beſchlagnahme und Einziehung. 


(2) Wenn der Befrachter beweift, daß er zur Zeit 
der Verladung des Guts die Abficht des Blockade— 
bruch® weder fannte noch fennen fonnte, fo kann 
—* Blockadebruchs eine Einziehung des Guts wicht 
erfolgen. 


Zehnter Abſchnitt 
Reprife 
Artikel 53 
(1) Als Reprije wird ein vom Feind aufgebrachtes 
Fahrzeug bezeichnet, das ihm abgenommen wird, 


bevor er es eingezogen oder zu Eriegerifchen Unter- 
nehmungen verwendet bat. 


(2) Die Reprife ift freizugeben, falls nicht etwa 
deutjcherjeits ein Grund zur Aufbringung des Fahr- 
zeugs vorliegt. 


Elfter Abjchwitt 
Verfahren bei der Ausübung des Prifenrechts 
Artikel 54 


Bei der Ausübung des Priſenrechts find alle Maß— 
nahmen mit möglichſter Nückfichtnahme auf die Be- 
troffenen durchzuführen. 


Anhaltung und Durchſuchung 
Artikel 55 
(1) Anhaltung und Durchſuchung werden vorge: 


nommen, um die erforderlichen Feſtſtellungen Binficht- 
lich des Fahrzeugs zu treffen. 


(2) Sie führen zur Entlaffung oder zur Auf- 
bringung des Fahrzeugs. 


Artikel 56 


Die Anhaltung umfaßt da8 Verfahren von der 
Aufforderung zum Stoppen bis zur Prüfung der 
Schiffspapiere einschließlich. | 








Artikel 57 

Für die Anhaltung gilt folgendes Verfahren: 

1. Das anzuhaltende Fahrzeug wird durch Signal 
oder durd) einen Warnungsſchuß zum Stoppen 
aufgefordert. Späteſtens mit diefer Auf 
forderung jet dad Kriegsſchiff eine Flagge 

Stoppt dad Fahrzeug wicht, fo wird ein 
icharfer Schuß über das Fahrzeug hinweg 
oder vor feinen Bug abgegeben. 

Stoppt das Fahrzeug auch dann nicht oder 
feiftet eg Widerſtand, jo wird e8 mit Gewalt 
zum Stoppen gezwungen. 

3, Hat das Fahrzeug geltoppt, fo wird ein Kom— 
mando an Bord gelandt. “Der Führer des 
Sommandos prüft die Schiffspapiere. 

Iſt aus bejonderen Umständen die Entjen- 
dung eines Kommandos nicht möglich, jo darf 
ausnahmsweiſe verlangt werden, daß die 
Schiffspapiere zur Prüfung an Bord des 
Kriegsſchiffs gebracht werden. 

Artikel 58 
(1) Falls aus den Schiffspapieren allein hinreichende 
Aufklaͤrung nicht gewonnen wird, erfolgt die Durch— 
ſuchung des Fahrzeugs. 

(2) Die Durchſuchung beſteht in der Befragung 

von Kapitän, Beſatzung und Fahrgäſten ſowie in 
der Unterſuchung von Fahrzeug und Ladung zum 
Zweck der Nachprüfung der Papiere und ihrer An— 
gaben auf Richtigkeit und Rollitändigfeit. 


Artikel 59 
Die Durchſuchung neutraler Poſtdampfer ſoll nur 


im Notfall unter möglichſter Schonung und mit 
möglichiter Beſchleunigung vorgenommen merden. 
Kurdanweijung 
Artikel 60 
Rursanweifung ift der Befehl an ein Fahrzeug, 
2 zur Durchführung der Anhaltung oder der Durd)- 
uchung an eine beftimmte Stelle zu begeben. 
Artifel 61. 
Die Kurdanmweifung zum Zwecke der Anhaltung 
ift zuläffig, wenn 
1. dringende Verdachtsgründe beitehen und 
2, die Anhaltung wegen des Zuftands der Ger, 
der Gefahr feindliher Einwirkung oder der 
Beſchaffenheit des anhaltenden oder des anzu- 
haltenden Fahrzeugs nicht fofort durchgeführt 
werden kann. 
Artikel 62 
Die Rurdanweifung zum Zwecke der Durchſuchung 
iſt zuläſſig, wenn 
1. nach der Anhaltung noch dringende Verdachts⸗ 
gründe beſtehen und 
2. die Durchſuchung des Fahrzeugs an Ort und 
Stelle unmöglich oder uͤnzweckmäßig iſt. 


Artikel 63 


(1) Ein Fahrzeug, das der Rursanweifung nicht 
Sole feiftet, fann mit Gewalt dazu gezwungen 
werden. 


(2) Es unterliegt der Aufbringung. 
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Aufbringung des Fahrzeugs 
Artikel 64 


Die Aufbringung erfolgt durch Ubernahme der 
Befehlsgewalt ber das Fahrzeug. 


Artikel 65 
. (1) Das Fahrzeug wird durch ein Priſenkommando 
eſetzt. 
(2) Der Führer des Priſ enkommandos ift berechtigt, 
die Kriegsflagge zu ſetzen. Durch das Heißen der 
Kriegsflagge wird die Priſe nicht zum Kriegsſchiff. 


Artikel 66 
Iſt die Beſetzung des Fahrzeugs durch ein Priſen— 
fommando nicht möglich, jo wird das Fahrzeug an- 
gewiejen, feine Flagge niederzuholen und Fahrt und 
Kurs nad) den Befehlen des Kriegsſchiffs zu regeln. 
Artikel 67 
(1) Die an Bord de3 Fahrzeugs porgefundenen 
Vapiere find in Verwahrung zu nehmen; es iſt ein 
Verzeichnis der Papiere aufzuſetzen. 
(2) Ausrüſtung und Ladung des Fahrzeugs find 
ſicherzuſtellen. 
(3) Dem Kapitän des Fahrzeugs foll nad) Mög. 
fichfeit eine Bejcheinigung iiber die Aufbringung 
ausgehändigt werden. 


Beihlagnahme des Guts 
Artifel 68 

(1) Die Beihlagnahme de8 Guts erfolgt mittels 
Aufbringung des Fahrzeugs. 

(2) Das Gut fann jedod) für ſich allein beſchlag— 
aahmt werden: 

1. wenn der Kapitän bereit iſt, es zu übergeben; 

2. wenn das Fahrzeug weder eingebracht werden 

kann, noch zerjtört werden darf; 
3, wenn das Fahrzeug zerftört wird. 


Einbringung 
Artikel 69 
(1) Aufgebrachte Fahrzeuge oder beichlagnahmtes 
Gut find jo ſchnell wie möglich in einen Hafen des 


Reichs oder feiner Nerbindeten einzubringen und 
dort zur Verfügung des Reichskommiſſars zu ftellen. 


(2) Die Einbringung darf in einen neutralen Hafen 
erfolgen, wenn der neutrale Staat geftattet hat, daß 
Priſen dort bis zur Enticheidung des Vrifengerichts 
in Verwahrung gehalten werden. 


Gebraud von Fahrzeugen, 
Gütern und Vorräten bor Einbringung 


Artikel 70 


(1) Aufgebrachte feindliche Fahrzeuge können, wen 
nötig, vor der Einbringung im Dienfte der Wehr: 
macht gebraucht werben. 


(2) Das gleide ailt für aufgebrachte neutrale 
Fahrzeuge, Die wegen Fahrens in feindlichem Geleit, 
wegen gewaltjamen Miderftands oder wegen Teil» 
nahme an Kampfhandlungen der Einziehung unter- 


liegen. 
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(3) Zur Erfüllung von Dflidten der Menſchlich— 
feit können auch aufgebrachte neutrale Fahrzeuge, 
die aus anderen Gründen der Einziehung unter- 
liegen, vor der Einbringung im Dienfte der Wehr- 
macht gebraucht werden. 


Artitel 71 


Die der Einziehung unterliegenden Güter und 
Vorräte aufgebrachter Feindlicher oder neutraler Fahr- 
zeuge können, wenn nötig, vor der Einbringung m 
den Bedarf der Wehrmacht, insbefondere für den 
* des aufbringenden Fahrzeugs, gebraucht 
werden. 


Zerſtörung von Fahrzeugen und Gütern 
Artikel 72 
Aufgebrachte feindliche Fahrzeuge dürfen zerſtört 


werden, wenn ihre Einbringung unzweckmäßig oder 
unſicher erſcheint. 


Artikel 73 
(1) Aufgebrachte neutrale Fahrzeuge dürfen zer— 
ftört werden, wenn 

1. ihre Aufbringung wegen Fahrens in feind- 
lichem Geleit, wegen gewaltfamen Widerftands 
oder wegen feindfeliger Unterſtützung erfolgt 
ift und 

2. ihre Einbringung unzweckmäßig oder unficher 
erſcheint. 


(2) Ausnahmsweiſe dürfen auch neutrale Fahr— 
zeuge, die aus anderen als den im Abf. 1 Nr. 1 ge 
nannten Gründen aufgebracht find, zerftört werden, 
wenn 

1. ihre Einziehung mit Sicherheit zu erwarten 

fein würde und 

2. ihre Einbringung das aufbringende Fahrzeug 

einer Gefahr ausſetzen oder den Erfolg der 
Unternehmungen, in denen es begriffen ilt, 
beeinträchtigen Eönnte. 


Artikel 74 

(1) Die Serftörung von Fahrzeugen nad) Ar— 
tifel 72 und 73 ift nur zuläffig, wenn Fahrgäfte, 
Beſatzung und Dapiere des Sahtzeuge vor der Zer- 
ftörung an einen ſicheren Ort gebracht find. 

(2) Schiffsbonte gelten nicht als ein jiherer Ort, 
es ſei denn, daß die Sicherheit von Fahrgäſten und 
Beſatzung unter den beſtehenden See- und Wetter— 
verhältniſſen gewährleiſtet iſt durch die Nähe von 
Land oder die Anweſenheit eines anderen Fahrzeugs, 
das in der Lage iſt, ſie an Bord zu nehmen. 


Artikel 75 
Das nad) Artikel 68 Abf. 2 für ſich allein beſchlag— 
nabınte Gut kann ohne weiteres zerftört werden. 


BehbandlungderBejakungundderfahrgäite 
Artikel 76 
(1) Kapitän und Offiziere aufgebradhter feind- 
licher Fahrzeuge find freizulafien, wenn fie 
1. eine neutrale Staatsangehörigfeit nachmweifen, 
und 
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2. ein förmliches fehriftliches Verſprechen ab- 
geben, während der Dauer des Krieges auf 
einem feindlichen Fahrzeug Dienfte zu nehmen. 

(2) Die Mannſchaften aufgebrachter feindlicher 
Fahrzeuge find freizulaffen, wenn fie eine neutrale 
Staatsangehörigkeit nachweifen. 

(3) Kapitän, Offiziere und Mannfchaften aufge- 
brachter neutraler Fahrzeuge find Freizulaffen, wenn 
fie eine neutrale Staatsangehörigfeit nachweiſen. 

(4) Die Beftimmungen der Abj. 1 bis 3 finden Feine 
Anwendung, wenn das aufgebracdhte — ge⸗ 
waltſam Widerſtand geleiſtet oder an Kampfhand 
lungen teilgenommen hat. 


Artikel 77 
(1) Die Fahrgäſte aufgebrachter Fahrzeuge find 
freizulaffen. 
(2) Ausgenommen find: 
1. Angehörige der feindlichen Streitmadt, 
2. Derfonen, die die Reife machen, um fid) in den 
Dienft der feindlidhen Streitmacht zu ftellen, 
3. Agenten des Feindes. 


Artifel 78 
Die für dad Verfahren vor dem Priſengericht er- 
forderlihen Zeugen find nad) Möglichkeit zurück— 
zubehalten, jelbft wenn fie nach Artikel 76 oder 77 
freizulafjen wären. 


Artifel 79 
Mitglieder der Beſatzung und Fahrgäfte eines auf- 
gebrachten Fahrzeugs, die nicht freizulafien find, jol- 
len nad) Möglichkeit in einen Hafen des Reichs oder 
feiner Verbündeten verbracht werden. 


Einziehung 

Artifel 80 
(1) Die Einziehung des aufgebrachten Fahrzeugs 
und des befhlagnahmten Guts wird durch prifen- 

gerichtliches Urteil ausgeſprochen. 
(2) Mit der Nechtsfraft des Urteils wird das Reich 


Eigentümer des Fahrzeugs, einschließlich feiner Aus- 
rüftung und des Guts. 


Zwölfter Abjchnitt 
Entjehädigung 
Artikel 81 
Wird die Aufbringung eines Fahrzeugs oder die 
Beichlagnahme von Gut ohne gerichtliches Verfahren 
aufgehoben oder von den Brifengerichten nicht be- 
ſtätigt, ſo haben die Beteiligten Anspruch auf Scha- 
denserſatz, es jei denn, daß ausreichende Gründe für 
die Aufbringung des Fahrzeugs oder die Beſchlag— 
nahme de3 Guts worgelegen haben. 


Artifel 82 
(1) Sind neutrale Fahrzeuge, die aus anderen als 
den im Artikel 73 Abſ. 1 Nr. 1 genannten Gründen 
aufgebracht find, zerftört worden, fo beftehen folgende 
Anſprüche: 
1. Die Eigentümer des zerſtörten Fahrzeugs 
haben Anſpruch auf eine dem Wert des Fahr⸗ 
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zeugs entfprechende Entfchädigung, wenn das 
Fahrzeug der Einziehung nicht unterlag oder 
wenn die im Artikel 73 Abſ. 2 Nr. 2 genann- 
ten befonderen Umftände nicht vorlagen. 

2. Die Eigentümer de8 mit dem Fahrzeug zer 
ſtörten Guts haben Anſpruch auf eine dem 
Mert des Guts entfprechende Entſchädigung, 
wenn das Gut der Einziehung nicht unterlag 
oder wenn die im Artikel 73 Abſ. 2 Nr. 2 ge 
nannten befonderen Umftände nicht vorlagen. 

3. Die Befatungsmitglieder und Fahrgäfte haben 
Anspruch auf eine dem Wert entfprechende 
Entſchädigung für die mit dem Fahrzeug zer- 
ftörten Gegenstände, die ihnen gehörten und zu 
ihrem perjönlichen Gebraud) beftimmt waren. 

(2) Weitergehende Anfprüdje, die auf Artifel 81 

gegründet werden können, bleiben unberührt. 


Artikel 83 
(1) ft da8 nad) Artikel 68 Abf. 2 befchlagnahmte 
Gut zerjtört worden, fo haben die Eigentümer An- 
ſpruch auf eine dem Wert de8 Guts entiprecdhende 
Entſchädigung, wenn es der Einziehung nicht unterlag. 
(2) Weitergehende Anfprüche, die auf Artikel 81 
gegründet werden können, bleiben unberührt. 


Artikel 84 

(1) Sind Güter und Vorräte für den Bedarf der 
Wehrmacht verbraudt worden (Artikel 71), fo haben 
die Eigentümer Anfprud auf eine dem Wert der 
Güter und MWorräte entfprechende Entſchädigung, 
wenn fie der Einziehung nicht unterlagen. 

(2) Weitergehende Anſprüche, die auf Artikel 81 
gegründet werden fönnen, bleiben unberührt. 


Berlin, den 28. Auguſt 1939. 


Artikel 85 
Mar eine Kursanweiſung unzuläffig, fo haben die 
Beteiligten Anfpruc auf Schadenserfaß, e8 fei denn, 
daß ausreichende Gründe für eine Aufbringung ge 


geben waren, Artikel 86 

(1) Anfprüde auf Entichädigung find von den 
Beteiligten im prifengerichtlihen Verfahren geltend 
zu er 

(2) Ansprüche auf Entfchädigung wegen einer Kurs— 
anweilung, die nicht zur Aufbringung geführt hat, 
oder wegen Aufbringung oder Beſchlagnahme einer 
Brife, die vor ihrer Einbrinqung freigegeben worden 
ift, erlöfchen, wenn fie nicht binnen ſechs Monaten 
jeit der Entlafjung oder der Freigabe geltend gemacht 


ie Artikel 97 

Den Angehörigen eines feindlichen Staates ftehen 
Anſprüche nad den Vorſchriften dieſes Abſchnitts 
nur inſoweit zu, als die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. 


Dreizehnter Abſchnitt 
Schlußbeſtimmungen 
Artikel 88 
Der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine wird er— 
mächtigt, Vorſchriften zur Durchführung und Er— 
gänzung dieſes Geſetzes zu erlaſſen. 


Artikel 89 
‚ 30. September 1909 
(1) Die Drifenordnung vom 3. Auguft 1014 


kerrgr ar 1914 ©. 275) mit allen Zufäßen tritt 
außer Kraft. 

(2) Diefes Geſetz tritt mit dem Tage der Ver— 
fündung in Kraft. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel | 


Der Reichsminiſter de Auswärtigen 
von Nibbentrop 
Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 





Brifengerihfsordnung. 
Bom 28. Auguft 1939. 
Die Neichsregierung bat das folgende Gefet befchloffen, das Hiermit verkündet wird: 


Erſter Abſchnitt 


I. Gegenſtand 
und Beginn der Priſengerichtsbarkeit 


Artikel 1 


Artikel 2 
Die Brifengerichtsbarkeit und die Tätigkeit der 
Drifenbehörden beginnen mit dem Seitpunft, von 
dem ab nach Anordnung der Neichsregierung das 
Priſenrecht auszuüben iſt. 


Artikel3 


Gegenſtand der Priſengerichtsbarkeit iſt die Nach— Priſen ſind feindliche und neutrale Fahrzeuge 
prüfung der Rechtmäßigkeit deutſcher prifenrecht- | oder Güter, die in Ausübung des Priſenrechts auf— 
licher Maßnahmen, gebracht oder beſchlagnahmt worden find. 
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1. Aufbau der Brifengerichtsbarkeit 


1. Die Prijengerichte 
Artifel 4 


Drifengericht exfter Inſtanz ift der Priſenhof. 
Priſengericht zweiter Inſtanz ift der Oberprifenhof. 


Artilel 5 
Der Reicheminifter der Juſtiz beftimmt im Ein- 
vernehmen mit dem Oberbefehlshaber der Kriegs— 
marine den Sit der Prifengerichte. 


Artikel 6 
Der Reichsminiſter der Juſtiz kann im Einver- 
nehmen mit dem Oberbefehlshaber der Kriegsmarine 
mehrere Drifenhöfe errichten. 


Artifel 7 
Der Priſenhof ift mit vier Drifenrichtern beſetzt. 
Drei Drifenrichter, darunter der Vorfiende, müſſen 
die Befähigung zum Nichteramt haben, ein Prijen- 
richter muß Geeoffizier fein. 


Artifel 8 | 
Der Oberpriſenhof ift mit fünf Drifenrichtern 
bejeßt. Vier Drifenrichter, darunter der Vorfißende, 
müſſen die Befähigung zum Nichteramt haben, ein 
Niriienrichter muß Seeoffizier fein. 


Artifel 9 
(1) Für die Prifenrichter wird die erforderliche 
Zahl von Stellvertretern beftellt. 
(2) Die Vertretung der Vorfißenden wird durd) 


den Neichsminifter der Juſtiz, die Wertretung der 
übrigen Drifenrichter durch den Vorfigenden geregelt. 


Artifel 10 
Die Vorſitzenden der Drifengerichte ſowie die 
übrigen Vrifenrichter werden auf WVorfchlag des 
Reicdysminifters der Juſtiz vom Führer und Reichs— 
kanzler beftellt. 
| Artifel 11 


Die Drifenrichter haben während der Dauer und 
in Anfehung ihres Amtes alle Rechte und Pflichten 
richterlicher Beamter, Sie fünnen aus ihrem Amt 
nur von derjelben Stelle und in denfelben Formen 
wie Mitglieder des Reichsgerichts abberufen werden. 


Artifel 12 
Die Prifenrichter find vor ihrem Amtsantritt 
Darauf zu bereidigen, daß fie die Pflichten eines 
Nrifenrichters getreulich erfüllen und ihre Stimme 
nach beftem Wiffen und Gewifjen abgeben werden. 


Artifel 13 


Die Vorfißenden der Priſengerichte werden durd) 
den Reichsminiſter der Juftiz, die übrigen Priſen— 
richter durch den Vorfigenden vereidigt. 


2. Die Reichskommiſſare bei den Vrifengerichten 
Artikel 14 
(1) Bei jedem Vrifengericht wird ein Seeoffizier 


als Reichskommiſſar beftellt; ihm fünnen Stellver- 
treter beigegeben werden. 
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(2) Die Reihsfommiffare und ihre Stellvertreter 
werden auf Vorſchlag des Oberbefehlshabers der 
Kriegemarine vom Führer und Reichskanzler beftellt. 

(3) Der Reichskommiſſar bei dem Oberprijenhof 
unterjteht dem Oberbefehlshaber der Kriegsmarine, 
ber Reichskommiſſar bei dem Priſenhof unterfteht 
dem Reichskommiſſar bei dem Oberprifenbof. 


3. Amts. und Rechtshilfe; Gerichtäfpradhe 


Artikel 15 
Die Gerichte und Verwaltungsbehörden haben 
innerhalb ihrer Zufiändigfeit den Prijengerichten 
und den Reichskommiſſaren Amts- und Rechtshilfe 


zu leiften. 
Artifel 16 


Bor den Drifengerichten und den Reichskommiſſaren 
finden die Borichriften des Gerichtöverfaffungsgefeßes 
über die Gerichtsfprache entiprechende Anwendung. 


Zweiter Abjchnitt 
Buftändigkeit der Brifengerichte 
und der Reihskommiffare 
1. Prifengerichte 
Artifel 17 

Der Priſenhof ift zuftändig zur Entfcheidung über 

1. die Rechtmäßigkeit der in Ausübung des Drifen- 
recht8 getroffenen Maßnahmen; 

2. die Freigabe oder Einziehung einer Drife; 

3. die Entjhädigung wegen ungerechtfertigter 
Aufbringung oder Serftörung einer Drife oder 
wegen ungerechtfertigter Rursanmeifung; 

4. die Entichädigung gemäß Artikel 31 Abf.1 
der Drifenordnung; 

5. die Verwendung und Herausgabe einer Drife 


während eines ſchwebenden Verfahrens bis zum 
Abſchluß der eriten Inſtanz. 


Artifel 18 
—— Oberpriſenhof iſt zuſtändig zur Entſcheidung 
über 
1. Berufungen gegen Urteile des Priſenhofs, 
2. Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des Priſenhofs, 
3. die Verwendung und Herausgabe einer Priſe 
während eines in zweiter Inſtanz ſchwebenden 
Verfahrens. 
Artikel 19 
(1) Die Zuſtändigkeit der Priſengerichte iſt eine 
ausschließliche, 
(2) Die Gerichte und Verwaltungsbehörden find 
an die rechtsfräftigen Entſcheidungen der Brifen- 
gerichte gebunden. 


I. Reichskommiſſare 
Artikel 20 
(1) Dem Reichskommiſſar bei dem Priſenhof 
liegt ob 

1. die Durchführung des vorbereitenden Verfah- 
reng; 

2. Die Sorge für die fahgemäße Aufbewahrung 
der Priſe jowie für die Unterbringung und 
Verpflegung der zurücbehaltenen Perſonen, 
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3. die Einleitung ded Verfahrens vor dem Dri- 
jenhof; | 
4. die Vertretung des Reichs vor dem Drifenbof; 
5. die Durchführung der Entfcheidungen der Dri- 
jengerichte. 
(2) Der Reichskommiſſar fann bis zum Abſchluß 
des Verfahrens vor dem Drifenbof die Priſe frei- 
geben und mit den Beteiligten Bergleiche fchließen. 


Artikel 21 

(1) Der Reichskommiſſar bei dem Oberprijenbof 
vertritt das Neid) vor dem Oberprijenbof. 

(2) Er fann während des Verfahrens vor dem 
Oberprifenhof die Drife freigeben und mit den Be- 
teiligten Vergleiche Schließen. 

(3) Er kann an Stelle des Reichskommiſſars bei 
dem Priſenhof die Enticheidungen des Oberprijen- 
hofs jelbjt Durchführen. 


Artitel 22 
Die Reichskommiſſare bei den Drijengerichten fün- 
nen bei Erfüllung ihrer Aufgaben die Krieggmarine- 
dienftitellen hberanzieben und ihnen Weifungen ertei- 
len. 


Dritter Abſchnitt 
Das Berfahren 
l. Das vorbereitende Berfahren 
Artifel 23 

(1) Haben die in Ausübung des Drifenrechts ge- 
troffenen Maßnahmen zur Einbrinaung geführt, fo 
iſt die Priſe nebft den an Bord vorgefundenen Da- 
pieren, dem Drifenbericht und den fonftigen Beweis- 
mitteln unverzüglich der zuftändigen Kriegsmarine— 
dienfttelle zu übergeben. Diefe hat fofort den Neichs- 
fommifjfar bei dem Drifenhof von der Übernahme 
zu benadhrichtigen. 

(2) Die Krieggmarinedienftitelle trifft, auch wenn 
feine Weifungen des Reichskommiſſars vorliegen, die 
erforderlichen Maßnahmen für 

1. die ſachgemäße Aufbewahrung der Drife ſowie 
die Unterbringung und Verpflegung der zu- 
rückbehaltenen Perſonen; 

2. die Sicherung der Beweiſe. 

Über die getroffenen Maßnahmen iſt dem Reichs— 
kommiſſar unverzüglid) zu berichten. 


Artikel 24 
(1) Der Reichskommiſſar erhebt über die für Die 
Entjcheidung des Priſenhofs erhebliden Tatfachen 
Beweis, wenn nötig unter Zuziehung von Sachver- 
jtändigen. 

(2) Er jorat 

1. für die Entfiegelung der Papiere, foweit mög- 
lich unter Zuziehung des Führers des Drifen- 
kommandos und des Kapitäns des aufgebrac- 
ten Fahrzeugs; 

2. für die Feſtſtellung des Befundes der Papiere 
an Hand ded nad) Artikel 67 Ab. 1 der Drifen- 
ordnung aufgejehten Verzeichniſſes, 

3. für die Belichtigung der Prife und die Auf: 
nahme eine8 Inventars der Ausrüftung und 
Ladung des Fahrzeugs; 


“ 
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4. für die Bernehmung des Kapitäns, der gemäß 
Artikel 78 der Drifenordnung zurücbehaltenen 
Perſonen und der jonftigen Zeugen. 

(3) Die Beeidigung von Zeugen und Sachverſtän— 

digen darf nur durd) einen zum NRichteramt befähig- 
ten Beamten erfolgen. 


Artikel 25 
It die Prife in einen verbündeten oder neutralen 
Hafen eingebradht worden, jo werden die Aufgaben 
der Kriegsmarinedienftftelle von dem zuftändigen deut- 


chen Konjul wahrgenommen, joweit die für feinen 
Amtsſitz maßgebenden Geſetze nicht entgenenfteben. 


Artikel 26 

(1) Haben die in Ausübung des Priſenrechts ge— 
troffenen Maßnahmen nicht zur Einbringung geführt, 
jo legt der Kommandant den Drifenbericht dem Ober: 
fommando der Kriegamarine zur Weitergabe an den 
Reichskommiſſar bei dem Priſenhof vor. 

(2) Das gleiche gilt, wenn das aufgebrachte Fahr: 
zeug oder die beihlagnahmten Waren gemäß Ar- 
tifel 70 und 71 der Brifenordnung vor der Ein- 
bringung gebraucht werden. 


Artikel 27 
Während des vorbereitenden Verfahrens find alle 
Eingaben der Beteiligten an den Reichskommiſſar bei 
dem Vrifenbof zu richten. 


Artifel 28 
Auf die von jonftigen Einheiten der Wehrmacht 
oder bejonders beauftragten Dienftitellen (Artikel 2 
der Prifenordnung) gemachten Priſen finden die Ar- 
tifel 23 bis 27 entiprechende Anwendung. 


II. das Verfahren vor dem Prifenhof 


Artifel 29 


(1) Sobald der Reichskommiſſar die Sad)- und 
Nechtslage für ausreichend geklärt hält, Teitet er das 
prifengerichtliche Verfahren durch Überfendung der 
Alten an den Priſenhof ein. 

(2) Haben die in Ausübung des Prifenrechts ge 
troffenen Maßnahmen nicht zu einer Einbringung 
geführt oder iſt die Priſe nad) der Einbringung frei- 
gegeden worden, jo kann der Reichskommiſſar von 

er Einleitung des prifengerichtlichen Verfahrens ab- 

jehen, wenn Entſchädigungsanſprüche bei ihm nicht 
getellt oder durch Vergleich oder Zurücknahme er- 
ledigt worden find, 


Artifel 30 
(1) Der Vorfigende des Drifengerichts leitet das 
Verfahren und exläßt die dazu erforderlichen Ver- 
fügungen. 
(2) Er ernennt für jede Sache einen Prifenrichter, 
der die Befähigung zum Nichteramt bat, zum Be- 
richterſtatter. 


Artikel 31 
(1) Der Vorſitzende des Priſenhofs macht die Ein— 
leitung des Verfahrens durch eine Veröffentlichung 
im Deutfchen Reich8anzeiger bekannt; er beftimmt 
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darin gleichzeitig eine Frift, innerhalb welcher Die 
Beteiligten bei Vermeidung des Ausſchluſſes vom 
Verfahren ihre Anträge bei dem Prijenhof einzu- 
reichen haben. | 


(2) Die Frift gilt aud) für die arg min die be. 
reit8 im vorbereitenden Verfahren bei dem Reiche: 
fommiffar Ansprüche geltend gemacht haben. 


(3) Die Frift darf nicht weniger als einen Monat 
und fol in der Regel nicht mehr als drei Monate 
betragen. Sie beginnt mit dem Tage nad) der Ver- 
öffentlihung im Deutſchen Reichsanzeiger. 


(4) Bekannte Beteiligte follen beſonders benach— 
richtigt werden. 


Artifel 32 


(1) Bei Verfahren wegen einer Kursanweiſung, 
die nicht zur Aufbringung geführt hat, und bei Ver— 
fahren wegen Aufbringung oder Beſchlagnahme einer 
Yrife, die vor ihrer Einbringung freigegeben worden 
ift, findet eine Veröffentlichung nad) Artikel 31 Abſ. 1 
nicht ftatt, 


(2) Den Beteiligten, die bei dem Reichskommiſſar 
Ansprüche auf Entſchädigung aus Fällen der im Abſ. 1 
genannten Art innerhalb der im Artikel 86 der 
Priſenordnung vorgefehenen Frift geltend gemacht 
haben, wird von dem Vorfigenden de3 Priſenhofs 
eine Friſt geſtellt, innerhalb welcher fie bei Vermeidung 
des Ausichluffes vom Verfahren Ihre Anträge auf 
Entſchädigung bei dem Priſenhof einzureichen haben. 
Die Friſt beginnt mit dem Tage nad) der Zuftellung 
an den Beteiligten. 


(3) Soweit Anjprüde auf Entihädigung bei 
dem Reichskommiſſar erſt nach Ablauf der im Ar- 
tifel 86 der Drifenordnung vorgefehenen Frift geltend 
gemacht worden find, ftellt dev Priſenhof das Ver- 
fahren ein. Der Beſchluß ift mit der Beichwerde 
anfechtbar. 

Artikel 33 

(1) Die Anträge der Beteiligten fünnen nur auf 
Freigabe oder Entjchädigung gerichtet fein. 

(2) Sie müffen begründet fein und die Angabe der 
Beweismittel enthalten. 


Artikel 34 


(1) DieAnträge der Beteiligten müffen don einem 
mit fchriftliher Vollmacht verjehenen, bei einem 
deutfchen Gericht zugelafenen Rechtsanwalt unter 
zeichnet fein, 

(2) Auch im weiteren Verfahren vor dem Priſen⸗ 
hof müſſen die Beteiligten durch einen bei einem 
deutſchen Gericht zugelaſſenen Rechtsanwalt als Be— 
vollmächtigten vertreten ſein. Derjenige Rechts, 
anwalt, der den Antrag nad) Abj. 1 eingereicht hat, 
ailt als Bevollmächtigter, bis der Beteiligte dem 
Priſenhof die Beftellung eines anderen Bevollmäch— 
tigten anzeigt. 

Artikel 35 

(1) Iſt ein Beteiligter durch Naturereigniſſe oder 
andere unabwendbare Zufälle an der rechtzeitigen 
Einreichung feiner Anträge bei dem Priſenhof ver- 
hindert gewejen, fo ift ihm auf Antrag die Mieder 
einfeßung in den vorigen Stand zu gewähren. 
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(2) Der Antrag auf Wiedereinfegung kann nur 
innerhalb eines Jahres nach Ablauf der Anmelde- 
frift (Artikel 31) geftellt werden. 


(3) * den die Wiedereinſetzung ablehnenden 
Beſchluß des Priſenhofs iſt die Beſchwerde zuläſſig. 


Artikel 36 


(1) Feindliche Staatsangehörige werden als Be— 
teiligte nur zugelaſſen, wenn die Gegenſeitigkeit ver— 
bürgt iſt. Uber die Zulaſſung entſcheidet der Prifen- 
hof. 


(2) Gegen den Beſchluß iſt die Beſchwerde zuläffig. 


Artikel 37 
(1) Nach Ablauf der Anmeldefrift leitet der Vor— 
fiende die Akten dem Reichskommiſſar zur Stellung 
jeiner Anträge zu. 
(2) Der Reichskommiſſar hat die Akten innerhalb 
eines Monats mit feinen Anträgen zurüdzugeben. 
Die Frift fann auf Antrag verlängert werden. 


Artifel 38 

(1) Soweit frift- und formgeredte Anträge Be 
teiligter nicht eingegangen oder ſoweit ſolche An 
träge durch Vergleich oder Zurüdnahme erledigt 
find, kann der Reichskommiſſar die Einjtellung des 
Verfahrens beantragen, wenn die in Ausübung des 
Vrifenrechts getroffenen Maßnahmen nicht zu einer 
Einbringung geführt haben oder die Prife nad) der 
Einbringung freigegeben worden ift. 


(2) Die Entjcheidung kann durch Beſchluß exfol- 
gen. Gegen den Beſchluß ift die Beſchwerde zuläfjig. 


Artifel 39 
(1) Someit nicht nad) Artikel 38 Einftellung er- 
folgt, hat der Vorfigende des Priſenhofs nad Ein- 
gang der Anträge des Reichskommiſſars einen Ter- 
min zur mündlichen Verhandlung anzuberaumen. 


(2) Der Reichskommiſſar und die Bevollmächtig— 
ten der Beteiligten find zu dem Termin von Amts 
wegen zu laden. 


Artifel 40 


(1) Dem Reichskommiſſar ift die Einficht in bie 
Akten zu gejtatten. 


(2) Den Bevollmächtigten der Beteiligten ift die 
Einſicht in die Akten zu geftatten, wenn der Reichs— 
fommiffar zuftimmt. Der Reichskommiſſar Fann 
feine Suftimmung nur infoweit verfagen, als e8 Die 
Belange der Wehrmacht erfordern. Der Priſenhof 
darf bei ſeiner Entſcheidung ſolche Tatſachen nicht 
zuungunſten der Beteiligten werten, deren Kenntnis 
er nur aus den Teilen der Akten erlangt hat, die 
den Bevollmächtigten der Beteiligten nicht zugäng— 
lich gemacht worden ſind. 


Artikel 41 
(1) Die mündliche Verhandlung ift öffentlich. 


(2) Der Priſenhof kann die Öffentlichkeit für die 
ganze Verhandlung oder Me einen Teil ausjchließen, 
wenn eine Gefährdung der Staatsficherheit zu be, 


forgen iſt. 
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Artifel 42 


Die Vorſchriften der 88 176 bis 180 des Gerichts. 
verfaffungsgefeßes über die Situngspolizei finden 
entiprechende Anwendung. 


Artifel 43 

(1) Bei der mündlichen Verhandlung wird ein 
beeidigter Protofollführer zugezogen. 

(2) Die Vorfchriften der $$ 159 bis 163a ber 
Reichszivilprozeßordnung finden entjprechende An— 
wendung. 

Artifel 44 


(1) In der mündlichen Verhandlung trägt der Be- 
richterſtatter den Sach- und Streitjtand nad) Lage 
der Akten vor. 

(2) Alsdann werden der Reichskommiſſar ſowie 
die Bevollmächtigten der Beteiligten mit ihren An— 
trägen und Ausführungen gehört. Gegenausfüh- 
rungen find zuläffig. Das Vorbringen neuer Tat- 
ſachen und Beweismittel ift geitattet. 

(3) Soweit Beteiligte in der mündlichen Ver— 
handlung nicht durch Bevollmächtigte vertreten find, 
entfcheidet der Priſenhof über die nad) den Ar— 
tifeln 33 und 34 geitellten Anträge auf Grund de3 
vorliegenden Beweismaterials. 


Artifel 45 
Auf Antrag oder von Amts wegen kann ein 
Termin verlegt, eine Verhandlung vertagt und ein 
Termin zur Fortſetzung der Verhandlung beftimmt 
werden. 
Artikel 46 
(1) Soweit der Priſenhof die Erhebung weiterer 
Beweife über die im vorbereitenden Verfahren er- 
hobenen Beweife hinaus für erforderlich hält, erfolgt 
fie durch den Priſenhof, einen won ihm beauftragten 
Vrifenrichter oder einen erſuchten Richter. 
(2) Der Reichstommiffar und die Bevollmäd- 


zu benachrichtigen. 

(3) Auf die Beweisaufnahme finden die ss 355 
bis 444, 478 bis 494 der Neichszivilprogebordnung 
entfprechende Anwendung. 


Artifel 47 

Bei der Beratung gibt der Berichterftatter als 
erſter, der Vorfigende als letzter feine Stimme ab. 
Im übrigen ftimmt der an Lebensalter jüngere 
Drifenrichter vor dem älteren. 


Artifel 48 


(1) Die Entfcheidung erfolgt nad) der abjoluten 
Mehrheit der Stimmen, 


(2) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme de3 
Vorfigenden den Ausjchlag. 


Artikel 49 


(1) Das Urteil wird in öffentlier Sitzung ver- 


fündet. Die Verkündung erfolgt durch Verlefung der 
Urteilsformel, 


(2) Das Urteil muß mit Gründen verfehen fein. 
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(3) Wird die Verkündung der Entſcheidungsgründe 


für angemeffen erachtet, fo erfolgt fie durd) Verleſung 
der Gründe oder durch mündliche Mitteilung des 
wejentlichen Inhalts. 


(a) Das Urteil ift von den Richtern, die bei der 


Entfcheidung mitgewirkt haben, zu unterjchreiben. 
Iſt ein Richter verhindert, feine Unterjchrift beizu- 
fügen, fo wird dies unter Angabe des Verhinderungs- 
arundes von dem Vorfigenden und bei defien Ver— 
hinderung von dem älteiten beifigenden Richter unter 
dem Urteil vermerkt. 


Artikel 50 


(1) Beſchlüſſe können ohne mündliche Verhandlung 
erlaſſen werden. 


(2) Urteile fowie nicht verkündete Beſchlüſſe find 


dem Reichskommiſſar und den Bevollmächtigten der 


Beteiligten von Amts wegen zuguftellen. 


Artikel 51 

(1) Das Urteil des Priſenhofs wird erjt nad) Ein- 
tritt der Rechtskraft durchgeführt. 

(2) Das Zeugnis der Nechtsfraft wird von dem 
Vorfitenden von Amts wegen erteilt; e8 wird dem 
Reichskommiſſar fowie den Bevollmächtigten der Be- 
teiligten zugeltellt. 

Artikel 52 

Die Durchführung der Urteile de3 Priſenhofs 

liegt dem Reichſskommiſſar ob. 


Artikel 53 
(1) Auf das Verfahren bei Zuftellungen finden Die 
Vorfchriften der Reichszivilprozeßordnung Über Zu 
ftellungen von Amts wegen entjprechende Anwendung. 
Die Zuftellungen können auch durch eingejchriebenen 

Brief gegen Rückſchein erfolgen. 
(2) Zum Nachweis der Zuftellung an den Reichs— 
fommiljar genügt das mit Datum und Unterſchrift 
verſehene Empfangsbekenntnis des Reichskommiſſars. 


IN. das Verfahren vor dem Oberpriſenhof 
1. Berufung 
Artikel 54 
(1) Gegen die Urteile des Priſenhofs können j owohl 


der Reichskommiſſar bei dem Priſenhof als aud) die 
Beteiligten Berufung einlegen. 


(2) Die Berufung kann auf neue Tatjachen und 
Beweismittel geftüßt werden. 


Artikel 55 
(1) Die Berufung ift binnen eines Monats nad) 
Zuftellung des Urteils ſchriftlich bei dem Drifenbof 
einzulegen. 
(2) Unverzüglid nad) Eingang der Berufungs- 
ſchrift überjendet der Vorfigende des Priſenhofs die 
Akten dem Oberprijenbof. 


Artikel 56 
(1) Die Berufung tft zu begründen, 
(2) Die Berufungsbegründung erfolgt, Tofern fie 


nicht bereit in der Berufungsichrift enthalten ift, 
durch Einreichung eines Schriftſahes bei dem Ober 
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(3) Die Frift für die Berufungsbegründung beträgt 
zwei Monate nad) Zuftellung des angefochtenen Ur- 
teils. Sie fann auf Antrag vom Oberprifenbof ver- 
längert werden. 

Artikel 57 

Die Berufungsbegründung muß enthalten: 

1. die Erklärung, inwieweit das Urteil angefod)- 
ten wird und welche Abänderungen des Urteils 
beantragt werden; 

2. die bejtimmte Bezeichnung der einzelnen An- 
fechtungsgründe jowie der neuen Tatſachen 
und Beweismittel, die zur Necdhtfertigung der 
Berufung angeführt werden. 


Artifel 58 
Die Zurücknahme der Berufung ift bis zum Schluß 
der mündlichen Verhandlung vor dem Oberprifenhof 
zuläffig. Sie hat den Verluft des Rechtsmittels zur 


Folge. 
Artikel 59 
Berufungsſchrift und Berufungsbegründung der 
Beteiligten müſſen von einem bei einem deutſchen 
Gericht zugelaſſenen Rechtsanwalt unterzeichnet ſein. 


Artikel 60 
(1) zit die Berufungsfchrift oder die Berufung: 
begründung nicht form- und friftgerecht eingereicht, 
jo wird die Berufung verworfen. Die Entſcheidung 
fann durch Beichluß erfolgen. 
(2) Die Enticheidung ift mit Gründen zu verſehen. 


Artikel 61 

(1) Die Berufungsihrift und die Berufungs- 
begründung find dem Berufungsgegner vom Ober- 
prifenhof don Amts wegen zuzuftellen. Die Zu- 
stellungen an Beteiligte erfolgen zu Händen der für 
die erſte Inſtanz Bevollmädtigten, jolange nicht 
andere Bevollmächtigte beftellt worden find. 

(2) Der Vorfigende des Oberprifenhofs fest dem 
Berufungsgegner eine angemefjene Frift zur Gegen 
erflärung und berauımt Termin zur mündlichen 
Verhandlung an. 

Artikel 62 

Auf das Verfahren vor dem Oberprijenhof finden 
im übrigen die Artifel 30, 33, 34 Abf. 2, Artikel 35 
Abf, 1 und 2, Artikel 36 Abf. 1, Artikel 39 Abſ. 2, 
Artikel 40 bis 47, 48 Abſ. 1, Artifel 49, 50, 53 ent- 
iprechende Anwendung. 


Artifel 63 
Hebt der Oberprifenhof das Urteil des Prijen- 
hof3 ganz oder teilweife auf, jo fann er die Sache 
infomweit zur erneuten Verhandlung an den Prifen- 
hof zurückverweiſen. 


Artifel 64 


Die Urteile des Oberprifenhof8 werden mit der 
Verkündung rehtsfräftig. 


Artikel 65 
Die Durchführung der Urteile de8 Oberprifen- 
hof liegt dem Reichskommiſſar bei dem Priſenhof 
ob, fofern ſich nicht der Neichsfommiffar bei dem 
Oberprifenhof die Durchführung vorbehält. 
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2. Beſchwerde 
Artikel 66 


(1) Das Rechtsmittel der Beichwerde ift nur in 
den in dieſem Gejet angeführten Fällen ftatthaft. 


(2) Die Beſchwerde muß binnen zwei Wochen nad) 
Suftellung des Beſchluſſes jchriftlich beim Priſenhof 
eingelegt werden. Iſt der Beichluß verfündet wor- 
den, jo beginnt die Friſt mit der Verkündung des 
Beſchluſſes. 


(3) Beſchwerden in den Fällen der Artikel 32, 35, 
36, 38, 67 und 71 müflen von einem bei einem 
deutjchen Gericht zugelafjenen Rechtsanwalt unter- 
zeichnet fein. 

(4) Über die Beichwerde kann ohne mündliche 
Verhandlung entfchieden werden. 


IV. Koften 
Artifel 67 


(1) Für das Verfahren in Drifenfa werden 
Koſten nicht erhoben. ee 


(2) Wird jedoch ein Fahrzeug freigegeben, deffen 
Aufbringung gerechtfertigt war, jo fünnen in dem 
Urteil die duch die Aufbewahrung des Fahrzeugs 
und der Ladung entitandenen Roften dem Fahrzeug 
auferlegt werden. 


(3) Soweit dem Untrage eines Beteiligten auf 
Freigabe oder Entſchädigung ftattgegeben wird, ift 
in dem Urteil dem Reich die Verpflichtung aufzu- 
erlegen, dem Beteiligten die notwendigen Koften zu 
erjegen. Dies gilt nicht, wenn für die Aufbringung 
oder Beſchlagnahme der Vrife ausreichende Gründe 
vorgelegen haben. 


(4) Die Höhe der Koſten wird durch den Drifen- 
en Gegen den Beſchluß ift die Beſchwerde 
zuläſſig. 


Vierter Abſchnitt 


Verwendung und Herausgabe 
während eines jhwebenden Berfahrens 


Artikel 68 


(1) Der Reichskommiſſar fann während eines 
Ihwebenden Verfahrens bei dem Vrifenhof bean- 
tragen, daß ihm die Verwendung der Priſe geftattet 
wird. 


‚ (2) Dem Antrag ift ftattzugeben, wenn die Prife 

einer erheblichen Wertverringerung ausgefekt ift oder 
ihre Aufbewahrung unverhältnismäßig hohe Roften 
verurfachen würde. Der Drifenhof foll vor Erlaß 
jeiner Enticheidung die befannten Beteiligten hören, 
e8 jei denn, daß der Zuftand der Drife eine fofortige 
Entjcheidung notwendig macht. 

(3) Dem Antrag fann jtattgegeben werden, wenn 
die Einziehung der Priſe mit Sicherheit zu erwarten 
ift. Der Drifenhof hat vor Erlaß feiner Entjchei- 
dung Die befannten Beteiligten zu hören, e8 fei denn, 
daß Die tatſächlichen Vorausſetzungen für eine Ein- 
ziehung der Drife außer Sweifel ftehen. 

(4) Die Enticheidung des Priſenhofs erfolgt durch 


Beichluß. 
IIINIÄINMNMMI 
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Artikel 69 
(1) Im Verfahren vor dem Oberprifenhof wird 
der Antrag, die Verwendung zu geftatten, von dein 
Reichskommiſſar bei dem Oberprijenhof geitellt. 
(2) Die Entſcheidung des Oberprifenhofs erfolgt 
durch Beſchluß. 


Artikel 70 
Stellt da8 Drifengeriht fpäter feſt, daß die nad) 
Artikel 68 und 69 verwendete Drije freizugeben war, 
fo jpricht e8 den Beteiligten einen dem Wert der 
Priſe entjprechenden Geldbetrag zu. 


Artikel 71 

(1) Die Beteiligten fönnen in jeder Lage des Ver— 
fahrens die Herausgabe der Drife gegen Sicherheits: 
leiftung in Höhe de3 Wertes der Priſe beantragen. 
Dem Antrag kann nur mit Zuftimmung des Reiche» 
fommiffars ftattgegeben werden. Art und Höhe der 
Sicherheit wird von dem Priſengericht feſtgeſetzt. 

(2) Die geleiftete Sicherheit tritt für das weitere 
Verfahren an die Stelle der Drife. 

(3) Für die Entjcheidung ift der Priſenhof und, 
falls das Verfahren in der Berufungsinſtanz anhän- 
gig iſt, dev Oberprifenhof zuftändig. Der Beſchluß 
des Priſenhofs ift mit dev Beichwerde anfechtbar. 


Fünfter Abſchnitt 
Wiederaufnahme des Berfahrens 


Artikel 72 
(1) Die Wiederaufnahme eines durch vechtsfräfti- 
ge8 Urteil gefchlofienen Verfahrens kann beantraat 
werden, 

I. wenn eine Urkunde, auf weldye das Urteil ge- 
gründet iſt, fälſchlich angefertigt oder ver 
fälſcht war oder 

2. wenn durch die Beridigung eines Zeugnifjes 
oder Gutachtens, auf melde das Urteil ge- 
gründet ift, Der Zeuge oder Sadverftändige 
jich einer Verlekung der Eidespflicht ſchuldig 
gemacht bat. 

(2) Der Antrag ift nur zuläffig, wenn wegen der 

ftrafbaren Handlung eine vecht3fräftige Verurteilung 
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ergangen iſt oder wenn die Einleitung oder Durch— 
führung eined Strafverfahrens aus anderen Grün- 
n ald wegen Mangel an Beweis nicht erfolgen 
fann; er muß durch einen bei einem deutfchen Gericht 
zugelaffenen Rechtsanwalt unterzeichnet fein. 


(3) Der Antrag ift nad) Ablauf von drei Jahren 
vom Tage der Rechtskraft des Urteils an gerechnet 
unitatthaft. 

Artiftel 73 

(1) Über den Antrag auf Wiederaufnahme de3 
Verfahrens entjcheidet das Prifengericht, das das 
angefochtene Urteil exlaffen hat. Iſt Diefes Gericht 
fortagefallen, jo beftimmt der NeichSminifter der 
Justiz das zuftändige Gericht. 

(2) Mird dem Antrag ftattgegeben, jo wird das 
Verfahren infoweit wieder aufgenommen, als e8 von 
dem Anfechtungsgrunde betroffen ift. 

(3) Auf das neue Werfahren finden die Be- 
fimmungen des Dritten Abjchnitts, Teil II bis IV 
entſprechende Anwendung. 


Sechſter Abſchnitt 
Schlußbeſtimmungen 
Artikel 74 


Soweit vorſtehend keine Regelung getroffen iſt, 
bejtimmt der Priſenhof fein Verfahren ſelbſt. 


Artikel 75 
Die Vorſchriften zur Durchführung und Ergänzung 
dieſes Gefees werden vom Neichminifter der Juſtiz 
und vom Oberbefehlshaber der Kriegsmarine erlaſſen. 


Artikel 76 
Das Geſetz, betreffend die Drijengerichtsbarfeit, 
vom 3. Mai 1884 (Neichsgefesbl, S.49), die Drifen- 
gerichtsordnung vom 15. April 1911 Geeichsgeſetzbl. 
1914 ©. 301) und die zu ihrer Ergänzung und 
Durchführung exrlaffenen Beſtimmungen treten außer 
Kraft. 


Artilel 77 
Dieſes Gefeß tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Rraft. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Neihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


DerKeihsminifterdes Auswärtigen 
von Nibbentrop 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
KReitel 


I 
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Erjte Verordnung zur Durchführung der Prijenordnung. 
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Im 


Bom 3. September 1939. 


Gemäß Artitel 3 der Drifenordnung vom 28. Auguft 1939 (Neichsgefegbl. I S. 1585) wird verordnet: 
Der Beginn des Zeitraums, innerhalb defjen das Prifenvecht auszuüben ift, wird hiermit auf den 3. September 


1939, mittags 12 Uhr, feitgefet. 


Berlin, den 3. September 1939. 


Der Chef des Oberkommandos ber Wehrmadt 
Reitel 


Der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine 
Naeder 


Der Reichsminifter des Auswärtigen 
von Ribbentrop 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 





Erſte Verordnung zur Durchführung der Prijengerichtsordnung. 
Bom 3. September 1959. 


Auf Grund der Artikel 5 und 75 der Prifen- 
gerichtsordnung vom 28. Auguft 1939 (Reichsgeſetzbl. 
1 ©. 1593) wird verordnet: 


Artifel 1 
Die Vrijengerichtsbarkeit und die Tätigkeit der 
Vrifenbehörden beginnen am 3. September 1939, 
mittags 12 Uhr. 
Artifel 2 


(1) Es wird ein Prifenhof mit dem Sit in Ham- 
burg errichtet. 

(2) Der Oberprifenhof hat feinen Sit in Berlin. 

(3) Gefchäftstellen und Gejchäftsbedürfnifie ftellt 
für den Prijenhof das Oberlandesgericht in Ham- 
burg, für den Oberprifenhof das Reichsjuſtizmini— 
ſterium. 

Artikel 3 

Die Priſenrichter haben für die Dauer ihres 
Amtes hinſichtlich ihres Dienſtranges und ihrer 
Reiſegebührniſſe folgende Stellung: 


Berlin, den 3. September 1939. 


1. der Bräfident und der ftellvertretende Präſi— 
dent des Oberprifenhof® die Stellung eines 
Senatspräfidenten am Reichsgericht, die übri— 
gen Drifenrichter am Oberprifenhof die Stel- 
lung eine® Reichsgerichtsrats, 


2. der Dräfident und der ftellvertretende Präſi— 
dent des Priſenhofs die Stellung eines Reichs— 
gerichtsrats, Die Übrigen Priſenrichter am 
Priſenhof die Stellung eined Senatspräfiden- 
ten am Oberlandesgeridt. 


Artilel 4 


Bei der Regelung der Vertretung nad) Artikel 9 
Abf. 2 der Brifengerichtsordnung foll im voraus für 
jeden Vrifenrichter ein beftimmter Stellvertreter be- 
jtellt werden. Sind ein Priſenrichter und fein Stell. 
bertreter verhindert, jo wird der Stellvertreter von 
Fall zu Fall aus der Zahl der übrigen zur Verfü- 
gung ftehenden Prifenrichter beitellt. 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine 
Naeder 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Inuern. — Gedruct in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Berordnung 
zur Regelung der Diingelaltpreije in der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Bom 21. Auguſt 1939. 


Auf Grund des Artikels IT des Geſetzes über die 
Miedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutfchen 
Reich vom 13. März 1938 GReichsgeſetzbl. I ©. 237) 
in Verbindung mit der Smeiten Verordnung zur 
Einführung des Vierjahresplans im Lande Öfterreic) 
vom 27. März 1938 (Neichdgefebbl. I S.315) und 
auf Grund der Verordnung über die Aufgaben des 
Reichskommiſſars für die Dreisbildung in den fudeten- 
deutſchen Gebieten vom 18. Oktober 1938 GReichs— 
geſetzbl. I S. 1444) wird mit Zuſtimmung des Be— 
auftragten für den Vierjahresplan verordnet: 


S1 
Die Verordnung zur Regelung des Abjabes von 
Düngekalk vom 7. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 841) 
in der Faffung der Verordnung zur Anderung der 
Verordnung zur Regelung ded Abjabes von Dünge- 
kalk vom 30, Juni 1939 Reichsgeſetzbl. I ©. 1086) 
und die Erſte Ausführungsverordnung zur Verord- 


Berlin, den 21. Auguft 1939. 


nung zur Regelung des Abſatzes von Düngefalf vom 
7. Juli 1938 (Reichögefebbl. I ©. 843) gelten aud) 
in der Oftmarf und im Reichsgau Sudetenland. 


82 
Die PWreisbeftimmungen de8 $ 3 der Verordnung 


zur Regelung de8 Abjates von Düngefalf werden 
wie folgt ergänzt: 

Gemahlener Branntfalf mit 95 vom Hundert CaO 

2,06 Reichsmark, 

Stückkalk mit mindeftens 95 vom Hundert CaO 

2,20 Reichsmark, 

Miſchkalk mit 75 vom Hundert CaO 


1,82 
83 


Die Verordnung tritt am 10. Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 


Reichsmark. 


Der Reichſskommiſſar für die Preisbildung 
Im Auftrag 
Dr. Brebed 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 
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Verordnung über die Einführung von Sprengitoffvorihriften 
im Reichsgau Sudetenland. 


Vom 30. Auguſt 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs— 
fanzler8 über die Verwaltung der fudetendeutjchen 
Gebiete vom 1.Oftober 1938 (Neichgefeßbl. I 
©. 1331) wird verordnet: 


sı 
Im Reichsgau Sudetenland gilt die Bekannt 
madung, betreffend das Geſetz gegen den verbreche⸗ 
rischen und gemeingefährlichen Gebraud) von Spreng- 
jtoffen, vom 29. April 1903 (Reichsgeſetzbl. ©. 211) 
in der Fafjung der Bekanntmachungen vom 20. uni 


1907 (Reichgefegbl. S. 375) und 4.März 1916 
Reichsgeſetzbl. ©. 155) ſowie der Verordnungen über 
Sprengftoffe vom 8. März 1924 (Rei sgeſetzbl. I 
S. 171), 10.Rovember 1927 (Reichsgejehbl. 1©. 327), 
28. Oftober 1931 (Reichsgefeßbl. LS. 660) und. Juli 
1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1255). 


S2 
Diefe Verordnung tritt am 1. September 1939 
in Kraft. 


Ill | 


Berlin, den 30. Auguſt 1939. 


Der Reihswirtfchaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Zandfried 


Der Reichsminifter ded Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


——— ———— — 


Verordnung über Kündigungsſchutz für Miet: und Pachträume 
in der Ditmart und im Reichsſsgau Sudetenland. 


Bom 31. Auguſt 1939. 


Auf Grund der in der Oftmark und im Reichsgau Sudetenland eingeführten Verordnung des Führers 
und Neichskanzlers zur Durchführung des Vierjahresplans vom 18, Oktober 1936 (Reichögefegbl. I ©. 887) 
verordne ich folgendes: 

Meine Verordnung über Kündigungsfhug für Miet- und Pachträume vom 28. Auguft 1937 (Reich3- 
gejegbl. I S. 917) gilt auch in der Oftmarf und im Reichsgau Sudetenland, Artikel I Buchſtabe b der 
Verordnung ift finngemäß anzumenden. 


Berlin, den 31. Auguft 1939. 


Der Beauftragte für den Vierjabresplan 
Göring 
Generalfeldmarjchall 


3" — — 


Berichtigung 
In der Verordnung zur Durchführung der Ver— 
ordnung über die Wirtſchaftsverwaltung Erſte 
Durchfuͤhrungsverordnung) vom 27. Auguſt 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1619) muß es im Artifel III 
Abſ. 2 ftatt „die zu d genannte Aufgabe‘ richtig 
beißen: „die zu e genannte Aufgabe”. 


Berlin, den 1. September 1939, 


Der Reihswirtihaftsminifter 
Im Auftrag 
Dr. Michel 


Herausgegeben vom Reihsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berliu. 
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Berordnung 
über Mahnahmen auf dem Gebiet des Beamtenrechts. 


Bom 1. September 1939. 


Der Minifterrat für die Neichöverteidigung hat 
für das Gebiet des Großdeutichen Neich® mit Geſetzes— 
fraft folgendes verordnet: 


81 

(1) Jeder Beamte kann auch außerhalb des Dienit- 
bereich8 feines unmittelbaren Dienfthern und in 
einem Amt derjelben Paufbahn mit niedrigerem End» 
arundaehalt ala dem bisherigen beſchäftigt werden, 
wenn eine dienstliche Notwendigkeit dafür beſteht. 

(2) Beitimmungen, auf Grund deren Beamte nur 
mit ihrem Einverftändnis oder unter Beachtung von 
Sondervorfchriften verfeßt werden fünnen, bleiben 
hierbei außer Anwendung. 


2 
In Abänderung des $63 Abi. 1 Sal DOG 
braucht ein verheirateter weiblicher Beamter nicht 
deshalb entlaffen zu werden, weil feine wirtichaftliche 
Verforgung nad) der Höhe des Familieneinkommens 
dauernd gefichert erjcheint. 


Reichögejepbl. 1939 I 


$3 

Beamte auf Lebenszeit und auf Zeit treten bis auf 
weiteres nicht in den Ruheſtand. Jedoch können Beamte, 
die da8 65. Lebensjahr vollendet haben, jederzeit ohne 
ihren Antrag und aud) ohne, daß fie dienftunfähig 
find, in den Ruheſtand verjeßt werden. 

84 

(1) Der $ 70 DBG (vorzeitige Verſetzung in den 
Ruheſtand auf Antrag) bleibt außer Anwendung, 
fofern nicht an der Durchführung im Einzelfall ein 
befonderes dienftliches Intereſſe beiteht. 

(2) Der $ 80 Abj. 2 DBG (Feitfehung ruhegehalt- 
fähiger Dienftbezüge) bleibt für die Verjorgung von 
Hinterbliebenen eines Beamten außer Anwendung, 
der infolge kriegerifcher Einwirfung fein Leben ver- 
liert. 

85 
(1) Rubeftandsbeamte, die das 70. Lebensjahr nod) 


| nicht vollendet haben, haben fich, ſoweit ihre Wieder: 


m 
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verwendung nicht beveit8 vorgefehen ift, innerhalb 
von drei Tagen nad) Verkündung diefer Verordnung 
perfönlich, nur in Ausnahmefällen (wie Krankheit) 
fchriftlich, zu melden, und zwar bei der für ihren 
derzeitigen Mohnfib zuftändigen unteren Verwal 
tungsbehörde ihrer früheren Verwaltung oder, jofern 
eine folche nicht beiteht oder außerhalb des Regie 
rungsbezirks (des Landes) ihren Sit bat, bei der zu- 
ftändigen unteren Verwaltungsbehörde der allgemei- 
nen und inneren Verwaltung. 

(2) Rubeftandsbeamte der alten Wehrmacht, der 
Reichswehr und der neuen Wehrmacht, die nicht be- 
reits durch Verordnung über die Wehrpflicht von 
Offizieren und MWehrmachtsbeamten im Offizierrang 
vom 22, Februar 1938 (Neichsgefeßbl. I ©. 214) er— 
faßt worden find, melden fich innerhalb der im Abſ. 1 
genannten Friſt bei den für fie zuftändigen Wehr- 
erſatzdienſtſtellen. 

(3) Der Reichsminiſter des Innern trifft Die näheren 
Beitimmungen zu Abf. 1 im Erlaßwege. 


Berlin, den 1. September 1939. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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86 
(1) In den Dienſt geſtellte Ruheſtandsbeamte find 
Beamte auf Widerruf im Sinne des DBG. 
(2) Der Aushändigung von beſonderen Ernen— 
nungsurkunden gemäß $ 27 DBG bedarf es nicht. 


87 

(1) In den Dienſt geſtellte Ruheſtandsbeamte er— 
halten für die Zeit ihrer Verwendung Bezüge in 
Höhe des letzten Dienſteinkommens vor Beendigung 
ihres Beamtenverhältniſſes und ſteigen in den Dienſt— 
altersſtufen auf. 

(2) Nach Beendigung der Dienſtleiſtung auf Grund 
diefer Verordnung findihre ruhegehaltfähigen Dienft- 
bezüge unter Berückſichtigung der Zeit ihrer Ver— 
wendung neu feitzujeßen. 

(3) In Zweifelsfällen entjcheidet der Reichsminiſter 
des Innern, gegebenenfalls im Einvernehmen mit 
dem Neichsminifter dev Finanzen. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neihsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarfchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichöverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


——— —— — — — — — —— — — — — — 


Erlaß des Reichsminiſters des Innern 
über die Meldung von Ruheſtandsbeamten. 


Vom 2. September 1939. 


J 
Nach 85 der Verordnung über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Beamtenrechts vom 1. September 
1939 (cReichsgeſetzbl. I S. 1603) haben fid) Ruhe— 
ſtandsbeamte des Neiche, der Länder und der öffent: 
lich-rechtlihen Körperſchaften, die das 70, Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, innerhalb von drei Tagen 
nach der Verkündung diefer Verordnung zur Dienſt— 
leiſtung zu melden, ſoweit ihre Wiederverwendung 
nicht bereits vorgeſehen war. 
II. 
Non der Meldepflicht werden die Ruheſtands— 
beamten entbunden, die nad) 83 des Geſetzes über 


| die 


Miederheritellung des  Berufsbeamtentums 
— BBG — vom 7, April 1933 (Neichdgefebbl. I 
S. 175) und nach $3 der Verordnung zur Neuordnung 
des öfterreichiichen Berufsbeamtentums vom 31. Mai 
1938 (Reichsgefetbl. 1 ©. 607) in den Ruheſtand ver- 
jetst find, 

III. 

Die Meldung hat zu erfolgen bei der für den 
Wohnſitz zuſtändigen unteren Verwaltungsbehörde 
der früheren Verwaltung (z. B. bei dem Amtsgericht, 
Finanzamt) oder, fofern eine folche nicht befteht oder 
außerhalb des Regierungsbezirks (de8 Landes) ihren 
Sit hat oder «8 fi) um frühere Beamte der Ge 
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meinden (Gemeindeverbände) fowie der jonftigen 
öffentlich-vechtlichen Körperſchaften handelt, bei der 
unteren Verwaltungsbehördse der allgemeinen und 
inneren Verwaltung (bei dem Landratsamt oder der 
entjprechenden Behörde, in Stadtkreifen mit ftaat- 
licher Volizeiverwaltung bei diefer, ſonſt bei der Ge- 
meindebehörde). 


IV. 


Die Meldung ift perfönlicy abzugeben. Nur in be- 
jonderen Fällen 4. B. Krankheit, Gebrechlichkeit, be- 
ſonders weiter Entfernung) fann von der perfönlichen 
Meldung abgejehen werden. Sie erfolgt jchriftlich 
und hat folgende Angaben zu enthalten: 


Name, Vorname, Amtsbezeichnung, Geburts— 
jahr, Familienſtand, Wohnort und Straße, 
Seitpunft und Grund der Verfetung in den 
Ruheſtand, lette Beichäftigungsbehörde, Art 
der lebten dienftlichen Verwendung, Angabe 
etwaiger derzeitiger Berufstätigkeit, Wünſche 
etwaiger Wiederverwendung, 


V. 


Sind Ruheſtandsbeamte in kriegs- oder lebens— 
wichtigen Betrieben tätig oder würde ihre Wieder: 
verwendung mit Rüdficht auf abgeichloffene Dienit- 
berträge oder beitehende Verpflichtungen eine bejon- 
dere Härte bedeuten, Jo ift von der Erfallung zu- 
nächit abzufehen und unter Darlegung der Verhält- 
niffe dem zuftändigen Fachminiſter zu berichten. 


VI. 


(1) Die unteren Verwaltungsbehörden erjtatten 
den Mittelbehörden Über die verwendbaren Ruhe: 
ftandabeamten liftenmäßige Berichte unter gleich 
zeitiger Angabe des Eigenbedarfs. DieMittelbehörde 
der allgemeinen und inneren Verwaltung ift für 
Vreußen, Bayern und Sachjen der Regierungspräfi- 
dent, für das Saarland der Reichskommiſſar, für 
Hamburg und den Sudetengau der Reichsftatthalter, 
für die Oftmarf der Landeshauptmann (in Wien der 
Reichskommiſſar für Die MWiedervereinigung Ofter- 
reich mit dem Deutjchen Rei — Verwaltung der 
Stadt Wien), für die übrigen Yänder das Staats- 
minifterium des Innern. Die Mittelbehörden deden 
aus der Zahl der Meldungen ihren Eigenbedarf und 
den Bedarf der ihnen nachgeordneten Behörden. Die 
übrigen Meldungen find möglichjt mit einer Stellung: 


Berlin, den 2. September 1939. 
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nahme über die Verwendbarkeit unverzüglich, ſpäte— 
ſtens innerhalb zwei Wochen, dem zuitändigen Fach— 
minifter vorzulegen. 


(2) Für die allgemeine und innere Verwaltung 
find diefe Meldungen in Dreußen den Oberpräfidenten, 
in Bayern und Sachen der Landesregierung (Mir 
nifterium des Innern) zuzuleiten, die im Falle eines 
noch beitehenden Bedarfs innerhalb ihres Gebiets den 
notwendigen Ausgleich vorzunehmen haben, Die als— 
dann verbleibenden Meldungen find unverzüglich dem 
Reichsminiſter des Innern vorzulegen, 


(3) Soweit auf Grund des Erlaſſes des Reichs— 
miniſters des Innern vom 21. September 1938 
— — — bereits Meldungen von Ruhe— 
ſtandsbeamten oder Beamten, die nach $ 4 des BBG 
behandelt worden find, erfolgt find, ift eine noch— 
malige Meldung bei den Behörden der allgemeinen 
und inneren Verwaltung nicht erforderlich. 


Vi 


Einftellungen find „unter Berufung in das Be- 
amtenverhältnis” — alſo ald Beamte auf Widerruf 
— nur im Rahmen des in den Kriegsſtellenbeſetzungs— 
plänen feitgeftellten Bedarfs zuläffig, Sie werden 
vom Behördenleiter verfügt. VBehördenleiter jelbit 
werden von den Auffichtsbehörden eingeitellt. So— 
weit die Einftellung von Beamten beabfichtigt ift, 
die nach 54 des BBG oder der Verordnung zur 
Neuordnung des öfterreihiichen Berufsbeamtentums 
vom 31. Mai 1938 in den Rubeftand verſetzt worden 
find, ift vorher die Entjcheidung des zuftändigen 
Fachminifters einzuholen. 


VIII. 


(1) Die unteren Behörden (einjchließlich dev Körper: 
ſchaften des öffentlichen Nechts) melden die Einftellung 
den Mittelbehörden unter Angabe, ob der notwendige 
Bedarf gedeckt ift. Dieſe erftatten zugleid) für ihren 
Bereich den zuftändigen Fachminifter unverzüglich) 
weiteren Bericht. 

(2) At im Vedarfsfalle ein Ausgleich aus der Zahl 
der bei der Mittelbehörde eingegangenen Meldungen 
— bei der allgemeinen und inneren Verwaltung nad) 
Vrüfung der in Nr. VIAbſ. 2 aufgeführten Behörden 
— nicht möglich), fo ift dem Fachminiſter entiprechende 
Bedarfsmeldung zu eritatten. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Grid 
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Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Im 


Berordnung 
über die Vereinfachung der juriſtiſchen Staatsprüfungen, 


Bom 2, Sebtember 1939. 


Auf Grund gejegliher Ermächtigung wird im 
Einvernehmen mit dem Oberfommando der Wehr: 
macht und dem Generalbevollmächtigten für die Wirt 
haft folgendes verordnet: 


81 
Vorausſetzungen für die Zulaſſung 
zu den vereinfachten Prüfungen 


(1) Rechtsſtudenten können nad) fünf Studienhalb— 
jahren, Referendare nach einem Vorbereitungsdienſt 
von zwei Jahren ſechs Monaten, Wiederholer drei 
Monate nach dem Mißerfolg in der Prüfung zur 
vereinfachten Brüfung zugelaffen werden, wenn fie 
für die Reichsverteidigung zur Wehrmacht einberufen 
worden find. 


(2) Der Brüfling fann unter dem Vorbehalt der 
Nachprüfung auf Grund feiner pflichtgemäßen Er: 
klärung zugelaflen werden, 


(3) Zur Abnahme der Drüfung ift für Nechts- 
jtudenten jedes Brüfungsamt und für Referendare 
jede Prüfungsſtelle oder jedes Oberlandesgericht, ſo— 
weit fich an feinem Sitz feine Prüfungsitelle befindet, 
örtlich zuftändig. 


2 
Durhführung 
der erjten juriftiiden Staatsprüfung 
als vereinfachte Drüfung 


(1) Die Brüflinge haben nur eine Arbeit unter 
Auflicht anzufertigen. Die Arbeit fann auch nad) 
der mündlichen Drüfung geichrieben oder begutachtet 
werden, 

(2) Brüflinge, die die häusliche Arbeit oder eine 
Auffichtsarbeit bereits abgegeben haben, find von der 
Anfertigung der Aufficht8arbeit befreit. Alle Arbeiten, 
die fie vor Zulaffung zur vereinfachten Brüfung ge 


Berlin, den 2, September 1939. 


Ihrieben haben, werden berüdfichtigt. Zugunſten 
eines Prüflings fann auch nur eine ausreichende 
Ihriftliche fachliche Arbeit das Beſtehen der Prüfung 
rechtfertigen. 

(3) Die mündliche Prüfung wird von zwei Mit- 
gliedern des Juftizprüfungsamtes abgenommen; 
gleichzeitig fünnen acht Drüflinge geprüft werden. 
Die Dauer der Prüfung beftimmt der Vorfigende 
des Prüfungsausfchuffes. 

(4) Die Oberlandesgerihtspräfidenten find er— 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Vorſitzenden 
des Juftizprüfungsamtes geeignete Richter oder im 
Ruheſtand lebende Richter als Ergänzungsprüfer 
heranzuziehen. 


3 
Durchführung der großen Staatsprüfung 
als vereinfabte Drüfung 


(1) Für die Durchführung der großen Staats: 
prüfung als vereinfachte Prüfung gilt $ 2 ent- 
ſprechend. 

(2) Die Ergänzungsprüfer werden von dem Leiter 
der Prüfungsſtelle im Einvernehmen mit dem Ober— 
landesgerichtspräſidenten und, ſoweit ſich keine Prü— 
fungsſtelle an ſeinem Sitz befindet, von ihm allein 
berufen. Einen Aktenvortrag haben die Referendare 
in der mündlichen Prüfung nicht zu halten. 


84 
Prüfungsgebühr 

(1) Die Gebühr für die Notprüfung beträgt 
15 Reichsmark. Die Prüfung ift ohne Rückſicht auf 
die Zahlung der Gebühr abzunehmen. 

(2) Die Gebühr ift zu erlaffen, wenn der Brüfling 
nad) feiner pflidtgemäßen Erklärung außerftande ift, 
die Gebühr zu entrichten. 


Der Seneralbevollmäctigte für die Neichsverwaltung 
Frick 
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Berordnung zur Sicherjtellung der Elektrizitätsverjorgung. 
Bom 3. September 1939. 


Auf Grund gefeßlicher Ermächtigung wird im 
Einvernehmen mit dem Generalbevollmäcdhtigten für 
die ReichSverwaltung und dem Oberfommando der 
Mehrmacht verordnet: 


Erſter Abſchnitt 
Reichsſtelle für die Elektrizitätswirtſchaft 
81 
Zur Sicherſtellung der Elektrizitätsverſorgung 
wird eine Reichsſtelle für die Elektrizitätswirtſchaft 
(Reichslaftverteiler) gebildet. Die Reichsſtelle hat 
ihren Sit in Berlin. 
82 
Der Leiter der Reichsſtelle wird vom Reichswirt— 
ſchaftsminiſter ernannt und abberufen. Er unterſteht 
dem Reichswirtſchaftsminiſter. 


83 

Die Reichsſtelle kann 

a) die Abgabe der zur Verfügung ſtehenden elek— 
triſchen Energie an die Verbraucher nach dem 
Grad der Dringlichkeit regeln und den Elek— 
trizitätsverſorgungsunternehmen und Be— 
ſitzern von Eigenanlagen die hierzu erforder— 
lichen Anweiſungen erteilen; 

b) Berbrauder vom Strombezug dauernd oder 
vorübergehend ausschließen oder in der Strom- 
abnahme bejchränfen und den Verbraudern 
die erforderlichen Anweifungen erteilen; 

ce) alle Mafinahmen treffen, die die Aufrechterhal- 
tung der Energieverforgung der wichtigen 
Verbraucher fiherftellen. In die Zuftändigfeit 
anderer Behörden und Stellen darf nicht ein- 
gegriffen werden. 


84 
Der Reichswirtſchaftsminiſter kann der Reichsſtelle 
weitere Aufgaben und Befugniſſe übertragen, und 
zwar, ſoweit Belange der Energieverſorgung der 
Gemeinden und Gemeindeverbände berührt werden, 
im Einvernehmen mit dem Neich8minifter des Innern 
in feinex Eigenfchaft als KRommunalauffichtsbehörde. 


SJweiter Abſchnitt 
Aufgaben der Bezirkäwirtichaftsämter 
jowie der Induftrie und Handelöfammern 


85 
(1) Die Bezirfswirtfchaftsämter üben im Auftrag 


feitöbereich aus. Die genannten Behörden unter 
ſtehen den fachlichen Weifungen der Reicheftelle. 


(2) Der Reihöwirtichaftsminiiter fann Die Aus- 
übung der Befugniffe gemäß Abf. 1 auf einzelne 
Bezirköwirtichaftsämter befhränfen. Er fann dabei 
den örtlichen Zuftändigkeitsbereich diefer Bezirks— 
wirtfchaftsämter abweichend von ihrer fonftigen Zu— 
ftändigkeit beftimmen. Die übrigen Bezirfäwirt- 
ichaftsämter haben die notwendige Verwaltungshilfe 
zu leiſten. 


86 
(1) Die Induſtrie- und Handelskammern üben im 
Auftrag der Reichsftelle deren Befugniffe für ihren 
Suftändigfeitsbereich aus. Sie find dabei an die ſach— 
lichen Weifungen der Bezirkswirtſchaftsämter (5) ge- 
bunden. In drinoenden Fällen fann die Neichsitelle 
fie unmittelbar anweiſen. 


(2) Der Reihewirtichaftsminifter fann die Aus 
übung der Befugniffe gemäß Abſ. 1 auf einzelne 
Induſtrie- und Handelskammern beſchränken. Er 
kann dabei den örtlichen Zuſtändigkeitsbereich dieſer 
Induſtrie- und Handelskammern abweichend von 
ihrer ſonſtigen Zuſtändigkeit beſtimmen. Die übrigen 
Induſtrie / und Handelskammern haben die notwendige 
Verwaltungshilfe zu leiſten. 


Dritter Abſchnitt 
Verhältnis zum Energiewirtſchaftsgeſetz 


87 
Die Beſtimmungen des Energiewirtſchaftsgeſetzes 
vom 13. Dezember 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 1451) 
bleiben auch während der Geltungsdauer dieſer Ver— 
ordnung aufrechterhalten, ſoweit nicht in diefer Ver— 
ordnung ein anderes beitimme ift. 


8 
Einer Anzeige gemäß $ 4 des Energiewirtichafts- 
geſetzes bedarf e8 für die Stillegung von Energie 
anlagen nicht, wenn diefe von der Neichsitelle im 
Rahmen des $ 3 diefer Verordnung angeordnet wird. 


9 
Meift die Reichsftelle gemäß $ 3 Buchſt. a dieſer 
Verordnung den Befiter einer Eigenanlage an, Strom 
an Dritte abzugeben, fo bedarf der Beſitzer für die 
Dauer der Anweifung feiner Genehmigung zur Auf 
nahme der Stromverforgung auf Grund des $ 5 des 


der Reichsftelle deren Befugniffe für ihren Zuftändig- | Energiewirtſchaftsgeſetzes. 


Reichsge ſetzbl. 1939 I 
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s 10 
(1) Schließt die Reichsftelle gemäß $ 3 Buchit. b diefer 
Verordnung einzelne Verbraucher oder Verbraucher— 
gruppen vom Strombezug aus, jo findet die allge 
meine Anfchluß- und Verſorgungspflicht (S 6 des 
Energiewirtichaftögefeßes) infoweit eine Anwendung. 


(2) $ 6 Abf. 5 des Energiewirtichaftögefeßes wird 
für die Geltungsdaner diefer Verordnung außer Kraft 
geſetzt. 


Vierter Abſchnitt 
Sonſtige Maßnahmen 


$1l 
(1) Die Reichsſtelle und die in den SS 5 und 6 diefer 
VBerordnung-genannten Stellen fünnen von Eleftrizi- 
tätöverforgungsunternehmen und anderen Betrieben 
jede Auskunft über ihre techniſchen und wirtfchaft- 
lichen Verhältniffe verlangen, foweit der Zweck diefer 
Verordnung e8 erfordert. 


(2) Die Reichsftelle fann im Rahmen ihres Auftrags 
aud) bejtimmte technifche und wirtichaftliche Vor— 
gänge und Tatbeitände bei Eleftrizitätßverforgungs- 
unternehmen und Befitern von Eigenanlagen mit- 
teilungspflichtia machen. 


$ 12 

Die Perſonen, deren fich die Neichsftelle oder die 
in den SS 5 und 6 diefer Verordnung genannten 
Stellen zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten bedienen 
und deren Gebilfen dürfen vorbehaltlidy der dienft- 
lichen Berichterjtattung die bei Wahrnehmung ihres 
Dienftes erlangten Renntniffe von Geſchäfts- und Be— 
triebsverhältniffen nicht unbefugt verwerten oder an 
andere mitteilen. Über andere Tatfadhen, an deren 
Nichtbefanntwerden ein öffentliches Intereffe oder ein 
berechtigted Intereſſe der Betroffenen beſteht, haben 
fie VBerichwiegenbeit zu wahren. Diefe Dflichten werden 
durch Ausscheiden aus dem Dienft oder Beendigung 
der Tätigkeit nicht berührt, Angeitellte find auf ge— 
wilienbafte Erledigung ihrer Obliegenheiten durch 
Handichlag zu verpflichten. 


Berlin, den 3. September 1939, 
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Im 
$13 

Mit Gefängnis und mit Gelöftrafe oder mit einer 
diefer Strafen wird beftraft, wer $ 12 zuwider feine 
Dflicht zur Verſchwiegenheit verlet oder die Kenntnis 
von Gejchäfts- oder Betrieböverhältniffen unbefugt 
verwertet. 

8 14 

(1) Die Reichöftelle kann die Unternehmen und Die 
verantwortlichen Leiter der Unternehmen durch Er- 
jwingungsftrafen, deren Höchſtmaß unbeſchränkt ift, 
oder durch unmittelbaren Zwang zur Befolgung 
feiner Anordnungen oder von Anordnungen der in 
den SS 5 und 6 diefer Verordnung genannten Stellen 
anhalten. Die Erzwingungsſtrafen werden auf Er- 
juchen der Reichsftelle von den Finanzämtern nad) 
den Vorjchriften der Neichdabgabenordnung und der 
zu ihrer Durchführung ergangenen und nod) er- 
gehenden Beltimmungen, in der Oftmarf nad) 83 
des öfterreichifchen Verwaltungsvollſtreckungsgeſetzes 
(BGBL. Nr. 276/1925), beigetrieben. 

(2) Soweit Gemeinden (Gemeindeverbände) oder 
deren Beamte zur Befolaung von Anordnungen an- 
gehalten werden follen, richtet fich da8 Verfahren 
nach den bierfür geltenden berwaltungsrechtlichen 
Worichriften. 

815 

Megen eines Schadens, der durch Maßnahmen 
entfteht, die in Durchführung diefer Verordnung oder 
ihrer Durchführungsvorſchriften getroffen werden, 
wird eine Entſchädigung arundläßlich nicht gewährt. 
in Fällen befonderer Härte fann der Reichswirt 
ihaftsminifter auf Worfchlag der Reichsſtelle eine 
Entſchädigung gewähren. 


816 
Der Reichswirtſchaftsminiſter erläßt die zur Durch— 
führung dieſer Verordnung erforderlichen Rechts— 
und Verwaltungsvorſchriften. 


$ 17 
Dieje Verordnung tritt am Tage ihrer Verkün— 


I dung in Kraft. 


Der Generalbevollmäctigte für die Wirtjchaft 
Walther Funk 





9 
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Serhite Verordnung zur Durchführung des Geſetzes 
zur Vorbereitung des organijchen Aufbanes der dentichen Wirtichaft. 


Bom 3. September 1939, 





Auf Grund des $ 2 des Geſetzes zur Vorbereitung 
de3 organischen Aufbaues der deutſchen Wirtjchaft 
vom 27. Februar 1934 (Reichsgeſetzbl. IS. 185) wird 
im Einvernehmen mit dem Neich&minifter des Innern 
verordnet: 

$ 28 Abſ. 3 der Erſten Verordnung zur Durchfüh— 
rung des Gejeßes zur Worbereitung des organijchen 
Aufbaues der deutichen Wirtſchaft vom 27, November 
1934 (Neichdgejekbl. I ©. 1194) erhält folgende 
Faſſung: 


Berlin, den 3. September 1939. 


„Leiter der Wirtichaftstammer iſt der Vor— 
ſitzende der Induſtrie- und Handelskammer des 
Wirtſchaftsbezirkes, die der Reichswirtſchafts— 
miniſter beſtimmt. Der Reichswirtſchafts— 
miniſter kann in beſonderen Fällen eine hiervon 
abweichende Regelung treffen, doch muß auch 
in dieſem Falle der Leiter der Wirtſchafts— 
kammer die geſetzlichen Vorausſetzungen für die 
Berufung in das Amt des Vorſitzenden einer 
Induſtrie- und Handelskammer erfüllen.“ 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Kriegswirtſchaftsverordnung. 
Vom 4. September 1939. 


Die Sicherung der Grenzen unſeres Vaterlandes 
erfordert höchſte Opfer von jedem deutichen Volks— 
genoffen. Der Soldat ſchützt mit der Waffe unter 
Einſatz jeines Lebens die Heimat. Angeſichts der 
Größe diefes Einſatzes ift es jelbftwerftändliche Pflicht 
jedes Volksgenoſſen in der Heimat, alle feine Kräfte 
und Mittel Volt und Neich zur Verfügung zu Stellen 
und dadurch die Fortführung eines geregelten Wirt- 
ichaftslebens zu gewährleiften. Dazu gehört vor 
allem auch, daß jeder Volksgenoffe ſich die notwen- 
digen Einfchränkungen in der Lebensführung und 
Lebenshaltung auferlegt. 

Der Minilterrat für die Neichsverteidigung ber- 
ordnet daher mit Gejehesfraft: 


Abjchnitt I 
frieasihädliches Berhalten 
sı 

(1) Wer Robitoffe oder Erzeugnifie, die zum lebens» 
wichtigen Bedarf der Bevölferung gehören, vernichtet, 
beifeitefchafft oder zurüdhält und dadurch böswillig 
die Deckung diefes Bedarfs gefährdet, wird mit 
Zuchthaus oder Gefängnis beitraft. In befonderd 
ichweren Fällen kann auf Todesitrafe erkannt werden. 
(2) Wer Geldzeichen ohne gerechtfertigten Grund 
zurüchält, wird mit Gefängnis, in befonders ſchweren 

Fällen mit Zuchthaus beftraft. 


Abſchnitt II 
Ariegsfteuern 
Unterabjdhnitt 1 
Kriegszuſchlag zur Einkommenfteuer 
52 } 
Kreis der Steuerpflidtigen 
(1) Das Neich erhebt einen Kriegszuſchlag zur 
Einkommenfteuer. 
(2) Unbejchränft Einfommenfteuerpflichtige, deven 
Einkommen 2400 Reichsmark nicht überfteigt, find 
von dem Kriegszuſchlag zur Einfommeniteuer befreit. 


83 
Höhe des Kriegszuſchlags zur 
Einkommenſteuer 


(1) Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer be 
trägt 50 vom Hundert der Einkommenſteuer für den 
Erhebungszeitraum (S 4). 


(2) Der Kriegszuſchlag zur Einfommenfteuer darf 
nicht mehr als 15 vom Hundert des Einfommend 
betragen, die Einfommenfteuer und der Kriegszu- 
ſchlag zur Einfommenfteuer dürfen zufammen nicht 
mehr als 65 vom Hundert des Einfommens betragen. 


IIIMIHLNNIINN 
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s4 
Erbebungszeitraum 
(1) Erhebungszeitraum ift da8 Kalenderjahr. 
(2) Der erſte Erhebungszeitraum beginnt mit dem 


Tage des Inkrafttretens der Verordnung und endet 
mit Ablauf des Kalenderjahres 1939. 


85 
Erhebung 
Der Kriegszuſchlag zur Einfommenfteuer wird bei 
der Veranlagung zur Einfommenfteuer feitgejebt, ſo— 
weit er nicht nad) Anordnung des Reichsminiſters 
der Finanzen durch Steuerabzug zu erheben ift. 


Unterabjdnitt 2 
Kriegszuſchlag auf Bier und Tabakwaren 
86 
Der Verbrauch von Bier und Tabakwaren, die im 


Deutſchen Reich erzeugt oder in das Deutſche Reich 
eingeführt ſind, unterliegt einer Kriegsſteuer. 


87 
Die Steuer beträgt 20 vom Hundert des Preiſes, 
den der Verbraucher aufzuwenden hat. 


88 
Die Herſteller, Einführer und Händler von Bier 
und Tabakwaren ($ 6) haften für die Steuer. Sie 
unterliegen der Steueraufficht. 


59 
Die SS 6 bis 8 treten am 11. September 1939 in 
Kraft. Der Reichsminifter der Finanzen fann be- 
ftimmen, daß Vorichriften zur Durchführung der 
Steuer und zur Sicherung des Steuerauflommens 
vor diefem Zeitpunft in Kraft treten, 


$ 10 
Der Reichsminiſter der Finanzen wird ermächtigt, 
über Befreiungen, Ermäßigungen und Vergütungen 
Beſtimmung zu treffen. 


Unterabjdnitt 3 
Kriegszuſchlag auf Branntweinerzeugnijie 
‚Ile gl 

Die Hefktolitereinnabme nach 864 des Gejebes 
über das Branntweinmonopol vom 8, April 1922 


(Reichsgeſetzbl. 1 S. 405) wird von zweihundert- 
fünfundfiebzig Reichsmark auf dreihundertfünfund: 
fiebzig Reichsmarkfür das Hektoliter Weingeift erhöht. 


Unterabjhnitt 4 
Kriegszuſchlag auf Schaummwein 
$ 12 

(1) Der Verbrauch von Schaummein (einjchließ- 
lich der ſchaumweinähnlichen Getränke), der im Deut- 
ſchen Reich erzeugt oder in da8 Deutfche Reich ein- 
geführt ift, unterliegt einer Kriegsiteuer. 

(2) Die Steuer beträgt: 

1. für Schaumwein und für ſchaumweinähnliche 
Getränke mit Ausnahme ſolcher aus Frucht: 
wein ohne Zufaß von Traubenwein: eine Reichs⸗ 
mark für die ganze Flaſche, 

2. im übrigen 50 Reichspfennig für die ganze 
Flaſche. 

(3) Die Vorſchriften dev SH 8 bis 10 gelten ent— 
iprechend auch für den Kriegszufchlag auf Schaum- 
wein. 

Unterabſchnitt 5 
Kriegsbeitrag der Länder, Gemeinden und jonftiger 
Körperfchaften des öffentlichen Rechts 
813 

Die Länder, einſchließlich der Hanſeſtadt Hamburg, 
leiſten einen Kriegsbeitrag an das Reich in Höhe von 
15 vom Hundert ihrer Anteile einſchließlich der Er- 
gänzungsanteile am Aufkommen der Einkommenſteuer, 
der Körperſchaftſteuer und der Umſatzſteuer, gekürzt 
um die Beträge, um die die Anteile eines Landes 
an den Reichsſteuerüberweiſungen nad) $9 des Dritten 
Geſetzes zur Überleitung der Rechtspflege auf das 
Reich vom 24. Januar 1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 68) 
und 89 des Geſetzes über Finanzmaßnahmen auf 
dem Gebiete der Polizei vom 19. März 1937 (Neich- 
aefetbl. I S. 325) gekürzt werden. 

s 14 
(1) Die Gemeinden leiften einen Kriegsbeitrag an 
das Reich in Höhe von monatlich 

2,5 vom Hundert dev Steuermeßbeträge der 
Grunditener von den land» und forftwirtichaft- 
lichen Betrieben, 

5 vom Hundert der Stenermeßbeträge der 
Grundſteuer von den Grundftücen, 

7,5 vom Hundert dev Steuermehbeträge der 
Gewerbeiteuer nach) Ertrag und Kapital, 
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10 vom Hundert der Steuermeßbeträge der 
Bürgerfteuer, 


(2) Die Länder führen den Kriegsbeitrag für die 
Gejamtheit ihrer Gemeinden an das Reich ab. Sie 
ziehen den Kriegsbeitrag von den Stadt- und Land- 
freifen als befondere Landesumlage ein. Die Land: 
freife ziehen ihn von den kreisangehörigen Gemein- 
den als befondere Kreisumlage ein. Die befondere 
Pandesumlage fett die Landesregierung, die befondere 
Kreisumlage der Landrat feit. Bei der Bemeſſung 
der Umlage kann von dem im Abf. 1 für die Unter- 
verteilung des Kriegsbeitrages auf die einzelnen Be- 
mejlungsgrundlagen beftimmten Werhältnis ab- 
gewichen werden. Die Feſtſetzung ift nit an Form— 
borjchriften gebunden und bedarf feiner Genehmigung. 


(3) Die Gemeinden dürfen die für das Nechnungs- 
jahr 1939 feſtgeſetzten Hebeſätze für die Realfteuern 
und für die Bürgerfteuer nicht erhöhen. 


(4) Die Vorjchriften dev Abf. 1 bis 3 gelten finn- 
gemäß für die Hanfeftadt Hamburg, das Yand 
Bremen und das Saarland, 


$ 15 
(1) Der Reichsminiſter der Finanzen jeßt die Höhe 
des Betrages, der von jedem Land zu leiften ift, und 
im Einvernehmen mit dem Reichaminifter des Innern 
die Höhe der Beträge, die von der Gejamtheit der 
Gemeinden eines jeden Pandes aufzubringen find, feit. 


(2) Der Kriegsbeitrag ift zum 18, eines jeden 
Monats bei der Reichshauptkaſſe in Berlin einzu- 
zahlen, erſtmals für den Monat September 1939 
zum 18. Oftober 1939, 


I 1700 16, 

Die VBorfchriften der SS Hr bis 48° gelten nicht für 
die Reichsgaue und ihre Gemeinden. Für fie bleibt 
eine befondere Regelung vorbehalten. 


$17 

Sonftige Körperichaften des öffentlichen Nechts, 
die zur Erhebung von Steuern, Umlagen oder Bei- 
trägen berechtigt find, und andere zur Erhebung von 
Pflichtbeiträgen beredtigte Organiſationen leiſten 
einen Kriegsbeitrag nach Maßgabe näherer Beſtim— 
mungen. Dieſe Körperſchaften und Organiſationen 
dürfen die von ihnen erhobenen Steuer-, Umlage— 
oder Beitragsjäge nicht erhöhen. 


Neichdgejepbl. 1939 I 
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Abſchnitt II 


friegslöhne 
$ 18 

(1) Die NReichstreuhänder und Sondertreuhänder 
der Arbeit paſſen nad) näherer Weifung des Reichs— 
arbeit3minijters die Arbeitsverdienfte jofort den dur) 
den Krieg bedingten Verhältniffen an und ſetzen 
durch Tarifordnung Löhne, Gehälter und fonftige 
Arbeitbedingungen mit bindender Wirkung nad) 
oben feit. 

(2) Werden Betriebe oder Verwaltungen neu 
errichtet oder umgejtellt, oder üben Arbeiter und 
Angeftellte nach dem Inkrafttreten diefer Verordnung 
eine andere Tätigkeit aus als zuvor, fo gelten die 
Lohn- und Gehaltsjähe, die für gleichartige Betriebe 
oder Verwaltungen Geltung haben oder die für die 
neue Tätigkeit maßgebend find. Beſtehen Zweifel 
Darüber, welche Lohn- und Gehaltsſätze in Frage 
fommen, fo trifft der Neichstreubänder oder Sonder- 
treuhänder der Arbeit hierüber Beltimmungen. 


(3) Sufchläge für Mebrarbeit, Sonntage, Feier 
tags- und Nachtarbeit find nicht mehr zu zahlen. 


(4) Die Abſ. 1 bis 3 gelten entjprechend für die 
Entgelte und fonftigen Arbeitsbedingungen der Heim- 
arbeit. 

$ 19 

Vorſchriften und Vereinbarungen Über den Urlaub 
treten vorläufig außer Kraft. Die näheren Beltim- 
mungen über das MWiederinfrafttreten erläßt der 
Reichsarbeitsminiiter. 


$ 20 

Der Reichdarbeitsminifter kann von den bejtehen- 
den Vorjchriften abweichende Beltimmungen über 
Erlaß und Inhalt von Tarifordnungen und die vegel- 
mäßige Arbeitszeit treffen jowie Ausnahmen von 
beitehenden Arbeitsſchutzvorſchriften zulaſſen. Für 
öffentlihe Verwaltungen und Betriebe erläßt der 
Neichdarbeitsminifter diefe Beltimmungen im Ein- 
vernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern. 


s 21 
(1) Wer Löhne oder Gehälter entgegen den Vor— 
Ichriften der SS 18 bis 20 dieſer Verordnung ver: 
ſpricht oder gewährt oder ſich verſprechen oder ge- 
währen läßt, wird vom Reich8treubänder oder Sonder- 
treuhänder der Arbeit mit einer Ordnungsftrafe in 


num 
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Geld in unbegrenzter Höhe für jeden Fall der Zu— 
widerhandlung belegt. Die gleiche Strafe trifft den- 
jenigen, der günftigere fonftige Arbeitsbedingungen 
fordert oder gewährt, als fie nad) den Vorſchriften 
diefer Verordnung zuläffig find. Gegen den Ord— 
nunasitrafbeicheid ift die Beſchwerde an den Reichs— 
arbeitsminiiter zuläffig. 


(2) In ſchweren Fällen ift die Strafe Gefängnis 
oder Zuchthaus. Die Strafverfolgung tritt auf An- 
trag des Neichstreuhänders oder Sondertreuhänders 
der Arbeit ein. Der Antrag fann zurücdgenomanen 
werden. 


Abjchnitt IV 
Sriegspreife 
822 


Preiſe und Entgelte für Güter und Leiftungen 
jeder Art müfjen nad) den Grundfäten der Eriegäver- 
pflichteten Volfswirtichaft gebildet werden. 


$ 23 
(1) Preiſe und Entgelte für Güter und Leiftungen 
jeder Art find zu fenfen, joweit auf Grund des Ab- 
ſchnitts III diefer Verordnung bei Gütern und Lei- 
ftungen Erſparniſſe an Lohnkoſten eintreten. 


(2) Breifen und Entgelten für Güter und Leiftungen 
jeder Art dürfen künftig höchſtens die nad) Ab— 
fchnitt IIT diefer Verordnung zuläffigen Löhne und 
Gehälter zugrunde gelegt werden. 


(3) Soziale Aufwendungen an die Gefolgichaft, 
die nicht in Gefehen, Verordnungen oder Tariford- 
nungen zwingend vorgeſchrieben find, dürfen der Be- 
rechnung der Vreife und Entgelte nur zugrunde 
gelegt werden, foweit fie betriebs- oder brancheüblich 
ſind und dem Grundſatz ſparſamer Wirtſchaftsführung 
nicht widerſprechen. 

(4) Es iſt verboten, höhere Preiſe und Entgelte als 
die nach Ab. 1 bis 3 zuläffigen zu fordern oder zu 
‚gewähren. | 


g 24 


Güter und Leiltungen jeder Art follen nicht durch 
Werk- oder Hilfsſtoffe, Frachtkoſten oder ſonſtige 
Koſten verteuert werden, deren Verwendung oder 
Aufwendung nur durch eine beſondere Beanſpruchung 
eines Wirtſchaftszweiges verurſacht, aber nach Art, 
Menge und Bezugsort mit dem Grundſatz ſparſamer 
Wirtſchaftsführung nicht zu vereinbaren iſt. 








III 
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(1) Sind gebundene Preiſe durch Selbſtkoſten von 
Betrieben beftimmt, die nur infolge der Bindung 
der Preiſe im Sinne des $ 1 der Verordnung über 
Vreisbindungen und gegen Verteuerung der Bedarfs— 
deckung vom 12. November 1934 in der Faſſung vom 
11. Dezember 1934 (Reichsgeſetzbl. IS. 1110, 1248; 
Deutſcher Neichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 266, 
291) oder einer befonderen Beanſpruchung ihres 
Wirtſchaftszweiges in Vetrieb erhalten oder wieder 
in Betrieb genommen worden find, jo müſſen Die 
Preiſe gejenft werden. 


(2) Ferner find Preiſe zu ſenken, die darauf be- 
ruhen, daß Vetriebe auf Grund ihrer rechtlichen 
Stellung oder der tatjächlichen Verhältniſſe oder 
wegen ihrer wirtichaftlihen Bedeutung ohne aus— 
reichenden Wettbewerb find. 


(3) Die nach diefer Verordnung durchzuführende 
Senkung gebundener Preiſe erfolgt für ſämtliche 
Mitglieder eines Zufammenfchluffes in gleicher Höhe 
und vom gleichen Zeitpunft ab. 


(4) Die Preisſenkung nad) Abf. 1 bis 3 bedarf dei 
vorherigen Zuftimmung des Reichskommiſſars für 
die Vreisbildung. 


8 26 


reife und Entgelte für Güter und Leiftungen 
jeder Art find um den Betrag zu ſenken, den der Ver- 
äußerer oder der Leiltungspflichtige bei den einzelnen 
Gütern und Leiſtungen dadurch erſpart, daß er ſelbſt 
Gitter und Leiftungen auf Grund diefer Verordnung 
zu einem niedrigeren Preiſe oder Entgelt erhält, als 
er zuleßt vor Verkündung diefer Verordnung auf 
aewendet bat. 


$ 27 
Die Beftimmungen der Verordnung über das Ber- 
bot von Vreiserhöhungen vom 26, November 1936 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 955) und die fonftigen bisher 
exrlaffenen Vreisvorichriften bleiben im übrigen un 
berührt, 


$ 28 
Der Reichskommiſſar für die Preisbildung und 
die von ihm beauftragten Stellen fönnen Ausnahmen 
von den Vorſchriften dieſes Abfchnittes zulafien oder 
anordnen, 


INNINNIMIN 
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Abſchnitt V 
Shlupbeftimmungen 
$ 29 
(1) Nach den Richtlinien des Generalbevollmäd- 
tigten für die Wirtſchaft und Generalbevollmächtigten 
für die Neichsverwaltung fünnen die zuftändiaen 
Neichöminifter und der Reichskommiſſar für die 
Vreisbildung, gegebenenfolld im gegenfeitigen Ein- 


Berlin, den 4. September 1939, 


vernehmen, zux Durchführung und Ergänzung dieſer 
Verordnung Nechtöverordnungen und allgemeine Ver- 
waltungsvorichriften erlaſſen. 

(2) Sie fünnen Befugniffe, die ihnen nad) dieler 
Verordnung zuitehen, auf andere Stellen übertragen. 


S 30 
S 
Die Verordnung tritt am Tage der Verkündung 
in Kraft, 


Der Vorfißende 
des Minifterrats für die Neihsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjchall 


Der Stellvertreter des Führers 
NR. Heß 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichöverwaltung 
Frick 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


Der NReichdminifter und Chef der Neichskanzlei 
Dr. Lammers 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel | 





Erſte Ducchführungsbeitimmungen über den Kriegszuſchlag zur Einkommenitener 
Erſte EZDB) 


Vom 4. September 1939 


Auf Grund der Kriegswirtichaftöverordnung vom 
4, September 1939 Abjchnitt V S 29 (Neichsgefekbl. I 
S. 1609) und des $ 12 der Neichsabaabenordnung 
wird hierdurch verordnet: 


Zu $2 der Verordnung 
81 
Freigrenzen beim Lohnabzugsverfahren 
Von dem Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer ſind 
Arbeitnehmer befreit, deren Arbeitslohn 234 Reichs— 
mark monaͤtlich, 54 Reichsmark wöchentlich, 9 Reichs— 
mark täglich oder 4,50 Reichsmark halbtäglich nicht 


überfteigt (Freigrenzen). Die Freigrenzen erhöhen fich 
um die Beträge, die auf der Lohnfteuerkarte als fteuer- 
frei vermerkt find, 


Zu 8$4 und 5 der Verordnung 
$2 
Verfürzter Erbebungszeitraum 

it ein Erhebungszeitraum fürzer ald das Ka— 
lenderjahr, jo beträgt der Kriegszuſchlag zur Ein- 
fommenfteuer für jeden Kalendermonat, der im Er- 
bebungszeitraum endet, ein Zwölftel des Jahres— 
betrags. 
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83 
Vorauszahlungen 

(1) Der Steuerpflichtige Hat am 10. März, 10. Juni, 
10. September und 10. Dezember Vorauszahlungen 
auf den Kriegäzufchlag zur Einfommenfteuer zu ent- 
richten. Jede Vorauszahlung beträgt ein Viertel 
des zuletzt feſtgeſetzten, um die angerechneten Steuer: 
abzug&beträge verminderten Kriegszuſchlags zur Ein- 
fommeniteuer. 


(2) Bis zur Bekanntgabe des erſten Einfommen- 
fteuerbefcheids, in dem ein Kriegszufhlag zur Ein- 
fommeniteuer feftgefeßt ift, betragen die Voraus— 
zahlungen je ein Achtel der zulegt veranlagten, um 
die amgerechneten Steuerabzugsbeträge ($ 47 Ab⸗ 
fat 1 Ziffer 2 des Einkommenſteuergeſetzes) bermin- 
derten Einfommenfteuer. 


(3) Die Vorauszahlungen für den erſten Erhe— 
bungszeitraum find am 10. Oktober und am 10. De- 
zember 1939 fällig. Sie betragen je ein Swölftel 
der zulegt veranlagten, um Die angerechneten Steuer- 
abzugsbeträge ($ 47 Abjat 1 Ziffer 2 des Einfom- 
menfteuergefeges) verminderten Einfommeniteuer. 


(4) Die Vorjchriften in den $S 36 und 37 des Ein- 
kommenſteuergeſetzes find finngemäß anzuwenden. 


84 
Erhebung des Kriegszuſchlags 

zur Einfommenfteuer im Abzugsverfahren 

(1) Bei den Einkünften aus nichtfelbftändiger 
Arbeit und bei den Einkünften aus Kapitalvermögen, 
die 8 43 des Einfommenfteuergejeßes gemäß dem 
Steuerabzug vom Kapitalertrag (Kapitalertrag- 
steuer) unterliegen, wird der Kriegszuſchlag zur Ein 
fommenfteuer durch Steuerabzug erhoben. 


(2) Bei der Erhebung des Kriegszuſchlags zur 


Einkommenſteuer im Abzugeverfahren bleiben Brud) 


teile eines Neichspfennigs außer Betracht. 


(3) Der Kriegszuſchlag zur Einfommenfteuer ift 


im Lohnfonto ($ 31 der Lohnſteuerdurchführungs— 
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beſtimmungen, 831 der Zweiten Lohnſteuerdurch— 
führungsverordnung), in der Lohnſteueranmeldung 
(844 der Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen, 
$44 der Zweiten Lohnſteuerdurchführungsverord⸗ 
nung) und bei der Abführung (35841 und 42 der 
Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen, SS 41 und 42 
der Seiten Lohnftenerducchführungsverordnung) 
befonders zu bezeichnen. Entſprechendes gilt für die 
Erhebung des Kriegszuſchlags zur Einfommenfteuer 
von den abzugspflichtigen Kapitalerträgen ($$ 8 
bis 10 der Kapitalertragftenerdurhführungsverord- 
nung). 


85 
Erhebung des Kriegszuſchlags 
zur Einfommenfteuer (Abzugsverfahren) 
im erften Erhebungszeitraum 
Der Kriegszuſchlag zur Einfommenfteuer wird 
durch Steuerabzug erjtmals erhoben: 


1. vom laufenden Arbeitslohn für einen Lohn 
zahlungszeitraum, der nad) dem 4. September 
1939 endet, 


2. von den ſonſtigen Bezügen, die dem Steuer- 
pflichtigen nad) dem 4. September 1939 zu 
fließen. 


56 
Befeitigung von Härten 


(1) Der Kriegszufchlag zur Einfommenfteuer ift jo 
zu bemefjen, daß dem Steuerpflidtigen ein Einfom- 
men von mindeftens 2 400 Reichsmark verbleibt. 


ichlag zur Einkommenſteuer fo zu bemeffen, daß dem 
Arbeitnehmer ein Arbeitslohn von mindeſtens 
234 Reichsmark monatlich, 54 Reichsmark wöchent⸗ 
lich, 9 Reichsmark täglich oder 4,50 Reichsmark 
halbtäglich verbleibt. Der Arbeitslohn, der dem 
Arbeitnehmer mindeſtens verbleiben muß, erhöht 
ſich um die Beträge, die auf der Lohnſteuerkarte 
als ſteuerfrei vermerkt ſind. 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 
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Erſte Durchführungsbeſtimmungen 
über den Kriegszuſchlag zum Kleinhandelspreis von Bier, Tabakwaren und Eqaumwein 
(Erſte KRDB) 


Vom 4. September 1939 


Auf Grund der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 
4. September 1939 Abſchnitt IT SS 6 bis 10 und 12 
und Abſchnitt VS 29 (rReichsgeſetzbl. IS. 1609) und 
des $ 12 der Reichsabgabenordnung wird hierdurch 
verordnet: 


81 
Reichsſteuer. Geltungsbereich 
(1) Der Kriegszuſchlag zum Kleinhandelspreis für 
Bier, Tabakwaren und Schaumwein ift eine Reichs— 
ſteuer. 
(2) Der Kriegszuſchlag wird auch im Gebiet des 
Protektorats Böhmen und Mähren erhoben. 


82 
Begriffsbeftimmungen 

(1) Tabakwaren find Tabaferzeugnifie ($3 und 
$ 68 Abſatz 1 Ziffer 2 des Tabakſteuergeſetzes, 8 98 
der Ducchführungsbeitimmungen zum Tabaffteuer- 
geſetz), tabafähnlidhe Waren ($ 16 des Tabafiteuer- 
geſetzes) und Zigarettenpapier ($ 47 der Durchfüh— 
rungabeftimmungen zum Tabakſteuergeſetz). 

(2) Bier find auch bieräbnliche Getränfe ($ 21 des 
Bierſteuergeſetzes). 

(3) Kleinhandel iſt die Lieferung an Verbraucher, 
3. B. durch Gaftwirte, Kantinen, Einzelhändler. 


83 
Steuerzahler 

(1) Für Bier wird die Steuer vom Brauer oder 
vom Bierverteiler (Bierverleger) erhoben. Der 
Brauer braucht die Steuer nicht abzuführen, ſoweit 
er Bier an einen Bierverteiler liefert, der das Bier 
verjteuert und dies dem Brauer in zweifacher Aus: 
fertigung ſchriftlich beftätigt. Entjprechendes gilt 
für einen Bierverteiler, foweit er an einen anderen 
Bierverteiler liefert. Der Brauer (dev erite Bier- 
verteiler) hat die zweite Ausfertigung der Beſtäti— 
gung feinem zuftändigen Finanzamt einzureichen, 

(2) Für Tabahvaren wird die Steuer von der 
Perſon erhoben, die die Tabakſteuer zu entrichten 
hat. Im Broteftorat Böhmen und Mähren wird 
die Steuer von der Monopolverwaltung und, fomweit 
Sigarettenpapier an andere Abnehmer als Die 
Monopolverwaltung geliefert wird, vom Serfteller 
des Zigarettenpapiers erhoben. 


(3) Für Schaummwein wird die Steuer vom Ser: 
fteller erhoben, bei der Einfuhr vom Sollfchuldner. 


Reichsgeſehbl. 1939 I 


84 
Befteuerungsgrundlage 

(1) Die Steuer für Bier und Tabafwaren wird 
bon dev Menge des vom Steuerzahler ($ 3) geliefer- 
ten Bieres und der von ihm gelieferten Tabakwaren 
nach dem Kleinhandelspreis (85) berechnet. 

(2) Die Steuer für Schaummein wird nach der An- 
zahl der vom Steuerzahler ($ 3) gelieferten Flafchen 
berechnet. 

(3) Der Eigenverbraud) ($ 1 Ziffer 2 des Umſatz— 
fteuergefeßes) wird wie eine Lieferung behandelt. 


85 
Kleinhandelspreis 
(1) Bei Tabakerzeugniſſen, mit Ausnahme des 
Schnupftabaks, iſt der Kleinverkaufspreis ($8 des 
Tabakſteuergeſetzes) maßgebend. Entſprechendes gilt 
für tabakähnliche Waren und Zigarettenpapier. Bei 
Schnupftabaf gilt als Kleinhandelspreis die obere 
Grenze der Vreisftufe der einzelnen Steuerflaffen 
(5 3 Abjab 1 Abteilung F des Tabakſteuergeſetzes). 
(2) Bei Bier ift der Preis maßgebend, den ber 
Kleinhändler bei der Lieferung an Verbraucher 
fordert. Fehlt es an einem Kleinhandelspreis, fo ift 
der niedrigite Kleinhandelspreis maßgebend, der für 
Bier gleicher Art ortsüblich ift. 
(3) Das Bedienungsgeld in Gaſtſtätten rechnet 
nicht zum Kleinhandelspreis. 


86 
Steuerſätze 
(1) Für Bier und Tabakwaren beträgt die Steuer 
20 vom Hundert der Beltenerungsgrundlage ($ 4 
Abſätze 1 und 3). 


(2) Für Schaummein beträgt die Steuer: 










Traubenihaummein und 
Ihaumweinähnliche 
Getränfe mit Ausnahme 
folcher aus Fruchtwein 
ohne Jufat von 
Traubenwein 


Reichsmark 


Fruchtſchaumwein 
ohne Zuſatz von 
Traubenwein (Obit-, 
Beerenſchaumwein) 


Reichsmark 





/s Blafchen ... 0,12 0,06 
» N, » 0,25 0,12 
> Ur. # 0,50 0,25 
0 » 1,00 0,50 
» * 2,00 1,00 


um 

















ul 
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87 
Steuerüberwälzung 

(1) Steuerzahler ($ 3) und ihre Abnehmer, die 
Bier, Tabakwaren und Schaummein gegen Entgelt 
liefern, find verpflichtet, die Steuer ($ 6) ihren Ab— 
nehmern gefondert zu berechnen, Die Steuer ift 
Teil des vom Abnehmer aefchuldeten Raufpreifes. 
(2) Ergeben fich bei der Berechnung der Steuer in 
der Gelamtiumme der Rechnung Bruchteile von 
Reichepfennigen, jo bleiben Beträge von 0,4 Reid)s- 
pfennig und darunter unberedhnet, Beträge won 
0,5 Reichspfennig bis 0,0 Reichspfennig werden auf 

1 Neichöpfennig aufgerundet. 


8 
Verhältnis zu anderen Steuern 

Die gefondert berechnete Steuer ($ 7) gilt nicht 
als Entgelt im Sinn des Umſatzſteuergeſetzes und der 
Gemeindegetränfefteuerordnungen und nicht als Teil 
des Kleinverfaufspreifes im Sinn des Tabafiteuer- 
geſetzes. 

89 
Steuerbefreiungen 

Steuerfrei ſind: 

1. die Lieferungen von Bier als Haustrunf ($ 15 
der Durchführungsbeftimmungen zum Bier- 
fteuergefeß); 

2. die Lieferungen von Tabaferzeugnilfen als De- 
putat ($ 70 des Tabakſteuergeſetzes); 

3. die Ausfuhr vonBier, Tabakwaren und Shaum- 
wein durch Steuerzahler ($ 3). 

s 10 
Anzeigepflidt 

(1) Unternehmer, die Bier gegen Entgelt im Klein- 
handel liefern, find verpflichtet, in ihren der Offent- 
lichkeit zugänglichen Geichäftsräumen die Kleinhan- 
delspreife der von ihnen geführten Bierſorten, ge 
trennt nad) dem Rauminbalt der von ihnen benußten 
Schankgefäße, auffällig und qut lesbar G. B. durch 
Anſchlag) bekanntzugeben. 

(2) Unternehmer, die Bier, Tabakwaren und 
Schaummein gegen Entgelt im Kleinhandel liefern, 
find verpflichtet, in ihren der Öffentlichkeit zugäng- 
lichen Geſchäftsräumen auffällig und gut lesbar (4.8. 
durch Anschlag) befanntzugeben: 

„Zu den Preifen für — Bier — Tabakwaren - 
Schaummwein — wird ein Kriegszuſchlag zugunften 
des Reichs erhoben. 

Der Kriegszuſchlag beträgt: 
20 vom Hundert des Preiſes bei — Bier — 
Tabakwaren -, 
12. M je Flasche beim Schaumwein aus 
Trauben, 
O,0 . Mje! Flaſche bei anderem Schaum— 
wein.“ 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 





An Gaftftätten ift hinzuzufügen: 
„Bedienungsgeld wird auf den Kriegszuſchlag 
nicht berechnet.” 


(3) Unternehmer, die Bier gegen Entgelt im Klein- 
handel liefern, find verpflichtet, ihrem Lieferer zu 
dem gelieferten Bier die Kleinhandelspreiſe, getrennt 
nach den Bierarten und nad) dem Nauminhalt der 
von ihnen benusten Schantgefäße, den für einen 
Heftoliter im Durchichnitt erzielten Kleinhandel®- 
preis und jede Anderung ſchriftlich anzuzeigen. 

(4) Unternehmer, die Vier gegen Entgelt außer- 
halb des Kleinhandels liefern, find verpflichtet, Die 
Angaben, die fie Abſatz 3 gemäß erhalten, an ihren 
Lieferer unverzüglich weiterzugeben. Dies gilt nicht, 
foweit fie Steuerzahler ($ 3) find. 


8511 
Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
(1) Das Finanzamt kann die Erfüllung der An— 
zeigepflichten ($ 10) $ 202 der Reichsabgabenordnung 
gemäß erzwingen. 


(2) Gibt ein Unternehmer die im $ 10 Abjat 3 ge, 
forderten Anzeigen nicht oder nicht rechtzeitig ab, jo 
ift fein Lieferer verpflichtet, ihm die Steuer unter 
Zugrundelegung des höchſten Kleinhandelöpreijes zu 
berechnen, den andere Abnehmer dem Lieferer ange 
zeigt haben. 


(3) Bewirft ein Unternehmer durch unrichtige An- 
gaben eine Steuerverfürzung, fo wird inſoweit die 
Steuer von ihm erhoben. Abſchnitt II 88 der Kriege 
wirtichaftverordnung bleibt unberührt, 


$ 12 
Buhführungspflidten 

Die Steuerzahler ($ 3) haben Bücher zu führen, in 

denen fie aufzeichnen: 

a) die Art und Menge der von ihnen gelieferten 
Biere und Tabakwaren und deren Kleinhan- 
delspreiſe, 

b) die Art und Menge (Flaſchenzahl und Flajchen- 
größe) der gelieferten Schaummeine, 

c) die von ihnen berechneten Steuerbeträge. 

Die Aufzeichnungen find am Schluß eines jeden Ka— 
lendermonats abzufchließen und aufzurechnen. 


$ 13 
Suftändigfeit 


Für die Steuer ift das Finanzamt zuftändig, das 
die Umſatzſteuer des Steuerzahlere, im Fall des $ 11 
Abſatz 3 die Umſatzſteuer ded Unternehmers zu er 
heben bat. 


Im 


—— — — 





z — — — —— 
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Steueranmeldung und Steuerentridtung 

Die Steuerzahler ($ 3) haben die von ihnen in 
einem Kalendermonat gelieferten Biere, Tabakwaren 
und Schaummeine bis zum 20. des folgenden Monats 
dem Finanzamt nach einem Mufter anzumelden, das 
der Reicheminifter der Finanzen beftimmt, und gleich— 
zeitig die Steuer zu entrichten. Das Finanzamt kann 
Abichlagszahlungen darauf bereits vorher verlangen. 
Gegen die Anforderung von Abſchlagszahlungen ijt 
nur das Beichwerdeverfahren gegeben. 


$15 

Infrafttreten. Übergangsvorjdriften 

(1) Der Kriegszuſchlag zum Kleinhandelepreis von 
Bier, Tabakwaren und Schaummwein ift ab 11. Sep- 
tember 1939, 4 Uhr am Morgen, von den VBerbrau- 
chern zu erheben. 

(2) Der Steuerzahler ($ 3) hat die Steuer für das 
Bier, die Tabakwaren und den Schaummwein, die ex 
ab 11, September 1939 liefert, abzuführen und den 
Abnehmern zu berechnen, 

(3) Unternehmer, die Bier, Tabafwaren und 
Schaummein gegen Entgelt liefern, haben den am 
11. September 1939, A Uhr am Morgen, vorhandenen 
Beltand an Bier, Tabakwaren und Schaummein feit- 
zuftellen, und zwar 
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a) den Beltand an Bier und Tabafwaren nad) 
Menge und Gefamtwert (Kleinhandelspreis, 
59), 
b) den Beltand an Schaummein nach Art und 
Menge (Stüdzahl und Größe der Flaſchen). 
Der Unternehmer hat diefen Warenbeitand und das 
Bier, die Tabakwaren und den Schaummein, die ex 
nach dem 10. September 1939 empfängt und für die 
ibm der Lieferer die Steuer nicht berechnet hat, nad) 
einem Mufter, das der Reichsminiſter der Finanzen 
beftimmt, dem Finanzamt ſpäteſtens am 20, Oktober 
1939 anzumelden. Er bat auf diefe Waren gleid)- 
zeitig den Kriegszuſchlag (S 6) abzuführen. Es ift 
das gleiche Finanzamt wie für die Umſaätzſteuer des 
Unternehmers zuftändig. Sätze 1 bis 3 gelten nicht 
für Steuerzahler (8 3). 

(4) Die im $ 10 Abfäten 1 und 2 angeordneten 
Belanntmahungspflidten find ab 11. September 
1939 mit Betrieböbeginn zu erfüllen, 

(5) Die im $ 10 Abjat 3 angeordnete Anzeige ift 
jo rechtzeitig zu exrftatten, daß fie ſpäteſtens bei der 
erſten Lieferung nad) dem 10. September 1939 bei 
dem Lieferer vorliegt. 


(6) Im Broteftorat Böhmen und Mähren find die 


Vorſchriften diefer Verordnung, die nicht unmittelbar 


angewandt werden können, finngemäß anzuwenden. 


Der NReihsminijter der Finanzen 
An Vertretung 
Reinhardt 





Bervrdnung iiber vorübergehende Einfuhrerleichterungen 
für Fleiſch und Fleiſchwaren. 


Bom 4. September 1939. 


Auf Grund des $ 25a des Geſetzes, betreffend die 
Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 
(Reichsgſetzbl. S. 547) in der Faffung vom 13. De 
zember 1935 (NReichögefeßbl. I S. 1447) wird ver- 
ordnet: 


81 
(1) Der $ 12 Abf. 1 des Fleiſchbeſchaugeſetzes wird 
außer Kraft geſetzt. Die Unterfuchung des in das 
Sollinland eingehenden Fleifches in luftdicht ver— 
ichloffenen Büchſen und ähnlichen Gefäßen, won 
Mirften und fonftigen Gemengen aus zerkleinertem 


Fleiſch Hat fi) auf die Feftitellung einer äußeren 
quten Beſchaffenheit zu bejchränfen, Die Unter: 
fuchung ift bei der Einfuhr vorzunehmen. Der Zu- 
führung zu den Unterfuchungsitellen bedarf e8 nicht. 

(2) Die Nr. 1 im Abſ. 2 a. a. O. wird dahin ab- 
geändert, dab es der Miteinfuhr dev Organe, ſoweit 
fie durch Gejeß oder durch Ausführungsbeitimmun- 
gen angeordnet ift, und des natürlichen Zufammen- 
hanges diefer Organe mit dem Tierförper nicht be- 
Darf, ferner daß der Tierkörper bei Rindern, aus— 
ſchließlich der Kälber, auch in Viertel zerlegt fein 
kann. 


NULL 
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(3) Im Abf.2 Nr. 2 a. a. O. wird der zweite Sat 

geitrichen. 
$ 2 

Someit nad) den Beftimmungen im $1 eine Unter— 
ſuchung des frifchen Fleiſches nicht in dem Umfang 
möglich ift, wie fie in den Ausführungsbeftimmun- 
gen D zum Fleifchbeichaugefeß vom 30. Mai 1902 
(Sentralbl. f. d. Deutfche Reich — Beilage zu Nr. 22, 
©. 115) vorgefchrieben ift, Hat fie nad) den allgemein 
gültigen Grundfäßen der wiſſenſchaftlichen Fleiſch— 


Berlin, den 4. September 1939. 
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beſchau und Lebensmittelüberwachung zu erfolgen. 
Friſches Fleiſch, das danach aus gefundheitlichen 
Gründen zu Bedenken Anlaß gibt, iſt, ſoweit es nicht 
nad) $ 18 unter I der Ausführungsbeſtimmungen D 
in unſchädlicher Weife zu befeitigen ift, von der 
Einfuhr zurüdzumeifen. 


$ 3 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver— 
fündung in Kraft. 


DerReichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dfundtner 


Polizeiverordnung über daS Berbot von Tanzinitbarkeiten im Kriege. 
Bom 4. September 1939. 


Auf Grund der Verordnung über die Volizeiver- 
ordnungen der Neichdminifter vom 14. November 
1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1582) wird folgendes ver- 
ordnet: 


82 
(1) Wer dieſem Verbot vorſätzlich oder fahrläffig 
zumiderhandelt, wird mit Haft bis zu ſechs Wochen 
oder mit Geldjtrafe bis zu 150 Reichsmark beſtraft. 
(2) Ebenſo wird bejtraft, wer vorſätzlich oder fahr: 





8 —1 läſſig an einer öffentlichen Tanzluſtbarkeit teilnimmt. 
Öffentliche Tanzluftbarfeiten find bi8 auf weiteres 83 
verboten. Dies gilt auch für die bereits genehmigten Die Polizeiverordnung tritt mit ihrer Verkündung 


Beranftaltungen. in Kraft. 


Berlin, den 4. September 1939. 


Der Reihsminifter des Innern 
Grid 
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4.9.39 Verordnung über Gemeinfchaftswerfe in der gewerbliden Wirtfhaft.... 1621 
5.9.39 Verordnung zur Übernahme der Bank von Danzig durchdie DeutfcheNeihsbant 1621 
9.3 Beribtiaungen 2:2: ne er ee ee 1622 


Sm Teil I, Nr. 34, ausgegeben am 4. September 1939, find veröffentlicht: Verordnung über die vorläufige Anwendung 
einer Dreizehnten Zujfaßvereinbarung zum vorläufigen Handelsablommen zwifchen Deutfchland und der Belgiſch— 
Luxemburgiſchen Wirtfhaftsunion. — Verordnung über Mafnahmen auf dem Gebiete des Patent-, Gebrauds- 
mufter- und Warenzeihenrehts. — Bekanntmachung über den Schuß von Erfindungen, Muftern und Warenzeichen 
auf einer Ausftellung. — Bekanntmachung über die von Frankreich erfolgte Kündigung des Haager Ablommens über 
die Behandlung der feindliden Kauffahrteifchiffe beim Ausbruch der Feindſeligkeiten. 


Berordnung über das Inkrafttreten einzelner Vorſchriften 
der Dritten Verordnung über den vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerks 
im Memelland. 


Vom 25. Auguſt 1939. 


Auf Grund des SA Abſ. 2 des Geſetzes über die werfsrolle bei der Handwerkskammer für Oſt— 
on 1000 ar dem ng preußen. 
en Neid) dom 23. März 1939 Geichsgeſeßbl. 2. An Stelle der in den $$ 20, 21 der Dritten 
>: D . f i ‘ 4. x ! 
2 u. wird mit Wirkung vom 1. Mai 1939 be. Verordnung über den vorläufigen Aufbau des 
— deutſchen Handwerks vom 18. Januar 1935 
1. Die bisherige Eintraqung in der Handwerks— (Reichsgeſetzbl. IS. 15) vorgefehenen Friſt bis 
rolle bei der Sandwerksfammer des Memel- zum 31. Dezember 1939 tritt eine Friſt bis 
gebietes gilt auch ald Eintragung in der Hand- zum 31. Dezember 1941, 


Berlin, den 25. Auguſt 1939. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 
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Verordnung über den Warenderichr mit dem Gebiet Der ehemaligen 
Freien Stadt Danzig. 


Vom 1. Sehtember 1939. 


Um zum Schute der Danziger Wirtfchaft einen 
ungeregelten Warenabfluß, in&befondere von Rob. 
itoffen und SHalbfabrifaten, aus Danzig zu verhin- 
dern, wird auf Grund der Verordnung über den 
MWarenverfehr in der Faffung vom 18. Auguft 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1431) folgendes verordnet: 


Sl 

Natürliche oder juriſtiſche Perſonen und Dienft- 
ftellen, die ihren Wohnfik, Sit der Verwaltung oder 
gejchäftliche Niederlaffung im Deutſchen Neid) außer- 
bald Danzigs und des Vroteftorat® Böhmen und 
Mähren haben, dürfen diejenigen Maren, die durd) 
Bekanntmachung des Reichwirtichaftsminifters, des 
Neichsminifters für Ernährung und Landwirtichaft 
oder de8 Neichsforftmeifters im Deutſchen Reichs— 
anzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger beſtimmt 
werden, in Danzig weder erwerben, noch aus Danzig 
in das Übrige Reichsgebiet verbringen. 


S2 

(1) Die zuftändige Reichsſtelle kann durch ſchrift— 
liche Genehmigung (Außnahmegenehmigung) Aus— 
nahmen von dem Verbot des $ 1 zulafien. Die Aus— 
nahmegenehmigung fann mit Bedingungen und Auf- 
lagen verjehen werden, 

(2) Die Ausnahmegenehmigung eriegt die nad) 
anderen Gefegen, Verordnungen und Anordnungen 
etwa erforderlichen Genehmigungen oder Bewilli- 
aungen nicht. 

(3) Nechtsgefchäfte, die dem Verbot des S1 zw 
wider ohne Vorliegen einer Ausnahmegenehmigung 
abgefchlofien werden, find nichtig. 


83 
Die Ausnahmegenehmigung iſt vom Käufer ſchrift— 
Lich bei der Reichsſtelle zu beantragen; fie wird ge— 
bührenfrei erteilt. 
84 


Der Ausnahmegenehmigung ($ 2) ſtehen gleich: 

a) die Devifenbefcheinigung einer NReichsitelle, 

b) * Unbedenklichkeitsbeſcheinigung einer Reichs— 
ſtelle, 


Berlin, den 1. September 1939, 


ce) ein Übernahmefchein nad) Maßgabe der über 
Die Bewirtichaftung von Tieren und tierifchen 
Erzeugniffen, Milcherzeugniffen, Ölen und Fet— 
ten, Eiern fowie Garten- und Weinbauerzeug- 
nifjen ergangenen Geſetze und Verordnungen, 

d) eine Beicheinigung der Reichsſtelle für Ge 
treide, Futtermittel und fonftige landwirt- 
ſchaftliche Erzeugniffe, daß mit ihr ein Uber: 
nahmevertrag abgeichloffen worden ift, 

e) ein Zulaffungsichein der Neichsftelle für Tiere 
und tierifche Erzeugniffe als Uberwachungs— 
ſtelle. 

85 


Dieſe Verordnung findet auch auf Rechtsgeſchäfte 
Anwendung, die bei dem Inkrafttreten der Verord— 
nung bereils abgeſchloſſen, aber noch nicht vollſtändig 
erfüllt ſind. 

86 


Wer ohne die erforderliche Ausnahmegenehmigung 
Waren in Danzig erwirbt, aus Danzig in das Reichs— 
gebiet verbringt oder den Bedingungen und Auf— 
lagen, unter denen die Ausnahmegenehmigung erteilt 
iſt, zuwiderhandelt, wird nach den Strafbeſtimmun— 
gen der Verordnung über den Warenverkehr beſtraft. 


87 
Der Reichswirtſchaftsminiſter iſt ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den beteiligten oberſten Reichs— 
behörden, Vorſchriften zur Durchführung, Ergänzung 
und Abänderung dieſer Verordnung zu erlaſſen. 


88 
Der Reichsminiſter der Finanzen iſt ermächtigt, 
für ſeinen Geſchäftsbereich im Verwaltungswege die 
zur Durchführung dev $$ 1 und 2 erforderlichen Be— 
ftimmungen und Anmweifungen zu erlaffen und im 
Einvernehmen mit den beteiligten oberſten Reichsbe— 
hörden Ausnahmen von der Vorjchrift des SI zu 
beftimmen. 
89 


Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. Den Zeilpunkt des Außerkrafttretens be— 
ſtimmt der Reichswirtſchaftsminiſter im Einverneh— 
men mit den beteiligten oberſten Reichsbehörden. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Walther Funk 


Der Neichsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
N. Walther Darıt 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Parchmann 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Im 
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Verordnung 
über Gemeinſchaftswerke in der gewerblichen Wiriſchaft. 


Bom 4. Sehtember 1939, 


Auf Grund des $8 des Geſetzes über Errichtung 
von Smwangsfartellen vom 15. juli 1933 (Neichs- 
geſetzbl. I ©. 488) wird verordnet: . 


81 
Der Reichswirtſchaftsminiſter kann im Rahmen 
ſeines Geſchäftsbereichs Unternehmungen und deren 
Zuſammenſchlüſſen Gemeinſchaftsaufgaben auf wirt— 
ſchaftlichem und techniſchem Gebiet ſtellen, deren Er— 
füllung zur Verbeſſerung der Marktverhältniſſe ge— 
ſamtwirtſchaftlich notwendig iſt. Zur Durchführung 
ſolcher Aufgaben kann er Zuſammenſchlüſſe (Gemein— 
ſchaftswerke) bilden. 
82 


Der Reichswirtſchaftsminiſter kann die Recht— 
ſtellung des Gemeinſchaftswerks und die Rechte und 
Pflichten ſeiner Mitglieder regeln. Den Mitgliedern 


Berlin, den 4. September 1939. 


können Verpflichtungen über ihre Betätigung im 
Rahmen des Gemeinſchaftswerks auferlegt werden. 
Die Verpflichtungen können verſchieden fein; insbe— 
ſondere kann einzelnen Mitgliedern eine Betätigung 
vorübergehend oder für die Dauer unterſagt und die 
Aufbringung und Gewährung von Entſchaͤdigungen 
zum Zweck eines billigen Ausgleich8 geregelt werden. 
Der Rechtsweg ift ausgeſchloſſen. 


83 
Die 88 3, 6 und 7 des Geſetzes über Errichtung 
von Zwangskartellen finden bei Maßnahmen, die auf 
Grund diejer Verordnung getroffen werden, ent- 
fprechende Anwendung. 


S4 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver— 
fündung in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Walther Funk 





Verordnung 
zur Übernahme der Bank von Danzig durch Die Deutſche Reichsbank. 


Vom 5. September 1959. 


Auf Grund des $ 5 Abf. 2 des Gefetes über die Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem 
Deutfchen Reich vom 1. September 1939 (Reichsgefegbl. I ©. 1547) wird hiermit verordnet: 


81 
Die Geſchäftsführung der Bank von Danzig geht 
auf die Deutſche Reichsbank über. 


82 
Die Bank von Danzig tritt in Liquidation und 


wird von der Deutſchen Reichsbank für Rechnung 
des Reichs abgewickelt 


Berlin, den 5. September 1939. 


83 
Mit der Übernahme des Geſchäftsbetriebes über— 
nimmt die Deutſche Reichsbank das geſamte Perſonal 
der Bank von Danzig unter Aufrechterhaltung der 
beſtehenden geſetzlichen und vertraglichen Rechte in ihre 
Dienſte. 
84 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver— 
fündung in Kraft, 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 
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Berichtigung 


Im $ 4 Abf. 2 der Vierten Ducchhführungsverord- | Worte einzufügen: „Soblen aus Holz beftehen und 
zur Verordnung aut vorläufigen Sicherftellung | deren’. Nr. 12 lauiet alio: 

es lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen Volkes - S 
(Verbrauchsregelung für Spinnftoffiwaren und Schuh— nn abe und ug gan * Mint nd ie 
waren) vom 27. Auguft 1939 (Reichögefetbl.1S.1510) ——— — beſtehen 
ee u richtig heißen: Befeftigung am Fuß Lediglich durch Bänder 
„ : J oder Riemen erfolgt)”. 

In der Anlage 1 der genannten Durchführungs— 
— * 2. Sfcheinpflich —* Spinn- In der Anlage 5 „Normalbeftand eines Derbran- 
foffwaren und Schubwaren” find unter II B Nr. 12 | Gerd muß ed unter B2 een Be: 6 Paar 
zwifchen den Worten „deren Befeftigung” folgende richtig heißen: „Taſchentücher Rt > 


Berlin, den 4. September 1939. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Im Auftrag 
Dr. Burandt 





Berichtigung 


Im $ 2 Ubj.2 der Zehnten Durchführungsverord— 
nung zum Luftſchutzgeſetz (Luftſchutzmäßiges Ver- 
halten bei Luftangriffen und Luftihusübungen) vom 

+1. September 1939 (Neichsgefetbl. I S. 1570) wird 
Nr. 2 Bucht. b geftrichen. $2 Abi. 2 Nr.2 Buchſt.e 
wird 82 Abf.2 Nr. 2 Buchſt. b. 


w 


Berlin, den 4. September 1939. 


Der Neihsminifter der Luftfabrt 
und Oberbefehlshaber der Quftwaffe 
Im Auftrag 


Großkreutz 


gr m. Reihsgefeßblatt, Teil l, 
Ein 4 nöd ecke = Erſtes Halbjahr 1939 = 


können beim Keichsverlagsamt, Berlin KW AO, Scharnhorfiftr. 4, enges 
beftellt werden. 


ı Preis jeder Einbanddede 1,45 An einſchl. Derpadung aber ausſchl. Poftgebühren (bei Horeinfendung 
für 1bis4Stüft40 Auf). Bei Abnahme von wenigftens 50 Stüd ermäßigt ſich der Preis um 100, 5. 





FE ET IT ER DIE DE a nn ———— 





Das Neichsgeferblatt erfcheint in zwei gefonderten Zeilen — Teil Ind Teil I — 

Fortlaufender Bezug nur durch) die Poftanftalten. Besugspreis vierteljährlich für Teil l= 2,90.2., für Teil = 2,50. AA. 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer mr vom Neichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtraße Ver. 4 
(Fernſprecher: 4292 65 — Poſtſcheckkonto: Berlin 96200). Einzelmmmmern werden nah dem Umfang berechnet. 
Preis für den achtfeitigen Bogen 15.%%/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10.%£, ausfhließlich der Poftdruckiachengebühr. 
Bei größeren Beftellimgen 10 bis 60 v. H. Vreisermäßigung. 

Herausgegeben vom Neihsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruskerei, Berlin. 
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Berordnung Über die Entihädigung von Perſonenſchäden 
(Perjonenjhädenverordnung). 


Bom 1. September 1939, 


Der Minifterrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gefehesfraft: 


1. Abſchnitt 
Fürſorge und Verſorgung 
51 


Zweckund Anwendungsbereich der 
Verordnung 


(1) Deutſche Staatsangehörige, die infolge eines 
Angriffs auf das Reichsgebiet oder eines beſonderen 
Einſatzes der bewaffneten Macht Schaden an Leib 
oder Leben erleiden, und deren Sinterbliebene er- 
halten auf Antrag Fürforge und Verjorgung nad 
diejer Verordnung. 

(2) Mit Genehmigung des Reichsminiſters des 
Innern kann die Verjorgung auch ſolchen Derjonen 
gewährt werden, die die deutiche Staatdangehörig- 
feit nicht beſitzen. 

(3) Der Reichsminiſter de3 Innern fann anordnen, 
daß dieſe Verordnung auch auf Perſonenſchäden An- 
wendung findet, deren Urſachen über den im Abſ. 1 
bejtimmten Rahmen hinausgehen. Er Fann dabei Die 
Anwendung der Verordnung zeitlich und auf be- 
ftimmte Gebiete bejchränfen. 


(4) Die Verordnung findet feine Anwendung auf 
Schadensfälle, die vor ihrem Inkrafttreten ent: 


Reichsgeſetzbl 1939 I 


Itanden find, ſoweit nicht der Reichsminiſter des 
Innern im Einvernehmen mit dem Oberfommando 
der Wehrmacht Abweichendes beftimmt. 


2 
Berhältnis zu Anfprüden auf Grund 
anderer gefeglicher Vorſchriften 


(1) Hat einBejchädigter wegen eines Schadensfallä 
der im $1 Abf. 1 bezeichneten Art einen Anſpruch 
auf Fürſorge oder Verforgung nach 

a) dem Deutſchen Beamtengeſetz OBG) vom 

26. Januar 1937 Reichsgeſetzbl. I ©. 39), 


b) dem Wehrmaditfürforge- und »verforgungs: 
geje vom 26. Auguſt 1938 (Neichsgejegbl. I 
©. 1077), 

c) dem Reichsarbeitsdienſtverſorgungsgeſetz in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 29. Sep- 
tember 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1253) 

oder wird ihm eine Verforgung auf Grund einer in 
den genannten Gefeten enthaltenen Ermefjensvor- 
Ichrift tatſächlich gewährt, jo erhält er Fürforae und 
Verjorgung nad) diefer Verordnung nur infoweit, als 
dieſe Verordnung weitergehende Leiltungen vorfiebt. 
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(2) Abſ. 1 gilt entfprechend, wenn dem Geſchä— 
digten wegen eines Schadensfalls der im $ 1 Abſ. 1 
bezeichneten Art Nente oder Bezlige 


a) aus der reichsgeſetzlichen Unfallwerficherung 
oder den entfprechenden in der Oftmarf oder 
im Reichsgau Sudetenland geltenden Bor- 
ſchriften oder 


b) aus den für Gefangene geltenden Fürforge- 
geſetzen 
zuſtehen. 
83 
Vorausſetzungen der Verurſachung 


Als Schäden im Sinne des 51Abſ. 1 gelten Schäden 
an Leib oder Peben, die unmittelbar verurjacht find 


l. durch Unternehmungen deutjcher, verbiündeter 
oder geaneriicher Streitkräfte, 


2. durch Maßnahmen, die von deutichen Behör— 
den infolge der im $ 1 Abf. 1 aenannten Ge— 
ſchehniſſe erariffen oder angeordnet werden, 


3. duch Mafnahmen geaneriicher Behörden, 
Driganijationen oder Einzelperjonen, 


4. durch die Flucht vor Maßnahmen des Gegners, 
wenn fie wegen dringender Gefahr für Leib 
oder Leben unvermeidbar geweſen ift. 


84 
Anwendung des Wehrmachtfürſorge- und 
verſorgungsgeſetzes 


(1) Die Beſchädigten und deren Hinterbliebene 
erhalten Fürforge und Verforaung nad den Beſtim— 
mungen der SS 66 bis 135 des Wehrmachtfürſorge— 
und verſorgungsgeſetzes vom 26. Auguſt 1938 
(Reichsgefeßbl. I ©. 1077) in aleichem Umfang wie 
die im $ 68 dieſes Geſetzes aufgeführten Zivilperſo— 
nen und wie deven Sinterbliebene nach SS 106 und 
111 Abf. 2 dieſes Gefekes, infoweit nit nachſtehend 
abweichende Beltimmungen getroffen find oder in den 
Durdführungsvorichriften getroffen werden, 


(2) Beihädiaungen dur die im S3 genannten 
Urfachen ftehen einer Mehrdienitbeihädiaung im 
Sinne des Wehrmachtfürſorge- und verſorgungs— 
geſetzes gleich. An Stelle des Zeitpunkts der Ent— 
laſſung aus dem Wehrdienſt tritt der Zeitpunkt des 
ſchädigenden Ereigniſſes. Für den Begriff Verſehrt— 
heit im Sinne des $ 83 des Wehrmachtfürſorge- und 
verſorgungsgeſetzes ift nicht Vorausſetzung, daß der 
Beſchädigte Soldat ilt. 


(3) Der Reichsminiſter des Innern beftimmt im 
Einvernehmen mit dem Oberfommando der Wehr: 
macht, in welcen Fällen die Beſchädigten Fürſorge 
und Verſorgung nad den Beitimmungen des Ein- 
ſatzfürſorge- und verſorgungsgeſetzes vom 6. Juli 
1939 (Neichyögejeßbl. 1 ©. 1217) erhalten. 
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85 
Höhe der Rente 
für Arbeitsverwendungsunfähige und 
Höhe des Verfehrtengeldes 


(1) Die Rente für Arbeitsverivendungsunfähige 
(ABU Rente) beträgt: 

20 vom Hundert der nach) dem Wehrmachtfür- 
forge- und verſorgungsgeſetz 
zu gewährenden Rente, 

folange der Beſchädigte 
das 14. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, und 
wenn dem Unterhalt- 
pflichtigen infolge der Be- 
Ihadiqung befondere Auf: 
wendungen erwachien; 

40 vom Hundert dieſer Rente, jobald er das 
14. Yebensjahr vollendet hat; 

50 vom Hundert, jobald ex das 15. Lebensjahr 
vollendet hat; 

80 vom Hundert, fobald er das 16, Lebensjahr 
vollendet hat; 

100 vom Hundert, jobald er das 17. Lebensjahr 
vollendet hat. 


(2) Zu den Vomhundertſätzen dev AWBUREnte 
wird das VBerjehrtengeld in voller Höhe gewährt. 


6 
Beitattungsgeld 


Für die Gewährung des Beltattungsgeldes gemäß 
s 102 des Mehrmachtfürjorge- und »verjorgungs- 
efetes ift nicht Vorausſetzung, daß der Verftorbene 
zur Zeit des Todes Verjehrtengeld erhalten hat. 


7 
MWitwerrente 

(1) Der Witwer erhält eine Witwerrente für die 
Dauer der Bebürftigfeit, wenn die infolge der Be 
Ihädiqung veritorbene Ehefrau wegen Arbeitäver- 
wendungsunfähigfeit ihres Mannes feinen Lebens: 
unterhalt wejentlih aus ihrem Arbeitöverdienft be- 
ftritten bat. 


(2) Für die Feititellung der Arbeitsvermendungs- 
unfähigfeit des Witwers gelten die Vorſchriften des 
Ss 88 des Mehrmachtfürforge und »verjorgungs- 
geſetzes entiprechend. 


(3) Für die Witwerrente gelten im übrigen die 
gleichen Beftimmungen wie für die Witwenrente, 
‘8 
Waifenrente bei Tod der Mutter 


(1) Iſt die Mutter der Waijen infolge einer Be- 
ichädigung geftorben, jo erhalten dieſe Waifenrente, 


VIM 
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wenn der Vater der Waiſen Witwerrente bezieht oder 
wenn er nicht mehr lebt. 


(2) Die Maifenrente beträgt für jedes Kind, deſſen 
Vater nod) lebt und zur Zeit des Todes der Mutter 
zum Bezuge von Witwerrente berechtigt war, ein 
Fünftel dev Witwerrente, 


(3) Die Maifenrente beträgt für jedes Rind, deffen 
Vater nicht mehr lebt, ein Drittel dev MWitwerrente. 


(4) ft die Mutter eines unebelichen Kindes infolge 
einer Beſchädigung geftorben, fo erhält diefes Waifen- 
vente. Die Waiſenrente beträgt ein Fünftel der 
Mitwerrente, und wenn der Kindesvater nicht mehr 
lebt, ein Drittel der Witwerrente. 


(5) Für die Waifenrente bei Tod der Mutter gelten 
im übrigen die gleichen Beltimmungen wie für die 
Maifenrente bei Tod des Vaters, 


2. Abſchnitt 
Verfahren 


$9 
Ullgemeine Vorſchriften 


Für das Verfahren gelten die Beitimmungen des 
Fünften Teils des MWehrmachtfürforge- und ver— 
ſorgungsgeſetzes, ſoweit nicht nachſtehend etwas 
anderes beſtimmt iſt oder in den Durchführungsvor— 
ſchriften beſtimmt wird. 


510 
Fürſorge- und Verſorgungsdienſtſtellen 
(1) Für die nad) dieſer Verordnung durchzuführende 
Fürſorge und Verſorgung werden bei den Wehrmacht— 
fürforge- und -verforgungsämtern und bei den Für— 
jorge- und »verforgungsabteilungen der Mehrfreis- 
fommandos befondere Unterabteilungen und bei dem 


Berlin, den 1. September 1939, 
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Reichsfürſorge- und »verforgungsgericht der Wehr- 
macht befondere Senate gebildet. 

(2) Die Sadybearbeiter der im Abf. 1 aufgeführten 
bejonderen Unterabteilungen werden vom Reichs— 
minifter des Innern im Einvernehmen mit dem Ober: 
fommando der Wehrmacht beftimmt. 

(3) Die im Abf. 1 aufgeführten befonderen Senate 
entjcheiden in folgender Zufammenfetung: 

a) Ständige Mitalieder: 

Ein Zivilbeamter im Nange eines Dberver- 
waltungsgerichtsrats oder Senatspräfidenten 
als Vorfibender, ferner ein Offizier (Stab3- 
offizier) oder ein Wehrmacht / oder Zivilbeamter, 
die die Befähigung zum NRichteramt befiten, 
und ein Sanitätsoffizier oder beamteter Arzt. 

b) Nichtftändige Mitglieder: 

Ein Verwaltungsbeamter des höheren Dien- 
ftes und ein Mitglied der Nationalfoztaliftifchen 
Kriegsopferverſorgung, die der Reichsminiſter 
des Innern beſtimmt. 


3. Abſchnitt 
Schlußbeſtimmungen 
511 

Durchführungsbeſtimmungen 
Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Ver— 
ordnung erforderlichen Rechts und Verwaltungsvor— 
ſchriften erläßt der Reichsminiſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Oberkommando der Wehr— 

macht und dem Reichsminiſter der Finanzen. 


z12 
Inkrafttreten der Verordnung 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 
26. Auguſt 1939 in Kraft. 


Der Vorſitzende 
des Miniſterrats für die Reichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 


Der Generalbeauftragte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


IM 
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Berordnung zur Änderung 
der Eriten, Zweiten, Dritten, Vierten, Sechſten, Siebenten, Achten und Neunten Durchführungsverordnung 
zum Luftſchutzgeſetz. 
Som 1. September 1939. 


Auf Grund des $ 12 des Luftichußgefehes vom 26. Juni 1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 827) wird im Einvernehmen 


mit den zuftändigen Reidygminiftern verordnet: 


Artitel 1 
Die Erfte Durdyführungsverordnung zum Luft: 
Ichußgejeh vom 4. Mai 1937 (Neichsgefeßbl. I ©. 559) 
wird wie folgt geändert! 


1. 

a) Im $2 Abi. 1 werden im Sab 2 die Worte „und 
in Orten, in denen ein Sicherheits- und Hilfsdienft 
nicht aufgeftellt wird” geftricyen, hinter Sat 3 
wird folgender Sat 4 eingefügt: 

„Die Einrichtung eines Sicherheitd- und Hilfs- 
dienftes wird von dem Neichsminifter der Luft- 
fahrt und Oberbefehlähaber der Luftwaffe nur 
in den Luftichugorten I. Ordnung verlangt 
(Sicherheits- und Hilfsdienft I. Ordnung). In 
den Quftichußorten II. und III. Ordnung bleibt 
die Einrichtung eines Sicherheits- und SHilfs- 
dienftes den Gemeinden überlafjen (Sicherheits- 
und Hilfsdienft II. und III. Ordnung). 

b) Im $2 Abi 3 wird als leiter Sat hinzugefügt: 
„Die ordentlichen Volizeibehörden überwachen die 
Durchführung des Selbftihußes in den dffent- 
lichen Dienftitellen.’ 

e) Im $2 Abſ. 4 Sat 1 wird das Wort „Ortspolizei- 
verwalter“ durch die Worte ‚‚ordentlichen Polizei- 
behörden“ erſetzt. 

2. 

a) 56 Abſ. 1 Satz 2 wird geſtrichen. 

b) 86 erhält folgenden Abſ. 4: 

„a) Mit dem Aufruf des Luftſchutzes über- 
nimmt der örtliche Luftſchutzleiter aud) die 
Leitung der Durchführung des Werkluftſchutzes 
und des Selbftfchußes im Luftſchutzort.“ 


3. 
88 Abi. 3 wird geſtrichen. 


4. 

a) Im 89 Abſ. 4 werden die Worte „insbeſondere 
zur Teilnahme an AUusbildungsveranftaltungen 
und Übungen” geftrichen. 

b) $ 9 erhält folgenden Abf. 5: 

„G) Bei Gefahr im Verzuge und bei Übungen, die 
ſich über den Bereich einer Luftſchutzgemeinſchaft 


hinaus erſtrecken, können die ordentlichen Polizei- 
behörden und die nach Abſ. 1 herangezogenen 
Werkluftſchutzleiter, Betriebsluftſchutzleiter und 
Luftſchutzwarte alle in ihrem Zuſtändigkeits— 
bereich Anmwejenden zur vorübergehenden Hilfe 
leiftung beranziehen. Durch eine foldhe Heran- 
ziehung werden während der Dauer der Inan— 
ipruchnahme die gleichen Rechte und Pflichten 
begründet wie durch eine Heranziehung nad) 


Abſ. 1.” 
5. 
Hinter $ 9 wird folgender $ 9a eingefügt: 
„H 9a 


Beendigung der Luftjchußdienftpflicht 
Die Heranziehung zur Luftichußdienftpflicht endet 
a) ohne bejondere Verfügung 

1. bei der Verlegung des Wohnſitzes in einen 
anderen Ortspolizeibezixt im Luftichugwarn- 
dienft und Sicherheitd- und Hilfsdienft, 

2. bei Auszug aus der Luftſchutzgemeinſchaft im 
Selbftichuß, 

3. bei Ausfcheiden aus dem Betrieb im Werf- 
luftſchutz und erweiterten Selbſtſchutz. 

b) durch befondere Verfügung der heranziehenden 

Stelle in allen fonftigen Fällen.’ 


6, 

a) Im 810 Abſ. 1 Nr. 1 werden die Worte „zu Gunſten 
des Luftſchutzes“ geftrichen. 

b) Im $ 10 Abj. 1 Nr. 3 zu b Sab 1 wird das Wort 
„KRreispolizeibehörde” durch das Wort „Orts⸗ 
polizeibehörde“ erſetzt. 

e) $ 10 Abſ. 2, letzter Satz, erhält folgende Faſſung: 

„Ausnahmen bedürfen der Zuftimmung der Ne 
gierungspräfidenten in Dreußen, in den anderen 
Ländern der entiprechenden Behörden.’ 


1. 
$ 12 erhält folgende Faffung: 


„s 12 


(1) Bei Vorliegen der von dem Reichöminifter 
der Luftfahrt und Oberbefehlähaber der Luft- 
waffe im Einvernehmen mit den zuftändigen 
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Reichsminiſtern zu beftimmenden Vorausfehungen 
werden den Luftjchubdienftpflichtigen bei Teil- 
nahme am Luftichußdienit Unterkunft, Verpfle- 
gung, Belleidung und freie Fahrt oder die ent- 
Iprechenden Entjchädigungen ſowie jonftige mit 
dem Luftjchußdienft zufammenhängende Entichä- 
digungen, den Angehörigen des Luftichubrwarn- 
dienftes und Sicherheit8- und SHilfsdienftes I., II. 
und III. Ordnung eine Vergütung für die Er- 
füllung ihrer Dienftpflicht gewährt. 

(2) Träger diefer Verpflichtung find im Luft- 
ſchutzwarndienſt, Sicherheits- und Hilfsdienft 
I. Ordnung und im Selbſtſchutz — mit Aus- 
nahme des Selbſtſchutzes der öffentlichen und pri- 
baten Dientitellen und Betriebe — das Reid), im 
Sicherheits- und Hilfsdienft II. und III. Ordnung 
die Gemeinden, im Selbſtſchutz der öffentlichen 
und privaten Dienftitellen und Betriebe, im 
erweiterten Selbftichuß und im Werkluftſchutz die 
Dienftitellen und Betriebe. 

(3) Der ordentliche Rechtsweg ift gegeben. 
Der Anfpruch verjährt in einem Jahr. Die Ver- 
jährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Berechtigte von dem Anſpruch Kenntnis er- 
balten hat. Im übrigen finden die allgemeinen 
Verjährungsvorfchriften des Bürgerlichen Gefeb- 
buchs entiprechende Anwendung.” 


8, 
Hinter $12 wird folgender $ 12a eingefügt: 
„s 12a 
Verforgung 

(1) Erleidet ein zur Luftfchußdienftpflicht heran⸗ 
gezogener Luftichußdienftpflichtiger nach Aufruf 
des Luftſchutzes eine Luftichußdienftbefchädigung, 
jo wird ihm und feinen Hinterbliebenen auf Antrag 
Fürſorge und Verforgung nad) Maßgabe der 
Verordnung über die Entichädigung von Derfonen- 
ſchäden (Derfonenjchädenverordnung) vom 1.Sep- 
tember 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1623) gewährt. 
Dies gilt hinfichtlich der Heilfürforge nicht, ſoweit 
Luftichußdienftpflichtigen des  Luftichukwarn- 
dienftes und Sicherheits- und Silfsdienftes I. Ord- 
nung nad) Aufruf des Luftfchußes während des 
Luftichußdienftes bejondere Heilfürforge gewährt 
wird, 

(2) Luftichußdienftbefchädigung liegt vor, wenn 
ein Körperfchaden infolge des Luftichutdienftes 
eingetreten ift. 

(3) it ein Körperichaden, der ald Luftfchuß- 
dienftbejchädigung nicht anerkannt ift, durch den 
Luftichußdienft verichlimmert worden, fo gilt die 
Verſchlimmerung als Luftſchutzdienſtbeſchädigung. 
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(4) Luftſchutzdienſtbeſchädigung liegt nicht vor, 
wenn ein Körperſchaden durd) den Bejchädigten 
vorſätzlich herbeigeführt worden iſt.“ 


$13 erhält folgende Faſſung: 


„s 13 
Einberufung zum Luftſchutzdienſt 


(1) Die nad) $ 9 herangezogenen Luftichuß- 
dienftpflichtigen werden einberufen: 


a) im Luftichugwarndienft vom Führer der 
Luftihußwarnzentrale, 


b) im Sicherheits- und Silfsdienft L, II. und 
III. Ordnung vom örtlichen Luftjchugleiter, 


c) im Werkluftſchutz vom Werkluftichußleiter 
und den Werkluftfchußvertrauensftellen der 
Reichsgruppe Induſtrie, 

d) im erweiterten Selbſtſchutz vom Betriebsluft- 
ichußleiter, 

e) im Selbſtſchutz vom Revier⸗ (Gemeinde-) 
Öruppenführer des Reichsluftihußbundes, 


f) bei den im $ 22 genannten befonderen Ver— 
waltungen durch die zuftändigen Dienftitellen 
der befonderen Berwaltungen, 


g) im Flugmeldedienſt durch die zuftändigen 
Dienftjtellen der Wehrmacht, 


h) in den Fällen zu a bis e, insbefondere bei 
gemeinjamen Übungen, allgemein auch von 
den ordentlichen Wolizeibehörden. 


(2) Im Werkluftſchutz, erweiterten Selbſtſchutz 
und Selbſtſchutz kann nach Aufruf des Luftſchutzes 
auch der Örtliche Luftſchutzleiter zum Luftſchutz— 
dienſt einberufen. 


(3) Bei der Einberufung zum Luftſchutzdienſt 
it nad) Möglichkeit auf das Wirtjchaftsleben ſowie 
auf die Berufspflichten und perjönlichen Verhält- 
nijje der Beteiligten Nüdjicht zu nehmen. 


(4) Die Einberufung zu laufender Ausbildung 
und zu örtlichen Übungen foll auf dem Gebiet des 
Selbſtſchutzes jährlich 72 Stunden, im übrigen 
jährlich 104 Stunden nicht überfteigen. Nicht in- 
begriffen ift hierbei die Einberufung zu Lehrgängen 
von mebrtägiger Dauer und zu größeren Übungs- 
vorhaben, Die von dem Reichsminifter der Luft- 
fahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe und 
den ihm unterftellten Dienfttellen angeordnet oder 
genehmigt werden,‘ 


Reichögefegbl. 1939 I 





NND 





1 

















5140-0606 








1628 


10. 
a) $ 14 Sab 1 erhält folgende Faſſung: 

„Soweit die Quftfhußdienftpflicht nicht außerhalb 
der Arbeitszeit erfüllt werden kann, find die Luft- 
ichußdienftpflichtigen zur Erfüllung der Luft- 
ichußdienftpflicht zu beurlauben.“ 

b) Im $ 14b Abſ. 1 Sab 2 werden die Worte „zu 
Ausbildungsveranftaltungen und Übungen’ ge- 


ftrichen. 


e) Im $14b Abf. 2 Sab 1 werden die Worte „zu einer- 


einzelnen Ausbildungsveranftaltung oder Übung‘ 
geftrichen. 

d) Im $14b Abſ. 3 Satz 1 werden die Worte „zur 
Teilnahme an Ausbildungsveranftaltungen oder 
Übungen (Abungsurlaub)“ geftrihen. Im übrigen 
wird an die Stelle des Wortes „Übungsurlaub‘ 
das Wort „Urlaub“ gejeßt. 


11. 
a) $15 Abſ. 2 erhält jolgende Faſſung: 
(2) Träger diefer Verpflichtung find im Luft- 
ſchutzwarndienſt, im Sicherheits- und Hilfsdienft 
I. Ordnung und im Selbſtſchutz — mit Aus- 
nahme des Selbſtſchutzes der öffentlichen und 
privaten Dienftftellen und Betriebe — das Reid), 
im Sicherheits- und Hilfsdienft II. und III. Ord- 
nung die Gemeinden, im Selbftihuß der öffent: 
lichen und privaten Dienftitellen und Betriebe, 
im erweiterten Selbftichuß und im Werkluftſchutz 
die Dienftitellen und Betriebe.’ 
b) $15 Abi. 3 erhält folgende Faſſung: 
„(8) Dex Entihädigungsantrag iſt zu richten: 
a) joweit eine Erfaßpflicht des Reichs in Be- 
tracht fommt, an die Ortspolizeibehörde, 
b) joweit eine Erjaßpflicht der Gemeinde in 
Betracht kommt, an den Bürgermeifter, 


c) in allen übrigen Fällen an die Dienftitellen- 
leiter oder Betriebsführer. 


Die Ortspolizeibehörde leitet den Antrag ge- 
gebenenfalls nad) Klärung des Sachverhalts un- 
mittelbar dem Luftgaufommando zur Prüfung 
zu, 
e) $15 Abſ. 4 wird $15 Abi. >. 
$15 erhält folgenden Abſ. 4: 

„) $12 Abſ. 3 findet Anwendung. Die 
Klage ift jedoch erſt zuläffig, nachdem die im 
Abſ. 3 bezeichneten Stellen über den Entſchädi— 
gungsantrag einen Beſcheid erteilt oder wenn fie 
innerhalb von einem Monat, nachdem ihnen ber 
Entichädigungsantrag zugegangen ift, einen Be- 
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ſcheid nicht exteilt Haben. Die Klage muß bei Ber- 
(uft des Klagerechts innerhalb von ſechs Monaten 
nad) Bekanntgabe des Bejcheides oder nad) 
Ablauf der für diefen beftimmten Friſt erhoben 
werden.’ 

12, 

a) $16 Abſ. 2 erhält ſtatt des bisherigen Sabes 1 
folgende Säßel und 2: 

„(2) Anerkannte Übungen im Sinne des $ 11 
des Luftſchutzgeſetzes find diejenigen Übungen, 
die von Öffentlichen Dienftitellen ſowie von den 
im $13 Abſ. 1 zu a bis h genannten Stellen 
angeordnet werden. Anerkannte Ausbildungs 
veranftaltungen im Sinne des $11 des Luft- 
ſchutzgeſetzes find diejenigen Luftfchußveranftal- 
tungen, zu denen von Öffentlichen Dienftftellen 
und von den im $ 13 Abf. 1 zu a bis h genannten 
Stellen einberufen wird.’ 

b) $16 Abi. 3 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

„Für die Unfallverficherung im Sicherheits- und 
Hilfsdienft II. und TIL. Ordnung, im Selbftichuß 
der Öffentlichen und privaten Dienitftellen und 
Betriebe, im Werkluftſchutz und im eriveiterten 
Selbitichuß gilt folgendes: 

e) $16 Abf. 3 zu b Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
‚‚b) $ 624a Sat 2 der Reichöverficherungsordnung 

bezieht fich auf die Betriebe und Tätigkeiten 

im Sicherheits- und Hilfsdienft II. und 

III. Ordnung, im Selbftichuß der öffentlichen 

und privaten Dienftftellen und Betriebe, im 

MWerkluftihuß und im erweiterten Selbſt— 

ſchutz.“ 

13. 

a) Im $ 17 Satz 3 werden hinter dem Wort „gebühren- 
freie” die Morte „oder gebührenpflichtige”’ ein- 
gefügt. 

b) $17 Sab 4 wird geftrichen. 

e) 817 erhält folgenden Abf. 2: 

„(2) Unbejchadet der Vorſchriften des Abf. 1 
fönnen die Volizeibehörden die Erfüllung der 
Luftſchutzpflicht durch polizeiliche Swangamittel 
(Ausführung der zu erzwingenden Handlung 
auf Koften des Pflichtigen, Feſtſetzung von 
Zwangsgeld — im Nichtbeitreibungsfall3wangs— 
haft — unmittelbarer Zwang) durchſetzen. Das 
gleiche gilt hinſichtlich der Weiſungen der Ver— 
trauensſtellen der Reichsgruppe Induſtrie gegen— 
über den Betriebsführern.“ 


14. 
Im $ 18 Abſ. 2 Sat 2 werden die Worte „oder dem 
Luftkreiskommando“ geftricdyen. 
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15. 


Im $19 Sap 1 werden die Worte „unmittelbar 
vorgefeßte Polizeiaufſichtsbehörde“ durch das Wort 
Kreispolizeibehörde“ erſetzt. 


16. 


$ 21 Abſ. 2 vorletzter Satz erhält folgende Faſſung: 
„Die Einlegung der Veſchwerde hat aufjchiebende 
Wirkung, joweit nicht diejenige Stelle, die Die 
Verfügung erlaſſen bat, aus überwiegenden 
Gründen des Luftichußes die fofortige Aus— 
führung verlangt.” 


17. 
a) $22 Abſ. 1 Sab 1 erhält folgende Faſſung: 

„(1) Die Wehrmacht, die 4-Berfügungdtruppe, 
die 44-Junkerfchulen, der Reichsarbeitsdienft, die 
Deutjche Reichspoſt, die Reichswaſſerſtraßenver⸗ 
waltung, die Deutſche Reichsbahn, der General⸗ 
inſpektor für das deutſche Straßenweſen Reichs⸗ 
autobahnen) und die vom Reichsminiſter der 
Luftfahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
beſtimmten Stellen führen die für ſie in Betracht 
kommenden Luftſchutzmaßnahmen in ihrem Ge— 
ſchäftsbereich nach den Weiſungen ihrer oberſten 
Behörden und auf Grund der Richtlinien des 
Reichsminiſters der Luftfahrt und Oberbefehls— 
habers der Luftwaffe durch.“ 


b) 822 erhält ferner folgenden Abſ. 6: 

‚‚(6) Die Verordnung über Die bauliche Be- 
handlung von öffentlichen Bauten vom 20. No- 
venber 1938 (Neichögefekbl. I S. 1677) findet 
Anwendung.‘ 


18. 


a) Im 823 Abj.1 Sab 1 wird hinter $9 Abi. 1 und 
4 „$$ 9a”, hinter $12 Abſ. 1 und 3 „S 12a’! ein- 
gefügt. Das Varagraphenzeichen vor 10 wird 


geftrichen. 
b) 823 Abf.2 erhält folgende Faſſung: 


„(2) Für die Seranziehung zu Dienftleiftungen 
find die Kreispolizeibehörben zuftindig. 821 
Abſ. 1 und 2 findet mit der Maßgabe Anwendung, 
daß gegen Anordnungen, die zur Erfüllung 
dienftlicher Obliegenbeiten nad) $9 Abſ. 4 von 
Angehörigen der Wehrmacht erteilt werden, die 
Beſchwerde an die zuftändige militärijche Dienit- 
ftelle gegeben ift. Soweit nad) den $$12 und 15 
Vergütungen und Entſchädigungen zu gewähren 
find, trägt fie das Reich.“ 








19. 
Im F1Abſ. 1b, 52 Abſ. 1, 96 Abſ. 1,59 AH. 1, 


$ 15 Abſ. 1, 816 Abſ. 1 und $ 19 iſt ſtatt „Sicherheits- 
und Hilfsdienft” „Sicherheits- und Hilfsdient I. II. 
und III. Ordnung‘ zu jeßen. 


Artifel I 
Die Iweite Durhführungsverordnung zum Luft- 


ichußgefeß vom 4. Mai 1937 (Reichögefebbl. I ©. 566) 


wird wie folgt geändert: 
Im 83 Abſ. 2 ift ftatt „21 Abj.1 und 24 „Sail 
Abſ. 1, 2 und 4 zu jeben. 


Artitel IH 
Die Dritte Durcchführungsverordnung zum Luft- 
ichußgejek vom 4. Mai 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 566) 
wird wie folgt geändert: 
1. Im 8 4 Sab 1 ift ftatt „„$ 2” „8 3 zu jeßen. 
2.85 Abſ. 1 erhält folgenden Sat 2: 

„Nach Aufruf des Luftſchutzes fünnen durch 
Dolizeiverordnung in befonderen luft- und brand- 
gefährdeten Baugebieten die Vorſchriften des $ 2 
Ab. 2, $ 3 Abſ. 3 und 4 erweitert werden.’ 

3. Im 87 it ftatt „S 21 Abſ. 1 und 2 „S 21 Abj. 1,2 
und 4 zu jeßen. 


Artitei IV 
Die Vierte Durchführungsverordnung zum Luft- 
ihußgefeß vom 31. Januar 1938 (Reichögeiekbt. I 
5.197) wird wie folgt geändert: 
1. In den 88 1, 2, 3,5, 6, 7 und 9 ift ftatt „Reichs⸗ 
anſtalt für Luftſchutz““ „Reichsanſtalt der Luftwaffe 
für Luftſchutz“ zu ſetzen. 


2. Im $ 11 ift ſtatt „g21 Abſ. 1 und 24 „s 21 bj. 1,2 
und 4 zu feßen; die Angabe „, , mit Ausnahme von 
Sat 4, wird gejtrichen. 


Artitel V 
Die Sechſte Durchführungsverordnung zum Luft: 
ichußgejeß vom 13. Februar 1939 (Neichögejeßbt. I 
S.324) wird wie folgt geändert: 
$4 erhält folgende neue Faſſung: 


us 4 

Der Ortöpolizeiverwalter überwacht die Durch— 
führung diefer Verordnung. Zur Durchführung 
kann er polizeiliche Verfügungen erlaſſen und dieſe 
mit Zwangsmitteln (Ausführung der zu er— 
zwingenden Handlung auf Koſten des Pflichtigen, 
Feſtſetzung von Zwangsgeld — im Nichtbeitrei- 
bungsfalle Zwangshaft — unmittelbarer Zwang) 
durchſetzen. $17 und $21 Abj.1, 2 und 4 ber 
Erften Durchführungsverordnung zum Luft 
ichußgefeß finden entjprechende Anwendung.’ 
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Artitel VI Artitel VII 
Die Siebente Durdyführungsverordnung zum Luft- Die Neunte Durhführungsverordnung zum Luft 
ſchutzgeſetz (VBeichaffung von Selbſtſchutzgerät) vom | fhubgefek (Behelfsmäßige Luftihugmaßnahmen in 
23. Mai 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 963) wird wie folgt | beftehenden Gebäuden) vom 17. Auguſt 1939 (Reich8- 
geändert: geiehbl. I S. 1391) wird wie folgt geändert: 
Im $5 werden die Worte „außer Sab 4 geftrichen. | 1. Im z1 Abſ. 1 Sat 2 ift an Stelle von ‚„Luftihuß- 
räume” „Luftſchutzmaßnahmen“ zu fegen. 


Artitel VI 2. 83 Sat 2 erhält folgende Faffung: 

Die Achte Durchführungsverordnung zum Luft- „Das gleiche gilt für das Baugenehmigungs- 
ichußgefeß (Verdunfelungsverordnung) vom 23. Mai verfahren zum Einbau von Luftſchutzäumen in 
1933 Reichsgeſetzbl. I S. 65) wird wie folgt ge» beftehenden Gebäuden nad) Mafgabe der Eriten 
ändert: Ausführungsbeſtimmungen zum 51 der Zweiten 
1.2) Im $7 Satz 3 werden Die Worte „außer Sat 4“ Durchführungsverordnung zum Lufftſchutzgeſetz 

geftrichen. (Schutraumbeftimmungen) vom 4. Mai 197 

b) 87 Sat 4 erhält folgende Yaljung: (Reichsgefeßbl. I ©. 568). 


„Eine Beftrafung nad) 89 des Luftihuß- | 3. Im $6 Abſ. 2 werden die Worte „außer Sat 4 
geſetzes fett da8 Vorliegen einer polizeilichen geftrichen. 
Verfügung oder eine Störung der Ver Artikel IX 


au 
en aaa Die nad) Artikel I geänderte Erfte Durchführungs— 
2, Im 818 Abſ. 10 werden die Worte „bei Überland- | verordnung zum Luftfchußgefeß wird neu befannt- 
fahrten“ geftrichen. gemacht. 


Berlin, den 1. September 1939. 


Der Reihsminifter der Luftfahrt 
und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
In Bertretung 


Milk 
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Bekanntmachung 
der neuen Faſſung der Erſten Durchführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz. 
Vom 1. September 1939. 


Nach Artikel IX der Verordnung vom 1. Sentember 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1626) zur Anderung der 


Eriten, Zweiten, Dritten, Vierten, Sechſten, Siebenten, Achten und Neunten Durchführungsverordnung zum 
Luftſchutzgeſetz wird die neue Faſſung der Eriten Durchführungsverordnung zum Luft chutzgeſetz vom 4. Mai 1937 
(Neichsgefegbl. I S 559) nachftehend befanntgemacht. 


Berlin, den 1. September 1939 


Der Reichsminiſter der Luftfahrt 
und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
In Vertretung 


Mild 


* 
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Erſte Durchführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz 
in der Faffung vom 1. September 1939 


Auf Grund des $ 12 des Luftſchutzgeſetzes vom 26. Juni 1935 (Reichsgefepbl. I S. 827) wird im Ein- 
vernehmen mit den zuftändigen Reichsminiftern verordnet: 


Teil I 
81 
Aufgaben des Luftſchutzes 


Aufgabe des Luftſchutzes iſt es, das deutſche Volk 


und das Reichsgebiet vor den Folgen von Luftan— 
ariffen zu ſchützen, insbefondere Maßnahmen zu 
treffen, um 
a) Bevölkerung, Dienftftellen und Betriebe zu 
warnen (Quftihuswarndienft), 
») bei Verfonen- und Sachſchäden Hilfe zu leiſten 


und bei der Aufrechterhaltung der öffentlichen 


Sicherheit und Ordnung, ſoweit ſie durch Luft⸗ 
angriffe geſtört oder gefährdet wird, mitzu⸗ 
wirken (Sicherheits- und Hilfsdienſt J., II. und 
III. Ordnung), 

induftrielle und gewerbliche Betriebe und die 
in diejen tätigen Perſonen zur Aufrechterhal- 
tung eines ungejtörten Ganges des Betriebes 
zu ſchützen (Werkluftſchutz), 

öffentliche und private Gebäude, Dienſtſtellen 
und Betriebe ſowie die in ihnen befindlichen 
Perſonen zu ſchützen Selbſtſchutz), 

öffentliche und private Gebäude, Dienſtſtellen 
und Betriebe, ſoweit für ſie der Selbſtſchutz 
nicht ausreicht, ein Werkluftſchutz aber nicht 
notwendig iſt, ſowie die in ihnen befindlichen 
Perſonen zu ſchützen (erweiterter Selbſtſchutz). 


C 


— 


d 


— 


— 
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82 
Durchführung des Luftſchutzes 

(1) Dex Luftſchutzwarndienſt und der Sicherheits- 
und Hilfsdienft werden, ſoweit ſich dex Reichsminiſter 
der Luftfahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
bei der Durchführung nicht der Dienſtſtellen und 
Einrichtungen der Luftwaffe bedient, von den ordent⸗ 
lichen Polizei- und Dolizeiauffihtsbehörden durchge⸗ 
führt. Für Zwecke des Sicherheits. und Hilfsdienſtes 
I., II. und III. Ordnung können ftaatliche und fom- 
munale Einrichtungen der Volizei, des Feuerlöjch, 
Geſundheits und Bauweſens jowie der Straßen- 
reinigung und der Verjorgungsbetriebe in Anfprud) 
genommen werden. Das gleiche gilt für das Deutſche 
Note Kreuz und die Technifche Nothilfe, die auf dem 
Gebiet des Luftichußfanitätsdienftes und des Inſtand— 
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fegungsdienftes mit Sonderaufgaben betraut find. 
Die Einrichtung eines Sicherheits. und Hilfsdienftes 
wird vom Neichdminifter der Luftfahrt und Ober- 
befehlshaber der Luftwaffe nur in den Luftſchutz— 
orten I. Ordnung verlangt (Sicherheits: und Hilfe 
dienft I. Ordnung). In den Luftſchutzorten IL. und 
III. Ordnung bleibt die Einrichtung eines Sicher 
heits- und Hilfsdienftes den Gemeinden überlafjen 
(Sicherheits. und Hilfsdienft I. und IH. Ordnung). 


(2) Der Werfluftihus wird von den zu ihm ge 
hörenden Betrieben unter Leitung dev Reichsgruppe 
Induſtrie durchgeführt. 


(3) Der Selbſtſchutz obliegt der Bevölferung; jeine 
Organifation und die Ausbildung der Selbftichuß- 
fräfte wird vom Reichsluftſchutzbund durchgeführt. 
Auf allen übrigen Gebieten des Selbſtſchutzes übt der 
Reichsluftihusbund, ſoweit nicht in Einzelfällen etwas 
anderes beftimmt wird, nur beratende Tätigkeit aus. 
Bei dem zum Selbftichug gehörenden Dienftitellen 
des Reichs, der Nationalfozialiftichen Deutichen 
Arbeiterpartei und ihrer Gliederungen, der Länder, 
Gemeinden, Gemeindeverbände und fonftigen Körper- 
ichaften des öffentlichen Rechts (öffentliche Dienft- 
stellen) beſchränkt fi) die Zuftändigfeit des Reichs⸗ 
luftſchutzbundes auf die Beratung der Dienſtſtellen— 
leiter und die Ausbildung der Selbſtſchutzkräfte. Auch 
dieſe Tätigkeit übt der Reichsluftſchutzbund nur auf 
Antrag der betreffenden Dienſtſtellen aus. Die 
ordentlichen Polizeibehörden überwachen die Durch—⸗ 
führung des Selbſtſchutzes in den öffentlichen Dienft- 
ftellen. 

(4) Der erweiterte Selbſtſchutz wird von den zu 
ihm gehörenden öffentlichen und privaten Dienft- 
ftellen und Betrieben unter Leitung der ordentlichen 
Volizeibehörden durchgeführt. Der Reichsluftſchutz— 
bund übt auf dem Gebiet des erweiterten Selbſt— 
ſchutzes nur beratende Tätigkeit aus. Bei den zum 
erweiterten Selbſtſchutz gehörenden öffentlichen Dienſt— 
ſtellen wird der Reichsluftſchutzbund nur auf Antrag 
der betreffenden Dienſtſtellen tätig. 

(5) Die Reichsgruppe Induſtrie und der Reichs 
luftſchutzbund handeln nach den Weiſungen des Reichs— 
miniſters der Luftfahrt und Oberbefehlshaber der 
Luftwaffe. Zwangsmittel können nur von den ordent— 
lichen Polizeibehörden angewendet werden. 
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$3 
Vergütungen und Entfhädigungen 
Soweit in den nachitehenden (SS 12 und 15) und 
noch zu erlaffenden Beltimmungen nichts anderes 
beftimmt wird, werden für die Erfüllung der Luft- 
Schußpflicht Vergütungen oder Entſchädigungen nicht 
gewährt. 
84 
Luftſchutzort 
Luftſchutzort iſt der Ortspolizeibezirk. Ausnahmen 
ſind zuläſſig, ſie beſtimmt der Reichsminiſter der Luft— 
fahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe im Ein— 
vernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern. 


85 
Ortliche Luftſchutzleiter 

Ortlicher Luftſchutzleiter iſt der Ortspolizeiver— 
walter, in Städten mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung 
der ſtaatliche Volizeiverwalter, Ausnahmen beſtimmt 
der Neichdminifter der Luftfahrt und Oberbefehlö- 
haber der Luftwaffe im Einvernehmen mit dem Reichs— 
minifter des Innern. 

56 
Aufgaben des örtlichen Luftſchutzleiters 

(1) Der örtliche Luftſchutzleiter hat innerhalb des 
Luftfchugorts nach Maßgabe der Beltimmungen de? 
32 Abf. 1 und A den Sicherheits und Hilfsdienit 
durchzuführen und die Durchführung des erweiterten 
Selbſtſchutzes zu leiten, ex hat die Führung im Luft- 
ſchutzort und ift für das einheitliche Zufammenwirfen 
de8 Sicherheits- und Silfsdienftes J., II. und IIL. Oxd- 
nung, des Merkluftichußes, des Selbitichußes und 
des erweiterten Selbſtſchutzes verantwortlid). 

(2) Dem örtlichen Luftſchutzleiter ift von den zuftän- 
digen Stellen der Reichsgruppe Induſtrie und des 
Neichsluftihusbundes über alle Fragen des Werk— 
luftſchutzes, des Selbſtſchutzes und des erweiterten 
Selbſtſchutzes Auskunft zu erteilen, ex kann jich bei 
Übungen innerhalb des Luftſchutzorts don dem Stand 
des Werkluftſchutzes, des Selbſtſchutzes und des erwei- 
terten Selbftfchußes Überzeugen. 

(3) Der Örtliche Luftſchutzleiter trifft die Entichei- 
dung darüber, welche öffentlichen und privaten Dienſt— 
ſtellen und Betriebe zum Werkluftſchutz, zum Selbſt— 
ſchutz oder zum erweiterten Selbſtſchutz gehören. Die 
Ortsgruppenführer des Reichsluftſchutzbundes ſind 
im Einvernehmen mit dem örtlichen Luftſchutzleiter 
zu beftellen, 

(a) Mit dem Aufruf des Quftichuges übernimmt 
der örtliche Luftſchutzleiter auch die Leitung der 
Durchführung des Werkluftſchutzes und des Selbjt- 
ichußes im Luftichußort, 
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Luftſchutzmäßiges Verhalten 
Durch polizeiliche Verfügung oder Verordnung 
fann, ſolange nicht entiprechende Durchführungsver- 
ordnungen zum Luftſchutzgeſetz ergangen find, den 
nach 82 des Luftſchutzgeſetzes luftſchutzpflichtigen 
Perſonen die Verpflichtung zu luftſchutzmäßigem 
Verhalten, 8.5. zu Handlungen, Duldungen und 
Unterlaffungen auferlegt werden, die zur Durchfüh— 
vung des Luftichubes, insbefondere zur Durchfüh— 
vung von Musbildungsveranftaltungen, Übungen 

und technifchen Maßnahmen notwendig find. 


8 
Beitragspflidt im Werfluftihug und im 
erweiterten Selbſtſchutz 

(1) Die zum Werkluftihuß und zum erweiterten 
Selbſtſchutz gehörenden öffentlichen und privaten 
Dienftftellen und Betriebe haben zur Dedung der 
durch die Durchführung des MWerkluftichußes und 
des erweiterten Selbſtſchutzes entjtehenden Verwal— 
tunasfoften Beiträge zu leiften. Der Reichsminiſter 
der Luftfahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
jetzt die Beiträge im Einvernehmen mit dem Reichs— 
minifter des Innern, dem Neichsminifter der Finan— 
zen und dem Reichdwirtihaftsminiiter Felt. 


(2) Der Reichsminifter der Luftfahrt und Ober 
befehlehaber der Luftwaffe kann die Reichsgruppe 
Anduftrie und den Reichsluftſchutzbund mit der Ein- 
ziehung der nach Abf. 1 zu zahlenden Beiträge be- 
auftragen. Nückftändige Beiträge können im Ver— 
waltungszwangsverfahren durch die Gemeinden wie 
Gemeindeabgaben genen Erftattung der Koften bei- 
getrieben werden. 
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9 
Heranziehung zu Dienftleiftungen 
Euftſchutzdienſtpflicht) 

(1) Die ordentlichen Polizeibehörden haben die für 
den Ruftichußwarndienft, den Sicherheits- und Hilfs 
dienft I., II. und IH. Ordnung, den Werkluftihuß, 
den Selbitihuß und den erweiterten Selbſtſchutz not- 
wendigen Kräfte aus dem Kreis dev nach 2 des Luft- 
ſchutzgeſetzes luftſchutzpflichtigen Derfonen durch poli— 
zeiliche Verfügung heranzuziehen. Zuſtändig für die 
Heranziehung ſind die Ortspolizeibehörden. 


(2) Im Werkluftſchutz und im erweiterten Selbit- 
ſchutz erſtreckt ſich Die polizeiliche Heranziehung nur 
auf die Werkluftſchutz- und Betriebsluftſchutzleiter, 
die übrige Gefolgſchaft wird durch die Werkluftſchutz— 
oder Betriebsluftichußleiter herangezogen. Bei den 
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öffentlichen Dienftftellen ift Die Heranziehung ala Be⸗ 
triebsluftſchutzleiter im Einvernehmen mit dem Lei— 
ter der Dienſtſtelle vorzunehmen. 

(8) Im Werkluftſchutz haben die zuſtändigen Stel- 
len der Reichsgruppe Induftrie, im Selbitichuß die 
zuftändigen Stellen des Reichäluftihurbundes die 
polizeiliche Heranziehung vorzubereiten. 

(4) Die Heranziehung nad) den Abi. 1 und 2 ver- 
pflichtet zur gewiſſenhaften Erfüllung aller Dienft- 
obliegenheiten. 


a) Die Feſtſtellung, wer auf Grund jeines 
Lebensalters oder feines Gefundheitszuftan- 
de8 ungeeignet ift, ift durch ärztliche Unter 
fuchung zu treffen. Das nähere Verfahren 
hierzu regelt der Reichsminiſter deu Luft: 
fahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
des Innern. 

b) Die Frage, ob die Heranziehung zur Luft⸗ 
ſchutzdienſtpflicht mit den Berufspflichten 
des Luftſchutzdienſtpflichtigen gegenüber der 
Volksgemeinſchaft, insbeſondere mit den 
Pflichten eines öffentlich-vechtlichen Dienit- 
verhältniffes nicht zu vereinbaren it, ent- 
icheidet die Ortspofizeibehörde. Dieſe Ent- 
fcheidungen find, ſoweit es fih um im 
Dienft der öffentlichen Dienititellen befind- 
fiche Verfonen handelt, im Einvernehmen 
mit dem Leiter der Dienititelle zu treffen. 
Wird ein Einvernehmen nicht erzielt, io 
enticheidet die Auffichtsbehörde derjenigen 
Dienftitelle, der der Luftſchutzdienſtpflich⸗ 
tige angehört. Gehört der Herangezogene 
einer oberſten Reichs- oder Landesbehörde 
an, ſo entſcheidet dieſe endgültig. Im 
übrigen können, ſoweit es notwendig er— 
ſcheint, auch die zuſtändigen Berufsvertre— 
tungen des Luftſchutzdienſtpflichtigen ge— 
hört werden. Bei der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Deutſchen Arbeiterpartei und ihren 
Gliederungen wird der Kreis derjenigen 
Perſonen, die nur im Einvernehmen mit 
dem Reiter der Dienftitelle herangezogen 
werden können, und der Kreis der Dienit: 
ftellen, die endgültig enticheiden, durch den 
Reichsminiſter der Luftfahrt und Ober: 
befehlshaber der Luftwaffe im Einverneh- 
men mit dem Stellvertreter des Führers 
beitimmt. 

(2) Zum Luftſchutz dienitunfähig find Perfonen, die 

1. mit Zuchthaus beftraft find, 

2. nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
find, 

3, den Mafregeln dev Sicherung und Beljerung 
nach $ 42a des Strafgeſetzbuchs unterworfen 
ſind, 

4. durch militärgerichtliches Urteil die Wehr 
würdigkeit verloren haben, 

5. wegen ſtaatsfeindlicher Betätigung gerichtlich) 
beftraft find. 

Ausnahmen bedürfen der Zuftimmung des Negie: 

rungspräfidenten in Vreußen, in den anderen Län— 

dern der entfprechenden Behörden. 











(5) Bei Gefahr im Verzuge und bei Ubungen, Die 
fich über den Bereich einer Luftſchutzgemeinſchaft hin- 
aus erſtrecken, können die ordentlichen Volizeibehörden 
und die nach Abf. 1 herangezogenen Merkluftichuß- 
feiter, Betriebsluftfchugleiter und Luftſchutzwarte alle 
in ihrem Zuftändigfeitsbereid) Anweſenden zur vor— 
übergehenden Hilfeleiſtung heranziehen. Durch eine 
ſolche Heranziehung werden während der Dauer der 
Inanſpruchnahme die gleichen Rechte und Pflichten 
begründet wie durch eine Heranziehung nach Abſ. J. 


S 94 
Beendigung der Luftſchutzdienſtpflicht 
Die Heranziehung zur Luftſchutzdienſtpflicht endet 
a) ohne beſondere Verfügung 
1. bei der Verlegung des Wohnfites in einen 
anderen Ortspolizeibezirf im Luftichuß- 
warndienit, Sicherheitd- und Hilfsdienſt 
I. II. und III. Ordnung, 
2, bei Auszug aus der Luftſchutzgemeinſchaft 
im Selbſtſchutz, 
3. bei Ausſcheiden aus dem Betrieb im Werk— 
luftſchutz und erweiterten Selbſtſchutz, 
b) durch beſondere Verfügung der heranziehenden 
Stelle in allen jonftigen Fällen. 


510 
Kreis der zu erfaſſenden Dienſtpflichtigen 

(1) Zur Luftſchutzdienſtpflicht dürfen nicht beran- 

gezogen werden 

1. Verfonen, die der allgemeinen Wehrpflicht 
unterliegen, es ſei denn, daß ſie durch die Wehr- 
erfaß-Dienititellen als „unabkömmlich“ er— 
klärt werden, 

2. Perſonen, die zwar der allgemeinen Wehr— 
pflicht nicht unterliegen, aber für Zwecke der 
Kriegführung anderweitig benötigt werden, 

3. Perſonen, die nach $3 des Luftſchutzgeſetzes 
zu perſönlichen Dienſten im Luftſchutz nicht 
heranzuziehen ſind. 
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(3) Für Juden gilt folgendes: 

Auf den Gebieten des Werkluftſchutzes, des Selbit- 
ſchutzes und des erweiterten Selbſtſchutzes können 
Juden zur Luftſchutzdienſtpflicht herangezogen werden, 
wenn es zum Schub ihrer Perſon oder ihres Eigen- 
tums notwendig ift. Darüber hinaus ift ihre Heran- 
ziehbung nur auf Grund befonderer Beftimmungen, 
die der Reichsminiſter der Luftfahrt und Oberbefehls— 
haber der Luftwaffe im Einvernehmen mit dem 
Reichöminifter des Innern erläßt, zuläffig. Für den 
Nachweis der Abftammung gilt $ 10 der Verord- 
nung über das Erfaffungswefen vom 15. Februar 
1937 (Reichsgefeßbl. I S. 205) entſprechend. 


(4) Die Beftimmungen des Abſ. 1 zu a und b 
stehen einer Seranziehung der darin genannten Per- 
fonen zu Aufgaben auf dem Gebiet der Organifation 
und der Ausbildung im Frieden nicht entgegen. Bei 
Angehörigen der Wehrmacht ift die Zuftimmung der 
vorgefeßten Dienftitelle notwendig. 


811 
Ausländer und Staatenloſe 


(1) Perſonen, die nicht die deutſche Staatsange— 
hörigkeit befiten, jedoch im Deutſchen Neid Wohn- 
fit oder dauernden Aufenthalt haben, können zur 
Luftichusdienftpflicht herangezogen werden: 


a) im Luftichußwarndienft und im Sicherheits— 
und Silfsdienft L., II. und III. Ordnung, wenn fie 
deutſchſtämmig find und fich freiwillig melden; 


b) im Werkluftſchutz und im erweiterten Selbit- 
ſchutz, wenn fie zur Gefolgſchaft gehören; 


ce) im Selbftichuß, wenn e8 zum Schuß ihrer Der- 
fon oder ihres Eigentums notwendig if. 


(2) Im übrigen findet $ 10 finngemäß Anwendung. 


$ 12 
Vergütungen und Entihädigungen für 
Reiftung perſönlicher Dienfte 


(1) Bei Vorliegen der von dem Reichsminiſter der 
Buftfahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe im 
Einvernehmen mit den zuftändigen Reichsminiftern 
zu beftimmenden Vorausfegungen werden den Luft— 
Schugdienftpflichtigen bei Teilnahme am Luftſchutz— 
dienst Unterkunft, Verpflegung, Bekleidung und freie 
Fahrt oder die entfprechenden Entſchädigungen ſowie 
ſonſtige mit dem Luftſchutzdienſt zuſammenhängende 
Entſchädigungen, den Angehörigen des Luftihuß- 
warndienites und Sicherheitd- und Hilfsdienftes L, 
II. und III. Ordnung eine Vergütung für die Er- 
füllung ihrer Dienftpflicht gewährt, 
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(2) Träger diefer Verpflichtung find im Luftſchutz- 
warndienft, Sicherheits. und Hilfsdienft I. Ordnung 
und im Selbſtſchutz — mit Ausnahme des Selbit- 
Schutzes der öffentlichen und privaten Dienitftellen und 
Betriebe — das Reich, im Sicherheits- und Hilfs 
dienft II. und II. Ordnung die Gemeinden, im 
Selbitichuß der öffentlichen und privaten Dienftitellen 
und Betriebe, im erweiterten Selbftichuß und im 


Werkluftſchutz die Dienftftellen und Betriebe. 


(3) Der ordentliche Rechtsweg ift gegeben. Der 


Anſpruch veriährt in einem Jahr. Die Verjährung 


beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Berechtigte 


von dem Anspruch Kenntnis erhalten hat. Im übri- 


gen finden die allgemeinen Rerjährungsvorfchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs entiprechende Anwen— 
dung. 


S 12a 
VBerforgung 

(1) Erleidet ein zur Luftſchutzdienſtpflicht herange- 
zogener Luftjchußdienftpflichtiger nach Aufruf des 
Puftichußes eine Luftſchutzdienſtbeſchädigung, To wird 
ihm und feinen Hinterbliebenen auf Antrag Fürſorge 
und Verſorgung nach Maßgabe der Verordnung über 
die Entſchädigung von Perſonenſchäden Werſonen⸗ 
ſchädenverordnung) vom 1. September 1939 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I ©. 1623) gewährt. Dies ailt hinſichtlich der 
Heilfürforge nicht, ſoweit Luftſchutzdienſtpflichtigen 
des Luftſchutzwarndienſtes und Sicherheits⸗ und Hilfs⸗ 
dienſtes I. Ordnung nad Aufruf des Luftſchutzes 
während des Luftſchutzdienſtes beſondere Heilfürſorge 
gewährt wird. 

(2) Luftſchutzdienſtbeſchädigung liegt vor, wenn ein 
Körperichaden infolge des Luftichußdienites eingetre- 
ten ift. 

(3) Iſt ein Körperſchaden, der al3 Luftichußdienft 
beſchädigung nicht anerkannt iſt, durch den Luftichuß- 
dienft verſchlimmert worden, jo gilt Die Verſchlim⸗ 
merung als Luftſchutzdienſtbeſchädigung. 

(4) Luftſchutzdienſtbeſchädigung liegt nicht vor, 
wenn ein Körperſchaden durch den Beſchädigten vor- 
fäßlich herbeigeführt worden ift. 


$ 13 
Sinberufung zum Luftſchutzdienſt 
(1) Die nad 89 herangezogenen Luftichugdienit- 
pflichtinen werden einberufen: 
a) im Luftſchutzwarndienſt vom Führer der Luft⸗ 
ſchutzwarnzentrale, 
b) im Sicherheits- und Hilfsdienſt L, IL. und 
III. Ordnung vom örtlichen Quftichußleiter, 
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c) im Werkluftſchutz vom Werkluftſchutzleiter und 
den Werkluftfchuß-Vertrauensitellen der Reiche: 
gruppe Induſtrie, 

d) im erweiterten Selbjtihuß vom Betriebsluft— 
ſchutzleiter, 

e) im Selbſtſchutz vom Nevier- (Gemeinde-) Grup 
penführer des Reichsluftſchutzbundes, 

f) bei den im $ 22 genannten befonderen Ver— 
waltungen durch die zuftändigen Dienttitellen 
der befonderen Verwaltungen, 

eg) im Flugmeldedienft durch die zuftändigen 
Dienftitellen dev Wehrmacht, 

h) in den Fällen zu a bis e, ingbejondere bei 
gemeinfamen Übungen, allgemein auch bon 
den ordentlichen Volizeibehörden. 

(2) Im Werkluftſchutz, erweiterten Selbſtſchutz und 
Selbſtſchutz fann nad) Aufruf des Luftſchutzes auch 
der örtliche Luftichußleiter zum Luftſchutzdienſt ein- 
berufen. 


(3) Bei der Einberufung zum Luftſchutzdienſt ift 
nach Möglichkeit auf das Mirtichaftsleben ſowie auf 
die Berufäpflichten und perfönlichen Verhältniſſe der 
Beteiligten Rückſicht zu nehmen. 

(4) Die Einberufung zu laufender Ausbildung und 
zu örtlichen Übungen ſoll auf dem Gebiet des Selbit- 
ſchutzes jährlich 72 Stunden, im übrigen jährlid) 
104 Stunden nicht überfteigen. Nicht inbegriffen ift 
hierbei die Einberufung zu Lehrgängen don mehr- 
tägiger Dauer und zu größeren Ubungsvorhaben, 
die von dem Reichsminiſter der Luftfahrt und Ober- 
befehlshaber der Luftwaffe und den ihm unterftellten 
Dienititellen angeordnet oder genehmigt werden. 


Ss 14 
Beurlaubungen 
Soweit die Luftſchutzdienſtpflicht nicht außerhalb 
der Arbeitszeit erfüllt werden kann, find die Luft- 
ſchutzdienſtpflichtigen zur Erfüllung der Luftihuß- 
dienftpflicht zu beurlauben. 

a) Hinfichtlih der im Dienit des Neiche, der 
Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und 
fonftigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
und der öffentlichen Betriebe ftehenden Per— 
ſonen erläßt der Reichsminiſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Reichſsminiſter der 
Finanzen und dem Reichsminiſter der Luft— 
fahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe die 
näheren Beſtimmungen. Hinſichtlich der im 


Dienſt der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Arbeiterpartei und ihrer Gliederungen ſtehen⸗ 
den Perſonen erläßt der Stellvertreter des 


Führers die näheren Beſtimmungen. 
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haben ihren Heranziehungsbejdeid mit dem 
Antrag auf Urlaub dem Unternehmer (Arbeit- 
geber) unverzüglich vorzulegen. Die Beurlau- 
bung gibt dem Unternehmer nicht das Net, 
das Arbeitsverhältnis zu fündigen. 

9, Überfteigt der Urlaub nicht die Dauer 
von zwei Arbeitstagen, jo behält der Ange: 
stellte oder Arbeiter gegenüber dem Unter— 
nehmer den Anſpruch auf Zahlung von Arbeits: 
entgelt oder fonftigen Bezligen. Der Unter 
nehmer ift jedoch berechtigt, die ausgefallenen 
Arbeitsftunden jeweils bis zur Dauer eine? 
Arbeitstag nacharbeiten zu (allen; nähere Be— 
ſtimmungen binfichtlich der Nacharbeit fann 
der ReichSarbeitäminifter im Einvernehmen 
mit dem Neichsminifter der Luftfahrt und 
Oberbefehlshaber der Luftwaffe erlaffen. Bei 
Beurlaubungen von längerer Dauer al® zwei 
Tagen befteht ein Anſpruch auf Zahlung von 
Arbeitsentgelt und ſonſtigen Bezügen nicht. 

3, Der Urlaub ift dem Angeftellten oder 
Arbeiter außerhalb des ihm zuitehenden Ei- 
holungsurlaubs zu gewähren; beträgt der ein- 
zelne Urlaub mehr als zwei Tage, fo fann der 
Unternehmer, wenn er dem Angeftellten oder 
Arbeiter das Arbeitsentgelt in der bisherigen 
Höhe unter Abzug der Arbeitnehmeranteile an 
den Sozialverſicherungsbeiträgen fortzahlt, den 
Urlaub auf den Erholungsurlaub im gleichen 

oder nachfolgenden Jahr in Anrechnung brin- 

gen; der Erholungsurlaub darf jedoch nur bis 
au einem Drittel und nicht um mehr als zehn 

Tage gekürzt werden. Mehrere wei Tage 

überiteigende Beurlaubungen find zufammen- 

zurechnen und auf den Erholungsurlaub nur 

im Rahmen der vorftehenden Höchſtgrenzen 

anzurechnen. Wird ein Angeſtellter oder Ar— 

beiter im gleichen Jahr zu Übungen der Wehr: 
macht beurlaubt, fo findet auch infoweit eine 

Zuſammenrechnung jtatt. 

815 
Sachſchäden 

(1) Sachſchäden, Die den auf Grund dieſer Verord— 
nung zur Luftſchutzdienſtpflicht herangezogenen Per— 
ſonen aus ihrer Tätigkeit im Luftſchutzwarndienſt, 
Sicherheits- und Hilfsdienſt L, TI. und III. Ordnung, 
Werkluftſchutz, Selbſtſchutz und erweiterten Selbſt— 
ſchutz ohne eigenes Verſchulden entſtehen, werden er— 
ſetzt. Ein Anſpruch beſteht nur bei Beſchädigungen 
ſolcher Sachen, die zur Ausübung des Dienſtes un— 
entbehrlich ſind oder weiſungsgemäß mitgebracht 
werden. 
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(2) Träger diefer Verpflichtung find im Luftichub- 
warndienft, im Sicherbeitd- und Hilfsdienft I. Ord- 
nung und im Selbſtſchutz — mit Ausnahme des 
Selbftihuges der öffentlichen und privaten Dienſt— 
itellen und Betriebe — das Reich, im Sicherheits- 
und Hilfsdienft II. und ITE. Ordnung die Gemeinden, 
in Selbitichuß der öffentlichen und privaten Dienft- 
ſtellen und Betriebe, im erweiterten Selbitfchuß und 
im Merkluftichuß die Dienftitellen und Betriebe, 

(3) Der Entihädigungsantrag ift zu richten: 

a) joweit eine Erſatzpflicht ded Reichs in Betracht 

fommt, an die Oxtspolizeibehörde, 

b) ſoweit eine Erſatzpflicht dev Gemeinde in Be- 

tracht kommt, an den Bürgermeifter, 

ce) in allen übrigen Fällen an die Dienititellen- 

leiter oder Betriebsfübrer. 
Die Ortspolizeibehörde leitet den Antrag gegebenen- 
falls nach Klärung de8 Sachverhalt? unmittelbar 
dem Luftgaufommando zur Vrüfung zu. 


(4) $ 12 Abf. 3 findet Anwendung. Die Klage iſt 
jedoch) erſt zuläffig, nachdem die im Abf. 3 bezeid)- 
neten Stellen über den Entfchädigungsantrag einen 
Refcheid erteilt oder wenn fie innerhalb von einem 
Monat, nadydem ihnen der Entihädiqungsantrag 
zugegangen ift, einen Beſcheid nicht erteilt haben. 
Die Klage muß bei Verluft des Klagerecht3 inner: 
halb von ſechs Monaten nad) Bekanntgabe des Be— 
icheides oder nad) Ablauf der für diefen beitimmten 
Friſt erhoben werden. 


(5) Etwaige Forderungen der Geſchädigten an 
Dritte geben auf die nach Abſ. 2 zum Erſatz ver- 
pflichteten Stellen über. . 


$ 16 
Unfallverfidberung 


(1) Hoheitliche Betriebe im Sinne des 8 11 des 
Luftſchutzgeſetzes find der Luftſchutzwarndienſt und der 
Sicherheits- und Silfsdienft J. II. und III. Ordnung, 


(2) Anerkannte Übungen im Sinne de8 8 11 des 
Luftſchutzgeſetzes find diejenigen Übungen, die von 
öffentlichen Dienftftellen fowie von den im $ 13 
Abſ. 1 zu a bis h genannten Stellen angeordnet wer: 
den. Anerkannte Ausbildungsveranftaltungen im 
Sinne des $ 11 des Luftſchutzgeſetzes find diejenigen 
Luftichußveranftaltungen, zu denen von öffentlichen 
Dienititellen und von den im 8 13 Abf. 1 zu a bis h 
genannten Stellen einberufen wird. Der Neichsluft- 
ſchutzbund, die Reichsgruppe Anduftrie, das Deutſche 
Rote Kreuz und die Techniſche Nothilfe, ſoweit ſie 
Luftſchutzaufgaben durchzuführen haben, gelten als 
anerkannte Betriebe zur Luftſchutzausbildung. 
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(3) Für die Unfallverficherung im Sicherheits- und 
Hilfsdienft IT. und III. Ordnung im Selbftihuß dev 
öffentlichen und privaten Dienftftellen und Betriche, 
im Werkluftſchutz und im erweiterten Selbſtſchutz ailt 
folgendes: 

a) Duxch $ 537 Abi. 1 Nr. 5 zu a der Neichöver- 
fiheranasordnung wird die nach anderen Bor: 
Ichriften der Neichöverfiherungsordnung be 
ftehende Unfallverficherung nicht berührt. 

b) $ 624a Sab 2 der Reichsverficherungdordnung 

bezieht fich auf die Betriebe und Tätigkeiten 
im Sicherheits und Hilfsdienft IL. und III, 
Ordnung, im Selbftichuß der öffentlichen und 
privaten Dienftitellen und Betriebe, im Werk— 
[uftichuß und im erweiterten Selbftihuß. Zu 
dieſen rechnen auch foldye Tätigfeiten im Luft- 
ſchutz außerhalb der Betriebsftätte, zu denen die 
unfallverficherte Gefolgſchaft als ſolche oder ein 
Teil von ihr (4.8. Werkfenerwehr) herange- 
zogen wird. 
Mird ein Unfallverficherter von feinem Unter- 
nehmer zur Teilnahme an anerkannten Luft- 
ſchutzübungen oder Betrieben zur Luftſchutzaus— 
bildung abgeorbdnet, fo gilt $ 634 der Reichs— 
verfiherungsordnung entiprechend. 


(4) Ausführungsbehörde der Unfallverfiherung im 
Luftſchutz iſt — ſoweit das Reich ald Träger der 
Verfiherung in Frage kommt und auf Grund des 
8 892 der Neichsverficherungsordnung nichts anderes 
beſtimmt ift — das Verforgungsamt I Berlin. Im 
übrigen bewendet e8 bei den allgemeinen Vorſchriften 
des $ 892 der Reichsverficherungsordnung. 

(5) Soweit vor dem Anfrafttreten des Luftichuß- 
geſetzes andere Stellen ala das Neich Träger der Um- 
fallverfiherung waren, findet ein Ausgleich nicht Statt. 


c 


— 


517 
Polizeiliche Strafverfügung 


(1) Die Polizeibehörden können wegen der in ihrem 
Bezirk verübten Übertretungen des $ 9 des Luftichuk- 
geſetzes die Strafe durch polizeiliche Strafverfügung 
feſtſetzen und eine etwa verwirkte Einziehung verhän— 
gen. In leichteren Fällen ift von einer polizeilichen 
Strafverfliaung abzufehen. Statt oder neben einer 
polizeilichen Strafverfügung kann eine gebührenfreie 
oder gebührenpflichtige Verwarnung erteilt werden. 


(2) Unbeichadet der Borichriften des Abf. 1 können 
die Dolizeibehörden die Erfüllung der Luftichußpflicht 
durch polizeiliche Zwangsmittel (Ausführung der zu 
erzwingenden Handlung auf Koften des Vflichtigen, 
Feſtſetzung von Zwangsgeld — imNichtbeitreibung®- 
fall Zwangshaft — unmittelbarer Zwang) durd) 


51 
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fegen. Das gleiche gilt hinfichtlich dev Weifungen der 
Bertrauensftellen der Reichsgruppe Induſtrie gegen- 
über den Betriebsführern. Die $$ 413 bis 418 der 
Strafprozeßordnung gelten entſprechend. 


aangen oder zu feiner Kenntnis gekommen ift, ſchrift⸗ 
lich oder zur Niederjchrift bei derjenigen Stelle ein- 
zulegen, die die Verfügung erlaſſen hat. Die Klage 
im Verwaltungsftreitverfahren findet nicht ſtatt. Der 
ordentliche Rechtsweg ift außgeichloffen. Die Be 
ſchwerde, die ſich gegen die Heranziehung nad) 59 
Abſ. 2 und gegen die Anordnungen zur Erfüllung 
dienftlicher Obliegenheiten nad) $ 9 Abſ. 4 richtet, iſt 








$ 18 
Beamtenhbaftung 


| 





(1) Soweit die auf Grund dieſer Verordnung zur 
Euftichußdienitpiliht hevangezogenen Perſonen als 
Beamte im Sinne des $ 839 des Bürgerlichen Gejeß- 
buchs gelten, trifft die darin beſtimmte Berantwort- 
lichkeit, unbejchadet des Rückgriffsrechts gegen den. 
jenigen, der den Schaden verſchuldet hat, das Reich. 
Das Gefet über die Haftung des Reichs für jeine Be- 
amten vom 22. Mai 1910 GReichsgeſetzbl. I ©. 798) 
findet Anwendung. 


(2) Anfprüche nad) Abf. 1 find bei der Drtöpolizei- 
behörde anzumelden. Diefe leitet den Antrag, ge 
gebenenfalls nad) Klärung des Sachverhalts, dem Yuft- 
gaufommando auf dem Dienſtwege zur Drüfung zu. 


$ 19 
Hilfspolizeibeamte 


Angehörige des Sicherheits und Hilfsdienites 1., 
II. und III. Ordnung, des Werkluftſchutzes, des Selbit- 
ſchutzes und des erweiterten Selbſtſchutzes fünnen, 
ſoweit ihre Aufgaben e8 erfordern, durch Die Kreis: 
polizeibehörde zu Hilfspolizeibeamten beftellt werden. 
Den Kreis diefer Derfonen beftimmt der Reichs— 
minifter der Luftfahrt und Oberbefehlshaber der 
Luftwaffe im Einvernehmen mit dem Reichsminijter 
des Innern. | 

Ss 20 
Meldepflidt 


Soweit Derfonen nach diefer Verordnung zur Er- 
füllung der Luftihugdienjtpflicht herangezogen find, 
haben fie bei dem polizeilichen An- und Abmeldungen 
ihre Verwendung im Luftſchutz anzuzeigen. Die 
näheren Beſtimmungen exläßt der Reichsminiſter des 
Innern im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
der Luftfahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe. 


$ 21 
Rechtsmittel 


(1) Gegen die polizeilichen Verfügungen nad) den 
SS 7 und 9, gegen die Heranziehung nach $ 9 Abi. 2 
und gegenüber Anordnungen, Die zur Erfüllung dienft- 
licher Obliegenbeiten nad) $ 9 Abi. 4 erteilt werden, 
ift das Mechtsmittel der Beſchwerde gegeben. 

(2) Die Beſchwerde ift innerhalb von zwei Wochen, 
nachdem die polizeiliche Verfügung oder ſonſtige An- 
ordnung nach 89 dem Betroffenen zugeitellt, zuge: 





bei der Ortöpolizeibehörde einzulegen. Die Beſchwerde— 


frift ift auch dann gewahrt, wenn Die Beichiwerde 


innerhalb der Friſt bei derjenigen Stelle eingegangen 
ift, die über die Beſchwerde zu entſcheiden hat. Im 


übrigen finden die allgemeinen Vorſchriften über das 
Beſchwerdeverfahren gegen polizeiliche Verfügungen 
ſinngemäß Anwendung. Die Einlegung der Be 
ichwerde hat aufjchiebende Wirkung, ſoweit nicht 
diejenige Stelle, die die Verfügung erlafjen bat, aus 


überwiegenden Gründen des Luftſchutzes Die jofortige 
Ausführung verlangt. Für das Verfahren über die 
Beſchwerde werden Koften nicht erhoben. 


(3) Soweit die Beſchwerde ſachliche Fragen des 


Werkluftſchutzes oder des Selbſtſchutzes betrifft, ent- 
icheiden die im Abi. 2 genannten Behörden nad) An- 
börung der zuftändigen Stellen der Reichsgruppe 
Induſtrie oder des Reichsluftſchutzbundes. 


(4) Gegen die polizeilichen Verfügungen, die der 
Dolizeipräfident in Berlin erläßt, iſt ftatt der Be- 
ichwerde der Einjpruc gegeben. Der Einiprud ift 
innerhalb von zwei Wochen bei dem Polizeiprälidenten 
oder bei demjenigen Volizeirevier, das die Verfügung 
erlaſſen hat, einzulegen. UÜber den Einiprucd ent- 
jcheidet der Volizeipräfident endgültig. Im Übrigen 
gelten die Vorſchriften der Abj. 1 bis 3 entiprechend. 


Teil I 
Ss 22 
Ruftibuß in beionderen Verwaltungen 


(1) Die Wehrmacht, die 44 .Berfügungstruppe, Die 
44 »\unterichulen, der Reichsarbeitsdienſt, die Deutiche 
Reichspoſt, Die Reichswaſſerſtraßenverwaltung, Die 
Deutiche Reichsbahn, der Seneralinipeftor für das 
deutiche Straßenwelen (Neichsautobahnen) und Die 
vom Reicbäminifter der Luftfahrt und Oberbefehls— 
haber der Luftwaffe beſtimmten Stellen führen die 
für die in Betracht kommenden Luftſchutzmaßnahmen 
in ihrem Geſchäftsbereich nach den Weiſungen ihrer 
oberſten Behörden und auf Grund der Richtlinien 
des Reichsminiſters der Luftfahrt und Oberbefehls— 
habers der Luftwaffe durch. Insbeſondere ſind ſie zu 
Anordnungen von Ausbildungsveranſtaltungen und 
Übungen berechtigt. Im Übrigen finden 53, s 12 
Abi. 1, $14 Sal, 815 Abſ. 1 und 4, SS 19, 20 
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und binfichtlich der Heranziehung der Gefolgichafts- 
mitglieder der 59 Abf. 2 und 4 finngemäß Anwen— 
dung. Das gleiche ift binfichtlich des $ 16 mit der 
Maßgabe, daß fih Abf. 3 auf die genannten Verwal- 
tungen feblechtbin bezieht. Gegen die Heranziehung 
nach $9 Abi. 2 und gegen Anordnungen zur Erfül- 
(ung dienftlicher Obliegenbeiten nach $9 Abi. 4 iſt 
nur die Beſchwerde im Dienſtaufſichtswege zuläffig. 
Ss 2 Ab5.5 Sak 2, 88 7,17, $ 21 Abf.1 und 2 finden 
mit der Maßgabe Anwendung, daß, foweit im Bereich 
der genannten Verwaltungen eine Sonderpolizei be- 
fteht, diefe im Rahmen der für fie geltenden Vor- 
ichriften an die Stelle der ordentlichen Polizei tritt 
und daß im übrigen die ordentlichen Volizeibehörden 
nur auf Antrag der genannten Verwaltungen tätig 
werden. 

(2) Die Zufammenarbeit der Organe der im Ab}. 1 
genannten Verwaltungen mit den nach S 2 diejer 
Verordnung mit der Durchführung des Luftſchutzes 
beauftragten Stellen regelt der Neichsminifter der 
Luftfahrt und Oberbefehlähaber der Luftwaffe im 
Einvernehmen mit den beteiligten oberjten Reichs: 
bebörden und der Gefellichaft Reichsautobahnen. 

(3) Soweit da8 Verfonal der im Abj. 1 genannten 
Verwaltungen zur Durchführung der Luftſchutzmaß— 
nahmen nicht ausreicht, fünnen aus dem Kreis der 
nach $2 des Luftſchutzgeſetzes luftſchutzpflichtigen Der- 
fonen durch die ordentlichen Bolizeibehörden Ergän— 
zungskräfte herangezogen werden. Inſoweit finden 
die Beltimmungen der Teile I und II diefer Verord- 
nung finngemäß Anwendung. 

(4) Soweit nach den 88 12 und 15 Vergütungen 
und Entjchädigungen zu zahlen find, find fie von der— 
jenigen Verwaltung zu tragen, die die Heranziehung 
veranlaßt bat. Die nah $ 12 Abf. 3 notwendigen 
näberen Beltimmungen erlaffen die Verwaltungen 
im Einvernehmen mit dem Reichöminifter der Puft- 
fahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe. 


— — 


— — — — — — 
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(5) Wenn Angehörige der im Abf. ı genannten Ver: 
waltungen zur Durchführung des allgemeinen Luft- 
ſchutzes herangezogen werden, finden die Bejtim- 
mungen der Teile I und II diefer Verordnung An- 
wendung. 


(6) Die Verordnung über die bauliche Behandlung 
von Öffentlichen Bauten vom 20. November 1938 
(Reichögefekbl. I S. 1677) findet Anwendung. 


s 23 
Slugmeldedienjt 


(1) Hinfichtlich des Flugmeldedienſtes, der von den 
Dienititellen der Wehrmacht durchgeführt wird und 
deffen Aufgabe es ift, Luftfahrzeuge Feitzuftellen, zu 
beobachten und zu melden, finden, foweit die Ein- 
berufung nicht von Dienitftellen der Wehrmacht vor- 
genommen wird, 83, 89 Abf. 1 und 4, 88 9a, 10, 
811 Abj.1a, 812 Abf.1 und 3, $12a, $13 
Abſ.2 und 3, 814, 8 15 Abſ. 1, 3 und 4, $16 


„Abſ. 1, 4 und 5, 88 17, 18, 20 diefer Verordnung 


inngemäß Anwendung. 


(2) Für die Heranziehung zu Dienftleiftungen find 
die Kreispolizeibehörden zuftändig. $ 21 Abf. 1 und 2 
findet mit der Maßgabe Amvendung, daß gegen 
Anordnungen, die zur Erfüllung dienftliher Oblie- 
genheiten nach $ 9 Abſ. 4 von Angehörigen der Wehr: 
macht erteilt werden, die Beſchwerde an die zuftän- 
dige militärische Dienftftelle gegeben ift. Soweit nad) 
den $$ 12 und 15 Vergütungen und Entſchädigungen 
zu gewähren find, trägt fie dad Reich. 


$ 24 
Belondere Beltimmungen 


Uber die Verpflichtung zu Sachjleiftungen ſowie 
zu Handlungen, Duldungen und Unterlafiungen auf 
dem Gebiete de8 Bauweſens ergehen bejondere Be- 
ftimmungen. 
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Ausgegeben zu Berlin, den >. September 1939 


Tag Inhalt Seite 
1.9.39 Verordnung zur Anderung des Wehrleiftungsgefeßeö.. run nenee 1639 
1.9.39 Bekanntmachung dev neuen Faſſung des Geſetzes über Leiſtungen für 

Wehrzwecke (Wehrleiftungsgefeh) .2 1645 


Verordnung zur Änderung des Wehrleiſtungsgeſetzes. 
Bom 1. September 1939. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung verordnet für da8 Gebiet des Großdeutfchen Reichs mit 


Geſetzeskraft: 
Artikel I 
Das Gefetz über Leiftungen für Wehrzwede (Mehr 
leiftungsgefes) vom 13. Juli 1938 (Reichögelebl. I 
S. 887) wird wie folgt geändert: 
I. Das Gefet erhält an Stelle der bisherigen Über- 
ichrift die Überichrift 
„Geieg über Sachleiftungen für Neichsaufgaben 
Reichsleiſtungsgeſetz)“. 
II. Im Wortlaut des Geſetzes treten folgende Ande— 
rungen ein: 
$1 


geiftungspflidtige 
Im Abſ. 1 werden die Worte „für Wehrzwecke“ 
geſtrichen. 
52 


Leiſtungsberechtigte 

(1) Zur Inanſpruchnahme der Leiſtungen find 
hierfür beftimmte Bedarfsſtellen berechtigt. Bedarf?- 
ſtellen können Dienftitellen der Wehrmacht und andere 
ftaatlihe oder mit ftaatlihen Aufgaben betraute 
Stellen fein. Zur Wehrmacht gehört aud) das Ge- 
folge; ald Gefolge im Sinne dieſes Geſetzes gelten 
diejenigen Perſonen, die zu Dienitleiltungen für die 
Wehrmacht verpflichtet find oder bei ihr dienſtlich 
verweilen. 

(2) Das Oberkommando der MWehrmaht und die 
vom Führer und Reichskanzler beftellten General- 
bevollmächtigten für Die Reichsverwaltung und für 
die Wirtſchaft beftimmen im gegenfeitigen Einver- 
nehmen die Bedarfsſtellen ihres Zuftändigfeitsbereichd 
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und die Leiftungen, die diefe in Anſpruch nehmen 
fönnen. Die oberſten Neihsbehörden außerhalb diefer 
Zuftändigfeitsbereiche bejtimmen ihre Bedarföitellen 
und die Leiltungen, die diefe in Anſpruch nehmen 
fönnen, im Einvernehmen mit dem DOberfommando 
der Wehrmacht, dem Generalbewollmädtigten für 
die Reihsverwaltung und dem Generalbevollmädhtig. 
ten für die Wirtichaft. Soweit es fid) um Leitungen 
aus dem Zuftändigfeitsbereih des Reichsverkehrs— 
minifters handelt, ift auch deffen Einvernehmen er— 
forderlih. Die den Vedarfsitellen zuftehenden Be 
fuaniffe können an befondere Bedingungen oder Vor—⸗ 
ausfegungen geknüpft werden. 


(3) Wenn für die Inanſpruchnahme einer Leiftung 
mehrere VBedarfsitellen beſtimmt find, fünnen das 
Dberfommando der Wehrmacht, der Generalbevoll- 
mächtigte für die Neichöverwaltung und der General 
bevollmächtigte für die Wirtſchaft gemeinfam eine 
Stelle beitimmen, die bei Inanſpruchnahme derjelben 
Geiftung durch mehrere Bedarfsſtellen die Entſchei— 
dung trifft. 

(4) Der Reichsminiſter des Innern gibt die nach 
den Abſ. 2 und 3 getroffenen Beſtimmungen befannt. 


S 2a 
Inanſpruchnahme für Dritte 
Borbehaltlic) anderweiter Beitimmungen nach $ 2 
Abi. 2 fünnen 
a) die Bedarfsſtellen außerhalb der Wehrmacht 
Leiſtungen, zu deren Inanspruchnahme jie ſelbſt 
berechtigt ſind, auch für Dritte, 
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b) die Bedarfsſtellen dev Wehrmacht folche Lei- 
jtungen auch für andere Dienititellen der Wehr- 
macht ſowie für Stellen, die der Wehrmacht 
unteritehen oder von ihr betreut werden, 


in Anſpruch nehmen. 


2. Abjchnitt 
Reiftungen - 
A. Allgemeine Beftimmungen 
83 
Art und Inhalt der Leiſtungspflicht 

(1) Art und Inhalt der Leiſtungspflicht beſtimmen 
ſich nach den Vorſchriften diefes Abjchnitts. Der 
eiftungspflichtige ift für die vollftändige und recht— 
zeitige Erfüllung der Leiftung verantwortlich. 

(2) Die Bedarfsitelle kann die organiſatoriſche 
Vorbereitung von Leiftungen fordern, deren Möglich— 
feit fich aus dem Befit von Sachen ſowie dem Be- 
ftehen von Rechten ergibt. 

(3) Eine Verpflichtung zu Handlungen, Duldun- 
gen und Unterlafjungen befteht für den Yeiftungs- 
pflichtigen und die in feinem Dienft ftehenden Per— 
ſonen nad) Maßgabe diefes Geſetzes inſoweit, als dies 
zur Vorbereitung oder ordnungsmäßigen Bewirfung 
der Leiftung erforderlich ift. Er hat insbejondere 
den zur Vorbereitung und Erfaffung der Leitung 
gegebenen Anordnungen Folge zu leiften, auf Ver— 
langen Auskünfte zu erteilen, Meldungen und An- 
zeigen zu exftatten, Unterlagen zu beſchaffen und Kber- 
fichten aufzuftellen. Außerdem befteht die Verpflich— 
tung zu Handreichungen, Botengängen, Wegweiſun— 
gen und Ähnlichen Handlungen von kürzerer Dauer. 

(4) Von perjönlichen Leiftungen find, joweit fie 
förperliche Dienftleiftungen bedingen, befreit: 

a) Jugendliche bis zum vollendeten 15.Lebensjahre, 

b) Mütter von Rindern unter 15 Jahren, falls 

fie mit ihnen in häuslicher Gemeinfchaft leben, 

c) Schwangere vom fechften Monat ihrer Schwan. 

gerichaft an bis zwei Monate nad) der Nieder: 
kunft, 

d) arbeitsunfähige Perſonen, 

e) alle Derfonen vom vollendeten 70. Lebensjahre 

ab, 


B. Allgemeine Leiftungen 
und folche für befondere wirtjchaftliche Zwecke 
S 3a 
Allgemeine Leiftungen 
Die Bedarfäftelle kann vom Leiftungspflichtigen 
verlangen, daß ex den Gebraud) von Sachen, die er 
im Beſitz oder Gewahrfam hat, geitattet, ihm zu 
ftehende Rechte an beweglichen Sachen überträgt, 
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ſowie fonftige Nechte zur Ausübung überläßt oder 
die Ausübung von Rechten unterläßt. 


83b 


Reiftungen 

für befondere wirtihaftlide Iwede 

Zur Dedung befonderer wirtſchaftlicher Bedürf- 
niffe können die hierfür beftimmten Bedarfsftellen 
vom Leiftungspflichtigen, foweit ev Inhaber eines 
gewerblichen, landwirtjchaftlichen oder forfiwirtjchaft- 
lichen Betriebes oder eines Verkehrsunternehmens ift, 
verlangen, 

1. daß ex über bewegliche Sachen und Nedhte, 
deren Eigentümer, Beſitzer oder Inhaber er 
ift, beftimmte Rechtsgeſchäfte abjchließt, 

2. daß er Sachen und Rechte, deren Eigentümer, 
Befiter oder Inhaber er ift, in bejtimmter 
Meife gebraucht oder verwendet, 

3. daß ex beftimmte Sachen beichafft, einlagert, 
erzeugt oder beritellt. 


O. Bejondere Leiftungen 
84 


Allgemeines 

(1) Die Leiſtungen nach 885 bis 18 können bon 
den mit wehrwirtichaftlichen Aufgaben betrauten 
Bedarfsftellen der Wehrmacht und von den Bedarfs- 
jtellen außerhalb der Wehrmacht zur Erfüllung der 
ihnen übertragenen Aufgaben in Anſpruch ge- 
nommen werden, Die übrigen Bedarfgitellen der 
Wehrmacht fönnen dieſe Leiftungen zur Dedung 
ihrer Bedürfniffe auf Märfchen, bei Übungen, Kom- 
mandos oder bei befonderem Einfab und bei deifen 
Vorbereitung in Anspruch nehmen. Wird diefelbe 
Leiftung von Bedarfsftellen verjchiedener Bedarfs- 
träger in Anfprud genommen, gehen die Anforde: 
ungen der Bedarfsftellen dev Wehrmacht den An- 
forderungen anderer Bedarfsftellen vor. Die Lei- 
jtungen nach $$5 bis 13 und 16 follen von den 
Bedarfsftellen der Wehrmacht in der Regel nur 
außerhalb des Standortes in Anfprucd genommen 
werden. 

(2) Das Oberfommando der Wehrmacht Fann die 
in den $$ 4 bis 19 enthaltenen Beſchränkungen im 
Einzelfall oder allgemein vorübergehend aufheben. 
Es kann diefe Befugnis im Einvernehmen mit dem 
Seneralbevollmächtigten für die Reichsverwaltung 
und dem Generalbevollmächtigten für die Wirtſchaft 
auf andere Stellen der Wehrmacht übertragen, 

(3) Durch eine Aufhebung von Beichränfungen 
gemäß Abf. 2 werden Anordnungen und Maßnah— 
men nicht berübrt, die von den zuftändigen oberjten 
Neichsbehörden oder im deren Auftrag für die Be- 
wirtfehaftung beftimmter Gegenftände getroffen 
find, 








Nr. 166 — Tag der Ausgabe: 5. September 1939 


85 
Gewährung von Unterkunft 
Im Abf. 2 Nr. 1 werden die Worte „Unterkunft 
für Angehörige der Bedarfsſtelle“ erſetzt durch Die 
Worte „Unterkunft für Perſonen“. 


9 
Abgabe von Betriebsftoffen 
Abſ. 1 Sat 2 erhält am Schluſſe folgenden Zujaß: 
„Soweit ihnen nicht da8 Halten eines beftimmten Be- 
ftandes für befondere Zwecke vorgeſchrieben ift”. 
Im Abf. 2 werden hinter die Worte „von Betriebs⸗ 
ſtoffen“ eingefügt die Worte „aus Sapfitellen”. 


s 10 
erhält die Überjchrift: 
Benubung von Grundftüden, Gebäuden 
undWafferfläden 


Abſ. 1 Sat 2 erhält folgende Faſſung: 
„Diefe Benugung fann aud) in der Aufftellung, dem 


Anbringen oder dem Einbau von Geräten, Vorrich⸗ 
tungen und Anlagen beſtehen.“ 


Abſ. 2erhält folgende Faſſung: 
„E) Straßen, Wege und Waſſerflächen fönnen er- 
forderlichenfalls auch in einer Art und Weiſe benußt 
werden, Die über den Gemeingebraud) hinausgeht, 


für den fie beftimmt find oder dem fie üblichermweije 
dienen.” 


* $ 15 

Uberlaſſung von Gegenftänden 
Der bisherige einzige Abſatz wird Abjaß 1. 
(2) Die Bedarfsftellen der Wehrmacht können Die 

Leiftungen nach) Abf. 1 Nun. 1, 2 und 4 auf Antrag 

auch für andere ftaatliche oder mit ftaatlichen Auf 

gaben betraute Stellen und für Reiftungspflichtige im 

Sinne des $ 1 in Anfpruch nehmen. 


$ 16 
Ausführung von Beförderungen 


Am Schluß des erſten Satzes werden hinter Das 


Mort „auszuführen” eingefügt die Worte „oder aud- 
führen zu laſſen“. 
8 19 
erhält die Überſchrift: 
Einrichtung und Ausrüſtung von 
MWafferfahrzeugen 

und folgende Faſſung: 

„(1) Die Eigentümer und Beliger von Wajlerfahr- 
zeugen find verpflichtet, die Anforderungen und Auf- 
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lagen zu erfüllen, die der Reichsverkehrsminiſter ſelbſt 
oder auf Grund von Forderungen des Oberfomman- 
d08 der Kriegsmarine hinfichtlih der Einrichtung 
und Ausrüftung ftellt. Bei Neubauten trifft die Ver- 
pflichtung den Bauherrn. 


(2) Die Verpflichtung gilt nicht für Neubauten oder 
Umbauten für ausländifche Rechnung und für Waſſer— 
fahrzeuge ausländiicher Eigentümer. 

(3) Soweit Waſſerfahrzeuge mit Einridtungen 
nach Abſ. 1 verjehen worden find, können dem Eigen- 
tümer oder Befiter auch Auflagen im Hinblid auf 
ihre Veräußerung oder Verwendung gemacht werden.” 

g 22 


Anforderung der Leiftung 
(1) Die Bedarfgftelle kann die Leiftungen mit Hilfe 


der zuftändigen Werwaltungsbehörde oder unmittel- 
bar von dem Leiftungspflicgtigen anfordern. 


(2) Soweit e8 ſich nicht um Fälle dringenden, 
mengenmäßig unerheblichen Bedarfs handelt, find 
ftet8 anzufordern 
1. Leitungen auf Grund der $$ 5, 6, 9, 11 und 

14 bei der zuftändigen Rerwaltungsbehörde, 
2, Reiftungen auf Grund de8 $ 8 bei der zuftän- 

digen Stelle des Neichsnährftandes, 

3. Peiftungen auf Grund des $ 15 Abj. 1 Rr.5, 
wenn e8 fich um Sachen handelt, die dev Be— 
wirtfehaftung unterliegen, bei der für die Be— 
wirtſchaftung zuftändigen oder von ihr Damit 
beauftragten Dienſtſtelle. Die zuftändigen ober: 
ften Reichsbehörden können Ausnahmen von 
diefer Beftimmung zulaſſen. 

(3) Von freisangehörigen Gemeinden foll die Be- 

darfsſtelle die Leiftung regelmäßig durch Die Aufſichts— 

behörde anfordern. Fordert fie die Leiſtung unmittel- 
bar bei einer freisangehörigen Gemeinde an, jo joll 
fie dies in der Negel der Auffichtsbehörde unverzüg— 

(ich mitteilen. 


(4) Die im Abf. 2 aufgeführten Verwaltungsbehör— 
den und Dienſtſtellen haben den Leiſtungsanforderun— 
gen nach Maßgabe der Weiſungen der zuſtändigen 
oberſten Reichsbehörde oder der von dieſer hierzu 
ermaͤchtigten Stelle zu entſprechen. 


$ 23 
Form der Anforderung 
Im Abi. 3 find hinter den Worten „von der Be— 
darfeitelle” einzufügen die Worte: „oder bei Inan— 
ſpruchnahme für einen Dritten von dieſem“. 
Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 
„(a) Schriftlicher Anforderung oder Beſtätigung be— 
darf es nicht, wenn die Leiſtung billigerweiſe unent— 
geltlich gefordert werden kann.“ 


I 
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8 24 
Erzwingbarfeit der Reiftung 


Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
„(2) Zuftändig für die Erzwingung von Leiftun- 
gen ift 
1. bei Leiftungen nad) $$ 3a und 3b die oberfte 
Neichsbehörde, zu deren Geſchäftsbereich die 
anfordernde Bedarfsſtelle gehört, oder die von 
diefer oberiten Reichsbehörde beftimmte Stelle, 


2. bei Leiftungen nad) $ 19 der Reichsverkehrs— 
minifter oder die von ihm beftimmte Stelle, 


3. bei allen anderen Leiſtungen der Bürgermeifter, 
in deſſen Gemeinde zu leiften ift. 


Die genannten Behörden fünnen die Verwaltungs 
hilfe anderer Behörden in Anſpruch nehmen.” 


$ 25 
Beſchlagnahme 


Im Sat 2 find die Worte „rechtsgeſchäftliche Ver— 
fügungen” zu erſetzen durch das Wort „Rechtd- 
geſchäfte“ und im Satz 3 die Worte „rechtsgeſchäft— 
lichen Verfügungen” durch das Wort „Rechts— 
geſchäften“. 


826 
Vergütung und Entſchädigung 
(1) Die Bedarfsſtelle gewährt für die Leiſtung eine 
Vergütung. Ein Anfprud) auf Vergütung befteht nicht, 
a) wenn die Leiftung billigerweife unentgeltlich) 
gefordert werden fann, 


b) ſoweit der Leiftungspflichtige in den Fällen 
des S3b auf Grund anderer NRechtsbeftim- 
mungen einen Anſpruch auf ein Entgelt gegen 
einen Dritten erhält. 


(2) In den Fällen des $ 3b Nr. 3 fann die Be- 
darfsftelle den Erſatz von Koften, die dem Leiftung?- 
pflichtigen durch Die Beſchaffung, Einlagerung, Er- 
zeugung oder SHerftellung von Sachen entjtanden 
find, infoweit verfagen, als dem Leiftungspflichtigen 
die Tragung dieſer Koſten nach feiner wirtichaftlichen 
eiftungsfähigfeit zugemutet werden fann, Dies kann 
bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und gemeindlichen 
Betrieben mit eigener Nechtsperjönlichkeit nur mit 
Suftimmung der Gemeindeauffichtsbehörde geichehen. 


(3) Für Sach- und Perſonenſchäden, außergewöhn- 
liche Abnutung, Verlufte und Haftpflihtichäden, Die 
infolge oder gelegentlich der Leitung ohne grobes 
Verichulden des Gefchädigten entitehen und für Die 
ein Erjab von einer anderen Stelle nicht zu erlangen 
ift, gewährt die Bedarfeftelle eine angemefjene Ent- 
ſchädigung. 


IINMILNHNNNIN 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


(4) Hat die Bedarfsftelle die Leiſtung für einen 
Dritten in Anſpruch genommen, fo hat diefer dem 
Leiftungspflichtigen die Vergütung oder Entjchädi- 
gung zu gewähren. Iſt der Dritte feine ftaatliche 
oder mit ftaatlichen Aufgaben betraute Stelle, fo 
fann der Leiftungspflichtige den Vergütungs- oder 
Entihädigungsbetrag unmittelbar von der Bedarfs— 
ftelle verlangen, wenn diefer Betrag unter Beteili- 
gung der Bedarfftelle entweder von dem Leiftungs- 
pflichtigen mit dem Dritten vereinbart oder nad) 
S 27 feftgefeßt wurde und vom Dritten nicht inner- 
halb von zwei Wochen an den Leiftungspflichtigen 
gezahlt wird. Zahlt die Bedarfsftelle an den Lei- 
ſtungspflichtigen, fo gehen deflen Anſprüche gegen 
den Dritten auf fie über. 


26a 
Berückſichtigung dinglider Rechte 
an in Anſpruch genommenen Gegenſtänden 


(1) Die Bedarfsſtelle oder der Dritte, für den die 
Leiftung in Anspruch genommen wird, hat 
a) vor Auszahlung der Vergütung für eine In— 
anfpruchnahme zu Eigentum ſowie 


b) vor Auszahlung der Entihädigung für den 
Verluft oder die Beſchädigung von Gegen- 
ftänden, die zur Benutzung überlaffen waren, 

den Leiltungspflichtigen zu befragen, ob Vfand- oder 
Niefbraudhsrechte an dem Leiftungsgegenftand zur 
Zeit der Inanfprudnahme beftanden haben oder 
noch beftehen. Die Erflärung des Leiftungspflid) 
tigen ift in die Leiftungsbefcheinigung aufzunehmen 
oder ihr nachträglich beizufügen. 


(2) Beftanden oder beftehen Pfand- oder Niep- 
brauchsrechte, jo bat die Bedarföftelle oder der 
Dritte, für den die Leiftung in Anſpruch genommen 
wird, die Vergütung oder die Entihädigung zu 
Gunſten des Peiftungspflichtigen und des Berechtigten 
unter Verzicht auf dad Recht zur Rücknahme zu 
hinterlegen, wenn der Berechtigte zur Auszahlung 
an den Leiftungspflichtigen nicht binnen einem 
Monat nad) dem Eintritt der Fälligkeit zuftimmt. 


(3) Abf. 1 und 2 gelten nicht, wenn unerhebliche 
Mengen verbraucbarer Sachen Gegenftand der 
Leiſtung find oder wenn die zu leitende Entſchädi— 
gung (Abſ. 1 Bucht. b) den vierten Teil des Wertes 
des Gegenftandes nicht erreicht. 


8 27 
Verfahren 


(1) Der Anſpruch auf Vergütung oder Entjchädi- 
gung ift bei der Bedarfsſtelle, die die Leiftung in 
Anſpruch genommen bat, oder wenn die Leitung 
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für einen Dritten in Anfprud) genommen wurde, bei 
diefem anzumelden. Der Anjprud kann auch bei 
dem Bürgermeifter der Gemeinde angemeldet wer 
den, in deren Gebiet geleiftet worden ift; der Bürger 
meifter hat in diefem alle die Anmeldung an die 
im Sat 1 genannte Stelle weiterzuleiten. War eine 
freisangehörige Gemeinde feiftungspflichtig, fo hat 
fie den Anfprud; über ihre Auffihtsbehörde anzu- 
melden. Der Anfpruch erliſcht, wenn er nicht inner 
Halb eines Monats, nachdem ber Leiſtungspflichtige 
von der Leiſtung oder der Geſchädigte von dem 
Schaden Kenntnis erhalten hat, angemeldet worden 
iſt, ſoweit nicht in den Durchführungsvorſchriften 
etwas anderes beſtimmt iſt. 


(2) Kommt eine Einigung zwiſchen dem Leiſtungs⸗ 
pflichtigen oder dem Geſchädigten und der Bedarfs⸗ 
ftelle oder dem Dritten darüber, ob und in melder 
Höhe eine Vergütung oder Entſchädigung zu zahlen 
ift, nicht zuftande, jo entſcheidet auf Antrag eines der 
Beteiligten in den Fällen der $$ 3a, 3b und 19 die 
höhere Verwaltungsbehörde, in allen übrigen Fällen 
die untere Verwaltungsbehörde, in deren Gebiet fich 
der Gegenftand der Leiſtung bei Inanſpruchnahme 
befunden hat oder der Schaden entſtanden iſt, ſoweit 
nicht in den Durchführungsbeſtimmungen die ört— 
liche Zuſtändigkeit der höheren oder unteren Verwal- 
tungsbehörde abweichend geregelt wird. Iſt die für 
die Enticheidung zuftändige untere Verwaltungs» 
behörde felbft oder die von ihr vertretene Gemeinde 
(Gemeindeverband) beteiligt, ſo entfcheidet am ihrer 
Stelle die höhere Berwaltungsbehörde. Das gleiche 
gilt, wenn die Forderung im Einzelfall den Betrag 
von 100 000 Reichsmark überſteigt. 


(3) (Wie bisher). 


(4) In dem Verfahren über die Ermittelung der 
Vergütung oder des Schadens find die Beteiligten 
und, foweit e8 notwendig ericheint, Zeugen und 
Sachverſtändige zu hören. 


(5) Die Vorjchriften des Gejeßes zur Durchfüh— 
rung des Vierjahresplans — Beſtellung eines 
Reichskommiſſars für die Vreisbildung — vom 
29. Dktober 1936 GReichsgeſetzbl. I S. 927) bleiben 
unberührt. 


S 27a 
Kosten des Verfahrens 


(1) In dem Verfahren nach $ 27 werden Gebüh- 
ven und Urkundenftenern nicht erhoben. Die Koften, 
die den zur Entſcheidung berufenen Verwaltungs⸗ 
behörden entſtehen, tragen dieſe. Darüber hinaus 
erwachſende bare Auslagen, indbejondere Gebühren 
für Zeugen und Sachverjtändige, trägt die Bedarfs— 
ftelle oder, wenn die Leiftung für einen Dritten in 
Anſpruch genommen ift, der Dritte. Solche baren 
Auslagen können jedoch ganz oder zum Teil dem 
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Leiftungspflichtigen auferlegt werden, wenn fie durch 
Anträge oder Einwendungen des Leiftungspflichtigen 


verurfacht find, die ſich als unbegründet heraus— 
ftellen. 


(2) Die KRoften, die den Beteiligten entitehen, 
tragen dieſe. Jedoch fünnen zum Ausgleich von 
Härten, Koften, die dem Leiftungspflichtigen durch 
das Verfahren entftehen, auf feinen Antrag ganz 
oder zum Teil der Bedarfsftelle oder dem Dritten, 
für den die Leiftung in Anſpruch genommen wurde, 
auferlegt werden, foweit die Ablehnung des An- 
ſpruchs des Leiſtungsberechtigten durch dieſe Stellen 
unbegründet war. 


(3) Die Verwaltungsbehörde kann die Erhebung 
von Beweiſen, durch die vorausſichtlich Auslagen 
entſtehen, von der Leiſtung eines Vorſchuſſes durch 
den Antragſteller abhängig machen, wenn dieſer 
nicht eine ſtaatliche oder mit ſtaatlichen Aufgaben 
betraute Stelle oder eine Gemeinde oder ein Ge— 
meindeverband ift und die Sachdienlichkeit des Be- 
weißantraged von vornherein zweifelhaft erſcheint. 


$27b 
Swangsbeitreibung 


(1) Gewährt bei Inanſpruchnahme zuguniten 
eineg Dritten diefer dem Leiftungspflichtigen nicht 
die nach) 826 Abſ. 4 in Frage fommende Ver— 
gütung oder Entſchädigung, jo kann der Betrag 
nach erfolgter Feſtſetzung gemäß 827 auf Antrag 
der Bedarfsftelle im Wege des Verwaltungszwangs- 
verfahrens beigetrieben werden, fomweit der Dritte 
nicht eine ftaatliche oder mit ftaatlihen Aufgaben 
betraute Stelle oder eine Gemeinde oder ein Ge 
meindeverband ift. 


(2) In gleicher Weife können die Koften und Aus- 
lagen beigetrieben werden, die nach $ 27a Abi. 1 
und 2 einem Beteiligten auferlegt worden find, der 
nicht eine ftaatliche oder mit staatlichen Aufgaben 
betraute Stelle oder eine Gemeinde oder ein Ge 
meindeverband ift. 


8270 

Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
Antragſteller, die durch Naturereigniſſe oder 

andere unabwendbare Zufälle verhindert worden 

find, eine in dieſem Geſetz beftimmte Friſt innezu- 

halten, deren Verfäumnis rechtlihe Nachteile zur 

Folge hat, können die Handlung innerhalb einer 

Frift von zwei Woden nad) Megfall des Hinder- 

niffes nachholen. Dei der Nachholung find anzu 

geben: 

1. die die Verhinderung rechtfertigenden Tat- 
ſachen, 

2. die Mittel für deren Glaubhaftmachung. 
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$ 29 
Befreiung von einzelnen Leiftungen 


Im Abf. 2 ift an Stelle von „S3 Abf. 1 Sa 2 
und Abſ. 2 Sab 2” zu feken „$ 3 Abf. 2 und Abf. 3 
Sat 24, 

Im Abſ. 4 werden die Worte „im Einvernehmen 
mit dem Reichsminifter des Innern” erſetzt durch Die 
Worte ‚im Einvernehmen mit dem Generalbevoll- 
mächtigten für die Reichsverwaltung und dem General: 
bevollmächtiaten für die Wirtichaft”. 


$ 30 
Sonderbeftimmungen für die NSDAD 
An Stelle des Wortes „Ausnahmebeſtimmungen“ 

tritt das Wort „Sonderbeftimmungen”, Hinter den 
Morten „dem Oberfommando der Wehrmacht“ wer- 
den eingefügt die Worte: „dem Generalbevollmäd) 
tigten für die Neichsverwaltung, dem Generalbevoll- 
mächtiaten für die MWirtichaft”, 

$ 32 
In der LÜberfchrift und im Text it das MWort 

„Militäv-Eifenbahnordnung” zu erſetzen durch das 
Wort „MWehrmaht-Eifenbahnordnung” und im Text 
die Worte „des Militärtarifs” durch die Worte „des 
Mehrmachttarifs”, 

$ 33 

Durbführungs- und Ergänzungs- 
borjchriften 
Die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Ge- 
jeße8 erforderlichen Rechts- und Werwaltungsvor- 
Ichriften erläßt 


Berlin, den 1. September 1939. 
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1. der NReichsminifter des Innern, 


2. in Fragen der Vormufterung, Einberufung 
und Aushebung von Tieren und Fahrzeugen 
das Oberfommando der Wehrmadt, 

3. in fragen der gewerblichen Wirtfchaft und der 
Land und Forftwirtichaft der Generalbevoll- 
mächtigte für die Wirtfchaft oder die von ihm 
dazu ermächtigten oberften Reichsbehörden 
fowie in Fragen des befonderen Beſchaffungs— 
bedarfs der Wehrmacht das Oberfommando 
der Wehrmacht, 

und zwar im Einvernehmen mit den gemannten 

anderen Stellen, foweit diefe beteiligt find. Im Falle 
der Nr. 2 ift auch das Einvernehmen mit dem Reichs— 
verlehrsminifter erforderlich. 


835 
Außerfrafttreten und Weitergelten 
von Nechtsvorjchriften 

(1) Alle diefem Gefet widerfprechenden Rechtsvor— 
ichriften treten außer Kraft. 

(2) Die zur Durchführung des Geſetzes über 
Leiftungen für Wehrzwede (Wehrleiſtungsgeſetz) vom 
13. Juli 1938 (Neichsgefegbl. I S. 887) biöher er- 
laffenen Vorſchriften gelten als Durchführungsvor- 
ſchriften zu diefem Gefek, bis fie durch andere Vor— 
ſchriften erſetzt find, 


Artikel TI 


Der NReihsminifter de8 Innern wird ermächtigt, 
den Wortlaut de8 Geſetzes, wie er ſich nad) den vor- 
jtehenden Änderungen ergibt, unter neuem Datum 
im Reichsgeſetzblatt befanntzugeben. 


Der Vorſitzende 
des PORN für die Reichsverteidigung 


Göring 
Generalfeldmarfchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


I | 
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Bekanntmachung der neuen Faſſung des Gejehes über Leitungen für Wehrzivede 
(Wehrleiftungsgeieb). 
Bom 1. September 1939. 
Auf Grund des Artikels II der Verordnung zur Anderung des Wehrleiftungsgefeges vom 1. September 1939 
Reichsgeſetzbl. I S. 1639) wird der geänderte Wortlaut des Mehrleiftungsgefetes als „Geſetz über Sach— 
leiftungen für Neichsaufgaben (Reichsleiftungsgefeh), das fiir das Gebiet des Großdeutfchen Reichs gilt, 


nachſtehend befanntgemadht. 
Berlin, den 1. September 1939. 


Der Reihsminifter des Innern 
Frick 


x 


Geſetz über Sadleiftungen für Reihsaufgaben 
(Reichsleiftungsgefeß). 
Bom 1. September 1939. 


In haltsüberſicht 


1. Abſchnitt: Leiſtungspflicht 
$ 1 Leiftungspflichtige 
$ 2 Leiftungäberechtigte 
$ 2a Inanſpruchnahme für Dritte 


2. Abfchnitt: Leiftungen 


A. Allgemeine Beftimmungen 
$ 3 Art und Inhalt der Leiftungspflicht 


B. Allgemeine Leiftungen und ſolche für befondere wirt: 
ſchaftliche Zwecke 
$ 3a Allgemeine Leiftungen 
$ 3b Leiftungen für befondere wirtfchaftliche Zwecke 


C. Bejondere Leiftungen 
$ 4 Allgemeines 
$ 5 Gewährung von Unterkunft 
$ 6 Verabreihung von Verpflegung 
$ 7 Benugung von Waſſerſtellen 
$ 8 Abgabe von Futter 
$ 9 Abgabe von Betriebsftoffen 
$ 10 Benugung von Grundjtüden, Gebäuden und Wafler- 
flaͤchen 
$ 11 Lieferung von Verbrauchsſtoffen und Gerät 
$12 Benugung privater Nahrichtenanlagen 
$ 13 Mitbenugung von Werkjtätten 
$ 14 Inanfpruchnabme von elektrijchem Strom und Gas 
$ 15 Überlaffung von Gegenftänden 
$ 16 Ausführung von Beförderungen 
$17 Hilfeleiftungen für Luftfahrzeuge 
$ 18 Benugung von Waflerfahrzeugen 
519 Einrichtung und Ausrüjtung von Wajlerfahrzeugen 


3. Abfchnitt: Befondere Leiftungspflicht der 
Gemeinden 


8 20 Inanjpruchnahme von Gemeinden 
$ 21 Inanfpruchnahme durdy die Gemeinden 


4. Abfchnitt: Verfahren bei Inanfpruchnahme von 
Reiftungen 


» 
“ 

> 
“ 
. 


UN UM ST. 


Erzwingbarfeit der Leiftung 
Beichlaanahme 


22 Anforderung der Leitung 
23 Form der Anforderung 
24 
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77 


5. Abfchnitt: Vergütung, Entfchädigung und 

Rechtsmittel 

$26 Vergütung und Entjhädigung 

26a Verüdjihtigung dinglicher Rechte an in Anſpruch 

genommenen Gegenſtänden 

$ 27 Verfahren 

$ 27a Koften des Verfahrens 

$27b Zwangsbeitreibung 

$27e Wiedereinfegung in den vorigen Stand 


6. Abfchnitt: Befreiungen 
$28 Befreiung von allen Leiftungen 
$ 29 Befreiung von einzelnen Leitungen 


7. Abjchnitt: Schlußbeftimmungen 
$30 Sonderbeftimmungen für die NSDAP 
$ 31 Verhältnis zum Luftſchutzgeſetz 
$ 32 Vorfchriften der MWehrmacht-Eifenbahnordnung 
$33 Durdhführungs und Eraänzungsvorjchriften 
$ 34 Strafbeſtimmungen 
$ 35 Auferkrafttreten und Weitergelten von Rechtövorfchriften 





III 





Ill 
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1. Abſchnitt 
Reiftungspflicht 
sı 
Leiftungspflidtige 


(1) Die Bewohner des Reichsgebiets, andere Per- 
ſonen, die im Neich8gebiet Vermögen haben, hin— 
fichtlih Diejes Vermögens fowie die deutichen Staat$- 
angehörigen an Bord deuticher Schiffe find zu 
Leiftungen nad) Maßgabe dieſes Geſetzes verpflichtet. 


(2) Leiftungspflicdtig find ferner die Gebiets- 
förperichaften ſowie alle innerhalb des Reichsgebiets 
beſtehenden Körperjchaften und andere Perfonen- 
bereinigungen, Anftalten, Stiftungen und fonftige 
Einrichtungen. 


82 
Leiftungsberedtigte 


(1) Zur Inanſpruchnahme der Leiftungen find 
bierfür beftimmte Bedarfsftellen berechtigt. Bedarfs- 
ftellen können Dienftitellen der Wehrmacht und 
andere ftaatlidhe oder mit ftaatlihen Aufgaben be- 
traute Stellen fein. Zur Wehrmacht gehört aud) 
das Gefolge; ald Gefolge im Sinne dieſes Geſetzes 
gelten diejenigen Perſonen, die zu Dienftleiftungen 
für die Wehrmacht verpflichtet find oder bei ihr 
Dienftlich verweilen, 


(2) Das Obertommando der Wehrmadt und Die 
vom Führer und Neichöfanzler beftellten General- 
bevollmächtigten für die Reihsverwaltung und für 
die Wirtſchaft beftimmen im gegenfeitigen Einver- 
nehmen die Bedarfsitellen ihres Zuſtändigkeitsbe— 
reichs und die Leiftungen, die diefe in Anſpruch 
nehmen £önnen. Die oberften Reichsbehörden außer- 
halb diefer Zuftändigkeitsbereiche beftimmen ihre Be- 
darfsftellen und die Leiftungen, die diefe in Anſpruch 
nehmen £önnen, im Einvernehmen mit dem Ober- 
£fommando der Wehrmadt, dem Generalbevollmäd)- 
tigten für die NeichSverwaltung und dem General- 
bevollmächtigten für die Wirtfhaft. Soweit e8 fich 
um Leiftungen aus dem Zuftändigkeitsbereich des 
Reichsverkehrsminiſters handelt, ift auch defjen Ein- 
vernehmen erforderlich. Die den Bedarfsſtellen zu- 
ftehenden Befugniffe können an befondere Bedingun- 
gen oder Vorausfegungen geknüpft werden. 


(3) Wenn für die Inanspruchnahme einer Leiftung 
mehrere Bedarfsftellen beftimmt find, fünnen das 
DObertommando der Wehrmacht, der Generalbevoll- 
mächtigte für die Reichsverwaltung und der General: 





Im 


bevollmächtigte für die Wirtfchaft gemeinfam eine 
Stelle beftimmen, die bei Inanspruchnahme der- 
jelben Leiftung durch mehrere Bedarfsftellen die Ent- 
ſcheidung trifft. 


(4) Der Reichsminifter des Innern gibt die nad) 
den Ab. 2 und 3 getroffenen Beftimmungen befannt. 
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$2a 
Inanſpruchnahme für Dritte 


Vorbehaltlih anderweiter Beftimmungen nad) 

s2 Nbf. 2 fönnen 

a) die Bedarfsitellen außerhalb der Wehrmacht 
Leiftungen, zu deren Inanſpruchnahme fie 
jelbft berechtigt find, auch für Dritte, 

b) die Bedarfsitellen der Wehrmacht ſolche 
Leiſtungen auch für andere Dienftftellen der 
Wehrmacht ſowie für Stellen, die der Wehr- 
macht unterftehen oder von ihr betveut werden, 


in Anſpruch nehmen. 


2. Abfchnitt 
Reiftungen 
A. Allgemeine Beitimmungen 
83 
Art und Inhalt der Leiſtungspflicht 


(1) Art und Inhalt der Leiftungspflidt beftimmen 
ſich nad den Vorſchriften diefes Abjchnitts. Der 
Leiſtungspflichtige ift für die vollftändige und recht— 
zeitige Erfüllung der Leiftung verantiwortlid). 


(2) Die Bedarfsftelle kann die organifatorifche 
Vorbereitung von Leitungen fordern, deren Mög— 
lichkeit fi aus dem Beſitz von Saden ſowie dem 
Beitehen von Nechten ergibt. 


(3) Eine Verpflichtung zu Handlungen, Duldungen 
und Unterlaffungen beſteht für den Leiftungspflid) 
tigen und die in feinem Dienft ftehenden Perſonen 
nad Maßgabe dieſes Geſetzes infoweit, als dies zur 
Vorbereitung oder ordnungsmäßigen Bewirfung der 
Leiftung erforderlich ift. Er hat insbejondere den zur 
Vorbereitung und Erfaſſung der Leiftung gegebenen 
Anordnungen Folge zu leiſten, auf Verlangen Aus: 
fünfte zu erteilen, Meldungen und Anzeigen zu 
erftatten, Unterlagen zu beichaffen und KÜberfichten 
aufzuftellen. Außerdem befteht die Verpflichtung zu 
Handreichungen, Botengängen, Wegmeifungen und 
ähnlichen Handlungen von kürzerer Dauer. 
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(4) Von perfönlichen Leiftungen find, foweit fie 
förperliche Dienftleiftungen bedingen, befreit: 

a) Jugendliche bis zum vollendeten 15. Lebens— 
jahre, 

b) Mütter von Rindern unter 15 Jahren, falls 
fie mit ihnen in häuslicher Gemeinſchaft leben, 

c) Schwangere vom ſechſten Monat ihrer Schwan⸗ 
gerichaft an bis zwei Monate nad) der Nieder- 
funft, 

d) arbeitsunfähige Perſonen, 


e) alle Perfonen vom vollendeten 70. Lebensjahre 


ab, 


B. Allgemeine Leiftungen 

und folche für bejondere wirtſchaftliche Zwecke 
$3a 

Allgemeine Leiftungen 
Die Bedarföftelle kann vom Leiftungspflichtigen 
verlangen, daß er den Gebraud) von Sachen, die er 
im Beſitz oder Gewahrfam hat, geftattet, ihm zu— 
ftehende Nechte an bewegliden Saucen überträgt, 
fowie fonftige Nechte zur Ausübung überläßt oder 
die Ausübung von Rechten unterläßt. 


$3b 

Reiftungen 
für befondere wirtſchaftliche Zwecke 
Zur Dedung befonderer wirtſchaftlicher Bedürf— 
niffe können die hierfür bejtimmten Bedarfsftellen 
vom Leiftungspflichtigen, foweit er Inhaber eines 
gewerblichen, landwirtſchaftlichen oder forſtwirtſ chaft- 
lichen Betriebes oder eines Verkehrsunternehmens 
ift, verlangen, 
1. daß er über bewegliche Sachen und Rechte, 
deren Eigentümer, Befiger oder Inhaber er 
ift, bejtimmte Rechtsgeſchäfte abſchließt, 
2. daß er Sachen und Nechte, deren Eigentümer, 
Befiter oder Inhaber er ift, in beitimmter 
Meife gebraucht oder verwendet, 
3. daß ex beftimmte Sachen bejchafft, einlagert, 
erzeugt oder herftellt. 


©. Befondere Leiftungen 
84 
Allgemeines 


(1) Die Leiſtungen nad) $$ 5 bis 18 können von 
den mit wehrwirtichaftlichen Aufgaben betrauten Be- 
darfsftellen der Wehrmacht und von den Bedarfgitellen 
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außerhalb der Wehrmacht zur Erfüllung dev ihnen 
übertragenen Aufgaben in Anfprucd genommen wer- 
den. Die Übrigen Bedarfsftellen der Wehrmacht 
fönnen dieſe Leiftungen zur Dedung ihrer Bedürfnifle 
auf Märfchen, bei Übungen, Kommandos oder bei 
befonderem Einjat und bei deſſen Vorbereitung in 
Anspruch nehmen. Wird diefelbe Leiftung von Be— 
darfatellen verfchiedener Bedarfsträger in Anſpruch 
genommen, geben die Anforderungen der Bedarfs 
ftellen dev Wehrmaht den Anforderungen anderer 
Bedarfsitellen vor. Die Leiftungen nad) SS 5 bie 13 
und 16 jollen von den Bedarfsftellen dev Wehrmacht 
in der Regel nur außerhalb des Standortes in An- 
fpruch genommen werden. 


(2) Das Obertommando der Wehrmacht kann Die 

in den SS A bis 19 enthaltenen Beſchränkungen im 
Einzelfall oder allgemein vorübergehend aufheben. Es 
fann diefe Befugnis im Einvernehmen mit dem 
Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung 
und dem Generalbevollmächtigten für die Wirtjchaft 
auf andere Stellen dev Wehrmacht übertragen. 
(3) Durch eine Aufhebung von Beſchränkungen 
gemäß Abf. 2 werden Anordnungen und Maßnahmen 
nicht berührt, die von den zuftändigen oberften Reichs— 
behörden oder in deren Auftrag für die Bewirt— 
ichaftung beftimmter Gegenftände getroffen find. 


85 

Gewährung von Unterkunft 
(1) Sur Unterbringung find Räume und Plätze 
infoweit zur Verfügung zu ftellen, ald dev Unter- 
funftgeber in der Benugung dev für feine Wohn, 
Wirtſchafts-, Berufs- und Gewerbebetriebs-Bedürf- 
niffe unentbehrlichen Räume und Pläte nit ge 
hindert wird, 
(2) Die Unterkunft kann beftehen in: 
1. Unterkunft für Perſonen, 


2. Stallungen und gededten Näumen für Tiere 
und Beförderungsmittel, Waffen und Gerät, 


3. notwendigen MWerfftätten, Dienfträumen, 
Plätzen und Lagerräumen. 


86 
Verabreichung von Verpflegung 


(1) Der Unterkunftgeber iſt auf Verlangen der 
Bedarfäftelle zur Verabreihung von Verpflegung 
verpflichtet. 

(2) Die Mahlzeiten find in Form der im Haus. 
halt üblichen Koft nad) den Mengen des großen Be- 
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föftigungsfates der Wehrmacht in einwandfreier 
Beichaffenheit und gehörig zubereitet zu liefern. 

(3) Wird Unterkunft ohne Verpflegung in An— 
fpruc genommen, fo kann der Unterkunftnehmer 
verlangen, daß ihm das Kochfeuer und die Koch— 
und Efgeräte des Unterkumftgebers, jedod ohne 
weientliche Störung der regelmäßigen Verpflegung 
des Unterkunftgebers und feiner Haushaltsmitglie- 
der, zur Benutzung zur Verfügung geftellt werden. 


(4) Bei enger Unterkunft (Unterbringung unter 
Dach und Fach) ift der Unterfunftgeber zur Verab— 
reichung von Verpflegung nicht verpflichtet. 


87 
Benubung von Waſſerſtellen 


Die Beſitzer nicht Öffentlicher Wafferftellen (ein- 
schließlich dev Brunnen und Tränfen) find verpflichtet, 
ver Bedarfsſtelle die Mitbenugung zu geftatten, ſo— 
weit nicht hierdurch der Wirtichaftsbetrieb des Be- 
ſitzers gefährdet wird, 


8 
Abgabe von Futter 


Die Befiter von Futterbeftänden find zur Abgabe 
von Futter für Tiere der Bedarfsſtelle verpflichtet, 
Soweit nicht hierdurch der Beſitzer Hinfichtlich des 
Futters für feine Tiere unmittelbar in einen Not- 
tand gerät. 

59 
Abgabe von Betriebsſtoffen 

(1) Die Beſitzer von Betriebsſtoffen find zu deren 
Abgabe an Bedarfsſtellen verpflichtet, ſoweit nicht 
hierdurch der Betrieb ftillgelegt wird. Dieſe Ein- 
ſchränkung gilt nicht für Betriebe, Die gewerbsmäßig 
Betriebsſtoffe abgeben, ſoweit ihnen nicht das Halten 
eines beſtimmten Beſtandes für beſondere Zwecke vor— 
geſchrieben iſt. 

(2) In Notfällen kann die untere Verwaltungs: 
behörde die Abgabe und Verteilung von Betriebs 
ftoffen aus Zapfftellen nad einheitlichen Geſichts— 
punften vegeln und die hierfür — Maß— 
nahmen treffen. 


810 
Benutzung von Grundſtücken, Gebäuden 
und Waſſerflächen 
(1) Grundſtücke und Gebäude können betreten oder 
ſonſt benutt werden. Diefe Benutzung kann aud) in 
der Aufftellung, dem Anbringen oder dem Einbau 
von Geräten, Vorrichtungen und Anlagen beftehen. 
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(2) Straßen, Wege und Wafjerflächen können er- 
forderlichenfall® auch in einer Art und Weife benußt 
werden, die Über den Gemeingebraud) hinausgeht, 
für den fie beftimmt find oder dem fie üblicherweiſe 
dienen. 


(3) Befonders wertvolle Anpflanzungen und An- 
lagen jollen bei Übungen nicht betreten werden. 

(4) Falls Gebäude, Wirtfchaftd- und Hofräume, 
Gärten und Parkanlagen betreten werden follen oder 
falla von Kirchen oder Windmühlen aus beobachtet 
werden ſoll, ift nach Möglichkeit vorher der Befiger 
oder fein Vertreter zu benachrichtigen. 


sl 


Lieferung von Verbraudsftoffen und 
Gerät 


Die für Lager und Biwak, Wege und Brüdenbau 
ſowie Erd- und Bauarbeiten anderer Art notwendigen 
Verbrauchsſtoffe und Geräte find von dem Beſitzer 
folder Sachen zu liefern. Der Befiter und die in 
feinen Dienften ftehenden Perſonen haben hierbei 
zur Unterftüßung mitzuwirken, 


$ 12 
Benugung privater Nadridtenanlagen 


Die Inhaber nicht Öffentlicher ſowie privater Fern— 
ſprech- Fernſchreib/ und Funkanlagen find verpflichtet, 
die Benußung ihrer Anlagen zuzulaffen oderin die vor- 
übergehende Sperrung ihrer Anlagen einzumilligen. 


$ 13 
Mitbenugung von Werfftätten 


Die Beſitzer von gewerblichen und landwirtichaft- 
lichen Betrieben find verpflichtet, die Mitbenußung 
ihrer Werkftätten zu geftatten und geforderte In— 
ftandfeßungsarbeiten auszuführen. 


$ 14 


Inanſpruchnahme von eleftrifhbem Strom 
und Gas 


Die Erzeuger und Verbrauder von elektrifchem 
Strom und Gas und die Befiger von Leitungsnetzen 
find verpflichtet, auf Anforderung vorhandene An- 
lagen vorübergehend ftillzulegen, in Tätigkeit zu 
feen oder ihren Gebraud) zu geitatten. Sie find 
ferner verpflichtet, zufäßliche Anlagen für Beleuchtung, 
Kraftübertragung, Alarmvorrichtungen, Störſchutz— 
vorrichtungen und dergleichen anzubringen oder an— 
bringen zu laſſen und in Tätigkeit zu ſetzen oder ihren 
Gebrauch zu gejtatten. 
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$15 
UÜberlaſſung von Gegenftänden 


(1) Die Beſitzer folgender Gegenftände find ver- 
pflichtet, fie der Bedarfäftelle zur Benutzung oder zur 
Verfügung zu überlaflen: 


1. Reit-, Zug und Tragtiere, Hunde und Brief- 
tauben, 

2. Land», Luft- und Wafferfahrzeuge aller Art, 

. Nacrichtenmittel, 


4. die zum Gebrauch vorgenannter Sachen not- 
wendigen Ausrüftungsitücde, Zubehör, Erſatz— 
teile, Futtervorräte und Betriebsitoffe, 

5. fonftige bewegliche Sachen und Rechte an 
folchen, die den Bedürfniffen der Bedarfsitelle 
dienen. 


(2) Die Bedarfsitellen der Wehrmacht fünnen die 
Leiſtungen nach Abf. 1 Nrn. 1, 2 und 4 auf Antrag 
auch für andere ftaatliche oder mit ftaatliden Auf- 
gaben betraute Stellen und für Leiftungspflichtige 
im Sinne des $ 1 in Anfpruch nehmen. 


ww 


$ 16 
Ausführung von Beförderungen 


Die Beliber von Beförderungdmitteln, Vorjpann 
oder dergleichen, insbejondere die Inhaber eim- 
ichlägiger Gewerbebetriebe, find verpflichtet, Beförde- 
rungen auszuführen oder ausführen zu laflen, Die 
in ihrem Dienft ftehenden Arbeiter und Angeftellten 
find zur Mitwirkung bei der Leiftung im Nabmen 
ihres üblichen Tätigkeitöbereich8 verpflichtet. 


$ 17 
Hilfeleiftungen für Luftfahrzeuge 


Angeftellte und Arbeiter von Luftfahrtunternehmen, 
Flughäfen und Luftfahrzengberitellern find auch außer 
den im $ 16 bezeichneten Fällen zu Silfeleiftungen bei 
der Bedienung von Buftfahrzeugen verpflichtet. 


$ 18 
Benutzung von Wafjerfahrzeugen 


Bei Mafferfahrzeugen find auch Die Führer ver- 
pflichtet, Beförderungen auszuführen, Sie haben 
außerdem die Benubung der Fahrzeuge zu geitatten, 
ihre Vedienung zu Übernehmen und Aufträge mit 
ihren Fahrzeugen auszuführen. Die Bedarfsſtelle 
bat die Schiffseigner von der Inanſpruchnahme zu 
benachrichtigen. 
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$ 19 
Einrihtung und Ausrüftung 
von Wafferfahrzeugen 

(1) Die Eigentümer und Beſitzer von Waſſerfahr— 
zeugen find verpflichtet, die Anforderungen und Auf: 
lagen zu erfüllen, Die der Reichsverkehrsminiſter ſelbſt 
oder auf Grund von Forderungen des Oberfomman- 
d08 der Kriegsmarine hinfichtlich der Einrichtung und 
Ausrüftung ftellt. Bei Neubauten trifft die Ver— 
pflichtung den Bauherrn. 

(2) Die Verpflichtung gilt nicht für Neubauten 
oder Umbauten für ausländifche Rechnung und für 
Mafferfahrzeuge ausländifcher Eigentümer. 

(3) Soweit Mafferfabrzeuge mit Einrichtungen 
nach Abſ. 1 verfehen worden find, können dem Eigen- 
tümer oder Beſitzer auch Auflagen im Sinblid auf 
ihre Veräußerung oder Verwendung gemacht werden. 


3. Abſchnitt 
Befondere Leiftungspflicht der Gemeinden 
$ 20 
Inanſpruchnahme von Gemeinden 


(1) An Stelle der einzelnen Leiftungspflichtigen 
fann die Gemeinde in Anspruch genommen werden, 


(2) Auf die Gemeinden finden in diefen Fällen die 
für Leiftungspflichtige geltenden Beſtimmungen ent- 
iprechende Anwendung. 


s 21 
Inanſpruchnahme durd die Gemeinden 


Mird eine Gemeinde von einer Bedarfsſtelle nach 
Maßgabe des $ 20 in Anſpruch genommen, jo kann 
fie ihrexfeits die Leiftungspflichtigen in gleicher Weife 
wie Die Bedarföftelle in Anſpruch nehmen, 


4. Abſchnitt 
Berfahren 
bei IJnanſpruchnahme von Leiflungen 
$ 22 
Anforderung der Leitung 


(1) Die Bedarfsftelle kann die Leitungen mit Hilfe 
der zuftändigen VBerwaltungsbehörde oder unmittel- 
bar von dem Leiftungspflichtigen anfordern, 
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(2) Soweit e8 ſich nicht um Fälle dringenden 
mengenmäßig unerheblichen Bedarfs handelt, find 
ftet3 anzufordern 

1. Peiftungen auf Grund dev SS 5, 6, 9, 11 
und 14 bei der zuftändigen Verwaltungs— 
behörde, 

2. Leiftungen auf Grund des $8 bei der zur 
ftändigen Stelle des Reichsnährſtandes, 

3, Leiftungen auf Grund des $ 15 Abſ. 1 Nr. 5, 
wenn es fich um Sachen handelt, die der Be- 
wirtichaftung unterliegen, bei der für die Be— 
wirtfchaftung zuftändigen oder von ihr damit 
beauftragten Dienftftelle. Die zuftändigen 
oberften Neichsbehörden können Ausnahmen 
von diefer Beftimmung zulaffen. 


(3) Von freisangehörigen Gemeinden foll die Be- 
darfsftelle die Leiftung regelmäßig durch Die Auf: 
ficht8behörde anfordern. Fordert fie die Leiftung un- 
mittelbar bei einer freißangehörigen Gemeinde an, 
fo foll fie dies in der Negel der Auffichtsbehörde un. 
verzüglich- mitteilen. 

(4) Die im Abf. 2 aufgeführten Verwaltungs 
behörden und Dienftftellen haben den Leiſtungs— 
anforderungen nach Maßgabe der Weiſungen der zu— 
ſtändigen oberſten Reichsbehörde oder der von dieſer 
hierzu ermächtigten Stelle zu entſprechen. 

823 
Form der Anforderung 

(1) Die Anforderung an den geiftungspflichtigen 
bedarf der Schriftform. An ihre Stelle fann die 
öffentliche Bekanntmachung treten. Die angeforderte 
Leitung muß genau bezeichnet fein. 

(2) In dringenden Fällen Fann die Leiſtung aud) 
in anderer Weife (mündlich, durch Zeichen oder Funk— 
fpruch) angefordert werden. 

(3) Der Empfang der Peiftungen ift dem Leiftungs- 
pflichtigen von der Bedarfsitelle oder bei Inanſpruch— 
nahme für einen Dritten von dieſem ſchriftlich zu 
beftätigen. 

(4) Schriftlier Anforderung oder Beftätigung be: 
darf es nicht, wenn die Leiſtung billigerweife unent- 
geltlich gefordert werden kann. 


$ 24 
Erzwingbarkeit der Leiftung 


(1) Die Leitung der nad) $ 1 Leiftungspflichtigen 
mit Ausnahme der Gebietstörperichaften und Der 
Deutichen Reichsbahn kann im Verwaltungswege er- 
zwungen werden. 
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(2) Zuftändig für die Erzwingung von Leiftungen ift 


1. bei Leiſtungen nad) $$ 3a und 3b die oberfte 
Reichsbehörde, zu deren Geſchäftsbereich die 
anfordernde Bedarfäftelle gehört, oder die von 
diefer oberſten Reichsbehörde beftimmte Stelle, 


2. bei Leiftungen nad) $ 19 der Reichsverkehrs— 
minifter oder die von ihm beftimmte Stelle, 


3. bei allen anderen Leiftungen der Bürgermeifter, 
in deffen Gemeinde zu leiften ift. 


Die genannten Behörden können die Verwaltungs 


hilfe anderer Behörden in Anſpruch nehmen. 

(3) Beſchafft fich die Bedarfsftelle die angeforderte 
Leiſtung bei Ceiftungsverzögerung oder Yeiftungsver- 
weigerung anderweitig, fo fallen die dadurd) ent- 
ftehenden Mehrkoſten dem Leiftungspflichtigen zur Laſt. 
Die Leiftung gilt als verzögert oder verweigert, wenn 
fie infolge ſchuldhaften Verhaltens des Leiſtungspflich— 
tigen nicht rechtzeitig bewirkt oder unvollſtändig oder 
unbrauchbar iſt. Für die Beitreibung der Mehrkoſten 
gelten Abſ. 1 und 2 ſinngemäß. 


$ 25 

Beihlagnahme 
Zur Sicherftellung von Leiftungen ann die Bedarfs— 
ſtelle die Beſchlagnahme anordnen. Die Beſchlag— 
nahme hat, wenn nicht die Bedarfsſtelle etwas ande⸗ 
res beſtimmt, die Wirkung, daß Rechtsgeſchäfte über 
die beſchlagnahmten Gegenſtände nichtig ſind, und daß 
ohne Genehmigung der beſchlagnehmenden Bedarfs⸗ 
ſtelle keine Veränderungen an ihnen vorgenommen 
werden dürfen. Den Rechtsgeſchäften ſtehen Verfü— 
gungen gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder der Arreſtvollziehung erfolgen. 


5. Abſchnitt 


Vergütung, 
Entihädigung und Nedtsmittel 
$ 26 
Vergütung und Entfhädigung 

(1) Die Bedarfsftelle gewährt für die Leiftung 

eine Vergütung. Ein Anfpruch auf Vergütung be 
fteht nicht, 

a) wenn die Leiftung billigerweife unentgeltlid) 
gefordert werden kann, 

b) foweit der Leiftungspflichtige in den Fällen 
des 836 auf Grund anderer NRechtsbeftim- 
mungen einen Anſpruch auf ein Entgelt gegen 
einen Dritten erhält. 
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(2) In den Fällen des $3b Nr. 3 kann die Be- 
darfaftelle den Erſatz von Koften, die dem Leiftungs- 
pflichtigen durch die Beſchaffung, Einlagerung, Er- 
zeugung oder SHerftellung von Saden entjtanden 
find, infoweit verfagen, als dem Leiftungspflichtigen 
die Tragung diefer Koften nad) feiner wirtſchaft— 
lichen Leiftungsfähigfeit zugemutet werden kann. 
Dies kann bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und 
gemeindlichen Betrieben mit eigener Rechtsperfönlich- 
feit nur mit Suftimmung der Gemeindeauflicht?- 
behörde geichehen. 


(3) Für Sady- und Perſonenſchäden, außergewöhn- 
liche Abnutzung, Verlufte und Haftpflichtichäden, Die 
infolge oder gelegentlich der Leiftung ohne grobes 
Verſchulden des Gefchädigten entitehen und für die 
ein Erjat von einer anderen Stelle nicht zu erlangen 
ift, gewährt die Bedarfsſtelle eine angemeſſene Ent- 
ſchädigung. 


(4) Hat die Bedarfsſtelle die Leiſtung für einen 
Dritten in Anſpruch genommen, ſo hat dieſer dem 
Leiſtungspflichtigen die Vergütung oder Entſchädigung 
zu gewähren. Iſt der Dritte Feine ſtaatliche der 
mit ftaatlichen Aufgaben betraute Stelle, jo kann 
der Peiftungspflichtige den Vergütungs- oder Ent- 
ſchädigungsbetrag unmittelbar von der Bedarfsitelle 
verlangen, wenn diefer Betrag unter Beteiligung der 
Bedarfäftelle entweder von dem Leiftungspflidtigen 
mit dem Dritten vereinbart oder nad) $ 27 feſtgeſetzt 
wurde und vom Dritten nicht innerhalb von zwei 
Moden an den Leiftungspflichtigen gezahlt wird. 
Zahlt die Bedarföftelle an den Leiſtungspflichtigen, 
fo gehen deſſen Ansprüche gegen den Dritten auf fie 
über. 


S 26a 


Berüdfihtigung dinglider Rechte 
an in Anfprud genommenen Gegenftänden 
(1) Die Bedarfsſtelle oder der Dritte, für den die 
Leiftung in Anfpruch genommen wird, hat: 
a) vor Auszahlung der Vergütung für eine In— 
anfpruchnahme zu Eigentum ſowie 
b) vor Auszahlung der Entjchädigung für den 
Verluft oder die Beſchädigung von Gegen- 
ftänden, die zur Benutzung überlaffen waren, 
den Leiftungspflichtigen zu befragen, ob Pfand» oder 
Nießbrauchsrechte an dem Leiftungsgegenftand zur 
Seit der Inanſpruchnahme beftanden haben oder noch 
beftehen. Die Erklärung des Yeiftungspflichtigen ift 
in die Leiftungsbefcheinigung aufzunehmen oder ihr 
nachträglich beizufügen. 
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(2) Beftanden oder beftehen Pfand- oder Nieß- 


brauchsrechte, jo Hat die Bedarfsſtelle oder der 
Dritte, für den die Leiftung in Anjpruch genommen 
wird, die Vergütung oder die Entichädigung zu- 


aunften des Leiftungspflichtigen und des Berechtigten 
unter Verzicht auf das Recht zur Nücknahme zu 
hinterlegen, wenn der Berechtigte zur Auszahlung 
an den Leiſtungspflichtigen nicht binnen einem Monat 
nad) dem Eintritt der Fälligkeit zuftimmt, 


(3) Abf. 1 und 2 gelten nicht, wenn unerhebliche 
Mengen verbrauchbarer Sachen Gegenjtand der 
Leiftung find oder wenn die zu leijtende Entichädi- 
gung (Abf. 1 Buchſt. b) den vierten Teil des Wertes 


des Gegenftandes nicht erreicht. 


S 27 
Verfahren 


(1) Der Anfprud) auf Vergütung oder Entſchädi— 
gung ift bei der Bedarfsftelle, die die Leiftung in 
Anspruch genommen hat, oder wenn die Yeiltung für 
einen Dritten in Anſpruch genommen wurde, bei 
diefem anzumelden. Der Anſpruch kann aud) bei dem 
Bürgermeifter der Gemeinde angemeldet werden, in 
deren Gebiet geleiftet worden ift; der Bürgermeiſter 
hat in diefem Falle die Anmeldung an die im Sat 1 
genannte Stelle weiterzuleiten. War eine freisange- 
hörige Gemeinde leiftungspflichtig, jo hat fie den 
Anſpruch über ihre Auffichtsbehörde anzumelden. 
Der Anſpruch exrlifcht, wenn er nicht innerhalb eines 
Monats, nachdem der Leiltungspflichtige von der 
eiftung oder der Gejchädigte von dem Schaden 
Kenntnis erhalten hat, angemeldet worden ift, ſoweit 
nicht in den Durchführungsvorſchriften etwas ande. 
res beitimmt ift. 


(2) Kommt eine Einigung zwiſchen dem Leiſtungs 
pflichtigen oder dem Gefchädigten und der Bedarfs 
stelle oder dem Dritten darüber, ob und in welcher 
Höhe eine Vergütung oder Entihädigung zu zahlen 
ift, nicht zuftande, fo entfcheidet auf Antrag eines der 
Beteiligten in den Fällen der $$ 3a, 3b und 19 die 
höhere Verwaltungsbehörde, in allen übrigen Fallen 
die untere Verwaltungsbehörde, in deren Gebiet ji 
der Gegenstand der Leiftung bei Inanſpruchnahme 
befunden hat oder der Schaden entitanden iſt, ſoweit 
nicht in den Durchführungsbeſtimmungen die örtliche 


Zuftändigfeit der höheren oder unteren Verwaltungs 


behörde abweichend geregelt wird. Iſt die für die 
Entſcheidung zuftändige untere Verwaltungsbehörde 
felbft oder die von ihr vertretene Gemeinde (Ge— 
meindeverband) beteiligt, jo enticheidet an ihrer Stelle 
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die höhere Verwaltungsbehörde. Das gleiche gilt, 
wenn die Forderung im Einzelfall den Betrag von 
100 000 Reichsmark überfteigt. 


(3) Gegen die Entſcheidung der unteren Verwal⸗ 
tungsbehörde iſt Beſchwerde an die höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde zuläſſig, die endgültig entſcheidet. Gegen 
die Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde in 
erſter Rechtsſtufe iſt Beſchwerde an das Reichsver— 
waltungsgericht zuläſſig, wenn die Forderung im 
Einzelfall den Betrag von 100000 Reichsmark über: 
fteigt. Die Beſchwerde ift innerhalb einer Friſt von 
zwei Wochen einzureichen. Der Rechtsweg iſt aus— 
geſchloſſen. 


(4) In dem Verfahren über die Ermittelung der 
Vergütung oder des Schadens ſind die Beteiligten 
und, ſoweit es notwendig erſcheint, Zeugen und Sach— 
verſtändige zu hören. 

(5) Die Vorſchriften des Geſetzes zur Durchführung 
des Vierjahresplans — Beſtellung eines Reichskom— 
miſſars für die Preisbildung — vom 20. Dftober 
1936 (Reichsgeſetzbl. I S. 927) bleiben unberührt. 


S 27a 
Roften des Verfahrens 


(1) In dem Verfahren nad) 8 27 werden Gebühren 
und Urfundeniteuern nicht erhoben. Die Koften, Die 
den zur Entfcheidung berufenen Perwaltungsbehörden 
entiteben, tragen dieſe. Darüber hinaus erwachiende 
bare Auslagen, insbejondere Gebühren für Zeugen 
und Sachverſtändige, trägt: die Bedarfsſtelle oder, 
wenn die Leiftung für einen Dritten in Anſpruch ge- 
nommen ift, der Dritte. Solche baren Auslagen 
fönnen jedoch aanz oder zum Teil dem Leiſtungs— 
pflichtigen auferlegt werden, wenn fie durch Anträge 
oder Einwendungen des Yeiltungspflichtigen verur— 
lacht find, die fich als unbegründet herausſtellen. 


(2) Die Koſten, die den Beteiligten entltehen, tra— 
gen diefe. Jedoch fönnen zum Ausgleid) von Härten, 
Roften, die dem Leiltungspflichtigen durch das Ver- 
fahren entitehen, auf feinen Antrag ganz oder zum 
Zeil der VBedarfsitelle oder dem Dritten, für den Die 
Leiſtung in Anspruch genommen wurde, auferlegt 
werden, foweit die Ablehnung des Anſpruchs Des 
Leiſtungsberechtigten durd) dieſe Stellen unbegründet 
war. 


(3) Die Verwaltungsbehörde kann die Erhebung 
von Veweilen, durch die vorausfichtlich Auslagen ent- 
ftehen, von der Leiltung eines Vorſchuſſes durch den 
Antraafteller abhängig machen, wenn diefer nicht 
eine ftaatliche oder mit ftaatlichen Aufgaben betraute 
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Stelle oder eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband 
ift und die Sachdienlichfeit de8 Beweisantrages von 
vornherein zweifelhaft ericheint. 


$ 27b 
Swangsbeitreibung 


(1) Gewährt bei Inanſpruchnahme zugunften eines 
Dritten diefer dem Leiftungspflichtigen nicht die nad) 
$26 Abf. 4 in Frage kommende Vergütung oder 
Entichädigung, fo fann der Betrag nad) erfolgter 
Feſtſetzung gemäß $ 27 auf Antrag der Bedarfsſtelle 
im Wege de8 Verwaltungszwangsverfahrens beige: 
trieben werden, foweit der Dritte nicht eine ſtaat— 
liche oder mit ftaatlichen Aufgaben betraute Stelle 
oder eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband ift. 

(2) In gleicher Weife fünnen die Koften und Aus: 
lagen beigetrieben werden, die nad) $ 27a Ab}. 1 
und 2 einem Beteiligten auferlegt worden find, der 
nicht eine ftaatliche oder mit ftaatlichen Aufgaben be— 
traute Stelle oder eine Gemeinde oder ein Gemeinde— 
verband iſt. 

S 27c 

Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 

Antragiteller, die durch Naturereigniffe oder an 
dere unabwendbare Jufälle verhindert worden find, 
eine in diefem Geſetz beitimmte Frift innezubalten, 
deren Verſäumnis rechtliche Nachteile zur Folge hat, 
können die Handlung inmerhalb einer Frift von zwei 
Mochen nad) Wegfall des Hinderniffes nachholen. Bei 
der Nachbolung find anzugeben: 

1. die die Verhinderung redhtfertigenden Tat- 

lachen, 

2. die Mittel für deren Glaubhaftmahung. 


6. Abfchnitt 
Befreiungen 
$ 28 
Befreiung von allen Leiftungen 

Non den Leiftungen nad) diefem Gejek find aus 
ländifche Staatsangehörige befreit, ſoweit für fie 
auf Grund von Staatöverträgen und von anerkann— 
ten Regeln des Völkerrechts Befreiungen beftehen. 


$ 29 
Befreiung von einzelnen Leijtungen 
(1) Befreit find: 
1. die im Amt befindlichen Neichsminijter, Vor- 
figenden und Mitglieder der Landesregierun 
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gen, Staatsfefretäre, Reichsſtatthalter, Ober: 
präfidenten und die ihnen gleichjtehenden Be- 
amten, Offiziere und Führer des Reichsarbeits— 
dienftes von den Leiftungen nach $ 5 binficht- 
(ich der Näume für ihre dienſtlichen Bedürf— 
niffe einschließlich dev Dienftwohnung und nad) 
SS 15 und 16 Hinfichtlich der zur Ausübung 
ihres Dienftes erforderlichen Gegenftände; 


‚ unmittelbare und mittelbare Reichsbeamte, 
Offiziere, Führer im Neichdarbeitsdienit vom 
Feldmeiſter aufwärts, Geiftliche ſowie Arzte, 
Tierärzte und andere im Gejundheitsdienit 
amtlich tätige Perſonen von den Yeiftungen 
nach SS 15 und 16 Hinfichtlic) dev zur Aus: 


übung ihres Amtes oder Berufs notwendigen 


Gegenftände; 


, die im $ 1 Abf. 2 bezeichneten Leiſtungspflich— 
tigen von den Leiſtungen nad) 35 hinſichtlich 
derjenigen Gebäude und Gebäudeteile, die zu 
einem öffentlichen Dienſt oder Gebrauch ver— 
wendet werden, mit Ausnahme der Schulen, 
ſowie von den Leiſtungen nad) $$ 15 und 16 
hinfichtlich der zur Ausübung ihrer öffentlichen 
Aufgaben notwendigen Gegenitände; 


‚ die öffentlich-vechtlichen Religionsgeſellſchaften 
von den Leiftungen nach 885 und 10 hinficht- 
lich der Kirchen und anderer dem öffentlichen 
Gottesdienit gewidimeter Gebäude oder Ge- 
bäudeteile, foweit ſich aus $ 10 Abſ. 4 nichts 
anderes ergibt; 


‚ die Deutiche Neihsbahn, das Unternehmen 
Reichautobahnen und die vom Reichsminiſter 
des Innern im Einvernehmen mit dem Ober- 
fommando der Wehrmacht und dem Reichs— 
verkehrsminifter zu beitimmenden ſonſtigen 
Verkehrsunternehmungen von den Leiftungen 
nad) $ 5 hinſichtlich der für den Dienft benutz— 
ten Gebäude oder Gebäudeteile jowie von den 
eiftungen nad) SS 8 bis 18; 


, die Halter folcher Verkehrsmittel zu Yande, zu | 


Maffer und in der Luft, die auf Anordnung 
von Behörden oder auf Grund beftehender Ver— 
träge für den öffentlichen Gebraud gehalten 
werden müffen, von den Leiſtungen nad) SS 8 
bis 18 infoweit, al$ die Erfüllung ihrer Auf- 
gaben durch die Heranziehung zur Leiftung in 
Frage geitellt würde; 

. Iebenswichtige Betriebe, die der Allgemeinheit 
dienen, insbefondere Ga®-, Mafler-, Eleftrizi- 
täts- und fonftige Verforgungsbetriebe ſowie 
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Anftalten der öffentlichen Gejundheits- und 
Wohlfahrtspflege von den Leiftungen nad SS 8 
bis 18 infoweit, ald die Erfüllung ihrer Auf— 
gaben durch die Heranziehung zur Yeiltung in 
Frage geftellt würde; 


8. die Staats- und Vrivatgeftüte Hinfichtlich ihrer 
Zuchttiere und Nemonten von den Yeiftungen 
nach SS 15 und 16. 


(2) Die Befreiungen nad) Abf. 1 Nun. 2 bis 5 er— 
ſtrecken fich nicht auf die Vorſchriften des S 3 Abi. 2 
und Abj. 3 Sab 2. 


(3) Krankenhäuſer find zur Aufnahme kranker An- 
gehöriger der Vedarfsftellen, die von deren Dienft- 
jtellen überwiefen werden, verpflichtet. 


(4) Für befondere Fälle kann das Oberfommando 
der Wehrmacht im Einvernehmen mit dem General 
bevollmächtigten für die Reichsverwaltung und dem 
Generalbevollmächtigten für die Wirtſchaft Aus— 
nahmen von den Beichränfungen der Leiftungspflicht 
nach Abſ. 1 Nrn. 2 bis 8 anordnen. 


7. Abſchnitt 
Schlußbeftimmungen 
$ 30 
Sonderbeftimmungen für die NEDAD 
Die für die Dienftftellen der Nationaljozialiftiichen 
Deutichen Arbeiterpartei, ihrer Gliederungen und 
andefchloffenen Verbände notwendigen Sonderbeftim: 
mungen werden zwiſchen dem Dberfommando der 
Wehrmacht, dem Generalbevollmädtigten für die 
Reichsverwaltung, dem Generalbevollmächtigten für 
die Wirtichaft und dem Stellvertreter des Führers 
vereinbart. 
831 
Verhältnis zum Luftſchutzgeſetz 
Leiſtungspflichten für die Wehrmacht auf Grund 
dieſes Gefetzes gehen denjenigen auf Grund des Luft— 
ſchutzgeſetzes vor. 
$ 32 
Vorſchriften der 
MWehrmadt-Eifenbahnordnung 
Die Vorſchriften derWehrmadt-Eifenbahnordnung 
vom 17. Dezember 1931 (Neichögefebl. IT S. 565) 
und die im Anfchluß hieran ergangenen Beftimmun: 


gen einfchließlich dev Regelung de& Mehrmachttarifs 
für Eifenbahnen bleiben unberührt. 
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$ 33 $ 34 
Durchführungs— Strafbeſtimmungen 


und Ergänzungsvorſchriften Zuwiderhandlungen gegen die durch dieſes Geſetz 
Die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Ge- | und feine Durchführungs- und Ergänzungsvorſchrif— 
ſetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor- | ten auferlegten Leiftungspflichten werden mit Geld- 
ſchriften erläßt: ftrafe bis zu 150 Reichsmark oder mit Haft, in 
1. der Reichsminiſter des Innern, Ihweren Fällen mit Gefängnis und mit Geldftrafe 
2. in Fragen der Vormufterung, Einberufung | der mit einer diefer Strafen beſtraft. 
und Aushebung von Tieren und Fahrzeugen 
das Oberfommando der Wehrmadt, $35 
3. in Fragen der gewerblichen Wirtſchaft und 
der Land- und Forſtwirtſchaft der General- Kg. Pie hen on ans 
bevollmädjtigte für die Wirtfchaft oder die 
von ihm dazu ermächtigten oberften Reichs— (1) Alle diefem Geſetz widerjprechenden Rechts, 
behörden jowie in Fragen des befonderen Be, | Poribriften treten außer Kraft. 
ſchaffungsbedarfs der Wehrmacht das Ober- (2) Die zur Durchführung des Geſetzes über 
kommando der Wehrmacht, Leiftungen für Wehrzwede (Wehrleiftungsgefeb) vom 
und zwar im Einvernehmen mit den genannten an- | 13. Juli 1938 (Neichsgefeßbl. I ©. 887) bisher er- 
deren Stellen, joweit dieje beteiligt find. Am Falle | laffenen Vorſchriften gelten als Durchführungs— 
der Nr. 2 ift aud) das Einvernehmen mit demNeiche- | vorfchriften zu diefem Gefek, bis fie durd) andere 
verfehröminifter erforderlich, Vorſchriften erſetzt find. 
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Im 


Berordnung über die Entlajiung aus der Stantsangehürigfeit. 
Bom 1. September 1939. 


Der Minifterrat für die NReichsverteidigung bat für das Gebiet des Großdentfchen Reichs mit Geſetzes— 


fraft folgendes verordnet: 


Wehrpflichtige werden bis auf weiteres nicht aus der deutfchen Staatsangehörigkeit entlafjen. 


Berlin, den 1. September 1939, 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung 
Frick 
Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 





Verordnung 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des bürgerlichen Streitverfahrens, der Zwangsvollſtredung, 
des Konkurjes und des bürgerlichen Rechts *). 


Som 1. September 1939. 


Der Minifterrat für die Reichsverteidigung hat 
für das Gebiet des Großdeutichen Reichs mit Ge- 
ſetzeskraft folgendes verordnet: 


Artifel 1 
Unterbredhung und Ausjeßung von Prozeſſen 


1) In bürgerliden Nechtöftreitigfeiten wird das 
Verfahren ohne Nüdficht Darauf, ob e8 vor oder 
nach dem Inkrafttreten diefer Verordnung anhängig 
geworden 1ft, unterbrochen, wenn eine Dartei durd) 
Die befonderen Verhältniffe betvoffen ift, die ſich aus 
der gegenwärtigen politifchen Lage ergeben. 

(2) Betroffener im Sinne des Abſ. 1 iit, 

1. wer Wehrmachtsangehöriger ift; 

2. wer, ohne Wehrmachtsangeböriger zu fein, 
wegen der im Abſ. 1 bezeichneten Verhältniffe 
zu ſtändigen Dienftleiftungen außerhalb feines 
regelmäßigen Aufenthaltsorts herangezogen 
wird; 

3. wer wegen der im Abſ. 1 bezeichneten Ver— 
hältniſſe fich dienftlich im Ausland aufhält 
oder ſich als Sefangener oder Geifel in fremder 
Gewalt befindet. 


(3) Die Unterbrechung tritt nicht ein, wenn der 
Betroffene (Abſ. 2) durch einen Prozeßbevollmäch— 
tigten vertreten ift oder einen anderen zur Wahr- 


u 


*) Betrifft nicht Danzig. 


nehmung jeiner Nechte berufenen Vertreter hat, es 
jei denn, daß der Vertreter felbft betroffen ift. Das 
Geriht kann jedoch auf Antrag des Vertreters das 
Verfahren ausjegen; die Ausjegung hat zu unter- 
bleiben, wenn fie offenbar unbillig wäre, 


(4) Die Unterbrechung oder Ausfeßung dauert fo 
lange, bis die Dartei das Verfahren aufnimmt. Er- 
folgt die Aufnahme nicht bis zum Ablauf eines 
Monats nach der Beendigung des nach Abi, 2 maß- 
gebenden Verhältniſſes, jo kann die Dartei zur Auf- 
nahme und zugleich zur Verhandlung der Hauptſache 
geladen werden. Die ladende Dartei bat die Be- 
endigung des nad Abf. 2 maßgebenden Verbältnifies 
glaubhaft zu machen. Die Ladungsfrift beftimmt 
der Vorſitzende. 


Artifel 2 
Beitellung von Prozeßvertretern 


(1) Einem Betroffenen (Artikel 1 Abſ. 2), der ohne 
Vertreter ift, kann der Vorfitende des Vrozeßgerichts 
auf Antrag einer Dartei oder von Amts wegen einen 
Vertreter für den Nechtsitreit beftellen, wenn dies 
zur Verhütung wejentlicher Nachteile der einen oder 
anderen Partei erforderlich ericheint. Vor der Be: 
ftellung follen nad Möglichteit Verwandte oder 
andere mit den Verhältniſſen de8 Betroffenen ver- 
traute Perſonen gehört werden. Dem Betroffenen 
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ift die Beftellung des 
teilen. 
einen anderen Vertreter beitellt hat. 


Vertreters unverzüglich mitzu- 
Sie ift aufzuheben, wenn der Betroffene 


(2) Dex beftellte Vertreter fann einen nach Artikel ] 
unterbrochenen oder ausgejeßten Rechtsſtreit auf 
nehmen und jederzeit zur Aufnahme geladen werden. 


Artifel 3 


Behandlung der nicht unterbrochenen oder 
ausgejettten Prozeſſe 


Im übrigen gilt für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten 
folgendes: 


1. An der Seit bis zum 30. September 1939 
dürfen Verjäumnisurteile und Urteile nad) 
Lage der Akten nicht zum Nachteil der ſäumi— 
gen Vartei jowie ferner feine Vollſtreckungs— 
befehle exlaffen werden. Friſten, die am 
1. September 1939 noch nicht abaelaufen jind, 
find bis zu demjelben Zeitpunft gehemmt; bet 
Lauf der reſtlichen Frift beginnt mit dem fol- 
genden Tage. 


I, Das Gericht kann auf Antrag oder von Amts 
wegen das Ruhen des Verfahrens oder die 
Vertagung einer Verhandlung anordnen, wenn 
es nach den Umſtänden des Einzelfalles die 
ru der Sache nicht ala dringlich an- 
ieht. 


3, Das Gericht kann ferner auf Antrag oder von 
Amts wegen das Nuhen des Verfahrens oder 
die Vertägung einer Verhandlung anordnen, 
wenn es nad) den Umftänden des Einzelfalles 
der Auffaſſung ift, daß die eine Partei durch 
Sie unmittelbaren oder mittelbaren Einwix— 
kungen der im Artikel 1 bezeichneten Verhältniſſe 
an einer ſachdienlichen Führung des Rechts— 
ſtreits verhindert iſt und der anderen Partei 
die Verzögerung billigerweiſe zugemutet wer— 
den kann. 


Artikel 4 


Rechtsverfolgung durch ausländiſche oder im Ausland 
anſäſſige Parteien 


(1) Angehörige der vom Reichsminiſter det Juſtiz 
zu beſtimmenden Staaten und juriftifche Perſonen, 
die in dieſen Staaten ihren Sitz haben, Fünnen bis 
auf weiteres vermögensrechtliche Anſprüche nur mit 
Genehmigung des Reichsminiſters der Juſtiz vor 
deutfchen Gerichten geltend machen. Ein bei Erlaß 
der Beſtimmung nad) Satz 1 bereits anhängiger 
Rechtsſtreit dieſer Parteien kann nur mit Genehmi— 
gung des Reichsminiſters der Juſtiz fortgeführt 
werden; bis dahin iſt ev unterbrochen. 


(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 kann nad) näherer 
Anweiſung des Neichaminifters der Justiz auf andere 
Perfonen, die ihren Wohnſitz im Ausland haben, zur 
Anwendung gebracht werden, 





1657 
(3) Diefe Beſchränkungen gelten nicht für An— 


ſprüche, Die im Betriebe einer inländifchen gewerb- 


lichen Niederlafjung entſtanden find, 


Artifel 5 
Beireiing vom Amvaltszwang 


Anträge gemäß Artikel 1 bis 4 können ſchriftlich 
oder zu Protokoll der Geſchäftsſtelle erklärt werden. 
Sie unterliegen nicht dem Anwaltszwang. 


= 297 29 
Artikel 6 
Beichränktungen der Awangsvolljtredung 


(1) Die Zwangsvollſtreckung unterliegt bis auf 
weiteres folgenden Beichränfungen: — — 2133 
1. Sämtliche Verfahren zum Zwecke dev Swangd- " ⸗ 
verſteigerung von Gegenſtaͤnden des unbeweg— 
lichen Vermögens ſind ohne Rückſicht darauf, 
ob die Zwangsverſteigerung vor oder nach 
dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ange 
ordnet iſt, kraft Geſetzes einſtweilen eingeſtellt 
(aufgeſchoben). 


Ein bereits ergangener Zuſchlagsbeſchluß iſt 
von Amis wegen aufzuheben; wo die Erteilung 
des Zuſchlags im öffentlichen Bud) bereits an 
gemerft ift, wird Die Anmerfung von Amt? 
wegen gelöſcht. War jedoch beim Inkraft— 
treten diefer Verordnung der Zuf chlagsbeſchluß 
bereits rechtskräftig oder dev Verſteigerungs— 
erlög bereits verteilt, fo nimmt das Verfahren 
nach Mafigabe der allgemeinen Norichriiten 
feinen Kortgang. 


2%, Die Verfteigerung oder anderweitige Verwer— 
tung Gewilligung des Verkaufs) gepfändeter 
beweglicher Sachen iſt unzuläſſig; Verkaufs— 
verfahren, die beim Inkrafttreten dieſ er Verord— 
nung bereits bewilligt ſind, ſind kraft Geſetzes 
aufgeſchoben. Das Vollſtreckungsgericht kann 
jedoch auf Antrag oder von Amts wegen an— 
ordnen, daß verbrauchbare Sachen oder Sachen, 
die der Gefahr einer beträchtlichen Wert. 
minderuna ausgeſetzt find oder deren Auf: 
bewahrung unverbältnigmäßige Koſten verur- 
Sachen würde, verwertet werden und der Erlös 
zur Vefriedigung an den Gläubiger abgeführt 
wird. Die Ablieferung gepfändeten Geldes 
an den Gläubiaer ift nicht ausgeichloffen. 


3. Im übrigen fann das Vollſtreckungsgericht 
Raßnahmen der Zwangsvollſtreckung jeder 
Art ganz oder teilweiſe aufheben, unterſagen 
(die Bewilligung der Exekution ablehnen) oder 
einſtweilen einſtellen (aufſchieben), wenn es der 
Auffaſſung iſt, daß dies im Intereſſe des 
Schuldners dringend geboten iſt und dem 
Glaͤubiger nach Lage der Verhältniſſe zuge— 
mutet werden kann. Das Vollſtreckungsgericht 
kann feinen Beſchluß jederzeit aufheben oder 
abändern. 
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(2) Bei Vollftredungen in Verwaltungszwangs— 
verfahren gelten dieſe Worfchriften entiprechend. “in 
den Fällen der Nrn. 2 und 3 ſteht die Entſcheidung 
der Vollſtreckungsbehörde zu. 


Artifel 7 
Konkuraverfahren 


Die Eröffnung des Konkursverfahrens ift bis auf 
weiteres nur auf Antrag des Schuldners zuläffig. 


2222 Artikel 8 


Hemmung von Verjährungsfriften umd ähnlichen 


Fristen 


(1) Die Verjährungsfriften find bis auf weiteres 
achemmt. 


Berlin, den 1. September 1939. 


Neichsgefeßblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


(2) Das gleiche gilt von Friſten, die für die Be 
Ichreitung des Rechtsweges oder Die anderweitige 
Geltendmachung von Rechten im gerichtlichen Ver: 
fahren vorgejchrieben find, ſowie für fonftige 
Friſten, auf die $ 203 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ganz oder teilmeije entiprechende Anwendung findet. 


Artifel 9 


Nichteintritt von Verwirkungsfolgen 


Wird ein Schuldner durch die unmittelbaren oder 
mittelbaren Einwirkungen der im Artikel 1 Abf. 1 
bezeichneten Verbältniffe obne fein Verichulden gebin- 
dert, eine nad) dem 25. Auguſt 1939 fällig gewordene 
Verbindlichkeit zu erfüllen, jo treten die befonderen 
Rechtsfolgen, Die nach Gejet oder Vertrag fir den 
Fall der Nichterfüllung oder der nicht rechtzeitigen 
Erfüllung vorgeſehen find, nicht ein 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Generalbevollmächtigte für Die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 


Berordnung 
über Mahnahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfajjung und der Nechtöpflege*). 


Bom 1. Schtember 1939, 


Der Minifterrat für die Neichöverteidigung hat 
für das Gebiet des Großdeutichen Reichs mit Ge- 
ſetzeskraft folgendes verordnet: 


Erſter Abſchnitt 
Gerichtsverfaſſung 
81 
Durch Verfügung des Reichsminiſters der Juſtiz 
können 
1. Gerichte errichtet und aufgehoben, ihr Sitz ver- 
legt und Änderungen in der Abgrenzung ihrer 
Bezirke angeordnet werden; 
2. für den Bezirk mehrerer Gerichte einem bon 
ihnen gewiſſe Gruppen von Geſchäften ganz 
oder zum Teil übertragen werden, 


" Betrifft nicht Danzig. 


g2 


Die Nichter find verpflichtet, auf Anordnung de3 
Neichsminifters der Juſtiz innerhalb des geſamten 
Geichäftsbereihs Der Neichsjuftizverivaltung, auf 
Anordnung des Oberlandesgerichtspräjidenten inner- 
halb des DOberlandesgerichtsbezirfs jealiche Art von 
tichterlichen oder ſtaatsanwaltſchaftlichen Geichäften 
jowie von Geſchäften der Juftizverwaltung bei jedem 
ordentlichen oder bejonderen Gericht der Neichsjuftiz- 
verivaltung wahrzunehmen. 


$3 


Gerichtsaffefforen und Derjonen, die nach $ 7 der 
Verordnung über die Laufbahn für das Amt des 
Richters und des Staatdanwalts vom 16. Mai 1939 
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Reichsgeſetzbl. IS. 917) zu richterlichen Geſchäften 
herangezogen werden, können bei allen Gerichten als 
Hilfsrichter verwendet werden. 


84 
Der Vorſitz in den Kammern und Senaten der 
Gerichte kann jedem bei dem Gericht angeſtellten 
Richter, im Bedarfsfalle auch einem Hilfsrichter 
übertragen werden. 


Zweiter Abſchnitt 
Bürgerliche Nechtspflege 
85 


Die Zivilkammern der Landgerichte und die Kam— 
mern fuͤr Handelsſachen entſcheiden in der Beſetzung 
mit einem Richter. 


86 

Die Wertgrenze für die Zuſtändigkeit der Amts— 
gerichte in Streitigkeiten über vermögensrechtliche 
Anfprüche (4523 Nr. 1 de Gerichtsverfaſſungs— 
geſetzes) beträgt eintauſendfünfhundert Reichsmark. 
Iſt die Klage bei dem Landgericht vor dem 10. Sep- 
fember 1939 zur Terminsbeftimmung eingegangen, 
fo richtet ſich Die Zuftändigfeit nad) —* bisherigen 
Vorſchriften. 


$7 

Die Wertgrenzen für die Zuläf jigkeit dev Berufung 
und der Revifion in Streitigkeiten über vermögen®- 
rechtliche Anſprüche (SS 511a, 546 der Zivilprozeß- 
-ordnung) betragen, wenn das Rechtsmittel nad) 
dem 9. September 1939 eingelegt wird, für die Be 
rufung fünfgundert und für die Revifion zehntaufend 
Reichgmarf. 


88 
Die Wertgrenzen für die Zuläſſigkeit der Be— 
ſchwerde in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten im Falle 
des 8 567 Abj. 2 der Divilprozeßordnung betragen, 
wenn die Beſchwerde nad) dem 9. September 1939 
eingelegt wird, zweihundert Reichdmarf. 


Sy 
Die Oberlandesgerichte find in bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten auch für Die Verhandlung und Entjchei- 
duna tiber das Nechtömittel der Berufung gegen 
die Enticheidungen der Amtsgerichte zuftändig. Bei 
den Landgerichten bereits anhängige Berufungen 
bleiben unberührt. 


$ 10 


In bürgerliden Rechtsſtreitigkeiten beſtimmen die 
Amtsgerichte und die Arbeitsgerichte ihr Verfahren 
nach freiem Ermeſſen. Der Reichsminiſter der Juftiz 
kann beftimmte Gruppen bon Rechtsitreitigfeiten von 
diefer Vorſchrift ausnehmen, 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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Im Verfahren der Oberlandesgerichte über Die 
Berufung gegen eine Entſcheidung des Amtsgerichts 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten fönnen auch die 
Rechtsanwälte die Vertretung der Parteien über- 
nehmen, die bei dem dem Amtsgericht übergeord- 
neten Landgericht zugelafien find. 


s ı2 
(1) Die Arbeitögerichte entfcheiden ohne Beifiger. 
(2) Für Nechtsmittel, die nach dem 9. September 
1939 bei einer Arbeitsgerichtsbehörde eingelegt wer— 
den, gelten die Vorjchriften der SS 7 und 8 ſinn— 
gemäß. 861 Abj.3 Satz 2 des Arbeitsgerichtsgeſetzes 
findet keine Anwendung. 


Dritter Abſchnitt 


Strafrechtspflege 
8 13 
Die Zuftändigkeit des Schöffengerichts geht auf 
den ——— Aber des Schwurgerichts 


auf die Straffammer über. 


$ 14 
An die Stelle der Heinen und der großen Straf 
fammer tritt die Strafkammer des Landgerichts. 
Sie iſt in und außerhalb der Hauptverhandlung mit 
drei Berufsrichtern beſetzt. 


815 


Die Strafſenate der Oberlandesgerichte entſcheiden 
in dev Hauptverhandlung im erſten Rechtszug in der 
Belegung von drei Mitgliedern einſchließlich des 
Vorſitzenden. 

$ 16 

(1) Urteile des Amtsrichterd und des Schöffen, 
gerichts können nur mit der Berufung angefochten 
werden. Dies gilt auch, wenn das Urteil des Amts— 


richters ausſchließlich Ubertretungen zum Gegen— 
ſtand hat und der Angeklagte entweder freigeſprochen 


oder ausſchließlich zu Geldſtrafe verurteilt worden iſt. 


(2) Gegen Berufungsurteile der Strafkammer ift 
fein Rechtsmittel zuläffig. 


$ 17 

Artikeb2 des Kapitels I im Erften Teil der Ber. 
ordnung des Reihspräfidenten vom 14. Juni 1932 
(Reichsgefeßbl. I S.285) in der Faſſung des 
Artikels I Nr. 1 Bucht. b des Geſetzes vom 28. Juni 
1935 (Reichsaefeßbl. I ©. 844) wird aufgehoben. 


818 


Durch Verfügung des Reichsminiſters der Juftiz 
können aud) für die Bezirke der Landgerichte Sonder: 
gerichte errichtet werden. 


421 


Im 
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$19 


Bei Verbrechen und Vergehen, die zur Zuftändig- 
feit des Schwurgerichts oder eines niedrigeren Gerichts 
gehören, fann die Anklagebehörde Anklage vor dem 
Sondergericht erheben, wenn fie der Auffaflung ift, 
daß durch die Tat-die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit befonderd ſchwer gefährdet wurde. 


$ 20 
Die Verteidigung ift notwendig, 


1. wenn die SHauptverbandlung vor dem Ober- 
landesgericht im erſten Rechtszug oder vor 
der Straffammer oder den Gondergeridt, 
jomweit diefe an Stelle des Schwurgerichts 
enticheiden, ftattfindet; 


2. wenn zu erwarten ift, daß die Sicherungs- 
verwahrung, die Unterbringung in einer Seil- 
oder Pflegeanftalt oder die Entmannung an- 
geordnet wird; 


3, wenn der Bejchuldigte taub oder ftumm ift. 


g21 


In anderen Fällen wird für das ganze Verfahren 
oder für einen beftimmten Teil ein Verteidiger be- 
Br wenn wegen der Schwere der Tat oder wegen 

er Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mit- 
wirfung eines Vertejdigers dringend erforderlid ift. 
— 
822 

Vergehen können im Schnellverfahren, auch ohne 
daß die Vorausſetzungen des $ 212 der Strafprozeß— 
ordnung vorliegen, abgeurteilt werden, wenn der 
Sachverhalt einfach und die jofortige Aburteilung 
aus bejonderen Gründen geboten ift. 


$ 23 
Durch Strafbefehl kann Geldftrafe oder Freiheits— 
ftrafe bis zu ſechs Monaten fowie eine etwa ver- 
wirkte Einziehung oder die Bekanntmachung der 
Enticheidung feſtgeſetzt werden. 


Ss 24 


Das Gericht kann einen Beweisantrag ablehnen, 
wenn es nad) feinem freien Ermeſſen die Erhebung 
des Beweiſes zur Erforfhung der Wahrheit nicht 
für erforderlich hält. 

$ 25 

Die Nevifion gegen ein vor Inkrafttreten diefer 
Verordnung erlaffenes Urteil kann nicht auf Die 
Ablehnung eines Beweisantrages geſtützt werden, 
wenn die Ablehnung im Falle der Verhandlung 
nach Inkrafttreten diefer Verordnung nach $ 24 ge 
rechtfertigt aeweien märe. 


$ 26 
Das Gericht kann die Entjcheidung über einen 


Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens bis 
auf weiteres ausſetzen, wenn nicht zwingende Gründe 
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der Rechtspflege die alsbaldige Durchführung des 
Wiederaufnahmeverfahrens gebieten. 


$ 27 


Bei der Leihenöffnung ift die Anweſenheit eines 
Arztes ausreichend, 


Vierter Abjchnitt 


Sondervorjchriften für die Bürgerliche Rechtspflege 
in der Oſtmark, dem Reichsgau Sudetenland und 
dem Wroteltorat Böhmen und Mähren 


An Stelle des Zweiten Abſchnitts gelten in der 
Oſtmark, dem Reichsgau Sudetenland und dem Pro— 
teftorat Böhmen und Mähren folgende VBorjchriften: 


$ 28 


‚ Die Yandgerichte üben in bürgerlichen Rechtsfachen 
die Gerichtsbarkeit durch Einzelvichter aus, 


$ 29 
Die Oberlandesgerichte find in bürgerlichen 
Streitfachen auch für die Verhandlung und Ent- 
ſcheidung über die Rechtsmittel der Berufung und 
de3 Nefurjes gegen die Entjcheidungen der Amts- 
gerichte zuftändig. Dies gilt nicht für Rekurſe in 
Erefutionsverfahren. 


$ 30 


Im 8409 Nr. 1, 851 Abf. 1 und $ 52 Abſ. 1 der 
Jurisdiftionsnorm vom 1. Auguft 1895, im $1 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 27. April 1873 (X6Bl. 
Nr. 67), betreffend das Mahnverfahren, im $ 29 
Abi. 1 und $227 Abſ. 1 der Sivilprozeßordnung 
vom 1. Auguſt 1895, im $ 1 Abi. 1 und 2 des Ge- 
ſetzes über das Fachgericht für die Maſchinen— 
jtricfereiinduftrie in Vorarlberg vom 18, Dezember 
1925 (BOB. Nr. 456) und im $114 der öfter- 
reichischen Konfursordnungmwerden die dort genannten 
Beträge jedesmal durch den Betrag von eintaufend- 
fünfhundert Reichsmark erſetzt. 


831 


In den SS 448,527 Abſ. 1l und im 8528 Abſ. 1 der 
Sivilprogeßordnung vom 1. Auquft 1895, in den 
S$ 22a, 23, 24 und 25 des Gejeßes über die Ge- 
werbegerichte vom 5. April 1922 (BGBL, Nr. 229) 
und in den SS 23, 24, 25 und 26 des Geſetzes über 
das Fachgericht für die Mafchinenftricereiinduftrie 
in Vorarlberg vom 18. Dezember 1925 (BGBL, 
Nr. 456) werden die dort genannten Beträge jedes- 
mal durch den Betrag von fünfhundert Reichsmark 
erießt, 

$ 32 


Im $ 6 der Verordnung zur weiteren Überleitung 
der Rechtspflege im Lande Oſterreich und in den 
judetendeutichen Gebieten vom 28. Februar 1939 
(Reichsgeſetzbl. IS. 358) wird der Betrag von ſechs— 
taufend Reichsmark durch den Betrag von zehntaufend 


II 
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$ 33 —— beſetzten Senat —* — — = 

NT — ieſer übt auch die nad) $ 19 den ondergerichten 

—* a — * zufommende Zuſtandigteit aus. Der Reichsminiſter 

und Lehrverhältniffe vom 4. Juli 1931 (SdoGuV. der Juftiz fann für den Bezixt mehrerer Candgerichte 

Nr. 131) werden die dort genannten Beträge jedes- —* von ihnen die Entſcheidung dieſer Strafſachen 
mal durch den Betrag von fünfhundert Reichsmark, zuweiſen. 

im 834 des genannten Geſetzes durch den von zehn- (2) Auf das Verfahren finden die im Altreich für 

taufend Reichsmark erſetzt. das Sondergericht geltenden Vorſ hriften Anwendung. 



































S 34 
Die Arbeitsgerichte, die arbeitsrechtlichen Abtei- 


[ungen der Amtsgerichte und Die Gewerbegerichte ver- 


handeln und entiheiden ohne Beiſitzer. 


Sal 


Soweit nicht die reichsrechtlichen Vorſ chriften über 
die notwendige Verteidigung anzumenden find, finden 
die Vorſchriften des öſterreichiſchen Landesrechts 
über die Beſtellung eines Armenvertreters oder eine? 
Verteidigers von Amts wegen mit folgenden Ande- 
rungen Anwendung: 

Für die Hauptverhandlung vor dem im $ 38 be- 
zeichneten Senat des Landgerichts ift dem Angeklag— 
ten ein Verteidiger von Amts wegen zu beitellen ($ 41 
Abs. 3 der öfterreichifchen Strafprozeßordnung), wenn 
das Landaericht an Stelle des Schwurgerichts ent- 
ſcheidet. In anderen Fällen wird für das ganze Ver— 
fahren oder für einen beſtimmten Teil ein Verteidiger 
beitellt, wenn wegen der Schwere der Tat oder wegen 
der Schwierigkeit dev Sad) oder Rechtslage die Mit- 
wirfung eines Verteidigers dringend erforderlich ift. 


$ 35 
Der 831 gilt nicht für Rechtsſachen, die vor dem 
10. September 1939 bei Gericht angebracht worden 
find; diesg 29 und 32 gelten nicht für Rechtsmittel, Die 
vor diefem Tage bei Gericht überreicht worden find. 
Dieſe Vorſchrift gilt für $ 33 entjpredhend. 


Fünfter Abjchnitt 


Sondervorſchriften für die Strafrechtöpflege in der 
Oftmark und im Reichsgau Sudetenland 


$ 36 
Die Vorſchriften des Dritten Abſchnitts dieſer 
Verordnung gelten in der Oſtmark und in den 
Gebieten, in denen öſterreichiſches Landesrecht gilt, 
finngemäß, fomeit im folgenden nicht8 anderes be 
ſtimmt iſt. 


$ 42 
Die Beftimmung des $23 gilt aud) für die Straf- 
verfügung nad) $ 460 der Öfterreichiichen Strafprozeß⸗ 
ordnung. 
$ 37 
Die $$ 13, 14, 16, 17 umd 20 bis 22 finden 
feine Anwendung. 


| $ 43 

Die Vorihriften des Dritten Abſchnitts finden im 
Reichsgau Subdetenland mit der Maßgabe Anwen— 
dung, daß im Falle der Errichtung von Sondergerid)- 
ten auf Grund des $ 18 diejen Die von den Oberlandes- 
gerichten wahrgenommene Zuſtändigkeit (Artikel184 
der Verordnung über die Einführung des deutſchen 
Strafrechts, derDdeutſchen Gerichtsverfaſſung und 
anderer Gefetze in den ſudetendeutſchen Gebieten vom 
16. Januar 1039 Reichsgeſetzbl. 1 ©. 38) zukommt. 


838 

ber Anklagen wegen Verbrechen und Vergehen 
entſcheiden die Landgerichte — ſofern nicht die Be— 
ſtimmungen über das vereinfachte Verfahren Anwen— 
dung finden — in Senaten, die mit drei Beruf 
richten bejet find. In der aleichen Beſetzung ent— 
scheiden fie über Berufungen gegen Urteile und Über 
Beſchwerden gegen Beſchlüſſe dev Amtsgerichte in 
den im $21 bj. 2 des öfterreihifchen Jugend— 2 —— 
gerichtsgefetzes bezeichneten Fällen. Sechſter Abſchnitt 
Schlußbeſtimmungen 

844 


Der Reichsminiſter der Juſtiz erläßt die Vorſchrif— 
ten zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verord- 
nung durch Nechtsverordnung oder im Verwaltungd- 
weg. Er fann fic) ex: ebende Zweifelsfragen im Ver— 
waltungsweg entjcheiden. 


$ 39 


in der im $ 15 Diejer Verordnung angeführten 
Beſetzung entſcheiden die Oberlandesgerichte auch 
in den im $21 Abf. 3 des öſterreichiſchen Jugend: 
gerichtsgeſetzes bezeichneten Fällen. 





840 

(1) Die Zuftändigfeit, die den Oberlandesgerichten 
nach der Verordnung über Die Erweiterung Der 
Zuſtändigkeit der Sondergerichte vom 20. November 
1938 GReichsgeſetzbl. I S. 1632) und der Verord— 
nung über die Einführung ſtrafrechtlicher Vorſchriften 
im Lande Sſterreich vom 23. Januar 1939 (Reichs— 
geſetzbl. I ©. 80) zukommt, geht auf einen mit drei 


8:45 

Diefe Verordnung tritt mit der Verkündung in 
Kraft, Der Reichsminiſter der Juſtiz beitimmt, warın 
und in welchem Umfang die Verordnung und die zu 
ihrer Durchführung getroffenen Beftimmungen und 
Anordnungen außer Kraft treten, 


| —L 
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$ 46 
(1) Die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung bei 
Gericht anhängigen Strafverfahren gehen in der Lage, 
in der fie fich befinden, auf das nad) diefer Verord- 
nung zuftändige Gericht über. Die Beltimmungen 
der SS 13 bis 15, 38, 40 und 43 finden feine An- 
wendung, wenn am Tage des Inkrafttretens dieſer 


Verordnung die Hauptverhandlung bereits begonnen 
hat. 


(2) Werden auf Grund des $ 18 Sondergerichte 
bei den Landgerichten errichtet, Io gehen die bei Er- 
richtung der Sondergerichte bei anderen Gerichten 
anhängigen Strafverfahren in dev Lage, in der fie 
ji) befinden, auf das neu zuftändige Sondergericht 
über; bat jedody beirErridhtung des Sondergerichts 


⸗ 


Berlin, den 1. September 1939. 
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Im 


1 


die Hauptverhandlung bereits begonnen, fo wird fie 
vor dem früheren Gericht zu Ende geführt. 


$47 


Enticheidungen, die nach dem Inkrafttreten diejer 
Verordnung ergehen, können von den Gerichten in 
der bisherigen Belegung erlaffen werden, wenn fie 
auf einer Verhandlung beruben, die vor dem Inkraft— 
treten der Verordnung ftattgefunden hat. Die An- 
fechtung einer Enticheidung, die innerhalb von zwei 
Wochen nach dem nkrafttreten der Verordnung er- 
gangen ift, kann nicht darauf geftüßt werden, daß die 
Gerichte bei der Entſcheidung und dem vorangegange: 
nen Verfahren nod) nad) den bisher geltenden Vor— 
ichriften beſetzt geweſen feien. 


Der Vorfißende 
des Minifterrats für die Neihsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjcyall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 





Berordnung 
zur Ünderung von Borjehriften über Arbeitseiniag und Arbeitslvjenhilfe*). 


Bom 1. Schtember 1939. 


Der Minifterrat für die Reichverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


51 


Der Reichsarbeitsminiſter wird ermächtigt, die Vorſchriften über Arbeitseinſatz und Arbeitsloſenhilfe den 


ſtaatspolitiſchen Notwendigkeiten anzupaſſen. 


z 


Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft, 


Berlin, den 1, September 1939, 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjchall 


Der Reichsminiſter und Chef der Neichskanzlei 
Dr. Lammers 


*) Betrifft nicht Danzig. 
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Neunte Ducchjührungsverordnung 
zum Gejeß über Groß⸗Hamburg und andere Gebietsbereinigungen*). 


Kom 2. September 1939. 


Auf Grund des $14 des Geſetzes über Groß— 
Hamburg und andere Gebietsbereinigungen vom 
26. Januar 1937 Reichsgeſetzbl. I S. M wird zur 
Ausführung des $13 des Geſetzes folgendes ver- 
ordnet: 


81 
Die Freiſtellung von Abgaben und Laſten erſtreckt 
ſich auf ſämtliche Steuern, Gebühren und andere 
Abgaben. 
82 
(1) Die Befreiung gilt für alle Nechtshandlungen, 


die durch Maßnahmen veranlaft find, die dem Zweck 


der Gebietsbereinigung dienen, eine Folge der Se» 
bietsbereinigung find oder mit ihr im Zuſammenhang 
ſtehen. 


(2) Es macht keinen Unterſchied, ob die Aus— 
einanderſetzung gemäß $ 12 des Geſetzes durchgeführt 
wird oder auf unmittelbarer Verftändigung der Ge- 
bietäförperjchaften beruht. 


3 


(1) Die Befreiung erſtreckt ſich auch auf Maßnahmen, 
die von einer Gebietskörperſchaft veranlaßt werden, 
um Betriebe, insbefondere Verforgungsbetriebe, Spar- 
falten und andere Kredit oder Beleihungsunter— 
nebmungen, Verficherungsanftalten und ‚unterneb» 
mungen, gemeinnüßige Finrichtungen und Anftalten, 
Stiftungen ufw., an denen die Gebietsförperichait als 
Eigentümer oder Miteigentümer, durch Anteilsbejig 


Berlin, den 2. September 1939. 





oder auf Grund eines jonftigen, auf Geſetz oder Sabung 
beruhenden Rechts beteiligt ift, dem med der Gebiets⸗ 
bereinigung entfprechend zu vereinigen, aufzulöjen 
oder umzugeftalten, einfchließlich der Durchführung 
diefer Maßnahmen. 


(2) Die Befreiung greift ferner Platz, wenn eine 
Gebietskörperſchaft Verwaltungsgebäude oder andere 
dem öffentlichen Dienſt oder Gebrauch gewidmete oder 
dafür in Ausficht genommene Grundftüde, Beteili- 
gungen an Unternehmungen oder andere Gegenftände, 
die nach ihrem Ermefjen für den veränderten Auf- 
aabenbereich entbehrlich find, veräußert. 


(3) Die Befreiung greift ferner lab, ſoweit im 
Zufammenhang mit Neuregelungen der im Abi. 1 
und Abſ. 2 bezeichneten Art Rechte und Pflichten aus 
Verträgen, wie Anftellungs-, Miet-, Werl- und 
ieferungsverträgen, gelöft, geändert oder übertragen 
werben. 


4 
Ob eine Maßnahme gemäß 882 und 3 diefer Ver— 
ordnung dem Zweck ber Sebietsbereinigung dient, 
eine Folge der Gebietsbereinigung ift oder mit ihr im 


Zuſammenhang ftebt, entfcheidet in Zweifelsfällen ber 
Reichsftatthalter. 


—85 
Die Verordnung tritt mit dem 1. April 1937 in 
Kraft. Eine Erſtattung bereits entrichteter Abgaben iſt 


jedoch ausgeſchloſſen. Mit dem 31. März 1941 tritt 
dieſe Verordnung außer Kraft. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


In Vertretung 
Reinhardt 


ne 
*) Betrifft wicht die Ditmart und den Reichsgau Sudetenland. 
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Zweite Durchführungs: und Überleitungsporjchrift 
zur Berordnnung über die Ausbildung für den höheren Dienft in der allgemeinen und inneren Beriwaltung. 


Bom 4. Schtember 1939. 


Auf Grund des $9 Abi. 3 der Verordnung über 
die Ausbildung für den höheren Dienft in der allge- 
meinen und inneren Verwaltung vom 29. Juni 1937 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 666) wird in Ergänzung und 
Anderung Der SS 6, 7 und 9 Abſ. 2 diefer Verord- 
nung, des S 5 der Verordnung über die Einführung 
der Neihsausbildungsordnung für den höheren Dienft 
in der allgemeinen und inneren Verwaltung im Lande 
Ofterreich vom 3. September 1938 (Neichögejekbl. I 
©. 1146) und des $ 4 der Verordnung Über die Ein- 
führung der Neichdausbildungsordnung für den 
höheren Dienft in der allgemeinen und inneren Ver- 
waltung in den fjudetendeutjchen Gebieten vom 
13. März 1939 (Neichsgejetbl. 1 S. 483) folgendes 
verordnet: 

81 


Regierungsreferendare, die gemäß 89 Abſ. 2 nad) 
den Beſtimmungen des preußiſchen Geſetzes über die 
Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt vom 
10. Auguſt 1906/8. Juli 1920 (Preuß. Geſetzſamml. 
1906 ©. 378/1920 ©. 388) und den dazu ergangenen 
Ausführungsbeftimmungen oder gemäß S5 bj. 1 
der Verordnung über die Einführung der Neichsaus- 
bildungsordnung für den höheren Dienft in der all- 
gemeinen und inneren Verwaltung im Lande Dfter- 
reich vom 3. September 1938 nad) der Verordnung 
vom 10. Dftober 1854 (NGBI. f. Dfterr. ©. 979) 
oder gemäß $ 4 der Einführungsverordnung für Die 
judetendeutfchen Gebiete nach den dort früber gelten- 
den Beltimmungen die zweite (praftifch-politifche) 
Prüfung ablegen fünnen, find zur vereinfachten zwei- 
ten Drüfung (großen Staatsprüfung) zuzulafien, 
wenn fie für die Neichsverteidigung zur Wehrmacht 
einberufen worden find. 


Berlin, den 4. September 1939, 


82 
Die Zahl der zu prüfenden Regierungsreferendare 
iſt unbeſchränkt. 
83 
(1) Regierungsreferendare, die den Vorbereitungs— 
dienſt erfüllt haben oder ihn innerhalb der nächſten 
ſechs Monate nach Verkündung diefer Verordnung 
erfüllen werden und für die Neichöverteidigung zur 
Wehrmacht einberufen find, find unverzüglich zur 
Sulaffung zur Prüfung nad Beifügung der vorge- 
ichriebenen Unterlagen an den Neichsminifter des 
Innern zu melden. 


(2) Regierungsreferendare, die die große jchrift- 
liche Arbeit bereits angefertigt haben, find nur münd— 
lich zu prüfen. 

(3) Regierungsreferendare, die die große Arbeit 
noch nicht angefertigt haben, haben eine Klaufur- 
Arbeit und eine mündlide Prüfung abzuleiften. 
Klaufur-Arbeit und mündliche Prüfung fünnen an 
einem Tage abgelegt werden. 


84 

Beamtenanwärter, die nach 85 Abſ. 2 der Ver— 
ordnung über die Einführung der Reichsausbildungs— 
ordnung für den höheren Dienft in der allgemeinen 
und inneren Verwaltung im Lande Dfterreich vom 
3. September 1938 als Negierungsreferendare über- 
nommen find und die die Fachprüfung abgelegt haben, 
werden vor Ablauf einer Dienstzeit von drei Jahren 
fünf Monaten zu Negierungsaffefjoren ernannt, wenn 
fie für die Neichöverteidigung zur Wehrmadt ein- 
berufen find. 


Der NReihsminifter des Innern 
Frick 





— — 


Berordnung 
zur Aufhebung der Verordnung über die Verwendung von Inlandshopfen“). 


Rom 4. Schtember 1939. 
Auf Grund der Verordnung des Neichspräfidenten zur Sicherung von Wirtichaft und Finanzen vom 
1. Dezember 1930 (Reichögejeßbl. I S. 517) Achter Teil Kapitel IV wird berordnet: 
Die Verordnung Über die Verwendung von Inlandshopfen vom 21. Auguft 1931 (Neichsgejegbl. I ©. 454) 


tritt am 10. September 1939 außer Kraft. 


Berlin, den 4. September 1939. 


Der Neihsminifter für Ernäbrung und Landwirtſchaft 
Am Auftrag 
Schuſter 
*) Betrifft nicht die Ditmart und den Reichſsgau Sudetenland. 








Nr. 167 — Tag der Ausgabe: 6. September 1939 1665 


Berordnung ũber Durchfuhr bon Kriegsgerüt. 
VBom 5. September 1939. 


Auf Grund des $ 106 des Zollgefeges (SG) vom 20. Mär; 1939 Reichsgeſetzbl. J ©. 529) wird 
folgendes verordnet: 
S 1 


Das Geſetz über Aus und Einfuhr von Kriegegerät vom 6. November 1935 (Reichsgefegbl. 1 &. 1337) 
wird auf die Durchfuhr von Kriegegerät ausgedehnt, fo daß es auf diefe im dem gleichen Umfang wie 
auf die Aus- und Einfuhr Anwendung findet. 

$ 2 


Die Durchfuhrbewilligung exteilt der Keichstommiffar für Aus- und Einfuhrbewilligung im Einvernehmen 
mit dem Oberfommando der Wehrmacht. 


Berlin, den 5. September 1939. 


Der Chef de? Dberfommandos ber Wehrmacht 
Im Auftrag 
Thomas 


Der Reichäminifter der Finanzen 
Im Auftrag 
MWucher 


Der Reichsminiſter Des Auswärtigen 
von Nibbentrop 


Der Reichswirtichaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


EEE "res voran rgeeg 


Verordnung über das Wehrerſatzweſen bei bejonderem Einjaß. 
Vom 5. September 1939. 


Auf Grund des $ 37 Abi. 2 des Wehrgeſetzes vom (2) Das Wehrerſatzweſen für beſonderen Einſatz 
21 Mai 1935 Geichsgeſetzbl. I ©. 609) und des Er- | tritt erft auf Grund der Sonderbeitimmungen des 
laſſes des Führer? und Reichskanzlers vom 99. Mai | Oberfommandos der Wehrmacht in Kraft. 

1935 über die Übertragung des Verordnungsrechts (3) Die Verordnungen 


y ‚ Reichse LS.t — 8 8 
nach dem Wehrgeſetz (Reichsgefebbt. I ©. 615) wird a) über das Erfaſſungsweſen bom 15. Februar 


folgende Verordnung erlaſſen: | 1937 (Reichgaefehbt. T ©. 205), 
81 b) über die Mufterung und Aushebung vom 
17. April 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 469), 
Allgemeine Beftimmungen e) über die Wehrüberwadhung vom 24, November 
(1) Beim bejonderen Einfag wird dom Dber- 1937 (Reichsgejebbl. I ©. 1273) 


fommando dev Wehrmacht Im Einvernehmen mit | gelten finngemäß aud) bei beionderem Einſatz. Aus 
dem NReichsminifter des Innern durch beiondere An- | nahmen enthalten die SS 2 bie 5. 


ordnung 
a) die Wiederaufnahme don Mufterungen und 82 
Aushebungen, die vor dem beſonderen Einſathz Erfaſſung 
bereits begonnen oder angeordnet waren, (1) Die Erfaſſung der Dienftpflichtigen ift zeitlich 


b) die Heranziehung weiterer Geburtsjahrgänge | jo anzufegen und durchzuführen, daß die Spanne 
zur Erfaſſung, Mufterung und Aushebung geitgen den Tagen der Erfafjung und dem Beginn 
geregelt. er Mufterung möglichſt kurz iſt. 





1 
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(2) Das Verfahren bei der Annahme von Frei- 
willigen (S 12 der Erfaffungsverordnung) ift nicht 
anzuwenden. Die befonderen Freiwilligenſcheine find 
bon den polizeilichen Meldebehörden vom Tage de8 
Inkrafttretens des Erfatsweiens bei beſonderem Ein- 
fat nit mehr auszuitellen. Freiwillige, die vor 
ihrer Meldung als Freiwilliger bei der Wehrerfab- 
dienftitelle noch nicht erfaßt waren, werden von der 
polizeilichen Meldebehörde nad ichriftlicher Aufforde- 
rung durch die MWehrerfabdienftitelle vor der Mufte- 
rung oder bei der Muſterung ſelbſt erfaßt. 


(3) Die ſich meldenden Freiwilligen find von der 
Volizeibehörde bei der Erfafjung in die Wehrftamm- 
rolle ihres Geburtsjahrgangs aufzunehinen. Befon- 
dere Kreiwilligen-Wehrftammrollen nach $ 17 Abi. 5 
der Verordnung Über das Erfaffungswefen find nicht 
anzulegen. 


(4) 830 der Erfaffungsverordnung („Dienftitellen- 
meldung”) ift nicht anzuwenden. 


83 


(1) Die Muſterung für den Reichsarbeitsdienſt 
fällt fort. Die den Neichsarbeitsdienft betreffenden 
Beltimmungen der Verordnung über die Mufterung 
und Aushebung vom 17. April 1937 find nicht an- 
zumenden. 


(2)a)Megen zeitlicher Untauglichfeit $ 21 Abf. 1 
unter a und S 23 der Verordnung über die 
Mufterung und Aushebung wird nur für 
die tatfächliche Dauer der Untauglichkeit zu- 
rücgeftellt; in Ausnahmefällen ift Zurüd- 
ftellung auf vorausbeftimmte Zeit, höchſtens 
auf ein Jahr, zuläffig. 


b) Wegen fchwebenden Verfahrens oder noch 
nicht verbüßter Strafe $ 21 Abſ. 1 unter b 
und $ 24 der Verordnung über die Mufte- 
rung und Ausbebung find Dienftpflichtige 
nur bei Straftaten zurüczuftellen, die vor- 
ausfichtlich eine Wehrunwürdigkeit nach fi 
ziehen. Sonst ift nur im Benehmen mit den 
Strafverfolgungsbehörden zurückzuftellen, ſo— 
weit nicht die Durchführung von Verfahren 
oder die Strafverbüßung allgemein ausge- 


ſetzt ift. 


Surüditellungen wegen der im $ 25 Abj. 1 
unter 6 und 8 bis 11 der Verordnung über 
die Mufterung und Aushebung aufgeführten 
Gründe find unzuläffig. Surücitellungs- 
anträge Diefer Art künnen von der Dolizei- 
behörde unmittelbar als unzuläſſig zurüd- 
gewieſen werden. Zurückſtellungsanträge nach 
Ss 25 Abſ. 1-unter 1 bis 5 und 7 der Ver— 
ordnung über die Mufterung und Aushebung 
find nur in befonder® begründeten Ausnahme— 
fällen und nur für ein Jahr zu genehmigen. 


Unabfömmlichfeit 


0 
— 


d 


— 


Zurückſtellungen wegen 


ſind ebenfalls nur für die Dauer der tatſäch— 
lichen Unabfömmlichkeit und nur in Aus: 
nahmefällen höchſtens auf ein Jahr zuläffig. 
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(3) Wehrunwürdige und Juden find wie im Frieden 
vom MWehrdienft auszuschließen. Der Befehlshaber 
im Wehrfreis fan« in Erweiterung des $ 17 Abf. 2 
Ausnahmen zu Abf. 1 unter b bis e der Verordnung 
über die Mufterung und Aushebung zulafien. 


(4) Die Stärke der Mufterungsftäbe fann ſowohl 
bei der Kreispolizeibehörde als bei der Wehrerſaätz— 
dienftftelle eingeichränft werden. An Stelle des 
Wehrbezirksfommandeurs und des Leiters der Kreis— 
polizeibehörde können Vertreter treten. Der Leiter 
des Neichsarbeitsdienit-Meldeamts mit den zugeböri- 
gen Schreibfräften und der Hilfsarzt fallen aus. 


(5) Bei Aufftellung der Mufterungspläne, Be- 
kanntmachung dev Mufterung und des Geftellungs- 
aufrufs jowie bei der Vorbereitung und Durchfüh— 
rung der Mufterung Eönnen alle der Vereinfachung 
des Verfahrens dienenden Vereinbarungen zwifchen 
Wehrbezirkskommando und Kreispolizeibehörde ge- 
troffen werden. 


(6) An Stelle der Beitimmungen über das ärzt- 
liche Urteil S 44 Nbf. 3 und 847 Abſ. 4 und 5 der 
Verordnung über die Mufterung und Aushebung tritt 
die ärztliche Anweiſung zur Beurteilung der Kriegs: 
brauchbarfeit. Die Beitimmungen über den Entjcheid 
des Mehrbezirisfommandeurs $ 48 Abf. 1 find nicht 
anzumenden. 


(7) Zur VBereinfahung des Mufterungsverfabrens 
find die Dienftpflichtigen zur Mufterung zu dem für 
ihren dauernden Aufenthaltsort zwifchen Erfafjung 
und Mufterung zuftändigen MWehrbezirfsfommando 
zu bringen. Nur in ganz zwingenden Gründen darf 
einer Abwejenbeit eines Dienftpflichtigen vom dauern- 
den Aufenthaltsort während der Mufterungstage 
oder einem Verzug furz vor der Mufterung zuge- 
ftimmt werden. Mit Ausnahme diejer Einfchränfung 
bleiben 541 Abf.4 und 8 A5 Abf.3 der Verordnung 
über die Mufterung und Aushebung in Kraft. 


(8) Einſprüche und Beſchwerden entjcheidet der 
Wehrerſatzinſpekteur im Einvernehmen mit der 
höheren Verwaltunasbebörde. Bei Beichwerden ift 
er die letzte entfcheidende Stelle. Bei Einfprüchen 
gegen die Enticheidung des Wehrerſatzinſpekteurs 
enticheidet der Befehlshaber im Wehrkreis endaültig. 
Entgegenftehende Beltimmungen der SS 50 und 51 
der Verordnung über die Mufterung und Aushebung 
find nicht anzumenden. 


84 
Aushebung 
Eine von der Muſterung getrennte beſondere Aus— 
hebung unter nochmaliger perſönlicher Vorſtellung 
der Dienſtpflichtigen fällt fort. Die Beſtimmungen 
der SS 55 bis 68 und 70 der Verordnung über die 
Mufterung und Aushebung find nicht anzuwenden, 


$5 
MWehrüberwachung bei befonderem Einjat 
(1) In der Wehrüberwadhung der Wehrerjaß- 
dienftitellen ftehen während de3 befonderen Einfates: 
a) die Erfaßreferviften vom Tage der Mufterung 
bis zur Einftellung in die Wehrmacht, 
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b) alle nicht zum Mehrdienft eingezogenen Wehr- 
pflichtigen des Beurlaubtenftandes (Zurüd- 
geftellte, Unabkömmliche, zeitlich Untaugliche), 


die Wehrpflichtigen des Beurlaubtenftandes der 
Erſatzreſerve II und Landwehr II (in Oſt— 
preußen auch des Landſturms II) ſowie Mehr- 
pflichtige noch nicht gemufterter Seburtsjahr- 
gänge,die feineMobilmakhungseinteilung hatten 
und infolgedefien nah $1 Abi. 2 der Ver- 
ordnung über die Wehrüberwadung dom 
94. November 1937 vor dem bejonderen Ein- 
fat nicht in Wehrüberwachung jtanden. 


— 


c 


Berlin, den 5. September 1939. 
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(2) Die Melde- und Geftellungspflichten nad) SS 3 
und 4 der Verordnung Über Die Wehrüberwachung 
bleiben für dieſe Wehrpflichtigen mit folgender Ein- 
ſchränkung beitehen: 

Reife, Wanderichaft oder Aufnahme einer Ar- 
beit außerhalb des dauernden Aufenthaltsorts 
müſſen gemeldet werden, wenn die Abweſen— 
heit vom dauernden Aufenthaltsort länger als 
14 Tage dauert. 
86 
Schlußvorſchriften 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung inKraft. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 


—— ee 


Verordnung über die Behandlung bon Ausländern. 
Bom 5. September 1939. 


Auf Grund des Gejeßes über das Paß-, das Aus: 
[änderpolizei- und das Meldewejen jowie über das 
Ausweisweien vom 11. Mai 1937 (Reichögejebl. I 
&.589) und auf Grund des Artitels 11 des Erlaſſes 
des Führers und Reichskanzlers über das Droteftorat 
Böhmen und Mähren vom 16. März 1939 Geichs— 
gejeßbL. I S. 485) wird für das Gebiet des Groß. 
deutichen Reichs im Einvernehmen mit dem Reichs— 
minifter der Justiz folgendes verordnet: 


1. Abſchnitt 
Angehörige der Feindſtaaten 
51 

(1) Sämtliche über 15 Jahre alten Perſonen, die 
die Staatsangehörigkeit eines Feindſtaates beſitzen, 
haben ſich nach öffentlicher Aufforderung innerhalb 
Stunden bei der nächſten Orlspolizeibehörde per- 
ſönlich zu melden. 


(2) Innerhalb derſelben Friſt ſind alle unter 
15 Jahre alten Angehörigen dieſer Staaten durch 
ihren geſetzlichen Vertreter der für den Aufenthalts- 
ort guide rn Ortspolizeibehörde ſchriftlich oder 
mündlich anzumelden. 


82 

(1) Alle Angehörigen der Feindftaaten dürfen den 
Ort, an dem fie ſich zur Zeit der öffentlichen Auf- 
Forderung ($ 1 Ab]. 1) aufhalten, nur mit Genehmi- 
gung der für ihren Aufenthaltsort zuftändigen Kreis 
polizeibehörde verlafien. Die fiir weitere Teile des 
Reichsgebiets erteilte Aufentbaltserlaubnis erliſcht 
mit dem Zeitpunkt dev öffentlichen Aufforderung. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 





(2) Alle Angehörigen diejer Staaten, denen die 
Ausreife aus dem Reichsgebiet gejtattet werden joll, 
benötigen zum Grenzübertritt einer bejonderen Er- 
laubnis. 

83 

(1) Die Polizeibehörden treffen alle Anordnungen 
über den weiteren Aufenthalt der Argehörigen der 
Feindftaaten. Sie fünnen die Angehörigen diejer 
Staaten weiteren Beihränfungen der perjönlichen 
Freiheit unterwerfen, insbeſondere eine regelmäßige 
perfönliche Meldepflicht vorjchreiben oder fie in poli- 
zeiliche Verwahrung nehmen. 

(2) Die Unterbringung in internierungslagern 
wird von der Kreispolizeibehörde angeordnet. 


84 
Gegen die Anordnungen, nach 83 find Rechts— 
mittel nicht gegeben. 
85 


Uber die Behandlung der bei den diplomatiſchen 
und konſulariſchen Vertretungen der Feindſtaaten 
tätigen Perſonen, ihrer Familienangehörigen und 
ihrer Bedienſteten ergehen Sondervorſchriften. 


86 
Staatenloſe 
Die Beſtimmungen der 8851bis 4 gelten auch für 
Staatenlofe, die vor dem Eintritt der Staatenlofig- 
feit zuletzt die Staatsangehörigfeit eines Feindſtaates 
bejefien haben, ferner fiir ſolche Perſonen, bei denen 
es zweifelhaft ift, ob fie die Staatdangehörigfeit eines 


Feindſtaates beſitzen. 
423 
IN 
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87 
Deutſche Staatsangehörige, 
die gleichzeitig Angehörige der Feind— 
jtaaten find 


(1) Deutiche Staatsangehörige und Angehörige 
des Vroteftorats Böhmen und Mähren, die aleidy- 
zeitig die Staatsangehörigteit eines Feindftaates be- 
fiten und das 15. Lebensjahr vollendet Haben, haben 
der Kreispolizeibehörde, in deren Bezirk fie ihren 
Mohnfit oder dauernden Aufenthalt haben, mangels 
ſolcher der Kreispolizeibehörde, in deren Bezirk ſie 
ſich aufhalten, innerhalb 24 Stunden nad) der 
öffentlichen Aufforderung ($ 1 Abf. 1) ihre fremde 
Staatdangehörigfeit anzuzeigen. 

(2) Für Verfonen unter 15 Jahren ift der geſetz— 
liche Vertreter anzeigepflichtig. 


im Ausland in feinem Sichtvermerk vorgeſchrie— 
bene Aufenthaltsfriit hinaus im Reichsgebiet auf- 
halten will und vor Ablauf dieſer Frift Antrag 
auf Aufenthaltserlaubnis ftellt, ferner wenn der 
Ausländer vor Ablauf feiner Aufenthaltserlaubnis 
eine neue Aufenthaltserlaubnis beantragt.” 


3. 85 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Der Aufenthalt im Reichsgebiet kann einem Aus— 


(änder verboten werden, wenn öffentliche Belange 
e8 erfordern.” 


4. 813 erhält folgende Faſſung: 












„Ss 13 


(1) Der Ausländer, der ſich vorfäßlich oder 
fahrläſſig ohne die nad) den ausländerpolizeilichen 
Reftimmungen erforderliche Aufenthaltserlaubnis 
im Reichsgebiet aufhält, der einem Aufenthalte: 
verbot zumiderhandelt oder Der ſich in Teilen dei 
Reichsgebiets aufhält, für Die feine Aufenthalte: 
erlaubnis nicht gilt, wird mit Gefänanis und mit 
Gelditrafe oder mit einer dieſer Strafen beitraft. 

(2) Der gleichen Beftrafung unterliegt der Aus: 
länder, der vorjäßlich oder fahrläffig den vom 
Reichsminifter des Innern erlafjenen Anordnun: 
gen auf dem Gebiete der Ausländerpolizei zu— 

widerhandelt.“ 


5. 815 Abſ. 3 wird außer Kraft geſetzt. 


8 
Strafbeftimmungen 


Mer vorſätzlich oder fahrläffig den Reftimmungen 
der $$ 1,2, 6 und 7 oder den auf Grund des 83 er» 
laffenen Anordnungen zuwiderhandelt, wird mit 
Gefängnis und mit Geldftrafe oder mit einer dieſer 
Strafen beitraft. 


89 
I 
Vroteftorat Böhmen und Mähren 


(1) Die den Volizeibehörden (Orts: und Kreis- 
polizeibehörden) übertragenen Aufgaben werden im 
Niroteftorat Böhmen und Mähren bon den Ober: 
landräten wahrgenommen. 

(2) Am Vroteftorat Böhmen und Mähren hat 
die perjönliche Meldung nad) S 1 Ab. 1 bei der Orts— 
polizeibehörde der Vroteftoratsverwaltung zu er 
folgen. Gleichzeitig ift jedoch eine ſchriftliche Mel— 


dung an den zuftändigen Oberlandrat zu eritatten. 


s ıl 
Vroteftorat Böhmen und Mähren 


(1) Die Aufgaben, die nad) der Ausländerpolizei- 
verordnung den Volizeibehörden (Orte und Rreis- 
polizeibehörden) übertragen find, werden im Protek— 
torat Böhmen und Mähren von den Oberlandräten 
wahrgenommen. 

(2) Der Reichsprotektor in Böhmen und Mähren 
beitimmt die Verpflichtung, die Art und den Umfang 
2. Abichnitt der Mitwirkung der Vroteftoratsbehörden bei der 
Durchführung der Ausländerpolizeiverordnung. 

Sonftige Ausländer 
$ 10 

(1) Während der Geltungsdauer diefer Verordnung 
ift Die Ausländerpoligeiverordnung vom 22. Auguſt 
1938 GReichsgeſetzbl. 1_S. 1053) im Großdeutſchen 
Reich auf die nicht untkr den Erſten Abſchnitt fallen— 
den Ausländer in folgender Faflung anzuwenden: 


1. $1 wird außer Kraft geſetzt. 
2. 82 erhält folgende Faſſung: 


us 2 

(1) Jeder über 15 Jahre alte Ausländer, dei 
fich im Reichsgebiet länger ala 48 Stunden auf- 
balten will, bedarf einer befonderen Aufenthalts: 
erlaubniß. 

(2) Beantragt der Ausländer die Aufenthalts: 
erlaubnis vor Ablauf der im Abſ. 1 angegebenen 
Friſt, fo gilt fein Aufenthalt im Bereich der Kreis— 
polizeibehörde, bei der der Antrag geftellt ift, als 
erlaubt. Das aleiche gilt, wenn der Ausländer 
ſich über die ihm von einer deutichen Vertretung 


812 


Die Staatdangehörigen des Protektorats Böhmen 
und Mähren unterliegen der Ausländerpolizeiver- 
ordnung nicht, jedoch findet $ 16 ber Ausländer: 
polizeiverordnung auf fie wie auf deutſche Staat®- 
anaehörige Anwendung. 


g 13 


(1) Die nad) dem geltenden Protektoratsrecht er- 
teilten AufentHaltserlaubniffe erlöfchen ſpäteſtens am 
1. Oktober 1939. Bis zu diefem Zeitpunkt haben 
alle Ausländer den Antrag auf Erteilung der Auf 
enthaltserlaubnis zu ftellen. 

(2) Die Meldung einer fremden Staatsangehörig- 
feit neben der deutſchen Staatsangehörigfeit oder 
der Vroteftoratsangehörigfeit ($ 16 der Ausländer- 
polizeiverordnung) hat eritinalig bi8 zum 1. Oftober 
1939 zu erfolgen. 

(3) Als Aufenthaltsverbote im Sinne der Aus— 
[änderbolizeiverordnung aelten auch die nady dem 
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bisher im Protektorat geltenden Recht ausgeiproche- ftimmungen außer Kraft, insbejondere das Geſetz 
nen Abſchaffungen (Landesverweifungen) bon Aus: | vom 19. März 1935 über den Aufenthalt der Aus 


Ländern. länder und die Beltimmungen des allgemeinen Straf 
geſetzes und der strafrechtlichen Nebengeſetze des Pro— 

3. Abſchnitt teftorats, die die Landesverweiſung oder gerichtliche 

g 14 Abſchaffung von Ausländern aus dem Protektorats— 


et. 2 gebiete vorjehreiben oder zulaflen, ſowie die Vor- 
(1) Dieje Verordnung tritt am 6. September 1939 | jchriften des allgemeinen Strafgejeßes über die Be 


in Kraft. ! ſtrafung der verbotenen Rückkehr in das Proteftorat®- 
(2) Gleichzeitig treten alle im Proteftorat Böhmen gebiet, ſoweit ſich dieſe Beſtimmungen auf Ausländer 
und Mähren geltenden ausländerpolizeilichen Be— beziehen. 


Berlin, den 5. September 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Am Auftrag 


Heydrich 


sage tönt ven BA Di Ba Se 


Berordnung über die Errichtung einer jtaatlichen Bolizeiverwaltung 
in der Stadtgemeinde Znaim. 


Bom 5. September 199. 
Auf Grund des 89 des Erlaſſes des Führers 


und Reichsfanzlers über die Verwaltung der judeten- 
deutichen Gebiete vom 1. Oftober 1938 Geeichs— 


gejeßbl. I ©. 1331) wird verordnet: 


81 
Zum 1. Oktober 1939 wird in der Stadtgemeinde 
Znaim eine ftaatliche Volizeiverwaltung errichtet. 


weiterhin bei Einführung aus Artifel II 
des Notgeſetzes vom 24. Februar 1923 
Reichsgeſetzbl. JI ©. 147), aus 825 der 
Arbeitäzeitordnung vom 26. Juli 1934 
(Reichsgejeßbl. I ©. 803), aus dem Gaft- 
ſtättengeſetz vom 28. April 1930 (Reiche 
geſetzbl. I ©. 146) und aus dem Geſetz 
über das Verfteigerergewerbe in der Faſſung 
vom 12, ebruar 1938 (Reichsgeſetzbl. 1 
S. 202) nebjt Ausführungsvorjchriften. 

Bei 8 15 Abi. 2, SS 36, 45 bis 47, 49, 
53,78 und 151 der Reichsgewerbeordnung 
iſt jedoch die Zuſtändigkeit der ſtaatlichen 
Polizeiverwaltung nur inſoweit gegeben, 
als die Gewerbe felbſt der Aufſicht dieſer 
Verwaltung unterliegen. 

Sofern den angeführten Beſtimmungen 
entſprechende Geſetze, Verordnungen uſw. 
bereits beſtehen, gehen zunächſt die ſich 
daraus ergebenden polizeilichen Aufgaben 


auf die ſtaatliche Polizeiverwaltung über; 
f) der Geſundheitspolizei; 
g) der Reterinärpolizei; 


82 


Die örtliche Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Volizei- 
verwaltung in Znaim erſtreckt ſich auf die Stadt- 
gemeinde Znaim. 





83 
Die ſachliche Zuſtändigkeit für die Ausübung poli- 
zeilicher Aufgaben in dem genannten Ort richtet ſich 
nach folgender Zuſtändigkeitsabgrenzung:; 


1. Der Landrat oder der Bürgermeifter bleiben 
weiterhin zuftändig für die Ausübung: 
a) der Baupolizet; 

b) der Feld- und Forſtpolizei/ 

c) des Naturſchutzes; 

d) der Feuerpolizei, ſoweit ſie zum Bereich 
der Baupolizei gehört, und der Feuer— 
löſchpolizei, 

e) der Gewerbepolizei mit Ausnahme der 
Aufgaben, die ſich bei Einführung der 
Meichänewerbeordnung ergeben aus Ss 15 
Abi. 2, $ 33a bis d, SS 34, 34a, 35 ohne 
Abi. 4 und 5, 88 3b, 306, 37,38, $4la 
und b, $ 42a und b, 843, $ 44 legter 
Abſ. sg 44a, 45 bis 47,49, 53,55 bis 63, 
367 Abi. 2, 83°, 76, 78, $ 105b Abj.2 
und $151 der Reichögewerbeordnung, 


h) der @ebensmittelpolizei; 

i) der Marftpolizei; | 

k) der Schladhtvieh- und Fleiſchbeſchau, ſo— 
weit in den Gemeinden der Schlachthaus— 
zwang angeordnet iſt, 

!) der Megepolizei hinsichtlich der Unterbals 
tung, Beleuchtung und NReintqung; 

m) der Jagdpolizei mit Ausnahme der Br 
ftimmungen über die Erteilung, Ver- 
ſagung und Entziehung der Jagdſcheine 
— 88 22 bis 27 Reichsjagdgejeb oder ent- 


ſprechende Vorſchriften —; 
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n) der Wohnungspolizei; 

0) der Obdachlojenpolizei; 

p) der Schulpolizei; 

q) der Befugniffe, die den Ortspolizeibehör- 
den Übertragen werden durch die Rultur- 
geſetze, insbeſondere durch das Reichäfultur- 
fammergeies vom 22. September 1933 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 661) und das Gefek 
über Vermittlung von Muſikaufführungs— 
rechten vom 4. Juli 1933 (Reichsgefekbl. I 
S. 452) nebft den dazu ergangenen Aus: 
führungsbeftimmungen 
und 


Berlin, den 5. September 1939. 
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r) für diejenigen Aufgaben, die ihnen noch 
durch den Reichsminiſter des Innern zu- 
gewieſen werden. 


Für alle übrigen in Nr. 1 nicht genannten 
Aufgaben ift die ftaatliche Volizeiverwaltung 
zuftändia, fofern nicht Sonderbolizeibehörden 
beitimmt find. 


3. Die oberen Verwaltungsbehörden werden er- 
mäcdtigt, in Smeifelsfällen die Zuftändig- 
feiten unter Zugrundelegung dieſer Beſtim— 
mungen ſelbſtändig abzuarenzen. Über jede 
ſolche Enticheidung ift Dem Reichsminiſter des 
Innern zu berichten. 


N 


Der Heihsminifterdes Innern 
Frick 
nee ein u Din). € SEHR TEE BEE SEE 


Dritte Verordnung 
zur Ausführung Der Verordnung über Kündigungsſchutz für Miet: und Parhträume*). 


Bom 5. September 1939, 


Auf Grund des Artitels I der Verordnung über 
Kindigunasihus für Miet- und Vahträume vom 
28. Auguſt 1937 (Reichsaefegbl. I S. 917) wird im 
Einvernehmen mit dem Reichskommiſſar für die 
Preisbildung folgendes verordnet: 


81 

Das Mieterſchutzgeſetz in der Faſſung der Bekannt— 
machungen vom 17. Februar 1928 GReichsgeſetzbl. I 
S. 25) und vom 27. April 1933 MReichsgeſeßbl. I 
©. 235), des Artikels 5 des Geſetzes vom 27. Oktober 
1953 (Neichsgefeßbl. I ©. 780, 787) und des Ar- 
tifelö II der Verordnung vom 20, April 1936 (Reichs: 
geſetzbl. I S. 378) fowie der Erften Verordnung zur 
Ausführung dev Verordnung über Kündiaunasichuß 
für Miet- und Dachträume vom 4. Dezember 1937 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1325) ailt für Mietverhältniffe 
jeder Art, jomweit in diefer Verordnung nichts ande: 
res beitimmt ift. Reichs- und landesrechtliche Be— 
ſchränkungen der Geltung des Mieterſchutzgeſetzes tre- 
ten infoweit außer Rraft. 


82 
(1) Die Vorſchriften der SS 24, 25 und 32 des 
Mieterichußgefeges und der Sweiten Verordnung zur 
Ausführung der Verordnung über Kündigungsſchutz 
für Miet- und Pachträume vom 31. Auguſt 1938 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1070) bleiben in Kraft. 


(2) Der 1, Abſchnitt des Mieterſchutzgeſetzes gilt 


jedoch auch für Untermietverhältniffe, wenn der Un- 
termieter oder der nach $ 24 Ab. 2 des Mieterichuß- 
geſetzes Berechtigte die Näume ganz oder überwie— 
gend mit Einrichtungsgeaenftänden ausaeftattet hat 


oder wenn er in den Mieträumen mit feiner Familie 
eine ſelbſtändige Wirtſchaft oder Haushaltung führt. 
Cine Kündigung oder Aufhebung des Mietverhält: 


niſſes nad) S Aa des Mieterſchutzgeſetzes findet nicht 
ſtatt. 
84 


Werden die Mieträume für kriegswichtige Zwecke 
benötigt, ſo genügt zum Nachweis des überwiegenden 
Intereſſes des Vermieters an der Erlangung des 
Mietraums im Sinne des $ 4 des Mieterſchutzgeſetzes 
eine Beſcheinigung der zuftändigen Behörde. Auf An- 
trag des Vermieters fann das Mietverhältnis mit 
jofortiger Wirfung aufgehoben werden. Eine Räu- 
mungsfrift ſoll nur gewährt werden, wenn befondere 
Umſtände e8 dringend geboten erjcheinen Laffen. 


$5 
Will der Mieter die Mieträume untervermieten, 
ſo fann die hierzu erforderliche Erlaubnis von dem 
Vermieter nur aus einem wichtigen Grunde veriwei- 
gert werden. AufAntrag des Mieters fann dag Miet: 
einigungsamt die Erlaubnis erjegen. 


86 

(1) Stirbt der Mieter, fo treten feine Familien— 
angehörigen, bei denen die im $ 19 Abſ. 1 Sab 2 des 
Mieterſchutzgeſetzes bezeichneten Vorausſetzungen vor- 
liegen, in die Rechte und Vflichten des Mieters ein. 
In diefem Fall ift eine Kündigung des Vermieter: 
gemäß 5569 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht zu- 
läſſig. Gibt ein Angehöriger binnen einer Woche, 
nachdem er von dem Tode des Mieters Kenntnis er- 
langt hat, dem Vermieter gegenüber die Erklärung 


* Betrifft nicht die Ditmart und den Reichſsgau Sudetenland. 
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ab, daß er das Mietverhältnis nicht fortjegen wolle, 
jo gilt Hinfichtlich diefes Angehörigen der Eintritt 
als nicht erfolgt. 


(2) Haben Ehegatten gemeinschaftlich gemietet und 
ftirbt einer von ihnen, fo ift der andere beredtiat, 
das Mietverhältnis unter Einhaltung der aeleßlichen 
Friſt für den eriten zuläffigen Termin zu kündigen. 
Auf eine abweichende Vereinbarung fann fich der 
Vermieter nicht berufen. 


87 

Wird ein Mietverhältnis über Geſchäftsräume 
lediglich auf Grund des S 4 Abf, 1 des Mieterichub- 
gelebes aufgehoben, jo fann das Gericht auf Antrag 
ed Mieterd, ſoweit e8 zum Ausgleich unbilliger 
Härten erforderlich ift, den Vermieter außer zum 
Eriab von Umzugskoſten zur Leiftung einer ange 
mejlenen Entichädiqung für die ſonſtigen wirtichaft- 
lichen Nachteile verpflichten, Die der Mieter durch den 
Verluft der Mäume erleidet. Die Vorſchriften der 
84 Ab. 4 bis 6, 86 Abi. 2 Sat 1, 3 und 4, $ 14 
Ab. 1 bis 3 und 8 16 de8 Mieterſchutzgeſetzes gelten 

entiprechend. 


8 
(1) Die Vorjchriften über den Kündigungsſchutz 
gelten auch, wenn die Kündigung vor Inkrafttreten 
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dieſer Verordnung für einen nad) dem 31. Auguſt 1939 
liegenden Zeitpunkt ausgefprochen ift, e8 ſei denn, dab 
die Räumung bereits erfolgt ift. Beim Vorliegen 
eines Mietaufbebungsgrundes kann der Vermieter 
die Aufhebung des Mietverhältnifes für den Zeit 
punkt begehren, für den die Kündigung ausgelprochen 
war. It ein Näumungsprozeß anbängig, lo kann 
der Kläger von der Räumungsklage zur Mietauf: 
bebungsflage übergehen. Nimmt der Kläger Die 
Räumungsklage zurüd, jo werden die Gerichtskoſten 
niedergeichlagen und die außergerichtlichen Koſten 
gegeneinander aufgehoben. $ 271 Abſ. 1 der Zivil 
prozehordnung findet feine Anwendung. 

(2) Die Verordnung über Maßnahmen der Dreiß- 
behörden bei Kündigungen von Miet- und Pachtver— 
hältniffen vom 19, April 1939 (Neichögejesbl. I 
5.799) und die dazu ergangenen Durchführungs— 
beftimmungen treten bis auf weiteres außer Kraft. 
Sie find nur noch zur Beendigung folder Verfahren 
anzuwenden, bei denen die Kündigung für einen vor 
dem 1. September 1939 liegenden Zeitpunft aus- 
geſprochen ift. 

89 


Der 1. Abſchnitt des Mieterſchutzgeſetzes und die 
Vorſchriften dieſer Verordnung mit Ausnahme des 
36 Abf. 1 gelten entſprechend für Pachtverhältniſſe 
und Unterpachtverhältniffe über Räume. 


Der Reihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 


Der Neichsarbeitsminijter 
Franz Seldte 


Berordnung 
zur Ausführung der Verordnung über Kündigungsſchutz für Miet: und Pachträume 
in der Dſtmark. 


Som 5. September 1939, 


Auf Grund der Verordnung über Kündigungs- 
ſchutz für Miet- und Pachträume in der. Oſtmark 
und im Neichsgau Sudetenland vom 31. Auguft 1939 
(Reichsgeſetzbl. S, 1602) und des Artikels I der 
Verordnung Über Kündigungsihug für Miet- und 
Pachträume vom 28, Auguſt 1937 GReichsgeſetzbl. I 
S. 917) wird folgendes verordnet: 

Sl 

Die in dem Mietengefeß in der Faſſung der Ver: 
ordnungen vom 22. Juni 1929 (BGBL, Nr. 210) 
und im Reichsgau Sudetenland vom 31. Auguft 1939 
desgeſetze Nr. 18471936 und 235/1937 im $ 1 Abf.2 
Differ 1, 2 und 7, Abſ. 4 und 5 enthaltenen Aus: 
nahmen von dem Amvendungsbereich des Geſetzes 
werden hinfichtlic, dev Vorſchriften über die Kündi- 


Reichögefepbl. 1939 I 


gungsbeſchränkungen (SS 19 bis 23) aufgehoben. . 
Das gleiche gilt für die das Verhältnis zwiſchen 
Haupt- und Untermieter betreffende Ausnahme im 
Ss 1 Abſ.2 Siffer 8 des Mietengefekes, fofern der 
Untermieter Die Räume ganz oder überwiegend mit 
Einrichtungsgegenftänden ausgeftattet hat oder in 
den Räumen mit feiner Familie eine jelbjtändige 
Mirtichaft oder Hausbaltung führt. 


2 

Ein Grund zur Aufhebung des Vertrags gemäß 

$ 1118 des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und ein wichtiger Kündigungsgrund im Sinne des 
s 19 des Mietengefeßes liegt vor, wenn die Miet: 
räume für Eriegswichtige Zwecke benötigt werden. 


H514 
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zum Nadweis hierfür genügt eine Beſcheinigung 
der zuftändigen Behörde. Eine längere als die geſetz— 
liche Räumungsfriſt (538 des Mietengeſetzes) foll 
nur gewährt werden, wenn beſondere Umftände es 
dringend geboten erfcheinen laſſen. 


3 
Auf ein vertragliches Verbot der Untervermietung 
fann ich der Vermieter nur berufen, wenn ein wid) 
tiger Grund gegen die Untervermietung vorliegt. Auf 
Antrag des Mieters entjcheidet über die Suläffigkeit 
der Untervermietung die Mietfommiffion. 


s4 
(1) Jm $ 19 Abſ. 2 Siffer 11 des Mietengefetes ift 
Sat 1 in folgender Faſſung anzuwenden: 


„Die vermieteten Wohnräume nach dem Tode 
des biöherigen Mieters nicht mehr einem drin- 
genden Wohnungsbedürfnis des Ehegatten oder 
von Verwandten in gerader Linie, einfchlief- 
lich der Wahlfinder, oder von Geſchwiſtern 
des bisherigen Mieters dienen, die ſchon bisher 
in gemeinfamem Haushalt mit dem Mieter 
darin wohnten.” 


(2) Haben Ehegatten gemeinjchaftlich gemietet und 
ftirbt einer von ihnen, fo ift der andere berechtiat, 
das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen 
Friſt für den erſten zuläſſigen Termin zu kündigen. 
Auf eine abweichende Vereinbarung kann ſich der 
Vermieter nicht berufen. 


5 

(1) In den Fällen des 8 2 diefer Verordnung ift 
s 19 Abſ. 5 des Mietengeſetzes entfprechend anzu- 
wenden. Ä 

(2) Bei Geichäftsräumen fann das Gericht in den 
Fällen des $ 19 Abſ. 5 des Mietengefetes in entſpre— 
chender Anwendung diefer Vorſchrift auf Antrag des 
Mieters, ſoweit e8 zum Ausgleich unbilliger Härten 

/ a 
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erforderlich ift, den Vermieter verpflichten, außer 
den Überfiedlungsfoften eine angemefjene Entfchädi- 
gung für die fonftigen wirtfchaftlihen Nachteile zu 
— * die der Mieter durch den Verluſt der Räume 
erleidet. 


86 

(1) Der Vermieter kann ſich auf eine Kündigung, 
die er vor Anfrafttreten diefer Verordnung für einen 
nac) dem 31. Auguft 1939 liegenden Zeitpunkt aus: 
geiprochen hat, nur berufen, wenn ein wichtiger Grund 
im Sinne des $ 19 des Mietengefetes vorliegt, e8 fei 
denn, daß der Mietgegenftand bereits geräumt iſt. 
Dies gilt entiprechend für Räumungsaufträge, die 
das Gericht vor Anfrafttreten diefer Verordnung für 
einen nad) den 31. Auguft 1939 liegenden Zeitpunkt 
erlaften hat. 


(2) In anhängigen Beftandverfahren fann der 
Vermieter das Vorliegen eines wichtigen Ründigungs- 
grundes bis zur rechtsfräftigen Entjcheidung geltend 
machen. Nimmt der Vermieter die Kündigung oder 
den Antrag auf Erlaffung des Näumungsauftrags 
zurüd, jo bedarf ex nicht der Zuftimmung des Mie- 
ters, die Koften des Verfahrens find in diefem Falle 
gegeneinander aufzuheben. 


(3) it eine Kündigung oder ein Räumungsauftrag 
der im Abſ. 1 bezeichneten Art bereit? rechtskräftig 
wirffam geworden, ohne daß der Vermieter einen 
wichtigen Grund geltend gemacht hatte, fo fann ex 
binnen vierzehn QTagen nach Inkrafttreten diefer 
Verordnung die Kündigung oder den Antrag auf 
Erlaffung de3 Näumungsauftrags unter Berufung 
auf einen bei der exiten Kündigung vorhandenen 
wichtigen Grund wiederholen. Der frühere Titel 
wird Damit unwirkſam. 


7 
Die Vorſchriften des Mietengefekes über Kündi— 
guugsbeihränfungen und die Vorichriften diefer Ver- 
ordnung gelten für Dachtverhältniffe und Unterpacht— 
verhältniffe über Räume entfprechend. 


Der Reihsminifter der Juftiz 


Dr. Gürtner 


Der Reichsarbeitäminifter 


Franz Seldte 
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Verordnung über Kündigungsſchutz jür Miet: und Pachtränme 
im Reichſsgau Sudetenland und in den in Die Reichsgaue Niederdonan und Dberdonan 
eingegliederten judetendentjchen Gebieten, 


Bom 5. Sehtember 1939. 


Auf Grund der Verordnung über Kündigungs- 
ichuß für Miet- und Pachträume in der Oftmarf und 
im NReihsgau Sudetenland vom 31. Auguft 1939 
(Reichsgefebl. I S. 1602) und de8 Artikels 1 der 
Verordnung Uber Kündigungsihus für Miet- und 
Vachträume vom 28. Auguft 1937 (Neichsgejebbl. I 
©. 917) wird folgendes verordnet: 


81 

(1) Beſtimmungen, die die Geltungsdauer und den 
Anwendungsbereic) des Geſetzes über den Schuß der 
Mieter vom 28. März 1928 ſEdGuV. Nr. 44) in der 
Faffung der Kundmachung vom 24. März 1934 
(SoGuvV. Nr. 62) beichränten, find hinſichtlich der 
Borichriften diefes Gefetes Über die Kündigung (581 
bis 7) nicht anzumenden. 


(2) Zu einer Kündigung, die lediglich auf die Vor— 
schriften im $ 1 Abi. 2 Siffer 10, 12, 13 oder 14 des 
Geſetzes über den Schuß der Mieter geſtützt ift, ift die 
Bewilligung nur zu erteilen, wenn aus bejonderen 
Gründen ein fo dringendes Antereffe an der Erlan- 
gung des Mietraums befteht, daß auch bei Berückſich— 
tigung der Verhältniffe des Mieters die Vorent- 
haltung eine ſchwere Unbilligkeit für den Vermieter 
Darftellen würde. 


(3) Zur Kündigung eines Untermietverhältnifjes 
ift die gerichtliche Bewilligung nur erforderlidy, wenn 
der Untermieter die Räume ganz oder überwiegend 
mit Einrichtungsaegenftänden ausgeftattet hat oder 
in den Räumen mit feiner Familie eine felbftändige 
Mirtichaft oder Saushaltung führt. Das gleiche gilt 
für die Kündigung von Unterpadhtverhältnifien über 
Räume. 


2 

Merden Räume für frieggwichtige Zwecke benötigt, 
fo ift die Bewilligung zur Kündigung zu erteilen, 
wenn der Vermieter durch eine Beſcheinigung der zu- 
ftändiaen Behörde nachweiſt, daß er ein liberwiegen- 
des Intereſſe an der Erlangung der Räume hat. Auf 
Antrag des Vermieters kann das Mietverhältnis mit 
fofortiger Wirkung für beendigt erklärt werden. 
Eine Räumunasfrilt foll nur gewährt werden, wenn 
befondere Umstände e8 dringend geboten erſcheinen 
laſſen. 


83 


Auf ein vertragliches Verbot der Untervermietung 
kann Sich der Vermieter num berufen, wenn ein wid) 
tiner Grund genen die Unterwermietung vorliegt. 
Auf Antrag des Mieters entjcheidet Über die Zu— 
Läffigfeit der Untervermietung das Amtsgericht Im 
außerftreitigen Verfahren. Gegen die Entſcheidung 
des Amisgerichts findet binnen acht Tagen der Re— 
furs ftatt. Die Entſcheidung über den Rekurs ift 
unanfechtbar. 


84 


(1) Iſt nad) dem Tode des Mieters ein Familien⸗ 
angehöriger In den Mietvertrag eingetreten, ($ 6 
Abi. 1 Satz 1 des Gefetes zum Schube der Mieter), 
fo kann er binnen einer Woche, nadydem er Kenntnis 
vom Tode des Mieters erlangt hat, dem Vermieter 
gegenüber die Fortjekung des Mietverhältnijfes ab- 
lehnen. In diefem Falle gilt der Eintritt in das Miet- 
verhältnis als nicht erfolgt. 


(2) Haben on aemeinschaftlich gemietet und 
ftirbt einer von ihnen, jo fann der andere das Miet- 
verhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt für 
den eriten zuläfligen Termin kündigen. 


85 


(1) In den Fällen des 51Abſ. 2 und des $ 2 die— 
fer Verordnung fann das Gericht auf Antrag des 
Mieters bei der Bewilligung der Kündigung aus— 
jprechen, daß der Vermieter dem Mieter nad) Räu— 
mung des Mietgegenſtandes die Uberſiedlungskoſten 
in der für einen Umzug innerhalb der Gemeinde er- 
forderlichen Höhe ganz oder teilweife zu erſetzen bat, 
wenn dies nach den Umftänden, insbejondere unter 
Berückſichtigung der wirtichaftlidhen Lage des Ver— 
mieters und des Mieters der Billigkeit entſpricht. Bei 
Geſchäftsräumen kann das Gericht auf Antrag des 
Mieters, ſoweit e8 zum Ausgleich unbilliger Härten 
erforderlich ift, den Vermieter verpflichten, außer 
den Überfiedlungskoften eine angemeffene Entſchädi— 
gung für die jonitigen wirtichaftlichen Nachteile zu 
— der Mieter durch den Verluſt der Räume 
erleidet. 


(2) Die Überſiedlungskoſten und die dem Mieter 
ſonſt zu leiftende Entihädiqung find unter entjpre- 
chender Anwendung des 8 273 der Zivilprozeßord— 
nung feitzufegen und in der Entjcheidung über Die 
Bewilligung der Kündigung anzugeben. 


(3) Das Gericht fann, wenn e8 nad) den Umſtän— 
den der Billigfeit entipricht, auf Antrag des Mieters 
nod) vor der Räumung des Mietgegenitandes durd) 
einftweilige Verfügung die Hinterlegung Des zu er- 
ſetzenden Betrags oder eines Teiles davon anordnen; 
der Beſcheinigung einer Gefahr bedarf es nicht. 


86 


(1) Der Vermieter fann fich auf eine Kündiqung, 
die er dor Anfrafttreten diefer Verordnung für einen 
nach dem 31. Auauft 1939 Tiegenden Seitpunft aus- 
gefprochen hat, nur berufen, wenn bei der Kündigung 
die Vorausfeßungen vorlagen, unter denen die Be 
willigung zur Kündigung nach den Vorſchriften des 
Geſetzes zum Schutze der Mieter oder dieſer Verord- 
nung zu erteilen wäre. Dies gilt entſprechend für 
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Räumungsaufträge, die das Gericht vor Anfrafttreten 
dDiejer Verordnung für einen nad) dem 31. Auguſt 1939 
liegenden Seitpunft erlaſſen hat. 


(2) In anhängigen Beitandverfahren fann der Ver- 
mieter das Vorliegen eines wichtigen Ründiqungs- 
grundes bis zur rechtsfräftigen Enticheidung geltend 
macen und die Bewilligung der Kündigung bean- 
tragen. In diefem Falle gelten für da8 weitere Ver- 
fahren die Vorichriften des Geſetzes zum Schuhe der 
Mieter, Nimmt der Vermieter die Kündigung oder 
den Antrag auf Erlaffung des Näumungsauftrags 
zurüd, jo bedarf er nicht der Zuftimmung des Mie- 
ter8; die Roften de8 Verfahrens find in diefem Falle 
gegeneinander aufzuheben. 


Berlin, den 5. September 1939. 
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(3) ft eine Kündigung oder ein Räumungsauf- 
trag der im Abf. 1 bezeichneten Art bereit3 rechts— 
Fräftia wirkſam geworden, ohne daß der Vermieter 
einen wichtigen Grund geltend gemacht hatte, jo fann 
er binnen vierzehn Tagen nach Anfrafttreten diejer 
Verordnung unter Berufung auf einen bei der Kün— 
Digung vorhandenen wichtigen Grund die nachträg— 
liche Bewilligung der Kündigung beantragen. Wird 
die Bewilligung verjagt, jo wird der frühere Titel 
unwirkſam. 

87 


Der 87 des Geſetzes zum Schutze der Mieter gilt 
hinfichtlich der Vorſchriften diejer Verordnung ent- 
ſprechend. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


Verordnung 
über die Vollſtreckbarleit der vor den NE-Rechtsbetreuungsſtellen 
im Reichsſgau Sudetenland abgeſchloſſenen Vergleiche. 


Vom 5. September 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs— 
kanzlers über die Verwaltung der ſudetendeutſchen 
Gebietevom 1.Dftober 1938 (Neich8gefeßbl. IS. 1331) 
wird folgendes verordnet: 

Nusfertigungen von Vergleichen, die vor einer 
NSNRechtsbetreuungsftelle im Reichsgau Sudeten- 
land über bürgerlic’-rechtliche Anſprüche abaejchloffen 


Berlin, den 5. September 1939. 


find, find Vollfiredungstitel im Sinne des 81 der 
dort geltenden Exefutionsordnung, wenn fie mit der 
Betätigung der Vollftrecfbarkeit verfehen find. Die 
Vollftredbarfeit beftätigt der Leiter der NS-Rechts— 
betreuungsftelle unter Beidrüdung des Siegels oder 
Stempels der NS-NRechsbetreunngsitelle, 


Der Reih3minifter der Juftiz 
In Vertretung 
Dr. Freisler 


Der Reichdminifter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


Verordnung über Arbeitsloſenhilfe. 
Vom 5. September 1939, 


Auf Grund der Verordnung des Minifterrats für 
die Neichsverteidigung zur Anderung von Vorſchrif— 
ten über Arbeitseinfat und Arbeitälojenhilfe vom 
1. September 1939 (Neichögefeßbl. I ©. 1662) ver- 
ordne ich: 

8 


1 
uf eine. erhält, wer dem Arbeits: 
einfag zur Verfügung fteht, aber unfreiwillig ar- 
beitslos ift. 


82 
Die ng ng wa ne wird in der Negel 
vom exjten Tage der Arbeitslofigkeit an gewährt. 


83 
(1) Die Arbeitälofenunterjtügung befteht aus der 
Hauptunterftügung und den Gamilienzufchlägen für 
Angehörige. 
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(2) Familienzufhläge find für die Angehörigen 
des Arbeitslofen zu zahlen, denen ex auf Grund einer 
rechtlichen oder fittlihen Pflicht Unterhalt zu ge 
währen bat und zu deren Unterhalt ex tatſächlich 
nicht nur vorübergehend und nicht nur geringfügig 
beiträgt (zuſchlagsberechtigte Angehörige). Als An— 
gehörige gelten auch Pflegefinder. Die Zahlung des 
Familienzuſchlags iſt zu verſagen, ſoweit der An— 
gehörige in der Lage iſt, ſeinen angemeſſenen Lebens— 
bedarf aus eigenen Kräften und Mitteln, insbeſon— 
dere durch Einſatz der eigenen Arbeitskraft zu be— 
ſchaffen. 

84 


(1) Hauptunterſtützung und Familienzuſchläge be- 
meſſen ſich nad) Ortöflafjen und Lohnklaſſen. 


(2) Mafigebend für die Einreihung der Drte in 
die Ortsklaſſen ift das jeweilige Ortsklaſſ enverzeichnig, 
das für die Gewährung von Ortszuſchlägen für die 
Beamten durch das Beſoldungsgeſetz aufgeitellt iſt. 


(3) Die Lohnklaſſe beftimmt ſich nad) dem Arbeite- 
entgelt, das der Arbeitslofe beziehen würde, wenn 
er feine bisherige Beſchäftigung hätte beibehalten 
fönnen. Stand der Arbeitslofe nicht in abhängiger 
Beichäftigung oder kommt er nach feinen förper- 
lichen und aeiftigen Fähigkeiten oder nad) feinem be- 
ruflichen Werdegang für die frühere Beihäftigung 
nicht mehr in Betracht, fo ift das Arbeitsentgelt der- 
jenigen Beichäftigung zugrunde zu legen, für die er 
fünftig hauptfädhlic in Frage fommt. 

(4) Im übrigen richtet ſich die Höhe der Arbeits- 
lofenunterftüßung nad) den in der. Anlage an— 
gegebenen Süßen. 

85 


(1) Die Arbeitslojenunterftügung ift von der Be- 
dürftigfeit des Arbeitslofen abhängig. 


(2) Auf die wöchentliche Arbeitslofenunterftügung 
wird angerechnet: 

a) das Einfommen de3 Arbeitslofen, ſoweit e8 
den Betrag von 6 Neichsmarf in der Woche 
überfteigt. Als Einfommen gelten alle Bezüge 
in Geld oder Geldeswert. Zuwendungen, die 
die freie Wohlfahrtöpflege oder ein Dritterzur 
Ergänzung der Arbeitslojenbilfe gewährt, ohne 
dazu eine rechtliche oder fittliche Pflicht zu 
haben, bleiben außer Anjaß; 
das Einfommen der Angehörigen des Arbeits- 
fofen, die ihm auf Grund einer rechtlichen 
Pflicht Unterhalt zu aewähren haben, ſoweit 
das Einkommen nad) Abzug von Steuern, ſo— 
zialen Beiträgen undWerbungskoſten 24 Reichs— 


b 


— 


Berlin, den 5. September 1939. 
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mark in der Woche überfteigt. Der Betrag bon 
24 Reichämark erhöht fih um 9 Neihsmarf 
wöchentlich für jede Perſon, die der Angehörige 
des Arbeitslofen auf Grund einer rechtlichen 
oder fittlihen Vflicht ganz oder überwiegend 
unterhält; hierbei wird der Arbeitslofe jelbit 
nicht mitgerechnet. 
(3) Bei Arbeitsunmwilligfeit wird die Arbeitslojen- 
unterftübung auf das zur Friſtung des Yebensunter- 
halts Unerläßliche herabgejeßt. 


86 
Die Arbeitsloſenunterſtützung kann davon ab— 
hängig gemacht werden, daß ſich der Arbeitsloſe einer 
beruflichen Umſchulung oder Fortbildung unterzieht 
oder gemeinnützige zuſätzliche Arbeiten verrichtet 
(Dflichtarbeit). 
87 
in Fällen befonderen Notjtands kann dem Ar— 
beitslofen neben der Arbeitslojenunterjtügung eine 
Sonderbeihilfe gewährt werden, ſoweit die Jonftigen 
eiftungen der Arbeitslojenhilfe, das ſonſtige Ein- 
fommen des Arbeitsloſen und feiner Angehörigen 
und die Feiftungen der Sozialverfiherung nicht aus 
reichen, den Notjtand zu beheben. Ein ſolcher Not- 
ſtand kann indbejondere angenommen werden, wenn 
und infoweit der Arbeitslofe die Miete für eine 
feinen wirtichaftlichen und jozialen Verhältniſſen an- 
gemefjene Wohnung nicht bezahlen Fann. 


58- 

Gegen Entſcheidungen des Arbeitsamts im Unter- 
ſtützungsverfahren ift Einſpruch zuläffig. Die Ein- 
ſpruchsfriſt beträgt zwei Wochen und beginnt mit 
der Bekanntgabe der Enticheidung. Der Einiprud) 
ift beim Arbeitsamt einzulegen. Er bewirkt feinen 
Aufichub. Über den Einſpruch entjcheibet, ſoweit 
ihm der Leiter des Arbeitsamts nicht ſtattgibt, der 
Präſident des Landesarbeitsamts. 


89 
(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Verkündung in Kraft. Die 88 87, 88 Abi. 1 und 
Abf.3, 88 89a bis 108, 110 bis 110d, 112 bis 113, 
115 bis 116a, 172 Ubi. 2 und 3, 88 178 bie 182 
des Geſetzes Über Arbeitsvermittlung und Arbeits. 
lofenverficherung werden aufgehoben. 


(2) In den laufenden Unterjtügungsfällen ift Die 
Arbeitslofenunterftüßung auf Grund der bisherigen 
Vorſchriften noch für den Zahlungszeitraum weiter 
zu gewähren, in den der Tag des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung fällt. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
FranzSeldte 
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Anlage 


(3u $4 der vorfichenden 


Verordnung) 


Anlage zur Verordnung über Arbeitslofenhilfe 


I. Für die Bemeſſung der Arbeitslofenunterftügung beftehen folgende Lohnklaſſen: 
Klaffe I bei einem wöchentlichen Arbeitsentgelt bis zu 12 Reichsmark, 
Klaſſe II bei einem wöchentlichen Arbeitsentgelt von mehr als 12 Reichsmark bis zu 24 Reichsmark, 
Klaſſe III bei einem wöchentlichen Arbeitsentgelt von mehr als 24 Reichsmark bis zu 36 Reichsmark, 
Klaffe IV bei einem wöchentlichen Arbeitsentgelt von mehr als 36 Reichsmark bis zu 48 Reichsmark, 
Klaffe V bei einem wöchentlichen Arbeitsentgelt von mehr als 48 Reichsmarf, 

1. Im Einzelfall darf die Unterftügung einfchließlich der Familienzufchläge und einer etwaigen Sonder: 
beihilfe SO vom Hundert des Arbeitsentgelts nicht überfteigen, das nach $4 Abf. 3 der Verordnung 
über Arbeitslofenbilfe für die Zugehörigkeit zur Lohnklaffe maßgebend ift. Die Grenze erhöht fich bei 
Arbeitslofen der Lohnklaſſe I und II auf das Arbeitsentgelt, wenn fie mindeftens einen zujchlags- 
berechtigten Angebörigen baben 


Ill. Es betragen wöchentlich: 


in Orten der Sonderklafje, der Ortsklaſſe A und in allen Orten mit 
mehr ald 50000 Einwohnern 








in der — —— 
die Familienzuſchläge für den 
Lohntlaſſe erſten | zweiten und weiteren 


Angehörigen je 


die Haupt: 
unterſtützung 


Reichsmark Reichsmark Reichsmark 





I 6,00 3,30 2,10 
II 8,10 
III 9,60 
IV 10,80 3,60 2,40 
V 12,00 


in Orten der Ortsklaſſe B mit nicht mehr ala 50 000 Einwohnern 
und den Orten der Ortsflaffen C bi8 E mit mehr als 10000, 
in der aber nicht mehr al8 50 000 Einwohnern 


Lohnklaſſe die Familienzuſchläge für den 


die Haupt: erſten zweiten und weiteren 


unterſtützung Angebörigen je 
Reichsmark Reichsmark | Reichsmark 
| 6,00 3,30 2,10 
1 7,20 
III 8,40 . 
IV 9,60 3,60 2,40 
V 10,80 


in Orten der Ortsklaſſen C bis E mit nicht mehr als 10 000 Einwohnern 


in der / die Familienzufchläge für den 
Lohnklaſſe die Haubt- eriten | zweiten und weiteren 


unterſtützung Angehörigen je 
Neichsmart Reichamart | Reichsmarf 
| 4,80 
II 6,00 
III 7,20 3,30 2,10 
IV 8,40 
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Verordnung zur Anderung 
der Verordnung zur Durchführung der Verordnung über Die Wirtſchaftsverwaltung. 


Bom 5. September 1939. 


Auf Grumd des $ 11 der Verordnung über die 
MWirtichaftsverwaltung vom 27. Auguft 1939 (Reiche: 
geſetzbl. IS. 1495) wird die Verordnung zur Durd)- 
führung der Verordnung über die Wirtſchaftsver— 
waltung (Zweite Durchführungsverordnung) dom 
1. September 1939 (Neichögejeßbl. I S. 1569) wie 
folgt geändert: 


I 


Am Artikel I find die Worte: „die Hauptgeſchäfts— 
stelle der Marktvereinigung der deutichen Forſt- und 
Holzwirtſchaft“ durch Die Worte: „die Reichsſtelle 
für Holz“ zu erſetzen. 


Berlin, den 5. September 1939. 


II. 

Im Artifel IT Ab. 1 find die Worte: „d) die 
Außenſtellen dev Marktvereinigung der deutſchen Forſt⸗ 
und Holzwirtſchaft“ zu ftreichen; am Stelle der Buch— 
ftaben e, f undg find die Buchjtaben d, e und f zu ſetzen 


III. 
Der Artikel TEL Abf. 3 lautet wie folgt: 

„(3) Bei den Forft- und Holmirtichaftgämtern 
werden Abteilungen eingerichtet. Die bisherigen 
Außenftellen der enger re der Heutichen 
Forft- und Holzwirtſchaft bilden eine bejondere 
Abteilung und find Gliederungen der Reichsſtelle 
für Holz.“ 


Der Reichsforſtmeiſter 


in Vertretung bes Staatsſekretärs 


Dardmann 


ET N —— — — 


Verordnung iiber die Errichtung einer Neichsitelle für Holz. 
Bom 5. September 1939, 


Auf Grund des $ 3 in Verbindung mit S 20 der 
Verordnung über den Warenverfehr in der Faſſung 
vom 18. Auguft 1939 6Geichsgeſetzbl. I ©. 1431) 
wird verordnet: 


81 
(1) Es wird eine Reichsſtelle für Holz errichtet 
(RSo) mit dem Sit in Berlin. 


(2) Die auf Grund der Verordnung vom 4. Sep- 
tember 1934 (Deuticher Reichsanz. u. Dreuß. Staats 
anz. 1934 Nr. 209) errichtete Überwachungsſtelle für 
Holz, jetzige Neichsftelle für Holz ald Uberwachungs— 
ſtelle für Einfuhr, und die auf Grund des Geſetzes 
über die Marktordnung auf dem Gebiete der Forſt— 
und Holzwirtichaft vom 16. Oftober 1935 (Neiche- 
geſetzbl. I ©. 1239) errichtete Marktvereinigung der 
deutichen Forſt- und Holzwirtichaft werden auf 
gelöft. Ihre Aufgaben und Befugniſſe, ihre Nechte 
und Dflichten gehen auf die Reichsſtelle für Holz 
über. Das Vermögen diefer Stellen geht ebenfalls 
auf die Neichsftelle für Holz über. 


(3) Die bisher getroffenen Maßnahmen bleiben 
aufrechterhalten, insbejondere aud) die Satung und 
die Veitragsordnungen der Marktvereinigung in 
finngemäßer Anwendung. 


82 

(1) Die Reichsſtelle iſt eine Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts und übt ihre Aufgaben und Be— 
fugniſſe im Auftrag des Reichsforſtmeiſters aus, an 
deſſen Weifungen fie gebunden ift. 

(2) Die nachgeordneten Dienftitellen der Reichs— 
stelle für Holz find die auf Grund der Verordnung 
iiber die MWirtihaftsverwaltung vom 27. Auguft 
1939 (Reichdaefeßbl. I S. 1495) errichteten Forſt— 
und SHolwirtichaftsämter. | 


83 
An der Spitze der Reichsſtelle ſteht der Reichs— 
beauftragte für Holz, der vom Reichsforſtmeiſter er— 
nannt wird. Der Neichabeauftragte ift Dem Neiche- 
Forjtmeifter für alle Maßnahmen und den Gejchäfts- 
betrieb der Reichsitelle verantiwortlich. 1 


84 
Die Reichsſtelle kann mit Zuſtimmung des Reichs— 
forſtmeiſters ihre Befugniſſe ganz oder teilweiſe auf 
andere Stellen übertragen. Dieſe Stellen find zur 
Ausführung der ihnen von der Reichsſtelle übertrage- 
nen Aufgaben verpflichtet. 





I 





II 

















III 
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85 

Die Reichsſtelle wird ermächtigt, alle Maß— 
nahmen zu treffen, die zur Sicherftellung der Erzeu- 
gung ſowie zur Negelung und Dedung des Bedarfs 
an Holz und forftlichen Nebenerzeugnifien erforderlid) 
find. Sie ift zur Inanſpruchnahme von Leiftungen 
auf Grund des Neichsleiftungsgefetes vom 1. Sep 
tember 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1645) berechtigt. 


6 

(1) Soweit von der Reichsftelle oder den von diefer 
beauftragten Stellen im Rahmen der Ermädtiaung 
des S5 Die Beichlagnahme von Hölzern und forft- 
lichen Nebenerzeugniffen angeordnet wird, hat die 
Beichlagnahme die Wirkung, daß rechtsgeſchäftliche 
Verfügungen über die beſchlagnahmten Waren nichtig 
find und daß ohne Genehmigung der beſchlagnah— 
menden Stelle feine Veränderungen an ihnen oder 
ihrem Lagerort vorgenommen werden dürfen. Den 
rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ftehen Verfügungen 
leich, die im Wege der Smwangsvollftredung oder 
er Arreftvollziehung erfolgen. 


Berlin, den 5. September 1939, 











III 





(2) Der Beſitzer ift verpflichtet, die Ware im bis— 
ne Zuftand zu erhalten und pfleglich zu be- 
andeln. 


(3) Der Befiter ift weiterhin verpflichtet, über die 
beichlagnahmten Waren Verträge abzufchließen, die 
De un der bejchlagnahmenden Stelle nachgewieſen 
werden, 


(4) Die beſchlagnahmende Stelle ift berechtigt, im 
Einzelfall die beſchlagnahmten Waren zu enteignen. 


$7 
Im übrigen finden die Beftimmungen der Ver: 
ordnung über den Warenverfehr in der Faſſung vom 
18. Auguft 1939 (Neichögefegbl. I ©.1431) finn- 
gemäß Anwendung. 


88 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Ver— 
kündung in Kraft. 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Parchmann 







Einbanddeden 


können beim Reihsverlagsamt, Berlin KW 40, Scharnhorfifte. 4, 
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eichsgeſetzblatt 


Teil I 





Berurdnung gegen Boltsihädlinge. 
Vom 5. Schtember 199. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung ver— 

ordnet mit Geſetzeskraft: 
81 
Plünderung im frei gemachten Gebiet 

(1) Wer im frei gemachten Gebiet oder in frei» 
willig aeräumten Gebäuden oder Räumen plündert, 
wird mit dem Tode beſtraft. 

(2) Die Aburteiluna erfolgt, ſoweit nicht Die 
Feldfriegsgerichte zuftändig find, durch die Sonder: 
gerichte. 

(3) Die Todesitrafe kann durch Erhängen voll- 
zogen werden. 

S2 
Verbrechen bei Fliegergefahr 

Mer unter Ausnutzung der zur Abwehr von Flie— 
gergefahr getroffenen Maßnahmen ein Verbrechen 
oder Vergehen gegen Rrib, Leben oder Eigentum 
begeht, wird mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren oder 
mit lebenslangem Zuchthaus, in beionders ſchweren 
Fällen mit dem Tode beftraft. 


83 
Gemeingefährliche Verbrechen 
Wer eine Brandſtiftung oder ein ſonſtiges gemein— 
gefährliches Verbrechen begeht und dadurch die 
Widerſtandskraft des deutſchen Volkes ſchädigt, wird 
mit dem Tode beſtraft. 


Berlin, den 5. September 1939. 


- X 
Ausnutzung des Kriegszuſtandes als Strafſchärfung 

Wer vorſätzlich unter Ausnutzung der durch den 
Kriegszuſtand verurſachten außergewöhnlichen Ver— 
hältniffe eine ſonſtige Straftat begeht, wird unter 
Überſchreitung des regelmäßigen Strafrahmens mit 
Zuchthaus bis zu 15 Jahren, mit lebenslangem Zucht- 
haus oder mit dem Tode beitraft, wenn dies das ge— 
iunde Voltsempfinden wegen der beionderen Ver— 
werflichkeit der Straftat erfordert. 


u) 
Beichleunigung des iondergerichtlichen Verfahrens 
In allen Verfahren vor den Sondergerichten muß 
die Aburteilung ſofort ohne Einhaltung von Friſten 
erfolgen, wenn der Täter auf friſcher Tat betroffen 
iſt oder ſonſt ſeine Schuld offen zutage liegt. 


86 
Geltungsbereich 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung gelten auch 
im Protektorat Böhmen und Mähren, und zwar 
auch für Perſonen, die nicht deutſche Staatsange— 
hörige ſind. 
87 


Schlußbeſtimmungen 
Der Reichsminiſter der Juſtiz erläßt die zur 
Durchführung und Ergänzung diefer Verordnung er 
forderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. 


Der Vorſitzende 
des Miniſterrats für die Reichsverteidigung 
Göring 


Generalfeldmarſchall 


Der Generalbeauftragte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Verordnung 
über den Aufbau der Verwaltung und Die Deutſche Sicherheitspolizei 
im Brotektorat Böhmen und Mähren. 


Bom 1. September 1939. 


Der Minifterrat für die Reich8verteidigung verordnet 
mit Gejebesfraft: 


I. Aufbau der deutfchen Verwaltung 
im Proteftorat Böhmen und Mähren 
81 
3 
Alle Behörden, Dienftitellen und Organe des Reichs 
im Droteltorat Böhmen und Mähren mit Ausnahme 
der Wehrmacht unterftehen dem Reichsprotektor. 


82 
Der Reichsprotektor führt die Aufſicht über die ge— 
ſamte autonome Verwaltung des Protektorats. 
83 
Die Behörde des Reichsprotektors iſt zuſtändig für 


ſämtliche Verwaltungszweige der Reichsverwaltung 
mit Ausnahme der Wehrmacht. Innerhalb des Zu— 


—R& Ill 
H 














ftändigkeitSbereich® des Reichsprotektors ift die Bildung 
weiterer bejonderer Dienftitellen neben dem Reichs— 
proteftor ausgeſchloſſen. 


84 

Allgemeiner Vertreter des Reichsprotektors in der 
Behördenleitung iſt der Staatsſekretär, bei deſſen Be— 
hinderung der Unterſtaatsſekretär. Der Behörde des 
Reichsprotektors werden die erforderlichen Beamten 
und Hilfsarbeiter zugeteilt. Der Reichsprotektor be— 
ſtimmt die innere Gliederung ſeiner Behörde im Ein— 
vernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern als 
Zentralſtelle für Böhmen und Mähren. 


85 
Das Protektorat Böhmen und Mähren wird in 
Dberlandratsbezirke gegliedert. Die Grenzen der Ober- 
landratsbezirke beftimmt der Reichsproteftor im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminifter des Innern. 


III MN y 
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86 
(1) Für jeden Oberlandratöbezirt wird ein Ober- 
landrat beftellt. 


(2) Der Oberlandrat ift die nachgeordnete Behörde 
des Reichsprotektors für fämtliche in reichseigene Ver- 
waltung übernommenen Verwaltungszweige mit Aus- 
nahme der Wehrmacht, des Neichsarbeitädienftes, der 
Neihsfinangverwaltung, foweit fie fich auf die Ver— 
waltung der Zölle bezieht, der Reichspoſt, der Reichs- 
bahn und der Juſtiz. 


(3) Der Oberlandrat übt in feiner Stufe die Aufficht 
über die VroteftoratSbehörden in feinem Amtsbezirkaus. 


(4) Im Gejchäftsbereich des Oberlandrats (Abſ. 2 
und 3) ift die Bildung befonderer reichSeigener Dienft- 
ftellen neben ihm ausgejchloffen. 


(5) Dem Oberlandrat unterftehen alle Behörden, 
Dienftftellen und Organe des Reichs in feinem Amts- 
bezirt mit Ausnahme der Wehrmacht und der Juſtiz. 


7 
Der Reichsprotektor kann anordnen, daß die Drotef- 
toratsbehörden ihm in beftimmten, der Art nach be- 
zeichneten Ungelegenheiten unaufgefordert Bericht 
erjtatten. Ebenſo kann er anordnen, daß die nad)- 
ne Behörden der Protektoratsregierung den 
berlandräten oder anderen von ihm zu beſtimmenden 
Dienftftellen des Reichs in gleicher Weiſe berichten. Der 
Dberlandrat kann die gleichen Anordnungen für feinen 
Amtsbezirk treffen. 
8 
(1) Die Üroteftoratsbehörden haben Geſetze und 
andere Rechtsvorſchriften, foweit leßtere fich auf mehr 
ald einen Oberlandratsbezixk erfireden, dem Neichs- 
proteftor, ſonſtige Nechtsvorjchriften dem Oberlandrat 
bor der Verkündung vorzulegen. 


(2) Der Reihsproteftor kann anordnen, daß der Art 
nad) zu beftimmende VBerwaltungsmaßnahmen ihm vor 
Anordnung mitzuteilen und rechtskräftige gerichtliche 
Urteile vor Vollzug vorzulegen find. Die gleiche Be- 
fugnis hat der Oberlandrat für feinen Amtsbezirk, 


9 
Einſprüche und Anordnungen nad Artikel des 
Erlaffes vom 16. März 1939 (Neichsgefebbl. I ©. 485) 
find für die Vroteftoratsbehörden verbindlich. Vor— 
ftellungen beim Reichsprotektor haben feine aufichie- 
bende Wirkung. s 


Berlin, den 1. September 1939. 
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I. Deutjche Sicherheitspolizei 
im Proteftorat Böhmen und Mähren 
s 10 

Im Vrotektorat Böhmen und Mähren werden die 
Geheime Staatöpolizei und Teile der Kriminalpolizei, 
die leßteren ſoweit e8 durch Einführung der deutfchen 
Strafgerichtsbarkeit erforderlich wird, in reichseigene 
Verwaltung übernommen. 


si 

Die Organe der Deutjchen Sicherheitspolizei im 
Droteftorat Böhmen und Mähren haben die Aufgabe, 
alle ftaats- und volfsfeindlichen Beftrebungen im Gebiet 
des Protektorats Böhmen und Mähren zu erforichen 
und zu befämpfen, das Ergebnis der Erhebungen zu 
ſammeln und auszuwerten, den Neichöproteftor forwie 
die ihm nachgeordneten Behörden zu unterrichten und 
über für fie wichtige Feftftellungen auf dem laufenden 
zu halten und mit Anregungen zu verfeben. 


$ 12 
(1) Die dem Reichsproteftor nachgeordneten deut- 
ſchen Dienftftellen und die Behörden des Vroteftorats 
Böhmen und Mähren haben den Meifungen der 
Staatöpolizeileitftellen, die Behörden des Protektorats 
auch den Weifungen der übrigen Dienftftellen der Ge- 
heimen Staatspolizei in politifch-polizeilichen An- 
gelegenheiten zu entiprechen. 
(2) Die deutjche Kriminalpolizei im Protektorat 
Böhmen und Mähren übt die fachliche Aufficht über 
die Kriminalpolizei des Protektorats aus, ſoweit e8 die 
gemeinjamen Aufgaben erfordern. Die Dolizeibehörden 
des Drotektorat3 haben in diefem Rahmen den fach— 
lichen Weifungen der deutjchen Kriminalpolizei zu ent- 
prechen. 
s 13 


Der Reichsproteftor in Böhmen und Mähren ſowie 
der Reichsführer 44 und Chef der Deutichen Dolizei im 
Benehmen mit dem Reichsprotektor können die zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung im 
Drotektorat Böhmen und Mähren erforderlichen Ver— 
waltungsmaßnahmen auch außerhalb der fonft hierfür 
bejtimmten Grenzen treffen. Sie können diefe Befugnis 
übertragen. 

s 14 


Der Reichsminifter des Innern (Reichsführer 4 und 
Chef der Deutjchen Dolizei) erläßt im Einvernehmen 
mit dem NReichsproteltor in Böhmen und Mäbren die 
zur Durchführung der $$ 10 bis 14 diefer Verordnung 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorjchriften. 


Der Borfigende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Verordnung über außerordentliche Rundfunkmaßnahmen. 
Bom 1. September 1939. 


Im modernen Krieg kämpft dev Gegner nicht nur 
nit militärifchen Waffen, fondern aud mit Mitteln, 
die das Volt feelifch beeinfluffen und zermürben follen. 
Eines diefer Mittel ift der Rundfunk. Jedes Wort, 
das der Geqner herüberfendet, ift felbitverftändlid) 
verlogen und dazu beftimmt, dem deutjchen Volke 
Schaden zuzufügen. Die Reichsregierung weiß, daß 
das deutfche Wolf diefe Gefahr fennt, und erwartet 
daher, daß jeder Deutſche aus Verantwortungs- 
bewußtfein heraus es zur Anftandspflicht erhebt, 
arundfäglich das Abhören ausländifcher Sender zu 
unterlaffen. Für diejenigen Volksgenoſſen, denen 
diefes Verantwortungsbemußtjein fehlt, hat der 
Miniſterrat für die Neicheverteidigung dienachfolgende 
Perordnung erlaffen. 

Der Minifterrat für die NeichSverteidigung ver— 
ordnet für das Gebiet des Großdeutſchen Reichs mit 
Geſetzeskraft: 

81 


Das abſichtliche Abhören ausländiſcher Sender iſt 
verboten. Zuwiderhandlungen werden mit Zucht— 
haus beſtraft. In leichteren Fällen kann auf Gefängnis 
ckannt werden. Die benutzten Empfangsanlagen 
werden eingezogen. 

S2 


Mer Nachrichten ausländifcher Sender, die ge 
eignet find, die Widerftandsfraft des deutjchen 


Berlin, den 1. September 1939. 


Volkes zu gefährden, vorſätzlich verbreitet, wird mit 
Zuchthaus, in befonders jchweren Fällen mit dem 
Tode beftraft. 

83 


Die Beſtimmungen dieſer Verordnung gelten nicht 
für Handlungen, die in Ausübung des Dienſtes vor— 
genommen werden, 

84 

Für die Verhandlungen und Entſcheidung bei Zu- 
widerhandlungen gegen diefe Verordnung find die 
Sondergerichte zuftändig. 

85 

Die Strafverfolgung auf Grund von 851 und 2 

findet nur auf Antrag der Staatspolizeijtellen ſtatt. 
6 

Der Reihsminifter für Volksaufflärung und Pro— 
paganda exrläßt die zur Durhführung dieſer Ver— 
ordnung erforderlichen Rechts- und erwaltungs⸗ 
vorſchriften, und zwar, ſoweit es ſich um Straf— 
vorſchriften handelt, im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter der Juſtiz. 

87 

Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 

Kraft. 


Der Vorſitzende 
des Miniſterrats für die Reichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 
Der Stellvertreter des Führers 
R. Heß 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


— 


Dr. Lammers 





— — 


Verordnung 
zur Abänderung und Ergänzung von Vorſchriften auf dem Gebiete des Arbeitsrechts. 
Vom 1. September 1939. 


Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


J. Fortbeſtehen des Arbeitsverhältniſſes 
im Falle der Einberufung zum Wehrdienſt 


81 
Durch die Einberufung zu einer Dienſtleiſtung im 
Wehrdienſt wird ein beſtehendes Beſchäftigungsver— 
haͤltnis (Arbeits-, Lehrverhältnis) nicht gelöſt. Die 
beiderſeitigen Rechte und Pflichten ruhen für die 
Dauer der Einberufung. Die Abmachungen über die 
Gewährung einer Werkswohnung, die von dem Dienſt— 


verpflichteten oder feinen Kamilienangehörigen weiter 
benötigt wird, bleiben beftehen. 


82 
Das Recht des Gefolgſchaftsmitgliedes auf Kün— 
digung des Beſchäftigungsverhältniſſes bleibt im 
Faͤlle der Einberufung zu einer Dienſtleiſtung im 
Mehrdienft unberührt. Der Unternehmer kann das 
Beichäftigungsverhältnis nicht kündigen; der Reichs— 
treuhänder der Arbeit fann Ausnahmen zulaffen. 


IT 




















INN 


5140-0662 











1684 


II. Tarifordnungen 
3 
(1) Der Reichstreuhänder der Arbeit kann bei der 
Feſtſetzung der Richtlinien für den Inhalt von Be- 
triebsordnungen und Einzelarbeitöverträgen und bei 


dem Erlaß einer Tarifordnung von einer Beratung 
in einem Sachverftändigenausichuß abjehen. 


(2) Der Reichstreubänder der Arbeit fann eine 
Tarifordnung auch für einen einzelnen Betrieb er- 
lafien. 


(3) Der NeichSarbeitsminifter kann an Stelle der 
Verdffentlihung im Neichsarbeitsblatt die Belannt- 
gabe der Tarifordnung an anderer Stelle anordnen. 


IH, Arbeitsſchutz 
S 4 
(1) Nachfolgende Gejege und Verordnungen und 
die auf Grund dieſer Gejeße und Verordnungen er- 
lafjenen Beftimmungen treten, foweit in ihnen die 
Dauer der werktäglichen Arbeitszeit der Beichäftigten 
geregelt wird, für männliche Arbeiter und Angeftellte 
über achtzehn Jahre bis auf weiteres außer Kraft: 


Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 (Reich3- 
geſetzbl. I ©. 447); 


Geſetz über die Arbeitszeit in Bädereien und Kon- 
ditoreien vom 29. Juni 1936 (Reichsgefebbl. I 
6.521); 


Verordnung über die Arbeitszeit in Kranfenpflege- 
anftalten vom 13. Februar 1924 (Reichsgefetbl. I 
S. 66, 154); 
$ 120f der Gewerbeordnung. 


(2) Die Gewerbeauffichtsämter, für Kranfenpflege- 
anftalten auch andere für die Aufficht über die Durch— 
führung der Verordnung über die Arbeitszeit in 
Krankenpflegeanftalten zuftändige Behörden, fünnen 
durch befondere Anordnung für einzelne Betriebe oder 
Anftalten die durch Abſ. 1 gegebene Ausnahme ein- 
ichränfen, wenn dies der Arbeitsfchuß dringend er- 
fordert. 

$5 

Die höhere Verwaltungsbehörde oder die von ihr 
bejtimmte Behörde fann die übrigen Vorfehriften der 
im $4 genannten Geſetze und Verordnungen und Die 
VBorjchriften der SS 105b bis ı der Gewerbeordnung 
für männliche Arbeiter und Ungeftellte über achtzehn 
Jahre, ferner auch für Jugendliche und rauen die 
Borjchriften der vorgenannten Geſetze und Werord- 
nungen, des Gejetzes über die Beſchäftigung vor und 


Berlin, den 1. September 1939. 
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nach der Niederfunft vom 16. Juli 1927, 29. Oftober 
1927 (Reichögefeßbl. I S.184, 325) und der auf 
Grund des $139a und des $154 Abf.3 und 4 der 
Gewerbeordnung erlaffenen Verordnungen fowie des 
Gefeges über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit 
der Jugendlichen (Jugendſchutzgeſetz vom 30. April 
1938 — Neichsgefeßbl. I S. 437) für einzelne Betriebe 
ganz oder teilweile außer Kraft jegen, ſoweit nicht 
der Reich8arbeitsminifter allgemein oder für beftimmte 
Bezirke oder Arten von Betrieben entjprechende Be- 
ſtimmungen getroffen hat. 


6 
Die höhere Verwaltungsbehörde oder die von ihr 
beitimmte Behörde kann für einzelne Betriebe von 
den Bejchränfungen der ausjchließlich oder teilweiſe 
auf Grund des $ 120e der Gewerbeordnung erlaffenen 
Verordnungen weitergehende Ausnahmen über die 
von diefen Verordnungen ohnehin vorgefehenen Aus- 
nahmen hinaus erteilen. 
7 
Die Vorjchriften der 885 und 6 find auf die in der 
Oftmark geltenden abweichenden Arbeitsſchutzvor— 
Ihriften finngemäß anzumenden. 


IV, Lade- und Löjcharbeiten 
in der Binnenjchiffahrt 
8 
Die Schiffsmannihaften von Binnenſchiffen find 
zum Laden und Löſchen aller dem Unternehmer ge- 
hörenden Schiffe verpflichtet. 


9 
Der Reichstreubänder oder Sondertreubänder der 
Arbeit beftimmt durch Tarifordnung die Vergütung 
für die Mitarbeit der Schiffsmannſchaft beim Laden 
und Löſchen. s 10 


Das Arbeitsamt kann anordnen, daß die an einem 
Hafen- oder Liegeplaß anweſenden Sciffsmann- 
haften auch zum Laden und Löfchen von Schiffen, 
die einem anderen Unternehmer gehören, verpflichtet 
find. In diefem Fall hat der andere Unternehmer den 
Lohn gemäß $9 zu zahlen. 


g 11 


Die Vorfchriften der 888 bis 10 gelten nicht für 
die Schiffsmannfchaften der Fabrgaftichiffabrt. 


V. Schlußbeftimmung 
12 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft, 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 


Göring 
Generalfeldmarfchall 


Der Neichöminifter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Berordnung über die Bejchränfung des Arbeitsplagwechjels. 
Bom 1, September 1939. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


Abſchnitt I 
Löſung von Arbeitsverhältniiien 
$1 


(1) Betriebsführer, Arbeiter, Angeſtellte, Lebr- 
linge, Volontäre und Praktikanten dürfen eine Kün- 
digung des Arbeitsverhältniffes (Lehrverhältniffes) 
exit ausfprechen, wenn das Arbeitsamt der Löſung 
des Arbeitsverhältniffes zugeftimmt bat. 

(2) Eine Kündigung ohne vorherige Zuftimmung 
ift rechtsunwirkfam, wenn nicht in befonderen Aus- 
nahmefällen das Arbeitsamt nachträglid zuftimmt. 

(3) Durch die Zuftimmung des Arbeitsamts wird 
nicht über die Berechtigung der Kündigung entſchieden. 
Dies gilt auch für eine Kündigung, die ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt erfolgt ift. 

82 

Einer Zuſtimmung nach $1 Abſ. 1 und 2 bedarf 
es nicht, 

1. wenn ſich die Vertragsteile über die Löſung des 

Arbeitsverhältniffes einig find, 

2. wenn der Betrieb (Bauftelle) ftillgelegt werden 
muß, 

3. wenn der Arbeiter, Angeftellte oder Lehrling zur 
Vrobe oder Aushilfe eingeftellt ift und das 
Arbeitsverhältnis (Lebrverbältnis) innerhalb 
eines Monats beendet wird. 


Abſchnitt II 
Meldepflicht 

3 
Mer nad $2 Feiner Zuftimmung zur Löfung des 
Arbeitsverhältnifies (Lehrverhältnijfes) bedarf, bat 
ſich nach dem WUusjcheiden aus feiner bisherigen 
Arbeitsstelle unverzüglich bei dem für feinen letzten 
Mohnort oder gewöhnlichen Aufenthaltsort zuftän- 

digen Arbeitsamt zu melden. 


Abjchnitt III 
Einitellungsbeichräntungen 
84 


(1) Betriebe (private und öffentliche Betriebe und 
Verwaltungen aller Art) und Haushaltungen dürfen 
Arbeiter, Angeftellte, Lehrlinge, Volontäre und Prak— 
tifanten nur einftellen, wenn eine Zuftimmung des 
Arbeitsamts vorliegt. 

(2) Die Zuftimmung ift nicht erforderlich zur Ein- 
ftellung in Betriebe der Landwirtichaft. 


Abjchnitt IV 
Sonſtige Vorſchriften 
5 


$5 
Die vorftehenden Beftimmungen gelten finngemäß 
für Familienangehörige, die in Betrieben von Che- 
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gatten, Eltern, Voreltern oder Geſchwiſtern regelmäßig 
mithelfen, auch wenn fie nicht ald Arbeiter oder An— 
geftellte beſchäftigt werden. 


86 
(1) Das Arbeitsamt hat bei feinen Entſcheidungen 


über Zuftimmungsanträge für die Kündigung und 
Einftellung von Arbeitskräften 


a) ftaatspolitifche und foziale Geſichtspunkte, 


b) die allgemeinen Richtlinien des Arbeitseinfages, 
der Berufönahwuchslenfung und der Lohn- 
politif und 


c) die Gefichtspunfte der beruflichen Entwidlung 
der Arbeiter und Angeftellten 


zu berüdjichtigen. 


(2) Die Zuftimmung fann unter Auflagen erteilt 
werden. 


7 
(1) Für die Erteilung der Zuftimmung 


a) zur Löfung eines Arbeitsverhältniffes (Lehrver- 
hältniffes) ift das Arbeitsamt zuftändig, in deſſen 
Bezirk die legte Arbeitsftätte liegt, 


b) zur Einftellung ift das Arbeitsamt zuftändig, in 
deſſen Bezirk der Betrieb (Haushaltung) Tiegt, 
der die Einftellung beabjichtigt. 


(2) Entjtehen im Einzelfall Zweifel darüber, ob 
eine Zuftimmung erforderlich ift, fo entjcheidet das 
Arbeitsamt unter Ausfchluß des Rechtsweges. 


$ 8 
(1) Der Antrag auf Zuſtimmung nad) Abjchnitt I 
ift von dem Vertragsteil, der die Löſung des Arbeits- 
verhältniffes beabfichtigt, bei Dem zuftändigen Arbeits- 
amt (87 Abj. 1 Bucht. a) zu ftellen. 


(2) Der Antrag auf Zuftimmung nad) Abſchnitt III 
ift von dem Betriebsführer, der die Einftellung beab- 
fichtigt, bei dem zuftändigen Arbeitsamt ($7 Abj. 1 
Buchit. b) zu Stellen. 


(3) Die Enticheidung über den Antrag ift dem 
Antragſteller ſchriftlich mitzuteilen. In befonderen 
Fällen kann von der ſchriftlichen Form abgeſehen 
werden. 


89 

Für die Beſatzung eines bei der Seeſchiffahrt ver— 
wendeten Schiffes mit Ausnahme der ſeemänniſchen 
Angeſtellten treten bei der Durchführung dieſer Ver— 
ordnung die Seemannsämter an die Stelle der Ar— 
beitsämter. Für die Erteilung der Zuſtimmung ($7 
Abſ. 1) ift bei der Löſung des Arbeitsverhältniffes Das 
Seemannsamt der Abmufterung, bei der Einftellung 
das Seemannsamt der Anmufterung zuftändig. 


1 





H5140-0 








INN 


664 











1686 


Abſchnitt V 
Ausnahmen 
$ 10 


Der Reichsarbeitsminijter wird ermächtigt, Wirt- 
Ichaftözweige, Betriebe, Haushaltungen und Per— 
jonen von den Vorfchriften der Abfchnitte I und III 
auszunehmen. Er kann diefe Befugnis auf die Vräfi- 
denten der Landesarbeitsämter übertragen. 


Abſchnitt VI 
Schlußbeſtimmungen 
811 
Wer dieſer Verordnung zuwiderhandelt oder fie 
umgebt, oder wer jeine Beichäftigung vor recht- 
mäßiger Löjung des Arbeitsverhältniffes (Lebrver- 
bältniffes) aufgibt, wird auf Antrag des Leiters des 


Arbeitsamts mit Gefängnis und Geldjtrafe oder mit 
einer dieſer Strafen befiraft. 


Berlin, den 1. September 1939. 
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$ 12 
Der Reichsarbeitsminiſter wird ermächtigt, die zur 
Durchführung und Ergänzung diejer Verordnung er- 
forderlichen Nechts- und Berwaltungsvorjchriften zu 
erlaſſen. 


$ 13 


(1) Diefe Verordnung tritt mit der Verkündung 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

a) die Iweite Durchführungsanordnung zur Ver— 
ordnung zur Sicherftellung des Kräftebedarfs 
für Aufgaben von befonderer ftaatspolitijcher 
Bedeutung (Beichränfung des WUrbeitsplab- 
wechjels) vom 10. März 1939 Reichsgeſetzbl. I 
5.44), . 
die Dritte Ducchführungsanordnung zur Ver— 
ordnung zur Sicherftellung des Kräftebedarfs 
für Aufgaben von befonderer ftaatSpolitifcher 
Bedeutung (Beſchränkung des Arbeitsplatz— 
wechſels im Steinkohlenbergbau) vom 11. Juli 

1939 Reichsgeſetzbl. I ©. 1216). 


b 


— 


Der Vorfißende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjchall 
Der Neichsminifter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 





Berordnung über daS Berjorgungsiwejen. 
Bom 2, September 1939, 


Auf Grund gejegliher Ermächtigung wird im Ein- 
vernehmen mit dem Generalbevollmächtigten für die 
Reichsverwaltung und dem Oberfommando der Wehr- 
macht verordnet: 

81 


Die Verſorgungsgebührniſſe ſollen bis auf weite— 
res nicht neu feſtgeſtellt werden, wenn es ſich um 
Frauen-, Kinder- oder Ortszulage (SS 29, 30, 51 des 
Reichsverſorgungsgeſetzes) bandelt. 

2 

Der Beamtenſchein ($ 33 des Reichsverſorgungs— 
geſetzes) ſoll bis auf weiteres nicht erteilt werden. 


83 

(1) Die Wiederaufnahme eines durch Entſcheidung 
einer Spruchbehörde rechtskräftig abgeichloffenen Ver- 
fahrens und die Einlegung eines NechtsmittelS und 
der Beſchwerde gegen Entfcheidungen der Berforgungs- 
und Hauptverjorgungsämter (SS GL FF, 66 ff., 90 des 
Gejetes Über das Verfahren in Verforgungsfachen in 
der Faſſung vom 2.November 1934 — Reichsgeſetzbl.J 
S. 1113 — mit den dazu ergangenen Anderungen, 
Artikel 2 des Fünften Gejeßes zur Anderung des Ge- 
fees liber das Verfahren in Verforaungsfachen vom 
3. Juli 1934 — Reichögefeßb!. 1 ©.544) ſowie die An- 


rufung der Spruchbehörden der Neichöverficherung in 
den Füllen des $ 8 Abſ. 5 und des $ 17 des Neichsver- 
jorgungsgejeges in der Faffung der Befanntmadung 
vom 1. April 1939 (Neichsgefeßbl. I ©. 663) ift bis 


‚auf weiteres nicht mehr zuläffig. VBerufungsfähige 


Beicheide werden nicht mehr erteilt. 


(2) Eingelegte Rechtsmittel gelten als zurüdge- 
nommen. 


Bei Streitigkeiten über Heilbehandlung, Kranken— 
und Hausgeld ($ 8 Abj.5, 88 12,13 des Neichöver- 
ſorgungsgeſetzes) enticheidet da8 Hauptverforgungs: 
amt, bei Streitigkeiten über Erſatzanſprüche der 
Kranfenfafien ($ 17 des Reichsverſorgungsgeſetzes) 
der Präfident des Reichsverſicherungsamts endqültig, 
wenn eine Einigung zwiſchen den Beteiligten nicht 
zuftande fommt. 

$5 

Die SS 3 und 4 gelten entiprechend, wenn e8 ſich 
um RNechtsanſprüche aus dem Kapitulantenverfor- 
gungsgeſetz vom 27. September 1938 (Neichsgefekbt. I 
S. 1222), aus dem Kriegsperfonenfchädengeieß in 
der Faſſung vom 22, Dezember 1927 (Neichsgefekbl. I 
S. 515, 533) mit den dazu ergangenen Änderungen, 
aus dem Geſetz über die Verforgung der Volizei- 
beamten beim Reichswaſſerſchutz vom 26, Februar 
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1926 (Reichsgeſetzbl. IS. 149) und aus den auf Grund 87 
des Geſetzes über die Schutpolizei der Länder dom Bei einem Mechfel des Wohnorts werden die Ver- 
17. Juli 1922 (Reichegefebl. I ©. 597) exlaffenen | forgungsatten bis auf weiteres an die Verwaltungs— 
Landesgeſetzen handelt. behörde, in deren Bezirk der neue Wohnort liegt, 
86 nicht abgegeben. 
8 
Die Vorichriften des $ 96a Ab. 1 Sat 1 des Ge- J 3 ⸗ n 

— über das Verfahren in Verſorgungsſachen und Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in 
es 88 Abi. 1 Satz 2 des Geſetzes über die Verſor— Kraft. 
gung der Kämpfer für die nationale Erhebung vom 59 
27. Februar 1934 Reichsgeſetzbl. I ©. 133) treten Der Reichsarbeitsminiſter erläßt die zur Durch— 
bis auf weiteres außer Kraft. $3 Abf. 2 gilt ent- führung und Ergänzung diefer Verordnung notwendigen 
ſprechend. Rechtsund Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 2. September 1939. 


Der Generalbevollmäctigte für die Wirtfchaft 
Walther Funk 


— ng 


Verordnung 
über den allgemeinen Entlaſſungstag im Reichsarbeitsdienſt für die weibliche Jugend. 


Vom 5. September 1939. 


Die Ende September 1939 fällige allgemeine Entlaſſung im Reichsarbeitsdienſt für die weibliche Jugend 
wird bis auf weiteres verſchoben. 


Der Reichsarbeitsführer iſt ermächtigt, in begründeten Fällen eine vorzeitige Entlaſſung zu genehmigen 
Berlin, den 5. September 1939. 


Der Beauftragte für den Vierjahresplan 


Göring 
Generalfeldmarſchall 
Der Reichsarbeitsführer im Reichsminiſterium des Innern 
Hierl 


—————— —— m 06— — 


Verordnung über Zolländerungen und über Mineralölitener 
Bom 5. September 199 *) 


Auf Grund des $ 49 Abſatz 2 und des $ 55 Abſatz 2 
des Zollgefeges ſowie des $1 Abjab 3 und des $2 
Abſaß 2 des Mineralölftenergefeges in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 22.März 1939 (NeichS- 
geſetzbl. I ©. 566) in Verbindung mit 512 Abjag 1 
der Neichsabgabenordnung wird im Einvernehmen 
mit dem Reichswirtichaftäminifter verordnet: 


81 
Der Zolltarif und der Obertarif werden wie folgt 
geändert: 


In der Tarifnr, 239 (Erdöl uſw.) wird vor Abſatz 2 
(andere) als neuer Abjat eingefügt: 
BES RRRERDRE 1 nt | ı2 | ı8 

‘2 

Das Mineralölfteuergejeß wird wie folgt geändert: 
1. 81 Abſatz 2 Siffer 1 erhält folgende Faſſung: 

„L. die Mineralöle dev Nr, 239 des Zolltarifs. Aus- 

genommen find: 


a) Mineralöle mit einer Dichte bei 15°C von 
mehr ala 0,900 und Mineralöle mit einer 


Dichte bei 15°C von mehr ala 0,330 aber 
nicht mehr als 0,900, bei deren fraftionierter 
Deitillation bi8 300° C weniger als 70Raum- 
teile von 100 übergehen (Schmieröle), 


b) die teerartigen, paraffinhaltigen und im 
Waſſer nicht unterfintenden pechartigen Nüd- 
ftände von der Deftillation der Mineralöle, 


c) das Harzöl;“. 


2. 82 Abſatz 1 erhält die folgende Faſſung: 


(1) Die Steuer beträgt für1Doppelzentner Eigen- 
gewicht: 


1. für Mineralöle der im $1 Abſatz 2 Ziffer 1 be 
zeichneten Art, und zwar für 


a) Mineralöle mit einer Dichte bei 15° C von 
mehr als 0,830. aber nicht mehr als 0,900, 
bei deren fraftionierter Deftillation im Eng» 
lerichen Apparat bis 300°C 70 Raumteile 
oder mebr von 100 übergehen, und Mineral- 


*) Veröffentlicht im Deutjchen Neichsanzeiger und Vreufifchen Staatsanzeiger Nr. 206 vom 5. September 1939, 






































H5140-0666 








Zu S2ZRMO 


Zu 83 Rmo 







1688 


öle mit einer Dichte bei 15° C von nicht mehr 
als 0,830, bei deren fraftionierter Deftillation 
im gläjernen Englerjchen Apparat bis 250° C 
nicht mehr als 60 Raumteile von 100 über— 
gehen (Gasöle, Treiböle) 


aa) aus der Erdöl-Deftilla- 
Ra Hr uk 3,90 Reichsmark, 


bb) aus der Braunfoblen- | 
jchwelteer-Deftillation 4,90 Reichsmark, 


b) jonjtige Mineralöle ...... 6,00 Reichsmark, 
Berlin, 5. September 1939 


Neichögejehblatt, Jahrgang 1939, Teil I 








H5140-0 





2. für Mineralöle der im $1 


— NN 8 1 8,80 Reichsmark, 
3. für Mineralöle der im $1 Ab- 
fat 2 Siffer 3 bezeichneten Art 6,00 Reichsmark. 
Was unter Eigengewicht zu verjtehen ift, beftimmen 
die Zollvorſchriften.“ 03 
Dieje Verordnung tritt am 4. September 1939 in 
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Kraft. 


Der Reihsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Berordnung 
über zujägliche Bejtimmungen zue Reichsmeldeordnung. 
Bom 6. September 1939, 


Das Intereffe der Landesverteidigung erfordert 
eine genaue Überwachung des Derjonenverfehrs, da— 
mit Sabotageafte an den für das deutſche Volk 
lebenswichtigen Betrieben verhütet und die zur Yan- 
desverteidiqung notwendigen Maßnahmen vor Spio» 
nage geichüßt werden. Die Beftimmungen der Reid)s- 
meldeordnung ( RMO) vom 6. Januar 1938 (Reiche: 
geſetzbl. I ©. 13) müſſen daber bis auf weiteres ber- 
Ichärft werden. Jeder Volksaenofje trägt zum Schuß 
des bedrohten Waterlandes bei, wenn er die Vor— 
ichriften über An- und Abmeldung bei Wohnungs: 
und Wohnortswechſel felbft genau beachtet und aud) 
feinerfeits darüber wacht, daß fie von jedermann 
genau beachtet werden. 

Auf Grund des Gefeßes ber das Paß- dad Aus- 
länderbolizei- und das Meldewefen fowie über das 
Ausweisweſen vom 11. Mai 1937 GReichsgeſetzbl. I 
S.589) wird im Einvernehmen mit dem Ober: 
fommando der Wehrmacht und dem Reichsminiſter 
der Auftiz folgendes verordnet: 


I. Allgemeine Meldepflicht 
Artikel] | 

(1) Die Frift zur Anmeldung beim Beziehen einer 
Mohnung wird von einer Woche auf drei Tage 
herabgeſetzt. 

(2) Ausländer haben ſich binnen 24 Stunden bei 
der Meldebehörde anzumelden, 

(3) Zu den Ausländern im Sinne diefer Ver— 
ordnung zählen auch die Staatenlofen, 


Artifel 2 


(1) Die Meldefrift beim Ausziehen aus einer 
Wohnung wird von einer Mode auf drei Tage 
herabgeießt. 

(2) Ausländer haben ſich binnen 24 Stunden bei 
der Meldebehörde abzumelden, 


(3) Beim Wohnungswechjel innerhalb der Gemeinde 
gelten für die Anmeldung der neuen Wohnung die 
gleichen Friſten. 


Artifel 3 


Die verkürzten Friften dev Artifel 1 und 2 gelten 
aud) für die dem Wohnungsgeber und Hauseigen- 
tümer (Verwalter) gemäß SS 4, 5, 6 und 7 RMO 
obliegenden Meldepflichten. 


Artikel 4 Zu 85 Abf. I RMO 


(1) Ausländer können fich bei der Abgabe der 
Anmeldung (52 RMO) bei der Meldebehörde nicht 
vertreten laffen. Wenn fie durd eine ernftliche 
Krankheit an der perſönlichen Abgabe der Meldung 
verhindert find, haben fie das der Meldebehörde 
unter Beibringung einer ärztlichen Beſcheinigung 
Ichriftlicd mitzuteilen. Die Meldebehörde fann die 
Beibringung einer amtsärztliden Beſcheinigung im 
Einzelfall anordnen. 


(2) Bei der perſönlichen Abgabe des Meldejcheins 
bei Der Meldebehörde muß bei ausländiichen Unter: 
mietern ihr Wohnungsgeber, bei ausländifchen 
Mietern der Hauseigentümer (Verwalter) zugegen 
fein. Erſt durch die perfönliche Anweſenheit bei der 
Abgabe der Anmeldung erfüllen Wohnungsaeber 
und Hauseigentümer (Verwalter) hinſichtlich der 
ausländischen Untermieter oder Mieter ihre Melde- 
pflicht. Im Kalle dringender Behinderung können 
Mohnungsgeber und Hauseigentiimer fi) unter An- 
gabe der Behinderungsgründe durch ein ertvachfenes 
Familienmitglied vertreten laffen, 


Artifel 5 Zu 8 12 Rmo 


Auch auf Perſonen, die in einer Gemeinde des 
Inlandes nah 52 RMo gemeldet find und beſuchs— 
weiſe in einer anderen Gemeinde bei Verwandten 
oder Bekannten wohnen, finden die Meldevorſchriften 
der Artikel 1 bis 4 Anwendung. 











II. Sonderfälle der Meldepflicht 
Zu $ 15 RMO Artikel 6 


(1) Die binnen 24 Stunden zu erftattende Meldung 


beherbergter Perſonen gemäß $ 15 RMO iſt unter 
Benutzung des hellroten Meldejcheind der Beher— 
bergungsſtätten (Vordruck e) von den Leitern aller 
Beherbergungsſtätten zu eritatten, alſo auch der— 
jenigen Beherbergungsſtätten, die weder gemein— 
nützig ſind noch gewerbsmäßig betrieben werden. 
Die Beſtimmung des 
wonach Sportheime, Wanderheime, 
und Jugendherbergen von der Meldepflicht aus— 
genommen ſind, findet keine Anwendung. 





Inhaber oder Leiter einer Beherbergungsſtätte zu 
fein, Fremden, Reiſenden oder Erholungſuchenden 
kurzfriſtig entgeltlich oder unentgeltlich Unterkunft 
gewähren, die Beherbergten gemäß $ 15 RMO zu 
melden. Die Beltimmungen der $$ 15 bis 19 RMO 
finden finngemäß Anwendung. 


(3) Die im Abf. 2 bezeichneten Virivatperjonen 
Haben das Fremdenverzeichnis ($ 19 Abſ. 1 RMO) 
in Buchform zu führen und, bevor e3 in Gebraud) 
genommen wird, det Meldebehörde zur Abſtempe— 
lung vorzulegen. 


(4) Die Beftimmung des $ 15 Abi. 3 RMO, wo- 
nach bei Neifegefelliharten von mebr als zehn Per— 
fonen nur der Neifeleiter den Meldeichein auszu- 
füllen hat, während ex die Mitreifenden nur der Zahl 
nach anzugeben braucht, findet feine Anwendung. 
Jeder Beherbergte, und zwar ſowohl der deutfche 
Staatdangehörige als aud) der Ausländer, muß den 
Meldeichein ſelbſt ausfüllen. 


Artikel 7 


(1) Die Inhaber oder Leiter der im $ 15 bezeich— 
neten Beherbergungsſtätten oder die von ihnen mit 
der Ausübung der Meldepflicht Beauftragten ſowie 
die ihnen im Artikel 6 Abj. 1 und 2 gleichgeftellten 
Verfonen find verpflichtet, ſich die Ausweispapiere 
aller Beherbergten — auch der deutjchen Staat’ 
angebörigen — vorlegen zu laſſen, den Inhalt des 
Ausweiſes mit der Perſonalangabe auf dem Melde- 
schein zu vergleichen und die Art des Ausweiſes (Br 
zeichnung, gegebenenfalls Nummer des Ausweiſes, 
Datum der Ausitellung und ausftellende Behörde) 
auf dem Meldejchein zu vermerken. 


(2) Kann der Beherbergte feinen Ausweis vor- 
legen, fo it das auf dem Meldeichein an beſonders 
fihtbarer Stelle zu vermerken, 


(3) Der Beherbergte iſt verpflichtet, feine Aus: 
weispapiere dem Wohnungsgeber für die Nacht nad) 
der Ankunft zur Aufbewahrung zu übergeben. 


Berlin, den 6. September 1939. 


Nr. 169 — Tag der Ausgabe: 7. September 1939 


$ 15 Abi. 1, legter Sat RMO, 
Jugendheime 


(2) Ebenſo haben alle Privatperſonen, Die, ohne 
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Artikel 8 


Die Frift, nach deren Ablauf bei Aufenthalt in 
einer der im $15 RMo bezeichneten Beherbergung®- 
jtätten der Beherbergte nad) den allgemeinen Melde 
borſchriften — SH 2 Fi. RMO — am- und abmelde- 
pflichtig ift, wird auf einen Monat herabgejebt. 
Diefe Friſt gilt auch für Perſonen, die nad Ar— 
tifel 6 Abf. 1 und 2 beherbergt werden. 


Artikel 9 


Die Beitimmung, wonach in Gemeinden oder 
Kreifen mit ſtarkem jonntäglichem Ausflugs- und 
Mocenendverkehr die Inhaber der im 5 15 bezeid)- 
neten Beherbergungsſtätten unter gewiſſen Voraus 
jekungen von der Einreihung der Meldeicheine der 
Beherbergten entbunden werden können, findet 
feine Anwendung. 


Zu SIERMO 


Zu 821 Abj.2 AMO 


Artifel 10 3u$22 Abf.2 RMO 


Die Beftimmung, wonad) in Sportheimen, Wan- 
derheimen, Jugendheimen und Jugendherbergen bei 
Mitgliedern von Gliederungen der NSDAD ein- 
ichließlich der HI und bei Mitgliedern der vom 
Reihsiportamt anerkannten Sportorganijationen, 
fofern fie in einer Zahl von mehr al? zehn Teilneh- 
mern unter einer Führung wandern, die Eintra- 
aung der Derfonalien des Führers und die Zahl der 
Manderer genügt, ift nicht anzuwenden. 


Artikel 11 
(1) Die Meldepflicht der SS 23 und 24 RMO 
wird auf alle Kranfenhäufer und die ihnen durch 
823 Abi. 1 und S 24 Abi. 1 aleichageitellten Anſtalten 
ausgedehnt. 

(2) Soweit einzelnen einfam gelegenen Anitalten 
die Abaabe der Meldeicheine bei der Meldebehörde 
wegen der räumlichen Entfernung nicht zuzumuten 
iſt, kann die höhere Rerwaltungsbehörde die Ein- 
Sendung der Meldejcheine durch die Poft zulafien, 


III. Strafvorjchriften 


Artifel 12 


(1) Wer vorfäßlidy oder fahrläſſig dieſer Ver— 
ordnung zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis 
zu einhundertfünfzig Neihsmarf oder mit Haft bie 
zu ſechs Wochen beitraft. 


(2) $ 26 der Reichsmeldeordnung bleibt unberührt. 


IV. Inkrafttreten 


Diefe Verordnung tritt jofort in Kraft. Sie gilt 
nicht für die Oſtmark. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Neichsgeletzbl. 1939 I 


429 
H51 





Zu 8 23 Abf.1 und 
5 24 Ubf.IRMO 
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| Berordnung über Zollerleichterungen 
für den Warenvertehr zwiſchen dem Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
und dem deutichen Zollgebiet. 


Vom 6. Schtember 199 


Auf Grund des 8313 der Reichgabgabenordnung 
vom 22. Mai 1931 (NReichsaefeßbl. I S. 161) in der 
Faſſung des Einführungsgejeßes zu den Realjteuer- 
geſetzen vom 1. Dezember 1936 (Reichsgeſetzbl. 5.961) 
wird verordnet: 


si 
Maren, die aus dem freien Verkehr des Gebiets der 
bisherigen Freien Stadt Danzig in das deutiche Zoll- 
gebiet eingeführt werden, find vom Zoll und von der 
Umfabausgleichjteuer befreit. 


Berlin, 6. September 1939 


82 
Ausfuhrzollbare Waren ſind bei ihrer Ausfuhr aus 
dem deutſchen Zollgebiet in das Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig vom Ausfuhrzoll befreit. 


83 
Der Reichsminiſter der Finanzen kann im Benehmen 
mit den beteiligten Reichsminiſtern Ausnahmen von 
den in den $$ 1 und 2 vorgefehenen Vergünftigungen 
anordnen. 
s4 
Die Verordnung tritt mit jofortiger Wirkung in Kraft. 


Der Reichsminiſter der finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 





Erite Durchführungsverordnung 
zur Berordnnung über die Beſchränkung des Arbeitsplagiverhjels 


Bom 6. September 1939. 


Auf Grund der Nerordnung über die Beichränfung 
des Arbeitsplaßrvechjels vom 1.September 19396Reichs⸗ 
gejehbl. IS. 1685) beſtimme ic) folgendes: 


81 
Der Zuſtimmung zur Löſung von Arbeitsverhält— 
niſſen bedarf es nicht bei gelegentlichen Dienſtleiſtungen 
oder Beſchäftigungen gegen geringfügiges Entgelt, die 
der Krankenverſicherungspflicht nicht unterliegen. 


(1) Der Zuſtimmung zur Einſtellung von Arbeits» 
fräften bedarf es nicht bei Einftellungen in 
a) Betriebe des Bergbaues (Gruppe 03 des Syſte— 
matifchen WVerzeichniffes der Arbeitsſtättenzäh— 
lung für die Betriebszählung vom 17. Mai 1939), 
b) Haushaltungen mit Kindern unter 14 Jahren. 
(2) Die Ausnahmen des Abf. 1 gelten nicht für die 
Einftellung von Arbeitskräften, die nad) Eintragung 
im Arbeitsbuch zuleßt in der Landwirtſchaft bejchäftigt 
waren. 


s2 


Berlin, den 6. September 1939. 


3 


Die Meldung nad) $3 der Verordnung vom 1.Sep- 
tember 1939 hat perfönlich oder fehriftlich zu erfolgen. 
—2 ſchriftliche Meldung muß folgende Angaben ent— 

alten: 


a) Vor⸗ und Familienname, 


b) Wohnort (gewöhnlicher Aufenthaltsort) und 
Wohnung, 


c) Arbeitsbuch⸗Nr. .... Berufsgruppe ......... 


Berufdart ........:... 
(dem Urbeitäbuch zu entnehmen) 


d) Name, Art und Ort des Betriebes, aus dem das 
Ausicheiden erfolgt, 


e) Zeitpunkt des Ausſcheidens. 


4 
Diefe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Gran; Seldte 
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Berordnung 
über die geſetzlichen Zahlungsmittel im beſetzten oſt⸗vberſchleſiſchen Gebiet. 
Vom 7.September 1939, 


Auf Grund gefeglicher Ermächtigung wird im Einvernehmen mit dem Oberfommando der Wehrmacht 


und dem Generalbevollmädhtigten 


51 
Geſetzliches Zahlungsmittel im beſetzten oſt⸗ ober⸗ 
ſchleſiſchen Gebiet iſt neben der Reichsmark bis auf 
weiteres der Zloty. 


Das Währungsverhältnis der Reichsmark zum Zloty 
wird wie folgt beftimmt: 
ein Zloty = fünfzig Reihspfennige. 


Berlin, den 7. September 1939. 


für die Reichsverwaltung verordnet: 


3 
Der Reihswirtichaftsminifter und der Reichsminiſter 


der Finanzen erlaſſen in beiderſeitigem Einvernehmen 
die zur Ergänzung und Durchführung dieſer Verord⸗ 
nung erforderlichen Vorſchriften. 


84 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


— ———— —— —— — 


Erſte Durchführungsverordnung 
über die Einführung der Reichsmarkwährung in dem Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig. 
Bom 7. September 1939. 


Auf Grund des $ 2 der Verordnung über die Ein- 
führung der Reichsmarkwährung in dem Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig vom 1. September 
1939 (Reichögefegbl. I ©. 1567) wird folgendes ver- 
ordnet: 

81 

(1) Der Kurs des Danziger Gulden iſt: 
ein Danziger Gulden = fiebzig Neichspfennig; 
er gilt nad) Maßgabe der nachſtehenden Beltimmun- 
gen. Andere als die in dieſer Verordnung genannten 
Schuldverhältniffe werden durd) dieſe Kursfeſtſetzung 
nicht berührt, insbeſondere gilt ſie nicht gegenüber 
natürlichen und juriſtiſchen Perſonen, die außerhalb 
des Deutſchen Reichs einſchließlich des Gebiets der 
bisherigen Freien Stadt Danzig ihren Wohnſitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Ort der Leitung 
haben. 


(2) Die Einfuhr von Danziger Geldforten in das 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig ift ver- 
boten. 


82 

(1) Inländer im Sinne dieſer Verordnung find 
natürliche und juriftifche Derfonen, die ihren Wohn- 
fit oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sit oder Ort der 
Leitung innerhalb des Deutſchen Reiche einschließlich 
des Gebiets der bisherigen Freien Stadt Danzig, 
jedoch ohne das Vroteftorat Böhmen und Mähren 
(Inland), haben. Zweigniederlafjungen ausländijcher 
Ynternehmungen im Inland und inländifche Be— 
triebe eines Ausländers gelten ohne Nüdjicht auf 
ihre rechtliche Selbftändigfeit als nländer im Sinne 
diefer Verordnung, aud wenn ſich der Ort ihrer 
Leitung im Ausland befindet, 


(2) Bewohner de8 Gebiets der bisherigen Freien 
Stadt Danzig im Sinne diefer Verordnung find alle 
natürlichen und juriftiichen Perſonen, die im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig ihren Wohnſitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sit oder Ort Det 
Leitung haben. 

83 


(1) Mit dem 30. September 1939 hört dev Dan— 
ziger Gulden auf, in dem Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig gefegliches Zahlungsmittel zu 
fein. 

(2) Die im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig gelegenen öffentlichen Kaſſen de3 Reichs und 
die Neichsbankhauptftelle Danzig werden allen Be— 
wohnern de8 Gebietd der bisherigen Freien Stadt 
Danzig die Noten der Bank von Danzig und die 
auf 10 und 5 Gulden Danziger Währung lautenden 
Sceidemüngen bis zum 15. Oftober 1939 zu dem 
im $1 genannten Kurs in Neichsmarkzahlungsmittel 
umtauschen. 

(3) Die auf 1 Gulden, "/; Gulden und auf 10 und 
5 Dfennig Danziger Währung lautenden Scheide: 
münzen bleiben bis auf weiteres als Zahlungsmittel 
zu dem im $1 genannten Kurs zugelaffen. Die 
Scheidemünzen im Nennwert von zwei Dfennig und 
einem Vfennig Danziger Währung gelten mit In— 
frafttreten diefer Verordnung als Reichsmarkſcheide— 
münzen im Nennwert von zwei und einem Reiche 
pfennig. 

84 


(1) Alle auf Danziger Gulden lautenden Schuld- 
verhältniffe zwifchen nländern werden zu dem im 
$ 1 genannten Kurs auf Reichsmark umgejtellt. Ein 
Gläubiger, der die Anländereigenichaft nach Inkraft⸗ 
treten der Verordnung verloren bat, fann fi auf 
die Vorfchrift des Sabes 1 nicht berufen, 
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(2) Die Beftimmungen de3 Abf. 1 beziehen ſich 
nur auf jolde Schuldverhältnifie, die am 1. Sep- 
tember 1939 beftanden haben. Der Reichswirt— 
Ihafteminifter kann hiervon abweichende Beftim- 
mungen treffen. 


85 
(1) Der Umwandlung nad Maßgabe des SA 
unterliegen auch alle privaten oder öffentlich-recht— 
lichen, auf eine Geldleiftung gerichteten dinglichen 
Belaftungen der Grundftüde und grundſtücksgleichen 
Nechte jowie Schiffs- und Bahnpfandrechte. 


(2) Die Ummandlung bedarf zur Erhaltung der 
Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlihen Glauben des 
Grundbuch nicht der Eintragung. 


Berlin, den 7. September 1939. 
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(3) Die Berichtigung des Grundbuchs erfolgt auf 
Antrag de8 Berechtigten oder de8 Eigentümers des 
belafteten Grundjtüds foftenfrei, ebenfo der Vermerk 
der gr auf den Hypothefen-, Grundfchuld- 
und Rentenjchulöbriefen. 

(4) Einer Vorlegung des Hypotheken⸗, Grund: 
ſchuld- oder Rentenfchuldbriefes bedarf e8 nicht, wenn 
die Eintragung der Berichtigung von dem Eigen- 
tümer des belajteten Grundftüds beantragt wird. 
Wird der Brief nicht vorgelegt, jo hat das Grund- 
buchamt den Befiter ded Briefe zur Vorlegung an- 
zubalten, um nachträglid die Eintragung auf dem 
Briefe zu vermerfen. se 


Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1939 in Kraft. 


Der Reibswirtihaftsminifter 
An Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
. Reinhardt 





Seite Bekanntmachung über die Segenjeitigfeit bei der Antvendung 
des Geſetzes über die Unzuläſſigkeit der Sicherungsbeichlagnahme von Luftfahrzengen. 


om 24. Auguſt 1939, 
Auf Grund des $5 des Gejehes über die Unzuläffigleit der Sicherungsbeihlagnahme von Luftfahrzeugen 


vom 17. März 1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 385) wird befanntgemacht, daß die Gegenfeitigkeit ferner im Verhältnis 
zwifchen Deutjchland und folgenden Staaten verbürgt ift: 


Norwegen mit Wirkung vom 20. September 1939, 
Guatemala mit Wirkung vom 4, Oftober 1939. 


Diefe Bekanntmachung ergeht im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 5. Mai 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 916). 
Berlin, den 24. Auguſt 1939. 
Der Reih3minifter der Juſtiz 


In Bertretung 
Dr. Freisler 





Berichtigung 


In der Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Wirtſchaftsverwaltung (Erſte Durch— 
führungsverordnung) vom 27. Auguft 1959 (Reichsgejegbl. I 5.1519) muß es im Artikel 1 Abſ. 1 Buchft. e 
jtatt „der Neichstommiffar für die Clektrizitätswirtichaft” richtig heißen: „die Reichsſtelle für Die Elektrizitäts- 
wirtichaft (Meichslaftverteiler) 


Berlin, den 2. September 1939, 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Im Auftrag 
Marnde 


Herausgegeben vom Neihsminifterium des mern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung ver— 
ordnet mit Geſetzeskraft: 


ſchließlich Stammperſonal) zu erhöhen. 


Der Reichsarbeitsführer iſt ermächtigt, ledige Mäd— 


Verordnung über die Durchführung der Reichsarbeitsdienſtpflicht 
für die weibliche Jugend *). 


Bom 4. September 1939. 


berufstätig find, nicht in beruflicher oder ſchuliſcher 
Ausbildung ftehen und nicht als mithelfende Fami— 


lienangehörige in der Landwirtichaft dringend be- 

51 nötigt werden, zur Erfüllung der Reichsarbeitsdienſt⸗ 

Die Stärke des Reichsarbeitsdienſtes für die weib-⸗pflicht heranzuziehen. 
liche Jugend ift auf 100 000 Arbeitsmaiden (ein- 


Der Reichsarbeitsführer im Neichgminifterium 


82 des Innern erläßt im Benehmen mit dem Reichs— 


hen im Alter von 17 bis 25 Jahren, die nicht voll Verwaltungsvorfchriften. 


Berlin, den 4. September 1939. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


*) Betrifft nicht Danzig. 
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Berordnung iiber die Anderung 
des Geſetzes über die Liguidierung des Umlauf an Nentenbanficheinen 
und Des Gejeßes iiber die Deutſche Reichsbank. 


Bom 4. September 1939, 
Der Minifterrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


Artifell 


$$ 1 und 5 des Gefekes über die Liquidierung des Umlaufs an Nentenbantjcheinen vom 30. Auguft 1924 
(Reichsgeſetzbl. IT ©. 252) in der Faſſung der Verordnung des Neichspräfidenten zur Sicherung von Wirt- 
Ichaft und Finanzen vom 1. Dezember 1930, Sechfter Teil, Kapitel III (Neichögejekbl. I ©.517, 5%) und 
$ 32 des Geſetzes über die Deutiche Reichsbank vom 15. Juni 1939 (Reichsgeſetzbi. I S. 1015) finden bis auf 


weiteres feine Anwendung. 


Artikel 
Der Reihöminifter der Finanzen wird ermächtigt, die zur Durchführung und Ergänzung diefer Verordnung 


erforderlichen Vorſchriften zu erlafjen. 


Berlin, den 4. September 1939. 


Der Borfißende 
des Minifterrats für die Neihsperteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjchall 
Der Generalbevollmächtigte für die MWirtfchaft 
Walther Funk 


Der Reichsminiſter und Chef der Neichsfanzlei 
Dr. Lammers 


Berordnung ber Mapnahmen auf dem Gebiete des Rechts der Handelsgeſellſchaften 
und der Eriverb3= und Wirtichaftsgenojjenichaften *). 
Bom 4. September 1939. 


Der Minifterrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Gejeßesfraft: 


Artikell 
Aktiengejellichaften 
81 
Mindeſtnennbetrag des Grundkapitals 

Aktiengeſellſchaften mit einem Grundkapital von 
weniger als hunderttauſend Reichsmark, die an dem 
im 82 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Aktien— 
geſetz genannten Zeitpunkt noch beſtehen, werden 
vorerſt nicht nach diefer Vorſchrift aufgelöſt. 


82 
Namensangabe 
Die Vorſchriften über die Namensangabe auf den 
Geſchäftsbriefen (58 100, 209 Abſ. 5, 83301 des 
Aktiengeſetzes) ſind vorerſt nicht mehr anzuwenden. 


83 
Entlaftung. Feſtſtellung des Jahresabſchluſſes. 
Gewinnverteilung. Aufſtellung des Geſchäftsberichts 
Die geſetzlichen oder ſatzungsmäßigen Friſten für 
die Entlaſtung der Verwaltungsträger, für Die Auf— 
ftellung, Vorlegung und Fejtitellung des Jahres— 


*) Betrifft nicht Danzig. 


abjchlufjes, für die Beſchlußfaſſung über die Gewinn- 
verteilung ſowie für die Aufftellung und Vorlegung 
des Geichäftsberichts (SS 104, 125, 126 und 127 des 
Aktiengeſetzes) kann das Negiftergericht angemefjen 
verlängern, wenn der Vorſtand e8 beantragt; gleiches 
gilt von anderen Friften, innerhalb deren eine Haupt- 
verfammlung zu berufen ift. Die Friſten können 
wiederholt verlängert werden; die einzelne Ver— 
längerung foll ſechs Monate nicht überſteigen. 
84 

| Stimmred;t 

Die Vorfchrift des 5 114 Abſ. 4 Sat 4 des Aktien— 
geſetzes über Die zeitliche Beichränfung der einer 
Banf zur Ausübung des Stimmrechts erteilten 
Ermädtigung ift vorerft nicht mehr anzuwenden, 
Die Ermächtigung bleibt jedoch jederzeit widerruflich. 


85 
Prüfung des Jahresabſchluſſes 
(1) Die $$ 135 bis 141 des Aktiengeſetzes und die 
ss 27 bis 32 der Erften Durchführungsverordnung 
zum Mftiengefeb über die Drüfung des Tahres- 
abichluffes find vorerft nicht mehr anzumenden, 
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(2) Die Hauptverfammlung fann mit einfader | 


Stimmenmehrheit die Beftellung von Prüfern zur 
Vrüfung des Jahresabſchluſſes beichließen. $ 118 
Abf. 3 und 4 des Aftiengefeges gilt finngemäß. 

(3) Das Regiftergericht kann aus wichtigen Grund 
eine Vrüfung des Jahresabjehluffes anordnen; in 
Ddiefem Falle find die im Abſ. 1 genannten Nor: 
ſchriften anzumenden. 


6 
Bekanntmachung des Jahresabſchluſſes 


Der Jahresabſchluß braucht in anderen Geſell— 
ichaftsblättern als dem Deutſchen Reichdanzeiger 
vorerst nicht mehr befanntgemacht zu werden. 


87 
Kapitalherabjegung 
Unter den Vorausſetzungen des $ 13 Abf. 2 des 
Einführungsgefeßes zum Aktiengeſetz kann Die Rapital- 
herabjegung durch Einziehung entgeltlid) erworbener 
Aktien vorerft auch noch nad) dem dort genannten 
Seitpunft nach den Vorſchriften des Aktiengeſetzes 
über die vereinfachte Rapitalherabfeßung beſchloſſen 
werden. 
58 


Zahlungsunfähigkeit der Geſellſchaft 

8383 Abſ. 2, 884 Abſ. 3 und 5, die 8899 und 
209 Abſ. 2, $ 225 Nrn. 3 und 14 und $ 297 Arn. 2 
und 3 des Aktiengeſetzes find vorerft nicht mehr an— 
umenden, foweit fie die Verpflichtung enthalten, 
ei Zahlungsunfähigkeit einer Geſellſchaft die Er- 
Öffnung des Konkursverfahrens oder des gerichtlichen 

Vergleicheverfahreng zu beantragen. 


89 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 


Die $$ 1 bis 8 gelten für Die Kommanditgefellichaft 


auf Aktien finngemäß. 


Artikel D 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
510 
Entlaſtung. Feſtſtellung des Jahresab ſchluſſes 


$ 3 gilt für die Geſellſ chaft mit befchränfter Haftung 
finngemäß 
811 


Vertretung der Geſellſchafter 


(1) Kann ein Geſellſchafter zu dev Geſellſchafter— 
verfammlung durch eingeſchriebenen Brief nicht ge 
laden werden und ift die Beſtellung eines zur Ent- 
gegennahme dev Ladung berechtigten Dflegers nad) 
den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs nit 
möglich, fo kann auf Antrag eines Beteiligten das 
Neniftergericht des Sites der Geſellſchaft einen Ver— 
treter zur Entgegennahme der Ladung und zur Aus— 
übung der Nechte des Geſellſchafters bei der Be— 
ichlußfaffung beftellen. Der Vertreter kann auch zur 
Ausübung fonftiger, dem Gejellichafter in bezug auf 
die Führung dev Gejchäfte zuftehender Rechte er 
mächtigt werden. Die Vertretung ift aufzuheben, 
wenn das Bedürfnis weggefallen ift. 
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(2) Die Wirffamkeit der von oder gegenüber dem 


Vertreter dorgenommenen Rechtshandlungen kann 
nicht deshalb in Frage geſtellt werden, weil die Vor—⸗ 
ausfetzungen der Beſtellung nicht vorgelegen haben. 


(3) Iſt ein Vertreter oder ein Pfleger beſtellt, ſo 
kann das Regiſtergericht die Friſt, mit der die La—⸗ 
dung des Vertreters oder des Pflegers zu bewirken 
iſt, verlängern. 

(4) Gerichtsgebühren werden nicht erhoben. 


812 
Kapitalherabſetzung in erleichterter Form 

Die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form 
fann vorerft auch noch nad) dem in der Sechzehnten 
Verordnung zur Durchführung der Vorſchriften über 
die Kapitaiherabſetzung in erleichterter Form vom 
24. November 1938 (Neichsgefeßbl. I ©. 1681) ge 
nannten Zeitpunft beichloffen werden. 


$ 13 
Zahlungsunfähigteit der Geſellſchaft 

Die $$ 64, 71 und 84 des Gejehes, betreffend die 
Gefellihaften mit beſchränkter Haftung, find vorerſt 
nicht mehr anzuwenden, joweit fie die Verpflichtung 
enthalten, bei Zahlungsunfähigfeit einer Geſellſchaft 
die Eröffnung des Konkursverfahrens oder des ge— 
richtlihen Vergleichsverfahrens zu beantragen. 


Artifel U 
Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften 
814 


(1) Die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften 
nach dem Geſetz über die Umwandlung von Kapital⸗ 
geſellſchaften vom 5. Juli 1934 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 569) und ſeinen Durchführungsverordnungen 
fann vorerft auch noch nach dem im $ 1 der Vierten 
Durhführungsverordnung (Reichsgeſetzbl. I ©. 661) 
genannten Zeitpunkt beſchloſſen werden, 

(2) Die im $ 35 Abſ. 1 Sab 2 der Erſten Durch— 
führungsverordnung zum Altiengeſetz für Um— 
wandlungsbeſchlüſſe gewährte Gebuͤhrenermäßigung 
gilt ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt der Beſchluß— 
faſſung. 

Artikel IV 


Genoſſenſchaften 
815 
Veröffentlichungen 
(1) Veröffentlichungen nach 3 33 Abſ. 3 des Ge— 
noſſenſchaftsgeſetzes finden vorerit nicht mehr jtatt. 
(2) Das Negiftergericht kann aus wichtigem Grund 
eine Veröffentlihung anordnen. 


S 16 
Rertretung der Genojjen 


(1) Ein Genoffe kann ſich in der Generalverfamm- 
(ung durch einen Bevollmächtigten vertreten laſſen, 
wenn er aus wichtigem Grunde verhindert iſt, an dev 
Seneralverfammlung teilzunehmen, Für Die Noll- 
macht ift die fchriftliche Form erforderlih und ge 


nügend. 
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(2) Ein Bevollmädhtigter kann mehr als einen Ge- 
nojjen vertreten, 


(3) Die Wirkſamkeit der von oder gegenüber dem 
Bevollmächtigten vorgenommenen Nechtshandlungen 
kann nicht deshalb in Frage geftellt werden, weil die 
Vorausſetzung für die Vertretung des Genofjen durd) 
einen Bevollmächtigten nicht vorgelegen bat. 


$ 17 
Prüfung 

(1) $ 53 Abſ. 1 des Genofjenfchaftsgefeges über die 
Prüfung der Einrichtungen, der Vermögenslage und 
der Gejchäftsführung ift vorerst nicht mehr anzu- 
wenden. 

(2) Das Regiftergericht kann aus wichtigem Grund 
eine Prüfung anordnen. 


$18 
Ausſcheiden einzelner Genojjen 

(1) ft bei dem Gericht, das die Lifte der Genoſſen 
führt, ein, wenn auch nur vorübergebender, Still— 
ftand der Rechtspflege eingetreten, jo ailt das Aus- 
Icheiden eines Genofjen auf Grund der SS 65 bis 68 
des Genoſſenſchaftsgeſetzes aud) dann mit dem Schluß 
des Geichäftsjahrs als erfolat, wenn die das Aus- 
Icheiden begründende Tatſache noch nicht gemäß $ 70 
des Genofjenichaftsgefeßes in die Lifte der Genoffen 
eingetragen ift. 

(2) Die im $ 69 des Genoſſenſchaftsgeſetzes bezeid)- 
nete Verpflichtung des Vorftands, die Eintragung in 
die Lifte zu veranlafien, wird durch die Vorjchrift 
des Abſ. 1 nicht berührt; konnte der Vorſtand der 
Verpflichtung nicht bis zu dem im $ 69 bezeichneten 
Seitpunft nadhfommen, jo bat er das Ausjcheiden in 
dem von ihm geführten Verzeichnis der Genofjen zu 
bermerfen und das zur Eintragung in die Lifte Er- 
forderliche unverzügli nad) Wegfall des Hinder- 
niſſes nachzubolen. 


8 19 
Zahlungsunfähigkeit der Genoſſenſchaft 

Die 88 99, 118, 142 und 148 des Genoſſenſchafts— 
geſetzes ſind vorerft micht mehr anzuwenden, ſoweit 
fie die Verpflichtung enthalten, bei Sahlungsunfähig- 
feit einer Genofjfenichaft die Eröffnung des Konkurs— 
verfahrens oder des gerichtlichen Vergleichsverfahrens 
zu beantragen. 


ArtifelV 


Anwendung der Verordnung in der Oftmarf 
& 20 
Allgemeine Vorſchriften 


(1) Die Artifel I bis IV gelten auch für Aktien- 
aejellichaften, Kommanditgefellidharten auf Aktien, 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und Erwerb: 
und Wirtichaftsaenofienichaften in der Oſtmark. 
Soweit diefe noch dem öfterreichiichen Recht unter- 
ftehen, find die Vorfchriften diefer Verordnung finn- 
emäß auf fie anzuwenden und die Verweilungen auf 
Die entiprechenden Vorſchriften des öfterreichiichen 
Nechts zu beziehen. 


(2) Abf. 1 gilt auch für Vereine nad) dein Vereins: 
gejet vom 28, November 1852 (NGBL. Nr. 253). - 


g21 


Bejondere Vorſchriften zur Umftellungsverordnung 
bom 2, Auguſt 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 982) 


(1) Die Eröffnungsbilanz fann auch für einen 
Stihtag aufgeftellt werden, der dem im $2 Abf.1 
der Verordnung als fpätefter Stichtag genannten 
Zeitpunkt nadfolat. 


(2) Die Genofjenichaften können die Geſchäfts— 
anteile und Haftungsbeträge auch nach dem im $ 29 
Abſ. 1 der Verordnung genannten Zeitpunkt in Reichs— 
mark umrechnen. 


(3) Die im $ 35 der Verordnung gewährte Ge- 
bührenermäßigung gilt auch für Umwandlungs— 
beichlüffe, die nach dem dort genannten Zeitpunkt 
gefaßt werden. 


(4) Altiengejellichaften, Kommanditgefellichaften 
auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
Vereine und Genoſſenſchaften werden vorerft nicht 
nad) $ 36 der Verordnung kraft Geſetzes aufgelöft. 


8 22 
Dejondere Vorſchriften zur Zweiten Verordnung 
zur Einführung handelsrechtlicher Vorjchriften 
vom 2, Auguſt 1938 (Neichögejehbl. I S. 988) 


(1) Unter den Vorausjeßungen des $ 14 Abf. 2 
der Verordnung fann die Kapitalberabjegung durd) 
Einziehung entgeltlid) exivorbener Aktien vorerft aud) 
noch nad) dem Dort genannten Zeitpunkt nad) den 
Vorſchriften des Aktiengeſetzes über die vereinfachte 
Kapitalherabfegung vorgenommen werden. 

(2) Aftienvereine werden vorerft nicht nad) $ 20 
der Verordnung kraft Gejeges aufgelöft. 


Artikel VI 
Anwendung 
ber Verordnung in den jubdetendeutjchen Gebieten 


$ 23 
Allgemeine Vorfchriften 


(1) Die Artitel I bis IV gelten auch für Aftien- 
gejellihaften, Kommanditgejellihaften auf Aktien, 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und Er- 
werbs- und Mirtichaftsgenofjenichaften in den fude- 
tendeutichen Gebieten. Soweit diefe noch nicht dem 
Necht des Altreichs unterftehen, find die Vorſchriften 
diefer Verordnung finngemäß auf fie anzumenden 
und die Vermweifungen auf die entiprechenden Vor— 
ichriften des bisher geltenden Nechts zu beziehen. 

(2) Abf. 1 gilt auch für Vereine nad) dem Ver— 
einsgefeh vom 28. November 1852 (RGEBl. Nr. 253). 


Ss 24 


Bejondere Vorſchriften zur Umijtellungsverordnung 
vom 9. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 169) 
(1) Die Eröffnungsbilanz kann auch für einen 
Stichtag aufgeltellt werden, der dem im 82 Abj. 1 
der Verordnung als ſpäteſter Stichtag genannten 


—VVE 


Zeitpunkt nachfolgt. 


51 
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(2) Die Genoffenichaften können die Geſchäfts— 
anteile und Haftungsbeträge auch nad) dem im 8 29 
Abſ. 1 der Verordnung genannten Zeitpunkt in 
Reichsmark umrechnen. 


(3) Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
Vereine und Genoſſenſchaften werden vorerſt nicht 
nad) $32 der Verordnung kraft Geſetzes aufgelöft. 


S 25 
Beiondere Vorfchriften zur Zweiten Berordnung 
zur Einführung handelsrechtlicher Vorſchriften 
vom 9. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. JI ©. 176) 


(1) Unter den Vorausfegungen des 8 14 Abi. 2 
der Verordnung fann die Kapitalherabſetzung durch 
Einziehung entgeltlich erworbener Aktien vorerſt 
auch noch nach dem dort genannten Zeitpunkt nach 
den Vorfchriften des Aktiengeſetzes über die verein— 
fachte Kapitalherabſetzung vorgenommen werden. 


(2) Aktienvereine werden vorerſt nicht nach $ 20 
der Verordnung kraft Geſetzes aufgrlöft. 


Berlin, den 4. September 1939. 
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Artifel VII 


Bejondere Vorſchriften 
zur Umftellungsverordnung für das Memelland 
vom 5. Mai 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 897) 
$ 26 

(1) Die Eröffnungsbilanz kann aud für einen 
Stichtag aufgeftellt werden, der dem im 52 abi. 1 
der Werordnung als fpätefter Stichtag genannten 
Seitpunft nachfolgt. 

(2) Aftiengefellichaften, Rommanditgejellichaften 
auf Aktien, Gejellichaften mit beſchränkter Haftung 
und Genofjenihaften werden vorerſt nicht nad) $ 32 
der Verordnung kraft Geſetzes aufgelöft. 


Artifel VIU 
Schlußvorſchriften 
827 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in 
Kraft. 


Der Vorſitzende 
des Miniſterrats für die Reichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


— — — — — — — — — — — — ——— ——— EEE 


Zweite Verordnung 
zur Ausführung der Verordnung über die Ausübung Der biirgerlichen Rechtspflege 
im Protektorat Böhmen und Mähren. 


Vom 5. September 1939. 


Auf Grund des $ 9 der Verordnung Über die Aus- 
übung der bürgerlichen Nechtspflege im Protektorat 
Böhmen und Mähren vom 14, April 1939 (Meiche- 
geſetzbl. I ©. 759) wird verordnet: 


81 
(1) Bei der Anwendung der Verordnung über die 
Ausübung der bürgerlichen Nechtspflege im Pro— 
teftorat Röhmen und Mähren vom 14. April 1939 
gelten als deutjche Staatsangehörige aud) Handels— 
geſellſchaften, Verſicherungsvereine auf Gegenſeitig— 
keit, Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, berg— 


% 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


rechtliche Gewerkſchaften, fonftige juriſtiſche Perſonen 
des Vrivatrechts und öffentlich-rechtliche Körper— 
ſchaften, Stiftungen und Anſtalten, die ihren Sitz 
im Deutfchen Neicy außerhalb des Protektorats haben. 


(2) Den deutihen Staatsangehörigen ftehen gleich, 
wenn fich der Sit im Vroteftorat Böhmen und 
Mähren befindet: 

1. offene Handelsgeſellſchaften, Rommanditgejell- 
ichaften und Kommanditgejellihaften auf 
Aktien, wenn wenigſtens ein perſönlich Haftender 
Gejellichafter deutſcher Staatsangehöriger it; 


431 


2. ſonſtigeHandelsgeſellſchaften mit eigener Rechts— 
perſönlichteit, Verſicherungsvereine auf Gegen- 
feitigfeit, Etwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaften und bergrechtliche Gewerkſchaften, wenn 
mindeſtens die Hälfte der zur geſetzlichen Ver— 
tretung berufenen Perſonen oder mindeſtens 
die Hälfte der Mitglieder des Aufſichtsrats 
oder eines ähnlichen Verwaltungsträgers die 
deutfche Staatsangehörigkeit befikt; 

3. Vereine mit deutfcher Gefchäftsfpradje; ob 
dieſe Vorausſetzung vorliegt, enticheidet im 
Sweifel der Oberlandrat; 

4, öffentlich-rechtliche Körperſchaften und Unter- 
nehmungen, Stiftungen und Anftalten, wenn 
dies der Neicheprotektor beitimmt. 


Berlin, den 5. September 1939. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 





— — 


Hat ſich eine Partei, die nach 81 als deutſche 
Staatsangehörige gilt oder einem deutſchen Staats— 
angehörigen gleichſteht, vor dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung in einer Rechtsſache vor einem Gericht 
des Vroteftorat? auf die Verhandlung zur Haupt- 
fache eingelafjen, jo kann fie die Abgabe der Rechts— 
fadye an das zuftändige deutiche Gericht beantragen. 
Dies gilt aud) dann, wenn die Übernahme der Rechts— 
Sache vom deutfchen Gericht vor dem Inkrafttreten 
dieſer Verordnung abgelehnt wurde. Der Antrag 
fann nur bis zum 31. Oftober 1939 geftellt werden. 
Im übrigen find auf den Antrag und den Übergang 
der Rechtsfache die Vorſchriften des $ 8 der Verord- 
nung vom 14. April 1939 finngemäß anzuwenden. 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
An Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


U — — — — — 


Verordnung über die Weiterbenutzung von Kraftfahrzeugen. 
Vom 6. September 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über den Verkehr mit Kraft- 
fahrzeugen in der Faffung des Geſetzes vom 10. Auguſt 
1937 (Reichsgefekbl. I ©. 901) wird verordnet: 


81 
(1) Kraftfahrzeuge (auch Kleinkrafträder) dürfen 
mit Wirkung vom 20, September 1939 nicht mehr 
benußt werden. 
(2) Es dürfen nad) diefem Zeitpunkt weiter benußt 
werden: 
1. Kraftfahrzeuge mit den amtlichen Kennzeichen 
WH, WM, WE, RP, DR, Vol, 44, 
2. Rraftfahrzeuge, die hierfür befonders gefenn- 
zeichnet find. 


82 
(1) Beorderte oder freigeſtellte Kraftfahrzeuge 
werden bei Vorlage des Beorderungs- oder Frei— 
ſtellungsbeſcheids ohne weiteres gekennzeichnet. 
(2) Kraftfahrzeuge, die weder beordert noch frei— 
geftellt find, werden nur dann gekennzeichnet, wenn 


Berlin, den 6. September 1939, 


auf Antrag ein öffentliches Intereſſe an ihrer Weiter- 
benußung anerfannt worden ift. Der Antrag ift an 
die für den Wohnſitz des Kraftfahrzeugbalters zu 
ftändige untere Verwaltungsbehörde (Kreispolizei- 
behörde) zu richten, die darüber enticheidet. 


83 
(1) Zuſtändig zur beſonderen Kennzeichnung der 
Kraftfahrzeuge ift jede Zulaſſungsſtelle. Die be- 
fondere Kennzeichnung ift im Kraftfahrzeugjchein zu 
vermerken. 
(2) Die Ausgeſtaltung der befonderen Kennzeichen 
beftimmt der NReichsverfehraminiiter. 


84 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchrift des 51 
werden gemäß 88 23 und 25 des Geſetzes über den 
Verfehr mit Kraftfahrzeugen beftraft. 
s5 


Die Verordnung tritt mit dem Tage der Ver- 
fündung in Kraft. 


Der Reichöverfehrsminifter 
Dorpmüller 


Der Reichäminifter des Innern 
Frick 
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Verordnung über das Wehrmachtfürſorge⸗ und ⸗overſorgungsweſen. 
Bom 7. September 1939. 


Auf Grund des Wehrmachtfürſorge— und verſor— 
gungsgeſetzes vom 26. Auguſt 1938 GReichsgeſetzbl. I 
S, 1077) 8 197 Abſ. 2 und de3 Einſatzfürſorge— und 
derſorgungsgeſetzes vom 6. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl.J 
S.1217) $ 29 Abſ. 1 und $ 33 Abſ. 3 wird im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminiſter deu Finanzen 
verordnet: 


Sı 

Die Renten für Arbeitsverwendungsunfähige 
(ABU-Renten) und alle Fürforge- und Verſorgungs— 
bezüge, die fi) aus der ABU-Nente errechnen, werden 
bei Anderung des Wohnorts nidt neu feitgeftellt. 
Dies gilt nicht bei Anwendung des Wehrmachtfür— 
ſorge- und verſorgungsgeſetzes $115 Abſ. 4, 5 und 6 
und des $ 121. 


82 
Im Wehrmadhtfürjorge- und »verforgungsgejeh 
s84 Abj.2 ift das Komma hinter dem Worte 
„gewährt“ durch einen Punkt zu erſetzen und der 
nachfolgende Wortlaut zu ftreichen. 


83 
Die Vorſchriften des Wehrmachtfürſorge— und 
verſorgungsgeſetzes $ 136 Abſ. 2 und des Einſatz— 
fürforge- und verſorgungsgeſetzes Ss 27 Abj. 4 gelten 
auch für Wehrmachtbeamte auf Kriegsdauer. 


Berlin, den 7. September 1939. 


sa 

Die VBeichwerde nad Wehrmachtfürſorge— und 
verſorgungsgeſetz $ 159 ift nur noch in den Fällen 
zuläffig, in denen bisher nad Wehrmachtfürjorge- 
und verſorgungsgeſetz $ 166 Ab. 1 Buchſt. a bie / 
und $ 200 Abf. 1 Buchit. a bis f die Berufung zu- 
lälfig war. Am übrigen find Beſcheide und Be— 
ſchwerdeentſcheidungen der Wehrmachtfürſorge- und 
‚verforaunasdienftitellen und Truppenteile nad) dem 
Mehrmachtfürforge- und ‚verforgungsgefeb und dem 
Wehrmachtverſorgungsgeſetz endgültig. Die Wicder- 
aufnahme des Verfahrens iſt micht mebr zuläflig. 
Vorftehendes gilt aud für anhängige Beichwerde- 
und Berufungsverfahren; fie gelten, ſoweit nicht 
noch eine Beſchwerdeentſcheidung nah Satz 1 zu 
treffen iſt, als erledigt. 


85 
An Stelle des Wehrmachtfürſorge- und verſor— 
gungsgeſetzes $ 153 Abf. 2 gilt folgendes: 

„Ein Beſcheid, gegen den Die Befchwerde zu 
läffig ift, muß den Hinweis auf das Beſchwerde— 
recht und auf die Friſt enthalten, in der die Be— 
ſchwerde einzulegen iſt. Alle übrigen Beſcheide 
müſſen den Hinweis enthalten, daß ſie end— 
gültig ſind.“ | 

86 


Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in 
Kraft. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
In Vertretung 
Reinecke 


— — — — — 


Berordnung über das Deutſche Rote Kreuz. 
Vom 7. September 1939. 


Auf Grund des $ 20 des Geſetzes über das 
Deutiche Note Kreuz vom 9. Dezember 1937 


(Reichsgeſetzbl. JI ©. 1330), des Artikels II des Ge- 
jeßes über die Miedervereinigung Oſterreichs mit 
dem Deutichen Neid) vom 13. März 1938 (Neiche- 
gejeßbl. 1 S. 237) und des 87 des Erlaſſes des 
Führers und Reichskanzlers über die Werwaltung 
der fudetendeutichen Gebiete vom 1. Dftober 1938 
(Reichsgeſetzbl. ©. 1331) wird folgendes verordnet: 


| 51 
Das Geſetz über das Deutſche Rote Kreuz vom 
9. Dezember 1937 (Reichsgeſetzbl. 1 ©. 1330) wird 
wie folgt geändert: 


1. Im $ 11 Abf. 1 werden die Worte „der 88 3 
und 6 der Verordnung Über die Einberufung zu 
bungen der Wehrmacht (Übungsverordnung) vom 
95, November 1935 (Reichsaefeßbl. I ©. 1358) in 
der Faffung dev Verordnung vom 28. März 1936 


(Reichsgeſetzbl. I S. 326)” durch Die Morte „Des 
2, Abichnitts der Verordnung über die Einberufung 
zu Übungen der Wehrmadt vom 15. März; 1939 
Reichsgeſetzbl. I ©. 609)” erjekt. 

2. Im $ 11 Abf. 2 werden die Worte ‚Soweit $ 6 
Abi. 3 Sab 2 der Übungsverordnung zur Anwen— 
duna fommt” geftrichen. 

3. Im S 11 bi. 4 werden die Worte „den SS 3 
und 6 der Übungsverordnung” durch die Worte 
‚dem 2. Abjchnitt der Verordnung über die Ein- 
berufung zu Übungen der Wehrmadt vom 15. März 
1939 GReichsgeſetzbl. I ©. 609)” erſetzt. 

4. Im $ 12 werden die Worte „und det Familien— 
unterſtüßungsvorſchriften vom 30. März 1936 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 327, 329) durch die Worte 
„vom 30. März 1936 GReichsgeſetzbl. I ©. 327) und 
der Familienunterſtützungs-Durchfüh rungsverord— 
nung vom 11. Juli 1939 (Keichsgeſetzbl. I ©.1225)" 


erſetzt. 
III 
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52 Faffung diefer Verordnung gilt mit Ausnahme des 
Der III. und IV. Abſchnitt des Geſetzes über das 30 und des $21 Abf. 1 aud) im Reichsgau Su— 
Deutſche Rote Kreuz vom 9. Dezember 1937 (Reidj8- etenland. 
geſetzbl. I S. 1330) in der Fafjung diefer Verord- 


nung gelten mit Ausnahme des $ 19 und des $ 21 5 De 
Abſ. 1 auch in der Oftmarf. 
. Soweit Vorfchriften, die durch diefe Verordnung 
53 in der Oftmarf und im Reichsgau Subdetenland ein- 


Das Gejeß über das Deutjche Rote Kreuz vom | geführt werden, nicht unmittelbar angewendet wer⸗ 
9. Dezember 1937 (Reichsgeſetzbi. I S. 1330) in der | den können, find fie finngemäß anzuwenden. 


Berlin, den 7. September 1939, 


Der Reihsminifterdes Innern 
Frid 


a ———— 


Berordnung 
zur Durchführung der Berordnung gegen Boltsichädlinge. 


Bom 7. September 1939. 


Auf Grund des 87 der Verordnung gegen Volksſchädlinge dom 5. September 1939 (Reichsgefehbl. I 
©. 1679) wird verordnet: 


51 82 
Diie Entſcheidung darüber, ob die Todesſtrafe durch Vergehen im Sinne des $ 2 der Verordnung find 
Erhängen vollzogen werden foll, trifft die Strafvoll- | nicht ſolche Taten, die nur auf Antrag des Verlekten 
ftreeftungsbehörde. verfolgt werden dürfen. 


Berlin, den 7. September 1939. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


UI tr — — — — — — 


Berichtigung Berichtigung 

In der Überſchrift der Zweiten Durchführungs— Am F II der Kriegswirtſchaftsverordnung dom 
und Uberleitungsvorſchrift zur Verordnung über4. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1609) muß es 
die Ausbildung für den höheren Dienſt in der all- | in der erſten Zeile jtatt „S 64” richtig heißen:,,S 84”. 
gemeinen und Inneren Verwaltung dom 4. Septem- | In $ 16 muß es in der erſten Zeile ſtatt SS 11 big 
ber 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1664) muß e8 anftatt | pig 13 richtig heißen: „SS 13 bis 154 ns 
„Zweite Durdführungs- und Überleitungsporichrift” 39 ah N : 
richtig. heißen: „Dritte Durchführungs- und Uber Berlin, den 7. September 1939. 
leitunasvorichrift”. 


Berlin, den 7. September 1939. Der Generalbevollmädtigte 
Der Reichsminiſter des Innern für die Wirtſchaft 
Im Auftroa | Am Auftrag 
Dr. Schüße J Dr. Holtz 
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1939 Ausgegeben zu Berlin, den 9. September 1939 | Mr. 171 


Tag Inhalt Seite 
7.9.39 Verordnung über die Betanntgabe von Ernennungs- und Beförderungs- 
Te RE. nn dr 170] 
7.9.39 Verordnung zur Anderung der Vierten Durhführungsperordnung zur 
Verordnung zur vorläufigen Siderftellung des lebenswichtigen Bedarfs 
des deutſchen Volkes. Berbraudsregelung für Spinnftoffwaren und 


— 7 1702 
7.9.39 Verordnung über die Verforgung der ſudetendeutſchen Kriegabefhädigten 

und Kriegshinterbliebenen. . .......4*117 1702 
8.9.39 Verordnung zur Durhführung der Verordnung über Maßnahmen auf dem 

Gebiete der Gerichtsverfaffung und dev Rechtspflege » nr. 1703 


Im Teil I, Nr. 35, ausgegeben am 7. September 1939, find veröffentlicht: Verordnung über die Veräußerung von Binnen. 
ichiffen ins Ausland. — Neunte Verordnung zur Eifenbahn-Verkehrsordnung. — Bekanntmachung über den Schuß von 
Erfindungen, Muftern und Warenzeichen auf einer Ausstellung. 


Berordnung 
über die Belanntgabe von Ernennungs: und Beförderungserlaſſen. 


Vom 7. September 1939. 


Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


Die Berufung in das Beamtenverhältnis ($ 27 DBG), die Anftellung auf Lebenszeit oder auf Zeit ($$ 28, 
29 DBG) und eine Beförderung werden bei Perſonen, die zum Wehrdienſt einberufen find, ſchon mit dem Tage 
einer Veröffentlihung im Amtsblatt der Verwaltung oder im Minifterialblatt des Reichs- und Preußiſchen 
Miniſteriums des Innern bewirkt. Der Zuſtellung einer Urkunde bedarf es zur Rechtswirkung nicht. 


Berlin, den 7. September 1939. 


Der Vorfißende 
des Minifterrats für die Neihsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarfchall 


Der Generalbevollmächtigte für Die Neichsverwaltung 
Frick 
Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Berordnung zur Anderung der Vierten Durchführungsverordnung 
zur Verordnung zur vorläufigen Sicherjtellung des lebenswichtigen Bedarjs des deutjchen Volles. 
(Berbranchsregelung für Spinnſtoffwaren und Schuhwaren) 
Bom 7. September 1939. 


Auf Grund des $13 der Verordnung zur vorläufigen Sicherftellung des lebensrwichtigen Bedarfs des deutjchen 
Volkes vom 27. Auguſt 1939 (Reichsgefeßbl. I S. 1498) wird im Einvernehmen mit dem Generalbevollmächtigten 
für die Wirtſchaft verordnet: 


Artikel 1 können zur Ergänzung diefer Verordnung Richt» 

$ 9 der Vierten Durchführungsverordnung zur Ver— Linien für die Verteilung von Spinnftoffmwaren 

ordnung zur vorläufigen Sicherftellung des lebens. und Schuhwaren ſowie über die Verwendung ber 

wichtigen Bedarfs des deutjchen Voltes vom 27. Auguft empfangenen Bezugicheine erlafjen. Sie können 

1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1510) erhält nachftehende die Lifte der bezugfcheinpflichtigen Spinnftoff- 

Saffung: waren und Schuhwaren (Anlage 1) beſchränken 
„s 9 oder erweitern.’ 


Ergänzungsrichtlinien des Sonderbeauftrag- 
ten für die Spinnftoffwirtjhaft und der 
Reichsftelle für Lederwirtichaft Artikel 2 


Der Sonderbeauftragte für die Spinnftoff- Diefe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
wirtſchaft und die Reichsftelle für Lederwirtſchaft Kraft. 


Berlin, den 7. September 1939. 


Der Reihswirtfhaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


em 


Verordnung über die Berjorgung 
der jndetendentichen Sriegsbeihädigten und Kriegshinterbliebenen. 
Vom 7. September 1939. 





Auf Grund des Erlafjes des Führers und Reichs⸗ Mai 1920 (Reichsgefegbl. S. 989) in der Faſſung 
kanzlers über die Verwaltung der ſudetendeutſchen der Bekanntmachung vom 1. April 1939 (Reichs⸗ 
Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1331) geſetzbl. J ©. 663). 
in Verbindung mit dem Geſetz über die Gliederung der 2, Das Geſetz über das Verfahren in Verſorgungs⸗ 
ſudetendeutſchen Gebiete vom 25. März 1939 (Reichs— ſachen vom 10, Januar 1922 (Reichsgeſetzbl. 5.59) 
geſetzbl. 1 ©. 745) $ 4 Abj. 1 und $ 5 wird verordnet: mit den dazu ergangenen Anderungen. 

3, Die Verordnungtiber das Verjorgungswejen vom 
81 2. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1686). 
Im Reichsgau Sudetenland ſowie in den in Die z2 


Ränder Preußen und Bayern und die Reichsgaue Das Reichsverforgungsgefeb gilt mit folgender Map 
Niederdonau und Oberdonau eingegliederten ehemald | „abe: 


jubetendeutichen Gebietsteilen gelten die nachjtehend 1. Es findet auf Beſchädigte und Sinterbliebene 


aufgeführten Gefege und Vorſchriften: Anwendung, deren Verforgungsaniprud) ſich auf 
1. Das Geſetz über die Verforgung ber Militär eine Dienftleiftung in der ehemaligen öſterreichiſch— 
perjonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienftbe- | ungarijchen oder tichecho-flowatifchen bervaffneten 


ihädigung (Neichsverforgungsgefek) vom 12, | Macht gründet, 
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2. Keinen Anſpruch auf Verjorgung haben Sinter- 
bliebene ($$ 37, 38, 41, 43, 44, 97), wenn die 
Dienftleiftung des Verftorbenen vor dem 1. Auguft 
1914 beendet worden ift, e8 fei denn, daß fie im 
September 1938 auf Grund de3 früheren Ver⸗ 
ſorgungsrechts eine Hinterbliebenenrente bezogen 
haben. 

3. Im Sinne des $ 63 Nr. 2 und des $ 64 Abſ.1 
Nr.2 gelten die den Berufsmilitärperfonen und 
ihren Hinterbliebenen gezahlten Rube- und Ber- 
forgungsgenüffe als Verforgungsgebübrniffe aus 
einem Militärverforgungsgejeb. 

4. $ 109 findet feine Anwendung. Berufsmilitär- 
perfonen können mit Zuftimmung des Verſor— 
gungsamts zwifchen der Verjorgung nad) dieſer 
Verordnung und den Ruhegenüffen wählen. Die 
Zahlung beginnt früheftens mit dem Monat, in 
dem daS Verforgungsamt der Wahl zugeftimmt 
bat. 

Berufsoffiziere und Berufsbeamte der Wehr- 
macht erhalten zu den Rubegenüfjen die Front⸗ 
zulage nad) Mafgabe des $ 31a und die Der- 
ftümmelungszulage nad) Maßgabe des Geſetzes 
über die Penfionierung der Offiziere einſchließlich 
Sanitätsoffiziere des Reichsheeres, der Marine 
und der Schubtruppen vom 31. Mai 1906 


Berlin, den 7. September 199, 
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(Reichsgefegbl. S. 565) $ 11 in der Faſſung bes 
Geſetzes vom 27. September 1938 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 1219) $ 1 Nr. 1; den Unterbeamten 
wird jedoch Verftümmelungszulage im Betrage 
von jährlich 300 Reichsmark gewährt. 

. $ 110 findet keine Anwendung. Sinterbliebene 
von Berufsmilitärperjonen erhalten die Verſor— 
gungsgenüſſe, wenn fie für fie günjtiger find als 
die Verforgung nach diefer Verordnung. 

6, Den Zeitpunft der Einführung der Verordnung 
über die Krankenverficherung für Kriegshinter- 
bliebene vom 20. April 1939 (Neichögejekbl. I 
5.791) beftimmt der Reicdysarbeitsminifter. 


ao 


3 
(1) Diefe Verordnung tritt am 1. Oftober 1939 in 
Kraft. | 
(2) Den Beichädigten und Hinterbliebenen werden 
Verforgungsbezüge nad) dem derzeit geltenden Recht 
vom 1. Oftober 1939 ab nicht mehr gewährt. 


84 
Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Ver⸗ 
ordnung erforderlichen Rechts und Verwaltungsvor⸗ 
ichriften exläßt der Reichsarbeitsminiſter im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminiſter der finanzen. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Sran;Seldte 


Der Reichdminifter des Innern 


In Vertretung 
Dr. Stuckart 


—————— —— — —— — — — — — —— 


Berordnung zur Durchführung 
der Verordnung über Maßnahmen anf dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung und der Rechtspflege *). 


Bom 8. September 1939, 10. 


Auf Grund des $ 44 der Verordnung ded Mini 
fterrats für die Reichsverteidigung über Maßnah— 
men auf dem Gebiet der Gerichtöverfaflung und der 
Rechtspflege (Vereinfahhungsverordnung) vom 1.Sep- 
tember 1939 (Reichögefeßbl. I S. 1658) wird ver- 
ordnet: 

51 
(Zu $ 13 der Vercinfachungsverorduung) 

(1) Für Straffacdhen, die bisher zur Zuftändigfeit 
des Schöffengerichts gehört haben, ift der Amts- 
richter am Si des bißherigen Schöffengerichts zu- 


*) Betrifft wicht Danzig. 


| — 

ſtändig. Die Staatsanwaltſchaft kann jedoch die 
Anklage auch vor einem anderen Amäisrichter erhe— 
ben, in deſſen Bezirk ein Gerichtsſtand für die Sache 
begründet iſt. 

(2) Die Zuſtändigkeit des großen Jugendgerichts 
($ 17 Abſ. 1 Satz 3 des Jugendgerichtsgeſetzes) geht 
auf die Straffammer des Landgerichts über. 

82 

(Zu den $$ 16, 17 der Bereinfahungsverordnung) 

(1) Die Anfechtung eined Urteild in Straffaden 
richtet fi auch dann nad) den neuen Vorfchriften, 
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wenn das Urteil vor dem Inkrafttreten der Verein: 
fahungsverordnung verfündet worden ift. Hat je 
doch beim Inkrafttreten der Vereinfachungsverord- 
nung die Hauptverhandlung var dem Rechtsmittel: 
gericht ſchon begonnen, fo find für die Anfechtung 
die bisherigen Vorjchriften maßgebend. 

(2) ft ein vor dem Inkrafttreten der Verein, 
fahungsverordnung verfündetes Urteil des erjten 
Rechtszuges nach den neuen Vorfehriften nur mit 
der Berufung anfechtbar, aber mit der Revifion an- 
gefochten worden, und hat beim Inkrafttreten der 
Vereinfachungsverordnung die Hauptverhandlung 
vor dem Revifionsgericht noch nicht begonnen, jo 
wird die Nevifion ald Berufung behandelt. 


83 
(Zu $ 20 der Bereinfahungsverordnung) 
Die Vorſchriften über die Verteidigung vor dem 
Volksgerichtshof werden durch die Vereinfachungs— 
verordnung nicht berührt. 


84 
(Zu $ 21 der Vereinfachungsverordnung) 
(1) In den Fällen des $ 21 der Vereinfachungsver⸗ 
ordnung entjcheidet über die Bejtellung des Vertei- 
digers der Vorfigende des Gerichts. 


(2) Die Beſtellung eines Verteidigers nad) $ 141 
der Neicheftrafprozeßordnung bleibt unberührt. 


Berlin, den 8. September 1939. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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(Zu $40 der Bereinfahungsverordnung) 

Auf den mit drei Berufsrichtern beſetzten Senat 
jedes Landgericht geht aud) die Zuftändigfeit über, 
die den Oberlandesgerichten nad) $ 41 Abſ. 3 der 
Verordnung über Strafen und Strafverfahren bei 
Sumiderhandlungen gegen Preisvorjchriften vom 
3. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 999) zukommt. 


56 
(Zu $ 41 der Bereinfahungsverordnung) 

Ein Urteil, das den Angeklagten ſchuldig ſpricht, 
ift nach $ 281 Siffer la der öfterreihiichen Straf 
prozefordnung und $ 34 Abf. 3 des öſterreichiſchen 
Jugendgerichtsgeſetzes nur dann nichtig, wenn die 
Hauptverhandlung entgegen der Vorſchrift des $ 41 
Abſ. 2 der PVereinfahungsverordnung ohne Bei- 
ziehung eines Verteidiger8 durchgeführt worden ift. 


87 
(Zu $ 46 der Bereinfachungsverordnung) 

Der 846 Abf. 2 der Wereinfachungsverordnung 
gilt in der Oftmarf entſprechend für Strafverfahren, 
die bei den Oberlandesgerichten auf Grund der Zu- 
ftändigfeit anhängig find, die ihnen nad) den Ver— 
ordnungen vom 20.November 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
&.1632),vom 23. Januar 19396Reichsgeſetzbl. IS. 80) 
und vom 3. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 999) zu- 
fommt. 


Der Reichsminiſter der Juftiz 
Dr. Gürtner 


Eine wichtige Ergänzung zum Reidhsgejeßblatt ift das 
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1939 | Ausgegeben zu Berlin, den 10. September 1939 | Nr. 172 


Tag Inhalt Seite 
7.9.39 Verordnung über die Öffentlihe Bewirtfdaftung von Getreide, Futter— 
mitteln und fonftigen landwirtfchaftliden Erzeugniſſen . . . · · ·.* 1705 
7. 9. 39 Verordnung über die öffentliche Bewirtſchaftung von Tieren und tieriſchen 
Erzeugniſſen 1714 
7.9.39 Verordnung über die bffentliche Bewirtſchaftung von Milch, Milch— 
erzeugniffen, Ölen und Fetten .. . . ... . ....2222*2* 1719 
7.9.39 Verordnung über die öffentliche Bewirtſchaftung von Kartoffeln und 
Rartoffelerzeugniffen . nennen 1727 
7.9.39 Verordnung über die Öffentlihe Bewirtfhaftung von Zuderrüben, Zuder 
und fonftigen Erzeugniffen aus Zuderrüben . . . . · · *2 1728 
7.9.39 Verordnung über die öffentliche Bewirtſchaftung von Brotaufſtrichmitteln, 
Speifezwiebeln und Gewürzen. .. . .. . 22*22** 1731 
7.9.39 Verordnung über die öffentliche Bewirtſchaftung von Eiern und Eierzeug— 
ü 1732 
7.9.39 Verordnung über die Regelung der Verſorgung mit Fiſchen und Fiſchwaren 1734 
7.9.39 Verordnung über die ———— Bewirtſchaftung von Rohkakao und 
Süßwaren ..... ae ch EEE A a ee ee ER FE we AL A 1735 
> 
——— — I ————— — — 
Verordnung 
über die öffentliche Bewirtſchaftung von Getreide, Futtermitteln 
und jonjtigen landwirtſchaftlichen Erzeugnijien. 
Bom 7. September 1939. 
Auf Grund des $ 36 der Verordnung über Die 82 


öffentliche Bewirtſchaftung von landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen vom 27. Auguſt 1939 Reichsgeſetzbl. I 
S. 1521) wird hiermit verordnet: 


81 
Für Getreide, Futtermittel und die ſonſtigen im 
S 3 genannten landwirtſchaftlichen Erzeugniffe wird 
die Bewirtichaftung eingeführt. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


(1) Die Bewirtichaftung wird der Hauptvereini- 
gung der deutichen Getreide und Futtermittelwirt— 
ichaft (Hauptvereinigung) übertragen. 

(2) Die NReichsftelle für Getreide, Futtermittel und 
fonftige landwirtfchaftliche Erzeugniſſe, Geſchäfts— 
abteilung, führt gemäß $ 8 der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtichaftung von landwirtichaftlichen 
Erzeugnijien als Gefchäftsabteilung der Haupt: 
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vereinigung die ihr im Verkehr mit den bewirt- 
ſchafteten Erzeugniffen zugewiejenen Aufgaben durch. 
Die Tätigkeit der Neichsftelle ald Uberwachungs— 
ftelle auf dem Gebiet der Devifenbewirtichaftung 
bleibt unberührt. 

83 


Im Sinne dieſer Verordnung gelten als 
Getreide: 


Roggen, Weizen, Spelz (Dinkel, Feſen), Emer, 
Einkorn, Gerſte, Hafer, Buchweizen, Hirſe, Mais 
Welſchkorn, türkiſcher Weizen und Kukuruz), 
Dari ſowie Gemenge, auch aus Hülſenfrüchten 
mit Getreide, ſowie Erzeugniſſe aus dieſen Früch— 
ten, 


Brotgetreide: 
Roggen, Weizen, Spelz (Dinkel, Feſen), Emer 
und Einkorn, auch in Gemenge, ſowie Erzeug— 
niſſe aus dieſen Früchten. Als Erzeugniſſe aus 
Brotgetreide gelten auch Brot, Backwaren (mit 
Ausnahme von Dauerbadwaren) und Teig— 
waren, 


Hülfenfrüdte: 
Erben, Bohnen, Linjen, Delufchfen, Ader- 
bohnen, Wicen und Lupinen und Gemenge aus 
Hülfenfrüchten fowie Erzeuaniffe aus diefen 
Früchten, 
Futtermittel: 
alle Futtermittel tieriſcher oder pflanzlicher Ser- 
kunft. 
Dies gilt nicht 
1. für zur Verfütterung im eigenen Betrieb be— 
ſtimmte friſche Futterrüben und Grünfutter 
aller Art ſowie als Grünfutter angebaute 
Gemenge, 


2. für Futtermittel, ſoweit der Verkehr mit ihnen 
durch andere Verordnungen geregelt iſt. 

Den Futtermitteln im Sinne dieſer Verordnung 

ſtehen gleich: 


J. alle Hilfsſtoffe, die ihrer Natur nach zur Her— 
ſtellung von Futtermitteln geeignet ſind, z. B. 
Haferſchalen, Maisſpindeln u. a., 


2. alle Miſchfuttermittel, gleichviel, ob in ihnen 
dieſer Verordnung unterliegende Futtermittel 
oder Hilfsſtoffe enthalten ſind. 

Die Hauptvereinigung kann beſtimmen, was 
als Hilfsſtoffe anzuſehen iſt. 

Sonſtige landwirtſchaftliche Erzeugniſſe: 
Reis, Kaffee-Erſatz- und-Zuſatzmittel, ohne Rück— 
ſicht auf ihren Urſprungsort, ſowie ſchwarzer 
und grüner Tee. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


mm 


(1) Zum Bezug von Brot und Mehl berechtigen 
die bon den Ernährungsämtern an die verforgungs- 
berechtigte Bevölkerung ausgegebenen Brotkarten in 
roter Farbe nach den anliegenden Muftern. Die Brot: 
Farte gilt für das ganze Neid. Die Ernährungs: 
ämter geben jeweils die auf die einzelnen Abfchnitte 
der Brotfarte abzugebenden Höchſtmengen bekannt. 


(2) Zum Bezug von Graupen, Grieß, Grüße (mit 
Ausnahme von Buchweizengrütze), Haferflocken, Teig- 
waren, Reis, Kaffee-Erſatz- und Zuſatzmitteln ſowie 
von ſchwarzem und grünem Tee berechtigen die von 
den Ernährungsämtern an die verſ orgungsberechtigte 
Bevölkerung ausgegebenen Lebensmittelkarten in roſa 
Farbe nach anliegendem Muſter. Die Lebensmittelkarte 
gilt nur für den Bereich des Ernährungsamts, das 
die Lebensmittelkarte ausgibt. Die Ernährungsämter 
geben jeweils Art und Menge der auf die einzelnen 
Abſchnitte zu beziehenden Lebensmittel bekannt, 


85 
(1) Selbftverforger ($ 13 der Verordnung über 
die öffentliche Bewirtichaftung von landwirtichaft- 
lichen Erzeugniffen) erhalten grundfäglich feine Brot- 
und Lebensmittelfarten. 


(2) Die Selbftverforger können von denimeigenen 
Betrieb gewonnenen bewirtichafteten Erzeugniffen die- 
jenigen Mengen zum Verbrauch im eigenen Haushalt 
verwenden, die den von der Hauptvereinigung mit 
Zuftimmung des Neihsminifters für Ernährung und 
Landwirtichaft getroffenen Beftimmungen über den 
Verbrauch entiprecen. 


(3) Erfolgt die Verwendung der im eigenen Be: 
trieb gewonnenen Erzeugniffe innerhalb des Seit- 
raums, für den der Gelbitverforger bereits Karten 
erhalten hat, jo hat er eine entiprechende Anzahl 
Karten nad) näherer Regelung des Ernährungsamts 
zurücdzugeben. Erſtreckt fich die Verwendung über 
dDiefen Zeitraum hinaus, fo hat der Selbitverforger 
bei Ausgabe neuer Karten anzugeben, innerhalb wel- 
cher Zeit er die Vorräte verwenden will; für dieſe 
Zeit erhält er nur fo viel Karten, wie ihm nach Ab- 
zug der Vorräte nod) zuftehen. 


86 
Die Hauptvereinigung hat ausreichende Maßnah— 
nen zur Überwachung der Selbftverforger zu treffen. 
Sie fann insbeſondere 


a) die Verarbeitung der Früchte zu Mehl, Schrot, 
Grieß, Grüße, Graupen, Flocken und ähnlichen 
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Erzeugniffen in eigenen oder fremden Betrie- 
ben von der Austellung von Erlaubnisjcheinen 
(Mahlfarten) abhängig machen, 


b) jedem Inhaber eines landwirtichaftlichen Be- 
triebes durch das zuftändige Ernährungsamt 
verarbeitende Betriebe zuweiſen laſſen, 


c) den verarbeitenden Betrieben die Führung von 
Mahlbüchern nad) einem beftimmten Mufter, 
die Verwiegung der Erzeugniffe ſowie dieEin- 
tragung des Gewichts in die Mahlbücher bor- 
ſchreiben. 


87 
Uber die Belaſſung und Beſchaffung von Saatgut 
werden nähere Anordnungen von der Hauptvereini— 
gung im Einvernehmen mit der Saatgutſtelle erlaſſen. 


88 
Don der Beſchlagnahme ($$ 21ff. der Verordnung 
über die öffentlihe Bewirtihaftung von landwirt- 
ſchaftlichen Erzeugniffen) ausgefchloffen find als friſche 
Gemüfe geerntete Erbien und Bohnen einfchliehlid) 
Peluſchken und Aderbohnen. 


89 

(1) Troß der Beichlagnahme dürfen Inhaber land- 
wirtjchaftlicher Betriebe aus felbjtgebautem grünem 
Dinfel und Spelz Grünfern berftellen. Die Inhaber 
fönnen von diefem Grünfern diejenigen Mengen zum 
Verbrauch im eigenen Haushalt verwenden, die den 
von der KHauptvereiniqung mit Zuftimmung des 
NReihsminifters für Ernährung und Landwirtichaft 
getroffenen Beftimmungen über den Verbraud) ent- 
ſprechen. 


(2) Die Inhaber haben die hergeſtellten Mengen 
unverzüglich dem Ernährungsamt anzuzeigen. In der 
Anzeige find die Anzahl der Selbjtverforger und die 
für diefe nah Abſ. 1 Sat 2 beanſpruchten Mengen 
anzugeben. 


$ 10 
(1) Die Hauptvereinigqung fann mit Zuftimmung 
de3 Neichgminifters für Ernährung und Landwirt- 
ſchaft Anordnungen treffen über Form, Zuſammen— 
ſetzung, Größe und Gewicht von Brot und anderen 
Badwaren. 


(2) Die Ernährungsämter find berechtigt anzu- 
ordnen, daß Brot und andere Backwaren nur in den 
von ihnen bejtimmten Bacbetrieben hergeftellt wer— 
den dürfen. Die Abgabe und Entnahme von Mehl, 
Brot und anderen Badwaren fann auf beftimmte 
Abgabeitellen und Zeiten ſowie in anderer Weije be- 
ichränft werden. 
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811 
(1) Die Herſtellung von Futtermitteln, die nicht 
Erzeugniffe der Getreidewirtichaft find, regeln die 
zuftändigen Hauptvereinigungen im Benehmen mit 
der Hauptvereinigung der deutfchen Getreide- und 
Futtermittelwirtſchaft. 


(2) Die Verteilung der im 83 genannten Futter— 
mittel vegelt die Hauptvereinigung der deutſchen Ge- 
treide- und Futtermittelwirtichaft im Benehmen mit 
der für die Herftellung zuftändigen Hauptvereinigung. 


$ 12 

Die Verteilung der Futtermittel erfolgt nach dem 
Bewirtichaftungsplan der Hauptvereiniqung. Sie 
wird von den Untergliederungen (8 7 der Verord- 
nung über die öffentliche Bewirtichaftung von land- 
wirtſchaftlichen Erzeuaniffen) nach näherer Weifung 
der Hauptvereinigung durchgeführt. Der Verteilungs- 
Schlüffel bedarf der Genehmigung des Reichsminiſters 
für Ernährung und Landwirtichaft. 


$13 

Wer Futtermittel gewerblich heritellt, Hat derHaupt- 
vereinigung oder der von ihr beftimmten Stelle an- 
zuzeigen, welche Mengen ex in dem laufenden Viertel 
jahr vorausfichtlich heritellen wird. Die Anzeigen 
find nad) Infrafttreten diefer Verordnung fofort und 
dann jeweils bi8 zum fünften Tage jedes Kalender: 
vierteljahrs zu eritatten. 


| $ 14 
Das Ernährungsamt beftimmt nad) näherer An- 
mweifung des Landes-(Mrovinzial-J)ernährungsamts 
Art und Menge der Futtermittel, die von den Tier 
baltern troß der Beſchlagnahme innerhalb eines von 
ihm beftimmten Zeitraums verfüttert werden dürfen. 


$ 15 
Gewerbliche oder fonftige nicht landwirtichaftliche 
Tierhalter haben den Ernährungsämtern Art und 
Menge der Futtermittel anzugeben, die aus dem 
eigenen Betrieb anfallen und zur Verſorgung der 
Tiere zur Verfügung ftehen. 


$ 16 

Stehen Tierhaltern zur Verforgung der Tiere 
nicht genügend Futtermittel zur Verfügung, fo er- 
halten fie von den Ernährungsämtern Bezugicheine, 
die zum Bezug von Auttermitteln auf Grund der 
vom Neichsminifter für Ernährung und Landwirt: 
ſchaft feſtgeſetzten Höchftmengen berechtigen. Der Be: 
zugsſchein ift nad) Anlage 5 auszuftellen. 
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$ 17 

Die Hauptvereinigung beftimmt mit Zuftimmung 
des Neichminifterd für Ernährung und Landwirt— 
Schaft die Mengen an Ölkuchen, die den Anbauern für 
die von ihnen felbjt gewonnenen und abgelieferten 
Olfrüchte zurüdzugeben find. Die reftlichen bei der 
Olgewinnung anfallenden Kuchen find der Haupt 
vereinigung oder der von ihr beftimmten Stelle zur 
Verfügung zu ftellen. 


$ 18 
Die bei der Verarbeitung von Bottichhefe ver- 
bleibenden zu Futterzweden geeigneten Abfälle gelten 
als Futtermittel im Sinne diefer Verordnung. 


$ 19 

(1) Die Beichlagnahme der nad) diefer Verordnung 
bewirtichafteten Erzeugniffe (SS 21 ff. der Verord- 
nung über die öffentliche VBewirtihaftung von land» 
wirtichaftlichen Erzeugniffen) gilt als zugunften der 
Hauptvereinigung erfolgt. Bei der Einfuhr don 
ſolchen Erzeugnifien aus dem Ausland tritt die Be— 
ſchlagnahme mit dem Überjhreiten der Zollgrenze 
ein. 

(2) Wer bewirtichaftete Erzeugniffe aus dem Aus— 
[and einführt, hat die eingeführten Mengen unverzüg- 
lich der Hauptvereinigung anzuzeigen. 


s 20 
Die Befugniſſe, die der Hauptvereinigung und den 
Getreidewirtichaftsverbänden auf Grund der Ver— 
ordnung zur Ordnung der Getreidewirtihaft in der 
Faffung der Befanntmadung vom 10. Juli 1935 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1006) und den dazu ergangenen 
Anderungsverordnungen und Sabungen zuftehen, jo- 


Berlin, den 7. September 1939. 


Neichsgefehblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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wie die von der Hauptvereinigung und den Wirt 
ichaftsverbänden getroffenen Anordnungen bleiben 
nach Maßgabe des $ 35 der Werordnung über die 
öffentliche Bewirtichaftung von landwirtichaftlichen 
Erzeugniffen unberührt, foweit nicht die Vorſchriften 
diefer Verordnung entgegenftehen; das Entiprechende 
ailt für die Befugniffe und Anordnungen der Reichs— 
jtelle für Getreide, Futtermittel und fonftige land- 
wirtichaftliche Erzeugniffe, und zwar auch in ihrer 
Eigenichaft ala Überwachungsitelle. 


Ss 21 
(1) Der Neichsminifter für Ernährung und Land- 
wirtichaft fann die Vorfchriften diefer Verordnung 
im Erlaßwege ändern oder ergänzen. 


(2) Die Hauptvereinigung fann mit Zuftimmung 
des Neichsminifters für Ernährung und Landwirt- 
ſchaft Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Ver— 
ordnung zulaſſen; fie kann mit Zuſtimmung des 
Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft 
dieſes Recht auf andere Stellen übertragen. 


s 22 

Die Hauptvereinigung kann mit Zuftimmung de3 
Reihsminifters für Ernährung und Landwirtichaft 
abweichend von der Vorjchrift des $ 25 Satz 1 der 
Verordnung über die öffentliche Bewirtichaftung von 
landwirtfchaftlichen Exrzeugniffen regeln, welche Bor- 
räte die be- und verarbeitenden Betriebe troß der 
Beihlagnahme verarbeiten dürfen. 


$ 23 
Die Verordnung tritt am 25. September 1939 
in Kraft. 


Der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft 


R. Walther Darré 
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Anlage 5 


(Su $ 16 vorftehender 
Verordnung) 


Bezugſchein 


für den freihändigen Erwerb von 


ee Te ——⏑⏑ 


($ 16 der Verordnung über die Öffentliche Bewirtſchaftung von Getreide, Futtermitteln und fonjtigen 
landwirtfchaftlihen Erzeugnijfen) 


Die Hauptvereiniaung der deutichen Getreide, und Futtermittelwirtichaft hat den Inhaber diejes 
Bezugſcheins ermächtigt, 
aus dem Erntejahr freipändig zu erwerben. DD... 
he a Bern darf von Unternehmern landwirtichaftlicher Betriebe aus ihren Norräten unmittelbar 
oder durch Vermittlung des Handel? an den zum Ankauf Ermäcdtigten geliefert werden. Der Einkauf 
berechtigte oder der von ihm mit dem Ankauf von — — beauftragte Handel hat ſich 
wegen eines jeden Kaufes mit dem Ernährungsamt des Bezirkes, in welchem der Ankauf d....ne 


erfolgen ſoll, in Verbindung zu ſetzen. 


Das Geſchäft iſt vom Verkäufer binnen drei Tagen nach Abſchluß unter Angabe des Empfängers 
een dem Ernährungsamt anzuzeigen. Zugleid mit der Anzeige ift Diejer 


Bezugſchein, der bei Abjchluß des Geihäfts dem Verkäufer auszubändigen ift, zurücdzugeben. 


Die Verfälihung oder fälihliche Anfertigung eines nme Bezugicheind unterliegt den 
beitehenden Strafbeftimmungen über die Fälſchung einer öffentlichen Urkunde. 


Neichögefegbl. 1939 I 
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| Verordnung 
über die Öffentliche Bewirtſchaftung von Tieren umd tierijchen Erzeugniſſen. 


Vom 7. September 1939. 


Auf Grund des 836 der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtſchaftung von landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen vom 27. Auguft 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1521) wird im Einvernehmen mit dem Reich 
jägermeifter hiermit verordnet: | 


51 
Für Tiere und tieriſche Erzeugniſſe wird die Be— 
wirtſchaftung eingeführt. 


82 

(1) Die Bewirtſchaftung wird der Hauptvereini— 
gung der Deutjchen Viehwirtichaft (Hauptvereini- 
gung) übertragen. Die Bewirtichaftung von tierischen 
fetten wird von der Hauptvereinigung dev Deutjchen 
Milch- und Fettwirtichaft nach Maßgabe der Ver— 
ordnung über die öffentliche BewirtihaftungvonMild,, 
Milherzeugniffen, Ölen und Fetten vom 7. September 
1939 (Neichsgefetbl. I ©. 1719) durchgeführt. 


(2) Die Reichsftelle für Tiere und tierijche Erzeug- 
niffe führt gemäß $ 8 der Verordnung über die öffent- 
liche Bewirtichaftung von landwirtichaftliden Er- 
zeugniffen ala Geichäftsabteilung der Hauptvereini- 
gung die ihr im Verkehr mit den bewirtjchafteten 
Erzeugniffen zugewiefenen Aufgaben dur. Die 
Tätigkeit der Reichsſtelle al? Uberwachungsſtelle auf 


dem Gebiete der Devifenbewirtichaftung bleibt um- | 


berührt. 


83 
(1) Als Tiere im Sinne dieſer Verordnung gelten 
Rindvieh einschließlich Kälber, Schafe und Schweine 
zu Schlachtzweden fowie Schalenwild (Rot-, Dam-, 
Reh- Gemd- und Schwarzwild). 


(2) Als tierifche Erzeugniffe gelten dad Fleiſch von 
diefen Tieren, die bei ihrer Schlachtung anfallende 
Nebenausbeute mit Ausnahme der Nebenausbeute 
von Schalemwild (Geräuſch einfchlieglih Herz und 
Lunge) ſowie die aus diefen Tieren bergeitellten 


Fleiſchwaren. 


84 
(1) Zum Bezug von Fleiſch und Fleiſchwaren be— 
vechtigen die von den Ernährungsämtern an die ver- 
forgungsberechtigteBevölferung ausgegebenen Fleiſch— 
farten in bellblauer Farbe nach den anliegenden 
Muftern. Die Fleiſchkarte gilt für das ganze Neid). . 


(2) Die Ernährungsämter geben jeweild die auf 
die einzelnen Abjchnitte der Fleifchkarten abzugeben- 
den Höchjtmengen befannt. 


5 
(1) Selbftwerforger erhalten. grundjäglich Feine 
Fleiſchkarten. 


(2) Selbſtverſorger find neben den im $ 13 der 
Verordnung über die öffentliche Bewirtichaftung von 
landwirtichaftlichen Erzeugniffen genannten Bered)- 
tigten auch Perfonen, die Tiere zur Eigenverforgung 
oder gewerbsmäßig mäften, ſowie die Angehörigen 
de8 Haushalts diefer Perjonen einichließlich der 
hauswirtichaftlichen Hilfsperjonen und die für die 
Mäftereien hauptberuflich bejchäftigten Arbeitskräfte 
nebft deren Haushaltsangehörigen. Selbſtverſorger 
find ferner folche Verjonen, die durch Ausübung der 
Jagd Fleifch von Schalenwild zur Eigenverforgung 
gewinnen. 


6 

(1) Die Selbftverforger können von den durd) 
Hausſchlachtung oder durch Ausübung dev Jagd ge 
wonnenen tierifchen Erzeuaniffen diejenigen Mengen 
zum Verbrauch im eigenen Haushalt verwenden, Die 
den von der Haubtvereinigung mit Zuftimmung des 
Reichsminifters für Ernährung und Landwirtichaft 
getroffenen Beftimmungen über den Verbrauch ent- 
ſprechen. 

(2) Erfolgt die Verwendung der durch Haus— 
ichlachtung oder durdy Ausübung der Jagd gewon— 
nenen tieriichen Exzeugniffe innerhalb des Zeit: 
raums, für welchen der Selbftverjorger bereits Kar- 








— 
— — 
— — 
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ten erhalten hat, ſo hat er eine entſprechende An- 
zahl Karten nach näherer Regelung des Ernährungs— 
amts zurückzugeben. Erſtreckt ſich die Verwendung 
über dieſen Zeitraum hinaus, ſo hat der Selbſtver— 
ſorger bei Ausgabe neuer Karten anzugeben, inner— 
halb welcher Zeit ex die Vorräte verwenden will; 
für diefe Zeit erhält er nur jo viele Rarten, wie 
ihm nad; Abzug der Vorräte nod) zuftehen. 


(3) Die dur Hausſchlachtung oder durch Aus— 
übung der Jagd gewonnenen tierijchen Erzeugnijje 
werden den Selbftverforgern nad den von der 
Hauptvereinigung mit Zuftimmung des Reihsmini- 
fter für Ernährung und Candwirtichaft feſtgeſetzten 
Sätzen angerechnet. Das Schlachtgewicht ift amtlid) 
feftzuftellen. 


(4) Die Hauptvereinigung fann Maßnahmen zur 
Überwachung der Selbftverforger treffen. 


87 
(1) Die Selbſtverſorger bedürfen zur Hausſchlach— 
tung von Schweinen, Schafen und Rindvieh ein- 
Schließlich Kälber der jchriftlichen Genehmigung des 
Ernährungsamts. Alter und Gewicht des zu ſchlach— 
tenden Tieres find bei der Antragftellung anzugeben. 


(2) Erfolgt eine Hausſchlachtung ohne Genehmi- 
gung des Ernährungsamts, fo fann diejed die ge- 
wonnenen tierifchen Erzeugniffe zugunften der Haupt: 
vereinigung, Gejchäftsabteilung ($ 2 Abj. 2), für 
verfallen erklären. 


88 
(1) Notſchlachtungen find unverzüglid dem Er— 
nährungsamt anzuzeigen. 


(2) Tierifche Erzeugniffe, die aus Notichlachtungen 
anfallen, unterliegen nicht der öffentlichen Bewirt- 
ichaftung, wenn fie bei der Fleiſchbeſchau für min 
derwertig oder bedingt tauglid) erklärt werden. 


(3) ft durch vorſätzliche oder fahrläſſige Mip- 
handlung eines Tieres eine Notſchlachtung herbei- 
geführt worden, jo fann das Ernährungsamt ‚die 
gewonnenen tieriihen Erzeugniffe zugunften der 
Hauptvereinigung, Geichäftsabteilung ($ 2 Abi. 2), 
für verfallen erklären. 
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89 
Der Abſchuß von Schalenwild ift dem Ernäh— 
rungsamt anzuzeigen. Das Ernährungsamt regelt 


die Verwertung von Schalenwild, aud) jomeit es 


nicht zur Eigenverforgung des Jagdausübungs— 
berechtigten verwendet wird. 


$ 10 


Die Hauptvereinigung oder die von ihr beftimm- 
ten Stellen find beredhtigt, von den Eigentümern 


oder Beſitzern von Tieren die Ablieferung einer be- 


ſtimmten Zahl von Tieren zu Schladhtzweden zu 


verlangen; fie können die abzuliefernden Tiere be 


ftimmen. Die Aufforderung zur Ablieferung Fann 
durch Einzelanordnung oder durch öffentliche Be- 
fanntmachung erfolgen. Mit dem Tage de Zu 


gangs der Einzelanordnung oder Veröffentlihung 
der Bekanntmachung gelten die Tiere ald beſchlag— 


nabımt. 


sl 


(1) Der Ablieferungspfliht gemäß $ 10 unter 
fiegen nicht die zur Selbftverforgung erforderlichen 
Tiere. 


(2) Den Inhabern Iandwirtichaftlicher Betriebe 
find grundfäglich die Tiere zu belafjen, die zur Fort— 
führung ihres Wirtſchaftsbetriebes erforderlich ſind. 


(3) Aus Zuchtviehbeſtänden ſollen nur die zur Maſt 
aufgeftellten Tiere zur Ablieferung beitimmt werden. 


$ 12 

(1) Die Vorjchriften der $ 21 Abj. 2, $ 22 Ab. 3 
und $23 der Verordnung über die öffentliche Be— 
wirtfchaftung von landwirtichaftlichen Erzeugniffen 
finden auf die Beſchlagnahme von Tieren entjpre- 
chende Anwendung. Die Beſchlagnahme der Tiere 
fowie der tiexifchen Erzeugniffe gilt als zugunften 
der Hauptvereinigung erfolgt. Bei der Einfuhr von 
Tieren und tierifchen Erzeugniffen aus dem Ausland 
tritt die Befchlagnahme mit dem Überjchreiten der 
Sollgrenze ein. 


(2) Wer Tiere und tierifche Erzeugnifje aus dem 
Ausland einführt, hat die eingeführten Mengen un- 
verzüglic) der Hauptvereinigung anzuzeigen. 


III 
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| S13 

Die Befugniffe, die der Hauptvereinigung, den 
Viehwirtichaftsverbänden und den Marftbeauftrag- 
ten auf: Grund der Verordnung zur Negelung des 
Verkehrs mit Schlachtvieh vom 27. Februar 1935 
(Neichsgejetbl. I S. 301) fowie der dazu ergangenen 
Anderungsverordnungen und Satungen zuitehen, 
und die von ihnen getroffenen Anordnungen bleiben 
nad Mafigabe des $ 35 der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtichaftung von landwirtichaftlichen 
Erzeugniffen unberührt, ſoweit nicht die Vorſchriften 
dieſer Verordnung entgegenftehen; das Entſprechende 
gilt für die Befugniſſe und Anordnungen der Reichs— 
stelle für Tiere und tierifche Erzeugnilfe, und zwar 
auch in ihrer Eigenfchaft als Uberwachungsſtelle. 


814 
(1) Der Reichsminiſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft kann die Vorſchriften dieſer Verordnung 
im Erlaßwege ändern oder ergänzen. 


Berlin, den 7. September 1939. 





Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


(2) Die Hauptvereinigung fann mit Zuftimmung 
des Neihsminifters für Ernährung und Landwirt- 
schaft Ausnahmen von den Vorjchriften diefer Ver— 
ordnung zulaffen; fie kann dieſes Necht mit Zuftim- 
mung des Neichminifters für Ernährung und 
Landwirtſchaft auf andere Stellen übertragen. 


$S 15 

Die Hauptvereinigung Fann mit Zuftimmung des 
Neichaminifters für Ernährung und andwirtichaft 
abweichend von der Vorfchrift des $ 25 Sab 1 der 
Verordnung über die öffentliche Bewirtichaftung von 
(andwirtichaftlichen Erzeugnifien regeln, welche Vor: 
räte die be- und verarbeitenden Betriebe troß der 
Beichlagnahme verarbeiten dürfen. 


$ 16 


Die Verordnung tritt am 25. September 1939 
in Kraft. 


Der Neibsminifter 
für Ernäbrung und Randwirtidaft 


R. Maltber Darret 








III 








H5140- 








PLV 


1717 


Mr. 172 — Tag der Ausgabe: 10. September 1939 





Anlage 1 


Abi. 1 vorjtehender 


Verordnung) 


(Zu 54 


(Auf hellblauem Papier ) 


6€ 0177-91 
p 
waıvaipl1a)g; 4990 
pl 
6€ 0177-91 
D 
waaomipl1]8 1900 
hojs 
6€ OL ’ST-'6 
> 
ussviplıajs, 4900 
pi 
6€ 0L ST -6 
> 
w3svaripiıajh 4900 

uais 
66 oL -7 
q 
w330a1lplraj8; 4900 
ais 
66 01 9-7 
q 
wsı0alpi1aj8, 1300 
NS 


660° L-6 57 | 


D 
uꝛivaphiaiſ 4990 
ꝓuas 
6€ or 'TL-'6 ST 
D 
wasoaipha}s, 4900 
ipha% 












6€E 0L’TÜ- 91 
p 
w3391lpli 4900 
hnoaꝰ 
66 01 77-91 
p 
wıoaiphiajs, 4200 
(part 
66 01 SsT-'6 

> 
u⸗aociphoj⸗ 1990 
, pa 
6E 01 ’SI -"6 
> 
wsvaiplais, 1900 
phar% 
6£ 07 9-7 
a 
u⸗avaiploj⸗ 1990 
Dr 
6E 0L 9-7 
a 
w310alpl11S, 1300 
pay? 
6€ 0 L-'6 57 
D 
wavarlpliajs, 4900 
ipiars 


T se 'or'T-'6 57 


D 
waoadplisjs, 1299 
IJEJEN 











6E '0r 77-657 


ayuiplgpt 
u⸗puipłoq (su) ꝙoj zum arg aml anu 410 


upplypyıg => 


binxbun Hundoyupgusmpggs ug 


— ———— — 29044 
————— ——— nNnougog 


Aa REDE VER — — ———— ouw c 


ůů ⏑πσ!νCσσσσCC ATLOCOæO œ - ® v3 


u⸗auvaoqlnv bijp bao⸗ 
avgbvaaoagn HpiK 





6E6L OF 'TT-'6 ST moa SyN® 













6E OT '7z-'9r | 680 7797 
9 vi 
| pas 
6E 07 77-97 | GE'OL 7397 
SL ei 
ler 9% 
GE Or 'SI-6 | 6EOL'STT6 
[At Ol 
vꝓinis 
GE OF 'ST-6 | 6E0F ST"6 
u 6 
piag ipha% 
6€ 079-7 6E Or 8-7 
8 9 
—R 
6€E 01 9-7 6€ 019-7 
L S 
pha% 410% 
GE OL 'T-6°57 | 6E OF "6 57 
* [4 
—W 
6€ Or 'T-'6'57 | 6E 07T T-'6 57 
€ L 
ph2I% —W 





IMMHLNMINI IN 


436 


Reichsgeſetzbl 1939 I 


III 


H5 140-0696 





TIL 





6E6L "DL 'Z2— 1 6867 "01 "20 "6 "% GEB OL ZZ 1 
> EB | D ußplarz uojouipiolog (szur) PINS zu ag anl anu 1118 Mid I" 
uaavarplıs7R 29g0 plojꝰ AN uraplı10198 pnuoaiꝰ 
Weder enge een v3 
— 
8 GEGT ⸗v —— voumbun vunsvaaunsuauwe ↄugo GEBT "OT CI 6 
er * 
= en ee X N € 
— Z u⸗avaiplioiC 2090 uoi vnais 
J 
* EEE OR EEE RS RE ꝛgouo 
F T ———————— — — nougog 
S Bf 6867 "01 8-3 GEBE '07 "87 
2 = a ee a a a ee ea ee WOK 
x Sm q NM 2 
= u⸗avaapuoiꝰ 2300 pnai PER: Enns mens air :vg MIERJEN 
= 
wagomagind n6109 EM "105g apuc 
6867 01 'T-"6'% u⸗aauvẽ g ne sıq ways Am 


Mm 8 —XV X % 


— —— Gcoi oi ⁊⁊ 219 °6 s⁊ iuoa vino a 


Anlage 2 
(Zu $4 Abſ. 1 vorfiehender , 
Verordnung) 


1718 






Mr. 172 — Tag der Ausgabe: 10. September 1939 





1719 


Berordnung 
über die Öffentliche Berwirtichaftung von Milch, Milcherzeugniſſen, Dlen und Seiten. 


Vom 7. September 199. 


Auf Grund des $ 36 der Verordnung Über Die 
öffentliche Bewirtſchaftung von (andwirtichaftlichen 
Erzeugnifien vom 27. Auguft 1939 Reichsgeſetzbl. 1 
S. 1521) wird im Einvernehmen mit dem Reichs— 
wirtichaftsminifter hiermit verordnet: 


81 
Für Milch, Milcherzeugniſſe, Ole und Fette tieriſcher 
und pflanzlicher Herkunft wird die Bewirtſchaftung 
eingeführt. 


82 
(1) Die Bewirtſchaftung von Milch, Milcherzeug- 
niffen, Ölen und fetten tierischer und pflanzlicher 
Herkunft wird der Hauptvereinigung der deutjchen 
Milch- und Fettwirtichaft (Sauptvereinigung) Üüber- 
fragen. 


(2) Die NReicheitelle für Milcherzeugniſſe, Dle und 
Fette Führt gemäß 88 ber Perordnung über Die 
öffentliche Bewirtihaftung von (andwirtichaftlichen 
Erzeugniſſen als Geichäftsabteilung der Hauptver- 
einigung die ihr im Verkehr mit den bewirtjchafteten 
Erzeugniſſen zugewieſenen Aufgaben durch. Die 
Tätigkeit der Reichsſtelle als Überwachungsftelle auf 
Sem Gebiete der Devifenbewirtichaftung bleibt um 
berührt. 

3 

(1) Als Mil im Sinne diefer Verordnung gilt 
Milch von Kühen, Ziegen und Scafen. 

(2) Als Milcherzeugniſſe im Sinne dieſer Verord— 
nung gelten, gleichgültig, ob aus Kuba, Ziegen» oder 
Schafmilch hergeitellt, 

Butter, Butterfchmalz, 


Käſe jeder Art einſchließlich Schmelzfäfe, 
KRäfezubereitungen und Quarg, 


alle Sauermilchſorten (Sauermild, Joghurt, 
Kefir u. d.), 


entrahmte Friſchmilch, ſaure Magermilch, Mager— 
miich⸗Joghurt, Magermilch-Kefir u. ä., 





Molke, Molkenerzeugniſſe, 
Buttermilch, geſchlagene Buttermilch, 


Sahne in jeder Form (Raffeefahne, Trinkjahne, 
faure Sahne, Schlagjahne), 


Milch- und Sahnedauerwaren (fterilifierte Mild) 
und Sahne), 


eingedictte Milch und eingedicte Magermild, ge 
zucert und ungezudert, 


Milchpulver, Sahnepulver, Pulver aus entrahmter 
Milch, Buttermildpulver, 


Rafein jeder Art, 
Milchzuder, 


unter Verwendung von Vollmilch oder entrahmter 
Milch hergeftellte Milchmiſchgetränke, 


Milcheiweißerzeugniſſe jeder Art (z. B. ſchlag⸗ und 
backfähiges Milcheiweiß, Zieger u. ä.). 


(3) Als Ole und Fette im Sinne diefer Verordnung 


gelten 


OSlſämereien und Olfrüchte 
Nrn. des Stat. Warenverz. 13 bis 17, 


tierische Fette (Talg, Schmalz und Speck) 
Rru. des Stat. Warenverz. 109, 126 bis 128, 


Knochenfett 

aus Nr. 130 des Stat. Warenverz., 
Tran (nicht gehärtet) 

Nr. des Stat. Warenverz. 131, 


fette Öle mit Ausnahme von Holzöl und Rizinusöl 
Nrn. des Stat. Warenverz. 166, 167, 


pflanzliche Fette 
Nrn. des Stat. Warenverz. 168, 171, 


Margarine, Runftbutter, pflanzlicher Talg 
Nr. des Stat. Warenverz. 205, 


aehärtete fette, Öle und Trane 
Nr. des Stat. Warenverz. 207 A, 


Kunſtſpeiſefett 
Nr. des Stat. Warenverz. 207 B 


fowie alle weiteren aus ſolchen Erzeugniffen durch 
Miſchung, Ber oder Verarbeitung gewonnenen 
Ole, Fette oder fetthaltigen Zubereitungen. 
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(1) Zum Bezug von Milch oder entrahmter Friſch— 
milch aller Art berechtigen die von den Ernährungs: 
ämtern an die verforqungsberedhtigte Bevölkerung 
ausgegebenen Milchkarten in grüner Farbe nad) den 
anliegenden Muftern. Die Milchkarten gelten für 
das ganze Neid). 


(2) Die Ernährungsämter geben jeweils die auf 
Die einzelnen Abichnitte der Milchkarten abzugeben: 
den Höchitmengen befannt. 

85 

(1) Zum Bezug von Butter, Butterſchmalz, Käſe 
jeder Art, Schmalz, Speifetalg, Speifeöl, Margarine, 
Kunftipeifefett und Bflanzenfett berechtigen die von 
den Ernährungsämtern an die verſorgungsberech— 
tigte Bevölkerung ausgegebenen Fettfarten in gelber 
Farbe nad den anliegenden Muftern. Die Fett— 
farten gelten für das ganze Neid). 

(2) Die Ernährungsämter geben jeweils die auf 
die einzelnen Abfchnitte der Fettkarten abzugebenden 
Höchſtmengen befannt. 


6 

(1) Selbjtverforger erhalten grundſätzlich Feine 
Milch- und Fettkarten. 

(2) Selbſtverſorger find neben den im 8 13 der 
Verordnung über die öffentliche Bewirtihaftung von 
landwirtichaftliden Erzeugniffen genannten Bered)- 
tigten auch Perſonen, die Kühe, Ziegen oder Schafe 
zur Eigenverforgung mit Mil oder Milcherzeug— 
niffen oder gewerbsmäßig, auch vorübergehend als 
Viehhändler, halten, ferner Derfonen, die Vieh (Rind- 
vieh einfchließlich Kälber, Schafe oder Schweine) zur 
Eigenverforgung mit Fetten oder gewerbsmäßig 
mäften, ſowie die Angehörigen des Haushalts diejer 
Perſonen einschließlich derhauswirtichaftlichen Silfs- 
perſonen und die für die Tierhaltung Hauptberuflid) 
beihäftigten Arbeitskräfte nebft deren Haushalts. 
angehörigen. 

$7 

(1) Die Selbftverforger können von den im eigenen 
Betrieb oder im Betrieb des Tierhalters ($ 6) ge 
wonnenen Milchmengen, Milcherzeugniffen, Olen und 
Fetten diejenigen Mengen zum Verbraud) im eigenen 
Haushalt verwenden, die den von der Hauptvereini- 
gung mit Zuftimmung des Neihsminifters für Er- 
nährung und Sandwirtichaft getroffenen Beſtimmun— 
gen Über den Verbrauch entſprechen. 
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(2) Erfolgt die Verwendung der im eigenen Be— 
trieb oder im Betrieb des Tierhalters (S 6) gewonne- 
nen Erzeugniffe innerhalb des Zeitraums, für den 
der Selbftverforger bereit3 Karten erhalten hat, fo 
hat ex eine entiprechende Anzahl Karten nad) näbe- 
ver Negelung des Ernährungsamts zurüdzugeben. 


(3) Weit ein Selbftverforger nach, daß die im 
eigenen Betrieb oder im Betrieb des Tierhalters (8 6) 
gewonnenen Mengen an Mil, Milcherzeugnifien, 
Ölen und Fetten in ihrer Gejamtbeit die für die 
ſonſtigen Verforgungsberechtigten feftgejeßten Be- 
zugsmengen nicht erreichen, fo erhält ex eine ent- 
Iprechende Anzahl Karten. 


(4) Die Hauptvereinigung fann Maßnahmen zur 
Überwachung der Selbjtverjorger treffen. 


8 
Der Abfat von Sabre (Rahm) mit Ausnahme 
des Abſatzes an Molfereien iſt verboten. 


89 
(1) Es iſt verboten, die nad) dieſer Verordnung 
bewirtichafteten Milcherzeugnifje, Öle und Fette zu 
anderen ala Ernährungszweden zu verwenden. 


(2) Ausgenommen find 


1. Walratöl (Spermacitiöl) 
aus Nr. 131 des Stat. Warenverz., 


Verillaöl, Diticicadl und Klauenöl 

aus Nrn. 166, 167 des Stat. Waremverz., 
Tierförperfette 

aus Nrn.126 bis 129 des Stat. Warenverz., 


technische Knochenfette, die nicht auf Grund der 
Verordnung über Knodenfett vom 8. Juli 
1936 (NReichsgefeßbl. I ©. 565) als Speiſe— 
fnochenfett gewonnen find, der Nr. 130 des 
Stat. Warenverz., 


Raffinations-Spalt- und Deftillationsfettfäuren 
pflanzlicher und tieriicher Herkunft, 


DD 


. fonftige Milcherzeugniffe, Öle und Fette, die 
nad) allgemeinen lebensmittelpolizeilichen Vor— 
Schriften für die menschliche Ernährung nicht in 
Betracht fommen, 

3, Milcherzeugnifie, Öle und Fette, die amtlich) 


für den menſchlichen Genuß unbrauchbar gemacht 
find, 
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(3) Der Reichsminifter für Ernährung und Land- 
wirtichaft kann im Einvernehmen mit dem Reichs— 
wirtichaftsminifter in beſchränktem Umfang bewirt- 
ſchaftete Milcherzeugniffe, Öle und Fette für andere 
als Ernährungszwede freigeben. Im übrigen bleibt 
die Zuftändigfeit des Reichswirtſchaftsminiſters inder 
Bewirtichaftung tierifcher und pflanzlicher Fette und 
Fettſäuren für technifche Zwecke unberührt. 


$ 10 


(1) Die Beſchlagnahme der nad diefer Verord- 
nung bewirtichafteten Erzeugniſſe (SS 21 ff. der Ver 
ordnung über die öffentliche Bewirtichaftung von 
landwirtichaftlichen Erzeugniffen) gilt als zugunften 
der Hauptvereinigung erfolgt. Bei der Einfuhr von 
ſolchen Erzeugniſſen aus dem Ausland tritt die Be- 
ſchlagnahme mit dem Uberfchreiten der Zollgrenze ein. 


(2) Wer bewirtichaftete Erzeugnifje aus dem Aus: 
land einführt, hat die eingeführten Mengen unver 
züglich der Hauptvereinigung anzuzeigen, 


511 


Die Befugniſſe, die der Hauptvereinigung und 
den Milch- und Fettwirtſchaftsverbänden auf Grund 
der Verordnung über den Zuſammenſchluß der 
deutſchen Milch- und Fettwirtſchaft vom 29. Juli 
1938 (Meichsgefeßbl. I S.957) und der dazu er- 
gangenen Sabungen zuftehen, und die von ihnen ge- 
troffenen Anordnungen bleiben nad) Maßgabe des 
S 35 der Verordnung über die Öffentliche Bewirt— 
ichaftung von landwirtichaftlicen Erzeugniſſen un- 
berührt, ſoweit nicht die Vorſchriften diefer Ver— 
ordnung entgegenftehen; das Entſprechende gilt für 
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die Befugniſſe und Anordnungen der Reichaitelle für 
Milcherzeugnifie, Öle und Fette, und zwar aud) in 
ihrer Eigenichaft als Uberwachungsſtelle. 


$ 12 


(1) Der Neichsminifter für Ernährung und Land— 
wirtichaft Fann die Vorfchriften diefer Verordnung 
im Erlaßwege ändern oder ergänzen. m Falle des 
S9 bedarf ex hierzu des Einvernehmens mit dem 
Reichswirtichaftsminiiter. 

(2) Die Hauptvereinigung fann mit Zuftimmung 
des Neichdminifters für Ernährung und Landwirt- 
ichaft Ausnahmen von den Vorſchriften diefer Ver— 
ordnung zulaffen und Beftimmungen treffen, die 
von den Vorſchriften der Butterverordnung dom 
20. Februar 1934 (Neichsgefehbl. I S. 117) und 
Käfeverordnung vom 20. Februar 1934 (NeichE- 
geſetzbl. I ©. 114) abweichen; fie fann dieſes Necht 
mit Zuftimmung des Neichdminifters für Ernährung 
und Landwirtichaft auf andere Stellen übertragen. 


$ 13 


Die Hauptvereinigung fann mit Zuftimmung 
de3 Neichaminifters für Ernährung und Landwirt: 
ichaft abweichend von der Vorſchrift des $ 25 Saßl 
der Verordnung über die öffentliche Bewirtichaftung 
von landwirtfchaftlichen Erzeugnifien regeln, welche 
Vorräte die be- und verarbeitenden Betriebe troß 
der Beſchlagnahme verarbeiten dürfen. 


S14 


Die Verordnung tritt am 25. Sepetember 1939 
in Kraft. 


Der Neibsminifter 
für Ernäbrung und Landwirtſchaft 


R. Maltber Darre 
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Berordnung 
über die Öffentliche Bewirtſchaftung von Kartoffeln und Kartoffelerzeugniſſen. 


Bom 7. September 199. 


Auf Grund des $36 der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtichaftung von landwirtichaftlichen 
Erzeugniffen vom 27. Auguft 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
5.1521) wird hiermit verordnet: 


S1ı 
Für Kartoffeln, Rartoffelerzeugnifie (mit Ausnahme 
von Spiritus), Stärke und Stärteveredelungserzeug- 
niffe wird die Bewirtſchaftung eingeführt. 


82 
(1) Die Bewirtſchaftung wird der Hauptvereini- 
gung der deutjchen Rartoffelwirtichaft (Hauptvereini- 
gung) übertragen. 


(2) Bei der Haubtvereinigung wird eine Gejchäfts- 
abteilung gebildet, welche gemäß $ 8 der Verordnung 
über die öffentliche Bewirtſchaftung von landwirt— 
ſchaftlichen Erzeugniſſen die ihr im Verkehr mit den 
bewirtſchafteten Erzeugniſſen zugewieſenen Aufgaben 
durchführt. Das Nähere wird beſonders geregelt. 


83 

Als Kartoffelerzeugniſſe, Stärke und Stärkever— 
edlungserzeugniſſe im Sinne diejer Verordnung gelten 
die von der Verordnung Über den Zuſammenſchluß 
der Kartoffelwirtſchaſt vom 18. April 1935 (Neich- 
geſetzbl. I ©. 550) in der Fafjung der Anderungs— 
verordnungen vom 2. Juli 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
S.905) und vom 9. April 1956 Reichsgeſetzbl. I 
©. 372) betroffenen Erzeugniſſe. 


84 
(1) Speiſekartoffeln dürfen trotz der Beſchlag— 
nahme durch den Verbraucher bezogen werden. 


(2) Zum Bezug von Rartoffelftärfemehl, Sago und 
anderen ähnlichen diefer Verordnung unterliegenden 
Erzeugniffen, die unmittelbar zur menfchlichen Er- 
nährung dienen, berechtigen die von den Ernährung 
ämtern an die verſorgungsberechtigte Bevölkerung 
ausgegebenen Lebensmittelkarten (vgl. $ 4 der Ver— 
ordnung über die öffentliche Bewirtſchaftung von 





Getreide, Futtermitteln und fonftigen landwirtichaft- 
lichen Erzeugniffen vom 7. September 1939 — Reichs— 
aejeßbl. I ©. 1705). 


(3) Die Ernährungsämter geben jeweild Art und 


Menge der auf die einzelnen Abſchnitte zu beziehenden 
Lebensmittel befannt. 


85 
Erfolgt die Lieferung von Speiſekartoffeln auf An— 


fordern der Hauptvereinigung oder einer von ihr 
ermächtigten Stelle, ſo gelten die von der Haupt— 
vereinigung erlaſſenen Kartoffelgeſchäftsbedingungen 
vom 20. Juni 1935 in der Faſſung vom 10. Januar 


1939. Die Mindeſtgröße kann durch Beſtimmung 


der Hauptvereinigung herabgeſetzt werden. 


86 
(1) Die Herſtellung von Rartoffelerzeugniffen zu 


Fütterungszwecken regelt die Hauptvereinigung im 


Benehmen mit der Hauptvereinigung der deutjchen 
Getreide und Futtermittelwirtſchaft. 


(2) Die Verteilung der im Abſ. 1 genannten Futter—⸗ 
mittel regelt die Hauptvereinigung der deutſchen Ge— 
treide- und Futtermittelwirtſchaft im Benehmen mit 
der Hauptvereinigung der deutjchen Rartoffelwirt- 
ſchaft. 

87 

Die Sauptvereinigung erläßt die zur Verſorgung 
mit Pflanzfartoffeln notwendigen Anordnungen im 
Einvernehmen mit der Saatgutftelle. 


8 

(1) Die Bejchlagnahme der nach diefer Verordnung 
bewirtichafteten Erzeugniffe (SS 21 ff. der Verordnung 
über die öffentliche Bewirtſchaftung von landwirt- 
ichaftlichen Erzeugniſſen) gilt als zugunſten dev Haupt— 
vereinigung erfolgt. Bei der Einfuhr von ſolchen 
Erzeugniſſen aus dem Ausland tritt die Beſchlag— 
nabme mit dem Uberſchreiten dev Zollgrenze ein, 


(2) Wer bewirtjchaftete Erzeugniffe aus dem Aus 
land einführt, hat die eingeführten Mengen unver 
züglid) der Hauptvereinigung anzuzeigen. 
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9 

Die Befugniffe, die der Haupivereinigung und den 
Kartoffelwirtichaftsverbänden auf Grund der Ver: 
ordnung über den Sufammenfchluß der Kartoffel- 
wirtichaft vom 18. April 1935 (Neichdgefetbl. I 
S. 550) und der dazu ergangenen Änderungsverord- 
nungen und Sabungen zuftehen, und die von ihnen 
getroffenen Anordnungen bleiben nad) Maßgabe des 
$ 35 der Verordnung über die öffentliche Bewirt— 
ſchaftung von landwirtichaftlidhen Erzeugniffen un— 
berührt, ſoweit nicht die Vorſchriften diefer Verord- 
nung entgegenftehen; das Entſprechende gilt für die 
Befugniffe und Anordnungen der Reichsſtelle für 
Garten- und Meinbauerzeugniffe, und zwar aud) in 
ihrer Eigenfchaft ala Überwachungsitelle. 


$ 10 
3 
(1) Der Reichsminifter für Ernährung und Land- 
wirtichaft fann die Vorichriften diefer Verordnung 
im Erlaßwege ändern oder ergänzen. 


Berlin, den 7. September 1939. 
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(2) Die Hauptvereinigung kann mit Zuftimmung 
des Neichsminifters für Ernährung und Landwirt 
ſchaft Ausnahmen von den Vorfchriften diefer Ver- 
ordnung zulaffen; fie kann diefes Recht mit Zuftim- 
mung des Neichsminifters für Ernährung und Land» 
wirtichaft auf andere Stellen übertragen. 


511 
Die Hauptvereinigung kann mit Zuſtimmung des 
Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft 
abweichend von der Vorſchrift des $25 Satz 1 der 
Verordnung über die öffentliche Bewirtichaftung von 
landwirtichaftlicden Erzeugniffen regeln, welche Vor- 


räte die be- und verarbeitenden Betriebe troß der, 


Beichlagnahme verarbeiten dürfen. 


812 


Die Verordnung tritt am 25. September 1939 
in Kraft. 


Der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft 


R. Walther Darre 





Berordnung 
über die Öffentliche Bewirtichaftung von Zuderrüben, Zuder 
und jonjtigen Erzengnijien aus Zuderrüben. 


Bon 7. September 1939. 


Auf Grund des $ 36 der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtſchaftung von landwirtjchaftlicen 
Erzeugniffen vom 27. Auguft 1939 (Neichögefegbl. I 
©. 1521) wird hiermit verordnet: 


51 
Für Zuckerrüben, Zucker und ſonſtige Erzeugniſſe 
aus Zuckerrüben (mit Ausnahme von Zuderrüben- 
faft) wird die Bewirtfchaftung eingeführt. 


82 
(1) Die Bewirtſchaftung wird dev Hauptvereini— 
gung der deutſchen Zuderwirtichaft (Hauptvereini- 
gung) übertragen. 
(2) Bei der Sauptvereinigung wird eine Geſchäfts— 
abteilung gebildet, welche gemäß $ 8 der Verord- 
nung über die öffentliche Bewirtſchaftung von land- 


wirtichaftlichen Erzeugniffen die ihr im Verkehr mit 
den bewirtichafteten Erzeugniffen zugewiejenen Auf 
gaben durchführt. Das Nähere wird befonders ge 
regelt, 
83 

Als Zucker und ſonſtige Erzeugniſſe aus Zucker— 
rüben im Sinne dieſer Verordnung gelten die in 
der Verordnung über den Zuſammenſchluß der deut— 
ihen Suderwirtichaft vom 10. November 1934 
(Reichsgefegbl. I ©. 1173) genannten Erzeugniffe. 


84 
(1) Zum Bezug von Zucker berechtigen die von den 
Ernährungsämtern an die verforgungsberedhtigte 
Bevölkerung ausgegebenen Zuder- und Marmelade: 
farten in weißer Farbe nad anliegendem Mufter. 
Die Karten gelten für das ganze Reid). 
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(2) Die Ernährungsämter geben jeweils die auf 
die einzelnen Abjchnitte dev Karten abzugebenden 
Höchſtmengen befannt. 


85 


Die Hauptvereinigung oder die von ihr ermäch— 
tigten Stellen regeln den Bezug von Zuder für die 
be» und verarbeitenden Betriebe, die Zuder für die 
Herftellung ihrer Erzeugnifie benötigen; fie ftellen zu 
diefem Zwecke Bezuaicheine aus, die den einzelnen 
Betrieb zum Bezuge von Zucker berechtigen. 


S6 


Die Erzeugung von zuderhaltigen Futtermitteln 
regelt die Hauptvereinigung im Benehmen mit der 
Hauptvereiniaung der deutfchen Getreide- und Fut— 
termittelwirtichaft. Die Beltimmungen über Die 
Rücdlieferung derjenigen Mengen von zuderhaltigen 
uttermitteln an die ZJucerrübenanbauer, die zur 
Aufrechterhaltung und Fortführung ihres Betriebes 
erforderlich find, erläßt die Hauptvereinigung im 
Einvernehmen mit der Hauptvereinigung der deut- 
ſchen Getreide- und Juttermittelwirtichaft. Im übri- 
gen regelt die Hauptvereinigung der deutjchen Ge- 
treide- und Auttermittelwirtichaft die Verteilung und 
den Bezug von zucerhaltigen Futtermitteln im Be- 
nehmen mit der Hauptvereinigung der deutjchen 
Suderwirtichaft. 


87 


(1) Die Beichlagnahme der nad) diefer Verord- 
nung bewirtjichafteten Erzeugniffe (SS 21 ff. der Ver- 
ordnung liber die öffentliche Bewirtſchaftung von 
landwirtjchaftlichen Erzeugniffen) gilt als zugunften 
der Hauptvereinigung erfolgt. Bei der Einfuhr von 
ſolchen Erzeugniffen aus dem Ausland tritt Die 
Beichlagnahme mit dem Lberjchreiten der Zoll 
grenze ein. 


Berlin, den 7. September 1939. 


(2) Wer bewirtfchaftete Erzeugniffe aus dem Aus- 
land einführt, hat die eingeführten Mengen unver- 
züglich der Hauptvereinigung anzuzeigen. 


8 
Die Befugniffe, die der Hauptvereinigung und 
den Zueferwirtichaftsverbänden auf Grund der Ver- 
ordnung über den Zufammenjchluß der deutſchen 
Sucerwirtichaft vom 10. November 1934 (Reiche. 
gejeßbl. I S.1173) und der dazu ergangenen 
Sabungen zuftehen, und die von ihnen getroffenen 
Anordnungen bleiben nad; Maßgabe des $ 35 der 
Verordnung ber die öffentliche Bewirtichaftung 
von landwirtichaftlichen Erzeugniffen unberührt, jo» 
weit nicht die Vorjchriften diefer Verordnung ent- 
gegenjteben. 
89 
(1) Der Reichsminiſter für Ernährung und Land— 
wirtichaft fann die Vorfchriften diefer Verordnung 
im Erlaßwege ändern oder ergänzen. 


(2) Die Hauptvereinigung kann mit Zuftimmung 
des Neichdminifters für Ernährung und Landwirt: 
ihaft Ausnahmen von den Vorjchriften diefer Ver— 
ordnung zulafien; fie kann dieſes Nedyt mit Zu 
ftimmung des Neichsminifters für Ernährung und 
Landwirtichaft auf andere Stellen übertragen. 


$ 10 

Die Hauptvereinigung fann mit Zuftimmung des 
Neichsminifters für Ernährung und Yandwirtichaft 
abweichend von der Vorjchrift des $ 25 Sab 1 der 
Verordnung Über die öffentliche Bewirtichaftung von 
landwirtichaftlichen Erzeugnifjen regeln, welche Vor: 
räte die be, und verarbeitenden Betriebe troß der 
Beichlagnahme verarbeiten dürfen. 


811 
Die Verordnung tritt am 25. September 1939 
in Kraft. 


Der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft 


R. Walther Darre 


bI. 


— IL 




















H5140-0708 


139 








H5140-0709 


NINA | 


Neichsgefepblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


1730 


Anlage 


(Zu $4 Abſ.l vorfichender 


Nerordnung) 


(Auf weißem Papier) 


68 X 20 XI’ 
»apnE uoa 
bnlog usq anl 


url Bd. 





EX 2 XI 
JaupmadDyg uoa 
bntog wog anl 


uraiplı)2 > 


—— eg 


moyuagnyc qun mmoayaldyg ojobgoad 
pouyaldig uoqujuuvxc :uoqaꝛc uaboꝰ 
q uauuo ↄappuꝙlquuoqvuiavxc ↄiq Iin 


uoauvaaqinv njplſaod — avdbvanogn jpuc 
biunbun vbunbonuꝝnsuoauwxc oduuo 


Here 940.19 
BEE ER ER — BEINEERDEBEREBE TERN :NOUgORT 


EEE ESSHUUES GE EDEN 057 0) 7 N U U 220 usa -9UDIE 





pnE, gun ↄeviuavuſ a 
av35pya 4 


6E6L 'OL 'TT-'6 57T moa Syn® 


EX 8-7 
mE 


»pnE 
& 








GE X 2291 
mE 


aopne 
7 


EX 2291 
me 


ↄ ovpuiavic 


v 


6X 87 
:meE 


o ovuaviſ 


be XI-X q 
mE 
aapnE 


2 


BE XIi-6 
mE 


»pnE 
E 


68 X 06 
me 


EL ESCHER T 
€ 
GE X T-XI'% 
:mE 


IADJIWADIK 


l 





Nr. 172 — Tag der Ausgabe: 10. September 1939 





1731 


Berordnung 
über die öffentliche Bewirtſchaftung von Brotaufitrichmitteln, Speijezwiebeln und Gewürzen. 


Bom 7. September 1939. 


Auf Grund des $ 36 der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtichaftung von landwirtjchaftlichen 
Erzeugnifien vom 27. Auguft 1939 (rReichsgeſetzbl. I 
©. 1521) wird hiermit verordnet: 


81 

Für Brotaufſtrichmittel, Trockengemüſe, Speiſe— 
zwiebeln und Gewürze wird die Bewirtſchaftung ein— 
geführt. 

82 

(1) Die Bewirtſchaftung wird der Hauptvereini— 
gung der deutjchen Gartenbauwirtichaft (Hauptver- 
einigung) übertragen. 

(2) Die Neichäftelle für Garten- und Weinbau- 
erzeugnifje führt gemäß 88 der Verordnung über 
die öffentliche Bewirtſchaftung von landwirtichaft- 
lichen Erzeugnifien als Gefchäftsabteilung der Haupt: 
vereinigung die ihr im Verkehr mit den bewirt- 
fchafteten Erzeugniſſen zugewiefenen Aufgaben durch. 
Die Tätigkeit der Neichsftelle ala Überwachungs- 
ftelle auf dem Gebiete der Devijenbewirtichaftung 
bleibt unberührt. 

83 

(1) Als Brotaufſtrichmittel im Sinne dieſer Ver— 
ordnung gelten aus Friſch- oder Trockenobſt her— 
geſtellte Obſtkonfitüren und Marmeladen, Pflaumen— 
mus, Obſtgelees und Obſtkraut aller Art ſowie Rüben— 
kraut, ſoweit dieſe Erzeugniſſe gewerbsmäßig her— 
geſtellt werden. 

(2) Als Gewürze im Sinne dieſer Verordnung 
gelten Vfeffer, Piment, Nelten, Senf, Zimt, Küm— 
mel und Majoran, 

84 

(1) Zum Bezuge von Trockengemüſe, Speiſe— 
zwiebeln und Gewürzen berechtigen die von den Er— 
nährungsämtern an die verſorgungsberechtigte Be— 
völkerung ausgegebenen Lebensmittelkarten (vgl. $ 4 
der Verordnung Über die öffentliche Bewirtichaftung 
von Getreide, Futtermitteln und fonftigen landwirt- 
ſchaftlichen Exrzeugniffen vom 7. September 1939 
— Reichsgeſetzbl. I S. 1705), 

(2) Zum Bezuge von Brotaufftrichmitteln bered)- 
tigen die von den Ernährungsämtern an die ver- 
forgungsberechtigte Bevölkerung ausgegebenen Zuder- 


und Marmeladefarten (vgl, 54 der Verordnung 
über die öffentliche Bewirtſchaftung von Zuederrüben, 
Zucker und fonftigen Erzeugniffen aus Zuckerrüben 
vom 7. September 1939 — Reichsgeſetzbl. I ©. 1728). 
Die Karten gelten für das ganze Neid). 

(3) Die Ernährungsämter geben jeweils die auf 
die einzelnen Abjchnitte der Karten abzugebenden 
Höchſtmengen befannt. 


85 
Die Hauptvereinigung der deutſchen Zuckerwirt— 
ſchaft kann im Einvernehmen mit der Hauptvereini— 
gung der deutſchen Gartenbauwirtſchaft anordnen, 
daß an Stelle von Brotaufſtrichmitteln Zucker be— 
zogen werden kann. Die Ernährungsämter geben 
jeweils die Menge bekannt. 


86 

(1) Die Beſchlagnahme der nad) dieſer Verordnung 
bevdirtichafteten Erzeugniſſe ($$ 21 ff. der Verord. 
nung über die öffentliche Bewirtichaftung von land- 
wirtjchaftlichen Erzeugniffen) gilt als zugunften der 
Hauptvereinigung erfolgt. Bei der Einfuhr von 
folchen Erzeugniſſen aus dem Ausland tritt die Be- 
Ichlagnahme mit dem Lberjchreiten der Zollgrenze 
ein. 

(2) Wer bewirtichaftete Erzeugniffe aus dem Aus- 
land einführt, hat die eingeführten Mengen unver: 
züglich der Hauptvereinigung anzuzeigen. 


87 

(1) Die Hauptvereiniqung wird ermächtigt, mit 
Zuftimmung des Neichdminifters für Ernährung 
und Landwirtichaft zu Erwerbszwecken angebaute 
Erzeuaniffe der Gartenbawwirtichaft, aud) wenn fie 
nicht öffentlich bewirtfchaftet werden, ſowie Korb- 
weiden — allgemein oder im Einzelfall — zu be 
ichlagnahmen oder durch eine von ihr ermächtigte 
Stelle beſchlagnahmen oder an eine ſolche Stelle ab- 
liefern zu laffen. Auf die Beſchlagnahme finden die 
Borichriften der $21 Abj. 1 Sa 2 und Abſ. 2, 
$ 23 Abi. 2 und 3, SS 24 und 25 der Verordnung 
über die öffentliche Bewirtihaftung von landwirt- 
ichaftlichen Erzeugnifien jowie $6 Abſ. 1 Sabkl 
diefer Verordnung entiprechende Anwendung. 
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(2) Erzeugniffe der Gartenbauwirtichaft im Sinne 
des Abf. 1 find die in der Verordnung Über den Zu- 
fammenfchluß der deutjchen Gartenbauwirtſchaft vom 
21. Oktober 1936 (Reichsgeſetzbl. IS. 911) genann- 
ten Erzeugniffe, foweit fie zu Ernährungs- oder Fütte— 
rungszwecken geeignet find. 


8 


Die Befuaniffe, die der Hauptvereinigung und den 
Gartenbauwirtichaftsverbänden auf Grund der Ver- 
ordnung über den Zufammenschluß der deutichen Gar— 
tenbauwirtichaft und der dazu ergangenen Änderung? 
verordnungen und Sabungen zuftehen, und die von 
ihnen getroffenen Anordnungen bleiben nach Maßgabe 
des $ 35 der Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
ichaftung von landwirtſchaftlichen Erzeugniffen un 
berührt, foweit nicht die Vorſchriften diefer Verord- 
nung entgegenftehen; das Entiprechende gilt für die 
Befugniffe und Anordnungen der NReichsftelle für 
Garten- und Weinbauerzeugniffe, und zwar aud) in 
ihrer Eigenichaft als Überwacdungsitelle. 


89 
Den Vorſchriften diefer Verordnung unterliegt 
nicht der Haushaltsbedarf der Anbauer- und Selbſt— 
Berlin, den 7. September 1939. 
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verforger. Die Hauptvereinigung fann jedoch Maß- 
nahmen zur Überwachung der Anbauer und Selbft- 
verforger treffen. 

8 10 


(1) Der Reihsminifter für Ernährung und Land» 
wirtichaft kann die Vorjchriften diefer Verordnung 
im Erlaßwege ändern oder ergänzen. 


(2) Die Hauptvereinigung kann mit Suftimmung 
des Neichminifters für Ernährung und Landwirt 
ichaft Ausnahmen von den Vorfchriften diejer Ver— 
ordnung zulaffen; fie fann diefes Recht mit Zuftim- 
mung des Neichminifters für Ernährung und Land— 
wirtfchaft auf andere Stellen übertragen. - 

811 

Die Hauptvereinigung kann mit Zuſtimmung des 
Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft 
abweichend von der Vorſchrift des $25 Sat 1 der 
Verordnung Über die öffentliche Bewirtidaftung von 
landwirtichaftlichen Erzeugnifien regeln, welche Vor— 
räte die be- und verarbeitenden Betriebe troß der 
Beichlagnahme verarbeiten dürfen. 


g12 


Die Verordnung tritt am 25. September 1939 
in Rraft. 


Der Neibhsminifter 
für Ernährung und Landwirtjchaft 
N. Walther Darret 


—— — — — — — — — — — — 


Verordnung 
iiber die öffentliche Bewirtſchaftung von Eiern und Eierzeugniſſen. 


om 7. September 1939. 


Auf Grund des $ 36 der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtichaftung von landwirtichaftlichen 
Erzeugniffen vom 27. Auguft 1939 Reichsgeſetzbl. I 
S. 1521) wird hiermit verordnet: 


81 
Für Eier und Eierzeugniffe (4. B. Eigelb, Eiweiß, 
Rollei uw.) wird die Bewirtſchaftung eingeführt. 
82 
(1) Die Bewirtſchaftung wird der Hauptvereini— 
qung der deutichen Eierwirtichaft (Sauptvereinigung) 
übertragen. 


(2) Die Reicheftelle für Eier führt gemäß $ 8 der 
Verordnung Über die öffentliche Bewirtſchaftung von 
landwirtichaftlichen Erzeugniſſen als Geichäftsabtei- 
[ung der Haubptvereinigung die ihr im Verkehr mit 
den bewirtichafteten Erzeuaniffen zugewiefenen Auf- 
aaben durch. Die Tätigkeit der Reichsſtelle als Über— 
wachungsitelle auf dem Gebiete der Devijenbewirt- 
Ichaftung bleibt unberührt. 


83 


(1) Zum Bezuge von Eiern berechtigen die von 
den Ernährungsämtern an dieverforgungsberechtigte 
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Bevölkerung ausgegebenen Lebensmittelfarten (vgl. 84 
der Verordnung über die öffentliche Bewirtſchaftung 
von Getreide, Futtermitteln und ſonſtigen landwirt- 
Ichaftlichen Erzeugnifjen vom 7. September 1939 — 
Reichsgeſetzbl. I ©. 1705). 


(2) Die Ernährungsämter geben jeweils die auf 
die einzelnen Abjchnitte der @ebensmittelfarten abzu- 
gebenden Höchſtmengen befannt. 


84 
Für den Bezug von Eierzeugniſſen werden von den 
Eierwirtichaftsverbänden befondere Bezugſcheine nad) 
näherer Anordnung derHauptvereinigung ausgegeben. 


85 

Selbftwerforger find neben den im $ 13 der Ver- 
ordnung über die öffentliche Bewirtſchaftung don 
landwirtichaftlichen Erzeugniffen genannten Berech— 
tigten auch Perſonen, die Geflügel zum Zwede der 
Eigenverforgung mit Eiern oder gewerbsmäßig hal- 
ten, fowie die Angehörigen des Haushalts diejer Der- 
fonen einſchließlich der hauswirtſchaftlichen Hilfsper- 
fonen und die für die Tierhaltung hauptberuflich be- 
ichäftigten Arbeitskräfte nebſt deren Haushaltungs- 
angehörigen. 

S6 

(1) Die Selbftverforger können don den imeigenen 
Betrieb oder im Betrieb des Tierhalters ($ 5) ge 
wonnenen Eiermengen diejenigen Mengen zum Ver⸗ 
brauch im eigenen Haushalt verwenden, die den von 
der Hauptvereinigung mit Zuſtimmung des Reichs— 
miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft getroffe- 
nen Beſtimmungen über Den Verbrauch entiprechen. 

(2) Die Selbjtverjorger dürfen auf Qebensmittel- 
karten feine Eier beziehen. 


(3) Die Hauptvereinigung fann Maßnahmen zur 
Überwachung der Selbjtverjorger treffen. 


57 

Die Hauptvereinigung kann mit Zuſtimmung des 
Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft 
für Selbſtverſorger Ablieferungsmengen feſtſetzen. 


58 
Eier dürfen nur in den Verkehr gebracht werden, 
wenn ſie gekennzeichnet ſind. Die Kennzeichnung der 
im Inland erzeugten Eier erfolgt durch Aufdruck der 
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Rontrollnummer der Kennzeichnungsitelle. Im übri- 
gen finden die Vorjchriften der Werordnung über 
Handelsklaſſen für Hühnereier und über die Kenn- 
zeichnung von Hühnereiern (Eierverordnung) dom 
17. März 1932 (Neichsgefebbl. I S. 146) nebjt den 
Eraänzungsverordnungen Anwendung. Die Haupt 
vereinigung kann Ausnahmen von diefer Vorſchrift 
zulafien. 
9 
Im Bezirk des Ernährungsamt3 können nad) 
näherer Anordnung des Eierwirtichaftsverbandes 
Kennzeichnungsitellen und Eierfammelitellen errichtet 
werden, 
$ 10 


(1) Die Eierfammelftellen haben die bei ihnen an— 
gelieferten Eier unverzüglich an die zuftändigen Kenn 
zeichnungsftellen abzuliefern, die nach näherer Wei- 
fung des Eierwirtichaftsverbandes Die Verteilung 
durchführen. 


(2) Die Eierfammelftellen und Kennzeichnungs⸗ 
ſtellen unterſtehen der Aufſicht des zuſtändigen Eier- 


wirtichaftsverbandes. 


gıl 


Werden nichtgefennnzeichnete Eier in den Verkehr 
gebracht, jo gelten fie ala für die Hauptvereinigung, 
Geichäftsabteilung ($2 Abi. 2), verfallen, ſofern 
nicht die KHauptvereinigung Ausnahmen von der 
Kennzeichnungspflicht zugelafien bat. 


g 12 


(1) Die Beſchlagnahme der nach diefer Verord- 
nung bewirtjchafteten Erzeugnifie ($$ 21 ff. der Ver: 
ordnung über die öffentliche Bewirtichaftung von 
[andwirtfchaftlichen Erzeugniffen) gilt als zuquniten 
der Sauptvereinigung erfolgt, Bei der Einfuhr 
von ſolchen Erzeugnifjen aus dem Ausland tritt die 
Beichlagnahme mit dem Uberſchreiten der Zollgrenze 
ein, 

(2) Wer bewirtichaftete Erzeugniffe aus dem Aus— 
land einführt, hat die eingeführten Mengen unver- 
züglich der Hauptvereinigung anzuzeigen, 


813 


Die Befugniffe, die der Hauptvereinigung und den 
Gierwirtichaftsverbänden auf Grund der Verord— 
nung über ben Zuſammenſchluß der deutjchen Eier 
wirtichaft vom 22. November 1935 (Reichsgeſetzbl.J 
S. 1355) und der dazu ergangenen Satzungen zu— 

440 
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ftehen, und die von ihnen getroffenen Anordnungen 
bleiben nach Maßgabe des $ 35 der Verordnung 
über die öffentliche Bewirtſchaftung von landwirt- 
ichaftlichen Erzeugniffen unberührt, ſoweit nicht die 
Vorſchriften diefer Verordnung entgegenftehen; das 
Entiprechende gilt für die Befugniffe und Anord- 
nungen der Reichsſtelle für Eier, und zwar aud) in 
ihrer Eigenschaft als Uberwachungsſtelle. 


$ 14 


(1) Der Reichaminifter für Ernährung und Land» 
wirtichaft kann die Vorſchriften diefer Verordnung 
im Erlaßwege ändern oder ergänzen. 


(2) Die Hauptvereinigung fann mit Zuftimmung 
des Neichsminifters für Ernährung und Landwirt 
ſchaft Ausnahmen von den Vorjchriften diefer Ver- 


Berlin, den 7. September 1939. 
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ordnung zulaffen; fie fann dieſes Recht mit Zuftim- 
mung des Neichsminifters für Ernährung und 
LCandwirtichaft auf andere Stellen übertragen. 


815 


Die Hauptvereinigung kann mit Zuftimmung des 
Reichsminifters für Ernährung und Landwirtichaft 
abweichend von der Vorfchrift des $ 25 Sabßl der 
Verordnung über die öffentliche Bewirtichaftung von 
landwirtichaftlichen Erzeugniffen regeln, welche Vor— 
räte die be- und verarbeitenden Betriebe troß der 
Beichlagnahme verarbeiten dürfen. 


8 16 


Die Verordnung tritt am 25. September 1939 
in Kraft. 


Der Reichdminijter 
für Ernährung und Landwirtſchaft 


R. Waltber Darre 


Berprduung 
über die Regelung der Berjorgung mit Filchen und Fiſchwaren. 


Bom 7. September 1939. 


Auf Grund de8 8 36 der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtichaftung von landwirtichaftlichen 
Erzeugniffen vom 27, Auguft 1939 Reichsgeſetzbl. I 


— 


S. 1521) wird hiermit verordnet: 


81 
Die Hauptvereinigung der deutſchen Fiſchwirt— 
ſchaft GGauptvereinigung) hat diejenigen Maßnah— 
men zu treffen, die für eine gleichmäßige und an— 
gemeſſene Verſorgung der Bevölkerung und der 
Wehrmacht mit Fiſchen und Fiſchwaren erforderlich 
ſind. 
82 
Bei der Hauptvereinigung wird eine Geſchäfts— 
abteilung gebildet, welche gemäß 88 der Verord— 
nung über die öffentliche Bewirtſchaftung von land- 
wirtichaftlichen Erzeugniffen die ihr im Verkehr mit 
Fifchen und Fiſchwaren zugewiefenen Aufgaben 
durchführt. Das Nähere wird befonders geregelt. 


83 
Die Außenftellen der Hauptvereinigung feßen fich 
zur Sicherftellung des Bedarfs der Bevölkerung mit 
den zuftändigen Pandes-(Drovinzial-J)ernährungsäm- 
tern in Verbindung, die für die gleichmäßige Ver- 
teilung der jeweils zur Verfügung geftellten Menge 
von Fiichen und Fiichwaren Sorge tragen. 


84 
Die Hauptvereinigung und ihre Außenſtellen 
können in&bejondere Anordnungen treffen über 


a) das Inverkehrbringen bejtimmter Fiſchſorten 
und mengen, 


b) die Zuteilung beitimmter Sorten und Mengen 
an Die be- und verarbeitenden Betriebe, 

c) die Belieferung beftimmter Plätze mit Fiſchen 
und Fiſchwaren, 

d) die Vorratshaltung. 
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| $5 

Zur Durchführung der ihr im 54 übertragenen 
Aufgaben kann die Hauptvereinigung die Beſchlag— 
nahme der Fiſche oder Fiſchwaren anordnen. Auf 
die Beichlagnahme und Übernahme von Fiſchen und 
Fiſchwaren finden die Vorſchriften der 88 21 ff. der 
Verordnung über die öffentliche Bewirtichaftung von 
landwirtichaftlihen Erzeugniffen entiprechende An— 
wendung; die Beichlagnahme gilt als zugunften der 
Haubtvereinigung erfolgt. 


86 


(1) Die Herſtellung von Erzeugniſſen der Fiſcherei 
zu Fütterungszwecken regelt die Hauptvereinigung der 
deutichen Fifchwirtichaft im Benehmen mit der Haupt- 
vereinigung der deutjchen Getreide. und Futtermittel— 
wirtichaft. 

(2) Die Verteilung der im Abſ. 1 genannten 
Futtermittel wird von der Hauptvereinigung der 
deutſchen Getreide- und Futtermittelwirtſchaft im 
Benehmen mit der Hauptvereinigung der deutſchen 
Fiſchwirtſchaft geregelt. 


87 
(1) Die im $1 genannten Erzeugniſſe, die nad) 
dem Inkrafttreten diefer Verordnung aus dem Aus— 
(and eingeführt werden, gelten nad) Uberſchreiten 
der Zollgrenze als zugunſten der Hauptvereinigung 
beſchlagnahmt. 


Berlin, den 7. September 1939. 


(2) Wer dieſe Erzeugniſſe einführt, hat die ein- 
geführten Mengen unverzüglid) der Hauptvereini- 
gung anzuzeigen. 


8 

Die Befugniffe, die der Hauptvereinigung und 
ihren Außenftellen auf Grund der Verordnung Über 
den Zuſammenſchluß der deutichen Fiſchwirtſchaft 
vom 1. April 1935 (Reichsgeſetzbl. I ©. 542) und 
der dazu ergangenen Anderungsverordnungen und 
Sabungen zuſtehen, und die von ihnen getroffenen 
Anordnungen bleiben nad) Maßgabe des $ 35 DET 
Verordnung über die öffentliche Bewirtichaftung von 
landwirtichaftlihen Exzeugniffen unberührt, joweit 
nicht die Vorſchriften dieſer Verordnung entgegen 
ftehen; da8 Entſprechende gilt für die Befugniſſe und 
Anordnungen der Reichsftelle für Tiere und tierische 
Erzeugniffe ala Überwachungsitelle. 


9 
(1) Der Neichgminifter für Ernährung und Land- 
wirtichaft kann die Vorſchriften dieſer Verordnung 
im Erlaßwege ändern oder ergänzen. 


(2) Die Hauptvereinigung fann mit Zuſtimmung 
des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirt— 
ſchaft Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Ver— 
ordnung zulaffen; fie kann dieſes Recht mit Zuſtim— 
mung des Reichsminiſters für Ernährung und Land: 
wirtichaft auf andere Stellen übertragen. 


$ 10 
Die Verordnung tritt am 25. September 1939 
in Kraft. 


Der Neichöminifter 
für Ernährung und Landwirtjchaft 


N, Maltber Darre 


EEE —— — — — — — 


Berordnung 
über die Öffentliche Bewirtſchaftung von Rohtakao und Süßwaren. 


Bom 7. September 1939. 


Auf Grund des $36 der Verordnung Über Die 
öffentliche Bewirtichaftung von landwirtichaftlichen 
Erzeugniffen vom 27. Auguſt 1939 Reichsgeſetzbl. I 
S. 1521) wird hiermit verordnet: 


sı 


Für Rohkakao und Süßwaren wird die Bewirt— 
ſchaftung eingeführt. 


82 

(1) Die Bewirtſchaftung wird der Wirtichaft- 
lichen Vereinigung Der deutichen Süßwarenwirt— 
schaft (Mirtfchaftliche Vereinigung) übertragen. 

(2) Bei der Wirtfchaftlihen Vereinigung wird 
eine Geichäftsabteilung gebildet, welche gemäß 8 
der Verordnung über die öffentliche Bewirtichaftung 
von landwirtichaftlichen Erzeugnifien die ihr im 
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Verkehr mit den bewirtichafteten Erzeugnifjen zu- 
gewiefenen Aufgaben durchführt. Das Nähere wird 
bejonders geregelt. 
83 

Als Süßwaren im Sinne dieſer Verordnung gelten 
die von der Verordnung über den Zuſammenſchluß 
der Süßwarenwirtſchaft vom 7. Juni 1935 (Reichs— 
geſetzbl. IS. 742) betroffenen Erzeugniſſe. 


84 
(1) Zum Bezug von Süßwaren berechtigen die 
von den Ernährungsämtern an die verforgungs- 
berechtigte Bevölkerung ausgegebenen Lebensmittel- 
farten (val. $4 der Verordnung über die öffentliche 
Bewirtichaftung von Getreide, AYuttermitteln und 
fonftigen Erzeugniffen vom 7. September 1939 — 
Reichsgeſetzbl. I ©. 1705). 
(2) Die Ernährungsämter geben jeweils Art und 
Menge der auf die einzelnen Abfchnitte zu beziehen- 
den Süßwaren befannt. 


$5 
Zum Bezug von Rohkakao und von Kakaohalb— 
fertigwaren (Kafaobutter, Kakaomaſſe, Kuvertüre) 
berechtigen die von der Wirtjehaftlichen Vereinigung 
ausgeftellten Bezuajcheine. 


86 
Die Wirtſchaftliche Vereinigung kann Herſtel— 
lungs- und Lieferungsverpflichtungen auferlegen. 


87 

(1) Die Beſchlagnahme der nad) dieſer Verord— 
nung bewirtjchafteten Exrzeugniffe (SS 21 ff. der Ver— 
ordnung über die öffentlihe Bewirtſchaftung von 
Iandwirtichaftlichen Erzeugniffen) gilt ald zugunften 
der Wirtfchaftlien Vereinigung erfolgt. Bei der 
Einfuhr von foldhen Erzeugniffen aus dem Ausland 
tritt die Beichlagnahme mit dem Überjchreiten der 
Sollgrenze ein. 


Berlin, den 7. September 1939. 


Keichsgefetblatt, Jahrgang 1939, Teil I 





S8 

Die Befugniffe, die der Wirtfchaftlichen Vereini— 
gung auf Grund der Verordnung über den Zuſam— 
menjchluß der Süßwarenwirtſchaft vom 7. Juni 
1935 (Neichsgejeßbl. I ©.742,755) und der dazu 
ergangenen Satzung zuftehen, und die von ihr ge 
troffenen Anordnungen bleiben nad) Maßgabe des 
$ 35 der Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
Ihaftung von landwirtſchaftlichen Erzeugniffen un- 
berührt, foweit nicht die Vorfchriften diefer Ver— 
ordnung entgegenftehen. 

$9 

(1) Der Neich8minifter für Ernährung und Land» 
wirtichaft fann die Vorichriften diefer Verordnung 
im Erlaßwege ändern oder ergänzen. 

(2) Die Wirtichaftlice Vereinigung fann mit 
Suftimmung de8 Neichsminifters für Ernährung 
und Landwirtihaft Ausnahmen von den Vorſchrif— 
ten diefer Verordnung zulaflen; fie fann diefes Necht 
mit Zuftimmung des Neichsminifters für Ernäh— 
rung und Landwirtichaft auf andere Stellen über- 
tragen. 

$ 10 

Die Mirtichaftliche Vereinigung kann mit Zu— 
ftimmung des Neichminifters für Ernährung und 
Landwirtichaft abweichend von der Vorſchrift des 
$25 Satz 1 der Verordnung über die öffentliche 
Bewirtichaftung von landwirtichaftlichen Erzeug- 
niffen regeln, welche Vorräte die be- und verarbei- 
tenden Betriebe troß der Beichlagnahme verarbeiten 
dürfen. 

sıl 

Die Verordnung tritt am 25. September 1939 

in Kraft. 


Der Neichsminifter 
für Ernährung und Yandwirtichaft 
NR, Walther Darre 
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(2) Wer bewirtichaftete Erzeugniffe aud dem 
Ausland einführt, hat die eingeführten Mengen un- 
berzüglicd der Wirtichaftliden Vereinigung anzu- 
zeigen. 
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Verordnung 
über die Sozialverſicherung der Bedienſteten der Behörden und Dienititellen des Reichs 
im Protektorat Böhmen und Mähren. 


Bom 30. Auguſt 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers über das Protektorat Böhmen und Mähren 
vom 16. März 1939 (Keichgeſetzbl. I ©. 485) wird 
verordnet: 


51 


(1) Auf die bei den Behörden und Dienſtſtellen des 
Reichs im Protektorat Böhmen und Mähren beichäf- 
tigten deutſchen Staatsangehörigen finden Die Vor⸗ 
ſchriften der Reichsverſicherung mit den ſich aus den 
folgenden Vorſchriften ergebenden Abweichungen An- 
wendung. 


(2) Der Arbeitslofenverfiherung unterliegen die 
im Abf. 1 genannten Beſchäftigungen nicht. 


82 

Für die Durchführung der Reichsverſicherung der 
im $1 Abſ. 1 genannten Perſonen ſind zuſtändig: 
1. in der Krankenverſicherung, ſoweit es ſich nicht 
um Beſchäftigte der Reichsverkehrs- oder Reichs— 
poſtverwaltung handelt, die Betriebskranken— 
kaſſe des Reichs in Berlin; die Verſicherungs— 
träger für die bei der Neichsverfehrd- oder 
Reichspoftverwaltung Beſchäftigten beftimmt 
der zuftändige Reichsminifter im Einvernehmen 

mit dem NeichSarbeitsminifter; für Verficherte, 

die bis zur Aufnahme der im S1 Abi. 1 
genannten Beſchäftigung einer deutjchen Erjab- 
falle angehört haben, gilt $A Abſ. 1 der 
Swölften Verordnung in der Faſſung der 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


Fünfzehnten Verordnung zum Aufbau der 
Sozialverficherung vom 1. April 1937 (Reidh$- 
geießbl. I ©. 439); 

2. inder Invalidenverficherung, ſoweit es fid) nicht 
um Beichäftigte der Reichsverkehrsverwaltung 
handelt, die Yandesverficherungsanftalt Sude- 
tenland in Teplig-Schönau, für die bei der 
Reichsverfehrsverwaltung Beichäftigten die 
Reichsbahnverficherungsanftalt in Berlin; 

3. in der Angeftelltenverficherung die Reichsver— 
ficherungsanftalt für Angeftellte in Berlin; 

4. in der Unfallverficherung für die Behörde des 
Reichsprotektors und die ihm nadgeordneten 
Behörden und Dienititellen das Verſorgungs— 
amt I (Ausführungsbehörde für Unfallver- 
ficherung) in Berlin-Schöneberg, im übrigen 
die für die entfprechende Verwaltung im Reichs— 
gebiet außerhalb des Protektorats zuftändige 
Ausführungsbehörde. 


$3 

Die Aufgaben des Verfiherungsamts für das Ge- 
biet des Vroteftorat3 werden von dem Oberlandrat 
in Drag, die Aufgaben de3 Oberverfiherungsamts 
für das Gebiet des Protektorats don dem Dberver- 
fiherungsamt in Auffig wahrgenommen. Bis zur 
Errichtung des Oberverficherungsamts Auffig ift an 
feiner Stelle da8 Oberverfiherungsamt Dresden zu 
ftändig. Der Neichsverfehrsminifter beftimmt im 
Einvernehmen mit dem Neichdarbeitsminifter das 
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für die Verficherten der Neichöverkehrsverwaltung 
zuftändige bejondere Oberverficherungsamt. 


84 
(1) Ausgabeſtellen für Quittungskarten der In— 
validenverſicherung und für Verſicherungskarten der 
Angeſtelltenverſicherung ſind die Träger der Kran— 
kenverſicherung ($ 2 Nr. 1). 


(2) Die Beitragsmarfen fünnen durch WVermitt- 
lung der Deutichen Dienftpoft Böhmen-Mähren be- 
zogen werden. 

85 


(1) Die Beiträge zur Krankenverſicherung werden 
von den Verſicherten und ihren Unternehmern zu 
gleichen Teilen aufgebracht. 


(2) In der KRranfenverfiherung gelten Verſiche— 
runaszeiten, die bei Verficherungsträgern de8 Pro— 
teftorats oder der ehemaligen TſchechoSlowakiſchen 
Nepublif zurücdgelegt find, als Verſicherungszeiten 
nad) der Neichöverficherungsordnung. 


Berlin, den 30. Auguft 1939. 


Neichsgefebblatt, Jahrgang 1939, Teil I 





(3) In der Invaliden- und der Angejtelltenver- 
fiherung find bi8 auf weiteres Verficherungszeiten, 
die bei Verficherungsträgern des Protektorats oder 
der früheren TſchechoSlowakiſchen Republik zurüd- 
gelegt find, in finngemäßer Anwendung der Beitim- 
mungen des Vertrags zwifchen dem Deutichen Reich 
und der TſchechoSlowakiſchen Republik über Sozial- 
verficherung vom 21. März 1931 Geichsgeſetzbl. 
1933 II ©. 1016) zu berüdfichtigen. 


86 
Der Reichsarbeitsminiſter kann im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter des Innern und den ſonſt 
beteiligten Reichsminiſtern zur Durchführung und 
Ergänzung dieſer Verordnung Rechts und Verwal— 
tungsvorſchriften erlaſſen. 


87 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 16. März 
1939 in Kraft. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Syrup 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 





Erſte Berordnung zur Durchführung 
des Geſetzes über die Erhebung der Beiträge zu den Induſtrie- und Handelskammern. 


Bom 8. September 1939. 


Auf Grund der $$ 2 und 3 des Geſetzes über die 
Erhebung der Beiträge zu den Induſtrie und Han- 
delöfammern vom 31. März 1939 (Neichögefesbl. I 
©. 649) wird verordnet: 


51 

(1) Die Induſtrie- und Handelskammern erheben 
von den im Handelßregifter eingetragenen Firmen 
und von den Übrigen nad) den Landesgeſetzen über 
die Anduftrie- und Handeldfammern Beitragspflid)- 
tigen jährlich eine Umlage gemäß $ 1 des Gejetes 
über die Erhebung der Beiträge zu den Induſtrie— 
und Handelöfammern vom 31. März 1939 (Neich$- 
geſetzbl. I ©. 649) und einen Grundbeitrag bis zum 
Höchltbetrage von 12 Reichsmark. 


(2) Abſ. 1 ailt nicht für Gewerbetreibende, die 
weder im SandelSregifter noch mit ihrem ganzen 
Betriebe in der Handwerfsrolle eingetragen find. 
Von diefen Gewerbetreibenden erheben die Induſtrie— 
und Handeläfammern nur einen jährlichen Grund» 
beitraa bis zum Höchitbetraae von 6 Neichsmarf. 


2 

(1) 831 gilt nicht für die nduftrie- und Handels- 
fammern der Oſtmark und des Sudetengaueß,. 

(2) Die Induftrie- und Handeldfammern der Dft- 
mark und des Sudetengaues erheben von den um- 
lagepflichtigen Betrieben, die nach Art und Umfang 
einen in Faufmännifcher Weife eingerichteten Ge- 
ſchäftsbetrieb erfordern, neben der Umlage einen 
Grundbeitrag bi8 zum Höchftbetrage von jährlich 
12 Reichsmark. 

83 


(1) Einfprüde gegen die Heranziehung zum Bei- 
trag find binnen zwei Wochen nad) der Zahlungs— 
aufforderung bei der zuftändigen Induſtrie- und 
Handelsfammer anzubringen, die darüber enticei- 
det. Die Entiheidung iſt Tchriftlich zu begründen. 
Der Einfprud bat feine aufichiebende Wirkung. 


(2) Gegen die ablehnende Entfcheidung der In— 
duftrie- und HSandelsfammer ift binnen zwei Wochen 
nad) der Zuſtellung die Beſchwerde zuläffig. Uber 
fie entjcheidet die für den Sit der nduftrie- und 
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Nr. 173 — Tag der Ausgabe: 11. September 1939 


Handelskammer zuftändige höhere Berwaltungsbe- 
hörde, jofern nicht die Landesgeſetze über die Indu— 
ftrie- und Handelöfammern die verwaltungägericht- 
liche Zuftändigfeit für diefe Entſcheidung vorjehen. 
Die Enticheidung ift fhriftlich zu begründen. 


(3) Die Entfcheidung über die Beſchwerde fann 
Binnen eine® Monats nach) der Zuftellung nur durd) 
das Nechtsmittel der NRevifion beim Reichsverwal— 
tungsgericht angefochten werden. Dies gilt auch in 
den Fällen, in denen nad) dem Landesrecht ein Rechts— 
mittel gegen die veriwaltungsgerichtliche Entfcheidung 
gegeben ift. 


(4) Die Nevifion ift nur zuläffig, wenn dev Wert 
des Streitgegenftandes 100 Reichsmark überfteigt 
oder wenn die über die Beſchwerde entfcheidende 
Anftanz die Nevifion aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes in ihrer fhriftlichen Entſcheidung für zu- 
läffig erflärt. Für Dreußen findet $ 93 Abf. 3 und 4 
und $ 95 in Verbindung mit $ 82 Abf. 2 des Ge- 
fees über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (Preuß. Geſetzſamml. ©. 195) in der 
Faſſung des Gejetes vom 13. Mai 1918 (Preuß. 
Gefetzſamml. ©. 53) und der Verordnung vom 2. Juli 
1926 (Preuß. Geſetzſamml. ©. 192) mit der Maß— 
gabe Anwendung, dab dem Vorfigenden des Bezirks. 


Berlin, den 8. September 1939. 
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verwaltungsgerichts aus Gründen des Öffentlichen 
Intereſſes Die Reviſion an dad Reichsverwaltungs— 
gericht zuſteht. 


(5) Bis zur Errichtung des Reichsverwaltungs— 
gerichts tritt an feine Stelle das Reichswirtſchafts— 
gericht. Für das Verfahren gilt das Gefet über das 
Reichäwirtfchaftsgeriht vom 25. Februar 1938 
(Reichsgejetbl. I ©. 216). 


(6) Während der Geltungsdauer des Erlaſſes des 
Führers und Neichskanzlers über die Vereinfachung 
der Verwaltung vom 28. Auguft 1939 (eichs— 
geſetzbl. I S. 1535) ift Ziffer IV diefes Erlaſſes maß⸗ 
gebend. 

84 


(1) Die Gemeinden haben auf Erſuchen der ns 
Önftrie- und Handelsfammern gegen eine Vergütung 
von höchftens 5 vom Hundert der eingezogenen Bei— 
träge die Erhebung der Beiträge von den gemwerb- 
fichen Betrieben, die ihnen von den Induſtrie— und 
Haͤndelskammern als beitragspflichtig bezeichnet wer, 
den, vorzunehmen und die Beiträge an die Induſtrie⸗ 
und Handelskammern abzuführen. 


(2) Die Beiträge werden wie rückſtändige Steuern 
eingezogen. 


Der Reibswirtfhaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


ee —— —— — —— — —— — 


Verordnung 
über den Paß⸗- und Sichtvermerkszwang ſowie über den Ausweisziwang. 


Bom 10. September 1939. 


Auf Grund des Gejetes über das Paß-, das Aus- 
[änderpolizei- und das Meldeweien ſowie über das 
Ausweisweien vom 11. Mai 1937 (Neichsgefeßbl. I 
S. 589) und des Artikels 11 des Erlaſſes des Führers 
und Reichskanzlers über das Protektorat Böhmen 
und Mähren vom 16. März 1939 (Neichsgefegbl. I 
S. 485) wird für das Gebiet des Großdeutichen 
Reichs folgendes verordnet: 


51 
(1) Wer das Reichsgebiet verläßt oder wer aus 
dem Musland in dad Neichsgebiet eintritt, ift ber- 
pflichtet, füch durch einen Daß über feine Perſon aus- 
zuweiſen. 


(2) Der Paß bedarf vor dem Grenzübertritt des 
Sichtvermerks der zuſtändigen deutſchen Behörde, 
wenn der Paßinhaber das ſechſte Lebensjahr vollendet 
hat. Dieſe Beſtimmung findet auf die Einreiſe von 
folchen Inhabern deutſcher Reiſepäſſe und deutſcher 
Miniſterialpäſſe, Diplomatenpäſſe und Dienſtpäſſe, 
die ſich beim Inkrafttreten dieſer Verordnung im 
Ausland aufhalten, erſt Anwendung, wenn der Reichs— 
miniſter des Innern es anordnet. 


(3) Bor dem 12. September 1939 erteilte Sicht- 
permerfe find ungültig. 


82 

(1) Im Reichsgebiet haben ſich auf amtliches Er— 
fordern über fünfzehn Jahre alte deutſche Staats— 
angehörige und Angehörige des Protektorats Böhmen 
und Mähren jederzeit durch einen amtlichen Licht— 
bildausweis über ihre Perſon auszuweiſen. 

(2) Nichtreihsangehörige Perſonen bleiben wie 
bisher verpflichtet, fich beim Aufenthalt im Reichs— 
gebiet jederzeit durch einen Paß Über ihre Perſon 
auszumeifen. 

83 

(1) Daf- und Sichtvermerksbehörden find die Kreis— 
polizeibehörden, im Protektorat Böhmen und Mähren 
die Oberlandräte und im Ausland die diplomatischen 
und berufsfonfulariichen Vertretungen. | 

(2) Daf- und Sichtvermerfsbehörde im bisherigen 
Umfang ift aud) das Auswärtige Amt. In welden 
Fällen darüber hinaus das Auswärtige Amt für die 
Erteilung von Sichtvermerken ausfchließlich zuftändia 
ift, wird durch beſondere Anordnung beſtimmt. 


IN 
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84 

(1) Die bisher geltenden Paßbeſtimmungen, ins— 
befondere die Paßbekanntmachung vom 7. Juni 1932 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 257), die Vaßgebührenverord- 
nung vom 28. Juni 1932 Geichsgeſetzbl. I ©. 341) 
und die Verordnung über die Beltrafung von Zu- 
widerhandlungen gegen die Paßvorſchriften vom 
6. April 1923 (Reichsgeſetzbl. I ©. 249) bleiben un- 
berührt, joweit ſich nicht aus der vorliegenden Ver- 
ordnung oder aus bejonderen Anordnungen des 
Reichsminifterd des Innern etwas anderes ergibt; 
fie finden auch im Vroteftorat Böhmen und Mähren 
Anwendung. 


(2) In Abweichung von den Beltimmungen der 
Vaßbefanntmadung gilt folgendes: 


a) Deutſche Kinderausweife werden für nidt- 
reihsangehörige Kinder ($ 37 Abſ. 1) nicht 
mehr ausgeitellt. 

Die Beſtimmung über die Anerkennung 
ausländiicher Kinderausmweife ($ 37 Abſ. 2) 
tritt, foweit e8 ſich um Kinder über ſechs Jahre 
handelt, außer Kraft. 

Deutiche Sammelliften ala Paßerſatz werden 
nicht außgefteilt, deutiche Sammelfichtvermerfe 
werden nicht erteilt; ausländiſche Sammel 
liſten als Paßerſatz und ausländiiche Sammel- 
fichtvermerfe werden nicht anerfannt ($ 62). 
Die VBeltimmungen über die Erteilung bon 
Ausnabmefichtvermerfen ($ 67) finden bi8 auf 
weiteres feine Anwendung. 

Der paßrechtlich erleichterte kleine Grenzver— 
kehr ($ 69) iſt nur in dem Rahmen zugelaſſen, 
der vom ReichSminifter des Innern bejonders 
beitimmt wird. 

Ein paßrechtlich erleichterter Ausflugsverfehr 
($ 69) findet nicht ſtatt. 


b 


m 


c 


u 


d 


— 


— 


e 


Berlin, den 10. September 1939. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 





f) Im Verkehr zwiſchen Oftpreußen und dem 
übrigen Reichsgebiet ($ 70) unterliegen Nicht: 
reichsangehörige dein allgemeinen Paß- und 
Sichtvermerfäzwang. Deutiche Staatdange- 
börige und Angehörige de8 Protektorats 
Böhmen und Mähren haben fi innerhalb 
diefes Verkehrs auf dem Seewege durd) einen 
amtlichen Lichtbildausweis über ihre Perſon 
auszuweiſen. 


g) Deutſche Seefahrtsbücher ($ 73) gelten als 
Vaß- und Sichtvermerkserſatz nur, joweit der 
Reihsminifter des Innern dies durch bejon- 
dere Anordnung zuläßt. Das gleiche gilt für 
ausländiiche Seefahrtsbücher. 


h) Landgangsausweife für Schiffsbefagungsmit- 
alieder und für Schiffsreifende werden nicht aus— 
aeftellt. Die Beftimmungen der SS 74, 75 und 
77 finden bis auf weiteres feine Anwendung. 


i) Die Beftimmungen über die paßrechtliche Be— 
handlung der Lotſen ($ 76) gelten nur für 
reichsangehörige Yotfen. Auf ausländische 
Lotſen finden diefe Beltimmungen nur nad) 
näherer Anordnung des Neichsminifters des 
Innern Anwendung. 

k) Die beftehende Regelung der paßrechtlich erleich— 
terten Behandlung der im Grenzverfehr tätigen 
PReamten und Angeftellten (S 78) bleibt nur 
infoweit aufrechterhalten, als der Reichs— 
minifter des Innern nichts anderes beitimmt: 

I) Die Beitimmungen über die paßredtliche Be- 
handlung von Verforgungsberedhtigten ($ 79) 
finden bi8 auf weiteres feine Anwendung. 


85 
Die Verordnung tritt am 12. September 1939 
in Kraft. 


Der Reihsminifter des Innern 
Frick 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint im zwei geſonderten Teilen — Teil l und Teil I — 
Fortlaufender Bezug nur durch die Poſtanſtalten. Bezugspreis vierteljährlich für Teill= 2,90 AM, für Teilll = 3,59 AN. 
Einzelbezuq jeder (auch jeder Älteren) Nummer nur vom Reichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtraße Nr. 4 
(Fernſprecher: 429265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Einzelnummern werden nah dem Umfang berechnet. 
Preis für den achtfeitigen Bogen 15.M/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10 .A/, ausſchließlich der Poftdruckjachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. 9. Preisermäßigung. 
Herausgegeben vom Reichsminifterium des Junern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Berordnung über die Einbürgerung bon Striegsfreiwilligen*). 
Bom 4. September 1939. 


Für die Einbürgerung von Perſonen, die als Kriegs: 83 
ine in Die —* zu er > Bon dem Erfordernis 
abfichtigen, verordnet der Minifterrat für Die Reichs— FI x —— 
verteidigung für das Gebiet des Großdeutſchen Reichs a) daß der Bewerber im Falle des Erwerbs der 


mit Geſetzeskraft: deutſchen Staatsangehörigkeit aus der bis— 
51 herigen Staatsangehörigkeit ausſcheidet, 
Hat der Einbürgerungsbewerber das 18. Lebens— b) daß der Bewerber am Orte feiner Niederlaſ— 


jahr vollendet, fo bedarf es zur Antragſtellung und 
Einbürgerung nicht der Zuftimmung des gejeßlichen 
Wertreters. 


fung eine eigene Wohnung oder ein Unter- 
fommen gefunden bat, 


82 c) daß er an diefem Orte ſich und jeine An— 
Hat der Antragjteller eine Niederlafjung im In— gehörigen zu ernähren imftande it, 


Lande nicht begründet, jo genügt ftatt der Nieder- | kann abgejehen werden. 
laſſung der Aufenthalt im Inlande. 


Berlin, den 4. September 1939. 
Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 


Generalfeldmarfchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
F 7 N) 
Dr. Lammers 


*) Betrifft nicht Danzig. 


Reichsgeſehbl. 1939 I 442 
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Verordnung über die Neichsverjorgungsperwaltung. 
Bom 8. September 1939. 


Auf Grund gejeßlicher Ermächtigung wird mit Zus 
ftimmung des Generalbevollmächtigten für die Reichs— 
verwaltung für das Gebiet des Großdeutſchen Reiche 
verordnet: 

51 

(1) Die Reichsverſorgung geht für die Dauer des 
gegenwärtigen befonderen Einſatzes der Wehrmacht 
aus dem Zuſtändigkeitsbereich des Reichsarbeits— 
minifters in den Zuftändigfeitsbereich des Oberkom— 
mandos der Wehrmacht über. Die oberfte Leitung 
übernimmt das Oberfommando der Wehrmadt. 


(2) Der Reichsarbeitsminifter bleibt oberſter Dienft- 
herr aller Bedienfteten der Reichsverſorgungsver— 
waltung. Er bleibt auch für Haushalts-, Wirtichafts-, 
Kaffen- und Nechnungsangelegenheiten zuftändig. 


2 
Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Ver— 
ordnung erforderlichen Nechts- und Verwaltungsvor— 
ichriften erläßt der Chef des Oberfommandos der Wehr- 
macht im Einvernehmen mit dem Reichsarbeits- 
minijter. 


Rerlin, den 8. September 1939. 


Der Generalbevollmähtigte für die Wirtſchaft 
In Vertretung 


Doffe 


Der Chef des Oberfommandos der Wehrmacht 
In Vertretung 


Reinecke 


BEE BE ernennen —— 


Druckfehlerberichtigung 


In der Verordnung zur Ausführung der Verordnung 
über Kündigungsſchutz für Miet- und Pachträume in 
der Oftmark vom 5. September 1939 (Reichögefegbl. I 
S. 1671) muß im $ 1 der erſte Sat wie folgt lauten: 

„Die in dem Mietengefeg in der Faſſung der Ver- 
orönungen vom 22. Juni 1929 (BGBL. Nr. 210) und 
vom 21. Juli 1933 (BGBL. Nr. 325), der Bundes. 
gefegeNr. 1184/1936 und 235/193 7 im 1 Abf. 2Sifferl, 
2 und 7, Abf. 4 und 5 enthaltenen Ausnahmen von 
dem Anwendungsbereich des Gefeges werden hinſichtlich 
der Vorfchriften über die Kündigungsbefchränfungen 
(SS 19 bis 23) aufgehoben.“ J 


Das Reichsgeſetzblatt erfcheint in zwei gefonderten Teilen — Teil und Teil I — 
Sortlaufender Bezug mır dur die Poftanftalten. Bezugspreis vierteliährlich für Teil 1 = 2,90.RN, für Teil II 2350 AN. 
Einzelbezug jeder (auch jeder Älteren) Nummer mir vom Neichsverlagsamt, Berlin NAB 40, Sharnborfiftraße Pr. 4 
(Zernfprecher: 4292 65 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Einzelmummern werden nach dem Umfang berechnet. 


Preis für den ahtfeitigen Bogen 15 M, aus abgelaufenen Jahrgängen 10 , ausſchließlich der Voſidruckſachengebühr. 
Bei größeren Beſtellungen 10 bis 60 v. H. Preisermähigung. 
Herausgegeben vom Neihsminifterium des Innern. — Gedruckt im der Neichsdruckerei, Berlin. 








Reihsgefeßblatt 


Teill 





Tag Inhalt Seite 
6.9.39 Durdführungsverordnung zur Verordnung über die Einführung der 
Deutihen Arzneitaxge im Reichsgau Sudetenla JJ 1743 
8.9.39 Verordnung zur Anderung des Reichsarbeits dienſtgeſetzes ... ...2373**7 1744 
8.9.39 Verordnung über die verbindliche Einführung von Normen, Geſchäfts- und 
Rieferbedingungen fowie von Güte- und BezeihnungsvorfKhriften.... 1745 
9.9.39 Verordnung über die Einführung von Notprüfungen für die zum Kriegsdienft 
einberufenen Regierungsbau- und Reichsbahnbaureferendare.......-- 1745 
11.9.39 Verordnung zur Durchführung der Verordnung über außerordentlide 
Rundfuntmaßnahbmen . . . . . . . . ..22222222******** 746 
9.9.39 Bekanntmachung der neuen Faſſung des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes. .. .. 1747 
12.9.39 Berichtigung22*62*22* 1750 


N u 


Durchjührungsverordnung 
zur Verordnung über die Einführung der Deutſchen Arzneitaxe 
im Reichsgau Sudetenland. 


Vom 6. September 1939. 


Auf Grund des $5 der Verordnung über die Ein— 
führung der DeutſchenArzneitaxe im ReichsgauSudeten⸗ 
land vom 30. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1078) 
wird im Einvernehmen mit dem Reichskommiſſar für 
die Vreisbildung verordnet: 


81 

(1) Der im $ 2 der Verordnung über die Einführung 
der Deutfchen Arzneitage im Reichsgau Sudetenland 
vorgefebene Abjchlag von 7 vom Hundert ermäßigt fich 
bei Apotheken, die im Vorjahr einen Umſatz bis zu 
20 000 Reichsmark gehabt haben, auf 1 vom Hundert, 
die einen Umfat über 20 000 Reichsmark, aber nicht 
mehr als 30 000 Reicysmarf gehabt haben, auf 3 vom 
Hundert. 

(2) Ob diefe Vorausſetzung vorliegt, hat der Re— 
gierungspräfident auf Antrag der Apotheke zu ent- 
icheiden. Seine Entſcheidung gilt für das Kalender- 
jahr. ‘2 

Monatliche Rechnungsbeträge bis zu 25 Reichsmark 
find von der Gewährung der Ubjchläge ausgenommen, 
desgleichen auch die Vreife der Schuß- und SHeilfera, 
Impfſtoffe, Salvarjan-Bräparate, jowie Infuline und 
der entiprechenden, aus der Bauchipeicheldrüje herge- 


Berlin, den 6. September 1939. 


ftellten, zur Einfprigung unter die Haut bejtimmten 
Vräparate und Mittel, die geringeren Zuſchlag haben 
als Siffer 2 Abſ. 1 der Deutſchen Arzneitage vorjieht. 
Die Preiſe diefer Mittel bleiben bei der Teititellung des 
abfchlagfreien Nechnungsbetrags von 25 Reichsmark 
unberüdfichtigt. 
3 

(1) Die Rechnungen find monatlid) nachträglich zu 
bezablen. 

(2) Die Gewährung der Abjchläge hat zur Voraus» 
feßung, daß die Rechnung binnen zehn Tagen nad) Ein- 
aang bei der Raffenftelle beglichen wird. 


834 

Die Preiſe der Deutſchen Arzneitaxe gelten bei Be— 
rückſichtigung der für beſtimmte Fälle vorgeſchriebenen 
Abſchläge als Höchſtpreiſe. 


85 
Die Beſtimmungen der $$ 1 bis 4 gelten entſprechend 
auch für Anftaltsapothefen und Hausapotheken. 


86 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
1939 in Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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Rerordnung zur Anderung des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes. 
Vom 8. September 1939. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung ver— 
ordnet mit Geſetzeskraft: 


Sı 
Su den Angehörigen des Neichsarbeitsdienfted ge- 
hören auch die Angehörigen des Arbeitsdienftes für 
die weibliche Jugend. Befoldung und Verforgung der 
Neichsarbeitsdienftführerinnen bleiben befonderer ge- 
jeßlicher Negelung vorbehalten, 


82 


AT. 


$ 12 Abi. 1 des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes dom 
26. Juni 1935 (Neichsgefebbl. I ©. 769) erbält fol- 
gende Faſſung: 

„Ss 12 

(1) Die Neichsarbeitsdienftführer und die Reichs— 
arbeitsdienftführerinnen jcheiden außer im Falle des 
Todes aus dem Reichsarbeitsdienſt aus: 

1. Durch Entlaſſung: 

a) wegen Ablaufs der Dienſtverpflichtung, 

b) wegen Erreichung der Altersgrenze, 

e) wegen Dienftunfähigfeit, wenn fie die zur 
Ausübung ihres Dienftes erforderlichen 
körperlichen oder geiftigen Kräfte nicht 
mehr beſitzen und nad) reichsarbeitsdienft- 
ärztlichem Gutachten eine Wiederherjtellung 
der Dienftfähigkeit innerhalb Jahresfrift 
nicht zu erwarten ſteht, 


Berlin, den 8. September 1939. 


d) wegen mangelnder Eignung, wenn fie nad) 
dem Urteil ihrer übergeordneten Reichs— 
arbeitsdienftführer oder Reichsarbeitsdienft- 
führerinnen die für ihre dienftliche Verwen— 
dung nötige Eignung nicht mehr beſitzen, 

e) wenn für Neichsarbeitsdienitführer dom 
Range eines Feldmeifters aufwärts oder für 
Reichsarbeitsdienftführerinnen feine Ver— 
wendungsmöglichkeit mehr beiteht, 

f) wenn fie nach $ 7 nicht hätten ernannt wer— 
den fünnen und ohne ihr Verfchulden an— 
genommen wurde, daß die Borausjegungen 
des 87 vorlägen, 


8) in begründeten Fällen auf eigenen Antrag. 


DV 


Durch Entfernung oder Ausſtoßung. 
3, Durch Ausschluß kraft gerichtlichen Urteils.” 


IN 


> 

Der NReihsminifter des Innern wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter derFinanzen 
das Neichsarbeitsdienftgefeb in neuer Faſſung nach 
dem geltenden Recht zu verkünden. Er kann dabei die 
Paragraphenfolge ändern und ſonſtige formelle An— 
derungen vornehmen. 


84 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. September 1939 
in Kraft. 


Der Vorſitzende 
des Miniſterrats für die Reichsverteidigung 


Göring 


Generalfeldmarſchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 


Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 








Nr. 175 — Tag der Ausgabe: 13. September 1939 
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Verordnung über die verbindliche Einführung 
bon Normen, Gejchäfts: und Liejerbedingungen ſowie von Güte- nnd Bezeichnungsvorſchriften. 


Vom 8. September 1939. 


Auf Grund der Verordnung zur Durchführung des 
Vierjahresplans vom 18, Oftober 1936 (Reidy3- 
aefeßbl. I S. 887) wird verordnet: 


81 

Der Reichswirtſchaftsminiſter wird ermächtigt, die 
Verbindlichkeit von Normen, Geſchäfts- und Liefer— 
bedingungen, Güte- und Bezeichnungsvorſchriften ſo— 
wie von ähnlichen Vorſchriften für die gewerbliche 
Wirtſchaft oder einzelne Wirtſchaftszweige anzuordnen. 
Er kann, ſoweit erforderlich, Ausnahmen von dieſen 
Anordnungen zulaſſen. 


Berlin, den 8. September 1939. 


82 
Der Reichswirtſchaftsminiſter fann Die ihm nad) $1 
zuftehenden Befugnifje auf andere Stellen übertragen. 


3 
Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen, die auf 
Grund diefer Verordnung erlafien find, werden nad) 
den Vorfchriften der Zweiten Verordnung zur Durd)- 
führung des Vierjahresplans vom 5. November 1936 
Reichsgeſetzbl. I ©. 936) beftraft. 


Der Beauftragte für den Vierjabresplan 


Göring 
Generalfeldmarjchall 











Verordnung zur Einführung von Notprüfungen 
für die zum Kriegsdienit einberufenen Negierungsban: und Reichsbahnbaureferendare. 


Vom 9. September 1939. 


Auf Grund des Artikels 2 der Ausführungsbeitim- 
mung zum Gejet über Die Befähigung zum höheren 
bautechniichen Verwaltungsdienft vom 16. Juli 1936 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 565) wird verordnet: 


I. 

Die Große Staatsprüfung gemäß $5 der Ge 
ichäftsordnung für das Reichsprüfungsamt für höhere 
bautechnifche Werwaltungsbeamte (Reichsgeſetzbl. 
1936 1 ©. 623) kann unter den derzeitigen beſonde— 
ven Umftänden nad) den folgenden Richtlinien als 
Notprüfung abaeleqt werden: 

a) Zur Notprüfung werden alle Regierungsbau— 
und Reichsbahnbaureferendare zugelaſſen, Die 
bereits Kriegsdienſt leiſten oder die zu einem 
beſtimmten Zeitpunkt zum Kriegsdienſt ein— 
berufen ſind und die bereits die beſtimmungs 
gemäß vor der häuslichen Probearbeit liegen 
den Ausbildungsabſchnitte abgeleiſtet haben. 


b) Die Notprüfung beſteht im allgemeinen nur 
aus der in der Ausbildungs und. Prüfungs- 
ordnung vorgejchriebenen zweitägigen miünd- 
lichen Prüfung. Der Präfident des Neiche- 
prüfungsamts ift ermächtigt, die Prüfung auf 
Grund der Vrüfungsunterlagen abzufürzen. 


en 
eo 
— 


Unvollendete häusliche Vrobearbeiten find bei 
der Meldung zur Notprüfung dem Reichs— 
prüfungsamt in dem derzeitigen Zuftande ein- 
zureichen. Wenn dev Präſident des Reichs— 
prüfungsamts aus den bisherigen Leiſtungen 
Seugniſſen, ſchriftlichen Arbeiten, gegebenen 
falls häuslicher Probearbeit) des Baureferen 
dars nicht den Eindruck einer genügenden Aus 
bildung gewinnt, kann es anordnen, daß der 
Baureferendar bis zu drei Aufgaben unter 
Aufſicht in der in dev Ausbildungs- und Prü— 
funasordnung vorgefehenen Weile bearbeitet. 


INN 
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d) Die beſtimmungsgemäß auf die Anfertigung Ablegung der Notprüfung entrichtet zu werden. 
der häuslichen Probearbeiten folgenden Aus— Das Zeugnis über die beſtandene Prüfung 
bildungsabſchnitte fallen weg. Die im allge— wird jedoch erſt ausgehändigt, wenn die Prüf— 
meinen in den fortfallenden Ausbildungsab- gebühr eingezahlt iſt. 
Ichnitten vermittelten Kenntniffe find gleichwohl 
Gegenftand der Prüfung. II. 


e) Mird die Notprüfung nicht beftanden, jo gilt Die Gefhäftsordnung für das Reichsprüfungsamt 
fie als nicht unternommen, darf aber als Not. | für höhere bautechniſche Verwaltungsbeamte wird 
prüfung nicht wiederholt werden. Won der | vorübergehend infoweit aufgehoben, als fie mit vor- 
Einziehung der Vrüfgebühren wird in diefem ftehenden Beitimmungen im MWiderfprud) ſteht. 
Falle abgejehen. Die Drüfgebühr für die Not- 
prüfung wird, wenn die abgefchloffene häus— III. 
liche Probearbeit noch nicht eingereicht iſt, auf Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in 
15 Reichsmark feſtgeſetzt und braucht exit nach! Kraft. 


Berlin, den 9. September 1939. 


Der Reichsverkehrsminiſter 
Dorpmüller 





Berordnung zur Durchführung 
der Verordnung über angerordentliche Rundfunkmaßnahmen. 


Bom 11. September 1939. 


Auf Grund des 86 der Verordnung über außerordent- Zus5 


liche Rundfunkmaßnahmen vom 1. September 1939 (1) Die Vorſchrift gilt nicht für Wehrmachtgerichte. 
(Neichsgefebl. I ©. 1683) wird verordnet: 
(2) Der Chef des Oberfommandos der Wehrmacht 


Sus4 erläßt für die Verfolgung der Straftaten auf Grund 
Die Zuftändigkeit der Wehrmacdhtgerichte bleibt | der SS 1 und 2 der Verordnung bejondere Nicht: 
unberührt. linien. 


Berlin, den 11. September 1939. 


Der Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda 
Dr. Goebbels 


Der Chef des Oberfommandos dev Wehrmacht 
In Vertretung 
Canaria 


Der Neichsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 
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Betanntmachung der neuen Faſſung des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes. 
Vom 9. September 1939. 


Auf Grund des $ 3 der Verordnung zur Anderung des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes vom 8. September 1939 
Reichsgeſetzbl. I S. 1744) wird nachftehend die neue Faſſung des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes bekanntgemacht. 


Berlin, den 9. September 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Reichsarbeitsdienſtgeſetz. 
Vom 9. September 1939. 


81 

(1) Der Reichsarbeitsdienſt iſt Ehrendienſt am 
Deutſchen Volke. 

(2) Alle jungen Deutſchen beiderlei Geſchlechts ſind 
verpflichtet, ihrem Volke im Reichsarbeitsdienſt zu 
dienen. 

(8) Der Reichsarbeitsdienſt ſoll die deutſche Jugend 
im Geiſte des Nationalſozialismus zur Volksgemein— 
ſchaft und zur wahren Arbeitsauffaſſung, vor allem 
zur gebührenden Achtung der Handarbeit erziehen. 

(4) Der Reichsarbeitsdienſt iſt zur Durchführung 
gemeinnütziger Arbeiten beſtimmt. 


82 

(1) Der Reichsarbeitsdienſt unterſteht dem Reich: 
minifter des Innern. Unter ihm übt der Reichsarbeits- 
führer die Befehlsgewalt über den Reichsarbeitsdienft 
aus. 

(2) Der Reichsarbeitsführer fteht an der Spitze 
des Neichdarbeitsdienites; er beftimmt Die Organi— 
ſation, regelt den Arbeitseinſatz und leitet Ausbildung 
und Erziehung. 

83 

(1) Der Führer und Reichskanzler beſtimmt die 
Zahl der alljährlich einzuberufenden Reichsarbeits— 
dienftpflichtigen und jet die Dauer der Dienftzeit feſt. 

(2) Die Dienftpflicht beginnt früheſtens nad) voll; 
endetem 18. und endet fpäteftens mit Vollendung des 
25. Lebensjahrs. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


(3) Die Reichsarbeitsdienftpflihtigen werden in 
der Negel in dem Kalenderjahr, in dem fie das 
19. Lebensjahr vollenden, zum Reichsarbeitsdienſt ein. 
berufen. Freiwilliger Eintritt in den Reichsarbeits— 
dienst zu einem früheren Zeitpunkt it möglid). 

(4) Bei fFreiheitsitrafen von mehr als 30 Tagen 
Dauer haben die Neichsarbeitsdienftpflichtigen und 
Freiwilligen desReichsarbeitsdienftesdie entfprechende 
Zeit nachzudienen, fofern fie nicht nad 516 aus 
dem Neichsarbeitsdienit ausjcheiden. 


84 
Die Reichsarbeitsdienſtpflichtigen werden durch die 
Erſatzdienſtſtellen des Reichsarbeitsdienſtes ausge— 
hoben. 
85 
(1) Reichsarbeitsdienſtunwürdig und deshalb vom 
Reichsarbeitsdienſt ausgeichloffen ift, wer 
a) mit Zuchthaus beſtraft ift, 
b) nicht im Befite der bürgerlichen Ehrenrechte ift, 
ec) den Mafregeln der Sicherung und Belferung 
nad) $ 42a des Strafgeſetzbuchs unterworfen tit, 
d) aus der Nationalfozialiftiihden Deutichen Ar- 
beiterpartei ausgeftoßen ift, 
e) wegen ftaatsfeindlicher Betätigung gerichtlid) 
beitraft iſt. 
(2) Der NReichsarbeitsführer kann Ausnahmen zum 
Abi. 1 Buchſt. c und e zulafen. 


3011140) 
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(3) Reichysarbeitsdienftpflichtige, gegen die auf Ab- 
erfennung der Fähigkeit zum Bekleiden öffentlicher 
Amter erfannt worden ift, dürfen erſt nad) Ablauf 
der im Urteil für diefe Ehrenftrafe vorgejehenen Zeit 
einberufen werden. 

6 

(1) Sum Reichsarbeitsdienft nicht herangezogen 
merden Perſonen, die für den NeichSarbeitsdienft 
völlig untauglich find. 

(2) ReichSarbeitsdienftpflichtige, die im Ausland 
leben oder für längere Zeit ins Ausland gehen wollen, 
fünnen bis zu zwei Jahren, in Ausnahmefällen 
dauernd, jedoch höchſtens für die Zeit des Aufent- 
halts im Ausland von der Ableiftung der Reichs— 
arbeitsdienftpflicht entbunden werden. 


$7 
(1) Juden werden zum NReidysarbeitsdienft nicht zu- 
gelaſſen. 
(2) Jüdiſche Miſchlinge können nicht Vorgeſetzte im 
Reichsarbeitsdienſt werden. 


$8 
Reichdarbeitsdienftpflichtige, die von der Erfüllung 
der aktiven Dienftpflicht in der Mehrmacht zurück 
geitellt find, fünnen von der Erfüllung der Reiche: 
arbeitsdienftpflicht auf Die entfprechende Zeit zurück 
geſtellt werden. 
9 
Die Vorſchriften über die Neich8arbeitsdienftpflicht 
der weiblichen Jugend bleiben bejonderer aefeßlicher 
Regelung vorbehalten. 


s 10 
(1) Zu den Angehörigen des Reichsarbeitsdienftes 
aehören: 
a) das Stammperfonal, 
b) die zur Erfüllung der Neichsarbeitsdienftpflicht 
Einbernfenen (Reichsarbeitsdienftpflichtige), 
c) die Freiwilligen des Neichsarbeitsdienites, 
d) die Pängerdienenden des Neichdarbeitsdienftes, 
(2) Zu beitimmten Dienftverrihtungen können auch 
Tierionen dur) Dienftvertraga verpflichtet werden, 


811 
(1) Das Stammperſonal beſteht aus den plan— 
mäßigen Neichsarbeitsdienitfübrern und Reichs— 
arbeitsdienftführerinnen fowie den Anwärtern und 
Anmwärterinnen auf dieſe Stellen, 
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(2) Der Führeranwärter muß fich vor feiner Er- 
nennung zum planmäßigen Truppführer ſchriftlich 
zu einer ununterbrochenen Dienftzeit von mindeftens 
zehn Jahren verpflichten; er muß ferner feiner aftiven 
Dienftpflict in der Wehrmacht genügt haben. 

(3) Beamten, die zum Stammperjonal des Reichs— 
arbeitsdienites übertreten, bleiben die bis dahin er- 
worbenen vermögensrechtlichen Anfprüche erhalten. 

(4) Der Führer und Neichsfanzler ernennt und ent- 
läßt die Neichsarbeitsdienftführer vom Nange eines 
Arbeitsführers, die Neichsarbeitsdienftführerinnen 
vom Range einer Stabsoberführerin an aufwärts. 
Die übrigen Angehörigen des Stammperjonals er- 
nennt und entläßt der NeichSarbeitsführer. 

(5) Der Stellvertreter des Führers ift bei der 
Ernennung der Neichdarbeitsdienftführer und der 
Neichdarbeitsdienftführerinnen, die der Führer und 
Reichskanzler ernennt, zu beteiligen. 


$12 
(1) Die Neichsarbeitsdienftführer und die Reichs— 
arbeitödienftführerinnen fcheiden außer im Falle des 

Todes aus dem Neichsarbeitsdienit au: 

1. Dur Entlafjung: 

a) wegen Ablaufs der Dienftverpflichtung, 

b) wegen Erreichens der Altersgrenze, 

ce) wegen Dienftunfähigfeit, wenn fie die zur 

Ausübung ihres Dienftes erforderlichen 
förperlicdhen oder geiltigen Kräfte nicht 
mebr bejigen und nach reichsarbeitsdienſt— 
ärztlichen Gutachten eine Wiederheritellung 
der Dienitfäbigfeit innerhalb Jahresfriſt 
nicht zu erwarten fteht, 

d) wegen mangelnder Eignung, wenn fie nad) 
dem Urteil ihrer übergeordneten Reichs: 
arbeitödienftführer oder Reichsarbeits— 
dDienftführerinnen die für ihre dienstliche 
Verwendung nötige Eianung nicht mehr 
beiten, 
wenn für Neich8arbeitsdienitführer vom 
Range eines Feldmeilters aufwärts oder 
für MNeichsarbeitsdienftführerinnen feine 
Verwendungsmöglichkeit mehr beiteht, 

f) wenn fie nach 87 nicht hätten ernannt 
werden fünnen und ohne ibr Verschulden 
angenommen wurde, daß die Voraus— 
ſetzungen des 8 7 vorlägen, 


CD 
— 


g) in begründeten Fällen auf eigenen Antrag. 


LT 
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2. Durch Entfernung oder Ausftoßung. 
3. Durch Ausschluß kraft gerichtlichen Urteils. 


(2) Die Abſicht der Entlaffung ift in den Fällen 
des Abi. 1 Nr. 1 Bucht. e bis f den Reichsarbeits— 
dienftführern und Neichsarbeitsdienftführerinnen bei 
einer im Neichsarbeitsdienit abgeleijteten Dienftzeit 
von mehr als fünf Jahren mindeftens drei Monate, 
bei einer kürzeren Dienftzeit mindeftens einen Monat 
vorber unter Angabe der Gründe befanntzugeben. 


13 

(1) Der Führer und Neichsfanzler oder der von 
ihm ermächtigte Reichsarbeitsdienftführer fanneinem 
ausfcheidenden Neichsarbeitsdienftführer und einer 
ausscheidenden Reichsarbeitsdienftführerin das Recht 
zum Tragen der Tracht des Neichsarbeitsdienftes 
widerruflich verleiben. 


UN 


(2) Dieſes Necht wird in der Negel nur nad) einer 
in Ehren geleiteten Dienftzeit von mindeftens zehn 
“Jahren verliehen. 


$ 14 
(1) Die Jugehörigfeit zum Neidysarbeitsdienft 


dauert vom Tage des Eintritt8 oder der Einberufung 
(Geftellungstag) bis zum Ablauf des Entlaſſungstags. 


(2) Die Zugehörigkeit zum Neichsarbeitsdienft be- 
gründet fein Arbeits- oder Dienftverhältnis im Sinne 
des Arbeitsrecht und des $ 11 der Fürforgepflicht- 
berordnung und fein Beihäftigungsverhältnis im 
Sinne des fozialen Verficherungsrechte. 


815 


Die Angehörigen des Neidysarbeitsdienftes unter- 
ftehen der Dienftftrafordnung für den Reichsarbeits— 
dienit. 


$ 16 
(1) Reichsarbeitsdienftpflichtige und Freiwillige des 
ReichSarbeitsdienites können vorzeitig aus dem Reichs: 


arbeitsdienft entlaſſen werden, wenn nach der Ein- 
berufung ein Zurüchtellungsgrund eingetreten ift. 


(2) Eine vorzeitige Entlaffung von Neichsarbeits- 
dienftpflichtiaen und Freiwilligen des Neichdarbeits- 
dienfter muß erfolgen, wenn nachträglih ein Hin- 
derungsgrund für die Zugehörigkeit zum Reichs— 
arbeitsdienit nach S 5 oder $ 7 fejtgeftellt wird, 
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(1) Angehörige des NReichsarbeitsdienftes dürfen 
fich im Dienfte der Dartei, der Gliederungen und an- 
geſchloſſenen Verbände nicht betätigen. 

(2) Die Angehörigen des Reichsarbeitsdienftes be- 
dürfen zum Erwerb oder zur Ausübung der Mitglied: 
schaft in Vereinigungen jeder Art innerhalb und außer- 
halb des Neichsarbeitsdienftes der Genehmigung. Der 
Erwerb der Zugehörigkeit zur Nationalfozialiftiichen 
Deutichen Arbeiterpartei bedarf feiner Genehmigung. 


Ss 18 
Die Angehörigen des Reichdarbeitsdienftes bedürfen 
zur Verheiratung dev Genehmigung. 


819 

Die Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes bedürfen 
der Genehmigung zur Übernahme des Betriebes eines 
Gewerbes für ſich und ihre Hausſtandsmitglieder ſo— 
wie zur Übernahme einer mit Vergütung verbundenen 
Nebenbeichäftiaung. 

Ss 20 

(1) Die Angehörigen des Neichsarbeitsdienftes fün- 
nen die Übernahme des Amts eines VBormunds, Gegen- 
vormunds, Bflegers, Beiltands oder einer ebrenamt- 
lichen Tätigkeit im Reichs-, Yandes- oder Gemeinde: 
dienst ablehnen. 

(2) Zur Übernahme eines foldyen Amts ift die Ge 
nehmigung erforderlich. Sie darf nur in zwingenden 
Fällen verfagt werden. 

$ 21 

Angehörige des Neichsarbeitsdienites haben bei 
Krankheiten und Unfällen Anſpruch auf freie ärztliche 
Behandlung und Kranfenpflege nad Maßgabe bejon- 
derer Beltimmungen. 


$ 22 
Die Bejoldungsordnung für den Neichsarbeits- 
dienst vegelt 
im Teil I 
die Beloldung der planmäßigen Neichsarbeitsdienit- 
führer (RNNDm), 
im Teil II 
die Befoldung der planmäßigen Neichsarbeitadienit- 
führerinnen (RADw). 


IN 
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$ 23 

(1) für die vermögensrechtlichen Ansprüche aus der 
Sugehörigfeit zum Neich8arbeitsdienft finden die für 
Reichsbeamte geltenden Vorſchriften entjprechende An- 
wendung. Oberjte Dienftbehörde im Sinne diejer Vor- 
ſchriften ift dev Neichsarbeitsführer. 

(2) Die Enticheidung der Dienftitellen des Reiche: 
arbeitsdienftes über Einftellung, Surüditellung und 
Entlaffung ift für die Gerichte bindend. Das gleiche 
gilt für die Entfcheidung über vorläufige Dienft- 
enthebung. 


Reichögefeßblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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8 24 
Die Fürſorge und Verforgung der ehemaligen An- 
gehörigen des Reichsarbeitsdienftes und ihrer Hinter- 
bliebenen regelt da8 Reich8arbeitsdienftverjorgungs- 
geſetz. 


825 


Der Reichsminiſter des Innern erläßt die zur 
Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erfor- 
derlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. 





Berichtigung 
Im 814 Abſ. 2 der Verordnung über die Be— 
handlung von Ausländern vom 5. September 1939 
GKeichsgeſetzbl. I S. 1667) muß es ſtatt „das Geſetz 
vom 19. März 1935“ richtig beißen: „das Geſetz 


vom 28. März 1935. 


Berlin, den 12, September 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Im Auftrag 
Dr. Beſt 


Eine wichtige Ergänzung zum NReichsgejeßblatt iſt das 


KReihsminijterialblatt 


Herausgegeben vom Reihsminifterium desäönnern 


Es enthält: Allgemeine Ausführungsbeftimmungen, andere Berwaltungs= 
anordnungen, wenn nicht die Veröffentlichung im Reichsanzeiger genügt; 
Ernennungen und GEntlajjungen von Reihhsbeamten der Beſoldungs— 
gruppen 1 bis 6 der Bejoldungsordnung B und der Leiter der höheren, 


PBrobenummern kostenfrei! 


den oberjten Reidysbehörden unmittelbar unterftellten Reichsbehörden. 


Bierteljahrsbezug durd die Poft zum Preife von 4,10 RM. — Einzelnummern unmittelbar vom 


Reichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorjtitraße 4 





Das Reichsgeſetzblatt erſcheint im zwei gefonderten Teilen — Teil J und Teil —. 

Sortlaufender Bezug nur durch die Poftanftalten. Bezugspreis vierteljährlich für Teil = 2,90.2.,4, für Teil 1 =2,50.AAN. 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Keichsverlagsamt, Berlin NXAB 40, Scharnhorfifiraße Nr. 4 
(Fernſprecher: 4292 65 — Poſtſcheckkouto: Berlin 962 00). Eimzelnummern werden nach Dem Umfang berechnet. 
Preis für den abtfeitigen Bogen 15.4/, aus abgelaufenen Tahrgängen 10 M, ausſchließlich der Poftdruckfachengebühr, 
Bei größeren Beftellungen 10: bis 60 v. 9. Preisermäßigung. 

Herausgegeben vom Neihsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Teil 


Ausgegeben zu Berlin, den 14. September 1939 | Nr. 176 


inhalt 
12.9.39  Gejeß zur Änderung der Prijenordnung 
Bekanntmachung über bedingtes Banngut 


Reihsgefegblatt 





Die Neichsregierung bat in dem Bejtreben, 
der Deutjchen Drifenordnung vom 28. Auguft 1939 (Reid) 
Gebiet oder für die feindliche Streitmacht bejtimmten Gegen 
die unmittelbar der Land», See- oder Luftrüftung dienen. 


Geſetz zur Änderung der Priſenordnung. 
Bom 12. September 199. 


den friedlichen Seehandel foweit irgend angängig zu ſchonen, in 
ggeſetzbl. I ©. 1585) nur diejenigen für das feindliche 


ftände und Stoffe zum unbedingten Banngut erklärt, 


Nachdem die britifche Regierung jedod) eine Lifte des 


unbedingten Bannguts aufgeftellt hat, die weit über diefen Rahmen hinausgeht, jieht ſich die Reichsregierung 
gezwungen, den Kreis des unbedingten Bannguts ebenfalls zu erweitern. 


Die Reichsregierung hat daher das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
6. Chemische Kampfftoffe; die zu ihrem Abjchießen 


Artikel 1 


Als Banngut (unbedingtes Banngut) werden fol- 


gende 


Gegenftände und Stoffe angejehen, wenn fie für 


das feindliche Gebiet oder für die feindliche Streitmadt 
beitimmt find: 


1. 


2. 


Waffen jeder Art, ihre Beftandteile und ihr Zu- 
bebör. 

Munition und Munitionsteile, Bomben, Tor- 
pedos, Minen und andere Arten von Geſchoſſen, 
die für das Abſchießen oder Abwerfen diejer 
Geſchoſſe beftimmten Vorrichtungen; Pulver und 
Sprengſtoffe einſchließlich Sprengfapjeln und 
Sündmittel. 


. Kriegsichiffe aller Art, ihre Beftandteile und ihr 


Zubehör. 


; Kriegsluftfahrzeuge aller Art, ihre Beſtandteile 


und ihr Zubehör; Flugzeugmotoren. 


, Rampfwagen, Wanzerfraftiwagen und Panzer- 


züge, Vanzerplatten jeder Art. 


Führerhauptquartier, den 12. September 1939. 


oder Abblaien beftimmten Vorrichtungen und 
Maichinen. 


, Militärifche Kleidungs- und Ausrüftungsgegen- 


ſtände. 


Nachrichten-, Signal- und militäriſche Beleuch— 


tungsmittel und ihre Beſtandteile. 


Transport ⸗ und Verkehrsmittel und ihre Beſtand⸗ 


teile; Zug⸗, Laſt⸗ und Reittiere. 


, Kraft- und Heizſtoffe aller Art, Schmieröle. 
. Gold, Silber, Zahlungsmittel, Schuldurkunden. 
‚ Geräte, Werkzeuge, Mafchinen und Stoffe zur 


Herftellung oder zum Gebrauch der in den Nın.1 
bis 11 genannten Gegenftände und Erzeugniffe. 


Artitel 2 


Artikel 1 diefes Geſetzes wird Artikel 22 Abj. 1 der 


Vrifenordnung. 


Artikel 3 


Dieſes Geſetz tritt mit feiner Verkündung in Kraft. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Chef des Oberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſterdes Auswärtigen 
von Ribbentrop 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 
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Bekanntmachung über bedingtes Banngut, 
Bom 12, September 1939. 
Nachdem die britiiche Negierung eine Lifte bedingten Bannguts aufgeftellt und in diefe Lebensmittel und 


andere lebenswichtige Güter aufgenommen bat, ſieht jich die Reichsregierung gezwungen, nunmehr auch ihrer- 
jeits entjprechend zu verfahren. 


Es wird Daher folgendes befanntgemadt: 


Als Banngut (bedingtes Banngut) werden unter den Vorausfeßungen des Artikels 24 der Drifenordnung 
vom 28. Auguft 1939 (Neichsgefeßbl. I S.1585) folgende Gegenftände und Stoffe angejehen: 


Nahrungsmittel (einjchließlich lebende Tiere), Genußmittel, Futtermittel und Kleidung; Gegenftände und 
Stoffe, die zu ihrer Herftellung gebraucht werden. 


Diefe Bekanntmachung tritt mit dem 14. September 1939 in Kraft. 
Berlin, den 12. September 1939. 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine 
Raeder 


Der Reichsminiſter des Auswärtigen 
von Ribbentrop 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 
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Gnadenerlaß des Führers und Reichskanzlers 
für die Zivilbevölkerung. 


Vom 9. September 1939. 


81 


Allen Perſonen mit Ausnahme der aktiven Wehr- 
machtsangehörigen, für die befondere Vorſchriften 
gelten, gewähre ich Straffreiheit nach folgenden Vor— 
ſchriften: 

82 

(1) Strafen, auf die beim Inkrafttreten dieſes 
Erlaſſes rechtskräftig erkannt iſt, die aber noch nicht 
vollſtreckt find, werden erlaſſen, wenn fie nur in 

1. Gelditrafe, bei der die Erſatzfreiheitsſtrafe drei 
Monate nicht überfteigt, oder Ordnungsitrafe 
von nicht mehr als eintaufend Reichsmark,“ 


nm 


. Saft oder Feſtungshaft, 


3. Gefängnis (in der Oltmarf, im Reichsgau Su 
detenland und im Vroteftorat Böhmen und 
Mähren auch Arreft) von nicht mehr als drei 
Monaten, 

allein oder nebeneinander, beiteben. Im Falle der ir. 3 
tritt der Erlaß jedod) nur ein, wenn der Täter bei Be— 
aehung der Tat nicht oder nur zu Geldſtrafe oder 
Haft oder zu Feltungshaft-, Gefängnis- oder Arreſt— 
ſtrafe von insgeſamt ſechs Monaten verurteilt war. 
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(2) Alt wegen mehrerer felbftändiger Handlungen 
auf eine Gejamtftrafe erfannt worden, fo tritt der 
Straferlaß ein, wenn die Gejamtjtrafe die im Abj. 1 
bezeichnete Grenze nicht überfteigt. Dasſelbe gilt, 
wenn aus mehreren beim Inkrafttreten diejes Erlaſſes 
vechtsfräftig erkannten Freiheitsftrafen eine Gejamt- 
jtrafe zu bilden ift. 

83 

(1) Anhängige Strafverfahren wegen Zuwider— 
Handlungen, die vor dem Infrafttreten dieſes Er- 
laſſes begangen find, werden eingeftellt, wenn feine 
höhere Strafe oder Gejamtitrafe ala 


1. Geldftrafe, bei der die Erſatzfreiheitsſtrafe drei 
Monate nicht überfteigt, oder Ordnungsſtrafe 
von nicht mehr als eintaufend Reichsmark, 


2. Haft oder Feftungshaft, 


3. Gefängnis (in der Oftmarf, im Reichsgau Su- 
detenland und im Üroteftorat Böhmen und 
Mähren auch Arreft) von nicht mehr als drei 
Monaten, 


allein oder nebeneinander, zu erwarten ift und fein 
Anlaß befteht, eine mit Freiheitsentziehung ver 
bundene Maßregel der Sicherung und Bellerung 
oder die Entmannung anzuordnen. Im Falle der 














UT 


5140-0732 





1754 


Nr. 3 erfolgt die Einftellung jedoch nur, wenn der 
Täter bei Begehung der Tat nicht oder nur zu 
Geldftrafe oder Haft oder zu Feſtungshaft-, Ge: 
füngnis- oder Arreititrafe won insgeſamt ſechs Mo- 
naten verurteilt war. 


(2) Neue Verfahren wegen folder Sumwiderhand- 
lungen werden nicht eingeleitet. 


Berlin, den 9, September 1939. 
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84 
Dieſer Erlaß tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. 
85 


Die zur Durchführung dieſes Erlaſſes erforder— 


lichen Vorſchriften erläßt der Reichsminiſter der 
Juſtiz. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter der Juſtiz 


In Vertretung 


Dr. Freisler 





Berordnung über die Feititellung von Sahjhäden 
Sachſchädenfeſtſtellun gsverordnung). 


Vom 8. September 1939. 


Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung ver— 
ordnet für das Gebiet des Großdeutſchen Reichs mit 
Geſetzeskraft: 


1. Abſchnitt 
Vorausſetzungen und Art der Schadensfeſtſtellung 


Sı 
Swed und Anwendungsbereid 
der Verordnung 


(1) Schäden, die innerhalb des Gebiets des Groß— 
deutichen Reichs an beweglichen und unbeweglichen 
Sachen infolge eines Angriffs auf das Neichögebiet 
oder eines aus anderem Anlaß erforderlichen Einſatzes 
der bewaffneten Macht entftehen, find nad) den Vor- 
ichriften diefer Verordnung auf Antrag feitzuftellen. 
(2) Diefe Verordnung gilt nicht für Schäden, deren 
Erſatz beanfprucht werden Tann 
a) auf Grund des Gefeges über die durch innere 
Unruhen verurfadten Schäden vom 12, Mai 
1920 (NReichsgejeßbl. S. 941) in der Faſſung 
der Verordnungen vom 8. Januar 1924 (Reichs— 
gefehbl. S. 23) und vom 29. März 1924 Reichs 
gejeßbl. I ©. 381), 

b) auf Grund des Gejeßes Über Sachleiſtungen 
für Neichsaufgaben (Neichsleiftungsgejeb) vom 
1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1615), 

(3) Der Reichsminifter des Innern fann im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen an 
ordnen, daß diefe Verordnung auch auf Schäden an 
bewealichen und unbeweglichen Sachen Anwendung 
findet, deren Vorausfegungen über den im bj. 1 
beftimmten Rahmen hinausgehen. Er fann dabei 


die Amvendung dev Verordnung zeitlih und auf 
beftimmte Gebiete beſchränken. 


2 
VBorausfekungen der VBerurfahung 
Als Schäden im Sinne des $ 1 Abf. 1 gelten folche, 


die unmittelbar verurſacht find: 


1. durd) Die Unternehmungen deuticher, verbün- 
deter oder geaneriicher Streitkräfte; 

2. durch Brand oder jonjtige Zeritörung, Dieb- 
ftahl oder Vlünderung in den vom Gegner 
befeßten oder unmittelbar bedrohten Gebieten 
während der Dauer der Beſetzung oder Be— 
drobung, e8 fei denn, daß die Entitehung oder 
der Umfang des Schadens mit den im 81 
Abſ. 1 genannten Geſchehniſſen nicht zufammen- 
hängt; 


3. durch Räumung, Freimachung oder durch Ver- 
ſchleppung der Bevölkerung oder Wegſchaffung 
ihrer Habe aus den vom Gegner bejeßten oder 
unmittelbar bedrobten Gebieten; 


4, durch Flucht, wenn fie wegen dringender Ge- 
fahr für Leib oder Leben unvermeidbar ge 
weſen ift. 

Grundſätze 
für die Höhe der Schadensfeſtſtellung 


(1) Wenn Die Sache zerſtört oder abhanden ge 
fommen ift, wird der Wert der Sache, wenn Die 
Sade beſchädigt ift, die Wertminderung feitgeftellt. 
Maßgebend ijt der gemeine Wert, den die Sadje un— 
mittelbar vor dem Beainn der im S1 genannten 
Geſchehniſſe Hatte. War nachweislich vor dem ſchädi— 
genden Ereignis infolge Veränderung des Zuſtands 
der Sache eine Veränderung ihres Werts eingetreten, 
jo ift der veränderte Wert maßgebend. 
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(2) Der Verluft eines Wechſels oder Schecks wird 
nur feftgeftellt, werın e8 dem Berechtigten infolge de3 
Berluftes nicht mehr möglich ift, für feine Forderung 
Befriedigung zu erlangen, der Verluft von anderen 
Wertpapieren nur, ſoweit der Gejchädigte nicht im 
Wege de8 Aufgebots Erſatz erlangen kann. Die Feſt— 
ſtellung beſchraͤnkt ſich auf die Ermittlung der Art 
und des Nennwerts der Wertpapiere ſowie des Zeit— 
punfts ihres Verluftes. 

54 
Feſtſtellung von Erſatzanſprüchen 
gegen Dritte 

Außer dem Schaden ſelbſt iſt feſtzuſtellen, ob und 
inwieweit der Geſchädigte auf andere Weiſe Erſatz 
erhalten hat oder ohne erhebliche Schwierigkeiten er— 
halten kann. Schenkungen bleiben dabei außer Be— 
tracht. 

85 
Verſchulden der Geſchädigten 

Hat bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchul— 
den des Geſchädigten oder ſeines Vertreters mitge— 
wirkt, ſo hängt die Feſtſtellung des Umfangs des 
Schadens von den Umftänden, insbeſondere davon 
ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem Ge— 
ichädigten oder feinem Vertreter verurſacht worden 
ift. Das gleiche gilt, wenn der Geſchädigte oder ſein 
Vertreter es ſchuldhaft unterlaffen hat, den Schaden 
abzumenden oder zu mindern. 


S6 
Verjagung der Schadensjeftitellung 
Die Feititellung eines Schadens fann verjagt wer- 
den, wenn der Geihädigte zur Erreichung der Feſt— 
jtellung wiſſentlich falſche Angaben über eine Tat- 
Tache, die für die Entſcheidung erheblich ift, gemacht 
oder Zeugen, Sachverſtändige oder mit der Bearbei— 
tung ſeines Antrags dienſtlich befaßte Perſonen un— 
zuläſſig beeinflußt hat. 
87 
Vorbehalt der Entſchädigungsregelung 


Die Regelung der Entſchädigung bleibt beſonderer 
Entſcheidung vorbehalten. 


2. Abſchnitt 
Verfahren 


58 
Antragsberechtigte 
(1) Antragsberechtigt find der Eigentümer, jeder 
jonftige dinglich Berechtigte, der Beſitzer ſowie jeder, 
der die Gefahr des zufälligen Untergangs der Sache 
trägt. 


(2) Wer die deutiche Staatsangehörigkeit nicht be, 
fit, bedarf zu der Stellung des Antrags der Geneh- 
migung der höheren Verwaltungsbehörde. 

(3) Der Antragiteller kann ſich in jeder Yage des 
Verfahrens eines mit fchriftlicher Vollmacht ver- 
ſehenen Bevollmächtigten bedienen. 
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9 
Vertreter des Reichsintereſſes 


Der Reichdminifter der Finanzen oder die von ihm 
beauftragten Stellen beftellen Mertreter des Reichs— 
intereſſes. 
810 
Antragſtellung 

(1) Der Antrag auf Feſtſtellung des Schadens iſt 
bei dem Bürgermeiſter der Gemeinde einzureichen, in 
deren Gebiet der Schaden verurſacht worden iſt. So— 
weit möglich, ſind dabei Beweismittel für die Urſache 
und die Höhe des Schadens anzugeben. 


(2) ft dem Geſchädigten die Einreichung des An— 
trags bei dem im Abſ. 1 genannten Bürgermeijter 
infolge der im $ 1 genannten Geſchehniſſe unmöglid), 


% 


fo ift der Antrag bei dem VBürgermeifter der Ge 
meinde einzureichen, in der fich der Geſchädigte auf- 
hält. 


(3) Der Bürgermeifter hat den Antrag, joweit mög 
lich, zu prüfen, die angegebenen Beweismittel, ſoweit 
nötig, zu ergänzen und den Antrag mit feiner Stel- 
lungnahme andie nach 312 di Verwaltungs—⸗ 
behörde weiterzureichen. 


(a) Iſt eine Gemeinde geſchädigt, jo hat der Bürger— 
meister den Antrag bei der Auflichtsbehörde einzu 
veichen, die nad) Abſ. 3 zu verfahren hat. it Die 
Einreichung de Antrags bei der Auffichtöbehörde in- 
folge der im $ 1 genannten Geſchehniſſe unmöglid), 
fo ift der Antrag bei der Auffichtsbehörde dev Ge- 
meinde einzureichen, von der die Verwaltung der ge 
ſchädigten Gemeinde geführt wird oder in der dieſe 
Verwaltung ihren Sik bat. 


sıl 
Ausſchlußfriſt für die Antragitellung 
Der Reicheminifter des Innern fann durch eine im 
Reichsgeſetzblatt zu veröffentlichende Bekanntmachung 
anordnen, daß Anträge auf Feſtſtellung beftimmter 
Schäden ſpäteſtens bis zu einem in der Bekannt— 
machung anzugebenden Zeitpunkt eingereicht werden 
müflen, widrigenfalld der Schaden nicht feitgeitellt 
wird. 

$ 12 


Feftftellungsbehörde erjter Rechtsſtufe 


(1) Der Schaden wird nad) Urſache und Höhe durch 
die untere Verwaltungsbehörde feitgeitellt, in deren 
Gebiet der Schaden verurfacht worden iſt. 


(2) Iſt die im Abſ. J bezeichnete untere Verwal 
tungsbehörde infolge der im $ 1 genannten Geſcheh— 
niffe an der Feititellung des Schadens verhindert, be- 
ftimmt die höhere Verwaltungsbehörde und, wenn 
dieſe ebenfalls infolge diefer Geſchehniſſe verhindert 
ift, der Reichsminiſter des Innern die zuſtändige 
untere Verwaltungsbehörde. 

(3) ft die untere Vermaltungsbehörde jelbit oder 
die von ihr vertretene Gemeinde (Gemeindeverband) 
beteiligt, fo ift für die Feſtſtellung die höhere Mer- 
waltungsbehörde zuftändig. Das gleiche gilt, wenn 
der Antragjteller geltend macht, daß der Schaden den 
Betrag von 100 000 Reichsmark überfteigt. 


H 
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$ 13 
Verfahren vor der Feititellungsbehörde 


(1) Die Feſtſtellungsbehörde hat nad) Eingang des 
Antrags das Verfahren von Amts wegen zu betreiben. 


(2) Die Feſtſtellungsbehörde hat in dem Verfahren 
den Antragfteller und den Vertreter des Reichs— 
interefjes mündlich oder ſchriftlich zu hören. Sie fann 
auch andere Derjonen hören, die berechtigt wären, 
Antrag auf FFeititellung des Schadens zu jtellen, 

(3) Die Feftitellungsbehörde bat die von ihr für 
erforderlich gehaltenen Bemeife zu erheben. Sie fann 
zu dieſem Zweck Zeugen und Sacverftändige hören. 


(4) Die Feititellungsbehörde fann die Amts- und 
Verwaltungshilfe anderer Behörden ſowie der Gerichte 
in Anfpruc nehmen, 


(5) Verficherungsunternebmungen haben den Feſt— 
ftellungsbehörden auf Verlangen über die bei ihnen 
beftehenden Verſicherungen de8 Gefchädigten Aus- 
kunft zu erteilen und die Unterlagen vorzulegen. Die 
Feſtſtellungsbehörde kann diefe Unterlagen zur Grund» 
lage für die Feftitellung der Höhe de8 Schadens 
machen. 

(6) Die FeititellungSbehörde entjcheidet im übrigen 
nad) ihrer freien, aus dem Ergebnis der Verhandlung 
geihöpften KÜberzengung. Sie kann aud) in den ihr 
geeignet erjicheinenden Fällen auf Grund eigener 
Sachkunde und Erfahrung eine Entjcheidung treffen. 


$ 14 


Feſtſtellungsbeſcheid 

(1) Die Feſtſtellungsbehörde entſcheidet durch Feſt— 
ſtellungsbeſcheid. Der Feſtſtellungsbeſcheid muß ent— 
halten: 

1. die Bezeichnung der Feſtſtellungsbehörde, 

2. die Bezeichnung des Antragſtellers, 

3. die Entſcheidung, 

4. die Begründung der Entſcheidung, 

5. die Belehrung über das zuläſſige Rechtsmittel. 


(2) Der Feſtſtellungsbeſcheid iſt dem Antragſteller 
und dem Vertreter des Reichsintereſſes zuzuſiellen. 


815 
Beſchwerde 
und Feſtſtellungsbehörde zweiter Rechtsſtufe 


(1) Gegen die Entſcheidung der unteren Verwal— 
tungsbehörde fönnen der Antragfteller und der Ver— 
treter des Neichsinterefjes Beſchwerde bei der höheren 
Verwaltungsbehörde einlegen,die endgültig enticheidet, 


(2) Gegen die Entjcheidung der höheren Verwal- 
tung&behörde in erſter Nechtsftufe Fünnen fie Be- 
Ichwerde an das Reichsverwaltungsgericht einlegen, 
wenn der Antragfteller bei Anmeldung des Schadens 
geltend gemacht hat, daß der Schaden den Betrag 
von 100 000 Reichsmark überfteigt. 


(3) Die Beichwerde ift innerhalb einer Friſt von 
zwei Wochen nad) Zuftellung des Feſtſtellungsbeſcheides 
bei der Feſtſtellungsbehörde erfter Rechtsſtufe einzu- 
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reichen, Erachtet die Feſtſtellungsbehörde erfter Necht3- 
ftufe die Beichwerde für begründet, jo fann fie jelbit 
eine neue Entjcheidung treffen. Andernfalls bat fie 
die Bejchwerde mit ihrer Stellungnahme der Feſt— 
jtellungsabehörde zweiter Nechtsftufe weiterzureichen. 


(4) Die Vorfchriften über das Verfahren in der 
erſten Nechtsitufe finden auf das Verfahren in der 
zweiten Rechtsftufe entfprechende Anwendung. 


$ 16 
Kojten des Verfahren? 


(1) Das Verfahren vor den Feititellungsbehörden 
iſt foftenfrei. 


(2) Die Feititellungsbehörde kann eine vom An- 
tragiteller beantraate Beweiserhebung, durch die vor- 
ausfichtlich Auslagen entftehen, von der Peiftung eines 
Vorfchuffes abhängig machen, wenn die Sachdienlich— 
feit eines Beweisantrags von vornherein zweifelhaft 
iſt. 

(3) Die Feſtſtellungsbehörde kann dem Antrag— 
ſteller ſolche baren Auslagen ganz oder teilweiſe auf— 
erlegen, die durch Anträge oder Einwendungen des 
Antragſtellers verurſacht find, die ſich als unbegrün— 
det herausſtellen. 


$ 17 
Wiedereinfeßung in den vorigen Stand 


Geichädigte, die durch Naturereigniffe oder andere 
unabwendbare Jufälle verhindert worden find, eine 
in dDiefer Verordnung vorgefehene oder eine nad) S 11 
beſtimmte Friſt innezubalten, deren Berfäumnis recht- 
liche Nachteile zur Folge hat, können die Handlung 
innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nad) Wegfall 
des Hinderniffes nachholen. Bei der Nachholung 
find anzugeben: 


1. die die Verhinderung rechtfertigenden Tatſachen, 
2. die Mittel für deren Glaubhaftmachung. 


518 


Beſondere Verfahrensvorſchriften 
für die Reichsgaue der Oſtmark und den 
Reichsgau Sudetenland 


(1) An die Stelle der Verfahrensvorſchriften nach 
S8 Abſ. 3, $ 13 Abf. 1 bis 3 und Ab. 6, $ 14,815 
Abi. 3 Sat 1 und Abf. 4 fowie $17 treten in den 
Neichdgauen der Oftmarf die entiprechenden Beſtim— 
mungen des Mllgemeinen WVerwaltungsverfahrens- 
geiebed (BGBL. 274/1925) und in dem Reichsgau 
Sudetenland die entiprechenden Vorjchriften der 
Regierungsverordnung über das Verwaltungsver- 
fahren (SdGuV. Nr. 8/1928). 


(2) Die Beftimmungen des bezeichneten Geſetzes 
und der Negierungsverordnung finden aud) ſonſt auf 
da8 Verfahren Anwendung, foweit die Sachſchäden— 
feſtſtellungsverordnung in den aud für die Reichs— 
gaue der Oftmarf und den Reichsgau Sudetenland 
geltenden Verfahrensvorjchriften nichts anderes be- 


jtimmt. 
H 
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819 
Vereinbarung über die Höhe des Schadens 


Die Feftftellungsbehörde kann mit dem Antray 
fteller unter Zuftimmung des Vertreterd des Reichs⸗ 
intereffes eine Wereinbarung über die Höhe des 
Schadens treffen. Für die Vereinbarung wird eine 
Urfundenfteuer nicht erhoben. 


3. Abſchnitt 
Schlußbeitimmungen 
$ 20 
Gewährung von Vorſchüſſen 


(1) Dex ReichSminifter de8 Innern kann im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen an 
ordnen, daß und unter welchen Vorausjeßungen ein 
Vorſchuß auf feitgeftellte Schäden gewährt werden 
fann, insbejondere, wenn die Beforgnis begründet 
ift, daß ohne Vorſchußgewährung der wirtichaftliche 
Untergang des Beſchäadigten eintritt. 

(2) Ein Vorfchuß darf in der Regel nur unter der 
Auflage gewährt werden, daß dev Vorſchuß zur Er 
ſatzbeſchaffung oder zu fonftiger Behebung desSchadens 
zu verwenden iſt. 

(3) Der Anſpruch auf Auszahlung eines bewilligten 
Vorfchuſſes iſt unpfändbar. Er kann nur mit Zu— 
ſtimmung derjenigen Behörde, die ihn bewilligt hat, 
abgetreten oder verpfändet werden. Ein ausgezahlter 
Borihuß iftinfoweit unpfändbar, als der Geſchädigte 
ihn zum Erſatz oder zur Wiederherſtellung von Sadıen 
braucht, die nach 5811der Reichszivilprozeßordnung, 
in der Oftmarf und im Reichsgau Sudetenland nad) 
g 251 der Exefutionsordnung unpfändbar find. 


s 21 
Schadenerjfaß in Natur 


Der Reichgminifter des Innern fann im Einver- 
nehmen mit dem Neihsminifter der Finanzen an- 
ordnen, daß fejtgeftellte Schäden ganz oder teilweije 
durch entfprechende Sachleiſtung abgegolten werden. 


s 22 
Beweißfiderung 
Der Reihsminifter des Innern und der Reichs— 
minifter der Finanzen können gemeinfam für beftimmte 


Berlin, den 8. September 1939. 
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Gebiete befondere Maßnahmen für eine vorſorgliche 
Ermittlung des Sachbeſitzes der Bevölkerung treffen. 
Diefe Ermittlungen find den nach Eintritt eines 
DE beantragten Feſtſtellungen zugrunde zu 
egen, 


g23 


Pflicht zur Verfhwiegenbeit 
und Strafbeftimmung 


(1) Die bei dem Feftitellungsverfahren beteiligten 
Perfonen, einjchließlich der Zeugen und Sachverſtän— 
digen, ſind zur Geheimhaltung der Verhandlungen 
und der zu ihrer Kenntnis gelangten Verhältniſſe der 
Geihädigten verpflichtet. 


(2) Wer der Vorjchrift des Abſ. 1 unbefugt zu- 
widerhandelt, wird mit Gefängnis und mit Geld— 
ſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft, ſoweit 
die Tat nicht nach anderen Vorſchriften mit höherer 
Strafe bedroht iſt. Soweit gegen die Geheimhaltungs⸗ 
pflicht hinſichtlich der Verhältniſſe des Geſchädigten 
veritoßen wird, tritt die Verfolgung nur auf Antrag 
des Geſchädigten ein. 


824 
Durchführungs- und Ergänzungs— 
vorſchriften 
Der Reichsminiſter des Innern und in Fragen der 
Schiffahrt der Reichsverkehrsminiſter erlaffen im 
Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern 
die zur Durchführung und Ergänzung diefer Verord- 
nung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 


ſchriften. 
z 25 
Abergangsbeſtimmung 


Bis zur Errichtung eines Reichsverwaltungsgerichts 
iſt im Falle des $ 15 Abſ. 2 Die Beichwerde beim 
Dreußifchen Oberverwaltungsgericht einzulegen. 


$ 26 
Inkrafttreten der Verordnung 


DiefeVerordnung tritt mit Wirkung vom 26. Auguſt 
1939 in Kraft. 


Der VBorfißende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


Reichsgefegbt. 1939 I 
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Berordnung Über die Preisregelung für Hajen- und Kaninchenfelle. 
Bom 11, Sehtember 1939. 


Auf Grund des Gefeßes zur Durchführung des Vierjahresplans — Beftellung eines Reichskommiſſars für 
die Dreisbildung — vom 29. Dftober 1936 (Reichsgeſetzbl. I ©. 927) wird mit Zuſtimmung de8 Beauftragten 
für den Vierjabresplan verordnet: 

51 

Haſen- und Wildkaninfelle der Nr. 154 des Deutſchen Zolltarifs dürfen an Hutſtoffwerke, Saarhutfabrifen, 

Kaninmanipulanten des Nauchwarenhandels und andere Bearbeiter und Verarbeiter nur zu folgenden Feſt— 


preifen verkauft werden: 
A. Hajenfelle: 


1. Bintirbainielle Ge) u RER 0,70 Reichsmark je Stüd, 

2 Deeloiesieiboleniillt en 8 0,53 Reichsmark je Stüd, 

B SUR 1 ee ren are Fenerene 0,35 Reichsmark je Stüd, 

4. Summen nn ee a ae rt de 0,17!/, Reichsmark je Stüd, 

G: ne ne es er de rer 4 Stück für den Preis eines Sommerbafen. 

B. Wildkaninfelle: 

1, N an 5a a ah re re ae 0,27 Reichsmark je Stüd, 

8 Birne ED a ee A ar ae 0,14 Reichsmark je Stüd, 

5 Gere En irre 0,08 Reichsmark je Stüd. 


2 
Zahmtaninfelle der Nr. 154 des Deutſchen Zolltarif3 dürfen an Hutftoffiverke, Saarhutfabriten, Kanin— 
manipulanten des Rauchwarenhandels und andere Bearbeiter und Verarbeiter nur zu folgenden Feſtpreiſen 
verkauft werden: 
1. Bunte Kaninfelle: 


bi8 9 Kilogramm auf 100 Felle ........ je Kilogramm 0,90 Reichsmark, 
über 9 Kilogramm bis 12 Kilogramm auf 100 Felle ........ je Kilogramm 1,30 Reichsmark, 
über 12 Kilogramm bis 16 Kilogramm auf 100 Felle ........ je Kilogramm 1,50 Reichsmark, 
über 16 Kilogramm bis 18 Kilogramm auf 100 Felle ........ je Kilogramm 1,70 Reichsmark. 


2. Weihe Kaninfelle;: 


bis 9 Kilogramm auf 100 Felle ........ je Kilogramm 1,10 Reichsmark, 
über 9 Kilogramm bis 12 Kilogramm auf 100 Felle ........ je Kilogramm 1,60 Reichsmark, 
über 12 Kilogramm bis 16 Kilogramm auf 100 Felle ........ je Kilogramm 2,10 Reichsmark, 
über 16 Kilogramm bis 18 Kilogramm auf 100 Felle ........ je Kilogramm 2,30 Reichsmark. 


3.Hellideden: | 
bis 9 Kilogramm auf 100 Felle ........ je Kilogramm 1,00 Reichsmark, 


über 9 Kilogramm bis 12 Kilogramm auf 100 Felle ........ je Kilogramm 1,40 Reichsmark, 
iiber 12 Kilogramm bis 16 Kilogramm auf 100 Zelle „....... je Kilogramm 1,90 Reichsmark, 


iiber 16 Kilogramm bis 18 Kilogramm auf 100 Felle ........ je Kilogramm 2,10 Reichsmark. 





u 3 u 
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3 


Zahmkaninfelle der Nr. 154 des Deutfchen Zolltarifs, 
die das Gewicht von 18 Kilogramm je 100 Felle über- 
ichreiten, für die Verarbeitung zu Velzwerk geeignet 
find und dazu verwandt werden, dürfen an Pelzwerk⸗ 
bearbeiter zu einem höchſtzuläſſigen Stückpreis von 
3 Reichsmark verkauft werden. 


84 

Zahmkaninfelle der Nr. 154 des Deutſchen Zolltarifs, 
die das Gewicht von 18 Kilogramm je 100 Felle über— 
ſchreiten, für die Verarbeitung von Pelzwerk nicht ge— 
eignet ſind und dazu nicht verwandt werden, dürfen an 
Hutſtoffwerke, Haarhutfabriken, Kaninmanipulanten 
des Rauchwarenhandels und andere Bearbeiter und 
Berarbeiter nur zu den im $2 unter Nr. 1 bis 3 ge— 
nannten Seftpreifen der Gewichtögruppe 16bi8 18 Rilo- 
gramm verkauft werden. 


$5 


Sämtliche Vreife gelten ab Lager des Verkäufers. 
Die Vreife für die in den SS1, 2 und 4 genannten 


Berlin, den 11. September 1939. 
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Waren gelten für volltrodene Ware in handelsüblichen 
Sortiment ohne Sinterpfoten und ohne verfilzte und 
baarlofe elle. 
6 
Verfteigerer dürfen mit ihren Einliefereun nur zu 
einem reife abrechnen, der 10 vom Hundert unter den 
nach den 88 1 bis 4 zuläfligen Vreifen liegt. 


7 
Zahlt bei Kommiffionsgeichäften der Auftraggeber 
nur den Vreis, zu dem der Kommiffionär die Ware für 
den Auftraggeber eingekauft bat, jo kann der Kom— 
miffionär eine Kommiffionsgebühr von 2 vom Hundert 
verlangen. | 
8 
(1) Die Verordnung tritt am 1. Oftober 1939 in 
Kraft. 


(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung liber höchſt— 
zuläfſige Preiſe für Haſen- und Kaninchenfelle der 
Nr. 154 des Deutjchen Zolltarifs vom 29. April 1937 
(Neichögejehbl. I ©. 556) in der Faſſung der Verord- 
nung vom 9. Dezember 1937 Reichsgeſetzbl. IS. 1351) 
außer Kraft. 


Der Reichskommiſſar für die Preisbildung 
In Vertretung 
Dr. Flottmann 


aaa sale u ee ae RE 


Erite Verordnung 


zum Gejeß über Die Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig 
mit dem Deutſchen Reid). 


Vom 12. September 1939. 


Auf Grund des $ 5 des Geſetzes fiber Die Miederber- 
einigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutfchen 
Reich vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1547) 
wird verordnet: 

—81 


Reichsgeſetze und Verordnungen des Miniſterrats für 
die Reichverleidigung, Die nad) dem 1. September 1939 
verkündet werden, gelten für das Gebiet ber bisherigen 
Freien Stadt Danzig, jofern ihre Inkraftſetzung für 
dieſes Gebiet nicht ausdrücklich vorbehalten it. 


82 
Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
gelten: 


Berlin, den 12, September 1939, 


1. das Reichsflaggengeſetz vom 15. September 1935 
(Reichsgefeßbl. 1 ©. 1145) mit der Maßgabe, dab 
Juden das Siffen der Reichs— und Ntationalflagge 
und das Zeigen der Reichsfarben verboten ift; 


‚ die Verordnung tiber das Hoheitszeichen des 
Reichs vom 5. November 1935 (Reichögefekbl. I 
&.1287); 


3, der Erlaß über die Reichsfiegel vom 16. März 1937 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 307). 


ID 


3 
3 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün- 
dung in Kraft, 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Oberbefehlshaber des Heeres 
von Brauchitſch 


III 
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Dritte Verordnung zur Anderung 
der Verordnung über das Verbot des Aufenthalts aktiver Angehöriger einer ausländischen Wehrmanjt 
in den Sperrgebieten. 


Bom 12. September 1939. 


Auf Grund des Gefehed über die Sicyerung der 
Neichsgrenze und über Vergeltungsmaßnahmen vom 
9. März 1937 (NReichsgefekbl. IS. 281) wird folgendes 
verordnet: 


Artifell 


S 1 Abf. 2 der Verordnung über das Verbot des 
Aufenthalts aktiver Angehöriger einer ausländijchen 
Wehrmacht in den Sperrgebieten vom 30. Juli 1938 
Reichsgeſetzbl. IS. 963) in der Faſſung der Verord- 
nung vom 19. Februar 1939 (Neichögefegbl. I ©. 280) 


Berlin, den 12. September 1939. 


und vom 30. Juni 1939 (Reichögefeßbl. I S. 1086) 
wird wie folgt ergänzt: 
In Ilim Often) erhält Buchftabe B folgende Faſſung: 
„B. im Regierungsbezirt Gumbinnen 


die Landkreife Memel und Angerburg und 
der Stadtkreis Memel,”. 


Artifel2 


Die Verordnung tritt an dem der Verkündung - 
folgenden Tage in Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 





Ausführungsbeſtimmungen 
zum Gnadenerlaß des Führers und Reichskanzlers für die Zivilbevöllerung. 
Vom 13. September 1939. 


Auf Grund des $5 des Gnadenerlaſſes des Führers 
und Reichskanzlers für die Sipilbevölferung vom 
9. September 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1753) verordne 
ich folgendes: 

81 

(1) Der Straferlaß erſtreckt ſich auf Nebenſtrafen, 
ſoweit ſie noch nicht vollſtreckt ſind, und auf geſetzliche 
Nebenfolgen. Er erſtreckt ſich ferner auf rückſtändige 
Bußen, die in die Staatskaſſe fließen, und auf rück— 
ftändige Koften; dies gilt auch, wenn die Strafe bei 
Anfrafttreten des Erlaſſes bereit3 verbüßt war. 

(2) Mafregeln der Sicherung und Beſſerung jowie 
Einziehung, Verfallertlärung und Unbraudybar: 
machung bleiben von dem Straferlaß unberübrt. 

(3) Durch die Niederfchlagung eines Verfahrens 
nad) $ 3 des Erlaſſes wird die Durchführung einer 
Einziehung oder Unbrauchbarmadhung in einem 
felbitändigen Verfahren nicht gehindert. 


82 

Iſt von einer Verwaltungsbehörde rechtskräftig 
eine Geldſtrafe feſtgeſetzt worden und die dem Gericht 
auftehende Feſtſetzung der Erjaßfreiheitsitrafe noch 
nicht erfolgt, fo enticheidet die Verwaltungsbehörde 
darüber, ob der Straferlaß Platz greift. Verneint 
fie dies, fo entſcheidet auf Antrag des Beſchuldigten 
das Gericht; gegen deſſen Entſcheidung findet kein 
Rechtsmittel ſtatt. 


Berlin, den 13. September 1939. 


83 

(1) Über die Einſtellung anhängiger Verfahren 
nach 83 des Erlaſſes enticheidet auf Antrag der 
Beteiligten das Gericht. Gegen den Beſchluß des 
Gerichts findet jofortige Beichwerde ftatt. Bei 
Drdnunasitrafen, die nicht von den Gerichten ver- 
hängt werden, enticheidet die für ihre Feſtſetzung 
zuftändige Stelle. 

(2) War das Verfahren auf Privatklage ein- 
geleitet, jo werden die Koften des Verfahrens nieder- 
geichlagen. Die dem Vrivatkläger und dem Be— 
Ichuldiaten erwachſenen notwendigen Auslagen fann 
das Gericht angemeſſen verteilen oder einem bon 
ihnen ganz auferlegen; dies gilt nicht für den Neben- 
kläger. 

84 


(1) In der Oſtmark, im Reichsgau Sudetenland, 
in den in die Länder Preußen und Bayern ein- 
gealiederten Teilen der fudetendeutichen Gebiete und 
im Üroteftorat Böhmen und Mähren gelten er- 
gänzend finngemäß die Vorichriften der Verordnung 
vom 30. Auni 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1087) mit 
Ausnahme der Beltimmungen im $2, $3 Abſ. 4 
und S5, 

(2) Im übrigen ergeht über die Anwendung de3 
Gnadenerlaſſes des Führers und Neichsfanzlers für 
die Sivilbevölferung im Vroteftorat Böhmen und 
Mähren noch befondere Beltimmung. 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Herausgegeben vom Neichsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Berordnung über Familienunterſtützung bei Räumung oder Freimachung 
von geführdeten Gebieten oder Wohngebäuden im Falle des bejonderen Einſatzes der Wehrmacht. 
(Rãumungs⸗Familienunterſtützungs verordnung — Räumungs-FUV — 


Vom 1. September 1939. 


Auf Grund des $7 des Familienunterſtützungs— 
gefeßes vom 30. März 1936 (Reichsgeſetzbl. 1 ©. 327) 
wird folgendes verordnet: 


s1 

Derfonen, die im Falle des befonderen Einſatzes der 
Wehrmacht infolge einer behördlich angeordneten Räu- 
mung oder Freimachung von gefährdeten Gebieten oder 
Wohngebäuden die Sicherung ihres notwendigen Le 
bensbedarfs verlieren, erhalten Familienunterſtützung 
nach Maßgabe der Verordnung über Tamilienunter- 
ſtützung bei befonderem Einſatz ber Mehrmacht vom 
1. September 1939 (Reichsgefeßbl. I ©. 1563) mit den 
in diefer Verordnung geregelten Anderungen. 


‘2 
(1) Der Stadt- oder Landkreis, in deſſen Bezirk ſich 
eine der im $1 genannten Perſonen aufhält, iſt zur 
Gewährung der Kamilienunterftügung aud) dann ber- 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


— 


pflichtet, wenn der Aufenthalt ein nur vorübergehen⸗ 
der iſt. 


(2) Der Reichsminiſter des Innern kann anordnen, 
daß die im $1 genannten Perſonen Kamilienunter- 
ftüßung nur an einem ihnen behördlich zugewieſenen 
Aufenthaltsort erhalten. 


‘3 
Erhalten die im $ 1 genannten Derfonen außerhalb 
des Stadt- oder Landfreifes, in deffen Bezirk fie bis zur 
Räumung oder Freimachung gewohnt oder ſich nicht 
nur vorübergehend aufgehalten haben, Familienunter— 
ftüßung, fo trägt abweichend von $ 4 des Familien— 
unterftütungsgefeges das Reich die Koften der ‚samilien» 
unterftügung mit Ausnahme der Verwaltungsfoften 
ganz. 
‘4 
Haben die im $ 1 genannten Perſonen bis zur Räu— 
mung oder Freimachung ald Angehörige eines Ein» 


\ 
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berufenen ($ 2 des Familienunterſtützungsgeſetzes) 
Familienunterftütung erhalten, jo gelten für die Fort— 
gewährung der Familienunterftügung einjchließlich der 
Koftentragung nad) der Räumung oder Freimachung 
die Vorichriften diefer Verordnung. 


Berlin, den 1. September 1939. 
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85 
Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einver— 


nehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen die zur 
Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung 


erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 


Reinhardt 


——————— —— — — — ——— — — — 


Verordnung zur Durchführung der Kriegswirtſchaftsverordnung. 
Vom 4. September 1939. 


Auf Grund des 8 29 der Kriegswirtſchaftsverord— 
nungbom 4.September1939 (Reichsgeſetzbl. 1S.1609) 
wird zur Durchführung der Kriegswirtichaftsverord- 
nung mit Wirkung vom 4. September 1939 ver- 
ordnet: 

Sämtliche Handels- und Gewerbetreibende, die 
Tabakwaren, Schaumwein, Liköre, Weinbrand und 
Spirituofen an Verbraucher verkaufen, haben am 
Dienstag, dem 5. September, eine Beftandsaufnahme 
diefer Waren vorzunehmen. Ein Verkauf von Tabak— 
waren und Schaumwein an den Verbraucher darf 


Berlin, den 4. September 1939, 


erft nach Durchführung diefer Beltandsaufnahme er- 
folgen, Hierbei ift der in den $$ 7 und 12 der Kriegd- 
wirtichaftsverordnung feftgefeßte Kriegszuichlag zu 
erheben, gefondert zu verbuchen und bei der nächiten 
Umſatzſteuerzahlung gejondert auszuweiſen. 

Der Verkauf von Likören, Weinbrand und Spiri— 
tuoſen an den Verbraucher darf erſt nach Bekannt— 
gabe der Einzelzuſchläge durch die zuſtändigen Gruppen 
der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft er— 
folgen. 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


— — — — — — 


Berordnung zur Änderung des Luftſchutzgeſetzes. 
Bom 8. September 1939. 


Der Minifterrat für die Neichöverteidigung ver— 
ordnet mit Geſetzeskraft: 
Das Luftſchutzgeſetz vom 26. Juni 1935 Reichs⸗ 


— 


geſetzbl. I ©. 827) wird wie folgt geändert: 


1. Im 81Abſ. 1,2 und 3,58, $ il Nrn. 2,3, 4,5,6 
und $12 werden hinter den Worten „Reichsminiſter 
der Luftfahrt“ die Worte „und Oberbefehlshaber der 
Luftwaffe“ eingefügt. 


2, 87 erhält folgende Faſſung: 


DL 
Die Luftichußdienftpflichtigen haben — auch 
nad Beendigung ihres Luftſchutzdienſtes — über 
die ihnen bei Erfüllung der Luftichußdienftpflicht 
anvertrauten oder jonft zugänglid) gewordenen 
Angelegenheiten, deren Bekanntwerden das Wohl 
des Reichs gefährden oder die berechtigten Belange 
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der Betroffenen jchädigen würde oder deren Ge- 
beimbaltung vorgejchrieben ift, Verſchwiegenheit zu 
bewahren. Dies gilt für andere im Luftjchuß tätige 
Perſonen entiprechend.‘ 


3. $9 erhält folgende Faſſung: 


„$9 

(1) Wer den Vorfchriften der $$ 2, 7 oder 8 oder 
den darauf beruhenden Rechtöverordnungen und 
Verfügungen vorſätzlich oder fahrläffig zuwider— 
handelt, wird, ſoweit die Tat nicht nad) anderen 


Berlin, den 8. September 1939. 
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Vorſchriften mit jehwererer Strafe bedroht ift, mit 
Haft und mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig 
Reichsmark oder einer diefer Strafen beftraft. In 
ſchweren Fällen kann auf Gefängnis und Geld— 
ſtrafe oder eine dieſer Strafen erkannt werden. 

(2) Sind durch die Tat vorſätzlich Menſchen oder 
bedeutende Werte aefährdet worden, fo kann auf 
Zuchthaus erkannt werden.‘ 


. Im $ 12 werden hinter dem Wort „Durchführung“ 


die Worte ‚, , Ergänzung und Anderung‘ eingefügt. 


Der Vorfigende 
des Minifterrats für die Reichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Reichsminifter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Yammers 


a Ben 


Verordnung zur Ergänzung des Oſtmarkgeſetzes. 
Bon 9. September 1939. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung ver- | 82 
ordnet mit Geſetzeskraft: Der dem Reichskommiſſar für die Wiedervereini— 
gung Oſterreichs erteilte Auftrag (Erlaß des Führers 
und Reichskanzlers vom 23. April 1938, Reichögefegbl.I 
S. 407, in Verbindung mit $ 17 Abf. 4 des Oftmark- 
gefeges vom 14. April 1939, Reichsgejeßbl. I ©. 777) 
wird bis auf weiteres verlängert. 


Sl 
Der NReichsminifter des Innern beitimmt den Zeit- 


punft, bis zu dem die Reichsgaue der Oſtmark ein 
zurichten find 


Berlin, den 9. September 1939. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Reichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarfchall 


Der Generalbevollmächtigte für Die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 





III 
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Zweite Verordnung zur Durchführung des Hebammengejebes*). 
Bom 13. September 1939. 


Auf Grund des $ 25 des Hebammengejeßes vom 
91. Dezember 1938 GReichsgeſetzbl. I ©. 1893) wird 
9 er 
verordnet: 


A. Erteilung der Niederlafjungserlaubnis 
Es 10 bis 13 des Gejehes) 
. s1 

(1) Die Niederlaffungserlaubnis wird durch die 
untere Werwaltungsbehörde erteilt, in deren Bezirk 
die Hebamme fich niederiaffen will. 

(2) Untere Verwaltungsbehörde ift der Yandrat, 
in den Stadtfreifen dev Oberbürgermeiiter. 


‘2 
Dem Gefuh um Erteilung einer Niederlafjungs- 
erlaubnis ift die Anertennungsurfunde als Hebamme 
beizufügen. 
83 
Vor der Erteilung der Niederlaſſungserlaubnis find 
der Amtsarzt und der Träger dev Gewäbrleiftung 
($ 10 Abſ. 2 Satz 2 des Gejeßes) zu hören, 


84 


(1) Über die Niederlaſſungserlaubnis wird ein Aus— 


weis nad Mufter B ausgejtellt. 


(2) Die Beſchränkung der Tätigkeit von Hebam- 
men auf einen beftimmten Bezirk ($ 13 des Geſetzes) 
wird von der unteren Verwaltungsbehörde im Ein— 
veritändnis mit dem Träaer der Gewährleiftung aus- 
aeiprochen. Vor Erlaß einer foldyen Anordnung iſt 
außer der Reichshebammenſchaft auch der Amtsarzt 
zu hören. 

SD 

Gegen die Enticheidung der unteren Verwaltungs. 
behörde fteht dev Hebamme Beſchwerde an Die höbere 
Nerwaltungsbehörde zu. Dieje entjcheidet endgültig. 


S6 
Die Namen derjenigen Hebammen, denen eine Nie- 
derlaffungserlaubnis erteilt worden ift, werden unter 
Angabe des ihnen angewiejenen Wohnſitzes und des 
ibnen etwa zugeiviefenen Bezirks im Aıntsblatt be 
fanntaemadt und dem Geſundheitsamt ſowie dem 
Träger der Gewährleiſtung mitgeteilt. 





87 


Soweit weſentliche Anderungen der Bevölkerungs— 
dichte und der Geburtenhäufigkeit dies erforderlich 
machen, kann die untere Verwaltungsbehörde nach 
Anhörung des Amtsarztes und der Reichshebammen— 
ichaft im Einvernehmen mit dem Träger der Gewähr: 
leiftung der Hebamme einen anderen Wohnſitz an 
weilen. Die Koſten des Ortöwechiels hat der Träger 
der Gewährleiftung zu tragen. $ 5 gilt entfprechend. 


88 
Die untere Verwaltungsbehörde hat die Nieder— 
laffungserlaubnis zurüdzunehmen, 


1. wenn die Hebamme fich nicht binnen drei Mo- 
naten nad) Erteilung der Niederlaſſungserlaub— 
nis an dem ihr angewiejenen Wohnfit nieder- 
läßt. Die Frift fann verlängert werden, wenn 
befondere Gründe dies rechtfertigen; 


I, wenn die Hebamme den Wohnfit freiwillig 
aufaibt oder auf die Niederlaffungserlaubnis 
verzichtet; 


3, wenn die Hebamme länger als drei Wochen 
oder innerhalb eines Kalenderjahres länger ala 
zwei Monate ohne Erlaubnis der unteren Mer. 
waltungsbehörde von Dem angewielenen Wohn— 
fit abweſend iſt. 


B. Gewährleiſtung des Mindeſteinkommens 
und Abführpflicht der Hebammen 


($ 14 des Geſetzes) 
9 
Träger der Gewährleiſtung ift für Berlin Die Stadt: 
gemeinde. 
s 10 


Die Hebammen haben über ihre Berufstätigkeit ein 
Rechnungsbuch zu führen, aus dem alle aus einem 
Ralenderjabr aus dem Hebammenberuf erwachſenen 
Finnabmen und Ausaaben erſehen werden können. 
Das Rechnungsbuch ift dem Träger dev Gewährlei— 
ſtung jowie der unteren Rerwaltungsbebörde, dem 
Sefundheitsamt und der Reichshebammenjchaft auf 
Verlangen vorzulegen. 


*) Betrifft nicht die Oſtmart umd Den Reichsgau Sudetenland. 
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(1) Die Hebammen mit Niederlaffunggerlaubnis 
haben bis zum 10. Januar eines jeden Jahres dem 
Träger der Gewährleiftung durch Die Hand der unte- 
ven Verwaltungsbehörde die Zahl der Fälle, in denen 
fie im verfloffenen Jahr Hebammenhilfe geleiftet 
haben (Zahl der Geburten und Fehlgeburten), ſchrift— 
lich mitzuteilen. 


(2) Hebammen mit Niederlaff unaserlaubnis, deren 
Berufseinfommen im verflofjenen Ralenderjahr die 
Höhe des gewährleifteten Mindefteintommens nicht 
erreicht hat, haben, jofern fie den Träger der Ge— 
währleiftung für den Unterjchiedsbetrag in Aniprud) 
nehmen, zugleich eine ſchriftliche Aufitellung ihrer ge— 
ſamten beruflihen Einnahmen und Ausgaben (Wer: 
bungskoſten) im verflofjenen Ralenderjahr einſchließ— 
lich der Gebühren für die Mitwirkung in der Für 
ſorge ($ 19de8 Geſetzes) vorzulegen. Siehaben weiter: 
hin Die zur Feitftellung de3 Einkommens aemäß $ 14 
Abi. 1 Sat 3 des Geſetzes erforderlichen Auskünfte 
zu geben. Die Nichtigkeit ihrer Angaben über das 
Berufs- und fonftige Einfommen haben die Hebam— 
men jchriftlich zu verfichern. 


(3) Hebammen mit Niederlaffungserlaubnis, die 
in einer qrößeren als der vom Träger der Gewähr: 
leiſtung beftimmten Zahl von Fällen Hebammenhilfe 
geleiſtet haben, haben auf Anfordern des Trägers der 
Gewährleiſtung ebenfalls eine ſchriftliche Aufſtellung 
ihrer geſamten beruflichen Einnahmen und Ausgaben 
vorzulegen mit der Verſicherung, daß dieſe Zuſam— 
menſtellung das geſamte Berufseinkommen des Kalen— 
derjahres umfaßt. 


(4) Die Träger der Gewährleiſtung ſind berechtigt, 
für Werbungskoſten einen Pauſchalſatz feſtzuſetzen. 


812 

Der Träger der Gewährleiſtung zahlt der Hebamme 

den zur Erreichung des Mindeſteinkommens erforder— 

lichen Unterſchiedsbetrag alsbald nad) Ablauf des 

Ralenderjahres aus. Im Falle der Bedürftigfeit kann 

er ihr Vorſchüſſe auf den zu erwartenden Zuichuß ge- 
währen. 


Berlin, den 13. September 1939. 
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$13 
(1) Der Zuſchuß fann gekürzt werden, wenn die 


Hebamme ihren Berufspflichten aus Gründen, die fie 


zu vertreten hat, längere Zeit nicht nachgekommen ift. 
(2) Im Falle der Arbeitsunfähigfeit wegen Kranf- 
heit kann das KRranfengeld dem Berufseinfommen 
zugezählt werden. 
s 14 
Die von den Hebammen nad) $ 14 Abſ. 4 des Ge 
ſetzes abgeführten Beträge werden für die Gewäh— 
rung von Zuſchüſſen ($ 14 Abſ. 2 des Gejebes) oder 
von weiteren Leiſtungen ($ 14 Abſ. 3 des Geſetzes) 
verwendet. 
815 
Sollen weitere Leiſtungen ($ 14 Abſ. 3 des Ge— 
ſetzes) gewährt werden, jo ift dies durch Provinzial 
ſatzung oder Qandesverordnung ($ 14 Abſ. 1 Sat 5 
des Gefetes) feſtzuſetzen. 


©. Ausgleichitellen 
($ 24 Abſ. 2 bis 4 des Geſetzes) 
$ 16 

Die Ausgleichitelle ($ 24 Abſ. 2 des Geſetzes) wird 
in Preußen bei dem Negierungspräfidenten, für die 
Stadtgemeinde Berlin bei dem Präfidenten des Be- 
zirföverwaltungsgerichts, in den übrigen ändern bei 
der oberiten Candesbehörde gebildet. Der Reichs— 
minifter des Innern fann anordnen, daß gewiſſe Ge- 
biete zu einer Ausgleichitelle zufammengefaßt werden. 
Die Behörde, bei der die Ausgleichitelle gebildet wird, 
ernennt den Vorfitenden und den gemeindlichen Bei— 
ſitzer der Ausgleichſtelle. 

—817 

Die Koſten des Verfahrens trägt der Träger der 
Gewährleiſtung. Die Beiſitzer erhalten eine Reiſe— 
koſtenvergütung nach der für die Reichsbeamten der 
Beſoldungsgruppe A 2 geltenden Beſtimmung. Die 
als Beiſitzerin beitellte Hebamme erhält, ſoweit fie 
nicht in einem feiten Beſoldungsverhältnis fteht, 
außerdem für den ihr aus dev Wahrnehmung des Bei- 
fiteramtes erwachſenden Perdienitausfall eine Ent- 
ihädigung in Höhe von 2 Reichsmark für jede an— 
aefangene Stunde der Sitzungsdauer. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 
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Anlage 


(Zu $ 4 Abſ. 1 vorftehender 
Durchführungsverordnung) 


(Muster B) 


Niederlajfjfungserlaubnis 


Der Hebamme ......... a ans ae ER EEE — I sad 2 2, 


wird die Niederlafjungserlaubnis auf Grund des $ 10 des Hebammengejeßes vom 21. Dezember 1938 erteilt. 


As MWohnfik wird ihr 


—·⸗⸗⸗⸗⸗⸗80 


angewieſen. 


2 Sn a a a... ige re 
(Ort) (Datum) 


... 
er 
“ * 


(Behörde) 
( Dienftitempel) 
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Dritte Anordnung 
über die Ernennung der Beamten der allgemeinen und inneren Verwaltung 
und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes. 


Bom 13. September 1939, 


Auf Grund der mir durch Erlaß des Führers und 
Reichskanzlers über die Ernennung der Beamten 
und die Beendigung des Beamtenverhältniffes vom 
10. Juli 1937 (Reichsgefeßbl. I ©. 7 69) und durd) 
Erlaß des Preußiſchen Miniſterpräſidenten vom 
14. Juli 1937 (Preuß. Geſetzſamml. ©. 76) erteilten 
Ermächtigung wird die Anordnung über die Ernen— 
nung der Beamten der allgemeinen und inneren Ver— 
waltung und die Beendigung des Beamtenverhält- 
niffes vom 19. Juli 1937 (Reichsgefeßbl. I ©. 819) 
unter Aufhebung der Zweiten Anordnung über Die 
Ernennung der Beamten der allgemeinen und inneren 
Verwaltung und die Beendigung des Beamtenverhält- 
niffes vom 18. Auguſt 1938 (Reichsgefehbl. IS. 1064) 
mit Zuftimmung des Neihsminifters der Finanzen 
wie folgt geändert: 





1. Abjchnitt J Bucht. aMr.3erhält folgende Faſſung: 


„3. ſoweit fich der Führer und Reichskanzler die 
Ausübung des Nechts nicht jelbit vorbehal- 
ten bat, 


aa) der Offiziere der Schußpolizei, Gendar- 
merie und Seuerfhußpolizei ſowie der 
Schußpolizei- und Gendarmerieinfpef- 
toren und der im gleichen Range ftehen- 
den Beamten der Feuerſchutzpolizei, 


bb) der Beamten der Geheimen Staat? 
polizei, 


cc) der Volizeiberufsichullehrer und der ted)- 
nischen Beamten ber Dolizeiverwaltung, 


dd) der unmittelbaren Reichsverwaltungs— 
beamten, deren Stellen auf dem Reichs— 
haushalt ftehen oder dort ausgebracht 
werden follen, mit Ausnahme der Be- 
amten de8 bautechnifchen Verwaltung? 
dienftes und der unter ee) genannten Be- 


amten, 

ee) der Beamten des Polizeiverwaltungs: 
dienſtes, 
zu cc) bis ee): 
foweit e8 fi) um Inhaber von Stellen 
der Reichsbeſoldungsgruppen A 3 und 
aufwärts handelt; 

ff) der Beamten der Kriminalpolizei in 


Stellen der Reichsbeſoldungsgruppen 


A5b und aufwärts (einjchließlidh der 
bei Eriminalpolizeilichen Sonderdienft- 
ftellen tätigen Polizeiverwaltungsbeam- 
ten)”; 


2. Abſchnitt II erhält folgende Faſſung: 

„Ich übertrage auf Widerruf die Ausübung des 
Rechts zur Ernennung und zur Beendigung des 
Beamtenverhältniffes ſowie die Umwandlung ded 
Beamtenverhältniffes auf Widerruf in ein ſolches 
auf Lebenszeit 


a) bei den übrigen Beamten der Schußpolizei 


b 


c 


— 


— 


& 


Sowie bei den techniſchen Beamten der Polizei 
in Stellen der Reichsbefoldungsgruppen A4b 
und abwärts, bei den Beamten der Kriminal- 
polizei in Stellen der Reichsbeſoldungsgrup— 
pen A6 und abwärts den Dolizeiverwaltern; 
ſoweit diefe Beamten und Beamte der Feuer— 
ichubpolizei anderen Behörden oder Sonder- 
dienititellen angehören, die mir unmittelbar 
unteritellt find, den Vorftänden diejer Be- 
hörden, 


bei den übrigen Beamten der Gendarmerie, 
den höheren Verwaltungsbehörden oder, ſo— 
weit fie den mir unmittelbar unterftellten 


Gendarmerieihulen angehören, den Kom- 


mandeuren dieſer Schulen, 


bei den Beamten des Dolizei-Gefängnis-Auf- 
fichtsdienites, die nicht zur Geheimen Staat®- 
polizei oder Schußpolizei gehören, den Poli- 
zeiverwaltern; im übrigen 


in den Reichsgauen der Oftmarf, im Reiche: 
gau Sudetenland, in Hamburg den Reiche- 
ftatthaltern und im Saarland dem Reichs— 
fommiffar für das Saarland, jowie den 
übrigen Reichsſtatthaltern für den Bereich 
ihrer eigenen Dienftftelle. Ich behalte mir 
jedoch vor, die Ausübung des Rechts zur Er- 
nennung und zur Beendigung des Veamten- 
verhältniſſes jowie die Ummandlung des Be- 
amtenverhältnifjes auf Widerruf in ein jol- 
ches auf Lebenszeit im Bedarfsfalle auch auf 
die den Reichsſtatthaltern und dem Reichs— 
fommifjar im Saarland nadgeordneten 


Dienftitellen zu übertragen, 
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e) den Vorftänden der übrigen mir unmittel- 
bar nachgeordneten Neichsdienititellen, jo- 
weit e8 fih um Beamte dieſer Dienftftellen 
handelt, und von mir nichts anderes be- 
ftimmt ift und wird. 

Für die unter d und e angeführten Be- 
amten des achobenen Dienftes übertrage ich 
das mir zuftehende Necht zur Ausübung dev 


Berlin, den 13. September 1939. 


Neichsgefehblatt, Jahrgang 1939 ‚Teil I 





Ernennung unter der Vorausſetzung meiner 
vorherigen Zuftimmung; 

f) für die Beamten bei den Behörden in Preußen 
den mir nachgeordneten Dienftftellen im 
Rahmen ihrer bisherigen Befuaniffe, 


g) für die Beamten bei den Behörden der übri- 


gen Länder den Reichsftatthaltern.” 


Der Reihsminijter des Innern 


Frick 


a ——— — — — — — — — — — — — — 


Anordnung zur Anderung 
der Anordnung über die Ernennung der Beamten der Reichsjuſtizverwaltung 
und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes. 


Bom 13. September 1939. 


Abſchnitt [der Anordnung über die Ernennung der 
Beamten der Neichsjuftizverwaltung und die Been- 
digung des Beamtenverhältniffesvom 12. Auguft 1937 
Reichsgeſetzbl. IS. 902) erhält folgende Faſſung: 

„I. Ich behalte mir vor 


1. die Ernennung unddie Beendigung desBeamten- 


verhältniffes der Gerichtsaffefforen und der 

nichtplanmäßigen Beamten des höheren Straf- 

vollzuasdienites, 

‚ bei den Reichsbefoldungsgruppen A2e 2 und 

aufwärts und den entfprechenden Länderbefol- 

dungsgruppen 

a) die Umwandlung des Beamtenverhältniſſes 
auf Widerruf in ein ſolches auf Lebenszeit, 

b) die Einweiſung der Beamten in Planſtellen 
mit höherem Endgrundgehalt ohne Ande— 
rung der bisherigen Amtsbezeihnung, 

c) die Änderung von Amtsbezeihnungen ohne 
Einweifung der Beamten in Planftellen 
mit höherem Endgrundgehalt, 

d) die Wiederverwendung der Warteftands- 
beamten, 


Berlin, den 13. September 1939. 


e) die Entlaffung der Beamten in den Fällen 
der SS 57 bis 59 und 61 DBG, ſoweit 
fich in den Fällen des $S 61 DBG der Führer 
und Neichskanzler die Ausübung dieſes 
Rechts nicht ſelbſt vorbehalten bat, 


f) die Verſetzung der Warteftandsbeamten in 
den Ruheſtand, foweit fich dev Führer und 
Reichskanzler die Ausübung dieſes Rechts 
nicht felbft vorbehalten hat, und ihre Ent- 
laffung nach SS 59 und 60 DBG, 


2) die Ausfertigung der bei Übertritt in den 
Ruheſtand zu erteilenden Urkunden, in denen 
der Dank nicht außgefprochen werden ſoll, 


3, bei den Neichsbefoldungsgruppen A3e bis 


A 2 d und den entfprechenden Yänderbefoldungs- 
gruppen 


a) die Ernennung der Beamten und die Be 
endigung des Beamtenverhältnifies, 


b) die zu 2a bis d bezeichneten Befugnilfe, 


c) die Ausfertigung der bei Übertritt in den 
Ruheſtand zu erteilenden Urkunden.” 


Der Reihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 





DR 
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Berordnung zur Durchführung 
des Gejetes über Arbeitsvermittlung, Berufsberatung and Lehritellenvermittlung 
im Saarland, in der Ditmark, im Reichsgau Sudetenland und im Memelland, 


Vom 14. September 1939, 


Auf Grund des Geſetzes über Arbeitsvermittlung, 
Berufsberatung und Pehritellenvermittlung vom 
5, November 1935 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1281), 8 3, 
in Verbindung mit der Verordnung zur UÜberleitung 
der Arbeitsloſenhilfe im Saarland vom 16. Februar 
1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 244) $ 4, der Verordnung 
über die Einaliederung der Randesarbeitsämter und 
Arbeitsämter in die Neichsanitalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslofenverfiherung und iiber die 
Regelung des Arbeitseinfaßes im Lande Oſterreich 
vom 20. Mai 1938 (Reichsaejegbl. I ©.591) $ 2, der 
Werordnung über den Arbeitseinfat in den judeten- 
deutichen Gebieten vom 27. Oktober 1958 Reichs— 
geſetzbl. IS. 1514) 82 und dem Geſetz über die Wieder— 
vereinigung des Memellandes mit dem Deutſchen 
Reich vom 23. März 1939 (Neichsgejeßbl. I ©. 559) 
$ 4 wird verordnet: 

1 

In der Oftmarf, im Reichsgau Sudetenland und 
im Memelland gelten vom 1. Januar 1940 an: 

1. die Verordnung zur Durchführung des Geſetzes 
iiber Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Behrftellenvermittlung vom 26.November 1955 
(Neichsgeietbl. I ©. 1361) mit den Anderungen 
der Nerordnung vom 19. März 1956 Reichs— 
geſetzbl. S. 195) mit Ausnahme des 81 
Abi. 1 und des $ 2 Abſ. 2 und 4; 
die Dritte Werordnung zur Durchführung des 
Geſetzes ber Arbeitövermittlunga, Berufsbera- 
tuna und Gehritellenvermittlung vom 23. De 
zember 1937 (Reichsgejeßbl. I ©. 1415); 
3. Die nachbezeichneten Vorſchriften des Präſiden— 

ten der Neichsanftalt für Arbeitsvermittlung 

und Arbeitslofenverfiherung zur Durchführung 
des Geſetzes über Arbeitsvermittlung, Berufs 
beratung und Lehritellenvermittlung: 


IN 


N 


a) über die Durchführung der nichtgewerbs- 
mäßigen Arbeitsvermittlung, Berufsbera- 
tuna und Lebrtellenvermittlung außerbalb 
der Reichdanftalt vom 30. November 1955 
(Deuticher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 
Mr. 280) mit Ausnahme des SA Abſ. 2, 

b) über die Durchführung der gewerbsmäßigen 
Arbeitävermittlung vom 30. November 
1935 (Deuticher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatdanz. Nr. 230) mit Ausnahme des 
$ 2 Abſ. 5 umd des $ 3 Abſ. 3, 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 








c) über die Durchführung der aemerbsmäßigen 
Arbeitsvermittlung für Artiſten vom 30. 
November 1935 (Deuticher Reichsanz. u. 
Preuß. Staatsanz. Nr. 280), 

d) über die Durchführung der gewerbsmäßigen 
Konzertvermittlung vom 28. 1937 
(Deuticher Reibsanz. u. Dreuß. Staatsanz. 
Mr. 121) mit den Änderungen nad) der 
Anordnung vom 30. März 1935 (Deuticher 
Reicbsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 80) 
und die Gebührenordnung für die Ronzert- 
beforqung durch gewerbsmäßige Konzert— 
vermittler (Konzertagenten) vom 28. Mai 
1937 (DeuticherReichsang.u. Dreuß. Staat?- 
anz. Nr. 121), 

e) über die Durchführung der gewerbsmäßigen 
Bühnenvermittlung vom 17. Januar 1938 
(Deutjcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 
Nr. 14). 


Ma i 


7 2 


2 

Einrichtungen, die in den im 5 1 genannten Ge— 
bieten am 31. Dezember 1939 erlaubterweiſe nicht— 
gewerbsmäßige Arbeitävermittlung, Rerufsberatung 
oder Lehritellenvermittlung betreiben, dürfen nad) 
diefem Zeitpunft ibre Tätigkeit vorläufig weiter: 
führen. Die nichtgewerbsmäßige Arbeitsvermittlung, 
Berufsberatung oder Lehrftellenvermittlung iſt mit 
Ablauf des 31. März 1940 einzuitellen, wenn nicht 
der Reichsarbeitsminiiter bis zu diefem Zeitpunkt auf 
Antrag gemäß $ 1 Abf. 2 des Gefeßes über Arbeits: 
vermittlung, Berufsberatung und Pehrftellenvermitt- 
lung vom 5. November 1935 (Reichögefeßbl. 1IS.1281) 
einen Auftrag dazu erteilt bat. 

83 

(1) Am Saarland, in der Oftmart, im Reichsgau 
Sudetenland und im Memelland darf vom 1. Januar 
1940 an gewerbsmäßige Arbeitsvermittlung nur 
noch für Berufe ausgeübt werden, für die der Reichs— 
arbeitäminifter auf Grund des Geſetzes über Arbeits 
vermittlung, Berufsberatung und Vehritellenvermitt- 
(ung vom 5. November 1935 gewerbsmäßige Arbeits 
vermittlung zugelaflen bat. Erlaubniſſe zur gewerbs— 
mäßigen Arbeitsvermittlung für Berufe, für die der 
Reichsarbeitsminiſter gewerbsmäßigeArbei tsvermitt— 
lung nicht zugelaſſen hat, erlöſchen mit Ablauf des 
31. Dezember 1939. 


450 
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(2) Der Neichsarbeitsminifter fann ſchon vor dem 
31. Dezember 1939 einzelnen Perſonen die Erlaubnis 
sur aewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung entziehen, 
wenn fie die für die Ausübung der Arbeitsvermitt- 
(una erforderliche Eignung und Zuverläſſigkeit nicht 
befiken oder wenn die Entziebung der Erlaubnis für 
die Regelung des Arbeitseinfabes zweckmäßig ift. 


84 

Perſonen oder Einrichtungen, die in den im 59 
Abi. 1 genannten Gebieten am 31. Dezember 1939 
erlaubterweife gewerbsmäßige Artiftenvermittlung, 
Konzertvermittlung oder Bühnenvermittlung be 
treiben, dürfen ihre Tätigkeit auch nad) diefem Zeit- 
punft ohne neue Erlaubnis vorläufig weiterführen. 
Die gewerbsmäßige Arbeitsvermittlung it von Die: 
ien Verfonen oder Einrichtungen mit Ablauf des 
31. März 1940 einzuftellen, wenn ihnen nicht bis zu 
diefem Zeitpunkt eine neue Erlaubnis auf Grund der 
Rorichriften zur Durchführung dev gewerbsmäßigen 
Arbeitävermittlung erteilt iſt. 


85 
(1) Perſonen, deren Erlaubnis zur gewerbsmäßigen 
Arbeitävermittlung (Stellenvermittlung) auf Grund 
diefer Verordnung erliſcht, fann der Neichsarbeits- 
minifter aus Mitteln des Neichsitods für Arbeits 
einiat eine Beihilfe gewähren, wenn fie 


a) infolge ihres hoben Alters oder aus anderen 
Gründen obne ihr Verſchulden nicht mehr in 
der Lage find, ihren Lebensunterhalt oder den- 
jenigen ihrer Angebörigen, zu deren Unterhalt 
fie verpflichtet find, in ausreichendem Maße zu 
bejtreiten, oder 

b) durch das Erlöjchen der Erlaubnis obne ihr 
Verſchulden in eine wirtichaftliche Notlage ge 
raten, oder 


e) Dienftwerträae, die fie als Dienftberechtigte ge 


ſchloſſen hatten, oder Mietverträge über Räume, 


die ſie für ſich oder ihre Familie gemietet 
haben und zu deren Erfüllung ſie auch noch nad) 
Sem Erlöfchen der Erlaubnis verpflichtet blei— 
ben, nicht mebr erfüllen fönnen, oder 

d) zur Aufnahme einer neuen Berufstätigfeit einer 

Beihilfe bedürfen. 

(2) Abi. 1 findet entiprechende Anwendung, wenn 
inden im 83 Abf. 1 genannten Gebieten ein gewerbs— 
mäßiger Arbeitspermittler (Stellenvermittlex) ſchon 
vor dem 31. Dezember 1959, aber 

im Saarland nad dem 1. März 1955, 
in der Oſtmark nad) dem 20. Mai 1938, 
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im Reichsgau Sudetenland nad) dem 27. Dfto- 
ber 1938, 
im Memelland nad) dem 1. Mai 1939 
infolge der veränderten Verhältniffe die Ausübung 
feines Gewerbes bat aufgeben müſſen. 


(3) Eine Beihilfe darf nur an Verfonen gewährt 
werden, die der Gewährung einer Beihilfe würdig 
ſind. 


86 
Unter den im 85 vorgeſchriebenen Vorausſetzungen 

fann eine Beihilfe auch der Witwe oder unterhalts— 
berechtiaten Hinterbliebenen folder gewerbsmäßigen 
Arbeitsvermittler gewährt werden, die 

im Saarland nad) dem 1. März 1955, 

in der Oftmarf nad) dem 20. Mai 1938, 

im Reichsgau Sudetenland nad) dem 27. Ofto- 

ber 1938, 

im Memelland nach dem 1. Mai 1939 
verftorben find und auf die bei ihren Lebzeiten diefe 
Verordnung Anwendung gefunden hätte. 


S7 
(1) Die Beihilfe fann als einmaliger Kapitalbetrag 
(Rapitalbeihilfe) oder ald Nente (Nentenbeihilfe) ge 
währt werben. 
(2) Die Rentenbeibilfe kann auch für eine nur zeit 
lich beſchränkte Dauer gewährt werden, wenn dies 
nach Lage der Dinge geboten ift. 


(3) Rapitalbeihilfe und Nentenbeibilfe dürfen nicht 
nebeneinander gewährt werden. Jedoch fann in be- 
gründeten Fällen eine Rentenbeihilfe in eine Kapital— 
beihilfe umgewandelt werden. 


z8 


(1) Die Höhe der Beihilfe wird nad) folgenden 
Richtlinien feſtgeſetzt: 


1. Die Grundlage bildet das Tahreseinfommen, 
das der Arbeitäpermitiler aus dem Betriebe 
der aewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung im 
Durchichnitt der legten fünf Jahre vor der Ein— 
itellung des Gewerbebetriebes erzielt hat (Jah— 
veseinfommen). Fürdie Ermittlung des Jahres— 
einfommens ift allein dasjenige Einfommen 
maßgebend, mit welchem der Arbeitsvermittler 
von der Steuerbehörde veranlagt worden iſt. 

2, Die Rapitalbeibilfe darf in der Neael die Höbe 
de8 Jahreseinkommens nicht überjchreiten. 

3, Als Nentenbeibilfe wird jährlich ein Bruchteil 
des Jahreseinkommens gewährt. 








Nr. 178 — Tag der Audgabe: 15. September 1939 


4. Im Rahmen der Richtlinien zu 1 bis 3 ift Die 
Höhe der Beihilfe (Rapitalbeibilfe und Renten- 
beihilfe) jo feſtzuſetzen, daß einerſeits dev Zweck, 
der mit der Gewährung der Beihilfe verfolgt 
wird, erreicht wird, andererſeits aber dem Be— 
dachten nicht mehr gewährt wird, als ihm nach 
der Lebenshaltung, die für ihn nach ſeinem 
Jahreseinkommen angemeſſen war, und nach 
ſeiner bisherigen Lebensführung zukommt. 


(2) Unterhaltsberechtigte Angehörige dürfen bei der 
Feſtſetzung der Höhe der Beihilfe nur inſoweit berück— 
ſichtigt werden, als ſie bisher aus dem Einkommen 
aus der gewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung unter— 
halten worden ſind oder hätten unterhalten werden 
können. 

89 

(1) Die Beihilfe wird nur auf Antrag gewährt. 
Der Antrag ift ſchriftlich bei demjenigen Arbeitsamt 
zu ftellen, in deffen Bezirk der Arbeitövermittler zu- 
fett feinen Geſchäftsſitz gehabt bat. 


(2) Fiber den Antrag enticheidet der Tiräfident des 
Randesarbeitsamts, in deffen Bezirk der Arbeitöver- 
mittler zulett feinen Geſchäftsſitz aehabt hat. 


(3) Gegen die Entſcheidung des Landesarbeitsamts 
kann innerhalb von zwei Wochen nach Zuſtellung des 
Beſcheides bei dem Reichsarbeitsminiſter Beſchwerde 
eingelegt werden. Die Entſcheidung des Reichsarbeits— 
miniſters iſt endgültig. 


310 

(4) Die Zahlung einer Rentenbeihilfe iſt einzuſtel⸗ 
len, wenn eine der Vorausſetzungen für die Gewäh— 
rung einer Beihilfe ($ 5) weafällt. 


(2) Ergibt ſich nach der Gewährung einer Beibilfe 
(Rapitalbeibilfe oder Rentenbeihilfe), daß die Vor— 
ausfeßungen für die Gewährung nicht vorgelegen 
haben, oder fallen nach Gewährung einer Beihilfe die 
Vorausſetzungen für die Gewährung weg, fo fann der 
Bedachte vom Reichsarbeitsminifter zur Rückzahlung 
der Beihilfe verpflichtet werden. 


(3) Wird jemandem, der auf Grund diefer Verord- 
nung eine Beihilfe erhalten hat, zu einem jpäteren 
Zeitpunkt die Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Arbeits— 
vermittlung wieder erteilt, jo kann er dom Neichs- 
arbeitäminifter zur Rückzahlung dev Beihilfe ver- 
pflichtet werden. 


Berlin, den 14. September 1939. 











1771 
(4) Die Beitreibung der Beträge, Die nad) Abi. 2 


und 3 zurückzuzahlen find und nicht freiwillig zurüd- 
gezahlt werden, erfolgt durch die Arbeitsämter im 
Berwaltungszwangsverfahren. 


sıl 
Verfonen, die die Gewährung einer Beihilfe be 
antragt haben oder denen eine Beihilfe gewährt wor- 
den ift, haben jede nach der Antragftellung eintretende 
Anderung ihrer Verhältniffe, die für Die Gewährung 
der Beihilfe von Bedeutung ft, unverzüglich Dem zu 
ftändigen Arbeitsamt ($ 9 Abj. 1) mitzuteilen. Sie 
find verpflichtet, dem Arbeitsamt auf Verlangen alle 
Auskünfte zu erteilen fowie alle Unterlagen vorzu— 
legen, die für die Gewährung einer Beihilfe von Be- 
deutung find. Sie find auf Verlangen des Arbeits- 
amts ferner verpflichtet, Behörden, Banken, Spar: 
kaſſen und fonftige Stellen zu ermächtigen, Den Ar- 
beitgämtern über ihr Vermögen und Einfommen Aus 

funft zu geben. 

$ 12 

Diefe Verordnung tritt am 15. September 1939 

in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. 84 Sat 2 der Verordnung zur Überleitung 
der Arbeitsloſenhilfe im Saarland vom 16. Fe— 
bruar 1935 (Reichsgeſetzbl. I ©. 244); 

2. 82 Abf. 2 der Verordnung zur Durchführung 
des Geſetzes über Arbeitsvermittlung, Berufs 
beratung und Lebritellenvermittlung vom 
26.November 1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 1361), 

3. $2 Abj.5 und $ 3 Abſ. 3 der Vorſchriften zur 
Durchführung der gewerbsmäßigen Arbeitd- 
vermittlung vom30.NovemberTg38 1 Deutjcher 1935 


Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 280); Zoo» 
ag 6« — * 180 s , ze * 
4. 82 Abſ. 2 und 3 der Verordnung über die Ein- * 


gliederung der Landesarbeitsämter und Ar— 
beitsämter in die Reichsanſtalt für Arbeitsver— 
mittlung und Arbeitsloſenverſicherung und über 
die Negelung des Arbeitseinfages im Lande 
Öfterreich vom 20. Mai 1938 (Reichsgeſetzbl.J 
S. 591); 

5. 82 Abi. 2 der Verordnung über den Arbeits: 
einfat in den fudetendeutjchen Gebieten vom 
97. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1514) 

6. 82 der Verordnung Über die Geltung jozialen 
Reichsrechts im Memelland vom 19. April 
1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 857). 


Der Reichsarbeitsminiſter 
An Vertretung 
Dr. Syrup 
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Berihfiqungen 


I. Die Verordnung zur Anderung der Erften, Smweiten, Dritten, Vierten, Sechſten, Siebenten, Achten und 
Neunten Durcchführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz vom 1. September 1939 (Reichögefetbl. I ©. 1626) 
wird wie folgt berichtigt: 

1. Sinter Nr. 17 Buchft. a wird folgender Buchſt. b eingefügt: 

„b) Im $22 Abſ. 4 Sat 2 ift ftatt „g12 Ab. 3” „S12 Abi. 1 zu jeßen, 
Die biöherige Nr. 17 Buchft. b wird Nr. 17 Bucht. e.“ 

2, Nr. 18 Bucht. a erhält folgenden Satz 3: 

„Statt „F13 Ubf. 2 und 3 ift „S 13 Abſ. 3 umd 4, ftatt „„S 15 Abf.1, 3 und 4 „S 15 Abſ. 1, 3, 4 und 5% 
zu ſetzen.“ 
II. Die Erſte Durchführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz in der Faſſung vom 1. September 1939 (NeichS- 
gejegbl. I ©. 1631) wird wie folgt berichtigt: 
1. Im 82 Abſ. 3 Sat 3 am Anfang muß e8 ftatt „bei dem’ richtig heißen: „bei den’, 
2. Im $ 10 Abſ. 4 Seile 1 muß es ftatt „zu a und b4 richtig heißen: „Nrn. 1 und 2%, 
3. Im $ 22 Abf. 1 Sat 1 muß es ftatt „für die in Betracht kommenden Luftihugmaßnahmen‘ richtig heißen: 
„für fie in Betracht fommenden Luftſchutzmaßnahmen“. 

4. Im $ 22 Abſ. 4 Sat 2 muß es ftatt „S 12 Abſ. 34 richtig heißen: „$ 12 Ubi. 1. 

5. Im 8 23 Abſ. 1 muß es ftatt „S 13 Abf. 2 und 3% und ftatt „„$ 15 Abf. 1, 3 und 4 richtig heißen: „F 13 
Abi. 3 und 4” „Sg 15 Ubi. 1,3, 4 und 5, 





III. Die Zehnte Durchführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz (Luftihusmäßiges Verhalten bei Luftan- 
ariffen und Luftichugübungen) vom 1. September 1939 (rReichsgeſetzbl. I ©. 1570) wird wie folgt berichtigt: 


1. Im $2 Abſ. 2 Nr. 14 Sab 2 muß es ftatt „Straßentreuzungen frei zu halten‘ richtig heißen: „Straßen- 
freuzungen find freizuhalten“. 


2. Img 3 Ab. 2 Nr. 3 muß es flatt „F2Abſ. 2 Nr. 2 Buchft. e“ richtig heißen: „Ss 2 Abf. 2 Nr. 2 Buchit. b“. 
Berlin, den 13. September 1939. 


Der Reihsminifter der Quftfahrt 
und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
Am Auftrag 
Großkreutz 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint in zwei geſouderten Teilen — Teill und Tell — 

Fortlaufender Bezug nur durch die Poſt. Bejugspreis vierteljährlich für Teil I = 2,90 .AA, für Teil I = 2,50 AM. 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer mur vom Neichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorfiftiraße Nr. 4 
(Sernipreher: 429205 — Poſtſcheckkonto: Berlin 96200). Eimzelnummern werden nach dem Imfang berechnet, 
Preis für den ahtfeitigen Bogen 15.4%/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10 Ar, ansfchließlich der Noſidruckſachengebühr. 
Bei gröferen Beftellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 

Herausgegeben vom Neichsminifterium Des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Polizeiverordnung 
iiber die Abgabe von Jod und ſeinen Zubereitungen in den Apothelen. 


Bom 13. September 1939. 


Gemäß 81 der Verordnung über Polizeiverord⸗ 
nungen der Reichsminiſter vom 14. November 1938 
Reichsgeſetzbl. I S. 1582) wird für das Reid) folgende 
Dolizeiverordnung erlaffen: 


S1 
Jod (Jodum) und feine Zubereitungen, 3. B. Jod- 
tinftur (Tinetura Jodi), Dürfen in den Apotheken nur 
auf jedesmal erneute, jchriftliche, mit Datum und Un- 
terfchrift verfehene Anweiſung (Rezept) eines Arztes, 
Zahnarztes oder Tierarztes — in letterem alle jedod) 
nur zum Gebraud) in der Tierbeiltunde — abgegeben 
werden. 
2 
Die landesrechtlihen Vorſchriften über die Abgabe 


ſtark wirkender Arzneimittel ſowie Beichaffenheit und ı 


Berlin, den 13. September 1939. 


Bezeichnung der Arzneigläfer und Standaefähe in den 
Apotheken. treten, joweit fie die Abgabe von od und 
jeinen QJubereitungen in ben Apotheken betreffen, 
hiermit außer Kraft. 


3 
Mer den Vorfehriften diefer Polizeiverordnung vor— 
ſätzlich oder fahrläffig zuwiberhandelt, wird mit Geld» 
ftrafe bis zu 150 Reichsmark, in bejonders ſchweren 
Fällen mit Haft bis zu jechs Mochen bejtraft. 


84 
Die Polizeiverordnung tritt mit der Verkündung in 
Kraft. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
In Vertretung 
Dr. Conti 


Reichsgeſetzbl. 1039 I 
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Berordnung über Blutplasına *). 





Bom 14. September 1939. 


Auf Grund des $5 Nr. 1 und 2 des Lebensmittel- 
gejeßes in der Faffung vom 17. Januar 1936 (Neiche- 
gejeßbl. I ©. 17) wird verordnet: 


81 
Blutplasma darf zur Verarbeitung als Lebensmittel 
nur aus dem Blut von Rindern, Schweinen, Schafen 
und Siegen bergeitellt werden. 


82 
6) Die Herſtellung von Blutplasma bedarf ber 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. 


(2) Nicht genehmigungspflichtig ift die Herftellung 
von Blutplasma aus dem im eigenen Betrieb gewon- 
nenen Blut für den Bedarf des Betriebes, 


Berlin, den 14. September 1939. 


3 
Die Anlagen zur Herftellung von Blutplasma, das 
an andere abgegeben werden foll, müfjjen den vom 
Reichsminifter des Innern zu beftimmenden Anforde 
rungen entiprechen. 


Bei der Serftellung von Blutplasma find Die vom 
Reichsminifter des Innern zu erlaffenden Richtlinien 
zu beachten. 

85 


Höhere Verwaltungsbehörde ift in Dreußen, Bayern 
und Sachfen der Negierungspräfident, in den Übrigen 
Ländern die oberfte Kandesbehörde. 

6 
Diefe Verordnung tritt am 1. Oktober 1939 in Kraft. 


Der Reihsminifter des Innern 
= In Vertretung 


Pfundtner 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag 


Narten 


*) Betrifft nicht die Dſtmart und den Reichsgau Sudetenland. 





Verordnung zur Sicherung der Sireditverjorgung 
in dem von den dentichen Truppen bejesten Gebiet der Republit Polen 
und dem Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig. 


Bom 14. September 1939, 


Der Minifterrat für die Reichsverteidigung verordnet 
mit Geſetzeskraft: 


* 
* 


N 

Der Reichsminifter der Ninanzen wird ermächtigt, 
zur Sicherung der allgemeinen Ktreditverforgung und 
zur Körderung des Wirtichaftslebens in dem von den 
deutichen Truppen bejeßten Gebiet der Republik Polen 
und dem Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 


Berlin, den 14. September 1939. 


Garantien bis zum Höchitbetrage von 200 Millionen 
Reichsmark zu übernehmen. 


$ 2 
Der Reichswirtſchaftsminiſter erläßt im Einver- 
nehmen mit dem Neichsminifter der Finanzen die zur 
Durchführung diefer Verordnung erforderlichen Rechts— 
und Verwaltungsvorichriften. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die NeichSverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtjchaft 


- Walther Funk 


Der Neichsminifter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 





—VIä 
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Erſte Durchführungsverordnung zur Notdienjtverordnnung. 
Vom 15. September 1939. 


Auf Grund des $ 7 Abf. 1 der Dritten Verordnung 
zur Sicherftellung des Kräftebedarfs für Aufgaben 
von befonderer ftaatspolitifcher Bedeutung (Notdienit- 
verordnung) vom 15. Oftober 1938 Reichsgeſetzbl. 1 
S. 1441) wird folgendes verordnet: 


81 
Heranziehung von Notdienſtpflichtigen 


(1) Notdienſtpflichtige find durch ſchriftliche Auf— 
forderung zur Dienſtleiſtung heranzuziehen. In 
dringenden Fällen können ſie auch in anderer Weiſe 
(mündlich, durch Zeichen oder Funkſpruch) heran— 
gezogen werden; die Aufforderung iſt jedoch ſchriftlich 
zu beftätigen, fomeit es fich nicht um Dienftleiftungen 
unbedeutender Art und geringen Umfangs handelt. 

(2) Sollen Notdienitpflichtige, die in einem Arbeits- 
oder Dienitverhältnig fteben, während ihrer Arbeits— 
zeit zu Dienftleiftungen herangezogen werden, jo it 
die Anforderung, foweit möglid, an den Gefolg- 
ichaftsführer oder deſſen Beauftragten zu richten. 
Nach Möglichkeit ift Diefen Gelegenheit zu geben, 
geeignete Kräfte vorzuichlagen. 

(3) At die Heranziehung zum Notdienst nicht auf 
diefem Wege erfolgt, fo hat der zum Notdienft heran- 
gezogene Notdienftpflichtige, wenn er in einem Arbeits- 
oder Dienftverhältnis ſteht, ſeinem Gefolgichafts- 
führer von der Heranziehung unverzüglich Kenntnis 
zu geben. 

82 


Zuweiſung von Notdienſtpflichtigen 


(1) Diejenigen Behörden, die nad $ 2 der Not— 
dienftverordnung das Recht erhalten, Notdienit- 
pflichtige zu Dienftleifttungen bevanzuzieben, können 
die angeforderten Notdienftpflidtigen Dritten zur 
Dienftleiftung zuweilen. Sie fünnen diefe Zuweiſung 
an Bedingungen und Auflagen knüpfen oder von 
beitimmten Vorausſetzungen abhängig maden. 

(2) Der Dienftieiftunagsempfänger ift, auch wenn 
ein Arbeitsvertrag nicht begründet wird, zu den 
Leitungen (Handlungen, Duldungen und Unter- 
laſſungen) verpflichtet, die erforderlich find, um Die 
Dienftleiftung zu eumöglichen. Außerdem ift ex zur 
Erfüllung der Bedingungen und Auflagen verpflichtet, 
die ibm nach Abf. 1 auferleat werden, 

(3) Wird der Notdienitpflichtige einer Behörde 
oder einer Dienftitelle der Wehrmadt oder des Reichs— 
arbeitsdienftes zur Dienftleiftung überwiejen, jo geht 
damit auf Diele Stelle auch das Necht zur Yöfuna 
des Beſchäftigungsverhältniſſes im Notdienft (S 3 
Abi. 3 der Notdienitverordnung) über. Die Löſung 
des Notdienitverbältniffes ift der Behörde, die den 
Notdienftpflichtigen zugewieſen bat, mitzuteilen. 


83 
Befreiung von Notdienſtleiſtungen 
Sum Notdienſt find nicht heranzuziehen 
l. Perſonen unter 15 Jahren und über 70 Jahre, 
2. Mütter von Kindern unter 15 Jahren, Die 
mit ihnen in häuslicher Gemeinfchaft leben, 
jomweit die Dienftleiftungen mit den Pflichten 
Der Mütter gegenüber ihren Kindern nicht 
vereinbar find, 


3. Schwangere vom jechiten Monat der Schwanger: 
ichaft an bis zwei Monate nad) der Niederfunft, 
4. arbeitsunfähige Perſonen. 


84 
Sondervorſchriften für die Heranziehung 
beſtimmter Perſonengruppen 

(1) Als hauptberuflich im Geſundheitsweſen tätig 
im Sinne des SA der Notdienſtverordnung haben Ärzte, 
Sabnärzte, Tierärzte, Apotheker, Dentiſten, Heilprakti— 
fer, Hebammen, Krantenfchweitern und -pfleger, Säug- 
lings- und Kleinfinderfchweitern und »pflegerinnen, 
technifche Aſſiſtentinnen und Affiftenten (Nöntgen- und 
Laboratoriumsaffiitentinnen und -affiftenten) an medi- 
zinischen und veterinär-mediziniſchen Änftituten, Diät- 
alfiftenten und »affiftentinnen, Diätküchenleiter und 
leiterinnen, Maffeure und Mafjeurinnen, Yaboranten 
im Gejundbeitäweien, Zahntechniker, Geſundheits— 
aufjebher, pfleger und -walter, Volföpfleger und Volks— 
pflegerinnen (joweit Gejundheitsfürjorger und für— 
jorgerinnen), Desinfeftoren, Fleiſchbeſchauer und Tri- 
chinenichauer zu gelten, wenn fie dieje Tätigkeit im 
Hauptberuf ausüben, 

(2) Den im $4 Abſ. 2 der Notdienfiwerordnung 
aufgeführten, im öffentlichen Dienst beſchäftigten Not- 
dienftpflichtigen ftehen Die Angejtellten und Arbeiter 
der wehrmachteigenen und der reichsarbeitsdienft- 
eigenen Betriebe, die Leiter und Sachbearbeiter der 
Merfluftichug-Betreuungsorganifationen der Reichs— 
aruppe nduftrie und die bauptamtlichen Amtsträger 
des Neichsluftichußbundes gleich. 

85 
Härteausgleich 


In den Fällen, in denen Die Bezablung des Arbeits— 
entgelt3 oder der fonitigen Bezüge auf Grund des $ 5 
Abſ. 2 der Notdienftverordnung für den betreffenden 
Betrieb zu einer füblbaren Störung der Betriebs— 
bilanz führen jollte, fann vom Neichsminijter des 
Innern im Einvernehmen mit dem Neichsminiiter 
der Finanzen ein Härteausgleich bewilligt werden. 
Diefe Stellen regeln zugleid, aus welden Mitteln 
der Ausgleich vergütet wird und wen er endaultig 
zur Laſt fallt. 

86 
Pflicht zur Verſchwiegenheit 

Uber die bei Inanſpruchnahme oder in Erfüllung 
der Notdienftpflicht in Erfahrung gebrachten Ange 
legenheiten, deren Bekanntwerden das Wohl des 
Neichs gefährden oder die berechtiaten Belange der 
Betroffenen ſchädigen würde oder deren Geheimhal— 
tung vorgeichrieben ift, haben ſowohl die Notdienit- 
pflichtigen wie auch die Empfänger von Notdienit- 
leiftungen Verichwiegenbeit zu beobadıten, auch nad)- 
dem das Beichäftigungsverhältnis im Notdienft auf- 
gelöft iſt. 

7 
Sicherung des Lebensbedarfs 

(1) Der Neihaminifter des Innern regelt im Be 
nebmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen Die 
Sicherſtellung des Yebensbedarf3 der zu Notdienit: 
leiftungen berangezogenen Notdienitpflichtigen und 
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fetst zu dieſem Zweck Vergütungsſätze für Notdienit- 
pflichtige feſt. Für befondere von ibm zu beftimmende 
Fälle kann er die Regelung der Sicherftellung des 
Lebensbedarfs und die Feſtſetzung abweichender Ver— 
gütungsſätze andern Behörden übertragen. Die Auf— 
wendungen, die durch die Sicherſtellung des Lebens— 
bedarfs, insbeſondere durch die Gewährung der feſt— 
geſetzten Vergütung entſtehen, trägt bei Zuweiſung 
von Notdienſtpflichtigen an einen Dritten dieſer. 

(2) Für Beamte, die im lanagfriftigen Motdienit 
beichäftigt werden, kann die zuftändige oberſte Dienit- 
behörde nad) näherer Bestimmung des Reichsminiſters 
des Innern anordnen, daß ihre Dienſtbezüge bis zur 
Höhe der im Notdienſt gewährten Vergütung ganz 
oder teilweiſe einbehalten werden. Das gleiche gilt 
für Reichsarbeitsdienſtführer und Reichsarbeitsdienſt— 
führerinnen. 

(3) Die Beſchäftigung von Warte oder Ruheſtands— 
beamten und fonftigen Verforqungsberechtigten im 
lanafriftigen Notdienst gilt ald „Verwendung im 
öffentlichen Dienft” im Sinne des $ 127 des Deut: 
schen Beamtengefehed (DVG) vom 26. "Januar 1937 
Reichsgeſetzbl. I ©. 39) und der entinrechenden ſon— 
ftigen Vorjchriften. 

SE 
Familienunterftüsung 

Die Angehörigen des zu Dienftleiftungen auf Grund 
der Notdienftverordnung herangezogenen Notdienft- 
pflichtigen erhalten Familienunterſtützung nach Maß- 
gabe des $ 30 Abſ. 1 Nr. 2 der Yamilienunter- 
ftügungs-Durhführungsverordnung vom 11. Juli 
1939 (Neichsaejeßbl. I ©. 1225). 


89 
Verjoraung 

(1) Erleidet ein Notdienftpflichtiger eine Notdienft- 
beſchädigung, jo wird ihm und jeinen Hinterbliebenen 
auf Antrag Fürſorge und Verforgung nach Maßgabe 
der Werordnung über die Entihädigung von 
Verfonenihäden (‚Verfonenihädenverordnung) vom 
1. September 1939 (Neichsgefeßbl. I ©. 1623) ge 
währt. 


Berlin, den 15. September 1939. 


(2) Notdienitbeichädiaung liegt vor, wenn ein 
Körperichaden infolge des Notdienftes eingetreten ift. 

(3) At ein Körperichaden, der ala Notdienft- 
beihädiqung nicht anerkannt ift, durd) den Notdienft 
verichlimmert worden, fo gilt die VBerichlimmerung 
als Notdienftbeichädiqung. 

(4) Notdienftbeihädigung liegt nicht vor, wenn 
ein Körperſchaden durch den Beſchädigten vorſätzlich 
herbeigeführt worden iſt. 


810 
Entſchädigung bei Sachleiſtungen 

(1) Soweit dem Eigentümer oder Beſitzer von 
Sachen, die ein Notdienitpflichtiger gemäß $ 1 Abi. 5 
der Notdienftverordnung verwendet, oder Die zur 
Ausübung des Notdienftes unentbehrlid) find, infolge 
diefer Verwendung ein wirtichaftliher Schaden ent- 
ſteht, deſſen Tragung ihm billigerweife nicht zu— 
gemutet werden fann, iſt er von dem Dienſtleiſtungs— 
empfänger angemefjen zu entichädigen, 

(2) Bei Meinungeverfchiedenheiten über die Ent- 
ſchaͤdigung wird diefe von derjenigen Behörde feſt— 
geſetzt, die den Notdienitpflichtigen zur Dienftleiitung 
heranaszoaen bat. Für das Beichwerdeverfahren 
gelten die Beitimmungen des $ 6 der Notdienfiver- 
ordnung mit dev Maßgabe, daß die Reichwerde auf: 
ichiebende Wirkung bat. 


811 
Strafbeſtimmungen 
Wer einer Heranziehung zu kurzfriſtigem Not— 
dienſt nicht Folge leiſtet, kann in leichteren Fällen 
ſtatt nach Abſchnitt II der Zweiten Verordnung zur 
Durchführung des Vierjahresplans vom >. November 
1936 (NReichagefeßbl. I ©. 936) mit Haft oder Geld— 
ſtrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark beſtraft 
werden. 
812 
Inkrafttreten 
der Durchhführungsverordnung 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 26. Au— 
guſt 1939 in Kraft. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
Frick 


Bekanntmachung 
zur Durchführung des Brieftaubengeſetzes. 
Vom 12. September 1939. 

Auf Grund des $11 des Rrieftaubengefeßes vom 
1. Oktober 1938 (Neichsgejegbl. I ©. 1335) wird im 
Einvernehmen mit dem Dberfommando der Wehr- 
macht und dem Reichsminiſter für Ernährung und 
Landwirtichaft feitgeitellt: 

Tümmlertauben find zur Nachrichtenübermittlung 

geeignet. 


Berlin, den 12. September 1939. - 


DerNeihsminifter des Innern 
Im Auftrag 
Heydrich 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berl 


Berichtigung 


im $5 der Verordnung über die Öffentliche Bewirt— 
ihaftung von Milk, Milderzeugniffen, Olen und 
Fetten vom 7. September 1939 6(eichsgeſetzbl. I 
S. 1719) ift im Abſ. 1 zwifchen den Worten „Schmalz, 
und „Speifetalg”’ einzufügen „Speck,“. 


Rerlin, den 13. September 1939. 


Der Reichsminiſter 
für Ernährungund Landwirtſchaft 
m Auftrag 


Narten 
































H5140-0755 















Reichsgefeßblatt ” 


Teil I 


Ausgegeben zu Berlin, den 18. September 1939 


Tag Inhalt Seite 
15.9.39 Verordnung über die Wehrbezirkseinteilung für da8 Deutſche Reid) ....- 1777 





Berordnung über die Wehrbezirkseinteilung jür das Dentjche Neid). 
Bom 15. Sehtember 1939. 


Auf Grund des $ 37 Abſ. 2 des Wehrgejeges vom 21. Mai 1935 (Reichsgefeßbl. I ©. 609) und bed Erlaſſes 
des Führers und Reichskanzlers vom 22. Mai 1935 über die Übertragung des Verordnungsrechts nach dem 
Wehrgeſetz (Reichsgeſetzbl. I ©. 615) wird verordnet: 


81 
(1) Die „Wehrbezirkseinteilung für das Deutfche Reich” in der Faffung ber Verordnung über die Wehr- 
bezirkseinteilung für das Deutjche Reid) vom 5. Oktober 1937 (Reichsgeſetzbl. I S. 1057) verliert mit Ablauf 
des 19. September 1939 ihre Gültigteit. 
(2) An ihre Stelle tritt mit Wirkung vom 20. September 1939 die „Wehrbezirkseinteilung für da8 Deutſche 
Reich” als Anlage diefer Verordnung. 2 


IE Die Wehrbezirkseinteilung für das Deutjche Reich bildet die Grundlage für das Zufammenwirten ber 
PA Mehrmacht mit den Werwaltungsbehörden im Wehrerſatzweſen. 


83 

(1) Gebietsausfchlüffe (Exklaven) der Stadt- oder Landkreife find in der Wehrbezirkseinteilung den Stadt- 
oder Landkreiſen zugeteilt, von denen fie ganz ober zum größeren Teil umfchloffen werden. “Die Gebiets⸗ 
ausſchlüſſe ſind daher auch bei dieſen Kreiſen aufgeführt. 

(2) Als Gebietsausſchluß gilt jeder Zeil eines Stadt- oder Landkreifes, der mit dem Hauptteil des Kreiſes 
räumlich nicht unmittelbar verbunden iſt. 

(8) Jeder Stadtkreis, jeder Verwaltungsbezirk einer Großftadt und jeber Landkreis mit den in der Wehr- 
bezirtseinteilung zugeteilten und ohne die abgetrennten Gebietsausſchlüſſe bildet einen Muſterungsbezirk. 

(4) In jedem Mufterungsbezirk find ohne Rückſicht auf die fonftige Zuftändigkeit nur eine KRreispolizeibehörde 
fowie deren höhere Verwaltungsbehörden zuftändig. 

(5) Kreispolizeibehörde im Sinne des Abſ. 4 ift, fofern nicht im der Mehrbezirkseinteilung eine Behörde ber 
ftaatlihen Volizeiverrvaltung ausdrücklich als Kreispolizeibehörde aufgeführt ift, 


für jeden Stadtkreiß ...... .......4****** der Oberbürgermeifter, 
für jeden Landkreis .............442******* der Landrat, 

für jeden Verwaltungsbezirk der Stadt Berlin.......- der Polizeipräfident, 
für jeden Volizeiabfchnitt der Stadt Hamburg ...... der Volizeipräfident, 
für jedes Polizeiamt der Stadt Wien ............+- der Volizeipräfident. 


Im Proteftotat Böhmen und Mähren nimmt für jeden Oberlandratsbezirt der Oberlandrat die Aufgaben 
der Rreispolizeibehörde wahr. 


Berlin, den 15. September 1939. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick | 
Reichögefepbl. 1939 I 


l I 











INNININ 


5140-0756 | 



































































‚u A TT7 77 
H5140.0757 
Anlage 
Wehrbezirkseinteilung für das Deutſche Reich 
Gültig ab 20. September 1939 
E Wehr⸗ J Werbe Wehr⸗ 
= | erlabbezirf Wehrbezirt meldebezirf Mufterungsbezirk Reai Land 
* Er 2a ezir 
EI Wehr Wehr Wehr- Kreispoligeibehörde * Reichög.u 
2 jerfasinfpettion Hbezirtstommandodt meldeamt * 
J — RT 4 A B 9 
I Königsberg J Königsberg Königsberg 11 Stadtkr. Königsberg (Br) Königsberg | DOftpreußen Preußen 
(Pr) (Pr) I (Pr) 1 - Bol.» Präj. - (Pr) 
Königsberg Königsberg 2] Landkr. Samland 
(Pr) II (Pr) 2 
Labiau » Labiau 
Gumbinnen Gumbinnen 41 Landkir. Gumbinnen Gumbinnen 
Goldap » Goldap 
Ebenrode » Ebenrode 
Schloßberg » Schloßberg (Dftpr.) 
are) enge Data — EA ar Se BEE 
Tilſit Tilſit 81 Stadtkr. Tilſit — PolDir. — 
91 Landkr. Tilſit⸗Ragnit 
Heinrichsiwalde] 10 »Elchniederung 
Memel 111 Stadtkr. Memel 
121 Landkr. Memel 
13 «HSeuydekrug 
Inſterburg Inſterburg 141 Stadtkr. Inſterburg 
151 Landkr. Inſterburg 
Angerapp 16 Angerapp 
Wehlau 17 Wehlau Königsberg 
Be‘ re. a, TERRA WONREGIU TAN — (Br) 
Allenſtein Allenſtein Allenſtein 181 Stadtkr. Allenſtein Allenſtein 
191 Landkr. Allenſtein 
Neidenburg 20 »Neidenburg 
Bilchofsburg Biſchofsburg 211 Landkr. Rößel 
Ortelsburg 22 » Drtelöburg 
Sensburg 23 » Sensburg 
Löhen Lötzen 241 Landkr. Lötzen 
Johannisburg 25 »Johannisburg 
Lyck 26 »Lyck 
Angerburg Angerburg 271 Landkr. Angerburg Gumbinnen 
Treuburg 28 »Treuburg 
Raſtenburg Raſtenburg 291 Landkr. Raſtenburg Königsberg 
Gerdauen 30 » Gerdauen (Pr) 
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E Wehr- — ge Wehr⸗ 

2 | = 4° erfaßbegirk Webrbegir melbebezirt 

a & Mehr» Wehr⸗ Wehr⸗ 








meldeamt 





Noch Noch 
I Allenitein 





Bartenitein 
(Ditpr.) 
Heilsberg 


Bartenitein 
(Dftpr.) 









Elbing Elbing 


Preußiſch 
Holland 





Braunsberg 
(Dftpr.) 


Braunsberg 
(Oſtpr.) 
Heiligenbeil 


Preußiſch 





Marienburg 
(Weſtpr.) 


Marienburg 
(Weſtpr.) 


Marienwerder 


Roſenberg 
(Weſtpr.) 
Mohrungen Mohrungen 
Oſterode 
(Ditpr.) 


—- 


II | Köslin Stolp 


Lauenburg 
(Bom.) 


Rummelsburg 
(Bom.) 


Köslin 


Köslin 


Belgard 
(Berjante) 


Schlawe 


Eylauf 














(Bom.) — 


Kolberg Kolberg 

Labes 

Greifenberg 
(Pom.) 


Neuſtettin Neuſtettin 


Schlochau 


Deutſch 


Krone 
Flatow 
Schneidemühl 


Dramburg 


621 Stadtkr. 








Nr. 180 — Tag der Ausgabe: 18. September 1939 1779 
Mufterungsbezirk ; 
u Provinʒ 
Kreispolizeibehörde 
Nr. m ö 
re Ka, BE re A 9 
3 Landkr. Bartenftein (Dfipr.) — Oſtpreußen 
3x) 
32 » Heilsberg 
33] Stadtkr. Elbing — Pol.Präſ. - I Weftpreußen 
34] Landfr. Elbing BR: Naeh 
35 » Preußiih Holland Königsberg 
EN A: (Pr) 
36] Landkr. Braunsberg (Dftpr.) 
37 » Seiligenbeil 
38 » Preußiſch Eylau 
39] Landkre. Marienburg (Weitpr.) Wejtpreußen 
» Stuhm 
41 » Marieniverder 
42 » Noſenberg (Weltpr.) 
43] Landkr. Mohrungen Königsberg 
Be 
44 » Dfterode (Dftpr.) Allenftein 
45] Stadtkr. Stolp Köslin Pommern 
46] Landkr. Stolp 
47 » Lauenburg (Pom.) 
48 » Rummelsburg (Bom.) 
49 » Bütomw 
50 Stadtkr. Köslin 
511 Landkr. Köslin 
52 » Belgard (Berjante) 
53 » Schlawe (Bom.) 
54] Stadtkr. Kolberg 
55] Landkr. Kolberg-Rörlin 
56 » Regenwalde 
57 » Greifenberg (Pom.) 
58] Landkr. Neuftettin Grenzmaͤrk 
” Bojen-Weft- 
59 » Scylochau preußen 
601 Landkr. Deutich Krone 
61 » Flatow 


Schneidemühl - Bol.-Dir. — 


63] Netzekreis 


64] Landkr. 


Dramburg 


III 














| 





Land 
b;w. 
Reichsgau 





10 


Preußen 
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Wehrkreis 
| Mehrkreistommando 





Mod) 
II 
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Mehr- 
erſahbbezirk 
Wehr⸗ 
erſahzinſpektion 


2 


Noch 
Köslin 


Stettin 


— — — — 


Schwerin 
(Meckl.) 


Wehrbezirk 


| Mehr: 
bezirtöfommando 





Woldenberg 
(Neum.) 


Gtettin II 


Smwinemünde 


—— e e — 


Stargard 
(Bom.) 


Greifswald 


Stralfund 


Schwerin 
(Meckl.) 


Roſtock 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil J 












Wehr⸗ 
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Wehr⸗ 
















meldeamt Nr. 
Su 
WBoldenberg 65 
(Reum.) 
Arnswalde 66 


Soldin 





Gtettin 2 


Greifenhagen | 70 
Prenzlau 71 
Swinemünbe | 72 








Gammin 73 
(Pom.) 
Paſewalk 74 
Stargard 75 
(Pom.) 

76 

Pyrib 77 

Naugard 78 

Greifswald 79 

80 

81 

Demmin 82 

Stralfund 83 

34 

85 

Bergen 86 
(Rügen) 

Schwerin 87 

(Meckl.) 88 

Wismar 89 

90 

91 

Noftod 92 

| 93 

Guſtrow 94 


55 Landkr. Güſtrow 




















Landkr. Schwerin (Meckl.) 
Stadtkr. Wismar 
Landkr. Wismar 

» Schönberg 


Stadtkr. Roſtock — Pol.Präſ. - 
Landkr. Roſtock 
Stadtkr. Güſtrow 


Malchin 


| 








Mufterungäbezirk Land : E 
a Provinz baw. = : 
Kreispolizeibehörde —* Reichsgau J 
Siehe — 
ET — — — Nr. 
6 7 i) 9 10 Mod 
u 
Rande. Friedeberg (Neum.) Grenzmart | Bommern Preußen 
i Pojen-Weft- 
Arnswalde [ ——— 
Soldin Frankfurt Mark 
(Oder) Brandenburg 
Stadtkr. Stettin — Pol.Präſ. - Stettin | Pommern 
Landkr. Randow J 
Greifenhagen 
Prenzlau Potsdam Mark 
Brandenburg 
Landkr. Ujedom-Wollin Stettin Pommern 
Cammin (Bom.) 
Ueckermünde 
Stadtkr. Stargard (Pom.) 
Landkr. Saabig 
»Vupyrih 
» Naugard 
Stadtkr. Greifswald 
Landkr. Greifswald 
» Anklam 
» Demmin 
Stadtkr. Straljund 
Landkr. Franzburg-Barth 
» Grimmen 
» Nügen 
Stadtfr. Schwerin (Meckl.) Medlenburn 
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meldeamt 


2 

ẽ Wehr— n Wehr— 

= —* Wehrbezirk je 

= | erjagbezirt meldebezirf 
4 FE Mehr: Mehr, Mehr: 


erſatzinſpektion Abezirtstommandı 


— 


> 
— 


— 


— 


Noch Noch 
1 Schwerin Barchim Parchim 
Hagenow 
Neuſtrelitz Neuſtrelitz 


Waren 


— — 





111 Berlin- 


Neinidendorf 


Berlin Berlin I 
Berlin 
Wedding 


Berlin II Berlin- 


Pankow 
Berlin-Brenz- 
lauer Berg 


Berlin III Berlin- 
Weißenſee 

Berlin- 
Lichtenberg 


Berlin IV Berlin- 
Horit Weſſel 

Berlin- 
Treptow 


Berlin» 
Köpenid 


Berlin- 
Neukölln 


Berlin V 


Berlin VI Berlin-Mitte 


Berlin- 
Tiergarten 


I Berlin VIL Berlin- 
Kreuzberg 

Berlin- 
Tempelhof 


Berlin VIIL 


Berlin- 
Schöneberg 

Berlin» 
Steglitz 


Berlin IX Berlin 


Wilmersdorf 
Berlin- 
Behlendorf 


— — — — — 


NIMM 
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Verw.-Bez. 


111] Verw.Bez. 


112 


Verw.Bez. 


2 


Beriv.-Bez. 


117] Berw.-Be;. 


118 


119 
120 


Mufterungsbezixk 


Kreispolizeibehörde 


97) Landfr. Barchim 
98 » Ludwigsluſt 
99 Hagenow 
1001 Stadttr. Neuſtrelitz 
101] Landkr. Stargard 
102 Waren 
103] Beriw.-Bez. Neinidendorf 

— Bol. Präl. Berlin — 
104 5 Wedding 

— Pol.Präſ. Berlin - 
105] Beriw.-Bez. Pankow 

— Bol. Präl. Berlin - 
106 » Prenzlauer Berg 

— Bol.-Präl. Berlin - 
107] Berw.-Bez. Weißenjee 

| — Bol.-Präj. Berlin - 

108 » Lichtenberg 

— Bol.-Präl. Berlin - 


Hort Weſſel 
— Bol.-Bräl. 


Treptow _ 
— Bol.-Bräl. 


Köpenid 
-— Bol.-Bräl. 
Neukölln 


— Bol.-Rräl. 


Mitte 
— Pol.Präſ. 


Tiergarten 


Kreuzberg 


— Bol.-Präl. 


Tempelhof 


— Bol.-Bräl. 


Schöneberg 


— Bol.-Präl. 


Steglitz 


— Pol.Präſ. 


Wilmersdorf 
— Pol.Präſ. 


Zehlendorf 


Pol.Präſ. 




























— Pol.Präſ. 
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Regierungs⸗ 
bezirk 


Berlin - 


Berlin - 


Derlin — 


Berlin - 


Berlin — 


Berlin - 


Berlin — 


Berlin — 


Berlin — 


Berlin — 


Berlin 


Berlin - 
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Land 

Provinz bzw. 
Reichsgau 

9 10 
Medlenburg 
Berlin Preußen 
453 
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ur 
M 


m 
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1782 


Mehr- 
u 


Wehrbezirk 


Wehr—⸗ Wehr—⸗ 
er ſatzinſpektio bezirksſkommando 





ER. A. ee Jahrgang 1939, Teil I 


Mehr- 
meldebezirk 





Wehr- 
meldeamt 








Nod) 
Berlin 


Berlin X 


Frankfurt 
(Oder) 


Frankfurt 
(Oder) 


Küſtrin 


Landsberg 
(Warthe) 


Croſſen (Oder 


Cottbus 


Potsdam I 


Botsdam 


Botsdam II 


Neuruppin 


Eberswalde 


4 


Berlin- 
Charlottenburg 


Berlin- 
rauen 


| Frankfurt 


(Oder) 
Seelow 
Küſtrin 
Ne ppen 


die lenzig 


Landsberg 
(Warthe) 


Schwerin 
(Warthe) 


Meſeritz 


Croſſen (Oder) 


Büllihau 


| Guben 


| Cottbus 


Spremberg 
(Niederlaufib) 


Sorau 
(Niederlaufiß) 


Potsdam 1 


Brandenburg 
(Havel) 


Belzig 
Potsdam 2 
Jüterbog 


Neuruppin 
Rathenow 


Nauen 


Eberswalde 


Angermünde 
Templin 


— — — — — — 





121 


Stadtkr. 












Muſterungsbezirk Regierungs⸗ — —* 
bezirk 
Kreispolizeibehörde Reichsgau 
Siehe 
Nr 
6 ee A 
VerwBez. Charlottenburg Berlin Preußen 
— Pol.Präſ. Berlin - 
Spandau 
— Bol. Pe. Berlin - 
Frankfurt (Ober) Frankfurt Mark 
- Bol.-Dir. - (Oder) Brandenburg 


Landkr. 


Landkr. 


Stadtkr. 


Landkr. 


Landkr. 


* 


Stadtkr. 


Landkr. 


Stadtkr. 


Landkr. 


» 


Stadtfr. 


Stadtkr. 


* 


Landkr. 


Landkr. 


Landkr. 
Stadtkr. 
Landkr. 


Stadtkr. 
Landkr. 


» 


Mejeriß 


Templin 





Lebus 

Königsberg (Neum.) 
Weſtſternberg 
Oſtſternberg 


Landsberg (Warthe) 


Landsberg (Warthe) 
Schwerin (Warthe) 


Croſſen (Oder) 
Züllichau⸗Schwiebus 
Guben 

Guben 

Lübben (Spreew.) 


Cottbus 


Cottbus 
Spremberg (Niederlaufiß) 


Sorau (Niederlaufib) 
Forſt (Laufib) 

Botsdam — Pol.-PBräl. - Potsdam 
Brandenburg (Davel) 


Zauch⸗Belzig 


Teltow 
Süterbog-Ludenwalde 


Nuppin 
Rathenow 
Weſthavelland 
Oſthavelland 


Eberswalde 
Oberbarnim 
Angermünde 


— —— — — — — — — 


II 





IINIMIII 
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— 








oO 
2 
ẽ Wehr⸗ 


Wehrbezirk 


Ierſabbezirk 


ei $ Wehr⸗ Wehr⸗ 
= Jerfaßinfpeftion Ibezirkkkommando 


N ch Noch 
Potsdam 


Luckau 
J(GNiederlauſitz) 









Bernau 
b. Berlin*) 





Berleberg 





Seipzig 1**) 


Seipsig T1®*) 


Le eipaig Ill 


Naumburg 
(Saale) 


Halle (Saale) 


Altenburg 


Eisleben 





*) Sib in Berlin. 





Nr. 180 — Tag der Ausgabe: 











Mehr- 
meldebezirk 
Wehr» 
meldeamt Mr. 

er 5 
Luckau 155 
(Niederlauſitz) 
Calau 156 
Bernau 157 

b. Berlin 
Beeskow 158 
Perleberg 159 

160 

Kyritz 161 


Leipzig 1**) * 


Leingig 2 29%) iz 


veipäig 3 163 
Naumburg 164 
(Saale) 

165 
Weißenfels 166 
Beiß 167 
168 
Halle (Saale) | 169 
170 


Merjeburg 171 





172 
Altenburg 173 
174 
Borna 175 
Eisleben 176 
177 
178 
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Mufterungsbezirk Land 
— Provinʒ ish 
neibebörb deichsgau 
Kreispolizeibehörde Siehe 
Nr 
| 6 — LT 8 Bu Harn — 
Landkr. Luckau (Niederlaufiß) Frankfurt Mark Preußen 
(Dder) Brandenburg 
»  Kalau 
Landkr. Niederbarnim Potsdam 
» Beeskow⸗Storkow 
Landkr. Weſtprignitz 
Stadtkr. Wittenberge 
Landkr. Oſtprignitz 
Leipzig Sachſen 
Stadtkr. Leipzig — Pol.Präſ. — 
Landkr. Leipsig 
Stadifr, Naumburg (Saale) Merfeburg Sachſen Preußen 
Weißenfels — Pol.Präſ. — 
Landkr. Weißenfels 
ohne 
Gem. Abtlöbnit 
»Niſchlitz 
» Mollſchütz 
Stadtkr. Zeitz — Pol.-Amt — 
Landkr. Zeitz 
Gem. Mumsdorf (Landkr. Alten» N y74 
burg, Thüringen) J 
Stadtkr. Halle (Saale) — Pol.Peäſ. — 
Saalfreis 
Sem. Löbnik a. Linde 757 
Stadtkr. Merjeburg — Pol. Amt — 
Landkr. Merjeburg 
Stadtkr. Altenburg — Pol.Amt — Thüringen 
Landkr. Altenburg 
ohne 
Gem. Mumsdorf 168 
Landkr. Borna Leipzig Sachſen 
Mansfelder Seekreis Merſeburg Sachſen Preußen 





Mansfelder Gebirgskreis 


Gem. Tilkerode (Kandkr. Ballen- N 
ſtedt, Anhalt) j 


Stadtfr. Eisleben 


**) Die Aufteilung der Wehrpflichtigen innerhalb der Wehrbezirke Leipzig I und Leipzig II ift aus dem Anhang (S. 1819) erſich tlich. 


Il 





III ; 





























II 
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Wehr⸗ 


Wehrbezirk meldebezirk 


Wehr— 
— 
Mehr- Wehr- 
erſatzinſpektion — 


Wehr⸗ 
meldeamt 


Le) 
Ft 
z 
Le} 
= 
= 
pn“ 
* 
= 
jr) 
— 
* 
* 
22 
per) 
u. 
3) 
— 


| 
t 


Mir 


3 


Noch 
Leipzig 


Noch) 


Bitterfeld Bitterfeld 


Torgau 


Grimma Srimma 


Delitzſch 
Wittenberg Wittenberg 


Oſchatz 


Döbeln Döbeln 







Rochlitz 


Dresden 





















Dresden 1*) Dresden 1%) * 
Dresden 11*) Dresden 2*9) u 
Dresden III Dresden 3 





Pirna Pirna 
Baugen Bauen 
Löbau 
Zittau Zittau 
Rumburg 
Kamenz Kamenz 


Hoyerswerda 


*) Die Aufteilung der 








Landkr. 


Landkr. 


Stadtkr. 


Landkr. 


Landkr. 
Stadtkr. 
Landkr. 


Stadtkr. 
Landke. 


Stadtkr. 


Stadtkr. 


Landkr. 
Stabifr. 


Wehrpflichtigen innerhalb der Wehrbezirke Dresden I und Dresden II ift aus dem Anhang (S 


Landkr. 


Stadtkr. 
Landkr. 


Stadtkr. 


Landkr. 


Stadtkr. 
Landkr. 


Landkr. 
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Mufterungsbezirk Regierungs- 


1 bezirt 
Kreispolizeibehörde 





Bitterfeld Merjeburg 


ohne 
Gem. Möft b. Schierau 
» Pöſigk 
» Vriorau 757 
» Repau 
Schierau 
Delibich 


— — — — — — 


Wittenberg — Pol.Dir. — 
Wittenberg 

Schweinitz 

Torgau 





Grimma Leipzig 
Wurzen 


Oſchatz 


Döbeln 
Döbeln 
Rochlitz 
Mittweida 


Bresben- 


Dresden — Bol.-Prül. — Baugen 


Dresden 
Radebeul 
Freital 
Dippoldiswalde 


Bauen 
Bautzen 
Löbau 


Zittau 
Zittau 
Rumburg 
Warnsdorf 
Schluckenau 


Auſſig 


Dresden- 
Bautzen 


Kamenz 


Hoyerswerda Liegnitz 








— 
Ja 
Land E 
Provinz bzw. 3 E 
Reichsgau 
— 
Sachſen Preußen Nod 
IV 
Sachſen 
Sudetenland 
Sachſen 
Schleſien Preußen 


S. 1819 erſichtlich. 


1 


III 














1 





H5 140-0763 














2 
e 
ẽ Wehr- 
2 | E erſatzbezirk Wehrbezirk 
a E Wehr⸗ 
erſatzinſpeltion Ibezirksklommando 
— 
Noch Noch 


IV Dresden 


Großenhain 


Leitmeritz 


Reichenberg 


— — — — — — — 


Chemnik Freiberg 


Ehenmiß I 


Ehemnik II 


Annaberg 


Zwickau 


Auerbach 


td 


— — — — 


Plauen 


| | Neichögefebbl. 1039 I 












Auerbach 2371 Landkr. Auerbach 
Schwarzenbergl 238 » Schwarzenberg 
239] Stadtfr. Aue 
Plauen 240) Stadtkr. Plauen — Bol.-Bräf. - 
2411 Landfr. Blauen 
2421 Stadtkr. Reichenbach 
Oelsnitz 243] Landkr. Oelsnitz 


“eg 

















































Nr. 180 — Tag der Ausgabe: 18. September 1939 1785 
Mehr- us 
: : an 
— Muſterungsbezirk Regierungs- En u 
bezirk Reichsgau 
Wehr⸗ Kreispolizeibehörde Siehe ichsg 
meldeamt Mr Mr. 
FR rei 6 a nr FR] 7 r 8 Ba. 2 ae 
Meißen 209] Stadtkr. Meißen Dresden⸗ Sachſen 
2101 Landkr. Meißen Bautzen 
Großenhain 12111 Landkr. Großenhain 
212] Stadtfr. Rieſa 4 
Liebenwerba | 213] Landkr. Liebenwerda Merjeburg Sachjen Preußen 
Leitmeritz Landkr. Leitmeritz Auſſig Sudetenland 


» Dauba 
Stadtkr. Auffig — Pol.Präſ. - 
Landkr. Auſſig 


Auſſig 





Böhmiſch Landkr. Böhmiſch Leipa 
x » Deutich Gabel 


» Tetichen 


eipa 


Tetſchen 


Stadtkr. Reichenberg — Pol.Präſ. — 
Landkr. Reichenberg 

» Friedland 

» Sablonz a. d. Neiße 


Reichenberg 










Dresden- 
Bauten 


Stadtlr. Freiberg 
Landkr. Freiberg 


Freiberg Sachſen 





Chemnitz 1 227 


— — —— 


Stadtkr. Chemnitz — Pol.Präſ. — 


Chemnitz 





Chemnitz 2 228 
Sranfenberg | 229 


Landfr. Ehemnib 
» Flöha 





Annaberg 230 
Marienberg 231 
Stollberg 232 


Landfr. Annaberg 
Marienberg 
Stollberg 


u — —— — — — — — — — — 


Zwickau 233] Stadtkr. Zwickau — Pol.Präſ. - 
Landkr. Zwickau 
2351 Stadtkr. Werdau 


Crimmitſchau 


Zwickau 

















I 
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— — 


Wehr⸗ 
erſatzinſpektion 


2 


Noch 


Um 





| = | Shemmik 
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Mskrhoni Wehr- 
Wehrbezirt meldebezirk Mufterungsbezirk 
Wehr: Wehr⸗ Kreispolizeibehörde 
Ibezirkötonmando? meldeamt Nr. 
— — RE Dr — DE 
Glauchau 244] Landkr. Glauchau 
245] Stadtkr. Glauchau 
246 » Meerane 
Komotau 247] Landkr. Komotau 
Teplib- 248] Landkr. Teplik-Schönau 
Schönau Echönau | 949 Dur 
Brür « 250 » Brür 
251 » Bilin 
252] Stadtkr. Ulm — Pol.Dir. — 
253] Landkr. Ulm 
Heidenheim 254 » Heidenheim 
Göppingen 25: » Göppingen 
Tübingen Tübingen Landfr. Tübingen 
Reutlingen » Reutlingen 
ohne 
Gem. Bronnen 
» Haufen a.d.Lauchert 
Mägerlingen 
Nürtingen Landkr. Nürtingen 
Ehingen Ehingen Landkr. Ehingen 
Münfingen » Münfingen 
» Biberach (Riß) 
Ravensburg Ravensburg Landkr. Ravensburg 
Friedrichs. » Friedrichshafen 
hajen Gem. Achberg (Landkr. Sigma- N og; 
ringen, Preußen) ) 
»  Melsreute (Landfr. Über- 1 275 
lingen, Baden) 
Landkr. Wangen 
Sigmaringen Landkr. Sigmaringen 
ohne 
Gem. Billafingen \ 967 
»  Langenenslingen 
» Achberg 263 
» Bürenthal 969 
» Beuron 
» Igelswies 976 


» Thalheim 


— — 





Regierungs⸗ 
bezirk 


Chemnitz 


Auſſig 


Sigmaringen 








Land 
Provinz bzw, 
Reichsgau 
10 
Sachſen 
Sudetenland 
Württemberg 
Hohen- Preußen 
zolleriiche 
Lande 


IM 














III 


H5 140-0765 
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Mehrtreiäfommands 


| W 


un 
as 
“ ——— 





| 
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— 
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Wehr- MWehr- 
erſatzbezirk Wehrbezitt meldebezirk Muſterungsbezirk 
Wehr⸗ Mehr- Mehr- Kreispolizeibehörde 
erfaßinfpektion bezirtstommando melbeamt 
2 Yasnes \\ 
Noch) Noch Noch 
Um Sigmaringen | Sigmaringen Wohnpl. Mühlhaufen 
(Gem. Gelget3- 
weiler) 2375 
» Zautenbronn 
(Gem. Gais- 
weiler) 
» Thiergarten 
(Gem. Bil- 276 
jingen) 
Gem. Bronnen (Landkr. 
SHauſen Reutlingen, | 957 
a.d. Lauchert Wirt» 
»Maägerkingen temberg) 
» Mangen (Landkr. 
Weiler Dichtenhauſen Über- 975 
(Gem, Burg- lingen, EB: 
weiler) Baden) 
Wohnpl. Wirnsweiler (Gem. Fried-N _ 
berg, Landkr. Saulgau, 267 
Württemberg) 
266] Landkr. Hechingen 
ohne 
Gem. Wilflingen 268 
Saulgau 267 » Saulgau R 
ohne 
Wohnpl. Wirnsweiler 
(Gem. Fried- 265 
berg) 
Gem. Billafingen 
» Langen⸗ 
enslingen 
Kondominate: (andlhr. 
Gem. Burgau Sigmaringen, 
Wohnpl. Warmthal Preußen) 
(Gem. 
Langen⸗ 
enslingen) 
Rottweil Rottweil Landkr. Rottweil 
Gem. Wilflingen (Landkr. 
Hechingen, Preußen) 
Tuttlingen Landkr. Tuttlingen 
ohne 
Weiler Bruderhof 
» Hohentwiel 
Gem. Bärenthal (Landfr. 
ü Sigmaringen, 
»  Beuron Breußen) 
Balingen Landfr. Balingen 
Donau- Donau⸗ Donaueſchingen 
eſchingen eſchingen 












» Villingen 






Konftanz — Landrat als 
ftaatl, Bolizeiverwalter - 











Konftanz Konftanz Stadtkr. 






Landkr. Konſtanz 
(Stadt 
uttlingen Oft 
Weiler Brubderhof Sandkr. "12 269 





Wiürttem- 


» Hohentiviel | Tuttlingen, 
berg) 




















1787 
Reai F Land 
egerungsJProvinz bzw, 
begixt Reichsgau 
a 10 1 
Gigmaringen]| Hohen— Preußen 
zollerifche 
Lande 
— Waurtlember⸗ 
Landes⸗ Baden 
lommijjär- 
bezirf 
Konſtanz 








UT 
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2 
Fi Wehr- 
J & | g erſatzbezirk 
El Mehr 
ı 8 erfatinfpektion 
A 
Noch Noch 
9 V Um 
Stuttgart 
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— 
Wehr- 2 
Wehrbegirt meldebezirk Muſterungsbegzirk Reai Land 4 
— "ee n Provinz bam. HE 
Wehr: Kreispoligeibehörde Reichägau Ei: 
bezirtötommandef meldeamt u 
— 
bi 20, en 10 * 
Noch | od 
Konftanz Überlingen , Überlingen Landes⸗ Baden Tv 
ohne fommifjär- 
bezirk 
Gem. Adelsreute Konſtanz 
» Wangen 
Weiler Dichtenhaujen 
(Sem. Burgmweiler) 
Wohnpl. Mühlhaufen 
(Sem, Selgets⸗ (Landkr. 
weiler) Sigma⸗ 
» Tautenbronn ringen, 
(Gem. Gais- WAREN 
mweiler) 
Landkr. Stodad) 
Gen. Igelswies 
» Thalheim (Landkr. 
Wohnpl. Thiergarten ug wei 
i 
(Gem. Vilſin⸗ 
gen) 
Freiburg Freiburg 2771 Stadtkr. Freiburg (Breisgau) Landes⸗ 
(Breisgau) (Breisgau) — Pol.Dir. - fommiflär- 
bezirt 
278] Landfr, Freiburg (Breisgau) Sreiburg 
279 »  Neuftabt (Breisgau) 
Emmendingen] 280 Emmendingen 
Lörrach) Lörrach 281] Landkr. Lörrach 
Müllheim 282 » Müllheim ef 
Waldshut 283 » Waldshut Landes⸗ 
kommiſſär⸗ 
284 Säckingen —*8* 
— — Konſtanz 
Gmünd Gmünd Landkr. Gmünd Württemberg 
Aalen » Aalen 
Hall Hall 2871 Landkr. Hall 
Backnang Backnang 
Heilbronn Heilbronn 2891 Stadtkr. Heilbronn — Pol. Dir. - 
2901 Landkr. Heilbronn 
Gem. Schluchtern (Landkr. Sins- 836 
heim, Baden) 
Ohringen 2911 Landkr. Ohringen 
Eßlingen Eßlingen Landkr. Eßlingen (Nedar) 
(Redar) Waiblingen » Waiblingen 





Ludwigsburg | Ludwigsburg Landkr. Ludwigsburg 


295 » Baihingen 


IIIſ 

















III 
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El Wehr a | Wehr: 
a > Wehrbezirk Land 
FE erſatzbezirk meldebezirk Muſterungsbezirk Regierungs⸗ — ann 
212 OR * ⸗ bezirk Reichsgau 
as Mehr- Wehr⸗ Wehr⸗ Kreispolizeibehörde 8 
? erſatzinſpettion Ibezirksſko mmando meldeamt 
er Er = ame 9 vw” 
ol No 
Y| Stuttgart | Stuttgart I*) Stuttgart 1*) | Württemberg 
x — 296 
Stuttgart I*) Stuttgart 2*) | 
Horb (Medar) | Horb (Nedar) 297 | Landkr. Horb (Nedar) 
Sreubdenftabt | 298 Freudenftadt 
a N, u 
Calw Calw 299 Calw 
Böblingen 300 Böblingen 
Leonberg 301 Leonberg 
Karlsruhe Karlsruhe 302| Stadtkr. Karlsruhe — Pol.Präſ. — Landes⸗ Baden 
3031 Landkr. Karlsruhe — 
Bruchſal 304 » Bruchjal Karlsruhe 
Pforzheim Pforzheim 305| Stadtkr. Pforzheim — Pol-Pir. - 
306] Landkr. Pforzheim 
Raſtatt Raſtatt 3071 Landkr. Raſtatt 
3081 Stadtkr. Baden-Baden — Pol.Dir.— 
Bühl 309] Landkr. Bühl 
Offenburg Offenburg 3101 Landkr. Offenburg Landes⸗ 
lommiſſär⸗ 
Da gl Kehl bezirk 
Lahr 312 » Lahr Freiburg 
313 Wolfach (Breisgau) 
VI | Münifter Münjter Münſter 3141] Stadtkr. Münſter (Weſtf.) Münſter Weſtfalen Preußen 
(Weſtf.) (Weſtf.) (Weſtf.) Pol.Präſ. — 
3151 Landkr. Münſter (Weſtf.) 
| 316 » Warendorf 
Tedlenburg 317 » Tecklenburg 
Beckum 318 » Bedum 
Coesfeld Coesfeld 319] Landkr. Coesfeld 
320 » Ahaus 
Burgfteinfurt | 321 » Steinfurt 
güdinghaufen | 322 5 Lüdinghauſen 
Paderborn Paderborn 3231 Landkr. Paderborn Minden 
324 Büren 
Hörter 325 » Hörter 
ohne 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 








/ 








Stadt Lügde 
Gem. Harzberg 


U 335 


| *) Die Auftellung der Wehrpflichtigen innerhalb der Wehrbezirke Stuttgart J und Stuttgart II iſt aus dem Anhang (©. 1819) erfichtlid). 
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-.:| Ber | Wehr \ 
* erſatzbezirk Wehrbezirt meldebezirk Muſterungsbezirk Reai Land 
212 egierungs⸗ b 
3367 — — — begirt Provinz bzw. 
Edel Wehr Wehr: Wehr Kreiöpolizeibehörde * Reichsgau 
erſatzinſpektion Ibezirkskommando meldeamt 
2 | 9 —— 
Noch No * Noch Noch 
- VI Müniter aderborn Hörter Gem. Grevenhagen (Landfr. 7 Minden Weitfalen reußen 
. (Weitf.) Detmold, Lippe) 335 Preuß 
326] Landkr. Warburg 
Bielefeld Bielefeld 3271 Stadtkr. Bielefeld 
328] Landkr. Bielefeld 
329 » Halle (Weftf.) 
Wiedenbrüd 1 330 » Wiedenbrüd 
Herford Herford 331] Stadtkr. Herford 
332] Landkr. Herford 
Minden Minden 333] Londir. Minden 
Rübbede 334 » Rübbede 
Detmold Detmold 335] Landkr. Detmold Lippe 
ohne 
Gem. Grevenhagen 325 
» ®& l 
Ren 359 
» Lipperode 
Stadt Lügde h Landkr. Hörter, 395, 
Gem. Harzberg Preußen) A 
Lemgo 336] Landfr. Lemgo 
Lingen Lingen 337] Landfr. Lingen I DOsnabrüd Hannover Preußen 


» Grafichaft Bentheim 
Meppen 
» Afchendorf-Hümmling 


Meppen 339 


Stadtlr. Osnabrüd 
Landkr. Osnabrüd 
» Melle 
» Wittlage 
Berjenbrüd 


Osnabrück Osnabrück 341 


>» 





Stadtkr. Redlinghaujen - Bol.-Rräj.-| Münfter Weitfalen 
Landkr. Neclinghauien 

» Borlen 
Stadtkr. Bocholt 


Redlinghaufen Recklinghauſen] 346 


Borken 318 





Stadtkr. Gelſenkirchen -— Bol. Amt - 
Gladbeck — Pol. Amt — 
Bottrop — Pol,-Arnt — 


Geljentirchen | Geljenticchen | 350 
Gladbed 351 
Bottrop 352 


» 


— rs— — — — — — — — — — — — — — — — — 


Landkr. Arnsberg Arnsberg 
Meſchede 
» Brilon | 
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Arnsberg Arnsberg 353 
Meſchede 354 


Dortmund 








Mi 





























TWehrfrei3 








Nr. 180 — Tag der Ausgabe: 18 




































































*) Die Aufteilung der Wehrpflichtigen innerhalb der Wehrbezirte Dortmund I un 
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S Wehr- Wehrbezirk ——— 
2,8 rſatzbezirk zit meldebezirk Muſterungsbezirk z. Land 
HE e ſabbes —E ſterungsbez u Provinz R Sam. 
ZI Wehr Wehr- Mehr- Kreispoligeibehörbe 
= lerfabinfpektion fbezirtstommande meldeamt Mr * 
zZ T, 
im 2 Er Eu 6 Eu ee 
Noch Noch 
VI | Dortmund Soeſt Soeſt 3561 Landkr. Soeſt Arnsberg Weitfalen Preußen 
Hamm(Beitj.)] 357 | Stadtkr. Hamm (Weftf.) - Pol.-Dir. - 
Unna 358] Landfr. Unna 
Lippſtadt 359 »Lippſtadt 
Gem. Cappel eg Det- - 
»  Lipperode J mold, Lippe) 
Dortmund I*)| Dortmund ı*)| 360] Stadtkr. Lünen 
- — 1361 » Dortmund - Pol.-Präf. - 
DortmundIl*)| Dortmund 2*) 
Sierlohn Sierlohn 362] Stadtfr. Iſerlohn 
363] Landkr. Iſerlohn 
Olpe 364 Olpe 
Lüdenſcheid 3651 Stadtkr. Lüdenſcheid 
3665] Landkr. Altena 
Bochum 367} Stadtlr. Bochum Y Bol.-Bräj. 
368 » Wattenjcheid J Bochum — 
369 » Witten — Bol.-Amt - 
Herme 370] Stadtkr. Herne 
Caſtrop⸗ 371 Caſtrop⸗ & 
Raurel Rauxel Be 
Wanme-Eidel | 372 » Wanne- 
Eidel 
Hagen(Weftf.)] Hagen(Weitf.)] 373] Stadtlr. Hagen (Weitf.) 
Schwelm 374] Ennepe-Ruhrfreis 
Düfjeldorf J Düfjeldorf Düjjeldorf 375| Stadtkr. Düfjeldorf — Pol.Präſ. — Düffeldorf Rheinprovinz 
Neuß Neuß 3761 Stadtkr. Neuß 
Grevenbroich | 377] Landfr. GrevenbroihNeuß 
Krefeld Krefeld 378] -Stadtkr. Krefeld-Uerdingen (Rhein) 
Kempen 379] Landkr. Kempen-Strefeld 
München Münden 380] Stadtkr. München Gladbach 
Gladbach Gladbach —Pol.Präſ. Gladbach⸗ 
Rheydt — 
381 » Rheydt 
— Pol.Präſ. Gladbach⸗ 
Rheydt — 
382 Vierſen 
Wuppertal Wuppertal 3831 Stadtkr. Wuppertal — Pol.Präſ. — 





d Dortmund II ift aus dem Anhang (S. 1819) erſichtlich. 
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Mehrfreig 
Wehrkreiskommando 


— 


Noch 


vi 


J Die Aufteilung der Wehrpflichtigen innerhalb der Wehrbezirte Effen I und Eſſen II, Köln I und Köln II ift aus dem 
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Mebhr- Mehr- 



































x Wehrbezirk Land 
atzbezirk ldebezirk M g68b an 
erſ abbezir me —— uſterungsbezirk ver Provinz bzw. 
Wehr | Wehr— Wehr Kreispolizeibehörbe * —— 
erſatzinſpeltion Ibezirkskommando meldeamt Nr. — 
im — — m ed = nn el ns Ar a nn ST —— — 
2 3 6 OH S 9 10 
Noch) 1 
Dürfeldorf Mettmann Mettmann Landkr. Düſſeldorf-Mettmann Düſſeldorf [NRHeinprovind Preußen 
Solingen Solingen Stadifr. Solingen — Pol.-Amt - 
Remſcheid » Remſcheid — Pol.-Amt - 
Opladen 387 | Rhein-Wupper-sreis 
Eſſen I*) Eſſen 1*) 
ww —1388]| Stadtkr. Eſſen — Bol.-Präf. - 
Eſſen II*) Eſſen 2*) 
Duisburg Duisburg Stadtkr. Duisburg — Bol.-Präj. - 
Moers Moers Landkr. Moers 
Geldern » Geldern 
Kleve Kleve 
Oberhauſen Oberhauſen Oberhauſen — Pol.Präſ. — 
Mülheim » Mülheim (Ruhr) 
(Ruhr) Pol.-Amt — 
Weſel Weſel Landkr. Rees 
Dinslaken » Dinslaten 
Köln Köln I*) Köln 1*) Köln 
1.5397] Stadifr. Köln - Pol.-Präj. - 
Köln II*) Köln 2*) 
Köln ILL Köln 3 Landkr. Köln 
Bergheim » Bergheim (Erft) 
(Erft) 
Bergiſch 4001 Rheiniſch⸗Bergiſcher Kreis 
Gladbach 
Bonn Bonn Stadtkr. Bonn 
402] Landkr. Bonn 
Euskirchen Euskirchen 
Siegburg Siegburg 404 | Siegkreis 
Gummersbad) Oberbergiſcher Kreis 
Wachen Wachen Stadtkr. Aachen — Pol.Präſ. - Aachen 


S. 1819 eri ſichtlich. 


nt 
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Wehrkreis 


) 
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F Mehr: Wehrbe . . Wehr⸗ 
a E R zirk ar Rand 
E | E erſatzbezirk meldebezirk Muſterungsbezirk Re zung rs are ; ie 
| — — — ezir 
SE Wehr Wehr Wehr⸗ Kreispolizeibehörde Reichsgau 
| E; erſatzinſpektion Äbezirtstommando meldeamt 
| vg 2 REST WARE FE ——— ie zu: WE? 
Noch Noch 
| VI Köln Jülich Jülich Landkr. Jülich Aachen Preußen 
» Erkelenz 
Geilenkirchen » Geilenkirchen⸗Heinsberg 
Düren Landfr. Düren 
Schleiden » Schleiden 
» Monſchau 
VIE | Münden München I*) | Münden 1*) Landkr. München Oberbayern Bayern 


















a3 — Stadtkr. München — Pol.Präſ. — 
München II*)]| München 2*) 
München III 


München 3 Landkr. Freiling 


» Erding 
Pfaffenhofen » Pfaffenhofen (Ylm) 
(Sum) 
» Aichach 
» Schrobenhaujen 
» Dachau 


München IV | Münden 4 Landkr. Fürftenfeldbrud 
» Starnberg 
Bad Tl; » Tölz 
» Wolfratshaujen 
Miesbad) » Miesbach) 















Roſenheim Roſenheim Stadtkr. Roſenheim 
Landkr. Roſenheim 
Aibling Aibling 
Waſſerburg Waſſerburg (Inn) 
(Inn) 
» Ebersberg 
Traunftein Traunſtein 432] Landkr. Traunftein 
Bad Neichen- | 433 » Berchtesgaden 
ball 
Laufen 434 » Laufen 
Mühldorf 435 » Mühldorf 
Altötting 436 » Altötting 
Weilheim Weilheim 437| Landkr. Weilheim 


438 » Schongau 
Landsberg 439 » Landsberg 


Garmiſch⸗ 440 » Garmiſch⸗ Partenkirchen 
Partentirche 


———— ——— — — — — — — — — —— 


*) Die Aufteilung ber MWehrpflichtigen innerhalb ber Wehrbezirte München I und München II ift aus dem Anhang (©. 1819) erſichtlich. 
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Wehrkreis 


ei! 


Noch 


VII 


Wehrkreiskommando 


1794 
Wehr⸗ 
erſatzbezirk Wehrbezirk 
Wehr⸗ Wehr⸗ 


erſatzinſpektion Ibezirkskkommando 


2 


Noch 
München J Augsburg 


Kempten 
(Allgäu) 


Landshut 


— —— 


Pfarrkirchen 


Ingolſtadt 
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Mehr- 
meldebezirk 


— — 


Wehr⸗ 
meldeamt 


Augsburg 
Dillingen 
(Donau) 
Kempten 448 
(Allgäu) 
Füſſen 
Lindau 
(Bodenſee) 
Sonthofen 
Memmingen 
Mindelheim 
Landshut 4650 
461 
462 
463 
464 
465 
Landau (Iſar) 466 
467 
Piarrfirchen |] 468 
Vilshofen 469 
Eggenfelden | 470 
Griesbach 471 
Ingolſtadt 472 
473 
474 
Neuburg 475 
(Donau) 
476 





— — — — — — 


Muſterungsbezirk 


Kreispolizeibehörde 





Stadtkr. Augsburg — Pol.Präſ. — 


Landkr. Augsburg 
Friedberg 
Schwabmünchen 

Dillingen (Donau) 


Günzburg 
Wertingen 


Landkr. Kempten (Allgäu) 
» Füſſen 
Markt Oberdorf 
» Lindau (Bodenſee) 


» Sonthofen 

n Memmingen 

S Neu-Ulm 

» Illertiſſen 

Mindelheim 

Krumbach (Schwaben) 
Kaufbeuren 


Stadtkr. Landshut 
Landkr. Landshut 
Rottenburg 
Mainburg 
Vilsbiburg 
Mallersdorf 

» Landau (Jar) 
» Dingolfing 


ne 
” 


Landkr. Pfarrkirchen 
Vilshofen 
Eggenfelden 
Griesbach 


Stadtkr. Ingolſtadt 
Landkr. Ingolſtadt 


Eichſtätt 


Neuburg (Donau) 


Donauwörth 


— — — — — — 


| Land 
| — Provinz baw. 
edirt Reichsgau 


a a 10 


Schwaben 


Oberbayern 


Schwaben 


Bayern 








Niederbayern 


u. 
Oberpfalz 


— — J — — — — —— 
‘ 


| Oberbayern 


Oberfranfen 
u. 
Mittelfranken 


Schwaben 


INN I 











IN 
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2 
= Wehr⸗ Mehr: 
a 8 Wehrbezirk Land 
* E — —E —— Regierungd- Provinz bzw. 
Ei & Wehr- Wehr Wehr- Kreispoligeibehörbe Siehe Reichsgau 
— erſatzinſpektion Äbezirtstommando| meldeamt 
7 Nr. 
— 9 LS 


"III sl Breslau I* Breslau 1* Breslau Schleiien reußen 
ne Banaaaız — I) EDER E7 Stadtkr. Breslau — Bol-Bräf. - u Tr 


Breslau II*) | Breslau 2*) 


Breslau III Breslau 3 475] Landkr. Breslau 


Neumarkt 479 Neumarkt 
Strehlen 480 Strehlen 


Landkr. Dels 
» Groß Wartenberg 
» Trebnib 
» Militich 


Oels Oels 481 


Trebnitz 483 
Militſch 484 


— — — — — —— 


Brieg Brieg 485] Stadtkr. Brieg 


4861 Landkr. Brieg 
Ohlau 487 » Ohlau 
Namslau 488 Namslau 





Glatz Glatz 489 


Frankenſtein } 490 
(Schlej.) 


Habelichwerdt | 491 
492 


Landkr. Glatz 
» Franfenftein (Schlej.) 


» Habelſchwerdt 
» Grulich 


— — — — — — — — — 


Waldenburg | Waldenburg | 493 
(Schlei.) (Schlei.) 


Stadtkr. Waldenburg (Schlei.) 
Pol.Prãſ. — 


Landkr. Waldenburg (Schlei.) 


— — — — — — — 


Schweidnig | Schweidnig | 495 
496 


Reichenbach) 497 
(Eulergeb.) 


Stadtlr. Echweidnik 
Landfr. Schweidnit 
» Reichenbach (Eulengeb.) 


















Mähriſch Mähriich 498 
Schönberg Schönberg | zog 


Landkr. Mähriſch Schönberg 
» Römerftadt 
» Freiwaldau 


Troppau Sudetenlan 


Freiwaldau 500 


Bwittau Zwittau 3011 Landkr. Zwittau 
» Mähriſch Trübau 
Hohenſtadt 


» Landskron 


Hohenſtadt 503 
Landskron 504 


Stadtkr. Oppeln - Rol.-Rräi. - 
Landkr. Oppeln 
» Faltenberg (Oberſchleſ.) 


Oppeln Oppeln Oppeln 505 Oppeln Schleſien Preußen 


Falkenberg 507 
| (Sperichlef.) 


*) Die Aufteilung der Wehrpflichtigen innerhalb der Wehrbezirte Broslau I und Breslau II ift aus dem Anhang (S. 1819) erfichtlid). 


. | III 





























III 


H5140-0774 
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Wehrkreis 
Wehrkreiskommando 


nr 
re 


Noch 


VII 


Wehr⸗ 


erſatzbezirk 


Wehr⸗ 


erſatzinſpektion Ibezirks kommando 


Noch 





Oppeln 


Liegnitz 





Wehr⸗ 
meldebezirk 


Wehrbezirk 


Wehr⸗ 


Wehr⸗ 
meldeamt 


4 


Neiſſe Neiſſe 508 
509 

Srottlau 510 

Neuftadt Neuftadt 511 


(Oberſchleſ.) | (DOberjchlej.) 
Leobſchütz 512 


Coſel Coſel 513 
Ratibor 514 


Gleiwitz Gleiwitz 516 


Beuthen Beuthen 518 
(Oberichlej.) | (DOberfchlej.) 


Hindenburg 520 
_(DObe richlej.) I 





Kreuzburg Kreuzburg 521 
(Oberſchleſ.) | (DOberjchlej.) 
Nojenberg 522 

(Oberſchleſ.) 


Groß Strehliß] 524 


Troppau Troppau 525 


Wagftadt 527 
—— 528 
Freudenthal | Freudenthal } 529 
Sägerndorf 530 
Sternberg 531 


Slogau Slogan 533 
534 
Frauftadt 535 
Grünberg 536 
(Schleſ.) 


Freyſtadt 537 
(Niederichlej.) 


Liegnitz Liegnitz 538 
539 
540 


Stadtkr 
Landkr 


» 


Landkr 


» 





Landkr. 
Stadtkr. 


Landkr. 


Land 
Muſterungsbezirk Regierungs⸗ al ur 
bezirt ** 
Kreispolizeibehörde Reichsgau 
10 





S Neiſſe Oppeln Schleſien Preußen 
Neiſſe 
Grottkau 
Neuſtadt (Oberſchleſ.) 
Leobſchütz 





Stadtkr. — — Bol.-Bräl. des 


Landkr. Toſt⸗Gleiwitz 


Stadtfr. 


Landkr. 
Stadtkr. 


Landkr. 


» 


» 


Stadtir. Troppau - Bol.-Dir. 





Landkr. Troppau 


» 


» 


Wagitadt 
Neutitſchein 


Landkr. Freudenthal 


» 


» 


» 


Stadtkr. Glogau 


Jägerndorf 
Sternberg 
Bärn 





Liegnitz Schleſien Preußen 


Landkr. Glogau 


» 


» 





Eojel 
Ratibor 
Natibor 
lej. Induftriegebiets 
in Gleiwitz — 
S Beuthen (Oberichlej. ) 
Pol.-Amt — 
Beuthen-Tarnowik 
5 Hindenburg (Oberſchleſ.) 
bl k 7 Bol.-Amt 
2 Kreuzburg (Oberichlej.) 
Rojenberg (Oberſchleſ.) 
523 Guttentag 
vr. Strehlik 


Frauſtadt 
Grünberg (Schlej.) 


Freyſtadt (Niederjchlei.) 


Stadtfr. Liegnitz 
Landkr. Liegnik 


» 


» 


üben 
Hauer 


— — — — — — — 

















INN 
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Troppau Sudetenland 


III 





Mohrfeai? 













































































































































































| — Tag der Ausgabe: 18. September 1939 1797 
E Wehr⸗ Wehrbezirk ** 
2,21 exfabbezirk 3 meldebezirf Mufterungsbezirt , Land 
= & TE > —E Regierungs Provinz bw. 
SE Wehr Wehr Wehr- Kreispoligeibehörbe Reichsgau 
erſatzinſpektion fbezirtötommando meldeamt 
a1 {2 a 23 — —— 
Noch Noch 
viIt] Liegnitz 542] Landkr. Sprottau Liegnik Schlejien Preußen 
| Kothenburg | 543 » Rothenburg (Oberlauſitz) 
(Oberlaufit) 
| — — 
Görlitz Görlitz 5441 Stadtkr. Görlitz 
545] Landkr. Görlitz 
Lauban 546 » Lauban 
Bunzlau Bunzlau 547| Landkr. Bunzlau 
Löwenberg 548 » Löwenberg (Schlei.) 
(Schleſ.) 
Goldberg 549 » Goldberg 
| Hirſchberg Hirſchberg 3501 Stadtkr. Hirſchberg (Rieſengeb.) 
| (Niefengeb.)]| (Riejengeb.) 
551| Landkr. Hirfchberg (Rieſengeb.) 
| Landeshut 552 » Landeshut (Schlej.) 
(Schleſ.) 
Wohlau Wohlau 5531 Landkr. Wohlau 
Guhrau 5541 >» Guhrau 
Trautenau Trautenau 5551 Landkr. Trautenau Auſſig Sudetenland 
Braunau 556 » Braunau 





Hohenelbe 557 » Hohenelbe 









IX | Kafiel Kaſſel I Kaſſel 5581 Stadtkr. Kaſſel — Pol.Präſ. — Kaſſel GHeſſen⸗Naſſauj Preußen 
5591 Landkr. Kaſſel 
Hofgeismar | 560 » Hofgeismar 





Landkr. Meljungen 
» Friblar- Homberg 


Kaſſel IL Meljungen 561 


563 » Biegenhain 
Witenhaufen | 564 » Bibenhaufen Ba 
565 »Seiligenſtadt Erfurt Sachſen 


Münden (Hann. Münden) Hildesheim | Hannover 


————— — — — — — — — — — — — — — BE ———— 


Korbach Korbach 5671 Landkr. der Twiſte Kaſſel Heſſen⸗Naſſa 
568 » bes Eilenberges 
569 » Wolfhagen 
570 » ber Eder 
571 » Frankenberg (Eder) 
Marburg Marburg 572| Stadtkr. Marburg (Lahn) 
(Lahn) (Lahn) 


573] Landkr. Marburg (Lahn) 
574 » Biedenkopf 


Wiesbaden 


457. 


H5140-0776 
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Mehr- 


Wehr- 
meldebezirk 


erſatzbezirk 
Wehr⸗ Wehr⸗ 
erſatzinſpektion Ibe zirkskommand 


Wehrbezirk 


Mehr- 


meldeamt 





Wehrkreis 














2 4 
od) Mod) 

IX Kaſſel Hersfeld Hersfeld 75 
576 

Eſchwege >77 

578 

Siegen Siegen 579 

580 

581 

ı Weblar Weblar 582 

583 

Dillenburg 584 

Fulda Fulda 555 

>86 

Gießen Gießen 587 

588 

Alsfeld 589 

590 

Frankfurt Frankfurt Frankfurt 
(Main)*) (Main) I**) (Main) 1*) 


591 


Frankfurt 


Frankfurt 
(Main) 2*) 


(Main) IL**) 


Bad Homburgf 592 
593 


Dffenbad) 594 


(Main) 


Offenbach 
(Main) 


595 


Dieburg 


Aichaffenburg | Aichaffenburg 


— — vorläufig Erfurt. 


**) Die Aufteilung der Wehrpflichtigen innerhalb dev Wehrbezirke Frankfurt (Main) I und Frankfurt (Main) II ift aus dem 1 IM 
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Land 
baw. 
Reichsgau 


Muſterungsbezirk Regierungs⸗ 


bezirk Provinz 


Kreispolizeibehörde 


10 


Landfr. Hersfeld 
» Hünfeld 
Eſchwege 
Rotenburg (Heſſen-Naſſau) 


Preußen 


Stadtkr. Siegen 
Landfr. Siegen 
Wittgenftein 


Weitfalen 


Arnsberg 


Landkr. Weblar 
Oberlahnkreis 
Dillkreis 


Wiesbaden Heſſen-Naſſa 


Stadtkr. Fulda 
Landkr. Fulda 





Stadtkr. Gießen — Pol.-Amt — 
Landkr. Gießen 

Alsfeld 

Lauterbach 


Heſſen 





Wiesbaden IHejlen Naffauıd Preußen 







Stadtir. Frankfurt (Main) 
- Bol.-Präl. — 


Landfr. Uſingen 
Dbertaunusfreis 


Sem. Steinbach a. Taunus 


59 
(Landkr. Offenbach, Helen) — 





Stadtkr. Offenbach (Main) 
Pol.⸗Dir. — 
Offenbach (Main) 


ohne 


Heſſen 
Landkr. 
Gem. Steinbach a. Taunus] 593 


Landkr. Dieburg 
Erbach 


— — — — EEE: z 


Stadtkr. Aſchaffenburg Mainfranken Bayern 

Landkr. Aſchaffenburg 
Alzenau (Mainfr.) 
Miltenberg 


Obernburg 


Ill 





ij) 








Ill 
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I 








Mr. 180 — Tag der Auögabe: 18. September 1939 1799 














u 
| a Wehrbezirt ehr | 
| HE —— — Muſterungsbezirk Regierungs⸗ — ung 
8 : Wehr⸗ h Wehr⸗ Kreispolizeibehörde Reichsgau 
erſatzinſpektion Ibezirkskommando meldeamt 
N 9 10 
Nod) Mod) | 
IX | Frankfurt | Friedberg Friedberg Landkr. Friedberg Heſſen 
(Main)? Büdingen Budingen 
Hanau Hanau Stadtkr. Hanau — Pol.Dir. - Kaſſel Heſſen⸗Naſſauj Preußen 
Landkr. Hanau 
Gelnhauſen » Gelnhauſen 
» Schlüchtern 
Weimar Weimar Weimar Stadtkr. Weimar — Pol.Präſ. - Thüringen 
» Apolda 
Landkr. Weimar 
ohne 
Stadt Allftedt 
Gem. Einsdorf 
» Einzigen 
»  SHeygendorf 
» Kalbsrieth 
» Landgrafroda 614 
»  Mittelhaujen 
b. Allſtedt 
» Mönchpfiffel 
»  Niederröblingen 
» Winkel 
»Wolferſtedt 
Jena Stadtkr. Jena — Pol.Dir. - 
Landkr. Stadtroda 
Gem. Abtlöbnitz (Landkr. 
»Niſchlitz Weißenfels, 166 
cn | Preußen) | 
Sangerhaujen] Sangerhaufen 614 | Landkr. Sangerhaufen Merieburg Sachen Preußen 
Stadt Allſtedt 
Gem. Einsdorf 
» Einzingen 
» Heygendorf 
»  Kalbörieth 
»  LLandarafroda (Landfr. 
» Mittelbaujen Weimar, 611 
b. Altitent | Thüringen) 
»  Mönchpfiffel 
»  Niederröblin- 
gen 
» Wintel 
» Wolferſtedt 
Querfurt 615] Landkr. Querfurt 


616 


*) Sit vorläufig Erfurt. 


» Edartsberga 


— — — —— — — — 


III 


H5140-0778 





























1800 


2 
„El Behr * Wehr 
—A — Wehrbezirk dir 
2| = | erjaßbezirt meldebezirf 
ai % Wehr: Mehr- Wehr. 


erſatzinſpektion bezirtötommmand meldeamt 


N 
2* 


Noch Noch 

IX Weimar Gera Gera 617 
618 
Greiz 619 
620 
Nudolftadt Rudolſtadt 621 
Saalfeld 622 
Schleiz 623 
624 
Mühlhauſen |Mühtyaufen | 625 

(Thür.) (Thür.) 
626 
627 
Norbhaufen 628 
629 


Sondershauſen] 630 


Stadtkr. 
Landkr. 
Stadtkr. 
Landkr. 


Gem. 


Landkr. 


Stadtkr. 


Landkr. 


» 


Stadtlr. 


Landkr. 


» 
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Mufterungsbezirk 





Kreispolizeibehörde 


Gera — Bol.-Dir. - 


Gera 
Greiz 
Greiz 
Rudolſtadt 
Saalfeld 
Goßwitz 
Landkr. 
Großkamsdorf — allen 
Kaulsdorf Preußen) 
Kleintamsdorf 
Schleiz 
Gefell 
Blantenbe (Landfr. 
a Biegenrüd, 624 
Blintendorf Preußen) 
Sparnberg 
Biegenrüd 
ohne 
Stadt Gefell 
b 
Gem. Blankenberg 693 
»Blintendorf 
» Sparnberg 
» Goßwiß 
»  Groffamsbdorf 6» 
»  Kaulaborf 
»Nleinkamsdorf 
Mühlhauſen (Thür.) 


Mühlhauſen (Thür.) 
Worbis 

Nordhauſen 
Grafſchaft Hohenſtein 
Sondershauſen 


EEE EEE BE a 


Regierungs⸗ 


bezirk Provinz 
a 9 
Erfurt Sadjen 


| 


III 








H5 140-0779 





Preußen 





immun | 





| 


Land 
bzw, 
Reichsgau 


10 


Thüringen 





Thüringen 
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E| Wehr — Wehr. 
3 | E | erfatbegirk Wehrbezirk meldebezirk Mufterungsbezirk Regierunge- u 2. 
= | ‘ i w, 
212 — er bezirk >, 9 
BE Wehr Mehr: Wehr Kreispolizeibehörbe ei 
5 erſatzinſpektion bezirtstommande meldeamt 
1 vr ee u —— [er 10 
Noch Noch 
IX Weimar Erfurt Erfurt 631| Stadtkr. Erfurt — Pol.Präſ. - Erfurt Sachſen Preußen 
6321 Landtr. Langenſalza 
633 Weißenſee 
ohne 
Gem. Mühlberg 
» NRöhrenjee 
» Wandersleben 
Eijenad) Eiſenach 634] Stadtkr. Eiſenach Thüringen 
635] Landkr. Eiſenach 
Gem. Birg 
4 (Landkr. 
» a Meinin- 
gen) 
» Melpers 
Gotha Gotha 636| Stadtkr. Gotha — Pol.-Dir. — 
637] Landkr. Gotha 
* (Landkr. 
Gem. Mühlberg Weihenfee, 
»  Nöhrenjee Reg. Bez. 
»  Wanderöleben ae: 
—* reußen) 
Arnſtadt 6381 Stadtkr. Arnſtadt 
6391 Landkr. Arnſtadt 
Meiningen Meiningen 6401 Landkr. Meiningen 
ohne 
Stadt Zella-Mehlis 
»  Dftheim v. d. Rhön 
Gem. Birr 
»  Frankenheim 
a.d. Rhön 
»  Melpers 
» Sondheim 
v. d. Röhn 
» Stetten 
»Urſpringen 
Sem. Barchfeld (Landkr. Herr- 
ſchaft Schmalkalden, 
Preußen) 
Hildburghaufen] 641 Landkr. Hildburghaufen — — — — 
642 Schleuſingen Erfurt Sachſen Preußen 
Schmalkalden 643 » Herrſchaft Schmallalden Kaſſel Heſſen⸗Naſſau 


ohne 
Gem. Barchfeld 
Stadt Zella-Mehlis (Landkr. Mei— 
ningen, Thüringen) 


I 58 IT 











H5140-0780 





Wehrkreis 








cu 
2 
= 
2 
= 
= 
oO 
-. 
— 
er 
— 
+ 
„ 
„> 
= 
24 
et 


— 


* 


1802 








Wehr⸗ EL Wehr⸗ 
erſatzbezirk Wehrbezirt meldebezirf 
Wehr Wehr: Wehr» 
erjabinfpektion Äbezirtsfommandbo] meldeamt 

— 
Schleswig⸗ JNeumünſter Neumünſter 
Holitein*) 
Pinneberg 
Bad Oldesloe 
Nendsburg Rendsburg 
Sbehoe 
Heide 
Schleswig Schleswig 
Flensburg 
Huſum 
Kiel Kiel 
Eckern förde 
Eutin Eutin 
Plön 
Lübeck Lübeck 
Ratzeburg 
Hamburg Hamburg I Hamburg 1 


Hamburg II | Hambnurg 2 


Hamburg III | Hamburg 3 


— 


Hamburg IV I Hamburg 4 





” Sib in Hamburg. 
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Mufterungsbezirt 








u Provinz 
Kreispolizeibehörde 
— 9 

644 | Stadtkr. Neumünfter Schleswig | Schleswig- 
645] Landkr. Segeberg BURN 
646 » Pinneberg 
647 Stormarn 
6458| Landkr. Rendsburg 
649 Steinburg 
650 » Norderdithmarſchen 
651 Süderdithmarſchen 
6521 Landkr. Schleswig 
6531 Stadtkr. Flensburg — Bol.-Dir. — 
654] Landkr. Flensburg 
655 Huſum 
656 Süd Tondern 
657 Eiderftedt 


658 | Stadtkr. Kiel — Pol.-Präj. — 
659] Landkr. Edernförde 


6601 Landkr. Oldenburg (Holitein) 


661 » Eutin 
663 | Stadtkr. Kübel — Pol.Präſ. — 
664 | Landkr. Herzogtum Lauenburg 





665 I Polizeiabjchnitt I 

a — Pol.-Präf. Hamburg — 
6655 | Polizeiabichnitt II 

b — Pol.Präſ. Hamburg — 
665 | Polizeiabſchnitt VI 

c — Bol» PBräj. Hamburg - 
665 I Polizeiabſchnitt X 

d — Pol.Präſ. Hamburg - 
665 | Polizeiabjchnitt V 

e — Pol.-Bräj. Hamburg - 


— — — — 





665 I Polizeiabſchnitt III 
f — Pol.Präſ. Hamburg — 


665 1 Polizeiabjchnitt IV 


g — Bol.-Präj. Hamburg — 


— — — — — 





























45140.0781 


Land 
bzw. 
Reichsgau 


10 


Preußen 


Hanſeſtadt 
Hamburg 
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: Wehr Mehr 
HE erfabbegirk Wehrbezirk meldebezirk Muſterungsbezirk Regierungs⸗ 4 rg 
=|% —* u en bezirk u 2, 
ae Mehr: Wehr: Wehr- Kreispolizeibehörbe Reichsgau 
erſatzinſpektion Ibezirkslommando meldeamt 
wen er au ; A u TISE 
Noch Noch | 
X | Hamburg | Hamburg V Hamburg 5 665 | Polizeiabjchnitt VII Hanjeftadt 
h — Pol.Präſ. Hamburg — Hamburg 
’ 665 | Bolizeiabjchnitt IX 
) — Pol.Präſ. Hamburg — 
Hamburg VI | Hamburg 6 665 | Polizeiabjchnitt VILL 
k — Bol.-Bräj. Hamburg — 
665 | Polizeiabichnitt Hafen 
I — Rol.-Präf. Hamburg — 
Bremen Bremen I Bremen 1 666! Stadtkr. Bremen Pol.Präſ. Bremen 
Landkr. Bremen Bremen — 
| ohne 
| Stadt Vegejad 668 
Bremen II Brenten 2 Landkr. Ofterholz Stade Hannover Preußen 
Stadt Vegeſack (Landkr. Bremen, | 667 
Bremen) 
Verden 669] Landfr. Verden 
670 » Rotenburg (Hann.) 
Stade Stade 671] Landkr. Stade 
672 » Bremerbörde 
Eurhaven 673] Stadtkr. Eurhaven — Pol.-Dir. — 
674] Landkr. Land Hadeln 
Wejermünde | Wejermühbe | 675] Stadtlr. Wejermünde 
676] Landkr. Wejermünde [4-7 E41 wen — 
677] Stabtlr. Bremerhaven — Bremiiches Bremen 
Amt — 
Dldenburg Oldenburg Stadtir. Oldenburg (Dlöb.) Oldenburg 
(Oldb.) 1 (Oldb.) Landkr. Ammerland | 
Brafe » Wejermarich 
Wilhelms⸗ Stadtkr. Wilhelmshaven-Pol.Präſ. 
haven 
Landkr. Friesland 
Oldenburg Cloppenburg Landkr. Cloppenburg 
(Odb II], 
Vechta Vechta 
Delmenhorſt Stadtkr. Delmenhorſt | 
Landkr. Oldenburg (Oldb.) 
Aurich Aurich Landkr. Aurich Aurich Hannover Preußen 
» Wittmund 
Emden Stadtkr. Emden 
Landkr. Norden 
Leer » Peer 











m 


5140-0782 
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co 
2 
ẽ Wehr⸗ 
a E zbeht- Mehrbezirt 
3,8 erſatzbezirk 
EI * 
nn » 
5 Wehr: Wehr: 
>, lerfabinfpektion Ibezirkskommando 
—t 
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Wehr⸗ 
meldebezirk 
Wehr⸗ 
meldeamt 





> 











Noch Noch 
X Bremen Nienburg Nienburg 
(Wejer) (Weſer) 
Syle 
Lüneburg Lüneburg 
Harburg⸗ 
Land*) 
XI | Hannover Hannover I | Hannover 1 


Hannover II 


Hannover 2 


695 | Stadtfr. 


699] Stadtkr. 


700] Landkr. 
701 » 
702 » 


Braunfchweig | Braunfchweig | 703] Stadtfr. 


*) Sik Hamburg-Harburg. 


704] Landkr. 


Mufterungsbezirk 


Kreispoligeibehörde 





Srafichaft Diepholz 
Grafſchaft Hoya 
. Ahien-Öben 


Bahlım 
Dibberjen- 

Donnerjtedt | (Fandkr. 
Eißel Braun- 
Emtinghaujen ſchweig, 
Holtorf⸗ Lunſen — 
Horſtedt ſchweig) 
Thedinghauſen 
Werder 


Lüneburg 
Lüneburg 
Harburg 
Soltau 


Hannover — Pol.Präſ. — 


Hannover 
Springe 
Neuftadt a. Rübenberge 


Braunſchweig - Pol.-Präj. - 


Braunjchweig 
ohne 
Gem. Neudlsburg 
» Olsburg 
»  Ahien-Öben 
»  Bahlım 
»  Dibberien- 
Donnerftedt 
» Eifel 


» Emtinghaujen 
»  SHoltorf-Lunjen 


» Horſtedt 
»  Thedinghaujen 
» Werder 


- Land 

Ki Drovinz b zw, 
3 Reichsgau 

ea Sn 10 
Hannover Hannover Preußen 
704 
Lüneburg 
Hannover Hannover Preußen 
Braunjchweig 


694 





| 








INN 


5140-0783 


| 


Mehrtreig 
Webrkreislommando 
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MWehr- 
erſatzbezirk 
Wehr⸗ Wehr⸗ 
erſatzinſpeltion Ibezirkskommando 


Wehr⸗ 
meldebezirk 
Wehr- 
meldeamt 


Mehrbezirt 


Mehrtreig 
| Webrkreislommando 


Nod 


Mufterungsbezirk 


Kreispolizeibehörde 


Helmitedt 
ohne 
Flecken Ealvörde 


Gem. Berenbrod 


» Dorit 
» Elſebeck 
» Jeſeritz 739 
»Löſſewitz 
»Parleib 
»Uthmöden 
»Belsdorf 
»Zobbenitz 
Wolfenbüttel 
ohne 
Stadt Bad Harzburg 
Gem. Bettingerode 
»Bundheim 
»Harlingerode 709 


» Oler 
» Schlewecke 
» Weſterode 





Noch Noch Noch | 
XI | Hannover —— Braunſchweig 7051 Landkr. 
Wolfenbüttel | 706] Landkr. 
Goslar Go3lar 7071 Stadtkr. 
708] Landkr. 
Gem. 
709] Landkr. 
Stadt 
Gem. 

» 

» 

» 
Holzminden 7101 Landkr. 
Stadt 
Sem. 
711] Landkr. 
Hildesheim Hildesheim 712] Stadtkr. 
713] Landkr. 

714 » 

715 » 
Flecken 
Gem. 

j Reichsgeſetzbl. 1939 I 





Goslar 

Goslar 

Dftharingen (Landkr. Gan- 
deräheim, Braunſchweig) 


— un 


Bellerfeld 
Bad Harzburg 
Bettingerode (Landkr 
Bündheim Wwolfen⸗ — 
Harlingerode büttel, 706 
Der —* 
Schlewecke ſchweig) 
Weſterode 
Holzminden 
andkr. 

Bodenwerder ee 718 
Pegestorf Pyrmont, If ‘ 

Preußen) 
Gandersheim 
ohne 


Flecken Bodenburg 
Gem. Oſtrum 


»  Dftharingen 


Hildesheim 
Hildesheim 
Marienburg (Han.) 
Alfeld 
Bodenburg 
Oſtrum 


(Landkr. 
Gandersheim, 
Braunſchweig) 
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Regierungs⸗ 


Hildesheim 


Hildesheim 


1805 


Provinz 





Hannover 


Land 
bzw. 
Reichsgau 


Braunſchweig 


Preußen 


a Braunschweig 


Hannover 


459 





Preußen 


= Wehr | Wehr⸗ 
| : —— ic —— Muſterungsbezirk NRegierungs⸗ —— pe 
BEI Mehr Wehr- Wehr. Kreispoligeibehörbe Neidjögan 
3 erſatzinſpektion Äbezirtsfommando] meldeamt 
F — TE er 9 en 
Noch Noch Noch Noch ne 
XI | Hannover E Hildesheim Hildesheim ‚16 Landkr. Beine i Hildesheim Hannover Breußen 
Pa 2 
Gem. — nit 
»SSlsburg ) Braumjchtveig) 
| Hameln Hameln 717| Stabtlr. Hamein | Hannover 
718] Landkr. Hameln-PByrmont 
ohne 
Stadt Bodenwerder 
Gem. Pegeitorf vn —P 
Bücke burg 7191 Landkr. Bückeburg Schaumburg. 
720 » Stadihagen Lippe 
Gem. Schöttlingen (Landir. Graf- 
ichaft Schaumburg, 
Breußen) ’ 
721] Landkr. Grafihaft Schaumburg Hannover Hannover Preußen. 
ohne 
Gem. Schöttlingen 
Göttingen Göttingen 722] Stadtkr. Göttingen Hildesheim 
723] Landkr. Göttingen 
Dfterode 724 » Dfterode (Harz) 
(Harz) 
7 Duderſtadt 
Northeim 726 Northeim 
7 » Einbed 
Gelle Celle Stabtlr. Celle | Lüneburg 
729] 2Zandlr. Celle 
730 » Burgdorf 
731 Fallingboitel 
Uelzen 732 Uelzen 
Gifhorn 733 Gifhorn 
Magdeburg JStendal Stendal 7341 Stadtkr. Stendal Magdeburg Sachſen 
7351 Landkr. Stendal DT ER 
Salzwedel 736 Dannenberg Lüneburg | Hannover 
737 * Salzwedel Magdeburg Sachſen 
Oſterburg 738 Oſterburg 
Gardelegen 739 Gardelegen 
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Sleden Galvörde 
Gem. Berenbrod 


» Dorit 
Eljebed (Landkr. 
Jeſeritz Helmitedt, 705 
Ann Braun dr 
Löſſewitz ſchweig) 


» Parleib 
»Uthmöden 
»  Beläborf 

»  Bobbenik 


—— ——————— —— — — — 


U) 


























IN 
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Wehrkreis 
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’ E Wehr⸗ Wehrbezirk Wehr Sand 
5 erſatzbezirk | meldebezirk Muſterungsbezirk Regierungs⸗ Provi —* 
A Km 7 bezirt. rovinz Bi 5 
Se. Wehr-⸗ _ Wehr. Mehr- Kreispolizeibehörde | EN 
E erſatzinſpektion Ibezirkskommand meldeamt 
* J 9 10 
Mı ch M oc) 


x1 | Magdeburg | Magdeburg I | Magdeburg 1 Stadtfr. Magdeburg — Pol.-Präj. - 2 Magdeburg Sacdjen Preußen 





Magdeburg IT| Magdeburg 2 Landkr. Haldensleben 


Wolmirftedt 


Oſchersleben Oſchersleben (Bode) 
(Bode) 
Stadt Großalsleben —— 
rg 754 
Gem. Mitendorf itedt, 


» SMleinalöleben I Anhalt) 
Zandfr. Wanzleben 


ITQ> —— ———— Br NEE 


Burg Burg 


Stabtir. Burg b. Magdeburg 
b. Magdeburg | b. Magdeburg 


Landkr. Jericho I 

Gem. Dornbur (Zandkr. I __ 
Fe ’ h Zexbit, 15 799 
Gödnitz 


Anhalt) 
Landkr. Jerichow II 


n 
Genthin 








Halberſtadt Halberſtadt Stadtkr. Halberſtadt 


Landkr. Wernigerode 
Forſt Gulsbez. Regenſtein 753 
Stadtkr. Quedlinburg 
Randfe. Duedlinburg 
Stadtkr. Aſchersleben — 
Landkr. Blanlenburg Braunſchweig 


Forſt Gutsbez. Regenſtein (Landkr. 1749 
Wernigerode, Preußen) P— 


Landkr. Ballenjtedt —— Anhalt 
Stadt Großalsleben | 


Gem. Alikendorf 
»  Kleinalsleben 
»  Tilterode 1773 


Dnedlinburg 


Dejiau Deſſau 7551 Stadtkr. Deſſau — Pol.Präſ. - 
Köthen 756 » Köthen 
7571 Landkr. Deflau-Köthen 
Sem, Möſt b.Schierau 
zſigk 
Fölg! (Landfr. 
Priorau Bitterfeld, ig 179 
Nepau Preußen) | 
Schierau 


Löbnitz a. Linde (Sanlfreis, |} 170 
Preußen) P 


Berbft 758] Stadtkr. Zerbft 
759] Landkr. Zerbit 
ohne 
Gem. 
em — 1 46 
»Gödnitz 


u — —— — — 


I 

















INN 
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1808 






Wehr⸗ 
erſatzbezirk 


— — 


Behrkreis 


Mm 
— 


Mehr: 


| Mehrtreistommando 


— 


Noch 


Noch 
Magdeburg 








„A 
— 












XII | Koblenz 

















Wehrbezirk 






Wehr⸗ 


erſatzinſpektion bezirtäftommando 


Bernburg 





Trier I 


Trier II 








Koblenz 


Neumied 


Kreuznach 


Wiesbaden 














Wehr⸗ 


meldebezirk 





— — 


Wehr- 










meldeamt 


4 








Bernburg 












Trier 


Schönebed 


Saarburg 


Birkenfeld 
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Mufterungsbezirt 






Negierungs- Provinz 


2 












Kreispolizeibehörde 

















Stadtkr. Bernburg 
Landkr. Bernburg 
ohne 
Gem. Großmühlingen 
» Sleinmühlingen 









Landkr. Calbe (Saale) 
Gem. ee (Landkr. 












a En Bernburg 
»  Kleimmühlingen f"gnpatt) 





Bitburg 


Wittlich 


Prüm (Eifel) 


763] Stadtkr. Trier Trier Rheinprovinz 
7641 Landkr. Trier 

765 » Saarburg 

766 » Merzig-Wadern (Reit) De a et 

767 » Birkenfeld Koblenz 

768] Landkr. Bitburg Trier 


769 » Prüm (Eifel) 
770 » Daun 
771 » Wittlich 





7172 » Bernkaſtel 
Koblenz 7731 Stadtkr. Koblenz — Pol.Präſ. — Koblenz 
774| Landkr. Koblenz 
Kochem 775 Kochem 
776 » Zell (Mojel) 
Mayen 777 » Mayen 
Neumied 778] Landfr. Neuwied 
Altenkirchen | 779 » Altenkirchen (Wefterwald) 
(Wefterwald) 
Ahrweiler 780 » Ahrweiler 
Kreuznach 7811 Landkr. Kreuznach 
Santt Goar | 782 » Sankt Goar 
783 » Simmern 
Wiesbaden 7841| Stadtkr. Wiesbaden — Pol.Präſ. - Wiesbaden Heſſen-Naſſau 


785] Rheingaufreis 
786 | Untertaunusfreis 
787 | Main-Taunusfreis 











| 








INN 


Land 
bzw. 
Reichsgau 


— — — — 


Preußen 


Preußen 


IN] 


5140-0787 











| 


wr.hufest 
Webhrkreis 


| Webrfreistommando 


— 


Noch 
xu 
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IINMMIIN 
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Nr. 180 — Tag der Ausgabe: 18. September 1959 1809 
Mehr: Wehrbezi Wehr⸗ 
zirk Land 
erſatzbezirk meldebezirk Muſterungsbezirk Regierunge Peovin Eu. 
— — ezit Reichsgau 
Wehr⸗ Wehr⸗ Mehr Kreispolizeibehörde ' BR 
erſatzinſpektion Äbezirtstommandol meldeamt Nr. er 
’ BE BT | —A A 5 8 9 — u 
Nod) 2 
Koblenz Limburg Limburg 7858| Landfr. Limburg (Lahn) Wiesbaden Heſſen-Naſſau]j Preußen 
(Zahn) (Zahn) 
Montabaur 789] Unterwejterwaldfreis 
750] Oberwejterwaldfreis 
Diez 791] Unterlahntreis 
792] Landfr. Santt Goarshauſen 
Mainz Mainz 793] Stadtkr. Mainz — Pol.-Bräl. — Heſſen 
7941 Landkr. Mainz 
Bingen 795 » Bingen 
Worms Worms 7961| Stadtfr. Worms — Bol.-Dir. — 
797] Landkr. Worms 
Alzey 798 » Alzey 
Darmiftadt Darmitadt 799] Stadtkr. Darmftadt — Pol.Dir. - 
8001 Landkr. Darmitadt 
801 » Groß Gerau 
Mannheim J Saarlautern | Saarlautern | 802] Landkr. Saarlautern Saarland 
803 » Merzig 
Saarbrüden | Saarbrüden | 804] Stadtfr. Saarbrüden - Bol.-Präj. - 
8051 Landkr. Saarbrüden — Pol.Präſ. 
Saarbrücken — 
Sankt Wendel] Sankt Wendel Landkr. Sankt Wendel 
Neunkirchen Ottweiler 
(Saar) 
Zweibrüden | Bweibrüden Stadtfr. Zweibrüden — Pol.-Amt - Pfalz Bayern 
Landkr. Zweibrücken 3 ae a — 
Sankt Ingber » Santt Ingbert Saarland 
» Homburg ? a ee 
Pirmaſens Stadtkr. Pirmaſens Pfalz Bayern 
Landkr. Pirmaſens 
Kaiferslautern] Kaiſerslautern Stadtkr. Kaiſerslautern - Pol.-Dir. — 
8151 Landkr. Kaiſerslautern 
Kirchheim⸗ 816 Kirchheimbolanden 
bolanden 817 Rockenhauſen 
Kuſel 818 » Kuſel 








1810 
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an s ehr. Wehrbezirk Ben Land 
EI: erſatzbezirk | meldebezirk Mufterungsbezirk Regierungs- * 
sie — oe y bezirt Provinz ne 
Ei A Wehr⸗ Wehr⸗ Wehr⸗ Kreispolizeibehörde Keichegau 
a erſatzinſpeltion Äbezixtstommando meldeamt 
ER Te ae er re re er. ©“ 3 a u se 
od) Noch 
XII] Mannheim | Speyer Speyer 819] Stadtir. Speyer - Pol.-Amt - Pfalz Bayern 
820] Landfr. Speyer 
821 » Germersheim 
Landau 822 » Landau (Pfalz) 
(Pfalz) | 823 » Bergzabern 
Neuftadt 824] Stadtkr. Neuftadt (Weinftraße) 
(Weinftraße) 
8251 Landfr. Neuftadt (Weinftraße) 
Ludwigshafen Ludwigshafen] 326 Stadtfr. Ludwigshafen (Rhein) 
(Rhein) (Rhein) - Rol.-Präj. - 
827 | Landfr. Ludwigshafen (Nhein) 
Frankenthal | 828] Stadtkr. Frankenthal 
829] Landkr. Frankenthal 
Mannheim I | Mannheim 1 830] Stadtkr. Mannheim — Pol.Präſ. — —— Baden 
— — J— — — bezirk 
Mannheim II | Mannheim 2 | 831 Landfr. Mannheim Mannheim 4 
Heppenheim | 832 » Bergitraße Heſſen 
ohne 
Stadt Bad Wimpfen 
Gem. Darsberg 
» Grein 
Stadt Hirſchhorn (Nedar) 
Gent. Igelsbach 
» Langenthal 
Stadt Nedar-Steinacd 
Gem. Nedarhaujen 
Heidelberg Heidelberg Stadtfr. Heidelberg - Pol.Dir. - Landes- Baden 
834| Landkr. Heidelberg — 
Gem. Darsberg Mannheim 
Grein 
Stadt a9 dar) — | 
Gem. Igelsbach ftraße, 
» Langenthal Heilen) 
Stadt Nedar-Steinach 
Gem. Nedarhaufen 
Mosbach Landkr. Mosbach 


















Kondominat 
Gemark. Bernbronn 
Finkenhof (Stadt Bad 

Wimpfen, Landkr. Berg- 

ſtraße, Heſſen) 
Landkr. Sinsheim 

ohne 
Gem. Schluchtern 

Stadt Bad Wimpfen 

(Landkr. Bergſtraße, 

Heſſen) 
ohne 

Gemark. Finkenhof 


» 


836 


290 


832 


835 


Il 
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A 
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= . ai Wehrbezirt melbebesit Mufterungsbezirt Regierungs- | oppopin; u 
3 E Wehr. ehr: Wehr. Kreispoligeibebörde Reichögau 
3 erfatinfpektion fbezirtstommandof meldeamt 
9 10 
xIIm Regensburg J Regensburg Stadtkr. Negensburg — Bol.-Dir. — Bayern 


Landkr. Regensburg 
» Neumarkt (Oberpf.) 
Parsberg 
» Beilngries 
» Kelheim 
» Niedenburg 


Paſſau Paſſau Stadtkr. Paſſau 
Landkr. Paſſau 
» Wegicheid 
Deggendorf » Deggendorf 
Zwieſel Regen 
Grafenau 
Wolfſtein Wolfſtein 
Winterberg Bergreichenſtein 
» Prachatitz 
Straubing Straubing 8531 Stadtkr. Straubing 


8541 Landkr. Straubing 
855 » Bogen 
Cham 856 » Cham 
'857 » Waldmünchen 
858 » Markt Eijenitein 


Roding 859 » Noding 
a 860 » Neunburg vorm Wald 
Kötzting 861 Kötzting 


862 » Viechtad) 











Weiden 


Weiden 863] Stadtfr. Weiden 

8364| Landkr. Neuftadt (Waldnaab) 

865 » Vohenſtrauß 
Kemnath 866 Kemnath 

867 Eſchenbach (Oberpf.) 
Tirfchenreuth | 868 »Tirſchenreuth 








— — — — — —— — — — —— — —— 


Amberg Amberg 8691 Stadtkr. Amberg 
8701 Landkr. Amberg 
871 » Sulzbach⸗Roſenberg 


Schwandorf 1872 Burglengenfeld 


(Bay.) 
Nabburg 873 Nabburg 
874 » Oberviechtach 
Nürnberg J Nürnberg | Nürnbergi | 875] Stadtkr. Nürnberg — Pol.-Präj. — Oberfranken 


u. 
Mittelfranker 





ee 2 I 
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2 - — Wehrbezirt —* Muſterungsbezirk Reai Land 3 
E = dr | Zai egierungd» Provinz bzw. — 
— E MWehr- Mehr: Mehr- Kreispolizeibehörde Reichsgau 
a erfabinfpeftion bezixtötommand meldeamt 
® — - — — 
Noh| Noch 67 
XII] Nürnberg J Nürnberg II | Nürnberg 2 876] Landfr. Nürnberg Oberfranken Bayern X 
* Lauf (Fegnih) itteitanten 
878 Hersbruck 
Schwabach 879 » Schwabach 
880 » Gunzenhauſen 
881 » Hilpoltjtein 
882 » Weißenburg (Bay.) 
Fürth Fürth 883 | Stadtkr. Fürth — Pol.Amt - 
884] Landkr. Fürth 
Erlangen 8855| Stadtfr. Erlangen 
8861 Landkr. Erlangen 
887 » Höchitadt (Aiſch) 
888 » Forchheim 
Neuftadt 889 » Neuſtadt (Aiſch) 
(Aiſch) 
890 Scheinfeld EN ER 
891 » Kißingen | Nainfranten 
Bamberg Bamberg, 892] Stadtkr. Bamberg Oberfranken 
8931 Landtr. Bamberg Mittelranten 
894 »Ebern Mainfranten 
Hakfurt 895 » Haßfurt 
896 » Hofheim (Mainfr.) 
897 » Königshofen i. Grabjeld 
Bad Kiffingen | Bad Kiffingen 898 | Landkr. Kiſſingen 
899 » Brüdenau 
900 » Hammelburg 
901 »  Mellrichitadt 
Stadt Dftheim 
v. d. —* Bande 
— — * Meiningen, |} 640 
» Stetten Thür.) 
»Urſpringen 
9021 Landkr. Neuſtadt (Saale) 
Schweinfurt | 903 Stadtkr. Schweinfurt 
904| Landkr. Schweinfurt 
605 » Gerolzhofen 
Wirzburg Wüurzburg 9061 Stadikr. Würzburg - Pol.Dir. - 
907] Landkr. Würzburg 
908 » Dchlenfurt 
| 909 » Karlitadt 
Lohr 910 » Lohr | 
911 » Marktheidenfeld 
| 912 » Gemünden 


IIILD 
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8 Wehr⸗ Mehr- f 
2 E| erfapbezirt MWehrbezirt meldebezirt Mufterungsbezirk Regierungs- — . 
2|# — — bezirk | En. 
351 Wehr Mehr- Kreispolizeibehörbe * dee⸗ 
5, erfaßinfpektion Ibezirkskommando meldeamt Mr. er 
— 2 EEE EDLER TEEN FT — — u. 
Noch Noch 
X Nürnberg I Ansbach Ansbach 9131 Stadtkr. Ansbach Oberfranken Bayern 
u. 
9141 Landkr. Ansbach Mittelfranten 
915 » Rothenburg ob der Tauber 
916 » Uffenheim 
Dinkelsbühl | 917 » Dinkelsbühl 
918 » Feuchtwangen ad 
919 » Nördlingen Schwaben 
Coburg Coburg 920] Stadtfr. Coburg Oberfranken 
u. 
921] Landfr. Coburg Mittelfcanfer 
Lichtenfels 922 » Lichtenfels 
923 » Kronad) 
924 » Staffelitein 5 te 
Sonneberg 925 » Sonneberg Thüringen 
Bayreuth Bayreuth 926 | Stadtkr. Bayreuth Oberfranken Bayern 
* u. 
9271 Landkr. Bayreuth Mitteifranken 
928 » Ebermannftadt 
929 » Pegnitz 
Kulmbach 930 » Kulmbach 
931 » Stadtſteinach 
Bad Mergent⸗] Bad Mergent-| 932] Landkr. Mergentheim Württemberg 
heim heim 
ohne 
Gem. Deubach 
Weiler Bowiejen (Gem. | 935 
Bernöfelden) 
933] Landkr. Crailsheim 
934 » Künzelsau 
Tauber- Tauber- 935] Landkr. Tauberbiichofsheim Landes- Baden 
biichofsheim | biſchofsheim a 
ezir 
Gem. Deubad) (Kanbfr. Mannheim 
Mergentheim, fi a: 
Weiler Bowieſen(Gem. — 932 
Bernsfelden) berg) 
9361 Landkr. Buchen 
Eger*) Kaaden Kaaden 9371 Landkr. Kaaden Eger*) Sudetenland 


Poderſam 938 » Boderjam 
939 » Luditz 
940 » Saaz 


es cv —  — — — 


INIMNINNIN an 


) Sik vorläufig Karlabab. 
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2 
2. Mehr: * Wehr⸗ 
erſatzbezirk Wehrbegirt meldebezirk 
ei A Wehr⸗ Wehr⸗ Wehr⸗ 
3 lerfaßinfpettion Ibezirkskommando meldbeamt 
ct 
J— A TER 
Noch Noch 
XII Eger’) # Narlsbad Karlsbad 
Tepl 
Eger Eger 
Marienbad 
Falkenau 
Mies Mies 
Tachau 
Marktredivig | Marktredwig 
Hoi 
Münchberg 
Naila 
XVII] Linz Wels Wels 
Gmunden 
Vöcklabruck 


Ried i. Ried i. 
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Ba Land 
Muſterungsbezirk —ec * Provinz —* : 
Kreispolizeibehörde Reichsgau — 
Nr. ar A ‚ 
5 — — ar a ——— 9 Br J 
1 
Stadtkr. Karlsbad — Bol. Dir. Eger”) Sudetenland * 
Landkr. Karlsbad 
» Sankt Joachimsthal 
Neudeck 
Elbogen 
» Tepl 
Stadtkr. Eger 
Landkr. Eger 
Aſch 
Marienbad 
Falkenau 
Graslitz 
Landkr. Mies 
» Biſchofteinitz 
Tachau 
Landkr. Wunſiedel Oberfranken Bayern 
n Rehau Mittelfranter 
Stadtkr. Hof — Pol. Dir. — 
Landkr. Hof 
» Münchberg 
Naila 
Landkr. Wels Dberdonau 


» Gmunden 
» Vöcklabruck 


Landkr. Ried i. Innkreis 


Innkreis Innkreis Schärding 
Braunau » Braunau a. Inn 
a, Inn 
Griesfirchen ».  Griesficchen 
Linz Linz 1 969] Stadtkr. Linz — Pol.-Präl. - 
Linz 2 970 Landfr. Linz 
971 Berg 
Rohrbach 972 Rohrbach 
Steyr Steyr 9731 Stadtkr. Steyr - Pol⸗Amt — 
974| Landfr. Steyr 
Kirchdorf 975 Kirchdorf a. d. Krems 


a.d. Krems 


*) Sit vorläufig Karlsbad. 


— — —— 


III 
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E Mehr- : Wehr- x 
3 — erfakbegirt Wehrbezirk meldebezirk Muſterungsbezirk — 4 —* 
ze 2 +7 — bezirt a. 14 
351 Wehr Wehr: Wehr Kreispolizeibehörbe * a nei 
3 erſahinſpektion Äbezirtstommand meldeamt Nr. 7 
⸗ Be — ‘ ER Te oe * 6 { 8 ——— 
nd Noch Noch F 976 Oberd 
xviI Linz i rumman Krummau 9761 Landkr. Krummau a. d. Moldau erdonau 
J a. d. Moldau] a. d. Moldau 
Kaplitz Kaplitz 
Freiſtadt »Freiſtadt 
Nieder⸗ i Melt Melt 979] Landfr. Melt Niederbonau 
bonau“) | Amſtetten 90 >»  Amftetten 
Scheibbs 981 » Scheibbs 
Zwettl Zwettl Landfr. Zwettl 
Gmünd » Gmünd 
Waidhofen Waidhofen a. d. Thaya 
a. d. Thaya 
Neubiſtritz Neubiſtritz 
> | Santt Pölten | Santt Pölten Stadtkr. Sankt Pölten - Pol.-Dir. - 
| Landkr. Sankt Bölten 
Lilienfeld 
Krems Krems 9891 Stadtkr. Krems a, d. Donau 
a. d. Donau | a. d. Donau 
9901 Landkr. Krems a. d. Donau 
Tulln 991 » Tulln 
au - Korneuburg | 992 » Korneuburg 
Bnaim Bnaim 993] Landkr. Znaim 
Horn 994 » Horn 
Hollabrunn 995 » Hollabrumn 
Wiener⸗ Wiener- 996] Stadtkr. Wiener-Neuftadt 
Neuftadt Neuſtadt Pol.Dir. - 
| 997] Landkr. Wiener-Neuftadt 
Neunlicchen 998 » Neunkirchen (Niederdonau) 
(Niederdonau) 
Oberpullen- 1999 » Oberpullendorf 
dorf 
— | ae FEED ET En 
| Baden Baden 1000| Landkr. Baden 
Eiſenſtadt 1001 » Eijenitabt 
Brud 100 » Brud a. d. Leitha 
a. d. Leitha 





——————— —— — — — — —— — 


) Sitz in Wien. 


I) 
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© Wehr- | .. Wehr- 
2. erfatbesitk Wehrbezirk meldebezirk Muſterungsbezirk Regierungs- u zer 
E = — — a bezirk u a yes 
7: Wehr- Wehr- Wehr Kreispoligeibehörbe an 
7 erfakinfpektion Übezirfstommandol meldeamt 
— ———— — 10 
Mod) Nod) 
XVII | Niederdonau J Nitolsburg Nikolsburg Niederdonau 
Gänſerndorf » Sänjerndorf 
Miftelbach » Miftelbach 
Bien Wien I Wien 1 Vol. Amt Innere Stabt Wien 
u. Landſtraße 
— Bol.-Bräl. Wien - 
» Wieden 
— Pol.Präſ. Wien — 
» Mariahilf 
— RBol.-RBräj. Wien — 
» Aljergrund 
— Bol.-Bräf. Wien — 
Wien II Wien 2 1006 Pol. Amt Benzin 
e J Bol-Bräf, Wien — 
Wien 3 » Schmelz 
| — Pol.Präſ. Wien — 
Wien 4 » Währing 
— Pol.Präſ. Wien — 
J Wien 5 » Döbling 
- Bol.-RBräj. Wien — 
Wien III Wien 6 I Pol.Amt Favoriten 
— Pol.Präſ. Wien — 
» Simmering 
— Pol.Präſ. Wien — 
Wien 7 » Meidling 
— Bol.-Bräj. Wien — 
Wien 8 » Mödling 
- RBol.-Präj. Wien - 
Wien IV Wien 9 1006| Bol.-Amt Leopoldftadt 
n  — Bol.-Präj. Wien - 
» Brigittenau 
— Pol.Präſ. Wien — 
Wien 10 » Floridsdorf 
— Bol.-Bräj. Wien — 
XVIII] $nnsbrud Bregenz Bregenz 1007] Landkr. Bregenz Vorarlberg 
1008 » Feldkirch 
Bludenz 1009 » Bludenz 
Innsbruck Innsbruck 1010 Stadtkr. Innsbruck — Pol.Dir. — Tirol 
1011] Landfr. Innsbruck 
1012 » Reutte 
Landeck 1013 » Landed 
101 » Imſt 
Kufſtein 1015 Kufſtein 
1016 » Kitzbühel 
Schwaz 1017 Schwaz 


— — — — — — — — — — —— — ——— — —— — —— 


—— — — — — — — 
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8 Mehr- - Mehr: 
“ | E exfabbezirt Wehrbezirk meldebezirk Muſterungsbezirk Regierungs⸗ Provi Pre 
HE ie: u, ee, rovinz 
3* de begirt Reichsgau 
IR: MWehr- Wehr⸗ Wehr- Kreispolizeibehörde 
5 lerjaginfpeftion fbezirtstonmando) meldeamt 
E -—7 Se a — — 
J Noch Noch * 
au XVIIII Snnsbrud J Salzburg Salzburg 1018] Stadtkr. Salzburg — Pol.-Dir. — Salzburg 
10191 Landkr. Salzburg 
Hallein 1020 Hallein 
F Santt Johann 1021 » Biſchofshofen 
i. Pongau 022 Tamsweg 
J Zell a. See [1023 » Bella. See 
| Graz Spittal 1024| Landtir. Spittal a. d. Drau Kärnten 
a.d. Drau 
Lienz 1025 » Rienz 
Villach 10261 Stadtkr. Villach — Pol.-Amt - 
1027| Landkr. Villach 
Hermagor 1028 »GHermagor 
Klagenfurt Klagenfurt [1029] Stadtkr. Klagenfurt — Pol.Dir. - 
1030] Landkr. Klagenfurt 
Völkermarkt [1031 Völkermarkt 
Sankt Veit IIOo32 »Sankt Veit a. d. Glan 
a. d. Glan 
Wolfsberg 1033 Wolfsberg 
Judenburg Judenburg 11034] Landkr. Judenburg Steiermarf 
Murau 1035 » Murau 
Leoben Leoben 1036| Landkr. Leoben 
Liezen*) 1037 » Liezen 
Brud 1038 » Bruck a. d. Mur 
a. d. Mur 
1039 » Mürzzuſchlag 
Graz Graz 1 1040| Stadtkr. Graz — Pol.Präſ. - 
Graz 2 1041| Landkr. Graz Umgebung 
ra 1042 » Boitsberg 
rg Weiz 1043 » Weiz 
—— Leibnitz Leibnitz 1044| Landkr. Leibnitz 
1045 Radkersburg 
Deutſch 1046 Deutſch Landsberg 
Landsberg 


— u — — 


Fürſtenfeld Fürſtenfeld I10471 Landfr, Fürſtenfeld 
Feldbach 1048 Feldbach 
Hartberg 1049 Hartberg 
Oberwart 1050 Oberwart 


III IN Bl. 


H5140-0796 


*) Vorläufig Gröbming. 
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€ Wehr⸗ Wehr⸗ 
en deeiirt Wehrbezirk meldebezirk Mufterungsbezirt Regierungs- | gpropinz —* 
⸗ : Wehr: Kreispolizeibehörde Reichsgau 
J meldeamt 
Ei BER 
61 Eee 10 
Brotektorat Böhmen-Mähren 
Mehr: Prag 1 Oberlandratsbezirt Prag 
macht⸗ " PT 
bevoll- Frag 2 s — 
mäch» » elni 
—* » Kladno 
Königgrätz » Königgräß 
» Pardubit 
Kolin 














Budweis Budweis 





Oberlandratsbezirk Budweis 


Deutſch⸗ Brod 
Tabor 
Pilſen » Bilfen 









Klattau 


— — — — — 












Brünn Brünn 





Oberlandratsbezirt Brünn 
» Proßnitz 


» Iglau 





Iglau 


— — — — —— — — — — 





— — — 





Dlmüß DOlmüß 10656 | Oberlandratsbezint Olmütz 





1067 » Kremſier 
1068 Zlin 
Mähriſch⸗ 1069 Mähriſch⸗ Oſtrau 
Oſtrau 
[| 
Oberfommando Ausland *) Siehe $10 der Verordnung über die Heranziehung ber deutfchen Staatsangehörigen im Ausland zum 
der Wehrmacht aktiven Wehrdienft und zum Neichsarbeitsdienft vom 17. April 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 517) 


*) Sib in Berlin. 
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Anhang 


Aufteilung der Wehrpflichtigen in ftädtifchen Mufterungsbezirken, 
die in mehrere Wehrbezirke eingeteilt find 


Wehrkreis IV Wehrbezirkskommando Stuttgart II 


Wehrbezirtstommando Leipzig I pen Stuttgart 2 * 
Wehrmeldeamt Leipzig 1 . Dienftpflichtigeund ungedienteWehrpflichtiged.B. 


mit den Anfangsbuchftaben 8 bis 2. 
1. Dienftpflichtige und ungediente\Behrpflichtige d. B. 


2. Gediente Wehrpflichtige d. B. 

— Anfangsbuchſtaben a bis v. a) des. Heeres mit den Anfangsbuchftaben Lbis Z, 
2, Gediente MWehrpflichtige d. B. b) der Luftwaffe. 

a) des Heeres, jedoch nur Infanterie, Sanitäts— 


dienft und Apotheker, 
b) der Kriegsmarine. 


Wehrkreis VI 
Wehrbezirtskommando Leipzig II Wehrbezirkstommando Dorimund I 
MWehrmeldeamt Dortmund 
Mehrmeldeamt Leipzig 2 


1. Dienftpflichtigeund ungedienteWehrpflichtiged.B. 
1. Dienftpflichtigeund ungedienteWehrpflichtige d. B. mit den Anfangsbuchſtaben A bis K. 
mit den Anfangsbuchftaben M bis 3. 


—— 2. Gediente Wehrpflichtige d. B. 
2. Gediente Wehrpflichtige d. B. a) des Heeres, jedoch nur Infanterie, Nach— 
a) des Heeres aller Waffengattungen, außer 


Waf richtentruppen, Sanitätsdienſt, Veterinär— 
Infanterie, Sanitätsdienſt und Apotheker, dienſt und Beamte, 
b) der Luftwaffe. b) der Kriegsmarine. 
Wehrbezirkskommando Dresden I 


Wehrbezirkskommando Dortmund II 
MWehrmeldeamt Dresden 1 


Mehrmeldeamt Dortmund 2 
1. Dienftpflichtigeund ungedienteWehrpflichtige d. B. 1. Dienftpflichtige und ungedienteWehrpflichtige d. B. 
mit den Anfangsbuchjtaben U bis ©. mit den Anfangsbuchitaben & bis 2. 
3, Gediente Wehrpflichtige d. B. 2. Gediente Wehrpflichtige d. B. 
a) des Heeres, jedoch n ur Infanterie und Beamte, a) des Heeres, jedoch ohne Infanterie, Nach— 
* b) der Kriegsmarine. 


richtentruppen, Sanitätsdienſt, Veterinär— 
dienſt und Beamte, 


Wehrbezirkskommando Dresden II b) der Luftwaffe. 


Mehrmeldeamt Dresden 2 


hunaebienteiehrbflichtigeb.B Wehrbezirkskommando Ejjen I 
Zi 1. Dienftpflichtigeund ungediente Wehrpflichtige d. J 
mit den Anfangsbuchſtaben M bis Z. ea —* * Wehrpflichtigebs 
ER . Dienftpflichtigeund ungedienteBehrpflichtige d.D. 
* 2. Gediente Wehrpflichtige d. B. mit * —— A His R 
a) des Heeres aller Waffengattungen, außer * ER 
Anfanterie und Beamte, ! 2, Gediente Wehrpflichtige d. B. 


* * a) des Heeres, jedoch nur Infanterie, Sanitäts— 
b) der Luftwaffe. dienft und Beamte, 


b) der Krieggmarine. 
Wehrkreis V 


Wehrbezirtstommando Stuttgart I Wehrbezirtskommando Eſſen II 
Wehrmeldeamt Eſſen2 
Wehrmeldeamt Stuttgart1 


1. Dienſtpflichtige und ungedienteWehrpflichtige d. B. 
1. Dienftpflichtigeund ungediente2Behrpflichtige dB. mit den Anfangsbuchitaben E bis 3. 
mit. ben: infangebuchjtuben DI DIE SR 2. Gediente Wehrpflihtige d. B. 
2, Gediente Wehrpflichtige d. B. a) des Heeres, jedoch ohne Infanterie, Sani- 
a) des.Heeres mit den Anfangsbuchſtaben A bis K, 


tätsdienſt und Beamte, 
b) der Kriegsmarine, b) der Ruftwaffe. 
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Wehrbezirtskommando Köln I 
Mehrmeldeamt Köln 


1. Dienftpflichtige und ungedienteWehrpflichtiged.B. 
mit den Anfangsbuchitaben A bis K. 
2. Gediente Wehrpflichtige d. B. 


a) des Heeres, jedoch nur Infanterie, Sanitätd- 
dienft und Beamte, 


b) der Kriegsmarine. 


Wehrbezirkstommando Köln II 
Mehrmeldeamt Köln 2 
1. Dienftpflichtigeund ungedienteWehrpflichtige d. B. 
mit den Anfangsbuchitaben 2 bis 2. 
2, Gediente MWehrpflichtige d. B. 


a) des Heeres, jedoch ohne Infanterie, Sanitäts- 
dienft und Beamte, 


b) der Luftwaffe. 


Wehrkreis VII 


Wehrbezirkstommando Münden I 
Mehrmeldeamt Münden 1 
a) Stadt Münden: 
1. Dienftpflichtigeund ungedienteWehrpflichtige d. B. 
mit den Anfangsbuchftaben A bis M. 
2. Gediente MWehrpflichtige d. B. 
a) des Heeres, jedoch nur Infanterie, Kraft- 


fahrfampftruppen, Kavallerie, Pioniere und 
Beamte, 


b) der Kriegsmarine. 
b) Bezirtsamt Münden: 
Sämtliche Dienftpflichtige fowie ungediente und 
gediente Wehrpflichtige d. B. des Heeres, der 
Kriegsmarine und der Luftwaffe. 
Wehrbezirkskommando Münden II 
MWehrmeldeamt Münden 2 
1. Dienftpflichtigeund ungedienteWehrpflichtiged-B. 


der Stadt München mit den Anfangsbuchftaben 
N bis 2. 





2. Gediente Wehrpflichtige d. B. 


Wehrkreis VII 


Wehrbezirlskommando Breslau I 
MWehrmeldeamt Breslau 1 


1. Dienftpflihtigeund ungediente Wehrpflichtige d. B. 
mit den Anfangsbuchſtaben A bis L. 


2. Gediente Wehrpflichtige d. B. 
a) des Heeres mit den Anfangsbuchjtaben A Dis ß, 
b) der Kriegämarine. 
Wehrbezirkskommando Breslau II 
Wehrmeldeamt Breslau 2 


1, Dienftpflichtigeund ungediente Wehrpflichtige d. B. 
mit den Anfangsbuchſtaben M bis Z. 


2. Gediente Webrpflichtige d. B. 
a) des.Heeres mit den Anfangsbuchftaben M bis, 
b) der Luftwaffe. 


Wehrkreis IR 


Wehrbezirtskommando Frantjurt (Main) I 
Wehrmeldeamt Frankfurt (Main) 1 


1. DienftpflichtigeundungedienteWehrpflichtige d. B. 
mit den Anfangsbuchſtaben U bis M, 


2. Gediente Wehrpflichtige d. B. 
a) des Heeres, außer Infanterie, 
b) der Kriegsmarine. 


Wehrbezirtstommando Frankfurt (Main) II 
MWehrmeldeamt Frankfurt (Main) 2 


1. DienftpflichtigeundungedienteWehrpflichtiged.B. 
mit den Anfangsbuchftaben R bis 2. 


2. Gediente Wehrpflichtige d. B. 
a) des Heeres, nur Infanterie, 
b) der Luftwaffe. 


LTE 


a) des Heeres, jedoch ohne Infanterie, Kraft- 
fahrfampftruppen, Kavallerie, Pioniere und 
Beamte, 


b) der Luftwaffe. 


Das Reichsgeferblatt erfheint in zwei gefonderten Zeilen — Teil lmd Teil I — 

Sortlaufender Bezug nur durd die Poft. Bezugspreis sierteljährlih für Tell = 230 AA, für Teilll = 3,59. AM. 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Reichsverlagsan, Berlin NA 40, Scharuhorſtſtraße Ne. 4 
(Sernfprecher: 429265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00), Einzeluummern werden nah dem Umfang berechnet, 
Preig für den ahtfeitigen Bogen 15.4, aus abgelaufenen Jahrgängen 10.Af, ausfchließlic der Poftdruckfachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. 9. Preisermäßigung. 

Herausgegeben vom Reichsminifterium Des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Derlin. 
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31.8.39 Verordnung zur Einführung ftenerrechtlicher Worfchriften in der Oſtmark, 
im Reichsgau Sudetenland und in den in das Land Bayern eingeqliederten 


——— — —— — 


ſudetendeutſchen J 77 1821 
12.9.39 Verordnung zur Ergänzung Ser Verordnung über öffentliche Aufträge auf den 

Gebieten der Spinnitoff- und der Felle» umd Säutewirtfhaft ....* 1822 
12.9.39 Verordnung zur Einführung der Verordnung über öffentliche Aufträge auf den 

Gebieten der Spinnftoff- umd der Felle- und Häutewirtfchaft in der 

Oftmart und im Reichsgau Subetenland ..... 1 1822 
13.9.39 Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Geſetzes über 

die freiwillige SHerichtsbarfeit und andere Rechtsangelegenheiten in 

Bra. nr Sue Far re ste ME BONN an 1823 


15.9.39 Verordnung zur A derung der Erften und weiten Verordnung über die 
berufsmähßige Ausübung der Krankenpflege und Die Erridbtung 
von Rrantenpflegefhulen -.... +. neuen nt 1823 
6 1824 






Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
in der Dſtmartk, im Reichsgaun Sudetenland und in den in das Zand Bayern eingegliederten 
- indetendentjchen Gebietsteilen 


om 31. Auguit 1939 


Auf Grund des Geſetzes über Die Wiedervereini Bayern eingegliederten fudetendeutjchen Gebiet?» 
gung Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich vom teilen am 1. Oftober 1939 in Kraft. 
13. März 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 237) und de 


Erlafjes des Führers und Reichskanzlers über. Die g2 
Nerwaltung der fudetendeutichen Sebiete vom 1. Ok— | — 
tober 1938 einsarichöl, T S. 1331) wird das Mit dem gleichen Zeitpunft treten Die IM den ge 
Folgende verordnet: nannten Gebieten bisher aeltenden Norichriften uber 
: 81 den Spielfartenitempel außer Rrait. 
Das Spielkartenſteuergeſetz vom 9. Juli 1923 9 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 564) in der Faſſung der Be— 8 


fanntmadung vom 25. Auguſt 1939 (NReichsgefekbl. 1 Die in der Zeit vom 1. Dezember 1938 bis zum 
S. 1529) und die Verordnung zur Durbführung | 30. September 1939 von den Heritellungsbetrieben 
des Spielfartenftenergefeßes vom 29, Auguſt 1939 | der Oftmark in den Verkehr aebradıten Kartenſpiele 
Keichsminiſterialbl. ©.1397) treten in der Oftmarf, | unterliegen einer Stempelgebühr von 0,30 Reichs— 
im Reichsgau Sudetenland und in den in das Lande marf für ein Rartenipiel. 


Berlin, 31. Auguſt 1939 
Der Reihsminifterder Finanzen 


In Vertretung 


Reinhardt 
Der Reichsminiſter des Innern 


In Vertretung 
Dr. Studart 
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Verordnung zur Ergänzung der Verordnung 
über Öffentliche Aufträge anf den Gebieten der Spinnſtoff- und der Felle: und Häutewirtſchaft. 


Bom 12, September 1939, 


Auf Grund der Verordnung über den Warenverkehr 
in der Faſſung vom 18, Auguſt 1939 (Reichsgejeßbl. I 
©. 140% wird verordnet: 


Artikel 1 


Die Erteilung der mir gemäß $ 1a der Verordnung 
über Öffentliche Aufträge auf den Gebieten der Spinn- 
ſtoff- und der Felle- und Säutewirtfchaft in der Faſſung 
vom 31. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1537) vor- 
behaltenen Einwilligung übertrage ich für den Bereich 
der Spinnftoffwirtichaft dem Sonderbeauftragten für 
die Spinnftoffwirtichaft. 


Artifel 2 


(1) Die Beftimmungen der Verordnung über öffent- 
liche Aufträge auf den Gebieten der Spinnftoff- und 
der Felle- und Häutewirtſchaft werden für den Bereich 


Berlin, den 12. September 1939. 


der Spinnftoffwirtichaft auf die nachftehenden Auf- 
traggeber ausgedehnt: 

a) Heil und Dflegeanftalten, auch ſoweit ſie nicht 
ausjchließlich oder überwiegend für Öffentliche 
Zwecke tätig find (4. B. Krankenhäuſer, Privat- 
kliniken, Entbindungsheime, Altersheime, Seil- 
ftätten), 

b) Verfehrsunternebmen und Verforgungsbetriebe 
(Gas-, Wafjer-, Elektrizitätswerke), joweit fie 
privatrechtlicher Natur find, 

(2) Diefe Anftalten und Betriebe gelten infoweit 
ald Öffentliche Stellen. Die Eimwilligungen werden 
durch "die Neichsftelle für Kleidung und verwandte 
Gebiete erteilt. 


Artifel 3 r 


Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver- 
fündung in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Landfried 
— —— —— — —— — 
Verordnung zur Einführung der Verordnung 


über öffentliche Aufträge auf den Gebieten der Spinnſtoff- und der Felle- und Häutewirtſchaft 
in der Oſtmart und im Reichsgau Sudetenland. 


Vom 12, September 1939, 


Auf Grund des Gefeßes über die Wiedervereiniqung 
Ofterreich8 mit dem Deutfchen Neid) vom 13, März 
1935 Neichsgejeßbl. I ©. 237) und des Erlaffes des 
Führers und Neichskanzlers über die Verwaltung der 
judetendeutjchen Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Reichs— 
gejeßbl. I ©.1331) wird folgendes verordnet: 


81 
(1) In der Oftmark und im Neichsaau Sudetenland 
gelten die Verordnung über öffentliche Aufträge auf 
den Gebieten der Spinnftoff- und der Felle- umd 
Häutewirtichaft vom 26. Oktober 1935 (rReichsgeſetzbl. I 
S. 1416) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 


Berlin, den 12, September 1939, 


31, Oftober 1938 (Neichsgefekbl. I S. 1537) und die 
Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über 
öffentliche Aufträge auf den Gebieten der Spinnftoff- 
und der Felle- und Häutewirtſchaft vom 12, Sep- 
tember 1939 (Neichsgefetbl. I ©, 1822). 

(2) Soweit die Vorfchriften diefer Verordnung in 
der Oftmark und im Reichsgau Sudetenland nicht 
unmittelbar angewandt werden können, find fie finn- 
gemäß anzuwenden. 


\2 


Dieje Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver- 
fündung in Kraft. 


Der Neihswirtfchaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 
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Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung 
des Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere Nerhtsangelegenheiten in der Wehrmacht. 


Bom 13. September 1939. 


Auf Grund des Artikels 5 Abf. 3 des Geſetzes über Die freiroillige Gerichtsbarkeit und andere Rechtsangelegen- 
heiten in der Wehrmacht vom 24. April 1934 (Reichsgeſetzbl. I ©. 335) wird im Einvernehmen mit dem Reich3- 
minifter der Juftiz zur Durchführung und Ergänzung diejes Geſetzes folgendes verordnet: 


Artikel 1 des Gefeßes über die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere Nechtsangelegenheiten in der Wehrmacht 
vom 24. April 1934 (Reichsgeſetzbl. I ©. 335) gilt für alle in deutjcher Gewalt befindlichen Gefangenen, die einer 
fremden Wehrmacht angehören oder wie Angehörige diefer Wehrmacht zu betrachten ſind. 


Berlin, den 13. September 1939. 


Der Chef des Oberfommandos der Wehrmacht 
In Vertretung 


Marlimont 


eek —— — — — — — — 


Verordnung zur Änderung der Erſten und zZweiten Verordnung 
über die berufsmäßige Ausübung der Arantenpflege und die Errichtung don Krantenpflegeſchulen. 


Vom 15. September 1939. 


Auf Grund des Geſetzes zur Ordnung dev Kranken— 
pflege vom 28. September 1938 Reichsgeſetzbl. I 
S. 1309) wird folgendes verordnet: 


wann die Vorjchriften des $ 1 Abf. 1 umd der $3 17 
und 18 in Kraft treten.” 


31 3° 


' * * u h en: — 4 ac RR R —— “no 
Die Erite Verordnung über die berufsmäßige Aus— Die Zweite Verordnung über die berufsmäßige 


übung der Kranfenpflege und Die Errichtung bon 
Krantenpflegeichulen K vanfenpflegeverordnung) vom 
28, September 1938 (Reichsgefeßbl. I ©. 1310) wird 
wie folgt geändert: 

1. 89 Abf. 1 Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Il. der Säuglingsſchweſter mit 
zweijähriger Ausbildung und 
ſtaatlicher Anerkennung. . .  neum Monate,“. 

2. 823 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
„(2) Der Reichsminiſter des Innern beſtimmt im 
Einvernehmen mitdem Stellvertweter des Führers, 


Berlin, den 15. September 1939. 


Ausübung der Krankenpflege und die Errichtung von 
Kranfenpflegeichulen (Ausführungsverordnung) vom 
28. September 1938 (Neichsgefesbl. I S. 1314) wird 
wie folgt geändert: 


$ 1 erhält folgenden Abf. 3: 


„(3) Auf die Tätigkeit nah S1 Abi. 3 dev 
Kranfenpflegeverordnung ift die Berufstätigkeit 
der Säualinasichweiter mit zweijäbriger Aus: 
bilduna und jtaatliher Anerkennung bis zu zwölf 
Monaten anzurechnen.” 


DerNeihsminifterdes Innern 
Frick 
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Berichtigung 


In der Fünften Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung der Neichsä rzteordnung (Beitallunas- 
ordnung für Ärzte) vom 17. Juli 1939 (Reiche 
geiegbl. I ©. 1273) ift in $45 Abi. 1 Buchſt. a 
hinter „Bharmakolvgie und Torifologie der anoraa- 
nischen Stoffe, einzufügen: „Pharmakologie und 
Toxikologie der organiſchen Stoffe,“. 


Berlin, den 15. September 1939. 
DerNKeihsminifterdes Innern 


Im Auftrag 


Cropp 


ABc des Reichsrechts 


Herausgegeben vom Geſamtſachverzeichnis zum Bundes- 
Reichsminifterium des Innern und Reihsgefesblatt 1867 bis 1929 


Das ABT des Reichsrechts erfaßt alle Deröffentlihungen des Bundesgefetzblatts und des Reichsgefeßblatts in mehr 
als 5500 nad dem ABC geordneten Stihmwörtern. Durch Gliederung des Stoffes in zwemäßig gewählte 
Gruppen (3. B. Banfwefen, Eifenbahnen, Sinanzwefen, Militär, Reichstag, Sozialverfiherung, Steuern, Ders 
forgungswefen) wird die Iberficht wefentlich erleichtert. Somit erfpart das ABC des Reichsrechts beim Auffuchen 
einzelner Veröffentlichungen wie bei der dufammenftellung ganzer Rechtsgebiete viel Mühe und Arbeit. 

Preis geheftet 8 RM ; Behördenvorzugspreis 6. RM ; im Einband des Reichsgefetsblatts 9,60 AM ; Behördenvor« 
zugspreis 7,60 AM; Halblederband 14 RM ; Behördenvorzugspreis 12 ARM (Poftgebühr für 1 Stüd 40 A). 
Stüde zum Behördenvorzugspreis find nur vom Verlag unmittelbar zu beziehen, 
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16.9.39 Verordnung über die Gewährung von Sonderzulagen an Shwer- und 
Schweritarbeiter, werdende und ftillende Mütter, Krante und 


gebrechliche Berfonen...... 


1825 





Verordnung über die Gewährung don Sonderzulagen 
an Schwer: und Schwerjtarbeiter, werdende und jtillende Mütter, Kranke und gebrechliche Perjonen. 


Bom 16, September 1939. 


Auf Grund der $$ 10, 36 der Verordnung über 
die öffentliche Bewirtihaftung bon landwirtichaft- 
lichen Erzeugniſſen vom 27. Auguft 1939 (Reichsge— 
ſetzbl. IS. 1521) wird verordnet: 


I. Abſchnitt 
Schwer⸗ und Schwerjtarbeiter 
81 

Schwer- und Schwerftarbeiter erhalten Sonderzu— 
lagen an Fett, Fleiſch, Brot und Mehl. Zum Bezuge 
der erhöhten Lebensmittelmengen leinſchließlich der 
Sonderzulagen) berechtigen beſonders gekennzeichnete 
Fettkarten in gelber, Fleiſchkarten in blauer und Brot- 
karten in roter Farbe nach den anliegenden Muftern, 
SL) die an Stelle der üblichen Karten für diefe Lebens‘ 
SEE mittel treten. Die Karten gelten für das ganze Reich. 
.< Die Ernährungsämter geben jeweils die auf Die ein- 
zelnen Abſchnitte der Rarten für Schwer- und Schwerft- 

arbeiter abzugebenden Höchſtmengen befannt. 


82 

(1) Als Schwerarbeiter gilt, 

1. mer dauernd fehwere körperliche Arbeit zu lei- 
ften hat; wer nur ftundenweife oder an einzel- 
nen Tagen ſchwere Arbeit leiftet oder bei feiner 
Arbeit nur eine Eörperliche Arbeitskraft auf 
zuwenden braudt, Die iiber das in der Regel 
von gewerblichen Arbeitern zu feiftende Maß 
nicht hinausgeht, ift fein Schwerarbeiter; 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


2, wer durchichnittliche körperliche Arbeit unter 
erichwerenden Arbeitöbedingungen zu leiten 
hat, z. B. Arbeiten bei großer Hite, bei großer 
Staubentwidluna, mit angelegtem Atemichuß- 
aerät oder unter Einwirkung aefundheitsjchäd- 
licher Stoffe; wer nur vorübergehend ſolche Ar- 
beiten ausführt, ift fein Schwerarbeiter. 


(2) Al8 Schwerftarbeiter gilt derjenige, bei 
dem die in Abi. 1 Nr. 1 und 2 genannten Bedingun- 
gen gleichzeitig worliegen. 


(3) Die Auswahl der Schwer- und Schweritarbeiter 
erfolgt nach den in der Anlage gegebenen Richtlinien. J 
Der Reichsminiſter für Ernährung und Candwirt- * — 
ſchaft kann im Einvernehmen mit dem Reichsarbeits— 
miniſter weitere Richtlinien iiber die Auswahl der 


Schwer- und Schwerftarbeiter befanntgeben. 


3 

Der Betriebsführer ift verpflichtet, für die in feinem 
Betriebe beſchäftigten Schwer— und Schwerſtarbeiter 
je eine Liſte nach den anliegenden Muſtern aufzuſtellen 
und ſie dem für ſeinen Betrieb zuſtändigen Gewerbe— —RD 
aufſichtsamt, bei bergbaulichen Betrieben der zuſtän— X 2 
digen Bergbehörde, in doppelter Ausfertigung zu N 
überfenden. Die Liften müſſen die genaue Bezeich— 
nung der von den einzelnen Arbeitern regelmäßig aus 
geübten Tätigkeit enthalten, Rommen für die Aus 
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gabe der Karten mehrere Ernährungsämter in Frage, 
jo find die Liften bezirksweiſe getrennt aufzuftellen. 
Die Ernährungsämter find berechtigt, weitere Be- 
fimmungen über die A ufſtellung der Liſten zu treffen. 


84 

(1) Das Gewerbeaufſichtsamt (die Berabehörde) 
prüft, ob im Einzelfall die geſetzlichen Merkmale der 
Tätigkeit als Schwer- oder Schwerftarbeiter vorlie- 
gen, und gibt die Liften mit Einverftändnisvermerf 
oder mit den vorgenommenen Änderungen unter Bei- 
fügung de3 Dienftftempels betriebsweife geordnet an 
das für die Ausgabe der Karten zuftändige Ernäh— 
rungsamt. 


(2) Das Ernährungsamt gibt auf Grund der von 
ihm getroffenen Entſcheidung die erforderliche Anzahl 
von Karten für Schwer- und Schwerftarbeiter an den 
Betriebsfüihrer, der die Verteilung an die Schwer- 
und Schwerftarbeiter veranlaßt. Soweit Schwer- und 
Schwerftarbeiter bereits die üblichen Karten erbalten 
haben, find diefe durch den Betriebsführer einzuziehen 
und dem für den Arbeiter zuftändigen Ernährungs: 
amt zu überfenden. 


(3) Die Ausgabe der für die Folgezeit geltenden 
Karten erfolgt durch das Ernährungsamt unmittel- 
bar an die Bezugsberecdhtigten genen Vorlage der je- 
weils letzten Schwer- oder Schwerftarbeiter-Stamm- 
farte. 

85 

Soweit in Betrieben Verpflegungseinrichtungen be- 
ftehen und die ordnungsgemäße Hortführung des Be— 
triebes eine Gemeinſchaftsverpflegung der Gefolg- 
Ihaftsmitglieder erfordert, hat der Betriebsführer 
Abſchnitte der Karten für Schwer- und Schwerftarhei- 
ter einzubehalten oder einzufordern. Die Zahl und 
Art der Abſchnitte hat den Lebensmittelmengen zu 
entiprechen, die benötigt werden, um täglich eine ein- 
fache Mahlzeit zu verabreidden. Die Lebensmittel. 
mengen, für welche Abfchnitte einbehalten oder ein- 
gefordert werden, dürfen für Schwer- und Schwerft- 
arbeiter nicht voneinander abweichen. 


86 
(1) Scheidet der Bezugsberechtigte aus dem Arbeits- 
verhältnis ala Schwer- oder Schwerftarbeiter aus, 
oder endet feine Tätigkeit als Schwer- oder Schwerft- 
arbeiter, jo hat der Betriebsführer dem Ernährungs- 
amt hiervon unverzüglich Mitteilung zu machen. Der 
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Bezugsberechtigte Hat die Karte für Schwer- oder 
Schwerftarbeiter bei dem Ernährungsamt unverzüg- 
lich gegen eine übliche Karte umzutaufchen, 


(2) Tritt eine Anderung in der Tätigfeit in der 
Weife ein, daß ein Schwerarbeiter Arbeiten eines 
Schwerftarbeiters oder ein Schwerftarbeiter Arbeiten 
eines Schwerarbeiters auszuführen Hat, oder nimmt 
ein Arbeiter eine neue Tätigkeit ald Schwer oder 
Schwerftarbeiter auf, fo hat der Betriebsführer dies 
dem Gewerbeauffichtsamt (der Bergbehörde) mitzu- 
teilen. Für das weitere Verfahren finden die Vor- 
ſchriften des $ 4 entſprechende Anmendung. 


$7 

Arbeiter, die in befonderem Maße der Einwirkung 
von Giften ausgefeßt find, können Vollmilch erhalten. 
Zum Bezuge von Vollmild berechtigen die Milchkar— 
ten ($ 4 der Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
ſchaftung von Milch, Mildyerzeugnifien, Ölen und 
Fetten vom 7. September 1939 — Reichsgeſetzbl. I 
S.1719). Die Ernährungsämter geben die jeweils auf 
die einzelnen Abjchnitte der Karte abzugebenden Höchft- 
mengen befannt. 


88 
Die Milchkarten ſind bei dem zuſtändigen Gewerbe— 
aufſichtsamt zu beantragen. Dem Antrag iſt eine Be— 
ſcheinigung des Betriebsführers über die von dem 
Arbeiter regelmäßig ausgeübte Tätigkeit beizufügen. 
Für das weitere Verfahren finden die Vorſchriften des 
$ 4 entfprechende Anwendung. 


89 
Für Die Ausgabe von Schwer- und Schwerftarbeiter: 
farten für Bezugsberechtigte in Betrieben der Mehr: 
macht, der Reihöverfehrsverwaltung und der Forft- 
wirtichaft fowie für die Seefhiffahrteinfchlieflic der 
Seefiſcherei und der Binnenfchiffahrt ergehen befon- 
dere Anordnungen. 


II. Abſchnitt 
Werdende und ftillende Mütter; Wöchnerinnen; 
Kranke und gebrechliche Perſonen 
$10 

(1) Werdenden und ftillenden Müttern, Wöchnerin- 
nen jowie Kranken und gebrechlichen Perſonen kön— 
nen nad) näherer, im Einvernehmen mit dem Reichs— 
minifter des Innern ergehender Weiſung des Reichs— 
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minifters für Ernährung und Sandwirtichaft auf 
Grund Ärztlicher Bejheinigung dom Ernährungsamt 
Berechtigungsſcheine ausgeſtellt werden, die zum Be— 


zuge zuſätzlicher Lebensmittel berechtigen. 


(2) Die Ernährungsämter können zum Ausgleich 


für die Gewährung von Berechtigungsicheinen Die Be- 
zugsberechtigung für andere Lebensmittel nad) Maß— 


gabe der ärztlichen Beſcheinigung fürzen. Sie haben 


die entiprechenden Abſchnitte der Karten einzuziehen. 


(3) Bei werdenden und ftillenden Müttern genügt 


an Stelle der ärztlichen Beſcheinigung die Beicheint- 
gung einer Hebamme. 
| 811 

Werdende Mütter erhalten während der Schwan— 
gerſchaft, ſtillende Mütter während ber Zeit des Stil- 
(end auf Grund dev Beicheinigung eines Arztes oder 
einer Hebamme Vollmild. Zum Bezuge berechtigen 
die Milchkarten ($ 4 der Verordnung über die öffent- 
liche Bewirtſchaftung von Milch, Milcherzeugniſſen, 
Slen und Fetten vom 7. September 1939 — Reichs— 
gefegbl. 1S.1719). Die Ernährungsämter geben je 
weils die auf die einzelnen Abſchnitte det Milchfarten 
abzugebenden Höchſtmengen befannt. 


Berlin, den 16. September 1939. 
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III. Abſchnitt 
Straf und Schlußbejtimmungen 

$ 12 
Mer vorfäßli oder fahrläflig unrichtige Liſten 
oder Veicheinigungen ausſtellt oder durch unrichtige 
Angaben eine Karte oder einen Berechtigungsſchein 
erſchleicht oder den Vorſ chriften diefer Verordnung zu. 
wiberhandelt, wird nad) Maßgabe der Vorſchriften 
der Verordnung über den Warenverkehr in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 18. Auguſt 1939 Reichs⸗ 

geſetzbl. I ©. 1431) beftraft. 


8.13 
Der Reihsminifter für Ernährung und Landwirt- 
ſchaft kann die Vorſchriften diefer Verordnung im 
Erlaßwege ändern oder ergänzen. 


s 14 
Diefe Verordnung tritt am 25. September 1939 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Gewährung von Verpflegungszulagen an Schwer: 
und Schwerftarbeiter vom 29. Auguſt 1939 (Reihe 
aejeßbl. I ©. 1537) außer Kraft. 


Der Reichsminiſter 
fürErnährung und Landwirtſchaft 


R. Walther Darrt 
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Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Richtlinien 
für die Auswahl der Schwer- und Schwerjtarbeiter 


Vorbemerkung: 


1. Nachftehend find die Berufsgruppen angegeben, 
bei denen die Anerkennung ala Schwer- oder Schwerit- 
arbeiter im Betracht fommen fann. Die bloße Zu- 
aehörigfeit zu einer der genannten Berufsaruppen ge 
nügt jedoch nicht für die Anerkennung als Schwer: 
oder Schwerftarbeiter; vielmehr muß in jedem ein- 
zelnen Fall geprüft werden, ob die Vorausjegungen 
de8 $ 2 der Verordnung vorliegen. 


2. Soweit danad) in einem Betriebe Gefolajchafts- 
mitalieder vorhanden find, die als Schwer- oder 
Schwerftarbeiter in Betracht fommen, ftellt der Be— 
triebsführer die im $ 3 vorgefchriebene Lifte auf. 


3. Soweit bei einzelnen Arbeitern, die in der nach— 
ſtehenden Lifte nicht genannt find, die befonderen Ver- 
hältniffe am Arbeitsplat e8 notwendig machen, $ 2 
der Verordnung anzuwenden, bedarf der Antrag auf 
Anerkennung als Schwer- oder Schweritarbeiter einer 
befonderen Begründung. Das Gewerbeauflichtsamt 
prüft derartige Einzelfälle nach näherer Anweiſung 
des Reich3arbeitsminifters, die im Einvernehmen mit 
dem Neichsminifter für Ernährung und Landwirt: 
ſchaft ergeht. 


4. Beichäftigungägruppen, die in einer Gewerbe- 
aruppe als Schwer- oder Schwerjtarbeiter genannt 
jind, gelten auch in den Übrigen Gruppen als Schwer- 
oder Schmeritarbeiter, wenn die Vorausfeßungen dee 
$ 2 der Verordnung erfüllt find. 


A. Allgemein 

1. Schwerarbeiter: 

Transportarbeiter (Verlader, Stauer, Schauerleute 
ufw.) für Schwere Güter und Nohmaterialien mit 
hohem Schüttaewicht 

Keſſelheizer an Keſſeln 
Handſtochung 


mit Handbeſchickung und 


Aſchenzieher, Schlackenzieher, Aſchenfahrer, Feuerputz— 
grabenreiniger, Rauchkammerentleerer 


Arbeiter an Generatoren 
Keſſelreiniger 
Schloſſer für ſchwere Montagearbeiten 


Rohrſchloſſer, Rohrleger und Rohrbieger mit ſchwe— 
ren Arbeiten 


Reparaturſchloſſer für ſchwere Arbeiten 
Schmiede, Zuſchläger und Keſſelſchmiede 


Schweißer und Autogenſchneider unter erſchwerenden 
Arbeitsbedingungen 


Sandſtrahlbläſer 
Farbſpritzer (Spritzlackierer) an großen Werkſtücken 


Lokomotivführer bei Dampflokomotiven mit Aus— 
nahme der Feldbahnen | 


Lofomotivheizer 


Nangierer, Ruppler, Hemmſchuhleger, Schlaudyer, 
Meichenwärter an handbedienten Weichen, alle 
diefe jedoch nur bei ſtarkem Verkehr 


Kraftwagenführer im Güterfernverfehr 
Müllträger, verlader und »entlader 


Arbeiter in Abwaſſerkanälen. 


2, Schwerftarbeiter: 
Schlader und Kellerleute an Gasgeneratoren 
Kefjelveiniger in warmen Reffeln 


Sandftrahlbläfer am Freiftrahl 


Schmiede, Zufchläger und Keffelfchmiede unter ex 
Ichwerenden Arbeitsbedingungen. 
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B. Bergbau 
1. Schwerarbeiter: 


Arbeiter an der Hängebant, in Siebereien, Aufberei- 
tungen und bei der Verladung 


Brifettabnehmer und verlader 
Ofen- und Teervorlagenarbeiter 


Tagebauhäuer und -Iehrhäuer fowie Füller im Tage- 
bau beim Füllen von Hand 


Salzkocher in Ammoniakfabrifen 


Fördermaſchiniſten an Hauptſchächten. 


2. Schwerſtarbeiter: 


Alle unter Tage Beſchäftigten einſchließlich der tech— 
niſchen Aufſichtsperſonen 


Arbeiter, die unmittelbar an den Koksöfen beſchäf— 
tigt ſind 


Arbeiter an Röſt-, Sinter- und Glühöfen 
Arbeiter an Rolleöfen in Schwelereien 


Pecharbeiter in Steinkohlenbrifettfabrifen. 


O. Induftrie der Steine und Erden 
1. Schwerarbeiter: 


Aufbereitungsarbeiter, ſoweit fie ſchwere Körper- 
arbeit zu verrichten Haben 


Bruch- und Grubenarbeiter, die bei der Gewinnung 
und der Verladung des Materials befchäftigt find 


Pflaſterſteinmacher 

Schottermacher 

Steinmetze, Steinhauer in Steinbrüchen 
Steinformer Giegelſtreicher) 

Steinſchleifer 

Ofenarbeiter aller Art 

Ofenmaurer bei Reparaturen 

Kapſeldreher in der Porzellan- und Steingutinduſtrie 


Glasätzer, ſoweit dabei die Glaswaren von Hand ge— 
taucht werden 


Glasgrobſchleifer 
Hafen- und Steinmacher in der Glasinduſtrie. 


1835 
2. Schwerjtarbeiter: 
Steinbrecher vor der Wand 


Ein- und Austräger (Rarrer) und Einſetzer in Brenn- 
öfen 


Dfenmaurer in beißen Öfen 
Gemengeeinleger, Glasjchmelzer, Glasſchürer 
Glasbläfer, Glasmader vor dem Ofen. 


D. Eijen- und Metallgewinnung 
1. Schwerarbeiter: 


Aufbereitungsarbeiter, ſoweit fie Schwere Körperarbeit 
verrichten 


former und KRernformer 


Rranführer in den Stahlwerks-, Walzwerks- und 
Gießhallen jowie in der Thomasichladenmühle 


Dfannenmacher 

Stopfmaflfemacher 

Arbeiter an der Gichtgasleitung, z. B. Staubzieher 
Ranalarbeiter 


Dfenarbeiter, z. B. Hoch-, Martin, Glüh-, Wälz— 
und Tiefofenarbeiter 


Arbeiter an der Schmelzelektrolyſe 

Ofen- und Konvertermaurer bei Reparaturen 
Walzer, Zieher, Preſſer 

Arbeiter an Warmſägen und ſcheren 


Adjuftagearbeiter (Zurichter), ſoweit fie ſchwere Kör- 
perarbeit verrichten 


Beizer | 

Verzinner, Verzinfer und Verbleier 
Muffel- und Vorlageformer in Zinfhütten, 
2. Schwerftarbeiter: 

Gießer und Schmelzer 

Chargierfranführer 

Dfannenmacer an heißen Dfannen 
Gießgrubenarbeiter, Kofillenleute 
Maflelformer und -jchläger 


Ranalarbeiter unter erſchwerenden Arbeitsbedingun- 
gen 
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Dfenarbeiter, die unmittelbar am Ofen arbeiten 
KRonverterleute 

Miicherleute 

Dfen- und KRonvertermaurer an heißen Ofen 
Gußputzer, Blodpußer 

Walzer, Zieher, Preſſer an heißem Metall 
Hammerleute 


Rohrſchweißer an großen Stüden. 


E. Eijen-, Stahl- und Metallwarenherftellung, 
Maichinen-, Stahl- und Fahrzeugbau, 
Elektrotechnik, Optik und Feinmechanik 


1. Schwerarbeiter: 


Former und KRernformer, joweit fie ſchwere Körper- 
arbeit verrichten 


Gußputzer 


Walzer, Hammerleute und Zieher (mit Ausnahme des 
Raltfeinzuges) 


Preſſer und Stanzer an ſchweren Arbeitsftüden 
Härter, Glüher und Vergüter 
Nagelhandſchmiede 

Feilenhandhauer 

Beizer und Ätzer 

Metalliſierer nach dem Spritzverfahren 
Bleilöter 

Emaillierer 

Verzinner, Verzinker und Verbleier 
Marmnieter, Preßluftnieter und Gegenhalter 
Stemmer 

Schiffbauer 

Kabelimprägnierer, Bleipreſſenarbeiter 


Maſſemiſcher und »fchmierer, Formierer für Akku— 
mulatoren 


Dreher, Bohrer und Schleifer an ſchweren Werk— 


ſtücken, ſoweit ihre Tätigkeit ſchwere Körperarbeit 
erfordert. 
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2. Schwerftarbeiter: 


Gießer und Schmelzer (mit Ausnahme des Sprib- 
guſſes) 


Gußputzer, ſoweit ſie mit Preßluftwerkzeugen arbeiten 


Walzer, Zieher, Preſſer, Hammerleute an heißem 
Metall 


Knieſchleifer 


Warmnieter, Preßluftnieter und Gegenhalter unter 
erſchwerenden Arbeitsbedingungen 


Stemmer unter erſchwerenden Arbeitsbedingungen 
Taucher. 


F. Chemiſche Induſtrie 
1. Schwerarbeiter: 
Ofenwärter in anorganiſchen Betrieben 
Karbidabfüller 
Ries-, Ralk-, Klinkerbrecher, Gipsmüller uſw. 
Abbrandfahrer 
Arbeiter in Rohle-Trodenanlagen 
Rontaftarbeiter, Rontaftverlader 


Apparate, Anlage, Majchinen- und Pumpenwärter 
unter erichwerenden Arbeitsbedingungen 


Arbeiter in Graphitofenhäufern und Graphitwerf: 
ftätten 


Arbeiter in Chlorfabriten und Chlor verarbeitenden 
Betrieben unter erichwerenden Arbeitsbedingungen 


Vreffereiniger, Sentrifugenfahrer, Mühlenwärter bei 
ſchwierigen Arbeiten 


Arbeiter in Trodnereien (Aufblecher, Ausblecher, 
Schranfzieher ufw ) 


Baryteure, Emulfionsanjeßer uſw. 


Arbeiter bei der Herſtellung von Betanaphthylamin, 
Phthalſäure und ähnlichen chemiſchen Produkten 


Bleilöter 
Ofenmaurer bei Reparaturen 


Arbeiter in Schmelzelektrolyſen (Aluminium, Magne— 
ſium) 


Sonſtige Fabrikationsarbeiter, ſoweit ſie ſchwere Kör— 
perarbeit verrichten oder unter erſchwerenden Ar— 
beitsbedingungen arbeiten. 
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2. Schwerftarbeiter: 


Ofenarbeiter (3. B. an Schwefelnatronöfen, Quedfil- 
beröfen, Auffehlußöfen für Chrom- und Mangan- 
erze) 


Ofendecker und Abfteher an Karbid- und Kalköfen, 
foweit fie unmittelbar am Ofen arbeiten u. ä. 


Dfenmaurer an beißen Ofen 
Rohrausbefjerer in Verdampfern 
Bleilöter, die überwiegend mit Gasmaske arbeiten 
Fabrifationsarbeiter, ſoweit fie ſchwere förperliche 
Arbeit unter erichwerenden Arbeitsbedingungen 
verrichten. 
G. Tertilinduftrie 
Schwerarbeiter: 
Wollwäſcher 
Reißer und Wolfer 
Arbeiter am Offner und Brecher 
Krempelputzer 
Walker 


Karboniſierer. 


H. Vapiererzeugung und Papierverarbeitung 
1. Schwerarbeiter: 


Holzſchäler, Holzhacker, Holzſchleifer, ſoweit fie [were 
Körperarbeit verrichten 


Steinſchärfer 


Ofen- und Kochermaurer. 


2. Schwerſtarbeiter: 
Röſtofenarbeiter 
Abbrandkarrer 
Sodaofenarbeiter 


Ofen- und Kochermaurer in heißen Öfen und Kochern. 


J. Drud- und Vervielfältigungsgeiverbe 
Schwerarbeiter: 
Schriftgießer und ſchmelzer | 
Stereotypeure 
Rotationsmaſchinenarbeiter 


Tiefdruckmaſchinenarbeiter. 
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K. Lederinduſtrie 
Schwerarbeiter: 


Nafarbeiter in der Waſſer- und Gerberwerfitatt, ſo— 
weit Großviehhäute verarbeitet werden 


Handftoßer, Handpuffer und Handblandierer. 


L. Rautjichut- und Ajbeitinduftrie 
1. Schwerarbeiter: 


Gummimifcher, walzer und »Eneter, foweit fie ſchwere 
Arbeit leiften, 3.8. an Walzwerfen von 1,50 m 
und mehr Breite ‘ 


Aufbauarbeiter für Autoreifen und jchwerere Reifen 
Heißvulfanifierer, Drefler und Heizer 


Gummijtreicher. 


2. Schwerjiarbeiter: 


Heißvulfanifierer, Preſſer und Heizer an jchweren 
Stücden. 


M. Holz; und Schnigftoffgetwerbe 
Schwerarbeiter: 
Holzfäller, Holzſchäler 


Sägewerksarbeiter, ſoweit fie gleichzeitig Transport- 
arbeiten verrichten 


Arbeiter in Holzimprägnieranftalten 


Böttcher für Schwere Faller (Faßbüttner). 


N. Nahrungs und Genußmittelgeiwerbe 
Schwerarbeiter: 
Miller, ſoweit fie auch Transportarbeiten verrichten 


Arbeiter an Schnitelanlagen, Batteriefüller, Arbei- 
ter an Schlamm- und Filterpreffen, Arbeiter an 
Trocdnungsanlagen, Zentrifugenarbeiter in dev 
Zuckerinduſtrie 


Kopfſchlächter, Lohnſchlächter 
Preſſenarbeiter in Olmühlen 


Slmüller, ſoweit fie auch Transportarbeiten ver— 
richten 
Cichoriendarrer umd »wörter, 
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O. Belleidungsinduftrie 
Schwerarbeiter: 
Wolfer, Facher, Wicler und Anftoßer in Hutfabrifen, 
ſoweit die Arbeit nicht majchinell erfolgt 


Handmatrizenzieher und »preifer. 


P. Bau- und Baunebengewerbe 
1. Schwerarbeiter: 
Einſchaler 
Eiſenbieger und flechter im Beton- und Eiſenbetonbau 


Stein, Mörtel- und Waſſerträger, Zementträger, 
Zementverlader 


Arbeiter im Tief- und Straßenbau, ſoweit ſie von 
Hand ausſchachten oder verladen 


Arbeiter an Baumaſchinen, ſoweit ſie ſchwere Körper— 
arbeit verrichten 


Bohrkolonnen im Rohrleitungsbau 
Eiſenbahnoberbauarbeiter 

Arbeiter an Preßluftwerkzeugen und Handrammen 
Pflaſterer, außer für Kleinpflafter 

Abbrucharbeiter 

Naßbaagereiarbeiter. 

2. Schwerfjtarbeiter: 

Drudluftarbeiter (Caiffonarbeiter) 

Taucher. 


Q. Gaswerke 
1. Schwerarbeiter: 
Arbeiter an Generatoren, Retorten-, Rofs- und Ram- 
meröfen 
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Kanal: und Grubenreiniger 


Apparatemärter und »veiniger unter erfchwerenden 
Arbeitsbedingungen. 


2. Schwerjtarbeiter: 


Arbeiter, die unmittelbar an den Öfen bejchäftigt 
find, 


R. Binnenſchiffahrt 
1. Schwerarbeiter: 
Die Befabung von Fracht- und Schleppichiffen (aus— 
genommen aufgelegte und Lagerſchiffe) 
Bejagung der Fijchereifahrzeuge 


Flößer. 


2. Schwerftarbeiter: 


Maſchiniſten unter befonders erſchwerten Arbeits: 
bedingungen 


Trimmer 


Heizer, ſoweit die Bedienung der Feuerung von Hand 
erfolgt. 


8. Forſtwirtſchaft 
1. Schwerarbeiter: 


Waldarbeiter bei der Holzfällung und Holzbringung 
in der Ebene und im Hügelland 


Wegebauarbeiter, ſoweit fie unter C 1 oder P 1 fallen. 
2. Schwerjftarbeiter: 


Waldarbeiter bei der Holzfällung und Holzbringung 
im Hoch- und Mittelgebirge 


Steinbrecher vor der Wand 


Arbeiter der Wildbach- und Lawinenverbauung im 
Hochgebirge. 
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Anlage 8 


(Zu $ 3 vorftehender 
Verordnung) 


Liſte der Schwerarbeiter 


Ernährungsamt ................ A— 


N a 


6 


Lee 


Gemäß $ 3 der Verordnung über die Gewährung von Sonderzulagen an Schwer- und Schweritarbeiter 
ufw. vom 16. September 1939 verfichere ich Hiermit, daß die nachſtehend aufgeführten Gefolgichaftsmitglieder 
in meinem — unferem — Betrieb ald Schwerarbeiter befchäftigt find: 


ee — — — — — — — — —— — ——⸗ 


Kfde. Name und Vorname Regelmäßig 
” ö — — Abteilung des Bet 
Nr. Wohnort und Straße ausgeübte Tätigkeit ig ‚DeB Betrie det 
Beifpiel: 
1 | Müller, Max Kesselreiniger Kesselhaus 


Essen, Karlstr. 18 


2 | Schulze, Otto Schmied Behälterbau 
lössen, Kruppstr. 20 
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Anlage 9 


Zu $ 3 vorftehender 
Verordnung) 


Liſte der Schwerjftarbeiter 


Ernährungsamt .............me 


ia da ee ee —— RER], 


Gemäß $ 3 der Verordnung über die Gewährung von Sonderzulagen an Schwer» und Schwerftarbeiter 
ufw. vom 16. September 1939 verfichere ich hiermit, daß die nachitehend aufgeführten Gefolgfchaftsmitglieder 
in meinem — umferem — Betrieb als Schwerftarbeiter befchäftigt find: 


Lfde. Name und Vorname Regelmäßig — 
— Abteilung des Betriebes 
Nr. Wohnort und Straße ausgeübte Tätigkeit g 
Beiſpiel: 
1 | Meyer, Hans Schmelzer Martinstahlwerk 


Gelsenkirchen, Nordstr. 76 


tv 


Schmidt, Werner Hauer Bergbau unter Tage 
Duisburg-Hamborn, Grillostr. 9 
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Geſetz zur Änderung von Vorſchriften des allgemeinen Strafverfahrens, 
des Wehrmachtſtrafverfahrens und des Strafgeſetzbuchs. 


Vom 16. September 1939. 
Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


1. Abſchnitt * ee Iſt das ae noch nn 
: yei Gericht anhängig, jo kann die Staatsanwalt] yaft 
Anderung a tn rohe allgemeinen das Verfahren abgeben, wenn der Gerichtäberr zu- 


ſtimmt. 
Artikel 1 


Verbindung von Strafſachen der allgemeinen 
Gerichtsbarkeit und der Wehrmachtgerichtsbarkeit 


81 
Uberweiſung an die Wehrmadt- 
gerichtsbarfeit 
(1) Sind an einer Straftat mehrere ald Täter, 
Teilnehmer, Begünftiger oder Hehler beteiligt und 
ift der eine der allgemeinen Gerichtsbarkeit, deu andere 
der Wehrmachtgerichtsbarfeit unterworfen oder find 
zwifchen Perſonen, Die verichiedener Gerichtsbarkeit 
unterworfen find, Taten wechjelfeitig begangen, ſo 
überweift das allgemeine Gericht das Verfahren zur 
Verbindung mit dem wehrmachtgerichtlichen Ner- 
fahren an den zuftändigen Gerichtsherrn, wenn die 
Staatsanwaltichaft es beantragt und der Gericht?- 
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(2) Ein Verfahren der allgemeinen Gerichtöbarfeit 
fann unter den Worausfehungen des Abſ. 1 mit 
einem wehrmachtgerichtlichen Verfahren auch durch 
eine Vereinbarung des Reichsminiſters der Juftiz 
und de3 Chefs des Oberfommandos der Wehrmadt 
verbunden werden. 


(3) Die Verfahren können ebenjo wieder getrennt 
werden. 
82 


Vollſtreckung 


Erkennt das Wehrmachtgericht auf Grund des 31 
gegen einen Angeklagten, der der allgemeinen Ge- 
richtsbarkeit unterfteht, auf Strafe oder auf eine 
Mafregel der Sicherung und Befjerung, jo gebt die 
Voliſtreckung des Urteils auf die allgemeinen Be⸗ 
hörden über. 
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Artitel 2 6 
Außerordentlicher Einſpruch Verfahren 
83 (1) Für das Verfahren vor dein Befonderen Senat 


Außerordentlider Einfprud gegen 
rechtskräftige Urteile 

(1) Gegen rechtskräftige Urteile in Strafſachen 
fann der Oberreichsanwalt beim Reichsgericht binnen 
einem Jahr nad) Eintritt der Nechtsfraft Einfprud) 
erheben, wenn ex wegen jchwerwiegender Bedenken 
gegen die Nichtigkeit des Urteild eine neue VBerhand- 
lung und Entſcheidung in der Sache für notwendig 
hält. 

(2) Auf Grund des Einfpruchs enticheidet der 
Beſondere Straffenat des Reichsgerichts in der Sache 
bon neuem. 


(3) it das Urteil vom Volfsgerichtshof eriaflen, 
jo jteht der Einjpruch dem Oberreichdanwalt beim 
Volksgerichtshof, die Enticheidung dem Bejonderen 
Senat des Volfögerichtshofs zu. Dasfelbe gilt bei 
Urteilen des Oberlandesgerichts in einer Strafladhe, 
die der Oberreichganwalt beim Volksgerichtshof an 
die Staatsanwaltſchaft beim DOberlandesgericht ab- 
gegeben oder der Volksgerichtshof zur Verhandlung 
und Entſcheidung dem Oberlandesgericht überwiefen 
bat. 

(4) Beiteht ein Zuſammenhang mit einer Straf: 
fadye, die zur Zuftändigfeit dev Wehrmachtgerichte 
gehört, fo fann das Verfahren durch eine Verein- 
barung des Reichsminifters der Auftiz und des Chefs 
des Oberfommandos der Wehrmacht der Wehrmacht— 
gerichtsbarfeit überwiefen werden. Auf Grund des Ein- 
ſpruchs entjcheidet dann der Sonderfenat des Reichs— 
friegsgerichts ($ 410b der Militärftrafgerichtsord:- 
nung). 

Ss 4 

Der Befondere Straffenat des Reichs— 

gerichts 

(1) Der Beſondere Strafſenat des Reichsgerichts 
beſteht aus dem Präſidenten und vier Mitgliedern. 

(2) Den Vorſitz führt der Präſident des Reichs— 
gerichts und, wenn er verhindert iſt, der Vizepräſi— 
dent. Zwei Mitglieder müſſen Senatspräſidenten 
oder Räte des Reichsgerichts ſein. 

(3) Die Mitglieder und ihre Vertreter werden auf 
Vorſchlag des Reichsminiſters der Juſtiz vom Führer 
und Reichskanzler für die Dauer von zwei Geſchäfts— 
jahren beſtellt. 

85 
Der Beſondere Senat des Volks— 
gerichtshofs 

(1) Der Beſondere Senat des Volksgerichtshofs 
beſteht aus dem Präſidenten und vier Mitgliedern. 

(2) Den Vorſitz führt dev Präſident des Volks— 
gerichtshofs und, wenn er verhindert ift, der Vize— 
präfident. Ein Mitglied muß Senatspräfident oder 
Rat des Volksgerichtshofs fein. 

(3) Die Mitglieder und ihre Vertreter werden auf 
Vorſchlag des Neichaminifters der Auftiz vom Führer 
und Reichskanzler für Die Dauer von zwei Geichäfts- 
jahren beitellt. 


gelten die Vorfchriften über da8 Hauptverfahren des 
erjten Nechtszuges entſprechend. Der Senat fann 
von diefen Vorjchriften abweichen, wenn ex e8 für 
angemeſſen hält. 

(2) Befindet ſich dev Verurteilte auf Grund des 
Urteild in Haft, fo fann der Oberreichdanmwalt an- 
ordnen, daß er feitgehalten wird, bis das Gericht 
über die Unterſuchungshaft entjcheidet. 


87 
Mußerordentlider Einfprud gegen rechts— 
fräftige Gerichtsbeſchlüfſe 
Für vechtsfräftige Gerichtsbeſchlüſſe, die das Ver- 
fahren abjchließen, gelten die $$ 3 bis 6 entjprechend. 


Artikel 3 


Weitere Zuftändigkeit des Bejonderen Strafjenats 
des Reichsgerichts 


8 
Erhebung der Anflagevor dem Befonderen 
Straffenat des Reichsgerichts 

(1) Der Oberreichsanwalt beim Reichsgericht kann 
in einer Strafſache, die nicht zur Zuftändigfeit des 
Volfagerichtshofs gehört, die Anklage vor dem Be- 
jonderen Strafienat des Reichsgerichts erheben, wenn 
er das wegen der Bedeutung der Sache für ange 
zeigt hält. 

(2) Auf die Anklage ordnet der Vorſitzende die 
Hauptverhandlung vor dem Befonderen Straffenat 
des Reichsgerichts an. 


Artikel 4 
Durchführungsvorſchriften 


89 
Der Reichsminiſter der ug erläßt die zur Durch» 
führung und Ergänzung dieſes Abjchnitts erforder- 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorfchriften. 


2. Abſchnitt 
Änderung von Borfchriften des Wehr: 
machtftrafverfahrens 
Die Militärftrafgerichtsordnung in der Neufaſſun 
vom 29. September 1936 (Neichögejebbl. I ©. 751 
wird wie folgt geändert: 
1. $3 erhält folgende Faſſung: 
us 3 
Überweifung 
an die allgemeinen Geridte 
(1) Bei einer Zumwiderhandlung, die fich nur 
gegen die allgemeinen Strafgeleße richtet, kann 
er Gerichtsherr das Werfahren den Behörden 


der allgemeinen Gerichtsbarkeit zur Verbindung 
mit einem dort anhängigen Strafverfahren über- 
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weilen, wenn an der ftrafbaren Handlung auch 
Beſchuldigte, die der allgemeinen Gerichtsbarkeit 
unterſtehen, ala Täter, Teilnehmer, Beglinftiger 
oder Hehler beteiligt find oder wenn dieſe mit 
Beichuldiaten, die der Wehrmachtgerichtsbarkeit 
unterſtellt find, Taten wechſelſeitig begangen 
haben. 

(2) Die Juftändigkeit der allgemeinen Gerichts— 
barkeit entfällt, wenn ſich herausſtellt, daß mit 
der Zuwiderhandlung eine jtrafbare Handlung 
gegen das Militärſtrafgeſetzbuch rechtlich zu: 
fammentrifft. 

(3) Die Verfahren können mit Zuftimmung 
des Gerichtäheren wieder getrennt werden. 

(4) Strafverfahren, für die das Reichskriegs⸗ 
gericht in erſter und letzter Inſtanz zuſtändig iſt, 
können bis zur Urteilsverkündung unter den Vor— 
ausſetzungen des Abſ. 1 auch durch eine Verein⸗ 
barung des Chefs des Oberkommandos der Wehr— 
macht und des Reichsminiſters der Juſtiz dem 
Volksgerichtshof zur Verbindung überwieſen wer— 
den. Das iſt auch dann möglich, wenn mit der 
Zuwiderhandlung gegen die allgemeinen Geſetze 
eine ftrafbare Handlung gegen das Militärſtraf— 
geſetzbuch rechtlich zufammentrifit. Die Verfahren 
fönnen ebenfo wieder getrennt werden.“ 
. Hinter $ 3 wird folgender $ 3a eingefügt: 

„Ss 3a 
Übernahme von Verfahren 
der allgemeinen Gerichtsbarkeit 

Unter welchen Vorausfeßungen ein Verfahren 
der allgemeinen Gerichtöbarkeit an die Wehr- 
machtgerichte überwieſen und ein übernommenes 
Verfahren an die Behörden der allgemeinen Ge— 
vichtsbarfeit zurückverwieſen werden fann, vegelt 
das Gefet zur Anderung von Vorſchriften des 
allgemeinen Strafverfahrens, des Wehrmacht- 
ftrafverfahrens und des Strafgejeßbuhs vom 
16. September 1939 (NReichögefeßbl. I S.1841).” 
. $ 222 erhält folgende Faſſung: 

„S 222 
Änderung oder Jurüdnahme 
der Anklage 

Auf Grund neuer Tatjachen oder Beweis— 
mittel fann der Gerichtsherr vor der Hauptver- 
handlung die Anklageverfügung ändern oder zu— 
rücknehmen. Geichieht dies, fo gelten die SS 194 
bis 210 über die Erhebung der Anklage und die 
Einftellung des Verfahrens entſprechend.“ 





4. Hinter $A1LO wird eingefügt: 
„$410a 


Außerordentlide Wiederaufnahme auf 
Anordnung des Führers und Oberſten 
VBefehlähabers der Wehrmadt 


Der Führer und Oberſte Befehlshaber der 
Wehrmacht kann in einem durch vechtöfräftiges 
Urteil geichloffenen Verfahren die Erneuerung 
der Hauptverhandlung anordnen. 


84106 
Der Sonderſenat 
des Reichskriegsgerichts 


(1) Soweit der Führer und Oberſte Befehls— 
haber der Wehrmacht nichts anderes bejtimmt, 
gelten folgende Vorſchriften: 


(2) Für die erneute Verhandlung und Ent- 
icheidung ift der Sonderfenat des Reichskriegs— 
gerichts zuſtändig. 

(8) Der Sonderſenat beſteht aus ſieben Mit— 
gliedern, und zwar aus drei Senatspräſidenten 
oder Räten des Reichskriegsgerichts und vier 
Offizieren. Dex dienftältefte richterliche Militär- 
juftizbeamte leitet die Verhandlung. 

(4) Die Mitglieder und ihre Vertreter werden 
auf Vorſchlag des Chefs des Oberfommandos 
der Wehrmaht vom Führer und Oberſten Be. 
fehlshaber der Wehrmacht für zwei Jahre beftellt. 


s410c 
Verfahren vor dem Sonderjenaf 


Fir das Verfahren vor dem Gonderjenat 
gelten entfprechend die Vorſchriften über Das 

erfahren in erfter und leßter Inſtanz vor dem 
Reichskriegsgericht. Der Sonderjenat fann davon 
abweichen, wenn er es für angemefjen hält.“ 


3. Abſchnitt 


Änderung von VBorfchriften über die 
Beftrafung des Sandesverrats 


Die Vorichriften des $89 Abf. 3 und des 590 
Abſ. 2 des Strafgeſetzbuchs für Das Deutiche Neid 
werden aufgehoben. Sie find aud nit mehr am 
wendbar bei Taten, die vor dem Inkrafttreten 
dieſes Gefeßes begangen find. 


Führerhauptquartier, den 16. September 1939. 
Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Reihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 


Der Chefdes Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


—VUI 
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Berordnung 
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H5 140-0 


über die Errichtung einer öffentlichen Sachverjiherungsanitalt 
im Reichsſsgau Sudetenland, 


Bom 31. Auguft 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Neichs- 
fanzlers über die Verwaltung der fudetendeutjchen 
Gebiete vom1. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. S. 1331) 
wird im Einvernehmen mit den zuſtändigen Reichs— 
miniftern verordnet: 


81 
Für den Reichsgau Sudetenland wird mit Wir— 
fung vom 1. September 1939 eine öffentliche Sach— 
verfiherungsanftalt errichtet. Sie ift eine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts. Ihr Name, Sit und Geſchäfts— 
gebiet werden durch die Satzung beftimmt. 


82 

(1) Für die Anftalt gilt das preußiſche Geſetz, be— 
treffend die öffentlichen Feuerverfiherungsanftalten, 
vom 25. Juli 1910 (Vreuß. Gejeßfamml. ©. 241) 
finngemäß. 

(2) Soweit in diefem Geſetz auf Vorfchriften ver- 
wielen wird, die im Neichsgau Sudetenland noch 
nicht aelten, erhalten die Verweifungen bis zur Ein- 
führung diefer Vorfchriften ihren Anhalt aus dem 
Derzeit im Neichsgau Sudetenland geltenden Recht. 


83 
(1) Aufſichtsbehörde der Anſtalt iſt der Reichsſtatt— 
halter im Reichsgau Sudetenland. 
Berlin, den 31. Auguſt 1939. 


(2) Oberſte Aufſichtsbehörde iſt der Reichswirt— 
ſchaftsminiſter. Er ſtellt die Satzung auf. | 


84 
(1) Der Reichswirtſchaftsminiſter iſt beugt, wechſel⸗ 
ſeitige Verſicherungsunternehmungen, die die Feuer— 
verſicherung betreiben, nach in des Neicheitatt- 
halters im Reichsgau Sudetenland in die Anftalt 
einzugliedern, wenn dies im ntereffeeiner geordneten 
Verficherungswirtichaft Liegt. 


(2) Mit der Eingliederung geht das Vermögen der 
eingegliedertenBerficherungsunternehmung einſchließ— 
lich der Schulden auf die Anftalt über. Die ein- 
gegliederte Unternehmung erliſcht. Soweit das Ver- 
mögen nicht zu dem nad) der Sabung der neuen 
Anstalt zu bildenden und zu weiteren betriebönot- 
wendigen Nüdlagen (Beitragsüberträge, Schaden- 
referven, Denfionsrüdlagen u. ä.) gehört, ift e8 nad) 
den für die eingegliederte Unternehmung hinſichtlich 
der Verteilung des Vermögensüberſchuſſes im Falle 
der Abwidlung geltenden gejeglichen und ſatzungs— 
mäßigen Beftimmungen zu verwenden. 


(3) Die Rechtsbeziehungen zwifchen den Mitgliedern 
der fudetendeutfchen wechjeljeitigen Verſicherungs— 
unternehmung und der Anftalt regeln ſich im übrigen 
vom Zeitpunkt der Eingliederung ab nad) der Satzung 
und den allgemeinen Verficherungsbedingungen der 
Anftalt. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
An Vertretung 
Dr. Zandfried 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Yifundtner 


re: EEE EEE 


Zweite Duchjührungs: und AÄnderungsverordnung 
zur Verordnung über die Errichtung eines Berjiherungsfonds*). 


Bom 12, September 1939. 


Auf Grund der Verordnung über das Verſicherungs⸗ 
weſen in Öfterreich vom 11. Juni1938 (Reichögefegbl. I 
S. 626) und des $ 9 der Verordnung über die Errich— 


tung eines Verficherungsfonds vom 10. März 1939 


(Neichsgefekbl. I S. 569) wird verordnet: 
Artifell 


Der $ 2 der Verordnung über die Errichtung eines 
Verſicherungsfonds erhält folgende Faſſung: 


*) Betrifft nicht den Neihögan Sudetenland. 


MS 2 
(1) Der Verficherungsfonds ift eine Anftalt des 
öffentlichen Nechts mit dem Sitz in Berlin. Er 
wird durch feinen Dräfidenten vertreten, den der 
Reichswirtſchaftsminiſter beruft und anitellt. 
(2) Aufſichtsbehörde ift der ReichSwirtichafts- 
miniſter.“ 
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Artifel II 


Der $ 3 der Verordnung über die Errichtung eines 
Verficherungsfonds erhält folgende Faſſung: 


Berlin, den 12. September 1939. 


1845 


us 3 
Der Vräfident des Verficherungsfonds ftellt die 
Sabung des Verfiherungsfonds auf. Diefe bedarf 
der Genehmigung des Reichswirtſchaftsminiſters.“ 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


en — — — — 


Dritte Verordnung 
über die Übertragung von Aufgaben und Befugniſſen des Reichsſtatthalters in DOfterreich 
(Öiterreichiiche Landesregierung). 
Bom 16. September 1939. 


Auf Grund der $$ 16 und 18 des Geſetzes über den 
Aufbau der Verwaltung in der Oftmark SOſtmarkgeſetz) 
vom 14. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 777) wird fol- 
gendes verordnet: 


81 
Aus dem Geſchäftsbereich des Reichsſtatthalters in 
Oſterreich (Öfterreichiiche Landesregierung) — Mi— 
niſterium fuͤr innere und kulturelle Angelegenheiten — 
werden übertragen: 


1. Auf die Reichsſtatthalter die Aufgaben und Be— 
fugniſſe 


a) auf dem Gebiete des Stiftungs— und Fonds» 
weiens, ſoweit fie unter der Sachleitung des 
Reichsminiſters des Innern ftehen; die Zu—⸗ 
ftändigfeiten derStiftungs- und Fondsbehörde 
nimmt der Neichsftatthalter wahr, in deſſen 
Amtsbezirk fich der Sit der Stiftung (des 
Fonds) befindet; 


b) zur Sandhabung des materiellen Landespoli- 
zeirechts im Bereich der Ordnungs- und Öi- 
cherheitspolizei; die vereinsbehördlichen Zus 
ftändigfeiten nach den SS 11 und 25 des 
Vereinsgeſetzes GKGBl. Nr. 134/1867) nimmt 
der Reichsſtatthalter wahr, in deſſen Amts⸗ 
bezirk ſich der Sitz des Vereins (Verbandes) 
befindet; 


e) der Feftftellungsbehörde nad) 814 der Ver— 
ordnung über die Einziehung volks⸗ und ſtaats— 
feindlichen Vermögens im Lande Ofterreic) 
vom 18. November 1938 GReichsgeſetzbl. I 
©. 1620); 


d) nad) dem Bundesgeſetz über den Erwerb des 
Eigentums an unbeweglichen Sachen durch 
Ausländer (BGBL. Nr. 106/1928). 


2, Auf den Reichöftatthalter in Wien die Aufgaben 
und Befugniffe auf dem Gebiete des Vermeſſungs⸗ 
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weſens einfchließlich der Fachaufſicht über die Füh- 
rung des Liegenſchaftskataſters. 


3. Auf die Landesarbeitsämter die Aufgaben und 
Befugniffe nach dem Inlandarbeiterſchutzgeſetz 
(BHBL. Nr. 457/1925); bis zur Errichtung der 
Randesarbeitsämter werden diefe Aufgaben und 
Befugniffe vom Reichsarbeitsminifter wahrge- 
nommen. 


4. Auf den Neichsminifter des Innern, ſoweit ſich 
nicht aus den $$ 2 und 3 anderes ergibt, die Auf- 
gaben und Befugniffe 


a) auf dem Gebiete des Geſundheitsweſens, 
b) auf dem Gebiete des Veterinärweſens. 


82 


(1) Die Aufgaben und Befugniſſe, die dem Reichs⸗ 
ſtatthalter in Oſterreich (Oſterreichiſche Landesregie— 
rung) auf Grund der 88 7, 8 Abſ. 2, 835 Abi. 2, $ 56 
Abi. 1 und 857 Abſ. 1 des Krankenanftaltengejeßes 
(SiGBl. Nr. 327/1920) in der Faſſung des Geſetzes, 
BGBL. Nr. 72/1923 zuftehen, geben auf die Reichs— 
ftatthalter über. 


(2) Die Aufficht über die pharmazeutifche Gehalts— 
kaſſe auf Grund des Gehaltskaſſengeſetzes GBGEBl. 
Nr. 23/1928) führt der Reichsſtatthalter in Mien. 


(3) Die Gewährung von Unterftügungen für Vieh- 
verlufte durch Milgbrand und Raujchbrand ($ 60 des 
Geſetzes, betreffend die Abwehr und Tilgung von Tier- 
jeuchen — RGBI. Nr. 177/1909), wird auf die Reich8- 
jtatthalter übertragen. 


(4) Über Anfprüche auf Koſtenerſatz nad) $ 36 Abi. 1 
des Gefehes, betreffend die Verhütung und Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten (NGDL. Nr.67/1913), ent- 
icheidet der Reichsftatthalter. Cine Berufung findet 
gegen feine Entſcheidung nicht ftatt. 


469 
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83 2. unmittelbar dem Reichsminiſter des Innern: 
(1) Es werden unterſtellt Te für Tierfeuchenbelämpfung 
1. dem Reihettatthalter, in deffen Amtsbezirk der | (9) Die Aufgaben und Befugniffe des Reichsftatt- 
Sig der Anftalt liegt: | halters in Öfterreich (Öfterreichiiche Landesregierung), 


das Staatliche ferotberapeutiiche Anftitut in | Pie ih auf den einftweiligen Weiterbetrieb der Wiener 
Mien, die — — Apotheken des ehemaligen Landes Oſterreich beziehen, 
mazeutifche Unterfuchungen in Wien, werden vom Reichsftatthalter in Wien wahrgenommen, 

— —— 

die Batteriologi d-jerologifchen Unterfuchungs- | ,, AA Beh en ern : Kr | 9 E * 
engen —— Innsbruck, Rlagen- dad Zentralnachweiſeamt fuͤr Kriegerberluſte und 
IR OR —— Kriegergräber als deſſen Iweigftelle über. Die Zweig— 
die Erperimentell-pharmatologifch-balneologi- | ftelle nimmt weiterhin die Aufgaben des Militär- 


sche Unterfuchungsanftalt in Wien, Matritenamts wahr. 
die Schugimpfungsanftalt gegen Wut in Wien, e 84 

Sr — Die Aufgaben und Befugniſſe, die durch dieſe Ver— 
die Impfſtoffgewinnungsanſtalt in Wien, ordnung auf die Reichsſtatthalter übertragen werden, 


werden bis zur Berufung der Reichsſtatthalter durch 
die Landeshauptmänner, für die Stadt Wien durch den 
| Reichskommiſſar für die Wiedervereinigung Oſterreichs 
die Heil- und Kuranftalten Sauerhof und | mit dem Deutjchen Reich — Verwaltung der Stadt 


die Staatsanftalten für Lebensmittelunter- 
juhung in Wien, Graz und Innsbruck, 


Peterhof in Baden bei Wien, Mien — ausgeübt. 
die Hebammenlebranftalten in Wien, Graz, „5 
Innsbrud, Klagenfurt, Linz und Salzburg; Diefe Verordnung tritt am 1. Oktober 1939 in Kraft. 


Berlin, den 16. September 1939, 


Der Neihsminifterdes Innern 
Grid 


Zweite Verordnung über die Haushaltswirtihaft der Gemeinden der Dftmart 
für daS Rechnungsjahr 1939. 
Bom 16, September 1939, 


Auf Grund des $ 121 der Deutjchen Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 49) wird 
im Einvernehmen mit dem Reichsminifter der Finanzen folgendes verordnet: 


81 
Die Vorſchrift des $1 der Verordnung über die Haushaltswirtſchaft der Gemeinden der Oſtmark für das 
Rechnungsjahr 1939 vom 28, April 1939 (Neichsgefekbl. I ©. 858) ift bis zur Bekanntmachung der Haushalts: 
jakung 1939, fpäteften® bis zum 1. November 1939 anzuwenden. 
2 
Die Verordnung tritt rückwirkend vom 1, Juli 1939 ab in Kraft. 


Berlin, den 16. September 1939. 


Der Keihsminifterdes Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 





| 








IT 


40-0825 





III 





Nr. 183 — Tag der Ausgabe: 19. September 1939 


1847 


Verordnung zur Durchführung 
des Gejetes zur Anderung bon Borjehriften des allgemeinen Strafverjahrens, 
des Wehrmachtſtrafverfahrens und des Strafgeſetzbuchs. 


Vom 17. September 1939. 


Auf Grund des 89 des J. Abichnitts des Geſetzes 
zur Anderung von Vorſchriften des allgemeinen Straf- 
verfahrens, des Mehrmadtitrafverfahrens und Des 
Strafgeſetzbuchs vom 16. September 1939 (Reich 
gefeßbl. I S. 1841) wird verordnet: 


81 
Einlegung des außerordentlichen Einſpruchs 


(1) Dex außerordentliche Einſpruch wird bei dem 
Beſonderen Senat ſchriftlich eingelegt. 


(2) Mit der Einlegung des außerordentlichen Ein- 
ſpruchs wird die Entjcheidung, gegen die er fich rich— 
tet, hinfällig. Betrifft der außerordentliche Einiprud) 
das Urteil eines NRechtsmittelgerichts, To fallen auch 
die Urteile der früheren Rechtszüge weg. 


(3) Der außerordentliche Einſpruch wird dem An- 
geflagten ſpäteſtens mit der Ladung zur Hauptver- 
handlung mitgeteilt. 

82 
Weitere Vorſchriften über das Verfahren 
vor dem Beſonderen Strafſenat des Reichsgerichts 


(1) Beſondere Vorſchriften über das Werfahren 
vor dem Nolfsgerichtshof (z.B. Über die notwendige 
Verteidigung) gelten auch für das Verfahren vor 
dem Belonderen Strafjenat des Reichsgerichts. Jedoch 
finden die Vorſchriften des Artifeld IV des Gejeßes 
zur Anderung von Vorſchriften des Strafrechts und 
des Strafverfahrens vom 24. April 1934 (NReich®- 
gefeßbl. I S. 341) im Verfahren vor dem Bejon- 
deren Straffenat de8 Neichsgerichts feine Anmen- 
dung. 


Berlin, den 17. September 1939. 





(2) In Strafjachen aus dev Oſtmark ift für das 
Verfahren vor dem Bejonderen Strafjenat des 
Reichsgerichts das reichsrechtliche Verfahrensrecht 
maßgebend. 

$ 3 


Vollſtreckung 


Entſcheidet der Beſondere Senat auf Grund des 
außerordentlichen Einſpruchs, ſo kann der Oberreichs⸗ 
anmwalt die Vollſtreckung des Urteils an die Behörde 
abgeben, der die Vollſtreckung des früheren Urteils ob; 
lag. Für die Entjcheidungen des Vollſtreckungsgerichts 
(SS 462, 463a der Reichsftrafprozeßordnung, SS 400, 
401, 40la, 409 der Öfterreichifchen Strafprozeß— 
ordnung) it dann das Gericht zuftändig, Das vor 
Einlegung des außerordentlichen Einſpruchs Voll: 
ſtreckungsgericht geweſen iſt. 


84 
Entſchädigungsvorſchriften 
Im Sinne der Vorſchriften über die Entichädi. 


gung der im MWiederaufnabmeverfahren freigeſproche— 


nen Perſonen ſteht das Verfahren auf Grund des 
außerordentlichen Einſpruchs gegen ein rechtskräfti— 
ges Urteil dem Wiederaufnahmeverfahren gleich. 
85 
Erſtmalige Beſtellung der Mitglieder 
der Beſonderen Senate 


Die Mitglieder der Beſonderen Senate des Reichs; 
gerichts und des Volksgerichtshofs und ihre Ver: 
treter werden exjtmalig in der Weije beitellt, dab 
zwei am 31. Dezember 1940, die übrigen am 31. De, 
zember 1941 ausſcheiden. 


Der Reihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtneti 


EEE SATT WESER NEE —— 


Verordnung über die Vertretung don Rechtsanwälten. 
Vom 18. September 1939. 


Auf Grund des Artifeld VII Abi. 2 des Zweiten 
Geſetzes zur Anderung der Reichs⸗Rechtsanwalts⸗ 
ordnung vom 13. Dezember 1935 (Reichsgeſetzbl. J 
S. 1470) verordne id) folgendes: 


81 
(1) Der Präſident der Reichd-NRehtsanwaltstam- 
mer regelt die Vertretung der zur Wehrmacht oder zu 


Yirobe- und 


ſonſtigen Dienjten einberufenen Rechtsanwälte durd) 
andere Rechtsanwälte oder fonftige nad) $ 29 der 
Reichs⸗Rechtsanwaltsordnung zur Vertretung zuae 
laſſene Perſonen. 

(2) Rechtsanwälte und Aſſeſſoren im anwaltlichen 
Anwaͤrterdienſt find verpflichtet, die Ver— 
tretung von Nechtsanmwälten zu übernehmen und fie 
nad) den allgemeinen Weifungen des Dräfidenten der 
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Neichs-Rechtsanwaltsfammer treuhänderifch zu füh— 
ren. 

(3) Für einen verhinderten Rechtsanwalt wird vom 
Präfidenten der Neih8-Necdhtsanwaltsfammer auch 
ohne Antrag ein Vertreter beitellt. Bei der Auswahl 
des Vertreters find die Wünſche des Vertretenen nach 
Möglichkeit zu berücfichtigen. Die Beltellung eines 
Vertreterd unterbleibt, wenn der verhinderte Necht3- 
anmwalt dies ausdrücklich verlangt. 


(41) Rechtsanwälte haben die Vertretung grund- 
äßlich unentgeltlich zu führen; der Vräfident der 
Neichs-Nechtsanwaltsfammer kann in Härtefällen 
Ausnahmen bewilligen. 


(5) Über vermögensrechtliche Streitigkeiten, die fich 
aus Vertretungsfällen ergeben, enticheidet der Drafi- 
dent der Reichs- Rechtsanwaltskammer. 


Berlin, den 18. September 1939, 
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mm 


Soweit e8 die Bedürfniffe der Nechtspflege erfor- 
dern, fünnen die Vorfißenden der Zivilftammern der 
Pandaerichte und der Zivilfenate der höheren Gerichte 
im Einzelfall oder die Oberlandesgerichtspräfidenten 
allgemein innerhalb ihres Geſchäftsbereichs Nechts- 
anwälte auch außerhalb ihres Wohnfitzes bei weiteren 
Gerichten widerruflich zulaffen. 


$3 
Für die Beftellung eines Vertreters und für Zu- 
lafiungen nach $ 2 werden Gebühren nicht erhoben. 
84 


Ich beſtimme im Verwaltungswege, wann dieſe 
Verordnung außer Kraft tritt. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Verordnung über die Vertretung von Notaren. 
Vom 18. September 1939. 


Auf Grund des 8 91 der Reichsnotarordnung vom 
13. Februar 1937 (Neichsaefeßbl. I ©. 191) verordne 
ich folgendes: 

sı 


(1) Notare und Notarafjelloren, Nechtsanmwälte 
und Anwaltsaſſeſſoren, frübere Notare und frübere 
Rechtsanwälte ſowie im Nubeftand befindliche Richter 
find verpflichtet, die Vertretung von Notaren zu 
übernehmen oder der Beftellung zum Notarvermweier 
nachzufommen. 


(2) Ein Notarvertreter kann aud) ohne Antrag des 
verbinderten Notars beftellt werden. Bei der Aus— 
wahl des Vertreters find Die Wünsche des Vertretenen 
tunlichit zu berücfichtigen. Die Beltellung eines Ver- 
treters unterbleibt, wenn der verhinderte Notar dies 
ausdrücdlich verlangt. 


(3) Die Vergütung des Vertreters fann in jedem 
Falle der Landgerichtspraäfident feſtſetzen. Notare 
haben die Vertretung grundſätzlich unentgeltlich zu 
führen; der Dräfident der Neichänotarfammer kann 
in Härtefällen Ausnahmen bewilligen. 


Berlin, den 18. September 1939. 


(1) Vermögensrechtliche Streitigkeiten, die fich aus 
Bertretungsfällen ergeben, werden im Auffihtswege 
entjchieden. 

82 


Notarvertreter und Notarverweſer werden, ſoweit 
im Verwaltungswege nichts anderes beftimmt wird, 
vom Landgerichtspräfidenten beftellt. 


83 

Wird ein Notarverweſer oder ein Notarvertreter 
an Stelle eines Notars beftellt, der nad S8 Abſ. 1 
der Neichönotarordnung zugleidy als Rechtsanwalt 
zugelaffen ift, jo ift dev Verweſer (Vertreter) befugt, 
die Anmwaltstätigfeit in gleichem Umfang wie dev 
Notar auszuüben. Der Verwefer wird auch) infoweit 
auf Nechnung der Neichdnotarfammer tätig. 


84 
Ich beſtimme im Verwaltungswege, wann dieſe 
Verordnung außer Kraft tritt. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Berordnung zur Anderung der Berordnung 
iiber die durch die bejondere Art der Breisftellung 
getennzeichneten Geſchäfte*). 


Vom 16. September 1939. 


Auf Grund des $11 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels vom 12. Mai 19338 Reichsgeſetzbl. IS. 262) 
in der Faſſung der Geſetze vom 15. Juli 1933 (Reich$- 
geſetzbl. I ©. 493), vom 27. Juni 1934 (Reichsgeſetzbl. 
I ©. 523), vom 13. Dezember 1934 Reichsgeſetzbl. 
I ©.1241) und vom 9. Mai 1935 (Reichsgefebbt. I 
S. 589 wird verordnet: 


$2 der Verordnung über die durch die befondere 
Art der Vreisftellung gekennzeichneten Geſchäfte vom 
24. Juli 1939 (rReichsgeſetzbl. I S. 1320) wird dahin 
geändert, daß Anträge nadhl5 2 Abſ. 2 der Verordnung 
bis 1. Januar 1940 bei der Iwedvereinigung Waren- 
“ Häufer und Einheitspreisgeichäfte in der Wirtſchafts— 
gruppe Einzelhandel einzureichen find. Der Reid)8- 
wirtichaftsminifter kann dieſe Friſt allgemein oder in 
— im en verlängern. 


Berlin, den 16. September 1939. 


Der Reihswirtjhaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


*) Betrifft nicht die Ditmart und den ReichsgauSudetenland. 


Neich3gejeßbl. 1939 I 


Verordnung über die Verlängerung der Friſten 
des Werhjel: und Scheilrechts. 
Bom 18. September 1939. 


Der Minifterrat für die Neichöverteidigung ver— 
ordnet mit Gefeßeskfraft: 
81 
Die Friſten, in denen nach den Vorſchriften des 
Mechjel- und des Scheckgeſetzes die zur Erhaltung der 
Rückgriffsrechte erforderlichen Handlungen borzu- 
nehmen find, werden bis auf weiteres um dreißig 
Tage verlängert, e8 fei denn, daß die Friften vor dem 
28. Auauft 1939 bereits abgelaufen waren. 
82 
Der Reichsminiſter der Juſtiz wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Reichswirtſchaftsminiſter die 
im 81 bezeichneten Friſten erforderlichenfalls noch 
weiter zu verlängern und den Zeitpunkt zu beftimmen, 
mit dem diefe Verordnung außer Kraft tritt. 


Berlin, den 18. September 1939. 


Der Borfigende des Minifterratd 
für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 
Der Generalbevollmächtigte 
für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
D.r. Lammers 
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Berordnung über Siurzarbeiterunterjtügung. 
Vom 18. September 1939. { 


Auf Grund der Verordnung des Minifterrats für 
die Reichsverteidigung zur Anderung von Vorfchriften 
über Arbeitseinfaß und Arbeitslofenhilfe vom 1. Sep- 
tember 1939 (Reichsgefetbl. IS. 1662) verordne ich: 


sı 
(1) Rurzarbeiterunterftügung wird bis auf weiteres 
in allen Betrieben gewährt, in denen regelmäßig 
mindeftens ein Arbeiter oder Angeftellter befchäftigt ift. 


(2) Ausgenommen find die Betriebe der Land- 
und Forftwirtfchaft, der Binnenfifcherei einfchließ- 
lic) der Teichwirtfchaft und die Serfahrzeuge. 


82 | 
Rurzarbeiterunterftüßung erhalten die Arbeiter 
und Ungeftellten des Betriebes, die dort nit nur 
borübergehend und nicht nur geringfügig beſchäftigt 
find. 


83 
Rurzarbeiterunterftüßung wird gewährt, wenn 
a) der Rurzarbeiter inder Doppelmoche mindeftens 
8 Arbeitsftunden oder mindeftens eine Arbeits- 
ſchicht im Betriebe befchäftigt wird, 
b) der Arbeitsausfall auf Arbeitsmangel beruht 
und 
c) da8 Arbeitsentgelt infolge des Arbeitsausfalls 
verringert ift. 


84 
(1) Kurzarbeiterunterſtützung wird den Kurzarbei— 
tern gewährt, die in dev Doppelwoche wegen Arbeits» 
mangel® weniger als 80 Arbeitsftunden in dem Be- 
triebe befchäftigt werden. 


(2) Arbeitsfiunden, die an einem MWochenfeiertag 
ausfallen, gelten in diefer Doppelwoche als wegen 
Arbeitsmangels ausgefallen, wenn der Rurzarbeiter 
in der ihr unmittelbar vorausgegangenen Doppel- 
woche infolge Arbeitsmangel® weniger ald 80 Ar- 
beitsftunden in dem Betriebe befchäftigt war. 


85 
(1) Die Rurzarbeiterunterftüßung beträgt für die 
Doppelwoche 50 vom Hundert de8 Unterſchiedes 
zwijchen dem tatfächlic) erzielten Arbeitsentgelt und 
dem Arbeitsentgelt, da8 der Kurzarbeiter in 80 Ar- 
beitsftunden erzielt hätte, wenn die Arbeitszeit im 
Betriebe nicht verkürzt wäre, 
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(2) Für jeden Angehörigen des Rurzarbeiters, der 
bon ihm unterhalten wird, erhöht ſich die Kurz 
arbeiterunterftügung um 10 wom Hundert diefes 
Unterjchiedes, bis das volle Arbeitsentgelt für die 
Arbeitszeit von 80 Arbeitsftunden in der Doppel. 
woche erreicht ift. Als unterhalten gilt ein An- 
gehöriger, wenn der Kurzarbeiter zu feinem Unter, 
halt nicht nur vorübergehend und nicht nur gering- 
fügig beiträgt. 


(3) Die Kurzarbeiterunterftüßung darf nicht Höher 
fein als die Arbeitslofenunterftügung, die der Kurz— 
arbeiter erhielte, wenn er arbeitslos wäre. Für bie 
Berechnung diefer Unterftüßung find Pauſchſätze zu⸗ 
grunde zu legen. Der Pauſchſatz beträgt für einen 
KRurzarbeiter ohne zufchlagsberechtigten Angehörigen 
9 Reichsmark wöchentlich und erhöht fi) für jeden 
zuſchlagsberechtigten Angehörtgen um 3 Reichsmark 
wöchentlich. 


$6 
Kurzarbeiterunterftügung ift infoweit nicht zu ge, 
währen, als der Kurzarbeiter in den ausfallenden 
Arbeitsftunden andere entgeltliche Arbeit verrichtet. 
Sie ift zu verfagen oder zu entziehen, wenn dem Kurz 
arbeiter vom Arbeitsamt eine — zumutbare 
Arbeit zugewieſen wird. 


87 
(1) Zuſtändig für die Gewährung der Kurzarbeiter— 
unterftüßung ift das Arbeitsamt, in deffen Bezirk 
der Betrieb liegt. 


(2) Kurzarbeiterunterftügung darf erft gewährt 
werden, wenn den Arbeitsamt von dem Führer des 
Betriebes angezeigt worden ift, daß in dem Betriebe 
oder der Betriebsabteilung von der Mehrheit der 
Gefolgihaft wegen Arbeitsmangel® weniger als 
80 Arbeitsftunden in der Doppelwoche gearbeitet 
wird, und diefer Arbeitsausfall tatfächlich in der 
Doppelwoche eintritt, für die er angezeigt ift. Die 
Anzeige wirkt, folange Mitgliedern der Gefolgſchaft 
des Betriebed Rurzarbeiterunterftügung zu gewähren 
ift. Die Unterftügung beginnt früheſtens mit der 
Doppelwodje, in der die Anzeige dem Arbeitsamt 
erftattet ift. 


(3) Der Betrieb hat die Rurzarbeiterunterftügung 
auf Verlangen des Arbeitsamts koſtenlos zu errechnen 
und auszuzahlen. Er hat die Vorausſetzungen für die 
Gewährung der Kurzarbeiterunterftügung nachzu— 
weifen; Ungaben des Kurzarbeiters hat er nad) 
zuprüfen. 


(4) Der Vorfißende des Arbeitsamts fann anord— 
nen, daß fid) der Rurzarbeiter an arbeitöfreien Tagen 
beim Arbeitdamt zu melden hat. 
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(5) Die Rurzarbeiterunterftügung wird jeweils für 
eine Doppelwoche gezahlt. Der Führer des Betriebes 
bezeichnet in der Anzeige den Tag, mit dem die 
Doppelmoche zu laufen beginnt. 


8 
(1) Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Verkündung in Kraft. 


(2) Gleichzeitig treten außer Kraft 

a) die Verordnung über Rurzarbeiterunterftügung 
vom 5, September 1936 in der Faffung der Ver- 
ordnung vom 30. Juni 1937 (Reichsarbeitsbl. 
1936 ©. 1248, 1937 ©. 1163), 

b) die Verordnung zur Durchführung dev Kurz 
arbeiterunterftüßung vom 9. Juli 1935 (Reichs⸗ 
gejetbl. I ©. 911), 

e) die Verordnung über Kurzarbeiterunterftügung 
in Szleifchereibetrieben vom 18. März 1936 
(Reichsarbeitsbl. ©. 1 60), 

d) die Verordnung über die Sulaffung der Klein, 
betriebe der Edelmetallinduftrie zur allgemeinen 
Rurzarbeiterunterftügung vom 30. September 
1936 (Reichsarbeitsbl. ©. 1278). 

(3) Für Betriebe, die nad) dem 31. Auguft 1939 
Kurzarbeit eingerichtet Haben, ift die Kurzarbeiter- 
unterftügung auch für eine vor dem Inkrafttreten 
diefer Verordnung liegende Zeit nad) den Vorſchrif— 
ten diefer Verordnung zu gewähren, wenn die An— 
zeige bis zum 30. September 1939 exftattet wird. 
Soweit Rurzarbeiterunterftügung beim Inkrafttreten 
diefer Verordnung bereits gewährt wird, wird fie 
von Beginn der Doppelwoche an, die auf dad In— 
frafttreten der Verordnung folgt, nad) den neuen 
Vorfchriften gezahlt. Einer neuen Anzeige bedarf es 
Dabei nicht. 

(4) Die Verordnung über eine Sonderhilfe für 
langfriftige Rurzarbeiter in dev Textilinduftrie vom 
12. September 1936 (Reichögefegbl. I ©. 733) in 
der Faffung der Verordnung vom 10. September 
1937 (Reichsgefekbl. I S. 972) tritt mit dem Tage 
der Verkündung diefer Verordnung außer Kraft. 
Rurzarbeiter, die an diefem Tage Anfprud) auf Ge 
. währung der Sonderhilfe haben, erhalten die Son— 
derhilfe unter den bisherigen Vorausfegungen weiter, 
wenn fie höher ift als die Kurzarbeiterunterftüßung, 
die ihmen nad) diefer Verordnung zuftände, jedoch 
nicht über die Doppelwoche hinaus, in Die ber 
31. Dezember 1939 fällt. 


Berlin, den 18. September 1939. 


Der Reihsarbeitsminifter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 
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Berordnung 
sur Bekümpfung von Notjtänden im Verlehr. 
Bom 19. September 1939. 


Auf Grund der Verordnung zur Durchführung ded 
Vierjahresplans vom 18. Oktober 1936 (Reichsgeſetzbl. IJ 
©. 887) beftimme ic) folgende®: 


$1 
(1) Bei Notftänden im Verkehr können Verkehrs. 
leiftungen über beftimmte Eifenbahnftreden, Wafjer- 


ftraßen, Landftraßen und Häfen gelenkt und bie Lei- 
ftungsfähigkeit der Verkehrsmittel gefteigert werden. 


(2) Die Übertragung des Eigentums oder ber Ver— 
fügungsgemalt über Beförderungsmittel an Ausländer 
fann verboten werden. 

82 

Verkehrsmittel, die ſich im Eigentum oder in der 
Verfügungsgewalt von Ausländern befinden, unter- 
liegen der Verordnung nidt. 


83 
Mehrkoften durch Mafnahmen nach $1 zahlt der- 


jenige, zu deſſen Gunften die Beförderung ausgeführt 
wird. 


84 
Die Beſtimmungen des Reichsleiſtungsgeſetzes vom 
1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1645) werden 
durch diefe Verordnung nicht berührt. 


$5 
Durhführungs- und Ergänzungsvorfchriften erläßt 
der Reichsverkehrsminiſter. 

6 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 19. September 1939. 
Der Beauftragte für den Vierjahresplan 
Göring 
Generalfeldmarſchall 





Verordnung über die Ausgabe 
von Wehrmachtverpflichtungsſcheinen 
Vom 19. September 1939 


Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung verordnet 
mit Geſetzeskraft: 

si 
(1) Das Oberfommando der Wehrmacht und Die 
zentralen Befchaffungsftellen der Wehrmachtteile wer- 
den ermächtigt, Wehrmachtverpflichtungsicheine, die 
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Schuldverjchreibungen im Sinne des $ 793 de3 Bürger- 
lichen Geſetzbuchs find, nad) einem mit dem Neich8- 
minifter der Finanzen zu bereinbarenden Mufter aus— 
zuſtellen. 


(2) Wehrmachtverpflichtungsſcheine dürfen auf kei— 
nen geringeren Nennbetrag als 10000 Reichsmark 
lauten. 


2 
Die zur Durchführung und Ergänzung diefer Ver— 
ordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor— 
ichriften erläßt da8 Oberfommando der Wehrmacht im 
Einvernehmen mit dem Neich8minifter der Finanzen. 


3 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, 19. September 1939 


Der Borfigende des Minifterrat3 
für die Reichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 
Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 
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Berordnung iiber den Bezug bon Kraftſpiritus 
Bom 19. September 1939 


Auf Grund des Artikels 2 des Geſetzes über Zoll- 
änderungen vom 15. April 1930 (Reichögefegbl. I 
S. 131) in der Fafjung vom 15. Auguft 1935 (Reich8- 
geſetzbl. I S. 1005) wird die Verordnung über den 
Bezug von Kraftipiritus vom 12. April 1939 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I ©. 802) in der Fafjung vom 27. Juni 1939 
(Reichsgefetbl. I ©. 1060) mit Wirfung vom 4. Sep- 
tember 1939 ab wie folgt geändert: 

$2 erhält die folgende Faſſung: 

„Kraftſtoffe im Sinn diefer Verordnung find Die 
im $ 1 Abfab 2 des Mineralöljteuergefeßes vom 
22, März 1939 (NReichögefekbl. I S.566) in der 
Faffung vom 5. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S.1687) genannten Mineralöle. Ausgenommen 
‚find 
1. Mineralöle der Nr. 239 des Zolltarif3 mit einer 

Dichte bis 0,830 bei 15°C, 

a) die einen Entflammungspunft von 25°Abel 
oder darüber haben und bei deren fraftionier- 
ter Deftillation im gläfernen Englerſchen 
Apparat bis 150° Cnicht mehr als 10Raum- 
teile, bis 185° C nicht mehr ala 50 Raum- 
teile und bis 240° Cnicht mehr ala 95 Naum- 
teile von 100 übergehen; 

b) beideren fraftionierter Deftillation im gläfer- 
nen Englerfchen Apparat bis 250°C nicht 
mehr als 60 Raumteile von 100 übergehen. 

2. Mineralöle der Nr. 239 des Solltarifs mit einer 

Dichte von mehr als 0,830 bei 15° 0.“ 


Berlin, 19. September 1939 


Der Reihöminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 
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Teil I 


Ausgegeben zu Berlin, den 21. September 1939 


Tag Inhalt Seite 


1.9.39 Verordnung über die Gewährleiftung für den Dienft von Schuldver- 
ichreibungen der Konverſionskaſſe für deutfche Auslandsfhulden 1853 


14.9.39 Verordnung zur Anderung der Margarine-Bewirtfhaftung..---«rr..+-- 1854 





19.9.39 Verordnung über die Teilnahme an der kaffenzabnärztlihen und kaſſen— 
dentiftifhen Verforgung: .. . ..2** 1855 


20.9.39 Verordnung zum Gefeg über die Befoldung, Verpflegung, Unterbringung, 
Bekleidung und Heilfürforge der Angehörigen der Wehrmacht bei 


befonderem Einjaß (Einfat-Wehrmachtgebührnisgefeg — EWGG —) -- - - - 1855 
20.9.39 Verordnung über die Aufhebung des öfterreihifchen Militärfchöffengefeßes 1856 
20.9.39 Verordnung zur Sicherftellung dev Gasverforgung „ren eennn nen 1856 


21.9.39 Verordnung zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung über die 
Durchführung der Reichsarbeitsdienftpflicht für Die weibliche Jugend 1858 


——— — — — — —— — 


Verordnung über die Gewährleiſtung für den Dienſt von Schuldverjchreidungen 
der Konverſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden. 


Vom 1. September 1939. 


Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung hat mit Geſetzeskraft beſchloſſen: 


Die Beſtimmungen des Geſetzes über die Gewährleiſtung für den Dienſt von Schuldverſchreibungen der 
Konverſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden vom 26. Februar 1935 Reichsgeſetzbl. I S. 286) erſtrecken ſich 
auf die Schuldverſchreibungen, welche die Konverſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden für Beträge ausgibt, 
die auf Fälligkeiten aus der Zeit vom 1. Juli 1939 bis zum 31. Dezember 1939 bei ihr eingeben. 


Berlin, den 1. September 1939. 


Der VBorfigende 
des Minifterrats für die Reichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 
Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 
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Verordnung zur Anderung der Margarine-Bewirtichaftung. 
Bom 14. September 1939. 


Auf Grund des $36 der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtihaftung von landwirtichaftlichen 
Erzeugniffen vom 27. Auguft 1939 (Neichsgefekbl. I 
5.1521) und de8 84 der Bekanntmachung über 
jetthaltige Zubereitungen vom 26. Juni 1916 (Reichs— 
geſetzbl. ©. 589) in der Faffung vom 28. April 1921 
(Reichsgeſetzbl. S. 501) und vom 22. Mai 1933 
(Reichsgeſetzbl. I S. 288) wird folgendes verordnet: 


51 
Der $ 2 der Bekanntmachung über fetthaltige Zu— 
bereitungen erhält folgende Faſſung: 


us 2 


(1) Margarine, die in 100 Gewichtsteilen weni- 
ger als 80 Gewichtsteile Fett oder in ungefalgenem 
Suftande mehr als 18 Gewichtsteile Waſſer, in 
gefalzenem Zuftande mehr als insgefamt 18 Ge- 
wichtsteile an Waſſer und Kochſalz enthält, darf 
gewerbsmäßig nicht feilgehalten oder verkauft 
werden, 

(2) Margarine ift als geſalzen anzujehen, wenn 
fie mehr als 0,1 Gewichtsteil Kochſalz enthält.” 


82 

(1) An Stelle der bisher auf Grund der Vierten 
Verordnung über geaverbsmäßige Herftellung bon 
Erzeugniffen der Margarinefabrifen und Olmühlen 
vom 23. Oftober 1934 (Neichsgefekbl. I ©. 1066) 
sugelaffenen Margarineforten darf ab 1. Oftober 
1939 nur eine einheitlihe Margarineforte mit der 
Bezeichnung „Tafelmargarine” in den Verkehr ge- 
bracht werden. 


Berlin, den 14. September 1939. 


(2) Die in diefem Zeitpunkt bereits im Verkehr 
befindliche Margarine der bisherigen Sorten darf 
unter den bisherigen Bezeichnungen und zu den bie. 
herigen Vreifen abgegeben werden. % 

83 

Für die Margarineſorte „Tafelmargarine” werden 
folgende Vreife je '/, Kilogramm einſchließlich Fett— 
fteuer und aller jonftigen Zujchläge feſtgeſetzt: 

a) als Erzeugerpreis frei Vertriebsftätte desEinzel- 

bandels ‚ein Feſtpreis von 0,87 Reichsmark, 

b) ala Kleinverfaufspreis ein Höchſtpreis von 

0,98 Reichsmark. 


84 
(1) Es iſt verboten, Schmelzmargarine und Sieh 
margarine in den Verkehr zu bringen. $2 Abf. 2 
gilt entſprechend. 


(2) Die Hauptvereinigung der deutſchen Milch— 
und Fettwirtſchaft wird ermächtigt, mit Zuſtimmung 
des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirt— 
ſchaft Ausnahmen von der Vorſchrift des Abſ.J 
Sab 1 zuzulafjen. 


85 

(1) Die Verordnung tritt am 1. Oftober 1939 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten Die SS 2 bis 7 der Vierten 
Verordnung über gewerbsmäßige SHerftellung von 
Erzeugniffen der Margarinefabrifen und Olmühlen 
vom 23. Oktober 1934 (Neichägefesbl. I ©. 1066) 
außer Kraft. 


Der Neichsminifter fürErnährung und Randwirtjchaft 
R. Waltber Darré 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichskommiſſar für die Preisbildung 
Im Auftrag 
Dr. Brebeck 
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Berordnung 
über die Teilnahme an der fajjenzahmärztlichen und taſſendentiſtiſchen Berjorgung. 


Bom 19. September 1939. 


Auf Grund der Vierten Verordnung des Reichs— 
präfidenten zur Sicherung von Wirtihaft und Finan⸗ 
zen und zum Schutze des inneren Friedens vom 8. De- 
zember 1931, Fünfter Teil, Kapitel I, Abſchnitt 1,$11 
Abſ. 2 (Reihsgefebbl. I S. 699, 719) wird berordnet: 


81 
Verfonen, denen die Ausübung ihres Berufs nad) 
$ 3 der Achten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
vom 17. Januar 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 47) wiber- 
ruflich geftattet ift, können an ber kaffenzahnärztlichen 
(afjendentiftiichen) Verſorgung jüdiicher WVerficherter 
und deren jüdischer Familienangehörigen nur mit Ge⸗ 


Berlin, den 19. September 1939. 


nehmigung des Reichsarbeitsminiſters oder der von 
ihm ermächtigten Stelle beteiligt werden. Die Geneh— 
migung iſt jederzeit widerruflich. 
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Solange Perſonen auf Grund einer Genehmigung 
nach $ 1 an der kaſſenzahnärztlichen (kaſſendentiſtiſchen) 
Verſorgung beteiligt werden, finden die für Kaſſ enzahn⸗ 
ärzte (Kaſſendentiſten) geltenden Vorſchriften jinn- 
gemäß Anwendung. Der ReichSarbeitsminifter oder 
die von ihm ermächtigte Stelle kann die Rechte und 
Pflichten diefer Werfonen abweichend von den allge 
meinen Vorjchriften regeln. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
FranzSeldte 


— —— —— — — — —— 


Berordnung zum Geſetz 
über die Bejoldung, Verpflegung, Unterbringung, Bekleidung und Heilfürjorge der Angehörigen 
der Wehrmart bei bejonderem Einſatz (Einjag-Wehrmantgebügrnisgejeg — EWGG —.). 


Bom 20. September 1939, 


Auf Grund der Ermächtigung im $I1 Ab. 2 des 
Geſetzes über die Bejoldung, Verpflegung, Unterbrin- 
gung, Bekleidung und Heilfürjorge der Angehörigen der 
Mehrmacht bei befonderem Einſatz Einſatz⸗Wehrmacht— 
gebührnisgeſetz — EWGG — vom 28. Auguft 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1531) wird im Einvernehmen mit 
dem NeichSminifter der Finanzen folgendes verordnet: 

1. Zu $3 Abf.2 des Geſetzes: 

Der von den Friedensgebührniffen abzuziehendellus- 
gleichsbetrag darf in feinem Falle höher fein als der 
Betrag des Wehrfoldes, den der Wehrmachtangehörige 
nad) feinem Dienftgrad erhält. 


Berlin, den 20. September 1939. 


* 


2. Zu $4 des Geſetzes: 

Diejenigen Wehrmachtangehörigen des Friedens. 
ftandes, die Gehaltsempfänger find, und des Beur- 
[aubtenftandes, die Friedensbezlige nad) $3 beziehen, 
erhalten mit Wirkung vom 1. Oftober 1939 feine freie 
Verpflegung, ſoweit fie ſich in ihrem bisherigen Mohn- 
ort in ihrem Haushalt oder an gewohnter Verpflegung3- 
ftätte weiter verpflegen können. Die Einnahme einer 
Hauptmahlzeit außerhalb des Hauſes wird nicht als 
wefentliche Anderung der Lebensführung angejeben. 
Einzelheiten bejtimmen die Wehrmachtteile. 


Der Chef 
des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


IN 
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Berordnung 
über die Aufhebung des öſterreichiſchen Militärſchöffengeſetzes. 


Bom 20. September 1939, 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
Öfterreich8 mit dem Deutſchen Reid vom 13. März 
1938 (Reichsgefekbl. I S. 237) wird verordnet: 


$1 
Das öſterreichiſche Bundesgefeß, womit bei den 
Schwurgerichten und den Schöffengerichten befondere 
Senate zur Verhandlung und Entſcheidung über An- 
klagen in Militärfachen errichtet werden (Militärſchöf— 
fengefek), BGBL. Nr. 118/1935, und die Durchfüh— 


Berlin, den 20. September 1939. 


rungsverordnung zum Militärfchöffengefet, BGBl. 
Nr. 408/1935, treten außer Kraft. 


2 
Über Anlagen wegen der im öfterreichifchen Militär 
ichöffengefeß bezeichneten ftrafbaren Handlungen ent— 
ſcheiden, fofern nicht die militärgerichtliche Zuftändig- 
feit gegeben ift, die Landgerichte in der ſonſt vorge- 
ichriebenen Beſetzung. 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Dr. Studart 





Verordnung zur Sicheritellung der Gasverjorgung. 
Bom 20. September 1939. 


Auf Grund des 83 Abi. 3 der Verordnung über 
die Wirtichaftsverwaltung vom 27. Auguft 1939 
(Neichsgefekbl. I S. 1495) wird in Ausführung des 
Artifels III Abi. 1 Buchſt. e der Verordnung zur 
Durchführung der Verordnung über die Wirtſchafts— 
verwaltung (Erſte Durhführungsverordnung) vom 
27. Auguſt 1939 (rReichsgeſetzbl. IS. 1519) verordnet: 


Erjter Abſchnitt 


Aufgaben der Bezirköwirtichaftsämter und der 
induftrie und Handelsfammern 


81 
Die Bezirkswirtſchaftsämter können 
a) die Abgabe des zur Verfügung ſtehenden Gaſes 
an die Verbraucher nad dem Grad der 
Dringlichkeit regeln und den Gasverſorgungs— 
unternehmen die hierzu erforderlichen Anwei— 
jungen erteilen; 


b) Verbrauder vom Gasbezug dauernd oder 
vorübergehend ausfchließen oder in der Gas— 


abnahme beſchränken und den Verbrauchern 
die erforderlichen Anweiſungen erteilen; 

c) alle Maßnahmen treffen, die die Aufrecht— 
erhaltung der Gasverforgung der wichtigen 
Verbraucher ficherftellen. In die Zuftändig- 
feit anderer Behörden und Stellen darf nicht 
eingegriffen werden, 


82 
Die Bezirkswirtſchaftsämter können den Induſtrie— 
und Handelskammern Befugniſſe aus 81 für deren 
Suftändigfeitsbereih übertragen. Die Induſtrie— 
und Handeldfammern find dabei an die fachlichen 
Meifungen der Bezirkswirtichaftsämter gebunden. 


83 
Der Reichswirtſchaftsminiſter kann die Ausübung 
der Befugniſſe gemäß 81 auf einzelne Bezirks— 
wirtichaftsämter und Anduftrie und Handelskam— 
mern bejhränfen und den örtlichen Zuftändigfeits- 
bereich abweichend von den fonftigen Zuftändigfeiten 
beftimmen. 
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Sweiter Abſchnitt 
Berhältnis zum Energiewirtſchaftsgeſetz 


84 
Die Beſtimmungen des Energiewirtſchaftsgeſetzes 
vom 13. Dezember 1935 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1451) 
bleiben auch während der Geltungsdauer dieſer Ver- 
ordnung aufrechterhalten, ſoweit nicht in diefer Ver- 
ordnung ein anderes beſtimmt ift. 


85 
Einer Anzeige gemäß $ 4 des Energiewirtichafte- 
aefetes bedarf e8 für die Stillegung von Gas— 
verforgungsanlagen nicht, wenn diefe im Rahmen 
de8 $ 1 diefer Verordnung angeordnet wird. 


86 

(1) Werden einzelne Verbraucher oder Verbrauder- 
aruppen gemäß $1 Buchſt. b diefer Verordnung 
vom Gasbezug ausgefchloffen, fo findet die allgemeine 
Anschluß. und Verforgungspflicht ($ 6 des Energie 
wirtichaftsgejeßes) infoweit feine Anwendung. 

(2) $ 6 Abf. 5 des Energiewirtfchaftsgefeßes wird 
für die Geltungsdauer diefer Verordnung — 
Kraft geſetzt. 


Dritter Abſchnitt 
Sonſtige Maßnahmen 


87 
Die in 881, 
Stellen fönnen von Gasverforgungsunternehmen und 
anderen Betrieben jede Auskunft über ihre tedhni- 
ſchen und wirtichaftlihen Werhältniffe verlangen, 
ſoweit der Zweck diefer Verordnung e3 erfordert. 
Sie fünnen ferner im Nahmen ihrer Befugniffe be- 
ſtimmte techniſche und wirtichaftliche Vorgänge und 
Tatbeftände bei Gasverforgungsunternehmen mit- 
teilungspflichtig machen. 


8 
Die Derfonen, deren ſich die in SS 1, 2 dieſer Ver: 
ordnung genannten Stellen zur Erfüllung ihrer Ob- 
liegenheiten bedienen, und deren Gebilfen Dürfen vor» 
behaltlich der dienftlichen VBerichterjtattung die bei 
Wahrnehmung ihres Dienftes erlangten Renntniffe 


Berlin, den 20. September 1939. 


2 dieſer Verordnung genannten. 


1857 


bon Geſchäfts- und Betrieböverhältniffen nicht un- 
befugt verwerten oder an andere mitteilen. Über 
andere Tatlachen, an deren Nichtbefanntwerden ein 
öffentliches Intereſſe oder ein berechtigtes Intereſſe 
der Betroffenen befteht, haben fie Verſchwiegenheit 
zu wahren, Diefe Pflichten werden durch Ausscheiden 
aus dem Dienft oder Beendigung der Tätigkeit nicht 
berührt. Angeftellte find auf gewiffenhafte Erledigung 
ihrer Obliegenheiten durch Sandichlag zu verpflichten. 


89 
Mit Gefängnis und mit Geldftrafe oder mit einer 


dieſer Strafen wird beftraft, wer $ 8 zumider feine | 


Pflicht zur Verfchwiegenheit verlet oder die Kennt— 
nid von Geſchäfts- oder VBetriebsverhältniffen un- 
befugt verwertet. 
$ 10 
(1) Die Bezirköwirtfchaftsämter fönnen die Unter: 
nehmen und die verantwortlichen Leiter der Unter: 
nehmen dur Erzwingungßitrafen, deren Höchſtmaß 
unbeſchränkt ift, oder durch unmittelbaren Zwang 
zur Befolgung ihrer Anordnungen anhalten. Die 
Erzwingungsftrafen werden auf Erfuchen der Bezirke: 
wirtichaftsämter von den Finanzämtern nad) den 
Vorſchriften der Neihsabgabenordnung und der zu 
ihrer Durchführung ergangenen und noch ergehenden 
Beftimmungen, in der Oftmarf nad) $ 3 des öfter: 
reichiſchen Verwaltungsvollſtreckungsgeſetzes BGBl. 
Nr. 276/1925), beigetrieben. 


(2) Soweit Gemeinden (Gemeindeverbände) oder 
deren Beamte zur Befolgung von Anordnungen an- 
gehalten werden follen, richtet fich das Verfahren 
nach den hierfür geltenden verwaltungsrechtlichen 
Vorſchriften. 

811 

Wegen eines Schadens, der durch Maßnahmen 
entſteht, die in Durchführung dieſer Verordnung 
oder ihrer Durchführungsvorſchriften getroffen wer— 
den, wird eine Entſchädigung grundſätzlich nicht ge— 
währt. In Fällen befonderer Härte kann der Reichs— 
wirtichaftäminifter eine Entihädigung gewähren. 


$ 12 


Diefe Verordnung tritt am Tage ihrer Verfün- 
dung in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Reichögefegbl. 1939 I 


1] 





H5140-0836 





II 








IN 









1858 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 





mm 


Vero rdnung 
zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung über die Durchführung der Reichsarbeitsdienſtpflicht 
für die weibliche Jugend. 


vWVom 21. September 1939. 


Auf Grund des $3 der Verordnung über die Durch— 
führung der Reichsarbeitsdienftpflicht für die weibliche 
jugend vom 4. September 1939 Reichsgeſetzbl. I 
©. 1693) wird im Einvernehmen mit dem Reichsarbeits⸗ 
miniſter verordnet: 


J. Abſchnitt 
Dienſtpflicht 
81 
Der Reichsarbeitsführer beftimmt den Zeitpunkt für 
die Meldung und Heranziehung der Dienftpflichtigen. 


82 

Die Dienitpflichtige ift verpflichtet, 

a) dem Aufruf oder der Einzelaufforderung des 
Reichsarbeitsdienftmeldeamt3 zur perfönlichen 
oder fchriftlichen Meldung (Meldepflicht) 

und 
b) dem Einberufungsbefehl (Geftellungspflicht) 
Folge zu leilten. 63 

(1) Von der Pflicht zur Meldung iſt befreit, 

a) wer ein Arbeitbud) befitt und mindeftens jeit 
Inkrafttreten dieſer Verordnung als Lohn- oder 
Gehaltsempfänger voll tätig iſt (voll Berufs: 
tätige), 

b) wer fich mindeftens feit Inkrafttreten diefer Ver— 
ordnung in einer ordnungsmäßigen Berufsaus- 
bildung (Lehrlinge, Anlenlinge, Volontäre und 
Vraktifanten) oder auf einer Tagesfachichule be- 
findet (in beruflicher Ausbildung Stehende), 

e) wer fich mindeſtens jeit Dftern 1939 auf einer 
öffentlichen Schule befindet (im ſchuliſcher Aus— 
bildung Stehende), 

d) Kinder von Bauern, Landwirten und Landarbei- 
tern, die als mithelfende Familienangehörige in 
der Landwirtſchaft dringend benötigt werben. 

(2) Wenn zweifelhaft ift, ob Die Vorausfegungen des 

Abſ. 1 vorliegen, kann die Dienftitelle des Neichsarbeits- 
dienftes perfönliche oder ſchriftliche Meldung anordnen. 


84 
(1) Eine Dienftpflichtige, die ihren Melde— und Ges 
ftellungspflichten nicht nachkommt oder bei der Mel- 
dung wiſſentlich umrichtige Angaben macht, fann auf 
Antrag des ReichSarbeitsdienitmeldeamts durch Die 


Kreispolizeibehörde mit polizeilichen Swangsmaßnah- 
men zur Erfüllung der ihr obliegenden Pflichten ange- 
halten werden. In ſchwereren Fällen wird fie, joweit die 
Tat nicht mit einer höheren Strafe bedroht it, mit 
Geldftrafe bis zu 150 Reichsmark oder Haft beftraft. 

(2) Nach Dienftpflichtigen, deren Aufenthalt nicht 
bekannt ift, kann gefahndet werden. 

(3) Eine Dienftpflichtige, die ſchuldhaft ihrer Ge- 
ftellungspflicht nicht nachfommt, wird fofort nad) ihrer 
Ermittlung von der Polizeibehörde dem zuftändigen 
Keichsarbeitsdienftmeldeamt zugeführt, das die ſo— 
fortige Einftellung in den Reichsarbeitsdienſt veran- 
laſſen kann. Die Dienftzeit rechnet in dieſem Fall vom 
Tage der tatjächlichen Einftellung an. 


85 

(1) Eine Dienftpflichtige ift von der Erfüllung der 
Reichsarbeitsdienſtpflicht zurüdzuftellen: 

a) wegen zeitlicher Untauglichkeit, 

b) wegen ſchwebenden Verfahrens oder nod) nicht 

verbüßter Strafe. 
Die $H23 und 24 der Mufterungsverordnung dom 
17. April 1937 (Reichögefebbl. I ©. 469) in der Faſſung 
der Verordnung vom 14. April 1938 GReichsgeſetzbl. I 
5.394) find finngemäß anzumenden. 

(2) Eine Dienftpflichtige kann aus beionderen häus— 
lichen, wirtſchaftlichen oder beruflichen Gründen zurüd- 
geftellt werben. Das Nähere beftimmt ber Reichs⸗ 
arbeitsführer. 

86 

Zur Ableiſtung der Reichsarbeitsdienſtpflicht wird 
nicht mehr herangezogen, 

a) wer nach dem 1. Juli 1937 und vor dem 1. Novem— 
ber 1939 nachweislich freiwillig wenigſtens neun 
Monate Landarbeit geleiſtet hat, ſofern er bei 
Beginn der Landarbeit das 16. Lebensjahr voll— 
endet hatte; 


b) wer im Beſitz eines Arbeitsdienſtpaſſes iſt. 


87 
Inhaber eines Arbeitsbuchs können als Freiwillige 
des Reichsarbeitsdienſtes nur eingeſtellt werden, wenn 
das Arbeitsamt beſcheinigt, daß arbeitseinſatzmäßige 
Bedenken gegen die Einſtellung in den Reichsarbeits⸗ 
dienſt nicht beſtehen. 
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I. Abſchnitt 
Heranziehungsverfahren 
—38 

Die Erfaſſung wird von den Behörden der allgemeinen 
und inneren Verwaltung, die Muſterung wird von den 
Reichsarbeits dienſtmeldeämtern unter Mitwirkung der 
Behörden der allgemeinen und inneren Verwaltung, Die 
Einberufung wird von den Reichsarbeitsdienſtmelde— 
ämtern durchgeführt. 


(1) Die Kreispolizeibehörde erläßt im Einvernehmen 
mit dem Leiter des Reichsarbeitsdienftmeldeamts einen 
Aufruf über die Meldepflicht. Die Kreispolizeibehörde 
veranlaßt die Bekanntgabe des Aufrufs in der orts— 
üblichen Weiſe. 

(2) Der Aufruf muß enthalten: 

a) den Hinweis auf das Reichsarbeitsdienitgejeß 
vom 26. Juni 1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 769), Die 
Verordnung Über die Durchführung der Reichs— 
arbeitsdienftpflicht für Die weibliche Jugend vom 
4, September 1939 (NReichsgefeßbl. I ©. 169) 
und diefe Verordnung, 

b) die Bezeichnung des dienftpflichtigen Derjonen- 
kreiſes, 


Berlin, den 21. September 1939. 


e) die Aufforderung zur perſönlichen Meldung und 
zur Vorlage der erforderlichen Beſcheinigungen 
und Unterlagen, 


d) die Angabe des Zeitpunfts und des Orts ber 
Meldung, 


e) den Hinweis, etwaige Zurüdftellungsanträge un- 
verzüglich zu ftellen, 

f) den Hinweis auf die Strafbejtimmungen und die 
polizeilichen Swangsbefugniffe. 


$ 10 
Die Heranziehung zur Ableiftung der Reichsarbeits- 
dienſtpflicht erfolgt durch jchriftlichen Einberufungs- 
befehl. 


gs 11 


Der Leiter des Reichsarbeitsdienſtmeldeamts ent- 
icheidet über das Reichsarbeitsdienſtverhältnis. Gegen 
die Entſcheidungen des Leiters des Reichsarbeitsdienſt— 
meldeamts fteht der Dienftpflichtigen binnen zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Leiter des Reichsarbeits- 
dienfthpauptmeldeamts zu, der im Einvernehmen mit 
der höheren Verwaltungsbehörde enticheibet. 


Der Neibhsarbeitsführer 
im Neichsminifterium des Innern 


Hierl 
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Auf Grund des $ 14 und des $ 33 des Arbeits 
gerichtsgeſetzes und des $ 1 der Verordnung über die 


Berordnung 
über Änderungen in der Gliederung don Arbeitögerichtsbehörden, 


Bom 19. September 1939. 


vom Arbeitsgerichtäbezirt Meine und die Ge- 
meinde Rethmar unter Abtrennung vom Ar- 


Zuftändigfeit bei der Errichtung und Verwaltung beitsgerichtsbezirk Celle. 
der Arbeitsgerichtsbehörden vom 5. Dezember 1935 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1428) wird verordnet: 82 
81 Das Arbeitsgericht Sondershauſen wird unter 
Zugelegt werden: Abtrennung vom Landesarbeitsgerichtsbezirk Weimar 


1. dem Arbeitsgericht Freiſing der Bezirk des dem Landesarbeitsgericht Erfurt zugelegt. 
Amtsgerichts Moosburg unter Abtrennung 
vom Arbeitsgerichtsbezirt Landshut (Bay.), 53 


2, dem Arbeitsgericht Hannover die Gemeinden 


Dolgen, Evern und Saimar unter Abtrennung | in Kraft, 


Berlin, den 19. September 1939. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


Der Reihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichsarbeitsminifter 
Franz Seldte 
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Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete des Patent: und Markenrechts 
in der Dftmarf, 
Vom 20. Sebtember 1939. 


Auf Grund gejeßlicher Ermächtigung wird im 
Einvernehmen mit dem Chef des Oberlommandos 
der Wehrmacht und dem Generalbevollmächtigten 
für die Mirtichaft verordnet: 


Artikel I 
81 


(1) Die Friſt zur Entrichtung der Gebühr für das 
erſte DPatentjahr und der Zuſatzpatentgebühr ($ 114 
Abſ. 6 des öfterreichifchen Datentgefetes, BGBl. 
Nr. 366/1925) beträgt vier Monate nach dem Tage 
der Bekanntmachung der Anmeldung im Datentblatt 
(557 des Patentgeſetzes), fofern die Bekanntmachung 
nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung oder inner- 
halb zweier Monate davor erfolgt ift. 


(2) Die Friſt zur Entrichtung der Gebühren für 
das zweite Watentjahr und die weiteren Datentjahre 
(5 114 Ab}. 7 des Datentgefetes) beträgt fünf Mo- 
nate nad) der Fälligkeit, fofern fie nad) dem Inkraft— 
treten diefer Verordnung oder innerhalb dreier Monate 
davor eingetreten ift. 


(3) Die im $ 114 Abſ. 7 des Patentgeſetzes für 
Zahlungen nad) dem Fälligkeitstage vorgefehene Zu- 
ihlagaebühr wird bis auf weiteres nicht erhoben. 
Dies gilt nicht für Sufchlaggebühren, die bereits vor 
dem Inkrafttreten diefer Verordnung fällig gewor— 
den find, 


82 

(1) Die im $ 16 Abſ. 3 Sat 1 des öfterreichifchen 
Markenſchutzgeſetzes (BGB. Nr. 130/1935) vor- 
gejehene Endfrift zur Erneuerung einer Marfe be- 
trägt fünf Monate nad) dem Ende des lebten Jahres 
der laufenden Schußdauer, jofern es nad) dem In— 
frafttreten diefer Verordnung endigt oder innerhalb 
dreier Monate davor geendigt bat. 


(2) Die im $ 16 Nbf. 3 Sat 2 des Marfenfchuß- 
gejetes für die nach Ablauf des letzten Jahres der 
Schutdauer vorgenommenen Zahlungen feſtgeſetzte 
Zuſchlaggebühr wird bis auf weiteres nicht erhoben. 
s 1 Abſ. 3 Sat 2 gilt entſprechend. 


83 
(1) Die im patentamtlichen Verfahren von der 
Zweigſtelle Oſterreich des Reichspatentsamts und die 
im Verfahren vor dem Datentgerichtshof von diefem 
verfügten Friften, die beim Inkrafttreten diefer Ver- 
ordnung laufen, werden um drei Monate verlängert, 


(2) Der Präfident der Zweigſtelle Öfterreich des 
Reichspatentamts wird ermächtigt, weitergehende 
Anordnungen Über die Verlängerung der von der 
Zweigſtelle Ofterrei) verfügten Friften zu treffen. 


(3) Für die von den Anduftrie- und Handelsfam- 
mern verfügten Friſten in Angelegenheiten des Mar: 
kenſchutzes gilt Abſ. 1 entfprechend, 


84 
(1) Bis zum Ablauf der im 81Abſ. 1,2 beſtimmten 
Friſten fann der Patentſucher oder -inhaber bei der 
Sweigitelle Sſterreich des Neichspatentamts Stun- 
dung der Gebühren und des Zuſchlags beantragen, 
wenn er durch außergewöhnliche Umftände an der 
Zahlung gehindert wird. 


(2) Bis zum Ablauf der im 82 Abf. 1 beitimmten 
Friſt kann der Marfeninhaber bei der Induſtrie- und 
Handelsfammer Stundung der Gebühr und des Zu— 
ichlags beantragen, wenn ex durd) außergewöhnliche 
Umftände an der Zahlung gehindert wird. 


(3) Über den Antrag nach Abſ. 1 entjcheidet end- 
gültig der Dräfident der Smeigitelle Sfterreich des 
NReihspatentamts, Über den Antrag nach Abſ. 2 die 
Induftrie- und Handelsfammer. Cine wiederholte 
Stundung ift zuläffig; fie muß vor dem Ende der 
laufenden Stundungsfrift beantragt werden. 


5 

(1) Wer durch außergewöhnliche Umftände verhin— 
dert worden tft, der Zweigſtelle Öfterreich des Reichs— 
patentamts oder einer Anduftrie und Handelsfam- 
mer gegenüber eine Friſt einzuhalten, deren Verfän- 
mung nad) einer den Erfindungs- oder Markenſchutz 
betreffenden Vorſchrift einen Nechtönachteil zur Folge 
hat, ift auf Antrag wieder in den vorigen Stand 


\ einzufeßen. 
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(2) Die Vorfchriften des öfterreihifchen Gejetes 
vom 20, Februar 1924 (BGBL. Nr. 56) über die 
Miedereinfeßung in den vorigen Stand auf dem 
Gebiete des gewerblichen Nechtsfchußges finden An— 
wendung. Dies gilt nicht für die Beftimmung im 
83 Abf. 1. diefes Geſetzes über die Außerfte Friſt 
von ſechs Monaten für die Stellung des Wiederein- 
fegungsantrags. Vielmehr beftimmt dev Reicheminifter 
der uftiz, von welchem Zeitpunkt an der Antrag 
auf MWiedereinfegung nicht mehr zuläffig it. 


S6 
Die Bekanntmachung einer Datentanmeldung kann 
über die im 857 Abſ. 5 Sat 2 des Patentgeſetzes 
vorgefehene Höchftfrift Hinaus weiter ausgeſetzt wer- 
den. 
87 
Die Vorfchriften der $$ 4 bis 6 finden zugunften 
von Angehörigen ausländiicher Staaten nur An— 
wendung, wenn und infoweit in diefen Staaten nad) 
einer Bekanntmachung im Reichsgeſetzblatt den deut 
ichen Staatsangehörigen gleihartige Erleichterungen 
gewährt werden. 


Artikel II 


8 

(1) Außer den im $ 65 Abf. 1 Sat 1 des Patent- 
aefees genannten Fällen findet die Erteilung eines 
Vatents ohne jede Bekanntmachung ftatt, wenn das 
Reichſspatentamt nad) Anhörung der zuftändigen 
Stellen die Geheimhaltung der Erfindung mit Rüd: 
ficht auf die Pandesverteidigung für erforderlid) er- 
achtet. 

(2) Die Vorfchriften des $ 65 Abſ. 2, 3, 4 des 
Vatentgefeßes finden Anwendung. Jedoch beträgt 
die Frift zur Entrichtung der Gebühr für das erſte 
Watentjahr ($ 65 Abſ. 3 des Patentgeſetzes) bier 
Monate nach der Zuftellung der amtlichen Aufforde— 
rung. | 


Berlin, den 20. September 1939. 





(3) Der Reichsminiſter der Juftiz erläßt die zur 


Durchführung und Ergänzung erforderlichen Vor- 
ſchriften. 


Artikel TEE 
9 
Der Präfident der Zweigitelle Oſterreich des Reichs— 
patentamts wird ermächtigt anzuordnen, 

1. daß der Vorprüfer auch in den Fällen des $37 
Abſ. 1 des Patentgeſetzes zur Beſchlußfaſſung 
berufen ift, 

2. dab die Beichwerdeabteilungen ihre Endent- 
icheidungen (837 Abſ. 3 Nr. 1 des Patent— 
geſetzes) in der Beſetzung mit zwei Fachted)- 
nischen Mitgliedern und einem rechtskundigen 
Mitglied treffen. Bei Beſchwerden gegen Be- 
ichlüffe eines rechtskundigen Mitglieds be— 
wendet e8 bei der Vorſchrift des $ 37 Abi. 3 
Nr. 1 des Patentgeſetzes, 

3. daf die Nichtigfeitsabteilung ihre Endentſchei— 
dungen ($ 37 Abſ. 3 Nr. 2 des Patentgejeges) 
mit zwei fachtechnijchen Mitgliedern und einem 
rechtskundigen Mitglied trifft. 


$ 10 
Der Vräfident der Sweigitelle Öfterreich de8 Reichs— 
patentamts wird ermächtigt, Anweifungen über eine 
Beſchränkung der Einficht in die Geſchäftsſtücke ($ 7 
der Geihäftsordnung für das ehemals öſterreichiſche 
Patentamt vom 22. Auguft 1925, BOB. Nr. 325) 
zu exlajlen. 


Artikel IV 
$1l 
(1) Diefe Verordnung tritt mit MWirfung vom 
26. Auguſt 1939 in Kraft. 
(2) Der Reichgminifter der Juftiz beftimmt, wann 
ihre Vorfchriften außer Kraft treten. 


— 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Grid 
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Erjte Durchführungsverordnung zur Sachſchädenfeſtſtellungsverordnung 
(Beitimmung der zuftändigen Behörden). 


Bom 21. Sehtember 1939, 


Auf Grund des $ 24 der Sachjchädenfeftitellung?- 
verordnung vom 8. September 1939 (NReichögejebbl. I 
S. 1754) wird hiermit folgendes verordnet: 


51 
Als untere Verwaltungsbehörde im Sinne der Sach— 
Ichädenfeftftellungsverordnung gilt 


1. in nichtfreisangehörigen Städten der Oberbürger- 
meiſter, 

im Reichsgau Wien der Reichsſtatthalter — 
Gemeindeverwaltung — (bis zu deſſen Be— 
rufung der Reichskommiſſar für Die Wieder— 
vereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen 
Reich — Verwaltung der Stadt Wien), 

in der Hanſeſtadt Hamburg der Reichsſtatthalter 
— Gemeindeverwaltung — und 

in der Hanſeſtadt Bremen der Regierende Bürger—⸗ 
meiſter, 


2. im Protektorat Böhmen und Mähren der Ober- 
landrat, 


3. im übrigen der Landrat, in Bremen der Landberr. 


82 
(1) Als höhere Verwaltungsbehörde im Sinne der 
Sachſchädenfeſtſtellungsverordnung gilt 

in Dreußen (mit Ausnahme der Reihshauptjtadt 
Berlin), in Bayern, Sachjen und im Reichsgau 
Sudetenland der Regierungspräfident, in Berlin 
der Stadtpräjident, 

in den Neich8gauen der Oſtmark (mit Ausnahme 
de8 Reichsgaues Wien) die Reichsſtatthalter (bis 
zu deren Berufung die Landeshauptmänner), im 
Reichsgau Wien der Reichsftatthalter — Ge: 
meindeverwaltung — (bis zu deſſen Berufung 
der Reichsfommilfar für die Wiedervereinigung 


Berlin, den 21. September 1939. 


Ofterreich8 mit dem Deutfchen Neid — Ver- 
waltung der Stadt Wien), 


in Württemberg ....... der Minifter des Innern, 

IB DUDEN snaundonaer der Minifter des Innern, 

in Thüringen ......... der Neichsftatthalter, 
Minifterium des Innern, 

in Hamburg z......... der Reichsſtatthalter 
(Gemeindeverwaltung), 

rn De der Neichäftatthalter 
(Landesregierung), 

in Medlenburg ........ das Staatsminifterium, 
Abteilung Inneres, 

in Oldenburg ......... der Minifter des Innern, 

in Braunichmweig ....... das Minifterium des 
Innern, 

en der Regierende Bürger- 
meifter, 

© das Staatsminifterium, 
Abteilung Inneres, 

I Bye. urn der Reichsftatthalter 
(Landesregierung), 


in Schaumburg-Lippe... die Landesregierung, 


im Saarland .......... der Reichskommiſſar 
für das Saarland, 


im Droteltorat Böhmen 
und Mähren ....... der Reichsprotektor. 


(2) Im Reichsgau Wien, in der Sanfeftadt Samburg 
und in der Hanfejtadt Bremen tritt im alle des $ 15 
Abi. 1 der Sachjchädenfeititellungsverordnung an 
Stelle der Beichwerde der Einjpruch. Diefer ift inner- 
halb einer Friſt von zwei Wochen bei der unteren 
Verwaltungsbehörde einzureichen, die über ihn ent- 
icheidet. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Srid 
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Erlaß 
zur Anderung des Erlaſſes über die Amtsſchilder. 
Bom 22, September 1939. 


Auf Grund des Artikels 4 der Verordnung des Füh- 
ters und Reichskanzlers über das Hoheitszeichen des 
Reichs vom 5.November1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 1287) 
bejtimme ich im Einvernehmen mit dem Stellvertreter 
des Führers: 


Im $ 8 des Erlaffes über die Amtsjchilder vom 2. Fe— 
bruar 1939 (Reichsgefetbl. I ©. 126) ift ftatt „L. Of 
tober 193% zu feßen: „J. Oktober 19404, 





Berlin, den 22. September 1939. 


DerKeihsminifter des Innern 
Frick 
ls ae 


Verordnung über die Einführung der Geſetzgebung 
über die Deviſenbewirtſchaftung und den Zahlungsverkehr mit dem Ausland 
im Gebiete der bisherigen Freien Stadt Danzig, 


Bon 22, Sebhtember 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
der Freien Stadt Danzig mit dem Deutfchen Neid) 
vom 1. September 1939 (Reichögejebbl. I ©. 1547) 
wird verordnet: 

81 


(1) Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 

gelten: 

1. das Gefeß über die Deviſenbewirtſchaftung 
(Devifengejet) vom 12, Dezember 1938 (Reichs: 
geſetzbl. S.1733), die Verordnung zur 
Devifenbewirtihaftung (Richtlinien für die 
Devijenbewirtichaftung) vom 22, Dezember 
1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1851), die Durch— 
führungsverordnung zum Geſetz über die 
Devijenbewirtfchaftungvom 23. Dezember1938 
(Reichsgeſetzbl. I S.1966) und die Dritte 
Durchführungsverordnung zum Gefeß über Die 
Devijenbewirtfchaftung vom 29, April 1939 
Reichsgeſetzbl. IS. 879), ſoweit durch die nach 
folgenden Borfchriften nicht3 anderes beftimmt 
if; 

2. dad Gejeß über Zahlungsverbindlichkeiten 
gegenüber dem Ausland vom 9. Juni 1933 
(Reichögefebbl. I ©. 349) in der Faſſung der 
Verordnung zur Einführung der Gefeßgebung 


Reichs geſetzbl. 1939 I 


über die Devijenbewirtichaftung und den Zab- 
lungsverfehr mit dem Ausland im Saarland 
vom 23. Februar 1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 278) 
mit der Maßgabe, daß an Stelle der im $1 
Abſ. 3 und $8 genannten Seitpunfte jeweils 
der Tag de3 Inkrafttretens diefer Verordnung 
tritt; 


. das Gefet über die Errichtung einer Deutfchen 


Derrechnungskaffe vom 16. Dftober 1934 
Reichsgeſetzbl. I S. 997) und die Durchfüh— 
rungsverordnung zum Geſetz über die Errich— 
tung einer Deutjchen Verrechnungskaſſe vom 
15. Auguft 1938 (cReichsgeſetzbl. I S. 1047); 


. die Verordnung des Reichspräfidenten über die 


Anmeldung von Zahlungsverpflichtungen ge 
genüber dem Ausland vom 27. Auli 1931 
(Reichsgeſetzbl. I S. 403) und die Zweite Ver- 
ordnung zur Durchführung der Verordnung 
des Reichspräfidenten über die Anmeldung von 


Sahlungsverpflichtungen gegenüber dem Aus- 


land vom 30, März 
©. 172); 


1932 Geichsgeſetzbl. I 


. da8 Gejeb über Fremdwährungs-Schuldver- 


ſchreibungen vom 26. Juni 1936 (Reichsgeſetzbl. 
I ©.515) und die Verordnung über Fremd: 


474 


III 
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währungsfchulden vom 5. Dezember 1936 
Reichsgeſetzbl. I S. 1010); 

6. das Geſetz zur Negelung von Kapitalfällig- 
feiten gegenüber dem Ausland vom 27. Mai 
1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 600) und die Durd)- 
führungsverordnung zum Gefeß zur Regelung 
von Kabpitalfälligfeiten gegenüber dem Ausland 
vom 11.Oktober 1937 (Reichsgeſetzbl. ©.1125). 

(2) Soweit Vorſchriften, die durch dieſe Verord— 
nung im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
eingeführt werden, nicht unmittelbar angewandt 
werden können, find fie finngemäß anzuwenden. 

(3) Das Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
ift Inland im Sinne des Devifengefebes; Perſonen, 
die im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz 
oder Ort der Leitung haben, ſind Inländer im Sinne 
des Deviſengeſetzes 


(1) Die im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzia anfäffigen Verfonen ($ 1 Abf. 3 diefer Ver- 
ordnung) haben nachjtehende Werte, ſoweit fie ihnen 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens diefer Verordnung 
gehören, bis zum 31. Oktober 1939 der örtlich zu— 
ſtändigen Reichsbankanſtalt anzubieten und auf Ver- 
langen zu verkaufen und zu übertragen: 

l. ausländiihe Sahlungsmittel; 

2. Forderungen in ausländiſcher Mährung; da- 
gegen nicht Forderungen gegen Inländer, mit 
Ausnahme von Forderungen aus Währungs 
fonten bei inländifchen Kreditinftituten; 

3. Forderungen in inländijcher Mähruna gegen 
Ausländer; 

4. auf inländifche Währung lautende Wechſel und 
Schecks, die auf das Ausland gezogen find; 


Berlin, den 22. September 1939. 
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5. Gold; 

6. ausländische Wertpapiere; 

7. Forderungen gegen Inländer, über die dev An— 
bietungspflichtige vor dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung nach den deutfchen Devifenvor- 
ſchriften nur mit Genehmigung verfügen durfte, 
wenn der Anbietungspflichtige fie nad) dem 
30. September 1938 erworben hat; 

8, inländische Wertpapiere, wenn dev Anbietungs- 
pflichtige fie nach dem 30. September 1938 ev: 
worben bat. 

(2) Solange die Reichsbank die gemäß Abj. 1 am 
gebotenen Werte nicht Freigegeben hat, darf über dieſe 
Merte anders als durch Verkauf an die Reichsbank 
oder an die von ihr hierzu ermächtigten Stellen nur 
mit Genehmigung verfügt werden; vom Zeitpunft 
der Freigabe ab verbleibt es bei den Belchränfungen 
und Nerboten des Devifengefeßes und der Durchfüh— 
tungsverordnung zum Devifengefeb. 


83 
Die in den $$ 69, 71 bis 79 des Deviſengeſetzes 
angedrohten Strafen und ſonſtigen Maßnahmen 
finden auch auf Zuwiderhandlungen gegen $ 2 dieſer 
Nerordnung Anwendung. 


84 
Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten 
die derzeit im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig geltenden deviſ enrechtlichen Vorſchriften außer 
Kraft. 
85 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver— 
kündung in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 
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1867 
Berordnung über die Errichtung der Devijenftelle Danzig. 
Bom 22, Sehtember 1939. 
| 


Auf Grund des 8 5 Abſ. 2 des Gefeßes über die Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutfchen 
| Reich vom 1. September 1939 (Neichögefeßbl. I ©. 1547) wird verordnet: 


51 
Für das Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig wird eine „„Devijenftelle Danzig” errichtet. Sie tritt an 


die Stelle der bei der Bank von Danzig eingerichteten Überwachungsftelle für den Zahlungsverkehr mit dem 
Ausland. 


2 
Die Aufgaben und Befugniffe der Devifenftelle beftimmt der Reichswirtſchaftsminiſter. 
3 


Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 22. September 1939. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfriet 


Der Reichöminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Verordnung über den Einſatz der älteren Schuljugend. 
Zum 22, Sehtember 1939, 


Der Minifterrat für die Neichöverteidigung ver- 
ordnet mit Gejeßesfraft: 
Ssı 
Die Schüler der höheren und mittleren Schulen, 
die das 16. Lebensjahr vollendet haben, ſtehen in den 
Ferien zum Einfat als landwirtichaftlidye Hilfskräfte 
zur Verfügung. 
2 
Der Neichdminifter für Wiſſenſchaft, Erziehung 
und Volfsbildung wird ermächtigt, die Ferien fo zu 
geitalten, daß ein wirkſamer Einjfaß gewährleiftet ift. 


Die Ferien follen, abgefehen von kurzen Weihnachts: 
und Ofterferien, nad) Maßgabe der Anforderungen 
aus der Landiwirtichaft im wejentlichen in die Monate 
Mai bis Oftober gelegt werden und können für die 
gemäß S 1 eingefeßten Schüler bis zu ſechs Monaten 
im Jahr betragen. Schüler im Schuljahr vor der 
Abſchlußprüfung follen nur ausnahmsweiſe heran— 
gezogen werden, 
$3 

In den Ferien erfolgt der Einfat der Schüler, die 

das 16, Lebensjahr vollendet haben, durch das Arbeits- 


I 
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amt im Benehmen mit dem Landrat und dem Kreis— 
leiter. 
84 


Für Schülerinnen der höheren und mittleren Schu— 
len, die das 16. Lebensjahr vollendet Haben, gelten Die 
vorstehenden Vorſchriften finngemäß, An die Stelle 
des Einſatzes als landwirtichaftliche Hilfskräfte tritt 
die hHauswirtichaftliche Hilfe in Land und Stadt oder 
Tätigfeit auf dem Gebiet des Geſundheitsweſens und 
der Wohlfahrtspflege. 

85 

Jugendliche vom vollendeten 10. bis zum voll— 
endeten 16. Lebensjahr, die eine allgemeinbildende 
Schule beſuchen, können außerhalb der Schule nur 
innerhalb des Standorts und nur zu leichter Arbeit 


Berlin, den 22. September 1939. 


MIT 
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eingefeßt werden. Der Einfab erfolgt unter Berüd- 
fichtigung der Bedürfniffe der Schule durch die Voliti- 
ichen Leiter der NEDM. 


6 
Der Einfatz auf Grund des Luftſchutzgeſetzes vom 
26. Juni 1935 (Reichögefegbl. I S.827) und der Not— 
dienftverordnung vom 15. Dftober 1938 Geichs— 
geſetzbl. I S. 1441) wird durch Die vorjtehenden Be- 
ftimmungen nicht berührt. 


87 
Die erforderlichen Durchführungsverordnungen 
erlaſſen die beteiligten Reichsminiſter nad) Richtlinien 
desGeneralbevollmächtigten für dieReihsverwaltung. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Reichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 
Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Stellvertreter des Führers 
R. Heß 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 


— —— —— — — — 


Berichtigung 


In der Bekanntmachung der neuen Faſſung des 
Geſetzes über Sachleiſtungen für Reichsaufgaben 
(Reichsleiſtungsgeſetz) vom 1. September 1939 (Reich8» 
gefeßbl. 1 ©. 1645) fallen im $ 24 Abſ. 1 die Worte 
„und der Deutjchen Reichsbahn“ und im $ 29 Abf. 1 
Yr 5 die Worte „die Deutfche Reichsbahn‘ fort, 


Berlin, den 22. September 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Im Auftrag 
Dr. Danckwerts 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Erſte Durchführungsbeſtimmungen 
zum Abſchnitt DIT (Kriegslöhne) der Kriegswirtſchaftsverordnung 
Erſte AL2B). 
Vom 16. September 1939. 


Auf Grund der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 
4, September 1939, Abſchnitt V $29, (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1609) wird zur Durchführung und Ergänzung des 
Abjchnitts III der Verordnung (Kriegslöhne) im Ein- 
vernehmen mit dem Generalbevollmächtigten für die 
Mirtichaft folgendes verordnet: 


s1 
Kündigungsfriften bei Stillegungen 
(1) Werden in Auswirkung des Kriegszuftandes 
Betriebe ftillgelegt, eingeſchränkt oder umgeftellt, fo 
fann der Neichötreubänder oder Sondertreuhänder der 
Arbeit die beſtehenden Kündigungsfriſten für einzelne 
Gefolgihaftsmitglieder, für Die Gefolgſchaften eingel- 
ner Betriebe oder diejenigen einer Gruppe von Betrieben 
abfürzen. Das gleiche gilt für folche Friften, innerhalb 


Berlin, den 16. September 1939. 


derer die Einführung von Kurzarbeit anzukündigen 
ift. Über die Zahlung fällig werdender Entfchädigungen 
(Abfertigungen) kann der Reichstreubänder oderSonder- 
treubänder der Arbeit von den gejeßlichen Vorichriften 
oder fonjt getroffenen Regelungen abweichende Beſtim— 
mungen treffen. 

(2) Die Abkürzung der Kündigungs- und Ankündi- 
gungsfriften kann von der Erfüllung beftimmter Auf- 
lagen zu Gunften der betroffenen Gefolgichaftsmit- 
alieder abhängig gemacht werden. 


s2 
Infrafttreten 


Die Verordnung tritt rückwirkend mit dem 4. Sep- 
tember 1939 in Kraft. 


Der Neichdarbeitsminifter 
Franz Seldte 
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Berordnnung 
iiber die Einführung des Gejetes über das Feuerlöſchweſen 
in der Oſtmark und im Reichsſsgau Sudetenland. 


Bom 19. September 1939, 


Auf Grund des Artikels II des Gejetes über die Wiedervereinigung Öfterreich® mit dem Deutfchen Reid) 
vom 13. März 1938 (Reichsgefeßbl. I ©. 237) und des $ 7 des Erlaffes des Führers und Reichskanzlers 
über die Verwaltung der fubdetendeutichen Gebiete vom 1. Oftober 1938 (Reichögefegbl. I ©. 1331) wird 
folgendes verordnet: 


Das Gefet über das Feuerlöſchweſen vom 23. November 1938 (Reichsgefegbl. 1 S. 1662) wird mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1939 in der Oftmark und im Neichdgau Sudetenland in Kraft gefeht. 


Berlin, den 19. September 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


a — ————— ——— — — — — — — 


Elfte Bervrdnung 
zur Ergänzung der Verordnung über Abrechnungsſtellen im Wechſel— und Scheilverkehr. 


Bom 21. September 1939. 


Auf Grund des Artifel® 38 Abj. 3 des Wechſel— Scheckgeſetzes it ferner die Abrechnungsſtelle bei der 
gejeßes vom 21. Juni 1933 GReichsgeſetzbl. ©.399) Reichsbanfnebenftelle Worms, 
und des Artikels 31 Abſ. 2 des Scedgejeßes vom Die Einlieferung von Wechſeln und Schecks in dieſe 
14. Auguft 1933 (Reichsgeſetzbl. 1S.597) wird zur | Abredinungsftelle kann nur erfolgen, wenn der Be 
Ergänzung der Verordnung über Abrehhnungsftellen | zogene oder die Zahlitelle Mitglied dev Abrechnungs— 
im Mechfel- und Scheckverkehr vom 14. Juni 1935 | ftelle ift oder bei ihr durch ein Mitglied vertreten ift. 
(Neichsgefebl.T S.747) verordnet: Die Einlieferungen müffen den für den Geſchäfts— 

Abrechnungsſtelle im Sinne des Artikels 38 Abj. 2 | verkehr der Abrechnungsitelle maßgebenden Beſtim— 
des Wechſelgeſetzes und des Artikels 31 Abſ. 1 des | mungen entſprechen. 


Berlin, den 21. September 1939. 


Der Reichsminiſter der Juftiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 
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1871 


Erſte Anderung 
der Anordnung über die Ernennung der Beamten der Sozialveriwaltung 
und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes. 


Bom 21. Schtember 1939. 


Mit Zuftimmung dev Reichsminiſter des Innern 
und der Finanzen ändere ich die Anordnung über die 
Ernennung der Beamten der Sozialverwaltung und 
die Beendigung des Beamtenverhältniffes vom 13. Au- 
auft 1937 (Neichsgejehbl. I S. 903) wie folgt: 

1. Im Abſchnitt I Buchſt. a fällt die Nr. 3 weg; 

2. Abſchnitt I Buchſt. b erhält folgende Faſſung: 

„b) die Ernennung der Inhaber von Vlanftellen 
der ReichsbefoldungsgruppenA4bi bis Ada 
und der außerplanmäßigen Beamten der 
Reichsbejoldungsgruppen Adc2 und Ada 
in 


Berlin, den 21, September 1939, 


der Arbeitöeinfaßverwaltung, 
der Neichdtreuhänderverwaltung und 
der Reichsverforgungsverwaltung”; 
3. Abſchnitt II Buchſt. a erhält folgende Faſſung: 
„a) dem Präfidenten des Reichsverſicherungs— 
amts, dem Dräfidenten des Neichöverjor- 
gungsgerichts, den Dräfidenten der Landes 
arbeitsämter, den Reichstreubändern dei 
Arbeit und den Direktoren der Hauptver 
jorgungsämter 
für die Reichsbeamten ihrer Geſchäfts— 
bereiche,”, 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 





Berordnung über die Einführung 
des Gejebes über die Sicherung der Reichſsgrenze und über Bergeltunggmahnahmen 
im Proteftorat Böhmen und Mähren. 


Bom 22, September 1939. 


Auf Grund Artikel 11 des Erlaſſes des Führers 
und Neichökanzlers über das Protektorat Böhmen 
und Mähren vom 16. März 1939 (Neichögefehbl. I 
©. 455) wird verordnet: 

Im Drotektorat Böhmen und Mähren gilt das 
Geſetz über die Sicherung der Reichsgrenze und über 
Bergeltungsmaßnabmen vom 9. März 1937 (Reichs: 
gefegbl. 1 ©. 281) mit der Maßgabe, daß den Neichs- 
angehörigen im Sinne dieſes Geſetzes die Protek— 
toratsangehörigen gleichgeftellt werden ($ 2 Abf. 1) 


Berlin, den 22. September 1939. 


und daß die Maßnahmen nad SI und $ 2 Abf. 2 
auch dev Zuftimmung des Neichsprotektors in Böhmen 
und Mähren bedürfen. 

Das Gefeß ber die Verteidigung des Staates 
(Staatöverteidigungsgefeß) der ehemaligen Tſchecho— 
Stowalifhen Republik vom 13. Mai 1936 bleibt im 
Rahmen dev Verordnung des Neichöproteftors in 
Böhmen und Mähren vom 20. Juni 1939 (Werord- 
nungsbl. f. Böhmen u. Mähren S. 44) weiterbin in 
Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


IT 
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Verordnung zur Anderung 
der Erſten Durchführungsverordnung zur Verordnung über die Wirtſchaftsverwaltung. 


Vom 22. September 1939. 


Auf Grund des 8 11 der Verordnung über die 
MWirtfchaftsverwaltung vom 27. Auguft 1939 (NReichE- 
gefegbl. I ©. 1495) wird verordnet: 


Artikel ] 
In der Erſten Durhyführungsverordnung zur Ver— 
ordnung über die Wirtfchaftsverwaltung vom 27. Aus 


Berlin, den 22. September 1939. 


auft 1939 (Reichsgeſetzbl. TS. 1519) wird im Artikel I 
Abf. 1 Hinzugefügt: 


„d) Der Neichstommiffar für Altmaterialver- 
wertung.’’ 
Artikel I 
Diefe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 


in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Zandfried 


—— —————— — — — — — — 


| Berordnung zur teilweilen Außerkraftſetzung der Berordnung 
zur borlänfigen Sicherjtellung des lebenstwichtigen Bedarfs Des dentichen Volles. 


Vom 22, September 1939. 


Auf Grund gefetlicher Ermächtigung wird im 
Einvernehmen mit dem Oberfommando der Wehr- 
macht und dem Generalbevollmädhtigten für Die 
Reichiverwaltung verordnet: 


81 

Die Verordnung zur vorläufigen Sicherſtellung 
des lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen Volkes 
vom 27. Auguſt 1939 (Neichsgefeßbl. I ©. 1498) 
tritt infoweit außer Kraft, als fie ſich auf die im 
F1 Abſ. 1 Nrn. 1 bis 10 und 12 genannten Ver: 

brauchsgüter bezieht. Damit treten außer Kraft: 
1. die Erſte Durchführungsverordnung zur Ber- 
ordnung zur vorläufigen Sicherſtellung des 
febenswichtigen Bedarfs des deutjchen Volkes 
vom 27. Auguſt 1939 (Reichögefeßbl. 15.1502), 


Berlin, den 22. September 1939. 


2. die Zweite Durchführungsverordnung zur Ver- 
ordnung zur vorläufigen Sicherjtellung des 
lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen Volkes 
(Verbrauhsregelung für Hausbrandkohle) vom 
27. Auguſt 1939 (Reichsgeſetzbl. J S.1506). 


82 

Für die Abgabe und den Bezug von Seife, Seifen— 
pulver und anderen fetthaltigen Waſchmitteln gelten 
die SS 3 bis 5 der Verordnung zur vorläufigen Sicher- 
ftellung des Iebenswichtigen Bedarfs des deutſchen 
Volkes vom 25. September 1939 ab finngemäß weiter. 
Die Höchftmengen ($ 3 Abf. 2 der Verordnung) wer: 
den durch die Reichsftelle für induftrielle Fettverſor— 
gung befanntgegeben. 


Der Generalbevollmädtigte für die Wirtſchaft 
In Vertretung 


Poſſe 


NINA 
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Berordnung 
über die Verbrauchsſsregelung für Seifenerzeugniſſe und Waſchmittel aller Art. 


Bom 23. September 1939, 


Auf Grund des 8 13 der Verordnung zur vor— 
[äufigen Sicherftellung des lebenswichtigen Bedarfs 
des deutichen Volkes vom 27. Auguft 1939 (Reiche: 
geſetzbl. IS. 1498) und der Verordnung zur teilweifen 
Außerfraftfegung der Verordnung zur vorläufigen 
Sicherftellung des lebenswichtigen Bedarfs des deut- 
ichen Volkes vom 22. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 1872) wird im Einvernehmen mit dem General- 
bevollmädtigten für die Wirtſchaft verordnet: 


Bezugsberedhtigung 
81 


Seifenerzeugniſſe und Waſchmittel aller Art dürfen 
den Verbrauchern nur gegen Reichsſeifenkarte (Muſter 


ſiehe Anlage 1), Zuſatz⸗Seifenkarte (Muſter ſiehe An— 
. lage 2) oder Bezugſchein abgegeben und von ihnen 
bezogen werden. 


82 
(1) Jeder Verbraucher erhält eine Reichsſeifenkarte. 
(2) Männliche Verbraucher, Die das 17. Lebens— 
jahr vollendet haben, erhalten die Reichsfeifenfarte 
mit drei Teilabfchnitten zum Bezug von Nafierjeife 
oder Nafierereme. 
83 
Zuſatzbedarf 
Zum Bezug von Zuſatzmengen ſind die folgenden 
Verbraucher gegen Zuſatz-Seifenkarte berechtigt: 

1. Rinder bis zum vollendeten 8. Lebensjahr, 

2. Perſonen, die laut ärztlicher Beicheinigung an 
einer mit gejteigerter Empfindlichkeit der Haut 
einhergehenden anftedenden oder nidt an— 
fteefenden Krankheit leiden, 

3. Verfonen, die berufsmäßig in der Kranken— 
oder Säuglingspflege befhäftigt find, z. B. 
Ärzte, Sahnärzte, Hebammen und Kranfen- 
pfleger. 


84 
Höchſtmengen 
Die Reichsſtelle für induſtrielle Fettverſorgung 
ordnet an, bis zu welchen Höchſtmengen und in 
welchem Zeitraum die auf den Teilabſchnitten der 
Reichsſeifenkarten und Zuſatz-Seifenkarten verzeich— 
neten Waren bezogen werden dürfen. 
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Bedarf beftimmter Betriebe und Anftalten 


85 
(1) Bezugſcheine für Seifenerzeugniſſe und Waſch— 
mittel erhalten auf Antrag 
1. Betriebe für Gefolgſchaftsmitglieder, die in— 
folge ihres Berufs beſonders ſtarker Ver— 
ſchmutzung an Körper oder Kleidung aus— 
geſetzt ſind, 


2. Rranfen-, Heil⸗ Erziehungs⸗-,Straf⸗- und Wohl— 
fahrtsanſtalten, Lager, Heime und ähnliche 
Einrichtungen, in denen Perſonen gemein— 
ſchaftlich untergebracht ſind, für die Perſonen, 
die nicht im Beſitz der Reichsſeifenkarte ſind, 


3. Kranken- und Entbindungsanftalten außerdem 
für die Reinigung von Wäjche, 


4, Betriebe des Gaftftätten- und Beherbergung$: 
gewerbes für die Reinigung von Wäfche, mit 
Ausnahme der Tiſchwäſche, 


5. Betriebe, in denen mediziniſche Bäder verab- 
reicht werden, Friſeurbetriebe, Apotheken, 
Nahrungsmittelbetriebe und ähnliche Unter 
nehmen für die Neinigung von Wäſche oder 
Ausrüftungsgegenftänden, die einer ftändigen 
Verſchmutzung unterworfen find. Dasjelbe gilt 
für die Reiniqung von Keffeln und Maſchinen, 
foweit für diefen Zweck nachweisbar Seifen 
benötigt werden. Wäfchereien fallen nicht unter 
diefe hier genannten Unternehmungen. 


(2) Im Falle von Abi. 1 Nr. 2 lautet der Bezug— 
ichein über die Höchftmenge und Zufatmenge, welche 
die erfaßten Verfonen gemäß $$ 1, 2, 3 beziehen 
dürfen. Im übrigen beftimmt die Neichsftelle für 
induftrielle Fettverforgung, welde Mengen auf die 
erteilten Bezugſcheine bezogen werden dürfen. 


86 
Verbraucher fönnen Wäfchereibetrieben, ſoweit fie 
ihnen nicht unmittelbar die zur Ausführung von 
Waſchaufträgen erforderlichen Seifenerzeugniffe und 
Waſchmittel abgeben, Abſchnitte der Seifenfarte oder 
die befonders erteilten Bezugſcheine aushändigen. 
Mäfchereibetriebe können auf Grund diefer Ab— 
ichnitte und Bezugfcheine die dein Auftraggeber zu- 
476 


ftehenden Mengen beziehen. 
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der Neichsftelle Für induftrielle Fettverforgung be; 
ſonders geregelt, 
8 
Berfandgeihäfte 
Veriandgeichäfte dürfen Seifenerzeugnife und 
Waſchmittel gegen die vom Verbrauder abgetvenn- 
ten Teilabichnitte der Seifenfarte liefern. 


Bedarf der Wehrmadt und der Shuß- 
gliederungen außerhalb der Wehrmacht 
89 

Die Verſorgung der Wehrmacht mit Seifenerzeug— 
niſſen und Waſchmitteln wird durch die Reichsſtelle 
für induſtrielle Fettverſorgung beſonders geregelt. 


810 
(1) Schutzgliederungen außerhalb dev Wehrmacht 
haben bei der für ihren Bezirk zuſtändigen Polizei— 
dienſtſtelle (Kkandräte, Oberbürgermeiſter der kreis— 
freien Städte und ſtaatliche Polizeiverwalter) ihren 
Bedarf an Seifenerzeugniffen und Wajchmitteln an- 
zumelden. Die Volizeidienftftellen legen für jeden 
Bezirk, aufgegliedert nad) Bedarfsorten und Kopf— 
zahl, dem Wirtſchaftsamt Sammelmeldungen über 
den Bedarf vor. 
(2) Für die angeforderten Waren jtellt das Wirt— 
Ichaftsamt Bezugſcheine aus. 


(3) Bei Erteilung von Bezugſcheinen für Schutz— 
gliederungen find die Höchſtſätze der Wehrmacht zu 


grunde zu legen, 
(4) Für die Beſchaffung dev Waren und die Ver: 


teilung an die Schußgliederungen find die zuftändigen 


Volizeidienftitellen verantwortlid). 


sıl 
Einhaltung der Höchſtmengen 
Seife, die im feften Stüd oder in Dadungen nicht 
den bezugsfähigen Höchjtmengen entipricht, iſt ab- 
gewogen zu verabfolgen. 


Berlin, den 23. September 1939. 








Entnehmen Inhaber von Betrieben, indenen Seifen 


und Mafchmittel erzeugt oder feilgeboten werden, 
aus ihrem Betriebe Waren für ſich ſelbſt, für An- 


gehörige ihres Haushalts oder für Gefolgſchaftsmit— 
glieder, ſo darf dies nur gegen Reichsſeifenkarte, Zuſatz— 
Seifenkarte oder Bezugſchein zu den feſtgeſetzten Men— 


gen erfolgen 


813 
Ausnahmen von der Bezugſcheinpflicht 


Von der Bezugſcheinpflicht ſind ausgenommen: 

1. Kopfwaſchſeifen und Kopfwaſchmittel in flüſſi⸗ 
ger oder pulveriſierter Form, 

2. mediziniſch-pharmazeutiſche Seifenerzeugniſſe, 
die nach beſonderen Vorſchriften hergeſtellt und 
ausſchließlich durch Apotheken in den Verkehr 
gebracht werden, 

3. Induſtrie- und Textilſeifen, ſoweit ſie für 
induſtrielle Zwecke beſtimmt ſind. Der Lieferer 
hat eine Beſcheinigung zu verlangen, daß dieſe 
Seifen ausſchließlich für induſtrielle Zwecke 
Verwendung finden. 


814 
Durchführungsbeſtimmungen 
Die Reichsſtelle für induſtrielle Fettverſorgung 
trifft die zur Durchführung dieſer Verordnung er— 
forderlichen Anordnungen. 


$ 15 
Schlußbeftimmungen 

(1) Diefe Verordnung tritt am 23. September 1954 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Dritte Durhfübrungsver: 
ordnung zur Verordnung zur vorläufigen Sicherftel 
lung des [ebenswichtiaen Bedarfs des deutichen Volkes 
Verbrauchsregelung für Seife) vom 27. Auguſt 1939 
Reichsgeſetzbl. I S. 1508) außer Kraft, 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


—VVV 
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57 812 
Die Verjorgung des Frifeurgewerbes mit Rafier- Entnahme von Waren aus demeigenen 
jeife, Ropfiwafchfeifen und Ropfwajchmitteln wird von Betrieb 











1 Stück Rafierfeife Nr. 3 I Stück Rafierfeife Nr. 2 


1 Stück Rafierfeife Nr.1 


——— 


Wohnort: ..............- 


Bom Empfänger auszufüllen 
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(Muster) 


: I Stück Ginheitsjeife 


RN —— 
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Anlage 1 


(Zu $ 1 vorfiehender 
Verordnung) 


| I Stück Einheitsfeife : Geifenpulver Geifenpulver 

1 Stück Ginheitsfeife ; Geifenpulver | I Stück Einheitsfeife Geifenpulver 
K | K | J J 

| ) Stück Ginheitsfeife : Geifenpulver | I Stück Einheitsfeife Geifenpulver 
| M | M | L L 





| ] Stück Einheitsjeife Geifenpulver :; ) Stück Einheitsfeife Geifenpulver 
; F | E E 

) Stück Einheitsfeife Geifenpulver ) Stück Ginheitsfeife Geifenpulver 
D D | © C 

| I Stück Einheitsfeife :  Geifenpulver | I Stück Einheitsfeife Geifenpulver 
M B vB | A A 


INH 














* I ||| ||| 


Anlage 2 
(Zu $ 1 vorfiehender 
Verordnung) 
(Muster) 
500 9 Geifenpulver | 500g Geifenpulver | 500 9 Geifenpulver 





Nicht übertragbar! Nicht übertragbar! 





Kind — Aranker — 
berufsmäßig 


Zuſatz = Geifenkarte in der frankenpflegetätig 


(Nichtzutreffendes ift zu ftreichen) 





En — — — — 
GREEN en — be 
DE — N RE EEE J 
Ausgabeftelle: — —— —— 
Sag der Ausgabe: guültig für... Monate 


Bei Beantragung einer neuen Karte vorzulegen! 


— —— — — — — — — — — — 


Feinſeife | Feinſeife 


| Seinfeife 
(Soilettenfeife) (Soilettenjeife) (Soilettenfeife) 
bis 100g | bis 100g bis 100g 
oder oder oder 


1 Stück Ginheitsjeife |  1GtücEinheitsjeife | 1 Gtück Einheitsfeife 


——_—-———.—.—————— ee 


Seinfeife Seinfeife Feinfeife 
(Soilettenjeife) (Soiletteneife) (Zoilettenfeife) 
bis 100g ; bis 100g bis 100g 
oder oder oder 
1 Stück Einheitsjeife | 1 Stück Ginheitsjeife | 1 Stück Einheitsjeife 
| 
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Verordnung 
über die Preisbildung für Spinnſtoffe und Spinnſtoffwaren im Einzelhandel*). 


Bom 17. Sehtember 1939. 


Auf Grund des $2 des Gejeßes zur Durchführung 
des Vierjahrespland — Beitellung eines Reichs— 
fommiflars für die Wreisbildung — vom 29, Ok— 
tober 1936 (Reichsgeſetzbl. I S. 927) und des $ 28 
der Kriegdwirtichaftsverordnung vom 4. Septem- 
ber 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1609) wird mit Zu— 
ftimmung de8 Beauftragten für den Vierjahresplan 
verordnet: 

81 

(1) Handelsunternehmen, die Spinnſtoffe oder 
Spinnftoffwaren im Einzelhandel — aud) in der 
Form des ambulanten Gewerbes — an den leßten 
Verbraucher verkaufen, dürfen bei allen Kaufver- 
trägen, die nad) dem Inkrafttreten diefer Verord- 
nung abgeichloffen werden, höchſtens die aus der 
Anlage zu diefer Verordnung erfichtlichen Handels: 
aufichläge in Hundertfäßen auf die tatſächlichen 
Einfaufäpreife berechnen, 

(2) Bei Handeldunternehmen, die Fertigwaren 
ſelbſt herftellen oder in Lohn herſtellen laſſen, tritt 
an die Stelle des Einkaufspreifes der Fertigwaren 
der Vreis, der fi aus dein Einfaufspreis der tat- 
fächlich verarbeiteten Werkſtoffe einfchließlich des 
Berarbeitungsverluftes, den nachweisbar entjtan- 
denen Roften der Be- und Verarbeitung und dem 
im jahre 1938 bei der gleichen oder einer vergleid)- 
baren Ware überwiegend erzielten anteiligen Ge: 


*) Betrifft nicht die Dftmark, 
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winnzufchlag ergibt. Zu dem fo ermittelten Preis 
dürfen die Handelsaufſchläge nad) Abf. 1 hinzugerech— 
net werden. 

(3) Verbrauchergenoffenichaften, Werkkonſuman— 
ftalten oder ähnliche Sufammenfchlüffe, die Spinn- 
jtoffe oder Spinnftoffwaren an den le&ten Verbrauder 
verfaufen, ftehen Handeldunternehmen im Sinne de3 
Abſ. 1 und 2 glei). 


82 
(1) Sur Ortsklaſſe I im Sinne der Anlage gehören 
die Gemeinden bis zu 10 000 Einwohnern, zur Orts— 
Haffe II die Gemeinden mit mehr ala 10000 Ein- 
wohnern. Die Suaehörigfeit zu der Orxtsflaffe I 
oder II richtet fi nad) dem ftändigen Sit des 
Unternehmens oder der Sweigniederlaffungen eines 
Unternehmens zum Seitpunkt des Inkrafttretens 
Diefer Verordnung. Für die Feititellung der Ein 
wohnerzahl einer Gemeinde ift das Ergebnis der 
Volkszählung vom 16. Juni 1933 maßgebend. Die 
Vreisbildungsftelle kann einzelne SHandelsunter- 
nehmen oder alle Handelunternehmen einer Ge. 
meinde einer anderen Ortsklaſſe zuteilen, wenn be- 

fondere Gründe vorliegen. 
(2) Zu welcher der in dev Anlage aufgeführten 
Marengruppen eine Ware gehört, beftimmt in 
Smweifelsfällen die Wirtihaftsgruppe Einzelhandel. 
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(3) At ein Handelsunternehmen auf Grund feiner 
allgemeinen Gefchäftslage und feines Umſatzes in 
der Lage, mit niedrigeren als dem nad) der Anlage 
zuläffigen Aufſchlägen auszufommen, jo kann ibm 
die Vreisbildungsftelle die Einhaltung dieſer niedri- 
geren Aufichläge zur Pflicht machen. 


83 

Soweit Handelsunternehmen beim Verkauf von 
Spinnſtoffen und Spinnſtoffwaren bisher Mengen— 
nachläſſe im Sinne der 887 und 8 und Sondernach— 
läffe im Sinne des $ 9 des Geſetzes über Preisnad)- 
läſſe (Rabattgeſetz) vom 25. November 1933 (Reichs— 
gejeßbl. I S.1011) gewährt Haben, dürfen dieſe nicht 
zum Nachteil des Abnehmers verändert werden. 


84 
(1) Die nach dieſen Vorſchriften gebildeten Ver— 
kaufspreiſe dürfen beim Verkauf der handelsüblichen 
Einheit folgendermaßen aufgerundet werden: 

a) bis 10 Reichsmark auf volle 5 Reichspfennig, 
wenn die Einerjtelle über 2,5 Reichspfennig 
liegt, 

b) von 10 Reichsmark bis 100 Reichsmark auf 
volle 10 Reichöpfennig, wenn die Einerftelle 
über 5 Neichöpfennig liegt, 

c) von mehr als 100 Reichsmark auf volle 
50 Reichspfennig, wenn die Zehnerfielle über 
25 Reichspfennig liegt. 


(2) Wird von der Berechtigung zur Aufrundung 
Gebrauch) gemacht, muß auch entiprechend abgerundet 
werden. 


85 
Maren gleicher Art und Güte, die zu verjchiedenen 
Vreifen verfauft werden müßten, dürfen zu einem 
Durchfchnittspreis, der unter Berückſichtigung der 
Mengen zu bilden ift, verfauft werden, ſofern bier- 
iiber eine befondere Berechnung vorgenommen wird. 


$6 
Iſt einem Verband oder einem anderen Zujammen- 
ichluß oder einem Herſteller oder Großhändler auf 
Grund der Verordnung über Vreisbindungen und 
gegen Verteuerung der Bedarfsdedung vom 12. No- 


Neichsgefeßblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


vember 1934 (Neichögefeßbl. IS. 1110) in der Faſſung 
der Belanntmachung vom 11. Dezember 1934 (Reiche: 
geſetzbl. I S. 1248) eine Einwilligung zur Verab- 
vedung, Feſtſetzung oder Empfehlung eines Preiſes 
erteilt worden, fo gilt der durch die Einwilligung ge- 
deckte Preis für die Beteiligten ald ein nad) $ 1 zu- 
gelaffener Preis, fofern er für die Beteiligten höher 
ift als der nach diefer Verordnung zuläffige Höchſt— 
preis, 


87 

Die auf Grund der Verordnung über den Waren- 
verkehr vom 4. September 1934 (Neichögejehbl. I 
S.816) in der Faſſung der Verordnung vom 
18. Auguſt 1939 (Neichgefekbl. I ©. 1430) und der 
Bekanntmachung über die Neichsftellen zur Über— 
wacung und Regelung des Marenverfehrs vom 
18. Auguſt 1939 (Deutjcher Reihsanz. u. Preuß. 
Staatdanz. Nr. 192) errichteten Neichsfiellen werden 
ermächtigt, für den Verkauf von Spinntoffen und 
Spinnftoffwaren an leßte Verbraucher mit Zuftim- 
mung des Reichsfommiffars für die Preisbildung im 
inländifchen Gefchäftsverfehr allgemein oder im Ein- 
zelfall Preiſe und Handelsaufſchläge feſtzuſetzen. 


8 
(1) Handelsunternehmen des 81 müllen, unbe- 
schadet fonftiger Vorfchriften über die Preisauszeich— 
nung, auf der Einfaufsrechnung vermerken, welcher 
Preis fir die Ware gefordert wird. 


(2) Die Mare ift mitteld eines Anhängers oder 
durch einen Vermerk auf der Umbüllung oder in 
fonftiger Weife mit der Kennummer der Rechnung 
zu verjehen und muß mit einem nach dieſer Verord- 
nung zuläffigen Verkaufspreis gekennzeichnet werden. 
Bei Maren, die durch Verfandgefchäfte vertrieben 
werden, genügt e8, wenn die Waren durch Angabe 
der Nummer und des Preiſes in aleicher Weiſe ge- 
fennzeichnet find wie in den Preisliſten oder im 
Einzelangebot; die Preisliſten und die Einzelangebote 
find aufzubewahren. 


(3) Die Kennzeichnung de8 Verkaufspreiſes Tann 
für ſolche Waren, die ſich nod) in bejonderen Lager- 
räumen befinden oder ſonſt noch nicht zum fofortigen 
Verkauf beftimmt find, unterbleiben. Waren, Die ſich 
wegen ihrer Größe oder Aufmahung zum Verkauf 
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mit der vorgefchriebenen Kennzeichnung nicht eignen, 
bedürfen dieſer Kennzeichnung nicht, wenn die Kenn- 
nummer der Rechnung, die Warenart und -güte und 
der geforderte Dreis in eine Lifte eingetragen werden. 


(4) Die Kennzeichnungen dürfen nur mit Schreib- 
mafchine, Auszeichnungsmafchine, Stempeln, Tinte 
oder Tintenjtift vorgenommen werden. Bei Ande- 
rung einer Kennzeichnung darf der ursprüngliche 
Mortlaut nicht unleferlich gemacht oder vadiert werden. 


9 
Soweit aus volfswirtichaftliden Gründen oder 
zur Vermeidung befonderer Härten eine Ausnahme 
dringend erforderlich erjcheint, können der Reichs— 
fommifjar für die Vreisbildung oder die von ihm 
beauftragten Stellen Ausnahmen zulaffen oder an- 
ordnen. 
$ 10 
Der Reichskommiſſar für die Vreisbildung erläßt 
die zur Durchführung oder Ergänzung diefer Vor- 


Berlin, den 17, September 1939. 


fchriften erforderlihen Rechts- und Verwaltungs: 
borichriften. 
511 

(1) Die bisherigen Vorſchriften über die Preisbil— 
dung für Spinnftoffe und Spinnftoffwaren im Einzel- 
handel finden für den Geltungsbereich) diefer Verord- 
nung nach deren Inkrafttreten feine Unmendung mehr. 

(2) Die auf Grund der bisherigen Vorſchriften er- 
teilten Ausnabhmebewilligungen treten mit dem In— 
frafttreten diefer Verordnung außer Kraft. 


$ 12 
(1) Die Verordnung tritt am 15. Oftober 1939 in 
Kraft. 


(2) Die vorgefhriebene Vreisfennzeichnung der 
Spinnftoffe und Spinnftoffwaren, die dem Handels: 
unternehmen vor dem Anfrafttreten diefer Verord— 
nung ausgeliefert worden find, iſt Dis zum 1.Novem- 
ber 1939 durchzuführen. 


Der Reibsfommiffar für die Vreisbildung 


Wagner 
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Anlage 


(Zu $1 Abi. 1 voritebenber 
Verordnung) 


Überficht 


iiber die höchftzuläffigen Handelsaufjchläge für Spinnftoffe 
und Spinnftoffwaren beim Verkauf durdy den Einzelhandel 


Snhaltsverzeihnis 


Seite Seite 
A. Herren- und Knabenkleidung C. Uniformen und Uniformansftattungsgegenftände 
I. Unzüge und Sakkos ...uenunerecnenre I. Uniformausftattungsgegenftände „... +++ - 
II. Mäntel ..4****** DEIZEZEZZZ II. Varteiamtliche VBelleidungsgegenftände .. 4 
III. Hoſen und Welten „.ununnen nennen III. Uniformftüde und ganze Uniformen, joweit 1890 
IV. Toppen 6⸗ n nicht befonders aufgeführt .... ».r. +++. 
> 188: 
V. Sausjaden und Morgenmäntel .... .....- bis D. Sportartilel .....--nrrnernnennen nennen 1891 
VI. Sonftige Berufskleidung aller Art ...... 1884 
a E. Wäjche 
VII. Burfchenkleidung „.urrenererene nern * — * 
— Damenwäſche aus gewebtem Stoff (Baum- 
VIII. Knabenkleidung ....+-+-sr +. +. ERTL wolie, Zellwolle oder Kunftfeide) .....-- 
IX. Serren- und Rnabenkleidung, ſoweit nicht 2 
Batoubent nfaklühtk II. KAinberwäſche ers nnn nun 0. 
III. Erftlingdartilel „uns csenennennn nn 
B. — und Madchentleidung IV. Rüſchen und Weißwaren ......4**4* 
(aus gewebten Stoffen) 
V. Brautfchleier ....*264 
I. Babykleidung bis Länge 55 ......*2* Brautſchleier 
T ; „ 
IT. Mädchenkleidung (Kleider und Mäntel) VI. Kommunionkränze „mussen rrrrenren nn 
(Länge 56 bis 110) ...unrenen nennen nes VII. Brautlränge „u. . .........2*2***28* 
III. Damen» und Badfifchkleidung (leider und VIII. Schürzen, Kittel, Sewierkleider ......+- 1898 
Rompletd) ............···.**** IX. Bande unb DEBEmmÄlhR = <eannececen 
IV. m öck d Hausanzüge —* 
Morgenröcke und Hausanzüge „unsre 
‚erg v zug X. Geſchirrtücher .. . .... .........*24 1898 
V. Damen- und Backfiſchmäntel . .. . 4** 188: — 
00 . X weiß .. .....* PIPTTEL 
VI. Koftüme und Rockkomplets für Damen und bis > iſchwaͤſche, ß 
Backſfiſche ..............2**2 1886 XII. Mundtücher (Sewietten) „ur. r rer +. 
VII Bluſen und Welten P..... .** XIII. Tifchdeden (bunt, aller Art, aud) Raffer- 
VIII. Röde, Hoſenröcke und Hofen ... ......* DDERE) 0a win ale man Kae are Anne ER 
IX. Modifche Strand, Ski- und ähnliche Klei- XIV. Damentafchentücher user — a 
dung . . .. nennen ... XV. Frottee⸗Bademäntel für Herren, Damen und 
X. Beberkleibung Kinder 
XI. Damenoberbekleidungswaren, ſoweit nicht XVI. Gebrauchswäſcheſtücke fürDamen undHerren, 


beſonders aufgeführt . .. . .. . · · ···*6* ſoweit nicht beſonders aufgeführt .. .... 
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Seite 


F. Wirf- und Streidwaren 


IX. 


. Strumpfwaren 


. Trifotagen 
. Geftridte Oberlleidung 
. Sonftige Stridwaren 

. Babeartifel 


Handſchuhe aus Web, und Wirkftoffen ... 


Sportbekleidung 


EZ Zu Zur Zu Zu Zee Zee Zu Zu Zu Zu Zu Ze Zu Zu Zu EZ 
[ Zu Zur Zur Zu Zur Zu Zu Ze Zu Zu Zu Zu Zu Zu Zu Zur Ze Zur Zu Ze Ze ZZ Ze ı 

„1 .-— | ee ee 
DE u Zur Zur BE BE BE VV ZZ zu; 
DE Zu u Zu Zur Ze Zur SEE Zu BEE Zr Zur Zur Ze Zu Ze Zu Zur Ze Zu Zu Zu Zu 2 


Baby» Kleidung 


[BE BE SE SE use Due EZ Zu Zu Ze u Ze Zu Zu ZZ Ze ZZ 


Wirk und Stridwaren aller Urt, foweit nicht 
befonders aufgeführt 


“erh een 


G. Herrenausjtattungen und andere Ausjtattungs- 


gegenftände 


HM. Rorjettwaren 


.Damenſchals aus aewebten Stoffen 
. Vieredtücher 
‚ Herrentafchentücher 
Handſchuhe 

Stoffgamaſchen 
Herrenmorgenröcke 
. Reijededen 


Herrenwäſche 


Krawatten 


De u u u ee ee ee Be er ee 


. nn nee ker 


„nn tn nn ee 


„nn naher —— 


Herrenausſtattungsgegenſtände, ſoweit nicht 


beſonders aufgeführt 


— 


e—e————2— 


J. Herrenkopfbekleidung 


I. 
II. 
Ill. 
IV, 


V. 


VI. 
vu. 


A RE ——— 
BP a Er RR — 
Ae ern — 
EEE 
Herrenſchals und Halstücher ........... 


Wollhüte 
Haarhüte 


EEE Sidi cher rannte 


Klapphüte 
DE EEE OR 


Sommerhüte 


Danamahüte 
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A. Herren= und Anabenkleidung 


Für Herren: und Knabenkleidung — Abjchnitt A — gilt folgendes: 

Größenzufchläge zum Einkaufspreis der Bafisnummer einer beftimmten Ware dürfen Feine Erhöhung 
des Handelsanfichlags zur Folge haben, d. 5. auf höhere Einkaufspreife als den Bafiseinkaufspreis 
einer Ware darf nur der für den Bafispreis geltende Handelsauffchlag berechnet werden. Als Bajis- 
nummer gilt: Bei Herrenkleidung die Größe 48, bei Rnabenkleidung die Größen O und 7 


— Aufſchlag 
Zur in Ortäflaffe 
inlaufspreis 1 11 
Reichsmark vom Hundert | vom Hundert 
1. Anzüge und Saftos 
1. Sakkoanzüge aller Urt ...-....csrennnsnnnnun 00. bis 3,— 40 40 
» 50,— 43 45 
» D— 47 50 
über 75,— 50 55 
2, zweiteilige Sportanzüge ........ ............. bis 27,— 40 40 
» 36,— 45 50 
» 5D2,— 50 55 
über 52,— 55 60 
3. dreiteilige Sportanzüge (zwei Hofen) „........... bis 34,— 40 40 
» 45,— 45 50 
» 70,— 50 55 
tiber 70,— 55 60 
4. Sakkos — auch Sportſakkos — ................ bis 18,— 40 40 
» 30,— 45 50 
» 45,— 50 55 
über 45,— 55 60 
5. Gejelljchaftstleidung (Smofing, rad, Tombinierter 
Uno) sousussu0n0n sonne ne eher re bis 4, 45 45 
» 55,— 50 50 
» 70, 55 55 
über 70,— 60 60 
6, Berufsanzüge (Chauffenranzüge uſw.) ........... bis 20,— 45 45 
- » 30,— 48 50 
» 50,— 50 55 
über 50,— 55 60 
11. Mäntel 
I: RER ar rer bis 30,— 40 40 
» 60,— 43 45 
» %0,— 45 50 
über 90,— 50 55 
RE bis 20,— 40 40 
» 30,— 45 50 
» 45 50 55 
über 45,— 55 60 
3. Gabardinemaͤnteee bi8 30,— 40 40 
» 38,— 45 50 
» 57,— 50 55 
über 57,— 55 60 
4, halbſchwere Eheviotmäntel ...............4 bis 30,— 40 40 
»38— 45 50 
» 60— 50 55 
iiber 60,— 55 60 
5. Dopelinemäntel „.....00- rs 0r unne. bis 20,— 40 40 
» 24 45 50 
über 24,— 50 55 
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— Aufſchla 
Tatſächlicher in 6 
* — 
Einkaufspreis N II 
Reichsmark vom Hundert | vom Hundert 
Nodh: IE. Mäntel 
VE a ee ae bis 16,— 40 40 
» 2,— 45 50 
» 35, 50 55 
über 35,— 55 60 
U, NINE euren bis 10,— 40 40 
» 2,— 43 45 
» 2,— 47 50 
über 25,— 50 55 
IH. Hoſen und Weiten 
DO RER sans runuekanranen bi 2 4— 35 35 
» B,— 38 40 
» 2,— 47 50 
über 15,— 50 55 
2. Golf» und Breecheshoſen ...................... bie 5— 35 35 
» 8,— 40 45 
» 15,— 45 50 
über 15,— 50 55 
3. Arbeitöhojen und Wellen -....zcccneeneerenenenn bis 2,50 30 30 
— — 35 35 
— 40 40 
über 6,— 45 45 
IV. Zoppen 
1. Winterlodenjoppen ....... FE BES Eee bis 5,— 35 35 
» 8,— 40 40 
» 12,— 43 45 
— J5* 47 50 
»33 50 5 
über 33,— 55 60 
2. Sommerjoppen aller Art................. bis 3— 35 35 
» 5— 40 40 
re 43 45 
» 10,- 47 50 
» 18— 50 55 
über 18,— 55 60 
sein! DNB SUB PR eig (SE ee bi 2 3— 35 35 
. — 40 40 
» B— 43 45 
» 18,-— 50 55 
über 18,— 55 60 
4. Lederkleidung (Ledermäntel, Lederjaden, Lederweſten 
N Bel EA a A bis 2— 40 40 
über 40,— 55 60 
V. Hansjaden und Morgenmäntel .................. bis 8— — 
» 12— 48 50 
» 20, 53 55 
über 20,— 55 60 
H5140-0862 Il 
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VII Burſchenkleidung 
Für Burfchenkleidung (Gr 

vergleichbaren Ha 

Herrenfleidung. 


aufichlag. 


VIII. Sinabentleidung 





VI. Sonjtige Berufstleidung aller Art 


ößen 38 bis 43) gelten die 


ndelsauffchläge der PVreisgruppe ber 
Größenzufchläge rechtfertigen feinen 
höheren als den für die Baſisgröße geltenden Handels— 


(Unter Knabenkleidung fallen die Größen 000 bis 12). 


Al Bafisnummer gi 


[t für VIII Ren. 2 und 3 die Größe7, 


für alle übrigen unter VIII genannten Nrn. die Größe 0. 
1. zweiteilige Rnabenanzüge mit kurzer Hofe .......- 


2. dreiteilige Knabenanzüge (mit zwei Hojen) ......- 


3. zweiteilige Sportanzüge mit Kniderboder 


4, Kieler- und Seeladettenanzüge 


5. Rnabenmäntel 


6. Knabenhoſen aller Art 


7. Knabenwaſchkleidung jeder Art 
a) Wafchhofen oder Wafchblufen 


b) Waſchanzüge 


aufgeführt 


Pe DE BEE BE BE BE ZZ BE Zr Zu Zu zu 


u ee EI. VD SG DU DB SS 


IX. Herren: amd Sinabenkleidung, ſoweit nicht bejonders 


Neichsgefebblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
Noch: A. Herren: und Knabenkleidung 


Talſächlicher 
Einkaufspreis 


Reichsmark 


über 16,— 
bis 1 
* 20— 


über ,— 
bis 10,— 
» 13,50 
* 19,— 
über 19,— 
bis 12,— 


über 20,— 
bi 2 8— 
» 10,— 
» 15,— 
über 15,— 
bi? 1,50 
» 2,50 
u — 
über 4,— 


bis 1,20 


—VV 


Aufſchlag 
in Ortsklaſſe 


I 


vom Hundert 


25 


TEENS 


II 


vom Hundert 


25 
30 
30 
40 
45 
50 


KERBERSHER SHES 
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B. Damen- und Mädchenkleidung (aus gewebten Stoffen) 





— Aufſchla 
Tutfächiher | im Dntstie 
Eintaufspreis N 11 
Reichsmark vom Hundert | vom Sunbert 
I. Babyfleidung Länge bis 55 Zentimeter ............ bi 9,— 40 40 
» 12,— 45 45 
» 18,— 47 55 
über 18,— 53 60 
11. Mädchenfleidung (Kleider und Mäntel) Länge 56 bis 110 bis 12,— 40 40 
» 15,— 45 45 
» 25,— 48 50 
über 25, — 50 55 
III. Damen- und Badjiichkleidung (Kleider und Komplets) 
1. Kleider: Haus⸗, Garten-, Dirndl-, Sport- und Wander- 
EEE ER EEE bi8 4,50 43 45 
» 7,50 47 50 
» 123,— 50 55 
» 18,50 55 60 
»32⸗ 60 65 
über 32,— 65 70 
2. Kleider und Komplets aus Wollftoffen, Samt, Seide, 
Tüllen, Runftfeide, Belour-Transparent oder anderen 
Stoffen (foweit fie nicht unter andere vor- oder nad)- 
ftehende Gruppen der Damen- und Mädchenkleidung 
bis 12,— 35 40 
» 15,— 43 45 
» 2, 47 50 
» 40,— 50 55 
» 60,— 55 60 
» %0,— 60 65 
über 90, — 60 70 
3. Rompletmäntel und Jacken .................... bi 7— 38 40 
» 15,— 43 45 
». 25, — 47 50 
» 35,— 50 55 
über 35, — 55 65 
IV. Morgenröde und Hausanzüge .... ......... bi 2 4,— 40 45 
» Do 45 50 
» 7,50 50 55 
» 15,— 55 60 
» 20, 60 65 
über 20,— 60 70 
V. Damen: und Backfiſchmäntel 
1. Damen- und Badfischmäntel ohne Pelzbeſatz. . . . .. bis 2 9,— 38 40 
» 16,— 43 45 
» 2— 47 50 
» 30, 50 55 
über 30,— 55 60 
2. Damen- und Badfiichmäntel mit Delzbejab....... bis 16,— 45 45 
» 30, — 47 50 
»4— 50 55 
über 45,— 55 60 
3. Gummimäntel und ⸗capes...................... bie 8— 43 45 
» 15,— 47 50 
» 30,— 50 55 
über 30,— 55 60 
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1886 Neichsgefebblatt, Jahrgang 1939, Teil I 









Aufichlag 
in Ortsklaſſe 


I II 


vom Hundert | vom Hundert 








Tatfächlicher 
Einkaufspreis 


Reichsmark 











VI. Koſtüme und Rockkomplets für Damen und Badjiiche 
(mit und ohne Delzbefab) ....................... 


8 
JSHHSHE 





VII Bluſen und Weiten ...... .. ... .. ..4*** bis 4ÿ 40 40 
» 6 43 45 
» 123,— 47 50 
»  25,- 50 55 
über 25,— 55 60 
VII. Röde, Hojenröde und Dojem ..........244*** bi8 3,25 43 45 
» 4,50 47 50 
» 7,50 50 55 
» 12,50 55 60 
» 15,— 60 65 
über 15,— 60 70 
IX. Modiiche Strand», Ski- und ähnliche Kleidung .-- -- bis 6— 43 45 
» 12,—- 47 50 
»  20,— 50 55 
» 30,— 55 60 
über 30,— 60 65 
X. Lederfleidung (Lederjaden, Ledermäntel, Lederweiten) bi8 30, — 40 40 
» 50— 45 50 
über 50,— 55 60 
XI. Damenoberbefleidungswaren, joweit nicht bejonders 
aufgeführt, jedoch nicht aus gewirkten oder geftridten 
Stoffen ee 0 RR —— 55 60 
C. Uniformen und Uniformausftatfungsgegenjtände 
I. Uniformansjtattungsgegenftände 
1. Achjelftüde für Feuerwehren ... ......* je Daar bis 1,60 45 50 
»4 55 60 
»7— 60 65 
2, Achjelband für Feuerwehren ......44**** je Stüd » Hd 45 50 
» 5,50 55 60 
— 60 65 
10,— 65 70 
3. Achjelftüde für den Bahn- und Poſtſchutz je Paar ».—,80 45 50 
»0 55 60 


über —,90 60 65 





Nr. 1885 — Tug der Ausgabe: 25. September 1939 1887 
Noch: C. Uniformen und Uniformausjtattungsgegenftände 





2 Aufichlag 
Tatfächlicher in Ortöflaife 


I II 


vom Hundert | vom Hundert 


Einkaufspreis 





Noch: J. Mifſormausſtattungsgegenſtände 


4, Uchfelftüde für Ager...... je Paar bis 1,— 45 50 
» 2,— 55 60 
» 3,50 60 65 
über 3,50 65 70 
5. Armelabzeichen für Jäger .............. je Paar bi8 6,50 50 55 
über 6,50 55 60 
6. Achielftücde für Dollbeamte ............. je Paar | Bis 1,80 45 50 
» 8,50 55 60 
» d,— 60 65 
über 5,— 65 70 
7. Adhielftüde für das Rote Kreuz ......... je Daar bis 1,— 45 50 
über 3,— 60 65 
8, Achſelſtücke für Die Luftfahrt ........... ie Baar | bis 1- 45 50 i 
» 2— 55 60 
B3—- 60 65 
über 3,— 65 70 
9, Sonftige Achfelllappen aller Art ........ je Tor bis —,30 45 50 
» —,50 50 55 
» 1- 55 60 
über 1,— 60 65 
10. Sonftige Achjelbänder aller Art ......... je Stüd bi8 4,50 45 50 
» B— 55 60 
» 15— 60 65 
über 15,— 65 | 70 
11. Achjelftüde für die Neihsbahn .......... je Daar bis 1,80 45 50 
» 3,90 50 55 
» 5,50 55 60 
über 5,50 65 70 
12. Achjelftüde für den Arbeitsdienft ........ je Daar bis 2,— 45 50 
» d,— 50 55 
über 5,— 60 65 
13, Achjelftüde für den Luftichuß ........... je Daar bit 1,— 45 50 
» d— 55 6 
über 2,— 60 65 
14, Armellitzen für die Wehrmadt ....... je Garnitur bis —,80 45 50 
» —F 55 60 
über 1,— 60 65 
15. Armelplatten und Armfpiegel für die Wehr- 

ER a ER ie Daar bi8 1,50 50 55 
>. — 55 60 
über 5,— 60 65 

16. Armwinkel 1x Treſſe 
2x Teeſſe SEE nn BI MER — 55 R 
3% Tueffe | Preisklaſſen 60 


INNEN 








1888 Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
Noch: C. Uniformen und Uniformausftattungsgegenftände 








— Aufſchlag 
Ze in Ortöklaffe 

infaufspreis ' 1 

Reichsmark vom Hundert | vom Hundert 

No: I. Uniformausſtattungsgegenſtünde 

17. Achfelftüce für fonftige Uniformträger ... je Paar bis 1,— 45 50 
» 2,— 55 60 
» 3— 60 65 
über 5,— 70 75 
18. Tensihwliet un... je Stüd bis 2 2,— 55 60 
» 5,— 60 65 
» 12,— 65 70 
über 12,— 70 75 
19. Hoheitsarmabzeichen .................. ie Daar bit 1,— 45 50 
» 2,— 50 55 
20. Kragenjpiegel für den Bahn- und Poſtſchutz je Paar bis —,35 50 55 
über —,35 b5 60 
21, Rantillenfanafchnüre für Jäger ......... je Stüd bis 6,- 50 55 
» 12,- 55 60 
über 12,— 60 65 
22. Rragenfpiegel für Zollbeamte .........- je Daar bit 1,— 50 55 
) d,— 55 60 
über 5,— 60 65 
BB. SOSEHDEREER: 12.52 #inen sn dann een sin je Meter bis —,16 50 55 
» — 25 55 60 
über —,25 60 65 
24, Kragenipiegel für die Reichsbahn ......- je Daar bis 3,80 50 55 
» D,so 55 60 
über 5,50 60 65 
25. Lihenſpiegel6 je Daar bie 3 4,— 50 55 
über 4,— 60 65 
26. Kragenipiegel für den Arbeitsdienſt ....-. ie Daar bis —,50 50 55 
» Ir 55 60 
über 1,- 60 65 
27. Kragenipiegel für die Wehrmadhtteile .... je Daar bis 5— 55 60 
| über 5,— 60 65 
28, Kragenplatten für die Wehrmachtteile .. je Paar bit 1,- 50 55 
über 1,- 55 60 
29, Kragenliten für Die Wehrmachtteile ..... je Daar bis —,55 50 55 
. ” 1,— 55 60 
über 1,— 60 65 
30. Vortepees für Die Feuerwehr ......... ie Stüd bie 2 2,— 55 60 
» 3,50 60 65 
über 3,50 65 70 
31. Portepees für Jäger .............*244 ie Stüd bis 3— 55 60 
2 über 3,— 60 65 
32. Dortepees für Offiziere ...---- Herrn. je Stüd bi8 2,50 55 60 
über 2,50 60 65 
33. Mübenkordeln .....soosesecenennnnone je Stüd bis 1,— 55 60 
2 2, 60 65 
über 2,— 65 70 
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Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1889 
Noch: C. Uniformen und Uniformausftattungsgegenjtände 









Aufichlaa 
in Ortsklaſſe 


Il 


vom Hunder! 







Tatfächlicher 


Einkaufspreis ' 


vom Hundert 





Reichsmark 





Noch: I. Uiformausſtattungsgegenſtände 








34. Rangabzeihen für Jäger .............. je Daar bi 2 2,— 55 60 
» I 60 65 

» 1 65 70 

über 7,— 70 15 

35. Nangabzeichen für jonftige Uniformträger.. je Paar bis 1,— 50 55 
» 1,50 55 60 

» 3,— 60 65 
» 4 65 70 

über 4,— 70 75 

36. Troddeln aller At ....2.cc0cse00n0n00. je Daar bi8 —,80 50 55 
über —,30 60 65 

BE WR + ae a ne ae je Meter bis — 40 50 55 
»—60 55 60 
über —,60 65 70 
38. Schwalbennefter „u... je Daar bs 1,— 50 55 
» 2,50 59 60 
über 2,50 60 65 

Bi EEE een an je Daar bis —,30 50 55 
»60 55 60 
— 65 70 
* über 3,- 70 75 

40. Sonftige Uniformausjtattungsgegenftände 

aus Spinnftoffen und verwandten Stoffen 
En 65 65 
2. Parteiamtliche Belleidungsgegenjtände 

1. Dienfthemden .......2.00a0s..0000000.. je Stüd bis 4— 35 35 
» 6,— 40 40 

» 8— 45 45 
über 8— 50 50 

DS u nk ar een je Stüd bi8 7— 35 35 
» 12,- 40 40 

» 18,- 45 45 

über 18,— 50 50 

E DER. een ie Stüd bis 12,— 35 35 
» 20,— 40 40 

2 25,— 45 45 

über 25,— 50 50 

2 DER ————— je Stüd bis 4, 35 35 
—— 40 40 

» 15,- 45 45 

über 15,- 50 50 

5: Dimanäittel ©, ,..4u 0820 0n0senn dnancisn je Stüd bis 35,— 35 35 
» 50 45 45 

» 70— 50 50 

über 70,— 55 55 

ͤA ———— ie Stück bis 12,— 35 35 
20,— 40 40 

» 30, 45 45 

über 30,— 50 50 

| Berge IT 

—INDL 

















1890 Neichsgefehblatt, Jahrgang 1939, Teil I H5140-0 
Noch: C. Uniformen und Uniformausjtattungsgegenjtände 

















— Aufſchlag 
Tatfächlicher in Ortöflaffe 
Einkaufspreis I II 





Reichsmark vom Hundert | vom Hundert 






Noch: IL Parteiamtliche Bekleidungsgegenftände 


7. Kraftfahrüberanzüge ................... je Stück bis 23 35 35 

» 40,— 45 45 

8. BOM- und MMeften ............... ie Stüd bi 2 3,— 35 35 

» 6,— 40 40 

9. HI⸗Kleidung und Jungvolk⸗Kleidung .... je Stüd bis 6— 40 40 

» g9— 45 45 

2 12,— 50 50 

über 12,— 55 55 

10. BDOM- und MNöde...ur0000r0r 00 je Stüd be 2 2— 35 35 

» b— 40 40 

über 5— 45 45 

11, braune Halsbinden und Binder ......... je Stüd bs 1,— 35 35 

» 3 40 40 

» d,— 45 45 

über 5,— 50 50 

12: Daisiiißei. 02050 Seren je Stüd bis 1,50 35 35 

über 1,50 45 45 

18. inblhen neniihaneensten ie Stüd 55 55 

14. Umrandungsfchnüre ....secersnnennnnn je Stüd 50 50 

12. RUHE. u nen nn ae e Stüd 50 50 
16. Mühen für die NEDUD und Gliederungen 

EEE und wre je Stüd bis 3 40 45 

» 8,— 45 50 

über 15,— 55 60 

37. are ie Stüd bi 2,— 35 35 

» d,— 40 40 

» 15,— 45 45 

2 2— 50 50 

über 25,— 55 55 

18, DE ne ie Stüd bis 15,— 35 35 

» — 40 40 

über 40,— 45 45 

19. Rommandoflaggen ..................... je Stüd bis 5— 40 40 

» 12,— 45 45 

» 30,— 50 50 

über 30,— 55 55 

20, Fahrzeugwimpel und andere Wimpel ..... je Stüd bi 2 2ı— 40 40 

» 4,— 45 45 

über 10,— 55 55 

21. Fanfarentücher „.....-ur.00sneenennnn re je Stüd bis 1,— 40 40 

» 3,— 45 45 

» Im 45 50 

» 15,— 55 55 

über 15,— 60 60 

II. Uiformſtücke und ganze Uniformen, joweit nicht 2 £ 
befonderd AUtaetBßtE „04.0 nee ran 50 50 








Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1891 
D. Sportartikel 


Aufichlag 





en in Ortsklaſſe 
infaufspreis N II 
Reichsmark vom Hundert vom Hundert 
TRETEN je Stüd bis —,75 38 40 
» 1,10 43 45 
» 1,50 47 50 
über 1,50 50 55 
ER GR FREE je Stüd bi8 4,50 42 45 
» 7,50 47 50 
über 9,50 55 60 
a je Stück bis 2 2,— 38 40 
» 3,— 43 45 
> m 47 - 50 
» 10,— 50 55 
über 10,— 55 65 
4. Windblufen, au Anoral ............... je Stüd bis 15,— 45 50 
über 15,— 50 55 
5. Sporthofen (Turnhoſen, Fußballhofen uſw. 
aus MWebftoffen) -..-..--rcnnunrenuses . je Stüd bis 1,— 40 45 
über 1,40 50 55 
6. Sportjaden (Turnjaden) ................ je Stüd bis 1,— 40 45 
» 1,40 45 50 
über 1,40 50 55 
7. Turn- und Gymnaſtikanzüge .......... . je Stüd bis 2,— 40 45 
» 4,— 45 50 
über 4,— 50 55 
8. Trainingsanzüge » 2200 je Stüd bi 4— 40 42 
u 43 45 
» 6 45 50 
» 18,— 50 55 
über 15,— 55 60 
9, Rodelanzüge .................. —45 je Stück bis 5,— 43 45 
» 7,50 47 50 
» 14— 50 55 
über 14,— 55 60 
ee je Stüd bis 15,— 43 45 
> Br 45 47 
» B,— 47 50 
» 4, 50 55 
über 45,— 55 65 
AR a a a an je Stüd bis 6— 43 45 
2 47 50 
» 18,— 50 59 
über 18,— 55 60 
12, ModfcheSport- undTrachtenkleidung, Trach- 
tenjaden aus gewebtem Stoff (gewirkt oder 
geftrickt jiehe Abſchnitt F. V. 5) ......... je Stück bis 7,50 43 45 
» 11,50 47 55 
2 50 65 
über 25,— 55 70 





IT 


140-087 


—IL 








2 ||| | | m 


Noch: D. Sportartikel 





une Aufſchla 
Tatſächlicher * he 
er 
Einkaufspreis I 11 
Reichsmark vom Hundert | vom Hundert 
13. Haus-, Garten, Dirndl-, Sport- und Wander- 
— erg rs ir 'e Stüc | Ciehedlbſchnitt Damen- und Mädjenfleidung) 
14, Motorradlombinationen (Jade und Hofe) ........ bis 12,— 43 4 
» 18— 47 50 
über 18,— 50 55 
15, Janker für Knaben und Herren ......--- je Stüd bi8 3,50 40 40 
a 43 45 
» 7,50 47 50 
» 12,- 50 55 
» 22,50 55 60 
über 22,50 60 65 
16, Dullmannlappen, Skikappen, gewirkte Sport- 
je Stück bis 1— 43 45 
»2— 50 55 
über 2,— 55 60 
17. Sport- und Skihandfchuhe aus Wolle mit 
und ohne Lederbefab, aus Segeltud) mit | 
und ohne Lederbefah ...............-... ie Daar bit 1— 43 45 
» 1,50 47 50 
» 3-— 50 55 
über 3,— 55 60 
18, Sportfoden, Sportftrümpfe, Stußen...... je Daar bis 1,— 43 45 
» 1,50 47 50 
» 2,50 50 55 
» I 55 60 
19, Sligamaſchen je Daar bi8 1,50 43 45 
» 2,50 47 50 
» 8,50 50 55 
über 3,50 55 65 
RE een nn je Stüd bs 1,— 35 35 
» 3,— 40 40 
» 4 45 45 
» 5 50 50 
über 5— 50 55 
21. Jagd» und Skirudjäde ................*4 je Stüd 50 55 
22, Mandertafchen und Brotbeutel........... je Stüd bis —,75 43 45 
» 1,85 47 50 
»2— 50 55 
» I- 55 60 
über 3,— 60 65 
23, Tahrradtafchen aus Segeltud). ....... +... je Stüd 50 55 
24, Mälchefäde ...................*2*4 je Stüd 50 55 
25. Schlafſaeee je Stüd bi8 2,50 43 45 
» 4,- - 47 50 
» 50 55 
» 10,— 55 60 
über 10,— 60 65 
2 EEE je Stüd 50 55 


— 
| 


. Sportartifel aus Spinnftoffen, foweit nicht 
befonders aufgeſäühtteee re. 60 


=) 
I] 





Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1893 





E. Wäjche 
— Aufſchla 
Tatſachlicher in —— 
Einkaufspreis [ | 1 
Reichsmark vom Hundert | vom Hundert 
I. Damenwäſche aus gewebten Stoffen 
(Baumwolle, Zellwolle oder Kunſtſeide) 
I: BES rer je Stüd bis 1,20 38 40 
» 1,60 43 45 
» 2,— 47 50 
» 5— 50 60 
» 6,— 55 65 
über 6,— 60 70 
RT je Stüd bis 1,— 38 40 
» 1,40 43 45 
» 1,80 47 50 
» 2,75 50 55 
»3,50 55 60 
über 3,50 60 65 
ED je Stück bis 2,50 35 40 
| » 3,25 43 45 
» LI 47 50 
» 6,- 50 55 
» 10,— 55 60 
| über 10,— 60 65 
DE 2 ana er ake je Stüd bis 1,75 38 40 
» 2,50 43 45 
» 83,50 47 50 
5— 50 55 
»6 55 60 
über 6,— 60 70 
——5 je Stück bis 2 23,— 38 40 
» 2,75 43 45 
> 3,50 47 50 
4,50 50 55 
5,50 59 60 
über 5,50 60 70 
PEN area je Stüd bi 5,— 38 40 
» — 43 45 
> 1 47 50 
Zus: Pe 50 55 
» 12,— 55 60 
über 12,— 60 70 
11. Kinderwäſche aus gewebten Stoffen 
(Baumwolle, Zellwolle, Runfteide) 
DENE 43040 re eebhent ‘je Stüd bie 1,— 35 40 
» 1,50 43 45 
» — 47 50 
» 2,50 50 55 
» 3,50 59 60 
über 3,50 60 65 
I TER 2.4.04 4 sone an Bits 3 > Bee re je Stüd Did —,80 38 40 
» 1 ‚30 43 45 
» Las 47 50 
»  2,— 50 55 
» 2,50 55 60 
über 2,50 60 | 65 
Reichsgeſetzbl. 1939 I 18 
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1894 


Noch: IL. Kinderwüſche 


3. Nachthemd ...... 


4. Unterfleid ....... 


5. Schlafanzug ..... 


II. Eritlingsartifel 


1. Windeln ........ 


2. Unterlagen ...... 


3. Wickeltuch ....... 


4. Erſtlingshemdchen 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Noch: E. Wäſche 





je Stück 


EEE N RA je Stüd 


ehe ee je Stüd 


ME Kr Ren, WERNER je Stüd 


EN ER -. ERRRE EU TER je Stück 


—— RE ee je Stüd 


Tatfächlicher 
Einfaufspreis 
Reichsmark 
bis 2 
3,- 

» 3475 
2 4,50 
„ 6,— 
bi3 1,30 
» 2,— 

” 2,50 
» 3,50 
» 4,50 
über 4,50 


3,50 
» 4,50 
» 9,50 
» 6,50 


—,45 
» —,60 
»—70 


» —,50 
» ——,55 
» — 


* —,85 
über —,85 


bis —,65 
»—60 

» — 
1,20 

» 1,50 


über 1,50 


bis —,85 
>» —,45 
— 55 
— ‚75 
» —00 
über —,90 


I 


in Ortsklaffe 


I 


vom Hundert 


u 


vom Hundert 


R8888 


GETSEEE — 


ASSSs 


HERE 


3 


EEHSHE 


ETSHE 











MN ; 





Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1895 
Noch: E. Wäſche 





Aufſchlag 
Latſachlicher in Orieklaſſe 
Einkaufspreis 1 
Reichsmark vom Hundert | vom Hundert 
F IV. Nüjchen und Weißwaren 
1. Rüfchen, Meterware .....oooorcnsuunnen. je Meter bis — 60 45 50 
I » — 50 55 
1,25 55 60 
» 2,25 60 65 
» 2,75 65 70 
über 2,75 70 75 
a N ER TUE MER — —— jeMeter bis —,80 45 50 
» 1 ‚25 50 55 
» 1,75 55 60 
» 2,50 60 65 
» 3,50 65 70 
über 3,50 70 75 
RREBENER ———— —— — je Stück bi8 2,50 45 45 
» I 47 50 
» 6,— 50 55 
» 10,— 55 60 
| » 12,— 60 65 
über 12,— 65 70 
ee PR — —— je Stück bis 4— 45 50 
»6— 50 55 
8,— 55 60 
» 10,— 60 65 
» 12,— 65 70 
über 12,— 70 75 
VE Sommmmionlränze ....................... je Stüd bis 1,— 45 50 
» 1 ‚50 50 
» 2,50 55 
» 3,75 60 
» 4,50 65 
über 4,50 70 


Pe HER EG: FERNEN je Stüd bis 1,20 


VIEL Schürzen, Kittel, Servierkleider 
1. ſchwarze Damenberufsmäntel und Servier- 


nu zu 
DD 
— — — 
23 
28888 
BEER EBERLE LERNT EEE EBENE UBER BUELL. WERDE EEE 7 EEE 
ERS AIRES 


RR BR AR WAR ST je Stüd bi8 3,25 38 40 
» 4d,— 43 45 
» 6,50 47 50 
» 8,75 50 55 
» 123,— 55 65 
über 12,— 60 65 
2. Damenträgerichürzen, Heine Wiener Form 
se N IRRE ARE 2 RE REN SPEER je Stück bis —,85 38 40 
» 1,10 45 50 
» 1,75 50 55 
» 3,50 55 60 
» 5,25 60 65 
über 5,25 65 70 











II 


5 


—IL 


40-0874 





1896 Neichsgefekblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Noch: E. Wäſche 










Noch: VIIL Schürzen, Kittel, Serbierkleider 
3. Damenträgerfchürzen, Jumperform ...... je Stüd 


4. Damenträgnerfchürzen, Jumperform extra weit je Stüd 


5. Damenwidelfchürzen ohne Armel......... je Stüd 


6. Damenwickelſchürzen mit balblangen 
ee he ee ea ae je Stüd 


7. Damenwidelichürzen mit langen Armeln . .. je Stüd 


IX. Sand: nnd Küchenwäſche 


1. Handtücher aus Baumwolle... .rrr +» je Stüd 
2, Sandtücer aus Halbleinen .... ... ...4 je Stüd 
3. Sandtücher aus Reinleinen „ u.» ......44 ie Stüd 


Tatfächlicher 
Einfaufspreis 


Neichsmark 


bis 1,25 
1,45 
» 2,50 
r 425 
» 5,75 

über 5,75 

bi 1,45 
» 1,65 
» 3,— 
» 4,75 


bis 1,75 
, I 
> 3— 
* 6,— 

8,75 


bis 1,05 
» 2,25 
» 3,80 
» — 
* — 

über 7,— 


» 2,50 
» 8375 
9,50 
» 7,50 


über 7,50 


bis - —,40 
» -_—,50 
” —,60 
» —,95 


über —,95 


bis —,50 
» —,60 
>» —,90 
» 1,75 


über 1,75 


‚75 
1,50 

» 2,75 
über 2,75 


IN 


| 


H5140-0875 




















in Ortsklaſſe 


I 


vom Hundert 





II 


vom Hundert 





III 





Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1897 
Noch: E. Wäſche 






Aufichlag 
in Ortsklaſſe 


I II 


vom Hundert | vom Hundert 







Tatjächlicher 
Einfaufspreis 


NReichdmart 


Noch: IX. Hand: und Küchenwäſche 


4, Frottierhandtücher „our rrnnen nennen nee je Stüd bi8 —,65 40 40 
» 120 43 50 

» 1,80 47 55 

» 2,75 93 65 

über 2,75 60 70 

5. Frottierlaken ................44264 . je Stüd bie 4 40 40 
» 5,00 43 50 

» 7,20 47 55 

» 15,0 33 65 

über 15,50 60 70 

6. Badetücher ..... ..................*. . je Stüd bi8 3,50 40 45 
Ir 45 50 

über 7— 50 55 


X. Gejchirrtücher 


1. Geichirrtücher aus Baumwolle „........ je Stüd bis —,30 40 40 
»— 40 4 50 

» ——,60 50 55 

über —,00 | 55 60 

2. Geichirrtücher aus Salbleinen ......... ++» je Stüd bi8 —,40 40 40 
»—as 5 50 

»—/80 50 55 

über —,80 55 65 

3. Gejchirrtücher aus Reinleinen. ............ je Stüd bis —,48 40 40 
» —,60 45 50 

»—,95 50 55 

über —,95 55 65 

XxI. Tiichwäjche, weiß 

1. Tiſch- und Tafeltücher aus Baumwolle ... je Stüd bis 1,80 43 45 
» 2,25 47 50 

» 3 50 55 

» 4,25 55 60 

» 5,- 57 62 

über 5,- 60 68 

2. Tifch- und Tafeltücher aus Halbleinen .... je Stüd bis 2,20 43 45 
» B— 47 50 

» 3,60 50 55 

» 4,50 55 60 

» 5,50 57 62 

über 5,50 60 65 

3. Tifch- und Tafeltücher aus Reinleinen .... je Stüd bi 3— 43 45 
» 3,50 47 50 

» 4,10 50 55 

5,40 55 60 

»6— 57 62 

über 6— 60 65 

4. Molton⸗Tiſchunterlagen .... .. ......44 je Stück 40 45 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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1898 Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


No: E. Wäſche 


XII Mundtücher Eervietten) 


1. aus Baumwolle. je Stück 
2. aus Halbleinen... je Stück 
3. auß Nenlbeinen je Stüd 


XIII. Tiichderten (bunt, aller Art, auch) Kaffeededen) .. je Stüd 


XIV. Damentajchentücher -.- ---------rrrrerreens je Stück 


XV. Srottee-Bademäntel für Herren, Damen und Stinder 


1, Feottee-Bademäntel für Herren .......... je Stüd 
3, Frottee-Bademäntel für Damen .......+- je Stüd 
3, Frottee-Bademäntel für Kinder „........ . je Stüd 


XVI. Gebrauchswäſcheſtücke für Damen und Herren, joweit 
nicht befonderd aufgeführt .............426 NER 





Tatfächlicher 
Einkaufspreis 
Reichsmark 
bis —,55 
» —,45 
» —,650 
» —,90 
» — 8 
» 1,20 
über 1,20 
bis —,50 
» —,60 
» —,75 
» —,90 
» 1,50 
über 1,50 
bis 2,25 
„> 3 
» 3,75 

4,5 

6,25 

» 9,— 
über 
bis — 15 
* —,20 
» —,30 
» —,50 
* —80 
über —,80 
bis 2 6,— 
2 I,— 
2 10,— 
” I 
> 20,— 
über 20,— 
» 6,50 
» I,— 
» 12,50 
» 17,50 
über 17,50 
4,50 

» #7 
—— 

10,— 

» 12 ,- * 





IN 


MM 


H5 140-087 


Aufichlag 


in Ortsklaſſe 


I 


43 
47 
50 
55 
57 
60 
43 
47 
50 
55 
60 
65 


II 


vom Hundert | vom Hundert 


45 
50 
55 
60 
65 
70 


50 
55 
60 
65 
70 
45 
50 
55 
60 
65 
70 
40 
45 
50 
55 
60 
65 
70 
40 
45 
50 
55 
65 
70 








Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1899 
F. Wirk⸗ und Gtrickwaren 







Aufichlag 
in Ortsklaſſe 


I II 


vom Hundert | vom Hundert 


Tatfächlicher 
Einfaufspreis 


Reichsmark 





I. Strumpfwaren 


1. Damenſtrümpfe 


a) aus Baumwolle, Zellwolle ........... je Paar bis —,70 40 40 
» —,90 45 45 
» 1,20 47 50 
» 2— 50 55 
» 2,80 55 60 
über 2,80 60 65 
b) aus Kunftjeide, auch plattiert .......»-. je Daar bis — 70 40 40 
—,90 45 45 
» 1,30 47 50 
» 2,10 50 55 
» 2,90 55 60 
über 2,90 60 69 
ec) aus Molle, auch plattiert . ........... je Daar bi8 1,10 40 40 
» 1,30 45 45 
» 1,60 47 50 
» 1,9 50 55 
» 3 55 60 
über 3,— 60 65 
d) aus Naturfeide .................... je Daar bis 1,20 45 50 
» 1,60 50 55 
» 3 55 60 
über 3,— 60 65 


2. Herrenſocken 
a) aus Baumwolle, Same Kunftieide, 


auch plattiert und Mouline.......... je Daar bi8 —,60 38 40 

»—,80 43 45 

2 1,10 47 50 

» 1,50 50 55 

» 1,95 55 60 

über 1,95 60 65 

b) aus Wolle, auch plattiert ........... je Daar bi8 —,70 38 40 

» —,85 43 45 

» 1,25 47 50 

» 1,70 50 55 

» 2,50 55 60 

über 2,50 60 65 

3. Herrenioden | 

a) lange Form aus Baumwolle, Zellwolle, 

Kunftfeide, auch plattiert und Moulin je Paar bis 1,— 45 50 

» 1,80 50 55 

» 2,50 55 60 

über 2,50 60 65 

b) aus Wolle, auch plattiert. ........... je Daar bi8 1,50 45 45 

» 2,— 47 DU 

ı: 50 55 

über 3,— 55 60 











—VUE 


40-0878 








1900 


Noch: I. 





Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
Noch: F. Wirk- und Gtridmwaren 


Strumpfwaren 
4. Herrenſportſtrümpfe und Sportſtutzen 


(fiehe unter Sactiteei)d)ddd 


5. Kinderſtrümpfe 


a) lang, aus Baumwolle, Zellwolle . . . je Dutzend 


b) aus Wolle, auch plattiert.......--- je Dußend 


Kinder⸗Knieſtrümpfe 


a) aus Baumwolle, Zellwolle .. .... .. je Dutzend 


b) aus Wolle, auch plattiert und Mouline je Dutzend 


7. Zennis- und Skiſöckchen 


a) für Damen und Kinder aus Baumwolle, 
u BEER WERE je Dutzend 


b) aus Wolle, aud) plattiert........ +... je Dubend 


8. Erfaßfohlen, Fußichlüpfer, Füßlinge, Erſatzfüße 


a) aus Baumwolle, Zellwolle ......... je Dubßend 


b) aus Wolle, aud) plattiert ....... ++. je Dubend 


Tatſächlicher 
Einkaufspreis 
Reichsmark 
bis 1,20 
1,95 
» 2,80 
über 2,80 
bi8 5,75 
» 6,25 
» 7,20 
” 9,60 
über 9,60 
bi8 9,50 
» 10,50 
» 14,40 
» 18, 
über 18,- 
bi8 6,60 
» 71,50 
» 10,80 
» 14,40 
- Mn 
über 18,— 
bis 7,50 
» 8,50 
; 12,-— 
» 15, 
» 2A — 
über ur* 
bi8 2,90 
» 3,60 
» 5,40 
» 7,20 
.» 12,50 
über 12,50 
bi8 7,50 
» 8,40 
» 9,60 
» 1%- 
» 18— 
über 18,— 
bis 2 2,— 
» 2,40 
» 3,— 
über 3,— 
bis 3— 
» 3,60 
» 4,50 
über 4,50 


III 











5140-0879 








in Ortsklaſſe 


I 


BEHERER SHEIEE 


z2888 HERB SIRERS SIEHE 


II 


vom Hundert | vom Hundert 


GEFSEHE RSHSHE 


STEHE KTERSHE 


SHE KSHE 











Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1901 
Noch: F. Wirk- und Strickwaren 
















Aufichlag 
in Ortsklaſſe 


I | Il 


vom Hundert | vom Hundert 


Tatfächlicher 
Einfaufspreis 


Reichsmark 


Noch: J. Strumpfwaren 
9. Spitzenſchoner 





aus Baumwolle, Zellwolle „.......... je Dutzend 40 40 
45 45 
50 50 
II. Handſchuhe aus Web: und Wirkitoffen 
1. Serren- und Damenhandſchuhe 
einfchl. Fauſthandſchuhe 
a) aus Baumwolle, Zellwolle, Kunſtſeide, aud) 
blattiert nn 00 je Daar 40 40 
45 45 
47 50 
50 55 
55 60 
60 65 
b) aus Wolle, auch plattiert rn ser... je Paar 40 40 
45 45 
47 50 
50 55 
55 60 
60 65 
2, Kinderhandſchuhe 
a) aus Baumwolle, Zellwolle .......... je Daar 4) 40 
45 45 
47 50 
50 55 
55 60 
60 65 
b) aus Wolle, auch plattiert .........+- je Daar 40 40 
45 45 
47 50 
50 50 
» 2,50 55 60 
über 2,50 60 65 
c) aus Kunftjeide, aud) plattiert -....-- ie Paar bi8 —,75 45 50 
» 1l,— 50 55 
» 1,65 55 60 
über 1,65 60 65 
118. Spurtbefleidung 
1. Sporthofen gewirkt 
a) aus Baumwolle, Zellwolle für Herren je Stüd 10 40 
43 45 
» 1,50 4 50 
über 1,50 50 55 
b) aus Baumwolle, Sellwolle für Knaben je Stüd bis —,60 40 40 
» —,30 43 45) 
» 1,50 47 50 
über 1,50 50 55 
Reichsgeſetzbl. 1939 I 13 
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H5140- 











Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
No: F. Wirk- und Gtrickwaren 


Noch: III. Sportbelleidung 
2, Sportjaden 


a) (Turnjaden) auch Dolo aus Baumwolle, 
Sellmolle für Damen und Herren mit 
hbalblangem Armel und ärmellos ..... je Stüd 


b) fir Mädchen und Knaben .......... je Stück 


3, Trainingsanzüge 


(liebe unter Sportartikel, Abjchnitt D Nr. 8) 


IV. Trifotagen 
1. Damenbemden geftridt und gewirkt, lange und kurze 


a) aus Baumwolle .......... ee je Stück 
b) aus Wolle und Normaltrilot .......». je Stüd 
c) aus Kunſtſeide und Zellwolle ......... je Stüd 


2, Damenſchlüpfer 


a) geftrickt und gewirkt aus Baumwolle, Zell- 
wolle, Seide, Runftfeide ............. ie Stüd 


b) aus Wolle, Wollgemifch und Normaltrikot je Stüd 


Tatfächlicher 
Einkaufspreis 


Reichsmark 


1,65 





IT 


vom Hundert | vom Hundert 





STEHE STSHS 











Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1903 
Noch: F. Wirk- und Strickwaren 














—* Aufichlac 
Tatfächlicher in Ortetafie 
Einfaufspreis I II 


Reichsmark vom Hundert vom Hundert 


Noch: IV. Trilotagen 


3, Damen-Garnituren (Hemdchen und Höschen) 


a) aus Baummolle, Runftfeide und Sellwolle je Stüd bi8 1,50 40 10 
» 1,75 45 15 
» 2,75 47 50 
3,75 50 55 
» 4,75 55 60 
über 4,75 60 ‘0 
b) aus Wolle und Salbwolle..........-. je Stüd bi 2,— 40 40 
» 2,80 47 50 
4 50 55 
6— 55 60 
über 6,— 60 70 
4. Damen-Hemödhoien 

a) aus Baumwolle ...............444** je Stüd bis 1,— 40 40 
» 1,25 45 5 
» 1,85 47 50 
» 2,50 50 Ö 

» 3,50 55 
über 3,50 60 65 
b) aus Wolle und Halbwolle ..........++» je Stüd bie 4 2,— 40 40 
» 2,50 45 45 
3,95 47 50 
4,50 50 55 
> 55 60 
über 5,— 60 65 
ec) aus Kunſtſeide und Sellwolle ........-- je Stüd bis 1,80 - 40 40 
» 2,10 45 45 
» 2,60 47 50 
3,— 50 55 
» 3,60 55 60 
über 3,60 60 65 

5. Damen-XUntertaillen 

a) aus Baumwolle ..............444 je Stüd bis 1,20 40 40 
» 1,60 45 45 
» 1,80 17 50 
über 1,80 53 55 
b) aus Wolle, Halbwolle und Normaltrikot je Stück bis 1,40 40 40 
» 1,80 45 45 
2,20 47 50 
» 320 59 60 
über 3,20 60 65 
c) aus Runftfeide, Zellwolle oder Seide .... je Stüd bis 1,85 45 50 
» 2,10 50 55 
» 2,85 55 60 
über 2,85 650 65 





INN 


H5140-0882 








IN 


















1904 Neichsgefekblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
Noch: F. Wirk- und Gtrickwaren 


Noch: IV, Trifotagen 


6. Damenunterfleider 


a) aus Baumwolle, Sellwolle, Wolle und 
DENE RE PER je Stüd 


BD) je Stück 


7. Gewirkte Nachthemden und Schlafanzüge für Damen 
und Herren 


a) aus Baumwolle, Wolle und Vigogne, 
I EEE EEE FT ie Stüd 


b) aus Seide oder Kumftjeide .......... je Stüd 


8. Damenbinden, geftridt aus Baumwolle, 
ERBEN je Stüd 


9. Herrenunterjaden (einfchl, Nebjaden) 
a) aus Baumwolle, Zellwolle .......... je Stüd 


h) aus Molle, Salbwolle und Normaltritot je Stüd 


ce) aus Kunſtſeidbe je Stüd 


Tatjächlicher 
Einkaufspreis 
Reichsmark 
bis 2,75 

» 325 
» 45 
&- 
 » Be 
über 8— 
bis 1,40 
» 1 75 
» 2,— 
» 2,75 
2 3,50 
» 4,75 


» 3,75 
» 4,75 
» 7— 
über 7,— 
bis 2,75 
» 3,75 
» 4,75 
» 1 
über 7,— 
bi8 —,15 


über —,15 


bis —,95 
» 1,25 
» 1,95 
» 2,50 
» 3,25 
über 3,25 
bi8 1,75 
» 2,05 
» 2,75 
» 3,50 
» 4,75 
über 4,75 
bis —,95 
» 1,25 
» 1,65 
» 2,25 
e 3,— 


über 3,— 


mm 


in Ortsklaſſe 


I 


ZAZEIRE KIEIASE 


D 
Zi 


28832888 288386 


II 


vom Hundert | vom Hundert 


ET KEASH 


5 














Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 


Noch: F. Wirk- und Gtrickwaren 


Noch: IV. Trikotagen 
10, Herrentrifothemden (auch Einfat- und Sporthemden) 


11. 


12, 


13. 


a) aus Baumwolle, Zellwolle, Runftfeide.. je Stüd 


b) aus Wolle, Salbwolle undNormaltrikot.. je Stück 


Herrenhemdhofen 


a) aus Baummolle, Zellwolle, Kunftjeide, 


Kunftfeide plattiert „.uuneceeennenen je Stüd 


b) aus Wolle, Salbwolle und Normaltrikot je Stüd 


Herrenfniehofen 


a) aus Baumwolle, Zellwolle .......... je Stüd 


b) aus Wolle, Salbwolle und Normaltrikot je Stüd 


e) aus Kunftfeide und Kumftfeide plattiert je Stüd 


Herrenichlupfhojen-Sporthofen (Slip) mit 
und ohne Gummi aus Baumwolle, Zell- 
wolle und Kunſtſeide je Stüd 


Reichögefehbt. 1939 I 





Tatfächlicher 
Einkaufspreis 
Reichsmark 
bis 1,95 
» 2,45 

3,25 
» 4,25 
» 5,85 
über 5,25 
bi8 2,50 
) 3 
4,— 
» 5,50 
» 67 
über 6,75 
bis 1,60 
» 2,— 
» 2,50 
» 3,75 
» 4,75 
über 4,75 
bis 3— 
» 8,75 
» 4,50 
» 5,50 
» 7,50 
über 7,50 


bis 1,a5 
» 1,65 
» 1,95 
» 3,50 
über 3,50 
bis 1,75 
» 1,05 
» 2,45 
» 4,50 
über 4,50 
bis 1,35 
» 1,45 
» 1,75 
ar 
über 3,— 
bis —,80 
» —,95 
1,15 
» 1,85 


über 1,35 


1905 


Aufſchlag 


in Ortsklaſſe 


I 


if 








II 


vom Hundert | vom Hundert 


Il 


KRAAAS KIRLAER 


HEHSHE FKEARSHE 


SHShHE BEIESEHE SES5EE 








H 


5140-088 


4 

















Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
Noch: F. Wirk- und Strikwaren 


Noch: IV. Zrikotagen 


14. Herrenunterhojen (lang und dreiviertellang) 


a) aus Baumwolle, Zellwolle .......... je Stüd 


b) aus Wolle, Salbwolle und Normaltrikot je Stüd 


e) aus Seide, Kunftfeide und Kunjtjeide 


plaitiertt4 je Stüd 
15. Serrennachthemden ... .............*26*4 je Stüd 


;. Modiſche Herrengarnituren (Unterjade und 
Unterhofe) 


a) aus Baumwolle, Kunſtſeide und Zellwolle je Stüd 


b) aus Wolle und Halbwolle ..........» ie Stüd 


Naturſeidene Serren- und Damen-Unterzeuge je Stüd 


wolle, Wolle und Normaltritot ,.........- je Stüd 


. Erjaß-Elafteänder aus Baummolle, Zellwolle, 
Halbwolle, Wolle und Normaltritot ...... je Daar 


Trikotitoffe, vom Stüd aus Baummolle, 
Normaltritot, Salbwolle, Wolle, Runitieide......-- 





Tatfächlicher 
Einfaufspreis 





Reichsmark 


bis 1,75 
» 2,25 
2,75 

3,25 

» 3,75 
über 3,75 
bi8 2,25 
» 2,75 
4,50 

_ dm 
» 5,50 


bis 2,50 
„ 3,— 
» 3,50 
» 4,— 

über 4,- 

bi8 3, 
y 3,50 
» 4,25 
y d,— 
» 6,50 

über 6,50 

bi8 2,50 

4,— 

» 6,— 
» r 

über 8,— 

bi 5, 
N = 
» 8,50 
» 10,80 

über 10,80 

bis 5 

über 5,- 

bis —,30 

— ,40 
—,80 
über —,80 
bi8 —,20 
> —,50 
über —,50 











INN 





3888388 AEHEE KETSHE KERSHS 








Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 
No: F. Wirk- und Gtrickwaren 


Noch: IV. Trikotagen 
21. Kinderhemdchen alle Ausführungen 


22. 


23. 


24, 





a) aus Baummolle, Zellwolle, KRunftfeide... je Stüd 


b) aus Wolle und Normaltritot 


Kinderjchlüpfer 
a) aus Baumwolle, Runftjeide und Zellwolle 
und Futterware mit Runftjeidendede.. je Stüd 


b) aus Wolle, Halbwolle und Normaltrikot je Stüd 


Knabenkniehojen, alle Formen 
a) aus Baummolle, Kunftfeide, Zellwolle je Stüd 


b) aus Wolle, Halbwolle und Normaltrikot je Stück 


Kinderhbemdhofen, alle Formen 
a) aus Baummolle, Zellwolle, auch Yutter- 
EN CE OR PR NE - je Stüd 


b) aus Wolle, Halbwolle und Normaltrikot je Stüd 


25, Kinderunterkleider, alle Formen 


a) aus Baumwolle und Futterware mit 


SORHERBERnbRdE - 2 4:0 en je Stüd 
b) aus Kunftjeide und SZellwolle ....... je Stüd 
je Stück 


Tatſächlicher 
Einkaufspreis 
Reichsmark 
bis — 60 
» —,90 
» 1,30 
» 1,80 
über 1,80 
bie 1,— 
» 1,60 
» 2,50 
» 3,60 
über 3,60 
bis —,50 
» —,60 
» 90 
über —,90 
bis —,80 
, Im 
» 1,60 
über 1,60 
bis —,50 

— 60 
» 1,20 
über 1,20 
bis 1,— 
» 1,50 
» 2,— 
über 2,— 
bit 1,30 
r 1,70 
» 2, — 
über 2,— 
bi8 1,60 
a 9 
» 2,40 
über 2,40 
bi8 1,20 
» 1,50 
» 1,75 
über 1,75 
bis —,s5 
» l,— 
» 1,25 
über 1,25 
bi8 2,95 
» 3,50 


über 3,50 


1907 


Aufichlag 


in Ortsklaffe 


I 


11 


SESEHBESAHSERSE 


SHE SAS5EE RSHSE KSHS 


MM 


vom Hundert | vom Hundert 














INN 


5140-0886 














1 


1908 Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I | Illlı 


5 


Noch: F. Wirk- und Gtrickwaren 










Aufſchlag 
in Ortsklaſſe 


Il 


vom Hundert | vom Hundert 







Tatſächlicher 
Einkaufspreis 


Reichsmark 



















Noch: IV. Trikotagen 
26. Kindernachthemden 





aus Baumwolle, Zellwolle, Vigogne .... je Stüd 43 45 
47 50 
53 55 
57 60 
27. Kinderjchlafanzüge, einteilig 

a) aus Baumwolle, Zellwolle ......... je Anzug 43 45 
47 50 
53 55 
7 60 

b) aus Vigogne und Baumwolle mit Kunft- 
feibendbede --.....-.+oosscneensonene je Anzug 43 45 
47 50 
53 55 
57 60 

28, Kinderſchlafanzüge, zweiteilig, Material wie 
eintellig -.....--.-sr0neennnnnnene nr 0 je Anzug 43 45 
47 50 
53 55 
57 60 
29, Kinderleibchen aus Baummolle, Zellwolle .. je Stüd 43 45 
| 47 50 
53 55 
57 60 

V. Geftridte Oberkleidung 
1. Damenkleider und Koſtüme 
a) aus Baumwolle .P..................* ie Stück 4 45 
47 50 
53 55 
über 12,— 57 60 
b) aus Wolle, Salbwolle und Wolle ..... je Stüd bis 10,— 50 50 
» 16,— 53 55 
» 30,— 57 60 
» 60 60 65 
über 60,— 65 70 
c) aus Kunftjeide und Sellwolle „....... ie Stüd bis 8— 45 45 
»12— 47 50 
» 13,— 50 55 
über 15,— 55 60 
2. Damenweſten, alle Formen aus Baumwolle, 
Zellwolle, Wolle und Wolle plattiert ...... je Stüd bis 4,20 45 45 
» 4,80 50 50 
53 55 
57 60 
» 20, — 60 69 
—3 über 20,— 65 70 
3. Damen-DBullover (ärmellos und mit viertel- 

langen Ärmeln) aus allen Robftoffen ..... je Stüd bi8 3,50 45 45 
50 50 
53 55 
57 60 
60 65 





Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1909 
Noch: F. Wirk: und Strickwaren 





—— Aufſchla 
——— in — 
Einkaufspreis 11 
Reich3mart vom Hundert | vom Hundert 
Noch: V. Gejtridte Oberfleidung | 
4. Damen-Dullover (mit ganzen Armeln) aus | 
WESER ars een je Stüd bi8 4,20 45 | 45 
5 0150 
8,50 53 55 
» 15,50 57 60 
» 20,— 60 | 65 
über 20,— 65 | 70 
5. Trachtenjädchen (alle Formen) aus allen Roh— | | 
J je Stück bis 4— 40 40 
» Arm 15 | 45 
2, 7 |) 50 
» 50 55 
über 25,— 55 65 
6. Blufenjchoner und Bettjädchen aus allen Rob- 
ee ehe a WERE Ha je Stüd bi8 2,50 45 45 
» 3,— 47 50 
» dm 50 55 
» 8,50 55 60 
» 12,-— 60 65 
über 12,— 60 70 
7. Damen-Oberröde aus allen Robftoffen ... je Stüd be 4— 45 45 
»r de 47 50 
» Am 50 55 
»415 55 60 
über 15,— 60 65 
8. Gewirkte Damenblujen (alle Formen hoch— 
modijch) aus allen Robftoffen............ je Stüd bis 1,— 40 40 
„ 1,50 45 45 
» 3 —- 47 50 
» 4,50 50 55 
» I 55 60 
» 12, 60 65 
über 12,— 60 70 
9. Damen-Morgenröde und Hausanzlige (alle 
Formen) aus allen Robftoffen ........... je Stüd bi 4 40 40 
» I— 45 4 
» I, — 50 50 
» 15,— 55 | 55 
2 über 15,— 55 65 
10. Herren-Slipper (Dullover, ärmellos) aus allen 
Ha er anne je Stüd bis 2,50 40 45 
» 2,95 45 50 
» 4,50 50 55 
» 6,95 55 60 
a RE 57 65 
| über 9,— 60 70 
11. HSerren-Dullover mit und ohne Kragen aus 
REN san ne ana uhe je Stüd bi8 3,50 40 45 
» I 45 50 
> I 50 55 
» 1 55 60 
über 15,— 60 65 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 




















VII 


5140-0888 








1910 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
Noch: F. Wirk: und Strickwaren 


Noch: V. Geftridte Dberfleidung 


12. 


13. 


14. 


16. 


17. 


18. 


19, 


Herren-Weften jeder Art aus allen Robftoffen je Stüd 


Mädchen-Kleider (Hängerform) aus allen Roh- 


MR Re ET OPEL je Stüd 


Mädchen-Kleider (lange Form) aus allen Rob- 


je Stück 


Kinder⸗Slipper (Pullover, ärmellos) aus allen 


ne VE RER je Stüd 


Rnaben-Smweater-Hofen aus allen Robftoffen je Stüd 


Trägerhöschen aus feiner Wolle. ......... je Stüd 
Knaben-Sweater-Anzüge 

a) aus Baumwolle ...... ............. je Stüd 
b) aus Wolle oder Wolle plattiert .....-- je Stüd 







Reichsmark 
bis 4— 
» 4,80 
» 6,50 
» m- 
über 12,— 
bis 2,95 
» 3,75 
» 4,65 
ı B- 
» 123— 


bi 5 
r 6— 
» 9g,— 
» 13,75 

über 13,75 

bi 2— 
» 2,25 
» 2,75 
» 3,50 
» 4,75 

über 4,75 

bi8 2,20 
» 3 
» 3,75 
» 8- 
» 12,50 

über 12,50 

bis 3,— 
» 3,75 
ER > 
» 9,50 

über 9,50 

bi8 1,50 
» 2,25 
» 3- 
» 6,— 

iiber 6,— 

bis 1,75 
» 2,— 
» 3,50 
» 5,50 

über 9,50 

bis 3— 
» 4,50 
» 1,50 
» 12,50 


über 12,50 


Tatfächlicher 
Einfaufspreis 


INN 





40-0 


Aufſchlag 


INN 


in Ortöklaffe 


I 


vom Hundert | vom Hundert 


II 


45 
50 
55 
60 
65 


KSEHSHS 


558 HESS 


SH 


SEREE SHSHE AEHSHSE 


SESHESTSHE 











Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1911 
No: F. Wirk- und Gtrickwaren 





— Aufſchla 
Tatfächlicher in orte 
Einfaufspreis 1 m 
Reichsmark vom Hundert vom Hundert 
| Noch: V. Gejtridte Oberfleidung 
\ 20. Spielanzüge 
| a) aus Baumwolle «users ennnunennnnn je Stüd bis 1,25 40 40 
» 1,75 45 45 
» 2,25 47 50 
» 83,75 50 59 
über 3,75 55 60 
b) aus Wolle, Wolle plattiert und Woll- 
je Stück bis 1,75 40 40 
» 2,50 45 45 
» 3,50 47 50 
über 4,75 55 60 
21. Rodelanzüge, mebrteilig, aus Wolle ..... je Stüd bi 2 5,— 45 45 
» 7,50 50 50 
» 10,— 55 55 
» 18,— 60 60 
über 18,— 65 65 
22. Gamaſchenhoſen aus Wolle ............ ie Stüd bie 2 3,— 45 45 
» — 55 55 
» 6,50 60 60 
über 6,50 65 65 
23. Mühen 
a) aus allen Robftoffen für Kinder ..... je Stüd bis —40 50 50 
»——6 55 55 
» —,70 57 60 
über —,70 60 65 
N Shen ee je Stüd bi8 —,75 50 50 
»  —,95 55 DD 
1,25 57 60 
»” 2,— 60 65 
über 2,— 60 70 ' 
24. Schals 
a) aus allen Robftoffen für Kinder ..... je Stüd bis —,50 45 45 
» —,75 53 55 
» 1,80 57 60 
über 1,80 60 65 
b) für Damen und Herren .P........... je Stüd bis 1,— 45 45 
» 2,50 53 | 55 
» 4,50 A u © 
über 4,50 60 70 
25. Muffler und Chemifetts, Kopftücher und 
Schüßer, Ohrenſchützer und Pulswärmer aus 
allen Rohſtoffen ............. je Stück bzw. je Paar bis 1,25 40 40 
» 2 45 45 
































INN 


H5140-0890 














Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I | | Ill 
Noch: F. Wirk- und Strickwaren 


Noch: V. Geftridte Oberfleidung 
26. Schal und Mütze (Garnituren — aud) 


mehrteilig) aus allen Robftoffen 
Ay fr ider . je Garnitur 


b) für Damen und Herren ......... je Garnitur 


27. Kinder-Doloblufen, auch Hemden 


a) aus Baumwolle, Zellwolle, Wolle und 
DE Aa nie ae ehe je Stüd 


b) aus Aunffelde ..2....0.0000000 00.0 je Stüd 


VI. Sonjtige Stridivaren 


EEE je Paar 


. Leibbinden 
a) aus Wolle, Zellwolle und Naturfeide.. je Stüd 


b) aus Baummolle mit Raubfutter ..... je Stüd 
‚ Mierenfchüher .......... je Stüd 
. Lungenſchützer ... ............ nenne je Stück 


5. Reung rmeee ie Paar 


— 











FESTER AESAE 


Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1913 
Noch: F. Wirk- und Gtrickwaren 








Auffchlag 
in Ortöflaffe 


II 


vom Hundert | vom Hundert 


Tatjächlicher 
Einfaufspreis 





Reichsmark 


VII Bade⸗Artilel 
1. Bade⸗Hoſen 


BERN nee je Stüd bi8 1,70 40 40 
» 2,20 45 45 
» 2,70 47 50 
» 3,20 53 55 
» 6,50 57 60 
über 6,50 60 65 
EB PER PORRERREE je Stüd bis 1,20 0 ii 40 
» 1,70 45 45 
» 2,20 41 50 
» 2,70 53 55 
über 2,70 57 60 
2. Bade-Anzüge 
a) für Damen und Herren ............. je Stück bie 4 50 50 
» AI 55 55 
» 10,50 60 60 
»2— 65 65 
über 28,— 65 70 
ULF. RR ERTRR EPERDEN je Stüd 45 45 
3. Strandhoſen 
N aan Tree je Daar bis 4— 50 50 
» DD 55 55 
» 8,50 60 60 
über 8,50 65 65 
EEE KR ER EER EEE ie Daar bis 1,50 45 45 
» 2,50 50 50 
3,50 55 55 
x 5,50 60 60 
über 5,50 65 65 
4. Strandoberteile, geftridte Brufttücher ..... ie Stüd bi —,75 50 50 
1,10 55 55 
2,50 60 60 
» 3,50 65 65 
über 3,50 65 70 
VII Baby-Stleidung 
(geftridt, gewirkt und aud) handgehäfelt) 
1. Baby-Hemdchen aus Baumwolle, Zell- 
N je Dutzend bis 3,20 40 40 
» 5,40 45 45 
über 5,40 55 55 
2. Baby- Jädchen 
a) au Baummolle, Zellwolle ........ je Dutzend bis 3,20 40 40 
» 5,40 45 45 
über 5,40 55 55 
u RER RE ie Stück bi 2 2,— 45 45 
» 2,50 50 55 
» 4,50 55 60 
» 9,50 60 65 
über 9,50 65 70 


Reichsgeſehzbl. 1939 I 























| | | | | 
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5140-0892 

















1914 


Reichögefegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
No: F. Wirk- und Strickwaren 


Nody: VEIT. Baby⸗Kleidung 
3. Baby-Mübchen 


a) aus Baumwolle und Zellwolle .... je Dugend 


b) aus Wolle 2.02.00 je Dutzend 


4, Strampelhöschen 


a) aus Baumwolle, Zellwolle ........ je Dutzend 


b) aus Wolle und Wollmouline ...... je Dubend 


5. Strampelanzüge 


a) aus Baumwolle, Zellwolle ........ je Dußend 


b) aus Wolle und Wollmouline ...... je Dubend 


>. Baby-stleidchen 


aus Baumwolle, Zellwolle .......... . je Dubend 


— —— und Bettſchuhe aus 
MWolle....... ardketierersunsenen je Dutzend 


8. Baby-Strümpfe .........r0sn0nensnonsun sen 


IX. Wirte und Stridiwaren aller Urt, joweit nicht Ic 


fonder8 aufgeführt „unser snernonenennenn nn nenn nn 







Tatfächlicher 
Einkaufspreis 


Reichsmark 


bis dr 
über 4,80 


bi8 3,50 
» 8— 
über 8— 


bi8 8,40 
» 10,20 
» 16,— 
über 16,— 
bi8 16,— 
» 18, 
» 24, 
über 24,— 


36,— 
über 36 — 


bis 98— 
» 2,- 
» 18— 

über 18,— 


bi8 7,20 
, 9 
» 12, 

über 12,— 





—/„VIIXLV 


H5140-0 














Il 


Aufſchlag 
in Ortsklaſſe 


I II 


vom Hundert | vom Hundert 


10 40 
45 45 
55 55 
40 40 
45 45 
55 55 
40 40 
45 45 
55 55 
60 60 
40 40 
45 45 
50 55 
55 60 
10 40 
45 45 
55 55 
60 60 
40 40 
45 45 
50 D5 
55 60 
40 40 
45 45 
55 55 
60 60 
50 50 
55 55 
60 60 
60 65 


‚Sie entiprechende Kinderftrümpfe 


u 55 








Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1915 


G. Herrenausftattungen und andere Ausjtattungsgegenftände 








— Aufſchlag 
Ban ni in Ortetlaffe 
FSinkaufspreis ' 1 
Neichömarf vom Hundert | vom Hundert 
I. Herrenwũſche 
1, Oberhemden mit einem Kragen und Sport- 
hemden, aus gewebten Stoffen ......... je Stüd bi8 3,00 40 40 
» 7,90 50 60 
über 7,90 55 65 
2. Herrenſchlafanzüge (Pyjamas) ........... je Stück bi8 4,90 40 43 
» 7,90 45 50 
» 10,90 50 60 
über 10,90 55 65 
3. Salbfteife je Dutzend bis 4,80 40 40 
— 45 50 
über 6— 55 57 
a nennen ie Dubend bis 4,80 40 40 
» 6 45 50 
über 6,— 55 57 
5. Stehumlene- und Kläppehentragen. . . .. je Dußend bi8 4,50 40 40 
» I 43 45 
über 7,— 50 55 
6. Kniehoien aus Mebftoffen »............. je Stüd bi8 —,90 40 40 
2 2,90 50 55 
über 2,90 55 60 
7. Herrennachtbemden ..................... je Stud bi8 2,00 40 40 
» 4,50 45 50 
» I 50 55 
über 7,— 55 60 
II. Krawatten 
a DIRGDERRE je Dußend bis 12,— 50 50 
» 20,— 60 60 
» 30,— 65 65 
über 30,— 65 70 
2. Schleifenbinder, Frad- und Smoking— 
er pi je Dußend bis 9,— 50 50 
» 15,— 60 60 
2 22,— 65 65 
über 22,— 65 70 
3. Fertige Kawallten..... ie Dußend bis 9,— 40 40 
» 12,— 50 50 
» 18,— 55 60 
übes 18,— 60 65 
a ER ——— je Dubend bis 9,— 40 40 
15,— 47 50 
» 24,— 55 | 60 
über 24,— 60 65 


IM 


























MINI 


H5140-0894 














IMINLIMM N 


1916 Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I — 
Noch: 6. Herrenausſtattungen und andere Ausftattungsgegenjtände 


Aufſchlag 





Tatſächlicher in Ortsflafie 
Einfaufspreis N | I 
Reichsmark vom Hundert | vom Hundert 
EV: GORRREE je Dußend bi8 3,25 40 40 
» "us 47 50 
» 12, — 55 60 
über 12,— 60 | 65 
VE 2. ee na je Dutzend bie 2,— 40 | 40 
y 3,60 Br | 50 
» 6,— 55 60 
über 6,— 60 65 
VE RE N... je Dutzend bis 10,— 40 40) 
» 15,— 50 55 
» 24,— 55 60 
über 24,— 60 65 


VII Herrenſchals und =halstücher aus gewebten Stoffen 


Li . 
Li 


J je Dutzend bis 14,— 45 45 

» 24,— 50 ‘ 

» 30, — 55 } 
über 30,— 60 65 
2 na ie je Dubend bis 12,— 40 40 
» 22,— 50 DD 
über 22,— 55 65 
3. aus Seide oder anderen Stoffen....... je Dutzend bis 25,— 45 45 
» 33,— 55 55 
»4⸗— 60 65 

VIII. Damenſchals aus gewebten Stoffen 

1. aus Baumwolle, Zellwolle und Kunſtſeide.. je Stück bi8 —,75 40 40 
» 1,60 47 50 
» 2,50 55 60 
über 2,50 60 65 
De a ee ee Br je Stüd bis —,75 40 40 
» 1,6 47 50 
N über 2,50 60 65 
Bu See ae se. je Stüd bis 2 2,- 50 50 
4 3,— 60 60 








Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1917 


No: G. Herrenausftattungen und andere Ausjtattungsgegenftände 







. Aufſchla 
Tatſächlicher in che 
Einkaufspreis 





I u 
Reichsmark vom Hundert vom Hundert 
IX, Bierertücher 
} 1. aus Baummolle, Zellwolle und Runftjeide.. je Stück bi8 —,50 45 4 
J | »—,80 47 50 
| » 1— 50 55 
» 11,50 55 60 
» 60 65 
über 2,— 60 70 
ö 2. au8 Wolle und Seide... — je Stüd bis 1,50 50 55 
» 2,50 55 60 
» 3,50 57 63 
h » 4,50 60 67 
» 5,50 69 70 
über 5,50 65 80 
X. Herrentaſchentücher .................... je Stück bis — 25 40 40 
i \ »—,A5 47 50 
» —65 53 55 
' über —,65 55 60 
XI. Handſchuhe 
Stoffhandfchube 
un seseecchenans je Dutzend bi8 4,80 40 40 
» 9,60 47 50 
» 15,— 53 55 
über 15,— 57 60 
ec... je Dutzend bis 6— 40 40 
» 11,50 47 50 
» 20,— 53 55 
über 20,— 57 60 
3. Krimmerhandſchuhe ohne Keile ....... je Dutzend bis 12,— 45 45 
» 18,— 50 55 
» MU 55 60 
über 24,— 60 65 
EUR ER nn je Dubßend bis 14,— 45 45 
»22 50 55 
»28 55 60 
über 28,— 60 5 
XII. Stoffgamaſchen ............. ............ je Stück bis 1,— 40 40 
» 1,50 47 50 
» 2,50 53 55 
über 2,50 60 65 
XIII. Herrenmorgentöle ....................... je Stück bis 8,— 45 45 
» 10,50 55 60 
» 15,— 60 65 
über 15,— 65 70 
KI je Stück bis 3,50 40 40 
— 50 55 
»13— 55 60 
über 13,— 60 65 
AV, Ausitattungsgegenjtände, ſoweit nicht befonders 
DEE na N hen 


60 | 65 


487 | 


Neichögefekbl. 1939 I 

















H5140-0896 




















Corſeletts aus gewebtem Stoff 


- 
wi 


Corſeletts aus Trifot 


, Strumpfbaltergürtel 


, Damenftrumpfbalter 


. Korſettwaren aller 


Partiewollhüte 
Burſchen⸗ und Konfirmandenhüte vorne nennen 
e Serrenwollhüte (ohne modifches Riſiko), feine 


, requläre Serrenwollhüte (mit modiſchem Mi 
a a ENTENZETT 





H. Korjettwaren 


ETF ERENER TTS 


tts und Hüfthalter mit und ohne Gummi und 
Gummiſchlüpfer . . ... NER IN, 


III EENEUT 


rt, joweit nicht beſonders auf- 


ri EI TFREN ED RZ 


fifo), Mode 





Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 





Tatfächlicher 
Einkaufspreis 





Reichsmark 


bis —,50 
»—8 
u; | 
» 1,80 
» 2,50 
iiber 2,50 


bis 1,— 
» 2,50 
» Dd— 
» 15,- 

über 15,— 


bis 1, 
» 1,80 
» 3,50 
» —— 
»1— 
» Br 
über 25, — 
bis I 
» 3,50 
» dr” 
» 18 
über 18,— 
— 
» 1,50 
» b— 
»10— 
über 10,— 
bis —,50 
» 1,50 
» 2,50 


über 2,50 
bi8 2,50 
» 3,60 


iiber 5— 


bis 4,— 
bis — 
» rs 


IN 





vom Hundert 

















H5140-0897 


Aufſchlag 


in Ortsklaſſe 











vom Hundert 





Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1919 
Noch: J. Herrenkopfbekleidung 






Aufichlag 
in Ortsklaſſe 


I II 


vom Hundert | vom Hundert 







Tatfächlicher 
Einkaufspreis 


Reichsmark 


II. Haarhũte 
1. Partiehaarhüte.......... 45 45 


2, reguläre Saarhüte (ohne modiſches Riſiko), feine Mode- 
RE EEE SERENRELETLULTT bit 5,25 55 55 
über 5,25 65 65 
3, reguläre Saarhüte (mit modiſchem Riſiko), Modefarben bis 5,25 60 60 
» 8,05 65 65 
» 10,25 68 70 
» 12,50 12 75 
über 12,50 75 80 
III. Velourhũte 
1. Dürtievelauchüle ........00..0000000000nnun 000. 45 45 
2, reguläre Velourhüte (ohne modiſches Rifiko), Feine 
Hobel. arena nennen een bi 8— 45 50 
» 13,— 50 55 
über 13,— 60 65 
3. reguläre Velourhüte (mit modiſchem Rifiko), Mode- 
— PTERETR Ir 0 EEE SUN bi 2 8,— 50 55 
» 13,— 60 60 
15,75 65 70 
» 19 70 75 
über 19,- 75 80 
IV. Blabbällle:..0..4s 000000 een bi8 5,75 55 60 
» AI 62 70 
» 9— 70 80 
über 9,— 80 9% 
7, FOREN bi 8— 60 60 
» 10,— 70 70 
über 10,— 80 90 
VI. Sommerhüte 
Erntebüte und modiſche Saifonhüte ................ bis 2 1,— 40 40 
» 2 45 50 
» B— 50 60 
* 5,- 60 70 
über 5,— 70 80 
VIE Sanamabüte ...::..000rnssonoonneoonnhn nern nen bis 10,— 60 60 
über 10,— 70 80 
VIII. Müben 
EHER: rennen bi! —,80 40 40 
» 1— 45 45 
» 1,85 50 55 
2— 55 65 
» 3,50 62 70 
u 70 80 
über 5,— 75 % 
2 VER aan ana ———— — — bis —,80 50 50 
» 1,85 55 60 
4,— 60 70 
» 6,— 65 80 
über 6,— 75 90 











H 

















5140-0898 





1920 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Noch: J. Herrenkopfbekleidung 


Noch: VII, Müten 
3, blaue Schirmmützen und blaue Skimützen ......-- 


4, Uniformmützen, außer Darteimügen „...-«.....-- 


IX. Hindermüßen ............. .......***4* 


X. Berufsmüßen ........ ..... ... ........2*4 


XI. Herrentopfbetleidung aller Art, ſoweit nicht beſonders 
aufgeführt ...............*****44* 





Tatſächlicher 
Einkaufspreis 


Reichsmar! 


K. Damenkopfbekleidung 


1. Waſch- und Strandhüte für Damen und Kinder .. 
2, Rinderhüte „......--sosnnnnsennennnnnnnnnn ner. 
3, Damenkopfbekleidung ... .............46* 


über 25,- 


L. Seppiche, Möbelftoffe und Gardinen 


Spweit die unter I Nın. 5 bis 8 genannten Waren in einer 
anderen als der angegebenen Bafisbreite geliefert werden, darf 
für den höheren Einfaufspreis größerer Breiten fein höherer 
Sandelsaufichlag gefordert werden, als für den Einkaufspreis 
der Baſisbreite zuläſſig iſt. 


I. Teppiche, Länfer und Bettumrandungen 
1. Bouclé⸗ und Saargarnteppiche und 


Boueld-Bettumrandungen ....++- ie Quadratmeter 
2. Rutos- und Baſtteppiche ........ je Quadratmeter 


bi8 4,50 
» 1 
» 9,50 
» 13— 

über 12,— 

bi8 3,80 
v 8,50 


über 8,50 








u 


H51 


40-0899 


EEE 


Aufichlag 
in Ortsklaſſe 


1 


vom Hundert 





II 


vom Hundert 




































Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1921 
No: L. Teppiche, Möbelftoffe und Gardinen 





— Aufichlas 
Tatſãchlicher in Orteflaffe 
Einfaufspreis n 11 
Reichsmark vom Hundert | vom Hundert 
Noch: I. Teppiche, Läufer und Bettumrandungen 
3. Dlüfchteppiche und handgearbeitete Teppiche ſowie 
Dlüfchbettumrandungen ......... je Quadratmeter bis 10,— 45 48 
» 12,50 48 50 
» 16,50 50 55 
» 26,50 55 58 
» 4,— 57 | 60 
über 41,— 60 | 65 
EA ARE ee BR EEE Sonderregelung durch die zuftändige 
Reichsſtelle 
5. Boucle- und Haargarnläufer, Baſisbreite 67 bis 
70 SIEB nannten rennt bi8 1,50 40 5 
» 3,50 45 50 
» 5,50 50 55 
über 5,50 55 60 
6. Kokos⸗ und Baftläufer, Bafisbreite 67 bis 70 Zenti- 
ET FREE TEN EEE bi 2 2,— 48 50 
» 4- 53 
über 4,— 55 | 55 
7. Plüjch- und handgearbeitete Läufer, Bafisbreite | 
N RE bi8 3,50 5 | 48 
» 4,50 50 | 50 
» 6,50 53 | 53 
» 9,50 58 58 
über 9,50 62 62 
nr PER EURE bis 1,— 40 40 
* 2,— 45 45 
»B3—⸗ 48 48 
über 3,— 52 52 
11. Sardinen und Deforationsjtoffe 
1, Gardinenftoffe (Tülle, Marquifette, Etamine, 
Mulle, Voile, Madrad) ................ je Meter bis — 60 30 30 
—,90 35 39 
» 1,80 40 40 
* 3,40 45 45 
y 4,— 50 50 
» 5,50 55 55 
» 8 60 60 
» I,— 65 65 
über 9,— 70 70 
2. Stored-Meterware, Halbjtores und Stores je Meter bi 1,— 35 35 
» us 40 40 
» 2,50 45 45 
» 3,50 50 50 
3 4,50 55 55 
y 5,50 60 60 
» 8,50 65 65 
über 8,50 70 70 


Reichögefeßbl. 1939 I 
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1922 Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Noch: L. Seppiche, Möbeljtoffe und Gardinen 


Noch: II. Gardinen und Delorationsſtoffe 
3. Garnituren (Dreiteilig in allen Ausführungen) je Stüd 


4. Dekorationgftoffe (Kretonne, Ripfe, Leinen, 
Velvets, Handwebſtoffe und alle Drudftoffe) je Meter 


5, Berdunkelungs- und Nolloftoffe (Köper, 
Fiſchleinen, Schwedenftreifen)...........- je Meter 
6. Landhaus- und NRaff-Gardinen.......... je Meter 


III. Möbelſtoffe 


1, Gobelingewebe, Druckſtoffe und Sandweb- 
0 EEE je Meter 


2, Dlüfche (Mofette, Mohaire, Epingles).... je Meter 


3. Brofate und Damafte .. . .... Sa re ar je Meter 


Tatfächlicher 
Einfaufspreis 


Reichsmark 


bis 2,50 
3,50 
y 4,50 

5,50 
» I 
» 10,— 
» 15,— 

über 15,— 

Dis — 60 
2 —,90 
» 1,20 
» 1,10 
» 1,80 
» 2,50 
rn ei 
» 7,50 

über 7,50 

bi8 —,70 
8 
» 1,20 
» 2, — 
» 2,50 

über 2,50 

bi8 —,50 
»_ —,710 
» 1,50 


über 1,50 


bis 1,20 
» 1,50 
» 2,60 
» 3,60 
» 4,50 
y 6,50 
» I,— 

über 9,— 

bis 4 
» 5— 
» 7,50 
» 10— 

über 10,— 

bi8 4,50 
» 6,50 
2 9,50 
» 12,— 


über 12,— 


I 


Aufl 
in Ort 


I 


vom Hundert 


5140-090 


d) 
sklaſſe 





MI 


II 


vom Hundert 








Mr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1923 
Noch: L. Seppiche, Möbelftoffe und Gardinen 


EEE 







DA Aufſchlag 
Tatſächlicher in Ortsflaffe 
Einkaufspreis 


I | II 


vom Hundert 





vom Hundert 






Reichsmark 





IV. Deren 
Tiichdeden und Diwandeden ...---rrr rer: je Stüd 35 
40 
50 
| 55 
| 60 
über 15,— 65 | 65 
V. Textiles Zubehör .....-----rrreeeeenennnnnn nenn 65 65 
VI. Sonftige Teppiche, Möbelitoffe und Gardinen, joweit | 
nicht beſonders aufgefühtt „unser nensennen nennen 50 50 
M. Bettwaren 

I. Matraben 
a) dreiteilig mit Reil...necsrnnuneenn ernennen en bis 16,— 45 45 
» 2, 47 50 
» 40,— 50 55 
über 40,— 55 60 
b) Rindermatraßen ........ . .....44*2**** bis 6— 45 45 
» 12, — 45 48 
» 22, — 47 50 
über 22,— 50 55 
IL. Reformunterbetten ....-------unennnnnnennnn ern bi 8— 45 45 
» 12,— 47 47 
» 20, — 47 50 
über 30,— 55 60 
TIL. Matratzenſchoner ...----nrseeenenen nennen nn nen bis 2— 40 43 
» 5— 45 48 
über 5— 50 55 
IV. Baumwollene Schlafdeclen..............**4 bis 2,50 43 45 
» Di 47 50 
» 8,50 50 55 
über 8,50 55 60 
V. Wolldelen .................. ......4224 bi! 8,50 45 45 
» 19,.- 50 50 
» 30,- 53 55 
über 30,— 57 60 
VI. SSamelhanrdeiien ..... ...... ......2**2* bis 16,— 45 45 
» 28, — 50 50 
» 39,— 53 55 
über 39,— 57 60 


Ill! 





I 
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1924 Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Noch: M. Bettwaren 


VI. Steppdeden und Einziehiteppderten, fertig ......... 


VIII Daunenſteppdechken, fertig ......................... 


IX. Bettwarenitofje aller Art 
A RE EL je Meter 


DEREN je Meter 


X, Bettwä ſche 
1. Kitienbesäne unb AUSB... 000er en 


a 


3. Überlaken, ohne Knopflöcher, auch befticte........ 


4, Selen; Telnet 


DB, KUNDE en che 


6 Aber BB 


7. Außkiffens(Dlumeau-)Bezüge .. .... ............44 


XI. Bettwaren aller Art, ſoweit nicht beſonders aufgeführt 





Tatfächlicher 


Einkaufspreis 


Meichömarf 





bs 1,— 
» 2,— 
» 3,— 
— 
—— 

über 5— 

bis 1,50 

über 1,50 

bis 1,50 
3,— 
a 4 

über 6,— 

bis 4,25 
» 6,50 
» 9, — 
» 12,— 

über 12,— 

bi8 4,50 
» 7,50 
» 11,50 


über 11,50 


bis 1,— 
» 1,50 
» 2,— 

über 2,— 

bis 3; 
» 4,— 


über 5,— 


0 





U) 


H5 140-0903 


in Ortsklaſſe 


I 


vom Hundert 





II 


vom Hundert 


SS 


SHE 


5 SIESSE 


50 





Mr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1925 
N. Schnittwaren 











je Meter 
* Aufſchlag 
be un in —X 
aufspreis 1 
Reichsmark vom Hundert vom Hundert 
I. Wollſtoffe 
1, Damentleiderftoffe 
a) bis 100 Zentimeter breit (einfarbig und gemuftert) bie 1,— 38 40 
» 1,50 42 45 
» 2,— 45 50 
y 2,50 50 55 
» 3,— 52 60 
6,50 55 65 
» 8 60 70 
über 8,— 65 75 
b) über 100entimeter breit (einfarbigundgemuftert) bi 1,50 38 40 
» 2,25 42 45 
, Bm 45 50 
N 3,75 50 55 
» 4,25 52 60 
»88— 55 65 
» 16,— 60 70 
über 16,— 69 75 
c) Damentkleiderftoffe für ländlihe Trachten und 
Berufskleidung, ſchwarze und marineblaue Che- 
viots, Nipfe und Halbtuche .P............4 bis 1,50 30 30 
» 2,— 35 35 
2, a) Damenmantel- und Koftümftoffe...........+-- b8 23— 40 40 
» 6,50 45 45 
» 14,— 50 50 
» 18,— 52 55 
» 28— 55 60 
» 32,— 60 65 
über 32,— 65 70 
b) Lodenftoffe und einfarbige Halbtuche für ländliche 
Trachten und Berufskleidung «unseren nenn. bis 2,50 35 35 
über 2,50 40 40 
3. a) Herrenſtoffe ..............................4 bis 6— 40 45 
» 10,— 45 50 
» 18,— 50 55 
» M- 55 60 
» 25, — 60 65 
» 30, 60 70 
über 30,— 60 75 
b) Herrenftoffe für ländliche Trachten und Berx#fs- 
Heidung, Lodenftoffe, Buckſtins, Tirteys und 
fonftige Salbtuche .......................4 bis 3,50 35 35 
» 8,50 38 40 
über 8,50 42 45 
Reichsgeſehbl. 1939 I 489 
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N 
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1926 Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Noch: N. Schnittwaren 
je Meter 


Tatſächlicher 
Einkaufspreis 
Reichsmark 
IE. Seide, Kunſtſeide, Samt und Spitzen 
1. reinfeidene und halbfeidene Stoffe 
a) einfarbig (Wall) »..-..-rHr.0c0nnnsnnsnnisesienn bi 2— 
Tr = 
we 
» 8— 
» 15,— 
über 15,— 
TEENS RER bi8 1,50 
2,50 
» Hd 
» 6 
» 10,- 
» 18— 
über 18,- 
2. kunſtſeidene Stoffe 
N NE bi8 —,90 
» 1,25 
» 1,50 
» 2 
» 3,— 
» 6- 
über 6,— 
bi8 1,25 
» 1,50 
» 2,— 
, Ar 
» 10,— 
über 10,— 
3. Samte, Plüſche und Fellimitationen 
a) Baummollfamte (einfarbig und gemuftert) .... bi8 —,75 
» 1,50 
* 
3,— 
» Dr 
über 5,— 
b) Mandyefterfamt und Genuacord für Arbeiter: 
bis 1,50 
»2— 
über 2,— 
e) Seiden- und KRunftjeidenfamte, Plüfche und 
Selamltolianint W sa once dns sense bi 2 3,— 
— 
» Fa 
» 125,— 
über 15,— 
4, Spipenßteffe - 2.....uru0 000 bis 2,— 
» 3 
» I 
» dm 
, de 


über 9,— 





—VVE 


0 


Aufſchlag 


5 


in Ortsklaſſe 


I 


vom Hundert | vom Hundert 


Il 


REHSH 388886 


38888s 


S88 8 























Nr. 188 — Yag der Ausgabe: 25. September 1939 1927 
Noch: N. Schnittwaren 
je Meter 








Aufichlag 
in Ortsklaſſe 


I II 


vom Hundert | vom Hundert 


Tatjächlicher 
Einfaufspreid 


Reichsmark 
Noch: 14. Seide, Kuuſtſeide, Samt und Spitzen 


5: Meibertülle — bi8 —,75 50 50 
» 1,50 55 55 
2,— 60 60 
» 3,— 65 65 
» 4,— 70 70 
» g,— 70 75 
über 9,— 70 80 


III. Waſchſtoffe 
1. Baumwollene und zellwollene Wajchitoffe ſowie 
Wäſchekunſtſeide und Kleiderleinen 


a) einfarbig ......................*426** bis —,90 40 40 
» 1,60 45 45 
» 2,20 48 50 
» 2,95 52 55 
» 5,75 55 60 
über 5,75 60 65 
b) gemuſtert . .............* ae a pe bis —,90 40 40 
» 1,60 45 45 
» 2,20 48 50 
» 2,95 52 55 
» 5,75 55 60 
über 5,75 60 65 
ce) Blaudrude, einfarbige Berufstöper und Blau- 
tuche, Ginghams ...... ...........44 bis —,45 30 30 
»—,60 m. ” 35 
» —,80 40 40 
iiber —,80 45 45 
2. Organdys, Stidereiftoffe u. ä. ............44*2624* bis 1,10 50 50 
» — 60 60 
»5 65 65 
über 5,— 70 70 
IV. Ansjtener: and Wäſcheſtoffe 

1. Robneffel und Rohkretonnes .P...........4** bis —,60 30 30 
»—60 35 3 
»—,90 40 40 
über —,90 45 45 

2, Mäfcheftoffe für Leib-, Bett- und Haushaltswäſche 
a) bis 90 Zentimeter breit (Semdentuche, Handtuch— E 
drell, Finettes u. ä.) ...... ................4 bis —,10 35 35 
» —,90 40 40 
» 1,75 45 45 
» 3,25 50 50 
über 3,25 50 DD 

b) über 90 Sentimeter breit (Streifenfatins, Damajte, 
Bettwälcheftoffe) .......................... bis 1— 40 40 
» 1,90 45 45 
» 2,50 50 50 
» 5,50 55 55 
über 5,50 55 60 


IN 














| 
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Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Noch: N. Schnittwaren 
je Meter 


Noch: IV, Ausſteuer- und Wäſcheſtoffe 
3. Militär- und Schlofjerflanelle 


V. Stoffe (Meterware), jomweit nicht befonders aufgeführt 


0. Handarbeiten 
A. Handarbeiten 


I. Gezeihhnete Handarbeiten 


, Schnittdeden ungarniert 


. Tiſchdeden garniert ...................... 


. gezeichnete Kiffen, Kaffeewärmer 


. gezeichnete Rüchenhandtücher, Wandſchoner .... 


— 
A 


5. Beſenhandtücher 


> 


. gezeichnete Spenzer, Kleider 


Tatfäcdylicher 
Einfaufspreis 







Reichsmark 


» —,75 
über —,75 
bis 3, 

» 6,— 

» 8— 
über 8— 
bis 5— 

» 10,— 

» 15,— 


bis 1,— 
» 2,— 
» 4,— 
über 4,— 
bis 1,— 
» 2,— 
» 3,— 
über 3,— 
bi 2,— 
» 3, 
y 4,— 
über 4,— 
bis 1,50 
» 2,50 
» 3,50 
über 3,50 
bi 2 23,— 
» 3,50 
» I— 
über 5,— 
bis 5— 
8,— 
» 12,— 
» 18,— 


über 18,— 





IIILUHLUN 














& 





Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1929 
Noch: O. Handarbeiten 












nur Aufſchlag 
Tatjächlicher in Ortsklaſſe 
Einfaufspreis I 1I 


Reichsmark vom Hundert | vom Hundert 


oh: A. Handarbeiten 
Noch: J. Gezeichnete Sandarbeiten 


9, gezeichnete Seidendeden (Voile, Batift, Kunſtſeide) bis 1,— 40 40 
» %- 45 45 

5— 50 50 

* 10,— 55 55 

» 1,— 60 60 

über 15,— 65 65 

10. Sonftige vorgezeichnete Handarbeiten .......-- bis 1,— 40 40 
» 2,- 45 45 

3,50 50 50 

» 5,- 55 55 

über 5— 60 60 





II. Fertige Handarbeiten 


1. Silettifchdeden ...... ........... ........... bis 8,— 45 45 

Ä » 2, 50 50 

» Dr 55 55 

» 30, 60 60 

iiber 30,— 65 65 

2. Sandflöppeldeden, handgeftidte Deden .....--- bis 20,— 45 45 

» 35,— 50 50 

50,— 55 55 

» 79,— 60 60 

über 75,— 65 65 

3. Sandgeftickte und gehäkelte Kiffen ........++-- bis 10,— 45 45 

» 15,— 50 50 

»25— 55 55 

»3 60 60 

über 35— 65 65 

4. Spenzer und Bluſen, fertig ............4 bis 8,— 45 45 

» 12,— 50 50 

» 30, 60 60 

über 30,— 65 65 

5. Kelim-Canevastiffen, vorgezogen »...-.-ruu... bis 8— 45 45 

»12— 50 50 

» 20,— 55 55 

» 30, 60 60 

über 30,— 65 65 

6. Kelim⸗Canevaskiſſen, fertig .................. bis 15,— 45 45 

» 25,— 50 50 

». 38, — 55 55 

» 50, 60 60 

iiber 50,— 65 65 

III. Sandarbeiten, foweit nicht befonders aufgeführt 60 65 
Ba N) 

H5140-0908 





























1930 Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I III 
H5 140-0909 
P. Kurzwaren 
Aufichlag auf den tatfächlichen 
Einfaufspreis 
n Ortsflaffe I und II 
1, Gira... ice 1 Meter 45 vom Hundert 
10 Meter und mehr 40 >» » 
9, Gardinenlordeln ............... ..........** 1 Meter 5 » D 
10 Meter und mehr 40 >» » 
3, Gummilißen ........... .. sn en nennen nennen nenn » 1 Meter 50 » » 
10 Meter und mehr 43 >» » 
RE EEE WERE ERRORTERET NE 7, » 1 Meter 50 » » 
10 Meter und mehr 43 >» » 
5. Bleiband — roh eingezogen und umfponnen — ....+-- » 1 Meter 53 » 
25 Meter und mehr 5 » » 
6. Nahtband................**2**2* 1 Meter 49 » 
25 Meter und mehr 45 
7. Seiden- und fonftige Teeſſen .. . .........444**6* » 1 Meter 80 » » 
25 Meter und mehr 59 » » 
8. Baummwoll- oder Sellwollband .......-.-:-rrrr rennen. 1 Meter 5 >» 
25 Meter und mehr 60 » 
9, Halb» und Neinleinenband .......................*** » 1 Meter 80 » 
25 Meter und mehr 55 » » 
10. Taffetbaͤnder een erenn ern r ernennen 1 Meter 55 » 
10 Meter und mehr 35 
11. Wäfchebänder ..........................**444 1 Meter 15 x 
10 Meter und mehr 40 » 
12, Schnürbänder (andere ald Schuhriemen) ............4 » 1 har 40 » 
10 Vaar und mehr 30 
18. Krmblätter:. » 1 Daar 45 » » 
10 Paar und mehr 40 » 
14. Swirntnöpfe ..-...r0s0r ss nnne nen nennen een nenn bei weniger als: 
1 Gros 5 » 
1 Gros und mehr 33 » » 








—IILL 











Nr. 188 — Tag der Ausgabe: 25. September 1939 1931 
No: P. Kurzwaren 


Aufichlag 
auf den tatfächlichen Einkaufspreis 
in Ortsklaffe I und II 








Auf eine Rolle Bei gleichzeitiger 
200 Meter Abnahme 
bzw, ein Knäuel bon mindeftens 10Rollen 
50 Meter aleicher Sorte und mehr 
vom Hundert vom Hundert 
15. Nähgarne: einfarbig .......... ......424*2*2*4* 40 33 
mehrfarbig ......................... 45 38 
16. Reihgarne ....................* 45 38 
17. Sternzwirn ....... +» ee er en ee 45 30 
18, Kriſtallzwirn ........ . ... ....*.* 45 30 
19, Rollenzwirne: einfarbig ... .. ........*** 45 30 
mebrfarbig -...--oorereronnnnc rn. 53 35 
20. Mafchinenftopfgarne: weiß... .................4 45 30 
farbig. -..o.00onoonnnnur... 48 33 
1, Näbfeide: weiß ............... nennen nennen 50 30 
farbig .2.00u0000n0uunnnnennns nn 000. 55 33 
2, Näbzöpfe: einfarbig......................*44 45 33 
mehrfarbig......--.ocoosnennennure >. 50 35 
23, Stidfeide: einfarbiq weiß .. ... .. ..... gas. 65 45 
EEE N ER BPEREN PrET 70 48 
24. Hälelgarne einſchl. Spigen- und Tilet-Hälelgarne: 
WB. 50 35 
farbig. 60 40 
25. Hälelzwirne: weiß ......... .................. 55 40 
gebleicht 60 45 
VRR RER PR 70 50 
26. Fullgarne: Weiß ...................... 55 40 
RR 60 45 
27. Stidgame: einfarbig.............. 55 38 
65 45 
28. Perlgarne: einfarbig ... .............. 55 38 
mßß 65 45 











II 
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38, Kurzwaren aus Spinnftoffen, joweit nicht befonders 
aufgeführt 


bis 4 Knäuel 
oder Kärtchen. ... 


über 4 Knäuel 
oder Kärtchen .... 


Molle, Baumwolle: einfarbig 


mehrfarbig bis 4 Knäuel 
oder Kärtchen... . 
über 4 Knäuel 
oder Kärtchen... - 


35, Bandagengummi je Meter „une rnnnnnerne 
10 und met .......:.+- 
je Meter ..........*2*6*2* 
10 und mehr .........+- 

36. Jaloufiebänder je ee ein — —— — 
100 und mehr .......... 
ie Meter ............*2**2* 
100» umd mehr ...... 

37. Schuhriemen ie Paar ..............**2*4 
50 und mehr ............ 
ie Paarr2* 
50 » und mehr ........ 


ae ee are ee a Re NE 





Herausgegeben vom Reichsminiſterium Des Innern. 

























‚ma zes, Ss enyauen INNEN 
H5 140-0911 
Noch: P. Kurzwaren 
Aufichlag 
auf den tatfächlihen Einkaufspreid 
in Ortöflaffe I und I 
bei Abnahme bei Abnahme 
? von mindejtend 
ah o 1 Kilogramm und mehr 
vom. Hundert vom Hundert 
29, MWollgarne, Stridgarne, Sportgarne: einfarbig .... 35 
meliert.....- 40 
30. Wollftidgarne: einfarbig ... .......44*******7 35 
mellerl. 420400005000 40 
31. Zellwollgarne: einfarbig ...... .....4242******** 40 
mehrfarbig ..................** * 45 
32, Kamelhaarwollgarne: einfarbig ....... ....42*2*24* 45 
mehrfarbig ............... 55 
33. Angorawollgarne: einfarbig ........ ...4****7 45 
mehrfarbig .. . .... ......2*2664* 50 
34. Stopftwiſte: 


55 vom Hundert 


38 vom Hundert 


60 vom Hundert 


45 vom Hundert 






Tatfächlicher Aufſchlag 
Einkaufspreis in Ortöflaffe I und II 
Reichsmark vom Hundert 















bis 


über 2 


bis 


über 


bis 


über 


Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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TE 


Serhzehnte Berordnung zur Einführung jtenerrechilicher Boriehrijten 
in den jndetendeutjchen Gebieten 
Vom 14. September 1939 


Auf Grund des Erlafjes des Führers und Reichs— 
kanzlers über die Verwaltung der fudetendeutfchen Ge- 
biete vom 1. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1331) in 
Verbindung mit $2 der Verordnung zur Einführung 
von Neichsfteuerrecht in den in die Oſtmark einge- 
gliederten ehemals fubetendeutjchen Sebietsteilen vom 
23. Juni 1939 (Geſetzbl. f. d. Yand Öfterr. ©. 3617) und 
des $1 der Verordnung zur Einführung von Reichs— 
fteuerrecht in den in die Länder Preußen und Bayern 
eingegliederten ehemals fubetendeutfchen Gebietsteilen 
vom 26. Juni 1939 (Breuß. Geſetzſamml. S. 83) wird 
das Folgende verordnet: 


Artifell 
S1 


Das Pierfteuergefeß vom 2 Reid 


10) 21. Dezember 1938 (Reiche 

geſetzbl. I ©. * 

geſehet · — — und die Durchführungsbeſtimmungen 

gefegbl. I ©. 1897) roprunrung j g 
Bierfteuernejeß vom 28. Mag 191 Geichsmini— 

zum Dien g 23, Dezember 1938 (Meichsmini- 





terialbl. ©. 135) i — * 
. ——— — treten Im Reichsgau Sudetenland ſowie 
ſterialbl. ©. 947) 


in den in die Yänder Preußen und Bayern und in 


Reichögejegbl. 1939 I 


die Neichsgaue Oberdonau und Niederdonau einge- 
gliederten ſudetendeutſchen Hebietsteilen am 1. Oftober 
1939 mit folgender Maßgabe in Kraft: 

1. Derim $ 3 Abfägen 3 und 4 des Bierſteuergeſetzes 
und im $11 Abfägen1 und2 der Durhführungs- 
beftimmungen zum Bierfteuergejeß bezeichnete 
Stichtag (1. Auguft 1909) wird auf ben 1. Oktober 
1938 feſtgeſetzt. 

2. Brauereien, die nach $ 14 des Bierſteuergeſetzes 
zum Halten eigener Mühlenwerke in Verbindung 
mit felbittätiger Verwiegungsvorrichtung ver- 
pflichtet find, müſſen den fich aus 5 14 des Bier- 
ſteuergeſetzes ergebenden Verpflichtungen bis 
ſpäteſtens zum 30. September 1941 nachkommen. 


82 
Mit dem Ablauf des 30. September 1939 treten die 
Vorſchriften über die Bierbefteuerung, die bisher im 
Reichsgau Subetenland fowie in den im die Ränder 
Preußen und Bayern und in die Reichsgaue Ober- 
donau und Niederdonau eingegliederten judeten- 
deutfchen Gebietäteilen galten, außer Kraft, 


MI] 








1934 


Artikel II 
51 

(1) Inhaber von Brauereien find verpflichtet, der 
Sollftelle bis zum 7, Oktober 1939 fchriftlih anzu- 
melden, welche Biermengen aus ihrer Brauerei in der 
Zeit vom 1. April bi8 30. September 1939 entfernt oder 
innerhalb der Brauerei getrunfen worden find. 

(2) Die Anmeldung ift in doppelter Ausfertigung zu 
eritatten. Sie wird von dem Aufjichtöbeamten an 
Hand. der in der Brauerei geführten Bücher auf ihre 
Richtigkeit nachgeprüft. 

(3) Der Auffichtsbeamte gibt die Anmeldung nad) 
Prüfung und, foweit erforderlich, Berichtigung der 
Sollftelle zurück. Berichtigungen find vom Brauerei» 
inhaber fchriftlich anerkennen zu laffen. Die feftgeftellte 
Biermenge wird als in den Monaten April bis Sep- 
tember 1939 erzeugte Biermenge in Spalte 78 des Bier- 
fteuergegenbuch8 vermerkt und auf den für den Monat 
Dftober 1939 zu erteilenden Steuerbejcheiden als die 
bis zum Schluß des Vormonats erzeugte Biermenge 
eingetragen. 

(4) Die eine Ausfertigung der Anmeldung wird Beleg 
zum Bierfteuergegenbuch, die andere Ausfertigung wird 
dem Brauereiinhaber zurüdgegeben. 


Berlin, 14. September 1939 


Reichsgefegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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2 
(1) Die in den Brauereien am 1, Oktober 1939 vor- 
bandenen Mengen an fertigem Bier mit einem Stamm- 
wiürzegehalt von mehr als 14, aber weniger ala 16 vom 
Hundert dürfen in Verkehr gebracht werden. Sie jind 
als Starkbier zu verfteuern. 


(2) Bis zum 30. September 1941 darf untergäriges 
Bier mit einem Stammwürzegehalt von nicht mehr als 
10 vom Hundert, auch wenn e8 unter Verwendung bon 
Zucker hergeftellt ift, in Verkehr gebracht werden. Es ift 
mit fünf Sechftel des Satzes für Vollbier zu verfteuern 
und nad) $29 Abſatz 5 der Bierfteuer-Durhführung3- 
bejtimmungen als Schankbier zu bezeichnen. 


(3) Es ift verboten, Bier der in den Abſätzen und 2 
bezeichneten Arten an Verbraucher oder Bierhändler 
einschließlich der Gaftwirte im übrigen Reichsgebiet ab- 
zugeben. 


Artifel III 


Der Reichsminiſter der Finanzen ift ermächtigt, 
weitere zur Überleitung erforderliche Anordnungen im 
Verwaltungsweg zu treffen. 


Der Reichsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 





Verordnung über die Ausbildung für den gehobenen Foritdienit. 
Bom 20, September 1939, 


Auf Grund des Gefeßes zur Überleitung des Forft- 
und Jagdweſens auf das Neid) vom 3. Juli 1934 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 534) in Verbindung mit der 
Erſten Durhführungsverordnung zur Überleitung 
des Forſt- und Jagdweſens auf das Nei vom 
12. Juli 1934 (NReichsgefeßbl. I ©. 617) ſowie der 
SS 11 und 12 der Verordnung über die Vorbildung 
und die Laufbahnen der deutichen Beamten vom 
28. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 371) wird im 
Einvernehmen mit den Reichsminiſtern des Innern 
und der Finanzen fowie mit dem Neichöminifter für 


Ernährung und Landwirtichaft für die Laufbahn 
des gehobenen Forftdienftes verordnet: 


A. Zulafjung 
51 
Zur Laufbahn des gehobenen Forſtdienſtes kann 
als Anwärter zugelaſſen werden, wer 
1. deutſchen oder artverwandten Blutes iſt, 
2. die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit rückhalt—⸗ 
[08 für den nationalfozialiftifchen Staat eintritt, 
3. für den Forſtdienſt geeignet ift, 
4. die VBorausfegungen nach $ 2 oder $ 3 erfüllt. 
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82 

Zivilanwärter müſſen 
1. das Abſchlußzeugnis einer anerkannten voll aus⸗ 

geftalteten Mittelſchule oder eines als voll 

ausgeftaltet anerkannten Aufbauzuges einer 

Volksſchule erworben oder ſechs Klaſſen einer 

öffentlichen oder ſtaatlich anerkannten höheren 

Lehranſtalt oder vier Klaſſen einer ſolchen in 

Aufbauform mit Erfolg beſucht, 

2. eine zweijährige Lehrzeit abgeleiſtet, 

‚ die Dienftpfliht im Reichsarbeitsdienſt und 
die aktive Dienftpflicht in der Wehrmacht er- 
füllt haben und in Ehren aus dem aktiven 
Mehrdienft entlaffen worden fein, 

. nad) einjährigem Beſuch einer Forftfchule Die 
Hilfsförfterprüfung bejtanden haben. 


83 
Berjorgungsanwärter müfjen 
1. vor dem Eintritt in das Heer eine zweijährige 
Lehrzeit abgeleiftet, 
2, die Abſchlußprüfung einer Heeresfachſchule für 
Forſtwirtſchaft, die der Abſchlußprüfung II 
einer Wehrmachtfachſchule gleihfommt, be- 
ftanden haben. 
84 
Der Reichsforſtmeiſter entſcheidet über die Zu— 
laſſung zur praktiſchen Lehrzeit, zur Forſtſchule und 
zur Laufbahn. Er kann dieſe Befugniſſe höheren 
Forſtbehörden übertragen. 


B. Vorbereitungsdienſt 
85 

(1) Der Anwärter hat nad) Beſtehen der Hilfs— 
förfterprüfung oder der Abſchlußprüfung der Heeres— 
fachſchule für Forſtwirtſchaft das Recht, Die Berufs— 

bezeichnung „Hilfsförſter“ zu führen. 
(2) Der für den Staatsdienſt beſtimmte Anwärter 
wird nad) Beſtehen der Hilfsförfterprüfung, fofern 
ex die gejeglichen Vorausfegungen für die Ernennung 


Berlin, den 20. September 1939. 








1935 


zum Beamten erfüllt, mit Beginn des Vorbereitungs⸗ 
dienſtes unter Berufung in das Beamtenverhältnis 
zum „Revierförſteranwärter“ ernannt. 

(3) Die Anwärter haben einen dreijährigen Vor- 
bereitungsdienft abzuleiften und nad) defjen Abſchluß 
die Revierförſterprüfung abzulegen. 


O. Revierförſterprüfung 
86 

(1) Der Anwärter hat nad) Beſtehen der Revier⸗ 
förſterprüfung das Recht, die Berufsbezeichnung 
„Förſter“ zu führen. 

(2) Der für den Staatsdienſt beſtimmte Revier- 
förfteranwärter wird nad) Beitehen der Revierfür- 
fterprüfung zum „außerplanmäßigen Revierförfter” 
und, wenn die Vorausjeßungen des $ 28 des Deut- 
ſchen Beamtengefeges (DBG) vom 26. Januar 1937 
Geeichsgeſetzbl. I S. 39) gegeben find, zum „Revier. 
förſter“ ernannt. 


D. Ausführungs- und Übergangäbeftimmungen 
87 

(1) Der Reichsforſtmeiſter und der Reichsminifter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung er- 
Laffen gemeinfam den Lehrplan, die Schulordnung und 
die Drüfungsordnung für die Forſtſchulen im Ein- 
vernehmen mit dem Neichsminifter des Innern und 
dem Neichsminifter für Ernährung und Landwirt- 
schaft; der Reichsforftmeifter und das Oberfommando 
der Wehrmacht erlaffen gemeinfam den Lehrplan 
und die Vrüfungsordnung für die Heersfachſchulen 
für Forſtwirtſchaft. 

(2) Der Reichsforſtmeiſter erläßt im Einverneb- 
men mit den Reichsminiftern de8 Innern und der 
Finanzen fowie mit dem Reichsminifter für Ernäh- 
rung und Landwirtſchaft die Ausbildungsvorichrif- 
ten, die Prüfungsordnung für Die Revierförfterprü- 
fung und die Übergange- und Durchführungsbeſtim— 
mungen. 

88 

Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver— 

kündung in Kraft. 


Der Reichsforſtmeiſter 
Göring 
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Erſte Berordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 


Vom 23. September 1939 


Auf Grund des $ 4 Abſatz 3 des Geſetzes über die 
Miedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit 
dem Deutichen Reid) vom 1. September 1939 (Reidy- 
gefeßbl. I ©. 1547) wird verordnet: 


sı 
Im Gebiet der biäherigen Freien Stadt Danzig 
treten am 1. Oftober 1939 in Kraft: 
1. die ReichBabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
Reichsgeſetzbl. IS. 161), dasſteueranpaſſungs⸗ 
geſetz vom 16. Oktober 1934 Reichsgeſetzbl. I 
S. 925) und das Steuerſäumnisgeſetz vom 


Berlin, 23. September 1939 


24. Dezember 1934 (Reichsgeſetzbl. I©. 1271) 
mit den fpäteren Änderungen; 


9, die Vorſchriften, die zur Durchführung der in 
Ziffer 1 bezeichneten Geſetze ergangen find, 


82 
(1) 8194 Abſatz 2, $$ 352a bis 352p und $ 430 
de8 Danziger Steuergrundgeſetzes bleiben bis auf 
weiteres noch in Kraft. 
(2) Im übrigen tritt dad Danziger Steuergrund- 
geſetz am 1. Oftober 1939 außer Kraft. 


Der Reihsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichöminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


— —— nn ner men mu 


Berordnung über die Berwahrung von Grundbuchunterlagen 
in der Ditmart, im Reichsgau Sudetenland, in den in die Länder? zreußen und Bayern eingegliederten Teilen 
der judetendentjchen Gebiete ſowie in den Gemeinden Jungholz und Mittelderg. 


Rom 25. September 1939. 


Auf Grund des Gefeges über die Miedervereinigung 
Sfterreich® mit dem Deutjchen Reich vom 13. März 
1938 (Reichsgefetbl. 1 ©. 237), des S 7 des Erlafjes 
des Führers und Reichskanzlers über die Verwaltung 
der fudetendeutfchen Gebiete vom 1. Oftober 1938 
Reichsgeſetzbl. I S.1331), des 8 5 des Geſetzes über 
die Gliederung der ſudetendeutſchen Gebiete vom 
25. März 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 &.745) und des 
8 7 der Verordnung Über Die Einführung de Reiche 
rechts in den Gemeinden Jungholz und Mittelberg 


Berlin, den 25. September 1939. 


vom 27. Mai 1939 (NReichsgefegbl. I S. 971) wird 
folgendes bejtimmt: 


Der Reichsminifter der Juſtiz fann über die 
Verwahrung und Herausgabe von Urkunden, die 
bei dem Grundbuchgericht eingereicht worden find, 
in Abweichung von den beftehenden Gejegen im 
Verwaltungswege Beltimmungen treffen, wenn 
dies aus Gründen der Öffentlichen Ordnung ge 
boten ift. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
De. Stuckart 





Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. 





— Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin, 
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Im Zeil I, Rr. 36, ausgegeben am 22. September 1939, find veröffentlicht: Verordnung über die Feſtſtellung eines Nadtrags 
zum Reichshaushalt für Das Rechnungsjahr 19539. — Belanntmachung über die Geltung der deutſch⸗ſchwediſchen 
Vereinbarung vom 1. Februar 1910 und der deutſch-luxemburgiſchen Vereinbarung vom 1. Auguſt 1909. 


Im Teil II, Wir. 37, ausgegeben am 26. September 1939, find veröffentlicht: Verordnung über die Speiferolle der Kauffahrtei— 
ichiffe. — Belanntmachung zu dem Zuſatzvertrag zum Freundſchaftsvertrag zwilchen dem Deutihen Reid und Ma ndichufuo. 








Anordnung des Minijterrats für Die Reichsverteidigung 
zur Durchführung der Berordnung*) iiber die Beitellung bon Keichsverteidigungstommiljaren. 


Bom 22. September 1939. 


I Volizeiführer, die Negierungspräfidenten, die 
(1) In dem Bereich eines jeden Reichsverteidigungs— Candesarbeitsamtspräfidenten und Die Reichs⸗ 
tommiſſars wird ein Verteidigungsausſchuß gebildet. treuhänder der Arbeit, deren Bezirke ganz oder 
Der Verteidigungsausſchuß bat die Aufgabe, den teilweife im Wehrfreis liegen; 
Reichsverteidigungskommiſſar zu beraten und ihn bei b) Eraft Berufung: deutfche Männer, die der Vor— 
der einheitlichen Steuerung der zivilen Reichsvertei— ſitzende des Minifterrats für die Reichsvertei— 
digung im Wehrfreis zu unterftüßen. digung beruft. 
(2) Dem Verteidigungsausihuß gehören an: Der Reichiverteidigungstommiffar fann aud) andere ' 
a) kraft Amtes: die Reichsſtatthalter (in der Oſt— Verfönlichfeiten zu den Beratungen zuziehen. 
mark die Landeshauptmänner), die Gauleiter, (3) Der Verteidigungsausihuß wird durd) den 


die Oberpräfidenten, die Minifterpräfidenten Reichsverteidigungstommiffar einberufen und tritt 
und Minifter der Länder, die höheren 44- und ! unter feinem Vorſitz zuſammen. 


) Vom 1. September 1939 GReichsgeſetzbl. 1 ©. 1565). 
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1938 


II 

(1) Der Reichsverteidigungsfommiffar trägt die 
Verantwortung für die einheitliche Steuerung ber 
zivilen Reichsverteidigung innerhalb feines Bereiche, 


(2) Der Vorfitende des Minifterrats für die Reiche: 
verteidigung kann auf gemeinfamen Vorjchlag des 
Stellvertreters des Führers und des Generalbevoll- 
mächtigten für die Neichöverwaltung für beftimmte 
Gebiete des Wehrkreiſes Beauftragte beftellen, die 
die Befugniffe des Neichsverteidigungstommiffars 
nach deſſen Weiſungen auszuüben Haben. 


(3) Die Beauftragten find den Reichsverteidigungs— 
fommifjaren nadhgeordnete Organe des Minifterrats 
für die Reichsverteidigung und haben den Weifungen 
des Vorfibenden des Minifterrats für die Reichs— 
berteidigung, de8 Stellvertreter& des Führers, der 
Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung 
und für die Wirtfhaft und der Oberften Reiche: 
behörden für deren Gefchäftsbereich Folge zu leiften. 

(4) Die Beauftragten üben die ihnen übertragenen 
Befugniffe des Neichsverteidigungstommiffars nur 
perjönlid aus. Eine Übertragung auf andere Der- 
ſonen oder Dienftftellen ift ausgeſchloſſen. 


Berlin, den 22. September 1939. 
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Weder die Beftellung der Reichsverteidigungs— 
fommifjare nod) der Beauftragten der Reichsvertei— 
digungsfommifjare darf zur Errichtung neuer Dienft- 
jtellen führen. Den Beauftragten der Reichsvertei— 
dDigungsfommiffare werden daher ebenſowenig wie 
den NReichöverteidigungsfommiffaren Bedienftete un- 
mittelbar zugeteilt. Die Beauftragten haben ihre 
Geſchäfte ausschließlich mit Hilfe des behördlichen 
Apparats der Dienftftellen zu führen, die der General- 
bevollmäcdhtigte für die Reichsverwaltung beftimmt. 


IV 
Ein unmittelbarer Gejchäftsverfehr zwijchen den 
Oberjten Neichsbehörden und den Beauftragten der 
Reichsverteidigungskommiſſare findet grundſätzlich 
nicht ſtatt. Der Geſchäftsverkehr erfolgt über den zu— 
ſtändigen Reichsverteidigungskommiſſar. 


V 


Die im Operationsgebiet auf der Grundlage voll— 
ziehender Gewalt getroffene Organifationsregelung 
wird durch die Beftellung von Beauftragten der Reichs— 


( verteidigungskomiffare nicht berührt. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für Die Neich3verteidigung 
Görina 
Generalfeldmarſchall 


Der Stellvertreter des Führers 
R. Heß 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 
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Dritte Verordnung zur Durchführung des Hebammengeſetzes. 
Vom 22. September 1939. 


Auf Grund des $25 des Hebammengeſetzes vom 
21. Dezember1938 (Reichsgeſetzbl. J ©. 1893) wird ver- 
ordnet: 

$1 

Mit Inkrafttreten diefer Verordnung werden die 
Reichsfachichaft deutjcher Hebammen, ihre Untergliede- 
rungen fowie alle fonftigen Vereinigungen von Heb- 
ammen, gleichgültig welche Rechtsform fie haben (rechts⸗ 
fähige Vereine, nicht eingetragene Vereine, Körper: 
schaften des öffentlichen Rechts ufw.), aufgelöft. Eine 
Liquidation findet nicht ftatt. Rechtsnachfolgerin der 
aufgelöften Vereinigungen ift die Reichshebammen- 


ichaft. 


82 
Die Reichſshebammenſchaft kann mit Genehmigung 
des Reichsminiſters des Innern und des Reichsmi- 
nifters der Finanzen eine Beitragsordnung erlaffen. 


Berlin, den 22. September 1939. 


Die Mitgliedsbeiträge finden ausſchließlich Verwendung 
im Sinne der Ziele der Reichshebammenſchaft. 


83 
Die Reichſshebammenſchaft kann bei Nichtbefolgung 
der von ihr ſatzungsgemäß gegebenen Anordnungen 
Ordnungsſtrafen bis zu fünfzig Reichsmark verhängen. 
Sie ift befugt, die Ordnungsftrafbefugnis auf die Unter- 
gliederungen zu übertragen. Die Verfahrensregelung 
bedarf der Zuftimmung des Reichsminiſters des Innern. 


84 
Rückſtändige Beiträge und Ordnungsſtrafen werden 
nach den Vorſchriften über die Beitreibung öffentlicher 
Abgaben beigetrieben. 


85 
Diefe Verordnung tritt am 1. Oktober 1939 in Kraft. 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


ae VS 


Berordnung zur Anderung der Beſtallungsordnung für Apotheter. 
Bom 25. September 1939. 


Auf Grund des $ 2 der Reichsapotheferordnung 
vom 18. April 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 457) wird 
verordnet: 

81 

Die gemäß 82 Ubi. 2 der Beitallungsordnung für 
Apotheker aufrechterhaltene Prüfungsordnung für 
Apotheker vom 8 Dezember1934 ( Neichsminifterialbl. 
S. 769) wird wie folgt geändert: 

86 Abi. 1 Buchit. a erhält folgende Faſſung: 

„a) das Reifezeugnis einer öffentlihen oder an- 
erkannten privaten höheren Schule in grund. 
ftändiger oder in Aufbauform, oder das Zeugnis 
iiber eine andere vom Reichsminiſter für Wiffen- 
ichaft, Erziehung und Volfsbildung als aleid)- 
wertig anerfannte Vorbildung. Das Neife- 
zeugnis einer entfprechenden Schule außerhalb 
des Deutfchen Reichs kann ausnahmsweiſe al3 


genügend erachtet werden ($ 48 Abi. 1). Br 
werber mit Reifezeugniffen, durch die Yatein- 
fenntniffe nicht nachgewiefen werden, haben 
fpäteftens bei der Anmeldung zur Vorprüfung 
den Nachweis zu führen, daß fie in der lateini- 
ſchen Sprache die Kenntniſſe befigen, die lehr- 
planmäßig in dev Oberjchule nad) einem drei— 
jährigen Oberjtufenunterricht im Lateinischen 
verlangt werden.” 


Im 817 Abi. 1 treten an die Stelle der Worte: 
„März“ und „I. Auguft“ die Worte: „10. Februar” 
und „LO. Juli” und 

im$17Nbj.2 an Stelle der Worte: „15. Februar” 
und „15. Juli” die Worte: „L.Februar“ und „1. Juli”, 

in den SS 33 und 34 treten an Die Stelle der 
Morte: „etwa 20 die Worte: „eine Anzahl“. 


II 
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$ 38 Abi. 2 erhält folgende Faſſung: 

„(2) Liegt die fo erhaltene Summe unter 27, jo 
wird ald Gejamtergebnis der Drüfung das Urteil 
»ſehr aut« erteilt, bei Summen von 27 bis ein 
ſchließlich 44 lautet das Urteil »qut«, bei Summen 
über 44 »genügend«.“ 
$ 39 erhält folgenden Abſ. 2; 

„(2) Drüflinge, die während der Drüfung bei 
der Benußung unerlaubter Hilfsmittel oder bei 
lonjtigen Täuſchungsverſuchen betroffen werden, 
jind von der Fortjeßung der Drüfuna bis zur fol- 
genden Drüfungsperiode auszufchließen. Der be- 
treffende Drüfungsabichnitt gilt ala nicht beſtanden.“ 


S 40 Abf. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
„Die Wiederholungsfrift beträgt mindeſtens zwei 
Monate”, 


$ 40 Abi. 3. Hinter Sat 1 ift einzuschalten: 
„Der Gebührenreft verfällt”. 


$S 40 Abj. 4. Hinter „Wiederholungsprüfung” ift 
einzujchalten: „nach Ab. 2 und 3”, 


$ 46 erhält folgende Faſſung: 


„F 46 

(1) Nach vollftändig beſtandener pharmazeutifcher 
Prüfung und möglihft im Anfchluß daran bat 
der Kandidat der Üharmazie vier Monate praktiſch 
an einem Ort mit nur einer Apotheke zu arbeiten, 
wo der Apothekenvorſtand ohne eine pharmazeutiiche 
Hilfskraft tätig ift. Während diefer Monate ftehen 
dem Kandidaten der Dharmazie, abgejehen von 
freier Wohnung und Verpflegung, feine weiteren 
Vergütungen zu. Diefe vier Monate jozialen Be- 
rufsdienftes fönnen in Abſchnitten von mindeftens 
einem Monat ganz oder teilmeife vor der pharma- 
zeutiſchen Drüfung inden Hochſchulferien abaeleiftet 
werden. Der Reichsminifter des Innern stellt all- 
jährlich ein Verzeichnis von Apotheken auf, Die 
hierfür in Frage kommen. Den Einſatz regelt Die 
Reichsapothekerkammer nady näheren Beftimmun- 
gen, die der Genehmigung des Neihaminifters des 
Innern bedürfen. 


Berlin, den 25. September 1938, 
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Nachweis hierüber bat er durch ein oder mehrere 
Zeugniſſe zu erbringen, die von den betreffenden 
Apothetenvorftänden ausgeftellt find und dem bei- 
gefügten Mufter 6 entiprechen. An diefen Zeug: 
niffen iſt zu bejcheinigen, daß der Studierende oder 
Kandidat der Dharmazie volles Verjtändnis für 
die Aufgaben und Bflichten des Apotheferberufs 
gezeigt bat. Die Dauer der Tätigkeit muß von 
dem zuftändigen Amtsarzt beitätigt fein.” 
$ 48 erhält folgenden Abſ. 2: 

„(2) Der Reichsminiſter des Innern kann im 
Benehmen mit der oberiten Landeabehörde in be- 


ſonders gelagerten Fällen auch Ausnahmen anderer 
Art gejtatten.” 


Im 849 werden die Worte: „vorbehaltlich des 
$ 50 Abſ. 1” geftrichen. 
8 50 wird aufgehoben. 


2 
83 Nr. 2 der Beitallungdordnung für Apotheker 
vom 8. Dftober 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1118) er: 
hält folgende Faſſung: 
„2. die Zeugniſſe über die Ableiftung des im 
$ 46 der Vrüfungsordnung für Apotheker 
vorgefchriebenen fozialen Berufsdienftes,”. 


83 
$ 4 der Beitallungsordnung für Apotheker erhält 
folgenden neuen Abſatz: 

„(4) Der Reihöminifter de Innern fann im Be 
nehmen mit der oberiten Yandesbehörde in bejon- 
ders gelagerten Füllen nad) Anhörung der Reichs— 
apotbeferfammer Ausnahmen von den Beftimmuns» 
gen des $2 und $3 Nrn. 1 bis 3 zulafjen.” 


84 
Die Verordnung tritt am 1. Oktober 1939 in Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


H5140-0919 


(2) In diefen vier Monaten hat der Studierende 
oder Kandidat der Dharmazie feine Kenntniffe und, 
Fähigkeiten zu vertiefen und fich fortzubilden. Den. 
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Mufter 6 
(Zu $ 46 Abſ. 2 der Prüfungsordnung) 


Zeugnis 


\% * * e 
\ über die Ableiftung des ſozialen Berufsdienjtes 
= DH... BER ——— — 
geboren am —— ü —— DE IE N N 
u, ma ke FE 3 SEHE Fe. 


in der von mic geleiteten Apotheke befchäftigt gewejen. 
(Folgen Angaben über die Art der Beschäftigung des[r] Kandidaten[in], über seinefihre] praktischen Kenntnisse 
und Fähigkeiten sowie eine Erklärung, ob er[sie] sich fortgebildet hat, und ob er[sie] volles Verständnis für die 


Aufgaben und Pflichten des Apothekerberufs gezeigt hat) 


VVVVVV— 
1 1 22 U 2 2 122 SEE EL DEE EEE En 
EEE ZI EIS EEE EZ ZZ ZZZZ ZZ ZZ ZZ, 


2c EEE TITTEN. 


Ein Anhaltspunkt dafür, daß * Kandidat die nationale oder ſittliche Zuverläſſigkeit oder infolge 


eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ar geiftigen oder körperlichen Kräfte oder wegen 


Sucht die für die Ausübung des Apotheferberufs erforderliche Eignung und Zuverläffigkeit fehlt, hat ſich 
nicht ergeben — bat fi) in folgender Beziehung ergeben: 


EEE OO UOEEUEU UOTE EURE TUT LLLLELLELLLLITEIIIITELTELLELLITIIIETIIENTE EN EN EI DENE EEE EN En Zn Zu En 2 IE 2 2 2 I 2 2 5 Zu 2 2 2 2 2 2 1 0 2 1 2 2 2 12 1 2 ES ELLE LESE EA DEE 


A BER TEE TE IB Mi N NEN 


—— 


(Unterſchrift des Apothekenvorſtandes) 


Die Dauer der Tätigkeit wird beſtätigt. 





‚ den .. — — 
(Stempel % a m ie a ea — 
des (Unterſchrift des Amtsarztes) 
Amtsarztes) 
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Verordnung 
über die Einführung der Beſtallungsordnung für Apotheter 
in der Dftmarf, 


Bom 25. September 1939, 


Auf Grund des Gefeßes über die Wiedervereinigung 
Öfterreichd mit dem Deutfchen Neid) vom 13. März 
1938 (Neichsgefebbl. I S. 237) wird folgendes ver- 
orönet: 

$1 


Die Beftallungsordnung für Apothefervom 8. Ofto- 
ber 1937 (NReichsgefeßbl. I ©. 1118) gilt auch in der 
Oftmarf. 

82 

Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep— 
tember 1939 in Kraft. Gleichzeitig tritt die phar— 
mazeutiſche Studien- und Prüfungsordnung vom 
18. Auguſt 1922 (BGBL. Nr. 625) in der Faſſung 
der Verordnung vom 30. August 1928( BGBl. Nr. 236) 
vorbehaltlich der im $ 3 vorgeiehenen Beftimmungen 
außer Kraft. 


83 

(1) Wer in der Oftmark das Studium der Phar— 
mazie vor dem 1. September 1939 begonnen hat, 
beendet die pharmazeutifche Ausbildung nach den bis— 
herigen öſterreichiſchen Beſtimmungen mit der Maß- 
gabe, daß der Nachweis der Ableiftung der zweiten 
ftrengen Vrüfung zum Antritt der vorgejchriebenen 
praftifchen Tätigkeit ausreicht. 


Berlin, den 25. September 1939. 


Der Reihsminifter de Innern 


(2) Nach Ablegung der praktifchen Brüfung (Afpi- 
vantenprüfung) wird die Beftallung ald Apotheker 
auf Antrag erteilt. 


84 
(1) Den Aſpiranten in der Oſtmart, die vor dem 
1. September 1939 ihre zweite ftrenge Prüfung ab- 
gelegt haben und hiernad) in Apotheken des Altreiche 
tätig gewefen find, wird diefe Zeit auf die nach den 
öfterreihifchen Beſtimmungen vorgeſchriebene praf- 
tiiche Tätigkeit angerechnet. 


(2) In diefen Fällen kann die zum Abſchluß der 
Ausbildung als Apotheker notwendige praktiſche Prü- 
fung fowohl vor einem Prüfungsausfhuß für die 
Vorprüfung im Altreich als auch vor einem Prü- 
fungsausſchuß für die praftifche Prüfung in der Oft- 
marf abgelegt werden. 


85 
Oberſte Landesbehörden im Sinne der Beſtallungs— 
ordnung für Apotheker ſind in der Oſtmark die Reichs⸗ 
ſtatthalter und bis zu deren Berufung die Landes— 
hauptmänner, für die Stadt Wien der Reichskom— 
miſſar für die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem 
Deutſchen Neid) — Verwaltung der Stadt Wien —. 


In Vertretung 
Pfundtner 


———— — —— — — —— — ZZ 


Verordnung 
über die Einführung der Beſtallungsordnung für Apotheker 
im Reichsſsgau Sudetenland. 


Bom 25. September 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs— 
kanzlers über die Verwaltung der fudetendeutfchen 
Gebiete vom 1.Oftober1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1331) 
wird verordnet: 

81 

Die Beſtallungsordnung für Apotheker vom 8. Of- 
tober 1937 (Neichsgefeßbl. I S. 1118) gilt auch im 
Neichsgau Sudetenland. 


82 

Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep— 
tember 1939 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Geſetz 
vom 18. Dezember 1906, betreffend die Regelung 
des Apothekenweſens (NGBI. Nr. 5/1907), ſoweit 
es Ausbildungs- und Prüfungsvorſchriften enthält, 
und die pharmazeutiſche Studien- und Prüfungsord- 
nung vom 16. Dezember 1889 (RODBI. Nr. 200), 
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vorbehaltlid) der im $ 3 vorgefehenen Beftimmungen, 
außer Kraft. 
3 
Studierende der Üharmazie aus dem Reichsgau 
Sudetenland, die ihr Studium vor dem 1. September 
1939 begonnen haben, beenden e8 nad) den im $ 2 


Berlin, den 25. September 1939, 


1943 


genannten Beitimmungen. Die Beltallung ala Apo- 
thefer wird ihnen auf Antrag erteilt, wenn fie den 
Nachweis der im $46 der Prüfungsordnung für 
Apothefer vom 8. Dezember 1934 (Reichsminiſterialbl. 
S. 769) vorgefchhriebenen praftiihen Tätigkeit er- 
bringen. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Vfundtner 


Berprdnung 
über Pfändung und Berpfändung bewirtichafteter landwirtichaftlicher Erzeugnijje. 
Bom 25. September 1939, 


Auf Grund des $36 der Verordnung über Die 
öffentliche Bewirtichaftung von landwirtjchaftlichen 
Erzeugniffen vom 27. Auguft 1939 (Neichögejegbl. I 
S. 1521) wird im Einvernehmen mit dem Reichs— 
minifter der Juſtiz folgendes verordnet: 

1. Die Beſchlagnahme (SS 21 ff. der Verordnung) 
fteht einer rechtsgeichäftlichen VBerpfändung oder einer 
im Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgenden Dfän- 
dung nicht entgegen. Die Verwertung verpfändeter 
oder gepfändeter Erzeugniffe fann nur nad) Maß 
gabe der Anordnungen und Weifungen der bewirt- 
Ichaftenden Stelle erfolgen. Erliſcht das Pfandrecht 
infolge einer den Anordnungen und Weifungen der 
bewirtichaftenden Stelle entfprechenden Maßnahme, 


Berlin, den 25. September 1939, 


jo tritt der Anſpruch auf den Erlös oder der Erlös 
an die Stelle de8 Pfandes. Der Erzeuger, der über 
die verpfändeten oder gepfändeten Erzeugniffe ent- 
Iprechend den Anordnungen oder Weifungen der be- 
wirtichaftenden Stelle verfügt, bat die Dflicht, dem 
Dfandgläubiger unverzüglid hiervon Mitteilung zu 
machen; entjprechendes gilt bei Verfügungen der Be- 
und Verarbeiter fowie der Verteiler. 


2. Der Pfändung im Wege der Zwangsvollſtrek— 
fung fteht die Vollziehung eines Arreftes oder einer 
einftweiligen Verfügung aleich. 


3. Nr. 1 gilt finngemäß, falle die Erzeugniffe zur 
Sicherung Übereignet worden find oder werden, 


Der Reihsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
In Vertretung 
9. Bade 





Verordnung zur Änderung des Gejebes zur Negelung 
der jjentlihen Sammlungen und jammlungsähnlichen Beranftaltungen (Sammlungagejeb)*). 


Bom 26. September 1939, 


Auf Grund gefeglicher Ermächtigung wird mit Zuftimmung des Generalbevollmächtigten für die Wirt- 
ichaft und des Oberfommandos der Wehrmacht folgendes verordnet: 


$ 14 des Geſetzes zur Regelung der Öffentlichen Sammlungen und fammlungsähnlichen Veranftaltungen 
(Sammlungsgefeg) vom 5. November 1934 (Meichögefegbl. I S. 1086) wird wie folgt geändert: 


*) Betrifft nicht Danzig. 





I 





| 





| 





III 


5140-0922 








1944 
1. 8 14 erhält folgenden Abfat 2: 
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NUN 


„2) Iſt eine Einziehung nicht möglidy oder nicht durchführbar, fo kann ein dem Wert des Ertrages 
entjprechender Geldbetrag für verfallen erflärt werden.” 


2, Der bisherige Abfat 2 wird Abſatz 3. 


Berlin, den 26. September 1939. 


Der Generalbevollmädtigte für die Neihsverwaltung 
Frick 





Bierte Berordnung 
zur Ausführung der Verordnung über Kündigungsſchutz jür Miet: und Pachträumer). 
Bom 26. Schtember 1939. 


Auf Grund des Artikels I der Verordnung über 
Kündigungsihus für Miet- und Vachträume vom 
28. Auguft 1937 GReichsgeſetzbl. I ©. 917) wird folgen» 
des verordnet: 


$1 

Über die jofortige Bejchwerde gemäß $ 4 Abſ. 5, $ 6 
Abſ. 1 und 2, $13 Abi. 3 des Mieterfchußgefeges ent- 
Iheidet während der Geltung der Verordnung über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfaffung 
und der Rechtspflege vom 1. September 1939 (Reichs— 
gejetbl. I ©. 1658) das Berufungsgericht. $ 11 der 
Verordnung gilt auch im Verfahren über die fofortige 
Beſchwerde. 


82 

(1) Rechtskräftige Entſcheidungen der Preisbehörden, 
die auf Grund der Verordnung über Maßnahmen der 
Preisbehörden bei Kündigungen von Miet- und Pacht— 
verbältniffen vom 19. April 1939 (Reichsgefetbl. 1 
S. 799 erlaſſen find, find auf Antrag für vollftredbar 
zu erklären. Das gleiche gilt für Vergleiche und Ver- 
pflichtungserklärungen des Vermieters, Die zu Pro— 
tofoll der Vreisbehörde genommen find. Beruht die 


Berlin, den 26. September 1939. 


Entjeheidung, der Vergleich oder die Verpflichtungs- 
erflärung auf einer Kündigung, die für einen nad) dem 
31. Auguft 1939 liegenden Zeitpunkt ausgeſprochen ift, 
jo ift dem Antrag nur ftattzugeben, wenn durch eine 
Befcheinigung der Vreisbehörde nachgewieſen ift, daß 
die Entjcheidung vor dem 7. September 1939 rechts: 
kräftig geworden ift oder wenn der Vergleich oder die 
Verpflichtungserklärung vor diefem Zeitpunft zu Pro— 
tofoll genommen ift; in diefen Fällen findet $ 8 Abſ. 1 
Sat 1 der Dritten Verordnung zur Ausführung der 
Verordnung über Kündigungsichus für Miet- und 
Dachträume vom 5. September 1939 (Reichögefehbl. I 
S. 1670) feine Anwendung. 


(2) Über den Antrag entjcheidet das Vollftrekungs- 
gericht (Antsgericht), in deifen Bezirk die Mieträume 
liegen. 

83 

836Abſ. 1 der Dritten Verordnung zur Ausführung 
der Verordnung über Kündigungsichuß für Miet- und 
Dachträume vom 5. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1670) gilt nicht, wenn fid) das Mietverhältnis auf 
Gejchäftsraum bezieht oder wenn einer der Familien» 
angehörigen Erbe des Mieters ift. 


Der Reichsminiſter der Juftiz 


In Vertretung 


Dr. Scylegelberger 


Der Neichsarbeitsminifter 


In Vertretung 
Dr. Syrup 


*) Betrifft nicht die Ditmart und den Reichsgau Sudetenland. 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Verordnung 
zur Ergänzung der Verordnung über die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit 
im Proteliorat Böhmen und Mähren, 


Vom 18. September 1939, 


Auf Grund des $ 32 der Verordnung über die Aus- | 2, An die Stelle des $ 15 Abf. 3 tritt folgende Be- 
übung der Strafgerichtsbarfeit im Droteftorat Böh- ftimmung: 
men und Mähren vom 14, April 1939 (Reichsgeſetzbl. I „g15a 
S.754) wird diefe Verordnung ergänzt, wie folgt: 


Someit auf Straftaten von Derfonen, die nicht 
1. Am $ 15 Abf. 2 treten an die Stelle der Worte deutiche Staatsangehörige find, Strafvorfchriften 
„Die fich aus dienftlihen Anlaß oder im Auftrag des Deutſchen Reichs zur Anwendung gelangen 
des Reichs im Vroteftorat aufhalten” die Worte ($ 15 diefer Verordnung, S6 Abi. 2 Nr. 1 der 
„die im Vroteftorat dienftlich tätig find“, Verordnung Über die deutfche Gerichtsbarkeit im 


MIA 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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Vroteftorat Böhmen und Mähren vom 14. April 
1939 — Reichsgeſetzbl. I ©. 752), find aud) die 
allgemeinen Vorfchriften des reichsdeutſchen Straf- 
rechts anzumenden.” 

3. Im $ 16 treten an die Stelle dev Worte „der im 
$ 15 Abſ. 1 und 2” die Worte „der in den SS 15 
und 15a”, 

4. Im 820 treten an die Stelle der Worte „gegen 
ein vechtsfräftiges Urteil eines Gerichts des Pro— 


teftorat3” die Worte „gegen ein rechtskräftiges 
im Vroteftorat Böhmen und Mähren vollitred: 
bares Urteil eines nichtdeutſchen Gerichts”. 


vr 


. Im $ 22 Abf. 1 treten an die Stelle der Worte 
„die Sicherheitsbehörden des Protektorats“ die 
Morte „die Sicherheitäbehörden, Staatdanwälte 
und Strafgerichte des Protektorats“ 


6. Am 8 23 hat der vierte Abſatz zu entfallen. 
Berlin, den 18. September 1939. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
” Dr. Gürtner 


Fünfte Berordnung zur Durchführung des Dſtmartgeſetzes. 
Som 19. September 1939. 


Auf Grund des $ 18 des Gejeßes über den Aufbau der Verwaltung in der Oftmarf (Oſtmarkgeſetz) vom 14. April 
1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 777) wird folgendes verordnet: 


Die im $ 12 Abſ. 1 der Erften Verordnung zur Durchführung des Oftmarkgejeges vom 10. Juni 1939 (Reichs- 
geſetzbl. I ©. 995) auf den 1. Dftober 1939 und die im $1 Abſ. 1 der Zweiten Durhführungsverordnung zum 
Oſtmarkgeſetz vom 8. Juli 1939 (rReichsgeſetzbl. I S. 1199) auf Ende September 1939 feftgefegten Friften werden 











bis zu einem vom Reichsminiſter des Innern zu beftimmenden Zeitpunkt verlängert. 


Berlin, den 19. September 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 





Siebzehute Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Reichsgau Sudetenland 
und in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen 


Bom 21, September 1939 


Auf Grund des Erlaffes des Führer und Reichs⸗ 
kanzlers über die Verwaltung der ſudetendeutſchen 
Gebiete vom 1. DOftober 1938 (Neichsgefegbl. I 
©. 1331) wird das folgende verordnet: 


81 
m Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder 
Preußen und Bayern eingegliederten fudetendeutjchen 
SebietSteilen wird das Bürgerftenergefet vom 20 No— 
vember 1937 (Neichtgefeßbl. IS. 1261) in der Faſſung 
de Erſten Gejeßes zur Anderung des Bürgerfieuer- 


geſetzes vom 31. Oftober 1938 (NReichsgejekbl. I 
©. 1543) mit Wirkung ab 1. Januar 1940 in Kraft 
gejeßt. 


82 
Die Vorſchriften des Bürgerſteuergeſetzes, die auf 
das vermögenſteuerpflichtige Vermögen im Sinn des 
Vermögenſteuergeſetzes oder auf das Iand- und forft- 
wirtichaftlie Vermögen, da8 Grundvermögen oder 
das Betriebivermögen im Sinn des Reichdbewer- 
tungsgejeßed Bezug nehmen, find bi8 auf weiteres 


al —LDVDMMVV 
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nicht anzumenden. Der Reichsminiſter der Finanzen 
beftimmt im Verwaltungsweg, von welchem Zeitpunft 
ab diefe Vorjchriften anzuwenden find. 


83 
(1) Für die Feſtſetzung der VBürgerfteuer des Ka— 
lenderjahre 1940 tritt, foweit als Befteuerungsgrund- 
lage das Einfommen des Kalenderjahr 1938 maß- 
gebend ift, an feine Stelle das Einfommen des Ka— 
lenderjahrs 1937, 


(2) Einfommen ift 


l. bei Steuerpflihtigen, die nad) den Vorfchriften 
des I. Hauptſtücks des Gejeßes über die direften 
Steuern zur Einfommenfteuer zu veranlagen 
waren, 

das tatfächlidy erzielte ſteuerpflichtige Ein- 
fommen im Sinn des I. Hauptſtücks des Ge- 
ſetzes über die direkten Steuern, da8 der 
Steuerpflichtige im Kalenderjahr 1937 be: 
zogen bat; 


Berlin, 21. September 1939 
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2. bei Steuerpflichtigen, die nach den Vorjchriften 
de I. Hauptſtücks des Gefetes über die 
direkten Steuern nicht zur Einkommenſteuer zu 
veranlagen waren und die im Kalenderjahr 
1937 nur fteuerabzugspflichtige Dienftbezüge 
oder folche Bezüge und daneben andere nicht 
fteuerabzugspflichtige Einkünfte bis zum Höchſt— 
betrag von 1000 Kronen bezogen haben, 

der Gejamtbetrag der rohen Dienftbezüge 

(Bruttobezüge), gefürzt um 4200 Kronen. 
Der Betrag, der fich nad) Siffer 1 oder 2 ergibt, ift 
nad) $ 1 Sat 2 der Verordnung über die Einführung 
der Reichsmarkwährung in den fudetendeutichen Ge- 
bietenvom10, Dftober 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1393) 
in Reichsmark umzurechnen und nad) Abrundung auf 
den nächjten durch 50 teilbaren Reichsmarfbetrag nach 
unten in die Stufen der Einfommenfteuertabelle ein- 
zuordnen. Maßgebend find die Mittelbeträge der Ein- 
fommenftufen. Der Abzug von 4200 Kronen gemäß 
Siffer 2 ift auch bei der Sufammenrechnung von Ein- 
fünften $ 6 Abſätze 2 und 3 des Bürgerſteuergeſetzes 
gemäß nur einmal vorzunehmen. 


in 


Der Reihsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


— — — — —— — — — —— —— — — — — 





Berordnung 
über den Zujammenjchluß der Forſt- und Holzwirtſchaft in der Reichsſtelle für Hol; 
und zur Durchführung der Verordnung über die Errichtung einer Reichsſtelle für Holz. 
Bom 25. Sehtember 1939, 


Auf Grund der $$1, 2, 5 und 6 des Geſetzes über 
die Marktordnung auf dem Gebiete der Forft- und 
Holzwirtichaft vom 16, Oktober 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1239) und der $$1, 2 und 7 der Verordnung über 
die Errichtung einer Reichsftelle für Hol vom 5. Sep- 
tember 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1677) wird verorönet: 


51 
Die auf Grund der Verordnung über den Zufammen- 


ſchluß der Forft- und Holzwirtfchaft vom 20. Oktober 
1936 (Reichsgefeßbl. 1 S.909) in der Faſſung der Ver— 


ordnung zur Ergänzung der Verordnung über den Zu— 
fammenjchluß der Forft- und Solzwirtfchaft vom 7. Juli 
1935 (Reichögefeßbl. 1 S.849) und der Unordnung Nr.3 
der Marktvereinigung der deutfchen Forft- und Holz— 
wirtichaft vom 14. Mai 1937 (Reichsminifterialbl. d. 
Forſtverwaltg. S. 159) bis zum 6. September 1939 in 
der Marktvereinigung der deutſchen Forft- und Holz- 
wirtſchaft zufammengefchloffenen Erzeuger-, Bearbeiter- 
und Verteilerbetriebe der Forſt- und Solzwirtjchaft 
werden mit Wirfung vom 6, September 1939 in der 
Reichsftelle für Holz zufammengefchloffen. 





IT 
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Die Pflicht der gemäß $1 zufammenzufchliefenden 
Betriebe zur Anmeldung ift durch die erfolgte Anmel- 
dung bei der Marktvereinigung der deutfchen Forft- und 
Holzwirtſchaft auch für die Neichsftelle für Holz als er- 
füllt anzufehen. Anmeldungen für die Folge binzu- 
tretender Betriebe haben bei den der Neichsftelle für 
Holz nachgeordneten zuftändigen Forſt- und HSolzwirt- 
ſchaftsämtern zu erfolgen. 


83 
Die auf Grund des $8 der Verordnung über den 
Zuſammenſchluß der Forſt- und SHolzwirtfchaft vom 
20. Oftober 196 errichteten Aufßenftellen der Markt- 
ordnungsbezixke find in die Forſt- und HSolzwirtfchafts- 
ämter einzugliedern. 


84 
Im übrigen findet die Verordnung über den Zu— 
ſammenſchluß der Forft- und Solzwirtichaft vom 20. Of- 
tober 1936 in der Fafjung der Verordnung vom 7. Juli 
1938 für den Zufammenjchluß der Forft- und Holz- 
wirtſchaft in der Reichsftelle für Holz finngemäße An- 
wendung. 


Berlin, den 25. September 1939. 
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Die Erhebung nod) fälliger und für die Folge fällig 
werdender Beiträge auf Grund der Beitragsordnung 
der Marktvereinigung der deutjchen Forft- und Holz- 
wirtjchaft für das Jahr 1939 vom 20, Juni 1939 
(Deutjcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr, 209) 
und der Ausgleich8-Beitragsordnung der Marftvereini- 
gung der deutjchen Forſt- und Holzwirtjchaft für die 
Erhebung von Ausgleichsbeiträgen im Jahre 1939 vom 


30. Mai 1939 (Deutfcher Reichsanz. u. Preuß. Staats» 


anz. Nr. 124) erfolgt mit gleicher Rechtswirkſamkeit 
durch Die Neichsitelle für Holz. Das gleiche gilt für die 
Gebührenordnung der Überwachungsitelle für Holz (V) 
vom 12, Januar 1936 (Deutſcher Reichsanz. u, Preuß. 
Staatsanz. Nr. 28) und der dazu ergangenen Nachträge 
vom 31. Dezember 1936 (Deutjcher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 3/1937), vom 7. Januar 1939 (Deut- 
ſcher Reichsanz. u. Dreuß. Staatsanz. Nr. 8) und vom 
17. März 1939 (Deutjcher Reichsanz. u. Dreuß. Staats- 
anz. Nr. 67). 
$6 

Die Verordnung tritt unter Berüdjichtigung der 
Rechtswirkſamkeit gemäß $1 mit dem Tage der Ver— 
fündung in Kraft. 


Der Neich3forftmeifter 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Parchmann 





Verordnung 
über die Aufhebung des Luftſchutz-Familienunterſtützungsgeſetzes. 


Bom 27. September 1939, 


Der Minifterrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


Das Geje über die Unterftüßung der Angehörigen der zu Ausbildungsveranftaltungen und Übungen des 
Luftſchutzes herangezogenen Luftichußdienftpflichtigen (Luftichug-Familienunterftügungsgejeß) vom 30. Juni 
1937 GReichsgeſetzbl. I S. 720) tritt mit Wirkung vom 1. Auguft 1939 außer Kraft. 


Berlin, den 27. September 1939. 


Der VBorfißende 
Des MinifterratS für die Reichsverteidigung 
Göring 


Öeneralfeldmarichall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichöverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 
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1949 


Berordnung 
über die Verlängerung der Verordnung iiber die Neuordnung und Abwidlung von Organijationen 
im Proteltorat Böhmen und Mähren. 


Vom 27. Sebtember 1939, 


Auf Grund des Artikels 13 des Erlafjes des Führers und Reichskanzlers über das Drotektorat Böhmen und 
Mähren vom 16. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 485) wird folgendes verordnet: 

$ 20 der Verordnung über die Neuordnung und Abwicklung von Organijationen im Drotektorat Böhmen und 
Mähren vom 13. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1012) wird dahin geändert, daß als Zeitpunkt des Auferkraft- 
treten3 der darin genannten Beftimmungen der 31. Oktober 1939 beftimmt wird, 


Berlin, den 27. September 1939. 


DerNeihsminifter des Innern 
Frick 





Zweite Verordnung über die Einführung 
der Reichſsausbildungsordnung für den höheren Dienjt in der allgemeinen und inneren Beriwaltung 
in der Dſtmark. 


Bom 27. September 1939, 


Auf Grund des Artikels II des Geſetzes über die 


Öfterreih vom 3. September 1938 (Reichsgeſetzbl. I 


Wiedervereinigung Ofterreich8 mit dem Deutſchen Reid) | S. 1146) wird wie folgt geändert: 


bom 13. März 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 237) wird 
folgendes verordnet: 

$5Abdf. 1 der Verordnung über die Einführung der 
Reichsausbildungsordnung für den höheren Dienft in 
der allgemeinen und inneren Verwaltung im Lande 


Berlin, den 27, September 1939. 


(1) Regierungäreferendaren, die nad) diejen 
Beftimmungen eingeftellt oder übernommen find 
und die große Staatsprüfung vor dem 1. Mai 
1940 ablegen, kann’ uſw. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 





Polizeiverordnung über Tanzluſtbarkeiten im Kriege. 
Bon 27. September 1939. 


Auf Grund der Verordnung über die Polizeiverord— 
nungen der Reichsminiſter vom 14. November 1938 
(Reichsgefebbl. I ©. 1582) wird folgendes verordnet: 


sı 

Öffentliche Tanzluftbarkeiten vor 19 Uhr find bis 
auf weiteres verboten. 

(1) Wer vorſätzlich oder Fahrläffig entgegen diefem 
Verbot eine öffentlihe Tanzluftbarfeit veranftaltet, 
wird mit Haft bis zu ſechs Wochen oder mit Geld- 
itrafe bis zu 150 Reichsmark beftraft. 


Berlin, den 27. September 1939. 


(2) Ebenſo wird beftraft, wer vorſätzlich oder fahr: 
läjfig an einer gemäß $1 verbotenen öffentlichen 
Tanzluftbarfeit teilnimmt. 


. 83 
Die Polizeiverordnung über das Verbot von Tanz— 
luftbarfeiten im Kriege vom 4, September 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1618) tritt außer Kraft. 
84 
Dieſe Polizeiverordnung tritt am 30. September 
1939 in Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
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Verordnung 
über die Vereinfachung des Berfahrens nad) $ 4 des Energiewiriſchaftsgeſetzes. 
Som 27. September 1959, 


Auf Grund gejeßlicher Ermächtigung wird im Ein- 
vernehmen mit dem Generalbevollmächtigten für die 
Reichsverwaltung und dem Oberfommando der Wehr- 
macht verordnet: 

si 

(1) Die Vorjchriften des $ 4 Abf. 2 des Energiewirt- 
ſchaftsgeſetzes vom 13, Dezember 1935 (NReichögefebl. I 
©. 1451) über die Friften für die Beanftandung und 
Unterfagung energiewirtichaftlicher Vorhaben und über 
das Unterfagungsverfahren werden bis auf weiteres 


Berlin, den 27. September 1939. 


außer Kraft gejeßt. Dies gilt auch für Friſten, die zur 
Zeit des Inkrafttretens diefer Verordnung bereits 
laufen. 

(2) Der Reichswirtſchaftsminiſter kann energiewirt- 
ichaftliche Vorhaben aud) ohne vorherige Beanftandung 
unterjagen. 


$2 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver- 
fündung in Kraft. 


Der Generalbevollmädtigte für die Wirtſchaft 
MWaltber Funk 





Zweite Berordnung 
zur Durchführung und Ergänzung des Reichsarbeitsdienſtverſorgungsgeſetzes. 
Bom 28, September 1939. 


Auf Grund des $ 184 Abſ. 2 des ReichSarbeitsdienft- 
verforgungsgejeßes in der Faffung der Belanntmachung 
vom 29, September 1938 (Neichögefeßbl. I ©. 1253) 
wird im Einvernehmen mit dem Oberlommando der 
Wehrmacht, dem Reichsminifter der Finanzen und dem 
Reichsarbeitsminifter verordnet: 


$1 
Die Renten für Arbeitsverwendungsunfähige (AVU— 


Renten) und alle Fürjorge- und Verforgungsbezüge, 
die fic) aus der AVU⸗Rente errechnen, werden bei An— 


Berlin, den 28. September 19839. 


derung des Wohnorts nicht neu feftgeftellt. Dies gilt 
nicht bei Anwendung des $112 Abf. 4, 5 und 6, des 
$ 115 Abf. 4 und 5 und des $ 118 des Neich3arbeits- 
dienftverforgungsgefeßes. 


g2 
Im $ 82 Abſ. 2 des Reichsarbeitsdienftverforgungs- 
gefeßes ift das Komma hinter dem Wort „gewährt“ 
durch einen Punkt zu erjegen und der nachfolgende 
Wortlaut zu ftreichen. 


Der Reichsminiſter des Innern 


In Vertretung 


Hierl 
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Verordnung 
über die Errichtung eines Neichspropagandanmts"in Danzig. 
Bon 28. September 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutjchen Reich 
vom 1. September 1939 (Reichsgefegbl. 1 ©. 1547) wird folgendes verordnet: 


81 


Für das Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig wird ein Reichspropagandaamt mit dem Sig in 


Danzig errichtet. 


2 


Der Reichsminifter für Volksaufllärung und Vropaganda wird ermächtigt, das Gebiet des Reichs— 
propagandaamt3 in Danzig neu abzugrenzen und demgemäß die Bezeihnung des Reichöpropagandaamts 


zu ändern 


Berlin, den 28. September 1939. 


Der Reichsminiſter 
für Volksaufklärung und Propaganda 


Dr. Goebbels 


Der Reichdminifter des Innern 
Frick 





Berordnung 
über die weitere Verlängerung der Friiten des Wechſel- und Scheckrechts. 
Vom 28. September 1939 


Auf Grund des $ 2 der Verordnung über die Ver— 
längerung der Friſten des Wechjel- und Scheckrechts 
vom 18. September 1939 (Reichsgefeßbl. 1 ©. 1849) 
wird im Einvernehmen mit dem Reichswirtſchafts— 
minifter verordnet: 

Friften für die Vornahme der zur Erhaltung der 
Nückariffsrechte erforderlichen Handlungen, die nach 


Berlin, den 28. September 1939. 


den Vorſchriften des Wechſel- und des Scheckgeſetzes 
in der Zeit vom 28. Auguſt 1939 bis zum 28. Sep» 
tember 1939 einjchließli abgelaufen wären, werden 
im Anjchluß an die im 851 der Verordnung vom 
18. September 1939 Reichsgeſetzbl. I ©. 1849) vor- 
gefehene Verlängerung um weitere dreißig Tage ver- 
längert. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 











III 





—L 


5140-0930 








1952 


Berichtigung 
Im 83 Abf. 2 der Verordnung über die öffentliche 
Bewirtichaftung von Brotaufftrichmitteln, Speife- 
zwiebeln und Gewürzen vom 7. September 1939 
(Reichsgefegbl. I ©. 1731) ift zwifchen den Worten 
„Pfeffer,“ und „Piment“ einzufügen „Paprika,“. 


Berlin, den 27. September 1939. 


Der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag 
Dr. Düring 
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Berichtigung 
In der Dritten Verordnung über die Übertragung 
von Aufgaben und Befugniffen des Reichsſtatthalters 
in Ofterreih (Oſterreichiſche Landesregierung) vom 
16. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1845) muß 
ed im $ 3 Abi. 1 Nr. 1 beißen: 
„Die Bakteriologiſch-Serologiſchen Unterfuchungs: 
anftalten in Wien, Graz, Innsbruck, Klagenfurt, 
Linz und Salzburg,”, | 


Berlin, den 29. September 1939. 


Der Reihsminifter des Innern 
Im Auftraa 
Dr. Sode 
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Verordnung zur Änderung des Reichsgeſetzes über das Kreditweſen. 
Bom 15. September 1939. 


Der Minifterrat für die NeichSverteidigung verordnet 
mit Geſetzeskraft: 


Artifell 


(1) Das Auffichtsamt für das Kreditweſen wird auf- 
gelöft. Seine Befugniffe gehen auf den Reichswirtſchafts⸗ 
minifter über. 


(2) Wo in Gejeßen, Verordnungen und fonftigen 
Nechts- oder Verwaltungsvorfchriften die Bezeichnung 
„Nufjichtsamt für das Kreditweien (Aufſichtsamt)“ 
oder „Aufſichtsamt“ gebraudt wird, tritt an deren 
Stelle jeweils „Reichswirtſchaftsminiſter“. 


Artifel2 


Der NReichslommiffar für das Kreditwejen erhält 
die Bezeichnung „Neichsauffichtsamt für das Kredit. 
weſen“. Wo in Geſetzen, Verordnungen und jonftigen 
Rechts. oder Verwaltungsvorfriften die Bezeichnung 
„der Reichskommiſſar für das Kreditweſen (Reich8- 
fommifjar)‘ oder „Reichskommiſſar“ gebraucht wird, 
tritt an deren Stelle jeweils „Reichsaufſichtsamt für 
das Kreditwefen (ReichSauffichtsamt)‘ oder „Reichs— 
aufſichtsamt“. 


Artikelß3 


Das Reichsgeſetz über das Kreditweſen vom 5. De— 
zember 1934 (NReichögefegbl. I ©. 1203) in der Faſſung 
der Geſetze vom 13. Dezember 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 1456) und vom 4. September 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1151) wird wie folgt geändert: 


1. Im $ 1 Ubf. 3 und 4 tritt an die Stelle von „Reichs— 
regierung” „Reichswirtichaftsminifter”. 


2, Im $2 wird der Beftimmung unter Buchft. d fol- 
gender Satzteil angefügt: 


„sofern nicht das Unternehmen überwiegend Bant: 
. geichäfte der im $1 bezeichneten Art betreibt,” 


3. $ 30 fällt fort. 
4. $ 31 fällt fort. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


5. $ 32 erhält folgende Faſſung: 


„s 32 


(1) Der Reichswirtichaftsminiiter hat außer den 
ihm in diefem Geſetz befonders zugemwiefenen Ge- 
ichäften die Aufgabe, für die Beachtung allgemein- 
wirtfchaftlicher Gejichtspunfte in der allgemeinen 
Kredit- und Bankpolitif und die Anpaffung der Ge- 
ichäfte der Kreditinftitute an die Bedürfnifje der Ge- 
jamtwirtjchaft zu forgen ſowie Mifftände, die im 
Kredit- und Bankweſen hervortreten, zu befeitigen. 
Er fann geeignete Maßnahmen einleiten, fobald ein 
Kreditinftitut in Schwierigkeiten gerät oder zu ge- 
raten droht. Er kann Grundfäße über die Geſchäfts— 
führung der Kreditinftitute aufjtellen. 


(2) Maßnahmen der im Abi. 1 bezeichneten Art, 
denen eine befondere Bedeutung zulommt, find im 
Einvernehmen mit dem Reichsminifter der Finanzen 
und dem Reichsbankdirekftorium fomwie im Benehmen 
mit dem Reichsaufſichtsamt zu treffen. 


(3) DerReihswirtichaftsminifter kann Richtlinien 
aufftellen, nad) denen das Reichsaufſichtsamt feine 
Geſchäfte zu führen hat.’ 


. $33 erhält folgende Faſſung: 


us 33 


(1) Sämtliche inländifchen Kreditinftitute und ihre 
Zweigſtellen fowie die Sweigftellen ausländifcher 
Kreditinstitute im Inland unterliegen der Aufficht des 
Neichsauffichtsamts. Es hat für die Durchführung 
diefes Geſetzes Sorge zu tragen. 


(2) Das Reichsaufſichtsamt für das Kreditwefen 
ft eine Reichsbehörde, die dem Reichswirtichafts- 
minifter unterftebt. Es hat jeinen Sitz in Berlin. 


(3) Der Leiter des NeichsauffichtSamts wird vom 
Führer und Reichskanzler auf Vorſchlag des Reichs— 
wirtſchaftsminiſters nach Anhörung des Präſidenten 
der Deutſchen Reichsbank ernannt; er führt die 
Amtsbezeichnung Präſident.“ 
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7. Dem 834 wird als Buchft. f folgende Vorfchrift 
angefügt: 

„) unbeichadet der allgemeinen reichsgeſetzlichen 
Vorſchriften Grundſaͤtze für die Revifionen und 
Richtlinien für den Inhalt der Revifionsberichte 
aufzuſtellen.“ 

8. $ 41 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 4 

Verfonen und Organe, deren ſich das Reichd- 
aufjichtsamt zur Erfüllung feiner Obliegenheiten 
bedient, find zur Verſchwiegenheit verpflichtet. Sie 
dürfen Gejchäfts- und Betriebsgeheimnifje, die fie 
beider Wahrnehmungibrer Obliegenheiten erfahren, 
nicht unbefugt verwerten. Dieje Pflicht wird durch 


Ausscheiden aus dem Dienft oder Beendigung der 
Tätigkeit nicht berührt.” 

9. $ 42 erhält folgende Faſſung: 

ns 42 
Die Koften des Reichsauffichtsamts find dem 

Reich von den Kreditinftituten zu erftatten. Die der 
Deuiſchen Reichsbank durd) die Bearbeitung der bei 
ihr nad) $20 einzureichenden Bilanzen und deren 
Veröffentlichung entftehenden Koften und Ausgaben 
find wie Koſten des Reichsaufſichtsamts zu erfeßen. 
Der Reihswirtfchaftsminifter ftellt im Einverneh- 
men mit dem NeichSminifter der Finanzen die für 
die Durchführung der Exrftattung erforderlichen 
Grundſätze auf und regelt das Verfahren.’ 


10. $ 43 Abſ. 3 fällt fort. 
11, * $ 44 fallen die Worte „der Reichsregierung,“ 
ort. 


12, Im $ 47 Abf. 2 fallen die Worte „das Aufſichtsamt 
oder’/ fort und die Worte „Die Reichsregierung‘‘ 
werden durch die Worte „Der NReichswirtichafts- 
miniſter“ erſetzt. 

13. $ 49 wird wie folgt geändert: 

a) Abſ. 1 Buchſt. a erhält folgende Faſſung: 
„a) auf dieAufforderung zur Auskunftserteilung 
gegenüber dem Reichsaufſichtsamt oder Or- 


Berlin, den 15. September 1939, 
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ganen und Verfonen, deren es fich zur Er- 
füllung feiner Obliegenheiten bedient, faljche 
Angaben macht;“. 
b) Im Abf.2 werden die Worte „der Reichsregierung‘ 
—* die Worte „des Reichswirtſchaftsminiſters“ 
erſetzt. 


14, ur $ 51 Abſ. 1 fallen der zweite und der dritte Sab 
ort. 


15. Dem $ 59 wird folgender Abſatz 2 angefügt: 


„(2) Der Reihswirtihaftsminifter ift ferner er- 
mächtigt, Aufgaben und Befugniffe, die ihm auf 
dem Gebiet des Bank- oder Sparkaſſenweſens auf 
Grund anderer gefetlicher Beftimmungen zuftehen, 
dem Neichsaufficht3amt zu übertragen. Die An- 
ordnung ift im Deutjchen Reichsanzeiger und Dreu- 
ßiſchen Staatsanzeiger bekanntzumachen.“ 


16. Der Reichswirtſchaftsminiſter erläßt die Maß— 
nahmen nach $$ 16, 17, 24, 28 und 29 im Einver- 
nehmen und die Maßnahmen nad) $$11, 12, 15 und 
26 im Benehmen mit dem Reichsbankdirektorium. 


Artikel 4 


(1) Über die beim Inkrafttreten dieſer Verordnung 
beim Auffihtsamt anhängigen Beſchwerden ($ 43 des 
im Artikel 3 genannten Reichsgeſetzes vom 5. Dezember 
1934) enticheidet der Neichöwirtichaftsminifter. 


(2) Der Reichsminifter der Finanzen erläßt im Ein- 
vernehmen mit dem Reichswirtihaftsminifter die zur 
Durchführung diefer Verordnung erforderlichen befol- 
dungs- und haushaltsrechtlichen Vorichriften. 


Artiteld5 


Der Reihswirtichaftsminifter wird ermächtigt, den 
Wortlaut des Reichögefetes über das Kreditwefen, wie 
er fich aus den Anderungen diefer Verordnung ſowie 
ven bisher zu feiner Anderung ergangenen Geſetzen er- 
gibt, unter fortlaufender Daragraphenfolge neu befannt- 
zumachen. 


Artitel6 
Die Verordnung tritt am 1. Oktober 1939 in Kraft. 


Der VBorfibende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 


Generalfeldinarichail 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtjchaft 
Malther Funk 


Der Neichdminifter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Bekanntmachung der neuen Faſſung des Neichägejebes über das Kreditweſen. 
Vom 25. September 1939. 


Auf Grund des Artikels 5 der Verordnung zur Anderung des Reichsgeſetzes Über das Kreditwejen vom 


Berlin, den 25. September 1939. 


15. September 1939 (rReichsgeſetzbl. IS. 193) mache id) hiermit den Wortlaut deö Geſetzes über das Kreditwefen 
in der vom 1. Oktober 1939 ab geltenden Faſſung befannt. 


Der Reihswirtihaftsminijter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Seſetz über das Kreditweſen. 
Bom 25. September 1939. 


I. Allgemeine Borjchriften 
81 
(1). Den Vorſchriften dieſes Geſetzes unterliegen 
alle Unternehmungen, die Bank- oder Sparfajjen- 
gefchäfte im Inland betreiben (Kreditinftitute). Bant- 
oder Sparfaffengejchäfte find insbefondere ſolche der 
nachitehend bezeichneten Art: 

a) die Annahme und Abgabe vonGeldbeträgen ohne 
Rückſicht darauf, ob Zinjen vergütet werden 
oder nicht; 

bj die Anſchaffung und Veräußerung von Wert- 
pabieren für andere; 

e) die Verwahrung und Verwaltung von Wert- 
papieren fiir andere (Depotgefchäft); 

d) die Übernahme von Haftungen und Garan- 
tien für Dritte, ſoweit diefe Geſchäfte nicht 
a — betrieben 
werden. 


(2) Zu den Kreditinftituten gehören aud) Giro— 
faffen, Giroverbände, Girozentralen und jonftige Ein- 
richtungen, weldye dem Abrechnungsverfehr dienen. 


(3) Der Reihswirtihaftsminifter fann andere Ar- 
ten von Gefchäften bezeichnen, durch deren Betrieb 
eine Unternehmung Kreditinftitut im Sinne dieſes 
Geſetzes wird. 

(4) Das Reihsauffichtsamt für dad Kreditwefen 
(Reichsauffihtsamt) enticheidet in Zweifelsfällen, ob 
eine Unternehmung als Kreditinftitut zu gelten hat. 
E3 kann mit Zuftimmung des Reichswirtſchafts— 
minifters Ausnahmen für Einzelfälle oder für be 
ftimmte Arten von Geſchäften zulaffen. Seine Ent- 
ſcheidung bindet die Gerichte und Verwaltungs: 
behörden. 

82 


(1) Die Vorſchriften diefes Geſetzes finden feine 
Anwendung auf 
a) die Deutſche Reichsbank, 
b) die Deutſche Golddisfontbanf, 
€) die Deutfche Reichspoft mit ihren Amtern und 
Amtsſtellen, 


d) die Unternehmen, die auf Grund der Gemein— 
nüßigfeitöverordnung (Siebenter Teil, Rapi- 
tel III der Verordnung des Reichdpräfidenten 
zur Sicherung von Wirtfchaft und Finanzen vom 
l. Dezember 1930 — Reichsgefegbl. I ©. 517, 
593) ald gemeinnügige Wohnungsunterneh- 
men oder ala Organ der ftaatlichen Wohnung?- 
politif anerfannt find, fofern nit das Un- 
ternehmen überwiegend Bankgeſchäfte der im 
$ 1 bezeichneten Art betreibt, 

die Unternehmungen, die das Dfandleihgemwerbe 
betreiben, 


private Baufparfaffen und Gejchäftsbetriebe, 
die dieſen gemäß $ 112 Abf. 2 des Geſetzes 
über die Beauffihtigung der privaten Verfiche- 
rungsunternehmungen und Bauſparkaſſen vom 
6. Juni 1931 GReichsgeſetzbl. I ©. 315) in der 
Faſſung des Gejebes vom 5. März 1937 (Neich3- 
geſetzbl. I ©. 269) und der Sweiten Durd) 
führungsverordnung zum Wftiengefeß vom 
19. November 1937 (Neich8gefetbl. I ©. 1300) 
aleichgeitellt find oder werden, ſowie öffentlich— 
rechtliche Bauſparkaſſen. 


(2) Für Unternehmungen der im Abſ. 1 Buchſt. d 
bis f bezeichneten Art gelten jedoch die Vorfehriften 
dieſes Geſetzes infoweit, als fie neben, dem ihnen 
eigentümlichen Geichäftsbetrieb Gefchäfte dev im $-1 
bezeichneten Art betreiben. In Sweifelsfällen ent- 
ſcheidet der Reichswirtſchaftsminiſter, ob für ſolche 
Unternehmungen die Vorſchriften dieſes Geſetzes zu 
gelten haben. 


e 


— 


f 


— 


II. Erlaubnis und Unterſagung 
83 
(1) Unternehmungen, welche Gejchäfte von Kredit- 
inftituten im Inland betreiben wollen, bedürfen Dazu 
der Erlaubnis. Für die Erteilung der Erlaubnis 
ift das Neichsauffihtsamt zuftändig. 
(2) Die Erlaubnis ift auch erforderlid) 
a) bei inländifchenKreditinftituten zumBetrieb von 
Sweigniederlaffungen, Depofitenfaffen, Agen- 
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turen, Annahme und Zablitellen jeder Art 
(Sweigftellen) im Inland oder Ausland, 

b) bei ausländischen KRreditinftituten zum Betrieb 
von Sweigitellen im Inland. 


Ss 4 
(1) Die Erlaubnis darf nur verfagt werden, 
a) wenn Die Gefchäftsleiter des Kreditinftituts 
oder die Leiter von Sweigitellen nicht ehrbar 
oder fachlich nicht genügend vorgebildet find 
oder Die für den Betrieb der Unternehmung 
oder des Betriebsteiles, den fie zu leiten haben, 
ſonſt noch erforderlichen Eigenjchaften und Er- 
fahrungen nicht befiten; 
wenn die Erlaubnis unter Berücfihtigung der 
örtliden und gefamtwirtichaftliden Bedürf- 
niffe nicht gerechtfertigt ericheint; 
c) wenn der Unternehmung die zum Geſchäfts— 
betrieb erforderlichen Mittel im Inland nicht 
zur Verfügung ftehen. 


(2) Zu den Gejchäftsleitern im Sinne des Abſ. 1 
Buchſt. a gehören insbefondere die Inhaber, die per- 
ſönlich haftenden Gejellichafter, die Gefchäftsführer 
und die VBorftandsmitglieder eines Kreditinftituts, 
die Sparfaffenleiter fowie die Nendanten und Rech— 
ner bei Genofienichaften. Zu den Gejchäftsleitern 
rechnen auch die Verwaltungsratsmitglieder eines 
Kreditinftituts, fofern fie die Befugniffe von Vor— 
tandsmitgliedern haben, 


h 


— 


85 

(1) Das Reichsaufſichtsamt kann die Erlaubnis 

zurücknehmen, 

a) wenn dev Geſchäftsbetrieb, auf den ſich die Er— 
laubnis bezieht, nicht innerhalb eines Jahres 
jeit dev Erteilung der Erlaubnis eröffnet wird; 

b) wenn dev Gejchäftäbetrieb ein Jahr lang nicht 
mehr ausgeibt worden ift. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 Buchft.b findet 

finngemäß Anwendung auf die bei dem Inkrafttre— 
ten dieſes Gefeßes beftehenden Kreditinftitute ($ 50). 


6 

(1) Das Reichsauffichtsamt kann die Fortführung 

des Gejchäftsbetriebes unterfagen, 

a) wenn die Erlaubnis durch unrichtige Angaben 
oder durch täufchende Handlungen erwirkt 
worden ift; 

b) wenn Tatfachen vorliegen, aus denen jid) er- 

gibt, daß Gejchäftsleiter der Unternehmung 

($ A Abf. 2) nicht die für ihre Tätigkeit erfor- 

derliche Zuverläffigfeit befißen; 

>) wenn das Kreditinftitut feine Gewähr für die 

Sicherheit der ihm anvertrauten Gelder oder 

Wertpapiere bietet oder wenn es wichtige all- 

gemeine Intereſſen verletzt. 

(2) Eine Unterſagung gemäß Abſ. 1 kann ſich auch 

auf einen Teil des Geſchäftsbetriebes ſowie auf ein— 
zelne Zweigſtellen beſchränken. 


& 
_ 


87 
(1) In dem Berfahren, das die Zurüdnahme der 
Erlaubnis oder die Unterfagung des Geſchäftsbetrie— 
bes zum Gegenftand hat, muß dad Reichsaufſichts— 
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amt dem Kreditinftitut Gelegenheit zur Außerung 
geben; in geeigneten Fällen kann e8 Friften zur Be- 
jeitigung von Mängeln feßen. 

(2) Wenn das Neichsauffichtsamt die Erlaubnis 
zurüdnimmt oder den Gefchäftsbetrieb unterfagt, jo 
kann e3 bejtimmen, daß feine Enticheidung wie ein 
Auflöfungsbejchluß wirkt. Für die Abwiclung der 
Geſchäfte kann e8 grumdfäßliche Anordnungen treffen, 
Es fann auch im Fall einer freiwilligen Liquida- 
tion Liquidatoren beftellen oder Liquidatoren ab- 
berufen. Liquidator kann auch eine juriftiiche Perſon 


ſein. 
III. Anzeigepflicht 
8 
(1) Die Kreditinftitute haben 
a) jeden Wechſel in der Verfon der Gejchäfts- 
leiter ($ 4 Abi. 2), 
b) Kapitalveränderungen, foweit fie in einem 
öffentlichen Negifter eingetragen werden müſſen, 
c) die Abficht der Vereinigung mit einem ande- 
ven Kreditinftitut ſowie die erfolgte llbernahme 
von dauernden Beteiligungen an foldhen, 
d) die Einftellung des Gefchäftsbetriebes fowie 
die Schließung von Smweigftellen 
dem Neichdauffichtsamt oder der von ihm beftimm- 
ten Stelle unverzüglich anzuzeigen. 
(2) Das Neichdauffihtsamt kann anordnen, daß 


ihm auch ein Wechſel in der Perfon der Leiter von 
Smweigitellen anzuzeigen ift. 


$9 

(1) Die Kreditinftitute haben Namen oder Firma 
derjenigen ihrer Kreditnehmer, deren Gefamtver- 
Ichuldung bei dem einzelnen Kreditinftitut im Laufe 
bon zwei Monaten eine Million Reichsmark über- 
fteigt, unter Aufgabe der am Ende de8 Berichts: 
monats in Anjprud) genommenen Kredite bi8 zum 
10, des folgenden Monats dem NReichsauffihtsamt 
anzuzeigen. Berichtsmonate find der Februar, April, 
Juni, Auguft, Oftober und Dezember. 

(2) Ergibt fich, daß ein Kreditnehmer bei mehre- 
ren Kreditinftituten Kredite in Anſpruch genommen 
hat, jo kann das Neichsauffichtsamt die beteiligten 
Kreditinftitute davon benachrichtigen. Diefe Benad)- 
rihtigung darf fich nur auf die Höhe der Gefamt- 
verſchuldung des Kreditnehmers und auf die Anzahl 
der Kreditinftitute erſtrecken, von deren Inanſpruch— 
nahme Durch den Kreditnehmer das Reichsaufſichts— 
amt Kenntnis erhalten bat. 

(3) DerReichswirtichaftsminifter kann Ausnahmen 
von den Vorjchriften des Abf. 1 zulafien. Er be. 
ſtimmt, was ala Gefamtverjchuldung im Sinne de8 
Abſ. 1 zu gelten hat. 


IV. Schuß der Bezeichnungen „Bank“ 
und „Sparkaſſe“ 

$ 10 
(1) Die Bezeichnungen „Bank“, „Bankier“ oder eine 
Dezeichnung, in der das Wort „Bank“ oder „Bankier“ 
borfommt, Dürfen in der Firma, als Zuſatz zur 
Firma, zur Bezeichnung des Geſchäftszweckes oder 

zu Werbezwecken nur führen: 
a) die bei dem Inkrafttreten dieſes Gefebes be- 


jtehenden Kreditinftitute, 
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b) diejenigen Unternehmungen, denen eine Er- 
| laubnis gemäß $3 Abf. 1 erteilt ift, 


c) diejenigen Unternehmungen, denen die Befug- 
nis zur Führung einer der obigen Bezeichnun- 
gen vom Reichsaufſichtsamt erteilt worden ift. 


Die Befugnis erlifcht, fobald infolge einer Zurück⸗ 
nahme der Erlaubnis, einer Unterſagung des Ge— 
ſchaͤftsbetriebes oder aus einem anderen Grunde der 
Betrieb von Bankgeſchäften eingeftellt ift. 


(2) Die Beichräntungen des Abj. 1 finden feine An- 
wendung auf die Deutſche Reichsbank und die Deutſche 
Golddiskontbanf. 


(3) Die Bezeichnung „Sparkaffe” oder eine Be- 
zeichnung, in der das Wort „Sparkaffe” enthalten 
Hy dürfen nur die Öffentlichen oder dem öffentlichen 

erfehr dienenden Spar- und Girokaſſen führen. 
Sie dürfen eine Bezeichnung der im Abf. 1 genann 
ten Art ohne Zuftimmung des Reichsaufſichtsamts 
nicht neu aufnehmen. 


(a) Die Vorſchrift des Abſ. 3 findet, ſoweit fie die 
Führung einer Bezeichnung betrifft, in der das Wort 
„Spartaffe” enthalten ift, feine Anwendung auf 
oͤffentlich⸗rechtliche und ſolche private Bauſparkaſſen, 
die dem Gefetz über die Beaufſichtigung der privaten 
Verſicherungsunternehmungen un Bauſparkaſſen 
vom 6. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. I ©. 315) unter- 
liegen, jowie auf eingetragene Ermwerb3- und Wirt: 
ichaftsgenoffenichaften, die einem Vrüfungsverband 
gemäß $54 des Genoſfenſchaftsgeſetzes in der Faſſung 
des Geſetzes vom 30. Oftober 1934 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1077) angehören. Sie dürfen aber eine Bezeich⸗ 
nung der im Abſ. 3 Sab 1 genannten Art mit Zu— 
ftimmung des Reichsaufſichtsamts führen. 


(5) Führt eine in einem öffentlichen Regiſter ein- 
getragene Unternehmung eine Firma oder einen Zu— 
fat zur Firma, deren Gebrauch nad) Abf. 1 oder 3 
unzuläffig ift, jo ift fie von dem Regiftergericht zur 
Unterlaffung des Gebrauchs der Firma oder des Su: 
fatzes durch Ordnungsftrafen bis zu 1000 Reichs— 
mark anzubalten. 

(6) Wird eine Firma oder ein Zufa zur Firma 
geführt, deren Gebraud nad) Abſ. 1 oder 3 unzu— 
läffig ift, fo kann das Negiftergericht die Firma von 
Amts wegen löſchen. $ 142 Abf.1 Satz 2, Abſ. 2, 


$ 143 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der | 


freiwilligen Gerichtsbarfeit finden entiprechend An— 
wendung. 

(7) Das Reichsaufſichtsamt enticheidet, ob der 
Gebrauch) einer Firma oder eines Zuſatzes zur Firma 
nad) Abf. 1 oder 3 zuläffig ift; e8 ift bevechtigt, An— 
träge zum Zwecke des Einſchreitens bei den Regiſter— 
gerichten zu ftellen und gegen Verfügungen, durd) 
Die iiber folche Anträge entfchieden wird, das Rechts— 
mittel dev Beſchwerde zu erheben. 


V. Vorſchriften für das Kreditgeihäft und die 
Liquidität 


8511 
(1) Die Geſamtverpflichtungen eines Kreditinſtituts 


aus 
a) Depofitengeldern, 
b) Spareinlagen, 
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follen abzüglid der liquiden Mittel im Sinne des 


banfdireftorium vom Reichswirtſchaftsminiſter zu be- 
ftimmendes Mehrfaches des haftenden Eigenfapital® 
nicht überfchreiten. 





c) KRontoforrentguthaben der Rundichaft, 

d) feitens der Kundſchaft bei Dritten benupten 
Krediten, 

e) Noftroverpflidtungen, 

f) der Annahme gezogener Wechjel und der Aus- 
ftellung eigener u; gezogener Wechfel (foweit 
diefe Wechfel fich im Verkehr befinden) 


$ 16 Abf. 1 und 2 ein im Benehmen mit dem Reichs— 


(2) Als Haftendes Eigenfapital eines Kreditinſtituts 

iſt anzuſehen 

a) bei Einzelkaufleuten oder Perſonengeſ ellichaften 
ohne eigene Rechtsperfönlichkeit (insbeſondere 
offenen Handelsgeſellſchaften und Kommandit— 
Beten) das Geſchäftskapital nad) Abzug 

ex entitandenen Verlufte oder Wertminderun 
gen fowie der Entnahmen der Inhaber und 
der diefen gewährten Kredite. Nachgewieſenes 
freies Vermögen des oder der unbeſchränkt 
haftenden Inhaber kann berückſichtigt werden; 

b) bei Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaf— 
ten auf Aftien und Geſellſchaften mit beſchränk— 
ter Haftung das eingezahlte Kapital zuzüglich 
der ausgewiefenen Referven, jedoch) abzüglid) 
entjtandener Verlufte; 

c) beieingetragenen Genoſſenſchaften die Geſchäfts⸗ 
guthaben und ausgewiefenen Nejerven zuzüg- 
lich eines Zufchlages, welder der Haftjummen- 
verpflichtung der Genoſſen Rechnung trägt, 
jedoch abzüglich entftandener Verlufte; 

d) bei Kreditinftituten des öffentlichen Rechts das 
Dotationdkapital und die ausgewiejenen Re— 
ferven, jedody abzüglich) entſtandener Verlufte. 

(3) Als Reſerven im Sinne des Abi. 2 gelten nicht 

außerordeatliche Referven, ftille Referven, Delfredere- 
referven und Rücdftellungen jeder Art. 

(4) Mafgebend für die Bemefjung des haftenden 

Eigenfapitald im Sinne des Abf. 2 ift die letzte für 





den Schluß eines Gefhäftsjahrs feitgeftellte Bilanz. 


6) Der Reichswirtſchaftsminiſter ift ermächtigt, 
im Benehmen mit dem Neichebankdirektorium 


a) die Einbeziehung von unter Abj. 1 Buchſt. e 
fallenden Verbindlichkeiten auszuschließen ſo— 
wie die Einbeziehung von Verbindlichkeiten aus 
der Übernahme von Bürgſchaften oder ande- 
ven Saftungen mit Einfchluß dev ndofjament®- 
verhflihtungen in Die Gefamtverpflihtungen 
(Abſ. 1) zu beitimmen, 

b) da8 Verhältnis der Gefamtverpflidtungen 

(Abſ. 1) zu Dem haftenden Eigenkapital (Abſ. 2) 

für einzelne Kreditinftitute oder Arten oder 

Gruppen von Kreditinſtituten verſchieden zu 

bemeſſen; die Geſamtverpflichtungen (Abſ. 1) 

abzüglid) der liquiden Mittel im Sinne des $ 16 

Abf. 1 und 2 dürfen jedoch bei allen Kredit: 

inftituten das Fünffache des haftenden Eigen 

fapitald erreichen, 

bei Rreditinftituten des öffentlichen Rechts, für 

welche öffentlich-rechtliche Gewährträger haften, 
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Beltimmungen zu treffen, inwieweit dieje Haf- 
tung an die Stelle des haftenden Eigentapitals 
treten Fann. 
812 
(1) Die von einem Kreditinftitut an denfelben 
Kreditnehmer gewährten Kredite follen einen vom 
Reihswirtichaftsminifter im Benehmen mit dem 
Reichsbankdirektorium zu beftimmenden Hundertfat 
de8 haftenden Eigenfapitals ($ 11 Abſ. 2) nicht über- 
ſchreiten. 


(2) Kredite, welche die feſtgeſetzte Grenze überſteigen, 
bedürfen unbefchadet der Rechtswirkſamkeit des Kre- 
ditgeſchäfts der Zuftimmung fämtlicher Gefchäfts- 
leiter ($ 4 Abſ. 2). Solche Kredite find dem Reichs— 
aufjichtsamt anzuzeigen. 


(3) Als Kredite find anzufehen alle Arten von 
Krediten mit Einfchluß von Wechjelfrediten, Bürg— 
haften und fonftigen Haftungen zu Laften des Kre- 
ditinftitut3; maßgebend find die Kreditbeträge. Als 
Kredite gelten ferner Beteiligungen des Kreditiniti- 
tuts an der Unternehmung des Kreditnehmers; maf- 
gebend find die Bilanzwerte der Beteiligungen. Zu— 
gunften des Kreditinftituts beftehende Sicherheiten 
jowie Guthaben de8 Kreditnehmer bei dem Kredit- 
inftitut bleiben außer Betracht. Als ein und derfelbe 
Kreditnehmer gelten außer dem Kreditnehmer felbit 
die von ihm abhängigen Unternehmungen, die Unter- 
nehinungen, von denen derKreditnehmer abhängt, ſämt— 
liche demfelbenKonzern angehörendenlinternehmungen 
und bei Derjonengefellichaften ohne eigene Rechts— 
perſönlichkeit die Geſellſchaft und ihre Gefellichafter. 


(4) Die Vorſchriften der Abf. 1 bis 3 finden feine 
Anwendung auf Kredite, die an das Reich und die 
Länder gewährt oder von diefen verbürgt oder von 
diefen fonft gefichert find. 

$13 

Bei Einväumung von ungededten Krediten, die in 
der Gejamtjumme einen Betrag von 5000 Reichs— 
mark bei einem Kreditnehmer überfchreiten, ift das 
Kreditinftitut verpflichtet, von dem Kreditnehmer die 
Offenlegung feiner wirtichaftlichen Verhältniffe oder 
die Einficht in feine Bilanzen zu verlangen. Das 
Reichsaufſichtsamt kann allgemein oder im Einzelfall 
eine von dem im Sat 1 genannten Betrag abwei- 
chende Grenze feitießen. 

514 

(1) Geſchäftsleitern ($ 4 Abſ. 2), Mitgliedern des 
Auffichtsratd oder des Verwaltungsrat eines Kre—⸗ 
ditinſtituts ſowie allen bei einem Kreditinſtitut täti— 
gen Beamten und Angeſtellten dürfen Kredite nur 
auf Grund eines einſtimmigen Beſchluſſes ſämtlicher 
Geſchäftsleiter und nur mit ausdrücklicher Zuſtim— 
mung des Aufſichtsrats oder des Verwaltungsrats 
gewährt werden. Ebenſo dürfen Kredite an Ge— 
ſchäftsleiter, Mitglieder des Aufſichtsrats oder des 
Verwaltungsrats ſowie Beamte und Angeſtellte einer 
abhängigen oder herrſchenden Unternehmung nur 
auf Grund eines einſtimmigen Beſchluſſes ſämtlicher 
Geſchäftsleiter und nur mit ausdrücklicher Zuſtim— 
mung des Aufſichtsrats oder des Verwaltungsrats 
der herrſchenden Unternehmung gewährt werden. 
Die Zuſtimmung kann für gewiſſe Kreditgeſchäfte 
oder Arten von Kreditgeſchäften im voraus, jedoch 
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nicht für länger al8 drei Monate erteilt werden. Der 
Beſchluß, durch den die Zuftimmung erteilt wird, 
bat aud) Beftimmungen über die Verzinfung und 
Rüdzahlung der Kredite zu enthalten. Der Gewäh- 
tung eines Kredits fteht die Geftattung aller Ent 
nahmen gleich), die über die einem Gejchäftsleiter oder 
einem Mitglied des Auffichtsrats oder des Verwal- 
tungsrats zuftehenden Vergütungen hinausgehen, in®- 
befondere auch die Geftattung von Vorſchüſſen auf 
Vergütungen. 

(2) Kredite und Vorſchüſſe an Beamte und An- 
geftellte, die ein Monatsgehalt nicht überjteigen, fal- 
len nicht unter die Vorſchriften des Abſ. 1. 


(3) Die Vorfchriften des Abf. 1 gelten auch für 
Kredite an den Ehegatten oder an ein minderjähri- 
ges Kind eines Gejchäftsleiters, eines Mitgliedes des 
Auffichtsrats oder des Verwaltungsrats ſowie eines 
Beamten oder Angeftellten; fie gelten ferner für Kre- 
dite an einen Dritten, der für Rechnung einer dieſer 
Perſonen handelt. 

(4) Gehört einer kreditnehmenden Unternehmung 
ein Gejchäftsleiter des freditgewährenden Kreditinfti- 
tuts als Geſchäftsleiter oder Mitglied eines Organs 
an, jo bedarf die Gewährung von Krediten des ein- 
ſtimmigen Befchluffes ſämtlicher Gejchäftsleiter und 
der ausdrüdlichen Zuftimmung des Auffichtärats 
oder des Verwaltungsrats. Entjprechendes gilt, wenn 
dem Freditgewährenden Kreditinftitut ein Geſchäfts— 
leiter der Freditnehmenden Unternehmung als Ge 
Ihäftsleiter oder Mitglied eines Organs angehört. 

(5) Wird entgegen den Vorfehriften der Abf. 1 
bis 4 Kredit gewährt, fo ift dev Kredit ohne Rüd- 
ficht auf entgegenftehende Vereinbarungen fofort zu: 
rückzuzahlen, e8 fei denn, daß die zur Gewährung 
des Kredits erforderlichen Bejchlüffe nachträglich ge- 
faßt werden. 

(6) Die Mitglieder des Vorftandes und die Ge- 
ſchäftsführer find zum Erſatz verpflichtet, wenn fie 
entgegen den Vorjchriften der Abſ. 1 bis 4 Kredit 
gewähren. Die Mitglieder des Auffichtsrats oder 
de8 Verwaltungsrats find zum Erſatz verpflichtet, 
wenn mit ihrem Wiſſen und ohne ihr Einjchreiten 
entgegen den Vorfchriften der Abſ. 1 bis 4 Kredit 
gewährt wird. Der Erſatzanſpruch fann auch von 
den Gläubigern des Kreditinftituts, ſoweit fie don 
diefem ihre Befriedigung nicht erlangen können, gel: 
tend gemacht werden. Die Exrfabpflicht wird ihnen 
gegenüber weder durch einen Verzicht des Kredit- 
inſtituts noch dadurch aufgehoben, daß die Handlung 
auf einem Beſchluß des oberjten Organs (General- 
verfammlung, Gefellichafterverfammlung und der- 
gleichen) beruht. Die Ansprüche auf Grund dieſer Bor- 
Ichriften verjähren in fünf Jahren, 

(7) Sofern die Kredite an die in den Abf. 1 und 3 
genannten Perſonen die Höhe eines Jahresbezugs 
überjteigen, ift dies unverzüglich dem Neichsauffichts- 
amt anzuzeigen; handelt e8 ſich um Kredite im Sinne 
des Abſ. 3, jo find die TJahresbezüge des bei dem 
Kreditinftitut befchäftigten Ehegatten oder Eltern- 
teild maßgebend. Der Reichswirtſchaftsminiſter ift 
ermächtigt, für Kreditinftitute und Gruppen von 
Kreditinitituten Hiervon Abweichungen zuzulafien. 

(8) Der —— iſt ermächtigt, 
Vorſchriften zu erlaſſen, welche die Aufnahme von 
Krediten für Effektengeſchäfte durch Geſchäftsleiter 
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fowie Beamte und Angeftellte von Kreditinftituten 
regeln. Die Vorfchriften berühren die Rechtswirk— 
ſamkeit der Kreditgefchäfte nicht. 


815 


(1) Anteile am Gefchäftsergebnig, die Gejchäfts- 
leitern eines Kreditinftituts ($ 4 Abſ. 2), ſoweit fie 
nicht Inhaber, Gefellichafter einer offenen Handels— 
gejellichaft oder perſönlich haftende Geſellſchafter 
einer Kommanditgeſellſchaft find, jowie Leitern von 
Smweigitellen zuftehen, dürfen dem Berechtigten jeweils 
nicht voll ausgezahlt werden. Ein vom Neichöwirt- 
Ihaftsminifter im Benehmen mit dem Reichsbank— 
direktorium feftgejeßter Hundertjat des Anteils eines 
jeden Berechtigten ift einzubehalten; er kann auf 
Wunſch des Berechtigten in mündelfideren Werten 
angelegt werden. Der einzubehaltende Hundertjat 
ſoll nicht mehr als die Hälfte des dem Berechtigten 
zufallenden Anteils betragen. 


(2) Die einbehaltenen Beträge jowie die Werte, 
in denen fie angelegt find, haften dem Kreditinftitut 
für alle Erſatzanſprüche gegen den Berechtigten; fie 
dürfen den Berechtigten exit nach ihrem Ausſcheiden 
und exit, nachdem ihnen Entlaftung erteilt worden ift, 
frübeftens jedoch nach Ablauf eines Jahres nad) dem 
Ausicheiden, freigegeben werden. 


$ 16 

(1) Die Kreditinftitute haben eine Barrejerve zu 
halten, die aus dem Kaffenbeitand ſowie den Gut- 
baben bei der Reichsbank und den deutjchen Poſtſcheck— 
ämtern aebildet wird. Die Barrejferve muß min- 
deftens einen vom Reichswirtſchaftsminiſter im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsbankdirektorium feitzu- 
ſetzenden Hundertfat der Verpflichtungen gemäß S 11 
Abſ. 1 Buchit.a,c,d,eund f ausmacden. Der Hundert- 
lat fann für die einzelnen Arten oder Gruppen von 
Kreditinftituten verichieden bemefjen, darf jedoch in 
feinem Fall auf mehr ala 10 vom Hundert feſtgeſetzt 
werden. Der Reihswirtichaftsminifter kann im Ein- 
vernehmen mit dem NReichsbankdireftorium zulafjen, 
daß unter F11Abſ. 1 Buchft. e fallende Verpflichtungen 
bei der Berechnung außer Anfat gelaffen werden, 


(2) Ferner haben die Kreditinftitute einen vom 
Reihswirtichaftsminifter im Einvernehmen mit dem 
Reichsbankdirektorium feſtzuſetzenden Hundertjat 
ihrer Verpflichtungen gemäß 8 11 Abſ. 1 Buchſt. a, 
c, d, e und f in Handelswechjeln, die innerhalb von 
90 Tagen fällig find, und in Wertpapieren zu unter: 
halten, welche nad) dem Bankgeſetz von der Reichs— 
bank zum Lombardverfehr zugelaffen find oder zu- 
gelaffen werden können. Der Hundertſatz fann für 
die einzelnen Arten oder Gruppen von Kreditinftituten 
verfchieden bemefjen, darf jedoch in feinem Fall auf 
mehr als 30 vom Hundert feftgejeßt werden. Der 
Reichswirtichaftsminifter kann im Einvernehmen mit 
dem NReichsbankdirektorium zulafjen, daß unter $ 11 
Abſ. 1 Buchſt. e fallende Verpflichtungen bei der Be 
rechnung außer Anſatz gelaffen und daß aud) andere 
als im Sat 1 genannte Anlagen in den Hundertſatz 
einbezogen werden, 


(3) Der Reihswirtichaftsminifter kann im Einver- 
nehmen mit dem Reichsbankdirektorium beftimmen, 
daß die Worfchriften der Abſ. 1 und 2 auf einzelne 


1959 


Arten von Kreditinftituten ganz oder teilweife feine 


Anwendung finden; er kann für diefe Fälle Sonder: 
vorſchriften erlaſſen. 


$17 

(1) Der Belik eines Kreditinftituts an Aktien, 
Kuren und Bergwerksanteilen, mit Ausnahme der 
dauernden Beteiligungen, ſowie an nicht zum Handel 
an deutſchen Börſen zugelafienen Schuldverſchreibun— 
gen ſoll einen vom Reichswirtſchaftsminiſter im Ein— 
vernehmen mit dem Reichsbankdirektorium feſtzu— 
ſetzenden Hundertfaß der Verpflidtungen gemäß S 11 
Abi. 1 Buchſt. a, c, d, e und f nicht überjchreiten, 
unbejchadet der für einzelne Arten von Kreditinftituten 
geltenden befonderen Vorjchriften, die den Erwerb 
der genannten Werte unterfagen oder weiter ein- 
ſchränken. Der Hundertiaß fann für die einzelnen 
Arten oder Gruppen von Rreditinitituten verichieden 
bemefjen, joll jedoch in feinem Fall auf weniger als 
> dom Hundert fejtgejeßt werden. Der Reichswirt— 
Ihaftsminifter kann im Einvernehmen mit dem 
Reichsbankdirektorium beftimmen, daß die Vorſchrift 
ded Sabes 1 auf bejtimmte Arten von zum Handel an 
deutichen Börſen nicht zugelaflenen Schuldverſchrei— 
bungen feine Anwendung findet. 


(2) Die Anlagen eines Kreditinftituts in Grund: 
jtücken, Gebäuden und dauernden Beteiligungen jollen, 
nach den in die Bilanz eingejeßten Beträgen berechnet, 
insgefamt den Betrag des Eigenkapital des Kredit 
inftituts ($ 11 Abf, 2) nicht überfchreiten. 

s 18 

Das Reichsauffichtsamt kann anordnen, daß von 
Rreditinftituten, bei denen die auf Grund der SS 11, 
12, 16 und 17 feftgefeßten Grenzen nicht innegehalten 
find, Ausfchüttungen von Gewinnanteilen auf das 
Srund- oder Stammkapital, die Geſchäftsguthaben 
und dergleichen über einen von ibm feſtzuſetzenden 
Sab hinaus nicht vorgenommen werden dürfen. 
Einer ſolchen Anordnung widerſprechende Beſchlüſſe 
ſind inſoweit nichtig. 


$ 19 


Das Reichsauffichtsamt kann auf Antrag zulaflen, 
daß Kreditinftitute vorübergehend von den Vor— 
ichriften der $$ 11, 12, 16 und 17 abweichen. 


VI Einreichung von Bilanzen 
820 
(1) Dem Reichsbankdirektorium haben einzureichen: 


a) die als Einzelfirmen, offene Handelögefellichaf- 
ten oder Rommanditgefellichaften betriebenen 
Kreditinititute: 

1. die Jahresbilanz nebit Gewinn- und Ver— 
luftrechnung unverzüglich nach ihrer Fertig— 
ftellung, 

2, eine Nobbilanz nad) dem Stande vom 
30, Juni fpätejtens am legten Tage des auf 
den Abſchlußtag folgenden Monats; 


b) Kreditinititute, die in dev Form von Aktien— 
geſellſchaften, KRommanditgefellichaften auf 
Aktien, Gefellichaften mit befchränfter Haftung 
oder Genoſſenſchaften oder in der Form von 
öffentlich-rechtlichen Anftituten betrieben wer: 
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den und deren Bilanzjumme eine Million 

Reichsmark nicht überichreitet: 

1. ihre Jahresbilanz nebft Gewinn. und Ver: 
luſtrechnung innerhalb einer Woche nad) 
ihrer Genehmigung durch die dazu be- 
rufenen Stellen, 

2. ihre Rohbilanz nad) dem Stande vom 
30, uni jpäteftens am letten Tage des auf 
den Abichlußtag folgenden Monats; 


ce) die öffentlicdy-rechtlichen und die auf privatem 

Recht beruhenden Sparfaflen: 

1. die Jahresbilanz nebjt Gewinn- und Ber- 
[uftrehnung innerhalb einer Wode nad) 
ihrer Genehmigung durd) die dazu be- 
rufenen Stellen, 

. Monatsausweife für die Monate Januar 
bis Dezember bis zum achten Tage des auf 
den Abichlußtag folgenden Monats; 

d) alle übrigen KRreditinftitute: 

1. die Jahresbilan; nebft Gewinn. und Ber- 
[uftrechnung innerhalb einer Woche nad) 
ihrer Genehmigung durch die dazu be 
rufenen Stellen, 

2. Monatsausweife für die Monate Januar 
bis November bis zum fünfzehnten Tage 
des auf den Abichlußtag folgenden Monats. 


(2) Die gemäß Abf. 1 einzureichenden Bilanzen 
und Monatsausweife find mit Ausnahme der Ernie 
bilanzen nad) näherer Vorjchrift des Reichswirt— 
ichaftäminifters aufzugliedern. 


(3) Das Reichsbankdirektorium ift berechtigt, An- 
ordnungen über die ftatiftiichen Veröffentlihungen 
der gemäß Abſ. 1 einzureichenden Bilanzen und 
Monatdausweife zu treffen. Die Bilanzen der ala 
Einzelfirmen, offene Handelsgefellfchaften oder Kom— 
manditgefellichaften betriebenen Kreditinftitute dürfen 
einzeln nicht veröffentlicht werden. 


(4) Die Kreditinftitute Haben ferner die Bilanzen 
und Monatsausweile nad) näheren Vorſchriften des 
Reichsbankdirektoriums zu erläutern und ihm die 
dazu weiter geforderten Auskünfte zu geben. Die den 
Sparkaſſen und den Kreditgenoſſenſchaften obliegende 
Verpflichtung zur Austunftserteilung befteht auf An- 
fordern des Neichsbankdireftoriums aud) für den 
Revifionsverband, dem die zur Auskunft verpflichtete 
Sparkaſſe oder Kreditgenoſſenſchaft angehört. 

(5) Dem Reichsauffihtsamt find auf Erfuchen die 
Bilanzen nebft Gewinn- und Verluftrechnungen ſowie 
die Erläuterungen und Auskünfte vom Reichsbank— 
Direktorium zur Verfügung zu stellen. 


ID 


Ss 21 
Das Reichsauffichtsamt kann im Einvernehmen 
mit dem Reichsbankdirektorium Kreditinftitute bon 
den Vorichriften des $ 20 ganz oder teilweife befreien. 


VII. Sparverfehr 
& 22 
(1) Spareinlagen find Geldeinlagen auf Konten, 
die nicht den Zwecken des Zahlungsverfehrs, jondern 
der Anlage dienen und als folche, insbefondere durch 
Ausfertigung von Sparbüdern, gekennzeichnet find. 
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(2) Auszahlungen auf Spareinlagen dürfen nur 
gegen Vorlegung des Sparbuchs bewirkt werden; bei 
voller Rüdzahlung der Einlage ift da8 Sparbud) zu- 
rüdzufordern. 


(3) Über Spareinlagen darf durd) Überweifung 
nicht verfügt werden; eine Einlöfung von Schecks zu 
Laſten von Spareinlagen ift unbeſchadet der Rechts— 
wirffamfeit de8 Scheds und des Einlöſungsgeſchäfts 
unzuläffig. 

(4) Die Ausgabe von Sparbüchern ohneentjprechende 
Einlage ift unzuläffig. Ein Kreditinftitut darf Be— 
träge, die e8 exft im Kreditwege zur Verfügung ftellt, 
nicht auf Sparbud) qutbringen. 

(5) In dem Sparbuch ift an auffallender Stelle der 
Zinsfas, zu dem die Spareinlage verzinft wird, erficht- 
lich zu machen, Anderungen des Zinsſatzes find an 
diefer Stelle bei der nächiten Vorlegung des Spar- 
buch8 unter Angabe des Tages, von dem an fie gelten, 
zu vermerfen. 

$ 23 

(1) Im Spargejchäft dürfen Gelder zu anderen als 
den für Spareinlagen feftgefeßten Zinsfäten ($ 36) 
wicht angenommen werden. 


(2) Die Verzinfung von Spareinlagen beginnt bei 
Einzahlung bis zum 15. eines Monats mit dem 1. de3 
nächiten Monats, bei Einzahlung in der zweiten Hälfte 
eines Monats mit dem 15. des nächften Monats. Die 
Verzinfung läuft bis zum Tage dev Rüdzahlung. 

(3) Rüczahlungen von Spareinlagen dürfen ohne 
Kündigung nur bis zum VBetrage von 1000 Reiche- 
mark für jedes Sparbud) im Monat geleiftet werden. 
Zur Rücdzahlung höherer Beträge bedarf es der KRün- 
digung. Die Kündigungsfrift beträgt drei Monate. 
Etwa vor Fälligkeit geleiftete Zahlungen find ala 
Vorfchüſſe zu behandeln und ala ſolche zu verzinſen. 

(4) Das Reichsaufſichtsamt iſt ermächtigt, den im 
Abf. 3 genannten Betrag von 1000 Reichsmark und 
die dafelbft vorgefehene Kündigungsfriſt insbefondere 
bei außergewöhnlichen Notftänden im Einvernehmen 
mit dem Reichswirtichaftsminifter zu ändern; die An— 
ordnung fann auf einzelne Bezirke beſchränkt werden. 


524 
(1) Die Spareinlagen find bejonders anzulegen. 
(2) Der Reichswirtſchaftsminiſter erläßt im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsbankdirektorium Anord— 
nungen über die Anlage der Spareinlagen; dabei iſt 
Vorforge für die Sicherheit und Ciquidität in dem 
erforderlichen Umfange zu treffen. 


8 25 
Kreditinftitute, welche Spareinlagen annehmen, 
find verpflichtet, das Spargeſchäft (Spareinlagen und 
die zu ihrer Dedung beftimmten Anlagen) In der 
Buchführung von dem übrigen Geſchäft getrennt zu 
führen fowie in den Monatsausweiſen, in den Jahres: 
bilanzen und in den Gewinn und Verluſtrechnungen 
gefondert auszumeilen; im den Jahresabſchlüſſen 
müffen ſämtliche Koſten des Spargeſchäfts erfichtlic) 
gemacht werden. 
$ 26 


Der Reichswirtſchaftsminiſter kann im Benehmen 


mit dem Reichsbankdirektorium in Abweichung bon 
den Vorfchriften dev SS 24 und 25 Sondervorſchriften 
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für einzelne Gruppen von Kreditinftituten erlaflen; 


er kann auf Antrag zulaffen, daß ein Kueditinftitut 
de 


vorlibergehend von den auf Grund des $ 24 erlaffenen 
Anordnungen abweicht. 
S 27 


(1) Wertfparkaffen, d. h. befondere, von dem Unter: 
nehmer eines wirtichaftlichen Betriebes getroffene 
Spareinrichtungen, von denen auf Grund einer ali- 


gemeinen Regelung (Geſchäftsplan) Spareinlagen der 


Arbeitnehmer des Betriebes aufgenommen werden und 
aus denen der Vetriebsunternehmer ala folder ver- 
pflichtet ift, find bis zum 31. Dezember 1940 aufzu- 
löfen. Die Auflöfung ift dem Reichsaufſichtsamt an- 
zuzeigen. 

(2) Das Reichsauffichtsamt entjcheidet in Zweifels- 
fällen, ob eine Spareintichtung als Werkſparkaſſe 
zu gelten hat; ſeine Entſcheidung bindet die Gerichte 
und Verwaltungsbehörden. 


VIII Unbarer Zahlungsverkehr 
Ss 28 

(1) Der Reichswirtſchaftsminiſter ift im Einver- 
nehmen mit dem Reichsbankdirektorium ermächtigt, 
Vorschriften zur Negelung des unbaren Sablungs- 

verfehrs zu erlaſſen, insbejondere 
a) zwifchen den Mitgliedern der dem unbaren 
Zahlungsverkehr dienenden Verbände und jon- 
ftigen Einrichtungen (4. B. Girozentralen, ge- 
noſſenſchaftliche Zentralfaffen und die ihnen 
angeichloffenen Kreditinftitute und dergleichen), 
b) zwiichen werjchiedenen Kreditinftituten und 
zwiſchen den Hauptniederlaffungen und Zweig⸗ 
ſtellen derſelben Kreditinſtitute untereinander. 


(2) In den Vorſchriften kann beſtimmt werden, in⸗ 
wiewen der unbare Zahlungsverkehr nur über die 
Reichsbank, die bei der Neihsbanf errichteten Ab- 
vechnungsftellen oder die Poſtſcheckämter bewirkt 
werden darf. Für diefen Zweck Eönnen Banfbezirke 
gebildet werden. 

(3) Der Reichswirtſchaftsminiſter kann im Einver- 
nehmen mit dem Neichsbankdireftorium bejtimmen, 
daß im unbaren Zahlungsverkehr befondere Gebühren 
zu erheben find, und die Höhe dev Gebühren feitjeßen. 
Die Gebühren follen für alle Kreditinftitute nad) ein- 
heitlichen Grundſätzen feitgefeht werden. 


& 29 

(1) Die Neufhaffung von Einrichtungen, die dem 
unbaren Zahlungsverkehr dienen, bedarf der Erlaub- 
wis durch das Reichsaufſichtsamt. 
(2) Der Reihswirtichaftsminifter kann im Einver- 
nehmen mit dem Neichsbanfdireftorium die Aufrecht— 
erhaltung von Einrichtungen der im Abſ. 1 bezeich- 
neten Art unterfagen, auch joweit die Einrichtungen 
bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits beftchen, 
und Anordnungen über die Abwicklung treffen. 


IX. Die Aufficht 
$ 30 
(1) Der Reichswirtichaftsminifter hat außer den 
ihm in diefem Geſetz bejonders zugewiejenen Geichäf- 
ten die Aufgabe, für die Beachtung allgemeinwirt- 
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ichaftlicher Gefichtspunkte in der allgemeinen Kredit- 
und Bankfpolitif und die Anpaſſung der Geſchäfte der 
Kreditinftitute an die Vedürfniffe dev Geſamtwirt— 
ichaft zu forgen jowie Mißftände, die im Kredit umd 
Bankweſen hervortreten, zu bejeitigen. Er kann ge 
eignete Maßnahmen einleiten, fobald ein Kreditinftitut 
in Schwierigkeiten gerät oder zu geraten droht. Ei 
kann Grundiäte über die Gefchäftsführung der Kredit. 
inftitute aufitellen. | 

(2) Maßnahmen der im Ab. 1 bezeichneten Art, 
denen eine befondere Bedeutung zufommt, find im 
Einvernehmen mit dem Neichsminifter der Finanzen 
und dem Reichsbankdireftorium jowie im Benehmen 
mit dem Reichsauffichtsamt zu treffen. 

(3) Der Reichswirtſchaftsminiſter fann Richtlinien 
aufftellen, nad) denen dad Reichsaufſichtsamt jeine 
Geſchäfte zu führen hat. 

$ 31 

(1) Sämtliche inländifchen Kreditinftitute und ihre 
Smeigftellen jowie die Zweigſtellen ausländiſcher 
Kreditinſtitule im Inland unterliegen der Aufſicht 
des Reichsaufſichtsamts. Es hat für die Durchführung 
dieſes Geſetzes Sorge zu tragen, 

(2) Das Neihsauffichtsamt für das Kreditweſen 
ift eine Reichsbehörde, die dem Reichswirtſchafts— 
minifter unterfteht. Es hat feinen Sit in Berlin. 

(3) Der Leiter des Reichsaufſichtsamts wird vom 
Führer und Neichsfanzler auf Vorſchlag des Neiche- 
wirtfchaftsminijters nach Anhörung des Dräfidenten 
der Deuiſchen Reichsbank ernannt; er führt die Amts— 
bezeihnung Präſident. 

$ 32 
Das Reichsaufſichtsamt iſt befugt, 
a) von den der Beauffihtigung unterliegenden 
Kreditinftituten jederzeit die Einreichung von 
Bilanzen ſowie von Gewinn und Verluſtrech— 
nungen auch für zurüdliegende Stichtage zu 
verlangen, ferner von ihnen, ihren Inhabern 
und ihren Organen Auskünfte über alleGeſchäfts— 
angelegenheiten zu fordern, die Bücher und 
Scwiften der Kreditinftitute einzufeben, über- 
haupt alle Prüfungen vorzunehmen oder vor— 
nehmen zu laffen, die es zur Erfüllung dev ihm 
obliegenden Aufgaben für erforderlih hält; 
iiber feine Wahrnehmungen fann e8 den Organen 
der Kreditinftitute wie auch deren einzelnen 
Mitgliedern und, falls die Kreditinftitute Der 
befonderen Aufficht einer Behörde unterjteben, 
den Auffihtsbehörden Mitteilungen maden; 
an den Generalverfammlungen, den jonftigen 
Mitgliederverfammlungen und den Situngen 
der Organe der Kreditinftitute teilzunehmen 
und in ihnen das Wort zu ergreifen; es fann 
fich bei dev Wahrnehmung diefer Befugniſſe 
vertreten laſſen; 
die Einberufung von Generalverfammlungen 
und fonftigen Mitgliederverfammlungen, die 
Anberauinung von Situngen der Berwaltungs- 
und Auffichtorgane ſowie die Ankündigung 
von Gegenftänden zur Beſchlußfaſſung zu ver- 
langen; 
von allen Unternehmungen und Derfonen, Die 
ihren Wohnſitz, Sit oder den Ort der Leitung 
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im Inland haben, auch wenn diefe Unter- 
nehmungen und Perjonen nicht das Kredit— 
gewerbe betreiben, Angaben über den Stand 
ihrer Jahlungsverpflichtungen und Zahlungs- 
anfprüche gegenlInternehmungen und Perfonen, 
die ihren Wohnſitz, Sit oder den Ort der 
Peitung im Sinne der Devifengefebgebung im 
Ausland haben, zu fordern; 

im Falle dringender Gefahr zur Erfüllung der 
were der Beauffichtigung einftweilige An- 
orönungen zu treffen; 

unbeichadet der allgemeinen reichsgeſetzlichen 
Vorichriften Grundſätze für die Nevifionen 
und Richtlinien für den Inhalt der Reviſions— 
berichte aufzuftellen. 


$ 33 

(1) Unternehmungen, die den An- und Verkauf 
von Wertpapieren für andere ($ 1 Abf. 1 Buchſt. b) 
oder das Depotgefchäft (31 Abſ. 1 Buchſt. c) betreiben, 
unterliegen einer regelmäßigen Prüfung diefer Ge⸗ 
ſchäfte. 

(2) Das Reichsaufſichtsamt beſtimmt Art und Um— 
fang der Drüfung. Der Depotprüfer wird vom Reichs— 
anflichtsamt oder in feinem Auftrage von anderen 
Stellen beitellt. 
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834 
(1) Das Reichsaufſichtsamt kann ſich zur Durch— 
führung ſeiner Aufgaben geeigneter Prüfungsorgane 
bedienen, im Einvernehmen mit dem Reichsbank— 
direftorium und durch deffen Vermittlung auch der 
Dienftitellen der Reichsbank. 


(2) Das Neichsauffichtsamt fann die ihm nad) 
dieſem Geſetz zuftehenden Befugniffe mit Zuftimmung 
des Reichswirtichaftsminifters ganz oder teilweife auf 
andere Stellen übertragen. Dieje haben fi) nad) 
den ihnen vom Reichsaufſichtsamt erteilten Weifungen 
zu richten und find ihm für die ordnungsmäßige Aus. 
übung der übertragenen Befugniffe verantwortlid). 


$ 35 

Die Koften, die durch die Prüfung eines Kredit- 
inftituts, duch die Beſtellung eines Liquidators 
oder eine auf Grund des $ 32 Buchft. e erfolgte Be- 
ftellung einer Auffihtsperfon erwacjen, find von 
dem Kreditinftitut dem Neich zu erftatten und auf 
Verlangen des Reichsaufſichtsamts vorzufchießen. 
Sie werden wie Reichöfteuern von den Finanzämtern 
zugunften der Reichskaſſe eingezogen. 


$ 36 

Das Reichdauffichtsamt kann Mehrheitsbeſchlüſſe 
der Spitenverbände der Kreditinftitute über Die 
Geichäftsbedingungen — insbefondere über Die Sins: 
und Vrovifionsfäge — und über den Wettbewerb 
für allgemein verbindlich erklären. Das Reichsauf— 
ſichtsamt kann feine Erklärung widerrufen, Falls 
ein Mehrheitsbeſchluß unter den Spitzenverbänden 
der Kreditinſtitute innerhalb einer vom Reichsauf— 
fichtsamt zu feßenden Friſt nicht zuftande kommt, 
wegfällt oder nicht die Zuftimmung des Reichsauf— 
ſichtsamts findet, fann das Neichsauffihtsamt im 
Einvernehmen mit dem NReichsbankdireftorium ent- 
sprechende Beſtimmungen für die Rreditinftitute und 
deren Spitenverbände jelbft exrlaffen. 
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Alle Behörden haben dem Reichsaufſichtsamt und 
feinen Organen zur Erfüllung feiner Obliegenheiten 


8 37 


Hilfe zu leiften. 
Ss 38 
Die mit dev Beſchwerde anfechtbaren Entjcheidun- 
gen und fonftigen Verfügungen des Reichsaufſichts— 
amts find mit Gründen zu verjehen und zuzuftellen. 
Sie werden mit der Zuftellung wirkfam. 


S 39 
Verfonen und Organe, deren ſich das Reichsauf— 
ſichtsamt zur Erfüllung feiner Obliegenheiten bedient, 
find zur Verfchiwiegenheit verpflichtet, Sie dürfen 
Gefchäfts- und Betriebsgeheimniffe, die fie bei der 
Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten Are nicht 
unbefugt verwerten. Dieje Pflicht wird durch Aus— 
ſcheiden aus dem Dienft oder Beendigung der Tätig- 
feit nicht berührt. 
S 40 
Die Koften des Reichsauffichtsamts find dem 
Reich von den Kreditinftituten zu erftatten. Die der 
Deutſchen Reichsbank durch die Bearbeitung dev bei 
ihr nad) 5 20 einzureichenden Bilanzen und deren 
Veröffentlihung entjtehenden Koften und Ausgaben 
find wie Roften des Reichsaufſichtsamts zu erſetzen. 


Der Reichswirtſ —— ſtellt im Einvernehmen 


mit dem Reichsminiſter der Finanzen die für die 
Durchführung der Erſtattung erforderlichen Grund— 
ſätze auf und regelt das Verfahren. 


841 

(1) Gegen die Entſcheidungen und Anordnungen 
des NReichsauffihtsamts aus S 1 Abf. 4, $$ 4, 5, 6,7 
Abi. 2 Sat 1, $$ 10, 27 Abf. 2, $ 29 Abf. 1, 88 43 
und 44 iſt Bejchwerde an den Reichswirtſchafts— 
miniſter zuläſſig. Die Beſchwerde hat aufſchiebende 
Wirkung; jedoch kann das Reichsaufſichtsamt im 
Falle der Unterſagung der Fortführung des Geſchäfts— 
betriebes ($ 6) anderes beſtimmen, wenn nad) feinem 
pflihtmäßigen Ermeſſen Gefahr im Verzuge ift. 
Alle übrigen Entſcheidungen und Anordnungen des 
Reichdauffichtsamts find endaültig. 


(2) Die Bejchwerde ift innerhalb eined Monats 
nach zuftelung der angefochtenen Entfcheidung oder 
Anordnung an das Reichsaufſichtsamt oder den Reiche. 
wirtfchaftsminifter einzureichen. 


$ 42 
Wegen eines Schadens, der durch im Rahmen 
dieſes Gefetes von dem Reichswirtſchaftsminiſter 


oder Reichsauffichtsamt getroffene Maßnahmen ent- 
fteht, wird eine Entſchädigung nicht gewährt. 


X. Swangsmittel und Strafen 


$ 43 


(1) Das Reichsaufſichtsamt kann die Befolgung 
der Verfügungen, die e8 innerhalb feiner geſetzlichen 
Berugniffe trifft, durch Zwangsmittel (Erzwingung®- 
ftrafen in Geld und unmittelbarer Zwang) durd) 
ſetzen. Die Swangsmittel können gegen natürliche 
Perſonen und gegen juriftifche Perſonen des priva- 
ten und öffentlichen Rechts ſowie gegen Perſonen— 
vereinigungen verhängt werden. Sie fünnen wie— 








Nr. 192 — Tag der Ausgabe: 30. September 1939 


derholt feftgefeßt werden, bis der Verfügung ent- 
fprochen ift. Die einzelne Erzwingungsftrafe darf 
100 000 Reichsmark nicht überſteigen. Der Unter 
nehmer haftet als Gejamtjchuldner für Erzwingungs- 
jtrafen, die gegen feiner Unternehmung angehörende 
Verjonen feitgefett find, wenn die Haftung in der 
Strafverfügung ausgefprochen ift. Unmittelbarer 
Zwang darf nur angewendet werden, wenn die Ver— 
fügung fonft nicht durchſetzbar erſcheint oder Gefahr 
im Verzuge ift. 


(2) Bevor da8 Swangsmittel verfügt wird, muß 
es dem Verpflichteten mit Sebung einer angemeffe- 
nen Friſt angedroht werden. Die Androhung ſoll 
schriftlich geichehen und eine Rechtömittelbelehrung ent- 
halten. Die Androhung ift nicht erforderlich, wenn 
Gefahr im Verzuge ift. 


(3) Gegen die Androhung des Swangsmittels iſt 
binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Reichs— 
wirtfchaftsminifter zuläffig. Das gleiche gilt für Die 
Feſtſehung des Zwaͤngsmittels, fofern nicht bereits 
gegen die Androhung Beſchwerde eingelegt it. Die 
Beichwerde gegen die Androhung erftveckt ſich auf 
die Feſtſetzung des Zwangsmittels. Sie hat auf 
ichiebende Wirkung, es fei denn, daß nad) pflicht- 
mäßigem Ermeffen des Neichsauffichtsamts Gefahr 
im Verzuge ift. 


(4) Wird nad) der Feſtſetzung des Swangsmittels 
der Verfügung entfprochen, fo ift die Beitreibung 
nicht mehr zuläflig. 


g 44 


(1) Das Reichsauffihtsamt kann gegen die Ge— 
ichäftsleiter ($ 4 Abf. 2) oder deren geſetzliche Ver— 
treten, gegen Verwaltungs oder Auflichtsorgane 
einer Unternehmung jowie gegen juriſtiſche Perſo— 
nen des privaten oder öffentlichen Nechts oder gegen 
die Leiter nicht vechtsfähiger Vereinigungen bei vor- 
fätzlichen oder fahrläffigen Verjtößen gegen die Vor— 
\chriften dieſes Geſetzes, die Durchführungsbeſtim— 
mungen, die auf Grund des $ 32 Buchſt. e erlaſſenen 
einftweiligen Anordnungen, die gemäß 5 36 getroffe— 
nen Vereinbarungen oder exrlaffenen Beltimmungen 
fowie die im $ 54 aufrechterhaltenen Abkommen in 
anderen als den nach 88 46 bi8 48 oder fonftigen 
Strafvorſchriften mit Strafe bedrohten Fällen Ord- 
nungsftrafen in Geld bis zu 100 000 Reichsmark für 
jeden Einzelfall des Verftoßes feſtſetzen. Der Unter- 
nehmer haftet ald Geſamtſchuldner für Ordnungs— 
ftrafen, die gegen feiner Unternehmung angehörende 
Derjonen feitgefeßt find, wenn die Haftung in der 
Strafverfügung ausgefprochen ift. Soweit nad) $ 43 
eine Erzwingungsftrafe in Geld angedroht ift, darf 
wegen der Nichtbefolgung der Verfügung nicht eine 
Ordnungsftrafe in Geld verhängt, ſondern nur die 
Erzwingungsftrafe feftgefeßt werden. Die Strafver- 
fügung ſoll eine Rechtsmittelbelehrung enthalten. 

(2) Gegen die Feftiegung dev Ordnungsftrafe ift 
binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Reichd- 
wirtichaftsminifter zuläffig. Die Beſchwerde bat 
aufichiebende Wirkung. 


$ 45 
(1) Die feftgefeßten Erzwingungs- und Ordnungs— 


ftrafen werden wie Reichöftenern von den Finanz— 
ämtern zugunften dev Reichskaſſe beigetrieben. 
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(2) Der Reichswirtſchaftsminiſter ift befugt, feit- 
geſetzte Erzwingungs- und Ordnungsſtrafen ganz 
oder teilweiſe zu erlaffen. Er kann dieſe Befugnis 


auf dad Neichsauffichtsamt übertragen. 


8 46 


(1) Wer die Gejchäfte eines Kreditinftitutd ohne 
die erforderliche Erlaubnis betreibt, den Geſchäfts— 
betrieb eines Kreditinftituts troß Unterfagung fort 
führt oder einen eingeftellten Gejcäftsbetrieb ohne 
Erlaubnis wieder eröffnet, wird mit Gefängnis bie 
zu einem Jahre und mit Geldftwafe oder mit einer 
diefer Strafen bejtraft. 


(2) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des 


Reichsaufſichtsamts ein. 


847 


(1) Mit Gefängnis und mit Geldſtrafe oder mit 
einer diefer Strafen wird, foweit nad) anderen Ge- 
ſetzen nicht ſchwerere Strafen verwirkt find, beftwaft, 
wer vorſätzlich 


a) auf die Aufforderung zur Auskunftserteilung 
gegenüber dem Reichsauffichtsamt oder Orga— 
nen und Verfonen, deren e8 fi) zur Erfüllung 
feiner Obliegenheiten bedient, faljche Angaben 
macht; 

b) feine Vflicht zur Verfchwiegenheit verlegt oder 
Geſchaͤfts- und Betriebsgeheimniſſe, die er bei 
der Wahrnehmung feiner Obliegenheiten er- 
fahren bat, unbefugt verwertet; | 

c) wider befferes Wifjen unwahre Behauptungen 
aufftellt oder verbreitet, die geeignet find, den 
Kredit eines Kreditinftitut3 zu ſchädigen oder 
zu gefährden. 


(2) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des 
Reichsaufſichtsamts, im Falle des Abi. 1 Budhit. b 
nur auf Antrag des Reichswirtſchaftsminiſters ein. 


$ 48 

Mit Gefängnis und mit Geldftrafe oder mit einer 
diefer Strafen wird, ſoweit nad anderen Geſetzen 
nicht fchwerere Strafen verwirkt find, beftraft, wer 
vorjäßlich zur Erlangung oder Erweiterung, eines 
Kredit oder Erzielung günftigerer Kreditbedingun- 
gen unwahre Bilanzen, Gewinn und Verluſtrech 
nungen oder Vermögensüberfichten einem Kredit 
inftitut einveicht oder einem ſolchen gegenüber wif- 
fentlich falſche Erklärungen über feine wirtichaft- 
lichen Verhältniffe abgibt, aud) wenn e3 nicht zur 
Kreditgewährung kommt. 


XI. Sonderborjchriften 

8 49 
(1) Gegenüber Kreditinftituten, die einer befon- 
deren Reichs- oder Staataufficht unterliegen, jtehen 
die in den 88 3, 6, 43 und 44 dem Neichsauffichtd- 
amt eingeräumten Befugniffe der Auffichtsbehörde 
zu, es fei denn, daß es ſich in den fällen dev SS 43 
und 44 um PVerftöße gegen nad) $ 36 geichlofjene 
Vereinbarungen oder exlaffene Beltimmungen ban- 
delt. Die Erlaubnis gemäß $ 3 darf von der Auf 
ſichtsbehörde nur im Einvernehmen mit dem Reichs 

auffichtsamt erteilt werden. 


Im 


4 





I 
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(2) Gegenüber den im Abf. 1 bezeichneten Kredit— 
inftituten ftehen die im $ 32 dem Neichsauffichtdamt 
eingeräumten Befugniffe in jedem Fall auch der Auf 
ſichtsbehörde zu. 


XII. Übergangs und Schlußvorjchriften 
$ 50 

(1) Die bei dem Anfrafttreten dieſes Geſetzes be- 
jtehenden Kreditinstitute bedürfen feiner Erlaubnis 
($ 3), foweit fie ihr Geichäft noch betreiben. Das 
aleiche gilt für im Zuſtand der Liquidation oder des 
Konkurſes befindliche Kreditinftitute, ſoweit deren 
Geichäftsbetrieb ſich auf die Durchführung der Liqui- 
Dation oder des Konfurfes beichränft. 

(2) Rreditinftitute oder Zweigſtellen von Kredit- 
inftituten, die nach dem 30. uni 1934 errichtet 
worden find, bedürfen jedoch der Erlaubnis, joweit 
fich nicht die Reichsregierung bis zu dem nfraft- 
treten Diefes Gejeßes gemäß $ 4 der Verordnung 
über eine Gründungsfperre für Kreditinftitute vom 
4. September 1934 (Neichägejeßbl. I S.815) mit 
der Fortführung des Gejchäftsbetriebes über den 
1 Oftober 1934 hinaus einveritanden erklärt hat 
oder gemäß $ 2 der genannten Verordnung die Er- 
richtung zugelaſſen hat. 

$ 51 

(1) Zur Hexbeiführung einer zweckmäßigeren Ge- 
jtaltung des Kreditwefens ift dev Reichswirtſchafts— 
minifter befugt, bis zum 31. Dezember 1940 Kredit 
inftituten, die bei dem Inkrafttreten dieſes Gejetes 
beitehen, die Fortführung ihres Geſchäftsbetriebes 
auch dann zu unterfagen, wenn die Vorausjegungen 
des $ 6 Abf. 1 nicht vorliegen. Sofern durd) die 
Unterfagung Kreditinftitute betroffen werden, Die 
einer bejonderen Reichs- oder Staatsauflicht unter: 
liegen, ift die Aufſichtsbehörde vorher zu hören. Das 
Reichsaufſichtsamt ift berechtigt, Anträge zu ftellen. 

(2) Eine Unterfagung gemäß Abſ. 1 fann fid) 
auch auf einen Teil des Gejchäftsbetriebes jowie auf 
einzelne Sweigftellen beſchränken. 

$ 52 

Das Reichsauffichtsamt ift befugt, bis zu einem 
von der Neichäregierung zu beftimmenden Zeitpunft 
einzelnen Kreditinftituten oder Arten oder Gruppen 
von Kreditinftituten Abweichungen von den Vor- 
schriften der $$ 11, 12, 16 und 17 zu geftatten. Es 
fann ferner mit Zuftimmung des Reichswirtſchafts— 
minifters in Abweichung von den Vorfchriften der 
SS 22 bis 25 und zur Vorbereitung ihrer Durchfüh— 
ung für eine angemefjene Zeit Übergangsbeſtim— 
mungen erlaflen. 

$ 53 

Die auf dem Gebiet des Kreditweſens, insbefondere 
fiir einzelne Kreditinftitute oder Arten oder Gruppen 
von Kreditinftituten beftehenden Vorſchriften des 
Reichs- oder Landesrechts bleiben aufrechterhalten, 
ſoweit nicht die Vorſchriften dieſes Geſetzes ihnen ent— 
gegenſtehen. Soweit Vorſchriften dieſes Geſetzes erſt 
nach Erlaß von Durchführungsbeſtimmungen anwend— 
bar ſind, bleiben die hierauf bezüglichen bisherigen 
Vorſchriften des Reichs- oder Landesrechts bis zum 
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Anfrafttreten der entiprechenden Durchführungs— 
beftimmungen zu dieſem Geſetz unbeſchränkt aufrecht- 
erhalten. 

$ 54 

Soweit auf Grund der bisherigen geſetzlichen Be— 
ftimmungen Vereinbarungen zwiſchen den Spiten- 
verbänden der Kreditinstitute durch die Zuftimmung 
des Reichsaufſichtsamts Allgemeinverbindlichkeit er- 
langt haben, hat e8 hierbei fein Bewenden. Die Zu 
ftimmung kann widerrufen werden. Nach Inkraft— 
treten dieſes Gefeßes fünnen Änderungen dev bejtehen- 
den Vereinbarungen nad) Maßgabe des $ 36 erfolgen. _ 

$ 55 

(1) Diejes Gejet tritt am 1. Januar 1935 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

a) der Zweite Teil der Verordnung ded Reichs— 
präfidenten überAktienrecht, Banfenaufficht und 
über eine Steueramneitie vom 19. September 
1931 (Reichsgefekbl. I ©. 493), 

Kapitel III weiter Abichnitt des Erften Teiles 
der Vierten Verordnung des Neichspräfidenten 
zur Sicherung von Wirtfhaft und Finanzen 
und zum Scube des inneren Friedens vom 
8. Dezember 1931 (Neichsgefeßbl. I ©. 699), 
die Durchführungsverordnung über Zins— 
jenfung auf dem Geldmarkt vom 9. Januar 
1932 (Reichsgefeßbl. 1 ©. 29), 

die Verordnung zur Durchführung der Banfen- 
aufficht vom 21. April 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 228), 

e) das Geje über Befugniffe des Reichskommiſſars 
für da8 Banfgewerbe vom 7. Auguft 1933 
(Neichsgefekbl. I ©. 577), 

Artifel 4 des I. Kapitels im Fünften Teil der 
Dritten Verordnung des Neichspräfidenten zur 
Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und 
zur Bekämpfung politiicher Ausihreitungen 
vom 6. Oktober 1931 (Reichsgeſetzbl. I ©. 537) 
und die dazu ergangene Änderung im Artifel 1 
des VIII. Kapitels im Vierten Teil der Vierten 
Verordnung des Neihspräfidenten zur Siche- 
rung von Wirtfchaft und Finanzen und zum 
Schute des inneren Friedens vom 8. Dezember 
1931 (Reichsgeſetzbl. I ©. 699), 

g) die Verordnung über eine Gründungsjperre 

für Kreditinftitute vom 4. September 1934 

(Reichsgeſetzbl. I ©. 815). 


$ 56 

(1) Der Reichswirtſchaftsminiſter ift ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen 
und dem im Einzelfall außerdem zuftändigen Reichs— 
minifter Nechtöverordnungen und VBerwaltungsvor- 
ichriften zur Durchführung und Ergänzung diefes 
Geſetzes zu erlaſſen. 

(2) Der Reichswirtſchaftsminiſter iſt ferner er— 
mächtigt, Aufgaben und Befugniſſe, die ihm auf dem 
Gebiet des Bank- oder Sparkaſſenweſens auf Grund 
anderer gejetlicher Beſtimmungen quftehen, dem 
Neichsauffichtsamt zu Übertragen. Die Anordnung 
ift im Deutichen Reichsanzeiger und Preußiſchen 
Staattanzeiger befanntzumadhen. 


— 
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— 
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— 
— 
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— 
— 
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Verordnung über die Einführung der Eiſenbahn-Verkehrsordnung 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig. 


Bom 22. September 1939. 


Auf Grund des $ 4 Abf.3 des Geſetzes über die Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen 
Reich vom 1. September 1939 Reichsgeſetzbl. I S. 1547) wird verordnet: 


51 
Die Eifenbahn-Verkehrsordnung vom 8. September 1938 (Neichögefegbl. II S. 663) ift im Gebiet dev biß- 
herigen Freien Stadt Danzig für alle dem öffentlichen Berkehr dienenden Eifenbahnen anzınyenden. 


Ss 2 


Die Verordnung tritt am 1. Oftober 1939 in Kraft. 
Berlin, den 22. September 1939. 


Der Neichsverfehrsminifter 
Dorpmüller 


Der Reichsminiſter der Justiz 
Dr. Gürtner 


Der NReichsminifter des Innern 
in Bertretung 
Dr. Studart 


[NE a Fra RAG FE > TE ——— — 


Verordnung 
iiber einen Vollſtreclungsſchutz in der (andivirtichaftlichen Siedlung*). 
Bom 23. Sehtember 1939. 
Auf Grund des S 25 der Verordnung iiber Maf- | lung vom 5. April 1938 Reichsgeſetzbl. I ©. 371) 
nahmen auf dem Gebiete der Swangsvollftredung | wird bis zum 31. Dezember 1940 verlängert. Nad) 
vom 26. Mai 1933 (Reihögefegbl. I ©. 302) wird | diefer Verordnung angeordnete Vollſtreckungsbeſchrän— 


verordnet: eungen treten exft mit dem Ablauf des 31. Dezember 
Die Geltungsdauer ber Verordnung über einen | 1940 außer Kraft. 


Vollſtreckungsſchutz in der landwirtfchaftlichen Sied- 
Berlin, den 23. September 1939 
Der Reichsminiſter der Tuftiz 


In Vertretung 
Dr. Scylegelberger 


Der NeichSminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag 
Harmening 


*) Betrifft nicht die Ditmart, den Reichsgau Sudetenland und Danzig. 
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H5 140-094 


Verordnung über den Kündigungsjchus von Kleingärten. 
Vom 27. September 1939. 


Auf Grund des Gejeßes über einftweilige Maß— 
nahmen zur Ordnung des deutfchen Siedlungsweſens 
vom 3. Juli 1934 (NReichsgefeßbl. I S. 568) in Ver- 
bindung mit dem Erlaß über das Siedlungs- und 
Mohnungswejen vom 4. Dezember 1934 (Neichs- 
geſetzbl. I S. 1225) wird verordnet: 


s1ı 


(1) Dachtverträge über Heingärtnerifch genubtes Land 
dürfen vom Verpächter nicht gekündigt werden. Bereits 
ausgeiprochene Kündigungen find rechtsunmwirkjam, 
wenn die Räumung des verpachteten Geländes im Zeit— 
punkt des Inkrafttretens diefer Verordnung noch nicht 
durchgeführt ift. Durch Zeitablauf endende Pachtver- 
träge gelten ala auf unbejtimmte Zeit verlängert. 


Berlin, den 27. September 1939. 


(2) $3 Abj. 2 und $5 Abſ. 3 Satz 2 der Kleingarten- 
und Kleinpachtlandordnung vom 31. Juli 1919 (Reichs- 
geſetzbl. S. 1371) treten bis auf weiteres außer Kraft. 

(3) Die nad) dem Kleingartenrecht zuftändige höhere 
Verwaltungsbehörde kann Ausnahmen von der Vor- 
Ihrift des Abſ. 1 vor allem bei Inanfpruchnahme von 
Kleingartenland für Zwecke der Reichsverteidigung zu- 
lafjen, wenn die Kleingärtner geeignetes Erſatzland und 
eine angemefjene Entjchädigung erhalten. 

(4) Streitigkeiten, die fich aus der Anwendung diefer 
Verordnung ergeben, werden von der höheren Verwal— 
tungsbehörde unter Ausfchluß des Rechtsweges end- 
gültig entſchieden. 

2 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver— 

kündung in Kraft. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
FranzSeldte 


Berordnung 
zur Berlängerung der Geltungsdaner der NRohholz:Berordnungen. 


Vom 27. September 1939, 


Auf Grund des Geſetzes zur Durchführung des 
Vierjahresplans — Beltellung eines Reichskommiſſars 
für die Dreisbildung — vom 29, Oftober 1936 (Reid)s- 
geſetzbl. I S. 927) wird mit Zuftimmung des Beauf- 
fragten für den Vierjahresplan verordnet: 


$1 
Die Verordnungen über die Dreisbildung für Roh— 
bolz im Forftwirtichaftsjaht 1939 vom 15. September 


Berlin, den 27. September 1939, 


1933 (NReichögejeßbl,. I S. 1351) und über die Dreis- 
bildung für Rohholz in der Oftmark im Forftwirtichafts- 
jahr 1939 vom 23. Mai 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 929) 
gelten aud) für das Forſtwirtſchaftsjahr 1940, 


$2 
Dieje Verordnung tritt am 1. Oktober 1939 in Kraft. 


Der Reichskommiſſar für die VPreisbildung 
In Vertretung 
Dr. Flottmann 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung 
Alpers 





Das Neichsgeferblatt erfcheint in zwei gefonderten Teilen — Teil I und Teil I —. 

Sortlaufender Bezug ur durch die Pot. Bezugspreis vierteljährlich für Teil I = 2,90 AM, für Teilll = 2,50 .RAN. 
Einzelbezug jeder Cauch jeder älteren) Nummer nur vom Neichsverlagsamt, Berlin NAZ 40, Scharnhorſtſtraße Nr. 4 
(Serniprecher: 42 9265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 96200), Eimelnummern werden nah dem Umfang berechnet, 
Preis für den achtfeitigen Bogen 15.9/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10 M, ausfchlieplich der Portdruckiachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bie 60 v. H. Preisermäßigung. 

Herausgegeben vom Neichsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 











Reichsgefeßblatt 


7 


Teill 





Tag 


Ausgegeben zu Berlin, den 2. Oftober 1939 


inhalt 


Seite 


29.9.39 Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Reichsarbeitsdienſt— 


geſetzes 


1967 








Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Reichsarbeits dienſtgeſetzes. 
Vom 29. September 1939. 


Auf Grund des 8 25 des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes 
in der Faffung vom 9. September 1939 (rReichsgeſetzbl. I 
S. 1747) wird verordnet: 


Zu $1 Urtifell 

(1) Deuticher im Sinne des $1 des Reichsarbeits— 
dienſtgeſetzes ift jeder deutjche Staatsangehörige (Reichs⸗ 
angebörige), auch wenn er außerdem im Beſitz einer 
ausländiſchen Staatsangehörigkeit  ift. 

(2) Wer die deutiche Staatsangehörigkeit nicht be- 
fitst, bedarf zum Eintritt in den ReichSarbeitsdienft der 
Genehmigung des Führers und Reichskanzlers, der Die 
Befugnis auf den Reichaminifter des Innern über- 
tragen fann. 

Artikel 2 

(1) Deutjche Staatsangehörige, die bereits in ber 
Wehrmacht eines anderen Staates aktiv gedient haben, 
werden nur auf befonderen Antrag zum ReichSarbeits- 
dienst zugelafien. 

(2) Über den Antrag entjcheidet der Reichöminifter 
des Innern. Dem Untrage foll ftattgegeben werden, 
wenn das Oberfommando der Wehrmacht die Zu- 
laflung zum aktiven Wehrdienft nach $ 18 Abi. 2 Sat 2 
des Wehrgejeßes vom 21. Mai 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 609) genehmigt hat. 


Bu $2 Artikel 3 


Die Verordnungen, die der Neichsarbeitsführer auf 
Grund des $2 Abi. 2 des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes 
erläßt, können aud im Verordnungsblatt für den 
NReichsarbeitsdienft verfündet werden. 


Artikel 4 


Das Symbol des ReichSarbeitsdienftes ift ein auf- 
wärts gerichtetes Spatenblatt mit zwei Ahren. Der 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


NReichsarbeitsdienft für die weibliche Jugend bat, jo- 
weit er ein beſonderes Zeichen führt, zwei gefreugte 
Ahren mit dazwischen liegendem Hakenkreuz als Symbol. 


Wrtikel 5 


Die Rechte und Vflichten der Wachen und Voten 
im Reichsarbeitsdienft regelt der ReichSarbeitsführer 
durch Verordnung. | 


Artifel 6 Au $3 

(1) Bei ſchuldhaftem Fernſein von mehr ald 30 Tagen 
Dauer haben die ReichSarbeitsdienftpflichtigen und die 
Freiwilligen des ReichSarbeitsdienftes die entiprechende 
Zeit nachzudienen, fofern fie nicht nad) $ 16 des Reichs— 
arbeitsdienftgefeges aus dem Reichsarbeitsdienſt aus- 
icheiden. 

(2) Wenn ein ReichSarbeitsdienftpflichtiger oder 
Freiwilliger des Neichsarbeitsdienftes unmittelbar im 
Anschluß an die Dienftzeit im ReichSarbeitsdienft zum 
Mebhrdienft eingezogen wird, jo fann er von der Ver— 
pflihtung zum Nachdienen nad) Abi. 1 oder nad) 83 
Abſ. LdesReichSarbeitsdienitgefehes entbunden werden. 

(3) Über die Verpflichtung zum Nachdienen einjchl. 
der Befreiung entjcheidet der Arbeitsgauführer im 
Einvernehmen mit der zuftändigen Wehrerlakdienit- 
ftelle oder Erſatzbehörde. | 


Artikel 7 Bu $4 


Für NeichSarbeitsdienftpflichtige und Freiwillige des 
ReichSarbeitsdienftes im Ausland ift das Meldeamt 
Ausland des ReichSarbeitsdienftes in Berlin zuftändig. 


Artitel 8 Zu $5 
Die im $ 5 Abf. 2 des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes zu- 


| gelaffenen Ausnahmen von der NReichSarbeitädienft- 
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unwürdigkeit werden nur auf Antrag des Betroffenen 
geitattet. Der Antrag ift bei dem ReichBarbeitsdienft- 
meldeamt einzureichen. 


Bu $8 Artikel 9 

Eine Zurüditellung vom Neichsarbeitsdienft ift nur 
jo weit zuläffig, daß eine Einftellung in den Reichs— 
arbeitsdienft nod) vor Vollendung des 25. Lebensjahrs 
möglich ift. 


Zu 59 Artikel 10 

Der NeichSarbeitsführer trifft die zur Vorbereitung 
der Reichsarbeitsdienftpflicht der weiblichen Jugend er- 
forderlichen Maßnahmen. 


Zu $ 10 Urtifel 11 

Vor Einberufung ihres Geburtsjahrgangs können 
zur Mbleiftung der Reicysarbeitsdienftpflicht in den 
Reicharbeitsdienft aufgenommen werden: 


1. Abiturienten, die zu ftudieren beabfichtigen. 


2. Derjonen, die ohne die vorzeitige Einberufung 
ſchwere berufliche Nachteile haben würden. 


3. Die von der Wehrmacht angenommenen Frei— 
willigen aus einem jüngeren als dem dienft- 


pflichtigen Jahrgang. 


Artikel 12 


(1) Als Freiwillige des Neich8arbeitsdienftes können 
eingeftellt werden: 


a) Männer zwijchen dem vollendeten 17. und 25, 
Lebensjahr, wenn fie fich zu einer Dienftzeit von 
mindejtens einem Jahr verpflichten, 


b) Mädchen nad) näherer Beftimmung des Reichs- 
arbeitsführers. 


(2) Der Reichsarbeitsführer kann die Einſtellung vor— 
zeitig dienender Reichsarbeitsdienſtpflichtiger und Frei— 
williger des Reichsarbeitsdienſtes genehmigen, wenn 
fie mindeſtens 16'/, Jahre alt find; er kann auch für 
Freiwillige des NeichSarbeitsdienftes, die die deutſche 
Staatsangehörigfeit nicht beiigen, Ausnahmen in be- 
zug auf die Dauer der Dienftverpflichtung zulaſſen. 


(3) Längerdienende des NeichSarbeitsdienftes find: 

a) die NeichSarbeitsdienftpflichtigen, die fich über Die 
Pflichtzeit hinaus zu einer weiteren Dienftzeit von 
mindeftens jech8 Monaten verpflichtet haben, 
während der Ableiftung diefer weiteren Dienft- 
zeit; 

b) die freiwilligen des NeichSarbeitsdienftes nach 
Ablauf des erften Halbjabrs, 


Neichögejebblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Artikel 13 


(1) Die Angehörigen des Neicysarbeitsdienftes lei- 
jten bei ihrem Eintritt in den Neichsarbeitsdienft fol- 
genden Eid: 

„Ich ſchwöre: ch will dem Führer des Deut- 
hen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, unver- 
brüchliche Treue wahren, ihm und den von ihm 
beftellten Führern (Führern und Führerinnen) un- 
bedingten Gehorfam leiften, meine Dienftpflichten 
gewiſſenhaft erfüllen und allen Angehörigen des 
ReichBarbeitsdienftes ein guter Ramerad (eine 
gute Kameradin) fein.’ 

(2) Soweit Angehörige des Reichsarbeitsdienftes 
die deutjche Staatsangehörigkeit nicht befiken, leiften 
fie folgenden Eid: 

„Ich ſchwöre: Im Bekenntnis zum Deutfchen 
Volkstum will ich meine Vflichten als Arbeits- 
mann (al Arbeitsmaid) im deutjchen Reichs— 
arbeitsdienft getreulich erfüllen.’ 


Artikel 14 Bu $ 11 


(1) Zu den ReichSarbeitsdienftführern im Sinne 
der gejeglichen Vorfchriften gehören Führer, Arzte, 
Amtswalter und Mufikzugführer im Reichsarbeits— 
dienft. 

(2) Zu den Reich8arbeitsdienftführerinnen im Sinne 
der gejeglichen Vorfchriften gehören Führerinnen und 
Ärztinnen im Reichsarbeitsdienft. 

(3) ‚Anwärter und Anwärterinnenaufdiefe Stellen‘ 
im Sinne des $ 11 Abſ. 1 des NeichSarbeitsdienft- 
geſetzes find die Führeranwärter und die Führeran- 
wärterinnen und die Führer und Führerinnen im 
Vrobedienft. 

Artikel 15 


Der Führeranwärter muß ſich vor feiner Ernennung 
zum planmäßigen Truppführer ſchriftlich zu einer 
ununterbrochenen über die Zeit der NeichSarbeitspdienft- 
pflicht hinaus dauernden Dienftzeit von zehn Jahren 
berpflichten. 

Artikel 16 

Die Führeranwärterin muß fich vor der Ernennung 
zur Maidenunterführerin fcehriftlich zu einer ununter- 
brochenen Dienftzeit von weiteren drei Jahren ver- 
pflichten. 

Artikel 17 

Der ReichSarbeitsführer kann die Befugnis zur Er- 
nennung und Entlaffung ausüben lafjen 

a) binfichtli) der männlichen Angehörigen des 

NeichSarbeitsdienftes bis zum Unterfeldmeifter 
einjchl. aufwärts Durch die Arbeitsgaufübrer, 

b) hinfichtlid der weiblichen Angehörigen des 

NeichSarbeitsdienftes bi zur Maidenführerin 
einjchl. aufwärts durch die Bezirksführerinnen. 
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Artikel 18 


(1) Die vom Führer und Reichskanzler oder dem 
ReichSarbeitsführer ausgefprochene Ernennung wird 
wirkſam durch Veröffentlichung im Verordnungsblatt 
für den NReichsarbeitsdienft, die Ernennung der 
übrigen ReichSarbeitsdienftführer und ReichSarbeits- 
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Im Namen des Deutſchen Volkes 
Ich habe 
——— 
(Dienſtgrad) 
bt — a re 
BT RR RER — 


dienftführerinnen durch Veröffentlihung in einem 
Befehl des Arbeitsganführers oder der Bezirksführerin, 
wenn nicht ein ſpäterer Zeitpunkt beſtimmt iſt. Den 
Reichsarbeitsdienſtführern und Reichsarbeitsdienſt⸗ 
führerinnen iſt nachträglich eine Urkunde über Die 
erfolgte Ernennung auszuhändigen. 


(2) Die Entlafjung von Reichsarbeitsdienftführern 
und Reichsarbeitsdienftführerinnen wird wirkſam durch 
die Zuftellung einer Entlaffungsurtunde, wenn nicht 
der Entlaffungstag für einen fpäteren Seitpunft be- 
fonders feftgefegt wird. Ein Reichsarbeitsdienftführer 
(ReichSarbeitsdienftführerin), der in das Beamten- 
verhältnis übernommen wird, und ein Reichsarbeits⸗ 
dienſtführer, der als Soldat in die Wehrmacht eintritt, 
gelten mit dem Übertritt als auf eigenen Antrag aus 
dem Neichsarbeitsdienft entlafjen (eine Entlaffungs- 
urfunde wird nicht ausgeftellt). Dies gilt nicht bei 
der Einftellung zur Erfüllung der aktiven Dienftpflicht 
in der Wehrmacht oder zur Ableiftung von militärifchen 
Übungen. 

(3) Die Zuftellung (Abi. 2) wird ausgeführt: 

1. durch Übergabe an den Empfänger gegen 

Empfangsfchein oder, wenn er die Annahme oder 
die Ausftellung des Empfangsjcheins verweigert, 
durch Anfertigung einer Niederfchrift darüber, 

2, durch eingefchriebenen Brief mit Rüdjchein, 

3. nad) den Vorſchriften der Sivilprozeßorbnung 

über die Zuftellung von Amts wegen, 


(4) Die Zuftellung nad Abf. 3 Nr. 3 kann durch 
jeden Reichsarbeitsdienftführer und jede Reichsarbeits— 
dienftführerin ausgeführt werden. Die öffentliche Zu- 
ftellung wird für Die Reichsarbeitsdienftführer bis zum 
Unterfeldmeifter durch den Arbeitsgauführer, für alle 
übrigen durch den Reichsarbeitsführer angeordnet; die 
zuzuftellende Ausfertigung ift zwei Wochen bei der 
Ortöpolizeibehörde des letzten Wohn- oder Aufenthalts- 
ortes des zu Entlaffenden öffentlich auszuhängen. 


Artikel 19 
Die Urkunden über die Ernennung und Entlaffung 
von Reichsarbeitsdienftführern haben zu lauten: 
I 


Die Urkunde über die Ernennung von Reich3arbeits- 
dienftführern vom Range eines Arbeitsführers an 
aufwärts: 





im Reichsarbeitsdienft ernannt. 


ch vollziehe diefe Urkunde in der Erwartung, daß 
der Ernannte getreu feinem Dienfteide jeine Berufs- 
pflichten zum Wohle des Deutfchen Volkes erfüllt und 
das Vertrauen rechtfertigt, das ihm durch Diefe Er- 
nennung bewieſen wird. 


Zugleich fichere ich ihm meinen befonderen Schuß zu. 


Sn ssnnen ee 


II 
Die Urkunden über die von dem Reichsarbeitsführer 
ausgefprochenen Ernennungen: 


Im Namen des Führers 


Ich habe 
den N RETTET 
(Dienitamd) 
* bh ae — — 
a NER TB NE 


im ReichSarbeitödienit ernannt. 


Ich vollziehe diefe Urkunde in der Erwartung, daß 
der Ernannte getreu feinem Dienfteide feine Berufs— 
pflichten gewiſſenhaft erfüllt und das Vertrauen recht⸗ 
fertigt, das ihm durch dieſe Ernennung bewieſen wird. 

Zugleich darf er des beſonderen Schutzes des Führers 
ſicher ſein. 


Der Reichsarbeitsführer 


III 
Die Urkunden über Ernennungen, für die der Reichs— 
arbeitsführer die Ernennungsbefugnis anderen Reichs— 
arbeitsdienftführern übertragen bat, entiprechen den 
Urkunden unter II. Die Schlußformel der Ernennungs- 
urkunden erhält folgende Faſſung: 
„Hürden Reichsarbeitsführer 
Der Führer des Arbeitsgaues“ 


(oder der fonft zuftändige NReichsarbeitsdienftführer). 


IT 
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IV 


Mt mit der Ernennung von Reichsarbeitsdienft- 
führern eine Beförderung zu einem höheren Dienftgrad 
verbunden, jo tritt in der Ernennungsurfunde an die 
Stelle der Ernennung die Beförderung, der Zuſatz 
„im Reichsarbeitsdienſt“ entfällt; die Vorfchriften 
über die Ernennung von Reichsarbeitsdienftführern 
gelten entiprechend. 


V 
(1) Die Urkunde über die Entlaffung der Reichs- 
arbeitsdienftführer: 
a) Der ER 
(Dienftgrad) 
(Bor- und Juname) 


icheidet aus dem Reich8arbeitsdienft aus. 
b) Der .. 


| (Dienftgrad) 


a 
jcheidet aus dem Reichsarbeitsdienſt aus. Ich 
jpreche ihm für feine dem Deutjchen Volke ge— 
leifteten treuen Dienfte meinen Danf aus, 

(2) Wenn einem ausjcheidenden ReicySarbeitsdienft- 
jührer das Recht zum Tragen der Tracht des Neichs- 
arbeitsdienftes verliehen werden ſoll, fo erbält die Ur- 
Tunde folgenden Zuſatz: 

Ich verleihe ihm widerruflich das Necht zum 
Tragen der Tracht des Neichsarbeitsdienftes mit 
den für Verabjchiedete vorgeſehenen Abzeichen 
feines Dienftqrades. 

(3) Wird einem ausjcheidenden Reichsarbeitsdienft- 
führer der Dank ausgefprochen und. gleichzeitig das 
Necht zum Tragen der Tracht des NeichSarbeitsdienftes 
verliehen, jo erhält die Urkunde zu b folgenden Zuſatz: 

Gleichzeitig verleihe ich ihm widerruflich das 
Necht zum Tragen der Tracht des Neichsarbeits- 
dienftes mit den für Verabjchiedete vorgejebenen 
Abzeichen feines Dienftqrades, 

(4) Wird einem ausjcheidenden Reichsarbeitsdienft- 
führer der Dank ausgeiprocden und gleichzeitig die 
nächſthöhere Dienftgradbezeichnung neben dem Necht 
zum Tragen der Tracht des Neichsarbeitsdienftes ver- 
lieben, jo erhält die Urkunde zu b folgenden Zufaß: 


Hleichzeitig verleibe ich ihm den Nang als 


und widerruflic) das Necht zum Tragen der Tracht 

des MNeichsarbeitsdienftes mit den fir Verab- 

Ichiedete vorgejehenen Abzeichen dieſes Dienft- 
grades, 

(5) Wird einem Reichsarbeitsdienftführer die nächft- 

höhere Dienftgradbezeichnung und das Recht zum 
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Tragen der Tracht des NeichSarbeitsdienftes erſt nad) 
dem Ausjcheiden aus dem NReichsarbeitsdienft ver- 
lieben, jo lautet die Urkunde: 


Ich verleihe dem... FE N RN era 


(Bor: und Juname) 


den Rang als 


TUT EEE FREE HE 


(Rang eines Neichdarbeitödienftführer) 


und widerruflic, das Recht zum Tragen der Tracht 
des Reichdarbeitsdienftes mit den für Verab— 
Ichiedete vorgefehenen Abzeichen dieſes Dienft- 
grades. 

(6) Wird einem Reichsarbeitsdienſtführer das Recht 
zum Tragen der Tracht des Reichsarbeitsdienſtes erſt 
nad) dem Ausjcheiden aus dem Reichsarbeitsdienſt ver- 
lieben, fo lautet die Urkunde: 


ch verleibe dem .........u.... 


Ba ZZ EZ ZZ ZZ Ze zz ze ze ee ee ee 


(Bor und Juname) 
widerruflich da8 Recht zum Tragen der Tracht 
des NeichSarbeitsdienftes mit den für Verab- 
jchiedete vorgefehenen Abzeichen feines Dienft- 
grades. 

(7) Die Faſſung der Eingangs- und Schlußformel 
lautet entiprechend den Vorſchriften unter Ibis III. Bei 
den im Namen des Führers ausgefertigten Urkunden 
tritt an die Stelle der Worte „meinen Dank’ „den 
Dank des Führers’, 


Artikel 20 


Für die Ernennungs- und Entlafjungsurtunden der 
NeichSarbeitsdienftführerinnen gelten die Vorfchriften 
des Artikels 19 entfprechend; an die Stelle des Führers 
de8 Arbeitögaues tritt die Bezirksfübrerin. 


Artikel 21 

(1) Die Ernennung eines NeichSarbeitsdienftführers 
oder einer ReichSarbeitsdienftführerin ift nichtig, wenn 
der Ernannte zur Zeit feiner Ernennung nad) $ 5 des 
ReichSarbeitsdienftgefeges nicht ernannt werden konnte, 
entmündigt oder infolge ftrafgerichtlicher Verurteilung 
unfähig war, öffentliche Amter zu bekleiden. 

(2) Die Ernennung eines Reichsarbeitsdienftführers 
oder einer Reichsarbeitsdienftführerin ift für nichtig zu 
erklären, wenn 

a) fie durch Zwang, argliftige Täufchung oder Be- 
jtechung herbeigeführt wurde, 

b) nicht bekannt war, daß der Ernannte ein Ver- 
brechen oder ein Vergehen begangen batte, das 
ihn der Ernennung zum NReichsarbeitsdienft- 
führer NeichSarbeitsdienftführerin) unwürdig er- 
ſcheinen läßt, und er deswegen rechtskräftig zu 
einer Ötrafe verurteilt war oder wird 
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(3) Die Ernennung eines Reich3arbeitsdienftführers 
oder einer NeichSarbeitsdienftführerin kann ſonſt nur 
für nichtig erklärt werden, wenn 


a) bei einem nad) feiner Ernennung Entmündigten 
die Vorausfeßungen für die Entmündigung im 
Zeitpunkt der Ernennung vorlagen oder 


b) nicht befannt war, daß der Ernannte auf Grund 
der 88 2, 2a, 4 des Geſetzes zur Wiederherftellung 
des Berufsbeamtentums entlaffen oder im Wege 
eines Dienftftrafverfahrens aus dem Dienft ent- 
fernt oder zum Rubegehaltsverluft verurteilt 
worden war, 


e) der Ernannte nad) $ 7 des Reichsarbeitsdienſt— 
gefeßes nicht hätte ernannt werden können und 
er die Annahme, daß er oder fein Ehegatte deut- 
ichen oder artverwandten Blutes fei, vorſätzlich 
oder fahrläſſig herbeigeführt hat. 


(4) Im Falle des Adf.1 hat der Reichsarbeitsführer, 
der Arbeitsgauführer oder die Bezirksführerin nach 
Kenntnis des Nichtigkeitsgrundes dem Ernannten 
ſofort jede weitere Führung der Dienſtgeſchäfte zu ver— 
bieten. 


(5) In den Fällen der Abſ. 2 und 3 muß die Nichtig— 
feit innerhalb von ſechs Monaten erklärt werden, nad)- 
dein der Neichsarbeitsführer von der Ernennung und 
von dem Nichtigkeitsgrunde Kenntnis erlangt bat. 
Bor der Nichtigkeitserklärung foll der Ernannte gehört 
werden. Die Erklärung wird von dem Reichsarbeits— 
führer abgegeben; fie ift dem Ernannten zuzuftellen. 
Die Entjcheidung ift endgültig. 


(6) Iſt eine Ernennung nichtig oder für nichtig er- 
Elärt, jo find die bis zu dem Verbot (Abſ. 4) oder bis 
zur Zuftellung der Entjcheidung über die Nichtigkeit 
(Abſ. 5) vorgenommenen Dienftverrichtungen des Er- 
nannten in der gleichen Weife gültig, wie wenn fie 
ein Neichsarbeitsdienftführer oder eine Reichsarbeits— 
dienftführerin ausgeführt hätte. Die gezahlten Dienft- 
bezüge fünnen belaffen werben. 


Artikel 22 
(1) Führer und Führerinnen im Brobedienft werden 
nur unter dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs ein- 
geftellt. Die Einftellung wird wirkſam durd) Aus: 
händigung der Einftellungsverfügung, der Widerruf 
durch Zuftellung der Widerrufsverfügung, wenn nicht 
ein fpäterer Zeitpunkt beftimmt wird. Für die Zu- 
ftellung gilt Artikel 18 Abſ. 3 und 4; die öffentliche 
Zuftellung wird durch die für den Widerruf der Ein- 
ftellung zuftändigen NeichSarbeitsdienftführer oder 
Reichsarbeitsdienftführerinnen angeordnet. 
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(2) Der Reichsarbeitsführer ftellt die Führer und 
Führerinnen im Probedienſt ein und widerruft die Ein- 
ftellung. Ex kann diefe Befugniffe durch andere Reichs⸗ 
arbeitsdienftführer oder ReichSarbeitsdienftführerinnen 
ausüben lajien. 


Artikel 23 Bu $ 12 

(1) Angehörige des Stammperfonals, die zum Tode, 
zu Zuchthaus, wegen vorſätzlich begangener Tat zu 
Gefängnis von einem Jahr oder längerer Dauer oder 
wegen vorſätzlicher Hoch- oder landesverräterifcher Sand» 
lungen zu Gefängnis verurteilt werden, werden mit der 
Rechtskraft des Strafurteild vom ReichSarbeitsdienft 
ausgejchloffen. Dasjelbe gilt, wenn NeichSarbeitsdienft- 
führern oder ReichSarbeitsdienftführerinnen die Dürger- 


‚lichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zum Belleiden 


öffentlicher Amter aberfannt werden oder wenn fie 
rechtsfräftig aus der Nationalfozialiftiichen Deutichen 
Arbeiterpartei ausgeftoßen werden. 


(2) it wegen mehrerer vorfäßlic) begangener Straf- 
taten auf eine Gefamtgefängnisftrafe von einem Jahr 
oder längerer Dauer erkannt, fo treten bie gleichen 
Folgen ein. | 


(3) Die Zahlung der Dienftbezüge ift jedoch erſt mit 
dem Ende des Monats, in dem das Urteil rechtskräftig 
wird, einzuftellen; Bezüge, die für den folgenden Monat 
bereit gezahlt find, find wieder einzuziehen. 


Artilel 24 

(1) Scheiden ReichSarbeitsdienftführer ober Neiche- 
arbeitsdienftfüüihrerinnen auf Grund bes $ 12 Abi. 1 
Nr. 1 des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes aus dem Reichs— 
arbeitsdienft aus, fo kann ihnen der Dank für die dem 
Deutichen Volke geleifteten Dienfte in der Entlaſſungs— 
urkunde ausgefprochen werden, Der Dant foll grund- 
fätlich nur ausgefprochen werden, wenn der Reich®- 
arbeitädienftführer oder die Neichsarbeitsdienftführerin 
eine längere Gejamtdienftzeit im öffentlichen Dienft oder 
Varteidienft hat (ehrenvoller Abſchied). 


(2) Wird der Dank lediglich mit Nüdficht auf die 
Kürze der Dienftzeit nicht ausgefprochen, jo kann neben 
der Entlaffungsurtunde eine befondere Beicheinigung 
über das ehrenvolle Ausſcheiden durch den für die Ent- 
laffung zuftändigen ReicySarbeitsdienjtführer oder die 
zuftändige ReichSarbeitsdienftführerin erteilt werben 
(ehrenvoller Abjchied). 


(3) Der Dank wird nicht ausgeiprochen, wenn ein 
Dank ohne Rückſicht auf die Dauer der Dienftzeit aus 
befonderen Gründen nicht angebracht ift (Abichied ohne 
Anerkennung). 
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Artikel 


(1) Ausgefchiedene Reichsarbeitsdienſtführer und 
Reichsarbeitsdienftführerinnen, die Rubegehalt be- 
ziehen, dürfen die ihnen bei dem Ausſcheiden zuftehende 
Dienftgradbezeichnung mit dem Zuſatz ‚außer Dienft 
(a. D.)“ weiterführen. Reichsarbeitsdienftführern und 
Reichsarbeitsdienftführerinnen, die ohne Ruhegehalt 
in Ehren ausgejchieden find, kann der Reichsarbeits— 
führer widerruflich Die Erlaubnis erteilen, die Dienft- 
gradbezeichnung mit dem Zuſatz „außer Dienft (a. D.)“ 
zu führen, 


(2) Bewährten und würdigen Reichdarbeitsdienft- 
führern, die längere Zeit in ihrem letzten Dienftgrad 
tätig waren, kann beim Ausfcheiden au8 dem Reichs— 
arbeitsdienft die nächithöhere Dienftgradbezeichnung 
verliehen werden. 


(3) As Führen einer Dienftbezeichnung oder eines 
Titel im Sinne des $ 6 Abſ. 1 Bucht. a des Ge- 
jeßes über Titel, Orden und Ehrenzeichen vom 1. Juli 
1937 (Reichögefeßbl. I S. 725) gilt audy das Führen 
einer Bezeichnung, die die Tatfache der früheren Zu- 
gehörigkeit zumReichSarbeitsdienft in irgendeiner Form 
ausdrüdt. 

Artifel 26 


(1) Reichsarbeitsdienftführer und Reichsarbeits— 
dienftführerinnen können aus zwingenden dienftlichen 
Gründen vorläufig vom Dienft enthoben werden. 

(2) Die vorläufige Dienftenthebung der Reichs- 
arbeitsdienftführer wird durd die Arbeitsgauführer, 
die vorläufige Dienftenthebung der Reichsarbeitsdienft- 
führerinnen wird durch die Bezirksführerinnen ausge- 
fprochen. Die vorläufige Dienftenthebung kann aud) 
durch den NeichSarbeitsführer ausgefprochen werden. 


(3) Wird ein NeichSarbeitsdienftführer oder eine 
ReichSarbeitsdienftführerin, gegen die ein Strafver- 
fahren oder ein Dienftftrafverfahren eingeleitet ift, 
vorläufig vom Dienft enthoben, jo können die für Die 
Dienftenthebung zuftändigen NReichSarbeitsdienftführer 
und ReichSarbeitsdienftführerinnen anordnen, daß dem 
Beichuldigten ein Teil, böchftens die Hälfte, der je- 
weiligen Dienftbezüge einbehalten wird, wenn im 
Dienftitrafverfahren vorausfichtlid auf Entfernung 
aus dem NeichSarbeitsdienft oder auf Ausftoßung aus 
dem NReichsarbeitsdienft erkannt werden wird oder ein 
ftrafgerichtliches Urteil zu erwarten fteht, das einen 
Ausschluß kraft Gefeges zur Folge bat. 

(4) Die für die Dienftenthebung zuftändigen Reichs— 
arbeitsdienftführer und NeichSarbeitsdienftführerinnen 
können die vorläufige Dienftenthebung (Abſ. 1) und die 
Einbehaltungsverfünung (Abſ. 3) jederzeit aufheben; 
mit dem rechtskräftigen Abſchluß des Dienftitrafver- 
fahrens enden die Anordnungen kraft Geſetzes. 
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(5) Die nad) Abf. 3 einbehaltenen Beträge verfallen, 
wenn 
a) im Dienftftrafverfahren auf Entfernung aus dem 
ReichSarbeitsdienft oder auf Ausſtoßung aus dem 
Reichsarbeitsdienſt erkannt ift, 


b) in einem wegen bdesjelben Sachverhalts” einge 
leiteten Strafverfahren auf eine mit Amtöverluft 
verbundene Strafe erfannt ift. 


(6) Bei der vorläufigen Dienftenthebung eines 
ReichSarbeitsdienftführers oder einer NeichSarbeits- 
dienftführerin ift anzuordnen, ob der ReichSarbeits- 
dienftführer oder die Neichsarbeitsdienftführerin die 
Tracht des NeichSarbeitsdienftes tragen darf. Die 
Anordnung kann jederzeit geändert werden. 


(7) Zu den Anordnungen auf Grund diefes Artikels 
gegenüber den Reichsarbeitsdienftführern vom Range 
eines Arbeitsführers und den NReichsarbeitsdienft- 
führerinnen vom Range einer Stabsführerin an 
aufwärts ift unverzüglich die Zuftimmung des Reichs- 
arbeitsführers einzuholen. 

(8) Die Vorfchriften der Abſ. 1 bis 7 gelten ent- 
Iprechend für die Führer und Führerinnen im Probe— 
dienft. Die nad) Abſ. 3 einbehaltenen Beträge ver- 
fallen auch, wenn die Einftellung eines Führers oder 
einer Führerin im Vrobedienft widerrufen wird, 


Artikel 27 
ReichSarbeitsdienftärztliche Gutachten find die Gut- 
achten der NReich8arbeitsdienftärzte und Neichsarbeits- 
dienftärztinnen, der Arzte und Ärztinnen im Vrobe- 
dienft und der Vertragsärzte des Reichsarbeitsdienſtes. 


Artikel 238 


Welche NeichSarbeitsdienftführer und Reichsarbeits- 
dienftführerinnen zur Abgabe eines dienftlichen Urteils 
im Sinne des $ 12 Abſ. 1 Nr. 1 Buchft. d des Reichs. 
arbeitsdienftgefeges berufen find, regelt der Reiche- 
arbeitsführer durch allgemeine Anordnung. 


Artikel 29 Bu $ 13 


(1) Die näheren Vorfchriften über das Necht zum 
Tragen der Tracht erläßt der Reichsarbeitsführer. 


(2) Bei ReichSarbeitsdienftführerinnen kann das 
Recht zum Tragen der Tracht bereit8 nach einer in 
Ehren geleifteten Dienftzeit von mindeftens fech8 Jahren 
verliehen werden. 

Artikel 30 Bu 514 


(1) Entlaffungstag ift der Taa, an dem dem An- 
gehörigen des NeichBarbeitsdienftes die Befcheinigung 
über die Entlafjung ordnungsmäßig von dem zuftän- 
digen ReichBarbeitsdienftführer oder der zuftändigen 
ReichSarbeitsdienftführerin übermittelt worden ift, fo- 
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weit nicht bei ReidySarbeitsdienftführern und Reichs— 
arbeitsdienftführerinnen in der Entlaffungsverfügung, 
bei Führern und Führerinnen im Drobedienft in der 
MWiderrufsverfügung etwas anderes beftimmt ift. 


(2) Bei Ausfcheiden nad $12 Abf. 1 Nr.2 und 3 
des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes gilt als Entlaffungs- 
tag der Tag, an dem der Dienſtſtrafbeſcheid oder das 
Strafurteil rechtskräftig wird. 


Bu $ 15 Artikel 31 


(1) Schwebt gegen einen ReichSarbeitsdienftführer 
oder eine ReichSarbeitsdienftführerin zur Zeit des Aus- 
ſcheidens aus dem NReichdarbeitsdienft ein Dienftitraf- 
verfahren, jo wird deffen Fortſetzung durch das Aus— 
icheiden aus dem NReichSarbeitsdienft nicht berührt. 
Als Dienftjtrafe ift in diefem Falle nur zuläffig: die 
Entfernung aus dem Reichsarbeitsdienft oder die Aus- 
ftoßung aus dem Reichsarbeitsdienft; wird auf Ent- 
fernung aus dem Reichdarbeitsdienft oder auf Aus- 
ftoßung aus dem Reich3arbeitsdienft erkannt, fo tritt 
dieje Dienſtſtrafe rückwirkend an die Stelle der Ent- 
laffung; die Entlaffungsurkunde iſt zurüdzugeben. 


(2) Gegen einen aus dem NeichSarbeitsdienft aus- 
gefchiedenen ReichSarbeitsdienftführer (Reichsarbeits— 
dienftführerin), der Ruhegehalt bezieht, kann ein Dienft- 
ftrafverfahren nur eingeleitet werden wegen einer vor 
dem Ausjcheiden aus dem NeichSarbeitsdienft began- 
genen Dienftverfehlung. Die Vorfchrift des Abſ. 10atz2 
findet Anwendung. Das Nähere regelt die Dienft- 
ftrafordnung für den Reichsarbeitsdienſt. 


Artikel 32 


Beſteht begründeter Verdacht, daß Neichsarbeits- 
dienftpflichtige, Freiwillige des Neichsarbeitsdienftes 
oder Längerdienende des Reichsarbeitsdienftes fich 
einer Dienftverfehlung ſchuldig gemacht haben, fo kann 
ihre Entlaffung (nad) Ablauf der geſetzlichen oder frei- 
willigen Dienftverpflichtung) auf Anordnung des Ar- 
beitögauführer® oder der Bezirkfsführerin bis zur recht8- 
träftigen Entjcheidung und bis zur Verbüßung der 
Dienftftrafe im NeichSarbeitsdienft zurückgeſtellt werden. 
Über den allgemeinen Einftellungstermin bei der Wehr- 
macht hinaus foll die Zurüdbehaltung nur im Ein- 
vernehmen mit der zuftindigen Wehrerfagdienftftelle 
oder Erjabbehörde angeordnet werden. 


Artikel 33 
Gegen Angehörige des Reichsarbeitsdienſtes findet 
die Feſtſetzung einer polizeilichen Saft- oder einer poli- 
zeilichen Erſatzſtrafe nicht ftatt. 
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Artikel 34 
(1) Die Polizei ift zur vorläufigen Feftnahme von 
Angehörigen des Reichsarbeitsdienftes nur befugt, 
wenn bei dringendem Tatverdacht und Gefahr im Ver- 
zug ein Vorgefeßter oder eine Wache des ReichSarbeits- 
dienftes nicht erreichbar ift und 


a) es ſich um ein Verbrechen Handelt 
oder 

b) Fluchtverdacht befteht 
oder 


c) Gefahr der Verdunkelung oder des Mißbrauchs 
der Freiheit zu neuen ftrafbaren Handlungen vor- 
liegt 

oder 

d) dringende Gründe für die Annahme vorhanden 
find, daß der Angehörige des Neichsarbeitsdien- 
ſtes die mit Strafe bedrohte Handlung im Zu— 
fand der Zurechnungsunfähigfeit oder der ver- 
minderten Zurechnungsfähigkeit begangen hat 
und feine Unterbringung in einer SHeil- oder 
Dflegeanftalt angeordnet werben wird. 


(2) Wird ein Angehöriger des Neichsarbeitsdienftes 
bei einem Verbrechen oder Vergehen auf frifcher Tat 
betroffen oder verfolgt, jo kann, wenn er der Flucht 
verdächtig oder ſeine Perſönlichkeit nicht ſofort feſt— 
ſtellbar iſt, die vorläufige Feſtnahme durch jedermann 
geſchehen. | 

(3) Bei einem ReichSarbeitsdienftführer vom Range 
eines Feldmeiſters an aufwärts und bei einer Reichs⸗ 
arbeitsdienſtführerin vom Range einer Maidenoberfüh— 
rerin an aufwärts in Reichsarbeitsdienſttracht iſt die 
Annahme ausgefchloffen, daß fie der Flucht verdächtig 
jeien, oder daß ihre Perſönlichkeit nicht fofort feftgeftellt 
werden Eönne, e8 ſei denn, daß fie bei Begehung eines 
Verbrechens auf frifcher Tat betroffen oder verfolgt 
werden. Das gleiche gilt für Führer und Führerinnen 
im Drobedienft. 


Artikel 3 


(1) Jeder Angehörige des NeichSarbeitsdienftes Hat 
— aud) nad) Beendigung feines Dienftverhältniffes — 
über die ihm bei feiner dienftlichen Tätigkeit befannt- 
gewordenen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung 
durch Gefeß oder dienftlihe Anordnung vorgeichrieben 
oder ihrer Natur nach erforderlic) ift, Verſchwiegenheit 
gegen jedermann zu bewahren; von dieſer Dienftpflicht 
lann ihn keinerlei andere perfönliche Bindung befreien, 


(2) Er darf ohne Genehmigung über ſolche An- 
gelegenheiten weder vor Gericht noch außergerichtlich 
ausfagen oder Erllärungen abgeben. Die Genehmi- 
gung erteilt der Dienftvorgefeßte oder der letzte Dienft- 
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vorgefeßte; der NeichSarbeitsführer kann ſich in jedem 
Falle die Befugnis felbft vorbehalten; er kann feine 
Befugnis aud auf andere ReicySarbeitsdienftführer 
oder Reichsarbeitsdienftführerinnen übertragen. 


(3) Jeder Angehörige des Reichsarbeitsdienſtes hat 
— auch nach Beendigung feines Dienftverhältniffes — 
auf Verlangen des Dienftvorgefegten oder des legten 
Dienftvorgefegten amtliche Schriftftüde, Zeichnungen, 
bildliche Darftellungen u. dgl. und Aufzeichnungen 
über dienftliche Vorgänge ſowie von Wiedergaben fol- 
cher herauszugeben. Die gleiche Verpflichtung trifft 
feine Hinterbliebenen und feine Erben. 


(4) Dienftvorgefeßter im Sinne der Abj.2 und 3 
ift der Arbeitsgauführer für die ihm unterftellten männ- 
lichen Angehörigen des NeichSarbeitsdienftes, der Leiter 
der Schulen für die männlichen Angehörigen der Schu- 
len des NeichSarbeitsdienftes, die Bezirksführerin für 
die ihr unterftellten weiblichen Angehörigen des Reichs— 
arbeitsdienftes, im übrigen der Reichsarbeitsführer. 


Artikel 36 


(1) Die Genehmigung, al8 Zeuge auszufagen, foll 
nur verfagt werden, wenn die Ausjage dem Wohle des 
Reiches Nachteile bereiten oder die Erfüllung öffent— 
licher Aufgaben ernftlicy gefährden oder erheblid) er- 
jchweren würde. Die Genehmigung, ein Gutachten 
zu erftatten, kann verfagt werden, wenn die Erjtattung 
auch ſonſt dienftlic Nachteile bereiten würde, 


(2) At der Angehörige des Neidysarbeitsdienftes 
Yiartei oder Beſchuldigter in einem gerichtlichen Ver— 
fahren und joll fein Vorbringen der Wahrnehmung 
feiner berechtigten Belange dienen, jo hat der Dienft- 
vorgejeßte im falle der Verweigerung der Ausjage- 
genehmigung dem Angehörigen des Reichsarbeits— 
dienftes den Schuß zu gewähren, den die dienftlichen 
Rückfichten zulaffen. Artikel 35 Abſ. 4 gilt entiprechend. 


Artikel 37 


Angehörige des ReichSarbeitsdienftes, die auf Grund 
eines Dienftftrafbefcheids des NeichSarbeitsdienftes 
Sellenarreft verbüßen, find in der Ausübung ihres 
Wahlrechtes behindert. 


Bu $ 16 Artikel 38 

(1) Wird ein NeichSarbeitsdienftpflichtiger oder 
Freiwilliger des ReichSarbeitsdienftes aus häuslichen, 
wirtichaftlichen oder beruflichen Gründen vorzeitig aus 
dem NeichSarbeitsdienft entlaffen, fo gilt die Reichs» 
arbeitsdienftpflicyt als erfüllt, wenn eine ununter— 
brochene Dienftzeit von mindeftens drei Monaten ab- 
geleifter ift. 


Neichögefeßblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


—IIIM 


(2) Längerdienende des Reichsarbeitsdienſtes kön— 
nen vor Ablauf ihrer Dienſtverpflichtung aus dem 
Reichsarbeitsdienft entlaffen werden 

a) wegen Dienftunfäbigkeit, 

b) auf eigenen Antrag aus häuslichen, wirtſchaft— 

lichen oder beruflichen Gründen, 

c) wegen mangelnder Eignung bei ſchweren Dienft- 

verfehlungen. 
Die Vorfchrift des $ 16 Abi. 2 des ReichSarbeitsdienft- 
geſetzes gilt entfprechend. 


(3) Zuftändig zur Entjcheidung über vorzeitige Ent- 
lafjung ReichSarbeitsdienftpflichtiger, Freiwilliger des 
Reichsarbeitsdienftes und Längerdienender des Reichs— 
arbeitsdienftes ift der Arbeitsgauführer oder die Be- 
zirfsführerin. Soll die vorzeitige Entlaffung wegen 
Dienftunfähigkeit ausgefprochen werden, fo ift ein Gut- 
achten des Arbeitsgauarzted oder der Bezirksärztin 
einzubolen. 

Artikel 39 

(1) ReichSarbeitsdienftpflichtige und Freiwillige des 
ReichSarbeitsdienftes, die infolge einer zwifchen Mufte- 
rung (Unnahmeunterfuhung) und Einftellungsunter- 
ſuchung erlittenen Erkrankung (Verlegung) bei der 
Einftellung nicht als dienftfäbhig beurteilt werden, find 
jofort nad) ihrem bisherigen dauernden Aufenthaltsort 
zu entlafjen, wenn fie vorausfichtlicd nicht innerhalb 
eines Monats wieder dienſtfähig werden; geichlecht- 
kranke NeicySarbeitsdienftpflichtige und Freiwillige des 
ReichSarbeitsdienftes werden nicht entlaffen, jofern die 
Behandlung bis zur MWiederherjtellung der Dienitfähig- 
feit vorausfichtlich nicht länger als zwei Monate dauert. 


(2) Entlafjungen auf Grund des Abſ. 1 werden 
wirkſam durd) Aushändigung eines von dem Führer 
der Dienfteinheit ausgeftellten Entlaffungsicheines. 
Die fonftigen Entlafjungspapiere können dem Ent- 
lafienen jpäter überfandt werden. 


(3) Wird die Dienftfähigkeit eines ReichSarbeits- 
dienftpflichtigen, der im Anfchluß an die Dienftzeit im 
ReichSarbeitsdienft unmittelbar für die Heranziehung 
zum Wehrdienft vorgejehen war, jo rechtzeitig wieder: 
hergeftellt, daß eine Dienftzeit von insgeſamt drei 


Monaten im Reich3arbeitsdienft möglich ift, fo ift der 


Dienftpflichtige erneut zum Neich8arbeitsdienft beran- 
zuziehen. Die Reichsarbeitsdienftpflicht gilt dann nad) 
Ableitung der reftlichen Dienftzeit als erfüllt. 


Artikel 40 
Neich3arbeitsdienftpflichtige, Freiwillige des Reichs» 
arbeitsdienftes und Längerdienende des Reichsarbeits— 
dienftes, die während der Dienftzeit erfranfen und vor- 
ausfichtlicdy bis zum Ablauf der Dienftpflichtzeit oder 
ber freiwilligen Dienftverpflichtung nicht wieder dienft- 
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fähig werden, können vorzeitig aus dem Reich3arbeits- 
dienft entlaffen werden, jobald fie nach dem Ermeſſen 
des behandelnden Arztes transportfähig— Geſchlechts— 
Eranfe nicht mehr anſteckungsfähig — find. 


Artikel 4 

(1) ReichSarbeitsdienftpflichtige, Freiwillige des 
Reichsarbeitsdienftes und Längerdienende des Reichs— 
arbeitsdienftes, die fich bei Ablauf der Dienftpflichtzeit 
oder der freiwilligen Dienftverpflichtung noch in Ärzt- 
licher Behandlung befinden und nod) weiter ärztlicher 
Behandlung bedürfen, dürfen erft aus dem Reichs: 
arbeitsdienft entlaffen werden, fobald fie nach) dem 
Ermefjen des behandelnden Arztes transportfähig — 
Geſchlechtskranke nicht mehr anftedungsfähig — find. 


(2) Auf ausdrüdlichen Antrag des Verlebten oder 
Kranken kann die Entlaffung aus dem Reichsarbeits- 
dienft ſchon vorber ftattfinden, wenn der Verlebte oder 
Kranke oder, falls diefer nicht volljährig ift, der geſetz— 
liche Vertreter fchriftlich befcheinigt, daß er gegen ärzt— 
lichen Rat aus der Heilfürforge des NeichSarbeits- 
dienſtes ausfcheidet und wegen der Folgen, die durd) 
da8 vorzeitige Ausfcheiden aus der Heilfürforge des 
Reichsarbeitsdienftes entftehen können, auf alle An- 
Iprüche gegen das Reich verzichtet. 


(3) Wird der Verlebte oder Kranke gemäß Artikel 40 
oder 41 Ab. 1 und 2 aus dem NeichSarbeitsdienft 
entlajjen, jo fann das Reich die Koften für den Trans- 
port des Kranken oder Verletten nad) feinem dauernden 
Aufenthaltsort übernehmen. 


Artikel 42 


In den Fällen des Artikels 40 und des Artikels 4 
Abſ. 1 ift vor der Entlaffung aus dem Reichsarbeits- 
dienft zu prüfen, ob die weitere Seilfürforge gefichert 
ift. Werden die Koften der ärztlichen Behandlung nach 
der Entlaffung nicht vom Verforgungsamt oder von 
einem Träger der Neichöverficherung übernommen 
und können fie weder von dem Ausſcheidenden felbft 
noch von einem Unterhaltspflichtigen getragen werden, 
jo iſt mit der zuftändigen Fürſorgeſtelle wegen Über— 
nahme der weiteren SHeilfürforge in Verbindung zu 
treten. Erklärt fi das Verforgungsamt oder ein 
anderer zuftändiger Koftenträger bereit, die weitere 
Heilfürforge von dem auf die Entlaffung folgenden 
Tage ab zu übernehmen, jo kann die Entlaffung aus 
dem NeichSarbeitsdienft auch ſchon vor Eintritt der 
Transportfähigkeit erfolgen. 


Artikel 43 
(1) Hält der dienfttuende Arzt die Vorausfegungen 
‚ für die Entlafjung aus dem ReichSarbeitsdienft nach 
Artikel 40 oder Artikel 41 Abſ. 1 für erfüllt, fo bat 
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er dies dem Führer (dev Führerin) der Reichsarbeits- 
dienfteinheit, der der Verlegte oder Kranke angehört, 
unverzüglich mitzuteilen, 

(2) Dienfttuender Arzt ift der NReichsarbeitsdienft- 
arzt, die NeichSarbeitsdienftärztin, der Arzt oder die 
Arztin im Drobedienft oder der Vertragsarzt des Reichs— 
arbeitsdienftes, der die Neichsarbeitsdienfteinbeit, der 
der Verlekte oder Kranke angehört, in geſundheits— 
dienftlicher Sinficht betreut. 


Artikel 44 


Erkrankt ein ReichSarbeitsdienftpflichtiger, Frei— 
williger des ReichSarbeitsdienftes oder Längerdienender 
des Reich8arbeitsdienftes am Entlaffungstage und gibt 
er die Beicheinigung über die Entlaffung unverzüglich 
zurüd, fo gilt die Entlaffung als nicht erfolgt. Für die 
Entlafjung gelten die Artikel 41 Abſ. 1 und Artikel 43 
entſprechend. 


Artikel 4 


Erfolgt die Entlaſſung aus dem Reichsarbeitsdienſt 
auf Grund des Artikels 40, ſo gilt die Reichsarbeits— 
dienſtpflicht als erfüllt. 


Artikel 46 au $ 17 

Die Genehmigung zum Erwerb und zur Ausübung 

der Mitgliedfchaft in Vereinigungen ($ 17 Abſ. 2 des 
Reichsarbeitsdienſtgeſetzes) erteilt: 

a) für die männlichen Angehörigen des Reichs— 

arbeitsdienftes der Arbeitsgauführer, 

b) für die weiblichen Angehörigen des Reichsarbeits- 

dienftes die Bezirksführerin. 


Artikel 47 Zu $ 18 


(1) Die Genehmigung zur Verheiratung foll männ- 
lichen Angehörigen des Stammperfonals des Neiche- 
arbeitsdienftes nur erteilt werden, wenn fie mindeftens 
25 Jahre alt find, Die Braut muß deutfchen oder art- 
verwandten Blutes jein und einen quten Leumund 
haben; fie joll erbgeſund fein und in geordneten wirt- 
Ichaftlichen Verhältniſſen leben. 


(2) Für weibliche Angehörige des Stammperfonals 
des Neichdarbeitsdienftes ift mit einer genehmigten 
Berheiratung arundfätlich das Ausfcheiden aus dem 
Neich3arbeitsdienft verbunden. Der Neichsarbeits- 
führer fann aus befonderen dienftlichen Gründen ge— 
nehmigen, daß verbeiratete Neichsarbeitsdienftführe- 
rinnen im Dienft bleiben. 


Artikel 48 Zu $$ 18 bis 20 


Die Genehmigung zur Berheiratung ($18 des Reichs- 
arbeitsdienftgefeßes), zur Übernahme des Betriebs 
eines Gewerbes jowie zur Übernahme einer mit Ver- 
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gütung verbundenen Nebenbefhäftigung ($ 19 des 
Reichsarbeitsdienftgefeßes) und zur Übernahme der im 
$ 20 des Reichsarbeitsdienftgefeßes genannten Amter 
erteilt: 

a) für die männlichen Angehörigen des Reiche» 
arbeitsdienftes bis zum Unterfeldmeifter einjchl. 
der Urbeitsgauführer, 

b) für die weiblichen Angehörigen des Reichs— 
arbeitsdienftes bis zur Maidenführerin einjchl. 
die Bezirksführerin, 

im übrigen der NeichSarbeitsführer. 


Zu $ 21 Artikel 49 

(1) Die Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes 
bis zum Range eines Oberftarbeitsführers oder einer 
Stabshauptführerin aufwärts haben, foweit fie plan- 
mäßig im Außendienft tätig find, nad) Maßgabe 
befonderer Beſtimmungen Anſpruch auf freie ärzt- 
liche und zahnärztliche Behandlung ſowie Anſpruch 
auf freie Krantenhauspflege in der niedrigften Klaſſe 
und auf Gebraud) von Heil- und Kurmitteln. An- 
gehörige des Reichsarbeitsdienſtes vom Unterfeld— 
meifter -oder der Maidenführerin an einſchl. auf- 
wärt® Dürfen aus bilziplinaren Gründen auf 
Reichskoften in die nächjthöhere Klafje aufgenommen 
werden, wenn fie in der niedrigften Klafje nicht ge— 
jondert untergebracht werden fünnen. Sabnärztliche 
Behandlung wird nur gewährt, foweit fie nad) reichs— 
arbeitsdienftärztlichem Urteil zur Erhaltung oder 
Wiederherftellung der Dienftfähigkeit notwendig ift. 

(2) Die übrigen Angehörigen des Reichsarbeits- 
dienfte8 haben die im Abſ. 1 genannten Anfprüche 
nur, wenn die Heilfürforge auf Grund einer aner- 
fannten Dienftbefchädigung notwendig geworden ift, 
die der Angehörige des Reichsarbeitsdienftes 

a) durch einen Dienftunfall, 

b) durdy Ausübung des dem Reichsarbeitsdienſt 

eigentümlichen bejonderen Dienftes erlitten hat. 


Artikel 50 

(1) Die Ehefrauen von planmäßig im Außendienft 
tätigen Ungehörigen des Stammperfonals haben 
nad) Maßgabe beionderer Beltimmungen bei Er- 
krankungen und ſchwierigen Geburten Anfpruch auf 
freie ärztliche (nicht auf freie zahnärztliche) Behandlung; 
Koften für Arznei- und WVerbandmittel werden nur 
erftattet, foweit fie al8 zur Behandlung unentbehrlich 
von dem zuftändigen Arzt verordnet und beftimmungs- 
gemäß befchafft find. Als unentbehrlich gelten die- 
jenigen Arznei- und Verbandmittel, die die reich®- 
geleglichen Krankenkaſſen im gleichen alle gewähren 
würden, Stärktungsmittel werden nicht gewährt. 

(2) Die Kinder der im Abf. 1 genannten Angehöri- 
gen des Stammperfonals haben die Anſprüche nad) 
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Abſ. 1 nur, wenn fie in deren Haushalt leben und 
wenn für fie Kinderzufchläge gezahlt werben. 

(3) Familienangehörige, die auf Grund geſetzlicher 
Verpflichtung Mitglieder einer Krankenkaſſe find, haben 
die im Abſ. 1 genannten Anjprüche nicht. 


Artikel 51 


Die Ärztliche Behandlung (Artitel49,50) erfolgt durch 
Reichsarbeitsdienftärzte, NeichSarbeitsdienftärztinnen, 
Ärzte oder Ärztinnen im Vrobedienft, Vertragsärzte 
des Neichsarbeitsdienftes oder wenn dieſe nicht 
erreichbar find, oder wenn aus ärztlichen Gründen 
eine Behandlung durch fie nicht möglich ift, durch 
Ärzte, die der Kaffenärztlichen Vereinigung Deutſch— 
lands (RBD) angehören. 


Artikel 52 
Hat ein beilfürjorgeberechtigter Angehöriger des 
Reichsarbeitsdienftes einen Schaden erlitten, fiir den 
ihm ein Dritter Schadenerſatz zu leiften bat, fo geht der 
Anſpruch gegen den Dritten infoweit auf das Reich über, 
als der Geſchädigte vom Reichsarbeitsdienft Seilfürforge 
erhalten bat. 


Artikel 53 


Bei verftorbenen Angehörigen des Reichsarbeits— 
dienftes ift eine Leichenöffnung außer auf gerichtliche 
Anordnung nur dann vorzunehmen, wenn fie aus 
dienftlihen Gründen (3.8. zur Klärung der Dienft- 
beihädigungsfrage) notwendig erjcheint. Die Ent- 
Icheidung trifft der Arbeitsgauarzt oder die Bezirks— 
ärztin; haben die Angehörigen des Verftorbenen die 
Genehmigung zur Leichenöffnung nicht erteilt, jo ent- 
jcheidet der ReichSarbeitsarzt. 


Artikel 54 
(1) Die Vorichriften 
a) der $$ 14, 20, 57 Abi. 2, 172, 378, 380 Abſ. 2 
Sat 2, 752, 790, 850, 8502, 850g Nr. 5, 
304 Nr. 2, 905 Nr. 2 und 912 der Sivilprozep- 
ordnung, 
b) der 8848 Ubi. 2, 51 Ubi. 4, 98 Abi. 4 und 105 
Abſ. 4 der Strafprozefordnung und 
c) der 889, 411 und 570 des Bürgerlichen Geſetz— 
buch8 
finden auf den NeichSarbeitsdienft und die Angehörigen 
des NeichSarbeitsdienftes entiprechende Anwendung. 


(2) Die Vorichriften der 88752 und 790 der 
Sivilprozeßordnung finden auf die Angehörigen des 
Neichöarbeitsdienftes auch für die Beitreibung im 
Verwaltungszwangsverfahren entiprechende Anwen- 
dung. An Stelle des Vollftredungsgericht8 tritt die 
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Vollftretungsbehörde, an die Stelle des Gerichts- 
vollzieher8 der von der — — be- 
zeichnete Beamte. 

(3) Der Neichsarbeitsführer beftimmt die zuftän- 
digen Dienftftellen*). Im alle des $172 der Zivil: 
prozefordnung erfolgt die Zuftellung an ben Leiter 
der zunächft vorgefegten Dienftftelle des Angehörigen 
des Reichsarbeitsdienſtes. 


Artikel 55 

(1) Der Reichsfistus wird, foweit feine abweichen— 
den gejeßlichen Vorſchriften beftehen, für den Geſchäfts— 
bereich des Reichsarbeitsdienſtes vertreten: 

a) im Geſchäftsbereich eines Arbeitsgaues und im 

Geſchäftsbereich eines Hauptmeldeamtes, deſſen 
Sitz im Gebiet des Gaues liegt, durch den zu— 
ſtändigen Arbeitsgauführer, 

b) im übrigen einſchl. des Geſchäftsbereichs der 
Schulen, der Beſchaffungs⸗, Bekleidungs- und 
Zeugämter des NeichSarbeitsdienftes und des 
Reichsarbeitsdienft-Arbeitsgeräteparts durd) den 
ReichSarbeitsführer. 

(2) Bei der Vfändung und Überweifung bon 
Ruhegeld, Wartegeld oder Sinterbliebenenbezügen 
(88 829, 835 der Sivilprozeßordnung) und bei ber 
Benachrichtigung von einer bevorftehenden Pfändung 
($ 845 der Zivilprozefordnung) ift zur Vertretung des 
Reichsfiskus neben den im Abſ. 1 genannten Dienft- 
ftellen auch das PVerforgungsamt berufen, das Die 
Bezüge zahlt. 

Artikel 56 

(1) Hat ein Angehöriger des NReichsarbeitsdienftes 
in Ausübung der ihm anvertrauten Öffentlichen Gewalt 
einem Dritten einen Schaden zugefügt, den das Neid) 
dem Dritten zu erfegen bat, jo nimmt das Reich wegen 
feines Schadens den Angehörigen des NReichSarbeits- 
dienftes nur dann in Anſpruch, wenn er borjäßlic) 
oder grobfahrläffig gehandelt bat. 

(2) Leiftet der Angehörige des Reichsarbeitsdienftes 
dem Neich Erſatz und bat das Reich einen Erſatz— 
anfpruch gegen einen Dritten, fo geht der Erſatzanſpruch 
auf den Angehörigen des Neichsarbeitsdienftes über. 


Wrtikel 57 

(1) Das Gefek über das Verfahren für die Erſtattung 
von Fehlbeftänden an öffentlihem Vermögen (Er- 
ftattungsgefeß) vom 18, April 1937 Meichsgejekbl. I 
S. 461) und die Durchführungsd- und Ergänzungs- 
vorfchriften bierzu finden auf die Angehörigen des 
Reichsarbeitsdienftes entiprechende Anwendung. 

(2) Oberfte Dienftbehörde im Sinne diefer Vor— 
ichriften ift der Reichsarbeitsführer. 


= *) Verordnungsblatt für den MNeidySarbeitsdienft 345/36 II 
und Deutiche Juſtiz 1937 ©. 1483. 
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Artikel 58 

(1) Erfabanfprüche des Reichs gegen Angehörige 
des NeichSarbeitsdienftes wegen eines durch fchuld- 
hafte Dienftpflichtverlegung dem Reich unmittelbar 
zugefügten Schadens verjähren in drei Jahren von 
dem Seitpunft an, in dem der NeichBarbeitsführer von 
dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen 
Kenntnis erlangt hat, ohne Rückſicht auf diefe Kenntnis 
in zehn Jahren von der Begehung der Handlung an. 


(2) Erfatanfprüche des Reichs gegen Angehörige 
des Reichsarbeitödienftes in Fällen, in denen das Reid) 
einem durch eine fchuldhafte Dienftpflichtverlegung ge- 
ſchädigten Dritten Schadenerfab zu leiften bat, ver- 
jähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem 
der Anſpruch des Dritten diefem gegenüber von dem 
Reichsarbeitsführer anerkannt oder dem Reichsarbeits— 
führer gegenüber rechtskräftig feftgeftellt worden ift und 
der ReichSarbeitsführer von der Verfon des Frjab- 
pflihtigen Kenntnis erlangt bat. 


Artikel 59 


Das Geſetz über die Abtretung von Beamten- 
bezügen zum SHeimftättenbau vom 30. Juni 1927 
(Reichsgefetbl. I S.133) in der Faſſung der Vierten 
Verordnung des Reichspräfidenten zur Sicherung bon 
Mirtfchaft und Finanzen und zum Schuße des inneren 
Friedens vom8. Dezember 1931(Reichsgefeßbl. IS. 699, 
709), Zweiter Teil, Kapitel V, und die Ducchführungs- 
und Ergänzungsvorfchriften hierzu findenauf die Reichs: 
arbeitsdienftführer und NReichSarbeitsdienftführerinnen 
entiprechende Anwendung. 


Artikel 60 
(1) Angehörige des Neichsarbeitsdienftes Fünnen, 
wenn reichögefeßlich nichts anderes vorgejchrieben ift, 
Dienftbezüge nur infoweit verpfänden oder abtreten, 
als fie der Pfändung unterliegen. 


(2) Das Reich kann ein Aufrechnungs- oder Zurüd- 
behaltungsrecht an den Dienftbezügen nur injoweit 
geltend machen, als jie pfändbar find, oder als e8 einen 
vollftredbaren Anſpruch auf Schadenerfaß wegen bor- 
jäßlicher unerlaubter Handlung bat. 


Artikel 61 


Die Verordnung Über Fürforge für Soldaten und 
Arbeitsmänner in der Faſſung vom 29. Dezember 1937 
(Reichsgeſetzbl. IS. 1417) findet finngemäß Anwendung 
auf Arbeitsmaiden, Kameradihaftsältefte und Jung— 
führerinnen (außerplanmäßige Gebilfinnen), die nad) 
dem 31. Juli 1932 in den deutjchen Frauenarbeitsdienft 
oder in den NeichSarbeitsdienft eingetreten find. 
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Bu $ 25 Artikel 62 


Der Reichsarbeitsführer kann beftimmen, daß die 
nad) dem Reichsarbeitsdienftgefek und den Durch— 
führungsverordnungen den Arbeitsgauführern oder 
den Bezirksführerinnen zuftehende Befugnis auch der 
Leiter der Schulen, ein Amtschef bei dem Reiche- 
arbeitsführer oder andere beftimmte Reichsarbeits— 
dienKführer oder ReichSarbeitsdienftführerinnen Daben. 


Artikel 63 


(1) Die Artikel 19, 26, 31 und 50 Abſ. 1 Sat 4 treten 
mit Wirkung vom 1. Juni 1938, der Artikel 49 Abf. 2 
Buchſt. a mit Wirkung vom 27. Januar 1937 in 
Kraft. Im übrigen tritt die Verordnung mit Wirkung 
bom 1. September 1939 in Kraft. 


(2) Die Vorſchriften der Neunten Verordnung zur 
Durchführung und Ergänzung des Neichsarbeitsdienft- 
gejeßes vom 11. Februar 1938 (Reichsgeſetzbl. I S.190), 
Artikel 1, werden Beftandteil der Dienftftrafordnung für 
die männlichen Angehörigen des Reichsarbeitsdienftes 
bom 25. Februar 1936 (Reichögefekbl. I ©, 123) in der 
Faſſung der Anderungsverordnung vom 8. Mai 1939 
Reichsgeſetzbl. I S. 895); die Vorfchrift des Artikels 10 
ber Achten Verordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des NeicdySarbeitsdienftgefeßes vom 11. Juni 
1937 (Reichsgejetbl. I S. 623) wird als Abf.2 dem 
$ 12 der Dienftftrafordnung angefügt. 


(3) Mit dem Inkrafttreten diefer Verordnung treten 
außer Kraft 
die Erfte Verordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des ReichSarbeitsdienftgefeßes vom 
27. Juni 1935 Reichsgeſetzbl. I ©. 772), 


die Zweite Berordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des Reicharbeitsdienftgefekes vom 
1. Oftober 1935 (Neichögefegbl. I ©. 1215), 


die Dritte Verordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des NeichSarbeitsdienftgefehes vom 
18. Oftober 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 1271), 

die Vierte Verordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des Neichsarbeitsdienftgefehes vom 
31. Dezember 1935 (Reichsgefeßbl. IT S. 1593), 

die Fünfte Verordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des NeichSarbeitsdienftgefeßes vom 
23. März 1936 (NReichögefeßbl. I S. 198), 


Berlin, den 29. September 1939. 
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die Sechfte Verordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des ReichSarbeitödienftgefeßes (Soziale 
Verfiherung) vom 24. März 1936 (Reichöge- 
ſetzbl. I ©. 200), 


die Siebente Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des NeichSarbeitsdienftgefeßes (Ar- 
beitödienft für die weibliche Jugend) vom 
15. Auguft 1936 (Reichsgeſetzbl. I ©. 633), 

die Achte Verordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes dom 
11. Juni 1937 (NReichsgefeßbl. I S, 623) und 


die Neunte Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des NeichSarbeitsdienftgefeges vom 
11. Februar 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 190) 


mit Ausnahme folgender Vorfchriften, die ala Über— 
gangsvorſchriften bis zur ausdrüdlichen Außerkraft- 
feßung in Kraft bleiben: 


a) Zweite Verordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des ReichSarbeitsdienftgefeges, Artikel 3 
(Übergang der Zuftändigfeiten des Reichskom— 
miſſars für den Freiwilligen Arbeitsdienft auf 
ben ReichSarbeitsführer);; 

b) Sechſte Verordnung zur Durchführung und Er- 

gänzung des ReichSarbeitsdienftgejeßes, Artikel3 

Sat 1 und 2 (Fortſetzung der Mitgliedfehaft bei 

einer Krankenkaſſe durch ehemalige Arbeitsdienft- 

willige des Freiwilligen Arbeitsdienftes); 

Achte Verordnung zur Durchführung und Er- 

gänzung des Reichsarbeitsdienftgefeßes, Artikel 17 

in Verbindung mit der Sechften Verordnung zur 

Durhführung und Ergänzung des ReichSarbeits- 

dienftgejeßes, Artikel 3 Satz 1 und 2 (Fortfegung 

ber Mitgliedfchaft bei einer Krankenkaſſe durch 
ehemalige weibliche Arbeitsdienftwillige des Frei— 
willigen Arbeitsdienftes); 

d) Achte Verordnung zur Durchführung und Er- 
gänzung des Reichsarbeitsdienftgefeßes, Artikel 18 
(Unfallverfiherung für den Reichsarbeitsdienft 
für die weibliche Jugend). 


(4) Iſt in Geſetzen oder anderen Rechtsvorjchriften 
auf das Reichsarbeitsdienſtgeſetz oder die Durchfüh- 
rungsverordnungen dazu Bezug genommen, fo treten 
an deren Stelle die entiprechenden Vorjchriften des 
Neichsarbeitödienftgefeges in der Faffung vom 9. Sep- 
tember 1939 oder diefer Verordnung. 


> 
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Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Achtzehnte Verordnung zur Einführung jtenerrechtlicher Vorſchriften 
in der Ditmarf 


Bom 21. September 1939 


Auf Grund des Gejeßes Über die Wiedervereinigung $2 
Oſterreichs mit dem Deutjchen Reid) vom 13. März 1938 


Die Vorjchriften des Bürgerfteuergefeßes, die auf das 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 237) wird das folgende verordnet: Ir zerft ſetes, 


vermögenſteuerpflichtige Vermögen im Sinn des Ver— 
81 mögenſteuergeſetzes oder auf das land- und forſtwirt— 
In der Oftmark wird das Bürgerfteuergeje vom ichaftliche Vermögen, das Grundvermögen oder das 
20. November 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1261) in der Betriebsvermögen im Sinn des Reichöbewertungsge- 
Faffung des Exften Geſetzes zur Anderung des Bürger- | Tebes Bezug nehmen, jind bis auf weiteres nicht anzu» 
jteuergejeßes vom 31. Oktober 1938 (Neichsgejebbl. I wenden. Der Reichsminifter der finanzen beftimmt im 
5. 1543) mit Wirkung ab 1. Januar 1940 in Kraft ge- Verwaltungsweg, von welchem Zeitpunkt ab dieſe Vor- 
ſetzt. ſchriften anzuwenden ſind. 
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1980 
3 
(1) Für die in die Reichsgaue Niederdonau und Ober- 


donau eingegliederten fubetendeutfchen Gebietäteile 
gelten die Vorfchriften der Abſätze 2 und 3. 


(2) Für die Feſtſetzung der Bürgerfteuer des Kalender- 
jahrs 1940 tritt, joweit als Befteuerungsgrundlage das 
Einkommen des Kalenderjahres 1938 maßgebend ift, an 
feine Stelle das Einkommen des Ralenderjahrs 1937. 


(3) Einfommen ift 
1. bei Steuerpflichtigen, die nad) den Vorfchriften des 
I. Sauptftüds des Geſetzes über die direkten Steuern 
zur Einfommenfteuer zu veranlagen waren, 
das tatjächlich erzielte fteuerpflichtige Einfommen 
im Sinn des J. Sauptftüds des Geſetzes über die 
direften Steuern, das der Steuerpflichtige im 
Kalenderjahr 1937 bezogen bat; 
2. bei Steuerpflichtigen, die nad) den Vorfchriften des 
I. Sauptftüds des Gefeßes über die direkten 


Berlin, 21. September 1939 
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Steuern nicht zur Einkommenſteuer zu veranlagen 
waren und die im Kalenderjahr 1937 nur fteuerab- 
zugspflichtige Dienftbezüge oder ſolche Bezüge und 
daneben andere nichtftenerabzugspflichtige Ein- 
fünfte bis zum Höchſtbetrag von 1 000 Kronen be- 
zogen haben, 

der Gefamtbetrag der rohen Dienftbezüge(Brut- 

tobezüge), gekürzt um 4200 Kronen. 


Der Betrag, der fich nach Ziffer 1 oder 2 ergibt, ift nad) 
51 Saß 2 der Verordnung über die Einführung der 
Reichsmarkwährung in den fudetendeutichen Gebieten 
vom 10. Dftober 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1393) in 
Reichsmark umzurechnen und nad) Abrundung auf 
den nächiten durch 50 teilbaren Reichsmarkbetrag nach 
unten in die Stufen der Eintommenfteuertabelle einzu- 
ordnen. Maßgebend find die Mittelbeträge der Ein- 
fommenftufen. Der Abzug von 4200 Kronen gemäß 
Siffer 2 ift auch bei der Zufammentechnung von Ein- 
fünften $ 6 Abſätze 2 und 3 des Bürgerſteuergeſetzes ge- 
mäß nur einmal vorzunehmen. 


Der Reihsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminiſter des Innern 
An Vertretung 


Pfundtner 
a TE EEE 44 


Ergänzung der Durchführungsbeſtimmungen 
zum Wehrmachtfürſorge- und -verſorgungsgeſetz. 
Vom 25. September 1939. 


Die Durchführungsbeſtimmungen (DB) vom 
29. September 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1293) zum 
Wehrmachtfürforge- und verſorgungsgeſetz vom 
26. Auguſt 1938 (Neichsgefeßbl. I S. 1077) werden 
auf Grund des $ 197 Abf. 2 des vorgenannten Ge- 
jeßes im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der 
Finanzen und dem Reichsminiſter des Innern wie 
folgt ergänzt: 


Artikel I 
Al DB wird neu aufgenommen: 
„aus 44 


1. Inhaber des Anftellungsicheins haben ſich 
jofort nad) der Aushändiqung des Anftellungs- 


Iheins um die Aufnahme in den Vorbereitungs- 
dienft nach freier Wahl für eine Beamtenlaufbahn 
nad) Maßgabe der Verordnung über die Anftel- 
lung der Inhaber des Anftellungsicheins im Be 
amtenverhältnis vom 20. Juni 1939 (Neichs 
gejeßbl. I S. 1037) bei mindeftens drei Behörden 
zu bewerben. Sie haben innerhalb von drei Mo 
naten nad) der Aushändigung des Anftellungs- 
eins dem für ihren Wohnort zuftändigen Wehr- 
machtfürforgeoffizier ichriftlich oder mündlich zu 
melden, bei welden Behörden und für welche 
Beamtenftellen fie ſich beworben haben. ferner 
haben fie dem Wehrmachtfürforgeoffizier fpäteftens 
ſechs Monate nach der erſten Bewerbung zu 
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melden, ob und welchen Erfolg ihre Bewerbungen eine Beamtenlaufbahn nicht folgt oder eine jolche 
gehabt haben. Die Wehrmachtfürforgeoffiziere Stelle oder einen ſolchen Ausbildungs oder Vor— 
geben diefe Meldungen unverzüglich an das zu bereitungsdienft aufgibt. 

ftändige Wehrmachtfürforge- und verſorgungs— 


amt weiter. Gehen die Meldungen nicht frift- 3. Iſt die Einberufung eines Inhabers eines 
gerecht ein, fo hat das Wehrmachtfürſorge- und Anftellungsicheins innerhalb von ſechs Monaten 
verſorgungsamt die Zahlung der Unterhalts- nach der erſten Bewerbung nicht erfolgt, jo find 
beiträge bis zur Behebung dieſes Mangels auszu— die Vorgänge mit der Stellungnahme des zu⸗ 
ſetzen. ſtändigen Wehrkreiskommandos dem Oberkom— 


mando der Wehrmacht vorzulegen.“ 
2. Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags iſt ein— 
zuſtellen, wenn ein Inhaber des Anſtellungsſcheins * 
ohne Zuſtimmung des Oberkommandos der Wehr— Artikel ll 
macht der Einberufung in eine Beamtenſtelle oder Die Ergänzung tritt mit Wirkung vom 1. Oftober 
zum Ausbildungs oder Vorbereitungsdienft für | 1938 in Kraft. 


Berlin, den 25. September 1939. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
in Vertretung 
Neinede 


—————— —— — — — — — — — — — 


Verordnung 
über die Aufhebung von Beſchlußzuſtändigkeiten und Anhörungsrechten 
von Vertretungskörperſchaften und kollegialen Behörden in der Kreisinſtanz. 


Bom 26. September 1939. 


Der Minifterrat für Die Neichsverteidigung verordnet (2) Der Landrat kann Mitglieder der Vertretungs- 
mit Geſetzeskraft: förperjchaften oder der kollegialen Beſchlußbehörden in 
si wichtigen Angelegenheiten zur Beratung heranziehen. 
(1) Beichlußzuftändigkeiten von Vertretungstörper- 
ichaften und Eollegialen Behörden in der Kreisinftanz 82 
gehen auf den Landrat über; die Rechte der Vertretungs | Die Zuſtändigkeiten der Verwaltungsgerichte in ber 


körperſchaften und der kollegialen Behörden, angehört | Stufe des Kreiſes bleiben unberührt. 
zu werden, entfallen. 


Berlin, den 26. September 1939. 


Der Borfißende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarfchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Dritte Verordnung zur Durchführung des Bürgerſteuergeſetzes 
(Dritte BSIDVO) 


Bom 26. Schtember 1939 
Auf Grund des $ 12 der Neichsabgabenordnung wird mit Juftimmung des Reichsminiſters des Innern bier- 
durch verordnet: 


In der Hanfeftadt Hamburg können für die Gebietöteile, die vor dem 1. April 1938 zu verfchiedenen Gemeinden 
(gemeindefreien Grundftücen) gehört haben, die Sebefäße der Bürgerfteuer für das Kalenderjahr 1940 verfchieden 
feftgefebt werden. 


Berlin, 26. September 1939 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinbardt 


un nn nn 


Dritte Berordnung zur Durchführung des Deutſchen Beamtengeſetzes. 
Bom 27. September 1939, 


Auf Grund des 8183 de8 Deutichen Beamten- 
geſetzes (DBG) vom 26. Januar 1937 (Reichsgeſetzbl.J 
5.39) wird verordnet: 

Für die Neichsverteidigung zum Wehrdienſt ein- 
berufene Beamte bedürfen zur Eingehung einer Ehe 
vor der Eheſchließung nicht des in der Durchführungs— 
verordnung vom 29. Juni 1937 GReichsgeſetzbl. I 
5.669) zu $25 Nr.2 Sab 2 des Deutſchen Be- 
amtengefeßes vorgeichriebenen Nachweiſes, daß der 


Berlin, den 27. September 1939, 


künftige Ehegatte deutfchen oder artverwandten Blutes 
ift. Der Beamte und feine Verlobte haben jedoch dem 
Dienftvorgejegten die Verficherung einzureichen, daß 
ihnen troß forgfältiger Prüfung feine Umftände be: 
fannt find, welche die Annahme rechtfertigen könnten, 
daß fie von jüdiſchen Eltern oder Großeltern abftam- 
men Eönnten. Dev Nachweis ift nachträglich fobald 
als tunlich zu führen. 88 59, 72 des Deutichen Be 
amtengejeßes bleiben hierdurch unberührt. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 
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Erjte Durchführungsverordnung zum Geſetz über das Fenerlöjchivejen 
(Organijation der Feuerſchutzpolizei). 
Bom 27. September 199. 


Auf Grund des Gejeßes über das Feuerlöſchweſen 
vom 23. November 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1662) 
wird im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des 
Führers, dem Obertommando der Wehrmacht, dem 
Reihsminifter der Luftfahrt und Oberbefehlshaber 
der Luftwaffe und dem Neichsminifter der Finanzen 
folgendes verordnet: 


81 
Die Feuerſchutzpolizei iſt eine techniſche Polizei— 
truppe. Sie hat die Gefahren abzuwehren, die der 
Allgemeinheit oder dem Einzelnen bei öffentlichen 
Notſtänden, insbeſondere durch Schadenfeuer drohen. 
Sie hat ferner die Aufgaben zu erfüllen, die ihr zur 
Durchführung des Luftſchutzes geſtellt werden. 


82 

(1) Eine Feuerſchutzpolizei müſſen folgende Ge— 
meinden einrichten: Aachen, Augsburg, Berlin, Biele— 
feld, Bochum, Brandenburg, Braunſchweig, Bre— 
men, Bremerhaven, Breslau, Chemnitz, Darmſtadt, 
Deſſau, Dortmund, Dresden, Duisburg-Hamborn, 
Düſſeldorf, Elbing, Erfurt, Eſſen, Flensburg, Frank— 
furt (Main), Frankfurt (Oder), Gelſenkirchen, Gör— 
litz, Graz, Hagen i. W., Halle, Hamburg, Hannover, 
Karlsruhe, Kaſſel, Kiel, Köln, Königsberg (Pr), 
Krefeld Uerdingen, Leipzig, Linz, Lübeck, Ludwigs— 
hafen a. Rh., Magdeburg, Mainz, Mannheim, Mül— 
heim (Ruhr), München, München-Gladbach, Münſter 
i. W. Nürnberg, Offenbach (Main), Oldenburg i. O. 
Osnabrück, Plauen, Potsdam, Regensburg, Rem— 
ſcheid, Roſtock, Saarbrücken, Schwerin i. M., Stettin, 
Stuttgart, Tilſit, Wien, Wiesbaden, Wuppertal, 
Zwickau. 


(2) Die Berufsfeuerwehren der im Abſ. 1 ge 
nannten Gemeinden find in die Feuerfchußpolizei 
überzuleiten. 


(3) Der Reichsminiſter des Innern kann weitere 
Gemeinden beftimmen, welche eine Feuerfchußpolizei 
einrichten müſſen. 


83 
Die Feſtlegung der Sollſtärke der Feuerſchutzpolizei 
einer Gemeinde, ihre Gliederung und ihre Ausrüſtung 
erfolgt durch die Aufſichtsbehörde nach den vom 
Reichsminiſter des Innern zu erlaſſenden Beſtim— 
mungen. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


84 
(1) Gemeindliche Betriebe dürfen der Feuerſchutz— 
polizei nicht als Nebenbetriebe angegliedert jein. Be— 
amte der FFeuerichußpolizei dürfen weder gemeind- 
liche Betriebe leiten, noch in ihnen oder für fie be- 
ichäftigt werden. 


(2) Zu den Nebenbetrieben im Sinne des Abſ. 1 
gehören nicht die lediglich oder überwiegend den 
werten der Feuerſchutzpolizei, der Feuerwehren und 
des Luftichußes dienenden MWerfftätten und das 
Kranfentransportwejen, ſoweit leßtered den bis— 
berigen VBerufsfenerwehren angegliedert war. 


85 

(1) Beamte der Feuerſchutzpolizei (FV) find die 
Beamten der im $2 genannten Berufsfenerwehren, 
foweit fie im Vollzugsdienft diejer Beruföfener- 
wehren oder außerdem in den bisher angegliederten 
gemeindlichen Betrieben befchäftigt waren, ferner die 
in den Dienftftellen dev Ordnungspolizei befchäftigten 
bisherigen VBerufsfenerwehrbeamten ſowie Beamte, 
die in Zufunft bei einer Feuerſchutzpolizei oder einer 
Dienftftelle der Ordnungspolizei eingeftellt oder an- 
gejtellt werden. 

(2) Volizeioffiziere der Feuerſchutzpolizei (FJP) 
im Sinne des $1 Abſ. 2 des Geſetzes über das 
Feuerlöſchweſen find bis zum Erlaß weiterer Bor: 
Schriften diejenigen Beamten der FP, die zur Uniform 
der Fenerfchußpolizei die Nangabzeichen und Achſel— 
ſtücke eines Volizeioffiziers dev FP zu tragen haben. 

(3) Die Beamten der FP dürfen nicht Mitglieder 
einer Feuerwehr fein. 


6 
Zur Durchführung der im $ 1 Abi. 2 Sat 2 des 
Gefeßes über das Feuerlöſchweſen vorgeſchriebenen 
finngemäßen Anwendung der Vorſchriften des Deut 
ſchen Volizeibeamtengejeges (PBG) vom 24. Jun 


1937 (Reichsgeſetzbl. IS. 653) werden folgende Bor- 


ſchriften exlaffen: 

1. Zu 87 bj. 2 Sag 1 PBG 

a) Für die Beltätigung dev Ernennung der Poli- 
zeioffiziere der FP ift dev Reichsminiſter des 
Innern zuftändig. 

9) Die Ernennung tft die Einftellung, Anftellung 
und Beförderung. Einftellung ift eine Ernen 
nung zum außerplanmäßigen Beamten, An 
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ftellung eine Ernennung unter erftmaliger Ein- 
weiſung in eine Wlanftelle, Beförderung eine 
Ernennung unter Einweifung in eine neue 
Planſtelle mit höherem Endgrundgebalt (val. 
$ 1 der Reichsgrundſätze über Einftellung, An- 
ftellung und Beförderung der Reichs- und 
Pandesbeamten vom 14, Dftober 1936 — 
Reichsgeſetzbl. I ©. 893). 

2. Zu $ 12 PBG 

Sur Enticheidung über die Beſchwerde iſt zu- 
ſtändig: 

a) bei Polizeioffizieren der FP der Gemeinden, 
allen Beamten der FD der Länder und der 
Provinzen, den Beamten der FP des Neichg, 
joweit eine dem Reichsminiſter des Innern 
nachgeordnete Neichsdienftitelle den Widerruf 
erflärt hat, die höhere Verwaltungsbehörde, 
bei allen übrigen Beamten der FP der Ge- 
meinden die untere Verwaltungsbehörde bei 
freisangehörigen Gemeinden, die höhere Ver- 
waltungsbehörde bei freisfreien Gemeinden, in 
Berlin der Stadtpräfident. 

3. Zu $ 14 PBG 

Beamte der FD auf Lebenszeit find diejenigen 
Beamten, die auf Grund des $ 28 des Deutichen 
Beamtengejeged? (DBG) vom 26. Januar 1937 
(Reichsgeſetzbl. I S. 39) eine Urfunde erhalten haben, 
in der die Worte: „Auf Lebenszeit” enthalten find. 

4. Zu $ 21 PBG 

Beamte der FP des Reichs fünnen außerdem in 
Stellen von Beamten der FP der Länder und um- 
gefehrt, Beamte der FP der Länder in Stellen von 
Beamten der FP einer Gemeinde und umgekehrt 
verjeßt werden. Beamte der FP einer Gemeinde 
follen in eine andere nur verjeßt werden, wenn drin- 
gende dienftliche Gründe dies erfordern. 


Zuſtändig iſt 

a) für die Verſetzung aller Polizeioffiziere der ZU 
der Reichsminifter des nnern, 

b) für die Verfeßung der. übrigen Beamten der 
FP des Neichs in Stellen von Beamten der 
FP der Länder oder der Gemeinden und um- 
gekehrt fowie für die Verfeßung der Beamten 
der FU der Länder in Stellen von Beamten 
der FP einer Gemeinde und umgefehrt der 
Reichaminifter des Innern, 


b 


— 


Berlin, den 27. September 1939. 
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ce) für die Verſetzung der übrigen Beamten der 
FP der Gemeinden, wenn e8 ſich um die Ver- 
jeßung von einer Gemeinde zu einer anderen 
innerhalb des Bezirks der höheren Verwal- 
tung&behörde handelt, der Leiter der höheren 
Verwaltungsbehörde, ſonſt der Reichsminiſter 
des Innern, 

für die Verfeßung eines Beamten der FP des 
Reichs in den Wolizeiverwaltungsdienft des 
Reichs und der Länder der Reichsminiſter des 
Innern. 

5. Im übrigen gelten die Vorjchriften der Vor— 
läufigen Durhführungsverordnung zum Deutfchen 
Volizeibeamtengejfeg vom 26. Auli 1937 (NReich$- 
geſetzbl. I ©. 858) in der Faſſung der Zweiten Ver- 
ordnung vom 15. April 1939 (Reichsgeſetzbl. S.806) 
zu $$ 8,10 Abf.2, $S$ 11,19, 20 Nr. 1 und 2, 88 22, 
23, 24 und 25 finngemäß. 


87 
Die Beamten der FP treten mit dem Ende des 
Monats in den Rubeftand, in dem fie da8 60. Lebens— 
jahr vollenden. 


Den Gemeinden fallen die Roten der von ihnen 
eingerichteten Feuerſchutzpolizei, insbefondere die per- 
fonellen Roften fowie die Koſten für-die Beſchaffung 
und Unterhaltung der erforderlichen Löſchgeräte, 
Alarmeinrichtungen, Wafjerverforgungsanlagen ſo— 
wie der Wach- und Dienftgebäude zur Yalt. 


9 

(1) Die Vorjchriften der Länder über die Berufs: 
feuerwehren, die dem Geſetz über das Feuerlöſchweſen 
und diefer Verordnung entiprechen oder widerjpre: 
chen, treten außer Kraft. Die übrigen Vorſchriften 
der Länder über die Berufsfeuerwehren treten jeweils 
in dem Seitpunft außer Kraft, in dem weitere Rechts— 
und Verwaltungsvorichriften für die Feuerſchutzpoli— 
zei vom NReichöminifter des Innern erlaffen werden. 

(2) Die oberiten Landesbehörden werden ermäch— 
tigt, durch Verordnung jeweils die Vorſchriften des 
Landesrechts zu bezeichnen, die auf Grund des Abf. 1 
außer Kraft treten. 


d 


— 


$ 10 
Dieje Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft. 


Der Reihsminifter bes Innern 
Frick 
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Verordnung über die Sammelverwahrung don Mündelwertpapieren*). 
Bom 239. September 1939. 


Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird im Ein— 
vernehmen mit dem Oberfommando der Wehrmacht 
und dem Generalbevollmächtigten für die Wirtichaft 
verordnet: 

81 

Sind Wertpapiere, die zum Vermögen eines Mün— 
dels gehören, zur Sammelverwahrung geeignet ($5 
des Geſetzes über die Verwahrung und Anjchaffung 
von Wertpapieren vom 4. Februar 1937 — Reichs— 
geſetzbl. I ©. 171), jo kann der Vormund die Stelle, 
bei der ex die Wertpapiere nach geſetzlicher Vorſchrift 
hinterlegt, ermächtigen, die Wertpapiere einer Wert- 
papierfammelbant zur Sammelverwahrung zu über- 
geben, Der Vormund bedarf zur Erteilung der Er- 
mächtigung nicht dev Genehmigung des Normund- 
ichaftsgerichts. 


Berlin, den 29. September 1939. 


s 2 
Der $1 gilt finngemäß für Wertpapiere, die nad) 
den Vorichriften über den Nießbrauch, die Werwal- 
tung und Nubtnießung des Ehemann oder Vaters, 
die Dflegichaft, die Kuratel oder die Nacherbſchaft zu 
hinterlegen find. 
83 


(1) Der Reichsminiſter der Juſtiz erläßt die zur 
Durchführung und Ergänzung diefer Verordnung er- 
fovderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. 

(2) Der Reichsminiſter der Juſtiz wird ermäch— 
tigt, die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, die 
durch dieſe Verordnung oder die zur Durchführung 
oder Ergänzung dieſer Verordnung erlaſſenen Vor: 
ichriften geändert werden, in neuer Faſſung befannt- 
zumachen. 


Der Generalbevollmädtigte für die Neihsverwaltung 
Frick 


*) Betrifft nicht Danzig. 


————— —— — — — — — 


Berordnung 
über die Kraftfahrzeug-Kastko- und Haftpjlichtverjicherungsverträge. 
Bom 3. Dftober 1939. 


Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird im Ein- 
vernehmen mit dem Oberfommando der Wehrmacht 
verordnet: 

81 

Verträge über die Kasko- und Haftpflichtverſiche— 
rung von Kraftfahrzeugen, die auf Grund der Ver: 
ordnung über die MWeiterbenugung von Kraftfahr- 
zeugen vom 6. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1698) nicht mehr benußt werden dürfen, werden 
aufrechterhalten. Die Dauer diefer Verträge ver- 
längert fich um die Seit, während der das Rraft- 
fahrzeug nicht benußt werden darf (Stillegung). 


.82 
Verficherungsentgelte, die vor der Stillegung des 
Kraftfahrzeugs fällig werden, find dem Berficherer 
zu entrichten. Soweit Entgelte für einen Zeitraum 
gezahlt find, während deſſen das Kraftfahrzeug nicht 


dem Verſicherungsnehmer ungefürzt in Anrechnung 
zu bringen, fobald das Kraftfahrzeug wieder benußt 
werden Darf. 


3 

Mährend der Stillegung des Kraftfahrzeugs bat 
der Verficherungsnehmer im Nahmen des nad) 5 1 
aufrechterhaltenen Kasko- oder Haftpflichtverfiche- 
rungsvertrags für die noch verbleibenden Wagniffe 
ein gering zu bemefjendes Entgelt zu entrichten, das 
der Reichskommiſſar für die Preisbildung im Ein- 
vernehmen mit der Auffichtsbehörde feſtſetzt. Cine 
Aufrechnung diefes Entgelts mit einem Entgeltsgut— 
haben des Verfiherungsnehmers ift unzuläffig. 


84 


Kündigt der Verſicherungsnehmer das Verſiche 
rungsverhältnis, ſo gebührt dem Verſicherer das 


benutzt werden darf, find fie von dem Verſicherer Entgelt für die laufende Verficherungsperiode. 


I 
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5 
MWird ein Kraftfahrzeug auf Grund des Geſetzes 
über Sadjleiftungen für Reichsaufgaben (NeichE- 
leiftungsaefeß) vom 1. September 1939 GReichs— 
geſetzbl. IS. 1645) veräußert, fo gelten für die Kasko— 
und Haftpflichtverficherungsverträge die SS 6,7. 


6 

Wird das Kraftfahrzeug an das Neid), ein Yand, 
eine Gemeinde, eine Körperſchaft, Anftalt oder Stif- 
tung des öffentlichen Nechts, die Nationalfozialiftiiche 
Deutiche Arbeiterpartei oder ihre Gliederungen und 
angeichloffenen Verbände, das Nationaljozialiftifche 
Fliegerkorps oder den Neihsluftihußbund veräußert, 
fo erlifcht der Verficherungsvertrag. Über das Ver: 
fiherungsentgelt ift nad) dem vom Reichskommiſſar 
für die Vreisbildung verordneten Tarif (Grund- 
regel 9) abzurechnen. 


Berlin, den 3. Oktober 1939. 


Neichsgejeßblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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87 
Wird das Kraftfahrzeug an eine natürliche Perſon 
oder an eine Verfonenvereinigung mit oder ohne 
eigene Nechtsperfönlichfeit veräußert, jo finden aud) 
auf die Haftpflichtverficherung die Vorfchriften über 
die Veräußerung der verfiherten Sache Anwendung. 


8 
Der Reichsminifter der Juſtiz wird ermächtigt, 
diefe Verordnung im Einvernehmen mit den beteilig- 
ten Reichöminiftern und dem Reichskommiſſar für 
die Vreisbildung zu ändern, zu ergänzen und außer 
Kraft zu jeßen. 


9 
Diefe Verordnung tritt mit dem 20. September 
1939 in Kraft. Sie gilt auch im Gebiet der ehe— 
maligen Freien Stadt Danzig. 


Der Generalbevollmädtigte für die Neihsverwaltung 
Frick 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


Einbanddecken 


zum Reichsgeſetzblatt, Teil |, 
— Erftes Halbjahr 1939 = 
Poſtſcheckkonto 


können beim Reichsverlagsamt, Berlin KW 40, Scharnhorſtſtr. 4, zrrn 069.00, 
beftellt werden. 

Preis jeder Einbanddede 1,45 Rn einſchl. Verpackung aber ausfchl. Poftgebühren (bei Voreinfendung 

für 1bis4 Stüd 40 A). Bei Abnahme von wenigftens 30 Stüd ermäßigt ſich der Preis um 100. 9. 


Das Neichsgeferblatt erfcheint im zwei gefonderten Teilen — Teil I und Teil I —. 

Sortlaufender Bezug mir durch die Poft. Bezugspreis vierteljährlih für Teill = 2,90 AN, für Teil = 250. AM. 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Neichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharuhorſtſtraße Nr. 4 
(Ferniprecher: 429265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 96200). Einzelmummern werden nah dem Umfang berechnet, 
Preis für den achtfeitigen Bogen 15.7/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10.4/, ausichließlic der Poſtdruckſachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 

Herausgegeben vom Neichsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Zweite Verordnung 
\ zur Durchführung der Berordnung gegen Boltsichädlinge. 
H Vom 27. September 1939. 
Auf Grund des S 7 der Verordnung gegen Wolfs- | nad) sen Strafvorichriften des Deutichen Reichs zu 
ichädlinge vom >. September 1939 (Neichsgeiehbl. I | beurteilen. 
S. 1679) wird zu Ihrer Anwendung im Droteftorat 82 
Ruf s Mähr -sydnet: EN * R ra 
Böhmen und Mähren verordnet: Die Vorſchriften dev Verordnung des Reichs— 
81 protektors in Böhmen und Mähren gegen Sabotage— 
> bandlungen vom 26. Auguſt 1939 (Merordnungsbl. 


| Ob eine Tat eine nad) der Verordnung gegen f. Böhmen u. Mähren 5.83) werden durch die der 
Roltsichädlinge ſtrafbare Handlung begründet, tt Nerordnung aegen Volksſchädlinge nicht berübrt. 
. « / % x [4 # # ’ 


Berlin, den 27. September 1939. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


GE — — 


Verordnung | 
zur Einführung des Geſetzes über die Bejürderung bon Perjonen zu Lande 
in der Ditmarf. 


Bom 28. September 1939. 


ee die Merordnung zur Einführung $ 1 

sichsrechtlicher Vorfchriften über Straßenbahne im 4 | BA eg > 

—* Sſterreich ee 998 (Beichsgefehbl. I * — u a —— ng — ** 

5.706) das in dem Geſetz über die Beförderung von Bon Derjonen — + a dom 6. De— 

Verfonen zu Yande enthaltene Straßenbahnrecht in der Pe a N * ar nr = 320) gebſt den zu 

Dftmark eingeführt worden iſt, wird auf Grund des | IS Durchführung e aſſenen Vorſchriſten auch ur 
die Beförderung von Perſonen mit Landfahrzeugen im 


Gefehes über die Wiedervereinigung Oſterreichs mit —* nf 
ſetz gung Oſterreich inienverfehr und Gelegenheitsverkehr. 


dem Deutjchen Neid) dom 13. März 1938 6eichs— 
geſetzbl. I ©. 237) verordnet! 
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82 Übergangs- und Ausführungsbeſtimmungen und be— 

Der Reichsverfehrsminifter beftimmt den Zeitpunkt, | zeichnet die landesrechtlichen Vorſchriften, die durch die 

zu dem die im $1 bezeichneten Vorfchriften in Kraft | Einführung des Geſetzes über die Beförderung von 
treten. Er erläßt die zur Einführung erforderlichen | VPerſonen zu Lande gegenftandslos werden. 


Berlin, den 28. September 1939. 


Der Neichsverfehrsminifter 
Dorpmüller 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Yifundtner 





% 


Berordnung zur Anderung 
der Verordnung über das Verhalten im Straßenverkehr (Straßenverkehrs-Ordnung — ABO —). 
Vom 3. Dfiober 1939, 


Auf Grund der 886 und 27 des Geſetzes über den a) innerhalb gejchloffener Ortichaften: 
Inarfshr + Oyrnttk 4 DL ‚ — 
Vertehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1000 Keichs⸗ für Kraftfahrzeuge 
geſetzbl. S. 437) in der Faſſung des Geſetzes dom aller Art 40 Kilometer 
10. Auguſt 1937 Meichsgefeßbl. 1 9.901) wird ver- a a Se 
ordnet: | yo RT ER. Stunde, 
Artikel ] b) auperhalb geichlofjener Ortſchaften 
und auf den Reichsautobahnen: 
Die Verordnung über das Verhalten im Straßen— 1. für VDerfonenkraftwagen 
verkehr (Straßenverfehrs- Ordnung — StBO —) vom jowie für KRrafträder mit 
13. November 1937 Geichsgeſetzbl. I ©. 1179) in der und ohne Beiwagen ............. 80 Kilometer 
Faſſung der Verordnungen vom 13. Oktober 1938 ie Stunde, 
(Reichögejeßbl. I ©.1433) und dom 3. Mai 1939 | 2, für Laſtkraftwagen, Omnibuffe 
(Neichögefegbl. I S. 874) wird wie folgt geändert: und alle übrigen Kraftfahrzeuge .. 60 Kilometer 
KH Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: | je Stunde.” 
„() Die höchitzuläffige Fahrgeſchwindigkeit für Artikel 2 
Ktraftfabrzeuge beträgt: Diefe Verordnung tritt am 4. Oktober 1939 in Kraft. 


Berlin, den 3. Oktober 1939. 
Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


9. Simmler 








Berichtigung Berichfigung 
in der Verordnung über die gerichtliche Zuftändig- In der Bekanntmachung von Bedarfsitellen außer- 


feit im Verfahren nach der Verordnung gegen die Unter- | balb der Wehrmacht, die zur Inanfpruchnahme von 
ftüßung der Tarnung jüdifcher Gewerbebetriebe vom Leiſtungen nach dem Wehrleiſtungsgeſetz berechtigt ſind, 
28. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1330) muß es img i | vom m rauf 1939 Exeichsgeſetzbl. se it 
Abſ. 1 ftatt „Für Verbrechen gegen $1 der Verord- — = re au 3 6 des Wehrleiſtungs— 
nung’ beißen: „Für Verbrechen nach der Verordnung“. | TFT uß noch anzurugen: | 

| „die Hauptzollämter mit Grenze für alle Leiftungen 


—— f für den Sollgrenzichuß in Notfällen‘, 
Berlin, den 28. September 1939. Va grenzſchut 
Berlin, den 29. September 1939. 


— für Vierjahresplan 
Der Beauftragte Für den VBierjabrespie Der Reichsminiſter des Innern 


a‘ Miıftr F 
Im Auftrag im Auftrag 


— 


von Normann | Dr. Pabſt 


Heransgegeven vom Neichsminifterium des Innern, — Gedruckt in der Nerchsdruckerei, Berlin. 
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Berordnung 
über Straffreiheit für Ehrenſtrafen der Deutſchen Jãgerſchaft. 


Vom 20. September 1939. 


Auf Grund des $ 12 des Gnadenerlaſſes des Führers 
und Neichsfanzlers für Die Mehrmacht vom 1. Sep- 
tember 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 ©. 1549) und des $5 des 
Gnadenerlafies des Führers und Reichskanzlers für die 
Sivilbevölferung vom 9. September 1939 (Reidy3- 
geſetzbl. I S. 1753) wird folgendes verordnet: 


81 

Ehrenſtrafen der Deutſchen Jäger! chaft, auf die vor dem 
Inkrafttreten dieſer Verordnung rechtskräftig erkannt 
ift, die aber noch nicht vollſtreckt find, werden erlaſſen 
a) gegenüber aktiven Mehrmachtangehörigen, wenn 
fie in Geldftrafe oder Ausfchluß aus der Deutſchen 
Jägerſchaft oder Entziehung des Jagdſcheins für 
die Dauer von nicht mehr als zwei Jahren, allein 

oder nebeneinander, beftehen, 


b) gegenüber Zivilperfonen, wenn fie nur in Geld» 
jtrafen beſtehen. 

Der Straferlaß erftredt ſich aud) auf die Anordnung der 
öffentlichen Bekanntmachung des Spruch fowie auf 
rückſtändige Koften. ‘2 

Anbängige Verfahren wegen Zuwiderhandlungen, 
die vor dem 1. September 1939 begangen worden find, 
werden eingeftellt, wenn keine ſchwereren als die im $1 
genannten Strafen zu eriwarten find; neue Verfahren 
werden in folchen Fällen nicht eingeleitet. 


Berlin, den 20. September 1939. 


3 

Die Vorſchrift des $1 Buchſt. a gilt aud) fiir Die 
Mehrpflichtigen des Beurlaubtenftandes, die in den 
aktiven Wehrdienft eingeftellt werden. Bis zur end- 
gültigen Entjcheidung über Die Einftellung wird: 

1. in den Fällen des $1 Buchft. a die Strafvoll- 
ftredung mit der Einberufung des Merurteilten 
zum Wehrdienſt ausgejeßt, 

2, in den Fällen des $2 mit der Einberufung des 
Beichuldigten zum Webrdienft ein anbängiges 
Verfahren vorläufig nicht fortgeſetzt und einneues 
Verfahren vorläufig nicht eingeleitet. 

84 

(1) Über die Einſtellung anbängiger Verfahren ent- 
jcheidet der Gaujägermeilter; ift jedoch die Anjchuldi- 
gungsichrift dem Beichuldigten bor dem Inkrafttreten 
dDiefer Verordnung bereits zugeftellt worden, jo ent- 
scheidet das Ehrengericht. 

(2) Verneint der Gaujägermeifter die Niederfchla- 
gung, jo entjcheidet auf Antrag des Beſchuldigten das 
Ehrengericht. 

(3) Gegen die Entjcheidung des Ehrengerichts findet 
binnen einer Notfrift von einer Woche die fofortige Be- 
ſchwerde an den Ehrenſenat ftatt. 


85 
yo 
Diefe Verordnung tritt mitihrer Verkündung in Kraft. 


Der Reichsjägermeiſter 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Parchmann 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 
Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 





























H5140-0968 














19% 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 





I] 


Verordnung über Arbeitälojenhilfe im Reichsgau Sudetenland, 
Vom 30, September 1939. 


Auf Grund des $ 7 des Erlafjes des Führers und 
Reichskanzlers über die Verwaltung der fudetendeut- 
ichen Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Reichsgejebl. I 
S. 1331) wird verordnet: 


1 

(1) Vom 1. Oftober 1939 ab gilt im Reichsgau Su- 
detenland das Geſetz über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitölofenverficherung (AVBAYG) vom 16. Juli 1927 
Reichsgeſetzbl. IS. 187) nebſt den zu feiner Ergänzung, 
Anderung und Durchführung erlaffenen Vorjchriften, 
jedoch mit den Bejonderheiten, die ſich aus diefer Ver- 
ordnung ergeben. 

(2) Abweichend von Abj. 1 treten die Vorjchriften 
über die Beichäftigung von Ausländern an dem Tage 
in Kraft, den der ReichSarbeitsminifter beftimmt. 


\2 
(1) Der Beitrag zum Reichsftod für Arbeitseinjat 
beträgt im Reichsgau Subetenland für die Zeit vom 
1. Oftober bis zum 31. Dezember 1939 einheitlich 2 vom 


Berlin, den 30. September 1939. 


Hundert, für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 
1940 einheitlich 4 vom Hundert des maßgebenden Ar- 
beitsentgelts, joweit nicht nad) den allgemeinen Vor— 
ſchriften des Reichsrechts ein niedrigerer Beitrag zu ent- 
richten: ift. 


(2) Vom 1. April 1940 ab richtet fich die Höhe des 
Beitrags nad) den allgemeinen Vorfchriften. Für die 
im Reichsgau Sudetenland bejchäftigten, verficherung#- 
pflichtigen Angejtellten bleibt der Beitrag jedoch über 
den 31. März 1940 hinaus 4 vom Hundert des mafj- 
gebenden Arbeitsentgelts, ſoweit nicht nach den allge- 
meinen VBorjchriften ein niedrigerer Beitrag zu ent- 


richten ift. 
3 


Bis die Träger der Krankenverficherung im Reichs— 
gau Sudetenland in Krankenkaſſen im Sinne der Reichs- 
berficherungsordnung umgebildet find, übernehmen die 
den geſetzlichen Trägern entſprechenden Träger ber 
Krantenverfiherung die Aufgaben, die nach dem Geſetz 
= Einzugsitellen des NReichsftods für Arbeitseinfat 
obliegen. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 





Berordnung 
zur Durchführung der Berordnung über die Wirtſchaftsverwaltung 
(Dritte Durchjührungsperordnung). 


Bom 3. Dftober 1939, 


Auf Grund des $ 11 der Verordnung über die Wirt- 
ichaftsverwaltung vom 27. Auguft1939 (Reichsgeſetzbl. J 
©. 149%) wird verordnet: 


Artifell 


Zu den Behörden und Organifationen der wirtjchaft- 
lichen Eigenverwaltung aus dem Bereich des Reichs— 
forftmeifters, denen die im $1 Abſ. 1 der Verordnung 
über die Wirtfchaftsverwaltung vom 27. Auguft 1939 
Reichsgeſetzbl. IS. 1495) genannten Behörden gemäß 
81 Abf. 2 im Rahmen der ihnen übertragenen Befug- 
niffe Weifungen erteilen können, gehören außer den im 
Artikel II Abf. 1 unter Bucht. a bis g der Verordnung 


Berlin, den 3, Dftober 1939. 


zur Durchführung der Verordnung über die Wirtjchafts- 
verwaltung (Zweite Durhführungsverordnung) vom 
1. September 1939 (Reichögefeßbl. I ©. 1569) genann- 
ten Behörden und Organifationen: 


der Reichsinnungsverband des Baugewerkes, 
der Reichsinnungsverband des Zimmerhandwerks, 
der Reihsinnungsverband des Tiſchlerhandwerks. 


Artikel I 
= Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in 
aft. 


Der Neichsforftmeifter 
An Vertretung 
Alpers 








Mr. 197 — Tag der Ausgabe: 6. Dftober 1939 


1991 


Serhite Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung des Geſetzes über die Gewährung don Entjchädigungen 
bei der Einziehung oder dem Übergang von Bermögen. 
Bom 4. Dftober 1939. 


Im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern 
wird auf Grund des $ 40 des Geſetzes über die Gewäh— 
rung von Entjehädigungen bei ber Einziehung oder dem 
Übergang von Bermögen vom‘. Dezember 1937 (Reid8- 
gejeßbl. I S. 1333) hiermit verordnet: 


81 
Die im $ 24 Abſ. 4 des Geſetzes über die Gewährung 
von Entjehädigungen bei der Einziehung oder dem Über- 
gang von Vermögen vom 9. Dezember 1937 bejtimmte 
Friſt wird bis zum 31. März 1940 verlängert. 


Berlin, den 4. Oktober 1939. 


2 
Die im $ 29 dieſes Geſetzes bejtimmte Friſt wird für 
Anträge, die ſich auf einen Vermögenstrager beziehen, 
der erſt nach dem 30. September 1939 im Deutſchen 
Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger be⸗ 
kanntgegeben wird, bis zum 30. Juni 1940 verlängert. 


833 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Ok—⸗ 
tober 1939 in Kraft. 


Der Reihsminifterdes Innern 
In Bertretung 
Pfundtner 


an a En nn 


Berordnung 
über da3 Verfahren zum Zivere der Sraftlogerklärung von Konnojjementen*). 
Bom 4. Ditober 1939. 


Auf Grund des g44 der Verordnungüber Maßnahmen 
auf dem Gebiete ber Gerichtsverfaffung und der Recht3- 


pflege vom 1. September 1939 Reich ögef etzbl. IS. 1658) 
wird folgendes verordnet: 


51 

(1) Konnoſſemente von Seeichiffern, die an Order 
lauten, können ohne vorheriges Aufgebot für Fraftlos 
erklärt werden, wenn die Urkunde vor dem 3. Sep— 
tember 1939 ausgeftellt worden ift und fi) ein legiti- 
mierter Inhaber der Urkunde nicht bis zum 12. Oktober 
1939 unter Vorlegung der Urkunde bei dem Schiffer 
oder bei der Sauptniederlaffung des Reeders gemeldet 
hat. Nad) dem Ablauf des 12. Dftober 1939 kann der 
Inhaber des Konnofjements Nechte aus der Urkunde 
nur geltend machen, wenn er fie bor der Kraftloserflä- 
ung der Urkunde bei dem Gericht anmeldet und die 
Urkunde vorlegt. 


(2) Sind mehrere Ausfertigungen eines Konnofie- 
ments ausgeftellt worden, jo können die nicht vorge— 


Berlin, den 4. Oktober 1939. 


legten Ausfertigungen für kraftlos erklärt werben, aud) 
wenn eine der Ausfertigungen vorgelegt ift. 


2 
Für das Verfahren zur Kraftloserllärung it das Ge- 
richt ausſchließlich zuftändig, in deſſen Bezirk ſich die in- 
Ländifche Hauptniederlaffung des Reeders befindet, in 
Ermangelung einer ſolchen das Gericht, bei dem der 


Reeder feinen allgemeinen Gerichtäftand hat oder zur 
Zeit der Ausftellung des Konnoſſements gehabt hat. 


3 
Zum Nachweis der Prozeßvollmacht in einem Ver» 
fahren nad) $1 ift die Abgabe ber schriftlichen Vollmacht 
zu den Gerichtsakten nicht erforderlich, wenn die Ertei- 
lung der Vollmacht durch das Zeugnis einer deutjchen 
Behörde befcheinigt wird. 


834 
Die Vorſchriften über das Aufgebotsverfahren blei- 
ben im übrigen unberührt. | 


- Der Reihsminifter der Jufliz 
Dr. Gürtner 


*) Betrifft nicht die Ditmarl und den Reichsgau Sudetenland. 
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I 


Berordnung zur Überleitung des Reichsjagdrechts in der Djtmarf. 
Bom 4, DOftober 1939. 


Auf Grund des $ 2 der Verordnung zur Einführung 
des Neichsjagdrechts im Lande Ofterreic) vom 13, April 
1938 (Neichsgefehbl. IS. 388) wird für das Gebiet der 
Dftmarf verordnet: 

Das dem Gaujägermeifter nach der Verordnung zur 
Überleitung des Neichsjagdrechts im Lande Ofterreich 


Berlin, den 4. Oktober 1939. 


vom 30. April 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 430) zuftebende 
Recht zur Kündigung laufender Tandpachtverträge 
wird für die bis zum 30. Mpril 1938 abagejchlofienen 
Jagdpachtverträge bis zum 31. Dezember 1939 ver- 
längert. 


Der Reichsjägermeiſter 
Im Yuftroa 


Scherping 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Dr. Stucart 


Erſte Verordnung zur Ergänzung der Einjagszamilienunterjtügungsperordnung. 
Bom 5. Dftober 1939. 


Auf Grund des $ 7 des Familienunterſtützungsge— 
ſetzes vom 30. März 1936 (Neichögefeßbl. I ©. 327) 
wird folgendes verordnet: 

Dem $ 1 der Verordnung über Hamilienunterftügung 
bei befonderem Einfaß der Wehrmadht vom 1. Sep— 
tember 1939 (Reichsgefeßbl. I ©. 1563) wird folgender 
Abſatz 3 hinzugefügt: 


Berlin, den 5. Oktober 1939. 


(3) Den Angehörigen der einberufenen Wehr: 
pflichtigen fteben die im Inland befindlichen Ange- 
börigen der an der Rückkehr aus dem Ausland infolge 
feindliher Maßnahmen verhinderten Beſatzungs— 
mitglieder deutjcher Handelsjchiffe gleich.” 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
von Manteuffel 





Berichtigung 


Die Verordnung zur Anderung der Verordnung über 
die durch die beſondere Art der Preisſtellung gekenn— 
zeichneten Gefchäfte vom 16. September 1939 (Reich$- 
aefeßbl. I S. 1849) wird wie folgt berichtigt: 

Im Abj.2 muß es ftatt „Anträge nad) $2 Abi. 2 
richtig beißen: „Anträge nad) $ 2 Sat 24. 


Berlin, den 2. Oftober 1939. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Im Auftrag 


Dr. Michel 


Berichtigung 


In der Verordnung zur Durchführung des Gefekes 
über Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehr: 
jtellenvermittlung im Saarland, in der Oſtmark, im 
Reichsgau Sudetenland und im Memelland vom 
14. September 1939 (Reichögefegbl. IS. 1769) muf 
es im Ss 12 Nr. 3 ftatt „30. November 1938 richtig 
beißen: „30. November 1935. / 


Berlin, den 3. Oftober 1939. 
Der Reichsarbeitsminiſter 


Im Auftrag 
Dr. Radıner 





Herausgegeben vom Neichsminifterium Des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin, 








Tag 


26. 9. 39 


4. 10. 39 


Inhalt 


ae ee De DE EEE ET OUT 


Seite 


Achtzehnte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im 
Reichsgau Sudetenla Bee 


1993 


Zweite Verordnung zur Durchführung der Rerordnung über M aßnahmen auf 
dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung und der Rechtspflege. · ““ 


1994 


ö— —— —— — ç — — 


Achtzehnte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
im Reichsgau Sudetenland 


Bom 26. September 1939 


Auf Grund des Erlafjes des Führers und Reichs— 
kanzlers über die Verwaltung der ſudetendeutſchen Ge— 
biete vom 1. Oftober 1938 Reichsgeſetzbl. 1 S.1331) 
wird verordnet: 

AUbichnmittl 
Reichsbewertungsgeſetz 
81 
Inkrafttreten 

Das Reichsbewertungsgeſetz vom 16. Oftober 1934 
(Neichsgefebt. I 5.1035), geändert durdy 5 30 des 
Einführungsgeſetzes zu den Realſteuergeſetzen vom 
1. Dezember 1936 (Reichsgeſetzbl. 1IS. 961), tritt im 
Reichsgau Sudetenland ab 1. Januar 1939 in Kraft, 
ſoweit e8 nicht bereit? durch die Zweite Verordnung 
zur Einführung fteuerrechtlicher Vorichriften in den 
judetendeutichen Gebieten vom 5. November 1938 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1550) eingeführt worden it. 

2 
Erite Hauptfeititellung 

Die erite allgemeine Feſtſtellung der Einheitswerte 
(Gauptfeſtſtellung) wird im Reichsgau Sudetenland 
auf den 1. Januar 1940 vorgenommen. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


Abſchnitt 
Vermögenſteuer 
833 
Inkrafttreten 


Das Vermögenſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 
Reichsgeſetzbl. IS. 1052) tritt im Neichsgau Sudeten- 
land nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften in 
Kraft. 


84 
Erſte Hauptveranbagung 


Die erſte Hauptveranlagung der Vermögenſteuer 
wird nach den Verhältniſſen vom Beginn des 
|. Januar 1940 (Hauptveranlagungszeitpunft) durch 
geführt. 


85 


Vorauszahlungen 


Für die Zeit vom 1. April 1940 bis zum Emp— 
fang des Steuerbeicheids über die erſte Hauptveran- 
laqung der Rermögenfteuer kann das Finanzamt 
Rorauszahlungen feſtſetzen. 


307 
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Abſchnitt III 
Aufbringungsumlage 
S 6 
Anfrafttreten 
Die Verordnung zum Gefek über die Weiter- 
erhebung der Aufbringungsumlage vom 3. Juli 1937 
(Reichsgeſetzbl. ©.765) tritt im Reichsgau Sudeten- 
land nad) Maßgabe der folgenden Vorſchriften in 
Kraft. 
87 


Erſte HSauptveranlagung 


Die erſte Hauptveranlagung der Aufbringungs- 
umlage wird nad) den Berhältniffen vom Beginn 
des 1. Januar 1940 (Hauptveranlagungszeitpunft) 
durchgeführt. 

88 


Vorauszahlungen 
Für die Zeit vom 1. April 1940 bis zum Emp— 
fang des Beſcheids über die erſte Hauptveranlagung 
der Aufbringungsumlage kann das Finanzamt Vor- 
auszahlungen feitjegen. 


Abſchnitt IV 
Bodenſchätzungsgeſetz 
89 
Inkrafttreten 
Das Bodenſchätzungsgeſetz vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1050) und die Durchführungs— 


Berlin, 26. September 1939 


beftimmungen zum Bodenſchätzungsgeſetz vom 12. Fe— 
bruar 1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 198) treten im Reiche. 
gau Sudetenland ab 1. Januar 1939 in Kraft. 


Abſchnitt V 
Überaanasvorjchriften 
$ 10 


(1) Soweit Vorfchriften, die durch diefe Verord— 
nung im Reichsgau Sudetenland eingeführt werden, 
nicht unmittelbar angewendet werden fünnen, find 
fie finngemäß anzumenden. 


(2) Someit Vorſchriften, die durch diefe Verord- 
nung im Reichsgau Sudetenland eingeführt werden, 
auf reichsrechtlihe Vorſchriften hinweiſen, die im 
Sudetengau nicht gelten, erhält diefer Hinweis im 
Reichsgau Sudetenland feinen inhalt aus dent im 
Sudetengau geltenden Recht. 


— 


8 11 
Die zur Überleitung und Durchführung dieſer 
Verordnung erforderlichen Anordnungen trifft der 
Reichsminiſter der Finanzen. Er kann dabei vom 
geltenden Recht abweichen, ſolange und ſoweit das 
Reichsrecht im Reichsgau Sudetenland noch nicht in 
vollem Umfang gilt. 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminiſter des Innern 


In Vertretung 
Pfundtner 





Zweite Verordnung zur Durchführung 
der Berordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung und der Rechtspflege. 


Bom 4, Dftober 1939. 


Auf Grund des $44 der Verordnung Über Maß— 
nahmen auf dem Gebiete der Gerichtöverfaffung und 
der Nechtspflege (Vereinfachungsverordnung) dom 
1. September 1939 (Neichsgefekbl. I S.1658) wird 
folgendes verordnet: 


1. Gebührenbefreiungen und »ermäßigungen 


51 
(1) Errichtet ein Erblaſſer, der der Wehrmacht an- 
gehört oder zum Wehrdienſt einberufen iſt, aus Anlaß 
eines beſonderen Einſatzes der Wehrmacht ein ein— 


ſeitiges oder gemeinſchaftliches Teſtament oder einen 
Erbvertrag, ſo werden für die Beurkundung, amtliche 
Verwahrung, Eröffnung und Rückgabe dieſer Ver— 
fügung von Todes wegen Gerichtsgebühren nicht er— 
hoben. 

(2) Errichtet ein Erblaſſer, der 

1. den bewaffneten Teilen der 4 oder 

2. dem Reichsarbeitsdienſt oder 

3. dem Sanitätsdienſt der Wehrmacht oder 

4. dem behördlichen. Luftſchutz (Luftſchutzwarn— 

dienft, Sicherheits- und Silfsdienft L, II. und 





j 
j 





Mr. 198 — Tag der Ausgabe: 7. Dftober 1939 


III. Ordnung) oder dem unter $23 der Erften 
Durhführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz 
in der Faſſung vom 1. September 1939 Reichs⸗ 
gejeßbl. 1 ©. 1631) fallenden Teile des Sslugmelde- 
dienftes 


angehört oder zum Dienft in einem diefer Verbände 
einberufen ift, aus Anlaß eines beionderen Einjages 
feines Verbandes eine Verfügung von Todes wegen, 
fo ift Abſ. 1 entſprechend anzuwenden. 


$2 


(1) Für das Verfahren Des Nachlaßaerichts (Ver⸗ 
laſſenſchaftsgerichts), einſchließlich der damit zuſam— 
menhängenden Beurkundungen, werden die Gerichts⸗ 
gebühren nur zur Hälfte erhoben, wenn der Tod des 
Erblaſſers oder ſeine Todeserklärung die Folge eines 
Angriffs auf das Reichsgebiet oder eines beſonderen 
Einſatzes ift; die Beſtimmungen über die Mindeft- 
gebühr bleiben unberührt. Soweit die Amtshand- 
(ungen (Beurkundungen, Vermittlung der Ausein- 
anderſetzung, Verlaffenichaftsabhandlung ufw.) von 
Notaren vorgenommen werden, erſtreckt ſich die Er» 
mäßigung aud) auf die Notargebübren. 


(2) Abkömmlinge, Eltern und der Ehegatte des Erb- 
laſſers find von der Zahlung der Gerichtsgebühren in 
den Fällen des Abſ. 1 befreit, wenn der Wert des Nad)- 
laſſes nicht mehr als fünftaujend Reichsmark beträgt. 
Die Notargebühren werden nad) den Vorſchriften über 
die Anwendung bon Gebübrenbefreiungsvorjchriften 
auf die Notare (Verordnungen vom 15. April 1936 und 
30. Mai 1939, Reichsgeſetzbl. 1936 I ©. 368 und 1939 
I ©. 978) ermäßigt. 


$3 
Im Falle des $4 des Verſchollenheitsgeſetzes dom 
4. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1186) werden für Die 
Todeserklärung und die Feftftellung der Todeszeit 
(Beweisführung des Todes) Gerichtögebühren nicht 
erhoben. 


84 
(1) Die Vorſchriften des $2 Abſ. 1 und Abſ. 2 Cab 1 
und des $3 gelten finngemäß aud) für das Verfahren 
der deutichen Gerichte und deutichen Notare im Protek— 
torat Böhmen und Mähren. 


(2) Die Gebühren der deutſchen Notare für die Be— 
urkundung und Berwahrung von lektwilligen Anord— 
nungen und Erbverträgen werden unter den im 51 
genannten VBorausfegungen auf 20 vom Hundert, jedod) 
nicht unter 2 Reichsmark, ermäßigt. 











1995 
2, Vereinfachung des Verfahrens in Koſtenſachen 


85 

In Verfahren der ſtreitigen und der freiwilligen 
(außerſtreitigen) Gerichtsbarkeit ſoll die Vornahme 
einer gerichtlichen Handlung von der Vorauszahlung 
der Koſten nicht abhängig gemacht werden, wenn der 
Zahlungspflichtige dartut, daß er infolge der bejonde- 
ven Verhältniffe, die fi) aus der gegenwärtigen 
politiichen Lage ergeben, zur Vorauszahlung der 
Koften nicht imftande ift. Die Vorſchriften des $ 519 
Abi. 6 und des $554 Abſ. 7 der Reichszivilprozeßord⸗ 
nung bleiben unberührt. 


86 
Beſchwerden (Rekurſe), die ſich gegen die nachſtehend 
aufgeführten Entſcheidungen richten, ſind nur zuläſſig, 
wenn der Wert des Beſchwerdegegenſtandes zweihundert 
Reichsmark überſteigt: 

1ſſcheidungen des Gerichts über den Anſatz von 
Gerichtskoften und die Feſtſetzung des zugrunde 
zu legenden Wert; : 

2, Gebührenentfheidungen nad) $17 Abſ. 1 ber 
Verordnung über Gerichtsgebühren und jonftige 
Juſtizkoſten im Lande Ofterreid) vom 27. März 
1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 583); 

3, Entjcheidungen des Gerichts über bie Feſtſetzung 
von Sacdwerftändigengebühren; 

4. Entjcheidungen über den Koftenpunkt, die in der 
Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland von den 
Gerichten erfter Inftanz in bürgerlichen Rechts— 
fachen getroffen werden; 

5, Enticheidungen über die Koften, einſchließlich des 
Pauſchalkoſtenbeitrags, die von den Gerichten in 
der Oſtmark in Strafſachen getroffen werden; 

. 6. Enticheidungen des Landgerichts über Notarkoſten 
nach $ 156 Abi. 1 und 5 der Koftenordnung. 


— 





87 

(1) Entſcheidungen des Gerichts über den Anſatz von 
Gerichtsvollzieherkoſten, über die Feſtſetzung von Zeu⸗ 
gengebühren und über die Feſtſetzung der Gebühren und 
Auslagen gerichtlich beſtellter Verteidiger können mit 
der Beſchwerde nicht angefochten werden. 

(2) Gegen Entſcheidungen des Gerichts über die 
Feſtſetzung von Armenanwaltskoſten iſt die Beſchwerde 
nur ſtatthaft, wenn ſie das Gericht wegen der grund» 
fälichen Bedeutung der zur Entjcheidung fiehenden 
Rechtsfrage zuläßt. 

88 
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1996 
nur zuläffig, wenn der Wert des Beichwerdegegen- 


1. Entjcheidungen über die Koften und Auslagen in 
Straffadhen, die ein Beteiligter einem anderen 
zu erftatten hat; 


2, Entjcheidungen des Gerichts über den Anja von 
Serichtsfoften in Strafjachen; 


3. Entjcheidungen des Gerichts erfter Inſtanz über 
den Koftenpunkt in bürgerlihen Rechtsjachen; 


4. Entjcheidungen des Gerichts erjter Inftanz über 
Sacdverftändigengebühren; | 


Gebührenentjcheidungen nad) $15 Abſ. 1 der 
Verordnung über die Gebühren und jonjtigen 
Verfahrenskoſten der deutichen Gerichte im Pro— 
teftorat Böhmen und Mähren vom 14. Juli 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1262). 


wi 


(2) Entjcheidungen der deutichen Gerichte im Protek— 
torat Böhmen und Mähren über die Feſtſetzung von 
Zeugengebühren und über die Feſtſetzung der Gebühren 
und Auslagen gerichtlich beftellter Verteidiger können 
mit der Beſchwerde nicht angefochten werden. 


Berlin, den 4. Oftober 1939. 
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3. Übergangsvorfchriften 
$9 
(1) Die $$1,2 und $4 Abf. 1 treten, joweit fie ſich 
auf Gerichtögebühren beziehen, mit Wirkung vom 
1. September 1939 in Kraft. 


$10 
Iſt nach dem Inkrafttreten der Vereinfachungs- 
verordnung und vor dem Inkrafttreten diefer Verord- 
nung ein NechtSmittel eingelegt worden, das lediglich 
infolge Erhöhung der Necytsmittelfumme nicht mehr 
zuläffig ift oder infolge Änderung der fachlichen Zu— 
ftändigfeit bei dem angerufenen Gericht nicht mehr 
eingelegt werden kann, jo werden bei Berwerfung oder 
Zurücknahme des Rechtsmittels Gerichtsgebühren für 
das Verfahren vor dem Rechtsmittelgericht nicht 
erhoben. Dieſe Vorſchrift gilt auch für das Verfahren 
der deutſchen Gerichte im Protektorat Böhmen und 
Mähren. 
511 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung über die Be— 
ſchränkung der Rechtsbehelfe in Koſtenſachen ($$ 6 bis 8) 
ſind nicht anzuwenden, wenn der Rechtsbehelf vor dem 
10. Oktober 1939 eingelegt iſt. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Eine wichtige Ergänzung zum Reichsgeſetzblatt ift das 
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Verordnung über die Abertennung der Staatsangehürigteit 
des Protettorats Böhmen und Mähren. 


Bom 3. Ditober 1939. 
82 

(1) Bei der Einleitung des Aberkennungsverfah- 
rens oder bei Erlaß dev Rüctehraufforderung fann 
des Vermögen beſchlagnahmt, nach Aberkennung der 
Protektoratsangehörigkeit als dem Reich verfallen 
erklärt werden. Die Beſchlagnahme des Vermögens 
endigt ſpäteſtens mit dem Ablauf von zwei Jahren, 
falls es nicht vorher als dem Reich verfallen ertlärt 
wird. 


Auf Grund des Artikels 11 Abi. 1 des Erlaſſes des 
Führers und Reichskanzlers über das Vroteftorat 
Böhmen und Mähren vom 16. März 1939 Geichs— 
gejegbl. I ©. 485) wird folgendes verordnet: 












81 

(1) Vroteftoratsangehörige, die fich im Ausland 
aufhalten, können der Vroteftoratsangehörigfeit für 
verluftig erklärt werden, wenn fie Handlungen be 
aangen haben, Die geeignet find, die Belange des 
Reichs zu ſchädigen oder dad Anjehen des Reichs 
herabzuwürdigen. Das qleiche gilt für Protektorats— 
angehörige, die einer Rückkehraufforderung nicht 
Folge leiften, die der Reichsminifter Des Innern um 
ter Sinweis auf Diele Vorſchrift an fie gerichtet hat. 

(2) Die Entiheidung trifft dev Neichdminifter des 
Innern im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
des Auswärtigen und dem Neichsprotektor in Böh— 
men und Mäbren. Sie beichließen im einzelnen 
Falle, inwieweit fich dei Verluſt der Proteftorats- 
angebörigfeit auf die Ehefrau, auf die ehelichen oder 
an Kindes Statt angenommenen Kinder, bei frauen 
auf die unehelihen Rinder erſtreckt. 

(8) Die Aberkennung der Vroteftoratsangehörig- 
feit wird mit der Verkündung der Entjcheidung im 
Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staats— 
anzeiger wirkſam. 


(2) Die Vermögensbeſ chlagnahme und die Verfall, 
erklärung werden im Deutichen Reichdanzeiger und 
Preußiſchen Staatsanzeiger veröffentlicht. Sie werden 
mit dem Zeitpunkt der Veröffentlichung wirkſam. 


(3) Die Durdführung der auf Grund der Ver— 
mögensbeichlagnahme und der Verfallerklärung er 
forderlichen Maßnahmen liegt dem Reichsprotektor 
oder der von ihm beſtimmten Dienſtſtelle ob. Der 
Reichsprotektor verfügt im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter dev Finanzen iiber das für verfallen 
erklärte Vermögen. 


83 


* 


(1) Durch die Beichlagnahme verliert deu Eigen: 
tümer des befchlagnahmten Vermögens die Befug— 
nis, über die zu dem Vermögen gehörenden Sachen 
und Nechte zu verfügen, 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 508 
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1998 
(2) Bei Liegenſchaften und bücherlichen Rechten ift 


auf Antrag der Behörde ($2 Abf. 3) die Beichlag- 


nahme im öffentlihen Bud, anzumerfen. Die An- 


merfung bat die Wirkung, daß Eintragungen, durd) 
die ein beichlagnahmtes Recht abgetreten, belaftet, 
beichränft oder aufgehoben wird, nur mit Zuſtim— 


mung der Behörde (S2 Abi. 3) bewilligt werden 
Dürfen. 


s4 
(1) Iſt dad Vermögen eined Ausgebürgerten dem 
Neich für verfallen erklärt, jo haftet das Neich für 
Schulden, die zu den für verfallen erflärten Sachen 
und Rechten gehören, bi8 zur Höbe de8 Verkaufs— 
werts der eingezogenen Sachen und Rechte. In glei- 


Berlin, den 3. Oftober 1939. 


Neichsgefeßblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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ſſſſ 


cher Weiſe haftet der Übernehmer eines ſolchen Ber: 
mögens. 


(2) Rechte an Gegenſtänden eines für verfallen er— 
klärten Vermögens bleiben bejtehen. 


(3) Im Halle der Überſchuldung findet auf An- 
trag des Reichsprotektors oder eines Gläubigers über 
das Vermögen ein Konkursverfahren nad Maßgabe 
der Worfchriften der im Vroteftorat Böhmen und 
Mähren geltenden Konkursordnung ftatt. Zuitändig 
für das KRonkursverfahren ift die deutſche Gerichts- 
barkeit im Droteftorat. Der Mafjeverwalter ift im 
Einvernehmen mit dem für den Bezirk des Konkurs— 
gerichtd zuftändigen Oberlandrat zu beftellen und 
auf deſſen Verlangen abzuberufen. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Reichsminiſter des Auswärtigen 


von Ribbentrop 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 





Verordnung 
über die Einziehung don Vermögen im Proteftorat Böhmen und Mähren. 


Bom 4, Dftober 1939. 


Auf Grund des Artikels 11 Abf. 3 des Erlaffes des 
Führers und Neichskanzlers über das Protektorat 
Böhmen und Mähren vom 16. März 1939 (Neich$- 
gejegbl. I S. 485) wird folgendes verordnet: 


81 

(1) Der Reichsprotektor in Böhmen und Mähren 
oder die von ihm beftimmten Stellen fünnen Ver— 
mögen von Verjonen oder Perfonenvereinigungen; 
die reichsfeindliche Beſtrebungen gefördert haben, 
ſowie Sachen und Nechte, die zur Förderung ſolcher 
Beſtrebungen gebraucht oder beſtimmt waren oder 
ſind, zugunſten des Reichs einziehen. 

(2) Der Reichsminiſter des Innern ſtellt im Ein— 
vernehmen mit dem Reichsprotektor in Böhmen und 
Mähren feſt, welche Beſtrebungen als reichsfeindlich 
anzuſehen ſind. 


(3) Die Verwaltung des eingezogenen Vermögens 
obliegt dem Reichsprotektor in Böhmen und Mähren. 
Über die Verwendung des eingezogenen Vermögens 
enticheidet der Neichsproteftor in Böhmen und 
Mähren im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
der finanzen. 

2 

(1) Zur Vorbereitung der Einziehung fann eine 
Sache oder ein Recht von der zur Einziehung befugten 
Stelle beſchlagnahmt werden. 


(2) Durd) die Beſchlagnahme verliert der Eigen- 
tümer der beſchlagnahmten Sadje oder derjenige, 
dem das beſchlagnahmte Necht zufteht, die Befugnis, 
über die Sache oder das Necht zu verfügen. 


(3) Bei Liegenfchaften und bücherlichen Rechten ift 
auf Antrag der beichlagnahmten Behörde die Be- 
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Mr.199 — Tag der Ausgabe: 9. Dftober 1939 


ichlagnahme im öffentlichen Buch anzumerfen. Die 
Anmerkung hat die Wirkung, daß Eintraqungen, 
durch die ein beſchlagnahmtes Recht abgetreten, be- 
laſtet, beſchränkt oder aufgehoben wird, nur mit Zu⸗ 
ſtimmung der Behörde, welche die Beſchlagnahme 
angeordnet hat, bewilligt werden dürfen. 


83 
(1) Befindet ſich eine Sache im Zeitpunkt ihrer Be- 
ſchlagnahme nicht im Gewahrſam des Eigentümers, 
fo fann fie nicht eingezogen werden, wenn der Eigen: 
tümer fein Recht innerhalb eines Monats nad) der 
Beſchlagnahme bei der Behörde, welche die Beſchlag— 
nahme angeordnet hat, anmeldet. 


(2) Iſt die Sache beim Inkrafttreten dieſer Mer: 
ordnung bereits beſchlagnahmt, jo bat die Anmel- 
dung innerhalb eines Monats nad Inkrafttreten 
diefer Verordnung zu erfolgen. 


(3) Die Sade Tann, auch wenn der Eigentümer 
fein Recht geltend aemacht hat, eingezogen werden, 
wenn er mit ihrer Hergabe eine Förderung von Be- 
ftrebungen, die nad) Feſtſtellung des Reichsminiſters 
des Innern reichsfeindlich waren, beabſichtigt hatte. 


84 

(1) Die Verfügung, durch die ein Vermögen, eine 

Sache oder ein Necht eingezogen wird, wird mit der 

Eröffnung an den Betroffenen oder mit der öffent- 
lichen Bekanntmachung wirkſam. 


(2) Die Verfügung ailt als öffentliche Urkunde im 
Sinne des $33 des Allgemeinen Srundbuchgejeßes. 


(3) Der Antrag auf Eintragung des durd) die 
Einziehung begründeten Rechts ift von der einziehen 
den Behörde zu ſtellen. Mit der Eintragung des 
Rechts ift eine nad) 8 2 Abi. 3 eingetragene Anmer- 
fung zu löſchen. 


Berlin, den 4. Oktober 1939. 
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85 


Perſonenvereinigungen, deren Vermögen eingezo— 


gen wird, ſind damit aufgelöſt. Eine Liquidierung 


findet nicht ſtatt. 
86 
(1) Das Deutſche Reich haftet für die zu den ein— 
gezogenen Sachen und Rechten gehörenden Schulden 
bis zur Höhe des Verkaufswerts der eingezogenen 
Sachen und Nechte. In gleicher Weiſe haftet der 
Kbernehmer ſolcher Saden und Rechte. 


(2) Rechte an eingezogenen Gegenftänden bleiben 
beitehen. 


(3) Im Falle der Uberſchuldung findet auf Antrag 
des Reichsprotektors oder eines Gläubigers über das 
Nermögen ein Konfursverfahren nad) Maßgabe der 
Vorſchriften der im Vroteftorat Böhmen und Mähren 
geltenden Konkursordnung jtatt. Zuftändig für das 
Konkursverfahren ift die deutjche Gerichtsbarkeit im 
Protektorat. Der Mafjeverwalter ift im Einver- 
nehmen mit dem für den Bezirk des Konkursgerichts 
zuſtändigen Oberlandrat zu beſtellen und auf deſſen 
Verlangen abzuberufen. 


87 
Die auf Grund dieſer Verordnung getroffenen 
Maßnahmen werden durch die Verordnung über die 
deuordnung und Abwicklung von Organiſationen im 
Protektorat Böhmen und Mähren vom 13. Juni 
1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1012) nicht berührt. 


8 


Der Neichsminifter des Innern beitimmt im 


Einvernehmen mit den ſonſt beteiligtenReichsminiftern 


und dem Neichäproteftor in Böhmen und Mähren 
den Tag, an dem dieſe Perordnung außer Kraft 
tritt. 


Der Neichb3minifter des Innern 


Frick 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


Graf Schwerin von Kroſigk 
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Mm 


Verordnung zum Schug gegen jugendliche Schiwerverbrecher. 
Vom 4. Dftober 1939. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung ver— 
ordnet mit Geſetzeskraft: 


81 
(1) Gegen einen Jugendlichen, der bei Begehung 
einer Straftat über ſechzehn Jahre alt ift, kann der 
Staatsanwalt die Anklage auch vor dem Gericht 
erheben, das zur Verhandlung und Entſcheidung gegen 
Erwachſene zuftändig ift. 


(2) An diefem Falle verhängt das angerufene Ge- 
richt gegen den Täter diejenigen Strafen und Maß: 
regeln der Sicherung und Befferung, die gegen Er: 
wachſene angedroht find, wenn der Täter nad) feiner 
geiftigen und fittlichen Entwidlung einer über achtzehn 
Jahre alten Perſon gleichzuachten ift und wenn Die 
bei der Tat gezeigte, befonders verwerfliche ver- 
brecherifche Gefinnung oder der Schuß des Volkes 
eine folche Beſtrafung erforderlih macht. 


Berlin, den 4. Dftober 1939. 


Ss 2 
I 
Die Wehrmachtgerichte wenden SI Abj.2 an, 
wenn der Gerichtsherr oder der Vertreter der An- 
flage in der Hauptverhandlung dies beantragt, und 
wenn das erkennende Gericht die Vorausſetzungen 
diefer Vorſchrift für gegeben Hält. $ 50 des Militär- 
ſtrafgeſetzbuchs bleibt unberührt. 
3 
$ 52 Sat 2 und $ 232 des öſterreichiſchen Straf: 
gejeßes werden aufgehoben. 
84 
Die Verordnung gilt auch für Straftaten, die 
vor ihrem Inkrafttreten begangen find. 
85 
Die Verordnung gilt auch im Protektorat Böhmen 
und Mähren, ſoweit der Täter der deutſchen Straf— 
gerichtsbarkeit unterſteht. 


Der Vorſitzende 
des Miniſterrats für die Reichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


U — — ————— TE EEE ET EEE, 


Weitere Ausführungsbeſtimmungen 
zum Gnadenerlaß des Führers und Reichskanzlers für die zZivilbevölterung. 


Vom 6. Dftober 1939. 


Auf Grund des 85 des Gnadenerlaſſes des Führers und Reichskanzlers für die Zivilbevölkerung vom 


— 


. September 1939 (Neichsgefeßbl. I ©. 1753) verordne ih in Ausführung des $ 4 Abi. 2 


der Aus: 


Führunasbeitimmungen zu diefem Gnadenerlaß vom 13. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1760) folgendes: 

Der Gnadenerlaß des Führers und Reichskanzlers für die Sivilbevölterung vom 9. September 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1755) gilt im Protektorat Böhmen und Mähren für die deutſchen Gerichte, foweit es 
ſich um Straftaten deutjcher Staatsangeböriger handelt. 


Berlin, den 6. Oftober 1939. 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Herausgegeben vom Neichsminifterium des mer. — Gedruckt in der Neichsdruskerei, Berlin. 
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Zweite Berordnung zur Einführnng ſteuerrechtlicher Vorſtchriften 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
Vom 26. September 1939 


Auf Grund des $4 Abſatz 3 des Geſetzes über die 
Miedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Bei der Anwendung des $ 13 des Reichserbichaft- 
Deutjchen Neid vom 1. September 1939 (Reichs | fteuergefeges find nur die Erwerbe zu berückjichtigen, Für 
gefeßbl. I S. 1547) wird verordnet: die die Steuerfchuld nad) dem 31. Auguft 1939 ent- 

ftanden ift oder entſteht. 


$2 


51 | $3 
(1) Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig Land- und forftwirtjchaftliches Vermögen, Grund 


tritt das Erbſchaftſteuergeſetz in der Faſſung der Be- vermögen umd Betriebsgrundſtücke find für Die Zeit bis 
anntmachung vom 22 Auguſt 1925 Reichsgeſetzbl. I, zum erjten © auptfeftftellungszeitpunft bes Neimpöbe- 


nee % - 


> 2% SR: wertunasaefeßes mit den Einheitswer zuſetzen, die 
5. 320) nebjt den zu feiner Ergänzung, Anderung und rtungsgeſetzes mit ben Einheitswerten anzuſetzen die 


Durchführung erlaffenen Vorſchriften in Kraft. nad) beim bisherigen Danziger Bewertungsrecht feſtge— 
SEN jtellt worden find. | 
(2) Es gilt für Erwerbe, für die Die Steuerjchuld nad) s 4 


dem 31. Auguſt 1939 entftanden ift oder entfteht. Für die Die zur Überleitung und Durchführung dieſer Ver— 
Frage, wann die Steuerſchuld entſteht, ſind die Grund- | ordnung erforderlichen Anordnungen trifft der Reichs— 


ſätze ſeines $ 14 auch dann maßgebend, wenn der Erb— minifter der Finanzen. Er fann dabei vom geltenden 
(affer vor dem 1. September 1939 verſtorben iſt. Recht abweichen. 


Berlin, 26. September 1939 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Bertretumg 
Reinhardt 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Dr. Stucdart 


Reichsgeſetzbl 1939 1 


IT 
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Berordnung über die Ermächtigung des Reichsverkehrsminiſters 
zum Erlaß einer Verordnung über die Durchführung des Luftſchutzes anf Schiffen. 


Bom 4, Dftober 1939, 
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Auf Grund des $ 12 des Luftichußgefeßes vom 26. Juni 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 827) wird im Einvernehmen 
mit den zuftändigen Neichsminiftern verordnet: 


Der Reichsverfehrsminifter wird ermächtigt, die Durchführung des Luftichuges auf Schiffen im Einvernehmen 
mit den zuftändigen NReichsminiftern durch Rechtsverordnung zu regeln. 


Berlin, den 4. Oktober 1939. 


Der Reichsminiſter der Luftfahrt 
und DOberbefeblsbaber der Luftwaffe 
In Bertretung 
Milch 





Verordnung zur Vereinfachung des Fürſorgerechts*). 
Vom 7. Oltober 1939. 


Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung ver— 


des Innern die für die Entſcheidung zuſtändige Be— 
ordnet mit Geſetzeskraft: 


hörde. 
1. Vereinfachung des Verfahrens | (2) Die nad) Abi 1 zuſtändige Behörde fann in 
in Fürjorgeftreitjachen ihrer Enticheidung im Hinblick auf die grundſätz 
liche Bedeutung oder die beionderen Umstände des 
51 Einzelfalles die Beſchwerde zulaſſen. Sie iſt bei 
dieſer Behörde binnen zwei Wochen nach der Zu— 
ſtellung anzubringen. Über die Beſchwerde entſchei— 
det der Reichsminiſter des Innern im Einverneh— 
„F20 men mit dem Reichsarbeitsminiſter oder die von 
ihnen beſtimmte Behörde endgültig. Sie hat auf— 
ſchiebende Wirkung. Die zuſtändigen Behörden 
können die Beſchwerde auch deshalb zurückweiſen, 


Verwaltungsweg ſtatt verwaltungsgerichtliches Verfahren 


$ 29 der Fürſorgepflichtverordnung erhält folgende 
Faſſung: 


(1) Streitigkeiten zwiſchen Fürſorgeverbänden 
über die öffentliche Fürſorge für Hilfsbedürftige 
(Fürſorgeſtreitſachen) werden im Verwaltungs— 


III | 
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wege von der Auffichtsbehörde des in Anſpruch ge 
nommenen Fürſorgeverbandes endgültig entſchie 
den; der Neichdminifter des Innern Fann für die 
Candesfürforaeverbände und die Bezirfsfürjorge 
verbände Reichshauptitadt Berlin, Sanfeftadt Ham: 
bura, Sanieftadt Bremen und Stadt Wien abwei— 
chendes beitimmen. Sind für mehrere in einem 
Fürſorgefall als verpflichtet in Frage fommende 
Fürſorgeverbände verichiedene Behörden zuftändig, 
ſo beitimmt, falls die Fürſorgeverbände einem 
Yande (Reichsgau, Saarland) angehören, die oberite 
Yandesbehörde (Neichsftattbalter, Reichskommiſſar 
für das Saarland), andernfall& der Neichsminifter 


*) Betrifft nicht Danzig. 





weil fie die grundſätzliche Bedeutung oder die be 
jonderen Umſtände des Einzelfalles nicht anerfennen. 

(3) In dem Verfahren fünnen Seugen und Sad) 
verftändige eidlich vernommen werden. Die Ent: 
Iheidungen find zu begründen. 

(4) Hat ein Fürſorgeverband den Eriaß von Für— 
\orgefojten völlig unberechtiat abgelehnt oder aefor- 
dert, jo kann beitimmt werden, daß er dem anderen 
‚sürforgeverband einen Berwaltungsmehraufwand 
ohne weiteren Nachweis in Höhe von 25 vom Hun- 
dert des ftreitigen Betrags zu vergüten bat. 

(5) Die Entiheidungen find für die Gerichte und 
die Verwaltungsbebörden bindend.” 
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82 
Aufhebung der Vorſchriften 
über das verwaltungsgerichtliche Verfahren 


(1) Die Fürſorgepflichtverordnung wird wie folgt 
aeändert: 
1. Im $ 14 Ubf. 1 Satz 1 werden die Worte 
„Prozeßkoſten und’ geſtrichen. 
2. 817 adj 4 fällt fort. 


(2) Die Abſchnitte XIII der Werordnungen Über 
die Einführung fürforgerechtlicher Rorichriften im 
Lande Öfterreich und in den judetendeutjchen Gebieten 
vom 3. September 1958 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1125) 
und vom 28. Dezember 1938 (Neichsgeießbl. 1 5.1971) 
treten außer Kraft. In den $ 31 dieſer Nerordnun- 
aen werden hinter den Morten „dieſer Verordnung” 
die Worte „und der Fürforgepflihtverordnung‘ ein- 
gefügt. 


(3) Im $ 7 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes für Jugend 
wohlfahrt vom 9. Juli 1922 Reichsgeſetzbl. I ©. 633) 
werden die Worte „das Reichsverwaltungsgericht” 
durch die Worte „den Reichsminiſter des Innern” er- 
jest. Im Artikel 9 des Einführungsgeleßes zu dem 
genannten Gejeß vom 9. Juli 1922 Reichsgeſetzbl. 1 
5,647) fallen die Worte „in den Fällen des $ 7 das 
Bundesamt für das Heimatweſen und“ fort. Im $7 
Abſ. 2 der Verordnung über [ugendwohlfahrt in den 
judetendeutjchen Gebieten vom 5. März 1939 (Reichs— 
aejeßbl. I ©. 428) werden die Worte „Bundesamt für 
das Heimatweſen“ durch die Worte „Reichsminiſter 
des Innern“ erſetzt. 

83 
Ubergangsvorſchriften. 
Auflöſung des Bundesamts für das Heimatwejen 


(1) Soweit die bisher in erſter Nechtsftufe zuſtän— 
digen Behörden auf Grund diejer Verordnung für die 
Enticheidung von Fürſorgeſtreitſachen (5 29 Abi. 1 
Sat 1 der Kürforgepflichtverordnung) nicht mehr zu- 
ſtändig find, haben fie die beim Inkrafttreten dieſer 
Rerordnung bei ihnen anbängiaen Sachen an die num- 
mehr zuftändigen Behörden abzugeben. 


(2) Gegen Enticheidungen, die vor dem Inkrafttre— 
ten diefer Verordnung in erſter Rechtsſtufe ergangen 
find, findet bei grundſätzlicher Bedeutung oder bei be- 
fonderen Umftänden des Einzelfalles binnen zwei 
Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde ſtatt. Sie 
iſt bei der Behörde anzubringen, gegen deren Ent— 
ſcheidung ſie gerichtet iſt. Im übrigen gilt $ 29 Abſ.2 
Sat 3 bis 5, Abi. 3 bis 5 der Kürforgepflichtverord 
nund. 


(3) Das Bundesamt für das Heimatwejen wird 
aufaelöft. Es bat die beim Inkrafttreten dieſer Der 
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ordnung bei ihm anhängigen Sachen an den Reiche 
minifter des Innern abzugeben. Der Reichsminiſter 
des Innern enticheidet im Einvernehmen mit dem 
Reichsarbeitsminifter endgültig und für die Gerichte 
und die Verwaltungsbehörden bindend, welche Für— 
jorgeftreitiachen arundjäßliche Bedeutung haben oder 
bei welchen bejondere Umstände des Einzelfalles vor 
liegen. 
Abi. 3 bis 5 der Fürſorgepflichtverordnung zu Ende. 
In den übrigen Fürſorgeſtreitſachen verbleibt es bei 
der Entſcheidung der Behörde, gegen die ſich die 
Berufung an das Bundesamt für das Heimatweſen 
gerichtet hat. 


Dieſe führt er nach 8 29 Abſ. 2 Satz 3, 


(4) Die beim Inkrafttreten diefer Verordnung 


bei einem Verwaltungsgericht eines Landes in letter 
Rechtsftufe anhängigen Fürſorgeſtreitſachen ſind dort 
nach den bisherigen Verfahrensbeſtimmungen zu Ende 
zu führen. 


II. Sonſtige Vereinfachungen des Fürſorgerechts 
s4 
Vereinfachung des Verfahrens 
bei der Aufftellung von Richtlinien und Richtſätzen 
ſowie im Einſpruchsverfahren 


Bei der Aufſtellung von Richtlinien und Richt 


ſätzen ſowie im Einſpruchsverfahren entfällt die 
Verpflichtung zur Beteiligung von Perſonen aus 
den Kreiſen der Hilfsbedürftigen, von Vertretern 
von Hilfsbedürftigen, von Vertretern von Vereinen, 
die Hilfsbedürftige betreuen, und von Beiräten ($ 3a 
Abi. 1, Abj.2 Sab 2 und Abi. 3 der Fürſorge— 
pflichtwerordnung, 8 12 Abi. 2 und 3, $ 15 Abi. 2 
Satz 2 und 3 der Verordnung zur Einführung für- 
jorgerechtlicher 
vom 3. September 1938, Reichsgeſetzbl. I ©. 1125, 
und $ 13 Abſ. 2 und 3, $16 Abi. 2 Satz 2 und 3 
der Verordnung zur Einführung fürſorgerechtlicher 
Vorſchriften in den ſudetendeutſchen Gebieten vom 
28. Dezember 1938, Reichsgeſetzbl. I S. 1971). 


Vorſchriften im Lande Oſterreich 


5 


Bindung der Gerichte 
an die Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden 


$ 3a der Fürſorgepflichtverordnung erhält folgen 
den Abſ. 5: 

„G) Die Entſcheidungen im Einſpruchs- und 
Beichwerdeverfahren (Berufungsperfahren) find 
für die Gerichte bindend. Das gleiche gilt für 
unanfechtbar aewordene Verfügungen des Für 
forgeverbandes oder einer mit der Durchführung 
von Fürforgeaufgaben beauftragten Gemeinde, 
durch die Fürſorge abgelehnt oder ihre Art und 


—LVMBDMV 
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6 
Erhöhung der Bagatellgrenze 
(1) Am 8 16 Abi. 3 der Fürſorgepflichtverordnung 
wird das Wort „zehn” durd das Wort „fünfzig“ 
erſetzt und folgender Sat 2 eingefliat: 

„Dies gilt nicht für Koften, die für Hilfs— 
bedürftige aus dem Ausland (SS 12 und 13) von 
Bezirfsflirforgeverbänden an der Grenze oder 
anderen, von dem Neichsminifter des Innern be 
timmten Bezirfsfüirforgeverbänden aufaewendet 
worden find.” 


(2) Abi. 1 gilt auch für Koften, die vor dem In— 
frafttreten diefer Verordnung aufgewendet, aber nod) 
nicht erſetzt worden find, 


Berlin, den 7. Oftober 1939. 





Il 


111. Schlußvorjchriften 
87 
$ 38 der Fürjorgepflichtverordnung erhält folgende 
Faſſung: 
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Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Ein- 
vernehmen mit dem Neichsarbeitsminifter die zur 
Durchführung und Ergänzung diejer Verordnung 
erforderlichen Rechts- undVerwaltungsvorfchriften. 
Er fann im Einvernehmen mit dem Neichsarbeits- 
minifter die endgültige Fürjorgepflicht abweichend 
von diefer Verordnung regeln und den Geldbetrag 
des 8 16 Abi. 3 Sab 1 ändern.” 


Der Vorſitzende 
Des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjcall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 








Verordnung 
über die Bewilligung von Zahlungsfriſten in Rechtsſtreitigkeiten. 


Bom 7. Dftober 1939. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung ver- 
ordnet mit Gejekesfraft für das Gebiet des Groß. 
deutſchen Reichs: 


— 


—1 
Zahlungsfriſt 


(1) Wird ein Anſpruch auf eine Geldleiſtung oder 
aus einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, 
der aus einem vor dem 1. September 1939 begrün- 
Deten Nechtsverbältnis entitanden iſt, in einem Necht3- 
ſtreit geltend aemacht, jo fann das Vrozeßgericht 
auf Antrag des Beklagten eine Zahlungsfriſt bis 
sur Dauer von drei Monaten bemwilligen. 


(2) Der Antrag kann auch ſchriftlich geitellt wer- 
den und unterliegt nicht dem Anwaltszwang. 


Der 


Antrag ift aud im Verfäumnisverfahren zu berück 
lichtigen. 


(3) Eine Zahlungsfrift iſt nur zu bewilligen, wenn 
fie im Intereſſe des Schuldners dringend geboten 
und dem Gläubiger nad Lage der Verhältniſſe zu- 
mutbar tft. 


(4) Die Friſt kann für den aefamten Anſpruch 
oder für einen Teil des Anfpruchs bewilligt werden; 
die Bewilligung fann von der Erfüllung beftimmter 
Auflagen, insbejondere der Leiftung einer Sicher: 
heit, abbängiq gemacht werden. 


(5) Die Zahlungsfriſt wirft wie eine vom Gläu 
biger bewilligte Stundung. 
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Rechtsmittel 


(1) Die Entſcheidung über den Antrag auf Be 
willigung einer Zahlungsfriſt kann ſelbſtändig mit 
der ſofortigen Beſ chwerde angefochten werden, ſofern 
der Wert des Anſpruchs, für den die Zahlungsfriſt 
bewilligt oder abgelehnt worden iſt, den Betrag von 
500 Reichsmark überſteigt. 


(2) Über die Beſchwerde entſcheidet das Gericht, 
| das zur Entſcheidung über eine in der Sache jelbit 
\ eingelegte Berufung zuftändig wäre. Gegen die 
| Enticheidung des Beichwerdegerichts ift ein weiteres 
Rechtsmittel nicht zuläflig. 


| (3) Wird das Urteil in der Sache jelbit Durch) 

| Rechtsmittel angefochten, jo iſt das Nechtsmittel- 
gericht an eine vorher ergangene Enticheidung über 
die Bewilligung oder Ablehnung einer Zahlungs 
frift nicht gebunden. 


| (4) In der Oftmarf, im Reichsgau Sudetenland 
und im Vroteftorat Böhmen und Mäbren tritt an 
Sie Stelle der jofortigen Beſchwerde der Nefurs. 


Berlin, den 7. Dftober 1939, 





und Höhe unftreitig und haben die 
über die Art und die Dauer Der 
geitritten, jo kann das Gericht die Koften ganz oder 
teilweile gegeneinander aufheben, wenn dies nach 
Cage der Sache und mit Rückſicht auf die Verhält 
niffe der Beteiligten der Billigkeit entſpricht. 
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Koſtenerſtattung 


War der geltend gemachte Anſpruch nach Grund 
Parteien nur 
Zahlungsfriſt 


84 


Geltungsbereich, Durchführungs- und 
Ergänzungsvorſchriften 


(1) Im Protektorat Böhmen und Mähren gilt 
dieſe Verordnung auch für das Verfahren vor den 
Gerichten des Protektorats. 

(2) Der Reichsminiſter Der Juſtiz erläßt die Vor 
ſchriften zur Durchführung und Ergänzung dieſer 
Verordnung durch Rechtsberordnung oder im Ber 
waltungsweg. Er kann ſich ergebende Zweifels— 
fragen im Verwaltungsweg entſcheiden. 


Der Vorſitzende 


des Miniſterrats für die 


Reichsverteidigung 


Göring 
Generalfeldmarſchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 


Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 


———— — 


Verordnung 
zur Einführung einiger Vorſchriften der Reichs⸗Rechtsanwaltsordnung in der Oſtmart. 
Vom 7. Ottober 1939. 


Auf Grund des Artikels III des Geſetzes über die 
Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich 
vom 13. März 1938 Reichsgeſetzbl. IS. 237) wird fol- 

| gendes verordnet: 
si 

(1) Die bisherigen Nechtsanwaltstammern in der 
Oftmark werden mit dem “Inkrafttreten dieſer Ner- 
ordnung in Die Reichs⸗Rechtsanwaltskammer einge— 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


aliedert. Die Reichs⸗Rechtsanwaltskammer tritt mit 
dem gleichen Tage in alle vermögensrechtlichen Pflichten 
und Rechte der bisherigen Rechtsanwaltskammern ein. 
Aus Anlaß dieſes Übergangs von Pflichten undRechten 
werden Steuern, Gebühren und andere Abaaben nicht 
erhoben. 

(2) Bis zur Berufung der eriten Präſidenten und det 
erſten Mitglieder der Rechtsanwaltsfammern Fubren 


I 
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die Dräfidenten der bisherigen Rechtanwaltsfammern 
für ihren Bezirk die Geichäfte weiter; ihnen ftehen die 
Mitglieder der Ausfchüffe der bisherigen Rechtsanwalts- 
fammern als vorläufige Mitglieder der Nechtsanwalts- 
fammern zur Seite. 


$2 
(1) Die VBorfchriften der $$ 46, 48 bis 53, $ 54. Abſ. 2, 


z8 55 bis 63 der Neich8-Rechtsanmwaltsordnung finden 
Anmenduna. 


(2) Im übrigen gelten Die bisherigen Vorſchriften 
bis auf weiteres fort. 


Berlin, den 7. Oktober 1939, 


Neichsgejehblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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$3 
(1) Die zur Durchführung und Ergänzung diejer Ver: 
ordnung erforderlichen Beltimmungen erläßt der 
NReichsminifter der Juftiz im Verwaltungswege. 
(2) In gleicher Weife werden Sweifelsfragen, die ſich 
bei der Überleitung der bisherigen Einrichtungen in den 
neuen Nechtszuftand ergeben, entichieden. 


‘4 
Den Zeitpunkt des Inkrafttretens diejer Verordnung 


beftimmt der ReichSminifter der Juftiz im Berwaltungs- 
wege. 


Der Neihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 


Der Neichsminifter des Innern 
In Bertretung 


Pfundtner 


Verordnung über den Luftſchutz auf Schiffen. 
Bom 7, Dftober 1939. 


AufGrund der Verordnung über die Ermädtigung 
des Neichsverfehrsminifters zum Erlaß einer Verord- 
nung über den Luftihuß auf Schiffen vom 4. Oftober 
1939 (NReichögefegbl. 1 S. 2002) wird im Einverneh— 
men mit den zuftändigen Neichsminiftern verordnet: 


Teill 
81 


Gegenſtand der Verordnung 


(1) Die Verordnung regelt den Luftſchutz auf 


Schiffen auf den Waflerftraßen (See- und Binnen- 
waſſerſtraßen), in See- und Binnenhäfen und im 
Seegebiet. Sie gilt auch für ſämtliche Waſſerſport— 
fahrzeuge. 

(2) Die Beſtimmungen der Seeſtraßenordnung, der 
Seewaſſerſtraßenordnung, der Binnenſchiffahrtpolizei— 
verordnungen ſowie der Hafenpolizeiverordnungen 
bleiben unberührt, ſoweit ſie mit dieſer Verordnung 
nicht in Widerſpruch ſtehen. 


82 
Leitung und Durdführung.des Luftſchutzes auf Schiffen 
(1) Verantwortlich für die Leitung und Durch— 
führung aller Yuftihugmaßnabmen an Bord im 
Dienſt befindlicher Schiffe ift der Führer des Schiffes 
(Rapitän, Schiffaführer) oder deſſen Vertreter. 


(2) Für außer Dienft geitellte Schiffe treffen die 
Eigentümer (Needer) die erforderlihen Maßnahmen 
im Benehmen mit den für den Liegeplat der Schiffe 
zuftändigen Luftichußleitern. 


83 
Luftſchutzdienſtpflicht 

(1) Die Mitglieder der Schiffsbeſatzung ſind mit 
dem Dienfteintritt zugleich zur Luftichußdienftpflicht 
gemäß $9 der Eriten Durchfübrungsverordnung zum 
Luftſchutzgeſetz in der Faſſung vom 1. September 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1631) herangezogen. Einer be: 
onderen Heranziebungsverfügung bedarf es nicht. 

(2) Die Heranziehung verpflichtet zur gewiſſen— 
baften Erfüllung aller Dienftobliegenbeiten. Sie hört 
mit Beendigung des Dienftverhältniffes auf dem 
Schiff auf. Die Ausbildung im Luftſchutz auf Schif- 
fen ift im Seefahrtsbuc oder Arbeitsbuch zu ver- 
merken. 

(3) Bei Gefahr im Verzuge fünnen die nad) $ 2 
Abſ. 1 für die Durchführung des Luftichuges Ver- 
antwortlichen auch alle auf dem Schiff fonft anmweien- 
den Derfonen zur vorübergehenden Silfeleiftung ber- 
anzieben, 

(4) Die allgemeinen Vorjchriften des $ 12 über Die 
Nergütung und Entihädigung für Leiftung perjön- 
licher Dienfte, des $ 12a über Verforgung, des $ 15 








nung 


S. 1623) unmittelbar verurſacht iſt. 


Luftſchutzmäßiges Verhalten nach Aufruf des 
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über Sachſchäden und des $ 16 über Unfallverfiche- 
rung der Erſten Durchführungsverordnung zum Luft: 
ſchutzgeſetz finden entiprechende 
der Verpflichtung aus den 
tümer 
ſtehendem Abſ. 3 
herangezogen worden 
der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung oder den ent— 
ſprechenden in der 
detenland geltenden 
digten nicht zu, wenn der Schaden durch Unter— 
nehmungen deutſcher, verbündeter oder gegneriſcher 
Streitkräfte ($ 


Anwendung. Träger 
$$12und 15 iſt der Eigen- 
(Needer), auch für die Verjonen, die nad) vor— 
zur vorübergehenden Hilfeleiftung 
find, Nente oder Bezlige aus 


Oftmark oder den Reichsgau Su— 


Vorſchriften ſtehen dem Geſchä— 


3 Nr. 1 der 
vom 1. September 1939 — 


Derjonen‘ chädenverord- 
Reichsgeſetzbl. I 


Teil 
84 


(1) Der Aufruf des Luftichußes wird der Schiff- 


fahrt durch die 


Beamten der Strom- und Schiffahrt 


polizei, der Hafenpolizei, einschließlich Waſſerſchutz— 


polizei 


auf den Waſſerſtraßen und in den Häfen 


ſowie die für den Betrieb der Verkehrsanlagen 
zuſtändigen 


Dienſtſtellen bekanntgegeben, außerdem in Luftſchutz— 
orten durch den örtlichen Luftſchutzleiter. 

(2) Nach Aufruf des Luftſchutzes find folgende Maß— 
nabmen durchzuführen: 


0 


—*X 


Es iſt Vorſorge zu treffen, 


Schiffsſirenen und ſonſtige Signaleinrichtungen 


A. Binnenſchiffe 


Die Gasmasken find ſtändig griffbereit zu 


halten und beim Verlaſſen des Schiffes mit- 
zuführen. 


Das Selbitihusgerät (Anlage) zur Befeitigung 


etwaiger Schiffsichäden durch Luftangriffe it 
bereitzulegen. 

daß alle Luken und 
jonftigen Öffnungen zur Mermeidung don 
Rampfitoffichäden in fürzefter Zeit abaededi 
oder abaedichtet werden können. 


auf Schiffen, deren Ton mit den für Flieger 
aların und Entwarnung fejtgelegten Sianalen 
verwechielt werden fünnte, dürfen nicht mehr 
in Tätiafeit gelebt werden. 

Tankſchiffe mit auffallendem, weitleuchtenden 
Anitrich find Ruftangriffen bejonders leicht 
ausgeſetzt. Sie find, Sobald die Beſchäftigungs— 
lage es zuläßt, mit einem Anſtrich zu ber 
iehen, der fi) in der Farbgebung von anderen 
Fahrzeugen wicht untexicheidet. Die Kenn 
zeichnung als Tankſchiff muß beftehen bleiben. 





Luftſchutzes 
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6. Die Außenbeleuchtung iſt bis auf die Topp, 


10. 


11, 


12. 


, Sämtliche Fenfter umd 


Seiten- und Hedlichter zu löſchen. Die ver 
bleibenden Lichter find nad) oben und unten 
witterungsbeftändig To abzuichirmen, daß ſie 
von oben nicht eingeſehen werden fünnen und 
ihre Wafjeripiegelung möglichit eingeſchränkt 
wird. Die Lichtſtärken ſind ſo herabzuſetzen, 
daß bei Dunkelheit und klarer Sicht die Lichter 
nur bis zu einer Entfernung vonettwa 600 Meter 
in den vorgefchriebenen Sektoren ſichtbar find. 
Für Anferlaternen ailt das gleiche. 
Oberlichter find abzu 
blenden. Erforderlichenfalls find Lichtſchleuſen 
einzurichten. 


Bei Dunkelheit ift mit äußerſter Vorſicht zu 


fahren. Auf dem Vorſchiff von Schleppern und 
einzeln fahrenden Fahrzeugen hat ſich, ſoweit 
Perſonal vorhanden, ſtändig ein Ausguck 
poſten aufzuhalten. Uberholungen ſind bei 
Dunkelheit möglichſt zu vermeiden. 


Bei Dunkelheit wird der Schleuſenbetrieb 


ſowie der Löſch- und Ladebetrieb an Waſſer— 
ſtraßen und in Häfen innerhalb der feſtgeſetzten 
Betriebszeiten auch bei gelöſchter oder ſtark 
eingeſchränkter Beleuchtung durchgeführt. 

Die im Schiffahrtsintereſſe vorhandenen Leucht— 
jener und Brückenlichter ſind, ſoweit ſie nicht 
gänzlich gelöſcht ind, in ihrer Lichtſtärke her— 
abgeſetzt. Ihre Lichtquellen ſind nach oben, 
unten und ſeitlich abgeſchirmt. 

Eine Zuſammenballung von Fahrzeugen, Ins 
bejondere vor Schleufen, Hafeneinfahrten und 
Brücken ift unbedingt zu vermeiden. Dies gilt 
insbejondere auch für Lagerſchiffe. Beim Feſt 
machen vor Brücken, Hebewerken, Schleuſen 
und Wehren haben die Fahrzeuge einen Abſtand 
von mindeſtens 100 Meter zu halten und nicht 
nebeneinander, ſondern geſtreckt hintereinander 
mit einem Abſtand von annähernd Fahrzeug 
länge feſtzumachen, ſofern nicht die Beamten 
der Strom- und Schiffahrtpolizei und der 
Hafenpolizei einſchließlich der Waſſerſchutz— 
polizei ausdrücklich Ausnahmen zulaſſen. 

Mit Sprengſtoff beladene Schiffe und Tank— 

ſchiffe haben abgeſ ondert von anderen Schiffen 
feſtzumachen. 
In Fahrt befindliche Schiffe halten ſich auf 
natürlichen Waſſerſtraßen und auf Kanälen 
nachts klar zum Ankern. Auf Kanälen iſt 
Ankern nur mit Landankern geſtattet. Zu 
dieſem Zweck iſt während der Fahrt durch 
Kanäle ein Boot zum jederzeitigen ſofortigen 
Feſtmachen des Schiffes bereitzuhalten. 


I 
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Jeder Schiffsführer hat die Wilicht, durd) 
itrenge Verfehrsdiiziplin für die Freibaltung 
der Schiffahrtwege und für die Erhaltung 
reines Fahrzeugs, deffen Ladung und Aus— 
vüftung zu ſorgen. Er hat fich bei Dunkelheit 
mit feinem Schiff möglichit auf dev redhten 
Zelte des Fahrwaſſers zu balten. 


. Der für die Schiffsführung, für das Verholen 


und für die Brandbefämpfung notwendige 
Teil der Beſatzung muß ſtets an Bord bleiben. 


. Alle Havarien find forfort den Beamten der 


Strom: und Schiffahrtpolizei bzw. Hafenpoli— 
zei einschließlich Waſſerſchutzpolizei zu melden. 
Pebensmittel find möglichit nicht offen liegen 
zu Fallen. Sie find durch Verwahren in dicht- 
ichließenden Schränfen oder anderen geeigneten 
Behältniffen, durch Einwickeln oder alljeitiges 
Rededen, gegen Eimwirfungen chemiſcher 
Kampfſtoffe zu jchüßen. 

Transporte von Yebens- und FFuttermitteln 
jeglicher Art find gegen chemiſche Kampfſtoffe 
Durch Abdeden zu ſchützen. 


B. Seeſchiffe 


. Die Luftichußrolle (Anlage) tritt in Kraft. 


Auf jedem außerhalb des Hafens in Fahrt 
befindlichen Schiff iſt von dieſem Seitpunft 
ab ein Flieger: und Signalbeobachtungsdienit 
einzurichten. In Flußmündungen und auf den 
Seewalleritraßen ift auf etwaige Signale an 
Yand oder auf anderen Schiffen zu achten 
(Fliegerwarnflagge, Aliegerwarnförper). 


‚ Die Schiffe — auc die in einer Werft oder 


in einem Dock liegenden — find ſoweit bejekt 
su halten, daß die Yuftichußrolle durchgeführt 
werden fann. Die Löſchwaſſerverſorgung auf 
den in einer Werft oder im Doc liegenden 
Schiffen iſt ficherzuitellen. 
Fahrgäſte und Belabung find von dem Auf- 
vuf des Yuftichußes zu unterrichten und auf 
ihre Vrlicht zum luftſchutzmäßigen Verhalten 
hinzuweiſen. Die Fahrgäſte find davon in 
Kenntnis zu jeßen, daß fie zur vorübergehen 
den Hilfeleiftung herangezogen werden fünnen. 
Erhöhte Dienftbereitichaft ift im erforder: 
lichen Umfang durchzuführen. 
Huf See iſt die Fahrt fortzufegen. In Fluß— 
mündungen und auf den Seewajleritraßen hat 
ich die Schiffsführung umgehend über den 
nächſt erreichbaren Anferplaß zu unterrichten, 
Die Anker find Klar zu halten. Anweiſungen 
eines an Bord befindlichen Lotſen find zu be: 


1. 
1.9 


IV 
—— 


folgen. In Kanälen iſt ein Boot auszuſetzen 
und an Feſtmachern mitzuſchleppen, um ge— 
gebenenfalls ſofort an der Böſchung feſt— 
machen zu können. Die Schiffahrtwege find 
hierbei grundfäßlich frei zu halten. 


. Die Außenbeleuhtung ift bi8 auf die Topp-, 


Seiten- und SHedlichter zu löfchen. Die ver- 
bleibenden Lichter find nad) oben und unten 
witterungsbeftändig abzuihirmen, daß fie von 
oben nicht eingeieben werden fünnen und ein 
Spiegeln der Lichtwellen auf der Waſſerober— 
fläche möglichit vermieden wird. Die Topp: 
lichter find jo abzublenden, daß fie bei Dunfel- 
heit und flarer Sicht nur bis zu zwei Ser 
meilen, die übrigen Vofitionslichter und die 
Anferlichter nur bis auf eine Seemeile ficht- 
bar find. Abblendung und Abjchirmung werden 
am zwedmäßigiten erreicht Durch Vorſetzen 
von zulindriichen Blechblenden mit waage- 
rechtem Schlitz. 

Im Seegebiet außerhalb der Seewaſſerſtraßen 
kann hiervon abgewichen werden, wenn es der 
Schiffsführung notwendig erſcheint. 


. Sämtliche Fenſter, Ober- und Schachtlichter 


ſind abzublenden. Erforderlichenfalls ſind Licht— 
ſchleuſen einzurichten. 


. Eine Zuſammenballung von ankernden oder 


feftgemachten Schiffen ift zu vermeiden. Ein 
Schwoien in das Fährwaſſer ift nad Mög— 
lichfeit durch Ankern mit dem Hedanfer oder 
durch Maichinenfraft zu unterbinden. 

Mit Sprenaftoff beladene Schiffe und Tank— 
ichiffe haben abgejondert von anderen Schiffen 
zu anfern oder feitzumaden. 


. Bei Dumnfelheit hat das Einlaufen in Häfen, 


wenn irgend möglich, zu unterbleiben, Der 
Schleuſen- ſowie Löſch- und Yadebetrieb wird 
innerhalb der feſtgeſetzten Betriebszeiten aud) 
bei gelöjchter oder ſtark eingejchränfter Be— 
feuchtung durchgeführt. 

Hierbei müffen die Lichtquellen im Freien, 
ſoweit fie nicht außer Betrieb geſetzt werden, 
in dev Weife abgeblendet fein, daß bei Dunkel— 
heit und Elarer Sicht aus 500 Meter Höhe in 
jenfrechter und jchräger Blickrichtung für ein 
normales Auge weder unmittelbare noch mit- 
telbare Yichtericheinungen wahrzunehmen find. 


, An einem Kai liegende oder fonftwie vertaute 


Scyiffe find fo feitzumachen, daß im Falle des 
Sinfen® das Fahrwaſſer nicht geiperrt wird 
und Taucher möglichit von allen Seiten an 
das Schiff herankommen fünnen. 
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26. 


Alle Havarien find ſofort den Beamten der 
Strom: und Schiffahrtpolizei bzw. Hafenpolizei 
einschließlich Waſſerſchutzpolizei zu melden. 


97. Lebensmittel find möglichſt nicht offen liegen 
zu laffen. Sie find duch Verwahren in dicht 
ichließenden Schränfen oder anderen geeigneten 
Behältniffen, durch) Einwickeln oder alljeitiges 
Bedecken, gegen Einwirkungen chemiſcher 
Kampfſtoffe zu ſchützen. 

Transporte von Lebens— und Futtermitteln 
jeglicher Art, die nicht in dicht abgeſchloſſenen 
Laderäumen verſtaut find, ſind gegen chemiſche 
Kampfſtoffe durch Abdecken zu ſchützen. 


85 

Luftſchutzmäßiges Verhalten bei Fliegeralarm 

(1) Der Fliegeralarm wird bei Tage an Land durd) 
Seben der liegerwarnflagge (aelb-blau-gelb) oder des 
Fliegerwarnkörpers Sylinder in Verbindung mit 
Ball, aelb-blau-gelb) gegeben; in Häfen und im Be— 
reich von Schleuſen oder ſonſtigen Verkehrsanlagen, 
ſoweit möglich, auch akuſtiſch (Heulton). Innerhalb 
von Luftſchutzorten wird außerdem der Fliegeralarm 
durch den örtlichen Alarm (bei Großalarmanlagen 
durch an- und abichwellenden Heulton, ſonſt durch be- 
helfsmäßige Alarmanlagen) ausgelöſt. Die Beteili— 
gung der Schiffe an dem akuſtiſchen Alarm iſt verboten. 
Bei Dunkelheit wird der Fliegeralarm außer durch 
akuſtiſchen Alarm angezeigt 


im Bereich der Binnenwaſſerſtraßen durch Setzen 
des Schiffahrtſperrſignals (zwei rote nad) oben 
und unten abgeihirmte Lichter in 1,0 Meter 
Abſtand ſenkrecht übereinander) an Betriebs— 
anlagen und an Dienſtgebäuden, die am Waſſer 
gelegen find; 


im Bereich der Seewaſſerſtraßen durch mehr: 
maliges Ab- und Anftellen der im Betrieb 
verbliebenen Befeuerung. 

Auf dem Waſſer jegen bei Tage die Fahrzeuge der 
Strom- und Schiffahrtpolizei, der Hafenpolizei ſowie 
der Waſſerſchutzpolizei die Fliegerwarnflagge. 


(2) Nach Auslöfung des Fliegeralarms find fol- 
ende Maßnahmen durchzuführen: 


A. Binnenjchiffe 


1. Die Rabrzeuge machen am Ufer feit oder anfern, 
ſoweit es geſtattet iſt, außerhalb des Fahr— 
waſſers. Das Feſtmachen iſt ſo durchzuführen, 
daß ein Hineinſchwoien der Fahrzeuge in das 
Fahrwaſſer unmöglich iſt. Solange ein Ab 
ſtoppen des einzelnen Schiffes oder eines Schlepp⸗ 


— 


zugs nicht möglich iſt, iſt die Fahrt vorſichtig, 
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möglichſt auf der rechten Seite des Fahrwaſſers 
fortzufeßen. 


Die notwendigen Teile dev Bejabungen müſſen 


an Bord bleiben. Alle übrigen an Bord befind- 
lichen Perſonen, insbefondere Fahrgäſte und 
Familienangehörige, find möglichit an geeig— 
neter Stelle an Fand zu bringen. m Hafen 
in Fahrt befindliche Schiffe ſuchen den nächſt 
erreichbaren Liegeplatz auf. 


Der Schleuſenbetrieb ſowie der Löſch— und 


Ladebetrieb an Waſſerſtraßen und in Häfen 
wird eingeſtellt. Der Waſſerſtraßenbevollmäch— 
tigte kann in Sonderfällen unter Verſtändi— 
gung des örtlichen Luftſchutzleiters Ausnahmen 
anordnen. 


Löſchende oder ladende Tankfahrzeuge müſſen 


alle Rohrverbindungen mit dem Ufer löſen. 
Die Signalflagge (blau mit F) iſt einzuziehen. 


Alle Luken und fonftigen Öffnungen find abzu- 


decken und ſoweit möglich, abzudichten. 


‚ Bei Nacht löfchen alle feitgelegten und ftill- 


liegenden Fahrzeuge ihre Lichter. 

Um Zufammenballungen oder Havarien bon 
Fahrzeugen zu vermeiden, haben die Fahrzeuge 
nach dem Feſtmachen, und zwar jeweils Das 
letzte, dem in gleicher Fahrtrichtung von hinten 
fommenden Fahrzeuge das Schiffahrtſperr 
ſignal (zwei rote Lichter übereinander) unter 
Beachtung der Abblendebeſtimmungen zu geben. 


Die Schleuſen- und Hafenbeleuchtung wird wol: 


lig ausgelöſcht, es fei denn, daß Ausnahmen 
nach Nr. 3 angeordnet find. 


‚ Die abgeblendeten Brückenlichter jowie die 


Leuchtfeuer werden bei Fliegeralarm im all- 
gemeinen nicht gelöſcht. 


Eigenmächtige Vernebelungen von Schiffen ſind 


verboten. 
B. Seeſchiffe 

Es ſind alle Maßnahmen gemäß der Luftichuß- 
rolle durchzuführen — bei in Fahrt befindlichen 
Schiffen auch bei Anflug von Luftfahrzeugen. 
Auf Seewafjerftraßen jegen die Schiffe, ſoweit 
ihr Tiefgang es erlaubt, außerhalb der Mitte 
des Fahrwaſſers oder dicht am Tonnenitrid) 
die Fahrt fort. 

Es ift anzuftreben, daß Schiffe nicht in den 
Haſen einlaufen, jondern das Einlaufen ver- 
zögern, unter Umſtänden ankern. Anhäufung 
von Schiffen, insbeſondere an Hafeneinfahrten 
und Schleuſen, iſt zu vermeiden. 


2. Der Schleuſenbetrieb ſowie der Löſch- und 


Ladebetrieb an Waſſerſtraßen und in Häfen 
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wird eingejtellt. Dex Waflerftraßenbevollmäd- 
tigte oder Seeſchiffahrtsbevollmächtigte fann in 
Sonderfällen unter Verftändigung des örtlichen 
Yuftichußleiters Ausnahmen anordnen. 


. Yöjchende oder ladende Tanktfahrzeuge müſſen 


alle Rohrverbindungen mit dem Ufer löjen. 
Die Signalflagge „B“ des nternationalen 
Signalbuchs ift einzuziehen. 

Bei Nacht löfchen in Fahrt befindliche Schiffe 


die bisher abgeblendeten Lichter und geben zu 


Anker. Zu Anker liegende Schiffe löjchen die 
Anferlaternen. 


. Die Schleufen- und Hafenbeleuchtung wird völ- 


lig ausgelöfcht, e8 fei denn, daß Ausnahmen 
nach Nr. 12 angeordnet find. 


. Die abgeblendeten VBrüdenlichter jowie die 


Leuchtfeuer werden bei Fliegeralarm im allae- 
meinen nicht gelöfcht. 


Eigenmächtige VBernebelungen von Schiffen find 


verboten. 
86 


Luftſchutzmäßiges Verhalten nach der Entwarnung 

(1) Die Entwarnung wird durch Einziehen der 
ejliegerwarnflagge oder des Fliegerwarnkörpers ſo— 
wie der Sperrzeichen und, ſoweit möglich, akuſtiſch 


(hoher Dauerton) angezeigt. 


Innerhalb von Luft— 


ſchutzorten wird durch die örtlichen Alarmanlagen 
(bei Sroßalarmanlagen Durch hoben Dauerton, fonit 
Durch Behelfsalarmanlagen) entwarnt. 


(2) 


Nach der Entwarnung find folgende Maßnah— 


men durchzuführen: 


1. 


Die Fahrzeuge dürfen ihre Fahrt fortſetzen 
Sind Kampfitoffe feitgeitellt oder beitebt ein 
Verdacht auf diefe, fo darf die Fahrt nur fort- 
geſetzt werden, wenn fichergeitellt ift, daß Die 
Kampfitoffichäden mit eigenen Mitteln wäb- 
vend der Weiterfabrt befeitigt werden fünnen. 


. Die aelöjchten Lichter find wieder zu ſetzen, Die 


Fliegerwarnſignale auf den Schiffen einzu- 
ziehen. Soweit die Fahrt aufgenommen wird, 
hat dies in der Neibenfolge des Feſtmachens zu 
geſchehen. Hierbei find Überholungen verboten. 


. Am Hafen und in Luftichugorten darf das 


Schiff erſt nach der Entwarnung durch den ört— 
lichen Quftichußleiter verlaflen werden. 


S7 


Verhalten bei größeren Schäden an Verkehrsanlagen und 


an Fahrzeugen 


Falls bei Luftangriffen Schäden an Verkehrsanla 
gen und an Fahrzeugen eingetreten find, find folgende 
Maßnahmen durchzuführen: 
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1. Die Fetitellung von größeren Schäden an 


Schiffen, die Beobachtung von Schäden an Ver- 
fehrsanlagen der Wafferftraßen und der Häfen 
\owie der Verdacht oder die Feftitellung von 
Kampfitoffen find fofort dem nächſt erreichbaren 
Volizeiorgan oder der nächiten Dienitftelle der 
Wafferitraßen- bzw. Hafenvenwaltung anzuzei- 
gen. Sintende Fahrzeuge haben das durch— 
gehende Fahrwaäſſer frei zu machen 


. Durch hemiiche Rampfitoffe vergiftete Schiffe- 


ladungen find, auch wenn nur der Verdacht 
einer Vergiftung vorliegt, den in®tr. 1 genann- 
ten Dienititellen jofort zu melden. Das gleiche 
gilt in Fällen, in denen Bedarfsgegenſtände, 
Vebens- und Futtermittel infolge fonitiger Ein- 
wirfungen von Yuftanariffen in ihrer Verwert- 
barfeit beeinträchtigt worden find. Die Schiffs- 
ladungen bleiben bis zux weiteren Enticheidung 
geſperrt. 


3. Seeſchiffe, die infolge von Fliegerſchäden drin— 


gend der Hilfe bedürfen, geben folgende Not— 
ſignale: 


Bei Tage: 


a) das Signal „NC” des Internationalen 
Siqnalbuchs mit der Bedeutung: „Ich bin 
in Not und benötige fofort Hilfe”, 

b) anbaltendes Ertönenlaffen irgendeines Ne- 
belfignalgeräts, jedoch nicht der Sirene, 

c) das SOS-Signal mit irgendeinem Signal- 
mittel, jedoch nicht mit Funkentelegraphie, 

d) das Fernfignal, beitebend aus einer vier- 
ecfigen Flagge über oder unter einem Ball, 
oder einem äbnlichen Körber, 

e) Setzen der internationalen Flagge „V“: 
„Ich benötige Hilfe”, dev internationalen 
Flagge,W“: „Ich benötige ärztliche Hilfe”, 


Bei Nadt: 


a) Raketen oder Leuchtkugeln von beliebiger 
Art und Farbe, fie find einzeln in kurzen 
Pauſen abzubrennen, 

b) anbaltendes Ertönenlaffen irgendeines Ne- 
bellignalgeräts, jedoch nicht der Sirene, 
ec) das SOS-Signal mit irgendeinem Sianal- 

mittel, jedoch) nicht mit Funkentelegraphie. 

Während eines Fliegeralarms muß — außer 

für Notjignale — jede Benutzung des Schein- 

werfers, jede Abgabe von Lichtiignalen ſowie 
der Gebrauch der Dampfpfeife ſowie der Si— 
rene unterbleiben. 


. Kür Binnenjchiffe bleiben die Beſtimmungen 


der Binnenichiffabrtpolizeiverordnungen un- 
berührt. Jedoch ift die Abgabe von Not: 


zeichen mittel Schiffsſirenen nicht aeitattet. 
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nung) vom 23. Mai 1939 GReichsgeſetzbl. I ©. 965) 
werden durch diefe Verordnung nicht berührt. 





‘8 
Behörden: und Weifungsbefugnifie 


(1) Die Überwachung der Durchführung dieſer 
Verordnung obliegt den Rehörden der Strom und 
Schiffahrtpolizei und der Hafenpolizei; ſoweit Die 
Hafenpolizei nicht in der Sand des örtlichen Polizei—⸗ 
verwalters liegt, im Einvernehmen mit ihm in ſeiner 
Eigenſchaft als örtlicher Luftſchutzleiter. 


(2) Den Anordnungen der Weamten der Strom: 
und Schiffahrtpolizei, deu Hafenpolizei einſchließlich 
der Waſſerſchutzpolizei iſt Folge zu leiſten. 


(3) An gleicher Weiſe find die Anordnungen Dei 
zu Hilfspolizeibeamten beitellten Kräfte des Luftſchutz— 
dienſtes auf Waſſerſtraßen und in Häfen zu be— 
folgen. 


89 
Ausnahmen und Erleichterungen 


(1) Die Wehrmacht und die Volizei, die Verwal 
tungen Det Waſſerſtraßen und der Häfen jowie die 
Zollverwaltung fünnen bon diefer Verordnung ab- 
weichen, ſoweit die Erfüllung ihrer hoheitlichen Auf— 
gaben es erfordert. 


(2) Abſ. 1 gilt für die Luftſchutzkräfte ſinngemäß. 


(3) Die Behörden der Strom— und Sciffahrt- 
polizei und der Hafenpolizei fünnen Erleichterungen 
für einzelne Teile diefer Verordnung im Einverneb- 
men mit den zuftändigen Mehrmachtdienititellen 
(Luftgaufommandos bzw. Marineftationstomman- 
d08) zulaffen; ſoweit Die Hafenpolizei nicht in der 
Sand des örtlichen Volizeiverwalters liegt, auch im 
Einvernehmen mit ihm in feiner Eigenſchaft als ört— 
licher Luftſchutzleiter. 


$ 10 


Verduntlungsverordnung 


Die Vorichriften der Achten Durchführungsver— 


ordnung zum Luftſchutzgeſetz (Verdunflungsverord- 


Berlin, den 7. Oftober 1939. 





sıl 
Luftſchutzübungen 


(1) Bei Luftſchutzübungen gelten die Vorſchriften 


diefer Verordnung finngemäß mit Ausnahme des 33 
Abſ. 3. 
polizei und der Hafenpolizei können Erleichterungen 
von den Vorſchriften dieſer Verordnung durch Be— 


Die Behörden der Strom- und Schiffahrt— 


kanntmachung zulaſſen, wenn es mit Rückſicht auf die 
Verkehrsbelange notwendig iſt. 


(2) Die zur Durchführung des Luftſchutzes auf 
Schiffen erforderlichen Selbſtſchutzgeräte und Ver— 
dunklungseinrichtungen ſind jederzeit in ordnungs— 
mäßigem Zuſtand an Bord zu halten. 


$12 
Vihotographierverbot 


Luftſchutzanlagen und Luftſchutzübungen dürfen 
nicht photographiert werden, wenn ein entſprechendes 
Verbot bekanntgegeben iſt. 


s13 
Beſchwerden und Strafen 


(1) Die Behörden der Strom— und Sciffahrt- 
polizei und der Hafenpolizei fünnen zur Durchfüh— 
rung dieſer Verordnung polizeiliche Verfügungen 
erlaffen und Diele mit Iwangdmitteln (unmittelbarer 
Zwang, Ausführung der zu erziwingenden Handlung 
auf Koſten des Pflichtigen, Feſtſetzung von Zwangs— 
geld, im Nichtbeitreibungsfalle Zwangshaft) durd)- 
ſetzen. 


(2) 517 und 321 außer Abſ. 3 der Erſten Durch— 
führungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz in der Faſ— 


ſung vom 1.September 1939 (Reichsgeſetzbl. S.1631) 


finden entiprechende Anwendung. 


Der Reichsverkehrsminiſter 


Dorpmüller 
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Anlage 


(Zu 4 Abi. 2 Nrn. 2 und 17 
vorftebender Verordnung) 
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1. Selbftfchutgerät für Binnenjchiffe 


a) Für den Schuß der Bejakung: 
Gasmaske, 
Verbandpäckchen, 
Hautentgiftungsmittel, 
Verbandkaſten; 


für die Brandbekämpfung: 


Feuerlöſchgerät und Ausrüſtung nach den Be— 
ſtimmungen der Binnenſchiffahrts-Berufs— 
aenoflenichaften; 


e) für die Kampfitoffbefämpfuna: 


Chlorkalk oder Yofantin, 

Schmierfeife, 

Borläuretabletten, 

alkaliſche Augenjalbe mit Glasitäbchen, 
Natrium bicarbonicum; 


d) iür VBerdunflungszwede: 


u 


Material zum Verdunfeln der Innenbeleuch 
tung und Abblenden der Außenbeleuchtung. 


Der erforderliche Umfang des Selbſtſchutzgeräts richtet ſich nach Größe und Bauart der Fahrzeuge ohne oder 
mit eigener Triebkraft. 


I. Quftfchutsrolle der Seejchiffe 


a) In der Luftichußrolle find beſonders zu berüdjichtigen: 


1. Beſetzen der F. T.-Station, 


2. Schließen der wafjerdichten Türen, Schotten, ſo— 
wie der Rauchtüren, 


3. Klarmachen der Feuerlöſcheinrichtungen, 

4. Schließen der Luken, 

5. Klarlegen des Ledjicherungsmaterials (Derjen- 
nige, Werg, Matten, Tauwerkh), 

6. Abjchließen überflüffiger Dampfleitungen, 

7. Durchführen der eingejchränften Beleuchtung, 

8. Klarhalten je einer Schlepptrofje vorn und 
achtern, 


b) Ausrüftung der Schiffsapotbete mit Mitteln 


Für je 100 Mann Beſatzung find 
vorzuieben: 


1. 100 Tabletten Natrium bicarbonieum zu je 
1 Gramm (zur SHerftellung einer 5°/,igen Na- 
trium biearbon- Köfuna), 


9, Durchführung der Verdunklungsmaßnabmen auf 
dem Schiff, 

10. Bereitbalten vorhandener Gasjchußgeräte, 

11. Klarmachen der Nettungsboote, 


12. Überbordbängen von Fendern, Leitern umd 
Enden, 

13. Neferveruder Elar zum Einfuppeln, 

14. Maßnahmen bei Kampfitoffaefabr, 

15. Maßnahmen bei Verwundung und Kampfitofr 


ichädiqungen, 
16. Klarbalten der Warpanker an Stabltroß am Hed 
bei ‚sabrzeugen über 1500 Brutto-Reaiftertonnen. 


gegen Kampfftofficbädiqungen. 


2. zwei Tuben allalifche Augenfalbe (mit Glas: 

ſtäbchen zum Einftreichen in den Bindebautfad), 
3. Chlorkalk, am beiten Lojantin, 2 Kiloaranım, 
4. Schmierfeife (in Steinquttopf), 1 Kilogramm, 


5. 100 Forläuretabletten zu je 1 Gramm. 
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Zweite Verordnung zum Schu gejährdeien (andwirtichajtlichen Grundbeſitzes 
im Reichsgau Sudetenland. 


Vom 9.Dftober 1939. 
Auf Grund der Verordnung über die Durchführung des Vierjahresplang in den fudetendeutichen (Gebieten 
vom 10. Oftober 1938 Reichsgeſetzbl. I ©. 1392) werordne ich mit Wirkung vom 10. Oktober 1939 folgendes: 


Die Verordnung zum Schuß gefährdeten landwirtfchaftlichen Grundbeſitzes in den ſudetendeutſchen Gebieten 
vom 12. November 1938 Reichsgeſetzbl. I ©. 1581) bleibt bis zum 30. September 1940 ın Kraft. 


Berlin, den 9. Oftober 1939. 


Der Beauftragte für den VBierjabresplan 
Göring 


Generalfeldmarichall 


WS — — 


Zweite Berordnung 
zur Durchführung und Ergänzung des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes. 
Vom 10. Ottober 1939. 
Auf Grund des $ 25 des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes 


in der Faſſung vom. September 1939 Reichsgeſetzbl.J 
S. 1747) wird verordnet: 


arbeitsdienſtgeſetzes vom 29. September 1939 — 
Reichsgeſetzbl. I ©. 1967) und der Zuftellung der Ent: 
laſſungsurkunde (Artikel 18Abſ. 2 His 4 der Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung des Reichsarbeits 
dienſtgeſetzes) tritt die Zuſtellung einer Beſcheinigung 
über die Ernennung oder die Entlaſſung. Ernennungs- 
und Entlaſſungsurkunden nach Artikel 19 und 20 der 
Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des 
Reichsarbeitsdienſtgeſetzes werden nicht ausgeſtellt. 














Artikel J 

(1) Ws Neichsarbeitsdienftführerinnen gelten Die 
weiblichen Angehörigen des Neichsarbeitsdienftes, 
denen der Dienftgrad einer Maidenunterführerin, 
Maidenführerin, Maidenoberführerin, Maidenhaupt- 
führerin, Stabsführerin, Stabsoberführerin, Stabs- 
hauptführerin verliehen ift und Die nach der „vorläufigen 
Beioldungsregelung für die in Lagern und Schulen des 
Srauenarbeitsdienftes tätigen Führerinnen“ oder nad) 
der „Tarifordnung A für Gefolgſchaftsmitglieder im 
öffentlichen Dienft‘‘ bejoldet werden. 

(2) Zuftändig für die Ernennung und Entlafiung iſt 
der Neichsarbeitsführer oder die von ihm ermächtigte 
Reichsarbeitsdienftführerin. An die Stelle der Ver— 
öffentlichung der Ernennung (Artikel 18 Abi. 1 der Ver⸗ 
ordnung zur Durchführung und Ergänzung des Reichs» 


Artikel 2 
Die im Artikel 1 genannten weiblichen Angehörigen 
des Neichsarbeitsdienites bleiben angeitelltenverjiche- 
rungspflichtig; $ 69 des Geſetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslofenverficherung gilt jedoch nicht. 
Artifel 3 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Septem- 
ber 1939 in Kraft. 


Berlin, den 10. Oftober 1939. 


Der Neihsminifter des Innern 


Frick 
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Berordnung zum Schuß der Danziger Wirtſchaft. 
Bom 11, Dftober 1939, 


Auf Grund des Gejeßes über die Wiedervereinigung 
der Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen Reich 
vom 1. September 1939 (NReichsgefeßbl. I ©. 1547) 
wird folgendes verordnet: 


$1 
(1) Bis zum 30. Juni 1940 dürfen 
1. natürliche und juriftiiche Derfonen, die ihren 
Wohnſitz, ihren ftändigen Aufenthaltsort oder 
ihre aejchäftliche Niederlafjung am 31. Auguft 
1939 außerhalb des Gebiets der bisherigen 
Freien Stadt Danzig batten, 


2. ehemalige Danziger Staatsangehörige, die nach 
den noch ergebenden Vorjchriften nicht die deutſche 
Staatsangebörigfeit erwerben, 


3. Ausländer, 


4. juriftiiche Derjonen, die nicht unter Nr. 1 fallen, 
deren Kapital oder deren Geichäftsführung ſich 
jedoch überwiegend in nichtvolfsdeutfchen Hän- 
den befindet, 


nur mit Genehmigung: 


a) gewerbliche Unternehmungen, Betriebe, Iweig- 
betriebe, Filialen, Auslieferungsläger, Annahme— 
jtellen, Kommiſſionsläger und ähnliches im Ge- 
biet der bisherigen Freien Stadt Danzig errich- 
ten, 


b) Vertreterbezirfe des Übrigen Neichsgebiets auf 
das Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
ausdehnen oder Handelövertreter oder Hand: 
lungsreifende, die im Übrigen NReichsgebiet an- 
fällig find, zur Entgegennahme oder Vermitt— 
lung von Aufträgen in das Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig entjenden oder Beitellungen 
aus dem Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig durch Handelsvertreter oder Handlungs» 
reifende im übrigen Reichsgebiet entgegennehmen, 


— 


beſtehende gewerbliche Unternehmungen oder Be— 
triebe in das Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig verlegen, 


& 
— 


d 


— 


die Leiſtungsfähigkeit ihrer oder der unter ihrem 
beſtimmenden wirtſchaftlichen Einfluß ſtehenden 
und im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig belegenen gewerblichen Unternehmungen 
und Betriebe erweitern, 


— 


e 


im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
bejtehende gewerbliche Unternehmungen und Be- 


triebe oder Anteildrechte an ihnen erwerben, fich an 
ſolchen beteiligen oder Vorverträge diejes In— 
balts abjchließen. 


(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 unter e gelten aud) 
für den Abjchluß aller Nechtsgefchäfte, Durch welche un- 
mittelbar oder mittelbar der beftimmende wirtichaft- 
liche Einfluß auf gewerbliche Unternehmungen und Be- 
triebe erlangt wird oder erlangt werden foll, die ſich im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig befinden. 


(3) Verficherungsunternebmungen dürfen nur mit 
Genehmigung ihren Gejchäftsbetrieb auf das Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig ausdehnen oder 
Verficherungsbeftände diefes Gebiets von Verſiche— 
rungsunternehmungen übernehmen, die ihren Sitz 
nicht im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
haben. 

$.2 

(1) Die Genehmigung wird von dem Reichswirt- 
ichaftsminifter, dem Reichsminifter für Ernährung und 
Landwirtichaft, dem Neichsverkehrsminifter, dem 
Neichsminifter für Volksaufllärung und Dropaganda, 
dem Reichsforftmeifter oder den von ihnen beauftragten 
Stellen jeweils für ihren Gefchäftsbereich erteilt. 


(2) Die Genehmigung kann mit Bedingungen und 
Auflagen verjeben werden. 


$3 


Zu Rechtsgejchäften, die nach $1 der Genehmigung 
bedürfen, ift diefe binnen zwei Wochen nach Abſchluß 
des Nechtsgejchäfts bei der nach $2 zuftändigen Stelle 
zu beantragen. Das Nechtsgeichäft wird nichtig mit 
Ablauf der Friſt, falls der Antrag nicht rechtzeitig ge- 
ftellt wird, font mit Verfagung der Genehmigung. 


84 


(1) Es iſt verboten, betriebliche Anlagen jeder Art, 
die der Herftellung, Bearbeitung oder Verarbeitung von 
Gegenftänden dienen, oder Teile von ihnen ohne Zu— 
ftimmung des Reichswirtichaftsminifters oder der von 
ihm beauftragten Stellen aus dem Gebiet der bisherigen 
freien Stadt Danzig zu verbringen. 

(2) Diefes Verbot gilt nicht für die Verbringung 
neuer betrieblicher Anlagen oder Teile von ihnen durch 
den Heriteller. 

(3) Die nah Abi. 1 erforderliche Genehmigung 
fann mit Bedingungen und Auflagen verfeben werden. 











Nr. 200 — Tag der Ausgabe: 11. Dftober 1939 


$5 
(1) Wer den Vorfchriften diefer Verordnung ($$ 1, #) 
oder Auflagen ($ 2 Ubi. 2, $4 Abi. 3) zumiderhandelt, 
kann durch polizeilichen Swang zu ihrer Beachtung 
angehalten werden. Gr wird von der zuitändigen 


Oberſten Neichsbehörde oder der von ihr beauftragten 


2015 
6 

Der Reichswirtichaftsminifter, der Reichsminiſter 

für Ernährung und Landwirtſchaft, der Reichsverkehrs— 

miniſter, der Reichsminiſter für Volksaufklärung und 

Propaganda und der Reichsforſtmeiſter können für 

ihren Geſchäftsbereich dieſe Verordnung ergänzen, ganz 


> Tr Nr :afe beitraf ie Ord— PDT Er Graft f 
Stelle mit einer Ordnungsſtrafe beftraft. Die Ord⸗oder teilweiſe außer Kraft ſetzen oder die Geltungsdauer 


| nunasftrafe wird in Geld feftgefeßt; ihre Höhe ift . 
> | ——— Be - | BR der Nerordnung verlängem. 
unbearenzt. Die Feſtſetzung der Ordmunasftrafe iſt 9 8 
endaliltia. 


7 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver— 
fündung in Kraft. 


(2) Die Ordnungsſtrafen werden durch die Finanz⸗ 
ämter nach den Vorſchriften der Neichsabgabenordnung 
und den zu ihrer Durchführung ergangenen oder nod) 
ergebenden Beltimmungen beigetrieben. 


Berlin, den 11. Oktober 1939. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtichaft 
In Vertretung 
H. Bade 


Der Reichsverkehrsminiſter 
In Vertretung 
Koenigs 





Der Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda 
In Vertretung des Staatsſekretärs 


Dr. Greiner 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung 
Alpers 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


— — — — 
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| (erniprecher: 42 92 65 — Poſtſcheckkonto: Berlin 96200). Eimelnummern werden nah dem Umfang berechnet. 
Preis für den achtfeitigen Bogen 15.4/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10 , ausſchließlich der Poſidruckſachengebühr. 

Bei größeren Beſtellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 
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Verordnung 
über die Ausdehnung des Geltungsbereichs Der Betriebstrantentajje des Reihe in Berlin 
auf die Betriebe und Berwaltungsitellen der Wehrmacht. 


Vom 9. Ottober 199. 


Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird im Einvernehmen mit dem Generalbevollmächtigten für die Reichs⸗ 
verwaltung und dem Oberkommando der Wehrmacht verordnet: 


81 
Der Geltungsbereich der Betriebskrankenkaſſe des Reichs in Berlin wird auf alle Betriebe und Verwaltungs⸗ 
ſtellen der Wehrmacht ausgedehnt, ſoweit dieſe nicht von anderen Betriebskrankenkaſſen erfaßt werden. 


| z2 
Der Reichsarbeitsminiſter erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung erforderlichen Vor⸗ 
ſchriften. Er beſtimmt den Zeitpunkt, an dem die Ausdehnung in Kraft tritt. 


Berlin, den 9. Oktober 1939. 


Der Generalbevollmädtigte für bie Wirtſchaft 
Walther Funk 
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Zweite Durchführungsverordnung zur Notdienſtverorduung 
(Sozialverſicherung der Notdienſtpflichtigen). 


Bom 10. Ottober 1939, 


Auf Grund des $7 Abſ.2 der Dritten Verordnung 
zur Sicherftellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von 
bejonderer ftaatöpolitifcher Bedeutung (Motdienftver- 
ordnung) vom 15. Oktober 19386Reichsgeſetzbl. IS. 1441) 
wird folgendes verordnet: 


1. Abſchnitt: Kurzfriſtiger Notdienſt 
51 
Ein kurzfriſtiger Notdienſt ($ 3 der Notdienftverord- 
nung) berührt ein beitehendes Sozialverficherungsver- 
hältnis nicht. Ex begründet auch feine Sozialverfiche- 
rungspflicht. 


2. Abſchnitt: Langfriſtiger Notdienſt 
‘2 
Notdienjtverhältuis bei Weiterzahlung der Dienſtbezüge 
durd) die bisherige Beichäftigungsitelle 
Werden für die Dauer der Beichäftigung im Not- 
dienft die bisherigen Dienftbezüge von der früheren Be- 
ſchäftigungsſtelle weitergezablt, jo bleibt das beftehende 
Sozialverficherungsverhältnis unberührt. 


3 
Notdienftverhältnis mit Bejchäftigungsverhältnis 

(1) Wird zwifchen dem Dienftleiftungsenpfänger und 
einem Notdienftpflichtigen, der nicht unter $ 2 fällt, ein 
einem Arbeitsvertrag entiprechendes Bejchäftigungs- 
verhältnis begründet, jo finden für die Sozialverfiche- 
rung die allgemeinen Vorſchriften finngemäße Anwen— 
dung. Jedoch bleiben Perſonen, die vor der Heran- 
ziehbung zum Notdienft der Verficherungspflicht in der 
Angeftelltenverficherung oder der Enappfchaftlichen Den- 
fionsverficherung unterlagen, aber auf Grund de3 Not- 
dienftes eine invalidenverficherungspflichtige oder nicht» 
Imappfchaftliche Bejchäftigung ausüben, für die Dauer 
des Motdienftes in ihrem bisherigen Verficherungs- 
zweig verfichert; maßgebend für die Höhe des Beitrags 
iſt der zuleßt an den bisherigen Verficherungsträger be- 
zahlte Beitrag. Der Beitragsanteil der bisher knapp— 
ſchaftlich Verficherten zum Reichsſtock für Arbeitseinfat 
beträgt 0,5 vom Hundert des der Beitragsberechnung 
zugrunde zu legenden Entgelts, Für felbftändige Sand- 


mwerfer gilt das Gefeß über die Alteröverforgung für da3 
Deutiche Handwerk vom 21. Dezember 1938 (Reichs- 
geſetzbl. S.1900) weiter; der Dienftleiftungsempfänger 
eritattet dem Notdienftpflichtigen die Hälfte des vor der 
Verpflichtung regelmäßig entrichteten Beitrags. 

(2) Sind Notdienftpflichtige bei Eintritt in den Not- 
dienst Mitglieder anderer Träger der Krankenverfiche- 
rung, jo ruhen Mitgliedfchaft und die ſich aus ihr er- 
gebenden Rechte und Dflichten für die Dauer der Be— 
ſchäftigung im Notdienft. 


84 
Notdienſtverhältnis ohne Beſchäftigungsverhältnis 
Wird zwiſchen dem Dienftleiftungsempfänger und 
einem Notdienftpflichtigen, der nicht unter $ 2 fällt, ein 
einem Arbeitsvertrag entiprechendes Beichäftigungs- 
verhältnis nicht begründet, jo gilt folgendes: 

1. Für die Rentenverficherung der Arbeiter und An- 
gejtellten fowie die Inappfchaftliche Denfionsver- 
ſicherung gelten die Vorfchriften finngemäß, die 
für die Angehörigen der Wehrmacht während des 
bejonderen Einfaßes erlaffen find. War der Not- 
dienftpflichtige bei Eintritt in den langfriftigen 
Notdienft nicht rentenverficherungspflichtig, jo 
bleibt er weiter verſicherungsfrei. 


8 


. In der Krankenverſicherung unterliegen die Not» 
dienftpflichtigen der Verficherungspflicht. Bei- 
träge und Leiftungen werden nad) einem Grund- 
lohn von monatlich) 150 Reichsmark berechnet. Die 
Beiträge werden vom Dienftleiftungsempfänger 
allein getragen. Wird dem Notdienftpflichtigen 
für den Fall feiner Erkrankung vom Dienftlei- 
ftungsempfänger freie Seilfürforge (ärztliche Be- 
handlung, Verforgung mit Arznei und fleineren 
Heilmitteln ſowie Krankenhauspflege) gewährt, 
jo entfallen die entjprechenden Leiftungen der 
Kranfenverficherung; die Beiträge find entipre- 
hend zu ermäßigen. Der Dienftleiftungsemp- 
fänger bat bei der Anmeldung jedes Notdienft- 
pflichtigen anzugeben, ob freie Seilfürforge ge— 
währt wird. Ebenfo ift er zur Meldung von An— 
derungen verpflichtet. 








Mr. 201 — Tag der Ausgabe: 13. Oktober 1939 2019 


Im übrigen gelten für die Krantenverficherung 3. Abſchnitt: Schlugbejtimmungen 
dieſer Notdienftpflichtigen die allgemeinen Vor⸗ 85 
ſchriften, und zwar auch die über Erſatzanſprüche, Anwendung des 8 212 der Reichsverſicherungsordnung 
ſowie die Beſtimmungen der Satzung der zuftän- und Ausgleich von Härten 


digen Krankenkaſſe. Hierbei gilt der Dienftlei- (1) In der Kranfenverficherung gilt im Falle des 83 
ftungsempfänger als Arbeitgeber. Zuftändig für | umd des $ 4 Rr. 2 die Vorfchrift des $ 212 der Reichs⸗ 
die Durchführung der Krankenverficherung ift der | verficherungSordnung mit der Maßgabe, daß weder für 
Verficherungsträger, bei dem bie Gefolgichaft | die von einer Kaffe inzwiſchen gewährten Leitungen 
des Dienftleiftungsempfängers gegen Krankheit | noch für die inzwifchen fälligen Beiträge Erſatzan⸗ 
pflichtverfichert ift. Sind Motdienftpflichtige bei | ſprüche bejtehen. 

Eintritt in den Notdienſt Mitglieder anderer 
Träger der Krankenverficherung, fo ruhen Mit- 
gliedfchaft und die ſich aus ihr ergebenden Rechte 
und Dflichten für die Dauer der Beſchäftigung 
im Notdienit. 


(2) Dex Reichsarbeitsminifter fann Maßnahmen zum 
Ausgleich von Härten treffen, die fich bei Durchführung 
diefer Verordnung ergeben. 


86 
3, Die Vorſchriften der reichsgeſetzlichen Unfallver- Inkrafttreten 
ficherung finden feine Anwendung. Die Beitrag» Diefe Verordnung tritt mit Wirkung vom 26. Auguft 


pflicht zum Reichsſtock für Arbeitseinfa ruht. 1939 in Kraft. 


Berlin, den 10. Oktober 1939. 


Der Reichsarbeitsminiſter 


Franz; Seldte 





N ne 


Verordnung über die Verlängerung Der Amtszeit 
der Zeitbeamten im Dienfte der Gemeinden und Gemeindeverbände*). 


Vom 11. Dktober 1939. 


Auf Grund gefeglicher Ermächtigung wird im Einvernehmen mit dem Generalbevollmächtigten für die Wirt- 
ichaft und dem Oberkommando der Wehrmadt verordnet: 


Die Amtszeit der Zeitbeamten in den Gemeinden und Gemeindeverbänden, die nad) bem Tage des Inkraft⸗ 
tretens dieſer Verordnung abläuft, wird bis auf weiteres verlängert. 


Berlin, den 11. Oktober 1939. 


Der Generalbevollmädtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 





=) Betrifft nicht Danzig. 
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Verordnung über Kapitalkveditbeichaffung für landwirtſchaftliche Färhter 
in der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Som 11. Dftober 1939, 


Auf Grund des Gefehes über die Wiedervereinigung 
Ofterreich8 mit dem Deutfchen Reich vom 13. März 
1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 237) und auf Grund des Er- 
lafjes des Führers und Neichsfanzlers über die Ver- 
waltung der judetendeutfchen Gebiete vom 1. Oftober 
1938 (Reichsgefeßbl. I S. 1331) wird folgendes ver- 
ordnet: 

81 


Das Geſetz, betreffend die Ermöglichung der Kapital— 
freditbefchaffung für landwirtfchaftliche Pächter, vom 
9. Juli 1926 (Reichsgeſetzbl. I ©. 399, 412) in der Faſ— 
fung der Verordnung des Neichspräfidenten über Maß— 
nahmen auf dem Gebiete der Finanzen, der Wirtfchaft 
und der Rechtspflege vom 18. März 1933, Kapitel XIV 
(Reichsgeſetzbl. IS. 109, 121) tritt am 1. Oftober 1939 
in der Oſtmark und im Neichsgau Sudetenland in 
Kraft. 

82 

(1) Die Beſtimmungen des Geſetzes find in der Oſt— 
mark nad) Maßgabe der folgenden Vorfchriften anzu- 
wenden, die zur Anpaflung an das in der Oftmarf 
geltende Recht getroffen werden. Diefe Vorjchriften 
werden unwirkſam, jobald ihr Grund durch die fort- 
fchreitende Vereinheitlichung des Rechts wegfällt. Sier- 
über fann in SIweifelsfällen der Neichsminifter der 
Juftiz durch Verordnung oder Allgemeine Verfügung 
enticheiden. 

(2) An Stelle des im $1 des Geſetzes angeführten 
$ 1204 Abſ. 1 des Bürgerlichen Gefeßbuchs tritt $ 447 
des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Berlin, den 11. Oftober 1939. 


(3) $4 Abf. 3 des Geſetzes ift in folgender Faſſung 
anzuwenden: 

„An Sachen, die dem Eigentümer geſtohlen worden, 
verlorengegangen oder ſonſt abhanden gekommen 
ſind, wird auf Grund der vorſtehenden Vorſchriften 
kein Pfandrecht erworben.“ 


(4) $8 des Geſetzes ift in folgender Faſſung anzu- 
wenden: 

‚Bird das Recht des Dfandgläubigers beeinträdh- 
tigt, jo finden auf feine Anſprüche die für die An- 
Iprüche aus dem Eigentum und aus redlichem Beſitz 
in der Oſtmark geltenden Vorfchriften entfprechende 
Anwendung.’ 


(5) 810 Abf.2 Sat 2 des Geſetzes ift in folgender 
Faſſung anzuwenden: 

„Die Vorſchriften der $$ 1241 bis 1248 des Bür- 
gerlichen Geſetzbuchs finden entiprechende Anwen- 
dung, und zwar $ 1244 mit der Maßgabe, daß an 
Stelle der $$ 932 bis 934, 936 des Bürgerlichen Ge- 
jeßbuchs die in Ofterreich geltenden Vorſchriften zu- 
gunften derer, die Rechte von einem Nichtberechtigten 
herleiten, anzuwenden find.’ 


(6) An Stelle des im $ 12 des Gefees aufgeführten 
5 805 der Zivilprozeßordnung tritt $ 258 der Exefu- 
tionsordnung. 

(7) Abj. 1 bis 6 gelten finngemäß für die Anwen— 
dung des Geſetzes im Reichsgau Sudetenland. 


Der Reichsminiſter der Juftiz 
Dr. Gürtner 
Der Reichsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 


In Vertretung 
H. Bade 


Der NReichsarbeitsminifter 
Franz Seldte 


Der Neichdminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stueart 


Herausgegeben vom Reichsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Berordnung 
über die Verſorgung judetendenticher Berujsmilitärperjonen und ihrer Hinterbliebenen. 
Bom 30. September 1939. 
Auf Grund des Erlajfes des Führers und Reiche | g 2 
fanzlers über die Verwaltung der fudetendeutjchen Ge—⸗ 


biete vom 1. Oktober 1938 Reichsgeſetzbl. I ©. 1331) 
wird verordnet: 


Die im $ 1 bezeichneten Berufsmilitärperfonen und 
ihre Hinterbliebenen werden vom 1. Oftober 1939 ab 
$ı ——— a er erlafienen Vor» 
ER a riften des tſchecho⸗ſlowakiſchen Rechts verforgt, ſoweit 
Das Dienftverhältnis der nicht in die Wehrmacht nachftehend it anderes — En 
übernommenen vol&sdeutfchen Berufsmilitärgagiften 
und Längerdienenden (Berufsmilitärperfonen) der frü- 33 
heren tſchecho⸗lowakiſchen bewaffneten Macht, die auf 


Grund des Münchener Abkommens vom 29. Septem- 
ber 1938 (Reichsgeſetzbl. II ©. 853) vor dem 15. März 
1939 entlaffen und im Reichsgau Sudetenland und 
in den übrigen ehemals judetendeutfchen Gebieten hei— 
matberechtigt find, endet am 30. September 1939. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


(1) Berufsmilitärgagiften mit einer anrechenbaren 
Dienftzeit von zehn und mehr Jahren werden ohne den 
Nachweis der Dienftunfähigkeit mit dem 30. Septem- 
ber 1939 unter Gewährung von Rubegehalt in den 
dauernden Ruheſtand verjeßt. 
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(2) Sie können zur Erleichterung des Berufswechfels 
bis zur Unterbringung in einem neuen Beruf längſtens 
für die Dauer eines Jahres zu ihrem Ruhegehalk auf 
Antrag den Unterſchied zwiſchen dem Ruhegehalt und 
dem letzten Dienſteinkommen als Übergangsverforgung 
erhalten, wenn fie am 30. September 1939 das 55. Re- 
bensjahr noch nicht vollendet und ſich um eine Unter- 
bringung in einem neuen Beruf beworben haben. 

34 

(1) Die für die Feſtſetzung des Ruhegehalts anrechen- 
bare Dienftzeit rechnet bis zum 30, September 1939. 
Die nadyweisbar nad) dem 28. Oktober 1918 in der ehe- 
maligen öſterreich ungariſchen Wehrmacht zugebrachte 
Dienftzeit wird angerechnet. 

(2) Die wegen der Zugehörigkeit zum deutſchen 
Volkstum bei der Gehaltsvorrückung bisher nicht be- 
rüdfichtigte Dienfizeit ift anzurechnen. Die Bejtimmung 
in der tjchecho-flowatifchen Regierungsverordnung 
Nr. 10/1924 8 32 Abſ. 3 findet keine Anmwendung. 


(1) Berufsmilitärgagiften mit einer anrechenbaren 
Dienftzeit von weniger als zehn Jahren erhalten eine 
laufende Übergangsverforgung in Höhe des zuletzt be- 
zogenen Dienfteinfommens, und zwar 

a) bei einer anrechenbaren Dienftzeit von weniger 

als fünf Jahren auf die Dauer eines Jahres, 

b) bei einer anrechenbaren Dienftzeit von wenigftens 

fünf Jahren auf die Dauer von zwei Jahren. 


(2) Für die Berechnung der Dienftzeit gilt $ AAbf. 1. 


(3) In befonderen Fällen kann die Übergangsverfor- 
gung nach Ab. 1 mit Suftimmung des Oberfomman- 
008 der Wehrmacht für einen längeren Zeitraum, höch⸗ 
ſtens jedoch für vier Jahre gewaͤhrt werben. 

(4) An Stelle der laufenden Übergangsverforgung 
nad) Abj. 1 und 3 kann für die Gründung oder Siche- 
rung der Erijtenz mit Zuftimmung des Obertomman- 
dos der Wehrmacht auf Antrag eine einmalige Abfin- 
dung gewährt werden, die das Ausmaß der laufenden 
Übergangsverforgung nicht Üüberfteigen darf. Die Ab- 
findung kann aber im Falle des Erwerbs landwirt- 
ſchaftlichen Grundbeſitzes bis zum doppelten Betrage 
erhöht werden 

$6 

Cängerdienende erhalten Übergangsverforgung nach 
$5, auch wenn ihre anrechenbare Dienftzeit zehn oder 
mehr Jahre beträgt. 


Berlin, den 30. September 1939. 
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$7 

(1) Berufsmilitärgagiften, die Juden find oder nach 
I5 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 
14. November 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 ©. 1333) als Ju⸗ 
den gelten, wird Ruhegehalt nad) $3 Abſ. und $4A 
Ab. 1 gewährt, wenn ihre anrechenbare Dienftzeit zehn 
Jahre erreicht. 

(2) Beträgt die anrechenbare Dienftzeit weniger als 
zehn Jahre, jo erhalten dieſe Perſonen die Übergangs- 
verforgung nach $5 Abf. 1 als einmalige Abfindung. 

(3) Für Längerdienende des im Abf. 1 bezeichneten 
Perjonenkreifes gilt Abſ. 2, auch wenn ihre anrechen- 
bare Dienftzeit zehn oder mehr Jahre beträgt. 

(4) Die Vorfchriften des $3 Abſ. 2 (Üdergangs- 
verforgung), des $ A Abſ. 2 (Anrechnung von Dienftzeit) 
jowie des $ 8 (Erwerbseinfommen) finden auf den in 
den vorftehenden Abſ. 1 bis 3 Dezeichneten Perſonen— 
kreis Feine Anwendung. 


8 
Die Beftimmungen der tichecho-flowafijchen Regie- 
rungsverordnung Nr. 252/1933 $ 7 in Verbindung mit 


dem tſchecho⸗ſlowakiſchen Geſetz Nr. 204/1932 $ 15 fin- 
den feine Anwendung. 
9 
Berufsmilitärgagiften und Längerdienende erhalten 

eine einmalige Bekleidumgsbeihilfe. Sie beträgt für 
Generale und Oberften 350 Reichsmark. Die übrigen 
Berufsmilitätgagiften und Längerdienenden erhalten 
bei einer anredyenbaren Dienftzeit 

bis zu 5 Jahren ..... 200 Reichsmark, 

bis zu 10 Jahren .... 300 Reidysmarf, 

bon über 10 Jahren... 400 Reichsmarf. 


s10 
Die Gewährung von Heilfürforge und Umzugskoſten 
werden durch befondere VBerwaltungsanordnungen ge- 
regelt. 
s1l 
Diefe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 
1939 in Kraft. Die zu feiner Durchführung und Er- 
gänzung erforderlichen Nechts- und VBerwaltungsvor- 
Rhriften erläßt der Chef des Oberfommandos der Wehr- 
macht im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der 
Finanzen. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
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Berordnnung 
Über Rechtsmittel, die memelländiiches Steuerrecht betreffen 


Vom 5. Dftober 1939 


Auf Grund von $12 Abſatz 1 Satz der Reichsabg 
Über Rechtsmittel gegen Berufungsentjcheidungen, 


der Oberfinanzpräfident Oftpreußen. 
Berlin, 5. Oktober 1939 


abenordnung wird das folgende beſtimmt: 
die memelländifches Steuerrecht betreffen, entjcheidet 


Der Reihsminifterder Finanzen 
In Vertretung 


Reinhardt 


nl a ———— ————— — 


Verordnung 
über Preiſe für Metalle, metallgaltige Vorſtoffe und Metallerzeugniſſe. 


Vom 8. Ottober 1939. 


Auf Grund des Geſetzes zur Durchführung des 
Vierjaͤhresplans — Beſtellung eines Reichskom— 
miſſars für die Preisbildung — vom 29. Oktober 
1936 Geichsgeſetzbl. I ©. 927) wird mit Zuftims- 
mung des Beauftragten für den Wierjahresplan 
verordnet: 

Abjchnitt I 
Preiſe für Metalle 
81 

(1) Die Neichsftelle für Metalle wird ermächtigt, 
mit Zuftimmung des Reichskommiſſars für Die 
Vreisbildung nad) Bedarf Höchſtpreiſe für Metalle 
in Form von Nohmaterial und Abfallmaterial feit- 
zufeßen. Die Preisfeſtſetzungen find im Deutjchen 
Neichsanzeiger und Preußijchen Staatsangzeiger zu 
veröffentlichen. 


(2) Die Vreife für Nohmaterial und Abfall- 
material der Metalle, für die von der Reichsſtelle 
für Metalle feine Höchftpreife feſtgeſetzt werden, 
dürfen vom 4. September 1939 ab nicht erhöht 
werden. 


82 
Es iſt verboten, für Metalle in Form von Noh- 
material und Abfallmaterial im Inlandsverkehr 
höhere als die nad) $ 1 zuläffigen reife zu fordern, 
zu gewähren, zu verſprechen oder ſich oder einem 
anderen aewähren oder verſprechen zu laſſen. 


Abſchnitt I 

Preife füc metallhaltige Vorſtoffe und Metallerzeugniile 
83 
Die Bewertungsſätze für die Berechnung der 
Preiſe metallhaltiger Vorſtoffe (Vormaterialien, 
wie Erze, Aſchen, Schlacken, Rückſtände, Schlämme, 
Abbrände uſw.), aus denen Metalle gewonnen wer— 
den, dürfen vom 4. September 1939 ab zum Nad)- 

teil des Abnehmers nicht verändert werden, 


84 
(1) Die Preiſe für Erzeugniſſe, die ganz oder 


teifweife aus Metallen beftehen, dürfen vom 4. Sep- 
tember 1939 ab nicht erhöht werden. 


(2) Die Vreife folder Erzeugniffe, bei denen der 
Mert des Metallinhalts nach den Metallpreijen vom 
4. September 1939 mehr als 20 vom Hundert des 
Verkaufspreifes am 4. September 1939 betrug, 
müſſen abweichend von den Beltimmungen des 
Abi. 1 bei Metallpreisfenkungen ermäßigt und dür- 
fen bei Metallpreisfteigerungen erhöht werden. Die 
Beträge, um die ſich die Vreife ändern, find gejon- 
dert in Nechnung zu ftellen. 


(3) Als Mindeftberrag der Preisfenfung und als 
Höchftbetrag der Dreiserhöhung gilt der Unterjchied 
wifchen dem Wert des Metallinhalts am 4. Sep- 
tember 1939 und dem Wert des Metallinhalts am 
Tage des Raufabjchluffes. Der Mertunterichied des 
Metallinhalts iſt aus den Höchftpreisfeitießungen der 
Neichsftelle für Metalle zu errechnen. Derarbei- 
tung®-, Koſten- und Gewinnzuſchläge, Handelsſpan— 
nen u. dgl. dürfen nicht erhöht werden. 


$5 

Die Vorfchriften der Verordnung über Preis 
bindungen und gegen Verteuerung dev Bedarfs— 
deckung vom 11. Dezember 1934 Reichsgeſetzbl. I 
S. 1248) bleiben von den Beltimmungen dieſer Ver— 
ordnung unberührt. Verbände und andere Zuſam— 
menichlüffe öffentlichen oder bürgerliden Rechts, 
die bei Vreisfeftießungen vor dem 4. September 
1939 Metallpreisihwanfungen nicht berückſichtigt 
haben, bedürfen zu einer Anderung ihrer Preisfeſt— 
jeßungen der Einwilligung des Reichskommiſſars 
für die Preisbildung. 


86 
Es iſt verboten, für metallhaltige Vorſtoffe und 





Metallerzeugniſſe im Inlandsverkehr höhere als die 
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nach den 883 bis 5 zuläffigen Vreife zu fordern, 
zu gewähren, zu verſprechen oder fich oder einem 
anderen gewähren oder verfprechen zu laſſen. 


Abſchnitt IM 
Allgemeine VBorfchriften 
87 
Metalle im Sinne diefer Verordnung find: Alu 
minium, Antimon, Blei, Cadmium, Chrom, Kal- 
zium, Kobalt, Kupfer, Lithium, Magnefium, Mangan, 
Molybdän, Nicel, Quedjilber, Tantal, Titan, Bana- 
dium, Wolfram, Wismut, Zink, Zinn fowie ihre 
Legierungen. 
8 
Der Reichskommiſſar für die Preisbildung und 
mit deſſen Zuſtimmung die von ihm beauftragten 
Stellen Fönnen Ausnahmen von den Beltimmungen 
U ) 
dieſer Verordnung zulafien oder anordnen. 


89 


Der Reichskommiſſar für die Vreisbildung oder 
die von ihm beauftragten Stellen erlaffen die zur 
Durchführung oder Ergänzung diefer Verordnung 
erforderlichen Nechts- oder Verwaltungsvorfchriften. 


Berlin, den 8. Oftober 1939, 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Verkündung in Kraft. 


(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 


a) Die Verordnung Über Preiſe für unedle Me- 
talle vom 31. Juli1934Neichsgefeßbl.1S.766), 


die Verordnung über die Einführung der 
Verordnung über Breife für unedle Metalle 
in der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland 
vom 21. uni 1939 (Neichögefeßbl. I S. 1090) 
ſowie 


b 


ee 


c 


— 


die Anordnung, betreffend Ausnahmebewilli— 
gung auf dem Gebiet der unedlen und edlen 
Nichteiſenmetalle, vom 23. Dezember 1936 
— V11/1146/36 — (Deutfcher Reichsanz. 
u. Dreuß. Staatdanz. Nr. 178 vom 5. Auguft 
1937). 


“ (8) Für das in diefer Verordnung geregelte Waren- 
gebiet findet die Auslandswarenpreisverordnung 
vom 15. juli 1937 (Neichögefebbl. I ©. 881) feine 
Anwendung. Die Verordnung über das Verbot von 
Vreiserhöhungen vom 26. November 1936 (Reiche: 
geſetzbl. I ©. 955) gilt nur, ſoweit in diefen Vor— 
Ichriften nichts anderes bejtimmt ift. 


Der Reichskommiſſar für die Vreisbildung 
In Vertretung 
Dr. Flottmann 





Zweite Durchführungsverordnung zum Gejeß über das Feuerlöſchweſen 
(Berhalten bei Brandfällen). 


Bom 9. Oktober 199, 


Auf Grund des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen 
vom 23. November 1938 (Neichsgefebbl. 1 ©. 1662) 
wird im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des 
Führers, dem Neichsminifter der Luftfahrt und 
Dberbefehlshaber der Luftwaffe, dem Reichsminiſter 
der Finanzen, dem Reichsminiſter der Juſtiz und dem 
Neichsforftmeifter folgendes verordnet: 


Abjchnitt I 
81 
(1) Die techniſche Leitung der Löfch- und Rettungs— 
arbeiten in Gemeinden, in denen eine Fenerfchub- 
polizei nicht befteht, hat dev Führer der Freiwilligen 
Feuerwehr oder Vflichtfeueriwehr des Brandorts (der 
Gemeinde). Diefer kann im Falle des Einſatzes 


benachbarter Feuerwehren die Leitung an einen rang— 
älteren Führer abtreten; ift die Feuerwehr des Brand- 
oris eine Pflichtfeuerwehr, fo geht die Leitung auf 


den Führer derjenigen Freiwilligen Feuerwehr über, 
die zuerſt eingetroffen ift. Kommt neben Feuerwehren 
Feuerſchutzpolizei zum Einſatz, fo gebt die technifche 
Leitung der Löſch- und Rettungsarbeiten auf Den 
Führer der eingeſetzten Feuerſchußpolizei über. 


(2) Die technische Leitung der Löfcharbeiten bei 
Wald-, Moor- und Heidebränden kommt bei Anweien- 
heit von Forftbeamten diefen zu. In ihrer Abweſen— 
heit liegt ſie bei dem Führer derjenigen Feuerwehr, 
die zuerſt eingetroffen iſt; kommt neben Feuerwehren 
Feuerſchutzpolizei zum Einſatz, ſo geht die techniſche 
Leitung der Löſcharbeiten auf den Führer der ein- 
gejeßten Feuerſchutzpolizei fiber. 


2 
(1) Die technifche Leitung der Löſch- und Nettungs- 
arbeiten in Gemeinden, in denen eine Feuerſchutzpoligei 
beiteht, hat der Führer der Feuerſchutzpolizei des 
Brandorts (dev Gemeinde). 
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(2) Rommen neben den örtlichen Feuerlöſchkräften 
benachbarte Feuerlöſchkräfte Feuerſchutzpolizei und 
Feuerwehren) zum Einſatz, ſo liegt die techniſche 
Peitung bei dem rangälteſten Führer der eingejeßten 
Feuerſchutzpolizei. 


(3) Die techniſche Leitung der Löſcharbeiten bei 
Wald⸗, Moor- und Seidebränden fommt bei An 
weienheit von. Forſtbeamten diefen zu. An ihrer Ab— 
weienheit Liegt fie bei dem vangälteften Führer der 
eingeſetzten Feuerſchutzpolizei. 


83 
| Die reichsrechtlichen Beitimmungen über die Leitung 
bei der Bekämpfung von KRataftrophen bleiben unbe» 
rührt. 
Ss 4 
(1) Die Feuerſchutzpolizei, Die Freiwilligen Feuer⸗ 
wehren und die Pflichtfeuerwehren von Nachbar⸗ 
gemeinden haben ſich gegenſeitig auf 15 Kilometer 
von der Grenze des Gemeindebezirks mit Mann- 
ichaften und Gerät unentgeltlich Hilfe zu leiften, ſo— 


fern die Feuerficherheit Des eigenen Orts durch Die 


Entfendung von Feuerlöſchkräften nicht weſentlich 
gefährdet wird. 


(2) Werden bei großer Ausdehnung oder Gefähr- 
lichkeit von Bränden aud) Feuerlöſchkräfte (Feuer— 
ſchutzpolizei, Freiwillige Feuerwehren und Yiflicht- 
feuerwehren) jolcher Nachbargemeinden um Hilfe er- 
sucht, die gemäß Abi. 1 nicht zur unentgeltlichen 
Löſchhilfe verpflichtet find, To haben fie dem Erſuchen 
Folge zu leiſten, jofern Die Feuerſicherheit des eigenen 
Orts durch die Entjendung von Feuerlöſchkräften 
nicht wefentlich gefährdet wird. Sämtliche durch 
diefe Hilfeleiftung entitandenen Koſten find von det 
der Hilfe bedürftigen Gemeinde zu eritatten. 


(3) Bei Wald-, Moor— und Seidebränden find der 
Umfang und die Koftenregelung der nachbarlichen 
Löſchhiife die gleichen wie bei anderen Schadenfeuern. 


Abſchnitt U 
85 


Jeder, der den Ausbrud) eines Schadenfeuers be 
merkt, das er nicht fofoxt jelbit zu Löfchen vermag, 
ift verpflichtet, unverzüglich der naͤchſten Feuermelde— 
stelle oder der Polizei davon Mitteilung zu machen. 


6 
Die Eigentümer und Beſitzer von Zugtieren und 
Fahrzeugen (aud) von Motorfahrzeugen) müffen diefe 
auf Anfordern des Ortspolizeiverwalters oder deilen 
Beauftragten — die Fahrzeuge in fahrbereitem Zu- 
ftande — für Feuerlöſchzwecke und für Feuerlöſch⸗ 
übungen zur Verfügung stellen. Daneben find die 
Eigentümer bejtimmter Fahrzeuge verpflichtet, bei 
Aların unverzüglich mit Ihrem Fahrzeug auch ohne 
befonderes Erſuchen auf dem Alarınpla zu erſcheinen. 
Die Lifte diefer Pflihtigen ſetzt der Ortöpolizeiver- 
walter für jedes Jahr im voraus feit. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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7 
S 
(1) Die Eigentümer und Beſitzer der vom Brand 


betroffenen Grundftüde, Gebäude und Gebäubdeteile 
find verpflichtet, bei Brandfällen der Feuerſchutzpolizei 
und den Feuerwehren den Zutritt zu ihren Grund» 
ſtücken und Gebäuden und deren Benugung zur Vor: 
nahme der angeordneten Löſch— und Nettungsarbeiten 
zu geftatten, Wafjervorräte, die fich in ihrem Beſitz 
befinden oder auf ihren Grundjtüden gewonnen wer— 
den fünnen, auf Anfordern für den Löſchdienſt zur 
Verfügung zu ftellen und ihre zum Löſch- und Net 
tunasdienft verwendbaren Geräte zur Benußung ab- 
zugeben. Sie haben die vom Reiter der Löſcharbeiten 


im Intereſſe geeigneter Entfaltung der Loöſch- und 
Rettungsarbeiten oder zur Verhütung weiteren Um— 
jichareifend des Feuers angeordneten Mabnahmen, 
wie Räumung der Grundftücde oder Bejeitiqung von 
Pflanzen, Einfriedungen, Gebäudeteilen und Gebäuden 
zu Dulden. 


(2) Die gleiche Verpflichtung haben auch die Eigen- 
tümer und Beſitzer der der Brandſtelle benachbarten 


Grundſtücke. 


58 
(1) In den Fällen des S 6 und des $ 7 Abſ. 2 fönnen 


die Eigentümer und Beſitzer von dem Träger dev 
Dolizeitoften des Ortspolizeibezirks, in dem Die polizei- 


lichen Maßnahmen durchgeführt worden find, Eriat 
des Schadens verlangen, den fie durch die polizeilichen 
Mahnahmen erleiden, jedod) nur infoweit, als fie nicht 
auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermögen. Der 
entgangene Gewinn ($ 252 des Bürgerlichen Gejet- 
buche) wird nicht erſetzt. 


(2) Dies gilt nicht, ſoweit dev Schaden durch Maß— 


nahmen verurfacht ift, die zum Schuße der Perſon, 
der Hausgenoſſen oder des Vermögens der Geſchädigten 
getroffen worden find. 


(3) Der Träger der Volizeifoften fann für die Ent- 
ichädiqungen, die er nad) Abi. 1 bei einem Brandfalle 
feiftet, vom den Eigentümern und Beſitzern der vom 
Brand betroffenen Grundftüde nad) den Norichriften 


des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Geichäftsführung 


ohne Auftrag Erſatz verlangen. 


(4) Über die in den Abſ. 1bis3 geregelten Anſprüche 
ift im ordentlichen Rechtsweg zu enticheiden. 


89 
Wird nach Ablöſchen eines Brandes an der Brand— 
ſtelle eine Brandwache zurückgelaſſen, ſo trägt die 
Koſten, falls die Brandwache von dem Leiter der 
Löſcharbeiten für notwendig erachtet wird, die Ge- 
meinde, falls die Brandwache auf Wunſch des Eigen 
tümer® oder Beſitzers angeordnet ift, dieler. 


$ 10 

Mer vorfählic oder fahrläflig den Vorſchriften 
der $$ 5, 6 und 7 zuwiderhandelt, wird, joweit nicht 
nach den geltenden geſetzlichen Beltimmungen eine 
Höhere Strafe verwirkt ift, mit Haft oder mit Geld- 


515 
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ſtrafe bis zu 150 Reichsmark, in befonders ſchweren 
‚allen mit Gefängnis bis zu drei Monaten und mit 
Geldſtrafe oder mit einer diefer Strafen bejiraft. 


811 
(1) Die Vorſchriften der Länder über das Verhalten 
bei Brandfällen, die dem Geſetz über das Feuerlöſch— 
weſen und dieſer Verordnung entſprechen oder wider— 
ſprechen, treten außer Kraft. Die übrigen Vorſchriften 
der Länder über das Verhalten bei Brandfällen treten 
jeweils in dem Seitpunft außer Kraft, in dem weitere 


Berlin, den 9. Oftober 1939, 


Im] 


Rechts und Verwaltungsvorjehriften über das Ver- 
halten bei Brandfällen vom NReichsminifter des Innern 
erlaflen werden, 

(2) Die oberften Pandesbehörden werden ermächtigt, 
durch Verordnung die Vorfchriften des Landesrecht? 
zu bezeichnen, die Durch das Geſetz über das Feuer- 
löſchweſen und diefe Verordnung außer Kraft treten. 


Neichsgefebblatt, Jahrgang 1939, Zeil I 


$ 12 
Diefe Verordnung tritt einen Monat nach ihrer 
Veröffentlihung in Kraft. 


DerKeihsminifterdes Innern 
Frick 


ö— ———— — —— ————— ————— 


Verordnung über die Abweſenheitspflegſchaft. 
Vom 11. Ottober 1939 


Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird im Ein— 
vernehmen mit dem Oberkommando der Wehrmacht 
und dem Generalbevollmächtigten für die Wirtſchaft 
für das Gebiet des Großdeuiſchen Reichs folgendes 
verordnet: 
$1 

Zum Abwejenheitöpfleger (Abwejenheitskurator) 
fann aud) eine Behörde oder eine juriftifche Derfon 
beftellt werden. 


‘2 

Der Reichsminifter der Juſtiz kann die dem Bor- 
mundichaftsgericht für die Abweſenheitspflegſchaft 
(Abweſenheitskuratel) obliegenden Verrichtungen all- 
gemein oder im Einzelfall einem Landgericht oder 
einem Oberlandesgericht übertragen und das Verfahren 
abweichend von den Vorfchriften des allgemeinen 
Rechts regeln. 


$3 
Der Beltellung eines Abmwelenheitäpflegers (Ab- 
wejenheitsfurators) für einen Angehörigen eines feind- 
lichen Staats fteht es nicht entgegen, daß der Abwefende 
einen Bevollmächtigten beftellt hat. 


$4 
Sur Einleitung einer Abweſenheitspflegſchaft (Ab— 
wejenheitskuratel) über einen Angehörigen eines feind- 
lien Staats bedarf e8 eines Antrags, der höheren 
Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk das Vormund— 
Ichaftsgericht feinen Sitz bat. 


Berlin, den 11. Oktober 1939, 


$5 
Unter Angehörigen eines feindlichen Staats find 
auch Geſellſchaften und fonftige Unternehmen zu ber- 
jtehen. Für eine Gefellfchaft oder ein fonftiges Unter: 
nehmen fann ein Abmwefenheitspfleger (Abweſenheits⸗ 
iurator) beftellt werden, wenn die zur gejehlichen Ver— 
tretung berufenen Derfonen (Vorftandsmitglieder, Ge- 
ihäftsführer oder Geſellſchafter) abweſend find. 


86 
Der Reichsminiſter der Juſtiz beſtimmt, welcher 
Staat als feindlicher Staat im Sinne der 553 bis 5 
anzuſehen iſt. 
$7 


Der Reichsminifter der Juftiz kann für die Beftellung 
des Abwejenheitspflegers (Abwefenheitsfurators) und 
für die Führung der Abweſenheitspflegſchaft (Ab— 
weſenheitskuratel) Richtlinien aufſtellen und Vorſchrif— 
ten über die Beaufſichtigung des Abweſenheitspflegers 
(Abweſenheitskurators) erlaſſen. Er kann beſtimmen, 
daß das Vormundſchaftsgericht den Abwejenheits- 
pfleger (Abweſenheitskurator) mit Weifungen für die 
Führung der Pflegichaft (Kuratel) verſehen kann, 

8 

Der Reichsminiſter der Juftiz wird ermächtigt, zur 
Durchführung und Ergänzung diefer Verordnung 
Nechtöverordnungen und allgemeine Verwaltungs: 
vorfchriften zu erlafien. 

$9 

Der Reichsminifter der Juſtiz bejtimmt, wann bie 

Verordnung außer Kraft tritt, 


Der Generalbevollmädtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 
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Berordnung zur Einführung des Reichsleiſtungsgeſetzes im Gebiet 
der biöherigen Freien Stadt Danzig. 


Bom 11.Dftober 1939. 


Auf Grund des $4 Abf.3 des Geſetzes über die 
Wiedervereinigung ber Freien Stadt Danzig mit dem 
Deutjchen Reich) vom 1. September 19396Reichsgeſetzbl. 
I ©. 1547) wird verordnet: 


51 


Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig gel- 
ten mit Wirkung vom 1. September 1939 


1, 


ou 


das Geſetz über Sachleiftungen für Reichsauf- 
gaben (Neichsleiftungsgefet) vom 1. September 
1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1645); 


,‚ die Erfte Verordnung zur Durchführung des 


MWehrleiftungsgefeges — Beltimmung der freis- 
angehörigen Gemeinden und der zuftändigen 
Behörden und Verwaltungsgerichte — vom 
14. Juli 1938 (Neichögefegbl. I ©. 8%); 


. die Bekanntmachung der Bedarfsſtellen der 


Wehrmacht, die zur Inanſpruchnahme von Lei- 
ftungen nach dem Wehrleiftungsgefeß berechtigt 
jind, vom 15. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©.897); 


. die Bekanntmachung von Bedarfsitellen außer- 


halb der Wehrmacht, die zur nanfpruchnahme 
von Leitungen nach dem Wehrleiftungsgeje be- 


rechtigt find, vom 30. Auguſt 1939 (Reichsgeſetzbl. 


I ©. 1541); 


die Vorſchriften: 


a) des Geſetzes, betreffend die Martierleiſtung 
für die bewaffnete Macht während des Frie— 
denszuftandes, vom 25. Juni 1868 (Bundes- 
gejekbl. d. Nordd. Bundes ©. 523), 

b) des Gejeßes über die Vergütung von Leiftun- 
gen für die bewaffnete deutfche Macht vom 
12. Juli 1922 (Reichsgejeßbl. I ©. 626), 

c) des Gejeßes Über die Naturalleiftungen für 
die bewaffnete Macht im Frieden in der 
Faſſung vom 6. April 1925 Reichsgeſetzbl. I 
©. 44) 


und der zu ihrer Ergänzung und Ünderung er 
laſſenen VBorjchriften in der Faſſung der Vor— 
läufigen Durchführungsbekanntmachung zum 
Mehrleiftungsgejeg vom 16. Juli 1938 (Reichs- 
minifterialbl. ©. 493); 


. die Dferdeergänzungsvorfchrift (DdErgV) vom 


13. Auguſt 1938 (Neichsminifterialbl. ©. 567); 


. die Kraftfahrzeugergänzungsporfchrift (KfzEergV) 


vom 13. Auguſt 1938 (Reichsminifterialbl. ©. 
601); 


Berlin, den 11. Dftober 1939. 


8. 


10. 


die Runderlaffe des Reichsminifters des Innern 


a) über Einquartierung von Wehrmachtange- 
börigen bei Juden vom 16. Juli 1938 (Mini- 
fterialbl. d. Reich8- u. Preuß. Min. d. Innern 
S. 1180), 


b) über Vergütung für die Inanſpruchnahme 
von Unterkunft auf Grund des Wehrleiftungs- 
gefeßes vom 20. Januar 1939 (Minifterialbl. 
d. Reichs. u. Preuß. Min. d. Innern ©.134), 


ec) über Auszahlung der Vergütung für auf 
Grund des Wehrleiftungsgefeßes in Anſpruch 
genommene Lnterfunft, Verpflegung ujw. 
durch die Bedarfsftellen vom 3. Mai 1939 
(Minifterialbl. d. Reichs- u. Preuß. Min. d. 
Innern ©. 1049); 


.‚ die drei Runderlaffe des Reichsminiſters des 


Innern über Vergütungsfäte für die Inan— 
ſpruchnahme von Wferden und Belpannfahr- 
zeugen durch die Wehrmacht und durd) Bedarfs- 
ftellen außerhalb der Wehrmacht vom 5. Auguft, 
25. Auguſt und 2, Dezember 1938 (Minifterialbl. 
d. Reichs u. Dreuß. Min. d. Innern ©. 1301, 
1403 und 2080); 


der Nunderlaß des Reichsminifterd des Innern 
über Ausführungsbeftimmungen für die nan- 
ſpruchnahme von Kraftfahrzeugen durch Be— 
darföftellen der Wehrmacht und außerhalb der 
Wehrmacht auf Grund des Wehrleiftungsgefeßes 
und für die Heranziehung von Kraftfahrern vom 
5. April 1939 (Minifterialbl. d. Reichs⸗ u. Preuß. 
Min. d. Innern ©. 811). 


$2 


Im Sinne des Reichsleiftungsgejeges und feiner 


Durbführungsvorfchriften gelten im Gebiet der bis— 
berigen Freien Stadt Danzig 


a) als freisangehörig ſämtliche Gemeinden mit Aus- 


nahme der Städte Danzig und Zoppot, 


b) als untere VBerwaltungsbehörde die Landräte, in 


den Städten Danzig und Soppot die Ober: 
bürgermeifter (bis zur Berufung des Oberbürger- 
meifters der Stadt Danzig die die Stadtae- 
meinde leitende Stelle), - 


c) als höhere Verwaltungsbehörde bis auf weiteres 


der Chef der Zivilverwaltung oder die von ihm 
beftimmte Behörde. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
Der Oberbefehlshaber des Heeres 
von Brauchitſch 


IN 
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Zweite Durchführungsbeſtimmungen 
zum Abſchnitt III (Kriegslöhne) der Ariegswirtichaftsverordnung 
(Zweite AL2B). 
Bom 12, Dfivber 1939, 


Auf Grund der Kriegswirtichaftsverordnung vom 
4. September 1939 Abſchnitt V $ 29 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 1609) wird zur Durchführung und Ergänzung 
des Abjchnitts III der Verordnung (Kriegslöhne) im 
Einvernehmen mit dem Generalbevollmächtiaten für 
die Wirtſchaft folgendes verordnet: 


81 

(1) Eine Erhöhung der aeltenden Lohn- oder Ge- 
haltsſätze — einfhließlich der Entaelte in der Heim- 
arbeit — und fonftiger regelmäßiger Sumendungen 
ſowie eine Erhöhung des Arbeitsverdienites durch 
einmalige Zuwendungen ift verboten. Dies gilt nicht 
für Erhöhungen, die auf Geſetz, einer Tarifordnung, 
einer von einem Reichsminiſter erlaffenen oder ae- 
nehmigten Dienftordnung, einer von einem Neichs- 
treuhänder oder Sondertreubänder der Arbeit ae- 
billigten Betriebs. (Dienft-) Ordnung oder auf einer 
Anordnung eines Neichötreuhänders oder Sonder: 
treuhänders der Arbeit beruben, 

(2) Für menerrichtete Betriebe (Merwaltungen) 
oder Betriebsabteilungen ſowie für neueingetellte 
oder mit anderen Arbeiten beſchäftigte Gefolaichafte- 
mitglieder gelten die Vorjehriften des $ 18 Abi. 2 
der Kriegswirtichaftsverordnung. 


(3) Der Reihstreuhänder oder Sondertreuhänder 
der Arbeit fann Ausnahmen zulaffen, 


82 
Eine Anderung feſtgeſetzter und ausgeprobter 
Akkorde zwecks Erhöhung des Arbeitsverdienſtes iſt 
verboten. Neue Akkorde find nach ſorgfältiger Er- 
mittlung der Afkordgrundlagen alsbald endguültig fo 


Berlin, den 12, Oktober 1939. 


feitzufegen, daß der ſich daraus eraebende Arbeits. 
verdienit nad Einarbeitung des Gefolgſchaftsmit— 
glieds nicht Über den für gleichwertige Arbeiten im 
Betriebe üblichen hinausgeht. Bei Anderung der 
Affordgrundlage ift eine Überprüfung des Akkordes 
unverzüglid) vorzunehmen. Die voritehenden Vor: 
Ihriften gelten für Vrämien finngemäß. Der S1 
Abſ. 3 findet Anwendung. 


83 

Die Vorſchriften der 881 und 2 finden auf eine 
Senfung der Yohn- oder Gehaltsfäße, die Verſchlechte— 
rung regelmäßiger Zuwendungen ſowie eine Ande— 
rung feſtgeſetzter und ausgeprobter Akkorde zwecks 
Verminderung des Arbeitsverdienſtes ſinngemäß An— 
wendung. Unberührt bleibt die Zurückführung nicht 
leiſtungsbedingter Entgelte mit Zuſtimmung oder 
auf Anordnung des Reichsſtreuhänders oder Sonder- 
treuhänders der Arbeit. 


84 
Die Strafvorfchriften des $ 21 der Kriegswirt- 
ſchaftsverordnung gelten entfprechend. 


85 
Der Reichsarbeitsminiſter kann die zur Durch— 
führung und Ergänzung dieſer Verordnung erforder: 
lichen Berwaltungsvorfcriften erlaffen. Er beitimmt 
den Zeitpunkt des Außerkrafttretens der Verordnung. 


86 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Ver: 
fündung in Kraft. 


Der Reidhsarbeitsminifter 
Franz Seldte 


öñ —— r — —— —r —— — — ——— — ———— ——— 


Verordnung 
zur Anderung der Verordnung zur Verſtärkung des Holzeinſchlags. 
Som 12, Dftober 1939, 


Auf Grund der Verordnung zur verftärkten Deckung 
des Nobftoffbedarfs an Holz vom 7. Dezember 1936 
(Reichögefeßbl. I S. 1011) in Verbindung mit den 
SS 2 und 5 der Verordnung über die Errichtung 
einer Neichsftelle für Holz vom 5. September 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©, 1677) wird verordnet: 


J. 


Die Verordnung zur Verſtärkung des Holzeinſ chlags 
vom 4. März 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 234) wird 
wie folgt geändert: 


Der $5 erhält folgende Faſſung: 


us 5 


Rechtsmittel 


(1) Gegen Höhe und Art des feſtgeſetzten Sol; 
einſchlags find als Rechtsmittel innerbalb einer 
Ausihlußfrift von je 14 Tagen gegeben: 

der Einſpruch, ex ift bei der zuftändigen Prü— 
fungsftelle einzureichen; über ihn entjcheidet 
das zuftändige Forſt- und Holzwirtfchafts— 
amt; 
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gegen die Enticheidung über den Einſpruch: 


die Beichwerde; fie ijt bei der Stelle einzu- 
reichen, Die über den Einſpruch entichieden 
bat; über fie entjcheidet die Reichsſtelle für 


Holz endgültig. 


(2) Ein eingelegtes Rechtsmittel hemmt den Boll- 
zug des feſtgeſetzten Holzeinfchlags nur in dem Um— 


Berlin, den 12. Oftober 1939, 


2029 
fang, in dem die feftfeßende Stelle auf Antrag dem 
Ausſetzen des Holzeinſchlags zugeitimmt hat.” 


II. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 


Kraft. 


Der Reichsforſtmeiſter 


In Vertretung des Staatsſekretärs 


Parchmann 





Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Verſtärkung des Holzeinſchlags 
im Lande Djterreich und in den jndetendentjchen Gebieten. 
Bom 12, Oktober 1939. 


Auf Grund von $2 Ziffer 5 des Erſten Erlaffes 
des Führer? und Reichskanzlers Über die Einführung 
deuticher Reichsgeſetze in Öfterreih vom 15. März 
1938 (Neichsgefebbl. I S. 247), der Verordnung 
über das Forft- und Jagdweſen im Lande Oſterreich 
vom 6. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 793) und auf 
Grund der Verordnung Über die Durchführung des 
Vierjahresplans in den fudetendeutjchen Gebieten 
vom 10. Oftober 1938 (NReichögefeßbl. I ©. 1392) 
in Verbindung mit den SS 2 und 5 der Verordnung 
über die Errichtung einer Neichsitelle für Holz vom 
5. September 1939 (NReichagejeßbl. I ©. 1677) ver- 
ordne ich folgendes: 


J. 

Die Verordnung zur Verſtärkung des Holzeinſchlags 
im Lande Öfterreih und in den ſudetendeutſchen 
Gebieten vom 28. Dezember 1938 (NReichdgefeßbl. 
1939 I ©, 2) wird wie folgt geändert: 


Berlin, den 12, Oftober 1939. 


Der $5 erhält folgende Faſſung: 
IS .) 
Rechtsmittel 

(1) Gegen Höhe und Art des feſtgeſetzten Holz 
einichlags find als Rechtsmittel innerhalb einer 
Ausſchlußfriſt von je 14 Tagen gegeben: 

der Einjprucdh; er ift bei der zuftändigen Drü- 
fungsitelle einzureichen; über ihn enticheidet 
das zuftändige Forft- und Holzwirtichafte- 
amt; 

gegen Die Entjcheidung über den Einfprud: 

die Befchwerde; fie ift bei der Stelle einzu- 
reichen, Die über den Einfpruch entichieden 
bat; über fie enticheidet die Reichsſtelle für 
Hol; endgültig. 

(2) Ein eingeleatesRechtsmittel hemmt den Voll: 
zug des feſtgeſetzten Holzeinfchlags nur in dem Um— 
fang, in dem die feſtſetzende Stelle auf Antrag dem 
Ausfeßen des Holzeinſchlags zugeftimmt hat.” 


II. 
DiefeVerordnungtrittimitihrer Verkündung inkraft. 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung des Staatsjekretärs 


VDardmann 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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Verordnung über die Rentenverjicherung 
der Arbeiter und der Angejtellten ſowie die fnappichaftliche Penjionsverjicherung 
während des bejonderen Einjabes der Wehrmacht. 


Vom 13. Ottober 1939, 


Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird im Ein— 
vernehmen mit dem Oberkommando der Wehrmacht 
und dem Generalbevollmächtigten für die Reichsver—⸗ 
waltung verordnet: 


1 


Sämtliche Bezüge, die Angehörige dev Wehrmacht 
(SS 21, 35 des Wehrgejetes vom 21. Mai 1935 — 
Reichsgeſetzbl. I S. 609) während des jetigen befon- 
deren Einfates der Wehrmacht erhalten, find nicht 
Entgelt im Sinne des $ 160 der Reichsverſiche rungs⸗ 
ordnung. Für ſie ſind daher keine Beiträge zu ent— 
richten. Dies gilt insbeſondere für etwaige Zahlungen, 
die einem einberufenen Gefolgſ chaftsmitglied von dem 
Unternehmer (Dienſtberechtigten) gewährt werden. 


IN 


82 
Die Zeiten des beſonderen Einſatzes der Wehr— 
macht werden für die Erfüllung der Wartezeit an— 
gerechnet und erhalten die Anwarti haft (Erjaßzeiten). 
Dieje Erſatzzeiten ftehen Pflichtbeiträgen gleich. 


Berlin, den 13. Oktober 1939. 


83 

(1) Den Verſicherten werden nad) Eintritt des Ver— 
ſicherungsfalls für die Zeit des bejonderen Einjabes 
der Wehrmacht aus Mitteln des Reichs Steigerungs- 
beträge gewährt; ihre Höhe wird fpäter feſtgeſetzt. 

(2) Sind für diefe Zeit Beiträge entrichtet wor: 
den, jo werden für fie Steigerungsbeträge neben 
denen des Abſ. 1 gewährt, 


84 
Der Reichsarbeitsminiſter wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht und dem Reichsminiſter der Finanzen Die 
näheren Vorfchriften zur Durchführung und Eraän- 
zung der Verordnung zu erlaſſen. Er fann hierbei von 
den Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung des 
Angeftelltenverficherungsgefeßes und des Reichsknapp— 
ſchaftsgeſetzes abweichende Beſtimmungen treffen. 
85 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 26. Au 
auft 1939 in Kraft. 


Der Generalbevollmäctigte für die Wirtſchaft 


Walther Funk 





ö— — —— ——— — —— —— 


Verordnung über die Einführung von Wehrrecht im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig. 


Vom 13. Ottober 1939. 


Auf Grund des 84 Abſ. 3 des Geſetzes über die 
Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem 
Deutſchen Reich vom 1. September 1939 (Reichs— 
geſetzbl. I ©. 1547) wird verordnet: 


81 
Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
gelten mit Wirkung vom 1. Oktober 1939 nad) Maß: 
gabe der befonderen Beftimmungen in den ss 2bi84: 


1. Das Wehrgefeß vom 21. Mai 1935 (Neiche, 
gefegbl. I ©. 609) in der Faſſung des Gefekes 
vom 26. Juni 1936 (Neichsgefeßbl. I S.518). 


2. Das Geſetz über die Vereidigung der Beamten 
und derSoldaten derWehrmacht vom 20. Auguſt 
1934 (Neichsgejegbl. 1 S.785) in der Faſſung 
des Geſetzes zur Anderung des Geſetzes Über die 
Vereidigung der Beamten und der Soldaten 
der Wehrmacht vom 20. Juli 1935 (Reichs— 
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geſetzbl. IS. 1035), ſoweit dieſe Geſetze ſich auf 
den Dienſteid der Soldaten beziehen. 


. Der Erlaß des Führers und Reichskanzlers 


über die Übertragung des Verordnungsrechts 
nach dein Wehrgejet vom 22.Mai 1935 (Reiche: 
gefetbl. I ©. 615). 


. Der Erlaf des Führers und Reichskanzlers über 


die Dauer der aktiven Dienftpflicht index Wehr: 
macht vom 24. Auguft 1936 (Neichdgefetbl. I 
&. 706). 


[ers über die Bildung einer Ingenieur-Offizier- 
Laufbahn des Heeres vom 21. April 1939 
(Neichögefeßbl. I ©. 913). 


. Die Verordnung über den Waffengebraud) der 


Wehrmacht vom 17. Januar 1936 (Neiche- 
gefeßbl.I S. 39). 


. Das Gejek über die Ausübung des Rechts zum 


Tragen einer Wehrmadhtsuniform vom 26. Mai 

1934 (Reichsgeſetzbl. I S.447) und die Durd)- 
führungsverordnung zum Gefeß über die Aus- 
übung des Nechts zum Tragen einer Wehr: 
machtsuniform vom 21. Juni 1934 (RXeichs-— 
gefekbl.I S.517), 


. Das Gefeß über die Entziehbung des Rechts zum 


Führen einer Dienftbezeichnung der Wehrmacht 
vom 26. Juni 1935 (Neichögefetbl.I S.829) 
und die Durhführungsverordnung zum Gefeß 
über die Entziebung des Nechts zum Führen 
einer Dienftbezeichnung dev Wehrmacht vom 
29. Auguft 1935 Reichsgeſetzbl. I S.1121). 


. Der Erlaß des Führers und Reichskanzlers über 


die Entziehung des Nechts zum Tragen einer 
Uniforn vom 16. November 1938 (Neich®- 
geſetzbl. I ©. 1611). 


. Das Gefeb über die Beſchränkung von Grund- 


eigentum aus Gründen der Neichsverteidigung 
(Schußbereichgefeß) vom 24. Januar 1935 
(Reichsgeſetzbl. I S. 499) und die Erfte Ver: 
ordnung zur Durchführung des Schußbereich- 
geſetzes vom19.September1935(NeichsgefekbL.I 
S. 1162). 


. Das Geſetz über die Landbeſchaffung für Zwecke 


der Wehrmacht vom 29. März 1935 (Neichs- 


2031 


geſetzbl. I ©. 467) in der Fafjung des Geſetzes 
vom 12. April 1938 (Reichegefeßbl. I ©.387), 
die Verordnung zur Durdführung und Er- 
gänzung des Geſetzes über die Landbeſchaffung 
für Zwecke der Wehrmacht vom 21. Auguft 1935 
(Reichsgefehbl. I S. 1097) und die Sweite Ver— 
ordnung zur Durchführung und Ergänzung des 
Gefetes über die Landbeihaffung für Zwecke 
der Wehrmacht vom 13. Februar 1937 (Reichs— 
geſetzbl. J ©.253). 


14. Das Fürſorge- und Verſorgungsgeſetz für die 

. Die Verordnung über die Wehrpflicht von Of— ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht und 

fijieven und Wehrmachtbeamten im Offizier- ihreSinterbliebenen — Wehrmachtfürforge- und 

vang vom 22. Februar 1938 GReichsgeſetzbl. I ‚verjorgungsgejeg — (WAFVG) vom 26, Auguft 

S. 214) in der Faſſung der Verordnung vom 1938 (Reichsgejeßbl. I ©. 1077) und die Durch— 

28. Januar 1939 (Reichsgefeßbl. I S. 103). führungsbeftimmungen dazu vom 29. Septem- 

| , * . ber 1938 (Reichsgejehbl. I ©. 1293) in ihrer 

Das Geſetz über bad Ingenieurtorp⸗ der Luft Faſſung vom 20. Januar 1939 (&eichsgeſetzbl. I 
waffe vom 18. Oftober 1935 (Reichsgeſetzbl. I &.51). 

©. 1248). 
. Die Verordnung des Führers und Reichskanz— 15. Die Verordnung über Fürforge für Soldaten 


und Arbeitsmänner in der Faffung der Be- 
fanntmachung vom 29, Dezember 1937 (Reich3- 
geſetzbl. I ©. 1417). 


. Das Fürſorge- und Verſorgungsgeſetz für die 


ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht bei 
befonderem Einfab und ihre Hinterbliebenen 
— Einfabfürforge- und verſorgungsgeſetz — 
(EWFBG) vom 6. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1217). 


. Das Geſetz über die Befoldung, Verpflegung, 


Unterbringung, Bekleidung und Heilfürjorge 
der Angehörigen der Wehrmacht bei befonderem 
Einſatz (Einſatz-Wehrmachtgebührnisgeſetz — 
ENMGHG —) vom 28. Auguſt 1939 (Reichs— 
geſetzbl. T ©. 1531), die Durchführungsbeftim- 
mungen zu diefem Geſetz vom 31. Auguft 1939 
(Reichsgefekbl. I ©. 1557) und die Verord— 
nungen zur Durchführung und Ergänzung dieſes 
Geſetzes vom 1. September 1939 (Neich- 
geſetzbl. I ©. 1563) und vom 20. September 
1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1855). 


. Das Gefet über die freiwillige Gerichtsbarfeit 


und andere Rechtsangelegenbeiten in der Wehr- 
macht vom 24. April 1934 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 335) und die Verordnungen zur Durd) 
führung und Ergänzung diejes Gejeßes vom 
3. Februar 1936 (Neichsgefeßbl. I S. 99) und 
vom 13. September 1939 (Meichsgejeßbl. 1 
©. 1823). 


, Die Verordnung Über die Mufterung und Aus: 


bebung vom 17, April 1937 (Neichsgefesbl. I 
©. 469) in der Faſſung der Verordnungen 
vom 14. April 1938 (Neichegefebbl. I ©. 394) 
und vom 7. März 1939 (rReichsgeſetzbl. 1S.425). 














INMINNININ IN 


5140-1010 








mmm 


2032 Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
20. Die Verordnung über das Wehrerſatzweſen des Strafgefehbuchs für das Deutſche Neich ent: 
bei bejonderem Einſatz vom 5. September Iprechenden Mafiregel unterworfen worden ift, 
1939 (Neichsgefetbl. I ©. 1665). als wehrunmürdig im Sinne des $ 13 Abf. 1 zu 


behandeln und von der Erfüllung der Wehr- 
pflicht auszuschließen ift. Vor der Entſcheidung 
joll er eine Äußerung des erfennenden Gerichts 
und der zuftändigen Staatspolizeiftelle ſowie 
ein Gutachten eines richterlihen Militärjuftiz- 
beamten über die Bewertung der Tat unter dem | 
22. Die Verordnung Über die Wehrüberwahung Gefichtepunft dev Wehrwürdigkeit einholen. ! 

vom 24. November 1937 (Neichägefekbl. I | 

©. 1273) in der Faffung der Verordnung vom 

14. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 767). 53 

Die Mufterungsverordnung, die Verordnung über 

die Wehrüberwachung, die Übungsverordnung und 
die Verordnung über das Erfaffungswefen find mit 
folgender Maßgabe anzuwenden: 


21. Die Verordnung über die Heranziehung der 
deutichen Staatsangehörigen im Ausland zum 
aftiven Wehrdienft und zum Neichsarbeits- 
dDienft vom 17. April 1937 (Reichsgeſetzbl. I 


S. 517). 





23. Die Verordnung über die Einberufung zu 
Übungen der Wehrmacht vom 15. März 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 609). 


24. Die Verordnung über das Erfaffungsweien 


f 1. . in 9 ! 
vom 15. Februar 1937 (NReichSaejebl. IS. 205). Es übernehmen die Aufgaben | 


der höheren Verwaltungsbehörde bis auf weiteres 


25. Das Gejeß über Aus: und Einfuhr von Kriegs: der Chef der Zivilberwaltung in Danzig oder 
gerät vom 6. November 1935 (Reichegefetbl. I die von ihm beftimmte Behörde, 
5. 1337). ERDE ae 
x: | * 2a der Kreispolizeibehörden der Dolizeipräfident in 
26. Die Verordnung des Führers und Reichskanz— Danzig und die Pandräte im Gebiet der bis— 
les über die Stiftungvon Dienftauszeichnungen herigen Freien Stadt Danzig. 


vom 16. März 1936 (Neichsgeiekbl. I S. 165) 
in der Faſſung der Ergänzungsverordnung vom 


10. März; 1939 (Reichsgeſetzbl. I S.705) nebft 84 
Durchführungsbeſtimmungen vom 16. März Soweit Vorſchriften, die durch dieſe Verordnung 


1936 Geichsgeſetzbl. TS. 167), vom 16. Juni | in dem Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
1956 Neichsgefegbl. 15.493), vom 29. Oftober | eingeführt werden, nicht unmittelbar angewandt 
1937 NeichsgejeßbL.1S.1258),vom17. Februar | werden können, find fie finngemäß anzuwenden. 
1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S.481) und vom 9. Auni 
1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1032). 85 
82 Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Ver— 

a ordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
Das Wehrgejeg gilt mit folgender Maßgabe: Ichriften erläßt der Chef des Oberfommandos der 
Der Wehrerjaginfpefteur entfcheidet, ob ein Wehr: Mehrmaht im Einvernehmen mit dem Reichs— 

pflichtiger, der bejtraft oder einer dem $ 42b | minifter de8 Innern. 


Berlin, den 13. Oftober 1939, 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Reitel 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. &tudart 
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Verordnung über die Einführung deutſchen Luftrechts im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig. 


Vom 13. Ditober 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
der Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen Reich 
vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1547) 
wird verordnet: 


51 

Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 

gelten 

1. das Luftverkehrsgeſetz in der Faſſung der Be— 
kanntmachung vom 21. Auguſt 1936 (Reiche- 
geſetzbl. I ©. 653) und des Geſetzes zur Ande- 
rung und Ergänzung des Suftverfehrägefeßes 
vom 27. September 1938 (Neichsgefekbl. I 
S. 1246); 

2. die Verordnung über Luftverkehr vom 21. Au- 
guſtl19366Reichsgeſetzbl. 1.659) in derFaſſung 
der Verordnungen vom 31. März und 12. Juli 
1937 (Reichsagejetbl. I ©, 432, 815) und vom 
30. September 1938 (Reichsgefetbl. 16.1327); 

3. das Geſetz über die Befugniſſe der LYuftfahrt- 
behörden bei Ausübung der Yuftauflicht (Luft: 
auffichtgefe) vom 1. Februar 1939 MReichs— 
aejeßbl. I ©.131) nebit der Durchführungs— 
verordnung vom 1. Februar 1939 (Neichs- 
gejebbl. I ©. 134); 

4. Artikell des Geſetzes über die Reichsluftfahrt— 
verwaltung vom 15. Dezember 1933 (Reichs— 
geſetzbl. ©. 1077) fowie die Verordnung über 
denReichsweiterbienft vom6, April1934Neichs- 
geſetzbl. I ©. 301); 

5. Artikel 2 des Gefetses zur Anderung und Er- 
günzung des Suftverfehrögejebes vom 29, Juli 
1936 (Reichögejekbl. I ©. 582); 

6. das Geſetz zur Durchführung des Erſten Ab- 
kommens zur Vereinheitlichung des Luftprivat— 
rechts vom 15. Dezember 1933 (Neichögefeßbl. I 
©. 1079); 

. das Gejet Über die Unzuläffigfeit der Siche- 
rungsbeſchlagnahme von Yuftfabrzeugen vom 


=] 


Berlin, den 13. Oftober 1939, 


17. März 1935 (NReichägefeßbl. I ©. 385) und 
die Bekanntmachungen über die Gegenjeitig- 
keit bei der Anwendung dieſes Geſetzes vom 


16. November 1937 (Reichsgeſetzbl. IS. 1260), 
20. November 1937 (Reichögefeßbl. 1 5.1318), 
23. April 1938 (Neichsaejeßbl. I ©. 420), 
28. März 1939 (Meichögejesbl, I ©. 708), 


5.Mai 1930 (Reichsgeſeßbl. I ©. a. und 
24. Auguſt 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1692). 


82 


Soweit Vorſchriften, die durch dieſe Verordnung 
in der bisherigen Freien Stadt Danzig eingeführt 
werden, nicht unmittelbar angewendet werden fün- 
nen, find fie finngemäß anzınvenden. 


83 
Eine vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung 
auf Grund der bisher geltenden VBorichriften erteilte 
Genehmigung oder Erlaubnis bleibt bis auf weiteres 


in Kraft, Für die weitere Ausübung gelten die 
durch $ 1 eingeführten Vorſchriften. 


84 
Das Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzia 
wird dem Bezirk des Luftamts Königsberg (Pr) zu- 
geteilt. 
85 
Das bisherige Danziger Luftfahrtrecht, insbeſon— 
—* 
das Luftverkehrsgeſetz in der Faſſung der Rechts— 
verordnungen vom 30. September 1936 (Ge— 
ſetzbl. f. d. Fr. Stadt Danzig — 417) und 
vom 15. pt 1937 Geſesbl. f. d. Ar. Stadt 
Danzia ©. 425) fowie 
Die Ver — über Luftverke hr vom 6. Januar 
1937 (Geſetzbl. f. d. Fr. Stadt Danzia ©. 29) 
nebit Nachträgen 
tritt außer Kraft. 


Der Neichöminifter der Luftfahrt 
und Dberbefeblshaber der Yuftwaffe 
Im Auftrag 


Fiſch 
Der Reichsminiſter der Juſtiz 


In Vertretung 
Dr. freisfer 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Dr. Stuckart 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


ul 
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Bekanntmachung 
von Bedarjsitellen außerhalb der Wehrmacht, die zur Snanipruchnahme von Leiſtungen 
nach den 85 3b, 14 und 15 Ab}. 1 Wir. 5 des Keichsleiftungsgejekes berechtigt jind. 


Som 13. Dftober 1939, 


Auf Grund des $2 Abf. 2 des Reichsleiftungsgejeges vom 1. September 1939 (Reichögefeßbl. I S. 1645) 
wurden folgende Bedarfsftellen außerhalb der Wehrmacht beftimmt, die zur Inanſpruchnahme der nachftehend 
aufgeführten Leiftungen berechtigt iind. 

Wird Diefelbe Leiftung aus $ 14 oder aus $15 Abſ. 1 Nr. 5 auch von Bedarfsftellen der Wehrmacht 


angefordert, gehen deren Anforderungen denjenigen der in diefer Bekanntmachung genannten Bedarfs- 
ftellen vor. 


Für den Begriff der unteren Verwaltungsbehörde im Sinne diefer Bekanntmachung gilt die entiprechende 
Beftimmung der Bekanntmachung von Bedarfsftellen außerhalb der Wehrmacht, die zur nanfpruchnahme von 
Leiftungen nach dem MWehrleiftungsgefeh berechtigt find, vom 30. Auguft 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1541). 






Reiche- 






leiftung®- Bedarfsftellen Leiftungen 
geſetz 
$3b | GruppeA:; A.der gewerblichen, landwirtjchaft- 
lihen und forftwirtfchaftlidhen 
Unternehmen: 


1. der Reichöproteltor in Böhmen und Mähren fo- | für alle Leitungen gewerblicher, landwirt- 
wie die von ihm ausdrüdlich beauftragten Ober- Ichaftlicher oder forftwirtfchaftlicher Be- 
landräte triebe, — foweit die verlangte Leiftung 

in dem betreffenden Betriebe die Durch— 
führung eines Wehrmachtauftrags be- 
einträchtigen würde, im Einvernehmen 
mit der zuftändigen Dienftftelle der 
Wehrmacht 


2. die Reichöftatthalter, Landesregierungen, Ober: 
präfidenten und Regierungspräfidenten am Sit 
von Wehrfreistommandos(Führungsftäbe Wirt: 
haft) und der Regierungspräfident in Düffel- 
dorf (Führungsſtab MWirtjchaft) 


ſowie die von diefen Behörden ausdrüdlich beauf- 
tragten Bezirkswirtichaftsämter, Landes⸗(Pro— 
vinzial-) Ernährungsämter, Forft- und Holz 
wirtichaftsämter, unteren Verwaltungsbehör- 
den (Wirtjchafts- und Ernährungsämter) und 
Reichskommiſſare bei den Induftrie- und Han— 
delsfammern 
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Reichs⸗ 
leiſtungs⸗ Bedarfsſtellen Leiſtungen 
geſetz 
Noch: 
$3b GruppeB: B. der Verkehrsunternehmen: 


1. der NReichsprotektor in Böhmen und Mähren für Leiftungen von Straßenverkehrsun- 
ternebmen und Verkehrsunternehmen 
der Binnenfchiffahrt 


2. die Reichsftatthalter, Landesregierungen, Ober- 
präfidenten und Negierungspräfidenten 


a) Bevollmächtigte für den Nahverkehr für Leiftungen von Straßenverfehrsun- 
ternehmen 
b) Waflerftraßenbevollmädhtigte für Leiftungen von Verkehrsunternehmen 


der Binnenſchiffahrt 


c) Seejchiffahrtsbevollmächtigte für Peiftungen von Verfehrsunternehmen 
der Seeſchiffahrt 


Zu B Nr. 2: joweit nicht für die Leiftungen infolge von Bewirtjchaftungsmaßnahmen eine 
befondere Regelung gilt oder die für die Bewirtſchaftung zuftändige Stelle der 
Inanſpruchnahme der Leiftung ausdrücklich zuftimmt. 


$14 1. der Reichsprotektor in Böhmen und Mähren fo- | für alle Leiftungen 
wie die von ihm ausdrüdlich beauftragten Ober- 
landräte 


2, die Reichsftatthalter, Landesregierungen, Ober- 
präfidenten und Negierungspräfidenten am Siß 
von Mehrkreistommandos (Bezirkswirticdafts- 
ämter) und der Negierungspräfident in Düffel- 
dorf (Bezirkswirtichaftsamt) 


ſowie die von diefen Behörden ausdrüdlich beauf- 
tragten Reichskommiſſare bei den Induftrie- und 
Handeläfammern 


3. ferner im Neichögebiet außerhalb des Protektorats 
Böhmen und Mähren 


a) die unteren Verwaltungsbehörden und die ; für alle Leiftungen, und zwar im Einver- 
ftaatlichen Dolizeiverwalter nehmen mit den Reichsfommifjaren bei 
den Induftrie- und Handelsfammern, 
in Notfällen unter nachträglicher Ein- 

holung der Auftimmunga 


b) die Volizeiverwalter der Luftfchußorte I. und | für alle Leiftungen für Luftſchutzzwecke, 
I. Ordnung und zwar im Einvernehmen mit den 
Neichsfommilfaren bei den Induſtrie— 

und Handelslammern, in Notfällen 

unter nachträglicher Einholung der Zu— 


I 
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Reichs: 
leiftungs- Bedarfsftellen Leiftungen 
geſetz 
815 1. der Reichsprotektor in Böhmen und Mähren ſo— für alle Leiftungen 
Abf. 1 wie die von ihm ausdrüdlich beauftragten Ober- 
Nr. 5 landräte 


2. die Reichsſtatthalter, Landesregierungen, Ober— 
präſidenten und Regierungspräſidenten am Sitz 
von Wehrkreiskommandos (Führungsſtäbe Wirt- 
ſchaft) und der Regierungspräfident in Düffel- 
dorf (Führungsſtab Wirtfchaft) 





jowie die von diefen Behörden ausdrücklich beauf- 
tragten Bezirkswirtſchaftsämter, Landes⸗ (Vro- 
vinzial-) Ernährungsänter, Forft- und Holz— 
wirtſchaftsämter und unteren Verwaltungs: 
behörden (Wirtjehafts- und Ernährungsämter) 


3. Die Ortspolizeiverwalter bei Kataftrophen und Unglüdsfällen für 
eiftungen, die zur Befeitigung der 
Folgen ſofort notwendig find 


4. die örtlichen Luftfchußleiter bei Luftangriffen für Leiftungen, die zur 
Befeitigung der Folgen fofort notiwen- 
dig find 


Bis zur Berufung der Reichsſtatthalter in der Oſtmark üben in Wien der Reichskommiſſar für die Wieder- 
vereinigung Oſterreichs mit dem Deutihen Neid) — Staatliche Verwaltung des Neichsgaues Wien — und 
in Salzburg der Landeshauptmann die nach diejer Bekanntmachung den Reichsftatthaltern zuftehenden 


Befugnifie aus, 


Berlin, den 13, Oftober 1939, 


Der Reichsminiſterdes Innern 
Frick 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint im zwei geſonderten Teilen — Teil Lund Zeil I — 

Sortlaufender Bezug mur durch die Post. Bezugspreis vierteljährlich für Teil I = 2,90 Rt, für Zeilll = 250 .AMN. 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Reichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharuborfifiraßfe Nr. 4 
(Gernſprecher: 429265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 96200). Einzelnummern merden nach dem Imfang berechnet. 
Preis für den achtfeitigen Bogen 15.7, aus abgelaufenen Jahrgängen 10 Äpf ausſchließlich der Poftdruckfachengebühr. 
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Berordnung über Fürjorge und Berjorgung 
für die ehemaligen Unterführer und Mannſchaften der Motorjportichulen 
des Nativnaljvzialiitiichen Kraftfahrerkorps. 
Vom 12, Dftober 1959, 


Der Minifterrat für die NeichSverteidigung verordnet 
für da8 Gebiet des Großdeutjchen Reichs mit Gefeßes- 
kraft: 

81 


(1) Ehemalige Unterführer und Mannfchaften der 
Motorfportichulen des Nationalfozialiftifchen Kraft- 
fahrerforps erhalten Fürſorge und VBerforgung nad) 
den Vorfchriften des Wehrmachtfürforge- und »verjor- 
gungsgeſetzes (Gée BG) vom 26. Auguſt 1938 (NeichS- 
geſetzbl. I S. 1077) und den zu diefem Geſetz ergange- 
nen und noch ergebenden Durchführungsbeftimmungen 
und ergänzenden Vorfchriften; hierbei gelten für die 
Unterfübrer die Vorfchriften für die Unteroffiziere der 
Wehrmacht entiprechend. 

(2) Wehrmachtfürforge- und »verjorgungsgeleß 3126 
gilt auch beim Eintritt eines ehemaligen Soldaten als 
Unterführer oder Mann in die Motorjportichulen des 
Nationalfozialiftiichen Kraftfahrerforps oder eines che- 
maligen Unterführers oder Mannes der Motorjport- 
ichulen des Nationalfozialiftiihen Kraftfabrerforps in 


Berlin, den 12. Oftober 1939. 


die Wehrmacht. Bei der Wiederentlaffung wird die 
Fürforge und Verforgung nach der Gejamtdienftzeit 
in der Wehrmacht und in den Motorfportfchulen des 
Nationalfozialiftiichen Kraftfahrerlorps bemejjen. 


g 2 
Die Fürforge und Verforgung für die ehemaligen 
Unterführer und Mannfchaften der Motorjportichulen 
des Nationaljozialiftiihen Kraftfahrerforps wird von 
den Wehrmachtfürforge- und »verforgungsdienftitellen 
durchgeführt. 
3 
Das Oberfommando der Wehrmacht kann im Ein- 
vernehmen mit dem Neichsminifter des Innern und 
dem Neichsminifter der Finanzen abweichende Vor- 
ichriften erlaſſen. 


$ 4 
Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Oftober 1938 in 
Kraft. 


Der Vorſitzende des Minifterrats für die Neichsverteidigung 


Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Chef des Oberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminifter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


Reichsaejegbl. 1939 I 


518 
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IE 


Durhführungsbejtimmungen zum Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über die Fürjorge und Berjorgung für die ehemaligen Angehörigen der bewaffneten Einheiten der 4 
und ihre Hinterdliebenen. 


Vom 13. Ditober 1939, 


Auf Grund $ 2 des Erlaffes des Führers und 
Reichskanzlers über die Fürforge und Verforgung 
für die ehemaligen Angehörigen der bewaffneten 
Einheiten der 44 und ihre Hinterbliebenen vom 
1. Auguft 1939 (NReichsgefeßbl. I ©. 1335) wird zur 
Durchführung des vorgenannten Erlaffes im Ein- 
vernehmen mit dem Chef des Oberfommandos der 
Wehrmacht und dem Neichsminifter der Finanzen 
folgendes beftimmt: 

81 


(1) Die auf Grund des Geſetzes über die vorläu— 
fige Arbeitsdienftverforgung vom 23. April 1936 
(Reichsgeſetzbl. I S. 385) in Verbindung mit dem 
Erlaß des Neichsarbeitsminifters vom 27. Oftober 
1937, betreffend die vorläufige Verforgung der An- 
gehörigen der 44-Totenkopfverbände und ihrer Hin- 
terbliebenen — Ic 228 — (nicht veröffentlicht), zu zah— 
lenden vorläufigen Verſorgungsgebührniſſe und Vor- 
ſchüſſe werden nad) den Beftimmungen des Fürforge- 
und Verſorgungsgeſetzes für die ehemaligen Ange- 
börigen der Wehrmacht und ihre Hinterbliebenen 
— Wehrmachtfürſorge- und verſorgungsgeſetz — 


Berlin, den 13. Oktober 1939. 


(WIDG) vom 26. Auguft 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 1077) neu feftgeftellt. 


(2) Die Feftftellung erfolgt rückwirkend zum 1. OR 
tober 1938. 


82 

Sind die nad dem WFVG feftgeftellten Bezüge 
höher als die vorläufigen Verforgungsgebührniffe, 
jo beginnt die Zahlung der höheren Bezüge mit 
dem 1. Oftober 1938; das gleiche gilt für Bezüge, 
auf die nur nad) dem WFVBG ein Anſpruch beſteht. 
Eine Nachzahlung für die Seit vor dem 1. Oftober 
1938 findet nicht ftatt. 


83 

Sind die nad) dem MWIVG feftgeftellten Bezüge 
niedriger als die vorläufigen Verforgungsgebühr- 
niffe, jo tritt die Minderung mit Ablauf des Mo- 
nats ein, der auf die Zuftellung des Feftitellungs- 
bejcheides folgt; das gleiche gilt für die Entziehung 
von Bezügen, auf die nad dem WINVG fein An- 
ſpruch bejteht. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


S. Simmler 





Berordnung über die Amtsitellung der deutſchen Notare 
im Protektorat Böhmen und Mähren, 


Som 13. Dftober 1939, 


Auf Grund des $17 der Verordnung über die 
deutſche Gerichtsbarkeit im Droteftorat Böhmen und 
Mähren vom 14. April 1939 (NReichsgefekbl. IS. 752) 
wird folgendes verordnet: 


I. Allgemeine Grundjäße für die Amtsausübung 
51 

Die Reichsnotarordnung vom 13. Februar 1937 

(Neichsgefegbl. I S. 191) in der Faffung der Ver: 

ordnung vom 16. Mai 1939 (Neichsgefetbl. I ©. 918) 

und die zu ihrer Ausführung und Ergänzung er: 

lafjenen Verordnungen vom 26. Juni 1937 und 


27. März 1938 (Reichsgefekbl. 1937 I ©, 663, 
1938 1©. 321) gelten für die deutichen Notare mit 
dem Amtsfig im Vroteftorat Böhmen und Mähren 
nah Maßgabe der folgenden Vorfchriften, 


2 
Die Notare führen die Amtsbezeichnung „Deutfcher 
Notar”, 


83 
(1) Die Staatsangehörigkeit der Beteiligten iſt auf 
die Zuftändigfeit der Notare ohne Einfluß. 
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(2) Die von den deutfchen Notaren aufgenommenen 
Urkunden haben im gefamten Gebiet des Großdeutſchen 
Reichs diefelbe Wirkſamkeit. 


84 
Die Amtsſprache der Notare iſt deutſch. 


85 

(1) ft bei der Aufnahme von Notariatsakten oder 
letztwilligen Anordnungen ein Beteiligter oder ein 
Urkundszeuge nad) der KÜberzeugung des Notars der 
deutichen Sprache nicht mächtig, jo muß bei der Be- 
urkundung ein vereideter Dolmetſcher zugezogen wer- 
den. Auf den Dolmetjcher find die für Urkunds- 
zeugen maßgebenden Vorfchriften der im Protektorat 
Böhmen und Mähren geltenden Notariatsordnung 
entiprechend anzumenden. 


(2) Sind fämtliche mitwirkenden Perjonen nad) 
der Überzeugung des Notard der Sprache des Be- 
teiligten oder Urkundszeugen mächtig, jo ift die Zu— 
ziehung eines Dolmetſchers nicht erforderlich. 


(3) Die Niederfchrift muß in die fremde Sprade 
üiberfeßt werden. Die Überfehung ift von dem Dol- 
meticher oder, wenn die Suziehung eines Dolmetjcherd 
nicht erforderlid) ift, vom Notar anzufertigen oder 
zu beglaubigen und vorzulefen; fie muß der Nieder- 
ichrift als Anlage beigefügt werden. 


(4) In der Niederfchrift foll feftgeftellt werden, 
daß der Beteiligte oder Urkundszeuge nach der Über— 
zeugung des Notars der deutſchen Sprache nicht 
mächtig ift. Bei Zuziehung eines Dolmetſchers muß 
die Niederichrift feinen Namen und die Feititellung 
enthalten, daß der Dolmetſcher die Überjegung an- 
gefertigt oder beglaubigt und fie vorgelefen hat. Der 
Dolmetfcher muß die Niederfchrift unterfchreiben. 
Unterbleibt die Zuziehung eines Dolmetjcherg, ſo muß 
in der Niederfchrift feftgeftellt werden, daß die mit- 
wirkenden Perſonen nad) der Überzeugung des Notars 
der fremden Sprache mädtig find und daß der Notar 
die Überjeßung angefertigt oder beglaubigt und fie 
vorgelejen bat. 


(5) Für die Anfertigung und Beglaubigung von 
Uberſetzungen nad) Abf. 3 fteht dem Notar eine be, 
fondere Gebühr nicht zu. 


86 
$ 5 gilt bei Amtshandlungen der Notare, die nicht 
die Aufnahme eines Notariatsafts oder einer letzt— 
willigen Anordnung zum Gegenjtand haben, ent- 
iprechend. 
$7 


Als Beteiligter im Sinne des $5 ift jeder anzu- 
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urkundungen, die feine Exflärung zum Gegenftand 


haben, ift Beteiligter jeder, der an der Verhandlung 


des Notars teilnimmt. 


II. Anpafjungs- und Übergangsvorſchriften 


8 
Ausſchließung vom Amt 
Zu $ 17 der Reihsnotarordnung 


(1) Soweit $ 33 der im Vroteftorat Böhmen und 


Mähren geltenden Notariatsordnung den Notar in 


weiterem Umfang als $ 17 Abſ. 1 der Reichsnotar— 
ordnung von der Urfundstätigfeit ausfchließt, findet 
er auf die Deutfchen Notare feine Anwendung. 


(2) $17 Abſ. 2 der Neichsnotarordnung gilt für 
die deutfchen Notare mit dem Amtsſitz im Protek— 
torat Böhmen und Mähren vorläufig in folgender 
Faſſung: 

„Ein Verſtoß berührt die Gültigkeit der Amts— 
handlung nicht, ſoweit ſich nicht aus $ 596 des All- 
gemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs oder aus $ 33 
der im Vroteftorat geltenden Notariatsordnung 
ein anderes ergibt.” 


89 
Gebühren, Armenrecht 
Zu 8 18 der Reichsnotarordnung 


(1) Für die Gebühren der Notare bleiben, ſoweit 
nicht8 anderes bejtimmt ift, bi8 auf weiteres die im 
Proteftorat Böhmen und Mähren geltenden Vor— 
Ichriften in Kraft. 


(2) $ 18 Abf. 2 der Neichönotarordnung ift mit 
der Mafgabe anzuwenden, daß fid) die Voraus— 
feßungen für die Bewilligung des Armenrechts bis 
auf weiteres nad) den im Droteftorat Böhmen und 
Mähren geltenden Vorſchriften richten. 


8 10 


Haftung 
Zu den SS 21, 35 der Reidysnotarordnung 


(1) Die Haftung für Amtspflichtverlegungen der 
Notare beitimmt fich bi8 auf weiteres nad) den im 
Vroteftorat Böhmen und Mähren geltenden Vor— 
ichriften. Hat ein Notaraffeffjor bei jelbjtändiger 
Erledigung eines Geſchäfts der in den SS 25, 26 der 
Reichsnotarordnung bezeichneten Art eine Pflichtver- 
legung begangen, fo gelten die für die Notare be- 
ftehenden Vorſchriften entſprechend. 


(2) Die Beſtimmungen über die Mithaftung des 


sehen, deſſen Erklärung beurfundet wird. Bei Be, | Notars bei Amtöpflidhtverlegungen des Notaraffefjors 


INN 











5140-1018 
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oder des Notarvertreters ($ 21 Nbj.2, 835 der 
Reichönotarordnung) und die Vorjchriften über die 
Mithaftung der Neichönotarfammer bei Amtspflicht- 
verlegungen des Notarverwefers ($ 7 der Erften Ver- 
ordnung zur Ausführung und Ergänzung der Reichs— 
notarordnung) finden Anwendung. 


$11 
Umfang der Amtstätigfeit 
Zu den $$ 22 bis 26 der Reichönotarordnung 


(1) $ 22 Abf. 2 der Reichsnotarordnung findet auf 
Die deutjchen Notare mit dem Amtsſitz im Protek— 
torat Böhmen und Mähren vorläufig feine An- 
wendung. 

(2) Die Bejtimmungen des im Vroteftorat geiten- 
den Nechts über die Verwendung der Notare als 
Gerichtsfommiffäre bleiben bis auf weiteres in Kraft. 

(3) Für die Vornahme freiwilliger Verfteigerungen 
dur) den Notar gelten bis auf weiteres die Vor- 
Ihriften über das Verfahren bei gerichtlichen Feil- 
bietungen entfprechend. 

(4) Die Abnahme von Eiden durch den Notar 
richtet fi) bis auf weiteres nach den Formen, die 
im Proteftorat Böhmen und Mäbren für die Ab: 
nahme von Eiden durch die deutichen Gerichte in 
bürgerlichen Nechtsfachen gelten. Über die Abnahme 
des Eides ift eine Niederfchrift aufzunehmen, die die 
Bezeichnung der Beteiligten fowie die beeidete Er- 
Härung enthalten muß und von dem Notar unter 
Beidrüdung jeinesAmtsfiegels oderStempels zu unter- 
ſchreiben ift. 

(5) Notare, die der tichechifchen Sprache mächtig 
find, find auch zuftändig, die Nichtigkeit der von 
ihnen angefertigten oder geprüften Überfeßungen 
aus der deutichen in die tichechifche Sprache oder 
umgefehrt zu beglaubigen. Der Beglaubigungsver- 
merk ift auf der Überſetzung anzubringen; diefe ift 
mit dem überfegten Schriftftüd dur) Schnur und 
Siegel zu verbinden. 


Berlin, den 13. Oftober 1939, 


Neichögefegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 





III) 


5140-1019 


I 


$12 
Notarverweier und Notarvertreter 
Zu den $$ 30, 40 der Reichsnotarordnung 
Die Dfändbarkeit der Bezüge des Notarverweiers 
und Notarvertreters beftimmt ſich bis auf weiteres 
nach den im Vroteftorat Böhmen und Mähren gel- 
tenden Vorfchriften. F6 Abf. 2 und $ 12 Abf. 1 der 
Erften Verordnung zur Ausführung und Ergänzung 
der Reichönotarordnung vom 26. Juni 1937 finden 
vorläufig Feine Anwendung. 


813 
Verwahrung der Notariatsurkunden 
Zu den $$ 34, 39, 43 und 82 der Reichsnotarorduung 
Für die Verwahrung der Urkunden eines deutfchen 
Notars find die deutichen Amtsgerichte und, ſoweit 
die Verwahrung durch einen anderen Notar zuläffig 
ift, die deutſchen Notare zuftändig. 


814 
Verwahrung derletztwilligen Anordnungen 
Zu 8 79 der Reichsnotarordnung 
879 der Reichnotarordnung findet vorläufig keine 
Anwendung. 
$ 15 
Notarfammer 
Zu den SS 44 bis 64 der Neichänotarordnung 


Die deutjchen Notare im Proteftorat Böhmen und 
Mähren bilden die Deutjche Notarfammer in Drag. 


III. Inkrafttreten 
$ 16 
Diefe Verordnung gilt für die im Amt befindlichen 
Notare mit rüchwirkender Kraft. Ausgenommen find 
jedod) die $S 4 bis 7, die am 1. November 1939 in 
Kraft treten. 


Der Neihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 
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—— SER ET OT TUE DT EEE 


Vierte Berordnung über den Neuaufbau des Reichs. 
Bom 28. September 1939. 


Auf Grund der Artikel 2 und 5 des Geſetzes über den 
Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar 1934 (Reich$- 
gejetbl. I S. 75) wird verordnet: 


81 
(1) Die Stadt Bremerhaven wird aus dem Lande 
Bremen aus- und in das Land Preußen (Provinz Han- 
nover) ſowie in die Stadt Weſermünde eingegliedert. 
Die Auffichtsbehörde trifft Beſtimmung über die Re- 
gelung der neuen Verwaltung. 


(2) Das nad) $4 der Verordnung über die Ein- 
führung der Deutjchen Gemeindeordnung in den Ge— 
meinden des bremiſchen Landesgebiets vom 30. März 
1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 343) zum Gemeindebezirk 
Bremen gehörende SHafengelände führt den Namen 
Bremerbaven. 

g2 


Die Gemeinden Lefum, Grohn, Schönebed, Au- 
mund, Blumenthal und Farge (Landkreis Ofterholz), 
Hemelingen und Mabndorf (Landkreis Verden) werden 
aus dem Rande Dreußen (Provinz Hannover) aus- und 
in das Land Bremen fowie in die Stadt Bremen einge- 
gliedert. 

3 


Die Stadt Vegeſack und die Gemeinden Büren, 
Grambkermoor und Leſumbrok des Landkreiſes Bremen 
werden in die Stadt Bremen eingegliedert. 


Reichsgeſetzbl 1939 I 


s4 
(1) Mit diefer Verordnung tritt 


in dem in die Stadt Wefermünde eingegliederten 
Gebiet der bisherigen Stadt Bremerhaven dag 
in Mefermünde geltende Landes- und Orts— 
recht, 


in den in die Stadt Bremen eingegliederten Ge- 
meinden das in Bremen geltende Landes- und 
Ortsrecht 


in Kraft. 


(2) Der Reichsminifter des Innern kann im Einver- 
nehmen mit dem zuftändigen Neichsminifter Aus- 
nahmen von Abſ. 1 beftimmen fowie Übergangs- und 
Anpaſſungsvorſchriften erlaſſen. 


85 


Die Auseinanderſetzung zwiſchen den Ländern regeln 
der Reichsminiſter der Finanzen und der Reichsminiſter 
des Innern, zwiſchen den übrigen Gebietskörperſchaften 
der Reichsminifter des Innern im Einvernehmen mit 
dem Neichsminifter der Finanzen; lie können andere 
Stellen mit der Durchführung beauftragen. Ihre Ans 
ordnungen begründen Rechte und Pflichten Der Be— 
teiligten und bewirken den Übergang, die Beſchränkung 
und Aufhebung von Dinglichen Nechten. 


Il 
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86 
Die zur Durchführung diefer Verordnung erforder- 


lien Maßnahmen find frei von Steuern und fonftigen 
Abgaben. 
87 


Der Reichsminiſter der Finanzen regelt im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminifter des Innern die Fragen, 
die jich aus den Gebietöveränderungen auf dem Gebiete 
des Finanzausgleichs ergeben. 


Berlin, den 28, September 1939. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil 1 


mM 


H5 140-1027 


$8 
Der Reichsminiſter des Innern oder die von ihm be- 
ſtimmte Stelle erläßt die zur Durchführung und Er- 
gänzung diefer Verordnung erforderlichen Rechts⸗ und 
Berwaltungsvorfchriften. 


89 
Die Verordnung tritt am 1. November 1939 in Kraft 


mit Ausnahme der $$ 7 und 8, die am Tage nad) der 
Verkündung in Kraft treten. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Vorfitende 
des Minifterrats für die Reichöverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarfchall 


DerKeihsminifter des Innern 
Frid 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


— — ———— ———— 2— 


Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über Gliederung und Verwaltung der Dftgebiete. 
Bom 8. Oktober 1939. 


$1 

(1) Jm Zuge der Neuordnung der Oftgebietewerden 
im Verbande des Deutſchen Neichs die Reichsgaue Weſt⸗ 
preußen und Poſen gebildet. 

(2) An der Spitze des Reichsgaues ſteht ein Reichs— 
ftatthalter. 

(3) Der Reichsftatthalter in Weftpreußen bat feinen 
Sit in Danzig; der Neichsftatthalter in Dofen hat feinen 
Sit in Vofen. 

‘2 

(1) Der Reichsgau Weftpreußen gliedert fich in Die 
Regierungsbezirke Danzig, Marienwerder und Brom- 
berg. 

(2) Der Reichsgau Vofen gliedert fi) in die Ne: 
gierungsbezirte Hohenſalza, Poſen und Kaliſch. 


‘3 

(1) Für den Aufbau der Verwaltung in den Reichs: 
gauen gelten die Vorfchriften des Geſetzes über den 
Aufbau der Verwaltung im Reichsgau Sudetenland 
(Sudetengaugefeß) vom 14. April 1939 (Neichsgefekbl. 1 
©. 780), ſoweit ſich aus diefem Erlaß nichts anderes er- 
gibt. 

(2) Dem Neichsfiattbalter werden ſämtliche Verwal: 
tungszweige zugewieſen. Der Reichsminiſter des Innern 
beſtimmt im Einvernehmen mit dem zuſtändigen Reichs— 


minifter den Übergang einzelner Verwaltungszweige 
auf die beftehenden Neichsfonderverwaltungen. Sonder: 
behörden in der Kreisftufe find bis auf weiteres den 
Landräten unterftellt. 

$4 


Unter Einbeziehung angrenzender Gebietsteile wird 
in der Provinz Schlefien der Regierungsbezirk Katto— 
wiß und in der Provinz Oftpreußen der Regierungsbe- 
zirk Sichenau gebildet. 

$5 


(1) Die Grenzführung der Verwaltungsbezirke ($$1, 
2 und 4) bejtimmt der Neichsminifter des Innern, fo» 
weit es ſich um Die Verwaltungsarenzen zwilchen den 
heimgekehrten Gebieten und den angrenzenden PMro— 
vinzen handelt, im Einvernehmen mit dem Dreußifchen 
Minifterpräfidenten. 

(2) Der Reichsminiſter des Innern regelt die Glie- 
derung in Stadt- und Landfreife, ioweit dies Durch die 
Neugliederung erforderlich ift. 


86 
(1) Die Berwohner deutichen oder artverwandten 
Blutes der eingegliederten Gebiete werden deutſche 
Staatsangehörige nach Maßgabe näherer Vorſchriften. 
(2) Die Volksdeutſchen diefer Gebiete werden Reiche» 
biürger nad) Maßgabe des Reichsbürgergeſetzes. 








Nr. 204 — Tag der Ausgabe: 18. Oktober 1939 


87 
Das bisher geltende Necht bleibt bis auf weiteres in 
Kraft, fomweit e8 nicht der Eingliederung in das Deutfche 
Reid) widerſpricht. 


Der Reichsminifter des Innern kann im Einver- 
nehmen mit dem zuftändigen Neichsminifter Reichs» 
recht und preußifches Landesrecht durch Verordnung 
einführen. 

9 


Für das Gebiet der früheren Freien Stadt Danzig 
bleiben die Beftimmungen der $$ 3 und 4 des Geſetzes 
über die Wiedervereiniqung der Freien Stadt Danzig 
mit dem Deutichen Reich vom 1. September 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1547) unberührt. 


$10 


Der Neichsminifter der Finanzen regelt im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminifter des Innern die Fragen, 
die fich aus Anlaß der Neuordnung auf dem Gebiet des 
Finanzausgleichs ergeben. 


Berlin, den 8. Oftober 1939. 
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s 11 
(1) Die finanziellen Auseinanderfeßungen, die aus 
Anlaß der Neuordnung erforderlid) jind, und die hier- 
mit zufammenbängenden Maßnahmen verfügen der 
Reichsminifter des Innern und der Reichsminiſter der 
Finanzen oder die von diefen beftimmten Stellen. 


(2) Verfügungen nach Abf. 1 begründen Rechte und 
Pflichten der Beteiligten und bewirken den Übergang, 
die Bejchräntung und Aufhebung von dinglichen Rechten. 


$ 12 

(1) Sentralitelle für die Neuordnung der Oftgebiete 
ift der Reichöminifter des Innern. 

(2) Er erläßt die zur Durchführung und Ergänzung 
diejes Erlaſſes erforderlichen Rechts- und Verwaltungs: 
borjehriften. 

$ 13 
(1) Diejer Erlaß tritt am 1. November 1939 in Kraft. 


(2) Der Reihsminifter des Innern fann die Vor- 
fchriften diefes Erlaffes für einzelne Gebietsteile zu 
einem früheren Zeitpunkt in Kraft jegen. 


Der Führer und Neichstanzler 
Adolf Hitler 
Der Vorſitzende 
des Minifterrat3 für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjchall 
Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
Der Stellvertreter des Führers 
R.Heß 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 





Zweite Verordnung über ergänzende Boriehriften zum Wehrmachtfürſorge- und -verſorgungsgeſetz 
für die Angehörigen der ehemaligen öſterreichiſchen Wehrmacht, die als Soldaten in die Wehrmacht 
übernommen worden jind, und deren Hinterbliebene. 


Bom 17. Dftober 1939. 


Auf Grund des Wehrmachtfürſorge- und ver— 
forgungsgefeßes vom 26. Auguft 1938 (Meich?- 
aefeßbl. I ©. 1077) $ 192 wird an Stelle des für Die 
in die ehemalige öfterreihifche Wehrmacht wieder: 
eingeftellten Soldaten nicht geltenden $ 186 im Ein- 
vernehmen mit dem Neichiminifter der Finanzen und 
dem Reichsminiſter des Innern bejtimmt: 


51 
(1) Als ruhegehaltfähige Dienſtzeit werden Unter— 
offizieren und Offizieren der ehemaligen öſterreichi— 


ſchen Wehrmacht, die in der Zeit ſeit dem 1. Januar 
1936 in die öfterreichifche Wehrmacht wiederein- 
geitellt worden find und nad der Eingliederung 
der öfterreihiichen Wehrmacht in die deutiche Wehr- 
macht in dieſer wenigitens zwei Jahre gedient haben, 
folgende Seiten angerechnet: 


a) den ehemaligen Berufsjoldaten zwei Drittel, 
b) den übrigen ehemaligen Soldaten ein Drittel 


der zwiſchen Entlaffung und Wiedereinftellung als 


Soldat liegenden Zeit. 


H5 140-1 
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(2) Werden die im Ab. 1 genannten Unteroffiziere 
und Offiziere vor Ableiftung einer Dienitzeit von 
zwei Jahren wegen Dienftunfähigteit, die auf Be— 
Ihädigung bei befonderem Einfat oder auf Wehr— 
dienſtbeſchädigung zurüczuführen it, oder weil für 
jie feine Verwendungsmöglichkeit mebr beſteht, aus 
der Wehrmacht entlaffen, jo gilt Abſ. 1 über die An- 
rechnung der Swifchendienftzeiten als rubegehaltfähige 
Dienftzeit ebenfalls, 


Berlin, den 17. Oktober 1939, 





Neichsgefeßblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


(3) Unberückjichtigt bleiben jedoch die vor vollende— 
tem 27. Lebensjahr liegende Zeit und die Zeiten, die 
nach 5 54 Abſ. 2, SS 57 und 58 bereits als ruhe— 
gehaltfähige Dienftzeit angerechnet werden. Insge— 
Jamt dürfen nad) Abf. 1 oder 2 nicht über zehn Jahre 
angerechnet werden, 

82 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. September 1939 
in Kraft. 


Der Chefdes Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 


EL 


Durchführungsbeſtimmungen 
zum Fürſorge- und Verſorgungsgeſetz für die ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht 
bei beſonderem Einſatz und ihre Hinterbliebenen. 


Bun: 17. Ottober 1939, 


Zur Durchführung des Einſatzfürſorge- und -ver- 
ſorgungsgeſetzes vom 6. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1217) wird auf Grund des 833 Abſ. 3 im Ein— 
vernehmen mit dem Neichsminifter der Finanzen fol- 
gendes beftimmt: 

B 


Bei Anwendung des Wehrmadtfürjorge- und -ber- 
jorgungsgejeßes vom 26. Auguſt 1938 Reichsgeſetzbl.J 
©. 1077) gelten folgende Sonderbeftimmungen: 


mn! y 
u & 100 
Bu Ubf. I unter a oO 3 


1. Die Gebührniffe nach dem Einfab-Wehrmadt: 
gebührnisaefes — EWGG — vom 28. Auguft 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1531) gelten nicht als Dienft: 
bezüge des Verftorbenen. 


2, Sterbegeld ift beim Tode von Soldaten nur feit- 
zuftellen, wenn Friedensgebührniſſe ala Soldat oder 
ala ehemaliger Soldat Rubegebalt, Unterbaltsbei- 
trag, Übergangsgebührniffe oder Militäranmärter- 
bezüge nach den Militärverforaungsgejeten aezablt 
worden find. Die Friedensgebührnifie — außer den 
zur Beftreitung von Dienfiaufwandstoften beftimm- 
ten Einlünften — find Dienftbezüge des Verftorbenen. 
Der Ausgleichsbetrag (EWGG 83 Abf. 2) ift nicht 
abzujegen. 


(m! 
u 8 101 
Bu Ubf. I umter a O S 


Für die Gewährung aelten die Sonderbeftimmun- 
gen zu $ 100 Abf. 1 unter a entiprechend. 
Bu bj. ı unter b 

At den Verwandten der auffteigenden Linie ufw. 
oder anderen Verjonen der Jamilienunterhalt nad) 
der Einſatz-Familienunterſtützungsverordnung — Ein- 
Jaß-sUB — vom 1. September 1939 (Neichsgefekbl. 1 
©. 1563) nicht gewährt worden, fo fann Sterbegeld 
bis zur Höhe des Betrags, der fi) aus den in den 
Durchführungsbeſtimmungen zu $97 Abj. 2a und b 
Nr. I genannten Dienftbezügen (Friedensgebührniſſen) 
ergibt, gewährt werden. 


Zu 8111 

1. Su den Eltern und anderen Verwandten der 
auffteigenden Linie rechnen auch die Adoptiveltern, 
wenn fie den Verjtorbenen vor Beginn des während 
des befonderen Einſatzes abgeleifteten aktiven Wehr: 
dienftes an Kindes Statt angenommen haben, fowie 
die Stief- und Pflegeeltern, wenn fie den Verftorbe: 
nen vor Beginn des während des befonderen Einjates 
abgeleifteten aktiven Wehrdienftes unentgeltlich unter- 
balten haben. 


2. Haben die Eltern uſw. aus Anlaß der Verwen— 
dung des Verftorbenen im aktiven Wehrdienft wäh: 
vend des befonderen Einfaßes den Familienunterhalt 
nad) der Einſatz-FUV erhalten, fo ift anzunehmen, 
daß der PVerftorbene ihren Lebensunterhalt über: 
wiegend beitritien bat. 


8 
Zu 8 122 3u Ubf.3 und 6 


1. Iſt ein Soldat im aktiven Wehrdienft geftorben, 
jo beginnt die Zahlung der Witwen- und Waifen- 
vente, wenn 


a) Sterbegeld oder fterbegeldähnliche Bezüge ge 
währt worden find, mit dem Erſten des Monats, 
der auf den Ablauf der drei Monate folgt, für 
die Sterbegeld gewährt wird; find jedoch Sterbe— 
geld oder fterbegeldähnliche Bezüge für einen 
kürzeren Zeitraum als die dem Sterbemonat 
folgenden drei Monate gezahlt worden, mit 
dem auf den Ablauf Diejer Bezüge folgenden 
Tage, Wenn das Sterbegeld oder die fterbegeld- 
ähnlichen Bezüge niedriger find als die Witwen: 
und Waiſenrente einſchließlich etwaiger Zu— 
lagen und Zuſchüſſe nach dem Einſatzfuͤrſorge— 
und verſorgungsgeſetz, jo gilt die Beftimmung 
unter e jinnaemäß; 


b) der gewährte Familienunterhalt Höher ift als 
die nach 5104 Abj.2 für dem gleichen Zeit— 
raum zu gewährende Witwen- und Waifen- 
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vente einschließlich des Kinderzuſchlags und 
einer etwaigen Witwen- und Waifenzulage und 
eines Zufichuffes zur Witwen und Waifen- 
zulage nad) dem Einfabfürjorge- und -verjor- 
gungsgeſetz, mit dem Erjten des Monats, der 
auf die dem Sterbemonat folgenden drei Monate 
folgt. Über diefen Zeitraum hinaus gezablter 
Familienunterhalt ift auf die Nadızahlung 
von Verſorgungsbezügen anzurechnen (Fami— 
lienunterftüßungs - Duchführungsverordnung 
— FU-DVO - vom 11. Auli 1939 — Reichs— 
geſetzbl. IS. 1225 — $ 5); zuviel gezahlte Be- 
träge find nicht zurüdzufordern; 

der gewährte Familienunterhalt niedriger als 
die zu gewährenden Verſorgungsbezüge iſt, mit 
dem Erjten des Sterbemonatd. Der gezablte 
Familienunterhalt ift auf die für den gleichen 
Zeitraum zu gewährenden Verforgungsbezüge 
anzurechnen. Die dem Verftorbenen im Sterbe: 
monat nad) dem EWGG gezahlten Gebührnifie 
find nicht anzurechnen; 


c 


— 


Berlin, den 17. Oftober 1939. 


d) Witwen und Waijen keinen Familienunterhalt 
erhalten haben, mit dem Erften des Sterbe— 
monatd, Die dem Verftorbenen im Sterbe- 
monat nad) dem EWGG gezahlten Gebührniſſe 
find nicht anzurechnen. 


2. Die Elternrente ift beim Vorliegen der Vor- 
ausjeßungen unter Nr. 1b und ce unter finngemäßer 
Anwendung diefer Vorihriften von Amts wegen feit- 
zuftellen. 

II 
Zu den SS 5 und 31 


Hat ein ehemaliger Soldat mit Anfprud auf 
Ruhegehalt oder Dauerrente nad) dem Wehrmacht- 
fürjorge- und verſorgungsgeſetz oder auf Ruhe— 
gehalt oder rubegehaltäbnliche Bezüge nach früheren 
Geſetzen wegen eines befonderen Einſatzes vorüber: 
gehend im aktiven Wehrdienſt geitanden und die Ehe 
vor der Entlaffung aus diefer Wiederverwendung ge 
ichlofien, jo gilt dieſe Ehe als vor der Entlafjung 
aus dem aktiven Wehrdienft geichlofjen. 


Der Chefdes Dberfommandoß der Wehrmacht 
Reitel 





Verordnung über Zolländerungen, 
Bom 17. Dftober 1939 


Auf Grund des $ 49 Abfat 2 des Zollgefeges wird im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter für Ernährung 
und Landwirtichaft und dem Neichswirtfchaftsminifter verordnet: 


Ss 1 

Der Solltarif wird wie folgt geändert: 

1. An der Tarifne. 21 (Andere Feldrübenfamen 
ufw.) Abſ. 3 (andere) it folgende Anmerkung an- 
zufügen: 

Anmerkung. PDeterjilienfamen zur Gewinnung | | 
rei 


von Ölen oder zur Herftellung von pbar- 
mazeutifchen Erzeugniffen unter Zollſicherung 





2. In der Tarifne. 108 (Fleiſch ufw.) ift in den 
Anmerkungen folgende Anmerkung anzufügen: 
3. Der Reicdysminifter der Finanzen iſt ermächtigt, 
für befondere Fälle Ausnahmen von den Zöllen 
für Fleiſch und gemiehbare Eingeweide zu 
bewilligen. 





Berlin, 17. Oktober 1939 


3. Die Anmerkung 1 zu Tarifnr. 440 erhält folgende 
Faſſung: 
l. Garn ganz aus Baumwolle, über Nr. 22 
engliſch, mit Linksdrall, zur Herftellung von 
Spibenftoffen, Spiben, Tüll und tüllartig 
gewebten Stoffen auf Bobinetmafchinen im 
eigenen Betrieb unter Zollficherung ...... 20 


4. In der Tarifnr. 777 (Roheifen ufw.) ift im 
der Anmerkung ftatt „3l. Oktober 1939 zu fegen 
„a1. Oftober 1940, 


$ 2 
Diefe Verordnung tritt am 1. November 1939 in 
Kraft. 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


In Vertretung 


Reinhardt 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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Berordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet des Handwerksrechts*). 
Bom 17. Dftober 1939, 


Auf Grund des $5 des Gefees Über den vor- 
läufigen Aufbau des deutichen Handwerks vom 
29. November 1933 (Neichegejeßbl. I S.1015) wird 
berordnet: 

Artikel I 
Se 

(1) Die den Innungsverfammlungen und den Mit- 
aliederverfammlungen der Kreishandwerterichaften 
in den SS 21 und 57 der Erſten Verordnung über 
den vorläufigen Aufbau des deutichen Handwerks 
bom 15. Juni 1934 (Neichögejeßbtl. I S. 493) vor- 
behaltene Beſchlußfaſſung geht bis auf weiteres auf 
die Handwerfsfammern über. 

(2) Die Beichlußfafjung über die Vertrauensfrage 
des nnungs-Obermeifters und des Kreishandwerfa- 
meifters (SS 22, 57 a.a. O.) wird bis auf weiteres 
ausgeſetzt. 

Artikel II 


82 
Ausnahmen von den Vorausſetzungen für die Ein— 
tragung in die Handwerksrolle (33 Abſ. 2 der Dritten 
Verordnung über den vorläufigen Aufbau des deut- 
hen Handwerks vom 18. Januar 1935 (NReidys- 
geſetzbl. I S. 15) bewilligt bis auf weiteres an Stelle 
der höheren Verwaltungsbehörde die Handwerks— 
kammer. Gegen ihre Enticheidung ift innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an die höhere Verwaltungs: 
behörde zuläſſig. 
83 
Die widerrufliche Befugnis zur Anleitung von 
Lehrlingen (S 129 Ab. 2 der Reichsgewerbeordnung) 
wird bis auf weiteres ftatt von der höheren Ver- 
waltungsbehörde von der Handwerkskammer ver- 
lieben. Gegen ihre Enticheidung ift innerhalb zwei 
Wochen die Beichwerde an die Höhere Verwaltungs- 
behörde zuläffig. 
Artikel DIE 
84 
Diejenigen Handwerker, deren Eintragung in die 
Handwerksrolle nach $ 20 der Dritten Verordnung 
über den vorläufigen Aufbau des deutichen Hand— 
werfs vom 18. Januar 1935 (Neichsaejekbl. I S.15) 
über den 31. Dezember 1939 nur aufrechterhalten 
bleibt, wenn fie die Erfüllung der Vorausfeßungen 
de8 $ 3 Ab. 1 jener Verordnung nachweiſen, bleiben 
bis auf weiteres auch ohne Erfüllung diefer Voraus: 
jeßungen in der Handwerksrolle eingetragen, 


Rerlin, den 17. Oktober 1939. 


Artikel IV 
85 


Der Betrieb eines ſelbſtändigen verheirateten 
Handwerkers, der zur Wehrmacht oder zu einer Schuß- 
gliederung außerhalb der Wehrmacht oder zur Dienft- 
pflichtleiftung einberufen ift, fann von feiner Ehe— 
frau fortgeführt werden, auch) wenn dieje die Vor- 
ausjehungen zur Eintvaqung in die Sandwerfsrolle 
nad) S3 Abſ. 1 der Dritten Verordnung über den 
vorläufigen Aufbau des deutichen Handwerks vom 
18. Januar 1935 (Neichsgejeßbl.I S. 15) nicht er- 
füllt. Der Betrieb eines einberufenen jelbftändigen 
underheirateten (verwitweten, gefchiedenen) Hand— 
werters fann von einem Stellvertreter fortgeführt 
werden, der die Gefellenprüfung in dem einfchlägigen 
Handwerk beftanden bat. ft der Betriebsleiter einer 
juriftifchen Perſon, die ein Handwerk betreibt, oder 
der Leiter eines handwerklichen Nebenbetricbes ein- 
berufen, jo können diefe Betriebe von Verfonen weiter: 
geführt werden, die die Gejellenprüfung in dem ein- 
Ihlägigen Handwerk beitanden haben. 


S6 
Die an Stelle der einberufenen Handwerker oder 
Betriebsleiter nah SH verantwortlichen Perſonen 
find der Handwerfsfammer unverzüglich anzuzeigen; 
bei Stellvertretern, Betriebsleitern und Leitern der 
handwerklichen Nebenbetriebe ift gleichzeitig der 
Nachweis zu erbringen, gab, le die Gejellenprüfung 
beftanden haben, /. 7. 24% 
87 
Die gemäß sd fortgeführten Betriebe bleiben in 
der Handwerfsrolle eingetragen. Über die Einbe- 
rufung der Betriebsinhaber oder Betriebsleiter ift 


PT in die Nolle aufzunehmen. 
1" 94N2 
J.1-.209% $8 

Sumwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieſes 
Artitels werden nad) S 19 der Dritten Verordnung 
über den vorläufigen Aufbau des deutlichen Handwerks 
vom 18. Januar 1935 (Neichsgejekbl. I ©. 15) be- 
ſtraft. 

Artikel V 
89 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver— 
kündung in Kraft. Der Reichswirtſchaftsminiſter 
kann Vorſchriften zur Durchführung und Ergänzung 
dieſer Verordnung erlaſſen, ex beſtimmt den Zeit— 
punkt des Außerkrafttretens. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Syrup 


*) Betrifft nicht Danzig. 
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Berordnung zur Einführung des Schwarzjendergejetes 
in der Oſtmark und im Reichsſsgaun Sudetenland. 


Bom 17. Dftober 1939, 


Auf Grund des Gejeßes über die Wiedervereiniqung 
Ofterreich8 mit dem Deutichen Reich vom 13. März 
1938 (Neichögejeßbl. I ©. 237) und des Erlafjes des 
Führers und Neichsfanzlers über die Verwaltung der 
[udetendeutichen Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Reich: 
geſetzbl. I ©. 1331) wird verordnet: 


81 
Das Geſetz gegen die Schwarzſender vom 24. No— 
vember 1937 (Neichsgejebbl. I S. 1298) gilt, mit 
Ausnahme des $9, auch in der Oftmarfundim Reichs: 
au Sudetenland. Beſtimmungen, die nicht unmittel- 
ar angewendet werden können, find finngemäß an- 


2 

Die Verordnung über Sender für Funkfreunde vom 
9. Januar 1939 (Amtsbl. d. Reichspoſtmin. S. 27) gilt 
aud in der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland. 


83 
Außer Kraft treten: 
l. in der Oſtmark 
a) die Studienfenderverordnung (BGBL. Nr. 
366/1928), 
b) die entaegenftehenden und entjprechenden 
BorjhriftendesTelegraphengejches BGBL. 
Nr. 263/1924) und der Erften Telegra- 
phenverordnung (BGBL. Nr. 26 und Nr. 
492/1935); 


Berlin, den 17. Oftober 1939, 


2. im Reichsgau Sudetenland 

die entgegenftehenden und entfprechenden 
Vorſchriften des Geſetzes über die Telegra- 
phen (SoGuV. Nr. 60/1923) und de Ge— 
jeßes, betreffend die Regelung der Erzeu— 
gung, de3 Verkaufes und der Aufbewah- 
rung von radiotelegraphiichen und vadio- 
telephonijchen Einrichtungen ſowie der Ein- 
fuhr derjelben aus dem Auslande (SdGuV. 
Nr. 9/1924). 


Sa 


Die bisher in der Oftmarf und im Reichsgau 
Sudetenland erteilten Bewilligungen zur Herftellung, 
Errichtung, zum Vertrieb und zum Befib von An- 
lagen und Einrichtungen für drabtlofes Senden blei- 
ben weiter in Wirkung, bi8 fie von der Deutichen 
Reichspoſt widerrufen werden. 


85 


Die zur rag a der Verordnung erforder- 
lichen Recht3- un — ———— für die 
Oſtmark und den Reichsgau Sudetenland erläßt der 
Reichspoſtminiſter. 


z6 


Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver— 
kündung in Kraft. 


Der Reichspoſtminiſter 
Ohneſorge 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 





Dritte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes gegen die Schwarzſender. 
Som 17. Oktober 1939, 


Auf Grund de $ 8 des Geſetzes gegen die Schwarz- 
jender vom 24. November 1937 (Neichsgefetbl. I 
©. 1298) und de8 $ 5 der Verordnung zur Einfüh- 
rung des Schwarziendergejeßes in der Oftmarf und 
im Reichsgau Sudetenland vom 17. Oftober 1939 
(Neichsgefegbl. I ©. 2047) wird verordnet: 


Eriter Abichnitt 
Berleihungen nach 8 4 des Schwarzjendergejetes 
81 
Anträge auf Verleihungen 
(1) Anträge auf Verleihungen für Herſtellung, 
Vertrieb oder Befis von Funffendeanlagen nad) $ A 
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des Gejetes gegen die Schwarzfender (Schwarziender- 
geſetz) find jchriftlich bei der Reichspoſtdirektion zu 
ftellen, die für den Wohnfit oder die Gefchäftäftelle 
des Antragſtellers zuftändig ift. 

(2) Der Antrag muß Name, Wohnort und Geſchäfts— 
ftelle (Betriebsftätte) des Antragſtellers enthalten. 

(3) Der Antrag muß ferner genau angeben, welcher 
Art die Funkſendeanlagen find und wo fie hergeftellt, 
eingeführt, feilgehalten, vertrieben oder abgegeben 
werden oder wo fie ſich im Beſitz, Gewahrfam oder 
in Verwahrung befinden. Handelt e8 ſich nur um 
einzelne Funffendeanlagen, fo find dieſe genau zu 
bezeichnen, 

(4) Über die Anträge entjcheidet der Reichspoſt— 
minifter im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
de3 Innern und dem Chef des Oberfommandos der 
Wehrmacht. 

82 


Anträge der Partei, ihrer Gliederungen 
und Verbände 


(1) Dienftftellen der Nationalfozialiftifchen Deut- 
hen Arbeiterpartei, ihrer Gliederungen und der 
ihr angejchloffenen Verbände ftellen die Anträge ($1 
Abj. 1 bis 3) beim Stellvertreter des Führers, der 
fie über den Chef des Oberfommandos der Wehr- 
macht an den Reichspoftminifter weitergibt. 

(2) Über die Anträge entfcheidet der Neichspoft- 
minifter gemeinfam mit dem Stellvertreter des 
esührers und mit dem Chef des Oberfommandos der 
Wehrmacht. 

83 
Einzelfälle 

(1) Einer Verleihung nad) $ 4 des Schwarziender- 
geſetzes bedarf es aud) dann, wenn ein Lagerhalter 
oder Dfandleiher Funfjendeanlagen in Befit, Ge- 
wahrjam oder Verwahrung nimmt oder an jeman- 
den ausliefert. 

(2) Die dem öffentlichen Verkehr dienenden Eiſen— 
bahnen, die Spediteure und Frachtführer dürfen 
ohne bejondere Verleihung Funkſendeanlagen zur 
Beförderung oder Aufbewahrung annehmen und in 
Erfüllung eines Beförderungsgefchäfts abliefern. 


84 
Wirkſamkeit der Verleihungen 
(1) Die nach $4 des Schwarzſendergeſetzes er— 
forderlichen Verleihungen werden erſt mit der Mit— 
teilung an den Antragſteller wirkſam. Sie haben 
feine rückwirkende Kraft. 


Berlin, den 17. Oftober 1939. 
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(2) Die im $4 de8 Schwarzſendergeſetzes bezeich- 
neten Handlungen (Herftellen, Einführen, Feilhalten, 
Vertreiben, Abgeben von Funkſendeanlagen, Beſitz, 
Gewahrſam, Verwahrung ſolcher Anlagen) dürfen 
erſt begonnen werden, nachdem die erforderliche Ver- 
leihung erteilt worden ift. 


5 
Verleihungsgebühren 
Der Reichspoftminifter fann für Verleihungen 
nach 84 des Schwarzſendergeſetzes Gebühren feft- 
ſetzen. Schuldner der Gebühren ift der Inhaber der 
Verleihung. Die Gebühren werden wie Fernmelde- 
gebühren erhoben. 


Zweiter Abſchnitt 
Scylußbeftimmungen 


6 
Entſchädigung 


Werden Anlagen oder Gegenſtände auf Grund 
der Reglung des Schwarzſendergeſetzes abgeliefert, 
ſo beſteht kein Anſpruch auf Entſchädigung. 


87 
Zuſtändigkeit 


Über die Einziehung im ſelbſtändigen Verfahren 
(5 7 Abf. 4 des Schwarzjendergejetes) erkennt in der 
Oſtmark auf Antrag des Anflägers die Ratskammer 
de8 Landgerichts, das zur Durchführung des Straf- 
verfahren zuftändig wäre Wird auf Einziehung 
erkannt, jo ift der Beſchluß dem Betroffenen befannt: 
zumachen. Gegen die Entfcheidung ift die Beſchwerde 
zuläffig ($ 114 der öfterreichifchen Strafprozeß: 
ordnung). 

'g8 
Infrafttreten 

(1) Diefe Verordnung tritt am Tage nad) ihrer 
Verfündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die beiden Verordnungen 
zur Durdführung des Schwarzjendergefetes vom 
26. November 1937 (Neichsgejegbl. I ©. 1303) und 
vom 29. Juli 1938 (Reichsgefetbl. I ©. 962) außer 
Kraft. 


Der Reichspoſtminiſter 
Ohneſorge 
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Dritte Durchführungsverordnung zur Notdienſtverordnung 
(Vergütung bei Heranziehung zum langfriſtigen Notdienſt). 
Vom 14. Ottober 1939. 


Auf Grund des $7 der Dritten Verordnung zur 


Sicherftellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von 
beionderer ftaatspolitifcher Bedeutung (NMotdienft- 
verordnung) vom 15. Oftober 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1441) in Verbindung mit S 7 der Erſten Durch— 
führungsverordnung zur Notdienſtverordnung vom 
15. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1775) wird 
folgendes verordnet: 
81 
Heranziehung von Angehörigen des öffentlichen Dienjtes 


(1) Mer im öffentlichen Dienjt als Beamter, An- 
geſtellter oder Arbeiter, als Reichsarbeitsdienitführer 
oder Reichsarbeitsdienitführerin bejchäftigt ift und 
zum langfriftigen Notdienft ohne Begründung eines 
feinem bisherigen Dienft- oder Arbeitöverbältnis 
entiprechenden Beihäftigungsverhältniffes heran— 
gezogen wird, erhält von feiner bisherigen Beſchäf— 
tigungsſtelle feine bisherigen Dienftbezlige — und 
zwar als Angeftellter oder Arbeiter in Höhe der je 
weils geltenden Arbeitsbezüge — weiter. Daneben 
fünnen, ſofern dies nach der bejonderen Art der Ver— 
wendung notwendig erſcheint, dem Notdienſtpflich— 
tigen von dem Dienſtleiſtungsempfänger als Ent: 
ſchädigung für die perlönlichen Aufwendungen freie 
Verpflegung, freie Unterkunft und eine Bekleidungs— 
entſchädigung ſowie bei Verwendung an einem Ort 
außerhalb des bisherigen Dienſtſitzes oder des tat— 
ſächlichen Wohnſitzes auch die ſonſtigen Vergütungs— 
ſätze in der vom Reichsminiſter des Innern feſtgeſetzten 
Höhe mit Ausnahme der Barentſchädigung gewährt 
werden. Beſchäftigungsvergütungen werden nicht ge— 
zahlt. 


(2) Wer im öffentlichen Dienſt ala Angejtellter 
oder Arbeiter beichäftigt ift und zum lanafriftigen 
Notdienit unter Begründung eines einem Arbeits- 
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vertrag entipredhenden Beſchäftigungsverhältniſſes 
herangezogen wird, erhält von dem Dienſtleiſtungs— 
empfaͤnger Bezüge entſprechend ſeiner tatſächlichen 
Verwendung unter ſinngemäßer Anwendung der für 
ein entſprechendes Arbeitsverhältnis geltenden Tarif-, 
Dienft- oder Vetriebsordnungen. Sind diefe Bezüge 
geringer als jeine bisherigen Bezüge, jo erhält ex 
von feiner bisherigen Beihäftigungsitelle den Unter: 
ichiedsbetrag; Familienunterhalt wird nicht gewährt. 
Daneben können Beihäftigungsvergütungen gewährt 
werden, jofern dies notwendig ericeint. 

(3) Für die hauptberuflich in der NEDAD oder 
ihren Gliederungen Beſchäftigten ergehen beiondere 
Vorſchriften durch den Reichsſchatzmeiſter. 

‘2 
Heranziehung von Verjorgungsempfängern 
des öffentlichen Dienjtes 

(1) Wer ald Rubeftandsbeamter oder als ſonſtiger 
Empfänger von Verſorgungsbezügen zum langfriſti— 
gen Notdienſt herangezogen wird, ohne daß ein einem 
Arbeitävertrag entſprechendes Beichäftigungsverhält- 
nis begründet wird, erhält neben den bisherigen Ver— 
foraungsbezügen als Entihädiaung für die perſön— 
lichen Aufwendungen von dem Dienſtleiſtungsemp— 
fänger Vergütungsſätze in der vom Reichsminiſter 
des Innern feſtgeſetzten Höhe. 

(2) Wer als Ruheſtandsbeamter oder als ſonſtiger 
Empfänger von Verſorgungsbezügen zum langfriſti— 
gen Notdienſt unter Begruͤndung eines einem Ar— 
beitsvertrag entſprechenden Befchäftigungsverhält— 
niſſes herangezogen wird, erhält von dem Dienſt— 
leiſtungsempfänger entſprechend ſeiner tatſächlichen 
Verwendung Dienſtbezüge unter ſinngemäßer An— 


wendung der für ein entſprechendes Arbeitsverhältnis 
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geltenden Tarif-, Dienft- oder Betriebsordnungen. 
Die Weiterzablung der Verforgungsbezüge wird 
hierdurch nicht berührt; in diefen Fällen findet jedod) 
87 Abſ. 3 der Erſten Durchführungsverordnung 
zur Notdienſtverordnung vom 15. September 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1775) Anmwenduna. 


(3) Diefe Vorfchriften finden auf Rubeitands- 
beamte, die auf Grund der Verordnung über Maß— 
nahmen auf dem Gebiet des Beamtenrechts vom 
1. September 1939 (rReichsgeſetzbl. IS. 1603) wieder 
in das Beamtenverhältnis berufen werden, feine An- 
wendung. 


83 


Heranziehung von ſonſtigen Perſonen 


(1) Wer, ohne zu den in den SS1 und 2 aufgeführ- 
ten Perſonen zu gebören, zum langfriſtigen Not- 
dienſt herangezogen wird, obne daß ein einem Ar— 
beitsvertrag entiprechendes Vef chäftigungsverhältnis 
begründet wird, erhält als Entſchädigung für die 
perſönlichen Aufwendungen Vergütungsſäbe in der 
bom Reichöminifter des Innern feſtgeſetzten Höhe. 
Außerdem wird zur Sicherung des notwendigen 
Lebensbedarfs Familienunterbalt nach Maßgabe des 
S 30 der Verordnung zur Ergänzung und Durd)- 
führung des Familienunterſtützungsgeſetzes vom 
11. Juli 1939 (Neichsaejekbl. I ©. 1225) und im 
Falle des befonderen Einjates aud nah Maßgabe 
der Verordnung über Familienunterſtützung bei be- 
jonderem Einfat der Wehrmacht (Einfat-fFamilien- 
unteritüsungsverordnung) vom 1. September 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1563) gewährt. 


(2) Wer obne zu den in den SS 1 und 2 auf- 
geführten Verjonen zu gehören, zum lanafriltigen 
Notdienft unter Begründung eines einem Arbeits- 
vertrag entſprechenden Beichäftiqungsverbältnifies 
herangezogen wird, erhält entiprechend feiner tat: 
ſächlichen Verwendung Dienftbezige unter jinn- 
gemäßer Anwendung der für ein entiprechendes Ar- 
beitsverhältnis geltenden Tarif-, Dienft- oder Be- 
triebsordnungen; erhält der Notdienftpflichtige von 
feiner bisherigen Beſchäftigungsſtelle feine Bezline 
ganz oder teilweife weiter, ſo hat der Dienftleiftungs- 
empfänger die von ihm zu aemährenden Dienit- 
bezüge infoweit zu fürzen, als fie zuzüglich der von 
der bisherigen Beichäftiaungsitelle weiter gewährten 
Bezüge die von diejer Stelle dem Notdienftpflichtigen 
bor der Heranziehung zum Notdienft gezahlten Be- 
züge überjteigen. Ob und inwieweit Daneben zur 
Sicherung des notwendigen Lebensbedarfs ‚samilien- 
unterhalt zu gewähren ıft, beſtimmt fich nad) $ 30 


Berlin, den 14. Oftober 1939. 


u 
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der Verordnung zur Ergänzung und Durchführung 
de8 Famili enunterftügungsgefeges vom 11. Juli 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1225) und im alle des bejon- 
deren Einſatzes auch nach der Verordnung ber Fa- 
milienunterſtützung bei befonderem Einfaß der Wehr- 
macht Einſatz-Famili enunterſtützungsverordnung) 
vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1563). 
Beſchäftigungsvergütungen werden nicht gezahlt. 


84 
Anslagen für Reiſekoſten der Notdienſtpflichtigen 


(1) Bei notwendigen Reifen aus Anlaß der Her- 
anziehung zum Notdienft oder der Entlaffung aus 
dem Notdienft werden für Streden, die mit öffent: 
lichen, regelmäßig verfebrenden Beförderungsmitteln 
zurücgelegt werden, die Auslagen für das Befördern 
höchſtens in der 3. Wagen- oder 2. Schiffsklaſſe ſo— 
wie des notwendigen perſönlichen und dienſtlichen 
Gepäcks vergütet. Ferner werden beim Zugang und 
Abgang zu und von den Beförderungsmitteln die 
notwendigen Auslagen für das Befördern des Not— 
dienſtpflichtigen und des zum perſönlichen und dienſt— 
lichen Gebrauch beftimmten Gepaͤcks in angemefjenen 
Grenzen erftattet. Bei Entfernungen von mehr als 
50 Kilometern dürfen Eilzüge und bei Entfernungen 
bon mehr als 100 Kilometern dürfen Schnellzüge 
benugt werden. Die Entſchädigung für Wegeftreden 
ſowie das Tagegeld regelt ſich nach den Richtlinien 
des Reichsminiſters des Innern über die Höhe der 
Vergütungsfäße für die perfönlichen Aufwendungen 
der Notdienftpflichtigen. 


(2) Bei der Ausführung von Dienftreifen während 
des Notdienftes gelten, ſoweit nicht für beftimmte 
Gruppen von Notdienftpflichtigen etwas anderes be- 
ſtimmt wird, für die im $1 genannten Derjonen 
Die allgemeinen Vorfchriften über Reifekoftenvergü- 
tung und für die unter $2 Abf.2 und $3 Abf. 2 
fallenden Derfonen die Reiſekoſtenvorſchriften der 
inngemäß anzuwendenden Tarif, Dienft- oder Be: 
triebsordnungen, jofern dieſe folche Vorfchriften ent: 
halten, im übrigen ift Abf. 1 finngemäß anzumenden. 


85 
Iufrafttreten der Durhführungsverordnung 
DiefeBerordnung tritt mitWirfung vom 26. Auguſt 
1939 in Kraft. Soweit einem Notdienftpflichtigen 
bisher höhere Dienſtbezüge oder Vergütungsſätze 
gezahlt worden find, als fie ihm hiernäch zuſtehen, 


I behält es dabei fein Bewenden. 


Der Reichsminiſter des Innern 


Frick 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


Graf Schwerin von Kroſigk 
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Serhite Verordnung zur Durchführung des Ditmarkgejetes. 
Bom 18, Dftober 1939, 


Auf Grund des $ 18 des Gejeßes Über den Aufbau 
der Verwaltung in der Oſtmark (Oftmarfgejeb) vom 
14. April 1939 (Reichsaejeßbl. I ©. 777) wird fol- 
gendes verordnet: 

81 

(1) Die Behörde des Reichsſtatthalters in Wien 
(Staatliche Verwaltung) gliedert ſich in folgende Ab- 
teilungen: 

I. Abteilung für allgemeine und innere Ange 
legenbeiten, 
II. Abteilung für Erziehung und Volksbildung, 

III. Abteilung für Wirtichaft, Landwirtichaft und 
Arbeit, 

IV. Wehrwirtichaftlide Abteilung ($ 2 Abf. 2 der 
Dritten Verordnung zur Durchführung des 
Oſtmarkgeſetzes vom 17. Auli 1939 — Reichs 
geſetzbl. ©. 1270), 

V. Abteilung für Bauweſen, 

VI. Abteilung für Vermeſſungsweſen — Haupt: 
vermejlunasabteilung XIV — ($ 2 Abf. 4 der 
Dritten Verordnung zur Durchführung des 
Oftmarfgejeges vom 17. Juli 1939 — Reichs: 
gejetbl. I ©. 1270), 


VII. Abteilung für Eichwejen (bisher Amt für Eich— 
weien), 
Berlin, den 18. Oftober 1939. —— E— 


VIII, Abteilung für Punzierungsweſen (bisher Pun— 
zierungs-Hauptamt), 
IX. Abteilung für Statiſtik (bisher Statiſtiſches 
Amt). 


(2) Zu der Behörde des Reichsſtatthalters in Wien 
(Staatliche Verwaltung) gehört auch ein Oberver— 
fiherungsamt; Leiter der höheren Reichsbehörde im 
Sinne des $ 67 der NReichöverfiherungsordnung iſt 
der Regierungspräfident. 


(3) Zu der Behörde des Reichsitatthalters in Wien 
(Staatlide Verwaltung) gehört ferner eine Negie- 
rungsoberkaſſe. 

82 

Der Reichsſtatthalter in Wien nimmt die Aufgaben 
der Eichverwaltung und der Punzievungsverwaltung 
in der Stufe des Reichdgaues für den Bereich aller 
Reichsgaue der Oftmarf mit Vorarlberg wahr. 


83 
Der Aufbau der Behörde des Neichsitatthalters 
in Wien (Gemeindeverwaltung) wird im Wege der 
Satzung ($ 3 der Deutichen Gemeindeordnung vom 
30. Januar 1935 — Reichsgeſetzbl. IS. 49) geregelt. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Verordnung über die öffentliche Bewirtſchaftung von Saatgut. 
Vom 18. Ottober 1939. 


Auf Grund des 836 der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtichaftung von landwirtichaftlichen 
Erzeugnifien vom 27. Auguſt 1939 (Neichsgefeßbl. I 
©. 1521) wird verordnet: 


81 
Für Saatgut wird die Bewirtſchaftung eingeführt. 
82 


Die Bewirtſchaftung wird der Saatgutſtelle über— 
tragen. Dieſe iſt für Saatgut ausſchließlich bewirt— 
ſchaftende Stelle im Sinne der Verordnung über die 
öffentliche Bewirtſchaftung von landwirtichaftlichen 
Erzeugniſſen und erläßt die zur zweckmäßigen Ver— 
wendung und Verteilung erforderlichen Anordnungen. 


‘3 
5 . 
(1) Als Saatgut im Sinne diefer Verordnung 
gelten: 


1. Autterpflangenfaaten, und zwar die Samen von 
Rotklee, Yuzerne, Weißklee, Schwedentlee, In— 


farnatflee, Gelbflee, Hornſchotenklee, Eiparfette 
und Gerradella; 

2. Grasjaaten, und zwar die Samen von Deut- 
ſchem, Welihem, Weſterwoldiſchem und Olden- 
burgiſchem Weidelgras, Lieſchgras, Wieſenriſpe, 
Wieſenſchwingel, Knaulgras, Glatthafer, Fio— 
ringras, Rotſchwingel, Wieſenfuchsſchwanz, 
Fruchtbarer Riſpe und Wehrloſer Treſpe; 

. die Samen von Rüben (uckerrüben, Futter— 
rüben, Kohlrüben, Serbftrüben); 

. Die Samen von Futtermöhren und Autterkobl; 

. Saat- und Dflanzqut von Gemüfe und Obit; 

. Die Samen von Winterwiden, bitterftofffreien 
Yupinen, Lein, Hanf, Senf, Saflor und Soja- 
bobhnen; 

. Saatqut von Getreide (einschliehlih Mais), 
Hülſenfrüchten und Ölpflanzen; ſoweit e8 im 
Inland erzeugt ift, jedoch nur, wenn es am- 
erkannt iſt, 

8. Kartoffeln inländiſcher Erzeugung, ſoweit fie 

von anerkannten Feldbeſtänden ftammen, und 
Dflanzkartoffeln ausländiſcher Erzeugung. 


III 
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(2) Die Saatautitelle ift mit Zuftimmung des 
Reihsminifters für Ernährung und Landwirtichaft 
berechtigt, durch) Anordnung aud) anderes Saat- und 
Pflanzgut in die Bewirtihaftung einzubeziehen oder 
bereits bewirtſchaftetes Saatgut von der Bewirt- 
Ihaftung auszunehmen. 


s4 


(1) Die Beſchlagnahme des Saatquts (SS 21 ff. 
der Verordnung über die öffentliche Bewirtichaftung 
von landwirtichaftlichen Erzeugniffen) ailt als zu- 
aunften der Saatqutitelle erfolgt. Bei der Einfuhr von 
Saatqut aus dem Ausland tritt die Beſchlagnahme 
mit dem Llberjchreiten der Zollgrenze ein. 


(2) Wer Saataut einführt, bat die eingeführten 
Mengen unverzüglich der Saatqutitelle anzuzeigen. 


85 

Die Saatgutſtelle kann mit Zuſtimmung des Reichs 
miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft die Aus. 
übung der ihr auf Grund diefer Verordnung zuitehen 
den Befugniffe ganz oder teilweile auf eine Haupt- 
vereiniqung (S6 Abſ. 1 der Verordnung über die öffent- 
lihe Bewirtichaftung von landwirtichaftlichen Er- 
zeugniffen) übertragen. 


Berlin, den 18. Oftober 1939. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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6 
(1) Die Befugniffe, die der Saatgutſtelle auf Grund 
ihrer Satzung zuftehen, und die von ** getroffenen 
Anordnungen bieiben nach Maßgabe des $35 der Ber- 
ordnung über die Öffentliche Bewirtſchaftung von land: 
wirtichaftlichen Erzeugniffen unberührt, ſoweit nicht 
die Vorjchriften diefer Verordnung entgegenftehen. 


(2) Das Entiprechende gilt für die Befugniffe und 
Anorbnungen der zuſtändigen Neichsitellen, auch in 
ihrer Eigenihaft als Überwachungsitellen. 


57 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirt— 
ſchaft kann die Vorſchriften dieſer Verordnung im 
Erlaßwege ändern oder ergänzen. 


88 

Die Verordnung tritt am 25. Oftober 1939 in 
Kraft. Mit gleichem Tage treten $7 der Verordnung 
über die öffentliche Vewirtichaftung von Getreide, 
Futtermitteln und ſonſtigen landwirtichaftlichen Er- 
zeugniffen vom 7. September 1939 Reichsgeſetzbl. I 
5.1705) und 87 der Verordnung über die öffent: 
liche Bewirtichaftung von Rartoffeln und Kartoffel 
er erzeugnilfen vom 7. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I 

S. 1727) außer Kraft. 


Der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirticaft 
Im Yuftraa 


Morik 





Berichtigung 


In der Verordnung über die Einziehung von Ver- 
mögen im Wrotektorat Böhmen und Mähren vom 
4. Dftober 1939 (Neichsgefeßbl. I ©. 1998) muß es im 
$2 Abf. 3 in der zweiten Zeile ftatt „auf Antrag der 


bejchlagnabmten Behörde” richtig heißen: 


„auf Antrag 


der beichlagnahmenden Behörde“. 


Berlin, den 17. Oftober 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Im Yujtraa 
Hering 
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Ausgegeben zu Berlin, den 20. Oftober 1939 


Tag inhalt Seite 
11.10.39 Durhführungsverordnung zum Abfchnitt IV der Kriegswirtſchafts— 
EYE | RE EN 2053 
17.10.39 Verordnung zur Anderung der Beftimmungen über die Vergnügungsftener 2054 
17.10.39 Verordnung zur Anderung dev Verordnung über die MWeiterbenußung von 
Kraftfahrzeugen ......--meseenneeeereennen nenne nenne nennen 2055 
18.10.39 Verordnung über die Einführung des Beamtenernennungsrechts im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig... ..- rer rreeeneeenennn nenn 2055 
18.10.39 Verordnung zuv Durchführung der Verordnung ber die Abwefenheitspfleg- 
7° Tour ⸗⸗⸗2 2056 
20.10.39 Verordnung über die Vereiufachung dev Verwaltung .... ..224**7 2056 


Tun 


Durchführungsverordnung zum Abſchnitt IV der Kriegswirtſchaftsverordnung. 
Bom 11. Dftober 1939. 


Auf Grund des 829 der Kriegswirtſchaftsver⸗ 
ordnung vom 4. September 1939 MReichsgeſetzbl. 1 
S. 1609) wird verordnet: 


81 
Der Unternehmer hat die Lohnzuſchläge, die ge— 
mäß $ 18 Abſ. 3 der Kriegswirtſchaftsverordnung 
nicht mehr gezahlt werden, an das Reich (Finanzkaſſe) 
abzuführen. 
82 


(1) Der Unternehmer hat die Lohnbeträge, die durch 
Mahnahmen auf Grund von $ 18 Abj.] und 4 der 
Kriegewirtichaftsverordnung erfpart werden, an das 
Reich (Finanzkaſſe) abzuführen. 


(2) Macht die Berechnung der durch die Senkung 
der Löhne erſparten Lohnbeträge dem Unternehmer 
unzumutbare Schwierigkeiten, jo fann ex mit Zu— 
ſtimmung des Finanzamts zur Abgeltung der erſpar— 
ten Löhne einen Pauſchalbetrag abführen. Er iſt ver— 
pflichtet, dem Finanzamt nachzuweiſen, daß der Pau— 
ſchalbetrag den auf Grund gewiſſenhafter Schätzung 
feſtgeſtellten Lohnerſparniſſen entſpricht. 


83 


(1) Die abzuführenden Beträge find in den Lohn— 
fonten ($ 31 der Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmun— 
gen 1939 vom 10. März 1939 — Neichsgefekbl. 1 
S. 449 —, $31 der Sweiten Lohnſteuerdurchfüh— 
rungsverordnung vom 6. Februar 1938 — Reichs— 
geſezbl. I ©. 149) beſonders zu bezeichnen. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


(2) Auf die Abführung finden die für die Lohn— 
fteuer maßgebenden Vorſchriften finngemäß Anwen— 
dung. 

84 


(1) Wenn die Abführung im Einzelfall eine Preis— 
erhöhung notwendig machen würde, können Det 
Reichskommiſſar für die Preisbildung oder die von 
ibm beauftragten Stellen den Unternehmer von der 
Abführungspflicht ganz oder teilweije befreien. 


(2) Der Unternehmer, der von der Abführungs— 
pflicht befreit worden it, hat dem Finanzamt hier- 
über eine Beſcheinigung des Reichskommiſſars für 
die Preisbildung oder der von dieſem beauftragten 
Stellen vorzulegen. 

85 


(1) Die Abführungspflicht des S 2 entfällt, ſobald 
die Lohnerſparniſſe nach den Weilungen des Reichs— 
fommiffars für die Preisbildung dazu verwendet 
werden, die Preiſe und Entgelte für Güter und 
Ceiftungen des Betriebes zu ſenken. 

(2) Der Fortfall der Abführungspflicht ift dem 
Finanzamt vom Unternehmer unverzüglidy anzu 
zeigen. 

S6 
Wer den Vorjchriften diefer Verordnung und den 


. auf Grund des $ 7 exlaffenen Nerwaltungsvorichriften 


zumwiderhandelt, wird nad) den Vorſchriften der Ver: 
ordnung Über Strafen und Strafverfahren bei Zu- 
widerhandlungen gegen Preisvorſchriften vom 3. uni 


| 1939 (Reichsgefegbl. I ©. 999) beſtraft. 


m 
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87 

Der Reichskommiſſar für die Preisbildung, der 
Reichsminiſter der Finanzen und der Reichsarbeits— 
minifter £önnen, gegebenenfalls im gegenjeitigen Ein- 
vernehmen, zur Durchführung und Ergänzung diefer 
Verordnung Verwaltungsvorſchriften erlafien, allge- 
meine Ausnahmen zulafien und fich ergebende Zwei— 
felöfragen im Verwaltungswege entjcheiden. 


Berlin, den 11. Oftober 1939. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 





IIMB 


(1) Diefe Verordnung tritt mit dem 4. September 
1939 in Kraft. 


(2) Die in einzelnen Wirtfchaftsgebieten ergangenen 
Anordnungen der Reichötreuhänder der Arbeit über 
die Behandlung der Zufchläge für Mehrarbeit, Sonn- 
tags⸗, Feiertags- und Nachtarbeit und ähnlicher Ein- 
ſparungen treten außer Kraft. 


Der Reihsfommifjar für die Preis bildung 
In Vertretung 
Dr. Slottmann 
Der Reichsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 
————— — ——— —— —— — —————— EEE BE EEEBEENEENEGNErS? ASCHBGE GEESCHER BESER: BBR 2 Ba Ba Gen Ehe 
Berordnung zur Anderung der Beſtimmungen über die Bergnügungsitener*). 
Vom 17. Dftober 1939. 


Auf Grund de3 8 14 des Finanzausgleichgejetes 
in Verbindung mit $ 2 des Gefetes über die Auf: 
hebung des Reichsrats vom 14. Februar 1934 (Reichs— 
gejeßbl. I ©. 89) wird beftimmt: 


Artikel II 89 der Beftimmungen über die Ver- 
gnügungsfteuer vom 7. Juni 1933 GReichsgeſetzbl. I 
©. 351) in der Fafjung der Verordnung vom 22, De- 
zember 1933 (Neichsgefetbl. 1934 I ©. 35) wird 
wie folgt geändert: 

a) Ubi. 2 Sat 1 erhält folgende Fafjung: 

„(2) Wenn bei folden Veranftaltungen Bild- 
ftreifen, die von der Filmprüfftelle oder der Ober- 
prüfitelle als ftaatspolitifch wertvoll, künſtleriſch 
wertvoll, kulturell wertvoll, volfstümlich wert: 
voll oder volfsbildend anerfannt find, in einer 
Sejamtlänge von mehr ala 250 Meter (mehr als 
100 Meter bei Schmalfilmvorführungen) vorge: 
führt werden, jo tritt an die Stelle des im 
Abſ. 1 bezeichneten Steuerſatzes ein ermäßigter 
Steuerfaß.” 


Berlin, den 17. Dftober 1939. 


C 


b) Abi. 3 erhält folgende Fafjung: 


„(3) Im legten Falle (mehr als */, anerfannte 
Bildftreifen) tritt Steuerfreibeit ein, wenn nur 
Filme ohne fortlaufende Spielhandlung oder — 
jujammen mit ihnen oder allein — ſolche Filme 
mit fortlaufender Spielhandlung vorgeführt 
werden, Die von den im Abi. 2 genannten Stellen 
als ſtaatspolitiſch und künſtleriſch befonders wert- 
voll, jtaatspolitifch befonders wertvoll oder fünftle- 
riſch befonders wertvoll anerkannt find.” 


Abi. 4 erhält folgende Faſſung: 

„(4) Die im Abf. 2 vorgefehene Steuerermäßi- 
gung und die im Abſ. 3 vorgejehene Steuer- 
befreiung treten nicht ein, wenn neben der Vor- 
führung von Bildftreifen Veranftaltungen anderer 
Art ohne jtaatöpolitifch wertvollen, fünftlerischen, 
volfsbildenden, £ulturell oder volfstümlich wert— 
vollen Charakter dargeboten werden, fofern diefe 
zeitlich mehr als des Programms der Gefamt- 
veranftaltungen in Anfpruch nehmen.” 


— 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 





*) Betrifft nicht die Oſtmart, den Reichsgau Sudetenland und die in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten 
judetendeutichen Gebietöteile, 
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Berordnung 
zur Änderung der Verordnung über die Weiterbenugung von Kraftfahrzeugen. 


Bom 17. Oktober 1939, 


Auf Grund des Geſetzes über den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen in der Faſſung des Gefeies vom 
10. Auguft 1937 (Reichsgefegbl. I S. 901) wird ver- 
ordnet: 

51 

Die Verordnung über die Weiterbenutzung von 
Kraftfahrzeugen vom 6. September 1939 (Reichs- 
geſetzbl. I ©. 1698) wird wie folgt geändert: 

$ 2 erhält folgende Faſſung: 


Ss 2 
Kraftfahrzeuge werden nur dann gekennzeichnet, 


wenn auf Antrag ein öffentliches Intereſſe an 


Berlin, den 17. Oktober 1939. 


ihrer Weiterbenugung anerkannt worden ift. Der 
Antrag ift an die für den Wohnſitz des Kraft- 
fahrzeugbalters zuftändige Verwaltungsbehörde (Zu- 
laffungsitelle für Kraftfahrzeuge) zu richten. Diefe 
entfcheidet darüber; fie ift bei ihrer Entſcheidung 
nur an die Gefehe, an die vom Reichsverkehrs— 
minifter zur Duchführung diefer Verordnung ge- 
troffenen Anordnungen und an ihr pflichtmäßiges 
Ermefjen gebunden.’ 


82 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver- 


fündung in Kraft. 


Der Reichsverkehrsminiſter 


In Vertretung 


Koenigs 


Berordnung über die Einführung des Beamtenernennungsrechts 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig. 


Bom 18. Dftober 1939. 


Auf Grund des SA Abf. 3 des Geſetzes über die 
MWiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem 
Deutfchen Reich vom 1. September 1939 (Reicd)3- 
geſetzbl. I S. 1547) bejtimme ich: 


1 


Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig find 
folgende Vorichriften finngemäß anzuwenden: 


1. die SS 24 und 31 des Deutfchen Beamtengefetes 
(DBG) vom 26. Januar 1937 (Neichsgefegbl. I 
©. 39), 

2. der Erlaß des Führers und Reichskanzlers über 
die Ernennung der Beamten und die Beendigung 
des Beamtenverhältniifes vom 10. Juli 1937 
(Reichsgefegbl. I ©. 769), die Durchführungs— 


Berlin, den 18. Oftober 1939. 


vorfchriften über die Ernennung der Beamten 
und die Berndigung des Beamtenverbältniiies 
vom 12. Juli 1937 (Reichögefebbl. I ©. 771) 
in der Faſſung vom 23. März 1938 (Neichs- 
geſetzbl. 1 ©. 323) und die auf Grund des 
Erlafjes vom 10. Juli 1937 von den Reichs: 
miniftern für ihren Gefchäftsbereich erlaffenen 
Anordnungen, 

3. Die Reichsgrundfäße Uber Einftellung, Anstellung 
und Beförderung der Reichs- und Landes» 
beamten vom 14. Dftober 1936 (Reichögejeßbl. 
I ©. 893). 

u 


Diefe Verordnung tritt mit ibrer Verkündung in 
Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Grid 








| 
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Berordnung 
zur Durchführung der Verordnung über die Abweſenheitspflegſchaft. 
Bom 18. Oktober 1939. 


Auf Grund der $$ 6, 8 der Verordnung über die Ab— 
weſenheitspflegſchaft vom 11. Oktober 1939 (NReicdys- 
gejekbl. I ©. 2026) verordne id) im Einvernehmen mit 
dem Reicysminifter des Innern folgendes: 


$1 
Als Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne der Ver— 
ordnung über die Abweſenheitspflegſchaft gilt 
in Preußen(mit Ausnahme derReichshauptitadt Berlin), 
in Bayern, Sachſen und im Neichdgau Sudeten- 


land der Negierungspräfident, in Berlin der Volizei- 


präfident, 

in den Reichsgauen der Oftmark (mit Ausnahme des 
Reichsgaues Wien) die Neichsitatthalter (bis zu deren 
Berufung die Landeshauptmänner), im Reichsgau 
Mien der Volizeipräfident, 

in Württemberg der Minifter des Innern, 

in Baden der Minifter des Innern, 

in Thüringen der Neichsftatthalter, Minifterium des 
Innern, 

in Hamburg der Neichsftatthalter (Staatöverwaltung), 

in Seflen der Neichsftatthalter (Landesregierung), 

in Medlenburg das Staatsminijterium, Abteilung 
Inneres, 

in Oldenburg der Minifter des Innern, 

in Braunfchweig das Minifterium des Innern, 

in Bremen der Negierende Bürgermeifter, 

in Anhalt das Staatsminifterium, Abteilung Inneres, 

in Lippe der Neichsftatthalter (Landesregierung), 

in Schaumburg-Lippe die Landesregierung, 


Berlin, den 18. Oftober 1939. 


im Saarland der Reichskommiſſar für das Saarland, 


im Droteftorat Böhmen und Mähren der Reichs— 
proteftor. 
$2 


Anträge auf Einleitung einer Abwejenbeitspflegichaft 
find von der höheren Verwaltungsbehörde, wenn es im 
Hinblid auf die Bedeutung der Bermögensangelegen- 
beiten des Abweſenden angezeigt erfcheint, bei dem Ober- 
landesgericht zu ftellen, zu deifen Bezirk das nad) $ 4 der 
Verordnung über die Abweſenheitspflegſchaft zuftän- 
dige Vormundichaftsgericht gehört. 


83 
Als feindliche Staaten im Sinne der $$ 3 bis 5 der 
Verordnung Über die Abweſenheitspflegſchaft find an- 
zuſehen: 

1. Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland mit den nichtſelbſtändigen Beſitzungen, 
Kolonien, Protektoraten und Mandatsgebieten 
(alſo nicht die Dominions und deren Mandats— 
gebiete); 

2. Aappten; 

3. Frankreich einſchließlich feiner Beſitzungen, Kolo- 
nien, Broteftorate und Mandatsgebiete. 


‘4 
Im Vrotektorat Böhmen und Mähren find für die 
Beltellung eines Abweſenheitspflegers über einen An- 
gehörigen eines feindlichen Staats die deutjcdyen Ge— 
richte zuftändig. Im alle des $ 2 ift der Antrag auf 
Einleitung einer Abwejenheitspflegichaft beim deutjchen 
DOberlandesgericht Prag zu ftellen. 


Der Neihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


—— — — ——— — — — — — — — — — — — — — — — ——â—j —— —— 


Verordnung über die Bereinfachung der Verwaltung. 
Bom 20. Dftober 1939. 
Auf Grund Ziffer VI des Erlaffes des Führers und Reichskanzlers über die Vereinfachung der Verwaltung 
vom 28. Auguft 1939 (Neichsgefegbl. 1 ©. 1535) wird verordnet: 


In den Gemeinden, in denen für Das Kalenderjahr 1939 ein Hebefag für die Bürgerfteuer feſtgeſetzt 
worden iſt, gilt dieſer Hebeſatz auch für das Kalenderjahr 1940, es ſei denn, daß für dieſes Kalenderjahr 


ein abweichender Hebeſatz feſtgeſetzt wird. 


Berlin, den 20. Oktober 1939. 


Der Generalbevollmähtigte für die Neihsverwaltung 
Frick 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Erlaß des Führers und Reichskanszlers 
iiber das Inkrafttreten des Erlajfes über Gliederung und Berwaltung der Oftgebiete. 


Bom 20. Oktober 1939. 


Mein Erlaß über die Gliederung und Verwaltung der DOftgebiete vom 8. Oftober 1939 Reichsgeſetzbl. I 
5.2042) tritt am 26. Oktober 1939 in Kraft. 


Berlin, den 20, Oftober 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 
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Zweite Verordnung 
zum Gejeg über Die Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Dentjchen Reich. 


Bom 19. Dftober 1939. 


Auf Grund des SA Abi. 3 des Geſetzes über Die 
Wiedervereiniaung der Freien Stadt Danzig mit 
dem Deutichen Reich vom 1. September1939 (Neiche- 
geleßbl. I ©. 1547) in Werbindung mit der Eriten 
Verordnung zum Gejeß über die Wiedervereiniqung 
der Freien Stadt Danziq mit dem Deutichen Neid) 
vom 12. September 1939 (Reichaefekbl. I ©. 1759) 
wird verordnet: 


h) die Verordnung über außerordentlihe Rund— 
funfmaßnabmen vom 1. September 1939 
(Reichsgeſetzbl. ©. 1683) und die Verordnung 
zur Durchführung der Verordnung über außer: 
ordentliche Nundfunfmaßnahmen vom 11. Sep- 
tember 1939 (Neichsgejeßbl. I ©. 1746). 


2. Die Inkraftſetzung folgender Reichsgeſetze und 


Verordnungen des Minifterrats für die Reichsvertei- 
1. Für das Gebiet der biöherigen Freien Stadt | digung bleibt für das Gebiet der bisherigen Freien 
Danzia aelten: Stadt Danzig vorbehalten: 


a) Die Verordnung Über die Erneuerung des 
Eiſernen Kreuzes vom 1. September 1939 
(Reichsaeießbl. I S. 1573), 

die Verordnung über die Stiftung eines Ver- 
wundetenabzeichens vom 1. September 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1577), 

die Priſenordnung vom 28. Auguſt 193 Reiche: 
gefeßbl. I S. 1585), das Geſetz zur Anderung 
der Vrifenordnung vom 12. September 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1751) und die Erite Ver— 
ordnung zur Durchführung der Vrifenordnung 
vom 3. September 1939 (Neichsaefekbl. I 
©. 1600), 


die Drifengerichtsordnung vom 28. Auguſt 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1593) und die Erfte Ver— 
ordnung zur Durchführung der Drifenaerichts- 
ordnung vom 3. September 1939 (Neicdhs- 
geſetzbl. I S. 1600), 


Die Verordnung über die Entichädiaung von 
Perſonenſchäden( Derionenichäidenverordnung) 
vom 1. September 1939 (Meichägefekbl. I 
S. 1623), 

Die Werordnung gegen Wolfsichädlinge vom 
5. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1679) 
und die Verordnung zur Durchführung diejer 
Nerordnung vom 7. September 1939 (Reiche: 
geſetzbl. 1S. 1700), 

die Verordnung Über die Feſtſtellung von Sach— 
ſchäden (Sachſchädenfeſtſtellungsverordnung) 
vom 8. September 1939 (Neichsaejesbl. 1 


©. 1754), 


— 
⸗ 
— 


am) 
.* 
———— 


d 


— 


e 


— 


— 
— 


I% 


Berlin, den 19. Oftober 1939. 


a) Die Verordnung zur Anderung des Luftichub- 
gejeßes vom 8. September 1939 (NeichsgefekbL.I 
©. 1762), 

b) das Geſetz zur Anderung von Vorichriften des 
allgemeinen Strafverfahrens, des Wehrmacht: 
ſtrafverfahrens und des Strafaciehbudys vom 
16. September 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S.1841), 

c) Die Verordnung über die Verlängerung der 
Friſten des Mechiel- und Scheckrechts vom 
18. September 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1849), 

d) die Verordnung über die Ausgabe von Wehr: 
machtverpflichtungsfcheinen vom 19. September 
1939 (Reichsgefeßbl. I ©. 1851), 

e) die Verordnung über die Gewäbrleiftung für 
den Dienft von Schuldverfchreibungen der Kon- 
verfionsfaffe für deutfche Auslandsichulden vom 
1. September 1939 (Reichegefeßbl. I S. 1853), 

f) die Werordnung über den Einſatz der älteren 
Schuljugend vom 22. September 1939 (Reichs— 
aejetbl. I ©. 1867), 

g) die Verordnung über die Aufhebung des Luft 
ſchutz-Familienunterſtützungsgeſetzes vom 27. 
September 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 ©. 1948), 
die Verordnung zur Anderung des Reiche: 
geſetzes Über das KRreditweien vom 15. Sep: 
tember 1939 (Neichsaefeßbl. I ©. 1953), 
die Verordnung Über die Aufhebung von Be- 
Ichlußzuftändiafeiten und Anbörunasrechten 
von Vertretungsförperichaften und kollegialen 

- Behörden in der Kreisinſtanz vom 26. Sep- 
tember 1939 (NReichögejeßbl. I ©. 1981). 


-— 
— 
— 


— 
— 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
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Zweite Ducchführungsverordnung über die Sühmneleiftung der Juden 
Bom 19, Dftober 1939 
Auf Grund des $2 der Verordnung Über eine Sübneleiftung der Juden vom 12. November 1938 (Reichs- 
geſetzbl. I S. 1579) wird bierdurd) verordnet: 


(1) Die Judenvermögensabgabe wird zur Erreichung des Betrags von einer Milliarde Reichsmark von 
20 vom Sundert auf 25 vom Hundert des Vermögens erhöht. 


(2) Der Unterjchiedsbetrag von > vom Hundert des Vermögens ift am 15. November 1939 fällig. 
(3) Die Zahlung ift ohne bejondere Aufforderung ZU leiſten. 


Berlin, 19. Oktober 1939 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


—— — — — 6 —— —— 


Verordnung 
über die Rechtsverhältniſſe der ehemaligen tſchecho⸗ſlowatiſchen öffenlich-rechtlichen Bedienſteten 
in den ſudetendeutſchen Gebieten 


Vom 19, Ottober 1939 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs— gehörigkeit erworben haben, ohne daneben 
kanzlers über das Protektorat Böhmen und Mähren beim Inkrafttreten dieſer Verordnung die 
vom 16. März 1939 (Reichögefegbl. I ©. 485) wird Rechte der Staatsangehörigen des Protek— 
folgendes verordnet: torats Böhmen und Mähren zu befisen, 

Artikel I 2, deutjcher Volfszugehörigfeit find und 
$ı 3. vor dem 10. Oftober 1938 mit Verſor 

(1) Das Deutjche Neich übernimmt mit Mirkung Bere: aus dem Dienft ausgeſchie 

vom 1. Oktober 1938 ab den find, 


b) unter den gleichen Vorausjeßungen die Hinter: 
bliebenenverforgung für diejenigen Witwen 
und Maifen, die am 10, Oktober 1938 bezugs- 
berechtigt waren, jowie für die Witwen und 
Mailen der unter a bezeichneten Perſonen. 


a) die Nuhe-(Verforgungs-)genüffe für diejenigen 
ehemaligen öffentlich-rechtlichen Bedienfteten 
der früheren Tſchecho-⸗Slowakei ſowie dev frü- 
heren tichecho-jlowafifchen Länder Böhmen und 
Mähren/Scylefien, Die 

1. auf Grund des deutjch-tichechoflowatifchen 2 (2) Die Borfgeiftim as * gleichen 
Staatsangehörigkeits und Optionsvertra- * 07 ausfeßungen entſprechend für Ber] orgungsempfün 
ges vom 20. November 1938 (Neichö- ger, Die m Senne nn —— * Zen 
Feſebbl. IT S. 895) oder der Verordnung verhältniſſes in Öfterreicy- Ungarn vor dem 10. Oftober 
über den Erwerb der deutichen Staats— 1938 von der früheren TſchechoSlowakei Rube-(Ver- 
angehörigfeit durch frühere tſchecho-⸗ſlowa— jorgungs-)genüffe erhalten haben. 
kiſche Staatsangehörige deuticher Volkszu— (3) Haben ehemalige öffentlich-rechtliche Bedienftete 
aehörigkeit vom 20. April 1939 (Reiche der früheren TſchechoSlowakei und der früheren 
geſetzbl. E ©. 815) die deutjche Staatsan tichecho-jlowatifchen Länder Böhmen und Mähren/ 


II 
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Schleſien oder deren Sinterbliebene Verſorgungsbe— 
züge lediglidy deshalb verloren, weil fie die deutjche 
oder öfterreihiiche Staatsangehörigkeit befahen oder 
erworben haben, oder weil fie ihren Wohnſitz ohne 
Genehmigung in das deutiche Neichsgebiet oder in 
das frühere Land Oſterreich verlegt haben, jo ge 
währt ihnen das Deutiche Reich vom 1. Oftober 
1938 ab Verjorgungsbezüge in der bisherigen Höhe, 
jofern fie deutfcher Voltszugehörigkeit find und neben 
der deutichen Staatsangehörigkeit nicht die Nechte der 
Staatsangehörigen des Viroteftorats Böhmen und 
Mähren befiten. 

(4) Die Verforgungsbezüge werden nur auf An- 
trag gewährt. Wird der Antrag nicht ſpäteſtens bis 
zum 31. Dezember 1941 geftellt, jo beiteht fein An- 
ſpruch auf Verforgungsbezüge. Jedoch kann in be- 
jonderen Härtefällen ein Unterhaltsbeitrag bis zur 
Höhe der Verforaunasbezüge bewilligt werden. 


82 

(1) Für die im $ 1 Abſatz 1 bis 3 genannten Ver: 
onen bleibt, joweit nicht im Abjat 2 etwas anderes 
beitimmt wird, das bis zum 10. Oftober 1938 in 
Kraft geweſene tichecho-flowatifche Necht in Geltuna. 

(2) Für die im Abfat 1 bezeichneten Derfonen ael- 
ten von den Beltimmungen des Deutichen Beamten: 
geſetzes (DBG) vom 26. Januar 1937 (MNeichs- 
geſetzbl. IS. 39) die 88 22, 37 Abſatz 2 Satz 4 bis 6, 
$$ 126 bis 128, 129 Abſatz 2, 88 130 bis 132, 133 
Abſatz 1 Nr. 3 und 4 und Abſatz 2 Sat 2, 88 134, 
135 Abſatz 2 und 3, SS 136, 137 Abſatz 1, S$ 138, 
140, 142 bis 147, 182 mit folaender Maßaabe: 

a) Oberſte Dienftbehörde ift der Neichsminifter 
der Finanzen, für die zum Gefchäftsbereidy der 
Reichspoftverwaltung gehörenden Verjonen der 
Reichspoftminiiter. 

b) Su $37 Abjaß 2: 

Die Nubeitandsbeamten führen die Amts— 
bezeichnung, die ihnen am 10. Dftober 1938 
zugeitanden bat, weiter mit dem Zuſatz 
„Außer Dienit (a. D.)”. Eine Anderuna 
der Amtsbezeichnung nach dem 10. Oftober 
138 bleibt unberückſichtigt. 

ec) Su den $S 127 bis 131: 

l. Ruhegehaltfähige Dienftbezüge find die bei 
der Verſetzung in den Rubeftand für die 
Bemefjung des Nubegehalts anvechenbar 


d) 


8 
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gewefenen Dienftbezüge einschließlich der 
Aftivitätsgebühr. 


. Bei der Nuhensberechnung find die gekürz— 


ten Beträge gegenüberzuftellen. 


3. $ 127 Abſatz 3 Sabl ift nicht anzuwenden. 
. $ 129 Abſatz 2, $$ 130 und 131 find nur 


anzumenden, wenn neben der Verjoraung 
nach dem bisherigen tichecho-flowafifchen 
Recht Verſorgungsbezüge(Wartegeld, Ruhe— 
gehalt, ruhegehaltähnliche Verſorgung, Wit— 
wengeld, Waiſengeld) nach dem Deutſchen 
Beamtengeſetz gewährt werden. 


. Bei Berechnung der geſamten ruhegehalt— 


fähigen Dienftzeit im Sinne des $ 129 Ab- 
jaß 2 ift die Zeit vor dem 1. Januar 1939 
nad) Nr. 13 der Durchführungsbeitimmun: 
gen zur Verordnung zur Einführung reiche: 
rechtlicher VBorfchriften auf dem Gebiete de8 
Beamtenrecht3 und des Beſoldungsrechts 
in den judetendeutichen Gebieten vom 
30. März 1939 (Neichsaefeßbl. I ©. 682) 
und die Zeit vom 1. Januar 1939 an nad) 
SS 81 bis 85 de3 Deutichen Beamtenge- 
jeges zu berüdfichtigen. 


Su $133 Abſatz? Saß?2: 


Als Waijengeld im Sinne diefer Vor- 
Ichrift qilt auch der Beitrag zur Erziehung 
Galbwaiſengeld). 


Su 8137 Abſatz 1: 


$ 137 Abjaß 1 gilt nur inſoweit, als Die 
Ss 126 bie 136 ausdrüdlich in Kraft ae: 
ſetzt worden find, 


Su $ 182: 


Bis zur Errichtung de Neichsverwal- 
tungsgerichts find die Durch Klagen vor dem 
Verwaltungsgericht aeltend zu machenden 
Aniprüche vor den ordentlichen Gerichten 
geltend zu machen. Die Zuftändiafeit ve 
gelt fich, auch in den Fällen des $ 142 
Abjas 2 Sab 2 des Deutichen Beamten— 
geſetzes, nach 571 Abjab 2 des Gerichtöver- 
faſſungsgeſetzes. Soweit eine Frift im 
Sinne des $ 143 des Deutfchen Beamten: 
gejeßes bereits vor dem Änfrafttreten die: 
jer Verordnung zu laufen begonnen bat, 
endet jie erjt mit Ende Oftober 1940. 
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(3) Für die im Abſatz 1 bezeichneten Perſonen qilt 
ferner die Neichsdienftitrafordnung. 


83 

(1) Das nad) bisherigem tſchecho/ſlowakiſchem Recht 
begründete öffentlich-rechtliche Dienſtverhältnis der— 
jenigen Perſonen, die auf Grund des Deutſchen Be— 
amtengeſetzes zu deutſchen Beamten ernannt worden 
ſind oder bis Ende März 1940 noch ernannt werden, 
gilt mit dem Tage dieſer Ernennung als beendet. 

(2) Abſatz 1 gilt entſprechend für Perſonen, die auf 
Grund des Erlaſſes des Reichsminiſters des Innern 
und des Neichsminifters der finanzen dom 18, Oftober 
1938 (NReichshaushalts- u. Bejoldungsbl. ©. 321) oder 
einer entiprechenden Vorjehrift einer oberiten Reichs: 
behörde vorläufig in den öffentlichen Dienft über: 
nommen worden find oder nad) diejem Erlaß vor- 
Läufige Dienftbezüge erhalten, vom Eintritt eines Ver- 
jorgungsfalls an. 

(3) Abjat 1 und 2 gelten nicht für diejenigen Der: 
ſonen, die aus dem deutſchen Beamtenverhältnis durd) 
Widerruf entlaffen werden, weil fich nach ihrer Be— 
rufung herausſtellt, daß fie die Vorausſetzungen zur 
Ernennung nicht erfüllen. Für dieſe Verjonen gilt 
84 dieſer Verordnung. 


84 
(1) Wer nach dem am 10. Oktober 1938 in der 
früheren TſchechoSlowakei aeltenden Necht zu die- 
ſem Seitpunft in einem öffentlich-vechtlichen Dienft- 
verhältnis geitanden hat und 
1. auf Grund des deutich-tichechoflowarfifchen 
Staatdangehörigfeits- und Optionsvertrages 
vom 20. November 1938 (Neichsaefesbl. II 
S. 895) oder der Verordnung über den Erwerb 
der deutichen Staatsangehörigfeit dur) Frühere 
tichecho-jlowafische Staatsangehörige deuticher 
Nolfszugebörigkeit vom 20. April 1939 (Reichs— 
geſetzbl. IS. 815) die deutſche Staatsangehörig— 
feit erworben bat, ohne beim Inkrafttreten die— 
ſer Verordnung daneben die Rechte der Staats— 
angehörigen des Protektorats Böhmen und 
Mähren zu beſitzen, 
2. deutſcher Volkszugehörigkeit iſt und 
3, weder nad) 83 Abjat 1 in ein deutſches Be— 
amtenverhältnis berufen worden ift oder bis 
Ende März; 1940 berufen wird, nod) unter der 
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Vorausſetzung des $3 Abſatz 2 nad) Eintritt 
des Verforgungsfalls in den Ruheſtand verjeßt 
worden ift oder bis Ende März 1940 in den 
Ruheſtand verjett werden wird, noch aud) von 
dem Viroteftorat Böhmen und Mähren weiter 
verwendet wird, 


gilt als mit Ende Juni 1939 in den Rubeitand ver- 
fett. Bei denjenigen Verjonen, die vor dieſem Zeit- 
punft geftorben find oder vor dieſem Seitpunft das 
65. Pebensjahr vollendet haben, tritt an die Stelle 
diefes Zeitpunktes der Tag des Todesfalles oder dev 
Ablauf des Monats, in dem das 65. Pebensjahr voll- 
endet ift. Bei denjenigen Perſonen, denen vor dem 
10. Dftober 1938 die Verſetzung in den Nubeftand zu 
einem fpäteren Zeitpunkt rechtswirkſam befannt ge— 
macht war, bleibt diefer Zeitpunft maßgebend. 


(2) Das Deutſche Reid) übernimmt für die Zeit 
vom 1. November 1938 bis zu dem im Abſatz 1 ge- 
nannten Zeitpunft die Dienftbezüge der im Abjat 1 


genannten Verjonen und von da ab die Verſorgungs— 
bezüge. SS 1 und 2 finden entiprechende Anwendung. 


(3) Der Reichsminiſter der Finanzen — für den 
Geſchäftsbereich der Reichspoftverwaltung der Reichs. 
poftminifter — iſt ermächtiat, die Dienft- oder Ruhe 
(Verforgungs-)bezüge ganz oder teilweiſe zu ent- 
ziehen, wenn dev Empfänger ſich durch jein Verhalten 
vor dem 10, Oftober 1938 einer Verforgung durd) 
das Deutiche Reich unwürdig erwieſen hat. Die 
dieſe Entziehung vechtfertigenden Tatjachen find in 
einem Unterfuchungsverfahren feitzuftellen, auf das 
$ 71 des Deutichen Beamtengefebes entiprechend an 
zuwenden iſt. 


85 

(1) Von dem Deutſchen Reich, dem Protektorat 
Böhmen und Mähren, der früheren Ti checho⸗Slowakei 
oder den früheren tſchecho-ſlowakiſchen Ländern Böh— 
men und Mähren/Schlefien mit Rückſicht auf ein 
Dienftverbhältnis oder früheres Dienftverbältnis feit 
Sem 1. Oktober 1938 geleiftete Zahlungen find auf 
die nach diefer Verordnung zuftehenden Bezüge anzu: 
rechnen. 

(2) Auf Zahlungen, die bis zum nfrafttreten die— 
ſer Verordnung von den bis dahin geſetzlich zuſtändig 
geweſenen Stellen der Regierung des Protektorats 
Böhmen und Mähren geleiſtet ſind, erfolgen keine 
Nachzahlungen. Dies gilt nicht für ſolche Nachzahlun— 
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gen, auf Die nady dem bis zum 10. Dftober 1938 in 
Kraft geweſenen tſchechoſlowakiſchen Recht ein Rechts 
anipruch beitanden bat. 


(3) Überzablungen werden in Ausgabe belaiien. 
6 
Als öffentlich-rechtliche Bedienftete im Sinne der 
SS 1 bis 5 gelten auch jolche Bedieniteten der im 81 
genannten Dienftberren, die, obne in einem öffentlich- 
rechtlihen Dienjtverhältnis geitanden zu haben oder 
zu ftehen, nach dem bisher für fie geltenden Recht in 
gleicher Weiſe Anſpruch auf Verſorgung wie öffentlich- 
vechtlihe Wedienitete hatten. 


Artikel II 

Artikel I ailt entiprechend 

a) für Angehörige der früberen tichecho-flowafi- 
ihen Staatshahnen und ihrer Rechtsvorgän— 
ger, die Mitglieder der Venfions- oder Provi 
jionsfonds dieſer Bahnen geweſen find, 

h) für Angehörige der früheren tichecho-jlowafi- 
chen Doftverwaltung, die Mitglieder des Pro— 
vifionsfonds der tichecho-lowafiichen Poſtver— 
waltung aewejen find, 

fofern nicht ihre Verſorgung durch die Nentenverfiche: 
rung geregelt wird. Oberſte Dienftbebörde für die 
Perſonen zu a ift der Neichsverfehrsminifter, für die 
Perſonen zu b der Neichspoftminiiter. 


Artikel III 
Die Vorichriften des Artikels I gelten finngemäß 
für die Berufsmilitärperjonen der ebemaligen öjter: 
reichiich-ungariichen und tichecho-jlowafiichen bewaff- 
neten Macht und ibre Hinterbliebenen. Oberfte Dienit- 
bebhörde für diefe Derfonen ift das Oberfommando der 
Mehrmacht. 


Artikel IV 
(1) Die Vorfchriften des Artikels I gelten finnge: 
maß fir die Gemeinden, Gemeindeverbände, gemeind- 


Berlin, 19. Oktober 1939 
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lichen Zweckverbände, Schulgemeinden und jonftigen 
Körperſchaften, Anjtalten und Stiftungen des öffent: 
lihen Nechts mit Ausnahme der früberen tichecho- 
jlowafiichen Yänder Böhmen und Mäbren/Schleiien 
mit der Maßgabe, dab an Stelle des Reichs die An- 
jtellungsförperichaften die Dienft- und Verſorgungs 
bezüge übernehmen, joweit nicht aus den Abjäben 2 
bis 4 ſich etwas anderes ergibt. Wer oberſte Dienft- 
behörde ift, beitimmt ſich nad) den für entiprechende 
Anftellungstörperichaften geltenden Vorſchriften. 

(2) Bei öffentlich-vechtliden Bedienfteten, die am 
10. Oftober 1938 in Dieniten einer Gemeinde, eines 
Gemeindeverbandes, eines gemeindlichen Swedver- 
bandes oder einer Schulgemeinde ftanden, tritt an 
Stelle des im Artikel I84 Abjab 1 genannten Zeit- 
punftes der Beendigung des Dienftverbältniffes der 
nad) $ 2 oder nad $3 Sat 2 der Nerordnung über 
Semeindebedienftete in den Judetendeutichen Gebieten 
vom 23. Februar 1939 (Reichsaejebbl. IS. 292) feit- 
geitellte Zeitpunkt. An diefen Fällen erhalten die im 
Sab 1 genannten öffentlicy-rechtlichen Bedienfteten an 
Stelle der VBerforgungsbezüge lediglich die aus 535 
der Verordnung vom 23. Februar 1939 fid) eraeben- 
den Yeiltungen. 

(3) Abjat 1 und 2 aelten entiprechend für diejeni- 
aen Derionen, welche die im Artikel IS 1 bigeichneten 
Vorausſetzungen im übrigen erfüllen, auch wenn fie 
neben der deutichen Staatsangebörigkeit die Nechte 
der Staatsangehörigen des Protektorats Böhmen und 
Mähren beiten. 

(4) Abfaß 1 und 2 gelten ferner entiprechend für 
diejenigen Perſonen, die, ohne deuticher Volkszugehö— 
vigfeit zu fein, auf Grund des deutſch-tſchechoſſowaki— 
ichen Staatsanaebörigfeits- und Optiondvertrages 
vom 20, November 1935 (Reichsaefebbl. II ©. 895) 
die deutiche Staatsangehörigkeit erworben haben. 


Artikel V 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ber: 
kündung in Kraft. 


Der Reichsminiſter der finanzen 
Graf Schwerin von Krofigf 


Der Neichsminifter des Innern 
Arie 











Nr. 207 — Tag der Ausgabe: 21. Oftober 1939 


Verordnung zur Überleitung der Poſt⸗ 


und Telegraphenderwaliung 


der biäherigen Freien Stadt Danzig anf das Deutiche Reich (Deutſche Reichspoſt). 
Vom 20. Ottober 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
der Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen Reich vom 
1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1547) wird 
perordnet: | 

81 

Das Voft-, Telegraphen⸗ ſowie Fernſprechweſen der 
bisherigen Freien Stadt Danzig wird in die Reichspoſt—⸗ 
verwaltung eingegliedert. 

‘2 

Der Reihöpoftminifter wird ermächtigt, den Uber⸗ 
gang des der Poſt- und Telegraphenverwaltung ber 
bisherigen Freien Stadt Danzig dienenden Vermögens 
zum 1. Januar 1940 im Benehmen mit dem Chef der 
Zwilverwaltung der biäherigen Freien Stadt Danzig 
oder der von ihm bejtimmten Stelle zu regeln. 


‘3 


Die Landespoftdireftion Danzig führt die Bezeich⸗ 
nung „Reichspoſtdirektion“. 


Berlin, den 20. Oktober 1939. 


834 
(1) Im Verkehr vom übrigen Reich nach ber bis⸗ 
herigen Freien Stadt Danzig gelten die Bedingungen 
und Gebühren des nlandsdienftes. 


(2) Im Paketdienſt gilt für Vafete vom übrigen 
Reich außer DOfipreußen nad) dei bisherigen Freien 
Stadt Danzig ftatt des an fich maßgebenden Gebühren- 
jabes jeweils der Gebührenſatz der nächitmiedrigen 
Zone. 


(3) Bei Ferngefprächen über 100 Kilometer bis 
700 Kilometer gilt für Gejpräche vom übrigen Reid) 
außer Oftpreußen nad) der bisherigen Freien Stadt 
Danzig ftatt des an ſich mafgebenden Gebührenjaßes 
jeweils der Gebührenjaß der nächjtniedrigen Gebühren- 
ſtufe. 

85 

Die Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 

in Kraft. 


Der Reichspoſtminiſter 


Ohneſorge 


Der Reichsminiſter des Innern 


In Vertretung 


Dr. Stuckart 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


Graf Schwerin von Kroſigk 


III 
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Belanntmachung 
bon Bedarfsſtellen der Wehrmacht, die zur Snanipruchnahme von Leiſtungen nach den SS 3b, 5, 10 
und 15 Abſ. 1 Nr. 5 des Reichsleiſtungsgeſetzes berechtigt jind. 


Vom 20, Ditober 1939, 


Auf Grund des $2 Abi. 2 des Neichsleiftungsgefees vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1645) 
wurden zu den in meiner Belanntmacung vom 15. Juli 1938 (Neichsgejetbl. I ©. 897) aufgeführten Bedarfs- 
ftellen der Wehrmacht noch folgende Bedarfsftellen der Wehrmacht beftimmt, die zur Inanſpruchnahme der nad)- 
ſtehend aufgeführten Leiftungen berechtigt find. 


' — an die nachgenannten Bedarfsitellen der Wehrmacht für nachftehend aufgeführte 
aef » und ihre vorgefegten Dienftitellen Reiftungen 















$3b Wehrwirtſchaftinſpektionen für Leiſtungen gewerblicher Betriebe zur 
Unterbringung und Durchführung 
rüſtungswirtſchaftlicher Aufträge; ſo— 
weit durch die verlangte Leiſtung Auf— 
gaben im Bereich des Generalbevoll- 
mächtigten für die Wirtjchaft beein- 
trächtigt werden, im Einvernehmen mit 
deffen zuftändiger Dienftitelle 


Heereöverpflegungsdienftitellen für alle Leiftungen, für die nanfpruch- 
nahme von Lagerräumen jedoc) nur zu 


vorübergehenden Sweden 





Wehrwirtichaftinfpektionen für Betreten oder Benugung von Grund» 
ftüden zur Erfüllung wehrwirtjchaft- 
licher Aufgaben, joweit dadurch die bis- 
herige Art der Benußung des Grund- 
ftüds nicht weſentlich beeinträchtigt 

wird 














Mehrwirtichaftinfpektionen und die von ihnen aus- 


für fonftige bewegliche Sachen und Rechte 
drüdlich beauftragten Wehrwirtjchaftitellen 


an joldyen 


Berlin, den 20. Oktober 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
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Verordnung über die vorübergehende Zulaſſung der Verwendung von Tellereiſen 
durch Forſtbeamte und Berufsjäger. 


Bom 11. Dftober 1939. 
Der Minifterrat Für die Neichsverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


Bis auf weiteres wird die Vorjchrift des $35 Abſ. 1 Nr. 9 des Reichsjagdgeſetzes vom 3. Juli 1934 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 549) dahin eingefchränkt, daß Forftbeamte und Berufsjäger im Sinne des $27 Abi. 3 Buchſt. a 
und b der Ausführungsverordnung vom 27. März 1935 (Reichögejebbl. I S.431) zum Reichsjagdgefeß mit 
schriftlicher Erlaubnis des zuftändigen Kreisjägermeifters Tellereifen ftellen dürfen. Die Veräußerung von Teller- 
eifen ift nur bei Vorlage diefer Erlaubnis geftattet. Die Erlaubnis ift jederzeit widerruflich. 


Berlin, den 11. Oktober 1939. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 


Göring 
Generalfeldmarjchall 


Der NReichsminifter und Chef der Neichsfanzlei 


Dr. Kammer 
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Zweite Verordnung zur Durchführung des Schutzbereichgeſetzes. 


Bom 11. Dftober 1939. 


Auf Grund des $13 des Schußbereichgefeßes vom 24. Januar 1935 (Reichsgeſetzbl. I S.499) wird im 
Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiftern verordnet: 


$1 
Eigentümer und Befiger von Grundftüden find un— 
bejchadet $7 Abſ. 1 des Gefeges auch verpflichtet, die 
Errichtung von Verteidigungsanlagen zu dulden. 


s 2 
(1) Für die Duldung von Anlagen nad) $ 1 wird an- 
gemefjene Entjchädigung gewährt. Ihre Feftitellung 
erfolgt nach dem Gefeß über die Landbeſchaffung für 


" Berlin, den 11. Oktober 1939. 


Swede der Wehrmacht vom 29, März 1935 (Reichs— 
gejeßbl. I ©. 467), joweit die Entjchädigung nicht in 
einem Umlegungsverfahren geregelt wird. 

(2) Die NReichsftelle für Landbeichaffung trifft die 
nad) $7 Abſ. 1 Sat 2 und 3 der Erften Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung des Geſetzes über 
die Yandbefchaffung für Swede der Wehrmacht vom 
21. Auguft 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 1097) etwa erfor- 
derlichen Anordnungen. 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 


ns nen 


Verordnung 
über die Einführung des Dentjchen Arzneibuchs, 6. Ausgabe 1926, 
in der Oſtmark. 


Vom 20. Dftober 1939, 


Auf Grund des Gefetes über die Wiedervereinigung 
Ofterreich8 mit dem Deutichen Reich vom 13. März 1938 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 237) wird folgendes verordnet: 


Si 

(1) Das Deutfche Arzneibuch, 6. Ausgabe 1926, nebit 
Nachträgen (Belanntmachungen des Neichsminifters 
des Innern Über das Deutiche Arzneibuch, 6. Nusgabe 
1926, vom 2. Auguſt 1926 — Deutfcher Neichsanz. u. 
Tireuß. Staatsanz. Nr. 179 — und über den erften und 
zweiten Nachtrag zum Deutjchen Arzneibuch vom 9. De: 
zember 1933- Deuticher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 
Nr. 289) gilt in der Oſtmark ab 1. Januar 1940, 


(2) Die mit der Verordnung RGEBl. Nr. 10/1906 


erlaffene VIII. Ausgabe der öfterreichiichen Pharma— 
lopde in der Faſſung der Verordnungen RGEBl. Nr, 


237/1910, BEBl. Nr. 404/1922, BGB. Nr. 345/1932 
und BGEBl. Nr. 71/1933 verliert damit ihre Gültigkeit, 
jedoch bleibt die Rezeptpflicht His auf weiteres für alle 
Arzneimittel beitehen, die nach den bisherigen Be- 
ftimmungen ($ 20 Abj. 1 der öfterreichifchen Apothefen- 
betriebsordnung — BGBL. II Nr. 171/1934 in der 
Faſſung der Verordnung BGBL. Nr. 24/1936 und Ta- 
bula IV der öfterreichifchen Pharmakopöe) an die ärzt- 
liche oder tierärztliche Verjchreibung gebunden waren. 
82 

(1) Arzneien und Arzneimittel, die zwar nicht den 
Vorjepriften des Deutjchen Arzneibuchs, 6. Ausgabe 
1926, nebſt Nachträgen, wohl aber den bisherigen öfter- 
reichifchen Vorſchriften entiprechen, fünnen noch bis 
zum 31. März 1940 vorrätig gehalten und abgegeben 
werden. 
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(2) Ale Arzneien und Arzneimittel mit Ausnahme 
von Oleum phosphoratum fünnen in bezug auf Art 
und Ort (kühl, vor Feuchtigkeit geſchützt, vor Licht ge- 
ſchützt, vorſichtig, ſehr vorſichtig uſw.) bis zum 31. 
März 1940 nad) den bisherigen öfterreichifchen Vor— 
ichriften aufbewahrt werden. 


3 
Die Auffchriften der Behältniſſe, in denen die nach 
Vorfchrift des Deutſchen Arzneibuchs nebit Nachträgen 
hergeftellten Arzneien und Arzneimittel vorrätig ge- 
halten werden, find diefen Vorſchriften bis zum 30. 
Juni 1940 anzupaffen. Jedoch find die Aufichriften der 
Behältniffe, in denen die nad) Vorjchrift des Deutichen 
Arzneibuchs nebſt Nachträgen hergeitellten Arzneien 
und Arzneimittel der Tabellen B und C vorrätig ge 
halten werden, diefen Vorſchriften bis zum 31. März 

1940 anzupalien. 

s4 
(1) Die Beſtände des nad) den bisherigen öfterreichi- 
ichen Vorfchriften hergeftellten Oleum phosphoratum 


Berlin, den 20. Oftober 1939. 
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find mit Einführung des Deutihen Arzneibuchs jofort 
zu vernichten. Es darf nur nod) Phosphorus solutus 
des Deutichen Arzneibuchs vorrätig gehalten werden. 


(2) Das Behältnis für Phosphorus solutus ift nad) 
Vorfchrift des Deutſchen Arzneibuchs aufzubewahren 
und weiß auf ſchwarz zu bejchriften. Außerdem bat das 
Gefäß den deutlichen, auffallenden Vermerk 1 + 19 
zu tragen. 


5 

Die durch die öfterreichiche Apothefenbetriebsord- 
nung nicht vorgejchriebenen Behelfe, die im Deutjchen 
Arzneibuch nebft Nachträgen zu den darin porgejehenen 
Unterfuchungen und Herftellungen vorgejchrieben find, 
find bis zum 31. März 1940 anzufchaffen, jedoch dürfen 
die zu maßanalgtifchen Beitimmungen bisher verwen— 
deten Meßgefäße noch bis zum 31. Dezember 1940 
verwendet werden. 


Der Reihsminifter des Innern 


In Vertretung 


Pfundtner 


| — 





Dritte Durchführungsverordnung zum Neuen Finanzplan (Dritte NFB) 


Vom 22, Ottober 1939 


Auf Grund des 811 des Geſetzes über die Finanzierung 
nationalpolitiſcher Aufgaben des Reichs (Neuer Finanz— 
plan —NF -) dom 20. März 1939 (NReichsgefebbl. I 
5,561) wird hierdurch verordnet: 


Zu $ 1 des Gejehes 
81 
Wegfall der Ausgabe von Steuergutſcheinen 


Steuergutſcheine I und II werden ab 1. November 
1939 nicht mehr ausgegeben. 


Zu $ 2 des Gejebes 
82 


Steuergutſcheine bei Bezahlung von 
Leiſtungen 


(1) Die Verpflichtung, $2 Abſatz 1 des Geſetzes ge— 
mäß in Steuerquticheinen zu bezahlen, erliſcht ab 1. No— 
vember 1939. 


(2) Das Recht der gewerblichen Unternehmer, Liefe- 
rungen und jonftige Yeiftungen untereinander bis zu 
40 vom Sundert des Nechnungsbetrages in Steuergut- 
icheinen zu bezahlen, bleibt bejtehen. 





























II 


H5 140-1046 





2068 
3 
Nicht ftenergutfcheinfähige landwirtfchaftlidhe 
Erzeugnifie 


(1) Außer den im $ 7 der weiten Durchführungs- 
berordnung zum Neuen Finanzplan (Zweite NRFOVO) 
vom 1. Juli 1939 (Reichsgefetbl. I S. 1078) bezeich— 
neten Erzeugniffen find nicht fteuerguticheinfäbig: 

1. inländifche Ölfaaten, 

2. Erzeugniffe der Kartoffelwirtichaft, und zwar 

a) Kartoffelmwalzmehl, 
b) Kartoffelftärfezuder, 
€) Glukoſe, 

d) Kartoffelſago, 

3. Hopfen. 

(2) Abſatz 1 ift auf Zahlungen anzuwenden, die ab 
dem Tag geleiftet werden, der auf die Verkündung der 
Verordnung folgt. 


84 
Erleichterung der Verwahrung 
und Überweifung von Steuergutſcheinen 
(1) Kür Steuerguticheine, die bei Kreditinftituten 
verwahrt werden, gilt das folgende: 
1. Die Vorfchriften des Geſetzes Über die Verwah— 
rung und Anjchaffung von Wertpapieren vom 
4. Februar 1937 (ReichBgefetbl. I ©. 171) gelten 
nicht für die Verwahrung und Anichaffung von 
Steuerguticheinen durch Kreditinftitute; 


Berlin, 22. Oktober 1939 
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2. Werden Gteuerguticheine Kreditinftituten zur 
Verwahrung anvertraut, fo geht das Eigentum 
an den Steuerguticheinen auf das Kreditinftitut 
über, ſoweit nicht etwas anderes ſchriftlich ver- 
einbart if. Das Kreditinftitut ift verpflichtet, 
dem Sinterleger jederzeit Steuerguticheine der- 
jelben Ausftattung, derjelben Fälligkeit und im 
gleichen Gefamtnennbetrag zurüdzugewähren; 

3. Gutjchriften müffen jederzeit durch eigene Be— 
ftände des Krebditinftituts an Steuergutjcheinen 
derjelben Ausftattung und Fälligkeit voll gededt 
fein. Anteile des Kreditinftitut3 an Sammel- 
beftänden einer Wertpapierfammelbanf und An- 
ſprüche gegen Kreditinftitute auf Lieferung von 
Steuerquticheinen ftehen den eigenen Beftänden 
qleic); 

4. Die Kreditinftitute unterliegen auch hinfichtlic) der 
Verwaltung von Steuerguticheinen der Drüfung 
nad) $ 33 des Gejeßes über das Kreditwejen vom 
25. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 195). 

(2) Abſatz 1 gilt auch für Steuerguticheine, die Kre- 

ditinftituten bisher in Verwahrung gegeben worden 
ſind. 
Zu $ 3 des Geſetzes 
85 
Keine Bewertungsfreiheit 

bei der Berechnung des Kriegszuſchlags 

Die Bewertungsfreiheit gilt nicht bei der Berechnung 

des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer. 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 
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Berordnung 
über die Stiftung des Kriegsverdienſtkreuzes. 


Bom 18. Oktober 1939. 


Als Deichen der Anertennung Für Verdienſte in dem uns aufgezwungenen Krieg, die feine Würdigung 
durch das Eiferne Kreuz finden können, jtifte ich den Orden des Kriegsverdienſtkreuzes. 
Artikel 1 
* Das Kriegsverdienſttreuz wird in folgender Abſtufung verliehen: 
RU Kriegsverdienftkreuz 2. Klafie, 
Kriegsverdienſtkreuz 1. Klaſſe. 


Die Verleihung erfolgt entweder mit Schwertern oder ohne Schwerter. 


Artikel 2 


(1) Das Ordenszeichen iſt ein achtſpitziges Kreuz, das ein rundes Mittelſchild mit dem Hakenkreuz und 
einer Eichenlaubumrandung trägt. 
(2) Die Rückſeite des Mittelichildes der 2. Klaſſe träat die Jahreszahl 1939. 
(3) Die 2. Klaſſe des Krieasverdienftfreuzes iſt bronzen, die 1. Klafje jilbern. 
Artikel 3 
Das Kriegsverdienftfreuz wird verliehen 


a) mit Schwertern für bejondere Verdienſte bei Einſatz unter feindlicher Waffenwirkung oder für 
beiondere Verdienſte in der militäriichen Kriegführung, 


b) ohne Schwerter für befondere Verdienſte bei Durchführung don fonitigen Kriegsaufgaben, bei 
denen ein Einjaß unter feindlicher Waffenwirkung nicht vorlag. 
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Artikel 4 


Die Verleihung des Eifernen Kreuzes (1939) oder der Spange zum Eifernen Kreuz des Weltkrieges 
ichließt die Verleihung der entiprechenden Klafie des Kriegsverdienftfreuzes aus. Wird das Eiferne 
Kreuz oder die Spange zum Eifernen Kreuz des Weltkrieges nach erfolgter Verleihung des Kriegs- 
verdienftfreuzes verliehen, jo iſt Die entiprechende Klaſſe des Kriegsverdienftfreuzes abzulegen. 


Artikel 5 


(1) Die 2. Klafje des Kriegsverdienftkreuzes wird am Band an der Ordensjchnalle oder im zweiten 
Knopfloch des Waffenrods getragen. Das Band hat einen ſchwarzen Mitteljtreifen und auf jeder Seite 
anjchließend je einen weißen und einen roten Streifen. 


(2) Die 1. Klafje des Kriegäverdienftkreuzes wird ohne Band auf der linken Bruftjeite getragen. 


Artikel 6 


Der Beliehene erhält eine Beſitzurkunde. 


Artikel 7 
Das Kriegsverdienftlreuz verbleibt nach Ableben des Beliehenen als Erinnerungsftüd den Sinter- 
bliebenen. 
Artikel 8 


Mit der Durchführung der Verordnung beauftrage ich den Chef des Oberfommandos der Wehrmacht 
und den Reichsminifter des Innern für ihren Bereich in Verbindung mit dem Staatsminifter und Chef 
der Drajidialfanzlei des Führers und Reichskanzlers. 


Berlin, den 18. Oktober 1939. 


Der Kübrer 
Adolf Hitler 


Der Chef des Oberfommandos der Wehrmadt 
Keitel 


Der NReihsminifter des Innern 
Frick 


Der Staatsminiſter 
und Chef der Präſidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers 
Dr. Meißner 
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Anlage 1 


(Zu Artikel 1 
vorftehender Verordnung) 
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Kriegsverdienjtkreuz mit Schwertern 


2. Klaſſe 





(bronzen) 


1. Klaffe 





(jilbern) 
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QAnlage 2 


Zur Artikel 1 
vorftehender Verordnung) 
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Kriegsverdienftkreuz ohne Schwerter 


2. Klajje 





(bronzen) 


1. Klajfe 





(jilbern) 
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Durchführungsverordnung 
zur Verordnung über die Stiftung des Kriegsverdienſtkreuzes. 
Vom 18. Oktober 1939. 


Auf Grund des Artikels 7 der Verordnung über die Stiftung des Kriegsverdienſtkreuzes vom 18. Oftober 1939 


(Reichsgejekbl. I S. 2069) wird folgendes bejtimmt: 
BR. 


(1) Die Verleihung des Kriegsverdienftkreuzes mit 
Schwertern und die Verleihung des Kriegäverdienit- 
freuzes ohne Schwerter an Angehörige der Wehrmacht 
erfolgt im Namen des Führers und Oberjten Befehls⸗ 
habers der Wehrmacht durch die Oberbefehlshaber der 
Wehrmachtteile und den Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht. Die Oberbefehlshaber der Wehrmacht— 
teile ſind ermächtigt, die Verleihungsbefugnis für das 
Kriegsverdienſtkreuz 2. Klaſſe bis zu den Kommandie- 
renden Generalen, Wehrkreis- und Luftgaubefehls- 
babern und Kommandeuren in entiprechender Dienit- 
ftellung zu übertragen. 


(2) Die Verleibung des Kriegsverdienftlreuzes ohne 
Schwerter an Nichtwehrmachtangehörige erfolgt liſten— 
mäßig durch den Führer auf Vorſchlag der Chefs der 
Oberften Reichsbehörden; die Vorfchläge find beim 
Staatsminifter und Chef der Dräfidialfanzlei des Füh— 
vers und Neichsfanzlers einzureichen, der Die Entſchei— 
dung des Führers herbeifühtt. 


Berlin, den 18. Oktober 1939. 


2 

Die Verleihung der einzelnen Klaffen richtet fich ledig- 
(ich) nach den Verdienften und ift nicht gebunden an 
Dienftgrad und Dienftftellung. Die Verleihung des 
Kriegsverdienftlreuzes 1. Klaffe ohne vorherige Ver: 
leibung des Kriegsverdienitfreuzes 2. Klaſſe foll auf 
bejonders hervorragende Verdienfte beichränft bleiben. 
In diefen Ausnahmefällen wird die 2. Klaſſe zugleid) 
mit der 1. Klajie verliehen. 


‘3 
Die Verleihungsvorfchläge find liftenmäßig nad) 
Klaffen geordnet aufzuitellen. 
‘4 
(1) Die Beligurkunden für das Kriegsverdienftkreuz 
mit Schwertern und für das an Angehörige der Wehr— 
macht verliehene Kriegsverdienftkreuz ohne Schwerter 
werden von den verleihenden M Nlitärbefehlshabern aus 
geſtellt. 
(2) Die übrigen Beſitzurkunden ſtellt der Staats— 
miniſter und Chef der Präſidialkanzlei des Führers und 
Reichskanzlers aus. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Staatsminiſter 
und Chef der Präſidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers 
Dr. Meißner 


— ——— — —— — — — — — — 


Verordnung 
über vorübergehende Maßnahmen auf Dem Gebiet des Schurniteinfegerrenhts. 
Bom 21. Dftober 1939. 


Auf Grund des Gefebes zur Anderung dev Gewerbe— 
ordnung für das Deutjche Neich vom 13. April 1935 
(Reichsarjegbl. I S.508) wird im Einvernehmen mit 
dem Reichaminifter des Innern verordnet: 


Artifel 1 
Zu der Verordnung über das Schornfteinfeger. 
weſen — To Sch — dom 28. Auli 1937 (Neidhe- 
gefetzbl. I ©. 831) umd der dazu erlaſſenen Mus 


Reichsgejegbt. 1939 I 


führungsanweifung — AusfAnw — vom 28. 
1937 (Neichsgefeßbl. I S 


Juli 
841) wird angeordnet: 


Zu $ 12 DOCH 
Die Vorſchrift des $ 12 (Erneuerung dev Bewer: 
bung) ailt bis auf weiteres nicht. 


Zu $20 BOCH 
Befindet ſich ein als Bezirksſchornſteinfegermeiſter 
zu beftellender Bewerber bei dev Wehrmacht oder einer 
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Schutzgliederung außerhalb der Wehrmacht, jo ift 
ihm von der erfolaten Beftellung ſchriftlich Nachricht 
zu geben. Die Bejtellung ala Bezirföfchornfteinfeger- 
meifter ift außerdem im Amtsblatt der höheren Ver— 
waltungsbehörde zu veröffentlichen. Mit dem Tage 
der Veröffentlichung ailt die Beſtellung als erfolgt. 


3u S 2] BOCH 
Bei der Beſetzung eines freien oder neugebildeten 
Kehrbezirks find auch diejenigen rangälteſten Bewer— 
ber zu berückſichtigen, die zur Wehrmacht oder zu 
einer Schutzgl iederung außerhalb der Wehrmacht ein— 
berufen ſind. 
Zu $ 22 BOCH 
Befindet ſich ein Bewerber, der als Bezirksſchorn— 
ſteinfegermeiſter beſtellt werden ſoll, bei der Wehr— 
macht oder bei einer Schutzgliederung außerhalb der 
Wehrmacht, ſo bedarf es der Beibringung eines amts— 
ärztlichen Gutachtens vor feiner Beitellung nicht, 


3u 833 Nr. 2 BOCH und Nr. 43 Ausf Anw 
Die Feuerſtättenſchau iſt durchzuführen. Soweit 
jedoch die dazu benötigten Arbeitskräfte nicht aus— 
reichen, kann der Umfang der Feuerſtättenſchau be— 
ſchränkt werden. 


Zu $ 37 Abf. 1 BOSCH 
Die Auffichtsbehörde kann von der Vorfchrift des 
$ 37 Abi. 1 (Beichäftigung von mindejtens einem 
Sejellen) Befreiung erteilen. 


3u 8 38 Abf.2 BOCH 
Cehrlinge dürfen vom Beginn des weiten Lehr— 
jahrs ab Kehrarbeiten jelbftändig und ohne Begleitung 
oder Aufjicht ausführen. 


3u S 45 BOCH 
(1) Die Altersgrenze wird aufachoben. 
(2) Frühere Bezi rksſchornſteinfegermeiſter, die das 
fünfundfiebenziafte Lebensjahr noch nicht überfchritten 


Berlin, den 21. Oftober 1939. 
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haben und deren Beftellung auf Grund der SS 45, 56 
bereits erlofchen ift ſowie frühere Bezirksſchornſtein— 
fegermeijter, deren Beftellung gemäß S47 Nr. 6 wider: 
tufen worden ift, find verpflichtet, fich unverzüglich 
bei der für ihren früheren Kehrbezirk zuftändigen 
höheren Verwaltunasbehörde ju melden. 

(3) Die höhere Verwaltungsbehörde foll einem 
früheren Bezirksſchornſteinfegermeiſter, ſoweit er 
noch aufſichtsfähig iſt, für den Fall, daß ſein früherer 
Kehrbezirk durch Einberufung des jetzigen Bezirks— 
ſchornſteinfegermeiſters zur Wehrmacht oder zu einer 
Schußgliederung außerhalb der Wehrmacht verwaiit 
ift, die Stellvertretung für diefen Bezirk übertragen. 
Iſt Diefer Kehrbezirk nicht verwailt, jo kann dem 
früheren Bezirksfchornfteinfegermeifter nach An— 
hörung des Obermeifters der Schornſteinfegerinnung 
die Stellvertretung auch in einem anderen ihm zumut- 
baren Kehrbezirk übertragen werden. 


(4) Während der Tätigkeit des früheren Bezirk: 
Ihornfteinfegermeifters als Stellvertreter rubt die an 
diefen zu zahlende Rente des Verforgungsvereins 
Deutfcher Schornfteinfegermeifter. 


(5) Falls ſich ein im Abſ. 2 genannter früherer Be- 
zirksſchoörnſteinfegermeiſter ohne triftigen Grund bei 
der höheren Verwaltungsbehörde nicht ineldet oder die 
Übernahme einer ihm jumutbaren Stellvertretung 
ablehnt, ruht die an ihn zu zahlende Rente des Mer: 
jorgungsvereins Deutfcher Schornfteinfegermeifter 
ebenfalls. 

Artifel 2 


Die zur Durchführung und Ergänzung diefer Ver: 
ordnung erforderlichen Nechts- und Verwaltungsvor: 
jchriften werden von dem Neichswirtichaftsiminifter 
im Einvernehmen mit dem Neichsminifter des Innern 
erlafien. 


Artikel 3 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver— 
fündung in Kraft. Der Zeitpunkt des Außerkraft— 
tretens wird beſonders bekanntgemacht. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Yandfried 


Der NReichsminifter des Innern 


In Vertretung 
H. Himmler 
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Erite Durchführungsderordnung zum Reichsleiſtungsgeſetz 
— Beſtimmung der Treisangehörigen Gemeinden und der zuftändigen Behörden und Berwaltungsgeridte —. 


Bom 23. Dftober 1939. 


Auf Grund des $ 33 des Gejebes über Sachleiftungen 
für Reichsaufgaben (Neichsleiftungsaejes) vom 1. Sep— 
tember 1939 (Reichsgejegbl. I ©. 1645) wird bier: 
mit für das Gebiet des Großdeutichen Reichs folgen- 
Des verordnet: 

S 1 

(1) Der Beariff der Kreisangebörigfeit im Sinne 
des 8 22 Abſ. 3 und des S 27 Abf. 1 des Reichslei- 
ſtungsgeſetzes beſtimmt fich nach den Vorfchriften der 
Deutichen Gemeindeordnung vom 30, Januar 1935 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 49) und ihren Durchführungs- 
berordnungen und Einfübrungsverordnungen. 

(2) Außerhalb des Geltungsbereidyg der Deutichen 
Gemeindeordnung aelten als nichtfreisangebörig die 
Hanfeftadt Bremen und die Städte Danzia und 
Soppnt, als Freisangehörig alle übrigen Gemeinden 
im Gebiet der früheren Freien Stadt Danzig jowie 
ſämtliche Gemeinden im Gebiet des Droteftorats 
Böhmen und Mäbren. 


82 
Als Aufſichtsbehörde im Sinne des $ 22 Abſ. 3, 
des $ 26 Abſ. 2 und des S 27 Abi. 1 des Neiche- 
leiftungsgejeges gilt die Kommunalauflichtsbehörde, 
im Vroteftorat Böhmen und Mähren der Ober- 
landrat. 
83 
Als untere Verwaltungsbehörde im Sinne des 
Neichsleiftungsgefeßes und feiner Durchführungsvor— 
Ichriften gilt 
l. in nichtfreisangebörigen Städten der Oberbür- 
germeifter (in der Stadt Danzig bis zur 
Berufung des Oberbürgermeifters die Die 
Stadtgemeinde leitende Stelle), 

im Reichsgau Wien der Meichsitattbalter — 
Gemeindeverwaltung — (bis zu deſſen Be- 
rufung der Reichskommiſſar für die Wieder— 
vereinigung Öfterreichs mit dem Deutjchen 
Neid — Gemeindeverwaltung des Reichs: 
gaues Wien), 

in der Hanſeſtadt Hamburg der Reicheſtaätt— 
halter — Gemeindeverwaltung — und 

in der Hanfeftadt Bremen der Negierende Bür- 
germeijter, 

2. im Droteftorat Böhmen und Mähren der Ober: 
landrat, 


3. im übrigen der Landrat, in Bremen der Land: 
herr. 


84 
(1) Als höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des 
Neichsleiftungsgejetes und feiner Durchführungsvor- 
ichriften gilt 
in Vreußen (mit Ausnahme der Reichshauptſtadt 
Berlin), in Bayern, in Sachen, im Reichsgau 
Sudetenland und im Gebiet der früheren Freien 
Stadt Danzig der Negierungspräfident, in Berlin 
der Stadtpräfident, 


in den Neichsgauen der Oftmarf mit Ausnahme des 
Reichsgaues Wien der Neichsitattbalter (bis zu 
dejlen Berufung der Yandeshauptmann), im Reichs: 
gau Wien der Neichsitattbalter — Staatliche Ver- 
waltung — (bi8 zu dejlen Berufung dev Neichs- 
kommiſſar für die MWiedervereinigung Oſterreichs 
mit Dem Deutjchen Reit — Staatliche Werwal- 
tung des Neichigaues Wien), 

Württemberg und Baden der Minifter des In— 
nern, für Enticheidungen nah 827 der Wirt 
ſchaftsminiſter im Einvernehmen mit dem Mini: 
fter des Innern, 

Thüringen der Reichsitatthalter, Minifterium des 
Innern, für Enticheidungen nach 8 27 der Reichs— 
ſtatthalter, Wirtichaftsminifterium im Einver- 
nehmen mit dem Minilterium des Innern, 


) 


— 
— 


in Hamburg ...... der Neichsitattbalter 
(Staatlihe Verwaltung), 

ie, der Reichsitattbalter 
(Vandesregierung), 

in Medlenburg .... das Staatsminifterium, 
Abteilung Änneres, 

in Oldenburg ..... der Minifter des Innern, 

in Braunfchweig ... das Minifterium des Innern, 

in Bremen .„..... der Negierende Bürger: 
meiſter, 


in Anhalt das Staatsminiſterium, Abteilung Inne— 
res, für Entſcheidungen nad S 27 das Staats— 
minifterium, Abteilung Wirtichaft im Einver: 
nehmen mit der Abteilung Inneres, 
in Lippe der Reichsitatthalter 
- (Landesregierung), 
in Schaumbura-Lippe die Landesregierung, 
im Saarland der Reichskommiſſar für das 
Saarland, 


im Vroteftorat 
Böhmen und Mähren der Reichsprotektor. 
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(2) Im Reichsgau Wien, in der Sanfeftadt Sam 
burg und in der Hanfeftadt Bremen tritt im Falle 
des $ 27 Abſ. 3 Satz 1des Reichsleiſtungsgeſetzes an 
Stelle der Beſchwerde der Einſpruch. Dieſer iſt inner: 
halb einer Friſt von zwei Wochen bei der unteren 
Verwaltungsbehörde einzureichen. 

85 

(1) Die Behörden, bei denen nach $ 22 Abſ. 2 des 
Reichsleiftungsaefetes die Leitungen anzufordern 
find, find 

a) bei Yeiftungen auf Grund der 885 und 6 die 

unteren Verwaltungsbehörden, 

b) bei Yeiftungen auf Grund des 88 fowie des 

s 15 Abſ. 1 Nr. 5, wenn es ſich um Lebens- 
oder Futtermittel handelt, die unteren Per: 
waltungsbehörden (Ernährungsämter), 

c) bei Yeiftungen auf Grund der 889 und 11 
jowie des $ 15 Abſ. 1 Nr. 5, wenn es ſich nicht 
um Yebens- oder Futtermittel handelt, die 
unteren VBerwaltungsbehörden (Mirtichafts- 
amter), 
bei Yeiftungen auf Grund des $ 14 die Neichs- 
kommiſſare bei den Induſtrie- und Handels— 
kammern. 


— 
—“ 
— 


(2) Können die im Abi. 1 aufgeführten Behörden 
der Anforderung nicht entfprechen, fo ift von Ihnen 
die Anforderung den nadjitehend aufgeführten Be- 
hörden vorzulegen, foweit dies nicht bereits Durch Die 
Bedarfsftelle unmittelbar geſchieht: 

a) bei Yeiftungen auf Grund der SS 5 und 6 den 

höheren VBerwaltungäbehörden, 

b) bei Yeiftungen auf Grund des 88 ſowie dei 
815 Abſ. 1 Nr.5, wenn es fi) um Lebens- 
oder Futtermittel handelt, den Landes- (Pro— 
vinzial-) ernäbrungsämtern, im Vroteftorat 
Böhmen und Mähren dem Neichsproteftor, 

c) bei Yeiftungen auf Grund der $S 9, 11 und 14 
ſowie des $ 15 Abſ. 1 Nr. 5, wenn e8 ſich nicht 


Berlin, den 23. Oftober 1939, 


Neichsgefegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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um Lebens- oder Futtermittel Handelt, den 
Reihsftatthaltern, Candesregierungen, Ober: 
präfidenten und Regierungspräfidenten am Sit 
von Wehrfreisfommandos (Bezirkswirtſchafts— 
ämter — im Falle des S 11 Bezirkswirtſchafts— 
ämter oder Forft- und Holzwirtichaftsämter) 
und dem Negierungspräfident in Düffeldorf 
Bezirkswirtſchaftsamt), im Vroteftorat Böh- 
men und Mähren dem Reichsproteftor, 

(3) Bis zur Berufung der Neichsftatthalter in der 
Oftmarf üben in Wien dev Reichskommiſſar für die 
Wiedervereinigung Öfterreichd mit dem Deutfchen 
Reich — Staatliche Verwaltung des Reichsgaues 
Wien — und in Salzburg der Landeshauptmann die 
nad) Abſ. 2 Buchſt. ce den Neichsitatthaltern (Bezirks— 
wirtſchaftsämtern und Forit- und Holzwirtichafts- 
ämtern) zuftebenden Befugniffe aus. 


6 

Soweit die Bedarfsftelle eine Leiſtung auf Grund 
der $$ 5, 6, 8, 9, 11, 14 oder 15 Abf. 1 Nr. 5 des 
NReichsleiftungsarfehes nah 822 Abſ. 2 nicht un- 
mittelbar anfordern kann, kann fie eine Beſchlag— 
nahme auf Grund des $25 nur im Einvernehmen 
init derjenigen Behörde anordnen, bei der die Leiftung 
nad) 85 Abſ. 1 diefer Verordnung anzufordern ift. 


UN 


{ 

Bis zur Errichtung eines Reichsverwaltungs— 
gerichts entjcheidet nach S 27 Abſ. 3 Sat 2 des Reichs— 
leiftungsgejeßes an deſſen Stelle das Vreußifche Ober: 
verwaltungsgericht im Beichlußverfabren. 


8 


Die Erjie Verordnung zur Durchführung des 
Wehrleiftungsgefeges — Beltimmung der freitange: 
börigen Gemeinden und der zuftändigen Behörden 
und VBerwaltungsgerichte — vom 14. Juli 1938 
(Neichsgejerbt. 1 ©. 896) wird aufgehoben. 


DerNKeihsminifier des Innern 
Frick 


— — —ñ— — e —ñ— — — — — — — — —— —————— 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint im zwei geſonderten Teilen — Teill und Teil —. 

Sortlaufender Bezug mur durch die Poſt. Bezugspreis vwiertehjährlih für Teil = 23,0 RA, für Teil = 2,50 .AMN. 
Einzelbesug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Neichsperlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorfifirafe Nr, 4 
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Seite 
12.10.39 Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Verwaltung der beſetzten 
polnifchen Gebiete 





Erlaf des Führers und Reichskanzlers 
über die Berwaltung der bejegten polnijchen Sebiete. 


Bom 12. Oktober 1939. 


Un die öffentliche Ordnung und das öffentliche Leben in den bejeßten polnifchen Gebieten wieder- 
berzujtellen und aufrechtzuerhalten, ordne ich an: 


— — — 


st | 
Die von den deutfchen Truppen befetten Gebiete werden dem Generalgouverneur für die bejekten 
polnijchen Gebiete unterjtellt, joweit fie nicht in da8 Deutſche Reich eingegliedert find, 


cexX 82 
(1) Sum Generalgouverneur für die bef etzten polnifchen Gebiete beftelleich den ReichsminifterDr. Fran \ 
(2) Zum Stellvertreter des Generalgouverneurs bejtelle ic) den Reichsminifter De: ep Juguuih 
3 


(1) Der Generalgouverneur unterfteht mir unmittelbar, 


(2) Dem Generalgouverneur werden jämtliche Verwaltungszweige zugewiefen. 


‘4 
Das bisher geltende Recht bleibt in Kraft, ſoweit e8 nicht der Übernahme der Verwaltung durch das 
Deutjche Reich widerfpricht. 


85 


(1) Der Minifterrat für die NeichSverteidigung, der Beauftragte für den Vierjahresplan und der 
Generalgouverneur können durch Verordnung Recht ſetzen. 


(2) Die Verordnungen werden im ‚Verordnungsblatt für die beſetzten polnifchen Gebiete‘! verkündet. 


86 


Der Vorfigende des Minifterrats für die Neichsverteidigung und Beauftragte für den Vierjabresplan 
ſowie die Oberſten Reich&behörden können Anordnungen, die für die Dlanung des deutjchen Lebens— 
und Wirtichaftsraumes erforderlic) find, auch für die dem Generalgouverneur unterftellten Gebiete treffen. 


Neichögefekbl. 1939 I 


" 
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7 
(1) Die Koften der Verwaltung trägt das beſetzte Gebiet. 


(2) Der Generalgouverneur ftellt einen Saushaltsplan auf. Der Haushaltsplan bedarf der Geneh- 
migung bes Reichsminiſters der Finanzen. 


8 
(1) Sentralftelle für die beſetzten polnifchen Gebiete ift der Neichsminifter des Innern. 


(2) Die zur Durchführung und Ergänzung diefes Erlaffes erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorjchriften erläßt der Neichsminifter des Innern. 


$ 9 


(1) Diefer Erlaf tritt in Kraft, jobald und joweit ich den dem Oberbefehlshaber des Heeres erteilten 
Auftrag zur Ausübung der Militärverwaltung zurückziehe. 


(2) Die Befugnis zur Ausübung vollziebender Gewalt bleibt einer Sonderregelung vorbehalten. 


Berlin, den 12, Oktober 1939, 


Der Führer und Neichsfanzler 
Adolf Hitler 


Der Vorſitzende des Minifterrats für die Reichsverteidigung 
und Beauftragte für den Bierjabresplan 


Göring 
Generalfeldmarjchall 
DerReihsminifter des Innern 
Frick 


Der Stellvertreter des Führerg 
R. Heß 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Oberbefehlshaber des Heeres 
von Brauchitſch 


Der Reichsminiſterdes Auswärtigen 
von Ribbentrop 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


x Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


EN ann un 
4 


x 
' 


\ Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt ın der Reichsdruckerer, Berlin. 
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A a TE RR ET NEE KT SER SEE TER 


Zweite Beroronung 
über FZormblätter jür die Gliederung des Zahresabjchlujjes der Streditinftitute. 


Bom 18. Dftober 1939, 


Auf Grund der $$ 134 und 219 Abf. 3 des Aktien- 
aeiehes, des $ 33g des Genojjenjchaftsgejeßes und des 
Geſetzes Über Formblätter für die Gliederung des 
Tahresabichluffes vom 11. Dezember 1935 (Neichs- 
aejeßbl. I ©. 1432) wird verordnet: 


$1 
(1) Auf die Jahresabichlüffe von Aftiengejellichaften 
und Kommanditgejellichaften auf Aktien, die Bank— 
oder Sparkaſſengeſchäfte im Inland betreiben, jind 
$ 131 Abi. 1 und $ 132 Abſ. 1 des Aktiengeſetzes nicht 
anzuwenden. Die Jahresbilanzen find unbefchadet einer 
weiteren Gliederung nad) dem anliegenden Mufter 1 


> aufzuftellen. 


(2) Für gewerbliche und Ländliche Zentralkaſſen tritt 
an Stelle des Mufters 1 das anliegende Mufter 2. 


2 
Die Jahresbilanzen von Gefellichaften mit befchräntter 


betreiben, find unbeichadet einer weiteren Gliederung 
nach dem anliegenden Mufter 1 aufzuftellen. 


$3 
Auf die Tahresabjchlüffe von eingetragenen Ge- 
nofjenfchaften, die Bant- oder Sparkafjengejchäfte im 
Inland betreiben, find $ 33d Abf. 1 und $ 33f Abi. 1 
des Genofjenichaftsgejeges nicht anzuwenden. Die 
Jahresbilanzen find unbejchadet einer weiteren Öliede- 
rung nad) dem anliegenden Mufter 2 aufzuftellen. 


S4 
Die Jahresbilanzen von Einzelfirmen, offenen Han- 
delsgejellihaften und Stommanditgefellichaften, die 
Bank oder Sparkafjengeichäfte im Inland betreiben, 
find unbefchabdet einer weiteren Gliederung nad) dem 
anliegenden Mufter 3 aufzuftellen. 


$5 


Das Reichsauffichtsamt für das Kreditweſen kann für 


die Aufftellung der Jahresabjchlüffe der Kreditinstitute 


Haftung, die Bant- oder Sparkafjengeichäfte im Inland | Richtlinien erlajjen. 
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Dieſe Verordnung gilt nicht für 

- a) Sparfafien, 

b) Werkiparkafjen nad) $ 27 des NReichögefeßes tiber 
das Kreditweſen, 

c) Brauerei-Rundenfparkaffen, 

d) Baufparkafjen und ſolche Gejchäftsbetriebe, die 
diefen nad) $ 112 Abſ. 2 des Gefehes über die 
Beaufjichtigung der privaten Verficherungs- | 
unternehmungen und Baufparkaffen vom 6. Juni | 
1931 GReichsgeſetzbl. I ©. 315) in der Faffung 
bes Geſetzes vom 5. März 1937 GReichsgeſetzbl. I 
©.269) gleichgeftellt find oder gleichgeftellt werden, 

e) Verbrauchergenofjenichaften, 

f) reine Bodenfreditinftituteeinfchließlich der Schiffs- 
pfandbriefbanfen, 


g) gemeinnügige Wohnungsunternehmen. 


87 

Die Verordnung über Formblätter für die Gliederung 
des Jahresabſchluſſes der Kreditinſtitute vom 17. Ja— 
nuar 1936 (NReichögefegbl. IS. 27) und $ 24 der Erſten 
Durchführungsverordnung zum Altiengeſetz vom 
29. September 1937 (NReichögefeßbl. IS. 1026) werden 
aufgehoben. Jedoch find die Jahresbilanzen für Ge- 
Ihäftsjahre, Die vor dem 1. Januar 1939 begonnen 
haben, noch nad den bisherigen Vorfchriften auf- 
zuitellen. 





Berlin, den 18. Oktober 1939. 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Der Reichswirtichaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Kandfried 
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i Anlage 1 
(Zu $ 1 Qbf. I vorftehenber 
Verordnung) 





— Muster 1 — 


Sormblatt 
für die Zahresbilanz der Kreditinstitute 
in der Rechtsform 
der Aktiengesellfchaft, der Kommanditgefellfchaft auf Aktien 
und der Gejelljchaft mit bejchränkter Haftung 


—VL 





Name des Kreditinftituts 


> 602 


(Handelswecjel nach $ 16 Abſ. 2 WG) ...................... RT EEE 
5. Schatzwechſel und unverzinsliche Schatanweiſungen des Reichs und der Länder „er rer r 
Sn 5 jind enthalten: Schabwechſel und Schapanweilungen, die 
die Reichsbank beleihen darf ».-.rsrrrr nennen nennen nn nn nn BE N 
6. Eigene Wertpapiere 2 
a) Anleihen und verzinsliche Schatzanweiſungen des Reichs und der Länder ........* 
b) jonitige verzinsliche Wertpapiere »...:..n re rennen nennen tn 
ce) böriengängige Dividendenwerte ....-..rcrsrnenesers nn 
d) fonftige Wertpapiere .-uenennesnnunnnennnnnne nennen nennen 
In der Gejamtiumme 6 iind enthalten: Wertpapiere, die bie 
Reichsbank beleihen darf ..............4****2* J 
7. Konſortialbeteiligungen .. .. .........*21 BES ENTTT re ee 
8, Hurzfällige Forderungen unzweifelhafter Bonität und Liquidität gegen Kreditinftitute ..... 
Davon Find täglich fällig Noftroguthaben) „nun nnennennnnnnen 7 er 
9, Forderungen aus Report⸗ und Lombardgeichäiten gegen börjengängige Wertpapiere ...... 
10. Vorſchüſſe auf verfrachtete oder eingelagerte Waren 
a) Rembourskredite „....s2resennsenanennennnenennan en ennn nenn nu 20 en an nn .. 
b) jonftige kurzfristige Kredite gegen Berpfändung bejtimmt bezeichneter marftgängiger 
TBATEN soo 00n nn 00. a ER a ED N ET Se Mr RE SER 
11. Sthuldner 
8) Rrebitinitute „eos onnsnennnsnsnnn anne uenunansnnennne nennen ne een a TT 
b) fonftige Schuldner ... rn nennen nenn nn Me 
In der Gejamtiumme 11 find enthalten: 
aa) gedeckt durch börjengängige Wertpapiere ..............* EEE TER 
bb) gededt durch jonitige Sicherheiten .... ......... ..**64 TEEN 
12. Hypotheken, Grund» und Rentenichulden nennen nennen nennen 
13. Langfristige Ausleihungen gegen Kommunaldeckung .. .........···.********* ax 
14. Durchlaufende Kredite (nur Treuhandgeichäfte) .. ..... ...··..******* D 
Außerdem Entſchuldungsdarlehen .........2*7 — — — 
15. Beteiligungen ($ 131 Abſ. 1A II Nr. 6 des Altiengeſetzes) ernennen ent 
Davon find Beteiligungen bei anderen Kreditinitituten ....... RER a Seht 
16. Grundſtücke und Gebäude £ 
a) dem eigenen Geſchaftsbetrieb dienende ... nennen nn 
ſſſſſ 77 
17. Bettiebs⸗ und Geichäftsausftattung 
18. Ausſtehende Einlagen auf das Grund— oder Stammkapital ..............*** 
19. Eigene Altien oder Seichäftsanteile und Aftien oder Geichäftsanteile einer berrichenden 
Geſellſchaft .......... 2 E ELSE 
(Nennbetrag der eigenen Aktien oder Geſchäftsanteile „....» 22** A ) 
(Nennbetrag der Aftien oder Gejchäftsanteile eimer berrichenden 
RED EEE hen ee ya NE N 
90, Posten, die der Nechnungsabgrenzung Blasen: 1er EEE TEEN 
91, Reinverluſt 
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Imussesnsn nennen weten 


Aktiva 

. Barrejerve ö 

a) Kaſſenbeſtand (deutiche und ausländiiche Zahlungsmittel, Gold) ..... 7 

b) Guthaben auf Reichsbankgiro⸗ und Poſtſchedlonto „nenn nn 
‚ Fällige Zins und Dividendenichheine ..... een 
Schechs nn nennen nn N Y GESTERN RE N EN 
‚ Wechiel . 

a) Wechjel (mit Ausſchluß von Buchſt. b und ©) nr... en nn nn nn 

b) eigene Biehungen 

e) eigene Wechſel der Kunden an die Order der Bank —.........* ae a 


Sn der Gejamtjumme 4 ſind enthalten: Wechjel, die dem $13 
Abi, 1 Nr.1 des Geſetzes über die Deutiche Reichsbank entiprechen 
) 


Gewinn 19.. 
Verluſt 19.. 


Summe der 


In den Altiven umd in Den Paſſiven 14, 15 und 16 iind enthalten: 


III 





Sahresbilanz von Ende 


En EEE ne - — 


a) Forderungen an Konzernunternehmen ns ee ET Fer > Müh TS 223* * 
b) Forderungen an Mitglieder Des Roritands, an Geſchäftsführer und an andere im $ 14 Abi. 1 und 3 KWGo 
genannte Perſonen iomwie an Unternehmen, bei denen ein Inhaber oder perſönlich haftender Geſellſchafter 


dem Kreditinftitut als Geſchäftsleiter oder Mitglied eines Verwaltungsträgers angehört 


— —— — — — 


Aftiva .... 


ERBE 2000 2 Se 


ec) Anlagen nach 317 Ab}. 1 Ba ne 


d) Anlagen nad s 17 Abſ. 2 AWO (Aktiva 15 und 16) aososnnorenernrr rennen nn nenne nee 


⏑ν 


2 





— — 
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RM Ri RM Rn 
1. Gläubiger 
a) jeitens der Rundichaft bei Dritten benußte Kredite ..... ........4 
b) ſonſtige im In⸗ und Ausland aufgenommene Gelder und Kredite ....... ......... 
ce) Einlagen deuticher Kreditinftitute „...--runssserennennnnnn nenn SER: 1... 
A EEE TETLOPESTRTILTT PEFTTTETTERTR BE seniee 
Von der Summe Bucht. ce und d entfallen auf 
a8) jederzeit fällige Gelder -.......-.rrrsssrn0onsnnnnnnene SR An 
bb) fejte Gelder und Gelder auf Kündigung ... . .. .. . ....... BR — 
Bon bb werden durch Kündigung oder ſind fällig 
a EEE ENT PET TEN 5 — — 
2. darüber hinaus bis zu 3 Monaten ................ 7 a Er, 
3. darüber hinaus bis zu 12 Monaten ................ RM. 
BE IR TR 2 rasant RM 2 
2. Verpflichtungen aus der Annahme gezogener und der Ausjtellung eigener Wechjel (Afzepte 
und Solawechjel), jomweit fie jih im Umlauf befinden „.uruuenununnonensnsnnnnnn nn nun nn 
3. Spareinlagen 
u) WE eine RESET. nn. anna sn eine en 
u PIERRE VRR VEREEEEERRTHENEE 0 e keinen 
F RE rear DE Een 
Davon Schuldverſchreibungen im Umlauf ... ......... RH — — 
5. Supothelen, 
6. Durchlaufende Kredite (nur Treuhandgeſchäfte)d 
Außerdem Entjchuldungsdarlehen -....urusurononnnnnnsnnnnn nn nn ER m. rk | 
7. Grund» oder Stammkapital; beim Grundkapital jind die Gejamtnennbeträge der Aktien jeder 


ftimmenzahl und die der übrigen Aktien zu vermerken; bedingtes Kapital ift mit dem Nenn- 
a DREIER BE er en eat 


Rücklagen nach $ 11 EWG 
DR DEE RE 55 ET a ee 
b) ui FREE EI EEE een ann naar en ee 
A RE a a ag Aa SE a Pesch schen | 
10, VOR Zr 5 da oe es a a a a . 
se ee a ar ae ee eg ee ee ee | —— | 
> 12, Poften, die der Rechnungsabgrenzung | 
13. Neingewinn 
EEE NEE ER RR u nenne ae aha 
RIED. ER EN EEE 2 al aan ah aa ae aber ende 
ER En an a ve Re nn ah an a Fe ah eu oe Aa 
EB 0 SB ae a En 1a 1 Sr Ze Eee a ra 


aD 








Summe der Paſſiva .... 


10. SE DEE OR TREE 6 2 a 5 ee ea ee re 
15. Verbindlichleiten aus Bürgichaften, Wechiel- und Schedbürgichaften ſowie aus Gemwähr- 
leiftungsverträgen ($ 131 Abi. 7 des AUltiengejeßes) ....-.cr0n0nnnonenen eurer en nenn 
16. Eigene Sndoflanrentsverbindlichkeiten 
B). 008 RieiterbenPBENEn 
b) aus eigenen Wechſeln der Hunden an die Order der Bank —P....................... 
0) GuE WERE TRIERER. Ser Ban. hen aan a he a ea ae 
17. In den Ralliven iind enthalten: 
a a gegenüber Konzernunternehmen (einichlieflich der Verbindlichkeiten unter Paſſiva 14, 15 | 
TOD, un er. 5 RER EEE Fa ET FR An ee er a De ee ee ne ae 
b) Gejamtverpflichtungen nach $ 11 Abi. 1 AWG (Ralliva 1 bis 5 und 14) 
— €) Geſamtverpflichtungen nach $ 16 KWO (Paſſiva 1, 2, 4, 5 und 14) ................. ..... ......... 
18. Geſamtes baftendes Cigenfapital nach $ 11 Abi. 2 WG (Paſſiva 7, 8 und 13 — ſoweit eine Zuführung zu den 
Nüdlagen nach $ 11 des Gejeges erfolgt — abzüglich Altiva 18, 19 — Nennbetrag der eigenen Aktien oder Geichäfts- 
DEE ee: RE EEE TEE a en Aa a a ee ER EEE ER ee re ee ee ee 


(Unterichrift des einreichenden Kreditinſtitute 
Reichsgeſetzbl. 1939 I >30 


9,411111)4 
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Anlage 2 
(3u $ 3 vorftehender 
Verordnung) 


— Muster 2 — 


Sormblatt 
für die Sahresbilanz der Kreditinstitute 
in der Rechtsform 
der eingetragenen Senojjenjchaft ſowie für die Zentralkajjen 
in der Rechtsform der Aktiengefelljchaft 


IINNIÄUNNNNMN 


H5140-1064 








Na SEE EEE — 
RER Zentralkaſſe 
Aktiva 
RM M 
Il. Kaſſenbeſtand und Guthaben auf Reichsbankgiro- und Poſtſcheckkonto (Barreſerve) ......... 
2. Sched3, fällige Zind- und Ae 
3. Bejtandsiwechiel 
5) ROEONOS KOBRE Wie sy arena. de Fr aa er ea Koma Ahead ee 
Davon jind Wechjel, die dem $ 13 Abſ. 1 Nr. 1 des Gejekes über 
die Deutiche Reichsbank entiprechen (Handelswechiel nach $ 16 
ER: VOR EN ERRTTT  NL N 
9) OHNE = > 0.0 0 a he aa er rn Ka re A ee N ER Te j 
4, Wertpapiere (jomweit nicht in 10 enthalten) | 
a) Anleihen und Schabanweilungen des Neich und der Länder ...................... ee 
b) jonitige verzinsliche Wertpapiere (Blandbriefe w.&.)...onrnnesonnnneenenusnuncnre 
c) jonitige Wertpapiere ............ En EN 
In der Gejamtiumme 4 jind enthalten: Wertpapiere, die die | 
GECHERDINE Geiste WÄR. >40 00.0.0 010 0.6 6a a ae ee Me ne ah SE ange 
5. Bankguthaben 
a) mit einer Fälligkeit bis zu 3 Monaten 
aa) bei genojlenichaftlichen Zentralfreditinftituten. .......... Te | 
bb) bei jonftigen Kreditinftituten. ......................... TER... CR SZ | 
Von der Gejamtiumme a jind täglich fällig (Noſtro— 
EEE. = >= 65 ee ae RE ee She vi I 
b) längerfriftige Guthaben bei genofjenjchaftlichen Zentralkreditinftituten ............... 
b. Schuldner 
a) Streditinftitute 
a8) in ee — 
bb) jeftbefriftete Daeſßſßſßßc BEINEN! — 
b) ſonſtige Schuldner 
er a arte A e R A. ee 
BON EETRERENE SEEN: 53 ee a ee ee u 
00)  MENDCHEORDESNERENE 3 5 a et dee a rer DE nn nase ER 
7. Hypothelen, Grund- und Nentenjchulden, Raufgelder u. dgl. ........................... 
———  daana5 an  EEE 
9. Durchlaufende Kredite (nur Treuhandgeſchäfte) ..... ET ES 
Außerdem Entichuldungsdarlehen ....2-zcrsuneenononsoonenen en en 7 ARE 
SO ESEREEER = 5 0.2 0 0a a0 
il. Grundjtüde und Gebäude | 
BY: SUEDEDENGE CHEN ne Es nie nat | — 
b) bebaute Grundſtücke 
aa) dem Geſchäftsbetrieb der Genoſſenſchaft dienende ......... DE EHER TEN 
EN RE 2 Ra ee ee EEE Re 10 She 2 | SE 
13, Meixiebl- unb GEihäitBandlkaitee: a a a ea een 
1 la 
14, Boten, die der Nechnungsabgrenzung dienen ....uueenenoesnnnnnnnnn nennen nn ne 
15. Neinverluft 
ISETTURROERRG aD Bei TEA: = 5 aa a RT a ee ————— 
DBD— au Deu BSH < 4.3 30 a ee ae Erste Senne — A 
EEE ee et — 
LTE N 
Summe der Mftiva 
16, In den Aktiven und in den Paſſiven 14 Bucht. a, 15 und 16 find enthalten: 


Genoſſenſchaft 


a) Forderungen an Konzernunternehmen ........... 


b) Forderungen an Mitglieder des Vorſtands und an andere im $ 14 Abſ. 1 und 3 AWG genannte Perionen 
ſowie an Unternehmen, bei denen ein Inhaber oder perjönlich haftender Gejellichafter dem Kreditinftitut als 
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Gejchäftsleiter oder Mitglied eines Verwaltungsträgers angehört ............... ......224 


c) Forderungen an Mitglieder 


d) rüdjtändige Zinjen und Provifionen auf feite Darlehen, Hypothelen und Grundichulden ............44 


e) Anlagen nach $ 17 Abi. 2 KWO (Aktiva 10 und 11) 


.—....n........a....„-..n.„..„...„..n..„„.,....„„.:.."”.„.„"„" — ...,.... 


5140-1 


.....n..n.nnn.........0. 


u... nn... 
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| nunnannne 
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Gläubiger 
a) aufgenommene Gelder und Kredite 
aa) bei genojjenichaftlichen Zentralfreditinftituten ............. AM 
DO RE TEE SER a ae ae an aan ae AR . 
In der Geſamtſumme 1 Buchit. a find enthalten: Ber- 
pflichtungen aus Warenbezugsgeichäften und aufgenommenen 
a — N a 


De Be Be ee ee Tee Eee 


* 
ee) 
-_ 
— 
or 
gr! 
+ 
($) 
— 
— 
— 
= 
— 
— 
* 
S 
m 
> 
— 
8 
— 
or 
© 
o 
= 
— 
— 
pe) 
* 
Laer] 
| 
nm 
= 
— 


— = 0 50a a ie aaa ea a ee css. 
BR ODE SO RER 63 2.2 ea a Be ee a ee Acker tee — 


. Nüdlagen nach $ 11 AWO | | | 


„mn nn 1 na ee 


. Bolten, die der Nechnungsabgrenzung nn nn 
. Neingewinn 
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RM 


urn... 








EEE in u 5 =. 55:50 8 a0 Sea aa ae an a Te ee a 
5 samen anne nennen dee —— 
BE ER 60 Kerr ———— RR | 
Sad de en ee > ER Re 4 en 
Summe der Bajliva 
1: SE RI RE TREE un ern aaa na — 
3) Davon den Kreditnehmern abgerechnet ........................ 9 Kan 
15. Verbindlichkeiten aus Bürgichaften, Wechiel- und Schedbürgichaften jowie aus Gewähr- 
BREI = 1.4.06. wach nie ah ed a Wi Ba a ee ana DE 
16. Zndojjamentsverbindlichfeiten aus weiterbegebenen Wechſeln .............512524 
17. In den Paſſiven jind enthalten: 
a) Verbindlichleiten gegenüber Konzernunternehmen (einjchließlich der Berbindlichkeiten 
EEE PIE RE 
b) von Arbeitern und Angeftellten gegebene Pfandgelder (Banlionen) 
c) Geiamtverpflichtungen nach $ 11 Abj. 1 KWG (Bailiva 1 bis 4 und 14 Buchſt. a) .... 
d) Gejamtverpflichtungen nach $ 16 KWG (Pailiva 1, 2, 4 und 14 u 
e) gejamtes haftendes Eigenfapital nach $ 11 Abi. 2 KWG 
aa) tatjächlich vorhandenes Eigenkapital (Paſſiva 6, 7 und 13 — joweit eine Zuführung 
zu den Rüdlagen nach $ 11 KWO erfolgt — abzüglich Aktiva —— 
ne E KNRLTIEERETTLCEHTFER 
18. Mitgliederbewegung Zahl Anzahi Haftſumme 
der Mitglieder ber Geſchaͤftsanteile RM 
3, Va ARE 7 N 
ee A EN 
Eine 2 Dina ee © Aa ee NE ET 2 ae 
Ende a TEEN EEE EEE ee u Zu 
19. Die Gejchäftsguthaben haben fich im Geſchäftsjahr vermehrt um ...... ne 
vermindert um..... DDD 
20. Die rückſtändigen und fälligen Pflichteinzahlungen auf Geſchäftsanteile 
AR 
21. Die Haftjummen haben jich im Gejchäftsjahr vermehrt um ........... RM 
vermindert um „22.2... RM 
22. Höhe des einzelnen Gejchäftsanteils .... cc c een 2" IHN ERGER. MEHR: 
23. Höhe der Haftjumme je Gejchäftsanteil on... cc een JE 
—— serie 66 
Anterſchrift der einreichenden Genoflenichaft/Jentraltafe) 
Neichögefeßbl. 1939 I 
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Anlage 3 
(Zu $ 4 vorftehende 
Verordnung) 


— Muster 3 ua 


Sormblatt 
für die Jahresbilanz der Kreditinstitute 
| in der Rechtsform 
der Einzelfirma, der offenen Handelsgefellfchaft 
und der Kommanvditgesellfchaft 


IT 
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Name des Areditinftituts ......... 


Aktiva 


1. Barreierve 


a) Kaſſenbeſtand (deutiche und ausländiihe Zahlungsmittel, Gold) 
b) Guthaben auf Reichsbantgiro- und Poſtſcheckkonto ..........+- 
. Fällige Zins und Dividendenjheine „......rrursneeenenennn nennen 


. Sched3 
. Wechiel 


> u 18 


a) Wechjel (mit Ausichluß von Buchft. b und c) „.nuusnenennenennnnne nenne nenne 
b) eigene Fieungen ⸗⸗⸗⸗ 
ec) eigene Wechiel der Kunden an die Order ber Bank .P..............422*2*4 


In der Gejamtjumme 4 find enthalten: Wechſel, die dem $ 13 
Abi. 1 Nr.1 des Gejekes über die Deutiche Reichsbank entiprechen 
(Handelswechiel nach $ 16 Abi. 2 KWO) ......... .....4 


5. Schatwechjel und unverzinslihe Schatanweiiungen des Reichs und der Länder „ur. ..:.: 
In 5 find enthalten: Schabwechjel und Schakanweijungen, Die 


die Reichsbank beleihen darf Bann: 
6. Eigene Wertpapiere 
a) Anleihen und verzinsliche Schatanweilungen des Reichs und der Länder ........... 
b) jonjtige verzinslihe Wertpapiere „uurseenrenneneennnnnnen nennen nennen nenne 
e) börjengängige Dividendenwerte „uuursuersnernenennnnn nennen nennen nen 
4) ſonſtige Wertpapiere ....... 
In der Gejamtiumme 6 jind enthalten: Wertpapiere, die die 
Reichöbant beleiben baxf .....-;.r,.sucnnasnnnn0snenno neu 00. I ee 
7, Beiorliälbeieiiinneni. v4 +canun near aan an ers een h eher 
8. Kurzfällige Forderungen unzweifelbafter Bonität und Liquidität gegen Kreditinftitute ...- 
Davon ind täglich fällig (Noftroguthaben) .... .. ...... ..24 BE 
9. Forderungen aus Neport- und Lombardgeichäften gegen börjengängige Wertpapiere .....- 
10. Vorſchüſſe auf verfrachtete oder eingelagerte Waren 
a) Rembourslrebitteee... en rennen ne ne 
b) Ionftige furzfristige Kredite gegen VBerpfändung beftimmt bezeichneter marktgängiger 
REN EN FRE ES, 
11. Schuldner 
a) Reebltiuiiisile: „une need are een 
b) fonftige Schulbner .....0r00sr00scs00n0coneronann nn nn Ener nr nenn ter 
Sn der Geſamtſumme 11 jind enthalten: 
aa) gededt durch börjengängige Wertpapiere ... ............* N A 
bb) gededt durch jonftige Sicherheiten .... .. .... ......... AM 
12. Hypotheken, Grund und Nentenichulden .. . . . ... .... .... .....*2222** 
13. Langfriſtige Ausleihungen gegen Kommunaldeckung . . . .. ·. .·. ..2*64* De area 
14, Durchlaufende Kredite (nur Treubandgeichälte) .. ... . . .· . . . 22244***2*6*2* 
16. Delelliaunaen unse en ae. een a 
Davon ſind Beteiligungen bei anderen Kreditinſtituten .... .. .. .... RM 
16, Grundjtüde und Gebäude 
a) dem eigenen Gejchäftsbetrieb dienende .. .. . .. .- .. . . ........22622*26* 
— —V ae aa N ee Pe 
17. Betriebs- und Geichäftsausftattung ....................4 
18. Nicht eingezahltes Kapital ............. . ... .... .....2 


19. Poſten, die der Rechnungsabgrenzung dienen .. . . .. . . .· . . 22222*** 


20. Reinverluſt 
Verluſtvortrag aus dem Vorjahr 


21. In den Aktiven und in den Pafliven 14, 15 und 16 iind enthalten: 
a) Forderungen an Konzernunternehmen .. . . . ..·2222222*22********** 


b) Forderungen an Geſchäftsinhaber und Gejellichafter (auch Kommanditiſten und jtille Gejellichafter) 
ec) Anlagen nah S17 AG. 1 AMWG . .. .. .. .....2222222*2*2***** 
K 


d) Anlagen nach $ 17 Abi. 2 KWG (Aktiva 15 und 16) zanuuennenenerennennen nenne nenn nenne nn nennen 


De ee ee Su BE re Ze ur Ze Ze Ze Ze Zu Ze Zu zu 


Pe re Be ee Se re BEE Ze Ze Ze Ze Zu zZ Zu zu 


er re er er Er ⏑ Zr GE Ze Zu Zu Zu zu | 


SEN 


Gewinnvortrag aus dem Vorjahr ................. ...... ... en nn nn nennen 
—— 10. aan a ae are EIER Te 
EEE N a an a be a a SE 





IM 


| 


-106 





ſſſſ 


Jahresbilanz von Ende 


44 ⸗ 


Summe der Aktiva .... 
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— RM Rnf RM 
|. Gläubiger 
a) jeitens der Kundichaft bei Dritten benupte Kredite .......... .2264 | 
b) jonftige im In⸗ und Ausland aufgenommene Gelder und Kredite ........ .....4 | 
ce) Einlagen deuticher Kreditinftitute »..+--uurunnnnennnnnn ern IE Sk: hie | 
3) fonkige êû ⸗— BEE u: 
Bon der Summe Buchit. ce und d entfallen auf | 
an) jeberzeit Fällige Gelber .....1..:sn uns 0un0nn ne 000000000. N EN 
bb) feſte Gelder und Gelder auf Kündigung ..... .......... nt TE. 
Bon bb werden durch Kündigung oder jind fällig 
1. Wire Le 
2. darüber hinaus bis zu 3 Monaten ................. RM 
3. darüber hinaus bis zu 12 Monaten ............... I DREI 
NT Be RM. | — 
2. Verpflichtungen aus der Annahme gezogener und der Ausſtellung eigener Wechſel (Atzepte 
und Solawechiel), joweit jie jich im Umlauf befinden „.uruurenrurnnnnnen nenn nenn nn nn 
3. Spareinlagen 
a) mit gejeglicher AuUndigungẽfriſt * ER el 
b) mit bejonders vereinbarter Kündigungsfriſt .. ............. .. .. .. ............* — | 
4 sascha nen anne tee ae aan a HER Ra Ehe Eee = 
Davon Schuldverichreibungen im Umlauf ........ ............... BR as — 
5. Hypotheken, Grund» und Nentenichulden ............. ............. ee ee 
6. Durchlaufende Kredite (nur Treuhandgeichäfte) .......... — — 
7. Kapital 


a) Einlagen des Inhabers oder der unbeſchränkt haftenden Geſellſchafter .... ..... +... Bere — 
b) Einlagen der Kommanditiſten und der ſtillen Gejellichafter ... .. ....... ...4 
8. Freie Rücklagen 
9. Sonſtige Rüdlagen 
—o anime naeh Eee aan re ae ehe 
11. BertberibtiaungbHoBen 3: :5: Ce een 


12. Poſten, die der Nechnungsabgrenzung dienen .uurcnuennnnneeenennn nennen ernennen 

13. NReingewinn 
Deiiunveritän ab ben BoiaE -u-ns 550 names * 
Gewinnvortrag aus dem Vorjahr * | 


Verluft 19... ee 


Gewinn 19 | 


.„-„— .. nn nn nn re rer kreieren rer ker rare 6 ⏑ 9⏑ 0—— 


— 


14, Giant Fine ER una a een | e | 


15. Verbindlichleiten aus Bürgſchaften, Wechjel- und Schedbürgichaften jowie aus Gemwähr- | 
0 —— 
16. Eigene Indoſſamentsverbindlichkeiten 
8) aus weiterbegebenen Bautazehten. nenn nennen Mucrassereneneinn Kenn 
b) aus eigenen Wechſeln der Kunden an die Order der Bank „zur rsensenernrnnnenn nen 1777 PR SE 
0) aus fonftigen Redislontierungen.... | 
17. An den Paſſiven jind enthalten: 
a) Verbindlichteiten gegenüber Konzernunternehmen (einichließlich der VBerbindlichkeiten 
N A PR 
b) Verbindlichleiten gegenüber Gejchäftsinhabern und unbeichränft hHaftenden Gejellichaftern 
ce) Gejamtverpflichtungen nach $ 11 Abi. 1 KWO (Paſſiva 1 bis 5 und 14) ............ 
d) Gejamtverpflichtungen nach $ 16 KWG (Balliva 1, 2,4, 5 und 14) ................ | 
18. Gejamtes haftendes Eigenfapital nach $ 11 Ubi. 2 KWO 
a) das unter den Balliven enthaltene Eigenkapital (Paſſiva 7 und 8, gegebenenfalls 13) 
b) Abzugspoiten 


aa) nicht eingezahltes Kapital (Mltiva 18) ................... KR 2er 
bb) Berlujte (Nitiva 20) und Wertminderungen .............. BR ai 
cc) in den Altiven enthaltene Forderungen an Geichäftsinhaber 
- und umbeichränft haftende Gejellichafter ſowie nicht gedeckte 
Forderungen an Kommanditiſten und ftille Gelellichafter .. AM anne Dennneennen- 
c) Summe Buchſt. a abzüglid) Summe Buchit.b „cr cereerneeeneennener euren nn nn nen 
* d) freies Vermögen des Inhabers oder der unbeſchränkt haftenden Geſellſchafter ..... .. — 
e) Summe Bucht. o zuzüglich Summe Buchſt. d........... Mann 
EEE ER DR AR 1 
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Verordnung 
über die Verlängerung der Amtszeit der ärztlichen Mitglieder 
der Erbgejundheitägerichte. 


Bom 20. Dftober 1939. 
Auf Grund des $ 17 des Geſetzes zur Verhütung erbfranten Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 529) wird verordnet: 
Die Amtszeit der am 31. Dezember 1939 im Amt befindlichen Mitglieder der Erbgefundheitsgerichte und 
Erbgefundheitsobergerichte wird bis zum 31. Dezember 1940 verlängert, 


Berlin, den 20, Oftober 1939. 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Neichminifter des Innern 
In Vertretung 
Vfundtner 


A 


Berordnung zur Aufhebung der Verordnung 
zum Wehrmachtfürjorge: und berjorgungsgejeß über die Durchführung der Heilfürjorge 
im Sande Äſterreich. 


Vom 24. Dftober 1939. 
Auf Grund des $192 des Wehrmachtfürforge- und verjorgungsgefeges (WFUG) vom 26. Auguft 1938 
(Reichögejegbl. I S. 1077) wird folgendes verordnet: 


Die Verordnung zum Wehrmachtfürforge- und verſorgungsgeſetz über die Durchführung der Heilfürforge 
im Lande Ofterreid) vom 30. September 1938 (Reichögefegbl. IS. 1325) wird mit Wirkung vom 1. Januar 1939 
ab aufgehoben. 


Vom 1. Januar 1939 ab gelten die Vorjchriften des WFNG g8 70 bis 82 auch für Heilfürforgefälle, die vor 
dem 1. Januar 1939 eingetreten find. 


Berlin, den 24. Oktober 1939, 


Der Chef des Oberfommandos ber Wehrmacht 
Im Auftrag 
Reinecke 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 
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Zweite Durchführungsverordnung 
über die Einführung der Reichsmarkwährung in dem Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig. 


Vom 24, Dftober 1939, 

Auf Grund des $2 der Verordnung über die Einführung der Reichsmarkwährung in dem Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig vom 1. September 1939 (NReichögefeßbl. I S. 1567) wird folgendes verordnet: 
51 
Die auf 10 und 5 Dfennig Danziger Währung lautenden Scheidemünzen gelten mit Inkrafttreten dieſer 

Verordnung als Reichsmarkjcheidemünzen im Nennwert von 10 und 5 Reidyspfennig. 


$2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 24. Oktober 1939. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Zandfried 


Der Neichsminijter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Berichtigung 


In der Verordnung über Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Handwerksrechts vom 17. Oktober 1939 
(Neichsgefehbl. I ©. 2046) muß es in Zeile 2 des S 6 
und in Zeile 1 des 87 jedesmal ftatt „S 6” richtig 
beißen: „FI 5°. 


Berlin, den 24. Oftober 1939. J 
Der Reichswirtſchaftsminiſter 


Im Auftrag 
Heuſer 
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Ausgegeben zu Berlin, den 27. Oftober 1939 





Tag In halt Seite 
24. 10.39 Verordnung über die Einführung der Fünften Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung der Reihsärzteordnung Beitallungsordnung für Arzte) 
und der Verordnung über die Gebühren für die Ärztliche VBorprüfung umd 
Prüfung fowie für die Beitallung als Arzt in der Oſtmark ....... +... 2095 
24.10.39 Dritte Durhführungsverordnung zum Gejeß über das Feuerlöſchweſen | 
(DOrganifation der Freiwilligen Feuerwehr) „nennen nennen 2096 
24.10.39 Vierte Durbfübrungsverordnung zum Geſetz über das Fenerlöfchwefen 
(Organifation der Pflichtfeuerwehr) .. . . . . . ...244***** 2100 


—— —— — ——— ——lllll ? 
— 1 1111 —— — 


Berorduung über die Einführung der Fünften Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung der NReichsärzteordnung Beſtallungsordnung für Ärzte) und der Verordnung 
über die Gebühren für die ärztliche Vorprüfung und Brüfung jowie für die Bejtallung als Arzt 
in der Ditmarf, 


Bom 24. Ditober 1939, 


Auf Grund des Gefeses über die Wiedervereini- 
gung Öfterreihs mit dem Deutſchen Reich vom 
13. März 1938 (Reichsgefehbl. IS. 237) und dei Der- 
ordnung zur Einführung der Neichsärzteordnung in 
der Oftmarf vom 24. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1048) wird folgendes verordnet: 


81 

Die Fünfte Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung der Neichsärzteordnung (Beltallungs- 
ordnung für Arzte) vom 17. Juli 1939 (Neid 
geſetzbl. I S. 1273) und die Verordnung über die 
Gebühren für die ärztliche Vorprüfung und Prü— 
fung jfowie für die Bejtallung als Arzt vom 17. Juli 
1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1303) gelten vom 1. No— 
vember 1939 ab auch in der Oftmarf. 


s 2 

Oberſte Landesbehörde im Sinne der Beſtallungs— 
ordnung für Arzte ift für die Univerfität in Wien 
der Reichsftatthalter in Wien, Dis zu deſſen Beru- 
fung der Reichskommiſſar für die MWiedervereini- 
gung Öfterreichs mit dem Deutichen Reich — Ver: 
waltung der Stadt Wien —, für Die Univerfität 
in Graz der Reichsſtatthalter, Dis zu deſſen Beru— 


Reichsgeſetzbl 1939 I 


fung der Landeshauptmann in Steiermarf, für die 
Univerfität in Innebrud dev Neichsftatthalter, bis 
zu deſſen Berufung der Landeshauptmann in Tirol, 


$ 3 

Studierende, die vor dem 1. April 1939 das Stu 
dium der Medizin an den Univerfitäten in Wien, 
Graz oder Innsbruck begonnen haben und ſich bis 
zum 1. April 1942 an einer diefer Univerfitäten 
zur Prüfung melden, dürfen die ärztliche Vorprü— 
fung nod) in der Form des erjten medizinischen Ri- 
goroſums nad) den Beftimmungen der öfterreichiichen 
medizinischen Nigorofenordnung vom 14. April 1903 
(RGEBl. Nr. 102/1903) in der Faſſung vom 3. Auguſt 
1935 (BGBL. Nr. 329/1935) ablegen. 
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Studierende, die das erſte mediziniſche Rigoro— 
ſum bis zum 1. November 1939 vollſtändig beſtan— 
den haben, dürfen an den Univerſitäten in Wien, 
Graz oder Innsbruck die ärztliche Prüfung nod) in 
der Form des zweiten und dritten mediziniſchen 
Rigorofums nad den Beſtimmungen der öfterrei- 
hifchen Nigorofenordnung ablegen, jofeun fie ſich 
bis zum 1. April 1942 zur Prüfung melden. Gie 
haben aber bei der Meldung zur Prüfung nachzu— 
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weijen, daß fie während der flinifchen Studienzeit 85 
mindeſtens ſechs Monate ordnungsgemäß als Famuli De 
er A r Erwerb des Doftorats der aefamten Heil: 
sig geweſen find ($ 7 der Beſtallungsordnung für funde an den Univerfitäten in Bin Graz oder 
Arzte) —* Vorliegen beſonderer Umftände kann Innsbruck nach dem 31. März 1940 gilt nicht mehr 
für a gg bie ſich bi zum 1. Sebruar 1041 als Beftallung im Sinne der Reichsärzteordnung 
zur aͤrztlichen Prüfung melden, eine kürzere praf- (S 2 Abi. 2 der Verordnung zur Einführung der 
tiſche Tätigkeit dieſer Art als ausreichend anerkannt Reichsaͤrſteordnung in da S ſtmart vom 24. Juni 
werden, fofern die Zeit von drei Monaten nicht 1939 — Reicjegejegbl, I S. 1048) 
unterichritten wird, ——— 


Berlin, den 24. Oktober 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner | 
Dritte Durchführungsverordnung zum Geſetz über das Feuerlöſchweſen 
(Organiſation der Freiwilligen Feuerwehr). 


Vom 24. Ottober 1939, 


Auf Grund des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen 
vom 23. November 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1662) 
wird im Einvernehmen mit dem Stellvertreter de3 
Führers, dem Reichsminiſter der Luftfahrt und Ober 
befehlshaber der Luftwaffe, dem Reichsminiſter der 
Finanzen und dem Reichsminiſter der Juſtiz folgen— 
des verordnet: 


(4) Vorhandene Werffeuerwehren müfjen außer 
Betracht bleiben. Ausnahmen fönnen von dem Reiche: 
minifter des Innern jugelafjen werden. 
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(1) In die Freiwillige Feuerwehr können nur ge— 
ſunde und kraͤftige Männer deutſcher Staatsange—⸗ 
hörigkeit aufgenommen werden, die den Anforde— 
rungen des Dienſtes gewachſen ſind, als Volks— 
genoſſen einen guten Ruf haben und die Gewähr 
dafür bieten, daß fie jederzeit rückhaltlos für den 
nationalfozialiftifchen Staat eintreten. Sie dürfen 
nicht jünger als 17 Jahre und nicht älter als 55 Jahre 
jein. Die Vorlage eines amtsärztlichen Gejundheits- 
zeugniffes kann gefordert werden. 

(2) Die Feuerwehrmänner (SB) dürfen weder 
der Technischen Nothilfe, noch dem Noten Kreuz, 
noc einer Werkfeuerwehr angehören. 


84 
Juden können nicht der Freiwilligen Feuerwehr 
angehören. Jüdiſche Miſchlinge können nicht Vor— 
geſetzte ſein. Jeder, der einer Freiwilligen Feuer— 
wehr beitreten will, iſt über den Begriff des Juden 
(vgl. $5 der Erſten Verordnung zum Reichsbürger—⸗ 
geſetz vom 14. November 1935 — Reichsgeſetzbl. I 
S. 1333) zu unterrichten. Er hat feinem Aufnahme: 
geſuch folgende ſchriftliche Erklärung beizufügen: 
„Mir ſind nach ſorgfältiger Prüfung keine Umſtände 
bekannt, die die Annahme rechtfertigen könnten, 
daß ich Jude bin. Aber den Begriff des Auden bin 
ich unterrichtet worden. Mir ift befannt, daß ich die 
jofortige Entlaffung aus der Wehr zu gewärtigen 
babe, falls diefe Erklärung fid) als unvichtig er: 
weiſen ſollte.“ 















Sı 

Die Freiwillige Feuerwehr ift eine technische Hilfs- 
polizeitruppe für Hilfeleiftungen bei öffentlichen Not: 
ftänden aller Art. Sie ift eine gemeindliche Einrich— 
tung und hat im Auftrage des Ortspolizeiverwalters 
insbeſondere die Gefahren abzuwehren, die der All— 
gemeinheit oder dem einzelnen durch Schadenfeuer 
drohen, und die Aufgaben zu erfüllen, die ihr zur 
Durchführung des Luftſchutzes geſtellt werden. 


82 
(1) Die Aufſtellung der Freiwilligen Feuerwehr 
ift Aufgabe des Bürgermeifters und erfolgt durch 
Aufruf an die männlichen Einwohner der Gemeinde 
zum Eintritt in die Mehr. 


(2) Die Aufftellung kann nur erfolgen, wenn eine 
Mindeftfollftärte von 18 Mann erreicht wird. In 
Heinen Gemeinden darf in Ausnahmefällen die Min- 
deitfollftärfe mit 14 Mann angenommen werden. 
Wird auch diefe Zahl troß der Bereitfchaft aller ge- 
eiqneten männlichen Einwohner nicht erreicht, fo ift 
die Gemeinde mit anderen Gemeinden zu einem 
Feuerlöſchverband zuſammenzuſchließen. 


(3) In Gemeinden, in denen eine Feuerſchutzpolizei 
beſteht, iſt neben dieſer eine Freiwillige Feuerwehr 
aufzuſtellen, wenn die Feuerſchutzpolizei im Hinblick 
auf die örtlichen Verhältniſſe der Ergänzung bedarf. 
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Das Aufnahmegeſuch ift an den Bürgermeifter zu 
richten. Bei beftehenden Wehren ift e8 über den 
rangälteften Führer der Wehr — im folgenden Furz 
Mehrführer genannt — zu leiten. Der Bürger: 
meifter entjcheidet über das Gefud) im Benehmen 
mit dem Wehrführer. Ablehnungen bedürfen feiner 
befonderen Begründung. Von der Aufnahme oder 
Ablehnung ift dem Gefuchiteller ſchriftlich Kenntnis 
zu geben. 


86 
(1) Bei der Aufnahme leiſtet der Feuerwehrmann 
(SB) in feierlicher Form vor verſammelter Wehr 
auf den Führer folgenden Eid: 

„Ich ſchwöre: Ich will dem Führer des Deutjchen 
Reiches und Volkes, Adolf Hitler, die Treue 
wahren, ihm und meinen von ihm bejtellten Vor— 
geſetzten Gehorſam leiſten und meine Dienſt—⸗ 
pflichten pünktlich und gewiſſenhaft erfüllen.” 


Bei der Aufnahme erhält der Feuerwehrmann einen 
Feuerwehrpaß, in den durch den Wehrführer alle 
wichtigen Vorfälle, insbejondere Ernennungen und 
Auszeichnungen, einzutragen find. 


(2) Der Wehrführer wird vom Ortspolizeiver- 
walter vereidigt. Im Übrigen nimmt die Vereidi- 
gung der MWehrführer vor. 


57 
(1) Der Feuerwehrmann (SB) ift verpflichtet: 
a) an jedem Dienft regelmäßig und pünktlich teil- 
zunehmen, 
b) fich bei Warm unverzüglid) zur Hilfeleiftung 
an Ort und Stelle einzufinden, 
e) fi) durch vorbildliches Verhalten in und 
außer Dienſt fowie durch foldatijches Auf 
treten der Ehre würdig zu erweiſen, Ange— 
höriger einer uniformierten Hilfspolizeitruppe 
zu fein, 
d) allen Angehörigen der Freiwilligen Feuer⸗ 
wehr ein guter Kamerad zu ſein, 
e) die Ausbildungsvorſchrift für den Feuerwehr: 
dienst genaueſtens zu beachten, 
f) die ihm übergebenen Belleidungs- und Aus- 
vüftungsgegenftände pfleglich zu behandeln. 


(2) Der Wehrführer ift befugt, Zumiderhand- 
lungen gegen die im Abſ. 1 genannten Vflichten des 
Fenerwehrmanns (SB) durch Ordnungsftrafen (War⸗ 
nungen, Verweife, Geldbußen bis zu 20 Reichsmark) 
zu ahnden. 


(3) Die Vflichten des Feuerwehrmanns (SB) und 
die Befugniſſe des Wehrführers regelt die Dienft- 
anweifung für den Feuerwehrdienft. 
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Der aktive Fenerwehrdienft endet mit der Voll- 
endung des 60. Lebensjahre. Zu diefem Zeitpunkt 
tritt der Feuerwehrmann (SB) zur Reſerve über. 
Er iſt durch den Ortspolizeiverwalter ſchon früher 
in die Reſerve zu verſetzen, wenn ihm infolge eines 
im Dienſt erlittenen Unfalls oder infolge körperlicher 
Gebrechen der aktive Dienſt in der Wehr unmöglich 
wird. Die Angehörigen der Reſerve können, ſoweit 
ſie zur Dienſtleiſtung noch tauglich ſind, durch den 
Wehrführer zu Dienſtverſammlungen und Unter— 
weifungen herangezogen werden, die der Vorberei—⸗ 
tung eines Einſatzes in Notzeiten dienen. Die An— 
gehoͤrigen der Reſerve tragen keine Uniform. 
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(1) Der Fenerwehrnann (SB ſcheidet aus der 

Freiwilligen Feuerwehr auß: 

a) wenn er entmündigt oder unter vorläufige 
Bormundichaft gejtellt wird, 

b) durch Beftrafung mit Zuchthaus oder Ab⸗ 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder 
der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter, 

c) durch Ausſchluß, 

d) durch ehrenvolle Entlafjung. 


(2) Der Ausſchluß fann bei fortgejegter Nad)- 
(äffigfeit im Dienft erfolgen, insbefondere wenn der 
Feuerwehrmann (SB) bei Aların oder Übungen 
dreimal hintereinander ohne ausreichende Entſchul⸗ 
digung fehlt. 


(3) Der Ausſchluß muß erfolgen: 

a) wenn Tatjachen vorliegen, die den Verdacht 
ftaatsfeindlicher Einftellung rechtfertigen, 

b) wegen unehrenhafter Handlungen, 

c) bei ſchwerer Schädigung des Anſehens der 
Freiwilligen Feuerwehr, 

d) wenn die nad) $ 4 abzugebende Erklärung ſich 
als unrichtig erwieſen hat. 


(4) Über den Ausſchluß entſcheidet auf Antrag des 
Wehrführers der Ortspolizeiverwalter. Gegen ſeine 
Entſcheidung iſt innerhalb von zwei Wochen die Be— 
ſchwerde an die unmittelbar vorgejeßte Volizeiauf- 
fichtsbehörde zuläffig. Diefe enticheidet endgültig. 
Die Beichwerde hat feine auffehiebende Wirkung. 


(5) Die ehrenvolle Entlafjung ift dem Feuerwehr— 
mann (SB) zu gewähren, 
a) wenn ihm infolge körperlicher oder geiftiger 
Gebrechen der aktive Dienſt ſowie der Dienit 
in der Reſerve der Mehr unmöglid) wird, 


b) wenn er feinen Wohnſitz in eine andere Ge- 
meinde verlegt, 


VVI 
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ec) wenn ihm wegen feiner perfönlichen oder be- 
ruflichen Verhältniffe nicht zugemutet werden 
fann, ſich weiterhin im Feuerwehrdienſt zu be: 
tätigen, 


(6) Der Antrag auf ehrenvolle Entlaffung ift von 
dem Feuerwehrmann (SB) Ichriftlich über den Wehr: 
führer an den Ortspolizeivertwalter zu richten, der 
über den Antrag zu enticheiden hat. Gegen die Ent: 
ſcheidung des Ortspolizeiverwalters ift innerhalb 
einer Frift von zwei Wochen die Beſchwerde an die 
unmittelbar vorgefegte Volizeiauffichtsbehörde zu— 
läſſig. Dieſe entſcheidet endgültig. 


(7) In den Fällen des Abſ. 4 und 6 entſcheidet in 
Gemeinden, in denen dev Bürgermeiſter nicht Orts— 
polizeiverwalter ift, der Ortspolizeiverwalter im Be- 
nehmen mit dem Bürgermeifter. 


$ 10 


Die Feitlegung der Sollftärfe der Freiwilligen 
Feuerwehr, ihre Gliederung in Löſcheinheiten (Grup— 
pen, Züge) ſowie die Feſtſetzung der ſich hieraus er- 
gebenden Führerſtellen erfolgt durch die Aufſichts— 
behörde nach den von dem Reichsminiſter des Innern 
zu erlaſſenden Beſtimmungen. 


Ss 11 
S 
(1) Der Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr 
wird von der unteren Verwaltungsbehörde ernannt 
und abberufen. 


(2) Die Ernennung und Abberufung des Mehr: 
führers erfolgt in freisangehörigen Gemeinden auf 
Vorſchlag des Kreisführers der Freiwilligen Feuer— 
wehr, in Stadtkreifen auf Vorfchlag des Bezirks— 
führers der Freiwilligen Feuerwehr. 

(3) Die übrigen Führer der Freiwilligen Feuer— 
wehr werden von der unteren Verwaltungsbehörde 
auf Vorfihlag des Kreisführers der Freiwilligen 
Feuerwehr ernannt. 


(4) Die Truppmänner, Obertruppmänner und 
Haupttruppmänner der Freiwilligen Feuerwehr wer— 
den vom Ortspolizeiverwalter auf Vorſchlag des 
Wehrführers ernannt. In Gemeinden, in denen der 
Bürgermeifter nicht Ortspolizeiverwalter ift, erfolgt 
der Vorjchlag im Benehmen mit dem Bürgermeifter. 


(5) Die Feuerwehrmänner (SB), die in ein ſelb— 
ſtändiges Befehlsverhältnis zu anderen Perſonen 
treten, bedürfen der Beſtellung als Hilfspolizei— 
beamte durch die untere Verwaltungsbehörde. Die 
Beſtellung iſt in den Feuerwehrpaß einzutragen. 


812 
(1) Die Freiwillige Feuerwehr wird von dem 
Wehrführer geleitet. Im Falle feiner Behinderung 
geht die Führung auf den nächftrangälteften Führer 
der Freiwilligen Feuerwehr über. 
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(2) Der Wehrführer ift dem DOrtöpolizeiverwalter 
für die Schlagfraft der Wehr verantwortlich. Die 
nachgeordneten Führer find verpflichtet, den Wehr- 
führer bei der Durchführung feiner Aufgaben nach 
Kräften zu unterſtützen. 

$ 13 

(1) Der Kreisführer der Freiwilligen Feuerwehr 

wird auf Vorſchlag des Bezirksführers der Frei- 
willigen Feuerwehr von der unteren Verwaltungs: 
behörde ernannt und abberufen. Er ift diefer unter- 
ttellt und wird in ihrem Auftrage tätig. Der Kreis: 
führer ift Vorgefeßter der Führer und Mannjchaften 
aller Freiwilligen Feuerwehren im Bereich der 
unteren Berwaltungsbehörde. Diefer ift der Kreis— 
führer für die Schlagfraft der Freiwilligen Feuer: 
wehren verantwortlid. Stellvertreter des Kreis 
führers ift der nächjtrangältefte Wehrführer, fofern 
nicht ein befonderer Stellvertreter ernannt wird, 
In Stadtfreifen, in denen eine Feuerſchutzpolizei nicht 
beiteht, ift der Wehrführer zugleich Kreisführer. 
- (2) Der Bezivksführer der Freiwilligen Feuerwehr 
wird von der höheren Verwaltungsbehörde nad) 
Suftimmung des Reichsführers 74 und Chefs der 
Deutſchen Dolizei im Reichsminiſterium des Innern 
ernannt und abberufen. Er ift diefer unterteilt und 
wird in ihrem Auftrage tätig. Er ift Vorgefekter 
der Kreisführer und aller Freiwilligen Feuerwehren 
im Bereich der höheren Verwaltungsbehörde. Stell: 
vertreter des Bezirksführers ift der nächitrangälteite 
Kreisführer, fofern nicht ein bejonderer Stellver- 
treter ernannt wird, 

(3) Die Kreis- und Bezirksführer find aus den 
Reihen der Freiwilligen Feuerwehren zu beſtellen. 
Sie bedürfen der Beftellung als Hilfspolizeibeamte 
durch die untere Verwaltungsbehörde. 

(4) Die Kreis. und Bezirksführer find befugt, Zu— 
widerhandlungen der Wehrführer aegen die im $ 7 
Abſ. 1 genannten Bflichten durch DOrdnunasitrafen 
Warnungen, Verweiſe und Geldftrafen bis 20 Reiche. 
mark) zu abnden. 

Ss 14 

(1) Die unteren Verwaltungsbehörden, ſoweit fie 
Polizeiauffichtsbehörden find, und die höheren Ver: 
waltungsbehörden beftellen zur Ausübung ihrer Auf 
licht in den Angelegenheiten der Freiwilligen Feuer: 
wehren Die Kreis- und Bezirksführer fowie deren 
Stellvertreter für die Dauer ihres Amtes zu ihren 
feuerwehrtechnifchen Auffichtsbeamten. 

(2) Die Oberpräfidenten in Preußen fowie die 
oberjten Landesbehörden in Bayern und Sachſen 
jowie im Reichsgau Sudetenland bedienen fich in den 
Angelegenheiten der Freiwilligen Feuerwehren der 
Abſchnittsinſpekteure der Freiwilligen Feuerwehr, 
die den genannten Behörden unterftellt find und vom 
Reichsführer 74 und Chef der Deutfchen Volizei im 
Reihsminifterium des Innern ernannt und abberufen 
werden. 
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(3) Die im Abf. 1 und 2 genannten Aufſichts⸗ 
beamten find zu Ehrenbeamten im Sinne des 8 149 
des Deutichen Beamtengeſetzes (DBG) vom 26, Ja 
nuar 1937 (Neichsgefetbl. I S. 39) zu eunennen, ſo— 
weit fie nicht ſchon im Beamtenverbältnis auf Grund 
des Deutſchen Beamtengeſetzes ſtehen. Ihre Aufgaben 
werden bon dem Reichsminiſter des Innern durch 
Dienftanweifung geregelt. 


$ 15 
(1) Die aus diefer Verordnung fid) ergebenden 
Rorichlags-, Führungs und Auffichtsbefugniffe der 
Kreisführer, Vezivksführer und Abſchnittsinſpekteure 
gelten nicht für die Freiwilligen Feuerwehren, die mit 
der Feuerſchutzpolizei eine Einheit bilden. 


(2) Die Befugniſſe der Kreis- und Bezirksführer 
gehen in dieſen Fällen auf den Leiter der Feuerſchutz— 
polizei, die Befugniſſe der Abſchnittsinſpekteure auf 
die Oberpräſidenten bzw. die außerpreußiſchen Landes— 
behörden Inſpekteure der Ordnungspolizei) über. 


Ss 16 

(1) Mit dem “nfrafttreten dieſer Nerordnung 
werden die von den Freiwilligen Feuerwehren ge 
bildeten Vereine und Verbände (Kreit-, Vrovinzial- 
und Landesfenerivehrverbände jowie der Feuerwehr— 
beirat) aufgelöſt. 


(2) Das Vermögen der Vereine geht mit allen 
Rechten und Pflichten ohne Liquidation auf die Ge- 
meinden, das Nermögen der Kreis, Vrovinzial- und 
Randesfenerwehrverbände ſowie des Feuerwehrbei— 
rats auf die ihnen entiprechenden Gemeindeverbände, 
ſonſt auf die Länder über. Diele haben das Ver— 
mögen für Swede des Feuerlöſchweſens zu beriwenden. 
Ron dem Übergang des Vermögens der Vereine auf 
die Gemeinden bleiben die Barmittel ausgeſchloſſen, 
die für andere Zwecke als die im 55 Abf. 1 des Ge- 
fees über Das Feuerlöſchweſen genannten zu ver— 
wenden waren. 


(3) Zweifelsfragen und Streitigkeiten, die ſich bei 
der Durchführung diefer Vorſchriften ergeben, ent- 
icheidet unter Ausſchluß des Rechtsweges bei den 
Rereinen und den Kreisfeueriwehrverbänden die höhere 


Berlin, den 24. Dftober 1939. 
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Verwaltungsbehörde, im übrigen der Reichsminiſter 


des Innern. Dies gilt nicht für Anſprüche Dritter 
aegen den aufgelöften Verein oder Verband oder 
gegen die übernehmende Behörde. 


| (4) Gebühren werden aus Anlaß des Vermögens- 
übergangs nicht erhoben, insbejondere find Löſchungen 
in den Wereinsregiftern und Berichtigungen der 
Grundbücher gebührenfrei. 


s 17 


Die Errichtung und Unterhaltung dev Reichsfeuer— 
wehrjchule ijt eine Aufgabe des Reichs, die der übrigen 
Feuerwehrfchulen ift eine Aufgabe der Länder und 
Provinzen, Der Reichsminiſter des Innern be 
ftimmt, welche Länder und Provinzen gemeinfam 
eine Feuerwehrſchule errichten und unterhalten 
müſſen. 


8518 

(1) Die Vorſchriften des Geſetzes und dieſer Ver— 
ordnung gelten ſinngemäß für Gutsbezirke. 

(2) Die Aufſichtsbehörde beſtimmt, welche Guts⸗ 
bezirke eine Freiwillige Feuerwehr aufzuſtellen haben 
oder mit anderen Gemeinden oder Gutsbezirken zu 
Feuerlöſchverbänden zuſammenzuſchließen ſind. 


819 
(1) Die Vorſchriften der Länder Über die Frei— 
willigen Feuerwehren, die dem Gejet über das euer: 
löfchweien und diefer Verordnung entiprechen oder 
wideriprechen, treten außer Kraft. Die iibrigen Vor- 
ichriften der Länder über Die freiwilligen Feuer— 
wehren treten jeweils in dem Zeitpunkt außer Kraft, 
in dem weitere Nechts- und Verwaltungsvorſchriften 
für die Freiwillige Feuerwehr vom Reichsminiſter 
des Innern erlaſſen werden, 
(2) Die oberjten Landesbehörden werden ermäch— 
tiat, durd) Verordnung Die Vorſchriften des Landes- 
vechts zu bezeichnen, die durch das Geſetz über das 
Feuerlöfchweien und dieje Verordnung außer Kraft 
treten, 


gs 20 


Diefe Verordnung tritt einen Monat nad) ihrer 
Neröffentlichung in Kraft. 


Der Reihsminifter des Innern 
Frick 
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Vierte Ducchführungsverordnung zum Gejeß über das Feuerlöſchweſen 
(Organiſation der Pflichtfeuerwehr). 


Vom 24. Ottober 1939, 


Auf Grund des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen 
vom 23. November 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1662) 
wird im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des 
Führers, dem Neichsminifter der Luftfahrt umd 
Oberbefehlshaber der Luftwaffe, dem NReichsminifter 
der Finanzen und dem Reichsminifter der Juſtiz 
folgendes verordnet: 


51 

Die Pflichtfeuerwehr iſt eine techniſche Hilfspolizei⸗ 
truppe für Hilfeleiſtungen bei öffentlichen Notſtänden 
aller Art. Sie iſt eine gemeindliche Einrichtung und 
hat im Auftrage des Ortspolizeiverwalters insbe— 
ſondere die Gefahren abzuwehren, die der Allge— 
meinheit oder dem einzelnen durch Schadenfeuer 
drohen, und die Aufgaben zu erfülien, die ihr zur 
Durchführung des Luftſchutzes geſtellt werden. 


32 
(1) Eine Pflichtfeuerwehr iſt in einer Gemeinde 
dann aufzuftellen, wenn 


a) eine Freiwillige Feuerwehr nicht zuftandefommt 
oder 

b) die beftehende Freiwillige Feuerwehr allein 
feinen ausreichenden Feuerſchutz gewährleiftet. 


(2) Die Aufftellung kann nur erfolgen, wenn eine 
Mindeftjollftärfe von 18 Mann erreicht wird. In 
Fleinen Gemeinden darf in Ausnahmefällen die 
Mindeftfollftärke mit 14 Mann angenommen werden. 
Wird auch dieſe Zahl nicht erreicht, jo ift die Gemeinde 
mit anderen Gemeinden zu einem Feuerlöfchverband 
zufammenzujchließen. x 

(3) Die Aufitellung der Pflichtfeuerwehr wird für 
Freisangehörige Gemeinden von der unteren Ver: 
waltungsbehörde, für Stadtfreife ſowie für Gemein: 
den mit Feuerſchutzpolizei von der höheren Verwal 
tungsbehörde angeordnet. 


(1) Vorhandene Werffeuerwehren müfjen außer 
Betracht bleiben. Ausnahmen können von dem 
Neichsminifter des Innern zugelaffen werden. 


83 
Beſtehen in einer Gemeinde, in der eine Feuer— 
ſchutzpolizei nicht beſteht, eine Freiwillige Feuerwehr 
und eine Pflichtfeuerwehr, ſo bilden ſie unbeſchadet 
ihrer verwaltungsmäßigen Selbſtändigkeit eine Ein— 
heit. Der Führer der Einheit iſt der Wehrführer 
der Freiwilligen Feuerwehr. 


84 
Der Ortspolizeiverwalter hat die für den Pflicht⸗ 
feuerwehrdienſt erforderlichen Kräfte aus dem Kreis 
der nach $ 5 dienſtpflichtigen Perſonen durch polizei- 
liche Verfügung heranzuziehen. 


$5 


(1) Dienftpflichtig in der Pflichtfeuerwehr ift jeder 
männliche Einwohner der Gemeinde vom vollendeten 
17. bis zum vollendeten 65. Lebensjahre (vol. $ 9), 
der die deutjche Staatsangehörigfeit befikt. 


(2) Bon der Dienftpflicht in der Pflichtfeuerwehr 
ſind befreit: 


a) Die Amtsvorftände der Behörden und deren 
ftändige Stellvertreter. 


b) Die Angehörigen des aktiven Wehrdienftes und 
des Reichsarbeitsdienites. 


c) Die Polizeivollzugsbeamten fowie die Ange- 
hörigen der Freiwilligen Feuerwehren, der 
Techniſchen Nothilfe und des Noten Kreuzes. 

d) Verfonen, die infolge von förperlichen oder 
geiftigen Gebrechen untauglich find. Die Vor- 
lage eines amtsärztlichen Gefundbeitszeugniffes 
fann verlangt werden. 


e) Perjonen, deren Heranziehung mit ihrer haupt- 
oder ehrenamtlichen Tätigkeit in der NSDAP, 
ihren Gliederungen und angejchloffenen Ver- 
bänden nicht zu vereinbaren ift. Ob dies der 
Fall ift, entfcheidet der Kreisfeiter. Der Orts- 
polizeiverwalter kann auf dem Dienftwege über 
die höhere Verwaltungsbehörde gegen die Ent- 
ſcheidung des Kreisleiters beim zuftändigen 
Gauleiter Beſchwerde erheben. Diefer entfcheidet 
endgültig. 

f) Perjonen,deren Heranziehung mit ihren Berufs- 
pflichten gegenüber der Volfsgemeinfchaft, ins- 
befondere mit den Pflichten eines öffentlich) 
rechtlichen Dienftverhältniffes nicht zu verein- 
baren ift. Ob dies der Fall ift, enticheidet der 
Ortspolizeiverwalter. Bei Verfonen, die in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienftwerhältnis 
jtehen, entfcheidet er im Einvernehmen mit dem 
Veiter der öffentlichen Dienftjtelle, der der 
Dienftpflichtige angehört. Wird ein Einver- 
nehmen nicht erzielt, fo entjcheidet die Auf- 
jihtsbehörde der öffentlichen Dienſtſtelle end- 
gültig. Gehört der Dienftpflichtige einer 
oberften Neichs- oder Landesbehörde an, fo 
entjcheidet dieſe endgültig. 
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86 


(1) Zum Dienft in der Pflichtfeuerwehr unfähig 


find Perfonen, die 
a) mit Zuchthaus bejtraft find, 


b) nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte 


ſind, 


c) den Maßregeln dev Sicherung und Beſſerung 


nach $ 42a des Strafgeſetzbuchs unterworfen 
find, 

d) durch militärgerichtliches Urteil Die Wehr: 
witrdigfeit verloren haben, 


e) wegen ftaatsfeindlicher Betätigung gerichtlich 


beftraft find. 


(2) Ausnahmen find nur von den Beitimmungen 
zu Bucht. c und e zuläffig; fie bedürfen der Zuftim- 
muna der höheren Verwaltungsbehörde. 


87 

Juden können nicht dev Pflichtfeuerwehr angehören. 
üdische Mifchlinge können nicht Vorgeſetzte fein. 
Jeder, der zur Vflichtfenerwehr herangezogen wird, 
ift über den Begriff des Juden (wgl. $ 5 der Erjten 
Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 14.November 
1935 — Reichsgeſetzbl. I ©. 1333) zu unterrichten. 
Zum Nachweis der deutfchhlütigen Abftammung hat 
der FFeuerwehrpflichtige folgende Erklärung abzugeben: 


„Mir find nad) jorgfältiger Prüfung feine Umitände 
befannt, die die Annahme rechtfertigen könnten, 
daß ich Jude bin. Über den Begriff des Juden bin 
ich unterrichtet worden. Mir ift befannt, daß ich die 
jofortige Entlafjung aus der Wehr zu gewärtigen 
habe, falls diefe Erklärung ſich als unrichtig er- 
weijen ſollte.“ 

8 


(1) Durch die Seranziehung wird der Pflichtfeuer⸗ 
wehrmann (SB) verpflichtet: 
a) an jedem Dienft regelmäßig und pünktlich teil- 
zunehmen, 
b) fich bei Alarm unverzüglid zur Hilfeleiftung 
an Ort und Stelle einzufinden, 
©) die ihm übergebenen Befleidungs- und Aus- 
rüftungsgegenftände pfleglich zu behandeln, 
d) die Ausbildungsvorfchrift für den Feuerwehr— 
dienst genaueftens zu beachten. 
(2) Der rangältefte Führer der Pflichtfeuerwehr 
— im folgenden furz Wehrführer genannt — ift be- 
fugt, Zuwiderhandlungen gegen die im Abi. 1 ge 
nannten Dflichten des Pflichtfeuerwehrmanns (SB) 
mit Ordnunasitrafen (Marnungen, Werweife) zu 
ahnden. Das Nähere regelt die Dienftanmweifung für 
den Feuerwehrdienſt. 


89 
Mit Vollendung des 60. Lebensjahrs tritt der 
Vilichtfeuerwehrmann (SB) zur Reſerve über. Er iſt 
ichon früher in die Reſerve zu verjegen, wenn ihm 
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infolge eines im Dienft exlittenen Unfalls oder in- 
folge körperlicher oder geiftiger Gebrechen der aftive 
Dienft in der Pflichtfeuerwehr unmöglic wird. Die 
Angehörigen der Nejerve können, ſoweit jie zur 
Dienftleiftung noch tauglich find, durch den Wehr- 
führer zu Dienftverfammlungen und Unterweifungen 
herangezogen werden, die der Vorbereitung eines 
Einſahes in Notzeiten dienen. Die Angehörigen der 
Reſerve tragen feine Uniform. 


g 10 


Der Ortöpolizeiverwalter hat den Pflichtfeuerwehr⸗ 
mann (SB) aus der Feuerwehrdienſtpflicht zu ent- 
laſſen, 

a) wenn in der Perſon des Pflichtfeuerwehrmanns 
(SB) einer dev Gründe eintritt, die ihn nad) 
$ 6 Abf.1 zum Dienft in der Pflichtfeuerwehr 
unfähig machen, 

- b) wenn er entmündigt oder unter vorläufige Bor- 
mundichaft geftellt wird, 

c) wegen unehrenhafter Handlungen, 

d) wenn die nach $ 7 abzugebende Erklärung ſich 
als unrichtig erwieſen bat, 

e) wenn ihm infolge förperlicher oder geiftiger 
Gebrechen der aktive Dienft ſowie der Dienft 
in der Referve unmöglich wird, 

f) wenn er feinen Wohnſitz in eine andere Ge— 
meinde verlegt, 

g) wenn ihm wegen feiner perjönlichen oder be- 
ruflichen Verhältniffe nicht zugemutet werden 


kann, ſich weiterhin im Feuerwehrdienſt zu be- 
tätigen. 


811 


Die Feſtlegung der Sollſtärke der Pflichtfeuerwehr, 
ihre Gliederung in Löſcheinheiten (Gruppen, Züge) 
ſowie die Feſtſetzung der ſich hieraus ergebenden Füh— 
rerſtellen erfolgt durch die Aufſichtsbehörde nach den 
von dem Reichsminiſter des Innern zu erlaſſenden 
Beitimmungen. 


812 


(1) Der Wehrführer der Pflichtfeueriwehr wird von 
der unteren Verwaltungsbehörde ernannt und ab- 
berufen. 


(2) Die übrigen Führer der Pflichtfenerwehren 
werden von der unteren Verwaltungsbehörde, die 
Truppmänner, Obertruppmänner und Haupttrupp- 
männer der Dflichtfeuerwehr vom Ortspolizeiverwal— 
ter ernannt, 


(3) Die Pflichtfeuerwehrmänner (SB), die in ein 
jelbftändiges Befehleverhältnis zu anderen Verionen 
treten, bedürfen der Beftellung als Hilfspoligeibeamte 
durch die untere Verwaltungsbehörde. Die Beitellung 
ift in den Feuerwehrpaß einzutragen. 


II 
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$13 


(1) Die Vflichtfeuerwehr wird von dem Mehr- 
führer geleitet. Im Falle feiner Behinderung geht 
die Führung auf den nächitrangälteften Führer der 
Pflichtfeuerwehr über. 

(2) Der Wehrführer iſt dem Ortspolizeiverwalter 
für die Schlagkraft der Wehr verantwortlid. Die 
nachgeoröneten Führer find verpflichtet, den Wehr- 
führer nach Kräften bei der Durchführung feiner Auf- 
gaben zu unterſtützen. 


814 

(1) Die unteren Verwaltungsbehörden, joweit fie 
Polizeiauffichtsbehörden find, und die höheren Ver- 
waltungsbehörden beftellen zur Ausübung ihrer Auf- 
licht in den Angelegenheiten der Pflichtfeuerwehren 
die für die Freiwilligen Feuerwehren zuſtändigen 
feuerwehrtechniſchen Aufſichtsbeamten. 

(2) Die Oberpräſidenten in Preußen ſowie die 
oberſten Landesbehörden in Bayern und Sachſen ſowie 
im Reichsgau Sudetenland bedienen ſich in den An- 
gelegenheiten der Bflichtfeuerwehren der für die Frei— 
willigen Feuerwehren zuſtändigen Abſchnittsinſpek— 
teure. 

(3) Die aus Abſ. T und 2 ſich ergebenden Befug- 
niffe der Kreisführer, Bezirksführer und Abjchnitts- 
infpefteuve gelten nicht für Die Pflichtfeuerwehren, 
die mit der Feuerſchutzpolizei eine Einheit bilden. 

(4) Die Befugniſſe der Kreis- und Bezirksführer 
gehen in dieſen Fällen auf den Leiter der Feuerſchutz— 
polizei, die Befugniſſe der Abſchnittsinſpekteure auf 
die Oberpräſidenten bzw. die außerpreußiſchen Lan— 
desbehörden (Inſpekteure der Ordnungspolizei) über. 


$ 15 

(1) Gegen die polizeiliche Verfügung nach $ 4 iſt 
das Nahtsmittel der Beſchwerde gegeben. 

(2) Die Beſchwerde iſt innerhalb von zwei Wochen, 
nachdem die polizeiliche Verfügung dem Betreffenden 
jugeftellt, zugegangen oder zu feiner Kenntnis aefom- 
men iſt, Schriftlich oder zur Niederfchrift bei derjeni- 
gen Stelle einzulegen, die die Verfügung erlaſſen bat. 
Die Beichwerdefrift ift auch dann gewahrt, wenn die 
Beichwerde innerhalb der Friſt bei derjenigen Stelle 
eingegangen ift, die über die Beſchwerde zu entichei- 


Berlin, den 24. Oftober 1939, 
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den hat. Letztere entſcheidet endgültig. Im übrigen 
finden die allgemeinen Vorjchriften über das Be. 
Ihwerdeverfahren gegen Tolizeiverfügungen finn- 
gemäß Anwendung. Die Beſchwerde bat feine auf- 
Ihiebende Wirkung. Für das Verfahren über die 
Beichwerde werden Koſten nicht erhoben. 


$ 16 

Erachtet der Wehrführer eine Ordnungsſtrafe ($ 8 
Ab. 2) nicht für ausreichend, jo kann der Pflicht 
feuerwehrmann (SB), der bei einem Alarm oder 
ſonſtigem Dienſt ohne ausreichende und rechtzeitige 
Entſchuldigung fehlt oder micht ordnungsmäßig er 
ſcheint oder den dienftlichen Anordnungen des Mehr: 
führers ſowie der nachgeordneten Führer nicht Folge 
leiftet, mit Geldftrafe bis zu 150 Reichsmark beitraft 
werden. Die vechtsfräftige Verbängung einer Geld. 
jtrafe ſchließt Die Verbängung einer Ordnungsitrafe 
aus, 

$ 17 

(1) Die VBorichriften des Geſetzes und diefer Ver- 
ordnung gelten finngemäß für Gutsbezivfe, 

(2) Die Auffichtsbehörde beftimmt, welche Guts- 
bezirke eine flichtfeuerwehr aufzuftellen Haben oder 
mit anderen Gemeinden oder Gutsbezirken zu Feuer— 
löſchverbänden zufammenzufchließen find. 


818 

(1) Die Vorſchriften der Länder über die Pflicht— 
feuerwehren, die dem Geſetz über das Feuerlöſchweſen 
und diefer Verordnung entiprechen oder wideriprechen, 
treten außer Kraft. Die übrigen Vorichriften der 
Länder Über die Vflichtfeuerwehren treten jeweils in 
dem Zeitpunkt außer Kraft, in dem weitere Nechts 
und Verwaltungsvorichriften fiir die Pflichtfeuer 
wehren vom Reichsminiſter des Innern erlaſſen 
werden. 

(2) Die oberjten Landesbehörden werden ermäch— 
tigt, durch Verordnung die Vorfchriften des Landes- 
rechts zu bezeichnen, die durch das Geſetz über das 
Feuerlöſchweſen und dieſe Durchführungsverordnung 
außer Kraft treten. 

g 19 

Diefe Verordnung tritt einen Monat nach ihrer 

Veröffentlihung in Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Herausgegeben vom Reichsminiſternum des Inueru. — Gedruckt in Der Reichsdruckerei, Berl. 
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Gnadenerlaß des Führers für Beamte. 
Bom 21. Oktober 1939. 


81 
Ich gewähre für Beamte und Ruheſtandsbeamte Straffreiheit in Dienſtſtrafſachen nach den folgenden 
Vorſchriften. 
82 


(1) Noch nicht vollſtreckte Geldbußen werden erlaſſen. 


(2) Die Vollſtreckung von rechtskräftig erkannten, aber noch nicht oder nur teilweiſe vollſtreckten 
Gehalts- und Ruhegehaltsfürzungen unterbleibt. 


(3) Geldbußen, Verweie und Warnungen wegen Dienftvergehen, die vor dem Inkrafttreten dieſes 
Erlaſſes begangen worden ſind, werden nicht mehr verhängt. 


83 
Die einem Beamten oder Ruheſtandsbeamten auferlegten und von ihm noch nicht erſtatteten Koſten 
eines Dienſtſtrafverfahrens werden niedergeſchlagen. 


84 
(1) Iſt die Einleitungsbehörde oder die oberſte Dienſtbehörde der Auffaſſung, daß ein eingeleitetes 
förmliches Dienftftrafverfahren vorausfichtlich nicht zur Verhängung der Höchſtſtrafe (Entfernung aus 
dem Dienft oder Aberkennung des Nuhegehalts) führen wird, jo bat fie 
a) wenn das Verfahren bei einem Dienjtftrafgericht nod nicht anhängig ift, das Berfahren ein- 
zuftellen, 
b) wenn das Verfahren bereits anhängig ift, die Einftellung bei dem Dienftjtrafgericht, bei dem 
das Verfahren ſchwebt, zu beantragen. 


(2) Das Dienftftrafgericht muß einem gemäß Abſ. 1 Bucht. b geftellten Antrag entfprechen. Es kann 
auch ohne folchen Antrag auf Einftellung erkennen, wenn e8 bie Höchftftrafe (Abſ. 1) nicht für gerecht- 
fertigt hält. Gegen eine Entjcheidung nad) Sat 1 ift fein Rechtsmittel zuläffig; gegen eine Entſcheidung 
der Dienftitraffammer nad) Sat 2 kann nur die oberjte Dienjibehörde Berufung einlegen. 
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(3) Vor einer Einftellung des Verfahrens nad) Abi. 1 Buchit.a oder nad) Abi.2 Sat 2 ſowie vor 
einem Antrag nad) Abſ. 1 Buchft. b ift dem Beichuldigten mitzuteilen, daß die Einitellung des Ver- 
fahrens beabfichtigt jei. Einem Antrag des Befchuldigten, das Verfahren zur Wiederherftellung jeiner 
Ehre fortzuſetzen, ſoll ftattgegeben werden. 


(4) Wird ein förmliches Dienjtftrafverfahren nad) Abſ. 1 oder 2 eingejtellt, jo werden Koften nicht 
erhoben. 


85 


Die zur Durchführung dieſes Erlaſſes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften erläßt der 
Reichsminiſter des Innern, ſoweit erforderlich, im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Juſtiz 
und dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht. 


86 
Dieſer Erlaß tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 21. Oktober 1939. 
Der Fübrer 
Adolf Hitler 


Der Reihsminifter des Innern 
Frick 





Polizeiverordnung über das Sammeln don Küchen- und Nahrungsmittelabfällen. 
Vom 19, Ottober 1939. 





Auf Grund der Verordnung über die Polizeiverord⸗ 
nungen der Reichsminiſter vom 14. November 1938 
(Reichsgeſetzbl. IS. 1582) wird folgendes verordnet: 


51 

(1) In Gemeinden oder Gemeindeteilen, in denen 
das Ernährungshilfswerf (NSPV) Küchen und Nah— 
rungsmittelabfälle fammelt, find die Haushaltsvor- 
ftände und die Inhaber gewerblicher und fonftiger Be— 
triebe verpflichtet, die bei ihnen anfallenden Küchen— 
undNahrungsmittelabfälle dem Ernährungshilfswerf 
zur Verfügung zu ftellen und die Abfälle in die dafiir 
aufaeftellten Sausfammeleimer zu fchlitten. 

(2) Diefe Verpflichtung befteht nicht in folgenden 

Fällen: 

a) wenn die Küchen- und Nahrungsmittelabfälle 
von anderen Derjonen auf Grund einer polizei- 
lichen Erlaubnis abacholt werden, 

b) wenn die Küchen. und Nahrungsmittelabfälle 
an eigenes Vieh verfüttert werden, 

c) wenn das Ernährungshilfswerf auf die Küchen— 
und Nahrungsmittelabfälle verzichtet. 


82 

(1) Soweit nach $1 eine Verpflichtung beſteht, 
Küchen und Nahrungsmittelabfälle zu fammeln, 
müſſen auf jedem Hausgrundſtück Hausfammeleimer 
in genügender Größe und Anzahl aufgeftellt werden. 

(2) Als Hausfammeleimer find nur die von den 
Dienftitellen des Ernährungshilfswerks aenehmiaten 
Behältniffe zugelaffen. 

S3 

(1) Der Hausfammeleimer ift an einer für jeden 
Hausbewohner zugänglichen, den Einflüffen der Wit. 
terung jo wenig wie möglid) ausgefetten Stelle des 
Hausgrundſtücks aufzuftellen und hier zu der für die 
Abfuhr dev Abfälle befanntgegebenen Zeit zur Peerung 
bereit zu balten. 

(2) Der Hausfammeleimer ift während der wärme- 
ren Jahreszeit mindeftens zweimal, im übrigen min- 
deftens einmal in der MWoche durch Auswafchen qründ. 
lich zu reinigen, 

84 

(1) Für die Durchführung der Vorſchriften der SS 2 

und 3 find die Hauseigentümer verantwortlich, 
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(2) Wenn der Hauseigentümer für fein Grundſtück 
einen Verwalter beſtellt, ſo geht die Verantwortung 
auf den Verwalter über. 


(3) Die Mieter oder Pächter ganzer Häuſer find an 
Stelle der Hauseigentümer für die Erfüllung der Ver— 
pflichtungen verantwortlidy; das aleiche gilt für jon- 
ftige Nutungsberechtigte an ſolchen Häuſern. 


(4) Wenn der Hauseigentümer einen in der Gemeinde 
anfäffigen Vertreter beftellt und dieſe Beitellung der 
Volizeibehörde ſchriftlich mitteilt, gebt die Werant- 
wortung auf den Vertreter über. 


585 


(1) Wer in Gemeinden oder Gemeindeteilen, in 
denen das Ernährungshilfswerk Küchen- und Nab- 
rungsmittelabfälle fammelt, die gleiche Tätigkeit aus— 
üben will, bedarf hierzu einer ortspolizeilichen Er- 
laubnis. 

(2) Die Erlaubnis iſt widerruflich und wird für 
einen beftimmten Bereich erteilt. Ein Anſpruch auf 


Berlin, den 19. Oktober 1939. 
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die Erteilung der Erlaubnis befteht nicht. Das Ver— 
fahren ift gebührenfrei. 

(3) Die Erlaubnis ift zu verfagen, wenn der Samm⸗ 
fer nicht die Gewähr für eine regelmäßige Sammel 
tätigfeit und für eine ordnungsmäßige Verwertung der 
Abfälle bietet. 

(4) Der Erlaubnisfchein ift bei der Ausübung der 
Sammeltätigfeit mitzuführen. 


S6 

Mer vorſätzlich oder fahrläſſig den Vorichriften der 
SS 1 bis 3 dieſer Verordnung zuwiderhandelt, wird 
mit einer Geldftwafe bis zu 150 Reichsmark, in beion- 
ders ſchweren Fällen mit Haft bis zu zwei Wochen be» 
ftraft. Ebenfo wird beftraft, wer porjäßlich oder fahr: 
[äffig entgegen dem $ 5 Küchen. und Nahrungsmittel: 
abfälle ohne Erlaubnis fammelt. 


87 
Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1.November1939 
in Kraft. 


Der Reibsminifter des Innern 
Im Auftrag 


Daluege 


22 
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Ansjührungsbeftimmungen zum Gnadenerlaß des Führers Für Beamte, 
Bom 24. Dftober 1939. 


£ 
Auf Grund des $.67 des Gnadenerlaſſes des Führers für Beamte vom 21. Dktober 1939 GReichsgeſetzbl. I 


5.2103) beftimme id): / Tu2b 
Zu 82 Abſ. 1 ımd 2 

Die Mafnahmen werden von ber nach $ 102 der 
Reichsdienftftrafordnung ( KOStO) vom 26. Januar 
1937 (Reichsgeſetzbl. IS. 71) und den dazu ergangenen 
Durhführungsporichriften für Die Vollftredung zu—⸗ 
ftändigen Behörde veranlaft und dem Beamten (Ruhe— 
ftandsbeamten) mitgeteilt. 


3u S2 Ubi. 3 


Schwebende Vorermittlungen ind gemäß 
Abſ. 1 ROSdoO einzuſtellen. 


zee 


zu ss 
fiber die Niederfchlagung von Verfahrenskoſten ift 
— außer dem Beamten (Rubeftandsbeamten) — der 
Gefchäftsftelle der Dienſtſtrafkammer, don ber fie eft- 


gejeßt worden find ($ 101 Abi. 2 ROStO), und, wenn 
bereit8 eine Kaffe mit Einnahmeanweiſung berieben 
worden war, diefer Kaffe Mitteilung zu machen. 


Su 54 

(1) $4 gilt nur für förmliche Dienitftrafverfahren, 
die bei Inkrafttreten des Gnabdenerlafjes bereits einge: 
[eitet waren. Wegen eines Dienftvergehens, das vor 
Inkrafttreten des Gnadenerlaſſes begangen worden ift, 
ift ein förmliches Dienftfirafverfahren nicht einzuleiten, 
wenn es borausfichtlich nicht zur Verhängung der 
Höchſtſtrafe führen wird. 

(2) Die oberfte Dienftbehörde kann die Einleitungs— 
behörde anweiſen, das Verfahren gemäß S 4 Abſ. 1 
Buchft. a einzuftellen oder die Einftellung gemäß 34 
Abſ. 1 Buchſt. b zu beantragen. 
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(3) Wer oberfte Dienftbehörde in diefem Sinne ift, 
beftimmt fich bei Beamten der Gemeinden, Gemeinde- 
verbände, gemeindlichen Swecverbände und ber an⸗ 
deren Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts nach F112 ROStO. 


(4) $52 Abj.2 Sa 3 und $63 Abſ. 3 Satz 2 RDStO 
(Einftellung des Verfahrens gegenüber Rubeftands- 
beamten) bleiben unberührt. 


Berlin, den 24. Oftober 1939, 


Reichögejegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 








ſſſſ 


(5) In den Fällen des $4 Abf.2 Sat 1 wird bie 
Einjtellung des Verfahrens von dem Vorſitzenden bes 
Dienftftrafgerichts, bei dem das Verfahren anhängig 


Im 


5140- 


iſt, verfügt. 


(6) In den Fällen des 84 Abf. 2 find die Akten — 
mit Ausnahme der Akten des Dienftftrafgerichts — 
nad) Einftellung des Verfahrens unter entjprechender 
Mitteilung an die Einleitungsbehörde zurüdzufenden. 


Der Reihsminifter des Innern 
Frick 
Te TE 
Dritte Verordnung zur Einführung jtenerrechtficher Vorſchriften | 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
Bom 25. Dftober 1939 


Auf Grund von $4 Abfak 3 des Geſetzes über die 
Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem 
Deutfchen Reich vom 1. September 1939 (Reichs- 
gejeßbl. I ©. 1547) wird verordnet: 


81 
Die Vorſchriften über die Neichsfluchtfteuer vom 

8. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. I ©, 699, 731) und 

ihre fpäteren Änderungen find im Gebiet der bisherigen 

Freien Stadt Danzig nad) Maßgabe der nachfolgenden 

Beftimmungen anzumenden. 

2 

(1) Eine Reichsfluchtiteuer haben zu entrichten: 

1. Derfonen, die auf Grund des $2 des Geſetzes 
über die Wiedervereinigung der Freien Stadt 
Danzig mit dem Deutſchen Reich deutſche Staats— 
angehörige geworden find und nach dem 1. Sep- 
tember 1939 ihren Wohnſitz oder ihren gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig oder im übrigen Reichsgebiet auf- 
gegeben haben oder aufgeben; 

2. Verſonen, die am 31. März 1931 deutjche Staats- 
angehörige geweſen find und nach dem 1. Sep- 
tember 1939 ihren Wohnſitz oder ihren gewöhn— 
lichen Aufenthalt im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig aufgeneben haben oder aufgeben. 


Berlin, 25. Oktober 1939 


(2) Entjpredyendes gilt für Derfonen, bie 
a) am 1. Januar 1938 öfterreichifche Bundesbürger 

gewejen find; 
b) durch das Geſetz über die Wiedervereinigung ber 
fudetendeutjchen Gebiete mit dem Deutjchen 
Reid) vom 21. November 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 1641) in Verbindung mit dem Staatsvertrag \ 
zwiſchen dem Deutjchen Reich und ber Tichecho- 
ſlowakiſchen Republik über Staatsangehörigkeits- 
und Optionsfragen vom 20, November 1938 
eichsgeſetzbl. II S. 89) oder durch die Ver- 
ordnung über den Erwerb der deutfchen Staats- 
angehörigfeit vom 20. April 1939 Reichsgeſetzbl. I 
©. 815) deutfche Staatsangehörige geworden find; 
durch das Geſetz über die Wiedervereinigung des 
Memellandes mit dem Deutſchen Reich vom 
23. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I 5.559) deutſche 
Staatsangehörige geworden ſind. 

3 

(1) Als Reichsfluchtfteuer ift ein Betrag in Höhe 
eines Viertels des Vermögens zu entrichten, 

(2) Für die Berechnung der Reichsfluchtfteuer ift 
der legte Vermögenfteuerbefcheid (unter Umrechnung 
von Gulden auf Reichsmarf) maßgebend, den der 
Steuerpflichtige vor der Aufgabe feines MWohnfites im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig erhalten 
bat, 


Sg 


Der Reidsminifter der Sinanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


Herausgegeben vom Reihsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin, 
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Berordnung 
über eine Sondergerichtöbarkeit in Strafjachen für Angehörige der 4 
und für die Angehörigen der Polizeiverbände bei bejonderem Einjag. 


Bom 17. Dftober 1939, 


Der Minifterrat für die Neicheverteidigung ver— 82 
ordnet für das Gebiet des Großdeutſchen Reichs mit (1) Der Sondergerichtsbarkeit unterſtehen die im 


Geſetzeskraft: $ 1 Nrn.l bis 5 bezeichneten Perſonen bei allen 

Ss 1 Straftaten, auf die fih die Wehrmachtgerichtsbar— 

Eine Sondergerihtsbarfeit in Strafjahen wird | feit erſtreckt. Die im SI Nr. 6 bezeichneten Perſonen 

eingerichtet für unterfiehen der Sondergerichtsbarfeit bei dieſen 

1. die hauptberuflichen Angehörigen der Reichs— Straftaten nur injomweit, als jie im Gebiet de3 be: 
führung 44, jonderen Einfabes begangen find. 


2. die hHauptberuflihen Angehörigen der Stäbe (2) Die Zuftändigfeit der Wehrmachtgerichte bleibt 
derjenigen höheren 44, und Wolizei-Führer, | unberührt. 
die über die in den Nrn. 3 bis 6 bezeichneten 4 
Verbande Beſehlsgewalt befigen, (1) Für die Sondergerichtsbarteit finden die Vor 
3. ar Angehoͤrigen der 17 Derfügungätzunpe, ichriften des Militärſtrafgeſetzbuchs und der Militär- 
4. die Angehörigen der 44 Zotentopfverbände EN | ftrafgerichtsordnung fowie ihre Einführungsgefeße 
jchließlich ihrer Verſtärkungen, finngemäß Anwendung, foweit nicht etwas anderes be- 


5. die Angehörigen der 45-Junkerſchulen, ſtimmt wird; im übrigen gelten bei nichtmilitäriſchen 
6. die Angehörigen der Volizeiverbände bei be | Straftaten die allgemeinen Strafgeſetze, welche auf 
fonderem Einſatz. | Wehrmadtangehörige Anwendung finden. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 6 
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(2) An die Stelle des Reichskriegsminiſters oder 
des Chefs des Oberfommandos der Wehrmacht tritt 
der Reichsführer 44 und Chef der Deutſchen Dolizei. 
Er beftimmt die Gerichtsheren und den örtlichen 
Umfang ihrer Gerichtsbarkeit. 


SA 

(1) An die Stelle der Kriegsgerichte treten 44-Ge 
richte und, ſofern fich die Zuſtändigkeit dev Gerichte 
auch auf das Verfahren gegen Angehörige der Voli- 
zeiverbände erſtreckt, 44- und Wolizei-Gerichte. An 
die Stelle der Oberfriegsgerichte tritt ein Z4- und 
Dolizei-Obergericht. 

(2) Darüber, weldyes Gericht die dem Reichs— 
friegsgericht in Wehrmachtſachen obliegenden Auf- 
gaben entiprechend zu erfüllen hat, ergeht bejondere 
Beftimmung. 

85 


(1) An die Stelle der richterlihen Militärjuftiz- 
beamten treten 44-Juſtizführer, die zum Nichteramt 
befähigt find. Sie werden vom Führer und Reichs— 
fanzlev ernannt und unterſtehen in Difziplinarer 
HSinficht unmittelbar dem Reichsführer 24. 

(2) Zu Beifigern werden Angehörige der 44 be 
rufen, jofern fih das Verfahren gegen einen 44- 


Berlin, den 17. Oftober 1939. 


Neichsgefeßblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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Angehörigen richtet; fonft find die Beifiter aus dem 
Kreis der Dolizei zu berufen. 

(3) An die Stelle der Urfumdsbeamten der Ge- 
ihäftsftelle treten 44-Beurkundungsführer. 

(4) Weitere Vorfchriften über die rechtliche Stel- 
lung der 44-Juftizführer und der Z4-Beurtundungs- 
führer bleiben vorbehalten. 


‘6 
Die Vorſchriften des Militärftrafgefeßbuchs über 
die befonderen Ehrenftrafen gegen Soldaten finden 
feine Anwendung. In ihre Stelle treten Vorjchrif- 
ten über die Ehrenftrafen der Ausftoßung und der 
Entlafjung aus der 44. 
87 
Der KReichöminifter des Innern und der Reichs— 
führer 44 werden, je für ihren Gejchäftäbereich, er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit den Reichsminiſtern 


der Auftiz und der Finanzen Die zu den SS 4 und 5 


erforderlichen VBorichriften ſowie Durchführungs— 
beftimmungen zu diefer Verordnung zu erlaffen, 


s8 
Dieje Verordnung tritt mit dem Tage der Ver- 
fündung in Kraft. 


Der Borfißende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjchall 
Der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 





Erſte Verordnung 
zur Durchführung des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers 
über Gliederung und Verwaltung der Äſtgebiete. 


Vom 26. Dftober 1939. 


Negierungsbezirts Marienwerder in feinem bisherigen 
Umfange, für den Reichsgau Dofen und für die Ne- 
gierungsbezirke Sichenau und Kattowit gelten Reichs: 
gefete, Verordnungen des Minifterrats für die Reichs- 
verteidigung, Verordnungen des Beauftragten für den 
81 Vierjahresplan ſowie Verordnungen auf Grund geſetz— 

(1) Für den Reichsgau Danzig mit Ausnahme des | licher Ermächtigung des Generalbevollmächtigten für 
Gebiets der bisherigen Freien Stadt Danzig und des | die Reichöperwaltung, des Generalbevollmächtigten für 


Auf Grund von 8 12 des Erlaffes des Führers und 
Reichstanzlers tiber Gliederung und Verwaltung der 
Oftgebiete vom 8. Oftober 1939 Geeichsgeſetzbl. 1 
S.2042) wird verordnet: 
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die Wirtſchaft und des Chefs des Oberfommandos 
der Wehrmacht, die vom 26. Oktober 1939 ab verkündet 
werden, nur, wenn fie dies ausdrücklich beftimmen. 


(2) Diefe Vorfchriften treten, foweit fie nichts 
anderes beftimmen, mit dem auf die Verkündung 
folgenden Tage in Kraft. 


‘2 

(1) Für das Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig bleibt die Erſte Verordnung zum Geſetz über 
die Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit 
dem Deutfchen Reich vom 12. September 1939 (ReichS- 
gefetbt. I S. 1759) unberührt mit der Maßgabe, daß 
fie auch gilt für Verordnungen des Beauftragten für 
den Vierjahresplan ſowie für Verordnungen auf Grund 


Berlin, den 26, Dftober 1939. 
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gefeglicher Ermächtigung des Generalbevollmächtigten 
für die Reichsverwaltung, des Generalbevollmächtigten 
für die Wirtſchaft und des Chefs des Oberfommandos 
der Wehrmacht. 


(2) Für den Regierungsbezirt Marienwerder in 
feinem bisherigen Umfange bewendet es hinſichtlich 
der Geltung von Reichsrecht bei den bejtehenden Bor- 
ichriften. 

3 

Im übrigen regelt der Reichsminifter des Innern 
im Benehmen mit dem zuftändigen Neichsminifter 
Zweifel über das geltende Recht im Verwaltungs- 
wege. 

84 

Diefe Verordnung tritt mit dem 26. Oftober 1939 

in Kraft. 


Der Reihsminifter des Innern 
Frick 


———— —— — — — — — — — 


Bierte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 


Vom 27. Ottober 1939 


Auf Grund des $4 Abſatz 3 des Geſetzes über die 
Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem 
Deutſchen Reich vom 1. September 189 Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 1547) wird verordnet: 

81 

Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
treten am 1. November 1939 in Kraft: 

1. das Umſatzſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 

(Reichsgejegbl. I ©. M2); 
2, die Vorfehriften, die zur Durchführung des in 
Siffer 1 bezeichneten Gefeges ergangen find. 
2 

Für Lieferungen im Einzelhandel ($ 11 Abſatz 3 der 

Durchführungsbeftimmungen zum Umſatzſteuergeſetz) 


Berlin, 27. Oktober 1939 


und fir die Leiftungen der Handwerker tritt bis zum 
31. Dezember 1939 an die Stelle der Steuerjäße von 
2 vom Hundert: und 2!/, vom Hundert ($ 7 Abfjäße 1 
und 4 des Umſatzſteuergeſetzes) ein Steuerjaß bon 
1!/, vom Hundert. 


3 

Die Vorfchriften des Umſatzſteuerrechts ($ 1) find 
auf alle Umfäbe nad) dem 31. Dftober 1939 anzuwen— 
den. Bei Unternehmern, die die Steuer nad) den ver— 
einnahmten Entgelten entrichten, ift dafür der Zeit- 
punkt des Zahlungseingangs, bei Unternehmern, die 
die Steuer nad) den vereinbarten Entgelten entrichten, 
der Zeitpunkt der Lieferung oder fonftigen Leiftung 
maßgebend. 


Der Reihsminifter der Finanzen 
In Vertretung } 


Reinhardt 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 





| 
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Berorönung über die Bereinfarhung 
des Berjahrens in der Reichsverjicherung und der Arbeitslojenderjicherung*). 


Som 28, Dftober 1939, 


Auf Grund der Ziffer VI de3 Erlaffes des Führers 
und Neichsfanzlers über die Vereinfachung der Ver 
waltung vom 25. Auguſt 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 1535) wird nad Anhörung des Neichsarbeits- 
minifterd verordnet: 


81 
(1) Die Entſcheidung des Verſicherungsamts und 
des Oberverfiherungsamts im Sprucwerfahren er- 
geht in allen Fällen durch den VBorfißenden des Aus- 
Ichuffes und der Kammer allein, und zwar nad) feinem 
Ermeſſen mit oder ohne mündliche Verhandlung. 


(2) Entſcheidet der Vorfißende ohne mündliche Ber- 
handlung, jo it binnen einem Monat Antrag auf 
mündliche Verhandlung zuläflia. 


(3) Gegen eine Entſcheidung des Oberverficherungs- 
amts find Nevifion und Nekurs an das Neichöverfiche- 
runasamt, jofern fie nicht ſchon nach den allgemeinen 
Vorſchriften ausgefchloffen find, nur zuläffig, wenn 
der Kammervorfisende fie wegen der arundfäßlichen 
Bedeutung oder wegen der befonderen Umftände des 
alles für zuläffig erklärt. 


(4) Die Vorfchriften über die Abaabe ($ 1693 der 
Reichsverſicherungsordnung) bleiben unberührt. 


2 
(1) Beim Reichsverſicherungsamt entjcheidet in 
Spruchfachen der Vorſitzende des Senats, wenn er 
mit dem Berichterftatter übereinftimmt, allein, und 
war nad) feinem Ermefjen mit oder ohne mündliche 
Berbandlung. 


Berlin, den 28. Oftober 1939. 


(2) Stimmt der Vorfißende mit dem Berichterftat- 
ter nicht überein oder handelt e3 ſich um eine Frage 
von grundſätzlicher Bedeutung, To enticheidet der Senat 
nad) den allaemeinen VBorichriften. 

83 


(1) Die $$ 1 und 2 gelten ſinngemäß für das Be— 
ihlußverfahren, alle anderen Arten des Verfahrens 
und das Schiedsverfahren für Jabnärzte und Den- 
tiſten. 


(2) Weitere Beſchwerde iſt nicht zuläſſig. 


84 
Die den Geſchäftsausſchüſſen in der knappſchaft— 
lichen Verſicherung zuſtehenden Aufgaben gehen auf 
die Knappſchafts-Oberverſicherungsämter über. 


85 
$ 1681 dev, Neichöverficherungsordnung tritt bis 
auf weiteres außer Kraft. 


6 
Die Beltimmungen der SS 1 Eis 3 und 


> gelten 
entiprechend für die Arbeitslofenverfiherung. 


87 


Den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Verord— 
nung in der Oſtmark beſtimmt nad Errichtung der 
Verſicherungsämter und Oberverſicherungsämter der 
Reichsarbeitsminiſter im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter des Innern. 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


*) Gilt nicht für Danzig. 
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Vierte Verordnung 
über die Übertragung von Aufgaben und Bejugnijjen des Reichsſtatthalters in Djterreich 
(Öfterreichijche Landesregierung). 
Bom 28. Dftober 1939. 


Auf Grund der $$ 16 und 18 des Geſetzes über den 
Aufbau der Verwaltung in der Oftmark (Oftmark- 
geſetz) vom 14. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 777) 
wird im Einvernehmen mit den beteiligten Oberjten 
Reichabehörden folgendes verordnet: 


81 
Die in Rechtsvorſchriften begründeten Aufgaben 
und Befugniſſe des Reichsſtatthalters in Oſterreich 
(Sſterreichiſche Landesregierung) — Miniſterium für 
Wirtſchaft und Arbeit — werden, ſoweit ſich nicht 
aus dieſer Verordnung etwas anderes ergibt, auf die 
Reichsſtatthalter übertragen. 


82 
Aus dem Geſchäftsbereich des Reichsſtatthalters in 
Oſterreich (Öfterreichiiche Landesregierung) — Mini 
fterium für Wirtſchaft und Arbeit — werden auf die 
fachlich zuftändigen Oberften Reichsbehörden über- 
tragen: 


1. Auf dem Gebiet des Gewerbeweſens 
a) die Enticheidung ala Berufungsbehörde; 


b) die Befugnis zur Erteilung gewerberedt- 
licher Konzeffionen oder Genehmigungen 
nach $ 143a der öfterreihifchen Gewerbe 
ordnung, wenn ein Reichsgau als Bewer 
ber um eine Konzeffion oder Genehmiaung 
auftritt. 


2. Auf dein Gebiet des Schieß- und Sprengmittel: 
weſens 


a) die Entſcheidung als Berufungsbehörde; 


b) die Entfcheidung, ob einErzeugnis alsSchieß⸗ 
und Sprengmittel oder ein bejtimmtes 
Schieh- und Sprengmittel als Sicherheits: 
iprengmittel anzufehen ift nach $ 4 Abi. 1 
desSchieß / undSprengmittelgeſetzes BGEBl. 
Nr. 196/1935) in der Faſſung der Text— 
verordnung Geſetzbl. f. d. Land Oſterr. 
Nr, 1483/1938). 


, Die Aufgaben und Befugniffe bei der Ausgabe 
von Schuldverfchreibungen auf Inhaber. 


ww 


A. Die Aufgaben und Befugniſſe nad der Ge— 
noſſenſchaftsnovelle (BOBL II Nr.195/1934) 
in der Faſſung des Bundesgefeßes vom 
27. Auauft 1934 (BOB. II Nr. 216/19534). 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 





5. Die Aufgaben und Befugniffe nad) $ 1 des Ge— 
fees, betreffend die Regelung des Meſſeweſens 
(BGEBl. Nr. 15/1925). 

6. Die Entjcheidung als VBerufungsbehörde in 
Enteignungsangelegenheiten. 


3 

(1) Auf den Reichsftatthalter in Wien werden über: 
tragen die Aufgaben und Befugniſſe 

1. des Reichsftatthalters in Oſterreich (Diterrei- 
chiſche Landesregierung) — Minifterium für 
Mirtichaft und Arbeit — nad dem J. Ab— 
Schnitt des Wohnbauförderungs- und Mieten 
gefeßes (BGBL. Nr. 200/1929) in der Faſſung 
der Verordnung vom 19. Mai 1933 (BGBl. 
Nr. 192/1933), nach dem Kleinwohnbauförde- 
rungsgeſetz (BGB. Nr. 74/1937) und nad) 
dem Wohnbauförderungsgejet 1938 (BOBI. 
Nr. 49/1938). Die nad diejen Vorſchriften 
dem Reichsftatthalter in Ofterreich (Öfterrei- 
chiſche Landesregierung) — Minifterium für 
Finanzen — zuftehenden Aufgaben und Befug- 
niffe werden auf den Oberfinanzpräfidenten in 
Wien übertragen; 

2. des Reichsftatthalters in Öfterreih (Ofter- 
reichiſche Landesregierung) in Klein- und Leib- 
rentnerangelegenheiten (BGBL. Nr. 251/1929 
und BGEBl. Nr. 6/1927); 

3, des Reichsftatthalters in Oſterreich (Ofter- 
reichiiche Landesregierung) — Wohn- und Sied- 
fungsamt — nad) dem Statut des Bundes: 
Mohn- und Siedlungsfonds (BGEBl. Nr. 187] 
1925), mit Ausnahme der Aufgaben und Be- 
fugniffe, die dem Wohn und Siedlungsamt 
durch Artikel 2 Abi. 4 des Statuts als Gemein— 
nützigkeitsbehörde übertragen find. 

(2) Der Reichsſtatthalter in Wien nimmt die im 
Abi. 1 bezeichneten Zuftändiafeiten auch für den Be» 
veich der übrigen Reichsgaue der Oſtmark wahr. 

(3) Die im $ 4 des Kleinwohnungsbauförderungs- 
aefehes (BOB. Nr. 74/1937) und im $ 1 des Wohn. 
bauförderungsgefeßes 1958 (BGB. Nr. 49/1935) 
erteilte Ermächtigung zur Übernahme von Bürgſchaf— 
ten und Gewährung von Zuſchüſſen wird aufgehoben. 
Die Umwandlung bedingter Vorbejcheide in endaül- 
tige Bürgfchaftserflärungen und die Flüſſigmachung 
von zugefaaten Zuſchüſſen wird dadurch nicht aus: 
geſchloſſen. 
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(1) Auf die unteren Verwaltungsbehörden werden 

übertragen: 

1. Die Entjcheidung über die Löſchung von Real- 
gewerben (Artikel VII des Kundmachungs— 
patentes zur öfterreihiichen Gewerbeordnung 
— RG6EBl. Nr. 227/1859). 

2. Die Entſcheidung über die Fabrikmäßigkeit von 

Sewerbebetrieben ($ le Abj. 2 der Gewerbe: 

ordnung). 

3. Die Behebung der Ausſchließung vom Betrieb 
eines Gewerbes ($ 6 Abi. 2 der Gewerbeord: 
nung). 

4, Die KRonzeffionsverleihung und ſonſtige ae- 
werberechtliche Entſcheidung hinſichtlich folgen- 
der Gewerbe: 

a) Vreßgewerbe ($ 15 Abf. 1 Nr.1 der Ge 
werbeordnung), 

b) Leibanftalten für Prefjeerzeugniffe und 
Leſekabinette ($ 15 Abj. 1 Nr. 2 der Ge— 
werbeordnuna), 

e) Baumeister, Maurer-, Steinmeb- und Zim- 
mermannsgewerbe ($ 15 Abf. 1 Nr. 6 der 
Gewerbeordnung), 

d) Vfandleihergewerbe ($15 Abf. 1 Nr. 13 
der Gewerbeordnung), 

e) Yeichenbeftattungsunternehmungen 
Abi. 1 Nr. 23 der Gewerbeordnung), 

f) Anbieten von Bewahungsdieniten (BGEBl. 
Nr. 849/1922 und BGBL. Nr. 152/1929), 

8) Ausgleichsvermittlungen (BGBL. Nr. 266/ 
1932), 

h) Ausfunftserteilung über Kreditverhältniffe 
(RGBl. Nr. 116/1885, Nr. 157/1890, Nr. 
58/1891, Nr. 117/1893), 

i) Elektroinſtallationsgewerbe NGBI.Nr.213/ 


g15 


1929), 
k) Frachtenxeflamationsgewerbe (NED. Nr. 
56/1914), 
I) Drivatdetektivunternehmungen (BGBL. Nr. 
200/1937), 
m) Brivatgefchäftsvermittlung (BEBl. Nr. 
203/1932), 


n) Reifebüro (BGBL. Nr. 148/1935), 

0) Berfteigerung beweglicher Sachen (BGBL. 
Nr. 1/1922), 

p) Theaterfartenbüros (BGBL. Nr. 95/1922), 

4) Rraftfahrzeugmechaniter (BED. Nr. 131/ 
1935). 
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5. Die Entjheidung bei Ausverfäufen über drei 
Monate ($ 3 Abj. 1 der Verordnung über Aus- 
verfäufe und ausverkaufsähnliche Veranital- 
tungen — BGEBl. Nr. 508/1933). 

(2) Gegen die Enticheidung der unteren Verwal 
tungsbehörden fteht in den im Abf. 1 bezeichneten An- 
gelegenheiten die Berufung an den Reicheftatthalter 
offen. Eine weitere Berufung findet nicht ftatt. 

(3) In allen Fällen, in denen durch diefe Werord: 
nung Zuſtändigkeiten zu gewerberechtlichen Entſchei— 
dungen vom Reichsſtatthalter in Öfterreih (Oſter— 
reichiſche Landesregierung) auf die Reichsſtatthalter 
übertragen werden, ſowie bei Entſcheidungen der 
Reichsſtatthalter nah $ A Abi. 4 der Verordnung 
über Ausverfäufe und ausverkaufsähnliche Veran— 
ftaltungen (BGB. Nr. 508/19533) fteht gegen die 
Entiheidung der Neichsftatthalter binnen zwei Wo— 
chen die Berufung an die fachlich zuftändige Oberfte 
Reihsbehörde offen. 

85 

(1) In Abweichung von $ 142 Abſ. 2 und 8 143 
Abſ. 2 der öfterreichifchen Gewerbeordnung wird fol- 
gendes beftimmt: 

1. Die Genehmigung der Betriebsanlage exteilt 
bei Anlagen, die fi auf zwei oder mehrere 
Kreife eines Reichsgaues erjtreden, die vom 
Neicheftatthalter zu beftimmende untere Ver- 
waltungsbehörde. 

2. Die Genehmigung von Betriebsanlagen, Die 
ſich auf mehrere Reichsgaue erſtreckt, erteilt der 
vom Reihswirtichaftsminifter zu beitimmende 
Reichsſtatthalter. 

(2) Gegen Entſcheidungen nach Abſ. 1 Nr. J ſteht 
die Berufung an den Reichsſtatthalter offen. Cine 
weitere Berufung findet nicht ftatt. 

(3) Gegen Entjcheidungen dev nad) Abj. 1 Nr. 2 be 
ftimmten Behörde fteht binnen zwei Wochen Die Be 
rufung an den Reichswirtſchaftsminiſter offen. 


86 
Die Probieranſtalt für Handfeuerwaffen in Wien 
mit ihrer Nebenftelle in Steyr wird dem Neichsitatt- 
halter in Wien, die Probieranftalt für Handfeuer- 
waffen in Ferlach dem Reichsſtatthalter in Kärnten 
unterstellt, 
87 
Die Übertragung der Aufgaben und Befugnifje des 
Reichsſtatthalters in Oſterreich (Öfterreichiiche Lan— 
desregierung) auf den Gebieten des Sparkaſſenweſens, 
der Landeskreditinſtitute, der Mündelſicherheit von 
Wertpapieren, des Berg- und Hüttenweſens, der Ener- 
giewirtichaft, des Straßenweſens, der Gewerbeauf- 
ficht und des Arbeitsſchutzes, des Gewerbeförderungs— 
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dienftes und der Sozialverficherung wird durd) be- 
fondere Vorjchriften geregelt. 


8 

Die Aufgaben und Befugniffe, die durch dieſe Der: 
ordnung auf die Neichsjtatthalter übertragen werden, 
werden bis zur Berufung der Neichsftatthalter durch 
die Landeshauptmänner, für die Stadt Wien durch 
den Reichskommiſſar für die Wiedervereinigung Oſter—⸗ 
reichs mit dem Deutſchen Reich — Verwaltung der 
Stadt Wien — ausgeübt. 


Berlin, den 28. Oktober 1939. 
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9 
(1) Diefe Verordnung tritt am 15. November 1939 
in Rraft. 


(2) Die Aufgaben und Befugniffe des Reichsſtatt— 
halters in Öfterreich (Oſterreichiſche Landesregierung) 
— Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit — auf 
dem Gebiet der Perſonalangelegenheiten und der 
Haushaltsangelegenheiten werden durch dieſe Ver— 
ordnung nicht berührt. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


u — ————— — — 


Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung 
des Geſetzes über Die Alteröverjorgung für dns Deutſche Handwerk*). 
Vom 28, Ottober 1939. 


Auf Grund des $ 12 Abſ. 2 des Geſetzes über die 
Alterverforgung für das Deutſche Handwerk vom 
21. Dezember 1938 (Neichögefetbl. 1 S. 1900) wird 
im Einvernehmen mit dem Reichswirtihaftsminifter 
und dem Neichdminifter der Juſtiz verordnet: 


51 
Beantragt ein Handwerker, der auf Grund des 
beſonderen Einſatzes der Wehrmacht eingezogen iſt, 
nad) $ 5 des Geſetzes über die Alteröverforgung für 
dad Deutiche Handwerk vom 21. Dezember 1938 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1900) Die Halbverficherung dor 
dem 1. Januar 1940, jo wirkt fie auf den 1. Januar 
1939 zurüd. 
82 
Die im $ 24 Abſ. 1, 3 der Durchführungsverord- 
nung vom 13. Juli 1939 (Reichögefeßbl. I ©. 1255) 
vorgeſehenen Friften für die Annahme eines vor dem 
1. Juli 1939 geftellten Antrags auf Abichluß Des 
Lebensverſicherungsvertrags und für die Anpafjung 
eines vor dem 1. Juli 1939 abgejchloffenen Lebens: 
verſicherungsvertrags werden bis zum 31. Dezember 
1939 verlängert. 
83 
Hat ein Handwerker vor dem 1. Januar 1939 be— 
reits das fünfzigfte Lebensjahr vollendet, jo beginnen 
Verficherungsfreiheit oder Halbverfiherung mit dem 
1. Januar 1939, wenn der Lebensverſicherungsver— 
trag vor dem 1. Januar 1940 abgejchloffen wird. 


84 

(1) Verſicherungsfreiheit oder Halbverſicherung 
können auf einen Lebensverſicherungsvertrag nur 
dann geſtützt werden, wenn außer der nach dem An— 
geſtelltenverſicherungsgeſetz witwenrentenberechtigten 
Ehefrau von den Kindern (1258 Abſ. 2 der Reichs— 
verfiherungsordnung) mindeftens diejenigen ala be- 
zug&berechtigt bezeichnet werden, die beim Tode des 
Handwerkers das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. 


(2) Sit eine Handwerkerin verfichert, fo ift an Stelle 
der Ehefrau der Ehemann zu bezeichnen, und zwar 
ohne Rücficht darauf, ob er nad) dem Angeftellten- 
verficherungsgefeb witwerrentenberechtigt if. 


(3) Verfiherungsfreiheit oder Halbverficherung 
werden dadurch nicht ausgeichloffen, daß die Bezugs- 
berechtigten namentlich bezeichnet werden. Dies gilt 
jedoch nur, wenn und folange die namentliche Be— 
zeichnung den Erforderniffen der Abf. 1,2 entipridt. 
Iſt dies nicht der Fall, jo enden Verficherungsfreiheit 
oder Halbverfiherung drei Monate nad) Ablauf des 
Kalendermonats, in dem die Anderung eingetreten 
iſt, wenn die Lebensverſicherung nicht bis dahin an 
die Sachlage angepaßt wird. 


(4) it der Lebensverſicherungsvertrag auf Die 
Sahlung eines Kapitals gerichtet, jo können Mer: 
ficherungsfreiheit oder Halbverfiderung auf ihn nur 
dann geftüßt werden, wenn die Anteile der bezug 


*) Betrifjt nicht die Oſtmark und den Reichsgau Sudetenland. 
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beredtigten Hinterbliebenen gleich find. Sind feine 
Kinder ($ 1258 Abi. 2 der Neichsverficherungsord- 
nung) vorhanden, fo muß der Ehefrau (dem Ehe- 
mann) das gefamte Kapital zugedacht fein. 


85 
Iſt der Lebensverſicherungsvertrag auf die Zah— 
lung eines Kapitals gerichtet, fo iſt dem Erfordernis 


des 821 Abi. 1 Satz 1 der Durchführungsverord— 


Berlin, den 28. Oftober 1939. 5 
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nung auch dann genügt, wenn das Kapital einige, 
höchſtens ſechs Monate vor der Vollendung des ſech— 
zigſten Lebensjahrs fällig wird. 


86 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja— 
nuar 1939, im Memelland mit Wirkung vom 1. Mai 
1939 in Kraft. Ihrer Anwendung fteht die Rechts— 
fraft früherer Entfcheidungen der Verſicherungs— 
behörden nicht entgegen. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Stanz öeldte 


Verordnung zur Änderung der Grenzzonenverordnung. 
Vom 30. Dftober 1939, 


Auf Grund des S1 des Geſetzes über die Siche— 
rung der Reichsgrenze und über Vergeltungsmaß— 
nahmen vom 9. März 1937 (Reichsaejekbl. I ©. 281) 
und des Gefetes über das Paß-, das Ausländer: 
polizei- und Das Meldeweſen fowie über das Aus- 
weisweien vom 11.Mai 1937 (Reichsaefetbl.1 ©. 589) 
wird die Grenzzonenverordnung vom 2. September 
1939 (Neichögefeßbl. I ©. 1578) wie folgt geändert: 


81 
Die Grenzzone wird erweitert auf das geſamte 
Gebiet links des Rheins, nördlich des Lippe-Seiten— 


Berlin, den 30. Oktober 1939. 


kanals und weſtlich des Dortmund-Ems-Kanals bis 
zu deſſen Eintritt in den Landkreis Meppen. 


82 
In den durch dieſe Verordnung neu in die Grenz— 
zone einbezogenen Gebieten laufen die im $ 2 Abf. 2 
und 4 der Grenzzonenverordnung vom 2. September 
1939 erwähnten Friften vom Infrafttveten dieſer 
Verordnung ab. 
$,3 


Diefe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
Im Auftrag 
Dr. Beit 
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——— ——— — — —— ————— ————— 
—————— EG SORTE 7 Er BRENZ 


Polizeiverordnung ũber das Wirtshausverbot. 
Bom 18. Ottober 1939. 


Auf Grund der Verordnung über die Polizeiver— 
ordnungen der Neichdminifter vom 14. November 
1938 (Neichtgejekbl. I ©. 1582) wird folgendes ver- 
ordnet: 

51 

Die Polizeibehörde kann einer Perſon, die eine 
Sucht zu übermäßigem Alkoholgenuß beſitzt (Trunken— 
bold), das Betreten von Gaſtſtätten verbieten, in 
denen alkoholhaltige Getränke verabfolgt werden 
(Mirtshausverbot). 


Suftändig für den Erlaß des Wirtshausverbotd 
ift die Kreispolizeibehörde des Wohnorts oder die 
von ihr beftimmte Ortspolizeibehörde. 


(1) Das Wirtshausverbot gilt, wenn e8 nicht Ört- 
(ich beichränft wird, für das Reichsgebiet. 

(2) Das Wirtshausverbot fann bis auf die Dauer 
eines Jahres ausgefproden werden. 

(3) Das Wirtshausverbot fann wiederholt werden. 


84 
(1) Gegen Wirtshausverbote iſt Die Beſchwerde 
zuläfſig. Die Beſchwerde iſt innerhalb von zwei 


Berlin, den 18. Oftober 1939. 


Wochen nad) der Bekanntgabe des Verbots ſchriftlich 
bei der Behörde einzulegen, die e8 exlaflen hat. Über 
die Beſchwerde enticheidet die nächſthöhere Polizei 
behörde endgültig. 

(2) Gegen Wirtshausverbote des Volizeipräfidenten 
in Berlin ift an Stelle der Beſchwerde der Einfprud) 
zuläffig. Der Einfprud) ift innerhalb von zwei Wochen 
nach der Bekanntgabe des Verbots ſchriftlich bei dem 
Nolizeipräfidenten einzulegen. Über den Einjprud) 
entfcheidet der Volizeipräfident endgültig. 

(3) Die Beſchwerde oder der Einſpruch haben 
feine auffchiebende Wirkung. 


85 
Sy 
(1) Mer einem Mirtshausverbot (S 1) vorſätzlich 
oder fahrläffig zumiderhandelt, wird mit Gelditrafe 
bis zu 150 Reichsmark, in beſonders ſchweren Fällen 
mit Haft bis zu ſechs Wochen beſtraft. 
(2) Die Androhung einer ſchwereren Strafe in 


einer fonftigen Vorſchrift des Reichsrechts bleibt un- 
berührt. 
86 


Die Polizeiverordnung tritt mit ihrer Verkündung 
in Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 


Im Auftrag 


Daluege 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


938 


IM 








| 





II 


5140-1094 








2116 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 








NT 


5140-1095 


Polizeivderordmung 
über die Fernhaltung Jugendlicher von öffentlichen Schieg: oder Spieleinrichtungen. 


Vom 24, Dftober 1939, 


Auf Grund der Verordnung über die Volizeiver- 
ordnungen der Reichsminifter vom 14. November 1938 
Geichsgeſetzbl. I ©. 1582) wird folgendes verordnet: 


51 


Jugendliche unter 16 Jahren dürfen ſich in öffent— 
lichen Schieß- oder Spielhallen, Billardſalons und 
ähnlichen Räumen, in denen für die Benutzung von 
Schieß- oder Spielgeräten ein Entgelt erhoben wird, 
nur in Begleitung des Erziehungsberechtigten oder 
einer von dieſem beauftragten volljährigen Perſon 
aufhalten. 


g2 


Der Unternehmer einer im $1 bezeichneten Ein- 
richtung hat auf das Aufenthaltsverbot für Jugend- 
liche durch einen deutlich fichtbaren Aushang binzu- 
weijen, 


83 


Jugendliche unter 16 Jahren dürfen Schieß- oder 
Spielgeräte, die an anderen Orten als in den im 81 
bezeichneten Räumen aufgeftellt find (3.8. in Wirt— 
ihaften, Wirtfchaftsgärten, Eißdielen, auf Jahr— 
märkten, Schüßenfeften oder bei fonftigen Volis— 
beluftigungen), nur in Anmefenheit des Erziehungs- 
berechtigten oder einer von ihm beauftragten voll- 
jährigen Perſon gegen Entgelt benußen. 


Berlin, den 24. Oktober 1939. 


84 


Der Aufſteller eines im $3 bezeichneten Schieß— 
oder Spielgeräts hat auf das Benubungsverbot für 
Jugendliche durch einen deutlich fichtbaren Aushang 
binzumeifen. 

$5 


Jugendliche, die vorfählich gegen das Verbot des 
$1 oder des $3 verftoßen, werden mit Geldftrafe bis 
zu 150 Reichsmark, in befonders ſchweren Fällen mit 
Haft bis zu zwei Wochen beftraft. 


86 


(1) Erziehungsberechtigte, die vorſätzlich oder fahr- 
läfjig durch Verletzung ihrer Auffichtspflicht Jugend- 
lichen ‚ermöglichen, gegen $1 oder $3 zu verftoßen, 
werden mit Geldftrafe bis zu 150 Reichsmarf, in be- 
67* ſchweren Fällen mit Haft bis zu ſechs Wochen 

eſtraft. 


(2) Ebenſo werden Unternehmer oder Aufſteller 
beftraft, die dem $ 2 oder dem $ 4 vorjählich oder fahr- 
läſſig zwwiderhandeln oder die den Aufenthalt von 
Jugendlichen entgegen dem $1 oder die Benutzung 
von Schieß- oder Spielgeräten entgegen dem $ 3 vor- 
jäblich oder fahrläffig dulden. 


7 
Dieje Dolizeiverordnung tritt eine Woche nad) ihrer 
Verkündung in Kraft. 


Der Reihsminifter des Innern 
Im Uuftrag 
Daluege 





Berordnung zur Einführung Des Reichsnaturſchutzrechts 
im Reichsgau Sudetenland, 


Bom 25. Dftober 1939, 


Auf Grund des $7 des Erlafies des Führers und 
Reichskanzlers über die Verwaltung der judetendeut- 
ihen Gebiete vom 1. Oktober 1935 (NReicd)sgefeßbl. I 
©. 1331) wird folgendes verordnet: 


81 
(1) Für den Reichsgau Sudetenland werden hiermit 
in Kraft geſetzt: 


1. Das Reichsnaturſchutzgeſetz vom 26. Juni 1935 
(Reichsgeſetzbl. IS. 821) in der Faſſung der Ge- 
ſetze vom 29. September 1935 (Reichsgefeßbl. I 
©.1191), vom 1. Dezember 1936 (Reich8- 


gejeßbl. I ©. 1001) und vom 20, Januar 1938 


(Reichögefetbl. I ©. 36), jedody mit Ausnahme 
des 8 27 Abj. 1 und 2. 

2. Die Verordnung vom 31, Oktober 1935 zur Durch⸗ 
führung des Reichsnaturſchutzgeſetzes (Reichs— 
geſetzbl. I S. 1275) in der Faſſung der Ergän- 
zungSberordnung bom 16. September 1938 
Reichsgeſetzbl. I ©. 1184) und der Verordnung 
vom 10. Februar 1939 (Reichsgefegbl. I S.217), 
jedoch mit folgenden Ergänzungen: 

Im $1 Abf.1 ift am Schluß an Stelle des 
Punktes ein Komma zu feßen und dahinter ein- 
zufügen: 

‚im Reichsgau Subetenland die Regierungs- 

präjidenten‘, 












Nr. 215 — Tag der Ausgabe: 31. Dktober 1939 


Im 2 Abſ. 1 Satz 1 ift an Stelle des Mortes 
und’ ein Komma zu jeben; vor dem Schluß- 
punkt find die Worte einzufügen: 

„und im Reichsgau Sudetenland bei dem 

Reichsſtatthalter“. 


3. Die Verordnung zum Schutze der wildwachſenden 
Pflanzen und der nichtjagdbaren wildlebenden 
Tiere (Naturfchußverordnung) vom 18. März 1936 
Keichsgeſetzbl. IS. 181) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 21. Januar 1938 Reichsgeſetzbl. I 
S. 45), jedod) mit der Mafigabe, dab 

im $19 Abi. 1 an Stelle des dort genannten 
Termins der „1. Oktober 1940”, 


im $19 Abſ. 2 und 3 an Stelle der dort ge- 
nannten Termine der „J. April 1940 


und im 820 Abſ. 2 an Stelle des dort ge- 
nannten Termins der „‚L. Januar 1940” 
tritt. 


Berlin, den 25. Oktober 1939. 


2117 
4, Die Verordnung über Die wiſſenſchaftliche Vogel⸗ 


beringung Vogelberingungsverordnung) vom 
17. März 1937 MReichsgeſetzbl. JS. 331), jedoch 


mit folgender Ergänzung: 

Im4Abſ. 2 Nr. 2 vorletzte Zeile iſt an Stelle 
des Wortes „und“ ein Komma zu jeßen; dor 
dem Schlufpunft find die Worte einzufügen: 

„und für den Reichsgau Sudetenland“ 
und mit der Maßgabe, daß im $10 an Stelle 
des dort genannten Termins der ‚1. März 1940 
tritt, 

(2) Soweit diefe Vorjchriften im Reihsgau Su— 
detenland nicht unmittelbar angewandt werden fönnen, 
find fie finngemäß anzumwenden. 


82 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung 


Alpers 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


en BE — — — 


Verordnung 
über die Einführung der Verordnung zur Schädlingsbefämpfung im Obſtbau 
in der Dſtmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Bom 26. Dftober 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über Die Miedervereinigung 
Oſterreichs mit dem Deutjchen Reich vom 13. März 1935 
RKeichsgeſetzbl. IS. 237) und auf Grund des Erlafjes 
des Führers und Neichskanzlers über die Verwaltung 
der fudetendeutjchen Gebiete vom 1. Oftober 1938 
(Reichsgefekbl. I ©. 1331) wird verordnet: 


81 
Die Verordnung zur Schädlingsbekämpfung im Dbit- 
bau vom 29. Oktober 1937 (rReichsgeſetzbl. IS. 1143) 


gilt auch in der Oftmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Berlin, den 26. Oktober 1939. 


82 
Oberſte Landesbehörden im Sinne der im 8 I ge 
nannten Verordnung find die Reichsftatthalter (in der 
Oftmark bis zu deren Berufung die Landeshaupt- 
männer, in Wien der Reichskommiſſar für die Wieder» 
vereimigung Öfterreich® mit dem Deutjchen Reich — 
Verwaltung der Stadt Wien). 


3 
Soweit Bejtimmungen in der Oſtmark umd im 
Reichsgau Sudetenland nicht unmittelbar angewendet 
werden künnen, find fie finngemäß anzumenden, 


Der Reibsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag 


Moritz 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


II 
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Fünfte Verordnung 
zur Durchführung des Reichskulturkammergeſetzes. 


Vom 28. Dftober 1939. 


Auf Grund des $7 des Reichskulturkammergeſetzes 3. Jim 525 Abſ. 2 werden die Worte „Muſikalien⸗, 


vom 22, September 1933 (Reichsgeſetzbl. I ©. 661) Kunft- und Rundfunkhandels erfeßt durch „Muſi⸗ 
wird folgendes verorbnet: falien- und Kunſthandels“. 
s1 s3 


Die Reichſsrundfunkkammer ift aufgelöft. Ihre Rechte bi” N 
und Pflichten, foweit fie vermögensrechtlicher Art find | Soweit die Rundfunkſchaffenden nad) den $$ 4 bis 6 
oder auf Verträgen des bürgerlichen Rechts beruhen, | der Exften Verordnung zur Durchführung des Reichs» 
gehen auf die Reich8-Rundfunk-Gejellichaft m. b. H. tulturfammergefetes der Reichsfulturfammer weiter 
über. angehören müſſen, find fie in die zuftändigen anderen 

$2 Kammern zu übernehmen (Reichsmuſikkammer, Reichs- 


Die Erfte Verordnung zur Durchführung des Reichs— theaterfanmer, Reichsſchrifttuinskammer). Ziveifels- 


fulturfammergefeßes vom 1. November 1933 (Reid)e- — nad) den allgemeinen Beſtimmungen ent- 


geſetzbl. I S. 797) wird wie folgt geändert: 


1. $4 Abſ. 2 wird geftrichen. Ss 4 
2. Im $5 Nr. 2 werden die Worte „Drud, Film Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 
oder Funk“ erfegt durch „Druck oder Film‘, in Rraft, 


Berlin, den 38. Oktober 1939, 


Der Reihsminifter 
für Bolfsaufflärung und Propaganda 


Dr. Goebbels 


2 zum Reichsgefeßblatt, Teil |, 
Einbanddeden = Erftes Halbjahr 1939 — 
tönnen beim KReihsverlagsamt, Berlin KW 40, Scharnhorftftr. 4, ee 


bejtellt werden. 


Preis jeder Einbanddede 1,45 Rn einſchl. Verpackung aber ausfchl. Poftgebühren (bei Voreinſendung 
für1bis4Stüd 40 A). Bei Abnahme von wenigſtens 30 Stüd ermäßigt ſich der Preis um 100. H. 


Das Neichsgeferblatt erfcheint in zwei gefonderten Teilen — Teil I und Teil I—., 

Sortlaufender Bezug nur durdy die Pot. Bezugspreis vierteljährlich für Teil I — 2,90 RAM, für Teilll = 2,50 AM, 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Reichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorfiftraße Nr. 4 
(Sernfprecher: 42 9265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Eimzelmummern merden nad) dem Umfang berechnet, 
Preis für den ahtfeitigen Bogen 15.%/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10 .Ry/, ausſchließlich der Poftdruckjachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. 9. Preisermäfigung. 
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2119 





Keichsgeſetzblatt 


Teil I 


1939 Ausgegeben zu Berlin, den 1.November 1939 | Nr. 216 


Tag 


Inhalt Seite 
20.10.39 Gejek über den Erja der durch den Kampf um die Wiedervereinigung Der 
indetendentjchen Gebiete mit dem Dentjchen Reich verurjachten Perjonen- und 
Vermögendfihäden -.:-..-.---:-e-0esenenneenrennnnnnennn nn tree ne 2119 
24.10.39 Verordnung über die Einführung des Gefeges über die Verwaltung der Beiträge 
zur Hauptvereinigung der Deutſchen Viehwirtſchaft und der dazu 
erlaffenen Durhführungsverordnung im Reichsgau Sudetenland.....- 2122 
25.10.39 Verordnung über die Errichtung ftaatliher Dolizeiverwaltungen in den 
Regierungsbezirten Karlsbad, Auffig und Troppau .. . ......*22 2123 
25.10.39 Neumzehnte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im 
Reichsgau Sudeten lan d. ......... . .. ..... ...........** 2124 
30.10.39 Verordnung zur Einführung des Vierjahresplans in den DOftgebieten.... 2125 
31.10.39 Verordnung über Familienunterhalt für die deutfhen Staatsangehörigen 
im Vroteftorat Böhmen und Mähren ...........64 2125 
31.10.39 Berich tigung.....*....-.· 2126 


—— — ——— — — — — — —— —— — — — — —————————————— 


— 


Geſetz über den Erſatz der durch den Kampf 
um die Wiedervereinigung der ſudetendeutſchen Gebiete mit dem Deutſchen Reich 
verurſachten Perſonen- und Vermögensſchäden. 
Vom 20, Ottober 1939. 


Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Teill * ren —* —— wenn er das 
* Lebensjahr vollendet hat; | 
Perjonenjhäden 60 vom Hundert, wenn er dad 15. Lebensjaht 
81 vollendet hat; 


80 vom Hundert, wenn er da8 16. Vebensjahr 
vollendet hat; 

100 vom Hundert, wenn er das 17, Lebensjahr 
vollendet hat. 


(2) Bei Anwendung der 88 28, 33, 36, 41 Abf. 2 


Deutiche Staatsangehörige erhalten auf Antrag 
Verforgung nad) den Vorſchriften des Reichsverſor— 
gungsgeſetzes, wenn fig wegen ihres deutſchen Volks— 
tums oder wegen ihrer Zugehörigkeit zur fudeten- 
deutſchen Dartei oder wegen ihrer nationalfozialifti- 


schen Gefinnung oder im Sufammenhang mit der Be- 
fampfung der Wiedervereinigung der judetendeutichen 
Gebiete mit dem Deutſchen Reich durd) Angehörige 
der bewaffneten Macht oder Beamte des tichecho- 
ſlowakiſchen Staate8 oder unter tſchecho⸗ſlowakiſcher 
Herrſchaft durch politische Gegner vor dem 1. Januar 
1939 einen Rörperichaden erlitten haben. Entiprechen- 
des gilt für ihre Hinterbliebenen. 


82 
(1) Die Rente des Beſchädigten beträgt: 
20 vom Hundert der nad) dem Reichsverſorgungs— 
aefet zu gewährenden Gebührniffe, 
wenn er das 14. Vebensjahr noch nicht voll: 
endet hat und 


wenn dem Unterhaltspflichtigen infolge der 
Gefundheitsichädigung befondere Aufwendungen 
erwachfen; 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


Nr. 4, 88 45, 52, 53 und 55 Abf. 2 und 4 des Reichs— 
verſorgungsgeſetzes tritt an Stelle der Militärdienft- 
zeit der Zeitpunkt dev Schädigung. Die Vorfchriften 
des Neichöverforgungsgejeßes über das Übergang®- 
geld ($ 32) finden feine Anwendung, 


83 


Den Hinterbliebenen der Derfonen, die infolge einer 
Schädigung im Sinne des $ 1 geftoxben. find, fteht 
Sterbegeld zu, aud) wenn der Verſtorbene nicht Renten- 
empfänger gewejen ift. 


87 
Der Lauf der in den 88 33, 49, 52 und 54 des 


Reichsverſorgungsgeſetzes bezeichneten Friſten beginnt 
früheſtens mit dem nfrafttreten dieſes Geſetzes. 
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55 


(1) Für die nad) dieſem Geſetz im Verwaltungs— 
verfahren erforderlichen Entſcheidungen ſind die im 
81des Geſetzes Über das Verfahren in Verſorgungs— 
jachen bezeichneten Verwaltungsbehörden zuftändig. 
Gegen ihre Entjcheidung Eann binnen eines Monats 
nad) der Zuftellung, bei Zuftellung außerhalb Euro- 
pas binnen ſechs Monaten, Bejchwerde ($ 61, $ 62 
Abſ. 2 des Gejeßes uber das Verfahren in Verfor- 
qungsjachen) eingelegt werden. Über die Bejchwerde 
enticheidet der beim Hauptverforgungsamt Sachjen 
gebildete Ausſchuß endgültig. 


(2) Der Ausſchuß befteht aus dem Vorſitzenden, 
einem Arzt und einem weiteren Beifiter. Der Reichs— 
arbeitsminiſter bejtellt den Vorſitzenden, die Beifiter 
und ihre Stellvertreter, und zwar den Vorfisenden 
und den Arzt fowie ihre Stellvertreter aus den bei 
den Werwaltungsbehörden der Reichsverſorgung 
tätigen Beamten, den weiteren Beifiter und feine 
Stellvertreter auf Vorſchlag des Gauleiters des Gaues 
Sudetenland der Nationalfozialiftiihen Deutfchen 
Arbeiterpartei. 


(3) Für das Merfahren vor dem Ausſchuß gelten 
die Vorjchriften des Gefeßes über das Verfahren in 
Verforgungsfachen über das Verwaltungsverfahren 
entiprechend. 


Teil 
Vermögensſchäden 


86 
Deutſche Staatsangehörige erhalten auf Antrag 
angemeſſene Entſchädigung für Vermögensſchäden, 
wenn der Schaden 
1. innerhalb der jetzigen deutſchen Reichsgrenzen, 
jedoch unter Ausſchluß des Protektorats Böh— 
men und Mähren, in der Zeit vom 1. Septem— 
ber 1938 bis 31. Dezember 1938 entſtanden iſt, 
. im Sufammenbang mit der Bekämpfung des 
deutſchen Volfstums oder der Wiedervereini- 
gung der fudetendeutfchen Gebiete mit dem 
Deutichen Reich fteht und 
a) von Angehörigen der bewaffneten Macht 
oder Beamten des früheren tichecho-jlowa- 
fiichen Staates oder von politifchen Gegnern 
durch Befchlagnahme, Nequifition, Ser: 
ftöruna, Wegführung oder fonftige Ein- 
ariffe oder 
b) durch Flucht, die infolge dringender Gefahr 
für Leib und Leben notwendig war, 
verurfacht ift. 


DD 


os 


87 


Hat bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchul— 
den des Geſchädigten mitgewirkt, ſo finden die Vor— 
ſchriften des $ 254 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ent- 
Iprechende Anwendung. 

8 

Eine Entſchädigung wird nicht gewährt, wenn der 
Antragfteller zweds Erlangung der Entſchädigung 
wifientlich falfche Angaben über eine Tatſache, Die 
für die Enticheidung erheblich ift, gemacht oder Zeugen, 
Sachverſtändige oder mit der Bearbeitung feines 
Antrages Dienftlich befaßte Perſonen unzuläſſig be 
einflußt hat. 
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(1) Eine ——— wird inſoweit nicht ge— 
währt, als der Geſchädigte auf andere Weiſe Erſatz 
erhalten hat oder ohne erhebliche Schwierigkeiten er- 
langen fann. Durch) die Erfaßleiftung wird fein An- 
ſpruch genen das Neich begründet, 

(2) Steht dem Geſchädigten infolge des Ereigniffes, 
für das Entihädigung gewährt wird, ein Erſatz— 
anſpruch gegen einen Dritten zu, fo geht diefer An- 
ſpruch im Umfang der gewährten Entfchädiqung auf 
das Neich über. 

$ 10 


(1) Wenn eine Sache zerftört oder abhanden ge— 
kommen ift, wird der Wert der Sache, wenn eine Sache 
beſchädigt ift, die Wertminderung angemeſſen erſetzt. 
Maßgebend ift der gemeine Wert, den die Sache 
unmittelbar vor dem fchädigenden Ereignis hatte. Iſt 
bis zur Feſtſtellung des Schadens eine mwejentliche 
Steigerung des Wertes der Sache eingetreten, fo wird 
die Wertfteigerung angemeſſen berüdjichtigt. Die Ent: 
Ihädigung fann aud) in Sachleiftung gewährt werden. 

(2) Die Grundfäte für die Abfindung der fonftigen 
Vermögensſchäden bleiben den auf Grund des $ 28 
zu exlaffenden Ausführungsvorſchriften vorbehalten. 

(3) Die feftgefeßte Entichädigung wird vom 1. Ok— 
tober 1938 mit 4 vom Hundert jährlich verzinft. 


s1ll. 

Für mittelbaren Schaden, insbefondere für ent 
gangenen Gewinn, wird eine Entſchädigung nicht ge— 
währt. 

s 12 


Wird dem Eigentümer für die Serftörung, Ein- 
ziehung oder Beſchädigung einer Sache eine Ent- 
Ihädiqung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu— 
geſprochen, fo hat ein Dritter, dem ein Recht an der 
Sache zufteht oder bis zu ihrer Serftörung oder Ein- 
ziehung zugeftanden bat, feinen Anjprud auf jelb- 
Beige Entihädigung. Der Dritte hat, jofern er 

euticher Staatsangeböriger ift, nach Anmeldung 
feine Rechts an dem Entſchädigungsanſpruch des 
Eigentümers diejelben Nechte, die ihm im Falle des 
Erlöſchens feines Rechts durch Verfteigerung der Sache 
im Swangsvollftredungsverfahren an dem Erlöfe zu- 
ftehen würden. 
13 


Die Entihädigqung kann übertragen, aber nicht ge- 
pfändet werden. Der ausgezablte Betrag ift infoweit 
unpfändbar, als der Gefchädigte feiner zum Erſatz 
oder zur Wiederheritellung von Sachen bedarf, die 
nach $ 811 der Reichszivilprozeßordnung unpfändbar 
—* bzw. nach 88 250, 251 der Exekutionsordnung 

er Exekution entzogen ſind. 


814 

(1) Anträge nach $ 6 und Anmeldungen nach $ 12 
fünnen nur bi8 zum 1. Dezember 1939 von dem 
Geichädigten oder feinem Nechtsnachfolger bei den 
Bürgermeiftern, Landräten oder den Feſtſtellungs— 
behörden eingereicht werden, ſoweit dies nicht ſchon 
vor nfrafttreten diefes Geſetzes geſchehen iſt. 

(2) Antrag und Anmeldung gelten als rechtzeitig, 
wenn fie bei einer örtlich unzuftändigen Feſtſtellungs— 
behörde fowie vor Inkrafttreten diefes Geſetzes bei 
einer fonftigen ftaatlichen, fommunalen oder Partei 
dienftitelle eingereicht find. 
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(1) Entjcheidende Behörden find Die für die fubdeten- 
deutichen Gebiete eingerichteten Feftftellungsbehörden 
und der bei dem Reichsminiſter des Innern gebildete 
Ausschuß. 

(2) Der Reihsminifter des Innern wird ermächtigt, 
das Reichewirtichaftsgericht mit der Wahrnehmung 
der Aufgaben dieſes Ausſchuſſes zu beauftragen. 


8 16 
(1) Für die Entſcheidung ift Die Feſtſtellungsbehörde 
zuftändig, in deren Bezirk dev Schaden eingetreten ift. 
(2) Der Reihsminifter des Innern kann im Einzel- 
Fall die Zuftändigfeit abweichend regeln. Er entjcheidet 
bei Streit über die Zuftändigfeit. 


$ 17 
Der Antragsberechtigte kann ſich in jeder Lage des 
Verfahrens eines mit fchriftlicher Vollmacht ver- 
fehenen Bevollmächtigten bedienen. Die entjcheidende 
Behörde kann Bevollmächtigte, die, ohne Rechts— 
anmwälte zu fein, die Vertretung geſchäftsmäßig be- 
treiben, zurückweiſen. 
“ 818 
Die Feſtſtellungsbehörden haben das Verfahren 
von Amis wegen zu betreiben. 


s 19 
Die Feitftellungsbehörden Haben nad) ihrer freien, 
aus dein aefamten Inbegriff der Verhandlung und 
Beweile geihöpften Überzeugung zu entjcheiden. Sie 
können aud) in den ihnen geeignet erſcheinenden Fällen 
ohne weitere Erhebungen auf Grund eigener Sad) 
funde und Erfahrung eine Entfcheidung tyeffen. 


s 20 
(1) Die Fetitellungsbehörde fannBeweiserhebungen 
anordnen, ausführen und das perſönliche Erſcheinen 
des Antragfteller8 anordnen. Inſoweit finden die Vor- 
Schriften dev Reichszivilprozeßordnung entfprechende 
Anwendung. 
(2) Die Gerichts- und Rerwaltungsbehörden haben 
innerhalb ihrer Zuftändigfeit dem Erſuchen der Feſt— 
ſtellungsbehörden um Rechtshilfe zu entſprechen. 


821 
(1) Die Feſtſtellungsbehörde enticheidet durch Feſt— 
ſtellungsbeſcheid. 
(2) Der Feſtſtellungsbeſcheid muß enthalten: 
1. die Bezeichnung der Feltjtellungsbehörde, 
2. die Bezeichnung des Antragftellers, 
3, die Enticheidung, 
4. die Begründung der Entfcheidung, 
5. die Belehrung über das zuläffige Rechtsmittel. 
(3) Verzichtet der Antragfteller auf Einlegung des 
Nechtsmitteld, jo bedarf der Feſtſtellungsbeſcheid 
keiner Begründung. 
822 


(1) Dem Antragſteller ſteht gegen den Feſtſtellungs— 
beicheid das Nechtsmittel der Beſchwerde an den bei 


einem Vorſitzen 
icheidung ift endgültig. 
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dem Reichsminifter des Innern gebildeten Ausichuß 


zu. Der —— entſcheidet in einer Bejeßung von 
en und zwei Beifikern. Dieſe Ent- 


(2) Für das Verfahren vor dem Ausſchuß gelten 


die SS 17 bis 20 entjprechend. 


(3) Die Beſchwerde ift innerhalb zweier Wochen 
nad) Zuftellung des Feftftellungsbejcheides bei der Feſt— 
ftellung&behörde, die den Beſcheid exlafien hat, ſchrift⸗ 
lich oder zu Protokoll einzulegen; die Beſchwerdefriſt 
ailt auch als gewahrt, wenn Die Beſchwerde innerhalb 
der gleichen Friſt bei dem Ausſchuß oder dem Reichs⸗ 
miniſter des Innern eingelegt iſt. 


823 
(1) Der Antragsberechtigte, der durch Naturereig- 
niffe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert 
worden ift, eine Frift einzuhalten, deven Verſäumnis 
rechtliche Nachteile zur Folge hat, kann Wiederein— 
ſetzung in den vorigen Stand ſchriftlich bei der Be: 
hörde beantragen, der die Entjcheidung über Die ver— 
fäumte Verfahrenshandlung zufteht. Der Antrag 
muß enthalten 
1. die Angabe der die Wiedereinfetung begrün— 
denden Tatjache, 
2, die Angabe der Mittel für deren Glaubhaft- 
macung. | 


(2) Die Wiedereinfegung muß innerhalb von zwei 


Wochen nad) Fortfall dev Behinderung binnen zwei 


Jahren nad) Ablauf der verſäumten Friſt beantragt 
werden, 

(3) Eine Miedereinfeßung in den vorigen Stand 
gegen die Verſäumnis diefer Frift findet nicht ſtatt. 


g 21 


Das Verfahren ift foftenfrei. Die im Beichwerde- 
verfahren entitehenden baren Auslagen können dem 
Beichwerdeführer ganz oder zum Teil zur Laſt gelegt 
werden, ſoweit fie durch unbegründete Anträge ver— 
urfacht find. 

25 

Die Feftftellungsbehörden werden ermächtigt, mit 
den Antragftellern Vereinbarungen hinſichtlich der 
Höhe oder Art und Weife der Entſchädigung zu treffen. 
Für die Vereinbarungen wird eine Urkundenfteuer 
nicht erhoben. 


Teil 
Gemeinjame Vorfchriften 
$ 26 
Ergeben ſich in einzelnen Fällen aus den Vorſchrif— 
ten dieſes Geſetzes beſondere Härten, ſo kann im Ein— 
vernehmen mit dem Reichsminiſter der Finganzen bei 
Teil I der Neichsarbeitsminifter, bei Teil II der 
Reicheminifter des Innern einen Ausgleich gewähren. 


$ 27 
Die zur Durchführung und Ergänzung des Geſetzes 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorichriften 
erläßt im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der 
Finanzenzu Teil Ider Reichgarbeitsminifter, zu Teil II 


I 
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$ 28 

(1) TeilI des Geſetzes tritt mit Wirkung vom 
1. Oftober 1938 in Kraft. Sterbegeld wird aud) ge- 
währt, wenn der Tod vor dem 1. Oftober 1938 ein- 
getreten ift. Wird der Antrag auf Verforgung vor 
dem 1. Januar 1940 geftellt, jo wird die nach diefem 
Geſetz zuftehende Verforgung vom Erften des Monats 
ab gewährt, in dem die Vorausſetzungen für ihre Ge- 
währung erfüllt find, früheftens aber vom 1. Oftober 
1938 ab. 


Berlin, den 20, Oktober 1939. 





Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
(2) Beſchädigte und Hinterblicbene, auf die das 


Wehrmachtfürjorge- und verſorgungsgeſetz vom 
26. Auguſt 1938 (Neichgejeßbl. I ©. 1077) Anwen— 
dung findet, haben feinen Anfprucd auf Verforgung 
nach Teil I diejes Geſetzes. 

(3) Vorſchüſſe, die Beichädigte und Hinterbliebene 
erhalten haben, find auf die nad) Teil I diefes Geſetzes 
für die gleiche Zeit zu zahlenden Gebührnifje anzu- 
rechnen, 

(4) Teil II des Gefeßes tritt mit dem auf die Ver: 
kündung folgenden Tage in Kraft. 


Der Führer und Neichsfanzler 
Adolf Hitler 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarfchall 
DerReihsminifterdes Innern 
Frick 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Syrup 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 


Berordnung über die Einführung des Gejeßes über die Verwaltung der Beiträge zur Hauptbereinigung 
der Deutſchen Viehwirtſchaft und der dazu erlajjenen Durchführungsverordnung 
im Reichsſsgan Sudetenland 


Bom 24, Oktober 1939 


Auf Grund des Erlaffes des Führers und Neichsfanzlers Über die Verwaltung der ſudetendeutſchen Gebiete 
bom 1. DOftober 1938 (NReichögefetbl. I ©. 1331) wird verordnet: 

Das Gefet Über die Verwaltung der Beiträge zur Hauptvereinigung der Deutichen Viehwirtichaft vom 9, Juni 
1936 (Reichögefeßbl. I ©. 483) und die Verordnung zur Durchführung des Gejeßes über die Verwaltung der 
Beiträge zur Hauptvereinigung der Deutfchen Viehwirtſchaft vom 16. Juni 1936 (Reichsminiſterialbl. ©. 150) 
in der Neufaflung der Verordnung zur Änderung der Durchführungsverordnung zum Gejeß über die Verwaltung 
der Beiträge zur Sauptvereinigung der Deutjchen Viehwirtjchaft vom 26. Oktober 1937 (ReichSminifterialbl. 
S.641) treten im Neichdgau Sudetenland am 1. November 1939 in Kraft. 


Berlin, 24. Oktober 1939 


Der Reich3minifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag 
Narten 


—VEä 
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Berordnung über die Errichtung itantlicher Polizeiverivaltungen 
in den Regierungsbezirten Karlsbad, Aujjig und Troppan, 


Bom 2. Ditober 199. 


Auf Grund des $ 9 des Erlaffes des Führers und 
Reichskanzlers über Die Rerwaltung der judeten- 
deutichen Gebiete vom 1. Dftober 1938 Geichs— 
geſeßbl. I ©. 1331) wird verordnet: 








IN 
— 


Mit ſofortiger Wirkung werden in den Regierungs— 
bezirken Karlsbad, Auffig und Iroppau jtaatliche 
Yolizeiverwaltungen errichtet, und zwar 

a) in Karlsbad 

unter der Leitung eine? 
b) in Aujlig 
unter der Leitung eines Volizeipräfidenten 
mit einem Volizeiamt in Teplig-Schönau, 
ec) in Brüx 
unter der Leitung eines Volizeipräfidenten, 
d) in Reichenberg 
unter der Leitung eines Volizeipräfidenten 
mit einem Volizeiamt in Gablonz und 
e) in Troppau 
unter der Leitung eines Polizeidirektors. 


S2 
Die örtliche Zuftändigfeit der ſtaatlichen Dolizei- 
verwaltung in Karlsbad umfaßt den Stadtkreis 
Karlsbad und die Gemeinden Altrohlau, Settliß und 
Ottowitz. 


Polizeidirektors, 


83 
(1) Die örtliche Zuſtändigkeit der staatlichen Dolizei- 
verwaltung in Auffig umfaßt den Stadtkreis Auſſig 
und die Gemeinde Schöbriß. 
(2) Das Volizeiamt in Teplit- Schönau ilt örtlich 
guftänbig für die Stadtgemeinde Teplig-Schönau und 
ie Gemeinden Turn, Weißfichli und Settenz. 


54 

Die örtliche Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Polizei- 
verwaltung in Brüx umfaßt 

a) aus dem Landkreis Brüx: 
die Stadtgemeinde Brüx und die Gemeinden 
Bergesgrün, Bruch, Kommern, Kopitz, Malt- 
heuern, Niederleutensdorf, Niedergeorgenthal, 
Obergeorgenthal, Oberleutensdorf, Rudelsdorf 
an der Biela, Striemitz, Triebſchitz, Tſchauch 
und Wieſa, 
aus dem Landkreis Dur: 
die Stadtgemeinde Dur und die Gemeinden 
Herrlich, Liquitz, Ladowitz, Maria Ratſchitz, 
Oſſegg und Schellenken, 
aus dem Landkreis Bilin: 
die Gemeinden Bilin, Brieſen, Hoſtomitz, Krze— 
muſch Kutterſchitz, Langugeſt, Preſchen, Prohn 
und Schwaz, 
aus dem Landkreis Komotau: 
die Gemeinde Seeſtadtl. 


b 


— 


—“ 


C 


d 


— 
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85 


(1) Die örtliche Zuſtändigkeit der ftaatlichen Dolizei- 


q 


verwaltung in Reichenberg umfaßt den Stadtkreis 
Reichenberg und die Gemeinden Dörfel und Mafferd- 


dorf. 

(2) Das Polizeiamt in Gablonz iſt örtlich zu— 
ſtändig für die Stadtgemeinde Gablonz und die Ge— 
meinden Bad Schlag, Proſchwitz, Seidenſchwanz und 
Grünwald. 


86 
Die örtliche Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Dolizei- 


verwaltung in Troppau umfaßt den Stadtkreis 
Troppau. 


87 
Sachlich werden die Zuſtändigkeiten auf polizei⸗ 
lichem Gebiete in den genannten Orten wie folgt 
abgegrenzt: 


1. Die Landräte oder Bürgermeiſter bleiben weiter— 
hin zuftändig für die Ausübung: 


a) der Baupolizei; 
b) der Feld- und Foritpoligei; 
c) des Naturichußes; 


d) der Fenerpolizei, foweit fie zum Bereid) Der 
Baupolizei gehört, und der Feuerlöſchpolizei, 
der Gewerbepolizei 

mit Ausnahme der Aufgaben, die ſich bei 
Einführung der Reichsgewerbeordnung im 
Sudetengau ergeben aus $ 15 Abſ. 2, SS 33a 
bis 33d, 34, 34a, 35 ohne Abj. 4 und 5, 
$$ 35b, 36, 37, 38, 412, 41b, 42a, 42b, 
43, 44 letter Abf., $$ 44a, 45 bis 47, 49, 
53, 55 bis 63, 67 Abi. 2, 88 75, 76, 78, 
105b Abſ. 2 und $ 151 der Reichsgewerbe— 
ordnung, weiterhin bei Einführung aus Ar- 
titel II des Notgejetes vom 24. Februar 1925 
(Reichsgeſetzbl. ©. 147), aus $ 25 der Ar— 
beit$zeitordnung vom 26. Juli 1934 Gæeichs— 
gejekbl. I ©. 803), aus dem Gaſtſtättengeſetz 
vom 28. April 1930 (GReichsgeſetzbl. IS. 146) 
und aus dem Geſetz über das Verjteigerer: 
gewerbe in der Faſſung vom 12, Februar 
1938 (Neichsgefekbl. IT ©. 202) nebſt Aus— 
führungsvorſchriften. 

Bei $ 15 Abſ. 2, 8836, 45 bis 47, 49, 
53, 78 und 151 der Neihsgewerbeordnung 
ift jedoch die Zuftändigkeit der ftaatlichen 
Volizeiverwaltung nur infoweit gegeben, als 
die Gewerbe ſelbſt der Aufficht dieſer Ver- 
waltung unterliegen. 

Soweit den angeführten Beltimmungen 
entiprechende Geſetze, Verordnungen ufw. be- 
stehen, gehen zunächſt die fich daraus ergebenden 
polizeilichen Aufgaben mit jofortiger Wirkung 
auf die ftaatliche Volizeiverwaltung über; 
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f) der Gefundheitspolizei (val. indes Nr. 2); 

g) der Veterinärpolizei (vgl. indes Nr. 2); 

h) der Lebensmittelpolizei (val. indes Nr. 2); 

1) der Marftpolizei; 

)) der Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, foweit 


in den Gemeinden der Schlachthauszwang 
angeordnet ift; 


k) der Wegepolizei hinſichtlich der Unterhaltung, 
Beleuhtung und Reinigung; 

!) der Jagdpolizei mit Ausnahme der Beftim- 
mungen über die Erteilung, Verſagung und 
Entziehung der Jagdſcheine — 88 22 bis 27 
Neichsjagdgefeß (oder entiprechende Vor— 
ſchriften) —; 

m) der Wohnungspolizei; 


n) der Obdadhlofenpolizei; 

o) der Schulpolizei; 

p) der Befugniffe, die den Ortspolizeibehörden 
übertragen werden durch die Rulturgefeße, 
insbejondere durch das Neichskulturfammmer:- 
gejeß vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 
1 ©. 661) und das Gefeß über die Vermitt- 
lung von Mufifaufführungsrechten vom 4. Juli 


Berlin, den 25. Oktober 1939, 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


1933 (Reichsgefehbl.T S.452) nebft den dazu 
ergangenen Ausführungsbeftimmungen, und 


gq) für Diejenigen Aufgaben, die ihnen nod) durch 
den — des Innern zugewieſen 
werden. 


2. Die Geſundheitspolizei, Veterinärpolizei und 
Lebensmittelpolizei (vgl. Nr. 1 Buchſt. k, g, h) 
find in den vom Neichsminifter des Innern zu 
beftimmenden Grenz. und Safenftädten mit ftaat- 
licher Polizei Aufgabe der ftaatlichen Volizeiwer- 
waltung. Der Reichsminiſter des Innern be 
ftimmt, immieweit in diefen Städten einzelne 
Zweige der Gefundheitspolizei einer anderen Ver— 
waltung als Auftragsangelegenheiten übertragen 
werden. 


3. Für alle übrigen unter Nr. 1 nicht genannten 
Aufgaben find die ftaatlichen Polizeiverwaltungen 
zuftändig, jofern nicht Sonderpolizeibehörden be- 
ſtimmt find, 


4. Der Reichsftatthalter im Sudetengau wird er- 
mächtigt, in Sweifelsfällen die Zuftändigfeiten 
unter Sugrundelegung diefer Beitimmungen jelb- 
ftändig abzugrenzen. Über jede folche Entſcheidung 
ijt dem Reichsminiſter des Innern zu berichten. 


Der Reih3minifter des Innern 
Frick 
— — ee ee u 


Neunzehnte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
im Reichsgau Sudetenland. 


Vom 25. Ottober 1939 
Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Neiche- | 1937 (Reichsminifterialbl. S. 582) treten im Reiche: 


kanzlers über die Verwaltung der fudetendeutfchen 
Gebiete vom 1.DOftober 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1331) 
wird das folgende verordnet: 


$ 1 
Das Schlachtſteuergeſetz vom 24. März 1934 
(MNeichögefegbl. 1 S. 238) in der Faffung der Ver- 
ordnung über Anderung von Steuerjäten des 
Scladhtfteuergefeßes vom 21. März 1935 (Neiche- 
gejegbl. 1 ©. 391) und die Durhführungsverord- 
nung zum Sclachtftenergefeß vom 26. September 


Berlin, 25. Oftober 1939 


gau Sudetenland am 1. November 1939 in Kraft. 


82 
Die zur Überleitung und Durchführung dieſer 
Verordnung erforderlichen Anordnungen trifft der 
Reichsminijter der Finanzen. Er fann dabei vom 
geltenden Recht abweichen. 


83 
Mit Ablauf des 31. Oftober 1939 treten die bis— 
hex geltenden Vorſchriften über die Fleiſchſteuer außer 
Rraft. 


Der Reihsminifter der finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der NReichsminifter des Innern 


An Vertretung 


Vfundtner 


ul 
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Verordnung 
zur Einführung des Vierjahresplans in den Oſtgebieten. 


Vom 30. Ottober 1939. 


Auf Grund von 8 8 des Erlaſſes des Führers und 
Reichskanzlers über Gliederung und er, 
der Oftgebiete vom 8, Oftober 1939 Reichsgeſetzbl. 
&.2042) wird verordnet: 


81 
(1) Im Reichsgau Weſtpreußen mit Ausnahme 
des Regierungsbezirks Marienwerder in feinem bis— 
herigen Umfang, im Reichsgau Poſen und in den 
Keglerungsbezirken Zichenau und Kattowitz iſt die 


Berlin, den 30. Oktober 1939. 


Verordnung zur Durchführung des Vierjahrespland 
vom 18. Oftober 1936 Geeichsgeſetzbl. I ©. 887) 
finngemäß anzuwenden. 

(2) Für den Regierungsbezivt Marienwerder in 
feinem bisherigen Umfang bewendet es hinſichtlich 
der Geltung des Vierjahresplans bei den beſtehen— 
den Vorſchriften. gz2 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ber- 
kündung in Kraft. 


Der Beauftragte für den Bierjabresplan 
Göring 
Generalfeldmarjcdyall 


Der Neichsminifter des Innern 
In Bertretung 
Vfundtner 


a NT nn 1 ti ae BE —— — 


Verordnung über Familienunterhalt Für die dentichen Staatsangehörigen 
im Protektorat Böhmen und Mähren. 


Bom 31. Oktober 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs— 
kanzlers Über das Protektorat Böhmen und Mähren 
vom 16. März 1939 (Neichögefegbl. I ©. 485) wird 
folgendes verordnet: 

51 


(1) Die $$ 1, 2 und 7 des Familienunterſtützungs⸗ 
geſetzes vom 30.März 1936 Geichsgeſetzbl. 1S. 327) 
gelten auch für Die deutichen Staatsangehörigen im 
Protektorat Böhmen und Mähren. 


(2) Bon denVorfchriften derFamilienunterſtützungs— 
Durchführungsverordnung vom 11.Juli 1939 GReichs⸗ 
geſetzbi. I ©. 1225) find die SS 1, 3 Abſ. 1 und 2, 
$g4A bis 6, 8 bie 19, 22, 25, 30 und 31 anzu 
wenden. 


(3) Während des befonderen Einſatzes der Wehr— 
macht iſt auch die Einſatz⸗Familienunterſtützungs— 
verordnung vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 
&. 1563) in der Faſſung der Erſten Verordnung zur 
Ergänzung der Ein] at-Familienunterftüßungsverord- 
nung vom 5. Oftober 1939 Reichsgeſetzbl. IS. 1992) 
anzumenden. 


82 
(1) Die Aufgaben des Familienunterhalts werden 
von den Oberlandräten al3 ſtaatliche Aufgaben durd) 
geführt. 


(2) Zur Gewährung ded Familienunterhalts ver- 
pflichtet ift der Oberlandrat, in dejjen Bezirk der 
Berechtigte wohnt oder ſich nicht nur vorübergehend 
aufhält. 


(3) Soweit in den anzumwendenden Vorſchriften 
der Familienunterſtützungs- Durchführungsverord— 
nung die Stadt- und Landkreiſe genannt ſind, treten 
an deren Stelle die Oberlandräte. Soweit darin der 
Bürgermeilter der Aufenthalts; emeinde genannt tft, 
tritt an deifen Stelle die von dem Dberlandrat be: 
zeichnete Stelle. 


(4) Gegen die Entjcheidung des Dberlandrats findet 
Berufung an den Reichsprotektor ftatt; dieſer ent- 
ſcheidet endgültig. 


3 


Die Koften des Familienunterhalts werden bom 
Reiche getragen. 


84 


Ob 21Nr. Jdes Familienunterſtützungsgeſetzes 
in der Faſſung des S1 Abk 2 oder in einer der 
Faſſungen des $ 25 Abi, 1 der Familienunterſtützungs— 
Durhführungsverordnung anzuwenden ift, richtet ſich 
nad) dem für Die Unterbaltspflicht gegenüber der 
früheren Ehefrau mafjgebenden Seimatrecht ($ 1 deu 
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Verordnung über die Anwendung deutfchen Rechts | den Oberlandräten in finngemäßer Anwendung der 
auf deutſche Staatsangehörige im Proteftorat Boͤh— Notdienftverordnung herangezogen werden. 
men und Mähren vom 20. Juli 1939 — Reidje- 
gejeßbl. I ©. 1309). 86 
85 Soweit die im $1 genannten Vorjchriften nicht 

Den zu Dienftleiftungen auf Grund der Notdienft- unmittelbar —— werden können, find fie finn- 
verordnung vom 15. Oftober 1938 (Neichsgefepbt. I gemäß anzuwenden. 
S. 1441) herangezogenen Notdienftpflichtigen ($ 30 57 
Abſ. 1 Nr. 2 der Familienunterſtützungs⸗Durchfüh— Die Verordnung tritt am 1. November 1939 in 
rungsverordnung) ſtehen Hilfskräfte gleich, die von | Kraft. 


Berlin, den 31. Oftober 1939. 


Der Reihsminifterdes Innern 
In Bertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


ö— —— — — — — — —— — —e — — —————— nn nn 


Berichtigung 


In den Ausführungsbeſtimmungen zum Gnaden— 
erlaß des Führers für Beamte vom 24. Oftober 1939 
(Reichsgeſetzbl. ©. 2105) muß e8 in der erften Zeile 
der Einleitung ftatt „Auf Grund des $ 6% richtig 
beißen: „Auf Grund des $ 5%. 


Berlin, den 31. Oftober 1939. 


Der Reihsminifter des Innern 
m Auftrag 
Dr. Goedede 


Das Reichsgeſetzblatt erfcheint in zwei gefonderten Teilen — Teil I und Teil I —. 

Fortlaufender Bezug mur durch die Pot. Bezugspreis vierteljährlich für Tell = 2,90 .2AN, für Teil = 2,50 AM. 
Einzelbezug jeder Cauc jeder älteren) Nummer nur vom Reichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnborffirafe Nr. 4 
(Sernfprecher: 429265 — Pofifchechfonto: Berlin 96200). Einzelmummern werden nah dem Umfang berechnet. 
Preis für den ahtfeitigen Bogen 15.%/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10.7, ausfchlieplich der Poftdruckfachengebühr. 
Dei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 

Herausgegeben vom Reihsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Reihsgefeßblatt 


Teil I 


Ausgegeben zu Berlin, den 3. November 1939 
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24.10.39 Verordnung über die Rechtsverhältniſſe der in die A uftria-Tabafwerfe AG., 
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a — ee — 
— eg 


Verordnung über die Aufhebung von verbrauchſteuerrechtlichen Vorſchriften 
in den ſudetendeutſchen Gebieten 


Bom 21. Ditober 1939 


Auf Grund des Erlafies des Führers und Reichskanzlers über die Verwaltung der ſudetendeutſchen Gebiete 
vom 1. Oktober 1938 (Neichsgefegbl. 1 S. 1331) wird verordnet: 
Im Neihsgan Sudetenland fowie in den in Die Yünder Preußen und Bayern und in die Neichögane 
Niederdonaun und Oberdonau eingegliederten fudetendeutfchen Gebietsteilen treten außer Kraft: 
l. alle VBorfchriften 
a) über die Verbrauchiteuer von Hefe (SdGnP. Nr. 123/1932) und 
b) über die Verbrauchiteuer von Bräparaten zum Aufgehen von Teig (EdGuV. Nr. 40/1956) 
mit Wirkung ab 1. Oktober 1938; 
2, alle Vorfchriften über die Waflerkraftitener (SdGuV. Wr. 338/1921) 
mit Wirkung ab 1. Januar 1959. 


Berlin, 21. Oftober 1939 


Der Reichsminiſter der finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Neichöminijter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


ee Te EEE TE 


Verordnung über die Rechtsverhältniſſe 
der in die Auſtria-Tabakwerke AG., vormals Diterreichiiche Tabakregie, in Wien 
übertretenden Bedieniteten der Äſterreichiſchen Tabakregie. 


Bom 24, Ditober 1939. 


Auf Grund des Artikels ITI des Gefeges Über Die Se 
Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen Die Beamten, die bei der Gründung der Auſtria 
Reich vom März 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 237) Tabafwerte AG., vormals Oſterreichiſche Tabakregie, 
wird folgendes verordnet: in Wien bei der Oſterreichiſchen Tabakregie beſchäf 
Reichsgeſetzbl 1939 I s4) 
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tigt waren, werden mit der Dienftleiftung bei der 
Auftvia-TLabafwerfe AG., vormals SÖfterreichifche 
Tabafregie, in Wien nad) deren Weifungen beauf- 
tragt. Ihr Nechtöverhältnis zum Reich ala unmittel. 
baren Dienftherin wird dadurd) nicht berührt. Zum 
31. Dezember 1942 find fie aus dem Beamtenverhält- 
nis zu entlaffen, wenn fie nicht bis zum 31. Oftober 
1942 dem Neihsminifter der Finanzen jchriftlich er- 
flären, daß fie im Neichsdienft verbleiben wollen, 
oder Die Auftria-Tabatwerfe AG., vormals Siter: 
reichiſche Tabafregie, in Wien nicht bis zum gleichen 
Zeitpunkt dem Neichsminifter der Finanzen erflätt, 
daß fie den Beamten von der Dienitleiftung bei ihr 
entbindet. Will die Auftria-Tabafwerfe AG., vor: 
mals DOfterreichiiche Tabakregie, in Wien den Be- 
amten jchon vorher von der Dienftleiftung bei ihr 
entbinden, jo muß fie dem Neichaminifter der Finan- 
jen Davon jpäteftens einen Monat vorher Mitteilung 
machen, es ſei denn, daß die Vorausferungen vor- 
liegen, unter denen ein vertraglich Angeftellter friſtlos 
entlaffen werden fann. Die Auftria-Tabahverfe AG., 
vormals Ofterreichiiche Tabakregie, in Wien fann 
die Beamten von Fall zu Fall auch vor dem 31. De: 
zember 1942 endgültig in ihre Dienfte übernehmen, 
fall® der Beamte einverftanden ift und feine Ent- 
lafjung aus dem Beamtenverhältnis beantragt. Das 
Beamtenverhältnis endet in diefem Falle mit dem 
Tage der Übernahme. 


g2 


Tritt der Beamte nicht in den Dienft der Auftria- 
Tabafwerfe AG., vormals Öfterreihiiche Tabafregie, 
in Wien über, fo findet S 1 Abſätze 1, 2 und 5 der 
Verordnung Über die Nechtöftellung der Beamten 
der in eine Neichäverwaltung eingealiederten ehe- 
maligen Öfterreichiichen Verwaltungen vom 24. Fe— 
bruar 1939 (Neichsgefeßbl. I ©. 295) in der Faſſung 
vom 18. Juli 1939 (Neichsgefeßbl. I S. 1306) ent- 
Iprechende Anwendung. Der Beamte kann jedoch 
auch innerhalb dreier Monate nach Beendigung der 
Beichäftigung bei der Auftria-Tabatwerfe AG., vor- 
mals Ofterreichiiche Tabafregie, in Wien in den 
MWarteftand verfeßt werden, 


83 


(1) Scheidet ein in den Dienſt der Auftria-Tabaf: 
werfe AG., vormals Öfterreichifche Tabakregie, in 
Wien Übergetretener Beamter aus der Auftria-Tabal: 
werte AG., vormals Oſterreichiſche Tabafregie, in 
Wien unter Vorausfeßungen aus, unter denen ein 
Reichsbeamter Anfpruc auf Nubegebalt bat, fo bat 
er die rechtliche Stellung eines Nubeitandsbeamten 
im Sinne des Deutichen Beamtengefetes. Ob die 
Vorausjeßungen, unter denen ein Reichsbeamter An- 
jpruch auf Nubenebalt bat, gegeben find, beftimmt 
der Neichaminifter der Finanzen endgültig. Der Be- 
dDienjtete erhält vom Neich das Nubegebalt, das ihm 
zugeitanden bätte, wenn er bei der Beendigung des 
Beamtenverbältnifies in den Nubeitand verjeht wor: 
den wäre. 


(2) Die Witwen und Waifen eines Bedienfteten 
mit Nubegehalt nach Abfat 1 und die Witwen und 
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Waifen eines im Dienft der Auftria-Tabafwerfe AG. ‚ 
vormals Sfterreichiiche Tabakregie, in Wien ver- 
jtorbenen früheren Beamten der Tabafregie erhalten 
Witwen und Waifengeld nad) dem Deutichen Be- 
amtengejeß. Der Berechnung der Hinterbliebenen- 
bezüge ift das nach Abjat 1 feſtgeſetzte oder feſtzu— 
Iebenbe Ruhegehalt des DVerftorbenen zugrunde zu 
egen. 


H5140-1107 


























(3) Die gleichen Verforgungsanfprüche (Abjat 1) 
entjtehen, wenn ein nad) $ 1 Sab 3 und Sat 5 in den 
Dienft der Auftria-Tabafwerfe AG., vormals Oſter— 
reichiſche Tabakregie, in Wien übergetretener Bedien— 
ſteter infolge einer Kündigung ſeitens der Auſtria— 
Tabakwerke AG., vormals Oſterreichiſche Tabafregie, 
in Wien ausjcheidet. Verforgungsanfprüche entitehen 
nicht, wenn zur Kündigung in feiner Verfon ein 
wichtiger Grund vorliegt, der, auch wenn der Bedien— 
tete Beamter geblieben wäre, die Beendigung des 
Beamtenverhältniffes ohne Nubegehaltsanipruc zur 
Folge gehabt hätte, 


(4) Wird einem mit Verforgungsanfprüchen nad) 
Abſatz 3 aus dem Dienft der Auftria-Tabafwerfe AG., 
vormals Oſterreichiſche Tabakregie, in Wien ausge— 
ſchiedenen Bedienſteten im unmittelbaren oder mitiel— 
baren Reichsdienſt ein Amt derſelben oder einer min— 
deſtens gleichwertigen Laufbahn mit mindeſtens dem— 
ſelben Endgrundgehalt wie fein letztes Amt vor der 
Übernahme in den Dienft bei der Auftria-Tabafwerfe 
AG., vormals Öfterreichiiche Tabakreaie, in Mien 
übertragen, fo wird die Dienftzeit bei der AG. auf 
das Bejoldungsdienftalter und auf die ruhegehalts- 
fühige Dienftzeit voll angerechnet. Lehnt er das an- 
gebotene Amt ab, jo verliert er den Anfpruch auf 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenverforgung. $ 1 Ab- 
ſätze 2 und 5 der Verordnung Über die Rechtsftellung 
der Beamten der in eine Reichsverwaltung eingeglie- 
derten ehemaligen öfterreichiichen Verwaltungen vom 
24. Februar 1939 (Neichägefegbl. I S. 295) findet 
finngemäß Anwendung. 


(5) Die Feftitellung, daß in der Derfon des Be- 
dienfteten ein wichtiger Grund vorlieat, der, auch 
wenn der Bedienftete Beamter geblieben wäre, die 
Beendigung des Beamtenverhältniffes obne Ruhege— 
haltsanſpruch zur Folge gehabt hätte (Abjat 3 Sab 2), 
oder daß er ein ihm gemäß Abſatz 4 angebotenes Amt 
nicht angenommen bat, trifft der Reichsminiſter der 
finanzen, Die Enticheidung ift endaültig. Sie unter: 
liegt nicht der Nachprüfung durch die ordentlichen Ge- 
richte und die Verwaltungsaerichte. Der Reichs— 
minifter der Finanzen fann in den Fällen des Ab— 
ſatzes 3 Satz 2 einen Unterbaltsbeitrag bewilligen. 
564 und 896 der Neichsdienftitrafordnung vom 
26. Januar 1937 GReichsgeſetzbl. I S.71) finden finn- 
gemäß Anwendung. 


84 
Die Beſtimmungen der 881bis 3 gelten in gleicher 
Weiſe für Beamte der Öfterreichiichen Tabafregie, die 
in Unteraefellichaften der Tabakregie bzw. ihrer Rechts. 
nachfolgerin eingetreten find oder eintreten. 
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85 durch den Erlaß des Bundesminiſteriums für Finanzen 
> a | - ⸗ 
vom 2. Auguſt 1922 — 2 18 205/8 —) beſitzen und 


Wei sAahrlei indigen 3 5: 8»7 
Das Reich gewährleiftet den ftändigen Tabakregie- | ;. Sufunft erwerben. 


arbeitern, die von der Auftria-Tabafwerfe AG., vor- 
mals Öfterreihiihe Tabafregie, in Wien am 29. April 86 
1939 als ſolche übernommen worden find, ſowie ihren I > 
Hinterbliebenen ſämtliche Anwartichaften, Die fie nad) Die zur Durchführung und Ergänzung diefer Ber: 
Sem Statut über das Berſorgungsſyſtem für Tabat- | ordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
vegiearbeiter und ihre Hinterbliebenen (genehmigt ſchriften erläßt der Reichaminifter der Finanzen. 


Berlin, 24. Oktober 1939 
Der Reichsminifter der finanzen 


In Vertretung 
Reinbardt 


Der Neichsminijter des Innern 
In Vertretung 


Yifundtner 





Verordnung 
zur Einführung des Geſetzes zur Belämpfung der GeichlechtstrantHeiten 
im Reichsgau Sudetenland. 
Bom 31. Ditober 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führer? und Reichs- | mit Ausnahme des $4 Abf. 4 Sab 2 und 3 fowie der 
tanzlers über die Verwaltung der judetendeutjchen Ge- | $$ 16 umd 17, ailt auch im NReichsgau Sudetenland. 
biete vom 1. Oktober 1938 (Neichsgefeßbl. I ©. 1331) ‚ 
wird verordnet! u br $ Be LT I, 

1 (1) Gejundheitsbehörde im Sinne des Geſetzes ift 
® das Gefundheitsamt. 

Das Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrank— (2) Oberſte Landesbehörde iſt ber Reichsitatthalter 
heiten vom 18. Februar 1927 (Reichsgejegbl. 1.61), | im Subdetengau. 


Berlin, den 31. Oktober 1939. 


Der Reihsminifter des Innern 
In Vertretung 
Vfundtner 


ae — — — — — — — 


zweite Berordnung 
zur Durchführung und Ergänzung des Brieftanbengejeßes. 
Bom 1. November 1939. 


Auf Grund $13 des Brieftaubengejeßes vom 1. DE | Tauben, die gemäß $ 11 des Brieftaubengejeges vom 
tober 1938 (rReichsgeſetzbl. I ©. 1335) wird im Einver- | 1. Oftober 1938 Reichsgeſetzbl. I S. 1335) als zur 
nehmen mit dem Oberfommando dev Wehrmacht und | Nachrichtenübermittlung geeignet fejtgeitellt find, iſt 
dem Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft | verboten. Ausnahmen bedürfen der Erlaubnis des 
berordnef: Reichsminifters des Innern im Einvernehmen mit dem 

Die Ein- und Ausfuhr von Brieftauben und folchen | Oberlommando der Wehrmacht. | 


Berlin, den 1. November 1939. 


Der Neihsminifter des Innern 
Im Auftrag 
Dr. Beſt 


INNEN 


5140-1108 
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Berordnung 
zur Änderung des Geſetzes über Neijefoftendergütung der Beamten. 


Vom 1. November 1939 


Nachdem das Reichabefol dungsgeſetz durch das Geſetz 
uber die Bejoldung der Sochichullehrer vom 17, Fe— 
bruar 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 252) ergänzt worden 
iſt, wird auf Grund des 818 Abſ. 1 des Geſetzes über 
Neifefoftenvergütung der Beamten vom 15. Dezember 
1933 (Reichsgejegbl. I S. 1067) das Folgende ver- 
ordnet: 

851 

84 des Geſetzes über Reiſekoſtenvergütung der 
Beamten vom 15. Dezember 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
<. 1067) wird wie folgt ergänzt: 

Es gebören die Beamten mit Srundaebalt nach 

der Reichsbejoldungsordnung 

H1 zur Reifefofienftufe Ib 
H 2 zur Reifefoftenftufe II“. 


Berlin, 1. November 1939 


S2 
56 Abi. 1 des Gefeßes über Reijekoftenvergütung 
der Beamten vom 15. Dezember 1933 (Reichsgefekbl. I 
S. 1067) wird wie folgt ergänzt: 


„Den Beamten der Bejoldungsaruppen H 1und2 
werden für Streden, die mit öffentlichen, vegelmäßia 
verfehrenden Beförderungsmitteln zurückgelegt find, 
höchſtens die Auslagen für das Befördern in der 
2. Wagen, oder 1. Schiffsklaffe vergütet.” 


83 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1, Oktober 
1938 in Kraft. 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Im Auftrag 


Wever 
ö— ———— — ——— ————— 


Verordnung 
zur Anderung des Geſetzes über Umzugskoſtenvergütung der Beamten. 
Vom 1. November 1939 


Nachdem das Reichsbeſoldungsgeſetz durch das Geſetz 
über die Beſoldung der Hochſchullehrer vom 17. Fe 
bruar 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 252) ergänzt worden 
iſt, wird auf Grund des 814 Abſ. J des Gefetzes über 
Umzugsfoftenveraqlitung der Beamten vom 3. Mai 
1935 (Neichsgefeßbl. I ©. 566) das Folgende ver- 
ordnet: 

81 

Der $ 3 des Geſetzes über Umzugskoſtenvergütung 
der Beamten vom 3. Mai 1935 (Neichsgejetbl. I 
S. 566) wird wie folgt ergänzt: 


Berlin, 1. November 1939 


„Es gehören die Beamten mit Srundgehalt nad) 
der Neichsbefoldungsordnung 


H] 
H2 


zur Umzugskoſtenſtufe Ib 
zur Umzugskoſtenſtufe II“. 


82 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oftober 
1938 in Kraft. 


Der Reihsminifter der finanzen 
Im Auftrag 


Wever 
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Erſte Berordnung zur Ergänzung der Kriegsſonderſtrafrechtsverordnung. 
Vom 1. November 1939. 


Auf Grund des $ 10 der Verordnung über da? 
Sonderftrafrecht im Kriege und bei befonderem Einſatz 
(Rrieasfonderftrafrehtsverordnung) vom 17. Auaufi 
1938 Reichsgeſetzbl. 1939 1S. 1455) wird verordnet: 


Artikel I 


Hinter $ 5 der Kriegsfonderftrafrehtsverordnung 
wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


5a 


UN 


„ 
Überjchreitung des regelmäßigen Strafrahmens 


Yierfonen, die dem Kriegsverfahren unterliegen, 
find wegen ftrafbarer Handlungen gegen Die 
Mannszucht oder das Gebot joldatiichen Mutes 
unter Überichreitung des regelmäßigen Straf 
rahmens mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, 
mit lebenslangem Zuchthaus oder mit dem Tode 
zu betrafen, wenn es die Aufrechterhaltung der 
Mannszucht oder die Sicherheit der Truppe er- 
fordert.” 


Artifel I 


8 6 der Kriegsfonderftrafrechtsverordnung erhält 
folgende Faſſung: 
ns 6 


Unerlaubte Entfernung, Fahnenflucht und 
Plünderung 


I. Die $S 64, 67, 70, 129 des Militäritraf- 
geſetzbuchs find in folgender Faſſung anzuwenden: 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


$ 64 


Mer unbefugt feine Truppe oder Dienftitelle 
verläßt oder ihr fernbleibt und vorſätzlich oder 
fahrläffig länger als einen Tag abwejend ift, wird 
wegen unerlaubter Entfernung mit Gefängnis 
oder Feſtungshaft bis zu zehn Jahren beitraft. 
in minder ſchweren Fällen fann die Strafe bis 
auf vierzehn Tage gejchärften Arreft ermäßigt 
werden. 


$ 67 


Freiheitsſtrafe von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren tritt ein, wenn die unbefugte Abwejenheit 
länger ala drei Tage dauert. : 


$ 70 


Bei Fahnenflucht ift auf Todesjtrafe oder auf 
lebenslanges oder zeitiges Suchthaus zu erfennen. 


$ 129 
(1) Wer im Felde unter Ausnußung der Kriege: 
verbältniffe oder unter Mißbrauch der militärtichen 
Überlegenheit 
1. eine Sadje eines Einwohners an ſich nimmt 
oder jemandem abnötigt, um fie fich oder 
einem anderen rechtswidrig zuzueignen, oder 
2. unbefugt Smwangsauflagen oder Beitrer: 
bungen vornimmt, 


wird wegen Vlünderung mit Gefänanis oder 
Feſtungshaft beftraft. Zugleich ift gegen Offiziere 
und Unteroffiziere auf Nangverluft zu erkennen. 


UT 














5140-1110 











2132 


(2) In bejonders ſchweren Fällen ift auf Todes- 
ftrafe oder auf lebenslanges oder zeitiges Zucht— 
haus zu erfennen. 

(3) Die Zueignung oder Beitreibung von 
Gegenftänden des Kriegsbedarfs im Rahmen des 
dringenden Bedürfnifies, befonders von Beklei 
dungs⸗ oder Ausrüftungsgegenftänden, von SHeil-, 
Nahrungs, Genuß-, Futter-, Feuerungs- oder Be- 
förderungsmitteln oder von Treibftoffen ift feine 
Plünderung. 


Berlin, den 1. November 1939. 


IT 
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II. Die $$ 71, 78, 81, 82, 83, 99, 100, 130, 
131, 133 und 136 des Militärjtrafgefegbuchs und 
die $$ 112,140, 141,142 und 143 des Straf: 
geſetzbuchs für das Deutfche Reich find nicht an- 
zuwenden.“ 


Artikel II 


Die Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


— — — — — — —— a nn 





Vierte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung der Berordnnung 
über das militärische Strafverfahren im Kriege und bei bejonderem Einſatz. 


Vom 1. November 1939, 


Auf Grund des $ 118 der Verordnung über das 
militärische Strafverfahren im Kriege und bei be. 
jonderem Einſatz (Rriegsftrafverfahrensordnung — 
KStVO) vom 17. Augquft 1938 (Reichsgeſetzbl. 1939 
I ©. 1457) wird verordnet: 


Artifel I 


1. 82 Nr.1 der Kriegsftrafverfahrensordnung 
erhält folgende Faffung: 

„J. dieSoldaten, Wehrmachtbeamten undSchiffs- 
angeſtellten wegen aller Straftaten, auch fo- 
weit fie diefe vor Eintritt de8 die Kriegs— 
gerichtsbarfeit begründenden Dienfiverhält: 
nijjes begangen haben ;”. 


2. 82 Nr. 3 der Kriegsftrafverfahrensordnung 
erhält folgende Faſſung: 
„3. Kriegsgefangene wegen aller Straftaten, die 
fie während der Gefangenschaft begeben ;”. 


3. 82 Nr.4 der Kriegsftrafverfahrensordnung 
erhält folgende Nr. 4f: 
„F) wegen aller Straftaten, die in Gebäuden, 
Räumen, Anlagen oder Schiffen, die den 
Zwecken der deutichen Wehrmacht dienen, 
begangen werden, wenn der Oberbefehls- 
haber eines Wehrmachtteils erklärt, daß be 
ſondere militärische Belange die Aburtei- 
lung dur die Wehrmadtgerichte er— 
fordern.” 


4. Hinter $ 2 der Kriegsftrafverfahrensordnung 
wird folgender $ 2a eingefügt: 
„Ss 2a 
Fortdauer der Kriegsgerichtsbarfeit 


Wird das Verhältnis beendigt, das die Kriens: 
gerichtsbarfeit bearündet, fo bleibt wegen der bor- 
her begangenen Straftaten die Zuftändigfeit der 


Wehrmachtgerichte beitehen. Der Gerichtsherr fann 
jedod) die Strafverfolgung an eine andere Gerichts: 
barfeit abgeben, an die allgemeine Gerichtöbarfeit 
aber nur, wenn fichdie Suwiderhandlung ausſchließ— 
lich gegen die allgemeinen Strafgeſetze richtet. Er 
fann die Abgabe bis zur Verfündung des Urteils 
erjter Nechtöftufe widerrufen, wenn bejondere mili- 
täriſche Belange e8 erfordern. 


>. Hinter 83 der Kriegsitrafverfahrensordnung 
wird folgender $ 3a eingefügt: 


„Ss 3a 
Die bejondere Geltung für das Gefolge 


Für Straftaten des Gefolges (S 155 des 
Militärſtrafgeſetzbuchs), die nicht ſchon von 3 
erfaßt merden, find die Wehrmachtgerichte zu- 
ſtändig, wenn dev Gerichtäherr erklärt, dat mili- 
täriiche Belange die Aburteilung durch die Wehr— 
machtgerichte erfordern. Der Gerichtsherr fann 
die Erflärung aud dann noch abgeben, wenn der 
Beſchuldigte fich nicht mehr bei der Wehrmadt 
befindet.” 


6. 8 13 der Kriegsftrafverfahrensordnung erhält 
folgende Faſſung: 
„$ 13 
Der Notgerichtaftand 
des nächjterreichbaren Gerichtäheren 


(1) Wird eine dem Kriegsverfahren unter: 
worjene Perjon einer Tat beihuldigt, deren Ab— 
urteilung aus zwingenden militärifchen Gründen 
feinen Auffchub duldet, kann aber der zuftändige 
Gerichtsherr nicht auf der Stelle erreicht werden, 
jo übt deſſen Befugniffe der nächiterreichbare Ge: 
richtsherr aus. Das gilt nicht für Straftaten, für 
Die nad) $ 14 das Neichsfriegsgericht zuständig ift. 

(2) Dem fonft zuftändigen Gerichtäheren ($ 12) 
iſt Das Veranlaßte alsbald zu melden; er fann das 
Verfahren jederzeit übernehmen.” 














Nr. 218 — Tag der Ausgabe: 4. November 1939 


7. Sinter $ 13 der Krieasitrafverfahrensordnung 
wird folgender $ 13a eingefügt: 


„s 13a 
Standgerichte 
(1) Der nächiterreichbare Kommandeur eines 
Regiments oder ein mit derjelben Difziplinar- 
ftrafgewalt verjehener Truppenbefehlshaber kann 
die Befugniffe des Gerichtsherin ausüben, wenn 
1. die Aburteilung aus zwingenden militäri- 
ichen Gründen feinen Aufſchub duldet, 
I, ein Gerichtsherr nicht auf der Stelle erreicht 
werden fann und 
3, die Zeugen oder andere Beweismittel jofort 
zur Verfügung jtehen. 
(2) Abi. 1 ailt nicht für Straftaten, für die nach 
$ 14 das Reichskriegsgericht zuftändig iſt. 
(3) Dem ſonſt zuftändigen Gerichtsherrn ($ 12) 
ift das Veranlaßte alsbald zu melden; er fann 
das Verfahren jederzeit übernehmen.“ 


— 


Berlin, den 1. November 1939. 
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8.8514 Abj. 1 der Kriegsftrafverfahrensordnung 
erhält folgende Nr. 10: 
„10. der Spionage ($ 2 der Kriegsjonderitraf- 
rechtsverordnung).” 


9. 877 der Kriegsftrafverfahrensordnung erhält 
folgenden Abi. 3: 

„(3) Urteile gegen Freiſchärler fönnen ohne 
Nachprüfung (Abi. 1) durch einſtimmigen Beſchluß 
des erfennenden Gerichts für vollſtreckbar erklärt 
werden, wenn 

1. der beftätigungsberechtigte Befehlshaber nicht 

auf der Stelle erreicht werden fann und 

2. die Vollſtreckung aus zwingenden militäri- 

fchen Gründen feinen Aufichub duldet.“ 


Artifel I 


Die Verordnung tritt am Tage nad) der Verkündung 
in Kraft. 


Der Chef des Dberfommandod der Webrmadt 
Reitel 


————— — ——— — — — 








Zweite Berordnung 
zur Durchführung des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers 
über Gliederung und Verwaltung Der Ditgebiete. 
Bom 2. November 1939. 


Auf Grund des $ 12 Abf. 2 des Erlaſſes des Führers 
und Reichskanzlers über Gliederung und Verwaltung 
der Oftgebiete vom 8. Oftober 1939 (Reichsgeſetzbl.J 
S. 2042) wird folgendes verordnet: 


Zu $1 des Erlaſſes 8 l 

Die Behörde des Neichsitatthalters gliedert ſich 
unter dem Megierungspräfidenten in folgende Ab— 
teilungen: 

Abteilung 1: Allgemeine, innere und finanzielle Un- 
aelegenbeiten, 
Geſundheitsweſen und Volköpflege, 
Erziehung, Unterricht, Rultur- und 
SGemeinichaftspflege, 
Landwirtichaft, Siedlung, Umlegung 
und Wafferwirtichaft, 
MWirtichaft und Arbeit, 
Forſtwirtſchaft und Jagdweſen, 
Bauweſen. 


Abteilung 2: 
Abteilung 3: 


Abteilung 4: 


Abteilung 5: 
Abteilung 6: 
Abteilung 7: 


82 
(1) Dem Reichsftatthalter wird ferner ein höherer 
+ und Volizeiführer zugeteilt, der dem NReichsitatt- 
—* perſönlich und unmittelbar unterſtellt iſt. Er 
iſt zugleich der Beauftragte des Reichskommiſſars 
für die Feſtigung deutſchen Volkstums. 


(2) Bei nicht nur vorübergehender Behinderung 
des Neichsftatthalters liegt feine Vertretung bei dem 
Regierungspräfidenten als feinem allgemeinen Der: 
treter (8 6 des Sudetengaugejeges vom 14. April 1939 
— Reichsgeſetzbl. I ©. 780). 


(3) Dem höheren 44- und Polizeiführer unter- 
ftehen für feine polizeilichen Aufgaben ein Inſpekteur 
der Oxrdnungspolizei und ein Inſpekteur dev Sicher- 
heitspolizei. 

(4) Bei den Infpekteuren werden die Sachgebiete 
bearbeitet, die nach dem Geſchäftsverteilungsplan des 
Reichsminiſteriums des Innern den Hauptämtern 
Ordnungspolizei und Sicherheitspolizei zugewieſen 
ſind. 

83 

An der Behörde des Reichsſtatthalters werden Die 
Aufgaben der ftaatlichen Verwaltung und der Gau- 
ielbitverwaltung ($$ 1,5 des Sudetengaugejeges vom 
14. April 1939 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 780) bis auf 
weiteres in derjelben Abteilung bearbeitet. 


84 
Zu der Behörde des Reichsſtatthalters treten bis 
auf weiteres 
a) ein Beauftragter des Reichspoſtminiſters, 
b) ein Beauftragter des Neichsverfehrsminifters. 
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(1) Der Reichsitatthalter iſt bis auf weiteres in 
der Stufe des Neichsgaues Chef der Neichsfinanzver- 
waltung, der Reichsjuftizverwaltung und des Neichs- 
propagandaamts. Die Angelegenheiten aus dem Be— 
reich der Neichsfinanzverwaltung werden bei dem 
Reichsſtatthalter durch den Oberfinanzpräfidenten, die 
Angelegenheiten aus dem Bereih der Neichsjuftiz- 
verwaltung durch den Oberlandesgerichtsprafidenten 
oder den Generalitaatsanwalt und die Angelegen- 
beiten aus dem Bereich des Reichsminiſteriums für 
Volksaufflärung und Propaganda durch das Reichs— 
propagandaamt bearbeitet, joweit fi aus Abſ. 4 
nicht etwas anderes ergibt. 


(2) Der Oberfinanzpräfident führt die Geſchäfte 
unter der Bezeichnung „Der Reichsſtatthalter (Ober- 
finanzpräfident)”, der Dberlandesgerichtspräfident 
unter der Bezeichnung „Der Reichsſtatthalter (Ober- 
landesgerichtspräfident)”, der Generaljtaatsanwalt 
unter der Bezeichnung „Der Reicheitatthalter (Gene- 
ralitaatsanwalt)” und das Neichspropagandaamt 
unter der Bezeichnung „Der Reichsſtatthalter (Reichs— 
propagandaamt)”. 


(3) Bei nicht nur vorübergehbender Behinderung 
liegt die Vertretung des Neichsftatthalters für Die 
im Abſ. 1 genannten Zweige der Verwaltung bei 
dem Negierunaspräfidenten als feinem allgemeinen 
Vertreter ($ 6 des Sudetengaugejeßes vom 14. April 
1939 — Reichsgeſetzbl. I ©. 780). 

(4) Die Zuftändigfeit des Oberfinanzpräfidenten 
auf dem Gebiet der Bauverwaltung gebt auf Die 
Abteilung 7 der Behörde des Neicheitattbalters über. 
Desgleichen gebt bis zur einheitlichen Negelung im 
Sejamtreih die Juftändigfeit des Oberfinangprafi- 
denten in bevölferunaspolitifchen Angelegenheiten 
auf die Abteilungen 1 und 2 der Behörde des Neiche- 
ſtatthalters über. 


Bu $2 des Erlafjes S 6 

(1) Die Negierungspräfidenten in Danzig, Marien- 
werder, Bromberg, Hobenfalza, Poſen und Kaliſch 
find Landespolizeibehörden und, ſoweit nicht aus 
drücklich etwas anderes beftimmt wird, höhere Ver- 
waltungsbehörden. 

(2) Der Verkehr zwiſchen den Oberſten Reichs— 
behörden und den Regierungspräſidenten geht durch 
die Hand des Reichsſtatthalters. 


Berlin, den 2. November 1939. 
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(1) Die Behörde des Negierungspräfidenten alie- 
dert ji in folgende Abteilungen: 


Abteilung 1: Allgemeine und innere Angelegen- 
heiten, 


Abteilung 2: Erziehung und Volksbildung, 
Abteilung 3: Wirtichaft, 
Abteilung 4: Landwirtichaft und Domänen. 


Dazu treten ein Obewerfiherungsamt, ferner eine 
Regierungsoberkaſſe. 


(2) Der Reichsminiſter des Innern beſtimmt die 
Aufgaben und Befugnifje der Regierungspräfidenten 
im Verhältnis zu dem NReichsftatthalter. 


s8 Bu $3 des Grlaffes 


Es gelten die zu Artifel I SS 5, 6, Artikel II SS 8, 
11 und zu Artikel III des Sudetengaugefeßes ergan- 
gene Erſte Durhhführungsverordnung vom 10. uni 
1939 (Reichsgefegbl. I S. 997) — mit Ausnahme 
von 86 Abi. 5, 88 und im 89Abſ. 2 der Worte 
„im Sudetenland”“ — und die SS 1 bis 3 der Erſten 
Verordnung vom 17. Juli 1939 (NReichögejegbl. I 
S. 1269) über Aufgaben der Neichdaaue ala Selbit- 
verwaltungstörperichaften. 


S 9 Bu $4 des Sriaffes 


(1) In den Vrovinzen Schlefien und Oftpreußen 
find die beftehenden Sonderverwaltungen bis auf weis 
teres infoweit an die Weifungen der Oberprälidenten 
in Breslau und Königsberg (Dr) gebunden, als es 
fich um Angelegenheiten aus den Negierungsbezirken 
Kattowitz und Zicdyenau und den in den Regierungs— 
bezirk Gumbinnen eingeqliederten Gebietsteilen han— 
delt. Der Reichsminiſter des Innern beitimmt im 
Einvernehmen mit dem zuftändigen Neichamintiter 
den Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieſer Regelung. 


(2) An den Regierungsbezirfen Kattowik und 
Zichenau und in den dem Regierungsbezirk Gumbin- 
nen eingegliederten Gebietsteilen find die Sonder: 
behörden in der Kreisitufe bis auf weiteres den 
Landräten oder den Oberbürgermeiftern unterjtellt. 


Der Neichsminifter des Innern 
Frick 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint in zwei gefonderten Teilen — Teil l und Teil II —. 

Sortlaufender Bezug nur durch die Poſt. Bezugspreis vierteljährlich für Teill = 2,90 2A, für Teil I = 2,50.AM. 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Reichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtraße Nr. 4 
(Feruſprecher: 429265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 96200). Eimelnummern werden nab Dem Umfang berechnet. 
Preis für den ahtfeitigen Bogen 15./, aus abgelaufenen Jahrgängen 10.77, ausjchließlich der Poſtdruckſachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 
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Ausgegeben zu Berlin, den 6. November 1939 


Tag In halt Seite 
2,11.39 Erlaß des Führers und Reichskanzlers zur Anderung des Erlaffes über 
Gliederung und Verwaltung der Oſtgebiete.... .....12244 2135 
27.10.39 Verordnung zur Aufhebung der Verordnung über die Dauer dev Wehrpflicht 
in Sſtpreußen..... ....26* 2136 
30. 10. 30 Verordnung über den Sicherheitsfilm. .. .. . . · 24* 2136 
31.10.39 Verordnung über die Einftellung von Wehrpflichtigen in die Schußpolizei 
Beer FRE ESSENER FOREN 2137 
31.10.39 Verordnung zur Anderung des Vermögenſteuergeſetzes .. . . . · · ·.*4* 2138 
31. 10. 39 Verordnung über weitere Maß nahmen auf dem Gebiete der Zwangs— 
—V 2139 
31.10.39 Verordnung zur Durchführung der Verordnung über den Sicherheitsfilm .. 2141 
3.11.39 Verordnung über die Anmeldung feindlihden Vermögens „un nnnncnnreen- 2141 
30.10.39 Erſte Bekanntmachung über die Anlegung der Erbböferolle ............+.- 2142 
3.11.39 Berichtigung 62*22 2142 
Drudfehlerberihtigung .2222*2222222**2* 2142 
—————— ——— — — — — — — 6— — — 
Im Teil II, Nr. 41, ausgegeben am 6. November 1939, find veröffentlicht: Geſetz über die Erridtung eins Deu tſchen 
Konfülats in Tripolis. — Verordnung über bie vorläufige Anwendung eines Dritten deutſch-eſtniſchen Zuſa tz— 
abkommens zum Handels- und Schiffahrtsvertrag und zum Abkommen über den aegenjeitigen Warenverlehr. — 
Verordnung über die Werwendung alter Fradtbriefvordrude. — Bekanntmachung zu der dem Internationalen Über» 
eintommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügten Lifte. — Bekannimachung über eine Deutfch-norwegijc)e 
Vereinbarung zur Vereinfahung des Rechtshilfeverkehrs. — Bekanntmachung zu der dem Internationalen ber: 


eintommen über den Eiſenbahn-Perſonen- und Gepädverfehr beigefügten Lifte. 


en EEE A SEEN SEES EHE 


Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
zur Anderung des Erlaſſes über Gliederung und Berwaltung der Oftgebiete. 


Bom 2. November 1939. 


Meinen Erlaß über Gliederung und Verwaltung der Oftgebiete vom 8. Oktober 1939 (Reicdye- 
gejehbl.I ©. 2042) ändere ich dahin ab, daß der Reichsgau Weſtpreußen in Zukunft die Bezeichnung 
„Reichsgau Danzig-Weftpreußen‘' führt. 


Berlin, den 2. November 1939. 


Der Führer und Neichsfanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr.Lammers 


Reichsgeſehzbl. 1939 I 
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Bersrdnung 
zur Aufhebung der Berordnung über die Dauer der Wehrpflicht in Oſtpreußen. 


Bom 27. Dftober 1939, 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers vom 22. Mai 1935 über die Übertragung des 
Verordnungsrechts nad) dem Wehrgeſetz (Reichsgeſetzbl. I ©. 615) wird verordnet: 


Die Verordnung über die Dauer der Wehrpflicht in Oftpreußen vom 33. Mai 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 694) 


wird aufgehoben. 


Die Entlaffung der Soldaten, deren Wehrpflicht mit der Aufhebung endet, wird durch das Obertommando der 


Wehrmacht befonders geregelt. 


Berlin, den 27. Oktober 1939. 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 





Verordnung über den Sicherheitsfilm. 


Bom 30, Dftober 1939, 


Der Minifterrat für die NeichSverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


si 
Herftellung von Filmfopien 
Filmkopien, die zur Vorführung im Gebiet des 
Deutichen Reichs beftimmt find, Dürfen vom 1. April 
1940 ab nur noch auf Sicherbeitsfilm hergeftellt werden. 


2 


Filmverleihbetriebe 


Filmkopien, die zur Vorführung im Gebiet des 
Deutſchen Reichs beſtimmt find, dürfen in Filmvberleih— 
betrieben vom 1. Oktober 1942 ab nur noch bearbeitet 
und gelagert werden, wenn fie auf Sicherheitsfilm 
bergeftellt find. 

3 
Filmvorführungen 


Bei Filmvorführungen jeder Art dürfen vom 1. Ok— 
tober 1942 ab nur noch Filme verwendet werden, Die 
auf Sicherheitsfilm bergeftellt find. 


‘4 
Ausfübrungsbeitimmungen 


Der Reichsarbeitsminifter beftimmt das Nähere Über 
die Beichaffenbeit des Sicherheitsfilms, feine Prüfung 


und feine Bezeichnung, über die Aufficht und über die 
Zulaffung von Ausnahmen. Der Reichsarbeitsminifter 
fann ferner im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
des Innern zur Durchführung und Ergänzung dieſer 
Verordnung weitere Nechts- und Verwaltungsvor- 
ichriften erlaſſen, insbefondere auch Borichriften über 
die Anlage und Einrichtung von Filmtheatern und über 
die Sicherheit bei Kilmvorführungen. 


$5 
Strafen 


(1) Wer vorfäßlich oder fabhrläflig den $$ 1 bis 3 
zuwiderhandelt, wird mit Geldftrafe bis zu einhundert» 
fünfzig Reichsmark oder mit Haft beftraft. 


(2) In befonders jchweren Fällen ift die Strafe Ge- 
fängnis bis zu einem Jahre und Geldftrafe oder eine 
diefer Strafen. 


(3) Derfteichsarbeitsminifter kann im Einvernehmen 
mit dem Reihsminifter der Justiz beſtimmen, daß mit 
den in den Abſ. 1 und 2 genannten Strafen beftraft 
wird, wer den auf Grund des $ 4 erlaljenen Rechts— 
vorichriften zumwiderbandelt, 








Nr.219 — Tag der Ausgabe: 6. November 1939 


6 
Aufhebung von Vorjcriften 


Sofern der Reichsarbeitsminifter auf Grund des $ 4 
nichts anderes bejtimmt, treten mit dem 1. Dftober 
1942 alle Vorfchriften über die Anlage und Einrichtung 


Berlin, den 30. Oktober 1939. 
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von Filmtheatern und die Sicherheit bei Filmvorfüh- 
rungen, foweit diefe Vorfchriften für Die Verwendung 
von Zellhornfilm (Nitrofilm) exlaffen find, außer Kraft. 
Mit dem gleichen Zeitpunkt treten die von den Ländern 
für die Sicherheit bei Schmalfilmvorführungen er- 
lajlenen Vorfchriften außer Kraft. 


Der Borfigende 
des Minifterrats für die Neihsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtjchaft 
MWalther Funk 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 


—————— ——— —— — — — — — —— — — — — 


Verordnung 
über die Einſtellung von Wehrpflichtigen in die Schutzpolizei des Reichs. 
Bom 31. Ottober 1939. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung ver- 
ordnet für das Gebiet des Großdeutfchen Neichs mit 
Geſetzeskraft: 

81 

Bei der Schutzpolizei des Reichs kann der Reichs— 
miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Ober— 
kommando der Wehrmacht ungediente Wehrpflichtige 
einſtellen. Sie werden als Polizeianwärter oder Polizei— 
wachtmeiſter eingeſtellt und ſind Polizeivollzugsbeamte 
im Simne des Deutſchen Polizeibeamtengefetzes. 


Berlin, den 31. Oktober 1939. 


82 


Die in der Schutzpolizei abgeleiſtete Dienſtzeit der 
gemäß $ 1 eingeftellten Wehrpflichtigen wird auf Die 
MWehrdienitzeit nach Maßgabe der Richtlinien ange 
vechnet, die der Reichsminifter des Innern im Ein- 
vernehmen mit dem DOberfommando dev Wehrmacht 
aufftellt. 

3 

Die näheren Beftimmungen erläßt der Reichsminiſter 

des Innern. 


Der Vorſitzende 
Des Minifterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Verordnung zur Änderung des Bermögenjtenergejekes 
Vom 31, Ditober 1939 


Der Minifterrat für die Neichöverteidigung ver- 
ordnet mit Geſetzeskraft: 


Artikel I 


Das Vermögenfteuergefeb vom 16. Dftober 1934 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1052) wird wie folgt geändert: 


1. 55 erhält die folgende Faſſung: 
„Ss > 
Hreibeträge für natürlide Perſonen 


(1) Bei der Veranlagung unbejchränft fteuer- 
pflichtiger natürlicher Perſonen bleiben vermögen- 
fteuerfrei (Freibeträge): 

1. 10000 Reichsmark für den Steuerpflichtigen 

jelbit; 


2. 10000 Reichsmark für die Ehefrau, wenn 
beide Ehegatten unbeſchränkt ftenerpflichtia 
find und nicht dauernd getrennt leben. Lagen 
diefe Vorausfeßungen beim Tod eines Ehe— 
aatten vor, fo wird der Freibetrag dem über— 
lebenden Ehegatten auch für den verftorbenen 
Ehegatten gewährt. Das gilt nicht, wenn der 
überlebende Ehegatte fich wieder verheiratet; 

3. 10000 Reichsmark für jedes minderjährige 
Kind und für jeden anderen minderjährigen 
Angehörigen, wenn die Kinder oder die 
anderen Angehörigen zum Haushalt des 
Stenerpflichtigen gehören oder überwiegend 
auf feine Koften unterhalten und erjogen 
werden. Der Freibetrag wird auf Antrag 
für volljährige Kinder und für andere voll- 
jährige Angehörige gewährt, die überwiegend 
auf Koften des Steuerpflicdhtigen unterhalten 
und für einen Beruf ausgebildet werden und 
das fünfundzwanzigite Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. 

Kinder und andere Angehörige im Sinn 
diefer Vorſchrift find die im 810 Siffern 3 
bis 6 des Gteneranpaflungsgeietes bezeid)- 
neten Derjonen. 


(2) Weitere 10 000 Reichsmark find ftenerfrei, 
die folgenden Vorausſetzungen jämtlid ge 
geben find: 

1. Der Steuerpflichtige muß über ſechzig Jahre 
alt oder vorausfichtlich für mindeitens drei 
Jahre erwerbäunfäbig fein. i 

2. Das lebte Jahreseinkommen des Gteuer- 
pflichtigen darf nicht mehr ala 3 000 Neiche- 
mark betragen haben. Maßgebend ift das 
Einfommen, mit dem der Steuerpflichtige für 
den letzten Veranlagungszeitraum zur Ein 
fommenfteuer veranlagt worden ift. Iſt der 
Steuerpflichtige zur Einfommenfteuer nicht 
veranlagt worden, fo ift das Einfommen nad) 
den Vorfchriften des Einfommenfteuergefeßes 
zu berechnen. 


3. Das Gejamtvermögen ($ 4) darf nicht mehr 
als 100 000 Reichsmark betragen. 


it der Lebensunterhalt zufammen veranlagter Ehe- 
gatten (S 11 Abſatz 1) überwiegend Durch Einkünfte 
aus einer Erwerbstätigkeit der Ehefrau beftritten 
worden, jo ijt Die Vorausſetzung der Ziffer 1 aud) 
dann gegeben, wenn nicht dev Ehemann, fondern 
die Ehefrau über ſechzig Jahre alt oder vorausficht- 
lich für mindeftens drei Jahre erwerbsunfähig ift. 


(3) Für Auden werden Feine Freibeträge gewährt.” 


2. Hinter dem $5 wird folgender $ 5a eingefügt: 
„S da 
Stichtag für die Freibeträge 

(1) Für die Gewährung der Freibeträge find die 
Verhältniffe im Hauptveranlagungszeitpunft ($ 12 
Abjab 2), bei Nahveranlagungen die Verhältnifie 
* “u a se (5 14 Abjat 2) maß— 
gebend. 


(2) Bei Neuveranlagungen bleiben für die Ge— 
währung der Freibeträge die Verhältniffe im Haupt- 
oder Nachveranlagungszeitpunkt maßgebend. Werden 
jedod) nad dem Haupt- oder Nachveranlagungs- 
zeitpunft Abkömmlinge des Steuerpflichtigen ge 
boren, fo find für fie Freibeträge (S 5) zu gewähren, 
wenn fie imNeuveranlagungszeitpunft ($ 13 Abjat 2) 
zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehören.” 


3. $ 11 erhält die folgende Faſſung: 


„s 11 
Hausbaltsbefteuerung 


(1) Ehegatten werden zufammen veranlagt, wenn 
beide unbeſchränkt fteuerpflichtig find und nicht 
dauernd getrennt leben. 


(2) Der Haushaltövorftand und jeine minder: 
jährigen Rinder und anderen minderjährigen An- 
gehörigen im Sinn von $ 10 Siffern 3 bie 6 des 
Steuerandaffungsaejebes, die zu ſeinem Haushalt 
gehören, werden zufammen veranlagt, wenn er und 
die Rinder oder anderen Angehörigen unbeſchränkt 


jteuerpflichtig find. 


(3) Für die Haushaltöbefteuerung find die Ver- 
bältnifje im SHauptveranlagungszeitpunft ($ 12 
Abſatz 2), bei Nadveranlaqungen Die Verhältniſſe 
im Nachveranlagungszeitpunft (S 14 Abjab 2) maß- 
gebend. Bei Neuveranlaqungen bleiben für die Haus- 
baltsbeftenerung die Verbältniffe im Haupt- oder 
Nahveranlagungszeitpunft maßgebend. Werden je- 
dod) nad) dem Haupt oder Nachveranlagungszeit- 
punkt Abkömmlinge des Haushaltsvorſtands ge— 
boren, jo find fie mit dem Haushaltsvorſtand zu— 
jammen zu veranlagen, wenn fie im Neuveran- 
laqungszeitpunft ($ 13 Abſatz 2) zu feinem Haus- 
halt gehören.” 
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4. $13 erhält die folgende Faſſung: 


„S 13 
Neuveranlagung 


(1) Die Vermögenftener wird neu veranlagt (Neu 

veranlagung): 

1. wenn der Wert des Gejamtvermögensd oder 
des nlandsvermögens, der fi) für den Be- 
ginn eines Kalenderjahrs ergibt, 

entweder um mehr als ein Fünftel 

oder um mehr ala 100 000 Reichsmark 
von dem Wert des letzten Veranlagungszeit- 
punkts abweicht; 

2, wenn nach dem letzten Veranlagungszeitpunft 
Abkömmlinge geboren find, für die reis 
beträge $5a gemäß zu gewähren find, 

Der Reichsminifter der Finanzen kann die Wertgren- 
zen (Ziffer 1) anders feſtſetzen. 


(2) Die Neuveranlagung wird auf den Beginn 
des Kalenderjahres vorgenommen, für den fid) Die 
Mertabweihung ergibt (Abſatz 1 Ziffer 1), oder der 
Ser Geburt der Abkömmlinge folgt (Abjatz 1 
Ziffer 2). Der Beginn diejes Ralenderjahrs ift der 
Neuveranlagungszeitpunft. In den Fällen des Ab» 
fatzes 1 Siffer 2 wird die Neuveranlagung in der 
" Meife durchgeführt, daß vom bisherigen fteuer- 
pflichtigen Vermögen Die neuen Freibeträge ab- 
gezogen werden. 
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(3) Die Neuveranlagung wird auf Antrag, ev 
forderlichenfalls au von Amts wegen borgenom- 
men. Der Antrag kann nur bis zum Ablauf de? 
Kalenderjahres, auf deffen Beginn die Neuperan- 
lagung begehrt wird, oder bis zum Ablauf eines 
Monats, fjeitdem die bisherige Veranlagung um 
anfechtbar geworden ift, geftellt werden. Die Ans 
tragsfrift iſt eine Ausſchlußfriſt. 


(4) Die Neuveranlagung gilt ab dem Beginn des 
Nechnungsjahrs, das dem Neuveranlagungszeitpunkt 
folgt. Die urſprüngliche Veranlagung gilt bis zu 
dieſem Zeitpunkt.“ 


Artikel I 


Die nächſte Hauptveranlagung der Vermögen— 
ſteuer und der Aufbringungsumlage iſt nach dem 
Stand vom 1. Januar 1940 vorzunehmen. Der 
Hauptveranlagungszeitraum, fiir den fie” gilt, be- 
ginnt abweichend von 12 des Mermögeniteuer- 
aejeges mit dem 1. April 1940, 


Artitel II 


Die Vorfehriften im Artikel I find erftmalig bei 
der Kauptveranlagung auf den 1, Januar 1940 
(Artikel II) oder bei Neu- und Nacdveranlagungen 
auf den 1. Januar 1941 anzuwenden. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarfcall 


Der Reichsminifter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammerd 


la u a ni nn —— — — — — 


Verordnung 
über weitere Maßnahmen anf dem Gebiete Der Zwangsvollitredung*). 


Bom 31. Dftober 1939, 


Der Minifterrat für die Reichsverteidigung hat für 
das Gebiet des Großdeutfchen Reichs mit Geſetzes— 
kraft folgendes verordnet: 


81 
Die Vorſchriften des Artikels 6 Abſ. 1 Ren. 1 
und 2 der Verordnung uber Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des bürgerlichen Streitverfahrens, der Zwangs— 
vollſtreckung, des Konkurſes und des bürgerlichen 
Rechts vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I 


*) Gilt nit für Danzig. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


S. 1656) treten außer Kraft. Die Fortſetzung der 
auf Grund diefer Vorſchriften einſtweilen eingejftell- 
ten (aufgeichobenen) Verfahren richtet ſich nad) den 
folgenden SS 2 bis 5. 


82 


(1) Verfahren zum Zwecke der Zwangsverſteige— 
rung von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens 
find auf Antrag des Schuldners, des Eigentümers 
oder des betreibenden Gläubigers fortzufegen. 


5 


m 
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(2) Der Antrag ift abzulehnen und das Verfahren 
weiterhin einfhweileneinzuftellen (aufzufchieben), wenn 
dies mit Nückficht auf die gegenwärtigen befonderen 
Verhältniffe im Intereſſe eines Beteiligten dringend 
geboten ijt und den übrigen Beteiliaten zugemutet 
werden kann. 

33 

Die Zeit vom 7. September 1939 bis zum Tage 
des Inkrafttretens dieſer Verordnung wird in die 
Friſten des $ 10 Abſ. 1 Nrn. 1 bis 4 des Zwangs— 
verſteigerungsgeſetzes (des $ 216 der Exekutionsord— 
nungen) nicht eingerechnet. 


84 

(1) Gegen den Beſchluß, durch den ein bereits er— 
gangener Suichlaasbeichluß auf Grund des Artifel86 
Abi. 1 Nr. 1 der Verordnung über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des bürgerlichen Streitverfahrens, der 
Zwangsvollſtreckung, des Konkurſes und des bürger- 
lichen Rechts vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbi. I 
S. 1656) aufgehoben worden ift, jteht den Beteilig- 
ten bis zum 15. Dezember 1939 die fofortige Be- 
ſchwerde (dev Nefurs) zu. Wird der Beſchwerde ftatt- 
gegeben, fo tritt mit Nechtsfraft der Befchwerde- 
entſcheidung der Zufchlagsbefchluß wieder in Kraft. 

(2) Im Bejchwerdeverfahren ift insbefondere zu 
prüfen, ob nad) den bejonderen Umftänden des Fal— 
les Die Aufrechterhaltung des Zuſchlagsbeſchluſſes ge— 
rechtfertiat ift. 

Swangspollftredungen in bewegliche Sachen find 
auch ohne Antrag fortzufegen. 


86 
Die Vorſchriften der SS 1 bis 5 gelten auch im 
Verwaltungszwangsverfahren 


87 
Durch Artikel 9 der Verordnung über Maßnahmen 


auf dem Gebiete des bürgerlichen Streitverfahrens, 
der Zwangsvollſtreckung, des Kenkurſes und des bür— 


Berlin, den 31. Oktober 1939. 


gerlichen Rechts vom 1. September 1939 (Neiche- 
geſetzbl. 1 S. 1656) wird das Recht eines Pfandaläu- 
bigers oder eines Sicherungsnehmers, ſich aus dem 
Pfande oder dem Sicherungsqut zu befriedigen, nicht 
berührt. Die geſetzlichen Worfchriften über die An- 
Drohung des Wfandverfaufs und Über die zwilchen 
der Androhung und dem Verkauf liegende Friit fin- 
den aud) Anwendung, wenn auf die Beobachtung 
dieſer Vorichriften vor Eintritt der Verkaufsberech— 
tigung verzichtet worden ift. 


‘8 


(1) Die Vorſchrift des Artitels 6 Abj. 1 Nr. 3 der 
Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
bürgerliden Streitverfabrens, der Zwangsvollſtrek— 
fung, des Konkurſes und de& bürgerlichen Nechts vom 
1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1656) gilt 
finngemäß auch, wenn bewegliche Sachen auf Grund 
eines vertraglichen oder geſetzlichen Vfandrechts ver- 
wertet werden. 


(2) Zuftändig ift das Vollftredungsgericht, in deſſen 
Bezirk ſich die zu verwertende Sadje befindet. 


9 


Artitel 9 der Verordnung über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des bürgerlichen Streitverfahrens, der 
Zwangsvollſtreckung, des Konkurſes und des bürger- 
lichen Nechts vom 1. September 1939 (Reichsge— 
jeßbI. 1 ©. 1656) findet auf Anſprüche aus einem 
Wechſel oder einem Scheel feine Anwendung. 


$ 10 


Der Reihsminifter der Juftiz erläßt die Vorſchrif— 
ten zux weiteren Durchführung und Ergänzung dieler 
Nerordnung und der Verordnung. über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des bürgerlichen Streitwerfahreng, 
der Awangsvollitredung, des Konkurſes und des bür- 
gerlichen Rechts vom 1. September 1939 (Neiche- 
geſetzbl. I ©. 1656) durch Rechtsverordnung oder im 
Verwaltungswege. Er kann fich ergebende Zweifels- 
fragen im Verwaltungsweg enticheiden. 


Der Borfißende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarfchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 


Iſſſſſſſſ 


a 
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Berordnung 
zur Durchführung der Verordnung iiber den Sicherheitsfil. 
Bom 31, Ottober 1959. 


Auf Grund der Verordnung über den Sicherheitsfilm 
vom 30. Oktober 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 2136) $4 
Sat 1 wird verordnet: 


81 
Begriffsbeſtimmung 


Als Sicherheitsfilm gilt ein Film, der den Bedin- 
aungen des von dem Deutſchen Fachnormenausſchuß 
für Kinotechnik im Einvernehmen mit der Chemild)- 
Technifchen Neichsanftalt aufgeftellten Normblatts 
DIN KIN 51 entipricht. Die Vrüfung, ob diefe Be— 
dingungen erfüllt find, wird von der Ehemijch-Techni- 
ſchen Reichsanftalt vorgenommen. Sicherbeitsfilm, der 
diefen Bedingungen entjpricht, muß in Abſtänden von 
böchftens 250 mm gut lesbar die Bezeichnung ISA 
tragen. 

82 


Aufſicht 


(1) Die Aufficht über die Durchführung der Ver— 
ordnung über den Sicherheitsfilm obliegt den Gewerbe- 
aufjichtsämtern und den ordentlichen Tolizeibehörden. 
Für die Aufficht durch die Sewerbeauffichtsämter gilt 
$ 139b der Gewerbeordnung entiprechend. 


(2) Soweit Filmvorführungen von Betrieben und 
Verwaltungen des Reich und der Länder oder bon 
Verwaltungen der Gemeinden veranftaltet werben, 


Berlin, den 31. Oktober 1939. 


fteht die Aufficht den diefen Stellen borgefegten Dienit- 
behörden zu. 3 


Ausnabmen 


(1) Das Gewerbeaufjichtsamt kann in bejonders 
begründeten fällen im Benehmen mit der Neichsfilm- 
kammer Ausnahmen von den Vorfehriften der 2 
und 3der Verordnung über den Sicherheitsfilm zulafien, 
wenn die Betriebsanlagen den bis zum Inkrafttreten 
der Vorfchriften der Verordnung geltenden polizeilichen 
Beftimmungen über die Vorführung, Bearbeitung oder 
Lagerung von Zellhornfilm (Nitrofilm) entiprechen. 


(2) Soweit Filmvorführungen von Betrieben und 
Verwaltungen des Reichs und der Länder oder von 
Verwaltungen der Gemeinden veranjtaltet werden, find 
die diefen Stellen vorgefeßten Dienftbehörden befugt, 
unter den im Abf. 1 genannten Vorausjeßungen Aus- 
nahmen von der Vorjchrift des $ 3 ber Verordnung 
zuzulajjen. 

84 


Prüfung von Schmalfilmen 


An die Stelle der Prüfvorſchriften in den von den 
Rändern für die Sicherheit bei Schmalfilmvorführun- 
gen erlafjenen Vorjchriften treten mit dem Inkrafttreten 
one 2 She die Vrüfvorjchriften nach $1 Sat 1 
und : 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


eo — — 


Verordnung über die Anmeldung feindlichen Vermögens. 
Vom 3. November 1939. 


Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird mit Zu— 
ſtimmung des Generalbevollmächtigten für die Wirt— 
ſchaft und des Oberkommandos der Wehrmacht für 
das Gebiet des Großdeutichen Reichs folgendes ver- 
ordnet: 


Artikel I 


Das im Gebiet des Großdeutfchen Reichs befind- 
liche Vermögen von Angehörigen der in der Anlage 
genannten Länder fowie von Perſonen, die in Dielen 
ändern ihre Niederlaffung haben, ift anzumelden. 
Die näheren Beltimmungen über die Anmeldung er- 
[äßt der Neichsminifter der Finanzen, für das Pro⸗ 
teftorat Böhmen und Mähren der Reichsprotektor. 


Artikel 2 


(1) Uber das nach Artikel 1 der Anmeldepflicht 
unterliegende Vermögen darf vorbehaltlid) weiterer 
Regelung nicht verfügt werden. Der rechtsgeſchäft—⸗ 


lichen Verfügung ſteht eine Verfügung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung, insbeſondere die Vollziehung 
eich Arreftes oder einer einjtweiligen Verfügung 
aleich. 


(2) Soweit Werfügungen bereits nach dem Geſetz 
über die Devifenbewirtichaftung vom 12. Dezember 
1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1734) und feinen Durd) 
führungsvorſchriften Be] chränfungen unterliegen, be, 
hält e8 hierbei jein Verwenden; ſoweit beitimmie 
Verfügungen nad) den Durchführungsvorſchriften 
zum Gefeß über die Devijenbewirtichaftung von den 
Beichränfungen dieſes Gejeses ausgenommen find, 
gilt auch die Beſchränkung des Abſ. 1 nicht. 


(3) Ab. 1 gilt bis auf weiteres nicht für Ver— 
fügungen, die im Gebiet des Großdeutjchen Reichs 


l. im Rahmen der laufenden Verwaltung eines 
Betriebs oder Grundſtücks oder zur Fortführung 
eines Haushalts erforderlid) find, 


H 
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genommen werden. 

(4) Aus Verfügungen, welche über das nach Artifel 1 
der Anmeldepflicht unterliegende Vermögen nad dem 
2. September 1939 und vor dem Inkrafttreten diefer 
Verordnung vorgenommen worden find, fönnen Mechte 
bis auf weiteres nicht geltend gemacht werden; Abf. 2 
und 3 gelten finngemäß. 

(5) Der Reichsminiſter der Juftiz kann im Einver- 
nehmen mit dem Neichsminijter der Finanzen, für 
das Vroteftorat Böhmen und Mähren im Einver- 


Berlin, den 3. November 1939. 


Neichögejebblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


2. durch einen von einem beutfchen Gericht be- 
ſtellten Vormund, Pfleger oder jonftigen Ver- 
walter mit Genehmigung des Gerichts vor— 





NUM 
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nehmen mit dem Neichsproteftor Ausnahmen von 
den Abj. 1, 3 und 4 zulaffen oder anordnen. 


Artikel 3 
Artikel 1 und 2 finden auch auf Geſellſchaften und 
jonftige Unternehmen Anwendung. 
Artikel 4 


Der Reichdminifter der Auftiz wird Ban die 
zur Durchführung oder Ergänzung diefer Verordnung 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorfchriften 
zu erlaſſen. 


Der Generalbevollmädtigte für die Reihsverwaltung 
In Vertretung | 
9. Himmler 


Anlage 
zu Artikel 1 der vorftehenden Verordnung über die Anmeldung feindlichen Bermögens 


1. Vereinigtes Königreih von Großbritannien und Nordirland mit den nichtjelbftändigen Befigungen, 


Kolonien, Vroteftoraten und Mandatsgebieten; 


2. Agypten; 


3. Frankreich einſchließlich feiner Befigungen, Kolonien, Proteftorate und Mandatsgebiete. 





Erite Bekanntmachung 
über die Anlequng der Erbhöferolle. 


Som 30, Dftober 1939, 


Auf Grund des $ 32 Abf. 3 der Exrbhofverfahrens- 
ordnung vom 21. Dezember 1936 (Reichtgefesbt. I 
©. 1082) gebe ich befannt, daß mit dem 30. Dftober 
1939 in den Bezirken folgender Oberlandesgerichte die 
Erbhöferolle als angelegt anzufehen ift: 

1. Kammergeridt, 5. Hamburg, 

2. Braunfchweig, 6. Kiel, 

3. Dresden, 7. Nürnberg, 

4. Düffeldorf, 8. Oldenburg. 


Berlin, den 30. Oktober 1939. 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Berichtigung 


In der Erften Verordnung zur Durchführung des 
Erlafjes des Führers und Neichsfanzlers über Gliede- 
rung und Verwaltung der Oftgebiete vom 26. Oftober 
1939 (NReichsgefetbl. IS. 2108) muß e8 im $1 Abf. 1 
Zeile 1 ftatt „Reichsgau Danzig” richtig heißen: 
„Reichsgau Danzig-Weftpreußen”. | 


Berlin, den 3. November 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Im Auftrag 


Dr. Sode 








Druckfehlerberichfigung 


In der Durhführungsverordnung zur Verordnung 
über die Stiftung des Kriegsverdienftkreuzes vom 
18. Oftober 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 2073) muß es 
in der eriten Seile der Einleitung ftatt „Auf Grund 
de8 Artikels 77 richtig beißen: „Auf Grund des 
Artikels 8”, 


Herausgegeben vom Reichsminifterium des Innern, — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Verordnung zur Anderung des Geſetzes über die Heimarbeit*). 
Vom 30. Ottober 199. 


Der Ministerrat für die Neichöverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


Abſchnitt1 


Das Geſetz über die Heimarbeit vom 23. März 1934 


Reichsgeſetzbl. I S. 214) wird wie folgt geändert: 
I. Der $2 erhält folgende Faſſung: 
MS 2 
Perſönlicher Geltungsbereid) 


(1) In Heimarbeit Beſchäftigte find 
1. die Seimarbeiter ($3 Abi. 1); 


2, die Sausgewerbetreibenden ($ 3 Abj. 2), die 
in der Regel allein oder mit ihren Familien— 
angehörigen (53 Abſ. 5) oder mit nicht mehr 
als zwei fremden SHilfskräften Getriebs— 


arbeitern) arbeiten, 


(2) Ihnen können gleichgeftellt werden 


1. Verfonen, die in eigener Wohnung oder jelbjt- 
gewählter Vetriebsftätte eine ſich in vegel- 
mäßigen Arbeitsvorgängen wiebderholende 
Arbeit im Auftrag und für Rechnung eines 
anderen gegen Entgelt ausüben, ohne daß 
ihre Tätiakeit als gewerblid) anzufehen oder 
der Auftraggeber ein Gewerbetreibender 


oder Zwijchenmeifter it; 


2, Sausgewerbetreibende, die mit mehr als 


zwei fremden Hilfsträften arbeiten; 


———— 


*) Gilt nicht ſür Danzig. 
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3, andere im Lohnauftrag arbeitende Gewerbe- 
treibende, dieinfolge ihrer wirtichaftlichen Ab« 
hängigkeit eine ähnliche Stellung wie Saus- 
gewerbetreibende einnehmen; 


4. Zwifchenmeifter ($ 3 Abſ. 3). 


(3) Die Gleichftellung erſtreckt ſich auf die all- 
gemeinen Schußvorjchriften und die Vorſchriften 
über den Entaeltihuß (Zweiter und Fünfter Ab- 
ichnitt), wenn fie nicht ausdrüdlic auf einzelne 
diefer Vorſchriften beſchränkt oder auf alle Vor- 
schriften des Geſetzes ausgedehnt wird. Sie bezieht 
ſich insbeſondere auf das Verhältnis der Gleid)- 
geftellten zu ihren Auftraggebern, 


(4) Die Gleichjtellung fett beſondere Schub- 
bedürftigleit der im Abſ. 2 genannten Perjonen 
voraus. Sie wird durch den NeichSarbeitsininifter 
ausgeſprochen, joweit e8 ſich um Gewerbetreibende 
nad) Abi. 2 Nr.3 handelt, im Einvernehmen mit 
dem Reichswirtſchaftsminiſter. 


(5) Der Neichsarbeitsminifter kann für in Heim— 
arbeit Beichäftigte die Geltung diefes Geſetzes oder 
einzelner feiner Vorfchriften ausichließen. 


(8) Der Reichsarbeitsminifter kann Die nad) den 
Abſ. 4 und 5 ihm zuftehende Befugnis auf die 
Reichstreuhänder der Arbeit übertragen,’ 


II 
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IH. Der $11 erhält folgende Fafjung: 


11 


Arbeitsruhe in der Heimarbeit. 
Arbeitszeit der Betriebsarbeiter 


(1) Wenn in einem Gewerbezweig zur Beſeiti— 
gung don Mifftänden, die durch ungleichmäßige 
Verteilung der Heimarbeit entftehen, eine Vertei- 
lung der Arbeitsmenge nad) $ 10 wegen der Viel- 
geftaltigkeit der Erzeugnifje nicht möglich ift, kann 
der Neihstreubänder der Arbeit mit Zuftimmung 
des Neich8arbeitsminifters für beftimmte Zeiten des 
Tages und für Sonn- und Feiertage eine Arbeits- 
ruhe anordnen, während der weder SHeimarbeiter, 
Hausgewerbetreibende oder Gleichgeftellte noch die 
von ihnen Bejchäftigten arbeiten dürfen. 


(2) Für die von Hausgewerbetreibenden beichäf- 
tigten fremden Hilfskräfte (Betriebsarbeiter) gelten 
im übrigen die allgemeinen gefeßlichen Vorſchriften 
über die Arbeitszeit.’ 


IH. Im $13 wird Abſ. 2 geftrichen. Abſ. 3 wird Abi. 2. 


IV. An Stelle der $$ 26 bis 29 treten folgende Vor— 
ichriften: 


„s 26 


Swangsverfahren zur Sicherung der Entgelte 
(VBerzugsbußverfabren) 

(1) Sat ein Unternehmer, Gewerbetreibender oder 
Swifchenmeifter einem in Heimarbeit Beichäftigten 
oder einem Gleichgeftellten ein Entäelt gezahlt, das 
niedriger ift al8 das in der Tarifordnung feftgefeßte, 
lo kann ihn der Neichstreubänder der Arbeit unter 
Verbängung einer VBerzugsbuße auffordern, inner: 
halb einer in der Aufforderung feitzufeßenden Friſt 
den Minderbetrag nachzuzahlen und Sablungsnad)- 
weis vorzulegen. Beim Vorliegen befonderer Um- 
ftände kann er die Aufforderung auf einen Teil des 
Minderbetrags befchränfen. 

(2) Der Reichstreuhänder der Arbeit fann in der 
Aufforderung verlangen, daß der Minderbetrag an 
ihn gezahlt wird. In diefem Fall wird der Zahlungs: 
verpflichtete nur durd) Leiftung an den Reichstreu— 
händer der Arbeit von feiner Verpflichtung befreit. 
Der Reichstreubänder der Arbeit hat den gezahlten 
Betrag an den Forderungsberechtigten abzuführen. 


(3) Die Verzugsbuße kann nur für eine Minder- 
bezahlung verhängt werden, die nicht mehr als ein 
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Jahr zurücdliegt. Hat der Neichstreuhänder ber 
Arbeit dem für die Minderbezahlung Verantwort- 
lichen die Abficht des Einfchreitend vor der Ver- 
bängung der Verzugsbuße mitgeteilt, jo wird das 
Jahr bereit8 vom Seitpunkt der Mitteilung an 
zurüdgerechnet. 


g 27 
Durhführung des Iwangsperfahrens 


(1) Wird der Zahlungsaufforderung innerhalb 
der gejehten Frift entiprochen, jo kann der NReichs- 
treubhänder der Arbeit die Verzugsbuße ermäßigen. 
Wird die Zahlungsaufforderung nicht befolgt, fo 
kann er die Verzugsbuße zufammen mit dem Betrag 
der Minderbezahlung zwangsweife einziehen. Aus 
dem eingezogenen Betrag iftzunächft der Forderungs- 
berechtigte zu befriedigen. 

(2) Rüdftändige Beträge werden auf Antrag des 
Neichstreuhänders der Wrbeit von den Finanz- 
ämtern nach den Vorjchriften der Reichsabgaben- 
ordnung und den zu ihrer Durchführung erlafjenen 
Beltimmungen beigetrieben. 


$ 28 
Höhe der Verzugsbuße 
Die Verzugsbuße foll mindeftens zwanzig Neichs- 
marf, jedoch nicht mehr als dreitaufend Reichsmark, 
im MWiederholungsfall nicht mehr als zehntaujend 
Reichsmark betragen. 


$ 29 

MWiderfprucd gegen die Verzugsbuße 

(1) Gegen die Verhängung einer VBerzugsbuße ift 
binnen einer Woche nad) der Zuftellung Widerfpruch 
zuläflig. Er kann nur darauf geftüßt werden, daß 
eine Minderbezahlung nicht oder nicht in der vom 
Reichstreuhänder der Arbeit feftgeftellten Höhe vor- 
gelegen bat. 

(2) Der Widerfprud) hat auffchiebende Wirkung. 
Er ift beim Reichstreubänder der Arbeit einzulegen. 

(3) Der Reichstreuhänder der Arbeit hat die Ver- 
zugsbuße zu erlafjen oder zu ermäßigen, wenn feine 
Nachprüfung die Berechtigung des Wideripruchs 
ergibt. Er kann einen Widerfpruc), dem eine Be- 
gründung nad) Abſ. 1 Sat 2 nicht beigegeben ift, 
als unzuläffig zurückweiſen. In den übrigen Fällen 
bat er den Widerfpruch dem Reich8arbeitsminifter 
weiterzuleiten, der hierüber endgültig enticheidet.’’ 
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V. Der $ 31 erhält folgende Faſſung: teilung der Arbeitsmenge ($ 10) ober zut 
91 Durchführung einer Arbeitsrube ($ 11 Abi.1) 
Z zuwiderhandelt;“. 


Zahlung der Verzugsbuße 
VIII. Im $ 35 wird Nr. 1 geftrichen; Nr. 2 wird Nr. 1, 


Die Verzugsbuße ift bei der in der Feſtſezung Ar. 3 wird Nr. 2, Ferner wird folgender Abſ. 2 an 


angegebenen Reichskaſſe einzuzahlen.“ 


| gefügt: 

| VI. Der $33 erhält folgende Faſſung: (2) Wer durdy unlautere Handlungen gegen 
g 33 iiber dem Reichstreuhänder der Arbeit verſucht, ſich 

* der Pflicht zur Nachzahlung von Minderbeträgen 

Lohnpfändung ($ 26) zu entziehen, wird mit Gefängnis und Geld— 

h Für das Entgelt, das den in Heimarbeit Beſchäf— ftrafe oder mit einer diefer Strafen beſtraft.“ 

tigten oder den Gleichgeſtellten gewährt wird, gelten IX. Die Bezeichnung „Treuhänder ber Arbeit“ if 


die Vorjchriften über die Lohnpfändung von Ver— 
gütungen auf Grund eines Arbeitd- ober Dienit- 
verhältnifjes entſprechend.“ 


durch „Reichstreuhänder der Arbeit‘ zu erjegen. 


Abſchnitt 2 
VII. Der $34 Abi. 1 Nr. 2 erhält folgende Faſſung: Der Reichsarbeitsminifter wird ermächtigt, das Ge— 
„2. einer Anordnung zum Schuge der Heim» | jeß über bie Heimarbeit vom 3. März 1934 GFeichs- 
arbeiter vor Zeitverſäumnis ($ 9), zur Ver- | gefeßbl. I ©. 214) in neuer Fafjung befanntzumadhen. 


! Berlin, den 30, Oktober 1939, 


Der Borfißende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 


Göring 
Generalfeldmarichall 
Der Generalbevollmächtigte für die Wirtjchaft 
Walther Funk 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 





———— — — — — 6— — 


Betanntmachung der neuen Faſſung des Geſetzes über die Heimarbeit. 
Vom 30. Dftober 1939. 


Auf Grund der Verordnung zur Anderung des Geſetzes über bie Heimarbeit vom 30. Oktober 1939 (ReichBgeießbl. I 
5.2143) Abſchnitt 2 wird der neue Wortlaut des Geſetzes über Die Heimarbeit nachftehend befanntgemad)t. 


Berlin, den 30, Oktober 1939, 


Der Reichdarbeitsminifter 


In Vertretung 


Dr. Syrup 


* 


u) 
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Gejeß über die Heimarbeit 


Erjter Abſchnitt 
Geltungsbereid 


81 
Geſetzeszweck 
Der Heimarbeit gilt der beſondere Schutz des Reichs. 
Sie vor den ihr drohenden mannigfachen Gefahren 
zu ſchützen und den in Heimarbeit Bejchäftigten eine 
angemeflene Vergütung für ihre Arbeitsleiftung zu 
jichern, ift Aufgabe dieſes Geſetzes. 


82 
Perſönlicher Geltungsbereich 

(1) In Heimarbeit Beſchäftigte find 

l. die Heimaxbeiter (533 Abſ. 1); 

2. die Hausgewerbetreibenden ($ 3 Abf. 2), die in 
der Negel allein oder mit ihren Familienange— 
hörigen ($ 3 Ab. 5) oder mit nicht mehr ala 
zwei fremden SHilfsfräften (Betriebsarbeitern) 
arbeiten. 

(2) Ihnen fünnen gleichgeftellt werden 

1. Perſonen, die in eigener Wohnung oder jelbit- 
gewählter Betriebsftätte eine ſich in regelmäßi— 
gen Arbeitsvorgängen wiederholende Arbeit im 
Auftrag und für Rechnung eines anderen gegen 
Entgelt ausüben, ohne da ihre Tätigkeit als 
gewerblich anzufehen oder der Auftraggeber ein 
Gewerbetreibender oder Zwiſchenmeiſter ift; 

2. Hausgemwerbetreibende, die mit mehr als zwei 
freinden Hilfsfräften arbeiten; 

3. andere im Lohnauftrag arbeitende Gewerbe: 
treibende, die infolge ihrer wirtichaftlichen Ab— 
bängigfeit eine ähnliche Stellung wie Haus- 
gewerbetveibende einnehmen; 

4. Swifchenmeifter ($ 3 Abf. 3). 

(3) Die Gleichftellung erſtreckt fih auf die allge- 
meinen Schußvorfchriften und die Vorſchriften über 
den Entgeltfchuß (Sweiter und Fünfter Abſchnitt), 
wenn fie nicht ausdrädlich auf einzelne dieſer Vor— 
ichriften beſchränkt oder auf alle Vorjchriften des 
Geſetzes ausgedehnt wird. Sie bezieht ſich insbeſondere 
auf das Verhältnis der Gleichgeftellten zu ihren Auf— 
traagebern. 

(4) Die Gleichftellung jeßt beſondere Schußbedürftig- 
feit der im Abf. 2 genannten Perſonen voraus. Gie 


— 


wird durch den Reichsarbeitsminiſter ausgeſprochen, 
ſoweit es ſich um Gewerbetreibende nach Abf. 2 Nr. 3 
handelt, im Einvernehmen mit dem Reichswirtſchafts— 
minifter. 

(5) Der Reichsarbeitsminifter fann für in Heim— 
arbeit Beichäftigte die Geltung dieſes Gejekes oder 
einzefmer feiner Vorſchriften ausfchliehen. 

(6) Der Reichsarbeitsminiſter kann die nad) den 
Abſ. 4 und 5 ihm zuftehende Befugnis auf die Reichs— 
treubänder der Arbeit übertragen. 


3 
Begriffe 

(1) HSeimarbeiter im Sinne diejes Geſetzes ift, 
wer, ohne Gewerbetreibender zu fein, in eigener Woh— 
nung oder ſelbſtgewählter Betriebsitätte allein oder 
unter Mithilfe von Familienangehörigen (Abf. 5) im 
Auftrag und für Rechnung von Gemerbetreibenden 
oder Swilchenmeiftern gewerblich arbeitet. 

(2) Hausgewerbetreibender ift, wer ala Ge- 
werbetreibender in eigener Wohnung oder Betriebs: 
ftätte im Auftrag und für Nedynung von Gewerbe: 
treibenden oder Swifchenmeiftern Waren berftellt oder 
bearbeitet, wobei ex ſelbſt weſentlich am Stück ar— 
beitet. Dies ailt auch dann, wenn der Gewerbe: 
treibende die Roh- und Silfsftoffe felbit beſchafft oder 
vorübergehend unmittelbar für den Abjasmarkt 
arbeitet. 

(3) Swifchenmeifter ift, wer die ibm von Ge- 
werbetreibenden übertragene Arbeit an Seimarbeiter 
oder Hausgewerbetreibende weitergibt. 

(4) Die Eigenfchaft ala Seimarbeiter, Hausgewerbe— 
treibender und Zwiſchenmeiſter ift aud) dann gegeben, 
wenn Auftraggeber Perſonen, Derjfonenvereinigungen 
oder Körperſchaften des privaten oder öffentlicdyen 
Nechts find, welche die Warenherftellung oder Be: 
arbeitung nicht zum Zwecke der Gewinnerzielung be- 
treiben. 

(5) Als Familienangebörige im Sinne des 
Abi. 1 und des 52 Abf. 1 Nr. 2 gelten Mitglieder 
des Familienhausbalts, die mit dem Heimarbeiter, 
dem Hansgewerbetreibenden oder deſſen Ehegatten 
bis zum dritten Grade verwandt oder von ihnen an 
Kindes Statt angenommen find, ferner Mündel, 
Pflegekinder und Fürſorgezöglinge, die in häuslicher 
Gemeinfchaft mit dem Hausgewerbetreibenden leben. 
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weiter Abſchnitt 
Allgemeine Shugvorjhriften 


84 
Liſtenführung 

(1) Wer Heimarbeit ausgibt oder weitergibt, hat 
die Verfonen, die er mit Heimarbeit befhäftigt oder 
deren er fich zur Weitergabe von Heimarbeit bedient, 
in fortlaufend richtiggeftellten Liſten auszuweisen. Die 
Liften find in den Ausgaberäumen an gut fidhtbarer 
Stelle auszuhängen. 

(2) Die Liften müfjen eine genaue Angabe des 
Namens, des Geburtstags, der Wohnung und der 
Betriebsftätte diefer Perſonen enthalten. Sie find 
auf Verlangen dem Gewerbeauffihtsbeamten und dem 
Reichstreuhänder der Arbeit zur Einficht vorzulegen 
oder zu liberfenden. 

85 
Einführung einer Arbeitskarte 

Der Reichsarbeitsminiſter kann für einzelne Ge— 
werbezweige allgemein oder räumlich begrenzt vor— 
ſchreiben, daß Heimarbeit nur an Perſonen ausgegeben 
werden darf, die im Beſitz einer vom Arbeitsamt 
ausgeſtellten Arbeitskarte ſind. 


86 
Anzeige bei erſtmaliger Vergebung von 
Heimarbeit 


Der Reichsarbeitsminiſter kann für einzelne Ge— 
werbezweige allgemein oder räumlich begrenzt vor— 
ſchreiben, daß jeder, der es unternimmt, Perſonen 
mit Heimarbeit zu beſchäftigen, an eine vom Reichs— 
arbeitsminiſter zu beſtimmende Stelle Anzeige zu er— 
ſtatten hat. 

87 

Offenlegung der Entgeltverzeichniſſe 

(1) Wer Heimarbeit ausgibt oder abnimmt, hat in 
den Räumen der Ausgabe und Abnahme Entgeltver- 
zeichniffe offen auszulegen, damit ſich die Beteiligten 
über die Höhe der Entgelte für die einzelnen ihnen 
übertragenen Arbeiten unterrichten können. Beſtehende 
Muſterbücher find den Verzeichniffen beizufügen. Wird 
Heimarbeit dem Beichäftigten in die Wohnung oder 
Betriebäftätte gebracht, jo hat der Auftraggeber dafür 
zu forgen, daß das Entgeltverzeichnis zur Einficht- 
nahme vorgelegt wird. 

(2) Die Entgeltverzeichniffe müffen die Entgelte für 
jedes einzelne Mrbeitsftüd enthalten. Die Preife für 
mitzuliefernde Roh- und SHilfsftoffe find beſonders 
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auszumweifen. Können die Entgelte für das einzelne 


Arbeitsftüc nicht aufgeführt werden, fo ift eine zuver— 


läffige und klare Berechnungsgrundlage einzutragen. 

(3) Sind die Entgelte durch eine Tarifordnung 
geregelt, fo ift diefe auszulegen. Hierbei ift, wenn 
möglich, für die Überfichtlichfeit der Entgelte noch 


dadurch zu forgen, daß nur der Teil der Tarifordnnung 


ausgelegt wird, der für die Beſchäftigten in Betracht 
fommt. 
(4) Die Vorfchriften der Abſ. 1 bis 3 gelten nicht 


für neue Mufter, die ald Einzelftüde erſt auszuarbeiten 


find, 
8 
Entgeltbelege 

(1) Wer Heimarbeit ausgibt oder weitergibt, hat 
den Perſonen, welche die Arbeit entgegennehmen, auf 
feine Koſten Entgeltbücher für jeden Beichäftigten 
($ 2) auszuhändigen. In die Entgeltbücher, die bei 
den Beichäftigten verbleiben, find bei jeder Ausgabe 
und Abnahme von Arbeit ihre Art und ihr Umfang, 
die Entgelte und die Tage der Ausgabe und der 
Lieferung einzutragen. Dieſe Vorſchrift gilt nicht für 
neue Mufter, die als Einzelftücke erſt auszuarbeiten find. 

(2) Der Beitimmung des Abſ. 1 wird auch durch 
die Ausgabe von Entgelt oder Arbeitszetteln mit den 
zu ihrer ordnungsmäßigen Sammlung geeigneten 
Sammelheften genügt. Die Entgelt- und Arbeits 
zettel, die in Schreibmajchinen- oder Tintenjchrift 
auszufertigen find, find mit fortlaufender Nummer 
zu veriehen und in die Sammelbefte einzufügen. 

(3) Die Heimarbeiter und Hausgewerbetreibenden 
haben für die ordnungsmäßige Mufbewabrung der 
Entgeltbelege zu jorgen. Sie haben fie auf Verlangen 
dem Gewerbeauffichtsbeamten und dem Neichstreu- 
händer der Arbeit vorzulegen. Dieje Verpflichtung 
gilt auch für die Auftraggeber, in deren Händen fid) 
die Entgeltbelege befinden. 

(4) Der Neichsarbeitsminifter kann nähere Vor- 
ichriften über die Form, den Inhalt und die Ausgabe 
von Entgeltbelegen erlaſſen. 


Dritter Abichnitt 
Arbeitszeitihuß 


89 
Schuß vor Zeitverſäumnis 
Rerurfacht die Ausgabe oder Abnahme von Heim— 
arbeit eine ungewöhnliche SZeitverfäumnis, fo kann 
der Gewerbeauffichtsbeamte die für eine fchnellere 
Abfertigung erforderlichen Maßnahmen anordnen. 


546 


U 
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s 10 
Verteilung der Arbeitsmenge 

(1) Der Neichstreubänder der Arbeit kann zur Be- 
jeitigung von Mißitänden, die durch ungleichmäßige 
Verteilung der Heimarbeit entftehen, für einzelne Ge- 
werbezweige oder Arten von Heimarbeit Beltimmun- 
gen Darüber treffen, welche Arbeitsmenge für einen 
beftimmten Zeitraum auf einen Entgeltbeleg nad) $ 8 
ausgegeben werden darf. Die Arbeitämenge ift fo zu 
bemefjen, daß fie durch eine vollwertige Arbeitäfraft 
ohne Hilfskräfte in der für vergleihbare Betriebs- 
arbeiter üblichen Arbeitszeit bewältigt werden fann. 

(2) Soweit für einzelne Gewerbezweige oder Arten 
von Heimarbeit Beftimmungen des Reichsſtreuhänders 
der Arbeit über die auf einen Entgeltbeleg auszu- 
gebende Arbeitsmenge getroffen find, darf an einen 
Heimarbeiter oderHausgewerbetreibenden eine größere 
Menge nicht ausgegeben werden. Die Ausaabe einer 
größeren Menge iſt zuläffig, wenn Hilfskräfte (Fa— 
milienangebörige oder fremde Hilfskräfte) zur Mit- 
arbeit herangezogen werden. Für diefe Hilfskräfte find 
dann weitere Entgeltbelege nad) $ 8 auszuftellen. 

(3) Aus wichtigen Gründen, insbejondere wenn 
nad) Auskunft des Arbeitsamts aeeiqnete unbeichäf- 
tigte Seimarbeiter und Hausgewerbetreibende nicht 
oder nicht in ausreichender Zahl vorbanden find oder 
wenn bejondere perjönliche VBerbältnifie eines Heim- 
arbeiters oder Hausgewerbetreibenden es rechtferti- 
aen, kann der Gewerbeauflichtsbeamte einem Gewerbe- 
treibenden für eine beftimmte Seit die Ausgabe größe— 
ver Arbeitömengen auf einen Entgeltbeleg geitatten. 


sıl 
Arbeitörube in der Heimarbeit, 
Arbeitszeit der Betriebsarbeiter 

(1) Wenn in einem Gewerbezweia zur Bejeitigung 
von Mißftänden, Die durch ungleihmäßige Verteilung 
der Heimarbeit entiteben, eine Verteilung der Arbeits- 
menge nach $ 10 wegen der Vielgeftaltigteit der Er- 
zeugniffe nicht möglich iſt, kann der Neichstreubänder 
der Arbeit mit Juftimmung desReichsarbeitäminiiters 
für bejtimmte Zeiten des Tages und für Sonn- und 
Feiertage eine Arbeitsrube anordnen, während der 
weder Seimarbeiter, Hausaewerbetreibende oder 
Sleichaeftellte noch die von ihnen Beſchäftigten arbei 
ten dürfen. 

(2) Für die von Hausgewerbetreibenden bejchäftig- 
ten fremden Hilfskräfte (Betriebsarbeiter) gelten im 
übrigen die allgemeinen gefeglichen Vorichriften über 
die Arbeitszeit, 
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Vierter Abſchnitt 
Gefahrenſchutz 
$ 12 
Allgemeine Grundfäte des Betriebs- und 
öffentliden Geſundheitsſchutzes 

(1) Betriebsftätten, in denen Heimarbeit geleiftet 
wird, müſſen fo beichaffen und eingerichtet fein, daß 
fie unter Berüdfihtigung der Art des Betriebs feine 
Gefahren für Leben, Geſundheit oder Sittlichkeit der 
Beſchäftigten oder für die öffentliche Gejundheit 
bieten. 

(2) Werden von Hausgewerbetreibenden ($2Ubf. 1 
und 2) fremde Hilfskräfte (Betriebsarbeiter) beſchäf— 
tigt, jo gelten für die Betriebsftätte aud) die fonftigen 
gejeßlichen Vorſchriften über den Betriebsſchutz. 


$ 13 
Verordnungsredt 
des Neihsarbeitsminifters 

(1) Der Reihsarbeitsminifter kann für einzelne 
Gewerbezweige oder beftimmte Arten von Betriebs: 
ftätten zur Durchführung des Betriebsfchußes und des 
öffentlihenGefundheitsichugesVerordnungen erlaffen. 

(2) Der Reichsarbeitsminifter fann auch den Auf- 
traggebern der Heimarbeiter und Hausgewerbetrei- 
benden Verpflichtungen auferlegen. 


814 
Verbot der Heimarbeit 
Der Reichsarbeitsminiſter kann Heimarbeit, die 
mit erheblichen Gefahren für Leben, Geſundheit oder 
Sittlichkeit der Beſchäftigten oder für die öffentliche 
Geſundheit verbunden iſt, verbieten. 


815 
Betriebsſchutz 

(1) Der Gewerbeaufſichtsbeamte kann unter Beach— 
tung der vom Reichsarbeitsminiſter nach $ 13 erlaffe- 
nen Verordnungen für einzelne Betriebsjtätten zur 
Durchführung des Betriebsſchutzes Anordnungen 
treffen. 

(2) Gegen Anordnungen des Gewerbeauffichts- 
beamten ift innerhalb einer Friſt von einer Woche 
Beſchwerde an die vorgejetste Behörde zuläflig; diefe 
entjcheidet endaültig. 

$ 16 
Öffentlider Geſundheitsſchutz 

(1) Die Polizeibehörde kann unter Beachtung der 

vom NReichsarbeitsminifter nad) $ 13 erlajjenen Ver— 
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ordnungen im Benehmen mit dem Gewerbeaufficht®- 
beamten für einzelne Betriebsjtätten Anordnungen 
treffen, um Gefahren für die öffentliche Gejundbeit 
auszuſchließen, die ſich insbefondere bei der Serftellung, 
Verarbeitung oder Verpadung von Nahrungs- und 
Genußmitteln ergeben. 


(2) Gegen Anordnungen der Yiolizeibehörde ift 
innerhalb einer Frift von einer Woche Beſchwerde an 
die vorgefehte Behörde zuläffig; dieſe enticheidet end- 
gültig. 

817 
Anzeigepflidt 

Die Verrichtung von Heimarbeit in Betriebsftätten, 
für die nad) $ 13 Abf. 1 befondere Vorſchriften erlaſſen 
ſind, iſt der Polizeibehörde anzuzeigen. Anzeige 
pflichtig ift, wer über die Betriebsſtätte Verfügung! 
recht hat. 

$ 18 
Haftung 
für Betriebs und Geſundheitsſchutz 

Die Durchführung von Anordnungen auf Grund 
der 88 13 bis 16 obliegt, ſoweit fie ſich auf Räume 
oder Betriebseinrichtungen beziehen, dem Verfügungs- 
berechtigten, im übrigen, vorbehaltlich der Vorichrift 
des 813 Abf. 2, dem Heimarbeiter oder Hausgewerbe- 
treibenden. 


Fünfter Abſchnitt 
Entgeltihuß 
$ 19 
Aufficht des Reihstreuhänders der Arbeit 
Der Reichstreuhänder der Arbeit hat die Heim- 
arbeit in den einzelnen Gewerbezweigen ftändig zu be- 
obachten und dem Reichsarbeitsminiſter nad) näherer 
Meijung zu berichten. 
Ss 20 

Entgeltregelung 
Für die Feſtſetzung der Entgelte für Heimarbeit 
find die Beftimmungen des Gejeßes zur Ordnung der 
nationalen Arbeit maßgebend. Die Entgelte können 

feftgefegt werden 
1. durch Einzelabrede; 
2, durch Betriebsordnung, wenn SHeimarbeiter 
oder Hausgewerbetreibende, die in der Haupt- 
fache für den gleichen Betrieb allein oder mit 
ihren Familienangehörigen arbeiten, zur Ge— 
folgſchaft eines Betriebs mit in der Regel 









gehören (8$ 5, 27 Abſ. 3 des Geſetzes zur Ord⸗ 
nung der nationalen Arbeit); 

3. durch) Tarifordnung, wenn die Feſtſetzung don 
Mindeftbedingungen zur Negelung der Heim- 
arbeit zwingend geboten ift ($ 32 Abj. 2 des 
Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit). 


821 

Entgeltregelung durch Tarifordnung 

(1) Die Feſtſetzung der Entgelte für Heimarbeit 
innerhalb eine® Gewerbes durch Tarifordnung ift 
befonders dann zwingend geboten, wenn Heimarbeit 
in nennenswertem Umfang geleiftet und offenbar un, 
zufäffige Entgelte gezahlt werden. 

(2) Der perfünliche Geltungsbereich einer Tarif 
ordnung zwiſchen den SHeimarbeitern oder Haus 
geiverbetreibenden und ihren Auftraggebern beſtimmt 
ſich nad) den Vorſchriften des $ 2 dieſes Geſetzes und 
des $ 34 des Gefeßes zur Ordnung der nationalen 
Arbeit. 

$ 22 
ArtderEntgelte 

Die Entgelte für Heimarbeit find nad) Möglichkeit 
als Stückentgelte feftzufegen. ft eine Stüdentgelt- 
feſtſetzung nicht möglich, fo find Seitentgelte feſtzu— 
ſetzen, die der Stüdentgeltberehnung im Einzelfall 
zugrunde gelegt werden fünnen. 


$ 23 

Entgeltregelung für Zwiſchenmeiſter. 

Mithaftung des Auftraggebers 

(1) Für Swifchenmeifter, die nach $2 Abſ. 2 den Heim- 
axbeitern und Hausgewerbetreibenden gleichgeitellt 
find, können im Verhältnis zu ihren Auftraggedern 
durch Tarifordnung Zufchläge in Bruchteilen der für 
Heimarbeiter oder Hausgewerbetreibende geltenden 
Entgelte feftgefett werden. 

(2) Zahlt ein Auftraggeber an einen Zwiſchen— 
meifter ein Entgelt, von dem ex nad) den Umftänden 
wiffen muß, daß e8 zur Zahlung der in der Tarif- 
ordnung feftgejegten Entgelte an die Seimarbeiter 
oder Hausgewerbetreibenden nicht ausreicht, jo haftet 
ex diefen neben dem Zwiſchenmeiſter für die tarif- 
ordnungsmäßigen Entgelte. 


8 24 


Entgeltüberwadung 


Der Reichstreuhänder der Arbeit hat im Benehmen 
mit den Gewerbeauffichtsbeamten für eine geeignete 


mindeftens zwanzig Angeftellten und Arbeitern Überwachung der Entgelte Sorge zu tragen. 
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S 25 
Austunftspflicht über Entaelte 

(1) Unternehmer, Gewerbetreibende, Zwifchenmeifter, 
Hausgewerbetreibende und Heimarbeiter haben über 
alle die Entgeltvegelung berührenden Fragen dem 
Reichstreuhänder dev Arbeit, dem Gewerbeauffichts- 
beamten und den mit der Entgeltüberwachung Beauf- 
tragten diefer Stellen Auskunft zu erteilen. 


(2) Sie haben auf Verlangen außer den Entgelt- 
belegen ($ 8) auch Arbeitsftüce, Stoffproben und 
Unterlagen für die Entgeltfindung vorzulegen. 


$ 26 
Zwangsverfahren zur Sicherung der Entgelte 
(VBerzugsbußverfahren) 

(1) Hat ein Unternehmer, Gewerbetreibender oder 
Swifchenmeifter einem in Heimarbeit Beſchäftigten 
oder einem Gleichgeftellten ein Entgelt gezahlt, das 
niedriger ift al das in der Tarifordnung feſtgeſetzte, 
jo kann ihn der Neichstreuhänder der Arbeit unter 
Verhängung einer Verzugsbuße auffordern, innerhalb 
einer in der Aufforderung feitzufeßenden Frift den 
Minderbetrag nachzuzahlen und Zahlungsnachweis 
vorzulegen. Beim Vorliegen befonderer Umftände kann 
er die Aufforderung auf einen Teil des Minderbetrags 
beſchränken. 


(2) Der Reichstreuhänder der Arbeit kann in der 
Aufforderung verlangen, daß der Minderbetrag an 
ihn gezahlt wird, In dieſem Falle wird der Zahlungs— 
verpflichtete nur durch Leiftung an den Reichstreu- 
händer der Arbeit von feiner Verpflichtung befreit. 
Der Neichstreuhänder der Arbeit hat den gezahlten 
Betrag an den Forderungsberechtigten abzuführen. 


(3) Die Verzugsbuße kann nur für eine Minder: 
bezahlung verhängt werden, die nicht mehr als ein 
Jahr zurücliegt. Hat der Reichstreuhänder der Ar- 
beit dem für die Minderbezahlung Verantwortlichen 
die Abſicht des Einfchreitens vor der Verhängung der 
Verzugsbuße mitgeteilt, fo wird das Jahr bereits vom 
Zeitpunkt der Mitteilung an zurlidigerechnet. 


S 27 
Durbhführung des Zwangsverfahrens 
(1) Wird der Sahlungsaufforderung innerhalb der 
gejeßten Friſt entſprochen, fo kann der Neichötren- 
händer dev Arbeit die Verzugsbuße ermäßigen. Wird 
die Zahlungsaufforderung nicht befolgt, fo kann er 
die Berzugsbuße zufammen mit dem Betrag der Min- 
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derbezahlung zwangsweife einziehen. Aus dem einge- 


zogenen Betrag ift zumächft dev Forderungsberechtigte 
zu befriedigen. 

(2) Rüdftändige Beträge werden auf Antrag de3 
Reichstreuhänders der Arbeit von den Finanzämtern 
nach den VBorjchriften der Reichsabgabenordnung und 
den zu ihrer Durchführung exlafjenen Beftimmungen 
beigetrieben. 

8 28 
Höhe der Verzugsbuße 

Die Verzugsbuße foll mindeftens zwanzig Reichs— 
marf, jedoch nicht mehr als dreitaufend Reichsmark, 
im Wiederholungsfall nit mehr ala — ia 
Reichsmark betragen. 

$ 29 
Widerfprud gegen die Verzugsbuße 

(1) Gegen die Verhängung einer Verzugsbuße ift 
binnen einer Woche nach der Zuftellung Widerfprud) 
zuläffig. Er kann nur darauf geftüßt werden, daß eine 
Minderbezahlung nicht oder nicht in der vom Reichs— 
treuhänder der Arbeit feftgeftellten Höhe vorgelegen hat. 

(2) Der Widerfprud hat auffdhiebende Wirkung. 
Er ift beim Neichötreuhänder der Arbeit einzulegen. 

(3) Der Neichstreuhänder der Arbeit hat die Ver- 
zugsbuße zu exrlaffen oder zu ermäßigen, wenn feine 
Nachprüfung die Berechtigung des Widerſpruchs er: 
gibt. Er kann einen Widerfprud, dem eine Begrün- 
dung nach Abſ. 1 Sab 2 nicht beigegeben ift, als un- 
zuläffig zurückweiſen. In den übrigen Fällen hat ex 
den Widerfpruch dem Neichsarbeitsminifter weiter: 
zuleiten, der hierüber endgültig entfcheidet. 


$ 30 
Bußichuß der Betriebsarbeiter 
Die Vorſchriften der 88 26 bis 29 über die Ver- 
zugsbuße gelten finngemäß, wenn ein Hausgewerbe- 
treibender ($ 2 Abf. 1 Nr. 2) oder eine ihm gleich 
geftellte Derfon ($ 2 Abf. 2) fremde Hilfskräfte ala 
Betriebsarbeiter befchäftigt, dieſe aber nicht nad) der 
Tarifordnung entlohnt. Vorausfegung ift, daß die 
Entgelte de8 Haudgewerbetreibenden oder der ihm 
gleichgeftellten Perſon durch Tarifordnung geregelt 
find, 
831 
Zahlung der Berzugsbuße 
Die Verzugsbuße ift bei der in der Feſtſetzung an- 
gegebenen Reichskaſſe einzuzablen. 
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$ 32 
Soziale Ehrengerichtsbarkeit 
Die Vorjehriften des Gefeßes zur Ordnung der 
nationalen Arbeit über die foziale Ehrengericht®- 
barkeit (Kg 35 bis 55) werden durch Die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes über die Verzugsbuße nicht berührt. 
833 
Lohnpfändung 
Für das Entgelt, das den in Heimarbeit Beſchäftig— 
ten oder den Gleichgeſtellten gewährt wird, gelten die 
Vorſchriften über die Lohnpfändung von Vergütungen 
auf Grund eines Arbeits- oder Dienjtverhältniffes 
entjprechend. 


Sechſter Abſchnitt 
Strafvorſchriften 
834 
Übertretungen 

Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Reichs— 

mark wird beftraft, wer vorſätzlich oder fahrläffig 

1, einer Vorſchrift über Liftenführung ($ 4), Ein- 
führung einer Arbeitsfarte ($ 5), Offenlegung 
der Entgeltverzeichniffe ($ 7), Entgeltbelege 
($ 8) oder Auskunft über Entgelte (5 25) zu- 
widerhandelt; 

2, einer Anordnung zum Schuße der Heimarbeiter 
vor Zeitverfäumnis ($ 9), zur Verteilung dev 
Arbeitsmenge ($ 10) oder zur Durchführung 
einer Arbeitsruhe (SI1Abſ. 1) zumiderhandelt; 

3, es unterläßt, die Verrihtung von Heimarbeit 
anzuzeigen, die anzeigepflichtig ift (SS 6, 17); 

4, Heimarbeit an Verfonen vergibt, deren Be— 

triebsftätten den Verordnungen über den Be- 
triebsfchuß oder den Öffentlichen Geſundheits— 
ſchutz ($ 13) nicht entjprechen; 

, ala Seimarbeiter oder Hausgewerbetreibender 
duldet, daß ein mitbefchäftigter Familien— 
angehöriger einer Verordnung oder Anordnung 
über den Betriebs- und Geſundheitsſchutz oder 
den öffentlichen Geſundheitsſchutz ($ 13 Abf. 1, 
SS 15, 16) zumiderhandelt. 


— 


835 
Vergehen 
(1) Mit Geldſtrafe oder Gefängnis bis zu ſechs Mo— 
naten wird beftraft, wer vorſätzlich oder fahrläſſig 
1. einer Verordnung oder Anordnung über den 
Betriebsſchutz oder den öffentlichen Gejund- 
heitsſchutz ($$ 13, 15, 16) zumwiderhandelt; 
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2, Heimarbeit ausgibt oder verrichtet, die ver— 
boten ift ($ 14). 

(2) Wer durch unlautere Handlungen gegenüber 

dem Reichstreuhänder der Arbeit verſucht, fich der 


Pflicht zur Nachzahlung von Minderbeträgen ($ 26) 


zu entziehen, wird mit Gefängnis und Geldſtrafe oder 
mit einer diefer Strafen beitraft. 


$ 36 
Verbot der Ausgabe von Heimarbeit 

(1) Der Reichstreuhänder der Arbeit kann die Aus⸗ 
gabe oder Weitergabe von Heimarbeit ſolchen Der- 
fonen verbieten, die wiederholt wegen Verſtoßes gegen 
die Vorfchriften dieſes Geſetzes rechtskräftig verurteilt 
oder mit Verzugsbuße belegt worden find. 

(2) Gegen ein vom Reichstreuhänder der Arbeit 
erlaſſenes Verbot der Ausgabe oder Meitergabe von 
Heimarbeit ift innerhalb einer Frift von zwei Moden 
nach der Zuftellung des Verbots Beſchwerde an den 
Reichsarbeitsminifter zuläffig. Der Reichsarbeits⸗ 
miniſter entſcheidet über die Beſchwerde endgültig. 

(8) Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 

(4) Mit Geldſtrafe oder Gefängnis bis zu | echs Mo- 
naten wird beftraft, wer vorfäßlic oder fahrläffig 
einem nad) Abf. 1 ergangenen Verbot zumiderhandelt. 


Siebenter Abſchnitt 
Schlußvorſchriften 
837 

Aufſicht über die Durchführung 

des Geſetzes über die Heimarbeit 
(1) Die Aufſicht über die Durchführung dieſes Ge— 
fees obliegt den Gewerbeauffichtsbeamten und Tiolizeis 
behörden, foweit fie nicht im Geſetz dem Reichstreu— 
händer der Arbeit übertragen iſt. 
(2) Die Vorſchriften des $ 139b der Gewerbe. 
ordnung Über die Aufficht gelten entſprechend. 


s 38 
AYusführungsbeftimmungen 
Der Reichsarbeitsminifter fann zur Durchführung 


diefes Geſetzes Nechtsverordnungen und Verwaltungs: 


vorfchriften exrlaffen. Er kann auch Vorjchriften er- 
gänzenden Inhalts treffen, ſoweit er fie für exforder- 
lich Hält, um den Zweck diefes Gefeßes zu erreichen. 


$ 39 
Behördenzuftändigfeit 
Der Reichsarbeitsminifter kann die Befugniffe, die 
ihm nad) diefem Geſetz zuftehen, auf andere Behörden 
übertragen. 
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Verordnung zur Durchſührung des Geſetzes über die Heimarbeit. 
Bon 30. Ottober 1939, 


Auf Grund des Gefeßes über die Seimarbeit in 
der Faſſung vom 30. Oktober 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 2145) 538 und des Gefeßes zur Ordnung ber 
nationalen Arbeit $ 67 Abj.2 Nr. 2 wird zur Durd)- 
führung und Ergänzung des Gefetzes über die Heim- 
arbeit folgendes verordnet: 


Erſter Abſchnitt 


Perſönlicher Geltungsbereich 
des Geſetzes über die Heimarbeit 


81 
Zuſtändigkeit für die Gleichſtellung 

(1) Die Befugnis zum Gleichſtellen (Geſetz über 
die Heimarbeit in der Faſſung vom 30. Oftober 1939 
— Reichsgejeßbl. I ©. 2145 — $ 2 Abf. 4) wird auf 
die Neichstreubhänder der Arbeit übertragen. 

(2) Sie verbleibt dem Reidhsarbeitsminifter, wenn 
es fih um die Gleichftellung von Gewerbetreibenden 
der im $ 2 Abſ. 2 Nr. 3 des Gefetes bezeichneten Art 
handelt. 

82 
Umfang der Gleidftellung 

Die Gleichjtellung fann für einzelne Derfonen, für 
einzelne der im 82 Abſ. 2 des Gejehes genannten 
Verfonengruppen oder für einzelne Gewerbezweige all- 
gemein oder räumlich begrenzt ausgefprochen werden. 


S3 
Ausſchließung von Boridriften 
des Geſetzes über die Heimarbeit 
(1) Die Ausfchließung gemäß $2 Ubf. 5 des Gefeßes 
fann für einzelne Heimarbeiter oder Hausgewerbe— 
treibende oder für Gruppen von Ihnen ausgelprochen 
werden. 
(2) S1Abf. 1 diefer Verordnung gilt entſprechend. 


84 
Verfahrensvorſchriften 

(1) Gleichſtellung und Ausſchließung find unter ge 
nauer Angabe des perfönlichen, räumlichen und fad)- 
lichen Geltungsbereich durch fchriftliche Enticheidung 
auszuſprechen. 

(2) Vor der Entſcheidung ſoll die Gleichſtellung 
oder Ausſchließung in einem Sachverſtändigenaus— 
ſchuß beraten werden. 


(3) Die Entfcheidung ift im Neichsarbeitshlatt be. 
Fanntzugeben, fofern fie nicht nur beftimmte einzelne 
Perſonen betrifft. Zu diefem Zwecke hat der Neiche- 
treuhänder der Arbeit die Entfcheidung unverzüglich 
dem Reichsarbeitsminifter in zweifacher Ausfertigung 
zu überſenden. 

(4) Ab. 3 gilt auch für Anderung und Aufhebung 
von Entjcheidungen über Gleichitellung oder Aus- 
ſchließung. 


Zweiter Abſchnitt 
Durchführung der allgemeinen Schutzvorſchriften 
85 


Form und Inhalt der Liſten 

(1) In Vollzug des Geſetzes über die Heimarbeit 
S 4 find zwei Liſten zu führen: 

1. eine Lifte der in Heimarbeit Beichäftigten ($ 2 

Abi. 1 des Geſetzes), 

2. eine Lifte, in die alle Smifchenmeifter ($ 3 Abf. 3 
des Gefetes), denen Arbeit übertragen wird, 
und alle Derfonen aufzunehmen find, welche 
den in Heimarbeit Beſchäftigten gleichgeftellt 
find ($ 2 Abf. 2 des Geſetzes). 

(2) Die Liften müjfen neben der Angabe des 
Namens, des Geburtstags und Geburtsjahrs, der 
Wohnung und der Betriebsftätte ($ 4 Abſ. 2 des Ge: 
jege3) Angaben über die Art der übertragenen Arbeit 
und der befonderen Teilarkeit, den Zeitpunkt der erft- 
maligen Bejchäftigung und den des endgültigen Aus- 
Icheidens aus der Befchäftigung enthalten. Sie müffen 
alle Perſonen ausmweifen, die innerhalb eines Ralender- 
jahrs befchäftigt werden. Für jedes neue Kalender: 
jahr find neue Pijten anzulegen. In diefe find aus 
den alten Liften diejenigen Verfonen zu übertragen, 
die im Zeitpunkt der Neuaufftellung aus der Beichäf: 
tigung nicht endgültig ausgeichieden find. 

(3) Die Liften find im Format DIN A 4 nad) den 
dieſer Verordnung beigefügten Muftern aufzuftellen. 
Bordrude der Liſten find bei dem zuftändigen Arbeits: — 
amt koſtenlos erhältlich. Die Liſten dürfen nur ein— Sr, 


3 
» »#,» " . —# - ⸗ es ⸗ —3 
ſeitig beſchrieben werden. Sie find in gut lesbarer* * 


Schrift, wenn möglich in Maſchinenſchrift, zu führen. 
Drdnungsgemäße Eintragungen dürfen nachträglich 
nicht geſtrichen werden. 
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(4) Der Reichätreuhänder der Arbeit fann Ab— 
weichungen oder Ausnahmen von den Vorſchriften 
der Abſ. 1 bis 3 zulaffen, wenn e8 die befonderen 
Verhältniffe eines Gewerbezweigs erfordern. 


86 
Einſendung der Liſten 

Der Reichstreuhänder der Arbeit kann anordnen, 
daß die Liften des laufenden oder des vorhergehenden 
Kalenderjahres ganz oder auszugsweife in Abjchrift, 
auch in mehrfacher Ausfertigung, an das Arbeitsamt 
einzureichen find, das für den Betrieb des zur Liften- 
führung Verpflichteten zuftändig ift. Er kann aud) 
die regelmäßig wiederkehrende Einfendung unter An- 
gabe des Zeitpunft3 anordnen. 


$7 
MWeiterleitung der Pijten 

(1) Hat der NReichtreuhänder der Arbeit eine An- 
ordnung nach $ 6 getroffen, fo jorgt das Arbeitsamt, 
das hierbei die Amtshilfe dev Ortspolizeibehörden in 
Anfpruch nehmen fann, für die rechtzeitige und voll- 
ftändige Beibringung der Liften. Es reicht fie um- 
gehend an den Reichstreuhänder der Arbeit weiter, 
nachdem es die in Heimarbeit Beichäftigten, deren 
Betriebsſtätte außerhalb feines Bezirks Liegt, an das 
zuftändige Arbeitsamt gemeidet hat. 

(2) Der Reichstreuhänder der Arbeit fann die nad) 
$ 6 zuftändigen Arbeitsämter beauftragen, die Liften 
unmittelbar an die Gewerbeauffihtsämter weiterzu- 
reichen, in deren Bezirk die in Heimarbeit Beſchäftig— 
ten ihre Betriebsftätte haben. Sind in den Liften Be- 
Ichäftigte aus den Bezirken mehrerer Gewerbeauffichts- 
ämter aufgeführt, fo hat das Arbeitsamt die Lifte 
an das Gewerbeauffichtsamt weiterzureichen, in deſſen 
Bezirk die Mehrzahl der in der Lifte aufgeführten 
Beſchäftigten ihreBetriebsftätte hat. Es hat gleichzeitig 
die übrigen Gewerbeauffichtsämter von dem für fie 
in Frage kommenden Inhalt der Liften durch einen 
Auszug zu verftändigen. 


8 

Entgeltbud 
(1) Entgeltbeleg im Sinne der 888 und 10 des 
Geſetzes ift in der Negel ein Entgeltbuch, das von 
dem Arbeitsamt, in deffen Bezirk die Betriebsftätte 
des Beichäftigten liegt, mit einem Sichtvermerf ver- 
fehen worden ift und die im $ 12 diefer Verordnung 

vorgeſchriebenen Angaben enthält, 


(2) Der Sichtvermert ift auf der erften Seite des 
Entgeltbuchs unter Beifegung des Dienftftempels an- 
zubringen. Er lautet: „Geſehen und unter Nr. ... 
in die Kartei eingetragen.” 


(3) Die Beihaffung und Ausfüllung der Entgelt- 
bücher einfchließlic der Beibringung des Sichtver- 
merfs obliegt unbefchadet der Vorſchrift des $ 12 
Abf. 2 den Verfonen, die die Heimarbeit ausgeben 
oder weitergeben. Für die Ausftellung des Sicht— 
vermerks und die Überfendung an den Antragfteller 
werden Gebühren nicht erhoben. 


(4) Jeder in Heimarbeit Beſchäftigte oder Gleid) 
geftellte ($2 Abf. 1 und 2 des Geſetzes) muß ſpäteſtens 
bei der erjten Abrechnung im Befit eines mit Sicht— 
vermerk verjehenen Entgeltbuchs fein. 

(5) it der in Heimarbeit Beſchäftigte oder Gleid)- 
geftellte für mehrere Auftraggeber tätig, fo hat jeder 
Auftraggeber ein befonderes Entgeltbuch auszuftellen. 


89 
Entgeltzettel 

(1) Die im 88 Abſ. 2 des Gefeßes vorgefehenen Ent- 
gelt- oder Arbeitszettel dürfen nur mit Genehmigung 
des Neichstreuhänders der Arbeit an Stelle eines Ent- 
geltbuchs treten. Die Genehmigung hat zur Voraus: 
feßung, daß die Verwendung von Entgelt- oder Ar- 
beitszetteln wefentlichen Vorteil für den Geſchäfts— 
verfehr bietet. 

(2) Entgelt- oder Arbeitszettel dürfen nur in Form 
von Abreißzetteln, die mit fortlaufender Blattbeziffe- 
rung in einem Durchichreibeblod mit abtrennbarer 
Titeljeite zufammengefaßt und mit Schreibmaſchine 
oder Tintenftift auszufertigen find, verwendet werden; 
fie fönnen hierbei auch als Rechnungen ausgeftaltet 
werden. Die Titelfeite des Blods entfpricht der 
eriten Seite des Entgeltbuchs; auf ihr find daher der 
im $8 vorgefchriebene Sichtvermerf des Arbeitsamts 
und die Angaben nad) $ 12 Abf. 1 anzubringen. Für 
jede Perſon, die Heimarbeit entgegennimmt, ift ein 
befonderer Block zu verwenden. Das nad) $ 8 Abj. 2 
de8 Gefetes vorgefchriebene Sammelheft (Entgeltheft) 
muß einen feften Umfchlag haben. Es bildet mit der 
einzufüigenden Titelfeite, den nachfolgenden Drud: 
feiten ($12 Abſ. 5) und den einzelnen der Nummern- 
folge nad) einzulegenden Entgeltzetteln des Blocks den 
vorgefchriebenen Entgeltbeleg. 

(3) Wer nad) Abf. 2 bei der Ausgabe oder Weiter: 
gabe von Heimarbeit Entgeltzettel verwendet, ift ver- 





I 
H 


5 





140-1132 


2154 


pilichtet, die Durchſchläge der Entgeltzettel in den 
Durchichreibeblöcen oder in Sammelheften (Schnell- 
hefter uſw.) aufzubewahren. 

(4) Leiftungs-, Abrechnungs-, Liefer- oder ähnliche 
Dettel, die neben den Entgeltbelegen geführt werden, 
unterliegen feiner Beſchränkung und bedürfen nicht 
der Genehmigung. Die ordnungsgemäße Führung der 
Entgeltbelege darf jedoch durch ſolche Zettel nicht be- 
einträchtigt werden. Können die Angaben über die 
Art der Arbeit und ihrer Teilarbeiten oder fonftige 
Angaben aus Raummangel nicht vollftändig in den 
Entgeltbeleg eingetragen werden, fo kann ev durch 
Zettel ergänzt werden (Ergänzungszettel). Die Er- 
adnzungszettel, für die die Vorfchriften des Abf. 2 
Satz 1, des Abf. 3 und des S 8 Abf. 2 und 3 des Ge- 
ſetzes gelten, find im Entgeltbeleg mit Nummern und 
einem Eurzen Hinweis auf den Anhalt aufzuführen. 


810 
Führung einer amtlichen Kartei 
(1) Das Arbeitsamt führt eine Kartei über die in 
Heimarbeit Beichäftigten und Gleichgeftellten, deren 
Entgeltbelege mit Sichtvermerf verjehen worden find. 
(2) Jedes Entgeltbuch oder, wenn dev Neichstreu- 
händer der Arbeit Entgeltzettel zugelaffen hat, jeder 
Entgeltzettelblod ($ 9 Abf. 2) erhält die Nummer des 
Sichtvermerks, unter der der in Heimarbeit Beichäf- 
tigte oder Gleichgeftellte in der Kartei geführt wird. 
(3) Das Arbeitsamt ift verpflichtet, den Behörden 
ſowie den Perſonen, die nach dem Gefeß mit der Über- 
wachung der Heimarbeit befaßt find, Einblick in die 
Kartei zu gewähren, ſchriftliche Auskunft zu erteilen 
und Auszüge aus der Kartei zu erftellen. Abgejchloffene 
Karten können drei Jahre nad) der legten Eintragung 
vernidytet werden. 
sul 


Aufbewahrung 
abgeſchloſſener Entgeltbelege 

Abgeichlofiene Entgeltbelege find für die Dauer von 
zwei Jahren nad) dem Abjchluß von den in Heim- 
arbeit Beichäftigten oder Gleichgeftellten aufzubewah- 
ven. Sie find nad) $ 8 Abf. 3 des Gejeßes auf Verlan— 
gen vorzulegen. Im Falle des 89 Abſ. 3 gilt Ent- 
Iprechendes fiir den Auftraggeber. 


$ 12 
Ausgeftaltung der Entgeltbelege 
(1) Die Entgeltbücher und die vom Reichstreuhän— 
der der Arbeit zugelaffenen Entgeltzettel und Entgelt 
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hefte müffen außer den im $ 8 Abf. 1 des Geſetzes ge- 
forderten Angaben und außer dem Sichtvermerf des 
Arbeitsamts folgendes enthalten: 

1. Bor-undZJunamen, Geburtstag, jahr und⸗ort, 
Art der Tätigkeit und Gewerbezweig, Wohnung 
und Betriebsftätte de8 Entgeltbudhinhabers; 

2. Vor- und Zunamen, Firma, Gewerbezweig ſo— 
wie Vetriebsftätte oder Firmenſitz deffen, der 
Heimarbeit ausgibt oder weitergibt; 

3. die Zahl der regelmäßigen Mitarbeiter, getrennt 
nad) 

a) Kamilienangehörigen,derenNamen und Ge- 
burtsdaten anzugeben find, 
b) fremden Hilfsfräften. 

(2) Die Eintragungen nad) den Nrn. 1 und 2 des 
Abſ. 1 obliegen dem Auftraggeber, die nad) Nr.3 dem 
Heimarbeiter, Hausgewerbetreibenden oder Gleid)- 
geftellten. 

(3) Erweiſen ſich für einzelne Gewerbezweige wei- 
tere Angaben im Entgeltbeleg als zwedmäßig, fo kann 
der Reichſtreuhänder der Arbeit die Aufnahme ſolcher 
Angaben in den Entgeltbeleg mit Zuftimmung des 
Reichsarbeitsminifters anordnen. 

(4) Der Reichstreuhänder der Arbeit kann für einen 
oder mehrere der von ihm betreuten Gewerbezweige 
die Führung einheitlicher Entgeltbelege mit Zuftim- 
mung des Neichsarbeitsminifters vorjchreiben. 

(5) Um die in Heimarbeit Beſchäftigten und Gleich— 
geſtellten mit den ihrem Schutze dienenden Beſtim— 
mungen vertraut zu machen, kann der Reichstreu— 
händer der Arbeit anordnen, daß einzelne Vorſchriften 
des Geſetzes über die Heimarbeit oder ftihwortartige 
Hinweiſe auf Zweck und Ziel des Geſetzes, die auf die 
einzelnen Seiten verteilt werden können, in den Ent- 
geltbeleg aufgenommen werden. Auch Hinweiſe auf 
Vorfchriften fonftiger Geſetze und Verordnungen 
fönnen einbezogen werden. 

(6) Der NReichstreuhänder der Arbeit hat die von 
ibm nad) den Abſ. 3 bis 5 erlaffenen Vorſchriften im 
Reichsarbeitsblatt und, foweit ein folches vorhanden, 
in feinem Mitteilungsblatt befanntzumachen; er hat 
auch die Arbeitsämter und die Gewerbeaufficht in ge- 
eigneter Weife zu verjtändigen. 


813 
Ausnahmen von den VBorjdriften 
über die Entgeltbelege 
Der Neichötreuhänder der Arbeit fann von den 
Vorſchriften Über die Entgeltbelege Abweichungen 
oder Ausnahmen zulafjen. 
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Dritter Abſchnitt 
Arbeitszeitichuß 


$ 14 
Verfahrensvorſchrift 
Maßnahmen des Arbeitszeitſchutzes nach $ 10 oder 
nad) S 11 Abſ. 1 des Geſetzes foll der Neichetreu- 
bänder der Arbeit vor der Entjcheidung in einem 
Sadjverftändigenausjchuß beraten lajjen. 


Vierter Abſchnitt 
Durchführung des Gefahrenſchutzes 
815 


Änderung der Reichsveroördnungen 
über den Gefahrenſchutz 


Nachſtehende Verordnungen bleiben mit der Ande- 
rung in Kraft, daß an Stelle der in ihnen erwähnten 
Vorſchriften des Hausarbeitgefehes die entfprechenden 
Vorichriften des Geſetzes über die Heimarbeit und 
daß an Stelle des Wortes „Hausarbeiter” die Worte 
„Seimarbeiter und Hausgewerbetreibende im Sinne 
des Gefebes liber die Heimarbeit” treten: 

Bekanntmachung, betreffend Beftimmungen über 
Hausarbeit in der Teabafinduftrie, bom 
17. November 1913 (Reichsgeſetzbl. ©. 751); 

Verordnung, betreffend das Verbot des Trennen, 
Schneidens und Sortierens von Hadern und 
Lumpen aller Art in der Hausarbeit, vom 
21. April 1920 (Reichsgefeßbl. ©. 563); 

Verordnung, betreffend das Verbot des An- 
fertigen? und Verpadens von Dräfervativs, 
Sicherheitspeffarien, Suspenforien u. dal. in 
der Hausarbeit, vom 1. Februar 1921 (NReich8- 
geſetzbl. S. 145); 

Verordnung über das Verbot der Verarbeitung 
von Pulver in der Hausarbeit vom 20. April 
1926 (Reichsgefetbl. I ©. 201); 

Verordnung über da8 Verbot der Hausarbeit 
in der Süß-, Bad- und Teigwareninduftrie 
vom 29. Juni 1927 (Neichsgefeßbl. I ©. 137); 

Verordnung Über dad Verbot von Hausarbeit 
in der Gummifonfeftion vom 24. September 
1929 (Reichsgejeßbl. I ©. 149); 

Verordnung über Sellhorn vom 20, Oktober 1930 
(Reichsgeſetzbl. I S. 468) nebjt den Sicher— 
heitsvorfchriften für Zellhorn in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 5. November 1932 
(NReichsarbeitsbl. S. I 235). 
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Fünfter Abſchnitt 
Durchführung des Entgeltſchutzes 
816 
Zuſammenarbeit 
des Reichſstreuhänders der Arbeit 
mit der Gewerbeaufſicht 

(1) Der Reichötreuhänder der Arbeit und die Ge— 
werbeaufficht haben zur Sicherung des Entgeltjchußes 
und der ihm dienenden allgemeinen Schußvorjchriften 
des Gejeßes über die Heimarbeit ftändige Verbindung 
miteinander zu halten. 

(2) Der Reichstreubänder der Arbeit fann im 
Rahmen der Amtshilfe die Gewerbeaufficht in An- 
Ipruch nehmen, um die Verhältniffe dev Heimarbeit 
in den einzelnen Gewerben zu unterfuchen und Die 
Durchführung von Entgeltvegelungen zu überwachen. 


$ 17 
Entgeltregelung dur Betriebsorönung 

Werden Entgelte für Heimarbeit nad) $ 20 Nr. 2 
de8 Gejetes durch Betriebsordnung feitgejeßt, jo hat 
der Führer des Betriebs den Teil der Betriebsord- 
nung, ber fich auf die Feftießung dieſer Entgelte be- 
zieht, dem Neichstreuhänder der Arbeit in Abſchrift 
zu überſenden. 

$ 18 
Sadverftändigenausfhuß für Heimarbeit 

(1) Wird in einem Gewerbezweig Heimarbeit in 
größerem Umfang geleiftet, fo hat der Reichstreu— 
Händer der Arbeit zu feiner Beratung in allen Fragen 
der Heimarbeit des Gewerbezweigs einen Sachver- 
ſtändigenausſchuß zu berufen. 

(2) Diefe Verpflichtung entfällt, jomeit für die 
Heimarbeit ein Sondertreuhänder beftellt ift. Dann 
hat der Sondertreuhänder der Heimarbeit einen oder 
mehrere Sadhverftändigenausfchüffe zu berufen. 

(3) Ein Sachverftändigenausfhuß kann auch für 
mehrere verwandte Gewerbezweige, in denen Heim- 
arbeit geleistet wird, berufen werden. 


8 19 
Sufammenfebung 
de8 Sachverſtändigenausſchuſſes 
(1) Der Reichstreuhänder der Arbeit beruft ala 
Mitglieder des Sachverſtändigenausſchuſſes ihm ge- 
eignet erfcheinende ſachkundige Perfönlichkeiten des 
Gewerbezweige, in dem Heimarbeit geleiftet wird, 
Dabei follen Gewerbetreibende, Hausgewerbetreibende 
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und SHeimarbeiter vertreten fein, ferner die im Lohn- 
auftrag arbeitenden Gewerbetreibenden ($ 2 Abf. 2 
Nr. 3 des Gefehes) und die Swifchenmeifter, wenn fie 
in einem Gewerbejweig in größerem Umfang tätig 
find. Weiter ift mindeftens ein Vertreter der Ge 
werbeaufficht ald Sachverftändiger beizuziehen. 

(2) Die Zahl der Mitglieder der Sachverftändigen- 
ausſchüſſe für Seimarbeit foll in der Negel ſechs nicht 
überfteigen. 

(3) Der Reichstreuhänder der Arbeit beruft die 
Sahverftändigen unter Vorbehalt des Widerrufs auf 
drei Jahre. Sie find nad) $ 24 des Geſetzes zur 
Ordnung der nationalen Arbeit zu vereidigen. 


s 20 
Befondere Aufgaben 
de8 Sachverſtändigenausſchuſſes 

Der Reihstreuhänder der Arbeit fann den Sad) 
verftändigenausfchuß oder einzelne feiner Mitglieder 
mit befonderen Aufgaben zur Durchführung des Ent- 
geltſchutzes betrauen. Er kann fie jedoch nicht mit 
Enticheidungen beauftragen, die ihn nad) dem Geſetz 
zuſtehen. 

821 
Aufwandsentſchädigungen 
für die Sachverſtändigen 

(1) Die Mitglieder der Sachverſtändigenausſchüſſe 
für Heimarbeit erhalten eine angemefjene Entſchädi— 
gung für den ihnen aus der Wahrnehmung ihrer 
Tätigfeit erwachſenden DBerdienftausfall und Auf— 
wand fowie Erſatz der Fahrkoſten entfprechend den 
für die nichtrihterlichen Beiſitzer bei den Arbeits- 
gerichten geltenden Vorſchriften. 

(2) Werden die Mitglieder der Sadjverftändigen- 
ausichüffe mit befonderen Aufgaben zur Durchführung 
des Entgeltihußes betraut, fo erhalten fie für die 
Wahrnehmung diefer Aufgaben innerhalb der Ge- 
meinde ihres Wohnſitzes neben der Entihädigung 
nad) Abſ. 1 die nachgewiefenen und notwendigen 
Fahrtauslagen noch befonders erſtattet. Falls ihre 
Tätigfeit länger als ech? Stunden dauert, wird ihnen 
zur Abgeltung der bezeichneten Fahrtauslagen eine 
Daufchalvergütung von einer Reichsmark gezahlt; 
die Erftattung ihrer Mehrauslagen wird hierdurd) 
nicht ausgeſchloſſen. 


8 22 
Entgeltberehnung für Einzelftüde 
(1) Werden in einem Gewerbezweig durch Tarif- 
ordnung als Grundlage der Entgeltberechnung für 
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Heimarbeit für die einzelnen Stüde Stundenentgelte 
ohne Leiftungszeiten oder nur teilweife mit Leiftung®- 
seiten feftgefetst, jo kann der Neichstreuhänder der 
Arbeit die Stückentgeltberechnung im Einzelfall vor- 
nehmen oder ergänzen. 

(2) Der Reichstreuhänder der Arbeit Fann mit Zu- 
ftimmung des Neichsarbeitsminifters die von der 
Deutſchen Arbeitsfront eingerichteten Berechnung: 
ftellen mit der Stücentgeltberechnung beauftragen. 


823 
Inanſpruchnahme der Berechnungsſtellen 
der Deutſchen Arbeitsfront 

(1) Hat der Reichstreuhänder der Arbeit eine Be— 
rechnungsftelle der Deutſchen Arbeitsfront mit der 
Stüdentgeltberechnung beauftragt, fo fann jeder, der 
Heimarbeit ausgibt oder weitergibt, bei der Berech— 
nungsftelle die Stückentgeltberechnung für ein Mufter, 
nad) dem eine größere Zahl von Stüden zu arbeiten 
ift, oder die Nachprüfung einer von ihm borgenom- 
menen Stücentgeltberehnung beantragen. Ferner 
kann jeder Seimarbeiter, Sausgewerbetreibende, Swi- 
ichenmeifter oder Gleichgeftellte bei der Berechnungs— 
stelle dieNachprüfung der Entgeltberechnung desjenigen 
beantragen, der die Heimarbeit an ihn ausgegeben 
oder weitergegeben hat. Hält die Berechnungsitelle 
die ihr zur Nachprüfung vorgelegte Stückentgeltberech— 
nung nicht für richtig, ſo kann ſie eine neue Stück— 
entgeltberechnung vornehmen. 

(2) Der Reichstreuhänder der Arbeit kann mit Zu— 
ſtimmung des NeichSarbeitsminifters anordnen, daß 
einzelne Gewerbezweige oder beftimmte Auftraggeber 
die von ihm beauftragte Berechnungsftelle zu benutzen 
verpflichtet find. Er kann die Verpflichtung für den 
Einzelfall auferlegen oder fie zeitlich begrenzen. Die 
Anordnung kann beſonders vorjehen: 

1. die Vorlage von Entgelt, Auftrags und Ned) 

nungöbelegen; 

2. die Vorlage von Arbeitsſtücken, Roh- und Wert: 
ftoffen, Stoffproben und Paujen fowie von 
fonftigen für die Stüdentgeltberechnung wejent- 
lichen Unterlagen. 


Ss 24 
Rechtsverbindlichkeit 
der Stückentgeltberechnung 
(1) Die vom Reichstreuhänder der Arbeit oder von 
der beauftragten Berechnungsftelle der Deutfchen Ar- 
beitöfront nad) den 88 22 oder 23 berechneten oder 
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Stellen Austunft zu erteilen und Einfiht in alle 
Unterlagen der Stücentgeltberechnung zu gewähren. 
Sie hat Stücentgeltberechnungen, die fie vorgenom- 
men oder genehmigt bat, auf Verlangen dem Reichs— 


genehmigten Stücentgelte werden für die Beteiligten 
mit der Eröffnung an den Auftraggeber rechtsver— 
bindlich. 

(2) Der Reichsſtreuhänder der Arbeit fann von ſich 
aus oder auf Antrag die von einer beauftragten Be— 
rechnungsſtelle der Deutſchen Arbeitsfront berechneten 
Stückentgelte rückwirkend ändern oder außer Kraft 
ſetzen, wenn er ſie für nicht richtig hält. 

(8) Stückentgeltberechnungen, die von einer Berech— 
nungsſtelle vorgenommen oder genehmigt ſind, ſind 
in der Berechnungsſtelle zur Einſicht durch die Be— 
teiligten auszulegen. 

S 25 
Rechner der Berehnungsitellen 
der Deutſchen Arbeitsfront 

(1) Die Rechner der Berechnungsſtellen müſſen fach— 
fundige Derjonen des Gewerbes fein. 

(2) Als Nechner in einer Berechnungsitelle kann 
für die im $22 Ubi. 2 vorgeſehene Aufgabe nur tätig 
fein, wer vom Reichstreuhänder der Arbeit durch 
Schriftliche Entfcheidung als für die Berehnungstätig- 
keit geeignet anerkannt und als Rechner in finn- 
gemäßer Anwendung des $ 24 des Gejetes zur Drd- 
nung der nationalen Arbeit und des $19 Abi. > 
diefer Verordnung vereidigt worden ift. 

(3) Der Reihstreubhänder der Arbeit kann Die 
Schriftliche Enticheidung über die Anerkennung al 
Nechner jederzeit widerrufen. 

(a) Stücfentgeltberechnungen eines Rechners, der 
nicht nad) Ab. 2 vom Reichstreuhänder der Arbeit 
anerfannt und vereidiat it, find rechtsunwirkſam. 


S 26 
Aufſicht des Reihstreubänders der Arbeit 
über die Berehnungsftellen der Deutſchen 
Arbeitsfront 

(1) Der Reichsſstreuhänder der Arbeit hat die Stück— 
entaeltberehnung der Berechnungsſtellen, die er nad 
Ss 22 Abi. 2 beauftragt bat, ſtändig zu überwachen. 
Er fann die Beauftraaung einer Berechnungsftelle 
mit Juftimmung des Reichsarbeitsminiſters jederzeit 
widerrufen. 

(2) Er bat die Beauftragung zu widerrufen, wenn 
die Berechnungsftelle für die im $ 22 Abſ. 2 vor- 
aejehene Aufgabe Rechner beichäftigt, die von ihm nicht 
anerfannt und vereidigt find. 

(3) Die Berehnungsitelle hat dem Reichstreuhän: 
der der Arbeit, dem Gewerbeauffichtsbeamten und 
den mit der Entgeltüberwachung Beauftragten dieſer 
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treubänder der Arbeit in einer Durchſchrift zu über- 
jenden. 

(4) Der Reichstreuhänder der Arbeit kann den Lei 
ter der Berechnungsitelle jorwie die Rechner als Sad) 
fundige in den Sachverſtändigenausſchuß berufen und 
mit befonderen Aufgaben zur Durchführung des Ent- 
aeltihußes betrauen. 

S 27 
Gebühren bei Entgeltberehnung 
für Einzelftüde 

(1) Der Reichstreuhänder der Arbeit fann für Die 
Berechnung und Nahprüfung der Stücfentgelte nad) 
$ 22 Abf. 1 Gebühren auf Grund einer vom Reichs— 
arbeitsminifter genehmigten Gebührenordnung er- 
heben. 

(2) Die vom Neihstreuhänder der Arbeit beauf 
tragten Berechnungsitellen der Deutſchen Arbeitsfront 
dürfen für die von ihnen nad) $ 22 Abj. 2 und $ 23 
vorgenommenen Berechnungen undNachprüfungen der 
Stücentgelte Gebühren auf Grund einer Gebühren. 
ordnung erbeben, die von ihnen aufgeftellt und vom 
Reichstreuhänder der Arbeit genehmigt worden it. 
Die Genehmigung ift nur zu erteilen, wenn die Ge 
bühren für die Beteiligten wirtſchaftlich tragbar find. 





Sechſter Abſchnitt 
Schlußbeſtimmungen 
828 
Sondertreubänder der Heimarbeit 

(1) Hat der Neichdarbeitsminifter Sondertreubän: 
der der Heimarbeit beitellt, jo obliegen ibnen in ihrem 
Betreuungsbereich die Aufgaben und Befugniffe, die 
nach dem Geſetz über die Heimarbeit oder nad) dieſer 
Verordnung den Neihstreuhändern der Arbeit zu 
ſtehen. 

(2) Hat der Reichsarbeitsminiſter für einzelne Ge— 
werbezweige zur Feſtſetzung der Entgelte für Heim— 
arbeit Sondertreuhänder beſtellt und fie nad) 8 35 
Abi. 3 des Gefeßes zur Ordnung der nationalen Arbeit 
auch mit der Überwachung der Durchführung der bon 
ihnen erlaffenen Tarifordnungen betraut, jo obliegt 
ihnen auch) die Verhängung der VBerzugsbußen. 

(3) ft ein Sondertreuhänder nicht mit der Über: 
wachung dev Durchführung der von ihm erlafjenen 
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Tarifordnungen betraut, fo treten zur Duchführung 
des Entgeltichutes die Neichstreubänder der Arbeit 
für ihr Wirtichaftsgebiet an feine Stelle. 


$ 29 
Strafbeftimmungen 
Die Strafvorichrift des S 34 des Geſetzes findet 
auf Auftraggeber, Unternehmer, Gewerbetreibende, 
Swilichenmeifter, Hausgewerbetreibende, Heimarbei— 
ter und Gleichgeftellte Anwendung, die vorſätzlich oder 
fahrläſſig den Vorichriften diefer. Verordnung über 
Liftenführung und Entaeltbelege oder einer Anord- 
nung des Neichstreubänders der Arbeit nad) $ 23 
Abſ.2 zuwiderhandeln. 
$ 30 
Infrafttreten 
(1) Dieje Verordnung tritt mit dem auf den Tag 
der Verfündung folgenden Tag in Kraft. 
(2) Mit dem aleichen Tage treten außer Kraft: 
1. die Verordnung zur Durchführung des Geſetzes 
über die Heimarbeit vom 23. März 1934 
(Neichsaejetbl. I ©. 225); 


Berlin, den 30. Oftober 1939. 


DT 


2. die Ziffer II der Verordnung über die Ver— 
wendung von Geldbußen vom 14. November 
1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 1164); 


3. die Iweite Verordnung zur Durchführung des 
Geſetzes über die Heimarbeit vom 20. Februar 
1935 (Reichsgeſetzbl. I ©. 261); 

4. die Dritte Verordnung zur Durdführung des 
Gejetes über die Heimarbeit vom 18. Dezember 
1935 (Reichsaefeßbl. 1 ©. 1522). 


(3) Mit dem gleichen Tage treten ferner außer 
Kraft: 

1. die ala Tarifordnungen noch weitergeltenden 
Tarifverträge für Heimarbeiter und Mindeft- 
entgeltfeftjegungen der früheren Fahausichüffe; 

2. die Regelungen der früheren Fachausſchüſſe 
über die Verteilung der Arbeitömengen und 
die Enticheidungen des Neichsarbeitäminifterg, 
der oberſten Landesbehörden oder der von ihnen 
beauftragten Stellen über Gleichitellung aus 
der Zeit vor dem 1, Mai 1934, 
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Der Neihdarbeitsminifter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 
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(Seite 1) Zu $ 5 der vorftehenden 
Durchführungsverordnung) 


I. Liſte 
der Heimarbeiter und der Hausgewerbetreibenden, die mit nicht mehr 
als zwei fremden Hilfskräften arbeiten 
Sültig Für die Zeit vom 1. Januar bis zum_31. Dezember 19 


Ausgeftellt von dem Auftraggeber 


1. Bor- und Juname des Auftraggebers oder 
Name feiner Firma ........ .... .....4* — RR ——— 


2. Gewerbetreibender oder Zwiſchenmeiſter - - - |... Be rn a FR ET — 
3, Art des Betriebs und Gewerbezweigß . - - - - |... en — Pt ee — 
4. Sitz des Betriebs oder der Ausgabeſtelle, 
ET TREE ERGR. FESRRFEERBER PIE En N Eee 2 
Strafe, Hausnummer ...........44 


5. Verwendete Entgeltbücher (Entgeltbud) für 
das Spinnftoffgewerbe oder das Bekleidungs⸗ 
gewerbe oder.die KRunftölumenindufteie ufw.) |. 





Beachte nachſtehende Borfchriften über die giftenführung! 


1. Seder, der Heimarbeit ausgibt oder weitergibt, hat die Perſonen, die er mit Heimarbeit bejchäftigt oder deren er jich 
zur Weitergabe von Heimarbeit bedient, in fortlaufend richtiggeſtellten Liſten auszuweiſen. 


Sn die Lifte I jind einzutragen: 
Die in Heimarbeit Beichäftigten, die ohme weiteres dem Schuße des Geſetzes über die Heimarbeit unterjtehen. 


Das ind: 

a) die Heimarbeiter, die, ohne Gewerbetreibende zu jein, in eigener Wohnung oder ſelbſtgewählter Betriebs» 
jtätte allein oder unter Mithilfe von Familienangehörigen im Auftrag und für Rechnung von Gemwerbetreibenden 
gewerblich arbeiten; 

b) die Hausgewerbetreibenden, die in der Negel allein oder mit ihren Familienangehörigen oder nicht mehr 
als zwei fremden Hilfskräften (VBetriebsarbeitern) arbeiten. 

Hierbei gelten nicht als Yamilienangehörige, jondern als fremde Hilfskräfte: Vettern, Baſen, Schwiegerjöhne und 
Schwiegertöchter. 

In die Lifte II jind einzutragen: 

a) alle Zwiſchenmeiſter, das find Perſonen, denen Arbeit zur Weitergabe an Heimarbeiter oder Hausgewwerbe- 
treibende übertragen wird; 

b) diejenigen Berjonen (Hausgewerbetreibende mit mehr als zwei fremden Hilfskräften, im Lohnauftrag 
arbeitende Gewerbetreibende ujw.), die den in Heimarbeit Belchäftigten durch Enticheidung des Neichsarbeits- 
minifters oder des Neichätreuhänders der Arbeit oder Sondertreuhänders der Heimarbeit gleichgeftellt find. 


2. Auf re u der Spalte 7 ift beiondere Sorgfalt zu verivenden. Die übertragene Arbeit ijt fo genau wie möglich 
anzugeben. 

Im Spinntoffgewerbe und im Belleidungsgewerbe z. B. genügen die Worte „Nähen“ oder „Stiden” nicht. Es muß 
vielmehr heißen: „Stoffhandſchuhnähen, Trippelnaht” oder „Nähen von Rundſtuhlware“ oder „Automaten-Stiderei” 
oder „Handftiderei (Weipftiden)‘ oder „Schürzennähen” oder „Wälchenähen”. In der Kunjtblumeninduftrie müßte 
es entiprechend heißen: „Kleben“ oder „Heritellen von Kranzblumen” oder „Laub auflegen” uſw., in dev Spielivaren- 
heritellung: „Heritellung von Puppenkleidung“, „Bemalen von Buppenföpfen‘’ ujm. 


, Die Liften müſſen in den genau auszufüllenden Spalten alle Perſonen ausweiſen, die innerhalb eines Nalenderjahres 
beichäftigt werden. Für jedes neue Kalenderjahr jind neue Liften anzulegen. In dieje jind Die Berjonen zu über- 
tragen, die im Beitpuntt der Neuaufjtellung aus der Beibäftigung nicht endgültig ausgeſchieden 
find. Falſch wäre denmach die Angabe: „Beichäftigt ſeit 1. 1. 1933”, wenn bie Beichäftigung am 15. Auguft 1928 
begann. Es ift aud) falſch, als Zeitpunkt des endgültigen Ausicheidens den 31. Dezember 1938 uſw. anzugeben, wenn die 
Weiterbeichäftigung über diejes Datıun hinaus erfolgte. 

4. Die Liften dürfen nur einjeitig bejchrieben werden. Sie jind in gut lesbarer Schrift, wenn möglich in Majchinenjchrift, 

zu führen. Drbnungsgemäße Eintragungen dürfen nachträglich nicht geftrichen werden. 


5. Die Liften find in den Ausgaberäumen an gut lichtbarer Stelle auszuhängen. 


6. Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark wird beftraft, wer vorſätzlich oder fahrlällig den Vorſchriften über 
die Liftenführung zutwiderhandelt ($ 34 Nr. 1 des Geſehes über die Heimarbeit). 


m 
— 
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(Seite 2 u. ff.) 
Geburts⸗ Wohnung Nummer 
Lfde. a a he (Ort, Ortsteil, bes 
Nr. i Straße, Arbeits. 
Tag Monat! Jahr Hausnummer) buchs 











— — 





*) Nur auszufüllen, wenn die Betriebsſtätte von der Wohnung entfernt liegt. 
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Betriebsftätte*) Genaue 
(Ort, Ortsteil, ae der Beichäftigt J Endgültig 
übertragenen ausgeſchieb 
Straße, Arbeit und der ſeit * 


Hausnummer) 


Teilarbeiten 
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x (Seite 1) (Zu $ 5 der vorftehenden 
Durdyführungswerordnung) 
g 


r II. gifte 
der Zwifchenmeifter und der gleichgeftellten Perjonen 
Gültig für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 19 


Ausgeftellt von dem Auftraggeber 


1. Vor- und Zuname des Auftraggebers oder 
Name feiner Firma .............. — 


2. Art des Betriebs und Gewerbezweigs ..... | ........memmensesnnnennnnsesmensnuesssenssensnnseennnnnsennenn :rezꝛ2ererureu:rr:ncrrnercerurnme 
3. Sit des Betriebs oder der Ausgabeftelle, 
Dt, Ortſtell..... . — sa a 
Straße, Hausnummer ................. ææRMRNnlaæ.2.punX2..n.M----..-... ..::a:r:.-z/:rr2er:zorrr-rrrnarꝛasvrraoremrm 


4. Verwendete Entgeltbücher (Entgeltbuch für 
dasSpinnſtoffgewerbe oder das Bekleidungs⸗ 
gewerbe oder die Kunſtblumeninduſtrie uſw.) | - nennen 





Beachte nachftehende Borfchriften über die Siftenführung?! 


1. Seder, der Heimarbeit ausgibt oder weitergibt, hat die Perſonen, die er mit Heimarbeit bejchäftigt oder deren er ſich 
zur Weitergabe von Heimarbeit bedient, in fortlaufend richtiggeitellten Liften auszumeijen. 


In die Lifte I jind einzutragen: 


ß Die in Heimarbeit Beſchäftigten, die ohne weiteres dem Schutze des Geſetzes über die Heimarbeit unterſtehen. Das 

ind: 

a) die Heimarbeiter, die, ohne Gewerbetreibende zu jein, in eigener Wohnung oder jelbitgewählter Vetriebs- 
jtätte allein oder unter Mithilfe von Familienangehörigen im Auftrag und für Nechnung von Gewerbetreibenden 
gewerblich arbeiten; 

b) die Hausgewerbetreibenden, bie in der Negel allein oder mit ihren Familienangehörigen oder nicht mehr 
als zwei fremden Hilfskräften (VBetriebsarbeitern) arbeiten. 


Hierbei gelten nicht als Yamilienangehörige, jondern als fremde Hilfskräfte: Vettern, Bajen, Schwiegerjöhne und 
Schwiegertöchter. 
In die Lifte II jind einzutragen: 
a) alle Zwijchenmeifter, das jind Perſonen, denen Arbeit zur Weitergabe an Heimarbeiter oder Hausgewerbe— 
treibende übertragen wird; 
b) diejenigen Berjonen (Hausgewerbetreibende mit mehr als zwei fremden Hilfskräften, im Lohnauftrag 
arbeitende Gewerbetreibende ujw.), die den in Heimarbeit Beichäftigten Durch Enticheidung des NReichdarbeits- 
minifter® oder des Neichdtreuhänders der Arbeit oder Sondertreuhänders Der Heimarbeit gleichgeftellt find. 


2. Auf die Ausfüllung der Spalte 8 iſt bejondere Sorgfalt zu verwenden. Die übertragene Arbeit ift jo genau wie möglich 
anzugeben. 

Im Spinnftoffgeiwerbe und im Belleidungsgemwerbe z. B. genügen die Worte „ Nähen” oder „Sticken“ nicht. Es muß 
vielmehr heißen: „Stoffhandichuhnähen, Trippelnaht” oder „Nähen von Rundituhliware” oder „Automaten-Stiderei” 
oder „Handſtickerei (Weißitiden)” oder „Schürzennähen” oder „Wäſchenähen“. an der Runjtblumeninduftrie müßte 
e3 entivrechend heißen: „leben“ oder „Heritellen von Kranzblumen“ oder „Laub auflegen” ujw., in ber Spieliwaren- 
heritellung: „Deritellung von Buppentleidung”, „Bemalen von Puppenköpfen“ ulm. 

3. Die Liſten müjjen in den genau auszufüllenden Spalten alle Berjonen ausweijen, die innerhalb eines Kalenderjahres 

“ beichäftigt werden. Für jedes neue Kalenderjahr jind neue Liften anzulegen. In dieje find Die Berionen zu über» 
tragen, bie im Beitpunft Der Neuaufftellung aus der Beihäftigung nicht endgültig ausgejchieden 
find. Falſch wäre demnach die Angabe: „Beichäftigt feit 1. 1. 1938”, wenn die Beichäftigung am 15. Auguſt 1928 
begann. &s ift auch faljch, als Zeitpunkt des endgültigen Ausicheidens den 31. Dezember 1938 uſw. anzugeben, wenn bie 
Weiterbeichäftigung über diejes Datum hinaus erfolgte. 

4, Die Liften dürfen nur einjeitig bejchrieben werden. Sie jind in gut lesbarer Schrift, wenn möglich in Majchinenjchrift, 
zu führen. Ordnungsgemäße Eintragungen Dürfen nachträglich nicht geftrichen werden. 

5. Die Liſten find in den Ausgaberäumen an gut jichtbarer Stelle auszubängen. 


6. Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark wird bejtraft, wer vorjäglich ober fahrläjlig den Borichriften über 
die Liltenführung zumwiderhandelt ($ 34 Nr. 1 des Geſetzes über die Heimarbeit). 


— — — — — — — 
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Dritte Verordnung zur Ausführung des Berjonenjtandsgejekes 
(Perjonenjtandsverordnung der Wehrmacht). 


Vom 4. November 1939. 


Auf Grund der SS 42 und 70 des Perſonenſtands— 
geſetzes vom 3. November 1937 Reichsgeſetzbl. I 
S. 1146), des $ 131 des Ehegeſetzes vom 6. Juli 1938 
Meichsgeſetzbl. 1 S. 807), des Gefeges über die Wieder- 
vereimigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen 
Reich vom 1.September 19396Reichsgeſetzbl. I ©.1 547) 
und des Erlaffes des Führers und Reichskanzlers über 
Gliederung und Verwaltung der Oftgebiete vom 8. Of- 
tober 1939 (Neichögefeßbl. 1 S.2042) wird verordnet: 


Erjter Abſchnitt 


Die Beurkundung Des Perjonenjtandes 
von Angehörigen der Wehrmacht 
81 
Für die Eheſchließung und die Beurkundung des Per— 
onenſtandes von Angehörigen der Wehrmacht gelten 


die aligemeinen Beſtimmungen, ſoweit nicht in den fol- 
genden Vorfehriften etwas anderes beftimmt iſt. 


2 
Sterbefälle von Angehörigen der Wehrmachtwerden 
von dem Standesbeamten, in deſſen Bezirk der Tod 
eingetreten ift, und, falis der Tod nicht im Bezirk eines 
deutjchen Standesbeamten eingetreten ift, von Dem 
Standesbeamten des Standesamts I in Berlin be- 
urkundet. 
833 
(1) Zur Anzeige des Sterbefalls iſt der Bataillons— 
fommandeur (Abteilungsfommandeur oder ein in 
gleicher Dienftftellung befindlicher militärischer Vorge— 
ſetzter), bei Mehrmachtangehörigen, die zu einer Be— 


Neichögefegbl. 1939 I 


hörde gehören, der Kommandeur oder Vorſtand ber Ber 
hörde verpflichtet. Die Anzeige wird jchriftlic) in dienft- 
licher Form erftattet. 


(2) Iſt der Tod in einer öffentlichen oder privaten 
Anftalt oder in einer Kaferne eingetreten, jo gilt 3 34 
des Derjonenftandsgejeßes. 


(3) Findet über den Tod eine amtliche Ermittlung 
durch das Wehrmachtgericht ftatt, fo wird der Sterbe— 
fall durch das Wehrmachtgericht ſchriftlich in dienit- 
licher Form angezeigt, fofern nicht ſchon Anzeige nad) 
Abſ. 1 eritattet worden ift, 


84 

(1) Im der Anzeige find zum Zwecke der Eintragung 

in das Sterbebud) anzugeben: 

1."die Vornamen und der Familienname des Ver— 
ftorbenen, jein Beruf und militärijcher Dienft- 
grad, fein Wohnort, Ort und Tag feiner Geburt 
unter Bezeichnung des ftandesamtlichen Eintrags 
ſowie fein religiöfes Bekenntnis, 

2, die Vornamen und der Familienname des Ehe- 
gatten oder ein Vermerk, daß der Verſtorbene 
nicht verheiratet war, 

3. Ort, Tag und Stunde des Todes, 


4. die Vor- und Familiennamen der Eltern des Ver— 
ftorbenen ſowie ihr Wohnort. 
(2) In der Anzeige follen nach Möglichkeit Folgende 
weitere Angaben gemacht werden: 
1. Ort und Tag der Ehejchließung des Verftorbenen 
unter Bezeichnung des ſtandesamtlichen Ein— 
traas, 


550 





INN 














H5140-1142 





2164 


2. falls der Verftorbene nicht verheiratet war, Ort 
und Tag der Eheichließung der Eltern und bei 
unebelicher Geburt Ort und Tag der Geburt der 
Mutter des Verftorbenen unter Bezeichnung des 
ftandesamtlichen Eintrags, 

3. die Todesurfache, 


Sweiter Abſchnitt 


Die Beurkundung des Perjonenjtandes 
bon Ungehörigen der Wehrmadt im Kriege 
und in bejonderen Fällen 


(1) Während eines Krieges, eines kriegsähnlichen 
Unternehmens oder eines befonderen Einſatzes gelten 
für die Beurkundung des Derfonenftandes von Ange- 
börigen der Wehrmacht Die Vorfchriften der $S 12 bis 30, 
Für die Beurkundung von Geburten gelten die Vor— 
ichriften der $$ 6 bis 11, wenn die Mutter des Kindes 
lic) auf Grund eines Dienft- oder Vertragsperhältnifies 
oder aus anderen Gründen bei der Truppe aufhält oder 
ihr folgt. 

(2) Wann der Fall eines friegsähnlichen Unterneh 
mens oder eines befonderen Einjaßes vorliegt und 
warn er beendet ift, beſtimmt der Chef des Oberfom- 
mandos der Wehrmacht. 


1. Die Beurkundung der Geburten 


86 
Für Die Beurkundung von Geburten, die ſich inner- 
halb des Gebiets des Deutjchen Reichs ereignen, gelten 
die allgemeinen Beftimmungen. 


$7 
Mird ein Kind in einem Gebiet geboren, das nicht 
zum Deutfchen Neid) gehört, jo wird die Geburt von 
den Standesbeamten des Standesamts I in Berlin 
beurfundet. 
88 


(1) Am Falle des $ 7 obliegt die Anzeige an den 
Standesbeamten dem Bataillonsftommandeur (Ab— 
teilungsfommandeur oder einem in gleicher Dienft- 
stellung befindlichen militäriichen Vorgeſetzten) oder 
den Kommandeur oder Vorftand der Behörde, bei der 
jich die Mutter zur Seit der Geburt aufgehalten hat. 
Die Anzeige wird fehriftlic in dienftlicher Form er- 
ftattet. 

(2) Wird das Kind in einem Krankenhaus geboren, 
das unter deuticher Leitung ſteht, jo trifft die Anzeige- 
pflicht den Leiter. des Krankenhauſes. 


89 
(1) An der Anzeige find zum Zwecke der Eintragung 
in da8 Geburtenbuch anzugeben: 
1. die Vor- umd Ramiliennamen der Eltern des 
Kindes, ihr Beruf und Wohnort ſowie ihr reli- 
giöſes Bekenntnis, 
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2. Ort, Tag und Stunde der Geburt, 
3. Geſchlecht des Kindes, 
4. die Vornamen des Kindes, 


(2) In der Anzeige follen nach Möglichkeit folgende 
meitere Angaben gemacht werden: 


I. Ort und Tag der Ehefchliefung der Eltern des 
Kindes unter Bezeichnung des ftandesamtlichen 
Eintrags, 


2. bei unehelichen Kindern Ort und Tag der Geburt 
der Mutter unter Bezeichnung des ftandesamt- 
lichen Eintrags. 


g 10 


(1) Die Anzeige der Geburt durd) den Kommandeur 
oder Behördenvorftand erfolgt auf Grund der Anzeige, 
die Ihm von einer nad) $ 17 des Derfonenftandsgejeßes 
zur Anzeige verpflichteten Derjon exjtattet wird, Die 
Pflicht zur Anzeige an den Kommandeur oder Behör— 
denvorftand fteht der Vflicht zur Anzeige an den Stan- 
desbeamten im Sinne des Derfonenftandsgejeßes und 
der Ausführungsbeftimmungen zu diefem Gefeß gleich. 
Die Anzeige an den Kommandeur oder Behördenvor- 
ftand kann unmittelbar oder durch Vermittlung des 
nächften militärischen Vorgejeßten, dem Dijziplinar- 
ftrafgewalt zufteht, erftattet werden. 


(2) Der Kommandeur oder Behördenvorftand Fann 
die Geburt dem Standesbeamten aud auf Grund 
dienftlicher Ermittlung anzeigen. 


sı11 
(1) Das Anerkenntnis der Vaterfchaft durch einen 
Angehörigen der Wehrmacht und die etwa erforder: 
liche Zuſtimmung des gejeßlichen Vertreters fünnen 
von einem richterlichen Militärjuftigbeamten beurfundet 
werden. 


(2) Diefer überjendet die Urkunde über das An- 
erfenntnis der Waterfchaft oder eine beglaubigte Ab— 
ichrift der Urkunde dem Standesbeamten, in deſſen 
Geburtenbuch die Geburt des Kindes beurfundet ift, 
oder, falls die Geburt nichtin einem deutfchen Geburten- 
buch beurkundet ift, dem Standesbeamten des Standes- 
amts J in Berlin. 


2. Die Beurfundung der Eheſchließung 


a) Die Ehefchließung vor dem Standesbeamten 
in Anweſenheit der Verlobten 


$ 12 

Für eine Cheichliefung innerbalb des Deutfchen 
Reichs und die Beurkundung diejer Ehefchließung gelten 
die allgemeinen Vorfchriften. Die Ehe fann außer vor 
den nach 819 des Ehegeſetzes zuftändigen Standes: 
beamten aud) vor dem Standesbeamten geichlojjen 
werden, in deſſen Bezirk einer der Verlobten jeinen 
Aufenthalt bat. 
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b) Die Eheſchließung vor dem Standesbeamten 
in Abwejenheit des Mannes 


g 13 


(1) Wer ald Angehöriger der Wehrmacht an einem 
Kriege, einem kriegsähnlichen Unternehmen oder einem 
bejonderen Einſatz teilnimmt und feinen Standort ber» 
laſſen hat, kann feinen Willen, die Ehe einzugehen, auch) 
zur Miederjchrift des Bataillonstommandenrs (Ab— 
teilungsfommandeurs oder eines in gleicher Dienft- 
ftellung befindlichen militärifchen Vorgeſetzten) erllären. 
Die Erklärung ift unwiderruflich; fie verliert jedoch) nad) 
zwei Monaten ihre Kraft, wenn die rau ihre Erklärung, 
die Ehe einzugeben, bis zu dieſem Zeitpunkt nicht dor 
den Standesbeamten abgegeben bat; in ber Nieder: 
jchrift ift hierauf binzuweifen. Die Niederjchrift ift von 
dem Manne und dem Bataillonstommandeur unter 
Angabe des Ortes und Tages zu unterjchreiben und 
mit dem Dienftfiegel zu verjehen. 


(2) An die Stelle de3 Bataillonstommandeurs tritt 
bei Wehrmachtangehörigen, Die zu einer Behörde ger 
hören, der Kommandeur oder Vorftand der Behörde, 
bei Inſaſſen von Lazaretten und Krankenhäufern der 
leitende Arzt. 


g 14 


Die Ehe wird vor dem Standesbeamten geſchloſſen, 
in deſſen Bezirk die Frau ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
und mangels eines ſolchen ihren Aufenthalt hat. 


g 15 


(1) Die Niederfchrift über die Erklärung des Mannes, 
daß er die Ehe eingebe, muß enthalten: 


1. die Vornamen und den Tamiliennamen des 
Mannes, jeinen Beruf und militärifchen Dienit- 
grad, jeinen Wohnort oder letzten Wohnort, Ort 
und Tag feiner Geburt jowie jein religiöfes Be— 
fenntnis, 


9, die Vornamen und den Familiennamen der Frau, 
ihren Beruf und Wohnort, Ort und Tag ihrer 
Geburt forwie ihr religiöfes Bekenntnis, 


3, die Erklärung, daß er mit der gemäß Nr. 2 be- 
zeichneten Frau die Che eingehe, 


4. die Bezeichnung des Standesbeamten, vor dem 
die Ehe geſchloſſen werden ſoll. 


(2) Die Gültigkeit dev Che wird durch mangelhafte 
oder fehlende Angaben nicht berührt, ſofern die Der- 
jönlichfeit der Verlobten ausreichend erkennbar be- 
zeichnet und der Mille, die Ehe einzugehen, deutlicd) zum 
Ausdrud gelommen ift. 


$ 16 


(1) Die Niederjehrift fol ferner Auskunft tiber Die 
Abftammung und bie ehegejundheitlichen Verhältniſſe 
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des Mannes geben. Zu diefem Zwecke find nad) Mög- 
lichkeit anzugeben: 

1. die Vor- und Familiennamen der Eltern ſowie 
der Geburtsname der Mutter, Beruf, Wohnort 
oder letztet Wohnort, Ort und Tag der Geburt 
und der Ehefchliefung ſowie Das religiöfe Be— 
fenntnis der Eltern; eine frühere Zugehörigkeit 
zur jüdiſchen Religionsgemeinfchaft ift in jedem 
Fall anzugeben; ift der Mann unehelich geboren 
und ift der Vater belannt, jo find deſſen Verhält- 
niffe möglichft genau zu bezeichnen, 


9, die Raffezugehörigkeit und die Religion der Groß- 
eltern, 


3, die ehegefundheitlichen Verhältniffe des Mannes; 
e8 ift anzugeben, ob er an einer Geſchlechtskrank— 
heit oder an Tuberkuloſe leidet oder im lebten 
Jahre gelitten hat, ob er entmündigt ift, ob er an 
einer ſchweren Erbkrankheit (insbeſondere Schizo- 
phrenie oder maniſch⸗ depreſſivem Irreſein) oder 
an ſchwerem Alkoholismus leidet oder gelitten 
hat, ob er auf Grund des Geſetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchſes unfruchtbar gemacht 
oder ob ihm das Ehetauglichkeitszeugnis bereits 
einmal verſagt worden iſt. 


(2) Der Mann muß an Eides Statt verfichern, daß er 
diefe Angaben nach bejtem Wiſſen gemacht hat. Die 
Beibringung von Urkunden, die er nicht im Beſitz hat, 
darf in der Regel nicht verlangt werden. 


$ 17 


Aus der Niederfchrift ſoll ſchließlich erfichtlich fein, 
daß fein Ehehindernis der beabfichtigten Ehe entgegen» 
fteht. War der Mann bereits einmal verheiratet, jo muß 
durch Urkunden (Sterbeurkunde, Scheidungs-, Aufbe- 
bungs- oder Nichtigfeitsurteil) nachgewwiefen werden, 
daß die frühere Ehe aufgelöft oder für nichtig erklärt ift. 
Es genügt, wenn die Urkunden dem Standesbeamten 
vor der Eheſchließung vorgelegt werden, 


g 18 


(1) Der Bataillonstommandeur oder die ihm gemäß 
$ 13 gleichftehende Stelle überfendet die Niederfchrift 
dem Standesbeamten. Eine beglaubigte Abjchrift der 
Niederfchrift wird zu den Alten des Bataillons, der 
Behörde oder des Lazaretts oder Krankenhauſes ge— 
nommen. 


(2) Der Standesbeamte benachrichtigt alsbald die 

Frau. 
819 

(1) Die Ehe kommt in dem Zeitpunkt zuftande, in dem 
die Frau dor dem Standesbeamten ihren Willen, die 
Ehe einzugehen, erklärt. 

(2) Die Gültigkeit dev Ehe wird nicht dadurd berührt, 
daf der Mann in dem Zeitpunkt, in dem die rau ihre 
Erklärung abgibt, bereit verftorben war. In dieſem 
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alle gilt die Ehe als an dem Tage gefichloffen, an dem 
der Mann feinen Willen, die Ehe einzugehen, zur Nieder- 
ichrift erflärt hat. In dem Seitatseintrag ift hierauf 
binzuweifen. War zur Seit der Fertigung des Heirats— 
eintrags der Tod noch nicht bekannt, fo ift in dem Rand- 
bermerf über den Tod oder die Todeserklärung oder die 
Feſtſtellung der Todeszeit hierauf befonders hinzu- 
weiſen. 

(3) Der Standesbeamte verfährt im übrigen nad) den 
Vorſchriften des Verfonenftandsgefeges und den zu 
diefem Geſetz erlaffenen Ausführungsbeftimmungen. 
Ein Nufgebotsverfahren findet nicht ftatt. 


$ 20 

(1) In dem bei der Ehefchliefung zu eröffnenden 
Blatt im Familienbuch ift exfichtlich zu machen, daf die 
Ehe in Abweſenheit des Mannes gejchloffen ift. Ort und 
Tag der Erklärung des Mannes und der mittwirfende 
Bataillonstommandeur oder die ihm gemäß $13 gleich— 
ftehende Stelle find anzugeben. 

(2) Die Eintragung ift von der Ehefrau, den Zeugen 
und dem Standesbeamten zu unterfchreiben. 

(3) Die Niederfchrift über die Erflärung des Mannes 
ift zu dem Sammelaftenbeft zu nehmen. 


$ 21 
(1) Der Standesbeamte überfendet dem Mann als- 


bald eine HeiratSurkunde; für diefe wird feine Gebühr 
erhoben. 


(2) In der Heiratsurkunde wird der Umftand, daf die 
Ehe in Abwefenheit des Mannes gejchloffen ift, nicht 
erjichtlich gemacht. 


ce) Die Eheſchließung vor dem richterlichen 
Militärjuftizbeamten 
s 22 

In einem Gebiet, das nicht zum Deutjchen Reich 
gehört, oder in dem, obgleich es zum Deutjchen Reid) 
gehört, fein Standesbeamter vorhanden ift, wird die 
Ehe vor dem richterlichen Militärjuftizbeamten ae- 
ſchloſſen. Dieſer gilt als Standesbeamter im Sinne der 
Vorjchriften des Chegefebes, des Derfonenftandsgejekes 
und der zu dieſen Geſetzen ergangenen Ausführungs- 
bejtimmungen. Diefe VBorichriften find im übrigen an- 
zuwenden; ein Aufgebotöverjahren findet nicht ftatt. 


23 

Der richterlihe Militärjuftizbeamte überſendet das 
von Ihm bei der Eheichliefung eröffnete Blatt im Fa- 
milienbuch nebjt den von den Verlobten beigebrachten 
Urtunden und den fonftigen Vorgängen dem Standes: 
beamten des Standesamts Lin Berlin. Falls die Ver- 
lobten bereits ein gemeinfchaftliches voreheliches Kind 
haben, teilt er dem Standesbeamten des Standes- 
amts I in Berlin auch Ort und Tag der Geburt des 
Kindes unter Bezeichnung des fiandesamtlichen Ein- 
trags mit. Weitere Mitteilungen liegen ihm nicht ob. 
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g 24 
(1) Der Standesbeamte des StandesamtsTin Berlin 
macht nach Empfang des Blattes im Familienbuch die 
im Perfonenftandsgefeg und in den hierzu ergangenen 
Ausführungsbeftimmungen vorgefchriebenen Mittei- 
lungen. Er gilt künftig als der Standesbeamte, vor 
dem die Ehe geſchloſſen worden ift. 


(2) Der Standesbeamte des Standesamts J in Berlin 
fertigt alöbald eine von ihm zu beglaubigende Abfchrift 
für das Zweitbuch. $44 des Derfonenftandsgefehes 
und die hierzu ergangenen Ausführungsbeftimmungen 
find entiprechend anzuwenden. 

(3) Die Erſt- und Iweitfchriften werden von dem 
Standesbeamten bis zum Ende des Krieges, des kriegs— 
ähnlichen Unternehmens oder des befonderen Einfates 
aufbewahrt und alsdann in feften Büchern, nad) dem 
Tag der Eheſchließung geordnet, vereinigt. An ficht- 
barer Stelle ift darauf hinzumeifen, aus welchem Anlaf 
die Bücher angelegt worden find. Das Jweitbuch wird 
an die Aufjichtöbehörde zur Aufbewahrung und Fort- 
führung abgegeben. 


3. Die Beurkundung der Sterbefälle 
$ 25 


Sterbefälle werden ohne Rüdficht darauf, ob der Tod 
im Inland oder im Ausland eingetreten ift, von dem 
Standesbeamten beurfundet, in defjen Bezirk der Ver— 
jtorbene feinen legten Wohnfik oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt hatte; hatte er weder feinen letzten Wohnfit noch 
feinen letten gewöhnlichen Aufenthalt im Bezirk eines 
deutichen Standesbeamten, fo ift der Standesbeamte 
des Standesamts I in Berlin zuftändig. 


$ 26 
Die Anzeige des Sterbefalls liegt der Wehrmachtaus- 
Eunftftelle für Kriegerverlufte und Kriegsgefangene ob. 
Die Anzeige ift zu erftatten, jobald der Tod und die 
DVerjönlichleit des Verftorbenen auf Grund dienftlicher 
Ermittlungen fefigeftellt find. Sie wird fchriftlich in 
dienftlicher Form erftattet. 


$ 27 

(1) Für den Inhalt der Anzeige gilt $ 4 diefer Ver- 
ordnung. 

(2) Der Standesbeamte darf die Entgegennahme 
von Anzeigen mit unvollftändigen Angaben nicht ab- 
Ichnen; er ftellt nach der Beurkundung des Sterbefalls 
die zur Ergänzung erforderlichen Ermittlungen an. 
Der Standesbeamte darf die Entgegennahme einer An- 
zeige auch nicht mit der Begründung ablehnen, daf die 
Vorausfehungen des $ 5 der Verordnung nicht gegeben 
ſeien. 


28 
(1) Der Standesbeamte kann die Eintragung er- 
gänzen oder berichtigen, wenn ihm von der Wehrmacht» 
ausfunftftelle eine die frühere Anzeige ergänzende oder 
berichtigende Anzeige zugeht. 
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ſtandsgeſetzes vom 30. Auguft 1939 Reichsgeſetzbl. I 
©. 1540) find auf die Angehörigen der bewaffneten 
Einheiten der 5 finngemäß anzumenden; die näheren 
Einzelheiten vegelt der Reichsminifter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers 
durch Erlaß. Der Reichsminifter des Innern kann 
ferner im Einvernehmen mit dem Chef des Oberkom⸗ 
mandos der Wehrmacht durch Erlaß beftimmen, daf 


(2) Der Standesbeamte kann die Eintragung aud) 
auf Grund der eigenen Ermittlungen ergänzen, jedod) 
nicht berichtigen. 

(3) Die Ergänzung oder Berichtigung ift am Rande 
des Sterbeeintrags vorzunehmen. Sie ift unter An- 
gabe des Ortes und Tages ber Eintragung von dem 
Standesbeamten zu unterfchreiben. 


$ 29 
Sur Beftattung des Verftorbenen vor der Eintragung 
des Sterbefalls bedarf es nicht der ortspolizeilichen Ge- 
nehmigung. 
$ 30 
Für die Beurlundung der Sterbefälle von ſolchen in 
deutfcher Gewalt befindlichen Gefangenen, die einer 
fremden Wehrmacht angehören oder wie Angehörige 
biefer Wehrmacht zu betrachten find, ift der deutſche 
Standesbeamte zuftändig, in deſſen Bezirk der Tod 
eingetreten ift; ift der Tod nicht im Bezirk eines deut- 
ichen Standesbeamten eingetreten, fo ift der Standes» 
beamte des Standesamts I in Berlin zuftändig. Die 
zz 26 bis 29 find anzuwenden, Ermittlungen zum 
Zwecke der Ergänzung des Sterbeeintrags braucht der 
Standesbeamte nicht anzuftellen, wenn nad) Lage der 
Dinge ein Ergebnis nicht zu erwarten ift. 


Dritter Abſchnitt 


Schlußbeſtimmungen 

331 
Nach Beendigung des Krieges, des kriegsähnlichen 
Unternehmens oder des beſonderen Einſatzes ſind die 
Vorſchriften dieſer Verordnung über die Beurkundung 
von Geburten und Sterbefällen anzuwenden, falls die 
Geburt oder der Sterbefall vor diefem Zeitpunkt ein- 

getreten: ift. 

$ 32 
(1) Angehörige der Mehrmacht im Sinne diefer Ver- 
ordnung find die Soldaten und die Wehrmachtbeamten. 
(2) Die Vorſchriften dieſer Verordnung und der 
Smweiten Verordnung zur Ausführung des Perjonen- 


Berlin, den 4. November 1939. 
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die genannten Vorjehriften auch auf andere Verfonen 


angewandt werden, und dabei die Anzeigepflicht ab- 
weichend von den Beltimmungen diefer Verordnung 
regeln: 


(3) Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 


kann durch Erlaf die Zuftändigfeiten der Wehrmacht- 
dienftftellen zur Anzeige von Geburten und Sterbe- 
fällen den jeweiligen Bedürfniffen anpaffen und dabei 
von den Vorfchriften diefer Verordnung abweichen. 


$ 33 
(1) Dieje Verordnung tritt am Tage ihrer Verlün- 


dung in Kraft. Die Vorfchriften der $$ 25 bie 30 treten 
mit Wirkung vom 1. September 1939 in Kraft; joweit 
Sterbefälle bereits auf Grund der bisher geltenden Be- 
ftimmungen beurkundet find, behält e8 hierbei fein Be- 


wenden. Die Vorfcehriften des bisher geltenden Rechts 
treten außer Kraft, ſoweit fie Gegenftände betreffen, 
die durch diefe Verordnung geregelt find. 


(2) Diefe Verordnung gilt auch im Gebiet der bis— 
herigen Freien Stadt Danzig und im Wroteftorat 
Böhmen und Mähren, joweit dort auf Grund der Ver⸗ 
ordnung, Über die Anwendung deutichen Rechts auf 
deutfche Staatsangehörige im Vrotektorat Böhmen und 
Mähren vom 20. Juli 1939 Reichsgeſetzbl. I ©. 1309) 
das deutſche Verfonenftandsrecht gilt. 


(3) Bis zur Einführung des deutjchen Derfonen- 
ftandsrecht8 gilt in den Gebieten, die durch den Erlaß 
des Führers und Reichskanzlers über Gliederung und 
Verwaltung der Oftgebiete vom 8. Dftober 1939 
(Reichsgefekbl. I S. 2042) in das Deutjche Reid) ein- 
gegliedert worden find, dieſe Verordnung infoweit nicht, 
als eine Beurkundung des Verfonenftandes in den ge- 
nannten Gebieten in Betracht kommt. 


Der Neihsminifter der Juftiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Der Reichgminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 
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Zweite Verordnung über die Bereinfarhung der Verwaltung. 
Som 6. November 1939, 


Auf Grund der Ziffer VI des Erlafies des Führers 
und Reichskanzlers über die Vereinfachung der Ver- 
waltung vom 28. Auguft 1939 (Reichögefegbl. 1 S.1535) 
wird folgendes verordnet: 


Urtifel I 
VBerwaltungsgerichtäbarkeit 
81 


Die Stadt- und Kreisverwaltungsgerichte und die 
entiprechenden VBerwaltungsgerichte der außerpreußi- 
hen Länder werden aufgehoben. An ibrer Stelle 
entjcheiden die unteren Verwaltungsbehörden, deren 
Entſcheidung durch Beſchwerde bei der vorgefekten 
Behörde angefochten werden kann. Die vorgeſetzte 
Behörde kann ftatt eigener Entſcheidung im Hinblick 
auf die guundfägliche Bedeutung oder die befonderen 
Umftände des Einzelfalls das verwaltungsgerichtliche 
Verfahren zulaſſen. Hierzu ift auch die untere Verwal: 
tungsbehörde in Fällen, in denen fie ſelbſt auf Be: 
ſchwerde zu entſcheiden Hätte, berechtigt; fie ift dazu 
verpflichtet, wenn es fich um die Nachprüfung einer 
eigenen Verfügung bandelt oder wenn bermögens- 
rechtliche Intereſſen der durch den Leiter der unteren 
Verwaltungsbehörde vertretenen Selbjtverwaltung®: 
förverichaft berührt werden. 


2 
(1) Das Verwaltungsgericht entfcheidet in allen 
Rechtsſtufen in der Beſetzung von drei Mitgliedern, 
die die Befähigung zum Nichteramt oder zum höheren 
Berwaltungsdienft haben. 


(2) Der Vorſitzende des Verwaltungsgerichts ift er- 
mächtigt, Beamte, die die Befähigung zum Nichter: 
amt oder zum höheren Verwaltungsdienft haben, zu 
Silfsrichtern des Verwaltungsgerichts zu beſtellen. Bei 
einem Verwaltungsgericht, das einer Verwaltungs 
behörde angegliedert ift, ift der Reiter diefer Behörde 
hierzu ermächtigt. 

83 

Der Vorſitzende kann Entſcheidung ohne mündliche 
Verhandlung anordnen, wenn er den Sachverhalt ohne 
mündliche Verhandlungfür hinreichendgeklärterachtet. 


84 

(1) Soweit infolge des Erſatzes des verwaltungs— 
gerichtlichen Verfahrens Durch die Beſchwerde gemäß 
Ziffer IV Abſ.2 Sab 1 des Führererlaſſes eine 
Dberite Neichsbehörde zur Enticheidung über die Be 
ſchwerde berufen wäre, verbleibt es bei der Juitändig- 
feit des Verwaltungsgerichts. Dies ailt nicht für die 
endgültige Dlanfeititellung im Enteigmmasverfabren 
und beim wafjerrechtlichen Ausbau. 


(2) Soweit gegen eine Einfprudh8- oder Beſchwerde⸗ 
enticheidung des Oberbürgermeifters oder des Stadt: 
präfidenten in Berlin, des Reichsftatthalters in Sam- 
burg oder des Neichsftatthalters in Wien das ver- 
waltungsgerichtliche Verfahren zuläffig war, verbleibt 
e3 bei der Zuftändigfeit des Verwaltungsgerichts. 


85 

Im Sinne der Ziffer IV Abſ. 2 und 3 des Führer: 
erlaffes hat ein Einzelfall insbefondere dann grund: 
jäßliche Bedeutung, wenn die angefochtene Verfügung 
oder Entſcheidung von der ſtändigen Rechtſprechung 
des für das Land oder den Reichsgau zuftändigen 
oberiten Berwaltungsgerichts bewußt abweicht. Wird 
im alle der Ziffer IV Abſ. 2 Sat 3 fowie des Abf. 3 
eine Abweichung von der ftändigen Rechtſprechung 
binnen Monatsfriſt nachgewieſen, fo kann das ver- 
waltungsgerichtliche Verfahren oder das Rechtsmittel 
nachträglich zugelaffen werden; die Anfechtungsfrift 
beginnt dann mit der Bekanntgabe der Zulaſſung. 


Artikel I 
Anderung der Gewerbeordnung 
86 


Die Reichsgewerbeordnung wird wie folgt geändert: 


1. Im 861 Abſ. 1, 2 und 3 der Gewerbeordnung 
treten an Stelle der Worte „höhere Verwaltungs: 
behörde” die Worte „untere Berwaltungsbehörde”. 


2.8 60 Abſ. 2 erhält folgende Faffung: 

„Der Wandergewerbefchein für den Betrieb 
der im $ 55 Abf. 1 Siffer 4 genannten Gewerbe 
berechtigt zur Ausübung des Gemwerbebetriebes 
nur in dem Regierungsbezirk, zu dem die aus: 
jtellende untere VBerwaltungsbehörde (S61 Abf. 2) 
gehört. Falls die ausftellende untere Verwal: 
tungsbehörde einem Negierungsbezivk nicht an- 
gehört, beſchränkt fich die Befuanis zum Ge- 
werbebetrieb auf den Bereich der unteren Ver- 
waltungsbehörde. In einem anderen Regierungs— 
bezirt (Sat 1) oder im Bereich einer anderen 
unteren Berwaltungsbehörde (Sat 2) darf der 
Gewerbebetrieb nur ausgeübt werden, wenn der 
Wandergewerbeichein auf den anderen Regie: 
rungsbezirk oder auf den Bereich dev anderen 
unteren Berwaltungsbehörde ausgedehnt worden 
ft. Zuſtändig für die Ausdehnung des Wander: 
gewerbejcheins ift die untere ®erwaltunasbebörde, 
in deven Bereich der Gewerbebetrieb fortgeſetzt 
werden joll,“ 
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3.8 60 Abi. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Der Wandergewerbeſchein für die im $ 59 
Abi. 1 Ziffer 4 bezeichneten Gewerbe kann für 
eine kürzere Dauer als das Ralenderjahr oder 
für beftimmte Tage des Ralenderjahrs aus 
geftellt oder ausgedehnt werden. Die Ausdeh- 
nung ift zu berjagen, wenn für den beantragten 
örtlichen Geltungsbereich des MWandergewerbe: 
icheins (Abſ. 2) einer den Verhältniſſen ent- 
iprechenden Anzahl von Perſonen Wander- 
aewerbejcheine der gleichen oder ähnlicher Art 
dereits ausgeftellt oder ausgedehnt find. Die 
unteren Verwaltungsbehörden fünnen bewilligte 
Ausdehnungen nad) den Beftimmungen des 
$ 58 zurücknehmen.“ 


4. 857 Abſ. 1 Ziffer 3 erhält folgende Faſſung: 


tung iſt oder wenn nicht beſondere Umſtände die 
Zulaſſung des Rechtsmittels rechtfertigen. 

(2) Sind in der Seit zwifchen dem 30. Auguſt 1939 
Inkrafttreten des Führererlaffes) und dem Inkraft— 
treten diefer Verordnung Entſcheidungen ergangen, 
die den Verfahrensvorſchriften ded Abſ. 1 nicht ent- 
iprechen, jo find dieſe Enticheidungen rechtsgültig, 
wenn nicht die Beteiligten innerhalb eines Monats 
vom Inkrafttreten dieſer Verordnung an die Durch— 
führung des nach dieſer Verordnung zugelaſſenen 
Verfahrens beantragen. 





















9 
Die Worfitenden der oberſten Verwaltungs: 
gerichte dev Länder werden ermächtigt, übergangs— 
weiſe aus beſonderen Gründen einzelne Senate mit 
bis zu fünf Mitgliedern zu beſetzen. Den Zeitpunkt 


| „5. in dem falle des $ 55 Abi. Ziffer 4, werm | He8 Außerfrafttretens diefer Ermächtigung beftimmt 
einer den Verhältniffen des örtlichen Geltung®- | der NReichsminifter des mern. 

| bereichs des Wandergewerbeſcheins (S 60Abſ. 2) * 

| entfprechenden Anzahl von Perſonen Wander: $ 10 

N gewerbejcheine der gleichen oder ähnlicher Art (1) $1 tritt hinfichtlich der Rreisverwaltungs: 
bereit8 ausgeftellt oder ausgedehnt find ($ 60 gerichte am 10.November 1939 in Kraft; hinſichtlich 
Abſ. 3).“ der Stadtverwaltungsgerichte beſtimmt den Zeit- 


punft des Inkrafttretens der Neichgminifter des 
Innern, der aud) Die erforderlichen Durchführungs⸗ 
vorſchriften hierzu erläßt. 

(2) Im übrigen tritt Die Verordnung mit ihrer 
Verkündung in Kraft. 


5.863 Abſ. 2 fällt weg. 


Artikel II 
Übergangs und Schlußvorſchriften 
87 
Iſt auf eine Beſchwerdeentſcheidung, die vor dem 
1. September 1939 ergangen iſt, weitere Beſchwerde 
oder ein gleichartiger Rechtsbehelf eingelegt worden, 
ſo kann die angerufene Stelle die weitere Beſchwerde 
als unzuläſſig zurückweiſen, wenn der Einzelfall nicht 
von grundſätzlicher Bedeutung iſt oder wenn nicht 
beſondere Umſtände die Zulaſſung dieſes Rechts— 
mittels rechtfertigen. 


811 

(1) Die fi auf Die Rerwaltungsgerichtsbarfeit 
beziehenden Vorſchriften diefer Verordnung finden 
nur auf die allgemeinen Verwaltungsgerichte der 
Länder Anwendung. 

(2) Dex beteiligte Reichsminiſter erläßt im Ein 
vernehmen mit dem Reichsminiſier des Innern ent- 
sprechende Vorſchriften für die Sonderverwaltungd- 
gerichte. 

(3) Der beteiligte Reichsminiſter entſcheidet im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern, 
ob und inwieweit die Verfahrensvorſchriften des 
Führererlaſſes und dieſer Verordnung auch auf Ver— 
fahren Anwendung finden, die dem verwaltungs⸗ 
gerichtlichen Verfahren ähnlich ſind. 

(4) Im übrigen werden Zweifelsfragen, die ſich 
aus diefer Verordnung ergeben, durch den Reichs⸗ 
miniſter des Innern entſchieden. 


(1) Verfahren, die auf Grumd einer dor dem 
1. September 1939 ergangenen Entiheidung bei dem 
oberften Nerwaltungsgericht eines Landes oder bei 
einem Bezirksverwaltungsgericht anhängig geworden 
ſind oder anhängig werden, werden vor den Ver— 
waltungsgerichten zu Ende geführt. Der Vorſitzende 
kann jedoch die Klage, Berufung, Reviſion oder ein 
ähnliches Rechtsmittel als unzuläſſig zurückweiſen, 
wenn der Einzelfall nicht von grundſätzlicher Bedeu— 


Berlin, den 6. November 1939 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 
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Dierte Durchführungsverordnung zum Gejeb Über die Devijenbeiwirtichaftung. 
Bom 6. November 1939, 
Auf Grund des F 96 des Gefetes über die Devifenbewirtichaftung (Devifengefeg) vom 12. Dezember 1938 
(Neichögefegbl. 1 ©. 1733, 1734) wird verordnet: 
81 
Die Beſtimmungen der SS 17 bis 20 des Deviſengeſetzes gelten für auf Zloty Iautende Geldforten entfprechend. 


52 
Die in den $$ 69 und TI bis 79 des Devifengefeßed angedrohten Strafen und fonftigen Maßnahmen 
finden auch Anwendung auf Zuwiderhandlungen gegen $ 1 dieſer Verordnung. 


Berlin, den 6. November 1939. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 
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Verordnung über den Eiſenbahnverkehr des Proteltorats Böhmen und Mähren 
mit dem fibrigen Reichsgebiet. 


Vom 26. Dttober 1959. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 

Der Reichsverfehrsminifter wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Juſtiz die zur 
Vereinheitlichung des Eiſenbahnverkehrs mit dem Protektorat Böhmen und Mähren erforderlichen Anord- 
nungen für das übrige Neichsgebiet zu treffen, aud) joweit fie vom geltenden Recht abweichen, 


en — 


Berlin, den %6. Oktober 1939. 


Der Borfißende 
des Minijterrats für die Reichsverteidigung 


Göring 
Generalfeldmarſchall 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Fünfte Durchführungsverordnung zum Geſetz über das Feuerlöſchweſen 
(Erjtattung des Lohnausfalls an die Mitglieder der Feuerwehren). 


Bon 6. Nobember 1939 


Auf Grund des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen 
vom 23. November 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1662) 
wird im Einvernehinen mit dem Stellvertreter des 
Führers, dem Neichsminifter der Luftfahrt und Ober- 
befehlshaber der Luftwaffe, dem Reichsarbeits. 
minifter, dem Reichswirtſchaftsminiſter und dem 
Reichsminiſter der Finanzen folgendes verordnet: 

Den Mitgliedern der Hreiwilligen Feuerwehren, 
der Pflichtfeuerwehren und der Werffeuerwehren 
wird im Halle des Einſatzes bei Brand- und Kataſtro— 
phenbekämpfung der Lohnausfall (Verdienſtausfall) 
nad) folgenden Vorſchriften erſtattet. 


51 

Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren und der 
Pflichtfeuerwehren, die als Angeſtellte oder Arbeiter 
im Dienſt des Reichs, der Länder und Gemeinden, 
Gemeindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des 
öffentlichen Nechts und der öffentlichen Betriebe ſtehen, 
behalten im Falle des Einſatzes während ihrer Ar— 
beitszeit ihren Anſpruch auf Zahlung des Arbeits— 
entgelts oder der ſonſtigen Bezüge. Die Sozial—⸗ 
verſicherungsbeiträge ſind nach dem bisherigen Ent— 
gelt weiter zu entrichten. 


82 

(1) Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren und 
der Pflichtfeuerwehren, die als Angeitellte oder Ar- 
beiter im Dienfte eines anderen ala der im S1 be 
zeichneten Unternehmen ſtehen, haben vorbehaltlich 
weitergehender Rechte in jedem Falle des Einſatzes 
während ihrer Arbeitszeit Anſpruch auf Weiter— 
zahlung des Arbeitsentgelts oder der ſonſtigen Bezüge 
auf die Dauer bis zu zwei Arbeitstagen. Die Sozial. 
verficherungsbeiträge find nach dem bisherigen Ent- 
gelt weiter zu entrichten. 

(2) Der Anfprud) entfällt, falls die Dauer eines 
Einzeleinfabes zwei Stunden oder die Dauer mebrerer 
Einjäbe in einer Kalenderwoche die Seit von vier 
Stunden nicht überjteigt und dem Mitglied der Feuer— 
wehr die Möglichkeit gegeben ift, die verfäumte Ar- 
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beitszeit ſpäteſtens in der nachfolgenden Woche nad)- 
jubolen. 
$3 


Überjteigt der ununterbrochene Einf aß der im $ 2 
genannten Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren 
und der PDflichtfeuerwehren die Dauer von zwei Ar- 
beitstagen und haben die Mitglieder feinen jonftigen 
Anfprud auf MWeiterzahlung ihres Arbeitsentgelts 
oder ihrer jonjtigen Bezüge, fo hat die Gemeinde, in 
der die Feuerwehren eingeſetzt waren, den Mitgliedern 
der Feuerwehren den Ausfall des Arbeitsentgelts 
oder ihrer ſonſtigen Bezüge zu erſtatten ſowie die ent- 
Iprechenden Sozialverficherungsbeiträge zu entrichten, 


s4 

Den Mitaliedern einer greiwilligen Feuerwehr 
oder einer Pflichtfeuerwehr, die einem freien Beruf 
angehören, iſt auf ihren Antrag eine Entfchädigung 
feiten® der Gemeinde, in welcher der Einfat erfolgte, 
zu gewähren, falls der Einfat für den Einzelfall länger 
als vier Stunden dauerte und ein nicht wieder ein- 
zubringender Verdienftausfail in der Zeit des Ein- 
ſatzes nachgewiefen werden kann. In Streitfällen ent- 
Icheidet unter Ausſchluß des Rechtsweges die untere 
Verwaltungsbehörde endgültig. 


85 
Uberſteigt der ununterbrochene Einfaß der Mit. 
glieder der Freiwilligen Feuerwehren oder Pflicht 
feuerwehren die Dauer von drei Tagen, fo wird die 
Erftattung des ArbeitsentgeltS oder der jonftigen 
Bezüge oder des Verdienftausfall® von dem Reichs, 
minifter des Innern in jedem Falle befonders ge» 
regelt. 
6 


Die Vorſchriften diefer Verordnung gelten ent- 
Iprechend für Mitalieder von Werkfeuerwehren, ſo— 
weit ſie außerhalb ihrer Betriebe eingeſetzt werden. 


87 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
Frick 
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Polizeiverordnung 
über die Berwendung von brennbaren Flüjjigkeiten zu Koch⸗, Heiz: und Belenchtungszweren. 
Bom 6. November 1939. 


Auf Grund der Verordnung über die Polizei— 
verordnungen der Reichsminifter vom 14, November 
1938 (Reichsgefetbl. I ©. 1582) wird folgendes ver- 
ordnet: 

51 


(1) Alle für den Betrieb mit brennbaren Flüſſig⸗ 
keiten beftimmten Koch- und Heizgeräte, die nach dem 
Inkrafttreten dieſer Poli zeiverordnung vom Herſteller 
— bei Bezug der Geräte aus dem Ausland vom ein 
führenden Händler — vertrieben werden, müflen mit 
einem Schild verjehen fein, aus dem hervorgeht, mit 
welcher Flüſſigkeit das Gerät ausschließlich betrieben 
werden darf. Die Schilder dev Geräte find mit der 
Auffchrift zu verjehen: „Nur für Benzin, Benzol” 
oder „Nur für Spiritus” oder „Nur für Petroleum”. 

(2) Bei Koch- und Heizgeräten, die zum Betrieb mit 
Spiritus oder Petroleum beitimmt find, kann Das 
Schild durch ein deutlich fichtbares, feſthaftendes und 
dauerhaftes Kennzeichen (z.B. eingeprägte oder auf 
getragene Fichtechte und gegen den Betriebsſtoff be, 
ftändige Beichriftung) erſetzt werden. 


82 

(1) Brennbare Flüſſigkeiten und die damit und 
daraus hergeſtellten flüſſigen Miſchungen, die bei 
einem Barometerſtande von 760 mm und bei einer 
Temperatur von weniger ala 21° C entflammbare 
Dämpfe entwickeln und die ſich mit Waſſer nicht oder 
nur teilweife mifchen laſſen (4. B. Benzin, Benzol), 
dürfen zu Koch- und Heizzwecken nur in Apparaten 
benutzt werden, die hierfür befonders zugelaffen find. 
Vorausſetzung tft, Daß dieſe Flüſſigkeiten fein Blei- 
tetraäthyl enthalten. 
(2) Für die Prüfung und Zulaſſung dieſer Ap— 
parate iſt die Chemiſch⸗Techniſche Reichsanſtalt in 
Berlin-Vlößenfee, Tegeler Weg, zuſtändig. Zulaſ—⸗ 
ſungsanträge ſind von dem Herſteller — bei Bezug 
der Geräte aus dem Ausland vom einführenden 
Händler — an die Chemiſch⸗Techniſche Reichsanſtalt 
zu richten. Mit dem Antrag ſind die erforderlichen 
Unterlagen Geichnungen und Beſchreibung) in dop— 
pelter Ausfertigung und das zu prüfende Muſter in 
drei Stücken einzureichen. Die von der Chemiſch— 
Techniſchen Reichsanſtalt ausgeſtellte Zulaſſungs⸗ 
beſcheinigung ermächtigt den Inhaber, Apparate der— 





ſelben Bauart und Größe mit dem amtlichen Prüũüf— 
zeichen zu verſehen. 


(1) Koch- und Heizgeräte, die zum Betrieb mit 


brennbaren Flüffigkeiten der im $ 2 Abj. 1 genannten 
Art beſtimmt find, dürfen im Inland nur vertrieben 
werden, wenn fie nach $ 2 Ab. 2 zugelaffen find. 


(2) Das gleiche gilt für Apparate, die vom Aus 


land eingeführt werden. 


(3) Die Orxtspolizeibehörde kann jederzeit die Vor- 


[egung des geprüften Mufters und der Beicheinigung 
von dem Heriteller — bzw. vom einführenden Händ- 
lex ($ 1) — fordern. 


s4 


(1) Die nach $ 2 Abſ. 2 diefer Polizeiverordnung 


zugelaffenen Apparate find, bevor jie in den Verkehr 


gebracht werden, von dem Herfteller — bei Bezug der 


Geräte aus dem Ausland vom einführenden Händler 


— nit einem Kennzeichen zu verfehen; dieſes muß die 
Marke und Typenbezeichnung ſowie dad von ber 
Chemiſch⸗Techniſchen Neichsanftalt feitgejegte Prüf 
zeichen ($ 2 Abf. 2) enthalten. 


(2) Die Drüfitelle kann jederzeit beim Serfteller 

— bw. vom einführenden Händler — koſtenlos 
Proben aus der laufenden Herſtellung oder aus dem 
Lager zu Prüfzwecken entnehmen. 
(3) Entſprechen mit dem Kennzeichen (Ab. 1) ver- 
jehene Apparate nicht dem durch die Prüfung an- 
erkannten Mufter, fo fann die Ermächtigung (5 2 
Abi. 2) entzogen und die Erteilung einer neuen Er. 
mächtigung abgelehnt werden. In diefem Fall iſt die 
Beſcheinigung mit dem Mufter an die Chemiſch— 
Techniſche Neichsanftalt abzuliefern. 


(4) Die auf Grund früherer Landesvorſchriften 
bereits zugelaſſenen und nach Inkrafttreten dieſer 
Polizeiverordnung vom Herſteller in den Verkehr 
gebrachten Apparate haben das Kennzeichen (Abſ. 1) 
ebenfalls zu führen. 

85 

(1) Die Verwendung der im $ 2 Abſ. 1 bezeichneten 
brennbaren Flüffigkeiten für Beleuchtungszwede in 
Mohnräumen und feuergefährdeten Räumen, 5. B. 
in Scheunen, Stallungen, Sälen, Schaubuden, auf 
Rummelpläßen ift verboten. Die Verwendung von 
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bleitetraätbylhaltigen Flüffigkeiten für Beleuchtungs- 
zwecke ift in allen Fällen verboten. 

(2) Die nad) dem 1. Dezember 1939 im Inland 
vertriebenen Leuchten diefer Art müffen mit folgen- 
dem Schild verfehen fein: „Verwendung in Wohn- 
und feuergefährdeten Räumen verboten!” 


S6 
Für jeden Fall der vorfählichen oder fahrläffigen 
Sumwiderhandlung gegen diefe Polizeiverordnung wird 


Berlin, den 6. November 1939. 


Neichsgefehblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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hiermit Geldftrafe bis zu 150 Reichsmark, in befon- 
ders ſchweren Fällen Haft bis zu ſechs Wochen an- 
gedroht. 
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(1) Dieſe Volizeiverordnung tritt am 1. Dezember 
1939 in Kraft. 


(2) Gleichzeitig treten alle bisherigen einjichlägigen 
Vorichriften der Länder außer Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Verordnung 
über die bücherliche Anmerkung der Rangordnung für eine beabſichtigte Veräußerung oder Löſchung 
in der ODſtmark, den bayeriſchen Gemeinden Jungholz und Mittelberg, dem Reichſsgan Sudetenland 
und den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten Teilen der judetendentichen Gebiete, 


Bom 7. November 1939. 


Auf Grund des Gefeßes über die Wiedervereinigung 
Ofterreich8 mit dem Deutjchen Reich vom 13. März 
1938 (Neich8geiekbl. IS. 237) und des Erlaffes des 
esührers und Reichskanzlers über die Verwaltung 
Der judetendeutichen Gebiete vom 1. Oktober 1938 
(Neichsgefeßbl. IS. 1331) wird folgendes verordnet: 


81 

Die bücherliche Anmerkung der Rangordnung für 
die beabſichtigte Veräußerung einer Liegenſchaft 
gemäß den 88 53ff. des allgemeinen Grundbuchs— 
geſetzes verliert erſt mit dem Ablauf von fünf Jahren 
nach der Bewilligung ihre Wirkſamkeit, wenn ſie 
für die Veräußerung an eine natürliche Perſon oder 
eine juriftiiche Derfon des privaten oder öffentlichen 
Nechts erwirkt wird, der nad) den beftehenden Vor— 
Schriften das Enteianungsrecht zufommt. Im Be- 
fcheide, mit dem die Anmerkung bewilligt wird, ift 


Berlin, den 7. November 1939. 


auch die Derfon zu nennen, an die die Veräußerung 
beabfichtiat ift. 
82 


Beſteht eine bücherliche Anmerkung nach 851 und 
wird bei einer auf der Liegenſchaft eingetragenen 
Pfandforderung die Anmerkung der Rangordnung 
für die im Falle der Veräußerung der Liegenſchaft 
an die gleiche Perſon ($ 1) beabfichtigte Löſchung 
erwirkt, jo verliert auch diefe Anmerkung evit mit 
dem Ablauf von fünf Jahren nach der Bewilligung 
ihre Wirkſamkeit. Im Bejcheide, mit dem die An- 
merfung bewilligt wird, ift auch die Bedingung 
ihrer Wirkfamfeit anzugeben. 


83 
Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer 
Verordnung notwendigen Rechts- und Verwaltungs: 
vorjchriften erläßt der Neicheminifter der Juftiz. 


Der Reichsminiſter der Tuftiz 
Dr. Gürtner 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


Herausgegeben vom Reichsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Berordmung über die Aranfenverjicherung im Ausland. 
Vom 26, Dftober 1939. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung ver- 


allgemeinen Ortskrankenkaſſe oder Landkrankenkaſſe 
ordnet mit Gefeßesfraft: 


an. Sie gehören zur Betriebskrankenkaſſe, wenn für 
den Betrieb im Inland eine Betriebskrankenkaſſe er— 
richtet ift. In Zweifelsfällen entſcheidet der Reichs— 
arbeitsminifter; er kann Abweichendes beftimmen, 
insbeiondere die Zuftändigfeit anderer Kaſſen be- 
gründen. 


851 


(1) Wenn während des Krieges deutſche Reichs— 
angehörige oder Angehörige der dem Deutſchen Reich 
verbiindeten oder neutralen Staaten in dem von deut— 
ichen Truppen beſetzten Ausland don deutſchen Be 
triebsführern bei im Intereſſe des Deutichen Reichs 
durchgeführten Arbeiten beichäftigt werden, iv gelten 
für ihre Krankenverſicherungspflicht die Vorſchriften 
der Neichsverfiherungsordnung entiprechend. 


(2) Das von deutfchen Truppen bejeßte Gebiet gilt, 
ſoweit der Peiftungsanfprud) an den Aufenthalt Im 


83 

(1) Soweit die Krankenkaſſen die Krankenhilfe im 
Ausland nicht ficherftellen können, gewährt die Wehr- 
macht den Verlicherten die Krankenhilfe. Die Kran 
kenkaſſe bat ihr die Koften zu erftatten. Dabei gelten 
zwei Achtel des Grundlohns des Verficherten als Er- 


Inland geknüpft ift, nicht als Ausland im Sinne der 
Reichsverſicherungsordnung. 
32 
82 

Die nach $1 verficherten Perſonen gebören der 

dem Beihäftigungsort zunächit gelegenen Iinländiichen 


Reichögefegbt. 1939 I 


fat dev Koften für die Krankenpflege. ft der Ver— 
ficherte in ein Krankenhaus (Lazarett) aufgenommen, 
ſo find außerdem für den Unterhalt dajelbit zwei 
Achtel des Grundlohns zu vergüten. 


(2) Die Wehrmacht kann mit den Krankenkaſſen 
etwas anderes vereinbaren. 


IN 
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84 
s 
(1) Streitigkeiten, aud) über Erſatzanſprüche nad) 
S 3, werden nad) den Vorichriften der Reicheverfiche- 
rungsordnung entichieden. 
de) Ortlich zuftändig ift die für den Bezirk der 
Kaffe zuftändige Verfiderungsbehörde. 


Berlin, den 26. Oftober 1939. 


Neichögejegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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8 


Der Reichsarbeitsminiſter kann alle Maßnahmen 
treffen, die zur Durchführung dieſer Verordnung 
notwendig find; er erläßt auch die zur Ergänzung 


dieſer Verordnung erforderlichen Vorſchriften. 
f} 3 


Der VBorfißende 
des Minifterrats für die Reichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarichall 
Der Generalbevollmächtigte für die Wirtfchaft 
Walther Funk 
Der Reichsminifter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 





Folizeiverordnung über die Abgabe von Zeberpräparaten 
und anderen Arzneimitteln in den Apotheken. 


Vom 7. November 1939, 


Auf Grund Fer Verordnung über die Volizeiver- 
ordnungen der »ceichsminiftervom 14. November 1938 
Reichsgeſetzbl. S.1582) wird für das Neid) folgende 
Volizeiverordnung exlaffen: 

81 

Aus Lebern von Schlachttieren hergeſtellte Zube— 
reitungen dürfen in den Apotheken nur auf ſchriftliche, 
mit Datum und Unterſchrift verſehene Anweiſung 
(Rezept) eines Arztes oder Tierarztes — in letzterem 
alle jedoch nur zum Gebraud) in der Tierheilftunde — 
abgegeben werden. Die wiederholte Abgabe auf die 
gleiche Anweifung ift zuläffig. 

82 

Phenylaminopropan (3.B. Benzedrin) und feine 
Salze 4.8. Aftedron, Elaftonon) und Phenylmethyl— 
aminopropan und feine Salze (3.8. Vervitin) fowie 
Arzneien, die dieſe Stoffe enthalten, desgleichen Jod— 
berbindungen und ihre Zubereitungen dürfen in den 
Apotheken nur auf jedesmal erneute, fchriftliche, mit 
Datum und Unterfchrift verichene Anweifung (Rezept) 
eines Arztes, Sahnarztes oder Tierarztes — in letzte— 
rem Falle jedoch nur zum Gebrauch in der Tierheil- 
Funde — abgegeben werden. 


3 
Bei Verordnung von Sodtinftur (Tintura Jodi) 


ift eine mit gleichen Teilen Weingeift verdünnte, im 
übrigen aber der Vorſchrift des Deutſchen Arznei- 


Berlin, den 7. November 1939. 


buchs entſprechende Jodtinktur abzugeben. Aus der 
Beſchriftung der abgegebenen Tinktur muß die Ver— 
dünnung zu erſehen ſein. 


84 
Wenn der Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt aus befon- 
deren Gründen die Jodtinktur des Deutichen Arznei 
buchs wünſcht und dies auf der Verjchreibung ver- 
merkt (etwa durch ein Ausrufungszeichen hinter der 
Angabe DAB VI oder die Bemerkung „unverdännt”), 
jo ift die Jodtinktur des Deutfchen Arzneibuchs abzu- 
geben. 
85 
An Stelle von Borſalbe (Unguentum Acidi borici) 
de3 Deutſchen Arzneibuchs ift eine Borfalbe mit einem 
Gehalt von 3 vom Hundert Borfäure abzugeben. 


‘6 
S 
Dieden SS 3 und 5 der vorfichenden Verordnung ent: 
gegenfichenden Beftimmungen dev Apothefenbetriebs- 
ordnungen gelten nicht für Jodtinktur und Borſalbe. 


87 
Wer den Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung 
vorſätzlich oder fahrläſſig zuwiderhandelt, wird mit 
Geldſtrafe bis zu 150 Reichsmark, in beſonders 
ſchweren Fällen mit Haft bis zu ſechs Wochen beſtraft. 


88 
Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 
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Verordnung über die Träger der Srantenderjicherung 
im Reichsgau Sdetenland. 


Vom 8. November 199. 


Auf Grund des $ 10 der Verordnung über Die 
vorläufige Durchführung der Reichsverſicherung in 
den fudetendeuticdhen Gebieten vom 12. Ottober 1938 
Reichsgeſetzbl. I ©. 1437) wird im Einvernehmen 


(3) Der Reichsarbeitsminiſter beftimmt das Nähere, 
insbefondere auch über im Sufammenbhang mit den 
Unbildungen notwendig werdende Vereinigungen 
oder Auflöſungen. 


mit dem Reichsminifter des Innern verordnet: S2 
81 Die Zulaſſung von Erſatzkaſſen, die für das ge— 


(1) Die im Reichsgau Subdetenland befindlichen ſamte Altreichegebiet zugelaffen find, wird auf den 
I) N m & ’ . ır Ins 2 * at N 2A Y * 
Träger der Krantenverficherung werden in Die ihrer Reichsgau Sudetenland erſt mit dem Abſchluß der 
Art entſprechenden Rranfenfallen der Reichsverſiche⸗ Uberleitung des Reichsrechts ausgedehnt. Der Reichs⸗ 
rungsordnung (225) umgebildet. Über die Um— arbeitsminiſter beſtimmt den Zeitpunkt, zu dem die 
bildungen enticheidet nad) Anhörung der beteiligten ——— eg > ift. Für ſolche Erſatzkaſſenmit— 
Kranlenkaſſen und deren Reichsverbände der Reiche — aus dem Altreichsgebiet, Die Im Reichsgau 
ftatthalter im Reichsgau Sudetenland. Sudetenland eine verſicherungspflichtige Beſchafti— 
I 8 35 # Srıhe ' ad m. 1 9 J — 
(2) Soweiterforderlich, findet bei den Umbildungen | gung ausüben, gilt jedoch $ 4 bj. 1 ber Smölften 


eine Auseinanderfeßung ftatt. Für fie gelten Die Nor, | Zerord or. — der Faſſung der Fünfzehnten Vexord 
ſchriften dev $$ 285 bis 297 der Reichsverſiche rungs⸗ aan pe ern en Sozialverfigerung (erjat kaſſen 
ordnung ſinngemäß mit der Maßgabe, daß der Reichs— —* Fane —— vom 1. April 1937 Gꝛeeichs⸗ 
ſtatthalter entſcheidet. Seine Entſcheidung iſt end— geſetzbl. 1IS. 439). 

gültig. Die Auseinanderſetzung kann nach Anhörung 


zn a ge [27 

der beteiligten Krankenkaſſen und deren Reichsver— 83 

bände unterbleiben. $ 289 der Reichsverſiche rungs— $2 Satz 3 tritt mit Wirkung vom l. Dftober 1938 
ordnung gilt auch dann ent! prechend. in Kraft. 


Berlin, den 8. November 1939. 


- 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


pe EEE ne re ——— — — — — — — m . 


Berordnung 
zur Anderung der Bekanntmachung über den Kleinhandel mit Gar“). 


Bom 9. November 1939, 
Auf Grund des $ 11 Abj.1 des Gefeßes gegen den unlauteren Wettbewerb in der Faſſung des Anderungs- 
gefees vom 26. Februar 1935 Reichsgeſetzbl. I S. 311) wird verordnet: 


Die Bekanntmachung über den Kleinhandel mit Garn dom 10. April 1918 (Reichsgejegbt. S. 181) wird wie 
folgt geändert: 


Dem $ 7 ift folgender Abſ. 2 anzufügen: 


‚Der Reichswirtſchaftsminiſter kann in bejonderen Fällen Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer 
Bekanntmachung zulaſſen.“ 


Berlin, den 9. November 1939. 


| Der Neichswirtfchaftsminijter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


BERN 
) Betrifjt nicht die Ditmart, den Reichsgau Sudetenland und Danzig. 


DT 
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Verordnung 
über die Einführung des Gejeßes über daS Paß-, das Ausländerpolizei- und das Meldeweſen 


jowie über dns Ausweisweſen, des Geſetzes 
Vergeltungsmaßnahmen und der Verordnung 


über die Sicherung der Neichsgrenze und über 
über die Behandlung von Ausländern im Gebiet 


der bisherigen Freien Stadt Danzig. 
Bon 10. November 1939. 


Auf Grund des Gefeßes über die Wiedervereinigung 
der Freien Stadt Danziaq mit dem Deutichen Reich vom 
1. September 1939 (Reichsgefekbl. I ©. 1547) wird 
folgendes verordnet: 

$1 


Das Gejet über das Daf-, das Ausländerpolizei- 
und das Meldeweien jowie über das Ausweisweſen 
vom 11. Mai 1937 (Neichsgefehbl. I ©. 589), das 
Gejeb über die Sicherung der Reichsarenze und über 
Vergeltungsmaßnahmen vom 9. März 1937 (Reiche: 
gejeßbl. I ©. 281) und die Verordnung Über die Bes 
handlung von Ausländern vom 5. September 1939 
Reichögefebbl. I ©. 1667) gelten im Gebiet der bis. 
herigen Freien Stadt Danzig. 

(1) Bis zum 1. Dezember 1939 haben alle Aus- 
länder im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 


den Antrag auf Erteilung der Aufentbaltserlaubnis zu 
ftellen. 


Berlin, den 10. November 1939. 


(2) Die Meldung einer fremden Staatsangehörig- 
teit neben der deutſchen Staatsangehörigfeit oder 
der Protektoratsangehörigkeit ($ 16 der Ausländer- 
polizeiverordnung vom 22. Auguſt 1938 — Reichs— 
geſetzbl. I S.1053) Hat erſtmalig bis zum 1. Dezember 
1939 zu erfolgen. 


(3) Als Aufenthaltsverbote im Sinne der Aus- 
Länderpolizeiverordnung gelten auch die nad) dem bis- 
her in der Freien Stadt Danzig geltenden Recht aus- 
gejprochenen Ausweiſungen (Aufenthaltsverbote) von 
Ausländern. 


53 


(1) Dieſe Verordnung tritt am Tage der Verkündung 
in Kraft. 


(2) Gleichzeitig treten alle in der bisherigen Freien 
Stadt Danzig geltenden ausländerbolizeilichen Be- 


ſtimmungen außer Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
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Verordnung 
über die nachgeordneten Dienſtſtellen des Jugendführers des Deutſchen Reichs. 
Vom 11. November 1939, 


Auf Grund des $3 der Erſten Durchführungsverordnung zum Geſetz über die Hitler-Jugend (Allgemeine 


Beſtimmungen) vom 25. März 1939 Geeichsgeſetzbl. IS. 


des Führers, dem Jugendführer des Deutichen Reichs 


709) beftimme ic) im Einvernehmen mit dem Stellvertreter 
‚ dem Neichöminifter der Finanzen und dem Dreußiichen 


dinanzminifter zu nachgeordneten Dienftftellen des Jugendführers des Deutſchen Reichs: 
in den Ländern Dreußen, Bayern, Sachjen und im Reichsgau Sudetenland die Regierungspräfidenten, 


in Berlin den Stadtpräjidenten; 


in ben Reichsgauen der Oftmark und in Hamburg die Neichsitatthalter; 
im Saarland den Reichstommifjar für das Saarland; 


im übrigen die Landesregierungen. 


Berlin, den 11. November 1939, 


Der Neichöminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Erlaß des Führers und Reichskanzlers Zur Anderung des Reichsbahngeſetzes. 
Bom 7. November 1939. 


Der Beirat der Deutjchen Neichsbahn beſteht aus jechzehn Mitgliedern, von denen vierzebn von 
dev Meichsregierung ernannt werden. 


Berlin, den 7. November 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsverkehrsminiſter 
Dorpmüller 
Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 


EEE REEL TEE 


Geſetz über die Anderung des 8 29 des Grundſteuergeſetzes*) 
Bom 7. November 1939 
Die Neichsregierung bat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
81 
Der $ 29 des Grundſteuergeſetzes vom 1. Dezember 1936 (Reichsgejegbl. 1 S. 986) fowie die Der 


ordnung über die Förderung von Arbeiterwohnftätten vom 1. April 1937 (Neichsgefeßbl. I ©. 457) gelten 
auch für Arbeiterwohnftätten, die in der Zeit vom 1. April 1940 bis 31. März 1942 bezugsfertig werden. 


NT 
*) Betrifft nicht die Ditmart, den Reichsgau Sudetenland und Danzig. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


DIL 
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Der Reichsminifter der Finanzen wird ermächtigt, die im $ 1 genannte Friſt, ſoweit ein Bedürfnis hierfür 
befteht, jeweils zu verlängern. 


Berlin, 7. November 1939 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der VBorfigende 
des Minifterrats für die Neihsverteidigung 


Göring 
Generalfeldinarfchall 
Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Reichsminiſter des Innern Der Reichsarbeitsminiſter 
Frick Franz Seldte 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


— ——————— 


Verordnung zur Anderung des Geſetzes über die Einführung eines Arbeitsbuches*), 
Vom 30. Dftober 1939, 


Der Minifterrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


82 und 84 Abſ. 1 des Geſetzes über die Einführung eines Arbeitsbuches vom 26. Februar 1935 
Reichsgeſetzbl. I S. 311) treten außer Kraft. 


Berlin, den 30. Oktober 1939. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neihöverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarichal 
Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


*) Gilt nicht für Danzig. | 
nee en ee a 


Verordnung über die Einführung des Hebammengejeges 
im Reichsgau Sudetenland. 


Tom 9. November 1939, 
Auf Grund des $ 7 des Erlaffes des Führers und 2. die Erfte Verordnung zur Durdführung des 





Reichskanzlers über Die Verwaltung der fudeten- Hebammengeſetzes vom 3. März 1939 (Reiche: 
deutichen Gebietevom 1. Oftober 1938 (NReichsgefetbL.I gejeßbl. I ©. 417) z 
S. 1331) wird verordnet: 3. die Sweite Verordnung zur Durchführung des 
Hebammengeſetzes vom 13. September 1939 
81 (Reichsgeſeßbl. I ©. 1764), 
Im Reichsgau Sudetenland gelten: 4. die Dritte Verordnung zur Durhführung des 
1. das Sebammengefeß vom 21, Dezember 1938 Hebammengefetes vom 22. September 1939 


(Reihegefegbl. 1 S. 1893), (NReichsgefekbl. I S. 1939), 
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5. der Erlaß über die Satung derReichshebammen- s2 
Te nn * September 1939 Reichsmini⸗ Soweit Vorſchriften, die durch dieſe Verordnung 
ſterialbl. S. 55), vn #8 im Reichsgau Sudetenland eingeführt werden, nicht 
6. die Verordnung über dieVerficherung der Heb- | unmittelbar angewandt werden können, find fie finn- 


— 23. März 1939 (Keichsgeſetzbl. | gemäß anzuwenden. 
©. 635). 


Berlin, den 9. November 1939. 


Der Reihsminifter des Innern 
in Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 
tr EEE TEE — 


Verordnung über die Sozialverjicherung der einbernfenen Lujtſchutzdienſtpflichtigen. 


Vom 11. November 1939. 
Auf Grund gefeßlicher Ermächtigung wird im 
Einvernehmen mit dem Oberfommando der Wehr 


macht und dem Generalbevollmächtigten für Die 
Reichsverwaltung werordnet: 


81 


Fall einer Erkrankung freie Heilfürjorge 
(Arztliche Behandlung, Verſorgung mit Arz 
nei und Eeineren Seilmitteln ſowie Kranken— 
bauspflege) gewährt, jo entfallen die entipre- 
chenden Leiftungen der Rranfenverficherung. 
Die Beiträge find von dem Zeitpunft an ent- 


(1) Eine furzfriftige Heranziehung zu Ausbil- 
dungsveranftaltungen oder Übungen im Luftichus 
berührt ein beftehendes Sozialverficherungsverhält- 
nis nicht. Die Unfallverfiherung vegelt ſich nad) 
den allgemeinen Vorſchriften der Reichsverſiche rungs⸗ 
ordnung ſowie des Luftſchutzgeſetzes und feiner Durch⸗ 
führungsverordnnungen. Kurzfriftig ift eine Heran- 
ziehung, die nicht länger als zwei Arbeitstage Dauert. 

(2) Während der langfriftigen Heranziehung eines 
Verficherten zu Ausbildungsveranftaltungen oder 
bungen im Luftſchutz ruht Die Beitragspflicht zum 
Reichsſtock für Arbeitseinſatz. m übrigen gilt Abj. 1 
mit der Maßgabe, daß der Arbeitgeber die Beiträge 
allein zu tragen hat. Freiwillig Verficherten find 
die Veiträge auf Antrag vom Reid) zu erftatten. 


(3) Xber die Krankenverſicherung der nicht nad) 
Abi. 1 und 2 Verficherten beftimmt der Reichs— 
arbeitminifter das Nähere nad) $ 363 a der Reichs— 
verfiherungsordnung. 


82 

(1) Nach Aufruf des Luftſchutzes gilt für Die An— 
aehörigen des Luftſchutzwarndienſtes, des Sicher: 
heits- und des SHilfsdienftes I., II. und II. Ord— 
nung fowie des unter 8 23 der Erften Durdfüh- 
rungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz in der Faſſung 
vom 1. September 1939 (Neichögefetbl. I ©. 1631) 
fallenden Teils des Flugmeldedienſtes folgendes: 


1. In der Kranfenverficerung unterliegen fie 
der Verficherungepflicht. Zuſtändig für Die 
Durhführung der Krankenverſicherung ift die 
Petriebstrantenkaffe des Reichs in Berlin 
oder die vom NReicharbeitsminifter beftimmte 
Rrantenfaffe. Beiträge und Leiftungen wer: 
den nach einem Grundlohn bon monatlich 
150 Reichsmark berechnet. Die Beiträge wer- 
den vom Reich allein getragen. Wird fir den 









ſprechend zu ermäßigen, in dem der Kranken— 
faffe angezeigt worden ift, daß ein Anſpruch 
auf SHeilfürjorge bejteht. 

Am übrigen gelten für Die Rranfenverfiche- 
rung die allgemeinen Vorſchriften, und zwar 
auch die über Erſatzanſprüche, jowie die Be- 
ftimmungen der Sabung ber Krankenkaſſe. 
Hierbei qilt das Neid) oder die vom Reichs— 
minifter der Luftfahrt und Oberbefehlshaber 
der Luftwaffe bezeichnete Stelle als Arbeit- 
geber. Für die Dauer der Dienitleiftung ruhen 
eine etwa beftehende Mitgliedſchaft bei einem 
anderen Träger der Rranfenverfiherung und 
die fich aus ihr ergebenden Rechte und Pflich— 
ten. 


. Für die Nentenverficherung der Arbeiter und 


Angeftellten ſowie für die fnappichaftliche 
Venfionsverficherung finden die Vorichriften 
finngemäß Anwendung, die für die Ange 
börigen dev Wehrmacht während de3 bejon- 
deren Einfaßes gelten. 

Die Leiſtungen ruhen neben Unfallventen 
nicht, die nad) dieſer Nerordnung gewährt 
werden. Die 88 1274ff. dev Neichsverfiche- 
rungsordnung in Der Faſſung des Geſetzes 


zum weiteren Abbau der Notverordnungen 


in der Reichsverſicherung vom 19. April 1939 
Reichsgeſeizbl. JS. 793) finden inſoweit feine 
Anwendung. 


. Kür die Unfallverfiherung gilt $ 12a der 


Erſten Durchführungsverordnung zum Luft— 
ſchutzgeſetz in der Faſſung vom 1. September 
1939 (Reichsgefeßbl. I ©. 1631). 


, Die Beitragspflicht zum Reichsſtock für Ar- 


beitseinfat ruht. 


(2) Nach Aufruf des Luftichußes gilt für die An- 
gehörigen des Selbftichußes, des erweiterten Selbit- 


III 
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ſchutzes und des MWerktuftichußes binfichtlich der Un- 
fallverfiherung $ 12a der Erſten Durchführungs— 
verordnung zum Luftſchutzgeſetz in der Faſſung vom 
l. September 1939 (NReichsgefekbl. I S, 1631). Auf 
die nad) Aufruf des Yuftichußes ftattfindenden Aus: 
bildungsveranftaltungen und Übungen im Luftſchutz 
findet $ 1 entiprechende Anwendung. 


83 
(1) Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 


26. Auguſt 1939 in Kraft. $ 109 des Gefeßes über 
den Ausbau der Nentenverficherung vom 21. Dezember 


Berlin, den 11. November 1939. 





Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Zeit I 


1937 (Reichögefebbl. I S. 1393) und $8 der Ver— 
ordnung zur Durchführung und Ergänzung des Ge- 
jeßes über den Ausbau der Rentenverfiherung vom 
1. September 1938 (rReichsgeſetzbl. I S. 1142) wer- 
den aufgehoben. 

(2) Der Neichsarbeitsminifter fann im Einver- 
nehmen mit dem Neichsminifter der Luftfahrt und 
Oberbefehlshaber der Luftwaffe Näberes, insbefondere 
auch über die Vereinfachung der Beitragszahlung 
oder über Maßnahmen zum Ausgleich von Härten, 
beftimmen. 


Der Generalbevollmädtigte für die Wirtjchaft 
In Vertretung 


Poſſe 





—— ——— — 





— — — ——— — — 
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Verordnung über den Einſatz von Schleppern in der Zandwirtichait. 
Som 11. November 1939, 


Auf Grund der SS 2 und 10 des NReichsnäbriiand: 
gejeßes vom 13. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 626) wird verordnet: 


81 

(1) Der Reichsnährſtand wird ermächtigt, zur Re— 
gelung der Erzeugung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe 
Beſtimmungen über die Verwendung der in der Pand- 
wirtichaft eingejeßten Schlepper zu treffen, inöbefon- 
dere anzuordnen, daß die Schlepper nicht zum orts— 
gebundenen (ftationären) Antrieb von Mafchinen ver- 
wendet werden dürfen. 


(2) Der Reichsnährſtand kann, jofern ex von der 
Ermächtigung nad) Ab. 1 Gebraud gemacht hat, all- 
gemein oder für den Einzelfall Ausnahmen zulaſſen. 


Berlin, den 11. November 1939. 


(3) Der Reichsnährſtand kann die Befugnis, für 
den Einzelfall Ausnahmen zuzulaflen, auf andere 
Stellen übertragen. 


S2 


Der Reichsnährſtand wird ermächtigt, vorzuſchrei— 
ben,daß bei Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund 
von S1 Abj. 1 erlafjenen Anordnungen Drdnungs- 
jtvafen bis zu 10 000 Reichämarf im Einzelfall feit- 
geſetzt werden, 

83 

Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirt— 
ſchaft kann die zuftändigen Polizeibehörden erfuchen, 
einer nach $1 Abſ. 1 ergangenen Anordnung, er 
forderlichenfalls unter Anwendung polizeilichen Iwan- 
ges, den Vollzug zu fichern. 


Der Reihsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
In Vertretung 
H. Backe 


ö— —— — — —— — — — —— — —— ———— ——— 


Dritte Berordnung 
zum Geſetz über die Wiederbereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutichen Reich. 
Som 12, November 1939, 


Auf Grund des $4 Abſ. 3 des Gefekes tiber die Wiedervereinigung dev Freien Stadt Danzig mit dem Deutjchen 
Reich vom 1.September 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1547) wird verordnet: 

Der in der Zweiten Verordnung zum Gefeß über die Wiedervereinigung der freien Stadt Danzig mit dem 
Deutfchen Reich vom 19, Oktober 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S.2058) zu Nr.2 Buchft. e binfichtlich der Verordnung 
über die Verlängerung der Friſten des MWechiel- und Schecrechts vom 18. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
5.1849) gemadyte Vorbehalt wird mit Wirkung vom 22, Oktober 1939 aufgehoben, 


Berlin, den 12. November 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Berordnung über die vorläufige Fürſorge und Berforgung 
der weiblichen Angehörigen des Reichsarbeitsdienftes und ihrer Hinterbliebenen. 


Bom 11. November 1939. 


Inhaltsüberſicht 
— — — — — — — 
Erſter Teil B. Fürſorgearten 
Weibliche Angehörige des Reichsarbeitsdienftes 814 Betreuung 
815 Ungeftelltenfchein für Reichsarbeitsdienftführerinnen 
Abſchnitt 816 Reichsarbeitsdienſtſchein 
Allgemeines 517 Laufende Unterſtühung 
51 Fürſorge- und Verſorgungsarten 818 Übergangsbeibilfe 
82 Urbeitsdienftzeit abkani 
in 
‘3 Berücfichtigung der Urbeitsdienftzeit im Zivilberuf amt | 
34 Arbeitsdienſtbeſchädigung Beſchũdigtenfürſorge und verſorgung 
A. Perſonenkreis 
Abjchnitt II 819 Arbeitsdienſtbeſchädigte 
320 Beſchädigte ohne Arbeitsdienſtbeſchädigun 
Dienſtzeitfürſorge — — \ — 
321 Antragsfriſten 
A. Perſonenkreis 
85 Neich sarbeitsdienſtpflichtige und Freiwillige des B. Furſorge⸗ und Berjorgungdarten 
Reichsarbeitsdienſtes 8 22 Allge meines 
88 6 bis 8 Cängerdienende des Reichsarbeitsdienſtes und 2 Rente für Arbeitsverwendungsunfähige (AVU⸗ 
— ermeeren, die nach einer Rente) 
Urbeitsdienſtzeit von weniger als vier “Jahren r 
ausicheiden Je $ 24 Dienftgradzulage 
zz 9 bis 11 Reichsarbeitsdienſtf ührerinnen, die nad einer 525 DBerufözulage 
Arbeitödienftzeit von minbejtens vier und weniger 
als zehn Jahren ausſcheiden Abjchnitt IV 
8512 u. 13 Meichsarbeitsdienftführerinnen, die nad einer | 8 26 Zujammentreffen von Dienftzeitfürjorge und 
AUrbeitsdienftzeit von mindeſtens zehn Jahren sberjorgung mit Bejchädigtenfürjorge und 
ausſcheiden sderjorgung 
Neichögefegb! 1959 I 555 


I 
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Zweiter Seil 


Hinterbliebene von weiblichen Angehörigen 
des Neichsarbeitsdienftes 


Abfchnitt I 
Hinterblicbenenfürjorge 


z5 27 u. 283 Sterbeaeld 
529 Beſtattungsgeld 
Abſchnitt U 
Hinterbliebenenverſorgung 
830 Waiſen 
331 Waiſenrente 
5332 Elternrente 
333 Zuſammentreffen mehrerer Hinterbliebenenbezüge 


und Zahlung der Hinterbliebenenbezüge 


Dritier Seil 


Gemeinfame Borfchriften für weibliche Angehörige 
des Neichsarbeitsdienftes und ihre Hinterbliebenen 


534 Kinderzufchläge 

$35 Sonftige Vorfchriften 
Vierter Seil 
Verfahren 

$ 36 Allgemeines 

$ 37 Zuſtändigkeit 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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Fünfter Seil 
Übergangs: und Schlußvorfchriften 
Abschnitt I 


Abergangsvorſchriften 


338 Anrechnung als Arbeitsdienſtzeit 


339 Sondervorſchrift für Reichsarbeitsdienſtführerinnen 
mit einer Arbeitsdienſtzeit bis zu fünf Jahren 


Beichädigtenfürforge und »verforgung fürchemalige 
Angehörige des Arbeitöbienftes für die weiblidye 
Jugend und ihre Hinterbliebenen 


341 Zuſammentreffen von Beſchädigtenfürſorge und 
verſorgung nad) dieſer Verordnung mit Ver— 
ſorgung nach dem Reichöverforgungsgefeß und 
dem Wehrmachtfürforge- und -verjorgungsgefeh 


$ 40 


Abfchnitt U 
Schlußvorſchriften 

$42 Altersgrenzen 
43 Inkrafttreten dieſer Verordnung 
5344 Feſtſtellung und Zahlung der Bezüge nach dieſer 

Verordnung 
845 Beginn des Qaufs der Anmeldefriften 
$ 46 Ausgleich von Härten 
$47 Nuhegehalt 
$48 Sonftige Vorfchriften 





Berordnung über die vorläufige Fürſorge und Berforgung 
der weiblichen Angehörigen des Reichsarbeitsdienftes 
und ihrer Hinterbliebenen 


Der Minifterrat für die Reichsverteidigung verordnet für das Gebiet des 


Geſetzeskraft: 


Bis zum Erlaß eines Beſoldungsgeſetzes und eines 
für die 


Angebörigen des NeichBarbeitsdienftes gelten 
des NeichSarbeitsdienftes folgende Beltimmungen: 


Großdeutfchen Reichs mit 


Fürſorge⸗ und Verſorgungsgeſetzes für die weiblichen 
Fürſorge und Verforgung dev weiblichen Angehörigen 


Erjter Seil 
Weibliche Angehörige des Reichsarbeitsdienftes 


Abjhnitt 
Allgemeines 
Fürſorge- und VBerforgungsarten 
$1 


(1) Weibliche Angehörige des Neichsarbeitsdienftes 
erhalten nach ihrem Nusicheiden aus dem Reichs- 
arbeitsdienft Fürſorge nach der Dauer ihrer Dienft- 
zeit (Abſchnitt IT). 

(2) Weibliche Angehörige des Neichsarbeitsdienftes, 
die während der Arbeitsdienftzeit einen Körperfchaden 
erleiden, erhalten nad) ihrem Ausfcheiden aus dem 


Reichsarbeitsdienſt Fürſorge und Verſorgung nach 
der Schwere des Körperſchadens (Abſchnitt III). 


Arbeitsdienſtzeit 
82 


Arbeitsdienſtzeit iſt die Zeit der Zugehörigkeit zum 
Reichsarbeitsdienſt. Sie wird vom Tage des Dienſt— 
eintritts bis zum Ablauf des Entlaſſungstages be— 
rechnet. Die erfüllte Arbeitsdienſtpflicht wird jedoch 
als Arbeitsdienſtzeit in der Dauer angerechnet, die 
jeweils als allgemeine Dauer der Dienſtpflichtzeit 
feſtgeſetzt iſt. 
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Berückſichtigung der Arbeitsdienfizeit im Zivilberuf 
83 


Im Zivilberuf darf den in Ehren ausgeſchiedenen 
Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes durch die Er— 
füllung der Arbeitsdienſtpflicht Fein Nachteil er— 
wachſen. Dies gilt entſprechend für den Dienſt im 
Reichsarbeitsdienſt, den Perſonen freiwillig oder über 
die Dauer der Dienſtpflichtzeit hinaus leiſten, ohne 
zum Stammperſonal zu gehören. 


wegen Dienſtunfähigkeit entlaſſen, ſo erhalten ſie 













ein Führungszeugnis, 

Betreuung nad) $ 14, 

laufende Unterſtützung nad) $ 17 und 
eine Ibergangsbeihilfe nad) $ 18, 


(2) Werden diefe Angehörigen des Neichdarbeits- 
dienftes wegen mangelnder Eignung entlaffen, ſo 
kann ihnen die Fürforge nad) Ab. 1 ganz oder teil- 
weije gewährt werben. 


Arbeitsdienftbefhädigung 


84 
(1) Arbeitsdienſtbeſchädigung liegt vor, wenn ein 
Körperſchaden infolge des Dienſtes im NReich8arbeit®- 
dienft eingetreten ift. 


87 
Heiraten dieſe Angehörigen des Reichsarbeits— 

dienſtes und werden ſie deshalb aus Mangel an Ver⸗ 
wendungsmöglichkeit entlaſſen, ſo erhalten ſie 

ein Führungszeugnis und 

ine Über sbeihil 18. 
(2) ft ein Körperſchaden, der als Arbeitsdienft- eine Ubergangsbeihilfe nad s 
beihädigung nicht anerkannt iſt, durch den Dienft im 
Reichsarbeitsdienſt verfchlimmert worden, fo gilt die 
Verichlimmerung als Arbeitsdienitbeihädigung. 


8 
Scheiden diefe Angehörigen des Neichsarbeits- 
dienftes aus anderen Gründen aus, jo fann ihnen 
auf Antrag bei dringendem Bedürfnis eine Beklei— 
dungsbeihilfe bis zu 75 Reichsmark gewährt werden. 


(3) Arbeitsdienftbefhädigung liegt nicht vor, wenn 
ein Rörperfchaden durch die Beſchädigte vorſätzlich 
herbeigeführt worden iſt. Die gerichtliche Feſtſtellung 
einer vollendeten oder verſuchten vorfäglichen Selbit- 
beſchädigung ift für Die Entfcheidung im Yürforge- 


Neichsarbeitsdienſtführerinnen, Die nach einer 
| und Verforgungsverfahren bindend. 


Arbeitsdienftzeit von mindeftens vier und weniger 
als zehn Jahren ausſcheiden 


89 
(1) Werden dieſe Reichsarbeitsdienftführerinnen 
wegen Dienftunfähigfeit entlaffen, fo erhalten fie 


Abſchnitt ll 
Dienftzeitfürforge 


A. Berfonenkreis 


Neichdarbeitsdienitpflichtige und freiwillige des 
NReichsarbeitsdienſtes 


865 
Werden Reichsarbeitsdienſtpflichtige und Frei— 
willige des Reichsarbeitsdienſtes nach Ableiſtung der 
Dienſtpflichtzeit oder wegen Dienſtunfähigkeit vorher 
entlaſſen, ſo erhalten ſie ein Führungszeugnis. Bei 
der Eingliederung in den Zivilberuf werden ſie nach 
$ 14 betreut. 


ein Dienftleiftungszeugnig, 

Betreuung nad) $ 14, 

laufende Unterftügung nad) $ 17, 

eine Übergangsbeihilfe nad) $ 18 und 

einen Angeftelltenihein für Reichsarbeitsdienſt⸗ 
führerinnen nad) $ 15. 


(2) Werden dieſe Reichsarbeitsdienftführerinnen 
wegen mangelnder Eignung entlaffen, jo kann ihnen 
Fürſorge im Nahmen des Abſ. 1, jedoch ohne An— 
geſtelltenſchein, gewährt werden. 


Längerdienende des NReichsarbeitsdienſtes und Reichs⸗ 
arbeitsdienſtführerinnen, die nach einer Arbeitsdienſt⸗ 
zeit von weniger als vier Jahren ausſcheiden 


86 
(1) Werden dieſe Angehörigen des Reichsarbeits— 
dienftes wegen Ablaufs der Dienftverpflichtung oder 


g 10 


Heiraten dieſe Reichsarbeitsdienftführerinnen und 
werden fie deshalb aus Mangel an Verwendungs— 
möglichkeit entlaffen, ſo erhalten fie 


ein Dienftleiftungszeugnis und 
eine Ubergangsbeihilfe nad) $ 18. 


III 


4 
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811 


Scheiden dieſe Reichsarbeitsdienſtführerinnen aus 
anderen Gründen aus, ſo kann ihnen auf Antrag 
bei dringendem Bedürfnis eine Bekleidungsbeihilfe 
bis zu 200 Reichsmark gewährt werden. 


Reichsarbeitsdienftführerinnen, die nach einer 
Arbeitsdienſtzeit von mindeſtens zehn Jahren 
ausſcheiden 


g12 


Werden diefe Reichsarbeitsdienftführerinnen wegen 
Dienftunfähigfeit oder wegen mangelnder Eignung 
oder aus Mangel an Verwendungsmöglichkeit ent- 
laffen, fo exhalten fie 


ein Dienftleiftungszeuanis, 

Betreuung nad) $ 14, 

laufende Unterftüßung nad) S 17, 

eine Übergangsbeihilfe nad) $ 18 und 

einen Reichsarbeitsdienſtſchein für die weibliche 
Jugend nach $ 16, 


$ 13 
Scheiden diefe Reichsarbeitsdienftführerinnen aus 
anderen Gründen aus, fo Fann ihnen auf Antrag eine 
Befleidungsbeihilfe bis zu 300 Reichsmark gewährt 
werden, 


B. Fürforgearten 
Betreuung 
814 


(1) Die Eingliederung in den Sivilberuf wird allen 
in Ehren ausgefchiedenen Angehörigen des Reichs— 
arbeitsdienftes erleichtert; ihre eigenen Bemühungen 
um einen Arbeitsplat werden, foweit nötig, ergänzt 
und unterftüßt. 


(2) Angehörige des NReichsarbeitsdienftes find bei 
der Vermittlung und Einftellung in Arbeitspläte 
bevorzugt zu berücjichtigen. 


(3) a) Reicharbeitsdienftpflichtige und Freiwillige 
des Reichsarbeitsdienſtes, die ihre Dienſt— 
zeit abgeleiſtet haben oder vorher wegen 
Dienſtunfähigkeit entlaſſen werden, ſind 
durch die Dienſtſtellen für Arbeitseinſatz 
und Arbeitsloſenhilfe in Arbeitsplätze be— 
vorzugt zu vermitteln. Die Vorbereitungen 
hierzu treffen die Entlaſſungsdienſtſtellen des 
Reichsarbeitsdienſtes. 

Längerdienende des Reichsarbeitsdienſtes und 
Reichsarbeitsdienſtführerinnen, die nach einer 
Arbeitsdienſtzeit von weniger als vier Jahren 


b 


— 
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Im] 
ausscheiden, werden durch die Dienftftellen für 
Arbeitseinfat und Arbeitslofenhilfe im Ein- 
vernehmen mit den Entlaffungsdienftftellen 
des Neichsarbeitsdienftes in Arbeitspläße 
bevorzugt vermittelt, Als Ausweis wird 
ihnen ein Beredhtigungsjchein für bevorzugte 
Arbeitsvermittlung von der Entlaffungs- 
dienftftelle beim Ausſcheiden aus dem Neichs- 
arbeitsdienft erteilt. 

c) Die übrigen Reichsarbeitsdienftfiihrerinnen 
haben beim Übergang in den Sivilberuf An- 
ſpruch auf erhöhte Betreuung durch die Be- 
zirksführerin. Insbeſondere ſollen ſie beraten 
und gefördert werden bei A njtellung im öffent- 
lien Dienft. 


Angeſtelltenſchein für Reichsarbeitsdienftführerinnen 
$ 15 


(1) Der Angeftelltenfchein für Reichsarbeitsdienft- 
führerinnen wird Reichdarbeitsdienftführerinnen ge: 
währt, um fie durch bevorzugte vertragliche Anftel: 
lung, insbefondere im öffentlichen Dienft, einem neuen 
Beruf zuzuflihren. Der Angeftelltenfchein ift bei dem 
Ausjcheiden aus dem Reichsarbeitsdienft zu erteilen. 


(2) Der Angeftelltenfchein erliſcht 


a) mit der vertraglichen Anftellung im öffent: 
lichen Dienft; ex lebt jedoch wieder auf, wenn 
die Berechtigte innerhalb eines Jahres nad) 
der erſten vertraglichen Anftellung im öffent: 
lichen Dienft die Angeftelltenftelle ohne eigenes 
Verſchulden verliert oder wieder aufgeben muß. 
Mit der zweiten vertraglichen Anftellung im 
öffentlichen Dienft, fpäteftens jedoch ein Jahr 
nad) dem Wiederaufleben, erliſcht der Ange- 
ftelltenfchein endgültig; 


nach zwei Jahren feit der Ausftellung des An— 
geftelltenfcheins, wenn innerhalb diefer Zeit 
feine Anftellung im öffentlichen Dienft erfolgt 
ift; Die zweijährige Frift verlängert fich jedoch 
um die Zeit, in der die Berechtigte innerhalb 
diefer zwei Jahre imnichtöffentlichen Dienft ver- 
traglich angeftellt war. 


b 


et 


Neichöarbeitsdienftichein für Die weibliche Jugend 
$ 16 


(1) Der Reichsarbeitsdienftfchein für die weibliche 
Jugend wird Reichsarbeitsdienftführerinnen gewährt, 
um fie durch bevorzugte vertragliche Anftellung im 
öffentlichen Dienft oder durch bevorzugte Anftellung 
als Beamte einem neuen Lebensberuf zuzuführen. 
Der Reichsarbeitsdienftichein ift bei dem Nusfcheiden 
aus dem Neichsarbeitsdienft zu erteilen. 








— 
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(2) Der Reichsminiſter des Annern beftimmt im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen 
und dem Reichsarbeitsminiſter durch Perordnung, 
welche Stellen den Inhabern des Reichsarbeitsdienft- 
ſcheins vorzubehalten find und in welcher Weife die 
Vermittlung diefer Stellen erfolgt. 


(3) Der Reichsarbeitsdienſtſchein erliicht mit der 
vertraglichen Anftellung im öffentlichen Dienft oder 
mit der Anftellung als Beamter. Der Neichsarbeits- 
dienftfchein lebt jedoch wieder auf, wenn die Bered)- 
tigte innerhalb eines Jahres nach der erjten vertrag. 
lichen Anftellung im öffentliden Dienit die Ange 
ftelltenftelle ohne eigenes Verſchulden verliert oder 
wieder aufgeben muß. Mit der zweiten vertraglichen 
Anstellung im öffentlichen Dienft oder mit der An- 
ftellung als Beamter exlifcht der Reichsarbeitsdienit- 
ſchein endgültig. 


(4) Der Neichsarbeitsdienitichein erliſcht ferner, 
wenn die Berechtigte ohne Zuftimmung des Reichs⸗ 
arbeitsführers 

a) eine ihr zugewieſene Angeftellten- oder Beamten- 

ftelle nicht annimmt, 


b) der Einberufung in eine Angeftellten- oder 
Beamtenftelle oder zum Ausbildungs- und Vor- 
bereitungsdienft füreine Beamtenlaufbahn nicht 
folat, 

c) den Ausbildungs- oder Norbereitungsdienft für 
eine Beamtenlaufbahn aufgibt. 


Laufende Unterftügung 
$ 17 


(1) Die laufende Unterjtügung wird innerhalb des 
eriten Jahres nach der Entlaffung gewährt, folange 
ein Arbeitöplat nicht gefunden ift oder nicht nachge— 
wieſen werden fann oder wenn ein Arbeitsplaß ohne 
eigenes Verſchulden einmal oder mehrere Male auf- 
gegeben werden muß. Sie beträgt werftäglich 2Neich$- 
marf, alſo wöchentlich 12 Reichsmark, und wird bei 
einer Arbeitsdienftzeit von 

weniger als eineinhalb Jahren 
längftens für 8 Wochen, 
weniger ala drei Jahren 
längjtens für 13 Wochen, 
weniger als vier Jahren 
längjftens für 17 Wochen, 
mindeſtens vier Jahren 
längſtens für 26 Wochen 


bon den Arbeitsämtern wöchentlich nachträglich ge- 
zahlt. 
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(2) Wird der geltend gemachte Anſpruch auf lau- 
fende Anterftügung vom Arbeitsamt abgelehnt, jo 
ift die Beſchwerde an das Randesarbeitsamt zuläflig. 
Diefes entjcheidet im Benehmen mit der Bezirkd- 
führerin endgültig. 


Übergangsbeibilfe 
$ 18 
(1) Die Übergangsbeihilfe wird zur Erleichterung 
de8 LÜbergangs in einen Beruf gewährt und beim 
Ausscheiden aus dem Reichsarbeitsdienſt gezahlt. Sie 
beträgt bei einer Arbeitsdienftzeit 


von weniger als einem Jahr .... 75 Reichsmark, 
von mindeftens einem Jahr .... 100 » 
zwei Jahren ... 150 
drei Jahren ... 200 
vier Jahren .... 400 
fünf Jahren ... 500 
fech8 Jahren ... 600 
fieben Jahren .. 700 
acht Jahren .... 800 
neun Jahren ... 900 
zehn Jahren .„.. 1000 


vw zn a — 
a en er eh EI, N. — 


Eine früher erhaltene Ubergangsbeihilfe iſt anzurechnen. 


(2) Die Übergangsbeibilfe kann auch im Todesfall 
gewaͤhrt werden. Der Reichsarbeitsführer beſtimmt, 
an wen ſie zu zahlen iſt. 


Abſchnitt II 
Befchädigtenfürforge und zverforgung 


A. Berfonenkreis 


Arbeitsdienftbeihädigte 
$ 19 

Ehemalige Angehörige des Reichsarbeitsdienſtes 
erhalten für eine Arbeitsdienſtbeſchädigung und ihre 
Folgen 
Heilfürſorge, 
Verſehrtengeld, 
Betreuung, 
Ubergangsunterſtützung, 
Rente für Arbeitsverwendungsunfähige, 
Pflegezulage und 
Blindenzulage 
nad) $$ 22 bis 25, 


Beichädigte ohne Arbeitsdienftbejchädigung 
$ 20 
(1) Ehemalige Angehörige des NReichsarbeitsdienftes, 
die nach einer Arbeitsdienftzeit von mehr als fünf 


Jahren wegen Dienftunfähigfeit entlaffen werden, ev 
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halten, wenn fie beim Ausfcheiden aus dem Neiche- 
arbeitsdienft arbeitöverwendungsunfähig find und die 
Wiedererlangung der Arbeitsverwendungsfähigfeit 
vorausfichtlich nicht mehr zu erwarten ift, für Körper— 
ſchäden, die nicht ala Arbeitsdienftbefhädigung an- 


erkannt worden find, 
SHeilfürforge wie Arbeitsdienftbeichädigte. 


Daneben fann ihnen ein Unterhaltsbeitrag bis zur 


Höhe 
des Verfehrtengeldes, 
der Rente für Arbeitsverwendungsunfähige, 
der Dflegezulage und 
der Blindenzulage 
gewährt werden. 


(2) Sind diefe ehemaligen Angehörigen des Reiche: 
arbeitsdienftes nicht dauernd arbeitsverwendungs- 
unfähig im Sinne des Abf. 1, fo erhalten fie nur 
Heilfürforge. Vorausſetzung ift jedoch, daß 

a) die Körperfchäden während der Wrbeitsdienft- 
zeit erlitten und nicht auf Geſchlechtskrank— 
heiten, Selbſtbeſchädigung oder einen Selbſt— 
mordverſuch zurückzuführen ſind, 

b) die Körperſchäden bei dem Ausjcheiden aus dem 
Reichsarbeitsdienft Heilfürforge erforderlich 
machen, 

Scyeiden diefe Angehörigen des ReichBarbeitsdienftes 
aus anderen Gründen aus, fo gilt für fie Abſ. 3. 

(3) Die übrigen ehemaligen A ngehörigen des Neichs- 
arbeitsdienftes Fönnen für Körperſchäden, die nicht als 
Arbeitsdienftbefchädigung anertannt worden find, 
Heilfürjorge bis zu drei Jahren nad) dem Ausscheiden 
aus dem Neichsarbeitsdienft erbalten, wenn die Vor- 
ausjehungen nach Abf.2 Buchft. a und b erfüllt find. 

Antragsfriften 
821 

(1) Ohne Antrag wird Fürſorge und Verjorgung 
nad) SS 19 und 20 gewährt, wenn bei Entlaffung 
wegen Dienftunfäbigfeit die Vorausſetzungen erfüllt 
find. 

(2) In den übrigen Fällen der SS 19 und 20 Abi. 3 
wird Fürforge und Verforgung nur auf Antrag ge: 
währt, Der Antrag muß zur Vermeidung des Nechts- 
verluftes gejtellt fein 
in den ‚fällen nach $ 19 innerhalb zweier Jahre 
nad) dem Ausfcheiden aus dem Reichsarbeits— 
dienft, 
in den Fällen nad) $ 20 Abj. 3 fpäteftens am 
Tage des Ausfcheidens aus dem Neichsarbeits. 
dienſt. 

Nach Ablauf der Friſt zu a kann der Antrag nur 
noch geftellt werden, wenn die Arbeitsdienftbejchädi- 


— 


a 


b 


— 





gung oder ihre Folgen erſt ſpäter bemerkt worden 
ſind oder ſich weſentlich verſchlimmert haben. Die 
Fürſorge und Verſorgung muß innerhalb dreier Mo— 
nate beantragt werden, nachdem die Arbeitsdienft- 
beſchädigung oder ihre Folgen bemerkt worden find, 
ſpäteſtens jedod) zehn Jahre nach dem Ausſcheiden aus 
dem Reichsarbeitsdienſt. 


B. Fürforge- und Berforgungsarten 
Allgemeines 
$ 22 
Die Vorfchriften der SS 68 bis 96 des Neiche- 
arbeitsdienftverforgungsgefetes in der Faſſung der 
Befanntmachung vom 29. September 1938 (Reichs- 
gejeßbl. I ©. 1253) über Heilfürforge, Verfehrtheit 
und Verfehrtengeld, Berufsfürforge bei Verfehrtheit, 
Verforgung, Kapitalabfindung und Sahlung gelten 


entjprechend, ſoweit nachſtehend nicht etwas anderes 
beſtimmt iſt. 


Rente für Arbeitsverwendungsunfähige 
(ABU-Rente) 
8 23 
Arbeitsdienftbeichädigte erhalten ABU-Rente für 
Ledige auch dann, wenn fie verheiratet find. 


Dienftgradzulage 
$ 24 
Die Dienftgradzulage beträgt monatlich für An- 
gehörige des Neichsarbeitsdienftes mit dem Dienft- 
grad einer 
Kameradichaftsälteften und Jung- 
führerin nach einer Arbeits: 
dienftzeit von mindeftens zwei 


10 Reichsmark, 
Maidenunterführerin und Mai— 

de eenknn.. 20 
Maidenoberführerin ......... 30 
Maidenhauptführerin und Stabs— 

nn RR EEE 50 » ’ 
Stabsoberführerin und mit höhe, 

ren Dienftgraden . . . . . . . . .. 80 

Berufszulage 
825 


(1) Berufszulagen berücfichtigen in gewiſſem Um— 
fang die Leiftungen der Arbeitsdienftbeihädigten im 
Sivilberuf. 

(2) Die Berufszulage beträgt 

a) monatlich 10 Reichsmark, wenn eine Arbeits. 

dienftbefchädigte vor Feſtſtellung der Arbeits- 
verwendungsunfähigfeit oder vor ihrer Ver 


ll] 
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heiratung einen Beruf ausgeübt hat, der eine 
mehrjährige abgeſchloſſene Berufsausbildung 
und, ſoweit vorgejehrieben oder üblich, eine 
Abſchlußprüfung vorausfeßt; 

monatlich 50 Reichsmark, wenn eine Arbeit- 
dienftbefchädigte vor Feitjtellung dev Arbeits— 
verwendungsunfähigkeit oder vor ihrer Ver— 
heiratung einen Beruf ausgeübt hat, der exheb- 
liche Kenntniſſe und Fertigkeiten und ein be 
ſonderes Maß von Leiftung und Verantwor— 
tung erfordert. 


b 


— 


Abſchnitt IV 


Zuſammentreffen von Dienſtzeitfürſorge 
und verſorgung mit Beſchädigtenfürſorge und 
verſorgung 
8326 

Ehemalige Angehörige des Reichsarbeitsdienſtes 
erhalten Fürſorge und Verſorgung nach Abſchnitt Il 
und IIInebeneinander, jedoch wird die laufende Unter- 
ſtützung nach S 17 neben Übergangsunterftügung oder 
ABU- Rente nicht gezahlt. 


Zweiter Seil 
Hinterbliebene von weiblichen Angehörigen des Reichsarbeitsdienftes 


Abſchnittl 
Sinterbliebenenfürſorge 
Sterbegeld 
827 


(1) Sterbegeld erhalten die ehelichen, für ehelich 
erklärten und unehelihen Kinder der 


a) Empfänger von Verfehrtengeld in Höhe de? 
Verſehrtengeldes, 


b) Empfänger von Übergangsunterftügung oder 
ABU Rente in Höhe diefer Beträge, 


c) Empfänger von Vflege- oder Blindenzulage in 
Höhe diefer Zulagen, jedoch nicht über 75 Reich? 
marf monatlid), 
wenn der Vater nicht mehr lebt oder zum Unterhalt 
der Kinder nicht verpflichtet ift; andernfalls kann 
ihnen Sterbegeld gewährt werden. 


(2) Sterbegeld wird für die dem Sterbemonat fol- 
genden drei Monate gewährt und beim Nachweis des 
Todes in einer Summe gezahlt. Aus wichtigen Grün 
den fann das Sterbegeld aud) in Teilbeträgen gezahlt 
werden. 


(3) Die zuftändige Fürforge und Verſorgungs— 
dienitftelle beftimmt, an wen das Sterbegeld zu zahlen 
ift oder wie e8 unter mehrere Berechtigte zu wer 
teilen ift. 

| $ 28 


(1) Sterbegeld kann auf Antrag ganz oder teil- 
weiſe gewährt werden, wenn Kinder ($ 27 Abſ. 1) 
nicht vorhanden find, an 


a) Verwandteder auffteigenden Linie, Geſchwiſter, 
Geſchwiſterkinder, Stieffinder oder an Kindes 
Statt angenommene Kinder der Verftorbenen, 


deren Exrnährer fie überwiegend geweſen ift 
und die fie in bedürftiger Lage hinterlaſſen hat, 


b) andere Verfonen, wenn der Nachlaß und das 
Beftattungsgeld nicht ausreichen, die Koften 
der letzten Krankheit und dev Bejtattung zu 
decken. 

(2) Der Antrag muß innerhalb dreier Monate nad) 

dem Todesfall geftellt fein. 


Beſtattungsgeld 
829 

(1) Das Beſtattungsgeld dient zur Bezahlung der 
Beftattungskoften und anderer mit dem Todesfall 
zufammenhängenden Ausgaben. Es wird auf Antrag 
gewährt, wenn der Tod infolge einer Arbeitsdienft- 
befhädiqung eingetreten ift. Vorausſetzung ift, daß 
die Verftorbene zur Zeit des Todes Verjehrtengeld 
erhalten hat. 

(2) Der Tod gilt ſtets als Folge einer Arbeits: 
dienſtbeſchädigung, wenn die Arbeitsdienftbefchädigte 
an einem Leiden geftorben ift, für das bis zum Tode 
Verjehrtengel gezahlt wurde. 


(3) Das Beltattungsgeld beträgt in 


Ortstlaſſes ,..: 210 Reichsmark, 
Drtöflaffe A.....0.. 0... 195 » 
Ortsklaſſe Bund © ...... 180 » 


OrtsklaffeD und im Ausland 165 » 
Für die Ortsklaffeneinteilung gilt das Reichsbeſol 
dungsrecht. 
(4) Nach anderen Geſetzen für denſelben Zweck zu 
zahlende Beihilfen (Sterbegeld) ſind auf das Beſtat— 
tungsgeld anzurechnen. 


(5) Der Antrag muß innerhalb dreier Monate 
nach dem Todesfall geftellt jein. 
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Abſchnitt u 
Hinterbliebenenverforgung 
Waiſen 
830 

Als Waiſen erhalten Verſorgung nach 831 

a) die ehelichen Kinder, | 

b) die für ehelich erklärten Kinder, 

c) die unehelidhen Kinder, 

d) die an Kindes Statt angenommenen Rinder; 
bei mehreren Verforgungsanfprüchen eines an 
Kindes Statt angenommenen Kindes aus 
Diefer Verordnung wird nur die günftigere 
Verforgung gewährt; 

ferner, wenn der Tod die Folge einer Arbeitsdienft- 
beſchädigung ift, 

e) die elternlofen Enfel, die die Verftorbene zur 
Zeit de8 Todes unentgeltlid unterhalten bat. 


MWaijenrente 
$ 31 
(1) Waifen ($ 30) von weiblichen Angehörigen oder 
ehemaligen Angehörigen des Neichsarbeitsdienftes 
wird Waifenrente nad) Maßgabe der folgenden Be- 
ſtimmungen gewährt. 


(2) Die Vorfchriften des $ 102 Abf. 2 und 3,$ 103 
Abſ. 3 Sat 1, Ab. 5 und 6, $ 115 Abi. 4 und 5 des 
Reichsarbeitsdienftverforgungsgefeßes in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 29. September 1938 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1253) gelten entfprechend. 

(3) Waifenrente fann gewährt werden den Waifen 
der Angehörigen des Neichsarbeitädienites, die zur 
Zeit des Todes ANU- Rente nach $ 20 Abf. 1 hätten 
erhalten können, und auf Antrag den Waifen der 


IUIIIM 


ehemaligen Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes, die 
zur Zeit des Todes ABU- Rente nach $ 20 Abj. 1 er- 
halten Haben. 


(4) Die Waifenrente beträgt 


a) für jedes Kind, defien Water noch lebt und zum 
Unterhalt des Kindes verpflichtet ift, 
zwölf vom Hundert, 


b) für jedes Kind, deſſen Vater nicht mehr lebt 
oder zum Unterhalt des Kindes nicht verpflich- 
tet iſt, 
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zwanzig vom Hundert 


dev ADBU- Rente und der Dienftaradzulage oder der 
Berufszulage, die die Verftorbene erhalten hat oder 
hätte erhalten können. Die Waifenrente wird nad) 
dem Wohnort der Waife berechnet. 


Elternrente 
$ 32 
Die Vorſchriften des $ 108 Abſ. 2 und des $ 117 des 
Reichsarbeitsdienftverforgungsgefeßes in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 29. September 1938 
(Reichsgejeßbl. I ©. 1253) über Elternrente gelten 
entiprechend. | 


Zujfammentreffen mehrerer Hinterbliebenenbezüge 
und Zahlung der Hinterbliebenenbezüge 


$ 33 


Die Vorſchriften der SH 118 umd 119 des Reiche. 
arbeitsdienftverforgungsgejeßes in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 29. September 1938 (Neichs- 
gejegbl. I ©. 1253) über Jufammentrefien mehrerer 
Hinterbliebenenbezüge und Zahlung der Hinterblie- 
benenbezüge gelten entiprechend. 


Dritter Seil 


Gemeinfame Borfchriften für weibliche Angehörige des 
Reichsarbeitsdienftes und ihre Hinterbliebenen 


Kinderzuichläge 
$ 34 
Kinderzufchläge werden nach den Vorſchriften, 
die für die NeichSarbeitsdienftführerinnen gelten, ge- 
waährt zur 
Übergangsunterftüßung, 
ABU Nente und 
Waiſenrente, 
wenn der Vater nicht mehr lebt oder zum Unterhalt 
der Kinder nicht verpflichtet iſt; andernfalls können 
Kinderzuſchläge gewährt werden. 


Sonſtige Vorſchriften 
8 35 

Die Vorfchriften der 88 122 His 132 des Reichs 
arbeitsdienftverforgungsgejeßes in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 29. September 1938 (Neichs- 
geießbl. I ©. 1253) über Anzeigepflicht, Erlöfchen, 
Ruben und Entziehung des Rechts auf Fürſorge und 
Verſorgung, Nüdzahlung und Aufrechnung, Pfändung, 
Übertragung, Abtretung und Verpfündung, Schaden- 
erjaß, Ausichluß der Anrechnung von Fürſorge; und 
Verforgungsbezügen auf Arbeitsentgelt gelten ent: 


ſprechend. 





Zr 
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Bierter Seil 
Berfahren 


Allgemeines 
S 36 
Für das Fürſorge- und Verjorgungsverfahren 
gelten die Vorſchriften dev z8 133 bis 172 des Reichs— 
arbeitsdienftverforgungsgefeßes in der Faſſung der Be: 
fanntmadung vom 29. September 1938 (Reiche: 
geſetzbl. I ©. 1253) entiprechend. 


Zuſtändigkeit 
$ 37 

(1) Der NReichsarbeitsführer 

a) ftellt die Dienfizeitbezüge feſt und erteilt die 
Angeftelltenfcheine und Die Neichsarbeitsdienit- 
ſcheine, 

b) ſtellt für das Beſchädigtenfürſorge— und ver⸗ 
forgungsverfahren bindend feit, ob ein Unfall 
infolge des Dienftes im Neichsarbeitsdienft 
eingetreten ijt; er fann bindend feititellen, welche 
Dienftverrichtungen und Verhältniſſe im Reichs⸗ 
arbeitsdienſt geeignet waren, eine Arbeits— 
dienſtbeſchädigung herbeizuführen. 


(2) Die Bezirksführerin, in deren Bezirk die Für— 
ſorgeberechtigte ihren Wohnſitz hat, betreut aus— 


ſcheidende Reichsarbeitsdienſtführerinnen gemäß 814 
Abſ. 3 Buchſt. e und Arbeitsdienſtbeſchädigte gemäß 
S 84 des Reichsarbeitsdienftverforgungegefebes in der 
Faffung der Bekanntmachung vom 29. September 
1938 (rReichsgeſetzbl. I ©. 1253). 


(3) Der Arbeitsgauführer, dem die Verwaltung 
des Bezirkes unterftellt ift, in dem ſich Die lebte 
Stammdienftftelle der Ausfcheidenden oder der Ber- 
ftorbenen befindet, 


a) bereitet die Entjcheidungen des Reichsarbeits- 
führers nad) Abf. 1 Buchſt. a vor, 


b) flärt den Sachverhalt auf und bereitet die 
Entſcheidungen des Reichsarbeitsführers nach 
Abſ. 1 Buchſt. b vor nad) Einleitung des erit- 
maligen Verfahrens in Fürſorge— und Ber» 
forgungsangelegenheiten der Beſchädigten und 
der Hinterbliebenen von Beichädigten, 


e) ftellt die weitere Heilfürforge nad) dem Aus- 
ſcheiden aus dem Reichsarbeitsdienft nad) $152 
des Reichdarbeitsdienftverforgungsgejeßes in 
der Faffung der Bekanntmachung vom 29. Sep- 
tember 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1253) ſicher. 


Sünfter Seil 


Abergangs⸗ und Schlugvorfchriften 
Abſchnittl ſcheiden aus dem Reichsarbeitsdienſt dauernd arbeits— 
verwendungsfähig im Sinne des 820 Abſ. J1, fo 
Übergangsvorfchriften fann ihnen für Körperſchäden, die nicht als Arbeits- 
Anrechnung als Arbeitsdienitzeit dienftbefhädigung anerkannt worden find, die Für- 
g 38 forge und Verforgung wie den im s 20 Abj.1 ge- 


(1) Arbeitsdienftzeit ($ 2) ift auch die im National: 
fozialiftifchen Frauenarbeitsdienſt und im Arbeits— 
dienft für die weibliche Jugend abgeleiftete Dienftzeit. 

(2) Der Reichsarbeitsführer beftimmt, welche 
Seiten ala im NRationalfozialiftifchen Frauenarbeits— 
dienst und im Arbeitsdienft für Die weibliche Jugend 
abgeleiftete Dienftzeit anzufehen find, 


Sondervorjehrift für Neichsarbeitsdienſtführerinnen 
mit einer Arbeitsdienſtzeit bis zu fünf Jahren 


$ 39 
Merden dieje Reichsarbeitsdienftführerinnen nad) 
vollendetem fiebenundzwangzigften Lebensjahr wegen 
Dienftunfähigfeit entlaffen und find fie beim Aus- 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


nannten Führerinnen gewährt werden. 


Beichädigtenfürjorge und »verjorgung für ehemalige 
Angehörige des Arbeitsdienftes für Die weibliche 
Jugend und ihre Hinterbliebenen 


g 40 


(1) Ehemalige Angehörige des Arbeitsdienftes für 
die weibliche Jugend und ihre Hinterbliebenen erhal- 
ten für eine Arbeitsdienftbef hädigung und ihre Folgen 
auf Antrag Fürjorge und Berforgung wie die ehe 
maligen Angehörigen de3 Neichsarbeitsdienftes und 
ihre Hinterbliebenen, wenn die Dienſtbeſchädigung 
im Arbeitödienft für die weibliche Jugend nad) dem 
31. März 1936 eingetreten ift. 





I 


H 
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(2) Die Dienftgradzulage beträgt bei Gewährung 
von VBerforgung nad) Abf. 1 für 
Kameradichaftsältefteund außer: 
planmäßige Gebilfinnen nad) 
einer Arbeitsdienftzeit von min- 


deften® zwei Jahren ........ 10 Reichsmark, 
Pagergehilfinnen ........... 20 Mn 
Lagerführerinnen .......... 30 » ’ 
Fagergruppenführerinnen .... 50 » j 
Bezirksführerinnen ......... 80 » 


Zufammentreffen von Beichädigtenfürjorge und »ver- 


jorgung nad) dieſer Verordnung mit Berforgung nad) 


dem Reichsverſorgungsgeſetz und dem Wehrmacht: 
fürjorge- und berjorgungsgejet 


841 


(1) Treffen Anſprüche auf Beichädigtenfürforge 
und verſorgung nad) diefer Verordnung mit aner: 
fannten Verſorgungsanſprüchen nad) dem NReichsver- 
ſorgungsgeſetz in der Faſſung vom 1. April 1939 
(Reichsgeſetzbl. IS, 663) oder nad) anderen Geſetzen, 
die das Neichsverforgungsgefet für anwendbar er- 
klären, zufammen, fo wird Verforgung nur nad) dem 
Reichsverſorgungsgeſetz gewährt, Heilfürſorge jedoch 
nur nach dieſer Verordnung; Reichsverſorgungs— 
geſetz SS A bis 11 und 15 bis 20 gelten dann nicht. 

(2) Treffen Anfprüche auf Beichädigtenfürforge 
und »verforgung nach Diefer Verordnung mit An- 
ſprüchen auf Beſchädigtenfürſorge und -berjorgung 
nach dem Wehrmachtfürforge- und verſorgungs⸗ 
geſetz vom 26. Auguſt 1938 (Reichsgeſetzbl. ©, 1077) 
zuſammen, ſo wird Fürſorge und Verſorgung nur 
nach dem Geſetz gewährt, das zuletzt zur Anwendung 
kommt. 


Abſchnitt ll 
Schlußvorſchrifſten 


Altersgrenzen 
$ 42 

ReichSarbeitsdienftführerinnen, die wegen Errei- 
hung der Altersgrenze ($ 12 Abf. 1 Buchſt. b des 
Reichsarbeitsdienftaefekes vom 9, September 1939 
— Neichögefeßbl. I S. 1747) ausscheiden, erhalten 
die gleiche Fürforge und Verforgung wie beim Aus: 

ſcheiden wegen Dienftunfähigfeit. 


Inkrafttreten diefer Verordnung 
$ 43 


(1) Diefe Verordnung tritt mit Wirkung ab 1. Of. 
tober 1939 in Kraft. 
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(2) Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen und 
dem Neichsarbeitsminifter Die zur Durchführung und 
Ergänzung diefer Verordnung erforderlichen Rechts⸗ 
und Verwaltungsvorſchriften. 


Feſtſtellung und Zahlung der Bezüge 
nach dieſer Verordnung 


84 


(1) Ehemalige Angehörige des Arbeitsdienfteg für 
die weibliche Jugend und des Reichsarbeitsdienſtes, 
die vor dem 1. Oktober 1939 ausgeſchieden ſind, und 
ihre Hinterbliebenen erhalten Fürſorge und Verſor— 
gung nach dieſer Verordnung nur auf Antrag. Der 
Antrag iſt bei der Bezirksführerin des Reichsarbeits— 
dienſtes einzureichen, in deren Bezirk ſich die letzte 
Dienſtſtelle der Antragſtellerin oder der Verſtorbenen 
befindet oder befunden hat. 


(2) Die Zahlung der laufenden Beichädigtenbezüge, 
auf die nach diefer Verordnung ein Anſpruch beſteht, 
beginnt mit dem 1. Oftober 1939, wenn der Antrag 
auf Fürſorge und Verforgung bis ſpäteſtens 31. De- 
zember 1939 eingereicht wird, jedoch früheftens mit 
dem Monat, in dem bie Vorausfegungen für die 
Gewährung der Fürforge- und Verforgungsbezüge 
erfüllt find. Eine Nachzahlung einmaliger Fürforge- 
bezüge für die Seit vor dem 1. Oftober 1939 findet 
nicht ftatt. 


Beginn des Laufs der Anmeldefriften 
845 


Soweit Fürforge und Verforgung nad) diefer Ver- 
ordnung nur auf Antrag gewährt wird, beginnt der 
Lauf der Anmeldefriften früheftens mit dem Inkraft— 
treten dieſer Verordnung. 


Ausgleich von Härten 
$ 46 


(1) In einzelnen Fällen, in denen fich bei der An- 
wendung Diefer Verordnung befondere Härten er— 
geben, fann der Reichsminiſter des Innern im Ein- 
vernehmen mit dem Neichsminifter der Finanzen für 
eine Übergangszeit von drei Jahren einen Ausgleich 
gewähren. 

(2) Die Beichränfung auf eine Übergangszeit von 
drei Jahren gilt nicht für Härteausgleiche, die ehe— 
maligen Ungehörigen des Nationalfozialiftifchen 
Frauenarbeitsdienftes und ihren Hinterbliebenen ge- 
währt werden, weil die Arbeitsdienftbefchädigung 
vor dem 1. April 1936 eingetreten ift. 


—VDMM 
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Ruhegehalt 
847 


(1) Werden Reichsarbeitsdienſtführerinnen, die 
unmittelbar vor ihrer Einftellung in den National- 
ſozialiſtiſchen Frauenarbeitsdienft, in den Arbeits- 
dienft für die weibliche Jugend oder in den Reichs— 
arbeitsdienft nach Ablegung der laufbahnmäßig vor- 
gefchriebenen Prüfungen im öffentlichen Dienft al 
Beamte oder mit Ausficht auf Berufung in das 
Beamtenverhältnis tätig waren, wegen Dienft- 
unfäbigfeit entlaffen, fo erhalten fie nad) ihrer Wahl 
an Stelle der Dienftzeitfürforge nach diefer Verord- 
nung wie Beamte Verforgung nad) den Vorſchriften 
des Deutſchen Beamtengefees (DBG) vom 26, Ja— 
nuar 1937 (Neichsgefetbl. I ©. 39); die Wahl iſt 
endgültig. 


(2) Ob die im Abſ. 1 genannten Neichsarbeits- 
dienftführerinnen „mit Ausficht auf Berufung in 
das Beamtenverhältnis tätig waren”, entſcheidet 
der Neichsminifter des Innern im Einvernehmen 
mit dem Reichsminifter der Finanzen endgültig. 


(3) Bei Feftitellung des Nuhegehalts nad) dem 
Deutfchen Beamtengefeß wird die gefamte Arbeits- 
dienftzeit nah $$ 2und 38 als ruhegehaltfähige Dienft- 
zeit berückſichtigt. Nuhegehaltfähige Dienftbezüge find 


Berlin, den 11. November 1939. 
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die im Neichsarbeitsdienft zuletzt bezogenen Dienft- 
bezüge, foweit fie den im $80 des Deutjchen Beamten 
geſetzes bezeichneten Dienftbezligen entfprechen. 


(4) Haben die im Abf. 1 genannten Reichsarbeits— 
dienftführerinnen das fünfunddreißigite Lebensjahr 
vollendet, fo können fie Verforgung nach dem Deut 
schen Beamtengeſetz gemäß Abſ. 1 auch erhalten, 
wenn fie wegen mangelnder Eignung oder aus Man- 
gel an Verwendungsmöglichkeit entlafien werden. 


(5) Ehemalige NeichSarbeitsdienftführerinnen, die 
Ruhegehalt nach Abf. 1 bis 4 beziehen, erhalten 
Daneben bei Verſehrtheit infolge Arbeitsdienſtbeſchä— 
digung Heilfürſorge, Verſehrtengeld, Pflegezulage 
und Blindenzulage nach $ 19. Die Vorſchriften der 
Sg 107 bis 125 des Deutjchen Beamtengefeßes Über 
Unfallfürforge finden feine Amvendung. 


Sonftige Vorſchriften 
$ 48 


Die Vorfchriften der SS 181 bis 183 Des Reiche: 
arbeit8dienftverforgungsgefeges in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 29. September 1938 (Reiche- 
gejeßbl. I ©. 1253) über Gnadenrecht, Anzeigepflicht 
der Beichäftigungsftellen des öffentlichen Dienfted 
und Rechtshilfe gelten entſprechend. 


Der Borfißende 
des Minifterrats für die Neichverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 





III 
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Erſte Durchführungs- und Ergänzungsverordnung 
zu der Berordnung über die vorläufige Fürſorge und Verſorgung 
der weiblichen Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes und ihrer Hinterbliebenen. 
Vom 12. November 1939. 


Auf Grund des $43 Abſ. 2 der Verordnung über die vorläufige Fürſorge und Verſorgung der weib- 
lichen Angehörigen des Neichsarbeitsdienftes und ihrer Hinterbliebenen vom 11. November 1939 (Reichs: 
gefeßbl. I S.2183) — im folgenden ‚Verordnung vom 11.November 1939” genannt — wird im Einvernehmen 
mit dem Neichsminifter der Finanzen und dem NReichsarbeitsminifter verordnet: 


Allgemeines 


Artitel 1 


Die Vorſchriften der Verordnungen zur Durdy 
führung und Ergänzung des Reicdysarbeitsdienftver- 
jorgungsgefeßes in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 29. September 1938 (Neich8aefeßbl. I ©. 1253) 
gelten finngemäß für die Durdyführung und Er- 
gänzung der entiprechenden Vorfchriften der Verord- 
nung vom 11. November 1939. 


Unfallverficherung 


Artifel 2 


Mit dem nfrafttreten der Verordnung dom 
11. November 1939 tritt Artikel 18 der Achten Ver: 
ordnung zur Durchführung und Eraänzung Des 
Neichsarbeitsdienftgefeßes vom 11. Juni 1937 (NeichE- 
geſetzbl. ©. 623) über Unfallverfiherung für den 
er aan für die weibliche Jugend außer 

raft. 


Anſtellung im öffentlichen Dienſt 
Artikel 3 

(1) Eine Tätigkeit als Angeſtellte im öffentlichen 
Dienft gilt während der erjten vier Monate Diefer 
Beſchäftigung nicht als Anftellung im Sinne des 
$ 15 Abi. 2 und des 816 Abi. 3 der Verordnung 
vom 11. November 1959, 

(2) Die bevorzugte Anftellung als Beamter nad) 
$ 16 Abf. 1 der Rerordnung vom 11.November 1939 
betrifft Beamtenftellen, die ihrer Art nach mit weib- 
lichen Beamten befett werden müſſen. 


Beichädigte ohne Arbeitädienftbeichädigung 
Artikel 4 


(1) Der Unterhbaltsbeitran nad) $ 20 Abſ. 1 der 
Verordnung vom 11. November 1939 fann nur ge 
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währt werden, wenn die Beichädigte ihren Lebens- 
er überwiegend aus eigenem Einfommen be- 
reitet. 


(2) Der Unterhaltsbeitrag nad) $ 20 Abſ. 1 der 
Verordnung vom 11. November 1939 darf nicht höher 
fein als die Bezüge, die ein männlicher Angehöriger 
des MNeichsarbeitsdienftes unter gleichen Voraus— 
ſetzungen erhalten würde. 


Sterbegeld 
Artikel 5 


(1) Wenn der Vater noch lebt und zum Unterhalt 
der Rinder verpflichtet iſt, kann Sterbegeld nad) 
$ 27 der Verordnung vom 11. November 1939 nur ge- 
währt werden, wenn die Bewilligung nad) Prüfung 
der gelamten Sachlage, insbefondere der wirtidhaft- 
lichen Verhältniſſe des Vaters ebelicher oder für ehelich 
erklärter Rinder, gerechtfertigt ericheint. 

(2) Dem Witwer der Verftorbenen fann Sterbe- 
aeld nur nah 828 Abſ. 1 der Verordnung vom 
11. November 1939 gewährt werden. 


Kinderzujchläge 
Artikel 6 


Wenn der Vater noch lebt und zum Unterhalt der 
Kinder verpflichtet ift, können KRinderzufchläge nad) 
S 34 der Verordnung vom 11. November 1939 nur ge 
währt werden 


a) zur Überganasunterftüßung oder Nente für 
Arbeitsverwendungsunfäbhige, wenn die Be 
ihädigte den Lebensunterhalt der Kinder über- 
wiegend aus eigenem Einiommen beftreitet; 


b) zur Waifenrente, wenn die Bewilligung nad) 
Prüfung der aefamten Sachlage, insbejondere 
der wirtichaftliden WVerhältniffe de8 Waters 
ehelicher oder für ehelich erklärter Rinder, ge 
rechtfertigt erſcheint. 

Die Bewilligung iſt ausgefchloffen, wenn der Vater 
bereits einen Kinderzufchlag für dasfelbe Kind erhält. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Hierl 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Verordnung zur Aufhebung der Verordnung 
zur vorläufigen Sicherjtellung des lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen Volles. 


Vom 14, November 1939. 


Auf Grund gejetlicher Ermächtigung wird im Ein- 
vernehmen mit dem Obertommando der Wehrmacht 
und dem Generalbevollmädtigten für die Reichsver— 
waltung verordnet: 

s1 

Die Verordnung zur vorläufigen Sicherftellung 
des Iebenswichtigen Bedarfs des deutichen Volkes vom 
27. Auguſt 1939 (Neichsgefebbl. I ©. 1498) und die 
Nerordnung zur teilweifen Außerkraftſetzung der 
Rerordnung zur vorläufigen Sicherftellung des lebens— 
wichtigen Bedarfs des deutfchen Voltes vom 22. Sep: 
tember 1939 (Neichaefekbl. I S. 1872) treten am 
Tage des Inkrafttretens der Verordnung über die 
Verbrauchsregelung für lebenswichtige gewerbliche 
Erzeugniffe vom 14. November 1939 (Reichsgeſetzbl. 
5.2221) außer Kraft. 


82 

Gleichzeitig treten vorbehaltlid dev Negelung im 

$3 außer Kraft: 

I, die Vierte Durchführungsverordnung zur Ver: 
ordnung zur vorläufigen Sicherftellung des 
febenswichtigen Bedarfs des deutjchen Volfes 
(Verbrauchsregelung für Spinnftoffwaren und 
Schuhwaren) vom 27. Auguft 1939 (Reichs 
geſetzbl. I ©. 1510) in der Faſſung der Ver- 
ordnung vom 7. September 1939 Reichs— 
geſetzbl. 1 ©. 1702); 


Berlin, den 14. November 1939. 


2, die Fünfte Duchführungsverordnung zur Ber: 
ordnung zur” vorläufigen Sicherftellung des 
lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen Volkes 
vom 31.Auguft 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1541), 

3. die Erſte Bekanntmachung des Sonderbeauftrag— 
ten für die Spinnſtoffwirtſchaft vom 9. Sep- 
tember 1939 (Deutfher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 210 vom 9. September 1939); 

4, die Zweite Bekanntmachung des Sonderbeauf- 
tragten für die Spinnſtoffwirtſchaft vom 
29, September 1939 (Deutſcher Reichsanz. u. 
Preuß. Staatsanz. Nr.229 vom 30. Septem- 
ber 1939); 

5. die Dritte Bekanntmachung des Sonderbeauf: 
tragten für die Spinnftoffwirtidaft vom 
16. Oftober 1939 (Deutfcher Reichsanz. u. 
Preuß. Staatsanz. Nr. 243 vom 17, Dftober 
1939). “ 

83 

Die im 82 Nr. 1 und 2 genannten Verordnungen 
gelten weiter fir Schuhwaren und Leder zur Aus— 
befferung und Bejohlung von Schuhen; ferner gilt 
weiter die Verordnung über die Verbrauchsregelung 
für Seifenerzeugniffe und Wafchmittel aller Art vom 
23, September 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1873). In: 
foweit beftimmt der Reichswirtſchaftsminiſter - den 
Zeitpunkt des Außerkrafttretengd; er iſt auch befugt, 
die genannten Verordnungen zu ändern. 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
In Vertretung 


Poſſe 
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Verordnung über die Verbrauchsregelung für Spinnſtoffwaren. 
Bom 14. November 1939, 


Auf Grund der Verordnung über den Warenverkehr 
in der Faſſung vom 18. Auguſt 1939 Reichsgeſetzbl. I 
S.1430, 1431) wird in Verbindung mit der Verordnung 
über bie Verbraudsregelung für lebenswichtige ge- 
werbliche Erzeugnifje vom 14. November 1939 (Reichs: 
geſetzbl. IS. 2221) verordnet: 


I. Abſchnitt 
Bezugsbeſchränkte Waren 


$1 
(1) Die in der Anlage 1 aufgeführten Spinnftoff- 
waren dürfen an Verbrauder nur auf Bezugskarte 
(Reichskleiderkarte) oder gegen Bezugichein abgegeben 
und von ihnen bezogen werden. 


(2) Altwaren unterliegen der na des 
Abf. 1 nicht. 


II. Abjchnitt 
Neihhsfleiderfarte 


82 
(1) Die Reichskleiderfarte wird ausgegeben: 
1. für Kinder im 2. und 3. Lebensjahr (Anlage 2), 
2. für Knaben vom vollendeten 3. bis zur Voll- 
endung des 14. Qebensjahrs (Anlage 3), 
3. für Mädchen vom vollendeten 3. bis zur Voll- 
endung des 14. Lebensjahre (Anlage 4), 


4. für Männer vom vollendeten 14. Lebensjahr 
an (Anlage 5), 
5. für frauen vom vollendeten 14. Lebensjahr an 
(Anlage 6). 
(2) Mafgebend ift das Alter des Verbrauchers am 
1. November 1939, Die nad) diefem Stichtag ein- 
tretende Vollendung des 3. oder 14. Febensjahrs ift 
während der Geltungsdauer der Reichskleiderkarte 
ohne Einfluß. Wer während der Geltungsdauer der 
Reichskleiderkarte das 1. Lebensjahr vollendet, erhält 
eine Karte mit entfprechend verringerten Teilab- 
ſchnitten. 


83 

Die Reichskleiderkarte enthält 100 - für Kinder 
im 2, und 3, Qebensjahr 70 — Teilabjchnitte, auf die 
nad) Maßgabe der aufgedructen Beftimmungen die 
auf der Karte aufgeführten Spinnftoffwaren bezogen 
werden fünnen; der Sonderbeauftragte für die Spinn- 
toffwirtichaft und mit feiner Zuftimmung die Reichs: 
jtelle für Kleidung und verwandte Gebiete fönnen wei- 
tere Bezugsmöglichkeiten auf die mit römischen Ziffern 
bezeichneten Sonderabjchnitte der Karte ſchaffen. 


III. Abſchnitt 
Bezugideine 
84 


Bezugſcheine (Anlage 7) werden nur für diejenigen 


Spinnſtoffwaren der Anlage 1 erteilt, die nicht auf © % Q 


Die Neichökleiderfarte bezogen werden fünnen. Aus: 
nahmen hiervon find nur in Fällen befonderen Not- 
ftandes zuläffig. 


$5 


(1) Für Beſchaffungen von Spinnftoffwaren, die 
nad) der Verordnung über öffentliche Aufträge auf 
den Gebieten der Spinnftoff- und der Felle und Häute- 
wirtichaft in der Fafjung vom 31. Oftober 1938 
(Reichögefeßbl. I S. 1537) und der Verordnung zur 
Ergänzung diefer Verordnung vom 12, September 
1939 (NReichsgejeßbl. I ©. 1822) einer befonderen 
Einwilligung bedürfen, gilt die fchriftlihe Einwil: 
ligung des Sonderbeauftragten für die Spinnftoff- 
wirtichaft oder der Neichsitelle für Kleidung und ver- 
wandte Gebiete als Beicheinigung über die Bezugs— 
beredhtigung. Sofern diefe Spinnftoffwaren beim 
Einzelhandel oder Handwerk bezogen werden follen, 
ist hierzu noch eine befondere Einwilligung der Reichs- 
jtelle für Kleidung und verwandte Gebiete erforder- 
lid. Der erteilte Einwilligungsbejcheid ift vom zu- 
tändigen Wirtſchaftsamt in einen Bezugſchein um- 
zuwandeln. 


(2) An öffentlihe Stellen im Sinne der im Abſ. 1 
genannten Verordnungen, deren Belchaffungen in 
einer MWarenart in einem Haushaltjahr den Wert 
bon 2000 Reichsmark nicht überfchreiten, ſowie 
an Gewerbebetriebe und Anftalten, dürfen bezugs— 
beſchränkte Spinnftoffwaren nur gegen Bezugichein 
abgegeben werden. Die Erteilung der Bezugicheine 
erfolgt nad) Richtlinien, die dev Neichswirtichafte: 
minifter oder die von ihm ermäcdhtigten Stellen geben. 


86 


Für Spinnftoffwaren, die einen gemeinfamen Be- 
darf der Haushaltsangehörigen befriedigen follen 
(3.8. Hauswäſche), it der Bezugſchein vom Haus: 
baltungsvorfiand zu beantragen. Für Spinnitoff: 
waren, Die den Bedarf eines Gewerbebetriebs, einer 


Anjtalt oder einer öffentlichen Stelle im Sinne des 
$ 5 befriedigen follen, ift der Antrag von dem Leiter 
der Anstalt oder der öffentlichen Stelle oder dem In— 
haber des Gewerbebetriebs zu ftellen. 
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87 

Will der Verbraucher Spinnftoffwaren, die nur 
auf Neichsfleiderfarte bezogen werden fünnen, im 
Mege des Verjandes erwerben, jo fann er die be- 
nötigten Teilabfchnitte der Neichskleiderfarte bei dem 
zuftändigen Wirtihaftsamt oder den von ibm er: 
mächtigten Gemeinden in einen Bezuaichein ummwan- 
deln laſſen. 


8 
Der Bezugichein verliert zwei Monate nad) Aus- 
ftellung feine Gültigkeit. War dem Bezugsberechtig- 
ten die Ausnußung in diefer Frift nicht möglich, jo 
fann die Gültigfeitsdauer verlängert werden, 


IV. Abjchnitt 
VBerjorgung von Uniformträgern 
89 


(1) Perſonen, die von einem öffentlichen Bedarfs— 
träger (3.B. Wehrmacht, Reichsarbeitsdienit, Dolizei) 
oder von einer Anitalt (3.2. Heil- und Dflegeanftalt, 
Strafanftalt) mit den bezugsbefchränften Waren ver- 
forgt werden, erhalten feine Neichskleiderfarte. Wer 
in ein folches Verforgungsverhältnis eintritt, muß 
feine Reichskleiderfarte nach einem Monat, bei Ein- 
berufung zur Wehrmadt nad drei Monaten, bei 
dem Wirtichaftsamt abgeben, das die Karte ausge- 
ftellt hat. 


(2) Für Verfonen, die kraft eines öffentlich-recht- 
lichen Dienftverhältnifies oder ihrer Zugehörigkeit 
zur NSDAP, einer Gliederung oder einem ihr an- 
gefchlofjenen Verband oder einer öffentlichen Inter— 
efien dienenden Einrichtung befonderen Bekleidungs— 
vorjchriften unterliegen und von ihren Dienftitellen 
nicht oder nicht voll mit den bezugsbejchränften Waren 
verforgt werden, kann der Sonderbeauftragte für Die 
Spinnftoffwirtichaft im Benehmen mit der jeweils 
zuftändigen oberjten Dienftitelle eine befondere Nege- 
lung treffen. . 


(3) Für Truppenteile und Dienftitellen dev Wehr- 
macht kann in Fällen dringenden Bedarfs der Erwerb 
bezugsbejchränfter Spinnftoffwaren ohne Bezugichein 
gegen Aushändigung einer Empfangsbeiheiniqung 
zugelaffen werden. Durchführungsvorichriften wer- 
den vom Oberfommando der Wehrmacht im Ein- 
vernehmen mit dem Reichswirtichaftsminifter erlaffen. 


Berlin, den 14. November 1939, 


V. Abſchnitt 
$ 10 
Regiftrierung 

der Teilabſchnitte und Bezugſcheine 

(1) Die von der Neichskleiderkarte abgetrennten 
Teilabjchnitte find getrennt nach ihren farben an 
jedem Tag zahlenmäßig zu erfaſſen und in eine Lifte 
einzutragen, Die entwerteten Bezugicheine find unter 
Angabe ihrer Nummer und unter Benennung der 
Ausgabeitelle in eine zweite Liſte aufzunehmen. 

(2) Die Reichsjtelle für Kleidung und verwandte 
Gebiete erläßt Beltimmungen über die Verwertung 
der in die Liſten eingetragenen Teilabjehnitte und 
Bezugicheine, 

sı1 
Umtauſch 

Ein handelsüblicher Umtauſch der auf Reichskleider— 
karte oder Bezugſchein bezogenen Waren gegen Waren 
gleicher Art iſt zuläſſig. 


VI. Abſchnitt 
Schlußbeſtimmungen 
$ 12 
Die Vorſchriften der Verordnung über öffentliche 
Aufträge auf den Gebieten der Spinnftoff- und der 
Felle- und Häutewirtichaft in der Faſſung vom 
31. Oftober 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1537) und der 
Verordnung zur Ergänzung diefer Verordnung vom 
12. September 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1822) bleiben 
unberührt. 
s 13 
Die Reichsftelle für Kleidung und verwandte Ge- 
biete kann mit Juftimmung des Sonderbeauftragten 
für die Spinnftoffwirtichaft die Bezugsbeſchränkung 
für einzelne Waren aufbeben. 


s 14 

Der Sonderbeauftragte für die Spinnftoffwirtichaft 
erläßt die zur Durchführung und Ergänzung diejer 
Verordnung erforderlichen Beltimmungen; er kann 
Ausnahmen von diefer Verordnung gewähren; für die 
Zeit bis zum 31. Dezember 1939 kann er Übergangd- 
beftimmungen treffen, die auch von den Vorjchriften 
diefer Verordnung abweichen fünnen. 


$ 15 
5 
Diefe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Zandfried 





DIT 





Anlage 1 


(Su $ 1 vorfichender Verordnung) 








Il 

















Ill 


Liſte 
der bezugsbeſchränkten Spinnftoffwaren 


I. 


Auf Kleiderkarte bezichbar *): 
Dberbefleidung aus Geweben, Gemwirfen, Ge 
ſtricken 
Männerkleidung mit Ausnahme von Sommer: 
und Wintermänteln; Autterzutaten für An 
züge 
Frauenkleidung (einſchließlich Kittel und Schürzen) 
mit Ausnahme von Wintermänteln; Futter— 
zutaten für Koſtüme 
Kleidung für Kinder von 1 bis 14 Jahren 
Unterkleidung und Leibwäſche aus Geweben, 
(Sewirfen, Geſtricken 
für Männer 
für Frauen 
für Rinder von 1 bie 14 “Jahren 
Strümpfe aller Art, Handſchuhe, Schals, 


. 


Krawatten, Taſchentücher 
Badekleidung (einichlieflih Der Bademäntel) 


Traininasanzüge, Kinder: Lurnbemden 
und Kinder-Turnhoſen 


Meterware 
aus Geweben, Gewirfen, Geſtricken 
aus Wolle, Baummolle, Yeinen, Zellwolle, Kunſt 
feide (auch in Verbindung untereinander) 
Stridaarne 


Nähmittelund Stopfaarn auf Sonder: 
abichnitte nach befonderer Befanntmachung 





— — — — 


*) Mit Ausnahme der für nicht bezugsbeſchränkt erklärten Waren 


II, 
Auf Bezugjchein beziehbar*): 
Kleidung 
Arbeits- und Berufsbekleidung aus Geweben (mit 
Ausnahme der Arbeitsfchußfleidung) 
Sommer: und Wintermäntel für Männer 
Wintermäntel, Umfchlagtücher und Umftands- 
Fleider für Frauen 
Skianzüge und deren Einzelteile für Männer, 
‚trauen und Rinder 
Ausgeiprocdyene Turn- und Sportbemden und 
Turn und Sporthofen ſowie Sportſtutzen 
(auf Beltätigung durch einen dem NER 
angefchloffenen Werein) 
Bettwäſche 
(3.8. Bettlaken, auch gerauht, Kiſſenbezüge, Deck— 
bett- und Bettenbezüge, ÜÄberſchlaglaken) 
Sonſtige Bettwaren aus Spinnſtoffen 
3. B. Inletts, Matratzen, Matratzenſchoner, Keil— 
kiſſen, Strohſäcke, Schlafſäcke, Stepp- und Dau— 
nendecken, Reformunterbetten, auflagen und 
kiſſen) 
Tiſch-,Haus- und Küchenwäſche 
(3. B. Tiſchtücher, Mundtücher, Handtücher, Frot— 
tiertücher, Geſchirrtücher, Mangeltücher, Korb: 
tücher) 
Decken und Planen 
Schlaf-, Reife und Divandecken, Pferdedecken, 
Planen, Zeltbahnen 
Gardinen, Vorhänge, Stores, Verdunklungs— 
anlagen aller Art 
Stoffe aller Art, ſoweit fie nicht auf Kleiderkarte 
zu beziehen find 
(3.B. Deforationsftoffe, Möbelftoffe, Gardinen 
jtoffe, Meterware aus Filzſtoffen) 


IN 
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Anlage 2 


(Su $2 Abſ. 1 Nr. 1 vorjtehender 
Verordnung) 


FE EENEERERNRENERRENE EN ETUI TEE ELELTITELERELLILIEREENN TEN IN NN 2 I 2 2 2 2 22 22 SEE 2222 ZI 22 ZZ 


Nur für Rinder im 
2. und 3. Lebensjahr 


Reichskleiderkarte 


für das Klein-Kind 
Mohnort 


Wohnung 


(Mit Tinte auszufülien) 


Die Karte gilt bis 31. Oktober 1940; fie ift nicht übertragbar, 
Mikbräuhlihe Benugung wird beitraft. Berlorengegangene 
Karten werden nidht erjegt. Aus dem Zufammenhang der 
Karte gelöſte Kartenteile und Abihnitte find ungültig. 
Auf die Karte können die umftehend genannten Waren 
bezogen werden. Bei jeder Ware ijt angegeben, wieviel 
Abichnitte zum Kauf benötigt werden. Für nicht aufgeführte 
Spinnftofjwaren müfjen, foweit fie bezugiheinpflidtig find, 
Einzelbezugiheine beantragt werden. 




























Beit- 
raum 


oo. 
April 


— — — 


Oktober 


Beiſpiel 


Se Gelauite Ware 
3 3 
3 1 Gamafhenanzug 
2 Shlüpfer 
3 Hemden 
1 Baoe Strümpfe 
2 Baar Gödden 
3 1 Spielanzug 


1 Rderziehhöschen 
1 Sommeranzug 
1 Bullover 

1 Schlitze 
Taſchentcher 


Das folgende Veiſplel iſt willtürlih gewählt. Es gibt Flle 
die Bufammenftellung des ‚Sahresbebarfs zahlerihe Möglich. 
keiten, die fih nad den Beblrfniffen des Inhabers ber leider. 
tarte richten: 


Zah 
d. Abſchn. 


— [jo 


F 


Yınst 


7 EEE 7 0 Er EEE EERERLLLELTTLLELEELLELLILLLLLTLLELLT EN EI Er SZ zn rn 2 EZ zZ SE EZ BE ZZ N ZT EZ ZZ SZ SZ ZZ ZZ 7 Zn -···α 


Marenwert der Abſchnitte 


Abfchnitte Abſchnitte 


1 Taſchentuch— 1 1 Sommeranzug 2teili 
Baar lange Strümpfe 3 (je 1 Teil 5 Abſchnitte) 10 
1 Baar Sölden . . 1 1 Sommerlieiddhen 6 
1 Baar gen ober 1 Gamaldhenanzug 
Er 2 (Rodelgarnitur). . . 16 
T 2 1 Gamaldendole . . 8 
eidte Mütze A ren (ie 1 Teil 
gli oder Strid: 8 Abſchnitte) . . 16 
ur3 Minterkleidchen F 10 
1 Sn lünfer oder Unter. 1 ilberjade oder Santer 8 
ziehhöschen . a 4 1 Mantel 15 
a ee Roter Wollſtoff bis 
1 Hemdhofe re 94 cm breit . 14 
1 Schürze . : 3 1 Meter MWoltitoff über 
1 Sälalanjug ei oder 94 cm breit . 18 
6 1 Meter anderer Sioff 
1 er 4 bis 94 cm beeit . . 8 
1 Leiden . 2 1 Meter anderer Stoff 
1 Spiel. oder Luftanzug 5 über 94 cm breit. .„ 41 
1 Überziehhöshen . . . 6 100 g Steidgaın „ .. 7 


Die im Berzeichnis genannten Waren können auf die Ab—⸗ 

ichnitte 1 bis 70 bezogen werden. Die Abſchnitte I bis XI find 

für den Bezug von Waren vorgejehen, die gegebenenfalls 
bejonders belanntgemadht werden. 


















_ u Yen 





iog < 


0 


Gültig ab 
1.5, 1940 






65 
Gültig ab 
1.5. 1940 






66 


Gültig ab 
1.5. 1940 


67 


Gültig ab 
1.5.1940 









68 


Gültig ab 
1. 5. 1940 


69 
Gültig ab 
1, 5. 1940 


70 


Gültig ab 
1.5, 1940 
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29 22 15 8 1 


57 50 43 56 





(Auf hellrosa Steifpapier, gefaltet in Größe DIN A6) 
















Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.5. 1940 1.5. 1940 1.5. 1940 1.5.1940 1, 11.1939 1. 11. 1939 1. 11. 1939 1, 11, 1939 1,11, 1939 
58 51 44 37 30 23 16 9 2 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.5. 1940 1.5. 1940 1.5. 1940 1.5. 1940 1, 11. 1939 1. 11.1939 1. 11.1939 1, 11. 1939 1.11, 1939 
59 52 45 38 31 24 17 10 3 
. Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.5.1940 1.5.1940 1.5. 1940 1.5. 1940 1. 11.1939 1. 11. 1939 1. 11.1939 1. 11. 1939 1, 11. 1939 
60 53 46 39 32 25 18 11 4 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.5. 1940 1.5. 1940 1.5. 1940 1.5. 1940 1. 11.1939 1. 11, 1939 1.11.1939 1. 11, 1939 1. 11. 1939 
61 54 47 40 33 26 19 12 D 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig aß Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.5. 1940 1.5.1940 1. 5. 1940 1.5. 1940 1.11.1939 1.11.1939 1.11. 1939 1. 11. 1939 1.11. 1939 
62 55 48 4 34 27 2 I 2 6: 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.5. 1940 1.5. 1940 1, 5. 1940 1.5. 1940 1.11, 1939 1. 11. 1939 1, 11, 1939 1, 11. 1939 1. 11. 1939 
63 56 49 42 35 28 21 14 7 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gältig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.5. 1940 1.5. 1940 1.5. 1940 1.5. 1940 1.11, 1939 1.11.1939 1. 11.1939 1.11. 1933 1.11. 1939 
v 
& 
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Anlage 2 


(Su $2 Abſ. 1 Mr. 1 vorftehender 
Verordnung) 


Nur für Kinder im 
2. und 3, Debensjahr 


Reichskleiderkarte 


TE: 


Wohnort 


a ZZ ZZ ZZ 


(Mit Tinte auszufüllen) 


Die Karte gilt bis 31. Oftober 1940; fie ift nicht übertragbar. 
Mißbräuchliche Benugung wird beitraft. Berlorengegangene 
Karten werden nit erjett. Aus dem Zufammenhang der 
Karte gelöfte Kartenteile und Abichnitte find ungültig. 
Auf die Karte können die umftehend genannten Waren 
bezogen werden. Bei jeder Ware it angegeben, wieviel 
Abſchnitte zum Kauf benötigt werden. Kür nicht aufgeführte 
Spinnftofjwaren müſſen, foweit fie bezugiheinpflichtig find, 
Einzelbezugiheine beantragt werden. 


U] 


Kaufe nur, was du wirklih dringend 
braudit! Du mußt mit der Karte bis zum 
31. 10. 1940 ausreichen. Alle Abichnitte find 
bis zu dieſem Zeitpuntt gültig, 


Erläuterungen 


Die Karte darf nur zur Befriedigung des 
Bedarfs des Rarteninhabers benußt werden, 

Die Abſchnitte können von dem aufges 
drudten Fälligkeitszeitpunftt an bis zum 
31. 10, 1940 ausgenußt werden. Die mit 
Strichen umrandeten Abſchnitte können auch 
vor ihrer Fälligkeit zur Anfhaffung eines 
Mantels oder eines Anzugs (eines Kleidchens) 
benußt werden. 

Die benötigten Abſchnitte werden von dem 
Berfäufer vor Aushändigung der Mare von 
der Karte abgetrennt und einbehalten. 

Auf die Karte kann in jedem beliebigen 
Geihäft eingelauft werden. 
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Beifpiel 
Das folgende Beifpiel iſt willkürlich gewählt. Es gibt für 
die Bulammenftelung des Jahresbedarts zahlreidye öglich« 


keiten, die fih nad ben Dedüriniffen bes Inhabers der Aleider- 
tarte richten: 











Seit» ällige Hl Geipart 
rauım Star Gekaufte Ware 5, din. Ahr an. 
1 2 3 4 5 
Nov. 80 = Sie y 
aar Handidhuhe 
> 166 5 
1 Sof 10 
Jan. 10 - — 10 
Gebr. 
März 20.) 1 Wäfdiegarnikur 10 
April +10 1 Bullover 15 5 
Mai 205, 1 Trainingsanzug 15 
Juli +5 1 Babdbehofe 4 % 
Aua, 204) 2 Iinterhofen 18 
Ökt. +6’ 2 Untechembden 10 
auf. 100 
Geſparte Abſchnitte (f. Spalte 5) 


Marenwert der Abichnitte 


Abichnitte 
1 ZTalhentuh . re 
! Baar Strümpfe . 5 
1 Baar Soden . . 3 
i Paar Handiduhe 5 
1 Sıdal . 5 
1 Bullover oder Gtrid: 
weite oder Janter . 15 
1 Unterhole . 8 
3 Unterhemd,, . 5 
1 Semdhoſe oder turze 
Garnitur r 10 
it Zanhemd . 10 
1 Nadthemd . 15 
1 Schlafanzug 18 
1 Knabenſchürze 4 
1 Spielhöshen . , 5 
1 Leibchenhoje (un- 
fnöpfer) . . 9 
1 ne Danzug Pe 12 
1W ae hole . 6 
1 Waſchbluſe. 6 
1 Gamafhenanzug für 3 
bis 6 SIahre . > 
1 — * enhoſe für 3 
bis 6 Sabre . . > 


Abſchnitte 
1 Stoffiade oder aa 

— EEE 
| Stoiimeite ir SUITE 
1 Stojfhole . . 10 
1 Windjade oder Wind⸗ 

. » n 15 
1 Rnabenmantel 7 5.. 
1 Badeanzug. » x». 8 
5 en 
1 Bademantel a — — 
1 Trainingsanzug . 15 
1 Turnhemd oder Polo⸗ 

hemd (mit ap 

Ärmel) . . » 4 
1 Turnbofe 4 
| Meter Moltitoff big 

94 cm breit . 14 
1 Meter Moltitoff über 

94 cm breit . 18 
1 Meter anderer "Stoff 

bis 94 cm breit . 3 


1 Meter anderer Stoff 
über 94 cm breit . 11 
100 g Stridgam .„.. 7 


Die im Berzeihnis genannten Waren können auf bie 


Abihnitie 1 bis 100 


bezogen werben. 


Die Abſchnitte 


I bis XIV find F den Bezun von Waren vorgeſehen, die 


gegebenenfa 


9 bejonbers Befanntgemant werben, 


Gültig ab 


1.8.1940 


Gültig ab 
1.8. 1940 


Gültig ab 


93 


1.8.1940 


6 


Gültig ab 


94 
üftig ab 


1.8.1940 


95 


1.8. 1940 


Gültig ab 
1.8.1940 


6 
1 


6 
1 


ul — u u m BEE (mp8 ETF BE em m 





96 


97 
ültig ab 
‚8.1940 





100 
ültig ab 
.8.1940 


81 71 
Gültig ab Gültig ab 
1.8. 1940 1.5. 1940 
Gültig ab Gültig ab 
1.8. 1940 1.5.1940 

33 3 
Gültig ab Gültig ab 
1.8. 1940 1.5. 1940 

84 74 
Gültig ab Gültig ab 
1.8. 1940 1.5.1940 

85 75 
Gültig ab Gültig ab 
1.8. 1940 1. 5. 1940 

86 76 
Gültig ab Gültig ab 
1.8.1940 1.5. 1940 
mE NE α zum am 

87 77 
Gültig ab Gültig ab 
1.8. 1940 1.5.1940 

88 783 
Gültig ab Gültig ab 
1.8. 1940 1.5.1940 

89 9 
Gültig ab Gültig ab 
1.8. 1949 1.5. 1940 

90 80 
Gültig ab Gültig ab 
1.8.1 1. 5. 1940 


(Auf hellgrünem Steifpapier, gefaltet in Größe DIN A 6) 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


61 
Gültig ab 
1.5. 1940 


62 


Gültig ab 
1.5. 1940 


63 


Gültig ab 
1.5. 1940 


6 


Gültig ab 
1. 5. 1940 


65 


Gültig ab 
1,5. 1940 





66 


Gültig ab 
1. 5. 1940 


67 


Gültig ab 
1.5. 1940 


68 


Gültig ab 
1.5. 1940 


69 


Gültig ab 
1,5. 1940 


70 
Gültig ab 
1,5. 1940 





51 
Gültig ab 
1.3. 1940 


52 
Gültig ab 
1.3. 1940 


53 


Gültig ab 
1.3. 1940 


54 
Gültig a5 
1.3, 1940 


55 


Gültig ab 
1. 3. 1940 


56 


Gültig ab 
1.3. 1940 


57 


Gültig ob 
1.3. 1940 


58 


Gültig ab 
1.3, 1940 


59 
Gültig ab 
1.3. 1940 


60 
Gültig ab 
1.3, 1940 


ü — POPREEHERVERSRAnBBONDEROFRER TER 


tust —* 


Nr. 226 — Tag der Ausgabe: 16. November 1939 


41 


Gültig ab 
1.3. 1940 


42 


er. 4 
3. 1940 


43 


Gültig ab 
1.3, 1940 


44 


Gültig ab 
1.3, 1940 


45 


Gültig ab 
1.3, 1940 


48 


Gültig ab 
1.3. 1949 





47 


Gültig ab 
1.3. 19409 


48 


Gültig ab 
1.3. 1940 


49 


Gültig ab 
1,3. 1940 


50 
Gültig ab 
1,3, 1940 


a... 












2203/2204 


Qnlage 3 
(Zu S 2 Abſ. 1 Nr. 2 vorjtebender 
Verordnung) 
31 21 11 1 
Gültig ab Gültig ab gas 2 Gültig ab 
1. 1, 1940 1. 11. 1939 939 1, 11. 1939 


















































































32 12 2 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1. 1,1940 1. 11.1939 1. 11. 1939 1. 11. 1939 

33 23 13 3 
Gültig ab walls ab Gültig ab Gültig ab 
1. 1,1940 1. 11.1939 1. 11. 1939 1, 11. 1939 

34 24 14 4 
Gültig ab N Gültig ab Gültig ab 
1, 1,1940 939 1. 11, 1939 1. 11. 1939 

35 25 15 5 
Gältig ab | Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.1.1940 1.11.1939 1. 11, 1939 1. 11. 1939 

36 26 18 6 
Gültig ab Gülti Gültig ab Gültig ab 
1.1.1940 1. * 1. 11. 1939 1, 11. 1939 













37 m 17 7 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1, 1,1940 1. 11.1939 1. 11. 1939 1, 11. 1939 


























38 28 13 
Gültig ab Er ab Sältie ab —* 

1. 1,1940 1.11.19 1. 11. 1939 1. 11. 1939 
39 29 19 9 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1. 1, 1940 1. 11. 1939 1. 11, 1939 1. 11.1939 
40 30 20 10 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.1.1940 1,11. 1939 1. 11, 1939 1. 11. 1939 

560 





IM 














| 











INN 


H5140-1180 








2205 2206 — auooooo 


H5140-1181 


Anlage 3 


(Au $2 Abſ. 1 Nr. 2 vorftehender 
Verordnung) 
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III 


vi 


VIII 


Beiſpiele 


Die ze. Deifpiele find willkürlich gewählt, Es gıbt 
für die Zuſammenſtellung des Iahresbedarfs zahlreiche Möglich. 
teiten, bie fi nach ben Bedürfniffen des Inhabers der Kleider. 
farte richten, 


Beit- Fälige Selaufte Ware * 8. Geſparte 














raum bien. Abſchn. 
1 2 3 4 5 
1. Belfpiel 
Non. 30 1 wollenerSchlüpfer 10 
San. 2 Hemden 12 
1 Baar Strümpfe 5 
1 Baar Söckchen — 
Gebr, 10 5 Safchentiidher 5 
März 1 Baar Handſchuhe 5 — 
April 20 NRleld 15 5 
Mai 
Juni 
usa + 39 2 Ghlüpier 10 15 
Sept, 204) 1 Bullover 12 
SH, + 15 1 Schürze 6 
1 Schal 5 
1 Zurnhbemb 4 
1 Semdhoſe 8 — 
2, Beiſpiel. auf. 100 


Sofern für das Mädchen ein Wintermantel auf Borgrift 
gekauft wird, werden von der Aleiderkarte innerhalb der art 
umtanbdeten Linie 25 Abſchnitte abgefchnitten, Es verbleiben 
dann nod) 75 Ubfchnitte, die wie folgt verwertet werden können: 


Non. 18 38. Strümpfe 15 
Jan, 1 Leibchen 3 _ 
Gebt. ‚ - - ö 
März 
April 12.) 28. Södden 6 
Mai + 6 1 Bullover 12 — 
Juni 19 1 Zurnhemb 3 
Aug. 1 Zurnbofe 4 11 
Gept. 20,, 1 Schürze 6 
2 Solipfer 5 
1 a laute 5 
4 TaſchentUcher g 
®) Gelparte Abſchnitte (f, Spalte 5) uui. 18 
XI XII XIII XIV 


— * 





TUR VVV 


Warenwert der Abſchnitte 


Abſchnitte Abſchnitte 
7 Ei — VE 
1 Baar Strümpfe (nit 3 te 
aus KAunitieide) -. -. . 5 16Stofiiade . . . . 15 
1 Baar Södhen . . 3 1 Windjade oder Wind: 
1 Baar Handihube . 5 TEAK LT ER —— 
DEN Sn ae A ——— 
1 Bullover oder Gtrid: 1 jonftiger Mantel. . . 18 
A u NT 
1 wollener Schlüpfer . 10 1 Bademantel . . .. 35 
1 Schlüpfer aus anderen 1 Zrainingsanzug . . . 15 
Stoffen -. - » » » » 5 1 Turndemb oder Rolo: 
Kr: a5 hemd (mit furzem 
BE. 2, 6 
—— A en, 
1 Unterhemd . . 5 1 Meter Mollftoff Bis 
1 Shüre . . . 6 94 cm beeit . . . . 14 
1 Spielhöshen . . 5 1 Meter Wollftoff über 
1 Schlafanzug . . 18 94 cm bteit. . .. 8 
1 Nadtbemd . -. -. . . 12 1 Meter anderer Stoff 
1 Leibchen oder Strumpf; bis 94 cm breit . 8 
haltergürtel ... 3 1 Meter anderer Gtoff 
1 Wolltied . . -. ..% über 94 cm breit . . 11 
1 fonjtiges Kleid „. . . 15 100 g Stridgeaem . .. 7 


Die im Berzeihnis genannten Waren fünnen auf Die 

Abjchnitte 1 Bis 100 bezogen werden. Die Abjchnitte 

I bis XIV find für den Bezug von Waren vorgelehen, die 
gegebenenfalls befonders befanntgemaht werden. 


No —— 


(Auf heilblauem Steifpapier, gejaltet in Größe DIN A6) 


’ 


- 


— 90 







Gültig ab 
1. 9. 1940 
92 
Gültig ab 
1. 9. 1940 
93 
Gültig ab 
1.9. 1940 














94 


Gültig ab: 
1.9.1940 





95 
Gültig ab 
1.9.1940 


96 


Gültig ab 
1. 9. 1940 


87 


Gültig ab 
1.9. 1940 


97 


J Süttig ab 
1.9. 1940 





99 
Gültig ab 
1.9. 1940 

100 
Gültig ab 
1.9. 1940 











81 


Gültig ab 
1.9.1940 


82 


Gültig ab 


1.9.1940 


83 





Gültig ab 


1.9.1940 


84 


Gültig ab 
1.9.1940 


85 
Gültig ab 
1.9.1940 


86 


Gültig ab 
1.9. 1940 





Gültig ab 
1.9. 1040 





Gültig ab 
1.9. 1940 


90 


Gültig ab 


1.9.1940 
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61 
Gültig ab 


1. 6. 1949 


62 
Gültig ab 
1. 6. 1940 


63 
Gültig ab 
1.6. 1940 


64 


Gültig ob 
1. 6. 1940 


65 
Gültig ab 
1. 6. 1940 


66 


Gültig ab 
1. 6. 1940 


67 


Gültig ab 


1. 6. 1940 
68 


Gültig ab 


1. 6. 1940 


69 
Gültig ab 
1. 6. 1940 


To 


Gültig ab 


1. 6. 1940 





























Nr. 226 — Tag der Ausgabe: 
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16. November 1939 2207/2208 
Anlage 4 
(Zu 32 Abf. 1 Mr. 3 vorftehender 
Verordnung) 
b 
51 4 31 21 11 1 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab - | Gültig ab Gültig ab : 
1.4. 1940 1. 4. 1940 1.2, 1940 1. 11, 1939 1. 11, 1939 1. 11, 1989 
52 42 32 22 12 2 | 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.4. 1940 1.4.1940 1.2. 1940 1, 11, 1939 1. 11, 1939 1. 11, 1939 
53 43 33 23 13 3 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1. 4, 1940 1.4.1940 1.2. 1940 1. 11. 1939 1. 11. 1939 1. 11, 1939 
54 44 34 24 14 4 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1. 4. 1940 1.4. 1940 1.2. 1940 1. 11. 1939 1. 11. 1939 1. 11. 1939 
55 45 35 25 15 5 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.4. 1940 1.4. 1940 1.2, 1940 1, 11. 1939 1. 11.1939 1.11. 1939 
56 46 36 26 16 6 
Gültig ab Gültig ab “rn ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1. 4. 1940 1. 4. 1940 1.2. 1940 1. 11. 1939 1. 11. 1939 1. 11. 1939 
— Mm dd — — —— —— ——— a 
57 47 37 27 17 7 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.4. 1940 1.4. 1940 1.2. 1940 1. 11. 1939 1. 11, 1939 1. 11. 1939 
58 48 38 28 18 8 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1.4. 1940 1.4. 1940 1.2. 1940 1. 11. 1939 1. 11. 1939 1. 11, 1939 
59 49 39 293 19 9 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1. 4. 1940 1. 4. 1940 1.2. 1940 1. 11. 1939 1. 11. 1939 1.11. 1939 
60 50 40 30 20 10 
Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
1. 4. 1940 1.4.1940 1.2. 1940 1. 11, 1939 1. 11. 1939 1. 11. 1939 





III 
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Anlage 4 


(Zu $2 Abi. 1 Nr. 3 vorſtehender 
Verordnung) 


——————————————————.———__————————————.—..,mmmnnnnnnn netten “rn. 


Nur für Mädchen 
vom vollendeten 3, 
bis zum vollendes 


ten 14. Debensjahr Kaufe nur, was du wirtlich dringend 


braudit! Du mußt mit der Karte bis zum 
31. 10, 1948 ausreichen. Alle Abſchnitte find 
bis zu dieſem Zeitpunit gültig. 


Erläuterungen 


Reichskleiderkarte 


Die Karte darf nur zur Befriedigung des 
Bedarfs des Karteninhabers benutzt werden. 

Die Abſchnitte können von dem auf— 
gedrudten Zeitpüunft ab bis zum 31. 10. 1940 
ausgenußt werden. Am 1. 11. 39 werden die 
Abſchnitte 1—30, am 1. 2, 40 die Abichnitte 
31—40, am 1. 4, 40 die Abſchnitte 41—60 
fällig uiw. Die mit Gtrihen umrandeten 
Abſchnitte können aud vor ihrer Fälligkeit 
‚um Kauf eines Mantels, eines SKleides, 
eines Trainingsanzugs oder eines “Bade: 
mantels benugt werben. 

Die benötigten Abihnitte werden von dem 
Berktäufer vor Aushändigung der Ware von 
der Karte abgetrennt und einbehalten. 

Auf die Karte fann in jedem beliebigen 
Geihäjt eingelauft werden. 


für das Mäddhen..................... 


Wohnort _........ 


“...————.——..ninmunnitttnntenn.o: 


Konmnunnns unten nenn 


(Mit Tinte auszufüllen) 


Die Karte gilt bis 31. Oktober 1940; fie ift nicht übertragbar. 
Mißbräuchliche Benugung wird beitraft. VBerlorengegangene 
Karten werden nicht erjegt. Aus dem Zujammenhang der 
Karte gelöfte Kartenteile und Abihnitte find ungültig. 
Auf die Karte können die umjtehend genannten Waren 
bezogen werben. Bei jeder Ware ift angegeben, wieviel 
Abſchnitte zum Kauf benötigt werden. Kür nicht aufgeführte 
Spinnftofjwaren müflen, foweit fie bezugiheinpflidtig find, 
Einzelbezugiheine beantragt werben. 


. 
N ——————————————————————————— 

TR EEE EIER EEE EEE TEE IH EEE 
-...—————n.........n..n. 2 
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Anlage 5 


Zu $2 Mbf. 1 Ne. 4 vorjtehender 
Verordnung) 




































































































































































































































































































































































® 3 © 
4 A | 
| | 
9 81 1 6i 51 41 31 21 11 1 
IX X Xl All XII 4 Saigon | Gütigon | Gütiga | Güttinas | Gültiges | Gättig.as | Güttigan | Gütig.as | Güttig as | würtig os 
Warenwert der Abſchnitte 1.9.1940 | 1.9.1940 | 1.6.1900 | 1.6.1940 | 1.4.1940 | 1.4.1940 .2. 194 „ii. „11. 111.1 
—D ——— ———— — m 
VIII Beiſpiele — u 92 82 72 62 52 42 32 22 12 2 
Die folgenden Beifpiele find willkurlich gewählt. Es gibt für die vn bipnitte ülti ültia a Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
— —R ⏑ 30 u rn en - — — ae % 2 au für” A 0 60 1 0 X 9. 34 1.6. 1940 1.6. 1940 1.4. 1940 1.4, 1940 1.2. 1940 1. 11.1939 1.11. 1939 1.11. 1939 
— > . 4 nzug 
—ü— — — — — .. 
Belt Fülle gepaufie Ware geht Geiparte lange Strümpfe. . . 8 (falls Oberſtoff vor: 63 53 43 33 23 13 3 
VII saum Abfchn. d. Abichn. Adichn. 1 Baar Soden... . 5 u Br 93 83 73 

——- —— 1 Baar Sandſchuhe aus Be. u, 2 [ Giltia ab üfti Güftig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
— — — — — nn : - - En 6a cc De WE nn 1.9. 1940 1.9.1540 1.6. 140 1.6.1940 1.4. 1940 1.4.1940 1.2.1949 1.11. 1939 1.11.1939 1.11. 1939 
r —* I Baar Socken 5 1 Ton "oder Sttid: ; n Fi re. | 

vi A re , Dee * nn 30 Aue Oberhofe "0 94 84 74 64 54 44 34 24 14 BE 1-3 
z nterhoje lang . . . 28 BE 5 3... A Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
—— —— u ee 4 . 1 Unterhoie fur . . . 12 1 Mindiade oder Wind- 1.9. 1940 1.9. 1940 1.6.1940 1.6.1940 1.4. 1940 1.4.1940 1.2. 1940 1.11.1989 | 1.11.1939 | 1.11.1989 
— Pe Rebe * 1 UnterjackelUnterhemd) 15 EEE we an aa wu ER EZB mm zu m a Er EN 0) ars nun wen ER GE EEE SE MEER GER mmn 
y on IR ® r 1 —— oder turze ——— oder 95 85 => 65 55 As 95 95 15 = 
, ni aubmantel ,„ . 25 b > 7} oO oO ® ⸗* 

I 20 tt i 8 : : — ae — 
ei 230, Hbee Gerne 26 1 1 Bolohemd mit kurzem ee kaniger Aegenmantel 33. | Gültig as | Güftig ab | Gültie an | Gükti ab | Gültig ab | Gültig ab | Gültig ab | Gültig ab Gültig ab | Gültig ab 
— — Y . — J . 4 .dD. J.* 1* m * L h . . . . N 
| u ——0— x: 1 Tanhemd (au Hber- a : 7 Fe 1.9.1900 | 1.9.1990 | 1.6.1940 1.6.1940 | 1.4.1940 1.4.1940 1.2.1940 | 1.11.1939 

IV | lc — — — na ee = | Same ——— 30 N 96 86 76 66 56 46 36 26 16 6 
a * N er rainingsanzug. „. 25 ‘ 
Is 6i e 8 msn — * Ga 314 
Saheider beftellen —— A Ba An 1 re m 00. 5 1 Rramaite . .. ... 3 j Gültig ad | Gültig ab | Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab | Gültig ab Gültig ab 
[atE unenndeten Binie, co Abrhmitte abgef mitten. Gs Der: 1 Schlafanzug . . . . 39 100 g Stridgam . . . 7 1.9.1940 1.9. 1940 1. 6. 1940 1. 6. 1940 1.4. 1940 1.4.1940 1.2.1940 1. 11. 1939 1.11. 1939 1.11.1939 
werben künnen: > 
III Nov. __ zz 1 Paar Soden - Die im Berzeihnis genannten Waren fünnen auf die J 97 8% 77 67 5 47 37 27 
ee 2 En : J Abſchnitte 1 Dis 100 begogen werben. Der Bezug von Gültig ab Gültig ab Gültig ad Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
Tu 4 — — Strümpfen oder Soden iß jedoch auf 5 Paar beſchränkt. 1.9. 1940 1.9.1940 1. 6, 1940 1.6.1940 1. 4. 1940 1. 4,1949 1.2.1940 1, 11. 1939 1. 11. 1939 1. 11. 1939 
11 Aprii 8 1 Bacc Handihuße 7 Davon find 3 Paar Strümpfe gegen Entwertung von je . 
> 2 a EB den } , a. ed bzw. „3 Baeı —* gegen — u i 98 88 78 68 58 48 38 28 18 8 
chnitte ‚2 wei rümpfe en Ft - an 
u a. N Soden können nur gegen bie doppelte Unzafl vun Mb — | Süttigan | Güttig ab | Cüttig as | Gültig ob | Gütig as | Güttie an | Gürtig as | Güttig an | Güttig os | Güttig os 
»- . jhnitten — aljo 16 S;w. 10 Abihnitten für 1 Baar — 1 1.9.1990 | 1.9.1940 1.6.1940 1.6. 1940 1. 4. 1940 1.4.1940 1.2.19 1.11.1939 | 1.11.1939 | 1.11.1939 
I I — 8 1 Wefte R _ bezogen rg Sa anicle . bis XII dienen une Bezug * = 
— —⸗ — — von je 25 cm Stoff für Yusbefferungszwede, ie Tb» 59 89 79 69 59 49 39 29 19 9 
*) Gefparie Abſchnitte ((. Sp. U F ü ; E i ö - 3 
Fi 2 sn A ihnitte I bis IX [ind für den Bezug non Waren vor Güttig ab | Gültig ab | Guttig ab | Gültig ab | Güttig as | Güttie ab | Giüttig an | Güttie ad | Güttia as | Giüttig ab 
gejehen, die gegebenenfalls befonders befanntgemanht werden. ’ t . 
e ⸗ — Bei Moanferligung wird nad) heionderen Borihriften di 1.9. 1940 1.9. 1940 1.6.1940 1.6. 1940 1.4. 1940 1.4.1940 1.2.1940 | 1.11.1989 | 1.11.1939 | 1.11.1939 
Veaugonahwels | Yezugsnadiweis | Berugsnahweis FB: ugsnahweisll Dezugsnadhweis — — ind. die nfeihe Br — 
über 1 Paar ilber 1 Baar über 1 Bacır E über 1 weiteres über 1 weiteres bei jedem Schneider zu erfahren find, die gleiche Anzahl von = € 5 2 
Gtelmpfe ober | Gtriimpfe oder | Giriimpfe oder MBoor Gteim felBaoar Strümpfe Abſchnitten entwertet wie beim Kauf fertiger Kleidungsitüge. ‚100 30 80 70 60 30 40 30 20 10 
*2* no Soden, zu be- | Soden, zu ber Mod. Soden, zu be-Mod. Soden,zube- Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab 
medenada.11. | ziehenab1.2.40 | zlehenab1.6.40 Maiehenadi.11.20Mztehen abi. 5. 40 1.9. 1940 1,9, 1940 1,6, 1940 1.6.1940 1.4. 1940 1.4.1940 1.2.1940 1. 11. 1939 1.11.1939 1.11. 1939 
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(Auf heligelbem Steifpapier, gefaltet in Größe DIN A6 ) 








Reichögefegbl. 1939 I 562 


IN 





INN 


H5140-1185 

















2213/2214 


8 
— — 


— — 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 








Anlage 5 


(Zu S2 Abf. 1 Nr. 4 vorjichender 
Verordnung) 


Reichskleiderkarte 


für Herrn 


— ———“ 


Beh „SWR pe U 


Wohnung ................ ie here 


(Mit Tinte auszufüllen). 


Die Karte gilt bis 31. Oltober 1940; fie ift nit übertragbar. 
Mißbräuchliche Benugung wird beitraft. Berlorengegangene 
Karten werden nicht erjeßt. Aus dem Zufammenhang der 
Karte gelöfte Kartenteile und Abſchnitte find ungültig. 
Auf die Karte können die umjftehend genannten Waren 
bezogen werben. Bei jeder Ware ift angegeben, wieviel 
Abſchnitte zum Kauf benötigt werden. Für nicht aufgeführte 
Spinnftojjwaren (3. 8. Sommer und Wintermäntel, Bett: 
und Tiſchwäſche) müſſen, joweit fie bezugiheinpflidtig find, 
Einzelbezugiheine beantragt werben. 


— · 


Kaufe nur, was bu wirklich dringend 
brauchſt! Du mut mit ber Karte bis zum 
31. 10. 1940 ausreichen. Alle Abichnitte find 
bis zu dieſem Zeitpunft gültig. 


Erläuterungen 


Die Karte darf nur zur Beiriedigung des 
Bedarfs des Karteninhabers benußt werden. 


Die Abihnitte können von dem auf— 
gebrudten Zeitpunft ab bis zum 31. 10. 1940 
ausgenußt werden. Am 1. 11. 39 werden die 
Abſchnitte 1—30, am 1. 2, 40 die Abſchnitte 
31—40, am 1. 4. 40 die Abihnitie 41--60 
fällig ujw. Die mit Striden umrandeten 
Abſchnitte können aud vor ihrer Fälligkeit 
zum Kauf eines Anzugs, eines Wantels, 
einer Winterjoppe, einer Jacke, einer Hofe, 
eines Trainingsanzugs, eines Bademantels 
oder von Zufaten für einen Anzug benußt 
werden, 


Die benötigten Abichnitte werden von dem 
Verläujer vor Aushändigung der Ware von 
der Karte abgetrennt und einbehalten. Beim 
Bezug von Strümpien oder Soden trennt der 
Verkäufer außerdem den entiprehenden auf 
dem 1. KRartenteil unten aufgedrudten Be- 
jugsnadhweis ab und behält ihn ein. 


Auf die Karte fann in jedem beliebigen 
Geihäft eingefauft werben. 


—V 





III 


-1186 
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Anlage 6 


Zu $2 Abi. 1 Ne. vorfiehender 
Verordnung) 





91 81 74 61 51 41 31 
Güftig ab | Gültig ab d Gültig ab | Gültig ab Gültig ab | Gültig ad | Gültig ab 
1.8.1940 1.8.1940 d 1.5.1040 1.5.1940 1.3.1940 1.3.1940 1.1. 1940 


d — 






















21 11 1 4 
J Gültig ab Gültig ab Bültia ab : $ 
1.11. 1939 1.11.1939 1.11.19 : # 


yon IX Au 1 Kl | XII 


ED N EN TEEN N ET EEE ET EEE — — — —“ N 


Warenwert Der Abſchmitte 


Abſchnitte Abſchnitte 
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VII 1 Taichentud a I en 92 32 12 52 52 42 32 22 12 2 ; 
Die folgenden BDeifpiele find willtürtih gewählt. Cs gibt Filz die 1 Baar Strümpfe. . . 4 1 Bültenhalter ... . . 4 Gültig eb | Gültig ob Gültig ad Gültig ab | Gültig ab | Gültig ab 1 Gültig ab I Gültig ab Gültig ab Güttig : J 
e _Ü Ra na) den Bebiieinifen des Duhabere der Aleldertarie eichten. E E 1.8.1940 | 1.8.1040 Ü 21.5.1990 | 1.5.1940 I 1.8.1990 | 1.9.1940 4 1.1.1910 4 1.11.1989 | 1.11.1939 | 1.11.1939 | 
Seite FÜlige Getaufte Wate 5 Dahl Gefparte _Spinnftolf . » . . . 5 1 Rorielett 15 — ger — — ae, re ST ar ——— 
VI rum Sofa,  Mrtautte SBerr 2. Se es 1 Schal. , Bee ek © 460 93 s3 73 53 53 43 33 23 | 13 3 " 
m nn - 1 Pullover od. Stridweite 25 1 jonitiges Kieid . 30 Gültig ad | Gültig ab | Gültig ab | Gültig ab F Gültig ab | Gültig ad # Gültig ab F Gültig ab Gültigab | Gültigab | 
1. Beifpet 1 Beintleid (Schlüpfer) i Biule. 15 1.8. 1940 1. 8. 1940 1.5. 1949 1.5.1949 1.3.1940 1.3.1940 1.1.1920 # 1.11.1939 | 1.11.1939 | 1.11.1939 
* z Rd 20 3 P.Sieimpfe 4 aus Wolle —— 15 1Rock. 20 Ai RN * 
Der. E 1 Zufasp. Gteümpfe 8 1 Beinlleid Echlüpfer ı Iode . 25 | = w 
V 1 Höschen (Wolle) 13 aus anderen Giofien . 8 1&Rolin . . . . . . 45 94 84 74 64 54 44 34 24 14 4 
ı Hüfthalter 8 4 t Unterleib... ... 15 Zutaten für i Rrorum (falls Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültigab J Gültig ab Gültig ab Güligab : 5 
. — Ja. 9 18.6irhmpfe 6 ı Unterrof . . . . . 15 —2 vorhanden) . 21 1.8. 1940 1.8.1940 1.5, 1940 1.5.1940 1.3. 1940 1.3.1944, 1.1. 1940 1.11.1939 1.11.1939 1.11.1999 : 4 
Gebr. — > 1 Taghemd od. Hemdhoje 10 1 NRindjade eg 25 — rs in SEE 7 ee ee TER EN Saiten DALE ern Fr 
März _ ⁊ 1Waſchegarnltue 12 . 1 Wäſchegarnitur 1 Mantel aus kunſtſei⸗ n m wu Im m DE - 8 8 
IV Apeil +6, 1 Heimbhofe 10 x (Hemdrhen u. Höschen) denem Pelaftöff. . . 35 35 83 £ * 65 S 45 * 25 15 —— | 
— 2 2008 Stridgaen 14 10 aus Wolle. . . . . 28 1 Gummis oder Glaub: Gültig ab Gültig ab I Gültig ab Gültig ad Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Güligab : I 
- — EN ng Set * 1 Wälhegarnitur _ TOTER _ 1.8.1940 1.8.1940 1.5.1910 | 1.5.1940 1.3.1940 | 1.3.1940 1.1.1940 1.11. 1939 1.11.1939 1.11.1939 ° : 
Aut 020° 1Safhentum 2 Semdchen u. Höschen) 1 jonftiger Regenmantel GETUM IRCEN ME TEE ME SEE BEER DIS MC Ian BA MASS) MEHREM ¶ Mel Marin EA SEE AEEH DSG SEOEER MEAN AM MAR HAN REES GREER HER EEE | 
1 Ott. +10*% i Rod 20 aus anderen Gtoffen . 12 oder GSommermantel „ 35 h \ 
I J — — — ——— — N TEE © = 0 » rn & | 
2, Beifpiel, auf, 100 1 Semdchen oder Höschen 1 Badeanzug... . . 18 3 96 86 716 68 58 45 36 2 18 6 F 
Rn Erumese 2 sur nr nen Son re schen 10 : ——— FRE 1%, = Gültig ab Gültig ad Z Büllig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültig ab Gültige ab Bültigab : 
= — vecden von tleiderkarte innerha er ſtark umrandeten i Hemiden ode isschen ı am... u = 49; 5 , 49. \ - ns i 
ginie 5 Abihnitte abgelänitten. Es verbleiben Ohnen dann — onbeıee Glen 0: 1 Wacer Weeueh Bio 1.8.1999 | 1.8.1940 # 1.5.1940 1.5.1990 | 1.3.1900 | 1.8.1940 4 1.1.1990 # 1.11.1939 | 1.11.1039 | 1.11.1939 | 
H J noch 55 Abſchnitte, die wie folgt verwertet werben können: 4 Bolohemd m eur Sirmel g gend breit. 14 — — — —— — — — — — BE EEE — 
ee N nn . sv ERW HR. KehQ, sie 2 Ip. te Ba * 
EM  ;; 19. Sirämpfe 4 ö ı Trägerfhürge. . . . 12 1 Meter MWollftoff über 97 73 07 57 47 37 27 17 7 
— 2 — — 1 Riktellgüne . . ... 25 94 cm breit. . , . 18 | Güttig ab Gültig ab | Gültig ab | Gültig ab | Gültig ab | Gültig ad | Güktig ad | Süttigas | Güttig ab | Güttigab | | 
— _* - tt i Diorgenrod . . . . 25 1 Meter anderer Gtofj 1.8.1940 1.8.1940 1.5.1940 1.5. 1940 1.3. 1940 1.3.1940 1.1. 1940 1.11.1939 1.11.1939 1.11.1939 
J — ven ı Bul6 nr * ——— et 3 94 cm —— ß 3 ä . 
März u uigegarniius i⸗ 5 1 Nadihemd. . . . . 183 1 Meter anderer Gtofj 
April” Hit, 1 8. Gielimpfe ' n i Naihtiade . . . . . 12 über 9 cm breit. . ii is 88 78 68 58 48 33 28 18 8 
— — 5, 13 J Bettiäccchen22 100 g Giridgarn ? J Süttig ab | Gültig ab F Gültig ab | Gültig ab j Gilltig ab | Gültig ab | Güftig ab | Güftigab | Gültiges | Mültigab 
| as —— | Die im Berzeihnia genannten Waren fünnen auf die Abicnitie 1 bis 19 1.8.1940 1.8.1940 1.5.1940 1.5.1940 1.3. 1940 1.3.1940 1.1.1940 # 1.11.1939 | 1.11.1039 | 1.11.1039 
: Besugsnadiweisd Aug. 2 P. Strumpfe 8 bezogen werben. Der Bezug von Gtrümpfen oder Söockchen iſt jedoch aui 2 ge: * er 2 
ee | Do * 100 g Stridgarıt a 6 Baar beihränlt. Davon find 4 Baar gegen Entwertung von je 4 Xb- Da u ET ae ee ee ze Tr gen > * —— — 
—arie Ablchain — Me N, mcg Benz Siehunte ode: CBügen Year Kar 99 s9 79 69 59 49 39 29 19 9 | 
Fun snechane: eu 1 Saar — bejogen werden. Die Aofdmitte I bio KU find für den &ezu i atti üftig ab | Gültig ab | Gültig ab | Gültig an | Gultig aß Guitig ab Gültigab : | 
— —— man ) i ’ 2 Haren worarliben. Die negebeneniake Befonbere se R “. e wg: . ee‘ 2 oa 1.3 2 40 f 8 nano 11 240 i 41 2059 i 41 289 11. 939 : N 
G ? - Bei Maßanferligung wird nad beiond Vorfhriften, die bei jeder a 1.8.194 6. * .v. ‚. .o 4. ‚ai, ĩuä ‚ii. 4. i 
Bezugsnachweis | Bezugsnachmweis | Beaugsnachweis * Bezugs nachweis Bezugsnachweis J — ⸗ A N Gleiche Anzabl Don Abfhnitten —* — — — — — — — —⸗ — 1 — [00 — — 
ber 1 Paar über 1 Baar über 1 Baar  üÜberi weiteres W Über 1 weiteres B wertet, wie beim Kauf fertiger Aleidungsftüde. Wird dagegen Stoff zue 100 90 80 70 80 50 30 20 10 
——— * Gtriimpie oder | Steilmpfe oder J PaarSteumpfe ; Seibftanfertigung gelauft, fo richtet ih die Zahl ber zu entwertenden 
: Söädden, zu be» 


Sockchen, au _be- Söckchen, zu be+-E 


od, Göddhen, au JF 
: sieben ab 1.1.40 | ziehen ab 1,3,.49 | giehen ab 1,9. 40 N 


Gültig ab Gültig ab Gültige ad Gültig ab Güftig ab 
bezteh.ab 1.11.39 5 


1.5.1940 1.5.1940 1.3.1940 1.3. 1949 1.1.1949 





Adichniite nad der Menge des gekauften Stoffes, A —— sn... 


Gültig ad Gültig ab Gültig ab 
1.11. 1939 1.11 19539 1. 11, 1939 
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Anlage 6 





Su $2 abi. 1 


W 


te. D vorfichender 


Verordnunn) 


Reichskleiderkarte 


Wohnort 


Wohnung | — 
(Mit Tine auszufüllen: 


Die Karte gilt bis 31. Oltober 1940; fie ift nicht übertragbar. 
Berlorengegangene 
Karten werden nit erſetzt. Aus dem Zujammenhang der 
jind unaultig. 
Auf die Karte können die umftehend genannten Waren 
Bei jeder Ware it angegeben, wieviel 
Abſchnitte zum Kauf benötigt werden. Für nicht aufgeführte 
Spinnftoffwaren (3.8. Wintermäntel, Bett: und Tiichwälde) 
müſſen, ſoweit fie bezugſcheinpflichtig find, Einzelbezugicheine 


Mißbräuchliche Benugung wird beitrajt. 
Karte gelöſte Kartenteile und 


bezogen werden. 


beantragt werden. 


Abſchnitte 


————— ——— · — ·· ·· 
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Kaufe mur, was bu wirllich dringend 
Erauchitl Du mut mit ber Karie bis zum 
31. 10. 1940 ausreichen. Ulle Abſchnitie find 
bis zu biefem Zeitpunft gültig. 


Erläuterungen 


Die Karte darf nur zur Befriedigung des 
Bedarfs des Karteninhabers benutt werden. 

Die Abſchnitte fönnen von dem aufs 
gedrudten Zeitpunft ab bis zum 31. 10. 1940 
ausgenußt werben. Am 1. 11. 39 werden die 
Abſchnitte I—50, am 1. 1. 40 die Abfchnitte 
31—40, am 1. 3, 40 die Abſchnitte 41-60 
fällig ujw. Die mit Strihen umrandeten 
Abſchnitte können aud vor ihrer Fälligkeit 
zum Kauf eines Mantels, eines Koftüms, 
eines SKleides, einer SKitieilhürze, eines 
Diorgenrods, eines Trainingsanzugs oder 
eines Bademantels benußt werden. 

Die benötigten Abichnitte werden von dem 
Berfäufer vor Aushändigung der Ware von 
Der Karte abgetrennt und einbehalten. Beim 
Bezug von Strümpfen oder Södcdhen trennt der 
Verkäufer außerdem den entiprehenden auf 
dem 1. Kartenteil unten aufigedrudten Be: 
zugsnadweis ab und behält ihn ein. 

Auf die Karte fann in jedem beliebigen 
Geihäft eingelauft werden 


m. .namnnı — 
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Anlage 7 
(Borderfeite) (Zu $ 4 voritehender Verordnung) 
J Ausſtellende Behörde: 


Bezugſchein 


für Spinnſtoffwaren 


Nr. 


N a FE nen 
wohnhaft in | | | ee a 


ENTER darf — dürfen innerhalb von zwei 
(Straße) 


Monaten, vom Tage dev Ausfertigung dieſes Bezugfcheins ab (in Buchſtaben) 


(genaue Warenbezeichnung) 

abaegeben werden. 
Die Mare darf nur gegen Aushändigung diefes auf dev Nückjeite mit einer Empfangsbefcheinigung des 
Bezugsberechtigten verfebenen Scheins ausgegeben werden. Wird die Ware durch einen Wertreter oder 


einen Beauftragten bezogen, fo bat diefer feinen Namen der Empfangsbefcheinigung des Bezugsberechtigten 
binzuzufeßen. Vor Aushändigung des Bezugfcheins darf der Kaufpreis weder gefordert noch angenommen 
werden. Andere ala die oben bezeichneten Waren dürfen nicht abgegeben werden. 

\ 


Für die Entwertung und KRegiftrierung des Bezugfcheins nach dev Warenausgabe gelten befondere VBorfchriften. 


(Datum) 


(Amtöftempel) 


BY Eu * | (Unterichrift) 
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(Rüdfeite der Anlage 7) 


Empfangsbefcheinigung 


Ich befcheinige, die umſtehend bezeichnete Ware für mich — für den — die bezugsberechtigte 


(Ort und Stvafje) (Datum) 


(Vor und Zuname, bei Trauen aud) Mädchenname) 
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Berordnung 
über die Verbrauchsſsregelung für lebenswichtige gewerbliche Erzengnijie. 
Bom 14. November 1939. 


Auf Grund der Verordnung über den Warenverfehr 
in der Faffung vom 18, Auguft 1939 (Reichsgeſetzbl. 
I ©. 1430, 1431) wird verordnet: 


81 
Geltung allgemeiner Vorſchriften 
für Bezugsbeſchränkungen 

Soweit der Reichswirtſchaftsminiſter, die Reichs— 
ſtellen oder andere Stellen, denen die Befugniſſe nach 
den SS 1 und 2 der Verordnung über den Waren— 
verfehr übertragen find, anordnen, daß beftimmte 
Erzeugniffe an Verbraucher nur befchräntt oder unter 
beftimmten Vorausſetzungen, insbejondere gegen eine 
Beicheinigung über die Bezugsberehtigung, abgegeben 
und von Verbrauchern bezogen werden dürfen, gelten 
die nachfolgenden Vorſchriften für den Fall, dab 
nicht8 anderes bejtimmt wird. 


82 
Beſcheinigungen über die Bezugs— 
berechtigung 
Als Beſcheinigungen über die Bezugsberechtigung 
werden ausgegeben 
a) Bezugskarten für den regelmäßigen Bedarf, 


b) Bezugſcheine für beſonderen Bedarf auf Antrag 
neben oder an Stelle der Bezugskarte. 


83 
Ausgabe der Beſcheinigungen 


(1) Die Beſcheinigungen werden von den Wirt— 
Ichaftsämtern ausgegeben. 


(2) Zuftändig ift das Wirtfchaftsamt des Wohn- 
fies, bei Behörden, Körperichaften und Anftalten 
des Sites, bei Gewerbebetrieben der Niederlaffung. 
Bezuafcheine für befonderen Bedarf fünnen in drin- 
genden Fällen auch von dem Wirtſchaftsamt des Auf- 
enthaltsorts ausgegeben werden. 


(3) Die Beſcheinigungen haben im gefamten Reichs— 
gebiet Gültigfeit. 
84 


Verbraucher 


(1) Bezugskarten für den regelmäßigen Bedarf er— 
halten alle natürliden Derfonen einjchließlich der 
Selbftverforger, die ihren Wohnſitz im Deutfchen 
Neich haben. Für Ungehörige der Wehrmacht, der 
Schußaliederungen außerhalb der Wehrmacht und des 
NReichsarbeitsdienftes, die von diefen Gliederungen 
berforgt werden, ergehen befondere Vorfchriften. 


(2) Ein Bezugichein für befonderen Bedarf fann 
auf Antrag ausgegeben werden, wenn die vorgefchrie- 
benen Vorausfegungen für den Bezug des Erzeug- 
nifjes erfüllt und nachgewieſen find. 


85 
Bezugsberedhtigung 

(1) Auf Grund einer Bezugsfarte oder eines Bezug- 
icheins darf der Verbrauder nur zum eigenen Ge- 
brauch oder Verbrauch bezugsbeichränfte Erzeugniffe 
erwerben, erwerben laffen oder dem eigenen Betrieb 
entnehmen. 

(2) Die Veräußerung bezugsbeſchränkter Erzeugniffe 
an Verbraucher ohne gleichzeitige Aushändigung der 
Bezugsfarte oder des Bezugfcheins ift unwirkſam. 

86 
Bezugskarten 

(1) Die Bezugskarten beſtehen aus einem Stamm- 
abichnitt und den Teilabichnitten. Auf dem Stamm 
abſchnitt find die vorgefehenen Angaben vollftändig 
einzutragen, gegen die Teilabfcynitte werden die be- 
zugsbefchränften Erzeugniffe abgegeben. Die Abgabe 
ift jedoch) nur zuläffig, wenn die bezuasfähigen Höchſt— 
mengen entweder auf den Teilabichnitten aufgedrudt 
oder beionders befanntgegeben find. 

(2) Die Teilabjchnitte find nur im Sufammenbang 
mit dem Stammabjchnitt gültig. Sie dürfen nur 
vom Lieferer gegen Abgabe der Erzeugnifie abgetrennt 
werden. Der Nachweis der Bezugsberehtigung beim 
Bezug im Mege des Werfandes wird für die einzelnen 
Erzeugniffe befonders geregelt. 


7 
Ablieferung der Bezugsfarte 

(1) Wer unberedhtigt eine ihm nicht zuſtehende 
Bezugskarte im Beſitz bat, bat fie an das Wirt- 
Ihaftsamt abzuliefern. Die Ablieferung hat nament- 
lih dann zu erfolgen, wenn die Bezugsberechtiaung 
nachträglich erlifcht (4. B. durch Einrücden zur Wehr— 
macht). 

(2) Für die Ablieferung find neben dem Ver— 
braucher die Angehörigen feines Haushalts verant- 
wortlich, im Todesfall auch Die Erben. 


8 
Verluſt der Bezugsfarte 

Eine abhanden gefommene Bezugsfarte fann nur 
erfett werden, wenn der Verbraucher den Werluft 
glaubhaft madt. Die Erfaßfarte fann nur vom 
MWirtichaftsamt ausgeftellt werden, Das Wirtſchafts— 
amt fann bei der Ausgabe der neuen Bezugsfarte 
Teilabichnitte nad) feinem Ermeſſen abtrennen, 


9 
Bezugſcheine 
Der Bezugſchein muß Stempel und Unterſchrift 
der ausſtellenden Behörde tragen und folgende An— 
gaben enthalten: 


a) Name und Wohnung des bezugsberechtigten Ver- 
brauchers, 


b) Art und Menge des abzugebenden Erzeugniſſes. 
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$ 10 


Verwendung der Teilabſchnitte und Bezug— 


ſcheine 


Die abgelöften Teilabſchnitte und die Bezugicheine 
jind aufzubewahren und nad) bejonders ergebenden 
Vorſchriften zu verwenden, Bezugicheine find vom 
Lieferer zu entwerten (durchlochen, zerjchneiden, durch— 


kreuzen). 
811 
Auskunftsrecht 


Die Wirtſchaftsämter ſind gegenüber Gewerbe— 
treibenden auskunftsberechtigte Stellen im Sinne der 
Verordnung über die Ausfunftspflicht vom 13. Juli 
1923 (Reichsgeſetzbl. 1S.7 23). Sie können das per- 
fönliche Erjcheinen eines Ausfunftspflichtigen anord- 


nen und, wenn der Verdacht einer trafbaren Hand: 
lung beſteht, verlangen, daß ibnen oder ihren Beauf- 
fragten Waren überfandt oder vorgelegt und Behält: 
niffe zur Befichtigung geöffnet werden. 


Strafvorſchriften 
812 


(1) Mit Geldſtrafe bis zu 150 Reichsmark oder mit 


Haft wird beftraft, wer 
l. bezugsbeichräntte Erzeugniffe ohne Beſcheini— 
gung über die Bezugsberechtigung bezieht oder 
eine ihm nicht zuftehende Beſcheinigung für fich 
ausnußt, 

. Durch unrichtige oder unvollftändige Angaben 
eine Beſcheinigung über die Bezugsberechtigung 
erjchleicht, 

3. fonftige Handlungen begeht, die in den im 

Rahmen von $1 erlafifenen Anordnungen unter 
Strafe geftellt find, 


(2) In befonders ſchweren Fällen ift die Strafe 
Gefängnis und Geldſtrafe, lettere in unbejchränfter 
Höhe, oder eine diefer Strafen. 


$13 
(1) Mit Gefängnis und Geldſtrafe, letztere in un- 
beſchränkter Höhe, oder mit einer dieſer Strafen wird 
bejtraft, wer 

l. eine nad $12 Abj.1 ftrafbare Handlung in 
Ausübung eines Gewerbes oder Berufs begeht, 

2. in Ausübung eines Gewerbes oder Berufs be- 
zugsbeichränfte Erzeugniffe ohne Beicheinigung 
über die Bezugsberechtigung abgibt, 

3. bezugsbefchränfte Erzeugnifje ohne Bef cheinigung 
über die Bezugsberechtigung dem eigenen Be— 
trieb entnimmt. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
(2) In leichteren Fällen kann auf Geldftrafe big zu 
150 Reichsmarf oder auf Haft erkannt werden. 


DD 


Berlin, den 14, November 1939. 
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(3) Für Verftöße gegen $ 11 Sab 2 gelten die 
Strafvorjchriften ($ 6) der Verordnung ber die Aus- 
tunftspflicht ſinngemaͤß. 


$14 
Einziehung 


(1) Neben der Strafe können in den Fällen der 
S$ 12 und 13 die Erzeugniffe, die rechtswidrig be- 
gogen worden find, zuguniten des Reichs eingezogen 
werden. 


(2) Kann feine beftimmte Perſon verfolgt oder ver- 
urteilt werden, fo fann auf Antrag der Staatsanwalt: 
haft die Einziehung jelbftändig durch Beſchluß an- 
geordnet werden. Gegen den Beſchluß findet die fo- 
fortige Beſchwerde nad) Maßgabe der Strafprozeß- 
ordnung ftatt. 


(3) In der Oftmarf erkennt über die Einziehung im 
jelbjtändigen Verfahren die Behörde, die zur Durch— 
führung des Strafverfahrens zuftändig wäre, beim 
Landgericht die Natsfammer. Wird auf Einziehung 
erfannt, jo ift der Beſchluß dem Betroffenen jofort 
befanntzumadjen; kann ex dem Betroffenen nicht zu- 
geftellt werden, jo gelten die SS 116 bis 118 der 
öfterreihiihen Zivilprozeßordnung vom 1. Auguft 
1895 (XGBl. Nr. 113) entjprechend. Gegen die Ent: 
ſcheidung der Ratsfammer iſt die Beihwerde zuläffig 
(8 114 der öfterreichifchen Strafprozeßordnung). 


Schlußbeftimmungen 
$15 

Die Vorſchriften diefer Verordnung gelten aud) 

1. für die Vierte Durhführungsverordnung zur 
Verordnung zur vorläufigen Sicherſtellung des 
lebenswichtigen Bedarfs des deutichen Volkes 
(Verbrauchsregelung für Spinnftoffiwaren und 
Schubwaren) vom 27. Auguft 1939 (Neichs- 
geſetzbl. I ©. 1510) in der Faſſung der Ver— 
ordnung vom 7. September 1939 (Neichögefek- 
bl. ©. 1702) und die Fünfte Durdführungs- 
verordnung zur Verordnung zur vorläufigen 
Sicherſtellung des lebenswichtigen Bedarfs des 
deutichen Volkes vom 31. Auguſt 1939 (Reichs: 
gejeßbl. 1S. 1541); 

2. für die Verordnung über die Verbrauchsrege- 
lung für Seifenerzeugniffe und MWafchmittel 
aller Art vom 23. September 1939 (Reichs: 
gefeßbl. I S. 1873) und die zu ihrer Durd) 
führung ergangenen Anordnungen der Reiche: 
itelle für induftrielle Fettverſorgung. 


$ 16 


Diefe Berordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. 


Der Reichöwirtfchaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Yandfried 


Herausgegeben vom Neichsminifterium des Innern, — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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a Tr 
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über die Einrichtung der Pofitionslaternen und die Abblendung der Seitenlidyter. — Verordnung über die vor» 
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Geſetz über die Einführung der Pflichtverſicherung für Kraftfahrzeughalter 
und zur Anderung des Geſetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
jowie des Gejeges über den Berjicherungspertrag. 


Vom 7. November 1939. 


Um den Schub der Verfehrsopfer wirkfamer zu geftalten, hat die Neichsregierung vorbehaltlich einer 
abfchliefenden Neuordnung des gefamten Straßen: und Kraftverfehrsrechts im Großdeutjchen Reich das 


folgende Geſetz befchloffen, das hiermit verfündet wird: 


Artifell 


81 

Der Halter eines Kraftfahrzeugs oder eines 
Anhängers, die ihren regelmäßigen Standort im 
Inland haben, iſt verpflichtet, für ſich und den be— 
rechtigten Fahrer eine Haftpflichtverſicherung zur 
Deckung der durch den Gebrauch des Fahrzeugs 
verurſachten Sach- und Perſonenſchäden nach den 
folgenden Beſtimmungen abzuſchließen und aufrecht— 
zuerhalten. 


Reichsgeſehbl. 1939 I 


2 
& 1 gilt nicht für das Neich, die Pänder und 
Gemeinden, für die Nationalfozialiftifche Deutjche 
Arbeiterpartei mit ihren Gliederungen und ange 
ichloffenen Verbänden, ſowie für exterritoriale Tier- 
ſonen und Berufsfonfuln, wenn fie nicht deutſche 
Staatsangehörige find. 
$ 3 
(1) Die Haftpflichtverficherung kann nur bei einer 
im Deutfchen Reich zum Gejchäftsbetrieb befugten 


565 


INN 


INN 
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Verfiherungsunternehmung genommen werden. Die 
Verfiherungsunternehmungen find verpflichtet, dem 
Halter und Fahrer eines Fahrzeugs nach den geſetz— 
lichen Beftimmungen Verficherung gegen Haftpflicht 
zu gewähren. Das Nähere beftimmt der Reichiwirt- 
ſchaftsminiſter. 


(2) Der Verſicherungsvertrag muß den von ber 
Auffichtsbehörde genehmigten allgemeinen Verſiche— 
rungsbedingungen entipredyen. 


84 
Die Mindeſthöhe der Verſicherungsſummen wird 
durch Verordnung beſtimmt. 


85 

Mit Gefängnis oder mit Haft, neben denen auf 
Geldſtrafe erfannt werden kann, oder mit Geldſtrafe 
allein wird beftraft, wer vorjätlich oder fahrläffig 
ein Fahrzeug im Sinne des 8 1, für das ein Haft- 
pflichtverfiherungsfchuß nach diefem Geſetz nicht be- 
ſteht, auf öffentlichen Wegen oder Dläten gebraucht 
oder den Gebrauch eines ſolchen Fahrzeugs geftattet. 


Artikel I 


Das Geſetz Über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
bom 3. Mai 1909 (NReichögefeßbl. ©. 437) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 21. Juli 1923 (Neich#- 
gejeßbl. I ©. 743), der Verordnungen vom 5. und 
6. Februar 1924 (Neichtgefeßbl. I S.43 und 42) 
jowie vom 12. Dezember 1924 Geichsgeſetzbl. I 
S. 775) und der Gefege vom 13. Dezember 1933 
(Reichsgeſetzbl. ©. 1058) und vom 10. Auguſt 
1937 Geichsgeſetzbl. 1 S. 901) wird wie folgt ge 
ändert: 

1. 54 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Erweiſt fich jemand als ungeeignet zum Führen 
von Kraftfahrzeugen, jo fann die Verwaltungs- 
behörde ihm die Fahrerlaubnis entziehen; mit 
der Entziebung erlijcht fie. Die Behörde kann 
Bedingungen für die Wiedererteilung feftfegen. 
Mach der Entziehung ift der Führerſchein der 
Behörde abzuliefern.” 


2. 57 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Benutzt jemand das Fahrzeug ohne Wiffen 
und Willen des Fabrzeugbalters, jo ift er an 
Stelle de8 Halter zum Erjat des Schadens 
verpflichtet; Daneben bleibt der Halter zum 
Erjag des Schadens verpflichtet, wenn die Be— 
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nußung des Fahrzeugs durch fein Verfchulden 
ermöglicht worden ift. Sat 1 findet feine An- 
wendung, wenn der Benuber vom Fahrzeug. 
halter für den Betrieb des Kraftfahrzeugs ange- 
ftellt ift oder wenn ihm da8 Fahrzeug vom 
Halter überlaffen worden iſt.“ 


3. 8 8 erhält folgende Fafjung: 


us 8 
Die Vorfchriften des $7 gelten nicht, wenn 
der Unfall durch ein Fahrzeug verurfacht wurde, 
das auf ebener Bahn mit feiner höheren Ge- 
Ihwindigfeit als 20 Kilometer in der Stunde 
fahren kann, oder wenn der Verletzte bei dem 
Betriebe des Kraftfahrzeugs tätig war. 


Iſt der Verlegte oder die beſchädigte Sache 
zur Zeit des Unfalls durch ein Kraftfahrzeug 
befördert worden, jo haftet der Halter diefes 
Fahrzeugs nad $ 7 nur dann, wenn e& fich um 
entgeltliche Beförderung durch ein dem öffent- 
lichen Verkehr dienendes Fahrzeug handelt. Die 
Verpflichtung des Halters, wegen Tötung oder 
Verlegung beförderter Verfonen Schadenserfat 
nad 57 zu leiften, darf weder ausgejchloffen 
noch bejchränft werden; entgegenftehende Be— 
ſtimmungen und Vereinbarungen find nichtig.” 


4. 512 Ab. 1 Nr. 2 erhält folgende Faffung: 

„2. im Falle der Tötung oder Verletzung 
mehrerer Menſchen durch dasjelbeCreignis, 
unbejchadet der in Nr. 1 beitimmten Gren- 
zen, nur bis zu einem KRapitalbetrage von 
insgefamt fünfundfiebzigtaufend Reichs— 
mark oder bis zu einem Nentenbetrage 
von insgeſamt viertaufendfünfhundert 
Reichsmark; dieſe Beſchränkung gilt, wenn 
die getöteten oder verletzten Menſchen durch 
ein dem öffentlichen Verkehr dienendes 
Kraftfahrzeug gegen Entgelt befördert 
worden ſind, nicht für den erſatzpflichtigen 
Halter dieſes Fahrzeugs.“ 


5. 8 12 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

„Überjteigen die Entſchädigungen, die mehre— 
ven auf Grund desfelben Ereignifies nach Abf. 1 
Nr. 1, 3 zu leiften find, insgefamt die in Nr. 2 
Halbſatz 1 und Nr. 3 bezeichneten Höchſtbeträge, 
jo verringern ſich die einzelnen Entichädigungen 
in dem Verhältnis, in welchem ihr Gefamtbetrag 
zu dem Höchjtbetrag ſteht.“ 
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6. 8 19 fällt weg. 


7Im ⸗ 22 Abſ. LSatz 1 werden erfeßt: 
a) die Worte „Fahrzeugs und feiner Perſon“ 
durch „Fahrzeugs oder feiner Perſon“; 
b) die Worte „Geldftrafe .... zwei Monaten” 
durch „Befängnis bis zu zwei jahren oder 
mit Saft oder mit-Geldjtxafe”, 


8. Im 822Abſ. 2 Say Isirddie Angabe „6 Monaten” 
erfetst duxdy „zwei Jahren oder mit Haft” i ferner 
wird. der Sak ? geſtrichen. vs LL.TGI 7 


9. 8 26 fällt weg. 


Artikel IN 


Das Geſetz über den Verficherungsvertrag dom 
30. Mai 1908 (Neichsgefekbl. ©. 263) in der Faſſung 
des Gefetes, betreffend die Aufhebung des Hilfskaſſen— 
gefeßes, vom 20. Dezember 1911 Reichsgeſetzbl. 
S. 985) und der Verordnung zur Anderung des Ge— 
ſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 12. Februar 
1924 (Reichsgeſetzbl. IS. 65) wird wie folgt geändert: 


1. 86 erhält folgende Faflung: 


„Ss 6 


(1) Sit im Vertrag beftimmt, daß bei Ver— 
legung einer Obliegenheit, die vor dem Eintritt 
des Verficherungsfalld dem Verficherer gegenüber 
zu erfüllen ift, der Verficherer von der Verpflid)- 
tung zur Leiftung frei fein foll, fo tritt die 
vereinbarte NRechtsfolge nicht ein, wenn die Ver: 
letzung als eine unverjchuldete anzujehen ift. Der 
Werficherer kann den Vertrag innerhalb eines 
Monats, nachdem er von der Verlegung Kennt- 
nis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kündi- 
gungsfriſt kündigen, e8 fei denn, daß die Ver: 
letzung als eine unverjchuldete anzuſehen ift. 
Kündigt der Verficherer innerhalb eines Monats 
nicht, ſo Fann er ſich auf die vereinbarte Leiftungs- 
freiheit nicht berufen. 


(2) Iſt eine Obliegenheit verleßt, die von dem 
Verfiherungsnehmer zum Swede der VBerminde- 
rung der Gefahr oder der Verhütung einer 
Gefahrerhöhung dem Werficherer gegenüber zu 
erfüllen ift, fo kann fich der Verficherer auf die 
vereinbarte Leiftungsfreiheit nicht berufen, wenn 
die Verlegung feinen Einfluß auf den Eintritt 
des Verficherungsfalld oder den Umfang der ihm 
obliegenden Leiftung gehabt hat, 





(3) Mt die Leiftungsfreibeit für den Fall ver- 
einbart, daß eine Obliegenheit verletzt wird, die 
nach dem Eintritt des Verfiherungsfallse dem 
Verſicherer gegenüber zu erfüllen ift, fo tritt Die 
vereinbarte Nechtsfolge nicht ein, wenn die Ver 
letzung weder auf Vorſatz nod) auf grober Fahr— 
läffigfeit beruht. Bei grobfahrläffiger Ber- 
letzung bleibt der Verficherer zur Leiftung info- 
weit verpflichtet, als die Verlegung weder Ein- 
fluß auf die Feftftellung des Verſicherungsfalls 
noch auf die Feftitellung oder den Umfang der 
dem Verficherer obliegenden Leiftung gehabt hat. 


(4) Eine Vereinbarung, nad) welcher der Ver- 
ficherer bei Verlegung einer Obliegenheit zum 
Nücktritt berechtigt fein fol, ift unwirkſam. 


(5) Auf eine Vereinbarung, durch die von den 
Vorichriften des Ab. 1 bis 3 zum Nachteil de3 
Verfiherungsnehmers abgewichen wird, Fann 
fi) der WVerficherer nicht berufen.” 


2. 832 Sat 2 wird geftrichen. 


3. Hinter $ 35 werden als S35a und 8356 ein- 
gefügt: 


„Ss 35a 


(1) Fällige Prämien oder fonftige ihm auf 
Grund des Vertrags gebührende Zahlungen 
muß der Verficherer vom Verficherten bei der 
Verfiherung für fremde Rechnung, ferner vom 
Bezugaberechtigten, der ein Necht auf die Leiſtung 
de8 Merficherer8 erworben bat, ſowie vom 
Pfandgläubiger auch dann annehmen, wenn ex 
nach den Vorfchriften des bürgerlichen Rechts 
die Zahlung zurüdweifen könnte. 


(2) Ein Vfandredt an der Werficherung?- 
forderung kann auch wegen dev Beträge und 
ihrer Zinfen geltend gemacht werden, die der 
Pfandgläubiger zur Entridtung von Prämien 
oder fonftigen dem Berficherer auf Grund des 
Vertrags gebührenden Zahlungen verwendet hat. 


8 35b 


Der Verficherer fann den Betrag einer fäl- 
ligen Vrämienforderung oder einer anderen 
ihm aus dem Vertrag zuftehenden Forderung 
von der ihm nad) diefem Vertrag obliegenden 
Leiftung in Abzug bringen, auch wenn er Die 
Leiftung nicht dem Verficherungsnehmer, ſon— 
dern einem Dritten ſchuldet.“ 
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ſchrift des Sechſten Titels „Haftpflichtverfiche- 


rung“ eingefügt: 
„I. Allgemeine Vorſchriften“ 


. Im $ 150 Abf. 1 wird hinter Sat 2 folgender 


Sat eingefügt: 

„Die Verfiherung umfaßt auch die Roten der Ver- 
teidigung in einem Strafverfahren, das wegen 
einer Tat eingeleitet wurde, welche die Ver— 
antwortlichkeit des Verficherungsnehmers einem 
Dritten gegenüber zur folge haben könnte, fofern 
dieſe Koſten auf Meifung des Verficherers auf: 
gewendet wurden.” 

Abi. 2 Sab 1 erhält folgende Faffung: 

„(2) It eine Verfiherungsfumme beftimmt, 
jo hat der Verficherer Koften, die in einem auf 
feine Veranlaſſung geführten Nechtsftreit ent- 
ftehen, und Koſten der Verteidigung nach Abf. 1 
Sat 3 auch infoweit zu exjeßen, als fie zufam- 
men mit der übrigen Entſchädigung die Ver- 
fiherungsfumme überfteigen.” 


6. 5 153 erhält folgende Faſſung: 


„Ss 153 

(1) Der Verficherungsnehmer bat innerhalb 
einer Moche die Tatfachen anzuzeigen, die feine 
Berantwortlichfeit gegenüber einem Dritten zur 
Folge haben fünnten. $ 6 Abi. 3, 8 33 Abj. 2 
gelten finngemäß. 

(2) Macht der Dritte feinen Anfpruch gegen- 
über dem VBerficherungsnehmer geltend, jo ift 
diefer zur Anzeige innerhalb einer Woche nad) 
der Erhebung des Anſpruchs verpflichtet. 

(3) Durch die Abfendung der Anzeige werden 
die Friſten gewahrt, 

(4) Wird gegen den Verſicherungsnehmer ein 
Anfprud) gerichtlich geltend gemacht, da8 Armen: 
recht nachgefucht oder wird ihm gerichtlich der 
Streit verkündet, fo bat er, wenngleich die 
Friſten noch laufen, die Anzeige unverzüglicd) 
zu eritatten. Das gleiche gilt, wenn gegen ihn 
wegen. ded den Anfpruch begründenden Ereig- 
niffe® ein Ermittlungsverfahren eingeleitet 
wird,” 


7. 8 154 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

„(2) Eine Vereinbarung, nach welcher der 
Verficherer von der Verpflichtung zur Leiſtung 
frei fein foll, wenn ohne feine Einwilligung 
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der Berficherungsnehmer den Dritten befriedigt 
oder deſſen Anjpruc anerkennt, ift unwirkfam, 
fall nad) den Umftänden der Verficherungs- 
nehmer die Befriedigung oder die Anerkennung 
nicht ohne offenbare Unbilligfeit verweigern 
konnte.“ 


8. 8 156 erhält folgende Faſſung: 


„Ss 156 

(1) Verfügungen über die Entſchädigungs— 
forderung aus dem Verſicherungsverhältnis find 
dem Dritten gegenüber unwirkſam. Der redht3- 
geichäftlichen Verfügung fteht eine Verfügung 
gleich, die im Mege der Zwangsvollſtreckung 
oder der Arreftvollziehung erfolgt. 

(2) it die von dem Verficherungsnehmer an 
den Dritten zu bewirkende Leiftung durch Ver- 
gleich, Anerkenntnis oder Urteil feftgeftellt, fo 
ift der Verficherer nad) vorheriger Benachrichti— 
gung des Verficherungsnehmers berechtigt und 
auf Verlangen des Verficherungsnehmers ver- 
pflichtet, die Zahlung an den Dritten zu be- 
wirken, 

(3) Sind mehrere Dritte vorhanden und über- 
fteigen ihre Forderungen aus der die Verant- 
wortlichkeit des VBerfiherungsnehmers begründen- 
den Tatfache die Verficherungsfumme, fo hat der 
Verficherer nad) Maßgabe des Abi. 2 die Forde- 
rungen nach dem Verhältnis ihrer Beträge zu 
berichtigen. Iſt hierbei die Verficherungsfumme 
erihöpft, jo kann fi) ein Dritter, der bei der 
Verteilung nicht berückſichtigt worden ift, nach— 
träglich auf die Vorfchrift des Abf. 1 nicht be- 
rufen, wenn dev Verficherer mit der Geltend- 
machung diefer Anfprüche entſchuldbarerweiſe 
nicht geredynet hat.” 


9. Hinter $ 158 wird ald S 158a eingefügt: 


„$158a 

Auf Vereinbarungen, Durch Die von den Vor- 
ichriften des 153,8 154 Abſ. 1, $ 156 Abf. 2 zum 
Nachteil des VBerfiherungsnehmers abgewichen 
wird, fann fich der Werficherer nicht berufen.” 


10. Hinter $ 158a werden mit der Überfchrift 


„il. Bejondere Vorſchriften für die Pflichtverficherung“ 
ala SS 1585 bis 158h eingefügt: 
„$158b 
Für eine Haftpflichtverficherung, zu deren 
Abſchluß eine gejegliche Verpflichtung befteht 
NMflichtverficherung), gelten die befonderen Vor: 
Ichriften der SS 158c bis 158h. 














$ 158c 


(1) Iſt der Verficherer von ber Verpflihtung 
zur Leiftung dem Verſicherungsnehmer gegenüber 
ganz oder teilweije frei, ſo bleibt gleichwohl 
feine Verpflichtung in Anfehung des Dritten be- 
ftehen. 

(2) Ein Umftand, der das Nichtbeftehen oder 
die Beendigung des Verficherungsverhältnifies 
zur Folge hat, wirkt in Anſehung des Dritten 
erſt mit dem Ablauf eines Monats, nachdem 
der Verſicherer dieſen Umſtand der hierfür zu— 
ftändigen Stelle angezeigt hat. Das gleiche gilt, 
wenn das Verfiherungsverhältnis duch Zeit- 
ablauf endigt. Der Lauf der Frift beginnt nicht 
vor der Beendigung des Verfiherungsverhält- 
niſſes. 

(3) Der Verſicherer haftet nur im Rahmen 
der amtlich feſtgeſetzten Mindeftverficherungs- 
fummen und der von ihm übernommenen Gefahr. 

(4) Der Verficherer haftet nit, inſoweit ein 
anderer Haftpflichtverficherer dem Verſicherungs— 
- nehmer haftet. 

(5) Ein Recht des Dritten, den Verficherer 
unmittelbar in Anfpruch zu nehmen, wird durch 
dieſe Vorichriften nicht begründet. 

g 1584 

(1) Macht der Dritte feinen Anfprud gegen 
den Verficherungsnehmer geltend, jo hat er dies 
dem Verficherer innerhalb von zwei Wochen 
ſchriftlich anzuzeigen. 

(2) Macht der Dritte den Anſpruch gegen den 
Rerficherungsnehmer gerichtlich geltend, fo hat 
er dies dem Verficherer unverzüglich Tchriftlich 
anzuzeigen. 

(3) Der Verficherer kann von dem Dritten 
Auskunft verlangen, ſoweit fie zur Feſtſtellung 
des Schadensereigniſſes und der Höhe des 
Schadens erforderlid) ift. Zur Vorlegung von 
Belegen ift der Dritte nur infoweit verpflichtet, 
als ihm die Beichaffung billigerweife zugemutet 
werden kann. 


$ 158e 

(1) Verlett der Dritte die Verpflichtungen 
nad) $ 158d Abſ. 2, 3, fo beſchränkt fich die 
Haftuna des Verficherers nach $ 158c auf den 
Betrag, den er auch bei geböriger Erfüllung der 
Verpflichtungen zu leisten aehabt hätte. Yiegt 
eine Verlekung der Verpflichtung nach $ 158d | 
Abi. 3 vor, jo tritt diefe Nechtöfolge nur ein, 
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wenn der Dritte vorher ausdrücklich und jchrift- 
lich auf die Folgen der Verlegung bingewiejen 
worden ift. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 Sabl gilt finn- 
gemäß, wenn der Verficherungsnehmer mit dem 
Dritten ohne Einwilligung des Verſicherers 
einen Vergleich jchließt oder deſſen Anſpruch an- 
erfennt; $ 154 Abj. 2 findet entjprechende An— 
wendung. 

s 158f 

Soweit der Verficherer den Dritten nad) 
8 158 befriedigt, geht die Forderung des Dritten 
gegen den Verficherungsnehmer auf ihn über. 
Der Übergang kann nicht zum Nachteil desDritten 
geltend gemacht werden. 


S 158g 
8 35b findet in Anfehung des Dritten feine 


Anwendung. 
$ 158h 


Die Vorſchriften über die Veräußerung der 
verficherten Sache gelten finngemäß.“ 
Artikel IV 
Übergangsvorichriften 


1. Artikel I und III finden auf die zur Zeit des 


Anfrafttretens diefes Geſetzes bejtehenden Ver— 
fiherungsverhältniffe mit folgender Maßgabe 
Anwendung: im Falle des $ 153 Abſ. 1 beginnt 
der Lauf der Frift mit dem Tage des nfraft- 
tretens dieſes Gejeßes, fofern die Tatfache, die 
die Verantwortlichfeit des Verficherungsnehmers 
einem Dritten gegemüber zur Folge haben fünnte, 
vor dieſem Zeitpunft eingetreten ift. 


2. Die ſich aus diefem Gefeb ergebenden Änderungen 
des Verficherungsverhältniffes find in einem 
Nachtrag zum Verficherungsichein niederzulegen, 
der dem Verficherungsnehmer auszuhändigen ift. 


Artifel V 
Schlußgbeftimmungen 

1. Dieſes Gefek tritt mit dem 1. Juli 1940 in Kraft, 
Artikel IE jedoch bereits mit dem 1. April 1940, 
Die zu feiner Durchführung erforderlichen Maß— 
nahmen können ſchon vorher getroffen werden. 
Mit dem aleichen Zeitpunft treten Vorfchriften, 
die den Beitimmungen diefes Gejekes widerfpre- 
chen oder den aleichen Gegenſtand regeln, außer 
Kraft. 

2, Artikel TI bi8 TV gelten nicht in der Oſtmark 
und in den fudetendeutichen Gebieten. Den Zeit: 
punft des Inkrafttretens in der Oſtmark und in 
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den ſudetendeutſchen Gebieten beftimmt der Reich®- 
minifter der Juſtiz, bei Artifei II im Einver- 
nehmen mit dem Reichsverkehrsminiſter. 

3. Wo auf Vorſchriften verwiefen wird, die durch 
dieſes Geſetz oder auf Grund dieſes Geſetzes er— 
gangene Beſtimmungen aufgehoben oder geän- 
dert werden, erhält die Verweifung ihren In— 


halt aus den entſprechenden neuen Vorſchriften. 
Einer Verweiſung ſteht es gleich, wenn die An— 
wendbarkeit der vorbezeichneten Vorſchriften ſtill— 
ſchweigend vorausgeſetzt wird. 

4. Die zuſtändigen Reichsminiſter erlaſſen die zur 
Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes er— 
forderlichenRechts undVerwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 7. November 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Borfißende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjchall 
Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Reihsverfehrsminifter 
In Vertretung 


Koenigs 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Walther Funk 


Der Reichsminiſter und Chef der Neichsfanzlei 


Dr. Lammers 


ö—— —— — ssms un 


Verordnung 
über den Urlaub der im Ausland tätigen Beamten des auswärtigen Dienſtes. 





Vom 4. November 1939. 


Auf Grund der $$ 17 und 183 des Deutſchen 
Beamtengefeßes (DVG) vom 26. Januar 1937 (Reichs- 
gejeßbl. I ©. 39) wird hiermit verordnet: 


Für den Urlaub der im Ausland tätigen Beamten 
des austwärtigen Dienftes mit Ausnahme der Wahl- 
fonfuln gelten folgende Beftimmungen: 


81 
Der Urlaub wird vom Reichsminiſter des Auswär— 
tigen erteilt, ſoweit er dieſe Befugnis nicht nachgeord- 
neten Dienſtſtellen überträgt. 


82 
Erhält ein Beamter des auswärtigen Dienſtes, zu 
deſſen Auslandsbezügen eine Aufwandsentſchädigung 
oder Kanzlerzulage gehört, Urlaub von mehr als 
14 Tagen, ſo wird für die Dauer des Urlaubs — 


längſtens bis zum Eintritt der im $ 3 beſtimmten Ein- 
bebaltung — feine Aufwandsentichädigung oder 
Kanzlerzulage um 20 vom Hundert gekürzt. 


$3 

(1) Bei einem Urlaub von mehr als drei bis zu ſechs 
Monaten werden für den drei Monate überfteigenden 
Zeitraum die Hälfte der dem VBeurlaubten nach der 
Auslandsbefoldungsordnung insgejamt zujtehenden 
Dienftbezüge, bei einem Urlaub von mehr als ſechs 
Monaten für den ſechs Monate überſteigenden Zeit— 
raum die geſamten Dienſtbezüge einbehalten. 

(2) Die Friſten von drei bis ſechs Monaten verlän— 
gern ſich, falls der Urlaub von einem außerhalb 
Europas gelegenen Ort aus angetreten wird, um die 
zur Hin- und Rückreiſe im Durchſchnitt erforderliche, 
vom Reichsminiſter des Auswärtigen feſtzuſetzende 


Zeit. 


III I 














III 
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(3) Die Einbehaltung der Hälfte der Dienftbezüge 
unterbleibt für die Dauer des Heimaturlaubs, wenn 
der Amtsfit des Beamten in einem der vom Reichö- 
minifter des Auswärtigen im Einvernehmen mit dem 
Reichsminifter der Finanzen nad) $8 Abſ. 4 zu be- 
ftimmenden außereuropäifchen Länder oder Orte ge- 


‚legen ift und der Urlaub von dort aus angetreten wird. 


84 
(1) Die im $ 3 Abſ. 1 und 2 vorgeſehene Regelung 
berührt nicht die Beltimmung zu $ 17 Nr. 8 der Ver— 
ordnung zur Durchführung des Deutſchen Beamten- 
geſetzes vom 29. Juni 1937 (Neichsgefebbl. I ©. 669). 


(2) Während der Ausübung feines Amtes als Mit- 
glied des Reichstags und während des Urlaubs zwecks 
Vorbereitung einer Neichstagswahl erhält der Beamte 
fein rubegebaltfäbiges Dienfteinftommen. 


(3) Wird ein Beamter während feines Urlaubs im 
Rahmen feines eigentlichen Aufgabenkreifes vorüber- 
gehend dienftlich verwendet, jo wird der Urlaub nicht 
verlängert, wenn die dienfiliche Tätigkeit ein Sechitel 
feiner Urlaubsdauer nicht überfteigt. Bei längerer 
dienftlicher Tätigkeit ift der Beamte für die ein Sechitel 
der Urlaubsdauer überfteigende Zeit binfichtlich feiner 
Bezüge wie ein kommiſſariſch bejchäftigter Beamter zu 
behandeln. 


(4) Das gleiche gilt, wenn ein Beamter während 
feines Urlaubs im Inland für eine außerhalb feines 
eigentlichen Aufgabenkreijes liegende Aufgabe verwen: 
det wird. 

$5 


Der Reihsminifter des Auswärtigen fann im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen in 
Ausnahmefällen den beurlaubten Beamten nach Ab» 
lauf der im $ 3 bezeichneten Friſt von ſechs Monaten 
das rubegehaltfähige Dienfteinfommen belajien. 


$6 
(1) Erhält ein Botichafter oder Gefandter Urlaub 
von mehr ala 14 Tagen, den er außerhalb feines Amts- 
bezirks verbringt, jo wird dem ihn vertretenden Ge- 
ichäftsträger eine Zulage gewährt, die 15 vom Hundert 
der dem Vertreter für die Dauer der Vertretung nach 


Berlin, den 4. November 1939. 


der Auslandsbefoldungsordnung insgefamt zuftehen- 
den Dienjtbezüge beträgt. 


(2) Erhält ein Generaltonful oder Konſul Urlaub 
von drei oder mehr Monaten, den er außerhalb jeines 
Amtsbezirks verbringt, jo wird dem ihn vertretenden 
Beamten eine Zulage gewährt, die 10 vom Hundert 
der dem Vertreter für die Dauer der Vertretung nad) 
der Auslandsbejoldungsordnung insgeſamt zuitehen- 
den Dienftbezüge beträgt. 


7 
Bei einer dienftlichen Abweſenheit außerhalb des 
Amtsbezirk von mehr als einem Monat finden die 
Borfchriften der $$ 2, 3 Abj. 1 und 2, des $ 4 Abi. 1 
und 2 und der $$5 und 6 finngemäß Anwendung. 


8 

(1) Die Urlaubsbewilligung kann jederzeit zurüd- 
gezogen werden, wenn dienftliche Belange es erfordern. 

(2) SHinfichtlich des Urlaubs zur Wiederherftellung 
der Geſundheit gilt die Beitimmung zu $ 17 Nr. 3 der 
Verordnung zur Durchführung des Deutichen Beam- 
tengejeßes vom 29. Juni 1937. Dem Antrag ift eine 
ärztliche Bejcheinigung beizufügen. Der Reihsminifter 
des Auswärtigen fann die Beibringung einer jolchen 
Beicheinigung ausnahmsweiſe erlafjen. 

(3) Der Reichsminifter des Auswärtigen erläßt im 
Einvernehmen mit dem Reichsminifter des Innern er- 
gänzende Beltimmungen, insbejondere über die Dauer 
des Urlaubs (Erholungsurlaub, Dienjtbefreiung), ent- 
Iprechend den für die\nlandsbeamten geltenden Grund- 
ſätzen. 

(4) Der Reichsminiſter des Auswärtigen erläßt im 
Einvernehmen mit dem Reichsminifter der Finanzen 
ergänzende Beltimmungen über den Heimaturlaub der 
im Ausland tätigen Beamten des auswärtigen Dienftes. 


9 
Dieje Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver- 
fündung im NReichsgejeßblatt in Kraft. Mit dem 
gleichen Zeitpunkt tritt die Verordnung über den Ur— 
laub der im Ausland tätigen Beamten des auswär— 
tigen Dienftes vom 24. August 1933 (Neichsgefegbl. I 
©. 609) in der bisherigen Faſſung außer Kraft. 


Der Reichsminiſter des Auswärtigen 
von Ribbentrop 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


IM 
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ININMUHNLUNN 


Verordnung über die Einführung des Kriegergrüberfüriorgerechts 
in der Dftmark und im Reichsgau Sudetenland, 


Bom 10. November 1939, 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
Ofterreich8 mit dem Deutjchen Reich vom 13. März 
1938 (Neichsgefeßbl. 1 S. 237) und des Erlafjes des 
Führers und Reichskanzlers über die Verwaltung der 
judetendeutjchen Gebiete vom 1. Oftober 1938 (Reichs- 
geſetzbl. I ©. 1331) wird folgendes verordnet: 


81 

(1) In der Oſtmark und dem Reichsgau Sudeten- 

land gelten 

1. das Gefeß über die Erhaltung der Krieger- 
gräber aus dem Weltkrieg vom 29. Dezember 
1922 (GReichsgeſetzbl. 1923 I S. 3), 

2. die Verordnung über die Erhaltung der Krieger- 
gräber aus dem Weltkrieg vom 31. Dezember 
1922 (Reichsminifterialbl. 1923 ©. 9). 

(2) Soweit Vorfchriften, die durch diefe Verordnung 

in der Oftmarf und dem Reichsgau Sudetenland ein- 


Berlin, den 10. November 1939. 


geführt werden, nicht unmittelbar angewendet werden 
können, find fie jinngemäß anzumenden. 


g 2 


Für den Vollzug der im $ 1 genannten Vorfchriften 
in der Oſtmark ftehen die Neichsgaue den Ländern 
gleich; als oberfte Landesbehörde gilt der Reichs- 
ftatthalter. 


$3 


Das Bundesgefeß vom 2. Juli 1925, betreffend die 
Beanjpruchung von Grundeigentum für die Krieger- 
gräberfürforge, (BGBL Nr. 257) ſowie das Bundes- 
geje vom 30. Juni 1922, betreffend die Einfeßung 
einer Bundesfommilfion für Kriegsgräberfürjorge und 


jonftiges Kriegsverluftwejen, (BGBl. Nr. 403) treten 
außer Kraft. 


Der Reihsminifterdes Innern 
In Vertretung 
Dfundtnes 


Berordnung 
iiber die Einführung des Gejetes zur Berhütung erbkranken Nachwuchſes und 
des Geſetzes zum Schuße der Erbgejundheit des deutſchen Boltes 
in der Dſtmark. 


Bom 14. November 1939, 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
Öfterreichs mit dem Deutichen Reich vom 13. März 
1938 (Neichsgefesbl. 1 ©. 237) wird folgendes ver- 
ordnet: 


Artikel I 


81 


In der Oſtmark gelten 

1. das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nach 
wuchſes vom 14. Juli 1933 (Neichsgejegbl. 1 
5.529) in der Faſſung der Gefeße vom 
26. Juni 1935 (Neichsgefeßbt. I ©, 775) und 
vom 4. Februar 1936 (Reichsgeſetzbl. IS. 119), 


2, Die zur Ausführung des genannten Geſetzes 
erlajienen Verordnungen vom 5. Dezember 
1933 (Reichsgeſetzbl. IS. 1021), 29. Mai 1934 
(Neichsgefetbl. 1 ©. 475), 25. Februar 1935 
(Reichsgeſetzbl. IS. 289), 18. Juli 1935 (Neichs: 
geſetzbl. IS. 1035), 25. Februar 1936 GReichs— 
geſetzbl. IS. 122) und vom 23. Dezember 1936 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1149), 

3. Das Geſetz zum Schuße der Erbaejundheit des 
Deutichen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz; vom 
18. Oktober 1935 (NReichsgejeßbl. I S. 1246) 
und Die Erfte Verordnung zur Durbführung 
des Ehegefundbeitsgejeges vom 29, November 
1935 (Reichögefegbl. I ©. 1419), 








Nr. 227 — Tag der Ausgabe: 16. November 1939 


4. die Verordnung zur Durchführung des Ge 
fees zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
und des Ehegeſundheitsgeſetzes vom 31. Auguſt 
1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1560). 


Artikel II 


Allgemeines N 2 
(1) Unter Gefhäftsunfähigen find Kinder, die nicht 
das 7. Lebensjahr vollendet haben, ferner Perjonen, 
die wegen Geiftesfrankheit oder aus einem anderen 
Grunde des Gebrauchs der Vernunft beraubt find, 
folange diefer Zuftand dauert, und voll Entmündigte 
zu verjtehen. 


(2) Unter beſchränkt Gejchäftsfähigen find Minder- 
jährige, ferner Perſonen, die unter verlängerter 
väterlicher Gewalt oder Vormundſchaft ftehen, be- 
ichränft Entmündigte, fowie Perjonen, für die ein 
vorläufiger Beiltand beftimmt ift, zu verſtehen. 


(3) Unter den wegen Geiſtesſchwäche Entmündigten 
find die wegen Geijtesfranfheit oder Geiſtesſchwäche 
beſchränkt entmündigten Perſonen zu verſtehen. 


Zu $ 14 Abſ. 2 des Geſetzes zur 
nn erbhranken Nach: 83 
wuchſes 8 


An Stelle der im $ 14 Abſ. 2 des Geſetzes zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchſes angeführten Vor—⸗ 
ſchriften des Reichsſtrafgeſetzbuchs treten in der Oſt— 
mark die Beſtimmungen der $$ 125 bis 130, 140, 
152 bis 156 und 516 des öfterreichifchen Straf- 
geſetzes. 

Zu den Artikeln 10 und 11 der 
Dritten Verordnung zur Aus⸗ 


führung des Gejehes Zur Ber— 4 
hütung erbkranken Nachwuchſes 8 


Artikel 10 und 11 der Dritten Verordnung zur 
Ausführung des Geſetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes vom 25. Februar 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 289) find in der Oſtmark nit anzuwenden, 


Zu Artikel 10 der Vierten Ber: 

ordnung zur Ausführung des 

Gefehes zur Verhütung erb⸗ * 
kranken Nachwuchfes 55 


Artikel 10 Abſ. 2 der Vierten Verordnung zur 
Ausführung des Gefetes zur Verhütung erbfranten 
Nachwuchies vom 18. Juli 1935 (Neichögefegbl. I 
&. 1035) ift in folgender Faſſung anzuwenden: 

„Die Koften eines Eingriffs gemäß $ 14 des Ge— 
ſetzes ſowie die Koften des Gutachterverfahrens 
trägt für die bei einer reichsgeſetzlichen Kranken— 
kaſſe oder einer Erſatzkaſſe gegen Krankheit ver- 
ficherten Perſonen und ihre anfpruchaberedhtigten 

Familienangehörigen Die Krankenkaſſe. Bei Hilfe- 

bedürftigen fallen die Koſten der öffentlichen Für— 


Reichsgejeßbt. 1939 I 





2231 


forge zur Laſt, infoweit finden die Vorſchriften über 
die Koften der Unfruchtbarmachung Erbfranfer ent- 
iprechende Anwendung.” | 


Zu Artikel 12 der Vierten Der: 
ordnung zur Ausführung des 


86 SE nen Racmuchfes 
Auf Suwiderhandlungen gegen die im Artifel 12 
der Vierten Verordnung zur Ausführung des Geſetzes 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchies vom 18. Juli 
1935 GReichsgeſetzbl. I S. 1035) auferlegte Anzeige 
pflicht finden die Beſtimmungen des $ 359 des öfter- 
reichifchen Strafgefees feine Anwendung. 


87 Zu $1 Wbf.1 Buchſt. b des 
8 Ehegefundheitsgefehes 


Die Vorfchrift des KL Abſ. 1 Bucht. b des Ge 
feßes zum Schuße der Erbgeſundheit des deutjchen 
Volkes vom 18, Oftober 1935 (Neichögefegbl. I 
S. 1246) gilt auch für einen Verlobten, dem gemäß 
$ 8 der öfterreichifehen Entmündigungsordnung vom 
28, Juni 1916 (RGBL. Nr. 207) ein vorläufiger Bei- 
ftand beftellt wurde. 

Zu $20 der Erften Berordnung 
58 a nDpeitsgefehes 

An Stelle der Vorſchrift des $ 20 Abſ. 4 der 

Erften Verordnung zur Durchführung des Ehegefund- 


heitsgejeßes vom 29. November 1935 (Reichögefeßbt. I 


S. 1419) gilt bis zur Einführung des Deutſchen Ge- 
richtsfoftengejeßes folgende Vorſchrift: 


„Die im Abſ. 1 beftimmte Gebühr wird nad) 
den 8 19 und 22 der Verordnung über Gerichts— 
gebühren und fonftige Juftizkoften im Lande Ofter- 
reich vom 27. März 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 583) 
für die Neichskaffe erhoben. Der unterliegende 
Verlobte Hat außer dev Gebühr die im $ 1 Nr. 3 
des gerichtlichen Einhebungsgefees (Artikel XL der 
Sechſten Gerichtsentlaftungsnovelle — BGEBl. NT. 
222/1929 — in der Faſſung des Gerichtsfoften- 
deckungsgeſetzes — BGBl. Nr. 507/1935) genann- 
ten Beträge als Auslagen zu exjtatten.“ 


Artikel III 
9 


(1) Mit Inkrafttreten der SS 10a und 14 des 
Geſetzes zur Verhütung erbkranten Nachwuchſes und 
der Vierten Verordnung zur Ausführung dieſes Ge- 
feet vom 18. Juli 1935 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1035) 
in der Oſtmark tritt das Bundesgeſetz zum Schuß des 
keimenden Lebens (BGBl. Nr. 203/1937) nebſt den 
hierzu im Sinne des Artikels II des voraenannten Ge— 
fees erlaffenen Ausführungsgefegen mit den aus den 
folgenden Abjägen fi) ergebenden Beichränfungen 
außer Kraft. 
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(2) Bis zur Bildung der im Artifel 6 der Vierten 
Perordnung zur Ausführung des Geſetzes zur Ver— 
hütung exrbfranten Nachwuchjes vorgejehenen Gut— 
achterſtellen Haben die auf Grund des 81 des Bundes- 
geſetzes zum Schuß des Feimenden Lebens (BGBL. 
Nr. 203/1937) befiehenden ärztlichen Prüfungsitellen 
die den Gutachterftellen zugedachten Aufgaben zu er— 
füllen. 

(3) Ein im Zeitpunkt der Ausdehnung der Vor— 
schriften zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes in 
der Oftmarf bereits anhängiges Feſtſtellungsver— 
fahren ift von den damit befaßten Prüfungsſtellen 
nach den Beſtimmungen der $$ 5 bis 6, ein an 
hängiges Strafverfahren nad) den Reftimmungen 
der SS 10 bis 12 des Geſetzes (BEBI. Nr.203/1937) 
zu Ende zu führen. Die Koften eines anhängigen 
Feftftellungsverfahrens fowie die Koften der auf 
Grund der Feftftellungen der Prüfungsſtellen bereits 
eingeleiteten geſundheitlichen Maßnahmen ſind nach 


Berlin, den 14. November 1939, 
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ul] 


den Vorfchriften des $ 14 des Gefeges GBGEBl. Nr. 
203/1937) zu tragen, 


8 10 

(1) Soweit Vorfchriften, die durch dieſe Der: 
ordnung in der Oftinark eingeführt werben, nicht 
unmittelbar angewandt werden können, find fie ſinn— 
gemäß anzuwenden. 

(2) Soweit nach den eingeführten Vorſchriften 
Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der 
Zivilprozeßordnung, des Reichsgeſetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, des 
Gerichtäfoftengefeges oder der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverſtändige anzuwenden find, gelten 
bi8 zur Einführung diefer Beltimmungen in der 
Oftmark die entfprechenden Vorſchriften des öſter— 
reichiſchen Rechts. 

811 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 


Dr. Güuürtner 


IL IE BE nn nn 


Verordnung zur Einführung itrafrechtlicher Vorſchriften im Gebiel 
der bisherigen Freien Stadt Danzig. 


Vom 14. November 1939. 


Auf Grund des 84 Abi. 3 des Geſetzes tiber Die 
Miedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit Dem 
Deutichen Neid vom 1. September 1939 (Neidh$- 
geſetzbl. I ©. 1547) wird verordnet: 


81 
Im Gebiet dev bisherigen Freien Stadt Danzig 
treten am 16. November 1939 in Kraft: 

1. die Verordnung Über das Sonderſtrafrecht im 
Kriege und bei befonderem Einſatz (Kriegs: 
fonderftrafrechtsverordnung) Dom 17. Auguſt 
1938 (Reichsgeſetzbl. 1939 I ©. 1455); 


2. die Verordnung über das militärische Strafver: 
Fahren im Kriege und bei befonderem Einſatz 
(Kriegsitrafverfahrensordnung — KOSOVO) 
vom 17. Auquft 1938 (Neichsgejegbt. 1939 I 
5.1457) und die hierzu ergangenen Durd)- 
Führungsverordnungen vom 19. und 26. Sep⸗ 
tember 1938 (Reichsgeſetzbl. 1939 I ©. 1477 
und 1479) und vom 11. Auguft 1939 (GKeichs— 
geſetzbl. ©. 1482); 

3, die Verordnung Über das Inkrafttreten der 
Verordnung über das Sonderſtrafrecht im 
Kriege und bei bejonderem Einfat und der 
Verordnung Über das militäriſche Strafver- 
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fahren im Kriege und bei befonderem Einſatz 
vom 26. Auguſt 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1482) 
mit der Maßgabe, daß im $1 am Stelle des 
26. Auguft 1939 der 16. November 1939 tritt; 

4, die $$ 2, 2a, 134a, 134b, 139, 140a, 140b, 
14la und 143a de8 Reichsſtrafgeſetzbuchs,/ 

5. dag Gefet zur Anderung von Vorfchriften des 
Strafrechts und des Strafverfahrens vom 
24. April 1934 (Reichsgefehbl. IS. 341); 

6. das Geſetz zur Gewährleiftung des Rechtöfrie- 


dens vom 13. Oktober 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
©.723)j; 


7. Artikel 7 des Geſetzes zur Anderung von Vor- 
Ichriften des Strafverfahrens und des Gerichts— 
verfafiungsgejees vom 28. Juni 1935 (Reichs— 
geſetzbl. I ©. 844), ſoweit die Vorjchriften ſich 
auf Vergehen gegen 88 140a und 140b des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs beziehen. 


82 
(1) Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
treten mit dem 16. November 1939 ferner in Kraft: 
1. die Verordnung der Reichtregierung über die 
Bildung von Sondergericdhten vom 21. März 
1933 (Neichsgejetbl. I ©. 136); 
2, Artifel I der Verordnung der Neichsregierung 
iiber die Zuftändigfeit der Sondergerichte vom 
6. Mai 1933 (Neichsgefegbl. I ©. 259); 
3, Artifel I, III und IV der Verordnung über 
die Erweiterung der Zuftändigfeit der Sonder- 


Berlin, den 14. November 1939. 
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gerichte vom 20. November 1938 (Neiche- 
gejeßbl. I ©. 1632). 


(2) Die nad) diefen Vorjehriften begründeten Be— 
fugniffe der Candesjuftizverwaltung übt der Reichs⸗ 
miniſter der Juſtiz aus. 


(3) Der Präſident des Obergerichts in Danzig be— 
ruft die Mitglieder der Sondergerichte ſowie ihre 
Vertreter und regelt die Geſchäftsverteilung. 


(4) Das Sondergericht iſt auch zuſtändig zur Ab⸗ 
urteilung von Zuwiderhandlungen gegen die $J 134a 
und 134b des Reichsſtrafgeſetzbuchs, foweit nicht Die 
Zuftändigkeit des Volksgerichtshofs oder der Ober⸗ 
landesgerichte begründet iſt. 


83 
Soweit die in 88 1 und 2 bezeichneten Vorſchriften 
auf reichsrechtliche Vorſchriften hinweiſen, die im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig nicht 
gelten, erhält dieſer Hinweis ſeinen Inhalt aus dem 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig gel— 
tenden Recht. 


84 

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht und 
der Reichsminiſter der Juſtiz werden je für ihren Ge— 
ſchäftsbereich ermächtigt, die zur Ausführung dieſer 
Verordnung erforderlichen Vorſchriften zu erlaſſen 
und Zweifel, die ſich bei der Einführung des neuen 
Rechts im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Dan- 
zig ergeben, im VBerwaltungswege zu entjcheiden. 


Der Chef des Oberfommandos der Wehbrmadt 
Keitel 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 


Dr. Gürtner 


INN 
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Terordnung Über die Außerlursſetzung der Keichsjilbermünzen 
im Nennbetrag von 2 Reichsmark 


om 14. November 1939 


Auf Grund des $ 14 Abſ. 1 Ziffer 1 und Abf. 2 des 
Münzgeſetzes vom 30. Auguſt 1924 Reichsgeſetzbl. II 
S. 254) in der Faffung des Gefeges zur Anderung des 
Münzgeſetzes vom 5. Juli 1934 (Neichögejebbl. I S.574) 
wird bierdurd) verordnet: 


s-1 
Die auf Grund des Münzgeſetzes vom 30. Auguft1924 
Reichsgeſetzbl. II ©. 254) gemäß der Belanntmahung 
vom 17. April 1925 (Reichsgefebbl.1S.49) ausgeprägten 
NReichsfilbermünzen im Nennbetrag von 2 Reichsmark 
gelten ab 1. Januar 1940 nicht mehr ala geſetzliche 
Zahlungsmittel und find einzuziehen. Bon diefem Zeit- 


Berlin, 14. November 1939 


punkt ab ift außer den mit der Einziehung beauftragten 
Raffen niemand verpflichtet, dieſe Münzen in Zahlung 
zu nehmen. 

82 


Die im $ 1 bezeichneten Reichsſilbermünzen im Nenn⸗ 
betrag von 2Reichsmark werden bis zum 31. März 1940 
einſchließlich bei den Reichs- und Landeskaſſen zu ihrem 
Nennwert ſowohl in Zahlung als auch zur Umwechſlung 
angenommen. 

83 

Eine Verpflichtung zur Annahme und zur Um- 
wechjlung ($ 2) findet auf durchlöcherte und anders als 
durch den gewöhnlichen Umlauf im Gewicht verringerte 
ſowie auf verfälfchte Münzen Feine Anwendung. 


Der Reihsminifter der Jinanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


TREE REEL NEISSE RER ————— nn 5 3) 0a sm 


Berihfigung 
In der Verordnung über die Feſtſetzung von Durd)- 
fchnittsbeträgen für die Berechnung der Nachverjiche- 
rung bei den Angehörigen des ReichSarbeitsdienftes vom 
8. Auguft 1939 (rReichsgeſetzbl. I ©. 1370) muß e8 im 
$ 2 bei Nr. 2 ftatt „32,30 richtig „43, bei Nr. 7 jtatt 
‚‚630” vichtig „600“ heißen. 


Berlin, den 31. Oktober 1939. 
Der Reichsarbeitsführer 


Im Auftrag 
Stamm 


— — 
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18.11.39 Erlaf des Führers und Reichskanzlers über den Buptag 1939. .... +. 
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Griaß des Führers und NReichskanzlers über den Bußtag 1939. 
Bom 18. November 1939. 


Der dem Deutichen Volke aufgezwungene Kampf nötige zur Anſpannung aller Kräfte. 
Aus diefem Grunde wird in dieſem Jahr der auf Mittwoch, den 22. November fallende Bußtag 


auf Sonntag, den 26. November verlegt. 


Berlin, den 18, November 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarfchall 


Der Reihsminifterdes Innern 
Grid 


Der Reihsminifter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


erium des Jnnern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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1939 | Ausgegeben zu Berlin, den 20. November 1939 | Nr. 229 


Tag inhalt Seite 


97.10.39 Verordnung zur Einführung der Verordnung über die technifche Überwahung 
der Dampfkeffel und der ſonſtigen überwahungspflidtigen Anlagen 
im Reichsgau Sudetenland .... een nn 2238 


97.10.39 Verordnung zur Anderung der Verordnung über die tehnifche Überwadung 
der Dampfkeffel und der fonftigen überwachungspflitigen Anlagen 2238 


15.11.39 Erſte Verordnung über die berufsmäßige Ausübung der Säuglings- und 
Kinderpflege und die Erridtung von Säuglings- und Kinderpflege- 
ichulen (Säuglings- und Rinderpflegeverordnung — SuKPfliV —) 2239 

15.11.39 weite Verordnung über Die berufsmäßige Ausübung der Säuglings- und 
Kinderpflege und die Erridtung von Säuglings- und Kinderpflege- 
ihulen (Säuglings- und Kinderpflege - Ausführungsverordnung 


SEE N 7777* 2244 
16.11.39 Verordnung über den gewerbliden Rechtsſchutz im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig... een nn 2253 
16.11.39 Verordnung zur Ergänzung de Abſchnitts der Kriegswirtſchafts-⸗— 
verordnung (Sonntags-, Feiertags— und Nahtzufhläge) ... 2254 
17.11.39 Verordnung zur Anderung des Geſetzes über beſchränkte Auskunft aus dem 
Strafregifter und die Tilgung von Strafpermerfen .. . . . ··**2*2* 2254 


17.11.39 Verordnung über die Einführung der Geſetzgebung über die Devijen- 
bewirtfchaftung und den Zahlungsverkehr mit dem Ausland in den 
in das Deutsche Neich eingegliederten Oſtgebieten .. ... ..··*2****7* 265 


18.11.39 Verordnung über die vorläufige Regelung der Dienftverhältniffe der 
nichtbeamteten Gefolgfhaftsmitglieder de8 Öffentliden Dienftes in 
den Reichsſsgauen Danzig-Weftpreupen und Poſen fowie in den im Die 


Vrovinz Oſtpreußen eingegliederten Gebietsteilen ... ... 2257 
18.11.39 Verordnung zur Einführung ftenerrechtlicher Vorſchriften in den eingegliederten 

Dsstliten iur 2258 
18.11.39 Verordnung zur Einführung des Geſetzes über da8 Branntweinmonopol in 

den eingegliedexten Oftgebieten . een 2259 


z 


Sn Teil I, Nr. 43, ausgegeben am 17. November 1939, find veröffentlicht: Bekanntmachung zum Internationalen 
Abkommen über Leichenbeförderung — Belanntmachung über den deutfch-litauifhen Vertrag über die Staatt- 
angehörigfeit ber Memelländer. 
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Berordnung * 
zur Einführung der Berordnung über die techniſche Überwachung der Dampfteſſel 
und der jonjtigen Überwachungspflichtigen Anlagen 
im Reichsgan Sudetenland, 


Som 27. Oktober 1939. 
Auf Grund des Erlaffes des Führers und Reichsfanzlers Über die Verwaltung der ſudetendeutſchen Gebiete 
vom 1. Oftober 1938 (Neichögefebbl. I ©. 1331) wird verordnet: 


Die Verordnung Über die technifche Überwachung der Dampfkeſſel und der jonftigen überwachungspflichtigen 
Anlagen vom 19. März 1938 (Neichsgefebbl. I S. 297) in der Faſſung der Änderungsverordiiung vom 12, Of- 
tober 1938 (Reichögefeßbl. I ©. 1398, 1418) gilt auch im Reichsgau Sudetenland, 


Berlin, den 27, Dftober 1939. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 





Verordnung 
zur Änderung der Berordnung über die techniſche Uberwachung der Dampfteſſel 
und der jonjtigen überwachungspflichtigen Anlagen *). 


Vom 27. Ottober 1959. 


Auf Grund des $ 24 der Neichdgewerbeordnung in der Faſſung der Verordnung vom 30. Auguft 1937 (Reichs: 
geſetzbl. I ©.918) wird verordnet: 
$1 
$6 Satz der Verordnung über Die technifche Überwachung der Dampfkeſſel und der jonftigen überwachungs- 
pflichtigen Anlagen vom 19. März 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 297) erhält folgende Faſſung: 
„Das ReichSgebiet wird nad) Maßgabe der Anlage in Überwachungsbezirke eingeteilt,“ 


2 
Die Anlage zu $6 der obenbezeichneten Verordnung in der Faſſung der Verordnung zur Anderung der Anlage 
zu 86 der Verordnung Über die technifche Überwachung der Dampftefjel und der jonjtigen überwachungspflichtigen 
Anlagen vom 12. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. 1 S.13%8, 1418) wird wie folgt geändert: 


1. „Überwachungsbezirt 2, Sit Breslau, 
umfaffend: a) die Provinz Schlejien, 


b) vom Neichsgau Sudetenland den Regierungsbezirk Troppau und vom 
Regierungsbezirk Aufjig die Kreife Braunau, Trautenau, Hohenelbe.“ 





©) Metrifit nicht die Oſtinar!, 








Nr.229 — Tag der Ausgabe: 20. November 1939 


2, „Überwachungsbeziet 3, Sit; Chemnik, 


umfaffend: a) das Land Sachſen, 
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b) vom Reichsgau Sudetenland den Regierungsbezirk Auffig ohne die Kreife 


Braunau, Trautenau, 


3. Aberwachungsbezirk 11, Si Magdeburg, 
umfaffend: a) das Land Anhalt, 


Hohenelbe und den Regierungsbezirk Eger." 


b) die Provinz Sachſen ohne den Regierungsbezirk Erfurt, 
ce) vom Lande Braunfchweig die Gebietsteile Blankenburg, Calvörde, 
d) vom Lande Thüringen den Gebietsteil Allſtedt.“ 


4, „Überwachungsbezirt 15, Sig Weimar; 


umfafjend: a) das Land Thüringen, ohne den Gebietsteil Allftedt, 
b) den Regierungsbezirk Erfurt, 
e) vom Regierungsbezirk Kaffel den Kreis Heriſchaft Schmalkalden.‘ 


Berlin, den 27. Oktober 1939. 


Der Reihswirtfhaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Zandfried 


ee 


Erſte Verordnung 
über die berufsmäßige Ausitbung der Säuglings- und Kinderpflege 
und die Errichtung don Säuglings⸗ und Kinderpflegeſchulen 
(Sänglings: und Kinderpflegeverordnung — SukKpPflV —). 


Vom 15. November 1939. 


Auf Grund des Gefehes zur Ordnung der Kranfen- 
pflege vom 28. September 1938 (Reichsgeſetzbl. 1 
S. 1309) wird folgendes verordnet: 


J. Die Erlaubnis zur berufgmäßigen Ausübung 
der Tätigkeit einer Säuglings- umd Kinderjchweiter 


81 
(1) Wer berufsmäßig die Tätigkeit einer Säuglings- 
und Rinderfchwefter ausüben will, bedarf dazu der 
Erlaubnis. 


(2) Die Erlaubnis gilt für den Geltungsbereid) des 
Geſetzes vom 28. September 1938. 


(3) Sie gilt für die Berufsausübung zundchft nur 
innerhalb einer Rinderkranfenanftalt, die unter Leis 
tung eines Facharztes (einer Fachärztin) für Kinder 
krankheiten fteht. Außerhalb einer ſolchen gilt fie 
nur in Verbindung mit der Befcheinigung über eine 
mindeitens halbjährige erfolgreiche Tätigfeit in einer 
Einrichtung der öffentlichen Säuglinge und Kinder: 
fürforge und über eine mindeſtens halbjährige er- 
folgreiche Tätigkeit in einer Rinderfranfenanftalt, der 
eineSäuglings- und Kinderpflegejchule angegliedert ift. 


82 

(1) Die Tätigkeit einer Säuglinge und Rinder- 

ſchweſter umfaßt: 

1. die Vflege von Frühgeborenen oder Franken 
Neugeborenen ſowie von Franfen Säuglingen, 
und zwar fowohl in Anftalten wie in der 
Mohnung, 


2, die Dflege von Kindern, die an anſteckenden 
oder ſonſtigen fieberhaften Erkrankungen leiden, 
und zwar ſowohl in Anſtalten wie in der 
Wohnung, 


3. die Pflege anderer erkrankter Kinder, die ſich 
in laufender ärztlicher Behandlung befinden, 
ſoweit ſie ſich nicht auf die allgemeine Körper- 
pflege beſchränkt, 

A, Hilfsleiftungen bei Narkofen, Eleineren opera— 
tiven Eingriffen und fonftigen ärztlichen Ver 
richtungen, 

5. Silfsleiftungen bei dev Anwendung von elek: 
trifchen und fonftigen Strahlen ſowie bei Vor- 
nahme von Elinifchen Laboratoriumsunter- 
ſuchungen, 


6. pflegeriſche Hilfsleiſtungen in Einrichtungen 
der Öffentlichen Säuglinge und Kinderfürſorge. 


—IVV 
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(2) Die Berechtigungen anderer anerkannter 
Hilfsberufe in der Geſundheits- und in der Jugend— 
pflege, 3.B. Krankenſchweſter, Technifche Alfistentin, 
Maflörin, Gefundheits- oder Volfspflegerin, Kinder— 
gärtnerin ufw., werden durch die Worjchrift des 
Abſ. 1 nidyt berührt, foweit e8 fih um Tätigfeiten 
nach Abf. 1 Nr. 2 bis Nr. 6 handelt. Ebenfo werden 
hierdurch die Berechtigungen der Hebamme, der 
Wochenpflegerin und der Gefundbeitspflegerin nicht 
berührt, joweit es fi um Tätigkeiten nad) Abj.1 
Nr. 1 und 6 handelt. 


$3 | 
(1) Die Erlaubnis jeßt voraus: 


1. deutfchblütige Abftammung der Antragjftellerin, 

2. politiſche Zuverläſſigkeit, 

3. guten Leumund, 

4. Ablegung der ſtaatlichen Säuglings- und Kin— 
derpflegeprüfung. 


(2) Die Erlaubnis erteilt die höhere Verwaltungs: 
behörde, in deren Bezirk die Säuglings- und Rinder- 
pflegeprüfung abgelegt worden it. 


(3) Die höhere WVerwaltungsbehörde kann Aus- 
nahmen von der Vorſchrift des Abſ. 1 Nr. 1 im Ein- 
vernehmen mit der vom Gtellvertreter des Führers 
bezeichneten Dienftjtelle zulaffen. Ausnahmen won 
den Vorfjchriften des Abf. 1 Nr. A bedürfen der Ge- 
nehmigung des Neichöminifters Des Innern. 


(4) Die Beicheinigung nad $ 1 Abf.3 erteilt die 
für den Wohnfit des Antragftellers zuftändige höhere 
Berwaltungsbehörde. 


84 
(1) Die Erlaubnis kann von der für den Wohn— 


fit zuftändigen höheren Verwaltungsbehörde zurüd- 
genommen werden, wenn 


1, wejentliche Vorausſetzungen für die Erteilung 
der Erlaubnis irrigerweife ald gegeben an- 
genommen oder weggefallen find, 


2, ftrafrechtliche oder mit den an eine Säuglings- 
und Kinderjchweiter zu ftellenden Anforderun- 
gen an Zucht und Sitte unvereinbare Ver— 
fehlungen vorliegen, 

3. körperliche oder geiftige Mängel, die der Aus- 
übung des Berufs Hinderlich find, insbejondere 
eine Sucht, vorliegen, 


4. die Säuglinge und Kinderfchweiter den in 
Ausübung der ftaatlihen Auflicht Für ihre 
Berufstätigkeit erlaſſenen Vorſchriften und 
Meifungen beharrlich zumiderhandelt oder die 
Heilkunde ausübt, 
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(2) Die Erlaubnis, die auf Grund des Abi. 1 
zurüdgenommen ift, kann wiedererteilt werden, wenn 
nachträglih Tatſachen eingetreten find, die eine 
Wiederaufnahme des Berufs unbedenklich erſcheinen 
laſſen. 


II. Die Säuglings- und Kinderpflegeſchule 
55 
(1) Die Ausbildung zur Säuglings- und Kinder- 
ſchweſter erfolgt in ftaatlich anerkannten Säugling®- 
und KRinderpflegeichulen. 


(2) Säuglinge und Kinderpflegefehulen werden 
auf Antrag der höheren Verwaltungsbehörde vom 
Reichsminiſter des Innern oder der von ihm beauf- 
tragten Stelle widerruflid) anerkannt. 


(3) Die Anerkennung jest voraus, daß 

1. die Schule einer öffentlichen Kinderfranfen- 
anjtalt oder einer Kinderfranfenanftalt des 
Deutjchen Roten Kreuzes oder eines anerfann- 
ten Verbandes der freien Wohlfahrtspflege 
angegliedert ift, 

2. Träger der Schule die in Nr. 1 genannte An» 
ftalt oder die NS-Volfswohlfahrt, Das Deutiche 
Note Kreuz oder ein anerkannter Verband der 
freien Wohlfahrtspflege ift, 

3. die Schule von einem Facharzt (einer Fach— 
ärztin) für Kinderkrankheiten geleitet wird, 
dem (der) zur Betreuung der Lernjchweitern 
und zu feiner (ihrer) Vertretung eine vom 
Träger der Schule bezeichnete Säuglings- und 
Kinderfchweiter zur Seite fteht, 

4. eine angemefjene Anzahl von Freipläßen für 
Lernfchweitern vorhanden ift. 

(4) Die höhere Verwaltungsbehörde kann Aus- 


nahmen von den Vorſchriften des Abſ. 3 Nr. 1 und 2 
zulafien. 


6 

(1) Die ftaatlihe Anerkennung ift zu verjagen, 

wenn 

1. dem Leiter der Schule die politifche oder fitt- 
liche Zuverläffigfeit fehlt, 

2. der Leiter der Schule wegen feiner oder feines 
Ehegatten Abftammung nicht Beamter werden 
fönnte, 

3. die Kinderkrankenanſtalt nad) ihrer Beichaffen- 
heit nicht die Gewähr für eine vollwertige Aus- 
bildung bietet. 

(2) Die ftaatliche Anerkennung Fann verjagt werden, 

wenn 

1. fein öffentliches Bedürfnis vorliegt, 

2. für die Lernichweitern feine geeigneten Mög. 
lichfeiten zu eimwandfreier gemeinfamer Unter- 
bringung vorhanden find, 
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(3) Die ftaatlihe Anerkennung fann vom Reichs⸗ 
miniſter des Innern zurückgenommen werden, wenn 
eine der in den Abſ. 1 und 2 genannten Tatſachen 
eintritt. 


des Führers bezeichneten Dienftitelle won der des 
Abſ. 3 Nr. 1 genehmigen. Sie fann bei Ausländern 
ihre Genehmigung von der Verpflichtung abhängig 
machen, das Neichegebiet nad) Abichluß der Ausbil- 
dung zu verlaſſen. 















87 
(1) Der Reihsminifter des Innern kann nad) Be- 
darf Träger öffentlicher Rinderfranfenanftalten an- 
halten, bei ihren Anjtalten Säuglinge und Kinder- 
pflegeichulen einzurichten und zu unterhalten. 


(2) Die Vorfchriften der SS 1 bis 3 der Dritten 
Verordnung über die berufsmäßige Ausübung dei 
Krankenpflege und die Erridtung von Rranfenpfleae- 
ichulen (Eraänzungsverordnung) vom 28. September 
1938 (NReichsaefeßbl. I ©. 1320) gelten für Säug- 
lings- und Kinderpflegeichulen und Rinderfranfen- 
anftalten entiprechend. 


9 
f1) Der Lehrgang dauert eineinhalb Jahre. 


(2) Er bat neben der fachlichen Berufsausbildung 
eine Einführung in die weltanſchaulichen und fitt- 
lichen Grundlagen de8 Berufs und die Erziehung zur 
vegelmäßigen Körperjchulung zu vermitteln, 


(3) Die Lernſchweſtern find vom Träger der Schule 
gegen Krankheit und Haftpflicht zu verſichern. Die 
Verfiherung gegen Krankheit muß bei Dem dom 
Reichsarbeitsminifter nad) $ 363a Abi. 3 der Reichs— 
verficherungsordnung bezeichneten Träger der geſetz— 
lichen Krankenverſicherung erfolgen. Dieje Nerpflid) 
tung befteht nicht, wenn den Lernſchweſtern gegen den 
Träger der Schule ein Anſpruch mindejtens auf 
Krankenpflege in Höhe und Dauer dev Negelleiftun. 
gen der Krankenkaſſen gewährleiftet ift, 


III. Die Berufsausbildung 
8 


(1) Die Zulaſſung zur Säuglings- und Rinder: 
pflegeichule erfolgt durch deren Leiter. 


(2) Die Zulafjung jet voraus, daß die Bewerbe— 
rin politiſch zuverläffig ift. 
(3) Die Bewerberin hat 

1. ſchriftlich zu verfichern, daß fie deutichen oder 

artverwandten Blutes ift. In Sweifelsfällen 

hat fie hierfür den Nachweis zu erbringen durd) 

Vorlage des Ahnenpaſſes oder ihrer Geburts— 

urkunde, der Heirats- und Geburtsurkunden 

ihrer Eltern und der Geburtsurkunden ihrer 

Großeltern. Iſt ſie verheiratet, ſo hat ſie die 

entſprechenden Urkunden auch für ihren Ehe- 

gatten vorzulegen; 
2, die Vollendung des achtzehnten Lebensjahres, 


3. ihren guten Leumund durch ein polizeiliches 
Führungszeugnis, 

4. abgeſchloſſene Volksſchulbildung, 

5. eine einjährige hauswirtſchaftliche Tätiafeit 
in einer Familie oder in Anftalten oder Schulen, 

6. die gefundheitliche Eignung für den Beruf auf 
Grund einesärztlichen Zeugniffes 

nachzuweiſen. 


F10 


(1) Auf die Dauer des Lehrgangs können ange 
rechnet werden: 


1. der Säualings- und Kleinfinderichweiter mit 
fürzerer als zweijähriger Ausbildung und der 
Säuglings- und Kleinfinderpflegerin (für die 
Pflege in der Familie), jofern fie die ſtaatliche 
Anerkennung für ihren Beruf beſitzen, und der 
Krankenſchweſter neun Monate, 


. der Hebamme ſechs Monate, 

‚ der Reichdarbeitsdienftführerin Die während 
ihrer Ausbildung zur Reicharbeitsdienitführe- 
rin in einer Kinderfranfenanftalt abgeleiftete 
Tätigfeit bis zu ſechs Monaten. 


> — 


(2) Der Lehrgang foll nur aus zwingenden Grün— 
den unterbrochen werden. 


(3) Die für die bisher beſuchte Säuglings— und 
Kinderpfleneichule zuftändige höhere Verwaltungs 
behörde kann aus befonderen Gründen einen Wechiel 
(4) Bewerberinnen, die das achtzehnte Gebensjahr | der Schule genehmigen. 
noch nicht vollendet haben, aber innerhalb eines Jahres 
nad) Beginn des Lehrgangs das achtzehnte Lebens— \ 
jahr vollenden, fünnen ausnahmsweife zur Säug— IV. Die Säuglings- und Kinderpflegeprüfung 


Linas- und Rinderpfleaeichule zugelaffen werden, went, 811 

ſie das Pflichtjahr für Mädchen abgeleiſtet haben und — —— Ma a 
der Leiter der Schule die notwendige Reife für ge— (1) Derfehrgang wird durchdie ftaatlihe Säuglinge, 
aeben hält. und Rinderpflegeprüfung abgefchloffen, die Prüfung 


— iſt gebührenpflichtig. 
(5) Die höhere Verwaltungsbehörde kann Aus 
nahmen don den Vorſchriften des Abi. 3 Nr. 4 und 5 (2) Die Zulaffung zur Prüfung erfolgt durch den 
ſowie im Einvernehmen mit dev vom Stellvertreter | Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes. 
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$s 12 

(1) Dem Sulaffungsgefud find beizufügen: 

1. die im $ 8 Abf. 3 Nr. 1 bis Nr. 5 geforderten 
Nachweiſe, 

2. ein ſelbſtverfaßter und eigenhändig geſchriebe— 
ner Yebenslauf, 

3. eine Beiheiniqung über die Teilnahme an 
einem eineinhalbjährigen Lehrgang an einer 
ftaatlich anerkannten Säualings- und Kinder: 
pflegeichule durch deren Leiter mit deffen Urterl 
über die förperliche, geiftige und charakterliche 
Eignung der Bewerberin für den Beruf der 
Säuglings- und Kinderfchweiter, 


4. falls die Prüfung nicht im unmittelbaren An- 
ſchluß an den Beſuch einer Säuglings- und 
KRinderpflegeichule abgelegt wird, ein polizei- 
liches Führungszeugnis über die Zeit ſeit Ver— 
laſſen der Schule. 


(2) In Ergänzung des Nadyweifes zu Abf. 1 Nr. 3 
ind in den Fällen des S 10 Abſ. 1 die eine Zulaſſung 
für einen verkürzten Beſuch der Säugling und 
Kinderpflegeichule begründenden Tatfachen zu belegen. 


(3) Mit Genehmigung des Reichsminiſters des 
Innern kann der Nachweis zu Abf. 1 Nr. 3 durch 
den Nachweis einer gleichwertigen Ausbildung im 
Ausland erſetzt werden, 


$13 


Wird die Drüfung nicht beftanden, jo ift nur eine 
Wiederholung, frübeftens nad) weiterem ſechsmonga— 
tigem Beſuch einer Säuglings- und Kinderpflege- 
ichule, zuläffig. Ausnahmen, die nur in bejonderen 
Fällen zuläffig find, bedürfen dev Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde. 


V. ÜÜbergangabeitimmungen 
Ss 14 

(1) Die ftaatlihe Anerkennung ala Säuglings— 
und Kleinfinderichweiter (-Franfenpflegerin), die vor 
nfrafttreten diefer Verordnung nach Tandesgejeß- 
lichen Worichriften auf Grund einer zweijährigen 
Ausbildung erteilt worden ift, gilt, vorbehaltlich der 
Beftimmungen des $ 21, ale Erlaubnis im Sinne 
des $ 1 diefer Werordnung ohne die Beichränfung 
gemäß 81 Abi. 3. 


(2) Säuglings- und Kleinkinderſchweſterſchulen, Die 
nach landesgeſetzlichen Vorſchriften die ftaatliche Aner- 
fennung für zweijährige Ausbildung von Säuglinge: 
und Kleinkinderſchweſtern (-Franfenpflegerinnen) er- 
halten haben, gelten als anerfannte Säuglings- und 
Rinderpfleaefchulen, falls die Anerkennung nicht zurück— 
genommen wird, 


(3) Staatliche Anerfennungen von Säuglings- und 
Kleinfinderpflegefchulen für einjährige Ausbildung 





H5140- 
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bon Säuglings- und Rleinkinderpflegerinnen (für die 
Dflege in der Familie) erlöfchen am 30. September 
1940. Bis zu diefem Seitpunft können Lehrgänge 
an dieſen Schulen nad) den bisherigen landesgeſetz— 
en Vorjehriften fortgeführt und abaeichloffen 
werden, 
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(1) Wer die ſtaatliche Anerkennung als Säuglings— 
und Kleinkinderſchweſter auf Grund einer kürzeren 
als zweijährigen Ausbildung oder die ſtaatliche An— 
erkennung als Säuglings- und Kleinkinderpflegerin 
(für die Pflege in der Familie) nad) landesgeſetz— 
lichen VBorfchriften erhalten bat, fann auf Antrag 
bi8 zum 1. Oftober 1942 


1. ohne die vorgeichriebene Ausbildung und Prü— 
fung die Erlaubnis nach $ 1 erhalten, wenn 
die Antragitellerin mindeftens zwei Jahre er- 
folgreich in einer Rinderfranfenanitalt in der 
Säuglings- und Kinderpflege beruflidy tätig 
geweſen ift, 


2. die in einer Rinderfranfenanftalt im Dflege- 
beruf abaeleiftete Tätigfeit von weniger als 
zwei Jahren zur Hälfte auf die nad) S 1ONBDT. ı 
Nr. 1 noch erforderliche Teilnahme am Lehr: 
gang einer Säuglings: und Kinderpflegeichule 
angerechnet erhalten. 


(2) Anrehnungsfähig ift nur die in den legten vier 
Jahren vor Inkrafttreten diefer Verordnung abge- 
leiftete Berufstätigkeit, e8 fei denn, daß zur Ver— 
meidung offenſichtlicher Härten ein Abweichen hier- 
bon geboten erſcheint. 


(3) Überden Antrag entjcheidet die für den Wohn- 
fi der Bewerberin zuftändige höhere Verwaltungs- 
behörde. Die Vorichriften des 533 Abſ. 1 Nr. I bis 
Nr. 3 und Abſ. 3 Sat 1, des $ 12 Abj. 1 Nr. 2 bis 
Nr.4, Abi. 2 und Abſ. 3 und des $8 Abf. 2 und 
Abi. 3 Nr.1 bis Nr.3 und Nr. 6 ſowie Abſ. 5 
gelten entiprechend. 


s 16 


(1) Wer, ohne die ftaatliche Anerkennung im Sinne 
des $ 14 Abf. 1 oder des 815 Abſ. 1 erhalten zu 
haben, bi8 zum Inkrafttreten diefer Verordnung nad)- 
weislich at Jahre in einer Rinderfranfenanftalt 
erfolgreich ald Säuglings- oder Kleinfinderichweiter 
oder »pflegerin beruflich tätig gewejen ift, kann auf 
Antrag bis zum 1. Oftober 1942 obne die vorge 
ichriebene Ausbildung und Prüfung die Erlaubnis 
nach 8 1 erhalten, 


(2) Eine Berufstätigkeit im Sinne des Abſ. 1 von 
weniger als acht Jahren Dauer fann, jomweit fie zwei 
Jahre überfteigt, auf Antrag bis zum 1. Oftober 
1942 zur Hälfte auf die Dauer des Lehrgangs einer 
Säuglinge undRinderpflegeichule angerechnet werden. 
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- (3) Anrechnungsfähig ift eine Berufstätigkeit im 
Sinne von Abf. 1 oder 2 nur, jofern fie mindeſtens 
zur Hälfte in den legten ſechs Jahren vor Inkraft— 
treten dieſer Verordnung abgeleiftet worden ift, es 
jei denn, daß zur Vermeidung offenfichtlicher Härten 
ein Abweichen hiervon geboten ericheint. 


(4) Die Vorjcriften des 815 Abi. 3 gelten ent- 
iprechend. 


VI. Schut- und Strafbeftimmungen 
517 
(1) Die Berufsbezeichnung „Säuglings- und Kin 
derjchwefter” darf nur führen, wer die Erlaubnis 
nah $1 erhalten hat. 


(2) Berufstrachten und Berufsabzeihen von Säug- 
lings- und Kinderfchweitern bedürfen der Genehmi— 
gung des Reichgminifters des Innern. Die vom Reichs⸗ 
minifter des Innern genehmigten Trachten und Ab- 
zeichen werden im Minifterialblatt des Reichs und 
Preußiſchen Minifteriums des Innern befanntgegeben. 


g 18 


(1) Wer unbefugt Die Bezeichnung „Säugling 
und Kinderfchweiter” oder eine Bezeichnung führt, 
die geeignet ift, den Eindruc zu erweden, als ob ihr 
Träger zur berufsmäßigen Ausübung der Pflege 
£ranfer Kinder, insbeſondere von kranken Säuglingen 
oder Kleinkindern, berechtigt fei, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahr und mit Geldftrafe oder mit einer 
diefer Strafen beitraft. 


(2) Ebenfo wird nad) 8 132a de8 Strafgeſetzbuchs 
beftraft, wer unbefugt eine Berufstracht oder ein Be— 
xufsabzeichen trägt, Die vom Reichsminiſter des 
Innern nach $17 Abſ. 2 genehmigt find oder Die 
ihnen zum Verwechſeln ähnlich find. 


(3) Wer nad) Landesgejeglichen Vorſchriften die 
ftaatliche Anerkennung als Säuglings- und Klein 
finderpflegerin (für Die Pflege in der Familie) er- 
halten hat, ift unbejchadet der Vorſchrift des Abi. 1 
berechtigt, ſich als „Säuglinge und Kleinkinder: 
pflegerin”, „Säuglingspflegerin” oder „Rleinfinder- 
pflegerin” zu bezeichnen. 


$ 19 


(1) Wer ohne Die Erlaubnis nad) $ 1 oder ohne 
eine Berechtigung nach $ 2 Abſ. 2 die Tätigkeit einer 
Säuglings- und Kinderſchweſter beruflic) ausübt, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten und mit 
Gelditrafe oder mit einer dieſer Strafen beitraft. 


(2) Die Vorfchrift des Abſ. 1 gilt nicht für Die 
Krankenſchweſter, die auf ärztliche Anordnung oder 
zur Behebung eines Notftandes Tätigkeiten nad) $ 2 
Abſ. 1 Nr. 1 ausübt, 


Erlaubnis nicht gemäß $15 erteilt iſt, ſofern fie Tätig 


gänglich geworden 


verfolgt. 


und Kinderſchweſter nur an Juden oder in jüdijchen 
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(3) Die Vorjchrift des Abſ. 1 gilt ferner nicht für 
die im $ 15 Abf. 1 bezeichneten Verfonen, denen die 


feiten nach $2 Abſ. 1 Nr. 1 bis Nr. 5 auf ärztliche An- 
ordnung in Familien ausüben, in denen fie ſchon vor 
Eintritt des diefe Tätigkeiten bedingenden Ereignifjes 
fich in Dauerftellung befanden. 


s 20 
(1) Eine Säuglings- und Kinderſchweſter, die un 
befugt ein fremdes Geheimnis offenbart, das ihr bei 
Ausübung ihres Berufs anvertraut oder ſonſt zw 
ift, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldjtrafe oder mit einer diejer 
Strafen beitraft. 


(2) Der Säuglinge und Kinderſchweſter ftehen die 
Lernichweftern der Säugling?- und Kinderpflegeſchule 
gleich. 


(3) Eine unbefugte Offenbarung liegt nicht vor, 
wenn der Täter das Geheimnis zur Erfüllung einer 
licht preisgibt oder wenn er dies zu einem nad) ges 
fundem Voltsempfinden berechtigten Zweck tut und 
die Offenbarung das angemeljene Mittel zur Er- 
veichung des Zweckes ift. 


(1) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 


Ss 21 
(1) Juden dürfen Die Tätigkeit einer Säuglings— 


Anftalten berufsmäßig ausüben. 


(2) Auf Juden und jüdiſ che Säuglinge und Kinder: 
pflegefehulen finden Die Vorſchrifien diefer Verord- 
nung finngemäß Anwendung. 


(3) Die Ausbildung jüdischer Säuglinge und Kin- 
derfchweftern darf nur in jüdischen Säuglings— und 
Kinderpflegefchulen erfolgen; diefe dürfen Perſonen 
deutſchen oder artverwandten Blutes nicht ausbilden. 


(4) Zuwiderhandlungen werden, fofern nicht nad) 
anderen Strafvorſchriften eine ſchwerere Strafe ver- 


wirkt ift, mit Geldſtrafe bis zu 150 Reichsmark oder 
Haft beitraft. 


vor Schlußbeftimmungen 
822 

Höhere Verwaltungsbehörde iſt in Preußen, Bayern, 
Sachſen und dem Reichsgau Sudetenland der Re— 
gierungspräſident (in Berlin der Volizeipräfident), 
in den Reichsgauen der Oftmarf der Reichsitatthalter 
(bis zu deſſen Berufung der Landeshauptmann, für 
die Stadt Wien der Reichskommiſſar für die Mieder- 
vereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen Neid) 
— Verwaltung der Stadt Wien), im Saarland der 
Reichskommiſſar für Das Saarland und im übrigen 


die oberſte Landesbehörde. 
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8 23 

(1) Die Verordnung tritt am 1. Dezember 1939 
in Kraft. 

(2) Yandesgefegliche Vorfchriften über die Ausbildung, 
Prüfung und ftaatliche Anerkennung von Säuglings- 
und Kleinkinderſchweſtern (-Eranfenpflegerinnen) und 
von Säuglings- und Kleinfinderpflegerinnen (für 


Berlin, den 15. November 1939. 





IT 


die Pflege in der Familie) treten vorbehaltlich der 
Vorſchriften des $ 14 Abf. 3 mit dem gleichen Tage 
außer Kraft. 


(3) Die Vorſchriften des $ 1 Abf. 1 und der 88 18 
und 19 treten in der Oſtmark und im Reichsgau 
Sudetenland am 1. Oftober 1942, in den anderen 
Reichsteilen am 1. Oktober 1941 in Kraft. 


Reichögefepblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Stellvertreter des Führers 
R. Heß 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


ö—— — t ——— — — ——— — ——— — — ——— ———— 


Zweite Verordnung 
über die berufsmäßige Ausübung der Säuglings- und Kinderpflege 
und Die Errichtung don Süuglings- und Kinderpflegeſchulen 
(Sänglings- und Kinderpflege-Ansjührungsverordnung — SHAPIAB —). 


Bom 15. November 1939. 


Auf Grund des Gejetes zur Ordnung der Kranken— 
pflege vom 28. September 1938 Geichsgeſetzbl. I 
©. 1309) wird zur Ausführung der Säuglings- und 
Kinderpflegeverordnung — SuK DAB — vom 15. No- 
veınber 1939 (Neichögejebbl. I ©. 2239) folgendes 
berordnet: | 


51 
(1) Die Erlaubnis wird nad Muſter Anlage A! 
erteilt, 

(2) Kinderfranfenanftalten im Sinne der Säug- 
lings- und Kinderpflegeverordnung find Kinderkran— 
fenhäufer, Abteilungen für Kinder an allgemeinen 
Krankenhäufern und Säuglinge und Kleinfinder- 
heime. 

(3) Einrichtungen der öffentlichen Säuglings- und 
Kinderfürſorge im Sinne der Säuglings- und Kinder— 
pflegeverordnung find offene oder halboffene Einrid) 
tungen der Fürſorge für Säuglinge und Rinder, deren 
Träger das Neich, ein Land oder Reichsſsgau, eine Ge- 
meinde (Gemeindeverband) oder ein Träger der Reichs— 
verſicherung ift. 

(4) Als Einrichtungen der öffentlichen Säuglinge: 
und Kinderfürjorge im Sinne der Säuglinge und 
Kinderpflegeverordnung gelten auch entiprechende Ein- 


richtungen Der NS-Volkswohlfahrt oder des Deutfchen. 


Roten Kreuzes ſowie ſolche, die mit Genehmigung der 
Auffichtsbehörde von einem anerkannten Verband der 
freien Wohlfahrtspflege oder einem ihm angefchlof- 
jenen Träger betrieben werden. 

(5) Die Tätigkeit nad) $1 Abj.3 der Säuglinge: 
und Kinderpflegeverordnung ift in der Negel im un— 
mittelbaren Anjchluß an die Säuglinge- und Kinder: 
pflegeprüfung abzuleiften. Eine Verzögerung des Be- 
ginns der Tätigkeit um mehr als vier Wochen bedarf 
der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde, 
Bei der Entfcheidung iſt aud) Die Pflegeichule zu Hören. 

(6) Die Höhere Verwaltungsbehörde kann in befon- 
deren Fällen genehmigen, daß die Tätigfeit in einer 
Einrichtung der öffentlichen Säuglinge: und Kinder: 
fürforge durch eine weitere Halbjährige Tätigkeit in 
einer Kinderkfranfenanftalt erſetzt wird, der eine Säug- 
lings- und Kinderpflegefhule angealiedert ift. 

(7) Auf Die Tätigkeit nad) 51 Abf.3 der Säug- 
lings- und Kinderpflegeverordnung find anzurechnen: 

die Berufstätigkeit der Krankenſchweſter einichließ- 

lich der Tätigfeit nad $ 1 Abf. 3 der Kranfenpflege- 
verordnung vom 28. September 19386Reichsgeſetzbl. 

LS. 1310) bis zu zwölf Monaten, 

die Ausbildungszeit der ſtaatlich geprüften Kinder- 

gärtnerin auf die Tätigkeit in einer Einrichtung 

der öffentlichen Kinderfürforge mit ſechs Monaten. 
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(8) Der Nachweis, daß die Tätigfeit nad) 5 1 Abf. 3 
der Säugling und Kinderpflegeverordnung erfolg: 
veich ausgeübt wurde, ift durch ein Zeugnis des leiten- 
den Arztes der Kinderfranfenanftalt bzw. des Leiter? 
der Fürforgeeinrihtung zu erbringen. 


3 af. 1 
34 Abw 82 


Einer nochmaligen Prüfung der politiſchen Zuver⸗ 
läſſigkeit bedarf es nicht, wenn diefe vor Eintritt in 
die Säuglings- und Kinderpflegeſchule mit befriedi- 
gendem Ergebnis erfolgt ift und Zweifel an der Zu- 
verläffigteit feither nicht befanntgeworden find. 


5 Ubf. 3 
a. EusBrll S 3 


(1) Die höhere Verwaltungsbehörde fann genehmi- 
gen, daß aud) andere Krankenanſtalten oder bejtimmte 
Abteilungen allgemeiner Krankenhäuſer al? Teilbe- 
trieb einer Säuglings- und Kinderpflegefchule heran 
gezogen werden, In ſolchen Anftalten oder Abteilungen 
darf nur ein angemeffener Teil der Ausbildungszeit 
abgeleiftet werden. 


(2) Auf einer Tuberkulofeabteilung dürfen Yern- 
ſchweſtern nicht länger als drei Monate beichäftigt 
werden. 

(3) Öffentliche Kinderkrankenanſtalten find Anftal- 
ten, deren Träger das Reich, ein Land oder Reichsgau, 
eine Gemeinde (Gemeindeverband) oder ein Träger 
der Reichsverſicherung ift. 


5 Abf.3 
RN 84 


(1) Dem Leiter der Schule iſt eine Lehrjchweiter zu 
feiner Unterjtügung in ber Ausbildung der Yern- 
ſchweſtern beizugeben. Sie hat insbefondere die Auf: 
gabe, die Lernſchweſtern praktiſch anzuleiten. Die Auf- 
gaben der Lehrſchweſter kann aud) die Nertreterin des 
Leiters der Schule Übernehmen. 

(2) Der Leiter der Schule kann aud) andere Arzte 
an der Ausbildung beteiligen. Ex ift jedoch verpflichtet, 
felbft Unterricht mindejtens in dem Umfange zu er— 
teilen, daß er ein eigenes Mrteil über die Yeijtungen 
und Die fonftige Eignung jeder Lernſchweſter gewinnt. 


Die Vertreterin des Leiters dev Schule und jämt- 
liche Lehrkräfte müffen den Anforderungen des S 3 
Abſ. 1 Nr. 1 der Säuglinge und Kinderpflegeverord- 
nung genügen. 


au 86 Ubf.ı 
EuAPfi® 


Zu $7 Eunpri® 56 
In den Fällen des $ 7 der Säuglings- und Kinder— 
pflegeverordnung kann der Reichsminifter des Innern 
im Einvernehmen mitdem Reichdminifter der Finanzen 
dem Träger der Anftalt zu den Koften der Errichtung 
und Einrichtung der Säuglinge und Kinderpflege- 
schule eine Beihilfe infoweit gewähren, als dieſer nicht 
in der Lage ift, die erforderlichen Einrichtungen aus 

eigenen Mitteln zu ſchaffen. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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87 Zu 58 Ubf.2u.3 


(1) Zur Feititellung der politiichen Zuverläſſigkeit 
kann der Leiter der Saͤuglings- und Kinderpflegeſchule 


die Vermittlung der für den Wohnſitz der Bewerberin 
zuftändigen unteren Verwaltungsbehörde erbitten. 
Diefe hat dem begründeten Antrage ftattzugeben. 


(2) Untere Verwaltungsbehörde it in Gemeinden 


mit staatlicher Polizeiverwaltung die ftaatliche Tiolizei- 
behöxde, im übrigen in Stadtkreiſen dev Oberbürger: 


meister, in Qandfreifen der Yandrat. 
(3) Für den Nachweis der Abftammung gelten die 


Vorschriften dex Verordnung zur Durchführung des 


Deutfchen Beamtengeſetzes vom 29. Juni 1937Geichs— 


geſetzbl. IS. 669), Nr.3 Satz J und 3, Nr.4 und 5 zu 


8 25 de8 Gejetes entſprechend. 

(a) Der Vorfchrift des $ 8 Abſ. 3 Nr. d der Säug- 
lings- und KRinderpflegeverordnung ift genügt, wenn 
eine der abgeſchloſſenen Voltsihulbildung als gleich— 


wertig zu erachtende Schulbildung nachgewieſen wird. 


(5) Die Ableiftung des Reichsarbeitsdienites it auf 
die Tätigkeit nach 8 Abf.3 Nr. 5 der Säugling? 
und Rinderpflegeverordnung anzuredinen; das gleiche 
gilt für die Ableiftung des Pflichtjahre für Mädchen, 
wenn die Bewerberin nachweilt, daß fie in einfachen 
hauswirtjchaftlichen Arbeiten (einfchließlich Kochen) 
tätig geweſen ift. 

(6) Die Vorfchrift des $ 8 Abſ. 3 Nr.5 der Säug- 


ling®- und Kinderpflegeverordnung entfällt für Be- 
werberinnen, die vor dem 1.November 1939 die Aus: 


bildung an einer Säuglings- und Rinderpflegeichule 
begonnen haben. 


Zu 89 Wbf.2 
8 HE 


(1) Die Ausbildung geſchieht vorwiegend praktiſch. 

(2) Dem theoretiſchen Unterricht iſt der anliegende 
Lehrplan und — nad) feinem Erſcheinen — Das im 
Auftrage des Neichsminifters des Innern herauszu—⸗ 
gebende amtliche Lehrbuch zugrunde zu legen. 

(3) Der theoretiſche Unterricht iſt in mindeſtens 
200 Unterrichtsſtunden zu erteilen, davon mindeſtens 
100 Stunden durch Arzte. Mit dem theoretiſchen 
Unterricht iſt bereits im erſten Halbjahr zu beginnen. 

(4) Die Ausbildung iſt durch tägliche planmäßige 
Körperſchulung zu ergänzen. 


509 —— 

(1) Über die Anrechnung entſcheidet der Vorſitzende 
des Prüfungsausſchuſſes. 

(2) Jede Teilnehmerin am Lehrgang ſoll mindeitens 
zwei Wochen Urlaub im Jahr erhalten. Eine Unter- 
brechung von mehr als acht Wochen einschließlich des 
Urlaubs ift nicht auf die Dauer des Lehrgangs anzu 
vechnen. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde. 

(3) Jedes vorzeitige Ausſcheiden einer Lernichweiter 
aus der Schule hat deren Leiter unter Angabe der 
Gründe der höheren Verwaltungsbehörde zu melden, 


NINE 
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$ 10 
(1) Die Drüfung regelt fi) nach anliegender Prü— 


4 2 3— 
AN fungsordnung. 


(2) Der Drüfungsausfhuß befteht aus dem medi— 
ziniſchen Sachbearbeiter der zuftändigen höheren Ver- 
waltungsbehörde als Vorfißenden, dem Leiter der 
Säuglinge und Rinderpflegefchule, feiner Vertreterin 
und Der Lehrſchweſter oder deren Stellvertretern fowie 
einem vom Vorfitenden benannten weiteren Arzt der 
Schule. 


(3) Die Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes müſſen 
den Anforderungen des $8 Abf. 3 Nr. 1 der Säug— 
lings- und Kinderpflegeverordnung genügen, 


Bu 813 
EuKpfı® s11 

Der weitere Beſuch einer Säuglings- und Kinder: 
pflegefchule joll in der Negel im unmittelbaren An- 
ſchluß an die nicht beftandene Prüfung abgeleiftet 
werden. In begründeten Fällen ift eine Unterbrechung 
bis zu einem Jahr zuläffig. Sie bedarf der Genehmi— 
gung der höheren Verwaltungsbehörde. 


Bu 814 bj. 2 
EuKPfId 


$12 

(1) Bor dem 1. Oktober 1938 begonnene zweijährige 
Lehrgänge von Säuglings- und Kleinfinderfchweiter- 
ſchulen find nad) den bisherigen Vorſchriften mit der 
Maßgabe zu beenden, da an Stelle einer „Itaatlichen 
Anerkennung alsSäuglings-undKleinkinderſchweſter“ 
die Erlaubnis nad) $1 der Säuglings- und Kinder: 
pflegeverordnung zu erteilen ift. 

(2) Im Falle des Abf.1 ift die Erlaubnis nad) 
Mufter Anlage A! zu erteilen unter Streichung der 
Worte „Die Erlaubnis gilt” bis „Kinderfürſorge“. 
Die Streihung ift zu beſcheinigen. 


Berlin, den 15. November 1939, 


Reichögejegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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$ 13 

(1) Der Tätigkeit in einer Kinderfranfenanftalt im 
Sinne der $$ 15 und 16 der Säuglings- und Kinder- 
pflegeverordnung ift die in einer Einrichtung ber 
öffentlichen Säuglings- und Kinderfürforge gleichzu- 
achten, ebenfo die in der Neugeborenenabteilung einer 
Entbindungsanftalt. 

(2) Die für den Wohnfit des Bewerbers zuftändige 
höhere Verwaltungsbehörde beftimmt, an welcher 
Säuglings- und Kinderpflegefchule Bewerber geprüft 
werden, die ohne Beſuch einer Säuglings- und Kinder- 
pflegeichule zur Brüfung zugelaffen werden Sollen. 

(3) In den Fällen des $15 Abſ. 1 Nr.1 und des 
5 16 Abf. 1 der Säuglings- und Kinderpflegeverord: 
nung wird die Erlaubnis nach Mufter Anlage A? 
erteilt. 


(4) In den Fällen des $15 Abf.1 Nr.2 und des 
5 16 Abf. 2 der Säuglings- und Kinderpflegeverord- 
nung wird die Erlaubnis nad) Mufter Anlage A! 
erteilt unter Streichung der Worte „Die Erlaubnis 
giit” bis „Kinderfürforge”, Die Streichung ift zu 
bejcheinigen. 

$ 14 

(1) Die Erlaubnis für Juden wird nad) Mufter 
Anlage A® erteilt. 

(2) Juden, die die Säuglinge: und KRinderpflege 
außerhalb einer Anftalt ausüben, Haben, fall& fie an 
ihrem Wohnhaus ein Namensschild führen, auf dieſem 
unter ihrem Namen die Worte „Jüdiſche Säuglinge: 
und KRinderjchweiter” hinzuzufügen, 


Ss 15 


Dieje Verordnung tritt am 1. Dezember 1939 in 
Kraft. 


DerNeihsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dfundtner 


216 


15 u. 
up 


3u $21 Ubf. 1 
Su PfiV 


or, 


ER A 7 


ON 
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Anlage A’ 


(Zum $ 1 Abf. 1 vorftehender 
Ausführungsverordnung) 


(Muster) 


Ausweis 


iiber die Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Sätigkeif 
einer Säuglings- und Kinderjchweiter 


L 


ER 3 EEE N — 
geboren am... 19... ER REES Re ——— , 
bat am... —— —E vor dem Prüfungsausſchuß der ſtaatlich anerkannten Säuglings- 
und Kinderpflegeſchule an der Kinderkrankenanſtalt 
a EP a er 

die ſtaatliche Säuglings- und Kinderpflegeprüfung mit dem Geſamtergebnis 

— 





beſtanden. 


Ihr wird hiermit auf Grund der Säuglings- und Kinderpflegeverordnung vom 15.November 1939 (Reich8» 
gejeßbl. I S. 2239) die 


Grlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Sätigkeit 
einer Säuglings=- und Sinderfhwejter 
exteilt. 


Sie erhält damit die Berechtigung, ſich ald „Säuglinge und Kinderſchweſter“ zu bezeichnen. 


Die Erlaubnis gilt für die Berufsausübung außerhalb einer Kinderkranfenanftalt nur in Verbindung mit der 
Beicheinigung der zuftändigen höheren Verwaltungsbehörbe über eine mindeitens halbjährige erfolgreiche Tätig- 
keit an einer Kinderfrantenanftalt, der eine Säuglings- und Kinderpflegefchule angegliedert ift, und über eine 
mindeftens halbjährige erfolgreiche Tätigkeit in einer Einrichtung der öffentlichen Säuglings- und Kinderfürſorge. 


Die Surüdnahme der Erlaubnis nad) Mafgabe der Vorjchriften des $ 4 Ubi. 1 der obengenannten Verordnung 
bleibt vorbehalten. 


BERN N URN a ER ren * — 


Dienſtſtempel) 
inenhih 


⸗ 
— “ 
"ananmnıt 


IM 
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Anlage A? 


(Zum $13 Abj.3 vorftehender 
Ausführungsverordnung) 


(Muster) 


Ausweis 


über die Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Sätigkeit 
einer Säuglings= und Kinderjchwejiter 


OERDTER: GER. 2 Be 19 DE A 

Ss 15 Abi. 1 Nr. 1° ar x e 

I A "der Säuglings- und Kinderpflegeverordnung vom 15. No» 
Ss 16 Abſ. 1 


veınber 1939 (NReichögefeßbl. 1 S. 2239) die 


| 





wird hiermit auf Grund des 


Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Sätigkeit 


einer Gäuglings- und Kinderſchweſter 
erteilt. 


Sie erhält damit die Berechtigung, ſich als „Säuglinge und KRinderfchweiter” zu bezeichnen. 
Die Zuridnahme der Erlaubnis nad) Maßgabe der Vorjchriften des $ 4 Abſ. 1 der obengenannten 


Verordnung bleibt vorbehalten. 


er... 


TEE FETTE TEE EEE EEE EEE En 


(Unterfchrift) 


(Dienftitempel) 


⸗ 
22* 








— — — 


*) Nichtzutreffendes iſt zu ſtreichen! 
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Anlage A3 


Zum 8 14 Abf.1 vorfiehender 
Ausführungsverordnung) 


(Muster) 


Ausweis 


über die Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Sätigkeit 
einer jüdifchen Säuglings= und Kinderfchwejter 


aD: 35, SSSPÜRERL FRE HUBI DE SE BE TEN SU DE AN ERF n N 
N, VE ee 19 in a | —— | 
| bat a a a a: ... vor dem Vrüfungsausfhuß der ftaatlid anerkannten Säuglings- 


und Kinderpflegefchule an der Kinderkrankenanſtalt 


De U Pr DOTET TUE TEN OELLLL/T 0700 DO OUE TOO DI IE DEN Er Tr 22 rn N zZ 2 N nn EZ N zz 2 2 I 22 2 u SS 2 2 DAS 1 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 1 2 2 22 2 1 5 SE LEE SEES SL EL DELLA LADE EL EB a 


beitanden. 
he wird hiermit auf Grund der Säuglings- und Kinderpflegeverordnung vom 15. November 1939 (Reic)s- 
geſetzbl. I ©. 2239) die 
Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Tätigkeit 
einer Säuglings: und Kinderjhmweijter 
mit der Einſchränkung erteilt, daß fie nur zur Dflege von Juden oder in jüdiichen Anftalten gültig ift. 
Sie erhält damit die Berechtigung, ſich als „Jüdiſche Säuglings- und Kinderfchwefter‘ zu bezeichnen. 


Die Erlaubnis gilt für die Berufsausübung außerhalb einer Kinderfranfenanftalt nur in Verbindung mit der 
Bejcheinigung der zuftändigen höheren Verwaltungsbehörde über eine mindeftens halbjährige erfolgreiche Tätig- 
feit an einer Kinderfranfenanftalt, der eine Säuglings- und Kinderpflegefchule angegliedert ift, und über eine 
mindeftens halbjährige erfolgreiche Tätigkeit in einer Einrichtung der jüdiſchen Säuglings- und Kinderfürjorge. 


Die Zurüdnahme der Erlaubnis nad) Maßgabe der Vorjchriften des $ 4 Abſ. 1 der obengenannten Verordnung 
bleibt vorbebalten. 


ACH EEE u BD 19 
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Behrplan 
für die Ausbildung der Säuglings- und Kinderjchweitern 


A. Allgemeine Richtlinien 


1. DieArbeit der Säuglings- und Kinderſchweſter 


ift Arbeit am bejten Teil de3 ganzen Volkes. 
Daraus erwachlen ihr ganz befondere Ver- 
pflichtungen. Ahnen fann die Säuglinge: und 
Kinderſchweſter nur gerecht werden, wenn fie 
an fich und ihre Arbeit höchſte fittliche Anfor- 
derungen ftellt. Ihre Ausbildung muß daher 
unser dem Gefichtzpunft der eindringlicen Er- 
ziehurg zu diefer Berufsauffaffung ftehen. 


, Eine l{berlaftung mit theoretiichem Wiffen muß 
vermi.den werden. Deshalb ift auch der thev- 
vetifche Unterricht vor allem auf die praftiiche 
Berufsbetätigung abzuftellen. Insbeſondere 
ſind ſtatt übertriebener Einzelkenntniſſe die 
großen Zuſammenhänge darzuſtellen, und iſt 
Verſtändnis für dieſe zu vermitteln. Die Aus— 
bildung hat nicht nur die Bedürfniſſe der 
Kinderkrankenanftalt, ſondern auch die der 
freien Praxis zu berückſichtigen. 
Sorgfältiges Eingehen auf Einzelheiten und 
Ausführlichkeit find zu fordern bei dem Unter- 
richt über: 

a) Vflege des gefunden und kranken Säug- 
linag und Kindes. 

Ernährung des gefunden und Franken Säug- 
lings und Kindes. Hier iſt weniger von 
theoretifhen Grundvorftellungen auszu- 
gehen, vor allen bei den ndifationsitel- 
[ungen zur Verwendung der einzelnen Heil- 
nahrungen, ala ihre Serftellung eingehend 
zu Schildern. 

Der Stilfrage und der Bedeutung der 
Frauenmilchernäbrung iſt bejondere Auf- 
merfjamfeit zu widmen, 

Für die künſtliche Ernährung desgefunden 
Saͤuglings und Kleinfindes find einfache 
Regeln zugrunde zu legen, bei denen der 
Gedanfe der Wohlfeilheit und der Verwen— 
dung von Candeserzeugniffen mit im Vor- 
derarunde ſtehen muß. 

Rei den Seilnabrungen find ebenfalls 
die einfachen in den Vordergrund zu ftellen. 
Für einige wird man fid mit der Auf- 
zählung und Daritellung der Herftellung 
begnügen fünnen. 


b 


— 


O 


. Das geſunde Kind und ſeine Phyſiologie find 
beionders hervorzubeben. Dabei jollen nicht 


nur das Säuglingsalter, fondern auch Klein- 
finder- und Schulzeit mitbehandelt werden, wie 


überhaupt die gefamte Kindheit erfaßt werden 
muß. Deshalb muß auch die Pubertät und die 
ihr vorangehende Zeit behandelt werden. 


. Fremdworte find grundfäßlid zu vermeiden. 


Nur in den wenigen Fällen werden fie zu er— 
läutern fein, in denen in der Klinik ihre An- 
wendung gebräuchlich ift und deshalb Die 
Schweiter diefe Ausdrüde fennen muß. 


B. Aufteilung des Lehrftoffes 


Ausbildungsdaner: 18 Monate, 


Unterridhtsftunden: Mindeftens 200, davon 
mindeitens 100 durch Ärzte. Im einzelnen find die 
Stunden auf den Unterrichtsftoff etwa wie folgt auf: 
zuteilen: 


1. 


80 


Allgemeine Berufskunde 

Geſchichte der Säuglings- und Kinderkran— 
lenpflege. Berufsethik und -auffafjung. Aus— 
übung der Säuglings- und Kinderpflege in 
Gefet und Recht. Abgrenzung gegenüber der 
Erwachjenen-Rranfenpflege. Berufäorganifa- 
tionen und Arbeitsmöglichfeiten der Säug— 
lings- und Kinderichweiter. Allgemeine Ge 
jundheitspflege und Yeibesübungen. 

Etwa 8 Stunden. 


- Entwidlung. Bau und Peiftung des find- 


lihen Körpers 
Entwicklungsgeſchichte. Schwangerichaft und 
‚etalleben. Anatomie und Phyfiologie des Neu- 
oder Frühgeborenen, des Säuglings, des Klein 
und Schulfindes. Wubertät. 
Etwa 35 Stunden. 


‚ Allgemeine Gejundbeitslehre 


Körperliche und jeeliiche Entwidlung des 
Kindes und ihre Pflege. Erzieheriiche Ein- 
wirkung in gefunden und kranken Tagen. 
Feibesübungen und förperlie Ertüchtiauna 
des Kindes. 

Etwa 8 Stunden. 


‚ Ernährung des gefunden Kindes 


Stillproblem. Ernährung an der Bruſt. 
Ernährung frübgeborener Kinder, Künſtliche 
Ernährung des Säuglinge. Ernäbrung Des 
Klein- und Schulfindes. Ernährung als be 
völferungspolitiiches Vroblem. Bedeutung der 
Bodenkultur für die Ernährung. Milchver— 
jorqung der Städte Heritellung einfacher 
Nährgemiſche. 

Etwa 16 Stunden. 
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5. Volksgefundheitspflege (einfhl. Spzial- | 


verficherung) 

Einrichtungen, die der Volksgeſundheits— 
pflege dienen, unter befonderer Hervorhebung 
der Säuglings- und Kleinfinder- und der Schul- 
finderfürjorge. 

Staatlidhe Einrichtungen, NSR, freie Wohl— 
fahrtöpflege. 

Sozialverficherung unter befonderer Berüd- 
jihtigung des Schußes der werdenden und 
jungen Mutter, 

Etwa 8 Stunden. 


. Lehre vom Erbgut und den erbliden 


Anlagen | 
Grundlagen der Vererbungslehre, Erbphyſio— 
logie. Diatheſe und Konftitution, 
Etwa 6 Stunden. 


‚ Rafjenlepre. Erb- und Rafjenpflege 


Grundlagen der Raffenlehre. Bedeutung der 
Erbfranfheiten imengeren©inne. Beſprechung 
des Erbgeſundheitsgeſetzes und der Nürnberger 
Geſetze. 


Etwa 8 Stunden. 


.Praktiſche Rinderpflege 


Pflege des Früh- und Neugeborenen, des 
Säuglinge, des Kleinfindes und des Schul. 
findes. Grundlagen der Wochenpflege. 

Inſtrumenten- und Medikamentenlehre. 

Verbandlehre. 

Beiprehung der Dflegemittel (Einrichtung 
des Kinderzimmers in gefunden und franfen 


Tagen, Bäder, Anwendung von Wickeln und 
Umfchlägen, Thermometrie ufw.). 


Hilfsleiftung bei Heinen operativen Ein- 
griffen. 
Anwendung von Strahlen beim Kind. 
Etwa 45 Stunden. 


9. KRranfbeitslehre 


a) Allgemeine Krankheitslehre 


Sieber, Bedeutung der Ausfcheidungen, 
Atmung, Duls ufw. 


b) Erfranfung einzelner Organſyſteme 
einfchl. der jeelifchen Abweichungen 

Erfranfungen des Magen-Darmfanals 
einschl. Erkrankungen der Leber. Ernäh— 
rungsftörungen des Säuglings. Die wichtig: 
ten Heilnahrungen und ihre Zubereitung. 
Gebißerfrankungen und Stellungsfehler der 
Zähue. Stoffwechjelerfrantungen (Rachitis). 
Störungen der inneren Sekretion. 

Erfranfungen der Luftwege und des Ge- 
börorgans, 

Erfranfungen von Herz und Kreislauf 
jowie des Blutes. 

Erfranfungen der Niere und der Harıı- 
wege jowie dev Geſchlechtsorgane. 

Erfranfungen der Haut. 

Erkrankungen des Nervenſyſtems und der 
Sinnedorgane, 

Körperliche Mißbildungen, 

Seeliſche Abweichungen im Rindesalter. 


c) Infektionskrankheiten 
Immunitätslehre, aktiver und pajliver 
Seuchenſchutz einſchl. dev Pockenſchutz— 
impfung. Aſepſis und Antiſepſis. 
Desinfektionslehre. 
Beſprechung der wichtigſten Infektions— 
krankheiten und ihrer Anzeichen. 
Etwa 60 Stunden. 


10, Erite Hilfe bei Unglüdsfällen und Ver- 


giftungen 

a Erfrierungen und Berbrennungen 
und dev Maßnahmen bei Kampfgasvergif- 
tungen. 


Etwa 6 Stunden. 


pri gelehliihen Beſtimmungen find jeweils im Sufammenhang mit dem dazugehörigen Unterrichtsitoff 
zu behandeln. 


Der wichtigite Teil der Ausbildung ift die neben dem theoretifchen Unterricht einbergebende praftifche 
Ausbildung im Stationsdienft 
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Anlage € 


81 
Die Prüfung der Säuglings- und Kinderſchweſtern 
findet nach Bedarf ſtatt. 
82 
Die Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung ſind dem 
Vorſitzenden des Pruͤfungsausſchuſſes (S 10 der Aus— 
führungsveroxdnung) ſechs Wochen vor Beendigung 
des jeweiligen Lehraangseinzureichen. Bewerberinnen, 
deren Zulaſſungsgeſuche Später eingehen, haben feinen 
Anſpruch auf Berückſichtigung in der bevorjtchenden 
Vrüfung. 
83 


(1) Die Prüfungsgebühr ift vor der Prüfung an 
die Kaffe der zuftändigen höheren Verwaltungsbehörde 
zu entrichten. 

(2) Wer fpäteften® zwei Tage vor der Prüfung 
zurüctvitt, erhält die bereits entrichtete Prüfungs: 
gebühr, abzüglich der Gebühr für die ſächlichen Un- 
foften, zurüd. 

84 

Der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes ſetzt im 
Benehmen mit dem Leiter der Säuglings- und Kinder 
pflegeſchule den Tag der Prüfung feſt. Er verfügt die 
Ladung des Prüflings. Der Prüfling iſt wenigſtens 
zwei Wochen vor dem Zeitpunkt der Prüfung mit der 
Aufforderung zu laden, ſich ſpäteſtens fünf Tage vor 
der Prüfung bei dem Leiter der Säuglings- und 
Kinderpflegefchule zu melden, um die Pflege eines 
kranken Säuglings und eine Nachtwache zu über: 
nehmen (S 9 Abſ. 1). 

5 

Zu einer Prüfung find nicht mehr ala 15 Prüf— 
linge zuzulaffen. Nötigenfalls find mehrere Prüfungen 
abzuhalten, VBewerberinnen, die ohne ausreichenden 
Grund zur Vrüfung nit rechtzeitig erſcheinen, 
können bis zur nächſten Prüfung zurücdgeftellt werden, 


86 
(1) Die Prüfung beſteht aus einem theoretiſchen 
und einem praftifchen Teil und findet in der Negel 
an zwei aufeinanderfolaenden Tagen ftatt. 
(2) Die Rinderfrantenanftalt, der die Säuglings— 
und KRinderpflegefchule angegliedert ift, ftellt die not- 
wendigen Prüfungsräume und Hilfsmittel. 


87 
Der Vorſitzende leitet die Prüfung und verteilt Die 
Tirüfungsgegenftände unter die Prüfer. 
‘8 
Die theoretiiche und die praftiiche Prüfung er 
ſtrecken fi) auf die Gegenftände, Die nach dem dom 
Reichsminifter des Innern erlaffenen Yehrplan Yehr- 
fücher des Unterrichts waren. 
Berlin, den 15. November 1939. 
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Prüfungsordnung 


89 

(1) Vor der Prüfung hat der Prüfling für zwei 
Tage die felbftändige Pflege eines Franken Säuglinge 
(einjchl. einer Nachtwache) zu übernehmen. Dieje 
Aufgabe ift unter Aufficht des für den Säugling ver- 
antwortlichen Arztes auszuführen; e8 ift Darauf zu 
achten, daß den Vrüflingen die zur Erholung erfor— 
derliche Zeit frei bleibt, insbefondere muß im Anſchluß 
an die Nachtwache eine Erholungszeit won mindejtend 
acht Stunden gewährt werden, 

(2) Die wichtigeren Vorkommniſſe während der 
Pflege bat der Drüfling kurz Jchriftlich zu vermerken, 
die Niederjchrift ift bei der Prüfung vorzulegen. 

s 10 

Die Gegenstände und das Ergebnis der Prüfung 
werden für jeden Geprüften in einer Niederichrift ver- 
merkt, die von dem Vorfigenden und den übrigen Mit: 
gliedern des Drüfungsausichuffes zu unterzeichnen iſt. 


$1l 

(1) Der Vorfitende und die Mitglieder des Prü— 
fungsausſchuſſes faffen, ein jeder für fi, ihr Urteil 
über die Kenntnilfe und Fähigkeiten des Prüflings 
zuſammen unter Verwendung der Beurteilung „ehr 
aut“ (1), „aut” (2), „genügend” (3), „ungenügend“ 
(4). Nad) dem Ergebnis der Einzelbeurteilung und 
unter Berückſichtigung des Berichts des Leiters des 
Lehrgangs und der Lehrſchweſter über die Bewährung 
des Prüflings während des Lehrgangs entjcheidet Dex 
Vorſitzende über das Ergebnis der Prüfung. 

(2) Hat der Prüfling von zwei Prüfern die Be- 
urteilung „ungenügend“ erhalten, fo ift die Prüfung 
nicht bejtanden. 

$ 12 

Tritt ein Prüfling ohne eine nad) dem Urteil des 
Vorſitzenden genligende Entfchuldigung während der 
Prüfung zurücd, fo gilt die Prüfung als nicht be 
ftanden und ift vollftändig zu wiederholen. 


$ 13 
Wenn die Prüfung beftanden ift, reicht dev Vor- 
ſitzende die Niederſchrift über die Drüfung unter Bei- 
fügung des Gefamturteild an die höhere Verwal 
tunasbehörde zur Erteilung der Erlaubnis zur be 
rufsmäßigen Ausübung der Tätigfeit einer Säug- 
lings- und Rinderjchweiter. 


$ 14 

Mird die Prüfung nicht beitanden, jo bat der 
Vorfigende den Prüfling alsbald zu benachrichtigen. 
Der Prüfling erhält in diefem Falle die eingereichten 
Zeugniſſe zurüc, nachdem der Vorfitende auf dem 
Nachweis über die Teilnahme an dem Säugling®- 
und Rinderpflegelehrgang ($ 12 Abf. 1 Nr. 3 der 
Säuglinge und Kinderpflegeverordnung) den Aus: 
fall der Prüfung vermerkt bat. | \ 


Der Reihsminifter des Innern 


An Vertretung 


Vfundtner 
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Berordnnug Über den gewerblichen Rechtsſchutz im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig. 


Bom 16, November 1939. 


Auf Grund des Gefehes über dieWiedervereinigung 
der Freien Stadt Danzig mit dem Deutjchen Reich 
vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1547) 
wird verordnet: 


Sı 
Nach dem Tage der Verkündung diefer Verordnung 
werden von dem Amt*für gewerbliden Rechtsſchutz 
in Danzig feine Anmeldungen von Watenten und 
Warenzeichen mehr angenommen. 


82 
Die Datente, Warenzeichen und international re- 
giftrierten Marken, die im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig Schuß nenießen, behalten ihn 
dort nad) Maßgabe der bisher für fie geltenden Be— 
ftimmungen aud) über den 31. Dezember 1939 hinaus. 


83 
(1) Die vor dem 1. September 1939 angemeldeten 
Mufter und Modelle, die im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig Schuß genießen, behalten ihn 
dort nad) Maßgabe der bisher für fie geltenden Be- 
ftimmungen auch über den 31. Dezember 1939 hinaus, 


(2) Die in der Zeit vom 1, September bis 31. De- 
zember 1939 beim Amt für gewerbliden Rechtsſchutz 
in Danzig vorgenommenen Anmeldungen von Muſtern 
und Modellen haben im Geltungsgebiet des Geſetzes, 
betreffend das Urheberrecht an Muftern und Modellen, 
vom 11. Januar 1876 (Neichögejeßbl. ©. 11) die 
gleihe Wirkung wie die nad) $7 des Geſetzes vor- 
genommenen Anmeldungen. Im Sinne des SS Abſ. 1 
des Gejehes gilt eine Schußfrift von drei Jahren 


Berlin, den 16. November 1939. 


als beanfprucht. ft ein nach Sat 1 angemeldetes 
Mufter und Modell aud) im Geltungsgebiet des Ge- 
ſetzes vom 11. Januar 1876 angemeldet worden und 
ift für beide Anmeldungen auf Grund eines Driori- 
tätsrechts der gleiche Zeitrang beanfprucht worden, 
jo bleibt die Wirkung des Nechts, das aus der An- 
meldung in Danzig hervorgegangen ift, auf das 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt beſchränkt und 
Ichließt dort die Wirkung des Rechts aus der anderen 
Anmeldung aus, 
84 


(1) Auf Grund des 84 des Geſetzes über Die 
Miedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit 
dem Deutichen Reich erlangen die deutfchen Patente, 
Gebrauhsmufter, Warenzeichen, Mufter und Modelle 
und die im Deutfchen Neich geſchützten international 
regiftrierten Marken im Gebiet der bisherigen freien 
Stadt Danzig nur infoweit Wirkung, als ihnen dort 
nicht Rechte entgegenjtehen, die nad) den SS 2 und 3 
Diefer Verordnung Schuß genießen. 

(2) Die Prüfung der international regiftrierten 
Marken dur) das NReihspatentamt erfolgt unter 
Vorbehalt der Nechte, die nach $ 2 diefer Verordnung 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig Schuß 
geniefen und auf Grund einer Anmeldung mit 
gleichem oder älterem Seitrang erworben worden find. 


5 
Die Erſtreckung der im $4 genannten Rechte 
hindert niemanden, im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig Handlungen fortzufegen, die er dort 
ichon vor dem 1. September 1939 rechtmäßig vor— 
genommen bat. 


Der Neih3minifter der Tuftiz 
Dr. Gürtner 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 
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Berordnung 
zur Ergänzung des Abſchnitts III der Kriegswirtſchaftsverordnung 
(Sonntagd:, Feiertags: und Nachtzujchläge). 
Bom 16. November 1939. 


Die Nahtarbeit beanſprucht im Kriege nament- 
lich) durch die Verdunklungsmaßnahmen in erhöhten 
Umfange die Arbeitskraft de8 Gefolgsmannes. Sie 
verlangt aud) erhöhte Aufwendungen für die Lebens— 
haltung. Aud) die Sonntagsarbeit bringt im Kriege 
für den Gefolgsmann befondere Erſchwerniſſe mit 
fich, die einen Ausgleich rechtfertigen. Der Hortfall 
der Sonn, Feiertage und Nachtzufchläge, wie ihn 
der $18 Abſ. 3 der Kriegswirtichaftsverordnung 
vorfieht, konnte deshalb auch nur für eine vorüber- 


Berlin, den 16. November 1939. 


gehende Zeit in Betracht fommen. Infolgedeſſen 
wird auf Grund des $29 Abſ. 1 der Kriegswirt— 
ichaftsverordnung vom 4. September 1939 (NReiche- 
geſetzbl. IS. 1609) im Einvernehmen mit dem General: 
bevollmächtigten für die Wirtſchaft verordnet: 


Das Verbot de8 818 Abſ. 3 der Kriegswirt— 
ichaftsverordnung, Zuſchläge für Sonntage, Feier—⸗ 
tags- und Nachtarbeit zu zahlen, wird mit Wirkung 
vom 27. November 1939 aufgehoben. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
An Vertretung 
Dr. Syrup 


a —————————————— EEE 


Verordnung zur Anderung des Geſetzes 
über bejchräntte Austunft aus dem Strafvegiiter und die Tilgung von Strafvermerten *). 


Bon 17. November 1939. 


Auf Grund gefeßlicher Ermächtigung wird mit 
Suftimmung des Generalbevollmädjtigten für Die 
Wirtſchaft und des Obertommandos der Wehrmacht 
folgendes verordnet: 


Artikel I 


8A des Gefetes über beſchränkte Auskunft aus 
dem Strafregifter und die Tilgung von Strafver- 
merfen vom 9. April 1920 GReichsgeſetzbl. ©. 507) 
wird geändert, wie folgt: 

1. Im Abſ. 1 erhält der erfte Sat folgende Faſſung: 

„Derurteilungen, über die bejchränft Aus- 

funft erteilt wird, dürfen nur mitgeteilt werden 

1. den Gerichten und den Behörden der 
Staatsanwaltjchaft, 

2. nach näherer Anordnung des Reichsmini— 
fiers der Auftiz den Behörden der Sicher 
heitspolizei (Geheime Staatspolizei, Kri- 
minalpolizei), 

3. auf ausdrücliches Erfuchen den oberiten 
Reichs- und Landesbehörden jowie den 
oberiten Dienftftellen dev Partei, 

t, den Finanzbehörden in Strafverfahren 
wegen Stener- oder Monopolvergeben, 


Rerlin, den 17. November 1939. 


5. den Regierungspräfidenten in Einbürge- 
rungsverfahren.” 


2. Hinter Abſ. 3 wird folgender Abſ. 4 angefügt: 
„Mt der Vermerk über eine Verurteilung im 
Strafregifter getilgt worden, jo darf der Ver- 
urteilte jede Auskunft über die Tat und über 
die Strafe verweigern. Er darf ſich, ſoweit nicht 
eine andere noch nicht getilgte Verurteilung 
entgegenſteht, als unbeftraft bezeichnen. Das 
Gericht und der Staatsanwalt fünnen aus be- 
fonderen Gründen anordnen, daß der Ver— 
urteilte auch über bereits getilgte Strafen Aus- 
funft zu geben hat.” 


Artikel I 

$ 8 des Gefetes über beſchränkte Auskunft aus 
dem Strafregifter und die Tilgung von GStrafver- 
merken vom 9. April 1920 wird geändert, wie folgt: 
1. Im Abf. 1 werden die Worte: „Die Yandes- 
juftizwerwaltung kann“ erſetzt durch die Worte 
„Der Reichsminifter der Juftiz und die von 

ibm bezeichneten Stellen fünnen”. 


2. Abi. 3 wird gejtrichen. 


Der Generalbevollmäcbtigte für Die Meihsverwaltung 
Frick 


*) Gilt nicht für die Ditmarf, 
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Berordnung über die Einführung 
der Gejebgebung über die Deviſenbewirtſchaftung und den Zahlungsverkehr mit dem Ausland 
| in den in daS Deutſche Reich eingegliederten Dftgebieten, 
Bom 17, November 1939. 


Auf Grund des 8 8 des Erlaſſes des Führers und 
Reichskanzlers über Gliederung und Verwaltung der 
Oftgebiete vom 8. Oftober 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 2042) wird verordnet: 


51 | 
(1) In den in das Deutiche Neich eingegliederten 
Dftgebieten mit Ausnahme des Gebietd der bis- 
berigen Freien Stadt Danzig gelten: 

1. das Geſetz über die Devifenbewirtihaftung 
(Devifengefek) vom 12. Dezember 1938 (Reiche. 
geſetzbl. ©.1733, 1734), die Verordnung zur 
Deviſenbewirtſchaftung (Richtlinien für die De- 


vifenbewirtichaftung) vom 22. Dezember 1938 


(Reichsgeſetzbl. IS. 1851), die Durchführungs— 
verordnung zum Geſetz über die Deviſenbewirt— 
ſchaftung vom 23. Dezember 1938 Reichs—⸗ 
geſetzbl. ©. 1966), die Dritte Durchführungs— 
verordnung zum Gejeß über die Devijenbewirt- 
ſchaftung vom 29, April 1939 Reichsgeſetzbl.J 
©. 879) und die Vierte Durchführungsverord— 
nung zum Geſetz über die Devifenbewirtichaf- 
tung vom 6. November 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S.2170), foweit durch Die nachfolgenden Vor- 
Schriften nichts anderes bejtimmt ift; 

2, das Gefeß über Zablungsverbindlichkeiten gegen- 
über dem Ausland vom 9. Juni 1933 (Reichs— 
geſetzbl. 1 S. 349) in der Faſſung der Ver: 
ordnung zur Einführung der Geſetzgebung über 
die Devifenbewirtichaftung und den Zahlungs. 
verfehr mit dem Ausland im Saarland vom 
23. ebruar 1935 (Neichigefeßbl. I ©. 278) 
mit dev Mafigabe, daß an Stelle der im S 1 
Abi. 3 und 88 genannten Zeitpunfte jeweils 
der Tag des Infrafttretens diefer Verordnung 
tritt; 

3. das Geſetz über die Errichtung einer Deut 
schen Verrechnungsfaffe vom 16. Oktober 1934 
Reichsgeſetzbl. I S.997) und die Durchfüh— 
rungsverordnung zum Gefeh über die Errich— 
tung einer Deutichen Verrechnungskaſſe vom 
13. Auquft 1938 (NReichigefeßbl. I ©. 1047); 

4. die Werordnung des Neichspräfidenten über 
die Anmeldung von ZJabhlungsverpflidtungen 
gegenüber dem Ausland vom 27. Juli 1931 
(Reichsgeſetzbl. I S©.403) und die Sweite Ver— 
ordnung zur Durchführung der Verordnung 
des Reichspräfidenten Über die Anmeldung bon 
Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Aus- 
[and vom 30. März 1932 Geeichsgeſetzbl. 1 
©. 172); 








5. dad Gejeß über Fremdwährungs-Schuldver- 
ſchreibungen vom 26. Juni 1936 GReichsgeſetzbl. 
I ©. 515) und die Verordnung über Fremd— 
währungsichulden vom 5. Dezember 1956 
(Reichsgefegbl. I ©. 1010); 

6. dad Gejeß zur Regelung von Kapitalfällig- 
feiten gegenüber dem Ausland vom 27. Mai 
1937 (Reichsgefeßbl. I S.600) und die Durd)- 
führungsverordnung zum Geſetz zur Negelung 
von Kapitalfälligkeiten gegenüber dem Aus- 
land vom 11. Oktober 1937 GReichsgeſetzbl. I 
©. 1125). 

(2) Soweit Vorſchriften, die durch diefe Berordnnung 
in den eingeqliederten Oftgebieten (Abf. 1) eingeführt 
werden, nicht unmittelbar angewandt werden fünnen, 
find fie finngemäß anzuwenden. 


(3) Die eingegliederten Dftgebiete (Abi. 1) find 
Inland im Sinne des Devijengejeßes; Perſonen, die 
in den eingegliederten Oftgebieten ihren Wohnſitz 
oder aewöhnlichen Aufenthalt, Sit oder Drt der 
Leitung haben, find Inländer im Sinne des Devijen- 
geſetzes. 

82 


Der Reichswirtſchaftsminiſter beſtimmt im Ein— 
vernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen 
und dem Reichsminiſter des Innern die Deviſen— 
ſtellen, die mit der Durchführung der Deviſenbewirt— 
ſchaftung in den eingegliederten Oſtgebieten ein— 
ſchließlich des Gebiets dev bisherigen Freien Stadt 
Danzia (val. Verordnung über die Einführung der 
Geſetzgebung über die Devienbewirtichaftung und 
den Zahlungsverkehr mit dem Ausland im Gebiete 
der biäherigen Freien Stadt Danzig vom 22. Sep 
tember 1939, Reichsgeſetzbl. I S. 1865) beauftragt 
werden. 

s3 


(1) Die in den eingeqliederten Oftgebieten mit 
Ausnahme des Gebiets der bisherigen Freien Stadt 
Danzig anſäſſigen Derfonen ($ 1 Abf. 3 diefer Ver- 
ordnung) haben nadhitehende Werte, ſoweit fie ihnen 
am 14, Oftober 1939 aebörten oder in der Zeit 
vom 14. Oktober 1939 bis zum 20. November 1939 
angefallen find, bis zu einem von dem Reichswirt— 
ſchaftsminiſter zu beitimmenden Seitpunft der ört— 
lich zuftändigen Neihsbanfanftalt anzubieten und 
auf Verlangen zu verkaufen und zu übertragen: 

l. ausländiiche Jablungsmittel; 

2. Forderungen in ausländifher Währung; da 
gegen nicht Forderungen gegen nländer, mit 
Ausnahme von Forderungen aus Währungs— 
fonten bei inländiichen KRreditinftituten; 


III 
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3. auf inländifche Währung lautende Wechjel und 
Schecks, die auf das Ausland aezogen find; 

4. Forderungen in inländifcher Wähtung gegen 
Ausländer; 

5. Gold; 

6. ausländische Wertpadiere; 

7. Guthaben bei Kreditinftituten oder Vofticher- 
ämtern, die ihren Sit im Reichsgebiet außer- 
halb der eingegliederten Ditaebiete haben, wenn 
der Anbietungspflichtige diefe Werte vor dem 
l. September 1939 erworben hat und er über 
fie vor diefem Seitpunft nach den deutichen 
Devifenvorfchriften nur mit Genehmigung ver- 
fügen durfte; 

8. inländiiche Wertpapiere, wenn der Anbietungs- 
pflichtige fie vor dem 1. September 1939 er- 
worben bat, ausgenommen Wertpapiere, die 
in den eingegliederten Oftgebieten einschließlich 
des Gebiets der bisherigen Freien Stadt Dan- 
zig ausgeitellt find. 

(2) Solange die Reichsbanf die gemäß Abf. 1 
anzubietenden Werte nicht freigegeben hat, darf über 
dieje Werte anders als durdy Verkauf an die Reiche: 
banf oder an die von ihr hierzu ermächtigten Stellen 
nur mit Genehmigung verfügt werden; vom Seit- 
punft der Freigabe ab verbleibt es bei den Beichrän- 
fungen und Verboten des Deviſengeſetzes und der 
Durhführungsverordnungen zum Deviſengeſetz. 


84 
In den eingegliederten Oſtgebieten mit Ausnahme 
des Gebiets der bisherigen Freien Stadt Danzig 
befindliche, auf Zloty lautende Geldſorten werden bis 
zum Ablauf derjenigen Friſt nicht als ausländiſche 
Zahlungsmittel im Sinne der Deviſemvorſchriften 
behandelt, die auf Grund eines bejonderen Aufrufs 


Berlin, den 17. November 1939. 








III 





für den Umtausch der auf Zloty lautenden Geldjorten 
gegen Reihemarkzahlungsmittel feſtgeſetzt wird; fie 
find ſpäteſtens drei Tage nad) diefem Seitpunft als 
ausländische Zahlungsmittel der örtlich zuftändigen 
KReihsbanfanitalt anzubieten und auf Verlangen zu 
verfaufen und zu übertragen. 


85 

Die nach $ 2 diefer Verordnung mit der Durch— 
führung der Devifenbewirtichaftung in den eingealie: 
derten DOftgebieten einfchließlih des Gebiets der bis- 
berigen Freien Stadt Danzig beauftragten Devifen- 
ftellen fünnen für ihren Bezirk im Rahmen des $ 59 
des Devifengejeßes allgemeine Anordnungen zur 
Sicherung jüdischen Vermögens jowie zur Sicherung 
anonymer Guthaben (Nonten), Depots, Schließfächer 
u. dgl. bei Geld- und Kreditinftituten erlaffen. 


6 
Die in den $$ 69, 71 bis 79 des Deviſengeſetzes 
angedrohten Strafen und fonftigen Maßnahmen 
finden auch auf Suwiderbandlungen gegen die Vor- 
chriften der SS 3 bis 5 diefer Verordnung Anwen: 
dung. 
7 


Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten 
die derzeit in den eingealiederten Dftgebieten mit 
Ausnahme des Gebiets der biäherigen freien Stadt 
Danzig geltenden deviſenrechtlichen Vorſchriften ſo— 
wie die Verordnung über die Errichtung der Deviſen— 
ſtelle Danzig vom 22. September 1939 Reichsgeſetzbl. 
I ©. 1867) außer Kraft. 


88 
Dieſe Verordnung tritt am 20. November 1939 
in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter des Innern 


In Vertretung 


Dr. Stuckart 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


In Vertretung 


Reinhardt 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 


In Vertretung 


Dr. Schlegelberger 


MM 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1959, TeilT J oiꝛ⸗ 
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Berordnung ber die vorläufige Negelung 
der Dienitverhältnijje der nichtbeamteten Gefolgſchaftsmitglieder des öffentlichen Dienſtes 
in den Reichsgauen Danzig-Weſtpreußen und Pojen ſowie in den in die Provinz Oſtpreußen 
eingegliederten Gebietsteilen. 


Bom 18. November 1939, 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs— 
fanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oſt— 
gebiete vom 8, Oktober 1939 (Neichögejebbl. 15.2012) 
wird folgendes verordnet: 


81 

(1) Im Reichsgau Danzig-Weſtpreußen — mit 
Ausnahme des Gebiets der bisherigen Freien Stadt 
Danzig und des Regierungsbezirks Marienwerder in 
ſeinem bisherigen Umfang —, im Reichsgau Poſen 
ſowie in den in die Provinz Oſtpreußen eingeglieder— 
ten Gebietsteilen können, unbeſchadet näherer Er— 
läuterungen des Reichsſtreuhänders für den öffent— 
lichen Dienft, ab 1. November 1939 auf volksdeutſche, 
nichtbeamtete Gefolgfchaftsmitglieder des öffentlichen 
Dienstes die Allgemeine Tarifordnung, die Tarif- 
ordnung A und die Tarifordnung B für Gefolg- 
ihaftsmitglieder im öffentlichen Dienft (Reichs— 
arbeitsbl, 1938 ©. VI 471, 475, 489; Reichshaus— 
balts- u. Bejoldungsbl. 1938 ©. 121, 143, 171) und 
die zugehörigen Allgemeinen, Gemeinfamen und Be- 
fonderen Dienftordnungen in den jeweils geltenden 
Faffungen mit folgender Maßgabe angewandt 
werden: 


a) Bei Wohnungsgeldzuihußempfängern darf bis 
auf weiteres Feine höhere Ortsklaſſe als Orts— 
Elaffe D zugrunde gelegt werden; als Aus: 
gleich für Steuern und Sozialabgaben iſt ein 
Abzug von 15 vom Hundert vorzunehmen. 


b 


— 


Bei Stundenlohnempfängern dürfen nur die 
Löhne der Ortslohnſtaffel 28 gezahlt werden; 
als Ausgleich für Steuern und Sozialabgaben 
ift ein Abzug von 15 vom Hundert borzu- 
nehmen, 


(2) Für die zur Dienftleiftung aus dem Reichs— 
gebiet abgeordneten Angeftellten und Arbeiter des 
öffentlichen Dienftes verbleibt e8 bei den bisher für 
fie geltenden Beftimmungen. 


(3) Soweit Gefolafchaftsmitglieder nichtdeutſcher 
Volfszugehörigfeit beichäftigt werden, dürfen nur 
die Löhne (Vergütungen) gezahlt werden, die für die 
geforderten Peiltungen bisher gezahlt wurden oder üb— 
lid) waren, Die Anwendung rveihsrechtlidher Tarif 


Neichögefehbl. 1939 I 


beftimmungen fommt nicht in Betracht. Die Beſchäfti— 
gung bat gegen tägliche Kündigung zu erfolgen. 


S2 
(1) Für das Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig bewendet e8 für volfsdeutiche Gefolgichafts- 
mitglieder bei der Anordnung des Militärbefehls- 
babers Danzig-Weftpreußen, Chefs der Zivilverwal- 
tung, über die vorläufige Negelung des Dienjtver- 
hältnifjes der nichtbeamteten Gefolgjchaftsmitglieder 
des öffentlichen Dienftes im Gebiet Danzig-Weſt— 
preußen vom 18, Oftober 1939 (Verordnungsbl. d. 
Militärbefehlshabers Danzig-Weftpreußen Nr. 15 
vom 25. Oftober 1939) mit der Maßgabe, daß 
1. der Wohnungsgeldzufchuß 
zu zahlen iſt im Gemeinde: 
gebiet der Stadt Danzig.. nad) Ortsklaſſe A, 
in der Stadt Zoppot.... * » B, 
für alle fonftigen Orte » ” D, 
2. die Lohnfeſtſetzung erfolgt 
für die Orte Danzig, Zoppot 
und Prauſt ........ nach Ortslohnitaffel 16, 
für alle ſonſtigen Orte.. » 28 
unter finngemäßer Anwendung des 8 13 
Abi. 6 Satz 1 der Tarifordnung B. 
(2) Für Gefolgſchaftsmitglieder nichtdeuticherVolts- 
zugehörigfeit gilt S 1 Abf. 3 entfprechend. 


83 

(1) Soweit die Anwendung der Anordnung des 
Militärbefehlshabers Danzig. Weftpreußen, Chefs der 
Sivilverwaltung, über die vorläufige Negelung des 
Dienftverhältniffes der nichtbeamteten Gefolgſchafts— 
mitglieder des öffentlichen Dienftes im Gebiet Danzig: 
Meftpreußen vom 18. Oftober 1939 und der zu ihrer 
Ergänzung ergangenen Vorſchriften nit nad) 82 
aufrechterhalten bleibt, tritt fie mit Ende Oftober 
1939 außer Kraft. 

(2) Entfprechende, für den Reichsgau ofen er- 
laffene Anordnungen treten mit dem gleichen SZeit- 
punft außer Kraft. 

(3) Won der MWiedereinziehung biöher zuviel ge 
zahlter Beträge ift abzujehen. 


5 


INNEN 
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84 
(1) Dieſe Verordnung tritt zu dem Zeitpunkt 
außer Kraft, zu dem der Neichstreuhänder für den 
öffentlichen Dienft die Allgemeine Tarifordnung, die 
Zarifordnung A und die Tarifordnung B für Ge 
folaichaftsmitglieder im öffentlichen Dienjt für Die 
im $1 Abf. 1 bezeichneten Gebiete in Kraft jeßt. 


Berlin, den 18. November 1939. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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Die Einführung bedarf der Zuftimmung des Neiche- 
minifters des Innern, des Reichsminiſters der Finan- 
zen, des Reichsarbeitsminiſters und der jonft be- 
teiligten Reichsminiſter. 

(2) Der Reichstreuhänder für den öffentlichen 
Dienft trifft die nötigen Maßnahmen zur Vorbe— 
reitung und Einführung der endgültigen Negelung. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
In Vertretung 
Yfundtner 


Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
in den eingegliederten Dftgebieten 
Bom 18. November 1939 


Auf Grund des $ 8 des Erlaffes des Führers und 
Neichsfanzlers Über Gliederung und Verwaltung der 
Ditgebiete vom 8. Oftober 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 2042) und des $ 4 Abſatz 3 des Geſetzes über die 
MWiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit 
dem Deutichen Reich vom 1. September 1939 (Neich$- 
geſetzbl. I ©. 1547) wird das Folgende verordnet: 


81 
In den eingegliederten Oſtgebieten treten, ſoweit 
ſie nicht bereits eingeführt worden ſind, am 20. No— 
vember 1939 in Kraft 
1. das Zollgeſetz vom 20. März 1939 (Neichs- 
geſetzbl. I ©. 529), 
2. das Geſetz über die Vergütung des Kakaozolls 
bei der Ausfuhr von Kakaowaren in der Faſſung 
vom 4. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1100), 
3. da8 Tabafftenergefeg in der Faſſung vom 
4. April 1939 (Neichsgejeßbl. I ©. 721), 
4, das Zuckerſteuergeſetz in der Faſſung vom 
26. September 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1251), 
5. das Salzſteuergeſetz in der Faſſung vom 23. De— 
zember 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1969), 
6. das Bierſteuergeſetz vom 
28. März 1931 Ceichegeſetbl. TS. 110), 
21. Dezember 1938 (Reichsgejegbl. 1 ©. 1897), 
7. das Leuchtmittelſteuergeſetz in der Faſſung vom 
6. Dezember 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1726), 
8. das Spielkartenſteuergeſetz in der Faſſung vom 
25. Auguſt 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1529), 
9. das Süßſtoffgeſetz vom 1. Februar 1939 (Reiche: 
geſetzbl. 1 ©. 111), 


10. das Mineralölfteuergefeß in der Faffung vom 
22. März 1939 (Neichögefetbl. I ©, 566) mit 
den durch Die Verordnung vom 5. September 
1939 (NReichsgejetbl. IS. 1687) eingetretenen 
Änderungen, 


11. die Fettſteuerverordnung in der Falfung vom 
24, Februar 1939 (Neichsgejehbl. I ©. 387), 
12. das Schlachtiteuergefes vom 24. März 1934 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 238) mit den durch die 
Verordnung vom 21. März 1935 (Neichs- 
geſetzbl. I ©. 391) eingetretenen Änderungen, 


13. das Umfaßfteuergefeß vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 942), 


14. die SS 6 bis 10 und 12 der Rriegswirtichafts- 
perordnung vom 4. September 1939 (Reichs— 
aefetbl. I ©. 1609) über den Kriegszuſchlag 
auf Bier, Tabakwaren und Schaumwein, 

15. die Reichgabgabenordnung vom 22.Mai 1931 
(Reichsgefetbl. I ©. 161), das Steueranpaſ— 
ſungsgeſetz vom 16. Dftober 1934 (Neiche> 
geſetzbl. ©. 925) und das Steuerſäumnis— 
gefet vom 24. Dezember 1934 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1271) mit den jpäteren Änderungen, 

16. die Beftimmungen, die zur Durchführung der 
in den Ziffern 1 bis 15 genannten Gefeße und 
Verordnungen ergangen find, 


17. die Verordnung Über den Bezug von Kraft: 
fpiritus vom 12. April 1939 (NReichägefetbt. I 
©. 802) mit den durch die Verordnungen vom 
27. Juni1939(Reichsgeſetzbl. IS. 1060) und vom 
19. September 1939 (GReichsgeſetzbl. 1.1852) 
eingetretenen Änderungen. 
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82 
(1) Die in den genannten Gebieten bisher gelten- 
den Vorfchriften 


über die Erhebung der Zölle, 
über die Erhebung von Berbraudjteuern einjchließ- 
lich der Zufchläge auf Zucker, Salz, Bier, Leucht— 


mittel, Spieltarten, künftliche Süßftoffe, Mine-_ 


ralöl, Fette, Schlahtungen, Kohlenſäure, Wein 
und Met und Zigarettenpapier, 
über die Monopole auf Tabak, Salz und Fünft- 
liche Süßitoffe 
treten mit dem gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 

(2) Dasfelbe gilt in Anfehung der genannten-Ge- 
biete ohne das Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig für die Vorfchriften Über die Erhebung der 
Umſatzſteuer und für die der Neichsabgabenordnung 
entiprechenden Vorſchriften. 


3 
Mer nah den im $1 genannten zoll- und ver- 
brauchiteuerrechtlichen Vorſchriften verpflichtet ift, 


Berlin, 18. November 1939 


feinen Betrieb anzumelden, bat die vorgefchriebenen 
Anmeldungen bei der zuftändigen Sollftelle binnen 
14 Tagen nad nfrafttreten diefer Verordnung ein- 
zureichen. 


84 
Die Vorſchriften des Umſatzſteuerrechts find auf 
alle Umfäte nad) dem 19. November 1939 anzumwen- 
den. Bei Unternehmern, die die Steuer nad) den 
vereinnabmten Entgelten entrichten, iſt dafür der 
Zeitpunkt des Jablungseingangs, bei Unternehmern, 
die die Steuer nad) den vereinbarten Entgelten ent- 
richten, der Zeitpunft der Lieferung oder fonftigen 
Leiftung maßgebend. 
5 
(1) Soweit die im $ 1 bezeichneten Vorſchriften in 
den genannten Gebieten nicht unmittelbar angewendet 
werden können, find fie finngemäß anzuwenden. 


(2) Meitere Anordnungen, die bei der Einführung 
der Vorſchriften etwa erforderlich werden, trifft der 
Reichsminifter der Finanzen im VBerwaltungsweg. 
Er fann dabei vom geltenden Recht abweichen. 


Der Reichsminiſter der finanzen 
Graf Shwerin von Krofigf 


Der Neichdminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 





Berordnung zur Einführung des Gejeßes über das Branntweinmonopol 
in den eingegliederten Dftgebieten 


Bon 18. Nodember 1939 


Auf Grund des $ 8 des Erlaffes des Führers und 
Reichskanzlers über Gliederung und Verwaltung der 
Oftgebiete vom 8. Oftober 1939 (Neichagefeßbt. I 
S. 2042) und des $ A Abſatz 3 des Gefetes über die 
Miedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem 
Deutfchen Reich vom 1. September 1939 (Neichs- 
gejetbl. I ©. 1547) wird verordnet: 


81 

(1) In den eingegliederten Oſtgebieten gelten 

das Geſetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Neichsarfegbl. I S. 405) mit 
jeinen ſpäteren Anderungen, 

die Ausführungsbeſtimmungen (Grundbeſtimmun— 
gen) zum Geſetz über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Verordnung vom 12. Sep— 
tember 1922, Zentralbl.f. d. DeutſcheReichs. 707) 
mit ihren ſpäteren Anderungen. 


(2) Der Reichsminiſter der Finanzen gibt die Vor— 
ſchriften, die hiernach in den im Abſatz 1 genannten 
Gebieten gelten, beſonders bekannt. 


82 


Alle in dieſen Gebieten (431 Abſatz 1) bisher gel— 
tenden Vorſchriften 


über das Spiritusmonopol, 

über die Beſteuerung und Bewirtichaftung des 
Branntweins, 

über die Erhebung beſonderer Abgaben und Zu— 
ſchläge für die Herſtellung, Verarbeitung und 
den Verkauf von Spiritus, Spirituserzeugniſſen 
und alkoholiſchen Getränken, und 

über die Beſteuerung von Eſſigſäure und Hefe 


treten außer Kraft. 
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Alle Bermögensrechte der früheren Spiritusmon- 
polverwaltung in den genannten Gebieten find auf 
die Reichsmonopolverwaltung für Branntwein über- 
gegangen. 

84 

Mer nach den im $ 1 genannten Vorſchriften ver— 
pflichtet ift, feinen Betrieb anzumelden, hat die vor- 
geichriebenen Anmeldungen bei der zuftändigen Soll 
jtelle binnen 14 Tagen nad Inkrafttreten diejer 
Verordnung einzureichen. 


85 

Brennereien, die bisher Kartoffeln oder Rüben— 
ſtoffe verarbeitet haben, dürfen, ſofern ihre Eigen— 
tümer am 1. September 1939 deutſchen oder art— 
verwandten Blutes waren, bei Genoſſenſchaftsbren— 
nereien, fofern mehr als 75 vom Hundert der Anteile 
Eigentum von Verfonen der erwähnten Art waren, 
ihren Betrieb vorläufig im Rahmen ihrer Erzeugung 
im letten Betriebsjahr fortführen. Das endgültige 
Brennrecht ſetzt in den Reichsgauen Danzig-Weit- 


Berlin, 18. November 1939 
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Im 


preußen und Vofen der Reichsſtatthalter (Oberfinanz- 
präfident), in den übrigen eingegliederten Oftgebieten 
der Oberfinanzpräfident nad) Richtlinien des Reichs— 
minifters der Finanzen feſt. 


86 
Der Bräfident der Neihsmonopolverwaltung ift 
ermächtigt, für eine Übergangszeit die Übernahme: 
und Verfaufpreife für Branntwein in den im S1 
genannten Gebieten abweichend won der im übrigen 
Neichsgebiet geltenden Regelung feſtzuſetzen. 


87 
Alle weiteren Anordnungen trifft der Reichsminiſter 
der Finanzen im Verwaltungsweg. Ex entjcheidet 
auch über das Brennrecht der Brennereien, Deren 
Eigentümer am 1. September 1939 nicht deutjchen 
oder artverwandten Blutes waren, 


8 
Dieje Verordnung tritt, ſofern darin nichts anderes 
beftimmt ift, am 20. November 1939 in Kraft. 


Der Reihsminifter der Finanzen 
Graf Shwerin von Krofigf 


Der Reichsminiſter de3 Innern 
An Vertretung | 
Dr. Studart 
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Im Teil II, Wr. 44, ausgegeben am 21. November 1939, iind veröffentlicht: Dritte Durhfühbrungsverordnung zum Geſetz 
über die Haushaltsführung, Rechnungslegung und Rehnungsprüfung ber Länder und über die vierte Änderung 


> 


der Reichsbaushbaltsordnung (3. DVHSY. — Bekanntmachung zu den in London geänderten Faſſungen der Parijer 
Verbandsübereintunft zum Schube des gewerblichen Eigentums und ihrer Nebenabflommen. 


N a ER EN ET EL TEE AT a AST Ta ET TE FREE TREE Tr ZT Zul 


Verordnung zur Sicherung der Düngemittel: und Saatgutverjorgung. 
Bom 9. November 1939, 


Der Minifterrat für die Neichverteidigung ver- | anfallenden Früchten der zum Betrieb gehörigen 

ordnet mit Gejeßesfraft: Grundſtücke, aud wenn die Früchte noch nicht vom 
| | Grundſtück getvennt worden find. Das Pfandrecht 
| I. Sicherung der Düngemittel, und Saatgutverforgung erſtreckt ſich nicht auf die der Pfändung nicht unter- 
| 51 worfenen Früchte. 
| ı) Wegen der Ansprüche aus der Lieferung bon — * ſ 
enge und an Saatqut oder vom (2) Die — — des Abſ. gut and) —* vn 
Reichsnähritand zugelaffenem Handelsfaatgut — mit nen an anne ur van . a ein 
Ausnahme von Jucerrübenfamen —, die von dem | Ligen elißer, —— — —— hr gahlung 
Eigentümer, Eiaenbefiter, Nubnießer oder Wächter 2 —— in der rar derartige Geſchaͤfte 
landwirtſchaftlicher Grundſtücke im Rahmen einer üblichen Art aufgenommen werden. 
ordnungsmäßigen Wirtſchaftsweiſe in der für der— 


I — 


. 7 . Pr Pr * 8 2 
artige Geſchäfte üblichen Art nach dem 31. Oktober 8* 
zur Steigerung des Ertrags der nächſten Ernte be— (1) Das Pfandrecht des Gläubiger erliſcht mit 


ichafft und verwendet worden find, bat der Gläubiger | der Entfernung der ihm unterliegenden Früchte von 
ein gejegliche® Dfandreht an den in diefer Ernte | dem Grundftüd, e8 fei denn, daß die Entfernung ohne 
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MWiffen oder unter MWiderfprucd des Gläubigers er- 
folgt. Der Gläubiger fann der Entfernung nicht 
widerſprechen, wenn fie im Rahmen einer ordnung®- 
mäßigen Wirtfchaftsmeife erfolgt oder wenn die zurück— 
bleibenden, dem Pfandrecht unterliegenden Früchte 
zur Sicherung des Gläubigers offenbar ausreichen. 


(2) Sind die dem Pfandrecht unterliegenden Früchte 
ohne Wiffen oder unter Widerſpruch des Gläubigers 
entfernt worden, fo fann er die Herausgabe zum 
Swede der Zurückſchaffung in das Grundftüd ver- 
langen. Das Pfandrecht erliſcht mit dem Ablauf 
eines? Monats, nachdem der Gläubiger von der Ent: 
fernung Kenntnis erlangt bat, wenn er nicht feinen 
Anſpruch vorher gerichtlich geltend gemacht hat. 


(3) Der Schuldner kann die Geltendmachung des 
Pfandrechts durch Sicherheitsleiftung abwenden; ex 
fann dem Pfandrecht unterliegende Früchte dadurd) 
von dem Pfandrecht befreien, daß er in der Höhe 
ihres Mertes Sicherheit leiftet. 


(4) Das Wfandrecht geht allen an den Früchten 
beftehenden dingliden Nechten im Range vor. 


(5) Sind mehrere Gläubiger der im $ 1 bezeid) 
neten Art vorhanden, fo haben ihre Ansprüche unter- 
einander gleichen Rang. 


83 

(1) Sowohl der Pfandgläubiger wie der Schuldner 
fann nad) Beginn der Ernte jederzeit, auch vor Fäl— 
ligfeit der Forderung, verlangen, daß aus den dem 
Wandrecht unterliegenden Früchten eine Menge, die 
zur Sicherung der Forderung ausreicht, ausgefchieden, 
ala dem Pfandredyt unterliegend fenntlich aemadht 
und gejondert aufbewahrt wird. Geſchieht dies, jo 
beihränft fich das Pfandrecht auf diefe Menge; $ 2 
Abſ. 1 findet feine Anwendung. 


(2) Die Smangsvollftredung wegen des dem Pfand— 
gläubiger nad) Abf. 1 Satz 1 zuitebenden Anspruchs 
geichieht im Wege der Vfändung eines zur Sicherung 
der Forderung ausreichenden Teils der dem Yifand- 
recht -unterliegenden Frücdte. Der Anſpruch fann 
aud; im Verfahren auf Erlaß einer einjtweiligen 
Verfügung geltend gemacht werden; der Glaubhaft- 
machung einer Gefährdung im Sinne des $ 935 der 
Sivilprozeßordnung bedarf es nicht. 


54 
Das Vfandrecht erlifcht mit dem 1. April des auf 
die Ernte folgenden Jahres, wenn e8 nicht vorher 
gerichtlich, insbejondere nach S 805 der Sivilprozef 
ordnung, geltend gemacht worden ift. 
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(1) Die Vorfchriften der SS 18 und 19a der Ver— 
ordnung Über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Swangsvollftredung vom 26. Mai 1933 in der Faf- 
Jung des Gefeßes zur Anderung von Vorſchriften über 
die Swangsvollftredung vom 24. Oftober1934 (Reichs⸗ 
gejeßbl. IS. 1070) finden auf die Smangsvollftredung 
wegen Forderungen der im $ 1 bezeichneten Art in 
die dem Pfandrecht unterliegenden Früchte feine An- 
wendung. 


(2) Der Gläubiger ift an einem Schuldenregelungs- 
verfahren nad) der Geſetzgebung über die landwirt- 
ſchaftliche Schuldenregelung wegen der Anfprüche der 
im $ 1 bezeichneten Art nicht beteiligt. Die in der 
Gejeßgebung über die landwirtichaftliche Schulden- 
regelung und in der Ofthilfegefehgebung vorgefehenen 
Beihränfungen der Swangsvollftredung ftehen der 
Swangsvollftredung wegen Anfprüchen der in den 
SS 1 und 3 bezeichneten Art in die dem Vfandrecht 
unterliegenden Früchte nicht entgegen; die Vorſchrif— 
ten, wonad) ein Bürge die Befriedigung des Gläu- 
bigers verweigern fann, finden auf Bürgſchaften für 
Ansprüche der im $1 bezeichneten Art feine An- 
wendung. 


(3) Die Beichränfungen, die ſich aus $ 39 Abf. 2 
bis 4 in Verbindung mit 859 des Neichserbhof- 
geſetzes vom 29. September 1933 (NReichsgefegbt. I 
©. 685) ergeben, greifen bei der Swangsvollftredung 
wegen der im $ 1 bezeichneten Ansprüche in die dem 
Pfandrecht unterliegenden Früchte nicht Platz. 


II. Beſondere Vorſchriften 
für die Oſtmark und für den Reichsgau Sudetenland 


86 
Die Vorſchriften der SS 1 bis 5 gelten in der 
Oſtmark mit folgenden Maßgaben: 

1. $1 Ab. 1 Sat 2 lautet: 
„Das Dfandrecht eritreckt ſich nicht auf die der 
Zwangsvollſtreckung überhaupt oder gemäß 
Ss 252 Abſ. 1 der öſterreichiſchen Exekutions— 
ordnung in Verbindung mit $ 296 des öfter- 
reichiichen Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
einer abgejonderten Zwangsvollſtreckung ent- 
zogenen Früchte.” 


2. An die-Stelle de8 im $3 Abſ. 2 Satz 2 in 
bezug genommenen 8 935 der Zivilprozeßord— 
nung tritt der $ 379 Abſ. 2 der öfterreichiichen 
Erefutionsordnung, an die Stelle des im 84 
in bezug genommenen $ 805 der Sivilprozeß- 
ordnung tritt der $ 258 der öfterreichifchen 
Exefutionsordnung. 
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87 lichen Geſetzbuchs einer abgefonderten Zwangs- 
Die Vorfchriften der SS 1 bis 5 gelten im Reichs— vollftredung entzogenen Früchte. 
gau Sudetenland mit folgenden Maßgaben: 2. An die Stelle des im 83 Abſ. 2 Sab 2 in 


1. $ 1 Abj.1 Sat 2 lautet: bezug genommenen $ 935 der Sivilprozeßord- 


„Das Vfandrecht erſtreckt ſich nicht auf die der 
Smangsvollftrefung überhaupt oder gemäß 
Ss 252 Abf. 1 der Exekutionsordnung in Ver— 


bindung mit $ 296 des Allgemeinen Bürger- 


nung tritt ber $ 379 Abi. 2 der Erefution®- 
ordnung, an die Stelle des im $4 im bezug 
genommenen $ 805 der Sivilprozeßordnung 
tritt der $ 258 der Exefutionsordnung. 


Berlin, den 9. November 1939. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neihsverteidigung 


Göring 
Generalfeldmarjchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtjchaft 
Walther Funk 


Der Reichdminifter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


a — ——— — — 


Berordnung 
zur Einführung der Vorſchriften über Herſtellung und Vertrieb von Thomasmehl 
in der Ditmarf. 


Bom 9. November 19539. 
Auf Grumd des Gefehes über die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich vom 13. März 1938 
(Reichögejegbl. I S. 237) Artikel IT wird verordnet: 


81 
In der Oſtmark gilt mit Wirkung vom 1. Januar 1940 die Verordnung über die Herftellung, Verpadung, 
Lagerung und Einfuhr von Thomasmehl vom 30. Januar/30. September 1931 (Reichsgejegbl. I ©. 17/525). 


| 82 
| Soweit Vorfchriften, die durch diefe Verordnung in der Oftmark eingeführt werden, nicht unmittelbar 
angewendet werben können, find fie finngemäß anzuwenden, 


| Berlin, den 9. November 1939. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 


Der NReichdminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


— en u —— 
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Fünfte Berordnung zur Durchführung und Ergünzung der Verordnung 
über das militärische Strafverfahren im Kriege und bei bejonderem Einjat. 


Bom 11. November 1939. 


Auf Grund des $ 118 der Verordnung über das 
militärische Strafverfahren im Kriege und bei befonde- 
rem Einjat (Kriegsftrafverfahrensordnung —KStVO) 
vom 17. Auguſt 1938 (Neichägefehbl. 1939 I S. 1457) 
wird berordnet: 


Artifell 


1. $ 16 der Kriegsftrafverfabrensordnung erhält fol- 
gende Faſſung: 
„‚$ 16 
Vereinfachter Tatbericht 

(1) Militärische Dienftjtellen haben die gerichtlich 
ftrafbaren Handlungen Untergebener, die zu ihrer 
Kenntnis gelangen, unter Angabe des Sachverhalts 
und der Beweismittel jchleunigft dem Befehlshaber 
zu melden, der für den Beichuldigten ala Gerichts- 
herr zuftändig ift ($ 12). Bei Gefahr im Verzuge er- 
ftatten fie die Meldung dem nädhfterreichbaren Ge- 
richtSheren ($ 13) oder Truppenbefehlshaber mit den 
Dilziplinarbefugnifjien eines Negimentsfomman- 
deurs ($ 13a). Eilige und fofort durchführbare Ver- 
nehmungen von Bejchuldigten, Zeugen oder Sach— 
verftändigen haben fie jelbjt vorzunehmen und die 
Niederjchriften mit der Meldung einzureichen. 

(2) Der Gerichtsoffizier ift von den Vorgängen 
und Maßnahmen in geeigneter Form zu unterrichten. 

(3) Der Beichuldigte kann von einem Difziplinar- 
borgejeßten oder Gerichtsoffizier vorläufig feſtge— 
nommen werden, wenn militärifche Belange oder der 
Unterjuhhungszwed es erfordern.‘ 


Berlin, den 11. November 1939. 


2. Sinter $16 der Kriegsftrafverfahrensordnung 
wird folgender $ 16a eingefügt: 


‚Ss 16a 


Diiziplinare Erledigung vor Meldung 
an den Gerichtsheren 


(1) Die Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile 
fönnen, wenn die Kriegslage e8 erfordert, die Difzi- 
plinarvorgejeßten vorübergehend ermächtigen, Straf- 
taten don Unteroffizieren und Mannichaften (mit 
Ausnahme des Mißbrauchs der Dienftgewalt, $$ 114 
bis 125 des Militärftrafgejebbuchs) nad) der Difzi- 
plinarjtrafordnung zu ahnden, wenn der Sachverhalt 
genügend geklärt ift und nach der Schuld des Täters 
und den Folgen der Tat eine dilziplinare Erledigung 
ausreicht. 

(2) Der Difziplinarvorgejekte, der eine Straftat 
nach Abj. 1 difzivlinar erledigt hat, legt dem Gerichts» 
herrn eine Meldung über den Sachverhalt und die 

diſziplinare Erledigung vor. 

(3) Entipricht die difziplinare Erledigung nicht der 
Sad): und Rechtslage, jo verfügt der Gerichtsherr Die 
Anklage. Auf die gerichtliche Strafe wird eine ver- 
büßte Difziplinararreftftrafe angerechnet.’ 


Artikel 


Die Verordnung tritt am 15. November 1939 in 
Kraft. 


Der Chefdes Dberfommandos der Wehbrmadt 
Keitel 


Verordnung zur Einführung des Reichsleiſtungsgeſetzes 
in den eingegliederten Dfigebieten, 
Bom 18. November 1939, 


Auf Grund des $ 8 des Erlafies des Führers und 
teichskanzlers über Gliederung und Verwaltung der 
Dftgebiete vom8.DOftober 1939(Reichsgeſetzbl. 15.2042) 
wird im Cinvernebmen mit dem Chef des Oberfom- 
mandos der Wehrmacht und dem Generalbevollmäch- 
tigten für die Wirtichaft verordnet: 


81 
In den eingegliederten Oſtgebieten gelten die nach— 
ſtehend angeführten Rechts- und Verwaltungsvor— 
ſchriften mit Wirkung vom 1. November 1939, ſoweit 
ſie nicht in einzelnen Gebietsteilen ſchon vor dieſem 
Zeitpunkt in Geltung geſtanden haben: 


1. das Geſetz über Sachleiſtungen für Reichsauf— 
gaben (Reichsleiftungsgejeß) vom 1. September 
1939 (Neichsgejekbl. I ©. 1645); 


2. die Erſte Durhführungsverordnung zum Reichs- 
leiftungsgejeß— Beftimmung der freisangebörigen 
Gemeinden und der zuftändigen Behörden und 
Verwaltungsgerichte — vom 23, Oktober 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 2075); 


3. die Bekanntmachung der Bedarfsftellen der Wehr- 
macht, die zur Inanſpruchnahme von Leiftungen 
nach dem Wehrleiſtungsgeſetz berechtigt find, vom 
15. Juli 1938 (ReichSgeiegbl. I ©. 897); 





10, 
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, die Bekanntmachung von Bedarfsftellen der Wehr- 


macht, die zur Inanſpruchnahme von Leiftungen 
nach den 8$3b, 5, 10 und 15 Ubf.1 Nr. 5 des 
Reichsleiſtungsgeſetzes berechtigt find, vom 20, Ok⸗ 
tober 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 2064); 


die Bekanntmachung von Bedarfsſtellen außer- 


halb der Wehrmacht, die zur Inanſpruchnahme 
von Leiſtungen nach dem Wehrleiſtungsgeſetz be— 
rechtigt ſind, vom30. Auguſt 1939&eichsgeſ etzbl.J 
S. 1541) 


die Bekanntmachung von Bedarfsſtellen außer- 


halb der Wehrmacht, die zur Inanſpruchnahme 
von Leiſtungen nach den $$3b,14 und 15 Abj. 1 
Nr.d des Neichsleiftungsgefeßes berechtigt find, 
vom13. Oktober 1939 (Reichsgejeßbl. I ©. 2034); 


. die Vorfchriften 


a) des Gejehes, betreffend die Quartierleijtung 
für die bewaffnete Macht während des Frie⸗ 
benszuftandes, vom 25. Juni 1868 (Bundes- 
gefeßbl. d. Nordd. Bundes ©. 523), 

b) des Gefjeßes über die Vergütung don Lei⸗ 
ſtungen für die bewaffnete deutſche Macht 
vom 12. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. I ©. 626), 

c) des Gejeßes über die Naturalleiftungen für 
die bewaffnete Macht im Frieden in der Faſ— 
fung vom 6. April 1925 Reichsgeſetzbl. I 
©. 44) 

und der zu ihrer Ergänzung und Anderung er- 

laffenen Vorſchriften in der Faſſung der Vor— 

läufigen Durchführungsbefanntmahung zum 

MWehrleiftungsgejeb vom 16. Juli 1938 (Reich8- 

minifterialbl. ©. 493); 


‚ die Pferdeergänzungsvorſchrift (OfdErg V) vom 


13. Auguft 1938 (Neichöminifterialbl. ©. 567); 


. die Kraftfahrzeugergänzungsvorfchrift (KfzErgV) 


vom13.Auguft 1938(Neihöminifterialbl. S.601); 

die NRunderlaffe des Neihsminifterd des Innern 

a) über Einquartierung von Wehrmachtangehd- 
rigen bei Juden vom 16. Juli 1938 (Mini- 
fterialbl. d. Reich8- u. Dreuß. Min. d. Innern 
©. 1180), 

b) über Vergütung für die Inanfpruchnahme 
von Unterkunft auf Grund des Wehrleiftungs- 
gejeßes vom 20. Januar 1939 (Minifterialbl. 
d. Neichs- u. Preuß. Min. d. Innern ©. 134), 


Berlin, den 18. November 1939. 


11. 


12, 


13. 
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e) über Auszahlung der Vergütung für auf 
Grund des Wehrleiftungsgejeßes in Anſpruch 
genommene Unterkunft, Verpflegung uſw. 
durch die VBedarfsftellen vom 3. Mai 1939 
(Minifterialbl. d. Reichs- u. Preuß. Min. d. 
innen ©. 1049); 


die drei Runderlaffe des Reichsminiſters des 
Innern über Vergütungsſätze für bie Inanſpruch⸗ 
nahme von Pferden und Beſpannfahrzeugen 
durch die Wehrmacht und durch Bedarfsftellen 
außerhalb der Wehrmacht vom 5. Auguft, 25. Au- 
guſt und 2. Dezember 1938 (Minifterialbl. d. 
Reichs- u. Preuß. Min. d. Junern S. 1301, 1403 
und 2080); 


der Runderlaß des Reichsminiſters de3 Innern 
über Ausführungsbeftimmungen für die Inan— 
ipruchnahme von Kraftfahrzeugen durch Be 
darföftellen der Wehrmacht und außerhalb der 
Wehrmacht auf Grund des Wehrleiftungsgejees 
und für die Heranziehung von Kraftfahrern vom 
5. April 1939 (Minifterialbl. d. Neicyd- u. Preuß. 
Min. d. Innern S. 811) und der Runderlaß zur 
Anderung diefes Nunderlaffes vom 28. Dftober 
1939 (Minifterialbl. d. Reichs- u. Preuß. Min. d. 
Innern ©. 2215); 


der Runderlaß des Generalbevollmächtigten für 
die Reichsverwaltung, des Chefs des Oberfom- 
mandos der Wehrmacht und des Generalbevoll- 
mächtigten für die Wirtſchaft über die Jnanfprud)- 
nahme ziviler Anftalten u.dgl. zur Einrichtung von 
Refervelazaretten vom 21. Oktober 1939 (Minifte- 
rialbl. d. Reichs u. Preuß. Min. d. Innern 9.2188). 


82 


Im Sinne des Reichsleiſtungsgeſetzes und ſeiner 


Durchführungsvorſchriften gelten in den eingegliederten 
Oſtgebieten 


a) als kreisangehörig die der Aufſicht des Landrats 


unterſtellten Gemeinden, 


b) als untere Verwaltungsbehörde der Landrat, in 


den nicht der Aufficht des Landrats unterjtellten 
Städten der Oberbürgermeiiter, 


c) als höhere Verwaltungsbehörde der Regierungs- 


präfident. 


Der Reih3minifterdes Innern 
Frick 
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Kennzehnte Verordnung zur Einführung ftenerrechtlicher Borjchriften 
in der Ditmarf, 


Bom 18, Nodember 1939, 


Auf Grund des Gefeges über die MWiedervereinigung Ofterreich8 mit dem Deutfchen Reich vom 13. März 
1938 (Reichögejegbl. I ©. 237) wird das Folgende verordnet: 


Gemeindegetränfeftenerverordnung für die Oſtmark 


81 

(1) Die Gemeinden in der Oſtmark find berechtigt, 
bom 1. Januar 1940 ab eine Gemeindegetränfefteuer 
auf Wein, weinäbnliche und weinbaltige Getränte, 
Schaumwein, ſchaumweinähnliche Getränfe, Trink: 
branntwein, Mineralwäfler und künſtlich bereitete 
Getränke fowie Kakao, Kaffee, Tee und andere Aus- 
züge aus pflanzlichen Stoffen zu erheben, ſoweit dieje 
Getränfe zum Verzehr an Ort und Stelle entgeltlich 
abgegeben werden. 

(2) Die Gemeindegetränfeftener darf nur einheitlich 
für jämtlide im Abf. 1 aufgeführten Getränfe er- 
hoben werden. Eine Ausdehnung auf andere Ge- 
tränke (.B. Bier, Mil) ſowie eine Freilaffung 
einzelner Getränfe ift unzuläffig. 


$2 

(1) Die Steuer beträgt mindeftens 5 vom Hundert 
und höchſtens 10 vom Hundert des Kleinbandels- 
preifes, 

(2) Der Steuerfaß muß für alle Getränfe qleid)- 
mäßig bemeffen werden. Bei der Berechnung der 
Steuer darf für übliche Beigaben, deren Preis her- 
fömmlicherweife im ‘reife für das Getränf mitent- 
halten ift 4.8. Zucker und Milch bei Kaffee, Sitrone 
bei Zee), nichts abgezogen werden; dagegen gehört 
das Bedienungsgeld nicht zum Kleinhandelspreis. 

(3) Die Gemeinden können mit den Steuerpflich- 
tigen Vereinbarungen über die zu entrichtende Steuer 
(4.B. über ihre Berechnung, Fälligkeit, Erhebung, 
Pauſchalierung) treffen, ſoweit dieje die Befteuerung 
vereinfachen und das ftenerliche Ergebnis bei dem 


Steuerpflichtigen nicht wejentlich verändern. Die Ver- | 


Berlin, den 18. November 1939, 


einbarungen bedürfen der Genehmigung der Auffichts- 
behörde. 
3 


(1) Die Stenerordnungen der Gemeinden bedürfen 
der Genehmigung der Auffichtsbehörde. 

(2) Die Steuerordnungen dürfen nur am Beginn 
eines Kalendermonats in Kraft gefegt werden. Ihnen 
darf feine rüchwirkende Kraft beigelegt werden. 


84 

Auf die Gemeindegetränkeſteuer finden die Vor— 
ſchriften der Reichsabgabenordnung mit Ausnahme 
derjenigen über die Rechtsmittel und die Beitreibung 
ſinngemäß Anwendung. Hierbei tritt an die Stelle 
des Finanzamts der Bürgermeiſter, an die Stelle 
des Oberfinanzpräſidenten die Gemeindeaufſichts— 
behörde und an die Stelle des Reichsminiſters der 
Finanzen der Reichsminiſter des Innern. Die er— 
kannten Gelditrafen fallen der Gemeinde zu. 


$5 

Die in der Oftmarf beitebenden VBorjchriften über 
die Erhebung von Gemeindefteuern, die in ihrem 
Mefen der Gemeindegetränfefteuer entiprechen, find 
für die Seit nad) dem 31. Dezember 1939 nicht mehr 
anzuwenden, Unberührt bleibt die Erhebung der 
Abgabenbeträge, bei denen die Steuerfhuld vor dem 
1, Januar 1940 entjtanden ijt. 


6 
Die Neicheminifter des Innern und der Finanzen 


erlaffen die zur Durchführung diefer Verordnung 
erforderlichen Vorſchriften. 


Der Reihsminifter des Innern 
In Vertretung 
Vfundtner 


Der Reichsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 
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Durchführungsverordnung über den Kriegszuſchlag auf Branntiweinerzeugnijje 
Bon 20. November 1939 


Auf Grund des $29 der Kriegswirtſchaftsverordnung 
vom 4. September 1939 (Reichögefeßbl. IS. 1609) und 
des $ 12 der Reichsabgabenordnung wird bierdurd) 
berordnet: 


1 
Beftandsfeititellung 

(1) Unternehmer, die Trinkbranntwein gegen Ent- 
gelt liefern, haben den Trinkbranntwein feitzuftellen 
und aufzuzeichnen, der bei ihnen am 27. November 1939 
4 Uhr am Morgen vorhanden ift und der mit der er- 
höhten Heftolitereinnahme gemäß $ 11 der Kriegswirt— 
ichaftsverordnung vom 4. September 1939 (Reichs- 
geſetzbl. I ©. 1609) noch nicht belaftet ift. Es ift der 
Trinkbranntwein hinzuzurechnen, den der Unternehmer 
nach dem 26. November 1939 empfängt, und der noch 
nicht mit der erhöhten Seltolitereinnahme oder mit dem 
Kriegszufchlag belaftet ift. 

(2) Die Unternehmer haben den Alkoholgehalt des 


Trinkbranntweinbeftandes (Abjat 1) in Litern reinen 
Alkohol zu errechnen. 


(3) Als Trinkbranntwein gilt auch der zur Her- 
ftellung von Trinkbranntwein beftimmte unverarbeitete 
Branntwein. Trinkbranntwein, auf den SHeltoliter- 
einnabme ($ 84 des Geſetzes Über das Branntwein- 


Berlin, 20. November 1939 


monopol vom 8. April 1922 — Reichögefeßbl.T S.405) 
nicht erhoben oder vergütet worden ift, bleibt außer 
Betracht. 
2 
Verfteuerung 

(1) Die Unternehmer haben den Trinfbranntwein- 
beftand und feinen Alkoholgehalt nad) einem Mufter, 
das ber ReichSminifter der Finanzen bejtimmt, dem 
Finanzamt fpäteftens am 10. Januar 1940 anzumelden. 
Sie haben gleichzeitig den auf den Beſtand entfallenden 
Kriegszufchlag auf Branntiweinerzeugniffe an Das 
Finanzamt abzuführen. 

(2) Der Kriegszufchlag beträgt eine Reichsmark für 
je einen Liter reinen Alkohol. 

(3) Es ift das gleiche Finanzamt wie für die Umſatz— 
fteuer des Unternehmers zuftändig. 


3 
Außerfrafttreten 
Die Verordnung zur Durchführung der Kriegsmirt- 
ichaftsverordnung vom 4. September 1939 (Neid) s- 
gejetbl. I S. 1762) tritt am 27. November 1939 außer 
Kraft. Der Kriegszufchlag ift vom gleichen Tag ab nicht 
mehr gejondert zu berechnen. 


Der Reihsminifterder Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtjchaft 
An Vertretung 


Poſſe 





Sechſte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung der Berordnung 
über das militärische Strafverfahren im Siriege und bei bejonderem Einjaß. 


Bom 21. November 1939, 


Auf Grund des $118 der Verordnung Über das mili- 
täriiche Strafverfabren im Kriege und bei befonderem 
Einfat (Kriegsftrafverfahrensordnung — KStVO) 
vom 17. Auguft 1935 (Reichögejegbl. 1939 I ©. 1457) 
wird verordnet: 

Artifell 


Hinter $ 48 der Kriegsitrafverfahrensordnung wird 
folgender Abjchnitt eingefügt: 


„Die Strafverfügung 
$ 48a 
Vorausjeungen und Inhalt der Strafverfügung 
(1) Der Gerichtöherr kann Geldftrafen oder Frei— 
heitöftrafen von höchitens drei Monaten ſowie die 
Einziehung oder die Bekanntmachung der Entjchei- 
dung durch eine Schriftliche Strafverfügung feſtſetzen. 
Die Strafverfügung muß die firafbare Handlung, 
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das angewendete Strafgefeß und die Beweismittel 
bezeichnen fowie den Hinweis enthalten, daß fie voll- 
ftrebar wird, wenn der Bejchuldigte nicht innerhalb 
von drei Tagen ($ 48b) Einfprud) erhebt. Die Straf- 
verfügung muß ferner angeben, bei wen ber Ein- 
Iprud) erhoben werden fann. 


(2) Die Verwahrung nad) $ 105 fann wegen einer 
durch) Strafverfügung feftgefegten Freiheitsſtrafe 
nicht angeordnet werben. 


$ 48b 


Bekanntgabe der Strafverfügung und Erhebung 
des Einſpruchs 


(1) Die Strafverfügung wird dem Bejchuldigten 
durch feinen nächſten Difziplinarvorgejeßten oder 
einen richterlichen Militärjuftizbeamten mündlich ver- 
fündet und ausgehändigt; dieje können darum auch 
einen Offizier oder Beamten erſuchen. Die Straf- 
verfügung kann aud) jchriftlicd) befanntgegeben wer- 
den. 


(2) Der Beichuldigte kann bis zum Ablauf des 
dritten Tages, der auf den Tag der Belanntgabe 
folgt, jchriftlich oder mündlich beim Gerichtsheren, 
feinem nächſten Difziplinarborgejeßten oder bei dem 
Dffizier oder Beamten, der ihm die Strafverfügung 
befanntgegeben bat, Einfprud) erheben: Der Ein- 
ſpruch ſoll begründet werden. 

(3) Auf den Einjpruch kann der Bejchuldigte vor 
Ablauf der Friſt verzichten. 


$ 48c 
Meldung über Bekanntgabe, 
Einſpruch und Verzicht 
(1) Wer die Strafverfügung befanntgegeben hat, 
meldet dem Gerichtsheren unverzüglich nach Ablauf 


der Einfpruchsfrift den Tag der Bekanntgabe und 
ob, wann und mit welcher Begründung der Bejchul- 


Berlin, den 21. November 1939. 
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digte Einfprud) erhoben hat. Wer nur den Einfpruch 
entgegengenommen bat, ftellt nach Möglichkeit feft, 
wann die Strafverfügung bekanntgegeben worden 
ift, und erftattet ebenfalls Die im Saß1 vorgefchriebene 
Meldung. War der Befchuldigte verhindert, recht- 
zeitig Einfpruch zu erheben, fo ift dies anzugeben. 
(2) Wer einen Verzicht des Beichuldigten auf den 
Einſpruch entgegengenommen bat, meldet dies un- 
verzüglich dem Gerichtsherrn. 


$ 48d 
Berfahren bei friftgerechtem Einſpruch 

Erhebt der Beichuldigte friftgerecht Einfpruch, fo 
tritt die Strafverfügung an die Stelle der Anklage- 
verfügung. Der Gerichtsherr verfügt den Zuſam— 
mentritt des Feldkriegsgerichts ($ 9), wenn er Die 
Strafverfügung nicht zurüdnimmt. Vor der Ent- 
ſcheidung kann er eine VBervollftändigung der Unter- 
ſuchung anordnen. 


$ 48e 

Berfahren bei nicht friftgerecdhtem Einſpruch 

(1) Erhebt der Befchuldigte bis zum Ablauf der Frift 
feinen Einfpruch oder legt er ihn verjpätet ein, fo 
wird die Strafverfügung rechtskräftig und volljtred- 
bar. 

(2) Ein Einfpruch, den der Beſchuldigte ohne fein 
Verichulden verfpätet erhebt, ift als friftgerecht zu 
behandeln.” 


ArtifellI 
$ 46 Abf. 1 Sat 3 der Kriegsftrafverfahrensordnung 


fällt weg. 


ArtifelM 
Die Verordnung tritt am 23. November 1939 in 


Kraft. 


Der Chefdes Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 
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Tag Inhalt Seite 
16.11.39 Verordnung zur Anderung der MWildverkehrsordnung. - «rennen rennen 2269 
18.11.39 Verordnung über die Neugeftaltung der Stadt Stettin. -...-rr--errere. 2269 
92.11.39 Verordnung zur Anderung der Durhführungsbeftimmungen zum Reichs: 

bewertungsgefeg und zum Mermögenfteuergefeß »-----rrrren rennen 2271 


Verordnung zur Änderung der Wildverfehtsordnung. 
Vom 16. November 1939. 


Auf Grund des $51 der Verordnung zur Aus- | weiteres an Stelle der Worte „des 15. Tages!’ Die 
führung des Reichsjagdgeſetzes vom 27. März 1935 | Worte „des 30. Tages“. 
Reichsgeſetzbl. I ©. 431) in der Faffung der Verord- 
nung vom 5. Februar 1937 Reichsgeſetzbl. I ©. 179, 


268) wird im Einvernehmen mit den beteiligten Reid)s- Artikel 2 
miniftern verordnet: Rt Diefe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
Artikel l in Kraft. Der Reichsjägermeifter beftimmt den Zeit- 


Im g26Abſ. 1 der Wildverkehrsordnung (WVO) vom | punkt ihrer Aufhebung. 
21. März 1936 (Reichsgejeßbl. I ©. 259) treten bis auf 


Berlin, den 16. November 1939. 


Der Reichsjägermeiſter 
In Vertretung 
Alper3 


DEE SEN TE Base ne a — —— — — 


Berordnung über die Neugeſtaltung der Stadt Stettin*). 
Bom 18, November 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Neugeftaltung 
deuticher Städte vom 4. Dktober 1937 (Neichsgefekbl. 1 
5.1054) und des Gefetes über einftweilige Maß— 
nahmen zur Ordnung des deutichen Siedlungsweſens 
vom 3. Juli 1934 Reichsgeſetzbl. I S. 568) wird 
in Ausführung des Erlaſſes des Führers und Reichs— 
kanzlers Über tädtebanliche Maßnahmen in der Stadt (2) Beftimmungen darüber, inwieweit die Stadt 
Stettin vom 31, März 1939 GKeichsgeſetzbl. IS. 698) Stettin von demjenigen, in deffen Intereſſe Die den 
im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern Schaden verurjachende Maßnahme überwiegend lag, 
verordnet: die Erftattung des gezahlten Betrags verlangen fann, 

bleiben vorbehalten. 


5) Su 83 des Beiehes 
— vom 4. Oktober 1937 


(1) Einen nad $ 3 Sat 2 des Gejeßed vom 4.08 
tober 1937 zu erfetzenden Schaden trägt Die Stadt 
Stettin. Der Anspruch ift durch Antrag an die höhere 
Verwaltungsbehörde ($ 1) geltend zu maden, 


72 


Zu den gg3un des Geſetzes 81 

vom 4. Oktober 1937 N) 9 Zu 6.4 des Gefehes 
Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des > | 3° vom 4. Oktober 1937 
Abi. 2 des Geſetzes vom 4. Dfitober 1937 tft der (1) Die Bebauung von Grundſtücken und Die Ver— 
Regierungspräſident in Stettin. änderung baulicher Anlagen wird nach 54 Abſ. 1 


— — — 


*) Betrifft nicht die Ditmart und Den Reichsgau Sudetenland. 
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des Geſetzes vom 4. Oktober 1937 im Einzelfall durd) 
die Baupolizeibehörde auf Verlangen des Gaufeiters 
unterfagt. 

(2) Gegen die Entſcheidung dev Baupolizeibehörde 
ift der Einfpruch zuläffig. Diefer ift innerhalb zweier 
Wochen ſchriftlich bei der Baubpolizeibehörde einzu: 
legen, UÜber den Einſpruch enticheidet die Baupolizei- 
behörde entipredhend Der erneuten Stellungnahme 
des Ganleiters endaliltig. 


SA 

AInnerbalb der nach $ 1 Abj. 2 des Gejehes vom 

4. Oktober 1937 beitimmten Bereiche qilt folgendes: 
1. An dem Verfahren nad) dem Gefek über die 

Aufichließung von Wohnfiedlungsgebieten vom 
22. September 1935 (Neichsaejeßbl. I S.659) 
ift auch zu prüfen, ob die Teilung oder die 
Veräußerung die Durchführung der ftädte- 
baulichen Maßnahmen erichiweren würde; ift 
dies der all, jo ift die Genehmiqung zu ver- 
jagen. 

2. Das Geſetz über die Aufſchließung von Wohn- 
fiedlunasgebieten 55 Nr. 2 findet Feine An- 
wendung, fofern die Teilungsaenehmiqung vor 
dem nfrafttreten dieſer Verordnung erteilt 
worden ift. Die Genehmigung nach SA des 
bezeichneten Geſetzes darf in dieſem Falle nur 
verjagt werden, wenn das Rechtsgeſchäft die 
Durchführung der ftädtebaulichen Maßnahmen 
erichweren würde. 

. Wird die Genehmigung wegen Erſchwerung 
der ftädtebaulihen Maßnahmen verjagt, To ift 
an Stelle der Beichwerde nad) dem Geſetz über 
die Aufichließung von Wohnjiedlungsagebieten 
S8 Ab. 2 der Einfprud zuläffia; $3 Abi. 2 
ailt entſprechend. 

4. Mit dem Antrag auf Genehmiguna nad Nr. 1 
oder 2 ift aud) der Inhalt des Vertrags mit- 
zuteilen. 

5. Das Verfahren ift foftenfrei. 


— 
—⸗ 2 


au 55 des Gefehes VF 
vom 4. Oktober 1937 55 
(1) Das Vorkaufsrecht ſoll nur ausgeübt werden, 
wenn der Erwerb des Grundſtücks zur Durchführuna 
der ftädtebaulicden Maßnahmen notwendig ift. 


(2) Die Ausübung des Vorkaufsrechts ift aus: 
aeichloflen, wenn 

a) dasReich, einLand oder die Nationalſozialiſtiſche 

Deutſche Arbeiterpartei an dem Rechtsgeſchäft 
beteiligt ſind, 

b) der Eigentümer das Grundſtück an feinen Ehe— 
gatten oder an eine Perſon verkauft, die mit 
ihm in gerader Linie verwandt oder ver: 
ſchwägert oder in der Geitenlinie bis zum 
zweiten Grade verwandt 1ft; 
das Grundſtück im Wege der Zwangsver— 
fteigerung oder durch den Konkursverwalter 
veräußert wird, oder wenn es fi) um Rechts— 
geichäfte handelt, welche die Umwandlung von 
Bruchteildeigentum in Gejamtbhandseigentum 
oder das Umgefehrte zum Gegenftand haben, 


—— 
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$6 

(1) Die Frift zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
beträgt ſechs Wochen von dem Tage ab, an dem Die 
Mitteilung über den Inhalt des abgefchloffenen Kauf 
vertrags der für Die Enticheidung nad) S 4 zuftändi- 
gen Behörde zugegangen iſt (S A Nr. 4). 

(2) Die Erklärung, daß das Vorkaufsrecht aus: 
geübt wird, hat zufammen mit dem Genehmigungs- 
beiheid nach $ 4 zu erfolgen; nad) deſſen Bekannt— 
gabe ift die Ausübung des WVorkaufsrechts aus 
geſchloſſen. 

(3) Hat die Stadt Stettin einen anderen Vorkaufs 
berechtigten bezeichnet, ſo kann das Vorkaufsrecht für 
dieſen nur durch den Oberbürgermeiſter der Stadt 
Stettin ausgeübt werden. 


57 


(1) Das Vorkaufsrecht hat den Vorrang vor allen 
anderen Vorfaufsrechten. Es bedarf zu feiner Er 
haltung gegenüber dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nicht der Eintragung in das Grundbuch. 

(2) Auf das Vorkaufsrecht find die Vorjchriften 

des Bürgerlichen Geſetzbuchs in den SS 504 bis 509, 
5512 und $ 1098 Abf. 2 entfprechend anzuwenden. 
Das Vorkaufsrecht erſtreckt ſich auch auf das mit- 
verfaufte Subehör. 
(3) Hat der Käufer eine Nebenleiftung übernommen, 
die nicht in Geld zu ſchätzen ift, jo hat der Eigen: 
timer dem Vorfaufsberechtiaten aegenüber feinen 
Anſpruch auf die Erfüllung diefer Nebenleiftuna und 
der Vertragsftrafen, die zu ihrer Erfüllung aus 
bedungen find. 

(1) Erwirbt die Stadt Stettin oder der von ihr 
bezeichnete Berechtigte in Ausübung des Vorkaufs 
rechts ein Grundſtück, jo erlöfchen fonftige Vorkaufs 
rechte und Vormerkungen, die ein Recht auf Auf 
laſſung erhalten follen (Bürgerliches Geſetzbuch $ 883). 
Soweit die Inhaber der erlöſchenden Nechte hier— 
durch einen VBermögensnachteil erleiden, find fie von 
dem Borlaufsberechtigten angemeffen zu entfchädigen; 
bei Streit über die Entihädigung enticheiden die 
ordentlichen Gerichte, 


we. Bu 8 10 Ab. 1 des Geſetzes 
8 8 vom 4. Oktober 1937 


Soll Erbhofland enteignet werden, fo hat die höhere 
Verwaltungsbehörde ($ 1) eine Enticheidung des An 
erbengerichts darüber herbeizuführen, wieweit durch 
die Enteignung die Lebensfähigkeit des Erbhofs be- 
einträchtiat wird. Das Anerbengericht joll vor der 
Enticheidung den Kreisbanernführer hören. Gegen 
die Enticheidung des Anerbengerichts ift nur die ſo— 
fortige Bejchwerde des Kreisbauernführers und gegen 
die Entſcheidung desErbhofgerichts nur die fofortige 
weitere Bejchwerde des Landesbauernführers zuläſſig. 
Die Anerbenbehörden haben das Verfahren tunlichit 
zu bejchleunigen. Das Verfahren ift Eoftenfrei. 


59 
(1) Jeder Bau, der in der Stadt Stettin mit 
einem umbauten Raumbedarf von über 20000 Rubif- 
metern geplant wird, ift rechtzeitig bei der vom Gau— 
leiter bejtimmten Stelle anzumelden, 
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(2) Der Gauleiter kann für einen ſolchen Bau den 
Bauplatz innerhalb eines nad) $ 1 bj. 2 des Geſetzes 
vom 4. Oktober 1937 beftimmten Bereichs beftimmen. 

Ss 10 

(1) Innerhalb der nad $1 bj. 2 des Geſetzes 
vom 4, Dftober 1937 beftimmten Bereiche können 
Grundftücsteile im Grundbud) ſchon dann abgeichrie- 
ben werden, wenn fie in dem amtlichen Nerzeichnis 
(Srundbuchordnung $ 2 Abj. 2) ohme örtliche Feſt— 
legung der neuen Grenzen nach den endgültigen Be— 
bauungsentwürfen durch Sonderung nad) der Karte, 
die die fichere Übertragung der Grundſtücksgrenzen 
in die Srtlichfeit geſtattet, vorläufig ausgewiejen 
find, und wenn die Möglichkeit beftebt, die endgültig 
jeftgeftellten Grenzen des Rereichs einwandfrei in Die 
Ratafterkfarte einzutragen. Als Unterlage für Die 
Abjchreibung und Bezeichnung der Grundftüdsteile 
im Grundbuch ift in diefem Falle dem Grundbud)- 
amt ein von der Katafterbehörde beglaubigter Aus: 
zug nebſt Handzeichnung mit den vorläufigen An— 
gaben des amtlichen Verzeichniſſes einzureichen. Auf 
dieſem Auszug bat die K atafterbehörde zu bei cheinigen, 
daß der Auszug den im Sab 1 genannten Anforde: 
rungen genügt. 

(2) Sind die Grundftidsteile in dem amtlichen 
Rerzeihnis endgültig nachgewiejen, jo ift erforder 
lichenfalls das Grundbud von Amts wegen zu be 
richtigen. 

(3) Ergeben fid) bei der endgültigen Nachweiſung 
in dem amtlichen Verzeichnis andere Flächenmaße ala 
nad) den vorläufigen Feſtſtellungen, io fünnen bier- 
aus Ansprüche gegen die Grundbud)- und Vermeſ— 
iungsbehörden nicht hergeleitet werden. 


s1l 

Die Dritte Verordnung Über die Neugeftaltung 
der Neichshauntftadt Berlin vom 23. April 1935 
Reichsgeſetzbl. ©. 410) findet in der Stadt Stettin 
entfprechende Amvendung. An die Stelle des Volizei- 
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präfidenten in Berlin tritt die höhere Verwaltungs- 
behörde ($ 1), an dieStelle des Seneralbauinfpektors 
für die Reichshauptſtadt dev Gauleiter. 


$12 


innerhalb der nad) $1 Abi. 2 des Geſetzes vom 
4. Dftober 1937 beftimmten Bereiche können im Ver— 


fahren nad) den $$ 13 und 14 dDiefer Verordnung 


luchtlinien aufgehoben und öffentliche Wege ein 
gezogen werden, joweit die Aufhebung oder Ein. 


ziehung zur Durchführung der ftädtebaulihen Maß 
nahmen exforderlid) ift. 


$ 13 

(1) luchtlinien werden auf Verlangen des Gau— 
leiter8 durch Beſchluß des Dberbürgermeifters auf 
gehoben. Der Beſchluß iſt öffentlich befanntzumacjen 
oder den beteiligten Grunditüdseigentümern mitzu 
teilen. Die Wlanunterlagen jollen zu jedermanns 
Einficht offengelegt werden. 

(2) Gegen den Beſchluß ijt der Einjpruch zuläflig. 
Der Einfpruch ift innerhalb zweier Wochen jeit der 
öffentlichen Bekanntmachung oder dei Mitteilung 
ichriftlich bei dev Behörde einzulegen, die den Be 
ſchluß erlaffen hat. Dieje enticheidet entſprechend der 
erneuten Stellungnahme des Gauleiters endaliltig. 


Ss 14 


(1) Öffentliche Wege werden auf Verlangen des 
Hanleiters durch Beſchluß dev Wegepolizeibehörde 
eingezogen. Soweit für den Weg Fluchtlinien be 
jtehen, hat ihre Aufhebung vorherzugehen. Der Be— 
ſchluß iſt öffentlich bekanntzumachen. 

(2) $ 13 Abf. 2 gilt entſprechend. 

(3) DerGemeingebrauch an den eingezogenen Wegen 
bleibt bis zu dem Zeitpunkt zuläjlig, den die Wege— 


polizeibehörde im Benehmen mit dem Gauleiter be- 
ſtimmt. 


Der Reichsarbeitsminiſter 


Franz Seldte 


—— — — — — — — 


a — — — — 


Berordnung zur Anderung 
der Durchführungsbeſtimmungen zum Reichsbewertungsgeſetz amd zum Vermögenſteuergeſetz“) 


Vom 22. November 1939 
Auf Grund dev SS 12 und 13 der Reichsabgabenordnung wird hierdurd) verordnet: 


Artikel 


änderung der Durchführungsbeftimmungen 
zum Reichsbewertungsgefet 


Die Durchführungsbeſtimmungen zum Reichs— 
bewertungsgefetz für die Bewertung des Vermögens 
nach dem Stand vom 1. Januar 1935 (RBew DB 
1935) vom 2. Februar 1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 81) 
werden wie folgt geändert: 


1. a) Die Überfchrift erhält die folgende Faſſung: 
„Durchführungsverordnung 

zum Reichsbewertungsgeſetz RBewDVB; 

b) Die Einleitung erhält die folgende Faſſung: 

„Auf Grund dev SS 12, 15 und 220 

Differ 2 der Neihsabgabenordnung und auf 

Grund der in Betracht fommenden Ermäd) 

tigungsvorſchriften des Reihsbewertungs 
aefeßes wird hierdurch verordnet!” 


=) Betrifft nicht die Oſtmart und die jubetendeutjchen Gebiete. 


IINIIMUINNN I 
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2. $1 erhält die folgende Faſſung: 


„S1 


Neue Bewertung 


(1) Auf den 1. Januar 1940 findet eine 
Hauptfeftitellung der Einbeitäwerte (S 21 des 
Geſetzes) für Die wirtichaftliden Einheiten des 
Betriebövermögend und eine Ermittlung des 
Werts des Gejamtvermögens ($ 73 des Ge- 
jeßes) und des Inlandsvermögens (S 77 des 
Geſetzes) ftatt. 


(2) Für die wirtichaftlichen Einheiten des 
land» und forftiwirtichaftlichen Vermögens und 
des Grundverinögeng, für die Betriebsgrund— 
ftüce und für die Gewerbeberedhtigungen fin- 
det eine Hauptfeftitellung der Einbeitäwerte 
(S 21 des Gejeßes) bis auf weiteres nicht ftatt. 
Für Diefe wirtichaftlichen Einheiten (Unter— 
einbeiten) verbleibt e8 bei den Einheitswerten, 
die bei der Hauptfeftitellung auf den 1. Januar 
1935 oder bei einer Fortſchreibung oder Nach— 
feftitellung auf einen fpäteren Zeitpunkt feit- 
geftellt worden find.” 


. Hinter dem $2 wird der folgende S 2a ein- 
gefügt: 


„Ss 2a 
Wertarenzen bei der Fortſchreibung 


Der Einheitöwert wird abweichend von $ 22 
Abſatz 1 Sätze 1 bis 3 des Geſetzes neu feit- 
geſtellt (Wertfortſchreibung) 

l. bei einem land- und forſtwirtſchaftlichen 
Betrieb, einem Grundftüd oder einem Be- 
triebsgrundftüd, wenn der Wert, der id) 
für den Beginn eines Kalenderjahrs ergibt, 

entweder um mehr als ein Swangigjtel, 
mindeftens aber um 100 Neichamarf, 
oder um mehr als 100 000 Reichsmark 


von dem Einheitswert des lebten Feſt— 
ftellungszeitpunfts abweicht; 


ID 


. bei einem gewerblichen Betrieb oder einer 
Gemwerbeberedhtigung, wenn der Wert, der 
ih für den Beginn eines Kalenderjahres 
ergibt, 

entweder um mehr als ein Fünftel, min— 
deſtens aber um 1000 Reichsmark, 
oder um mehr ala 100 000 Reichsmarf 


von dem Einheitswert Des lebten Feſt— 
ftellungszeitpunfts abweicht.” 


4. Im $3 


a) erhält die Überfchrift die folgende Faſſung: 
„Bermögensvergleich bei der Fortſchreibung“ 

b) werden im Abſatz 1 die Worte „im $ 22 
des Geſetzes“ geftrichen; 

c) wird Abſatz 2 geftrichen. 
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5. Hinter dem $3 wird der folgende $ 3a eingefügt: 


„$ 3a 


WertverhältniſſebeiFortſchrei— 
bungenundbei Nachfeſtſtellungen 


Bei Fortſchreibungen und bei Nachfeſtſtellungen 
der Einheitswerte für Grundbeſitz (622 und 23 
des Geſetzes) find der tatfächliche Zuftand des 
Grundbefites(Beftand,baulicheBerhältniffe ufw.) 
vom Fortſchreibungszeitpunkt oder vom Nach— 
feftitellungszeitpunft und die Wertverhältniſſe 
vom 1, Jannar 1935 zugrunde zu legen.” 


. Im 813 Abſatz 2 Siffer 1 wird das Wort 


„Ddland” erjegt durdy das Wort „Abbauland”, 


. Im $ 22 wird das Wort „Weinbaubetriebe” 


erjeßt durd) das Wort „Weinbaulagen”, 


. Im 8 33 


a) wird in der Überichrift vor $ 33 das Wort 
„Bewertungsmaßftäbe” erſetzt duch das 
Wort „Bewertungsgrundlage”; 

b) wird unter $ 33 die UÜberjchrift eingefügt: 
rn deren Bebauung abgejchlofien 
iſt“/ 

c) wird Abſatz 3 geftrichen; 

d) erhält der bisherige Abſatz 4 die Bezeich— 
nung Abſatz 3. 


. Hinter dem $ 33 wird der folgende $ 33a ein- 


gefügt: 
„S 33a 


Grundbeſitz im Zuftand der Bebauung 


(1) Bei Grundjtücen, die fi) am Feftitellungs- 
zeitpunft (Abſätze 2Z der SS 21 bis 23 des Ge: 
jeßes) im Zuſtand der Bebauung befinden, ift 
nur der Grund und Boden zu bewerten. Die 
Koſten, Die für die Baulichfeiten bis zum Feſt— 
ftellungszeitpunft entitanden find, bleiben außer 
Betracht. 


(2) Befinden ſich auf einem folchen Grund: 
ſtück (Abſatz 1) bereits bezugsfertige Gebäude, 
jo ift nur der Grund und Boden einichließlich 
der bezuasfertigen Gebäude zu bewerten. Die 
Koſten, die für die im Bau befindlichen Gebäude 
oder Gebäudeteile G.B. Anbauten oder Zu— 
bauten) bis zum Feſtſtellungszeitpunkt entitan- 
den find, bleiben außer Betracht. Ein Gebäude 
iſt als bezugsfertig anzufeben, wenn der Bau 
jo weit gefördert ıft, daß Den zufünftigen Be 
wohnern oder jonftigen Benutzern des Gebäu— 
des zugemutet werden kann, das Gebäude zu 
beziehen. 


(3) it ein Grundftüd, das fich im Juftand 
der Bebauung befindet, bei der Ermittlung des 
Geſamtwerts eines gewerblichen Vertriebs, bei 
der Bewertung des Geſamtvermögens oder bei 
der Bewertung des nlandsvermögens anzu- 
jegen (5 66 Abſatz 4, 873 Abjab 3 und $ 77 
Abſatz 3 des Geſetzes), jo iſt neben dem Einheits— 
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wert nad) Abfat 1 oder 2 für diefe Zwecke ein 
befonderer Einheitswert feſtzuſtellen. Dabei 
find zu dem ſich aus Abjab 1 oder 2 ergebenden 
Mert die Koften Hinzuzurechnen, die für die 
im Bau befindlihen Gebäude oder Gebäude: 
teile (3. B. Anbauten oder Zubauten) bis zum 
Feftftellungszeitpunft entjtanden find. 


(4) Die Abſätze 1 bis 3 gelten für land» umd 
forftwirtichaftliche Betriebe (68 29, 45, 47, 48 
und 49 des Gefetzes) entiprechend, ſoweit im 
Rahmen der Bewertung des Betriebs fiir Ge- 
bäude ein befonderer Wert anzufegen iſt.“ 


10. 838 wird geſtrichen. 


11. Im $ 39 wird die Zahl 38 erſetzt durch Die 
Zahl 37. 


12. An Stelle des durch $ 66 der Verordnung vom 


1. Juli 1937 (Reichsgeſ etzbl. IS. 733) geftrichenen 
$ 45 wird der folgende neue 8 45 eingefügt: 


„Ss 45 
Grundfiüde mit Gebäuden von unter- 
geordneter Bedeutung 


Befinden fi) auf einem Grundſtück Gebäude, 
deren Swedbeftimmung gegenüber der Zweckbe— 
ftimmung des Grund und Bodens von unterge- 
ordneter Bedeutung ift, jo gilt das Grundftüd 
als unbebaut im Sinn des $ 53 des Geſetzes. 
Die Gebäude find bei der Ermittlung des Ein- 
heitswerts mit zu berüdfichtigen, ſoweit fie den 
Mert des Grundſtücks erhöhen.” 


13. Sinter dem $ 52 wird der folgende $ 52a ein— 
gefügt: 
„zu $ 62 des Gejeßes 
$ 52a 
Gefchäftsguthaben bei Genoſſenſchaften 


Vom Rohvermögen ſind außer den im 862 
Abſatz 1 des Geſetzes bezeichneten Schulden aud) 
die Geſchäftsguthaben der Genoſſen bei den 
folgenden Genoſſenſchaften abzuzieben: 


1. bei Kreditgenoſſenſchaften, die Kredite aus— 
ſchließlich an ihre Mitglieder gewähren, 


2. bei Genoſſenſchaften der gewerblichen Wirt— 
ſchaft, ſoweit ſich der Geſchäftsbetrieb er— 
ſtreckt: 

a) auf die gemeinſchaftliche Benutzung 
von Betriebseinrichtungen oder Be— 
triebsgegenftänden, Die der techniſchen 
Durchführung des Betriebs dienen, 
oder 


b) auf die Bearbeitung oder Die Ver: 
wertung don gewerbliden Erzeug- 
niffen, die die Mitglieder entiweder 
ſelbſt hergeſtellt, bearbeitet oder ver— 
arbeitet haben; 


3, bei Marengenofjenfhaften, deren Rohver— 
mögen nicht mehr als 300 000 Reichsmark 
beträgt.” 
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14. 


15. 


16. 


17. 


Die Überſchrift vor $ 53 wird geftriden. 
Hinter dem 8 53 wird der folgende $ 53 a ein- 


gefügt: 
„Zu $$ 62 und 74 des Geſetzes 
53a 
Steuerſchulden 


(1) Steuerſchulden ſind nad) 862 Abjab 1 
oder 874 Abjat 1 Siffer 1 des Geſetzes nur 
abzuziehen, wenn ihr Abzug vom Steuerpflich— 
tigen beſonders geltend gemacht wird. 

(2) Der Abzug von Schulden aus laufend 
veranlagten Steuern bängt außerdem davon 
ab, daß Die Steuern entweder 

1. ſpäteſtens im Feſtſtellungszeitpunkt oder 
im Veranlagungszeitpunkt fällig geworden 
ſind, oder 
— bei ſpäterer Fälligkeit — für einen 
Zeitraum erhoben werden, der ſpäteſtens 
im Feſtſtellungszeitpunkt oder im Weran- 
lagungszeitpunkt geendet hat. 

Für Betriebe, deren Einbeitswert nad) $ 63 
Abſatz 3 des Geſetzes auf den Abſchlußzeitpunkt 


—X 
* 


ermittelt wird, iſt ftatt des Feftftellungszeit- 
punkts der Abjehlußzeitpunti maßgebend.” 


Die Abſchnittsüberſchrift vor S 56 „LV. Son: 
ftiges Vermögen” erhält die folgende Faſſung: 
„IV. Sonjtiges Vermögen, Gef amtvermögen 
und Inlandsvermögen“ 


Die $$ 56 bis 58 erhalten die folgende Faſſung: 
„Ss >6 | 
Bewertungsitihtag 


Als Stichtag für die Feſtſezung bon Steuer: 
furdwerten ($ 70 des Gejetes) für Mertpapiere, 
Anteile und Genußicheine an inländifchen und 
ausländiſchen KRapitalgefelliehaften wird Der 
30. Auguft 1939 bejtimmt. Im übrigen ver- 
bleibt es bei dem Stichtag, der ſich aus $ 69 Ab— 
fäben 1 und 2 des Geſetzes ergibt. 


S 57 
. Bemwertungsgrundlage 


(1) Für die Bewertung von Wertpapieren, An- 
teilen und Genußfcheinen gilt da8 folgende: 


1. Sind Steuerkurswerte feitgefeßt worden, 
fo find diefe Steuerkurswerte maßgebend 
(S 70 Abjat 1 des Gejekes); 

>. Sind feine Steuerfturäwerte feitgefeßt wor— 
den, befteht jedoch im Inland ein amtlicher 
Kuürswert, fo ift diejer Kurswert maß 
gebend ($ 13 Abjab 1 des Geſetzes); 

3. Beſteht weder ein Steuerkurswert noch ein 
amtlicher Kurswert im Inland, jo iſt der 
gemeine Wert maßgebend ($ 13 Abjat 2 
des Geſetzes). 

(2) Der nach Abſatz 1 maßgebende Mert darf 

weder um einen Abichlag für laufende Dividen- 
den vermindert noch um einen Zuſchlag für lau- 


fende Zinſen erhöht werden. 
578 
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s 58 
Bewertung von Mebrftimmrecdhtsaftien 

(1) Iſt bei Mehrjtimmrechtsaftien, für die 
fein Steuerkurswert fejtgejeßt iſt, das an- 
gemeſſene Entgelt, das im Fall ihrer Einziehung 
gewährt wird, entweder durch die Sabung 
oder durch Beſchluß der Hauptverfammlung 
z. B. auf Grund des SS der Dritten Durch— 
führunasverordnung zum Aktiengeſetz vom 
21. Dezember 1938, Reichsgeſetzbl. I S. 1839) 
beftimmt worden, fo find die Aftien mit dieſem 
Betrag anzuießen. 

(2) In den Fällen, in denen weder ein 
Steuerfurswert bejteht, nody ein angemefjenes 
Entgelt im Sinn des Mbjabes 1 bejtimmt 
worden ift, hat die Gejellichaft dem Finanzamt 
auf Berlangen einen Vorſchlag für die Bewer: 
tung der Mebrftimmrechisaftien zu madyen.” 


Die Überichrift vor S 59 wird aeftrichen. 


859 erhält die — des bisherigen 858 
init Der M tapgabe, daß im Abſatz 1 Die Worte 
„($ 57 Abjaß 1 Ziffern 1 bis 4)” erſetzt werden 
durch Die Worte „ISIS 57 und 58). 


Ni 


ie SS 60 bis 62 erhalten die folgende Faſſung: 
„2. Feſtſetzung von Steuerfuräwerten 
s 60 
Vorausießung für Die Feſtſetzung 
von Steunerfurswerten bei inländiſchen 
Aktien ufw. 
Steuerfurswerte fin Aktien, Kuxe, jonftige 
Anteile und Genußſcheine an Iinländiichen ir 
talaefellichaften find nur feituießen, wenn Die 
Aktien ufw. in der Zeit vom 2. Januar bis 
zum 30. Auguſt 1959 tatlächlidy umgeſetzt wor- 
den find. 84 
8561 


Steuerfur: — —— nt 
in beſonderen Fällen 
Beſtehen bei einer inländiſchen Geſellſchaft 
neben der gewöhnlichen ——— für die 
ein Steuerkurswert feſtgeſetzt iſt, andere Aktien— 
gattungen oder Genußſcheine, für die ein Steuer: 
furswert nicht feſtgeſetzt ift, jo it für Diele 
nach Maßgabe des S 62 der Steuerfurswert 
aus dein für die gewöhnliche Stammaftie feit- 
geſetzten Steuerfurswert abzuleiten. 
S 62 
Ableitung der Steuerfurswerte 
(1) In den Fällen des $ 61 gilt als Steuer 
furswert: 
1. für Vorzugsaftien und für Schußaftien der 
volle Steuerkurswert, 
2. für Norratsaftien 10 vom Hundert des 
Steuerkurswerts, 
3. für junge Aktien 90 vom Hundert des 
Stenerkurswertg, 
I. für Genußfcheine 50 vom Hundert Des 
Steuerfurawerts 
der gewöhnlichen Stammatftie. 
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(2) Für Genußfcheine, Die nicht auf einen 
beſtimmten Nennbetrag lauten, findet eine Ab— 
leitung des Steuerfurswerts aus dem für die 
gewöhnliche Stammalftie feſtgeſetzten Steuer- 
furöwert nicht ftatt. 

(3) Für Mehrftimmrecdtsaftien gilt $ 58.” 


. $ 74 erhält die folgende Faſſung: 


„zu 8$ 73 und 77 des Gejeßes 


c) Wirtfhaftsgüter, deren Erhaltung 
im öffentliden nterefie liegt 


s 74 

(1) Grundjtüde und ſolche beiweglidyen 
Gegenftände, die zum fonitigen Vermögen ge 
hören, find mit 40 vom Hundert des an 10 
maßgebenden Werts anzufegen, wenn ihre E 
haltung wegen ihrer Bedeutung für Kunſt, Se. 
ichichte oder Wiffenichaft im öffentlichen Inter: 
eſſe liegt. 

(2) Wirtfchaftsgüter der im Abjaß 1 be. 
zeichneten Art find mit 20 vom Hundert de3 
an fid) maßgebenden Werts anzufeßen, wenn 
fie in einem den Verhältniſſen entjprechenden 
Umfang den Sweden der Forſchung oder 
der Wolfsbildung nutbar gemacht werden. In 
aleicher Weife find Grundſtücke ‚anzufeßen, die 
für Zwecke der Volkswohlfahrt der Allgemein 
heit zur Benußung zugänglid gemacht ind 
und deren Erhaltung im öffentlichen Intereſſe 
liegt. 

(3) „sl Grundftüde gelten die Abjäte 1 
und 2 nur dann, wenn die jährliden Koften 
in % Regel die erzielten Einnahmen und die 
jonftigen Vorteile überfteigen.” 


2. Am 877 Abjab 1 werden Dinter den Worten 


‚zu zerlegen” eingefügt die Worte „, jomweit 
nicht für land- und forftwirtichaftliche Betriebe 
ein Steuerausgleich zwifchen Den Gemeinden 
jtattfindet ($S 37 der Verordnung zur Durch 
führung des Grundſteuergeſetzes vom 1. Juli 
1937, Reichsgeſetzbl. I ©. 733)”. 


Im 8 78 werden die Abjäbe 2 und 3 geftrichen. 


Im 885 Abfab 1 wird der zweite Sab ge 


ſtrichen. 


5. Im $86 Abſatz 2 wird der vierte (letzte) Sat 


aeftrichen. 
Die SS 87 und 88 erhalten die folgende Faſſung: 


„VI. Übergangs: und Schlußbeftimmungen 
$ 87 
Geltungsbereich der Durchführungs— 
berordnung 

Soweit die Beltimmungen diefer Verordnung 
den Erſten Teil des Geſetzes (Allgemeine Be 
wertungsporichriften) betreffen, gelten fie, wie 
DET Erſte Teil des Geſebes ſelbſt, für die 
Steuern des Reichs, der Länder, der Gemeinden, 
der Gemeinbeverbände und Der NReligionsaefell 
ichaften des öffentlihen Rechts, ſoweit fich nicht 
aus den Steuergeſetzen etwas anderes eraibt. 
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$ 88 
Inkrafttreten 

Die Beſtimmungen dieſer Verordnung in 
der Faſſung der Verordnung vom 22. November 
1939 (Reichsaefeßbl. I S. 2271) find eritmalig 
bei der Bewertung des Vermögens ($ 19 des 
Gejehes) nad) dem Stand vom Beainn De? 
1. Januar 1940 anzuwenden.‘ 


27. Die 88 89 bis 91 werden geftrichen. 


Änderung der Durchführungsbeftimmungen 


Die Durhführungsbeftimmungen zum Bermögen- 
ſteuergeſetz für Die Nermögenfteuerveranlagung nad) 
dem Stand vom 1. Januar 1935 (VSIDB 1935) 
vom 2. Februar 1935 GReichsgeſetzbl. I S. 100) wer: 
den wie folgt geändert: 


1. a) Die Überjchrift erhält die folgende Jallung: 


2. Der bisherige $ 8 wird erſetzt durch die folgen— 


Artikel ll 


sum Bermögenfteuergefet 


„Durcführungsverordnung 
zum Vermögenſteuergeſetz (VBSDV)’; 
b) Die Einleitung erhält die folgende Faſſung: 
„Auf Grund des $ 12 der Reichsabgaben— 
ordnung und auf Grund des 59 Abjab 1 
Siffer 7 und des $ 22 des Vermögenfteuer- 
gejeßes wird hierdurch verordnet!” 


den neuen SS 8 und Sa: 


„au SS5, 5a und 11 des Geſetzes 
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Haushaltsbeſteuerung 


(1) Zum Haushalt des Steuerpflichtigen ge— 
hören minderjährige Kinder und andere minder— 
jährige Angehörige im Sinn von $ 10 Ziffern 
3 bis 6 des Steueranpaflungsgefeßes Dann, 
wenn fie bei einheitlicher Wirtichaftsführung 
unter Leitung des Steuerpflichtigen deſſen Woh— 
nung teilen oder ſich mit ſeiner Einwilligung 
außerhalb ſeiner Wohnung nicht zu Erwerbs 
zwecken, ſondern zu Zwecken der Erziehung oder 
Ausbildung im Inland oder im Ausland auf 
halten. Diefe Vorausſetzung iſt z. B. erfüllt 
bei minderjäßriaen Angehörigen des Reichs: 
arbeitädienites (bis zum außerplanmäßigen 
Truppführer oder bis zur außerplanmäßigen 
Gehilfin einfchließlich) und bei Mehrmadts- 
angehörigen (bi8 zum GSefreiten oder bei 
Fabnenjuntern Dis zum Dberfähnrih ein 
ſchließlich). 

(2) Verheiratete minderjährige Kinder und 
andere verheiratete minderjährige Angehörige 
im Sinn von $ 10 Ziffern 3 bis 6 des Steuer— 
anpaſſungsgeſetzes, die dem Haushalt eines 
Steuerpflichtigen angebören, find nicht mit 
dem Haushallsvorſtand, fondern mit ihrem 
Ehegatten zufammen zu veranlagen, wenn beide 
Ehegatten unbefchränft fteuerpflichtig find und 
nicht dauernd getrennt leben ($ 11 Abjak 1 des 
Geſetzes). 











(3) Sind die Vorausſetzungen dev Zuſam— 
menveranlagung mit minderjährigen Kindern 
oder mit anderen minderjährigen Angehörigen 
($ 10 Siffern 3 bis 6 des Steueranpaſſungs— 
geſetzes) bei einem Steuerpflichtigen gegeben, 
der zuin Haushalt einer anderen Perſon ge 
hört, mit der ex nicht zuſammen zu veranlagen 
ift, jo werden die Kinder oder die anderen An 
gehörigen nur mit dem Steuerpflichtigen, nicht 
init dem Haushaltsvorſtand, zulammen ver 
anlaat. $ 8a 

Freibeträge 

(1) Im Fall des HS Abjak 2 ſtehen dem 
Haushaltsvoritand Freibeträge für die Kinder 
oder für Die anderen Angehörigen nur dann zu, 
wenn er überwiegend die Koften des Unterhalt: 
und der Erziehung tragt. 

(2) Am Fall des SS Abjak 3 jtehen dem 
Steuerpflichtigen Freibeträge für Die Kinder 
oder für die anderen Angehörigen zu. Daneben 
jtehen aud) dem Haushaltsvoritand für fie Frei 
beträge zu, wenn er überwiegend die Koſten des 
Unterhalts und der Erziehung trägt. 

(3) Als Berufsausbildung im Sinn des 535 
Abſatz 1 Ziffer 3 des Geſetzes ailt auch die Aus— 
bildung in der Hauswirtichaft gegen Yehr- oder 
Schulgeld, die Zugehörigkeit zum Reichsarbeits 
dienſt (bis zum außerplanmäßigen Trupp 
führer oder bis zur außerplanmäßigen Gehilfin 
einſchließlich) und die Zugehörigkeit zur Wehr 
macht (bei Fahnenjunfern bis zum Oberfähn 
vie) einschließlich und bei anderen Wehrmachts 
angebörigen bis zum Gefreiten einſchließlich).“ 


. Ims9 


a) werden im Abjab 1 binter den Worten „um 
mehr als den fünften Teil des urſprünglichen 
Vermögens” eingefügt die Worte „(oder 
um mehr als die fonſt vorgeſchriebenen Re 
träae)”; 


b) erhält Abſatz 2 Ziffer 1 die folgende Faſſung: 


„L. bei unbeichräntt ftenerpflichtigen natür 


lichen Perſonen: 

Bei dem Mermögnensveraleich bleiben 
die Freibeträge (SS 5 und Ja des Geſetzes) 
außer Betracht. Es ift alfo in jedem Fall 
das neue Geſamtvermögen mit dem ur— 
ipriinglichen Gefamtvermögen zu ver 
aleichen. Das Vermögen eines Abkömm 
lings, für den ein Freibetrag auf Grund 
des Sda Abſatz 2 Sab? des Gefeßes ge 
währt wird, ift in den Vermögensver 
aleich einzubeziehen; 

ec) werden im Abjab 2 Siffer 2 Die Worte „Ss 1s 
Abſatz 1 Sat 2,” geitrichen. 


‚ m $12 erhält Abjab ] Teil I die folgende 


Faſſung: 
„I. natürliche Perſonen: 
1. Verheiratete oderVerwitwete (mit Nusnabme 
der unter Ziffer 3 Bezeichneten): 
wenn ibr Geſamtvermögen 20 000 Reiche: 
marf überfteigt, 
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2. Yedige (mit Nusnahme der unter Ziffer 3 Be: 
zeichneten): 
wenn ihr Sefamtvermögen 10000 Reichs— 
marf überfteigt, 


3. Juden und mit Jüdinnen Verbeiratete; 
wenn ihr Gefamtvermögen 5000 Reichs— 
marf überfteigt. 


Dabei ift das Vermögen derjenigen Perſonen 
mit zu berüdjichtigen, mit denen der Steuerpflich— 
tige zufammen zu veranlagen ift. Der Steuer- 
pflichtige wird zuſammen veranlagt: 


a) mit jeiner nidyt dauernd von ihm getrennt 
lebenden Ehefrau, 


b) mit joldyen minderjährigen Kindern und 
anderen minderjährigen Angehörigen ($ 10 
Siffern 3 bi86des Steueranpaffungsgefeßes), 
die zu jeinem Haushalt gehören. 


Die Freibeträge ($ 5 des Gejetes) find außer 
Betracht zu laſſen;“ 


5. Die Überjchriften vor $ 15 werden geftrichen. 


. Die $$15 und 16 erhalten die folgende Faffung: 
„zu 822 des Gejekes 
$ 15 
Befreiung von Genoſſenſchaften 


Genofjenichaften find von der Vermögenfteuer 
befreit, ſoweit fid) ihr Gefchäftsbetrieb erftredt: 


1. auf die gemeinfchaftlide Benutzung land— 
und forjtwirtichaftliher Betriebseinrich— 
tungen oder Betriebsgegenftände (4.8. 
Dreſchgenoſſenſchaften, Pfluggenoſſenſchaf— 
ten, Zuchtgenoſſenſchaften) oder 


. auf die Bearbeitung oder die Verwertung 
der von den Mitgliedern jelbjt gewonnenen 
land: und forfiwirtichaftlidhen Erzeuaniffe, 
joweit Die Bearbeitung oder die Verwer— 
tung im Bereich der Land- und Forfiwirt- 
haft liegt (4. B. Molkereigenofjenichaften, 
Winzergenoſſenſchaften, Brennereigenoffen- 
Ichaften, Viehverwertungsgenoffenichaften, 
Eierverwertungsgenoſſenſchaften). 


LEW 


Inkrafttreten 
$ 16 

Die Beitimmungen dieſer Verordnung in der 
Faſſung derVerordnung vom 22. November 1939 
(Reichsgeſetzbl. ©. 2271) find erjtmalia bei der 
Neranlaqung der VBermögenfieuer nad dem 
Stand vom Beginn des 1. Januar 1940 anzu- 
wenden.” 


Berlin, 22. November 1939 
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Artikel ll 
Änderung anderer Borfchriften 


. Die Verordnung zum Gefes über die Weiter: 


erhebung der Aufbringungsumlage vom 3. Juli 

1937 Geichsgeſetzbl. 1 ©. 765) wird wie folgt 

geändert: 

a) Die Überjchrift erhält die folgende Faſſung: 

„Wufbringungsumlage-Verordnung 
(Aufbr®B); 

b) “in den SS 3 bis 6 wird das Wort „Durch— 
führungsbeftimmungen” jeweils erſetzt durch 
das Wort „Durchführungsverordnung” ; 

ec) Im $ 11 werden die bisherigen Abſätze 2und3 
erſetzt durd) den folgenden neuen Abjat 2: 

„(2) Für die Neuveranlagung, für die 
Nachveranlagung und für den Wegfall der 
Aufbringungspflicht gelten die $$ 13 bis 15 
des Vermögenſteuergeſetzes entiprechend.” ; 

d) $ 17 erhält die folgende Faffung: 

„17 
Anfrafttreten 

Die Beitimmungen Diefer Verordnung 
in der zaffung der Verordnung vom 22. No- 
vember 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 2271) find 
erſtmalig bei der Beranlagung der Aufbrin- 
gungsumlage nad) den Stand vom Beginn 
des 1. Januar 1940 anzuwenden.” ; 


e) $ 18 wird aeftrichen. 


. Die Verordnung zur Änderung der Wertgrenzen 


bei der MWertfortichreibung der Einheitäwerte 
und bei der Neuveranlagung der Vermögen: 
fteuer und Aufbringungsumlage vom 18. Mai 
1939 (Reichsgeſetzbl. S.922) wird aufgehoben. 


. In der Verordnung zur Einheitsbewertung der 


gewerblichen Betriebe und zur Veranlagung der 
Vermögenſteuer und der Aufbringungsumlage 
vom 27. Dezember 1937 (MNeichögefesbl. I 
©. 1421) wird der $ 3 geitrichen. 


. An der Verordnung zur Durchführung des 


Srundftenergefeges für den erſten Haubtveran- 
lagungözeitraum vom 1. Juli 1937 (Reichs: 
gejeßbl. I ©. 733) werden die SS 63 bis 65 ge— 
ſtrichen. 
Artikel IV 
Anwendung der Verordnung 


Die Beltimmungen der Artikel I, II und IIL find 
erftnalig bei den Bewertungen und den Veran- 
lagungen nad) dem Stand vom Beginn des 1. Januar 
1940 anzuwenden. 


DerReihsminifterder finanzen 


In Vertretung 


Reinhardt 


Herausgegeben vom Neichsminifterium des Inmern, — Gedruckt un Der Reichsdruckerer, Berlin. 
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Verordnung über die Beſchäftigung Schwerbeihädigter im Reichsgau Sudetenland. 
Bom 20. November 1939. 


Auf Grund des Erlaffes des Führers und Reichs— 
fanzler3 über die Verwaltung der judetendeutjchen 
Gebietevom 1. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1331) 
wird folgendes verordnet: 


81 
Einſtellungspflicht 

(1) Alle Unternehmer find verpflichtet, Arbeits: 
pläte in ihren Betrieben nad) den folgenden Vor— 
Schriften mit Schwerbeſchädigten zu bejeßen. 

(2) Die Hauptfürjorgeftelle der Krieasbefchädig- 
ten- und Kriegshinterbliebenenfürforge hat die Er- 
füllung der Einftellungspflicht zu überwaden. 

(3) Unternehmer im Sinne diefer Verordnung find 
auch die öffentlichen Verwaltungen und Betriebe. Die 
Erfüllung der Einftellungspflicht haben bei ihnen die 
Auffichtsbehörden zu überwachen. 


82 
Arbeitsplätze 
(1) Arbeitsplätze im Sinne Diefer Verordnung 
find alle Stellen, auf denen Arbeiter und Angeftellte, 
einschließlich der Lehrlinge, beihäftigt werden. Ar- 
beitöpläbe find auch die Beamtenftellen. Die beion- 
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deren Vorfchriften und Grundfäße über Die Beſetzung 
von Beamtenftellen, insbefondere über Vorbildung, 
Reihenfolge und Wartezeit der Amwärter für Be 
amtenftellen und über Beförderung, Verſetzung und 
Entlaffung der Beamten, werden durd) dieſe Ver- 
ordnung nicht berührt. 


(2) Als Arbeitspläge gelten aud die Stellen der 
Heimarbeiter und Hausgewerbetreibenden, Die in der 
Hauptſache für denfelben Betrieb allein oder mit 
ihren Familienangehörigen oder mit nicht mehr als 
zwei fremden Hilfskräften arbeiten. 


(3) Nicht als Arbeitspläge zählen die Stellen, auf 

denen beichäftigt werden 

1. die geſetzlichen Vertreter von juriftiiden Tier: 
fonen oder bon Derfonengefamtheiten des 
öffentlichen und des privaten Rechts; 

2. Verfonen, die nicht in erſter Linie zum Er 
werb oder zur Ausbildung, jondern überwie— 
gend zu anderen, vor allem zu weltanjchau- 
lichen oder wohltätigen Sweden oder zur ſitt— 
lichen Befjerung oder Erziehung, zur förper- 
lichen Heilung oder zur Wiedereingewöhnung 
Arbeit leiften. 
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83 
Schwerbeſchädigte 


(1) Schwerbeſchädigte im Sinne dieſer Verordnung 
ſind deutſche Staatsangehörige, die infolge einer 
Dienſtbeſchädigung oder eines Unfalls oder durch 
beide Ereigniſſe um wenigſtens 50 vom Hundert in 
ihrer Erwerbsfähigkeit gemindert ſind und auf Grund 
reichs- oder landesrechtlicher Vorſchriften ein Ruhe— 
gehalt oder eine der Minderung ihrer Erwerbsfähig— 
feit entſprechende Rente beziehen; Schwerbeſchädigte 
im Sinne dieſer Verordnung ſind ferner Beſchädigte, 
die Verſehrtengeld der Stufe II oder III nad) dem 
Wehrmahtfürforge- und »verforgungsgefeß oder einem 
auf diefes verweifenden Gejet beziehen. Einer Nente 
fteht eine laufende Unterſtützung gleich, die nad) den 
Vorſchriften des Neichsverforgungsgefeßes bemeſſen 
wird. Ein Wegfall des Bezuges infolge einer Kapital— 
abfindung oder einer Beſchäftigung im öffentlichen 
Dienft fchließt die Schwerbefchädigteneigenichaft nicht 
aus. 


(2) Schwerbefchädigte, deren Minderung der Er- 
werbsfäbigkeit auf weniger ala 50 vom Hundert 
feftgeftellt wird oder bei denen eine Minderung der 
Erwerbsfäbigfeit nidyt mehr anerkannt wird, ge 
nießen noch für ein Jahr von der Nedhtsfraft der 
neuen Entfcheidung an den Schuß diefer Verordnung. 


(3) Der Reichsarbeitsminifter kann beftimmen, 
daß auch Ausländern der Schuß diefer Verordnung 
zuteil wird. 


84 
Gleichgeſtellte 


(1) Den Schwerbeſchädigten ſtehen Perſonen gleich, 
denen der Schutz dieſer Verordnung im Wege der 
Gleichſtellung zuerkannt wird (Gfeichgeftellte). 


(2) Perſonen, deren Erwerbsfähigfeit infolge 
einer Kriegsbeſchädigung um 40 vom Hundert ge 
mindert ift, fowie Blinde, die nicht [on nad) 83 
geſchützt find, müffen den Schwerbeichädigten gleich— 
acftellt werden, wenn fie fih infolge ihres Yeidens 
ohne den Schuß diefer Verordnung einen geeigneten 
Arbeitsplag nicht zu verſchaffen oder zu erhalten 
vermögen und durch ihre Gleichjtellung die Unter- 
bringung der Schwerbefhädigten nicht gefährdet 
wird, 

(3) Unter den gleichen Vorausfeßungen können 
Dienft- und Unfallbejchädigte, deren Erwerbsfähig 
feit um wenigftens 30 vom Hundert (Minderbeſchä 
digte), fowie andere Verjonen, deren Erwerbsfähig- 
feit um wenigitens 50 vom Hundert gemindert ift 
(Schwererwerbsbeichränfte), ſowie Beihädigte, die 
Verfehrtengeld der Stufe I nad) dem Wehrmacht 
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fürforge- und verſorgungsgeſetz oder einem auf die 
ſes verweifenden Gefeß beziehen, den Schwerbefchä- 
digten gleichgeftellt werden. Bei gleiher Minderung 
der Erwerbsfähigfeit oder bei aleiher Höhe der Ver: 
jehrtheit find Kriegsbeſchädigte bevorzugt zu berück— 
ſichtigen. 

(4) Über die Gleichſtellung entſcheidet die Haupt— 
fürforgeftelle. Die Gleichftellung fann jederzeit wider- 
rufen werden; dev Widerruf ift am Ende des Ra- 
lendervierteljahrs wirkffam, das auf den Widerruf 
folgt. Bei felbftverfchuldeter friftlofer Entlaffung 
erlifcht Die Gleichitellung. 


85 


Kämpfer für die nationale Erhebung 


Diefe Verordnung findet auf Derfonen, die im 
Kampf für die nationale Erhebung, für die Erhal— 
tung des Deutfchtums in den judetendeutfchen Ge- 
bieten oder für ihre Heimkehr in das Deutſche Neid) 
eine Bejchädigung erlitten haben und deshalb verfor- 
gungsberechtigt find, in gleicher Weiſe und in gleichem 
Umfang wie auf Kriegsbefhädigte Anwendung. 


6 
Umfang der Einftellungspflidt 
(1) Die Zahl der von dem Unternehmer einzuftel- 
enden Schwerbefchädigten richtet ſich nad) der Zahl 
der Arbeitspläße, Über die ex verfügt. Der Unter- 
nehmer bat zu bejchäftigen 
auf 20 bis 69 Arbeitspläße 
mindeftens 1 Schwerbefchädigten, 
auf 70 bis 119 Arbeitspläße 
mindeitens 2 Schwerbejchädigte, 
auf 120 bis 169 Arbeitspläße 
mindeftens 3 Schwerbeſchädigte, 
auf 170 bis 219 Arbeitspläße 
mindeftens 4 Schwerbefchädigte 
und auf je 1 bis 50 weitere Arbeitspläße 
mindefteng je einen weiteren Schwerbefchädigten. 


(2) Der Reichsarbeitsminifter kann den Umfang der 
Einftellunaspflicht allgemein oder für beftimmte Be- 
ruf3- oder Betriebsgruppen im Einvernehmen mit 
dem Reichswirtſchaftsminiſter und dem Neichaminifter 
der Finanzen, bei öffentlichen Verwaltungen und Be 
trieben ferner im Einvernehmen mit dem Reiche: 
minifter des Innern, anderweit feſtſetzen. 

(3) Die Hauptfürſorgeſtelle kann allgemein oder im 
einzelnen Fall aus befonderen Gründen beftimmen, 
daß nur vorübergehend befehte Arbeitspläße ſowie 
einzelne Arten von Lehrſtellen und einzelne Arten von 
Stellen der Heimarbeiter und Hausgewerbetreiben- 
den nicht oder nur teilweiſe mitzuzäblen find. 
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(4) Bei der Berechnung der Arbeitspläße werden 
mehrere Betriebe, die ein privater Unternehmer im 
Bezirk der Hauptfürforgeftelle und in den Bezirken 
anderer benachbarter Hauptfürforgeftellen hat, zu- 
ſammengerechnet. Die Zuſammenrechnung von Ar- 
beitsplägen der öffentlihen Verwaltungen und Be— 
triebe regeln die zuftändigen oberjten Reichsbehörden 
oder die von ihnen beftimmten Stellen mit Zuftim- 
mung des Neichsarbeitsminifters, 


$7 

Befreiung von der Einftellungspflidt 

(1) Die Hauptfürforgeftelle fann einzelne private 
Unternehmer auf Antrag von der Einitellungspflicht 
aanz oder teilweife befreien, wenn e3 nach der bejon- 
deren Lage des Falles erforderlid) ift. Die Befreiung 
kann an Bedingungen gefnüpft werden, die der För— 
derung der Beſchädigtenfürſorge dienen. 

(2) Die Befreiung kann aud) unter der Bedingung 
erfolgen, daß der Unternehmer an Stelle eines Schwer- 
bejchädigten zweiteichtbejchädigte oderMindererwerbs: 
beichränfte einftellt, es jei denn, daß Damit eine un- 
verbältnismäßige Mehrbelaftung des Betriebes ver- 
bunden wäre. . 

8 
Sreibaltenvon Arbeitspläßen 


(1) Die Hauptfürforgeitelle kann anordnen, dad ein 
privater Unternehmer bis zur Erfüllung feiner Ein- 
ftellungspflicht Arbeitspläße beftimmter Art oder 
einzelne beftimmte Arbeitspläße, die fich für Schwer- 
beichädigte vorzugsweife eignen, freizubalten bat; jo- 
weit ein Wertrauensrat befteht, foll er vorher gehört 
werden. 

(2) Für öffentliche Verwaltungen und Betriebe 
kann deren Auffichtsbehörde auf Antrag der Haupt— 
fürſorgeſtelle die gleiche Anordnung treifen. 


89 
S « 
Uberlaſſung von Siedlungsitellen 


Unternehmer fünnen ihrer Einitellungaspflicht mit 
Zuſtimmung der Hauptfür] oraeitelle Dadurch genügen, 
daß fie Schwerbeſchädigten Siedlunasitellen, die den 
Schwerbefchädigten und ihrer Familie den angemeſ— 
jenen Lebensunterhalt ermöglichen, zu Eigentum oder 
Wacht überlaflen. 

s 10 
Smwangseinitellung 


(1) Die Hauptfürforgeftelle kann einem privaten 
Unternehmer, der feine Einftellungspflicht nicht erfüllt 
bat, eine angemeffene Frift zur Nachholung mit der 
Erklärung beftimmen, daß jie nach Fruchtlofem Ab— 
lauf der Friſt die Zwangseinſtellung vornehmen werde. 
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(2) ft der Unternehmer innerhalb der Friſt feiner 


Einftellungspflicht nicht nachgekommen, ſo beitimmt 
die Hauptfürforgeftelle den Schwerbefhädigten und 


den Zeitpunkt, zu dem er einzuftellen it. Mit Zu 
ttellung diefer Verfügung gilt zwijden dem Unter- 
nehmer und dem Schwerbeſchädigten ein Arbeits 
vertrag als abgeichloffen. Seinen Inhalt jest die 


Hauptfürforgeftelle feſt, ſoweit er ſich nicht nach einer 


Betriebs⸗, Dienft- oder Tarifordnung beſtimmt. 


811 
Anzeigepflicht 


(1) Wenn ein Arbeitsplatz, der mit einem Schwer— 
beichädigtein”bejeßt oder nad) $ 8 für einen Schwer. 
beichädigten freizuhalten ift, im Betrieb eines priva- 
ten Unternehmers frei wird, hat der Unternehmer 
dies der Hauptfürforgeftelle unverzüglich) anzuzeigen, 
foweit e8 nicht der Zuftimmung dev Hauptfürforge- 
ftelle zur Kündigung bedarf. 


(2) Die frei gewordenen Arbeitsplätze dürfen erſt 
befeßt werden, wenn die Hauptfürſ orgeitelle dem Unter- 
nehmer binnen zehn Tagen nac) dem Eingang der 
Anzeige feinen geeigneten Beſchädigten genannt bat, 
es jei denn, daß die Beſetzung ohne ernitliche Schädi- 
aung des Betriebes nicht aufgejchoben werden kann. 


2 


IN 
— 


Auskunftspflicht, Betriebsregelung 


(1) Dex Unternehmer ift verpflichtet, der Haupt 
fürforgeitelle auf Verlangen Einblid in feinen Betrieb 
zu gewähren und Auskunft zu erteilen, foweit dies zur 
Durchführung diefer Verordnung erforderlich ift. 
Befichtigungen follen nur im Benehmen mit den Be 
hörden der Gewerbe oder Bergaufficht und innerhalb 
der diefen gezogenen Grenzen erfolgen. Die für Die 
Hauptfürforgeftelle tätigen Perſonen find zur Gebeim 
haltung der Geſchäfts- und Betriebsgeheimniſſe ver 
pflichtet. 


(2) Soweit e8 erforderlid) ift, um Die dauernde 
Unterbrinaung der Schwerbeichädigten ficherzuftellen, 
ift der Unternehmer auf Verlangen der Hauptfürjorae 
ſtelle verpflichtet, die Arbeitsräume, Betriebövorrich 
tungen, Majchinen und Gerätichaften fo einzurichten 
und zu unterhalten jowie den Betrieb jo zu regeln, 
daß mindeftens die vorgejchriebene Anzablvon Schwer 
beichädiaten in feinem Betriebe beicbäftiat werden 
fann. Dieſe Verpflihtungen beitehen nicht, joweit 
ihre Durchführung den Betrieb ernitlich ſchädigen 
würde oder mit unverhältnismäßigen Aufwendungen 
verbunden wäre. 


INN 
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813 
Kündigungsſchutz 


(1) Einem Schwerbeſchädigten kann nur mit Zu— 
ftimmung der Hauptfürforgeitelle gefündigt werden. 


(2) Die Suftimmung ift bei der Hauptfürforgeftelfe 
Ihriftlich zu beantragen. Wird der Antrag der Haupt 
fürforgeftelle zugeftellt, fo gilt die Zuftimmung mit 
Ablauf des vierzehnten Tages nad) der Auftellung ala 
erteilt, falls fie nicht vorher verweigert wird. Die Zu- 
fiellung wird durch eine Empfangsbeſcheinigung det 
Hauptfürforaeftelle erſetzt. 


(3) Die Entjcheidung der Hauptfürjorgejtelle ift 
dem Unternehmer und dem Belchädigten oder ihren 
Bevollmächtigten zuzuitellen. 


(4) Die Kündiqungsfrift beträgt vier Wochen, ſo— 
weit nicht eine längere Friſt vereinbart oder durch) 
Geſetz, Betriebs, Dienjt- oder Tarifordnung feit- 
gelebt ift oder von der Hauptfürforgeitelle bei der 
Erteilung der Zuftimmung beftimmt worden ilt. 


(5) Die geſetzlichen Vorſchriften über die friftlofe 
Kündigung werden nicht berührt. Beruht die frift- 
(oje Kündigung auf einer Krankheit, die eine Folge 
der Kriegsbeſchädigung oder Einſatzbeſchädigung ift, 
jo muß die Zuftimmung der Hauptfürjorgeftelle ein- 
geholt werden, 


(6) Die vorfiehenden Vorſchriften gelten nicht für 
Beamte und Beamtenamwärter fowie für Derfonen, 
die auf Stellen im Sinne des 8 2 Abf. 3 beichäftigt 
find. 


$ 14 


Suftimmungspflidt der Haupt— 
fürjforgeitelle 


(1) Die Hauptfürjorgeftelle hat einer Kündigung 
zuzuftimmen: 


l. wenn dem Beſchädigten ein anderer ange 
meſſener Arbeitsplaß aefichert ift, 

2, wenn der Betrieb oder die jelbitändige Be: 
triebsabteilung, in der der Beichädiate be: 
ſchäftigt ift, nicht nur vorübergehend eingeftellt 
oder wefentlich eingefchränft wird und der 
Unternehmer fich zur Weiterzahlung des Lohnes 
auf die Dauer von drei Monaten feit dem 
Tage der Kündigung verpflichtet. 


(2) Bei öffentlichen Verwaltungen und Betrieben 
enticheidet Die zuftändige oberſte Reichsbehörde oder 
die von ihr beitimmte Stelle, ob eine Einftellung 
oder weſentliche Einjchränfung des Betriebes vor- 
liegt. 
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$15 
Austauſch von Schwerbefhädigten 


Die Zuftimmung der Sauptfürforgeftelle fol nicht 
verjagt werden, wenn der Unternehmer feine Ein- 
jiellungspflicht erfüllt hat und auf den frei werdenden 
Arbeitsplag im Einvernehmen mit der Hauptfür- 
jorgeftelle einen anderen Beſchädigten einftellt, der in 
ähnlichem Umfang erwerbsbeſchränkt ift. 
































$ 16 
Vorübergehende Einftellung 


Die Zuftimmung der Haubtfürforgeftelle ift nicht 
erforderlich, wenn ein Unternehmer über feine Ein- 
jtellungspflicht hinaus einen weiteren Beſchädigten 
ausdrücklich nur zur Aushilfe, verfuchsweife oder 
für eine Arbeit, die ihrem Zweck nad) offenfichtlich 
nur vorübergehend ift, eingeitellt und hiervon die 
Hauptfürforgeftelle unverzüglid benachrichtigt hat. 
Die Zuſtimmung der Hauptfürforgeftelle wird er- 
forderlid, wenn das Arbeitöverhältnis über drei 
Monate hinaus fortgejett wird. 


$ 17 
Vertrauensrat, 
Obmann der Schwerbefhädigten 


(1) Belteht in Verwaltungen oder Betrieben ein 
Nertrauensrat, jo hat fi) diefer auch um die Durch: 
führung der Schwerbejchädigtenfürforge zu bemühen. 


(2) Sind in einer Verwaltung oder in einem Be- 
trieb wenigitens fünf ſchwerbeſchädigte Arbeiter oder 
Angeftellte nicht nur vorübergehend bejchäftigt, fo 
find für Fragen der Schhwerbeichädigtenfürforge je 
weils auf die Dauer von zwei Jahren ein Obmann 
der Schwerbeichädigten und ein Stellvertreter zu be: 
itellen. Die Beftellung geſchieht durch den Führer des 
Betriebes nad) Beratung im PVertrauensrat. Vor der 
Beitellung ift Die zuftändige Dienftitelle der National- 
jozialiftifchen KRriegsopferverjorgung zu hören. Zum 
Obmann und zu feinem Stellvertreter fann aud ein 
Vertrauensmann beftellt werden. Der Obmann und 
fein Stellvertreter follen tunlichſt Schmerbefchädigte 
fein, Der Führer des Betriebes hat den Namen ded 
Obmanns und feines Stellvertreters der Hauptfür— 
jorgeftelle mitzuteilen. 


(3) Der Obmann ift zu den Beratungen des Ver: 
trauensrat3 inſoweit zuzuzieben, als es fih um 
ragen der Schwerbeichädigtenfürforge handelt. Auf 
das Amt und die Amtsführung des Obmanns findet 
$ 13 des Gefeßes zur Ordnung der nationalen Arbeit 
vom 20. Januar 1934 (Neichsgejegbl, I ©. 45) ent- 
Iprechende Anwendung. 
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(4) Das Amt de3 Obmann erliſcht, wenn er 08 
niederlegt, aus dem Betrieb ausjheidet oder Die 
bürgerlichen Ehrenrechte verliert. Die Hauptfür- 
forgeftelle kann nad) Anhörung der zuftändigen Dienit- 
ftelle der Nationalſozialiſtiſchen Kriegsopferverſor— 
gung den Obmann wegen ſachlicher oder perſönlicher 
Ungeeignetheit abberufen. 


s 18 
Beſchwerde 


(1) Gegen Anordnungen und Entfcheidungen, Die 
die Hauptfürforgeftelle auf Grund der Vorſchriften 
diefer Verordnung trifft, kann innerhalb von zwei 
Moden Belchwerde bei dem Schwerbeſchädigten— 
ausſchuß ($ 19) erhoben werden, Die Friſt beginnt 
mit der Zuftellung oder fonft mit dem Zugang Det 
Perfügung. 


(2) Die Beſchwerde ift bei der Hauptfürforgeitelle 
ſchriftlich einzulegen. Erachtet Die Hauptfürſorgeſtelle 
die Beſchwerde für begründet, ſo hat ſie ihr abzu— 
helfen. 


(3) Die Beſchwerde hat außer im Falle der 
Swangseinfiellung ($ 10 Abſ. 2) keine aufſchiebende 
Wirkung, es jei denn, dab der Schwerbeichädigten- 
ausſchuß e8 auf Antrag ausdrücklich beitimmt. 


(4) Die Enticheidung de3 Schwerbeichädigtenaus:- 
ichuffes ift endgültig. 


(5) Betrifft die Entfcheidung dev Hauptfürjorge: 
ftelle die Kündigung eines Schwerbejchädigten, der 
bei einer Behörde beſchäftigt ift, To enticheidet über 
die Beſchwerde an Stelle des Schwerbeſchädigten— 
ausſchuſſes die zuftändige oberfte Reichsbehörde oder 
die von ihr beftimmte Stelle endgültig. 


$ 19 
Schwerbeſchädigtenausſchuß 


(1) Bei der Hauptfürſorgeſtelle iſt ein Schwer: 
beſchädigtenausſchuß zu bilden, dev aus dem Yeiter 
der Sauptfürforgeftelle oder feinem Vertreter als 
Vorſitzendem, zwei Unternehmern und zwei jchwer- 
kriegsbeſchädigten Arbeitern oder Angeftellten be- 
fteht. Betrifft die Entſcheidung Unfallbeichädigte 
oder andere Erwerbsbeichränfte, jo tritt an die Stelle 
des einen ſchwerkriegsbeſchädigten Beiſitzers ein 
unfallbeſchädigter oder erwerbsbeſchränkter Arbeiter 
oder Angeſtellter. 


(2) Die Beiſitzer und ihre Stellvertreter werden 
von der Sauptfürforgeftelle bejtellt. Die Beiſitzer 
aus dem Kreife der beſchädigten Arbeiter und Ange 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 





2281 


ftelften find nach Anhörung der für den Bezirk 
der Hauptfürforgejftelle zuftändigen Dienftftellen der 
Deutfchen Arbeitsfront und der Verbände der Kriegd- 
und Unfallbefchädigten ſowie der jonjtigen Erwerbs— 
beſchränkten, die Beiſitzer aus dem Kreiſe der Unter— 
nehmer nach Anhörung der zuſtändigen Dienſtſtellen 
der Deutſchen Arbeitsfront und der wirtſchaftlichen 
Vertretungen zu beſtellen. Die Beſtellung gilt jeweils 
für zwei Jahre. Für jeden Beiſitzer iſt mindeſtens 
ein Stellvertreter zu beſtimmen. 


(3) Der Schwerbeihädigtenausihuß iſt nur bei 


Anweſenheit oder Vertretung fämtlicher Mitglieder 
beichlußfähig; ex beichließt mit einfacher Stimmen: 
mehrheit. 


(4) Der Schwerbeſchädigtenausſchuß kann zu feinen 


Beratungen Vertreter des Arbeitsamt, der Gewerbe- 
und Bergaufficht, der Berufögenofjenichaften, der 
Rationalfozialiftifhen Kriegsopferverforgung oder 


ſonſt geeignete Perſonen zuziehen, 


820 
Fürſorgeſtellen 


Die Hauptfürſorgeſtelle kann, wenn örtliche Be— 


dürfniſſe es erfordern, alle oder einzelne Fürſorge— 


ſtellen ihres Bezirks ermächtigen, Anordnungen und 
Entſcheidungen, die nach dieſer Verordnung von ihr 
zu treffen ſind, an ihrer Stelle zu erlaſſen. Gegen 
die Verfügungen der Fürſorgeſtelle können die Be 
teiligten innerhalb von zwei Wochen nach Zuſtellung 
oder fonft nad) Zugang dev Verfügung die Entſchei— 
dung der Hauptfürſorgeſtelle anrufen, 


Ss 21 


“ 


Durchführung der Verordnung 


(1) Die Hauptfürforgeftelle und die Fürſorgeſtellen 
baben die ihnen nach diefer Verordnung obliegenden 
Aufgaben im Einvernehmen mit dem Sonderbeauf 
tragten des Neich&arbeitsminifters für Arbeitseinfa 
und Arbeitslofenbilfe in den fudetendeutichen Se 
bieten, den Arbeitsämtern und den Verſorgungs 
behörden ſowie den Fürforge und Verſorgungs 
Bienftftellen der Wehrmacht und der 44 durchzuführen. 

(2) Soweit die Durchführung Diefer Verordnung 
den öffentlichen Verwaltungen und Betrieben und 
ihren Auffichtsbehörden obliegt, haben fie ibre Auf 
aaben im Einvernehmen mit der Hauptfürſorgeſtelle 
zu erfüllen. 


Da ze 


>80 
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forgung haben die Hauptfürforgeftelle und die Für— 
iorgeftellen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu 
unterſtützen. 


(4) Die Verordnung iſt ſo durchzuführen, daß die 
Schwerbeſchädigten tunlichſt ihrem erlernten oder 
früheren Beruf erhalten werden und daß eine un— 
verhältnismäßig ſtarke Belaſtung einzelner Berufs— 
gruppen oder einzelner Unternehmer vermieden wird. 


822 
Entzjiebungdes Schwerbeſchädigtenſchutzes 


Einem Schwerbeſchädigten, der ohne berechtigten 
Grund einen Arbeitsplatz zurückweiſt oder verläßt 
oder ſonſt ſeine Unterbringung ſchuldhaft erſchwert, 
fann die Hauptfürſorgeſtelle die Vorteile dieſer Ver— 
ordnung zeitweilig entziehen. Die Dauer der Ent— 
ziehung iſt in der Entſcheidung zu beſtimmen. Der 
Schwerbeſchädigte ſoll vorher gehört werden. Die 
Entſcheidung iſt ihm zuzuſtellen. 


Berlin, den 20. November 1939. 
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8 23 
Strafbeftimmung 

(1) Ein privater Unternehmer oder fein Stellver- 
treter, der vorfäßlich oder grob fahrläffig gegen die 
Vorfchriften diefer Verordnung verftößt, wird mit 
Geldſtrafe beitraft. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag der Haubtfür- 
forgeftelle verfolgt; der Antrag kann zurüdgenommen 
werden. “ 

s 24 
Durchführungsvorſchriften 

Der Reichsarbeitsminiſter erläßt die zur Durch— 
führung und Ergänzung dieſer Verordnung erforder— 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften; er kann 
bindende Grundſätze für die Auslegung von Vor— 
ſchriften dieſer Verordnung aufſtellen. 


$ 25 
Inkrafttreten 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Dezember 1939 in 


Kraft. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 





Zweite Verordnung über die Einführung fürſorgerechtlicher Vorſchriften 
in der Oſtmark und im Reichenau Sudetenland. 
Bom 20. November 1939, 


Auf Grund des Gejehes über die Wiedervereini- | lage I erfihtlichen Faſſung folgende Vorſchriften in 


aung Öfterreihs mit dem Deutichen Reid vom 
13. Mär; 1938 (MNeichögejebbl. I ©. 237) und des 
$ 1 Ziffer II und des $ 35 der Verordnung über die 
Einführung fürforgeredhtlicher Vorſchriften im Lande 
Öfterreich vom 3. September 1938 (Reichsgeſetzbl. 1 
S. 1125) ſowie auf Grund des Exlaffes des Führers 
und NReichsfanzlers über die Verwaltung der ſude— 
tendeutichen Gebiete vom 1. Oftober 19385 (Neidye- 
geſetzbl. I S. 1331) und des 81 Siffer II und des 
$ 33 der Verordnung über die Einführung fürjorge- 
rechtlicher Vorſchriften in den fudetendeutichen Ge- 
bieten vom 28. Dezember 1938 (Neichögefekbl. I 
S. 1971) wird folgendes verordnet: 


81 
In der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland 
treten am 1. Dezember 1939 in der aus der An- 


Kraft: 

1. 86 Abſ. 2 Satz 2 der Fürforgepflichtverord- 
nung, 

2. 88 14 bis 18, 20 der Reichsgrundſätze über 
Vorausſetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürſorge, 

3. 88 1 bis 11 des Geſetzes über Kleinrentner— 
hilfe vom 5. Juli 1934 (NReichögejeßbl. I 
©. 580), 

4. SS 1 bis 3 der Verordnung zur Ergänzung des 
Geſetzes über Kleinventnerhilfe vom 24. De- 
zember 1937 (Reichsgefekbl. I ©. 1415). 


82 
(1) Im Reichsgau Sudetenland treten ferner die 
$$ 19, 21 bis 29, 31, 32 der Reichsgrundſätze über 





DB 
Zn 
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Borausfehung, Art und Maß der öffentlichen Für— 
‚ ‚ forge in der aus der Anlage II erfichtlihen Faſſung 
$% am 1. Dezember 1939 in Kraft; für die Durchfüh— 


2283 
Kleinrentnerhilfe ($ 1 Mr. 4) find mit folgender 
Maßgabe anzuwenden: 


1. Einem Vermögen von 12000 Mark oder einer 


N af 


rung gelten die Abj. 2 bis 5. 


(2) Bei dem Landesfürjorgeverband ift eine Haupt- 
fürforgeftelle der Kriegsbeſchädigten- und Kriege 
hinterbliebenenfürforge, bei jedem Bezirksfürſorge— 
verband eine Fürforgeftelle der Kriegsbeſchädigten— 
und Kriegshinterbliebenenfürforge zu errichten. 


(3) Die foziale Fürforge für Blinde und Hirn— 
verleite, die nad) dem Reichsverſorgungsgeſetz, dem 
MWehrmachtfürforge- und verſorgungsgeſetz oder nad) 
anderen Verjorgungsgefeßen verforgt werden, ift 
Aufgabe dev Hauptfürforgeftelle. 


(4) Zur Mitwirkung in Fragen dev Kriegsopfer- 
fürforge find als Beiräte ($ 3 Abſ. 3, $ 4 Ab. 2 
der Verordnung über die Einführung fürſorgerecht— 
licher Vorschriften in den fudetendeutfchen Gebieten) 
auch Vertreter der Nationalfozialiftiichen Kriegs: 
opferverforgung zu beſtellen. 


(5) Entjcheidet der Leiter der Hauptfürforgeitelle 
über einen Antrag auf Fürforge, jo fteht dem Für— 
forgefuchenden gegen Ablehnung dev Fürſorge jowie 
gegen Feſtſetzung ihrer Art und Höhe binnen wei 
Wochen feit der Bekanntgabe des Beſcheides der 
Einfpruch zu; diefer ift bei der Hauptfürſorgeſtelle 
anzubringen. Über den Einiprud) enticheidet der 
Leiter der Hauptfürforgeftelle nad Anhörung don 
Beiräten. Gegen den den Einſpruch zurüchweifenden 
Beicheid fteht dem Fürforgefuchenden die Berufung 
an den Reichsftatthalter zu, der endgültig entjcheidet. 


83 
Das Geſetz über Kleinrentnerhilfe (JI Nr. 3) und 
die Verordnung zur Ergänzung des Geſetzes über 


Rente von 500 Mark ſteht ein Vermögen von 
15000 öſterreichiſchen Kronen oder eine Rente 
von 625 öfterreichiichen Kronen glei. Für 
den Nachweis eines WVermögensbeftandes in 
öfterreihifcher Währung ift Stichtag an 
Stelle des 1. Januar 1918 der 31. Dezember 
1918 und an Stelle des 30. November 1923 
der 12. Dezember 1924, 


2, Alt im Sinne des Gefeßes über Kleinrentner- 
hilfe find Männer, wenn fie am 1. September 
1939 das 65., Frauen, wenn fie am gleichen 
Zeitpunkt das 60. Lebensjahr vollendet haben. 


3. Der nad $ 10 Abj.1 Sat 1 und Sab 2 des 
Geſetzes über Kleinrentnerhilfe maßgebende 
Zeitpunkt iſt an Stelle des Tages des In— 
krafttretens oder der Verkündung des Ge— 
ſetzes der 1. Dezember 1939. 


84 

Bei der Bemeſſung von Leiſtungen der öffentlichen 
Fürſorge bleiben Bezüge auf Grund des öſterreichi— 
ſchen Kleinrentnergeſetzes vom 18. Juli 1929 (BGEBl. 
Nr. 251/1929) und der dazu ergangenen Anderungs- 
und Ergänzungsvorichriften bis zum Höchitbetrage 
von 15 Reichsmark monatlich für einen Alleinjtehen- 
Sen und von 20 Reichsmark monatlid für ein im 
Haushaltsgemeinichaft Iebendes Ehepaar außer An- 
lab. 


85 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Dezember 1939 in 
Kraft. 


Berlin, den 20, November 1939. 


Der Neichsarbeitäminifter 
Franz Seldte 


Der Neichdminifter des Innern 
Frick 
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Anlage I 


(Zu 8 1 vorfichender Verordnung) 
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Zuſammenſtellung 
der in der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland nad) $ 1 geltenden Vorſchriften 


1. FHürjorgepflidtverordnung 
86 
(1) Die Reichsregierung erläßt Vorſchriften über 


Vorausſetzung, Art und Maß der zu gewährenden 
Fürſorge. 


(2) Für die Bemeſſung des notwendigen Lebens— 
unterhalts der Hilfsbedürftigen ſind den örtlichen 
Verhältniſſen angepaßte Richtſätze feſtzuſetzen. Für 
Sozial- und Kleinrentner und ihnen Gleichſtehende 
ſollen dieſe Sätze ſo bemeſſen ſein, daß der Hilfs— 
bedürftige gegenüber der allgemeinen Fürſorge eine 
angemeſſene Mehrleiſtung erhält. 


(3) Ferner find den örtlichen Verhältniſſen an- 
gevaßte Einfommensfäte feitzufegen, bei deren Nicht- 
erreichung eine Wöchnerin Wochenfürforge ſtets dann 
erhält, wenn nicht Tatſachen die Annahme recht: 
fertigen, daß die Hilfe nicht benötigt wird, 


2. Reihsgrundfäte über Vorausſetzung, 
Art und Maß der öffentliden Fürſorge 


B. Beſondere Beltimmungen 


a. Für Kleinrentner, Sozialrentner und die ihnen 
Gleichjtchenden 


Ss 14 

(1) Bei alten oder erwerbsunfähigen Derjonen, 
die infolge eigener oder fremder Vorforge ohne die 
eingetretene Geldentwertung nicht auf die öffentliche 
Fürforge angewiefen wären (Kleinrentner), ift bei 
Prüfung der Hilfsbedürftigfeit, dev Art und des 
Umfanges der Hilfe auf ihre früheren Yebensverhält- 
niffe Nückficht zu nehmen. Das gilt befonders, wenn 
die Hilfe in einer Anftalt oder durd) Anweifung von 
Arbeit gewährt oder von deren Leiftung abhängig 
gemacht werden ſoll. 


(2) Als erwerbsunfähig ift ein Kleinrentner dann 
anzusehen, wenn er infolge körperlicher oder geiftiger 
Gebrechen nicht nur vorübergehend außerftande ift, 
fich durch Arbeit einen wefentlichen Teil feines Lebens— 
bedarfs zu beſchaffen. 


815 
(1) Die Fürſorge darf bei Kleinrentnern nicht 
abhängig gemadıt werden vom Verbraud oder der 
Verwertung | 
a) eines fleineren Vermögens, 


b) eines angemeffenen Hausrats, wobei die bis— 
herigen Yebensverbältniffe des Hilfsbedürftigen 
zu berücdjichtigen find, 

von Familien- und Erbjtüden, deren Ent- 
äußerung den Hilfsbedürftigen bart treffen 
würde oder deren Verkehrswert außer Ver- 
hältnis zu dem Werte ſteht, den fie für den 
Hilfsbedürftigen oder feine Familie haben, 


C 


— 


d) von Gegenſtänden, die zur Befriedigung geiſti— 
ger, beſonders wiſſenſchaftlicher oder künſtleri— 
ſcher Bedürfniſſe dienen und deren Beſitz nicht 
Luxus iſt, 

eines kleinen Hausgrundſtücks, das der Hilfs— 
bedürftige allein oder zuſammen mit bedürfti— 
gen Angehörigen, denen es nach ſeinem Tode 
weiter als Wohnung dienen ſoll, ganz oder 
zum größten Teil bewohnt. 


© 
— 


(2) Der Verbrauch oder die Verwertung ſonſtigen 
Vermögens darf nur verlangt werden, wenn dies 
keine beſondere Härte für den Hilfsbedürftigen oder 
ſeine unterhaltsberechtigten Angehörigen bedeutet. 


8154 
(1) Wei Kleinrentnern müſſen von der Sicher— 
jtellung Kleinere Vermögen (S 15 Abſ. la), Hausrat 
im Umfang des $ 15 Abi. 1b und Gegenftände der 
im S 15 Abſ. le genannten Art verichont bleiben. 


(2) Ein fleines Hausarundftüd, das der Ulnter- 
jtüßte ganz oder zum größten Teil zufammen mit 
bedürftigen Angehörigen bewohnt, denen es nad 
feinem Tode weiter als Wohnung dienen foll, darf 
zur Sicherung des Erjaßes der aufzuwendenden Roften 
nur mit der Belchränfung belaftet werden, daß Be: 
friedigung nad) dem Ableben des Silfsbedürftigen 
nicht verlangt werden kann, folange e8 einer diejer 
Angehörigen bewohnt, 
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$ 16 


In entſprechender Weife wie Die Kleinrentner 
($$ 14 bis 15a) find alte oder invalide oder beruf®- 
unfähig gewordene Rentner der Arbeiter: oder An- 
geftelltenverficherung zu betreuen. Eine Leiſtung, die 
ein Hilflofer zur Vflege und Wartung erhält 
($8$ 558c, 930, 1065 ber Reichsverfiherungsord- 
nung), bleibt bei jeder Hilfe außer Anſatz, die nicht 
demfelben Zwecke dient. 


$ 17 


Den Kleinrentnern fünnen alte oder durch geistige 
oder körperliche Gebrechen erwerbsunfähig gewordene 
Verfonen gleichgeftellt werden, Die troß wirtichaft- 
licher Lebensführung auf die öffentliche Fürſorge an 
gewiefen find. Der Reichsſtatthalter kann fich Die 
Gleichitellung vorbehalten oder fie allgemein vor- 
chreiben. 


b. Für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterblicbene 
$ 18 
(1) Kriegsbefhädigten und Kriegshinterbliebenen 
gegenüber ($ 20) foll jede Art der Fürjorge wenig. 
ftens die Rückſichten nehmen, die für Kleinrentner 
vorgeſchrieben find (58 14 bis 15a). 


(2) Die Vflegezulage, die ein Beſchädigter für 
Vflege und Wartung erhält, bleibt bei jeder Hilfe 
außer Anſatz, die nicht demfelben Zwecke dient; das 
gilt auch für die den Blinden gewährte Führhund⸗ 
zulage. 


(8) Vergünſtigungen, die Perſonen erhalten, weil 
ihr Einkommen unter einer beſtimmten Höhe bleibt, 
können Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen, 
die ihren Lebensunterhalt ausſchließlich oder über— 
wiegend aus den Verſorgungsgebührniſſen beſtreiten 
müſſen, auch dann gewährt werden, wenn ihr Ein— 
kommen dieſe Höhe erreicht oder nur unweſentlich 
überſteigt. 


820 


(1) Als Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene 
gelten 
a) die Empfänger von Verforgungsbezügen (Ren: 
ten, Zuwendungen, Witwenbeihilfen, Waifen- 
beibilfen, Elternbeihilfen, Erziehungsbeihilfen) 

nad) dem Reichsverſorgungsgeſetz, 


b) die nach anderen Vorſchriften verjorgten Be- 
rufsmilitärperſonen und ihre Simterbliebenen, 
wenn jene im Kriege eine Dienftbefhädigung 
erlitten haben oder an ihren Folgen gejtorben 
find. 
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(2) Den Kriegsbefhädigten und Kriegshinterblie- 
benen ftehen Perſonen gleich, denen andere Reiche: 
geſetze foziale Fürforge im Sinne des Reichsver⸗ 
ſorgungsgeſetzes zubilligen. 


(8) Wenn es beſondere Gründe der Billigkeit recht— 
fertigen, ſoll ein Verſorgungsſucher ſchon vor der An— 
erkennung ſeines Anſpruchs hinſichtlich der Fürſorge 
wie ein Verſorgungsberechtigter behandelt werden. 


3. Geſetz über Kleinrentnerhilfe 


81 

(1) Alte oder erwerbsunfähige Perſonen, die hilfs— 
bedürftig find, erhalten eine Kleinventnerhilfe nad) 
Maßgabe diefes Geſetzes, wenn jie nachweiſen, daß 
ihnen am 1. Januar 1918 ein Kapitalvermögen von 
mindeftens 12000 Mark gehört Hat, oder daß fie zu 
diefem Zeitpunft einen Rechtsanſpruch auf eine lebens⸗ 
längliche Rente von jährlich mindeſtens 500 Mark 
gehabt haben, und das Vermögen oder der Anſpruch 
der Geldentwertung zum Opfer gefallen iſt. Dem 
eigenen Vermögen ſteht Vermögen aleich, das der 


Hilfsbedürftige von feinem Ehegatten nach dem 1. Ja— 


nuar 1918 von Todes wegen erworben hat, wenn es 
am 1. Januar 1918 dem Ehegatten gehört hat. 


(2) Alt im Sinne diefes Gefeges find Männer, wenn 
fie am Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes das 
60., Frauen, wenn fie am gleichen Seitpunft das 
55. Lebensjahr vollendet haben. 


(3) Erwerbäunfähig im Sinne diefes Geſetzes find 
Verfonen, die infolge körperlicher oder geiftiger Ge— 
brechen nicht nur vorübergehend außerftande find, ſich 
durch Arbeit die Hälfte ihres Lebensbedarfs zu be- 
ſchaffen. 

82 

Die Kleinrentnerhilfe iſt von der öffentlichen Für— 
ſorge nach den Vorſchriften der Fürſorgepflichtver— 
ordnung und der Reichsgrundſätze über Vorausſetzung, 
Art und Maß der öffentlichen Fürſorge mit den Ver— 
günſtigungen durchzuführen, die ſich aus dieſem Geſetz 
ergeben. 

83 

(1) Der Empfänger der Kleinrentnerhilfe, fein Ehe— 
gatte oder feine Eltern find nicht verpflichtet, dem 
Fürforgeverband die Koften der Kleinrentnerhilfe zu 
erſetzen ($ 25 Abf. 1 und $ 25a der Fürforgepflicht- 
verordnung). 

(2) $21a der Fürforgepflichtverordnung bleibt 
unberührt. 
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84 
(1) Der Erbe des Empfängers der Kleinrentnerhilfe 
muß Dem Fürforgeverband die Koſten der Hilfe nach 
Maßgabe des S 25 Abf. 3 Säte 2 bis 4 der Fürforge- 
pflichtverordnung erjeßen; der Ehegatte des Empfän- 
gers und feine Verwandten auf- und abiteigender Linie 
find ala Erben von der Erfaßpflicht befreit. 


(2) Der Erfabanfprud gegen den Erben erlifcht 
nad) vier Jahren vom Ablauf des Jahres an, in dem 
die Unterjtügung gewährt worden ift. 


85 
Die WVorfchriften der Fürforgepflichtverordnung 
über Arbeitspflicht, Arbeitszwang und über das Ver- 
waltungsverfahren gegen Unterhaltspflichtige (SS 19, 
20 und 23 der Fürforgepflichtverordnung) gelten nicht 
für die Empfänger der Kleintentnerbilfe, 


$6 
Für die Empfänger der Kleinrentnerhilfe muß der 
für die Bemeffung de3 notwendigen Lebensunterhalts 
feftzufegende Richtfaß ($ 6 Abf. 2 der Fürforgepflicht- 
verordnung) jo bemeſſen fein, daß er den Richtſatz der 
allgemeinen Fürſorge wenigftens um ein Viertel über- 
ſteigt. 


87 

(1) Bei der Bemeſſung der Kleinrentnerhilfe Dürfen 
die Fürſorgeverbände von den Vorjchriften des $ 84 
des Aufwertungsgefeges und des 8 26 des Gejekes 
über die Ablöfung öffentlider Anleihen nicht abwei— 
chen; Die Vierte Verordnung des Neichepräfidenten zur 
Sicherung von Wirtichaft und Finanzen und zum 
Schuße des inneren Friedens vom 8. Dezember 1931, 
Fünfter Teil Kapitel V S 2 GReichsgeſetzbl. I ©. 699, 
725) findet infoweit Feine Anwendung. 

(2) Die Vorfchriften des $ 84 des Aufwertungs- 
gejeßes und des $ 26 des Geſetzes über die Ablöfung 
öffentlicher Anleihen finden auch auf die Mebrleiftung 
gemäß $ 6 Anwendung. 


8 
Bei der Prüfung der Hilfebedürftigfeit, der Art 
und des Umfangs der Kleinventnerhilfe bleibt das 
Einfommen aus Arbeitöverdienft außer Anfab, fo- 
weit e8 die Hälfte des Nichtfabes nach S 6 nicht über- 
fteigt. Von dem Mehrverdienft darf nit mehr als 
50 vom Hundert angerechnet werden. 


Die Hilfsbedürftigfeit des Empfängers der Klein— 
ventnerhilfe darf ohne deffen Antrag erft nach Ab- 
lauf von je zwei Jahren erneut geprüft werden. 


$9 
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810 
(1) Für die bis zum Inkrafttreten diefes Geſetzes 
den Kleinrentnern im Sinne des $ 1 aus der öffent- 
lichen Fürſorge gewährten Peiftungen gelten die $$ 3 
und 4 entjprechend. Erſatzleiſtungen, die bis zum Tage 
der Verkündung dieſes Gefetes bewirkt worden find, 
fönnen nicht zurückgefordert werden. 


(2) Sicherheiten, Die für den Erfat der Roften der 
öffentlichen Fürſorge beftellt worden find, find frei- 
zugeben, 


sıl 
Der Reichsarbeitsminifter wird ermädtigt, im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern 
und dem Reichsminiſter der Finanzen zur Durchfüh— 
rung und Ergänzung dieſes Gefebes Rechtsverord— 
nungen und allgemeine Verwaltungsvorfchriften zu 
erlaſſen. 


4. Berordnung zur Ergänzung des Geſetzes 
über Kleinrentnerhilfe 


81 

Bei der Feſtſtellung des nach dem Geſetz über 
Kleinrentnerhilfe nachzuweiſenden Mindeſtvermögens 
iſt Grund- oder Betriebsvermögen in gleicher Weiſe 
wie Kapitalvermögen zu berückſichtigen, wenn es in 
der Seit zwiſchen dem 1. Januar 1918 und dem 
30. November 1923 veräußert worden und der Er- 
[58 der Geldentwertung zum Opfer gefallen ift. 

82 

Dem nach dem Geſetz über Kleinrentnerhilfe nach— 
zuweiſenden eigenen Vermögen ſteht auch Vermögen 
gleich, das weibliche Perſonen von elterlicher Seite 
nach dem 1. Januar 1918 von Todes wegen erworben 
haben oder ohne die eingetretene Geldentwertung 
erworben hätten, wenn es am 1. Januar 1918 den 
Eltern oder einem Elternteil gehört hat. Die Gleich» 
ftellung jeßt voraus, daß die Tochter mit ihren 
Eltern oder einem Elternteil bis zu deren Tode in 
gemeinfamem Haushalt gelebt und an Stelle eigener 
Erwerbstätigfeit für ihre Angehörigen hauswirt— 
Ichaftliche Arbeit geleiftet hat. 


83 

(1) Alte oder erwerbsunfähige Flüchtlinge oder 
Verdrängte, die hilfsbedürftig find, erhalten Klein— 
ventnerhilfe, wenn fie im Ausland, in einem ehemals 
deutfchen Gebiet oder in einem zur ehemaligen öfter- 
reichiſch ungariſchen Monarchie gehörenden Gebiet 
infolge des Weltkrieges ein Vermögen, das einem 
Wert von mindeftens 12 000 Marf entſprach, ver- 











Nr.232 — Tag der Ausgabe: 24.November1939 


foren haben und ohne den eingetretenen Verluſt nicht 
auf die öffentliche Fürforge angewiejen wären. Für 
das Vermögen gilt der im $1 des Geſetzes über 
Kleinrentnerhilfe vorgeichricbene Stichtag (1. Januar 
1918) nicht. Als Flüchtling oder Verdrängter ift 
anzufehen, wer infolge des Weltkrieges aus dem Aus- 
fand, einem ehemals deutjchen Gebiet oder einem zur 
ehemaligen öſterreichiſch-ungariſchen Monardhie ge— 
hörenden Gebiet flüchten mußte oder verdrängt wor- 
den iſt. 


2287 


(2) Ehegatten und Töchter eines Flüchtlings oder 
Verdrängten erhalten Kleinrentnerhilfe, wenn fie das 
Vermögen von Todes wegen erworben und im Sinne 
des Abf. 1 verloren haben oder wenn fie das Ver— 
mögen ohne den eingetretenen Verluft von Todes 
wegen erworben hätten. Die Gewährung der Klein 
ventnerhilfe ſetzt voraus, daß die fonftigen allge- 
meinen Vorausfegungen des $1 des Geſetzes über 
Kleinrentnerhilfe und des $2 diefer Verordnung 
vorliegen. 





Anlage Il 
(Zu $ 2 vorftehender Verordnung) 


Zujammenjtellung 
der im Reichsgau Sudetenland nach $ 2 geltenden Borfchriften 


Reichsgrundſätze über Borausjegung, Art 
und Maß der öffentlichen Fürſorge 


B. Bejondere Beſtimmungen 
b. Für Kriegebejchädigte und Kriegshinterbliebene 
s 19 
Die foziale Fürforge, die nad) den Verforgungs- 
geſetzen Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen 
über die allgemeine Fürſorge hinaus Hilfe zu ge— 
währen hat, richtet ſich nach den Beſtimmungen der 
8820 bis 32. 
821 


Die ſoziale Fürſorge für einen Beſchädigten um— 
faßt auch die Familienmitglieder, deren Ernährer 
er geweſen iſt oder ohne die Dienſtbeſchädigung vor— 
ausſichtlich geworden wäre. 


g22 


Die foziale Fürforge gewährt ihre Hilfe in der 
Regel nur, wenn die Notlage mit der Dienſtbeſchä— 
digung oder dem Verlufte des Ernährers zufammen- 
hängt; der Zuſammenhang wird angenommen, ſo— 
weit nicht das Gegenteil offenkundig oder nachgewieſen 
ift, Auch ohne diefen Zuſammenhang kann fie ein- 
treten, wenn es befondere Gründe der Billigkeit 
rechtfertigen. 

$ 23 

(1) Die foziale Fürforge gewährt ihre Hilfe aud) 
dann, wenn zwar der Beſchädigte oder Die Hinter 
bliebenen ſelbſt oder ein unterhaltspflihtiger Ange 


3 =) Sg 18, 20 val. Anlage I. 


höriger die Leitungen aus ihrem Einfommen oder 
Vermögen beftreiten könnten, e8 aber unbillig wäre, 
Dies zu verlangen. 

(2) Bei Prüfung der Hilfsbedürftigkeit und der 
Art und des Umfanges der Hilfe ift entgegenfommend 
zu verfahren; dabei ift befonders aud) der Aufwand 
für Erziehung und Erwerbsbefähigung von Rindern 
zu berüdfichtigen, der nad) ihren Anlagen und Fähig— 
feiten und nach der Lebensftellung der Eltern berech— 
tigt ift. 

(3) Bei Prüfung, inwieweit ein Schwerbeichädigter 
den Pebensbedarf aus eigenen Mitteln beitreiten fann, 
foll die Schwerbefhädigtenzulage einichließlich des 
auf fie entfallenden Betrags an Ausgleiche- und Orts— 
zulage in der Negel außer Betracht bleiben. 

(4) Mehrausgaben, die einem Schwerbeſchädigten 
infolge feiner Beihädigung erwachjen, jollen ange- 
meffen berückfichtigt werden. 


Ss 24 
Die foziale Fürforge Hat zum Ziele, den Beſchä— 
digten tunlichft wieder erwerbsfähig zu machen und 
ihn dem Wirtfchaftsleben zu erhalten, der Witwe die 
Fortführung ihres Hausftandes und die Erziehung 
und Ausbildung ihrer Rinder tunlichit aus eigenen 
Kräften zu ermögliden und den Waijen die Erlan— 
aung einer ihren Fähigkeiten angemefjenen Lebens— 
ftellung zu exleichtern. 
g 25 
Die foziale Fürſorge bat den Beichädigten und 
Hinterbliebenen bei der Berufsausbildung und bei 
der Unterbringung und Erhaltung im Erwerbs: 


IIMIIMN 
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leben beizuftehen und behilflich zu fein, die Folgen 
einer erlittenen Dienftbefhädigung oder des Ver- 
Iufies des Ernährers nad) Möglichkeit zu überwinden 
oder zu mildern. 


8 26 


(1) Hat ein Beichädigter nach dem Neichdverfor- 
gungsgeſetz einen Anſpruch auf unentgeltliche beruf- 
liche Ausbildung, jo muß ihm Die foziale Fürſorge 
Diefe gewähren und während der Ausbildung auch 
den notwendigen Lebensbedarf für ihn und feine 
unterhaltsberechtigten Angehörigen, foweit ev ihn 
nicht aus eigenen Mitteln beſchaffen kann. 


(2) inwieweit darüber hinaus Beihädigten und 
Hinterbliebenen Berufsausbildung gewährt werden 
fol, richtet fi) nad) den Befonderheiten des Einzel- 
falls. 

$ 27 

(1) Die foziale Fürſorge fol Beſchädigte und 
Hinterbliebene in VBerforgungs-, Fürſorge- und Fa— 
milienangelegenheiten beraten oder dieje Beratung 
vermitteln. 


(2) Sie ſoll für Berufsberatung, Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitsbefchaffung im Zuſammenwirken 
mit den Arbeitsämtern forgen und Schwerbefchädigte 
bei Wahrung ihrer Nechte aus den Vorſchriften über 
die Beichäftigung Schwerbefchädigter unterftühen. 

(3) In geeigneten Fällen fol fie auch die An- 
fiedlung und Selbftändigmadhung Beſchädigter und 
Hinterbliebener, befonders kinderreicher Familien, 
fördern. 

828 


(1) Die ſoziale Fürſorge ſoll den dauernd erwerbs— 
unfähigen Schwerbeſchädigten die durch die Dienft- 
beſchädigung verurſachten körperlichen Beſchwerden 
erleichtern, ſoweit dies nicht durch die Verſorgungs— 
heilbehandlung zu geſchehen hat. 


(2) Soweit Beſchädigte dauernder Pflege bedürfen, 
aber nicht auf Koſten des Reichs unter entſprechender 
Anrechnung der Verſorgungsgebührniſſe Anſtalts— 
pflege erhalten, ſoll die ſoziale Fürſorge für ange— 
meſſene Pflege und Unterkunft ſorgen. 
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(3) Während der Seilbehandlung eines Beſchädigten 
foll die Fürſorge, wenn nötig, die Verforgungslei- 
ftungen durch Fürforgemaßnahmen für ihn und feine 
Angehörigen ergänzen. 


829 


(1) Die foziale Fürſorge hat die Berufsausbildung 
von Waifen und von Kindern Schwerbefhädigter 
nachdrücklich zu fürdern; fie foll dabei die Anlagen 
und Fähigkeiten des Kindes und die Lebensſtellung 
Her Eltern angemefjen berückjichtigen. 


(2) Die foziale Fürforge foll auch fonft auf die 
Erziehung von Waifen und von Kindern Schiver- 
befehädigter fowie auf die Pflege ihrer Geſundheit 
befonderes Gewicht legen und ihnen die Teilnahme 
an Einrichtungen der Gefunödheits- und Erholungs— 
fürforge möglichft erleichtern. 


831 


(1) Um die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit Beſchä— 
digter und Hinterbliebener zu ſichern, ſoll von der 
Möglichkeit, ihnen Darlehen gegen Verpfändung von 
Verſorgungsgebührniſſen zu gewähren, tunlichſt Ge— 
brauch gemacht werden. 


(2) Der Erſatzanſpruch aus 8 25 der Verordnung 
über die Fürforgepflicht ift nur gegeben, wenn Die 
ſoziale Fürforge bei ihrer Hilfe die Nüdzahlung der 
aufzuwendenden Koften ausdrücklich ausbedingt. Died 
darf nur geichehen, wenn es mit Rückſicht auf Art 
und Zweck der Fürforgeleiftungen und die gegen- 
wärtigen oder zu erwartenden wirtichaftlichen Ver— 
bältnifje des Silfefuchenden unbillig wäre, hiervon 
abzufeben; bei der beruflichen Ausbildung, auf die 
ein Beſchädigter nad dem Reichsverſorgungsgeſetz 
Anspruch bat (8 26), darf Rückzahlung nicht ausbe- 
dungen werden. Der Erfakanfprud aus 8 25a der 
Verordnung über die Fürforgepflicht ift ausgefchlofien. 


8 32 


Die foziale Fürforge foll allgemeine Einrichtungen, 
die auch Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen 
zugute fommen, beſonders fürdern. 
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Berordnung über die Anderung von Gerichtsbezirken. 
Bom 21. November 1939. 


Auf Grund des $1 Abſ. 2 der Verordnung zur II. 
einheitlichen Regelung der Gerichtsverfaſſung vom 
20. März 1935 (NReichsgefetzbl. I ©. 403) wird ver- 
ordnet: 


—81 
Zugelegt werden IV. 


J. im Bezirk des Kammergerichts 
1. der zum Bezirk des Amtsgerichts Köpenick ge⸗ 
hörige Teilder&emeinde Schöneiche bei Berlin 

dem Amtsgericht Rüdersdorf, 

2. der zum Bezirk des Amtsgerichts Lübben 
(Spreewald) gehörige Teil der Gemeinde 
Geroburg dem Amtsgericht Lieberofe; 


II. im Bezirk des Oberlandesgeridhts 
Breslau 

1. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Frauſtadt 

die Gemeinde Rache dem Amtsgericht Kontopp, 


2. der zum Bezirk des Amtsgerichts Friedland 
(Bez. Breslau) gehörige Teil der Gemeinde 
Erneftinenberg und der zum Bezirk des Amts— 
gerichts Oberglogau gehörige Teil der Ge— 
meinde Schönweiler dem Amtsgericht Neu- 
ftadt (Oberſchleſ.), 

3. der zum Bezirk des Amtsgerichts Greiffenberg 
(Schlef.) aehörige Teil der Gemeinde Karls— 
berg dem Amtsgericht Friedeberg (lergeb.), 

4. der zum Bezirk des Amtsgerichts Kreuzberg 
(Oberfchlef.) gehörige Teil der Gemeinde 
Schlofwalden dem Amtsgericht Nofenberg 
(Dberichlef.), 

5. der zum Bezirk des Amtsgericht Oppeln 
aehörige Teil der Gemeinde Lugendborf dem 
Amtsgeriht Rupp, 

6. der zum Bezirk des Amtsgerichts Roſenberg 
(Oberichlef.) gehörige Teil der Gemeinde Heb- 
wigftein dem Amtsgericht Landsberg (Ober- 
ſchleſ.), 

7. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Roſenberg 
(Oberfchlef.) die Gemeinden Breitenmarkt, 
Hegersfelde, Kreuzenfeld, Oftenwalde, Teid)- 
walde, Waldwiefen und Winded dem Amts— 
gericht Guttentag, 


VI. 


VII. 





VIII. 


8. der zum Bezirk des Amtsgerichts Oppeln ge— 
hörige Teil der Gemeinde Karmerau dem 
Amtsgericht Groß Strehlitz / 
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im Bezirk des Oberlandesgerichts Celle 
der zum Bezirk des Amtsgerichts Celle ge- 
hörige Teil des Gutsbezirks Platz Bergen dem 
Amtsgericht Bergen (Kr. Celle); 


im Bezirk des Oberlandesgerichts 
Dresden 
aus dem Bezirk des Amtsgerihts Olbernhau 
die Gemeinde Deuticheinfiedel dem Amts» 
gericht Sayda; 


. im Bezirk des Oberlandesgeridht3 


Innsbrud 

1. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Bezau die 
Gemeinde Mittelberg dem Amtsgericht Sont- 
hofen (Oberlandesgerichtsbezirf München) ; Die 
Zuſtändigkeit der bisherigen Behörden für die 
Anlegung des Grundbudys für die Gemeinde 
Mittelberg bleibt bis auf weitere Anordnung 
des Reichsminiſters der Juftiz unberührt; 

2. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Neutte die 
Gemeinde Jungholz dem Amtsgericht Sont- 
hofen (Oberlandesgerichtsbezirt München); 

im Bezirk des Oberlandesgerihts Kiel 
aus dem Bezirk des Amtsgerichts Schwarzen: 


bet die Gemeinde Güfter dem Amtsgericht 
Mölln; 


im Bezirk des Oberlandesgerichts 


Königsberg 

1. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Heydefrug 
die Gemeinden, die zum Landkreis Tilfit- 
Ragnit gehören, dem Amtsgericht Tilfit, 

2. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Kuderneefe 
die Gemeinden Elchwinkel und Skierwiet dem 
Amtsgericht Ruß, 

3. der Bezirk des Amtsgerichts Wiſchwill unter 
Abtrennung vom Landgericht Memel dem 
Landgericht Tilfit; 


im Bezirk des Oberlandesgerichts 
Marienwerder 

aus dem Bezirk des Amtsgerichts Unruhſtadt 
die Gemeinden Bruchdorf, Fleißwieſe, Frieden— 
dorf, Kreutz, Oſtlinde, Oſtweide, Pfalzdorf, 
Ruden, Schönforſt und Schwenten dem Amts— 
gericht Kontopp (Oberlandesgerichtsbezirk 
Breslau); 


IM 
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IX. im Bezirk des Oberlandesgeridhts 
Stettin 

1. der zum Bezirk des Amtsgerichts Anklam ge- 
hörige Teil der Gemeinde Lentſchow dem 
Amtsgericht Wolgaft, 

2. der zum Bezirk des Amtsgerichts Greifswald 
gehörige Teil der Gemeinde Duilow dem 
Amtsgericht Anklam, 

3. der zum Bezirk des Amtsgerichts Loitz ge— 
hörige Teil der Gemeinde Flughafen Tutow 
dem Amtsgericht Demmin, 

4. der zum Bezirk des Amtsgerichts Wolgaft 
gehörige Teil der Gemeinde Rubkow dem 
Amtögericht Anklam, 


Berlin, den 21. November 1939. 
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5. der zum Bezirk des Amtsgerichte MWolgaft 
gehörige Teil der Gemeinde Hanshagen dem 
Amtsgericht Greifswald; 


X, im Bezirk des Oberlandesgerichts 
Stuttaart 
aus dem Bezirk des Amtögerichts Urach die 
Gemeinde Gruom dem Amtsgeriht Mün— 
fingen. 


‘2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1940 in 
Kraft. 


Der Reichsminiſter der Juftiz 
Dr. Gürtner 








Verordnung über Zolländerungen. 
Vom 22, November 1939*) 


Auf Grund des $49 Abſatz 2 des Zollgefees wird im Einvernehmen mit dem Reichsminifter für Ernährung 
und Landwirtichaft und dem NeichSwirtfchaftsminifter verordnet: 


s1 
Der Zolltarif wird wie folgt geändert: 
i. In der Tarifnr. 11 (Speifebobnen ufw.) erhält die 
Anmerking 3 folgende Faffung: 
3, Der Reichsminiſter der Finanzen ift er 
mächtigt, für befondere Fälle Ausnahmen | | 


von den Zöllen für Speifeerbjen zu be- 
willigen. 


2. In der Tarifnr. 23 (Kartoffeln, friſch) find in der 
Anmerkung zu Abf. 1 umd 2 und in der Anmerkung zu 
Abſ. 3 jeweils hinter dem Wort „Stärke” die Worte 
„oder Kartoffelfloden‘ einzufügen. 

3. In der Tarifnr. 98 Abſ. 1 Kautſchuk ufw.) und 
Abſ. 2 (Kautſchukmilch uſw.) find die Zollſätze „170, 
„64, „97 und „121 zu ändern in „140, „534, 
„80% und „100°, 


Berlin, 22. November 1939 


4, In der Tarifnr. 114 (Mürfte ufw.) ift folgende An- 
merkung anzufügen: 
Anmerkung. Der Reichöminifter der Finan— 
zen iſt ermächtiat, für befondere Fälle Aus- 
nahmen von dem Soll für Würſte aus 
Fleiſch von Vieh zu bemilligen, 


5. In der Tarifnr. 219 Nabrungs- und Genußmittel 
uſw.) erhält die Anmerkung unter der Überfchrift „An— 
merkungen.“ die Bezeichnung „‚1.; als Anmerkung 2 
iſt anzufügen: 

2, Der Reichsminiſter der finanzen ift er 
mächtigt, fürbefondere Fälle Ausnahmen 
von dem Zoll für Würfte aus Fleiſch von 
Vieh zu bewilligen. 

$2 


Diefe Verordnung tritt am 1. Dezember 1939 in 
Kraft mit Ausnahme der Vorfehrift in KL Nr. 3, die 
am 15. November 1939 in Kraft tritt. 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


In Vertretung 
Reinbardt 





*) Veröffentlicht im Deutfchen Meichsanzeiger und Vreufiichen Staatsanzeiger Nr. 275 vom 23. November 1939. 
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Berordnung 


über die Einführung von getreidewwirtichaftlicden Vorſchriften 
in der Oſtmark und im Reichſsgau Sudetenland. 


Som 22, November 1939, 


Auf Grund des Gefetes über die Wiedervereinigung 
Ofterreich8 mit dem Deutfchen Reich vom 13. März 
1938 (Reichögefebbl. I S. 237) und auf Grund des Er- 
lafjes des Führers und Neichskanzlers über die Ver— 
waltung der fubetendeutfchen Gebiete vom 1. Oftober 
1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1331) wird verordnet: 


$1 
In der Oftmark und im Reichsgau Sudetenland 
gelten: 
1. Die Verordnung zur Sicherftellung des Brotge- 
treidebedarfs vom 22, Juli 1937 Geichsgeſetzbl. I 
©. 829). 


Berlin, den 22, November 1939. 


2, Die Verordnung über die Verwertung bon Ge- 
treide zur Herftellung von Branntwein vom 
26. Juni 1937 (Reichögefeßbl. I ©. 699) in der 
Faffung der Anderungsverordnung vom 20, Juli 
1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 909). 

3. Die Verordnung über die Überprüfung von Lohn- 
drejchbetrieben vom 26.Mai1937 &eichsgeſetzbl. I 
©. 604). 


Soweit Beftimmungeninder Oftmarkund im Neichs- 
gau Sudetenland nicht unmittelbar angewandt werden 
können, find fie finngemäß anzuwenden. 


Der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft 


m Auftrag 
Schuſter 


Der Reichsminiſter des Innern 


In Vertretung 
Dr. Stuckart 





Verordnung über die Einführung der Reichsmarkwährung 
in den eingegliederten Oſtgebieten. | 


Bom 22, November 1939. 


Auf Grund des Erlafjes des Führers und Reichs— 
kanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oft- 
gebiete vom 8. Oktober 1939 (Reichsgefebl. I S.2042) 
in der Faſſung des Änderungserlaffes vom 2.Novem- 
ber 1939 (Reichögefeßbl. I ©. 2135) wird verordnet: 


81 

(1) In den in das Deutjche Neich eingegliederten 
Dfiaebieten hört der Zloty mit dem 27. November 1939 
auf, aefegliches Zahlungsmittel zu fein. Mlleiniges ge- 
fetliches Sahlungsmittel ift die Reichsmark. 

(2) Die in diefen Gebieten gelegenen Öffentlichen 
Kaffen des Reichs, Neichöbanlanftalten und die bon 
der Neichöbank hierzu ermächtigten fonftigen Stellen 
werben allen Bewohnern diefer Gebiete die Noten der 


Bank Polſki über 500, 100, 50, 20, 10, 5 und 2 Zloty, 
die polnifchen Staatsnoten über 1 Zloty und das pol- 
nifche Staatsmünzaeld über 10, 5, 2 Sloty bis zum 
9, Dezember 1939 zu dem Rurfe von 2 Zloty — LReichs— 
mark gegen Reihsmarkzahlungsmittel umtaufchen. 


82 

Die Vorſchriften des $1 finden feine Anwendung in 
ben Gebietöteilen, in denen durch Verordnung des 
Dberbefehlshabers des Heeres Über Zahlungsmittel im 
bejeßten oftoberiählefifcyen Gebiet vom 22. September 
1939 (Verordnungsbl. f. d. befegten Gebiete in Dolen 
Nr. 4), ferner durd) die Vierte Verordnung des Grenz- 
ſchutz⸗ Abſchnitt Kommandos 3, Chef der Zivilverwals 


r INN 























II 


H5 140-1261 








2292 


tung, betreffend den Zahlungs- und Geldverkehr, vom 
2. Oktober 1939 (Verordnungsbl. d. Grenzſchutz⸗ Ab- 
Ihnitt-Kommandos 3 Nr. 11) fowie durch die Fünfte 
Verordnung des Chefs der Zivilverwaltung im Militär- 
bereich Oberjchlefien, betreffend den Sahlungs- und 
Geldverfeht, vom 12, Oftober 1939 (Verordnungsbl. 
d. Militärbereichs Oberfchlefien Nr. 16) der Aufruf 
und Umtaufc des Zloty bereits erfolgt und durch» 
geführt ift, 
83 


Die Scheidemüngen über 1 Zloty, 50, 20, 10 und 
5 Groſchen bleiben bis auf weiteres in den in das 


Berlin, den 22, November 1939, 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Zeil I 














—VII 


Deutſche Reich eingegliederten Oſtgebieten als Zah⸗ 
lungsmittel zum Kurſe von 2 Zloty —1 Reichsmark 
zugelaſſen. Die Scheidemünzen im Nennwert von 2 
und 1 Groſchen gelten als Reichömarljcheidemüngen 
im Nennwert von 2 und 1 Reichöpfennig. 


Il 
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84 
Der Reichswirtſchaftsminiſter wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen 
die zur Ergänzung und Durchführung dieſer Verord— 
nung erforderlichen Rechtsverordnungen und Verwal- 
tungsvorſchriften zu erlaffen. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 
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Erſte Berordnung 
zur Durchführung der Verordnung über eine Sondergerichtsbarteit in Strajjachen für Angehörige der 4 
und Für die Angehörigen der Polizeiverbände bei bejonderem Einjak. 
Som 1. November 1939. 


Auf Grund des S7 der Verordnung über eine 
Eondergerichtsbarfeit in Straflachen für Angehörige 
der 44 und für die Angehörigen der Dolizeiverbände 
bei befonderem Einfaß vom 17, Oktober 1939 (Reichs 
geſetzbl. I S. 2107) wird im Einvernehmen mit den 
Reihsminiftern der Inſtiz und der Finanzen folgen- 
des verordnet: 

Artikel 


81 

An die Stelle der Vorſchriften des Militärſtraf— 
geſetzbuchs über die militäriſchen Ehrenſtrafen treten 
für die Angehörigen der 44 die folgenden Vorſchrif— 
ten. Bezüglich der Ehrenftrafen gegen die Angebörigen 
der Volizeiverbände bewendet es bei den Vorſchriften 
des Strafgefetbuchs für das Deutſche Rei; SS 43 
bis 45 des Militärftrafgefegbuchs finden feine An- 
wendung. 

82 

(1) Die Ehrenſtrafen gegen 44-Angehörige find: 

1. Ausftoßung aus der 44, 

2. Entlaffung aus der 44: 

a) in der Form des Ausfchluffes aus der 44 
in den Fällen des SA Abi. 1 und 2, 

b) in der Form der einfachen Entlaffung aus 
der 44 in den Fällen des $4 Abi. 2. 

(2) An die Stelle des Ausſchluſſes und der ermfachen 
Entlaffung aus der 44 kann bei einer Verurteilung 
während des mobilen Zuſtandes der Werluft des 
Dienftgrades treten. 

3 

(1) Die Verurteilung zum Tode oder zu Zuchthaus 
hat die Ausftoßung aus der 4 zur Folge. 

(2) Auf Ausftoßung aus der M muß erfannt 
werden, wenn eine Straftat zugleich einen ſchweren 
Verſtoß gegen Grundgejege der NSDAD oder 4 
enthält. 

54 
(1) Die Ausſtoßung aus dev 44 bat zur Folge: 
1. das entehrende Ausfceiden aus der 44 und 
den Verluft der Dienftbezeichnung, 
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2. die dauernde Unfähigkeit zur Wiederaufnahme 
in Die 44, 

3. den Verluft dev Orden und Ehrenzeichen und 

der Fähigkeit, fie zu erwerben, 

4. den Verluft der Ansprüche auf Dienitbezüge 

und Verſorgung. 

(2) Wird die Ausſtoßung aus der 4 megen einer 
Tat verhängt, wegen der nad) den Vorichriften des 
Militärftvafgefegbuchs auf Verluft der Wehrwürdig— 
feit erfannt werden muß, fo ift bei Angehörigen der 
74 Berfügungstruppe im Urteil auszuiprechen, daß 
als Folge der Ehrenftrafe auch der Verluſt der Mehr: 
würdigfeit eintritt. Sofern nad den Vorſchriften 
des Militärſtrafgeſetzbuchs auf Werluft der Wehr 
würdigfeit erfannt werden kann, fann das Gericht 
bei Angehörigen der 44-Verfügungstruppe auch diele 
Folge im Urteil ausfprechen. 

55 

(1) Die Verurteilung zu Gefängnis wegen vorſätz— 
lichen Hoch- oder Yandesverrats (S8 84, 0b, 90c, 
92a des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich), 
zum Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte oder zur 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter bat 
den Ausſchluß aus der 44 zur Folge. 

(2) Auf Ausſchluß oder einfache Entlaffung aus der 
f fann erkannt werden bei Verurteilung zu min- 

eftens einem Jahr Gefängnis wegen vorfäßlicher 

Tat; ferner neben Gefängnis wegen vorjäßlicher Tat, 

wenn die Tat ehrloſe Geſinnung erfennen läßt oder 

geeignet ift, das Anfehen der 44 ſchwer zu ſchädigen. 
56 

(1) Der Ausſchluß aus der 44 bat zur Folge: 

1. das Ausicheiden aus der 44 und den Verluſt 

der Dienftbezeichnung, 

2. den Verluft der Anſprüche auf Dienftbezüne 

und Berforgung, 

3. Die dauernde Unfähigkeit zur Wiederaufnahme 

in Die 44. 

(2) Das Gericht kann beitimmen, daß die Folgen 

zu Nr. 2 oder 3 nidyt eintreten. 
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87 
Die einfache Entlafjung aus der 44 bat das Aus- 
ſcheiden aus der 44 und den WVerluft der Dienſt— 
bezeichnung zur Folge. 


Artikel II 
8 

An die Stelle des $ 20 des Militärftrafgeietsbuche 

tritt folgende Vorjchrift: 

Die Arreititrafen find feſtzuſetzen: 

1, gegen 44-Angebörige: 

a) gegen Führer 

als Stubenarreit, 

b) gegen Oberfcharführer, Haupticharführer, 
Führeranwärter, Standartenjunfer und 
Standartenoberjunfer 

ala Stubenarreft oder gelinder Arreft, 
c) gegen die Übrigen 44-Angehörigen 
als gelinder oder geſchärfter Arreft; 

2. gegen Angehörige der Ordnungspolizei ein- 
Ichließlich der nichtbeamteten Hilfskräfte: 

a) gegen Offiziere, Schußpolizei- und Gendar- 
merieinjpeftoren jowie gegen Polizeiver— 
waltungsbeamte im Offiziersrang 

als Stubenarreit, 

b) gegen Meifter (SB), Hauptwachtmeifter, 
Revier und Bezirksoberwachtmeiſter, Zug— 
wachtmeiiter und Oberwachtmeifter ſowie 
gegen Doltzeiverwaltungsbeamte, die nicht 
im Offiziersrang ſtehen 

als Stubenarreft oder gelinder Arreſt, 

c) gegen die Angehörigen der übrigen Dienft- 

arade 
als gelinder oder geichärfter Arreft; 

3. gegen Angehörige der Sicherbeitspolizei, Die 
im Falle ihrer Übernahme in die Schußftaffel 
der NEDAD gemäß NRunderlaß des Reichs— 
führers 44 und Chefs dev Deutichen Dolizei, 
betreffend Aufnabme von Angebörigen der 
Sicherbeitspolizei in die Schutzſtaffel der 
NSDAT, vom 23. Juni 1938 — S-V3 
Nr. 72/38 — (Minifterialbl. d. Neichs- u. 
Preuß. Min. d. Innern ©. 1089) 

a) ala 44 rjührer zu übernehmen find 

als Stubenarreft, 

b) als 44-Haupticharführer oder als 44-Ober: 

Icharführer zu übernehmen find 
als Stubenarreft oder gelinder Arreft, 

c) als 44-Scharführer oder als 44-LUnterfchar- 

führer zu übernehmen find 
als gelinder oder geichärfter Arreft, 


Artikel I 
89 

Über die Gerichtsverfaſſung gilt in Abweichung 
von den Vorfchriften der Militärftrafgerichtsordnung 
folgendes: 

Nichterliche 44-Auftizfübrer ($ 5 der Werordnung 
vom 17. Dftober 1939, Reichsgeſetzbl. ©. 2107) find: 

1. 44. Nicdhter im Range von 44-Haubtiturm- 

führern und 44-Sturmbannfübrern, 
2. 44. Oberrichter im Nange von 44-Oberiturm- 


bannfübrern. 
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$ 10 


(1) Die richterlichen 44-Juftizführer fünnen nur 
durch zum Nichteramt befühigte Männer erjett oder 
bertreten werden. 


(2) Bei den Z4-Gerichten, den 1 und Dolizei-Ge- 
richten und dem 44- und Dolizei-Dbergericht fünnen 
bei Bedarf Hilfsrichter befchäftigt werden, die zum 
Richteramt befähigt fein müſſen. 


811 
Die 44-Gerichte und 44- und Dolizei-Gerichte find 
die Gerichte des eriten Rechtszuges. Sie enticheiden 
in allen Fällen, in denen nicht die Juftändigfeit eines 
Era Gerichts für den eriten Rechtszug begrün- 
et iſt. 


$ 12 


(1) Das 44- und Volizei-Obergericht enticheidet 
als Gericht des erſten Nechtszuges 


1. über Taten, wegen deren auf Todesſtrafe, 
lebenslanges Zuchthaus oder Zuchthaus über 
zehn Jahre erfannt werden fann und die nicht 
zur Zuſtändigkeit eines höheren Gerichts ge- 
hören, 

2. bei Meineid ($$ 153 bis 155, 157 und 158 
des Strafgefeßbuchs für das Deutiche Neich) 
und Totjchlag, aud in den Fällen des S 213 
des Strafgefeßbuchs für das Deutjche Reich, 

3. Über Taten von 44-Führern, Volizeioffizieren, 
Scußpolizei- und Gendarmerie-Änfpeftoren, 
Dolzeiverwaltungsbeamten im Offiziersrang 
und von Angehörigen der Sicherbeitspolizei, 
die im Falle ihrer Übernahme in die Schuß- 
ftaffel der NSDAD als 44-Führer zu über- 
nehmen find, wenn die Taten einen Mißbrauch 
der Dienftgewalt entbalten (SS 114 bis 125 
des Militäritrafgejeßbuchs). 

(2) In den Fällen des Abf.1 wird das Ermittlungs: 
verfahren bei dem Gerichtsherrn des 44-Gerichts 
oder 44: und Dolizei-Gerichts geführt. Diefer erhebt 
die Anklage vor dem 44- und Dolizei-Oberaericht. 
Mit erbobener Anklage geht das Verfahren auf den 
Gerichtsherrn des 44- und Dolizei-DObergerichts über. 


(3) Das 1n und Volizei-Obergericht enticheidet 
ferner über das Nechtsmittel der Berufung. 


$ 13 


(1) Die 44-Gerihte und 44- und Dolizei-Gerichte 
enticheiden in der Belebung mit drei Richtern, und 
zwar mit einem 44-NRichter als Vorſitzer und zwei 
nichtberuflichen Nichtern als Beiſitzer. 


(2) Beifißer im Verfahren gegen 44-Angehörige 
find: 
1. gegen 44Angehörige bi8 zum SHauptiturm- 
führer aufwärts; 
ein Sturmbannfübrer, Oberfturmbannfüb- 
rer oder Standartenführer und ein 44-An- 
gehöriger im Dienſtgrade des Angeklagten, 
2. gegen 44-Angebörige vom Sturmbannführer 
aufwärts: 
wei 44ßAngehörige, davon einer vom 
Dienitarad des Angeklagten, einer von einem 


höheren Dienftarade 
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(3) Beifiger im Verfahren gegen Angehörige der 
Tolizeiverbände find: 


1. gegen Angehörige der Ordnungspolizei im 
Range bis zum Hauptmann aufwärts: 
ein Stabsoffizier und ein Dolizeiangehöriger 
von der Nangklaffe des Angeklagten, 
2. gegen Angehörige der Ordnungspolizei im 
Range vom Stabsoffizier aufwärts: 
wei Offiziere, davon einer vom Dienftgrade 
e3 Angeklagten, einer von einem höheren 
Dienftarade. 


ImVerfahren gegen Dolizeiverwaltungsbeamte 
wirfen als Beifißer Dolizeiverwaltungsbeamte 
der entfprechenden Dienftarade mit, 

3. gegen Angehörige der Sicherheitspolizei, die 
im Falle ihrer Übernahme in die Schußitaffel 
der NEDAD bis zum 44-Hauptiturmführer 
aufwärts zu übernehmen find: 

ein Angehöriger der Sicherheitspolizei, der 
im alle feiner Übernahme in die Schub- 
ftaffel der NSDAD ala 44-Sturmbann- 
führer, 44-Oberfturmbannfübrer oder 44- 
Standartenführer zu übernehmen ift, fowie 
ein Angehöriger der Sicherheitspolizei, der 
im alle feiner Übernahme in die Schub- 
ftaffel der NSDAD mit dem Dienftrang 
des Angeklagten zu übernehmen iſt, 

4. gegen Angehörige der Sicherbeitspolizei, die 
im Falle ihrer Übernahme in die Schukitaffel 
der NSDAD vom 44-Sturmbannführer auf- 
wärts zu libernehmen find: 

wei Angehörige der Sicherbeitspolizei, da- 
bon einer, der im Falle feiner Übernahme 
in die Schußftaffel der NSDAD mit dem 
Dienftgrade des Angeflaaten zu übernehmen 
ift, jomwie einer, der im falle feiner Tiber- 
nahme in die Schußftaffel der NSEDAD 
mit einem böberen Dienftarade als der An- 
geflaate zu übernehmen tft. 


$ 14 


(1) Das 44- und Volizei-Obergericht enticheidet in 
der Beſetzung mit fünf Nichtern, und zwar mit 
74 -Dberrichtern, von denen der dienftältere Vorſitzer 
iſt, und drei nichtberuflichen Richtern als Beifiker. 

(2) Beifiger im Verfahren gegen 44-Angehörige 
ind: 

1. gegen Z4-Angehörige bis zum Hauptſturm— 

führer aufwärts: 
ein Sturmbannführer, Oberfturmbannfüh- 
ver oder Standartenführer und zwei 44-An- 
gehörige im Dienftrang des Angeklagten, 

2. gegen 44-Angehörige vom Sturmbannführer 

aufwärts: 
drei 44-Angebörige, Davon zwei im Dienft- 
grade des Angeklagten, einer von einem 
höheren Dienitgrade, 

(3) Beifiger im Verfahren gegen Angehörige der 
Dolizeiverbände find: 

1. gegen Angehörige der Ordnungspolizei im 
Range bis zum Hauptmann aufwärts: 
ein Stabsoffizier und zwei Vol izeiangehörige 
von der Nangflaffe des Angeklagten, 
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2. gegen Angehörige dev Ordnungspolizei im 
Range vom Stabsoffizier aufwärts: 
drei Offiziere, davon zwei vom Dienftgrade 
des Angeklagten, einer von einem höheren 
Dienitarade, 
Im Berfahren gegen Dolizeiverwaltungs- 
beamte wirken als Beijiger Dolizeiverwal tungs— 
beamte der entſprechenden Dienſtgrade mit, 


3. gegen Angehörige der Sicherheitspolizei, die 
im Falle ihrer Übernahme in die Schußitaffel 
der NSDAD bis zum 44 -Hauptiturmführer 
aufwärts zu übernehmen find: 

ein Angehöriger der Sicherheitspolizei, der 
im Falle feiner Übernahme in die Schub: 
taffel der NEDAD als 44-Sturmbann- 
führer, 44-Oberfturmbannführer oder 44- 
Standartenführer zu übernehmen ift und 
zwei Angehörige der Sicherheitspolizei, die 
im Falle ihrer LÜbernabme in die Schutz⸗ 
ftaffel der NEDAP mit dem Dienftqrade 
des Angeklagten zu übernehmen find, 


4. gegen Angehörige der Sicherheitänolizei, die 
im alle ihrer Übernahme in die Schusitaffel 
der NSOAP vom 44-Sturmbannführer auf: 
märts zu übernehmen find: 

drei Angehörige der Sicerheitspolizei, da- 
von zwei, die im alle ihrer Übernahme in 
die Schußitaffel der NSDAD mit dem 
Dienjtgrade des Angeklagten zu übernehmen 
ſind, und einer, der im Falle feiner Über— 
nabme in die Schußftaffel der NSDAY 
mit einem höheren Dienitarade ala der An- 
geflagte zu übernehmen ift. 


Artifel IV 
$ 15 
Abweichend von den Vorſchriften der Militärftraf: 
gerichtsordnung gilt für das Verfahren folgendes: 


Ss 16 
Der Vorſitzer leitet die Hauptverhandlung. Er 
trifft in ihr auch die dem Urteil borangebenden Ent: 
ſcheidungen, Die nach den Vorfchriften der Militär: 
Itrafgerihtsordnung dem Gericht obliegen; über Be- 
weisanträge enticheidet ev durch Beſchluß. Die an- 
deren Richter beraten ihn. 


S 17 
Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Situng 
liegt dem Vorſitzer ob, 
s 18 
Gegen Entfcheidungen des Vorfigers in der Ver- 
handlung kann das Gericht nicht angerufen werden. 
Soweit nach den Vorjehriften der Militärftrafgerichts- 
ordnung gegen die in der Verhandlung ergangenen 
Entſcheidungen die Rechtsbeſchwerde zuläl ſig iſt, findet 
fie auch gegen Entſcheidungen des Vorſitzers ſtatt. 


Artikel V 
$ 19 
Die für die Angehörigen der Wehrmacht und für 
Amtshandlungen in militäriſchen Gebäuden aelten- 
den Sonderbeftimmungen der allgemeinen Straf: 
vechtspflege jowie des bürgerlichen Rechts und der 
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bürgerlichen Rechtspflege einichließlich der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit finden auf die Angehörigen der be- 
waffneten Berbände der 44 und auf Dienfthbandlungen 
in Dienjtgebäuden diefer Verbände entiprechende An- 


wendung. 
Wrtifel VI 
Ss 20 

Die Verordnung über das Sonderftrafrecht im 
Kriege und bei bejonderem Einſatz Kriegsſonder— 
ſtrafrechtsverordnung) vom 17. Auguſt 1938 (Meichs- 
geſetzbl. 1939 I ©. 1455) und die Verordnung ber 
Das militäriiche Strafverfahren im Kriege und bei 


Berlin, den 1.November 1939, 


Reichsgeſetzblatt, Tahrgang 1939, Teil I 


NIE 


befonderem Einſatz (Kriegsitrafverfahrensoronung — 
KEMOD) vom 17. Auguſt 1938 (Neichsgejebbl. 
1939 I ©.1457) mit ihren Abänderungs-, Er- 
gänzungs- und Durchführungsvorſchriften jowie die 
Verordnung über die Erweiterung der Zuftändigfeit 
des Reichskriegsgerichts vom 16. Februar 1939 
(Reichsgeſetzbl. S.369) finden finngemäße An- 
wendung. 
Artikel VII 
$ 21 

Dieje Verordnung tritt mit Wirkung vom 30. Ok— 

tober 1939 in Kraft. 


Der Neibsfühbrer 4 
zugleich in Vertretung des Neichaminifters des Innern 
9. Himmler 





Serordnnung über die Selbſtkoſtenausgleichzahlungen an bahnamtliche Rollfuhrunternehmer, 
Anftragipeditenre und ausgleichberechtigte Fuhrunternehmer. 
Som 23. November 1939, j 


Huf Grund des $ 20 der Kriegswirtſchaftsver— 
ordnung vom 4. September 1939 Meichsgeſetzbl. 1 
©. 1609) ordne ih im Einvernehmen mit dem 
Reichskommiſſar für die Dreisbildung folgendes an: 

51 

Die Ausgleichſätze zur Niedrighaltung der Noll: 
gebühren auf der Höhe des Einbeitögebührentarifs, die 

nad) dem Vertrag zwiichen dev Deutſchen Reichs— 

bahn und der Firma Deutiche Babnipedition 
GmbH in Berlin über Rollfuhrdienit, Sammel 
Ipedition und Verkehräiwerbung vom 4./5. Fe 
bruar 1931, dem Abkommen zwiſchen der 
Deutichen Neihsbahn und der Reichsverkehrs 
gruppe Spedition und Lagerei über die Ge- 
währung eines Selbjtkoftenausgleihs an Spedi- 
teure, Die nicht ala bahnamtliche Rollfuhrunter— 
nehmer beitellt find, vom 11, Mai 1937 
und 
dem Abkommen zwiſchen dev Deutichen Meichs: 
bahn und der Neichsverfehrsgruppe Kraftfahr- 
gewerbe — Fachgruppe Fuhrgewerbe — ber 
die Gewährung eines Selbftkoftenausgleichs an 
Fuhrunternehmer, Die nicht als bahnamtliche 
Rollfubrunternebmer beftellt find, vom 10, Of: 
tober 1936 
unter gewiſſen Worausfeßungen bejtimmten Roll: 
juhrbetrieben aewährt werden, dürfen höchſtens die 
Selbftfoften der ausgleichberechtiaten Rollfuhrbetriebe 
nad) dem Stande vom 1. September 1939 berück 
lichtigen. 
82 

Someit die derzeitigen Ausgleichſätze ſchon vor 
dem 1. März 1939 feitgefett wurden und zufammen 
nit den Nollgeldeinnabmen zur Deckung der Selbft- 
foften nad dem Stand vom 1. September 1939 und 
des vereinbarten Nutzzuſchlags nicht ausreichen, 
fünnen Anträge auf Neufeitießung der Ausgleich 


Berlin, den 23. November 1939. 


jüße nad) den beftehenden Beftimmungen von den 
Unternehmern noch bis zum 31. Dezember 1939 bei 
der zuftändigen Neichsbahndireftion oder der Deut- 
ſchen Bahnfpedition GmbH geitellt werden. 


83 

Soweit nach den Beſtimmungen der Kriegswirt— 
ſchaftsverordnung von den ausgleichberechtigten 
Unternehmern Preisſenkungen vorzunehmen find 
oder aus einem anderen Anlaß eine Verringerung 
der Selbſtkoſten im WBahnrollfubrbetrieb eintritt, 
ind die Ausgleichſätze auf Grund einer von der 
Reichsbahn oder einer von ihr beauftragten Stelle 
vorzunehmenden Betriebsprüfung alsbald zu jenfen. 


84 

Für eine etwa nach dem 1. September 1939 ein- 
tretende Erhöhung der Selbitfoften bleibt es den 
betroffenen Unternehmern überlaflen, auf Grund 
der Beltimmungen der Verordnung über das Verbot 
von Wreiserhöbungen vom 26. November 1936 
(Reichsgeſetzbl. 1 S.955) und der fonftigen Preis— 
vorichriften die Erhöhung ihrer Rollgebübrentarife 
beim Reichskommiſſar für die Preisbildung zu be 
anfragen. | 

Die am 31. Dezember 1939 allgemein ablaufenden 
Rollfuhrverträge werden für die Dauer des Infraft- 
bleibens der Kriegäiwirtichaftsverordnung mit der 
Maßgabe verlängert, daß an die Stelle der Deutichen 
Bahnjpedition GmbH ald Vertragspartner die zu- 
ſtändige Neihsbahndirektion tritt. Das Vertrags: 
verhältnis fann vom 1. Januar 1940 ab von beiden 
Seiten zum Ende jedes Kalenderpierteljahbrs mit 
dreimonatiger KRündiqungsfrift gelöft werden. Bis 
zum 16. Dezember 1939 fönnen die babnamtlichen 
Rollfuhrunternebmer ihre Verträge mit zweiwöchiger 
Friſt zum Ende jedes Monats kündigen. 


Der Reichsverkehrsminiſter 
Dorpmüller 


Herausgegeben vom Reichsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Berordnnung 
über die Anpajjung von Friſten des Reichsnaturſchutzrechts 
im Memelland. 
Bom 7. November 1939. 


Auf Grund des $ 4 des Geſetzes über die Miederper- an die Stelle der im $ 19 Abf. 2 und 3 
einigqung des Memellandes mit dem Deutichen Neich genannten Termine der 1. April 1940, 
7° *r2 1939 (Reichsgeſekß > 55 ird für De * 
—— a — WE 2 £ 2 * * an die Stelle des im 8320 Abi. 2 
FIN SORRNAEN] NED NEUERE — — NISTERENSES : genannten Termins der 1. Januar 1940, 


51 
In der Verordnung zum Schutze der wildwachſenden $2 
Trlanzen und der nichtjagdbaren wildlebenden Tiere * ————— 
Naturſchutzverordnung) vom 18. März 1936 (Neichs- In der Verordnung über die wiſſenſchaftliche Vogel— 
gefeßbl. I ©. 181) in der Faſſung der Verordnung vom | beringung (Bogelberingungsverordnung) vom 17. März 
21. Januar 1938 (Neichsgeiehbl. I S. 45) tritt 1937 GReichsgeſetzbl. I ©. 331) tritt 
an die Stelle des im $ 19 Abi. 1 an die Stelle des im $ 10 
genannten Termins der 1. Dftober 1940, genannten Termins der 1. März 1940, 


Rerlin, den 7. November 1939. 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung 
Alpers 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Dr. Studart 





Verordnung 
über die Anpaſſung von Friſten des Reichsnaturſchutzrechts 
in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten Teilen 
der judetendentichen Gebiete, 


Som 7. November 1939, 


Auf Grund des $5 des Gefekes über die Gliederung $1 
ne judetendeutjchen Gebiete vom 25. März —— In der Verordnung zum Schutze der wildwachſenden 
Reichsgeſetzbl. S. 745) wird für bie im 53 Mbf. 1 Pflanzen und der nichtjagdbaren wildlebenden Tiere 


4 dieſes Geſetzes aenannten Teile der fudeten- 2 . Paz 
— ————— Be (MNaturichußverordnung) vom 18, März 1936 (Reichs 
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gejegbl. IS. 181) in der Faſſung der Verordnung vom 
21, Januar 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 45) tritt 
an die Stelle des im $ 19 Abf. 1 
genannten Termins der 1. Oktober 1940, 
an die Stelle der im $ 19 Abf. 2 und 3 
genannten Termine der 1. April 1940, 


an die Stelle des im $ 20 Abf. 2 
genannten Termins der 1. Januar 1940, 


Berlin, den 7, November 1939, 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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$2 
In der Verordnung über die wifjenfchaftliche Vogel- 


beringung (Vogelberingungsverordnung) vom 17. März 
1937 (Reichögefekbl. I ©. 331) tritt 


an die Stelle des im $ 10 
genannten Termins der 1. März 1940, 


Der Reihsforftmeifter 
In Vertretung 
Alpers 


ö—h —,—,ch ,; un 


Berordnung 
über die Anderung des Reichsſchuldbuchgeſetzes. 


Bom 17. November 1939, 


Der Minifterrat für die ReichSverteidigung verordnet 
mit Geſetzeskraft: 


Artikel 1 


In dem NReichsichuldbuchgefeß in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 1910 GReichsgefetzbl. 
©. 840) werden hinter $11 die folgenden Vorſchriften 
eingefügt: 


„s 11a 


Wird eine Neichsichuldbuchforderung auf Antrag 
eines nad) 59 Abſ. 1 Berechtigten im Reichsſchuldbuch 
auf einen anderen Gläubiger übertragen, ſo erwirbt 
dieſer die Forderung auch, ſoweit ſie dem bisher ein— 
getragenen Gläubiger nicht zuſtand Rechte anderer 
an der Forderung ſowie Verfügungsbeſchränkungen 
des bisherigen Gläubigers ſind dem neuen Gläubiger 
gegenüber nur wirkſam, ſoweit ſie im Reichsſchuldbuch 
eingetragen ſind. Dies gilt nicht, wenn dem neuen 
Gläubiger zur Zeit des Etwerbs der Reichsſchuldbuch— 
forderung bekannt oder infolge grober Fahrläſſigkeit 
unbekannt war, daß dem bisherigen Gläubiger die 
Forderung nicht oder nicht in dem Umfang zuftand, 
oder daß der bisherige Gläubiger einer Verfügungs- 
beſchränkung unterlag, oder daf die Forderung mit 
dem Recht eines anderen belaftet war. 


Berlin, den 17. November 1939. 


$ 11b 


Wird für jemanden ein durch Rechtsgeſchäft be- 
gründetes Dfandrecht oder ein Nießbrauch an der 
Reichsfchuldbuchforderung eingetragen, fo erwirbt er 
das Recht auch, ſoweit die Reichsfchuldbuchforderung 
dem eingetragenen Gläubiger nicht zufteht. $Sl1a 
Sab 2 und 3 gelten entiprechend. 


$ 1le 


sit für Die Deutjche Reichsbank ein durch Rechts. 
geichäft begründetes Dfandrecht an einer Reichsichuld- 
buchforderung eingetragen und ift der Schuldner mit 
der Erfüllung der durdy das Dfandrecht geficherten 
Forderung im Verzug, jo ift die Deutfche Reichsbank 
an jeiner Stelle berechtigt, ohne Nachweis des Verzugs 
Sins- und Tilgungsbeträge einzuziehen fowie die Aus- 
reichung bon Schuldverfchreibungen oder Schatz— 
anmeilungen oder die Übertragung der Schuldbuch- 
forderung zu beantragen. Nimmt die Deutiche Reichs- 
bank dieſes Recht in Anjpruch, jo bat die Reichs- 
ſchuldenverwaltung ihr die jpäteren Eintragungen, die 
die verpfändete Forderung betreffen, mitzuteilen.’ 


Artikel 2 


Die Verordnung tritt zwei Wochen nad) ihrer Ver: 
fündung in Straft. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Verordnung über Rechtsmittel, die Danziger Steuerrecht betreffen 
Bom 19. November 1939 
Auf Grund von $ 12 Abſatz 1 Sat 1 der Reichsabgabenordnung wird das folgende beftimmt: 
Über Rechtsmittel gegen Berufungsentfcheidungen, die Danziger Steuerrecht betreffen, entfcheidet der Reiche: 
ftatthalter (Oberfinanzpräfident) in Danzig. 


Berlin, 19, November 1939 


Der Reihsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Tl 


Verordnung zur Ergänzung 
der Berordnung über die Durchführung einer Zinsermähigung bei Kreditanitalten 
in der Ditmarf. 


Bom 24. November 1939. 


Auf Grund des S 16 der Verordnung über die Im $ 1 Abſ. 1 der Verordnung über die Durd)- 


Durchführung einer Sinsermäßigung bei Kredit- 
anjtalten im Yande Öfterreich vom 22. März 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S. 650) wird im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter der Juſtiz, dem Reichs— 
minifter der Finanzen und dem Reichsminiſter für 
Ernährung und Yandwirtichaft verordnet: 


Berlin, den 24. November 1939, 


führung einer Zinsermäßigung bei Kreditanftalten 
im Yande Öfterreich vom 22, März 1939 (Reichs: 
geſetzbl. I ©. 650) iſt hinzuzuſetzen: 


„Pfandbriefſtelle oftmärfifcher 
Landes⸗Hypothekenanſtalten“. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Reichsgeſetzbl 1939 I 
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Zweite Verordnung zur Durchführung der Hinterlegungsordnung*). 
Bom 24, November 1939, 

Auf Grund des $ 39 der Hinterlegungsordnung vom 10. März; 1937 (Reichsgefeßbl. I ©. 285) wird 
folgendes verordnet: 

Die im $ 33 der Hinterlegungsordnung auf den 31. Dezember 1939 feftgefeßte Friſt wird bis auf 
weiteres verlängert. 

Berlin, den 24, November 1939. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 
=) Betrifft wicht Danzig. 
ö— ii — —— — ———— —————— 
Verordnung zur Einführung der Kotdienitverordnung 
im Proteftorat Böhmen und Mähren, 


Bom 25.Nodember 1939, 


Auf Grund des Erlaffes des Führers und Reiche: 3 
fanzlera über das Droteftorat Böhmen und Mähren Behörden, die Motdienitleiftungen fordern können 
vom 16. März 1939 (Neichögefeßbl. I S. 485) wird (1) Im Vroteftorat Böhmen und Mähren fönnen 
folgendes verordnet: nur Die Oberlandräte furzfriftige und langfriftige 
81 Notdienſtleiſtungen fordern. Sie können andere Be: 
Einführung der Notdienftverordnung hörden und Dienftitellen mit der Durchführung be 
Im Vroteftorat Böhmen und Mähren gilt die | auftragen. 
Dritte Verordnung zur Sicherſtellung des Kräfte- (2) Für die Anforderung von Notdienftpflichtigen 


bedarfs für Aufgaben von befonderer ftaatspolitiicher | aus dem Reich außerhalb des Vroteftorats Böhmen 
Bedeutung Notdienftverordnung) vom 15. Oktober | und Mäbren gilt Die Bekanntmachung der Behörden, 
1958 (Reichögejeßbl. I ©. 1441), ſoweit nicht nad)- | die Notdientleiftungen fordern fünnen, vom 8. Juli 
Itehend etwas anderes beftimmt ift oder nad 55 | 1939 (Neichsgejegbl. I ©, 1204). 

Mb. 2 diefer Verordnung beftimmt wird. 


| s4 
52 Erjagleiftungen 
Abweichungen von den Beftimmungen der Notdienit- Der Reichsprotektor in Böhmen und Mäbren 
berordnung beſtimmt, ob, in welchem Umfang und von welder 


(1) 4 bj. 1 der Notdienftverordnung findet mit | Stelle im Gebiet des Vroteftorats Böhmen und 
der Maßgabe Anwendung, daß die Erforderniffe des Mähren für die Koften von im Droteftoratsgebiet 
allgemeinen Mrbeitseinfates vom Oberlandrat be: ausgeführten Notdienftleiftungen Erfat zu leiften ift. 
rüchjichtigt werden. An Stelle des SA Abi, 2 der 


Notdienitverordnung tritt folnende Beltimmung: 85 
Notdienſtpflichtige, die im Dienſt des Reichs Inkrafttreten, Übergangsregelung 
oder hauptberuflich in dev NEDAD und ihren (1) Diefe Verordnung tritt am 1. Dezember 1939 
Gliederungen beichäftigt find, können zum lang- | in Kraft. 
friftigen Notdienft nur mit Suftimmung der (2) Der Neihsprotektor in Böhmen und Mähren 


vorgelegten Dienſtſtelle herangezogen werben. | wird ermädtiat, dur) Verordnung oder Einzel. 

(2) 55 Abſ. 3 dev Notdienftverordnung gilt nur anordnung Vorichriften über die Abwiclung des vor 

für Die bei den Behörden und Dienftftellen des Reichs | dem nfrafttveten diefer Verordnung erfolaten Ein- 

beichäftigten Beamten. faßes von Verfonen zu treffen, die im Gebiet des 

(3) 86 der Notdienftverordnung findet mit der | Vroteftorats Böhmen und Mähren feit dem 1. Auguſt 

Maßgabe Anwendung, daß die Enticheidungen des | 1939 zu Notdienftleiftungen im Sinne der Notdienit- 
Reichsprotektors endgültig find, verordnung herangezogen worden ſind. 


Berlin, den 25. November 1939. 
Ter Beauftragte für den Vierjabresplan 


Göring 
Generalfeldmarfchall 


Der NReichöminifter des Innern 
Frick 
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Bierte Durchführungsverordnung zur Notdienjtverordnung 
(Sondervorichrijten jür das Proteftorat Böhmen und Mähren). 


Bom 25. November 1939, 


Auf Grund ded 87 Abſ. 1 der Notdienftverord- 
nungbom 15. Oktober 1938 (Reichögejeßbl. I S. 1441) 
wird für das Vroteftorat Böhmen und Mäbren fol- 
gendes verordnet: 

81 
Einführung von Vorſchriften 
Im Protektorat Böhmen und Mähren gelten: 


1. die Erſte Durchführungsverordnung zur Not- 
dienſtverordnung vom 15. September 1939 
(Reichsgeſetzbl. IS. 1775), 


2. die Dritte Durchführungsverordnung zur Not— 
dienſtverordnung (Vergütung bei Heranziehung 
zum langfriftigen Notdienſt) vom 14, Oktober 
1939 (Reichsgejeßbl. I S. 2049), 


3. der Runderlaß des Neichsminifters des Innern 
über Notdienftleiftungen ausländifcher Staats- 
angehöriger vom 15. Auguſt 1939 (Miniſte— 
rialbl. d. Reichs- u. Dreuß. Min. d. Innern 
©. 1771), 


4. der Runderlaß des Neihsminifters des Innern 
über Vergütungsſätze für die perfünlichen Auf- 
wendungen für Notdienftpflichtige , die auf 
Grund der Notdienftverordnung herangezogen 
werden, vom 13, Oftober 1939 (Minifterialbl, 
d, Neiche- u. Dreuß. Min. d. Innern ©, 2129), 


joweit nicht nachftehend etwas anderes beitimmt ift. 
82 
Abweichungen von den Beſtimmungen 

der Erſten Durchführungsverordnung zur Notdienſt— 

verordnung 

(1) s2 Abſ. 3 der Erſten Durchführungsverord— 
nung findet nur Anwendung, wenn der Notdienſt— 
pflichtige einer Behörde oder Dienſtſtelle des Reichs 
überwieſen wird. 

(2) Außer den im $ 3 der Erſten Durchführungs— 
verordnung aufgeführten Derjonen find im Drotef: 
torat Böhmen und Mähren zu Notdienftleiftungen 
nicht heranzuziehen: 

a) der Präfident des Vroteftorats Böhmen und 

Mäbren, 

b) der Vorfitende und die Mitglieder der auto- 

nomen Regierung. 

(3) $ 4 der Erſten Durhführungsverordnung findet 
feine Anwendung. 


Berlin, den 25. November 1939. 


(4) Die Regelung des Härteausgleichs nach S 5 der 
Erſten Durcchführungsverordnung erfolgt durch den 
NReichaprotektor in Böhmen und Mähren im Einver- 
nehmen mit dem Neihaminifter des Innern und dem 
Reichsminiſter der Finanzen. 


(5) 57 Abi. 2 Sab 1 der Erften Durchführungs— 
berordnung gilt mitder Maßgabe, daß die den oberiten 
Dienftbehörden zuftehenden Befuanifje vom Reichs: 
proteftor ausgeübt werden. 87 Abi. 3 der Erjten 
Durhführungsverordnung gilt nur für die bei den 
Behörden und Dienititellen des Reichs befchäftigten Be- 
amten; für die Beamten der autonomen Verwaltung 
fann der Neichöproteftor die erforderlichen Beſtim— 
mungen treffen. 


(6) Familienunterhalt ($ 8 der Erſten Durchfüb- 
tungsverordnung) erhalten die Angehörigen der aus 
dem Droteftorat Böhmen und Mähren zu Notdienft- 
leiftungen auf Grund der Notdienftverordnung heran— 
gezogenen Notdienftpflihtigen nah Maßgabe der im 
Vroteftorat Böhmen und Mähren aeltenden Beſtim— 
mungen über den Familienunterhalt unbeichadet der 
Beftimmung des $ 4 der Verordnung zur Einführung 
der Notdienftverordnung im Broteftorat Böhmen 
und Mähren. 


83 
Abweichungen von den Beſtimmungen 


der Dritten Durchführungsverordnung zur Notdienſt- 
berordnung 


(1) Offentlicher Dienft im Sinne der $$ 1 und 2 der 
Dritten Durhführungsverordnung ift auch der Dienft- 
in der autonomen Verwaltung des Vroteftorats Böh— 
men und Mäbren einichließlich der Verwaltung des 
Yandes Böhmen und des Landes Mähren ſowie der 
Dienft in der Verwaltung der unter Aufficht der auto- 
nomen Behörden ftehbenden Gemeinden, Gemeindever- 
bände, Körperschaften, Anftalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts. 


(2) Für die Gewährung von Familienunterhalt in 
den Fällen des 83 der Dritten Durchführungsver— 
ordnung gilt $ 2 Abſ. 6 dieſer Verordnung. 


84 


Inkrafttreten 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Dezember 1939 in 
Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


I 
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Verordnung über die Eijenbahnen 
in den Ditgebieten. 


Sum 27. November 1939. 


Auf Grund des Erlafjes des Führers und Reichs 
kanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oſt— 
gebiete vom 8. Oktober 1939 (Reichsgeſetzbl. ©. 2042) 
wird im Einvernehmen mit dem Reichsverkehrs— 
minifter und dem Neichsminifter der Finanzen fol. 
gendes verordnet: 

81 

(1) Mit der Eingliederung der Oſtgebiete werden 
die in ihnen liegenden Eifenbabnen, jomweit fie bisher 
von den polniſchen Staatseifenbahnen betrieben 
wurden, und ihre Nebenbetriebe in die Verwaltung 
der Deutichen Reichsbahn eingealiedert. 


(2) Soweit diefe Eifenbahnen und ihre Neben- 
betriebe in das Eigentum des Deutichen Reichs über: 


Berlin, den 27. November 1939. 


gehen, bilden fie einen Teil des Neichdeifenbahn- 
vermögens. 


82 
Der Reichsverkehrsminiſter kann beſtimmen, daß 
die Deutſche Reichsbahn auch die Verwaltung und 
den Betrieb ſolcher Eiſenbahnen übernimmt, die bis— 
her nicht von den polniſchen Staatseiſenbahnen be— 
trieben wurden. 


83 
Der Reichsverkehrsminiſter ſetzt, ſoweit erforder— 
lich, die näheren Beſtimmungen für die Verwaltung 


und den Betrieb der nicht in das Neichseifenbahn: 
vermögen fallenden Eifenbahnen feit. 


DerReihsminifterdes Innern 


In Vertretung 


Dr. Studari 


Der Reichsverkehrsminiſter 
An Vertretung 
Kleinmann 


Der Neichsminifter der Finanzen 
In Vertretung 


Reinhardt 


ö— —— ———— — — — ——— 


Berichtigung 
Die Verordnung über die vorläufige Fürſorge und 
Verſorgung der weiblichen Angehörigen des Reichs 
arbeitsdienſtes und ihrer Hinterbliebenen vom 11. Ro— 
vember 1939 (Neichsgejeßbl. I S. 2183) wird wie 
folgt berichtiat: 
a) Im $31 Abſ. 2 Seile 2 muß es ftatt „F 115 
Abſ. Kund 5“ vichtig heißen: „S115 Abi. 3 bis 5%. 
b) Im $ 39 Seile 4 und 5 muß e8 ftatt „arbeits- 
verwendungsfäbig” vichtia beißen: „arbeite: 
verwendungsunfäbia”, 
Berlin, den 18. November 1939, 


Der Reichsminiſterdes Innern 
Im Auftrag 
Dr. Stamm 


ne en 


Berichtigung 

In der Zweiten Verordnung zur Durdführung des 
Erlaffes des Führers und Reichskanzlers über Gliederung 
und Verwaltung der Oftgebiete vom 2. November 1939 
(Reichsgeſetzbl. ©. 2133) muß es im $ 1 ftatt „Abtei—⸗ 
lung 6: Forſtwirtſchaft und Jagdweſen“ richtig heißen: 
„Abteilung 6: Forſt- und Holzwirtfchaft und Jagd— 
weſen“. 


Berlin, den 27. November 1939. 
Der Reichsminiſterdes Innern 


In Vertretung 
Dr. Studart 
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Zwanzigſte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
in der Dſtmark 


Bom 21. November 1939 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereiniqung 
Ofterreichs mit dem Deutichen Neid) vom 13. März 
1938 (Reichsgeſetzbl. ©.237) und auf Grund des 87 
des Geſetzes zur Anderung des Einfommeniteuer: 
geſetzes vom 17. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 283) 
wird hierdurch verordnet: 


51 
Inkrafttreten 

In der Oſtmark werden hierdurch nach Maßgabe 

der folgenden Vorſchriften in Kraft geſetzt: 

1. das Geſetz zur Anderung des Einkommenſteuer— 
gejeßes vom 17, Februar 1939 Reichsgeſetzbl. I 
©. 283); 

. da8 Einfommenfteuergejes (EStG 1939) vom 
27, Februar 1939 (Neichsgefekbl. I ©. 297); 

. die Durchführungsbeftimmungen zum Einfom- 
menfteuergejet (ESIDB 1939) vom 17. März 
1939 (Reichsgefeßbl. I ©. 503); 

4. die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 1939 

(LSLDB) vom 10. März 1939 Reichsgeſetzbl. I 

©. 449); 

5. die Verordnung über den Steuerabzug von 

Aufjichtsratsvergltungen vom 31. März 1939 

(Reichsgejekbl. I ©. 691). 


52. 
Erjimalige Veranlagung nad dem Ein- 
kommenſteuergeſetz vom 27. Februar 1939 
Das Einfommenfteuergejes (EStG 1939) vom 
27, Februar 1939, $2 des Geſetzes zur Anderung 
des Einfommenfteuergefeßes und die Durchführungs- 


Berlin, 21. November 1039 


beftimmungen zum Einfommenfteuergefe (ESLDB 
1939) find in der Oftmarf erftmalig auf die Ver- 
anlagung für das Kalenderjahr 1939 anzuwenden. 
$ 3 
Erjimalige Anwendung der Vorſchriften 
über den Steuerabzug vom Arbeitslohn 
(Yobnfteuer) 

Die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes 
(EStG 1939) vom 27. Februar 1939 über den Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn (Lohnfteuer) und die Lohn- 
fteuerdurhhführungsbeftimmungen 1939 (LStDB) 
find in der Oſtmark erftmalig anzuwenden 

1. bei laufendem Arbeitslohn auf den Arbeits- 
lohn, der für einen Lohnzahlungszeitraum ge- 
zahlt wird, der nach dem 31. Dezember 1939 
endet; 

2. bei jonftigen (insbefondere einmaligen) Bezügen 
auf den Arbeitslohn, der nad * 31. De— 
zember 1939 aezablt wird. 

84 
Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften 
über den Steuerabzugvon Aufſichtstats— 
vergütungen 

Die Vorſchrift im $ 3 des Geſetzes zur Anderung 
de3 Einfommenfteuergefeßes und die Vorfchriften der 
Verordnung über den Steuerabzug von Auffichtsrats- 
vergütungen vom 31. März 1939 find in der Oft- 
mark eritmalig auf die Auffichtsratsvergütungen an- 
zuwenden, die dem Steuerpflichtigen nad) dem 31. De- 
zember 1939 zufließen. 


Der Reihsminifter der finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminijter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stucart 
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Folizeiverordnung über Barbiturjänrenbtümmlinge. 
Bom 25. November 1939. 


Auf Grund der Verordnung über die Volizeiver- 
ordnungen der Neichsminifter vom 14. November 
1938 (Neichsgefehbl. I ©. 1582) wird folgende 
Volizeiverordnung erlaffen: 

81 

(1) Barbiturſäureabkömmlinge, ihre Salze und 
Molekülverbindungen ſowie die Sybereitungen diefer 
Stoffe dürfen in den Apotheken wur auf eine mit 
Datum, Gebrauchsanweiſung und Unterichrift ver- 
jehene Verſchreibung eines Arztes, Zahnarztes oder 
Tierarztes — in leßterem Falle jedoch nur zum Ge— 
brauch in der Tierheiltund? — abaegeben werden. 

(2) Mus der Gebrauchsanmweifung muß die Einzel: 
gabe und die Tagesgabe eriichtlich fein. 

(3) Die Abgabe der im Ab. 1 genannten Stoffe 
und Zubereitungen ift auf der Verfchreibung durch 
Aufdrud des Stempels der Apotheke unter Angabe 
de8 Tages der Abgabe kenntlich zu machen. 


82 
(1) Auf eine Verſchreibung über 

Diathylbarbiturfäure, 
Diallylbarbiturfäure, 
Dibrompropyldiäthulbarbiturfäure, 
Dipropylbarbiturfäure, 
Phenyläthylbarbiturſäure, 

die Salze oder Zubereitungen dieſer Stoffe iſt eine 

wiederholte Abgabe unzuläfſſig. 


(2) Die wiederholte Abgabe ift bei den übrigen 
Barbiturfäureabfömmlingen, ihren Salzen und Mo— 
lefülverbindungen ſowie den Zubereitungen dieſer 
Stoffe innerhalb ſechs Monaten, vom Tage des 
Verſchreibens an gerechnet, zuläffig, fofern die Ver- 
Ichreibung nicht den Vermerk trägt: „Darf nicht 
wiederholt werden”, 

(3) Die wiederholte Abgabe nach Abſ. 2 fann vom 
Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt ſowohl mengenmäßig 
als aud) zeitlich Durch beſondere Vermerke weiter ein- 
geichränft werden (z. B. „Darf dreimal innerhalb 
von zwei Monaten wiederholt werden”; „Darf zwei- 
mal wiederholt werden”), 

(4) Die Vorjchriften der Abi, 2 und 3 gelten auch 
für Molekülverbindungen dev ım Abſ. 1 genannten 
Stoffe mit Dbenvyldimetbylpprazolon oder Dimethyl— 
amino-Pphenyldimethylpyrazolon und für ihre Zu— 
bereitungen. 

(5) Für die wiederholte Abgabe nad) Abi, 2 bis 4 
gilt die Norichrift des 81 Abi. 3. 


Berlin, den 25. November 1939, 


83 

Zubereitungen, die Barbiturſäureabkömmlinge 
oder ihre Salze nad) 82 Abſ. 2 neben Phenyl— 
dimethylpyrazolon oder Dimethylamino-phenyldime- 
thylpyrazolon oder die Molefülverbindungen nach $2 
Abi. 4 enthalten, dürfen ala Arzneifertigwaren in 
fefter Form (4.8. Tabletten, Dragees) zur inner: 
lien Einnahme auch auf eine mit Datum, Ge: 
brauchsanweiſung und Unterfchrift verichene Ver- 
Ihreibung eines Dentifter — jedoch nur zum Ge- 
braudy in der Zahnheilkunde — abgegeben werden. 
Cine wiederholte Abgabe iſt unzuläfiig. 


84 
(1) Bei Arzneifertigwaren, die Barbiturſäure— 
abkömmlinge enthalten, ift dies auf den Vadungen 
und in den Gebrauchsanweilungen, Werbeichriften 
und Ankündigungen kenntlich zu machen. 


(2) Die Kenntlihmahung bat durch die Angaben 
END EN - barbiturfäure” oder „Acidum........ 
barbituricum” zu erfolgen, wobei die für den be 
treffenden Stoff in Frage kommenden chemifchen 
Gruppen finngemäß einzufeßen find (3.8. Diäthyl- 
barbiturfäure oder Acidum diäthylbarbituricum). 
Abkürzungen find unzuläffig. Salze und fonftige 
Verbindungen der Barbiturjäureabfömmlinge find 
entiprechend Fenntlich zu machen (4.B. Diätbylbar- 
biturfaures Natrium oder Natrium diäthylbarbi- 
turicum; Verbindung von Diäthylbarbiturfäure mit 
Dimethylamino- phenyldimethylpyrazolon). 


Die landesrechtlichen Vorſchriften über die Ab— 
gabe ſtark wirkender Arzneimittel ſowie die Be— 
ſchaffenheit und Bezeichnung der Arzneigläſer und 
Standgefäße in den Apotheken treten, ſoweit ſie die 
Abgabe von Barbiturſäureabkömmlingen und ihren 
Salzen betreffen, hiermit außer Kraft. 


6 
Wer den Vorſchriften dieſer Volizeiverordnung 
vorjäßlich oder fahrläffig zumiderhandelt, wird mit 
Seldftrafe bis zu 150 Neichsmark, in bejonders 
ichweren Fällen mit Haft bi8 zu ſechs Wochen beſtraft. 


87 


Die Polizeiverordnung tritt am 1. April 1940 in 
Kraft. 


Der Neihsminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 
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Zweite Verordnung | 
zur Einführung von Borjchriften auf dem Gebiet des Städtebans und des Wohnungs: und Siedlungswejens 
in der Dſtmart. 


Som 18. November 1939, 


Auf Grund des Gejeßes über die Wiedervereinigung 2 
Ofterreich8 mit dem Deutichen Reid) vom 13. März 1938 


(1) Oberſte Candesbehörde im Sinne der im 1 
(Reichsgeſetzbl. I S. 237) wird verordnet: 


genannten Vorſchriften ift der Neichsftatthalter (bis 
zu dejjen Berufung der Landeshauptmann, in Wien 
81 der Reichskommiſſar für die Wiedervereinigung Öfter- 

— a reich8 mit dem Deutjchen Reich — Verwaltung der 

In der Oftmarf gelten folgende Vorichriften: Stadt Wien). 

1. die Verordnung Über die Belichtung und Belüf- 
tung von Stallungen landwirtichaftlicher Be- 
triebe dom 19. Januar 1938 (Reichsgefekbl. I 
©. 37); 


(2) Die Aufgaben der Baupolizeibehörde (Bau- 
genehmiqungsbehörde) werden einftweilen bon den 
nad) dem in der Oſtmark geltenden Recht zuftändigen 
Bauberilligungsbehörden wahrgenommen. Höhere 
2. die Ausführungsbeftimmungen zu der Verord- Baupolizeibehörde ift die Höhere Verwaltungsbebörde, 

nung über die Belichtung und Belüftung von 

Stallungen landwirtichaftlicher Betriebe vom 

31. Mai 1938 (Neichsgejekbl. I ©. 618); 


(3) Der ReichSarbeitsminifter fann eine vom Ubi, 1 
oder 2 abweichende Anordnung treffen, wenn e8 zur 
Durchführung einer im $ 1 genannten Vorſchrift er- 
3. die Verordnung über Garagen und Einftellpläße | forderlich ift, 

Reichsgaragenordnung — RGaO —) bom 3 


mo - 19029 (Meirhansi GG» - 
17. ‚sebruar 1939 (Reichsgejekbl. I >. 219); Soweit Vorſchriften, die durch dieſe Verordnung in 


4. die Verordnung über Baubeſchränkungen zur | der Oſtmark eingeführt werden, nicht unmittelbar an- 
Sicdyerung der Gewinnung von Bodenjchäten | gewandt werden fönnen, find fie finngemäß anzu- 
vom 28, Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 381). | wenden. 
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Entgegenftehende Iandesrechtliche Vorjchriften treten 
außer Kraft. 
SD 
Der Reichsarbeitsminifter erläßt im Einvernehmen 
mit den beteiligten Neichsminiftern die zur Durch— 


Berlin, den 18. November 1939. 
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Die Verordnung tritt am 1. Dezember 1939 in 
Kraft. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 





Berordnung 
zur Anderung der Erſten Verordnung zur Förderung der Tierzucht. 


Bom 20. November 1939. 


Auf Grund des Geſetzes zur Förderung der Tier- 
sucht vom 17, März 1936 Reichsgeſetzbl. I ©. 175), 
des Artikels II des Geſetzes über die Wiedervereini 
gung Öfterreihs mit dem Deutichen Neid vom 
17. März 1936 (Neichsaejebbl. 1 ©. 237) und des $ 7 
des Erlaffes des Führers und Neichskanzlers Über Die 
Verwaltung der judetendeutichen Gebiete vom 1, Okto 
ber 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 1331) wird im Einver- 
nehmen mit den beteiligten Oberften Reichsbehörden 
verordnet: 


Artikel 1 
Die Erſte Verordnung zur Förderung dev Tier: 
sucht vom 26. Mai 1936 (Neichägelebbl. I ©. 470) 
wird wie folgt geändert: 
1.8 17 erbält folgende Faſſung: 
„Ss 17 
Beihaffung und Unterhaltung von 
Natertieren 
(1) Für eine Zahl bis zu jeweils 100 deckfähi— 
gen Rindern, 60 Schweinen, 60 Schafen oder 
80 Ziegen muß in jeder Gemeinde wenigſtens je 
ein angekörtes Watertier mit Derferlaubnis Al 
vorbanden fein. Dem ift im Gemeinden mit 
weniger als 50 dedfäbigen Rindern, 30 Schwei— 
nen, 30 Schafen oder 20 Ziegen dann genügt, 
wenn nach Abſ. 5 ein Vatertier in einer anderen 
Gemeinde auch fiir diefe weiblichen Tiere bereit. 


geitellt wird; dabei iſt jedoch insgeſamt das Zah 
lenverhältnis zwiſchen deckfähigen weiblichen Tie 
ven und Vatertieren nad) Sat 1 einzubalten. Wer 
den unter ein Jahr alte Ziegenböde benußt, ſo 
muß für eine Jabl bis zu jeweils 40 Siegen ein 
Bock vorhanden fein. 


(2) Bei der Errechnung der im Abſ. 1 genann 
ten Zahlen können die weiblichen Tiere, die in 
das Herdbuch einer vom Neichsnähritand aner 
fannten Jüchtervereinigung eingetragen oder zur 
Eintragung beftimmt find, und weibliche Tiere 
von Tierbaltern, die ein angekörtes Watertier 
halten, außer Anjat bleiben. Vorausſetzung tt, 
daß die Öffentlich bereitgeitellten Vatertiere nicht 
in Anſpruch aenommen werden, 

(3) Kür die Beſchaffung und Unterhaltung der 
Vatertiere gilt folgendes: 


a) die Beihhaffung und Unterhaltung der er 
forderlichen Bullen, Eber, Schaf. und Zie 
aenböce und der für Ihre Juchtverwendung 
nötigen Einrichtungen ift Sache der Ge 
meinde, Ihr liegt auch die Vorführung der 
Vatertiere auf einer Hauptkörung ob, Die 
Gemeinde bat die Beſchaffung und Unter 
haltuna der Vatertiere entweder in eigener 
Verwaltung zu beforgen oder dur Ver— 
trag einer vom Reichsnährſtand anerfann 
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ten Vereinigung zur Haltung von Vater: 
tieren zu übertragen. Ausnahmsweiſe fann 
fie die Beſchaffung und Unterhaltung der 
Watertiere durch Vertrag an zuverläflige 
Halter, die die Genehmigung der Köritelle 
haben, vergeben; 


b) joweit die Beſchaffung und Haltung von 
Watertieren mit Dederlaubnis Al am 
l. Januar 1940 dur Vereiniqungen zur 
Haltung von Watertieren oder durd) ein- 
zelne Halter erfolgt, kann dieſe Form der 
Vatertierhaltung beibehalten werden. 

(4) Der Reihäminifter für Ernährung und 
Pandwirtichaft fann im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter des Innern Richtlinien für den 
Abſchluß der Verträge nad Abſ. 3 Buchit. a und b 
und für Mindeit: und Höchſtſätze erlafjen, die bei 
Bemeſſung der Verglitung vertraglicher Vatertier- 
halter zuarunde zu legen find. 

(5) Werden die im Abſ. 1 Sab 2 genannten 
Mindeitzablen nicht erreicht, jo Fünnen mehrere 
Gemeinden fi zu aemeinfamer Haltung von 
Natertieren verbinden oder von der Gemeinde 
auffichtsbehörde verbunden werden. Unterſtehen 
die Gemeinden verichiedenen Auffichtsbehörden, fo 
entjcheiden diefe gemeinfam. Kommt eine gemein- 
fame Enticheidung nicht zuftande, jo entſcheidet 
die geineinfame obere Auflichtsbehörde. 

(6) Ebenfo fünnen zur Haltung von Vater- 
tieven Vereinigungen gebildet werden, die ſich über 
mehrere Gemeinden eritreden. Weiter fann das Kör— 
amt (die Köritelle) die für ein Watertier erteilte 
Derferlaubnis auf ſolche Gemeinden ausdehnen, 
in denen die Haltung von Vatertieren nad) Abf. ] 
Sat 2 nicht nötig iſt. 

(7) Die Gemeinden dürfen die Beichaffung und 
Unterhaltung der Vatertiere nicht im öffentlichen 
Aufgebot Mindeitfordernden überlafjen; aud) das 
fogenannte Reibumbalten der Watertiere iſt un- 
zuläffig. 

(8) Wenn durch viehſeuchenpolizeiliche Maß— 
nahmen oder aus anderen Gründen weibliche 
Tiere den vorhandenen angekörten Vatertieren 
nicht zugeführt werden können oder dürfen, kann 
die Gemeindeaufſichtsbehörde auf Antrag des Kör— 
amts und im Einvernehmen mit ihm nach An— 
hörung des beamteten Tierarztes anordnen, daß 


= 
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für dieſe weiblichen Tiere befondere Watertiere 
beveitzuftellen oder andere geeignete Maßnahmen 
zu ergreifen find.” 


2. Hinter $ 17 wixd folgender S 17a eingefügt: 


„S1Ta 
Aufbringung der KRoften 


(1) Die Gemeinden find berechtigt, die Koiten, 
die ihnen aus ihrer Verpflichtung zur Vatertier— 
haltung oder aus Zuſchüſſen an Vatertierhalter 
im Rechnungsjahr entitehen, auf die Halter der 
weiblichen Tiere gleicher Gattung in der Ge 
meinde ganz oder zum Teil umaulegen. 

(2) Für die Erhebung der Umlage ift der Belib- 
ftand an weiblichen Tieren in folgendem Mindeſt— 
alter maßgebend: 


Rinder ....... 12 Monate, 
. Schweine ..... az 

Schafe onen. 6 #54 

Siegen ....... 6 u 


Stichtag ift der 1. Februar jeden Jahres, Der 
Beistand ift vom Bürgermeifter oder feinem Be: 
auftragten unter Hinzuziehung des Ortsbauern— 
führers aufzunehmen, Der Bürgermeifter kann 
für die Aufnabme einen anderen Tag beitimmen, 
fie auch halb» oder vierteljährlich vornehmen. Die 
Tierhalter find verpflichtet, dem Bürgermeiſter 
auf Verlangen über Zahl, Art und Alter der weib- 
lichen Tiere Auskunft zu geben. 

(3) Weibliche Tiere, die in das Herdbud) einer 
vom Reichsnährſtand anerfannten Züchtervereini— 
gung eingetragen oder zur Eintragung beftimmt 
find und für die die öffentlich beveitgeftellten Vater— 
tiere der Gemeinde nicht beanfprucht werden, find 
bei der Berechnung des Umlagebetrags auf Antrag 
des Köramts nicht anzulegen. Tierhalter, die ein 
angeförtes Watertier halten und die Vatertiere der 
Gemeinde nicht beanipruchen, fünnen auf Antrag 
von der Umlage freigeftellt werden. 

(4) Die Umlage wird nah Schluß dee Red 
nunasjahrs feſtgeſetzt. Der Feſtſetzungsbeſchluß iſt 
zwei Wochen lang öffentlich auszulegen. Ort und 
Zeit der Auslegung ſind vorher öffentlich bekannt 
zumachen mit dem Hinweis, daß Einwendungen 
gegen den Feſtſetzungsbeſchluß binnen zwei Wochen 
nach Beendigung der Auslegung bei dem Büraer- 
meifter anzubringen find. 
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. $ 18 erhält folgende Faſſung: 


‚ Die $$ 28, 29 erhalten folgende, Faſſung: 


(5) Das Nechtämittelverfahren, die Erhebung 
und die Beitreibung der Umlagebeträge richten 
fich nach den für die Gemeindeabgaben geltenden 
Vorſchriften. Die Heranziehung fann nicht mit 
der Begründung angefochten werden, daß der um- 
zulegende Betrag (Ab. 4) unrichtig feſtgeſetzt wor- 
den iſt. 


(6) Bis zur Feſtſetzung der Umlage (Abſ. 4) 
fönnen von den Umlagepflichtigen am 1. jeden 
Kalendervierteljahrs Vorauszahlungen in Höhe des 
vorausfichtlichen Bedarfs erhoben werden. Abſ. 5 
ailt entiprechend.” 


„s 18 
Dingliche Laſten und Zuwendungen 


(1) Dingliche Laften, Die auf die Haltung von 
Ratertieren gerichtet find, bieiben erhalten. Wenn 
die befonderen Verhältniſſe die Beibehaltung dieſer 
dinglichen Laſt nicht geboten ericheinen lafjen, jo 
haben der VBürgermeifter, der Ortsbauernführer 
und die Körftelle nach Ablöfung dieſer Verpflich— 
tung zu ftreben, jofern die Beteiligten nicht von 
ſich aus zu einer anderen Vereinbarung gelangen. 


(2) Bisher gewährte Zuwendungen der Ge 
meinden an einen oder mehrere Vatertierhalter, 
3. B. Die Nutung von gemeindlichen Srunditüden, 
Geldbeträge oder andere Yeiftungen, jollen, aud) 
joweit hierzu feine Rechtsverpflichtung beiteht, wei- 
tergewährt werden.” 


„Ss 28 
Werwaltungsbebörden 


(1) Der oberſten Pandesbehörde entjpricht inden 
Reichsgauen der Neichsftatthalter, im Saarland 
der Reichskommiſſar für das Saarland, in Preu— 
en der Oberpräfident, in Berlin der Stadtpräfi- 
dent. 


(2) Höhere Verwaltungsbehörde ift in den Län— 
dern Vreußen, Bayern und Sachſen jowie im 
Reichsgau Sudetenland der Negierungspräfident, 
in den Reichsgauen der Oftmarf der Reichsſtatt— 
halter, im Saarland der Reichskommiſſar für das 
Saarland, im übrigen die Yandesregierung. 
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(3) Untere Werwaltungsbehörde ift in Stadt- 
freifen außer Bremen der Oberbürgermeifter, in 
Bremen der Landherr, in den bayerifchen Freis- 
unmittelbaren Städten, die nicht Stadtfreile nad) 
der Deutichen Gemeindeordnung find, der zuftän- 
dige Landrat, im übrigen der Yandrat. 


Ss 29 
Strafvorjdhriften 
(1) Mit Geldftrafe wird beftraft, wer vorjäh- 
lich oder fahrläflig 

a) entgegen $ 1 ein nicht angeförtes oder ein 
abgekörtes Vatertier zum Deden verwendet 
oder ein weibliche Tier von einem joldyen 
Watertier decken läßt, 

b) einer Beſchränkung der Deckerlaubnis nad) 
$ 10 Abf. 4 oder Ab. 5 zumwiderhandelt, 

ce) entgegen $ 17a Abi. 2 Sat 5 feiner Aus- 
funftäpflicht über die Zahl der weiblichen 
Tiere nicht nachkommt, 

d) einer Anordnung nad) $ 19 Abj. 1 zumwider- 
bandelt. 


(2) Mit Gelditvafe bis zu einhundertfünfzia 


Reichsmark wird beftraft, wer vorſätzlich oder 


fahrläſſig 

a) entgegen $5 ein Vatertier nicht auf einer 
Hauptkörung vorführt, 

b) entgegen $ 10 Abſ. 3 ein Vatertier nicht 
uneinaefchränft zur Verfügung ſtellt, 

c) entgegen $ 11 Abſ. 3,4 oder 5 in den Deck— 
blof Sprünge nicht einträgt, dem Halter 
eines weiblichen Tieres feinen Deckſchein aus- 
stellt, Körbuch, Deckblock oder Deckſchein nicht 
aufbewahrt, fie einem Berechtigten nicht 
vorlegt, Probeſprünge nicht aufzeichnet oder 
diefe Aufzeichnungen bei der Körung nidt 
vorleat, 

d 


— 


entgegen der Anordnung eines Köramtes 
nach $ 13 ein abgekörtes Vatertier nicht 
kennzeichnet, 


e) einer Anordnung nach $ 19 Abj.2 oder $ 20 
zuwiderbandelt, 

f) nach $ 21 feſtgeſetzte Säte für das Dedfgeld 
nicht einbält, 

8) entgegen $ 22 den Aufftellungsort eines an- 
geförten Watertieres nicht kennzeichnet, 
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h) den Vorſchriften des 823 über SHengit- 
reiterei zuwiderhandelt, 

i) entgegen $ 24 einem VBatertier ein franfes 
mweibliches Tier zuführt, foweit nicht nad) 
dem Viehſeuchengeſetz vom 26. Juni 1909 
eine ſchwerere Strafe verwirft iſt.“ 


Berlin, den 20, November 1939. 


Artikel 2 


in der Oftmarf und im Reichsſsgau Sudetenland 
gilt mit den fi) aus Artikel 1 ergebenden Anderun- 
gen die Erite Nerordnung zur Förderung der Tier- 
zucht vom 26. Mai 1936 Reichsgeſetzbl. I ©. 470). 


Der Reihsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 


In Vertretung 
9. Backe 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 





Verordnung zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung 
über die Einjührung des Reichsrechts in den Gemeinden Jungholz und Mittelberg 
im Geichäftsbereich des Reichsminiſters der Juſtiz und des Reichsarbeitsminiſters. 
Tom 27. November 1939. 


Auf Grund des 86 Abi. 2 und des $7 der Ber: 
ordnung über die Einführung des Reichsrechts in den 
Gemeinden Jungholz und Mittelberg vom 27. Mai 
1939 (Neichsgefeßbl. I ©. 971) wird folgendes ver 
ordnet: 


1. Abſchnitt 
Einführung von Reichsrecht 
AYrtifell 


Gemeinjame Vorſchriften 
für Junabolz und Mittelbery 


81 


Die eingeführten Vorſchriften 


Folgende im 84 Abi. 1 Nrn. 13, 14, 15, 17, 18, 
19, 20, 37 der Verordnung vom 27. Mai 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 971) von der Einführung aus 
genommene Vorſchriften treten in den Gemeinden 
Jungholz und Mittelberg mit den fid) aus den nad) 
ftehenden Beltimmungen ergebenden Maßgaben in 
Kraft: 

1. die Verordnung Über das Erbbaurecht vom 

15. Januar 1919 Reichsgeſetzbl. S. 72, 122), 


Reichsaejegbl. 1939 I 


2. das Neichsheimftättengefeß vom 10. Mai 1920 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 25. No— 
vember 1937 (Neichsgefekbl. I S. 1291), 


3. dad Neichsmietengefeß vom 24. März 1922 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 273) in der Faſſung der 
Verordnung Über die Anderung des Reichs: 
mietengejeßes und des Mieterſchutzgeſetzes vom 
20. April 1936 (Reichsgeſetzbl. S.378, 380), 


4. die Grundbuchordnung in der Faffung der Be: 
fanntmacdhung vom 5. Auguſt 1935 (Meichs 
gejeßbl. 1 ©. 1073), die Verordnung zur Aus- 
führung der Grundbuchordnung vom 8. Auguſt 
1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 1089), die Allgemeine 
Verfügung über die Einrichtung und Führung 
de8 Grundbuchs (Grundbucverfügung) vom 
8. Auguſt 1935 (Neichaminifterialbl. ©. 637) 
jowie die zur Ergänzung, Ausführung und 
Durchführung diefer Vorſchriften erlaffenen 
Borichriften, 


5. Die Beftimmungen des Bürgerlichen Geſetzbüchs 
und des Einführungsgefeßes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch über Grundftüce, Nechte an Grund 
ſtücken und über grundſtücksgleiche Nechte, 


88 
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6. dad Gefek über die Veräußerung von Nieß— 
brauchsrechten und bejchränften perjönlichen 
Dienftbarfeiten vom 13. Dezember 1935 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I ©. 1468) nebſt Durchführungs— und 
Eraänzungsverordnung vom 12. Juni 1936 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 489), 


— 


Artikel 1 der Verordnung über Auflaſſungen, 
landesrechtliche Gebühren und Mündelficherheit 
vom 11. Mai 1934 (Neichsgejeßbl. I ©. 378), 


8. Das Geſetz über die Iwangsverfteigerung und 
die Swangsverwaltung vom 24. März 1897 
(Reichsgeſetzbl. S. 97) in der gegemwärtig gel» 
tenden Faffung einſchließlich der jonftigen Bor- 
Schriften über die Swangsvollftrefung in das 
unbewegliche Vermögen. 


82 
Inhalt und Rang beſtehender Belaſtungen 
An die Stelle des Artikels 184 des Einführungs— 
aefeßes zum Bürgerlichen Geſetzbuch tritt Die fol- 
gende Vorſchrift: 


(1) Rechte, mit denen eine Sache oder ein Recht 
zur Seit des Ankrafttretens diefer Verordnung 
belaftet ift, bleiben mit dem fid) aus den bisherigen 
Geſetzen ergebenden Inhalt und Rang beftehen, ſo— 
weit fich nicht aus den SS 3 bis 19 dieſer Verord- 
nung etwas anderes ergibt. 


(2) Vom Inkrafttreten diefer Verordnung ab 
gelten jedoch für eine Grunddienftbarfeit die Vor— 
ichriften der $$ 1020 Bis 1028 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

(3) Vom Inkrafttreten dieſer Verordnung ab 
gelten für ein Baurecht die Vorichriften des $ 11 
Abs. 1 Satz 1 und des $ 12 der Verordnung über 
das Erbbaurecht vom 15. Januar 1919 (NReidys- 
geſetzbl. ©. 72, 122), 


Anlegung der Grundbücher 
An die Stelle des Artikels 186 des Einführungs- 
aefehes zum Bürgerlichen Geſetzbuch tritt die fol- 
gende Vorſchrift: 


(1) Die Grundbücher find neu anzulegen. 
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(2) Das Verfahren fowie den Zeitpunkt, in dem 
das Grundbuch) als angelegt anzujehen ift, beftimmt 
der Neichsminifter der Juftiz. 


(3) it das Grundbuch für einen Bezirk als an- 
gelegt anzusehen, jo gilt dies auch für folche zu dem 
Bezirk gehörenden Grundftücde, die nod) fein Blatt 
im Grundbuch haben, foweit nicht beftimmte Grund. 
ftücke durch beiondere Anordnung ausgenommen 
find. 


84 
Anwendung der Vorſchriften über den öſſentlichen 
Glauben bei Grunddienfibarfeiten 

Artikel 187 des Einführungsgefetes zum Bürger 
lichen Geſetzbuch gilt nur für diejenigen Grunddienit- 
barfeiten, die nad) dem bisherigen Necht zur Erhal— 
tung ibrer Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs der Eintragung nicht be- 
durften. 


85 
Anwendung der Vorſchriften über den öffentlichen 
Glauben bei geſetzlichen Pfandrechten, Miet- und 
Pachtrechten 


Artikel 188 des Einführungsgeſetzes zum Bürger— 
lichen Geſetzbuch iſt nicht anzuwenden. 


86 
Aufhebung von Rechten an einem Grundſtück 
Der Artikel 189 Abſ. 3 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch gilt nur unbeſchadet der 
Vorſchrift des $ 8 dieſer Verordnung. 


87 
Pfandrechte und Hypotheken 
An die Stelle der Artikel 192 bis 195 des Ein— 
führungsgejeßes zum Bürgerlichen Geſetzbuch treten 
die folgenden Vorſchriften: 


Ein Dfandredt, das zu der Zeit, zu welcher das 
Grundbuch ala angelegt anzuſehen tft, an einem 
Grundſtück beſteht, gilt von dieſer Zeit an als eine 
Hypothek, für welche die Erteilung des Hypotheken— 
briefs ausgeichlofien ift. Iſt der Betrag der Forde— 
rung, für diedas Üfandrecht beſteht, nicht beſtimmt, 
jo gilt das Wfandrecht ala Sicherungshypothek. 
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8 
Bereinigung eines Nechts an einem Grundjtüd in 
der Verjon des Berechtigten und des Grundftüde- 
eigentümers 


* 8889 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ift auch auf 
folche zu der Zeit, zu weldyer das Grundbudy ald am 
gelegt anzufehen ift, beftehenden Rechte anzuwenden, 
die nad) den bisherigen Vorſchriften dadurch unter 
gehen, daß der Eigentümer de3 Grundftüds das 
Recht oder der Berechtigte das Eigentum an dem 
Grundftüc erwirbt (val. 3. B. $526 des Allgemeinen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs). 


‘9 
Dingliches Vorkaufs- oder Wiederkaufsrecht 


Ein dingliches Vorkaufs- oder Wicderfaufsrecht 
($$ 1070, 1072 des Allgemeinen Bürgerlichen Gejet- 
buchs), das zu der Seit, zu welcher das Grundbud) 
als angeleat anzuſehen it, beiteht, hat Dritten gegen- 
über die Wirkung einer Vormerkung im Sinne des 
$ 883 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Das perjönliche 
Rechtsverhältnis zwiſchen dem Berechtigten und Ver— 
pflichteten richtet fich nach dem bisherigen Nedht. 


$ 10 
Abjichreibung von Trennjtüden 
Die Vorichriften des Lienenichaftsteilungsgejeßes 
vom 19. Dezember 1929 (BGBL. 1930 Nr. 3) über 
die laftenfreie Abichreibung von Trennftüden (SS 4 
bis 22) werden aufrechterhalten. 


Artifel 2 
Sondervoricdhriften für Junabolz 
811 


Erwerb auf Grund des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs 


Aus dem alten Grundbuch in das neu angelegte 
Grundbuch übernommene Eintragungen find, ſolange 
nicht 60 Tage ſeit dem Tage, an dem das Geſuch um 
Einverleibung bei dem Grundbuchsgericht eingelangt 
iſt, verſtrichen find, nicht geeignet, als Grundlage für 
einen Erwerb auf Grund des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuchs im Sinne der SS 892 ff. des Bür- 
gerlidhen Geſetzbuchs zu dienen; die Eintragung ift 
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bis zu Diefem Zeitpunkt jo zu behandeln, ala wenn 
ein Widerfpruch gegen ihre Nichtigkeit eingetragen 
wäre. 
$ 12 
Pfandrechte und Hypotheken 


(1) Ein zu der Seit, zu welcher das Grundbuch als 
angelegt anzufehen ift, beitehendes Pfandrecht, bei 
dem die Schuld aetilat, das aber im Grundbuch nod) 
nicht aelöjcht ift ($ A469 des Allgemeinen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs), ailt als Eigentümergrundichuld, ſofern 
es vom Eigentümer noch nicht an einen Dritten über— 
tragen worden iſt (K 1446 des Allgemeinen Bürger: 
lien Geſetzbuchs). 


(2) Eine zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als 
angeleat anzufehen iſt, bejtehende Anmerkung der 
Verpflichtung des Eigentümers, die Hypothek löjchen 
zu laſſen ($ 469a des Allgemeinen Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs), gilt als eine zur Zeit ihres Eingangs beim 
Grundbuhamt im Grundbuch eingetragene VBormer- 
fung im Sinne des $ 1179 des Bürgerlichen Gejeb- 
buche. 

13 


Vorrangseinräumungen 


un 


Vorrangseinräumungen nach SS 45 ff. der Kaiſer— 
lichen Verordnung vom 19. März 1916 (X6Bl. 
Nr. 69), die zu der Seit, zu welcher das Grundbud) 
als angelegt anzufehen ift, beftehen, gelten von dieſem 
Seitpunft an als Vorranaseinräumungen im Sinne 
des S 880 de8 Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Ss 14 
Bormerkungen 

(1) Vormerkungen (88 35 ff. des allaemeinen Grund- 
buchsgeſetzes), die zu der Zeit, zu welcher das Grund: 
buch als angeleat anzuſehen iſt, beiteben, gelten, aud) 
wenn fie das Einentum betreffen, als Eintranungen 
des vorgemerkten Rechts oder der borgemerften 
Löſchung unter der Bedinaung der Rechtfertigung 
der Vormerkfung. 


(2) Belaftungen, die dev Vormerkungsberechtigte 
gemäß 849 Abſ. 1 des allgemeinen Grundbuchsge— 
jeßes vorgenommen bat, gelten als durch die Recht— 
fertigung der Vormerfung bedingt. Belaftungen, 
die der eingetragene Eigentümer gemäß 849 Ubi. 1 
des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes nad dem Ein- 
langen des Einjchreitens vorgenommen bat, über das 
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die Vermerkung erfolate (val. 8 49 Abi. 2 des allae- 
meinen Grundbuchsgeſetzes), gelten als durch Die 
Nichtrechtfertigung der Wormerfung bedingt. Die 
voritehenden Beſtimmungen aelten im alle des $ 49 
Abi. 4 des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes ent- 
ſprechend. 


(3) Verfügungen über ein Recht, deſſen Löſchung 
vorgemerkt iſt (wal. $50 des allgemeinen Grund— 
buchsgeſetzes), aelten als durch die Nichtrechtfertigung 
der Vormerkung bedingt. 


(4) Die Rechtfertigung, die Beendigung der Wirk: 
jamfeit und die Löſchung der Vormerkung im Grund— 
buch richten fich nad) den bisherigen Vorichriften. 


s15 
Anmerkung der Rangordnung 


(1) Eine Anmerkung der Nangordnung (SS 53 ff. 
de8 allgemeinen Grundbuchsaeießes), die zu der Zeit, 
zu welcher das Grundbuch als angelegt anzujehen iſt, 
befteht, bleibt mit dem bisherigen Anhalt aufrecht: 
erhalten. Die Beendiaung ihrer Wirkſamkeit und 
ihre Löſchung im Grundbuch richten ſich nad) den 
bisherigen WVorichriften. Das aleiche gilt für die 
Anmerkung nach $37 der Kaiſerlichen Verordnung 
vom 19. März 1916 (RGEBl. Nr. 69). 


(2) Die Beendigung der Wirkſamkeit einer Be— 
laftung der im 838 der Raiferlichen Verordnung vom 
19. März LIIEANGBE.Nr.69) bezeichneten Art und 
ihre Löſchung richten fich nad) den bisherigen Vor— 
Ichriften. 


Streitanmerfungen 
Ss 16 


(1) Streitanmerfungen nach S Gl, $ 66 Abſ. 1 des 
allgemeinen Grundbuchsgejeges, Die zu der Zeit, zu 
welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen ift, 
beftehen, gelten als Wideriprud im Sinne des $ 89% 
des Bürgerlichen Gejeßbuchs, der zu dem Zeitpunft, 
zu den das Gefuh um Eintragung der Streitan- 
merfung bei dem Grundbuchsaericht eingelangt tft, 


eingetragen ift. 


(2) Streitanmertungen nach $ 63, $ 66 Abſ. 2 des 
allgemeinen Grundbuchsgefeßes, die zu der Zeit, zu 
welcher das Grundbuch ala angelegt anzufeben ift, be 
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ſtehen, aelten als Widerfprud im Sinne des $ 899 
des Bürgerlichen Gefeßbuchs, der gleichzeitig mit deu 
angefochtenen Eintragung eingetragen ift. 
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(3) Unter den Vorausſetzungen des $ 65 Abſ. 1, 
$ 68 des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes hat der Be— 
troffene einen Anſpruch aufBewilliaung der Löſchung 
der Streitanmerfuna im Grundbuch. 


Ss 17 

Streitanmerktungen nad) den $$ 69 und 70 des 
allgemeinen Grundbuchigejeges, die zu der Zeit, zu 
welcher das Grundbuch als angelegt anzufehen ift, 
beitehen, gelten ala Widerfprud im Sinne des $ 899 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, der zu der Zeit einge 
tragen ift, ald das Gefuh um Einverleibung der 
Streitanmerfung an das Grundbuchsaericht gelangte. 


Sonftige Anmerkungen 
S 18 

Eine Anmerkung nad 899 des allgemeinen Grund- 
buchsgeſetzes, die zu der Zeit, zu welcher das Grund: 
buch als angelegt anzuſehen it, beiteht, gilt ala Vor— 
merfung im Sinne des 8 18 Ab. 2- der Grundbud) 
ordnung, die zu der Zeit eingetragen ift, als das Ge— 
juch an das Grundbuchsgericht aelangte. 


Ss 19 

Eine Anmerfung nach $ 20 der Anfechtungsord 
nung, die zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als 
angelegt anzufeben ift, beiteht, gilt ala ein Veräuße 
vungsverbot im Sinne des $ 135 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, das zu der Zeit eingetragen ift, als Die 
Bewilligung der Anmerkung bei dem Grundbuchs— 
gericht einlangte. 


2. Abſchnitt 
Ergänzungsporjahriften 
zu eingeführtem Reihsrecht 
Artikel 3 
Allgemeine Vorſchriften 
s 20 
Ausführungs: und Werwaltungsvorichriften 


Zugleich mit dem NReichsrecht treten in den Ge 
meinden Jungholz und Mittelberga die im Yandge 
richtsbezirf Kempten geltenden zur Ausführung oder 
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Ergänzung des eingeführten Neichsrechts erlafjenen 
Rechts: und Verwaltungsvorjchriften in Kraft. 


21 


Anwendung von Einführungs- und Übergangs- 
vorjchriften 


Einführungs- und Übergangsvorjchriften des in 
Kraft tretenden Rechts find in den eingegliederten 
Gebietsteilen finngemäß anzuwenden, ſoweit nicht im 
folgenden befondere Vorſchriften getroffen find. 


22 
Fortgeltung des bisherigen Nedyts 
(1) Das in den eingegliederten Gebietsteilen bisher 
geltende Recht tritt dort jeweils mit der Einführung 
des entiprechenden neuen Rechts außer Kraft; im 
übrigen iſt e8 weiterhin anzuwenden, joweit es Rechts— 


gebiete betrifft, die von dem meuen Recht nicht ge— 


regelt find und Diejes die Aufrechterhaltung von 
Sondervorichriften zuläßt. 


(2) Soweit Neichärecht bereits früher in Den ein- 
gegliederten Gebietsteilen eingeführt und bei der Ein- 
führung beftimmt worden ift, daß einzelne Vorſchrif— 
ten exit von einem Zeitpunkt nad) dem 1. Juni 1939 
ab Geltung haben follen, hat es dabei jein Bewenden. 


$ 23 


Auslegung und Anwendung des vom 1. Juni 1939 
ab geltenden Rechts 


(1) Soweit Vorichriften, die in den eingegliederten 
Gebietsteilen in Kraft treten, auf reichsrechtliche Vor- 
ichriften verweifen, die dort noch nicht gelten, erhält 
diefer Hinweis in den eingegliederten Gebietsteilen 
feinen Inhalt aus dem dort geltenden Recht. 


(2) Soweit Vorſchriften des bisher in den einge 
gliederten Gebietsteilen geltenden Rechts, die in Kraft 
bleiben, auf VBorichriften verweilen, die außer Kraft 
treten, treten an deren Stelle Die entiprecdhenden Vor- 
ichriften des neu eingeführten Rechts. 


(3) Iſt nach dem 1. Juni 1939 die unmittelbare 
Anwendung einer in den eingegliederten Gebietsteilen 
geltenden Vorfchrift dort auch unter Berüdjichtigung 
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der vorſtehenden Vorſchriften nicht möglidy oder 
würde fie zu unbilligen Härten führen, fo ift die Vor— 
Ichrift finngemäß anzuwenden. 


Artikel 4 
Bürgerliches Recht und Handelsrecht 
$ 24 
Rechtsſtellung von Entmündigten 


An die Stelle der Artikel 155 und 156 des Ein- 
führungsgefeßes zum Bürgerlichen Gejegbud tritt 
die folgende Vorſchrift: 


Wer am 1. "uni 1939 voll entmündiat ift, ſteht 
von dieſer Zeit ab einem nach den Vorfchriften des 
Bürgerliden Geſetzbuchs (BGB) wegen Geijtes- 
franfheit Entmündigten (S 104NL.IBGB) gleich; 
wer am 1. Juni 1939 bejchränft entmündigt ift, 
ſteht von diejer Seit ab einem nad) den Borichriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Geiftesichwäche, 
wegen Verichwendung oder wegen Trunkſucht Ent- 
mündigten ($S 114BGB) aleich; derjenige, dem am 
1. uni 1939 wegen Einleitung de3 Entmündi— 
aungsverfabrens ein vorläufiger Beiltand beitellt 
tft, ſteht von dieſer Zeit ab einem nad) S 1906 BOB 
unter vorläufige Vormundſchaft Geitellten (8 114 
BOB) gleich. 


$ 25 
Bormundicaften und Pflegſchaften 


(1) Bei Anwendung des Artifela210 Abſ. 1 Sal 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
aelten der für einen nicht voll Geihäftsfäbigen be- 
jtellte Kurator, deſſen Wirkungskreis nicht beſchränkt 
oder begrenzt iſt, fowie der Beiſtand ala Vormund. 
m übrigen gilt der Kurator als Dfleger. Artikel 210 
Abi. 1 Sab 2 und 3 des Einführungsgejetes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch findet feine Anwendung. 


(2) Der vorläufige Beiftand bat die Rechtsſtellung 
eines vorläufigen Vormundes ($ 1906 BGB), 
$ 26 
Handelsrecht 


Folgende Beltimmungen der Vierten Verordnun, 
zur Einführung handelsrechtlicher VBorichriften im 
Lande Öfterreich vom 24. Dezember 1938 (Reiche: 
gejeßbl. I ©. 1999) find nad) dem 1. Juni 1939 


>89 
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weiter anzuwenden: Artikel 6 Nr. 2 und Nr. 7, Ar- 
tifel 11 Nr. 4 und Nr. 5 Abi. 1, Artikel 25, 26; die 
Vorschriften des Artitels 19 find nunmehr als Er— 
gänzung zu 861 der Konfursordnung und die des 
Artikels 20 als Eraänzung zu 825 der Vergleiche. 
ordnung anzınyenden, 


Artikel 5 
Bürgerlihe Rechtspflege 


Ss 27 


De 


MWiedereinjeßung in den vorigen Stand 


Die Wiedereinfeßung in den vorigen Stand iſt in 
bürgerlichen Rechtsſachen auc dann zu gewähren, 
wenn der Säumige eine Tagſatzung oder eine Frift 
deshalb nicht wahrgenommen bat, weil ex ſich in 
einem entichuldbaren Irrtum über die Nechtslage be- 
funden bat, die durch die Eingliederung dev Gemein 
den Aunabolz und Mittelberg in das Land Bayern, 
in&bejondere durch die zur Überleitung dev Rechts— 
pflege aetroffenen Maßnahmen, entftanden iſt. Dies 
ailt auch für Streitigkeiten aus dem Beltandöver- 
trage. 


Berlin, den 27. November 1939. 
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Anwendung landesrechtlicher Vorſchriften in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
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(1) In Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts— 
barfeit einschließlich des gerichtlichen und notariichen 
Urkundsweſens find außer dem Reichsgeſetz über Die 
Angelegenbeiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
der Reichönotarordnung jeweils aud) die in Bayern 
geltenden landesrechtlichen Vorichriften anzuwenden. 


(2) Diefe Vorſchrift gilt nicht, folange die Ge— 
meinden Jungholz und Mittelberg noch den Amts— 
gerichtäbezirfen Neutte und Bezau zugehören. 


3. Abſchnitt 
Schlußvorſchrift 
Artikel 6 
829 
Die zur Ausführung und Ergänzung dieſer Ver— 
ordnung erforderlichen Vorſchriften können auch im 
Verwaltungsweg erlaſſen und Zweifelsfragen grund— 
ſätzlicher Art, die ſich bei der Durchführung der Ver— 
ordnung ergeben, im Verwaltungsweg geklärt werden. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 


Dr. Gürtner 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 
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Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Wirtichaftsverwaltung. 
Bom 28. November 1939. 


Auf Grund gefeglicher Ermächtigung wird im Einvernehmen mit dem Generalbevollmäcdhtigten für die Neich®- 
verwaltung und dem Oberfommando der Wehrmacht zur Anderung der $$ 1 und 7 der Verordnung über die Wirt: 
ichaftsverwaltung vom 27. Auguft 1939 (Reichögefeßbl. IS. 14%), im folgenden Verordnung genannt, verordnet: 


Artikel 
$ 1 Abſ. 1 der Verordnung erhält folgende Faſſung: 
„(1) Die einheitliche Ausrichtung und Lenkung aller wirtſchaftlichen Maßnahmen, die vom Seneralbevoll- 


mächtigten für die Wirtfchaft, den ihm unterftellten oberjten Reichsbehörden und den von diefen ermächtigten 
Stellen angeordnet werden, wird 


für den Bereich des Wehrkreifes 1 ............. .... dem Oberpräfidenten in Königsberg (Dr) 

»» » » 5 — as ae — dem Oberpräſidenten in Stettin 

»» » » » a dem Oberpräfidenten der Drovinz Marl Bran- 
denburg in Berlin 

»» » » » a ehe nach a) Land Sachen, Provinz Sachjen, Kreiſe 
Altenburg-Stadt, Mltenburg-Land, Hoyers— 
werda: 


dem Reichsftatthalter in Sachjen (Yandes- 
regierung) in Dresden 
b) Sudetengau: 
dem Neichsftatthalter im Sudetengau in 
Reichenbera 


»» » » » ri ee a) Württemberg und Hohenzollern: 
dem Württemberaiichen Wirtichaftsminifter 
in Stuttaart 
b) Baden: 
den Badifchen Finanz- und Wirtjchafts- 
minifter im Karlsruhe 
»» » » S 2 ER Te 72 ER a) Drovinz Weftfalen, Yand Lippe, Regierungs- 
bezirt Osnabrück: 
dem Oberpräfidenten in Münfter 
b) Rheinprovinz: 
dem Negierungspräfidenten in Düffeldorf 


»» » » » WER ne Eee dem Bayeriſchen Wirtibaftsminifter in München 
».» » » » JJ dem Oberpräſidenten in Breslau 
»» » » » er ER 7 ARE a) Wrovinz Helfen Waflau, Yand Heſſen, Kreiſe 


Aicbaffenburg-Stadt, Aichaffenburg-Land, Al— 
zenau (Mainfranken), Miltenbera, Obernburg, 
Siegen-Stadt, Siegen-Land, Wittgenſtein, 
Münden: 

dem DOberpräfidenten in Kaſſel 

b) Land Thüringen, Provinz Sachen, Kreis 

Herrſchaft Schmaltfalden: 

dem Thüringiſchen Wirtichaftsminifter in 

Weimar 


ul 
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für den Bereich des Wehrkreiſes X „ou... rru2200.. dem Reichsftattbalter in Samburg (Staatöver- 

waltung) 

— » » BE a ine ey dem Oberpräfidenten in Hannover 

»» 5 » » ee aa a dem Regierungspräfidenten in Wiesbaden 

»» “ » S 2 dem Regierumgspräfidenten in Ansbach 

» » » a dem Neichsftatthalter in Wien 
» » VIE nase dem Reichsitatthalter in Salzburg 


übertragen.’ 
Artifel I 
(1) $7 Abi. 1 der Verordnung erhält folgende Faſſung: 


(1) Bei den im $ 1 genannten Behörden werden Korft- und Holzwirtſchaftsämter errichtet. Der Reichs» 
forftmeifter fann mit Zuſtimmung des Generalbevollmächtigaten für die Wirtfchaft anordnen, daß im Bereich 
eines Wehrkreifes nur ein Forſt- und Holzwirtichaftsamt gebildet wird.’ 


(2) $7 Abſ. 4 der Verordnung erhält folgende Faſſung: 


‚‚(4) Die Örtliche Auftändiafeit der Forſt- und Holzwirtichaftsämter erftredt fich auf die im $ 1 aufgeführten 
Wehrkreiſe oder Wehrkreisteile, im alle des Abſ. 1 Sab 2 auf den geſamten Wehrkreis.“ 


Artifel IH 


Diefe Nerordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 28, November 1939, 


Der Generalbevollmäcdtigte für die Wirtſchaft 


Walther Funk 
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Verordnung über die Feſtſetzung des allgemeinen Dienjtalters 
der Beamten des einfachen, des mittleren und des gehobenen Dienites. 


Vom 14. November 1939, 


Muf Grund des S 183 des Deutichen Beamten» 
aejeges (DBG) vom 26. Januar 1937 Reichsgeſetzbl.J 
S.39) in Verbindung mit $3 Abi. 3 des ehr. 
machtfürſorge- und verſorgungsgeſetzes (FDG) 
bom 26. Auguſt ar (Reichsgeſetzbl. I ©, 1077) 
und mit 83 Abſ. 3 des Reichsarbeitsdienftverior- 
gungsgeſetzes in der en der Bekanntmachung 
vom 29. September 1938 (NReichysaefegbl. IS. 1253) 
wird verordnet: 

Sl 

(1) Das allgemeine Dienftalter der planmäßigen 
Beamten des einfachen, des mittleren und des geho— 
benen Dienstes beginnt in der Einganasitelle der 
betreffenden Laufbahn obne Rückſicht auf den Zeit— 
punkt der planmäßigen Anſtellung in der Regel mit 
dem Erſten des Monats, der dem Monat folgt, in 
dem der Beamte das ſiebenundzwanzigſte Lebensjahr 
vollendet bat. 


(2) Die Seit, die ein Beamter vor Vollendung 
des 20. Yebensjahres im WBeamtenverbältnis, im 
aftiven Wehrdienſt oder im Reichsarbeitsdienſt ver— 
bracht hat, wird auf das allgemeine Dienſtalter an: 
aerechnet, ſofern er ohne Unterbrechung im öffent— 
igen Dienſt verblieben iſt. Beamten des techniſchen 

Dienſtes, die ſpäteſtens mit Vollendung des 27, Le— 
bensjahres in das Beamtenverhältnis berufen werden, | 
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wird auf das ‚allgemeine % 
Dollendung des 20, Yebensjahres liegende Zeit eines 
durch die Yaufbahnbeftimmungen vorgefchriebenen 
Fachſchulbeſuch angerechnet. 


Dienitalter auch die vor 


(3) Das nach Abſ. 1 und 2 ſich ergebende allgemeine 
Dienitalter wird um die Seit gekürzt, die ein Beamter 
nad) dem Eriten des Monats, der dem Monat fo lat, 
in dem ex das 27. Yebensjahr vollendet hat, nicht im 
öffentlichen T Dienjt verbracht hat. Das gleiche ailt für 
Die Zeit, um die fich die planmäßige Anjtellung des 
Beamten aus einem don ibm zu vertretenden Grunde 
verzögert bat. 


(4) Öffentlicher Dienst im Sinne der Abi. 2 und 3 
ift jede volle Beſchäftigung im Dienfte des Neichs 
oder anderer Körperichaften, Anitalten und Stiftun 
gen des öffentlichen Nechts oder dev Verbände von 
jolchen ſowie der aftive Wehrdienſt und die Zu— 
gehörigkeit zum Reichsarbeitsdienſt. Der im öffent— 
lichen Dienſt verbrachten Zeit ſteht gleich die Zeit, 
in der ein M ilitäranwaͤrter, ein Anwärter des 
Neichsarbeitsdienftes oder ein Verforgungsanmärter 
alten Rechts ohne fein Verſchulden nicht im öffent- 
lichen Dienft beichäftigt worden it; dies gilt aud) 
für Inhaber des Anſtellungsſcheins, die fich inner 
halb der im 81 Abſ. 1 der Verordnung über die 
Anftellung der Inhaber des Anftellunasicheins im 


u) 
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Beamtenverhältnis vom 20. Juni 1939 (Reichs: 
aefeßbl. I ©. 1037) vorgefehenen Friſt bewerben. 


82 
Das allaemeine Dienſtalter der Beamten, die in 
Vlanftellen eritmalia angeftellt oder befördert wer- 
den, die bei regelmäßiger Geftaltung der Dienftlauf- 
babn nur im Wege der Beförderung zu erreichen 
find, beginnt mit dem Tage der Einweifung in dieje 
Tilanitelle. 
83 


Aus der Feſtſetzung eines höheren allgemeinen 
Dienſtalters läßt ſich ein Anſpruch auf eine Beför— 
derung oder eine Verwendung an einer beſonderen 
Stelle nicht herleiten. 

84 

Das allgemeine Dienſtalter wird von der oberſten 
Dienitbehörde oder der von ihr beauftragten Be- 
hörde feſtgeſetzt. Die Entſcheidung der oberften Dienit- 
behörde iſt endaültig. Sie unterliegt nit der Nach— 
prüfung durch die Verwaltungsgerichte oder Die 
ordentlichen Gerichte. 


Berlin, den 14. November 1939. 
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Sr 
Sy 
(1) Die Vorſchriften Diefer Verordnung gelten 
auch für die Beamten, die am Tage ihres Inkraft— 
tretens bereits planmäßig angeftellt find, 


(2) Das allgemeine Dienftalter dev Beamten, die 
beim Inkrafttreten diefer Verordnung ſich in einer 
Planſtelle befinden, die bei regelmäßiger Gejtaltung 
der Dienitlaufbabn nur im Wege der Beförderung 
au erreichen jft, insbejondere der ehemaligen Militär. 
anmwärter, der Anwärter des Neichsarbeitsdienites 
und der Verforaungsanmwärter alten Rechts, iſt an- 
gemeſſen zu verbeffern, foweit ſich daraus Härten 
ergeben, daß für fie in den Eingangsitellen ibrer 
Laufbahn ein unglinitigeres allgemeines Dienftalter 
feſtgeſetzt war, als fid) ergeben hätte, wenn ſchon da- 
mals die Grundfäße diefer Verordnung geaolten 
hätten. 


86 
Artikel? der Verordnung zur Ergänzung des 
Reichsbeſoldungs-⸗, Neichshaushalts- und Reiche: 
beamtenrechts vom 22. April 1936 (Reichsgeſetzbl. 1 
S. 377) wird aufgehoben. 


DerNeihsminifter des Innern 
. In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


In Vertretung 





Reinhardt 
Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 
Verordnung 


zur Durchführung triegswirtſchaftlicher Maßnahmen auf dem Ernährungsgebiet. 
Vom 20. November 1939. 


Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 
Der Neichsminifter der Finanzen wird ermächtigt, zur Durchführung kriegswirtſchaftlicher Maßnahmen auf 


dem Ernährungsgebiet Garantie zu übernebmen 


Berlin, den 20. November 1939 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 


Generalfeldmarjchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtjchaft 
MWaltber Funk 


Der Reichdminifter und Chef der Neichsfanzlei 
Dr. Lammers 
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Berordnung 
zur Ergänzung der Strafvorſchriften zum Schub der Wehrkraft des Dentichen Boltes. 


om 


25.Nodember 1939. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


81 
Wehrmittelbeſchädigung 


(1) Wer vorſätzlich ein Wehrmittel oder eine Ein— 
richtung, die der deutichen Landesverteidigung dient, 
zerftört, unbrauchbar macht, beſchädigt, preisgibt oder 
beijeiteichafft und dadurch vorfäßlich oder fabrlälfia 
die Schlagfertigfeit der deutichen Wehrmacht gefährdet, 
wird mit Gefängnis nicht unter ſechs Monaten beftraft. 
Inſchweren Fällen ift auf Todesftrafe oder auf lebens: 
langes oder zeitiges Zuchthaus zu erkennen. 


(2) Ebenfo wird beitraft, wer vorfäßlich ein Webr- 
mittel oder eine jolche Einrichtung feblerhaft beritellt 
oder liefert und dadurd) vorfäßlich oder fahrläffiq Die 
Schlagfertigfeit der deutichen Wehrmacht gefährdet. 


(3) Der Verjuch ift ftrafbar. 


(4) Wer leichtfertigq handelt und dadurch fahrläffia 
die Schlagfertigfeit der deutfchen Wehrmacht gefährdet, 
wird mit Gefängnis beftraft. 


(5) Dieſe Beltimmung tritt an die Stelle des 
$ 143a des Reichsſtrafgeſetzbuchs. 


$2 
Störung eines wichtigen Betriebs 


(1) Wer das ordnungsmäßige Arbeiten eines für 
die Reichöverteidigung oder die Verforqung der Be: 
völferung wichtigen Betriebs Dadurch ftört oder 
gefährdet, daß er eine dem Betrieb dienende Sadıe 
ganz oder teilmweife unbrauchbar macht oder außer 
Tätigkeit jeßt, wird mit Zuchthaus, in bejonders 
ſchweren Fällen mit dem Tode beftraft. 


(2) In minder jchweren Fällen ift die Strafe 
Gefaͤngnis. 
83 


Teilnahme an einer wehrfeindlichen 
Verbindung 


(1) Wer an einer wehrfeindlichen Verbindung teil- 
nimmt oder fie unterjtüßt, wird mit Zuchthaus, in 
minder ſchweren Fällen mit Gefängnis beitraft. 


Berlin, den 25. November 1939. 


(2) Nach diefer Vorfchrift wird nicht beftraft, wer 
das Fortbeſtehen der Verbindung verhindert oder einer 
Dienftitelle des Staates von ihrem Beſtehen Kenntnis 
gibt. Das gilt auch für den, der ſich freiwillig und 
ernftlicd darum bemübt, wenn nicht jein Bemüben, 
jondern ein anderer Umftand zur Folge bat, daß die 
Verbindung nicht fortbefteht. 


84 
Verbotener Umgang mit Kriegsgefangenen 


(1) Wer vorſätzlich gegen eine zur Regelung des 
Umgangs mit Kriegsgefangenen erlaſſene Vorſchrift 
verſtößt oder ſonſt mit einem Kriegsgefangenen in 


einer Weiſe Umgang pflegt, die das geſunde Volks— 


empfinden gröblich verletzt, wird mit Gefängnis, in 
ſchweren Fällen mit Zuchthaus beſtraft. 


(2) Bei fahrläſſigem Verſtoß gegen die zur Regelung 
des Umgangs mit Kriegsgefangenen erlaſſenen Vor— 
ſchriften iſt die Strafe Haft oder Geldſtrafe bis zu 
einhundertfünfzig Reichsmark. 


85 
Gefährdung der Wehrmacht befreundeter 
Staaten 


(1) Wer im Inland für einen fremden militäriſchen 
Nachrichtendienft zum Nachteil eines anderen Staates 
Nachrichten über militäriiche Angelegenbeiten fammelt 
oder mweitervermittelt oder einen Nachrichtendienft über 
joldye Angelegenbeiten bildet, unterhält oder unter: 
ftüßt, wird mit Zuchthaus, in minder ſchweren Fällen 
mit Gefängnis beftraft. 


(2) Die Tat wird nur auf Anordnung des Reichs- 
minifters der Justiz verfolgt. 


6 
Die Vorichriften der $$ 1, 2, 4, 5 diefer V Verordnung 
gelten im Vroteftorat Böhmen und Mäbren auch Für 
Perſonen, die nicht deutſche Staatsangehörige find. 


Der VBorfißende 
Des Minifterrats für die Neichöverteidiaung 
Görina 
Generalfeldmarjchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichsverwaltung 
In Vertretung 
5. Himmler 


Der Neichöminifter und Chef der Neichsfanzlei 


Dr. 


Lammers 
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Verordnung zur Regelung der Abmejjungen, Gewichte und Eigenſchaften 
von Holzwolſe⸗Leichtbauplatten. 


Vom 25. November 1939. 


Auf Grund des FINr. 1 und der $$ 5 und 6 des 
Gejetes über die Marftordnung auf dem Gebiete der 
Forft- und Holzwirtſchaft vom 16. Oftober 1935 
(Reichsaeiekbl. I ©. 1239) wird verordnet: 


81 
(1) Bei der Herſtellung und beim Abſatz von Leicht— 
bauplatten deutſcher Erzeugung aus Holzwolle und 
mineraliſchen Bindemitteln ſind hinſichtlich des Be— 
griffs, der Form, der Kennzeichnung, der Abmeſſungen, 
Gewichte und Eigenſchaften, der chemiſchen Beſchaffen— 
beit und der Prüfverfahren die Beſtimmungen des 


‚ beigefügten Normblatts DIN 1101 in der Faſſung 


vom September 1938 bindend. Die bei nfraft- 
treten Ddiefer Werordnung vorhandenen Holzwolle- 
Prichtbauplatten anderer Abmefjungen, Gewichte und 
Eiaenichaften dürfen noch bis zum 31. März 1940 
abgeſetzt werden, jedoch find diefe Solzwolle-Leicht- 
baublatten durch die Bezeichnung „Ungenormt” be- 
ſonders Fenntlich zu maden. 


(2) Bei befonderer Beſtellung können geſchnittene 
Sonderlängen geliefert werden, jedoch müſſen dieſe 
Platten in Gewicht und Eigenichaften den Beltim- 
mungen der Norm DIN 1101 entiprechen. 


‘2 
Abweichungen von der Norm DIN 1101, die über 
die Ausnahme nach $ 1 Ab. 2 hinausgehen, bedürfen 
der vorherigen Genehmigung. Die Genehmigung er- 
teilt der Neich$forftmeifter oder eine von ihm beauf- 
traate Stelle. 


Berlin, den 25. November 1939. 


83 


Es ift verboten, Handlungen vorzunehmen, durch 
die mittelbar oder unmittelbar die Vorſchriften diefer 
Verordnung oder Die zu ihr exlafjenen Anordnungen 


umgangen werden oder umgangen werden jollen. 


g4 


(1) Wer den Beltimmungen diejer Verordnung 
voriäßlich oder fahrläſſig zuwiderhandelt, wird mit 
Gefänanis und Gelditrafe bis zu 100 000 Reichs 
marf oder mit einer diejer Strafen beitraft. Daneben 
fann auch auf Einziehung des verbotswidrigq ber 
geſtellten Erzeugniſſes erkannt werden. 


(2) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des 
Neichsforitmeiiters ein. 


(3) Sieht der Neichsforitmeilter von dem Antrag 
auf Strafverfolgung ab, jo kann er Drdnungsitrafen 
bis zu 10000 NReichsmarf, in bejonders ſchweren 
Fällen bis zu 30 000 Reichsmark verhängen. 


SD 
Rorichriften für die Durch- und Ausführung dieſer 
Verordnung erläßt der Neichsforitmeifter; ſoweit der 
Geichäftsbereih des Neihsarbeitsminifters berührt 
wird, im Benehmen mit diefem. 


6 
Diefe Verordnung tritt am 1. Dezember 1939 in 
Kraft 


Der Reichsforſtmeiſter 


In Vertretung des Staatsſekretärs 


Parchmann 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 


In Vertretung 


Dr. Landfried 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 


Dr. Syrup 
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Anlage 
(Zu $ 1 Abſ. 1 vorftehender Verordnung) 


DK 691.8 Deutsche Normen September 1938 


Leichtbauplatten 


aus Holzwolle 


Begriff 


1. Als Leichtbauplatten aus Holzwolle werden Bauplatten bezeichnet, die aus Holzwolle und 
mineralischen Bindemitteln hergestellt sind. 


Form 


2. Die Platten müssen rechtwinklig, planparallel und vollkantig sein; sie dürfen vom rechten 
Winkel, gemessen auf 50 cm Kantenlänge, höchstens 3 mm abweichen. 


Kennzeichnung 
3. Die Platten sind mit dem DIN-Zeichen und dem Herstellerzeichen bzw. dem Namen des 
Herstellers zu kennzeichnen. 


Abmessungen, Gewichte und Eigenschaften 


E 
— 
S 
= 
oO 
a 
5 
2 
z 
nm 
z 
a 
a 
=) 
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Dicke Breite | Länge") Gewicht 2) - Wärmeleitzahl bei 
cm cm cm J 20° Bezugstemperatur 
festigkeit | Fammen- an lufttrockenen 


’ drückbar- 
R ht 
Zulässige Abweichungen Plattengewicht aumgewic keit bei einschichtigen Platten 
mit Raumgewicht bis 


kg/m? 3 kg/cm? 


r 3 
| Belastung de a 
+3mm 6n | Emm ein- kcal 
—Dd mm * schichtig schichtig|schichtig | schichtig höchstens mh° 
1,5 | [| *— 


höchstens 
0,08 





Chemische Beschaffenheit 


4. Die Platten dürfen keine Bestandteile enthalten, die auf andere üblicherweise mit den Platten 
in Berührung kommende Bauteile und Anstriche schädlich wirken. 


Prüfverfahren 


Abmessungen und Gewichte 
1. Abmessungen und Gewichte sind aus 5 Proben zu ermitteln. Die Dicke wird mit einer Schieb- 
lehre von mindestens 10 cm Schenkellänge gemessen. 


Biegefestigkeit 
2. Die Biegefestigkeit spe wird als Mittel aus 3 Versuchen an frei aufliegenden Platten auf 
2 Stützen von != 66 cm Stützweite festgestellt, die in der Mitte mit einer gleichmäßig über 


die ganze Breite wirkenden Einzellast zu belasten sind. Für die Lastübertragung sind Flach- 
eisen von 4 cm Breite und mindestens 6 mm Dicke zu verwenden. 


Zusammendrückbarkeit 


3. Die Zusammendrückbarkeit ist an 5 Proben von 10 cm x 10 cm, die aus der Plattenmitte zu 
entnehmen sind, festzustellen. Unter gleichmäßiger Belastung von 3 kg/cm? zwischen glatten 
ebenen Stahlplatten von mindestens 12 cm x 12 cm Kantenlänge darf die Dicke der Probe 
um nicht mehr als 15 Vo der Plattendicke abnehmen. Das Maß der Zusammendrückung wird 
eine Minute nach Aufbringen der Last abgelesen. 


Wärmeleitzahl 


4. Die Wärmeleitzahl ist im Poensgenschen Plattenprüfgerät an mindestens zwei lufttrockenen 
Abschnitten einer 2,5 cm dicken Platte zu ermitteln, unter Angabe des Raumgewichtes bei 
den Bezugstemperaturen von 0°, 10°, 20° und 30°. 


') Bis zu 2°. der gelieferten Platten dürfen kürzer sein 


?) Das Durchschnittsgewicht darf die angegebenen Gewichte um nicht mehr als 10°o überschreiten: einzelne Platten 
dürfen bis zu 20 %.0 schwerer sein. Gewichtsabweichungen nach unten sind nicht begrenzt 


3) Die 1.5 cm dicke Platte braucht dem Wert 0,08 nicht zu entsprechen. 


Deutscher Verband für die Materialprüfungen der Technik 
Fachgruppe Isolier- und Leichtbauplatten 
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Verordnung zur Einführung des Reichsbeſoldungsrechts im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig 


Bon 25. November 1939 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
der Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen Reich 
vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1547) 
wird folgendes verordnet: 


81 
Die reichsrechtlichen Vorichriften über die Beſol— 
dung, Neifekoftenvergütung und Umzugskoſtenver— 
alitung der Reichsbeamten und der planmäßigen 
Führer des Feicharbeitedienſtes gelten mit Wirkung 
ab 1. November 1939 für die unmittelbaren Staats— 
beamten der bisherigen Freien Stadt Danzig und 
für die planmäßigen Führer des Danziger Arbeits- 
dienites. Soweit die Beſoldung der Yehrer an den 
Haupt: (Molke) Schulen, an der Staatlichen Ge 
werbe- und Hausbaltungsichule, an den höheren 
Schulen und an der HSochichule für Lehrerbildung 
jowie der Volizeivollzuasbeainten nicht durch Reichs— 
geſetz geregelt ift, gelten bis zum Erlaß eines ent— 
iprechenden Reichsgeſetzes die Vorſchriften des $ 3 
Dieter Verordnung. 
2 
Die Überleitung der im Zeitpunkt des Inkraft— 
tretens diefer Verordnung im Dienft befindlichen Be— 
amten und planmäßiaen Führer des Danziger Ar— 
beitsdienstes in die Beloldungsaruppen der Reichs— 
beioldungsordnung mit Nusnabme der im S 1 Sat? 
angeführten Beamtenaruppen regelt die von den 
Reichsminiftern der Finanzen und des Innern auf- 
geitellte Kberleitungsüberficht, die als Beltandteil 
dDiefer Verordnung anzuſehen tft. 
‘3 
(1) Die Beſoldung der Lehrer an den Haupt: 
(Volks⸗) Schulen, an der Staatlichen Gewerbe- und 
Hausbaltunasichule und an den böberen Schulen 
beitimmt fich nach den Grundjäßen, wie fie In den 
Anlagen A, B und © des Erlafjes der Neichsminifter 
der Finanzen und des Innern vom 25. Juni 1939 
— A 4022 Sud - 5106 IV — (Reichshaushalts- u. 
Beſoldungsbl. ©. 177) feitaeleat find. 


(2) Von den Lehrern an der Hochſchule für Lehrer— 

bildung werden übergeleitet: 

a) der Direftor und Drofeflor der Hochſchule für 
Cehrerbildung in Danziq in die Beſoldungs— 
arubpe 1b der Neichsbejoldungsordnung A, 

b) Die Drofefjoren bei der Hochſchule für Lehrer: 
bilduna in Danzig in die Befoldungsaruppe 2b 
der Neichsbefoldungsordnung A, 

c) die Dozenten bei Der Hochichule für Lehrer 
bildung in Danzig in die Befoldungsaruppe 2 2 
der NReichsbefoldungsordnung A. 


(3) Die Beloldung der in der Reichsbeſoldungs 
ordnung vorläufig nicht aufaefübrten Wachtmeiſter 
und Oberwachtmeilter des WDolizeivollzuasdienites 
regeln die Reichsminiſter der Finanzen und des In— 
nern bis auf weiteres im Verwaltungswege. 


84 
(1) Das bisherige Beſoldungsdienſtalter bleibt un— 
verändert 

a) bei den in der Überleitungsüberficht aufge 
führten Beamten und planmäßigen Führern 
des Danziger Arbeitsdientes, jomweit in der 
Überleitungsüberficht nichts Abweichendes be- 
ſtimmt iſt, 

b) bei den Lehrern an den Haupt- (Volts- ) Schulen. 


(2) An der Staatlichen Gewerbe und Haushal- 
tungsichule erbalten- die Lehrkräfte bei der Über— 
leitung 

a) aus der Danziger Bejoldungsgruppe A2a in 
die Reichsbeioldungsaruppe A2c2 ihr bisberi- 
ges Beſoldungsdienſtalter, 

b) aus der Danziger Beloldungsaruppe A2a in 
die Reichsbejoldungsaruppe A4b2 ihr frübe 
res Bejoldungsdienftalter in der Danziger 
Beſoldungsgruppe Ada um 2 Jahre verbeflert, 

e) aus der Danziger Befoldungsaruppe Ada in 
die Reichsbeſoldungsgruppe A4b2 ihr um 
2 Jahre verbeifertes Befoldungsdienftalter. 

(3) An den böberen Schulen erbalten die Lehr— 
fräfte bei der Überleitung 

a) aus der Danziger Befoldungsgruppe A2a mit 
123 (133) G rubegebaltfäbige Sulage monat: 
lih in die Neichsbefoldungsarudpe A2b ibr 
um 8 Jahre verfürztes Reioldungsdienitalter, 
mindeitens jedoch) ein Beioldungsdienitalter von 
dem Tage, von dem ab ibnen die Stellenzulage 
von 123 (133) G bewilligt worden ift, 
aus der Danziger Vefoldungsaruppe Ada in 
die Reichsbeſoldungsgruppe A4b2 ihr um 
2 Jahre verbeifertes Befoldungsdienftalter, 

ce) im übrigen ihr bisheriges Beſoldungsdienſt— 
alter. 

(4) Das Bejoldungsdienitalter der Dozenten an 
* Hochſchule für Lehrerbildung bleibt unverändert. 
Die Feſtſetzung des Befoldungsdienitaltersder übrigen 
Lehrkräfte behält ſich der Reichsminiſter der Finanzen 
im Einzelfall vor. 

(5) Die Vorſchriften der Abſätze 1 bis 3 und Ab 
fat 4 Sab 1 gelten nicht, wenn auf das bisherige 
Danziaer VBefoldungsdienftalter von den außerhalb 
des Staatädienites verbrachten Mordienitzeiten mebr 
als 4 "Jahre nad) den Vorſchriften der SS 6 Abi. 5 
und 51 Abi. 2 des Danziger Beſoldungsgeſetzes an 
gerechnet worden find. In diefen Fällen behält ſich 
der Neichsminifter der finanzen die Enticheidung 
über die Feſtſetzung des Beloldungsdienftalters vor. 


h 


— 
— 


85 
(1) Die Amts bezeichnung der Beamten und der 
planmäßigen Führer Dei Danziger Arbeitsdienites 
mit Ausnahme der im $1 Sat 2 aufgeführten Be- 


amtengruppen bejtimmt die Überleitungsüberficht 
(S 2). 
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(2) Die Amtsbezeihnung der übrigen Beamten- 
gruppen ($ 1 Satz 2regeln Die Reichsminiſter Des 
Innern und der Finanzen, ſoweit die Amtsbezeich— 
nung für dieſe Beamten nicht ſchon durch die Grund. 
ſätze des Erlaſſes der Reichsminiſter der Finanzen 
und des Innern vom 25. Juni 1939 — A402: 
m 5106 IV —(NReihsbaushalts- u. Bejoldungsbl. 

S. 177) feitgelegt iſt. 

86 

(1) Für die Einteilung der Orte oder von Orts 
teilen in Ortsklaſſen ift das Ortsflafienverzeichnis 
maßgebend, das vom Reichsminiſter der finanzen im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern 
aufzuitellen und im Reichshaushalts— und Befoldunas- 
blatt befanntzumachen tft. 

(2) Der Reihäminifter der Finanzen fann Orte 
oder Ortsteile einer anderen Ortsklaſſe zuteilen, wenn 
bei einer Nachprüfung ſich eraibt, daß ihr Verbleiben 
in der Ortsflaffe, in die fie nad) dieſem Ortstlajjen- 
verzeichnis eingewielen find, eine Härte bedeutet. 

57 

(1) Die Bezüge der außerplanmäßigen Beamten 
mit Ausnahme der Yebrer, deren Diäten ſich nad) 
den Grundfäten des im S 3 Abſatz 1 näber bezeichne- 
ten Erlaffes der Reichsminiſter der Finanzen und Des 
Innern regeln, richten ſich nad der Beſoldungs— 
gruppe des —8 die nach) der Überleitungsüberficht 
derjenigen Danziger Beſoldungsgruppe entipricht, in 
der die — Beamten bei regelmäßigem 
Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn ihre erſte planmäßige 
Anſtellung gefunden hätten. 


(2) Das Diätendienftalter der außerplanmäßigen 
Beamten einichliehlich der Yebrer bleibt unverändert. 


88 

Für die Beamten im Vorbereitungs- und Probe— 
dienſt gelten die Beſtimmungen der Erlaſſe des Reichs— 
miniſters der Finanzen vom 15. Februar 1939 
A 4521-1090 IV — GMeichshaushalts- u. Be— 
joldungsbl. ©. 29) und vom 28. September 1939 
— A4521-18763 IV — (Reihsbausbalts- u. Be: 
ſoldungsbl. ©. 295). 


9 

(1) Sind die nad) dem Kurs 100 Danziger Gulden 
— 70 RAM in Reichsmark umgerechneten Bezüge, 
die einem planmäßigen oder außerplanmäßigen Be— 
amten am 31. Dftober 1939 nach dem bisherigen 
Danziger Necht zugetanden haben, höher als die 
ibm auf Grund der Überführung in das Neichsbefol: 
dungsrecht am 1.Noveinber 1939 zuitebenden Dienſt— 
bezüne, jo erbält er eine Ausgleichszulage. Dieje be; 
jteht in dem Unterichiedsbetrag zwiſchen den nad) 
dem Kurs 100 Danziger Gulden = 70.RM in 
Reichsmark umgaerechneten bisherigen Danziger Be: 
zünen und den Bezügen nad) dem Neichsbeioldungs 
recht. Bei der Berechnung der Ausgleichszulaae find 

genenüberzuitellen 
einerjeits nad) dem Danziger Beloldungsrecht 

(Stand vom 31. Oktober 1939) 

das Grundgehalt, der Wohnungsgeldzu— 
ſchuß, der Ausgleichszufchlag und etwaige 
rubegebaltfäbine Sulagen, gekürzt um die 
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Kürzung nach den Danziger Kürzungsvor— 
Ichriften und um die Feſtbeſoldetenſteuer, 
Der verbleibende Betrag, umgerechnet nad) 
dem Kurs 100 Danziger Gulden = TO.ARM 
in Reichsmarf, 


andererjeits nach dem Neichsbejoldungsredht 

(Stand vom 1. November 1939) 
dasGrundgehalt, derWohnungsgeldzuſchuß 
und etwaige ruhegehaltfähige Sulagen, 
gekürzt nach den drei Gehaltskürzungs— 
verordnungen und dem Erlaß des Reichs 
minifters der finanzen vom 12, Juli 1939 
— A 4029 - 13817 IV — 


(2) Die Ausaleichszulage wird gewährt, bis Sie 
durch) Erhöhung der neuen Bezüge, insbejondere durch 
Aufiteigen in den Dienftaltersitufen oder durch Aber: 
tritt in eine andere Beſoldungsgruppe, ausgegliden 
wird. Hierbei werden nicht angerechnet Änderungen 
des Wohnungsgeldzuſchuſſes, Die Durch Verſetzung In 
einen anderen Ort oder durch Einweifung des Dienit- 
orts in eine andere Ortsklaſſe eintreten. 


(3) Die Ausgleichszulage iſter ubegehaltfäbig, joweit 
die Dienftbezüge, zu deren Ausgleich fie dient, ruhe— 
aebaltfäbiq waren. 

$ 10 


Soweit Beamten bisher nicht rubegebaltfähige 
Qulagen oder Entichädiqungen gewährt worden find, 
dürfen Diefe neben den den Beamten nad) dem Reichs— 
beſoldungsrecht zuitebenden Bezügen vom 1. Novem- 
ber 1939 ab nicht mehr gewährt werden. Die Neiche: 
minifter der Finanzen und des Innern können zum 
Ausgleich befonderer Härten bei Verminderung der 
bisherigen Gelamtbezüge eine Übergangsregelung zu- 
laſſen. 

811 

Die in dieſer Verordnung oder auf Grund dieſer 
Verordnung getroffenen Maßnahmen, Verfügungen 
und Entſcheidungen find endgültig, fie unterliegen 
nicht der Nachprüfung durch die Werwaltungsaerichte 
oder die ordentlichen Gerichte. 


$ 12 

(1) Vorjchriften, die dieſer Verordnung und dem 
durch Diefe Verordnung eingeführten Neichsrecht ent- 
Iprechen oder wideriprecen, werden aufgehoben. Wo 
in Geſetzen oder Verordnungen auf die aufagebobenen 
Vorſchriften verwielen wird, tritt an deren Stelle 
dDiefe Verordnung und das durch diefe Verordnung 
eingeführte Reichsrecht. 


(2) Die zur Durdfübrung diefer Verordnung er 
forderlichen Vorſchriften erlaſſen die Reichsminiſter 
der Finanzen und des Innern. 


313 | 
Von den auf Grund diefer Verordnung in das 
Neichsbefoldungsredht übergeführten Beamten wird 


die Feſtbeſoldetenſteuer vom Zeitpunft ihrer Über- 
fübrung ab nicht mebr erhoben. 


s14 
Die Bezüge der Senatoren jeßen die Reichsminiſter 


der Finanzen und des Innern feit. 
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815 


Auf Grund dieſer Verordnung etwa erwachſende 
Mehrausgaben fünnen für das Rechnungsjahr 1939, 
joweit erforderlich, auch über die Anjäte des Haus: 
haltsplans der bisherigen Freien Stadt Danjıq bin- 
aus aeleiftet werden. 

$ 16 

(1) Die Vorjchriften dieſer Verordnung gelten ent- 
jprechend für die Beamten der Stadtgemeinde Dan- 
zig, der übrigen. Gemeinden (Gemeindeverbände) und 
jonftigen KRörperichaften, Anjtalten und Stiftungen 
des öffentlichen Nechts im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig. 


Rerlin, 25. November 1939 
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(2) Die Überleitung diefer Beamten in die Befol- 
dungsgruppen des Reichsbeſoldungsrechts, ihre Amts— 
bezeichnung fowie ihr Beſoldungs- und Diätendienft- 
alter regelt für feinen Geſchäftsbereich der Reichs— 
minifter des Innern im Einvernehmen mit dem 
Neichsminiiter der Finanzen und im übrigen die jad)- 
lich zuftändige oberſte Reichsbehörde im Einverneh— 
men mit dem Neichäminifter der Finanzen. 


$ 17 


Diefe Verordnung tritt mit Wirkung ab 1. No— 
vember 1939 in Kraft. 


Der Reihsminifter der Finanzen 
Graf Shwerin von Krofigf 


Der Reich&minifter des Innern 
Frick 


Verordnung 
über die Verlängerung der Friſten des Wechſel- und Schedcrechts 
in den eingegliederten Ditgebieten. 


Som 30, November 1939, 


Auf Grund des Exlaffes des Führers und Reichs— 
fanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oft 
aebiete vom 8. Oktober 1939 (Neichsaefetbl. | ©. 2042) 
wird verordnet: 

81 

Die Friſten für die Vornahme der nach den Vor— 
ſchriften des Wechſel- und Scheckgeſetzes zur Erhal— 
tung der Rückgriffsrechte erforderlichen Handlungen 
werden bis auf weiteres um dreißig Tage verlängert. 


29 
52 


(1) Die im $1 bezeichneten Friſten werden für 
Mechiel und Scheds, die in den im 83 Abſ. 2 ae 
nannten Gebieten zahlbar find, fofern dieſe Friſten 
nach den Vorichriften des Wechiel- oder des Scherf: 


Berlin, den 30. November 1939 


aeleßes ih der Seit vom 28, Auguſt bis 30. November 
1939 abgelaufen wären, um drei Monate, jedenfalls 
aber bis zum 30. Dezember 1939 verlängert. 


(2) Frifien, Die nad Abi. 1 verlängert werden, 
unterliegen nicht dev Verlängerung nad) S 1. 


83 
(1) S1 gilt für die eingegliederten Oſtgebiete mit 
Ausnahme des Gebiets der bisherigen Freien Stadt 
Danzia und des Regierungsbezirks Marienwerder In 
feinem bisherigen Umfanae. 


(2) $2 gilt für die eingealiederten Oftgebiete mit 
Ausnahme des Gebiets der bisherigen freien Stadt 
Danzia, des Negierungsbezirts Marienwerder in 
feinem bisherigen Umfange und der in die Provinz 
Dftpreußen eingegliederten Gebiete, 


Der Neihsminifter der Juſtiz 
Dr. Sürtner 


Der Neichöminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Berordnung über die Unjallfürjorge für Gejangene*). 
Bom 21. November 1939, 


Auf Grund von $ 14 des Gefeßes über Finanzmaß— in den anderen Ländern die Landesregierungen 
nahmen auf dem Gebiete der Dolizei vom 19. März oder die von ihnen mit Zuſtimmung des 
1937 (Reichsaefebbl. I ©. 325) wird zum Vollzug des Reichsführers 44 und Chefs der Deutjchen Doli- 
Geſetzes, betreffend die Unfallfürforge für Gefangene, zei im Reichsminiſterium des Innern be 
vom 30. Juni 1900 (Reichögejehbl. S.536) für den ſtimmten Bebörden; 


GSejchäftsbereich des Reichsführers 4 und Chefs der 
Deutichen Polizei im Neichsminifterium des Innern 
folgendes verordnet: 


b) für die in Gefängniffen der Geheimen Staat3- 
polizei untergebrachten Gefangenen: 


da8 Geheime Staatspolizeiamt und die Staats- 
31 polizei(leit)ſtellen; 

(1) Erleiden Gefangene, die in ftaatlichen Polizei— 
gefängniffen oder Konzentrationslagerın des Reichs 
untergebracht find, einen Unfall, jo find Ausführungs- 
behörden der Unfallfürjorge: das Geheime Staatspolizeiamt. 


c) für die in Konzentrationslagern des Reichs un- 
tergebrachten Gefangenen: 


a) für die in Gefängniffen der ftaatlichen Polizei | (0) Ortlich zuftändig find die Dienftftellen, in deren 
verwaltungen untergebrachten Gefangenen: Bezirk das Gefängnis oder Ronzentrationslager liegt. 
in Vreußen und Bayern die Negierungspräli- 

denten (in Berlin der Volizeipräfident), 


in Sachfen der Regierungspräfident in Dresden- s2 
Bauten, Über Beſchwerden gegen die Beicheide der Aus- 
im Saarland der Reichskommiſſar für das Saar- | führungsbehörden entjcheidet das Reichöverlicherungs- 


land, amt. 


” 


*) Betrifft nicht die Ditmarl und den Reichsgan Eudetenland. 


Reichsgeſetzbl. 1939 1 
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Die Durchführungsbeftiimmungen zu dieſer Ver- 
ordnung erläßt der Reichsführer 44 und Chef der Deut- 
ichen Volizei im NReihaminifterium des Innern im 
Einvernehmen mit dem Reicysminifter der Finanzen. 


‘4 
(1) Die Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in 
Kraft. Mit diefem Zeitpunkt treten die entgegenftehen- 
den reichs- und landesrechtlichen Borjchriften außer 
Kraft. Enticheidungen, die vor Verkündung dieſer Ver- 


Berlin, den 21. November 1939. 
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ordnung von den nach den bisherigen Vorjchriften zu- 
ftändigen Stellen getroffen worden find, bleiben gültig. 

(2) Anhängige Verfahren geben in der Lage, in der 
jie fich bei der Verkündung diefer Verordnung befinden, 
auf die nach diefer Verordnung zuftändigen Stellen 
über, 

(3) Soweit die Ausführungsbehörden nad $1 
Abſ. 1 Buchſt. a diefer Verordnung mit Zuftimmung 
des Reichsfüihrers 44 und Chefs der Deutjchen Polizei 
im Reichsminifterium des Innern zu bejtimmen find, 
bleiben bis zum Seitpunkt diefer Beftimmung die 
bisherigen Ausführungsbehörden zuftändig. 





Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


Graf Schwerin von Kroſigk 





- 


Verordnung zur Durchführung 
von S 2 der Verordnung über die Errichtung eines Reichspropagandaamts in Danzig. 


Vom 28, November 1939. 


Auf Grund von $2 der Verordnung über die Erridhtung eines Reihspropagandaamts in Danzig vom 
28. September 1939 (Neichsgejegbl. I S. 1951) wird folgendes beitimmt: 
Sl 
Das Neichspropagandaamt in Danzig führt die Bezeichnung „Reichspropagandaamt Danzig-Weftpreußen‘. 
2 


Der Amtsbereich des Neichspropagandaamts erſtreckt fi auf den gefamten Reichsgau Danzig-Weſtpreußen. 
Berlin, den 28. November 1939 


Der Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda 
In Vertretung ded Staatsſekretärs 


Greiner 
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Das Bierftenergefeh dom 7 Degember 1938 Meichsgefegbl. I ©. 1897) 
1. 


In den 
bierähnlichen 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Dezember 1939 in Kraft. 
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Verordnung zur Änderung des Bierjtenergejeges 
Bom 29. November 1939 


Der Minifterrat für die Reichöverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 


Artitell 
28. März 1931 (Neichsgefebbl. I S. 110) 


83 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

„‚(2) Die Steuerfäße im Abſatz 1 gelten für Lager- 
bier. Sie ermäßigen fi) für unter Verwendung 
von Süßftoff hergejtelltes Finfachbier mit einem 
Stammwürzegebalt von nicht mebr ald 4 vom 
Hundert ($ 9 Abſatz 9) auf ein Drittel, für anderes 
Einfachbier auf die Hälfte. Lagerbier ift Bier mit 
einem Stammmiürzegehalt von 9 bis 10,3 vom 
Sundert. Einfachbier ift Bier mit einem Stamm- 
würzegehalt von 3 bis 6,5 vom Hundert.’ 


. Im $9 Abſatz 8 werden die Wörter „Einfachbier, 


Vollbier und Starkbier” erfeßt durch „Einfachbier 
und Lagerbier‘. 


. Im $10 Abja 2 werden die Säbe 2 und 3 ge 


ftrichen. 


. Im $10 erhält Abſatz 3 folgende Faſſung 


„(3) Bier, deſſen Stammmwürzegehalt weniger 
als 3, mehr als 6,5, aber weniger al3 9 oder mehr 
als 10,3 vom Hundert beträgt, darf nicht in Ver— 
fehr gebracht werden. Der Reichsminiſter der 
Finanzen kann Ausnahmen zulafjen. Soweit 
hierbei nichts anderes beftimmt wird, ift Bier der 


wird wie folgt geändert: 


erſten Art ala Einfachbier, Bier der zweiten Art 
mit zwei Drittel, Bier der legten Art mit dem Ein- 
einhalbfachen der Sätze für Lagerbier zu verjteuern. 
Die gleichen Steuerfäge gelten für Bier der im 
Satz 1 bezeichneten Arten, das verbotswidrig in 
Verkehr gebracht wird.’ 


. $22 erhält folgende Faſſung: 


„„ 22 

Die Bieriteuer von bierähnlichen Getränfen mit 
einem Stammwürzegehalt von 8 bis 10,3 vom 
Hundert wird mit 75 vom Hundert des höchſten 
Sabes der Steuer vom Lagerbier ($3 Abſatz 2) 
erhoben. Sie ermäßigt ſich für bieräbnliche Ge— 
tränfe mit geringerem Stammwürzegehalt auf 
die Hälfte. Bierähnliche Getränke mit höherem 
Stammmürzegehalt dürfen nicht in Verkehr ge- 
bracht werden. Der Reichsminiſter der Finanzen 
kann Ausnahmen zulaſſen und hierbei die Höhe 
der Steuer feſtſetzen. Für bierähnliche Getränke, 
die verbotswidrig mit einem höheren Stamm— 
würzegehalt als 10,3 vom Hundert in Verkehr 
gebracht werden, erhöht ſich der im Sab 1 feſt— 
geſetzte Steuerjag um die Hälfte.‘ 


Artitel D 


Die Vorfehriften der Ziffern 1 und 4 des Artikels I über die Stammwürzegehaltsbeſchränkungen werden 
auf zur Ausfuhr beftimmtes Bier nicht angewendet. | 


Yrtitel II 


Brauereien am Tag des Inkrafttretens diefer Verordnung vorhandene Beltände an Bier und 
Getränken mit einem Stammwürzegehalt von mebr als 10,3 vom Hundert dürfen bis 
31. Dezember 1939 noch ohne befondere Genehmigung 
Hauptvereinigung der deutſchen Brauwirtichaft in Q 
ſich nach den bisherigen Vorſchriften des Bierfteuergejeßes. 


zum 


‚ vom 1. Januar 1940 ab nur mit Genehmigung der 
ertehr gebracht werden. Die Höhe der Steuer richtet 


Artitel IV 


Berlin, 29. November 1939 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 


Göring 


Generalfeldmarichall 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtjchaft 
Walther Funk 

Der Reichsminifter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Yammers 
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Fünfte Verordnung 
über Ortslöhne und Jahresarbeitsverdienite in der Reichsverſicherung. 


Bom 29. November 1959, 


Auf Grund des $ 151 der Reichsverſicherungs— 
ordnung wird verordnet: 

1. Die im $2 Abf. 2 der Vierten Verordnung 
über Ortslöhne und Jahresarbeitsverdienfte in 
der NReichsverficherung vom 29. Dezember 1937 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1425) angeordnete Neu: 
feſtſetzung unterbleibt bis auf weiteres. 

2. Die am 31. Dezember 1939 geltenden Orts— 
Löhne ($ 149 der ReichSverficherungsordnung) 


Berlin, den 29. November 1939. 


und durchichnittlichen Jahresarbeitsverdienſte 
in der landwirtichaftlihen Unfallverficherung 
($ 932 der Reichöverficherungsordnung) bleiben 
über diefen Zeitpunft hinaus in Kraft. 


3. Swifchenfeitfeßungen bleiben vorbehalten, 


4. Im übrigen bleiben die Vorſchriften der $S 932 
bis 940 der NReichsverfiherungsordnung un- 
berührt. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 


—————— — — — — — — — — — —— — — 


Verordnung über die Entladung von Waren. 
Vom 30. November 1939, 


Auf Grund des $1 der Verordnung über den 
Marenverfehr in der Faffung vom 18. Auguſt 1939 
(Reichsgefetbl. I ©. 1430) und des $20 der Kriegs. 
wirtichaftsverordnung vom 4. September 1939 (Reichs⸗ 
aefetbl. I S. 1609) wird, namentlich wegen der in 
der Weihnachtszeit zu erwartenden Steigerung des 
Marenverfehrs, im Einvernehmen mit den beteiligten 
ReichSminiftern verordnet: 


81 

Empfänger von Waren und deren Beauftragte (z. B. 
Spediteure und Fuhrunternehmer) ſind verpflichtet, 
die bereitgeſtellten Eiſenbahngüterwagen innerhalb der 
von der Eiſenbahn feſtgeſetzten Entladefriſt zu entladen. 
Insbeſondere gilt dies auch für die Sonnabende, Sonn- 
und Feiertage, mit Ausnahme des 24. Dezembers, des 
Weihnachts- und des Neujahrsfejtes. 


2 
Zur Ausführung der im $1 genannten Arbeiten ift 
die Beichäftigung von Gefolgichaftsmitgliedern an 
Sonn- und Feiertagen, mit Ausnahme des 24, De- 
zembers, des Weihnachts- und des Neujahrsfeftes, 
zuläffig. Dauert die Beſchäftigung länger als drei 
Stunden, fo dürfen in gewerblicyen Betrieben die Ge- 


Berlin, den 30. November 1939. 


folgichaftsmitglieder in der Regel nur jeden zweiten 
Sonntag, höchſtens aber an zwei aufeinanderfolgenden 
Sonntagen, zur Arbeit herangezogen werden. Das 


zuſtändige Gewerbeauffihtsamt kann eine andere 


Regelung zulafien. 
‘3 

(1) Wer den Vorfchriften der SS 1 und 2 vorfäklid) 
oder fahrläſſig zumiderhandelt, wird, ſoweit nicht auf 
rund anderer Beftimmungen eine höhere Strafe 
verwirkt ift, mit Geldftrafe, in ſchweren Fällen mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr beftraft. Strafver- 
folgung tritt bei Zuwiderhandlung gegen $1 nur auf 
Antrag der zuftändigen Reichsbahndirektion, gegen 
$2 nur auf Antrag des zuftändigen Gewerbeauffichtö- 
amts, ein. 

(2) Die Beftimmungen über die Verwirkung von 
Manenftandgeld bleiben unberührt. 


‘4 
Dieje Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. Den SZeitpunft des Außerkrafttretens be- 
ftimmt der Reichswirtichaftsminifter im Einvernehmen 
mit dem NReichSarbeitsminifter und dem Reichöver- 
kehrsminiſter. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsarbeitsminiſter 


In Vertretung 
Dr. Syrup 


Herauscegeben vom Reichsmmiſterium Des Imern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 





” — J ; 





2329 


Keichsgeſetzblatt 


Teil | 





| Ausgegeben zu Berlin, den 2. Dezember 1939 


Tag | Inhalt Seite 
30.11.39 Verordnung über die Bertragsbilfe des Richters aus Anlaß de8 Krieges 


(Vertragshilfeverordnung - VHV -) 


30.11.39 Verordnung über das Kriegsausgleihsverfahren „nennen 2338 





Berordnung 
über die Vertragshilfe des Richters aus Anlaß des Krieges 
(Bertragshiljeverordnung — BHB —). 


Bom 30. November 1939. 


Eine wejentliche Vorausfegung für das Durchhalten der deutichen Wirtichaft im Kriege ift, daß jeder jeinen 
Zahlungsverpflichtungen pünktlich nachkommt. Wer ſich dieſer Pflicht entzieht, gefährdet den Sieg ebenſo wie 


etwa derjenige, der Rohſtoffe verſchwendet. 


Wo jedoch einzelne Volksgenoſſen wegen der beſonderen Lage ihrer perſönlichen und wirtſchaftlichen Ver— 
hältniſſe von den Kriegsfolgen weit härter betroffen werden als die große Mehrzahl der übrigen, müſſen Die 
Gläubiger hierauf bei der Geltendmachung ihrer Anſprüche Nückficht nehmen. Es wird erwartet, daß zwiſchen 
den durch die Kriegsverhältniffe unverfchuldet in wirtfchaftliche Not geratenen Schuldnern und ihren Släubigern 
eine billige und gerechte Abwidlung ihrer Verpflichtungen im Wege alitlicher Vereinbarung herbeigeführt wird. 
Wo aleichtwohl eine ſolche Einigung nicht zuftande kommt, ift e8 Aufgabe des Staates, ausgleihend einzugreifen. 
Deshalb wird für ſolche Fälle den Beteiligten die Vertragshilfe des Richters zur Verfügung geftellt. 


Aus diefen Erwägungen wird auf Grund geſetzlicher Ermächtigung mit Zuftimmung des Generalbevollmäd)- 


tigten für die Wirtſchaft und des Oberkommandos der Wehrmacht für das Gebiet de3 Großdeutſchen Reichs 


folgendes verordnet: 


Erſter Abſchnitt 


Vertragshilfe 
zugunſten des Juhabers eines Gewerbebetriebs 
51 
Grundſatz 
(1) Ein Gewerbetreibender, der infolge der Aus— 
wirfungen des Krieges genötigt ift, feinen Betrieb 
jtillzulegen, umzuſtellen oder erheblich einzuſchränken 
und hierdurch in feiner wirt] haftlichen Peiftungsfähig- 
feit weientlich beeinträchtigt wird, Tann, um eine 
planmäßige Abwidlung feiner Verpflichtungen her— 
beizuführen, die in den nachitehenden 88 2 bis 5 vor- 
aefehene Vertragshilfe des Richters in Aniprud) 
nehmen. 


Neichögefepbl. 1939 I 


(2) Der Nichter hat, wenn er eine der in den $S 2 
bis 5 bezeichneten Maßnahmen treffen will, ſtets die 
aefamten Erwerbs und Rermögensverhältnifie des 
Sewerbetreibenden zu berüdfichtigen. 

(3) Die Vorſchriften diejes Abichnitts aelten nicht 
fiir einen Schuldner, der zahlungsunfähig iſt. Someit 
Überfhuldung als Konkursgrund ausreicht, gelten 
fie ferner nicht für einen Schuldner, der fi im Zu— 
ftand der Überſchuldung befindet. 


82 
Regelung der Fälligkeit 
(1) Unter den Vorausſetzungen des $1 Fann der 
Richter die Fälligkeit von Sahlungsverpflichtungen 
deg Gewerbetreibenden aus Nechtsverhältnifien, die 


- 593 


II 





| 





Ill 





i 





IIINI 


H5140-1299 





23350 
im Sufammenbang mit dem Gewerbebetrieb vor dem 
1. September 1939 begründet find, auf Antrag des 
Gewerbetreibenden durch Bewilligung von Teilzah- 
lungen oder Stundung entiprediend der Leiſtungs— 
fähigfeit des Schuldners regeln. Die Fälligkeitsrege- 
lung des Richters ift unanfechtbar. 


(2) Der Richter kann, wenn die vom Schuldner 
beantragte Stundung einzelner Verbindlichkeiten dazu 
führen würde, daß dieſe Gläubiger gegenüber Gläu- 
bigern von anderen aus der Zeit vor dem 1. Septem- 
ber 1939 ftammenden Berbindlichfeiten in ungerecht- 
fertigter Weiſe benachteiligt würden, das Verfahren 
auf ſolche anderen Verbindlichfeiten ausdehnen. 


(3) Die vorftehenden Vorjchriften gelten nicht Für 
Verbindlichfeiten des Gewerbetreibenden, die durch 
Hypothek oder Grundfchuld an. einem inländifchen 
Grundſtück gefichert find, oder für Verbindlichkeiten 
aus einem Darlehn, das von der Neihsbanf im 
Lombardverfehr gewährt worden ift, ferner nicht für 
Pohn- und Gehaltsanfprüde, für Verbindlichfeiten 
aus einem Verficherungsverhältnis ſowie für öffent- 
liche Abgaben, Sozialverficherungsbeiträge und Geld- 
ftrafen. 


(4) Hat der Richter auf Grund des Abf. 1 Stun- 
dung gewährt, fo ift der Schulöner nicht mehr be- 
rechtigt, den im $8 der Verordnung vom 31. Oktober 
1939 (Neichsgejeßbl. I ©. 2139) vorgejehenen An- 
trag an das Vollſtreckungsgericht zu richten. 


83 
Abwidlung gegenfeitiger Verträge 

(1) Unter den Vorausfeßungen des S 1 fann der 
Nichter einen gegenfeitigen Vertrag, den der Gewerbe- 
treibende vor dem 1. September 1939 im Sufammen- 
bang mit dem Gewerbebetrieb geichloffen hat und Der 
bei Stellung des Antrags noch von feinem Vertrags- 
teil vollftändig erfüllt ift, auf Antrag des Gewerbe: 
treibenden ganz oder zum Teil aufheben, wenn die 
Erfüllung oder weitere Erfüllung des Vertrags Die 
Meiterführung oder Abwidlung des Gewerbebetriebs 
gefährden würde und die Aufhebung dem Vertrag: 
gegner feinen unverhältnismäßigen Schaden verur- 
ſacht. Die Aufbebungsanordnung des Richters iſt 
unanfechtbar. 


(2) Der andere Vertragsteil fann den Gewerbe: 
treibenden, auch wenn die Erfüllungszeit noch nicht 
eingetreten ift, unter Hinweis auf diefe Verordnung 
auffordern, fich unverzüglich darüber zu erklären, ob 
er einen Aufhebungsantrag ftellen wird. Gibt der 
Gewerbetreibende nicht binnen einer Woche eine ſolche 
Erklärung ab, fo fann er den Antrag nicht mehr 
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ftellen; da8 gleiche gilt, wenn ex die Erklärung zwar 
abgibt, den Antrag aber nicht binnen zwei Wochen 
nad) Empfang der Aufforderung zur Erklärung beim 
zuftändigen Gericht einreicht. 


(3) Hat der Richter den Vertrag nad Abf. 1 auf- 
gehoben, fo fann er dem Gewerbetreibenden auf Ver- 
langen des anderen Teils aufgeben, diefen wegen der 
Nichterfüllung angemeſſen zu entichädigen, fomweit 
dies unter Berüdfichtigung der Verbältniffe beider 
Vertragsteile der Billigkeit entſpricht. Der Betrag 
ift in dem Beſchluß feitzufeßen; der Beſchluß fann 
mit der Aufbebungsanordnung verbunden werden. 


(4) Die vorjtehenden Vorfchriften gelten nicht für 
Dienft- oder Arbeitsverträge ſowie Verficherungs- 
verhältniffe. Für Miet- oder PWachtverträge über 
Räume oder Grundftüde gelten die befonderen Vor— 
Ichriften der SS 4, 5. 


84 
Herabſetzung der Miete oder Pacht 
bei Geſchäftsräumen 


(1) Unter den Vorausſetzungen des $ 1 fann der 
Richter bei einem Miet- oder Pachtverhältnis, das 
der Gewerbetreibende über Räume oder Grundftüce 
der im Abſ. 3 bezeichneten Art vor dem 1. September 
1939 geſchloſſen bat, auf Antrag des Gewerbetrei- 
benden die Miete oder Wacht für einen beftimmten 
Zeitraum um einen bei Berüdfihtigung der Ver- 
hältniffe beider Beteiligten angemefjenen Betrag, 
jedoch um nicht mehr als die Hälfte, herabſetzen. 


(2) Die Herabjegung nach Abf. 1 ijt nur zuläffig, 
wenn die Miete oder Pacht in einem erheblichen 
Mißverhältnis zu dem verminderten Ertrage des 
Sewerbebetriebs fteht und der Gewerbetreibende 
auch bei angemefjener Berücdjichtigung feiner fonfti- 
gen Mittel nicht in der Lage iſt, die bisherige Miete 
oder Pacht ſelbſt bei Bewilligung von Stundung 
oder Teilzablungen weiterhin zu bezahlen. Die Herab- 
ſetzung ift unzuläffig, wenn bei Berücdjichtigung der 
gefamten Verbältniffe der Beteiligten die Auflöfung 
des Miet- oder Dachtverhältniffes geboten ericheint 
oder wenn fi die Weiterführung oder Tpätere 
Miedereröffnung des Betriebs volfswirtichaftlich 
nicht vechtfertigen läßt. 


(3) Die vorjtehenden Vorfchriften gelten nur für 
Miet- oder Dachtverbältniffe über Räume und Grund: 
jtücke, die für den Gewerbebetrieb benußt werden, 
und für Wohnräume, die wegen ihres wirtichaftlichen 
oder räumlichen Jufammenbangs mit den Geichäfts- 
räumen mit dieſen zufammen vermietet oder ver- 


pachtet find, 
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85 
Auflöfung von Miet- oder 
Pachtverhältniſſen über Geihäftsräume 


(1) Unter den Vorausjegungen des $1 fann der 
Richter ein Miet- oder Pachtverhältnis der im $ 4 
Abf. 3 bezeichneten Art, das der Gewerbetreibende 
vor dem 1. September 1939 geſchloſſen hat, auf An- 
trag des Gewerbetreibenden vorzeitig auflöjen. Hier: 
bei beftimmt der Nichter den Zeitpunft der Beendi- 
gung desMiet- oder Dadhtverhältniffes unter Berück— 
ſichtigung der geſetzlichen Kündigungsfriſt. 


(2) Zugleich mit der Auflöſung iſt auf Antrag 
des Vermieters oder Verpächters auszuſprechen, daß 
dieſem die Räume oder Grundſtücke im Zeitpunkt 
der Beendigung des Miet- oder Vachtverhältnifjes 
herauszugeben find. 


(3) Hat der Richter das Miet- oder Vachtverhältnis 
nach Abſ. 1 aufgelöft, jo kann er dem Gewerbe— 
treibenden auf Verlangen des anderen Teils auf— 
geben, dieſen wegen der vorzeitigen Auflöſung 
angemeſſen zu entſchädigen, ſoweit dies unter Be— 
rückſichtigung der Verhältniſſe beider Vertragsteile 
der Billigkeit entſpricht. Der Betrag iſt in dem 
Beſchluß feſtzuſetzen; der Beſchluß kann mit der 
Auflöſungsanordnung verbunden werden. 


Zweiter Abſchnitt 
Vertragshilfe in anderen Fällen 


86 
Vertragshilfe zugunſten von Schuldnern, 
die von der Räumung oder Freimachung von 
Gebietsteilen oder von ähnlichen Kriegs— 
auswirfungen betroffen werden 


(1) ft jemand 
1. infolge der behördlich angeordneten Räumung 
oder Freimachung von gefährdeten Teilen des 
deutfchen Reichsgebiets oder Wohngebäuden 
oder 
2. infolge anderer auf den Auswirkungen des 
Krieges beruhender, unabwendbarer Ereigniffe 
gezwungen, feinen bisherigen regelmäßigen Aufent— 
haltsort zu verlaffen, und fann er deshalb feine 
Zahlungsverpflichtungen aus NRechtöverhältniffen, 
die vor Verlaffen diefes Aufenthaltsorts begründet 
find, nicht vechtzeitig 'erfüllen, fo kann der Richter 
auf Antrag des Schuldners die Fälligkeit diefer Ver— 
bindlichkeiten durch Bewilligung von Teilzahlungen 
oder Stundung entſprechend der Leiftungsfähigkeit 
des Schuldners regeln. Die Fälligfeitsregelung des 
Richters ift unanfechtbar. 








(2) ft der Anhaber eines landwirtfchaftlichen Be- 
triebs infolge unabwendbarer Auswirkungen des 
Krieged zwar nicht gezwungen, feinen Betrieb zu 
verlafien, aber doch an der ordnungsmäßigen Be 
wirtichaftung der Grundftüde in erheblihem Maße 
gehindert und kann er deswegen jeine Zahlungsver- 
pflichtungen aus Nechtöverhältniffen, die vor Ein- 
tritt der Behinderung begründet find, nicht recht— 
zeitig erfüllen, fo gelten die Vorſchriften des Abj. 1 
entiprechend. Eine Behinderung liegt insbejondere 
dann bor, wenn die Grundftüde wegen der Räu— 
mung oder Freimachung von Gebietsteilen oder in, 
folge der Errichtung von Anlagen, die der Neicdye- 
verteidigung dienen, nicht zugänglich find. 

(3) In den vorbezeichneten Fällen gelten die Vor- 
ichriften des $ 2 Abſ. 2 bis 4 entjprechend, jedoch 
mit der Abweichung, daß die Fälligkeitsregelung aud) 
für Verbindlichfeiten zuläffig ift, die dem Scyulöner 
ala Verfiherungänehmer vbliegen. 


87 


Vertragspilfe zugunften des Grundbeſitzes 


(1) Erleidet der Eigentümer eines Grundftüds da- 
durch einen Ausfall, 


1. daß er infolge dev Auswirkungen des Krieges 


genötigt ift, feinen auf dem Grundftüd befind» 
fichen Gewerbebetrieb ftillzulegen, umzuſtellen 
oder erheblich einzufchränfen, oder 


‚ dadurch, daß auf Grund der SS 4, 5 oder 


auf Grund einer entjprechenden gütlichen Ver— 
einbarung mit dem Mieter oder Wächter die 
Miete oder Wacht herabgeſetzt oder das Miet- 
oder Vachtverhältnis vorzeitig aufgelöft wird, 
oder 


3. dadurch, daß er infolge der Auswirkungen des 


Krieges, insbeſondere wegen der im $ 6 
Abſ. 1, 2 bezeichneten Verhältniffe, an det 
Nubung feines Grundftücs gehindert ift (etwa 
weil er wegen der Räumung oder Freimachung. 
von Gebietsteilen das Grundſtück nicht mehr 
bewirtſchaften kann oder weil der Mieter oder 
Pächter des Grundſtücks wegen der Räumung 
oder Freimachung des Gebiets von der Ent— 
richtung der Miete oder Pacht befreit iſt), 


und iſt der Ausfall ſo erheblich, daß der Eigentümer 
unter Berückſichtigung ſeiner Vermögens— und Er— 
werbsberhältniſſe ſowie der notwendigen Aufwen— 
dungen für das Grundſtück nicht imſtande iſt, die auf 
dem Grundſtück laftenden Zins- und Tilgungsver— 
pflichtungen und Reallaſtleiſtungen zu erfüllen, jo 
kann er die Vertragshilfe des Richters in Anſpruch 
nehmen. 
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(2) In diefem Falle kann der Richter: 


1. die Fälligkeit von Hypotheken- oder Grund- 
ſchuldzinſen und Neallaftleiftungen durch Be- 
willigung von Teilzahlungen oder Stundung 
entjprechend der Leiftungsfähigfeit des Eigen- 
tümers regeln; 

. die Verpflichtung zur Zahlung von Tilgungs: 
beträgen auf Forderungen, die durch eine Hy— 
pothef oder Grundſchuld an dem betroffenen 
Grundſtück geſichert find, für einen beftimmten 
Seitraum ausfeßen; 

3. den Sind von Forderungen, die durch Hypo— 
thef oder Grundſchuld an dem betroffenen 
Grundſtück gefichert find, für einen beſtimmten 
Seittaum um einen angemefjenen Betrag, 
jedod) nicht unter einem Sinsfuß von 5 vom 
Hundert, berabjegen; dies gilt nicht für For— 
derungen oder Grundjchulden, die auf einem 
Rechtsgejchäft beruhen, bei dem eine lang- 
friftige Bodenbeleihung nicht beabfichtigt war, 
oder die zur Dedung von im Ausland auf 
genommenen Anleihen dienen, ſowie für Die 
zur Dedung von Yiquidationspfandbriefen 
dienenden Aufwertungsbupotbefen; 


4. die Yeiftungen aus einer NReallaft für einen 
bejtimmten Zeitraum in angemefjenem Um— 
fang herabſetzen. 

(3) Unter Tilgungsbeträgen im Sinne diejer Ver- 
ordnung find Zuſchläge zu verftehen, die zu den Zin- 
fen zu leiften find und vereinbarungsgemäß zuzlig- 
lic) erjparter Sinjen zur allmählichen Tilgung der 
Kapitalichuld dienen. 


N 


s8 
Regelung der Fälligkeit 

des Hypotbefen- oder Grundfchuldfapitals 

(1) Wird nach dem 25. Auguft 1939 nad) Gejeß 
oder Vertrag eine Forderung, die bereits an dieſem 
Tage an einem inländiichen Grundftüd dur Hypo— 
thef oder Grundſchuld gefichert ift, fällig und ift der 
Schuldner oder Eigentümer nicht imitande, den Be: 
trag aufzubringen, fo fann der Richter auf feinen 
Antrag die Fälligkeit des Kapitals in entiprechen- 
der Anwendung der SS 10 bis 14 der Verordnung 
zur Regelung der Fälligkeit alter Hypotheken vom 
22. Dezember 1938 (Reichsgefebbl. 1 ©. 1905) regeln, 
foweit nicht in unmittelbarer Anwendung der vor— 
erwähnten Verordnung eine Fälligfeitsregelung ge- 
troffen werden fann, 

(2) Der Antrag kann nur binnen ſechs Wochen 
feit der Fälligkeit oder, wenn die Fälligkeit von einer 
Kündigung abhängt, feit der Kündigung geitellt 
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werden. Iſt bereit vor dem Inkrafttreten diefer 
Verordnung die Fälligkeit eingetreten oder die Kün- 
digung ausgeſprochen, fo fann der Antrag nur 
binnen ſechs Wochen nad) dem Anfrafttreten der Ver— 
ordnung geftellt werden. 


(3) War der Antragfteller ohne fein Verfchulden 
verhindert, die im Abf. 2 vorgefehene Antragsfrift 
einzuhalten, jo fann ihm der Richter Nachſicht ge- 
währen, wenn er den Antrag binnen zwei Wochen 
nach der Bejeitigung de3 Hinderniffes einbringt und 
die Tatfachen, welche die Nachficht begründen, glaub: 
haft madt. Im übrigen gilt $ 8 Abj. 4 der Ver- 
ordnung vom 22. Dezember 1938 (Neichögefeßbl. I 
S. 1905) entiprechend. 


(4) Die vorftehenden Vorſchriften gelten nicht für 
Tilgungsbeträge. 


89 
Aufhebung von Redtsnadteilen 


(1) Wird der Schuldner durch die Auswirkungen 
des Krieges ohne fein Verſchulden gehindert, eine 
nad) dem 25. Auguft 1939 fällig gewordene Ver- 
bindlichkeit zu erfüllen, jo fann der Richter auf An- 
trag des Schuldners anordnen, daß Rechtsfolgen, die 
nad) Gejeg oder Vertrag für den Fall der Nicht— 
erfüllung oder der nicht vechtzeitigen Erfüllung vor— 
geſehen und dem Schuldner nadteilig find, ganz 
oder teilweife als nicht eingetreten gelten (3. B. Die 
Verpflichtung zur Zahlung von Verzugszinjen, die 
vorzeitig eingetretene Fälligkeit eines Kapitals oder 
die Entjtehung von Kündigungs- und Rücktritts— 
rechten). Berubt die Verbindlichkeit auf einem nad) 
dem 25. Auguſt 1939 begründeten Rechtsverhältnis, 
jo gilt dieſe Vorichrift nur, wenn die Behinderung 
des Schuldners auf Kriegsauswirfungen beruht, die 
er ohne Verſchulden nicht mit genügender Sicherheit 
vorausſehen fonnte. 


(2) Abj.1 gilt auch für Verfiherungsverhältniife. 
Der Verfiherungsnehmer hat jedod) den Antrag ſpä— 
tejtens innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten nad) 
dem Zeitpunkt zu ftellen, in dem fich der Verficherer 
ihm gegenüber auf den Eintritt der Rechtsfolgen des 
Drämienverzugs berufen bat. Solange der Verfiche- 
rungsnehmer ohne jein Verſchulden aebindert ift, Die 
Friſt einzubalten, ift der Yauf der Friſt gehemmt. 

(3) Abſ. 1 ailt nicht für Aniprüche aus cinem Wechſel 
oder Scheck oder für Ansprüche aus einem Darlebn, 
das von der Reichsbank im Pombardverfehr gewährt 
worden iſt. 


(4) Das Necht des Vermieters, wegen eines Miet- 
rücjtandes ein Mietverbältnis über Näume zu fün- 
digen oder defjen Aufhebung zu verlangen, kann durd) 
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die Vertragshilfe nach Abſ. J nicht bejeitigt werden. 
Das gleiche gilt für Pachtverhältniſſe über Räume 
und gewerblich genugte unbebaute Grundftüde, 


(5) Durch eine auf Grund des Abi. 1 ergebende An- 
ordnung kann die Berechtigung eines Pfandgläubi— 
gers oder eines Sicherungsnehmers, ſich aus dem 
Pfand oder dem Sicherungsgut zu befriedigen, nicht 
beſeitigt werden. Jedoch ſind die geſetzlichen Vor— 
ſchriften über die Androhung des Pfandverkaufs und 
über die zwiſchen der Androhung und dem Verkauf 
liegende Friſt auch dann anzuwenden, wenn auf die 
Beobachtung dieſer Vorſchriften vor Eintritt der Ver: 
faufsberechtigung verzichtet worden iſt. Die Nor: 
ichriften des $ 8 der Verordnung vom 31. Dftober 
1939 (Reichsgejeßbl.I ©. 2139) bleiben unberübrt. 


Dritter Abſchnitt 
Verfahren 
s 10 
Zuſtändigkeit 

(1) Zur Gewährung der richterlichen Vertragshilfe 
nach den 881 bie 9 iſt das Amtsgericht zuftändig, 
bei dem der Schuldner feinen allgemeinen Gerichts 
ftand bat. 


(2) DasAmtsgericht kann die Sache aus wichtigem 
Grunde an ein anderes Amtsgericht abgeben, wenn 
fich diefes zur Übernahme bereit erklärt. Einigen ſich 
die Gerichte nicht, ſo entſcheidet das gemeinſame obere 
Gericht und, wenn dieſes das Reichsgericht iſt, das— 
jenige Oberlandesgericht, zu deſſen Bezirk das Gericht 
gehört, an welches die Sache abgegeben werden ſoll. 
Dieſe Entſcheidung iſt unanfechtbar. 


(3) Bezieht ſich die beantragte Vertragshilfe ledig— 
lich auf Anſprüche, die an einem inländiſchen Grund— 
ſtück durch Hypothek oder Grundſchuld geſichert ſind, 
oder auf Anſprüche aus einem Miet- oder Tiachtver- 
hältnis, fo ift das Amtsgericht zuftändig, in deſſen 
Bezirk das Grundftüc gelegen ift. 

(4) Aus Swecmäßigfeitsgründen fönnen mebrere 
Verfahren, insbefondere ein Verfahren nad) $ 4 mit 
einem folchen nad) $ 7, verbunden werden. In dieſem 
Falle iſt das Gericht zuſtändig, bei dem der Antrag 
zuerſt eingegangen iſt. Abj. 2 gilt entiprechend. 


811 
Außergerichtliche Einigung 
Der Schuldner ſoll im allgemeinen die Vertrags— 
hilfe des Richters erſt in Anſpruch nehmen, nachdem 
ex verſucht hat, ſich mit dem Gläubiger außergericht— 
lich zu einigen. 
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Ss 12 
Verfabrensvorfchriften 
(1) Für das Verfahren gilt, foweit diefe Verord— 


nung nichts anderes beftimmt, das Reichsgeſetz über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(das Verfahren außer Streitiadhen). 


(2) Die Vertragähilfe wird nur gewährt für An- 


ſprüche, die der Schuldner bei Stellung ded Antrags 
anerkennt. Erfennt er einen Anspruch nur teilmeife 
an, fo fann der Richter hinſichtlich des anerkannten 
Teils die Vertragshilfe gewähren, wenn died nad) 
den Umftänden zweckmäßig ericheint. 


g 13 
Begründung des Antragd 
(1) Der Schuldner joll in feinem Antrag feine 


Vermögens und Erwerböverhältnifje offenlegen, ind: 


befondere aud) angeben, in weldem Maße ex durch 

die Auswirkungen des Krieges in ſeiner wirtſchaft⸗ 

lichen Leiſtungsfähigkeit beeinträchtigt wird, ferner 
ob und mit welchem Erfolg er außergerichtliche Ver— 
handlungen mit dem Gläubiger geführt hat. 

(2) In der Regel ſoll der Schuldner ſeinem Antrag 
beifügen: 

1. eine geordnete Vermögensüberſicht, die eine 
Gegenüberftellung der Aktiven und Paſſiven 
enthält; 

‚ ein genaues Verzeichnis der Gläubiger und 
Schuldner mit Angabe der Anichrift, des 
Schuldgrundes und der Nebenredhte. 

(3) Stellt der Gewerbetreibende nad) $ 4 den An- 
trag auf Herabjetung von Miete oder Wacht, jo joll 
er in feinem Antrag angeben, ob wegen der Höbe 
der Miete oder Pacht ein Verfahren vor der Preis— 
behörde anhängig iſt oder anhängig war. 

(4) Der Schuldner hat feine Angaben auf Ber- 
langen des Gerichts glaubhaft zu maden. 


LEW 


$ 14 
Einigung vordem Ridter 

(1) Der Richter foll mit den Beteiligten in der 
Regel mündlich verhandeln und hierbei darauf bin- 
wirfen, daß fie ſich gütlich einigen. Kommt eine Eini- 
gung zuftande, fo ift hierüber eine Niederichrift auf- 
zunehmen, und zwar nad) den Vorſchriften, die für 
die Niederichrift über einen Vergleich im bürgerlichen 
NRechtäftreit gelten. 

(2) Auch wenn eine mündlide Verhandlung nicht 
ftattfindet, hat der Nichter die Beteiligten, gegen 
welche die Entiheidung wirfen joll, zu hören, ſoweit 
dies möglid) ift. 
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$ 15 
Beteiligung anderer Stellen 

(1) Bor der Entſcheidung foll da8 Gericht die für 
den Antragfteller zuftändige Berufs- oder Wirt- 
ichaftsvertretung (3.B. die Anduftrie- und Handel3- 
fammer, die Handwerfsfammer, den Landesbauern- 
führer) hören. In geeigneten Fällen joll das Gericht 
auch Die Berufs, oder Wirtichaftsvertretung anderer 
Beteiligter hören. 

(2) Hat die Wreisbehörde die Miete feſtgeſetzt oder 
dem Vermieter die Genehmigung zur Erhöhung der 
Miete erteilt, fo hat der Richter in einem nad) S 4 
eingeleiteten Verfahren bei der Herabjeung der 
Miete von der dur die Preisbehörde feſtgeſetzten 
oder genehmigten Miete auszugehen. ft vor der 
Vreisbehörde ein Verfahren über die Höhe der Miete 
anhängig, fo foll der Richter vor feiner Enticheidung den 
Ausgang diefes Verfahrens abwarten. Der Richter 
foll ferner, falls ein Verfahren über die Höhe der 
Miete vor der Vreisbehörde anhängig war, die Akten 
der Dreisbebörde beiziehen. Der Preisbehörde ift 
nad) Nechtsfraft eine Abjchrift der Enticheidung Über 
die Herabfeßung der Miete zu überfenden, Die vor- 
jtehenden Vorſchriften gelten entiprecdhend für die 
Wacht. 

$ 16 
Entideidung 

(1) Kommt eine gütliche Einigung nad) $ 14 nicht 
zuftande, fo trifft der Richter nach SS 1 bie 9 durd) 
einen mit Gründen verſehenen Beichluß eine recht3- 
geitaltende Enticheidung. 

(2) Die Entfcheidung wird mit der Rechtskraft wirk- 
fam und erfeßt die entiprechenden Bereinbarungen 
der Varteien. Sie wirkt nur binfichtlid der Ver— 
bindlichfeiten, die in der Formel des Beichluffes ſelbſt 
oder in einer Anlage aufgeführt find. 

(3) Betrifft die Enticheidung einen Anjprud), über 
den ein Vollſtreckungstitel vorliegt, fo ift ein Ver: 
merk über die Entjcheidung auf dem Titel anzu- 
bringen oder mit ibm zu verbinden. 


$17 
Vollſtreckungsſchutz 
Um den Erfolg der richterlichen Vertragshilfe zu 
ſichern, kann der Richter für die Dauer des Ver— 
fahrens durch beſonderen Beſchluß anordnen, daß eine 
Zwangsvollſtreckung, die gegen den Schuldner bei Ein— 
gang des Antrags anhängig ift oder ſpäter anhängig 
wird, bi8 zur Enticheidung Über den Antrag einft- 
weilen eingeftellt (aufgejchoben) wird. Aus befonderen 
Gründen kann er aud) anordnen, daß eine Zwangs— 
vollftredungsmaßnahme aufzubeben: ift. 
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(1) Der Nichter kann, foweit ihm dies nad) den 
Umftänden geboten erfcheint, während des Verfahrens 
einftweilige Anordnungen treffen. Die Anordnungen 
fönnen nur zugleich mit der Endentiheidung ange- 
fochten werden. 


(2) Der Richter kann ferner während des Ver— 
fahrens oder in der Endenticheidung die zur Sicherung 
der Gläubiger erforderlihen Maßnahmen treffen. 
Er fann insbefondere dem Schuldner wegen der Ber: 
wertung feines MWarenbeitandes oder ſonſtigen Ver— 
mögens oder wegen der Verfügung über den Erlös 
beräußerter Gegenjtände Auflagen maden. 


(3) Der Richter kann zur Beauffichtigung des 
Sejchäftsbetriebs des Schuldners einen Treuhänder 
beitellen. Für den Treuhänder gelten, joweit das 
Gericht nichts anderes anordnet, die Vorſchriften 
finngemäß, die in der Vergleichsordnung (Ausgleiche- 
ordnung) für den Vergleichsverwalter (Ausgleichs: 
verwalter) vorgejeben find. 


(4) Auf die Vollſtreckung der in den Abf. 1, 2 vor- 
gejehenen Anordnungen find die Vorfchriften der 
Sivilprozeßordnung über die Swangsvollitredung 
entiprechend anzumenden. 


$ 19 
Beihwerde 


(1) Soweit in diefer Verordnung nichts anderes 
beſtimmt wird, ift gegen die Enticheidung des Amts— 
gerichts innerhalb einer Friſt von zwei Wochen die 
jofortige Beichwerde (dev Nekurs) zuläffig. Uber 
die Beichwerde (den Rekurs) enticheidet das Ober- 
landesgeridht. | 


(2) Eine weitere Beſchwerde (weiterer Rekurs) 
findet nicht ftatt. | 


$ 20 
Änderungsverfabhren 


(1) Der Richter kann eine auf Grund dieſer Ver- 
ordnung erlaffene vechtsfräftige Enticheidung auf 
Antrag eines Beteiligten oder von Amts wegen 
ändern, wenn Dies wegen einer wejentlichen Ver— 
änderung der tatſächlichen Verhältniſſe oder infolge 
von Umftänden, die nachträglich ermittelt wurden, 
dringend geboten erſcheint. 


(2) Der Richter fann namentlich cine Stundung 
aufheben, wenn ſich ergeben follte, daß der Schuldner 
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feine Pflichten gegenüber dem Treuhänder nicht erfüllt 
oder Anftalten trifft, um fein Vermögen dem Zugriff 
der Gläubiger zu entziehen. 


(3) Die im Anderungsverfahren ergebende Ent- 
icheidung wird mit der Rechtskraft wirkſam. Das 
Gericht kann jedoch, auch wenn eine Beſchwerde zu- 
läſſig ift, beftimmen, daß die Entſcheidung ſofort 
wirfiam fein foll. 


S 21 
Koſten des Verfahrens 


(1) Für die Gerichtsfoften gelten, joweit in dieſer 
Verordnung nichts anderes beftimmt ift, die Vor— 
ichriften der Koftenordnung vom 25.November 1935 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1371). Vorſchüſſe werden jedod) 
nicht erhoben. 


(2) Die Gerihtsgebühr für das Verfahren des 
erſten Nechtszuges beträgt fünf bis eintaufend Reichs— 
mark. Sie wird, wenn mehrere Verfahren verbunden 
find, für jeden Schuldner erhoben, der einen Antrag 
auf Vertragshilfe ftellt. Beantragt ein Schuldner 
mehrere Maßnahmen in einem Verfahren, jo wird 
nur eine Gebühr erhoben. 


(3) Die Gebühr (Ab. 2) wird vom Richter unter 
Berücdfichtigung des Umfangs der Sache und der 
Leiſtungsfähigkeit des Schuldners feſtgeſetzt. Für 
Vollſtreckungsſchutzmaßnahmen ($ 17) wird feine 
befondere Gebühr erhoben. 


(4) Die Koften des Verfahrens des erſten Rechts— 
zugs trägt grundfäßlich der Antragiteller. Der Richter 
fann die Koſten ganz oder teilweije einem oder 
mehreren der Übrigen Beteiligten auferlegen, ſoweit 
dies der Billigkeit entipridt. 


(5) Die Feſtſetzung der Gebühr (Abi. 3) und die 
Enticheidung über die Koſtentragung (Abſ. 4) können 
nicht ſelbſtändig angefochten werden. 


(6) Die Gebühr für das Beſchwerdeverfahren 
($ 19) beftimmt fich nad) $ 123 der Koftenordnung. 
Das Beichwerdegericht jeßt den Wert des Beſchwerde— 
gegenftands in jedem Falle von Amts wegen feit. 
Die Feſtſetzung iſt unanfechtbar. 


(7) Das Beichwerdegericht kann die Durchführung 
des Beſchwerdeverfahrens von der Zahlung eines 
Koſtenvorſchuſſes abhängig maden. Über Erinne- 
rungen gegen den Koſtenanſatz entſcheidet das Be— 
ichwerdenericht endgültig. 


(s) Die Vorfchriften der Abſ. 1 bis 7 gelten aud) 
in den Teilen des Neichögebiets, in denen die Koſten— 
ordnung vom 25. November 1935 bisher nod) nicht 
allgemein eingeführt iſt. 
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8 22 
Außergerichtliche Koſten 
(1) Außergerichtliche Koſten werden nicht erjtattet. 


(2) Die Gebühren der Rechtsanwälte beftimmen 
fich bis aufweiteres nad) den Vorjchriften der Landes— 
gebührenordnungen. 


(3) Der Rechtsanwalt kann eine Gebührenverein- 
barung treffen. Diefe ift jedoch nur gültig, wenn fie 
Ichriftlich getroffen iſt. 


S 23 
Bolljtredbarkfeit 


(1) Aus einem Vergleich ($ 14) fowie aus einer 
rechtsfräftigen Enticheidung, die der Richter nad) 
83 Abſ. 3, 85 Abſ. 3 über den Scadenserjak- 
anſpruch oder nad) $5 Abſ. 2 über die Herausgabe 
von Näumen oder Grunditüden trifft, findet die 
Zwangsvollſtreckung wie aus einem vechtsfräftigen 
Urteil ftatt. 


(2) An einem Verfahren zur Fälligkeitsvegelung 
von Verbindlichfeiten oder zur Herabjegung von 
Zinſen oder Reallaftleiftungen (SS 2, 6 bis 8) fann 
der Richter auf Antrag des Gläubigers die Pflicht 
des Schuldners zur Leiftung, insbejondere zur Zab- 
lung oder zur Duldung der Swangsvollitredung, 
ausiprechen. In diefem alle findet auch aus einer 
ſolchen rechtsfräftigen Enticheidung die Zwangsvoll— 
ſtreckung wie aus einem rechtskräftigen Urteil ſtatt. 


Vierter Abſchnitt 


Ergänzende Vorſchriften 
s 24 
Verhältnis zum bürgerliden Rechtsſtreit 


(1) Hängt die Entſcheidung eines bürgerlichen 
Rechtsftreits ganz oder zum Teil davon ab, melde 
Entjcheidung auf Grund diefer Verordnung im Ver 
tragsbilfeverfahren ergeht, jo kann das Prozeß. 
gericht anordnen, daß das Verfahren bis zur Ent- 
fcheidung über den Vertragshilfeantrag ausgeſetzt 
(unterbrochen) wird. 


(2) Wird über einen Anspruch, für den nad) den 
8 2, 6, 7 eine Fälligkeitsregelung getroffen werden 
kann, ein Nechtsjtreit anhängig, bevor der Schuldner 
einen ſolchen Vertragsbilfeantrag geitellt bat, fo 
fann der Schuldner den Antrag, ihm nach diejen 
Vorſchriften Teilzahlungen oder Stundung zu be 
willigen, beim Prozeßgeriht anbringen. Die Mög- 
lichfeit,den Antrag bei einem anderen alsdem Prozeß— 
gericht anzubringen, entfällt. Auf das Verfahren 
und die Enticheidung über den Antrag des Schuldners 


INN 





























i 


H5140-1305 





INN 











2336 


ift die Verordnung über die Bewilligung von Zab- 
lungsfriſten in Nechtsftreitigfeiten vom 7. Oftober 
1939 (NReichögejeßbl. I ©. 2004) finngemäß anzu- 
wenden, jedody mit der Abweichung, daß die Stun- 
dung aud) auf die Dauer von mehr als drei Monaten 
bewilligt werden fann. 


(3) Wird über einen Anſpruch, bei dem die Auf- 
bebung von Redytönadhteilen nah 89 in Frage 
fommt, ein Rechtsſtreit anhängig, bevor der Schuldner 
einen ſolchen Antrag beim Vertragsbilfegericht ge— 
ftellt bat, fo fann der Schuldner den Antrag, die 
im 89 vorgejehene Anordnung zu treffen, beim 
Vrozeßgericht anbringen. Die Möglichkeit, den An- 
trag bei einem anderen ald dem Prozeßgericht anzu- 
bringen, entfällt. Die VBorjchriften der vorerwähnten 
Verordnung vom 7. Dftober 1939 gelten finngemäß. 


(4) Sieqt im Falle des Abf. 3 eine Partei lediglich 
deshalb ob, weil eine Anordnung nad $9 ergeht, 
jo können die Koften des Rechtsſtreits der obfiegenden 
Partei ganz oder teilweife auferlegt werden. 


g 25 


Beſondere Vorſchriften 
für Miet- und Pachtverhältniſſe 


(1) Wird wegen eines Mietrückſtandes Stundung 
oder Teilzahlung auf Grund diefer Verordnung be- 
willigt, jo verliert eine auf diefen Mietrückſtand ge 
fügte Kündiqung des Vermieters ihre Wirffamfeit 
und der Vermieter Kat nicht mehr das Recht, wegen 
des Mietrückitandes die Aufbebung des Mietver: 
hältniffes zu verlangen. Das gleiche gilt, wenn 
wegen eines Mietrüditandes eine Zahlungsfriſt nad) 
der Verordnung Über die Bewilligung von Zab- 
lungsfriften in Nechtsjtreitigfeiten vom 7. Oftober 
1939 (Neichsgefeßbl. 1 ©. 2004) bewilligt wird; 
in diejem Falle ift in einem etwa gleichzeitig anhän 
gigen, auf Räumung oder Aufhebung des Mietver- 
bältniffes gerichteten Nechtsftreit $ 24 Abi. 4, gege- 
benenfalld auch $ 24 Abf. 1 entiprechend anzumenden. 


(2) Auch wenn der Vermieter wegen eines Miet- 
rücjtandes die Klage auf Räumung oder Aufhebung 
des Mietverhältniffes, jedoch nicht die Klage auf 
Zahlung des Mietrüdftandes erhoben hat, kann das 
Vrozeßgericht dem Mieter, falld er den Zahlungs— 
anſpruch anerkennt, auf feinen Antrag in entipre- 
chender Anwendung der Verordnung vom 7, Oftober 
1939 für den Mietrüditand eine Zahlungsfriſt bie 
zur Dauer von drei Monaten bewilligen. Die Be- 
willigung ift im Urteil auszuſprechen. Wird dem 
Antrag ftattgegeben, fo ift $ 24 Abſ. 4 entjprechend 
anzumenden. 


Reichsgefegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


(3) Die Abſ. 1, 2 gelten aud für Pachtverhält— 
niffe. Sie find ferner entiprechend anzuwenden im 
Beltandverfahren nad) den $$ 571 bis 575 ber 
Zivilprozeßordnung vom 1. Auguſt 1895. 


$ 26 


Befondere Vorjdriften 
für Anſprüche auseinem Wechfeloder Sched 


(1) Gewährt das Gericht auf Grund diefer Ver- 
ordnung einem Wechielichuldner Stundung, fo wird 
hierdurch die Verpflichtung der anderen Wechſel— 
Schuldner nicht berührt. 


(2) Der Inhaber des Wechjeld kann ungeachtet 
der dem Hauptwechſelſchuldner gewährten Stun- 
dung bei Verfall Rückgriff nehmen. 


(3) Wird nad Ablauf der Stundung die Ein- 
löjung des Wechſels bei dem Wechjelichuldner, dem 
Stundung gewährt worden ift, verlangt, jo hat er 
die Wechſelſumme mit den inzwifchen aufgelaufenen 
Nebenbeträgen zu zahlen (Artitel 28 Abf. 2, Arti- 
fel 48, 49, 77, 78 des Wechſelgeſetzes). 


(4) Die vorftehenden Vorjchriften gelten für den 
Scheck finngemäß. 


$ 27 


Erhaltung des Rang in der Zwangs— 
berjteigerung 


(1) Wird eine Verpflidtung zu wiederfehrenden 
Ceiftungen, für die ein Necht auf Befriedigung aus 
dem Grundftüc befteht, auf Grund diefer Verord- 
nung durch Gerichtsbeichluß oder gemäß S 14 durch 
gütliche Einigung geitundet, fo wird die Zeit der 
Stundung in die Friften des $ 10 des Zwangs— 
verfteigerungsgefeges ($ 216 der Exefutionsordnung) 
nicht eingerechnet. 


(2) Haben die Beteiligten fi) unter den Voraus— 
jegungen des S 7 außerhalb eines Wertraashilfever- 
fahrens über eine entfprechende Stundung geeinigt 
und bat der Vertragsbilferichter durch Beſchluß be- 
jtätigt, daß die Vorausſetzungen des $ 7 vorliegen, 
jo gilt Abſ. 1 entſprechend. 


s 28 
Eintragung im Grundbud) 
(1) Hat der Richter eine Regelung nad) den 
SS 7, 8 getroffen oder haben die Beteiligten fich 


über eine entiprechende Regelung vor dem Richter 
gütlich geeinigt ($ 14, $ 24 Abi. 2) oder hat der 
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Richter eine Beſtätigung nad $27 Abj.2 erteilt, 
jo fann der Richter das Grundbuchamt (Grund: 
buchsgericht) um Eintragung der Rechtsänderung 
in das Grundbuch) erfuchen. Eine Eintragung, die 
auf Grund eines ſolchen Erſuchens vorgenommen 
wird, ift gebührenfrei. 

(2) Haben die Beteiligten fi) unter den Voraus— 
feßungen der 8$ 7, 8 außerhalb eines Vertragshilfe- 
verfahrens über eine diefen Vorſchriften entjpre- 
chende Negelung geeinigt, jo wird die Rechtsände- 
rung auf Antrag gebührenfrei in das Grundbuch) 
eingetragen. 


Ss 29 
Treubänder. 

Offentlich-rechtliche Körperſchaften 

(1) Geſetzliche Vertreter des Gläubigers, Treu- 
händer und fonjtige Verwalter oder Verwahrer 
fremden Vermögens verjtoßen dadurd), daß fie dem 
Schuldner eine Erleihterung nad) diefer Verord— 
nung gewähren, nicht gegen die ihnen obliegenden 
Pflichten. 

(2) Reich, Länder (Reichsgaue) und ſonſtige öffent- 
lich rechtliche Körperſchaften und Anftalten können 
von etwa entgegenſtehenden allgemeinen haushalts⸗ 
rechtlichen Vorſchriften abweichen, um die Durd)- 
führung diefer Verordnung zu ermöglichen. 


$ 30 
Hemmung von Verjährungsfriften 
(1) Die Verjährung ift gehemmt für und gegen: 
1. Wehrmadtangehörige; 


2. Derfonen, die, ohne Wehrmahtangehörige zu 
fein, wegen der Auswirkungen des Krieges zu 
ftändigen Dienftleiftungen außerhalb ihres 
regelmäßigen Aufenthaltsorts herangezogen 
find; 


3. Derfonen, die wegen der Auswirkungen des 
Krieges ſich dienſtlich im Ausland aufhalten 
oder ſich als Gefangene oder Geiſeln in frem— 
der Gewalt befinden; 


4, Verfonen, die, wegen der im $ 6 Abj. 1 be 
zeichneten Verhältniffe gezwungen find, ihren 
regelmäßigen Aufenthaltsort zu verlafjen. 


(2) Die Hemmung beginnt bei Nr. 1 und 2 mit 
der Einberufung, bei Nr. 3 und 4 mit den dort be- 
zeichneten Ereigniffen, in allen Fällen jedod) frühe. 
ſtens mit dem 25. Auguft 1939. Die Hemmung 
endigt mit dem Wegfall der Gründe, auf denen jie 
berubt. 


Reichögefegbl. 1939 I 





s 31 
Hemmung fonftiger Frijten 
(1) Die Vorſchriften des $ 30 gelten entſprechend 
1. für Friſten, die für die Beſchreitung des 
Rechtswegs oder die fonftige Geltendmachung 
von Rechten im gerichtlichen Verfahren vor- 
geichrieben find, ſowie 
2. für alle jonftigen Friften, auf die $ 203 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ganz oder teilweiſe 
entiprechend anzuwenden ift. 


(2) Dies gilt nicht für Ausfchlußfriften, inner- 
halb deren ein Verfiherungsnehmer feinen Anſpruch 
auf die Leiftungen des Verſicherers gerichtlich gel- 
tend zu machen hat. 


(3) Die Vorſchriften des $ 28 Abſ. 1 Sat 2, 3 29 
Abi. 2 Sat 2 des öſterreichiſchen Verſicherungsver— 
tragsgeſetzes vom 23. Dezember 1917 (RGBl. 
Nr. 501) und des im Reichsgau Sudetenland und 
im Protektorat Böhmen und Mähren geltenden 
Verficherungsvertragägejeged vom 3. Juli 1934 
(SdGuV. Nr. 145) find bie auf weiteres nicht an- 
jumenden. 


Fünfter Abſchnitt 
Schlußvorſchriften 
832 
Aufhebung von Vorſchriften 
Es werden aufgehoben: 


1. die Artikel 8 und 9 der Verordnung über 
Maßnahmen auf dem Gebiete de3 bürger- 
lichen Streitverfahrens, der Zwangsvoll— 
ſtreckung, des Konfurjes und des bürgerlichen 
Rechts vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. 
I ©. 1656), und zwar Artifel 9 vorbehalt- 
lich der aus $34 Abſ. 2 erſichtlichen Ein— 
ihränfung; 


2, die Vorſchriften des $ 7 der Verordnung über 
weitere Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Swangsvollftredung vom 31. Oftober 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 2139). 


$ 33 
Anträgevon Juden 
Verfonen, die Juden find oder als Juden gelten 
($ 5 der Erften Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
vom 14. November 1935, Reichsgeſetzbl. I ©. 1333), 
können die in diefer Verordnung vorgeſehene richter- 
liche Vertragshilfe nicht in Anſpruch nehmen, 
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& 34 
Unmwendung 
im Droteftorat Böhmen und Mähren 


(1) Im Broteftorat Böhmen und Mähren kann Die 
Vertragdhilfe nach den Vorſchriften dieſer Verord- 
nung von Verfonen in Anfprud genommen werden, 
die nicht Vroteftoratsangehörige find. Für die Ent- 
ſcheidung über Vertraashilfeanträge, die auf Grund 
dDiefer Verordnung von folden Perſonen geftellt 
werden, find die deutſchen Gerichte zuſtändig. 

(2) Solange $ 9 diefer Verordnung für Schuldner, 
die Vroteftoratsangehörige find, im Protektorat 
Böhmen und Mähren nicht gilt, bleiben dort für 
diefe Schuldner die Vorjchriften des Artifeld 9 der 
im $ 32 erwähnten Verordnung vom 1. September 
1939 (Reichögefeßbl. I S. 1656) in Kraft. 


Berlin, den 30. November 1939. 
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S 35 
Vorbehalt wegen der DOftgebiete 
Die Inkraftſetzung diefer Verordnung in den Oft- 
gebieten, die im $ 1 der Verordnung vom 26. Oftober 
1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 2108) bezeichnet find, bleibt 
vorbehalten, 
$ 36 
Durchführungsvorjdriften 
(1) Der Reichaminifter der Juſtiz erläßt die Vor- 
ichriften zur Durchführung und Ergänzung dieſer 
Verordnung durch Rechtsverordnung oder im Ver— 
waltungsweg. Er kann über Sweifelöfragen im Ver- 
waltungsweg enticheiden. 
(2) Der Reichsminiſter der Juſtiz beftimmt den 
Seitpunft des Außerfrafttretens diefer Verordnung. 


Der Generalbevollmädhtigte fürdieReihsverwaltung 
Frick 


Verordnung über das Kriegsausgleichsverfahren. 
Vom 30. November 1939. 


Eine verſtändige Haltung der Gläubiger, nötigenfalls unterſtützt durch die Vertragshilfe des Richters, wird 
dazu führen, daß troß der Auswirkungen des Krieges die Üübergroße Mehrzahl der in Mitleidenjchaft gezogenen 
Betriebe der deutichen Wirtichaft zablungsfähig erhalten bleibt. Dennoch ift damit zu rechnen, daß einzelne 
Betriebe oder Derjonen ftärker betroffen werden und in Zahlungsunfähigkeit oder Überfchuldung geraten. Diefe 
fünnen nur dann vor dem Konkurs bewahrt werden, wenn ihnen eine durchareifendere Hilfe zuteil wird. Für fie 
wird. falls jie deffen würdig find, ein befonderes Kriegsausgleichsverfahren bereitgejtellt, das in erjter Linie 
in angemefjenem Umfang eine Geſamtſtundung, notfall® aber aud) einen Teilerlaß der nicht dinglich gejicherten 
Berbindlichkeiten ermöglicht. Von dem gewöhnlichen Vergleihsverfahren unterfcheidet fich diejes Kriegsaus— 
gleichsverfahren namentlich dadurd), daß es jeden kreditſchädigenden Charakters entkleidet ift. 

Aus diefen Erwägungen wird auf Grund gefeßlicher Ermächtigung mit Zuſtimmung des Generalbevoll- 
mächtigten für die Wirtjchaft und des Oberfommandos der Wehrmacht für das Gebiet des Großdeutichen Reichs 


folgendes verordnet: 


Erſter Abſchnitt 
Kriegsausgleichsverfahren 


81 
Antragsrecht 

(1) Wer durch die Auswirkungen des Krieges zah— 
lungsunfähig geworden ift, fann die Eröffnung des 
Kriegsausgleichsverfahrens beantragen. 

(2) Das aleiche ailt, wenn ein Schuldner, für den 
die Überichuldung als Konfursgrund ausreicht, in- 
folge der Auswirkungen des Krieges überfchuldet wird. 

(3) Wer auf Grund aefeßlider Vorſchrift ver— 
pflichtet ift, wegen Zahlungsunfähigkeit oder Über- 
ichuldung die Eröffnung des Vergleich8- oder ded Kon— 


furöverfahrens zu beantragen, genügt dieſer Pflicht 
auch dadurd), daß er die Eröffnung des Kriegsaus— 
gleichsverfahrens beantragt. 


82 
Verfahren 

(1) Soweit ſich aus dem folgenden nichts anderes 
ergibt, find auf das Kriegsausgleichsverfahren die Vor— 
\chriften der VBergleichgordnung vom 26. Februar 1935 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 321) entſprechend anzumenden, 

(2) Hierbei find folgende Ausdrücde zu gebrauchen: 
ftatt Vergleichöverfahren — Kriegsausgleichsverfabren, 
ftatt Vergleihsjchuldner — Ausgleichsfchuldner, 
ftatt Vergleihsgläubiger — Ausgleichsgläubiger, 
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ftatt Vergleichsverwalter — Ausgleihsverwalter, 
ftatt Vergleihsvorichlag — Ausgleichsvorſchlag. 


(3) In den Gebieten außerhalb des alten Reichs- 
gebiets gelten die Abf.1 und 2 entſprechend für die 
dort in Kraft befindlichen Vergleiche. oder Aus 
aleich8orönungen. 


3 
Inhalt des Ausgleichsvorſchlags 


(1) Die Vorfchriften, wonad) die im Ausgleichs— 
vorſchlag vorgefehene Stundung gewiſſe Höchſtfriſten 
nicht überſchreiten darf (43.8. $ 7 Abſ. 2 der Ver— 
gleihsordnung), find nicht anzuwenden. 


(2) Sieht der Ausgleichsvorſchlag eine Überjchrei- 
tung der regelmäßigen Höchſtfriſten vor, jo hat der 
Richter die Angemefjenheit des Ausgleichsvorſchlags 
mit befonderer Sorgfalt zu prüfen. 


(3) Die Vorſchriften, wonach der Ausgleichsvor— 
schlag beftimmte Mindeftfäge erreihen muß (4. B. $7 
Abi. 1,3,4der Vergleihsordnung), bleiben im übrigen 
unberührt. 


SA 


Eröffnung des Kriegsausgleichs— 
verfahrens 


(1) Ob die Eröffnung des Kriegsausgleichsver— 
fahrens wegen eines der Gründe abzulehnen iſt, die 
in den 88 17, 18 der Vergleichsordnung oder in den 
entiprechenden Vorfchriften der Ausgleihsordnungen 
aufgeführt find, entſcheidet da8 Gericht nad) billigen 
Ermeſſen. 


(2) Vorausſetzung für die Eröffnung des Kriegs— 
ausgleichsverfahrens ift jedoch ftets, daß der Schuld- 
ner nach feinem Verhalten im geihäftlichen Verkehr 
fowie nad) feiner Perfönlichkeit Schonung verdient. 


85 
Einſchränkung von Bekanntmachungen 


(1) In einem Kriegsausgleichsverfahren, das nad) 
Zahl und Höhe der Ausgleichsforderungen von gerin— 
gerer Bedeutung iſt, kann das Gericht von den in 
der Vergleichs (oder Ausgleichs⸗) ordnung vorgeſchrie— 
benen öffentlichen Bekanntmachungen abjehen. 


(2) Das gleiche gilt auch in anderen Fällen, wenn 
fein Anlaß befteht, an der Vollftändigfeit und Rich— 
tigkeit de8 vom Schuldner eingereichten Gläubiger: 
verzeichniffes zu zweifeln, und das AUnterbleiben der 
öffentlichen Bekanntmachung nad) der gefamten Sach. 
lage der Billigkeit entſpricht. 
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6 
Entfcheidung über den Ausgleichs— 
vorſchlag 


(1) Sollten bei einem Ausgleichsvorſchlag, der feinen 


Erlaß, fondern lediglich eine Stundung der Ausgleich: 


forderungen vorfieht, die zur Annahme des Vorſchlags 
erforderlichen Mehrheiten nicht erreicht werden, jo kann 
der Richter den Ausgleich durch Beſchluß dennoch für 
verbindlich erklären, wenn dies nad) den Umftänden 
des Falls der Billigfeit entipricht. 

(2) Der Richter kann hierbei hinfichtlic der Dauer 
der Stundung ſowie Hinfichtlid der Nebenabreden 
(3.8. über die Stellung von Sicherheiten) von dem 
Ausgleichsvorſchlag abweichen, joweit dies notwendig 
ift, um eine gerechte Negelung für alle Beteiligten 
herbeizuführen. 

(3) Vor diefer Entſcheidung (Abſ. 1, 2) foll der 
Richter den Ausgleihsjchuldner, den Ausgleichsver— 
walter und den Gläubigerbeirat hören. 

(4) Der für verbindlich erklärte Ausgleich hat die- 
jelbe Wirkung wie ein Ausgleich, der angenommen 
und beftätigt ift. 


87 
Regelung der Miete oder Pacht 
für die Gejhäftsräume 


Stellt der Ausgleichsichuldner den Antrag, die 
Miete oder die Pacht für die in feinem Gewerbe 
betrieb benutten Räume und Grundftücke und zu 
gehörigen Wohnräume auf Grund des $ 4 der Der: 
ordnung über die Vertragshilfe des Richters aus 
Anlaß des Krieges vom 30.November 1939 (Reich 
aefetbl. 1 S.2329) herabzuſetzen, fo ift hierüber außer 
halb des Ausgleichsverfahrens zu entfcheiden; bei dieſer 
Entſcheidung bleibt $ 1 Abſ. 3 der vorerwähnten Ber 
ordnung außer Betracht. 


Zweiter Abſchnitt 


Schlußvorſchriften 
88 
Aufhebung der Konkursbeſchränkung 
Artikel 7 der Verordnung über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des bürgerlichen Streitverfahrens, der 
Zwangsvollſtreckung, des Konkurſes und des bürger— 
lichen Rechts vom 1.September 1939 (Reichsgeſ etzbl.J 
S. 1656) wird aufgehoben. 
$9 
Anträge von Juden 


Perſonen, die Juden find oder ala Juden gelten 
($ 5 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 


IM 
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vom 14.November 1935, Reichsgefehbl.I ©.1333), 
find nicht bereditigt, die Eröffnung des Kriegsaus— 
gleichsverfahrens zu beantragen. 


$ 10 


Anwendung im Proteftorat Böhmen 
und Mähren 


(1) Am Vroteftorat Böhmen und Mähren fann 
das Kriegsausgleichsverfahren nad) diefer Verord- 
nung von Verfonen beantragt werden, die nicht Pro— 
teftoratdangehörige find. 


(2) Wenn der Antragiteller nicht Protektorats— 
angehöriger ift, find im Proteftorat Böhmen und 
Mähren die deutſchen Gerichte für dad Kriegsaus- 
gleichsverfahren zuftändig. 
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$ 11 
Vorbehalt wegen der Dftgebiete 
Die Inkraftſetzung diefer Verordnung in den Oft 
gebieten, die im $ 1 der Verordnung vom 16. Oftober 
1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 2108) bezeichnet find, bleibt 
vorbehalten. 
$ 12 
Durchführungsvorſchriften 
(1) Der Reichsminiſter der Juſtiz erläßt die Vor— 
ſchriften zur Durchführung und Ergänzung dieſer 
Verordnung durch Rechtsverordnung oder im Ver— 
waltungsweg. Er kann Zweifelsfragen im Verwal— 
tungsweg entſcheiden. 
(2) Der Reichsminiſter der Juſtiz beſtimmt den 
Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieſer Verordnung. 


Berlin, den 30. November 1939. 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 
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Erlaß des Führers und Oberſten Befehlshabers der Wehrmacht 
über die Erklärung von Sotenhafen zum Reichskriegshafen. 
Bom 28. November 1939. 


J. 
Gotenhafen wird zum Reichskriegshafen erklärt. 


II. 
Das Reichskriegshafengebiet Gotenhafen wird begrenzt: 


a) durch eine Linie von einem Punkt an der Weſtküſte der Danziger Bucht in 54° 29° 12” N-Breite 
und 18° 34’ 24” O-Länge von Greenwich (Redlauer Spite) nach einem Punkt in 54° 2912” N-Breite 
und 18° 40'0” O-Länge von Greenwich; von dort in nordöftlicher Richtung bis zur Südſpitze von 
Sela in 54° 35° 40” N-Breite und 18° 48° 45” O-Länge von Greenwich; 

b) innerhalb diefer Linie durch die Schnittlinie des natürlichen oder fünftlichen Ufers der Putziger 


Wiek einſchließlich ſämtlicher in dieſer liegenden Häfen — mit einer waagerechten Ebene in Höhe 
Normal⸗Null. 





Berlin, den 28. November 1939. 


Der Führer und Oberfte Befehlshaber der Wehrmacht 
Adolf Hitler 
Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 


KReitel 
Reichögefegbl. 1939 I 5 
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Snadenerlaß des Führers für Rechtsanwälte und Notare. 
Bom 30. November 1939. 


ArtifelI 
Kotare 
si 
Die Vorjchriften der $$ 1 bis 4 des Gnadenerlaffes des Führers für Beamte vom 21. Oktober 1939 
(Reichsgejetbl. I ©. 2103) finden auf die nichtbeamteten Notare und auf Notarafjefforen entiprechende 
Anwendung. 
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Artikel I 
Nerhtsanwälte 
‘2 
Die Vorjchriften des $ 1, des $ 2 Ab. 1 und 3, des $ 3 und des $ 4 Abi. 3 und 4 des Gnadenerlaſſes 
des Führers für Beamte vom 21. Oktober 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 2103) find auf Rechtsanwälte und 
Unwaltsafjefforen finngemäß anzumenden. 


‘3 
(1) Sit der Generalftaatsanwalt im Einvernehmen mit dem Bräfidenten der Rechtsanwaltsfammer 
der Auffaſſung, daß ein ehrengerichtliches Verfahren vorausfichtlicd nicht zur Ausſchließung von der 
Rechtsanwaltichaft oder vom Anwärterdienſt führen wird, fo hat er 
a) wenn das Verfahren bei dem Ehrengericht noch nicht anhängig ift, das Verfahren einzuftellen, 
b) wenn das Verfahren bereit3 anhängig ift, die Einftellung bei dem Ehrengericht zu beantragen. 


(2) Das .Ehrengericht muß einem gemäß Abf. 1 Bucht. b geftellten Antrag entiprechen. Es kann 
auch ohne joldyen Antrag auf Einftellung erkennen, wenn e8 die Ausfchließung von der Rechtsanmwaltichaft 
oder vom Anmärterdienit nicht für gerechtfertigt hält. Gegen eine Entjcheidung nad) Satz 1 ift fein 
Rechtsmittel zuläflig. Gegen eine Entjcheidung des Ehrengerichts nach Sat 2 kann nur der General: 
ftaatsanwalt Berufung einlegen. 

84 

(1) Iſt in einem bei dem Ehrengerichtshof anhängigen Verfahren der Oberreichsanwalt bei dem 
Reichsgericht im Einvernehmen mit dem Vräfidenten der Reich3-Rechtsanwaltsfammer der Auffaffung, 
daß dieſes Verfahren nicht zur Ausjchliegung von der Rechtsanwaltichaft oder vom Anwärterdienft 
führen wird, jo hat er die Einftellung des Verfahrens bei dem Ehrengerichtshof zu beantragen. 

(2) Die Vorjchriften des $ 3 Abi. 2 Sat 1 und 2 finden entfprechende Anwendung. 


$5 
Meinungsverjchiedenheiten zwiſchen dem Generaljtaatsanwalt und dem Präfidenten der Nechts- 
anwaltsfammer oder zwiſchen Dem Oberreichsanwalt bei dem Neichägericht und dem Dräfidenten der 
NReichs-Rechtsanmwaltsfammer über die Anwendung der $$ 3 und 4 entjcheidet der Reichsminifter 


der Juſtiz. 


Artifel IU 
Sonderbejtimmungen jür die Ditmart 
6 
(1) In der Oftmark unterbleibt auch die Vollftredung einer rechtskräftig erfannten, aber noch nicht 
oder nur teilweije vollitredten Strafe der Suspenfion vom Amte des Notars, 
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(2) Entjprechendes gilt für Notariatsfandidaten Hinfichtlih der Entziehung der Subſtitutions— 
berechtigung. 


7 
(1) Gegen Rechtsanwälte unterbleibt ferner die Vollſtreckung einer rechtskräftig erkannten, aber noch 
nicht oder nur teilweiſe vollſtreckten Strafe der Einftellung der Ausübung der Nechtsanwaltichaft. 


(2) Entſprechendes gilt für Rechtsanwaltsanwärter Hinfichtlid der Strafe der Verlängerung der 
Prariszeit und des Verluftes des Subſtitutionsrechts. 


(3) Wegen Difziplinarvergeben, die vor dem Inkrafttreten diefes Erlafjes begangen worden ſind, 
werden auch dieſe Strafen nicht mehr verhängt. 


88 


(1) Iſt der Kammeranwalt im Einvernehmen mit dem Vräfidenten der Rechtsanwaltskammer 
der Auffaffung, daß ein Difziplinarverfahren vorausfichtlich nicht zur Streihung in der Lifte führen 
wird, jo hat er die Einftellung des Verfahrens bei dem Dilziplinarrat zu beantragen; iſt da8 Verfahren 
bei dem Difziplinarfenat für Rechtsanwälte beim Dberlandesgericht Wien anhängig, jo iſt die Ein- 
ftellung bei dieſem zu beantragen. 


(2) Hat das Verfahren ein Difziplinarvergehen zum Gegenftand, durd) das der Rechtsanwalt jeine 
Berufspflichten verlegt hat, jo kann der Kammeranwalt die Einftellung nur mit Zuftimmung des General 
ſtaatsanwalts bei dem Oberlandesgericht beantragen. 


(3) Meinungsverfchiedenbeiten zwijchen dem Kammeranmwalt, dem Bräfidenten der Rechtsanwalts- 
fammer und dem Generalitaatsanmwalt entjcheidet der Reichsminiſter der Juſtiz. 


(4) Die Vorſchriften des $ 3 Abſ.2 Sat 1, 2 und 3 finden finngemäße Anwendung. Gegen eine 
vom Diiziplinarrat ohne Antrag des Kammeranwalts verfügte Einitellung des Verfahrens kann nur 
der Kammeranwalt und, falls e8 ein Diiziplinarvergehen zum Gegenitand hat, durd) das der Rechts— 


anwalt feine Berufspflichten verlegt hat, auch der Generalitantsanwalt bei dem Oberlandesgericht 
Berufung einlegen. 


Artifel IV 
Schlußvorſchriften 
9 


Die zur Durchführung diefes Erlafjes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorjchriften erläßt 
der Reihöminifter der Juſtiz. 


$ 10 
Diefer Erlaf tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 30. November 1939. 
Der Führer 
Adolf Hitler 


Der Reichdminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 


H5140-1313 
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Verordnung zur Bekämpfung der San Joſe⸗Schildlaus 
in der Ditmarf, 


Bom 21. November 1939. 


Huf Grund des S 2 des Geſetzes zum Schuße der 
landwirtichaftlihen Kulturpflanzen vom 5. März 
1937 (Neichsgejeßbl. I S. 271) wird für das Gebiet 
der Oſtmark verordnet: 


Allgemeine Befämpfungsmaßnahmen 
81 
Die Reichsſtatthalter (bis zu deren Berufung die 
bisherigen Landeshauptmänner) werden ermächtigt, 
mit Zuſtimmung des Reichsminiſters für Ernährung 
und Landwirtſchaft die zur Bekämpfung der San oje: 
Schildlaus erforderlichen Vorfchriften zu erlaffen 
und Maßnahmen zu treffen. 


Verhütung der Verſchleppung 
2 

(1) Zur Verhütung der Berfchleppung der San Joſe⸗ 
Scyildlaus unterliegen alle gärtnerischen Baumfchulen 
jowie alle Dflanzungen oder Einfchlagpläte, an denen 
gärtnerifhe Baumfchulerzeugniffe zur Abgabe für 
Anbauzwecke gehalten werden, der Beauffichtigung 
(Abſ. 5); fie find mindeſtens einmal jährlich in der 
Seit vom 15. Juni bis 31. Oftober auf Koften des 
Nutzungsberechtigten zu unterfuchen. Dieje Vorſchrift 

gilt nicht für Nadelbolzpflanzen und Reben. 


(2) Pflanzen oder Pflanzenteile der im Abſ. 1 ge- 
nannten Arten dürfen aus Baumfchulen der Oftmarf 
nur in den Verkehr gebradyt werden, wenn fie vor 
der Abgabe oder vor dem Verſand unter Aufficht 
nach Den vom Neichsminifter für Ernährung und 
Landwirtſchaft erlafjenen Richtlinien durd) Begafung 
entjeucht worden find. Die Roften der Entſeuchung 
tragen die Nutungsberechtigten. 


(3) Die Reichsftattbalter (bi8 zu deren Berufung 
die bisherigen Yandeshauptmänner) werden ermäd) 
tigt, die Abgabe von Baumjchulerzeuaniffen aus 
Baumfchulen zu unterfagen, in denen Beauftragte 
des Pflanzenihugamts die San Joſe⸗Schildlaus feit- 
geitellt haben. 


Berlin, den 21. November 193%. 


(4) Die Nubungsberechtigten der im Abſ. I ge 
nannten Dflanzungen und die Verteiler der dort 
aufgeführten Erzeugniffe find verpflichtet, über die 
Herkunft der bezogenen Erzeugniffe ſowie über die 
Abgabe und den Verſand der Pflanzen und Pflanzen: 
teile Bücher zu führen, in die dex Zeitpunft des 
Bezuges, der Abgabe oder des Verjandes, die Dflan- 
zenart und menge jowie der Name und die Anichrift 
de8 Lieferer: oder Empfängers einzutragen find. Die 
Bücher find drei Jahre aufzubewahren und den Be- 
auftragten des Pflanzenſchutzamts ſowie der Orts- 
polizeibehörde auf Anfordern zur Einficht vorzulegen. 

(5) Die Durchführung der in den Abi. 1 und 2 
angeordneten Unterfuchung und Beauffichtigung liegt 
den Pflanzenfhutämtern ob. Die allgemeine Über: 
wachung der Baumfchulbetriebe, die Pflanzen nad) 
dem Ausland ausführen, ift Sache des Reichspflan— 
zenbeichaudienftes. 

(6) Für die nad) Abf. 1 und 2 ftattfindende Unter: 
juhung und Beauffichtigung werden Gebühren 
erhoben. Der Neichsminifter für Ernährung und 
Yandwirtichaft erläßt bierüber die näheren Be: 
ſtimmungen. 


Schlußvorſchriften 
83 
Der Reichsminiſter für Ernährung und Land— 


wirtihaft fann Ausnahmen von den Vorſchriften 
diefer Verordnung zulaffen. 


84 
Wer den Vorſchriften dieſer Verordnung zuwider— 
handelt, wird nad) 8 13 des Geſetzes zum Schutze 
der landwirtfchaftlichen Kulturpflanzen beitraft. So- 
weit diefeVorjchriften nicht unmittelbar angewendet 
werden fünnen, find fie finngemäß anzumenden. 


85 
Die Verordnung tritt am 1. Dezember 1939 in 
Kraft. Gleichzeitig treten die in der Oftmarf gel: 
tenden Vorfchriften über die Bekämpfung der San 
Joſe⸗Schildlaus außer Kraft. 


Der Reichöminifter 
für Ernährung und Landwirtichaft 


Im Auftrag 
Schuſter 
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Verordnung über die Aufhebung des Drtögerichts Geurgenborn. 
Vom 26, November 1959, 


Auf Grund des $4 der Verordnung über die Ortsgerichte in den Oberlandesgerichtsbezirken Frankfurt und 
Kaffel vom 20. Dezember 1899 (Preuß. Geſetzſamml. ©. 640) in Verbindung mit dem Dritten Gefet zur Über: 
leitung der Rechtspflege auf das Reich vom 24. Januar 1935 (NReichögefebl. I 5.68) beſtimme ich folgendes 


Das Ortögericht Georgenborn wird mit Wirkung vom 1. Januar 1940 aufgehoben. 


Berlin, den 26. November 1939. 


Der Reihsminifter der Juftiz 
In Bertretung 
Dr. Schlegelberger 


tolizeiverordnnung 
über das Abbrennen von Feuerwerkskörpern und ähnlichen Erzeugniijen. 


Rom 27.Nodember 1939. 


Auf Grund der Verordnung über die Dolizeiver- 
ordnungen dev Neichsminifter vom 14. November 
1938 (NReichögefeßbl. I ©. 1582) wird im Einver- 
nehmen mit dem NeichSminifter des Innern verordnet: 


51 
(1) Das Abbrennen und Abfeuern von Feuerwerks— 
{örpern, pyrotechniſchen Artikeln und ähnlichen Er- 
zeugniſſen im Freien ift verboten. 


(2) Das Verbot gilt nicht für die dienftliche Ver: 
wendung der bezeichneten Gegenjtände bei der Wehr- 
macht und der Volizei, für den Gebraud) von Yeucht- 
und Signalmitteln im Eifenbahn-, Schiffs- und Luft- 
verkehr, für das polizeilich genehmigte Abbrennen 
von Brandfäßen jowie für da8 Ausprobieren von 
Feuerwerkskörpern, pyrotechniſchen Artikeln und ähn— 


Berlin, den 27. November 1939. 


lichen Erzeugniſſen durch den Herſteller, ſoweit nicht 
andere Verbote entgegenſtehen. 


(3) Weitere allgemeine Ausnahmen von dem Ver: 
bot fann der Reihewirtichaftsminifter, Ausnahmen 
in Einzelfällen kann die höhere Werwaltungsbehörde 
bewilligen. 


$2 
Wer vorſätzlich oder fahrläffig diefer Polizeiver— 
ordnung zumiderhandelt, wird mit Gelditrafe bis zu 


150 Reichsmark, in befonders ſchweren Fällen mit 
Haft bis zu ſechs Wochen beftraft. 


$3 
Dieje Dolizeiverordnung tritt am Tage nad) ihrer 
Nerkindung in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Reichsgeſehbl. 1930 1 
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Verordnung über die Einführung 
der Dritten Berordnung zur Durchführung des Forjtlichen Artgeſetzes 
und der Erſten Anordnung zur Ausführung dieſes Gejeßes 
in der Ditmark und dem Reichsgau Sudetenland. 


Bom 27. November 1939. 


Auf Grund des Gejeßes über Die Wiedervereinigung 
Ofterreichs mit dem Deutichen Reid vom 13. März 
1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 237) und auf Grund des 
Erlafjes des Führers und Reichskanzlers Über die Ver- 
waltung der ſudetendeutſchen Gebiete vom 1. Oftober 
1938 (NReichögefeßbl. 1 ©. 1331) wird verordnet: 


51 

Die Dritte Verordnung zur Durchführung des Forſt— 
lichen Artgeſetzes vom 22. November 1938 (Reiche- 
geſetzbl. I S. 1697) und die Erfte Anordnung zur 
Ausführung diefes Geſetzes vom gleichen Tage (Reichs— 
minifterialbl. d. Forſtbverwaltg. 1938 ©. 399) gelten 
in der Oſtmark und bem ern Sudetenland mit 
der Maßgabe, Daß im $ 25 der Verordnung und in 
Siffer 8 der — an Stelle des Inkrafttretens 
drei Wochen nach der Verkündung und an Stelle des 
24. Dezember 1938 der 1. Januar 1940 fowie an 
Stelle des 1. Juli 1939 der 1. Juli 1940 tritt und 
in Siffer 1 Abf. 7 der Anordnung an Stelle des 
1. Wärz 1939 * 1. März 1940. 


Berlin, den 27. November 1939. 


82 

(1) Soweit Vorſchriften, die durch dieſe Verordnung 
in der Oſtmark und dem Reichsgau Sudetenland ein— 
geführt werden, nicht unmittelbar angewendet werden 
können, ſind ſie ſinngemäß anzuwenden. 

(2) „Beauftragter für das Forſtliche Artgeſetz“ ge 
mäß 5 1 der Dritten Verordnung zur Durchführung 
des Forſtlichen Artgeſetzes iſt im Reichsgau Sudeten- 
land bis auf weiteres der Leiter des Negierungsforit- 
amts in Neichenberg. 

83 

Die Verordnung des Bundesminiſteriums für Land— 
und Forſtwirtſchaft vom 10. Juli 1925 über den 
Verkehr mit beſtimmten Waldjamen (BGEBl. Nr. 249) 
wird aufgehoben. 

84 


Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach der Ver— 
kündung in Kraft. 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung 
Alpers 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
In Vertretung 
Willikens 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


Verordnung zur Ergänzung der Verordnung 
zur Regelung Der Jagd anf den Reichswaäſſerſtraßen, dem Meeresſtrand und den Küjtengewällern *). 
Tom 30. November 1939. 


Auf Grund der SS 68 und 70 des Reichsjagd- 
gejeßes dom 3. Juli 1934 (Neichsgeießbl. I ©. 549) 
in der Faſſung vom 23. April 1938 (Neichögefeßbt. I 
S. 410) wird zur Ergänzung der Verordnung zur 
Negelung der Jagd auf den Reichswaſſerſtraßen, 
dem Meeresftrand und den Küſtengewäſſern vom 
25. Februar 1938 (Neichögejeßbl. LS. 223) im Ein— 
vernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern fol— 
gendes verordnet: 


Berlin, den 30. November 1939, 


Der $ 3 erhält folgenden Abf. 3: 

„(3) Der Erlaubnisichein fann den Ser- 
und Küftenfiichern, auch wenn fie nicht im Be— 
fi eines Jagdſcheins find, mit der Maßgabe 
erteilt werden, daß er ledialich zur Aneignung 
der Waſſervoͤgel, die ſich zufällig in den 
Fiſchernetzen gefangen haben, berechtigt. Das 
Ausſtellen von Neben zum Zwecke des Waſſer— 
vogelfanges iſt verboten.“ 


Der Reichsjägermeiſter 
Im Auftrag 
Scherping 
*) Betrifft nicht die Oſtmark und den Reichſsgau Sndetenland. 
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Verordnung zur Einführung der Vorſchriften über Aus⸗ und Einjuhrverbote 
in den eingegliederten Ditgebieten. 


Auf Grund des $8 des Erlafjes des Führers und 
Reichskanzlers Über Gliederung und Verwaltung der 
Dftgebiete vom 8. Dftober 1939 (Reichögefebbl. I 
S.2042) und des $4 Abſ. 3 des Gefehes über die 
Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem 
Deutjhen Reich) vom 1. September 1939 (Reichs 
gefetbl. I S. 1547) wird im Einvernehmen mit dem 
Reichöminifter der Finanzen, dem ReichSminifter für 
Ernährung und Landwirtichaft und dem Reichsforſt— 
meifter Das Folgende verordnet: 


81 
In den eingegliederten Oſtgebieten treten mit Wirkung 
vom 20. November 1939 ab in Kraft 
1. das Geſetz über Aus- und Einfuhrverbote vom 
25. März 1939 (Neichsgefehbl. I ©. 578), 


2. die Erſte Durhführungsverordnung zum Geſetz 
über Aus- und Einfuhrverbote vom 27. März 
1939 (Reichsgefeßbl. I ©. 589), 


Berlin, den 1. Dezember 1939. 


Bom 1, Dezember 1939 *). 


3. die Anordnung über das Werbot der Aus- und 
Einfuhr von Waren vom 27. März 1939 (Deut- 
ſcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 75 
vom 29. März 1939) in der Faſſung der An- 
ordnungen über ihre Änderung vom 8. Juni 1939 
(Deutfcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 
Nr. 130 vom 9. “uni 1939), vom 25. Auguſt 1939 
(Deuticher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 
Nr. 197 vom 26. Auguft 1939), vom 5. Sep- 
tember 1939 (Deuticher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 206 vom 5. September 1939) 
und vom 9. November 1939 (Deuticher Reichsanz. 
u. Dreuß. Staatdanz. Nr. 264 vom 10. November 
1939). 


82 
Die in den genannten Gebieten bisher geltenden 


Vorſchriften über Aus- und Einfuhrverbote treten mit 
dem gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 


Der Reihswirtichaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichöminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


*) Veröffentlicht im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 283 vom 2. Dezember 1939, 





Verordnung über die Bejegung der Gejällsgerichte in der Ditmarf, 
Vom 2, Dezember 1939, 


Auf Grund des $ 44 der Verordnung über Map- 
nahmen auf dem Gebiete der Gerichtöverfaflung und 
der Nechtäpflege (Wereinfahungsverordnung) vom 
1. September 1939 (Neichägefetbl. I ©. 1658) wird 
für die Oftmarf verordnet: 


Artikel I 


(1) Die Gefällggerichte enticheiden in der Be 
ſetzung mit einem Vorſitzenden und einem richter— 
lihen Beamten jowie einem Beamten aus dem 
Stande der Reichsfinanzverwaltung als Beifigern. 


Berlin, den 2. Dezember 1939. 


(2) Beim Oberften Gefälldgericht muß der richter: 
liche Beifiger Mitglied des Oberlandesgerichts Wien, 
der andere Beifiger Mitglied des Oberfinanzpräſi— 
diums Wien fein. 


Artifel I 


m Artifel 5 Nr. 4 der Verordnung über das 
gerichtliche Steuerftrafverfahren in der Oftmarf 
vom 23. Juni 1939 GReichsgeſetzbl. I ©. 1046) tritt 
der dritte Saß außer Kraft. 


Der Reihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 
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Bekanntmachung 
von Bedarfsſtellen der 44:Berfügungstenppe, der 4-Totenkopfverbände und der Polizeidiviſion, 
die zur Inanjpruchnahme von Zeiftungen nach dem Reichsleiſtungsgeſetz berechtigt ſind. 


Bom 2. Dezember 1939. 


Auf Grund des $2 Abſ. 2 des Reichsleiftungsgefeßes vom 1. September 1939 (Reichögefeßbl. I S. 1645) 
wurden die nachftehend aufgeführten Dienftftellen der 44 -Verfüügungstruppe, der 44-Totenfopfverbände und der 
Volizeidivifion und ihre vorgefegten Dienftjtellen als Bedarfäftellen für die Inanſpruchnahme von Leiftungen 
aus den nachjtehend aufgeführten Daragraphen des Reichsleiftungsgejeges beftimmt mit der Maßgabe, daß 
ihnen die Befugniffe in gleichem Umfang zuftehen wie den entjprechenden Dienftitellen der Wehrmacht nad). 
den Belanntmachungen der Bedarföftellen der Wehrmacht vom 15. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 897) und 
vom 20. Dftober 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 2064). 





Reiche. 

- entiprechend bei der 
leiſtungs⸗ Bedarfsſtellen 

— 10% Mehrmadt 
$$5,6, | 44-Sturmbanne und Bataillone der Dolizeidivifion den Bataillonen 

9,10 

er f 


11u.16] 44-Standarten und Negimenter der Volizeidivifion den Regimentern 


$5 Divifionsverpflegungsämter den Heeresverpflegungsdienititellen 
$$ 7,12 | jeder Angehörige der Z4-Berfügungstruppe, der 44- | jedem Wehrmactangehörigen im Dient 
u. 13 Totenfopfverbände und der Dolizeidivifion im Dienft 





Vorgeſetzte Dienftftellen find die höheren Kommandobehörden der aufgeführten Formationen. 
Berlin, den 2. Dezember 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 





Das Reichsgeſetzblatt erſcheint in zwei gefonderten Teilen — Teill und Teil — 
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Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Reichsperlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorfiftraße Nr. 4 
(Fernſprecher: 42 9265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Einzelmummern werden nach dem Umfang berechnet. 
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Verordnung 
über die Haushaltswirtſchaft der Gemeinden und Gemeindeverbände 
des Reichsgaues Sudetenland für das Rednungsjahr 1939. 
Bon 1. Dezember 1959. 


Auf Grund des $ 121 der Deutſchen Gemeinde: 
ordnung (DGO) vom 30. Januar 1935 (Neidh8- 
geſetzbl. I S.49) wird im Einvernehmen mit dem 
Reichsminifter der Finanzen folgendes verordnet: 


81 
(1) Der Bürgermeiſter kann bis zur Bekannt— 
machung der Haushaltsſatzung 1939, ſpäteſtens bis 
zum 31. Dezember 1939, über die Vorſchrift des 
$ 87 der Deutichen Gemeindeordnung hinaus 

1. Ausaaben für freiwillige Aufgaben der Ge 
meinde bis zu e der um 30 vom Hundert 
erhöhten Haushaltsaniäße des Verwaltungs. 
jahres 1938 für Die gleichen Aufgaben leiſten, 
wenn hierdurch der Ausgleich des Haushalts 
nicht gefährdet wird; 

I, Ausgaben für freiwillige Aufgaben, die im 
Haushaltsplan 1939 erſtmalig vorgefehen 
werden follen, nad Beratung mit den Ge 
meinderäten leiften, wenn fie unabweisbar find 
und den Ausaleich des Haushalts 1939 nicht 
qefährden; 


Berlin, den 1. Dezember 1939. 


3, Ausgaben im außerordentlichen Haushaltsplan 
nad) Beratung mit den Gemeinderäten leiten, 
wenn die Deckungsmittel für diefe Ausgaben 
verfügbar find. 


(2) Sollen außerordentlihe Ausgaben aus Dar- 
[eben bejtritten werden, ſo kann die Genehmigung 
nad) $ 78 DGD auch dann erteilt werden, wenn Die 
Haushaltsfagung noch nicht feftgeftellt iſt. Ebenſo 
können im Rahmen der Vorſchrift des $81 D6O 
Kaſſenkredite aufgenommen werden. 


32 


Die Vorſchrift des $ 1 gilt für die Landkreiſe 
finngemäß. 


un 


83 
Die Verordnung gilt auch für die in die Länder 
Preußen und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen 
Gebietsteile. 
854 
Die Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. April 
1939 in Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 
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Fünfte Berordnung 
über die Übertragung von Aufgaben und Befugniſſen des Neichsitattgalters in Oſterreich 
(Diterreichijche Landesregierung). 
Vom 2, Dezember 1939. 


Auf Grund der SS 16 und 18 des Gefekes über 
den Aufbau der Verwaltung in der Oftmarf (Oft 
marfgejeß) vom 14. April 1939 (MNeichsaeiekbl. I 
S. 777) wird im Einvernehmen mit den beteiligten 
Oberiten Reichsbebörden folgendes verordnet: 


S 1 
Aus dem Gejchäftsbereidy des Reichsitattbalters in 
Oſterreich (Öfterreichiiche Yandesregierunag) — Mini: 
jterium für Yandwirtichaft — werden auf den Neiche- 
minijter für Ernährung und Pandwirtichaft über 
tragen Die Aufgaben und Befuanifie 

Il. als Wafferrechtsbebörde zweiter Inſtanz und 
die Beltimmung der ın erſter Anftanz zuftändi 
gen Behörde nah 583 Abi.2 des Waffer- 
rechtögejeßes (BOB. TI Nr. 316/1934); 

2. nad) dem Bundesgeſetz über die Bezeichnung 
von Saatgut hochgezüchteter landwirtichaft- 
licher Kulturpflanzen (BGBL. Nr. 260/1934) 
ſowie nach dem Bundesaeieß über den Verkehr 
mit Sümereien landwirtichaftlicher Kultur- 
pflanzen — Saatqutaefek 1937 — (BGBI. Nr. 
236/1937); 

3. nad) der internationaten Konvention vom 3. No— 
vember 1881, betreffend die Neblaus (RGEBl. 
Nr. 105/1882; StGB. Nr. 304/1920), mit 
Sufaßerflärung vom 15. April 1889 (RGEBl. 
Nr. 16/1890) und nach der Verordnung, be 
treffend die im Verkehr mit dem Auslande zu 
beobadhtenden VBorfichten wegen Sintanbaltuna 
der Einſchleppung der Reblaus (XGEBl. Nr. 
107/1882); 

4. auf dem Gebiete des Geſtütweſens einschließlich 
der Yandftallämter ſowie auf dem Gebiete der 
Yandespferdezucht und Des Nenmmweiens; 

5. nad) der Öfterreichiichen Entichuldungsverord- 
nung vom 5. Mai 1938 (Meichsaefetbl. 1 ©.502). 


2 
(1) Die Aufgaben und Befugniſſe des Neichsitatt 
balters in Oſterreich (Öfterreichiiche Landesregierung) 
nad) dem Geſetz über bevorzugte Wallerbauten (Ge 
jeßbI, f. 8. Land Dfterr. Nr. 3093/19385) werden auf 
die Neichsitattbalter übertragen. Ber Waſſerbau— 


ten, die fich über mehrere Reichsgaue erftreden, be 
ſtimmt dev Neichsminilter für Ernäbrung und Yand 
wirtichaft den Neichsitatthalter, der zur Enticheidung 
berufen tft. 


(2) Bor der Erklärung zum bevorzugten Wafferbau 
(S 1 des Geſetzes) hat der Neichaftatthalter die Zu- 
ſtimmung des Reichsminiſters für Ernährung und 
Yandwirtichaft einzubolen. 

(3) Gegen die Entſcheidung des Reichsftatthalters 
im Genehmiqungsverfabren ($ 4 des Geſetzes) fteht 
binnen zwei Wochen die Berufung an den Reichs 
minifter für Ernährung und Yandwirtichaft offen. 


83 
Die Verwaltung und Vertretung des Bergbauern— 
hilfsfonds (BGBl. Nr. 233/1937) wird auf den 
Reichsminifter für Ernährung und Landwirtichaft 
übertragen. Die erforderlihen Durdführunasvor 
Ichriften erläßt der Reihsminifter für Ernährung und 
Yandwirtichaft im Verwaltungswege. 


84 

Die Übertragung der Aufgaben und Befugniffe 
des Reichsſtatthalters in Öfterreih (Öfterreichiiche 
Landesregierung) auf dem Gebiete des landwirtichaft- 
lihen Berufs. und Fachſchulweſens bleibt einer be- 
ſonderen Regelung vorbehalten. 

(1) Alle übrigen unter dev oberſten Sachleitung des 
Neichsminifters für Ernährung und Landwirtichaft 
jtehenden, in Rechtsvorjchriften begründeten Aufgaben 
und Befugniffe des Neichsitattbalters in Öfterreich 
(Ofterreichifche Yandesregierung) — Minifterium fin 
Yandwirtichaft — mit Ausnahme der Perſonal 
angelegenbeiten und Hausbaltsangelegenbeiten wer 
den auf die Neichsftattbalter übertragen. 

(2) Soweit nad) diefer Verordnung Enticheidungs 
befugnifie des Neichsftatthalters in Öfterreich (Öfter 
reichiſche Yandesregierung) als Waſſerrechtsbehörde 
erſter Inſtanz auf die Reichsſtatthalter übergehen, 
ſteht gegen deren Entſcheidung binnen zwei Wochen 
die Berufung an den Reichsminiſter für Ernährung 
und Yandwirtichaft offen. 


5 


6 
Es werden unteritellt 
1. dem Reichsſtatthalter, in deffen Amtsbezirk der 
Sitz der Anftalt liegt: 
die Staatslehranitalt für Gartenbau in 
Hebendorf, 
die Höhere Obſt- und Gartenbaufchule in 
Eisgrub, 
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die Höhere Staatslehranftalt und Verſuchs 
station für Obft, Wein- und Gartenbau in 
Klofterneuburg, 

die Staatslehr- und Verfuchsanftalt für 
Milhwirtichaft in Wolfpalling, 

die Staatlichen landwirtichaftlich-hemiichen 
Verſuchsanſtalten in Wien und Yinz, 

die Staatdanftalt für Pflanzenbau und 
Samenprüfung in Wien; 

2. unmittelbar dem Neichdminifter für Ernäh 
rung und Yandwirtichaft: 

die Staateanftalt für Pflanzenſchutz im 
Wien, 

die Staatliben Vferdezubtanitalten in 
Piber, Verwartb und Stadl ſowie die 
Panditallämter, 

die Fiſchereibiologiſchen Staatsanftalten in 
Mien-Kaifermüblen und in Weißenbach 
am Atterier, 


Berlin, den 2. Dezember 1939. 
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die Verſuchswirtſchaft in Wiefelburg, 
das Hpdrograpbiiche Ientralbüro. 
87 

Die Aufgaben und Befugniſſe, die durch dieſe Ver— 
ordnung auf die Reichsſtatthalter übertragen werden, 
werden bis zur Berufung der Reichsſtatthalter durch 
die Landeshauptmänner, für die Stadt Wien durch 
den Reichskommiſſar für die Wiedervereinigung 
Öfterreichs mit dem Deutichen Reich — Verwaltung 
der Stadt Wien — ausgeübt. 


8 

(1) Diefe Verordnung tritt am 1. Januar 1940 
in Kraft. 

(2) Die Vorichriften der Verordnung über die 
Neichswaiferftraßenverwaltung in dev Oftmarf vom 
14. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1250) bleiben un- 
berührt. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


————— —— —— — — — — — — 


Einundzwanzigſte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
in der Ditmarf, 


Bom 2. Dezember 1939. 


Auf Grund des Gefeges über die Wiedervereinigung Öfterreichs mit dem Deutichen Reich vom 13. März 1938 
Reichsgeſetzbl. 1 S. 237) wird das Folgende verordnet: 


Abſchnittl 
Beſtimmungen über die Vergnügungsſteuer für die Oſtmark 


Artikel I 
Soweit nicht die Gemeinden in der Oftmart mit 
Genehmigung der oberen Semeindeauffichtsbehörde 
befondere Steuerordnungen nad Maßgabe des Arti— 
kels III dieſer Beſtimmungen erlaſſen, gilt vom 
J. Januar 1940 ab in allen Gemeinden Die im 
Artikel II entbaltene Steuerordnung. 


Artikel II 
Steuerordnung 
I. Allgemeine Beltimmungen 
81 
Steuerpflichtige Veranſtaltungen 

(1) Alle im Gemeindebezirk veranftalteten Ver— 
gnügungen unterliegen einer Steuer nad) den Beſtim— 

mungen diefer Steuerordnnung. 





(2) Als jteuerpflichtige Veranügqungen im Sinne 
des Abſ. 1 aelten insbefondere folgende Veran 
ſtaltungen: 
1. Tanzbeluſtigungen, Koſtümfeſte, Maskenbälle, 
2. Volksbeluſtigungen, wie Karuſſelle, Velodrome 
u.dal., Schaufeln, Rutich- und ähnliche Bahnen, 
Hippodrome, Schiehbuden, Geſchicklichkeits 
jpiele, Würfelbuden, Beranftaltungen zum Aus: 
ipielen von Geld oder Gegenitänden, Glücks— 
räder, Schauftellungen jegliher Art ſowie Aus: 
jtellungen und Mufeen, foweit fie Erwerbs— 
werten dienen, Figurenkabinette, Danoramen, 
Tianoptifen, Vorführungen abaerichteter Tiere, 
Menagerien u. dal.; 

3. irkus-, Spezialitäten, Variete, Tingeltangel- 


porftellungen, Nabarette; 

















| 


H5140-1321 














2352 


a 
” 


=! 


10, 


(3) 
dieſer 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


. Vorrichtungen zur mechaniſchen Wiedergabe 


muſikaliſcher Stüde oder Deflamationen; 
Nıundfunfempfangsanlagen; 


. Sportliche Veranftaltungen; 
. Vorführungen von Licht- und Schattenbildern, 


joweit fie Erwerbszwecken dienen, Duppen- und 
Marionettentbeater; 

Vorführungen von Bilditreifen; 
Iheatervorftellungen, Ballette; 

Konzerte und fonftige mufifaliiche und geſang— 
liche Aufführungen, Vorträge, Worlefungen, 
Deflamationen, Rezitationen, Vorführungen 
der Tanzkunſt. 

Die Annahme einer Vergnügung im Sinne 
Steuerordnung wird nicht dadurch ausge 


ſchloſſen, daß die VBeranftaltung gleichzeitig auch noch 
erbauenden, belebrenden oder anderen nicht als Ver: 


gnügu 
Unter 


ngen anzujehenden Sweden dient oder daß der 
ichmer nicht die Abficht bat, eine Vergnügung 


zu veranftalten. 


Ss 2 


Steuerfreie Veranftaltungen 


(1) Der Steuer unterliegen nicht 


1. 


Veranstaltungen, die ledialih dem Unterricht 
an öffentlichen oder erlaubten privaten Unter: 
richtsanftalten dienen oder mit Genehmigung 
der Schulbebörde hauptſächlich für Schüler 
ſolcher Anstalten und deren Angebörige dar- 
geboten werden, ſowie Volkshochſchulkurſe; 
Veranftaltungen, deren Ertrag ausſchließlich 
und unmittelbar zu vorber anzugebenden mild- 
tätigen Zwecken verwendet wird, fofern feine 
Tanzbeluftigungen damit verbunden find und 
die Höhe des Neinertraas und feine Verwen- 
dung dem Bürgermerfter auf Grund aeord- 
netev Buchführung oder ordnungsmäßiaer Be 
lege nachaewieien werden; 


. Weranftaltungen, die der Augendpflege dienen, 


jofern fie hauptſächlich für Augendliche und 
deren Angehörige dargeboten werden und feine 
Tangbeluftiqungen Damit verbunden find; 

Weranftaltungen, die der Leibesübung dienen. 
Die Befreiung tritt nicht ein bei gewerbs- 
mäßigen WVeranftaltungen diefer Art und 
folchen, die mit Totalifator, Wettbetrieb oder 
Tanzbeluftigungen verbunden find, Veran— 


ftaltungen, für deren Beſuch Eintrittögeld er- 
boben wird, aelten ſchon dann ala gewerbs- 
mäßig, wenn Derionen ald Darbietende auf- 
treten, die das Auftreten berufs- oder gewerbs— 
mäßig betreiben; 


- 
F 


- 
- 


=] 


. VBeranftaltungen der im $ 
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. Veranftaltungen von einzelnen Derfonen in 


privaten Wohnräumen, wenn weder ein Ent- 
gelt Dafür zu entrichten ift, noch Speiſen oder 
Setränfe gegen Bezahlung verabreicht werden. 
Vereinsräume gelten nicht als private Wohn— 
raume; 


. Weranftaltungen, die nad) den Anordnungen 


der militärifchen Behörden dienftlichen Sweden 
der Wehrmacht zu dienen beftimmt find; 

1 Abſ.2 Nr.7, 9 
und 10 bezeichneten Art, die von den zuitän- 
digen NReichsminiftern oder den bon ibnen 
beauftragten Behörden im Intereſſe der Kunft- 
pflege oder Volfsbildung als gemeinnüßig an- 
erkannt find; 


. Veranftaltungen, die kirchlichen Zwecken dienen, 


joweit jie von Organen der Neligionsgejell- 
Ichaften des öffentlichen Nechtes unternommen 
werden; 


. Veranftaltungen,die am 1.Mai aus Anlaß und 


zu Ehren des Feiertags der nationalen Arbeit 
unternommen werden. 


(2) Falls die im Abſ. 1 Nr. 1 bis 4, 6 bis 9 auf: 
geführten Veranftaltungen aud) die Vorführung von 
Nildftreifen (S 1 Abi. 2 Nr. 8) umfaſſen, tritt eine 
Befreiung von der Steuer nur ein, wenn die Vor- 
ausfeßungen des 89 Abi. 3 erfüllt find. 


83 


Steuerform 


(1) Die Steuer iſt für jede Veranſtaltung geſon— 
dert zu bevedynen und wird in drei formen erhoben: 


1. 


als Karteniteuer, fofern und joweit die Teil 
nahme an der Veranftaltung von der Löſung 
von Eintrittsfarten oder fonitigen Ausweiſen 
abhängig gemacht ift; 


. ala Daufchiteuer (nad) feiten Steuerſätzen) 


a) jofern und joweit die Veranftaltung obne 
Eintrittsfarten oder ſonſtige Ausweiſe zu: 
gänglich ift; 

an Stelle der Karteniteuer, wenn die Teil: 
nebmer zwar eine Eintrittsfarte oder einen 
jonftigen Ausweis zu löſen baben, die 
Durchführung der Kartenfteuer aber nicht 
hinreichend überwacht werden kann oder 
wenn durch die Daufchiteuer ein böberer 
Steuerbetrag erzielt wird; 


b) 


3. als Sonderftener von der Robeinnahme. 
(2) Als Teilnehmer gelten alle Anweſenden mit 
Musnabme der in Ausübung ibres Berufs oder 


Gewerbes bejchäftigten Derjonen. 


Rei Tportlichen 


Veranftaltungen gilt als Teilnehmer nicht, wer fich 
jelber jportlich betätigt. 
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84 
Anmeldung, Sicherbeitsleiitung 

(1) Vergnügungen, die im Gemeindebezirk veran 
ftaltet werden, find bei dem Bürgermeiſter anzu 
melden; die Anmeldung bat fpäteftens einen Werk 
tag und, wenn die Veranftaltung der Kartenſteuer 
unterliegt, fpäteitens zwei Werktage und, wenn für 
die Veranftaltung gemäß 82 Nr. 2,3 oder 4 Steuer. 
freiheit in Anspruch genommen wird, ſpäteſtens fünf 
Merktage vorher zu erfolgen. Die im $2 Nr. 1,5 
und 7 bezeichneten Veranftaltungen ſind nicht am 
meldepflichtig. 


(2) Über die Anmeldung wird eine Beſcheinigung 
erteilt. 

(3) Zur Anmeldung verpflichtet ijt ſowohl der 
Unternehmer der Weranftaltung wie dev Inhaber 
der dazu benußten Näume oder Grunditüde. Letz— 
terer darf die Abhaltung einer fteuerpflichtiaen Ver— 
anftaltung exit zulaffen, wenn ihm die Anmelde. 
beicheinigung vorgelegt ift, es fei denn, daß es ſich 
um eine unvorbereitete und nicht vorherzuſehende 
Neranitaltung bandelt. 


(4) Bei Veranftaltungen einzelner Unternehmer 
fann der VBürgermeifter eine einmalige Anmeldung 
für eine Neihe von Veranftaltungen für ausreichend 
erklären. 

(5) Der VBürgermeijter kann die Yeiltung einer 
Sicherheit in der vorausfichtlichen Höhe der Steuer: 
ſchuld verlangen; ex kann die Veranſtaltungen unter 
ſagen, folange die Sicherheit nicht aeleiftet ift. 


il. Kartenjteuer 
85 
Steuermaßſtab 
Die Kartenſteuer wird nach Preis und Zahl der 
ausgegebenen Eintrittskarten berechnet. Unentgelt— 
lich ausgegebene Karten bleiben auf Antrag unbe— 
rückſichtigt, wenn ſie als ſolche kenntlich gemacht ſind 
und der Nachweis ihrer unentgeltlichen Ausgabe nach 
näherer Beſtimmung des Bürgermeiſters erbracht 


wird. 
56 


Preis und Entgelt 
(1) Die Steuer iſt nach dem auf der Karte ange— 
gebenen Preis ausſchließlich der Steuer zu berechnen, 
auch wenn die Karte tatfächlich billiger abgegeben 
worden it. Sie ift nach dem Entgelt zu berechnen, 
wenn dieſes höher ift als der auf_der Karte ange 
aebene Preis. 


(2) Als Entgelt gilt die gefamte Vergütung, Die 
für die Sulaffung zu der Weranftaltung gefordert 
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wird, ausfchliehlich der Steuer. Hierzu gehört auch 
die Gebühr für Kleideraufbewahrung ſowie für 
Kataloge oder Programme, wenn die Teilnehmer 
ohne die Abgabe von Kleidungsftücen oder die Ent: 
nahme eines Kataloas oder Programms zu der Ver— 
anftaltung nicht zugelaſſen werden. Wird neben 
diefem Entgelt unter beitimmten Vorausſetzungen 
oder zu beftimmten Iwerfen noch eine Sonderzahlung 
verlangt, fo wird dem Entgelt der Betrag der Son- 
derzablung oder, falls diefer nicht zu ermitteln ift, 
ein Betrag von 20 vom Hundert des Entgelts hinzu 
geredinet. Als ſolche Sonderzahlungen gelten insbe 
fondere Beiträge, die von dem Veranitalter vor, 
während oder nach der Veranftaltung durch Samm— 
lungen an der Hand von Zeichnunasliften u. dal. 
erhoben werden. Die Sonderzablung ift nidt hin- 
zuzurechnen, wenn fie einem Dritten zu einem von 
den zuftändigen Neichäminiftern oder den von ihnen 
beauftragten Behörden als gemeinnüßig anerkannten 
merke zufließt. 


(3) Am Eingang zu den Näumen der Veranital- 
tung oder zur Kaffe find an neeiqneter, für die Be: 
jucher leicht ſichtbarer Stelle die Eintrittspreife und 
die Höhe der Steuer anzuichlagen. 


87 
Karten für mehrere Veranftaltungen 
oder mebrere Perſonen 


(1) Für einzeln oder zulammenbängend auögegebene 
Karten, die zur Teilnahme an einer beftimmten Zabl 
von zeitlich auseinanderliegenden Veranftaltıngen be- 
rechtigen (Abonnements, Dauer, Zeit, Dutzend— 
farten u.d.), ift die Steuer unter Zugrundelegung des 
Preiſes der entfprechenden Einzelfarten nad) der Zahl 
der zugeſicherten Veranftaltungen zu berechnen, it 
diefe Zahl unbeftimmt, jo ift die Steuer nad) dem 
Preis der Geſamtkarte zu berechnen. 


(2) Für Rarten, die mehrere Berjonen zum Eintritt 
berechtigen, ift die Steuer nad) deren Zahl zu berechnen. 
ft dieſe Zahl unbeitimmt (Familien, Wagen 
farten u. ä.), fo ift fie auf fünf anzunehmen. Zuarunde 
zu legen ift der Preis der entiprechenden Einzelfarte, 

(3) Für Zuſchlagskarten ift die Steuer befonders 
zu berechnen. 

8 
Steuerjäße 

(1) Die Steuer beträgt, unbejhadet der Sonder: 
vegelung für die Vorführungen von Bildftreifen (S9), 

bei Ausgabe von Eintrittöfarten 

in nur einer Preisſtufe 
für jede Eintrittöfarte.... 10 vom Hundert, 


IT 


59 
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bei Ausgabe von Eintrittskarten 
in zwei Wreisftufen 
für jede Eintrittskarte der 
unteren Preisſtufe .... 
für jede Eintrittsfarte der 
oberen Whreisftufe..... 15 » A 
bei Ausgabe von Eintrittskarten 
in drei Preisſtufen 
für jede Eintrittskarte der 


10 vom Hundert, 


unteren Preisſtufe.... 10»  » , 
für jede Eintrittsfarte der 

mittleren Dreisftufe,.. 15 » — 
für jede Eintrittskarte der 

oberen Preisſtufe ..... 20 » 


bei Ausgabe von Eintrittskarten 
in vier und mehr Preisſtufen 
für jede Eintrittsfarte der 
unteren Dreisitufe .... 10 » A 
für jede Eintrittskarte der 
nächſthöheren Dreisftufe 15 » u 
fir jede Eintrittsfarte der 
nächſthöheren Vreisftufe £ 
fiir jede Eintrittsfarte der 
nächſthöheren und jeder 
weiteren Vreisftufe.... 25 » » 
des Preiſes oder Entgelts ($ 6). 


(2) Für Veranitaltungen der im $ 1 Abi. 2Nr.7,9 
und 10 bezeichneten Art beträgt die Steuer, fofern 
Die Veranftaltung vor Stuhlreihen ftattfindet und 
die Werabfolgung von Speifen und Getränken ſowie 
das Nauchen und Tanzen feitens der Bejucer wäh— 
vend der Veranftaltung ausgeichloffen ift, 

bei Ausgabe von Eintrittskarten 

in nur einer Dreisftufe 
für jede Eintrittsfarte „.. 8 vom Hundert, 
bei Ausgabe von Eintrittsfarten 

in zwei Wreisjtufen 

für jede Eintrittskarte der 


unteren Preisſtufe . . .. 8 » 
für jede Eintrittskarte der 
oberen Preisſtufe ..... 10 » Tr 


bei Ausgabe von Eintrittskarten 
in drei Preisſtufen 
für jede Eintrittsfarte der 


unteren Dreisftufe .... 8 » g 
für jede Eintrittsfarte der 

mittleren Dreisftufe ... 10» ii 
jür jede Eintrittäfarte der 

oberen Vreisftufe „... 12 » Br" 
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bei Ausgabe von Eintrittsfarten 
in vier und mehr Vreisftufen 
für jede Eintrittäfarte.der 


unteren Dreisftufe .... 8 vom Hundert, 


für jede Eintrittsfarte der 

nächſthöheren Dreisftufe 10 » » 5, 
für jede Eintrittsfarte der 

näcitböberen Dreisitufe 12 » og 
für jede Eintrittäfarte der 

nächithöberen und jeder 

weiteren Vreisftufe ... 15 » „ 


(3) Die Steuer wird für die einzelne Karte auf 
den vollen Reichspfennigbetrag nach oben abgerundet. 


$9 


Belondere Steuerfäße 
für Vorführungen von Bildftreifen 


(1) Für Veranftaltungen der im $ 1 Abi. 2 Nr. 8 
bezeichneten Art beträgt die Steuer 15 vom Hundert 
des Vreijes oder Entaelts. 


(2) Wenn bei jolchen Beranftaltungen Bildftreifen, 
die von der Filmprüfſtelle oder der Oberprüfitelle in 
Berlin als jtaatspolitifch wertvoll, fünftlerifch wert- 
voll, fulturell wertvoll, volfstümlich wertvoll oder 
volfsbildend anerkannt find, in einer Gefamtlänge 
von mehr als 250 Meter (mehr als 100 Meter bei 
Schmalfilmvorführungen) vorgeführt werden, jo tritt 
an die Stelle des im Abf. 1 bezeichneten Steuerfates 
ein ermäßigter Steuerſatz. Werden Bilditreifen vor- 
aeführt, Die von den im Sat 1 aenannten Stellen 
als jtaatspolitiich wertvoll anerfannt und im Auf- 
trag oder mit ausdrüdlicher vorheriger Juftimmuna 
des Neichsminifters für Volfsaufflärung und Pro— 
paganda oder der Neihspropagandaleitung der Na- 
tionalſozialiſtiſchen Deutfchen Arbeiterpartei herge— 
jtellt find, jo findet der ermäßigte Steuerfat auch 
dann Anwendung, wenn bei einer Vorführung die 
Geſamtlänge der anerkannten Bilditreifen 250 Meter 
(100 Meter bei Schmalfilmvorführungen) nicht über- 
Ichreitet. Der ermäßigte Steuerfaß beträgt: 

wenn die Selamtlänge der vorgefübrten anerfann- 

ten Bildjtreifen von der Gejamtlänge aller vor- 

geführten Bildjtreifen ausmacht 


bi te 12 vom Hundert, 

mehr ald !, m y een 10 » » 

TB RE TE 8» Aue 

” » * » 4 a — — 0 » — 
» » * nr Tune 4 * ” 


des Preiſes oder Entgelts. 
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(3) Im letzten Falle (mehr als */, anerkannte Bild- 
ftreifen) tritt Steuerfreiheit ein, wenn nur Filme ohne 
fortlaufende Spielhandlung oder — zufammen mit 
ihnen oder allein — ſolche Filme mit fortlaufender 
Spielhandlung vorgeführt werden, die von den im 
Abi. 2 genannten Stellen als jtaatspolitiich und 
künſtleriſch befonders wertvoll, ſtaatspolitiſch bejon- 
ders wertvoll oder künſtleriſch befonders wertvoll 
anerkannt find. 


(4) Die im Abi. 2 vorgeſehene Steuerermäßlaung 
und die im Abi. 3 vorgejehene Steuerbefreiung treten 
nicht ein, wenn neben der Vorführung von Bilditrei- 
fen Veranftaltungen anderer Art ohne ftaatspolitiich 
wertvollen, künſtleriſchen, vwolfsbildenden, fulturell 
oder volkstümlich wertvollen Charakter dargeboten 
werden, fofern dieſe zeitlich mehr als 1/. des Pro— 


aramms der Gejamtveranjtaltungen in Anſpruch 


nebmen. 


(5) Die Steuer wird für die einzelne Karte auf 
den vollen Reichspfennigbetrag nach oben abgerundet. 


$ 10 


Fintrittäfarten 


(1) Bei der Anmeldung ($ 4) der Veranjtaltung 


hat der Unternehmer die Karten, die dazu ausgegeben 
werden follen, dem Bürgermeifter vorzulegen. Die 
Karten müſſen mit fortlaufende Nummer verſehen 
ſein und den Unternehmer, Zeit, Ort und Art der 
Veranſtaltung ſowie das Entgelt oder die Unentgelt— 
lichfeit angeben. Die Karten werden von dem Bür- 
germeifter abgeitempelt. 


(2) Der Birgermeifter fann Ausnahmen von den 
Erforderniffen für den Inhalt der Rarten aeitatten 
und von der Abitempelung abjeben. 


$ 11 
Entwertung und Vorzeigung 


Der Unternehmer darf die Teilnahme an dex Ver— 
anſtaltung nur gegen Vorzeigung und Entwertung 
der abgeſtempelten Karten geitatten. Die entwerteten 
Karten ſind den Teilnehmern zu belaſſen und von 
dieſen den Beauftragten des Bürgermeiſters auf Ver— 
langen vorzuzeigen. 


812 
Nachweiſung 


Über die ausgegebenen Karten hat der Unterneh— 
mer für jede Veranitaltung eine fortlaufende Nad)- 
weilung zu führen, die mit den nicht ausgegebenen 
arten drei Monate lang aufzubewahren und dem 
Bürgermeifter auf Verlangen vorzulegen if. 
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$ 13 


Entitehuna, Feſtſetzung und Fälligkeit 
der Steuerſchuld 


(1) Die Steuerjchuld entſteht mit dev Ausgabe der 


Karten. Die Ausgabe it wollendet mit der Über— 


tragung des Eigentums an der Karte. Die Steuer 
schuld mindert ſich nah Zahl und Preis derjenigen 
Rarten, die gegen Erftattung des vollen Preiſes zu- 
rückgenommen worden find. 


(2) Nach Abichluß feiner Ermittlungen jest der 


Rürgermeifter die Steuer feſt und teilt fie dem Steuer— 
pflichtigen mit. Der Erteilung eines förmlichen Steuer 


beicheids bedarf e8 nidt. 


(3) Soweit der Vürgermeifter nichts anderes vor- 
schreibt, wird die Steuerſchuld mit Ablauf von zwei 
Werktagen nach der Mitteilung an den Steuerpflich— 
tigen fällig. 


814 
Feſtſetzung in beſonderen Fällen 


Verſtößt der Unternehmer gegen die Beſtimmungen 
der 884, 10 bis 12 in einer Weiſe, daß die für Die 
Berechnung der Steuer mahgebenden Verhältniffe 
nicht mit Sicherheit feitzuitellen find, jo kann der 
Bürgermeifter die Steuer fo feſtſetzen, als ob ſämt— 
liche verfügbaren Plätze für die gewöhnlichen oder 
im Einzelfall ermittelten oder geihäßten höheren 
KRaffenpreife verkauft worden wären. Über die Feſt— 
feßung ift ein förmlicher Steuerbeſcheid zu erteilen. 


77/7 


15 
Steuerzuidlag 


Wenn der Verpflichtete die Friften für die Anmel— 
dung der PVeranftaltung ($ 4), die Vorlegung der 
Karten ($ 10) und die Entrichtung der Steuer ($ 13) 
nicht wahrt, kann der Vürgermeifter ihm einen Zu— 
ichlag bis zu 25 vom Hundert der endgültig feſt— 
geſetzten Steuer auferlegen. Der Bürgermeiſter hat 
den Zuſchlag zu unterlaſſen oder zurückzunehmen, 
wenn die Verſäumnis entſchuldbar erſcheint. 


II. Pauſchſteuer 
816 
Nach der Roheinnahme 
Die Pauſchſteuer nach der Roheinnahme beträgt, 
ſoweit fie nicht nach den Beſtimmungen dev SS 17 
bis 20 zu berechnen ift, 10 vom Hundert oder, wenn 
Eintrittöfarten in mehreren Vreisitufen ausgegeben 
worden find, 15 vom Hundert der Robeinnahme. Die 
Pauſchſteuer darf bei Veranjtaltungen der im $1 
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Abi. 2 Nr. 8 bezeichneten Art nicht an Stelle der 
Kartenſteuer zur Erzielung eines böheren Steuer- 
betrans erhoben werden ($3 Abi. 1 Nr. 2 Budhit. b). 
17 
Nach einem Vielfachen des Einzelpreijes 
(1) Für Volfsbeluftigungen der im SINGT. 2 Nr. 2 
bezeichneten Art wird die Pauſchſteuer nach einem 
Vielfachen des Einzelpreifes berechnet. Als Einzelpreis 
gilt der Höchſteinzelpreis für erwachſene Perſonen. 
(2) Die Pauſchſteuer beträat für 
I. Karuffelle u. dal. täglich 
a) durch Menichenband oder durch Tierfraft 
betrieben: 
das Sehnfache eines Einzelpreifes, 
b) mechanisch betrieben: 
das Siwanziafache eines Einzelpreifes; 
2. Achterbabnen, Berg- und Talbabnen u. dal. 
täglich 
das Einfache des Einzelpreiſes für jeden vor— 
bandenen Sitz— 
3. Rodel- und Rutſchbahnen täglich 
das Fünfundzwanzigfache eines Einzelpreifes; 
1. Schaukeln aller Art täglich 
bis 8 Schiffe das Zehnfache eines Einzel— 
preiſes, 
über 8Schiffe das Fünfzehnfache eines Einzel— 
preiles; 
Schießbuden täalich 
bis 8 Meter rontlänge das Zehnfache, 
über 8 Meter Frontlänge das Fünfzehnfache 
eines Einzelpreifes für drei Schuß; 
6. Schaubuden 


IN 


er 


bis 5 Meter Frontlänge täglich das Fünf 
fache eines Einzelpreiſes, 
bis JO Meter Arontlänge täglich das Sehn- 
fache eines Einzelpreiſes, 
über 10 Meter Frontlänge täglich das Fünf— 
zehnfache eines Einzelpreiies; 
7 Würfelbuden, Minaeliviele und andere Aus 
ſpielungen 
bis 5 Meter Frontlänge täglich das Fünf— 
fache eines Einzelpreiſes oder Einſatzes, 
bis 10 Meter Frontlänge täglich das Zwölf— 
fache eines Einzelpreiſes oder Einſatzes, 
über 10 Meter Frontlänge täglich Das Fünf— 
ichnfache eines Einzelpreiles oder Ein- 
ſatzes, 
8. Kraftmeſſer, Lungenprüfer täglich 
das Fünffache eines Einzelpreiſes, 
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9. Neitbuden täglich 
das Swanzigfache eines Eintritt und Neit- 
preiles; 
10. andere Beluftigungen täglich 
das Fünffache eines Einzelpreifes. 


(3) Die Beltimmungen des $ 6 finden auf die Be— 
rechnung der Einzelpreife finngemäße Anwendung. 


(4) Die Steuerfumme wird auf volle 10 Reichs: 
pfennig nach. oben abgerundet. 


$ 18 
Nach dem Werte 

(1) Für das Halten 

1, eines Schau-, Scherz, Spiel-, Geichicklichkeits- 
oder ähnlichen Apparats, 

2, einer Vorrichtung zur mechaniichen Wieder: 
gabe mufikaliicher Stücke oder Deflamationen 
(Klavierfpielapparat, Spredyapparat, Phono— 
grapb, Ordeitrion u. a.) 

an öffentlichen Orten, in Gaft- und Schanfwirt- 

chaften ſowie in jonftigen jedermann zugänglichen 

Räumen wird die Pauſchſteuer nach dem dauernden 


gemeinen Werte des Apparats oder der Vorrichtung 
berechnet. 


(2) Die Steuer beträgt für jeden angefangenen Be: 
triebsmonat 
a) für die zu Abſ. 1 Nr. 1 bezeichneten Apparate 
'/s vom Hundert, 
b) für die zu Abi. 1 Nr. 2 bezeichneten Vorrich— 
tungen '/, vom Hundert des Wertes, 
(3) Die Steuer ift innerhalb der exriten Woche jedes 
Monats zu entrichten. 


(4) Der Eigentümer oder derjenige, dem der Appa- 
rat oder die Vorrichtung von dem Eigentümer zur 
Ausnutzung Überlaffen ift, bat die Aufftellung des 
Apparate oder der Vorrichtung Tpäteltens innerhalb 
einer Woche dem Bürgermeijter anzuzeigen. Die Be- 
ſtimmung des S4 Ab}. 3 bleibt unberübrt. 


(5) Auf Leierkaſten und Spieldofen von geringem 
Umfang, Die lediglich bejtimmte Stüce jpielen, finden 
die Beſtimmungen der Abſ. I bis 4 feine Amwendung. 

$ 19 


Nach der Zahl der Mitwirkenden 


(1) Für Mufikvorträge von nicht mehr als drei 
Mihwirfenden in Gajt- und Schanfwirtichaften, 
öffentlichen VBeranüqungslotalen, Buden oder Zelten 
ijt eine Steuer don 20 Reichspfennig für den Tag 
und jeden Mitwirkenden zu entrichten. 
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(2) Für aewerbsmäßige Geſang- und Mufifvor- 
eräne, Die im Umberziehen auf öffentlichen Wegen, 
Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten, 
in Gaft- und Schanfwirtichaften, öffentlichen Ver 
nügungslokalen, Buden oder Zelten jowie auf Höfen 
son Wohnbäufern daraeboten werden, ift eine Steuer 
su entrichten, Die 


‚freien gelegenen Teile der WVeranftaltungsfläche, ſo— 
weit fie gemäß Abi. 1 Sat 3 anzurechnen find, wird 
die Hälfte dieſer Sätze in Anſatz gebracht. 

(3) Bei längerer Dauer oder bei fortlaufender 
Aufeinanderfolge der Veranftaltungen ailt jeder an- 
aefangene Zeitraum von drei Stunden als eine Ver- 
anftaltung. Bei Veranftaltungen, Die mehrere Tage 
dauern, wird die Stener für jeden angefangenen Taq 



















bei einem oder zwei Mitwirken: 


PORT, 20 Reichepfennig, beſonders erhoben. 
bei drei Mitwirkenden „... 25 » ’ s20a 
bei vier oder fünf Mitwirken: Rundfunfempfangsanlagen 
De er ... UV r > | 
8 hei ieh aa u (1) Für das Halten einer Rundfunkempfangs— 
und bei jedem weiteren = it⸗ a" anlage an öffentlichen Orten, in Gaft- und Schank 
wirlenden 20 


wirtſchaften ſowie in ſonſtigen jedermann zugäng— 
lichen Räumen wird die Pauſchſteuer nach der Größe 
des benutzten Raumes ($ 20 Abſ. 1) erhoben. 

(2) Die Steuer beträat täglich 2 Reichspfennig für 
ie 1O Quadratmeter Veranftaltungsfläche. Für Tage, 
an denen die Nundfunfempfangsanlage nachweislic) 
nicht benußt oder an denen fie bei großen politischen 
Rundaebungen zum Gemeinjchaftsempfang zur Ver 
fügung geftellt worden ift, wird die Steuer nicht er- 
boben. 

(3) Die Steuer ift innerhalb der erſten Woche 
jedes Monats für den verfloffenen Monat zu ent- 
richten. 

(4) Der Eigentümer der Nundfunfempfangsanlage 
oder derjenige, dem die Anlage zur Ausnutzung über- 
laffen ift, hat die Aufitellung der Anlage ſpäteſtens 
innerhalb einer Woche dem VBürgermeifter anzuzeigen. 
Die Beitimmung des $4 Abi. 3 bleibt unberührt. 


für den Tag beträgt. 


(3) Steuerpflichtige Vorträge der im Abſ. 2 be 
wichneten Art find von den Unternehmern vor Beginn 
bei dem Bürgermeiſter anzumelden. Haben die Unter: 
nehmer ſolcher Vorträge an einem Tage bereits in 
einer anderen Gemeinde Steuer entrichtet, To find fie 
von der weiteren Steuer befreit. Über die Entrich— 
tung der Steuer haben fie ſich auszuweiſen. 

(4) Gelegentliche Gejang- und Mufifworträge auf 


öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen ſowie auf 
Höfen von Wohnhäuſern find jteuerfrei. 


20 


Mm 


Nach der Größe des benußten Raumes 


(1) Wenn die im 81bſ. 2 bezeichneten Veranftal- 
tungen — insbeſondere Tanzbeluftinungen, Varietes, 
Tingeltangel, Rabarette, Konzerte u. dgl. — im weſent— 
lichen der Gewinnerzielung aus der Verabreichung 
von Speilen und Getränfen oder wenn fie der Unter: 
haltung bei Wereinsfeitlichfeiten u. dal. dienen, wird 
die Pauſchſteuer nach der Größe des benugten Nau 
mes erhoben. Die Größe des Naumes wird feit- 
aeitellt nach dem Flächeninhalt der für die Vorfüh— 
rung und die Zufchauer beftimmten Räume einſchließ— 
lich der Ränge, Logen und Galerien, Wandelgänge 
und Erfriichunasräume, aber ausichliehlich der Bub) 
nen- und Kaflenräume, der Kleiderablagen und Aborte. 
Findet die Veranftaltung ganz oder teilweiſe im 
Freien statt, fo find von Den im Freien gelegenen 
flächen nur die für die Vorführung und Die Zu— 
ſchauer beſtimmten Flächen einſchließlich der dazwi 
ſchen befindlichen Wege und der angrenzenden Ve 
vanden, Zelte und äbnliden Einrichtungen anzured) 
nen. 


\ 21 

Entridtung 
(1) Die Pauſchſteuer nad) SS 16 bis 20 ift bei 
der Anmeldung (SS 4,18 Abi. 4, $ 19 Abi. 3) zu 
entrichten und wird erftattet, wenn die Veranſtal— 
tung nicht ftattfindet. Der Erteilung eines förm— 
lichen Steuerbeicheids bedarf e8 nicht. 


N 


(2) Die Beftimmungen der 88 14 und 15 finden 
entiprechende Anwendung. 


IV. Sonderjteuern von der Noheinnahme 
8 22 


(1) Künſtleriſch bochitebende Veranftaltungen der 
im 81 Abf.2 Nr. 7, 9 und 10 bezeichneten Art, 
deren Geichäfts- und Kaffenführung den Anforderun: 
aen entipricht, die an kaufmänniſch geleitete Inter: 
nehmen üblicherweise geftellt werden, werden zu einer 
Steuer von 3 vom Hundert der Roheinnahme beran- 
gezogen. 


(2) Die Steuer betränt 10 Reichspfennig für je 
10 Quadratmeter Veranftaltunasfläche. Für die im 
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(2) Veranftaltungen der im S1 Ab. 2 Nr. 7, 9 
und 10 bezeichneten Art, bei denen der künſtleriſche 
oder volfsbildende Charafter überwiegt und deren 
Geſchäfts- und Kaffenführung den Anforderungen 
entipricht, die an kaufmänniſch geleitete Unternehmen 
üblicherweije geitellt werden, werden zu einer Steuer 
von 5 vom Hundert der Roheinnahme berangezoaen, 
es jei denn, daß während der Veranitaltung Speifen 
oder Getränfe gegen Bezahlung verabfolgt werden 
oder geraucht wird. 

(3) Zirkusveranftaltungen, deren Geichäfts- und 
Kaflenführung den Anforderungen entipricht, die an 
faufmänntjch aeleitete Unternehmen üblicherweiie ae- 
ftellt werden, werden zu einer Steuer von LO vom Hun- 
dert der Robeinnahme herangezogen. 

(4) Darüber, ob die in Abi. 1 bis 3 bezeichneten 
Vorausſetzungen zutreffen, enticheiden die zuftändigen 
Reihaminifter oder die von ihnen beauftragten Be- 
börden. 

V. Gemeinjame Bejtimmungen 
23 
Steuerpflidt und Haftung 

Steuerpflichtig ift der Untsrnehmer der Weranital- 
tung. Wer zur Anmeldung verpflichtet ift, ohne felbit 
Unternehmer zu fein, haftet neben dem Unternehmer 
ala Geſamtſchuldner. 

s 24 
Steueraufſicht 

Auf die im $ 23 bezeichneten Perſonen und auf die 
Teilnehmer an einer ftenerpflictigen Veranitaltung 
oder einer Veranitaltung, für die gemäß S2Nr. 2, 
3, 4 oder 7 Steuerfreibeit beanſprucht wird, finden 
die Vorjchriften der Neichsabaabenvordnung über 
Steuerauflicht finngemäß Anwendung. 


$ 25 
Erlaß und Erftattung der Steuer 
Sur Vermeidung außergewöhnlicher Härten kann 
die Gemeinde in befonders grarteten Einzelfällen die 
Steuer ermäßigen, erlaffen oder eritatten. 


S 26 

Geltung der Neihsabgabenordnung 

Soweit diefe Steuerordnung nicht? anderes be- 
ftimmt, finden die Vorfchriften der Neichsabgaben- 
ordnung mit Ausnahme derjenigen über die Rechts— 
mittel und die Beitreibung finngemäß Anwendung. 
Hierbei tritt an die Stelle des Finanzamts der Bür- 
germeifter, an die Stelle des Oberfinanzpräfidenten die 
Gemeindeaufichtsbehörde und an die Stelle des Reichs— 
miniſters der Finanzen der Reichsminiſter des Innern. 
Die erkannten Geldftrafen fallen dev Gemeinde zu. 
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Artikel III 
sı 

Mit Genehmigung der oberen Gemeindeauffichts- 
behörde können die Gemeinden befondere Steuerord- 
nungen erlaſſen. Dabei darf von der Steuerordnung 
des Artikels II nur im Rahmen der nachfolgenden Be- 
timmungen abgewichen werden. Unter den aleichen 
Beihränfungen können zu der gemäß Artikel II ael- 
tenden Steuerordnung einzelne Abweichungen von den 
Gemeinden beichloffen werden. 


s2 
Zu Artikel IT $ 1 Abſ. 2 können die ftenerpflich- 


tigen Veranftaltungen im einzelnen noch näher be- 
zeichnet werden. 
83 


Su Artikel II83 Abſ. 1 Mr. 1, 2 fünnen abwei- 
chende Beitimmungen erlaffen werden. Die Anwend— 
barfeit der Daufchiteuer kann über den in Nr. 2 vor- 
geſehenen Umfang binaus erweitert werden. Steuer- 
vereinbarungen mit den Steuerpflichtigen find zuläſ— 
fig. Sie bedürfen der Suftimmung der oberen Ge 
meindeauffichtsbehörde. 

84 

(1) Zu Artikel II S 4 Abſ. 1 fönnen die Anmelde— 
friften abweichend feſtgeſetzt werden. 

(2) Su Artikel II S 4 Abi. 2 bis 4 fünnen abwei- 
chende Beſtimmungen erlajlen werden. 


UN 


.) 

(1) Su Artikel II S5 fann der Unternebmer zur 
Ausgabe von Eintrittsfarten verpflichtet werden, wenn 
die Teilnahme an der Beranftaltung von der Zahlung 
eines Entgelt? abhängig gemacht wird. 

(2) Su $5 Sat 2 fünnen abweichende Beſtimmun— 
gen erlaflen werden. 

6 

Zu Artikel II SS 6 und 7 können abweichende Be- 
jftimmungen erlafien werden. Es kann insbeſondere 
bejtimmt werden, daß die Steuer allgemein oder für 
beitimmte Arten von Veranitaltungen nach dem Dreis 
oder nad) dem Entaelt einichließlich der Steuer be 
rechnet wird. 

87 

(1) Su Artikel II SS Abſ. 1 können abweichende 
Beltimmungen erlaffen werden. Die fteuerpflichtigen 
Beranjtaltungen können zu Gruppen zufammengefaßt 
und verichieden beiteuert werden. Die Steuerläße 
fönnen anders acitaffelt werden, die Staffelung kann 
nad) anderen Merkmalen erfolgen, auch kann von einer 
Staffelung abgeſehen werden. Der niedrigfte Steuer- 
at von 10 vom Hundert des Dreifes oder Entgelts 
darf nicht unterichritten werden. 


III 
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(2) Die Stenerfäte des 838 Abi. 2 dürfen nicht 
überichritten werden. Sie fünnen anders geftaffelt 
werden, auch kann von einer Staffelung abgejehen 
werden. Der niedrigfte Steuerfat von 8 vom Hun- 
dert des Vreifes oder Entgelt? darf nicht unterichrit- 
ten werden. 


8 
(1) Der im Artikel IT $ 9 Abi. 1 bezeichnete 
Stenerfat fann bis um 5 vom Hundert des Vreijes 
„der Entaelts überfchritten und bis um 2 vom Hun— 
Sort des Preiſes oder Entgelt3 unterichritten werden. 


(2) Zu Artikel IT $ 9 Abſ. 1 können auch infoweit 
abweichende Beſtimmungen erlaffen werden, als Die 
Kartenſteuer ftatt nach einem einheitliden Steuer: 
ſatz nach Steuerſätzen erhoben werden fann, die nad) 
der Zahl der Dreisftufen oder mad) den Rartenpreifen 
geftaffelt find. Die Staffelung bat derart zu erfol- 
en, daß im Falle des Ausverfaufs der Karten Die 
Geſamtſteuer nicht böber ift als der Betrag, Den der 
gemäß Abj. 1 feftzufeßende Höchſtſteuerſatz von det 
Roheinnabme ausmachen würde, und nicht geringer 
ift als der Betrag, den der gemäß Ab. 1 feſtzu— 
ſetzende Mindeftiteuerfag von der Noheinnabme aus- 
machen würde. 

(3) At in dev Steuerordnung beftimmt, daß die 
Steuer berechnet wird (Artikel III S6 Satz 2), jo 
treten an die Stelle der Steuerläße des Artikels II 
SO und der im Abſ. 1 bezeichneten Höchſt und Min- 
deftitenerfäbe die Steuerfäge, die zur Erzielung des 
aleihen Steuerbetrags erforderlich find; danach ſteht 
aleich: 
te BE A RETTET 


einer Steuer vom reis 

oder Entgelt ausſchließ— 

(ich Steuer (Mettoftener) 
von 


eine Steuer vom reis 
oder Entgelt einſchließ— 
lich Steuer (Bruttoitener) 
bon 





16,67 vom Hundert 


20 vom Hundert 


109 » » 15,97  » » 
IS» 5 15,25 » » 
7.» » 14,53 » „ 
6 » » 13,70» » 
Id » „ 13,04 » » 
—14 * 2,28 » » 
13  » v 11,0 » 
FR » 1IV,7ı » » 
0 » » 00 » » 

8 9 » a1 » » 

Ü » „ 5,00 » » 

| » » 3,85 » » 


Die Beſtimmungen des Abf. 2 über die Staffelung 
der Kartenftener finden mit der Maßgabe Anwen— 
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dung, daß im Falle des Ausverfaufs der Karten die 
Geſamtſteuer nicht höher fein darf ald der Betrag, 
den die fich aus Abi. 1 in Verbindung mit diefem 
Abſatz ergebenden Höchititeuerfäße von der Nohein- 
nabme ausmachen würden, und nicht geringer fein 
darf als der Betrag, den die ſich aus Abf. 1 in Ver— 
bindung mit diefem Abjab ergebenden Mindeſtſteuer— 
jäbe von der Nobeinnabme ausmachen würden. 


(4) In der Steuerordnung fann bejtimmt werden, 
daß die Steuer von Weranftaltungen der im S 1 
Abſ. 2 Nr. 8 bezeichneten Art, deren Geſchäfts- und 
Kaffenführung den Anforderungen entipricht, Die an 
faufmännische Unternehmungen üblicherweife aeitellt 
werden, nicht in der Form der Kartenſteuer, jondern 
in der fich aus Abf. 1,3 ergebenden Höhe ald Sonder 
teuer von der Roheinnahme erboben wird. 


Sy 


Su Artikel II $ 10 fünnen abweichende Beſtim— 
mungen über die Beſchaffenheit der Karten erlaſſen 
werden. Auch kann die ausichließliche Verwendung 
von amtlich bergeitellten Karten vorgeſchrieben wer- 
den, die der Unternehmer gegen Eritattung der Un- 
foiten zu entnehmen bat. 


$ 10 

Zu Artitel IE $ 12 fünnen befondere Beſtimmun— 
aen über die von dem Unternehmer zu führende Nach— 
weiſung ſowie über die Behandlung und weitere Ver— 
wendung nicht ausgegebener Karten erlaſſen werden. 


sıl 
Zu Artikel II $ 15 können infoweit abweichende 
Beltimmungen erlaffen werden, als die Fälle, in 
denen wegen ſchuldhafter Ariftüberichreitungen und 
fonftiger Verſäumniſſe Steuerzuſchläge auferlegt 
werden fünnen, noch vermehrt werden fünnen und 
ein höherer Höchſtzuſchlag feſtgeſetzt werden kann. 


$ 12 

Zu Artitel IT $ 16 fünnen abweichende Beſtim 
mungen erlaffen werden. Die Steuerfäge dürfen 
nicht unterichritten werden. Für Veranftaltungen der 
im Artikel II S 1 Abi. 2 Nr. 8 bezeichneten Art darf 
die Vaufchiteuer von der Roheinnahme nicht an 
Stelle oder neben der Kartenfteuer zur Erzielung 
eines böheren Steuerbetraas erhoben werden. Die 
iteuerpflichtigen Veranstaltungen fünnen zu Gruppen 
zufammengefaßt und verſchieden beiteuert werden. 
Es fünnen nähere Beſtimmungen über die Ermitt- 
una oder Schätzung der Noheinnahme getroffen 
werden. 


| III 
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(1) Zu Artikel II SS 17 bis 20 fünnen abweichende 
Bejtimmungen erlaffen werden. Die Steuerſätze dür— 
fen nicht unterfchritten werden; wenn die Beſteuerung 
nad) anderen Merkmalen erfolgt, darf der Steuer: 
betrag dadurdy nicht beeinträchtigt werden, 

(2) Soweit Veranftaltungen der im Artikel IT $ 1 
Abi. 2 Nr. 2 bezeichneten Art auf nichtitändigen Ver- 
gnügungsplägen, insbefondere bei Jahrmärkten, 
Meſſen, Volksfeſten, Schügenfeften, dargeboten wer: 
den, darf von der Form der Pauſchſteuer nad) einem 
Vielfachen des Einzelpreifes und der Berechnung der 
Steuer nach ganzen Tagen nicht abaemwichen werden. 
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814 

Der Steuerſatz im Artikel II $ 20a Abſ. 2 darf 
nicht unterichritten werden. Er fann bis auf 5 Reichs: 
pfennig je 10 Quadratmeter Veranitaltungsfläche er- 
höht werden. 

Artikel IV 

Die in der Oſtmark beſtehenden VBorichriften über 
die Erhebung von Steuern, die in ihrem Wejen der 
Vergnügungsſteuer entiprechen, find für die Zeit nad) 
dem 31. Dezember 1939 nicht mehr anzumenden. 
Unberührt bleibt die Erhebung der Abgabenbeträge 
in Fällen, in denen der fteuerpflichtige Tatbeitand 
vor dem 1. Januar 1940 entitanden it. 


Abſchnitt Il 


Die Verordnung über die Erhebung von Verwaltungsgebühren für Anerkenmmgen und Entfcheidungen 
auf Grund der Beitimmumgen über die Vergmügungsfteuer vom 6. April 1938 (Reichsgefegbl. I ©. 371) 


tritt in der Oſtmark am 1. Januar 1940 in Kraft. 


Berlin, den 2. Dezember 1939, 


Der Reichsminiſterdes Innern 
In Bertretung 
Diundtner 


Der Neichsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Neinhardt 





Zwanzigſte Verordnung zur Einführung jtenerrecptliher Vorjchriften im Reichsgau Sudetenland 
und in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten judetendentjchen Gebietsteilen, 


Zum 2, Dezember 199, 


Auf Grund des Erlafjes des Führers und Neichskanzlers über die Verwaltung der fudetendeutichen Gebiete 
vom 1. Oftober 1935 (Reichsgefegbl. I S. 1331) wird das Folgende verordnet: 


Abſchnittl 


Beſtimmungen über die Bergnügungsfteuer für den Reichsgau Sudetenland und die 
in die Bänder Preußen und Bayern eingegliederten Judetendeutjchen Gebietsteile 


Artikel I 

Soweit nicht die Gemeinden Im Reichsgau Sudeten- 
land und in den in die Länder Vreußen und Bapern 
einaegliederten judetendeutichen Gebietsteilen mit 
Genehmigung der oberen Gemeindeauflichtsbeborde 
befondere Steuerordnungen nad Maßgabe des Arti— 
fels III dieſer Beltimmungen erlaſſen, gilt vom 
I. Januar 1940 ab in allen Gemeinden die im 
Artikel IT entbaltene Steuerordnung. 


Artikel II 
Stenerordnung 


I. Allgemeine Beſtimmungen 


81 
Steuerpflichtige Veranſtaltungen 
(1) Alle im Gemeindebezirk veranſtalteten Ver— 
gnügungen unterliegen einer Steuer nach den Beſtim— 
mungen dieſer Steuerordnung. 








(2) Als fteuerpflichtige Vergnügungen im Sinne 
des Abſ. 1 gelten insbefondere folgende Beran- 
ftaltungen: 


1. Tanzbeluftigungen, Koftümfefte, Masfenbälle; 

2. Volfbeluftigungen, wie Karuſſelle, Velodrome 
u.dal., Schaufeln, Rutich- und ähnliche Bahnen, 
Hippodrome, Schießbuden, Geſchicklichkeits— 
ſpiele, Würfelbuden, Veranſtaltungen zum 
Ausſpielen von Geld oder Gegenſtänden, 
Glücksräder, Schauftellungen jeglicher Art ſo— 
wie Ausitellungen und Mufeen, fomeit fie Er- 
werbäzweden dienen, Fiaurenfabinette, Pano— 
ramen, Danoptifen, Vorführungen abgerich— 
teter Tiere, Menagerien u. dal.; 

3. Zirkus, Spezialitäten, Variete, Tingeltangel: 
vorftellungen, Nabarette; 

4. Vorrichtungen zur mechanischen Wiedergabe 

mufifaliicher Stüce oder Deklamationen; 

Nundfunfempfangsanlagen; 


— 


Sportliche Veranſtaltungen; 

Vorführungen von Licht- und Schattenbildern, 

joweit fie Erwerbszwecken dienen, Duppen- und 

Marionettentbeater; 

8. Vorführungen von Bildftreifen; 

TIheatervorftellungen, Ballette; 

10. Konzerte und ſonſtige muſikaliſche und gejang- 
liche Aufführungen, Vorträge, Vorlejungen, 
Deflamationen, Rezitationen, Vorführungen 
der Tanzkunſt. 


m 


8 


(3) Die Annahme einer Vergnügung im Sinne 
dDiefer Steuerordnung wird nicht dadurdy ausge- 
ichloffen, daß die Veranftaltung aleichzeitig auch noch 
erbauenden, belebrenden oder anderen nicht als Ver: 
gnügungen anzufebhenden Sweden dient oder daß der 
Unternehmer nicht die Abficht bat, eine VBergnügung 
zu veranitalten. 

82 
Steuerfreie Veranſtaltungen 

(1) Der Steuer unterliegen nicht 

1. Veranitaltungen, Die ledialid dem Unterricht 
an öffentlichen oder erlaubten privaten Unter: 
richtsanftalten dienen oder mit Genehmigung 
der Schulbehörde baubtiählih für Schüler 
ſolcher Anstalten und deren Angebörige dar- 
geboten werden, ſowie Volkshochſchulkurſe, 

2. Deranftaltungen, Deren Ertrag ausſchließlich 
und unmittelbar zu vorher anzugebenden mild- 
tätigen Sweden verwendet wird, Tofern feine 
Tanzbeluftiqungen Damit verbunden find und 
die Höhe des Neinertrags und feine Verwen— 
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dung dem WBürgermeifter auf Grund geord- 
neter Buchführung oder ordnungsmäßiger Be- 
lege nachgewieſen werden; 

3. Veranftaltungen, die der Augendpflege dienen, 
jofern fie hauptſächlich für Tugendliche und 
deren Angebörige dargeboten werden und feine 
Tanzbeluftiqungen damit verbunden find; 

4. VBeranftaltungen, die der Yeibesübung dienen. 
Die Befreiung tritt micht ein bei gewerbs— 
mäßigen Weranftaltungen diefer Art umd 
folden, die mit Totaltfator, Wettbetrieb oder 
Tanzbeluftigungen verbunden find. Veran 
ftaltungen, für deren Beſuch Eintrittsgeld er 
hoben wird, gelten ſchon dann ala gewerbs- 
mäßig, wenn Derjonen als Darbietende auf 
treten, Die das Auftreten berufs; oder gewerbs— 
mäßig betreiben; 


wer 


5. Weranftaltungen von einzelnen Perſonen in 
privaten Wohnräumen, wenn weder ein Ent- 
gelt dafür zu entrichten ift, noch Speifen oder 
Getränke gegen Bezahlung verabreicht werden. 
Vereinsräume gelten nicht als private Wohn- 
raume; 

6. Veranftaltungen, die nad) den Anordnungen 
der militärischen Behörden dienstlichen Sweden 
der Wehrmacht zu dienen beftimmt jind; 

7. Beranftaltungen der im $ 1 Abj.2 Nr.7, 9 
und 10 bezeichneten Art, die von den zuſtän— 
digen NReichäminiftern oder den von ihnen 
beauftragten Behörden im Intereſſe der Kunſt— 
pflege oder Volfsbildung als gemeinnüßig an- 
erfannt find; 

8. Veranitaltungen, die firchlichen Sweden dienen, 
foweit fie von Organen der Religionsgeſell— 
ſchaften des öffentlihen Nechtes unternommen 
werden; 

9. Veranitaltungen, die am 1. Mai aus Anlaß 
und zu Ehren des Feiertags der nationalen 
Arbeit unternommen werden. 

(2) Falls die im Abſ. 1 Nr. 1 bis 4, 6 bis 9 auf 
geführten Veranitaltungen auch die Vorführung von 
Bildftreifen ($ 1 Abi. 2 Nr. 8) umfaſſen, tritt eine 
Befreiung von der Steuer nur ein, wenn die Vor: 
ausſetzungen des S9 Abi. 3 erfüllt find. 


33 
Steuerform 


(1) Die Steuer iſt für jede Veranſtaltung geſon— 

dert zu berechnen und wird in drei Formen erhoben: 

Il. als Karteniteuer, fofern und foweit die Teil. 

nahme an der Veranftaltung von der Löſung 

von Eintrittsfarten oder jonftigen Ausweiſen 
abhängig gemadt iſt, 
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2. als Pauſchſteuer (nach feſten Steuerſätzen) 


a) ſofern und ſoweit die Veranſtaltung ohne 
Eintrittskarten oder ſonſtige Ausweiſe zu— 
gänglich it; 


b) an Stelle der Kartenſteuer, wenn die Teil- 
nehmer zwar eine Eintrittsfarte oder einen 
jonftigen Ausweis zu löſen baben, die 
Durchführung der Rarteniteuer aber nicht 
hinreichend überwacht werden fann oder 
wenn durch die Pauſchſteuer ein böberer 
Steuerbetrag erzielt wird; 


3. als Sonderiteuer von der Robeinnabme. 


(2) Als Teilnehmer aclten alle Anweſenden mit 
Ausnahme der in Ausübung ihres Berufs oder 
Gewerbes beichäftiaten Perſonen. Bei ſportlichen 
Veranſtaltungen gilt ala Teilnehmer nicht, wer ſich 
ſelber ſportlich betätigt. 


84 
Anmeldung, Sicherheitsleiſtung 


(1) Vergnügungen, die im Gemeindebezirk veran- 
italtet werden, find bei dem Bürgermeiſter anzu- 
melden; die Anmeldung bat ipäteltens einen Werf 
taq und, wenn die Veranitaltuna der Karteniteuer 
unterlieat, ſpäteſtens zwei Werftage und, wenn für 
die Veranſtaltung gemäß S2Nr. 2,3 oder 4 Steuer 
freiheit in Anfprucd genommen wird, ſpäteſtens fünf 
Werktage vorber zu erfolgen. Die im S2 Wr. 1,5 
und 7 bezeichneten Weranitaltungen find nicht an 
meldepflichtia. 


(2) Fiber die Anmeldung wird eine Beſcheinigung 
erteilt. 


(3) Sur Anmeldung verpflichtet iſt ſowohl der 
Unternebmer der Veranſtaltung wie der Inhaber 
der dazu benußten Näume oder Grundſtücke. Letz 
terer darf die Abbaltung einer fteuerpflichtigen Ver 
anftaltung exit zulafien, wenn ibm die Anmelde 
beicheiniquna vorgeleat It, es jet denn, daß es fid) 
um eine undvorbereitete und nicht vorherzuſehende 
Reranftaltung bandelt. 


(1) Bei Weranitaltungen einzelner Unternehmer 
fann der Bürgermeiſter eine einmalige Anmeldung 
für eine Neibe von Veranftaltungen für ausreichend 
erklären, 


(5) Der Bürgermeiſter kann die Leiltung einer 
Sicdyerbeit in der vorausfichtlichen Höhe der Steuer 
ſchuld verlangen; ev kann die Beranftaltungen unter: 
jagen, folange die Sicherheit nicht geleistet ift, 





1) 


11. Kartenfteuer 
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Steuermaßſtab 


Die Kartenſteuer wird nach Preis und Zahl der 
ausgegebenen Eintrittsfarten berechnet. Unentgelt- 
lich ausgegebene Karten bleiben auf Antrag unbe- 
rückſichtigt, wenn fie als ſolche kenntlich gemacht find 
und der Nachweis ihrer unentgeltlichen Ausgabe nad) 
näberer Beltimmung des Bürgermeifters erbracht 
wird. 


% 


‘6 
Preis und Entgelt 


(1) Die Steuer ift nad) dem auf der Karte ange: 
gebenen Vreis ausfchließlich der Steuer zu berechnen, 
auch wenn Die Karte tatfächlidy billiger abgegeben 
worden ift. Sie ift nach dem Entaelt zu berechnen, 
wenn dieſes böber ift als der auf der Karte ange: 
aebene Vreis, 


(2) Als Entgelt gilt die gefamte Vergütung, die 
für die Sulaffung zu der Veranftaltung gefordert 
wird, ausjchließlich der Steuer. Hierzu gebört aud) 
die Gebühr für Kleideraufbewahrung ſowie für 
Kataloge oder Programme, wenn die Teilnehmer 
ohne die Abgabe von Kleidungsitücen oder die Ent: 
nabme eines Katalogs oder Vrogramıms zu der Ver: 
anftaltung nicht zuaelafien werden. Wird neben 
diefem Entgelt unter beitimmten VBorausfeßungen 
oder zu beitimmten Zwecken no eine Sonderzablung 
verlanat, jo wird dem Entaelt der Betrag der Son: 
derzablung oder, falls dieſer nicht zu ermitteln it, 
ein Betraa von 20 vom Hundert des Entaelts hinzu 
gerechnet. Als ſolche Sonderzahlungen gelten ins 
beiondere Beiträge, die von dem Weranitalter vor, 
wäbrend oder nach der Veranftaltung dur Samm— 
lungen an der Hand von ZDeichnungsliften u. dal. 
erboben werden. Die Sonderzablung it nicht bin 
zuzurechnen, wenn fie einem Dritten zu einem bon 
den zuständigen Neichsminiftern oder den von Ihnen 
beauftragten Behörden als gemeinnüßig anerkannten 
Zwecke zufließt. 


(3) Am Eingang zu den Näumen der Veranital 
tung oder zur Kaffe find an geeigneter, für Die Be 
ſucher leicht fichtbarer Stelle die Eintrittäpreife und 
Die Höhe der Steuer anzuichlagen. 


87 
Karten für mehrere Veranſtaltungen 
oder mehrere Perſonen 
(1) Für einzeln oder zufammenbängend ausgegebene 
Karten, die zur Teilnabme an einer beitimmten Sabl 
von zeitlich auseinanderliegenden Veranftaltungen be 
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vechtigen (Abonnements, Dauer-, Zeit-, Dußend- 
farten u. &.), iſt die Steuer unter Zugrundelegung Des 
Vreifes der entiprechenden Einzelfarten nach der Zahl 
der zugeficherten Veranftaltungen zu berechnen. Iſt 
dieſe Zahl unbeſtimmt, ſo iſt die Steuer nach dem 
Preis der Geſamtkarte zu berechnen. 

(2) Für Karten, die mehrere Perſonen zum Eintritt 
berechtigen, iſt die Steuer nach deren Zahl zu berechnen. 
Iſt dieſe Zahl unbeſtimmt (Familien-, Wagen— 
karten u. ä.), fo iſt fie auf fünf anzunehmen. Zugrunde 
zu legen ift dev Preis der entfprechenden Einzelfarte. 

(3) Für Zuſchlagskarten ift Die Steuer beſonders 
zu berechnen. 


88 
Steuerſätze 
(1) Die Steuer beträgt, unbeſchadet der Sonder- 
vegelung für die Vorführungen von Bildftreifen (SI), 
bei Ausgabe von Eintrittsfarten 
in nur einer Preisſtufe 


für jede Eintrittsfarte..... 10 vom Hundert, 


bei Ausgabe von Eintrittsfarten 
in zwei Dreisftufen 

für jede Eintrittöfarte der 

unteren Dreisftufe .. . 10 » Br 

für jede Eintrittsfarte der 

oberen Dreisltufe..... 

bei Ausgabe von Eintrittsfarten 
in drei Dreisitufen 

für jede Eintrittsfarte der 


unteren Dreisftufe .... 10» ».0,, 
für jede Eintrittsfarte der 

mittleren Vreisjtufe... 15» er 
für jede Eintrittsfarte der 

oberen Preisſtufe ..... 20 » nn 


bei Ausgabe von Eintrittskarten 
in vier und mehr Preisſtufen 
für jede Eintrittsfarte der 


unteren Dreisftufe .... 10» » oo, 
für jede Eintrittsfarte der 

nächithöberen Preisftufe 15 » » 
für jede Eintrittsfarte der 

nächſthöheren Dreisftufe 20 » S 


für jede Eintrittsfarte der 
nächitböberen und jeder 
weiteren Dreisftufe.... 25 » » 
des Preiſes oder Entgelts (S 6). 


(2) Für Veranftaltungen der im $ 1 Abj. 2 Nr. 7,9 
und 10 bezeichneten Axt beträgt die Steuer, ſofern 
die Veranftaltung vor Stuhlreihen ftattfindet und 
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die Verabfolgung von Speilen und Getränfen jowie 
das Rauchen und Tanzen feitens der Beſucher wäh— 
vend der Veranftaltung ausgeichloffen ift, 
bei Ausgabe von Eintrittskarten 
in nur einer Dreisitufe 
für jede Eintrittöfarte ... 8 vom Hundert, 
bei Ausaabe von Eintrittsfarten 
in zwei Dreisitufen 
für jede Eintrittäfarte der 


unteren Dreisftufe .... 8 » ur 
für jede Eintrittsfarte der 
oberen Preisſtufe ..... 10 » 0; 


bei Ausaabe von Eintrittskarten 
in Drei Dreisitufen 
fiir jede Eintrittskarte der 


unteren Dreisftufe .... 8 » — 
für jede Eintrittskarte der 
mittleren Dreisitufe ... . 10 * — 


für jede Eintrittskarte der 
oberen Preisſtufe 12 » » 
bei Ausaabe von Eintrittskarten 
in bier und mebr Dreisitufen 
fiir jede Eintrittsfarte der 
unteren Dreisitufe .... 
für jede Eintrittsfarte der 
nächithöheren Vreisftufe 10 » er 
für jede Eintrittöfarte der 
nächitböberen Dreisitufe 12 » Br 
für jede Eintrittskarte der 
nächithöberen und jeder 
weiteren Dreisitufe ... 
(3) Die Steuer wird für die einzelne Karte auf 
den vollen Neichöpfenniabetraa nach oben abgerundet. 


8» » j 


5 » Er 


$9 


Beſondere Steuerjäße 
für Vorführungen von Bildjtreifen 
(1) Für Veranftaltungen dev im $ 1 Abj. 2 Nr. 8 
bezeichneten Art beträgt die Steuer 15 vom Hundert 
des Preiſes oder Entgelts. 


(2) Wenn bei ſolchen Veranftaltungen Bilditreifen, 
die von der Filmprüfftelle oder dev Oberprüfitelle in 
Berlin als ftaatspolitifch wertvoll, fünftleriich wert- 
voll, kulturell wertvoll, volkstümlich wertvoll oder 
volksbildend anerkannt ſind, in einer Geſamtlänge 
von mehr als 250 Meter (mehr als 100 Meter bei 


Schmalfilmvorführungen) vorgeführt werden, fo tritt 


an die Stelle des im Abi. 1 bezeichneten Steuerjates 
ein ermäßigter Steuerfat. Werden Bilditreifen vor- 
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geführt, die von den im Sat 1 genannten Stellen 
als ftaatspolitiich wertvoll anerfannt und im Auf 
trag oder mit ausdrücklicher vorheriger Zuftimmung 
des Reichsminiſters für Wolfsaufflärung und Vro- 
paganda oder der Neihspropagandaleitung der Na 
tionalſozialiſtiſchen Deutichen Arbeiterpartei berge- 
itellt find, fo findet der ermäßigte Steuerſatz auch 
dann Ammwenduna, wenn bei einer Vorführung die 
Geſamtlänge der anerkannten Bilditreifen 250 Meter 
(100 Meter bei Schmalfilmvorfübhrungen) nicht über- 
ichreitet. Der ermäßigte Steuerſatz beträgt: 

wenn die Geſamtlänge der vorgeführten anerfann 

ten Bilditreifen von der Gejamtlänge aller vor- 

aeführten Bildftreifen ausmacht 


BEH, 12 vom Hundert, 

mehr ald !f; » Ya -.:-. 02. 10 » » j 

» „ 2 / “., s FTIR TITE 8 2 N 

» a ET EREN 6 » » f 
» A ET + 3 


des Vireifes oder Entgelte. 


(3) Im leiten Falle (mehr als */, anerfannte Bild- 
jtreifen) tritt Stenerfreibeit ein, wenn nur Filme ohne 


fortlaufende Spielhandlung oder — zufammen mit 
ihnen oder allein — ſolche Filme mit fortlaufender 


Spielbandlung vorgeführt werden, die von den im 
Abi. 2 aenannten Stellen als ftaatspolitiicy und 
künſtleriſch beionders wertvoll, ſtaatspolitiſch bejon- 
ders wertvoll oder künſtleriſch beionders wertvoll 
anerfannt find, 

(4) Die im Abi. 2 voraejebene Steuerermäßiqung 
und die im Abi. 3 vorgeſehene Stetierbefreiung treten 
nicht ein, wenn neben der Vorführung von Bilditrei 
fen Veranftaltungen anderer Art obne jtaatspolitiid) 
wertvollen, fünftleriichen, volfsbildenden, kulturell 
oder volfstümlich wertvollen Charakter dargeboten 
werden, fofern diefe zeitlich mehr als des Pro— 
gramms der Gejamtveranftaltungen in Anſpruch 
nehmen. 


(5) Die Steuer wird für Die einzelne Karte auf 
den vollen Reihspfenniabetrag nad) oben abgerundet. 


x 10 

Cintrittsfarten 

(1) Bei der Anmeldung ($ 4) der Veranftaltung 
hat der Unternehmer die Karten, die dazu ausgegeben 
werden follen, dem VBürgermeifter vorzulegen, Die 
Karten müffen mit fortlaufender Nummer verſehen 
fein umd den Unternehmer, Zeit, Ort und Art der 
Reranftaltung ſowie das Entgelt oder die Unentgelt- 
fichfeit angeben. Die Karten werden von dem Bür 
germeiſter abgeſtempelt. 
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(2) Der Bürgermeifter fann Ausnahmen bon den 
Erforderniffen für den Anhalt der Karten geitatten 
und von der Abftempelung abjehen. 


811 
Entwertung und Vorzeigung 


Der Unternehmer darf die Teilnahme an der Ver— 
anſtaltung nur gegen Vorzeigung und Entwertung 
der abgeſtempelten Karten geſtatten. Die entwerteten 
Karten ſind den Teilnehmern zu belaſſen und von 
dieſen den Beauftragten des Bürgermeiſters auf Ver— 
langen vorzuzeigen. 


IM 


12 
Nachweiſung 


ber die ausgegebenen Karten bat der Unterni 
mer für jede DVeranitaltung eine fortlaufende Nad)- 
weiiung zu führen, die mit den nicht ausgegebenen 
Karten drei Monate lang aufzubewahren und dem 
Rürgermeifter auf Verlangen vorzulegen: ift. 


$ 13 


Entitebung, Feſtſetzung und Fälligkeit 
der Steuerſchuld | 


(1) Die Steuerichuld entiteht mit Der Ausgabe der 
Karten. Die Ausgabe ift vollendet mit der Über— 
tragung des Eigentums an der Karte. Die Steuer- 
ichuld mindert fich nad Zahl und Preis derjenigen 
Karten, die gegen Erftattung des vollen Preiſes zu- 
rückgenommen worden find. 


(2) Na Abichluß feiner Ermittlungen fest der 
Riirgermeifter die Steuer feit und teilt fie dem Steuer- 
pflichtiaen mit. Der Erteilung eines förmlichen Steuer- 
beicheids bedarf es nicht. 


(3) Soweit der Vürgermeifter nicht8 anderes vor: 
schreibt, wird die Steuerfchuld mit Ablauf von zwei 
Werktagen nach der Mitteilung an den Steuerpflid) 
tigen fällig. 


s 14 


— 


Feſtſetzung in beſonderen Fällen 


Verſtößt der Unternehmer gegen die Beſtimmungen 
der 884, 10 bis 12 in einer Weiſe, daß die für die 
Berechnung der Steuer mahgebenden Berbältniffe 
nicht mit Sicherbeit feitzuitellen find, jo fann der 
Bürgermeiſter die Steuer fo feitfeßen, ala ob ſämt— 
liche verfügbaren Plätze für die gewöhnlichen oder 
im Einzelfall ermittelten oder geſchätzten höheren 
Kaſſenpreiſe verkauft worden wären. Über die Feſt— 
ſetzung iſt ein förmlicher Steuerbefheid zu erteilen. 








Nr. 242 — Tag der Ausgabe: 


$ 15 
Steuerzuidlag 


Menn der Verpflichtete die Friſten für die Anmel- 
duna der Veranftaltung ($ 4), die Vorlegung der 
Karten ($10) und die Entrichtung der Steuer ($ 13) 
nicht wahrt, fann der Bürgermeifter ihm einen Zu- 
ichlan bis zu 25 vom Hundert der endgültig feſt— 
geſetzten Steuer auferlegen. Der Bürgermeiſter hat 
den Zuſchag zu unterlaſſen oder zurückzunehmen, 
wenn die Verſäumnis entſchuldbar erſcheint. 


III. Pauſchſteuer 
816 
Nach der Roheinnahme 


Die Pauſchſteuer nach der Roheinnahme beträgt, 
ſoweit fie nicht nach den Beſtimmungen dev SS 17 
bis 20 zu berechnen ift, 10 vom Hundert oder, wenn 
Eintrittäfarten in mebreren Dreisftufen ausgegeben 
worden find, 15 vom Hundert der Roheinnahme Die 
Pauſchſteuer darf bei Veranftaltungen der im 81 
Abf: 2 Nr. 8 bezeichneten Art nicht an Stelle der 
Kartenſteuer zur Erzielung eines höheren Steuer- 
betrans erhoben werden (53 Abf. 1 Nr. 2 Budhit. b). 


S 17 
Nacd einem Vielfahen des Einzelpreijes 
(1) Für Volksbeluftigungen der im S1Abj. 2 Nr. 2 
bezeichneten Art wird die \ Jauſchſteuer nach einem 
Vielfachen des Einzelpreiſes berechnet. Als Einzelpreis 
gilt der Höchſteinzelpreis für erwachſene Perſonen. 
(2) Die Pauſchſteuer betragt für 
1. Karuſſelle u. dal. täglich 
a) durch Menſchenhand oder durdy Tierfraft 
betrieben: 
das Zehnfache eines Einzelpreifes, 
b) mechanisch betrieben: 
das Zwanzigfache eines Einzelpreijes; 


N 


Achterbahnen, Berg- und Talbahnen u. dal. 
täglich 
das Einfache des Einzelpreiſes für jeden vor— 
bandenen Sitz; 
3. Nodel- und Rutſchbahnen täglich 
das Fünfundzwanzigfache eines Einzelpreiſes, 
4. Schaukeln aller Art täglich 
bis 8Schiffe das Zehnfache eines Einzel: 
preiſes, 
über 8 Schiffe das Fünfzehnfache eines Einzel— 
preiſes, 
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Schießbuden täglid) 
bis 8 Meter Frontlänge das Sehnfache, 
über 8 Meter Frontlänge das Fünfzehnfache 
eines Einzelpreifes für drei Schuß; 
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wo. 
” 


6. Schaubuden 
bis 5 Meter Frontlänge täglich 
fache eines Einzelpreiies, 
bis 10 Meter Frontlänge täglich das ‘ 
fache eines Einzelpreijes, 


das Fünf— 
Zehn— 


über 10 Meter Frontlänge täglich das Fünf— 
zehnfache eines Einzelpreiſes, 
7. Würfelbuden, Ringelſpiele und andere Aus 
ſpielungen 
bis 5 Meter Frontlänge täglich das Fünf— 
fache eines Einzelpreifes oder Einſatzes, 
bis 10 Meter Frontlänge täglich das Zwölf 
fache eines Einzelpreiſes oder Einjaßes, 
iiber 10 Meter Frontlänge täglich das Fünf— 
schnfache eines Einzelpreifes oder Ein 
labes; 
8. Kraftmeſſer, Lungenprüfer täglich 
das Fünffache eines Einzelpreijes; 
9, Reitbuden täglich 
das Iwanziafache eines Eintritt: und Neit- 
preiles; 
10. andere Beluftigungen täglich 
das Fünffache eines Einzelpreifes. 


(3) Die Beitimmungen des $ 6 finden auf die Be- 
rechnung der Einzelpreife finngemäße Anwendung. 


(4) Die Steuerfumme wird auf volle 10 Reichs— 


pfennig nad) oben abgerundet, 


s 18 
Nach dem Werte 
(1) Kür das Halten 


l. eines 
oder 


Schau-, Scherz⸗, Spiels, 
übnlichen Apparats, 


Geſchicklichkeits— 


2, einer Vorrichtung zur mechaniſchen Wieder— 
gabe mufifaliicher Stüde oder Deflamationen 
(Klavierivielapparat, Sprechapparat, Phono— 
graph, Orcheſtrion u. a.) 

an öffentlichen Orten, in Gaft- und Schantwirt- 

ichaften fowie in fonitigen jedermann zugänglichen 


Räumen wird die Pauſchſteuer nad) dem dauernden 


gemeinen Werte des Apparats oder der Vorridtung 
berechnet. 
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(2) Die Steuer beträgt für jeden angefangenen Be- 
triebsmonat 
a) für die zu Abſ. 1 Nr. 1 bezeichneten Apparate 
1, vom Hundert, 
b) für die zu Abi. 1 Mr. 2 bezeichneten Vorrich— 
tungen '/, vom Hundert des Wertes, 


(3) Die Steuer ift innerhalb der eriten Woche jedes 
Monats zu entrichten. | 


(4) Der Eigentümer oder derjenige, dem der Appa— 
rat oder die Vorrichtung von dem Eigentümer zur 
Ausnutzung überlaffen ift, hat die Aufftellung des 
Apparats oder der Vorrichtung ſpäteſtens innerhalb 
einer Woche dem VBürgermeifter anzuzeigen. Die Be- 
ſtimmung des 84 Abſ. 3 bleibt unberührt. 


(5) Auf Leierkaſten und Spieldoſen von aeringem 
Umfang, die lediglich beftimmte Stüde fpielen, finden 
die Reftimmungen der Abf. 1 bis 4 feine Anwendung. 


s 19 
Nach der Zahl der Mitwirfenden 


(1) Fir Mufitvorträge von nicht mehr als drei 
Mitwirkenden in Gaft- und Scankwirticdaften, 
öffentlichen Vergnügungslokalen, Buden oder Zeiten 
iſt eine Steuer von 20 Reichöpfennig für den Tag 
und jeden Mitwirfenden zu entrichten. 


(2) Für aewerbsmäßige Geſang- und Mufifvor- 
träge, die im Umberziehen auf öffentlichen Wegen, 
Straßen, Dläben oder an anderen öffentlichen Orten, 
in Gaft- und Schanfwirtichaften, öffentlichen Ver— 
gnügungslokalen, Buden oder Zelten fowie auf Höfen 
von Wohnhäuſern dargeboten werden, ift eine Steuer 
zu entrichten, die 

bei einem oder zwei Mitwirken: 


Di: ar een 20 Reichspfennig, 
bei drei Mitwirkenden ..... 25 » : 
bei vier oder fünf Mitwirken: 

DER. . 5 25 2 3 Micha 30 » 
und bei jedem weiteren Mit- 

N; a a 20 » 


fiir den Tag beträgt. 

(3) Steuerpflichtige Vorträge der im Abi. 2 be- 
zeichneten Art find von den Unternehmern vor Beginn 
bei dem Vüraermeifter anzumelden, Haben die Unter: 
nebmer ſolcher Norträge an einem Tage bereits in 
einer anderen Gemeinde Steuer entrichtet, To find fie 
von der weiteren Steuer befreit. Über die Entrich— 
tung der Steuer baben fie ſich auszuweiſen. 

(4) Geleaentliche Geſang- und Mufifvorträge auf 
öffentlichen Megen, Straßien und Plätzen jowie auf 
Höfen von Wohnbäufern find fteuerfrei. 
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s 20 
Nad) der Größe des benugten Raumes 


(1) Wenn die im $1Nbf.2 bezeichneten Veranital- 
tungen — insbejondere Tanzbeluftigungen, Varietes, 
Tingeltangel, Rabarette, Ronzerte u. dgl. — im weſent— 
lien der Gewinnerzielung aus der Verabreichung 
von Speilen und Getränken oder wenn fie der Unter: 
haltung bei Vereinsfeitlichfeiten u. dgl. dienen, wird 
die Daufchiteuer nad) der Größe des benugten Nau- 
mes erhoben. Die Größe des Naumes wird feit- 
aeitellt nach) dem Flächeninhalt der für die Vorfüh— 
rung und die Zufchauer beftimmten Räume einjchlieh- 
(ih der Nänge, Logen und Galerien, Wandelaänge 
und Erfriichungsräume, aber ausſchließlich der Büh— 
nen- und Kaſſenräume, der leiderablagen und Aborte. 
Findet die Weranftaltung ganz oder teilweife im 
freien ftatt, fo find von den im Freien gelegenen 
Flächen nur die für die Vorführung und die Zu 
ſchauer bejtimmten Flächen einſchließlich der dazwi- 
ichen befindlichen Wege und der angrenzenden Ve— 
randen, Zelte und ähnlichen Einrichtungen anzurech— 
nen. 


(2) Die Steuer beträgt 10 Reichspfennig für je 
10 Quadratmeter Veranftaltungsfläde. Für die im 
‚freien aelegenen Teile der Veranftaltungsflädhe, ſo— 
weit fie gemäß Abi. 1 Sab 3 anzurechnen find, wird 
die Hälfte diefer Sätze in Anfab gebradit. 


(3) Bei längerer Dauer oder bei fortlaufender 
Aufeinanderfolge der Veranftaltungen gilt jeder an 
gefangene Zeitraum von drei Stunden als eine Ver: 
anftaltung. Bei Veranftaltungen, die mehrere Tage 
dauern, wird die Steuer für jeden angefangenen Tag 
beionders erhoben. 


Ss 20a 
Rundfunfempfangsanlagen 


(1) Für das Halten einer NRundfunfempfangs- 
anlage an öffentlichen Oxten, in Gaft- und Schank— 
wirtichaften ſowie in fonftigen jedermann zugäng- 
lichen Räumen wird die Pauſchſteuer nad) der Größe 
des benußten Naumes (S 20 Abſ. 1) erhoben. 


(2) Die Steuer beträgt täglich 2 Neichspfennig für 
ie 10 Quadratmeter VBeranftaltungsfläcde. Für Tage, 
an denen die Nundfunfempfangsanlage nachweislich 
nicht benußt oder an denen fie bei großen politiichen 
Rundgebungen zum Gemeinichaftsempfang zur Ver- 
füqung geitellt worden ift, wird die Steuer nicht er- 
hoben. 


(3) Die Steuer ift innerhalb der eriten Woche 
jedes Monats für den vwerfloffenen Monat zu ent- 
richten. 
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(4) Der Eigentümer der Rundfunfempfangsanlage 
oder derjenige, dem die Anlage zur Ausnußung über 
laffen ift, bat die Aufitellung der Anlage ſpäteſtens 
innerhalb einer Woche dem Bürgermeifter anzuzeigen. 
Die Beltimmung des $4 Abj. 3 bleibt unberührt. 


Ss 21 
Entridtung 


(1) Die Pauſchſteuer nad SS 16 bis 20 ift bei 
der Anmeldung (SS 4, 18 Abſ. 4, S 19 Abſ. 3) zu 
entrichten und wird erftattet, wenn die Veranital- 
tung nicht ftattfindet. Der Erteilung eines fürm- 
lichen Steuerbeicheids bedarf es nicht. 


(2) Die Beitimmungen der SS 14 und 15 finden 
entiprechende Anwendung. 


IV. Sonderjteuern von der Roheinnabme 
$ 22 

(1) Künſtleriſch bochitebende Veranftaltungen der 
im $ 1 Abj. 2 Nr.7, 9 und 10 bezeichneten Axt, 
deren Geichäfts- und Kaſſenführung den Anforderun: 
aen entipricht, die an kaufmänniſch geleitete Unter— 
nehmen üblicherweiie aeftellt werden, werden zu einer 
Steuer von 3 vom Hundert der Robeinnabme beran- 
gezogen. 

(2) Veranftaltungen der im $ 1 Abj. 2 Nr. 7, 9 
und 10 bezeichneten Art, bei denen der Fünftleriiche 
oder volfäbildende Cbarafter überwiegt und deren 
Geſchäfts- und Kaflenführung den Anforderungen 
entipricht, die an kaufmänniſch geleitete Unternehmen 
üblicherweife geitellt werden, werden zu einer Steuer 
von 5 vom Hundert der Nobeinnahme herangezogen, 
e8 fei denn, daß während der Veranftaltung Speifen 
oder Getränke gegen Bezahlung verabfolgt werden 
oder qeraucht wird. 

(3) Zirfusveranftaltungen, deren Gejchäfts- und 
Kaſſenführung den Anforderungen entipricht, die an 
faufmännifch geleitete Unternehmen üblicherweiſe ge 
jtellt werden, werden zu einer Steuer von 10 vom Hun- 
dert der Roheinnahme berangezogen. 

(4) Darüber, ob die in Abj. 1 bis 3 bezeichneten 
Vorausſetzungen zutreffen, enticheiden die zuftändigen 
Reichsminiſter oder die von ihnen beauftragten Be 
börden. 


V. Gemeinjame Beltimmungen 
23 
Steuerpflibt und Haftuna 


Steuerpflichtig ift der Unternehmer der Veranital- 
tung. Wer zur Anmeldung verpflichtet ift, ohne ſelbſt 


Unternehmer zu fein, haftet neben dem Unternehmer 


ala Gefamtichuldner. 
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S 24 
Steuerauffidt 


Auf die im $ 23 bezeichneten Perſonen und auf die 


Teilnehmer an einer ſteuerpflichtigen Veranftaltung 


oder einer Veranitaltung, für die gemnäß $2 Nr. 2, 
3, 4 oder 7 Steuerfreibeit beanſprucht wird, finden 
die Worfchriften der MNeichsabgabenordnung über 
Stenerauffiht finngemäß Ammwendung. 


% 25 


IR 


Erlaß und Erftattung der Steuer 
Zur Vermeidung außergewöbnlider Härten fann 
die Gemeinde in befonders aearteten Einzelfällen die 
Steuer ermäßigen, erlaſſen oder eritatten. 


Geltung der Reihsabgabenordnung 


Soweit diefe Steuerordnung nichts anderes be. 
ftimmt, finden die Vorfchriften dev Neichsabgaben- 
ordnung mit Ausnahme derjenigen über die Rechts— 
mittel und die VBeitreibung ſinngemäß Anwendung. 
Hierbei tritt an die Stelle des Finanzamts der Bür- 
germeiſter, an die Stelle des Oberfinanzpräfidenten Die 
Gemeindeanffihtsbehörde und an die Stelle des Reichs 
minifters der finanzen der Reichsminiſter des Innern. 
Die erkannten Geldftrafen fallen dev Gemeinde zu. 


Artikel ITI 


81 

Mit Genehmigung der oberen Gemeindeaufſichts— 
behörde können die Gemeinden bejondere Steuerord- 
nungen exlaffen. Dabei darf von der Steuerordnung 
des Artikels II nur im Rahmen der nachfolgenden Be- 
ſtimmungen abgewichen werden. Unter den aleichen 
Beichränfungen können zu der gemäß Artifel II ael- 
tenden Steuerordnung einzelne Abweichungen von den 
Gemeinden beichloffen werden. 


2 


—— 


Zu Artikel II S 1 bj. 2 können die ſteuerpflich— 
tigen Weranftaltungen im einzelnen noch näher be 
zeichnet werden. 

$3 

Zur Artifel II83 Abi. 1 Nr. 1, 2 fönnen abwei 
chende Beſtimmungen erlafjen werden. Die Anwend— 
barkeit der Pauſchſteuer kann über den in Ar. 2 vor 
geſehenen Umfang hinaus erweitert werden. Steuer 
vereinbarungen mit den Steuerpflidtigen find zuläl 
fia. Sie bedürfen der Zuftimmung der oberen Ge 
meindeauflichtsbehörde. 
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84 
(1) Zu Artikel II S 4 Abf. 1 können die Anmelde— 
friſten abweichend feſtgeſetzt werden. 
(2) Zu Axtifel II SA Abſ. 2 bis 4 können abwei- 
chende Beitimmungen erlaffen werden. 


sh 

(1) Zu Artifel II 85 kann der Unternehmer zur 
Ausaabevon Eintrittsfarten verpflichtet werden, wenn 
die Teilnahme an der Veranftaltung von der Zahlung 
eines Entaelts abhängig aemadıt wird. 

(2) Ju $5 Sat 2 fünnen abweichende Beftimmun 
en erlaffen werden. 

86 

Zu Artikel II 886 und 7 können abweichende Be— 
ftimmungen erlaffen werden. Es kann insbejondere 
beſtimmt werden, daß die Steuer allgemein oder für 
beitimmte Arten von Beranftaltungen nad) den Dreis 
oder nach dem Entaelt einichließlich der Steuer be- 
rechnet wird. 

87 

(1) Zu Artikel IL SS Abſ. J1 können abweichende 
Beſtimmungen erlaſſen werden, Die ſteuerpflichtigen 
Veranſtaltungen können zu Gruppen zuſammengefaßt 
und verſchieden beſteuert werden. Die Steuerſätze 
können anders geſtaffelt werden, die Staffelung kann 
nach anderen Merkmalen erfolaen, auch kann voneiner 
Staffelung abgeſehen werden Der niedrigſte Steuer 
ſatz von 10 vom Hundert des Preiſes oder Entgelts 
darf nicht unterſchritten werden. 

(2) Die Steuerſätze des SS Abſ. 2 dürfen nicht 
überichritten werden. Sie fünnen anders geitaffelt 
werden, auch kann von einer Staffelung abgejehen 
werden. Der niedriafte Steuerfaß von S vom Hun 
dert des Preiſes oder Entgelts darf nicht unterjchrit 
ten werden. 


8 
(1) Der im Artikel TI S 9 Abi. 1 bezeichnete 
Steuerſatz kann bis um 5 vom Hundert des Preiſes 
oder Entaelts überichritten und bis um 2 vom Hun- 
dert des Preiſes oder Entgelts unterichritten werden 


(2) Zu Artikel II S 9 Abj. 1 können aud) infowert 
abweichende Beſtimmungen erlaffen werden, al3 Die 
Kartenſteuer ftatt nach einem einheitlichen Steuer: 
fat nad) Steuerfägen erhoben werden fann, die nad) 
der Zahl der Preisſtufen oder nach den Kartenpreiſen 
aeftaffelt find. Die Staffelung bat derart zu exrfol 
aen, daß im Falle des Ausverfaufs der Karten die 
Geſamtſteuer nicht böber ift ald der Betrag, den der 
gemäß Abſ. 1 feſtzuſetzende Höchſtſteuerſatz von der 
Roheinnahme ausmachen würde, und nicht geringer 
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ift al8 der Betraa, den der gemäß Abi. 1 fejtzu- 
ſetzende Mindeftfteuerfaß von der Roheinnahme aus- 
machen würde. 


(3) Iſt in der Steuerordnung bejtimmt, daß die 
Steuer nach dem Preis oder Entgelt einfchließlich der 
Steuer berechnet wird (Artikel III S6 Sat 2), fo 
treten an die Stelle der Steuerſätze des Artikels II 
S9 und der im Abf. 1 bezeichneten Höchit- und Min- 
deſtſteuerſätze die Steuerfäße, die zur Erzielung des 
aleichen Steuerbetraas erforderlich find; danach ſteht 
aleich: 







eine Steue: vom reis 
oder Entgelt einſchließ— 
ich Steuer (Bruttofteuer) 
von 


einer Steuer vom Vreis 
oder Entgelt ausjchlief- 
ſich Steuer (Mettoftener) 
von 









16,67 vom Hundert 


20 vom Hundert 


19 » » 15,97 » » 
8» » 15,25» » 
li » » 14,53 » „ 
6 » » 13, » » 
5 » » 13,04 » » 
14 » » 12 28 » » 
3 » » 11,0 » » 
2 » 2 0,1 » s 
10 » » Vo » » 

Sr » 7 ‚Al » » 

6 » » 2,66 » » 

4 » » 385. » » 





Die Beſtimmungen des Abſ. 2 über die Staffelung 
der Kartenfteuer finden mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß im Falle des Ansverfaufs der Karten die 
Geſamtſteuer nicht höher fein darf als der Betrag, 
den die fih aus Abi. 1 in Verbindung mit diefem 
Abſatz eraebenden Höchititeuerfäße von der Nobein- 
nahme ausmaden würden, und nicht geringer ein 
darf als der Betraa, den die fich aus Ab. 1 in Ver— 
bindung mit dieſem Abſatz ergebenden Mindeftiteuer- 
äte von der Robeinnabme auämachen würden. 


(4) In der Steuerordnung kann beftimmt werden, 
daß die Steuer von PVeranftaltungen der im 81 
Abi. 2 Nr. 8 bezeichneten Art, deren Geichäfts. umd 
Kaſſenführung den Anforderungen entipricht, die an 
faufmännifche Unternebmungen üblicherweiſe aeitelli 
werden, nicht in der form der Nartenfteuer, fondern 
in der fich aus Ab}. 1,3 eraebenden Höhe ala Sonder: 
fteuer von der Nobeinnabme erhoben wird, 


39 

Su Artikel II S 10 Lönnen abweichende Beſtim 
mungen über die Beichaffenbeit der Karten erlaſſen 
werden, Auch kann die ausjchließliche Verwendung 
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von amtlid) hergeftellten Karten vorgejchrieben wer- 
den, die der Unternehmer gegen Erſtattung der Um 
foften zu entnehmen bat. 


Ss 10 
Su Artitel II $ 12 können befondere Beſtimmun— 
gen Über die von dem Unternehmer zu führende Nach— 
weiſung ſowie über die Behandlung und weitere Ver— 
wendung nicht ausgegebener Karten erlaſſen werden. 


811 
Zu Artitel II $ 15 können inſoweit abweichende 
Beſtimmungen erlaſſen werden, als die Fälle, in 
denen wegen ſchuldhafter Friſtüberſchreitungen und 
ſonſtiger Verſäumniſſe Steuerzuſchläge auferlegt 
werden können, noch vermehrt werden können und 
ein höherer Höchſtzuſchlag feſtgeſetzt werden kann. 


$ 12 

Zu Artifel II $ 16 fönnen abweichende Bejtim- 
mungen exlaffen werden. Die Steuerjäße dürfen 
nicht unterichritten werden. Für Veranftaltungen der 
im Artitel IT S 1 Abf. 2 Nr. 8 bezeichneten Art darf 
die Daufchiteuer von der Noheinnahme nicht an 
Stelle oder neben der Kartenfteuer zur Erzielung 
eines höheren Steuerbetrags erhoben werden. Die 
fteuerpflichtigen Veranftaltungen können zu Gruppen 
aufammengefaßt und vwerjchieden beſteuert werden. 
Es können nähere Beſtimmungen über die Ermitt— 
lung oder Schätzung der Roheinnahme getroffen 
werden. 
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(1) Zu Artikel II SS 17 bis 20 können abweichende 
Beitimmungen erlaſſen werden. Die Steuerjäße 
dürfen nicht unterfchritten werden; wenn die Be 
ftenerung nad) anderen Merkmalen erfolgt, darf der 
Steuerbetraa dadurch nidyt beeinträchtigt werden. 

(2) Soweit Weranftaltungen der im Artikel II S 1 
Abſ. 2 Nr. 2 bezeichneten Art auf nichtitändigen Ver— 
gnügungsplätzen, insbejondere bei Jahrmärkten, 
Meilen, Volksfeſten, Schüßenfeiten, dargeboten wer 
den, darf von der Form der Daufchiteuer nad) einem 
Vielfachen des Einzelpreifes und dev Berechnung der 
Steuer nad) ganzen Tagen nicht abgewichen werden. 


Ss 14 
Der Steuerfat im Artikel II S 20a Abi. 2 darf 
nicht unterichritten werden. Er fann bis auf 5Reichs— 
pfennig je 10 Quadratmeter Veranftaltungsfläde er- 
höht werden. 


Artikel IV 


Die im Neihsgau Sudetenland und in den in 
die Länder Vreufen und Wabern eingegliederten 
judetendeutichen Gebietsteilen beitehenden Vorſchrif— 
ten über die Erhebung von Steuern, die in ihrem 
Weſen der Vergnügungsſteuer entſprechen, ſind für 
die Zeit nach dem 31. Dezember 1939 nicht mehr 
anzuwenden. Unberührt bleibt die Erhebung der Ab— 
gabenbeträge, bei denen der ſteuerpflichtige Tat— 
beſtand vor dem 1. Januar 1940 entſtanden iſt. 


Abſchnittll 


Die Verordnung über die Erhebung von Verwaltungsgebühren für Anerkennungen und Entjcheidungen 
auf Grund der Beltimmungen über die Vergmügungsfteuer vom 6. April 1938 (Neichögefenbl. I ©. 371) 
tritt im Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten fudeten- 
deutfchen Gebietsteilen am 1. Januar 1940 in Kraft. 


Berlin, den 2. Dezember 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 
Der Reichsminiſter der Finanzen 


In Vertretung 
Reinhardt 
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Dritte Durchführungsbeſtimmungen 
zum Abjchnitt III (Kriegslöhne) der Siriegswirtichaftsverordnung 
— Ordnungsſtrafrecht der Neichstrenhänder der Arbeit — 


(Dritte KTDB). 
Vom 2. Dezember 1939, 


Auf Grund der Kriegswirtichaftsverordnung vom 
t. September 1939 (Neichägeiebbl. 1 S. 1609) Ab— 
ichnitt VS 29 wird zur Ergänzung und Durchführung 
Des Abichnitts III der Verordnung (Kriegslöhne) 
im Einvernehmen mit dem Generalbevollmächtigten 
für die Wirtichaft folgendes verordnet: 


81 


DemOrdnungsitrafrecht nach s 21Abſ. 1 derKriegs— 
wirtſchaftsverordnung unterliegen auch Zuwider— 
handlungen gegen Vorſchriften zur Durchführung 
und Ergänzung des Abſchnitts III der Kriegswirt 
ſchaftsverordnung ſowie Zuwiderhandlungen gegen 
ſchriftliche Anordnungen der Reichstreuhänder und 
der Sondertreuhänder der Arbeit, die dieſe auf Grund 
es Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 
20. Januar 1934 (NReichsgefepbl. I ©. 45), Verord— 
nung über Die Sa — vom 25. Juni 1935 
(Reichägeiekbl. I S. 691) oder fonftiger Geſetze und 
Verordnungen erlaflen. 


$2 


Fuͤr die Feſtſetzung einer Drönunasitrafe oder den 
Antrag auf Strafverfolgung (S 2] Abi. 1 und 
der Kriegäwirtichaftsverordnung) it der Neichstreu 
händer oder der Sondertreuhänder der Arbeit zu 
jtändig, der die Durchführung der Norichriften oder 
Anordnungen (SS 18 bis 20 der Kriegswirtſchafts 
verordnung und S I diefer Xi Durchführungsbeſtimmun 
gen) im Einzelfall zu überwachen hat. In Zweifels— 
fällen beſtimmt der Reichsarbeitsminiſter den zu 
ſtändigen Neichstreubänder oder den Sondertreu 
händer der Arbeit. 

83 

(1) Bei der Vernehmung don Zeugen und Sadı 
veritändiaen durch den Neichsrreubänder oder den 
Sondertrenbänder der Arbeit m die Vorichriften 
der Strafprozeßordnung tiber das Ausſageverweige 
rungsrecht ſinngemäß anzuwenden. 

(2) Jeder Zeuge hat Anſpruch aufeine Entſchädigung 


für notwendige Auslagen und Zeitverſäumnis aus 
der Reichskaſſe. Sachverſtändigen kann neben dem 


Erſatz dev notwendigen Auslagen eine angemefjene 
Vergütung gewährt werden. Die für die Juftiz- 
behörden aeltenden Vorichriften find entiprechend an- 
zuwenden. 


(3) Zur Vornahme eidlicher Vernehmungen von 
Zeugen und Sachverſtändigen ſind die Reichstreu— 
händer und die Sondertreuhänder der Arbeit nicht 
befugt. Solche Vernehmungen können durch die zu— 
ſtändigen Amtsgerichte nach den für ſie geltenden 
Strafverfahrensvorſchriften vorgenommen werden. 


84 

(1) Die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe erfolgt 
durch Ordnungasftrafbeicheid, der zu begründen ift. 
In der Begründung find die ftrafbaren Handlungen, 
die verlegten Worichriften und die Beweismittel an- 
zugeben. 

(2) Der Ordnungsſtrafbeſcheid iſt Dem Betroffenen 
zuzuftellen. Auf das Verfahren bei der Zuftellung 
finden die Vorschriften der Zivilprozekordnung über 
uftellungen von Amts wegen mit Ausnahme der 
S$ 189, 203 bis 207, 210a und 212a entiprechende 
Anwendung. Iſt die Quftellung in der vorgeichrie- 
benen Meile nicht ausfübrbar, fo gilt fie als erfolgt, 
wenn der enticheidende Teil des Drdnungsitrafbeicheids 
im Deutichen Reichsangeiger und Preußiſchen Staat®- 
anzeiger befanntgemacht worden It und jeit dem 
Ericheinen des Plattes zwei Wochen verftrichen find. 

$5 

(1) Gegen den Ordnungsſtrafbeſcheid ſteht dem 
Betroffenen innerbalb einer Woche nad) Zuſtellung 
die Befchwerde zu, Sie iſt bei dem Meichötreubänder 
oder dem Sondertreubänder der Arbeit, der die an- 
gefochtene Enticheidung erlaſſen bat, ſchriftlich ein- 
iureichen oder mündlich zur Niederichrift zu erklären. 
Durch Einlequng bei dem Reichsarbeitsminifter wird 
die Friſt aewahrt. Für die Berechnung der Friſt 
finden die 88 42, 43 der ÖStrafprozeßordnung und 
bei Werfäumung der Arift die SS 44 bis 47 der 
Strafprozeßordnung entipredende Anwendung. 


(2) Erachtet der Reichatreubänder oder der Sonder- 


treubänder der Arbeit die Beſchwerde für begründet, 
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fo bat er ihr abzubelfen; andernfalls hat ex fie an 
den Reichsarbeitsminiſter weiterzuleiten, 

(3) Die Beſchwerde bat feine aufichiebende Wir- 
fung; der Reich8arbeitsminifter kann jedoch anordnen, 
daß die Vollſtreckung des angefochtenen Beſcheids aus 
zufeßen ift. Der Reichsarbeitsminiſter enticheidet 
endgültig; er kann den Ordnnunasitrafbeicheid aud) 
zum Nachteil des Betroffenen ändern. 


86 

(1) Der Reichstreuhänder oder dev Sondertreu 
händer der Arbeit fann die Ordnungsitrafe nad) den 
veichdrechtlichen Vorſchriften für die Beitreibung 
öffentlicher Abgaben gleidyzeitig mit den durch das 
Verfahren erwachſenen Koſten einziehen. 

(2) Die Roten des Verfahrens find dem Beſtraften 
aufzuerlegen. Mehrere wegen dexjelben Zuwider 
handlung Beſtrafte haften für die Auslagen als Ge— 
famtſchuldner;, dies gilt nicht für die durch Die Voll 
ſtreckung entitandenen Auslagen. 

(3) Der Neichstreubänder oder der Sondertreu 
händer der Arbeit ift zuftändig für die Bewilligung 
von Zahlungsfriſten und für die Erteilung der Erlaub 
nis, die Ordnungsſtrafe in Teilbeträgen abzufragen. 
Teilzahlungen werden zunächſt auf die Strafe an 
gerechnet. 

S7 

ft zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der dem 
Reichetreubänder und dem Sondertreuhänder der 
Arbeit obliegenden Aufgaben die Vernehmung einex 
Verfon durch den Neichstreubänder oder den Sonder: 
treubänder der Arbeit erforderlich und ericheint dieje 
troß ordnungsgemäßer Yadung nicht, jo kann dev 
Reichätreubänder und der Sondertreubänder der Ar 
beit die polizeiliche Vorführung anordnen. 


SI 


5 
(1) Die Strafverfolgung dev mit einer Ordnungs— 


ſtrafe zu ahndenden Handlung verjährt in drei Jahren; 


Berlin, dan 2. Dezember 1939. 
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im gleichen Zeitraum verjährt die Strafvolljtredung 
der Ordnunasitrafe. 


(2) Die Vorichriften des Strafgefeßbuchs über die 
Verjährung finden mit dev Maßgabe entiprechende 
Anwendung, daß aucd durch jede Handlung des 
Reichstreuhänders oder des Sondertreuhänders der 
Arbeit, die auf Verfolgung oder Vollſtreckung ge— 
richtet iſt, die Verjährung unterbrochen wird. 


89 
(1) Soweit Vorſchriften dieſer Verordnung In der 
Dftmark oder im Reichsgau Sudetenland nicht um 
mittelbar angewandt werden fünnen, find fie finn- 
gemäß anzuwenden. 


(2) Für die Oſtmark gilt außerdem folgendes: 


a) Wird ein zuläffiger Strafantrag geitellt, jo 
verfolgt der öffentliche Ankläger die Zuwider— 
handlung. Auf die Stellung des Strafantrags 
und deſſen Zurücknahme find die 8861 bie 
64 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich 
und $ 158 der deutichen Strafprozeßordnung 
anzuwenden. 


b) Es find anzuwenden an Stelle der im 534Abſ. 2 
genannten Vorfchriften der Zivilprozeßordnung 
die z5 21 bis 28, 30 und 31 des Allgemeinen 
Rerwaltungsverfahrensgefetes (BOB. Nr. 
274/1925) und an Stelle der im $ 5 Abj. I ge- 
nannten SS 42 bis 47 der Strafprozebordnung 
die $$ 32, 33, 71 und 72 des Allgemeinen Ber- 
waltungsverfabrensgeießes. 


510 


Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün— 
dung in Kraft. Sie gilt nicht für die Verwaltungen 
und Betriebe, die dem Gefet zur Ordnung der Arbeit 
in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 


23. März 1934 (Neichsgejeßbl. 1 5.220) unterjteben. 


Der Reichsarbeitsminiſter 


FranzSeldte 


I 
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Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I H5140-1 


Bekanntmachung über Einbanddeden zum Neichögejebblatt. 
Vom 4. Dezember 1939. 


Wie für die früheren Jahrgänge werden auch für 
den Jahrgang 1939 des Reichsgeſetzblatts Einband: 
decken nach dem bisherigen Mufter ausgegeben. Für 
Teil I werden wenen des befonders ftarfen Umfangs 
dieſes Jahrgangs zwei Halbjahrsdeden bevgeftellt, 
von denen die erſte bereits erfchienen ift. Teil II er 
hält nur eine Einbanddede für den gunzen Jahrgang. 

Beltellungen find an dad Neichsverlagsamt 
in Berlin NW 40, Scharnborititraße 4, zu 
richten, das auch Beſtellungen auf den Dauerbezug 
von Einbanddeden entaenennimmt. Bereits an: 
aemeldete Dauerbezieher erbalten die Ein- 
banddeden ohne neue PBeitelluna. Ebenio 
wird den Beziehern, dir die Einbanddeden 
zum 1. Halbjahr bereits erhalten haben, 
die Dede zum 2. Halbjahr ohne bejondere 
Beſtellung geliefert. 


Berlin, den 4. Dezember 1939. 


Einzelne Einbanddeden foften — ausſchließlich 
Poſtgebühren — 1,15 Reichsmark; jedoch werden bei 
Abnahme der beiden Halbjahrsdeden des Teils J zu- 
fammen nur 2,75 NReichämarf beredinet. Bei Ab- 
nahme von weniaftens 30 Stüd des Jahrgangs 1959 
ermäßiat fich der Dreis um 10 vom Hundert. Die 
Voftgebühren betragen für ein bis vier Einband 
decken bei Woreinfendung 40 Reichöpfennig. Sofern 
der Gegenwert zuzüglich Voftgebühren nicht im vor- 
aus auf das Poſtſcheckkonto des Reichsverlagsamts, 
Rerlin 96200, überwielen wird, werden die Stüde 
nur unter Nachnahme verfandt. 

Die Einbanddeten — mit Ausnahme der erjten 
Halbjahrsdede für Teil I — fönnen nit vor Ende 
Januar 1940 verfandt werden. 

Huch für alle früheren Jahrgänge find Einband- 
decken zu demſelben Preis lieferbar. 


Der Reichsminiſter des Innern 


Am Auftrag 


Dr. Hubrich 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint in zwei geſonderten Teilen — Teil l und Till — 
Fortlaufender Bezug nur durch die Poſt. Besugspreis vierteljährlich für Tell = 2,90 AN, für Teil ll = 250. AM. 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Neichsverlagsant, Berlin NW 40, Scharnhorfifirafe Nr. 4 


Fernſprecher: 429265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). 


Einzelmummern werden nah dem Umfang beredmet. 


Preis für den achtſeitigen Bogen 15.M/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10.A/, ausſchließlich der Voftdruckiachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 
Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Berordnung 
über die Bertvaltung der Reichsgaue als Selbjtverwaltungstürperichaften. 
Vom 25. November 1939. 


Auf Grund des $ 18 des Gefeßes über den Auf 
bau der Verwaltung in der Oſtmark (Oftmarfgejeb) 
vom 14. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 777) umd 
$ 14 des Gejeßes über den Aufbau der Verwaltung 
im Reichsgau Sudetenland (Sudetengaugejeß) vom 
14. April 1939 (Neichänefeßbl. I 780) wird 
folgendes verordnet: 


e; 
ls 


81 
(1) Die Geſchäfte des Reichsgaues als Selbſtver— 
waltungsförperichaft werden von unmittelbaren 
Neichsbeamten und von Angeitellten des Reichs wahr- 
genommen, foweit nicht in Abi. 2 und 3 anderes 
beitimmt it. 


(2) Für die öffentlichen Anstalten und Einrid) 
tungen des Neichigaues ftellt der Reichsgau eigene 
Beamte und Angeftellte an, 


(3) Mit Genehmigung des Neichaminifters des 
Innern fünnen auch fonftige Beamte, deren Auf 
aabengebiete überwiegend landſchaftlich beftimmt 
find, ald Beamte des Reichsgaues ala Selbitverwal- 
tunasförperichaft auf Yebenszeit angeftellt werden. 
Beamte in der Stellung eines Abteilungsleiters 
werden auf Vorichlag des Neicheitattbalters vom 
Reichsminiſter des Innern ernannt. Andere Beamte 
ernennt der Neichsitatthalter. Den Beamten der 
Selbitverwaltunasförperichaft fünnen vom Reichs— 
minifter des Innern auch jtaatliche Geſchäfte über: 
tragen werden. 


(4) Beamte in der Stellung eines Abteilungsleiters 
find mit der Vertretung des Reichsſtatthalters in 
ihrem Arbeitsgebiet beauftragt. Der Reichsſtatthalter 
fann jede Angelegenheit an fich ziehen. Zur allge 
meinen Vertretung jollen die Abteilungsleiter nur 
berufen werden, wenn der Gaubauptmann verhindert 


Neichsgelebbl. 1939 I 


ift. Die Reihenfolge richtet ſich nad) ihrem Dienft- 
alter als Abteilungsleiter. Der Neichsftatthalter 
fann christlich eine andere Reihenfolge beitimmen. 


(5) Die Beamten des Reichsgaues ala Selbjtver- 
waltungstörperichaft find ohne Zuftimmung des bis- 
berigen und des neuen Dienftherin ($ 35 des Deut- 
ichen Beamtengefeßes — DBG — vom 26. Januar 
1937, Neichsaejeßbl. I ©. 39) veriegbar. 


(6) Für die Beamten des Reichsgaues ala Selbit- 
verwaltungstörperichaft ift eine Bejoldungsordnung 
aufzuftellen, die der Genehmigung des Reichsminiſters 
des Innern bedarf. Diefer beteiligt den Neichaminifter 
der Finanzen an feiner Enticheidung. 

82 

Der Gauhauptmann wird auf Vorſchlag des Reichd- 
ftatthalters als Beamter des Reichsgaues ala Selbit- 
verwaltungsförperichaft vom Reichsminiſter des In— 
nern auf 12 Jahre ernannt. 


S 3 
Der Reichsgau führt als Selbftverwaltungsförper- 
Ichaft das Dienftfiegel des Reichsſtatthalters mit dem 
Zuſatz: Gaufelbitverwaltung. 
84 
Die Bürger der Gemeinden im Reichsgau find zur 
UÜbernahme von Ehrenämtern in der Verwaltung des 
Reichsgaues und zur ehrenamtlichen Mitwirkung bei 
Durchführung einzelner Angelegenheiten des Reichs— 
gaues unter den gleichen Vorausſetzungen und mit 
den gleichen Folgen verpflichtet wie in der Gemeinde, 
in der fie das Bürgerrecht beſitzen. Für die Wahr- 
604 
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nehmung ehrenamtlicher Tätinfeit im Reichsgau 
gelten die Vorſchriften finngemäß, die für die ehren- 
amtliche Tätigfeit in der Gemeinde maßgebend find. 


85 
Die Entſcheidung des Reichsſtatthalters über den 
Einſpruch ($ 30 der Deutichen Gemeindeordnung 
vom 30, Janısar 1935, Reichsgeſetzbl. TS. 49) ift end- 
gültig. 
86 
Der Reichsminiſter des Innern regelt im Einver- 
nehmen mit dem Reich&minifter der Finanzen Die 
überörtlihe Vrüfung des Haushalts-, Kaſſen- und 
Rechnungsweſens, der Wirtichaftlichkeit und Zweck— 
mäßigfeit der Verwaltung fowie der wirtichaftlicyen 
Unternehmen des Reichsgaues. Bis dahin jehen Die 
beftehenden überörtlihen Brüfungseinrichtungen ihre 
Tätigkeit fort. 
87 


SS 9 bis 15 und $ 33 der Deutſchen Gemeindeord— 
nung finden auf die Neichsgaue feine Anwendung. 


8 
Im Falle des $ 54 der Deutjchen Gemeinde: 


ordnung entfcheidet der Reichsminiſter des Innern 
im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers. 


Berlin, den 25. November 1939. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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9 

(1) Someit die Deutfche Gemeindeordnung, die all- 
gemeinen Verordnungen zur Durchführung der Deut: 
ſchen Gemeindeordnung und die nad) $ 105 Abi. 2 
der Deutfchen Gemeindeorenung exrlaffenen Verord- 
nungen für Stadtfreife und für Stadtfreife mit mehr 
ala 100000 Einwohnern beſondere Vorſchriften 
treffen, geiten fie auch für die Reichsgaue. 


(2) Reichsrechtliche Vorjchriften für die Gemeinde 
verbände gelten aud) für die Reichsgaue, ſoweit nicht 
ausdrücklich anderes beitimmt wird. 


$ 10 


(1) Die Vorſchriften diefer Verordnung gelten nicht 
für den Reichsgau Wien. 


(2) Für den Reichsgau Wien gelten die Vorſchriften 
der Verordnung über die Einführung der Deutichen 
Gemeindeordnung im Lande Oſterreich vom 15. Sep- 
tember 1938 (Reichsgeſetzbl. ©. 1167) mit der Maß— 
aabe, daß im Artikel II S 19 in Nr.4 an Stelle der 
Zahl 50000 Reichsmark die Zahl 100000 Reidye- 
mark tritt. Des weiteren gelten für den Reichsgau 
Wien die auf Grund des $ 105 Abſ. 2 der Deutichen 
Gemeindeordnung erlaffenen Durhführungsverord- 
nungen, 


Der Neihsminifterdes Innern 
In Vertretung 
Vfundtner 


"U [LU Tr Er ET 


Polizeiverordnung 
über die Fernhaltung Jugendlicher von öffentlichen Tanzluſtbarkeiten. 
Dom 29. November 1939. 


Auf Grund der Verordnung über die Polizeiver— 
ordnungen der Neihsminifter vom 14. November 
1938 (Reichsgefeßbl. I ©. 1582) wird folgendes ver- 
ordnet: 

81 

(1) Der Aufenthalt in Räumen, in denen öffent— 
liche Tanzluſtbarkeiten ſtattfinden, und die Teilnahme 
an Tanzluͤſtbarkeiten ım Freien iſt weiblichen Jugend- 
lichen unter 16 Jahren und männlichen Jugendlichen 
unter 18 Jahren nur in Begleitung des Erziehungs: 
beredytiaten oder einer von ihm beauftragten voll— 
jäbriaen Perſon, und aud) dann nur bis 23 Uhr, ae: 
ſtattet. 

(2) Das Verbot des Abſ. 1 gilt nicht für Ange 
böriae der Wehrmacht und des Neichdarbeitsdienftes. 

N 2 


Die Unternehmer von öffentlichen Tanzluſtbarkei— 
ten und von Tanzluſtbarkeiten im Freien haben auf 


das Verbot des 81 durch einen deutlich ſichtbaren Aus: 
bang hinzuweiſen. 
53 
Ausnahmen von dem Verbot des $ 1 können durch 
die Ortspolizeibehörden bei befonderen Anläffen, in 
befondere an nationalen Feiertagen, zugelaſſen werden. 
84 
Mit einer Geldſtrafe bis zu 150 Reichsmark, in be— 
ſonders ſchweren Fällen mır Hajt bis zu ſechs Wochen, 
werden beſtraft: 

1. Jugendliche, die vorſätzlich gegen das Verbot 
des 81 verſtoßen, 

2. Erziehungsberechtigte, die vorſätzlich oder fahr— 
läſſig durch Verletzung ihrer Aufſichtspflicht 
Jugendlichen entgegen dem 81 den Aufenthalt 
in Räumen, in denen öffentliche Tanzluitbar- 


feiten ftattfinden, oder die Teilnahme an Tanz- 
Iuftbarfeiten im Freien ermöglichen, 
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3. Unternehmer von öffentlihen Tanzluftbarkei- 
ten, die vorjäßlich oder fahrläſſig den Aufent- 
halt von Jugendlichen entgegen den S1 in 
Räumen dulden, in denen öffentliche Tanzluit- 
barfeiten ftattfinden, oder dir die Teilnahme 


Berlin, den 29. November 1939. 
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Jugendlicher an Tanzluftbarfeiten im Freien 
aeitatten, 


4. Unternehmer von Tanzluftbarfeiten, die vor- 
ſätzlich oder fahrläffig gegen den $ 2 verftoßen. 


Der Reichdminifter des Innern 
Frick 





Berordnung über den Berkehr mit Pferdedärmen. 
Vom 5. Dezember 1939. 


Auf Grund des $ 25a des Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 3. Juni 1900 (Reichsgejegbl. S. 547) in der Faſſung vom 
13. Dezember 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 1447) wird verordnet: 


Die Vorjchriften des $ 18 des Trleifchbeichaugejehes finden auf Därme von Verden und jonftigen Einhufern 


feine Anwendung. 


Dieje Verordnung tritt mit dem Tage der Verfündung in Kraft. 


Berlin, den 5. Dezember 1939. 


Der Reihsminifterdes Innern 
In Bertretung 
Pfundtner 





Verordnung zur Ausübung der Rechtspflege im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig. 


Bom 5. Dezeniber 1939, 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereini- 
gung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutfchen 
Reich vom J. September 19396Reichsgeſetzbl. IS. 1547) 
wird verordnet: 

Sl 

Die Gerichte im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig Tprechen Recht im Namen des Deut: 
ichen Wolfes, 

82 

Das Obergericht in Danzig nimmt neben ſeinen 
bisherigen Aufgaben die Zuſtändigkeiten wahr, die 
das im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
nad) der Wiedervereinigung mit dem Reich einge- 
führte Necht den Oberlandesgerichten zuweiſt. 


3 
Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
treten in Kraft: 
1. das Geſetz über die Einficht in gerichtliche 


öffentliche Bücher und Negifter vom 30, Sep 
tember 1936 (Reichsgeſetzbl. I ©. 853); 


2. das Geſetz zur Ergänzung des $ 10 der Grund» 
buchordnung vom 31. Oftober 1938 (Reiche: 
gejekbl. I ©. 1544); 
3. Die Verordnung über Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Gerichtsverfaffung und der Rechts: 
pflege vom 1. September 1939 (Reichögejeßbt. I 
5.1658) ſowie die dazu ergangenen Durd)- 
führungsverordnungen vom 8. September und 
vom 4. Oktober 1939 (Neichsgefeßbl. 1 ©, 1703, 
1994) nad) Maßgabe der Vorjchriften des S 4; 
4. die Verordnung Über Maßnahmen auf dem 
(Gebiete des bürgerlichen Streitwerfahreng, der 
Swangsvollftveeung, des Konkurſes und des 
bürgerlichen Rechts vom 1. September 1939 
(Neichsgefekbl. I S, 1656) mit Ausnahme des 
Artikels 3 Nr. 1 in der zur Qeit geltenden 
Faſſung, 

die Verordnung über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Swangsvollftredung vom 
31. Oftober 1939 GReichsgeſetzbl. T S. 2139). 


Sa 


(1) Die Vorſchriften des S 3, des S 6 Sat 2, des 
8 12 Abſ. 2 Satz 2 und des S 17 der Verordnung 


ul 


an 
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über Maßnahmen auf dem Gebiete der Gerichtöver: 

faſſung und der Nechtöpflege vom 1. September 1939 

Reichsgeſetzbl. I S. 1658) find im Gebiet der bis— 

berigen Freien Stadt Danzig in folgender Faſſung 

anzuwenden: 

1, „S3 

Gerichtsaſſeſſoren und Perſonen, die nach 57 

der Verordnung über die Laufbahn für das Amt 
des Richters und des Staatsanwalts vom 16. Mai 
1939 (Neichögefegbl. I ©. 917) oder der ent 
iprechenden Danziger Verordnung vom 11. Auguft 
1939 (Geſetzbl. f. d. Freie Stadt Danzig ©. 409) 
zu vichterlichen Geſchäften herangezogen werden, 
fönnen bei allen Gerichten als Hilfsrichter ver— 
wendet werden.” 

>, „Ss 6 (Saß 2) 
ft die Klage bei dein Landgericht vor dein Inkraft— 
treten diefer Verordnung zur Terminsbeitimmung 
eingegangen, jo richtet ſich die Zuftändigfeit nad) 

den bisherigen Vorſchriften. Das gleiche gilt, 
wenn vor dem nfrafttreten diefer Verordnung 

das Armenrecht für die Durchführung der Klage 


bei dem Candgericht bewilligt tt.” 

>. „Ss 12 (Nbf.2 Sak 2) 
$ 55 Abf. 3 Sat 2 des Danziger Arbeitsgerichts- 
gefeßes in der Faſſung vom 15. Januar 1937 
Geſetzbl. f. d. Freie Stadt Danzig ©. 67, 139) 
und der vom 1. Januar 1940 ab an die Stelle 
diefer Vorſchrift tretende $ 61 Abi. 3 Sab 2 des 
im Altreich geltenden Arbeitsgerichtsgefeßes finden 
feine Anwendung.“ 

1 „s17 

Artikel II de8 Kapitels I der Zweiten Danziger 

Verordnung, betreffend Wereinfahung und Er- 
jparnifje in der Rechtspflege, vom 16, September 
1932 (Gefeßbl. f. d. Freie Stadt Danzig ©. 697) 
wird aufgeboben.“ 


(2) Die Vorihriften der Verordnung über Maß— 
nabmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfaflung und 
der Nechtöpflege vom 1. September 1939 (Reichs 
geſetzbl. IS. 1658) und der dazu ergangenen Durd)- 
fübrungsverordnungen vom 8. September und vom 
4. Oktober 1939 (Neichsgefeßbl. I S. 1703, 1994) 
über die Zuläſſigkeit von Nechtsmitteln gelten im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig nur für 
Rechtsmittel gegen ſolche Enticheidungen, die nad) 
dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ergangen ſind. 


Berlin, den 5. Dezember 1939. 


Meichsgejebblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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$5 


Die Vorschrift des $ 5lla Abſ. 5 der Zivilprozeß- 
ordnung in der im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig geltenden Faſſung wird aufgehoben. 


86 

(1) Wer vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung 
in einem Verfahren vor einem Gericht im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig eine Notfrift 
oder eine andere Friſt verfäumt hat, kann die Wieder- 
einfeßung in den vorigen Stand beantragen, wenn 
er an der Einhaltung der Frift ohne eigenes grobes 
Verichulden durch Umftände verhindert worden ilt, 
die durch den Kampf um die Heimkehr Danzigs in 
das Neich oder die anläßlich diefes Kampfes aetrof- 
fenen Maßnahmen verurſacht worden find. 


(2) Die Frift für den Antrag auf Wiedereinjegung 
beginnt in den Fällen des Abſ. 1 nicht vor dem In— 
frafttreten diefer Verordnung. Es genügt für Die 
Miedereinfekung, daß der Säumige den Wiederein- 
ſetzungsgrund glaubhaft macht. 


(3) Wird in einer bürgerlichen Nechtsftreitigkeit 
dem Wiedereinfeßungsantrag ftattgegeben, jo gelten 
die Koften, foweit fie nicht durch einen unbegründeten 
Mideripruch des Gegners entftanden find, als Teil 
der Koſten des Geſamtverfahrens. Die Vorſchrift 
des $ 238 Abf. 3 der Zivilprozeßordnung findet in- 
jomweit feine Anwendung. 


87 

Im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
aeltende Vorjchriften, die diefer Verordnung entgegen 
fiehen oder ihr Inhaltlich) entſprechen, treten außer 
Kraft. Dies gilt insbefondere für die Verordnung zur 
Abänderung des Ausführungsgejeges zum Gerichts: 
verfaflungsgefeß vom 22. Juli 1939 (Gejeßbl. f. d. 
Freie Stadt Danzig S. 377) und die Verordnung 
zur Entlaſtung der Gerichte vom 6. September 1939 
Geſetzbl. f. d. Freie Stadt Danzig ©. 480, 504). 


‘8 


Der Reihsminifter der Juftiz erläßt die zur Aus— 
führung diefer Verordnung erforderliden Vorſchrif— 
ten. Er kann Smeifel, die ſich bei der Einführung 
der in diefer Verordnung genannten Vorjehriften im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig ergeben, 
im Verwaltungsweg enticheiden. 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Neichsminifter des Innern 
Frick 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des JIunern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlun. 
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— ee 


Fünfte Verordnung zur Ausführung des Reichsjagdgeſetzes. 
Vom 24. November 1939. 


Auf Grund des $70 des Reichsjagdgeſetzes vom oder 10 des Geſetzes zumider erlegt ift, und zwar 
3, Juli 1934 (ReichSgefeßbl. I S. 549) in der Faſſung auch dann, wenn in einem etwa borausgegan- 
des Gefehes vom 23. April 1938 (Reichsgejeßbl. I genen ftrafgerichtlichen Verfahren eine Einziehung 
S. 410) wird folgendes verordnet: nicht ausgefprochen worden ift. Nach Ablauf der 

VBerwahrungsfrift kann der Berechtigte binnen 
Artifel 1 einer Ausſchlußfriſt von drei Monaten die Aus- 
Lieferung der verwahrten Sache gegen Erjtattung 

Der $58 der Verordnung zur Ausführung bes einer dom Reichsjägermeifter zu beftimmenden 
Reichsjagdgefepes vom 27. März 1935 (Neichägefebbt. I Verwahrungsgebühr verlangen. Wird der Aus- 
S. 431) in der Faſſung der Verordnung vom 25. April lieferungsanfpruch nicht rechtzeitig geltend ges 
1938 (Reichögefehbl. 1 S. 419) erhält folgenden Abi. 2: macht, jo gebt die verwahrte Sache entſchädigungs— 

[08 in das Eigentum der Deutſchen Tägerichaft 


‚‚(2) Neben der Verurteilung kann zugleich auf 
Ablieferung des Kopfichmudes von Schalenwild 
zur Verwahrung bei der Deutichen Tägerichaft für Artifel 2 
die Dauer bis zu zehn Jahren erfannt werden, das 8 
den Vorſchriften des 60 Abf. 1 oder Abſ. 2Nr. 8 Diefe Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft. 


über.’ 


Berlin, den 24. November 1939. 


Der Reichsjägermeiſter 
In Vertretung 


Alpers 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 


Dr. Schlegelberger 
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Berordnung gegen Gewaltverbreder. 
Bom 5. Dezember 1939, | 


Der Minifterrat für die Neichöverteidigung verordnet 
für das Gebiet des Großdeutfchen Reichs mit Geſetzes— 
fraft: 


81 


Gewalttaten mit der Waffe 


(1) Wer bei einer Notzucht, einem Straßentaub, 
Banfraub oder einer anderen fchweren Gewalttat 
Schuß-, Hieb- oder Stoßwaffen oder andere gleich ge- 
fährliche Mittel anmendet oder mit einer folchen Waffe 
einen anderen an Leib oder Leben bedroht, wird mit 
dem Tode beftraft. 


(2) Ebenfo wird der Verbrecher bejtraft, der Ver— 
folger mit Waffengewalt angreift oder abwehrt. 


2 
Scyuß für Helfer 
bei der Verfolgung von Verbrechern 
Wer ſich bei der Verfolgung eines Verbrecher für 
deſſen Erareifung perſönlich einfeßt, genießt Dabei den- 
jelben ftrafrechtlichen Schuß, wie er Dolizei- und Juſtiz— 
beamten zuteil wird, 


Berlin, den 5. Dezember 1939. 


3 
Auftändigfeit des Sondergericyts 
Bei Straftaten, die nach den $$ 1 oder 2 diefer Ver— 
ordnung zu beurteilen find, wird die Anklage vor dem 
Sondergericht erhoben. 
54 
Schärfere Strafe bei Verſuch und Beihilfe 
Für den ftrafbaren Verſuch eines Verbrechens oder 
Vergehens oder für die Beihilfe dazu ift allgemein die 
Strafe zuläffig, die für die vollendete Tat vorgefeben ift. 


$5 
Nüdwirkende Kraft 
Die Verordnung gilt auch für Straftaten, die vor 
ihrem Inkrafttreten begangen find. 


$ 6 
Scylufbeitimmungen 
Der Reichsminiſter der Juftiz erläßt die zur Durd)- 
führung und Ergänzung diefer Verordnung erforder- 
lichen Nechts- und Verwaltungsvorfchriften und trifft 
die näheren Beftimmungen über die Anwendung der 
Verordnung im Brotektorat Böhmen und Mähren. 





Der VBorfißende 
des Minifterrats für Die NeichSverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarjchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichdverwaltung 
Frick 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 





Verordnung über die Anwendung der reichsrechtlichen Vorſchriften 
des Beamtenrechts und des Beſoldungsrechts bei den Behörden und Dienſtſtellen des Reichs 
im Protektorat Böhmen und Mähren, 


Bom 7. Dezember 1939, 


Auf Grund des Erlaffes des Führers und Reichskanzlers über das Protektorat Böhmen und Mähren vom 
16. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 485) wird verordnet: 


81 
Für die Beamten, die bei den im Protektorat Böhmen und Mähren eingerichteten Behörden und Dienſtſtellen 
des Reichs beichäftigt Find, gelten auch infoweit, als bisher etwas anderes beftimmt war, die reichsrechtlichen 
Rorjchriften des Beamten- und des Beſoldungsrechts. 
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Auf dem Gebiet des Beamtenrechts find insbefondere anzuwenden 

1. das Deutjche Beamtengejeß (DVG) vom 26, Januar 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 39) in der Faſſung vom 
25, März 1939 (Reichögefegbl. I S. 577) nebſt den Verordnungen zur Durchführung des Deutjchen 
Beamtengeſetzes vom 29. Juni 1937 (Neichögejehbl. I ©. 669), vom 13, Oktober 1938 (NReichögejeßbt. I 
©. 1421), vom 27. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1982), der Verordnung zur Durchführung des 
Geſetzes zur Anderung des Deutichen Beamtengefebes vom 14. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 752) und 
der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet des Beamtenrecht vom 1. September 1939 (Reich: 
geſetzbl. I ©. 1603), 


2, die Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten vom 6. Juli 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 753) nebſt 
der Verordnung über die Nebentätigkeit der beamteten Arzte, Zahnärzte und Tierärzte vom 3. Mai 1938 
Reichsgeſetzbl. I S. 501) und der Verordnung über die Nebentätigkeit der Hochſchullehrer vom 18. April 
1939 (Reichögejegbl. I ©. 797), 

‚ der Erlaf des Führers und Reichskanzlers über die Ernennung der Beamten und die Beendigung des 
Beamtenverbältniffes vom 10. Juli 1937 (Neichsgejeßbl. I ©. 769) nebſt den Durchführungsvorſchriften 
über die Ernennung der Beamten und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes vom 12. Juli 1937 
(Keichsgeſetzbl. I ©. 771) in der Faſſung der Verordnung vom 23. März 1938 Reichsgeſetzbl. I ©. 323) 
ſowie den auf Grund des Erlaffes des Führers und Reichsfanzlers vom 10. Juli 1937 GXeichsgeſetzbl. I 
S.769) ergangenen befonderen Anordnungen der Reichsminifter, 


4. die Reichdgrundfäge über Einftellung, Anftellung und Beförderung der Reichs- und Landesbeamten vom 
14, Oktober 1936 (Neichsgejehbl. I S. 893) ſowie die Verordnung über Die Vorbildung und die Lauf 
bahnen der deutichen Beamten vom 28. Februar 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 371), 


‚ die Verordnung über die Arbeitözeit der Beamten vom 13. Mai 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 593) in der 
Faffung der Verordnung vom 9. September 1938 (Neichögefeßbl. I ©. 1166), 


6. das Deutiche Volizeibeamtengefes (VBG) vom 24. Juni 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 653) in der Faſſung 
vom 9. Juli 1939 (Neichögefeßbl. I S. 1249) nebſt der vorläufigen Durbführungsverordnung zum 
Deutſchen Volizeibeamtengefeß vom 26. Juli 1937 (Reichögefeßbl. I S. 858) in ber Faſſung vom 
13. Dezember 1938 (Reichögejeßbl. I S. 1815), vom 15. April 1939 (Neichsgejeßbl. I S. 806) und vom 
9. Juli 1939 (Neichsgefegbl. I ©. 1249), 


7. das Gejeß über die befonderen Rechtsverhältniſſe der beamteten Yehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen 
vom 9. April 1938 GReichsgeſetzbl. I ©. 377), 


8. die Reichsdienftftrafordnung (KDStO) vom 26. Januar 1937 (Reichögefegbl. I ©. 71) nebjt den Ver⸗ 
ordnungen zur Durchführung der Reichsdienſtſtrafordnung vom 29. Juni 1937 Reichsgeſetzbl. I ©. 690) 
und vom 27. Auquft 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1069), der Verordnung über das Dienftitrafverfahren 
gegen Wehrmachtbeamte vom 24. Juni 1937 (Reichögefeßbl. I S. 722) in dei Faſſung der Verordnungen 
vom 18. November 1937 (Reichsgeſetzbl. IS. 1287) und vom 13. Dezember 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1816) 
ſowie den jonftigen auf Grund der Dienftftrafordnung ergangenen Verordnungen ber Reichöminifter, 


9, das Geſetz über Neifefoftenvergütung der Beamten vom 15. Dezember 1933 (Reichögefeßbl. I S. 1067) in 
der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen, 


10. das Gejet über Umzugsfoftenvergütung der Beamten vom 3. Mai 1935 (Reichögefeßbl. I ©. 566) in der 
Faffung der dazu ergangenen Änderungen. 


> 


ot 


3 
I. Zum Deutſchen Beamtengejeb (DVG) 
1. 3u $ 17 DB6 
Bis zur einheitlichen Regelung der Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs durch die Reichsregierung gilt 
folgendes: 


a) allen Beamten wird in jedem Rechnungsjahr ein Erholungsurlaub gewährt. Hat ein Beamter beim 
Antritt feines Urlaubs das ihn zu einer längeren Urlaubsdauer berechtigende Lebensjahr noch nicht voll- 


endet, fo wird ihm der längere Urlaub gewährt, wenn die Vollendung dieſes Lebensjahres innerbalb des 
Rechnungsjabres eintritt. 


IM 
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b) Die Urlaubsdauer beträgt für planmäßige Beamte in 
Altersabteilung 2 Altersabteilung 3 







Ultersabteilung 1 





Urlaubsgruppe Befoldungsgruppe bis zu 30 Tabren 30 bis 40 Jahre über 40 Jahre 
Ralendertage 
> RFRBRER RA ET 16 21 28 
chart AUDI AP... ner 18 25 31 
De EB 21 28 35 
eure AB AB cc 25 31 37 
Pe Al und darüber ...2.....:... 29 37 42 


Maßgebend für die Einreihung in die Urlaubsgruppen ift die Befoldungsgruppe, nad) deren Sätzen ber 
Beamte jeine Bezüge erhält. 


e) Die vorftehenden Urlaubszeiten werden für außerplanmäßige Beamte, die das 30. Lebensjahr nod) 
nicht vollendet haben, gekürzt 


im erften Dienftjahr der außerplanmäßigen Dienftzeit um fünf Kalendertage, 
im zweiten Dienftjahr der außerplanmäßigen Dienftzeit um drei Kalendertage, 
im dritten Dienftjabr der außerplanmäßigen Dienftzeit um zwei Kalendertage. 


d) Diejenigen Beamten, die auf Veranlaffung ihrer vorgefegten Dienftbehörde den Urlaub in der Zeit vom 
1. November bi8 zum 30. April nehmen müffen, erhalten einen Zufagurlaub bis zu höchſtens jieben 
Tagen; fällt der Urlaub nur zum Teil in die vorbezeichnete Zeit, fo verringert fi) der Zufakurlaub ent- 
ſprechend. 

Schwerkriegsbeſchädigten und ſchwerunfallverletzten Beamten kann ein längerer Urlaub gewährt werden, 
wenn ſich dies aus geſundheitlichen Gründen im Einzelfall als geboten erweiſt. Von der Einforderung 
eines ärztlichen Zeugniſſes fann abgeſehen werden, wenn es ſich bei den genannten Beamten um eine 
Verlängerung des Urlaubs bis zu einer Woche handelt. Der gleiche Urlaub kann Kriegsbeichädigten mit 
einer Minderung der Erwerbsfähigfeit von mindeftens 40 vom Hundert gewährt werden, wenn das er- 
weiterte Erholungsbedürfnis durch ein amtsärztliches Zeugnis für notwendig bezeichnet wird, 


— 


f 


— 


Der Urlaub der Beamten im Vorbereitungsdienſt regelt ſich für die unmittelbaren Reichsbeamten nach 
den von den oberſten Reichsbehörden für ihren Geſchäftsbereich erlaſſenen Beſtimmungen. Im übrigen 
iſt er von der oberſten Dienſtbehörde feſtzuſetzen. 


g) Für den Bereich der Deutſchen Reichsbahn gelten die vom Reichsverkehrsminiſter erlafjenen bejonderen 
Beftimmungen über den Erholungsurlaub der Beamten der Deutjchen Reichsbahn. 


2. Zu S 28 2B6 

Sofern nicht für einzelne Laufbahnen etwas anderes beftimmt wird, gelten die bisher nad) dem für die Dro- 
teftoratsangehörigen geltenden Recht für eine vergleichbare Beamtenftelle zurüdgelegten Anmärterzeiten als 
vorgeichriebene oder übliche Worbereitungs- oder Vrobedienftzeit und die nach dem bisher geltenden Necht, 
inäbefondere nad) $9 des Geſetzes vom 24. Juni 1926, betreffend die Negelung des Bejoldungs- und einiger 
Dienftverhältniffe der Staatsbedienfteten (SdGuV. ©. 483), oder nad) einer entiprechenden Beltimmung 
abgelegten Fachprüfungen als vorgejchriebene oder übliche Drüfuna. 


3. Zu $ 32 Abi. 1 DOG 
AS entmiündigt gilt auch, wer nad) dem bisher für die Protektoratsangehörigen geltenden Recht bejchränft 
entmündigt ift. 


4. 3u 8 6 2BG 

AS Dienftzeit gilt auch die nad) dem bisher für die Protektoratsangehörigen geltenden Recht im Öffentlichen 
Dienst und im Dienft bei den Proteltoratsbahnen und den ehemaligen Tichecho-Slowatifchen Staatsbahnen 
zurückgelegte Zeit. 
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5. 3u 8 75 DVG 


Dem Pfleger im Sinne des $ 75 Abj. 1 Sab 1 DBG fteht gleich der nad) dem biöher für die Protektorats- 
angehörigen geltenden Nedyt vom Gericht beftellte Kurator. 


6. Zu S 80 DBS 

Die Beftimmung des $ 80 Abf. 2 OBG findet auf Beamte, die auf Grund des Staatövertrages vom 20, No- 
vember 1938 (Reichögefetbl. TI S. 896) oder auf Grund der Verordnung über den Erwerb der deutichen Staats— 
angehörigkeit durch frühere tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörige deutfcher Volkszugehörigkeit vom 20. April 1939 
(Reichsgeſetzbl. I S. 815) die deutjche Staatsangehörigkeit erworben haben und fpäteftens mit Wirkung vom 
1. April 1940 ab zum Reich&beamten auf Lebenszeit ernannt werden, in der Beamtenftelle, in der fie ihre erſte - 
planmäßige Anftellung ala Reichsbeamter gefunden haben, feine Anwendung. 


7. Zu den $$ 81 bis 85 DVG 


(1) Ruhegehaltfähig ift auch die Zeit, während der ein Beamter vor feiner Ernennung nad) Vollendung des 
fiebenundzwanzigften Lebensjahres 
1. vor dem 16. März 1939 im öffentlichen Dienft in der früheren Tſchecho⸗Slowakei oder im Dienft bei den 
früheren Tſchecho-Slowakiſchen Staatsbahnen und, joweit die Zeit nach dem 28. Oktober 1918 in Betracht 
fommt, ihren Rechtövorgängern geitanden bat, 
2. vor dem 16. März 1939 im Dienft der früheren tichecho-flowalijchen Mehrmacht geftanden bat, 


3. auf Grund eines früheren Dienftverhältnifjes im öffentlichen Dienft in der früheren Tehecho-Slowalei 
oder im Dienft bei den früheren Tſchecho-Slowakiſchen Staatöbahnen und ihren Rechtsvorgängern Rube- 
gehalt oder jonftige laufende Verjorgungsbezüge erhalten bat, 


4. auf Grund des Erlafies des Reichsminiſters des Innern und der Finanzen vom 18, Oktober 1938 (Reichs- 
hausbalts- u. Bejoldungsbl. S. 321) oder einer entiprechenden Vorjchrift einer oberften Neichsbehörde 
vorläufig in den öffentlichen Dienft in den judetendeutjchen Gebieten übernommen ift oder nach) diefem 
Erlaß vorläufige Dienftbezüge erhalten bat, 


5. nad) dem 15. März 1939 in einem öffentlich-rechtlichen Dienftverhältnis zu dem Vrotektorat Böhmen 
und Mähren oder den Vrotektoratsbahnen geftanden hat. 


(2) Als ruhegehaltfähig nad) $ 85 Abf. 1 DBG kann aud) die Seit angerechnet werden, während der ein Be- 
amter vor jeiner Ernennung nad Vollendung des jiebenundziwanzigften Lebensjahres 
1. fich bis zum 22. Oktober 1933 für die Sudetendeutjche Nationaljozialiftiiche Dartei oder vor dem 10. Oktober 


1938 für die Sudetendeutjche Seimatfront oder nad) deren Auflöfung für die Sudetendeutjche Partei 
fämpferifch betätigt, inäbejondere ein Amt bekleidet hat, 


2, zwiichen dem 10. Oftober 1938 und dem 31. Dezember 1938 ein Amt in der Sudetendeutjchen Partei 
. oder ihren Gliederungen hauptberuflich bekleidet hat, 


3, vor dem 10. Oftober 1938 Angehöriger des Sudetendeutfchen Arbeitsdienftes geweſen iſt, 


4. fich vor dem 16. März 1939 in anderer Weije bejondere Verdienfte um das Deutjchtum in der früheren 
Tichecho-Slowalei erworben bat. 


Ob eine der Vorausfeßungen unter Nr. 1 bis 4 vorliegt, ift im Benehmen mit dem Stellvertreter des Führers 
und in dem Fall unter Nr. 4 auch im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern feitzuitellen. 


(3) Auch ohne daß eine der Vorausfegungen unter Abſ. 1 und 2 vorliegt, kann als rubegehaltfähig die vor 
der Ernennung zum Beamten nad) Vollendung bes ſiebenundzwanzigſten Lebensjahres liegende Zeit ange- 
rechnet werden, jofern der Beamte glaubhaft macht, daß er während diefer Zeit wegen feiner deutichen Volks— 
zugehörigteit nicht oder nicht mehr im öffentlichen Dienft in der früheren Tichecho-Slowalei oder im Dienft 
bei den früheren Tſchecho-Slowakiſchen Staatsbahnen beſchäftigt worden ift. Die Entſcheidung trifft die oberfte 
Dienftbehörde im Einvernehmen mit dem Neihöminifter der Finanzen endgültig. 


(4) Sofern einem Beamten gemäß Abf. 1 Nr. 1 und 3 oder Abi. 3 die unmittelbar vor dem 16. März 1939 
liegende Zeit als ruhegehaltfähig berüdfichtigt wird, ift auch die Zeit nad) dem 15. März 1939 Dis zur Ernennung 


als rubegebaltfäbig anzurechnen. 
606 
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(5) Ruhegehaltfähig im Sinne des $ 81 Abj. 1 DBG ift auch die Dienftzeit, während der ſich ein Beamter 
im öffentlich-rechtlichen Dienftverhältnis in Öfterreich-Ungarn befunden bat. Die Berüdfichtigung der in dem 
früheren öfterreich-ungarifchen Heer verbrachten Dienftzeit als rubegebaltfähig regelt fih nad) Nr. 1 der Ver— 
ordnung zur Durchführung des $ 82 des Deutjcyen Beamtengejeges vom 29. Juni 1937 (Reichögejeßbl. I 
5.669) in der Faſſung der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Deutjchen Beamtengejeges vom 13, Oktober 
1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1421), die Anredinung bon Kriegsdienftzeit 1914 bis 1918 im früheren öſterreich⸗ 
ungariſchen Heer nach Nr. 3 der Verordnung zur Durchführung des $ 83 des Deutſchen Beamtengeſetzes vom 
29. Juni 1937 (Reichsgeſetzbl. IS. 669) in der Faſſung der weiten Verordnung zur Durchführung des Deutjchen 
Beamtengefeßes vom 13. Oktober 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1421) und die erhöhte Anrechnung der in der Zeit 
vom 1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 in Öfterreich- Ungarn in einem öffentlich-rechtliden Dienftverhältnis 
oder im Militärdienft verbrachten Zeit nach $ 179 Abj. 7 DBG. Der Reichäverkehrsminifter wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit den Reichsminiſtern des Innern und der Finanzen zu beftimmen, inwieweit ein Dienft- 
verhältnis bei den Eifenbahnen in Oſterreich-Ungarn einem öffentlich-vechtlichen Dienftverhältnis gleichzu- 
achten ift. 

(6) Ob eine Anrechnung von Zeiten gemäß Abj. 1 bis 5 als rubegehaltfähig in Betracht fommt, ift alsbald, 
ipäteftens innerhalb drei Jahren nach der Anftellung, feftzuftellen. 


8. Ju $86 DOG 
Das zu den 88 81 bis 85 DBG Beltimmte gilt auch für die Feſtſetzung des Wartegeldes. 


9. Zu 893 2BG 


Als „für ehelich erklärte Abkömmlinge“ gelten aud) die im $162 des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erwähnten Kinder. | 


10. zu 8 97 DBS 


$ 97 Abf. 1 Sat 2 DBG gilt entjprechend für Die Ehefrau eines verftorbenen Beamten, wenn bei defjen Tode 
die Ehe nad) früher maßgebendem Eherecht von Tiſch und Bett gefchieden war. 


11. Zu 8 102 DB 


(1) Ein Unterhaltsbeitrag fann unter den gleichen Vorausjegungen, unter denen ber Ehefrau aus einer nad) 
Neichsrecht gefchiedenen Ehe ein Unterhaltsbeitrag bewilligt werden kann, auch der früheren Ehefrau aus einer 
nad) früher maßgebendem Eherecht getrennten Ehe bewilligt werden. 


(2) Ein Unterhaltsbeitrag kann ferner bewilligt werden der nad) früher maßgebendem Eherecht von Tifch und 
Bett geichiedenen Ehefrau, ſofern fie nicht auf jeglichen Unterhaltsanfprud) verzichtet oder die Scheidung bon 
Tiſch und Bett verfchuldet hat; dies gilt auch dann, wenn die Ehe nadhträglic) nach NReichsrecht gejchieden 
worden ift. 


12. Zu $S 107 bis 125 DB 
Sat ein Beamter vor feiner Ernennung zum Beamten einen Dienftunfall (Betriebsunfall) in einem nad) dem 


bisher maßgebenden Recht als öffentlich-rechtlich anzufehenden Dienftverhältnis erlitten, jo richtet ſich aud) in 
diefen Fällen die Unfallfürjorge ausſchließlich nad) den Vorjchriften der $$ 107 bis 125 DBG, 


13. Zu $ 178 DBG 


(1) Diefe Beftimmung gilt nicht für die im Vroteftorat Böhmen und Mähren eingerichteten Behörden und 
Dienftftellen des Neichs. Beamter im Sinne des DBG ift nur, wer die im $27 Abf. 1 DBG bezeichnete Urkunde 
erhalten hat, und zwar jelbft dann, wenn er nad) dem bisher für die Vroteftoratsangehörigen geltenden Recht 
eine einem Beamten auf Lebenszeit vergleichbare Nechtöftellung innehatte. “ft oder wird eine Behörde oder 
Dienftitelle des Protektorats Böhmen und Mähren auf das Neich übernommen, fo endet mit der Berufung in 
das deutiche Beamtenverhältnis das bisherige Dienftverhältnis derjenigen, die nad) dem bisher für die Protek— 
toratsangehörigen geltenden Recht bei diefer Behörde oder Dienftitelle in einem öffentlich-rechtlichen Dienſt— 
verhältnis geftanden haben; das Dienftverhältnis zu dem bisherigen Dienſtherrn der bei diefer Behörde oder 
Dienftftelle beſchäftigten öffentlicy-rechtlichen Bedienfteten, die nicht in das deutjche Beamtenverhältnis berufen 
werden, wird dagegen durd) die Übernahme der Behörde oder Dienftftelle auf das Neid) nicht berührt. 
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(2) Ein nad) dem bisher für die Droteftoratsangehörigen geltenden Recht als öffentlich-⸗rechtlich anzujehendes 
Dienftverhältnis im Sinne diefer Beftimmungen ift aud) das Dienjtverhältnis der Bedienfteten der Droteftorat3- 
bahnen und der ehemaligen Tſchecho-Slowakiſchen Staatsbahnen, joweit es ſich handelt um 


a) Beamte der Dienftklaffen Ib, Ic und IL (Abjchnitt I des Erften Teils derfegierungsverordnung vom 5. März 
1927 — SdGuV. 9. Stüd), 


b) Eifenbahngagiften außer der Dienftklaffe (Abſchnitt IL des Erſten Teild der Negierungsverordnung vom 
5. März 1927), 

c) Unterbeamte und Angeftellte (Abfchnitt III des Erften Teils der Bu ee ee vom 5. März 1927), 

d) Beamte des früheren Status III ($ 85 der Regierungsverordnung vom 5. März 1927) und 


e) Anwärter für die Beamtenftellen der unter a genannten Dienftklaffen ($ 5 Abf. 1 der Regierungsverordnung 
vom 5. März 1927). 


14. Zu $ 182 D86 


Diefe Beſtimmung gilt mit der Maßgabe, daß bis zur Errichtung des Reichsverwaltungsgerichts die durch 
Klage vor dem Verwaltungsgericht geltend zu machenden Anfprüche vor den ordentlichen Gerichten geltend zu 
machen find. Die Zuftändigkeit regelt fih, auch in den Fällen des $ 142 Abf. 2 Sat 2 OBG, nad) $ $ 71 Abi. 2 
des Gerichtöverfafjungsgejeßes. 


1. Zur Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten 
15. Zu Nr. 4 bj. 3 

Bis zur einheitlichen Regelung der Mufifausübung durch Beamte gilt folgendes: 

a) Die Genehmigung zur Mufitausübung gegen Entgelt gilt allgemein als erteilt, wenn die Muſikausübung 
nicht öfter als Z6mal im Jahre und außerdem in feinem Vierteljahr öfter als neunmal ſtattfindet und eine 
Beicheinigung der zuftändigen Stelle vorliegt, daß für die beabfichtigte Mufilausübung geeignete Berufs- 
mujfifer nicht zur Verfügung jtehen. 

b) Auch joweit die Genehmigung nad) a allgemein als erteilt gilt, kann die oberfte Dienftbehörde oder die von 
ihr beftimmte nachgeordnete Behörde einem Beamten die Mufifausübung unterfagen, falls er durch fie 
io ftark in Anſpruch genommen wird, daß die dienftlichen Intereſſen darunter leiden, oder zu befürchten ift, 
daf die Mufifausübung im einzelnen Fall gegen die Würde des Beamten verftößt. Die Mufilausübung 
unter Verhältniffen, die mit dem Anfehen der Beamtenfchaft nicht vereinbar find, ift in jedem Falle ver- 
boten. 

e) Um eine Prüfung zu ermöglichen, ob die beftehenden Vorſchriften beachtet find, haben Beamte, Die gegen Ent- 
gelt Muſik ausüben wollen, dies unter Angabe des Unternehmers, des Tages und des Ortes der Veran— 
ftaltung, der Dauer der Mufitausübung ſowie des vereinbarten Entgelt3 ihrer oberften Dienftbehörde oder 
der bon ihr beftimmten nachgeordneten Behörde unter Beifügung der unter a vorgejehenen Beſcheinigung 
vorher anzuzeigen. 

d) Mufifausübung, für die ein Entgelt in keinerlei Form gewährt wird, braucht nicht angezeigt zu werben. 

e) Vorftehende Beftimmungen gelten nicht für die Erteilung von Muſikunterricht durd) Beamte. 


f) Kür die Muſikkorps der uniformierten Ordnungspolizei gelten die hierfür erlafjenen befonderen Beſtim— 
mungen. 


IH. Zu den Reichsgrundſätzen über Einjtellung, Anjtellung und Beförderung der Reichs— 
und Zandesbeamten 


16. Es gelten auch die ergänzenden Beltimmungen vom 4. September 1937 (Minifterialbl. d. Reichs- u 
Preuß. Min. d. Innern ©. 1453) und vom 7. Juni 1938 (Minifterialbl. d. Reichs- u. Dreuß. Min. d. Innern 
5. %9). 

17. Zu SS Buchſt. a 


Als Stichtag tritt an die Stelle des 30. Januar 1933 der 16. März 1939, ſofern es fi) um Beamte handelt, 
| die erft auf Grund der Verordnung über den Erwerb der deutfchen Staatsangehörigfeit durch Be tichecho- 
| jlowatifche Staatsangehörige deutſcher Voltszugebörigkeit vom 20. April 1939 (Reichögefegbl. I S. 815) die 

deutiche Staatsangehörigkeit erworben haben. 


I 
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18. 3u 8 17 Abi. 4 


Diefe Beftimmung gilt entfprechend für ehemalige Angehörige der Sudetendeutſchen Nationalfozialiftifchen 
Vartei, der Sudetendeutjchen Heimatfront und ber Sudetendeutjchen Vartei, die ſich vor dem 10. Oftober 1938 
um den fudetendeutichen Kampf beſonders verdient gemacht haben. 


IV. Zum Deutſchen Bolizeibenmtengejek (PB6) 
19. Zu den 88 27, 28, 29, 31 und 35 PBG nebit Borlänfiger Durchführungsverordnung dazu 


(1) Die 88 27, 28, 29 und 35 nebjt Vorläufiger Durchführungsverordnung dazu gelten nicht für das Gebiet 
des Protektorats Böhmen und Mähren. 


(2) 8331PBG gilt nicht für Beamte, die auf Grund des Staatsvertrages vom 20.November 1938 (Reichögefeßbl. II 
S.896) oder auf Grund der Verordnung über den Erwerb ber deutfchen Staatsangebörigfeit durch frühere 
tichecho-flowafifche Staatsangehörige deutjcher Roltszugebörigteit vom 20, April 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 815) 
die deutiche Staatsangehörigkeit erworben haben. 


20. Zu $ 32 PB6 nebit Borläufiger Durchführungsverordnung dazu 


Der Reichsminiſter des Innern beftimmt, inwieweit vor dem 10. Oktober 1938 liegende Dienftzeiten in der 
Sudetendeutichen Nationalfozialiftifchen Partei, der Sudetendeutichen Seimatfront und der Sudetendeutichen 
Vartei bei befonderer Betätigung in diefen auf die woölfjährige Volizeidienftzeit anzurechnen jind. 


V. Zur Reichsdienſtſtrafordnung (NDSLD) 


21. Zu S 19 Abſ. 1 Nr. 3 NDSD 


Mafgebend find auch die für die Viroteftoratsangebörigen geltenden Borjehriften über die Zuſtellung von 
Amts wegen. 


2, Zu $ 32 NDSIHD 
Für das Gebiet des Vroteftorats Böhmen und Mähren ift die bei dem Regierungspräfidenten in Auffig 
gebildete Dienftftraftammer zuftändig. 


VI. Zum Gejeß über Keijekojtenvergütung der Beamten 
23. Zu 8 12 des Gejebes 


Es finden aud) die Bejtimmungen über Vergütung bei vorübergehender auswärtiger Beichäftigung der 
Beamten vom 16. Dezember 1933 (Reichsbefoldungsbl. S. 200) in der Faffung der dazu ergangenen Änderungen 
Anwendung. 


24. Zu 8 18 des Geſetzes 
Es finden auch Anwendung 


a) die Ausführungsbejtimmungen zum Geſetz über Reifetojtenvergütung der Peamten vom 16. Dezember 
1933 (Reichöbejoldungsbl. S. 192) in der Faſſung der dazu ergangenen Ünderungen vom 28. Juni 1937 
(Reichshaushalts- u. Befoldungsbl. 5.207), vom 27. Juli 1938 (Reichshaushalts-u.Befoldungsbl. S.233) 
und vom 28, Oktober 1938 (Neichshaushalts- u. Bejoldungsbl. ©. 337), 

b) die Sonderbeftimmungen für Auslandsdienftreifen der Neichsbeamten vom 22. Dezember 1933 (Reiche: 
befoldungsbl. 1934 ©. 1), 

e) die Beftimmungen über Vergütung bei Abordnung zu einer auswärtigen Beichäftigungsftelle, zu Lehr— 
furien u. dal. von Anlandsbeamten in das Ausland fowie von Auslandsbeamten in das Inland vom 
7. Rebruar 1934 (Reichsbefoldungsbl. 5.20). 


25. Für den Bereich der Wehrmacht gelten die vom Dberfommando der Wehrmacht und für den Bereich der 
Deutichen Reichsbahn die vom Neichöverfehrsminifter erlaffenen befonderen Beltimmungen. 
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VI. Zum Gejek über Umzugstojtenvergütung der Beamten 
26. Zu 8 10 des Geſetzes 


Hierzu finden auch Anwendung die Richtlinien für das Gewähren von Beiträgen zum Inftandjegen von 
Wohnungen und Abfindungsbeiträgen zum Beichaffen von Wohnungen vom 7. Mai 1935 (Reichsbefoldungsbl. 
5.52) in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen. 


27. Zu $ 14 des Geſetzes 
Es finden aud) Anwendung 


a) die Durchführungsverordnung zum Geſetz über Umzugstoftenvergütung der Beamten vom 7. Mai 1935 
(Reichsbefoldungsbl. S. 40) in der Faſſung der dazu ergangenen Anderungen. 

b) Die Sondervorfchriften für Auslandsumzüge der Beamten vom 12. Juli 1935 (Reichsbefoldungsbl. ©. 81) 
in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen und die Richtlinien Über Vergeben und Abrechnen von 
Auslandsumzügen ſowie über Ermitteln der erfparten Beförderungsauslagen vom 12. Juli 1935 Reichs⸗ 
befoldungsbl. S. 91/92). 


28, Es find aud) anzuwenden die Vorſchriften über Umzugskoftenentichädigung beim Räumen von Wohnungen 
in Gebäuden, die im Eigentum oder in der Verwaltung der öffentlichen Hand ftehen, vom 25. Juni 1935 (Reidys- 
beſoldungsbl. ©. 68) in der Faſſung der Dazu ergangenen Änderungen. 


29. Für den Bereich der Wehrmacht gelten die vom Oberfommando der Wehrmacht und für den Bereich der 
Deutichen Reichsbahn die vom NReichsverkehrsminifter erlaffenen befonderen Beitimmungen. 


4 
Auf dem Gebiet des Beſoldungsrechts find insbejondere anzuwenden: 


1. das Befoldungsgefeß vom 16. Dezember 1927 (Reichsgefegbl. IS. 349). in der Faſſung der dazu ergangenen 
Änderungen und Ergänzungen, 


ID 


‚ die Ausführungsbeftimmungen zum Beſoldungsgeſetz (Befoldungsvorichriften) vom 12. März 1928 
(NReichabefoldungsbl. S. 33) in der Faffung der dazu ergangenen Anderungen und Ergänzungen, 

3, die Erſte Gehaltskürzungsverordnung (Kapitel II des Zweiten Teild der Verordnung des Reihspräfidenten 

zur Sicherung von Wirtfchaft und Finanzen) vom 1. Dezember 1930 (Reichsgeſetzbl. I S. 517, 522) in 

der Faffung der dazu ergangenen Änderungen, 


4. die Durchführungsbeftimmungen zur Erjten Gehaltskürzungsverordnung vom 19. Dezember 1930 (Reiche- 
befoldungsbl. S. 135) in der Faſſung der dazu ergangenen Anderungen, 


ot 


, die Jweite Gehaltstürzungsverordnung (Kapitel 1 des Zweiten Teils der Zweiten Verordnung des Reichs— 
präfidenten zur Sicherung von Wirtfchaft und Finanzen) vom 5. Juni 1931 (Reichögejegbl. I 5.279, 282) 
in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen, 


6. die Durchfübrungsbeftimmungen zur Zweiten Gehaltskürzungsverordnung vom 11. uni 1931 (Reiche: 
befoldungsbl. S. 67) in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen, 


7. die Dritte Gebaltsfürzungsverordnung (Kapitel VI des Siebenten Teils der Vierten Verordnung des Reichs- 
präfidenten zur Sicherung von Wirtjchaft und Finanzen und zum Schuße des inneren Friedens) vom 
8. Dezember 1931 (Neichsgefetbl. I S. 699, 738) in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen, 


8. die Durchführungsbeftimmungen zur Dritten Gehaltsfürzungsverordnung vom 17. Dezember 1931 
(Neichsbefoldungsbl. S. 162) in der Faffung der dazu ergangenen Änderungen, 


9, die Runderlaffe des Neichäminifters der Finanzen über Unterhaltszujchüffe und Vergütungen für Beamte 
im MVorbereitungsdienft vom 15. Februar 1939 (Reichshaushalt3- u. Bejoldungsbl. 9.29) und vom 
28. September 1939 (Reichshaushalts- u. Beſoldungsbl. 5. 2%), 


10, die Vorschriften überReichsdienftwohnungen (Dienftwohnungsporichriften — DWV ) vom 30. Januar 1937 
(Reichsbaushalts- u. Bejoldungsbl. 5.9) in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen, 


m 


Reichögejebbl. 1939 I 
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85 
(1) Das Beſoldungsdienſtalter der Beamten, die aus Anlaß der Ubernahme einer Behörde oder Dienftftelle 


des Vroteftorats Böhmen und Mähren auf das Reich unter Beendigung ihres bisherigen öffentlich-rechtlichen 
Dienftverhältniffes in das deutjche Beamtenverhältnis berufen werden, beginnt in der Eingangsitelle 


a) im einfachen Dienft mit dem Erſten des Monats, in dem das fiebenundzwanzigjte Lebensjahr vollendet ift, 
b) im mittleren Dienft mit dem Erſten des Monats, in dem das neunundzwangigjte Lebensjahr vollendet ift, 


ce) im gehobenen Dienft mit dem Erſten des Monats, in dem das fiebenundzwangigjte Rebensjahr vollendet ift, 
d) im höheren Dienft mit dem Erſten de8 Monats, in dem das neunundzwangigfte Lebensjahr vollendet iſt. 


Soweit ein Beamter nicht in einer Eingangsitelle feiner Laufbahn, jondern in einer Beförderungsftelle angeftellt 
wird, ift das Befoldungsdienftalter zunächft in der Eingangsjtelle nad) der vorftehenden Beftimmung und | odann 
in der Beförderungsftelle fo ſeſtzuſetzen, als ob der Beamte aus der Eingangsftelle am Tage der Berufung in 
das deutjche Beamtenverhältnis in die erſte oder gegebenenfalls weitere Beförderungsſtelle übergetreten wäre, 


(2) Beamten, die aus Anlaß der Übernahme einer Behörde oder Dienftitelle des Vroteftorats Böhmen und 
Mähren auf das Reidy unter Beendigung ihres bisherigen öffentlich-rechtlichen Dienftverhältniffes als außer- 
planmäßige Beamte in Das deutfche Beamtenverhältnis berufen werden, find die Dienftzeiten, die nad) dem bisher 
Für die Vroteftoratsangehörigen geltenden Necht als öffentlich-rechtliche Dienftzeiten gelten, zum Ausgleich von 
Härten auf das Diätendienftalter oder als aufßerplanmäßige Dienftzeit oder nad) beiden Richtungen voll anzu- 
rechnen. Bei der Anwendung der Vorfchrift der Nr. 82 Abi. 2 der Beſoldungsvorſchriften vom 12. März 1928 
(Neichsbefoldungsbl. ©. 33) iind 


a) im mittleren Dienft «u. ueeeseeeee nennen nennen nenn ein Jahr, 
b) im gehobenen Dienft ... seen ennennnnennennnn nn nenn nn drei Jahre, 
e) im höheren Dienft ».--rrerseeeenennennnennnnen nennen nenn drei Jahre fünf Monate 


für den Vorbereitungspdienft in Abzug zu bringen. Die vor dem vollendeten zwanzigften Lebensjahr zurückgelegte 
Dienſtzeit kann weder auf das Diätendienftalter noch als auferplanmäßige Dienſtzeit angerechnet werden. 


(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 können entſprechend auf Beamte angewendet werden, die unmittelbar 
im Anfchluß an ein öffentlich-rechtliches Dienftverhältnis im Sinne des bisher für Vrotektoratsangehörige 
geltenden Rechts in das deutſche Beamtenverhältnis berufen werden, auch wenn Die Behörde oder Dienftitelle, 
bei der fie bis zur Berufung in das Beamtenverhältnis beſchäftigt waren, nicht vom Reich übernommen wird. 


86 

Ehemaligen öffentlich-rechtlichen Bedienfteten einer Behörde oder Dienftftelle des Protektorats Böhmen und 
Mähren, die bereits auf das Reid) übernommen ift, fönnen, fofern fie bis fpäteftens Ende Dezember 1939 in das 
deutfche Beamtenverhältnis berufen werden, Dienftbezüge nach dem Reichsbefoldungsrecht mit Rüdwirkung ab 
1. September 1939 bewilligt werden, wenn und folange fie die Obliegenbeiten der ihnen übertragenen oder einer 
gleichartigen Stelle tatſächlich wahrgenommen haben. 


Berlin, den 7. Dezember 1939. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Tfundtner 


Der NReichdminifter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 
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Berordnung 
über die Einführung von Vorſchriften über die Heritellung von inalltorken 
in der Ditmarf und im Reichsſsgau Sudetenland, 


Bom 7. Dezember 1939. 


Auf Grund des Gefehes Über die Wiedervereinigung 
Ofterreich® mit dem Deutfchen Reich vom 13. März 
1938 (Reichsgefetbl. I S. 237) und auf Grund des Er- 
lafjes des Führers und Reichskanzlers über die Verwal— 
tung der fudetendeutichen Gebiete vom 1. Oktober 1938 
(Reichsgejegbl. IS. 1331) wird verordnet: 


—81 

In der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland gilt 
die Verordnung über die Herſtellung von Knallkorken 
vom 27. Dezember 1928 (Reichsgeſetzbl. 1929 1 ©. 9) 
in der Faſſung der Iweiten Verordnung über die Her- 
jtellung von Knallkorken vom 6. Februar 1934 (Reiche- 
geſetzbl. IS. 88) und der Dritten Verordnung liber die 
Herftellung von Knallkorken vom 10. Juli 1939 (Reichs: 
gejeßbl. I ©. 1255). 


‚2 
Die nad) diejer Verordnung der Oberften Landes- 
behörde zufommenden Aufgaben und Befugniffe wer- 


Berlin, den 7. Dezember 1939. 


den bon den Reichsitatthaltern, in der Oftmarf bis zu 
deren Berufung von den Landeshauptmännern, im 
Reichsgau Wien vom Reichskommiſſar für die Mieder- 
bereinigung Ofterreich8 mit dem Deutjchen Rei — 
Verwaltung der Stadt Wien — wahrgenommen. 


3 
Die nad) $2 der Verordnung erforderlichen Zu— 
laſſungen find für die bereits beftehenden Anlagen inner- 
halb vier Wochen beim Reichswirtichaftäminifter zu 
beantragen. 
84 
Der Reichswirtſchaftsminiſter kann für die bereits 
beſtehenden Anlagen zur Herſtellung von Knallkorken 
Ausnahmen von den im $ 1 genannten Vorſchriften zu- 
laſſen. 


85 


Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1940 in Kraft. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 


ö — — — ü 


Anordnung 
über die Ernennung von Beamten einſchließlich der Lehrer an den öffentlichen Schulen 
im Bereich, des Reichsminiſteriums für Wijjenjchaft, Erziehung und Bolksbildung 
und Die Beendigung des Beamtenverhältnijies. 


Bom 2, Dezember 1939. 


Auf Grund der mir durch Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Ernennung der Beamten und die 
Beendigung des Beamtenverhältniffes vom 10. Juli 1937 (Reichsgeſetzbl. IS. 769) und durch Erlaß des 
Preußiſchen Minifterpräfidenten vom 14. Juli 1937 (Preuß. Geſetzſamml. S. 76) erteilten Ermächtigung ordne 
ic) mit Zuftimmung der Reichsminifter des Innern und der Finanzen unter Aufhebung meiner Anordnung über 
die Ernennung der Beamten einfchließlich der Lehrer an den öffentlichen Schulen im Bereiche des Reichs⸗ und 
Preußiſchen Minifteriums für Wiffenfchaft, Erziehung und Voltsbildung und die Beendigung des Beamtenver- 
hältnijfes vom 20, Auguft 1937 (Neichsgefepbl. I S, 912) für meinen Gejchäftsbereich Folgendes an: 

I. Ic bebalte mir vor mit Ausnahme der Studienaffeijoren und 

der Afliftenten an wiſſenſchaftlichen Hoch— 

ſchulen; 
der unmittelbaren Reichsbeamten, deren 

Stellen auf dem Reichshaushalt ſtehen oder 

dort ausgebracht werden follen; 


u 


a) die Ernennung und die Beendigung des Beamten- 
verhältniſſes 


1. der nichtplanmäßigen — auch der kommiſſa— 
riſchen — Beamten des höheren Dienftes | 
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3, der unmittelbaren Neichsbeamten, deren 
Stellen auf dem preußifchen Staatshaushalt 
ſtehen; 
zu 2 und 3: 

foweit es fi) um Inhaber von Stellen 


der Neichsbefoldungsgruppen A3 und 


aufwärts oder der entiprechenden Länder 
befoldungsgruppen (ohne Berückſichtigung 
von Stellenzulagen u. dgl.) handelt; 


4. in Dreußen der Fachlehrer und außerplan- 
mäßigen Lehrer anden] taatlichen Fachſchulen; 


b) die nicht dem führer vorbehaltene Verſetzung 
der Warteſtandsbeamten in den Ruheſtand und 
ihre Entlaſſung nach $$ 59 und 60 DB; 


ce) die nicht dem Führer vorbehaltene Entlafjung 
von Beamten in den Fällen der $$57 bis 59 
und 61 DBG; 


d) die Ausfertigung der bei Übertritt in den Ruhe— 
ftand zu exteilenden Urkunden, in denen der Dant 
nicht ausgejprochen werden joll; 


e) die Einweifung von Beamten in Dlanjtellen mit 
höherem Endgrundgehalt ohne Anderung der 
bisherigen Amtsbezeichnung, 


f) die Anderung von Amtsbezeichnungen unter 


Belaffung der Beamten in der bisherigen Bes 

joldungsgruppe; 

zu b bis f: 
joweit e8 fih um Inhaber von Stellen der 
Reichsbefoldungsgruppen A2c2 und auf 
wärts oder der entiprechenden Länderbejol- 
dungsgruppen handelt; 


Berlin, den 2. Dezember 1939. 
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5) die Wiederverwendung von Beamten, die in den 
Marteftand verſetzt find, foweit eine Ernennung 
durch den Führer nicht erfolgt; 


h) die Ummandlung des Beamtenverbältniffes auf 
Widerruf in ein ſolches auf Lebenszeit bei Be- 
amten in Stellen der NReichöbefoldungsgruppen 
A2c2 und aufwärts oder der entjprechenden 
Ränderbefoldungsgruppen, fowie in den unter 
I a2 bis 4 aufgeführten Fällen. 


II. Ich übertrage auf Widerruf die Ausübung des 
Rechts zur Ernennung und zur Beendigung des Be- 
amtenverhältniffes forwie zur Umwandlung des Be- 
amtenverbältnifjes auf Widerruf in ein ſolches auf 
Lebenszeit bei den übrigen Beamten 


a) den Vorftänden der mir unmittelbar nachgeord- 
neten felbftändigen Neichsdienftitellen, joweit es 
ſich um Beamte diefer Dienftitellen und ihres 
Verwaltungsbereichs handelt; 


b) in den Reichsgauen der Oftmarf, im Reichsgau 
Sudetenland, in Hamburg den Reichsftatt- 
haltern und im Saarland dem Reichskommiſſar 
für das Saarland für ihren Verwaltungsbereid); 


e) in Vreufen den Leitern der mir nachgeordneten 
Dienftitellen im Rahmen ihrer bisherigen Befug- 
niffe bzw. ihres Verwaltungsbereichs, 


d) für die Beamten in den übrigen Ländern den 
Reichsitatthaltern. 


Für die unter a und c angeführten Beamten 
des gehobenen Dienftes behalte ich mir bor, 
die Ausübung des Rechts zur Ernennung an 
die Vorausſeßung meiner vorherigen Zuftim- 
mung zu Emüpfen. 


Der Reichsminiſter 
für Wiſſenſchaft, Erziebung und Volfsbildung 
In Vertretung 


Zſchintzſch 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint in zwei geionderten Teilen — Teil I und Teil — 
Sortlaufender Bezug Mur durch die Poſt. Bezugspreis vierteljährlich für Tell = 2,90 AA, für Teilll = 350 AM. 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Reichsperlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorfiftrafe Per. 4 


(Sernipreher: 429265 — Poſtſcheckkonto: 


Berlin 962 00). Einzelnummern werden nach Dem Umfang 


beredynet. 


Preis für den ahtjeitigen Bogen 15.7/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10. Af, ausichlieplich der Poftdruckjachengebühr, 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßtigung. 
Herausgegeben vom Keichsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Meichsdruckerei, Berlin. 
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Verordnung über das Verfahren in Hochverrats- und Zandesverratsjachen im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig. 
Bon 4. Dezember 1939, 


Auf Grund des $ 4 der Verordnung zur Einführung 
ſtrafrechtlicher Vorfchriften im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig vom 14. November 1939 (Reichs- 
geſetzbl. I ©. 2232) wird verordnet: 


81 

(1) Durch $ 1 der Verordnung zur Einführung ftraf- 
rechtlicher Vorſchriften im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig dom 14. November 1939 (Reiche: 
geſetzbl. IS. 2232) find im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig insbefondere Die $$ 80 bis 93a, 102 und 
143a des Reichsſtrafgeſetzbuchs in Kraft gefekt. 

(2) Für die nad) Abi. 1 ſtrafbaren Taten gelten die 
Beſtimmungen des Allgemeinen Teils des Neichsftraf- 
geſetzbuchs und, wenn einer der Täter oder Teilnehmer 
ein Jugendlicher ift, Die Beftimmungen des Erften Ab- 
ſchnitts des deutfchen Jugendgerichtsgeſetzes. Sie find 
aucy anzuwenden, wenn die Tat zugleich den Tat- 
bejtand eines anderen im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig geltenden Strafgeſetzes erfüllt. 

(3) Abſ. 2 ift auch auf Taten anzuwenden, die nad) 
5 49a des Danziger Strafgefegbuchs und nad) $ 139 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs ftrafbar find, ſoweit fich Diefe 


Berlin, den 4. Dezember 1939. 


Vorjchriften auf Hochverrat und Wehrmittelbejchädi- 
gung, $ 139 überdies, foweit er fich auf Landesberrat 
bezieht. 

Ss 2 


In Strafſachen wegen der im $1 bezeichneten Ver- 
brechen und Vergehen gelten die Vorfchriften des 
deutſchen Gerichtsverfafiungsaefeßes und der deutichen 
Strafprozeßordnuna. 

3 

(1) Dieje Verordnung ift bei Taten anzınvenden, 
die nad) dem 15. November 1939 im Gebiet der bis— 
herigen Freien Stadt Danzig begangen worden iind, 


(2) In Straffachen, in denen in diefem Gebiet das 
bis zu Diefem Zeitpunkt geltende Recht anzuwenden it, 
fann das Obergericht in Danzia beichließen, die Sache 
dem. Volksgerichtshof vorzulegen. Auf Äntrag des 
Staatdanwalts muß dies gefchehen. 


(3) In den im Abſ. 2 bezeichneten Fällen entjcheidet 
der Volfögerichtähof an Stelle des Obergerichts. So— 
lange die Sauptverhandlung nicht angeordnet ift, kann 
er mit Zuftimmung des Oberreichsanmwalts die Sache 
an das Obergericht zurüdaeben. 


Der Reihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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Dritte Ergänzung 
der Durchführungsbeſtimmungen zum Wehrmachtfürſorge⸗ umd verſorgungsgeſetz. 
Vom 5. Dezember 1939. 


Die Durchführungsbeftimmungen(DB) vom29.Sep- 
tember 1938 (Reichsgeſeßzbl. IS. 1293) zum Wehrmacht: 
fürforge- und »verforgungägejeb vom 26. Auguft 1938 
(Reichsgefetbl. I ©. 1077) werden auf Grund $ 197 
Abſ. 2 des vorgenannten Gejeßes im Einvernehmen mit 
dem Reichsminifterder Finanzen unddem Reichsminiſter 
des Innern wie folgt ergänzt: 


Artitel 1 
Als Durchführungsbeftimmung wird neu aufge, 
nommen! 
„au $ 160 Abj. 1 Sabß 1 
1. Die Beichwerdeftift endet während der Dauer de3 


befonderen Einjaßes einen Monat nach der Zu— 
jtellung des Beſcheides. 


2, Die Frift von einem Monat gilt auch für bereitö 


erteilte Beſcheide, die noch nicht rechtskräftig ge- 
worden find.’ 


Berlin, den 5. Dezember 1939. 


Artitel IA 
1, Die „Anderung und Ergänzung der Durchfüh— 
rungsbeſtimmungen zum Wehrmachtfürforge- und ·ver⸗ 
forgungsgefet. Vom 20. Januar 1939. (Neichöge- 
ſetzöl. 1 ©. 51) erhält die Überjchrift: 


„Erſte Anderung and Ergänzung 
der Durchführungsbeſtimmungen zum 
Wehrmachtfürſorge⸗ and -verſorgungsgeſetz. 
Vom 20. Jamnar 1939.“ 


2, Die „Ergänzung der Durchführungsbeſtimmun— 
aen zum Wehrmachtfürforge- und verſorgungsgeſetz. 
Rom 25. September 1939. (Reichsgeſetzbl. IS. 1980) 
erhält die Überichrift: 


„yweite Ergänzung 
der Durchführungsbeſtimmungen zum 
Behrmarptjürjorge: und :derjorgungsgejeb. 
Bom 25. September 1959.” 


Der Chef des Oberfommandos der Wehrmacht 
Im Auftrag 


Reinecke 


BE EEE BEE ee —— ————— 


Berordnung 
über die Zuertennung der Fähigkeit zum Nichteramt an Volksdeutſche. 
Bom 8. Dezember 1939, 


Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird mit Zu: 
ftimmung des Generalbevollmädhtigten für die Wirt- 
haft und des Dberlommandos der Wehrmacht für 
das Gebiet des Großdeutichen Reichs verordnet: 


si 
Der Neichsminifter der Jultiz Tann Volksdeutſchen, 
die in einem anderen Lande nach den dort geltenden 
Vorſchriften die Fähigkeit zum Richteramt, zum Notar- 
amt oder zum Beruf des Rechtsanwalts erworben 
baben, die Fähigkeit zum Richteramt zuerfennen. Auf 
Grund der Juertennung ift der Volksdeutſ che im Sinne 


Berlin, den 8. Dezember 1939. | 


des deutjchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zum Nichter- 
amt befäbigt. 
g2 

Der Reichsminifter der Juftiz regelt im Verwaltungs— 
wege die Ausbildung der Nolksdeutichen, die ſich in 
einem anderen Lande in der Vorbereitung oder Aus- 
bildung für das Amt des Richters oder Staatsanwalts, 
das Amt des Notars oder den Beruf des Nechts- 
anwalts befanden. 

Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Der: 
fündung in Kraft. 


Der Generalbevollmäbtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 








7’ 
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Verordnung zur Anderung des Reichshaftpflichtgeſetzes*). 
Bom 8. Dezember 1939, 


Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird mit Zu— 
ſtimmung des Generalbevollmächtigten für die Wirt- 
Ichaft und des Oberfommandos der Wehrmacht ver- 


ordnet: 
Artifel] 


$ 7a des Gefehes, betreffend die Verbindlichkeit zum 
Schadenerſatz für die bei dem Betriebe von Eifen- 
bahnen, Bergwerten uſw. herbeigeführten Tötungen 
und Körperverleßungen, vom 7. Juni 1871 (Neichs- 


Berlin, den 8. Dezember 1939. 


geſetzbl. 1871 ©. 207, 19233 I ©. 615, 99) erbält 
tolgende Faſſung: 
„Ss Ta 


Der Unternehmer haftet im Falle des $7 Abf. 1 


nur bis zu einer Jahresrente von fünfzehntaufend 
Reichsmark.’ | 


Artifel 2 
Die Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft. 


Der Generalbevollmädhtigte für die Neihsverwaltu ng 
Frick 
*) Betrifft nicht die Oſtmart und den Reichsgau Sudetenland. 


ö——— ——— e m — —— — ——, — ———— — 


Berordnung 
über die Körperjchaftitener der Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
Bom 8, Dezember 1939 


Auf Grund des $ 23 des Körperſchaftſteuergeſetzes 
vom 16. Dftober 1934 (NReichagelekbl. I S. 1031) 
wird verordnet: 

81 
Anwendungsgebiet 


Es ſind auf Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen— 

ſchaften anzuwenden: 

1. das Körperſchaftſteuergeſetz vom 16. Oktober 
1934 (Reichsgeſetzbl. IS. 1031) mit der Ande— 
rung durch das Geſetz vom 27. Auguſt 1936 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 701); 

2. das Geſetz zur Erhöhung der Körperichaftitener 
für die Jahre 1938 bis 1940 vom 25. Juli 
1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 952); 

3. die Erſte Verordnung zur Durchführung des 
Körperichaftitenergejeges vom 6. Februar 1935 
(Reichsgeſetzbl. IS. 163). 


s2 
Yandwirtichaftlide ß 
Nupungs- und VBerwertungsgenoffenfdaften 


Genoſſenſchaften find von der Körperichaftitener 
befreit, ſoweit ſich ihr Gejchäftsbetrieb erſtreckt: 

a) auf die gemeinfchaftliche Benubung land» und 
forſtwirtſchaftlicher Betriebseinrichtungen oder 
Betriebsgegenftände (z. B. Dreſchgenoſſenſchaf— 
ten, Pfluggenoſſenſchaften, Zuchtgenoſſenſchaf 
ten) oder 
auf die Bearbeitung oder die Verwertung 
der von den Mitgliedern ſelbſt gewonnenen 
land- und foritwirtichaftlichen Erzeugniffe, fo- 
weit Die Bearbeitung oder die Verwertung im 
Bereih der Land- und Forftwirtichaft lieat 
(3. B. Moltereigenojjenfchaften, Winzergenofien- 
Ihaften, Brennereigenofjenfchaften, Viehveriver- 


b 


— 


enſcheſten, Eierverwertungsgenoſ— 
ſenſchaften 
$3 


Gewerbliche 
Werk- und Lieferungsgenoffenichaften 
Genofjenichaften der gewerblichen Wirtſchaft fün- 
nen nad) Maßgabe weiterer Beltimmungen Eigen- 
fapital fteuerfvei bilden, foweit ih ihr Geſchäfts— 
betrieb erſtreckt: 

a) auf die gemeinjchaftliche Benußung von Be: 
triebseinrichtungen oder Betriebögegenftänden, 
die der technischen Durchführung des Betriebes 
dienen, oder 

b) auf die Bearbeitung oder die Verwertung von 
gewerblichen Erzeugniſſen, die die Mitglieder 
entweder ſelbſt bergeftellt, bearbeitet oder ver 
arbeitet haben. 


— 


S4 
Kreditgenofjenidaften 
_ Die Steuer wird auf ein Drittel ermäßigt bei 
Kreditgenoſſenſchaften, die Kredite ausſchließlich an 
ihre Mitglieder gewähren. 
Warenrüdvergütungen 

(1) Die den Mitgliedern gewährten Warenrück 
vergütungen Dürfen bei der Ermittlung des ſteuer 
pflichtigen Gewinns abgezogen werden, jedoch nur in 
dem Verhältnis, in dem die Umfähe mit Mitaliedern 
um Geſamtumſatz ftehen. 

(2) Der Abzug nad) Abſatz 1 bat außerdem inſo— 
weit zu unterbleiben, als der Gefamtbetrag der aus 
geichütteten Gewinnanteile hinter dem Betrag einer 
angemefjenen VBerzinfung des Eigenkapitals zuriick 


bleibt. 
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56 (3) Die anderen Genoſſenſchaften können in der 
Steuerlihe Anfangsbilanz hg rer * kg ne er —— 
(1) Genoſſenſchaften, die ſchon bisher voll förper- em Teilwert anfeßen. Der Teilwert dag Jedo) DIE 
ichaftiteuerpflichtig waren, haben die Werte der tatjächlichen Antchaffungs- oder Herſtellungskoſten 
Steuerbilanzen fortzuführen. abzüglich der Abſetzungen für Abnutzung nicht über- 
(2) Genoffenichaften, die bisher bei der Körper: ſreigen. 
ſchaftſteuer ſteuerfrei oder ſteuerbegünſtigt waren, 
zur Gewerbeſteuer aber herangezogen wurden, haben 
in der Körperſchaftſteuer-Anfangsbilanz Die Werte 
der für Gewerbeſteuerzwecke berichtigten Handel?- 
bilanzen zu übernehmen. 


Berlin, 8. Dezember 1939 


S7 
nfrafttreten 


Die Verordnung ift erftmalig auf die Veranlagung 
für das Kalenderjahr 1939 anzumenden. 


Der Reibhsminifter der Jinanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


un TE 


Berordnung über die Aufhebung des Ordunngsſchutzgeſetzes 
und anderer zur Bekämpfung des Nationalſozialismus in Ofterreich erlajjener Vorſchriften. 
Vom 9. Dezember 1939. 


Auf Grund des Artikels III des Geſetzes über Die ſtaats⸗ oder regierungsfeindlicher Betätigung 


Miedervereinigung Öfterreichd mit dem Deutichen 
Neid) vom 13. März 1938 Reichsgeſetzbl. I ©. 237) 
wird verordnet! 


Folgende öfterreichijche Geſetze und Verordnungen, 
einschließlich der zu ihrer Durchführung, Abänderung, 
Eraänzung und Verlängerung erlaffenen Vorjchriften, 
treten, foweit fie noch in Geltung fiehen, außer Kraft: 


I. Das Bundesgeje zum Schuße der Öffentlichen 
Ruhe, Ordnung und Sicherheit (Ordnungsſchutz⸗ 
geſetz; — O.G. - (BOB. Nr. 282/1937). 


Die durch das Ordnungsſchutzgeſetz in ihrer Hill- 

tigfeitsdauer verlängerten Vorſchriften, nämlich 
1. die Verordnung, betreffend Vorkehrungen zur 
Sicyerung einer mit den Intereſſen der All- 
gemeinheit übereinftimmenden Geſchäftsfüh— 
rung privatrechtlicher Körperſchaften( BGBl.! 
Nr. 130/1934) ; 

‚ die Verordnung, betreffend die Ausübung 
der Rechtsanwaltichaft und des Notariates 
(BGBL. I Nr. 1835/1934) ; 

3, die Verordnung über die Einftellung dei De: 
rufsausübung von Ärzten und Apotheken 
(BGBL. I Nr. 136/1934) 

1. die Verordnung, betreifend die Einftellung 
der Ausübung der Befugnis eines Dipilted)- 
nikers und eines behördlich autorifierten Berg— 
bau-Ingenieurs (BEOBL. I Nr. 150/1934); 

5. die Verordnung, betreffend die Entlaſſung 
von privaten Arbeit(Dienft)nehmern wegen 


il. 


iv 


Berlin, den 9. Dezember 1939. 


(BGBL. I Nr. 157/1934); 


6. das Bundesgeſetz über die Einftellung der 
Ausübung der Befuanis von Datentanmwäl- 
ten und Siviltechnikern zur Vertretung bon 
Varteien in Angelegenheiten des gewerblichen 
Rechtsſchutzes (BOB. TI Nr. 209/1934); 


7. das Bundesverfajfungsgejet zur Bekämpfung 
ſtaatsgefährlicher Beftrebungen in der Vrivat- 
wirtichaft (BOB. Nr. 473/195). 


III. Folgende Verordnungen: 


1. die Verordnung, betreffend die zeitweilige Ein- 
ſetzung eines Bundeskommiſſärs für die Hod)- 
ſchule für Bodenkultur BOBL. INT. 3/ 1934) ; 


9, die Werordnung, betreffend Schadenerſatz— 
zahlungen der Studierenden an der Hochſchule 
fir Bodenkultur (BGBL. II Nr. 50/1934); 


3, die Verordnung über das Necht der Sicher 
heitsbehörde, aus Gründen ber öffentlichen 
Ordnung gegen das Studium von Ausländern 
an Öfterreichifchen Sochichulen Einfpruc) zu er- 
erheben (Inikriptionseinipruchsverordnung)— 
(BOB. Nr. 359/1935) 

4. die Verordnung zum Schuße der Wirtſchaft 
aegen Arbeitseinftellungen(Streifwerordnung) 
- (BGBL. Nr. 138/1933) 


5. die Verordnung über die Zwangsſchlichtung 
und das Verbot der Ausiperrung in be- 
ftimmten Betrieben (BGBL. Nr. 224/1933). 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
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Verordnung 
zur Einführung der Verordnung über die Weiterbenutzung von Kraftfahrzengen 
in den eingegliederten Ditgebieten. 


Vom 9. Dezember 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutjchen Reich vom 
1. September 1939 (Reichsgefegbl. I ©. 1547) und auf Grund des Erlajjes des Führers und Reichskanzlers 
über Gliederung und Verwaltung der Oſtgebiete vom 8. Oktober 1939 Reichsgeſetzbl. IS. 2042) wird verordnet: 


$1 
Die Verordnung über die Weiterbenugung von Kraftfahrzeugen vom 6. September 1939 Reichsgeſetzbl. I 


©. 1698) in der Faffung der Verordnung vom 17. Oftober 1939 (Reichögejebl. I ©. 2055) gilt in den ein. 
gegliederten Oftgebieten. | 


‘2 
Die Verordnung tritt am 10. Januar 1940 in Kraft. 


Berlin, den 9. Dezember 1939. 


Der Reichsverkehrsminiſter 
Dorpmüller 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 
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Verordnung zur Einführung des Binnenſchiffahrts⸗ und Flößereirechts 
in der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Vom 11. Dezember 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über Die MWiederver- 
einigung Öfterreich® mit dem Deutſchen Neid vom 
13. März 1938 (MNeichsgejegbl. I ©. 237) und des 


Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers über die 


Verwaltung der fudetendeutſchen Gebiete vom 1. Ok— 
tober 1938 (Neichsgefekbl. I S. 1331) wird folgen- 
des verordnet: 
Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Beſtimmungen 
Artikel J 
(1) In der Oſtmark und im Reichsgau Sudeten- 
land freten in ihrer derzeit aeltenden Faſſung in 
Rraft: 
1. das Geſetz, betreffend die privatrechtlichen Ver— 
hältnifje dev Binnenſchiffahrt, vom 20. Mai 
1898 Reichsgeſetzbl. S.369, 868) — Rinnen- 
ſchiffahrtsgeſetz —i 
2. das Geſetz, betreffend die privatrechtlichen Ver— 
hältnifje der Flößerei, vom 15. Juni 1895 
(Reichsgeſetzbl. S. 341) — Flößereigeſetz —i 
3, das Geſetz über das Verfahren in Binnenſchiff— 
fahrtsſachen vom 30. Januar 1937 (Reichs— 
gefetzbl. I S. 97) mit den Durchführungsver— 
ordnungen vom 30. Januar 1937 Reichs⸗ 
geſetzbl. I ©. 101), 5. April 1938 Geichs— 
geſeßzbl. S.374) und 30.März 1939 (Reich#- 
geſetzbl. I ©. 700). 


(2) Die im Abf, 1 bezeichneten Rorichriften find in 
der Oftmark und im Reichsgau Sudetenland nad) 
Maßgabe der folgenden Beltimmungen anzumenden, 
die zur Anpaffung an das dort aeltende Recht ge— 
troffen werden. Dieſe Beſtimmungen werden unwirk— 
ſam, ſobald ihr Grund durch die fortſchreitende Ver— 
einheitlichung des Rechts wegfällt. 

(3) Wo in den im Abſ.! bezeichneten Norichriften 
im allaemeinen auf die Zivilprozehordnung ver— 
wieſen wird, ift darunter das in der Oſtmark oder 
im Reichsgau Sudetenland geltende Recht zu periteben. 


Zweiter Abſchnitt 
Angleichungs- und Ergänzungsbejtimmungen 
zum Binnenſchiffahrtsgeſetz und Flößereigeſetz 
Artifel I 
Zu den SS 20, 21, 25 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes 
und SS 16, 17, 21 des Flößereigeſetzes. 
Dienſtrechtliche Vorſchriften 
Die Vorſchriften der 8820, 21 und 25 des Binnen- 
ſchiffahrtsgeſetzes und Der SS 16, 17 und 21 des 


Flößereigeſetzes über das Dienftverhältnisder Schiffer, 
der Schiffsmannſchaft, der Floßführer und der Floß— 


mannschaft find in der Oftmarf und im Reichsgau 





Sudetenland nicht anzuwenden, ſoweit ſie im übrigen 
Reichsgebiet ihren Inhalt aus dev Gewerbeordnung 
für dag Deutiche Neich erhalten. Inſoweit bleiben 
die bisher geltenden Vorſchriften unberührt. Ss 20 
Abi. 2 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes findet feine An- 
wendung. 
Artikel I 
Zu $ 132 des Binnenfchiffahrtägejeßes und $ 32 
des Flößereigeſetzes. 
Befähigungsnadhweis 

für Schiffer, Maſchiniſten und Floßführer 

Die in der Dftmarf geltenden Vorſchriften über 
die Befähigung von Schiffern, Maſchiniſten für Bin— 
nenſchiffe und Floßführern bleiben unberührt. Auf 
Zuw iderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften ſind an 
Stelle des $ 132 Abſ. 2 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes 
und des 832 Abſ. 2 des Flößereigeſetzes die bisher 
in der Oſtmark geltenden Strafbeſtimmungen anzu— 
wenden. 


Dritter Abſchnitt 


Angleichungs⸗ und Ergänzungsbeſtimmungen 
zum Binnenſchiffahrtsgeſetz 


Artikel IV 
Zu 8 87 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes. 
Koſtenentſcheidung im Verfahren 

über die Beſtätigung der Dispache 
(1) Über die Verpflichtung zur Tragung der Koſten, 
die durch eine gerichtliche Verhandlung über die 
Beitätigung der Dispache entſtehen, enticheidet das 
Gericht, bei dem die Verhandlung ftattfindet. Die 
Enticheidung erfolgt nur auf Antrag eines an dem 
Verfahren Beteiligten. 
(2) Die Koften find von den am Verfahren Betei— 
ligten in dem Verhältnis zu fragen, in dem fie zu 
den Savereifchäden beigetragen haben. Die den ein 
zelnen Beteiligten entitandenen Koften fünnen, wenn 
die Umftände es rechtfertigen, gegeneinander auf: 
gehoben werden. Das Gericht kann auch einen Be: 
teiligten verurteilen, die Koſten ganz oder teilweiie 
zu tragen, die ev durch unbearündete Anträge, Wider: 
ſprüche, Beſchwerden, durd) eine Verſäumung oder 
durch grobes Verſchulden veranlaßt hat. Soweit Die 
Beteiligten eine abweichende Vereinbarung treffen, 
iſt dieſe maßgebend. 
(3) Zu den Koſten gehören die Gebühren und Aus: 
lagen, die durch die Zuziehung eines Rechtsanwalts 
entftehen, nur infoweit, als die Zuziehung nach dem 
Ermeſſen des Gerichts zur zweckentſprechenden Rechts— 
verfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig war. 

(4) Ein nach Ablauf der Nechtämittelfriit gegen 
die Enticheidung im Koftenpunft eingelegter Nefurs 
ift in der Oſtmark vom Gericht eriter Inſtanz als 
veripätet zurückzuweiſen. 














Artifel V 


Zu $ 110 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes. 
Aufgebotsverfahren zur Ausſchließung 
ber Pfandrecdhte unbefannterSchiffägläubiger 


81 
Das Aufgebotsverfahren iſt nach den folgenden Bor- 
Ihriften und in der Oſtmark nach den allgemeinen 
Anordnungen des Gejetes vom 9.Augquft 1854 (NGBL. 
Nr. 208) über das gerichtliche Verfahren in Rechts— 
angelegenheiten außer Streitfadhen, im Reichsgau 
Sudetenland nad) den Vorſchriften des Gefehes vom 
19. Juni 1931 (SdGuV. Nr.100) über die Grund: 
beftimmungen des gerichtlichen Verfahrens außer 

Streitfachen durchzuführen. 


S 2 

(1) Der Antrag auf Erlaß des Aufgebots iſt beim 
Antögericht des Heimatort? des Schiffes zu jtellen. 
Unterliegt das Schiff der Pflicht zur Eintragung in 
das Schiffsregifter, fo fann der Antrag erſt nach 
Eintragung der Veräußerung des Schiffes geftellt 
werden. Der Antragiteller hat die ihm befannten 
Forderungen von Schiffägläubigern anzugeben. 


(2) Auf Grund des Antrags erläßt das Gericht 
das Aufgebot. Diejes enthält: 


l, die Bezeihnung des Antragftellers und des 
Schiffes; 


2. die Aufforderung an die Schiffsgläubiger, ihre 
Dfandrechte binnen der Aufgebotsfriit anzu— 
melden; 


3. Die Androbung, daß die Vfandrechte der 

Schiffsgläubiger, die ſich nicht melden, er- 

löſchen, ſoweit nicht ihre Forderungen dem 
Antragfteller bekannt find. 


(3) Die Nufgebotsfrift muß mindeftens drei Monate 
betragen. Sie läuft von dem Tage der erften Ein- 
rückung des Aufgebots in den Deutfchen Reichs— 
anzeiger, 


(1) Das Aufgebot ift durd Anbeftung an die 
Gerichtstafel und durch einmalige Einrückung in den 
Deutjchen Reichsanzeiger öffentlich befanntzumadhen. 
Das Gericht kann anordnen, daß die Einrückung 
noch inandere Blätter und zu mehreren Malen erfolgt. 


(5) Von den Anmeldungen ift der Antragfteller zu 
benachrichtigen. Auf fein Begehren ift das Verfahren 
einzuftellen. 


(6) Nach Ablauf der Aufgebotsfrift ſpricht das 
Gericht mit Beſchluß aus, dab die Dfandrechte der 
Schiffsgläubiger erlöfchen, deren Forderungen weder 
angemeldet wurden noch dem Antragiteller befannt 
find. Forderungen, die der Antragfteller angegeben 
bat (Abſ. 1) oder die bei Gericht rechtzeitig angemeldet 
wurden, find ausdrücklich vorzubehalten. Eine An- 
meldung gilt auch dann als rechtzeitig, wenn fie nad) 
Ablauf der Aufgebotsfriit, aber vor Erlaß des die 
Ausſchließung ausfprechenden Beſchluſſes vorgenom— 
men worden iſt. 
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(7) Der Beſchluß ift den Beteiligten zuzuftellen; 
dad Gericht kann die Bekanntmachung des mwejent- 
lichen Inhalts durch einmalige Einrüdung in den 
Deutfchen Reichsanzeiger anordnen. 


S3 
(1) Der die Ausſchließung ausfprechende Beichluß 
kann vom Antragjteller wegen der darin enthaltenen 
Beihränfungen und Vorbehalte mit Rekurs ange: 
fochten werden. 


(2) Bon anderen Beteiligten fann der Beſchluß bei 
dem Landgericht, in deſſen Bezirk das Aufgebots- 
gericht feinen Sit hat, mit einer gegen den Antrag: 
ſteller zu erhebenden Klage angefochten werden: 

1. wenn das Aufaebotsverfahren nicht zuläſſig 

war; 


2, wenn das Aufgebot nicht auf die im S 2 Nbf.A 
vorgejchriebene Art öffentlich bekanntgemacht 
worden ift; 

3. wenn die vorgefchriebene Aufgebotsfrift nicht 
gewahrt worden ift; 


4. wenn der Nichter, der den Beſchluß gefaßt hat, 
von der Ausübung des Richteramts fraft Ge- 
ſetzes ausgeſchloſſen war; 


5. wenn eine Forderung entgegen der Vorſchrift 
des $2 Abſ. 6 im Beſchluß nicht vorbehalten 
worden ift; 


6. wenn die Vorausfegungen vorliegen, unter 
denen nad) der Sivilprozefordnung vom 
1. Auguft 1895 gegen ein durch Urteil ab- 
geichlofjenes Verfahren die Wiederaufnahme: 
— wegen einer ſtrafbaren Handlung ſtatt— 
indet. 


(3) Die Anfechtungsklage ift binnen der Notfrift 
eines Monats zu erheben. Die Frift beginnt mit dem 
Tage, an dem der Kläger Kenntnis von dem die 
Ausſchließung ausfprechenden Beſchluß erhalten hat. 
Beruht die Klage auf dem im Abj.2 Nr.4 bezeich- 
neten Anfechtungsgrund und war diefer dem Kläger 
an jenem Tage noch nicht befannt, fo beginnt die 
Friſt erſt mit dem Tage, an dem der Kläger von 
dem Anfechtungsgrund Kenntnis erlangt bat. Im 
Halle des Abſ.2 Nr.6 ift die Friſt nach der finn- 
gemäß anzumendenden Vorjchrift des $ 534 Abi. 2 
Nr. 3 der Zivilprozeßordnung vom 1. Auguſt 1805 
zu berechnen. 


(4) Nach Ablauf von zehn Jahren feit dem Erlaß 
de3 die Ausſchließung ausiprechenden Beichluffes ift 
die Klage unftatthaft. 


Vierter Abjchnitt 
Angleihungsbeftimmungen zum Flößereigejet 
Artikel VI 
Zu $$ 22,28 des Flößereigeſetzes. 

Bei Anwendung des $ 22 Abſ.2 und des 8 28 
Abſ. 1 des Flößereigefeßes werden die Worte „im 


5 41 der Konkursordnung“ erſetzt durch die Worte 
„in der Konfurs- und Ausaleihsordnung“. 


I) 
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Fünfter Abſchnitt 
Angleichungsbeitimmungen 
zum Gejeß über das Verfahren in Binnenſchiffahrts⸗ 
fachen vom 30. Januar 1937 (Reichsgeſetzbl. 1 S.97) 
und zu ben Durhführungsverordnungen hierzu 


Artifel VU 
81 
Artitel 3 der Verordnung zur Durchführung des 
Geſetzes über das Verfahren in Binnenſchiffahrts— 
ſachen vom 30. Januar 1937 (Reichsgeſetzbl. IS. 101) 
ift in folgender Faſſung anzuwenden: 
„Die Vorjchriften über das Verfahren in 
Bagatellſachen find in Rechtäftreitigfeiten der 
im $ 1 des Geſetzes über dad Verfahren In 
Binnenichiffahrtsfachen genannten Art nicht 
anzumenden.” 
$ 2 
Für die beim Inkrafttreten diefer Verordnung an- 
hängigen Sachen bewendet es bei den bisherigen Vor— 
ſchriften. 


Sechſter Abſchnitt 
Gerichtskoſten 


Artikel VI 


(1) Für Geſchäfte des Regiſtergerichts und für 
Beweidaufnahmen nad) dem Binnenſchiffahrtsgeſetz 
und dem Flößereigeſetz werden Gerichtskoſten aud) in 
der Oftmark ausjchließlich nad) den Vorſchriften der 
Reichsfoftenordnung erhoben. Für Rechtsbehelfe gegen 
den Koftenanfag gelten jedody in der Oſtmark an 
Stelle des 8 13 der NReichsfoftenordnung die Vor— 
ichriften des $ 17 der Verordnung über Gerichts. 


Berlin, den 11. Dezember 1939. 


Neichsgejegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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gebühren und fonftige Juſtizkoſten im Lande Oſter⸗ 
reich vom 27. März 1939 (Greichsgeſetzbl.J S. 583). 

(2) Im Reichsgau Sudetenland wird für das Auf 
gebotäverfahren nad; Artifel V die im $ 33 des 
Gerichtskoſtengeſetzes beftimmte Gebühr erhoben; die 
allgemeinen Vorjchriften des Gerichtsfoftengejeßes 
finden Anwendung. 


Siebenter Abſchnitt 
Aufhebung und Anderung geltender Vorſchriften 


Artikel IX 
Im $ 1316 des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetz— 
buchs werden die Worte „Schiffer und“ geftrichen. 
Artifel X 


Im 81 Abſ. 1 Buchit. d des öfterreichiichen Gejeßes 
über die Gewerbegerichte vom 5. April 1922 (BGEBl. 
Nr. 229) treten an die Stelle der Worte „Eifenbahn- 
und Dampficiffahrtsunternehmen“ die Worte „Eifen- 
bahn. und Dampfichiffahrts- oder Motorſchiffahrts— 
unternehmungen”. 


Achter Abichnitt 
Schlußbeſtimmungen 
Artikel XI 
Der Reichsminiſter der Juſtiz iſt ermächtigt, die 
Vorſchriften dieſer Verordnung zu ergänzen, zu ändern 
oder abweichende Überleitungsvorjchriften zu treffen. 
Artifel XU 


Diefe Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in 
Kraft. 


Der Reihsminifter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichdminifter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


———— nn —— — — — 


Druckfehlerberichtigung 


in der Verordnung zur Anderung der Erſten Ver—⸗ 
ordnung zur Förderung der Tierzucht vom 20. No— 
vember 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 2306) muß es in der 
Seile 5 der Einleitung ftatt „17. März 1936 richtig 
heißen: „13. März 1938”. 


Das Reichsgeſetzblatt erfcheint in zwei gefonderten Teilen — Teil l und Till — 
Sortlaufender Bezug nur durdy die Poſt. Berugspreis vierteljährlich für Teill = 2,90 AM, für Teil = 250 AM. 
GEinzelbezug jeder Caud jeder Älteren) Nummer nur vom Reichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtraße Nr. 4 
(Zernfprecher: 4292065 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Einzelnummern werden nach dem Umfang berechnet. 


Preis für den ati eitigen Bogen 15.%%, aus abgelaufenen Jahrgängen 10.44, ausfchlieflic der Poftdruckiachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäßigung. 
Herausgegeben vom Neicheminifterium des mern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin, 
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Einundziwanzigjte Verordnung zit Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Reichsgau Sudetenland 
und in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen 


Bom 28. November 1959 


Auf Grund des Erlafjes des Führers und Reichs» 3. die Durdyführungsbeftiinmungen zum Einkom— 
kanzlers über die Verwaltung der ſudetendeutſchen Ge⸗ menſteuergeſetz ( EEt OB 1939) vom 17. März 1939 
biete vom 1. Oktober 1938 Reichsgeſetzbl. I ©. 1331) (Reichsgejehbl.I S.503); 
und auf Grund des $ 7 des Geſetzes zur Anderung des 4. die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 1939 
Einfommenfteuergejeßes vom 17. Februar 1939Reichs⸗ (FSDB) vom 10. März 1939 (Reichsgefebbt. I 
gejeßbl. I ©. 283) wird hierdurch verordnet: 5.449); | TUT 

‘1 5. die Verordnung Über den Steuerabzug von Auf⸗ 
> fichtsratsvergütungen vom31. März 1939 (Reiche: 
Inkrafttreten geſetzbl. I ©. 691). 
Im Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder * 
Preußen und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen 5* 
Gebietäteilen werden hierdurch nach Maßgabe der fol» Erfimalige Veranlagung 
genden Vorſchriften in Kraft aeiekt: nach dem Einfommenfteuergejeb vom 
1. das Geſetz zur Anderung des Einfommenjteuer- . 27. Februar 1939 
geſetzes vom 17. Februar 195) Keichsgeſetzbl. | (1) Das Eintommenftenergejeg (ESS 1939) vom 
©.285); 97. Kebruar 1939, $ 2 des Geſetzes zur Anderung des 
>. das Einfommenfteuergefeb (EStG 1939) vom Einkommenſteuergefetzes und die Durchführungsbeſtim— 
97. Februar 1939 (Neidysgefehbt. I 5. 297); mungen zum Einfommenfteuergejeß (ESDB 1939) 
Reichsgeſehbl. 1939 I 610 


IINIIN 
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ind im Neichsgau Sudetenland und in den in Die 
Länder Dreußen und Bayern eingegliederten fubeten- 
deutichen Gebietsteilen erjtmalig auf die Veranlagung 
für das Kalenderjahr 1939 anzumenden. 


(2) Die Einfommenfteuer für den Veranlagungäzeit- 
raum 1939 wird im Reichsgau Sudetenland und in den 
Gebietsteilen, die auf Grund des Geſetzes über die Glie- 
derung der fudetendeutichen Gebiete vom 25.März 1939 
Reichsgeſetzbl. IS. 745) aus den fudetendeutichen Ge- 
bieten ausgegliedert worden find, nur zu elf Sedhzehn- 
teln erhoben. 


‘3 
Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften 


über den Steuerabzug vom Arbeitslohn 
(Lohnſteuer) 


Die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes (EStG 
1939) vom 27. Februar 1939 über den Steuerabzug 
vom Arbeitslohn (Lohnfteuer) und die Lohnfteuerdurch- 
führungsbeftimmungen 1939 (LSIDB) find im Neichs- 
gau Sudetenland und in den in die Länder Dreußen 


Berlin, 28, November 1939 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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und Bayern eingegliederten fudetendeutichen Gebiets: 
teilen erſtmalig anzuwenden 
1. bei laufendem Arbeitslohn auf den Arbeitslohn, 
der für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt 
wird, der nad) dem 31. Dezember 1939 endet, 


2. bei jonftigen (insbefondere einmaligen) Bezügen 
auf den Arbeitslohn, der nach dem 31. Dezember 
1939 gezahlt wird. 


84 
Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften 
über den Steuerabzug von Aufſichtsrats— 
vergütungen 


Die Vorſchrift im $ 3 des Geſetzes zur Änderung des 
Einfommenfteuergefeßes und die Vorſchriften der Ver— 
ordnung über den Steuerabzug von Auffichtsratsver- 
gütungen vom 31. März 1939 find im Reichsgau Su- 
detenland und in den in die Länder Dreußen und Bay- 
ern eingegliederten fudetendeutichen Gebietöteilen erft- 
malig auf die AuffichtsratSvergütungen anzumenden, 
die dem Steuerpflichtigen nach dem 31. Dezember 1939 
zufließen. 


Der Reihsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichdminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 





Verordnung über die Bereinfarhung der Patentanmwaltsprüfung 
für zur Wehrmacht einberujene Anwärter, 


Bom 11, Dezember 1959. 


Auf Grund gefeglicher Ermächtigung wird mit 
Zuftimmung des Generalbevollmächtigten für Die 
Wirtſchaft und des Obertommandos der Wehrmacht 
folgendes verordnet: 


—81 


(1) Anwärter auf die Patentanwaltſchaft, die nad) 
Ablegung der ftaatlichen oder akademifchen Abſchluß— 
prüfung und nach mindeltens einjäbriger praftifcher 
techniicher Tätigkeit mindeftens zwei Jahre hindurch 
mit Erfolg eine praftifche Tätigkeit auf dem Gebiet des 
gewerblichen Nechtsichußes ausgeübt haben, und zwar 
wenigitens ſechs Monate bei einem beutichen Datent- 
anmalt, Eönnen zur vereinfachten Prüfung zugelaffen 


werden, wenn fie für die Neichöverteidigung zur Wehr— 
macht einberufen worden find. Wiederholer fönnen drei 
Donate nad) dem Mißerfolg in der Drüfung zur ver- 
einfachten Drüfung zugelaffen werden. 


(2) Der Anwärter kann unter dem Vorbehalt der 
Nachprüfung auf Grund feiner pflichtgemäßen Erklä - 
rung zugelajien werden. 


$ 2 


Die ſchriftliche Vrüfung befteht in der Bearbeitung 
einer praftiichen Aufgabe. Die Arbeit fann auch nad) 
der mündlichen Drüfung gefchrieben oder begutachtet 
werben, 











3 
(1) Die Gebühr für die vereinfachte Prüfung beträgt 
12 Reichsmark. Die Prüfung ift ohne Rüdficht auf Die 
Zahlung der Gebühr is. 
(2) Die Gebühr ift zu erlafen, wenn der Prüfling 


nach feiner pflichtgemäßen Erklärung auferftande ift, 
die Gebühr zu entrichten. 


Berlin, den 11. Dezember 1939. 


Nr. 247 — Tag der Ausgabe: 13. Dezember 1939 


84 
Die Erleichterungen des $1 Abſ. 1 Sat 2 und der 
88 2 und 3 können auch den Anmärtern auf die Patent- 


anwaltfchaft gewährt werben, die auf Grund des $ 54 


oder $ 57 des Datentanwaltögefeßes vom 28. Septem- 
ber 1933 (Reichsgejekbl. I ©. 669) zur Datentanwalts- 


prüfung zugelaffen werden, wenn fie für die Reichs— 


verteidigung zur Wehrmacht einberufen worden find. 


Der Generalbevollmädhtigte für die Neihsverwaltung 
Frick 


—— — — —— — — — 


Siebente Verordnung zur Durchführung des Oſtmarkgeſetzes. 
Vom 11. Dezember 1939. 


Auf Grund des $ 18 des Gefehes über den Aufbau 
der Verwaltung in der Oſtmark (Oſtmarkgeſetz) vom 
14, April 1939 (Reichögefegbl. IS. 777) wird folgendes 
verordnet: 

81 

Die Landftellen in Graz, Innsbruck, Klagenfurt, 
Linz, Salzburg und Wien werden den Reichsſtatt— 
haltern in Steiermark, Tirol, Kärnten, Oberdonau, 
Salzburg und Niederdonau angegliedert ($ 4 Abi. 2 
des Oſtmarkgeſetzes). 

‘2 


(1) Die Landftellen nehmen die Aufgaben der land- 
wirtjchaftlichen Entfehuldung für den Reichsgau wahr, 


Berlin, den 41. Dezember 1939. 


deffen Reichsftatthalter fie angegliedert find, ſoweit ſich 
nicht aus Ab. 2 etwas anderes ergibt. 


(2) Die dem Reichsftatthalter in Tirol angegliederte 
Randftelle ift zugleich für den Verwaltungsbezirl Vor- 
arlberg, die dem Reichsftatthalter in Niederbonau an- 
gegliederte Landftelle zugleich für den Reichsgau Wien 
zuftändig. 


83 
Die bisherige Landſtelle in Leoben wird Außenſtelle 
der Landftelle in Graz, die bisherige Landſtelle in 
Bregenz Außenftelle der Landjtelle in Innsbruck. 


Der Reichsminiſter ded Innern 
Frick 


— — — ——— —— — — — 


— —— — —— —— —— —— — — —— 


Zweite Durchführungsverordnung zur Sachſchädenfeſtſtellungsverordnung 
(Gebändejchädenverordnung). 


Bom 11. Dezember 1939. 


Auf Grund der $$20 und 24 der Sahjhäden- 
fejtitellungsverordnung vom 8, September 1939 
Reichsgefetzbl. I ©. 1754) wird für das Gebiet des 
Großdeutſchen Reichs verordnet: 


81 
Zweck der Vorſchußgewährung 
(1) Für die beſchleunigte Inſtandſetzung von Wohn. 
aebäuden, an denen Schäden der in den SS 1 und 2 
der Sachichädenfeftitellungdverordnung bezeichneten 


Art entitanden find, fünnen auf Antrag bon der 
Feftftellungsbehörde Vorſchüſſe nah Maßgabe der 
folgenden Vorfchriften gewährt werden. Ald Wohn. 
gebäude im Sinne diefer Verordnung gelten Gebäude 
auch dann, wenn fie neben Wohnungen Räume 
anderer Art enthalten. 


(2) Für die Inftandjerung von Gebäuden, Die nicht 
als Mohngebäude anzufehen find, werden nad) der 
Vorſchrift des Abſ. 1 Vorſchüſſe gewährt, wenn ein 
dringendes öffentliches Intereſſe an der alöbaldigen 
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Durchſführung der Inftandjekungsarbeiten befteht 
und Diefe dem Antragsberechtigten aus eigenen Mit- 
teln nicht zugemutet werden kann, 


2 
Ausſchluß der Borjhußgewährung 


(1) Vorſchüſſe auf Grund dieſer Verordnung wer: 
den nicht gewährt für 
a) Gebäude, die im Eigentum oder in der Ver— 
waltung des Neichs oder eines Landes (Reichs— 
gaues) jiehen, 
b) Wohngebäude, deren aldbaldige Inſtandſetzung 
durch ein öffentliches Intereſſe nicht geboten iſt. 


(2) Für den Fall des Neubaues völlig zerſtörter 
Gebäude bleibt eine Negelung vorbehalten. 


s3 
Umfang des Vorſchuſſes 


Der Vorſchuß wird nur in Höhe der Koften ge 
währt, Die zu einer ſachgemäßen Inftandfegung in 
einfacher, den Seitverbältniffen entfprechender Weife 
erforderlich find: 


84 
3 

Geltung der Verfahrensvorſchriften 
der Sabfjhädenfeftftellungsperordnung 


Auf die Vorſchußgewährung nad) diefer Verord— 
nung finden, foweit nachitehend nicht etwas anderes 
beftimmt ift, die Verfabrensvorfchriften der Sad) 
ichädenfeftftellungsverordnung Anwendung. 


85 
Antrag 


(1) Sur Stellung des Antrags auf Gewährung 
eines Vorfchuffes find die im 88 Abi. 1 der Sad) 
chädenfeftitellungsverordnung genannten Perſonen 
berechtigt, wenn fie die Inſtandſetzungsarbeiten durch— 
führen laſſen. 


(2) Ein Antrag auf Vorſchußgewährung gilt aleich- 
zeitig ala Antrag auf Feſtſtellung des Schadens im 
Sinne der Sadfchädenfeititellungsverordnung. Dem 
Antrag follen die erforderlichen Belege, namentlich 
ein genauer Roftenanfchlag beigefügt werden. 


(3) Befißt der Antragfteller nicht die deutſche 
Staatsangehörigfeit, fo iſt für die Erteilung der 
nach 88 Abſ. 2 der Sachichädenfeititellungsverord- 
nung erforderlichen Genehmigung zur Stellung des 
Antrags die Feſtſtellungsbehörde ($ 12 der Sad) 
Ichädenfeftftellungsverordnung) zuftändig. Die Ge- 
nehmigung bezieht fi ſowohl auf die Feſtſtellung 
wie auf die Gewährung eines Vorſchuſſes. Über die 
Erteilung der Genehmigung it unter Würdigung 
und Abwägung der öffentlichen Belange und der 
Intereſſen der durdy den eingetretenen Gebäude: 
Ichaden betroffenen Derfonen zu befinden. 

(4) Der Antrag auf®orfchußgewährung ift binnen 
drei Monaten von dem Seitpunft einzureichen, in 
dem der Antragiteller von der Entftehung des Scha- 
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dens Kenntnis erlangt bat. Eine ſpätere Antrag- 
jtellung ift nur nach Maßgabe des $ 17 der Sach— 
Ichädenfeftftellungsverordnung zuläſſig (NMiederein- 
ſetzung in den vorigen Stand). 


86 
Beſondere und beſchleunigte Behandlung 
der Vorſchußanträge 


Das Verfahren nach dieſer Verordnung iſt ge 
ſondert von der Feſtſtellung ſonſtiger Schäden, die 
der Antragſteller geltend macht, und beſchleunigt durd)- 
zuführen. 

$7 


Borbeideid 


(1) Die Feſtſtellungsbehörde bat den geltend ge: 
machten Schaden nad) Maßgabe der Vorjchriften 
der Sachjchädenfeititellungsverordnung dem Grunde 
nach feitzuftellen und zu prüfen, ob und inwieweit 
die für die Inſtandſetzung aufzuwendenden oder auf 
gewandten Koſten vorichußfäbig find, namentlich ob 
fie fih in angemefjener Höhe balten. 


(2) Hält die Feftitellungsbehörde die Voraus— 
feßungen für die Gewährung eines Vorſchuſſes für 
gegeben, fo erteilt fie, fofern der Vertreter de3 Reichs— 
intereſſes nicht widerfprochen bat, einen Vorbeſcheid 
iiber die Höhe des Vorſchuſſes. Diefer Vorbeſcheid gilt 
alz Feitftellungsbeicheid dem Grunde nad) im Sinne 
des $ 14 der Sachichädenfeftitellungsverordnung. 


(3) Geaen einen Worbejcheid nach Abj. 2 iſt die 
Beſchwerde nach $ 15 der Sachſchädenfeſtſtellungs— 
verordnung nicht zuläffig. Gegen einen Beſcheid, der 
zwar den Schaden feitjtellt, jedoch eine Vorſchuß— 
gewährung verfagt, Steht dem Antvagiteller die Be 
ſchwerde nicht zu. Wird in dem Befcheid der Antrag 
auf Feititellung des Sachſchadens abgelehnt, fo ver- 
bleibt e8 bei der Negelung des $ 15 der Sachſchäden— 
feititellungsverordnung. 


(4) Durch den Vorbeicheid nach Ubi. 2 euwirbt der 
Antragiteller einen Anſpruch darauf, daß ibm der 
Vorſchuß nad beendigter Inſtandſetzung gezahlt wird. 
Der Anſpruch vermindert fich entfprechend, wenn die 
endgültigen Koften die Höhe des Voranfchlags nicht 
erreichen. Bei Überfchreitung des Voranſchlags be- 
ſteht fein Anfpruch auf eine Erböbung des Vor— 
ſchuſſes. Eine Erhöhung ift jedoch zuläffig, wenn die 
Notwendigkeit einer zufäßlichen Ausführung von In— 
ftandietungsarbeiten oder ihre fonftige Verteuerung 
anerfannt werden muß. 


(5) Der Reichsarbeitsminiſter kann in befonderen 
‚sällen eine Friſt für die Beendiaung der Inſtand— 
letungsarbeiten mit ver Maßgabe beitimmen, dab 
der Anfpruch auf die Gewährung eines Vorfchuffes 
mit dem unaenußten Ablauf der Friſt erliicht. 


S8 


Endaültiger Beſcheid 
(1) Nach ordnungsmäßiger Fertigftellung der In— 
ftandfeßungsarbeiten find die aufgewendeten Koften 
und die Art der Arbeiten dureh Vorlage der Ned) 
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nungen oder in fonftiger Weife nachzuweiſen, es kann 
eine Nachprüfung an Ort und Stelle erfolgen. Der 
Vorſchuß ift ſodann durd) endgültigen Beſcheid feit- 
zuſetzen. Diefer Beicheid gilt binfichtlich des feſt— 
aefebten Vorſchußbetrags als Feititellungsbejcheid 
der Höhe nach im Sinne des $ 14 der Sadhjchäden- 
feftftellunasverordnung. Gegen ihn ift eine Beſchwerde 
nad) $15 der Sachſchädenfeſtſtellungsverordnung nur 
wegen der Höhe der endgültig feftgejegten Kosten zu- 
läffig. Die Auszahlung des Vorſchuſſes erfolat, ſo— 
bald der endgültige Beicheid unanfechtbar geworden ift. 


(2) Die zwedentfprechende Verwendung des Vor- 
ſchuſſes kann durch unmittelbare Leiftung an den mit 
den Anftandjeßungsarbeiten betvanten Unternehmer 
oder in anderer Weife fihergeftellt werden. 


9 
Berüdfidtigung der Erſatzanſprüche 
gegen Dritte 


Soweit den antragsberechtigten Derjonen wegen 
des Gebäudeichadens auf andere Weije Erſatz geleijtet 
ift, wird ein Vorfhuß nicht gewährt. Steht den 
Berechtigten wegen diefe8 Schadens ein Erfatan- 
ſpruch zu, jo gebt diefer Anſpruch mit der Aus— 
zahlung des Vorfjchuffes in Höhe des geleifteten Be- 
traas auf das Neich über. 


$ 10 


Vorbehalt der Rüdforderung 
des Vorſchuſſes 


Beſitzt der Eigentümer des bejchädigten Gebäudes 
nicht die deutiche Staatdangehörigkeit, fo ift in dem 
Vorbeſcheid und dem endaültigen Beſcheid die Nüd- 
forderung des in Ausficht geftellten und bewilligten 
Bertrand vorzubehalten. Die Feſtſtellungsbehörde 
fann in diefem Falle für den Anſpruch auf Rück— 
zahlung des endgültig bewilligten Vorſchuſſes die 
Finräumung einer Sicherungshypothek, in den Ge 
bieten, in denen das öfterreichifche Allgemeine Grund- 
buchaeieß — GBG — gqilt, die Einräumung einer 
Höchſtbetragshypothek ($ 14 Abf.2 GBG) an dem 


Berlin, den 11. Dezember 1939. 
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Grundftüc verlangen. Die Sicherungs- oder Höchſt⸗ 
betragshypothek iſt auf Erfuchen der Feſtſtellungs— 
behörde im Grundbuch einzutragen; fie entjteht mit 
der Eintraauna. | 


sl 
VBoranszablungen auf den Vorſchuß 


(1) Auf Antrag des Berechtigten kann bereit8 vor 
Abſchluß des Feſtſtellungs- und Vorſchußverfahrens 
eine Vorauszahlung * den Vorſchuß geleiſtet wer— 
den, wenn dieſe notwendig iſt, um eine beſchleunigte 
Inangriffnahme oder Durchführung der Inſtand— 


ſetzungsarbeiten zu erreichen, und der Antragsberedy 


tinte auf andere Weiſe feine Möglichkeit bat, die er— 
forderlihen Maßnahmen durchführen zu laſſen. Auf 
Antrag findet $5 Abſ. 1 und 2 Sat 2 entiprechende 
Anwendung. In befonders dringenden Fällen Fann 
die Gemeinde die nachgeſuchte Vorauszahlung leiften. 


(2) Die Vorauszahlung kann in Teilbeträgen ge 
leitet werden; hierbei ift namentlich auf den Fort— 
Schritt der Arbeiten und die Höhe der verjchiedenen 
Aufwendungen für die Inſtandſetzung Rückſicht zu 
nehmen. $8 Abi. 2 und 89 Sat 2 finden entjpre 
chende Anwendung. 


$ 12 
Vorbehalt abweichender Regelung 


Für das Gebiet des Protektorats Böhmen umd 
Mähren fowie für befondere Fälle können der Reichs— 
minifter des Innern, der Reichsminifter der Finan— 
zen und der Neichtarbeitsminifter eine abweichende 
Reaelung treffen. 


$13 
Sclußbeitimmungen 
(1) Dieje Verordnung tritt mit Wirkung vom 
26, Auauft 1939 inKraft. Der Lauf der im $5 Abj. 4 


vorgefehenen Frift beginnt nicht vor dem Tage der 
Verkündung diefer Verordnung. 


(2) Es bleibt vorbehalten, den beteiligten Kreiſen 
Beiträge zu den Koften aufzuerlegen, die durch Die 
Durchführung diefer Verordnung entjtehen. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Finanzen 


Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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Zweite Berordnung zur Durchführung 
des Geſetzes zur Änderung von Vorjehriften des aligemeinen Strajverjahreng, 
des Wehrmarhtitrajverfahrens und Des Strafgeſetzbuchs. 


Vom 11. Dezember 1959, 


Auf Grund des $9 des 1. Abſchnitts des Gejeges zur Anderung von Vorfehriften des allgemeinen Straf- 
verfahrens, des Wehrmachtitrafverfahrens und des Strafgeſetzbuchs vom 16. September 1939 (Reichsgefetbl. I 


5.1841) wird verordnet: 


Außerhalb der Sauptverhandlung entjcheiden der Bei 
Senat des Volksgerichtshofs in dringenden Fällen in 


Vorfigenden. 


Berlin, den 11. Dezember 1939. 


ondere Straffenat des Neichägerichts und der Bejondere 
der Beſetzung von drei Mitgliedern mit Einſchluß des 


Der Reihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 





. “ — — — — ——âîâ— 


Verordnung 
über die Einführung der augenhandelsitatijtiihen Vorſchriften 
in den eingegliederten Oſtgebieten. 


Vom 12. Dezember 1939. 


Auf Grund des $ 8 des Erlaſſes des Führers und 
Reichstanzlers über Gliederung und Verwaltung der 
Dftgebiete vom 8. Oktober 1939 (Meichögefeßbl. 1 
5. 2042) und des SA Abſ. 3 des Geſetzes über die 
MWiedervereiniqung der freien Stadt Danzig mit dem 
Deutfehen Reich vom 1. September 1939 (Reich$- 
geſetzbl. I S. 1547) wird verordnet: 


81 
In den eingegliederten Oſtgebieten gelten vom 
20. November 1939 ab: 
1. das Geſetz über die Statiftif de8 Warenverfehrs 
mit dem Ausland Außenhandelsſtatiſtik — 


Berlin, den 12. Dezember 1939. 


HStatß —) vom 31. März 1939 (Reichs— 
geſetzbl. I ©. 645), 


2. die Verordnung zur vorläufigen Durchführung 
des Geſetzes über die Statiftil des Waren: 
verlehrs mit dem Ausland (Außenhandels— 
itatiftit — HStat6 —) vom 31. März 1939 
(Reichsminifterialbl. S 849). 


$2 
Die in den im $1 genannten Gebieten bisher 


geltenden außenhandelsſtatiſtiſchen Vorfchriften treten 
mit dem gleichen Zeitpunkt außer Kraft, 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Bertretung 
Dr. Qandfried 


Der Reichsminifter der Finanzen 
Im Auftrag 
Wucher 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 





NUN 





Nr. 247 — Tag der Ausgabe: 13. Dezember 1939 2403 


Berordnung iiber den Arbeitsſchutz. 
Bom 12. Dezember 1939. 


Die Sorge für die Gefundheit aller Schaffenden bleibt auch in Kriegszeiten eine vordringliche Aufgabe des 
Arbeitsichubes. Trob der Notwendigkeit erhöhter Leitungen muß jede übergroße Beanfpruchung der Arbeits- 
fraft vermieden werden. Die bei Kriegsbeginn angeordnete Loderung des Arbeitsſchutzes galt daher nur für die 
erfte Zeit der Umftellung auf Die neuen Aufgaben. Nachdem fie vollzogen ift, gilt dem Schuße der Arbeitskraft 


wieder die volle Sorge der Staatsführung. Übermäßige Arbeitszeiten müſſen verhindert, der Schuß der Frauen 


und Jugendlichen muß wieder verjtärlt werden. 


ſtellen. 


Dann kann und muß aber von allen Schaffenden erwartet 
werden, daß fie ihre volle Arbeitskraft für den unferm Waterlande 


aufgezwungenen Kampf zur Verfügung 


Auf Grund der $$20 und 29 der Kriegswirtichaftsverordnung vom 4. September 1939 (Reichögejeßbl. 1 
S. 1609) wird daher im Einvernehmen mit dem Generalbevollmächtiaten für die Wirtſchaft Folgendes verordnet: 


—81 
Soweit die nachfolgenden Geſetze und Verordnungen 
und die auf Grund dieſer Geſetze und Verordnungen 
erlaſſenen Beſtimmungen Arbeitszeitverlängerungen 
zulaſſen, darf die tägliche Arbeitszeit — mit Ausnahme 
des Schichtwechſels bei ununterbrochener Arbeit — zehn 
Stunden nicht überſchreiten: 


Verordnung zur Abänderung und Ergänzung 
von Vorfchriften auf dem Gebiete des Arbeits- 
rechts vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1683), Teil ITI Arbeitsjchuß, 


Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I ©. 447), 


c) Geſetz über die Arbeitszeit in Bädereien und Kon- 
ditoreien vom 29. Juni 1936/30. April 1938 
Keichsgeſetzbl. 11936 ©. 521/1938 ©. 446), 

d) Anordnung über die Durchführung des Arbeits: 
ſchutzes in der Oſtmark vom 9. Ditober 1939 
(Reichsarbeitsbl. S. III 334). 


a 


—⸗ 


b 


— 
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Fällt in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem 
Umfang Arbeitsbereitſchaft, ſo darf die tägliche Ar— 
beitszeit für männliche Gefolgſchaftsmitglieder über 
achtzehn Jahre bis zu zwölf Stunden ausgedehnt wer— 
den. In Zweifelsfällen entſcheidet das Gewerbeauf— 
ſichtsamt, ob die Vorausſetzung der Arbeitsbereitſchaft 
vorliegt. Für den Bereich mehrerer Gewerbeaufſichts⸗ 
ämter entſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde. 


3 
Jugendliche und rauen dürfen über Die Grenzen des 
$16 de8 Jugendſchutzgeſetzes vom 30. April1935 (Reichs— 
geießbl. LS. 437), des $ 19 der Arbeitszeitordnung und 
der Nr. 4 der Anordnung vom 11. September 1939 
(Reichsarbeitsbl. S. [II 293) hinaus nicht in der Nacht- 
zeit bejchäftigt werden. 


‘4 


(1) Arbeitözeitverlängerungen und Nachtarbeit über 
die Grenzen der $$1 bis 3 hinaus find nur in außer- 
gewöhnlichen Fällen auf Grund befonderer Genehmi- 
gung zuläffig. 


(2) Über die Genehmigung enticheidet das Gewerbe— 
auffichtsamt, wenn die Ausnahme für einen Zeitraum 
von nicht mehr als drei Wochen erteilt werden joll oder 
wenn es fich um eine andere Verteilung der Axbeitözeit 
bandelt; die Entfcheidung iſt endgültig. 


(3) In allen anderen Fällen ift die Enticheidung des 
Reichsarbeitsminiſters einzuholen. Sie ergeht für Be— 
triebe, die Wehrmachtaufträge ausführen, im Beneb- 
men mit dem Oberfommando der Wehrmacht. 


SD 
Für die über zehn Stunden am Tage hinausgehende 
Arbeitszeit haben die Gefolgichaftsmitglieder Anſpruch 
auf einen angemefjenen Mebrarbeitszufchlag zu dem 
Lohn für die Arbeitäzeit jelbit. Als angemefjen gilt, ſo— 
weit der ReichSarbeitsminifter feine abweichende Nege- 
lung trifft, ein Zuichlag von fünfundzwanzig vom Hun- 
dert. Der Anfpruch auf den Zuſchlag entfällt, wenn in 
die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang 
Arbeitsbereitichaft fällt. 
‘6 
Die Vorfchriften der $$ 1 bis 5 finden feine Anwen— 
dung auf vorübergehende Arbeiten, die in Notfällen jo- 
fort vorgenommen werden müſſen. Der Betriebsführer 
hat die Vornahme folcher Arbeiten dem Sewerbeauf- 
fichtsamt unverzüglich anzuzeigen. 


$ 7 
Zuwiderhandlungen gegen Die Vorjchriften dieſer 
Verordnung und der auf Grund diejer Verordnung er- 
laffenen Anordnungen werben als Zuwiderhandlungen 
gegen die entſprechenden Vorſchriften der im SI ge— 
nannten Gefege und Verordnungen beitraft. 


II 
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88 $ 10 
Die Vorichriften der Arbeitszeitordnung $ 27 und des (1) Diefe Verordnung tritt am 1. Januar 1940, der 


Jugendſchutzgeſetzes $ 26 über Arbeitsaufficht und Be- | $5 über Mehrarbeitszufchlag ichon am 18. Dezember 
hördenzuftändigkeit finden entſprechende Anwendung. | 1939 in Kraft. 


2 (2) Die bei Erlaf diefer Verordnung beftehenden und 

89 nad) $ 4. genehmigungspflichtigen Arbeitszeitregelun- 

Der Reihsarbeitsminifter kann zur Durchführung | gen Können bis zum 20. Januar 1940 beibehalten wer- 

und Ergänzung diefer Verordnung weitere Vorſchriften den, fofern auf die bis zum 1. Januar 1940 zu ftellen- 
im Verwaltungswege erlaflen. den Anträge keine andere Enticheidung ergeht. 


Berlin, den 12. Dezember 1939. 


Der Neihsarbeitsminifter 
Kranz Seldte 


ee ns onen a 6 


Druckfehlerberichtigung 


In der Erften Verordnung zur Durchführung der 
Verordnung über eine Sondergericht8barkeit in Straf- 
fachen für Angehörige der 4 und für bie Angehörigen 
der Volizeiverbände bei befonderem Einjat vom 1. No⸗ 
vember 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 2293) muß es im Ar- 
tifel 1 $2 Ubf. 1 Nr. 2 bei den Buchftaben a und b 
jeweils ftatt „des $ 4 richtig heißen: „des $ 54, Kerner 
muß es im $ 14 Abſ. 1 ftatt „und zwar mit 4⸗Ober— 
richtern“ richtig heißen: „und zwar mit zwei 44-Ober- 
richtern“. 
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Geſetz über die Deutſche Landesrentenbant. 
Vom 7, Dezember 1939. 


Das folgende, von ber Reichsregierung beſchloſſene Geſetz, das hiermit verfündet wird, bildet den Abſchluß 


des Übergangs des preußiichen Siedlungsvermögens au 


E das Reid) auf Grund des Staatövertrages zwiſchen 


Reich und Preußen vom 16. Juni 1937. Die Preußiſche Landesrentenbant wird danach in ein Reichsinftitut 
umgewandelt. Das Geſetz ſoll die finanzielle Weiterführung der Neubildung deutichen Bauerntums ficherftellen 
und enthält feine Frage von grundſätzlicher jiedlungspolitifcher Bedeutung. Die Durchführung der Neubildung 
deutichen Bauerntums richtet ſich nad) dem Reichsſiedlungsgeſetz vom 11. Auguft 1919 und dem Geſetz über die 
Neubildung deutichen Bauerntums vom 14. Juli 1933 und den dazu erlajjenen Ausführungsbeftimmungen 
und Richtlinien. Eine etwa notwendig werdende Neuordnung des gelamten bäuerlichen Siedlungsweiens und 
ihre geſetzliche Neugeftaltung wird durch das Geſetz weder behindert noch berührt. 


s1 

(1) Die Preußiſche Randesrentenbant (Preußiſches 
Sandesrentenbantgeieh in der Faſſung ber Belannt- 
machung vom 1. Auguft 1931 — Preuß. Geſetzſamml. 
S. 154 wird eine Anſtalt des Reichs mit dem Namen 
„Deutſche Landesrentenbank“. 

(2) Die Anſtalt iſt eine gemeinnützige juriftij che Derion 
des Öffentlichen Rechts mit dem Sit in Berlin. 

(3) Sie unterfteht der Aufficht des Reichsminiſters 
der Finanzen und des Reichdminifters für Ernährung 
und Landwirtichaft. 

(4) Sie führt das Heine Reichsſiegel. 

2 

(1) Die Deutſche Randesrentenbant hat Dauerfrebit 
gegen Eintragung don dinglichen Rechten im gejamten 
Neichsgebiet zu gewähren: 

a) für die Ländliche Siedlung (Neubildung deutichen 


Bauerntums) im Sinne des $1 des Reichs— 
fiedlungsgefeßes vom 11. Auguſt 1919 Reichs⸗ 


Reichsgeſehbl. 1939 1 


geſetzbl. S.1429) und des } 1 des Gejebes über die 
Neubildung deutichen Bauerntums vom 14. Juli 
1933 (Reichsgeſetzbl. I ©. 517), 

b) zur Förderung des Baues von Henerling3- und 
MWertwohnungen fowie von Eigenheimen für 
Ländliche Arbeiter und Sandwerfer (Verordnung 
vom 10. März 1937 — Reichsgeſetzbl. I ©. 292), 

e) für die Ablöfung von Nenten, die auf Nenten- 
gütern haften ($$ 10, 16 bis 19 des Preußiſchen 
Landesrentenbankgeſetzes). 

(2) Die Gewährung von Darlehen iſt nicht davon ab- 
hängig, daß das zu beleihende Grundſtück Nentenguts- 
eigenfchaft im Sinne der preußif chen Nentengutsgejeh- 
gebung bat. 

83 

(1) Die Deutiche Candesrentenbant hat das Necht, 

a) auf den Inhaber lautende Rentenbriefe, Pfand— 
briefe und andere nhaberichuldverichreibungen 
auszugeben, 

b) Darlehen aufzunehmen. 


612 
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(2) Verfügbares Geld darf die Deutfche Landes— 
rentenbanf durch Darlehnsgewährung an die Deutjche 
Siedlungsbant, durd) Hinterlegung bei geeigneten 
Kreditinftituten, durch Ankauf ihrer eigenen Schuldver- 
ichreibungen oder durch Ankauf jolcher Wechjel und 
Mertpapiere, welche nach den Vorjchriften des Geſetzes 
über die Deutjche Reichsbank angelauft werden dürfen, 
fowie durch Beleihung von Wertpapieren nad) einer von 
dem Vorftande der Deutſchen Landesrentenbant mit 
Genehmigung des Verwaltungsrats aufzuftellenden 
Anweiſung nutbar machen. Die Anweifung hat die be- 
leihungsfähigen Papiere und die zuläffige Höhe der Be- 
leihung feitzufeßen. 

(3) Der Erwerb von Grundftücen ift der Anftalt nur 
zur Verhütung von Verluften an Forderungen und zur 
Beichaffung von Geſchäftsräumen geftattet. 

(4) Der Anftalt fönnen jonftige mit der Neubildung 
deutſchen Bauerntums in Verbindung jtehende Auf- 
gaben für fremde Rechnung durch die zuftändigen Mi- 
nifter übertragen werden. 

(5) Die Einrichtung von Zweigniederlaſſungen it 
nach dem Ermeſſen des Verwaltungsrats und mit Ge— 
nehmigung der zuftändigen Minifter zuläſſig. 


4 

(1) Das Neid) gewährleiftet die Erfüllung der Ver- 
bindlichfeiten, die der Deutjchen Landesrentenbanf aus 
der Ausgabe der Inhaberſchuldverſchreibungen er- 
wachjen. 

(2) Soweit eine Gewährleiftungspflicht des Landes 
Preußen für die bisher von der Preußifchen Landes- 
rentenbank ausgegebenen Inhaberſchuldverſchreibungen 
beſteht, tritt das Reich an ſeine Stelle. 

(8) Für die Anſprüche der Inhaber der Schuldver— 
ſchreibungen gegenüber dem Reich iſt der ordentliche 
Rechtsweg zuläſſig. 

$5 


(1) Das Grundkapital der Anjtalt befteht aus der 
Stammeinlage des Neichs in Höhe von 20 Millionen 
Reichsmark; das Reich tritt an die Stelle der biöherigen 
Anteildeigner, 


(2) Eine Erhöhung des Grundkapital kann durch) 
die Sakung beftimmt werden, 


(8) Zur Dedung eines aus der Bilanz jid) ergeben- 
den Verluftes ift eine Nüdlage zu bilden. 


86 


(1) Organe der Anftalt find der Vorftand und der 
Verwaltungsrat, An Stelle der bisherigen Anftalts- 
verfammlung tritt der Reichsminiſter der Finanzen, 
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ſſſſſſ 


der feine Befugniſſe im Einvernehmen mit dem Reichs— 
minifter für Ernährung und Landwirtichaft ausübt. 


(2) Die Gejchäfte der Deutichen Landesrentenbank 
werden von dem Borftande geführt; mindeftens ein 
Vorſtandsmitglied muß zum Richteramt befähigt fein. 
Der Vorſtand vertritt die Anftalt gerichtlich und außer- 
gerichtlich. 


(3) Die unter Beidrückung des Siegels nad) Maß— 
gabe der Satzung ausgeſtellten Urkunden haben bie 
Eigenſchaft öffentlicher Urkunden. 


(4) Die Nechtöverhältniffe der Deutfchen Landes- 
ventenbanf werden innerhalb der Vorſchriften dieſes 
Geſetzes durch die Satzung beftimmt. Die erfte Sabung 
wird von dem Reichöminifter der Finanzen und dem 
Reichsminifter für Ernährung und Landwirtjchaft er- 
iaffen. Über Sabungsänderungen beſchließt der Ver— 
waltungstat; die Bejchlüfje bedürfen der Genehmigung 
des NReichöminifters der Finanzen und des Reichs— 
minifters fir Ernährung und Landwirtichaft. Die 
Sabung und ihre Änderungen find jeweils im Reichs- 
anzeiger zu veröffentlichen. 


$7 

(1) Der Reicydminifter der Finanzen ernennt alle 
Beamten, die Vorftandsmitglieder für eine Amtszeit 
von 12 Jahren, Vorgeſetzte jind die Mitglieder des Vor- 
ſtandes. Dienftvorgefeßter ift für die Vorſtandsmit— 
glieder der Reichsminiſter der Finanzen, für Die übrigen 
Beamten das von diefem bejtimmte Vorjtandsmit- 
alied, Einleitungsbehörde im Sinne des $ 29 Abſatz 10 
der Reichsdienftftrafordnung ift für alle Beamten der 
NeichSminifter der Finanzen. Die Dienftbezüge der 
Beamten werden in Anlehnung an die Dienjtbezüge 
der unmittelbaren Reichsbeamten geregelt. 


(2) Der Reichsminiſter der Finanzen übt feine Be⸗ 
fugniſſe im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft aus. 


$8 


(1) Wo in Gejegen, Verordnungen oder Verwal- 
tungsanordnungen des Reichs und der Länder die 
Vreußifche Landesrentenbant genannt wird, tritt an 
ihre Stelle die Deutſche Landesrentenbant. 


(2) Bis zu einer reichBrechtlichen Regelung beftimmt 
der Reichsminifter für Ernährung und Landwirtjchaft 
mit dem NReichöminifter der Finanzen und, ſoweit 
deſſen Gejchäftsbereich berührt wird, mit dem Reichs— 
minifter der Justiz, welche preußifchen Vorjchriften über 
NRentengüter und über das Verfahren, insbejondere 
über die Übernahme von Landesrentenbanftenten, 
auch in den außerpreußijchen Gebietöteilen gelten. 
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(3) Die Deutjcye Landesrentenbank bat ſich bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben, ſoweit nichts anderes 
beſtimmt iſt, der Siedlungsbehörden zu bedienen. Ort— 
lich zuſtändig iſt die Siedlungsbehörde, in deren Bezirl 
das Grundftüd liegt. In den preußifchen Sebietsteilen 
find zuftändig die Randeskulturbehörden, in den außer- 
preußijchen Gebietsteilen die vom Reihöminifter für 
Ernährung und Landwirtſchaft beftimmten Siedlung®- 
behörden. 


89 
(1) Die Behörden des Reichs, der Länder und Ge 
meinden find verpflichtet, der Deutſchen Landesrenten- 
bank bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unentgeltlich 
Amtshilfe zu leiften. 


(2) Die Landesrentenbantrente und jonftige Forde— 
rungen aus Darlehen, die von der Deutichen Landes— 
rentenbant gegeben oder von ihr verwaltet werben, 
werben in den preußiſchen Gebietsteilen durch die bier- 
für zuftändigen Landesbehörden nad) Mafgabe der 
landesrechtlichen Vorſchriften, in den außerpreußijchen 
Gebietsteilen durch die Reichsfinanzbehör den nach den 
Vorſchriften der Reichsabgabenordnung unentgeltlich 
erhoben, ſoweit nicht durch Geſetz oder Verordnung 
etwas anderes beſtimmt ift; Entſprechendes gilt für Die 
Beitreibung. 

$ 10 

(1) Die Smwijchenkreditforderungen der Deutjchen 
Siedlungsbant werden durch) Dauerkredit der Deutichen 
Randesrentenbant abgelöft. Die Ablöfung erfolgt nad) 
Maßgabe des Randesrentenbankgejeßes. Den Zeit— 


punkt der Ablöfung beftimmt bie Deutiche Landes- 
rentenbantf. 


(2) Soweit in außerpreußifchen Gebietsteilen oder in 
preußifchen Landesteilen infolge bejonderer Umſtände 
die Ablöfung durch Übernahme auf die Deutiche Lan- 
desrentenbant nicht möglich ift, find die Zwiſchenkredit⸗ 
forderungen nach dem bisherigen Verfahren unterzu- 
verteilen; fie gehen als Dauerkredit auf Grund eines 
Unterverteilungsplans auf die Deutſche Landesrenten- 
bank iiber. Der Unterverteilungsplan ift nad) den Be- 
ftimmungen des Reichsminiſters für Ernährung und 
Randwirtichaft von den zuftändigen Stellen aufzu- 
ftellen und bedarf zu feiner Wirkſamkeit der Beftätigung 
durch die obere Siedlungsbehörde. Die Beftätigung ifl 
urkundlich auszufertigen und ift wirffam gegen jeber- 
mann. In die Beftätigungsurkunde find die zur Siche- 
tung des Dauerkredits der Deutjchen Landesrenten. 
bank erforderlichen weiteren dinglichen Nechte und fon- 
ftige Nechte und Anfprüche aufzunehmen; die Be— 
ftätigungsurfunde erſetzt Die zur Begründung dieſer 
Rechte und Verpflichtungen erforderlichen Erklärungen; 
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die Rechte und Verpflichtungen werben wirfjam mit 
dem Zeitpunkt begründet, zu dem die Deutjche Landes- 
rentenbank ihren Übergang beftimmt. Nach Übergang 
der unterberteilten Zwiſchenkreditforderungen erfucht 
die Siedlungsbehörde unter Beifügung einer Ausferti- 
gung der Beftätigungsurkunde das Grundbuchamt um 
die erforderlichen Eintragungen. 


(3) Die Siedlungsbehörde ift im Einvernehmen mit 


der Deutfchen Landesrentenbank berechtigt, an Stelle 
der im Dlan vorgefehenen dinglichen Rechte eine Lan- 
desrentenbantrente zu begründen, ohne daß es hierzu 
der Bewilligung der Beteiligten bedarf, jofern hier- 
durch eine Mehrbelaftung der Verpflichteten nicht ein- 
tritt. Nach Durchführung des Überganges bedarf es 
hierzu eines Nachtrages zur Beftätigungsurkunde, 


zu 


(1) Die bis zum 31. März 1939 verfahrensgemäß 
unterverteilten Zwiſchenkreditforderungen der Deut- 
ichen Siedlungsbant gehen kraft Geſetzes als Dauer- 
fredit auf die Deutjche Landesrentenbank zu dem von 
diefer beftimmten Zeitpunkt über. Nacd Übergang 
diefer Rechte auf die Deutjche Landesrentenbank ift der 
nad) den bisherigen Vorſchriften aufgejtellte Dlan 
durch die Siedlungsbehörde nad) $ 10 zu betätigen. 


(2) Im übrigen gilt $10 entiprechend. 


$12 


(1) Der Reichsminifter der Finanzen und der Reichs⸗ 
minifter für Ernährung und Landwirtichaft bejtimmen, 
für welche der nad) $ 11 übergehenden Zwiſchenkredit⸗ 
forderungen die Deutſche Landesrentenbank eine Gegen— 
leiſtung an die Deutſche Siedlungsbank zu gewähren 
hat. 


(2) Das Aufkommen aus den unterverteilten Zwi⸗ 
ſchenkreditforderungen (laufende Leiſtungen und Ka— 
pitaleinnahmen) ſteht dem Reich zu und dient lediglich 
zur Deckung der für die Neubildung deutſchen Bauern- 
lums notwendigen Aufwendungen. Die erforderlichen 
Beftimmungen werben von dem Reichsminifter der 
Finanzen und dem Reichsminiſter für Ernährung und 
Randwirtichaft getroffen. 


$13 


(1) Die Leiftungen auf den Dauerfredit find vom 
Zeitpunkt der Übernahme ab an die Deutiche Landes- 
rentenbank zu entrichten; fie betragen 4 vom Sundert 
der Abfindung. Durch die Satzung fann unbeichadet 
der von den zuftändigen Stellen feſtgeſetzten tragbaren 
Rente ein anderer Hundertſatz feſtgeſetzt werden. 


IN 
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(2) Die Laufzeit der Landesrentenbankrente wird 
durch die Satzung feftgefegt, höchſtens jedoch auf 
52'/, Jabre. 

| $ 14 

(1) Die Landesrentenbankrente ſteht den Öffentlichen 
Laſten gleich und gebt den am Grundftüd beftehenden 
Rechten im Range bor. 


(2) Die Landesrentenbankrente bedarf zur Begrün- 
dung und zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung. Das 
Grundbuchamt hat jedoch auf Erfuchen der Siedlungs- 
behörde den Betrag und die Tilgungszeit der Yandes- 
rentenbankrente im Grundbud) zu vermerken. 


(3) In der Iwangsverfteigerung des Grundftüds 
bleibt die Landesrentenbantrente beftehen, aud) wenn 
fie bei der Feitftellung des geringften Gebotes nicht be- 
rückſichtigt if. Für ein Gebot der Deutſchen Landes— 
rentenbant kann GSicherheitsleiftung nicht verlangt 
werden. 


Berlin, 7. Dezember 1939 
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$ 15 
Bei der Deutjchen Siedlungsbanf wird ein ihrer bis— 
berigen Beteiligung an der Landesrentenbank ent- 
jprechender Betrag von 20 Millionen Reichsmark aus 
dem Verwaltungsvermögen ausgejondert und auf das 
Swedvermögen übernommen. 


$ 16 

(1) Der Reichsminifter der Finanzen und der Reichs— 
minifter für Ernährung und Landwirtichaft erlafjen die 
zur Durchführung und Ergänzung dieſes Gefeßes erfor- 
derlichen Verordnungen. Sie können hierbei von den 
beftehenden Reich8- und Landesgeſetzen abweichen. 

(2) Der Reichminifter für Ernährung und Landwoirt- 
jchaft wird ermächtigt, die Vorfchriften für das Nenten- 
gutöverfahren, wie fie jich nach diefem Gefeß und der 
bisherigen preußiſchen Nentengutsgefeßgebung ergeben, 
mit dem Reichöminifter der Finanzen und dem Reichö- 
minifter der Juſtiz neu feftzufeßen und im gejamten 
Reichögebiet einzufübren, 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für die Neichsverteidigung 
Göring 


Generalfeldmarſchall 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft 


R. Waltber Darre 


Der Neihdminijter der Juftiz 
Dr. Gürtner 


Der Reibsminifter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 
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Berordnung 
über den Verkehr mit Öljümereien, Olfrüchten, Margarine und Kunſtſpeiſefett. 


Vom 5. Dezember 1939. 


Auf Grund des Artikels 1 $2 Abi. 2 und 311 der 
weiten Verordnung des Neichspräfidenten zur För— 
derung der Verwendung inländifcher tieriicher Fette 
und inländifcher Futtermittel vom 23. März 1933 
(Reichsgejehbl. I S. 143), des Geſetzes über den Ver— 
kehr mit Milcherzeugniffen vom 20. Dezember 1933 
(Neichsgejekbl. I ©. 1093), des Geſetzes zur Ordnung 
der Getreidewirtichaft vom 27. Juni 1934 (NReidys- 
geſetzbl. IS. 527) und der $$ 1 und 36 der Verordnung 
über die öffentliche Bewirtichaftung von landwirtjchaft- 
lichen Erzeugnifien vom 27. Auguft 1939 (Reidy3- 
geſetzbl. I ©. 1521) wird im Einvernehmen mit dem 
Reichswirtichaftsminifter verordnet: 


581 


(1) Artikel 1 der Zweiten Verordnung des Reichs-— 
präfidenten zur Förderung der Verwendung inländi- 
ſcher tierifcher Fette und inländifcher Futtermittel vom 
23, März 1933 (rReichsgeſetzbl. IS. 143) in der Faſſung 
der Verordnung vom 18. Februar 1934 (Neichögefebbl. I 
S. 112) und die $$2, 4 bis 7 der Verordnung über 
den Verkehr mit Ölen und Fetten vom 4. April 1933 
(Reichögefekbl. I S. 167) in der Faſſung der Zweiten, 
Dritten und Vierten Verordnung über den Verkehr mit 
Ölen und Fetten vom 21. Juni 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 375), vom 18, Februar 1934 (Neichägejekbl. 
S. 112) und vom 8, Mai 1934 (Reichsgeſetzbl. IS. 376) 
und der Verordnung vom 27. März 1939 (Reiche: 
gefebl. I S. 625) finden auch Anwendung auf 


'a) Ölfämereien und Ölfrüchte der Nrn. 13 bis 17 
des Solltarif3, 


b) Margarine der Nr. 205 des Zolltarifs, 
c) Kunftjpeifefett der Nr. 207 B des Zolltarifs. 


(2) Reicyöftelle im Sinne der im Abj. 1 genannten 
Vorſchriften ift die Neichsftelle für Milcherzeugniffe, 
Ole und Fette (Verordnung über die Errichtung einer 
Neichsitelle für Dle und Fette vom 4. April 1933 
— Reichsgeſetzbl. I ©. 166 — in der Faſſung der Ver— 
ordnung Über den Verkehr mit Milcherzeugnifjen vom 
21. Dezember 1933 — Reichsgeſetzbl. I ©. 1109). 


(3) Für im Sollinland erzeugte Olfämereien und 
Hfrüchte ift ein Übernahmejchein bis auf weiteres 
nicht erforderlich. Die Neichsitelle für Milcherzeugniffe, 
Öle und Fette fann mit Zuftimmung des Reichs— 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


minifters für Ernährung und Landwirtichaft Aus— 
nahmen biervon bejtimmen, 


2 
(1) Die Ölfämereien und Olfrüchte betreffenden An- 
ordnungen des Vorfitenden des Verwaltungsrats der 
Reichsſtelle für Getreide, Futtermittel und jonftige 
landwirtichaftliche Erzeugniffe find finngemäß weiter 
anzuwenden. 


(2) Die Rechte und Pflichten der Reichsſtelle für Ge- 
treide, Futtermittel und fonftige landwirtjchaftliche Er- 
zeugniffe gehen auf die Reichsſtelle für Milcherzeugniffe, 
Öle und Fette infoweit über, ald die Zuftändigkeit im 
Rahmen diefer Verordnung übergeht. 


3 
Artikel 1 82 Abſ. 1 der Zweiten Verordnung des 
Reichspräfidenten zur Förderung der Verwendung in- 
ländiſcher tierifcher Fette und inländifcher Futtermittel 
vom 23. März 1933 (Reichsgeſetzbl. I ©. 143) in ber 
Faſſung der Verordnung vom 18. Februar 1934 (Reich®- 
geſetzbl. I ©. 112) erhält folgende neue Faſſung: 
„(ı) As Öle und Fette im Sinne dieſes Artikels 
gelten: 
Olſämereien und Ölfrlichte der Nen. 13 bis 17 
des Solltarifs, 
Schweineſpeck der Nr. 109 des Zolltarifs, 
tierische Fette der Nın. 126, 127, 128, 129 
und 131 des Zolltarifs, 
fette Öle der Nrn. 166 und 167 des Zoll» 
tarifs, 
pflanzliche Fette der Nen. 168 und 171 des 
Solltarifs, 
Margarine der Nr. 205 des Zolltarifs, 
gehärtete fette Öle und Trane der Nr. 207A 
des Zolltarifs, 
Kunftipeifefett der Nr. 207B des Zolltarifs, 
aud) in Gemifchen und mit Zuſätzen bon anderen 
Waren.’ 


‘4 
$1 Abſ. 1 der Verordnung über den Verkehr mit 


Ölen und Fetten vom 4. April 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 167) in der Faffung der Verordnungen vom 18. Fe— 


u 
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bruar 1934 (Reichsgeſetzbl. IS. 112) und vom 27. März 
1939 (NReichsgefetbl. I S. 625) erhält folgende neue 
Faſſung: 


„G) Folgende Öle und Fette unterliegen den Be— 
ichränkungen des Artifeld 1 ber Hauptverordnung 
nicht: 

1. Rizinusfamen aus Nr. 16 des Solltarifs, 


2. Schmalz von Gänfen, Rindsmark und andere 
ichmalzartige Fette außer Schmalz von 
Schweinen und außer Dleomargarin aus 
Nr. 126 des Solltarifs, 


3. Gänfefett, roh, jowie Grieben zum Genuß 
aus Nr. 127 des Solltarifs, 
4. Holzöl und Rizinusdl aus den Nm. 166 
und 167 des Zolltarifs, 
5. Rataobutter (Kakaobl) der Nr. 168 des Zoll- 
tarifs.“ 
$5 
Die Fünfte Verordnung über Einfuhrerleichterungen 
vom 23. November 1936 (Reichögefetbl. I ©. %0) in 
der Faſſung der Vierten Verordnung zur Durchführung 
des Geſetzes über den Verkehr mit Tieren und tieriſchen 
Erzeugniffen vom 14. April 1938 (Reichögejehbl. I 
S. 399 und der Verordnung vom 27. März 1939 
Reichsgeſetzbl. I ©. 625) wird wie folgt geändert: 


Berlin, den 5. Dezember 1939. 


Der Reichdminifter 


INN 
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Im F1Abſ. 1 Sab 1 find Hinter dem Wort „Käſe,“ 
die Morte „Margarine, Kunftfpeifefett, Mildypulver 
(Trodenmilch), Magermilhpulver (Trodenmager- 
milch); Sahnepulver (Trodenjahne), Blodmild, 
Blockſahne,“ einzufügen. 
$ 6 
Es treten außer Kraft: 
1. $14 Nr. 1 des Maisgeſetzes in der Faſſung vom 
5. Oktober 1934 (Neichögefebbl. I ©. 919), 
2, die Verordnung über den Verkehr mit Erzeug- 
niffen der Margarinefabriten und Olmühlen vom 
13. April 1933 (Reichsgeſetzbl. I ©. 201). 


7 

Ölfämereien und Ölfrüchte, Margarine und Kunft- 
ipeifefett, die vor dem 1. Januar 1940 zur Sollabferti- 
gung zum freien Verkehr geftellt, aber nod) nicht ab» 
gefertigt worden find, gelten ald von ber Neichsitelle 
für Milcherzeugniffe, Ole und Fette in den Verkehr 
gebracht. $ 10 der Verordnung über Die öffentliche Be— 
wirtichaftung von Milch, Mildyerzeugniffen, Ölen und 
Fetten vom 7. September 1939 (Reichsgejekbl. I 
S. 1719) bleibt unberührt. 


88 
Diefe Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft. 


für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag 
Moritz 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Im Auftrag 
Wucher 


— ——— ————————— — 


Berordnung zur Einſchrünkung des Güterverkehrs mit Kraftfahrzeugen. 
Bom 6. Dezember 1939, 


Die während des Krieges in der Heimat vorhandenen 
Laftkraftfahrzeuge find in erfter Rinie für die Bedie- 
nung des notwendigften Orts- und Nachbarortsver⸗ 
kehrs beſtimmt. Um die Durchführung des Güter— 
verkehrs mit Kraftfahrzeugen in dieſem beſchränkten 

Umfange ſicherzuſtellen, verordnet der Miniſterrat für 
die Reichsverteidigung mit Geſetzeskraft: 





81 
Der Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen darf bis 
auf weiteres nur ſolche Beförderungen ausführen, 
welche aus kriegswichtigen Gründen die Mittelbehör— 
den anordnen oder genehmigen, bei denen der Reichs— 
verkehrsminiſter Bevollmächtigte für den Nahverkehr 
beſtellt hat. 





Nr. 248 — Tag der Ausgabe: 14. Dezember 1939 


82 
Die Beſchränkungen nad) $ 1 gelten in gleicher Weiſe 
für den gewerblichen Verkehr, den Werkverkehr und 
den Kraftverkehr der Deutjchen Reichsbahn. 


3 
Bei Beförderungen für fremde Rechnung werden 
Beförderungsentgelt und Beförderungsbedingungen 
vom Reichsverkehrsminiſter feſtgeſetzt. 


84 
Rechts- und Verwaltungsvorſchriften zur Durch— 
führung und Ergänzung dieſer Verordnung erläßt der 
Reichsverkehrsminiſter. 
85 
(1) Wer den Beſtimmungen dieſer Verordnung oder 
den zu ihrer Durchführung erlajjenen Vorjchriften zu- 
widerhandelt, wird mit Geldftrafe beitraft. 


Berlin, den 6. Dezember 1939. 


2411 


(2) Die Strafvorfchriften der $$ 36 und 37 des Ge- 
jeßes über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen 
vom 26, Juni 1985 (Reichsgeſetzbl. I ©. 788) gelten 
finngemäß aud) für den MWerkfernverkehr. 


6 
Die Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft. 
Das Geſetz über den Güterfernverfehr mit Kraftfahr- 
zeugen vom 26. Juni 1935 (Reichögejekbl. I S. 788) 
und die zur Durchführung dieſes Geſetzes erlaſſenen 
Rechts- und Verwaltungsvorjchriften find, jomeit fie 
diefer Verordnung widerfprechen, nicht anzumenden. 
Die für den Güterfernverfehr erteilten behördlichen Ge- 
nehmiqungen ruben. 
7 
Der Reichövertehrsminifter wird ermächtigt, den 
Süterfernverkehr nach Lage der Verhältniſſe zu er- 
weitern und diefe Verordnung ganz oder teilweije 
aufzuheben. 


Der Borfigende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 


Göring 
Generalfeldmarfchall 


Der Reichöminifter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


— ——— — —— —— —— — — — 


Verordnung 
über die Lentung und Verteilung der Maſchinen- und Apparate-Erzeugung. 


Bom 11. Dezember 1939. 


Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird im Ein- 
vernehmen mit dem Oberfommando der Wehrmacht 
und dem Generalbevollmächtigten für Die Reichsverwal⸗ 
tung verorbnet: 

81 

Der Reichswirtſchaftsminiſter iſt ermächtigt, die er— 
forderlichen Anordnungen zur einheitlichen Lenkung 
der Herſtellung und Produktionsſteigerung von Erzeug- 
niffen des Majchinen- und Apparatebaues und ihrer 
Verteilung zu erlaffen. Er kann namentlid) Die zur 
Berjorgung aller dringenden Vorhaben der Öffentlichen 


Berlin, den 11. Dezember 199. 


Bedarföträger mit den Erzeugnijfen des Mafchinen- 
und Apparatebaues notwendigen Maßnahmen treffen. 


2 
Der Reichswirtſchaftsminiſter kann feine Befugniffe 
übertragen; er fann einen Bevollmächtigten für bie 
Mafchinenproduftion ernennen. 


3 
Der Reichswirtſchaftsminiſter erläßt die zur Durd)- 
führung und Ergänzung erforderlichen Nechtd- und 
Berwaltungsvorichriften. 


Der Generalbevollmädhtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funk 


III 





| 





II 
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Bekanntmachung über die Ausprägung von Aluminiummünzen 
im Nennbetrag von 50 Reichspfennig 


Bom 11. Dezember 1939 


Auf Grund des $3 des Münzgeſetzes vom 30. Auguft 
1924 (Reidyögefetbl. II S. 254) in der Faſſung des Ge- 
fees zur Anderung des Münzgeſetzes vom 5. Juli 1934 
(Reichsgejehbl. I ©. 574) werden Aluminiummünzen 
im Nennbetrag von 50 NReichspfennig mit folgender 
Maßgabe hergeſtellt: 


Die Münzen haben ein Gewicht von 1,333 g und 
einen Durdymefier von 22,5 mm. 


Die mit geripptem Rande geprägten Münzen tragen 
auf der einen Seite innerhalb des aus einem flachen 


Berlin, 11. Dezember 199 


Stäbchen mit Perlenkreis beftehenden erhabenen NRandes 
im oberen Teil in Fraktur die Umjchrift „Reichs— 
pfennig“. Im unteren Teil befindet ſich zwiichen zwei 
Eichenblättern das Münzzeichen. In der Mitte fteht in 
arabiihen Siffern die Wertbezeichnung „DO. 

Auf der anderen Seite befindet jid) innerhalb des aus 
einem flachen Stäbchen mit Perlenkreis beftehenden er- 
habenen Nandes im oberen Teil in Fraktur die Um— 
ichrift „Deutiches Reich” und im unteren Teil zwiſchen 
zwei vieredigen Punkten die Jahreszahl. In der Mitte 
befindet fich der Reichsadler oder das Hoheitszeichen. 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Shwerin von Krojfigf 


Eine widhtige Ergänzung zum Reichsgeſetzblatt it das 


Reichsminifterialblatt 


Herausgegeben vom Reihsminifterium des Innern 


&s enthält: Allgemeine Ausführungsbeftimmungen; andere Verwaltungs» 
anordnungen, wenn nicht die Beröffentlihung im Reichsanzeiger genügt, 
Ernennungen und Entlafjungen von Reihsbeamten der Bejoldungs- 
gruppen 1 bis 6 der Befoldungsordnung B und der Leiter der höheren, 


VBrobenummern koftenfrei! 


den oberften Reichsbehörden unmittelbar unterftellten Reichsbehörden. 


Bierteljahrsbezug durd die Poftanftalten zum Preife von 4,10 AM. Einzelnummern unmittelbar vom 
Keihsverlagsamt, Berlin NW 40, Sharnhborjtitraße 4 





Das Reichsgeſetzblatt erfcheint in zwei gefonderten Teilen — Teill und Teil 1 — 

Sortlaufender Bezug nur durch die Poit. Bezugspreis vierteliährlich für Teil | = 2,90 AN, für Teil IlI = 350. AM. 
‚Ginzelbezug jeder (audy jeder älteren) Nummer mır vom Neichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnborfiftrafe Ver. 4 
(Fernſprecher: 429265 — Poflicheckkonto: Berlin 96200). Emzelnummern merden nah dem Umtang berechnet. 
Preis für den ahtfeitigen Bogen 15.A/, aus abgelauferren Jabrgängen 10 AZ, ausichlieplic der Pofidruckjachengebühr. 
Bei größeren Beflellungen 10 bis 60 0.9. Preisermäßigung. 
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über Maßnahmen auf dem Gebiete des Bank- und Spartaſſenweſens. 
Vom 5. Dezember 1930. 


Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung ver— Länder und Gemeinden keine Steuern, Abgaben oder 
ordnet mit Geſetzeskraft: Gebühren. Dies gilt nicht, ſoweit eine Steuerpflicht 
hei anderen Stellen als den Sparkaſſen, öffentlich— 

51 rechtlichen Kreditinſtituten ſowie ihren Einrichtungen 

Der Reichswirtſchaftsminiſter wird ermächtigt, auf | und Anſtalten oder dadurch entſteht, daß im Zu— 
den Gebiete des Kreditweſens die zu einer zweck-ammenhang mit ber Neugeftaltung Gegenftände auf 


mäßigen Geftaltung der Organifation erforderlichen | folche anderen Stellen oder unbeteiligte Perjonen über- 
Mafnahmen zu treffen. Er kann insbejondere Kredit- | tragen werben. 


inftitute neu errichten, aufheben, zulammenichließen 

oder umwandeln, beftehende Sabungen ändern, neue 93 

Sakungen einführen und hierbei die zur Abwidlung E83 treten außer Kraft! 

der Geichäfte und zur Auseinanderjegung zwiſchen den 1, Artikel 5 im Kapitel I des Fünften Teils der 
Beteiligten erforderlihen Anordnungen treffen. Er Dritten Verordnung des Reichspräſidenten zur 
fann bei feinen Mafinahmen von dem beftehenden Sicherung von Wirtihaft und Finanzen ulm. 


Recht abweichen. vom 6. Oktober 1931 (Reichsgeiehbl. I ©. 537, 
82 555) in der Faſſung der Geſetze vom 13. De— 
Für Rechtshandlungen, die durch Maßnahmen ge- zember 1934 Reichsgeſetzbl. I ©. 1242) und vom 
mäß $ 1 veranlaft werben, erheben Neid), Reichsgaue, 9, Dezember 1937 Reichsgeſetzbl. 1 S. 1339)j 
Neihsgefehbl. 1939 I 614 


—LUVMI 


H5140-1383 
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2, die Verordnung über Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Öffentlichen Bankweſens und ded Spar- 
fafienwejens in den fudetendeutjchen Gebieten 
vom 4. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©, 419); 


3. die Verordnung über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des öffentlichen Bankweſens und des 


Berlin, den 5. Dezember 1939. 


Sparkaffenwejend im Lande Ofterreich vom 
27. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 600). 
4 
Diefe Verordnung gilt aud) in den eingegliederten 
Oftgebieten. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1940 außer Kraft. 


Der Borfißende 
des Minifterratß für Die Neichöverteidigung, 
Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtjchaft 
Walther Funk 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 





Berordnung über Änderungen 
in der gejeßlichen Aranfenverjicherung und in der Arbeitslvjenhilfe. 


Bom 12, Dezember 1939. 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten 
über Krantenverficherung vom 1. März 1933 (Reich3- 
gejeßbl. IS. 97) Artikel 2 $ 2 und der Verordnung zur 
Anderung von Vorſchriften über Arbeitseinfa und 
Arbeitslojenhilfe vom 1. September 1939 (Reichsge— 
jeßbl. I ©. 1662) wird verordnet: 


51 
Im $169 der Reichsverſicherungsordnung ER 
Abi. 1 folgende Faſſung: 

„VBerficherungsfrei find Beamte, Ärzte, Zahnärzte 
ſowie Ruhe⸗- und Wartegeldempfänger des öffent- 
lichen Dienftes in Betrieben oder im Dienjte des 
Reichs, eines Landes, eines Gemeindeverbandeg, 
einer Gemeinde oder eines Verſicherungsträgers, 
wenn ihnen gegen ihren jeßigen oder früheren Arbeit- 
geber ein Anſpruch mindeftens entweder auf Stranten- 
bilfe in Höhe und Dauer der Regelleiftungen der 
Krankenkaſſen ($ 179) oder für die gleiche Zeit auf 
Gehalt, Rubegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge 
im anderthalbfachen Betrage des Krantengeldes 
($ 182) gewährleiſtet iſt.“ 


2 
Im $170 der Reichöverlicherungsordnung erhät! 


Abſ. 1 folgende Faſſung: 


„Beamte jowie Ruhe- und Wartegeldempfänger 
in Betrieben oder im Dienfte anderer öffentlicher Ver- 
bände oder Öffentlicher Körperichaften werden auf 
Untrag des Arbeitgebers durch die oberjte Verwal— 
tungsbehörde von der Berficherungspflicht befreit, 
wenn ihnen gegen ihren jeßigen oder früheren Ar- 
beitgeber einer der im $ 169 bezeichneten Anſprüche 
gewährleiftet ift oder fie lediglich für ihren Beruf aus- 
gebildet werden.” 


3 
Im $173 der Reichöverjicherungsordnung erhält 


Abf. 1 folgende Faſſung: 


„Auf feinen Antrag wird von der Verficherungs- 
pflicht befreit, wer Rube- oder Wartegeld oder ähn- 
liche WVerforgungsbezüge erhält oder wer Ruhegeld 
aus der Ungeftelltenverficherung oder eine Invaliden⸗ 
penfion aus der nappfchaftlichen Denjionsverjiche- 
rung oder eine Invalidenrente aus der nvaliden- 
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verficherung bezieht oder wer dauernd invalibe (be 
rufsunfähig) ift, folange ber vorläufig verpflichtete 
Fürſorgeverband einverftanden iſt.“ 


84 
(1) Der $ 209 der Reichsverfiherungsordnung wird 
dem $ 208 ala Abj. 2 angefügt. 


(2) Hinter dem $ 208 ber Reichsverfiherungsord- 
nung wird folgender neuer 8 209 eingefügt: 


„Ss 209 


Der Reicharbeitsminifter beftimmt, ob und inmie- 
weit Seiten, die bei einem privaten Krankenverſiche⸗ 
rungsunternehmen zurückgelegt ſind, einer Verſiche⸗ 
rung auf Grund der Reichsverſicherung gleichſtehen.“ 


86 
Dem $ 216 Abſ. 3 der Reichöverjicherungsorbnung 
wird folgender Sat 2 angefügt: 


„Mt die Meldung nicht rechtzeitig erftattet, jo kann der 
Rafienleiter in bejonderen Ausnahmefällen Kranken⸗ 
geld für die zurückliegende Zeit für längftend eine 
Woche vor der Meldung zubilligen.’ 


er 


6 

Im $221 der Reichsverficherungsordnung erhält 
Satz 1 folgende Faſſung: 
„Exkrantt ein Verſicherter während feiner Tätigkeit im 
Ausland, jo erhält er die ihm bei feiner Kaffe zuftehen- 
den Leiftungen vom Arbeitgeber.“ 


7 
(1) Jm$ 222 der ReichBverficherungsordnung treten 
an die Stelle von Sab 2 folgende Sätze: 


„Als Erſatz der Koften für Arznei und Heilmittel ijt 
der Betrag von fünfundzwanzig Reichspfennig für 
jeden Kalendertag ber Behandlungszeit zu zahlen. 
Kann im Falle des $ 221 kein Kafjenarzt in Anjprud) 
genommen werden, ſo ift als Erſatz der Koften für 
die Krankenpflege der Betrag von einer Reichgmar! 
für jeden Kalendertag ber Behandlungszeit zu 
zahlen. Der Reichsarbeitsminifter kann über bie 
Durhführung der $$ 219 bis 221 Näheres be- 
ſtimmen.“ 


(2) In der Vierten Verordnung des Reichspräſi— 
denten zur Sicherung bon Wirtſchaft und Finanzen und 
zum Schuße des inneren Friedens vom 8. Dezember 
1931 (Reichögejegbl. I ©. 699, 719) wird im Fünften 
Teil Kapitel I Abſchnitt 2 der $5 aufgehoben. 
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8 
Der $ 383 der Reichsverſicherungsordnung erhält 


folgende Faſſung: 


n 
Bei Arbeitsunfähigkeit find für die Dauer ber 
Krankenhilfe keine Beiträge zu entrichten. Dies gilt 


nicht, wenn und folange der Verjicherte während der 
Krankheit Arbeitsentgelt exhält ($ 189). 


Das gleiche gilt für eine Berficherte, wenn und jo- 
lange fie Wochengeld bezieht oder in den letzten ſechs 
Wochen vor und in den erſten ſechs Wochen nach der 
Niederkunft infolge der Schwangerſchaft oder der 
Niederkunft nicht gegen Entgelt arbeitet.“ 


89 
Im $385 Abj.1 der Reichöverficherungsordnung 


wird folgender neuer Sat 3 angefügt: 
„Bei Weiterverficherten und ber Verficherung frei- 


willig Veigetretenen werden bie Beiträge nad) Mo- 
naten gleichbleibend mit je dreißig Tagen berechnet.” 


$s 10 
Im $397 der Reichsverfiherungsordnung erhält 


Abſ. 4 folgende Faſſung: 


3 


Der Leiter derKrankenkaſſe kann auf die Fortzahlung 
der Beiträge über das Ausſcheiden aus der Beſchäfti⸗ 
gung hinaus verzichten und bereits bezahlte Beiträge 
dieſer Art zurückzahlen. Lehnt er dies ab, ſo kann 
das Verſicherungsamt den Verpflichteten auf Antrag 
von der Fortzahlung über die ſechſte Beitragswoche 
nach dem Ausſcheiden aus der Beſchäftigung hinaus 
ganz oder teilweiſe entbinden oder die Rückzahlung 
für dieſe Zeit anordnen, wenn die Verſpätung oder 
Unterlaſſung der Abmeldung nicht auf Vorſatz oder 
grobem Verſchulden beruht. Die Entſcheidung iſt 
endgültig.“ 

sı 
Der $ 397a ber Reichsverſicherungsordnung erhält 


folgende Faſſung: 


„s 37a 

Der Reiter der Krankenkaſſe kann von Arbeitgebern, 
die mit der Zahlung der Beiträge für bie angemelde- 
ten Beichäftigten und Hausgewerbetreibenden länger 
als eine Woche von der Zahlungsaufforderung ab in 
Verzug find, einen einmaligen Säumniszujchlag in 
Höhe von zwei vom Hundert der rüdjtändigen Bei⸗ 
träge erheben. Für bie Berechnung des Säumnis⸗ 
zuſchlags werben bie rückſtändigen Beiträge auf volle 
zehn Reichsmark nach unten abgerundet; dabei 
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werben mehrere Beitragsrüditände nur dann zu— 
fammengerechnet, wenn fie an demfelben Tag fällig 
geworben find. Das Nähere beftimmt der Reichs— 
arbeitsminiſter.“ 
$ 12 
Der $401 der Reichöverficherungsordnung erhält 
folgende Faſſung: 
„Ss 401 
Das Verficherungsamt (Beſchlußausſchuß) kann 
auf Antrag der Krankenkaſſe die Anordnung auf 
heben.“ 
$ 13 
Der $489 der Reichöverficherungdordnung erhält 
folgende Faſſung: 
„Ss 489 
Die Sabung der See⸗Krankenkaſſe und ihre Ande- 
rungen werden von dem Leiter der Seekaſſe ($ 476 
Abſ. 2) bejchloffen. Kommt ein Beſchluß nicht oder 
nicht rechtzeitig zuftande, jo erläßt das Reichöverfiche- 
rungsamt die Satzung. 
Die Satzung und ihre Anderungen bedürfen der 
Suftimmung des Reichöverficherungsamts.’ 


$ 14 
Dem $513 der Neichöverficherungsordnung wird 
folgender Sab 2 angefügt: 


Berlin, den 12. Dezember 1939. 





MI 
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„Erxlifcht jedoch die Verficherungspflicht, jo ift mit dem 
Tag ihrer Beendigung der Austritt zu geftatten, wenn 
er innerhalb einer Woche erklärt wird.’ 


$15 
Der $ 145 des Geſetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitölofenverficherung wird wie folgt geändert: 


1. Im Abſ. 3 Sab1 treten an die Stelle der Worte 
‚394 bis 397 und 398 bis 405° die Worte: „383 
und 394 bis 405, 


2, Hinter Abf. 3 wird folgender Abſ. 4 eingefügt: 

„(s) Eine Einzugsftelle, die auf Grund des 397 
Abi. 4 der Reichöverficherungsordnung auf Fort- 
zahlung von Beiträgen zum Reichsftod für Ar— 
beitseinfaß verzichten oder bereits gezahlte Bei- 
träge diefer Art zurüdzablen will, bedarf dazu der 
Zuftimmung der zum Empfang der Beiträge 
nad) $ 147 berechtigten Stelle, joweit der Reichs— 
arbeitöminifter nichts Abweichendes beſtimmt.“ 


3. Der bisherige Abj. 4 wird Abj. 5; in ibm treten 
im Sat 1 an die Stelle der Worte „Verzugszu— 
ichläge zu den Beiträgen zur Reichsanftalt” Die 
MWorte: „Säumniszuſchläge zu den Beiträgen 
zum Reichsſtock“ und im Sat 2 an die Stelle des 
MWortes ‚„Verzugszufchläge” das Wort: „Säum- 
niszuſchläge“. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


Verordnung über die Unterſuchung von Fleiſch und Fleiſchwaren 
aus den eingegliederten Oſtgebieten auf Trichinen. 


Vom 13. Dezember 1939, 


Auf Grund der $$ 22, 2a, 27a des Fleijchbeichau- 
gefeßes vom 3. Juni 1900 (Reichögejeßbl. ©. 547) in 
der Faſſung vom 13. Dezember 1935 (Reichsgefetbl. 1 
S. 1447) und vom 15. April 1937 (Neichsgeiebl. I 
S. 453) wird im Einvernehmen mit dem Reichs— 
minifter der Justiz folgendes verordnet: 


81 


(1) Fleiſch von Schweinen, das aus den in Das 
Reich eingegliederten Oftgebieten in das Übrige Reichs: 
gebiet gelangt, unterliegt einer amtlichen Unterfuchung 
auf Trichinen (Tricdyinenjchau). Der Trichinenichau 
unterliegt ferner Fleiſch von Wildfchweinen, Hunden, 


Füchſen, Dachfen und anderen fleifchfreffenden Tieren, 
die Träger von Tricyinen fein können, wenn das Fleiſch 
sum Genuß für Menfchen verwendet werden joll. 


(2) Der Trichinenfchau unterliegen auch Fleiſch— 
waren won im Abf 1 genannten Tieren. Ausgenommen 
ſind Fleisch in Iuftdicht verfchloffenen Büchfen oder ähn— 
lichen Gefäßen, Würfte und fonftige Gemenge aus zer- 
Heinertem Fleisch. 


(3) Fleiſch und Fleiſchwaren der im Abſ. und 2 
genannten Art, die nachweislich bereits amtlich im 
Inland auf Trichinen unterfucht worden find, brauchen 
nicht nochmals unterfucht zu werben. 


— — er fs 
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2 

Die Einfuhr von Fleiſch und Fleiſchwaren der im 
$ 1 genannten Art ift durch den Empfänger vor ber 
Verwertung der Ortspolizeibehörde anzumelden. Die 
Ortspolizeibehörde hat auf Grund der Anmeldung bei 
den trichinenfchaupflichtigen Sendungen die Ausfüb- 
rung der Trichinenjchau zu veranlaffen und zu über- 
wachen. 


Berlin, den 13. Dezember 1939. 


2417 


3 
Mer der Vorfchrift des $ 2 Sab 1 vorfäßlich oder 
fahrläſſig zuwiderhandelt, wird mit Geldftrafe bis zu 
150 Reichsmark oder mit Haft beitraft. 


$4 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Der Reihöminifter bes Innern 


In Vertretung 
Pfundtner 


Verordnung 
iiber die Verlängerung von Friſten auf dem Gebiete der Fideilommißauflöſung. 


Bon 14, Dezember 1939. 


Auf Grumd des $ 23 Abſ. 3 des Geſetzes zur Der- 
einbeitlichung der Fideitommißauflöfung vom 26. Jumi 
1935 (Reichsgeſetzbl. IS. 785) und des $ 35 Abf. 1 des 
Geſetzes über das Erlöfchen der Tamilienfideitommifje 
und fonftiger gebundener Vermögen vom 6. Juli 1938 
(Reichsgejehbl. IS. 825) verordne id) im Einvernehmen 
mit dem Reichsminifter für Emährung und Landwirt- 
ichaft, dem Neichsforftmeifter und dem Reichsminifter 
des Innern Folgendes: 


s1 
Das Geſetz über das Erlöichen der Familienfidei— 
fommiffe und fonftiger gebundener Vermögen vom 
6. Juli 1938 GReichsgeſetzbl. I S. 825) wird wie folgt 
geändert: 
1. Im $18 Ab. 1 Sat 1 und Abſ. 3 Sat 1 tritt an 
die Stelle des 1. Januar 1941 der 1. Januar 1943. 


Berlin, den 14. Dezember 1939. 


2, Im $ 28 Abſ. 1 Sab 2 tritt an die Stelle des 
1. Januar 1941 der 1. Januar 1942. 


3. Im $ 31 Abf. 2 tritt an die Stelle des 31. De- 
zember 1939 der 31. Dezember 1940, 


2 
Im $ 18 Abſ. 3 Sat 1 der Verordnung zur Durd)- 
führung und Ergänzung des Geſetzes über das Er- 
Löfchen der Familienfideikommiſſe und fonjtiger gebun- 
dener Vermögen vom 20. März 1939 (Neichsgefekbl. I 
5.509) tritt an die Stelle des 1.April 1940 der 
1. April 1941. 


3 
Diefe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung 
folgenden Tage in Kraft. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 


In Vertretung 


Dr. Schlegelberger 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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Berordnnung | 
über die Einführung von Vorſchriften auf dem Gebiete des Warenverkehrs 
in den eingegliederten ODſtgebieten. 


Vom 14. Dezember 1939. 


Auf Grund des $8 des Erlaſſes des Führers und 
Reichstanzlers über Gliederung und Verwaltung der 
Oftgebiete vom 8. Oktober 1939 Reichsgeſetzbl. I 
5.2042) und des $4 des Geſetzes über die Mieder- 
vereinigung der freien Stadt Danzig mit dem 
Deutichen Reich vom 1. September 1939 Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 1547) wird folgendes verordnet: 


81 
In den eingegliederten Oſtgebieten gelten die nach⸗ 
ſtehenden Vorſchriften: 
1. Verordnung über den Warenverlehr in ber 
Fafjung vom 18. Auguft 1939 (Reichögejetbl. 1 
©. 1430), 
2, Erfte Verordnung zur Durchführung der Ber- 


ordnung über den Warenverfehr vom 20. Dt: 
tober 1937 (Reichsgefeßbl. I S. 1133), 

3, Verordnung über Auskunftspflicht vom 13. Juli 
1923 (Reichsgeſetzbl. I ©. 723), 

4. Verordnung gegen Beltehung und Geheimnis- 
verrat nichtbeamteter Perjonen vom 3. Mai 1917 
Reichsgeſetzbl. S. 393) in der Faſſung der Ver- 
ordnung vom 12. Februar 1920 Reichsgeſetzbl. 
©. 230). 

2 

(1) Die Reichsſtellen beftimmen, zu welchem Seit 

punkt ihre Anordnungen in ben eingegliederten Oftge- 


Berlin, den 14. Dezember 1939. 


bieten in Krafttreten. Eine derartige Bejtimmung bedarf 
der Veröffentlihung im Deutichen Reichsanzeiger und 
Preußiſchen Staatsanzeiger oder, falls bie einzu- 
führende Anordnung durd) eingeichriebenen Brief er- 
laſſen worden ift, der Mitteilung durch einen ſolchen 
Brief. 


(2) $ A Ubf. 1 des Geſetzes über die Miedervereini- 
gung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen Reich 
vom 1. September 1939 findet auf Anordnungen ber 
NReichsftellen feine Anwendung. 


3 
Soweit Vorfchriften, die durch dieſe Verordnung 
in den eingegliederten Oftgebieten eingeführt werben, 
nicht unmittelbar angewendet werden können, find fie 
jinngemäß anzumenben. 


4 
Die näheren Vorſchriften und Anweiſungen zur 
Durchführung diefer Verordnung erlafjen der Reichs⸗ 
wirtfchaftsminifter, der Reichsminiſter für Ernährung 
und Landwirtſchaft und der Reichsforſtmeiſter jeweils 
für ihren Geſchäftsbereich. 


85 
Diefe Verordnung tritt am Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Der Reihswirtihaftsminijter 
In Vertretung 
Dr. Zandfried 


Der Reichöminifter für Ernährung und Landwirtichaft 
In Vertretung 
5. Bade 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung 
Alpers 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 








az — — — - 
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Berordnung zur Durchführung der Verordnung 
über die Einführung von Vorſchriften auf dem Gebiete des Warendertehrs 
in den eingegliederten Dtgebieten, 


Bom 14. Dezember 1939. 


Auf Grund der Verordnung über den Warenverieht 
in der Faſſung vom 18, Auguft 1939 (Neichögefehbl. I 
5, 1430) in Verbindung mit der Verordnung über Die 
Einführung von Vorjchriften auf dem Gebiete des 
Warenverkehrs in den eingegliederten Oftgebieten vom 
14. Dezember 1939 (rReichsgeſetzbl. I S.2418) wird fol- 
gendes verordnet: 


s1 

In den eingegliederten Oftgebieten gelten die nach— 

ſtehenden Vorfchriften: 

1. Verordnung über die Errichtung von Ülber- 
wachungsftellen vom 4, September 1934 (Deut- 
ſcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 209 
vom 7. September 1934), 

2, Verordnung über die Errichtung der llber- 
wachungsitelle für Edelmetalle vom 12. Juli1935 
(DeutjcherReichsang. u. Preuß.Staatsanz.Nr.164 
vom 17, Juli 1935), 


3. Verordnung über die Erridtung der Ülber- 
wachungsftelle für Seide, Kunſtſeide und Zell- 
wolle vom 29. Oftober 1935 (Deutſcher Reichsanz. 
u. Dreuß. Staatsanz. Nr. 261 vom 7. November 
1935), 

4, Versrdnung über die Errichtung der Liber- 
wachungsftelle für Kaffee vom 22, März 1937 
(Deutjcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 70 
vom 25. März 1937), 

,‚ Verordnung über die Auflöjung der Uber⸗ 
wachungsſteile für Gartenbauerzeugniſſe, Ge— 
tränke und ſonſtige Lebensmittel vom 6. De— 
zember 1938 (Deutſcher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 291 vom 14. Dezember 1938), 


Berlin, den 14. Dezember 1939. 


— 


6. Bekanntmachung über die Reichsſtellen zur Über- 
wachung und Regelung des Warenverkehrs vom 
18, Auguft 1939 (Deuticher Reichdanz. u. Preuß. 
Staatsanz, Nr. 192 vom 21. Auguſt 1939), 

7. Verordnung über die Einjeßung eines Sonder- 
beauftragten für die Spinnftoffwirtihaft vom 
3. September 1939 (DeuticherReichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 204 vom 3. September 1939), 

3, Verordnung über die Errichtung einer Reichsſtelle 
für Holz vom 5. September 1939 (Reichögejebbl. 
S. 1677), 

), Verordnung über die Reichsitelle für Kali und 
Salz vom 9, September 1939 (Deuticher Reichs 
anz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 211 vom 11.Sep- 
tember 1939), 

(0. Verordnung Über die Errichtung der Reichsftelle 
für Steine und Erden vom 15. September 1939 
(Deuticher Neichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 
Nr. 216 vom 16. September 1939). 


| 52 
Die Zuftändigkeit der Reichsftellen beftimmt ſich nad) 
den hierüber erlafienen Bekanntmachungen. 


$3 
Soweit Vorfchriften, die durch dieje Verordnung in 
den eingegliederten Oftgebieten eingeführt werden, nicht 
unmittelbar angewendet werden können, jind fie ſinn 
nemäß anzumenden. 


84 
Dieſe Verordnung tritt am Tage der Verkündung 
ın Kraft. | 


Der Reihswirtfchaftsminifter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminifter für Ernährung und Landwirtichaft 
In Vertretung 
H. Bade 


Der Neichsforjtmeifter 


In Vertretung 


Alpers 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


| 
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| Berordnung 
zur Aufhebung der Verordnung über den Warenverfehr mit dem Gebiet 
der ehemaligen Freien Stadt Danzig. 


om 14. Dezember 1939. 


Auf Grund des $9 der Verordnung Über den Warenverfehr mit dem Gebiet der ehemaligen Freien Stadt 
Danzig vom 1. September 1939 (Keichsgeſetzbl. I ©. 1620) wird verorbnet: 


Die Verordnung über den Warenverkehr mit dem Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Danzig vom 1. Sep» 
tember 1939 tritt am 15. Dezember 1939 außer Kraft. 


Berlin, den 14. Dezember 1939. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
In Vertretung 
9. Bade 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung 
Alpers 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 
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Berordnung zur Einführung 
der Duchführungsderordnnungen zum Reichsbewertungsgeſetz und zum Vermögenſteuergeſetz 
in der Ditmarf und in den judetendentichen Gebieten 


Vom 9. Dezember 1939 


Auf Grund des Gejeges über die Wiedervereinigung | judetendeutjchen Gebietsteilen und in den Gemeinden 
Oſterreichs mit dem Deutfchen Reid) vom 13. März 1935 Jungholz und Mittelberg treten ab 1. Januar 1939 
(NReichsgefehbl. I S. 237) und auf Grund des Erlafjes | mit der Maßgabe der $5 2 und 3 in Kraft 


des Führers und Neichsfanzlers über die Verwaltung 1. die Durhführungsverordnnung zum Reichsbewer— 

der fudetendeutjchen Gebiete vom 1. Oktober 1938 tungsgejeß vom 2. Februar 1935 (Neichögejegbl.1 

Reichsgeſetzbl. IS. 1331) wird das folgende verordnet: 5.81), geändert durch $ 66 der Verordnung zur 

Durchführung des Grundfteuergefeges vom 1. Juli 

si 1937 Reichsgeſetzbl. IS. 733) und durd) die Ver- 

ordnung zur Anderung der Durchführungs— 

Inkrafttreten beſtimmungen zum Reichsbewertungsgeſetz und 

In der Oſtmark, im Reichsgau Sudetenland, in den zum DVermögenfteuergejeß vom 22, November 

in die Länder Vreußen und Bahern eingegliederten 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 2271), 

Reichsgeſetzbl. 1939 I 616 
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2. die Dinchführungsverordnung zum Vermögen— 
fteuergejek vom 2, Februar 1935 (Reichsgeſetzbl.J 
S. 100), geändert durch die Verordnung zur An⸗ 
derung der Durchführungsbeſtimmungen zum 
Reichsbewertungsgeſetz und zum Vermögenſteuer⸗ 
geſetz vom 22. November 1939 (Reichsgeſetzbl. J 


5.271). 
‘2 
Stidtag 


(1) $ 1 Abjak 2 der Durchführungsverordnung zum 
Reichsbewertungsgeſetz ift in der folgenden Faſſung an- 
zumwenden: 


„(2) Auf den 1. Januar 1940 wird eine Saupt- 
feftitellung der Einheitswerte auch für Die wirt- 
ichaftlihen Einheiten des land» und forftwirt- 
ichaftlihen Vermögens und des Grundvermö- 
gens, für die Betriebsarundftüde und für die Ge- 
werbeberechtigungen vorgenommen. Eine nod)- 


Berlin, 9. Dezember 1939 
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malige Hauptfeftjtellung findet für dieſe wirt— 
ſchaftlichen Einheiten (Untereinheiten) bis auf 
weiteres nicht ſtatt.“ 
(2) In den $$ 3a und 43 der Durchführungsverord- 
nung zum Reichsbewertungsgeſetz tritt an Die Stelle 
des 1. Januar 1935 der 1. Januar 1940. 





‘3 
Bewertung 
miteinem®Vielfahendes®orfriegsjabreszinfes 


Die Oberfinanzpräfidenten können beftimmen, daß 
die Mietwohngrundftüde und die gemijchtgenußten 
Grundſtücke ftatt mit einem Vielfachen der Tahres- 
rohmiete ($ 33 Abſatz 1 der Duchführungsverordnung 
zum Reich&bewertungsgejeb) mit einem Vielfachen des 
Vorkriegsjahreszinjes zu bewerten find. Die Beftim- 
mung kann auf einzelne Bezirke oder Grundſtücks— 
gruppen ($$ 32 und 35 der Ducchführungsverordnung 
zum Reichsbewertungsgeſetz) beſchränkt werben. 


Der Reihsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichöminifter des Innern 
In Vertretung 


Tifundtner 


ann — — — 


Verordnung über die Einführung des Fernmelderechts 
in der Oſtmark und im Reichsgau Sndetenland. 


Bom 11. Dezember 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
Öfterreich8 mit dem Deutſchen Reich vom 13. März 1938 
(Reichsgefegbl. IS. 237) und des Erlaſſes des Führers 
und Reichsfanzlers über die Verwaltung der judeten- 
deutjchen Gebiete vom 1. Oktober 1958 (Reichögejeßbl. I 
S. 1331) wird folgendes verordnet: 


$1 
(1) In der Oftmark und im Reichsgau Subdetenland 
gelten, jomeit jich nicht aus Abſ. 3 etwas anderes ergibt: 


1. das Geſetz über Fernmeldeanlagen vom 14. Ja— 
nuar 1928 (Reichsgeſetzbl. I ©.8), 





2, das Geſetz zur Vereinfachung des Planverfahrens 
für Fernmeldelinien vom 24. September 1935 
(Reichsgefeßbl. I S. 1177) nebſt der Durchfüh— 
rungsverordnung dazu vom 10. Dftober 1935 
(Reichögefetbl. I S.1236), 


3. die Verordnung über ortöfefte und bewegliche 
Bildtelenraphengeräte vom 24. Januar 1938 
(Amtsbl.d.Reichspoftmin. S.45) in der geltenden 
Faſſung, 

die Verordnung über Funknachrichten an mehrere 
Empfänger vom 14. Januar 1936 (Amtsbl. d. 
Reihspoftmin. S. 17) in der geltenden Faſſung, 


— 
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5. die Bekanntmachung über die Schiffstelegraphie 
vom 16. Juli 1908 (Reichsgeſetzbl. S. 476), 
6. die Beitimmungen über ernmeldeanlagen auf 


fremden Schiffen in deutichen Gewäflern vom 
8. Juni 1931 (Amtsbl.d.Reichspoftmin. S. 254). 


(2) Bejtimmungen, die nicht unmittelbar angewendet 
werden können, find finngemäß anzumenden. 

(3) Der $3 Abi. 1 Ziffer 3 Buchft.b und Abſ. 3 ſowie 
die 88 23, 24 des Geſetzes über Fernmeldeanlagen vom 
14. Januar 1928 werden nicht eingeführt. 


‘2 
(1) Ferner gelten: 
1. in der Oftmarf: 

a) die im Altreich geltende Vorſchrift über Die 
Berechtigung der Deutjchen Reichspoft zur 
Beitreibung von Poſtgebühren, 

b) der 8355 des Strafgeießbuchs für das Deutſche 
Reich, 

‚ im Reichsgau Sudetenland: 

die Beftimmungen über Gebübrenfreiheit des 

Führers und Reichskanzlers im Fernſprech- und 

Telegraphenweſen. 


IV 


(2) Soweit die Beftimmungen nicht unmittelbar an- 
gewendet werden können, jind ſie jinngemäß anzu- 
wenden. 


$3 
(1) Soweit ſich nicht aus Abſ. 2 und aus $ 7 etwas 
anderes eraibt, werden außer Kraft gejet: 


1. das öfterreichifche Telegraphengefeß vom 18. Juli 
1924 (BGBL. Nr. 263/1924) und das im Reid)8- 
gau Sudetenland geltende Geſetz über Die Tele- 
graphen vom 23. März 1923 (SdGuV. Nr. 60/ 
1923), ſoweit deren Vorſchriften nicht bereits 
nad) $3 der Verordnung zur Einführung des 
Schwarzienderaefeßes in der Oſtmark und im 
Neichsgau Sudetenland vom 17, Oktober 1939 
Reichsgeſetzbl. I S. 2047) außer Kraft getreten 
ind, 

2, alle jonftigen Vorfchriften des derzeit in der Oft- 
mark und im Reichsgau Sudetenland geltenden 

⸗»Rechts, Die den durch die SS 1, 2 eingeführten 
Geſetzen und Verordnungen entgegenftehen oder 
diefelben Gegenjtände regeln. 
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(2) Nicht außer Kraft treten die in der Oftmarf und 
im Reichsgau Sudetenland geltenden Vorjchriften, die 
das Herftellen, Vertreiben und den Beſitz von Funk 
empfangsanlagen regeln und Verſtöße hiergegen unter 
Strafe ftellen, ferner die Vorjchriften des $ 8 Abi. 2 
des Öfterreichiichen Telegraphengejetes vom 18, Juli 
1924 (BGBL. Nr. 263/1924) über das Recht der Deut- 
chen Reichspoft, Maßnahmen zur Verhütung wechfel- 
feitiger Störungen von Fernmeldeanlagen zu treffen. 


s4 

(1) Soweit die in der Oftmark und im Reichsgau 
Subdetenland geltenden Gelete und Verordnungen auf 
Vorſchriften hinweiſen, Die nach) $ Zaufgehoben werden, 
erhält dieſer Hinweis feinen Inhalt aus den ent- 
Iprechenden neuen Vorjchriften. 

(2) Soweit die nad) $ 1 eingeführten Vorjchriften auf 
die Strafprozefordnung binweifen, find in der Oſtmark 
die dort geltenden Strafprozeßordnungsvorjchriften 
anzuivenden. 

85 

Staatstelegraphen im Sinne des in der Oſtmark bis- 
her geltenden Strafgejeges vom 27. Mai 1852 (RGEBl. 
Nr. 117/1852) find alle öffentlichen Zwecken dienenden 
Fernmeldeanlagen. 

86 

Soweit die durch dieſe Vorſchriften eingeführten 
reichsrechtlichen Vorſchriften Einziehung im ſelbſtän— 
digen Verfahren vorjehen, erkennt in der Oftmart auf 
Antrag des Anklägers das Gericht, das zur Durchfüh— 
rung des Strafverfahrens zuftändig wäre, durch Be— 
ichluß. Beim Landaericht entſcheidet hierüber die Rats— 
fammer. Wird auf Einziehung erkannt, fo ift der Be- 
ihluß dem Betroffenen belanntzumachen. Gegen den 
Beichluß ift die Beſchwerde zuläſſig ($S 114, 481 der 
öfterreichiichen Strafprozeßordnung). 

7 

In der Oſtmark find Handlungen, die bisher im Ver— 
waltungsftrafverfahren verfolgt werden fonnten, in 
diefem Verfahren aud) nad) dem Inkrafttreten der SS 1 
und 3 zu verfolgen, wenn die Handlungen entweder 


vorher begangen oder nad) dem in der Oftmark fort 
geltenden Recht ($ 3 Abi. 2) zu beurteilen find, 


8 
Berleihungen, Genehmigungen, Berwilligungen oder 
Erlaubniffe, die auf Grund der bisher geltenden Vor- 
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jchriften erteilt find, bleiben bis auf weiteres in Kraft, 
bis fie von der Deutſchen Reichspoft widerrufen werden. 


9 
Der Reichöpoftminiiter Tann Verordnungen ändern 
oder aufheben, die auf Grund einer nach $3 aufge- 
bobenen Vorſchrift erlaſſen worden find und nicht be- 
reits nach $3 Abſ. 1 Ziffer 2 außer Kraft treten. 


t 


Berlin, den 11. Dezember 1939. 


INN 
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$ 10 
Die zur Durchführung und Ergänzung der Verord— 
nung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor— 
ichriften für die Oftmark und den Reichsgau Sudeten— 
land erläßt der Neihspoftminiiter. 





Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


s 1 
Die Vorſchriften der $$ 1 bis 7 treten erſt am 1. März 
1940 in Kraft. 


Der Reichspoſtminiſter 
Obnejorae 


Der Reichsminifter der Juſtiz 
Dr. Sürtner 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Pfundtner 


—— —— — — — — — — — 


Verordnung zur Einführung 
de3 Sejehes über Maßnahmen zur Förderung des Außenhandels im Reichsgau Sndetenland 
ſowie über die Errichtung einer Außenhandelsſtelle in Reichenberg. 


Vom 14. Dezember 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs— 
kanzlers über Die Verwaltung der fudetendentjchen 
Gebiete vom 1. Oktober 1938 (Neichsgefeßbl. TS. 1331) 
wird folgendes verordnet: 


81 


Im Reichsgau Sudetenland gelten das Geſetz über 


Maßnahmen zur Förderung des Außenhandels vom 
18. Oktober 1933 (Neichsgefegbl. I S. 743) und die 
Frl! weite Verordnung zur Durchführung 


Erſte und 


Berlin, den 14. Dezember 1939, 


des Geſetzes über Maßnahmen zur Förderung Des 
Außenhandels vom 18. Oktober 1933 (Reichögefegbl. I 
S. 744) und vom 20. November 1933 (Neichsgefetbt. I 
5.984). 


HH: 
v 


Für Die Bezirke der Induſtrie- und Handels- 
fammern Neicyenberg, Eger und Troppan wird eine 
Außenhandelsſtelle mit dem Sit in Reichenberg und mit 
der Bezeichnung „N Außenhandelsſtelle für das Sudeten- 
land‘ errichtet. 


Der Reihswirtichaftsminifter 


In Vertretung 


Dr. Landfried 


Der Neichöminifter des Innern 


in Vertretung 


Dr. Studart 
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Verordnung über die Ausbildung bon Fachkräften. 
Bom 15. Dezember 1959. 


Auf Grund der Verordnung zur Durchführung 
des Vierjahresplans vom 18. Oftober 1936 (Reichs: 
geſetzbl. I ©. 887) ordne ic) folgendes an: 


81 
(1) Die Maßnahmen, die notwendig find, um Die 
Leiftungsfähigkeit der deutjchen MWirtichaft durch die 
Ausbildung und Förderung von Fachkräften zu heben, 
teifft der Reichswirtſchaftsminiſter im Einvernehmen 
mit den beteiligten Reichsminiſtern. 


Berlin, den 15. Dezember 1939. 
3 


(2) Der Reichswirtſchaftsminiſter ift insbejondere 
ermächtigt, zu diefem Zweck einzelne Bor] chriften der 
Reichsgewerbeordnung zu ändern oder das Geſetz 
durch neue Vorſchriften zu ergänzen. 


82 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver— 
kündung in Kraft. Sie gilt auch für die Oſtmark, 
den Reichsſsgau Sudetenland und die eingegliederten 
Oſtgebiete. 


Der Beauftragte für den Vierjabresplan 
Göring 


Generalfeldmarſchall ⸗ 


a — 


Verordnung 
über die Gewährung von Weihnachtszuwendungen im öffentlichen Dienſt 
und an Soldaten der Wehrmant. 


Vom 16, Dezember 1939. 


Der Minifterrat für die Neichsverteidigung ver 
ordnet für das Gebiet des Großdeutſchen Reichs mit 
Geſetzeskraft: 

51 

(1) Weihnachtszuwendungen werden von Ver— 
waltungen und Betrieben, auf die die Vorſchriften 
des Geſetzes zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben vom 23. März 1934 
(Meichsgejehbl. I ©. 220) Anwendung finden, gewährt, 

a) wenn ein Nechtsanfprud hierauf dem Grunde 
nach durch eine Tarifordnung oder durch eine 
ordnungsmäßig nad dem 1. April 1935 er- 
lafjene Dienjtordnung oder durch den mit dem 
Gefolgichaftsmitglied abgeſchloſſenen Vertrag 
begründet it, 
wenn an die Gefolgichaftsmitglieder in den 
Jahren 1936, 1957 und 1938 jeweils Weil: 
nachtszuwendungen gewährt worden find. 


bh 


— 


(2) Die nach Abſ. 1 zu gewährende Weihnachts: 
zuwendung hängt hinſichtlich der Bemeſſung vom 
Stande der verfügungsbereiten oder bereitgeſtellten 
Mittel ab, darf aber nicht höher ſein oder nicht nach 
einem günſtigeren Maßſtab bemeſſen werden als 


Reichsgeſetzbl 1939 I 


1938. Die Entfeheidung über die Bemeſſung der 
MWeibnachtszuwendung nad) Satz 1 trifft der Führer 
der Verwaltung oder des Betriebes. Die Gerichte 
und Verwaltungsbehörden find an feine Entjcheidung 
gebunden. Ein Rechtsanfpruch auf die Gewährung 
der Weihnachtszuwendung in Höhe des Vorjahres 
oder der Vorjahre beiteht nicht. 


 % 


82 

(1) Ohne Begründung eines Rechtsanſpruchs wird 

a) nichtbeamteten Gefolgſchaftsmitgliedern, die 
Wohnungsgeldzuſchußempfänger ſind und nicht 
eine ungekürzte monatliche Grundvergütung 
von mehr als 250 Reichsmark erhalten, 

h 


— 


anderen nichtbeamteten Gefolgſchaftsmitgliedern, 
die nach Abzug der Kürzungen — ohne Kinder— 
zuſchläge — monatlich nicht mehr als 300 Reichs— 
mark an Dienſtbezügen erhalten, 

für jedes finderzufchlagberechtigende Kind, das nadı 
denn 23. Dezember 1923 geboren ift, eine Weih— 
nachtszuwendung von 8 Reichsmark gezahlt, wenn 
die Beſchäftigung im öffentlichen Dienſt im laufen- 
den Jahre mindeitens zwölf Wochen erreicht. 


617 
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(2) Beamten, die nicht ein monatlicies Grund: 
gehalt von mehr als 250 Reichsmark — vor Abzug 
der Kürzungen — erhalten, wird ohne Begründung 
eines Rechtsanſpruchs für jedes finderzufchlagsfäbige 
Kind, das nad) dem 23. Dezember 1923 geboren 
it, eine Weihnachtszumendung von 8 Reichsmark ge- 
zahlt. Das gleiche gilt für Soldaten, die auf Grumd 
eingegangener Dienftverpflichtung über die aktive 
Dienftpflicht hinaus länger als zwei Jahre dienen 

(3) Kinder, die bis zum Ende des laufenden Jahres 
binzutreten, werden mit berücklichtigt. 

(4) Für ein umebeliches Kind wird die Weihnachts: 
zuwendung nur gewährt: 

a) wenn die Mutter einen Kinderzufchlag für das 

Kind erhält, 

b) wenn der Vater einen Kinderzufchlag für das 
Kind deswegen erhält, weil er es in feinen Haus: 
ſtand aufgenommen bat. 

(5) An Gefolafchaftsmitglieder Deutfcher Volks— 
zugehörigkeit, die im Gebiet der früheren Freien 
Stadt Danzig oder in den dem Reich eingeglieder- 
ten bisher polnischen Gebietsteilen befchäftigt werden, 
können nac näherer Beltimmung des Führers der 
Verwaltung oder des Betriebs Meihnachtszumen:- 
dungen im Rahmen dev Abf. 1 bis 4 gewährt werden; 
hierbei iſt im Jahre 1939 von der Vorausfegung 
einer mindeftens zwölfwöchigen Beſchäftigung abzu— 
ſehen. 

(6) Bei der Berechnung des Ausgleichsbetrages 
nach S3 des Geſetzes über die Beſoldung, Ver— 
pflegung, Unterbringung, Bekleidung und Heilfür— 
ſorge der Angehörigen der Wehrmacht bei beſon— 
derem Einſatz Einſatz-Wehrmachtgebührnisgeſetz — 
EWG6G — vom 28. Auguſt 1939 Neichögefeßbl. | 
©. 1551) bleiben die Zuwendungen nach Abſ. 1 bis 5 
außer Anfak 


Berlin, den 16. Dezember 1939. 
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(1) Über den Rahmen der 581 und 2 hinaus 
dürfen Weihnachtszumendungen nicht gewährt werden. 


(2) Beim Aufammentreffen der Vorausfegungen 
der SS 1 und 2 wird die Weihnachtszumendung nur 
einmal — nad) der günftigeren Regelung — gezahlt. 
Dies gilt entfprechend hinfichtlicy der tariflichen Weih— 
nachtsfinderzufchläge im öffentlichen Dienft (wal. S 6 
Abſ. 5 TO. Bi) 

s4 

Bei Weihnachtszumendungen nad) $ 1, die den 
Betrag von 50 Reichsmark überjchreiten, wird der 
überfteigende Betrag erſt am 15. Januar des folgen: 
den Jahres gezahlt. 


5 
(1) Soweit die zur Wehrmacht Einberufenen nicht 
nach vorjtehendem eine Weihnachtszuwendung ex: 
balten, wird für jedes Kind des Einberufenen, das 
nach dem 23. Dezember 1923 geboren ift und für 
das laufend Familienunterhalt gezahlt wird, der 
Familienunterhalt für Dezember um eine Weibhnachts- 
sumwendung von 8 Reichsmark erhöht, wenn der 
Familienunterhalt einfchließlich dev Wirtfchaftsbeihilfe 
im Dezember — ohne Kinderzufchläge — nicht mehr 

als 300 Reichsmark beträgt. 


(2) Soweit Angehörige der zur Wehrmacht Ein- 
berufenen feinen laufenden Familienunterhalt erhalten 


und ihr monatlicdyes Einkommen den Betrag von 300 


Reichsmark nicht überfteigt, beftimmt dev Reichs— 
minifter des Innern im Einvernehmen mit dem Neichd- 
minifter der Finanzen das Nähere. 


Der Borfißende 
des Minifterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarſchall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 
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Durchführungsverordnung zur Verordnung über die Einführung des Fernmelderechts 
| in der Ditmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Bom 16, Dezember 199, 


Auf Grund des 8310 der Verordnung über die 
Einführung des Fernmelderechtö in der Dftmark und 
im Reichsgau Sudetenland vom 11. Dezember 1939 
(Reichsgeſetzbl. IS. 2422) verordne id): 


81 

Die Beſtimmungen des $ 15 des in der Oftmart 
geltenden Gejeßes vom 20. Dezember 1929 (BED. 
Nr. 435/1929) über das Telegraphenwegerecht (Tele- 
graphenwegegeſetz), die das Leitungsrecht und Ent- 
eignungsrecht für begünftigte Privattelegraphen regeln, 
gelten für die von der Deutichen Reichspoſt inſtand ge- 
haltenen Vrivatfernmeldeanlagen, ferner für Fern— 
meldeanlagen, die dem Betrieb der Eijenbahn, der Luft: 


Berlin, den 16. Dezember 1939. 


fahrt oder Schiffahrt dienen, ſowie für Fernmelde— 
anlagen zu öffentlichen Feuer-undRettungsmeldungen. 


82 

Leitungsrechte, die nad) dem $ 10 Abj. 1 Sab 2 de3 
in der Oſtmark geltenden Geſetzes über das Telegraphen- 
wegerecht (Telegrapbenwegegeieb) dom 20, Dezember 
1929 (BGBL. Nr. 435/1929) zuftande gekommen find 
oder fiber die endgültig entichieden ift, können von der 
DeutichenReihspoft in der Oſtmark nach den dortgelten- 
den Geſetzen volljtvedt werden. 


Diele Verordnung tritt am 1. März 1940 in Kraft. 


Der Reichspoſtminiſter 
Ohneſorge 





—— ——— — — — — 


Berordnung über Dienſtſtrafen in Polizeitruppen. 
Vom 17. Dezember 1939. 


Auf Grund geſetzlicher Ermächtigung wird mit 
Zuſtimmung des Generalbevollmädtigten für Die 
Wirtſchaft und des Oberkommandos der Wehrmacht 
für das Gebiet des Großdeutſchen Reichs Folgendes 
verordnet: 
81 

Für die Beſtrafung von Dienſtvergehen der den Aus— 
bildungsbataillonen angehörenden Volizeivollzugsbe- 
amten auf Widerruf gelten für die Dauer des Krieges 
an Stelle der Reichsdienftftrafordnung finngemäß die 
Beitimmungen der Difziplinarjtrafordnung für das 
Heer vom 18. Mai 1926 (Reichsgeſetzbl. II ©. 265) 
in der Faffung vom 24. September 1935 (Reichs— 
geſetzbl. II ©. 739), der Strafvollftredungsvorjcrift 
für die Wehrmacht vom 27. November 1933 (Reiche: 
geſetzbl. IT S. 979) in der Faſſung vom 5. Dftober 
1935 (Reichsgefegbl. II ©. 745) und der Vorſchrift 
über den Vollzug von Freiheitsſtrafen und anderer 
Freiheitsentziehungen in der Wehrmacht (Strafvoll- 
zugsvorſchrift — WSt VzV) vom 4.Dezember 1937 
(nicht veröffentlicht). 


2 

Der Reichsführer 44 und Chef der Deutſchen Polizei 
im Reichsminiſterium des Innern wird ermächtigt, 
1. gemäß den beſonderen Verhältniſſen des polizei- 
lichen Dienites im Einvernehmen mit dem Ober- 
fommando der Wehrmacht die Abweichungen 
zu beftimmen, mit denen Die Diſziplinarſtraf— 
ordnung für das Heer und die Strafpollſtrek— 
kungsvorſchrift für die Wehrmacht auf die im 

$ 1 bezeichneten Beamten anzuwenden find; 


3, den Geltungsbereich dieſer Verordnung im 
Einvernehmen mit dem Oberfommando der 
Wehrmacht aud auf andere Volizeibeamte, die 
bei truppenäbnlichen Volizeiverbänden oder in 
den eingegliederten Oftgebieten, im bejegten 
polnifchen Gebiet, im Proteftorat Böhmen 
und Mähren oder im weltlichen Operations. 


IN 
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gebiet Dienft leiften, und auf Die nidhtbeamte- 83 
ten Hilfskräfte im Polizeivollzugsdienſt aus— Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. De— 
sudehnen. zember 1939 in Kraft. 


Berlin, den 17. Dezember 1939. 


Der Generalbevollmächtigte für die Neichöverwaltung 


F rick 


Berichtigung 


In der Verordnung über die Ausübung des Wan: 
dergewerbes und Stadthaufiergewerbes vom 25. Juli 
1939 (Reichsgefeßbl. I ©. 1327) muß e8 im $ 2 Abf. 1 
ftatt „(Deutfcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 
Nr. 269) richtig heißen: „(Deutfcher Reichdanz. u 
Preuß. Staatsanz Nr. 289)”. 


Berlin, den 13. Dezember 1939, 
Der Beauftragte fürden Vierjabresplan 


Im Auftcag 
von Normann 





zum Reichsgefetblatt, Teil |, 


Einbanddeden Ferne sasiane 199 - 






Berlin 962 00, 





beftellt werden. 
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Verordnung über die Einführung der Milchgeſetzgebung 
in der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland. 
Vom 5. Dezember 1939. 
Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereini- 2. die Erſte Verordnung zur Ausführung des 
aung Öfterreichg mit dem Deutſchen Neid vom Milchgefeßes vom 15. Mai 1931 (Neidh8- 


13. März 1938 (Neichdgejeßbl. 1 ©. 237) und De3 
Erlaffes des Führers und Reichskanzlers Über die 
Verwaltung der fudetendeutichen Gebiete vom 


aefekbl. I S. 150) mit Ausnahme dev SS 28 
und 31, 


DR —— — ae A 3. Artikel 5 S1 der Zweiten Verordnung des 
1. Oktober 1938 Reichsgeſetzbl. S.1331) ſowie auf Reihspräfidenten ur Körberung ber Bonn 
Grund des 857 des Milchgeſetzes wird mit Zu— a 0 © h 
= SUB vo En ur ngelenes | a dung inländischen tierifcher Fette und inlän- 
ftimmung des Reichskommiſſars für die Vreisbil- discher Futtermittelvom 23.März1933(Reiche- 
dung verordnet: oefeßbl. I ©. 143), d 
$ı 4, die Dritte Verordnung zur Ausführung des 
Ä vr is Mi ſetzes 3. Apri 34 Reichs⸗ 
In der Oſtmark und im Neihsgau Sudetenland TS 299), (pril 1934 (Reichs 
gelten: bl. 1 ©. 299), 
aa 5 * 21 Auli 10° ra 5. die Rünfte Verordnung zur Ausführung des 
1. das Milchgeſetz vom 31. Juli 1930 Reichs⸗ ——— 95. April ar (Reiche, 
geſetzbl. S. 421) mit Ausnahme von 85 aeiekbL. 1 S.309), Er ; 
Abi. 2, 8 10 Abſ. 2, 812 Abi. 1 Cab 2 und geſetzbl. 1 ©. 399), 
Abi. 3, SS 20 bis 34, 42 Abf. 2, 8 43 Abſ. 3, 6. die Sechite Verordnung zur Ausführung des 


S$ 51 und 57 Abi. 3. Im Reichsgau Sudeten- 
land gilt außerdem nicht der $ 38, 


Reichsgeſehbl. 1939 I 


Milchgefeßes vom 31.März 1937 (NteichE- 
geſetzbl. I ©. 431), 


*71,11111)) 




















H5140-1399 





2430 


7. die Siebente Verordnung zur Ausführung des 
Milchgeſetzes vom 12. Juni 1939 (Neids- 
geſetzbl. T ©. 1011). 

‘2 
(1) Soweit Vorfehriften in der Oftmark und im 
Reichsgau Sudetenland nicht unmittelbar angewen— 
det werden können, find fie finngemäß anzuwenden. 


(2) Soweit auf Vorſchriften verwiefen wird, die in 
der Oftmarf und im Reichsgau Sudetenland nod) 
nicht aelten, find bis zu deren Einführung die in der 
Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland geltenden 
entiprechenden Vorjchriften finngemäß anzumenden. 


3 

Mit dem 1. April 1942 gilt die Erlaubnis zum 
Betrieb eines Unternehmens der in den SS 14 und 17 
des Milchgeſetzes genannten Art als erteilt, jofern 
der zuftändige Mild- und Fettwirtichaftsverband 
bis dahin Milch oder der Erlaubnis unterliegende 
Milcherzeugnifie zugemwiefen und Dies der zuftändigen 
Behörde Ichriftlih angezeigt Dat. 


84 

(9) Die in Betrieb befindlichen Einrichtungen für 
Hoch-, Kurzzeit- und Dauererhitzung im Sinne des 
F1Abſ. 3 Nr. 2 Buchſt.b der Erſten Verordnung 
zur Ausführung des Milchgeſetzes dürfen bis zum 
1. April 1943 in der bisherigen Betriebsſtätte weiter 
verivendet werden, auch wenn fie nicht zu den von 
der Reichsregierung zugelaffenen Apparaleiypen ge 
hören. Apparate für Kurzzeiterhigung, die nicht 
mit einem Schreibthermometer und einer Vorrich— 
tung zur Einführung eines Kontrolltbermometers 
verjehen find, dürfen nur als Hocherhitzer verwendet 
werden, 

(2) Die Reichsftatthalter fönnen mit Zuftimmung 
des Neichsminifters für Ernährung und Landwirt- 
Schaft zu den Vorfchriften des Abf. 1 für die Lber- 
aanaszeit ergänzende Vorſchriften erlaffen, die eine 
ſchnellere Angleihung dev Verhältnifie in der Oft- 
mark und im Reichsgau Sudetenland an die des 
Altreichs zum Ziele haben. 


5 


In der Fünften Verordnung zur Ausführung des 
Milchgefetes ift im $ 1 Abf. 1 und $2 Abſ. 1 Ren. 2 


Berlin, den 5. Dezember 1939. 


Neichögefebblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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und 3 ftatt des 1. Oftobers 1936 der 1. Oktober 1940 
und im $2 Abj. 2 ftatt des 1. Oftobers 1934 der 
1. DOftober 1937 zu jeßen. 


56 

Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirt— 
ſchaft kann, joweit erforderlid, im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter des Innern, übergangsweife 
Ausnahmen von den im $ 1 diefer Verordnung ge 
nannten Vorfchriften zulaffen. Er kann insbejon- 
dere zulaſſen, daß Erzeugniffe, deren Herſtellung, Zu- 
iammenfeßung, Verpadung und Kennzeichnung nicht 
den Vorfchriften entſprechen, noch in einer Über— 
gangszeit in den Verkehr gebracht werden dürfen, 
und die Hauptvereinigung der deutſchen Milch- und 
FettwirtichaftzumErlaß entſprechender Ausführungs- 
anorönungen ermächtigen. 














87 
(1) Die Verordnung tritt am 1. April 1940 mit 
folgender Mafgabe in Kraft: 


1. $9 des Milchgeſetzes und $ 21 der Erſten Ber 
ordnung zur Ausführung des Milchgeſetzes 
elten erſt vom 1. April 1943 an. Die Reichs— 
jtatthalter können dieſe Vorſchriften ganz oder 
zum Teil Schon früher in Kraft jegen. 


2. Die $$ 14 bis 18 und 46 des Milchgeſetzes 
gelten erſt vom 1. April 1942 an. Das gleiche 
ailt für die $$ 35, 45 Abf. 2 und $ 48, foweit 
fie ſich auf die SS 14 bis 18 beziehen. 

3, Artitel 5 81 der Smweiten Verordnung des 
Reichapräfidenten zur Förderung der Verwen— 
dung inländifcher tierifcher Fette und inlän- 
difcher Futtermittel gilt in der Oftmark erſt 
vom 1. April 1941 an. 


(2) Die Neichsitatthalter werden allgemein oder 
im Einzelfall mit verbindlicher Wirkung die Vor- 
ichriften bezeichnen, die durch das eingeführte Reichs— 
vecht außer Kraft treten oder gegenftandslos oder 
entbehrlich geworden find. 


(3) Die den Reichäftatthaltern in der Oſtmark 
durch diefe Verordnung eingeräumten Befugnifje 
werden bis zur Berufung der Reichsſtatthalter von 
den Landeshaubtmännern, in der Stadt Wien von 
dem Reichskommiſſar Für die MWiedervereinigung 
Sſterreichs mit dem Deutſchen Reid — Verwaltung 
der Stadt Wien — wahrgenommen, 


Der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Yuftrag 


Moriß 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Dr. Studart 
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Fünfte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Borjehrijten 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 


Bom 9. Dezember 1939 
Auf Grund von $ 4 Abſatz 2 des Gejeßes Über die | Die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 1939 vom 
Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit 10. März 1939 (Reichsgeießbl. I S. 449) find im Ge 
dem Deutichen Reich vom 1. September 1939 (Reis | biet dev bisherigen Freien Stadt Danzig erſtmalig 
geſetzbl. ©. 1547) wird beſtimmt: anzumenden: 









1. bei laufendem Arbeitslohn auf den Arbeitslohn, 
der für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt 


Abſchnittl | 
wird, der nach dem 31. Dezember 1939 endet; 


Eintommenjteuer Er } 
2. bei ſonſtigen (insbejondere einmaligen) Bezü— 
81 gen auf den Arbeitslohn, der nach dem 31. De— 
N - 1939 gez ird 
Jntrafttreten zember 1939 aezablt wird. 


(4) Das Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 
1939 GReichsgeſetzbl. I S. 297) und die zu jeiner 
Durchführung und Ergänzung ergangenen Nerord- 
nungen treten vorbehaltlich der Vorſchriften im Ab 
fat 2 am 1. Januar 1940 im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig in Kraft (S 4 Abiak 1 des Ge- 
iches über die Wiedervereinigung der Freien Stadt 
Danzig mit dem Deutſchen Reich vom 1. September 
1939, Reichsgeſetzbl. 1 ©. 1547). 


54 
Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften 


über den Steuerabzug vom Kapitalertrag 
(Kapitalertragiteuer) 


Die Vorſchriften des Einfommenfteuergejeges uber 
den Steuerabzug vom Kapitalertrag (Rapitalertrag- 
steuer) und die Verordnung zur Durdführung des 
Steuerabzugs vom Kapitalertrag (Kapitalertrag- 
ſteuer) vom 22. Dezember 1934 (Reichsminiſterialbl. 
1935 ©. 18) find im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig erftmalig aufRapitalerträge anzumen 
den, die dem Steuerpflichtinen nad) dem 31. Dezem- 
ber 1939 zufließen. 


(3) Die Beitimmung der folgenden Zeitpunfte bleibt 
vorbehalten: 


1. Zeitpunkt, an dem die Verordnung Über Die 
Aufitellung von Durchſchnittſätzen für die Er 
mittlung des Gewinns aus Land- und Forſt— 
wirticaft vom 31. Dezember 1956 Reichs— 
geſetzbl. 1937 IS. ) im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig in Kraft tritt, 


85 


Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften 
über den Steuerabzug von Einkünften bei beſchränkt 
Steuerpflichtigen und von Aufſichtsratsvergütungen 


Die Verordnung über den Steuerabzug von Ein— 
künften bei beſchränkt Steuerpflichtigen vom 6. Fe 
bruar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 ©. 160), das Geſetz ber 
die Erhebung einer Abgabe der Aufſichtsratsmitglie— 
der vom 28. März 1934 (Xeichsgeſetzbl. I ©. 253) in 
der Faſſung des Geſetzes zur Anderung des Einfom- 
meniteneraeießes vom 17. Februar 1939 (Neichsae- 
ſetzbl. IS. 283) und die Verordnung über den Steuer: 
abzug von Auffichtsratsvergütungen dom 31. März 
1939 (Neichsgejeßbl. I S. 691) find im Gebiet Der 
bisherigen Freien Stadt Danzig erſtmalig auf Be 
träge anzumenden, die dem Steuerpflichtigen nad) dem 
31. Dezember 1939 zufließen. 


2, Zeitpunkt, an dem die Verordnung über die Be 
meſſung des Nugungswerts der Wohnung im 
einenen Einfamilienhaus vom 26. Januar 1937 
(Reichſsgeſetzbl. IS. 99) im Gebiet dev bisberi- 


gen Freien Stadt Danzig in Kraft tritt. 


52 


Erſtmalige Veranlagung nach dem Einkommenſteuergeſetz 


Das Einkommenſteuergeſetz und die zu ſeiner Durch— 
führung und Ergänzung ergangenen Nerordnungen 
find im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzia 
eritmalig auf Die Einfommenitenerveranlagung für 
das Kalenderjahr 1940 anzuwenden. Die Einfommen- 
jteuerveranlagung für das Ralenderjabr 1939 findet 
nach den bisherigen Vorichriften ftatt. 


Abichnitt U 
Kriegszuſchlag zur Eintommenfteuer 
‘6 


Inkrafttreten 


3 


Wie 


Erfimalige Anwendung der Vorſchriften 


Die Vorſchriften der Kriegawirtichaftsverordnun 
über den Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohniteuer) x ſchri triege ſchaf J 


vom 4. September 1939 (Reichsgeſetzbl. Il ©. 1609) 
über den Krieaszufchlag zur Einkommenſteuer (Ab 
ichnitt II Unterabichnitt 1 SS 2 bis 5) und die Eriten 


—VOMBAMV 
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Die Worichriften des Einkommenſteuergeſetzes über 
den Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) und 
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Durhführungsbeftimmungen über den Kriegszu— 
ſchlag zur Einkommenſteuer vom 4. September 1939 
Reichsgeſetzbl. I ©. 1613) treten im Gebiet der bie 
herigen Freien Stadt Danzig am 1. Januar 1940 in 
Kraft. 
$7 
Erjtmalige Anwendung der Vorjchriften 
über den Kriegszufchlag zur Einkommenſteuer 


Die Vorſchriften in den $$ 2, 3 und 4 diejer Ver— 
ordnung gelten für die erſtmalige Erhebung des 
Kriegszuſchlags zur Einfommenfteuer finngemäß. Die 
Verpflichtung zur Entrichtung von Vorauszahlungen 
bleibt unberührt. 


Abſchnitt II 
Wehrjteuer 
8 


Inkrafttreten 


Das Geſetz über eine Steuer der Perſonen, die nicht 
zur Erfüllung der zweijährigen aktiven Dienſtpflicht 
einberufen werden (Wehrſteuer) vom 20. Juli 1937 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 821), die Erſte Verordnung zur 
Durchführung des Gejetes über eine Stener der Der- 
fonen,die nichtzur Erfüllung der zweijährigen aktiven 
Dienfipflicht einberufen werden (Wehrſteuer) dom 
20. Auli 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 822) und die 
Smweite Verordnung zur Durchführung des Gejetes 
über eine Steuer der Verfonen, die nicht zur Erfül- 
lung der zweijährigen aktiven Dienjtpflicht einberufen 
werden (Mehrjteuer) vom 16. Dezember 1937 (Reichs: 
geſetzbl. I ©. 1388) treten im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig am 1. Januar 1940 in Kraft. 


9 
Erjtmalige Anwendung des Wehrjteuergejeßes 
Die Vorſchriften in den SS 2 und 3 diefer Verord- 
nung gelten für die erftmalige Anwendung des Wehr: 
ftenergefeßes finngemäß. Vorauszahlungen auf die 
für das Kalenderjahr 1940 zu veranlagende Wehr: 
ſteuer werden nicht fejtgejeßt. 


Berlin, 9. Dezember 1939 





Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


Abſchnitt IV 
Gewerbeſteuer und Wandergewerbejteuer 
Ss 10 
Inkrafttreten des Gewerbejtenergejebes 


Das Gewerbefteuergejeß vom 1. Dezember 1936 
(Reichsgeſetzbl. I S. 979) und die Zweite Verordnung 
zur Durchführung de8 Gewerbeſteuergeſetzes vom 
20. Februar 1938 (NReichsgefeßbl. I ©. 209) treten 
am 1. April 1940 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig in Kraft. Sie find erftmalig für die 
Zeit vom 1. April 1940 bis 31. März 1941 (Red) 
nungsjahr 1940) anzuwenden. 


$ 11 


Abgeltung der Gewerbejteuer 
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1940 


Eine Veranlagung zur Gewerbefteuer für die Zeit 
vom 1. Januar bis 31. März 1940 findet nicht ftatt. 
Die Gewerbefteuer für die Zeit vom 1. Januar bis 
31. März 1940 wird durch die Entrichtung der nad) 
bisherigem Necht in diefem Zeitraum zu entrichten- 
den Vorauszahlungen abgegolten. 


s 12 
Vorauszahlungen auf die Gewerbefteuer 


Bis zur Bekanntgabe des erften Steuerbejcheids auf 
Grund des Gewerbeiteuergefeßes hat der Steuerſchuld 
ner zu den im $ 18 Abſatz 1 des Gewerbeſteuergeſetzes 
bezeichneten Zeitpunkten, erftmalig am 15. Mai 1940, 
Vorauszahlungen auf die Gewerbefteuer zu entrichten. 
Die Höhe diefer Vorauszahlungen beitimmt ſich nad) 
den bisherigen Vorſchriften. 


s13 
Inkrafttreten des Wandergewerbeſteuergeſetzes 
Das Geſetz über die Beftenerung des Wandergewer- 
besvom 10. Dezember 1937 (Reichsgeſetzbl. IS. 1348) 
tritt im Gebiet der biäherigen Freien Stadt Danzia 
am 1. Januar 1940 in Kraft. Es iſt erftmalig für 


| das Kalenderjahr 1940 anzumenden. 


Der Reihsminifter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Der Reichsminiſter des Innern 
An Vertretung 
Dr. Stuckart 


III 








| 
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Berordnnung 
über die Einführung des Preisrechts in der bisherigen Freien Stadt Danzig. 


Bom 12. Dezember 199. 


Auf Grund des $4 des Geſetzes über die Wieder: 
vereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deut» 
ichen Reich vom 1. September 1939 (Reichsgejetbl. 1 
5.1547) wird verordnet: 

51 

In der bisherigen Freien Stadt Danzig treten am 
J. Januar 1940 folgende Preisvorſchriften nicht in 
Kraft: 

1. die Verordnung über das Verbot von Dreiser- 
höhungen vom 26. November 1936 Reichsge⸗ 
ſetzbl. 1 S. 955) 

2. Artikel 1 Abſ. 1 der Erſten Ausführungsverord— 
nung ¶ . AVO) zur Auslandswarenpreisverord⸗ 
nung vom 10, Auguſt 1937 Reichsgeſetzbl. I 
©. 884); 


Berlin, den 12. Dezember 1939. 


3, die Vreisvorfchriften des Spinnftoffgejebes 
(4. Teil) vom 6. Dezember 1935 Reichsgeſetzbl. I 
S. 1411); 

4, die Verordnung über die Preisbildung für Spinn- 
ftoffe und Spinnftoffiwaren im Einzelhandel vom 
17. September 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 ©. 1877). 


2 
Die am 1. Januar 1940 in der bisherigen Freien 
Stadt Danzig in Kraft tretenden Preisvorſchriften find 
finngemäß anzumenden, foweit fie nicht unmittelbar 
angewandt werden können. 


3 


Die Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft, 


Der Reihstommiffar für die Preisbildung 
Wagner 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Yifundiner 


— — — — — 


———— — — — — — — — 


Berordnung über die Vereinfachung 
des Verfahrens der VBerwaltungsgerichte im Geſchäftsbereich des Reichswirtſchaftsminiſteriums. 


Vom 14. Dezember 1939. 


Auf Grund der Zweiten Verordnung über die Ver— 
einfachung der Verwaltung vom 6. November 1939 
Reichsgeſetzbl. U S. 2168) 8 11 Abſ. 2 und 3 wird 
im Einvernehmen mit dem Reihsminifterdes Innern, 
dem Neichsminifter für Ernährung und Landwirt 
ichaft und dem Reichsforftmeifter verordnet: 


51 

Soweit infolge des Erſatzes des verwaltungsgericht— 
lichen Verfahrens durch die Beſchwerde gemäß dem 
Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Ver— 
einfachung der Verwaltung vom 28. Auguſt 1939 
(Reichsgefetzbl. I S. 1535) Ziffer IV Abſ. 2 Satz! 
der Reichswirtſchaftsminiſter oder eine andere Oberfte 
Reichsbehörde an Stelle des Reichswirtſchaftsgerichts 


oder des Reihsauffihtsamts für Privatverficherung 7 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


zur Entjcheidung über die Beſchwerde berufen wäre, 
verbleibt e8 bei der verwaltungsgerichtlichen Zuſtän— 
Diafeit. 


52 

m Sinne der Ziffer IV Abſ. 2 und 3 des Führer 
erlaſſes hat ein Einzelfall insbeſondere dann grund— 
ſätzliche Bedeutung, wenn die angefochtene Verfügung 
oder Entſcheidung von der ſtändigen Rechtſprechung 
der im 8 1 genannten Verwaltungsgerichte bewußt 
abweicht. Wird im Falle der Ziffer TV Abf. 2 Sab 3 
iowie des Abi. 3 eine Abweichung von der jtändigen 
Rechtiprechung binnen Monatsfriſt nachgewieſen, jo 
kann das verwaltungsgerichtliche Verfahren nachträg 
lich zugelaffen werden; Die Anfechtungsfriit beginn! 
dann mit der Bekanntgabe der Zulafjung. 


614 
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(1) Verfahren, die auf Grund einer vor dem 1. Sep— 
tember 1939 ergangenen Entjcheidung bei den im 
$ 1 genannten Verwaltungsgerichten de3 Reichs an- 
hängig geworden find oder anhängig werden, werden 
von den Verwarltungsgerichten nad) Maßgabe der am 
29. Auguft 1939 geltenden Vorſchriften zu Ende ge 
führt. Der Vorfitende kann jedoch dad Nechtsmittel 
als unzuläffig zurüchweifen, wenn der Einzelfall nicht 
von arundfätlicher Bedeutung ift und wenn nicht be- 
fondere Umftände die Sulaflung des Rechtsmittels 
rechtfertigen. 


(2) Sind in der Zeit zwifchen dem 30. Auguſt 1939 
(Ankrafttreten des Führererlaſſes) und dem neraft- 
treten diefer Verordnung Entſcheidungen ergangen, 
die den Verfahrensvorſchriften des Ab. 1 nicht ent- 
iprechen, jo find diefe Entſcheidungen rechtsgültig, 
wenn nicht die Beteiligten innerhalb eines Monats 
vom Inkrafttreten diefer Verordnung an die Durd) 
führung des nad) diefer Verordnung zugelafjenen Ber- 
fahrens beantragen. 
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(1) Die Vorſchriften des Führererlaſſes und dieſer 
Verordnung Über die Verwaltungsgerichte gelten aud) 
für das Verfahren und die Entſcheidungen der Feſt— 
ftellungsbehörden nad) dem Gejet Über die Vergütung 
der Beſatzungsleiſtungen und-Vermögensfchäden (Be- 
fatungsleiftungsgefeß) vom 5. April 1927 (Reich: 
geſetzbl. I ©. 83) in der Faſſung des Geſetzes vom 
31, März 1928 (Neichdgefekbl. I ©. 135). 


Berlin, den 14. Dezember 1939. 





Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


(2) Die Zuftändigkeit der enticheidenden Behörden 
und das Verfahren nad) dem Gejet über den Erjak 
der durch die Beſetzung deutichen Reichsgebiets ver 
urſachten Perſonenſchäden (Beſatzungsperſonenſchä— 
dengeſetz) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
12. April 1927 (Reichsgeſetzbl. I S. 103) bleiben un— 
berührt. 
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Das Reichswirtſchaftsgericht bleibt zuſtändig für 
die Beſchwerden, Berufungen, Reviſionen und Rechts. 
beſchwerden gegen Abrechnungen, Beſcheide, Entſchei— 
dungen und Anordnungen des Reichsausgleichsamts 
und gegen Beſcheide und Entſcheidungen des Reichsent— 
ſchädigungsamts und der Abwicklungsſtellen dieſer bei— 
den Behörden (Oberfinanzpräſident Berlin) nach dem 
Reichsausgleichsgeſetz in der Faſſung der Bekannt— 
machung vom 20. November 1923 (RXeichsgeſetzbl.J 
S. 1135), der Gewaltſchädenverordnung vom 28. Okto— 
ber 1923 (Reichsgeſetzbl. I S.1018,1158), des Liqui— 
dationsfchädengejeßes in der Faſſung dev Bekannt— 
machung vom 20. November 1923 (Neichägejeßbl. I 
S. 1148) und des Kriegsihädenihlußgeießes vom 
30. März 1928 (Neihögejegbl. IS. 120) in Verbin— 
dung mit der Entihädigungsordnung vom 30. Juli 
1921 (Reichsgejegbl. S. 1046) in der Faſſung des Ge— 
ſetzes vom 23. Juni 1923 (Reichögejebl. I ©. 412). 


6 


Smeifelsfragen, die ſich aus diefer Verordnung er— 
geben, enticheidet dev Reichswirtſchaftsminiſter im 
Erlaßwege. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Landfried 


— ——— —— —— — — — — 


Verordnung 
über die Einführung des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
und des Geſetzes zum Schutze der Erbgeſundheit des dentichen Volkes 
im Reichsſsgau Sudetenland. 


Vom 15. Dezember 1939. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs⸗ 
lanzlers über die Verwaltung der fudetendeutjchen Ge— 
biete vom 1. Oktober 1938 (Neichögelebbl. I ©. 1331) 
wird verordnet! 

81 
Im Reichsgau Sudetenland gelten 
1. das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuch— 
ſes vom 14. Juli 1933 (ReichSgefehbl. I ©. 529) 


in der Faſſung der Geſetze vom 26. juni 1935 
Reichsgeſetzbl. I S. 773) und vom 4. Februar 
1936 (NReichsaejeßbl. I ©. 119), 


In 


. die zur Ausführung des genannten Gejeßes er- 
lafienen Verordnungen vom 5. Dezember 1933 
(Reichsgeſetzbl. LS. 1021),29. Mai 1934 (Neich®- 
geſetzbl. I S, 475), 25. Februar 1935 (Reichs- 
geſetzbl. 1S. 289), 18. Juli 1935 (Neichsgefebbl. I 
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S.1035), 2. Februar 1936 Reichsgeſetzbl. I 
&.122) und vom 23. Dezember 1936 (Reich 
geſetzbl. I ©. 1149), 


3, das Gefek zum Schuße der Erbgefundheit des 
deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 
18. Oktober 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 ©. 1246) und 
die Erfte Verordnung zur Durchführung des Ehe⸗ 
geſundheitsgeſetzes vom 29. November 1935 
Reichsgeſetzbl. I ©. 1419), 


4, die Verordnung zur Durchführung des Geſetzes 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes und des 
Ehegeſundheitsgeſetzes vom 31. Auguſt 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1560). 


$2 


(1) Unter Gejhäftsunfähigen find Kinder, die nicht 
das 7. Lebensjahr vollendet haben, ferner Derjonen, 
die wegen Geiftesfranfheit oder aus einem amderen 
Grunde des Gebrauchs der Vernunft beraubt find, ſo— 
lange diefer Zuſtand dauert, und voll Entmünbdigte zu 
verftehen. 


(2) Unter bejchräntt Geichäftsfähigen find Minder- 
jährige, ferner Derjonen, die unter verlängerter väter— 
licher Gewalt oder Rormundfchaft ſtehen, bejchränft 
Entmündigte ſowie Perſonen, für die ein vorläufiger 
Beiftand bejtimmt ift, zu verjtehen. 


(3) Unter den wegen Geiſtesſchwäche Entmündigten 
find die wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche 
beſchränkt entmündigten Verſonen zu verſtehen. 

83 

Artikel 10 Abſ. 1 der Dritten Verordnung zur Aus— 
führung des Geſetzes zur Verhütung erbfranten Nad)- 
wuchjes vom 25. Februar 1935 Reichsgeſetzbl. 15.289) 
ift in folgender Faſſung anzumenden: 


„Solange die Unterbringung eines Minderjährigen 
zur Fürſorgeerziehung angeordnet ift, fallen die 


Berlin, den 15, Dezember 1939. 
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Koften des Arztlichen Eingriffs an dem Minder- 
jährigen dem Träger der Koften der Fürſorgeer⸗ 
ziehung nach den für dieſe geltenden Vorſchriften 
zur Laſt; $ 67 der Verordnung über ugend- 
wohlfahrt in den fudetendeutjchen Gebieten dom 
5. März 1939 (Neichsgefeßbl. I S. 429) findet 
feine Anwendung.” 


‘4 
Artikel 11 der Dritten Verordnung zur Ausführung 
des Gefehes zur Verhütung erbkranten Nachwuchjes 
vom 25. Februar 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 289) ift im 
Reichsgau Sudetenland nicht anzuwenden. 


No 


Die Vorſchrift des $ 1 Abſ. 1 Buchft. b des Geſetzes 
zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 
Ehegeſundheitsgeſetz) vom 18. Oktober 1935 (Reich: 
geſetzbl. I ©. 1246) gilt auch für einen Verlobten, dem 
gemäß $ 8 der im Neichsgau Sudetenland geltenden 
Entmindigungsordnung vom 28. Juni 1916 (RGBl. 
Nr. 207) ein vorläufiger Beiſtand beitellt wurde. 


6 

(1) Soweit Vorſchriften, die durch dieje Verordnung 
in dem Reichsgau Sudetenland eingeführt werden, 
nicht unmittelbar angewandt werden fönnen, find fie 
finngemäß anzumenden. 


(2) Soweit nad) den eingeführten Vorſchriften Be- 
ftimmungen der Sivilprozeßordnung oder des Reichs— 
geſetzes über Die Angelegenheiten der freiwilligen (Se: 
richtsbarkeit anzuwenden find, gelten bis zur Einfüh- 
zung diefer Beftimmungen in dem Reichsgau Sudeten- 
[and die entfprechenden Vorfebriften des im Neichsgau 
Sudetenland geltenden Rechts. 


87 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 


In Vertretung 


Dr. Schlegelberger 


IN 
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Ausführungsbeſtim mungen 
zu der Verordnung zur Einſchränkung des Güterverichts mit Kraftfahrzeugen. 


Vom 16. Dezember 1939, 


Auf Grund des 84 Der Verordnung zur Ein- 
ſchränkung des Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen 
vom 6. Dezember 1939 (Neichsgefeßbl. I S. 2410) 
wird verordnet: 


Il. Allgemeine Vorſchriften 


51 
(1) Betriebe der gewerblichen Wirtſchaft, des Ver— 
kehrs und der Ernährungs, Land-, Holz und Forſt— 
wirtichaft, die Werfverfehr betreiben, find berechtigt 
undverbflichtet, zur Ausnutzung ihrer Kraftfahrzeuge 
und Anhänger 


1. bei Ausführung von Fernbeförderungen Bei- 
ladungen und Nücladungen für fremde Ned) 
nung zu nehmen, 


2. in befonderen Fällen ihre Fahrzeuge für Fern— 
beförderungen zur Verfügung zu ftellen. 


(2) Abf. I gilt für Die Deutſche Neihsbahn und 
die Unternehmer des Güterfern: und nahverkehrs 
entſprechend. 

52 

(1) Werkverkehr im Sinne der Verordnung iſt 

nur die Beförderung von Gütern für eigene Zwecke 


des Unternehmens, wenn folgende Bedingungen 
erfüllt ſind: 


J. die beförderten Güter müſſen zum Verbraud) 
oder zur Miederveräußerung eriworben oder 
zur gewerbsmäßigen Vermietung oder zur Ber: 
edelung oder Verarbeitung beftimmt oder bon 
den Unternehmen erzeugt, aefördert oder her— 
geitellt fein; 


2. die Beförderung muß der Seranfdaffung Der 
Güter zum Unternehmen, ihrer Hortichaffung 
vom Unternebmen „der ihrer Überführung 
innerhalb des Unternehmens dienen; 


3. die Kraftfahrzeuge müſſen bei der Beförde- 
rung von dem Unternehmer oder feinen Leuten, 
die nicht Angeftellte anderer Uinternehmer oder 
ſelbſtändige Unternehmer fein dürfen, bedient 
werden; 

4. die Kraftfahrzeuge müſſen dem Unternehmer 


gehören oder von ihm auf Abzahlung gefauft 
jein. 


(2) Als Werkverkehr gilt in finngemäßer Anwen— 
dung des Abf. 1 weiter das Abjchleppen von Kraft- 
Fahrzeugen und die Beförderung in befonders einge 
richteten Vorführungswagen zum ausjchließlichen 
Zweck der Werbung oder Belehrung. 


(3) Als Werkverkehr gilt auch die gemeinſchaftliche 
Verwendung der Kraftfahrzeuge mehrerer Unter- 
nehmen (Ronzernveriehr), wenn außer den im Abſ. 1 
unter Nr. 1 bis 3 aufgeführten Bedingungen fol- 
aende weitere Bedingungen erfüllt find: 


l. die Unternehmen müfjen der Erzeugung oder 
der Verarbeitung oder dem Handel mit Gütern 
dienen; 


IV 


zwijchen den Unternehmen oder zwiſchen ihnen 
und einer Muttergejellihaft muß eine Kapital- 
beteiligung von mindeftens 51 vom Hundert 
beſtehen; 


3. die Kraftfahrzeuge müſſen mindeſtens einem 
der beteiligten Unternehmen gehören oder von 
ihm auf Abzahlung gekauft ſein. 


Il. Verfahren 
83 


(1) Jede einzelne Fernbeförderung muß bon der 
für den Abaangsort der Sendung zuftändigen Mittel: 
behörde, bei welcher der Neichsverfehrsminifter einen 
Bevollmächtigten für den Nahverkehr — im folgen 
den Nbv aenannt — beitellt hat, genehmigt werden. 
Die Enticheidung ift endaültig. 


(2) Der Nbv foll die Genehmigungsbefugnis auf 
die unteren Verwaltungsbehörden (Fahrbereitſchafts 
feiter) übertragen. Über Anträge zur Ausführung 
von Sernbeförderungen von Unternehmern, deren 
Inhaber oder Angeftellte vom Nbv mit der Einſatz— 
vegelung von Kraftfahrzeugen beauftragt find, ent: 
icheidet der Nbv. 


84 
(1) Für ſich wiederholende Fernbeförderungen, die 
während eines längeren Zeitraums durchgeführt 
werden ſollen, kann der für den Sitz des Unterneh— 
mers zuſtändige Nbv eine zeitlich befriſtete Genehmi— 
gung längſtens auf die Dauer von drei Monaten 
erteilen. 











Nr.251 — Tag der Ausgabe: 


(2) Unternehmern des Güternahverkehrs dürfen 
zeitlich befristete Genehmigungen nicht erteilt werden. 
Ausnahmen find nur zuläffig, wenn es ſich um Be: 
Förderungen von Gütern in bejonders hierfür einge- 
richteten und ausſchließlich ſolchen Beförderungen 
dienenden Kraftfahrzeugen handelt. 


85 

(1) Die Entſcheidung über zeitlich befriitete Ge— 
nehmigungen ijt im Einvernehmen mit den Füh— 
rungsitäben Wirtichaft zu treffen. Dieſe können 
ihre Befugniffe auf die Transportbeauftragten für 
die Wirtſchaft (TOW) übertragen. 

(2) Wird ein Einvernehmen nicht erzielt, jo ent- 
icheidet der beiden Stellen vorgeſetzte Behördenleiter 
endgültig. 

86 

Genehmigungen ſollen in der Regel nur erteilt 
werden, wenn Gewähr beſteht, daß die Kraftfahr— 
zeuge genügend ausgelaſtet ſind und die Rückfracht 
geſichert iſt. 


J 


772 


Die Genehmigung kann bon einjchränfenden Be- 
dingungen oder Auflagen abhängig gemacht werden. 


88 
Uber ſämtliche Fernfahrten find Fahrtnachweis— 
bücher zu führen. 
$9 
(1) Für die Genehmigungen und Fahrtnachweis⸗ 
bücher ſind die vom Reichsverkehrsminiſter vorge— 
ſchriebenen Muſter zu verwenden. 
(2) Die Genehmigungen und die Fahrtnachweis— 
bücher find für jedes Kraftfahrzeug gejondert aus- 
zuftellen, 
(3) Eine Ausfertigung der Genehmigung ift der 
nächftgelegenen Laderaumverteilungsjtelle des Reiche 
Kraftiwagen-Betriebsverbandes zu Überjenden. 


$ 10 

Die Fernbeförderung von Gütern mit Kraftfahr- 
zeugen unterliegt hinſichtlich dev Erfüllung der ge- 
ſetzlichen Vorſchriften dev Aufficht der Nov. 


III. Abwidlung des Güterfernverfehrs 
811 
Die Abwicklung des Güterfernverkehrs iſt 


1. bei Werkfernverkehrsfahrten im Sinne des $2 
Aufgabe der im $ 1 genannten Betriebe, 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 





20. Dezember 1939 2437 


2. bei allen übrigen gewerblichen Fernbeförde 


rungen Aufgabe des Reihs-KraftwagenBe 
triebsverbandes, 


$12 

Jede Fjernbeförderung muß vor der Ausführung 
dem für den Abgangsort der Sendung zuftändigen 
Fahrbereitſchaftsleiter gemeldet werden. Sofern 
nicht MWerffernvertehrsfahrten im Sinne des 82 
ausgeführt werden, muß dev Fabrbereitichaftsleiter 
über Fernbeförderungen, die auf Grund zeitlich be 
frifteter Genehmigungen erfolgen follen, unverzüglid) 
die nächſtgelegene Yaderaumverteilungsitelle des 
Reichs » Kraftwagen - Vetriebsverbandes ſchriftlich 
unterrichten. 


$ 13 
Die Genehmigung und das Fahrtnachweisbuch find 
auf jeder Fernfahrt mitzufübhren. 


s 14 
(1) Dem Neichs-Kraftwagen-Betriebsverband ob- 
liegt im Rahmen der Beſtimmungen Des Geſetzes 
über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 
26. Juni 1935 (Neichsgejegbl. I ©. 788) und Der 
Rerwaltungsanordnungen des Verbandes 
1. die Berechnung, Einziehung und Auszahlung 
des Beförderungsentgelts, 
2, die Verfiherung der beförderten Güter gegen 
Schaden, 


3, die Abführung der Beförderungiteuer an Das 
Reid). 


(2) 812 des Güterfernverfehrsgejeßes gilt im 
Falle des 511 Nr. 2 auch gegenüber Nichtmitgliedern 
des Reichs Kraftwagen Betriebsverbandes. 


$15 
Die Vorſchriften der SS 11 bis 14 gelten bei In— 
anfpruchnahme von Kraftfahrzeugen und Anhängern 
für Fernbeförderungen durd) PRedarfsitellen außer 
bald der Wehrmacht auf Grund des Meichsletitungs 
geſetzes vom 1. September 1939 (Neichsgeiekbl. I 
S. 1645) entiprechend. 


IV. Reibsbahn-Güterfernverfebr 
$ 16 
Den Umfang des Reichsbahn-Güterfernverkehrs 
mit eigenen Kraftfahrzeugen und mit KRraftfabrzeu 
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aen, die im Auftrag der Deutichen Reichsbahn 


fahren, beſtimmen die Nbv im Einvernehmen mit 
Sen Reichsbahndireftionen und den Führungsſtäben 
Mirtichaft. Das ailt audy im Falle Des S1. 


Ss 17 


Die Durchführung des Reihsbahn-Güterjernver: 
fehrs iſt Aufgabe der Reichsbahndirektionen. 


Berlin, den 16. Dezember 1939. 


V. Schlußbeſtimmung 
818 
(1) Bis zum Inkrafttreten der Verordnung gilt 
| die Allgemeine Anordnung vom 17. Oftober 1939 
(Neichs-Verkehrs-Blatt B Nr. 51). 
(2) Die Anträge auf zeitlich befriftete Genehmi- 
aunaen fünnen fofort eingereicht werden. 


Der Neibsverfehrsminijter 


Dorpmüller 





Verordnung über die Eingliederung der Zandestulturfammer Danzig 
in die Reichſskülturlammer 


Bom 18. Dezember 1939, 


Auf Grund des Gejeßes über die Wiedervereinigung 
der Freien Stadt Danzig mit dem Deutjchen Reid) vom 
1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1547) wird ver- 
ordnet‘ 

81 

Mit der Auflöſung der Landeskulturkammer Danzig 
durch Inkrafttreten des Reichskulturkammergeſetzes am 
1. Januar 1940 gehen die Rechte und Pflichten Der 
Landeskulturkammer, ſoweit fie vermögensrechtlicher 
Art find oder auf Verträgen bürgerlichen Rechts be- 
ruben, auf die Reichskulturfammer über. 


Berlin, den 18. Dezember 1939. 


oo) 
52 


Die Mitglieder dev Landeskulturkammer Danzig, ſo— 
weit ſie eine nach dem Reichskulturkammergeſetz kam— 
merpflichtige Tätigkeit ausüben, werden mit dem J. Ja— 
nuar 1940 Mitglieder der für ſie zuſtändigen Einzel— 
kammer der Reichskulturkammer (Reichsmuſikkammer, 
Reichskammer der bildenden Künſte, Reichstheaterkam 
mer, Reichsſchrifttumskammer, Reichspreſſekammer, 
Reichsfilmkammer). 


Der Reichsminiſter 
für Volksaufklärung und Propaganda 


In Vertretung des Staatsſekretärs 


Dr. Greiner 


Der NReichsminifter des Innern 


An Vertretung 


Dr. Studart 
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Verfügung über die Gerichtsgliederung in der Ditmart. 
Bom 18. Dezember 1959. 


Auf Grund de 81 der Verordnung über Maß— 
nahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung und 
der Rechtspflege vom 1.September1939 (Reichsgeſ etzbl.J 
5. 1658) verfüge id: 


Artifel I 
Reichsgau Kärnten 
81 
Die Amtsgerichte Lienz und Matrei — bisher Land 


gerichtsbezirk Innsbruck — gehören zum Landgericht 
Klagenfurt. 


Artikel II 
Reichsgau Niederdonau 
82 
Die Amtsgerichte Eiſenſtadt, Mattersburgund Dber- 


pullendorf — bisher Landgerichtsbezirk Wien — ge- 
hören zum Landgericht Wiener Neuftadt. 


83 
(1) Zugelegt werden 
1. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Ebreichsdorf 
die Gemeinden Au am Leithaberge und Hof am 
Leithaberge dem Amtsgericht Brud (Yeitha), 


2. der zum Bezirk des Amtsgerichts Frain gehörige 
Teil der Gemeinde Luggau dem Amtsgericht 
Znaim, 


— 
wi 


‚ aus dem Bezirk des Amtsgerichts Groß Enzers— 
dorf die Gemeinden VBreititetten, Eckartsau, 
Fuchjenbigl, Haringſee, Kopfitetten, Leopolds— 
dorf, Markgraf Neuſiedl, Oberſiebenbrunn, 
Orth an der Donau, Parbasdorf, Pframa, 
Straudorf und Wagram an der Donau dem 
Amtsgericht Marchegg, 


4. der zum Bezirk des Amtsgerichts Kloſterneu— 
burg gehörige Teil der Stadt Korneuburg dem 
Amtsgericht Korneuburg, 


5. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Mattersburg 
die Gemeinde Neudörfl dem Amtsgericht Wie— 
ner Neuſtadt, 


6. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Neuſiedl am 
See die Gemeinden Bruckneudorf und Kaiſer— 
ſteinbruch dem Amtsgericht Bruck (Leitha) und 
die Gemeinden Edelätal und Kittfee dem Amts— 
gericht Hainburg, 





7. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Schwechat 
die Gemeinde Enzersdorf an der Fiſcha dem 
Amtsgericht Bruck (Leitha), 

8, aus dem Bezirk des Amtsgerichts Znaim Die 
Gemeinde Frainersdorf dem Amtsgericht Frain. 


(2) Die Gemeinden Engerau und Theben gehören 


zum Amtsgericht Hainburg. 


Artifel III 
Reichsgau Oberdonau 
84 


Das Amtsgericht Bad Auſſee — bisher Land— 


gerichtsbezirk Leoben — gehört zum Landgericht 
Wels. 


85 
Der zum Bezirk des Amtsgerichts Haag ND.) 


gehörige Teil der Stadt Steyr wird dem Amtsgericht 
Steyr zugelegt. | 


Artikel IV 
Reichsgau Steiermark 
86 


Die Amtsgerichte Güſſing, Jennersdorf und Ober— 


wart — bisher Landgerichtsbezirk Wien — gehören 


zum Landgericht Graz. 


LI 
=! 


Zugelegt werden 

1. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Jennersdorf 
die Gemeinden Deutich Raltenbrunn, Dobers- 
dorf, Eltendorf, Heiligenkreuz im Lafnibtal, 
Köniasdorf, Doppendorf, Rohrbrunn, Ruders— 
dorf und Zahling dem Amtsgericht Fürſten 
feld, 

2. aus dem Bezirk des Amtsgerichts Güſſing die 
Gemeinden Deutſch Schützen, Edlitz, Eiſenberg 
a. d. Pinka, Harmiſch, Höll, St. Kathrein und 
Kirchfidiſch dem Amtsgericht Oberwart. 


Artikel V 
Reichsgau Wien 
8 


(1) An der Stadt Wien gehörten 


5 


1. zum Amtsgericht Wien die Stadtbezirte I bis 


—LVIIL 
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2. zum Amtsgericht Zavoriten Die Stadtbezirke X 

und XI, 
3. zum Amtsgericht Fünfhaus die Stadtbezirke 
XI und XV, 

4. zum Amtsgericht Hietzing die Stadtbezirfe 
XIII und XIV, leßterer, foweit er nicht dem 
Amtsgericht Purkersdorf zugeteilt wird, 
zum Amtsgericht Hernalsdie Stadtbezivfe A VI 
und XVII, 

6. zum Amtsgericht Döbling die Stadtbezirke 

XVII und XIX, 

7. zum Amtsgericht Floridsdorf der Stadtbezirf 
XXI 
. zum Amtsgericht Groß Enzerädorf der Stadt: 
bezivt XXL, 
9. zum Amtsgericht Schwechat der 
XXIL, 
10. zum Amtsgericht Mödling der 
XXIV, 
11. zum Amtsgericht Liefingder StadtbezirkXXV, 


“. 
we 


ws 


Stadtbezirk 


Stadtbezirk 


12. zum Amtsgericht Klofterneuburg der Stadtbe- 
zirk XXVI 

13. zum Amtsgericht Durfersdorf die früheren Ge- 
meinden Hadersdorf-MWeidlingen und Durfers: 
dorf, ſoweit fie in den Stadtbezirt XIV einge 
aliedert worden find, 


/ 


Berlin, den 18. Dezember 1939. 
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(2) Beim Amtsgericht Purkersdorf verbleiben Die 
Teile feines bisherigen Bezirks, die zum Reichsgau 
Niederdonau gehören. 


II 


* 


9 
Das Amtsgericht Groß Enzersdorf — bisher Yand- 
gerichtsbezixt Korneuburg — gehört zum Landgericht 
Mien. 
$ 10 
Das Gewerbegeriht Wien tft für die Bezirke aller 
in der Stadt Wien gelegenen Aıntsgerichte zuftändig. 


s11 


Die Amtsgerichte Joſefſtadt, Landſtraße, Leopold— 
ſtadt, Margarethen und Meidling in Wien werden 
aufgehoben. 


Artikel VI 
$ 12 
(1) Diele Verfügung tritt mit dem 1. Januar 1940 
in Kraft. 


(2) Das Geſetz über die Zuſtändigkeit dev Gerichte 
bei Anderungen der Gerichtseinteilung vom 6. De: 
zember 1933 (Neichsgejegbl. I 5.1037) findet An- 
wendung. 


Der Reihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 


EEE 
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Berordnung über die Einführung Des Hebammengejeßes 
in der Dſtmark. 


Vom 16. Dezember 1939. 


Auf Grund des Gefehes über Die Miedervereinigung 4. die Dritte Verordnung zur Durchführung des 


Öfterreich8 mit dem Deutjchen Reid vom 13. März Hebammengeſetzes vom 22. September 1939 
1938 (NReichsgefebbl. I S. 237) wird verordnet! Reichsgeſetzbl. I ©. 1939), 
5. der Erlaß über die Satzung der Reihshebammen- 
51 ſchaft vom 22.September 19396Reichsminiſterialbl. 
S. 1455), 


In der Oſtmark gelten: 


1. das Hebammengeſetz vom 21. Dezember 1938 
Reichsgeſetzbl. I S. 189), 


6. die Verordnung über die Verficherung der Heb- 
ammen vom 23. März 1939 (Reidysgejeßbl. I 


©. 635). 
2, die Erfte Verordnung zur Durchführung des Heb- g 2 
* 
rt ai vom 3. März 1939 (Reichögefehbl, $4 Abſ. 2 und $21 des Hebammengejehes finden 
di + ! 


in der Oſtmark bis auf weiteres nur auf Die gewerbö- 

3. die Iweite Verordnung zur Durhführung des | oder gewohnheitsmäßige Ausübung der Geburtshilfe 

Hebammengeſetzes vom 13. September 1939 | durd) andere als die im $ 4 Abſ. 1 bezeichneten Per— 
Keichsgeſetzbl. I S. 1764), fonen Anwendung. 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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(1) Träger der Gewährleiftung ($5 14 und 24 des 
Hebammengefekes) ift in der Oftmark der Reichsgau, 
oberfte Landesbehörde ($$ 1 und 12 der Erſten Durch— 
führungsverordnung, $ 16 der Zweiten Durchführungs- 
verordnung) der Neichsftattbalter (bis zu deſſen Be— 
rufung der Landeshauptmann, in Wien der Reiche- 
kommiſſar für die Wiedervereinigung Ofterreich® mit 
dem Deutichen Reich — Verwaltung der Stadt Wien —). 


Berlin, den 16. Dezember 1939. 
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(2) Im Falle des 59 Abſ. 2 Sak 1 der Erſten Durch— 
führungsverordnung tritt in der Oſtmark an die Stelle 
der Anfechtung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
die Beſchwerde an den Reichsminiſter des Innern. 


4 
Soweit Vorfchriften, die durch diefe Verordnung in 
der Oftmark eingeführt werden, nicht unmittelbar an- 
gewendet werden können, find fie finngemäß anzınvenden. 


Der Reihsminifterdeß Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 





Verordnung über die Einführung des Auswanderungsrechts 
in der Dſtmark und im Reichſsgau Sudetenland. 


Bom 17, Dezember 1939. 


Auf Grund ded Geſetzes über die Wiedervereini- 
gung Öfterreichd mit dem Deutjchen Reid) vom 
13. März; 1938 (Reichägefeßbl. I S. 237) und des Er- 
laſſes des Führers und Neichsfanzlers über die Ver 
waltung der fudetendeutfchen Gebiete vom 1. Oftober 
1938 (Neichögeiebbl. I S.1331) wird folgendes ver- 
ordnet: 

81 

(1) In der Oſtmark und im Reichsgau Sudeten— 
land gelten 

1. das Gefet über das Auswanderungswejen vom 

9. Juni 1897 (Neichögefebbl. S.463) nebit der 
Bekanntmachung, betreffend Beftimmungen 
über den Gefchäftsbetrieb dev Auswanderungs- 
unternehmer und Agenten, vom 14. März 
1898 (Reichsgeſetzbl. ©. 39), 


Berlin, den 17. Dezember 1939, 


2. die Verordnung gegen Mipftände im Aus- 
wanderungswefen vom 14. Februar 1924 
(Reichögefebbl. I ©. 107). 


(2) Soweit Vorichriften, die durch diefe Verord- 
nung in der Oftmarf und im Neichdgau Sudeten- 
land eingeführt werden, nicht unmittelbar angewendet 
werden künnen, find fie finngemäß anzuwenden. 


2 

Das Gefeb vom 21, Januar 1897, betreffend ftraf- 
rechtliche Beitimmungen in bezug auf das Betreiben 
der Auswanderunasgeihäfte (NEGBL. Nr. 27), und 
Artikel 17 des Bundesgefeßes vom 21. Juli 1925 
über die Vereinfachung der Verwaltungsgejeße und 
lonftige Maßnahmen zur Entlaftung der Berwaltungs- 
behörden (BGB. Nr. 277) treten außer Kraft. 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Vfundtner 
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Berordnung 
zur Verlängerung der Vorſchriften über Die Reichsfluchtſteuer. 


Vom 18. Dezember 1939. 


Der Minifterrat für Die Neichöverteidigung verordnet mit Geſetzeskraft: 

1. Die Geltungsdauer der Vorſchriften über die Reichsfluchtſteuer vom 8. Dezember 1931 (Reichsgefebl. I 
5.699) mit ihren fpäteren Anderungen wird bis zum Ablauf des 31. Dezember 1940 verlängert. 

2, Demgemäß werben die Vorjchriften wie folgt geändert: m $1,im $ 2 Siffer 3b, im $ 4 Ziffer 2 und im 85 
Adfak 1 Ziffer 2 treten an die Stelle der Worte „1. Januar 1940 jeweils die Worte „1. Januar 19414, 


Berlin, 18. Dezember 1939. 


Der Vorſitzende 
des Minijterrats für die Neichöverteidigung 
Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Neichsminifter und Chef dev Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


ei 


Verordnung zur Vereinheitlichung des Rechts der VBertragsverjicherung. 
Bom 19. Dezember 1939. 


(3) Der Verfiherungsnehmer kann jederzeit 
Abſchriften der Erklärungen fordern, die ex mit 
Bezug auf den Vertrag abgegeben hat. Der 
Verfiherer hat ihn bei der Aushändigung des 
Verfiherungsjcheins auf dieſes Recht aufmerk- 
fam zu machen. Bedarf der Verſicherungs— 
nehmer der Abfchriften für die Vornahme von 
Handlungen gegenüber dem Verficherer, die an 
eine beſtimmie Friſt gebunden find, und find fie 
ihm nicht jchon früher vom Verficherer ausge- 
händigt worden, jo ift der Yauf der Friſt von 
der Stellung des Verlangens bis zum Eingang 
der Abichriften gehemmt. 


(4) Die Koften dev Erſatzurkunde jowie der 
Abjchriften hat der Verfiherungsnehmer zu 
tragen und auf Verlangen vorzufchießen.“ 


Auf Grund geſetzlicher Ermädhtigung wird mit 
Zuftimmung des Oberfommandos deu Wehrmacht 
verordnet: 


Erſter Abſchnitt 


| Änderung 
des Berficherungsvertragsgefetes 


Das Gejek über den Verfiherungsvertrag vom 
30. Mai 1908 (Reichsgeſetzbl. S. 263) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 20. Dezember 1911 Geeichsgeſetzbl. 
S.985), der Verordnung vom 12, Februar 1924 
Reichsgeſetzbl. I S. 65) und des Geſetzes vom 7. No- 
vernber 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 2223) wird wie 
folgt geändert: 


1. $3 erhält folgende Faſſung: 2 


us 3 
(1) Der Verficherer ift verpflichtet, eine von 


. 85 erhält folgende Faſſung: 


„Ss? 


ihm unterzeichnete Urkunde über den Verfiche- 
rungsvertrag (Verficherungsfchein) dem Ver— 
ficherungsnehmer auszuhändigen. Eine Nach— 
bildung der eigenhändigen Unterſchrift genügt. 
(2) Iſt ein Verſicherungsſchein abhanden ge— 
fommen oder vernichtet, fo kann der Verſiche— 
rungsnehmer von dem Verſicherer Die Aus- 
ftellung einer Erſatzurkunde verlangen. Unter: 
liegt der Verficherungsjchein dev Kraftloserklä— 
rung, ſo iſt der Verſicherer erſt nad) der Kraft— 
[oserflärung zur Ausftellung verpflichtet. 


(1) Meicht der Inhalt des Verficherungs- 
icheins von dem Antrage oder den getroffenen 
Mereinbarungen ab, jo gilt die Abweichung ala 
genehmigt, wenn dev Verficherungsnehmer nicht 
innerhalb eines Monats nad) Empfang des Mer: 
ficherungsjcheins ſchriftlich widerſpricht. 


(2) Dieſe Genehmigung iſt jedoch nur dann 
anzunehmen, wenn dev Verſicherer den Verſiche⸗ 
rungsnehmer bei Aushändigung des Verſiche⸗ 
rungsſcheins darauf hingewieſen hat, daß Ab- 
weichungen als genehmigt gelten, wenn dev Ber: 
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wir 


ſicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats 
nach Empfang des Verficherungsicheing fchrift- 
[ich widerfpricht. Der Hinweis hat durch be- 
fondere Schriftliche Mitteilung oder durch einen 
auffälligen Vermerk in dem Verſicherungsſchein, 
der aus dem übrigen Anhalt des Verſicherungs— 
icheins hervorgehoben ift, zu geihehen; auf die 
einzelnen Abweichungen iſt befenders aufmerf: 
ſam zu machen. 


(3) Hat der Verficherer den Vorjchriften des 
Abi. 2 nicht entfprochen, fo ift die Abweichung 
für den Verficherungsnehmer unverbindlid und 
der Inhalt des Verfiherungsantrags infoweit 
als vereinbart anzujeben. 


(4) Eine Pereinbarung, durch weldye der 
Rerfiherungsnehmer darauf verzichtet, den Ver- 
trag wegen Irrtums amzufechten, it unwirk— 
ſam.“ 


86 Abſ. 5 fällt weg. 
. Dem $ 8 wird als Abſ. 2 angefügt: 


„(2) Iſt ein Verficherungsverhältnis auf un- 
beftimmte Zeit eingegangen (dauernde Verſiche— 
zung), fo kann e8 von beiden Teilen nur für 
den Schluß der laufenden Verfiherungsperiode 
gekündigt werden. Die Kündigungsfrift muB 
für beide Teile gleich fein und darf nicht weniger 
als einen Monat, nicht mehr ald drei Monate 
betragen. Auf das Kündigungsrecht können die 
Yarteien in gegenfeitigem Einverftändnis bis 
zur Dauer von zwei Jahren verzichten.” 


. & 11 erhält folgenden Inhalt: 


„sıl 


(1) Geldleiftungen des Verficherers find mit 
Beendigung der zur Feititellung des Verſiche— 
rungsfall® und des Umfangs der Leiſtung des 
Verlicherers nötigen Erhebungen fällig. 


(2) Sind diefe Erhebungen bis zum Ablaufe 
eined Monats feit der Anzeige des Verficherungs- 
falls nicht beendet, fo kann der Verſicherungs— 
nehmer in Anrechnung auf die Gefamtforderung 
Abichlagszablungen in Höhe des Betrages ver- 
langen, den der Verficherer nad) Rage dev Sache 
mindelten® zu zahlen bat. 


(3) Der Lauf der Friſt iſt gehemmt, jolange 
die Beendigung der Erhebungen infolge eines 
Verſchuldens des Verficherungsnehmers gehin— 
dert iſt. 

(a) Eine Vereinbarung, durch welche der Ver— 
fiherer von der Verpflichtung, Verzugszinſen 
zu zahlen, befreit wird, ift unwirkſam.“ 


. $ 12 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 12 
(1) Die Ansprüche aus dem Verſicherungs— 
vertrage verjähren in zwei Jahren, bei der Lebens— 
verfiherung in fünf Jahren. Die Verjährung 
beginnt mit dem Schluß des Jahres, in welchem 
die Leiſtung verlangt werden kann. 
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(2) Sit ein Anfpruch des Verfiherungsne)- 
mers bei dem Verficherer angemeldet worden, 
fo iſt die Verjährung bis zum Eingange der 
Ichriftlichen Enticheidung des Verſicherers ge 
hemmt. 


(3) Der Verſicherer iſt von der Verpflichtung 
zur Leiftung frei, wenn der Anſpruch auf die 
Leiſtung nicht innerhalb von ſechs Monaten ge— 
richtlich geltend gemacht wird, Die Friſt be 
ginnt exft, nachdem der Verfiherer dem Ber- 
fiherungsnehmer gegenüber den erhobenen An— 
ſpruch unter Angabe der mit dem Ablaufe dev 
Friſt verbundenen Rechtsfolge ſchriftlich abge- 
lehnt hat.“ 


8 13 erhält folgende Faſſung: 


„Ss 13 


MWird uber das Vermögen des Verſicherers 
der Konkurs eröffnet, fo endigt das Verſiche— 
rungsverhältnis mit dem Ablaufe eined Monate 
feit der Eröffnung; bis zu diefem Zeitpunfte 
bleibt e8 der Konkursmaſſe gegenüber wirffam. 
Soweit dad Verfiherungsauflihtsgeleß beſon— 
dere Vorichriften über die Wirkungen der Kon- 
furseröffnung enthält, bewendet e8 bei diejen 
Vorſchriften.“ 


. $ 14 erhält folgende Faſſung: 


us 14 


(1) Der Verficherer fann fic) für den Fall dev 
Eröffnung des Konkurſes oder des Vergleichs— 
verfabrens Über das Vermögen des Verſiche— 
rungsnehmers die Befugnis ausbedingen, das 
Verfiherungsverhältnis mit einer Friſt bon 
einem Monat zu fündigen. 

(2) Das gleiche gilt für den Fall, daß die 
Smwangsverwaltung des verſicherten Grundſtücks 
angeordnet wird." 


. Hinter $ 15 wird ala $ 15a eingefügt: 


„g15a 


Auf eine Vereinbarung, durd) welche von den 
Vorichriften des $3 Abſ. 3, $5 Abj. 1 bie 3, 
$6 Abf.ı bis 3, $8 Abſ. 2, $ 11 Abſ. 2, 
S$ 12, 14 zum Nachteile des Verficherungdneh- 
mer? abgewichen wird, kann fich dev Verſicherer 
nicht berufen.” 


$ 16 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 


„(ı) Der Verficherungsnehmer Hat bei der 
Schließung des Vertrags alle ihm befannten 
Umftände, die für die Übernahme der Gefahr 
erheblich find, dem Verficherer anzuzeigen. Er— 
heblich find die Gefahrumſtände, Die geeignet 
find, auf den Entſchluß des Werficherers, den 
Vertrag überbaupt oder zu dem bereinbarten 
Inhalt abzuſchließen, einen Einfluß auszuüben. 
Ein Umftand, nach welchem der Verficherer aus— 
drücklich und fchriftlich gefragt bat, gilt im 
Zweifel als erheblich.“ | 





11. 


12, 
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18 Ab. 1 fällt weg. 


Hinter $ 29 wird als $ 29a eingefügt: 
„s 29a 


Die Vorschriften der SH 23 bis 29 finden 
auch Anwendung auf eine in der Zeit zwiſchen 
Stellung und Annahme des Verſicherungs⸗ 
antrags eingetretene Gefahrerhöhung, die dem 
Berficherer bei der Annahme des Antrags nicht 
befannt war.” 


21. Dezember 1939 
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(3) Der —— kann nach dem Ablaufe 
der Friſt, wenn der Verſicherungsnehmer mit 
der Zahlung im Verzuge iſt, das Verſicherungs— 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündiqunge- 
Frift Fündigen. Die Kündigung kann bereits bei 
der Beſtimmung der Zablungsfrift dergeftalt 
erfolgen, daß fie mit Friſtablauf wirkſam wird, 
wenn der Verficherungsnehmer in diefem Zeit- 
punkte mit der Zahlung im Verzuge ift; hierauf 
ift der Verficherungsnehmer bei der Kündigung 
ausdrücklich hinzuweiſen. Die Wirkungen der 
Kündigung fallen fort, wenn der Verſicherungs— 
nehmer innerhalb eines Monats nad) der Kün— 
digung oder, fall8 die Kündigung mit der Friſt— 


13. $ 31, $ 34 Abf. 2 Sab 2 fallen weg. beitimmung verbunden worden ift, innerhalb 
eines Monats nach dem Ablaufe der Zahlung 
14. Hinter $34 wird als $34a eingefügt: friſt Die Zahlung nachholt, jofeun nicht dev Ver- 


. $38 erhält folgende Faſſung: 


. 839 erhält folgende Faſſung: 


„Ss 34a 

Auf eine Vereinbarung, durch welche von 
den Vorfchriften dev SS 16 bis 29a und des 
$ 34 Abi. 2 zum Nachteile de3 Verſiche rungs⸗ 
nehmer? abgewichen wird, kann ſich der Ver— 
ſicherer nicht berufen. Jedoch kann für die dem 
Verſicherungsnehmer obliegenden Anzeigen die 
ſchriftliche Form bedungen werden.“ 


„ 38 


(1) Wird die erſte oder einmalige Prämie 
nicht rechtzeitig gezahlt, jo ift der Merficherer, 
folange die Zahlung nicht bewirkt ift, bevedhtigt, 
vom Vertrage zurüdzutreten. Es gilt als Rück⸗ 
tritt, wenn der Anſpruch auf die —* nicht 
innerhalb von drei Monaten vom Fälligkeits— 
tage an gerichtlich geltend gemacht wird. 


(2) ft die Prämie zur Seit des Eintritt? 
des Verlicherungsfalls noch nicht gezahlt, ſo iſt 
der Verſicherer von der Verpflichtung zur Lei— 
ſtung frei.“ 


„s 39 


(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig 
gezahlt, ſo kann der Verſicherer dem Verſiche— 
rungsnehmer auf deſſen Koſten ſchriftlich eine 
Zahlungsfriſt von mindeſtens zwei Wochen be— 
ftimmen; zur Unterzeichnung genügt eine Nad)- 
bildung der eigenhändigen Unterjehrift. Dabei 
find die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abſ. 2,3 
mit dem Ablaufe der Frift verbunden find, Eine 
Friſtbeſtimmung, die ohne Beachtung dDiefer Vor: 
ſchriften erfolgt, iſt unwirkſam. 


(2) Tritt der Verſicherungsfall nad) dem Ab— 
laufe der Frift ein, und tft dex Verſicherungs⸗ 
nehmer zur Zeit des Eintritts mit der Zahlung 
der Praͤmie oder der geſchuldeten Zinſen oder 
Koſten im Verzuge, ſo iſt der Verſicherer von 
der Verpflichtung zur Leiſtung frei. 





ſicherungsfall bereits eingetreten iſt. 


(4) Soweit die in Abſ. 2, 3 bezeichneten Recht? 
folgen davon abhängen, daß Zinfen oder Koſten 
nicht gezahlt worden ſind, treten ſie nur ein, 
wenn die Friſtbeſtimmung die Höhe der Zinſen 
oder den Betrag der Koſten angibt.“ 


17. 8 40 erhält folgende Faſſung: 


„s 40 


(1) Wird das Verſicherungsverhältnis wegen 
Verlegung einer Obliegenheit oder wegen Ge- 
fahrerhöhung auf Grund der Vorſchriften des 
zweiten Titels durch Kündigung oder Rücktritt 
aufgehoben oder wird der Rerficherungdvertrag 
durch den DVerficherer angefochten, jo gebührt 
dem Verficherer gleichwohl die Prämie bis zum 
Schluß der Verficherungsperiode, in der er bon 
der Werlehung der Obliegenheit, der Gefahr: 
erhöhung oder von dem Anfechtungsgrunde 
Kenntnis erlangt hat. Wird die Kündigung 
erſt in der folgenden Verficherungsperiode wirk— 
ſam, fo gebührt ihm die Prämie bis zur Be 
endiqung des Verfiherungsverhältnifies. 


(2) Wird das Verfiherungsverhältnig wegen 
wicht rechtzeitiger Zahlung der Prämie nad) 
839 gekündigt, fo gebührt dem Verſicherer die 
PYrämie bis zur Beendigung der laufenden Ver; 
fiherungsperiode. Tritt der Verſicherer nad) 
38 Abſ. 1 zurüd, jo kann er nur eine an 
aemefjene Geichäftsgebühr verlangen. ft mit 
Genehmigung der Aufjichtöbehörde in den Ver- 
ſicherungsbedingungen ein beftimmter Betrag 
für die Geſchäftsgebühr feſtgeſetzt, fo gilt dieſer 
al8 angemeſſen. 


(3) Endigt das Verfiherungsverhältnis nad) 
$ 13 oder wird es vom Verficherer auf Grund 
einer Vereinbarung nad) $ 14 gekündigt, jo 
kann der Verficherungsnehmer den auf die Zeit 
nad) der Beendigung des Verſicherungsverhält— 
niſſes entfallenden Teil der Prämie unter Ab: 
zug der für diefe Zeit aufgewendeten Koſten 
zurückfordern.“ 
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18, Dem $ 41 Abf. 2 wird ald Sat 2 angefügt: 


„$ 40 Abſ. 1 gilt finngemäß.“ 


19. Sinter $ 41 wird als $ 41a eingefügt: 


20. 


21. 


22, 


„s4la 


(1) Iſt wegen beftimmter, die Gefahr erhöhen- 
der Umftände eine höhere Prämie vereinbart, 
fo kann der Verfiherungsnehmer, wenn dieje 
Umftände in der Zeit zwiſchen Stellung und An- 
nahme des Antrags oder nach Abſchluß des Ver: 
trags wegfallen oder ihre Bedeutung verlieren, 
verlangen, daß die Prämie für die fünftigen 
Verficherungsperioden angemeflen herabgeſetzt 
wird. 

(2) Das gleiche gilt, wenn die Bemefjung der 
höheren Praͤmie durch irrtümliche Angaben des 
Verfiherungsnehmers über einen ſolchen Um— 
ftand veranlaßt worden iſt.“ 


$ 42 erhält folgende Faſſung: 
„s 42 
Auf eine Vereinbarung, durch welche von den 
Vorſchriften der $$ 37 bis Ala zum Nachteile 
des Verficherungsnehmers abgewichen wird, fannı 
fich der Verficherer nicht berufen.” 


843NrAletzter Halbſatz erhält folgende Faſſung: 


„ur Unterzeichnung genügt eine Nachbildung der 


eigenhändigen Unterſchrift.“ 


859 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


„G) Iſt ein Intereſſe gegen dieſelbe Gefahr 
bei mehreren Verſicherern verſichert und über— 
ſteigen die Verſicherungsſummen zufammen den 
Verficherungswert oder Üüberfteigt aus anderen 
Gründen die Summe der Entjchädigungen, die 
von jedem einzelnen Verficherer ohne Beſtehen 
der anderen Verfiberung zu zahlen wären, den 
Gejamtichaden (Doppelverficherung), To find 
die Verficherer in der Weife als Gefamtjchuldner 
verpflichtet, daß dem Verficherungsnehmer jeder 
Werficherer für den Betrag haftet, deffen Zah 
lung ibm nad feinem Wertrage obliegt, der 
Verficherungsnehmer aber im ganzen nicht mehr 
als den Betrag des Schadens verlangen kann.” 


23. $ 60 erhält folgende Faſſung: 


„Ss 60 


(1) Hat der Verfiherungsnehmer den Ver— 
trag, durch welchen die Doppelverficdyerung ent 
ftanden ift, ohne Kenntnis von dem Entitehen 
der Dopvpelverfiherung geſchloſſen, jo kann er 
verlangen, daß der fpäter gejchloffene Vertrag 
aufgehoben oder die Verficherungsfumme unter 
verbältnismäßiger Minderung der Prämie auf 
den Teilbetrag herabgeſetzt wird, der durd) die 
frübere Verficherung nicht gedeckt ift, 
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(2) Das gleiche gilt, wenn die Doppelver- 
ficherung dadurch entitanden ift, daß nad) Ab- 
ſchluß der mehreren Verfichherungen der Ver— 
ficherungswert gejunfen ift. Sind jedoch in 
diefem Falle die mehreren Verficherungen gleich 
zeitig oder im Einvernehmen der Verficherer 
geichloffen worden, jo kann der Verficherungs- 
nehmer nur verhältnismäßige Herabſetzung der 
Verfiherungsfummen und Prämien verlangen. 


(3) Die Aufhebung oder Herabfegung wird 
erſt mit dem Ablaufe der Verficherungsperiode 
wirkſam, in der fie verlangt wird. Das Recht, 
die Aufhebung oder die Herabjeßung zu ber- 
langen, erlifcht, wenn der Verſicherungsnehmer 
e8 nicht unverzüglich geltend macht, nachdem er 
ne Doppelverfiherung Kenntnis erlangt 
Jat.“ 


IM 
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Dem $ 62 wird als Abf. 2 angefügt: 


„(2) Hat der Verficherungsnehmer dieſe Ob- 
liegenbeiten verletzt, jo ift der Verficherer von 
dev Verpflichtung zur Leiftung frei, e8 ſei denn, 
daß die Verlekung weder auf Vorſatz nod) auf 
grober Fabrläffigkeit beruht. Bei grobfahr- 
läffiger Verlegung bleibt der PVerficherer zur 
Leiſtung infoweit verpflichtet, ald der Umfang 
des Schadens auch bei gehöriger Erfüllung der 
Obliegenbeiten nicht geringer geweſen wäre.“ 


. Hinter $ 68 wird als $ 68a eingefügt: 


„S 68 a 


Auf eine Vereinbarung, durch welche von den 
Vorſchriften des $51 Abi. 1, $$ 62, 67, 68 
zum Nachteile des Verficherungsnehmers abge- 
wichen wird, kann fi) der Verficherer nicht 
berufen.” 


8 70 Abf. 2 Sat 1 erhält folgende Faſſung: 


„(2) Dex Erwerber ift berechtigt, dad Ver— 
ficherung&verhältnis zu kündigen; die Kündigung 
fann nur mit jofortiger Wirkung oder auf den 
Schluß der laufenden Verficherungsperiode er- 
folgen.” 


$ 78 fällt weg. 


8 79 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 79 


(1) Soweit in den Vorfchriften dieſes Geſetzes 
die Kenntnis und dad Verhalten des Verſiche— 
rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung iſt, 
fommt bei der Verfiherung für fremde Ned) 
nung aud) die Kenntnis und das Verhalten des 
Verficherten in Betradıt. 


(2) Auf die Kenntnis des Verjicherten kommt 
e8 nicht an, wenn der Vertrag obne fein Wiſſen 
geſchloſſen worden ift oder eine rechtzeitige Be— 
nachrichtigung des Verficherungsnehmers nicht 
tunlich war. 











30. 
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. 885 erhält folgende Faſſung: 
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(3) Hat der Verfiherungsnehmer den Vertrag 
ohne Auftrag des Verjiderten geſchloſſen und 
bei der Schließung den Mangel des Auftrags 
dem Verficherer nicht angezeigt, jo braucht diefer 
den Einwand, daß der Vertrag ohne Miffen des 
Verſicherten geſchloſſen ift, nicht gegen ſich gelten 
zu laſſen.“ 


us 85 


Iſt die Verficherung für einen Inbegriff von 
Sadjen genommen, jo erſtreckt fie ſich auf Die 
Sachen der zur Familie des Verſiche rungs⸗ 
nehmers gehörenden ſowie der in einem Dienit- 
verhältnis zu ihm ftehenden Perſonen, jofern 
diefe Perſonen in häuslicher Gemeinſchaft mit 
dem Verlicherungsnehmer leben oder an dem 
Orte, für den die Verficherung gilt, ihren Beruf 
ausüben. Die Verficherung gilt infoweit als 
für fremde Rechnung genommen.“ 


$ 92 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 


„(1) Der Dflicht zur An eige des Verſicherungs— 
falls wird genügt, wenn bie Anzeige binnen drei 
Tagen nad dem Eintritte des Verſicherungs— 
falls erfolgt. Durch die Abjendung der Anzeige 
wird die Frift gewahrt.” 


$ 94 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 94 


(1) Die Entfhädigung ift mad) dem Ablaufe 
eines Monats feit der Anzeige des Verjiherungs- 
falls mit vier vom Hundert für das Jahr zu 
verzinfen, foweit nicht aus beionderen Gründen 
eine weitergehende Zinspflicht beiteht. 


(2) Der Lauf der im Abi. 1 bezeichneten Friſt 
ijt gehemmt, folange infolge eines Verſchuldens 
des Verfiherungsnehmers die Feſtſetzung des 
Schadens nicht erfolgen kann.“ 


8 99 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 


„) Der Hypothekengläubiger kann bis zum 
Abiaufe der Friſt dem Verſicherer gegenüber 
der Zahlung widerſprechen. Die Anzeige darf 
unterbleiben, wenn fie untunlich it; in dieſem 
Falle wird der Monat von dem Zeitpunfte an 
berechnet, in welchem die Entſchädigungsſumme 
fällig wird.“ 


Sg 105, 109, 110 Abſ. 2, $ 114 Abſ. 3 fallen 
weg. 


Im $ 106 werden die Worte „SS 99 bis 105° 


durch die Worte „SS 99 bis 104” erſetzt. 


, Sinter $ 115 wird ala $ 115a eingefügt: 


„s 115a 


(1) Auf eine Vereinbarung, durch welche von 
den Worichriften des $ 110 zum Nachteile des 











36. 


37. 


39. 


40. 
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Verficherungsnehmers, der SS 114, 115 zum 
Nachteile des Erwerbers oder der im $ 115 
aenannten Perſonen abgewichen wird, fann ſich 
der Verſicherer nicht berufen. 

(2) Die Friſt zur Erhebung des Widerſpruchs 
nach $5 Abſ. 1 kann herabgeſetzt werden; fie 


darf jedoch nicht weniger ald eine Moche be 
tragen.” 


Die UÜberſchrift des Vierten Titeld wird wie 
folgt geändert: 


„Bierter Titel 
Tierverfiherung”. 


$ 116 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 


¶) Bei der Tierverficherung haftet der Ver: 
ficherer für den Schaden, der durch den Tod 
(Verenden, Nottötung) des verjicherten Tieres 
entjteht. Wird der Tod durch eine Krankheit 
oder einen Unfall herbeigeführt, fo gilt als Be 
trag des Schadens der Wert, den das Tier 
unmittelbar vor Eintritt der Erkrankung oder 
des Unfalls gehabt hat.” 


. 8 118 erhält folgende Faſſung: 


„$ 118 


Steht dem Verficherungsnehmer ein Anfprud) 
auf Gewährleiftung wegen eines Mangeld ded 
verficherten Tieres gegen einen Dritten zu, jo 
geht der Anſpruch auf den Verſicherer über, ſo⸗ 
weit dieſer dem Verſicherungsnehmer den Scha— 
den erſetzt. Der Übergang kann nicht zum Nad)- 
teile des Verſicherungsnehmers geltend gemacht 
werden. Gebt ein Anfprud auf Gewährleiſtung 
durch Verſchulden des Verſicherungsnehmers 
verloren oder gibt dieſer den Anſpruch auf, jo 
wird der Merficherer won feiner Erſatzpflicht 
inſoweit frei, als er aus dem Anſpruch Erſatz 
hätte erlangen können.“ 


$ 124 erhält folgende Faſſung: 
„s 124 5 


Die Verzinfung der Entihädigungsforderung 
A Verfiherungsnehmers beitimmt ih nad 
94,4 


$ 140 Abf. 3 exhält folgende Faſſung: 


„(3) Haben die Güter eine Beſchädigung er- 
litlen, fo ift dev Wert, den fie in beſchädigtem 
Zuſtande am Ablieferungsorte haben, von dem 
Werte in Abzug zu bringen, den ſie an dieſem 
Srie in unbeſchäbigtem Zuſtande haben wür—⸗ 
den. Der dem Verhältnis dev Wertminderung 
zu ihrem Werte in unbeichädigtem Zuſtande 
entiprechende Bruchteil des Verſicherungswertes 
(Abi. 1) gilt als Betrag des Schaden.’ 


II 
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41. $ 159 erhält folgende Faſſung: 


42, 


43. 


„s 159 


(1) Die Lebensverficherung kann auf die Per- 
fon des Verſicherungsnehmers oder eines anderen 
genommen werden, 


(2) Wird die Verficherung für den Fall des 
Todes eined anderen genommen und überjieigt 
die vereinbarte Leiltung den Betrag der gemöhn- 
lien Beerdigungstoften, jo iſt zur Gültigkeit 
des Vertrags die fchriftliche Einwilligung des 
anderen erforderlich. Iſt der andere geichäfts- 
unfäbig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt 
oder fieht die Vertretung in den feine Perjon 
betreffenden Angelegenheiten dem Verſicherungs— 
nehmer zu, jo fann dieſer den anderen bei der 
Erteilung dev Einwilligung nicht vertreten. 


(3) Nimmt der Vater oder die Mutter Die 
Verfiherung auf die Derjon eines minderjähri- 
gen Kindes, jo bedarf e8 der Eimpilligung des 
Kindes nur, wenn nad) dem Vertrage der Ver— 
ficberer auch bei Eintritt des Todes vor der 
Vollendung des fiebenten Lebensjahres zur Lei- 
ftung verpflichtet fein foll und die für diejen 
Fall vereinbarte Leiftung den Betrag der ge 
wöhnlichen Beerdigungskoften überſteigt. 


(4) Soweit die Auffichtsbehörde einen beftimm- 
ten Höchftbetrag für die gewöhnlichen Beerdi- 
gungstoften feſtgeſetzt Hat, iſt diefer maßgebend.” 


$ 161 erhält folgende Faſſung: 
„s 161 

Soweit nad) den Vorjchriften dieſes Geſetzes 
die Kenntnis und das Verhalten des Verſiche— 
rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung ift, 
fommt bei der Berficherung auf die Perſon eines 
anderen als des Verſicherungsnehmers auch Die 
Kenntnis und das Verhalten des anderen in Be 
tracht.“ 


Hinter $ 164 wird als $ 164a eingefügt: 
„$ 164a 
$ Ala gilt nicht für die Lebensverſicherung.“ 


, Dem $ 166 wird folgender Abf. 2 angefügt: 


„(2) Ein ald bezug&berechtigt bezeichneter Drit- 
ter erwirbt, wenn der Verſicherungsnehmer 
nichts Abweichendes beftimmt, das Necht auf die 
Leiftung des Verficherers erſt mit dem Eintritte 
des Verſicherungsfalls.“ 


5. Im 8167 wird dem Abſ. 1 folgender Abſaätz 


vorangeftellt: 


„(ı) Sind bei einer Kapitalverſicherung mehrere 
Perſonen ohne Beltimmung ihrer Anteile als 


m 


H 
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ng rg anne bezeichnet, jo find fie zu glei- 


hen Teilen bezuadberechtigt; der von einem Be- 
zugsberechtigten nicht erworbene Anteil wächſt 
den übrigen Bezuasberechtigten zu.” 

Der bisherige Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


(a) it der Fiskus als Erbe berufen, jo jteht 
ihm ein Bezugsrecht im Sinne des Abf. 2 Sak 1 
nicht zu.” 


$ 172 fällt weg. 


$ 173 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 173 
Iſt die Prämie für einen Zeitraum von drei 


Jahren bezahlt, fo gelten die befonderen Bor- 
ichriften der SS 174 bis 176.” 


. $ 176 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


„) Wird eine Kapitalverfiherung für den 
Todesfall, die in der Art genommen iſt, daß der 
Eintritt der Verpflichtung des Verficherers zur 
Zahlung des vereinbarten Kapitals gewiß ift, 
durch Rücktritt, Kündigung oder Anfechtung 
aufgehoben, fo hat der Verficherer den Betrag 
der auf die Verficherung entfallenden Drämien- 
reſerve zu erſtatten.“ 


$ 177 erhaält folgenden Inhalt: 
„$ 177 


(1) Wird in den WVerfiherungsanfprucd ein 
Arreft vollzogen oder eine Iwangsvollftredung 
borgenommen, oder wird der Konkurs über das 
Vermögen ded Verſicherungsnehmers eröffnet, 
fo fann der namentlich bezeichnete Bezugsberech— 
tigte mit Zuftimmung des Verſicherungsnehmers 
an feiner Stelle in den Verjicherungsvertrag ein- 
treten. Tritt der Bezugsberechtigte ein, jo hat 
er die Forderungen der betreibenden Gläubiger 
oder der Konkursmaſſe bis zur Höhe des Betra- 
ges zu befriedigen, defjen Zahlung der Verſiche— 
rungsnehmer im Falle der Kündigung des Ber: 
ficherungdvertragsd vom Verſicherer verlangen 
fann, 


(2) Iſt ein Bezuasberechtigter nicht oder nicht 
namentlich bezeichnet, jo fteht das gleiche Recht 
dem Ehegatten und den Rindern des Verſiche— 
rungsnehmers zu. 


(3) Der Eintritt erfolgt durch Anzeige an den 
Verficherer. Die Anzeige kann nur innerhalb 
eines Monats erfolgen, nachdem der Eintritt: 
berechtigte von der Pfändung Kenntnis erlangt 
bat oder der Konkurs eröffnet worden iſt.“ 


INMINN 
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50. $ 178 erhält folgende Faſſung: 
„s 178 


(1) Auf eine Vereinbarung, durch weldye von 
den Vorichriften der $$ 162 bis 165, $ 169 oder 
des 8 171 Abi. 1 Sab 2 zum Nachteile des Ver— 
ſicherungsnehmers abgewichen wird, kann ſich 
der Verſicherer nicht berufen. Jedoch kann für 
die Kündigung, zu der nach $ 165 der Verſiche— 
rungsnehmer berechtigt ift, die ſchriftliche Form 
bedungen werden. 


(2) Auf eine Vereinbarung, durch weiche von 
den Vorjchriften der SS 173 bis 177 zum Nach— 
teile des Verfiherungsmehmers oder des Ein 
trittäberechtigten abgewichen wird, kann ſich der 
Verficherer nicht berufen. In den Verliherunge 
bedingungen kann jedoch mit Genehmigung Der 
Auffichtsbehörde eine amdere ald die in den 
SS 174, 175 vorgefehene Art der Umwandlung 
in eine prämienfreie Verfiherung ſowie eine 
andere als die im $ 176 vorgefehene Berechnung 
des zu erftattenden Betrages beftimmt werden,” 


>4, 





1. 
. 8 179 Abi. 4 erhält folgende Faſſung: 
„‚(a) Soweit im Falle des Abf. 3 die Kenntnis 

und das Verhalten des Verſicherungsnehmers 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes von recht— 
licher Bedeutung iſt, kommt auch die Kenntnis 
und das Verhalten des anderen in Betracht.“ 


. & 187 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 187 


(1) Die in diefem Geſetz vorgejebenen Be- 
fchränfungen der Vertragsfreiheit bleiben bei 
der Trandportverfiherung von Gütern, bei der 
Kreditverficherung und bei der Verfiherung ge- 
gen Kuröverlufte außer Anwendung. 


(2) Das aleiche gilt von einer Schadensver 
fiherung, die in dev Weiſe genommen wird, 
daß die verficherten Intereſſen bei der Schließung 
des Vertrags nur der Gattung nad) bezeichnet 
und exjt nad) ihrer Entitehung dem Verſicherer 
einzeln aufgegeben werden (laufende Berfiche- 
rung). 

(3) Der Reichsminiſter der Juſtiz kann im 
Einvernehmen mit den beteiligten Reichsmini— 
stern durch Verordnung beftimmen, daß die in 
diefem Geſetz vorgefebenen Beichränfungen der 
Vertragsfreibeit bei beftimmten Arten von Ver: 
fiherungsverträgen ganz oder zum Teil außer 
Anwendung bleiben.‘ 


53. 8 189 Abi. 1 erhält folgende Faſſung: 


„(1) Die Vorichriften der SS 38, 39, 42 über 
die nicht rechtzeitige Zahlung einer Prämie, des 
$ 165 über das Kimdiqungsrecht des Verſiche— 
rungsnehmers und die Vorjchriften dev SS 175 
bis 178 über die Gewährung einer prämien- 
freien Verfiherung und die Erſtattung der Prä— 
mienreferve finden, foweit mit Genehmigung der 


IIINIMIN 


NReichögejepbl. 1939 I 








H5140-1417B 


INN IN 


21: Dezember 1939 2449 


Auffichtsbehörde in den Verficherungsbedingun- 
gen abweichende Beſtimmungen getroffen jind, 
feine Anwendung: 


1. auf Verficherungen bei Werkpenſionskaſſen 
mit Zwangsbeitritt und auf Verſicherungen, 
die bei einem Verein genommen werden, der 
als kleinerer Verein im Sinne des Verſiche— 
rungsauffichtögefeßes anerkannt ift, 


‚ auf die Sterbegeldverfiherung, die Volks— 
verfiherung ſowie auf jonftige Arten der 
Lebensverſicherung mit fleineren Beträgen.” 


SS 191, 194 werben aufgehoben. 


Zweiter Abſchnitt 


Anderung des Einführungsgefetes 
zum Berficherungsvertragsgefet und des 
GSeſetzes, betreffend die Aufhebung 


des Hilfskaffengefeses 


Das Einführungsgeieb zu dem Geſetz über den 
Verſicherimgsvertragvom 30. Mai 1908 (Reich: 
geſetzbl. S. 305) wird wie folgt geändert: 


„Artikel 2 wird aufgehoben.“ 


. Das Gejeb, betreffend die Aufhebung des Hilfs- 


faflengefeßes, vom 20. Dezember 1911 Reichs⸗ 
geiekbl. ©. 985) wird wie folgt geändert: 


„Ss 10 Abi. 2 wird aufgehoben.” 


Dritter Abſchnitt 
Übergangsporfchriften 


. Diefe Verordnung findet auf die zur Zeit ihres 


Inkrafttretens beftehenden Verſicherungsverhält— 
niſſe mit folgender Maßgabe Anwendung: 


1. $5 gilt nur, wenn der Verfiherungsfcein 
erſt nach Ablauf eines Monats nad) dem 
Inkrafttreten diefer Verordnung audge- 
fertigt wird, 


. m Falle des 8 38 beginnt der Lauf der 
Friſt mit dem Tage des Inkrafttretens 
diefer Verordnung, Jofern die Prämie vor 
diefem Zeitpunkte fällig geworden iſt. 


3. Soweit die allgemeinen Verficherungäbe- 
dingungen, die den vor dem nfrafttreten 
diefer Verordnung abgeichloffenen Ver— 
ficherungsverträgen zugrunde liegen, mit 
aufagebobenen oder geänderten Vorſchrif— 
ten inhaltlich übereinftimmen, treten Die 
entiprechenden Beltimmungen diefer Ver- 
ordnung an ihre Stelle. 


ID 


. Die ſich aus diefer Verordnung ergebenden An— 


derungen des Verfiherungsverhältnifjes find in 
einem Nachtrag zum Verfiherungsichein nieder 
zulegen, der dem Verſicherungsnehmer auszu— 
bändigen ift. 
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Bierter Abſchnitt 


Sondervorfchriften für die Oftmark 
und den Reihsgau Sudetenland 


Artifell 


Das Geſetz über den Verſicherungsvertrag gilt 
auch in der Oſtmark und im Reichsgau Sudeten- 
fand; es ift nach Maßgabe der folgenden Artikel II 
und III anzuwenden. 


Artikel 
Angleichungsbeftimmungen 


1. $4 des Geſetzes ift in folgender Faſſung an- 
zuwenden: 


„(ı) Wird ein Verficherungsichein auf den 
Inhaber ausgeftellt, jo fann der Verſicherer 
Fleichwohl die Leiſtung an den Inhaber ver— 
weigern, wenn deſſen Berechtigung nicht nach— 
gewieſen iſt. Der gutgläubige Verſicherer wird 
durch die Leiſtung an den Inhaber oder Über— 

bringer befreit. Der Verſicherer iſt nur gegen 
Aushändigung der Urkunde zur Leiſtung ver- 
pflichtet. 


) Iſt im Vertrage beſtimmt, daß der Ver— 
ſicherer nur gegen Nüdgabe des Verſicherungs⸗ 
ſcheins zu leiſten hat, jo genügt, wenn der Ver— 
ſicherungsnehmer behauptet, zur Rückgabe außer: 
ſtande zu fein, das gerichtlid) oder notariſch 
beglaubigte Anerkenntnis, daß die Schuld er— 
loſchen fei. Dieſe Vorſchrift findet feine An— 
wendung, wenn der Verſicherungsſchein auf den 
Inhaber oder an Order lautet.“ 


2. 8 15 des Geſetzes wird in folgender Weiſe er: 
gänzt: 
„Die Zwangsvollſtreckung in die Forderung aus 
der Verſicherung unterliegt denſelben Beichrän- 
fungen.” 


3. Im 869 Abſ. 3 des Geſetzes treten an Stelle 
der dort bezogenen Veftimmungen des deutichen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die Vorſchriften der 
SS 1394 bis 1396 des Allgemeinen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 


4. Im 3 81 Abſ.l des Geſetzes tritt an die Stelle 
der dort bezogenen Beſtimmungen des deutſchen 
BürgerlichenGeſetzbuchs die Vorſchrift des 8624 
des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


5. $ 98 des Geſetzes wird durch folgende Vorſchrift 
ergänzt: 

‚Die Zwangsvollſtreckung in die Entf chädigungs⸗ 

forderung unterliegt denſelben Beſchränkungen.“ 


6. 8 106 des Geſetzes iſt in folgender Faſſung an— 
zuwenden: 


„Iſt das Grundſtück mit einer Reallaſt, Grund— 
ſchund, Rentenſchuld oder einem nad) den Vor- 
ichriften dev Exefutionsordnung erworbenen Be: 
friediqungsrechte belaftet, jo finden die Vor: 
schriften dev SS 99 bis 104, ift e8 mit einem 








Fruchtgenußrechte belaftet, jo finden die Bor» 
ichriften der $$ 99, 100,103, 104 entiprechende 
Anwendung.” 


, Unter Sauptmangel im Sinne des $ 128 Abj. 1 


des Gefetzes ift ein Mangel zu verjtehen, für 
den der Veräuferer dem Erwerber kraft Geſetzes 
Gewähr zu leiften bat. 


. 8192 Abſ. 2 des Geſetzes ift nicht anzuwenden. 


Artifel II 
Ergänzende Vorſchriften 


(1) Das Pfandrecht an einem verjiderten Ge⸗ 
bäude erſtreckt ſich auch auf die Entſchädigungs— 
forderung gegen den Verſicherer. Das Pfand⸗ 
recht an der Entſchädigungsforderung erliſcht, 
wenn das verſicherte Gebäude wiederhergeſtellt 
oder Erſatz dafür beſchafft iſt. Der Verſicherer 
kann die Entſchädigungsſumme mit Wirkung 
gegen den Pfandglaͤubiger an den Verlicherten 
erit zahlen, wenn er oder der Verficherte den 
Eintritt des Schadens dem Dfandgläubiger an 
gezeigt Hat und jeit dem Empfange der Anzeige ein 
Monat verftrichen ift. Der Pfandgläubiger fann 
bis zum Ablaufe der Friſt dem Verſicherer gegen- 
über der Zahlung widerfprechen. Die Anzeige 
darf unterbleiben, wenn fie untunlich ift; in dieſem 
alle wird der Monat von dem Zeitpunfte an ge 
rechnet, in welchen die Entſchädigungsſumme 
fällig wird. Erhebt der Viiandgläubiger recht⸗ 
zeitig Widerſpruch, ſo iſt der Verſicherer befugt, 
den Entſchädigungsbetrag bei dem Amtsgericht, 
in deſſen Sprengel das verſicherte Gebäude ge— 
legen iſt, zu hinterlegen. Das Gericht hat mit 
der Verteilung des hinterlegten Entſchädigungs— 
betrages auf Antrag und unter entiprechender 
Anwendung der Vorjchriften der Exekutions⸗ 
ordnung über die Verteilung des bei dev Zwangs— 
verfteigerung von Liegenſchaften erzielten Meift- 
bots vorzugehen, wobei dem Verſicherungs⸗ 
nehmer die Stellung des Verpflichteten zukommt. 


(2) Die Vorſchriften des Abi. 1 gelten ſinn— 
gemäß für ein nad) den Vorſchriften der Exe— 
kutionsordnung erworbenes Befriedigungsrecht 
ſowie für das Fruchtgenußrecht an einem ver— 
ſicherten Gebäude. 


Die Verwertung gepfändeter Anſprüche aus 


einem Lebensverficherungsvertrage erfolgt durch 
überweiſung zur Einziehung. Dieſe ermächtigt 
den betreibenden Gläubiger insbefondere, namens 
des Verpflichteten das Verficherungsverhältnis 
zu kündigen. 


Artikel IV 
Dauer der Geltung 


der Angleichung und Ergänzungsvorſchriften 
Die Vorſchriften dev Artikel II und III verlieren 


ihre Wirkſamkeit, ſobald ihr Grund durch das Fort 
ichreiten der Nechtsvereinheitlichung wegfällt. 


—IIBM 





I 


H5140-1418 





I 








Nr. 252 — Tag der Ausgabe: 21. Dezember 1939 2451 


Artikel V 
Übergangäbeftimmungen 


(1) Die Vorfchriften des Geſetzes finden mit den 
ſich aus Artikel IT und TIT ergebenden Änderungen 
und Ergänzungen auf die am 1. Juli 1940 in der 
Oftmart und im Reichsgau Sudetenland beitehenden 
Berficherungsverhältnifie infoweit Anwendung, als 
im folgenden nichts anderes bejtimmt ift: 


1. $5 findet nur Anwendung, wenn dev Ver— 
ficherungsjchein dem Verficherungsnehmer nad) 
dem 30. Juni 1940 ausgefertigt wird. 


3, Hat die Verjährung eines Anfpruchs aus einem 
Verfiherungsvertrage vor dem 1. Juli 1940 
begonnen, jo finden die Vorjchriften des 5 12 
in dev Weiſe Anwendung, daß die Verjährung 
von diefem Zeitpunkte an zu rechnen ilt. Läuft 
jedoch die Verjährungsfrift nad bisherigem 
Recht früher ab, jo bat es dabei jein Be 
wenden. 


3, Die Vorfchriften der $$ 16 bis 22 finden auf 
bejtehende Verträge feine Anwendung. 


4. Eine vor dem 1. Juli 1940 eingetretene Ge— 
fahrerhöhung ift nad den bisherigen Rechts— 
vorichriften zu beurteilen. 


. Die Rechtsfolgen des Verzugs in der Zahlung 
einer Folgeprämie richten ſich nad) den bis- 
herigen Rechtsvorſchriften, wenn die Nachfrift 
vor dem 1. Auli 1940 beftimmt wurde. 


6. Die Beſtimmung über die Zahlung einer an- 
gemeſſenen Gejchäftsgebühr findet feine An- 
wendung, wenn der Verficherer wegen Verzugs 
in der Zahlung einer vor dem 1. Juli 1940 
fällig gewordenen Erftprämie zurüctritt. 


7. 857 Sat 2 findet auf beftehende Verträge feine 
Anwendung. 


8. Die Vorfchriften der $$ 69 bis 73 finden feine 
Anwendung, wenn die verſicherte Sache vor 
dem 1, Juli 1940 veräußert wurde. 


9, Die Beltimmung des $ 114 Abſ. 2 findet feine 
Anwendung, wenn der Eigentumsübergang 
vor dem 1. Juli 1940 ftattgefunden bat. 


10, Sin den Fällen des $ 127 richtet ſich die Dauer 
der Haftung des Tierverfichererd nach bis 
herigem Recht, Falls das Verficherungsverhält- 
nis vor dem 1. Juli 1940 aeendet bat. 


11. Die Vorſchrift des $ 128 findet feine Anwen— 
dung, wenn das verficherte Tier vor dem 
1. Juli 1940 veräußert wurde. 


12. Im Falle des $ 153 Abſ. 1 beginnt der Yauf 
der Friſt mit dem 1. Juli 1940, fofern die 
Tatfache, die die Verantwortlichkeit des Ver- 
fiherungsnehmers einem Dritten gegenüber 
zur Folge haben könnte, vor diefem Zeitpunfte 
eingetreten ift. 


13. Sit ein Lebensverfiherungsvertrag nad) den bis. 
berigen Rechtsvorſchriften infolge Zeitablaufs 
unanfechtbar geworden, jo hat e8 dabei fein 
Beenden. 


(>) 





14. Die Beitimmungen des $ 30 Abf. 1 des öfter: 
reichiſchen Verfiherungsvertragsgejeßed vom 
23. Deyember 1917 (RGBL. Nr. 501) und des 
$ 30 Abi. 1 des im Reichsgau Sudetenland 
bisher geltenden Verfiherungsvertragsgejehes 
vom 3. Juli 1934 (SdGuV. Nr. 145) über die 
Kündigung bleiben anwendbar, wenn am 
1. Juli 1940 die in dieſen Gejegesbeitimmungen 
vorgejehenen Friften noch) nicht abgelaufen find. 


15. Die Vorfchriften der $$ 145 und 152 Abſ. 4 des 
öfterreichifhen Verſicherungsvertragsgeſetzes 
vom 23, Dezember 1917 (X6GBl. Nr. 501) 
und der SS 140, 147 Abf. 4 des im Reichsgau 
Sudetenland bisher geltenden Verſicherungs— 
vertragsgefeßes über die Miederheritellung 
der Werficherung bleiben anwendbar, wenn am 
1. Juli 1940 die in dieſen Gejeßesbeitimmungen 
vorgeichenen Friften nod) nicht abgelaufen find. 


(2) Soweit die allgemeinen Verfiherungsbedingun. 


gen, die den vor dem Inkrafttreten des Gejebes ab: 
geichloffenen Verficherungsverträgen zugrunde liegen, 
mit Beftimmungen des bisher geltenden Berfiherungs- 


vertragsgeießes inhaltlich übereinftimmen, treten die 
entfprechenden Beſtimmungen des neuen Geſetzes an 
ihre Stelle. 


Artifel VI 
n Aufhebung von Gejegen 
Mit dem 1. Juli 1940 treten außer Kraft: 


1. das öfterreichifche Gejeß über den Verfiche- 
rungsvertrag vom 23. Dezember 1917 (XG6Bl. 
Nr. 501) und das im Reichsgau Sudetenland 
bisher geltende Geſetz über den Verſicherungs— 
vertrag vom 3. Juli 1934 (SdGuV. Nr. 145), 
ſoweit fich nicht aus den vorjtehenden Über— 
gangsbeftimmungen anderes ergibt; 


2. 8290 Nr. 2 der öfterreichifchen Exekutions— 
ordnung vom 27. Mai 1896 (XGBl. Nr. 79) 
und Artifel VI 841 Nr. 2 des im Reichsgau 
Sudetenland bisher geltenden Gejebes vom 
19, Jänner 1928 (SdGuB. Nr. 23); 


3. die öfterreichifche Verordnung vom 24. Dezem- 
ber 1917 (X6Bl. Nr. 502), betreffend die 
Außerfraftfeßung von Beſchränkungen der Ber- 
tragsfreiheit für einige Gruppen von Berfiche- 
rungsverträgen, und die im Reichsgau Sudeten- 
land bisher geltende Verordnung vom 17. Jän— 
ner 1935 (SdGuB. Nr. 4), betreffend den Aus— 
ichluß der Geltung der Beſchränkungen der Ver— 
tragsfreiheit für gewiffe Gattungen von Ver- 
fiherungsverträgen. 


Fünfter Abfchnitt 
Schlupbeftimmungen 


(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1940 
in Kraft. Die zu ihrer Durchführung erforderlichen 
Maßnahmen können ſchon vor diefem Zeitpunfte ge- 


IM 


4 


troffen werden. 
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(2) Wo auf VBorfchriften verwieſen wird, Die durd) 
dieje Verordnung oder auf Grund diefer Verordnung 
ergangene Beftimmungen aufgehoben oder geändert 
werden, erhält die Verweifung ihren Anhalt aus den 
entiprechenden neuen Vorſchriften. Einer Verweiſung 
fteht e8 gleich, wenn die Anwendbarkeit dev vorbe- 
Ara Vorſchriften ftillichweinend vorausgefeßt 
wird. 


Berlin, den 19. Dezember 1939. 
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(3) Der Reichsminiſter der Juſtiz wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern 
das Geſetz über den Verſicherungsvertrag zu ergänzen 
und zu aͤndern. Er kann das Geſetz in neuer fort— 
laufender Paragraphenfolge bekanntmachen und da— 
bei Unſtimmigkeiten beſeitigen ſowie zur beſſeren 
Überficht das Geſetz in Abſchnitte teilen und die ein— 
zelnen Paragraphen mit Überichrifien verſchen. 


Der Generalbevollmädhtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Generalbevollmächtigte für die Wirtſchaft 
Walther Funt 





Zweite Polizeiverordnung über Tanzluſtbarkeiten im Kriege. 
Bom 19. Dezember 1939. 


Auf Grund der Verordnung über die Dolizeiver- 
ordnungen der ReichSminifter vom 14. November 1938 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1582) wird folgendes verordnet: 


sı 
Die Vorſchriften der Volizeiverordnung über Tanz- 
inftbarfeiten im Kriege vom 27. September 1939 


Berlin, den 19. Dezember 1939. 


Reichsgeſetzbl. I S. 1949) gelten nicht für den 25 
26. und 31. Dezember 1939 und den 1. Januar 1940. 


$2 
Diefe Volizeiverordnung tritt mit dev Verkündung 
in Kraft. 


Der Neihsminijter des Innern 
Frick 





Verordnung über Änderungen des gewerbegerichtlichen Verfahrens in der Oſtmart 
und des arbeitsgerichtlichen Verfahrens im Reichsgan Sudetenland und in den in die 
Keichdgane Niederdonau und Oberdonau eingegliederten judetendentihen Gebieten. 


Bom 19, Dezember 1939. 


Auf Grund des Artiteld III des Geſetzes über Die 
Miedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutichen 
Neid) vom 13. März 1938 (Neichögefekbl. I S. 237) 
und des $9 des Erlafjed des Führers und Reichs— 
kanzlers über die Verwaltung der judetendeutjchen 
Gebiete vom 1.DOftober 1938 (Reichsgeſetzbl. S.1331) 
wird verordnet: 

81 

Das in der Oſtmark geltende Geſetz über die Ge— 
werbegerichte vom 5. April 1922 (BGB. Nr. 229) 
in feiner geltenden Faſſung wird geändert, wie folgt: 


1. Der $ 10 hat zu lauten: 
„Ss 10 


Die Beifiger beruft der Reichsſtatthalter auf 
Vorſchlag des Gauleiters der NSDAP oder des 
von diefem beftimmten Kreisleiters. 


2. Der $11 hat zu lauten: 


us 11 

(1) Als Beiſitzer find Neichdangehörige zu be: 
rufen, Die das 25. Yebensjahr vollendet Haben und 
eigenberechtigt find. Ausgeſchloſſen vom Amt eines 
Beiſitzers find Perſonen, denen die Befähigung, 
Führer des Betriebs zu fein oder das Amt eines 
Vertrauensmanns auszuüben, aberfannt ift oder 
die nad) den beftehenden Geſetzen wegen einer 
ftrafrecytlichen Verurteilung zu einer Anftellung 
bei Gericht nicht zugelaflen werden dürfen. Nie 
mand darf gleidyzeitig Unternehmerbeifiter und 
Arbeiter. oder Anaeitelltenbeifiger fein. 


(2) Die Ablehnung der Berufung oder die Nie- 
derlequng ded Amtes ift nur aus wichtigen Grün- 
den zuläffig. Die Entſcheidung trifft der Reichs— 
ftatthalter. 








(3) Die Beifiger werden für die Amtsdauer von 
drei Jahren berufen. Das Amt inzwifchen berufener 
Beifiter endet mit dem Ablauf der allgemeinen 
dreijährigen Amtsdauer. Wiederberufung ift zu- 
läffig. Die infolge Ablaufes der Amtsdauer aus: 
Icheidenden Beifißer haben ihr Amt bis zur Wie- 
derbefeßung auszuüben, 


(4) Der Reichsftattbalter hat einen Beifiger feines 
Amtes zu entbeben, wenn ein Ausſchließungsgrund 
(Abſ. 1) eintritt oder befannt wird oder wenn fid) 
der Beifiger einer groben Verletung oder dauern- 
den Vernadhläffigung feiner Amtspflichten ſchul— 
dig gemacht hat. 


(5) Ein Unternebmerbeifiter ift auch dann zu 
entheben, wenn ex nicht mehr Unternehmer, ein 
Arbeiter- oder Angeftelltenbeifiger, wenn er nicht 
mehr Arbeiter oder Angeftellter ift; doch kann 
Arbeiter- oder Angejtelltenbeifißer auch jein, wer 
erwerbslos iſt.“ 


3. Im 8.16 wird der Betrag von 20 S durch den 
Betrag von 100 RA erſetzt. 


4. Der $ 18 hat zu lauten; 


„Ss 18 

(1) Bor den Gemwerbegerichten find ala Prozeß— 
bevollmächtigte zugelaffen Leiter und Angeftellte 
‚der don der Deutſchen Arbeitsfront getrennt nad) 
Unternehmern und Beſchäftigten einzurichtenden 
Rechtsberatungsitellen, foweit diefe Derfonen — 
abgejehen von Rechtsanwälten — nicht neben der: 
artigen Bertretungen die Beſorgung fremder Recht3- 
angelegenbeiten vor Gericht geſchäftsmäßig betrei- 
ben, ſowie Rechtsanwälte, die im Einzelfalle von 
der Deutjchen Arbeitsfront zur Vertretung einer 
Dartei ermächtigt find. Kommt die Prozeßver— 
tretung einer Dartei durd die Nechtsberatungs- 
jtellen der Deutfchen Arbeitsfront nicht in Betracht, 
jo kann der Vorfitende des Arbeitsgerichts einen 
Rechtsanwalt oder eine andere geeignete Derfon 
als Prozehdevollmächtigten für die Partei zulaf- 
jen. Der Reichsarbeitsminiiter fann im Einver- 
nehmen mit dem Neichöminifter der Auftiz bin- 
dende Richtlinien für die Zulaffung erlaflen. Im 
übrigen find Derfonen, die die Beſorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten vor Gericht geihäftsmäßta 
betreiben, ala Prozeßbevollmächtigte ausgeichloffen. 


(2) Bor den Berufungsgerichten ($ 25) und vor 
dem Reichsarbeitsgericht ($ 27) müſſen fich die 
Darteien im Rahmen der Vorfchrift des $ 27 
Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung vom 1. Auguft 1895 
durch Rechtsanwälte als Brozeßbevollmächtigtever- 
treten laffen; zur Vertretung zugelaſſen ift jeder bei 
einem deutſchen Gericht zugelaffene Rechtsanwalt.’ 


5. Dem $ 24 wird folgender Abjat angefügt: 


„(2) Das Gewerbegericht hat in jedem Falle den 
Wert des Streitgegenftandes im Urteil fejtzufegen 
($ 29). Gegen diefen Ausspruch findet ein Nechtö- 
mittel nicht ftatt.” 


6. Der lebte Sab des $ 25 wird aufachoben. 


Neichögelepbl. 1939 I 
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7. Der $ 26 Ab. 4 hat zu lauten: 


„(4) Sat fich der Wert des Streitgegenftandes 
feit der Fällung des Urteils des Gemwerbegerichts 
geändert, jo jebt ihn das Berufungsgericht in 
feinem Urteil neu feſt. Gegen diefen Ausſpruch 
findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt.“ 


8. Der $ 27 hat zu lauten: 


us 27 

(1) Gegen die Entfcheidung des Berufungsge- 
richts findet die Revifion an das Neichsarbeits- 
gericht (SS 40 bis 44 des Arbeitsgerichtögefetes in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 10. April 
1934 — Reichögejebbl. I ©. 319) ftatt, wenn der 
vom Gewerbegericht oder vom Berufungsgericht 
feſtgeſetzte Wert des Streitgegenftandes die in der 
ordentlichen bürgerlichen Gerichtsbarkeit geltende 
Revifionsgrenze überfteigt oder wenn das Be: 
rufungsgericht im Urteil die Nevifion wegen der 
grundfäglichen Bedeutung des Nechtöftreits zuge— 
laſſen bat. Die Revifion iſt ausgeſchloſſen in den 
Fällen der Kündiqungs-Widerrufsklage. 


(2) Für das Verfahren vor dem Meichsarbeits- 
gericht gelten, ſoweit nichts anderes beſtimmt ift, 
entiprechend die Beltimmungen der Zivilprozeß— 
ordnung vom 1. Auguſt 1895 über die Nevifion 
mit Ausnahme der 88 492 und 509, 


(3) Die nicht auf Grumd einer mündlichen Ver: 
handlung ergebenden Beſchlüſſe und Verfügungen 
erläßt im Verfahren vor dem NeichBarbeitögericht 
der Vorfißende allein. Über die Ablehnung von 
Serichtöperjonen des Reichsarbeitsgerichts entfchei- 
det jedoch der Senat.” 


2 

Das im Reichsgau Sudetenland und in den in die 
Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau eingeglie: 
derten fudetendeutichen Gebieten geltende Gefet über 
die Gerichtöbarkeit in Streitigkeiten aus dem Ar— 
beits-, Dienft- und Lehrverhältniſſe (über die Ar- 
beitögerichte) vom 4. Auli 1931 (SdGuV. Nr. 131) 
wird geändert wie folat: 


1. Der 8 6 bat zu lauten: 


„s 6 
Die Beifiber beruft auf VBorfchlag des Gauleiters 
der NSDAD oder des von diefem beftimmten 
Kreisleiters im Reichsgau Sudetenland der Regie: 
rungspräfident, in den in die Reichsgaue Nieder- 
Donau und DOberdonau eingegliederten fudeten- 
deutfchen Gebieten dev Reichsſtatthalter.“ 


2. Der $7 bat zu lauten: 


„ST 

(1) Als Beiliker find Neichsangehörige zu be— 
‚rufen, Die das 25. Lebensjahr vollendet baben und 
eigenberechtigt find. Ausaeichloffen vom Amt eines 
Beifiters find Perſonen, denen die Befähigung, 
Führer des Betriebs: zu fein oder das Amt eines 
Vertrauensmanns auszuüben, aberkannt iſt oder 
die nad) den beſtehenden Gefeßen wegen einer firaf- 
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rechtlichen Verurteilung zu einer Anſtellung bei 
Gericht nicht zugelafen werden dürfen. Niemand 
darf gleichzeitig Unternehmerbeifiger und Axbeiter- 
oder Angejtelltenbeifiger fein. 


(2) Die Ablehnung der Berufung oder die Nie- 
derlegung des Amtes ift nur aus wichtigen Grün- 
den zuläffig. Die Entfcheidung trifft der Reichs— 
ftatthalter.” 


3. Der $8 hat zu lauten: 


„Ss 8 


(1) Die Beifiter werden für die Amtsdauer von 
drei Jahren berufen. Das Amt inzwischen berufenex 
Beifiter endet mit dem Ablauf der allgemeinen 
dreijährigen Amtsdauer. Wiederberufung ift zu- 
läffig. Die infolge Ablaufes der Amtsdauer aus- 
fcheidenden Beifiber haben ihr Amt bis zur Wie- 
derbefegung auszuüben.” 


(2) Der Regierungspräfident oder in den in Die 
Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau einge- 
aliederten judetendeutjchen Gebieten der Reiche- 
ftatthalter hat einen Beifißer feines Amtes zu ent- 
heben, wenn ein Ausjchließungsgrund (Abf. 1) ein- 
tritt oder befannt wird oder wenn ſich der Bei- 
figer einer groben Verlegung oder dauernden Ver- 
—— ſigung ſeiner Amtspflichten ſchuldig gemacht 
yat, 


(3) Ein Unternehmerbeifiter ift auch dann zu ent- 
heben, wenn ex nicht mehr Unternehmer, ein Arbei- 
ter- oder Angeftelltenbeifiger, wenn ex nicht mehr 
Arbeiter oder Angeftellter ift; doch kann Arbeiter- 
oder Angeftelltenbeifiger aud) fein, wer erwerbs— 
los iſt.“ 


4. Der $ 21 erhält folgenden Abſ. 2: 


„(2) Den Wert des Streitgegenftandes ſetzt das 
Arbeitsgericht in jedem Fall im Urteil feft. Auf 
die Mertberechnung find die 88 54 bis 60 der 
Jurisdiktionsnorm anzuwenden. Jedoch ift das 
Gericht nicht an die Geldfumme gebunden, zu 
deren Annahme an Stelle der angejprodjenen 
Sache fi) der Kläger erboten oder die er als 
Wert des Streitgegenftandes angegeben hat. 
Gegen die Wertfeitiegung findet ein Rechtsmittel 
nicht Statt.” 

Der bisherige Abf. 2 des $ 21 wird Abf. 3. 


5. Der 8 23 bat zu lauten: 
us 23 


(1) Vor den Arbeitsgerichten find ala Prozeß— 
bevollmäcjtigte zugelaffen Leiter und Angeſtellte 
der von der Deutfchen Arbeitsfront getrennt 
nad) Unternehmern und Beſchäftigten einzurich- 
tenden Nechtsberatungsitellen, ſoweit dieſe Per— 
ſonen — abgeſehen von Rechtsanwälten — nicht 
neben derartigen Vertretungen die Beſorgung 
fremder Nechtsangelegenheiten wor Gericht ge- 
ichäftsmäßig betreiben, fowie Rechtsanwälte, die 
im Einzelfalle von der Deutſchen Arbeitsfront 
zur Vertretung einer Vartei ermächtigt find. 
Kommt die Vrozefvertretung einer Vartei durch 
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die Rechtsberatungsftellen der Deutichen Arbeits: 
ey nicht in Betracht, jo kann der Vorſitzende 
es Arbeitsgericht8 einen Rechtsanwalt oder eine 
andere geeignete Werjon als Vrozebbevollmäd) 
tigten für die Dartei zulaffen; der Reichsarbeits— 
minifter kann im Einvernehmen mit dem Reichs— 
minifter der Juſtiz bindende Richtlinien für Die 
Zulaſſung exlajien. Im übrigen find Perſonen, 
die die Beſorgung fremder Rechtsangelegenheiten 
vor Gericht geichäftsmäßig betreiben, ala Pro— 
zeßbevollmächtigte ausgejchlofjen. 


(2) Vor den Berufungsgerichten ($ 30) und 
vor dem Neichsarbeitsgericht ($ 34) müſſen ſich 
die Darteien im Nahmen der Vorſchrift des $ 27 
Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung vom 1. Auguft 
1895 durch Rechtsanwälte ald Prozeßbevollmäch⸗ 
tigte vertreten laffen; zur Vertretung zugelaffen 
ift jeder bei einem deutfchen Gericht zugelafiene 
Rechtsanwalt.” 


6. Im 8 28 Abf. 1 werden die Worte: „in 
Streitjachen, in denen der Wert des Gegenftandes 
500 Reichsmark nicht überſteigt,“ erſetzt durch die 
Morte: „An Streitfachen, in denen der vom Ar— 
beitsgericht feitgefeßte Wert des Streitgegenitandes 
500 Reichsmark nidyt überjteigt.” 


7. Der zweite Sat des $ 29 wird aufgehoben. 
8. Der $ 31 wird aufgehoben. 


9. Im $ 32 Sa 1 entfallen die Worte „in Streit- 
ſachen über einen Wert von mehr ald 300 Ke*, 


10. Der 833 Sab 1 hat zu lauten: 


„Vor dem Berufungsgericht wird die Sache inner 
halb der durch die Anträge der Parteien in der Be- 
vufung beftimmten Grenzen von neuem verhandelt.‘ 


11. Im $33 Abf. 1 entfallen die Schlußworte: „und 
daß fi) Die Parteien“ bis „gilt hier nicht.“ 


Der $ 33 erhält folgenden Abſ. 4: 


„(a) Hat ſich der Wert des Streitgegenftandes 
feit der Fällung des Urteild des Arbeitsgerichts 
geändert, fo ſetzt ihn das Berufungsgericht in 
feinem Urteil neu feit. $ 21 Abj. 2 Sat 2 bis 4 
findet Anwendung.” 


12. Der $ 34 hat zu lauten: 


us 34 


Gegen die —— des Berufungsgerichte 
findet die Reviſion an das Reichsarbeitsgericht 
68 40 bis 44 des —— vom 
23. Dezember 1926 in der Faſſung der Bekannt— 
machung vom 10. April 1934 — Reichsgeſetzbl. J 
&. 319) ftatt, wenn der vom Arbeitsgericht oder 
vom Berufungsgericht feſtgeſetzte Wert des Streit: 
gegenftandes die in der ordentlichen bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit geltende Revifionsgrenze über- 
fteigt oder wenn das Berufungsgericht im Urteil 
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die Revifion wegen der grumdfäßlichen Bedeu— 
tung des Nechtäftreits zugelaffen hat. Die Nevi- 
fion ift ausgefchloffen in den Fällen der Kündi— 
gungs-Widerrufsflage.” 


13. Der $ 35 hat zu lauten: 


us 35 

(1) Für das Verfahren vor dem NReichsarbeits- 
gericht gelten, ſoweit nichts anderes beftimmt ift, 
entiprechend die Beitimmungen der Zivilprozeh- 
ordnung vom 1. Auguft 1895 über die Nevifion 
mit Ausnahme der $$ 492 und 509, 

(2) Die nicht auf Grund einer mündlichen 
Verhandlung ergebenden Beſchlüſſe und Ver— 
fügungen erläßt im Verfahren vor dem Reichs— 
arbeitsgericht der Vorſitzende allein. Über die 
Ablehnung von Gerichtsperfonen des Reichs— 
arbeitsgerichts entjcheidet jedoch der Senat.” 


14. m $ 13 Abſ. 1 wird der Betrag von 50 Ke 
durch den Betrag von 20.RM, in den ss 13 Abf. 1 
und 20 Abſ. 1 der Betrag von 300 Ke jedesmal 
durch den Betrag von 100.2.A erſetzt. 


15. Der $ 20 Abf. 2 wird aufgehoben. 


83 

In den vor das Reichsarbeitsgericht gelangenden 
gewerbegerichtlichen Rechtsſachen aus der Oſtmark 
und arbeitsgerichtlichen Rechtsjachen aus den Reichs— 
gan Sudetenland und den in die Reichsgaue Nieder- 
donau und Oberdonau eingegliederten fudetendeut- 
Ichen Gebieten bleiben die dort geltenden Gebühren: 
und Koftenvorjchriften auch w das Verfahren vor 
dem Neichsarbeitsgericht maßgeblich. 

Es gelten jedoch 

1. für die Vergütung der Rechtsanwälte ſowie 
für die Erftattung ihrer Auslagen aus der 
Reichsfaffe die für den Ort der Sulaffung 
maßgeblichen Worfchriften; 

2. für die Entfchädigung der Zeugen, Sachver— 
ſtändigen und Dolmetjcher die für den Ort 
der Vernehmung oder der Suziehung maß- 
geblichen Vorſchriften. 


84 
(1) Der $ 13 der Zweiten Verordnung über die 
Ausübung der Nechtöpflege in den judetendeutfchen 
Gebieten vom 2. Dezember 1938 (Reichsgeſetzbl. I 


Berlin, den 19. Dezember 1939. 
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S. 1758) wird, ſoweit er fich auf die Arbeits— 
berufungsgerichte bezieht, mit Wirkung zum 1. Mai 
1940 aufgehoben, doc) bleiben die bisherigen Vor- 
Ihriften über die Beſetzung der Gerichte in Kraft, 
wenn in einer Arbeitsſtreitigkeit eine Entfcheidung 
auf Grund einer Verhandlung exlafjen werden foll, 
die dor dem 1. Mai 1940 ftattgefunden hat. 


(2) Der $ 34 der Verordnung über Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Gerichtsverfafiung und der 
Redhtöpflege vom 1. September 1939 (NReiche- 
geſetzbl. I ©. 1658) bleibt unberührt. 


85 

(1) Die Amtsdauer aller derzeit bei den gewerbe- 
gerichtlichen Berufungsjenaten in der Oſtmark be- 
ftellten Beifiter endet mit dem 30. April 1940, Am 
1. Mai 1940 beginnt die Amtszeit der erſten nad) 
s1 Siffer 1 und 2, $2 Ziffern 1 bis 3 diefer Ver- 
ordnung ($ 26 Abſ. 3 des Gewerbegerichtsgeſetzes, 
$ 32 des Gejeßes über die Arbeitsgerichte) berufenen 
Beiſitzer. 

(2) Solange Reichsſtatthalter in der Oſtmark 
noch nicht berufen ſind, ſteht das Recht der Be— 
rufung von Beiſitzern im Reichsgau Wien dem 
Reichskommiſſar für die Wiedervereinigung Oſter— 
reichs mit dem Deutſchen Reich — Verwaltung der 
Stadt Wien —, in den übrigen Reichsgauen der 
Oſtmark den Landeshauptmännern zu. 


86 

(1) Die zur Durchführung dieſer Verordnung 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften 
erläßt der Reichsminiſter dev Juſtiz gemeinfam mit 
dem Reichsarbeitsminiſter. 

(2) Der Reichsjuftizminifter ift ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Neichsarbeitsminifter das 
in der Oftmarf geltende Geſetz über die Gewerbe- 
gerichte und das im Neichsgau Sudetenland und 
in den in die Neichsgaue Niederdonau und Ober- 
donau eingegliederten ſudetendeutſchen Gebieten gel- 
tende Arbeitsgerichtsgefeß unter Berückſichtigung 
aller Anderungen im Neichsgefeßblatt kundzu— 
machen. Er kann dabei überholte Vorſchriften weg— 
laffen, Unftimmigfeiten befeitigen ſowie Umſtellun— 
gen und ſolche Änderungen vornehmen, die nur die 
Faſſung betreffen. 

7 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in 
Kraft. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 
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Erſte Verordnung 
iiber die Bejtimmung einer bejonderen Hinterlegungsitelle . 


Vom 20. Dezember 1939. 
Auf Grund des $27 der Hinterlegungsordnung vom 10. März 1937 (Neichögefegbl. I S. 285) wird 
folgendes verordnet: 


Für die Hinterlegung von Wertpapieren in den Fällen des $ 27 der Sinterlegungsordnung wird die 
er und Girozentrale für das Sudetenland” in Reichenberg (Sudetenland) als Hinterlegungsftelle 
beftimmt. 


Berlin, den 20. Dezember 1939. 


Der Reihsminifter der Juftiz 
In Vertretung 
Dr. Schylegelberger 





Druckfehlerberichtigung 


In der Verordnung über Änderungen in der gejeh- 
lien Rrantenverficherung und in dev Arbeitölojen- 
hilfe vom 12. Dezember 1939 (Geichsgeſetzbl. 1 
S. 2414) fällt in Seile 3 des $ 10 die Angabe 
»,,8397 « weg. In der nädjften Zeile wird vor » Der 
Peiter« ein Anführungszeichen geſetzt. 


ABE des Reichsrechts 


Herausgegeben vom Gefamtfahverzeihnis zum Bundes- 
Reichsminifterium des Innern und Reichsgefegblatt 1867 bis 1929 


Das ABC des Reichsrechts erfaßt alle Deröffentlichungen des Bundesgefetsblatts und des Reichsgefeßblatts in mehr 
als 5500 nad) dem ABE geordneten Stihwörtern. Durch Gliederung des Stoffes in zweckmäßig gewählte 


Gruppen (3. B. Banfwefen, Eifenbahnen, Sinanzwefen, militär, Reihstag, Sozialverfiherung, Steuern, Der- 
forgungswefen) wird die Überficht wefentlid, erleichtert. Somit erfpart das ABC des Reichsrechts beim Aufſuchen 
einzelner Veröffentlihungen wie bei der Zufammenftellung ganzer Redytsgebiete viel Mühe und Arbeit, 

Preis geheftet 8.R.M, Behördenvorzugspreis 6RM ; im Einband des Reichsgefetzblatts 9,69 AM, Behördenvor- 
zugspteis 7,60 ARM ; Halblederband 14. AM, Behördenvorzugspreis 12 RM (Poftgebühr für 1 Stück 40 Ay). 
Stücde zum Beljördenvorzugspreis find nur vom Derlag unmittelbar zu beziehen. 


Reichsverlagsamt, Berlin IW 40, Scharnhorftfteaße 4 · Poſtſcheckkonto: Berlin 96200 





Das Reichsgeſetzblatt erfcheint in wei gefonderten Teilen — Teil] und Teil ll — 

Sortlaufender Bezug mur durch die Poſt. Bezugspreis vierteljährlich für Teill = 23,90 RA, für Teilll = 3,50 AM. 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Reichsverlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorfiftrafe Per. 4 
(Fernſprecher: 429265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Einzelnummern werden nah dem Umfang berechnet, 
Preis für den ahtfeitigen Bogen 15.%/, aus abgelaufenen Jahrgängen 10 Ay, ausfchlieplic) der Poftdruckjachengebühr, 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 v. H. Preisermäfigung. 

Herausgegeben vom Reichsminiſterium des mern, — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Bierie Verordnung zur Durchführung des Hebammengeſetzes. 


= — 


Vom 16. Dezember 1939. 


Auf Grund ded 5 5 des Hebammengejeges vom | und förperlid) den Anforderungen des Berufs noch 
| 21. Dezember 1938 (Reichsgejegbl. 1 S. 1893) wird | gewadjfen find, ausnahmsweiſe genehmigen, unter 


‚verordnet: Beibehaltung der ftaatlihen Anerkennung ihren 
51 Beruf weiterhin auszuüben. Vor Erteilung der 
Die Altersgrenze für Hebammen wird mit der | Genehmigung find die untere Verwaltungsbehörde, 
Vollendung des 70. Lebensjahre erreicht. der Amtsarzt und die Reichshebammenfchaft zu 
hören. Die Genehmigung kann jederzeit widerrufen 
$2 werden. 
x > 
Die Höhere Verwaltungsbehörde kann bis auf 5 3 


weiteres jolden Hebammen, die nad) $ 1 diefer Ber: Diefe Verordnung tritt mit dem 1. April 1940 
ordnung Die Alterdgrenze erreicht haben, aber geiftig | in Kraft. 


Berlin, den 16. Dezember 1939. 


Der Reichsminiſterdes Innern 
In Vertretung 
Dfiundtner 


Reichsgeſetzbl. 1939 1 
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Zweinndzwanzägite Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
in der Ditmarf 


Bom 18. Dezember 1939 
Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung Ofterreich8 mit dem Deutfchen Reich vom 13. März 1938 


(Reichsgeſetzbl. 1 S. 237) wird das Folgende verordnet: 


Das Geſetz, betreffend die Vergütung des Kakaozolles bei der Ausfuhr von Kakaowaren, vom 22, April 1892 
(Reichögefegbl. S. 601) in der Fafjung der Bekanntmachung vom 4, Juli 1939 (Reichsgefegbl. IS. 1100) und 


die Verordnung über Vergütung des Kakaozolles vom 


mark am 1. Januar 1940 in Kraft. 
Berlin, 18. Dezember 1939 


20. März 1930 (Reichsminifterialbl. ©. 79) 
7. Juli 1939 Meichsminiſterialbl. ©. 1309) 


treten in der Dit- 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Krofigf 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 





Berordnung 
zur Abgrenzung der Berufstätigkeit der Hebammen von der Krankenpflege. 
Bom 19. Dezember 1939, 


Auf Grund des $ 25 ded Hebammengeſetzes vom 

21. Dezember 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1893) ſowie 
de3 $ 2Abſ. 1 und 4 und des 8 4 des Gefetes zur Ord— 
nung der Krankenpflege vom 28. September 1938 
(Reichsgeiesbl. I ©. 1309) wird im Einvernehmen 
mit dem Stellvertreter des Führers und dem Reicht: 
minijter der Juſtiz verordnet: 


s1 

(1) Krantenjchweitern im Sinne de8 $ 16 der Kran- 
fenpflegeordnung vom 28. September 1938 (Reichs- 
geſetzbl. I ©. 1310) ſowie Säuglings- und Kinder- 
Ihwejtern im Sinne der Säuglings und Kinder: 
pflegeverordnung vom 15. November 1939 (Reichs— 
geſehbl. IS. 2239) fünnen nicht gleichzeitig Die ftaat- 
liche Anerkennung als Hebamme, Hebammen nicht 
gleichzeitig die Erlaubnis zur berufsmäßigen Aus: 
übung der Krankenpflege oder der Tätigkeit einer 
Säuglinge und Rinderjchweiter befigen. 


(2) Mit der Anerkennung als Hebamme erlischt die 
Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Kranken: 
pflege oder der Tätigkeit einer Säualings- und Kin— 
derſchweſter, mit der Erteilung der Erlaubnis zur 
berufsmäßigen Ausübung der Krankenpflege oder 
der Tätigkeit einer Säuglings- und Kinderjchwefter 
erlifcht die Anerkennung als Hebamme. 


(3) Die Anerkennung oder Die Erlaubnis kann auf 


Antrag wieder erteilt werden, wenn ein Berufswechfel 
vorgenommen werden [oll. 


82 
(1) Kranken⸗ * Säuglingd- und Kinderſchwe— 
ſtern follen feine Pflege einer gefunden Wöchnerin oder 
eine gefunden Neugeborenen Übernehmen, wenn fie 


in den leiten drei Tagen vor Übernahme der Wochen- 
pflege krankenpflegeriſche Tätigkeit ausgeübt haben. 


(2) Die Dflege gefunder Wöchnerinnen fchließt für 
die Dauer der erften zehn Tage nad) der Entbindung 
jede Franfenpflegerifche Tätigkeit aus, Kranken- fowie 
Säuglinge und Kinderjchweitern, die in Entbin- 
dungsanftalten oder Entbindungsabteilungen beichäf: 
tigt werden, haben fich drei Tage vor Beginn ihres 
Dienftes auf Wochenpflegeftationen jeder Franfenpfle- 
geriichen Tätigkeit zu enthalten. 


(3) Als een Tätigfeit gelten die im 
51 der Ausführungsverordnung zur Krankenpflege, 
berordnung vom 28, September 1938 (Reichsgeſeizbl. J 
S. 1314) jowie im $ 2 der Säuglings- und Kinder: 
pflegeverordnung vom 15. November 1939 (Reich- 
geſetzbl. IS. 2239) angegebenen Verrichtungen. 


83 

(1) Frauen, die bei Anfrafttreten diefer Verord- 
nung zugleich Hebammen und Krankenſchweſtern oder 
a rag und Kinderſchweſtern find, Haben bis zum 
31. März 1940 über das für ihren Wohnfit zuftän- 
dige Gefundheitamt der Höheren Verwaltungsbehörbe 
eine fchriftliche Erklärung darüber einzureichen, wel- 
chen Beruf fie fernerhin ausüben wollen. 


(2) Mit dem 31. Dezember 1940 erliicht die An- 
erfennung oder Erlaubnis für den Beruf, der nicht 
gewählt worden ift. 


(3) Wird die Erklärung nicht —— abgegeben, 
jo trifft die Höhere Verwaltungsbehörde die Entichei- 

*— ber den weiterhin auszuübenden Beruf. Sie 
ſoll dabei verſpätet eingegangene Erklärungen mög— 


lichſt berückſichtigen. 








84 
Wer gegen die Vorſchriften des $ 2 Abf. 2 verftößt, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten und mit 
Geldftrafe oder mit einer dieſer Strafen beftraft. 


Berlin, den 19. Dezember 1939. 
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85 
Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1940 
in Kraft. 


Der Reihsminifter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 





Verordnung zur Ergänzung der Verordnung 
über Maßnahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung und der Nechtöpflege. 


Bom 20, Dezember 1939. 


Auf Grund des $ 44 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfaffung und der 
Rechtöpflege vom 1. September 1939 (Reichögefeßbl. I S. 1658) wird verordnet: 


Der $ 8 Abf. 2 des in der Oſtmark geltenden Gefeges über die Ausübung der Gerichtöbarkeit und die Zu- 
ſtändigkeit der ordentlichen Gerichte in bürgerlichen Rechtsfachen (Jurisdiktionsnorm) wird mit Wirkung vom 


l. Januar 1940 aufgehoben. 
Berlin, den 20. Dezember 1939. 


Der Reichsminiſter der Juftiz Fr 
In Vertretung | 
Dr. Schlegelberger 





Berordnung über den Waldſchutz bei der Fideikommißauflöſung 
(Schutzforſtverordnung). 
Vom 21. Dezember 1939. 


Auf Grund des $ 5 Abf. 5, der $$ 15 bis 17 ſowie 
des $ 35 Abſ. 1 des Gefetes über das Erlöfchen der 
Familienfideikommiſſe und fonftiger gebundener Ver- 
mögen vom 6. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 825) 
wird folgendes verordnet: 


Erfter Abjchnitt 
Schutzforſte 
81 
Schutzforſtbildung 


(1) In dem Beſchluß über die Bildung eines Schub- 
forſtes ($ 5 Abſ. 3 des Geſetzes) find die Grundftüde 
und die jonftigen Vermögensgegenftände, aus denen 
der Schutzforſt gebildet wird, zu bezeichnen und der 
Name des Schußforftes zu beftimmen.- Die Bezeich— 
nung der Grundftücde fann, fofern fie noch nicht ver- 
mefjen find oder ihrer grundbuchmäßigen Bezeichnung 
jonftige Sinderniffe entgegenftehen, durch Bezugnahme 
auf eine Karte (Meßtiſchblatt) erfolgen, in der die 
Grundftüde in einer für die Vermeſſung geeigneten 
Weife eingezeichnet find. Bei Zubehörſtücken oder ver: 
brauchbaren Sachen genügt die Bezeichnung nah Zahl, 
Maß oder Gewicht mit Angabe der Gattung und des 
Wertes. 

(2) Grundftüde und fonjtige Vermögensgegenſtände 
des Befiters, die nicht zum gebundenen Vermögen ge- 


! 


hören, fünnen bei der Bildung des Schußforites auf 
Antrag des Beſitzers dem Schußforft zugeichlagen wer- 
den, wenn es ſich um forſtliche Grundftüce, die zweck— 
mäßigerweife zufammen mit dem Schußforft bewirt- 
haftet werden, oder um Grundftücde und jonftige 
Vermögensgegenftände handelt, die zur Bewirtichaf- 
tung des Schußforftes erforderlich find. 


(3) Wird dem Schußforft Geld oder ſonſtiges be- 
wegliches Vermögen zugeichlagen, jo kann das Fidei- 
fommißgericht die Verwendung für Zwecke des Schuß- 
forjtes ſichern. 


(4) Werden dem Schußforft nicht forftlich genußte 
Grundftüde zugefchlagen, fo jollen die Gründe hier- 
für in dem Beſchluß über die Bildung des Schub- 
forjtes im einzelnen dargelegt werden. 


(5) Der Schutzforſt entſteht mit der Befanntmadhung 
der minifteriellen Genehmigung ($ 5 Abi. 4 des Ge- 
ſetzes) an den Befiter. Bei Verfagung der minifteriellen 
Genehmigung hat das Fideifommißgericht über Die 
Schutzforſtbildung anderweit zu befinden, Hierbei ift 
es an Richtlinien, die ihm die Minifter erteilen, ge 
bunden. Das gleiche gilt, wenn einem Beſchluß, durch 
den bon der Bildung eines Schußforftes Abftand ge- 
nommen wird, Die minifterielle Genehmigung ver- 
jagt wird. 


H5 140-1427 
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2 
Eintragung der Schutzforſteigenſchaft 
in das Grundbud 

(1) Bei den zum Schutzforſt gehörenden Grund— 
ftüden und Rechten an Grundſtücken ift die Zugehörig- 
feit zum Schußforft im Grundbuch erfichtlich zu machen. 
Der Vorfisende des Fideikommißgerichts erſucht das 
Grundbuhamt um die Eintragung des Vermerks. 
Dem Eintragungserfucen ift eine Ausfertigung des 
Beichluffes über die Bildung des Schußforjtes nebft 
einer beglaubigten Abjchrift der minifteriellen Ge- 
nehmigung beizufügen. 


(2) Die zum Schutzforſt gehörenden Grundſtücke 
find auf ein befonderes Grundbuchblatt einzutragen. 
Der Schußforjtvermert wird in der Auffchrift des 
Grundbuchs eingetragen und lautet: 


„Die in diefem Grundbuchblatt verzeichneten 
Grundſtücke gehören zu dem Schubforft 


(Name) | 

— 85 de8 Geſetzes über das Erlöfchen der Fa— 
milienfideitommiffe und fonftiger gebundener Ver- 
mögen vom 6. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. IS. 825) 
und SS 1ff. der Verordnung über den Waldſchutz 
bei der EN (Schutzforſtverord⸗ 
nung) vom 21. Dezember 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 2459) —. 


Auf Erſuchen des Vorfißenden des Fideikommiß— 
ſenats des Oberlandesgerihtt nme 
bom 
en ie SEE * 


(3) it zur grundbuchmäßigen Abſonderung der 
zum Schutzforſt gehörenden Grundftüdsflächen eine 
größere Vermeſſung erforderlich, jo kann der Vor- 
figende des Fideitommißgerichts das Grundbuchamt 
erjuchen, alle Grundftüce, die Flächen des Schub- 
ig entbalten, auf das befondere Grundbuchblatt 

es Schußforftes zu übertragen, In diefem Falle ift 
dem Eintraqungserfuchen eine Karte beiqufügen, in 
welcher der Schubforft in einer für die Vermeſſung 
geeigneten Weiſe eingezeichnet ift. Der Schußforft- 
vermerf erhält den Zuſatz, daß zu dem Schutzforſt 
nur die ſich aus dem Beſchluß über die Bildung des 
Schubforftes und aus der Karte ergebenden Flächen 
gehören, Der Vermeffung bedarf es erſt, wenn ſich 

ie Notwendigkeit hierfür aus fonftigen Gründen er- 
gibt. Werden die Grundftüce nachträglich vermefjen, 
jo find die nicht zum Schußforft gehörenden Flächen 
von Amts wegen auf ein anderes Grundbuchblatt zu 
übertragen. 


(4) Das Grundbuchamt benachrichtigt von der Ein- 
tragung des Schußforftvermerfs und allen fpäteren 
den Schubforft betreffenden Eintragungen aud die 
Forſtaufſichtsbehörde. 


83 
Bewirtſchaftung der Schutzforſte 
Schutzforſte find nad) den Grundfäßen einer pfleg— 
lichen Forſtwirtſchaft nachhaltig zu bewirtichaften. 


Ihre Ertragsfähigfeit ift zum Beten der Volfäge- 
meinſchaft zu erhalten und möglichft zu fteigern, 
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54 
Forſtaufſicht 
ß Pr Schutzforſte ſtehen unter ftaatliher Forſtauf— 
icht. 


(2) Die nähere Regelung der Forſtaufſicht und die 
Beitimmung der hierfür zuftändigen Stellen bleibt 
einer fpäteren Verordnung oder reichsforſtgeſetzlichen 
Regelung vorbehalten. 


85 
Entziehbung der Berwaltung 


(1) Bei groben oder wiederholten Verftößen gegen 
die Vorjchriften des $3 kann die Verwaltung des 
Schutzforſtes dem Eigentümer oder dem fonjtigen 
Nubungsberechtigten entzogen und einem Verwalter 
(Schusforfiverwalter) übertragen werben. 


2) Für die Anordnung und Durdführung dev 
Schußforfiverwaltung (Abſ. 1) gelten finngemäß die 
Vorſchriften über die treuhänderijche Berwaltungnad) 
der Verordnung zur Sicherung der Landbewirtichaf- 
tung vom 23. März 1937 (Reichsgeſetzbl. IS. 422) und 
der. Durhführungsverorönungen dazu vom 22, April 
1937 GReichsgeſetzbl. I S.535) und 28. Februar 1939 
(Reihsgefekbl. I S. 413), foweit die Vorausfekun- 
gen für die Anordnung der Schußforftverwaltung im 
Abſ. 1 nicht anders geregelt find und fi aus den 
Ab}. 3 bis 6 nicht etwas anderes ergibt. 

(3) An die Stelle des Landesbauernführers tritt 
die Forſtaufſichtsbehörde. 

* Pe die Fideifommißgerichte noch bejtehen, 
find fie für die den Gerichten übertragenen Verrich— 
tungen zuftändig. Ortlich zuftändig ift der Fidei— 
fommißjenat, in deffen Bezirk der Grundbefit. ganz 
oder überwiegend liegt. Gehört der Grundbefiß zu 
einem Vermögen, defjen Auflöfung noch nicht beendet 
ift, fo ift der Fideikommißſenat zuftändig, dem die 
Auflöfung obliegt. In Sweifelsfällen beftimmt der 
Präfident des Oberjten Fideikommißgerichts den zu- 
ftändigen Fideilfommißfenat; ex kann die an fich be- 
gründete Zuftändigkeit eines Fideikommißſenats aud) 
einem anderen Fideifommißfenat übertragen. So— 
lange die Fideitommißgerichte zuftändig find, richten 
fich das Verfahren, der Rechtsmittelzug und die Koſten 
nach den für die Fideikommißgerichte geltenden Be- 
ftimmungen, 

(5) Die Schußforfiverwaltung darf die Dauer von 
vier Jahren überfteigen. $ 44 Sat 2 der Verordnung 
vom 22, April 1937 findet feine Anwendung. 

(6) Vor gerichtlichen Enticheidungen und Anord- 
nungen, durch die landwirtfchaftliche Belange berührt 
werden, ift der Landesbauernführer zu hören. 


86 
Eigentumswechſel 

(1) Wechſelt bei den zum Schutzforſt gehörenden 
Grundftücken oder einem Teil davon der Eigentümer, 
jo wird hierdurch die Zugehörigkeit der Grundftüce 
zum Schußforft nicht berührt. Das gleiche gilt, wenn 
das Eigentum an den Schugforftgrundftücken mehre- 
ren gemeinſchaftlich oder zur — Hand zuſteht 
und ein Wechſel in der Perſon der Berechtigten ein— 
tritt. 


EDie Vorſchriften des Abſ. 1 gelten ſinngemäß 


für Vermögensgegenſtände, deren Verwendung für 








Zwecke des Schutzforſtes gefichert ift, ſowie für dad 
dem Schutzforſt zugeſchlagene Haus-, Hof- und Wirt- 
ſchaftsinventar. Inventarſtücke verlieven jedoch Die 
Schutzforſteigenſchaft, wenn fie im Rahmen einer ord⸗ 
nungsmäßigen Wirtichaft veräußert werden. Das 
gleiche gilt für Vermögensgegenftände, deren Ver— 
wendung für den Schutsforft gefichert ift, falls fie im 
Rabhmen dieſer Verwendung veräußert werden. 


87 
Beränderung und Aufhebung von 
Schutzforſten 


(1) Der Eigentümer kann dem Schutzforſt nur mit 
Genehmigung des Reichsforftmeifters Grundbefik oder 
ſonſtige Bermögensgegenftände zufchlagen. Iſt der zu- 
zujchlagende Grundbeſitz nicht größer ala 50 Hektar 
oder ſoll bewegliches Vermögen zugeſchlagen werden, 
jo genügt die Genehmigung der Forſtaufſichtsbehörde. 
st dem Schußforjt Inventar zugeihlagen, jo bat 
diefes in feinem jeweiligen Beſtande Schugforjteigen- 
Ihaft. Die Forftauffichtäbehörde erſucht das Grund- 
buchamt, die zugeichlagenen Grundftüce auf dem be- 
fonderen Grundbuchblatt des Schußforites einzutva- 
gen und bei Rechten an Grundftüden die Schußforit- 
eigenichaft im Grundbuch erfichtlich zu machen. 


(2) DerReichsforftmeifter fann aus wichtigem Grund 
auf. Antrag des. Eigentümers oder von Amts wegen 
die Schußforfteigenichaft für den gefamten Schuß- 
forjt oder Teile davon aufheben. Sit der Grundbefis, 
bei dem die Schußforfteigenfchaft aufgehoben werden 
joll, nicht größer ala 50 Seftar oder foll bei beweg— 
lien Vermögen die Schußforfteigenfchaft aufgehoben 
werden, jo fann auch die Forſtaufſichtsbehörde die 
Schutzforſteigenſchaft aufheben. Die Schußforfteigen- 
haft ift aufzuheben, ſoweit die zum Schußforft ge: 
börenden Grundftüde auf Grund eines fejtgeftellten 
Dlans für den Bau neuer oder die Veränderung be- 
ftehender Reichseifenbahnanlagen, Reichswafleritra- 
Ben, nicht reichseigener Eifenbahnen des öffentlichen 
Verkehrs oder für den Bau von Reichsautobahnen 
beftimmt find. Wird der geſamte Schutzforſt auf- 
gehoben, jo erjucht die Forftauffichtsbehörde das 
Grundbuchamt um die Löſchung des Schußforftver- 
merks. Wird die Schußforfteigenfchaft nur bei ein- 
zelnen Grundftücden aufgehoben, jo erſucht die Forft- 
auffichtsbehörde das Grundbuchamt, diefe Grundftücke 
ohne die Schußforfteigenihaft auf ein anderes Grund- 
buchblatt zu übertragen. Erfolgt die Aufhebung der 
Schutzforſteigenſchaft bei Rechten an Grundftücen, fo 
erjucht die Forjtauffichtsbehörde das Grundbuhamt 
Sat Löſchung der Schubforfteigenfchaft bei diefen 
Rechten. 


(3) Die Forftauffichtsbehörde kann aus wichtigen 
Grund auf Antrag des Eigentümers oder von Amts 
wegen einen Schubforft in mehrere Schußforfte teilen; 
jeder Schußforft erhält einen befonderen Namen. Die 
Teilung bedarf der Genehmigung des Reichsforft- 
meiſters. Die Forftauffichtsbehörde erfucht das Grund: 
buchamt um die Eintragung des Schußforftvermerfs 
und, foweit erforderlich, um Anderung oder Löſchung 
des alten Vermerks. 


(4) zit dem Schußforjt Geld oder Ionjtiges beweg- 
liches Vermögen zugefchlagen, fo kann die Forftauf- 
fichtsbehörde die Verwendung für Zwecke des Schut- 
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forjtes fihern, Sicherungsmaßnahmen, die das Fidei- 
fommißgericht bei Bildung des Schußforftes getroffen 
bat ($ 1 Abj. 3), kann die Forſtaufſichtsbehörde nach— 
träglich ändern oder aufheben, 

(5) Werden durch Maßnahmen auf Grund der vor: 
ſtehenden Beſtimmungen landwirtſchaftliche Belange 
berührt, ſo entſcheidet der Reichsforſtmeiſter im Ein— 
vernehmen mit dem Reichsminiſter für Ernährung 
und Landwirtſchaft und die Forſtauffichtsbehörde im 


| Einvernehmen mit der Landeskulturbehörde. Die Lan— 


deskulturbehörde hat zuvor den Pandesbauernführer 
zu hören. 
8 


Mehrere Eigentümer | 

(1) Stehen die zum Schubforft gehörenden Ber: 
mö er rn im Eigentum mehrerer Perſonen, 
jo haben Diefe, fofern eine ordnungsmäßige Verwal: 
tung nicht fihergeftellt ift, auf Verlangen der Forft- 
aufjichtsbehörde zur Verwaltung und Bewirtichaf: 
tung des Schußforjtes einen gemeinfamen Vertreter 
zu bejtellen und die Beftellung der Forftauffichtäbe- 
hörde anzuzeigen, Die Forjtauffichtsbehörde kann für 
die Anzeige eine Friſt beftimmen, Es genügt, wenn 
die Bein einem der Eigentümer gegenüber beitimmt 
wird, | | 

(2) it die Beftellung des gemeinfamen Vertreters 
durch die Eigentümer. der Forftaufiichtsbehörde an- 
geaeigt, fo ift dev gemeinfame Vertreter zu allen ge- 
richtlichen und außergerichtlichen Rechtshandlungen 
befugt, welche die Verwaltung und Bewirtichaftung 
des Schußforftes mit ſich bringt. Im Falle jeiner 
Verhinderung fann der gemeinfame Vertreter einen 
Untervertreter bejtellen. Eine Beihränfung diejer Be- 
fugniffe ift nichtig. Zur Veräußerung und Belajtung 
von Schußforftgrundftücen ift der gemeinfame Ver: 
treter nur ermächtigt, wenn ihm dieſe Befugnis von 
den Eigentümern befonders erteilt ift. Die Beltellung 
bleibt jo lange in Kraft, bis ſämtliche Eigentümer. den 
Widerruf der Forftauffichtsbehörde anzeigen. Sie 
wirft auch für und gegen die Rechtsnachfolger der 
Eigentümer. Die Forjtauffichtsbehörde erteilt dem 
gemeinfamen Vertreter auf Antrag eine Beſcheini— 
gung über die Betellung. Die Beſcheinigung ijt bei 
Beendigung der Beftellung zurüczjugeben, 

(3) Kommen die Eigentümer dem Verlangen der 
Forſtaufſichtsbehörde auf Beſtellung eines gemein- 
ſamen Vertreters nicht nad), fo kann ihnen nah Maß— 
gabe der Bejtimmungen des $ 5 die Verwaltung des 
Schutzforſtes entzogen werden. Zum Schußforjiver- 
walter kann auch einer der Eigentümer beftellt wer- 
den. Die Verwaltung kann den Eigentümern aud) 
entzogen werden, wenn die Beftellung des gemein- 
jamen Vertreters von einem Teil der Eigentümer 
widerrufen wird oder wenn der gemeinfame Vertreter 
ungeeignet ift oder wenn die Eigentümer die Verwal- 
tung und Bewirtichaftung des Schußforftes durch den 
gemeinfamen Vertreter erheblich erſchweren. 

(4) Solange die Fideitommißgerichte noch beftehen, 
entjcheiden fie auf Antrag eines Beteiligten nad) billi- 
gem Ermeſſen über Streitigkeiten, die fich zwiſchen 
dem gemeinfamen Vertreter oder dem Schußforitver- 
walter und den Eigentümern oder zwifchen den Eigen- 
tümern untereinander über die Verteilung der Ein- 
fünfte oder die für die Verwaltung und Bewirtſchaf— 
tung des Schußforftes zu bewirkenden Leiftungen er- 
geben. 85 Abi. 4 Sat 2 bis 5 finden Anwendung, 








H5140-1429 





2462 


(5) Die vorftehenden Beftimmungen gelten finnge- 
mäß, wenn mehrere als Eigenbefiger, Wächter, Nieß- 
braucher oder fonftige Nutnießer den Schußforit be- 
wirtichaften. 


Zweiter Abſchnitt 
Bisherige Formen des Waldſchutzes 
89 
Bisherige Schugforite 

(1) Bei Schußforften, die aus Anlaß der Auflöfung 
des gebundenen Beſitzes bereits gebildet worden find, 
treten vom 1. April 1940 ab die Vorjchriften diefer 
Verordnung an die Stelle der bisher geltenden Schub: 
forstbeftimmungen. Der Vorfitende ded Fideikom— 
mißgerichts erfucht das Grundbuchamt, den Schuß. 
forftvermert nad; Maßgabe des $ 2 einzutragen und 
den früheren Schußforfivermerf zu löſchen. 


(2) Iſt bei einem Schußforft, der vor nfrafttreten 
diefer Verordnung gebildet worden ift, der Wald nicht 
größer ala 100 Hektar, fo fann das Fideikommiß— 
gericht nad) Anhörung der Forftauffichtsbehörde, der 
Pandesfulturbehörde und des Landesbauernführers 
den Schutforjt aufheben. Der Worfitende des Fidei- 
fommißgerichts erſucht das Grundbuhamt um Lo: 
ſchung des Schußforftvermerf®. 


(3) Für Verfahren, die auf Grund des bisherigen 
Schutzforſtrechts eingeleitet worden find und bei De 
frafttreten diefer Verordnung noch ſchweben, bleiben 
die bisherigen Vorjchriften maßgebend, ſoweit ſich 
aus den folgenden Beitimmungen nicht etwas anderes 
ergibt. Die bisher zuftändige Behörk: fann das Ver- 
fahren einftellen. Maßnahmen, die mit dem Gejet 
vom 6. Juli 1938 oder diefer Verordnung in Wider- 
ſpruch ftehen, dürfen nicht getroffen werden. Für Ver— 
fahren, welche die Bildung eines Schußforjtes zum 
Gegenjtand haben, bleibt das bisherige Net nur 
maßgebend, wenn die Entſcheidung über die Bildung 
de8 Schußforftes vor Inkrafttreten diefer Verord- 
nung bereits exlaffen ift; da8 neue Recht gilt in diefem 
Falle von der Entftehung des Schutzforſtes an. Zwangs⸗ 
verwaltungen und ähnliche Verwaltungen, die auf 
Grund des bisherigen Schußforftrehts eingeleitet 
worden find, werden, falls fie von der bisher zuftän- 
digen Behörde nicht eingejtellt werden, ala Schutz— 
forftverwaltungen ($ 5) fortgeführt. 


$ 10 
Maldgüter und fonftige Güter 


(1) Die Vorſchriften der SS 1 bis 8 gelten aud) für 
Schußforfte, die aus Waldgütern und jonftigen Gü— 
tern mit landesgeſetzlichem Anerbenrecht zu bilden 
find (5 15 Abi. 3 des Gefeßes). Mit dem Erſuchen 
um Eintragung des Schußforftvermerfs in das Grund: 
buch verbindet der WVorfitende des Fideikommiß— 
gerichts das Erfuchen um Löſchung des Gutsvermerks. 
Wird ein Schutforft nicht gebildet, fo exjucht der 
Vorfigende des Fideitommißgerichts das Grundbuch— 
amt um Löſchung des Gutsvermerks. 


(2) An den Fällen des Abf. 1 Hat das Fideifom- 
mißgericht vor Dr Entſcheidung über die Schußforft- 
bildung in finngemäßer Anwendung der SS 6 und 7 
de8 Geſetzes und der dazu ergangenen Durchführungs— 
und Ergänzungsbeftimmungen von Amts wegen die— 
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jenigen Schuß- und Sicherungdmaßnahmen zu treffen, 
die anläßlich des Erlöſchens eines Fideikommiſſes ge- 
troffen werden. 


gıl 
Sonftige Formen des Waldſchutzes 


Die Vorſchriften des $ 10 gelten auch für Schub- 
forfte, die aus Wäldern zu bilden find, welche aus 
Anlaß der Auflöfung des gebundenen Beſitzes in an- 
derer Weife ala durch Bildung von Schußforften oder 
MWaldgütern geſchützt oder gefichert worden find ($ 17 
des Geſetzes). 


$ 12 
Ortliche Zuftändigfeit 


Die örtliche Zuftändigfeit der Fideikommißgerichte 
für die ihnen nad) den SS 9 bis 11 obliegenden Ge- 
ichäfte richtet fich nach den Vorſchriften des $ 5Abj. 4 
Sat 2 bis 4. | 


Dritter Abſchnitt 
Bejondere Beitimmungen 
$ 13 
Wälder, dieBeftandteileinesdrbhofg find 


(1) Gehören Wälder, die durch Bildung eines 
Schußforftes zu fihern find, zu einem Exbhot, Io iſt 
aus ihnen ein beſonderer Schutzforſt zu bilden. Dieſem 
Schutzforſt dürfen Vermögensgegenſtände, die nicht 
zum Erbhof gehören, nicht zugeſchlagen werden. 

(2) Hat ein Schutzforſt, der vor Inkrafttreten 
dieſer Verordnung gebildet worden iſt, nur teilweiſe 
Erbhofeigenſchaft oder erlangen bei einem Schutzforſt 
nachträglich einzelne Teile dieſe Eigenſchaft, ſo iſt der 
Schutzforſt dergeftalt zu teilen ($ 7 Abſ. 3), daß die 
zum Erbhof gehörenden Teile einen befonderen Schuß- 
forft bilden. Liegen die Vorausſetzungen hierfür nicht 
vor, fo ift die Shutforfteigenichaft bei den Teilen, 
die zum Erbhof gehören, aufzuheben ($ 7 Abf. 2). 

(3) Fällt bei Teilen eines Schußforjtes die Erbhof— 
eigenjchaft nachträglich weg, fo ift aus ihnen im Wege 
der Teilung ($ 7 Ab. 3) ein befonderer Schußforit 
zu bilden. Liegen die Vorausſetzungen Hierfür nicht 
vor, fo ift bei den Teilen, die nicht mehr zum na 
TAT die Schußforfteigenihaft aufzuheben ($ 7 
Abi. 2). 


(4) Die Vorjchriften des S 2 Abi. 2 und 3 und die 
Vorſchriften der 885 und 8 find bei Schußforften, 
die zu einem Erbhof gehören, nicht anzumenden. Die 
Schußforfteigenichaft ift in der Auffchrift des Grund. 
buch8 des Erbhof3 erfichtlich zu machen. 


$ 14 
Grundbuchrechtliche Beftimmungen 
für die Oftmarf und andere Gebiete 


(1) Für die Oftmarf, den Reichsgau Sudetenland, 
die in die Länder Vreußen und Bayern eingeglie- 
derten fudetendeutichen Gebietsteile ſowie für die Ge- 
meinden Aungbolz und Mittelberg gilt, folange dort 
das Grundbuch nicht nach den im alten Neichsgebiet 
geltenden Vorſchriften angelegt ift, folgendes: 
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(2) An die Stelle von $2 Abſ.2 Satz 1 treten 
nachjtehende Vorſchriften: 


Sept ſich ein Schubforft aus mehreren Grund: 
buchsförbern zufammen, jo hat der Vorfitende des 
Fideifommißgerichts in feinem Erſuchen denjent- 
gen Grundbuchstörper, der den räumlich größten 
oder wirtichaftlich wichtigften Teil des Schutzforſtes 
darftellt, als „Schußforjt-Stammeinlage” zu be- 
zeichnen. In dem Gutsbeftandsblatt diefer Stamm- 
einlage ifterfichtlich zu machen, welche anderen®rund- 
buchstörper zum Schußforft gehören. In den Gut3- 
beftandsblättern der Übrigen Grundbuchskörper, 
die zu demjelben Schußforjt gehörige Grundftüde 
enthalten, ijt auf dieſe Stammeinlage zu verweilen, 
Die zu einem Schußforft gehörigen Grundjtüde 
find, foweit fein gejeßliches Hindernis beiteht, von 
Amts wegen in einem Grundbuchskörper zu ver— 
einigen. Gehören einzelne Grundftüde eines Grund. 
buchskörpers nicht zum Schußforft, fo find die Vor— 
Schriften des Liegenjchaftsteilungsgefeges über Ab- 
und Zufchreibungen und in den ehemals judeten- 
deutichen Gebieten die Vorjchriften des Gejebes, 
betreffend die Rechte und das Verfahren bei grund- 
bücherlicher Zerteilung einer eiegen haft; bom 
6. Februar 1869 finngemäß anzuwenden, jo daß 
in den Grundbuchseinlagen, die den Schußforjiver- 
merk tragen, nur Schußzforſtgrundſtücke eingetra- 
gen find, 


(3) Unter Aufichrift des Grundbuchs im Sinne des 
Ss 2 Abſ. 2 Sat 2 und des $ 13 Abi. 4 Sab 2 ift die 
Auffchrift de8 Gutsbeftandsblattes zu verſtehen. 


(4) An die Stelle von $ 2 Abſ. 3-treten folgende 
Vorjehriften: 


Gehören einzelne Grundftüdsflächen eines Grund» 
buchsförpers nicht zum Schußforft, [> kann von 
der Abſchreibung diefer Flächen von der Schuß- 
forjteinlage abgefehen werden, wenn hierzu eine 

rößere Vermeſſung erforderlich wäre. In diefem 
Falle find dem Erſuchen nach $S2 Abj. 1 jo viele 
Karten beizufügen, ald Grundbuchskörper vorhan- 
den find, in denen zur grundbuchmäßigen Abjon- 
derung der zum Schubforft gehörigen Flächen eine 
> Vermeflung erforderlich wäre. In diefen 

arten find die zum Schubforft aehörigen Grund» 
ftücksflächen in einer für die Vermeſſung geeig- 
neten Meife einzuzeichnen. Der Schußforftvermerf 
erhält den Zuſatz, daß ju dem Schußforft nur die 
fi) aus dem Beſchluß über die Bildung des Schub- 
forjtes und aus der Karte ergebenden Flächen ge- 
er Der Vermeffung bedarf e8 erſt, wenn fich 

ie Notwendigkeit hierfür aus jonftigen Gründen 
ergibt. Werden die Grundſtücke nachträglid) ver- 
meſſen, fo find die nicht zum Schußforft gehörenden 
Flaͤchen unter finngemäßer Anwendung —* Vor⸗ 
ſchriften des Liegenſchaftsteilungsgeſetzes über Ab— 
und Zuſchreibungen und in den ehemals ſudeten 
deutſchen Gebieten die Vorſchriften des Geſetzes, 
betreffend die Rechte und das Verfahren bei grund— 
bücherlicher Zerteilung einer Liegenſchaft, vom 
6. Februar 1869 von Amts wegen auf eine andere 
Grundbuchseinlage zu übertragen. 


Die Erſ * der Forſtaufſichtsbehörde nach $7 
ſind im Falle des Abſ. 1 auf die Eintragung des 
Schutzforſtvermerks bei den zugeſchlagenen Grund- 
ſtücken und im Falle des Abi. 2 Sab 5 auf die Lö. 
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ſchung des Schutzforſtvermerks bei den einzelnen Grund» 
jtüden zu richten, deren Schußforfteigenjchaft aufge- 
boben worden ift. In dem Erjuchen nad) Abf. 3 find 
diejenigen Grundbuchstörper zu bezeichnen, die nad) 
der Teilung als Schutzforſtſtammeinlage zu gelten 
haben. 

815 


Sonftige befondere Bejtimmungen 
für die Oftmarf und andere Gebiete 


(1) In den im $ 14 Abſ. J bezeichneten Gebieten 
gelten ferner die nachſtehenden bejonderen Bor: 
Ichriften. 


(2) Die im $5 Abſ. 2 für anwendbar erklärten 
Vorichriften der Verordnung zur Sicherung der Land: 
bewirtichaftung nebſt Durchführungsbeſtimmungen 
gelten nach Maßgabe der bei ihrer Einführung ge— 
troffenen Vorſchriften. 

(8) Soweit Vorſchriften dieſer Verordnung nicht 
unmittelbar angewendet werden können, find fie finn- 
gemäß anzuwenden. 


(4) Die befonderen Vorichriften werden unwirk— 
fam, ſobald ihr Grund durch die Fortichreitende Ver— 
einbeitlichung des Rechts wegfällt. Hierüber kann in 
Zweifelsfällen der Reichsminiſter der Juftiz im Ein- 
vernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern durd) 
Verordnung oder Allgemeine Verfügung enticheiden. 


Bierter Abjchnitt 


: Schlußbeſtimmungen 
$ 16 
Gebübrenfreibeit für Eintragungen 
im Grundbud) 


Für Eintragungen und Löſchungen im Grundbud), 
die auf Grund eined nad) diefer Verordnung er- 
gangenen Erfuchens der Forftauffichtöbehörde exfol- 
gen, werden Gebühren nicht erhoben. Schuldner der 
Auslagen ift dev Eigentümer. 


$ 17 


Forſtaufſichtsbehörde, 
Landeskulturbehörde, Landesbauernführer 


(1) Bis zur Regelung der Forſtaufſicht durch eine 
befondere Verordnung oder durch reichsforſtgeſetzliche 
Regelung ift, joweit die Beltimmung der Forſtauf— 
fichtsbehörde im 534Abſ. 2 nicht vorbehalten tft, Forſt— 
aufficht3behörde im Sinne des Geſetzes vom 6. Juli 
1938 nebſt Ergänzungs- und Durdführungsbeftim- 
mungen und im Sinne diefer Verordnung in Preu- 
ben der Negierungspräfident, im Saarland der Land— 
forftmeifter; in der Oſtmark, in Bayern ſowie im 
Reichsgau Sudetenland das Negierungsforjtamt und 
in den übrigen Ländern die Landesforftverwaltung. 

(2) Ortlich zuftändig iſt die Forftauffichtsbehörde, 
in deren Bezirk der Grundbefiß ganz oder überiwie- 
gend liegt. In Sweifelsfällen bejtimmt der Reichs— 
forftmeifter die zuftändige Forſtaufſichtsbehörde. 

(3) Die Vorjchriften des $ 80 der Verordnung zur 
Durchführung und Ergänzung des Geſetzes über das 
Erlöfchen der Familienfideikommiſſe und fonftiger ge 
bundener Vermögen vom 20. März 1939 (Mich 
gelebbl I ©. 509) über die Landesfulturbehörde und 

en Landesbauernführer gelten aud im Rahmen 
diefer Verordnung. 


INNEN 
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& 18 
Verhältnis des Schutzforſtrechts 
zu andern geſetzlichen Beftimmungen 


(1) Durch die Vorſchriften diefer Verordnung wer- 
den fonftige reichörechtliche Beſtimmungen über die 
Bewirtichaftung von Waldungen nicht berührt. 


(2) Landesrechtliche Vorſchriften über die Veräuße—⸗ 
rung, Belaftung und Teilung von Waldungen finden 


Berlin, den 21. Dezember 1939. 
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auf Schußforfte feine — Das gleiche gilt 
für lanbesrechtliche Vorſchriften über die Beaufſichti— 
gung und Bewirtſchaftung von Waldungen, ſobald 
die im 84 Abſ. 2 vorbehaltene Regelung in Kraft 
getreten iſt. 

$ 19 


AInfrafttreten 


Diefe Verordnung tritt mitdem auf die Berfündung 
folgenden Tage in Kraft. 


Der Reihsminifter der Juftiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichsforſtmeiſter 
In Vertretung 
Alpers 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
In Vertretung 
Willikens 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 





Berordnung zur Verordnung über die Entladung don Waren. 
Bom 21. Dezember 1939, 


Auf Grund des $ 1 der Verordnung über den 
MWarenverkehr in der Faſſung vom 18. Auguft 1959 
(Reichgefegbl. I ©. 1430) und des $ 20 der Kriegs: 
wirtichaftsverordnung vom 4. September 1939 
(Reichsgefetbl. 1 S. 1609) wird im Einvernehmen 
mit den beteiligten Reichsminiſtern verordnet: 


81 

(1) Die Verordnung über die Entladung von 
Maren vom 30. November 1939 Meichsgeſetzbl. I 
S. 2328) gilt abweichend von den SS 1 und 2 der 
genannten Verordnung aud) am 24. Dezember bis 
14 Uhr und am 26. Dezember. 

(2) An den genannten Tagen und am 31. Dezember 
1939 find die Auflieferer von Waren und deren Be- 
auftraate (4. B. Spediteure und Fuhrunternehmer) 
ebenfalls verpflichtet, die bereitgeftellten Eifenbahn- 
aüterwagen innerhalb der von der Eijenbahn feſt— 
geſetzten Beladefriften zu beladen. 


Berlin, den 21. Dezeinber 1939. 


82 
Empfänger von Waren, die ſich zur Entladung Be— 
auftragter (4. B. Spediteure und Fuhrunternehmer) 
bedienen, find verpflichtet, an Sonnabenden, Sonn— 
und Feiertagen mit Ausnahme des 25. Dezember und 
des Neujahräfeftes die Waren von ihren Beauftrag- 
ten zu übernehmen. 
83 


Die Strafporſchriften des $3 der Verordnung 
vom 30. November 1939 gelten aud) für eine vorſätz— 
liche oder fahrläffige Sumiderhandlung gegen Die 
88 1 und 2 diefer Verordnung. 


84 
Der Reichswirtſchaftsminiſter wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern 
Vorfchriften zur Durchführung und zur Ergänzung 
diefer Verordnung zu erlafien. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
zugleich für den Reichsarbeitsminiſtern 
In Vertretung 


Dr. Qandfried 


Herausgegeben vom Neichemmmfermm Des Innern. — Gedruckt in Der Reichsdructerei. Gerlin. 
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Berordnung 
über die Fortführung des Reichsarbeitsdienſtes für Die männliche Jugend 
während des Krieges. 


Bom 20. Dezember 1939, 


Der Minifterrat für die Neihöverteidigung ver- 
ordnet mit Geſetzeskraft: 


s1ı 
Die Beitimmungen über den Reichsarbeitsdienſt 
für die männliche Jugend nad) dem Reichsarbeits- 
dienftgefeß in der Faſſung vom 9. September 1939 
(Reichsgefeßbl. I ©. 1747) gelten mit nachitehenden 
Anderungen aud) während des Krieges. 


S2 

(1) Vordringliche Aufgaben des Reichsarbeits— 
dienftes während des Krieges find Arbeiten im nter- 
effe der Krieaführung. 

(2) Anforderungen des Chefs des Oberfommandos 
der Wehrmacht auf Arbeitseinfag im Intereſſe der 
Kriegführung haben den Vorrang vor allen anderen 
Einlakanforderungen. 


Für die männlichen Angehörigen des Reichsarbeits— 
dienftes gilt das Recht des Reichsarbeitsdienſtes. Für 
die Dauer des Einfates im Nahmen der Wehrmacht 
fönnen durch den Chef des Oberfommandos der Wehr- 
macht im Einvernehmen mit dem Reichsarbeits— 
führer die für Soldaten geltenden gefeglichen Vor— 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 


Schriften zur Anwendung kommen, ſoweit die Art 
des Einſatzes e8 bedingt. 


84 | 

(1) Die Erfüllung der, Neichsarbeitsdienftpflicht 
bildet auch im Kriege geundfählich die Vorausſetzung 
für die Einziehung zum Wehrdienit für den Geburts 
jahrgang 1920 und die jüngeren Geburtsjahrgänge. 

(2) Ausnahmen, die durch die Forderungen der 
Kriegführung und der Kriegäwirtichaft geboten find, 
beftimmt da8 Oberfommando der Wehrmacht im 
Einvernehmen mit dem NReichtarbeitsführer und, 
foweit e8 ſich um Forderungen der Kriegswirtſchaft 
handelt, mit dem Generalbevollmäctigten für die 
Wirtichaft. 


85 


(1) Die Dienſtzeit im Reichsarbeitsdienſt beträgt 
ſechs Monate, Eine Verkürzung der Dienftzeit be 
ftimmt da8 Oberfommando der Wehrmacht, wenn 
der Erſatzbedarf der Wehrmacht dies erfordert. 

(2) Für einen vom Neichsarbeitsführer feſtzu— 
fetgenden Hundertſatz der Kopfitärfe kann zur Ein 
ſparung von Reichsarbeitsdienftführern der unteren 
Laufbahn bei freiwilliger Verpflichtung die Dienft 
zeit bi8 zu zwölf Monaten verlängert werden, falls 
nicht die Wehrmacht diefe Längerdienenden Des 
Reichsarbeitsdienftes vorzeitig benötigt. 


Immun 
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6 

(1) Die in der Wehrmacht ald Soldaten befind- 
lichen neuzeitlich ausgebildeten NeichSarbeitsdienft- 
führer ftehen weiterhin der Wehrmacht zur Verfü- 
gung. Von den übrigen unter 35 Jahre alten Reichs— 
arbeitsdienftführern fann jeweils ein Teil im Ein- 
vernehmen mit dem NeichSarbeitsführer zur kämp— 
fenden Truppe oder zur Ausbildung eingezogen wer- 
den. Don dem gejamten Führerbeitand des Reichs— 
arbeitsdienites fünnen jeweils 40 vom Hundert in 
der Wehrmacht als Soldaten verwendet werden. 

(2) Die Ablöfung diefer als Soldaten verwendeten 
Reichsarbeitsdienftführer durch den im Reichsarbeits— 
dienft verbleibenden Teil nad) bemefjener Zeit ift im 
Einvernehmen mit dem Neichdarbeitsführer vorzu- 
jehen. Die Belange der Wehrmacht haben hierbei den 
Norrang. 

$7 

Änderungen in der Gliederung des Reichsarbeits— 
dienftes für die Forderungen des frieggmäßigen Ein- 
jates trifft der Reichsarbeitsführer, erforderlichen- 
falls im Einvernehmen mit dem Oberfommando der 
Wehrmacht. 


8 


(1) Bei Einjat im Nahmen der Wehrmadt wer- 
den die Neichsarbeitsdienftgliederungen den mili- 
täriichen Dienftftellen, denen fie zugeteilt find, unter- 
itellt, foweit e8 die Durchführung der übertragenen 
Aufgaben für Zwecke des Arbeitseinfabes erfordert. 
Die Dienititellen der Wehrmacht find für die wirt- 


Berlin, den 20. Dezember 1939. 


Der Vorſitzende 
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ſchaftliche und Ärztliche Betreuung der ihnen unter- 


ftellten Neidysarbeitsdienftgliederungen verantwert- 


lid). 

(2) Im übrigen bleiben die im Nahmen dev Wehr: 
macht eingefetten Neichsarbeitsdienftgliederungen 
in der Organifation des Reichsarbeitsdienſtes, der 
für Erſatz und Nachſchub an Verfonal, Bekleidung 
und Ausrüftung zuftändig ift. 


(3) Zu höheren militärifchen Dienftftellen, denen 
Neichsarbeitsdienfteinheiten zugeteilt find, treten 
höhere Reichsarbeitsdienftführer zur Bearbeitung 
der Belange und zur Leitung der Erziehung und Aus- 
bildung der bei ihnen eingefeßten NeichSarbeitsdienft- 
einheiten; fie find Difziplinarvorgejegte aller Ange: 
hörigen des Reichsarbeitsdienftes ihres Dienftbereich®. 


89 
(1) Die Unterſtellung ſämtlicher innerhalb der Wehr- 
macht eingejegten Reich8arbeitsdienftgliederungen un- 
ter den ReichSarbeitsführer bleibt im übrigen beftehen. 
(2) Der Reichdarbeitsführer nimmt diefen gegen- 
über die Stellung eines Generalinfpetteurs ein. 


8 10 


Der Neichaminifter des Innern exläßt die zur 
Durchführung und Ergänzung diefer Verordnung 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorfchriften; 
soweit die Wehrmacht betvoffen wird, exläßt fie das 
Oberfommando der Wehrmadt im Einvernehmen 
mit dem Neichäminifter des Innern. 


des Minifterrats für die Neichsverteidigung 


Göring 
Generalfeldmarichall 


Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Frick 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 


Dr. Lammers 


ſſſſ 





—R——— 
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Berordnung über die Einführung der Deutſchen Gemeindeordnung 
in den eingegliederten Dftgebieten. 


Bom 21. Dezember 1959, 


Auf Grund des $ 8 des Erlaſſes des Führers und 
Reichskanzlers über Gliederung und Verwaltung der 
Oftgebiete vom 8. Oftober 1939 (Neichsgefeßbl. I 
S. 2042) und des $ 4 des Geſetzes über die Wieder- 
vereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deut- 
chen Reich vom 1. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I 


S. 1547) wird’ folgendes verordnet: 


Artifell 

Einführung der Deutjchen Gemeindeordnung (D6D) 

(1) Die Deutfche Gemeindeordnung vom 30. Januar 
1935 (Reichsgefeßbl. 1 ©. 49) gilt vom 1. Januar 
1940 ab 

a) in ſämtlichen Gemeinden der ehemaligen freien 
Stadt Danzig, 

b) in den Stadtkreifen der Reichsgaue Danzig. 
Meftpreußen und Poſen jowie der in die Pro— 
vinzen Schlefien und Oftpreußen eingeglieder- 
ten Gebietsteile, 

(2) In den übrigen Gemeinden der Reichsgaue 
Meftpreußen und ofen fowie der in die Provinzen 
Schlejien und Oftpreußen eingegliederten Gebietsteile 
gilt das Necht dev Deutjchen Gemeindeordnung erſt 
von dem Zeitpunkt an, in dem e8 den einzelnen Ge- 
meinden durch den Reichsftatthalter (Oberpräfiden- 
ten) verliehen wird. 


Artikel I 


Übergangsvorjchriften für die Gemeinden der ehemals 
Freien Stadt Danzig, für die Stadtfreife der Reichsgaue 
Danzig-Weftpreufen und Poſen und der in die Provinzen 
Scylefien und Oſtpreußen eingegliederten Gebietsteile 
jowie für die Gemeinden, denen jpäter das Recht der 
Deutjchen Gemeindeordnung verliehen wird 


Zum $ 2 d60 81 

Die Gemeinden führen die ſtaatlichen Aufgaben, 
die ihnen bisher zur Erfüllung nad) Anweifung über- 
tragen worden find, nach den hierüber geltenden Vor— 
ichriften weiter. 


3um $3 980 N 2 

(1) Satungen, Ordnungen und Bejchlüffe der Ge 
meinden, die vor dem Inkrafttreten der Deutichen 
Gemeindeordnung zuftande gefommen find, bleiben in 
Geltung, foweit fie nicht den Vorfchriften der Deut- 
chen Gemeindeordnung oder den hierzu erlaffenen 
Verordnungen widerjpreden. 

(2) Der Reichaminifter des Innern kann Verord- 
nungen und Vorfchriften, durch die Gemeinden vor 


dem nfrafttveten der Deutichen Gemeindeordnung 
ermächtigt werden, andere ald eigene Angelegenheiten 
($ 3 DGO) dur Sabung zu regeln, bis zur reichs— 
rechtlichen Neuregelung diefer Sachgebiete aufrecht: 
erhalten. Er kann diefe Befugniffe auf die Reichs 
ſtatthalter übertragen. 

83 

(1) Offentlihe Bekanntmachungen erfolgen 

1. in den Gemeinden mit mehr ala 10 000 Ein- 
wohnern in einer vom Bürgermeifter bejtimm- 
ten Tageszeitung, 

2. in Gemeinden mit weniger ald 10 000 Ein. 
wohnern nad) näherer Beitimmung der Sabung 
in ortsüblicher Weile, 

(2) In den Fällen des Abſ. 1 Nr. 1 kann durch 
Satung für beftimmte Angelegenheiten eine verein 
fachte Form der öffentlichen Bekanntmachung beibe 
halten werden. 

(3) Bis zum 1, April 1940 Tann die bisherige Art 
der öffentlichen Bekanntmachung beibehalten werden. 


S 4 Zum $5 980 

Einwohner der Gemeinde ift, wer in ihr eine Woh- 
nung unter Umſtänden innehat, die darauf ſchließen 
laffen, daß er die Wohnung beibehalten und benußen 


wird. 
S 5 Zum $ 18 980 
Soweit bisher ein Anſchluß- oder Benutzungs— 
zwang in anderer Weife und auch für andere Einrich— 
tungen vorgefchrieben ift oder vorgeichrieben werden 
fonnte, bleiben die bisherigen Vorſchriften bis zum 
Erlaß einer Sabung nad 8 18 der Deutichen Ge 
meindeordnung in Geltung. 


86 Zum $ 19 980 
(1) Bürger der Gemeinde find die Neihsbürger im 
Sinne des bisherigen Rechts und die Volfsdeutichen, 
die nah Maßgabe des Reichsbürgergeſetzes Reichs 
bürger werden, wenn fie die übrigen Vorausſetzungen 
des $ 19 DEGD erfüllen Vollendung des 25. Yebens- 
jahres, mindeſtens einjähriger Wohnfiß in der Ge- 
meinde, Befib der bürgerlihen Ehrenredhte). Won 
dem Erfordernis des einjährigen Wohnſitzes in der 
Gemeinde kann der Bürgermeifter Ausnahmen zu , 
laffen. 
(2) Wohnt jemand in mehreren Gemeinden ($ 5), 
jo erwirbt er das Bürgerrecht nur in deu Gemeinde, 
in der er fich überwiegend aufbält. 


IIINIMIIN 
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Zu den $$ 30, 31 DO 87 

Gegen die ablehnende Entſcheidung des Bürger— 
meiſters findet bis zur Errichtung von Verwaltungs— 
gerichten in Gemeinden, die nicht Stadtfreife find, 
die Beſchwerde an den Landrat und die weitere Be— 
ſchwerde an den Regierungspräfibenten ftatt. In 
Stadtfreifen findet die Beihwerde an den Regierung®- 
präfidenten ftatt. $30 Abſ. 2 der Deutichen Ge- 
meindeordnung gilt finngemäß. 


Zum $ 32 DO 88 

Soweit bisher Gemeindevertretungen, Gemeinde— 
räte, Ausſchüſſe und Kommiſſionen zu Beſchlüſſen, 
Entſcheidungen oder Wahlen zuſtändig waren, tritt 
an ihre Stelle der Bürgermeiſter. 


89 
Die Bürgermeiſter und Beigeordneten ſind bis 
zum 1. April 1940 neu zu berufen. 


dum $32 DOO $ 10 
Stadtfreife im Sinne der Deutichen Gemeinde 
ordnung find die Städte Bromberg, Danzig, Gnefen, 
Gotenhafen, Graudenz, Hohenſalza, Kaliſch, Katto— 
witz, Königshütte, Leslau, Lodſch, Poſen, Sosnowitz, 
Thorn und Zoppot. 
Zum $ 36 Abf. 2 DEO s ıl 
Geichäfte der laufenden Verwaltung, die für Die 
Gemeinde geldlih von nicht erheblicher Bedeutung 
find, bedürfen bis auf weiteres nicht der Form des 
$ 36 Abi. 2 der Deutjchen Gemeindeordnung. Das 
aleiche gilt für die Geichäfte, die ein für das Geſchäft 
oder den Kreis von Geſchäften ausdrüdlich Bevoll- 
mächtigter abfchließt, wenn die Vollmacht in der 
Form des $ 36 Abf. 2 der Deutichen Gemeindeord- 
nung erteilt ift. 
Zum $ 43 dSO s 12 
Hauptamtlice Bürgermeiſter und Beigeordnete, 
die nad) 8 43 Abi. 2 DEGO ausfcheiden, ftehen ſolchen 
Beamten gleich, die wegen Dienftunfähigfeit aus— 
ſcheiden. 
Zum 845 DO $ 13 
(1) Wird die Berufung eines hauptamtlichen 
Bürgermeiſters oder Beigeordneten nad) $ 45 der 
Deutichen Gemeindeordnung zurüdgenommen, fo find 
ihm bis zum Ablauf des dritten Monats, der auf den 
Monat folgt, in dem die Berufung zuridgenommen 
wird, von der Gemeinde die bisherigen Bezüge weiter: 
zuzablen. Hierbei finden auf die Weiterzahlung von 
Aufwandsentihädiqungen die Vorſchriften entjpre- 
chend Anwendung, die für die in den Warteftand ver: 
ſetzten Beamten des Reichs gelten. Die Bezüge ver- 


UT, 
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ringern fi) um den Betrag, den der bisherige Bürger- 
meifter oder Beigeordnete aus einer neuen Verwen⸗ 
dung im öffentlichen Dienft bezieht. 

(2) War der Bürgermeifter oder Beigeordnete vor 
feiner Berufung befoldeter Beamter de8 Reichs, eines 
Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeindeverban- 
des, fo gelten die befonderen VBorichriften des $ 14. 


$ 14 
(1) Wird die Berufung eines Bürgermeifters oder 
Beigeordneten, der vor feiner Berufung bejoldeter 
Beamter des Reichs, eines Landes, einer Gemeinde 
oder eines Gemeindeverbandes war, zurüdgenommen, 
fo ift er mit dem aus dem früheren Dienftverhältnis 


folgenden Befoldungsdienftalter und der ruhegehalt- 


fähigen Dienftzeit unter Anrechnung der nad) der Be: 
rufung verbrachten Dienftzeit in fein früheres Dienft- 
verhältnis zu übernehmen, fofern nicht Gründe vor- 
liegen, die auch jonft der Berufung eines Beamten 
entgegenftehen. Die Übernahme fann auch dann ver- 
jagt werden, wenn die früher befleidete Stelle die 
eines politiſchen Beamten, eines leitenden Beamten 
eines Gemeindeverbandes oder eines Bürgermeifters 
war. 

(2) Wird der Beamte in jein früheres Dienftver- 
hältnis zurückübernommen, fo ift ex möglichſt bald in 
einer feiner früheren aleihwertigen Stelle wieder zu 
verwenden. Bis zu diefem Zeitpunkt hat er die Stel- 
[ung eines Beamten, der nad) den Vorſchriften des 
Deutichen Beamtengefetes (DBG) vom 26, Januar 
1937 (NReichsgefeßbl. I ©. 39) in den Wartejtand ver- 
jeßt worden if. War er in feiner früheren Stelle 


- auf Zeit angeftellt und ift er bei Ablauf der Amtszeit 


noch nicht wieder verwendet, jo jheidet er aus. 

(3) Wird der Beamte nicht in fein früheres Dienft- 
verhältnis zurüdübernommen, fo hat er gegenüber 
der Gemeinde, in deren Dienft ex zuleßt geftanden hat, 
die Stellung eines Beamten, der nad) den Borichriften 
des Deutichen Beamtengefetes in den Warteftand 
verjeßt worden iſt. Abſ. 2 letter Sat gilt entipre- 
chend. 

(4) für die Berechnung und Zahlung des Warie- 
geldes in den Fällen der Abf. 2 und 3 gelten folgende 
Norichriften: 

1. Der Berechnung des Wartegeldes ift das Dienft- 
einfommen zugrunde zu legen, das dem Bürger: 
meifter oder Beigeordneten gewährt wurde. 

2. Das Wartegeld beträgt höchjtens 80 vom Hun- 
dert des der Berechnung des Ruhegehalts zu- 
arunde zu legenden Dienfteintommeng, in 
feinem Falle aber mehr als das Dienfteinfom- 
men der Stelle, die der Bürgermeifter oder 
Beigeorönete vor feiner Berufung befleidete. 
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(5) Das Wartegeld, da8 Ruhegeld und die Hinter: 
bliebenenbezüge find in den Fällen der Abi. 2 und 3 
von der früheren Dienſtkörperſchaft und der Ge- 
meinde, in deren Dienft dev Beamte zuleßt geftanden 
bat, je zur Hälfte zu tragen. 


Zum $ 48 DSO $ 15 

Die Gemeinderäte und Beiräte find bis zum 1. April 
1940 neu zu berufen. 
Zum $ 62 DSO $ 16 

Ohne Rückſicht auf die Höhe des Mertes ($ 17) iſt 
der Abichluß von Rechtsgeſchäften, Die den Verkauf 
oder den Tauſch von Grundftüden zum Gegenstand 
Iyaben, genehmigungsfrei, wenn ex erfolgt 


1. im Zuſammenhang mit der Feſtſetzung bon 
Straßen und Baufluchtlinien nad) den hier- 
über beitehenden Vorjchriften; 

I, aus Anlaß des Baues, der Unterhaltung und 
der Verbefferung von Straßen und Pläßen, 
Wegen, Schienen und Wafferläufen (Anlage, 
Veränderung, Verlegung, Erweiterung umd 
Unterhaltung diejer Anlagen), Schaffung von 
Bauftoff- und Abraumlagerpläßen; 

3. zur Förderung der Errichtung von Wohnſtät— 
ten, ihrer Verſorgung mit Gartenland ſowie 
der Verſorgung mit Gas, Waſſer, Elektrizität, 
Wärme und zum Anſchluß an Kanaliſations— 
anlagen; nicht befreit iſt dev Abſchluß derarti— 
ger Geſchäfte | 
a) in Gemeinden mit weniger ala 10 000 Ein- 

wohnern, 
b) wenn in den übrigen Gemeinden das Grund- 
ſtück mehr als 2500 Duadratmeter großift; 

4, im Zuſammenhang mit Fluß- und Bahrequ- 
lierungen; 

5. zur Wiederveräußerung ſolcher Grundſtücke, Die 
von der Gemeinde erworben worden find, um 
eine ihr zuftehende Hypothek zu erhalten. 


$ 17 

Ohne Rückſicht auf den Swed des Verkaufs oder 

Tauſchs ($ 16) iſt der Abſchluß von Rechtsgeſchäften, 
die den Verkauf oder den Tauſch von Grundſtücken 
zum Gegenſtand haben, genehmigungsfrei, wenn der 
Wert des Grundſtücks 

1, in Gemeinden mit nicht mehr als 10000 Ein- 
wohnern 1000 Reichsmark, 

3, in Gemeinden mit mehr ala 10000 Einwoh— 
nern, die nicht Stadtkreife find, 2500 Reiche: 
matt, 

3. in Stadtfreifen 10 000 Reichsmark 
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nicht überjteigt. Als Wert ift der Beräuferungspreid 
zugrunde zu legen. 


$18 
Dem Antrag auf eine grundbuchamtliche Eintra- 


gung ift eine Erklärung des Bürgermeifters beizu- 
fügen, daß der Abſchluß des Rechtsgeſchäfts nad) diejen 
Vorſchriften genehmigungsfrei ift. In der Erklärung 
ift auf die in Frage kommende Vorſchrift ausdrücklich 
Bezug zu nehmen. 


819 Zum $ 76 DEO 
(1) Darlehen dürfen bis zum 1. April 1940 auf: 


genommen werden, ohne daß fie im außerordentlichen 
Haushaltsplan und in der Haushaltsſatzung vorge. 
ſehen find. 


(2) Mit der Feitftellung der Haushaltsjagung 1940 


erlöſchen Darlehnsermächtigungen auf Grund frühe⸗ 
rer Entſchließungen, und zwar auch dann, wenn die 
Darlehnsaufnahme bereits genehmigt war. 


(3) Entſprechendes gilt für die Aufnahme von Raffen- 
frediten Vorichußdarlehen undKRontoforrentfrediten). 


Ss 20 Zum $ 83 DO 
Für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 
1940 ift ein Zwiſchenhaushaltsplan aufzuitellen. Dex 


Zwiſchenhaushaltsplan bedarf der Genehmigung Der 
Auffichtsbehörde. 


821 Zum $ 107 D60 
Auffihtsbehörde über die Gemeinden, die nicht 
Stadtkreife find, ift der Fandrat. Aufſichtsbehörde über 


die Stadtkreife iſt der Negierungspräfident. Diejer 
ift zugleich obexe Aufſichtsbehörde im Sinne der Deut: 


ichen Gemeindeordnung. 


$ 22 

(1) Zuitändige Auffichtebehörde im Sinne des $ 12 
der Deutſchen Gemeindeordnung ift, wenn durch Die 
Grenzitreitigfeit die Grenzen von Gemeinden berührt 
werden, die in verfchiedenen Landfreifen liegen, Die 
obere Auffichtsbehörde; werden durch die Grenzſtreitig— 
keit die Grenzen von Gemeinden berührt, die im Amts— 
bezirk verſchiedener oberer Aufſichtsbehörden liegen, 
ſo entſcheidet der Reichsſtatthalter (Oberpräfident). 
Die hiernach zuftändige Behörde kann eine unbetei- 
ligte nachgeoxdnete Auffichtsbehörde mit der Entichei- 
dung beauftragen. 


(2) Abſ. 1 gilt entjprechend, wenn 

1. im Falle des $ 15 Abſ. 2 der Deutſchen Ge— 
meindeordnung die an der Auseinanderſetzung 
beteiligten Gemeinden in verſchiedenen Land— 
kreiſen oder in den Amtsbezirken verſchiedener 
oberer Aufſichtsbehörden liegen, 


628 
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2. in einer Angelegenheit, die nach den Vorſchrif— 
ten der Deutichen Gemeindeordnung der Ge- 
nehmigung bedarf, der von der Auffichtsbehöude 
verwaltete Gemeindeverband ala folder betei- 
ligt iſt. 

Zum $ 117 960 s 23 

(1) Die Änderung des Gemeindegebiets nad $ 15 
der Deutichen Gemeindeordnung ſpricht aus 

1. der Reichöftattbalter (Oberpräfident), wenn 
hierdurch eine Gemeinde aufgelöft oder neu ge- 
bildet wird, 

2. die Auffichtsbehörde, wenn durd) die Grenz. 
änderung bisher unbewohnte Gebietsteile in 
eine andere Gemeinde eingegliedert werden, 

3. ſonſt die obere Aufſichtsbehörde. 

(2) Werden in ſachlichem Zuſammenhang und zu 
gleicher Zeit die Grenzen mehrerer Gemeinden ge 
ändert, fo ſpricht, wenn dabei nach Abſ. 1 die Zuftän- 
digkeit mehrerer Behörden gegeben fein würde, bei 
Beteiligung des Neichsftatthalters (Oberpräfidenten) 
diefer, bei Beteiligung der oberen Auffichtabehörde 
und von Auffichtsbehörden die obere Auffichtsbehörde 
die Anderung des Gemeindegebiets aus. 

(3) Vorfchriften, denen zufolge die Anderung des 
Gemeindegebiets ala Folge eines Umlegungsverfah— 
rens eintritt, bleiben unberührt. 


S 24 
Merden im Falle des $ 15 der Deutichen Gemeinde- 
ordnung durch die Anderung de8 Gemeindegebiets 
Amtsbezirke mehrerer der nad) $ 23 Abſ. 1 zuftändi- 
gen Behörden berührt, fo ſpricht 

1. wenn die Amtäbezivte mehrerer Landräte be- 
rührt werden, der Negierungspräfident, 

2, wenn die Amtsbezirke mehrerer Negierungs- 
präfidenten berührt werden, der Reichsſtatthal— 
ter (Oberpräfident) 

Die Grenzänderung aus, 


Ss 25 
Die nad) den bisherigen Vorjchriften beftehenden 
Zweckverbände und ähnlichen Einrichtungen bleiben 
bis auf weiteres beitehen. 


S 26 

Gleichzeitig mit der Deutihen Gemeindeordnung 

treten in Kraft 

L, die Nücklagenverordnung vom 5. Mai 1936 
(Reichsgeſetzbl. I S. 435), 

2. die Verordnung Über die Aufftellung und Aus- 
führung des Haushaltöplans dev Gemeinden 
(GemßVO) vom 4. September 1937 (Reichs: 
geſetzbl. ©. 921), | 
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3. die Verordnung Über das Kaffen- und Rech— 
nungswejen der Gemeinden (KuNVO) vom 
2. November 1938 (Reichsgefeßbl. IS. 1583), 
4. die Eigenbetriebsverordnung vom 21. Novem- 
ber 1938 (NReichögefeßbl. I ©. 1650), 

. die Verordnung über gemeindefreie Grundftüde 
und Gutsbezirfe vom 15. November 1938 
(Neichögefetbl. I ©. 1631). 


IM 


5140-1438 


oz 


Artifel I 
Vorſchriften 
über die Verwaltung der übrigen Gemeinden 
81 

Gemeinden, denen das Recht der Deutſchen Ge— 
meindeordnung vom 30. Januar 1935 (Reichöge- 
jeßbl. I S. 49) nicht verliehen worden ift, werden 

durch Amtskommiſſare verwaltet. 


82 

Die Amtskommiſſare werden vom Reichsſtatthalter 
(Oberpräfidenten) oder der von ihm ermäditigten Be- 
Hörde entweder für einzelne Gemeinden oder für 
mehrere Gemeinden gemeinfam berufen. m leßteren 
Falle beftimmt der Reichsftatthalter (Oberpräfident) 
den Amtsbezirt des Amtskommiſſars und feinen 
Namen; er kann die Grenzen und den Namen bon 
Amtsbezirken ändern. 


83 

(1) Der Amtskommiſſar ſowie die ihm beigegebe— 
nen Dienftfräfte werden von dein Landkreis ernannt 
bzw. angeftellt, zu dem der Amtsbezirk gehört. Die 
perfönlichen Koften fallen dem Amtsbezirk zur Laſt. 

(2) Der Amtskommiſſar kann bauptamtlich oder 
ehrenamtlich ernannt werden; im leßteren Falle wird 
ev auf fechs Jahre ernannt. Der hauptamtliche Amts— 
kommiſſar und die ihm beigegebenen hauptamtlichen 
Beamten find ohne die Beihränfungen des $ 35 Ab. 2 
des Deutichen Beamtengejeßes (DBG) vom 26. Ja— 
nuar 1937 GReichsgeſetzbl. I ©. 39) verſetzbar. 

84 

(1) Amtsbezirke, die nur aus einer Gemeinde be— 
itehen, haben die Stellung einer Körperichaft des 
öffentlichen Rechts. In ihnen führt der Amtskommiſ— 
far die gefamte Verwaltung, foweit fie nicht anderen 
Behörden ausdrücdlich zugewiefen ift, nad) den be- 
jtehenden Vorjchriften und den Weifungen der vor- 
geſetzten Behörden. Der Amtskommiſſar fann die ihm 
beigegebenen Beamten und Angeitellten mit jeiner 
Vertretung beauftragen; Verpflichtungserklärungen 
fönnen im Falle der Vertretung des Amtskommiſſars 
ftet3 nur in fchriftlicher Form von zwei vertretung®- 


| berechtigten Beamten oder Angeſtellten abaegeben 
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werden, ſoweit e8 fi) nicht um Gejchäfte der laufen- 
den Verwaltung Handelt, die geldlich nicht von erheb- 
licher Bedeutung find. 


(2) Für die Wirtfchaftsführung im Amtsbezirk ael- 
ten die Vorfchriften des Sechften Teils der Deutjchen 
Gemeindeordnung finngemäß. Im Übrigen regelt der 
Reichsminifter des Innern oder die von ihm ermäch— 
tigte Behörde die Verwaltungsführung des Amts— 
kommiſſars durch Dienſtanweiſung. 


85 

(1) In Amtsbezirken, die aus mehreren Gemeinden 
beitehen, haben nur die zum Amtsbezirk gehörigen Ge— 
meinden die Stellung von Körperſchaften des öffent- 
lichen Rechts. Die Verwaltung wird nah Maßgabe 
des SA gemeinjam durch den Amtsfommiffar ae 
führt; für Verpflihtungen, die deu Amtskommiſſar 
im Rahmen dieſer Verwaltung eingeht, haftet Die 
Gefamtheit der zum Amtsbezirf gehörigen Gemeinden. 


(2) An den Fällen des Abſ. 1 wird für alle Gemein- 
den des Amtsbezirks ein gemeinfamer Haushaltsplan 
aufgeftellt und einheitliche Rechnung gelegt. Der 
Amtstommiffar kann in den Gemeinden zu feiner Un- 
terftügung in örtlichen Angelegenheiten Ortsvorſteher 
beſtellen und ſie abberufen. 


Berlin, den 21. Dezember 1939. 
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86 

(1) Wird in den Fällen des $ 4 einer Gemeinde das 
Recht der Deutichen Gemeindeordnung verliehen, fo 
ift der Hauptamtliche Amtstommiſſar entweder in den 
Dienft dev Gemeinde zu berufen oder in ein anderes 
Amt zu verfeßen. Die übrigen Beamten und Ange- 
itellten des Amtsbezirks treten in den Dienjt dev Ge 
meinde über. 


(2) Wird in den Fällen des $5 einer zum Amts— 
bezirk gehörenden Gemeinde das Necht der Deutjchen 
Gemeindeordnung verliehen, fo ſcheidet fie im Bereich 
der ihr zuftehenden Selbftwerwaltung aus der Ver: 
waltung des Amtskommiſſars aus. Soweit erforder 
(ich, regelt die Auffichtsbehörde die Auseinanderjegung 
mit den übrigen Gemeinden des Amtsbezirks, fie kann 
ferner Beamte und Angeftellte des Amtsbezirks in den 
Dienſt der Gemeinde einweijen. 


Artifel IV 
Inkrafttreten 
Die Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft. 
Der Reihsminifter des Innern fann für einzelne Ge: 
bietsteile das Inkrafttreten aller oder einzelner Vor— 
schriften des Artikels III bis zum 1. Juli 1940 auf- 
ichieben. 


Der Reihsminifterdes Innern 
Frick 


as ar a — — — — — 


Berordnung über den Ladenſchluß. 
Vom 21. Dezember 1939. 


Auf Grund der 88 20 und 29 der Kriegawirt- 
ichafteverordnung vom 4. September 1939 (Reiche: 
geſetzbl. I S. 1609) wird im Einvernehmen mit dem 
Generalbevollmächtigten für die Wirtfchaft verordnet: 

51 

Die Zeit, in der offene Verkaufsſtellen für den ge— 
ſchäftlichen Verkehr geſchloſſen ſein müſſen, wird durch 
behördliche Anordnung feſtgeſetzt. Soweit eine ſolche 
Anordnung nicht ergeht, gelten die bisherigen Vor— 
ſchriften. 

82 

Die Inhaber offener Verkaufsſtellen ſind verpflich— 
tet, während der Verkaufszeit ($ 1) ihre Geſchäfte 
offen zu halten. Durch behördliche Anordnung fann 
diefe Verpflichtung aufgehoben werden; fie gilt ferner 
nicht in Notfällen, 


83 
Die Verordnung gilt für Verkaufsſtellen aller Art 
einſchließlich der Apotheken. Für den Nacht- und 
Sonntagsdienſt der Apotheken verbleibt es bei der 
bisherigen Regelung. 


84 
Die Geltung der 881 und 2 kann durch behörd— 
liche Anordnung finngemäß auf den Großhandel aus: 
gedehnt werden, jofern dies zur Sicherſtellung einer 
geordneten Verforgung der Bevölkerung erforderlid) 
ericheint. 


85 


Die Vorſchriften über die Arbeitszeit, die Sonn 
tagsruhe und den Jugendſchutz der Gefolgſchaftsmit— 


glieder bleiben unberührt. 
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Auf Sumwiderbandlungen gegen die Vorichriften 
diefer Verordnung und der auf Grund der Verord- 
nung ergangenen Anordnungen finden die Straf: 
beftimmungen über Verſtöße gegen die bisher gelten- 
den Rorichriften über den Ladenjchluß Anwendung. 


$7 
Die Aufjiht über die Durchführung der Vor— 


jchriften Diejer Verordnung üben Die Gewerbeaufficht®- 
ämter und die Dolizeibebörden aus. 


Berlin, den 21. Dezember 1939. 
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Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


8 
Vorfchriften zur Durchführung und Ergänzung 
diejer Verordnung werden vom Reichsarbeitäminifter 
im Einvernehmen mit dem Reichdwirtichaftsminifter, 


foweit fie den Apothefenbetrieb berühren, im Einver- 


nehmen mit dem Reichöminifter des Innern erlaflen. 


s9 
Der Reichsarbeitsminifter beftimmt im Einver- 
nehmen mit dem Reichswirtichaftsminifter den Zeit- 
punft, an dem diefe Verordnung außer Kraft tritt. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Stanz Seldte 


Berordnung über die Einführung von Reichsarbeitsdienſtrecht 
im Proteftorat Böhmen und Mähren. 


Bom 22, Dezember 1939, 


Auf Grund des Erlafjes des Führers und Reichs— 
kanzlers über das Proteftorat Böhmen und Mähren 
vom 16. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 485) wird 
berorönet: 

51 


Für die deutſchen Staatsangehörigen im Protek— 
torat Böhmen und Mähren gelten mit Wirkung ab 
1. Dezember 1939 

1. das Reichsarbeitsdienſtgeſetz in der Faſſung vom 
9. September 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1747), 

2. die Verordnung über die Durchführung der 
Reichsarbeitsdienſtpflicht für die weibliche Ju— 
gend vom 4. September 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1693), 

3. das Fürforge- und Verſorgungsgeſetz für Die 
ehemaligen Angehörigen des Reichsarbeits— 
Dienstes und ihre Hinterbliebenen — Reichs— 
arbeitsdienftverforgungsgefeg — vom 8. Sep- 
tember 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1158), 


Berlin, den 22. Dezember 1939, 


4, die Verordnung über die vorläufige Fürforge 
und Verſorgung der weiblichen Angehörigen 
des Reichsarbeitsdienſtes und ihrer Sinterblie- 
benen vom 11.November 1939 (Reichögefeßbl. I 
S. 2183) 

und die zu ihrer Durchführung und Ausführung er- 
gangenen Verjchriften. 


$2 
Soweit Vorjehriften, die durch diefe Verordnung 
im Droteftorat Böhmen und Mähren eingeführt wer- 
den, dem Wortlaut nach nicht unmittelbar angewen- 
det werden fünnen, find fie finngemäß anzumenden. 


3 — 


Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Ver— 
ordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor— 
ı Schriften erläßt der Reichsminiſter des Innern, 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
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VBerordnung über die Einführung des Futtermittelgeſetzes 
und der Berordnung über die Herſtellung von Miſchfuttermitteln 
in der Ditmark und im Reichsgau Sudetenland. 


Bom 15. Dezember 1959. 


Auf Grund des Gefeßes über die Wiedervereinigung 
Oſierreichs mit dem Deutſchen Reid) vom 13. März 
1938 (NReichsgefeßbl. I S. 237) und auf Grund des 
Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers über Die Ver— 
waltung der judetendeutichen Gebiete vom 1. Dftober 
1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 1331) wird verordnet: 

81 

In der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland 
gelten: 

1. das Geſetz Über den Verkehr mit Futtermitteln 
(Futtermittelgefeß) vom 22, Dezember 1926 
(Reichögefeßbl. I ©. 525), 

2, die Verordnung zur Ausführung des Futter— 
mittelgefeßes vom 21. Juli 1927 (Neichsgefeßbl. I 
S. 225), 

3, die Verordnung über die Probeentnahme von 
Futtermitteln vom 21. Juli 1927 Geeichsgeſetzbl.J 
S. 235), 

4. die Verordnung Über die Herftellung von Miſch— 
futtermitteln vom 22, Dezember 1937 (Reiche- 


Berlin, den 15. Dezember 1939. 


geſetzbl. I ©. 1410), dieſe mit dev Maßgabe, daß 
an die Stelle des in den $$ 1, 6 und 7 genannten 
Zeitpunftes dev 1. Juli 1940 tritt. 


2 
Soweit Vorfehriften, die durch diefe Verordnung 
eingeführt werden, in der Oftmark und im Reichsgau 
Sudetenland nicht unmittelbar angewandt werden 
können, find fie finngemäß anzuwenden. 


53 | 

Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün- 
dung in Kraft. Gleichzeitig treten die Verordnung des 
Aderbauminifters im Einvernehmen mit den beteiligten 
Miniftern vom 30. Auguft 1916, betreffend den Verkehr 
mit Futtererzeugniffen (öfterr. REBl. Nr. 277) und 
alle in der Oſtmark oder im Reichsgau Sudetenland 
geltenden Vorſchriften, die mit den eingeführten Vor— 
schriften nicht im Einklang ftehen, außer Kraft. 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag 
Moritz 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 
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Dritte Durchführungsverordnung zur Sachſchädenfeſtſtellungsverordnung 
(Schiffahrtichädenverordnung). 


Bom 18. Dezember 1939. 


Auf Grund des $ 1 Abf. 3 und des $ 24 der Sad). 
ichädenfeftitellungsverordnung vom 8. September 
1939 (Neichsgeietbl. I S. 1754) wird verordnet: 


sı 
Anwendungsgebiet 

(1) Für Sachſchäden der Schiffahrt gilt die Sad) 
ichädenfeftftellungsverordnung mit den ſich aus dieſer 
Durchführungsverordnungergebenden Abweichungen. 

(2) Sachſchäden der Schiffahrt find diejenigen 
Schäden, die an See- oder Binnenfdiffen, ihrer Aus— 
vüftung, ihrem Zubehör, ihrer Ladung und der an 
Bord befindlichen Habe der Schiffsbeſatzung entjtehen. 
Zu den Schäden der Schiffahrt gehören auch Schäden 
an ſchwimmendem Gerät, an Fähren und Flößen. 


82 
Schiffahrtſchäden im Ausland 

Die Sachſchädenfeſtſtellungsverordnung findet auch 
Anwendung auf Sachſchäden dev deutſchen Schiff: 
Fahrt, die außerhalb des Gebiets des Großdeutſchen 
Reichs entſtehen. 
> 

Feftftellungsbehörden 

(1) An die Stelle der im $ 8 Abf. 2 und in den 
$$ 12 und 15 der Sachſchädenfeſtſtellungsverordnung 
und in der Erſten Durchführungsverordnung vom 
91, September 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1864) be- 
stimmten Behörden treten folgende Behörden: 

a) andie Stelle der unteren Vewwaltungsbehörden: 
die Wafferftraßenämter oder die entiprechenden unte— 
ven Behörden der Reichswaſſerſtraßenverwaltung, 

b) an die Stelle der höheren Verwaltungsbehörden: 
in Dreußen . . . . die Oberpräſidenten Waſſerſtraßen— 

direktionen) und die Regierungs— 
präſidenten 
in Schleswig, Stade und Aurich, 
in Bayern ..... die Regierungspräſidenten, 
in derOftmart. der Landeshauptmann in Nieder— 
donau — Wafferftraßendireftion — 
in Wien, 


un 


in Sachjen und 
im Reichsgau 
Sudetenland. . der Neichsftatthalter in Sachſen — 
Landesregierung — Minifterium 
für Wirtichaft und Arbeit 
in Dresden, 
in Württemberg die Wafferftraßendirektion 
in Stuttgart, 
das Badiſche Finanz und Wirt 
ichaftsminifterium, Abteilung für 
Waller und Straßenbau, 
in Karlsruhe, 
der Reichsftatthalter — Kandesregie- 
runa — Bauverwaltung 
in Darmitadt, 


in Baden 


- .- 1 » 9... 


in Heſſen 
/ 













u 


in Mecklenburg das Mecklenburgiſche Staatsmini- 
fterium — Abteilung Inneres — 

in Schwerin, 

. das Oldenburgijche Minifterium des 
Innern — Abteilung Reichswaſſer⸗ 
ftraßen — 

in Oldenburg, 
in Braunfchweig der Braunſchweigiſche Finanzmini— 
fter, Tiefbauabteilung, 
in Braunfchweig, 


in Oldenburg . 


in Anbalt...... der Anhaltiſche Staatsminifter — 
Landesregierung — Abteilung Fi— 
nanzen 


in Deſſau, 
in Hamburg ,.. der Reichejtatthalter — Staatöver- 
waltung — Wafjerjtraßendireftion 
in Hamburg, 
in Bremen .... die Wafferftraßendireftion 
in Bremen, 
im übrigen 
Reihögebiet .. die von dem Reichsverkehrsminiſter 
zu beftimmenden Behörden. 

(2) Wenn der Schaden in den Hafengebieten Ham- 
burgs oder Bremens oder auf einem Binnengewäller 
entitanden ift, das nicht Reichswaſſerſtraße it, ver- 
bleibt e8 bei der Zuftändigkeit der in der Sachſchäden— 
feftitellungsverordnung und der Erſten Durchfüh— 
rungsverordnung bejtimmten Behörden. Jedoch kann 
der Reichsverkehrsminiſter im Einvernehmen mit 
dem Reichäminifter des Innern die Zuftändigfeit von 
Behörden der Reichswaſſerſtraßenverwaltung für die 
Feftitellung von Schäden der Schiffahrt anordnen, 
die auf nicht zu den Reichswaſſerſtraßen gehörigen 
Binnengewäſſern entitanden find. 


84 

Ortliche Zuſtändigkeit der Feſtſtellungs— 

behörde 

Zuſtändig iſt diejenige Feſtſtellungsbehörde, in 
deren Bereich der Schaden entſtanden iſt, bei Schäden 
außerhalb des Gebiets des Großdeutſchen Reichs die 
Feſtſtellungsbehörde des Heimathafens (Heimatorts). 
In Zweifelsfällen beſtimmt der Reichsverkehrsmini— 
fier oder die von ihm beauftragte Behörde die zuſtän— 
dige Feſtſtellungsbehörde. 

85 
Antragftellung 

(1) Der Antrag auf Feititellung des Schadens kann 
unmittelbar bei der Feſtſtellungsbehörde erſter Rechts— 
ftufe eingereicht werden. In den Fällen des 512 Abj. 2 
der Sachſchädenfeſtſtellungsverordnung fann er aud) 
bei der Feſtſtellungsbehörde zweiter Rechtäftufe, in den 
Fällen des SA Gab 2 diejer Durchführungsverord— 
nung bei dem Reichsverkehrsminiſter eingereicht wer— 
den. Wird der Antrag gemäß $ 10 der Sachſchäden— 
feitftellungsverordnung bei dem Rürgermeifter einge: 
veicht, fo hat diefer ihn ohne weitere Bearbeitung an 


1 Die Feftitellungsbehörde abzugeben. 





— — 
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(2) Wegen Schäden, die außerhalb des Gebiets des 
Großdeutichen Reichs entitanden find, kann der An- 
trag auch bei dem Deutſchen Konfulat des Bezirks ge- 
ftellt werden, in dem das Schiff fid) zur Zeit des Ein- 
tritts des Schadens befindet oder den e8 nad) deſſen 
Eintritt zuerft erreicht. 


86 
Vorſchuß und Schadenerſatz in Natur 


In den Fällen der 88 20 und 21 der Sachſchäden— 
feftitellungsverordnung trifft der Reichsverkehrsmini— 


Berlin, den 18, Dezember 1939. 
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fter gemeinfam mit dem Reichsminiſter des Innern 


und dem Reichäminifter der Finanzen die erforder- 
lihen Anordnungen. 


87 
Schlußvorſchriften 
Dieſe Durchführungsverordnung tritt mit Wir— 
kung vom 26. Auguſt 1939 in Kraft. Bereits bei 
anderen Behörden anhängige Feſtſtellungsverfahren 


gehen auf die nach dieſer Verordnung zuſtändigen Be— 
hörden über. 


Der Reichsverkehrsminiſter 
Dorpmüller 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


——— — — — — — — — — — — — — 


Berordnung 
zur Sicherjtellung der für die Einrichtung des Reichskriegshafens Gotenhafen notwendigen Anlagen. 


# 


Bom 21. Dezember 1939, 


Der Minijterrat für die Reichsverteidigung ver— 

ordnet mit Gefetesfraft: 
Sg | 

(1) In den Hafengebieten des Marinefeitungs- 
gebietes Gotenhafen geht das Eigentum an ſämtlichen 
Liegenſchaften und den von der Kriegsmarine be- 
nötigten und bis zum 29, Februar 1940 in Anfprud) 
aenommenen beweglichen Saden, die am 1. Dftober 
1939 dort vorhanden waren, mit dem Inkrafttreten 
diefer Verordnung — ſoweit es fi) um bewegliche 
Sachen handelt, mit der Inanſpruchnahme — auf 
das Deutiche Neich (Kriegsmarine) über. 


(2) Die Abgrenzung der Hafengebiete nimmt der 
Oberbefehlshaber der Kriegsmarine im Benehmen 
mit den beteiligten Oberften Neichsbehörden vor. Die 
Abgrenzung ift öffentlich befanntzugeben. 


(3) Beftimmte Teile des Hafengebietes werden zu- 
nächit der Wirtichaft dienftbar gemacht. Wann dieſe 
Gebiete voll von der Krieasmarine übernommen wer: 
den und welche der Wirtihaft dienenden Anlagen 
fodann nad Danzig überführt werden, entjcheidet 
der Generalbevollmäctigte für die Wirtichaft im 
Einvernehmen mit dem Oberbefehlshaber der Kriege: 
marine, 

% 


IN 


(1) In den Teilen des Marinefeftungsgebietes 
Gotenhafen, die nicht zu den Hafengebieten (S 1) ge 
hören, geht das Eigentum an denjenigen Liegenſchaften 
und beweglichen Sachen, die der Oberbefehlshaber 
der Krieasmarine für die Einrichtung des Marine 
feftungsgebietes Gotenhafen endgültig benötigt und 


in Anspruch nimmt, mit der Inanſpruchnahme auf das 
Deutſche Reich (Rrieggmarine) über. Ausgenommen 
hiervon ſind Wohngebäude. 


(2) Der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine be— 
ftimmt im Einvernehmen mit dem Neichsminifter des 
Innern, wann der S 2 außer Kraft tritt. 

j 83 

Im Marinefeſtungsgebiet Gotenhafen gehen alle 
Liegenſchaften und beweglichen Sachen, die der Ober— 
befehlshaber der Kriegsmarine für die Durchführung 
des Krieges und zur Einrichtung des Reichskriegs— 
hafens benötigt und in Anſpruch nimmt, mit der 
Inanſpruchnahme in die Verwaltung der Kriegs— 
marine über. Die Inanſpruchnahme des Wohnraums 
wird von der Kriegsmarine im Einvernehmen mit 
der zuſtändigen Gemeindeverwaltung geregelt. 

84 

Die Frage, in welchem Umfange für den Übergang 
des Eigentums nad) den SS 1 und 2 und die Benutzung 
der nad $3 in Anſpruch genommenen Vermögens- 
werte Entihädiaung gewährt wird, bleibt beionderer 
Regelung vorbehalten. 


85 


(1) Gegen die Errichtung und Veränderung von 
Gebäuden und Anlagen aller Axt im Marinefeftungs- 
gebiet Gotenbafen fteht dem Oberbefehlshaber der 
Kriegsmarine ein Einfpruchsrecht zu, ſoweit dadurch 
militäriiche Belange der Kriegsmarine beeinträchtigt 
werden fünnen. 

(2) Der Einſpruch bat aufjchiebende Wirkung. 
Einigen fich die beteiligten unteren Dienftitellen nicht, 


Im 


514 








I 
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enticheidet der Dberbefehlshaber der Krieggmarine 
im Einvernehmen mit den beteiligten Dberiten Neiche- 
behörden. 

56 


Der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine kann ſeine 
Befugniffe auf andere Dienftftellen der Kriegsmarine 
übertragen. 


Berlin, den 21. Dezember 1939. 
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87 
Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
erläßt im Einvernehmen mit dem Generalbevoll— 
mächtigten für die Reichsverwaltung unddem General: 
bevollmädtigten für die Wirtichaft Die zur Ergänzung 
und Durchführung diefer Verordnung erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorichriften. 


Der Vorſitzende 
des Minifterrats für Die Neichöverteidigung 
Göring 
Generaljeldinarichall 


Der Chef des Dberfommandos der Wehrmacht 
Keitel 


Der Reichsminiſter und Chef der Reichskanzlei 
| Dr. Lammers 


Berordnung 
über die weitere Berlängerung der Friſten des Wechſel- und Schetrechts 
in den eingegliederten Ditgebieten. 


Vom 23. Dezember 1939, 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs— 
fanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oftge- 
biete vom 8. Oktober 1939 (Neichsaefekbl. 1 S. 2042) 
wird verordnet: 

82 Abſ. 1 der Verordnung Über die Verlängerung 
der Friften des Wechſel- und Schedredhts in den ein- 
gegliederten Oftgebieten vom 30. November 1939 
Reichsgeſetzbl. I S. 2324) wird wie folgt geändert: 


Berlin, den 23. Dezember 1939. 


Die im $ 1 bezeichneten Friſten werden für Wechſel 
und Sched3, die in den im $ 3 Abf. 2 genannten Ge: 
bieten zahlbar find, ſofern diefe Friften nach den Vor— 
ichriften des Wechſel- oder des Scheckgeſetzes in der 
Zeit vom 28. Auguſt bis 30. November 1939 abge: 
laufen wären, um ſechs Monate, jedenfalls aber bis 
zum 31. März 1940, verlängert. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 


Dr. Schlegelberger 


Der Neichsminifter des Innern 
In Vertretung 


Dr. Stuckart 





Berichtigung 
In der Verordnung Über die Anderung von Gerichts: 
bezirken vom 21. November 1939 GReichsgeſetzbl. I 
5.2289) muß es im $ 1 Abſchnitt II bei Nr. 2 „Fried: 
land (Oberſchleſ.)“ ftatt „Friedland (Bez. Breslau)“ 
und bei Nr. 4 ,Krenzburg (Oberſchleſ.)“ ſtatt „Kreuz— 
bera (Dberfchlef.)” beißen. 


Berlin, den 15. Dezember 1939. 


Der Neihsminifter der Tuftiz 
In Bertretung 


Dr. Freisler 
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Zweite Verordnung 
über die Nachverſicherung von freiwillig länger dienenden Soldaten der Wehrmacht 
und Angehörigen des Neichsarbeitsdienites. 


Bom 19, Dezember 1939. 


Auf Grund des $1242b Abſ. 3 der Reichsverſiche— 
rungsordnung und des $18 des AUngeftelltenverjiche- 
rungsgeſetzes wird im Einvernehmen mit dem Chef des 
Oberkommandos der Wehrmacht, dem Reichsminifter 
des Innern und dem Neichsminifter der Finanzen ver— 
ordnet: 

$1 


Der $20 der Verordnung über Die Nachverſicherung 
von freiwillig Länger dienenden Soldaten der Wehr- 
macht und Angehörigen des ReichSarbeitsdienftes vom 
21. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1314) erhält folgende 
Faſſung: 

20 
Die Vorſchriften der $$ 1 bis 10, 18 und 19 gelten 
für die bewaffneten Einheiten Der 4 mit der Maß— 
gabe, daß an die Stelle des Oberfommandos der 


Berlin, den 19. Dezember 1939. 


Wehrmacht der Neihsführer 4 und Chef der Deut- 

ichen Polizei im Neichsminifterium des Innern und 

an die Stelle des Wehrmachtfürſorge- und Verſor— 

gungsamts das Fürforge- und Verforgungsamt 4 

tritt.’ 

82 

Der Reichsarbeitsminiſter kann, ſoweit erforderlich, 
im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern 
und dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung 
vom 21. Juli 1939 und dieſer Verordnung Rechts» und 
Verwaltungsvorichriften erlaſſen. 


3 
Diefe Verordnung tritt mit dem gleichen Tage wie 
die Verordnung vom 21. Juli 1939 in Kraft. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Syrup 


Neichsgejepbl. 1939 1 


630 
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mm 


Berordnung über 3olländerungen. 
Bom 23. Dezember 1939*) 


Auf Grund des $ 49 Abſatz 2 des Zollgeſetzes wird 
im Einvernehmen mit dem Reichsminifter für Ernäh— 
rung und Landwirtichaft und dem Neichswirtichafts- 
minijter verordnet: 


$1 
Der Zolltarif wird wie folgt geändert: 
1. In der Tarifnr. 14 (Mohn uw.) ift vor dem 
Mort „Lorbeeren“ einzufügen „Friiche”. 


2, In der Tarifnr. 48 (Underes Obft, getrocknet 
uw.) it in der Anmerkung zu Abſ. 3 Unterabj. 1 an 
Stelle von „31. Dezember 1939” zu jegen „31. März 
1941”, 


3. In der Tarifnr. 49 (Anderes Obft, gemahlen uw.) 
it: 
a) im Abi. 3 (Dflaumen ufw.) die Anmerkung zu 
ſtreichen, 


Berlin, 23. Dezember 1939 


b) im Abſ. 4 (anderes Obft) in den Anmerkungen 1, 
2, 3 und 4 jeweils an Stelle von „31. Dezember 
1939" zu feßen „31. März 1941”, 

4, In der Tarifnr. 104 (Schafe) ift in der Anmer— 
fung 1 an Stelle von „31. Dezember 1939" zu feßen 
„31. März 1941”, 

5. In der Tarifnr. 108 (Fleiſch ufw.) ift in den drei 
Anmerkungen zu Abf. 1 jeweils an Stelle von „31. De- 
zember 1939 zu jeben „31. März 1941”, 

6. In der Tarifnr. 166 (Fette Ole) Abſ. 2 (Leinöl) 
iftin der Anmerkung an Stelle von „31. Dezember 1939" 
zu ſetzen „31. Dezember 1941”, 

7. In der Tarifnr. 218 (Nahrungs und Genuß— 
mittel ufw.) ift in der Anmerkung an Stelle von 
„31. Dezember 1939 zu ſetzen „3l. März 1941”, 


2 
Dieje Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft. 


DerKeich3minifterder finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


*) Meröffentlicht im Deutfchen Neichsanzeiger und Preufifchen Staatsanzeiger Nr. 302 vom 27. Dezember 1939. 


Verordnung über Augendivohlfahrt 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig. 


Bom 24, Dezember 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereiniqung 
ber Freien Stadt Danzig mit dem Deutjchen Reid) 
vom 1. September 1939 (Neichsgefekbl. I ©. 1547) 
wird folgendes verordnet: 


AbſchnittJ 
Allgemeines 
$1 


(1) Die Erziehung der Jugend im nationalfozia- 
liftiichen Staate ift Erziehung zur deutſchen Volks— 
gemeinschaft. Ziel der Erziehung ift der körperlich 
und feelifch geſunde, ſittlich gefeftigte, geiftig entwik— 
felte, beruflich tüchtige deutiche Menſch, der raſſebewußt 
in Blut und Boden wurzelt und Volk und Reich ver- 
pflichtet und verbunden ift. Jedes deutiche Kind joll | 


in diefem Sinne zu einem verantwortungsbewußten 
Glied der deutichen Volksgemeinſchaft erzogen werden. 
(2) Das Necht und die Pflicht der Eltern zur Er- 
ziehung werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
Gegen den Willen des Erziehungsberechtigten ift ein 
Eingreifen nur zuläffig, wenn ein Gefeß es erlaubt. 
(3) Inſoweit das nationalfozialiftifche Erziehungs 
ziel gefährdet ift, tritt, unbefchadet dev Mitarbeit der 
freien Kräfte derVolksgemeinſchaft, öffentliche Jugend- 
hilfe im Rahmen der nachitehenden Vorjchriften ein. 


82 
Die Aufgaben der öffentlichen Jugendwohlfabrts- 
pflege mit Ausnahme der Ausführung der Fürſorge— 
erziehung find Selbftverwaltungsangelegenheiten der 
Gemeinden und Gemeindeverbände. 
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Abſchnitt II 


Sugendwohlfahrtsbehörden 
1. Aufbau 
$3 
(1) Als Jugendwohlfagrtsbehörden find Jugend- 
ämter und ein Gaujugendamt zu bilden, 
(2) Für jeden Stadt- und Landkreis ift ein Jugend⸗ 
amt zu errichten. Bei dem Reichsſtatthalter (Gau: 


jelbftverwaltung) ift ein Gaujugendamt mit dem 
Sit in Danzig zu errichten. 


2. Jugendamt 
a. Zuſtändigkeit 
84 

Aufgaben des Jugendamts find insbeſondere: 

1. der Schuß der Dflegefinder; 

2, die Mitwirkung im Vormundſchaftsweſen, ins— 

befondere die Tätigkeit des Gemeindewaifen- 
rats; 

. die Mitwirkung bei dev Schutzaufſicht und der 
Fürſorgeerziehung, 
4. die Jugendgerichtshilfe und Jugendpolizeihilfe; 
5. die Mitwirfung bei der Durchführung des 

Jugendſchutzgeſetzes, 
, die Mitwirkung bei der Durchführung der 
Sejundheitsfürjorge. 


$5 Ä 
Die Behörden des Reichs, der Länder, der Reichs— 
gaue, der Selbfiwerwaltungstörper, dev Organe dei 
Verficherungsträger und die Jugendämter haben ſich 
gegenfeitig und die Jugendämter einander zur Er— 
füllung der Aufgaben der Jugendwohlfahrt Beiftand 
zu leiften. Die Organe der Verficherungsträger find 
in&befondere zur Austunfterteilung über alle das Be- 
ichäftigungsverhältnis des Minderjährigen und der 
zu feinem Unterhalt verpflichteten Perſonen betref- 
fenden Tatjachen verpflichtet. Inſoweit finden Die 
Norichriftendes$ 142 der Reichsverſicherungsordnung 
und de8 8233 des Reichsknappſchaftsgeſetzes Feine 
Anwendung. 
86 


Das Jugendamt hat die Nationalſozialiſtiſche 
Voltswohlfahrt (NEW- Jugendhilfe) und die Hitler 
Jugend zur Mitarbeit heranzuziehen, um mit ihr zum 
Zweck eines planvollen Sneinandergreifens zufammen- 
zuwirken. 


“.. 
— 


— 
— 


7° 
(1) Das Jugendamt ift zuftändig für alle Minder— 
jährigen, die in ſeinem Bezirk ihren gewöhnlichen 
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Aufenthaltsort haben. Für vorläufige Maßnahmen 
iſt das Jugendamt zuſtändig, in deſſen Bezirk das 
Bedürfnis der öffentlichen Jugendhilfe hervortritt. 


(2) Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit werden 
durch den Neichsftatthalter (ftaatlihe Verwaltung) 
und, wenn die Jugendämter verjchiedenen Ländern 
oder Reichsgauen angehören, durch den Reichsminiſter 
des Innern entichieden. 


b. Verfahren 
8 

(1) Die Gejchäfte des Jugendamts führt in den Stadt- 
freifen der Oberbürgermeifter nad) den Vorſchriften 
der Deutichen Gemeindeordnungpom 30. Januar 1935 
(Reichsgeſetzbl. I S. 49). Zu feiner Beratung werden 
Beiräte beitellt; ala Beiräte find auch der zuftändige 
Vormundichaftsrichter, ein Lehrer und eine Lehrerin 
fowie der zuftändige Kreisamtsleiter des Amts für 
Volkswohlfahrt zu beitellen. Als Beirat ift ferner je 
ein Vertreter der Hitler-Jugend und des Bundes Deut- 
ſcher Mädel zu beitellen. Die Beftellung jet voraus, 
daß fie das 21. Lebensjahr vollendet Haben. Im übri- 
gen gelten die Vorſchriften der $$ 58 und 59 der 
Deutichen Gemeindeordnung. 


(2) Bis zum Erlaß einer Deutſchen Kreisordnung 
gilt Abſ. 1 für die von den Gemeindeverbänden ein- 
gerichteten Jugendämter finngemäß. 


$9 

Das Augendamt kann die Erledigung einzelner Ge- 
ichäfte oder Gruppen von Geſchäften der Nationalfozia- 
liſtiſchen Volkswohlfahrt (NEV-Jugendhilfe) oder 
einzelnen in der Jugendwohlfahrt erfahrenen und be— 
währten Männern und Frauen widerruflich übertra— 
gen. Das Nähere regelt der Reichsminiſter des Innern. 
Die Verpflichtung des Jugendamts, für die ſachgemäße 
Erledigung der ihm obliegenden Aufgaben Sorge zu 
tragen, wird hierdurch nicht berührt. 


3. Gaujugendamt 
810 

(1) Dem Gaujugendamt liegen ob: 

1. die Aufitellung aemeinfamer Richtlinien und 
die fonftigen geeigneten Maßnahmen für die 
zweckentſprechende und einheitliche Tätigfeit der 
Jugendämter feines Bezirks; 

2. die Beratung der Jugendämter und die Ver— 
mittlung der Erfahrungen auf dein Gebiet dev 
ugendwohlfahrt; 


80 


die Schaffung gemeinſamer Veranſtaltungen 
und Einrichtungen für die beteiligten Jugend— 


ämter; 
5 























1 
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!, die Mitwirkung beider Unterbringung Minder: 
jähriger; 

‚. die Sufammenfaflung aller Beranitaltungen 
und Einrichtungen, die fi) auf die Fürſorge 
für gefährdete und verwahrloſte Minderjährige 
beziehen; 

5, die Vermittlung von Anregungen für die frei- 
willige Tätiafeit ſowie die Förderung der freien 
Vereinigungen auf allen Gebieten der Jugend— 
wohlfahrt und ihres planmäßigen Zuſammen— 
arbeitens untereinander und mit den Jugend— 
ämtern im Bereich des Gaujugendamts; 

7. die Erteilung der Erlaubnis zur Annahme von 
Dflegelindern durch Anftalten ſowie die Auf- 
ficht über Anstalten gemäß S 25. 

(2) Weitere Aufaaben können dem Gaujugendamt 
durch den Reichsſtatthalter (Ganfelbitwerwaltung) 
übertragen werden. 

811 

Für das Gaujugendamt gilt SS Abſ. 1 ſinngemäß 
mit der Maßgabe, daß als Beiräte auch Vertreter von 
Jugendämtern und Juſtizbehörden zu beſtellen ſind. 


4. Einſpruch und Beſchwerde 
812 

(1) Gegen die Entſcheidung der Jugendämter ſteht 
dem aefeglichen Vertreter, den Eltern des Minder- 
jährigen oder den von der Enticheidung Betroffenen 
binnen zwei Wochen feit der Bekanntgabe des Be— 
fcheides der Einfpruch zu; diefer ift bei dem Jugend— 
amt anzubringen, das den Beſcheid erlaffen bat. Über 
den Einspruch entfcheidet das Jugendamt, das Den 
anaefochtenen Beſcheid exrlaffen hat, nad Anbörung 
von Beiräten. 

(2) Gegen den den Einſpruch zurückweiſenden Be— 
icheid findet binnen einer Frift von zwei Wochen Die 
Belchwerde an den Regierungspräſidenten ftatt, Der 
endgültig enticheidet, 

813 

Gegen die Entſcheidung des Gaujugendamts findet 
die Beſchwerde an den Reichsſtatthalter (ſtaatliche 
Verwaltung) ſtatt, der endgültig entſcheidet. Die Be— 
ſchwerde iſt binnen einer Friſt von zwei Wochen beim 
Gaujugendamt anzubringen. 


5. Aufſicht 
814 


Oberſte Aufſichtsbehörde iſt der Reichsminiſter des 
Innern. Unmittelbare Aufſichtsbehörde des Gau— 


jugendamts iſt der Reichsſtatthalter; unmittelbare 
Aufſichtsbehörde der Jugendämter iſt der Regierungs 
präſident. 
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Abſchnitt III 

Schuß der Bflegekinder 

1. Erlaubnis zur Annahme 
$15 = - 
Diiegefinder find Kinder unter vierzehn Jahren, die fich 
dauernd oder nur für einen Teil des Tages, jedoch 
regelmäßig, in fremder Pflege befinden, e8 fei denn, 
daß von vornherein feftfteht, daß fie unentgeltlich in 

vorübergehende Bewahrung genommen werden. 


$ 16 

(1) Wer ein Pflegefind aufnimmt, bedarf dazu der 
vorherigen Erlaubnis des Jugendamts. In dringen 
den Fällen ift die nachträgliche Erlaubnis unverzüg 
lich zu bewirken. Wer mit einem folchen Rind in den 
Bezirk eines Jugendamts zuzieht, bat die Erlaubnis 
zur Fortſetzung dev Dflege unverzüglich einzubolen. 

(2) Steht won vornherein feft, daß ein Kind un— 
entgeltlih oder nicht gewerbsmäßig in vorüber: 
gehende Bewahrung genommen wird, fo genügt Die 
Anmeldung bei dem Jugendamt. 

$ 17 

(1) Die Beitimmungen dieſes Abfchnitts finden 
feine Anwendung, wenn eheliche Kinder bei Ver— 
wandten oder Berfchwägerten bis zum dritten Grade 
verpflegt werden, es jei denn, dab diefe Derfonen 
Kinder entgeltlih, gewerbsmäßig oder gewohnheits— 
mäßig in Pflege nehmen. 

(2) Die Beltimmungen diefes Abfchnitts Finden 
jerner feine Anwendung auf Kinder, die aus Anlaß 
auswärtigen Schulbefuhs für einen Teil des Tages 
in Pflege genommen werden, fowie auf ſolche Kinder, die 
zum Swec des Schulbeſuchs in auswärtigen Schul: 
orten in familien untergebracht find, wenn diefe von 
der Leitung der Schule für geeignet erklärt und über- 
wacht find. 

$ 18 

(1) Die Vorausjehungen für die Erlaubnis, ihr 
Erlöſchen und ihren Widerruf fönnen durch das Gau- 
jugendamt näher beftimmt werden. 

(2) Die Erlaubnis fann widerrufen werden, wenn 
das körperliche, geiftige oder ſittliche Wohl des Kindes 
es erfordert. 

$ 19 

Zuſtändig für die Erteilung und den Widerruf der 
Erlaubnis ift das Jugendamt, in defien Bezirk die 
Diflegeperfon ihren gewöhnlichen Nufentbalt Bat, 

2. Aufſicht 
Ss 20 

(1) Dflegefinder unterfieben der Aufficht des 
Jugendamts. Das gleiche gilt für uneheliche Kinder, 
die fih bei der Mutter befinden. 
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(2) Die Auffichtabefugniffe, insbefondere foweit fie 
für das gefundheitlide und fittliche Gedeihen des 
Rindes erforderlic find, werden durch das Gau- 
jugendamt geregelt. 


s 21 
(1) Auf Grund von Richtlinien des Saujugendamts 
fönnen Vflegefinder durch Anordnung der Jugend: 


ämter von der Beauffihtigung widerruflich befreit 
werden. 


2) Uncheliche Kinder jollen, ſolange fie ſich bei der 
Mutter befinden, von der Beauffihtigung widerruf- 
lich befreit werden, wenn das Wohl des Kindes ge- 
ſichert iſt. 


(3) Uneheliche Rinder, die gemäß 81706 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs den Namen des Ehemanns 
der Mutter führen, können, folange fie ſich bei der 
Mutter und deren Ehemann in Dflege befinden, wider: 
ruflich von der Beauffihtigung befreit werden. Das 
gleiche gilt von Kindern, die bei ihren Großeltern 
oder ihrem Vormund verpflegt werden. 


$ 22 
Wer ein gemäß 820 Ab. 1 der Aufſicht unter- 
ftehendes Kind in Dflege hat, ift verpflichtet, deffen 
Aufnahme, Abgabe, Wohnungswechiel und Tod dem 
Jugendamt unverzüglich anzuzeigen. Die näheren 
Beltimmungen werden durch da8 Gaujugendamt ge 
troffen. 


3. Vorläufige Unterbringung 
g 23 
(1) Bei Gefahr im Verzuge kann das Jugendamt 


das Pflegekind ſofort aus der Pflegeſtelle entfernen 
und vorläufig anderweit unterbringen. 


(2) Das Jugendamt iſt verpflichtet, das zuſtändige 
Vormundſchaftsgericht von der erfolgten Wegnahme 
unverzliglich zu benachrichtigen. 


4. Behördlich angeordnete Familienpflege, Anſtalts— 
und Vereinspflege 


820 


Bei Kindern, die von anderen reichs-oder landes— 
gejetlich zuftändigen Behörden in Familienpflege 
untergebracht werden, ſteht die Erteilung der Erlaub- 
nis und die Aufficht dDiefen Behörden zu. Doc kann 
die Übertragung diefer Befuaniffe von diefen Behör- 
den auf das örtlich zuftändiae Jugendamt durch den 
Reichsſtatthalter (ftaatliche Verwaltung) angeordnet 
werden. 
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s 25 

(1) Das Gaujugendamt kann Anftalten, die Kinder 
in Dflege nehmen, von der Anwendung der Beltim- 
mungen der $$ 16 bis 19 widerruflich befreien. Die 
Befreiung kann nur verfagt werden, wenn das Gau: 
jugendamt Tatiachen feititellt, die die Eignung einer 
Anitalt zur Aufnahme von Dflegefindern ausichließen. 


(2) Die Beitimmungen der $$ 20 bis 22 finden mit 
der Maßgabe Anwendung, daß andie Stelle der Jugend. 
ämter das Gaujugendamt tritt und die Negelung der 
Auffichtsbefugniffe dem Neichsftatthalter (ftaatliche 
Verwaltung) vorbehalten bleibt. 


(3) Das Gaujugendamt fann beftimmen, inwieweit 
die Vorschriften diefes Abſchnitts auf Dflegefinder, die 
unter der Aufficht einer der Jugendwohlfahrt dienen- 
den, von ihm für geeignet erklärten Bereinigung ſtehen, 
Anwendung finden, 


>. Strafbeftimmungen 
S 26 

(1) Wer ein Pflegekind ohne die vorgeichriebene Er- 
laubnis oder Anmeldung in Pflege nimmt oder nad) 
Erlöfchen oder Widerruf der Erlaubnis in Dflege be- 
hält, oder wer den gemäß $ 18 Abf. 1 erlaffenen Vor: 
ichriften entgegenhandelt, wird mit Geldftrafe oder 
mit Haft oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten be: 
itraft. 

(2) Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der in den 
nach $ 22 vorgefchriebenen Anzeigen wifjentlid un- 
richtige Angaben macht oder die Yeiche eines Pflege 
findes oder unehelichen Kindes ohne die vorgeſchrie— 
bene Anzeige beftattet. 


(3) Wer der im $ 22 vorgejchriebenen Anzeigepflicht 
nicht nachfommt, wird mit Geldftrafe oder mit Haft 
beitraft. 

(4) Die Beltrafung tritt nur auf Antrag des Ju— 
gendamts ein. Die Zurücknahme des Antrags ift zu- 
läſſig. 

Abſchnitt IV 


Stellung des Jugendamts im 
Bormundfchaftswefen 


1. Amtsvormundichaft 


a. Allgemeine Beftimmungen 


S 27 


Das Jugendamt wird Vormund in den durd) die 
folgenden Beftimmungen vorgefehenen Fällen (Amts— 
vormundichaft). Es kann die Ausübung der vormund- 
ichaftlichen Obliegenheiten einzelnen feiner Beamten 
übertragen. Im Umfang der Übertragung find die 
Beamten zur gefehlichen Vertretung der Mündel be: 
fugt. 


631 
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$ 28 


(1) Auf die Amtsvormundichaft finden die Beſtim— 
mungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs mit folgender 
Mabgabe Anwendung. Ein Gegenvormund wird nicht 
beitellt; dem Amtsvormund ſtehen die nach SS 1852 
bis 1854 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläffigen Be- 
freiungen zu. Von der Anwendung ausgeſchloſſen find 
die SS 1788, 1801, 1835, 1836 Abi. 1 Sat 2 bis 4 
und Abi. 2 ‚derh 1837 Abi. 2 und die $$ 1838, 1844 
und 1886. 


(2) $ 1805 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet mit 
der Maßgabe Ammwendung, daß die Anlegung von 
Miündelgeld gemäß $ 1807 des Bürgerlichen Gejet- 
buchs auch bei der das Jugendamt errichtenden Körper: 
ſchaft zuläffig ift. Hat das Jugendamt Aufwendungen 
zum Zweck der Führung der Vormundſchaft gemadt, 
fo find ihm diefe aus dem Vermögen des Mündels zu 
erſetzen. Allgemeine Verwaltungskoſten werden nicht 
erſetzt. 


(3) Der Amtsvormund hat Vorſorge zu treffen, daß 
die Erziehung des Mündels im Sinne des national- 
fozialiftiichen Erziehungsziels gewährleiſtet ift. 


b. Geſetzliche Amtsvormundidhaft 
$ 29 


(1) Mit der Geburt eines unebelichen Kindes erlangt 
das Jugendamt des Geburtsorts die Vormundſchaft. 


(2) Bis zum Eingreifen des zuftändigen Vormund- 
ichaftsaerichts hat das Amtsgericht des Geburtsorts 
die erforderlichen vormundichaftsgerichtlichen Maß— 
nahmen zu treffen. 


(3) Bei unebelichen deutfchen Kindern, die im Aus- 
land geboren find und im Deutſchen Neich ihren 
Aufenthalt nehmen, erlangt, fall eine deutſche Vor- 
mundichaft noch nicht eingeleitet ift, da8 nad) S 7 
zuftändige Augendamt die Vormundſchaft. 


$ 30 

Der Standesbeamte bat die nach S 48 des Reichs— 
aefeßes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge: 
richtsbarfeit vom 17./20, Mai 1898 GReichsgeſetzbl. 
S. 189/771) dem Vormundſchaftsgericht zu eritat- 
tende Anzeiae über die Geburt eines unebelichen Kin- 
des dem Augendamt zu überienden, Diefer Anzeige 
ift eine Mitteilung über das veligiöje Bekenntnis an 
zufügen. Das Augendamt hat unter Weiterreihung 
der Geburtsanzeige den Eintritt der Vormundſchaft 
($ 29) dem Vormundichaftsgericht unverzüglich anzu- 
zeigen. 





MIN 


5140-1450 





Il 





Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


$ 31 
Das VBormundichaftsgericht Hat dem Jugendamt 
unverzüglich eine Beicheiniqung über den Eintritt der 
Vormundſchaft zu erteilen, die bei der Beendigung 
der Vormundichaft zurückzugeben ift. 


$ 32 


Auf Antrag des Jugendamts oder einer unverebelid)- 
ten Mutter fann für eine Yeibesfrucht ein Vfleger be 
ftellt werden, auch wenn die Borausfeßung des $ 1912 
Sat 1 des Bürgerlichen Gefeßbuchs nicht gegeben ift. 
Der Pfleger wird mit der Geburt des Kindes im Ein- 
verftändnis mit dem Jugendamt Vormund. In diefem 
alle findet S 29 feine Anwendung. Die Vormund- 
haft wird bei dem Vormundichaftsgericht geführt, 
bei dem die Pflegſchaft anhängig war. 


$ 33 

(1) Sobald es das Wohl des Mündels erfordert, ſoll 
das die Vormundſchaft führende Jugendamt bei dem 
Jugendamt eines anderen Bezirks die Weiterführung 
der Vormundſchaft beantragen. Der Antrag fann 
auch von dem Jugendamt eines anderen Bezirks ſowie 
von der Mutter und von einem jeden, der ein berech— 
tigtes Intereſſe des Miündels geltend macht, geftellt 
werden. Das die Vormundſchaft abgebende Jugend: 
amt hat den Tibergang dem Vormundfchaftsgericht 
unverzüglich anzuzeigen. 


(2) Gegen die Ablehnung de3 Antrags fann das 
VBormundichaftsgericht angerufen werden. 


8 34 


Das VBormundihaftsgericht hat das Jugendamt 
auf feinen Antrag ald Amtsvormund zu entlaffen und 
einen Einzelvormund zu beftellen, foweit dies dem 
Wohle des Mündels nicht entgegenfteht. 


ec. Bejtellte Amtsvormundidaft 
$ 35 

(1) Das Jugendamt kann unter den VBorausfekun: 
gen des $ 1773 des Bürgerlichen Geſetzbuchs mit 
ſeinem Einverſtändnis vor den im 81776 des Bür 
gerlichen Geſetzbuchs als Vormünder berufenen Per— 
ſonen zum Vormund für einen Minderjährigen be— 
ſtellt werden, ſoweit nicht ein geeigneter anderer Vor— 
mund vorhanden ift, 


(2) Auf die bejtellte Amtsvormundichaft finden die 
ss 1789 und [791 des Bürgerlichen Geſetzbuchs feine 
Anwendung. Die Beitellung erfolgt durch jchriftliche 

Verfügung des VBormundichaftsgerichte. 


III 
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2. Stellung des TJugendamts 
zum Bormundichaftsgericht und zur Einzel- 
bormundichaft 


$ 36 


Das Jugendamt ift Gemeindewaijenrat. 59 gilt 
entſprechend. 

837 

(1) Das Jugendamt hat das Vormundſchaftsgericht 
bei allen Maßnahmen zu unterftüßen, welche die Sorge 
für die Perſon Minderjäbriger betreffen, insbejon- 
dere durch Bequtachtung bei der Feſtſetzung von Geld: 
renten für den Unterhalt Minderjähriger. Vor Ent- 
ſcheidungen in den Fällen des $ 81 des Gejeßes zur 
Vereinheitlichung des Nechts der Eheichließung und 
der Ehefcheidung im Lande Öfterreich und im übrigen 
Neichsgebiet vom 6. Juli 1938 Geichsgeſetzbl.J 
S. 807), des $ 1666, des $ 1727, des $ 1728 Abi. 2, 
des $ 1729 Abf. 2, des $ 1750 Abf. 1 und des $ 1751 
Abf. 2 des Vürgerlichen Gefeßbuchs muß das Vor- 
mundjcheftsgericht das zuftändige Jugendamt hören. 
Bei Gefahr im Verzuge fann das Vormundſchafts— 
gericht einftweilige Anordnungen auch ſchon vor An— 
hörung des Jugendamts treffen. Es kann das Jugend- 
amt mit der Ausführung der Anordnungen aus 
8 1631 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und des 
$ 82 des Geſetzes zur Vereinheitlichung des Rechts 
der Eheichliehung und der Ehefcheidung im Lande 
Oſterreich und im übrigen Neichsgebiet vom 6. Juli 
1938 (NReichägefjekbl. I S. 807) und fonftiger Anord- 
nungen mit deſſen Einverjtändnis betrauen. 

(2) Das Gaujugendamt fann auf Antrag des 
Jugendamts Beamte des Jugendamt ermächtigen, 
Beurkundungen gemäß SS 1718 und 1720 Ab. 2 des 
Bürgerlichen Gejeßbuchs vorzunehmen ſowie die im 
8 1706 Abf. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeich- 
neten Erklärungen zu beglaubigen. 


$ 38 

(1) Das Jugendamt joll die Bejtellung einer Einzel 
perfon als Vormund beantragen, wenn dies im In— 
terefie des Mündels förderlich erſcheint. Es kann auch 
die Beltellunga eines Mitvormunds für einen bejtimm: 
ten Wirkungskreis beantragen. 

(2) Die Beltellung kann von einem jeden, der ein 
berechtiates Antereffe des Mündels geltend macht, und 
von dieſem jelbit, wenn es das 14. Lebensjahr vollen- 
det hat, beantragt werden. Sie kann aud) von Amts 
wegen erfolgen. Vor der Enticheidung joll das Bor 
mundichaftsgericht das Jugendamt und tunlichit Die 
Mutter des Miündels hören. 


$ 39 
Das Jugendamt hat die VBormünder, Beiftände 
und Dfleger feines Bezirks planmäßig zu beraten und 
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bei der Ausübung ihres Amts zu unterftüßen. Die 
näheren Beltimmungen bierüber werden nach $ 10 
Abi. 1 Nr. 1 getroffen. 89 gilt entiprechend. 


3. Mitvormundichaft, Geaenvormundichaft, 
Pflegſchaft und Beiltandichaft des Jugendamts 


S 40 


Die vorjtehenden Beitimmungen gelten entiprechend 
für Die Beftellung des ugendamts zum Mitvormund, 
Gegenvormund, Vfleger oder Beiftand und für Die 
Übertragung einzelner Rechte und Dflichten eines Vor- 
munds auf das Jugendamt. 


Abichnitt V 


Die Schukaufficht 
und die Fürforgeerziehung 


1. Die Schutaufficht 
841 


Ein Minderjähriger iſt unter Schußaufficht zu 
jtellen, wenn fie zur Verhütung feiner körperlichen, 
geiftigen oder fittlihen Verwahrlofung geboten und 
ausreichend erſcheint. 

8 42 


(1) Das Vormundſchaftsgericht ordnet die Schuk- 
aufjicht von Amts wegen oder auf Antrag an. An- 
tragsberechtigt find die Eltern, der gefeßliche Ver— 
treter und das Jugendamt. Das WVormundfchafts- 
gericht muß das Augendamt vor der Entjcheidung 
über die Schubßauflicht hören. 


(2) Die Enticheidung des VBormundichaftsgerichts 
iſt den im Abf. 1 Genannten und dem Minderjährigen, 
wenn ex das 14. Pebensjahr vollendet bat, befannt- 
zugeben, ſoweit ihr Inhalt nach dem Ermeſſen des 
Vormundſchaftsgerichts ihm ohne erziehlihen Nad) 
teil mitgeteilt werden kann. 


(3) Iſt das Vormundſchaftsgericht nicht Das Des 
gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Minderjährigen, jo 
ſoll auf Antrag des Jugendamts die Abgabe an dieſes 
Gericht nad Maßgabe der beitehenden Vorjchriften 
jtattfinden, fofern nicht befondere Gründe dagegen 
\prechen. 

843 

(1) Die Schutzaufſicht beſteht in dem Schuß und 
der Überwachung des Minderjährigen. Derjenige, der 
die Schußauflicht ausübt (Helfer), hat den Erziehungs 
berechtigten bei der Sorge für die Derjon des Minder 
jährigen zu unteritügen und zu überwachen. Die 
Schubaufficht umfaßt die Sorge über das Vermögen 
nur, inforveit der Arbeitsverdienft des Minderjährigen 


in Betracht fommt. 
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(2) Der Helfer fann für alle Angelegenheiten, für 
aewiffe Arten von Angelegenheiten oder für einzelne 
Angelegenheiten beftellt werden. 

(3) Über den Umfang feines Wirkungskreiſes ent- 
jcheidet die Beftellung. 

(4) Der Helfer hat bei der Ausübung feines Amts 
das Recht auf Zutritt zu dem Minderjährigen, Die 
Eltern, der geſetzliche Vertreter und die Verjonen, 
denen der Minderjährige zur Verpflegung und Er- 
ziehung übergeben ift, find verpflichtet, dem Helfer 
Auskunft zu geben. 

(5) Der Helfer hat dem Vormundfchaftsgericht 
jeden Fall, in dem es zum Einfchreiten berufen ift, 
unverzüglich anzuzeigen. 


S 44 

Die Schutaufficht erliſcht mit der Volljährigkeit 
de8 Minderjährigen oder durch die rechtsfräftige An- 
ordnung der Fürforgeerziehung. Sie ift aufzuheben, 
wenn ihr Zweck erreicht oder die Erreihung ander: 
weit fihergeftellt it. 
45 

(1) Die Ausübung der Schukaufficht wird vom 
NRormundichaftsaericht dem Augendamt oder nad) 
Anhörung des Jugendamts der Nationalfozialiftiichen 
Volkswohlfahrt (NSV-Augendhilfe) oder einer ein- 
zelnen Perſon, joweit die beiden letzteren zur Über- 
nabme der Schukaufficht bereit find, übertragen. Das 
Vormundſchaftsgericht hat den Helfer zu entlaſſen, 
wenn dies dem Wohle des Minderjährigen fürderlid) 
exicheint. Die näheren Beftimmungen über die Aus: 
übung werden vom NReichäminifter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Juſtiz 
getroffen. 

(2) Über die Führung des unter Schußaufficht ge— 
stellten Minderjährigen ift dem Bormundfchaftögericht 
auf Verlangen Bericht zu eritatten. 


W772 


(3) Das Augendamt fann die Schutzaufſicht ohne 
aerichtlihe Anordnung ausüben, folange der Er 
ziehungsberechtigte damit einverftanden ift; es hat in 
dieſem Falle das Vormundſchaftsgericht von dem 
Eintritt der Schutzaufſicht zu benachrichtigen. 


$ 46 
Eine zur Seit der Anordnung der Schutzaufſicht 
beftehende Beiftandichaft (SS 1687 ff. des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs) foll infoweit aufgehoben werden, als ſich 
ihr Wirkungskreis mit dem der Schußaufficht deckt. 


2. Die Fürſorgeerziehung 
S 47 
Die Fürforgeerziehung dient der Verhütung oder 
Befeitigung der Verwahrlofung und wird in einer 
geeigneten Familie oder Erziebungsanftalt unter 
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$48 
(1) Ein Minderjähriger, der das 18. Lebensjahr 
nod) nicht vollendet hat, ift dur) Bejchluß des Vor- 
mundſchaftsgerichts der Fürforaeerziehung zu über: 
weijen, 
1. wenn die Vorausfeßungen des $ 1666 oder des 
$ 1838 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorliegen 
und zur Verhütung der Verwahrlofung des 
Minderjährigen die anderweite Unterbringung 
erforderlich ift, eine nad) dem Ermeſſen des 
VBormundichaftsgerichts geeignete Unterbrin- 
aung aber ohne Inanſpruchnahme öffentlicher 
Mittel nicht erfolgen kann. Zur Verhütung 
lediglich fürperliher Werwahrlofung ift Die 
Überweilung nidyt zuläffig, 

2. wenn die Fürforgeerziehung zur Befeitigung 
der Verwahrlofung wegen Unzulänglichfeit 
der Erziehung erforderlich ift. 

(2) Die Hürforgeerziehung darf nicht angeordnet 
werden, wenn fie offenbar feine Ausficht auf Erfolg 
bietet. 


(3) Für den Hall, daß Ausſicht auf Erfolg der Für- 
jorgeerziehung befteht, kann diefe mit Zuftimmuna 
der Fürſorgeerziehungsbehörde aud) noch angeordnet 
werden, wenn der Minderjährige das 18., aber nod) 
nicht das 19, Vebensjahr vollendet bat. 

(4) Maßaebend für die Alterdarenze ift der Zeit— 
punkt, in dem der Antrag bei dem Gericht eingeht 
oder das Verfahren gemäß $ 49 oder $ 51 eingeleitet 
wird; der Zeitpunkt ift aftenfundigq zu machen. 


$ 49 

(1) Das Vormundſchaftsgericht beichließt von Amts 
wegen oder auf Antrag. Antragsberedtiat ift das 
nad) S 7 zuftändige Augendamt. 

(2) Das Wormundichaftsgeridt muß vor der Be- 
ſchlußfaſſung das Jugendamt, es joll, joweit dies ohne 
erhebliche Schwierigfeiten geſchehen Eann, den Min- 
derjäbrigen, feine Eltern und feinen geſetzlichen Ver- 
treter hören. 

(3) Der Beichluß ift mit Gründen zu verfehen und 
muß, wenn er auf Anordnung der Fürforgeerziehung 
lautet, den Eintritt der geſetzlichen Vorausſetzungen 
unter Bezeichnung der für erwieſen erachteten Tat- 
lachen feititellen. 

(4) Das Vormundſchaftsgericht kann die Ärztliche 
Unterfuchung des Minderjährigen anordnen und auf 
Die Dauer von höchſtens ſechs Wochen ihn in einer zux 
Aufnahme von juaendlihen Pſychopathen geeigneten 
Anitalt oder in einer Öffentlichen Heil- und Pflege— 
anftalt zur Beobachtung unterbringen laffen. 


mm 


öffentlicher Aufficht und auf öffentliche Koſten durch— 
geführt. 





— — 
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(5) Der die Fürforgeerziehung anordnende Beſchluß 
ift dem Jugendamt, dem gefeglichen Vertreter, den 
Eltern, der Fürforgeerziehungsbehörde und ferner 
dem Minderjährigen ſelbſt, wenn ex das 14, Yebens- 
jahr vollendet hat und infoweit fein Anhalt nad) dem 
Ermefjen des Vormundichaftsgerichts ihm ohne er- 
ziehlichen Nachteil mitgeteilt werden kann, zuquftellen. 
Der die Fürforgeerziehung ablehnende Beſchluß iſt 
dem Antragſteller, der Fürſorgeerziehungsbehörde 
und, wenn eine vorläufige Fürſorgeerziehung ($ 51) 
angeordnet ift, ferner allen Perſonen zuzuitellen, denen 
dDiefe Anordnung zugeitellt iſt. 

(6) Gegenden Beſchluß fteht die jofortige Beſchwerde 
mit auffehiebender Wirkung dem Jugendamt, der Für— 
ſorgeerziehungsbehörde und, wenn der Beſchluß auf 
Fürforgeerziehung lautet, ferner dem gejeßlichen Ver— 
treter, den Eltern und dem Minderjährigen zu, wenn 
er das 14, Lebensjahr vollendet hat. 

(7) Sit das Vormundſchaftsgericht nicht das des ge- 
wöhnlichen Aufenthaltsorts des Minderjährigen, jo 
foll auf Antrag des Jugendamts die Abgabe an diefes 
Gericht nah Maßgabe der beftehenden Vorſchriften 
ftattfinden, fofern nicht beiondere Gründe dagegen 
Iprechen. 

$ 50 

(1) Das Fürforgeerziehungsverfahren kann durch 
Beihluß des Wormundichaftsgerichts auf längjtens 
ein Jahr ausgejeßt werden. Die Ausſetzung fann aus 
befonderen Gründen dur Beſchluß des Vormund— 
Ichaftsgerichts auf höchſtens ein weiteres Jahr ver— 
fängert werden. Über das vollendete 19. Lebensjahr 
hinaus fann das Verfahren nicht ausgeſetzt werden. 

(2) Gegen die Ausſetzung fteht dem Jugendamt und 
der fürforgeerziehungsbehörde dad Recht der jofor- 
tigen Beſchwerde zu. 

(3) Für die Dauer der Ausfekung muß eine Schub- 
aufficht gemäß SS Al ff. angeordnet werden. 


$ 51 
- Bei Gefahr im Verzuge kann das Bormundjchafts- 
gericht die vorläufige Fürforgeerziehung des Minder- 
jährigen beichließen. Das Vormundſchaftsgericht kann 
die vorläufige Fürforgeerziebung auch zur Prüfung, 
ob die Fürſorgeerziehung Ausſicht auf Erfolg bietet, 
beichließen. Gegen den Beſchluß ficht den im 5 49 
Abi. 6 Genannten die fofortige Beſchwerde zu. $ 18 
Abf. 2 des Reichsgeſetzes uber die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit findet feine Anwendung. 

S 52 
(1) Für ſchleunige, auf Grund diejes Abſchnitts zu 
treffende Maßregeln ift einftweilen auch dasjenige Ge- 
richt zuftändig, in deffen Bezirk das Bedürfnis der 
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Fürſorge hervortritt. Das Gericht hat von der ange: 
ordneten Mafregel dem endgültig und nunmehr aus 
ſchließlich zuſtändigen Gericht Mitteilung zu maden. 
(2) At über die Derfon, in Anſehung deren eine 
Verrihtung des VBormundichaftsgerichts erforderlich 
wird, eine Schubauflicht oder ein Fürjorgeerziehungs- 
verfahren anbängig, fo ift das Gericht zuftändia, 
bei welchem die Schubaufficht oder das Fürjorge 
erziehbunasverfahren anhängig tft. 


$ 53 

(1) Im Falle der Hamilienerziehung ift dev Minder- 
jährige in einer Familie, im Falle der Anftaltserzie- 
bung in einer Anstalt unterzubringen, die feine Er- 
ziehung im Sinne des nationalfozialiftiichen Erzie 
hungsziels gewährleiftet. 

(2) Den Erziehungsberechtigten muß von dem Ort 
der Unterbringung des Minderjährigen jofort Mit- 
teilung gemacht werden, fofern dadurch der Erziehungs: 
zweck nicht ernftlich gefährdet wird. Gegen eine Ver— 
weigerung dieſer Mitteilung fteht den Erziehungs: 
berechtigten das Necht dev Beſchwerde an das Vor— 
mundichaftsgericht zu. 

(3) in Ausführung einer angeordneten Fürlorge 
erziehung Fann die Erziehung in der eigenen Familie 
der Minderjährigen unter öffentlicher Aufjicht wider: 
ruflich angeordnet werden, wenn dadurch die Errei- 
chung des Zwecks der Fürforgeerziehung nicht gefähr- 
det wird. Innerhalb der exften drei Monate nad) Aus— 
führbarfeit des Fürforgeerziehungsbeichluffes bedarf 
die Anordnung der Zuftimmung des Vormundſchafts— 
gericht, Gegen die Verweigerung der Zuftimmung 
fteht der Fürforgeerziehungsbehörde die ſofortige Be- 
ſchwerde zu. 

$ 54 

(1) Die Ausführung der Fürjforgeerziehung wird 
der Fürforgeerziehungsbehörde als ftaatliche Aufgabe 
zur Erfüllung nad Anweiſung übertragen. 

(2) Fürſorgeerziehungsbehörde ift das Gaujugend- 
amt. 

Ss 55 

Eine von dem zuftändigen Vormundſchaftsgericht 
angeordnete Fürforgeerziehung eines Minderjährigen 
muß von der Fürforgeerziehungsbenörde des Orts, 
der die Zuftändigfeit des Vormundſchaftsgerichts be 
gründet hat, ausgeführt werden. Sie foll regelmäßig 
fich bei der Ausführung der Fürforgeerziehung der 
Jugendämter bedienen, Die Ausführbarkeit der Für— 
forgeerziehung tritt mit der Nechtskraft, bei der vor— 
läufigen Fürſorgeerziehung mit dem Erlaß des Be 
ichluffes ein. Die Unterbringung foll unter ärztlicher 
Mitwirkung erfolgen. 


632 
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s 56 

(1) Die Fürforgeerziehungsbehörde gilt für alle 
Rechtsgeſchäfte, die die Eingehung, Anderung oder 
Aufhebung eines Dient- oder Lehrvertrags oder Die 
Geltendmachung der fih aus einem ſolchen Vertrag 
ergebenden Anſprüche betreffen, als geſetzliche Ver- 
treterin des Minderjährigen. Sie ift insbeſondere be- 
fugt, den Arbeitsverdienft des Minderjährigen zu 
verwalten und für ihn zu verwenden. 

(2) Die Fürforgeerziehungsbehörde ift befugt, Die 
Entmündigung eines Fürforgezöglings wegen Geiftes- 
krankheit oder Geiftesihwäche zu beantragen. 


$ 57 

(1) Die Fürforgeerziehung endigt mit der Voll— 
endung des 19. Vebensjahrs, 

(2) Die Fürforgeerziehung ift früher aufzuheben, 
wenn ihr Zweck erreicht oder anderweitig fichergeftellt 
ift, und zwar von Amts wegen oder auf Antrag der 
im 8 49 Abf. 6 Genannten mit Ausnahme des Min- 
derjährigen. Die Aufhebung fann unter Vorbehalt 
Des Widerrufs erfolgen, 

(3) Der Antrag auf Aufhebung kann außer vom 

Jugendamt nicht vor Ablauf eines Jahres jeit der 
Rechtskraft des Die ürforgeerziehung anordnenden 
Beſchluſſes geftellt, ein abgewiejener Antrag Fann vor 
dem Ablauf von ſechs Monaten nicht erneuert werden. 


$ 58 

(1) Für die Entjcheidung über die Aufhebung der 
Fürſorgeerziehung gemäß $ 57 Abf. 2 dieſer Nerord- 
nung ijt Die Särforgeerziehungsbehörde zuftändig. 
Gegen ihren ablehnenden Beſcheid Fann der Antrag 
iteller binnen zwei Wochen vom Tage der Zuftellung 
an die Entfcheidung des Vormundſchaftsgerichts an- 
rufen. 

(2) Bei einer unter Vorbehalt des Widerrufs er- 
solaten Aufhebung der Fürforgeerziehung fteht die 
Ausübung des Widerrufs der Fürforgeerziehungs- 
behörde zu. Diefe Hat vorher das Jugendamt zu 
hören. Die Anhörung kann in dringenden Fällen nad). 
träglich erfolgen. Iſt die unter Vorbehalt des Wider: 
rufs erfolgte Aufhebung der Fürſorgeerziehung gemäß 
Abi. 1 durch das Vormundſchaftsgericht erfolgt, jo 
bedarf innerhalb der erſten drei Monate nad) der Auf- 
hebung dev Widerruf der Zuftimmung des Vormund— 
ichaftsgericht8. 

8 59 

(1) Auf Antrag der Fürforgeeizichungsbehörde 
kann beim Vorliegen befonderer Verhältniffe die Fort— 
führung der Fürforgeerziehung vom Vormundſchafts— 
gericht über das vollendete 19. Lebensjahr, jedod) nicht 
über den Zeitpunft des Eintritts der Voljährigfeit 
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des Minderjährigen hinaus angeordnet werden, wenn 
die Fortführung zur Erreichung des Zwecks der Fur⸗ 
ſorgeerziehung erforderlich iſt. 

(2) Die Anhörung des Minderjährigen, des geſetz— 
lichen Vertreters und der Eltern fteht im Ermeffen des 
Vormundfchaftsgerichts. Der Beſchluß ift dem Min 
derjährigen, dem gefetlichen Vertreter und den Eltern 
mitzuteilen; im Falle der Ablehnung erfolgt die Mit 
feilung an die Fürforgeerziehungsbehörde durch Zu— 
ftellung. 

(3) Das VBormundichaftsgericht entfcheidet endgül- 
tiq; doch fteht der Fürſorgeerziehungsbehörde gegen 
den die Fortführung der Fürforgeerziehung ablehnen- 
den Beichluß die fofortige Beſchwerde zu. 

(4) Solange über den Antrag nicht rechtskräftig 
entichieden ift, dauert die Fürforgeerziehung fort. 


$ 60 

Die Fürforgeerziehungsbehörde fann einen Min- 
derjährigen nad) Vollendung des 18. Lebensjahre 
wegen Unausführbarfeit dev Fürforgeerziehung aus 
Gründen, die in der Verfon des Minderjährigen lie- 
gen, nach Anhörung des Jugendamts aus der Für— 
jorgeerziehung unter der Vorausſetzung entlafjen, Daß 
die Fürforgeerziehung mindeftens ein Jahr gedauert 
bat. Die Vollendung des 18. Lebensjahre und Die 
einjährige Durchführung der Fürforgeerziehung ift 
für die Entlaffung nicht erforderlich, wenn der Min- 
derjährige an erheblichen geiftigen oder feelifchen Regel: 
widrigfeiten leidet. Die Fürforgeerziehungsbehörde 
bedarf für die Entlaffung der Zuftimmung des Vor- 
mundichaftsgerichts. Gegen die Verfagung der Zu 
ftimmung fteht der Fürforgeerziehungsbehörde die 
ſofortige Beſchwerde zu. 

$ 61 

(1) Im Falle der vorläufigen Fürforgeerziehung 
hat die Fürforgeerziehungsbehörde bis zum rechts— 
kräftigen Abſchluß des Verfahrens dem Vormund— 
ichaftsgericht von dem Ort der jeweiligen Unterbrin- 
aung des Minderjährigen Nachricht zu geben. 

(2) Nach rechtsfräftigem Abſchluß des Verfahrens 
ift das Wormundfchaftsgericht auf fein Erfuchen von 
dem Ort der jeweiligen Unterbringung des Minder- 
jährigen zu benachrichtigen. — 

(3) Die Beendigung der fürforgeerziehung vor Ein- 
tritt des 19. Lebensjahre — im Falle des $ 59 vor 
Eintritt der Volljährigkeit — ift dem Vormundichafts- 
gericht mitzuteilen. 

$ 62 

Die gerichtlichen Verhandlungen find gebühren- 
und urfundenfteuerfrei; die baren —— fallen der 
Staatskaſſe zur Laſt. Die nach $ 49 Abſ. 2 zu hören— 


den Perſonen können im Fall ihrer Vernehmung vor 
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Gericht Erſatz ihrer Auslagen nach den für Zeugen 
geltenden Vorjchriften verlangen. Dies gilt jedoch) 
nicht für den Minderjährigen und feine Eltern. Ver- 
träge über die Unterbringung von Minderjährigen 
zur Ausführung der Fürſorgeerziehung find urkunden— 


- jteuerfrei. 


863 
Träger der Koften der Fürforgeerziehung einſchließ— 
lich der Koften der Errichtung und Unterhaltung der 
zur Durchführung der Fürforgeerziehung notwendi- 
gen eigenen Anftalten ift der Neichsitatthalter (Gau- 
jelbftverwaltung). 
8 64 
Die durch die vorläufige Fürforgeerziehung ent- 
ftehenden Kosten fallen dem für die endgültige Anord— 
nung der Fürſorgeerziehung zuftändigen Roftenträger 
auch dann zur Laft, wenn die Fürforgeerziehung nicht 
endgültig angeordnet wird. Beſteht über den Erjak 
der Koften zwifchen den Fürſorgeerziehungsbehörden 
für den gewöhnlichen und vorübergehenden Aufent- 
haltsort Streit, jo gilt $ 7 Abf. 2 entiprechend. 


$ 65 

Die Koſten der Fürforgeerziehung find dem Kojten- 
träger auf fein Verlangen aus dem pfändbaren Ver- 
mögen des Minderjährigen oder des auf Grund des 
bürgerlichen Nechts zu feinem Unterhalt Verpflichte- 
ten zu erſtatten. Allgemeine Berwaltungskoften wer- 
den nicht erjeßt. 

8 66 

(1) Für die Erftattungsforderungen des Kojten- 
trägers an die Minderjährigen oder die zu ihrem 
Unterhalt Verpflichteten find Tarife zugrunde zulegen, 
welche vom NReichsminifter des Innern nad) Anhörung 
des Reichsitatthalters (Gaufelbftverwaltung) feitgejett 
werden. 

(2) Für die Fürſorgeerziehung Schulentlaffener fol- 
[en von diefen und den zum Unterhalt Verpflichteten 
Koften nur dann erhoben werden, wenn fie in Anjtal- 
ten untergebracht oder durch Krankheit arbeitsunfähig 
find, 

(3) Wird gegen den Erftattungsanipruh Wider 
ipruch erhoben, fo enticheidet darüber auf Antrag des 
Trägers der Koften der Fürforgeerziebung der Negie- 
rungspräfident endgültig. 

$ 67 

(1) Der Reichäftatthalter (Gaufelbitverwaltung) bat 

für die Ausführung der Fürforgeerziehung und für 
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die Verwaltung der Fürforgeerziehungsanftalten An- 
weiſungen zu erlaſſen. 

(2) Die Anweiſungen bedürfen der Genehmigung 
des Neichsitattbalters (ftaatliche Verwaltung). 


$ 68 

‚Der Reichäftatthalter (ftaatliche Verwaltung) und 
in höherer Inftanz der Reichsminiſter des Innern 
haben die Aufficht über die Ausführung der Fürſorge— 
erziehung durch die Fürforgeerziehungsbehörde und 
die von ihm zur Unterbringung von Minderjährigen 
benutten Anftalten zu führen. Beltimmungen, nad) 
denen anderen ftaatlichen Behörden die Fachaufſicht 
zuftebt, werden hierdurch nicht berührt. 


R $ 69 

Wer, abaejehen von den fällen der $$ 120, 122b, 
235 des Strafgefebuchs, einen Minderjährigen, be- 
züglich deſſen das gerichtliche Verfahren auf Unter: 
bringung zur Fürforgeerziehung eingeleitet oder Die 
Unterbringung zur Fürſorgeerziehung angeordnet ift, 
dem Verfahren oder der angeordneten Fürſorgeer— 
ziehung entzieht oder ihn verleitet, fich dem Verfahren 
oder der Fürforgeerziehung zu entziehen, oder wer 
ihm hierzu vorſätzlich behilflich ift, wird auf Antrag 
der FFürforgeerziehungsbehörde mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren und mit Geldftrafe oder mit einer diejer 
Strafen beftraft. Die Zurücknahme des Antrags ift 
zuläſſig. Der Verſuch ift jtrafbar. 


Abſchnitt VI 
Überaanas- und Schlußvorjchriften 
$ 70 
$ 12 Abi. 1 Siffer 8, Abi. 2 Buchſt. a bis e und 
$ 36 Abf. 4 des Danziger Augendwohlfabrtsgefeßes 
in der Fafjung vom 3. März 1939 (Gefeßbl. f. d. Ar. 
Stadt Danziq ©. 109) find anzuwenden, 
871 
Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Ver— 
ordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor— 
ſchriften werden vom Reichsminiſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Justiz oder 
den von ihnen bezeichneten Stellen erlaffen. 
$ 72 
Die Verordnung tritt am 1. Januar 1940 im Ge- 
biet der bisherigen Freien Stadt Danzig an Stelle 
des Reichs- und preußifchen Augendwohlfahrtsrechts 
in Kraft. 


DerKeihsmimifter des Innern— 
Frick 


IIMIMN 
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Verordnung über die Einführung der Straßenverlehrs-Ordnung 
in den eingegliederten Oſtgebieten. 


Bom 27. Dezember 1939. 


Auf Grund des Erlaffes des Führers und Reichs: 
fanzlexs über Gliederung und Verwaltung der Oft- 
gebiete vom 8. Oftober 1939 (Reichsgeſetzbl. 15.2042) 
wird verordnet: 

S1ı 
Inkrafttreten 
(1) Die VerordnungüberdasVerhalten im Straßen- 


verkehr (Straßenverfehrs-Ordnung — SAND —) 


vom 13, November 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1179) 
in der Faffung der Verordnungen vom 13. Oftober 
1938 (Reichsgefetbl. I ©. 1433), vom 3. Mai 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 874) und vom 3. Oftober 1939 
Reichsgeſetzbl. I S. 1988) gilt mit Wirkung vom 
1. Januar 1940 auch in den eingegliederten Oft- 
gebieten. 


(2) Jedoch treten erſt am 1. Oftober 1940 in Kraft: 


8 19 Abf. 3, ſoweit die Kenntlichmachung nach hinten 

herausragender Ladungen an Fahrzeugen wäh— 
rend der Dunfelheit oder ftarfem Nebel ge 
fordert wird; 

$ 23 über die Führung von Schlußlichtern und Rüd- 
ftrahlern, foweit hiernach ausschließlich die Ver- 
wendung bon der Phyſikaliſch-Techniſchen 
Reichsanftalt geprüfter Nüdjtrahler gefordert 
wird; 

$ 24 über die Beleuchtung von Fahrzeugen, ſoweit 
diefe Vorſchriften zur feitlihen Begrenzung 
die Führung von zwei Laternen fordern. Bis 
zum Inkrafttreten der neuen Vorſchriften ift 
jedoch eine Laterne an der linken Seite des 
Fahrzeugs zu führen, die nicht mehr als 
40 Zentimeter zur Fahrzeugmitte Hin anzu 
bringen ift; 


Berlin, den 27. Dezember 1939. 


$ 32 Abſ. 2 über die Beleuchtung unbejpannter 
Fuhrwerke,; 


$ 38 Abſ. 2 über die Sicherung marſchierender Ab— 
teilungen. 


(3) Die Vorſchrift des $ 25 über die Ausrüftung 
von Fahrrädern mit Nüdftrahlern von gelber Fär— 
bung an den Tretteilen (Bedalen) tritt zu einem 
fpäteren, vom NReichsführer 44 und Chef der Deut- 
ichen Volizei im Reichgminifterium des Innern nod) 
zu beftimmenden Zeitpuntt in Kraft. Bis dahin 
gelten für Fahrräder die Vorſchriften des $ 23 mit 
der Mafgabe, daß auch nicht von der Phyſikaliſch— 
Techniſchen Reichsanftalt geprüfte Nüdjtrahler ver- 
wendet werden dürfen. Bereits früher nach $ 25 aus— 
gerüftete Fahrräder find jedoch von den Vorſchrif— 
ten des 8 23 befreit. 


Den’ 
Übergangsbeftimmungen 


(1) Bis zur Aufitellung der in der Anlage 1 der 
Straßenverfehrs-OrdnungvorgefchriebenenVerfehr®- 
zeichen und Verkehrseinrichtungen find auch die An— 
ordnungen zu befolgen, die auf Grund früherer Bor- 
fchriften durch andere Zeichen und Einrichtungen 
fenntlich gemacht find. Diefe bisherigen Verkehrs 
zeichen und einrichtungen find bis zum 1. Oktober 
1940 durch die in der Straßenverfehrs-Ordnung 
beftimmten Zeichen und Einrichtungen zu erſetzen. 


(2) Die im $1 Abſ. 2 und 3 beftimmten Xber- 
gangsfriften Hinfichtlich der Ausrüftung der in den 
eingegliederten Oftgebieten beheimateten Fahrzeuge 
gelten auch für Fahrten im übrigen Reichsgebiet. 


DerReihsminifter des Innern 
In Vertretung 


5. Simmler 


Der Generalinjpektor für das deutjche Straßenwejen 


Dr. 


Todt 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Berordnung über die Einführung Der reichsrechtlichen Vorſchriften 
des Beamtenrecht? und des Beſoldungsrechts in den eingeqliederten Dftgebieten. 


Bom 24. Dezember 199. 


Auf Grund des Erlafjes des Führers und Reichskanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oftgebiete 
vom 8. Oktober 1939 (Reichögeießbl. I S. 2042) und auf Grund des Gefeßes über die MWiedervereinigung der 
Freien Stadt Danzig mit dem Deutfchen Reich vom 1. September 1939 (Reichsgefebbl. IS. 1547) wird verordnet: 


Artikel J 
Beamtenrechtliche Vorſchriften 


81 
Mit Wirkung vom 1. November 1939 an gelten nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen in den eingeglie— 
derten Oſtgebieten die reichsrechtlichen Vorſchriften des Beamtenrechts, insbeſondere 


1. das Deutſche Beamtengeſetz (OBG) vom 26. Januar 1937 (Xeichsgeſetzbl.J S. 39) in der Faſſung vom 
25. März 1939 (rReichsgeſetzbl. IS. 577) nebſt den Verordnungen zur Durchführung des Deutjchen Beamten- 
geſetzes vom 29. Juni 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 669), vom 13. Oktober 1938 Reichsgejegbl. I ©. 1421, 
1454), vom 27. September 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1982), der Verordnung zur Durchführung des Geſetzes 
zur Änderung des Deutfchen Beamtengejeßes vom 14. April 1939 (Reichsgefetbl. I S. 752) und der Ver: 
ordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet des Beamtenrechts vom 1. September 1939 Reichsgeſetzbl. I 
S. 1603), | 

‚ die Durchführungsverordnung zum Deutichen Beamtengefeb fir die Kommunalbeamten (Beamten ber 

Gemeinden, der Gemeindeverbände und der gemeindlichen Zwedverbände) vom 2. Juli 1937 GReichsgeſetzbl.J 

S. 729 in der Faſſung der Verordnung vom 28. April 1938 Neichsgeſetzbl. I S. 509) nebſt der Ver— 
ordnung über die Fälle und Vorausſetzungen der Ernennung von Kommunalbeamten (Beamten der Ge— 
meinden, Gemeindeverbände und gemeindlichen Zweckverbände) auf Zeit vom 29, Dezember 1937 (Reich3- 
geſetzbl. I S.1424) und dem Erlaf des Führers und Reichslanzlers über die Feftfehung der Amts— 
bezeichnungen der Kommunalbeamten (Beamten der Gemeinden, SGemeindeverbände und gemeindlichen 
Dwerkverbände) vom 16. Juni 1938 (rReichsgeſetzbl. I ©. 787), 

‚ die Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten vom 6. Juli 1937 (Reichögefegbt. I S. 753) nebſt der 
Verordnung fiber die Nebentätigkeit der beamteten Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte vom 3. Mai 1938 
(Reichsgejekbl. I S. 501) und der Verordnung tiber die Nebentätigteit ber Hochſchullehrer vom 18. April 
1939 GReichsgeſetzbl. I ©. 797), 

4, der Erlaf des Führers und Reichskanzlers über die Ernennung der Beamten und Die Beendigung des 
Beamtenverhältnifies vom 10. Juli 1937 (Neichsgejetbl. I ©. 769) nebft den Durchführungsvorſchriften 
iiber die Ernennung der Beamten und die Beendigung des Beamtenberhältniſſes vom 12. Juli 1937 Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 771) in der Faſſung der Verordnung vom 23. März 1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 323) jowie den 
auf Grund des Eilaffes des Führers und Reichsfanzlers vom 10. Juli 1937 (Reichsgefetbl. I ©. 769) er- 
aangenen befonderen Anordnungen der Reichdminifter, 

5. die Reichsarundfäße über Einftellung, Anftellung und Beförderung der Reichs- und Landesbeamten bom 
14. Oktober 1936 (Reichsgefeßbt. I ©. 893) fowie die Verordnung über die Borbildung und die Laufbahnen 
der deutfchen Beamten vom 28. Februar 1939 (GReichsgeſetzbl. I ©. 371), 

6. die Verordnung über Die Arbeitszeit der Beamten vom 13. Mai 1938 (Reichsgeſetzbl. I ©. 593) in der 
Faffung der Versrdnung vom 9. September 1938 Geichsgeſetzbl. I ©. 1166), 

7. das Deutiche Dolizeibeamtengejeh (BB6) vom 24. Juni 1937 (Reichsgeſetzbl. IS. 653) in der Faſſung vom 
9, Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S.1249) nebft der vorläufigen Durchführungsverordnung zum Deutjchen 
Dolizeibeamtengefeg vom 26. Juli 1937 (Reichsgeſetzbl. I ©. 858) in der Faſſung vom 13, Dezember 1938 
Reichsgeſetzbl. I ©. 1815), vom 15. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 806) und vom 9. Juli 1939 
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8. das Geſetz über die befonderen Rechtsverhältniffe der beamteten Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Sochichulen 
vom 9. April 1938 (Reichsgeſetzbl. 1 ©. 377) nebft der Verordnung zur Durchführung des Gefehes über die 
befonderen Rechtsverhältniffe der beamteten Lehrer an den wiljenichaftlichen Hochſchulen vom 10. Juni 1939 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 1010), 

9, die Reichsdienftftrafordnung ( KDStO) vom 26. Januar 1937 (Meichögejebl. I ©. 71) nebſt den Ver- 
ordnungen zur Durchführung der Reichsdienftftrafordnung vom 29. Juni 1937 (Reichsgeſetzbl. LS. 690) und 
vom 27. Auguft 1938 (NReichsgefekbl. I ©. 1069), der Duchführungsverordnung zur ReichSsdienftitrafordnung 
für die Kommunalbeamten (Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der gemeindlichen Iwed- 
verbände) vom 3. Juli 1937 (Reichsgefeßbl. I S. 730), der Verordnung über das Dienſtſtrafverfahren gegen 
Mehrmachtbeamte vom 24. Juni 1937 (Neichsgefeßbl. I ©. 722) in der Faſſung der Verordnungen bom 
18. November 1937 (Reichögejeßbl. 1 S. 1287) und vom 13. Dezember 1938 (Reichsgeſetzbl. 15.1816) ſowie 
den jonftigen auf Grund der Dienftftrafordnung ergangenen Verordnungen der Reichaminifter, 

10, das Geſetz über Neifekoftenvergütung der Beamten vom 15. Dezember 1933 (Reichsgejebbl. I S. 1067) in 
der Faflung der dazu ergangenen Änderungen, 

11. das Geſetz über Umzugskoftenvergütung der Beamten vom 3. Mai 1935 Reichsgeſetzbl. I S. 566) in der 
Faſſung der dazu ergangenen Anderungen. 


$2 
I. Zum Deutſchen Beamtengejeb (DBG6) 
1. 3u $ 17 D86 


Be einheitlichen Negelung der Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs durch die Reichsregierung gilt 

olgendes: 

a) Allen Beamten wird in jedem Rechnungsjahr ein Erholungsurlaub gewährt. Hat ein Beamter beim Antritt 
feines Urlaubs das ihn zu einer längeren Uxlaubsdauer berechtigende Lebensjahr noch nicht vollendet, jo 
ei ihm der längere Urlaub gewährt, wenn die Vollendung diejes Rebensjahres innerhalb des Rechnungs: 
jahres eintritt. 


b) Die Urlaubsdauer beträgt für planmäßige Beamte in 


Altersabteilung | Ultersabteilung 2 Altersabteilung 3 





Urlaubögruppe Defoldungsgruppe bis zu 30 Jahren | 30 bis 40 Jahre über 40 Jahre 
KRalendertage 
—J VV TUR DEREN R ERENTO 16 21 28 
Bis A: Den 18 25 31 
— — AUmb AB .....,00Rr 21 28 35 
N Aub AB.,.....rcunns 25 31 37 
I ER Al und darüber .......... 29 37 42 


Mafgebend für die Einreihung in die Urlaubsgruppen ift die Befoldungsgruppe, nad) deren Säben der 
Beamte feine Bezüge erhält. 


e) Die vorftehenden Urlaubszeiten werden für außerplanmäßige Beamte, die das 30. Lebensjahr noch nicht 

vollendet haben, gekürzt 
im erften Dienftjahr der außerplanmäßigen Dienftzeit um fünf Stalendertage, 
im zweiten Dienftjahr der außerplanmäßigen Dienftzeit um drei Kalendertage, 
im dritten Dienftjabr der außerplanmäßigen Dienftzeit um zwei Kalendertage. 

d) Diejenigen Beamten, die auf Veranlaffung ihrer vorgefeßten Dienftbehörde den Urlaub in der Seit vom 
1. November bis zum 30, April nehmen müflen, erhalten einen Zuſatzurlaub bis zu höchſtens fieben Tagen; 
fällt der Urlaub nur zum Teil in die porbezeichnete Zeit, fo verringert fich der Zuſatzurlaub entiprechend, 

e) Schwerkriegsbeihädigten und jchwerunfallverlegten Beamten kann ein längerer Urlaub gewährt werden, 

wenn fich dies aus geſundheitlichen Gründen im Einzelfall als geboten erweift, Von der Einforderung 

eines Arztlichen Zeugniſſes kann abgejehen werden, wenn e8 fich bei den genannten Beamten um eine VBer- 

[ängerung des Urlaubs bis zu einer Woche hanbelt. Der gleiche Urlaub kann Kriegsbejchädigten mit einer 

Minderung der Erwerbsfäbigteit von mindejtend 40 vom Hundert gewährt werden, wenn das erweiterte 

Erholungsbedürfnis durch ein amtsärztliches Zeugnis für notwendig bezeichnet wird, 

Der Urlaub der Beamten im Vorbereitungsdienft regelt ſich für die unmittelbaren Reichsbeamten nad) den 

von den oberjten Reichsbehörden für ihren Geſchäftsbereich erlaffenen Beftimmungen. Im übrigen ift ex 

von der oberiten Dienftbebörde feſtzuſetzen. 

g) Für den Bereich dev Deutſchen Reichsbahn gelten die vom Reichsvertehrsminifter erlafjenen beſonderen 
Beftimmungen über den Erbolungsurlaub der Beamten der Deutichen Reichsbahn. 


2. 3u S 28 DOG 
(1) Bis zur erftimaligen Aufftellung eines Haushaltsplans oder Stellenplans nad) den reichSrechtlichen Be— 


ftimmungen darf ein Beamter in befonderen Fällen dann auf Lebenszeit ernannt werden, wenn eine Man- 
tele noch nicht eingerichtet ift. Vorausſetzung für die Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit ift jedoch), daß 
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für die Stelle ein dauerndes Bedürfnis vorliegt, mit ihrer Ausbringung als Planſtelle deshalb mit Sicherheit 
zu rechnen ift und die Reichsminiſter des Innern und der Finanzen der Ernennung zuftimmen. > 

(2) Sofern nicht für einzelne Laufbahnen etwas anderes beftimmt wird, gelten die nad) dem biöher in den 
eingegliederten Oftgebieten geltenden Recht für eine vergleichbare Beamtenftelle zurücgelegten Anwärterzeiten als 
vorgejchriebene oder übliche Vorbereitungs- oder Vrobedienftzeit und die nad) dem bisher geltenden Recht abae- 
legten Fachprüfungen als vorgeichriebene oder übliche Drüfung. 


3. Zu $ 32 Abi. 1 DBG 
Als entmündigt gilt auch, wer nad) dem biöher in den eingegliederten Oftgebieten geltenden Recht einem Ent» 
mündigten im Sinne der reichsrechtlichen Vorſchriften gleichzuachten ift. 


4. Zu 8 43 DOG 


Kapitel V des Reichögefeßes vom 30. Juni 1933 Reichsgeſetzbl. 1 S. 433) mit Ausnahme des $ 23 Abi. 2 und 4 
und des $ 24 gilt aud) in den eingegliederten Ditgebieten. 


5. Zu $ 54 DO 

Kür das Gnadenrecht gelten der Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Ausübung des Gnadenrechts 
vom 1. Februar 1935 Reichsgeſetzbl. I ©. 74) und die auf Grund diefes Erlaſſes von den Reichsminiſtern für 
ihren Gejchäftsbereich erlaffenen befonderen Anordnungen. 


6. Zu 865 DOG 
Ein am 1. September 1939im Dienft befindlid) geweſener weiblicher Öffentlich-rechtlicher Bedienfteter im Sinne 
des bisher in den eingegliederten Oftgebieten geltenden Rechts kann, wenn er an dieſem Tage bereit3 verheiratet 


war, troß jeiner Verheiratung zum Reichsbeamten ernannt werden, fofern er die fonftigen Vorausſetzungen hier- 
für erfüllt. | | | 


7. Zu 8 65 2BG 


ALS Dienftzeit gilt auch die nad) dem bisher in den eingeglieberten Oftgebieten geltenden Recht im Öffentlichen 
Dienft zurüdgelegte Zeit. 


8. Zu den SS 81 bis 85 DVG 

(1) Eine Zeit, die ein Beamter wegen feiner Betätigung für das Deutſchtum in einer Strafanftalt oder in 
einem Anbaltelager oder als Geifel zugebracht hat, ift, wenn fie vor Vollendung des fiebenundzwanzigften Lebens⸗ 
ahres liegt oder bereits aus anderen Gründen angerechnet wird, einfach, im übrigen doppelt als ruhegehalt- 
fähig anzurechnen. 

(2) Als ruhegehaltfähig kann aud) die vor dem 1. September 1939 liegende Zeit berüdfichtigt werden, während 
der ein Beamter fich nad) Vollendung des jiebenundzwanzigften Lebensjahres befondere Verdienfte um das 
Deutjchtum erworben bat. 


(3) Rubegehaltfähig it aud) die Zeit, während der ein Beamter vor dem 1. September 1939 nad) Voll» 


endung des fiebenundzwanzigiten Rebensjahres 


| a) im öffentlichen Dienft in dem Gebiet des ehemaligen polnifhen Staates oder im Dienft der ehemaligen 
polnifchen Staatsbahnen geftanden hat, 


b) auf Grund eines früheren Dienftverhältniffes im Öffentlichen Dienft im Gebiet des ehemaligen polnischen 
Staates oder im Dienft der ehemaligen polnischen Staatsbahnen Ruhegehalt oder jonftige laufende Ver- 
forgungsbezüge erhalten hat, 

e) im Dienft der ehemaligen polnischen Wehrmacht geftanden hat. 

(4) Auch ohne daß eine der Vorausfehungen unter Abſ. 1 6i8 3 vorliegt, kann als ruhegehaltfähig auch die 
vor der Ernennung zum Beamten nad) Vollendung des fiebenundzwangziaften Lebensjahres liegende Zeit an- 
gerechnet werden, jofern der Beamte glaubhaft macht, daß er während diejer Zeit wegen feiner deutichen Volt3- 
zugehörigfeit nicht oder nicht mehr im öffentlichen Dienft in den eingegliederten Dftgebieten oder den bejeßten 
polnischen Gebieten bejchäftigt worden ift. 

(5) Sofern einem Beamten nad) Abj. 2 bis 4 die unmittelbar vor dem 1. September 1939 liegende Zeit ald 
ruhegehaltfähig berückſichtigt wird, ift aud) die Zeit nad) dem 31. Auguſt 1939 Bis zur Ernennung ald ruhegehalt- 
fähig anzurednen. 

(6) Ruhegehaltfähig im Sinne des $ 81 Abſ. 1 DBG ift aud) die Dienftzeit, während der ſich ein Beamter in 
einem öffentlicherechtlichen Dienftverhältnis in dem ehemaligen Öfterreich-Ungarn befunden hat. Die Berüd- 
fichtigung der in dem früheren Öfterreichifch-ungariichen Heer verbrachten Dienftzeit als ruhegehaltfähig vichtet 
ſich nach Nr. 1 der Verordnung zur Durchführung des 8 32 des Deutjchen Beamtengejeßes dom 29. uni 1937 
Reichsgeſetzbl. I ©. 669) in der Faſſung der weiten Verordnung zur Durchführung des Deutjchen Beamten- 
geſetzes vom 13. Oftober 1935 (Reichsgefekbl. I ©. 1421), die Anrechnung von Kriegsdienftzeiten 1914 bis 1918 
im früheren öfterreichifch-ungarifchen Heer nad) Nr. 3 der Verordnung zur Durchführung des $ 83 des Deutichen 
Beamtengefeges vom 29. Juni 1937 (Neichögefebbl. 1 5. 669) in der Faffung der weiten Verordnung zur 
Durchführung des Deutjchen Beamtengejeßes vom 13. Oktober 1938 (Reichsgefetzbl. I S. 1421) und die erhöhte 
Anrechnung der in der Zeit vom 1, Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 in Ofterreicdy- Ungarn in einem öffentlich- 
rechtlichen Dienftverhältnis oder im Militärdienft verbrachten Zeit nad) $ 179 Abi. 7 DBG. Einem öffentlid)- 
rechtlichen Dienftverhältnis in diefem Sinne ift auc) ein Dienftverhältnis bei den Eifenbahnen in dem ehemaligen 
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Öfterreich-Ungarn gleichzuachten, wenn der Bedienftete in diejer Zeit Mitglied des Venfionsinftituts für Beamte 
und Unterbeamte oder des Vrovifionsinftitutes für Diener und Hilfsbedienftete der früheren KKeöſterreichiſchen 
Staatöbahnen. oder deren Nechtsvorgänger geweien if. Das gleiche gilt für ein Dienftverhältmis, das ber 
Bedienftete als Mitglied des Venfionsinftitutes bei der Kafchau-Oderberger Eifenbahn zurüdgelegt bat. 

(7) Ob eine der Vorausfehungen unter Abf. 1 und 2 vorliegt, ift im Benehmen mit dem Reichsminiſter des 
Innern und in dem Fall unter Abſ. 2 auch im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers feftzuftellen. 
An den Fällen des Abf. 4 trifft die Entſcheidung die oberfte Dienftbehörde im Einvernehmen mit dein Neichd- 
minijter der Finanzen, die Enticheidung ift endgültig. 

(5) Ob eine Anrechnung von Zeiten gemäß Abf. 1 bis 6 als ruhegehaltfäbig in Betracht fommt, ift alsbald, 
ipäteftens innerhalb drei Jahren nach der Anſtellung feitzuitellen. 


9. Zu S$ 107 bis 1% DVS 


Hat ein Beamter vor feiner Ernennung zum Beamten einen Dienftunfall (Betriebsunfall) in einem nach dem 
bisher in den eingegliederten Oftgebieten geltenden Necht als öffentlich-rechtlid anzufehenden Dienſtverhältnis 


erlitten, fo richtet ſich auch in dieſen Fällen die Unfallfürſorge ausſchließlich nach den Borjchriften der 85 107 


bis 125 DBG. 


10, Zu $ 141 DB6 4 

Bis zur Einführung der Reichöverficherungsordnung, des Angeftelltenverfiherungsgefeßes und des Neichö- 
nappfchaftsaefehes in den eingegliederten Oftgebieten treten an die Stelle der im $ 141 DBG angeführten 
Vorſchriften diefer Geſetze die entfprechenden Vorfchriften des bisher in den eingeglieberten Ditgebieten geltenden 
Rechts. 

11. Zu S 178 DB6 

(1) Dieſe Beſtimmung gilt nicht für die eingegliederten Oſtgebiete. Beamter im Sinne des DBG ift, ſoweit 
nicht Abf. 2 etwas anderes beftimmt, nur, wer die im $ 27 Abi. 1 DBG bezeichnete Urkunde erhalten bat, und 
zwar felbft dann, wenn er nad) dem bisher in den eingegliederten Oftgebieten geltenden Recht eine einem Beamten 
auf Lebenszeit vergleichbare Nechtöftellung innehatte. 

(2) Wer bisher Beamter auf Lebenszeit, Beamter auf Widerruf oder Beamter auf Zeit im Sinne des Danziger 
Beamtengefebes vom 2. November 1938 (Gefebbl. f. d. Fr. Stadt Danzig ©. 549) geweſen ift, ift nunmehr 
Beamter auf Lebenszeit, Beamter auf Widerruf oder Beamter auf Zeit im Sinne des Deutichen Beamten- 
gefeßes. Der Aushändigung einer befonderen Urkunde bierüber bedarf es nicht. 

(3) Abſ. 2 gilt nicht für die planmäßigen Führer des Danziger Arbeitsdienftes. Sie werden mit Wirkung 
vom 1. Januar 1940 planmäßige NeichSarbeitsdienftführer; bis dahin bleibt, foweit nicht ausdrüdlich etwas 
anderes beftimmt ift, das bisher geltende Recht für fie in Kraft. Artikel 18 Abſ. 1 der Verordnung zur Durch— 
führung und Ergänzung des NeichSarbeitsdienftgefeßes vom 29. September 1939 Reichsgeſetzbl. I S. 1967) 
über die Wirkſamkeit der Ernennung findet feine Anwendung. 

(4) Für die unter Abf. 2 fallenden Beamten gilt folgendes: 

a) Die Beamten find unverzüglic gemäß $ 4 DBG zu vereidigen. Mer fich weigert, den Eid zu leiften, iſt 

zu entlaſſen. 

b) Die Beamten find verpflichtet, falls Dienftliche Gründe im Jufammenhang mit dem Aufbau der 
Verwaltung in den eingegliederten Oftgebieten es erfordern, ein Amt derjelben oder einer mindeſtens 
gleichwertigen Laufbahn auch dann zu übernehmen, wenn das neue Amt nicht einer Befoldungsgruppe 
mit mindeftens demfelben Endgrundgehalt angehört wie das bisherige Amt, in dem fie in das Reichs— 
befoldungsrecht übergeleitet werden. In diefen Fällen erhalten die Beamten das Grundgehalt der Bejol- 
dungsgruppe, in die fie in ihrem bisherigen Amt übergeleitet worden find, und fteigen in Dienftalter- 
ftufen auf. Sie führen die Amtsbezeichnung, die ihnen bei der Überleitung in das Reichsbeſoldungsrecht 
zuerkannt ift; ändert fich diefe Amtsbezeichnung, jo Dürfen fie die geänderte Amtsbezeichnung führen. 
Bei der Feſtſetzung des Nubegebalts diefer Beamten werden vor dem Inkrafttreten diefer Verordnung liegende 
Seiten au dann als ruhegehaltfäbig berücfichtigt, wenn fie zwar nad) dem Danziger Beamtengejet 
dom 2. November 1938 (Gefebbl. f. d. Fr. Stadt Danzig ©. 549) rubegehaltfäbig waren oder als rube- 
gehaltfähig berüdjichtigt werden konnten, Das Deutſche Beamtengejeß aber eine entfprechende Vorſchrift 
nicht enthält oder an Stelle eines Rechisanſpruchs lediglich einen Kannanfprud gewährt. 

Für beim Inkrafttreten diefer Verordnung laufende Verfahren (3.8. nad $75 DBGO) oder laufende 
Friften gelten die bisherigen Vorfchriften und die reichsrecbtlihen Vorſchriften des Beamtenrechts ala 
einheitliches Recht. 

12. 3u $ 182 2BG 

Diefe Beſtimmung gilt mit der Maßgabe, daß bis zur Errichtung deö Neichverwaltungsgerichts Die durch 
Klage vor dem Verwaltungsgericht geltend zu machenden Anſprüche vor den ordentlichen Gerichten geltend 
zu machen find. Die Zuftändigkeit regelt ſich, auch in den Fällen des $142 Ab}. 2 Sa 2 DBG, nach 871 
Abſ. 2 des Gerichtsverfaflungsgefebes. 

13. Zu $ 184 2BG 

(1) Für Rubeftandsbeamte, Witwen und Waifen und fonjtige Verforgungsberectigte, Die vor dem Inkraft— 
treten diefer Verordnung in der ehemaligen Freien Stadt Danzia bereits Anfprüde auf Verjorgungsbezüge 
erworben haben, bleibt das bisherige Necht in Geltung mit der Mafigabe, daß an die Stelle der $S 126 bis 147 
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und für Ruheftandsbeamte auch an die Stelle der $$ 22, 23, 37 Abſ. 2 Satz A bis 6, Abf. 4 des Danziger Beamten- 
aefees vom 2, November 1938 (Geſetzbl. f. d. Ft. Stadt Danzig ©. 549) die 88126 bis 147 und für Ruhe— 
ftandsbeamte auch die $$ 22, 23, 37 Abi, 2 Sab 4 bis 6, Abſ. 4 des Deutſchen Beamtengeſehzes treten. 

(2) Die Deutjche Reichsbahn übernimmt ab 1. September 1939 die Zahlung der Verforgungsbezüge für 
die Verforgungsberechtigten deutſcher Volkszugehörigkeit der ehemaligen polnijchen Staatsbabnen im Gebiet 
der ehemaligen Freien Stadt Danzig, die zu dieſem Zeitpunkt bereits Ansprüche auf VBerforgungsbezüge erworben 
haben und die nad) $2 des Geſetzes über Die Miedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutjchen 
Reich vom 1. September 1935 (Reichsgefeßbl. I ©. 1547) deutiche Staatsangehörige find. Für die Rechts: 
verhältniffe diefer Verforgungsberechtigten gilt folgendes: 

a) Die VBerforgungsbezüge werden bis zum 30. November 1939 noch nad) dem bisherigen Venfionsrecht gezahlt. 

b) Für Verforgungsberechtigte, die Anfprüche auf Verforgungsbezüge nad) dem biöherigen polnifchen und 
Danziger Recht erworben haben, gelten ab 1. Dezember 1939 die $$ 126 bis 147, für Nubeltandsbeamte 
auch die $$ 22, 23, 37 Abi. 2 Cat 4 bis 6, Abſ. 4 des Deutichen Beamtengefeßes; die ſonſtigen Nechts- 
verhältnifje regeln ſich von diefem Zeitpunkt an ausfchließlich nach bisherigem Danziger Recht. Die 
Rechtsverhältniſſe, insbejondere bie Verſorgungsbezüge der Hinterbliebenen eines Beamten, ber lic) 
am 1. September 1939 im Ruheſtand befunden hat, richten fich ab 1. Dezember 1939 nach dem Deutjchen 
Beamtengefeb; die Verforgungsbezüge find jedod, aus dem Ruhenebaltsbetrage des Verftorbenen zu 
berechnen. 

Sind Verforgungsberechtigte der zu b genannten Art bereits vor ihrer Verſetzung in den Rubeftand bei 
der Reichsbahndirettion Often in den Derfonalliften als befördert geführt worden, fo iſt dieſe Liftenmäßige 
Beförderung vom 1. Dezember 1939 an bei ber Feſtſetzung der Verforgungsbezüge zu berüdjichtigen, 
fofern dies für die Verforgungsderechtigten günftiger ift. Hierbei find die Sätze der Bejoldungsgruppe 
nad) dem Danziger Beſoldungsrecht in Anfab zu bringen, die der deutſchen Beförderungsitelle entipricht. 
Dies gilt entſprechend für Die Hinterbliebenen diefer Verforgungsberechtigten und für die Hinterbliebenen 
der Bedienſteien, die vor dem 1. September 1939 im Dienft geftorben find. 
Haben Verforgumgsberechtigte deutſcher Vollszugehörigkeit von der ehemaligen Freien Stadt Danzig 
als laufende Unterſtützung zu den polnifchen Bezügen den Unterfchied erhalten, der zwiſchen den Bezügen 
beftand, die nach polnifchem Recht zu zahlen waren, und jenen, die nad) Danziger Recht zu zahlen geweſen 
wären, wenn die Bedienfteten im Danziger Dienft geftanden hätten, fo ift diefen Verforgungsberechtigten: 
vom 1. Dezember 1939 ab an Stelle der bisherigen Bezüge eine Verforgung zu zahlen, die jo feſtzuſetzen 
ift, al wenn die Verſorgungsberechtigten ausichließtich in der ehemaligen Freien Stadt Danzig bedienftet 
geweſen wären. Die Beltimmungen zu b gelten für dieſe Verforgungsberechtigten entjprechend. 
12 e) Der Neichsverkehrsminifter wird ermächtigt, Die Verforgumasbezüge ganz oder teilweije zu entziehen, 
wenn der Empfänger fich durch fein Verhalten vor dem 1. September 1939 einer Verſorgung durd) das 
Deutiche Reich unwürdig erwieſen bat. 


=) 
— 


d 


— 





II. Zur Duchführungsderordnung zum Deutſchen Beantengejet 
für die Kommunalbeamten (Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände 
und der gemeindlichen Zwedderbände) 
| 14. 3u 55 
| ; .s die Stelle der „zuftändigen oberften Candesbehörde” im Sinne dieſer Beltimmung tritt der Reichsminiſter 
e3 Innern, 


II. Zur Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten 
15. Zu Nr. 4 Ab). 3 

Bis zur einheitlichen Regelung der Mufifausübung durch Beamte gilt Folgendes: 

a) Die Genehmigung zur Mufilausübung gegen Entgelt gilt allgemein als erteilt, wenn Die Muſikausübung 
nicht öfter als 36mal im Jahre und außerdem in keinem Vierteljabr öfter ald neunmal flattfindet und 
eine Beſcheinigung der zuftändigen Stelle vorliegt, daß für Die beabfichtigte Mufifausübung geeignete 
Berufömufiler nit zur Verfügung ftehen. | 

b) Auch foweit die Genehmigung nad) a allgemein als erteilt gilt, kann die oberfte Dienjtbehörde oder die 
von ihr beftimmte nachgeordnete Behörde einem Beamten die Muſikausübung unterfagen, falls er durch 
fie fo ftark in Anfpruch genommen wird, daß die Dienftlichen Intereſſen darunter leiden oder zu befürchten ift, 
daf die Mufifausübung im einzelnen Fall gegen die Würde des Beamten verftößt. Die Mufitausübung 
unter Verhältniffen, die mit dem Anfehen der Beamtenfchaft nicht vereinbar find, ift in jedem Falle verboten. 

ec) Um eine Brüfung zu ermöglichen, ob die beftehenden Vorſchriften beachtet find, haben Beamte, die gegen 
Entgelt Mufil ausüben wollen, dies unter Angabe des Unternehmers, des Tages und des Ortes ber 
Veranftaltung, der Dauer der Mufilausübung ſowie Des vereinbarten Entgeltö ihrer oberften Dienft 
behörde oder der von ihr beftunmten nachgeordneten Behörde unter Beifügung der unter a vorgeſehenen 
Beſcheinigung vorher anzuzeigen. 

d) Muſikausübung, für die ein Entgelt in keinerlei Form gewährt wird, braucht nicht angezeigt zu werden. 

e) Vorftehende Beftimmungen gelten nicht für die Erteilung don Mufikunterricht durch Beamte. 

f) Für die Muſikkorps der uniformierten Orbnungspolizei gelten die bierfür erlaſſenen beionderen Beltim- 


Me: 944111111 


H5140-1461 




















2494 Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


IV. Zu den Reichsſsgrundſätzen über Einjtellung, Anstellung und Beförderung 
der Reichs- und Landesbeamten 


16, Es gelten auch die ergänzenden Beftimmungen vom 4. September 1937 (Minifterialbl, d. Reichs⸗ u. Preuß, 
Min. d. Innern ©. 1453) und vom 7. Juni 1938 (Minifterialbl. d. Reichs- u. Preuß. Min. d. Innern S. %9). 


17. 3u 81 
Das in Nr.2 Beftimmte gilt aud) hier. 


V. Zum Deutſchen Polizeibeamtengejek (PBBG) 
18. Zu S 1 E86 
Der Reichsminifter des Innern oder die von ihm beauftragte Stelle beftimmt, in welchen Orten eine Schub- 


- 
— 


polizei oder eine Kriminalpolizei dev Gemeinden im Sinne des 81 VBG beftehen foll und welche im Vollzugs⸗ 
dienst Beſchäftigten als Volizeivollzugsbeamte der Gemeinden im Sinne de8 $t PBG gelten. 


19. Zu $ 4 Nr. 5 PB6 
Die Vorſchrift gilt nur in den vom Reichsminiſter des Innern im einzelnen beftimmten Gemeinden. 


20. Zu den $8 27, 28, 29, 31 und 35 PBG nebft vorläufiger Duchführungsverordnung dazu. 
ae $$ 27, 28, 29, 31 und 35 nebjt vorläufiger Durchführungsverordnung gelten nicht für die eingeglieberten 
Oftaebiete. 
VI. Zur Reihsdienititrafordnung (NDSID) 

21. Zu $ 32 RNOSD | 

(1) Für den Reichsgau Danzig-Weftpreußen wird bei dem Regierungspräfidenten in Danzig, für den Reichsgau 
Poſen bei dem Regierungspräfidenten in Dofen eine Dienftftraflammer gebildet. Anhängige Dienftftrafverfahren 
gegen Beamte, deren dienftlidyer Wohnſitz ſich bei Einleitung des Verfahren in dem bisherigen Regierungs- 
bezirk Meftpreußen (Marienwerder) befunden hat, werden bei der Dienftitraflammer Königsberg (Pr) zu Ende 
geführt. \ 

(2) Für Dienftftrafverfahren, die gegen unter Nr. 11 Abſ. 2 fallende Beamte anhängig find, bleiben bis auf 
weiteres die bisherigen Dienftftrafgerichte zuftändig. Der Reichsminiſter des Innern beftimmt, wann dieſe 
Verfahren auf die nad) Abf. 1 bei dem Regierungspräfidenten in Danzig zu bildende Dienftitraflanımer oder 
auf den Reichsdienſtſtrafhof übergehen. 


2, Zu 8 104 NDS 
Das in M.6 zu $54 DBG Beltimmte gilt auch hier. 


23. Zu den 88 6 und 7 der Duchführungsperordnung zur Reichsdienftftrafordnung für Die Rommunalbeannten. 


An die Stelle der „zujtändigen oberjten Landesbehörde“ im Sinne dieſer Beftimmung tritt der Reichsminiſter 
des Innern. 


vn. Zum Geſetz über Reiſekoſtenvergütung der Beamten 
24. Zu $ 12 des Geſetzes 
Es finden auch die Beſtimmungen über Vergütung bei vorübergehender auswärtiger Beſchäftigung der Be— 


amten vom 16. Dezember 1933 (Reichsbefoldungsbl.. S. 200) in der Faffung der dazu ergangenen Anderungen 
Anwendung. 


25. Zu S 18 des Geſetzes 

Es finden auch Anwendung | 

a) die Ausführungsbeftimmungen zum Geſetz über Neifekoftenverglitung der Beamten vom 16. Dezember 1933 
(Neichsbefoldungsbl. ©. 192) in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen, 

b) die Sonderbeftimmungen für Auslandsdienftreifen der Reichsbeamten vom 22. Dezember 1933 Reichs» 
befoldungsbl. 1934 ©. 1), | 

c) die Beftimmungen über Bergütung bei Abordnung zu einer auswärtigen Bejchäftigun Sftelle, zu Lehr— 
furfen u. dal. von Jrlandsbeamien in das Ausland fowie von Auslandsbeamten in das Inland vom 
7. Februar 1934 (Reichsbefoldungsbl. ©. 20). | 


26. Kür den Bereich der Wehrmacht gelten die vom Oberkommando der Wehrmacht und für den Bereid) ber 
Dentichen Reichsbahn die vom Reichsverkehrsminiſter erlaffenen bejonderen Beftimmungen, 


VII. Zum Gejeß über Umzugskoſtenvergütung Der Beamten 
27. Zu S 10 des Geſetzes 
Hierzu finden Anwendung die Richtlinien für das Gewähren von Beiträgen zum Inſtandſetzen von Wohnungen 
und Abfindungsbeiträgen zum Beſchaffen von Wohnungen vom 7. Mai 1935 Reichsbeſoldungsbl. ©. 52) 


in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen. | 
| 






































H5140-1462 











Nr.257 — Tag der Ausgabe: 28. Dezember 1939 | 2495 


28. Zu 8 14 des Gejebes 
Es finden auch Anwendung 
a) die Durchführungsverordnung zum Gejeß über Umzugsfoftenvergütung dev Beamten vom 7. Mai 1935 
(Reichsbefoldungsbl. S. 40) in der Falfung der dazu ergangenen Anderungen, 
b) die Sondervorfchriften fir Auslandsumzüge der Beamten vom 12, Juli 1935 (Neichsbejoldungsbl. ©. 81) 
in der Faffung der dazu ergangenen Änderungen und die Richtlinien über Vergeben und AUbrechnen von 


Auslandsumzigen fowie über Ermitteln der eriparten Beförderungsauslagen vom 12, Juli 1935 (Reich: 
befoldunasbl. ©. 91/92). 


29. Es find auch anzuwenden die Vorſchriften über Umzugstoftenentichädigung beim Räumen von Wohnungen 
in Gebäuden, die im Eigentum oder in der Verwaltung der Öffentlichen Sand ftehen, vom 25. Juni 1935 (Reichs- 
befoldungsbl. S. 68) in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen. 


30, Für den Bereicd) der Wehrmacht gelten die vom Oberfommando der Wehrmacht und für den Bereich der 
Deutfchen Reichsbahn die vom Reichsvertehrsminifter erlafienen bejonderen Beltimmungen. 


Artikel II 
Beioldungsrechtliche Borfchriften 


83 
(1) Mit Wirkung vom 1. November 1939 an gelten in den eingegliederten Oſtgebieten die reichsrechtlichen 
Vorjchriften des Befoldungsrechts, insbeſondere 
1. das Beioldungsgefeh vom 16, Dezember 1927 (GReichsgeſetzbl. 1 S. 349) in der Faſſung der Dazu ergangenen 
Änderungen und Ergänzungen, 
| 2, die Ausführungsbeftimmungen zum Beſoldungsgeſetz (Beſoldungsvorſchriften) vom 12, März 1928 
\ (Reihsbejoldungsbl. S. 33) in der Faſſung der dazu ergangenen Anderungen und Ergänzungen, 
| 3. die Erſte Gehaltstürzungsverordnung (Kapitel II Teil 2 der Verordnung des Reichspräjidenten zur Siche- 
| rung von Mirtjchaft und Finanzen) vom 1. Dezember 1930 (Reichsgeſetzbl. I ©. 517/522) in der Faſſung 
der dazu ergangenen Änderungen, 
4. die Durchführungsbeſtimmungen zur Erften Gehaltskürzungsverordnung vom 19. Dezember 1930 GReichs— 
befoldungsbl. S. 135) in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen, 
5. die Iweite Gehaltstürzungsverordnung (Kapitel I Teil 2 der Zweiten Verordnung des Reichspräſidenten 
zur Sicherung von Wirtichaft und Finanzen vom 5. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. I ©. 279) in der Faſſung 
der dazu ergangenen Änderungen, 
' 6. die Durchführungsbeftimmungen zur Sweiten Gehaltsfürzungsverordnung vom 11. Juni 1931 Geichs— 
befoldungsbl. ©. 67) in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen, 
7. die Dritte Gehaltskürzungsverordnung (Kapitel VI Teil 7 der Vierten Verordnung des Reichspräfidenten 
zur Sicherung von Wirtfchaft und Finanzen und zum Schube des inneren Friedens vom 8. Dezember 
1931 (Reichsgeſetzbl. I S. 699) in der Fafjung der dazu ergangenen Änderungen, ) 


ö 8. die Durchführungsbeftimmungen zur Dritten Gehaltskinzungsverordnung vom 17. Dezember 1931 
N (Reichsbejoldungsbl. S. 162) in der Faſſung der dazu ergangenen Änderungen, 
9, der Erlaf des Neichsminifters der Finanzen vom 12. Juli 1939 — A 4029 — 13817 IV — (nicht ver- 


öffentlicht), 
10. die Runderlaffe des Reihsminifters der Finanzen über Unterhaltszufchüffe und Vergütungen für Beamte 
im Vorbereitungsdienft vom 15. Februar 1939 (Reichshaushalts- u. Befoldungsbl. ©. 29) und vom 


3 28. September 1939 (Reihehaushalts- u. Befoldungsbl. ©. 2%), 
| 11. die Vorſchriften über Reichsdienftwohnungen (Dienftwohnungsvorichriften) vom 30. Januar 1937 Meichs- 
3» haushalts- u. Befoldungsbl. ©. 9) in der Faffung der dazu ergangenen Änderungen. 


(2) Die Bejoldung der Lehrer an den öffentlichen Volksichulen, an den öffentlichen berufsbildenden Schulen 

und an den öffentlichen Höheren Schulen in den eingegliederten Oftgebieten — das Gebiet der Freien Stadt 

n Danzig ausgenommen — beftimmt fich mit Wirkung vom 1. November 1939 nad) den Grundfägen des Erlafjes 
der Reihsminifter der Finanzen und des Innern vom 25. Juni 1939 — A 4022 Sud — 5106 IV — (Rteich®- 
haushalts- u. Befoldungsbl. S. 175) mit der Mafigabe, daß an die Stelle des Zeitpunftes „30. Juni 1939 
in Abichnitt IT Abſ. 1 des Erlalfes der Zeitpunkt „31. März 1941” tritt. 


(3) Für die Einteilung der Orte oder von Ortsteilen in Ortöklaffen ift das Ortsklaffenverzeichnis maßgebend, 
das vom NReichsminifter der Finanzen im Einvernehmen mit dem NeichSminifter des Innern aufzuftellen und 
im Neichshaushalts- und Beloldungsblatt befanntzumachen  ift, 


(4) Die Überleitung der unter $ 2 Nr. 11 Abſ. 2 fallenden Beamten in das Reichsbeſoldungsrecht und die 
a J Beſoldung der Lehrer an den Saupt- (Volks⸗) Schulen, an der Staatlichen Gewerbe- und Hausbaltungsjchule 


2) und an den höheren Schulen im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig regelt fich nad) den hierfür erlafjenen 
befonderen Vorichriften. 
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4 
84 | 
(1) Bis zur erfimaligen Aufjtellung eines Haushaltsplans oder Stellenplans nad) den reichsrechtlichen Vor- 
ichriften können die Beamten, die entipredyend ben veraleichbaren Beamten des Altreichs nicht mehr 
a) ald Beamte im Vorbereitungsdienft, 
b) als außerplanmäßige Beamte 


zu gelten haben, beſoldungsrechtlich wie planmäßige Beamte behandelt werden, aud) wenn infolge des Fehlens 
eines Saushaltsplans oder Stellenplans eine Planftelle noch nicht ausgebradyt iſt. Vorausſetzung ift, daß 
es fich um eine Stelle handelt, für die ein dauerndes Bedürfnis vorliegt und mit deren Ausbringung in dem 
demnächft aufzuftellenden Haushaltsplan oder Stellenplan mit Sicherheit zu rechnen ift. 


(2) Das Bejoldungsdienftalter der Beamten, Die mindeſtens bis Ende Februar 1939 ihren Wohnſitz oder 
ftändigen Aufenthalt in den eingegliederten Oftgebieten mit Ausnahme der ehemaligen Freien Stadt Danzig 
oder in den beſetzten polnifchen Oftgebieten gehabt haben und bis Ende März 1941 planmäßig angeftellt werden, 
beginnt in Abweichung von den Vorſchriften des Beſoldungsgeſetzes und unabhängig von etwaigen Vordienſt⸗ 
zeiten 
a) im einfachen Dienſt mit dem Erſten des Monats, in dem das jiebenundzwanziafte Lebensjahr vollendet ift, 
b) im mittleren Dienft mit dem Erften des Monats, in dem das neunundzwanziafte Lebensjahr vollendet iſt, 
e) im gehobenen Dienft mit dem Erſten des Monats, in dem das ſiebenundzwanzigſte Lebensjahr vollendet iſt, 
d) im höheren Dienſt mit dem Erſten des Monats, in dem das neunundzwanzigjte Lebensjahr vollendet ift. 


Soweit ein Beamter nicht in einer Eingangsftelle feiner Laufbahn, ſondern in einer Beförderungsftelle ange 
stellt wird, ift das Befoldungsdienftalter zunächſt in der Eingangsſtelle nach der vorftehenden Beltimmung und 
alsdann in der Beförderungsſtelle fo jeftzufeßen, als ob der Beamte aus der Eingangäftelle am Tage der Be- 
rufung in das deutſche Beamtenverhältnis in Die erfte oder gegebenenfalls weitere Veförderungsftelle über- 
getreten wäre. 

(3) Auferplanmäßigen Beamten find, ſoweit fie nicht unter $ 2 Nr. 11 Abſ. 2 fallen, die Dienftzeiten, die 
nach dem bisher in den eingegliederten Oftgebieten geltenden Recht als öffentlich-rechtliche Dienftzeiten gelten, 
zum Ausgleich von Härten auf Das Diätendienftalter oder als außerplanmäßige Dienftzeit oder nad) beiden 
Richtungen voll anzurechnen. Bei der Anwendung der Vorfchrift der Nr. 82 Abf. 2 der Beſoldungsvorſchriften 
vom 12. März 1928 (NeichSbefoldungsbl. ©. 33) find 


“ im mittleren Dienft P. . .. . .. .. .......***** ein Jahr, 
b) im gehobenen Dienſt .. .. ..... ......*4******** drei Jahre, 
e) im Höheren Dienſt ............2..*4* brei Jahre fünf Monate 


für den DVorbereitungsdienft in Abzug zu bringen. Die vor dein vollendeten zwangzigften Lebensjahr zurüd- 
gelegte Dienftzeit kann weder auf Das Diätendienitalter noch als außerplanmäßige Dienftzeit angerechnet werbeit. 


85 

(1) Die Gemeinden, Gemeindeverbände und fonftigen Körperſchaften, Anftalten und Stiftungen des öffent: 
lichen Rechts Haben für ihre Beamten eine Bejoldungsordnung aufzuftellen und der Auffichtsbehörde zur Ge- 
nehmigung vorzulegen, joweit nicht im Abi. 2 etwas anderes bejtimmt ift. Die zuftändige oberfte Reichsbehörde 
kann die Erteilung der Genehmigung fich jelbft vorbehalten oder eine andere Behörde ald die allgemeine Auf- 
fichtsbehörde hiermit beauftragen. 

(2) Für die Stadtgemeinde Danzig, Die übrigen Gemeinden (Gemeindeverbände) und jonftigen Körperichaften, 
Anftalten und Stiftungen des Öffentlichen Rechts im Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Danzig gelten die 
hierfür erlaſſenen befonderen Vorſchriften. 6 | 


Für die Beamten der preußiichen Staatsverwaltung und der Gemeinden, Gemeindeverbände und jonftigen 
der Randesaufficht unterftellten Körperſchaften, Anftalten und Stiftungen des Öffentlichen Rechts in den einge: 
gliederten Teilen der Provinzen Oftpreußen und Schlefien gelten Die Vorſchriften des preußifchen Landesrecht. 

Artikel IH 
Schlußbeftimmungen 
7 

Die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung erforderlichen Anordnungen trifft der Reichsminiſter 

des Innern im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen. 


Berlin, den 24. Dezember 1939. 


Der Reihsminifterdes Innern 
Frick 


Der Reichsmmiſter der Finanzen 
In Vertretung 
Reinhardt 


Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Inneru. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berliu. 














20. 12.39 
20. 12. 39 


23.12.39 


27.12.39 


Tag 
19. 12.39 








Reichsgeſetzblatt = 


Teil l 


1939 | Ausgegeben zu Berlin, den 29. Dezember 1939 | Nr. 258 


gegliederten DOftgebieten 


Inhalt 
Verordnung über die Einführung des Voft- und Fernmelderechts in dem ein- 


Geite 


2497 


Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Lenkung und Verteilung 
der Maſchinen- und Apparate-Erzeugung. . . . .. . . ..... . . . . nennen 


Verordnung zur Ergänzung der Erſten Durchführungsverordnung zur Ver— 
ordnung über die Wirtſchaftsverwaltung . .. . . .222222222* 


Verordnung zur Ergänzung der Dritten Verordnung über die Regelung der 


2498 


2499 


Preiſe und Handelsfpannen im Geſchäftsverkehr mit Landmaſchinen und 


landwirtſchaftlichen Geräten . . . . . . . 6 Uhren a gina 
Vierte Verordnung zum Schuge der ſudetendeutſchen Wirtſchaft .. . . .. .. 


2499 
2500 


EEE EEE 


Berordnung über die Einführung des Poſt- und Fernmeldererhts 
in den eingegliederten Ditgebieten. 


Bom 19, Dezember 1939. 


Auf Grund des Erlajjes des Führers und Reichs— 
kanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oft- 
gebiete vom 8. Oktober 1939 (NReichsgefegbl. I S. 2042) 
in der Faſſung des Änderungserlaffes vom 2.November 
1939 (Reichsgefetbl. I S. 2135) wird verordnet: 


$1 


In den in das Deutjche Reich eingegliederten Oſt— 
gebieten mit Ausnahme des Gebiets der bisherigen 
Freien Stadt Danzig gelten in der jetzigen Faſſung: 


1. 


an 


I. Poſtrecht 
Geſetz zur Vereinfahung und Verbilligung der 
Verwaltung vom 27. Februar 1934 (Reichs: 
gejeßbl. I ©. 130); 


‚ Verordnung über die allgemeinen NRechts- und 


Berwaltungsvorichriften für die Haushalts— 
gebarung und Vermögensverwaltung der Deut: 
ſchen Kr vom 6. April 1934 (Reidhe- 
geſetzbl. ©. 305); 


. Gefe über das Poſtweſen des Deutjchen Reichs 


vom 28. Oktober 1871 (Neichögefehbl. ©. 347); 


. Gejeß, betreffend einige Anderungen von Be- 


ftimmungen über das Poſtweſen, vom 20. De- 
zember 1899 (Reichsgeſetzbl. ©. 715); 


. Gejeß, betreffend die Abänderung des $4 des 


Geſetzes über das Poſtweſen des Deutjchen 
Reichs, vom 20. Dezember 1875 (Reichsgefeßbl. 
S.318); 


‚ Voftordnung dom 30. Januar 1929 (Reichs: 


geſetzbl. I ©. 33); 


- Hoftinetgeieh Ä vom 26. März 1914 (Reid)8- 


geſetzbl. in der Faſſung der Belannt- 
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2. Gefeh gegen die Schwarzſender vom 


macung vom 22, März 1921 (Neichögejeßbt. 
S. 247); 


. Voftichedordnung vom 16. Dezember 1927 


(Amtsbl. d. Reihspoftmin. S. 519); 


Erlaß des Führers und Reichskanzlers zur Nege- 


lung des Poſtſparkaſſenweſens im Deutfchen 
Reich dom 26. Auguft 1938 (Meichögejeßbt. I 
5.1061); 


. Doftiparfaffenordnung vom 11. November 1938 


(Reichsgefehbl. I ©. 1645); 
Il. Fernmelderecht 


. Gejeß über Fernmeldeanlagen vom 14, Januar 


1928 (Reichsgeſetzbl. I ©. 8); 

24. No⸗ 
vember 1937 (Reichsgeſetzbl. I S. 1298) mit der 
Dritten Verordnung zur Durchführung des Ge- 
jeßes gegen die Schwarzjender vom 17. Oktober 
1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 2047); 


. Telegraphenwegegejeb vom 18. Dezember 1899 


(Reichsgeſetzbl. S. 705) mit den Ausführungs- 
beftimmungen vom 26. Januar 1900 (Reidys- 
geſetzbl. ©. 7); 


. Gejeß zur Vereinfachung des Dlanverfahrens 


für Sernmeldelinien vom 24. September 1935 
(Reichögejeßbl. I S. 1177) mit der Durchfüh— 
rungsverordnung vom 10. Oktober 1935 (Reichs- 
gejegbl. I ©. 1236); 


. Fernfprechordnung vom 24. November 1939 


(Amtsbl. d. Reichspoftmin. S. 859); 


. Telegraphenordnung in der Faſſung der Ver— 


ordnung vom 22, Dezember 1938 (Umtsbl. d. 
Reihspoftinin. ©. 849); 


ii I] 
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17. Beitimmungen über den Rundfunk von 27. No- 
vember 1931 (Amtsbl. d. Reichspoſtmin. S.509); 


18. Drabtfunkverordnung vom 19. März 1939 
(Amtsbl. d. Reichspoftmin. ©. 227); 

19. Berordnung über Sender für Funkfreunde vom 
I. Januar 1939(Amtsbl. d. Reichspoftmin.S.27); 


20. Verordnung über ortsfefte und bewegliche Bild- 
telegraphengeräte vom 24. Januar 1938 (Amtsbl. 
d. Reichspoftmin. ©. 45); 

21. Verordnung über Funknachrichten an mehrere 
Empfänger vom 14. Januar 1936 (Amtsbl. d. 
Reichspoftmin. ©. 17); 

22, Belanntmahung über die Schiffstelegraphie 
vom 16. Juli 1908 (Neichsgefetbl. S. 476); 

23, Bejtimmungen über Fernmeldeanlagen auf frem— 
den Schiffen in deutſchen Gewäffern vom 8. Juni 
1931 (Amtsbl. d. Reichspoſtmin. ©. 254); 

24. Verordnung über Fernſprech- und Telegraphen- 
gebühren des Führers und Reichskanzlers vom 
2. Dezember 1933 (Amtsbl. d. Reihspoftmin. 


&. 
5.555). 


Berlin, den 19. Dezember 1939. 


Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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52 

Der Zeitpunkt, zu dem die einzelnen Dienſtzweige 
oder Dienſte der Deutſchen Reichspoſt in den ein— 
gegliederten Gebietsteilen eingeführt werden, wird von 
dem Reichspoſtminiſter beſtimmt und im Amtsblatt 
des Reichspoſtminiſteriums veröffentlicht. 

Soweit die nad) $ 1 eingeführten Vorſchriften auf 
reichs- oder landesrechtliche Vorſchriften verweifen, 
die in den in das Deutſche Reichsgebiet eingegliederten 
Oſtgebieten nicht gelten, ſind die im Lande Preußen 


geltenden reichs- und landesrechtlichen Beſtimmungen 
ſinngemäß anzuwenden. 


s4 
Der Reidspoftminifter wird ermächtigt, die zur Er- 
ganzung und Durchführung diefer Verordnung erfor 
derlicyen Rechtsverordnungen und Verwaltungsvor— 
ſchriften zu exlaffen. 
s5 


Diefe Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft. 


Der Reihspojtminifter 
Ohneſorge 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 





Verordnung zur Durchfuhrung 
der Verordnung über Die Lenkung und Verteilung der Maſchinen- und Apparate-Erzeugung. 
om 20. Dezember 1939. 


Auf Grund der Verordnung über die Lenkung und 
Verteilung der Majchinen- und Apparate-Erzeugung 
vom 11. Dezember 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 2411) im 
tolgenden „VO“ genannt, wird verordnet: 


81 

Die dem Reichswirtſchaftsminiſter auf Grund des 
$1 der DO zuſtehenden Befugniſſe werden, ſoweit fie 
fi) auf die Serftellung und Verteilung neuer Mafchinen 
und Apparate beziehen, auf den Bevollmächtigten für 
die Mafchinenproduftion übertragen, der für Diefe Auf- 
gaben ausſchließlich zuftändig ift. Er ift an Weifungen 
des Neichswirtichaftsminifters gebunden. 


$2 
Der Bevollmächtigte für die Majchinenproduftion iſt 
ausfunftsberechtigte Stelle im Sinne der Verordnung 


Berlin, den 20, Dezember 1939. 


über die Auskunftspflicht vom 13, Juli 1923 (NReichs- 
gefehbl. IS. 723). 


Der Bevollmächtigte für die Mafchinenproduftion 
bedient fid) zur Durchführung feiner Aufgaben aus» 
ſchließlich der Gefchäftsftelle Der Wirtſchaftsgruppe 
Majchinenbau. 

s4 

Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen des Be- 
vollmäcdhtigten für die Mafchinenproduftion werden 
mit einer Ordnungsftrafe beftraft; die Ordnungsftrafe 
befteht in Seldjtrafe, deren Höchſtmaß unbefchräntt iſt. 
Die Ordnungsſtrafe wird auf Antrag des Bevoll- 
mächtigten für die Mafchinenproduftion vom Reichs— 
wirtſchaftsgericht feſtgeſetzt. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Walther Funk 
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Verordnung zur Ergänzung der Erjten Durchführungsverordnung 
zur Berordnung über die Wirtihajtsperwaltung. 


Vom 20, Dezember 1939. 
Auf Grund des $11 der Verordnung über die Wirtfchaftsverwaltung vom 27. Auguft 1939 (Reiche: 


geſetzbl. I S. 1495) wird verordnet: 


‚Die Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die MWirtichaftöverwaltung (Erſte Durd)- 
führungsverordnung) vom 27. Auguft 1939 (Reichsgefegbl. I S. 1519) in der Faffung der Anderungsverordnung 
vom 22, September 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1872) wird im Artikel I Abſ. 1 wie folgt ergänzt: 


„e) der Bevollmächtigte für die Maſchinenproduktion.“ 


Berlin, den 20. Dezember 1939. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Walther Funk 





| Verordnung 
zur Ergänzung der Dritien Berordnung über die Regelung der Preije und Handelsſpannen 
im Geſchäftsverkehr mit Landmaſchinen und landwirtſchaftlichen Geräten. 
Bom 23. Dezember 1939, 


Huf Grund des Geſetzes zur Durchführung des 
Vierjahresplans — Bertellung eines Reichskom— 
miſſars für die Preisbildung — vom 29. Oktober 
1936 Geeichsgeſetzbl. I ©. 927) wird im Einver- 
nehmen mit dem Neichäwirtichaftsminifter und dem 
Reihsminifter für Ernährung und Landwirtichaft 
jowie mit Zuftimmung * Beauftragten für den 
Vierjahresplan verordnet: 


81 

(1) Die Leiter dev Gruppen der Organiſation der 
gewerbliden MWirtihaft und der Reichsinnungs— 
verbände ſowie der Leiter des Neichiverbandes der 
deutichen landwirtichaftliden Genoffenichaften — 
(NRaiffeifen e. V.) — werden ermädtiat, mit ver: 
bindlicher Wirkung für ihre Mitglieder und Die 
Mitglieder der Innungen und Genofjenfchaften 


a) Handelsipannen, Drovifionen ſowie Sahlungs- 
und Lieferungsbedingungen im Gejchäftäver: 
tehr mit Landmaſchinen und landwirtichaft- 
lichen Geräten feftzufeßen und die Voraus: 
feßungen für ihre Gewährung feftzulegen. 
Bedingungen und Vreife feftzufegen, zu denen 
gebrauchte Landmaſchinen und landwirtſchaft— 
liche Geräte gehandelt und in Zahlung ge 
nommen werden Dürfen. 


h 


— 


(2) Anordnungen gemäß Abf. 1 dürfen mur mit 
Suftimmung des Neihstommiffars für Die Dreis- 
bildung und, fomweit die Suftändigfeit des Reichs— 
wirtichaftsminifterse oder des Neichäminifters für 
Ernährung und Landwirtichaft berührt wird, mit 
deren Zuftimmung erlaffen, abgeändert oder wieder 
aufgehoben werden. 


82 
(1) Anordnungen gemäß 8 1Abſ. 1 find im Deut— 
(hen Reichs- und Preußiſchen Staatdanzeiger zu 


veröffentlihen. Mit ihrem Erlaß treten die ent: 
Iprechenden Beftimmungen der Dritten Verordnung 
über die Negelung der Vreife und Handelsfpannen 
im Gejchäftsverfehr mit Landmaschinen und land- 
wirtſchaftlichen Geräten vom 30. November 1938 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1685) ſowie entgegenftehende 
Kartellvereinbarungen außer Kraft. 


(2) Die Vorſchriften der Anordnungen treten 
an Stelle entgegenftehender Vertragsbeftimmungen. 
Dies gilt auch für laufende Kaufverträge, es fei 
denn, daß die verkaufte Ware ſchon vor dem Anfraft- 
treten der Anordnungen von dem Verfäufer ab- 
geſandt worden ift. 


(3) Der Reichskommiſſar für die Vreisbildung 
fann Ausnahmen von den Beftimmungen der An- 
orönungen zulaffen oder anordnen. 


$3 

(1) Bei Zumwiderhandlungen gegen Anordnungen, 
die gemäß F 1 unter Bezugnahme auf diefe Verord- 
nung erlaſſen worden find, können von dem Leiter 
der zuftändigen Gruppe, des zuftändigen Reichs— 
innungsverbandes oder des Reichsverbandes der deut: 
chen landwirtichaftlichen Genoſſenſchaften — (Raiff- 
eifen e. V.) — Geldbußen bis zu 10000 Reichsmark 
verhängt werden. 


(2) Gegen die Feſtſetzung der Buße iſt binnen zwei 
Wochen nach Mitteilung des Bußbeſcheides, die durch 
eingeſchriebenen Brief zu erfolgen hat, die Beſchwerde 
an den Reichskommiſſar für die Preisbildung oder 
die von ihm zu beſtimmenden Stellen und, ſoweit es 
ſich nicht um die Verletzung von Preisbildungsvor— 
ſchriften Handelt, an das Reichswirtſchaftsgericht zu— 
läſſig. Die Strafe fließt in die Reichskaſſe und iſt 
an das für den Schuldner zuftändige Finanzamt zu 
zahlen. Sie wird von den Finanzämtern nad) den 
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Vorſchriften der Reichsabgabenordnung und der zu Preisvorſchriften vom 3. Juni 1939 (Reichsgeſetzbl. I 
Ihrer Durchführung ergangenen oder noch eraehen- | ©, 999) zuftehenden Befugniffen (Stellung des Straf- 


den Beftimmungen beigetrieben. antrags, Ordnungaftrafe) feinen Gebrauch machen. 
(3) Die Vorſchriften dev Abſ. und 2 finden nur | 
Anwendung, wenn der Reichskommiſſar für die Preis— 84 


bildung oder die von ihm beauftragten Stellen von | 
den ihnen auf Grund der Verordnung über Strafen Dir Verordnung tritt mit dem Tage der Ver- 
und Strafverfahren bei Zuwiderbandlungen aenen | kündı ıq in Kraft. 


Berlin, den 23. Dezember 1939. 


Der Reichskommiiſſar für die Preisbildung 
In Vertretung 
"Dr. Alottmann 








Vierte Verordnung zum Schuge der judetendentichen Wirtichaft. 
Bom 27. Dezember 1939, 


Auf Grund 2 Erlaſſes des —— ee s2 
kanzlers über die Verwaltung der judetendeutichen Ge- Der $1 der Verordnung zum Schubße der fudeten- | 
biete vom 1. Oktober 1938 PReichögefeßbl, 1 ©. 1331) —*** Wirtſchaft eo r7 — —* erhält | 
wird verordnet‘ folgenden Abi. 4: 

51 „‚(4) Genoſſenſchaften und genoſſenſchaftliche Ver— | 

Die Öeltungsdauer der Verordnung zum Schuge der | Bände dürfen nur mit Genehmigung ihren Gejchäfts- ' 
ſudeten deutſchen Wirtichaft vom 15. Oktober 1938 | Betrieb auf den Reichsgau Sudetenland eritreden, | 
Dteichögefehbl. I ©. 1431) in der Faſſung der Dritten | ſofern fie auf Wirtjchaftsgebieten, die zum Geſchäfts- 

Verordnung zum Schube der fudetendeutichen Wirt- | bereich des Reichswirtſchaftsminiſters gehören, tätig 
Ihaft vom 27. Juni 1939 (Reichsgejebbl, I S. 1059) find.“ 

wird für den Gejchäftsbereich des Reichswirtſchafts— 53 

minijters und des ReichSminifters für Volksaufllärung Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver— 
und Propaganda bis zum 30, Juni 1940 verlängert. fündung in Kraft. 


Berlin, den 27. Dezember 1939. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung | 


Dr. Landfried 


Der Reichsminiſter 
für Vollsaufflärung und Propaganda 
In Vertretung des Staatöfekretärs 
Dr. Greiner 


Der Reichöminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stucdart 
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Reichsgeſetzblatt 


Teil I 


1939 | Ausgegeben zu Berlin, den 30. Dezember 1939 | Nr 259 


Tag Inhalt Seite 

5.12.39 Verordnung zur Durdführung des Gefeges zur Anderung von Vorſchriften 
des Handelögefeßbuds über das ———— sure 2501 

16.12. 39 Verordnung zur Einführung des Reihsjagdrechts in den eingegliederten Oft: 
> er a SO ET PR TER FR EEE ae —— 2502 

22. 12. 39 Verordnung über die Reihswajferftraßenverwaltung in den eingegliederten 
re a era 2503 

23.12.39 Zweite Anordnung zur Durchführung der Verordnumg zur Befeitigung der 
Überfegung im Einzelhandel 2504 

27.12.39 Verordnung zur Einführung des Reichsbahngeſetzes in den eingegliederten 
u A SB DER WORAN Sr ie re 2505 

28.12,39 Verordnung über die Eingliederung des Landesamts zur Bemeſſung der 
Wertzuwachsabgabe in Troppau in die Reihsfinanzverwaltung..... 2505 

28.12.39 Verordnung zur Arbeitsbuchpflicht der Arbeiter und Angeitellten im der 
ee 2506 


28.12.39 Verordnung über das Nichtinfrafttreten von Rechtsvorſchriften im Gefchäfts- 
bereich des Reichsminiſteriums für Wiſſeuſchaft, Erziehung und Boiks— 


bildung im der bisherigen Freien Stadt u 2506 
29.12.39 Verordnung über die Cinfübrung des Schriftleiter geſetzes in den ein— 

a EAET Mi ER SR Belt te ee 2 2506 
29.12.39 Verordnung über die Einführung der Reichsfulturtammergefeggebung in 

ben eingegliedexten Oftgebieten. .......uncucneeeeeeneeenen nn 2507 


Im Teil II, Nr. 47, ausgeneben am 27. Dezember 1939, ift veröffentlicht: Bekanntmachung über den beutj chnieder— 
ländiſchen Vertrag über bie Feſtſetzung einer Betriebsarenze für bie auf beiden Seiten ber Grenze ander Wurm 
liegenden Steinfohlenbergwerfe, 

su Teil I, Nr. 48, ausgeneben am 27, Dezember 1939, find veröffentlicht: Verordnung über den Eifen bahnverkehr zwijchen 
dem Protektorat Böhmen und Mähren und beim übrigen Reichsgebiet. — Verordnung über einen privilegierten 
Durchgangsverkehr zwifchen Deutfhen Bahnhöfen über Durchgangsſtrecken des Proteftorats Böhmen umd 
Mähren und zwiſchen Bahnhöfen des Droteftorats Böhmen und Mähren über Duchgangsftreden dei übrigen 
Reichsgebiets. — Verordnung über das Verkehrsrecht im Eiſenbahnverkehr zwiſchen dem Protektorat Böhmen und 
Mähren umd dem übrigen Reichsgebiet. 

Sm Teil II,Nr. 49, ausgegeben am 30. Dezember 1939, find veröffentlicht: Defanntmachung über das Internationale 
Abkommen zur Vereinheitlihung von Regeln über Konnoffemente — Bekanntmachung zum Genfer Abkommen 
zur Verbefjerung des Loſes der Verwundeten und Kranken der Heere im Felde und zum Abkommen über die 
Behandlung der Kriegsgefangenen Natififation duch Thailand [Siam], Beitritt Litauens und der Siowalei). 


Te 


Berprdnung 
zur Durchführung des Geſetzes zur Änderung von Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs 
über das Seefrachtrecht. 


Bom 5. Dezember 1939. 
Auf Grund des Artikels 5 des Geſetzes zur Snde- | 10, Auguft 1937 (Neichsgefeßbl. I S. 891) tritt am 
zung von Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über | 1. Januar 1940 in Kraft. 
das Seefrachtrecht vom 10. Auguft 1937 (Reiche: — 
geſetzbl. I ©. 891) wird folgendes verordnet: Artikel 2 
5 662 des Handelsgeſetzbuchs gilt nicht 


Artikel ] 1. für Konnofjemente, die nicht Verſchiffungen 


Das Geſetz zur Anderung von Vorſchriften des nach einem Hafen des Deutſchen Reichs betref— 
Handelsgeſetzbuchs über das Seefrachtrecht vom fen und die weder innerhalb des Deutſchen 
Reichsgeſetzbl. 1939 I Kor 


| 
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Neichs nod) innerhalb des Gebiets eines Staa- 
tes ausgeftellt find, der dem am 25. Auguſt 1924 
in Brüffel unterzeichneten nternationalen Ab- 
fommen zur Vereinheitlichung von Regeln über 


Berlin, den 5. Dizember 1939, 
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UT 


Konnofjemente (Reichsgeſetzbl. 1939 11S.1049) 
beigetreten ift; 

2. für Ronnofjemente über Verſchiffungen durch 
deutſche Schiffe zwiſchen deutſchen Häfen. 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Verordnung zur Einführung des Reichsjagdrechts 
in den eingegliederten Dftgebieten. 


Bom 16. Dezember 1939, 


Auf Grund des Erlaffes des Führers und Reichs— 
fanzlers vom 8. Oktober 1939 (Neichsgejeßbl. I ©. 2042) 
und des Geſetzes über die Wiedervereinigung der Freien 
Stadt Danzig mit dem —— Reich vom 1. Sep- 
tember 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 1547) wird verord- 


net: 
s1 
Das Reichsjagdgeſetz und die auf Grund dieſes Ge- 
jeßes erlaſſenen Vorſchriften fowie die in Preußen gel- 
tenden jagdrechtlichen Vorfchriften treten in Den ein- 
gegliederten Oftgebieten am 1. Januar 1940 nad) Maß— 
gabe der nachftehenden Beſtimmungen in Kraft. 


82 
Die in den eingegliederten Oſtgebieten vor dem 1. Ja— 
nuar 1940 gelöften Jagdſcheine haben bis zum 31. März 
1940 Gültigkeit, auch wenn ihre Laufzeit vor dieſem 
Zeitpunkt endet. Sie gelten im ganzen Reichsgebiet, 
jofern ihre Inhaber deutiche Staatsangehörige find und 
ihren ftändigen Wohnſitz in den eingegliederten Oſtge— 
bieten haben. Jahresjagdſcheine, die für das Gebiet der 
eingegliederten Oftgebiete an Ausländer erteilt find, find 
nur mit Genehmigung des Reichsjägermeiſters weiter- 
bin gültig. 
83 
(1) Die vor dem 1. Januar 1940 abgeſchloſſenen 


ter, aus Gründen des öffentlichen Intereſſes auch bom 
Kreisjägermeifter bis zum 31. März 1940 für den 
30, uni 1940 gekündigt werden. 


(2) Soweit laufende Dachtverträge nicht nad) Abi. 1 
gekündigt werden, finden auf fie die Beftimmungen des 
$ 66 Abi. 1 Sab 2, Abf. 2 und 3 der Ausführungsver- 
ordnung zum Reichsjagdgefeß Anwendung. 


$4 

Die Überführung der in den eingegliederten Oſtge— 
bieten beftehenden jagdlichen Verbände in die Deutiche 
Jägerſchaft gemäß $ 56 Abſ. 4 der Ausführungsver- 
ordnung zum Reichsjagdgefek und die Auflöfung der 
jagdlichen Vereine gemäß $ 56 Abf. 6 der Ausführungs- 
verordnung zum Neichsjagdgejet hat bis zum 31. März 
1940 zu erfolgen. 


85 

Iſt ein Jagdicheininhaber gegen Jagdhaftpflicht ver- 
fichert, fo erlijcht das Verhältnis mit dem 31. März 
1940 infoweit, ald der Verfiherte auf Grund der Ge- 
meinfchaftsverficherung der Deutichen Jägerſchaft ver- 
fichert ift. Der Verfiherungsnehmer kann von dem 
Verficherer eine entiprechende Minderung der Prämie 
verlangen; auf Beitimmungen über Mindeftprämien 


Jagdpachtverträge können vom Verpächter und Däch- [ kann ſich dev Verficherer nicht berufen. 


Berlin, den 16, Dezember 1939. 


Der Neihsjägermeifter 
An Vertretung 
Alpers 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Vfundtner 
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Berordnung über Die Reichswaſſerſtraßenverwaltung 
in den eingegliederien Dftgebieten. 


Vom 22, Dezember 1939. 


Auf Grund des $ 12 Abf. 2 des Erlafjes des Führers 
und Reichskanzlers über Gliederung und Verwaltung 
der Oftgebiete vom 8. Oktober 1939 (Neidysgefetbl. I 
5.2042) wird verordnet: 


51 

Die Waſſerſtraßenverwaltung in den eingegliederten 
Oſtgebieten wird in die Reichswaſſerſtraßenverwaltung 
eingefügt. 

52 

(1) Reichswaſſerſtraßen ſind 

a) die Weichſel im Bereich des Reichsgaues Danzig- 
Meftpreußen und der Vrovinz Oftpreußen; 

b) die Warthe unterhalb Kolo, dev Warthe⸗Goploſee— 
Kanal, die Nee vom Goploſee (einjchließlich) ab- 
wärts, der Obere Nebe-Kanal, dev Bromberger 
Ranal und die Brabe von Bromberg bis zur 
Weichiel. 

(2) Der Reichsverkehrsminiſter kann im Einverneh— 
men mit den beteiligten Reichsminiſtern die näheren 
Abgrenzungen der Reichswaſſerſtraßen bejtimmen und 
noch) andere Wafferftraßen der eingegliederten Oftgebiete 
zu Reichswaſſerſtraßen erklären oder Reichswaſſerſtra— 
Ben ihrer Eigenfchaft entkleiden. 


(1) Als Mittelbehörden der Reichswaſſerſtraßenver— 
waltung werden unbeichadet des $ 4 Abf. 1 diefer Ver- 
ordnung beftimmt: 

für das Weichjelgebiet ($ 2 Abſ. 1 Buchſt. a) ein- 
ichließlid) der Nogat der NReichsjtatthalter in 
Danzig-Weftpreußen, Ä 

für das Warthe- und Nebegebiet ($ 2 Ubi. 1 
Buchft. b) der Reichsftatthalter in Vofen. 


(2) Die Reichsftattbalter nehmen die ihnen zugewie- 
jenen Aufgaben der MWafferftraßenverwaltung durch die 
dem Mafferjtraßendireftor unterftellte Abteilung für 
Mafferftraßen ihrer Behörde wahr. 


(3) Sie vertreten das Reid (Reichswaſſerſtraßenver— 
waltung) in Rechtsgeſchäften und Nechtsftreitigkeiten 
aller Art. 


s4 

(1) Der Reichöverkehrsminifter kann im Einverneh- 
men mit dem ReichSminifter des Innern die übernom- 
menen Wafjerftraßen den Behörden der Reichswaſſer— 
ftraßenverwaltung ohne Rüdjicht auf die Verwaltungs: 
bezirfsgrenzen zumeifen. 

(2) Der Reichsverfehrsminifter bejtimmt die den 
Mittelbehörden dev Neichswaflerftraßenverwaltung in 
den eingegliederten Oftgebieten nachzuordnenden Orts— 
bebörden und jeßt ihren Gejchäftsbereich feft. 


$5 
(1) Soweit für die einem Neicysftatthalter zugeteilten 
Waſſerſtraßen das preußifche Waflerrecht gilt, hat der 
Reichsftatthalter die Zuftändigkeit eines Oberpräfiden- 
ten, dem die Verwaltung eines mehrere Verwaltungs: 
bezirfe durchſchneidenden Waljerlaufs übertragen ift. 


(2) Im übrigen beftimmt der Reichsverkehrsminiſter 
im Einvernehmen mit dem Neichsminifter des Innern 
die fachliche Juftändigkeit der mit dev Verwaltung der 
Reichswaſſerſtraßen in den eingegliederten Oftgebieten 
beauftragten Behörden. 


6 
(1) Der NReichöverkehrsminifter kann im Einverneh— 
men mit den beteiligten Neich3miniftern anordnen, in- 
wieweit 


a) Gegenſtände als Zubehör auf das Neid) (Reichs— 


wallerjtraßenverwaltung) und 
b) die im Eigentum juriftiicher Derfonen des öffent— 

lichen Rechts befindlichen Häfen, Anlegeftellen, 
Fähren und Brüden an Reihswafferftraßen auf 
das Neich (Reichswafjerfraßenverwaltung) oder 
auf andere Öffentliche Gebietskörperichaften über— 
gehen. 

Er fann die hiernad) zur Übernahme von Gegenftänden 

erforderlichen Maßnahmen treffen. 

(2) Die Anordnung begründet Nechte und Dflichten 
der Beteiligten und bewirkt den Übergang, die Be- 
ſchränkung und Aufhebung von dinglichen Nechten. 
Zum Nachweis hierfür genügt eine Erklärung des 
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Reichöverkehrsminifters, daß er den Übergang, die Be- 
ſchränkung und Aufhebung der dinglichen Nechte gemäß 
Abſ. 1 Sat 1 angeordnet babe. 


7 
Der Reichsverlehröminifter erläßt im Einvernehmen 
mit den beteiligten Reih8miniftern die zur Durchfüh- 


Berlin, den 22, Dezember 1939. 


Neichögefegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 


mm 


rung und Ergänzung Diefer Verordnung erforderlichen 
Nechts- und Verwaltungsporfehriften. 


88 
Die Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft 
mit Ausnahme des $2 Abf. 1, der mit Wirkung vom 
26. Oktober 1939 in Kraft gejetst wird, 


Der Reihsminifter des Innern 
Frick 


Der Reichsverkehrsminiſter 
Dorpmüller 





Zweite Anordnung zur Durchführung 
der Verordnung zur Bejeitigung der Überſetzung im Einzelhandel*). 


Vom 23. Dezember 1939, 


Auf Grund des $ 2 der Verordnung zur Befeitigung 
der Überjegung im Einzelhandel vom 16. März 1939 
(Neichögefekbl. I S. 498) wird folgendes angeordnet: 


51 

Die Schließung nad) $1 der Verordnung kann ver- 
fügt werden, wenn der Inhaber oder die mit der Lei- 
tung des Unternehmens betraute Derjon einen Antrag 
auf Schließung bei dem Leiter der Wirtichaftsaruppe 
Einzelhandel oder dem bon ihm beauftragten Leiter der 
bezirklichen oder fachlichen Untergliederung einreicht 
und die Nachprüfung durch die nach SA der Erſten 
Durchführungsanordnung vom 16. März 1939 (Neichs- 
geſetzbl. I 5.499) zuftändige Stelle ergibt, daß das 
Unternehmen unabhängig von den Auswirkungen des 
Krieges wirtichaftlich nicht geſund ift. Als wirtichaftlic) 


Berlin, den 23, Dezember 1939. 


nicht gefund find insbefondere Unternehmen anzufehen, 
die eine jelbjtändige Exiſtenz nicht gewährleiſten. 
‘2 
Die Beltimmungen diefer Zweiten Durchführungs- 
anordnung finden auf Betriebe, deren durchſchnittlicher 
Jahresumſatz feit 1. Januar 1937 12 000 Reichsmark 
überjtiegen bat, feine Anwendung. 
3 
Die Beftimmungen der $$ 2 bis 17 der Erften Durch— 
führungsanordnung find entjprechend anzuwenden. 
Die aus den Geichäftsbetrieb herrührenden Schulden 
dürfen gemäß $ 10 Abſ. 2 Bucht. a der Erften Durd)- 
führungsanordnung nur erlaffen werden, joweit fie vor 
Inkrafttreten diefer Zeiten Durchführungsanordnung 
entjtanden find. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
In Vertretung 
Dr. Yandfried 


*) Betrifft nicht die Ditmark und den Reichſsgan Eudeienland, 
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Verordnung zur Einführung des Reichsbahngeſetzes 
in den eingegliederten Ditgebieten. 


Vom 27. Dezember 1939, 


Auf Grund von $8 des Exlafjes des Führers und NReichstanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oft- 
gebiete vom 8, Oktober 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 2042) wird verordnet: 

Das Reichsbahngefeh vom 4. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 1205) und die Verordnung zur Durchführung 
dieſes Geſetzes vom 5. Juli 1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 1213) treten in den eingegliederten Oftgebieten am 1. Januar 


1940 in Kraft. 


Berlin, den 27. Dezember 1939, 


Der Neihsverfehrsminifter 
Dorpmüller 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stucart 


Der Reichsminifter der Finanzen 
Graf Schwerin von Krofigf 





Berordnnung 
über die Eingliederung des Zandesamts zur Bemejjung der Wertzuwachsabgabe in Troppan 
in die Reichsfinanzverwaltung. 


Vom 28. Dezember 1939, 


Auf Grund des $ 2 Abſ. 2 des Erlaſſes des Führers 
und Reichsfanzlerd über die Verwaltung der fudeten- 
deutichen Gebiete vom 1. Dftober 1938 (Reichögefebbt. I 
S. 1331) wird verordnet: 


81 

Das Landesamt zur Bemeſſung der Wertzuwachs— 
abgabe in Troppau wird in die Reichsfinangzverwaltung 
eingegliedert. Es führt jeine bisherigen Aufgaben nad 
den bisherigen Vorjchriften weiter für alle Gemeinden 
der judetendeutichen Gebiete, die nad) den bisherigen 
Vorſchriften nicht felbft zur Bemefjung und Erhebung 
der Wertzumachsabgabe berechtigt find, 


Berlin, den 28. Dezember 1939, 


2 
Die Sadleitung auf dem Gebiet der Wertzuwachs— 
abgabe fteht dem Neichsftatthalter im Sudetengau zu. 


3 
(1) Der Reichsminiſter der Finanzen ift Dienftvor- 
gejekter des Derfonals des Landesamts zur Bemeſſung 
der Wertzunvachsabgabe in Troppau, foweit die Tiber- 
nahme des Perſonals in den Reichsdienft erfolat. 
(2) Die rechtliche Stellung des Derfonals wird durch 
diefe Verordnung im übrigen nicht berührt, 


S 4 
5 
Die Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in Kraft. 


Der Heihsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dfundtner 


Der Reichsminifter der Finanzen 
In Vertretung 


Reinhardt 


Reichsgeſetzbl. 1939 I 
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40-1474 


Verordnung zur Arbeitsbuchpflicht der Arbeiter und Angejtellten 
in der Ditmarf. 


Bom 28. Dezember 1939. 
Auf Grund der Verordnung über das Arbeitsbud) vom 2. April 1939 (Neichsgefehbl. I S. 824) $31 bj. 1 


wird verordnet: 


3z28 Nr. 5 der Verordnung über das Arbeitsbuch tritt in der Oſtmark am 1. Januar 1940 in Kraft. 


Berlin, den 28. Dezember 1939. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung - 
Dr. Syrup 





Bervrdnung über das Nichtinfrajttreten von Rechtsvorſchriften 
im Geſchäftsbereich des Reichsminiſteriums für Wiſſenſchaft, Erziehung und Boltsbildung 
in der bisherigen Freien Stadt Danzig. 
Bom 28. Dezember 1939. 


Auf Grund des $4 des Gejeßes über die Wicder- 
vereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem 
Deutſchen Reid) vom 1. September 1939 (Reid)s- 
geſetzbl. I S. 1547) wird verordnet: 

In der bisherigen Freien Stadt Danzig treten zum 
1. Januar 1940 folgende Gejege nicht in Kraft: 

1. das preußische Gefeh, betreffend die Unterhaltung 
der Öffentlichen Volksſchulen, von 28. Juli 1906 
(Dreuß. Geſetzſamml. ©. 335), 

>. das preußiſche Gefeß über die Dienftbezüge der 
Rehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Volksſchulen (Volksſchullehrer-Beſoldungsgeſetz 
— VBG -) vom 1. Mai 1928 (Preuß. Geſetz⸗ 
famml. ©. 125), 


Berlin, den 28. Dezember 1939. 


3. das preußiſche Geſetz über die Dienftbezüge der 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen nicht: 
ftaatlichen mittleren Schulen (Mittelfchullehrer- 
Befoldungsgejeg -MBG-) vom 30. April 1928 
(Preuß. Gefehfamml. ©. 149), 

4. das preußifche Volksjchulfinanzgejeß vom 2, De- 

zember 1936 (Preuß. Gefeßfamml. ©. 161), 
. das preußifche Mittelfchulfinanzgefeß vom 

13. April 1938 (Preuß. Geſetzſamml. ©. 59), 
6. das Gefet über die Trennung dauernd vereinigter 


Schul- und Kirchenämter vom 7. September1938 
Preuß. Gefeßfamml. ©. 9). 


V 


Der Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 
In Vertretung des Staats ſekretaͤrs 
Krümmel 


Der Reichsminiſter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Stuckart 


EEE 


Verordnung über die Einführung des Schriftleitergeſetzes 
in den eingegliederten Oſtgebieten. 


Bon 29. Dezember 1939. 


Auf Grund des Exlafjes des Führers und Neichs 
kanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oft 
gebiete vom 8. Oktober 1939 (Reichsgeſetzbl. 1©.2042) 
wird verordnet: 

81 
In den eingegliederten Oſtgebieten gelten das 
rriftleitergeſetzvom 4. Oftober 1933 Reichsgeſetzbl. 
S. 713), die Verordnung über das Inkrafttreten 


— 
SE 
| 


und die Durchführung dieſes Geſetzes vom 19. De- 
zember 1933 (Neichsgefekbl. I S. 1085) und die Ver- 
fahrensordnung für die Berufsgerichte dev reife 
vom 18. Januar 1934 (Reichsgefeßbl. I ©. 40) in den 
jett geltenden Faſſungen. 


82 


Die Vorſchriften treten mit der Maßgabe in Kraft, 
daß für die eingegliederten Oſtgebiete in der Verord— 











de8 Schriftleitergefetes 

im $ 1 an Stelle des 1. Januar 1934 
der Tag des Inkrafttretens diefer Verordnung, 

inden SS 2 und 12 anStelle des 31. Dezember1933 
der 31. Dezember 1940, 

indens$ 13 und 14an Stelle de831.Ianuar1934 
der 31. März 1941, | 

im $ 29 an Stelle des 28. Februar 1934 
der 30. April 1941 und 

im $ 31 an Stelle des 10. Januar 1934 
der 10. Mai 1941 


3 
$5 des Schriftleitergefeßes ift mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß Nr. 3 durch folgende Beltimmung 
erſetzt wird: 
„3. deutfchen oder artverwandten Blutes iſt und, 
wenn er verheiratet ift, einen Ehegatten deut- 
ichen oder artverwandten Blutes bat,”. 


tritt. 


84 
8 6de8 Schriftleitergeſetzes findet keine Anwendung. 


Berlin, den 29. Dezember 1939. 
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85 
S 45 des Schriftleitergefeßes findet feine Anwen 
dung. Eine entiprechende Negelung erfolgt nad) S 7 
diefer Verordnung. 
6 


S3 Abi. 1 Sab 2 der Verordnung über das In— 
frafttreten und die Durchführung des Schriftleiter- 
geſetzes ift in den eingegliederten Oftgebieten in fol- 
gender Faſſung anzuwenden: 

„Die vorgejchriebene Form befteht in der Aus- 
füllung eines vom Reichsverband beftimmten 
Fragebogens.” 

87 

(1) Entgegenftehende Beitimmungen des bislang gel- 
tenden Rechts treten außer Kraft. Der Reichsminiſter 
für Volksaufflärung und Vropaganda ift ermächtigt, 
diefe Beftimmungen befanntzumadjen. 

(2) Soweit Borichriften, die durch Dieje Verordnung 
in den eingegliederten Oftgebieten eingeführt werden, 
nicht unmittelbar angewendet werden fünnen, find 
fie finngemäß anzumenden. 


NK) 
Dieje Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in 
Kraft. 


Der Reichsminiſter für Bolfsaufflärung und Propaganda 


In Vertretung des Staatsjelretärs 


Dr. Greiner 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


Verordnung über die Einführung der Neichstulturtammergejeßgebung 
in den eingegliederten Ditgebieten. 


Bom 29, Dezember 1939, 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs— 
fanzlers über Gliederung und Verwaltung der Oſt— 
gebietevom 8. Oftober1939 (Reichsgeſetzbl. IS. 2042) 
wird verordnet: 


81 

In den eingegliederten Oſtgebieten gelten: 

1. das Reichskulturkammergeſetz vom 22. Sep— 
tember 1933 (Reichsgeſetzbl. IS. 661), das Er— 
gänzungsgeſetz vom 15. Mai 1934 (Reichsge— 
ſetzbl. 1 ©. 413) fowie die Erfte, Dritte, Vierte 





und FünfteVerordnung zur Durchführung die 
jes Geſetzes vom 1. November 1933 (Neichs 
geſetzbl. IS. 797), vom 19. April 1937 (Reiche 
gejekbl. I ©. 468), vom 5. Auli 1937 (Reichs— 
geſetzbl. 1 ©. 752) und vom 28. Oftober 1939 
(Neichögejehbl. I ©. 2118); 

2. das Geſetz über die Errichtung einer vorläufigen 
Filmkammer vom 14. Auli 1933 (NReichsae- 
ſetzbl. I ©. 483) und die dazu ergangene Ver 
ordnung vom 22. Juli 1933 (Neichsgefekbt. I 
©. 531); 




















| 
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3. das Yichtfpielgefes vom 16. Februar 1934 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 95) in der jett geltenden 
Faſſung ſowie die Smweite, Dritte, Vierte, 
Fünfte, Sechſte und Siebente Verordnung zur 
Durchführung diefes Gejeßes vom 8. März 1934 
(Reicheminifterialbl.S.116),vom8.März1934 
(Reichsminiſterialbl. S. 118), vom 27. März 
1934 (NReicheminifterialbl. S. 273), vom 5. No- 
vember 1934 (Reichsaejesbl. I ©. 1105), vom 
3. Juli 1935 (Neichögefesbl. I ©. 906) und 
bom 1. April 1939 (Reichsgeſetzbl. I ©. 707); 


4. das Gejch über die Vorführung ausländifcher 
Filme vom 11. Juli 1936 (Neichsgefegbl. I 
S. 551), die Verordnung über die Vorführung 
ausländischer Filme vom 12. Auli 1936 (Reich#- 
geſetzbl. I ©. 553) und die Verordnung zur 
Anderung der Verordnung über die Vorfüh- 
rung ausländischer Filme vom 26. uni 1937 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 665) in der jeßt geltenden 
saflung; 

. das Theatergefek vom 15. Mai 1934 (Reiche- 
geſetzbl. I ©. 411), die Erite und Zweite Ver— 
ordnung zur Durchführung dieſes Geſetzes vom 
18.Mail934 (Reichsgeſetzbl. IS. 413) und vom 
28. uni 1935 (Neichsgefekbl. I S. 829). 


1 | 


$2 


Die Eingliederung indie Einzelfammern der Reichs: 
fulturfammer gemäß $ 4 der Erften Verordnung zur 
Durdführung des Reichskulturkammergeſetzes muß 
bis zum 31. Dezember 1940 bewirkt fein. 


83 
(1) Eutgegenſtehende Beſtimmungen des bislang 
geltenden Rechts treten außer Kraft. Der Reichs— 
miniſter für Volksaufklärung und Propaganda ift er— 
mächtigt, dieſe Beſtimmungen bekanntzumachen. 


Berlin, den 29. Dezember 1939. 


Reichögejegblatt, Jahrgang 1939, Teil I 
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(2) Soweit Vorfchriften, die durch diefe Verord- 
nung in den eingegliederten Oftgebieten eingeführt 
werden, nicht unmittelbar angewendet werden fün- 
nen, find fie finngemäß anzumenden. 


84 
Die Anordnungen, die auf Grund von $ 25 der 
Erſten Verordnung zur Durchführung des Reichskul— 
turfammergefeges exlaffen worden find oder in Zu— 
funft erlaſſen werden, treten in den eingegliederten 
Dftgebieten gemäß bejonderer Beftimmung der Prä— 
fidenten der Kammern in Kraft. 
$5 
An Stelle des $ 10 der Dritten Verordnung zur 
Durdführung des Lichtſpielgeſetzes (Gebührenord: 
nung) tritt für die eingegliederten Oftgebiete folgende 
Beftimmung: 
„Die Gebühren werden auf Erjuchen der Drüf- 
jtelle oder der Oberprüfftelle wie öffentliche Ab- 
gaben beigetrieben.” 


86 
Für die auf Grund der bisherigen Beftimmungen 
in den eingegliederten Oftgebieten zugelaffenen Filme 
kann der Reichdminifter für Volfsaufflärung und 
Propaganda vorübergehende Ausnahmen von dem 
Erfordernis der Sulaffung durd) die amtliche Prüf: 
ftelle genehmigen. 
ka 
Die Vräfidenten der zuftändigen Einzelfammern 
find ermächtigt, im Einzelfall eine unverzügliche Ein- 
gliederung in Die Kammer zu verlangen oder gegebe- 
nenfall3 die Aufnahme fon vor dem 31. Dezember 
1940 abzulehnen. 
s8 
Diefe Verordnung tritt am 1. Januar 1940 in 
Kraft. 


Der Reichsminiſter für Bolfsaufflärung und Propaganda 
In Vertretung des Staatöfekretärs 
Dr. Greiner 


Der Reichsminifter des Innern 
In Vertretung 
Dr. Studart 


Das Reichsgeſetzblatt erfcheint in zwei gefonderten Zeilen — Zeill und Teil — 
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(Fernſprecher: 429265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 962 00). Einzelmmmmern werden nad dem Umfang berechiet, 
Preis Für den ahtfeitisen Bogen 15.7/, aus abgelaufenen Tahrgängen 10. Aa/, ausichlieflicy der Poftdruckfachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 600.9. Preiſermäßigung. 

Herausgegeben vom Reichsminiſterium des Innern. — Gedruckt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
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Zehnte Verordnung zur Änderung 
der Reichsgrundjüse über Boransjekung, Art md Maß der öffentlichen Fürjorge. 


Bom 27. Dezember 1939. 


Auf Grund des $6 Abſ. 1 Satz der Verordnung über die Fürforgepflicht wird hiermit verordnet: 

Die Geltungsdauer des $ 33 der Reihsgrundfäge iiber Vorausjegung, Art und Maß der öffentlichen Fürforge 
vom 4, Dezember 1924 (Reichögefebl. IS. 765) in der Fafjung der Verordnung vom 10. Februar 1934 (Reichs- 
gejeßbl. I S.99) wird über den 31. Dezember 1%9 hinaus bis zum 31. Dezember 1940 verlängert. 


Berlin, den 27. Dezember 1939, 


Der Keihsminifter des Innern 
In Bertretung 
Pfundtner 


Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung des Staatsſekretärs 


Rettig 


Das Reichsgeſetzblatt erſcheint in zwei geſonderten Teilen — Teil Lund Teil II —. 

Fortlaufender Bezug nur durch die Poſt. Bezugspreis vierteljährlich für Teil I = 2,90 AM, für Teilll = 2,50 RM, 
Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) Nummer nur vom Reichsperlagsamt, Berlin NW 40, Scharnhorfifirafe Nr, 4 
(Sernfprecher: 429265 — Poſtſcheckkonto: Berlin 96200). "Einzelmmmmern werden nach dem Umfang berechnet. 
Preis für den achtfeitigen Bogen 15.7%/, aus abgelaufenen Jahrgäugen 10 9, ausfchliehlich der Poftdruckfachengebühr. 
Bei größeren Beftellungen 10 bis 60 0.9. Preisermäßigung. 

Herausgegeben vom Reihsminifterium des Innern. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin. 
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Apr. — April Durchf Vorſchr. — Durchführungsvorſchriften rev. — revidiert 
Urt. — UÜrtifel Einf. — Einführung ©. — Geite 
Aufh. — Aufhebung Einf® — Einführungsgefeb J — ſiehe 
Aug. — Auguſt Erg. — Ergänzung Sept. — Geptember 
Ausf. — Nusführung Erg — Ergänzungsgeſetz u. — und 
AusfAnordn. — Ausführungsanordnung ErgðV. — Ergänzungsverordnung it. — über 
AusfAnw. — Yusführungsanweifung ErgVorſchr — Erganzungsvorſchriften Ubt. — UÜbereinkommen 
AusfBeſt. — Ausführungsbeſtimmunge Erkl — Erklärung Ubfft — Übereinkunft 
AusfG. — Ausführungsgeſetz Erl. — Erlaß V. — Verordnung 
AusfV. — Ausführumgsverordnung | Faſſ. — Faſſung v. — vom 
AusfBorfchr. — Ausführungsvorichriften Febr — Februar JBereinb — Vereinbarung 
Außerkraftſ. — Außerkraftſetzen G. — Geſetz Verl. — Verlängerung 
Außerkrafttr. — Außerfrafttreten Inkraftbl — Inkraftbleiben Vertr — Vertrag 
Beitr. — Beitritt Inkraftſ. — Inkraftſetzen vorl. — vorläufig 
Bek. — Bekanntmachung Inkrafttr — Inkrafttreten vorm. — vormals 
Ber. — Berichtigung Int. — international Voriche. — WVorjchrift 
Bet. — Beltimmungen Tan — Januar Ziff. — Ziffer 
A Abweſenheitspflegſchaft, V. ü. Abweſenheitspfleg— 
20 * 2 
—52 


Abdetlereien ſ. Tierkörperbeſeitigung. 


Abfindungsſummen für verheiratete weibliche Beamte 
ſ. Beamte II. 


Abgaben, Erhebung einer Abgabe der Aufſichts— 

ratsmitglieder 

ſ. Steuern IIC, 
Ausfubrabgaben, öſterreichiſche, 

j. Ausfuhr. 
Offentliche Abgaben in den jubetendeutjchen 
Gebieten 

i. Steuern IVA. 
Schleppmonopol auf dem Dortmund-Ems- 
Kanal 

ij. Wafferftraßen IIB. 


Abkommen ſ. Staatsverträge. 


Abrechnungsſtellen im Wechjel- u. Schedverfehr 
ſ. Banfwefen II. 


Abwertungsgewwinne j. Schulden, Währung. 


Reichsgeſetzbl. 1939 


j. auch Feindliches Vermögen. 


Abzeichen, Schuß der Parteiuniformen, Gewebe u. 
Abzeichen, 
ij. Uniformen. 
Aden ſ. Kolonien LA2. 


Agypten, Anmeldung des im Gebiet des Großdeutſchen 
Reichs befindlichen ägyptiſchen Vermögens (V. v. 
3. Nov.) I 2141. 


Arzte, Arzteordnung ſ. Geſundheitsweſen 1. 

Ärztliche Mitglieder der Erbgeſundheitsgerichte 
ſ. Geſundheitsweſen IV. 

Athylmorphin ſ. Geſundheitsweſen IIB. 


Afghaniſtan, Int. Sanitätsabk. v. 21. Juni 1926. — 
Nat. (Bel. dv. 19. Mai) II 786, 
Atademiiche Grade, ©. ü. die Führung alademijcher 


Grade (v. 7. Juni) I 985. — DurchfV. (v. 21. Juli) 
- 1 1326. 





2 Sacverzeichnis 1939 





IIL 


H5140-148 


Aktien, Tilgbare Aktien u. Genußſcheine bei den | Mlteröverjorgung für das deutjche Handwerk 


Aktiengejellihaften in der Oſtmark u. im Neichsgau 
Sudetenland (B. v. 29. Juni) I 1076. 


ſ. auch Börfe, Wertpapiere. 


Altiengejellihajten, ©. ü. Aktiengeſellſchaften u. 
Kommanbditgefellfchaften auf Aktien [Aftiengejeß)]. 
— Aufb. des $ 24 der Erſten DurchfV. v. 29. Sept. 
1937 (B. v. 18. Oft. $7) I 2079, 2080. 

— Inkrafttr. der nod) nicht geltenden Vorſchr. des 
&.v.30. Jan. 1937u. der Durchf V. v. 29. Sept. 1937 
fowie Einf. der Dritten DurchfV. v. 21. Dez. 1938 
in den ſudetendeutſchen Gebieten (B.0.9.75ebr.) 
I 176. 

Mafnahmen auf dem Gebiete des Nechts dei 
Handelsgeſellſchaften (B. v. 4. Sept.) I 169. 


ſ.auch Geſellſchaften, Kapitalgeſellſchaften. 


Akltiengeſetz 
ſ. Aftiengejellfchaften, Kommandit— 

geſellſchaften auf Aktien. 

Albanien, Abk. ü. die Ausdehnung deutſch-italie— 
niſcher Abkommen u. Vereinbarungen auf 
das Königreich Albanien v. 27. Mai 1939. — In— 
krafttr. (Be. v. 17. Juni) II 837. 


Deutich.italienifcher Handels u. Schiffahrts— 
vertrag vd. 31. Oft. 1925. — Ausdehnung des 
Rertr. u. der Zuſatzvereinb. v. 9. Dez. 1926, des 
Zuſatzabk. v. 3. März 1932, Des Prot. dv. 8. Apr. 
1933, des Zuſatzabk. v. 9. Juni 1933, ber Vereinb. 
v. 12. De. 1933, 29. März 1934, 20. Dez. 1935 u. 
14. Mai 1937 u. des Abk. dv. 28. Mai 1935 u. des 
Zuſatzabk. v. 13. Febr. 1939 auf das Königreich 
Albanien (Bek. v. 17. Juni Siff. 1,5) II 837. 


Deutjch-italienifches Abk. ü. den Handel mit 
medizinifchen Erzeugniffen u. mediziniſchen 
Spezialitäten v. 13. Febr. 1939. — Ausdehnung 
des Abk. auf das Königreich Albanien (Bel. v. 
17. Juni Siff. 5) II 887. 

Deutfch-italienifches Abk. zur Regelung der 
Zahlungen auf dem Gebiete des Filmweſens 
». 14. Mai 1937. — Ausdehnung des Abk. u, der 
Pereinb. b. 18. Dez. 1937 auf das Königreid) 
Albanien (Bel. v. 17. Juni Ziff. 4) II 837. 

Deutjch-italienifches Abk. zur Negelung der 
Zahlungen aus literarifchen, wiſſenſchaftlichen u. 
künſtleriſchen Urheberrechten v. 10. Dez. 1936, — 
Ausdehnung auf das Königreic) Albanien (Bel. v. 
17. Juni Ziff. 3) 11837, 

Deutfch-italienifches Abk. zur Regelung der 
Zahlungen ſVerrechnungsabkommenl d. 26. 
Sept. 1934. — Ausdehnung des Abk. u. der Ver- 
einb. v. 20. Dez. 1935, 14. Mai 1937 u. der Abk. 
v. 28. Mai u. 12. Nov. 1938 auf das Königreich 
Albanien (Bel. v. 17. Juni Siff. 2) I 837. 

Abk. ü. die Sollbehbandlung von Waren im 
Verkehr zwiſchen dem Deutfchen Reich u. dem Lande 
Öfterreid) einerfeits u. Jtalien andererſeits v. 28. Mai 
1938. — Ausdehnung auf das Königreich Albanien 
(Be. v. 17. Juni Ziff. 1) II 837. 

Allgemeine Dienſtordnung für die Mufiter der 
deutichen Kulturorcheſter 
j. Dienftordnung. 








ſ. Handwerk, Sozialverfiherung V. 
Aluminiummünzen ſ. Münzweſen. 


Amerita, Verbot der Einfuhr von Kartoffeln aus 
Amerika ſowie von Abfällen u. Verpackungsmaterial 
ſolcher Kartoffeln, V. v. 26. Febr. 1875. — Außer— 
frafttr. (B. v. 4. Mai $ 19) I 882, 835. 


Verhütung der Einfchleppung des Kartoffel: 
käfers aus dem Ausland (V. v. 4. Mai Abſchn. TIL) 
I 882, 883. 

nt. Abk. zur Vereinheitlichung von Negeln ü. 
Konnofjemente dv. .Aug. 1924 nebit Zeich⸗ 
nungsprotokoll. — Rat. (Bel. v. 22. Dez.) II 1099. 


Prot. v. 24. Juni 1938 zur And. u. Erg. des Abk. 
zur Regelung des Walfangs v. 8. Juni 1937. — 
Rat. (Bef. v. 12. Juli) II 937. 


Amtshilfe in Steuerſachen 
j. Italien, Staatsverträge IN, 
Steuern I (bei: Nechtshilfe). 


Amtsichilder ſ. Hoheitszeichen. 


Angeitellte, Beurlaubung von Angeftellten und 
Arbeitern für Zwecke der Reibeserziebung, 
G. vd. 15. Febr. 1935. — Außerkrafttr. der Durchf- 
u. ErgV. v. 18.Nov. 1937 (V. v. 11. Juli $ 32 
Qiff.3) 1 1225, 1232. 

Vorl. Regelung der Dienftverbältnifie der 
nichtbeamteten Gefolgichaftsmitglieder des öffent— 
lichen Dienftes in den Reichsgauen Danzig-Weft- 
preußen u. Poſen ſowie in den in Die Provinz 
Oſtpreußen eingegliederten Gebietsteilen (V. v. 
18. Nov.) I 2257. 

V. ii. Gemeindebedienftete in den judeten- 
deutichen Gebieten (v. 23. Febr.) I 292. 


Anwendung der Vorfchr, der V. zur Neuordnung 
des Öfterreichifchen Berufsbeamtentums auf 
Angeftellte, V. v. 31. Mai 1938. — And. (Dritte V. 
v. 3. Jan.) 14. (Vierte V. v. 24. Febr.) I 335. 

Paßtechniſche Behandlung der im Grenzverkehr 
tätigen Angeſtellten, Bek. v. 7. Juni 1932. — 
Anwendung im Protektorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 10.Nov. $4 Abſ. 1) 11739, 1740, 

Vorſchr. des Neihsbürgergejeges für Ange 
ftellte ü. Kündigung von Dienftverträgen u. Mict- 
verbältnifien (3. v. 17. Jan. 38 6, 7) 147, 48. 

Gewährung von Weihnahtszumendungen 
im öffentlichen Dienſt (V. v. 16. Dez.) J 2425. 

ſ. auch Arbeitsbuch, Lohn. 

Angeſtelltenverſicherung ſ. Sozialverſicherung V. 
Anhörungsrechte ſ. Kreisinſtanz. 
Anlagen, überwachungspflichtige, ſ. Dampfkeſſel. 
Anleihen, Zinsermäßigung bei den öffentlichen An— 
leihen, ©. d. 27. Febr. 1935. — Zehnte DurchfV 
(v. 9. Jan.) I 38. 


Anleiheitortaejeß ſ. Kapitalgeſellſchaften. 
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Ansprüche, Ausgleich bürgerlich-rechtlicher Anſprüche, 
[. Ausgleich, Nationalfozialiftifhe Erhebung. 


Apotheken, Abgabe von Arzneimitteln 
f. Gefundheitswefen II B. 


Verpachtung u. Verwaltung 
j. Gewerbebetriebe II. 


Apotheker, Apotheterordnung 
j. Geſundheitsweſen IV. 


Apparate⸗Erzeugung 
JMaſchinen- u. Apparate-Erzeugung. 


Arbeit, Ordnung der nationalen Arbeit, ©. v. 
20. Jan. 1934. — Erg. der Sechzehnten DurchfV. 
[Einf. von Urlaubsfarten u. Urlaubsmarfen] v. 20. 
Mai 1936 (B. v. 28. Apr.) I 870. 

— Teilweife Einf. des G. v. 20. Jan. 1934, der Zwei— 
ten Durchf V. v. 10. März 1934 in der Faſſ. deu V. v. 
14. Nov. 1934, Einf. der Vierzehnten DurchfV. v. 
15. Ott. 1935 in der Faff. der ®. v. 26. Febr. 1938, 
Einf. der Fünfzehnten Durchf- u. Erg®. v. 14. Dez. 
1935, der Sechzehnten Durdyf- u. ErgV. in der Fall. 
v. 28. Apr. 1939 u. teilweife Einf. der Siebzehnten 
DurchfV. v.5. Mai 1937 in den ſudeten deutſchen 
Gebieten (V. vd. 25. Mai $$ 1,2) 190. 
Ordnung der Arbeit in öffentlichen Ver— 
waltungen u. Betrieben, ©. v. 23. März 1934. 
— Fünfte DurchfV. (v. 7. Febr.) I 167. 
— Einf. dv. Vorſchr. der Vierten V. v. 26. Febr. 1938 
u. Einf. der Fünften DurchfV. v. 7. Febr. 1939 in 
den fudetendeutfchen Gebieten (®. v. >. Mai 
$ 4) 1975, 976. 


Arbeiter, Beurlaubung von Angeftellten u, Ar- 
beitern für Zwecke der Leibeserziebung, ©. v. 
15. Febr. 1935. — Außerkrafttr. dev Durchf- u. 
ErgV. v. 18. Nov. 1937 (8. v. 11. Juli $ 32 Siff. 3) 
I 1225, 1232. 

Vorl. Regelung der Dienſtverhältniſſe der nicht— 
beamteten Gefolafchaftsmitglieder des öffentlichen 
Dienftes in den Reichsgauen Danzig-Weſt— 
preußen u. Poſen fowie in den in die Provinz 
Dftpreußen eingegliederten Gebietstellen (V. v. 
18. Nov.) I 2257. 

V. ü. Gemeindebedienftete in den judeten- 
deutfchen Gebieten (v. 23. Febr.) 1 292. 

Anwendung der Vorfehr. der V. zur Neuordnung 
des Öfterreichifchen Berufsbeamtentums auf 
Arbeiter, V. v. 31. Mat 1938. — And. (Dritte V. v. 
3. San.) I 4. (Vierte V. v. 24. Febr.) 1 335. 

Gewährung von Verpflegungszulagen an 
Schwer- u. Schwerftarbeiter (V. v. 29. Aug.) 11537. 
— Auferfrafttr. u. neue V. ü. die Gewährung bon 
Sonderzulagen (3. v. 16. Sept.) 1 1820. 


Gewährung von Weihnachtszuwendungen im 
öffentlichen Dienſt (V. v. 16. Dez.) I 2425. 


ſ. auch Arbeitsbuch, Frauen, Jugendliche, 
Lohn. 


Arbeiterwohnſtätten ſ. Wohnungsbau. 


Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmervereinigungen 
ſ. Deutſche Arbeitsfront. 





Arbeitsämter 
j.Arbeitsvermittlung ufw.(bei:landesarbeitsämter). 


Arbeitsbeſchaffung, Ermächtigung des Reichsminiſters 


der Finanzen, zur Förderung von Arbeitsbeichaf- 
fungsmaßnahmen auf dem Gebiete der Yandesfultur 
Garantien bis zum Höchftbetrage von 100 Millionen 
RA zu übernehmen (G. v. 31. März $ 4 Abi. 21) 
II 613. 


Arbeitsbuch, Einf. eines Arbeitsbuches, ©. v. 26. Febr. 


1935. — And. (®. v. 30. Oft.) 12180. — Außer— 
krafttr. der DurchfV. v. 16. Mai 195, 17. Jan., 
9, Mai, 9. Juni, 7. Aug. 1936 u. 8. Febr. 1938 
(B. v. 22. Apr. $ 34 Abf. 2 Siff. 1) I 824, 828. 

V. ü. das Arbeitsbuch (v. 22. Apr.) 1824. — 
[Ber.] (v. 10. Mai) I 904. — nkrafttr. des $ 28 
Nr.5 der V. in der Oſtmark (V. v. 28. Dez.) I 2506. 


Arbeitsbuchpflicht der Arbeiter u. Angeſtellten in 
der Oftmark (B. v. 28. Dez.) I 2506. 


Arbeitsdienit j. Neichsarbeitsdienft. 
Arbeitseinjag 


Arbeitseinjab: 
V. ü. Arbeitseinfag (v. 5. März) 1575, 


And. von Vorſchr. ü. Arbeitseinſatz (V. v. 
1. Sept.) 1 1662. 


Regelung des Arbeitseinſatzes im Lande 
Öfterreich. — Außerkrafttr. des $ 2 Abſ. 2 u.3 
der V. v. 20. Mai 1938 (8. v. 14. Sept. $ 12 
Siff. 4) I 1769, 1771. 


Einſatz der älteren Schuljugend (V. v. 
22, Sept.) I 1867. 

Arbeitseinfab in den judetendeutjchen 
Gebieten. — Außerkrafttr. des $ 2 Abſ. 2 der 
V. v. 27.08. 1938 (8. v. 14. Sept. $12 
Siff.5) I 1769, 171. 

Arbeitsplabwecjel: 

Beſchränkung des Arbeitsplaßwechjels (V. v. 
1.Sept.) I 1685. — Erſte Durchf V. (v. 6. Sept.) 
I 1690. 

Sicherftellung des Kräftebedarfß: 

Sicherftellung des Kräftebedarfs für Aufga— 
ben von befonderer ftaatspolitifcher Bedeutung, 
V. v. 22. u. 30. Juni 1938. — Außerkrafttr. u. 
neue V. (v. 13. Febr.) I 206. 

— Erfte DurchfAnordn. [Dienftpflicht-Durd)- 
führungsanordnung] (v. 2. März) I 403. — 
And. (Anordn. dv. 27. Juli) 1 1330. 

— Zweite DurchfAnordn. [Beichräntung des 
Arbeitsplagwechfels] (v. 10.März) 1444. — 

Ber.] (v. 31. März) 1704. — Außerkrafttr. 
8 v.1.Sept. $ 13) 11685, 1686. 

— Dritte DurchfAnordn. Beſchränkung des 
Arbeitsplatzwechſels im Steinkohlenberg— 
bau] (v. 11. Juli) I 1216, — Außerkrafttr. 
(B. dv. 1. Sept. $ 13) 11685, 1686, 

Behörden, die Notdienftleiftungen fordern 


fönnen (Bel. v. 8, Juli) 11204. 
ull 
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Arbeitseinjat (Fortſ.) 
Sicherftellung des Kräftebedarfs (Fortl.): 


Notdienftverordnung v. 15. Oft. 1938. 
— Erfte DurchfV. (v. 15. Sept.) I 1775. 
— weite DurchfV. [Spzialverficherung der 
Notdienftpflichtigen] (v. 10. OH.) I 2018. 
— Dritte Durchf®. [Vergütung bei Heran- 
ziebung zum langfriſtigen Notdienft] 
(v. 14. Oft.) 1 2049. 
— Vierte DuichfVB. ſSondervorſchriften für 
das Protektorat Böhmen u. Mähren! 
(v.25.Nov.) 12301. 
— Einf. der Notdienftverordnung im Drotef- 
torat Böhmen u, Mähren (OB. d. 25. Nov.) 
1 2300. — Einf. der Erften Durchf V. v.15. Sept. 
1939, der Dritten Durchf V. v. 14, Okt. 1939, des 
Nunderl. ü. Notdienftleiftungen ausländiſcher 
Staatsangeböriger v. 15. Aug. 1959 u. des 
Runderl. it. Vergütungsſätze für Die perjönlichen 
Aufwendungen für Notdienſtpflichtige v. 13. Okt. 
1939 [Minifterialbl. d. Reichs- u. Preuß. Min. 
d. Innern ©. 1771, 2129] im Vrotektorat 
Böhmen u. Mähren (V. d. 25. Nov.) 12301. 


Arbeitsgerichte, And. des a vbeitsgerichtliden 
Verfahrens im Reichsgau Sudetenland u. in 
den in die Reichsgaue Niederdonau U. Dberdonau 
eingegliederten ſudeten deutſchen Ge- 
bieten (®. v. 19. Dez.) I 2402. 


And. in der Gliederung von Arbeitögerichts- 
behörden (V. v. 19. Sept.) [ 1861, 


Gefchäftsverteilung bei den Gerichten 

j. Gerichte J. 
Arbeitslohn, Steuerabzug, |. Steuern IIO. 
Arbeitsloſenhilfe, Arbeitsloſenunterſtützung, 


Arbeitsloſenverſicherung, Arbeitsloſigteit 
ſ. Arbeitsvermittlung uſw. 


Arbeitsmänner ſ. Reichsarbeitsdienſt. 
Arbeitsmaſchinen ſ. Steuern IIK. 
Arbeitsplatzwechſel ſ. Ar beitseinfaß. 
Arbeitsrecht, Abänd. u. Erg. von Vorſchr. auf dem 


Gebiete des Arbeitsrechts (V. v. 1. Sept.) 11683. 
— (8. v. 12. Dez.) 1 2403. 


Arbeitsichug, V. ü. den Arbeitsichuß (v. 12. Dez.) 
I 2403. 
Arbeitsihuß u. Gewerbeaufſicht in den 


judetendeutjchen Gebieten (B. v. 15. Febr.) 
T 218. — DuirchfV. (v. 6. Juni) I 1008. 


V. für Arbeiten in Drudluftv. 29, Mai 1935. — 


Einf. in der Oſtmark (B. v. 2. Juni) 1 992. 


Geſundheitsſchädliche u. feuergefährliche 


Arbeitsftoffe (©. v. 2, März) 1581. 


Arbeitsitofje |. Arbeitsſchutz. 








Im 


Arbeitsvermittlung und Arbeitölojenverjicherung 
Arbeitslojenbilfe: 
V. ü. Arbeitslofenhilfe (v. 5. Sept.) I 1674. 


And. in der Arbeitslofenbilfe (V. v. 12. Dez.) 
I 2414. 


nd. von Vorjehr. über Arbeitslofendilfe 
(B. v. 1. Sept.) I 1662, 


Überleitung der Arbeitslofendilfe im Saar- 
land, ®. vd. 16. Febr. 1935. — Außerkrafttr. 
des $4 Sab 2 (®. v. 14. Sept. $ 12 Siff. 1) 
1 1769, 1771. 

Arbeitslofenbilfe im Reichsgau Sudeten- 
land (®. v. 30. Sept.) 1190. 


Arbeitslofenunterftüßung: 


Arbeitslofenunterftügung im Memelland 
(B. d. 8. Juli) I 1204. 


Arbeitslofenunterftüßung im Yande Oſter— 
reich (Anordn. v. 15. März) I 49. 


Vereinfachung des Verfahrens in der Arbeits— 
loſenverſicherung (V. v. 28. Ott.) 12110. 


Verminderung der Arbeitsloſigkeit, AndG. dv. 
1. Apr. 1938. — Abänd. des $2 (©. v.1. Aug.) 
T 1331. 


&. ii. Arbeitsvermittlung u, Arbeitölojen- 
verficherung. — Teilweiſe Aufh. (V. v.5. Sept. 9) 
1 1674, 1675. — And. des $ 145 des G. (V. d. 
12. Dez. $ 15) I 2414, 2416. 

— Einf. des ©. d. 16. Juli 1927 nebſt And., Erg. u. 
DurchfVorſchr. im Reichsgau Sudetenland (V.v. 
30, Sept.) 119%. 


Arbeitsvermittlung, Berufsberatung u. 
Rehrftellenvermittlung: 

G. ü. Arbeitsvermittlung, Berufsberatung 
u.2ebrftellenvermittlungv.5.Nov.1935.- Auper- 
frafttr. des 82 Abſ. 2 der Erſten DurchfV. d. 
96,Nov. 1935 (WB. v. 14. Sept. $ 12 Ziff. 2) 
1 1769, 1771, 

— Inkrafttr. des ©. v. 5. Nov. 1935 im Mentel» 
land (B. v. 19. Apr. $2) 1807, 858. 

— Zeilweife Einf. der Erjten DurchfV. d. 
96, Nov. 1935 in der Faſſ. der V. v. 19, März 
1936 u. Einf. der Dritten DurchfV. v. 23. Dez. 
1937 ſowie von DurchfVorſchr. Des Vräfidenten 
der Neichsanftalt für Arbeitslofenvermittlung 
u, Arbeitslofenverficherung in der Oſtmark, 
im Reichsgau Sudetenland u. im Memel- 
land (B. v. 14. Sept. $1) 11769. 


Durchf. des ©. ü. Arbeitsvermittlung, Be- 
rufsberatung und Lebrftellenvermittlung im 
Saarland, in der Oftmarf, im Reichsgau 
Sudetenland u. im Memelland (B. v. 14, 
Sept.) 11769. — [Ber.] (v. 3. Oft.) 11992. 


Rurzarbeiterunterftüßung: 
Durchführung der Kurzarbeiterunterftügung, 
V. dv. 9, Juli 1935. — Außerkrafttr. u. neue 
V. it. Rurzarbeiterumterftügung (V. v. 
18. Sept.) 11850, 
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Arbeitövermittiung und Arbeitslojenverjicherung Arbeitszeit (Fortſ.) 


(Fortſ.) 
Kurzarbeiterunterſtützung (Fortſ.): 


Kurzarbeiterunterſtützung im Lande Oſter— 
reich Anordn. v. 14. Jan.) I 46. 


Sonderhilfe für langfriftige KRurzarbeiter in 
der Tertilinduftrie, 2. d. 12. Sept. 1936 
in der Faff. der V. v. 10. Sept. 1937. — Außer: 
frafttr. (B. v. 18. Sept. $8 Abſ. 4 I 1850, 
1851. 


Umwandlung der Landesarbeitsämter u. 
Arbeitsämter in Reichsbehörden (V. v. 25. März 
$ 1) 15%. 

Übergang von Rechten u. Pflichten der Reichs— 
anftalt für Arbeitsvermittlung u. Arbeits: 
(ofenverfiherung auf Das Rei u. neue 
Bezeichnung »Reichsſtock für Arbeitseinjak« 
(DB. v. DS. März) 1575. 

Umwandlung der Reichsausgleichöftelle für 
Arbeitsvermittlung in eine Reichsbehörde mit 
der Bezeichnung »Reichsftelle für Arbeits- 
vermittlung« (V. dv. 8.März $1) 150. 


Arbeitszeit 
I. Im allgemeinen 

Arbeitszeitordnung. — Vorl. Einſchränkung von 
Belt. der V. v. 30. Apr. 1938 (V. v. 1. Sept. $ 4) 
I 1683, 1684. (8. v. 12. Dez.) I 2403. 

— Teilweiſe Einf. der V. v. 30. Apr. 1938 im 
Lande Öfterreich (V. v. 7. Febr. Ziff. 1) 1155. — 
Einf. der AusfV. v. 12. Dez. 1938 in der Oftmarf 
(B. v. 17.Mai) I 928. 

— Einf. der ®. v. 30. Apr. 1938 nebft Ausfd. v. 
12. Dez. 1938 in den ſudeten deutſchen Gebieten 
(V. v. 31. Jan. $ 1) 1154. 

Einf. von Arbeitszeitvorjhriften im Lande 
Öfterreich (9. v. 7. Febr.) I 155. (Sweite D. v. 
17. Mai) 1928. 

Einf. von Arbeitszeitvorjchriften in ben 
judetendeutihen Gebieten (V. d. 31. Jan.) 
1154. (Sweite ®. v. 21. Juni) 1 1058. 


Entladung von Waren (V. v. 30, Nov.) 12328. 
— (8. vd. 21. Dez.) I 2464. 


Beichäftigung von Frauen vor u. nad) dei 
Niederkunft, ©. v. 16. Juli u. 29. Oft. 1927. — 
Einf. in den judetendeutichen Gebieten (V. v. 
21. Juni $1 Siff.) I 1058. 


V. ü. den Ladenſchluß (p. 21. Dez.) 1 2471. 


Vorſchr. ü. den Ladenſchluß am 24. Dez., V. v. 
30. Apr. 1938. — Einf. in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (B. v. 31. Jan. $1) 1154. 


Verkauf von Waren aus Automaten Waren— 
automaten], ©. v. 6. Juli 1934 in der Fall. des 
G. v. 30. Apr. 1938 u. AusfV. v. 14. Aug. 1934 u. 
22. Aug. 1936. 

— Einf. im Lande Oſterreich (9. v. 7, Febr. $1 
Diff. 7, 8,9) 1153. 

— Einf.in den ſudetendeutſchen Gebieten (V.v. 
21. Juni $ 1 Siff. 8, 9, 10) 11058. 
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Il. Im bejonderen 


Arbeitäzeit in Bädereien u. Konditoreien. — 
Borl. Einſchränkung von Belt. des ©. dv. 29. uni 
1936 (8. v. 1. Sept. $ 4) 11683, 1684. (V. v. 
12. Dez.) 1 2403. 

— Einf. des G.v. 29. Juni 1936 in der Fall. der V. v. 


30. Apr. 1938 nebft DurchfV. v. 30. Juni 1936 


in den fudetendeutichen Gebieten (V. v. 31. Jan. 
$1) 1154. 


Arbeitszeit der Beamten, V. vd. 13. Mai 1938 
in der Fall. der ®. v. 9. Sept. 1938. 
— Anwendung im Vrotektorat Böhmen u. Mäh— 
ren (®. v. 7. Dez. $2 Ziff. 5) 12378, 2379, 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
24. De. $1 Siff. 6) 12489. 


Erhöhung der Förderleiftung im 
(B. v. 2.März) I 482. 


Arbeitszeit in Gaswerken, V. v. 9. Febr. 1927, 
— Einf. im Lande Öfterreich (B. vd. 7. Febr. $1 
Siff.3) I 159. 

— Einf. in den fudetendeutfchen Gebieten (V.v. 
21. Juni $1 Siff. 2) I 1068. 


ArbeitäzeitinGlashütten, Glasjchleifereien, 
Glasätereien, Glasmalereien, Ölashafen- 
fabrifen u. verwandten Betrieben, V. v. 23. Dez. 
1938, Vierter Abſchn. — Einf. in der Oftmarf 
(B. v. 31. Juli) I 1367. 


Arbeitözeit in Rokereien u. Hochofenwerken, 
B. v. 20. Jan. 1925. 
— Einf. im Lande Oſterreich (B. v. 7. Febr. 51 
Ziff. 2) 1155. 
— Einf. in den judetendeutfchen Gebieten (V.v. 
21. uni $1 Siff. 1) 11058. 


Arbeitszeit in Rrantenpflegeanftalten. — 
Vorl. Einfchränkung von Belt. der V. v. 13. Febr. 
1924 (®. v. 1. Sept. $4) 11683, 1684. 

— Einf. der ®. v. 13. Febr. 1924 in den judeten- 
deutjchen Gebieten (2. v. 21. Juni $1 Siff. 6) 
I 1058. 


Arbeitszeit in Metallhütten, B.v. 9. Febr. 1927. 
— Einf, im Lande Oſterreich (V. v. 7. Febr. $1 
Ziff. 4) 1155. 

— Einf. in den fudetendeutfchen Gebieten (V.v. 
21. Juni $1 Siff.3) 11058. 


Arbeitszeit in Stahlwerken, Walzwerten u. 
anderen Anlagen der Großeifeninduftrie, V. v. 
16. juli 1927. 

— Einf. im Lande Öfterreich (B. dv. 7, Febr. $ 1 
Ziff. 5) 1155. 

— Einf. in den [udetendeutjchen Gebieten (B.v. 
21. Juni $1 Siff. 4) 11058. 


Arbeitszeit in Anlagen, in denen Thomas» 
ichlade gemahlen u. Thomasmehl verpadt u. 
gelagert wird, V. v. 30. an. 1931. 

— Einf. in der Oſtmark (9. 0.9, Nov.) I 2263. 
— Einf. in den [udetendeutjchen Gebieten (V.v. 
19. Mai $ 1) I 38. 


Bergbau 
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6 Sachverzeichnis 1939 
Ausfuhr (Fortſ.) 


Arbeitszeit (Fortſ.) 


Arbeitszeit in der Zementinduftrie, V. d. 
26. März 1929. 


— Einf. im Lande Oſterreich (V. v. 7. Febr. $1 |. 


Siff. 6) 1155. 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (V.v. 
21. Juni $ 1 Siff. 5) I 1088. 


j. auch Jugendliche. 
Artgeſetz, Forſtliches, ſ. Forſtweſen. 
Arzneibuch, Arzneimittel ſ. Geſundheitsweſen II. 
Arzneitaxe ſ. Geſundheitsweſen IIA, Preiſe II. 
Aſcenſion ſ. Kolonien IA2. 
Aufbringungsumlage ſ. Induſtriebelaſtung. 
Auflaſſungen ſ. Grundſtücke. 


Aufſichtsbefugniſſe gegenüber den Eiſenbahnen in 
Oſterreich u. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
ſ. Eiſenbahn 1. 


Aufſichtsrat, Aufſichtsratsmitglieder 


Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder 
ſ. Steuern IIC, 


Steuerabzug von Auffichtsratsvergütungen 
j. Steuern IIC. 


Aufträge, öffentliche, 
ſ. Felle, Häute, Spinnftoffe. 


Auftragſpediteure ſ. Fuhrunternehmen. 


Aufwertung, Verzinſung landwirtſchaftlicher Auf- 
wertungshypoötheken im Memelland (B. v. 
19. Aug.) 11439. 

Auftändigkeit in Aufwertungsjaden im 
Memelland (3. v. 31.Mai) 1974. 


Aufwertungshypotheten j. Aufwertung. 


Augsburg, Städtebauliche Maßnahmen in der Stadt 
Augsburg (Erl. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 17. Febr.) 1263. 


Ausbildung ſ. Bautechniſcher Dienft, Fach— 
kräfte, Forſtweſen, Juſtizausbildung, Ver— 
mefſungsweſen, Verwaltung. 


Ausflugsvertehr ſ. Grenzweſen I (bei: Paßvorſchriften). 


Ausfuhr, ©. ü. Ausfuhrverbote (v. 25. März) 1578. 
— Erfte DurchfV. (v. 27. März) I 589. 
— Einf. des ©. v. 25. März 1939, der DurchfV. v. 
97, März 1939 u. der Anordn. ü. das Verbot der 
Ausfuhr von Waren v. 27. März 1939 in dei all. 
der ÄAndAnordn. d. 8. Juni, 25. Aug., 5. Sept. u. 
9, Nov. 1939 [Deutfcher Neichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nen. 75, 130, 197, 206, 264] in den 
eingegliederten Oftgebieten (®. d. 1. Dez.) I 2347, 


Einf. der Vorjehr. ü. Ausfuhrverbote in den 
eingegliederten Oftgebieten (V. v. 1. Dez.) 12347, 
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Einf. der im Lande Öfterreich geltenden Vorſchr. 
ii. Ausfuhrverbote fowie ü. die Ausfuhr- 
abgaben in dem an das öſterreichiſche Zollgebiet 
arenzenden ſudetendeutſchen Gebiet (V. v. 
2. Febr.) 1123. 


Außenhandelskontrolle. — Außerkrafttr. der 
V. v. 20. Dez. 1919 u. aller zu ihrer And., Erg. u. 
Durchf. ergangenen Belt. u. Bel. (G. v. 25. März 
$ 7) 1578, 5%. 


Ausfuhr von Betäubungsmitteln, V. vd. 
1. Apr. 1930. — Einf. in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (®. dv. 38. Jan. $1 Abſ. 1 Siff. 4 IR. 


Ausfuhr von Kriegsgerät. 
— Einf. de8 ©. dv. 6. Nov. 1935 im Gebiet der bis— 
herigen Freien Stadt Danzig (9. v. 13. Oft. $1 
Ziff. 25) I 2030. 
— Einf. des ©. v. 6. Nov. 195 nebjt Bek., betr. 
Lifte der Kriegsgeräte, v. 1. Apr. 1938 [Deutjcher 
Neichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 76] im Lande 
Öfterreich (8. v. 13. Febr. 1) I 213. 
— Einf. des ©. v. 6. Nov. 195 in den ſudeten— 
——— Gebieten (V. v. 21. Febr. $1 Siff. 18) 
287. 


Ausgleich bürgerlichrechtlicher Anſprüche. — Vier— 
zehnte Durchf- u. ErgV. (v. 18. März) 1614. 

— Anwendung des ©. v. 13. Dez. 1934 u. der 
Durchf⸗ u. Erg®. v. 22. Febr. 1935 in den fudeten- 
deutjchen Gebieten (B. v. 13. Febr.) I 275. 


Ausgleich von Rechtsanſprüchen in der Oſt— 
mark (Zweite ®. v. 4. Aug.) I 1347. 


Ausaleihb von Rechtsanſprüchen in ben 
judetendeutjchen Gebieten (B. v. 13. Febr.) 
1275. 


Ausgleichsabgabe auf Fette ſ. Steuern IIIB3, 
Ansgleichitener auf Mineralöle j. Steuern II BG, 
Ansgleichitenerordnung |. Steuern II M. 


Aushebung für den aktiven Wehrdienſt 
i. Wehrmacht (bei: Wehrpflicht). 


Auskunft, Auskunftspflicht, V. ü. Auskunftspflicht 
v. 13. Juli 1923. 
— Einf. im Memelland (B. v. 31. März $1 
Ziff. 3) 1660. 
— Einf. in den eingegliederten Oſtgebieten (V. v. 
14. Dez. $1 Siff. 3) 1 2418, 


Beichränkte Auskunft aus dem Strafregiſter, 
G. v. 9. Apr, 1920. 
— Einf. im Vrotektorat Böhmenu. Mähren (B. v. 
14. Apr. 82 Abſchn. I Siff. 4) 1 754, 755, 
— Einf. in den judetendeutjhen Gebieten 
(B. dv. 16. Jan. $ 1 Abſchn. II Siff. 4) 138. — 
Durchf. des ©. v. 9. Apr. 1920 in den judeten- 
deutichen Gebieten (B. v. 4. März Urt. I) I 410, 


Austkunftsgewerbe ſ. Gewerbebetriebe IL, 














III 


Ausländer, Verbot de8 Aufenthalts aktiver 
Angehöriger einer ausländifchen Wehrmacht in den 
Sperrgebieten, ®. v. 30. Juli 1938, — And. 
(B. dv. 19. Febr.) 1280. — [Ber.] (v. 4. März) 
1427. — And. (weite V. v. 30. uni) I 1086. 
(Dritte V. v. 12. Sept.) 11760. 


V. ü. die Behandlung von Ausländern 
(v. 5. Sept.) I 1667. — [Ber.] (v. 12. Sept.) 11750. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (2. v. 10.Nov.) I 2178. 


Nichterteilung der Beftallung ala Apotheker 
an Ausländer (8. v. 1. Sept. $3) 11567, 


Sabung des »Verdienftordens vom Deut- 
ichen Adler« v. 1.Mai 1937. — And. u. Erg. 
(B. v. 20. Apr.) 1853. 


Vergeltungsmaßnahmen gegen Ausländer u. 
ihr Vermögen, ©. v. 9. März 197. 
— Einf. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 22. Sept.) 11871. 
— Einf. im Gebiet. der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 10.Nov.) I 2178. 
— Einf. in den judetendeutjchen Gebieten 
(B. dv. 17. Febr.) 1 257. 


Ausländerpolizeiverordnung, Ausländerpolizeis 
weſen 
J. Polizei. 


Ausländiſche Unternehmungen, Betriebe u. Zweig— 

niederlaffungen in den fudetendeutjchen Gebieten, 

ſ. Gewerbebetriebe I, Sudetendeutſche Ge— 
biete ujw. IB3a. | 


Ausländische Wehrmachtangehörige, Verbot des 
Aufenthalts in den Sperrgebieten, 
j. Ausländer, Grenzweſen I. 


Ausländische Zahlungsmittel j. Zahlungsmittel. 


Ausland, Bel, betr. Veräußerung von Binnen- 
ichiffen ins Ausland, v. 17. Jan. 1918 in der Faſſ. 
der B. v. 15. Oft. 1926. — Einf. im Lande Ofter- 
reich u. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(V. v. 13. März) 1590. | 


V. ü. die Veräußerung von Binnenjciffen ind 
Ausland (v. 3. Sept.) II 961. 


Freigabe des Binnenfhiffsbaues für aus- 
ländifche Nechnung u. Erleichterung der Ver— 
harterung von Binnenfchiffen ins Ausland, 
B. v. 15. Oft. 1926. — Außerkrafttr. (B. v. 3. Sept. 
$5) II 961, 962. 


Regelung von Rapitalfälligkfeiten gegenüber 

dem Ausland, ©. dv. 27. Mai 1937 u. DurchfV. v. 
11. Dt. 1937. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 22. Sept. $ 1 Abj. 1 Ziff. 6) I 1865. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
17.Nov. $1 Abſ. 1 Siff. 6) I 2255. 


Krantenverfiherung im Ausland (B. v. 
26. Oft.) I 217. 


mn 


H 


Statiftif des Warenverfehrs mit dem Ausland 
ij. Statiftif. 
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Ausland (Fortſ.) 


Urlaub der im Ausland tätigen Beamten des 
auswärtigen Dienftes. — Außerkrafttr. der V. v. 
24. Aug. 1933 u. neue V. (v. 4. Nov.) I 2228, 


Erfaffung der deutjchen Staatsangehörigen im 
Ausland für den aktiven Wehrdienft u. Reichs— 
arbeitsdienftim Jahre 1939 (Anordn. v. 18. März) 
I 552. 


Heranziehung der deutjchen Staatsangehörigen 
im Ausland zum aktiven Wehrdienft u. zum 
Reihsarbeitsdienft, V. dv. 17. Apr. 1937. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (8. v. 13. Oft. $1 Siff. 21) I 2030. 

— Einf. in den fudetendeutfhen Gebieten 
(B. v. 21. Febr. $1 Ziff. 16) 1287. 


Sahlungsverbindlichfeiten gegenüber dem 
Ausland, ©. v. 9. Juni 1933 in der Faſſ. der V. v. 
23. Febr. 1935. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. dv. 22. Sept. $ 1Abf. 1 Siff. 2) I 1865. 
— Einf. im Memelland (3. v. 29. Mär $1 
Abſ. 1 Siff.2) 1640. 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
17.Nov. $1 Abi. 1 Siff. 2) I 2259. 

Einf. der Gefeßgebung ü. den Zahlungs» 
verkehr mit dem Ausland im Gebiet der bis— 
herigen Freien Stadt Danzig (V. v. 22. Sept.) 
I 1865. 

Einf. der Gefeggebung ü. den Zahlungsverkehr 
mit dem Ausland im Memelland (8. v. 29. März) 
1 640. 

Einf. der Gefeßgebung ü. den Zahlungsverkehr 
mit dem Ausland in den eingegliederten Oſt— 
gebieten (B. dv. 17.Nov.) 1 2255, 


Anmeldung von Zahlungsverpflichtungen 
gegenüber dem Ausland, V. v. 27. Juli 1931 u. 
30. März 1932. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 

Danzig (PB. d. 22. Sept. $ 1 Abj. 1 Siff. 4) 11865. 

— Einf. im Memelland (9. v. 29. März $1 

Abſ. 1 Ziff. 2) I640. 

— Einf. in den eingegliederten Oſtgebieten (V. v. 

17. Nov. 81 Abſ. 1 Siff. 4) 12255. 
Auslandsſchulden ſ. Schulden. 
Auslieferungsgeſetz, Deutſches, ſ. Strafrecht IH. 
Auslieferungsſachen ſ. Gerichte I (Bei: Zuſtändigkeit). 
Anslieferungsverträge 

i. Staatöverträge lG 2, Strafrecht IL 
Ausipielungen |. Lotterieweſen. 
Außenhandel, Augenhandelsitelle |. Handel IIA. 
Außenhandelskontrolle ſ. Ausfuhr, Einfubr I. 
Außenhandelsſtatiſtik j. Statiftik (bei: Warenverfehr), 
Außertursſetzung von Münzen |. Mün zweien. 
Auſſig, Errichtung einer ftaatlichen Volizeiverwaltung 

im Negierungsbezirt Auſſig, 

ſ. Dolizei, Sudetendeutfche Gebiete uſw. 

IB3b. 





Ausſtellungsſchutzſ. Gewerblicher Rechtsſchutz II. 
Auſtria Tabakwerke AS. ſ. Tabakregie. 


Answärtiger Dienſt, Regelung der vermögensrecht— 
lichen Verhältniſſe des früheren öſterreichiſchen 
auswärtigen Dienſtes (V. v. 2. März) 1489. 


Urlaub der im Ausland tätigen Beamten des 
auswärtigen Dienftes. — Außerkrafttr. der V. v. 
24. Aug. 1933 u. neue ®. (v. 4.Nov.) 12228, 


Auswanderungsweſen, ©. ü. das Auswanderungs- 
weſen dv. 9. Juni 1897. 
— Einf. in der Oſtmark u. im Reichsgau Su- 
detenland (8. v. 17. Dez.) 12442. 

Einf. des Auswanderungsrechts in der Oſt— 
mark u. im Reichsgau Sudetenland (3. v. 
17. Dez.) 1 2442. 

Bek., betr. Belt. ü. den Gejchäftsbetrieb der 
Auswanderungsunternebmer u, Agenten v. 
14. März 1898. — Einf. in der Oftmarf u. im 
Neichsgau Sudetenland (B. dv. 17. Dez.) I 2442, 

V. gegen Mißftände im Auswanderungsiejen 
v. 14. Febr. 1924. — Einf, in der Oftmarf u. im 
Reichsgau Sudetenland (V. v. 17. Dez.) I 2442. 


Ausweisweſen |. Dolizei. 


Automaten [Warenautomaten]j. Gewerbebetriebel. 


B 


Baden, And. der bayeriſch-badiſchen Landesgrenze 
zwifchen den Gemeinden Güßingen u, Oberwittig- 
baufen (B. v. 10. Jan.) I1 13. 


Badenweiler Marſch, Dolizeiverordnung gegen den 
Mißbrauch des Badenweiler Marjches (v. 17. Mai) 
1921. 


Bärereien |. Arbeitszeit Il, 
Bahnamtliche Rollfuhrunternehmer 
j. Fuhrunternehmen. 
Banfgejeß |. Bankweſen J. 
Banknoten j. Bankweſen II. 


Bank von Danzig j. Bankweſen II. 


Bankweſen 
I. Allgemeines 


Bankgeſetz. — Außerfrafttr. des ©. v. 30, Aug. 
1924 nebit AndG. u. Außerkrafttr. des $1 des 
G. v. 19, März 1924 (©. v. 15. Juni $ 36) I 1015, 
1020. 

Einf. von Geſetzen ü. das Kredit- u. Zahlungs: 
wejen in den judetendeutfchen Gebieten 
(V. v. 5. Apr.) 1720, 


Maßnahmen auf dem Gebiete des Bankweſens 
(8. dv. 5. Dez.) 12413. 
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Bankweſen (Fortſ.) 


Ausgabe u. Einlöfung von Notgeld, ©. v. 
17. juli 1922. — Außerkrafttr. (©. v. 15. Juni $ 36) 
I 1015, 1020. 

Mafnahmen auf dem Gebiete des Öffentlichen 


Bankweſens im Lande Öfterreich (V. v. 27. März) 
1600, — Außerfrafttr. (B. v.5. Dez.$3 Siff.3) 12413. 


Maßnahmen auf dem Gebiete des öffentlichen 
Bankweſens in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 4. März) 1419. — Außerkrafttr. (V. v. 5. Dez. 
83 Siff.2) I 2413. 


Errichtung einer Deutjchen Berrehnungsfajfe, 
G. dv. 16. Oft. 1934 u. DurchfV. v. 13. Aug. 1938. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 22. Sept. $ 1 Abf. 1 Ziff. 3) I 1865. 
— Einf. im Memelland (®. v. 29. März F1Abſ. 1 
Siff.3) 1640. 

— Einf. in den eingegliederten Oſtgebieten 
(DB. dv. 17.Nov. $1 Ab. 1 Siff. 3) I 2250. 


Bezeichnungen als Wertpapierfammelbant, 
Bel. v. 1.Mai 1937. — Einf. in den fudeten- 
deutfchen Gebieten (®. v. 28. Febr.) 1386. 


Einf. der Gejeßgebung ü. den Zahlungsverkehr 
mit dem Ausland im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (V. v. 22. Sept.) I 1869. 


Einf. der Gefeßgebung ü. den Zahlungsverkehr 
mit den Ausland im Memelland (V. v. 29. März) 
1 640, 


Einf. der Gefeßgebung ü. den Zahlungsverkehr 
mit dem Ausland in den eingegliederten Oſt— 
gebieten (3. v. 17. Nov.) I 2255. 


G. gegen Mißbrauch des bargeldlofen Zahlungs— 
verfehrs dv. 3. Juli 1934. — Einf. in den fudeten- 
deutſchen Gebieten (V. v.5. Apr. $1Siff. 2,1720. 

ſ.auch Deviſenbewirtſchaftung, Sched, 

Wechſel, Wertpapiere, Zahlungs— 
mittel. 


Il. Reichsbank 
G. ü. die Deutſche Reichsbank (v. 15. Juni) 
I 1015. — [Ber.] 11030. — And. (B. v. 4. Sept.) 
I 169. 


Abrechnungsftellen im Wechjel- u. Sched- 
verkehr. — Erg. der V. v. 14, Juni 1935 [Ubred)- 
nungsftelle bei der Reichsbanknebenſtelle Ajchaffen- 
burg] (Neunte V. v. 24. Apr.) 1820. — [Abredy- 
nungsftelle bei der Reichsbanknebenftelle Tena] 
(Zebnte V. dv. 24. Mai) I 1. — [Abrechnungsftelle 
bei der Reihsbantnebenftelle Worms] (Elite V. v. 
21. Sept.) 11870. 

Übernahme der Bank von Danzig durd) Die 
Deutjche Reichsbank (WB. v. 5. Sept.) 1 1621. 

Schuß des zur Anfertigung von Reichsbank— 
noten verwendeten Dapiers gegen unbefugte Nach: 
ahmung, ©. dv. 2. Jan. 1911. — Einf. in der 
Oſtmark u. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(V. dv. 29, Apr.) 1909. 

Beftätigung von Scheds durch die Reichsbank, 
V. v. 31. Aug. 1916. — Außerkrafttr. (DB. v. 15. Jun’ 
$ 36) 11015, 1020, 








Bankweſen (Fortſ.) 
II. Sypothekenbanken 

Hypothekenbankgeſetz. — Teilweiſe Einf. des 
G. v. 13. Juli 1899 in der Faſſ. der ©. v. 26. Tan. 
1926, 21. Dez. 1927 u. 29.März 1930 in ben 
judetendeutjchen Gebieten (3. v. 29. März) 
I 636. 

Gebührenordnung in Angelegenheiten der Aufſicht 
ii, Hypothekenbanken, ®. v. 21. Jan. 1936. — Einf. 
in der Oftmarf(®. v. 11. Aug. Art. 1 Abf. 1 Siff.7) 
11383. 

IV. Rentenbank 

G. über die Deutſche Landesrentenbant 
(v. 7. Dez.) I 2405. 

Piquidierung des Umlaufs an Rentenbank— 
icheinen. — And. des G.v. 30.Aug. 1924 in ber 
Faff. der V. v. 1. Dez. 1930 (®. v. 4. Sept.) I 1694. 


V. Deutſche Golddiskontbank 
Rechtsverhältnifje der Deutjchen Golddiskontbank, 
V. v. 21. Dez. 1938. — Einf. in den fudetendeutjchen 
Gebieten (V. v. 9. Febr. $1) 1176. 


VI, Deutſche Induftriebank 
Nechtsverhältniffe der Deutjchen Induſtriebank, V. 
v. 21. Dez. 1938. — Einf. in den fudetendeutichen 
Gebieten (V. v. 9. Febr. $1) 1176. 


vll. Sciffspfandbriefbanken 
Gebührenordnung in Angelegenheiten der Aufficht 
ü. Schiffspfandbriefbanfen, B. v. 21. Jan. 1936. — 
Einf. in der Oftmark (8. v. 11. Aug. Art. 1 Abf.1 
Ziff. 7) 11383. 


Banngut j. Drifenrecht. 
Barbados j. Kolonien LA2. 


Barbiturjänrenbtömmlinge 
ſ. Gejundbeitswejen IIB. 


Bargeldlvjer Zahlungsvertehr 
1. Banfwejen J (bei: Zahlungsverkehr). 


Banbejchränfungen, Bangejtaltung, Baniperren 
j. Siedlung. 


Banerntum, Neubildung deutſchen 
G. v. 14. Juli 1933. 
— Einf. im Lande Ofterreih (B. v. 7. Febr. Art. 1 
Abi. 1 Siff. 1) I 203. 
— Einf. in den fudetendeutfhen Gebieten (B.v. 
29. März Art. 1 Abi. 1 Siff. 1) I 641. 

Einf. des Rechts der Neubildung deutjchen 
Bauerntums im Lande Ofterreich (V. v. 7. Febr.) 
I 203. 

Einf, des Recht3 Der Neubildung deutſchen Bau- 
erntums in den fudetendeutjhen Gebieten 
(DB. v. 29. März) 1641. 


Baugeräte, V. ü. Höchſtmieten für 
(v. 16. Juni) 11043. 


Baugewerbe, Bannebengeiverbe 
ſ. Gewerbebetriebel, 


Bauerntums, 


Baugeräte 


Reichsgeſetzbl. 1939 
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Baupolizei ſ. Dolizei. 


Baupreisbildung, V. ü. die Baupreisbildung [Bau- 
preisverordnung] (v. 16. Juni) I 1041. 


Banjiparkajien, Baujparverträge 
j. Vrivatverfiherung. 


Banitofje und Banarten, Baupolizeiliche Maßnahmen 

zur Einfparung von Bauftoffen, V. dv. 30. Juni 
1937. — Era. (B. v. 15. Aug.) I 1425. 
— Einf. der ®. v. 30. Juni 1937 im Lande DOfter- 
reich (VB. v. 28, Febr. $1 Ziff. 9) 1382. — in 
den fudetendeutjchen Gebieten (V. v. 6. Mai 
$1 Siff. 11) 1 M5. 


Allg. baupolizeiliche Zulaffung neuer Bauftoffe 
u. Bauarten, ®. dv. 8. Nov. 1937. 
— Einf. im Lande Ofterreich (V. v. 28. Febr. $1 
Ziff. 10) I 382. 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (R.v. 
6.Mai $ 1 Ziff. 12) 195. 


Bautechniſcher Dienjt, Ausbildung u. Vrüfung für 
den höheren bautechnijchen Verwaltungsdienſt. — 
Aufb. der Zweiten V. v. 10. Mai 1935 u. Vierte V. 
(v. 18. Apr.) 1812. — [Ber.] (v. 5. Mat) I 880. 


Einf. von Notprüfungen für die zum Kriegspdienit 
einberufenen NRegierungsbau- u. Neichsbahnbau- 
referendare (V. v. 9. Sept.) I 1745. 


Banten, Baupolizeiliche Behandlung der Bauten ber 
Nationalfozialiftiihen Bewegung,. V. ». 
20. Nov. 1938. — Einf. in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (8. v. 6. Mai $1 Qiff. 9) 195. 


Baupolizeiliche Behandlung von öffentlichen 
Bauten, ®. dv. 20. Nov. 1938. 
— Einf. im Lande Ofterreih (V. v. 28. Febr. 
$ 1 Siff. 11) 1 382. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten (V. 
v.6. Mai $1 Siff.8) 195. 


Unterkunft bei Bauten. — Einf. des ©. v. 
13. Dez. 1934 u. der Ausf®. v. 24. Oft. 1938 in 
den fudetendeutichen Gebieten (B. v. 25. Jan.) 
1 82. 


Bayern, And. des Gerichtsweſens in Bayern, 
V. v. 19. März 1935. — Teilweife Aufh. (B. v. 
2.Mai 83) 1867, 868, 

Jungholz u. Mittelberg: 

Bücherlihe Anmerkung der Rangordnung für 
eine beabjichtigte Veräußerung oder Löſchung 

j. Oftmart IB. 

Verwahrung von Grundbuchunterlagen 

j. Oftmarf IB7. 

Einf. von Reichsrecht 

j. Oftmarf 1B4,7,10. 

And. der bayerifch-badiihen Landesgrenze 
zwiſchen den Gemeinden Gübingen u. Ober: 
wittigbaufen (V. v. 10. San.) II 13. 

in das Land Bayern eingegliederte judeten- 

deutſche Gebietsteile 
i. Sudetendeutfche Gebiete ujw. IB Ice, 3e, 
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Bayrenth, V. ü. die Neugeftaltung der Stadt 
Bayreuth (v. 13. Juli) 11240, 


Städtebaulide Maßnahmen in der Stadt 
Bayreutb (Erl. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 17. Febr.) I 264. 


Beamte 


I. Im allgemeinen 


Deutiches Beamtengefeg. — And. (G. v. 25. März) 
I 577. — Vorl. And. des ©. v. 26. San. 1937 
(8. v. 1. Sept.) 11603. 
— Dritte DurchfV. (v. 27. Sept.) I 1982. — 
Dur. zum AndG. v. 25. März 1939 (v. 14. Apr.) 
I 752. 
— Anwendung des ©. vd. 26. Tan. 1937 in der Faſſ. 
des AndG. dv. 25. März 1939, Anwendung der ®. d. 
1. Sept. 1939, der DurchfV. v. 29. Juni 1937, 
13. Oft. 1938 u. 27. Sept. 1939 fowie der DurchfV. 
zum AndG. v. 14.Apr. 1939 im Protektorat 
Böhmen u. Mähren (3. v. 7.De. $2 Siff. 1) 
1 2378, 2379. 
— Einf. der $$ 24 u. 31 des ©. dv. 26. Jan. 1937 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
(B. v. 18. Oft.) I 2059. 
— Einf. des ©. v. 26. Jan. 1937 in der Faſſ. des 
AndG. vd. 25. März 1939 u. Einf. der V. v. 1. Sept. 
1939, der DurchfV. v. 29. Juni 197, 13. Oft. 1938 
u. 27. Sept. 1939 fowie der DurchfV. zum AndG. 
v. 14. Apr. 1939 u. der Durchf V. für die Kommunal» 
beamten vd. 2. Juli 1937 in der Faſſ. der ®. u. 
28. Apr. 1938 in den eingegliederten DOftgebieten 
(B. v. 24. Dez. $1 Siff.1, 2) 12489. 
— DurchfBeſt. zu der ®. v. 15. Dez. 1938 ü. Die 
Einf. des G. v. 26. Jan. 1937 u. der Durch. 
für die Kommunalbeamten vd. 2. Juli 1937 in der 
Faſſ. der V. v. 28. Apr. 1938 in den judeten- 
deutſchen Gebieten (v. 30. März) I 682, 


Beamtenredt: 

Erg. des Beamtenrecdhts, V. d. 22, Apr. 1936. 
— Aufb. des Art. 2 (VB. v. 14. Nob. $6) 12317, 
2318. 

Mafnahmen auf dem Gebiet des Beamten- 
rechts (V. v. 1. Sept.) I 1603. — Meldung von 
Rubeftandsbeamten (Erl. v. 2. Sept.) 11604. 
— Anwendung der ®. v. 1.Sept. 1939 im 
Virotektorat Böhmen u. Mähren (RB. vd. 
7. Dez. $2) 12378, 2379. 

— Einf. der ®. dv. 1. Sept. 1939 in den ein- 
aegliederten Oftgebieten (V. v. 24. Dez. $ 1 
Ziff. 1) 12489. 


Anwendung der reichsrechtlichen Vorſchr. 
des Beamtenrechts bei den Behörden u. Dienft- 
stellen des Reichs im Vrotektorat Böhmen u. 
Mähren (V. v. 7. Dez.) 12378. 

Einf. der vreichsrechtlichen Vorſchr. des 
Beamtenrechts in den eingegliederten Oſt— 
gebieten (V. v. 24, Dez.) 1 2489, 


Einf. reichsrechtlicher Vorſchr. auf dem 
Gebiete des Beamtenrechts in den fudeten- 
deutichen Gebieten, ®. v. 15. Dez. 1938. 
— DurchfBeſt. (v. 30. März) 1682. 
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Neuordnung des öſterreichiſchen Berufsbeam- 
tentums, ®. dv. 31. Mai 1938. — And. (Dritte 
DB. v. 3. Jan.) I4. (Vierte V. v. 24. Febr.) I 335. 


Rechtsverhältniſſe: 


Beamtenrechtliche Neuordnung des Rechts— 
verhältniſſes der Bedienſteten des ehemaligen 
Wirtſchaftskörpers »Oſterreichiſche Bundes— 
forſte« (V. v. 23. Dez. 1938) 11. 


Rechtsverhältniſſe der in die Auſtria-Tabak— 
werke AG., vormals Oſterreichiſche Tabakregie, 
in Wien übertretenden Bedienſteten der Oſter— 
er Tabafregie (3. v. 24. Dit.) 

2127. 


Rechtsftellung der Beamten der in eine 
Reichsverwaltung eingegliederten ehemaligen 
öſterreichiſchen Berwaltungen (B. vd. 
+ Se) 1295. — Smeite V. (v. 18, Juli) 

1306. 


Rechtsverhältniffe der ehemaligen tſchecho— 
jlowatifchen öffentlicdyrechtlihen Bedien- 
fteten in den fudetendeutfhhen Gebieten 
(3. v. 19. Oft.) 12059. 


Nechtsftellung der verheirateten weib- 
lihen Beamten, ©. vd. 26. Jan. 1937. — 
Vorl. And. (V. v. 1. Sept.) I 1603. 

— Anwendung des G. dv. 26. Jan. 1937, der 
V. v. 1. Sept. 1939 u. der Duchf. v. 29. Juni 
1937 im VDroteftorat Böhmen u. Mähren 
(V. dv. 7. Dez. $2 Siff. 1) 12378, 2379. 

— Einf. des ©. v. 26. Jan. 1937, der ®. v. 
1. Sept. 1939, der Durchf®. v. 29. Juni 1937 
u. der DurchfV. für verheiratete weibliche 
Kommunalbeamte v. 2. Juli 1937 in den ein- 
gegliederten Dftgebieten (V. v. 24. Dez. $1 
Siff. 1, 2) 12489. 

— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1935 ü. 
die Einf. de8 G. v. 26. jan. 1937 in den 
judetendeutjchen Gebieten (v. 30, März 
Abjchn. I Ziff. 8) 1682. 


ll. 3m bejfonderen 


Borichr. ü. Gewährung von Abfindungs- 
jummen an aus dem Reichsdienft ausjcheidende 
verheiratete weibliche Beamte, 

— Anwendung des ©. dv. 26. Jan. 1937 u. der 
DurchfV. v. 29. Juni 1937 im Proteftorat Böhmen 
u. Mähren (V. v. 7. Dez. $2 Siff. 1) 1 2378, 2379. 
— Einf. des ©. v. 26. Jan. 1937, der DurchfV. v. 
29, Juni 1937 u. der DurchfV. für verheiratete 
weibliche Kommunalbeamte v. 2. Juli 1937 in den 
eingegliederten Oftgebieten (3. v. 24. Dez. $1 
Siff.1, 2) 12489. 

— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1938 ü. die 
Einf. der Vorſchr. in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (v. 30. März Abfchn. I Siff. 9) 1682. 


Anftellung der Inhaber des Anftellungsjcheins 
im Beamtenverhbältnis (V. v. 20. Juni) 11037. 
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Beamte (Fortſ.) 


Arbeitszeit der Beamten, V. v. 13. Mai 1938 
in der Faſſ. der ®. v. 9. Sept. 1938. 
— Anwendung im Wroteftorat Böhmen u. 
Mähren (B. v. 7. Dez. $2 Ziff. 5) 12378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten 
(B. v. 24. Dez. $1 Ziff. 6) 12489. 

Einf. de8 Beamtenernennungsrehts im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig (V. v. 
18. Oft.) 12059. 


Einf. einer Beamtenuniform (El. des Führers 
u. Reichskanzlers v. 30. März) I 761. 


Dienftalter der Verforgungsanwärter der Wehr- 
macht, ®. dv. 22. Apr. 1936 — Aufh. des Art. 2 
(B. dv. 14.Nov. $6) I 2317, 2318. 

Feſtſetzung des allgemeinen Dienftalters ber 
Beamten des einfachen, des mittleren u. des ge- 
hobenen Dienftes (V. d. 14.Nov.) I 2317. 

Vorſchr. ü. ruhegehaltsfähige Dienftzeit. 

— Anwendung des ©. v. 26. Jan. 1937 u. bei 
DurchfV. v. 29. Juni 1937 u. 13. Oft. 1938 im 
Vroteftorat Böhmen u. Mähren (3. v. 7. Dez. 
$2 Sıff. 1) 12378, 23. 

— Einf. des ©. v. 26. Jan. 1937, der DuxchfV. v. 
29. Juni 1937 u. 13. Oft. 198 u. der DurchfV. 
für die Rommunalbeamten vd. 2. Juli 1937 in den 
eingegliederten Oftgebieten (V. v. 24. Dez. $1 
Ziff. 1, 2) 12489. 

— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1938 ü. Die 
Einf. der Vorſchr. in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (v. 30. März Abſchn. I Siff. 13) 1682. 

NReihsgrundfäge ü. Einftellung, Anjtellung 
u. Beförderung der Reichs- u. Yandesbeamten 
v. 14. Oft. 1936. 

— Anwendung im Wroteftorat Böhmen u. 
Mähren (B. v. 7. Dez. $2 Siff. 4) 12378, 2379. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 18. Oft.) 12055. 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
24. De. $1 Ziff. 5) 12489. 

— DuirchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1938 ü. Die 
Einf. der Reihsgrundfäge in den ſudeten deutſchen 
Gebieten (v. 30. März Abjchn. V) I 682, 688, 


Ernennung u. Beendigung des Beamten- 
verhältniffes: 

Ernennung der Beamten u. Beendigung des 
Beamtenverbältniffes, Erl. dv. 10. Juli 1937. 
— Anwendung des Erl. nebſt DurchfVorſchr. vd. 
12. Juli 1937 in der Faſſ. der ®. v. 23. März 
1938 im Vroteftorat Böhmen u. Mähren (V. 
v.7. Dez. $2 Siff.3) 12378, 2379. 

— Einf. des Erl. nebft DurchfVorſchr. d. 12. Juli 
1937 in der Faſſ. der V. v. 23. März 1938 im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
(V. v. 18. Oft.) I 2059. 

— Einf. des Erl. nebft DurchfVorſchr. v. 12. Juli 
1937 in der Faſſ. der ®. v. 23. März 1938 in den 
eingegliederten Oftgebieten (®. v. 24. Dez. $1 
Ziff. 4) 12489. 

— Durhfßeft. zu der ®. v. 15. Dez. 1938 ü. 
die Einf. des Erl.in den [udetendeutjchen Ge- 
bieten (v. 30. März Abſchn. IV) 1682, 688. 





Beamte (FForti.) 


Ernennung u. Beendigung des Beamten- 
verhältniffes (Fortſ.): 
— der Beamten der allgemeinen und inneren 
Verwaltung. — Dritte And. der Anordn. v. 
19. Auli 1937 u. Aufh. der Anordn. v. 18. Aug. 1938 
(Anordn. v. 13. Sept.) I 1767. 


— der Beamten in der Reichsjuftizperwaltung. 
— nd. der Anordn. v. 12. Aug. 1937 (Anordn. 
v. 13. Sept.) I 1768. 

— von Beamten einjchließlicy der Lehrer an den 
öffentlichen Schulen im Bereich des Reichs— 
minifteriums für Wiffenfhaft, Erziehung 
und Volksbildung. — Aufh. der Anoron. v. 
20. Aug. 1937 u. neue Anordn. (v. 2. Dez.) I 2387. 
— der dem Reichsverkehrsminiſterium 
unterftehenden unmittelbaren Reichsbeamten. — 
Aufh. der Anordn. v. 20. Dez. 1937 u. der And. v. 
6. Juli 1938 u. neue Anordn. ü. die Ernennung ber 
dem NReichsverkehrsminifterium unterjtehenden un- 
mittelbaren Reichsbeamten, der mittelbaren Reichs— 
beamten der Reichswaſſerſtraßenverwaltung u. der 
preußifchen Verwaltung der Häfen, Brüdenu. Fähren 
ſowie die Beendigung ihres Beamtenverhältnifjes 
(v. 2. Aug.) I 1356. 

— der Beamten der Sozialverwaltung, An 
ordn. v. 13. Aug. 1937. — Erſte And. (v. 21. Sept.) 
I 1871. 


Vorſchr. ü. die Ernennung u. Entlafjung ber 

Beamten. — And. des ©. v. 26. Jan. 1937 (©. 
v. 25. März) 1577. — DurchfV. zum AndG. (v. 
14. Apr.) I 752. 
— Anwendung des ©. v. 26. Jan. 1937 in der Fall. 
des AndG. v. 5. März 1939 nebft Durhf. vd. 
29, Juni 1937 u. 13. Oft. 1938 u. DurchfV. zum 
AndG. v. 14. Apr. 1939 im Vroteftorat Böhmen 
u. Mähren (8. v. 7. Dez. $ 2 Siff. 1) 12378, 2379. 
— Einf. des ©. v. 26. Jan. 1937 in der Faſſ. des 
AndG. v. 25. März 1939 nebft Durchf V. v. 29. Juni 
1937 u. 13. Oft. 1938, Duchf®. zum AndG. v. 
14. Apr. 1939 u. der DurchfV. für die Kommunal- 
beamten vd. 2. Juli 1937 in den eingegliederten 
Dftgebieten (9. v. 24. Dez. $ 1 Ziff. 1, 2) 12489. 
— ZurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1938 ü. die 
Einf, de ©. dv. 26. Jan. 1937 in den judeten- 
deutfchen Gebieten (v. 30. März Abſchn. I 
Ziff. 2, 3, 8) 1682. 

Bekanntgabe von Ernennung3- u. Befürde- 
rungserlafjen (9. v. 7. Sept.) I 1701. 


Beamte der Feuerſchutzpolizei j. Polizei. 
Gemeindebedienftete in den fudetendeutjchen 


Gebieten 
j. Gemeinden uſw. 


Gnadenerlaß des Führers für Beamte (p. 
21. Oft.) 12103. — AusfBelt. (v. 24. Oft.) I 2105. 
— [Ber.] (v. 31. Oft.) 1 2126. 


Rommunalbeamte f. Gemeinden uſw. 
Durch. für die Kommunalbeamten zum 
Deutſchen Beamtengefeß u. zur Reichsdienſt— 
ftrafordnung 

ſ. Beamte I, Dienſtſtrafrecht. 
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Beamte (Fortſ.) 


Nebentätigkeit der Beamten: 

Vorſchr. ü. die Nebentätigkeit der Beamten 
[Deutſches Beamtengejeb]. 
— Anwendung des ©. v. 26. Jan. 1937 u. 
der DurchfV. v. 29. Juni 1937 im Protektorat 
Böhmenu. Mähren (2. v.7. Dez. $ 2 Ziff.1) 
1 2378, 2379. 
— Einf. des ©. v. 26. Jan. 1937, der DurchfV. 
v. 29. Juni 1937 u. der Durhf®, für Die 
Kommunalbeamten v. 2. Juli 1937 in den 
eingeqliederten Oftgebieten (B. v. 24. Dez. 
$1 Siff.1, 2) 12489. 

Mebentätigkeit der Beamten, ®. v. 6. Juli 
1937. 
— Anwendung im Vroteftorat Böhmen u. 
Mähren (8. v. 7. Dez. $2 Ziff. 2) 12378, 
2319. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. dv. 24. Dez. $1 Siff.3) 12489. 
— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1938 ü. 
die Einf. der V. v. 6. Juli 1937 in den ſudeten— 
deutjchen Gebieten (v. 30. März Abjchn. III) 
1 682, 687. 

Nebentätigkeit der beamteten Ärzte, Zahn— 
ärzte u. Tierärzte, V. v. 3. Mai 1938, 
— Anwendung im Droteftorat Böhmen u. 
Mähren (8. v. 7. Dez. $2 Ziff. 2) 12378, 
2379. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(V. dv. 24. Dez. $1 Siff.3) 12489. 


j. auch Hochjchullebrer. 


Paßtechniſche Behandlung der im Grenz- 
verkehr tätigen Beamten, Bel. v. 7. Juni 1932, — 
Anwendung im Drotektorat Böhmen u. Mähren 
(RB, dv. 10.Nov. $ 4 Abſ. ) 11739, 1740. 


Dolizeibeamte ſ. Bolizei. 


Reifekoftenvergütung der Beamten, ©. v. 

15. Dez. 1933. — And. (8. v. 1.Nov.) 1 2130. 
— Anwendung des ©. nebit And. im Droteftorat 
Böhmen u. Mähren (V. v. 7. Dez. $2 Siff. 9) 
1 2378, 2379. 
— Einf. des G. nebſt And. in den eingegliederten 
Dftgebieten (8. v. 24. Dez. $1 Siff. 10) 1 2489. 
— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 198 ü. Die 
Einf. des ©. v. 15. Dez. 1933 in den fudeten- 
deutjchen Gebieten (v. 30. März Abſchn. VILI) 
1 682, 689. 

Umſchuldung der Beamten im Lande Ofterreid) 
ſ. Befoldung. 


Umzugsfoftenvergütung der Beamten, ©. v. 
3. Mai 1935. — And, (V. v. 1.Nov.) 12130. 
— Anwendung des G. nebit And. im Vrotektorat 
Böhmen u. Mähren (8. v. 7. Dez. $ 2 Siff. 10) 
1 2378, 2379. 
— Einf. des ©, nebſt And. in den eingegliederten 
Ditgebieten (®. v. 24, Dez. $1 Siff. 11) 1 2489. 
— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 198 ü. Die 
Einf. des G, dv, 3.Mai 1935 in den fudeten- 
deutfchen Gebieten (v. 30. März Abſchn. IX) 
1 682, 689. 
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Bedarjsitellen, Die 
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Vorſchr. ü. Unfallfürforge für Beamte. 
— Anwendung des ©. v. 26. Jan. 1937 u. der 
DurchfV. v. 29. Juni 1937 u. 13, Oft. 1938 im 
Vroteftorat Böhmen u. Mähren (VB. v. 7. Dez. 
s2 Siff. 1) 1 2378, 2379. 
— Einf. des ©. v. 26. Jan. 1937, der DurchfV. v. 
29, Juni 1937 u. 13. Oft. 1938 u. der DurchfV. für 
die Kommunalbeamten v. 2. Juli 1937 in den ein- 
gegliederten Oftgebieten (8. v. 24. De. $1 
Siff. 1,2) 12489. 
— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1938 ü. die 
Einf. der Vorſchr. in den fudetendeutfchen Ge- 
bieten (v. 30. März Abjchn. I Ziff. 18) I 682, 


Vorſchr. ü. den Urlaub der Beamten. 

— Anwendung des G. dv. 26. Jan. 1937 nebjt 
Durchf V. v. 29. Juni 1937 im Droteftorat Böhmen 
u. Mähren (V. v. 7. Dez. $2 Siff. 1) I 2378, 2379. 
— Einf. des ©. d. 26. Jan. 1937, der DurchfV. v. 
29, Juni 1937 u. der Durhf®. für die Kommunal- 
beamten v. 2. Juli 1937 in den eingegliederten 
Dftgebieten (B. v. 24. Dez. $1 Siff. 1,2) 12489, 
— DurchfBeſt. zu der V. dv. 15. Dez. 1938 ü. Die 
Einf. der Vorſchr. in den judetendeutfchen Ge— 
bieten (v. 30. März Abjchn. I Siff. 1) 1 682. 


Urlaub der im Ausland tätigen Beamten des 
auswärtigen Dienjtes. — Außerkrafttr. der V. 
v. 24. Aug. 1933 u. neue ®. (v. 4.Nov.) I 2228. 


Borbildung u. Laufbahbnen der deutichen 
Beamten (B. dv. 28. Febr.) I 371. 
— Anwendung im Wroteftorat Böhmen u. 
Mähren (RB. v. 7. Dez. $2 Ziff. 4) I 2378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V.v. 
24. Dez. 81 Ziff.5) I 2489. 
Wehrmachtbeamte 
ſ. Dienſtſtrafrecht (bei: Dienſtſtrafverfahren), 
Wehrmacht (bei: Wehrpflicht). 


And. von Vorſchr. des Deutichen Beamtengejekes 
ſ. Beamte 1. 


Gewährung von Weihnahtszumendungen 
im öffentlichen Dienft (8. v. 16. Dez.) J 2425. 

ſ. auch Befoldung, Dienſtſtrafrecht (bei: Reichs— 
dienftftrafordnung), Eid, Hochſchullehrer, 
Rubeftandsbeamte, Verforgung, Warte- 
ſtandsbeamte. 


— 


Beamtenbezüge, Abtretung zum Heimſtättenbau, 


ſ. Siedlung. 


Beamtenheimſtättengeſetz ſ. Siedlung. 
Bebauung ſ. Siedlung, Wohnungsbau. 


Bedarfsdeckung, Verteuerung, 


ſJ. Preiſel (bei: Preisbindungen). 


zur Inanſpruchnahme von 


Leiſtungen nach dem Wehrleiſtungsgeſetz berechtigt 
ſind, | 
ſ. Wehrmacht (bei: Wehrleiftungen). 
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Bejdrderung von Derjfonen zu Lande 
j. Straßenwejen, 


vonVolizeivollzugsbeamten auf öffentlichen 
Beförderungsmitteln 


ſ. Dolizei. 


Behörden, die Notdienftleiftungen fordern können, 
ſ.Arbeitseinſatz, VBierjahresplan (bei: Kräftebebarf). 


Behördenaufbau, Vereinheitlihung im Behörden- 
aufbau (G. v. 5. Juli) I 1197. 


Beiträge zur Hauptvereinigung der Deutſchen 
Viehwirtſchaft 
ſ. Vieh. 


Offentliche Beiträge in den ſudetendeutſchen 
Gebieten 
ſ. Steuern IVA. 


Beitreibungsordnung j. Gerichte I. 


Belanntmachungen, Neubezeichnung von Blättern 
für öffentliche Belanntmachungen, ©. v. 15. Juni 
1933. — Teilweife Einf. in den fudetendeutjchen 
Gebieten (VB. v. 8. Febr. Art.1 Abſ. 1 Siff. 4) 
1391. 


Belgien, Auslieferungsvertrag zwiſchen dem 
Deutjchen Reich u. Belgien dv. 24. Dez. 1874 nebit 
Sufaßvertr. v. 28. Nov. 1900. — Ausdehnung des 
Geltungsbereich auf das Land Ofterreich u. die 
judetendeutihen Gebiete (Bel. v. 30. März) 
II 643. 


Rev. Madrider AbE. ü. die int. Regiftrierung von 
Fabrik- oder Sandelsmarfen v. 14. Apr. 1891, 
2. Juni 1934. — Beitr. (Bel. d. 17. Nov.) II 1004. 


Rev. Darifer Verbandsübkft. zum Schuße des 
gewerblichen Eigentums v. 20. März 1883, 
2. Juni 1934. — Beitr. (Bel. v. 17. Nov.) II 1004. 


Vorl. Handelsabfommen zwiſchen Deutſch— 
land u. der Belgiſch-Luxemburgiſchen Wirtichafts- 
union vd. 4. Apr. 1925. — Vorl. Anwendung einer 
Dreizehnten Aufaßvereinb. dv. 19. Aug. 1939 (V. d. 
31. Aug.) II 955. 


Verhütung der Einjchleppung des Kartoffel- 
fäfers aus dem Ausland, — Außerfrafttr. der 
B. dv. 20. Juli u. 30. Sept. 1937 u. neue Belt 
(VB. dv. 4. Mai) 1882. 


Int. Abk. zur VBereinheitlihung von Regeln ü. 
Konnoſſemente v. W. Aug. 1924 nebitZeichnungs- 
prot. — Rat. (Bel. v. 22. Dez.) II 1049. 


Int. Abk, ü. Leichenbeförderung v. 10. Febr. 
1937. — Rat. (Bel. dv. 10.Nov.) II 999. 


Rev, Haager Abk. ü. die int. Hinterlegung gewerb- 
licher Mufter u. Modelle dv, 6.Nov. 1925/2. Juni 
1934. — Beitr. (Bef. v. 17.Nov.) Il 1004. 


Abk. ü. die Regelung des unmittelbaren Verkehrs 
zwischen deutfchen u. belgiſchen Gerichtsbehörden bei 
Erledigung von dringenden Rechtshilfeerſuchen 
in Strafſachen v. 17./18. Apr. 1925 [Reichs- 
minifterialbl.S.289]. — Ausdehnung des Geltungs- 
bereich8 auf das Land Ofterreich u. die judeten- 
deutjchen Gebiete (Bel. v. 30. März) II 643. 


Reichsgeſetzbl. 1939 
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Belgien (Fortſ.) 


Rechtshilfeverkehr in Zivil- u. Handelsſachen 
zwifchen dem Lande Oſterreich u. Belgien (Bel. 
v. 16. Jan.) II 17, 


Belt. ü. die »Techniſche Einheit« im Eifenbahn- 
weien (Bef, v. 30. Juni) II 912. 


Haager Abk. ü. den Zivilprozeß v. 17. Juli 1905. 
— Teilweiſe Anwendung zwiſchen dem Lande 
Oſterreich u. Belgien (Bek. v. 16. Jan.) II 17. 


Belgiſch-2uxemburgiſche Wirtjichaftsunion 
1. Belgien, Luxemburg. 


Bergbau, Bejchräntung des Arbeitsplatzwechſels 
im Steinkohlenbergbau (B. v. 11. Juli) I 1216. — 
Außerkrafttr. (V. v. 1. Sept. $ 13) I 1685, 1686. 


Sujammenjchlu von Bergbauberedtigten, 
V. v. 23. Juli 1937. — Erſte Durchf- u. ErgV. (v. 
1. Febr.) I 115. — [Ber.] (v. 17. Febr.) I 278, 
— Einf. der ®. v. 23. Juli 1937 im Lande Ofter- 
reich u. in den judetendeutjchen Gebieten 
(V. v. 31. Jan.) 1115. 


Aulegung vonBergmwerfsfeldern, B.0.25.März 
1938. — Einf. in den [udetendeutjchen Gebieten 
(V. v. 10. Jan. $1 Siff.5) 143. 


Bergweſen in den fudetendeutjchen Gebie- 
ten (3. v. 10. Jan.) 143. 


Überleitung des Bergweſens auf das Reid), 
G. v. 28. Febr. 1935. — Einf. in den judeten- 
deutjchen Gebieten (V. vd. 10. Jan. $1 Siff. 3) 
143. 


Bodenjchäße: 


Baubefhränfungen zur Sicherung der 
Gewinnung von Bodenſchätzen (V. v. 28. Febr.) 
I 381. — [Ber.] I 508. 

— Einf. in der Oſtmark (V. v. 18. Nov. 81 
Ziff. 4) 12305. 
— Einf. im Reichsgau Sudetenland (®. vd, 
7. Aug.) I 1389. 


Erjchliefung von Bodenſchätzen, ©. v. 
1. Dez. 1936. — Einf. in den [udetendeutfchen 
Gebieten (B. dv. 10. Tan. $1 Siff. 4) I 43. 


Erhöhung der Förderleiftung u.des Leiſtungs— 
lohnes im Bergbau (B. v. 2. März) I 482. 


Beichäftigung Jugendlicher in bergbaulicyhen 
Betrieben (B. v. 20. jan.) 197. — Einf. in den 
judetendeutjchen Gebieten (B.v.15.Apr.) 1914. 


Deutfch-niederländiicher Vertr. ü. die Feſtſetzung 
einer Betriebögrenze für die auf beiden Seiten ber 
Grenze an der Wurm liegenden Steinfohlen- 
bergwerfe v. 17. Mai 1939. — Nat. (Bel, v. 
16. Dez.) Il 1019, 

Volizeiverordnung ü. die Kennzeichnung der an 
den Bergbau vertriebenen ummantelten Wetter— 
iprengjtoffe (v. 21. Aug.) 1 1453. 

j. aud) Mineralien. 
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Bergmannsjiedlungsgejeß. — Einf. de ©. dv. 
10. März 1930 in der Faſſ. des ©. v. 2. Mai 1934 
im Reichsgau Sudetenland (B. v. 6. Juli) I 11%. 


Bergung in Seenot 
ſ. Schiffahrt II, Staat8verträge IE. 


Berlin, Erl. ü. einen Generalbauinſpektor für die 
Reihshauptftadt v. 30. Jan. 1937. — Dritte 
Aust. (v. 1. Aug.) I 1336. 

Neugeftaltung der Reichshauptſtadt Berlin 
(Vierte V. dv. 30. Jan.) I 106. — (B. v. 8. Febr.) 
1159. — Aufb. des $ 15 der V. v. 5.Nov. 1937 


(B. v. 4. Aug. $3) 1139. — (Fünfte ©. v. 


22. Yug.) I 1442. 
Bermuda-Inſeln j. Kolonien TA2. 
Bernfsbenmtentum |. Beamte I. 
Berufsberatung j. Arbeitsvermittlung ujw. 


Bernfögerichte, Berufsgerichtsbarkeit 
der Ärzte ſ. Gefundbeitswejen I, 
der Apotheker j. Gejundbeitswejen IV, 
der Preſſe j. Dreffe, 
der Tierärzte f. Veterinärweſen. 


Bernfsmilitärperjonen, judetendeutjche, 
j. Verforgung. 


Berufszählung ſ. Statiftik. 


Beſchlußverfahren in Rechtsangelegenheiten der 
Evangeliſchen Kirche 
ſ. Kirche. 


Beſchlußzuſtändigkeiten ſ. Kreisinſtanz. 
Beſchußgeſetz ſ. Waffen. 
Beſitzſteuern ſ. Steuern II. 


Beſoldung, Beſoldungsgeſetz v. 16. Dez. 1927. 
— Dreiunddreißigſte Erg. (G. vd. 1. Febr.) I 110. 
— Vierunddreißigfte Erg. (©. v. 17. Febr.) I 252. 
— [Ber.] I 1328. 

— Anwendung des G. v. 16. Dez. 1927 u. der 
AusfBeſt. [Bejoldungsvorichriften] v. 12. März 1928 
[Neichsbejoldungsbl. S. 33] nebjt And. u. Erg. im 
Droteftorat Böhmen u. Mähren (V. v. 7. Dez. $4 
ff. 1,2) I 2378, 2385. 
— Einf. des G. v. 16. Dez. 1927 u. der AusfBelt. 
[Befoldungsvorfchriften] v. 12. März 1925 Reichs— 
befoldungsbl. ©. 33] nebft And. u. Erg. in den 
eingegliederten Oftgebieten (DB. vd. 24. Dez. $3 
Abi. 1 Siff. 1, 2) I 2489, 249. 
— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1935 ü. Die 
Einf. des ©. dv. 16. Dez. 1927 in den judeten- 
deutichen Gebieten (vb. 30. März Abſchn. X) 
I 682, 690. 

Befoldungsdienftalter der Verforgungsan- 
wärter der Wehrmacht, V. dv. 22, Apr. 1936. — 
Aufb. des Art, 2 (WB. v. 14.Nov. $ 6) I 2317, 2318, 


Bejoldung (Fortſ.) 


Bejoldungsordnungen: 


Befoldungsordnungen (Anlagen zum Be- 
ſoldungsgeſetz) mit And., Erg. u. AusfBelt. 
— Anwendung im VDrotektorat Böhmen u. 
Mähren (B.v. 7. Dez. $4 Siff. 1,2) 12378, 
2385. 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
Nr v. 24. Dez. $ 3 Abſ. 1 Ziff. 1, 2) 12489, 
24. 


Bejoldungsordnung H [Socichullehrer] 
(Anl.4 zur Befoldungsordnung A) (©. v. 
17, Febr.) 1252, — [Ber.] I 1328. 


Befoldungsordnung J L [Beamte des In— 
genieurforps der Luftwaffe] (Anl.3 zur Be- 
joldungsordnung A). — Neufaſſ. (G. v. 1. Febr.) 
1 110. 


Bejoldungsredt: 
Erg. des Bejoldungsrechts, V. v. 22, Apr. 
1936. — Aufb. des Art. 2 (VB. v. 14. Nov. $ 6) 
1 2317, 2318. 


Anwendung der reichsrechtlichen Vorſchr. des 
Bejoldungsrechts bei den Behörden u. Dienft- 
ftellen des Reichs im Vroteftorat Böhmen u. 
Mähren (8. v. 7. Dez.) I 2378. 


Einf. des Neichsbefoldungsrechts im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig (V. v. 
25.Nov.) 1 232. 


Bejoldungsrechtliche Neuordnung des Rechts- 
verhältniffes der Bedienfteten des ehemaligen 
Mirtichaftstörpers »OfterreihifheBundes- 
forfte« (VB. v. 23. Dez. 1938) I. 


Einf. der reichsrechtlichen Vorſchr. des Be— 
foldungsredhts in den eingegliederten Oſt— 
gebieten (8. v. 24. Dez.) I 2489, 


Einf. reichsrechtlicher Vorjchr. auf dem Ge- 
biete des Befoldungsrechts in den fudeten- 
deutichen Gebieten, V. v. 15, Dez. 1938. 
— DurchfBeſt. (v. 30.März) I 682. 


Vorſchr. ü. Diäten u. Diätendienftalter der 
außerplanmäßigen Beamten nad) dem Befoldungs- 
gefetz mit And., Era. u. AusfBeſt. nebjt And. u. Erg. 
— Anwendung im Vrotektorat Böhmen u. Mäh— 
ren (8. dv. 7. Dez. 54 Siff. 1, 2) I 2378, 2385. 
— Einf. in den eingegliederten DOftgebieten (8. v. 
24. Dez. 83 Abſ. 1 Siff. 1, 2) I 2489, 249, 


Diätenordnung für die Dozenten u. wiljen, 
schaftlichen Affiftenten ſowie die den letzteren gleich. 
geftellten Beamten bei den wiſſenſchaftlichen Hoc), 
schulen (Anl. zur Diätenordnung für die außerplan, 
mäßigen Beamten) (G. v. 17. Febr. $1 Siff.IV)1252, 


Borichr. ü. Neichsdienfivohnungen [Dienft- 
wohnungsporfchriften] v.30. Jan. 1937 [Reichs- 
haushalts-u.Befoldungsbl.S.9] in der Faſſ. der And. 
— Anwendung im Droteftorat Böhmen u. Mäb- 
ven (8. v. 7. Dez. $4 Siff. 10) 1 2378, 2385. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
24. Dez. $3 Abſ. 1 Ziff. 11) 12489, 2495, 
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Bejoldung (Fortſ.) 


Befoldung, Verpflegung, Unterbringung, Bellei- 

dung u. Seilfürforge der Angehörigen der Wehrmacht 
bei beſonderem Einſatz ſEinſatz-Wehrmacht— 
gebührnisgeſetz] (©. v. 28. Aug.) I 1531. — An- 
wendung des ©. (V. v. 1.Sept.) I 1563. — DB. zum 
&.(v.20.Sept.) I 1855. — DurchfBeſt. (v. 31. Aug.) 
I 1557. 
— Einf. des ©. v. 28. Aug., der V. v. 1. Sept. u. 
20. Sept. fowie der DurchfBeſt. dv. 31. Aug. 1939 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
(B. v. 13. Oft. $ 1 Siff. 17) I 2030. 


Gehaltsfürzungsverordnungen, Erfte V. v. 

1. Dez. 1930 u. SurchfBeſt. v. 19. Dez. 1930 [Reic)s- 
befoldungsbl. S. 135] nebft And., Zweite DB. d. 
5. Juni 1931 u. DurchfBeſt. v. 11. Juni 1931 
[Reichsbefoldungsbl. ©. 67] nebft And., Dritte D. v. 
8. Dez. 191 u. DurchfBeſt. v. 17. Dez. 1931 
[Reichsbefoldungsbl. S. 162] nebit And. 
— Anwendung im Vroteftorat Böhmen u. Mäh— 
ven (B. v. 7. Dez. $ 4 Siff. 3 bis 8) I 2378, 2385. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
24. Dez. $3 Abſ. 1 Ziff. 3 bis 8) I 2489, 2495. 


Abtretung von Beamtenbezügen zum 
Heimftättenbau 
i. Siedlung. 


Drtsklaffenverzeihnis für die fudeten- 
deutſchen Gebiete (9. v. 4. Jan.) I 27. 


Einf. eines örtlichen Sonderzufchlages in Wien 
(V. v. 2. Jan.) I 25, 

Umfchuldung der Beamten im Lande Oſter— 
reich (V. v. 16. Febr.) I 324. 

Unterhaltszuſchüſſe u. Vergütungen für 
Beamte im Vorbereitungsdienſt, Runderl. v. 
15. Febr. u. 28. Sept. 1939 Reichshaushalts⸗ u. 
Beſoldungsbl. S. 29, 295]. 
— Anwendung im Vroteftorat Böhmen u. Mäb- 
ven (8. v. 7. Dez. $ 4 Siff.9) 12375, 2385. 
— Einf. in den eingegliederten DOftgebieten 
(DB. v. 24. Dez. 83 Abj. 1 Siff. 10) I 2489, 2495, 


Beitallung, Gebühren für Ärzte, 
j. Gejundheitswejen 1. 


Beitallungsordnung 
für Ärzte ſ. Gefundbeitswefen I 
(bei: Reichsärzteordnungh, 
für Apotheker j. Geſundheitsweſen IV, 
für Tierärzte f. Veterinärwejen. 


Beſtechung, V. gegen Beltechung nicht beamteter Per— 
ſonen vd. 3. Mai 1917 in der Faſſ. der V. v. 12. Febr 
1920, 

— Einf. im Memelland (3. v. 31. Mär $1 
Diff. 4) 1 660. 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
14. Dez. $ 1 Siff. 4) 1 2418. 


Betäubungsmittel j. Gefundheitswefen IIB. 


Betänbungsmittelabtommen 
ſ. Gefundheitswefen IIB, Staatsverträge IK, 
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Betriebe ausländijcher Unternehmungen in ben 
judetendeutichen Gebieten 
ſ. Gewerbebetriebe I, Sudetendeutihe Ge- 
biete ufjw. IB 3a. 
Ordnung der Arbeit in öffentlichen Betrieben 
J. Arbeit; 
der Wehrmacht 
j. Sozialverficherung II. 
Betriebsanfban: und Entjchuldungsperordnung, 
judetendeutiche, 
ſ. Landwirtjchaftlide Entſchuldung. 


Betriebskrankentaſſe des Reichs 
ſ. Krankenkaſſen, Sozialverſicherung I. 


Betriebszählung ſ. Statiſtik. 
Beurlaubungen ſ. Angeſtellte, Arbeiter. 
Bewertung ſ. Steuern J. 


Bewirtſchaftung ſ. Offentliche Bewirtſchaftung. 


Bezeichnungsvorſchriften 


j. Güte» u. Bezeichnungsvorſchriften. 
Bezugicheine, Bezugsfarten 
Bezugjcheine, Bezugicheinpflicht 
für Betäubungsmittel 
j. Gefundheitswejen IL B. 
Öffentlihe Bewirtſchaftung, Sicherftellung u. 
Berbrauchsregelung lebenswichtiger Erzeug- 
nifie 
ſ. Lebenswichtiger Bedarf, Offentlide Be- 
wirtichaftung. 
Bienenhonig j. Honig. 


Bieritener j. Steuern IIIBI. 
Kriegszujhlag auf Bier 
j. Kriegswirtichaftsperordnung, 
Steuern III B1. 

Bilanzen, Formblätter für die Gliederung des 
Jahresabſchluſſes der Kreditinftitute, V. v. 17. Jan. 
1936. — Aufb. u. weite V. (v. 18. Oft.) J 20%. 

Reichsmarkeröffnungsbilanzen im Memelland 
(B. 0.5. Mai Abjchn. I) I 897. 

Reichsmarkeröffnungsbilanzen in den judeten- 
deutſchen Gebieten (B. dv. 9. Febr. Abſchn. I) 
I 169. 

Bildtelenraphengeräte j. Fernmeldeweſen. 

Binnenichiffahrt, Binnenſchiffe, Binnenſchiffsbau 
J. Schiffahrt ILL. 

Binnenichifiahrtpolizeiverordnung 
1. Wafferftraßen 1. 

Binneniwaljeritragen j. Waſſerſtraßen. 

Blutplasma 
ſ. Geſundheitsweſen (bei: Geſundheitsſchäden). 

Bodenſorſchung, Errichtung einer Reichsſtelle für 
Bodenforihung (3. v. 10. März) I 490. 

Bodenſchätze ſ. Bergbau. 

Bodenſchätzungsgeſetz 
ſ. Grundſtücke, Steuern I (bei: Bewertung). 


Böhmen ſ. Vroteftorat Böhmen u. Mähren. 
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Börje, Börſengeſetz v. 27. Mai 1908. — Einf. in der 
Oftmark (8. v. 11. Aug. Art. 1 Abſ.1 Ziff. 1) 
I 1383. 

Börjenhbandel: 

Aulaffung von Wertpapieren zum Börjen- 
handel, Bek. v. 4. Juli 1910, V. v. 20. Apr.1932. 
— Einf. in der Oſtmark (3. v. 11. Aug. 
Art. 1Abſ. 1 Ziff. 2 u.5) 1 1383. 

Zulaſſung der Wertpapiere der Deutſchen 
Neichsbahn-Gefellichaft zum Börſenverkehr, 
V. v. 18. März 1933 Rap. XVII. — Einf. in der 
Oſtmark (V. v. 11. Aug. Art, 1 Abi. 1 Siff. 6) 
I 1383. 

Einf. börjenrehtlider Vorſchriften in der 
Oftmark (8. v. 11. Aug.) 11383. 
Börjentermingejchäfte: 

Börfentermingejchäfte in Anteilen von Berg- 
werfsunternebmungen, Bel. dv. 27. Mai 1908. 
— Einf. in der Oftmart (B. dv. 11. Aug. Art. 1 
Abſ. 1 Siff.1) 11388. 

Verbot von Börjentermingefchäften in Ge- 
treide, Bel. dv. 27. Mai 1908. — Einf. in der 
Oftmark(®. vd. 11. Aug. Art. 1Abſ. 1 Siff. 1) 
I 1383. 

Börfentermingefchäfte in Wechjeln u. auslän- 
diichen Zahlungsmitteln, V. v. 7. März 1925. 
— Einf. des $ 1 Sab 1 in der Oſtmark 
(B. v. 11. Aug. Art. 1 Abſ. 1 Siff. 4) 11383. 

Gebührenordnung in Angelegenheiten der 
Aufficht über Börſen, V. v. 21. Jan. 1936. — Einf. 
in der Oftmark (®. d. 11. Aug, Art. 1 Abf.1 Siff. 7) 
I 1385. 


Börienpreis j. Wertpapiere. 
Börſenumſatzſteuer ſ. Steuern IIB. 


Brandſätze, Polizeiverordnung ü. Die Herſtellung, den 
Vertrieb u. das Abbrennen von Brandſätzen (V. v. 
14. März) I 497. 


Branntivein, Verwertung bon Getreide zur Her 
ftellung von Branntwein. — Einf. der B. d. 26. Juni 
1937 in der Fall. der V. v. 20. Juli 1935 in ber 
Oſtmark u. im Reichsgau Sudetenland (B. v. 
22, Nov.) I 2291. 

Bezug von Spiritus zu Treibftoffzweden. 
— Einf. der ®. v. 4. Juli 1930 in der Fall. dev 
V. dv. 30. Aug. 1938 im Lande Oſterreich u. in 
den judetendeutjchen Gebieten (V.v. 25. März) 
1 653. 

— Außerkrafttr. der V. v. 4. Juli 1930 u. neue 
V. ü. den Bezug von Kraftipiritus (VB.v. 12. Apr.) 
I 802, — And. (V. dv. 27. Juni) I 1060. (V. v. 
19. Sept.) I 1852. 
— Einf. der V. v. 12. Apr. 1939 in ber Faſſ. der 
V. dv. 27. Juni u. 19. Sept. 1939 in den eingeglie- 
derten Oftgebieten (B. v. 18. Nob. S1 Diff. 19) 
I 2258. 

Regelung der Herftellung, des Abſatzes, der reife 
u, der Vreisfpannen für Erzeugniffe der Trink— 
branntweinwirtſchaft, V. v. 13. Oft. 1938. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 23. Apr.) I 855. 






uNUNIMUNNINIMN 


H5140-1494 


Sachverzeichnis 1939 


Branntweinerzengnijje, Kriegszujchlag, 
ſ. Kriegswirtfchaftsverordnung, 
Steuern IIIB2. 


Branntveinmonopolgejeß j. Steuern IIIB2. 


Braſilien, Int. Abk. zur Vereinheitlihung von Regeln 
ü. die Sicherungsbefchlagnahme von Luftfahrzeugen 
Zweites AbE. zur Vereinheitlichung des Luft— 
privatrechts) dv. 9. Mai 1933. — Rat. (Bel. v. 
26. Apr.) II 654. — Gegenfeitigfeit bei der An- 
wendung des ©. ü. die Unzuläffigkeit der Sicherungs- 
beichlannahme von Ruftfahrzeugen v. 17. März 1935 
(Bel.v.5. Mai) I 916. 
MWeltpoftverträge von Kairo v. 20. März 1934. 
— Rat. (Bel. v. 20. Mai) II 788. 

Braunſchweig, And. der preußifch-braunfchweigiichen 
Randesarenze bei Deine u. Stederdorf (Kreis Deine) 
ſowie Ejfingbaufen u. Duttenftedt (Kreis Braun- 
ichweia) (VB. v. 7. Nov.) II 997. 

Brennbare Flüfjigkeiten, Wolizeiverordnung ü. die 
Verwendung von brennbaren Flüffigkeiten zu Rod)-, 
Heiz- u. Beleuchtungszweden (v. 6.Nov.) 12173. 


Brennitoffe, Verkauf von Brennftoffen, V. v. 14. Nov. 
1934. — Außerkrafttr, des $ 2 (B. v. 3. Juni $ 38 
Abi. 3) I 999, 1004. 

— Einf. der ®. v. 14. Nov. 1934 mit Ausnahme des 

$2 im Neichsgau Sudetenland(B. v. 29. Juli) 11372. 
Breslau, Neugeftaltung der Stadt Breslau (V. d. 
22, Aug.) 1 1483. 

Städtebauliche Maßnahmen in der Stadt 
Breslau (Erl. des Führers u, Neichsfanzlers v. 
17. Febr.) I 264. | 
Brieftauben, Brieftaubengefeß v. 1. Dit. 1938. — 
weite Durchf- u. Erg®. (v. 1.Nov.) 12129. — 
Bel. zur Durchf. des ©. v. 1. Oft. 1938 (v. 12. Sept.) 
I 1776. 

— Einf. des ©. v. 1. Okt. 1938 nebjt Durchf- u. 

ErgV. dv. 29. Nov. 1938 im Lande Oſterreich u. in 

den fudetendeutfchen Gebieten (VB. v. 28. Febr.) 

I 358. 

Britiſch-Vurma j. Kolonien IA2, 

Britiſch-Guayana ſ. Kolonien IA 2. 

Britiich- Honduras |. Kolonien IA2. 

Britiſch-Nordborneo |. Kolonien IA2, 

Britiih-Somaliland |. Kolonien TIA2, 


Brotaufſtrichmittel 
ſ. Öffentliche Bewirtſchaftung. 


Brotgetreidebedarf ſ. Getreide. 
Vrütereien ſ. Geflügelzucht. 

Buch ſ. Grenzweſen U B3. 
Buchen-Zellſtoffholz ſ. Solzwirtichaft, 
Bücher, gerichtliche, ſ. Gerichte J. 


Bücherliche Anmerlung 
ſJ.Grundbuch, Oſtmarkl B7,Sudetendeutſche 
Gebiete ufw. IB7Tb, ce. 
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Bühnentünſtler j. Titel. 


Bindnispatt zwijchen Deutichland u. talien 
ſ. Italien, Staatsverträge TA. 


Bürgerliches Geſetzbuch, Einf®. zum BOB. — Aufh. 
des Art. 9 (©. d. 4. Juli $ 46 Abſ. 2b) 11186, 11%. 
— Infrafttr. der Belt. ü. Grundftüde, Rechte an 
Grundftücden ufw. in den Gemeinden Jungholz u. 
Mittelberg (VB. v. 27.Nov. $1 Ziff.5) I 2309. 

Bürgerliches Geſetzbuch. — Aufb. der $$ 13 bis 20 
(G. v. 4. Juli $ 46 Abf. 2a) I 1186, 1190. 
— Inkrafttr. der Belt. ü. Grundftüde, Rechte an 
Grumdſtücken uf. in den Gemeinden Tungholz u. 
Mittelberg (VB. v. 27.Nov. $ 1 Ziff. 5) 12309. 


Bürgerliches Recht, Bürgerlihe Rechtspflege 

Ausübung der bürgerlichen Rechtspflege im Pro— 
teftorat Böhmen u. Mähren (B.v.14. Apr.) 1759. 
— Erſte AusfV. (v.31.Mai) I 99. 

— Zweite Ausf®. (v. 5. Sept.) I 1697. 

Mafnahmen auf dem Gebiete des bürger- 

lichen Streitverfahrens, der Zwangsvollſtreckung, 
desKonkurſes u. des bürgerlichen Rechts (V.v.1.Sept.) 
I 1656. — Teilweifes Außerkrafttr. (V. v. 31. Oft. 
'$1) 12139. (8. v. 30. Nov. $32) I 2329, 2337. 
(VB. v.30.Nov. $8) I 2338, 2339. 
— Intrafttr. der V. v. 1. Sept. 1939 mit Aus- 
nahme des Art. 3 Nr. 1 in der geänderten Faſſ. im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
(B. v. 5. Dez. $3 Siff. 4) 12370. 

Abk. mit Griechenland ü. die gegenjeitige Rechts— 
hilfe in Angelegenheiten des bürgerlichen u. bes 
Handels-Nechts v. 11. Mai 1938. — Rat. (Bel. v. 
28, Juni) II 848. — AusfV. (v. 31. Mai) II 847. 

Einf. des Reichsrechts auf dem Gebiet des bürger- 
lichen Nechts, des Handelsrechts u. der bürgerlichen 
Rechtspflege in den in die Länder Preußen u. Bayern 
eingegliederten Teilen der judetendeutiden Ge- 
biete (®. dv. 24. Juni) I 1049. — [Ber.] I 1358. 

Bürgerjtener j. Steuern IVB. 


Bürgichaiten 
ſ. Siedlung (bei: Kleinfiedtung), Wohnungsbau, 
Bulgarien, Int. Abk. ü. den gegenfeitigen Schuß 
gegen das Denquefieber v. 25. Juli 1934. — Rat. 
(Bel. dv. 30. Dez. 1938) IL 5. 
Handels: u. Schiffahrtsvertrag v. 24. uni 
1932. — Vorl. Anwendung eines Zweiten Zuſatz— 
abf. v. 11. Oft. 1939 (0. v. 8. Dez.) II 1009. 


Beſt. ii. die »Technifche Einheit« im Eifenbahm- 
weſen (Bel. v. 30. Juni) II 912. 


Bundesamt für das Heimatweſen j. Fürſorge. 


Bundesforſte, Dfterreichiiche, 
i. Beamte I (bei: Rechtsverhältniſſe), 
Bejoldung (bei: Beſoldungsrecht). 


Bundesgendarmerie, «polizei, öſterreichiſche, 
j. Oftmart IB4, Volizei, Reihshaushalt. 


Burma j. Kolonien IA2, 

Bußtag |. Feiertage. 

Butter ſ. Fette. 

Butyrometer ſ. Maß u. Gewicht (bei: Eichung). 


Reichsgeſetzbl. 1939 
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C 
Ceylon (Zeylon) ſ. Kolonien LA2. 


Chile, Vorl. Anwendung einer ſiebenten Vereinb. ü. 
die Einfuhr von Chileſalpeter v. 19. Dez. 1938 
(B. dv. 4. Jan.) II 2. — einer achten Vereinb. v. 
21. Jan. 1939 (8. v. 4. Febr.) II 116. — einer 
neumten Vereinb. dv. 23. Mai 1939 (V. v. 27. Juni) 
IT 839. — einer zehnten Vereinb. v. 8. Aug. 1939 
(B. v. 21. Aug.) II 979. — einer elften Vereinb. v. 
15. Aug. 1939 (8. v. 29. Sept.) II 980. — einer 
woölften Vereinb. v. 15. Aug. 1939 (V. v. 29. Sept.) 
II 981. 

Handelsvertrag dv. 26. Dez. 1934. — Vorl. 
Anwendung einer fiebenten Vereinb. ü. die Einfuhr 
von Chilefalpeter d. 19. Dez. 1938 (V. v. 4. Jan.) 
II 2. — einer achten Vereinb. ü. die Einfuhr von 
Shilefalpeter v. 21. Jan. 1939 (B. v. 4. Febr.) IL 116. 
— einer neunten Vereinb. ü. die Einfuhr von Chile- 
falpeter v. 23. Mai 1939 (B. v. 27. uni) II 839. — 
einer fünften Vereinb. v. 28. Juni 1939 ü. die Berl. 
der Geltungsdauer des Vertr. (V. v. 24. Juli) 11939. 
— einer zehnten Vereind. ü. die Einfuhr von Chile- 
falpeter v. 8. Aug. 1939 (V. v. 21. Aug.) II 979. — 
einer elften Vereinb. it. die Einfuhr von Chilejalpeter 
v. 15. Aug. 1939 (V. v. 29. Sept.) II 980. — einer 
zwölften Vereinb. ü. die Einfuhr von Chilefalpeter 
v. 15. Aug. 1939 (V. v. 29. Sept.) II 981. 

Int. Ubk. zum Schuße des menſchlichen Lebens 
auf See [Schiffsjicherheitsvertrag, London 
1929] v. 31. Mai 1929. — Beitr. (Bel. v. 23. Aug.) 
II 954. 

Abt. ü. den Zahlungsverkehr v. 26. Dez. 1934. 
— Vorl. Anwendung einer fünften Vereinb. v. 
28. Juni 1939 ü. die Verl. der Geltungsdauer des 
Abk. (VB. v. 24. Juli) II 939. 


Chilejalpeter 
1.HandelIIlB2,Staatsverträgel D2 (bei: Chile), 


Chuſt, Errichtung eines Konjulats, 
i. Tihedho-SIowalei. 


Cuxhaven, Verkehr mit Betäubungsmitteln im Zoll⸗ 
ausſchluß von Cuxhaven, 
ſ. Gejundheitswejen UB. 


Cypern (Zypern) ſ. Kolonien IA2. 


D 


Dänemart, Vereinb. zur Vermeidung der Doppel— 
beſteuerung auf dem Gebiete der Einkommen— 
ſteuer, der Koͤrperſchaftſteuer u. der Vermögenſteuer 
im Verhältnis zum Königreich Dänemark v. 16. Dez. 
1938 (B. v. 11. März) 11 221, 

Int. Ubk. ü. den Eiſenbahnfrachtverkehr v 
23, Nov. 1933. — Abänd. der Ant. I hinſichtlich des 
wechfelfeitigen Verkehrs zwifchen den Eifenbahnen 
Deutichlands, Dänemarks, Italiens u, der Nieder 
lande (Bel. v. 7. Mug.) Il 952. 

Int. Abk. zur DVereindeitlihung von Regeln ü. 
Konnoffementev.25. Aug. 1924 nebſt Zeihnungs- 
prot, — Beitr. (Bef. v. 22. Dez.) II 1049, 
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Dänemark (Fortſ.) 


Nichtangriffspertrag dv. 31.Mai 1939. — 
Rat. (Bel. v. 28. Juni) II 856. 


Vereinb. zur weiteren Vereinfachung des Recht8- 
bilfeverfebrs v. 1. Juni 1910 u. 1. Juni 1914. — 
Notenwechſel v. 21. Jan. 15. März 1939 ü. die Gel- 
tung in den im Jahre 1933 mit dem Deutjchen 
Reich wiedervereinigten Gebieten (Bek. v. 7. Juli) 
II 935. 

Bet. ü. die »Techniſche Einheit im Eifen- 
bahnmwejen« (Bel. v. 30. Juni) II 912. 

Abk. zur Regelung des Walfangs v. 8. Juni1937 
nebjt Drot. v. 24. Juni 1938 zur And. u. Erg. — 
Beitr, (Bel. v. 12. Aug.) II 93. 


Därme ſ. Dierdedärme. 


Dampjtejjel, Tehnifche Überwachung der Dampfkeſſel 
u. der jonftigen überwachungspflichtigen Anlagen, 
B. v. 19. März 1938 u. AndV. v. 12. Oft. 1938. — 
And. (VB. v. 27. Oft.) I 2238, 

— Einf. der ®. v. 19. März 1938 in der Fall. der 
And. v. 12. Oft. 1938 im Reichsgau Sudeten- 
land (B. v. 27. Oft.) I 2238. 


Einf. der WVorfchr. ü. die Dampfkeſſel u. Die 
fonftigen überwachungspflictigen Anlagen in der 
Oſtmark (®. v. 26. Juli) 11323. 


Einf. der Vorſchr. ü. die Dampfkefjel u. die 
fonftigen überwachungspflichtigen Anlagen in den 
fudetendeutfchen Gebieten (B. v. 5. Juni) 
I 992. 


Danzig, Freie Stadt, Vermeidung von Doppel: 
befteuerungen auf dem Gebiete der Kapitalver- 
Fehrfteuer im Verhältnis zur Freien Stadt Danzig, 
B, d. 27. Juni 1929, — Einf. im Lande Ofterreich 
(3. dv. 17. Jan. $1 Siff. 1) 148. 

int. ÜbE ü. den Eiſenbahnfrachtverkehr 
v. 23. Nov. 1933. — Abänd. der Anl. I hinfichtlich 
des wechjeljeitigen Verkehrs zwiſchen den Eijen- 
bahnen Deutichlands, Danzigs, Dolens, Norwegens, 
Schwedens u. Ungarns (Bel. v. 21. Juli) II 941. 

Rechtsſchutz u. Rechtshilfe in Steuerjachen 
im Verkehr mit der Freien Stadt Danzig, V. v. 
19. Nov. 1923. — Einf. imNeihsgaußudetenland 
u. in den in die Länder Preußen u. Bayern ein- 
gegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen 
(B. v. 25. Juli) I 1332. 


Danzig, nach Wiedervereinigung 


A. 3m allgemeinen 
Miedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit 
dem Deutfchen Reid) (G. v. 1. Sept.) I 1547. 
B. 3m befonderen 


1. Geichäftsberei 
des Beauftragten für den Bierjahresplan 


Reichskommissar für die Preisbildung 


Einf. des Dreisrechts in der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (V. v. 12. Dez.) 1 2433. 
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2. Geſchäftsbereich 
des Chefs des Dberlommandos der Wehrmacht 


Einf. ftrafrehtlicher Vorfchriften im Gebiet 
re Freien Stadt Danzig (V. v. 14.Nov.) 


Einf. von Wehrrecht im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (8. v. 13. Oft.) 12030. 


3. Geichäftsbereich des Reichsminiſters des Innern 


Einf. des Beamtenernennungsrehts im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig (2. v. 
18. Oft.) 1 2055. 

Einf. der reichsrechtlichen Vorfchr. des Beamten- 
rechts u. des Befoldungsrecht8 in den ein- 
gegliederten Dftgebieten [einjchl. de8 Gebiets der 
—— Freien Stadt Danzig] (V. v. 24. Dez.) 

2489. 


Einf. der Deutfchen Gemeindeordnung in den 
eingegliederten Oftgebieten [einfchl. des Gebiet3 der 
en Freien Stadt Danzig] (V. v. 21. Dez.) 

2467. 


B. ii. Jugendwohlfahrt im Gebiet der bis» 
herigen Freien Stadt Danzig (v. 24. Dez.) I 2478. 

Einf. des ©. ü. das Paß-, das Ausländer- 
polizei» u. das Meldewesen ſowie ü. dad Aus— 
weismwejen, des ©. ü. die Sicherung der Reichs— 
grenze u. ü. Vergeltungsmaßnahmen u. der 
V. ü. die Behandlung von Ausländern im Gebiet 
—— Freien Stadt Danzig (B. v. 10. Nov.) 

2178. 


Einf. des Reichsleiſtungsgeſetzes im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig (V. v. 11. Oft.) 
1 2027. 


Einf. der Reichsmarkwährung in dem Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig (V. v. 1.Sept.) 
I 1567. 

— ſ. aud) bierbei unter BS8. 

Miedervereinigung der Freien Stadt Danzig 
mit dem Deutichen Neich (G. v. 1. Sept.) I 1547. 
— Erfte B. zum ©. v. 1. Sept. 1939 (v. 12. Sept.) 
11759. — Zweite ®. (v. 19. Oft.) 12058. — 
Dritte V. (v. 12. Nov.) 12182. 


4, Geichäftsbereid) 


des Reichsminiſters Für VBollsanfllärung und Propaganda 


Eingliederung der Landesfulturfammer 
Danzig in die Reichskulturfammer (B. vd. 18. Dez.) 
I 2438. 

Errichtung eines Neichspropagandaamts in 
Danzig (VB. v. 28. Sept.) 1191. — Durdf. von 
$2 (B. v. 28.Nov.) 12326. 


5. Geſchäftsbereich des Reichsminiſters der Luftfahrt 


Einf. deutfchen Luftrechts im Gebiet der bis- 
berigen Freien Stadt Danzig (V. dv. 13. Oft.) 
I 2033. 


6, Geſchäftsbereich des Reichsminiſters der Finanzen 


Einf. des ©. ü. das Branntweinmonopol 
(8. v. 18. Nov.) I 2259. 
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V. ü. Rechtsmittel, die Danziger Steuerrecht 
betreffen (v. 19. Nov.) 1229. 


Einf. des Reichsbeſoldungsrechts im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig (B. v. 25.Nov.) 


— — * 


Einf. ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Ge— 
biet der bisherigen Freien Stadt Danzig (Erſte 
B. v. 23. Sept.) 11936. (Zweite V. dv. 26. Sept.) 
12001. (Dritte ®. v. 25. Oft.) 12106. (Vierte 
B. dv. 27. Oft.) 12109. (Fünfte V. v. 9. Dez.) 
I 2431. 


Einf. ſteuerrechtlicher Vorfchriften in den 
eingegliederten Oftgebieten feinfchl. des Gebiets der 
bisherigen Freien Stadt Danzig] (2. v. 18. Nov.) 
I 2258. 


Zollerleihterungen für den Warenverfehr 
zwifchen dem Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig u. dem deutjchen Zollgebiet (V. v. 6. Sept.) 
I 1690. 


7. Geſchäftsbereich des Reichsminiſters der Justiz 


V. ü. den gewerblichen Rechtsſchutz im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig (v. 16. Nov.) 
I 2253. 


Verfahren in Socyverrat3-u. Landesperrats- 
ſachen im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (VB. v. 4. Dez.) I 2389. 


Ausübung der Rechtspflege im Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig (VB. v. 5. Dez.) 
I 2375. 


8. Geſchäftsbereich des Reichswirtſchaftsminiſters 


Einf. der außenhandelsftatiftiihen Vor— 
ichriften in den eingegliederten Oftgebieten [einjchl. 
des Gebiet3 der bisherigen Freien Stadt Danzig] 
(B. v. 12. Dez.) I 2402. 


Einf. der Vorfchr. ü. Aus- u. Einfuhrverbote 
in den eingegliederten Oftgebieten [einichl. des Ge- 
biet3 der bisherigen Freien Stadt Danzig] (V. v. 
1. Dez.) I 2347. 


Ubernahme der Bank von Danzig durd) die 
Deutjche Reichsbank (V. v. 5. Sept.) I 1621. 


Einf. der Gefeßgebung ü. die Devijenbemirt- 
ihaftung im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 22. Sept.) I 1865. 


Errichtung der Devijenjtelle Danzig (2. v. 
22. Sept.) I 1867. — Außerfrafttr. (B. v. 17. Nov. 
$ 7) 1 2255, 2256. 

Sicherung der Kreditverforgung in dem Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig (V. v. 14. Sept.) 
I 1774. 

Einf.derReihsmarlwährung indem Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig, V. v. 1. Sept. 1939. 
— Erſte DurchfV. (v. 17. Sept.) 11691. 

— Zweite DurchfV. (v. 24. Oft.) 1209. 


V. zum Schuß der Danziger Wirtſchaft (p. 
11. Oft.) I 2014. 


Danzig, nad) Wiedervereinigung (Fortſ.) 


PB. ü. den Warenverkehr mit dem Gebiet der 
ehemaligen Freien Stadt Danzig (v.1.Sept.)11620. 
— Aufh. (B. v. 14. Dez.) I 2420. 

Einf. der Vorichr. auf dem Gebiete des Waren» 
verkehrs in den eingegliederten Oftgebieten [einjchl. 
des Gebiets der bisherigen Freien Stadt Danzig] 
(B. v. 14. Dez.) I 2418. — DurchfV. (v. 14. Dez.) 
I 2419. 

Einf. der Gejeggebung ü. den Zahlungsver— 
febr mit dem Ausland im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (V. v. 22. Sept.) I 1865. 


9. Geſchäftsbereich des Reichsminiſters 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Boltsbildung 
Nichtinkrafttreten von Nechtsvorjchriften im Ge- 
ichäftsbereich des Neichsminifteriums für Wiffen- 
ichaft, Erziehung u. Volksbildung in der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (VB. v. 28. Dez.) I 2506. 


10. Geichäftsbereich des Reichsverkehrsminiſters 


Einf. der Eifenbabn-PVerfehrsordnung im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig (V. v. 
22. Sept.) I 1965. 

Einf. der V. ü. die Weiterbenußung von Kraft- 
fahrzeugen in den eingegliederten Oſtgebieten 
ſeinſchl. des Gebiets der bisherigen Freien Stadt 
Danzig] (V. v. 9. Dez.) 1233. 


11. Gejhäftöbereid des Reichspoſtminiſters 
Überleitung der Poſt u. Telegraphenverwaltung 
der bisherigen Freien Stadt Danzig auf das 
Deutjche Reich [Deutfche Reichspoft | (VB. v. 20. Oft.) 
I 2063. 


12, Geſchäftsbereich des Reichsforſtmeiſters 
Einf. des Neichsjagdrecht3 in den eingegliederten 
Dftgebieten [einfchl. des Gebiet3 der bisherigen 
Freien Stadt Danzig] (3. v. 16. Dez.) I 2502. 
Danzig Wejtprengen 
ſ. Oftgebiete B2 (bei: Dienftverhältniffe), 
B3 (bei: Neihspropagandaamt). 


Daſſelfliege ſ. Shädlingsbefämpfung. 
Denguefieber 

1. GefundbheitswefenIll, StaatsverträgelK. 
Dentiiten j. Geſundheitsweſen I. 
Detektivgeiverbe j. Gewerbebetriebe IL. 


Deutiche Arbeitsjront, Gewährung von Entſchädi— 
gungen bei Übergang des Vermögens der früheren 
Arbeitgeber- u. Arbeitnehmervereinigungen in bie 
Vermögensverwaltung der Deutjchen Arbeitsfront 
[Entſchädigungsgeſetz), ©. v. 9. Dez. 1937. 

— Durdf- u. ErgV. (v. 3. Apr.) I 707. 
— Durdf- u. ErgV. (v. 4. Oft.) 11991. 


Deutſche Arzneitaxe 
ſ. Geſundheitsweſen ITLA, Dreije IL. 


Deutſche Binnenichifjahrtpolizeiderordnung 
j. Wafferftraßen I. 
Il) 
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Dentjiche Gemeindeordnung j. Gemeinden ufw. 


Dentiche Getreide-Handels-Geſellſchaft m. b. H. 
ſ. Getreide, Kartoffeln, Malz. 


Deutſche Golddisktontbank j. Bankweſen V. 
Deutſche Induſtriebank ſ. Bankweſen VI. 
Deutſche Jägerſchaft ſ. Jagdweſen. 

Deutſche Kreditabkommen ſ. Kreditweſen. 
Deutſche Landesrentenbank ſ. Bankweſen IV. 
Dentiche Reichsbahn ſ. Eiſenbahn I. 
Deutſche Reichsbank ſ. Bankweſen IL. 
Deutſche Reichslotterie ſ. Lotterieweſen. 


Deutſche Sicherheitspolizei im Protektorat Böhmen 
u. Mähren 

ſ. Polizei 
Deutſche Verrechnungskaſſe j. Bankweſen I. 
Deutſches Arzneibuch ſ. Geſundheitsweſen IIA. 
Deutſches Beamtengeſetz ſ. Beamte I. 
Deutſches Rotes Kreuz ſ. Rotes Kreuz. 
Deutſches Schutzwall-Ehrenzeichen ſ. Orden uſw. 


Deviſenbewirtſchaftung, ©. ü. die Deviſenbewirt— 
ſchaftung v. 12. Dez. 1938. 
— Zweite DurchfV. (v. 16. März) I 502. 
— Dritte Durch. (v. 29. Apr.) I 879. 
— Vierte Durchf®. (v. 6. Nov.) 12170. 
— Einf. des ©. v. 12, Dez. 1938 nebft DurchfV. 
v. 23. Dez. 1938 u. 29. Apr. 1939 im Gebiet der bis— 
herigen Freien Stadt Danzig(B.v.22. Sept.) 11865. 
— (inf. des G. v. 12. Dez. 1938 nebſt DurchfV. dv. 
23. Dez. 138 im Memelland(B.v.29.März) I 640 
— Einf. des ©. v. 12. Dez. 1938 nebit DurchfV. 
v. 23. De. 1938, 29. Apr. u. 6. Nov. 1939 in den 
eingegliederten Dftgebieten (B.v.17.Nov.) 12255. 

Nichtlinien für die Deviienbewirtichaftung, ®. vd. 
22. Dez. 1938. 

— Einf. im Gebiete der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 22. Sept.) I 1865. 

— Einf. im Memelland (RB. v. 29. März) I 640. 
— Einf. in den eingegliederten Dftaebieten (8. v. 
17. Nov.) I 2255. 

Einf. der Gefeßgebung ü. die Devijenbewirtichaf- 
tung im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzia (V. v. 22. Sept.) I 1865. 

Einf. der Geſetzgebung ü. die Devifenbewirtichaf- 
ung im Memelland (3. v. 29, März) I 640. 


Einf. der Gefebgebung ü. die Devifenbewirtichaf- 
tung in den in das Deutjche Reich eingegliederten 
Ditgebieten (8. v. 17.Nov.) I 2255. 

Devijenjtelle Danzig, Errichtung der Devifenftelle 
Danzig (B. dv. 22. Sept.) 1 1867. — Außerkrafttr. 
(B. v. 17. Nob. $ 7) 1 2255, 2256. 

Diäten, Diätendienjtalter, Diätenordnung 
ſ. Bejoldung. 

Dienftalter ſ. Beamte ILL. 


Dienitanszeichnungen |. Orden ufw. 





mm] 


Dienjtbarteiten |. Nießbrauchsrechte. 
Dienftbezeichnung der Wehrmacht |. Wehrmacht. 
Dienjtlraftivagen, Tlaggenführung, ſ. Flaggen IL 


Dienftordnung, Allg. Dienftordnung (ADO.) für Die 
Muſiker der deutichen Kulturorcheiter (V. v. 22. Juli) 
I 1317. 


Dienſtpflicht 
ſ. Arbeitseinſatz (bei: Kräftebedarf), Reichsar— 
beitsdienſt, Wehrmacht (bei: Wehrpflicht). 


Dienstitellen des Jugendführers des Deutichen Reichs 
j. Hitlerjugend. 


Dienſtſtrafhof, Dienftitraffammern 
ſ. Dienitftrafredt. 


Dienſtſtrafordnung 
ſ. Dienſtſtrafrecht, Reichsarbeitsdienſt. 


Dienſtſtrafrecht, Dienſtſtrafen in Polizeitruppen 
(B. v. 17. Dez.) I 2427. 
Dienſtſtrafkammern: 


Bildung von Dienſtſtrafkammern, G.v. 
26. Jan. 1937 u. Durchf V. v. 29. Juni 1937, 
— Anwendung im Protektorat Böhmen u. 
Mähren (8. v. 7.De. 82 Ziff. 8) I 2378, 
2379. 
— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten 
(B. v. 24. Dez. $1 Ziff. 9) 1 2489. 
— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1938 ü. 
die Einf. des ©. dv. 26. Jan. 1937 in den 
judetendeutjhen Gebieten (v. 30. März 
Abichn. VIT) I 682, 688. 
V. ü. die Dienftitraffammern in der Oftmarf 
(v. 16. Juni) I 1030. 
Führung des Heinen Neichsfiegels durch 
die Dienititraffammern, V. v. 29. Juni 1937. 
— Anwendung im Droteftorat Böhmen u. 
Mähren (V.v. 7. Dez. $2 Siff.8) 12378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten 
(B. v. 24. Dez. $1 Siff. 9) I 2489. 
Sitz u. Bezirk der Dienftjtraffammern, V.v. 
29. Juni 1937. 
— Anwendung im WDroteftorat Böhmen u. 
Mähren (8. v.7. Dez. $2 Siff.8) 12378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten 
(B. dv. 24, Dez. 81 Siff. 9) I 2489. 
Bildung von Mehrmadtdienititraf- 
fammern, ®. v. 24. Juni 1937. 
— Anwendung im Vroteftorat Böhmen u. 
Mähren (B.v.7.Dez. $2 Ziff.8) 12378, 2379. 
— Einf. in den eingeqliederten Oftgebieten 
(B. v. 24. Dez. $1 Ziff. 9) I 2489, 
Dienftfirafordnung für die Angehörigen des 
NeichSarbeitsdienftes dv. 25, Febr. 1936, — 
And. (VB. v. 8. Mai) I 805. 
Dienftjtrafverfahren gegen Wehrmachtbeamte, 
B. dv. 24. Juni 1937 in der Faſſ. der ®. v. 18. Nov. 
1937 u. 13. Dez. 1938. 
— Anwendung im Droteltorat Böhmen u. Mäb- 
ren (B. v. 7. Dez. $ 2 Siff. 8) I 2378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (B. v. 
24. Dez. $ 1 Ziff. 9) 1 2489. 
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Dienſtſtrafrecht (Fortſ.) 
Gnadenerlaß des Führers für Beamte (v. 
21. Oft.) I 2103. — AusfBeft. (v. 24. Oft.) 12105. 
— [Ber.] (v. 31. Oft.) I 2126, 


Bildung des Neihsdienftftrafhbofs, ©. v. 


Düngemittel, Regelung des Abjakes von Düngekalk, 
V. v. 7. Juli 1938. — And. (V. v. 30. Juni) I 1086. 
— Erg. der ®. v. 7. Juli 1938 (B. v. 21. Aug. $ 2) 
I 1601. 

— Einf. der V. 0.7. Juli 1938 in der Faſſ. der 
V. dv. 30. Juni 1939 u. Einf. der Ausf®. v. 


26. Jan. 1937 u. Durchf V. v. 29. Juni 1937. — 
— Anwendung im Protektorat Böhmen u. Mäh— — spe 2 eh a = age 

ren (B.d. 7. Dez. 82 Ziff. 8) 12378, 2379. Subdetenland (B. v. 21. Aug. 51) 

— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten Regelung der Düngekalkpreiſe in der Oftmarf 
(B. 0.24. Des. 81 Siff.9) I 2489. u, im NReichsgau Sudetenland (B. v. 21. Aug.) 

Neichsdienititrafordnung. I 1601. 1 e 
| — Anwendung des G. dv. 26. Jan. 1937, der Sicherung der Düngemittel- u. Saatgut— 
Durchf V. v. 29. Juni u. 27. Aug. 1938 im Drotef- verforgung (V. v. 9. Nov.) I 2261. 

torat Böhmen u. Mähren (B.0.7.Dg. $2 Sicherung der Düngemittel- u. Saatqut- 

Ziff. 8) I 2378, 2379. verforgung in den ſudetendeutſchen Gebieten 

— Einf. des ©. v. 26. Jan. 1937, dei DurchfV. v. (V. v. 13. Jan.) 131. 

29. Juni 1937 u. 27. Aug. 1938 ſowie der DurchfV. Herſtellung, Verpackung, Lagerung u. Einfuhr von 

für die Kommunalbeamten v. 3. Juli 1937 in den Thomasmehl, ©. v. 30. Jan. u. 30. Sept. 1931. 

eingegliederten Oftgebieten (B. v. 24. Dez. $1 — Einf. in der Oſtmark (®. v. 9. Nov.) I 2263. 
air. 9) 1 2489. ’ ge — — Einf. in den judetendeutfchen Gebieten 

— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1938 ü. Die (V. d. 19. Mai) I 98. 

Einf. des ©. d. 26. Jan. 1938 nebft DurchfV. für . NE i 

die Kommunalbeamten in den ſudetendeutſchen — THAN. 

Gebieten (v. 30. März Abfchn. VII) J 682, 688. | Düjjeldorf, Städtebauliche Maßnahmen in der Stadt 
| Bildung eines Wehrmachtdienftftrafhors, | Diülleldorf Erl des Führers u. Reichstanzlers 
V. v. 24. Juni 1937. v. 7. Juni) 1987, 

— Anwendung im Vroteftorat Böhmen u. Mäb- Durchfuhr, Durchfuhr Bets Ne 

\ BE En EN BE — Yuhr von Betäubungsmitteln 
1 ven (®. v. 7. Dez. $2 Siff. 8) 1 2378, 2379. B. dv. 1.Apr. 1930. — Einf. in den judeten- 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten deutjchen Gebieten (V. v. 28. Jan. $1 Abf. 1 
| (B. d. 24. Dez. $1 Ziff. 9) 12489. Ziff. 4) 19. £ 223 
ientüte Wehr Verhütung der Einjchleppung des Kartoffel: 

Dienititrafverjahren gegen Wehrmachtbeamte Verhutung inſchleppung des rtoffe 
nit — — geg — käfers. — Außerkrafttr. der V. v. 20. Juli u. 

ſ. Dienſtſtrafrecht. va he u ’ 
| 30. Sept. 1937 u. neue Belt. (V. v. 4. Mat) I 882. 
t Dienſtverhältniſſe, Vorl. Regelung der Dienjtverhält- Durchfuhr von Kriegsgerät (V. v. 5. Sept.) 

niſſe der nichtbeamteten Gefolafchaftsmitglieder des Iı665. Be 
h öffentlichen Dienftes in den Reichsgauen Danzig. V. zur Abwehr der Einfhleppuna von Krank: 
. Weſtpreußen u. Poſen ſowie in den in bie Provinz heiten 2 Schädlingen der —— chaftlichen 
— Oſtpreußen eingegliederten Gebietsteilen (B. vd. Kulturpflanzen in die Oftmark u. in den 
. 18.Nov.) 12257. Reichsgau Sudetenland (v. 1. Juli) I 1083. 
| z U ER 

Dienjtverträge |. Nündigung. Durchgangsvertehr, V. ü. einen privilegierten Durch— 
Dienſtwohnungsvorſchriften ſ. Beſoldung. gangsverkehr zwiſchen deutſchen Bahnhöfen über 
| ERPÄHURGEONEIERRETEN 3 Duchgangsftreden des Protektorats Böhmen u. 

Dienitzeit ſ. Beamte II Mähren u. zwiſchen Bahnhöfen des Vrotektorats 
Böt ih) iber Durchgangäftreden d 
. Donantommijjion, Curopäifche, a eg — 
A f. Schiffahrt TIL, Wafferftrafen UA. übrigen Reichsgebiets (v. 15. Dez.) II 1039. 
£ Doppelbeſteuerung Duttenſtedt ſ. Braunſchweig. 

ſ. Staatsverträge IN, Steuern J. 
Dortmund-Ems-Kanal ſ. Waſſerſtraßen IIB. E 
* 9 ep 
Dogenten |. Befoldung @: Daten | A lyehen ur ee 
8 Brahtjunfverordnung |. Fernmeldeweſen. Überwachungsitelle für Edelmetalle 
. bei: Reichsſtellen). 

Dresden, Neugeſtaltung der Stadt Dresden (V. v. SSL a — — 

14. Juli) I 1266. — Aufh. des $ 14 (V. dv. 4 Aug. | Ehe, Schuß der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 
e, $ 3) 11349. [Chegejundheitsgejeß], ©. v. 18. Oft. 1935. — 

—— * ichf V. (v. 31. Aug.) 1 1560. 

). Städtebaulihe Maßnahmen in der Stadt Durhfd. (d. 31. Aug.) 1150, — = 

Dresden (Erl. des Führers und Reichskanzlers — Einf. des ©. neb ſt Durchf V. d. 29. Nov. 1935 
F v. 17. ebr.) I 264 u. 31. Aug. 1939 in der Oftmarf (V. v. 14. Nov.) 

un ers 1 2230. — im Reichsgau Sudetenland (B. v. 
. Drutlluft, Arbeiten in Druckluft, ſ. Arbeitsſchutz. 15. Dez.).I 2434. 
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Ehe (Fortſ.) 

Einf. des großdeutſchen Eherechts in den 
fudetendeutfchen Gebieten, V. v. 22. Dez. 1938. 
— Anwendung im Droteftorat Böhmen u.Mäbhren 
(B. dv. 20. Juli $ 3) 11309. 

Vereinbeitlihung des Rechts der Eheſchließung 
u. der Eheſcheidung. — Anwendung don Vorſchr. 
des ©. v. 6. Juli 1938 u. der Durchf-⸗ u. ErgV. v. 
27. Juli 1938 im Protektorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 20. Juli $2,3) 11309. 


Ehegeſundheitsgeſetz ſ. Ehe, Geſundheitsweſen vV. 


Eheſtandsdarlehen, Sondervermögen des Reichs für 
Eheſtandsdarlehen u. Kinderbeihilfen, 
ſ. Finanzweſen. 


Ehrengerichtliches Verfahren | Rechtsanwälte uſw. 


(bei: Neichs-Rechtsanmaltsordnung). 
Ehrengerichtsbarlkeit |. Handwerk (bei: Aufbau). 
Ehrentrenz, Ehrenzeichen |. Drden uw. 


Ehrenjold, Neuregelung des Ehrenjoldes für Träger 
höchiter Kriegsauszeichnungen u. der Zulage für 
Schußtruppenbefchädigte (Er. des Führers und 
Reichsfanzlers v. 27. Aug.) I 1553. 


Ehrenſtrafen der deutichen Jägerichaft ſ. Jag dwejen. 
Eibingen, Ortsgericht, ſ. Gerichte 1. 


Eihgebührenordnung, Eichordnung, Eichrecht 
j. Maß u. Gewidt. 


Kid, Vorſchr. ü. den Eid der Beamten. 
— Anwendung des ©. v. 26. Jan. 1937 u. ber 
DurchfB. v. 2M Juni 1937 im Protektorat Böhmen 
u. Mähren (9. v. 7. Dez. $2 Ziff. 1) 1 2378,2379. 
— Einf. des ©. v. 26. Jan. 1937, der DurchfV. v. 
29. Juni 1937 u. der Durchf V. für Die Kommunal- 
beamten v. 2. Juli 1937 in den eingegliederten 
Dftgebieten (9. v. 24. Dez. 51 Ziff. 1,2) 12489. 


Vorſchr. fi. den Eid der Neihsminifter, G. vd. 
26. Jan. 1937 u. DurchfV. v. 29. Juni 1937. 

— Anwendung im Protektorat Böhmen u. Mäh— 
ven (V. v. 7. Dez. $2 Siff.1) 12378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Oſtgebieten (V. v. 
24. Dez. 81 Ziff. 1,2) I 2489. 

Pereidigung der Soldaten der Wehrmacht, ©. d. 
20. Aug. 1934 in der Faſſ. des ©. v. 20. Juli 1935. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 13. Oft. $ 1 Siff.2) I 2030. 

— Einf. in den fudetendeutjden Gebieten 
(B. v. 21. Febr. $1 Siff. 2) I 287. 


Eier, Vrüfung von Hühnereiern bei der Einfuhr, 
NR, v. 3. Aua. 1935. — Einf. in der Oftmart u. im 
Neichsgau Sudetenland (B. v. 28. uni) I 1664. 


Ermächtigung des Neichaminifterd der Finanzen 
zur Ordnung des Marktes für Eier u. Schlacht— 
geflügel Garantien bis zur Höhe von 80 Millionen 
RAN zu übernehmen (G. v. 31. März 5 4 Abi. 2c) 
II 613. 


Sacdverzeichnis 1939 












III IN IN 


5140-1500 


Eier (Fortſ.) 

Sandelsklaffen für SHühnereier u. Kenn. 
zeihnung von Hühnereiern [Eierverordnung], 
V. v. 17. März 1932 in der Faſſ. des ©. v. 17. Mai 
1933, der V. v. 8. Juni 1934, 17. Apr. 1935 u. 
DurchfVB. v. 2. Apr. 1937. 

— Einf. in der Oſtmark (2. v. 26. Juni) I 1056. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten (V.v. 
26. Apr:) I 856. 

Verbraucherhöchſtpreiſe für Hühner- u. Enten- 
eier, V. v. 6.Nov. 1938. — And. (B. v. 8. Juni) 
1 99. 


Verkehr mit Eiern, ©. v. 20. Dez. 1933. — And. 
der DurchfV. dv. 21. Dez. 1933 in der Faſſ. det V. 
v.31. Jan. 1934 (VB. v. 27. März Art. 3) I 625, 626, 

ſ. auch Öffentliche Bewirtſchaftung. 


Eigenbetriebsverordnung ſ. Gemeinden uw. 


Eigenheime für Ländliche Arbeiter u. Sandiverker 
\. Wohnungsbau, 


Eigentum, gewerbliches, 
j. Gewerblicher Rechtsſchutz IC, II, 
Staatsverträge 1J. 


Einbandderen ſ. Reichsgeſetzblatt. 


Einberufung zu Übungen der Wehrmacht 
ſ. Wehrmacht (bei: Wehrpflicht). 


Einbürgerungen 

ſ. Kriegsfreimillige, Staatsangehörigfeit. 
Einfuhr 

I. Im allgemeinen 

Regelung der Einfuhr. — Außerkrafttr. der V. v. 
16. Jan. 1917 u. aller zu ihrer And., Erg. u. Durchf. 
ergangenen Beſt. u. Bek. (G. v. 2. März 87) 
1578, 579. 


Außenhandelskontrolle. — Außerkrafttr. der 
V. v. 20. Dez. 1919 u. aller zu ihrer And., Erg. u. 
Durchf. ergangenen Belt. u. Bel. (©. v. 25. März 
$ 7) 1578, 579. 

Einfubrerleichterungen. — And. der D. d, 
21. Juni 1934 in der Faſſ. der V. v. 23. März 1935 
(B. v. 27. Apr. Art. 6) I 625, 628. — And. der V. 
v.23. Nov. 1936 in der Faſſ. der V. v. 14. Apr. 1938 
(B. v. 27. Apr. Art. 7) 1625, 628. (B. v. 5. Dez. 
$5) 12409, 2410. 

Einfubrverbote: 

G. ü. Einfuhrverbote (v. 5. März) 1578. 
— Erſte DurchfV. (v. 27. März) 1589. 
— Einf. des ©. v. 25. März 1939 u. der Eriten 
Durchf V. v. 27. März 1939 ſowie der Anordn. 
ii. das Verbot der Einfuhr von Waren db. 
97. März 1939 in der Faſſ. der AndAnordn. d. 
8. Juni, 25. Aug., 5. Sept. u. 9. Nov. 1939 
[Deutjcher Reichsanz. u, Preuß. Staatdanz. 
Nın. 75, 130, 197, 206 u. 264] in den ein— 
gegliederten Oſtgebieten (V. v. 1. Dez.) 12347. 

Einf. der Vorfchr. ü. Einfuhrverbote in den 
eingeqliederten Oftgebieten (2. v. 1. Dez.) 
I 2347. 
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Einfuhr (Fortſ.) 
Fleiſch ufw. (Fortl.): 


Borübergehende Einfuhrerleihterungen für 
Fleiſch u. Fleiſchwaren (V. v. 4. Sept.) I 1617. 


Unterfuchung von Fleiſch u. Fleiſchwaren im 
Sollausjchlußgebiet Helgoland (VB. v. 25.März) 
1 69. 


Vrüfung von Hühnereiern bei der Einfuhr, 
V. v. 3. Aug. 1935. — Einf. in der Oftmarf u. im 
Reichsgau Sudetenland (V. d. 28. Juni) I 1064. 


Verhütung der Einjchleppung des Kartoffel— 
täfers aus dem Ausland. — Außerkrafttr. der V. 
v. 20. Juli u. 30. Sept. 1937 u. neue Belt. (V. v. 
4. Mai) I 882. 


Verbot der Einfuhr von Kartoffeln aus 
Amerika ſowie von Abfällen u. Verpackungsmaterial 
ſolcher Kartoffeln, V. v. 26. Febr. 1875. — Außer—⸗ 
frafttr. (DB. v. 4. Mai $ 19) 1 882, 885. 


Regelung der Einfuhr von Kohle auf dem 
Landwege, Bel. v. 16. Juni 1922 [Deuticher 
Reichsanz. u. Vreuß. Staatsanz. Pr. 140]. — Einf. 
in den fudetendeutjchen Gebieten (V. v. 10. Jan. 
s2 Ziff. O 183. 

Einfuhr ausländifcher Kohle auf dem Wajjer- 
wege u. ihre Verteilung. — Einf. der Bel. v. 
8. Sept. 1919 in der Fall. der Bel. v. 10. Mai 1921 
[Deutjcher Reichsanz. u. Preuß. Staatdanz. Nr. 108] 
in den ſudetendeutſchen Gebieten (V.v. 10. Jan. 
$2 Siff.3) IB. 


Einfuhr von Kriegägerät. 
— Einf. des ©. v. 6. Nov. 1935 im Gebiet der bis⸗ 
Herigen Freien Stadt Danzig (B. dv. 13. Oft. $ 1 
Ziff. 25) I 2030. 
—_ Einf. des ©. v. 6. Nov. 1935 nebit Bek., betr. 
Lifte der Kriegsgeräte v. 1. Apr. 1938 [Deutjcher 
Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 76] im Lande 
Hfterreich (G. v. 13. Febr. $ 1) I 213. 
— Einf. des G. v. 6. Nov. 1935 in den ſudeten— 
deutichen Gebieten (V. d. 21. Febr. $1 Ziff. 18) 
I 287. 


V. zur Abwehr der Einſchleppung von Kranf- 
heiten u. Schädlingen ber landwirtfchaftliden 
Kulturpflanzen in die Oftmarf u. in den Reidh$- 
gau Subdetenland (v.1. Juli) I 1083. 


Vorſchr. ü. Einfuhr von Munition u. Schuß: 
waffen [MRaffengejeb], ©. v. 18. März 198 u. 
DurchfV. v. 19. März 1938. 

— Einf. im Lande Öfterreich (V. v. 13. Febr. $ 1) 
I 213. 

— Einf. in den iudetendeutjden Gebieten 
(B.v.10. März $ 1) I 442. 

Volizeiverordnung ü. Die Einfuhr von Spreng- 
jtoffen aus dem Ausland in die ſudetendeutſchen 
Gebiete (p. 16. Jan.) 1 46. 

Vorſchr. ü. Einfuhr von Thomasmehl, 3. v. 
30. jan. 1931. 

— Einf. in der Oſtmark (B. d.9. Nov.) I 2263. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 


III UN 
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Einfuhr (Fortſ.) 
Einfuhrverbote (Fortſ.): 


Einf. der im Lande Ofterreid) geltenden 
Vorſchr. ü. Einfuhrverbote in dem an das 
öfterreichifche Zollgebiet grenzenden jubeten- 
deutſchen Gebiet (V. v. 2. Febr.) I 123. 


Sollerleihterungen |. Zölle I 
Umfabausgleichfteuer ſ. Steuern IIM. 












11. Sm befonderen 


Einfuhr von Betäubungsmitteln, D.v.1.Apr. 
1930. — Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 28. Jan. $1 Abj.1 Diff. 4) IR. 

Borübergehendes Verbot der Einfuhr von Fauſt— 
feuerwaffen, ®. v. 12. Juni 1933. 

— Einf. im Lande Ofterreich (V. v. 13. Ssebr. $1) 
I 213. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten (V.v. 
10. März $ 1) I 442. 

Fleiſch, Fleiſchwaren: 

Einfuhr von Fleiſch von Bären, Katzen, 
Füchſen, Dachſen u. anderen fleiſchfreſſenden 
Tieren, die Träger von Trichinen jein können, 
V. v. 10. Aug. 1933. 

— Einf. im Lande Oſterreich (V. d. 23. März 
& 1 Siff. 3) I 572. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. B. März $1 Ziff. 3) 1573. 

Einfuhr von Fleiſchwaren, V. v. B. Nov. 
1936. 

— Einf. im Lande Oſterreich (B. v. 38. 
März $ 1 Siff. 5) 1572. 

— Einf. in den ſudeten deutſchen Gebieten 
(DB. v. 23. März $1 Siff. 5) 1573. 

Einfuhr von gepöfelten Lebern von Schmei- 
nen, ®. dv. 16. Nov. 1936. 

— Einf. im Lande Oſterreich (V. d. 23. März 
$ 1 Siff. 6) 1572. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. B. März $1 Siff.6) I 573. 

Einfuhr von Rindergefrierfleif ch, V.v. N. Dez. 
1935. 

— Einf. im Lande Oſterreich (V. v. 23. März 
sı Siff.4) 152. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(DB. v. 23. März $1 Siff. 4) I 573. 

Vorſchr. ü. die Einfuhrbeſchränkung für Fleiſch, 
G. d. 3. Juni 1900. — And. des } 12 (B. v. 
4. Sept.) I 1617. 

— Einf, der Vorſchr. des ©. v. 3. Juni 1900 
in der Fall. des ©. v. 13. Dez. 1935 u. 15. Ar. 
1937 im Lande Öfterreich (B. v. 23. März 
$ 1 Siff. 1572. — in den judetendeutjchen 
Gebieten (B. v. 23. März $1 Ziff. 1) 1573. 

Einfuhrerleichterungen für Fleiſch, V. v. 
2. Rob. 1923 in der Faſſ. des ©. v. 15. Apr. 
u. der V. v. 30. Sept. 1932. 

— Einf. im Lande Oſterreich (B. v. 23. März 
$ 1 Siff. 2) 1 572, 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(DB. v. 23. März $1 Ziff. 2) 1 573. 
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Einheitsanftrich der Fahrzeuge des Güterfernverfehrs | Eijenbahn (Fortſ.) 


j. Kraftfahrweſen I. 
Einheitspreisgeihäjte j. Sandel IA, Preiſe I. 
Einheitswerte j. Steuern I (bei: Bewertung). 
Eintommenjtener ſ. Steuern IIC. 
Einquartierung j. Wehrmacht (bei: Wehrleiftungen). 


Einſatz-Familienunterſtützungsverordnung 


Eiſenbahn 


ſ. Familienunterſtützung. 


Einſatzfürſorge- und -verſorgungsgeſetz 
ſ. Verſorgung. 


Einſatz-Wehrmachtgebührnisgeſetz 
ſ. Beſoldung, Wehrmacht. 
Einſtellplätze [Reihsgaragenordnung| 


ſ. Garagenbau, Kraftfabrweien I, 
Einzelhandel ſ. Handel LA. 


Einzelrichter in Jugendſachen ſ. Richter. 


I. Allgemeines 
Wahrnehmung der ftaatlihen Hoheits- u. Auf- 
fichtsbefugnifie gegenüber den Eifenbahnen in 
Oſterreich (9. v. 9. Tebr.) 1168. 


Wahrnehmung der ftaatlichen Hobeits- u. Auf- 
fichtsbefugniffe gegenüber den Eifenbahnen in den 
judetendeutjchen Gebieten (3. v.19. Apr.) 1800. 


Kreuzungen von Eifenbahnen u, Straßen (©. v. 
4. Juli) 11211. — DurcchfV. (v. 5, Juli) 11215. 


Landbeſchaffung für die Umgeſtaltung der 
Verkehrsverhältniſſe der Deutſchen Reihsbahn 
im Wirtſchaftsgebiet Sildesheim-Salzaitter-Braun- 
ichweig-Fallersleben (V. v. 7. Febr.) I 163. — 
[Ber.] (v. 28. Febr.) 1 388. 


Landbeſchaffung für die Umgejtaltung der 
Verkfehrsverhältniffe dee Deutſchen Reihsbahn 
im Raume Wilhelmshaven u. Umgebung (V. v. 
‚Apr.) 1719. 

V. ü. die Eifenbabnen in den Dftgebieten (B.v. 
27.Nov.) I 2302. 


V. gegen Vreisfteigerungen aus Anlaß der 
Einjchränktung des Eifenbahnverfehrs mit Oſt— 
preußen v. 6. Febr. 1936. — Außerfrafttr. des 54 
(B. dv. 3. Juni $ 38 Abi. 3) 1999, 1004. 

Reichsbahngeſetz. — Außerkrafttr. des ©. v. 
30. Aug. 1924 in der Kali. vd. 13. März 1330 u. 
neues ©. ü. die Deutfche Reichsbahn (v. 4. Juli) 
[ 1205. — And. (Erl. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 7. Nov.) I 2179. — DurchfV. (v. 5. Juli) 11213. 
— Einf. des ©. vd. 4. Juli 1939 u. der DurchfV. v. 
5. Juli 1939 in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. v. 27. Dez.) I 2505. 


IV 


Wertpapiere der Deutichen Reichsbahn-Gefell- 
ſchaft 

ſ. Börſe, Wertpapiere. 
ſ.auch Verkehrsweſen. 
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IINLMIMNNIN MININ 


Il. Berfonalwejen 

Ernennung der dem Neichöverfehrsminifterium 

unterjtehenden unmittelbaren Reichsbeamten u. 

Beendigung des Beamtenverbältnifjes 
. Beamte II, 

Reichsbahn-Perſonalgeſetz. — Außerkrafttr. 
des ©. dv. 30. Aug. 1924 (©. v. 4. Juli $ 26) 11205, 
1210. 























— 


Ill. Berfonen: und Güterverkehr 
A. Berkehrsordnung 

Eifenbabn-VBerfebrsordnung v. 8. Sept. 
1938. — (Dritte ®. v. 9. Febr.) IL117. (Vierte V. v. 
26. Apr.) II 739. (Fünfte V. v.15.Mai) II 753. 
(Sechfte V. v. 19. Mai) IL 782. (Siebente V. v. 
14. Juni) IT 836. (Achte V. v. 21. Aug.) II 902. 
(Neunte V. v. 6. Sept.) II 962. (Zehnte V. v. b. Okt.) 
II 989, (Elfte V. v. 6. Ott.) II 989. (Zwölfte V. v. 
4.Nov.) I 997. (Dreizehnte V. v. 30. Nob.) II 1005. 
— Anwendung der Eiſenbahn-Verkehrsordnung 
im Droteftorat Böhmen u. Mäbren (B.v.15. Dez. 
$1) LI 1048. 

— Einf. der Eijenbahn-Verkebrsordnung im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig (W.v.22.Sept.) 
I 1965. 

And. der Anl. C zur Eifenbahn-Berkehrsordnung 
(B. v. 9. Febr.) II 117. (8. v. 26. Apr.) 11739. 
(B.0.15.Mai) 11753. (B. v. 19. Mai) II 782. 
(B.v.14. Juni) I 836. (B. v. 6. Oft.) 11989. 

Verwendung alter Srachtbriefvordrude (B. v. 
3.Nov.) II 93. 


B. Sunjtiges 


V. ü. einen privilegierten Durchgangsverkehr 
zwiſchen deutſchen Bahnhöfen über Durchgangs— 
ſtrecken des Protektorats Böhmen u. Mähren u. 
zwiſchen Bahnhöfen des Protektorats Böhmen u. 
Mähren über Durchgangsitreden des fibrigen 
Neichsgebiets (v. 15. Dez.) II 1039. 

Eiſenbahnverkehr des Vrotektorats Böhmen 
u. Mähren mit dem übrigen Neichsgebiet (V. v. 
26. Dt.) 12171. — (B. v. 15. Dez.) II 1025. 

V. gegen Vreisfteigerungen aus Anlaß der 
Erhöhung von Eijenbahngütertarifen dv. 20. Jan. 
1936. — Außerfrafttr. des 54 (V. v. 3. uni $ 38 
Abi. 3) 1999, 1004. 

Verkehrsrecht im Eijenbahnverfehr zwiſchen 
dem Wroteftorat Böhmen u. Mähren u. dem 
übrigen NReichsgebiet (B. v. 15. Dez.) II 1048. 

j. auch Kubrunternebmen. 


IV. Wehrmadhttransport 

Wehrmacht-Eiſenbahn-Ordnung v. 17.Dez. 
1931. — And. (Achte V. v. 27. Dez. 1938) IT. 
(Neunte V. v. 2. Febr.) II116. Gehnte V. v. 
13, Febr.) II 119. (Elfte V. v. 17. Mai) II 782. 

Wehrmaächttarif für Eifenbahnen v. 18. Dez 
1931. — Anwendung nebjt And. auf die 44-Ver- 
fügungstruppe (einfchl. 5-Junkerſchulen) (B. v. 
13. Febr.) IL 119. — Weitere And, (VB. v. 17. Febr.) 
II 122. (3. v. 233. Febr.) II 131. (B. v. 17. Mai) 
II 781. (®.v. 7. uni) 11835. (V. v. 28. Sept.) 
[I 980, 
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Eiſenbahn (Fortſ.) 


V. Bertrüge mit dem Auslunde 


Int. Ubk. ü. den Eiſenbahnfrachtverkehr vd. 
93. Nov. 1933. — Abänd. der Anl. I hinſichtlich des 
wechjeljeitigen Verkehrs zwijchen den Eifenbahnen 
Deutſchlands, Danzige, Polens, Norwegens, 
Schwedens u. Ungarns (Bel. v. 21. Juli) II 941. — 
Deutfchlands, Dänemarks, Jtaliens u. der Nieder- 
(ande (Be. b. 7. Aug.) 1192. 

And. der dem Int. Ubk. ü. den Eiſenbahn— 
frachtverfehr v. 23. Nov. 1933 beigefügten 
Lifte (Be. v. 31. Jan.) II 20. (Bel. v. 13. Febr.) 
11123. (Bet. v. 1. Apr.) II 644. (Bel. v. 8. Mai) 
II 752. (Bet. v. 24. Juni) 11838. (Bel. v. 13. Juli) 
IT 940. (Bet. v. 21. Aug.) II3. (Bel. v. 24. Oft.) 
TI 993. 

nd. der dem Int. Ubk. ü. den Eifenbabn- 
Verjonen- u. Gepäckverkehr v. 23. Nov. 1933 
beigefügten Lifte (Bel. v. 10. Jan.) II 6. (Bel. 
v. 31. Jan.) II 20. (Bel. v. 12. Juli) II 937. 
(Bel. v. 17. Juli) II 938. (Bel. v. 3. Nov.) II 99. 

Beſt. ü. die »Techniſche Einheit im Eiſen— 
bahnweſen«. — Neufaſſ., Geltung im Protektorat 
Böhmen u. Mähren u. Inkrafttr. zwijchen dem 
Deutfchen Neich, Belgien, Bulgarien, Dänemark, 
Frankreich, Griechenland, Italien, Jugoflawien, 
Ruremburg, den Niederlanden, Norwegen, Polen, 
Numänien, Schweden, der Schweiz, dem ehemaligen 
Gebiet der Tichecho-Slowakei, der Türkei u. Ungarn 
(Bef. v. 30. Juni) II 912. 


Eiſenbahnfrachtverkehr, Eiſenbahngepäckverkehr, 
Eiſenbahnperſonenvertehr 
ſ. Eiſenbahn V, Staatsvberträge IMI. 


Eiſenbahngütertarif |. Eiſenbahn UIB, Preiſe I. 
Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung |. Eiſenbahn IHIA. 
Eiſernes Kreuz ſ. Orden ulm. 

Elbe ſ. Wafferftraßen IC. 


Elbſchifferzeugniſſe 
ſ. Schiffahrt III, MWaflerftraßen IIC. 


Elektrizität j. Energie. uw. I. 


Elektrogeräte und Elektromotoren, Senkung der 
Preiſe der von der Landwirtſchaft benötigten 
Elektrogeräte u. Elektromotoren (B. v. 16. Juni) 
I 1044. 


Elternrente |. Verjorgung (bei: Reichsverſorgungsgeſetz). 
Energie, Energiewirtſchaft 


I. Allgemeines 

Förderung der Energiewirtſchaft [Energiewirt- 
ichaftsgejeg]. — Paul. Außerkrafttr. des S 6 
Abſ. 5 des ©. v. 13. Dez. 1935 (8. v. 3. Sept. 
$ 10) I 1607, 1608. G. v. 20. Sept. $6) I 1856, 
1857. — 8. ü. die Vereinfachung des Verfahrens 
nach $4 des ©. (v. 27. Sept.) 1 1950. 
— Einf. des ©. v. 13. Dez. 1935 u. der DurchfV. 
v. 8. Nov. 1938 im Lande Oſterreich (B. d. 
26. Jan, Art. 1) 133. 


Reichsgeſetzbl. 1939 








Energie, Energiewirtſchaft (Fortſ.) 


— Einf. des ©. v. 13. Dez. 195, ber DurchfV. 
v. 31. Aug. 1937, 8. Nov. 1938 nebſt AusfBeſt. zu 
$20.24. Nov. 1938 [Deuticher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatdanz. Nr.276] u. Einf. der DurchfV. v. 7. Dez. 
1938 in den fudetendeutfchen Gebieten (B. v. 
>25. Apr.) I 843. 


Einf. des Energiewirtjchaftsrehts im ande 
Öfterreih (V. v. 26. Jan.) 18. 


Einf. des Energiewirtjchaftsrehts in den 
fudetendeutjchen Gebieten (B. v. 25. Apr.) 
[ 843. 

Il. Elektrizität 

Sicherftellung der Gleftrizitätsverjorgung 
(RB. v. 3. Sept.) I 1607. 

G. betr. die Bejtrafung dei Entziebung 
eleftrifcher Arbeit, v. 9. Apr. 1900. 

— Einf. im Vroteltorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 14. Apr. $ 1 Abi. 1 Ziff. 3) I 754. 
— Einf. in den fudetendeutjden Gebieten 
(B. v. 16. Jan. $ 1 Abſchn. I Siff. 3) I 38. 


Ill. Gas 


Sicherftellung der Gasverjorgung (B. v. 
20. Sept.) I 1856. 

Arbeitszeit in Gaswerten, DB. d. 9. Febr. 1927. 
— Einf. im Lande Oſterreich (B. v. 7. Febr. $ 1 
Ziff. ) 1155. 

Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 


Bildung allg. Tarifpreiſe für die Verſorgung mit 
Gas [Tarifordnung für Gas] (VB. v. 15. Mai) 
1935. — Erfte Ausf®. (v. 15. Mai) I 927. 


Enteignung, Enteignungen für Zwecke der Reichs— 


wafſerſtraßenverwaltung (Bek.v. 11. Jan.) II15. 


Enteignung von Grundeigentum für den Bau 
der Saaletaljperre bei Hohenwarte (Zweite 
B. dv. 2%. Apr.) I 1008. 


Enteignungen auf dem Gebiete Des Stäbdte- 
baues, ®. v. 5. Juni 1931 in ber Tall. des ©. v. 
7. Apr. 1937. — And. (6. v. 31. März) 1 649. 


Enteignung bon Grundeigentum zur Durchf. 
ſtädtebaulicher Maßnahmen, G. dv. 4. Okt. 
1937. — Zweite DurchfV. (v. 4. Aug.) I 1349. 
— Einf. des ©. in der Oſtmark (B. v. 27. Apr.) 
I 878. 

ſ. au) Landbeſchaffung. 


Enteneier ſJ. Eier. 


Entladung von Waren (B. v. 30. Nop.) 12328. — 


(B. dv. 21. Dez.) 1 2464. 


Entichädigungen j. Deutſche Arbeitsfront, Ge— 


ichworene, Schäden, Schöffen, Strafrecht lll 
(bei: Wiederaufnabmeverfahren), Unterjuchungsbait, 
Vermögen, Vertrauensmänner. 


Entſchuldung, Entſchuldungsrenten 


ſ. Landwirtſchaftliche Entſchuldung. 


IT 
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Entſchuldungsverfahren ſ. Oftbilfe. 


Entſchuldungs⸗Vollſtreclungsſchutz⸗ Verordnung, 
ſudetendeutſche, 
ſ. Landwirtſchaftliche Entſchuldung. 


Erbbaurecht, V. ü. das Erbbaurecht v. 15. Jan. 1919. 
— Inkraͤfttr. in den Gemeinden Jungbolz u. Mittel- 
berg (B. v. 27.Nov. $1 Siff. 1) 1 2309. 


Erbgeſundheit j. Che, Gejundheitswejen IV. 
Erbgejundheitsgerichte ſ. Geſundheitsweſen IV. 


Erbhöfe, Reichserbhofgeſetz v. 29. Sept. 1933. 
— Einf. im Memelland. (B. v. 29. Apr.) I 866. 
— Einf. in den fudetendeutfhen Gebieten 
außerhalb des Neichsgaues Sudetenland (V. v. 
30. Juni) 1 1069. 


Anlequng der Erbhöferolle (Erfte Bek.v. 30. Okt.) 
I 2142. 

V. ü. Erbhofreht (v. 26. Apr.) 1843. 

Einf. des Erbhofrehts im Memelland (V. v. 
29, Apr.) 1 866. 

Einf. des Erbhofrechts im Lande Ofterreid), 
V. v. 27. Juli 1938. — And. (8. dv. 26. Apr. 
Abjchn. III) 1843, 344. 

Einf. des Erbhofrechts in den jubeten- 
deutjchen Gebieten außerhalb des Reichsgaues 
Sudetenland (V. v. 30. Juni) I 1069. 

Erbbofrebtsverordnungd. 21. Dez. 1936. — 

And. (B. v. 6. Apr. Abjchn. I) 1843. 
— Einf. der ®. v. 21. Dez. 1936 in der Faſſ. der V. 
v. 23. Dez. 1938 u. 26. Apr. 1939 im Memelland 
(B. v. 29. Apr. Art. 1) 1866. — in den jubeten- 
deutfchen Gebieten außerhalb des Reichsgaues 
Sudetenland (V. v. 30. Juni) I 1069. 

Erbhofverfahrensordnung v. 21. Dez. 1936. 

— And. (B. vd. 26. Apr. Abſchn. II) 1843, 844, 
— Einf. der V. v. 21. Dez. 1936 in der Faſſ. der V.v. 
26.Apr.1939 im Memelland (V. v. 29. Apr. Art.1) 
1866. — in den ſudetendeutſchen Gebieten 
außerhalb des Reichsgaues Sudetenland (B. v. 
30. Juni) I 1069. 


Erbkranker Nachwuchs j. Gejundheitswejen ILL 
Erbichajtitener j. Steuern IID. 


Erbverträge, Errichtung von Teftamenten u. Exb- 
verträgen [Teftamentsgefeß], ©. v. 31. Juli 1938. 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (DB. v. 
22. Febr.) 12%. 


Erfaſſung für den aktiven Wehrdienft u. den Reichs⸗ 
arbeitsdienſt | 
i. Reihsarbeitsdienft, Wehrmacht (bei: Wehr. 
pflicht). 


Erfindungen, Schub auf Ausftellungen (Mefien), 
i. Gewerblider Rechtsſchutz IL. 


Ermächtigungsgeſetz, Behebung der Not von Volk u. 
Reich, ©. d. 24. März 1933. — Verl. (6. d. 30. Jan.) 
I 9. 


Ernährung, Maßnahmen auf dem Ernährungsgebiet, 
j. Kriegsmwirtfchaftlide Maßnahmen. 
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Erntebewegung, Erleichterung der Exrntebewegung 


V. v. 6. Aug. 1931. — Einf. in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (V. v. 11. Mai $1 Abi. 1 Ziff. 2) 1909. 


Erſatzmittel für Butter, Käſe, Schmalz 


ſ. Fette, Käſe. 


Erſatzſteuer für aus dem Ausland eingeführte Kohle 
ſ. Steuern IIIB 4. 


Erſatzteile fürKraftfahrzeuge u.Rraftfahrzeuganhänger 


j. Kraftfahrweſen I, Dreife II. 
Erwerbsgenoſſenſchaften j. Genoſſenſchaften. 


Erziehung, religiöſe, ſ. Kindererziehung. 
Erzingen ſ. Grenzweſen I B 3. 
Eſſigbranntwein-Bezugsrechte, Ejjigjünres 


Betriebsrechte 
j. Steuern IIIB2. 


Eſſinghanſen ſ. Braunſchweig. 


Eſtland, Sandels-u.Schiffahrtsvertrag v. 7. Dez. 
1928. — Vorl. Anwendung eines Zweiten Zuſatzabk. 
31. Oft. 1938 (8. v. 7. Jan.) I 3. — eines 
Dritten Zuſatzabk. v. 7. Oft. 1939 (V. v. 31. Oft.) 
II 992. 

Nichtangriffsvertrag v. 7. Juni 1939. — Rat. 
(Be. v. 28. Juli) II 945. 

Abk. über den gegenfeitigen Warenverfehr v. 
4. Jan. 1935. — Vorl. Anwendung eines Zweiten 
Zufatzabk. v. 31. Oft. 198 (2. v. 7. Jan.) II3. — 
eines Dritten Zuſatzabk. v. 7. Oft. 1939 (V. v. 
31. Oft.) II 992. 


Europäiſche Donaukommiſſion 

J. Schiffahrt III, Waſſerſtraßen II A. 
Evangeliſche Kirche ſ. Kirche. 
Erplojionsgejährlihe Gegenftände, Dolizeiverord- 


nung ü. das Abgeben explofionsgefährlicher Gegen- 
ſtände zur Verbüttung (v. 13. Jan.) 155. 


& 


Fabrittartoffeln j. Kartoffeln, Dreife IL. 


Fabritmarten, int. Regijtrierung, 
j. Gewerblicher Rechtsſchutz II, 
Staatsverträge I J. 


Fachkräfte, Ausbildung von Fachkräften (V. v. 15. Dez.) 
12425. 


Fahnen ſ. Flaggen. 
Fahrgaſtſchiffe ſ. Schiffahrt IL (bei: Schiffsſicherheit) 
Fahrnisvoltitredung ſ. Zwangsvollſtreckung. 


Fahrräder, Vertr. mit der Tſchecho-Slowakei ü, 
Erleichterung des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen 
u. Fahrrädern 
ſJ. TſchechoSlowakei (bei: Kraftfahrzeuge). 
Unbefugter Gebrauch von Kraftfahrzeugen u. 
Fahrrädern 
ſ. Kraftfahrweſen J. 


UT] 
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Faltland⸗Inſeln ſ. Kolonien ILA2. 


Saljchmünzerei |. Strafredt III. 
Familienfideitommiſſe, Erlöſchen der Familienfidei— 


kommiſſe u. der ſonſtigen gebundenen Vermögen, 
G. v. 6. Juli 1938. — And. (B. v. 14. De.) 1 2417. 
— Durchf- u. ErgV. (v. 20. März) I 509. — And. 
(B. v. 14. Dez.) I 2417. 

— Einf. des ©. v. 6. Juli 1938 u. der Durdf- u. 
Era®. dv. 20. März 1939 im Memelland u. in den 
judetendeutjhen Gebieten (B. v. 28. Juni) 
I 1064. 


Bereinbeitlichung der Rideilommißauflöjung' 
— nd. des ©. v. 26. Juni 1935 u. der DurchfV. v. 
24. Aug. 1935 (V. v. 20. März SS 28, 29) I 509, 
516, 517. 
— Einf. des G. d. 26. Juni 1935 u. der Durchf V. d. 
24. Aug. 1935 im Memelland u. in den judeten- 
deutſchen Gebieten (VB. d. 28. Juni) I 1064. 

Einf. fideikommißrechtlicher Vorſchriften 
in den ſudetendeutſchen Gebieten u.imMemel- 
land (B. v. 28. Juni) I 1064. 

Verl. von Friſten auf dem Gebiete der Fidei— 
kommißauflbſung (B. v. 14. Dez.) I 2417. 

V. ü. den Waldſchutz bei der Fideikommiß— 
auflöſung [Schutzforſtverordnung] (b. 21. Dez.) 
I 2459. 


Familiennamen ſ. Namensänderungen. 
Familienunterjtügung 


Familienunterftügungsgeieb: 


Unterftüßung der Angehörigen der ein- 
berufenen Wehrpflichtigen u. Arbeitsdienft- 
pflichtigen. | 
— Ausdehnung der Belt. des G. v. 30. März 
1936 u. der Durchf⸗- u. ErgVorſchr. v. 11. Juli 
1939 auf uftichußdienftpflichtige, Notdienft- 
pflichtige, Mitglieder des Deutichen Roten 
Kreuzes, Angehörige der Technijchen Mehr: 
wirtjchaftseinheiten u. Teilnehmer an Lehr— 
gängen für Führer der MWehrmannichaften, 
an Lehrgängen des Deutjchen Noten Kreuzes, 
des Nationalfozialiftiichen Fliegerforps u. dei 
Motor-Sportichulen des Nationaljozialiftiichen 
Kraftfahrerkorps (V. v. 11. Juli $30) I 1225, 
1231. 
— Außerkrafttr. der Durchf- u. ErgVorſchr. v. 
30. März 1936, der Durchf- u. ErgVorſchr. d. 
18. Nov. 1937, der AndVorſchr. d. 30. Mai 1935 
u, der Ducchf- u. ErgVorſchr. v. 24. Aug. 1935 u. 
neue Durchf- u. ErgVorſchr. [Familienunter— 
ftübungs »- Ducchführungsverordnung] (v, 11. 
Juli) 1 1225. 
—_ Geltung der $$ 1,2 u7 des ©. v. 
30. März 1936 ſowie teilweife Anwendung 
der Durchf- u. ErgVorſchr. v. 11. Juli 1939 
im Vroteftorat Böhmen u. Mähren (V. vd. 
31. Oft. 81) 1212. 
— Anwendung des ©. v. 30. März 1936 nebjt 
Durchf- u. Erg Vorſchr. v. 11. Juli 1939 in der 
Dftmark u. im Reichsgau Sudetenland 
(R, dv. 11. Juli 823) I 1225, 1250. 





Familienunterſtützung (Fortſ.) 


Familienunterſtützung bei beſonderem Einſatz der 
Wehrmacht ſEinſatz-Familienunterſtützungs— 
verordnung] (B.'v. 1. Sept.) I 1563. — Erſte 
ErgV. (v. 5. Oft.) 11902. 


Familienunterhalt für die deutſchen Staat3- 
angehörigen im Protektorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 31. Oft.) 12125. 


Unterftügung der Angehörigen der einberufenen 
Mehrpflichtigen u. Arbeitsdienitpflichtigen im Lande 
Öfterreich, V. v. 31. Aug. 1938. — Außerkrafttr. 
u. neue Kamilienunterftüßungsperordnung 
für das Land Hfterreich (v. 11. Apr.) 1738. — 
Außerkrafttr. (V. v. 11. Juli $ 32 Ziff. 6) 11225, 
1232. 


Unterftüsung der Angehörigen der einberufenen 
Mehrpflichtigen u. Reichsarbeitsdienftpflichtigen in 
den fudetendeutfchen Gebieten [ffamilienunter- 
ſtützungsverordnung für die [udetendeutjchen 
Gebiete] (B. v. 28. Jan.) 18. — |Ber.] 
(v. 27. ebr.) I 368. — Außerkrafttr. (U. v. 11. Juli 
$ 32 Ziff. ) 11225, 1232. 


Unterſtützung der Angehörigen der zu Aus 
bildungsveranftaltungen u. Übungen des Luft 
ichußes bherangezogenen Luftichußdienftpflichtigen 
[Luftihuß - Kamilienunterftüßungsgefeßl, 
&.v.30. Juni 1937. — Aufb. (V. v. 27.Sept.)I 1948. 
— DurqhfVorſchr. dv. 30. Juni 1957. — Außer: 
krafttr. (VB. v. 11. Juli $ 32) 11225, 1232. 


Familienunterſtützung bei Räumung oder Frei— 
machung von gefährdeten Gebieten oder Mohn- 
gebäuden im Falle des befonderen Einſatzes der Wehr⸗ 
macht ſRäumungs-Familienunterſtütßungs— 
verordnung] (2. dv. 1. Sept.) 11761. 


Faulbach, Ortsgericht, ſ. Gerichte J. 
Fauſtfeuerwaffen ſ. Waffen. 


Federnfabriten, Beſchäftigung Jugendlicher in der 


Eifen ſchaffenden Induſtrie, 
ſ. Jugendliche. 


Feiertage, Erl. des Führers u. Reichskanzlers ü. den 


Bußkag 1939 (v. 18.Nov.) I 2235. 


Erl. des Führers u, Reichskanzlers ü. ben 
Heldengedenkttag und den Gedenktag für Die 
Gefallenen der Bewegung (v. 22. Febr.) 1322. 

Schuß des Heldengedenktags (V. d. 8. März) 
I 427. 

Lohnzahlung am nationalen ‚seiertag Des 

Deutichen Volkes 
ſ. Kobn. 

&. it. einmalige Sonderfeiertage (v. 17. Apr. 
I 763. — V. (v. 17. Apr.) I 764, 

Schuß der Sonn» u. Feiertage, V. v. 16. März 
1934. — Außerkrafttr. des $6 (V. v. 8. März) 


1427. 


— 
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Feiertagszuſchläge 
ſ. Kriegswirtſchaftsverordnung, 
Lohn (bei: Kriegslöhne) 


Feindliches Bermögen, Anmeldung feindlichen Ver— 
mögens (V. v. 3. Nov.) I 2141. 
ſ. auch Abweſenheitspflegſchaft. 


Felle, Offentliche Aufträge auf dem Gebiete der 

Fellewirtſchaft, Bek. v. 31. Oft. 1938. — Erg. (V. v. 
12. Sept.) I 1822. 
— Einf. der V. v. %. Okt. 195 in der Faſſ. der 
Bek. v. 31. Oft. 1938 nebft Erg®. v. 12. Sept. 1939 
in der Oſtmark u. im Reihsgau Sudetenland 
(B. v. 12. Sept.) 1 1822. 


Höchſtzuläſſige Vreije für Hafen- u. Kaninchen: 
selle der Nr. 154 des deutfchen Zolltarifs v. 29.A pr. 
1937 in der Faſſ. der ®. v. 9. Dez. 1937. — Außer- 
frafttr. u. neue V. it. die Vreisregelung für Hafen- 
u. Raninchenfelle (v. 11. Sept.) 1 1758. 


Fernmeldeweſen (Ferniprech-, Funk u. Telegraphen- 
weien) 

N, ü. ortöfeite u. bewegliche Bildtelegrapben- 
aeräte dv. 24. Jan. 1938 [Amtsbl. d. Reichspoſtmin. 
S. 45]. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
19. Dez. $1 Ziff. 20) 12497, 
— Einf. in der Oftmarf u. im Reichsgau Sude— 
tenland (®.v. 11. Dez. $1 Abi. 1 Ziff. 3) I 2422, 

Drabtfunfverordnung v. 19. März 1939 
ſAmtsbl. d. Neichspoftmin. ©. 227]. — Einf. in 
den eingegliederten DOftgebieten (V. v. 19. Dez. 
$ 1 Ziff. 18) I 2497. 

G. ü. Kernmeldeanlagen v. 14. Jan. 1928. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
19. Dez. $ 1 Siff. 11) I 2497. 

— Einf. in der Oftmarf u. im Reichsgau Sude— 
tenland (®. v. 11. Dez. FLAbſ. 1 Ziff. 1) 1 2422. 

Beſt. ü. Fernmeldeanlagen auf fremden 
Schiffen in deutfchen Gewäffern v. 8. Juni 1931 
ſAmtsbl. d. Reichspoſtmin. ©. 254]. 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
19. Dez. $1 Ziff. 23) I 2497. 

— Einf. in der Oftmarf u, im Reichsgau Sude— 
tenland (8. v. 11. Dez. $1 Abf.1 Siff. 6) I 2422, 

Vereinfachung des Wlanverfahrens für Feru— 
meldelinien, ©. v. 24. Sept. 1935 u. DurchfV. 
v. 10. Oft. 1935. 

— Einf. in den eingegliederten Oſtgebieten (B.v. 
19. Dez. 81 Siff. 14) 1 2497. 

— Einf. in der Oftmarf u. im Reichsgau Sude- 
tenland (®. v. 11. Dez. $ 1 Abj.1 Siff.2) I 2422. 

Einf. des Fernmelderechts in den ein: 
gegliederten Oftgebieten (9. v. 19. Dez.) I 2497. 

Einf. des Fernmelderechts in der Oftmarf 
u. im Reichsaau Sudetenland (2. dv. 11. Dez.) 
[ 2422, — DurchfV. (vw. 16. Dez.) 1 2427. 

Rerniprehordnung d.24.Nov.1939 Amtsbl. 
des Neichspoftmin. S. 859]. — Einf. in den ein- 
gegliederten Oftgebieten (V. v. 19. Dez. 81 
Ziff. 15) 12497. 
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Fernmeldeweſen (Fortſ.) 


Fernſprech- u. Telegraphengebühren des 
Führers u. Reichskanzlers, V. v. 2. Dez. 1933 
|Amtsbl. d. Reihspoftmin. ©. 555]. — Einf. in den 
eingegliederten Oftgebieten (V. v. 19. Dez. $1 
Diff. 24) I 2497. 


Volizeiverordnung ü. den Funkdienſt auf 
Seejchiffen der 3. Gruppe (v. 5. Juli) 11194. 


Funfnahrichten an mehrere Empfänger, V. v. 
14. Jan. 1936 [Amtsbl. d. Reichspoftmin. ©. 17]. 
Einf. in den eingegliederten Dftgebieten 
(B. 0.19. Dez. $1 Ziff. 21) 12497. 
— Einf. in der Oſtmark u. im Reichsgau 
Sudetenland (8. v. 11. Dez. $ 1 Abi. 1 Siff. 4) 
I 2422, 


Überleitung der Voft- u. Telegrapbenver- 
waltung der bisherigen Freien Stadt Danzig 
auf das Deutfche Neich (Deutiche Reichspoſt) 
(B. v. 20. Oft.) I 2063. 


Belt. ü. den Nundfunf v. 27.Nov. 1931 
[Amtsbl. d. Neichspoftmin. ©. 509]. 
— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten (V. v. 
19. Dez. $ 1 Ziff. 17) I 2497, 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(V. v. 30. Jan.) 1108, 


Einf. der deutfchen Nundfuntbeitimmungen 
in den fudetendeutfhen Gebieten (V. vd. 
30. jan.) 1108. 


Außerordentliche Rundfunkmaßnahmen R.v. 
1. Sept.) J 1683. — DurchfV. (v. 11. Sept.) 11746. 
— Einf. der V. v. 1. Sept. 1939 nebſt DurchfV. v. 
11. Sept. 1939 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (B. v. 19. Oft.) 12058. 


Bef, ü. die Schiffstelegrapbie v. 16. Juli 1908. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (Bel. v. 
19. Dez. $1 Siff. 22) I 2497, 

— Einf. in der Oſtmark u. im Reichsgau 
Sudetenland (B. v. 11. Dez. $1 Abi. 1 Siff. 5) 
I 2422. 

G. gegen die Schwarzfender v. 24. Nov. 1937. 
— Außerkrafttr. der DurchfV. v. 26. Nob. 1937 
u. 29. Juli 1938 u. Dritte DurchfV. (v. 17. Oft.) 
I 2047. 

— Einf. des G. nebft DurchfV. v. 17. Oft. 1939 
in den eingegliederten Oftgebieten (3. v. 19. Dez. 
51 Siff. 12) 12497. 

— Einf. des G. mit Ausnahme des 839 in ber 
Oftmarf u. im Neichsgau Sudetenland W. v. 
17. Oft.) 12047. 


V. ü. Sender für Funkfreunde v. 9. Jan. 
1939 [AUmtsbl. d. Neichspoftmin. ©. 27]. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. 
v. 19. Dez. $1 Siff. 19) I 2497, 
— Einf. in der Oftmarf u. im Reichsgau 
Sudetenland (B. v. 17. Oft.) 1 2047. 


Telegrapbenordnung in der Faſſ. der D. v. 
22, Dez. 1938 [Unntsbl. d. Reihspoftmin. ©. 849]. 
— Einf, in den eingegliederten Oftgebieten 
(DB. dv. 19. Dez. $1 Siff. 16) 1 2497. 
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Fette (Fortſ.) 
Verkehr mit Ölfämereien, Olfrüdten, Mar— 
garine u. Kunſtſpeiſefett (V. v. 5. Dez.) 1 2409. 
Förderung der Verwendung inländifcher tieri- 
cher Fette. — Einf. des $9 Des Art. 1 der V. v. 
23, Der. 192 im Lande Oſterreich u. in den 
judetendeutjchen Gebieten (B. v. 28. Febr. $ 1 
Ziff. 6) I 553. 
—_ Neufafi. des Art. 182 Abſ. 1 der Zweiten V. v. 
23. März 1933 ü. die Förderung der Verwendung 
inländiſcher tieriſcher Fette in der Faſſ. der V. v. 
18. Febr. 1934 (B. v. 5. Dez. 5 3) 12409. — Einf. 
des Art. 5 $1 der V. v. 23. März 1933 in der 
Oſtmark u. im Reichsgau Sudetenland WB. dv. 
5. Dez. $1 Siff. 3) J 2429 
ſ.auch Öffentliche Bewirtfchaftung (bei: Milch). 
Zettjtener j. Steuern II BB. 


enerbejtattung, ©. ü. Die Teuerbeftattung. — Einf 
de8 ©. d. 15. Mai 1934 nebſt DurchfB. v. 10. Aug 
1938 im Rande Ofterreich (9. v. 28. Febr.) I 550 

Einf. reichsrechtlicher Vorſchr. auf dem Gebiete der 
euerbeftattung im Lande Oſterreich (V. d. 
28. Febr.) 1550. 


—— G. ü. das Feuerlöſchweſen v. 23. Nov. 

38. 

— Erſte Duchf®. [Organiſation der Feuerſchutz⸗ 
polizei] (v. 27. Sept.) 11983. 

— weite Duchf®. [Verhalten bei Brandfällen] 
(v. 9. Oft.) I 2024. 

— Dritte DurchfV. [Organifation der freiwilligen 
Keuerwehr] (v. 24. Okt.) I 2096. 

— Vierte DurchfV. [Drganifation der Pflicht⸗ 
feuerwehr] (v. 24. Oft.) 12100. 

— Fünfte DurchfV. [Erftattung des Lohnausfalls 
an die Mitglieder der Feuerwehren] (v. 6. Nov.) 
I 2172. 

— Einf. des ©. v. 23.Nov. 1935 in ber Oſtmark 

u. im Reichsgau Sudetenland (V. v. 19. Sept.) 

I 1870. 


Feuerſchutzpolizei 
ſ. Feuerlöſchweſen, Polizei (bei: Polizeibeamte). 
Feuerſchutzſteuer ſ. Steuern II E. 


Fernmeldewejen (Fortſ.) 

Telegrapbenwegegeieß v. 18. Dez. 189 u. 
AusfBelt. v. 26. Jan. 1900. — Einf. in den ein- 
gegliederten DOftgebieten (B. v. 19. Dez. S1 
Siff. 13) 12497. 

Meltnabrihtenvertrag, Madrid 1932. — 
And. der Anlagen [Bollzugsordnungen für den 
Telegraphen-, Fernſprech⸗ u. Funfdienft|u. Intrafttr. 
der geänderten Faſſ. (Bel. v. 24. Febr.) II 220. 


Fernvertehr (Güter⸗, Möbelfernverkeht) 
j. Kraftfahrweſen F 















Fette, Ausgleichsabgabe auf Fette 
ſ. Steuern III BB. 

Fett- u. Wafjergehalt der Butter. — Außer- 
krafttr. der Bel. v. 1. März 1902 u. B. ü. den Fett», 
Mafler- u. Salzgehalt der Butter (v. 21. Aug.) 
I 1527. 

Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz u. deren 
Erſatzmitteln. — Einf. des G. v. 15. Juni 1897 
in der Faſſ. des $ 19 des ©. v. 5. Juli 1927 u. des 
Art. 5 der B. v. 23. März 1933 fowie Einf. der Bel. 
v. 16. Juli 1916 u. Der AusfBeft. v. 1. Juli 1915 
im Rande Öfterreich u. in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (B. v. 28. Febr. $1 Ziff. 1,2, 3) 1553. 


Fetthaltige Zubereitungen. — Neufaſſ. des 
$2 der Bel. v. 26. Juni 1916 in der Faſſ. v. 28. Apr. 
1921 (3. v. 14. Sept. $ 1) I 1854. 

— Einf. der Bek. v. 26. Juni 1916 in der Faſſ. der 
Bef. dv. 28. Apr. 1921 ſowie Einf. der D. v. 22. Mai 
1933 im Sande Ofterreich u. in den ſudetendeut— 
ſchen Gebieten (B.v. 28. Febr. $1 Siff.4,5) 1593. 


Einf. fettwirtſchaftlicher Vorſchriften im 
Rande Dfterreih u. in den judetendeutjchen 
Gebieten (V. v. 28. Febr.) I 553. 

V. zur ind. der Margarine-Bewirtjhaftung 
(v. 14. Sept.) I 1854. 


Gewerbsmäßige Herftellung von Erzeugniſſen der 

Margarinefabriten u, Olmüblen. — Außer- 
krafttr. der $$ 2 bis 7 der V. v. 23. Dtt. 1934 (DB. v. 
14. Sept. $5) I 1854. 
— Teilweife Einf. der V. v. 23. März 1933 u. 23. 
Dt. 1934 im Lande Oſterreich u. in den fudeten- 
deutjchen Gebieten (B. d. 28. Febr. $1 Siff.7, 8) 
1 593. 


Verkehr mit Erzeugnifjen der Margarine» 
fabriten u. Olmüblen, V. d. 13. Apr. 1933. — 
Außerkrafttr. (B. v. 5. Dez. 56) I 2409, 2410. 


Vereinfahung u. Verbilligung des Warenverkehrs 
im Sandel mit Slen u. Fetten, V. v. 1J. Juni 1935. 
Außerkrafttr. des $4 (V. v. 3. Juni 838 Abſ. 3) 
I 999, 1004. 

— Einf. der V. v. 1. Jumi 1935 in ben judeten- 
deutihen Gebieten (V. v. 10. März) I 443. 


Verkehr mit Olen u. Fetten. — And. der ®. dv. 
4. Apr. 1933 in der Faſſ. der V. v. 21. Juni 1933, 
18. Febr. u. 8. Mai 1934 (B. dv. 27. März Urt. 1) 
1 625, 626. — Neufafj. des g1 Abf.1 der B.v. 
4. Apr. 1933 in der Faſſ. der V. v. 18. Febr. 1934 
u, 27. März 1939 (2. v. 5. Dez. $ 4) I 2409. 


Fenerwerfstörper, Yiolizeiverordnung über das Ab 
brennen von Feuerwerkskörpern u. ähnlichen Erzeug— 
niffen (v. 27. Nov.) I 2345. 

Fideitommiſſe |. Familienfideikommiſſe. 

Fidſchi⸗Inſeln ſ. Kolonien TA2. 

Filme, Filmtkammer |. Lichtſpielweſen. 

Filmtünſtler ſ. Titel, 


Filmweſen, Regelung der Zahlungen auf dem Gebiete 
des Filmweſens, 
ſ.Handel IIB2,Staatsverträge I D2 (bei: Italien) 


Finanzen, Maßnahmen auf dem Gebiete ber 
Finanzen, der Wirtſchaft u. der Nechtöpflege 
j. Notverordnungen I. 
Sicherung von Wirtichaft u. Finanzen 
ſ. Notverordnungen I. 
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FSinanzgerichte, Übertragung von Zuftändigkeiten auf 
das Finanzgericht bei dem Oberfinanzpräfidenten 
Nordmart — Beſtellung ald Spruchbehörde für Die 
Grundfteuer u. Gewerbefteuer zugunften der Ge- 
meinden des Landes Medlenburg — (2. v. 1. Apr.) 
I 703. 


FSinanzplan, Neuer, ſ. Steuern I. 


FZinanzprofurator Wien, Aufhebung (B. v. 20. Juni) 
I 1040, 


Finanzrecht, Regelung von Fragen des Gemeinde- 
finanzrechts im Saarland, 
ſ. Gemeinden uw. 


Finanzweſen 
Garantien: 

Vorſchr. ü. die Übernahme von Garantien 
durch das Reich (G. v. 31. März $4 Abſ. 1) 
II 613. 

Ermächtigung des Reichsminiſters Der 
Finanzen zur Übernahme von Garantien zur 
Förderung des deutjchen Außenhandels bis 
zum SHöchftbetrage von 500 Millionen ZH 
(G. v. 31. März $4 Abſ. 2a) II 613. 

Ermächtigung des Reichsminiſters der 
Finanzen, zur Ordnung des Marktes für Eier 
u. Schlachtaeflügel Garantien bis zur 
Höhe von SO Millionen ZAHN zu Übernehmen 
(G. v. 31. März $4 Ubj.2c) Il 613. 

Ermächtigung des Reichsminiſters der 
Finanzen zur Durchführung friegswirtichaft- 
liher Maßnahmen auf dem Ernährungs— 
gebiet Garantie zu übernehmen (V. v. 
20.Nov.) I 2318. 

Ermächtigung des Reichsminiſters der 
Finanzen, zur Ordnung des Marftes für 
Getreide, Hülfenfrüdte u. Futtermittel 
Garantien bis zum SHöchitbetrage von 
300 Millionen ZH zu übernehmen (G. v. 
31. März $4 Ubi. 2e) 11 613. 

Ermächtigung des Neichsminifters der Fi— 
nanzen, zur Ordnung des Marktes für 
Getreide, Hülſenfrüchte u. Futtermittel 
weitere Garantien bis zum Höchjtbetrage von 
200 Millionen 2A zu übernehmen (B. d. 
1. Sept.) I 1566. 

Ermächtigung des Reichsminiſters der Fi— 
nanzen, zur Förderung der gewerblichen 
Mirtjchaftin den Grenzgebieten Sarantien 
bis zum Höchftbetrage von 50 Millionen ZH 
zu übernehmen (G. v. 23. März) 1580. 

Ermächtigung des Reichsminiſters der 
Finanzen, zur Förderung der gewerblichen 
MWirtichaft im Nahmen des Vierjahresplans 
[Mirtichaftsausbau] Garantien bis zum Höchſt— 
betrage bon 200 Millionen ZA zu über— 
nehmen (©. v. 31. März $4 Abſ. 2b) II 613. 

Ermächtigung des Reichsminiſters der 


Finanzen, zur Einlagerung von Kartoffel— 
erzeugniſſen Garantien bis zum Höchſt— 
betrage von 25 Millionen ZH zu übernehmen 
(G. v. 31. März $4 Abſ. 2d) 11 613. 
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Garantien (Forti.): 

Ermächtigung: des Reichsminiſters der 
Ssinanzen, zur Förderung von Arbeitsbeſchaf— 
fungsmaßnahmen auf dem Gebiete ber 
Landesfultur Garantien bis zum Höchſt— 
betrage von 100 Millionen ZN zu über- 
nehmen (©. v. 31. März $4 Abf. 2f) II 613. 


Ermächtigung des Reichsminiſters der 
Finanzen zur Übernahme von Garantien für 
die Preußiſche Landesrentenbanf u. zur 
Förderung des Landarbeiterwohnungs- 
baus bis zum Höchftbetrage von 250 Millionen 
RM (©. v. 31. März $4 Abſ. 28) II 613. 

Haushaltsführung, Rechnungslegung u. 
Rechnungsprüfung der Länder, ©. v. 17. Juni 
1936. — Dritte Durchf V. (v. 17. Nov.) II 1003. 

Haushaltsführung im Reich im Rechnungs: 
jahr 1939 (©. v. 31. März) II 613. — Feſtſtellung 
eines Nachtrags zum Reichshaushalt (VB. vd. 
12. Sept.) 11 963. 

Aufftellung u. Ausführung des Haushalts: 
plans der Gemeinden, 3. v. 4. Sept. 1937. — 
Inkrafttr. in den eingegliederten Oſtgebieten (V.v. 
21. Dez. $ 26 Siff.2) 12467, 2470. 

Haushaltswirtſchaft der Gemeinden der 
Dftmark für das Rechnungsjahr 1939 (V. v. 
28. Apr.) 1858. (Smweite V. v. 16. Sept.) I 1846. 

Haushbaltswirtihaft der Gemeinden u. 
Gemeindeverbände des Neichsgaues Sudeten- 
land für das Rechnungsjahr 1939 (3. v. 1. Dez.) 
I 2349. 

Haushaltswirtichaft der Städte, deren Aus- 
bau durch den Führer u. Reichskanzler angeordnet 
ist (VB. v. 26. Mai) I 971. 

Gewährung von Kinderbeibilfen an finder- 
reiche Familien, Neunte DurchfBeſt. v. 20. Dez. 
1938. — Inkrafttr. des Erſten Abjchn. im Reiche: 
gau Sudetenland (B. v. 14. Juni) I 1029, 

— ſ. aud) hierbei unter Sondervermögen. 

Kreditermächtigung für den Reichsfinanz— 
minifter, zur Beltreitung einmaliger, außerordent- 
licher Ausgaben einen Betrag bis zu 15 Milliarden 
RN im Wege des Kredits zu beichaffen (V. v. 
12. Sept. $3) II 963. 

Kriegsbeitrag der Länder, Gemeinden u. 
fonftiger Körperfchaften des öffentlichen Rechts 
(V. v. 4. Sept. 8 13 bis 17) I 1609, 1610. — 
[Ber.] (v. 7. Sept.) 1 1700. 

Reihshaushaltsordnung — Nidhtanwen- 
dung der Vorfchr. ü. den außerordentlichen Haus— 
halt u. der Vorfchr. des $ 75 im Nechnungsjahr 1939 
(G. v. 31. März $ 3) II 613. — And. (&. v. 12. Sept.) 
II 963. 

— Dritte Duchf®. zum Vierten And®. v. 17. Juni 
1936 (v. 17. Nov.) II 1003. 

— V. ü. die Einf. der Vorfchr. der V. zur Einf. 
der NeichSbaushaltsordnung in der Juſtizverwal— 
tung in den ſudetendeutſchen Gebieten v. 30. Nov. 
1938. — Anwendung im Vrotektorat Böhmen u. 
Mähren (B. v. 14. Apr. $ 14 Siff. 1) I 752, 754, 
— Aufh. (B. v. 14. Juli $ 19) 11262, 1264. 








Sachverzeichnis 1939 31 


Finanzweſen (Fortſ.) 
Erhöhung der Einnahmen des Sonderver— 


mögens des Reichs für Eheſtandsdarlehen 
u. Kinderbeihilfen (©. v. 1. Aug.) I 1331. 


Finnland, Handelsvertrag v. 24. März 1934. — 
Rat. einer ſechſten Vereinb. v. 21. Dez. 1938 zur 
And. des Vertr. (Bel. v. 29. Sept.) II 976. 


nt. Abk. zur Vereinheitlihung bon Regeln ü. 
Konnoffemente v. 25. Aug. 1924 nebſt Zeich— 
nungsprotokoll. — Beitr. (Bel. v. 22. Dez.) II 1049. 


Fiſche, Schlachten u. Aufbewahren von lebenden 
Fischen u. anderen faltblütigen Tieren, V. v. 14. an. 
1936 in der Faſſ. der V. v. 13. Nov. 1936. 
— Einf. in der Oſtmark (B. v. 24. Juli $ 1) 1208. 
— Einf. in den fudetendeutjhen Gebieten 
(B. v. 13. Febr. $1) 11320. 


Regelung der Verſorgung mit Fiſchen u. Fiſch— 
waren 
ſ. Öffentliche Bewirtſchaftung. 


Fiſcherei, Inkrafttr. einer Vereinb. zwiſchen Preußen 
u. Thüringen ü. die Angliederung von Gewäſſer⸗ 
ſtrecken an preußiſche u. thüringiſche Fiſcherei— 
genoſſenſchaften v. 28. Apr./8. Sept. 1939 (V. v. 
5. Dez.) II 1007. 


G. ü. den Fifchereifchein (v. 19. Apr.) I 7B. 
— Erfte Ducchf- u. ErgV. (v. 21. Apr.) I 816. 


Statiftikder Fiſchereifangergebniſſe, &.v.6. Juli 
1938 u. Durchf- u. ErgV. v. 15. Juli 1938. 
— Einf.im Lande Öfterreich (B.d.27. Jan.) I 279. 
— Einf.in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 1. Febr.) I 280. 


Maffengebraud ber Fiſchereibeamten u. 
SFifchereiaufjeher. — Einf. des G. v. 26. Febr. 1935 
nebft Duchf®. v. 7. März 1935 in den ſudetendeut— 
ſchen Gebieten (V. v. 15. Mai) I 916. 


Regelung des Walfangs. — Einf. des ©. v. 
6. Oft. 1937 nebſt Ausf- u. Erg®. v. 6. OH. 1937 
u. 17. Sept. 1938 in der Oftmarf u. im Reichsgau 
Sudetenland (®. v. 31. Juli) I 1368. 


Abk. zur Regelung des Walfangs d. 8. Juni 
1937. — Beitritt: 
Dänemark (Bel. v. 12. Aug.) Il 953. 
— Prot. dv. 24. Juni 1938 zur And. u. Erg. des 
Abk., ©. v. 4. Sept. 1938. — Rat. (Bel. v. 8. Febr.) 
IT 118. — Beitritt u. weitere Natififationen: 
————— v. 12. Juli) 11937. 
Dänemark (Bel. v. 12. Aug.) II 93. 
Großbritannien u. 
Nordirland 
Norwegen 


Fiſchereiaufſeher, Fiſchereibeamte, Waffengebrauch, 
J. Fiſcherei, Waffen. 


Jose v. 8. Rebr.) II ı18. 


Flaggen I. Allgemeines 
Einf. flaggenrechtlicher Vorſchriften im 
Rande Hfterreich u. in ben ſudetendeutſchen 


Gebieten (B. v. 14. Jan.) 133, 








Flaggen (Fortſ.) 


Schuß der parteiamtlidhen ahnen, ©. d. 
20, Dez. 1934. — DurchfV. (v. 25. März) I 797. 
— Aufh. der Bel. dv. 16. Jan. 1935 u. neue Bel. 
gemäß Art. 1 $5 des ©. u. gemäß $ 1 der DurchfV. 
v. 5. März 1939 (Bel. v. 35. Apr.) I 87. 

— Einf. des ©. v. 20. Dez. 194 im Protektorat 
Böhmen u. Mähren (®. v. 14. Apr. $1 bj. 1 
Ziff. 7) I 754. 

—_ Einf. des ©. v. 20. Dez. 194 nebit DurchfV. 
v. 15. Febr., 16. März 195 im Lande Oſterreich 
(B. dv. 23. Jan. $1) 180. 

— Einf. des ©. v. 20. Diz. 1934 in den judeten- 
deutfchen Gebieten (B. d. 16. Jan. $ 1 Abjchn. I 
Ziff. 7) I 38. 

Reichsflaggengeſetz v. 15. Sept. 1935. — And. 
der Duchf®. dv. 28. Aug. 1937 (B. d. 3. Juli) 11088. 
— Einf. des ©. im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (B. v. 12. Sept. $2 Ziff. 1) 11759. 
— Einf. der BurchfV. v. 24. Oft. 195 u. 28. Aug. 
1937 im Rande Öfterreich u. in den fudeten- 
BRBRInEN Gebieten (8. v. 14. Jan. $ 1 Ziff. 1,2) 

33. 

Il. Dienftflaggen 


Flaggenführung an Dienitfraftwagen 
Perſonenwagen] der ftaatlichen Verwaltungen. — 
Einf. des Erl. v. 21. Jan. 1937 in der Faſſ. des Erl. 
v. 30. Dez. 1937 mit Ausnahme de3 $6 im Lande 
Hfterreich u. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 14. Jan. $1 Ziff. 6) 133. 


B. ü. die Reihsdienftflagge v. 31. Okt. 1935. 
— ZTeilweife Einf. im Lande Ofterreich u. in den 
fudetendeutjchen Gebieten (B. v. 14. Jan. 
$1 Siff.5) 133. 


II. Slaggenführung auf Schiffen 
Slaggenführung der Schiffe, V. v. 17. Jan. 
1936. — Einf. im Lande Öfterreich u. in den 
fudetendeutjchen Gebieten (B. v. 14. Jan. $1 
Siff.3) 133. 


Sslaggenführung der Wafferfportfahrzeuge, 
%, dv. 6. Apr. 1936. — Einf, im Lande Oſterreich 
u. in den ſudetendeutſchen Gebieten (B. v. 
14. Jan. $1 Ziff. 4) 133. 


Tlaggenrecht der Rauffabrteifchiffe, ©. vd. 
22, Juni 1899 in der Faſſ. des G. v. 29. Mai 1901. 
— Änd. (B. v. 14. Febr. Art. 1) I 209, 

Bet. ü. die Handelsflagge, &. v. 15. Sept. 
1935. — Einf. im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (B. v. 12. Sept. $ 2 Ziff. 1) 1179. 


Fleiſch, Fleiſchwaren 


Einfuhr: 

Einfuhr von Fleiſch von Bären, Katzen, 
Füchſen, Dachſen u. anderen fleiſchfreſſenden 
Tieren, die Träger von Trichinen fein können, 
V. dv. 10. Aug. 1933. 

— Einf. im Lande Öfterreid) (DB. v. 23. März 
$ 1 Siff. 3) 1 572. 
— Einf. in den fudetendeutjchen G ebieten 
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Fleiſch, Fleiſchwaren (Fortſ.) 
Einfuhr (Fortſ.): 
Einfuhr von Fleiſchwaren, V. v. 23. Nov. 
1936. 
— Einf. im Lande Öfterreid) (B. v. 23. März 
$ 1 Ziff. 5) 1 572, 
— Einf, in den fudetendeutfchen Gebieten 
(B. v. B. März $1 Siff.5) 15, 
Einfuhr von gepökelten Lebern von Schwei— 
nen, V. v. 16. Nov. 1936. 
— Einf. im Lande Oſterreich (B. v. 23. März 
$ 1 Siff. 6) 1 572. 
— Einf. in den fudetendeutijchen Gebieten 
(V. v. 3. März $ 1 Siff.6) 153. 
Einfuhr von Nindergefrierfleiih, V. v. 
27. Dez. 1939. 
— Einf. im Lande Öfterreich (V. v. 33. März 
s 1 Ziff.) 1972, 
— Einf, in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B.v.23. März $ 1 Siff. 4) 152. 
Vorſchr. ü. die Einfuhrbefhränfung für Fleiſch, 
&. v. 3. Juni 1900. — And. des $ 12 (2. v. 4. Sept.) 
I 1617. 


— Einf. des ©. v. 3. Juni 1900 in der Faſſ. des 
G. v. 13. Dez. 1935 u. 15. Apr. 1937 im Lande 
Öfterreich (V. v. 3. März $1 Siff.1) 1572. — 


in den judetendeutfhen Gebieten 


93, März $1 Siff. 1) 157. 


(B. dv. 
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Fleiſch, Fleiſchwaren (Fortſ.) 

Unzuläſſige Zuſätze u. Behandlungsverfah— 
ren bei Fleiſch u. deſſen Zubereitungen, V. v. 
30. Okt. 1934 in der Faſſ. der V. v. 9. Mai 1935 u. 
7. Nov. 1935. 
— Einf. im Lande Oſterreich (V. v. 23. März $ 1 
Ziff. ) 1572. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(DB. v. 23. März $1 Ziff. 7) 15. 


Fleiſchbeſchau ſ. Fleiſch ulm. 
Flöße ſ. Waſſerſtraßen ILC. 








Flößereigeſetz ſ. Schiffahrt IH. 


Flüchtlinge, Zahlung der Kleinrentnerhilfe an Flücht— 
linge oder Verdrängte, V. v. 24. Dez. 1937. — 
Einf. in der Oftmark u. im Reichsgau Sudetenland 
(DB. v. 2W. Nov. $1 Siff. 4) 12282. 


Fluſſigteiten j. Brennbare Flüffigfeiten. 


Formblätter für die Gliederung des Jahresabſchluſſes 
ſ. Bilanzen, Kreditweſen. 


Forſtſchutzberechtigte, Waffengebrauch, 
ſ. Forſtweſen, Waffen. 


Forſtweſen, Forſtliches Artgeſetz. — Einf. der 
Dritten DurchfV. v. 22.Nov. 1938 u. der Erſten 


V. ü. Einfuhrerleihterungen für Fleiſch 
v.2.Nov. 1923 in der Faſſ. des ©. v. 15. Apr. 1930 
u. der V. v. 30. Sept. 1932. 
— Einf. im Lande Öfterreich (V. v. 23. März 


AusfAnordn. d. 22. Nov. 1938 Reichsminiſterialbl. 
d. Forftverwaltg. ©. 399] in der Oſtmark u. im 
Reichsgau Sudetenland (V. v. 27. Nov.) I 2346. 


$1 Siff. 2) 1572. 
— Einf. in den fudetendeutfhen Gebieten 
(DV. v. B. März $1 Siff.2) 1503. 


Vorüberachende Einfuhrerleichterungen für 
Fleiſch u. Rleiichwaren (3. v. 4. Sept.) 1 1617. 


G., betr: die Schladhtvieh- u. Fleiſchbeſchau, 
(Fleiſchbeſchaugeſetz— v. 3. Juni 1900. — And, 
(V. v. 4. Sept.) 1 1617. 

— Teilweife Einf. des G. in der Faſſ. der ©. v. 
13. De. 1935 u. 15. Apr. 1937 im Lande Ofterreid) 
(V. v. 3. März 81 Ziff. 1) 1572. — in den 
fuüudetendeutſchen Gebieten (®. v. 23. März $1 
Ziff. 1) 1573. 

Einf. von Fleiſchbeſchauvorſchriften im Lande 
Sfterreih (VB. v. 23. März) 1572. 

Einf. von Fleiſchbeſchauvorſchriften in den 
ſüdetendeutſchen Gebieten (V. v. 23. März) 
1573. 

Unterſuchung von Fleiſch u. Fleiſchwaren im 
Zollausſchlußgebiet Helgoland (V. v. 25. März) 
1699. 


Unterſuchung von Fleiſch u. Fleiſchwaren aus 


dem Lande Ofterreich u. den ſudetendeutſchen 
Gebieten auf Trichinen (V. v. 33. März) 15%. 


Unterfuhung von Fleiſch u. Fleiſchwaren aus 
den eingegliederten Dftgebieten auf Trichinen 
(V. v. 13. Dez.) 1 2416. 





Ausbildung für den gehobenen Yorftdienft 
(B. v. 20. Sept.) 11934. 


V. zur verftärkten Dedung von Rohſtoffen aus 
forftwirtfhaftliden Nebenerzeugnifjen (d. 
31. jan.) 1133. 


V. zur verftärkten Dedung des Bedarfs an 
Kiefern-Balfam (v. 25. März) I 576. 


Ordnungsſtrafen bei Über- u. Unterjchreitungen 
der Vreisfeftjegungen auf dem Gebiete der 
Forft- u. Holzwirtichaft, V. v. 4. Mai 1936. — 
Außerkrafttr. (V. v. 3. Juni $ 38 Abſ. 3) 1999, 1004, 

Waffengebrauch der Forſtſchutzberechtigten. — 
Einf. des ©. v. 26. Febr. 195 nebft DurchfV. v. 
7. März 1935 in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(V. v. 15. Mai) I 916. 

B. ü. den Waldſchutz bei der Fideilommip- 
auflöfung [Schußforftverordnung] (v. 21. Dez.) 
I 2459. 


Zuſammenſchluß der Forft- u. Holzwirtichaft 
in der Reichsftelle für Holz (V. v. 25. Sept.) 
I 1947. 


ſ. auch Holzwirtſchaft. 


Fractbriefvordrude ſ. Eiſenbahn IIA. 


Frachtverkehr 
ſ. Eiſenbahn V, Staatsverträge IMI. 
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Frankreich, 
Deutichlands in Die Europäiſche Donaukommiſ— 
fion u. ü. den Beitr. Deutichlands u. Italiens zur 
Mereind. v. 18. Aug. 1938 ü. die Ausdehnung der 
Befugniffe der Europäiſchen Donaufommiljton u. 
it, die And. diejer Vereinb. — Rat. der Ubkft. u. der 


Ubkft. v. 1.März 1939 ü. den Eintritt 


Vereinb. (Bel. v. 15. Mai) 
(v. 5. Juni) II 824. 

Med. Madrider Abk. ü. die int. Negiftrierung von 
Kabrik- oder Handelsmarken db. 14, Apr. 1891, 
3, Juni 1934. — Beitr, (Bel. v. 5. Juli) II 934. 

Erkl. ü. friedliche u. gutnachbarliche Bezie— 
hungen v. 6. Dez. 1938. — Inkrafttr. (Bel. v. 
9. jan.) II 14. 

Rev. Pariſer Verbandsübkft. zum Schutze des ge— 
werblichen Eigentums v. 20. März 1883/2. Juni 
1934. — Beitr. (Bel. v. 5. Juli) 11934. 

weite Haager Triedensfonferenz. — Künd. 
des Abt. v. 18. Oft. 1907 ü. die Behandlung ber 
feindlichen Kauffahrteifchiffe beim Ausbruch der 
Feindſeligkeiten (Bel. v. 1. Sept.) II WO. 

Reb. Madrider Abk. ü. die Unterdrüdung falſcher 
Hertunftsangaben auf Waren v. 14. Apr. 1891, 
3, Juni 1934. — Beitr, (Bel. v. 5. Juli) 11934. 

Verhütung der Einjchleppung des Kartoffel: 
fäfers aus dem Ausland. — Außerkrafttr. der V. 
v. 20. Juli u. 30. Sept. 1937 u. neue Beſt. (V. v. 
4. Mai) I 882. 

Rev. Haager Abk. ü. die int. Hinterlegung gewerb- 
licher Mufter oder Modelle v. 6. Nov. 1925/2. Juni 
1934, — Beitr. (Bel. v. 5. Juli) 11934, 

Erkl. ü.den Rechtsverkehr v.5.08.1927. — An- 
wendungim Landeöfterreich (Bet. v.16. Jan.) 1118. 

Belt. ü. die »Techniſche Einbeit im Eijen- 
babnwejen« (Bel. d. 30. Juni) II 912, 

Anmeldung des im Gebiet des Sroßdeutichen 
Reichs befindlichen franzöfiichen Vermögens (V.v. 
3.Nov.) I 2141. 

Abk. ü. den Warenverkebr v. 10, Juli 1937. — 
Vorl. Anwendung eines Abk. v. 10. März 1939 zur 
Era. ( B. v. 28. März) II 617. — Sonderkündigungen 


— — 


von Zollbindungen (Zweite Bel. v. 7. Jan.) ILD. 

Abk. ü. die Eingliederung des Warenverkehrs 
zwiſchen ben judetendeutfchen Gebieten u. 
Frankreich in Die deutjch-franzöfiihen Wirtjchafts- 
beziebungen v. 10. März 1939, — Vorl. Anwendung 
(B. v. 28. März) IL 617. 


Franzöſiſch Indo⸗China ſ. Kolonien 1B2. 


Frauen, Beſchäftigung von Frauen vor u. nach der 
Niederkunft, ©. v. 16. Juli u, 29. DE. 1927. — 
Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten (B.v. 
21. Juni $1 Ziff. ) 11058. 

Beichäftigung von rauen in Anlagen, in denen 
Thomasichlade gemahlen u. Thomasmehl 
verpadt u. gelagert wird, V. v. 30. jan. 1931. 
— Einf. in der Oſtmark (B. v. 9. Nov.) I 2263. 
— Einf. in den ſud etendeutihen Gebieten 
(B.0.19. Mai $ 1) 198. 


Freibord der Kauffabrteifchiffe 
i. Schiffahrt II, Staatsverträge IE. 


II 766. — [Ber.] 


Reichsgeſehzbl. 1939 
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Freiheitsitrafen j. Strafrecht III. 
Freiwillige in Spanien 


Ehrenzeichen ſ. Orden ufw. 
Anwendung von Vorfehr. des Einſatzfürſorge— 
u. verſorgungsgeſetzes 

i. Verſorgung. 


Freiwillige Feuerwehr |. Feuerlöſchweſen. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit, G. it. die Angelegen— 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit v. 20. Mai 
1898. — Teilweiſe Einf. des Siebenten Abſchn. 
[Sandeisjachen] in den ſudetendeutſchen Ge— 
bieten (WB. dv. 28, Febr. Art. 1 Abj. 1 Ziff. )1391. 

Freiwillige Gerichtsbarkeit in der Wehrmacht 
j. Militärgerichtsbarkeit. 


Fremdenbeherbergung, Preisaushang, ſ. Preife J. 
Fremdwährungsſchulden |. Schulden, Währung. 
Fremdwãhrungs⸗SEchuldverſchreibungen 


Schuldverſchreibungen, Währung. 
’ e 3 


Freundſchafts⸗ und Bündnispatt zwiſchen 
Deutichland u. Italien 
ſ. Italien, Staatsverträge LA, 


Frenndichaftsverträge 


ſ. Sandel IIB, Staatsverträge ID. 
Friſten, Verl. von Friſten auf dem Gebiete der 
Fideikommißauflöſung (D. d. 14. Dez.) 1 2417, 
Bewilligung von Zablungsfriften in Rechts— 
ftreitigfeiten (V. v. 7. DE.) 12004. 
Perl. der Friſten des Wechjel- u. Scheckrechts 
(B. v. 18. Sept.) 11849. GV. v. 28. Sept.) 11951. 
— Geltung der V. v. 18. Sept. 1939 im Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig (B. v. 12. Nov.) 
I 2182. 
Verl, der Friften des Wechſel- u. Scheckrechts 
in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 30. Nov.) 
12324. (8. v. 23. Dez.) 12476. 


Fronttämpfertreuz (Ehrenkreuz) ſ. Orden uſw. 


Frühlings⸗Lorcheln 
ſ. Geſundheitsweſen IV (bei: Geſundheitsſchäden). 


Fürſorge, Fürſorge für Arbeitsmänner 
ſ. Reichsarbeitsdienſt. 

Auflöſung des Bundesamts für das Heimat— 
weſen (B. v. 7. Oft. $3) 12002, 2003. 

Kürjorgepflidtverordnung. — And. (B. dv. 
7. Dt.) I 2002. 

— Einf. des $6 Abi. 2 Sat 2 in dev Oſtmark u. 
im Reichsgau Sudetenland (®. v. 20, Nov. $ 1 
Qiff. 1) 1 2282. 

Ein, fürforgerechtliher Vorſchriften im 
Rande Hfterreich, Erſte V. v. 3. Sept.1938.— Außer- 
frafttr. des Abſchn. XIII u. And, des 531 (B. v. 
2. Dt. $2 Abj.2) I 2002, 2003. — Smeite V. 
(6. 20.Nov.) 1 2282. 

Einf. fürforgeredtliher Vorſchriften in 
den ſudetendeütſchen Gebieten, Erſte V. v. 
28. Dez. 1938. — Außerkrafttr. des Abſchn. XIILu. 
And, des 8331(V. v. 7. Oft. $ 2Abſ. 2) I 2002, 2003. 


— Zweite V. (v. 20.Nov.) 1 2282, 





III 
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Fürjorge (Fortſ.) 

Vereinfachung des Fürſorgerechts (V. vd. 
7. Ott.) 12002. 

Reichsgrundſätze ü. Vorausfegung, Art u. Ma 
der Öffentlihen Fürforge. — Zehnte AndV. 
(v. 27. Dez.) 1 2509. 

— Einf. von Vorfchr. der Neichsgrundiäße in der 
Dftmarf u. im Reichsgau Sudetenland (8. v. 
20.Nov. $1 Ziff. 2, $2 Abſ. 1) 12282, 

Fürſorge für Soldaten 
ſ. Wehrmadt. 

j. au Kleinrentner, Krieasbeihädigte, 

KRriegsbinterbliebene. 


Fürſorgeabgabe, Fürſorge(Lohn)abgabe im Lande 
Öfterreich, V. v. 17. Dez. 198. — And. (B. v. 
11. Aug. $ 25) I 1374, 1378. 

Fürjorge und Berjurgung 

für die ehemaligen Unterführer u. Mannjcyaften der 

Motorſportſchulen des Nationalſozialiſti— 

ſchen Kraftfahrerkorps, 

für die ehemaligen Angehörigen (einſchl. ber 

weiblichen Angehörigen) des Reichsarbeits— 

dienftes u. ihre Sinterbliebenen, 

für die ehemaligen Angehörigen der bewaffneten 

Einheiten der 44 u. ihre Hinterbliebenen, 

für die ehemaligen Angehörigen dev Wehrmacht 

u. ihre Hinterbliebenen, 

fir die ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht 

bei befonderem Einſatz u. ihre Hinterbliebenen 
j. Verjorgung. 

Fürſtenhäuſer, Vermögensrechtliche Auseinander— 
ſetzung zwiſchen den Ländern u. den vormals 
regierenden Fürſtenhäuſern (©. v. 1. Febr.) I 129. 

Fuhrunternehmen, Entladung von Waren (VB. v. 
30.Nov.) 12328. — (2. v. 21. Dez.) 1 2464, 

Selbfttoftenausgleihzahlungen an bahn— 
amtliche Rollfuhrunternehmer, Auftragsſpediteure 
u. ausgleichberechtigte Fuhrunternehmer (V. v. 
23.Nov.) 12296. 

Funkdienſt auf Seeſchiffen 
ſ. Fernmeldeweſen, Schiffahrt II. 

Vollzugsordnung für den Funkdienſt 
. Fernmeldeweſen (bei: Weltnachrichtenvertrag). 

zuntiwejen j. Fernmeldeweſen. 

Futterkartoffeln j. Kartoffeln, Preiſe LI. 

Auttermittel, Vorſchr. ü. die Abgabe von Nutter- 


mitteln, B. v. 29. Oft. 1937. — Einf, in ben 
judetendeutfchen Gebieten (B. v. 10. März) 


[ 443, 

Vorſchr. ü. das Verfütterungsverbot für Brot- 
getreide. — Einf. der V. v. 22, Juli 1937 in der 
Oſtmark u. im Reichsgau Sudetenland (RB. v. 
22, Nov.) 12291. 

Ermächtigung des Reichsminifters der Finanzen. 
zur Ordnung des Marktes für Getreide, Hülfen- 
Früchte u. Wuttermittel Garantien bi8 zum 
Höchftbetrage von 300 Millionen AH zu über- 


nehmen (©. v. 31. März $4 Abſ. 2e) II 613. 
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Ermächtigung des Neichsminifters der Finanzen, 
zur Ordnung des Marktes für Getreide, Hülfen- 
Früchte u. Futtermittel weitere Garantien bis 
zum SHöchftbetrage von 200 Millionen AA zu 
übernehmen (8. dv. 1. Sept.) I 1566. 

Maisgeſetz v. 5. Oft. 194. — Auferkrafttr. 
des $14 Nr. 1 (8. v. 5. Dez. $6 Siff. 1) I 2409, 
2410. 

Herftellung von Mifchfuttermitteln. — Einf. 
der B. v. 22. De. 1937 in der Oftmarf u. im 
NReichsgau Sudetenland(®. v. 15. Dez. $ 1Siff. 4) 
I 2473. 

V. ü. die Drobeentnabme von Futtermitteln 
v. 21. Juli 1927. — Einf. in der Oftmarf u. im 
Reihsgau Sudetenland (®. vd. 15. Dez. $1 
Ziff. 3) 12473. 

&. ü. den Verkehr mit Auttermitteln Futter— 
mittelgefeß]. — Einf. des ©. v. 22. Dez. 1926 
nebft Ausf®. v. 21. Juli 1927 in ber Dftmarf u. 
im Reichsgau Sudetenland (2. v. 15. Dez. $1 
Ziff. 1,2) 1 2473. 

ſ. auch Öffentliche Bewirtſchaftung. 


G 
Gambia ſ. Kolonien I A2. 


Garagenban, V. ü. Garagen u. Einftellpläße [Reichs 
garagenordnung] (v. 17. Tebr.) I 219. 
— Einf. in der ſtmark (2. v. 18. Nov. $ 1 Ziff. 3) 
I 2305. 
— Einf. im Reihsgau Sudetenland (R. v. 7. Aug.) 
I 1389, 

Garantien, Übernahme durch das Reid), 


” — 


ſ. Finanzweſen. 


Garn, Bek. ü. den Kleinhandel mit Garn v. 10 Apr. 
1918, — And. (Bel. v. I.Nov.) I 2177, 


Gaͤrtenbauerzeugniſſe 
berwachungsftelle für Gartenbauerzeug— 
niffe, Getränke u. fonftige Lebensmittel 
i, Sandel TA (bei: Reidjsjtellen). 
Verkehr mit Gartenbauerzeugniffen, Durchf V. 
v. 30. Sept. 1936 in der Faff. dev V. v. 23. Jan., 
4.März, 12. Aug., 22. Oft. 1937. — And. (V. v. 
27. März Art. 5) I 625, 627. 


Gas ſ. Energie ufw. IIL 


Gebände, Abbruch von Gebäuden, V. v. 3. Apr. 1937. 
— Einf. im Lande Oſterreich (VB. v. 28. Febr. $1 
Ziff. 8) 1 382. 

— Einf. in den judetendeutjchen Gebieten (B. v. 
6.Mai $ 1 Siff. 10) I MD. 

SGebändejhädenderordnung 

1. Schäden (bei: Sachſchädenfeſtſtellungsverordnung). 


Gebietsaustauſch, And. der bayerifch-badifchen 
Landesgren ze zwifchen den Gemeinden Gützingen 
u. Oberwittighauſen (V. v. 10. Jan.) II I3. 

And. der preußiſch-braun ſchweigiſchen Lan— 
desgrenze bei Peine u. Stederdorf Kreis Peine) 
ſowie Eſſinghauſen u. Duttenſtedt (Kreis Braun— 
ſchweig) (B. dv. 7. Nov.) II 997. 
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Gebietöbereinigungen ſ. Grenzweſen IIA. 
Gebrauchsmuſter j. Gewerblicher Rechtsſchutz 10. 


Gebühren ſ. Fernmeldeweſen (bei: Fernſprech ⸗ u. 
Telegraphengebühren), Gerichte II, Geſundheits— 
wefen J, Gewerblider Rechtsſchutz IB, Paß— 
weien, Rechtsanwälte ujw., Reihöwirt- 
ihaftsgericht, Steuern IVA, IVB (kei: Ver 
anüqungsiteuer). 

Gebührenordnung ſ.Bankweſenlll, Börſe, Kraft— 
fahrweſen J, Lotterieweſen, Rechtsanwälte 
uſw., Sachverſtändige, Schuldverſchreibun— 
gen, Zeugen. 

Gedenktag für die Gefallenen der Bewegung 
ſ. Feiertage. 

Gejällsgerichte, Beſetzung der GSefällsgerichte in der 
Oſtmark (B. v. 2. Dez.) 12347. 

Gefangene, Unfallfürjorge für Gefangene, 
30. Juni 1900. — And. (6. v. 11. Febr. 
1267, 274. 

Unfallfürſorge für Gefangene (B. v. 21.Nov.) 
I 2325. 

Geflügel, Ermächtigung des Reichöminifters Der 
Finanzen, zur Ordnung des Marktes für Eier u. 
Schlachtgeflügel Garantien bi zur Höhe bon 
8 Millionen A zu übernehmen (©. v. 31. März 
$4 Abj.2c) II 613. 

Treisverzeichniffeu. Preisſchilder im Klein- 
handel mit Wild, Mildgeflügel u. Geflügel, V. v. 
95. Ntov. 1936. — Außerkrafttr. des $ 4 (B. v. 
3. Juni $ 38 Abſ. 3) 199, 1004. 


Geflügelzucht, Erzeugung don Küken in Brütereien 

(B. v. 27. Jan.) 1102. 

Gejolgjchaftsmitglieder Des öffentlichen Dienites, 
Dienftverbältnifie, 

ſ. Ungejftellte, Arbeiter, Dienſtverhältniſſe. 
Gefrierfleiſch ſ. Fleiſch uſw. (bei: Einfuhr). 
Gehaltsfürzungsverordnungen ſ. Bejoldung. 
Geheinmisverrat |. Verrat. 

Geldbußen j. Seimarbeit. 
&emeindebedienitete j. Gemeinden ufw. 


Gemeindegetränfejtenerverordnung für die Oſtmark 
u. die fudetendeutjchen Gebiete 
j. Steuern IVB. 


Gemeinden, Gemeindeverbände, Eigenbetrieb3- 
verordnung dv. 21.Nov. 1938. 
— Inkrafttr. in den eingegliederten Ditgebieten 
(B. dv. 21. Dez. $ 26 Ziff. 4) I 2467, 2470, 

V. ii. Gemeindebedienftete in den judeten- 
deutjchen Gebieten (w. 23. Tebr.) 129. 
[Ber.] 1 2%. 

Regelung von Fragen des Gemeindefinanz- 
rechts im Saarland (R. d. 5. juni) I 1032. 

Gemeindefreie Grundftüde u. Öutsbezirte, 


G. v. 
Art. 2) 


— Inkrafttr. 
(B. v. 21. Dez. 
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Gemeinden, Gemeindeverbünde (Fortſ.) 


Deutſche Gemeindeordnung v. 30. Jan. 1935. 
— Einf. in den eingegliederten Oſtgebieten 
(B. v. 21. Dez.) I 2467. 

—_ Hnd. der V. v. 10. Nov. 1938 ü. die Einf. der 
Deutfchen Gemeindeordnung in den | udetendeut- 


d 


ichen Gebieten (V. v. 28. Juni) I 1073. 


Verfaffung u. Verwaltung der Hanjeftadt 
Sambura, ©. d. 9. Dez. 1937. — Dritte DurchfV. 
(v. 14. März) I 484, 


Aufftellung u. Ausführung des Haushalts— 
plans der Gemeinden, V. v. 4. Sept. 1937. — 
Inkrafttr. in den eingegliederten Oſtgebieten 
(RB. 0.21. Dez. $ 26 Ziff. 2) I 2467, 2470. 


Sausbaltswirtfchaft der Gemeinden der Oſt— 
mark für das Rechnungsjahr 1939 (V. v. 28. Apr.) 
1 858. (weite V. v. 16. Sept.) I 1846. 


Saushaltswirtihaft der Gemeinden u. Ge 
meindeverbände des Neichsgaues Sudetenland 
für das Nechnungsjahr 1939 (B. v. 1. Dez.) I 2349. 


Haus haltswirtſchaft der Städte, deren Aus- 
bau durdy den Führer u. Reichskanzler angeordnet 
ift G. v. 26.Mai) I 971. 


Kafjien- u. Rechnungsweſen bei Gemeinden, 
P.v.2.Nov. 1938. — Inkrafttr. in den eingeglie- 
derten Oftgebieten (B. v. 21. Dez. $ 26 Ziff. 3) 
I 2467, 2470. 


Rommunalbeamte: 


Feſtſetzung der Amtsbezeihnungen ber 
Kommunalbeamten [Beamten der Gemeinden, 
Gemeindeverbände u. gemeindlichen Zweck— 
verbände], Erl. v. 16. Juni 1938. — Einf. in den 
eingegliederten Oftgebieten (B. v. 24. Dez. 
$1 Siff.2) 12499. 

Verl. der Amtszeit der Zeitbeamten im 
Dienfte der Gemeinden u. Gemeindeverbände 
(B. v. 11. Oft.) 12019. 


DurchfV. für die Rommunalbeamten zum 

Deutichen Beamtengejeh 
ſ. Beamte J. 

Fälle und Vorausſetzungen der Ernennung 
von Kommunalbeamten [Beamten der Ge— 
meinden, Gemeindeverbände u. gemeindlichen 
Zweckverbände] auf Zeit, V. d. 29. Dez. 1937. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. dv. 24. Dez. $1 Ziff. 2) [ 2489. 

Durchf V. für die Kommunalbeamten zur 
Reichsdienſtſtrafordnung 
ſ. Dienſtſtrafrecht. 

Kommunalkredit der Spar- u, Girokaſſen 
u. der fommunalen Kreditanftalten (©. d. 
7. Juni) I 9806. 

Kriensbeitrag der Gemeinden (B. v. 4. Sept. 
ss 14 bis 16) I 1609, 1610. — [Ber.] (v. 7. Sept.) 
I 1700. 

Rüdlagenverordnung vd. 5.Mai 1936. — 
nfrafttr. in den eingegliederten Ditgebieten 
(B, dv. 21. Dez. $ 26 Ziff. 1) I 2467, 2470. 
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Gerichte 


Gemeinden, Gemeindeverbände (Fortſ.) 


V. ü. Spar- u. Girofaffen fowie fommunale 
Giroverbände u. kommunale Krebditinftitute 
v. 5. Aug. 1931 — And. (©. v. 7. Juni) 1986. 


Vorſchr. ü. Spar- u. Girokaſſen, fommunale 
Kreditinftitute u, Giroverbände fowie Giro— 
zentralen, V. v. 6. OE.1931 Fünfter Teil Kap. J. 
— Außerkrafttr. des Art. 5 in der Fall. des ©. v. 
13. Dez. 1934 u. 9. Dez. 1937 (8. v. 5. Dez. $ 3) 
Siff. 1) 12413. 

Benennung von Straßen, Plätzen u. Brüden 
(V. v. 1. Apr.) 1 708. 


Zweckverbandsgeſetz (v. 7. Juni) 19. 
Gemeindeordnung j. Gemeinden uſw. 
Gemeindeitenern ſ. Steuern IV. 


Gemeinſchaftslager Hans Kerrl 
J. Juſtizausbildung. 


Gemeinſchaftswerke |. Kartellweſen. 


Generalbauinſpeltor für die Reichshauptiſtadt 
ſ. Berlin. 


Generalgouverneur für die beſetzten polniſchen Gebiete 
ſ. Polniſche Gebiete. 


Generalfoniulate ſ. Konſulate. 


Generalprokuratur, Aufh. der Generalprokuratur in 
Wien u. Übergang der Zuſtändigkeit auf die Reichs— 
anwaltſchaft beim Reichsgericht (V. v. 28. Febr. 
FI, 2) 1358. 


Genoſſenſchaften, Auflöfung u. Löſchung von 
Genoffenichaften, ©. v. 9. Oft. 1934. — Einf. in 
den fudetendeutichen Gebieten (B. v. 28. Febr. 
Art. 1 Abſ. 1 Siff.5) 1391. 

Körperfchaftftener der Ermwerbs- u. Wirt 
ichaftsgenoffenfchaften (V. v. 8. Dez.) 12391. 


Maßnahmen auf dem Gebiete des Rechts der 
Erwerbs- u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaften (V. vd. 
4. Sept.) I 1694. 

Neichsmarkeröffnungsbilanzen und Um— 
ftellungsmaßnahmen [Umftellungsverordnung] 
im Mentelland (V. dv. 5. Mai) 1897. 


Reihsmarkeröffnungsbilanzen und Um- 
ttellungsmaßnahmen [Umftellungsverordnung] 
in den fudetendeutfhen Gebieten (RB. v. 
9. Febr) I 169. 


Verichmelzung von Genojjenjchaften in den 


Neichsgauen der Oftmarl u. im Reichsgau 


Sudetenland (8. vd. 30. Juni) I 1066. 
Genußſcheine ſ. Aktien. 
Georgenborn, Ortsgericht, ſ. Gerichte J. 


Gepäclvertehr 
ſe Eiſenbahn V, Staatsverträge IMI. 
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I. Allgemeines 
Berufsgerichte, Berufsgerihtsbarkeit 
der Ärzte f. Geſundheitsweſen J, 
der Apotheker f. Gefundheitswefen IV, 
der Preſſe f. Preſſe, 


der Tierärzte ſ. Veterinärmwejen. 


Einficht in gerichtliche öffentliche Bücher u. 
Regifter, ©. v. 30. Sept. 1936, 
— Inkrafttr. im Gebiete der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (RB. v. 5. Dez. $3) 12375, 
— Einf. in den fudetendeutjhen Gebieten (V. 
v. 28, Febr. Art. 1 Abj.1 Siff. 6) 1391. 


Ehrengerichtsbarkeit 
ſ. Sandwerf (bei: Aufbau). 


Erbgejundheitsgeridhte 
j. Gefundbeitswejen IV. 


Deutſche Gerichtsbarkeit im Wiroteftorat 
Böhmen u. Mähren (8. v. 14. Apr.) I 752. — 
Aufb. des $ 14 Siff. 1 (V. v. 14. Juli $ 19 Abf. 2) 
I 1262, 1264. 


And. von Gerichtsbezirfen (V. v. 21. Nov.) 
I 2289. — [Ber.] (v. 15. Dez.) I 2476. 


Gerichtsgliederung: 
And. der Gerichtsgliederung im 
Oſterreich (RB. v. 13. Apr.) I 751. 


Verfügung ü. die Gerichtögliederung in der 
Dftmarf (v. 18. Dez.) I 2439. 


Gliederung der Gerichte in den judeten- 
deutſchen Gebieten (Erſte V. v. 10. Febr.) 
I 201. (Sweite ®. v. 22. Febr.) I 291. (Dritte 

V. v. 8. Juli) I 1233. 
Gerichtögliederung im Lande Thüringen 

(B. dv. 13. Apr.) I 751. 
And. des Gerichtöwefens in Bayern, V. v. 
19. März 1935. — Teilmeife Aufb. (B. dv. 2. Mai 

$ 3) I 867, 868. 


Bande 


Geſchäftsverteilung bei den Gerichten, ©. vd. 
24, Nov. 1937. — Geltung im Droteftorat Böh— 
men u. Mähren (DV. v. 14. Apr. $9) I 752, 753. 


Jugendgerichtsgejeß v. 16. Febr. 1923. 
— Einf. im VDrotektorat Böhmen u. Mähren 
(DB. v. 14. Apr. $2 Abſchn. I Siff. 5) I 754, 759. 
— Geltung der $$ 1 bis 15 im Memelland (B. v. 
28. Apr. $ 18 Abſ. 1) I 849, 851. 
— Einf. in dei fudetendeutjchen Gebieten 
(B. dv. 16. Jan. $1 Abſchn. II Siff. 5) I 38. 


Auftizbeitreibungsordnung. — Anwendung 
der V. ü. die Einf. der Juftizbeitreibungsordnung 
in den fudetendeutjchen Gebieten v. 30. Nov. 1938 im 
Vrotektorat Böhmen u. Mähren (B. v. 14. Apr. 
$ 14 Ziff. 1) I 752, 754. — Aufh. u. neue Vorſchr. 
il. die Anwendung der Tuftizbeitreibungsordnung 
v. 11. März 1937 im Vrotektorat Böhmen u. 
Mähren (8. v. 14. Juli $$ 18, 19) 11262, 1264. 
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Gerichte (Forti.) 
Il. Serihtskoften 


Gerichtskoſtengeſetz. — Anwendung der V. ü. Die 
Einf. de8 ©. in den fudetendeutjchen Gebieten 
v. 30. Nov. 1938 im Wroteftorat Böhmen u. 
Mähren (B. v. 14. Apr. 514 Diff. 1) I 752, 754. 
— Aufh. u. neue Vorſchr. ü. die Anwendung des 
Gerichtskoſtengeſetzes im Vrotektorat Böhmen u. 
Mähren (8. v. 14. Juli SS 17, 19) 1 1262, 1264. 


Gerichte (Fortſ.) 


Eingliederung des Memellandes in den Ober- 
(andesgerichtsbezirt Königsberg (B. v. 28. März) 
1700. 














Errichtung eines Oberlandesgerichts in Yinz 
(Donau) (V. dv. 9. Srebr.) I 166. 
Ortsgerichte: 
Aufh. der Ortsgerichte in Horchheim, Nieder- 
berg u. Dfaffendorf (V. v. 2. Febr.) I 135. 
Errichtung eines Ortsgerichts in Neifenberg 
im Taunus u. Aufh. der Ortögerichte Nieder: 
reifenberg u. Dberreifenberg (V. vd. 17. Mai) 
I 947. 
Aufh. des Ortögerichts in Eibingen (B. d. 
5. Juni) I 1025. 
Aufh. der Ortsgerichte Faulbach u. Nieder: 
hadamer (2. v. 14. Aug.) I 1422. 
Aufh. des Ortsgerichts Georgenborn (B. d. 
26.Nov.) 12345. 


Gebühren u. jonftige Verfahrenskoſten der 
deutjchen Gerichte im Protektorat Böhmen u. 
Mähren (8. v. 14. Juli) I 1262. 


Gerichtsgebühren u. fonftige Juſtizkoſten 
im Lande Hfterreich (VB. v. 27. März) I 853. 

Einf. der V. ü. Stundung u. Niederjchlagung von 
Gerichtskoſten u. anderen Juſtizverwaltungs— 
abgaben in den ſudetendeutſchen Gebieten, 
DB. v. 30. Nov. 1938. — Anwendung im Protek— 
torat Böhmen u. Mähren (R. v. 14. Apr. s 14 
Diff. 1) I 752, 754. — Aufb. (W. v. 14. Juli $ 19) 


Darteigerichte T 1262, 1264. 

j. Rationaljozialiftiiche Deutſche 
Arbeiterpartei. Koſtenordnung d. 25. Nov. 1935. — Erg. 
Sondergerichte: (G. v. 4. Juli $50) I 1186, 1190. 


— Einf. der Koftenordnung in den judetendeutichen 
Gebieten, V. dv. 30.Nov. 1938. — Anwendung im 
Viroteftorat Böhmen u. Mähren (B. v. 14. Apr. 
$ 14 Ziff. 1) 1752, 754. Aufb. (VB. v. 14. Juli 
$ 19) I 1262, 1264. 


Bildung von Sondergerichten, V. v. 21. 
März 1933. — Einf. im Gebiet der bisberi- 
gen Freien Stadt Danzig (B.v.14.Nov. $2) 
1 2232, 2233. 

Aufh. der V. ü. Sondergerichte in Böhmen 
u. Mähren (B. v. 27. Apr.) I 833. 

Zuftändigfeit der Sondergerichte, V. d. 
6. Mai 1933. — Einf. des Art. I im (Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig (B.v.14.Nov. 
$ 2) I 2232, 2233. 

Erweiterung der Zuftändigfeit dev Son: 
dergerichte, V. v. 20. Nov. 1938. — Teilweife 
Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (%. v. 14. Nov. $ 2) I 2232, 2233. 

Auftändigfeit: 

Zuftändigfeit von Dberlandesgeridhten in 
Auslieferungsfadhen u. für die Verhand— 
(ung u. Entſcheidung ii. Nevilionen u. Be 
ichwerden in Straffadyen (B. dv. 2. Mai) 
I 867. 

Zuftändigfeit der Gerichte bei Änderungen 
der Gerichtseinteilung, ©. v. 6. Dez. 1933. 
— Geltung im roteftorat Böhmen u. 
Mähren (9. v. 14. Apr. $ 9) I 752, 753. 
—_ Einf. in den fjudetendeutjchen Gebieten 
(B. dv. 16. Jan. $ 1 Abſchn. III Siff.2) I 38. 

Zuſtändigleit der Gerichte inSandelsiaden 
im Lande Ofterreich (2. v. 9. Febr.) I 195. 

Zuftändigteit u. And. der Bezeichnungen von 
Gerichten in den ſudetendeutſchen Gebieten 
B. dv. 8. Oft. 1938. — Außerkrafttr. des 85 
(DB. v. 10. Febr. $ 4) I 201. 

Gerichtliche Zuſtändigkeit im Verfahren nach 
der V. gegen die Unterſtützung der Tarnung 
jüdiſcher Gewerbebetriebe (B.b. 28. Juli) 


[ 1330. — |Ber.] (v. 28. Sept.) 11988. 





Einf. koſtenrechtlicher Vorſchriften in den 
judetendeutjchen Gebieten, V. dv. 30. Nov. 1935. — 
Anwendung im Protektorat Böhmen u. Mäbren 
(B. v. 14. Apr. $ 14 Siff. 1) I 752, 754. — Ausb. 
(B. v. 14. Juli $ 19 Abj. 2) T 1262, 1264. 


IH. Gerichtsverfajlung 


Gerichtsverfaſſungsgeſetz. — Aufb. des $ 125 
Abſ. 3 GB. v. 28. Jan. $ 28) 1 358, 361. 
— Geltung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes mit 
Ausnahme der 823, 71, 95 bis 104, 119 im 
Vroteftorat Böhmen u. Mähren (B. v. 14. Apr. 
$ 9) I 752, 753. 
—_ Einf. des 82 Abj. 1 bis 3 im Yande Ofterreich 
(DB. v. 4. Jan. Art. IAbſ. 3) I >. 
— Teilweiſe Einf. des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
u. der zu ſeiner And., Erg., Einf. u. Ausf. er— 
laſſenen Beſt. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. dv. 16. Jan. g1 Abſchn. III Ziff. 1) 138. 


Verfahren in Bin nenſchiffahrtsſachen 
. Schiffahrt II. 


— 


Einheitliche Regelung der Gerichtsverfaſſung, 
V. v. 20. März 1935. 
— Geltung im Protektorat Böhmen u. Mähren 
V. v. 14. Apr. $9) I 752, 758. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(V. v. 16. Jan. 1 Abſchn. III Ziff. 3) 138. 


Verfahren zum Zwecke der Kraftloserklärung von 


Ronoffementen 
i. Ronoffemente. 
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Gerichte (Fortſ.) 


Einf. der deutichen Gerichtsverfaſſung u. anderer 
Geſetze in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 16. Jan.) 1 38. 


Maknahmen auf dem Gebiete der Gerichtö- 
verfaffung u. der Nechtöpflege [Bereinfahung®- 
verordnung] (3. v. 1. Sept.) I 1658. — ErgV. 
(v. 20. Dez.) 1 2499. 

— Erfte DurchfV. (p. 8. Sept.) I 1703. 

— weite DurchfV. (v. 4. Oft.) I 1994. 

— Inkrafttr. der V. v.1. Sept. 1939 nebſt Durchf V. 
v. 8. Sept. u. 4. Oft. 1939 im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (B. d. 5. Dez. $3 Ziff. 3) 
1 2375. 

ſ. auch Arbeitsgerichte, Gefällsgerichte, 
Generalprokuratur, Gewerbegerichte, 
Oberſter Gerichtshof, Reichsgericht, 
Verwaltungsgerichte. 


Gerichtliche Bücher |. Gerichte I. 


Gerichtliches Steneritrafverjahren in der Oſtmark 
. Steuern I (bei: NReihsabaabenordnung). 


Gerichtsbarkeit |. freiwillige Gerichtsbarkeit, 
Gerichte I, Militärgerichtsbarkeit, 
Sondergerichtsbarfeit, Strafrecht III 
(bei: Strafgerichtsbarfeit). 
Berufsgerichtsbarfeit ber Arzte, Apotheker, 
Tierärzte 

‚ Gefundheitswefen I, IV, Veterinärwejen. 
Ehrengerichtöbarkeit 

‚ Handwerk (bei: Aufbau). 

lartei- u. SA-Gerichtsbarkeit 

‚Nationalfozialiftifhe Deutſche 

Arbeiterpartei. 


Gerichtsbezirte j. Gerichte I. 














— — — 


Gerichtseinteilung ſ. Gerichte I (bei: Zuſtändigkeit). 
Serichtögebühren |. Gerichte II. 
Gerichtögliederung |. Gerichte I. 
Gerichtskoſten, Gerichtskoſtengeſetz |. Gerichte II. 


Gerichtsverfaſſung, Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
ſ. Gerichte ILI. 


Geſchäfte, durch beſondere Art der Preisſtellung 
gekennzeichnete, 
ſ. Sandel IA, Dreif 


Geſchäfts⸗ und Sjeferbedingungen, V. ü. die ber- 
bindliche Einführung bon Geichäfts- u. Lieferbe- 
dingungen (p. 8. Sept.) I 1749. 


Geſchlechtstrankheiten |. Geſundheitsweſen II. 


Schöffen, Geſchwo— 
V. v. 18. März 1924. 
V. v. 


e I (bei: Einheitspreisgeſchäfte). 


Geſchworene, Entſchädigung der 
venen u. Vertrauensperſonen, 
— Einf. im Droteftorat Böhmen u. Mäbren ( 
14. Apr. $ 2 Abjchn. II Siff. 1) I 704, 758. 
— (Einf. in den fubdetendeutfchen Gebieten (VB. vd. 
16. Jan. $1 Abſchn. IV Ziff. 1) 138. 





| 
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Geſellſchaften, Auflöjung u. Löſchung von Ge- 
ſellſchaften, ©. v. 9. Oft. 1934. — Einf. in den 
judetendeutjchen Gebieten (B. v. 28. Febr. 

Art. 1 Abſ. 1 Siff.5) 1391. 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Rechts der 
Handelsgeſellſchaften (B. v. 4. Sept.) I 169. 
j. aud) Attiengefellichaften, Genoſſenſchaf— 
ten, Gejelljhaften m. b. 5., Rapital- 
gefellihaften, Kommanditgeſellſchaften 

auf Aktien. 


Geſellſchaften m. 6. 9., Maßnahmen auf dem Gebiete 
* Rechts der Handelsgeſellſchaften (V. v. 4. Sept.) 
1694. 


ſ.auch Geſellſchaften, Kapitalgeſellſchaften. 
Geſellſchaftſtener ſ. Steuern IL FE. 
Geſundheitspäſſe ſ. Geſundheitsweſen IV. 


Geſundheitspflege, Ausübung durch Juden, 
ſ. Juden. 
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Geſundheitsweſen 
J. Ärzte 

Gebühren für die ärztliche Vorprüfung u. 
Prüfung ſowie für die Beſtallung als Arzt 
(B. v. 17. Juli) 11303. — Einf. in der Oſtmark 
(DB. v. 24. Oft.) I 209. 

Ausübung des Gnadenrechts in der Berufs- 
gerichtsbarkeit der Arzte (Exl. des Führers u. 
Reichskanzlers v. 15. Aug.) I 1447. 

Rorfchr. ü. das Erlöfchen der Beftallungen [Ap- 
probationen] jüdischer Arzte. — Teilweiſe Einf. 
der ®. v. 25. Juli 1938 in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (Wv. 5. Mai) I 880. 

Nebentätigkeit der beamteten Arzte, V. v. 

3. Mai 1938. 
— Anwendimg im Wroteftorat Böhmen u. 
Mähren (8. vd. 7. Dez. $2 Siff. 2) 1 2378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten (B. v. 
24. Dez. 81 Ziff. 3) 12489. 

Reichsärzteordnung vd. 18. Dez. 1935. 
Neufaif. des 3Abſ. 2Nr. 5 (B. v. 12. Juni) 11014. 
— Dritte Ducchf- u. Erg®. v. 17. Tan. 1938.— Aufb. 

(DB. dv. 31.Mai $ 1 Ubj. 2) I 978. 
— Vierte Durchf⸗- u. ErgV. (v. 31. Mai) I 978. 
— Fünfte Durchf- u. ErgV. [Beftallungsordnung] 

(0.17. Juli) 11273.— [Ber |(b. 15. Sept.) 11824. 
— Einf. des ©. v. 13. Dez. 1985, der Erſten Durdyf- 
u. ErgV. v. 31. März 1936 mit den AusfBeit. v. 
2, Juli 1936 Reichsminiſterialbl. S. 176], der Zwei— 
ten, Dritten u. Vierten Durchf- u. Erg®. v. 8. Mai 
1937, 17. Jan. 1938 u.31. Mai 1939 in der Dftmarf 
(DB. v. 24. Juni) I 1048, — Einf. der Fünften Durchf— 
u. Erg®. b. 17. Juli 1939 in der Oſtmark (R. v. 
24. Oft.) 1209. 
— Einf. des ©. v. 13. Dez. 195, der Erſten Durchf> 
u. Erg®. v. 31. März 1936 mit den AusfBeit. v. 
2. Juli 1936 [Reichsminifterialbl. ©. 176], der Zwei— 
ten u. Dritten Durchf- u. Erg®. v. 8. Mai 1937 u. 
17. Jan. 1938 in den ſudetendeutſchen Gebie- 
ten mit Ausnahme der von den ehemaligen dfter- 
reichiſchen Ländern Niederöſterreich u. Oberöſterreich 
verwalteten Gebietsteilen (V. v. 27. März) I 582. 
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Geſundheitsweſen (Fortſ.) 

Zahnärzte, Dentiſten, Zahntechniker: 

Gleichſtellung der Zahnärzte im bisherigen 
Reichsgebiet u. in den fudetendeutjchen 
Gebieten (B. v. 22. Febr.) I 2%. 

Vorſchr. ü. Das Erlöſchen der Beſtallungen 
ſApprobationen, Diplome] jüdiſcher Zahn— 
ärzte, Dentiſten u. Zahntechniker (V. d. 
17. Jan.) I 47. — Teilweiſe Einf. in den 
fudetendeutjchen Gebieten (B. dv. 5. Mai) 
I 880. 

B. ü. die Teilnahme an der Fafjenzahn- 
ärztlichen u. faffendentiftifchen Verſor— 
gung (v. 19. Sept.) I 1859. 

Nebentätigkeit der beamteten Zahnärzte, 
B. v. 3. Mai 1938. 

Anwendung im Vroteftorat Böhmen u. 
Mähren (8. v. 7. Dez. $2 Sit. 2) I 2378, 
2379. 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. v. 24. Dez. $1 Ziff. 3) I 2489. 
Il. Arzneimittel 
A. Im allgemeinen 

Einf. der Bel. ü. das Deutjche Arzneibud, 
6. Ausgabe 1926, u. der Bel. ü. den erſten u. zweiten 
Nachtrag v. 2. Aug. 1926 u. 9. Dez. 1933 [Deuticher 
Reichsanz. u. Preuß. Otaatsanz. 1926 Nr. 179; 
1933 Nr. 289] in der Oftmark (2. v. 20. Oft.) 
I 2066. 

Einf. der Deutjchen Arzneitage im Lande 
Öfterreih, V. v. 28. Oft. 1938. — DurchfV. 
(v. 28. Febr.) 134. 

Einf. der Deutſchen Arzneitaxe [Biff.J der Bek. 
v. 27.03.1935 — IVB 12387/4128 — ‚Minifterialdl. 
d. Reichs- u. Dreuß. Min. d. Innern 1936 ©. 28i/k] 
im Neihsgau Sudetenland (B. dv. 30. Juni) 
I 1078. — Duchi®. (v. 6. Sept.) I 1743. 

B. Im bejonderen 

Nolizeiverordnung ü. Barbiturjäureabfönm- 
linge (v. 25. Nov.) 1 2304. 

Betäubungsmittel: 

Ankündigung u. Beichriftung von Ber 
täubungsmittel enthaltenden Arzneien, V. v. 
14. Apr. 1930. — Einf. in ben judeten- 
deutijchen Gebieten (B. v. 28. Jan. $1 
Abſ. 1 Ziff. 5) ID. 

Int. Betäubungsmittelablommen b. 
13. Auli 1931. — Anwendungen, Beitritt: 









Aſcenſion Malayiſche Staaten 
Barbados verbündete und nicht 
Bermuda-Inſeln verbündete 
Britiſch-BGSuayana Paläſtina 
Fidſchi-Inſeln 


—8 St. Helena 
Infeln über dem j 


Minde (Grenada Südafritanifchellnion 
St. Vincent) Iransjordanien 








— — — — — — — — 


(Bet. v. 30. Jan.) 1120. — Ber.) Il 118. 


Einf. der Betäubungsmittelgejeh- 
gebung in ben judetendeutjchen Ge— 
bieten (®. d. 28. Jan.) 1%. 


Geſundheitsweſen (Fortſ.) 
Betäubungsmittel (Fortſ.): 


Bezugſcheine für Betäubungsmittel (V.v. 
31. Aug.) 11560. | 
— Einf. der ®. v. 20. Jan. 1935 in den 
fudetendeutjchen Gebieten (V. dv. 28. Tan. 
s 1 Abj.1 Ziff. 5) IM. 

Rortfall Der Bezugſcheinpflicht bei 
Petäubungsmitteln, V. v. 21. Sept. 1931 u. 
8. Ott. 1938. — Einf. in den judetendent- 
ſchen Gebieten (V. v. 28. Jan. $1 Abſ.1 
Ziff. ) IM. 

Einfuhr, Durchfuhr u. Ausfuhr von 
Betäubungsmitteln, V. v. 1. Apr. 1930. — 
Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 28. Jan. $1 Abſ. 1 Ziff. 4) I 90. 


Verkehr mit Kodein und Athylmorphin, 
%.v.24. Jan. 1934. — Einf. in den ſudeten— 
deutichen Gebieten (Vev. 28. Jan. $1 Abi.1 
Ziff. 10) 190. 


Int. Opiumabfommen v. 1. Febr. 1925. 
— Beitritt: 

Haiti (Bel. v. 31. Jan.) II 20. 

G. ü. den Verkehr mit Betäubungsmitteln 
(Opiumgejek). — Einf. des ©. d. 10. Dez. 1929 
in der Fäſſ. der ©. v. 22. Mai 1933, 9. Jan. 
1934 u. des 11 Nr.4 des G. v. 33. März 
1934 in den fudetendeutjchen Gebieten 
(RB. dv. 28. Jan. $1 Abi. 1 Ziff. 1) 1%. 


Unterjtellung eines weiteren Betäubungs- 
mittels (Zubereitung) unter die Beftimmungen 
des Opiumgeſetzes. — Einf. der R.0.19. Der. 
1929, 24. März 1931, 8. Juli 1932, >. Aug. 
1933 u. 8. Oft. 1938 in den judetendeutjchen 
Gebieten(B.v.28. Jan. F1Abſ. 1ſ3iff. 2) IM. 


Erhebung einer Umlage auf Beräubungs- 
mittel, V. v. 20. Febr. 1935. — Einf. in den 
fudetendeutjchen Gebieten (B. v. 28. Febr 
F1 Abſ. 1 Siff. 11) IM. 

Berarbeitung von Betäubungsmitteln, 
V. v. 20. Febr. 1935. — Einf. in den judeten- 
deutichen Gebieten (9. v. 28. Jan. $1 
Abi. 1 Ziff. 12) 190. 


Verkehr mit Beräubungsmitteln in den 
Sollausfchlüffen von Hamburg u. Cuxhaven, 
N. v. 1.Mai 1924. — Einf. in den judeten- 
deutfchen Gebieten (V. d. 28. Jan. $1 
Abſ. 1 Ziff. ) IR. 

Zulaſſung zum Verkehr mit Betäubungs— 
mitteln. — Einf. der V. v. 1. Apr. 1930 in der 
Faſſ. der V. v. 24. Tan. u. 18. Dez. 1934 in 
den fudetendeutfchen Gebieten (V. v. 
28. Jan. 81 Abſ. 1 Ziff. 3) IR. 

Verfchreiben Betäubungsmittel enthalten- 
der Arzneien u. ihre Abgabe in den Apotbefen.— 
Einf. der ®. v. 19. Dez. 1930 in der Kali. der 
V. v. 24. März 1931, 8. Juli 1932 u. 20. Mai 
1933 in den fudetendeutjhen Gebieten 


(B. v. 28. Jan. $1 Abi. 1 Ziff. 6) 10. 


III 
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Geſundheitsweſen (‚Sort}.) 


Yiolizeiverordnung ü. Die Abgabe von od u. 
ieinen Zubereitungen in ben Apotheken (d. 
13. Sept.) 11773. 


Volizeiverordnung ü. die Abgabe von Leber— 
präparaten u. anderen Arzneimitteln in den 
Apotheken (v. 7.Nov.) I 2176. 


Ill. Krankheiten 


nt. Abk. ü. den gegenjeitigen Schuß gegen das 
Denquefieber v. 15. Juli 1934. — Ratifi- 
fation: 

Bulgarien (Bet. v. 30. Dez. 1938) Il 5. 


Verhütung erbfranten Nachwuchſes, G. dv. 
14. Juli 1933. — DurchfV. (v. 31. Aug.) I 1560. 
— Einf. des G. v. 14. Juli 1933 in der Faſſ. der G. 
v. 26. Juni 1935 u. 4. Febr. 1936 nebſt AusfV. d. 
5. Des. 1933,29. Mai 1934, 25. Yebr., 18. Juli 1935, 
25. Febr. 1936, 23. Dez. 1936 u. 31. Aug. 1939 in 
der Oſtmark (B. v. 14. Nov.) I 2230. — im Reichs— 
aan Sudetenland (8. v. 15. Dez.) I 2434. 





li» 
Bekämpfung gemeingefährlider Krank— 
heiten, ©. dv. 30. Juni 1900. 
— Einf. in der Oftmart (2. v. 14. Juli) 11261. 
— Einf. in den judetendeutfhen Gebieten 
(DB. v. 21. März) I 559, 


Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten, ©.v. 
18. Febr. 1927. — Einf. mit Ausnahme des $4 
Abi. 4 Sat 2 u. 3 u. der $$ 16, 17 im NReichsgau 
Sudetenland (V. v. 31. Oft.) 12129. 


Bekämpfung der Dapageienfranfheit (Psitta- 
eosis) u. anderer übertragbarer Krankheiten, 
G. v. 3. Juli 1934, B. v. 14. Aug. 1934, 13. Dez. 1937, 
4. Nov. 1938. 

— Einf. in der Oſtmark (V. v. 14. Juli) 11261. 
— Einf. in den judetendeutfhen Gebieten (V.v. 
21. März) I 55. 


Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, 
V. v. 1. Dez. 1938. 
— Einf. in der Oſtmark (V. v. 14. Juli) 11261. 
— Einf.in den ſudetendeutſchen Gebieten (V.r. 
21. März) 1559. 


Einf. reichsrechtlicher Vorſchr. zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten in der Oftmarf 
(V. v. 14. Quli) 11261. 


Einf. reichsrechtlicher Vorſchr. zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten in den fudeten- 
deutichen Gebieten (3. v. 21. März) I 555. 


V. gegen die Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten durch die Luftfahrt v. 2. Juni 
1937. 

— Einf. in der Oſtmark (®. v. 14. Juli) 11261. 
— Einf. in den fudetendeutfchen Gebieten (V.v. 
21. März) I 500. 
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Gejundheitswejen (Fortſ.) 


IV. Sonftiges 
Apotheker: 


Beftallungsordnung für Apotheker v. 
8. Oft. 1937. — And. (V. v. 25. Sept.) 11939. 
— Einf. der Beftallungsordnung in der Oſtmark 
(B. v. 25. Sept.) 11942. — im Reichsgau 
Sudetenland (8. v. 2. Sept.) I 192. 


DB. zur Beftallungsordnung für Apo— 
thefer (V. v. 1. Sept.) I 1567. 


Ausübung des Gnadenrechts in ber 
Berufsgerichtsbarkeit der Apotheker (Eil. 
des Führers u. Reichskanzlers v. 15. Aug.) 
1 1447. 


Norichr. ü. das Erlöfchen der Bejtallungen 
|Upprobationen] jüdiſcher Apotheker (V. v. 


17. Jan.) 147. — Teilweiſe Einf. in den 
judetendeutfchen Gebieten (V. v. 5. Mai) 
1 880. 


Neichsapotheferordnung v. 
1937..u. DurchfV. v. 8. Oft. 1937. 
— Einf. im Lande Öfterreich (V. v. 27. Febr.) 
1 338, 

— Einf. in den fudetendeutjhen Gebieten 
(V. v. 4. Gebr.) 1128. 


18. Apr. 


VBerfahrensordnung für die Apotheker— 
berufsgerichte v. 8. Oft. 1937. 
— Einf. im Lande Ofterreich (V. v. 27. Febr.) 
I 338. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(DV. v. 4. Febr.) 1128. 


Schuß der Erbgeſundheit des deutjchen Volkes 

[Ehegefundheitsgejeß], ©. v. 18. Oft. 1935. — 
DurchfV. (v. 31. Aug.) I 1560. 
— Einf. des G. nebſt Durchf V. v. 29. Nov. 1935 
u. 31. Aug. 1939 in der Oftmarf (V. v. 14. Nov.) 
12230. — im Reichsgau Sudetenland (B. v. 
15. Dez.) I 2434. 


Berl. der Amtszeit der ärztlichen Mitglieder der 
Erbaefundheitsgerichte (V. v. 20. Oft.) 12092. 


Abk. ü. die Abjchaffung der Geſundheitspäſſe 
. 2. Dez. 1984. — Anwendungen: 


Bermudarijnieln 
Britiih-Gonduras 
Falkland-Inſeln 
u. Nebengebiete 
Gambia 
Gibraltar 
Goldfüfte (Kolonie) 
Sonafong 
Inſeln überdem Winde 
Grenada, St. Vincent) 
Kamerun [vorm. Deutſch— 


2 


Malayifche Staaten, 
verbündete u. nicht 
verbünDdete 

Mauritius 

Nigeria 

Nordborneo 

Sanfibar 

Sarawalf 

Sierra Veone 

Somaliland, britiſch 

Straits Settlements 


Kamerun, brit. Mandate TBanganjtla |vorm. 
aebiet] Deutſch⸗Oſtafrika, brit. 
Kenia Mandatsgebiet] 


Zeylon 


Zn —— on — — — — — — 


(Bel. v. 14. Jan.) I1 15. 
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Geſundheitsweſen (Fortſ.) 

Abk. ü. die Abſchaffung der Konſulatsſicht⸗ 
vermerke auf den Gejundheitspäffen dv. 22. Dez. 
1934. — Anwendungen: 


Bermuda⸗Inſeln Malta 
Britifh- Guayana Mauritius 


Britifch-Honduras Nigeria 
Falkland-Inſeln Nordborneo 
u. Nebengebiete Daläjtina 

Fidſchi⸗Inſeln Sanſibar 


Gambia Sarawal 
Gibraltar Seyſchellen 
Goldküſte (Kolonie) Sierra Leone 


Hongkong Somaliland, britiſch 
Inſeln über dem Winde Straits Settlements 


(Grenada, St. Vincent) TZanganjila [vorm. 
Kamerun [vorm. Deutjcy Deutſch⸗Oſtafrika, brit. 


Kamerun, brit. Mandats- Mandatsgebiet] 
gebiet] Zeylon 
Kenia Zypern 


Malayiſche Staaten, 
verbündete u. nicht 
verbũndete 


a jr 


(Bet. v. 17. Jan.) 11 16. 


Ausübung der Gefundbeitspflege durd) Juden 
j. Juden. 


Verhütung bon Gejundbeitsjhäden: 
B. ü. Blutplasma (v. 14. Sept.) I 1774. 


Unzuläffige Jufäße u. Behandlungsverfahren 
bei Fleiſch u. deſſen Jubereitungen, B 
v. 30. Oft. 1934 in der Faſſ. der V. v. 9. Mai 
u. 7. Nov. 1955. 

— Einf. im Lande Oſterreich (B. v. 23. März 
$ 1 Ziff. 7) 1572. 

—_ Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 23. März $1 Sf.) 1 573. 

Volizeiverordnung ü. den Verkehr mit 
Frühlings-Lorcheln (v. 6. Apr.) I 747, 

V. ü. nilotinarmen u. nikotinfreien Tabat 
(v. 12. Mai) 1912. 


Hebammen: 
Hebammengejeß v. 21. Dez. 1938. 
— Erſte DurchfV. (v. 3. März) I 47. 
— weite Durdyi®. (v. 13. Sept.) I 1764, 
— Dritte DurchfV. (v. 22. Sept.) 11939. 
— Vierte DurchfV. (v. 16. Dez.) I 2457. 
— Einf. des ©. u. der DurchfV. v. 3. März, 
13. Sept. u. 2. Sept. 1939 in der Oftmart 
(DB. dv. 16. Dez) 1241. — im Reichsgau 


Sudetenland (B. v. 9. Nov.) I 2180. 


Abgrenzung ber Berufstätigkeit der 
Hebammen von der Kranfenpflege (B. v. 
19. Dez.) I 2458. 


Gr, ü. die Satzung der Reihshebammen- 
ichaft v. 22. Sept. 1939 [Neichsminifterialbl. 
S. 1455]. 

— Einf. in der Oſtmark (B. v. 16. Dez.) 12441, 
— Einf. im Reihsgau Sudetenland (DB. vd. 
9, Nov.) I 2180. 


Verficherung der Hebammen 
ſ. Sozialverfiherung II, V. 








Geſundheitsweſen (Fortſ.) 


Berufsmäßige Ausübung der Heilkunde ohne 
Beſtallung [Seilpraktifergefeb] (G. v. 17. Febr.) 
1251. — Erfte Durhf®. (v. 18. Febr.) 1259. 

Impfgeſetz v. 8. Apr. 1874. 

— Einf. in der Oſtmark (2. v. 14. Juli) T 1261. 
— Einf.inden fudetendeutjhen Gebieten 
(B. v. 21. März) I 555. 


Ordnung der Krankenpflege, ©. v. 28. Sept. 
1938. — Einf. in den [udetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 24. März) 1574. 


Berufsmäßige Ausübung der Kranfenpflege 

u. Errichtung bon Krantenpflegejehulen. — 
And. der Erſten u. Zweiten ®. v. 28. Sept. 1958 
(B. v. 15. Sept.) 11823. 
— Einf. der Erften V. v. 28. Sept. 1935 u. der weiten 
u. Dritten ®. zur Ausf. u. Erg. v. 28. Sept. 1938 
in den fudetendeutjden Gebieten (B. v. 
24. März) 1574. 


Int. Abk. ü. Leichenbeförderung v. 10. Febr. 
1937. — Ratifikationen: 


— X ). nz VD, 199 
Schweiz | (Met. v. 10, Nov.) 1199 


Berufsmäßige Ausübung der Säuglings- u. 
Kinderpflege u. Errihtung don Säuglings— 
u. Kinderpflegeſchulen [Säuglings- u. Kinder- 
pflegeverordnung] Erſte V. v. 15.Nov.) 1 2239. 
(weite V. v. 15. Nov.) I 2244. 


Int. Sanitätsablommen v. 21. Juni 1926. — 
Ratifikation: 
Afghaniſtan (Vet. v. 19. Mai) II 7806. 


Int. Sanitätsablommen für die Luftfahrt v. 
12. Apr. 1933. — Anwendungen u.Ratifilation: 
Burma (Bel. v. 5. Juli) 11 954. 


Schweden (Bel. v. 2. jan.) U >. 
Zehlon (Bel. v. 15. Mär;) 11 606. 


Getränke, Befteuerung j. Steuern IVB, 


Uberwachungsſtelle für Gartenbauerzeug- 
niffe, Getränfe u. jonftige @ebensmittel 
ſ. Handel TA (bei: Reichsſtellen) 


Getreide, Getreidewirtſchaft, Verwertung bon 


Getreide zur Herjtellung von Branntwein. 
— Einf. der V. v. 26. Juni 1937 in der Faſſ. der 
V. v. 20. Juli 1938 in der Oftmark u. im Neihögau 
Sudetenland (B.v.22.Nov.) 1 2291. 


Sicherftellung des Brotgetreidebedarfs. — 
Einf. der DB. v. 22. Juli 1937 in der Oſtmark 


u. im Reichsgau Sudetenland (B. d. 22. Nov.) . 


I 2291. 


Einlagerung von Getreide durch die Deutſche 
Setreide-Handels-Gejellichaft, V. v. 11. Mai 
1931. — Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 11.Mai $1 Abi. 1 Ziff.3) 1909. 
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Getreide, Getreidewirtichaft (Forti.) 

Ermächtigung des Neich&minifters ber Finanzen, 
zur Ordnung des Marktes für Getreide, Hülſen— 
jrüchte u. Futtermittel Garantien bis zum 
Höchſtbetrage von 300 Millionen RM zu ber 
nehmen (©. v. 31. März 54 Abi.2e) II 613. 

Ermächtigung des Reichsminiſters der Finanzen, 
zur Ordnung des Marktes für Getreide, Hüljen- 
Früchte u. Futtermittel weitere Garantien bi8 
zum Höchjtbetrage von 200 Millionen RM zu 
übernehmen (2. vd. 1. Sept.) I 1566. 


Randbeichaffung für den Bau reichseigener 
Getreidelagerhallen u.Speicher (B.v 18. Febr.) 
I 277. 

Regelung der Getreidepreife im Wirtſchafts— 
jahr 1938/39. — And. der V.v. 29. Juni, 23. Dez. 
1938 (8.0.27. Febr.) 1339. (B. v. 28. Febr.) 1351. 
(B. dv. 30. Juni) 11101. — Weitere And.u.Regelung 
der Getreidepreife im Wirtſchaftsjahr 1939/40 (B. v. 
30. juni) 11102. 

Regelung der Getreidepre iſe imMWirtichafts- 
jabr 1938/39 in den judetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 27. Febr.) 1339. 

V. zur Ordnung ber Getreidewirtſchaft 
v. 10. Juli 1935. — And. u. Erg. (V. d. 27. Febr. 
Art. 2) I 339, 340. (V. v. 28. Febr.) 1351. (2. v. 
30. Juni) 11101. (2. v. 30. uni) 11102. 
— Feilweiie Einf. der V. v. 10. Juli 1935 nebjt 
And. v. 10. Juli 1936, 26. Juni 1937, 11. Febr. 
29. Juni, 7. Juli u. 23. Dez: 1938 in den judeten- 
deutichen Gebieten (V.v. 27. Febr. Art. 1) 1339. 

Einf. von getreidewirtſchaftlichen Vor— 
ſchriften in der Oſtmark u. im Reichsgau 
Sudetenland (B. v. 22.Nov.) 12291. 

Vermahlung von Inlandweizen. — Aufh. des 
G. v. 4. Juli 1929 in der Faſſ. des G. v. 24. Auli 
1930 u. der DurchfV. v. 20. Juli 1929 in der Fall. 
der ©. d. 29. Juli 1930 (6. v. 25. März) 1 580. 

Uberprüfung von Lohndreſch betrieben, V.eb. 
96.Mai 1997. — Einf. in der Oſtmark u. im 
Reichsgau Sudetenland (B. v. 22. Nov.) 12291. 

Vorſchr. ü. das Verfütterun gsverbotfürBrot— 
getreide, V. v. 22. Juli 1937. — Einf. in der Oſt— 
mark u. im Reichsgau Sudetenland (PB. v. 
9,Nov.) I 2291. 

j. auch Öffentliche Bewirtichaftung. 


Getreide-Handels-Geſellſchaft m. b. H. Deutiche, 
ſ. Getreide. 
Getreidelagerhallen, Landbeſchaffung für den Bau, 
i, Getreide, Landbeſchaffung, Vierjahres— 
plan. 


Getreidepreiſe ſ. Getreide, Preiſe I. 
Gewährzeichen ſ. Gewerblicher Rechtsſchutz IC 
(bei: Marenzeichengejeh). 


Gewäjjeritreden, AUngliederung an preußiihe u. 
thüringiſche Fiſchereigenoſſenſchaften, 
ſ. Fiſcherei, Staatsverträge II. 


Gewaltverbrecher ſ. Strafrecht ILL 
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Gewebe, Schuß der Parteiuniformen, Gewebe u. 
Abzeichen, 
j. Uniformen. 


Gewerbe 
ſ. Gewerbebetriebe, Stadthaufiergewerbe, 
MWandergemwerbe. 


Sewerbeanfjicht, Geiverbeaufjichtsämter, V. ü. den 
Arbeitsſchutz u. die Gewerbeaufſicht. [Errichtung 
von Gewerbeauffichtsämtern] in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (V. v. 15. Febr.) I 218. — DurchfV. 
(v. 6. Juni) I 1008. 


Gewerbebetriebe 
I. Sm allgemeinen 


Betriebe u. Zweigniederlaffungen auslän diſcher 
Unternehmungen in den fudeten deutſchen 
Gebieten (®. vd. 20. Jan.) 157. 


Einbeitsbewertung der gewerblichen Betriebe 
I. Steuern I (bei: Bewertung), Steuern IIO. 


Jüdiſche Gewerbebetriebe j. Juden. 
V. ü. den Ladenſchluß (v. 21. Dez.) I 2471. 


Vorſchr. ü. den Ladenjhluß am 24. Dez., V. v. 
30. Apr. 1938. — Einf. in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (B. v. 31. Jan. $1) 1154. 


Einf. von Urlaubskarten u. Urlaubsmarfen 
im Baugewerbe, V. v. 20. Mai 1936. — Erg. 
(B. dv. 28. Apr.) 1870. 

— Einf. der V. v. 20. Mai 1936 in der Faſſ. Der 
V. dv. 28. Apr. 1939 in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (G. v. W. Mai $ 2 Siff. 4) I 97. 

Vertrieb von Urlaubsflarten u. Urlaub3-» 
marken ſowie Auszahlung bon Urlaubsgeld, 
R. dv. 20. Juni 1936 in der Faſſ. der V. v. 31. Tan. 
1938. 

—_ Einf. im Lande Öfterreich (2. v. 28. Jebr.) 
I 368. 

— Einf. in ben ſudetendeutſchen Gebieten 
(V. v. 27. Apr.) I 848. 

Pfändungsſchutz für Urlaubskarten, Urlaubs— 
marken u. Urlaubsgeld im Baugewerbe u. in 
den Baunebengewerben, V. v. 31. Aug. 1936. 

— Einf. in der Oſtmark (B. d. 4.Mai) I 891. 
— Einf. im Neichsgau Sudetenland (B. d. 
28. Juli) I 1328. 

Rerfauf von Waren aus Automaten [aren- 
automaten], ©. v. 6. Juli 1934 in der Fall. des 
$. v. 30. Apr. 1938 u. Ausf®. v. 14. Aug. 1934 u. 
29, Aug. 1936. 

—_ Einf. im Lande Öfterreich (V. v. 7. Febr. $1 
Ziff. 7, 8,9) 1 159. 
— Eimf. in den judetendeutichen Gebieten 
(B. b. 21. Juni $1 Siff. 8, 9, 10) I 1058. 
1. auch Arbeitszeit, Sandwerk, Jugendliche, 
Lohn. 
II. Im befonderen 

Verpachtung u. Verwaltung öffentl. Apotbefen, 
G. v. 13. Dez. 1935 u. Durchf V. v. 26. März 1936. 
— Einf. im Sande Öfterreich (9. v. 27. Febr.) 
I 338. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 6. Febr.) 1155. 
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Gewerbebetriebe (Fortſ.) 


Befeitigung von Mipftänden im Ausfunfts- u. 
Detektingewerbe (©. v. 1. yebr.) I 266. — Erite 
DurchfV. (v. 20. Febr.) 1277. 


Violizeiverordnung ü. den Vreisaushang in Räu- 
men, die der gewerblichen Sremdenbeberbergung 
dienen (v. 1. Juni) 1990. 


B.ü. Glashütten, Glasjcyleifereien, Glasäßereien, 
Glasmalereien, Glashafenfabrifen u. verwandte Be- 
triebe [Glashüttenverordnung] d.23. Dez. 199. 
— Einf. des Erften bis Vierten u. des Sechſten 
Abſchn. in der Oftmarf (DB. v. 31. Juli) 11367. 
— Einf. des Fünften Abſchn. u. des $ 20 Abj. 1 
Sat 2 in den ſudeten deutſchen Gebieten W. d. 
15. Apr.) I 914. 

Überprüfung von Lohndreſchbetrieben, V. d. 
96. Mai 1937. — Einf. in der Oftmarf u. im 
Reichsgau Sudetenland (V. v. 22. Nov.) 12291. 


Bi. Magnefiumlegierungen v. 8. März 1938 
u.Sicherbeitsvorichriften für Magneſ iumlegierungen 
v. 28. Juli 1938 [Deuticher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 180, 189]. 


— Einf. in der Oſtmark (V. v. 6. uni) I 1006. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B.v. 13. März) I 550. 

Zulaſſung von Miichfuttermittel heritellen- 
den Betrieben, V. v. 22. Dez. 1937. 
— Einf. in der Oftmarfu. im Reichsgau Sudeten- 
land (8. v. 15. Dez.) 1 240. 


Ausübung der Reifevermittlung, ©.v. 26. Jan. 
1937. — Zweite DurchfV. (v. 8. Mai) I 8%. 


Herftellung, Verpadung, Lagerung u. Einfubr von 
Thomasmehl, 3. v. 30. Jan., 30. Sept. 1931. 
— Einf. in der Oſtmark (B. v. 9. Nov.) I 2263. 
— Einf, in den ſudetendeutſchen Gebieten (V.ev. 
19. Mai) 1958. 


Gewerbegerichte, And. des aewerbegerichtlichen Ver— 
fahrens in der Oftmarf (V. v. 19. Dez.) I 2452. 


Gewerbeordnung, Durchf. des $ D6a Abi. 1 Ziff. 5, 
N. dv. 28. Der. 1938. — [Ber.] (v. 16. Jan.) I 50. 
— nd. des $ 16 Abſ. 2 (W. v. 1. Febr. $ 14) I 187, 
189. — Außerkrafttr. des $ 56a Abj. 1 Nr. 1 u. des 
$ 148 Abſ. 1 Nr. Ta, joweit fie ſich auf die Aus— 
übung der Heiltunde beziehen (©. d. 17. Febr. $ 8) 
1251, 252. — Vorl. Außerkrafttr. des $ 1208 
(B. 0.1. Sept. $ 4 bj. 1) 1 1683, 1684. — And. der 
88 57, 60, 61, 63 (B. d. 6. Nov. Art. II) 12168. 
— Einf. des ErgG. [Verkauf von baren aus ſelbſt— 
tätigen Verkaufseinrichtungen (Warenautomaten)] 
v. 6. Juli 1934 in der Faſſ. des &. v. 30. Apr. 
1938 nebſt AusfV. v. 14. Aug. 1934, 22. Aug. 
1936 im Lande Öfterreih (B. v. 7. Febr. $ 1 
Diff. 7, 8, 9) I155. — in den fudeten deutſchen 
Gebieten (B. v. 21. Juni $ 1 Siff. 8, 9, 10)I 1058. 
— Einf. der $$ 24, 25 u. 147 (die SS 25, 147, joweit 
fie fich auf Dampfkeſſel u. fonftige überwachungs— 
pflichtige Anlagen beziehen) in der Fall. der ®. v. 
30. Aug. 1937 in der Oſtmark (B. d. 26. Juli) 
I 1323. — in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 5. Juni) 1992. 
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Gewerbeordnung (Fortſ.) 
— Einf. der $$ 39, 77 in der Fall. des Art. 1 des 
G. v. 13. Apr. 1935 fowie Einf. des Akt. 2 dieſes 
G. im Reihsgau Sudetenland u. in den in die 
Länder Vreußen und Bayern eimgegliederten 
fudetendeutjchen Gebietsteilen (B. dv. 5. Aug. 
Art. I Siff. 1a) I 1430. 

Sewerbeitener j. Steuern IV B. 


Gewerbliche Erzeugniſſe, Verbrauch sregelung, 
f. Lebenswichtiger Bedarf. 

Gewerbliche Wirtjehaft j. Wirtſchaft. 
Förderung der gewerblichen Wirtjchaft durch 
Übernahme von Garantien 

ſ. Finanzweſen. 


Gewerblicher Rechtsſchutz 


I. Snlandsverkehr 
A. Allgemeines 

B.ü. den gewerblichen Rechtsichuß im Gebiet der bis— 
herigen Freien Stadt Dan zig (V. v. 16.Nov.) 12253. 

V. ü. den gewerblichen Rechtsſchutz in den in die 
Länder Preußen u. Bayern u. in die Reichsgaue Nieder— 
donau u. Oberdonau eingegliederten Teilen der ehe— 
mals ſudetendeutſchen Gebiete (v.4.Aug.) 11348. 

B. Batente 

Patentgeſetz v. 5. Mai 1936. — Vorl. And. (V.v. 
1. Sept.) II 958. 

VDatentamtliche Gebühren, G. v. 5. Mai 
1936. — Vorl. And. (B. v. 1. Sept.) II 98. 

Vereinfachung der Vatentanwaltsprüfung 
für zur Wehrmacht einberufene Anwärter (B. vd. 
11. Dez.) 1 23%. 

Mafnabmen auf dem Gebiete des Vatent-, 
Gebraubsmufter- u. Marenzeiben- 
rechts (B. v. 1. Sept.) II 958. 

Mafnahmen auf dem Gebiete des Vatent-uMar- 
fenrechts in der Oſtmark (B.v. 20. Sept.) 11862. 

C. Sonjtiges gewerbliches Eigentum 

Gebrauhsmuftergejeß v. 5. Mai 1936. — 
Vorl. And. (W. v.1. Sept.) Il 958. 

Mafnahmen auf dem Gebiete des Gebrauchs— 
muſterrechts (V.v. 1. Sept.) II 958. 

Mafnahmen auf dem Gebiete des Marken— 
rechts in der Oſtmark (V. v. 20. Sept.) I 1862. 

Warenzeichengeſetz v. 5. Mai 1936. — Vorl. 
And. (VW. v.1. Sept.) II 908. 

— Bel. zum Marenzeichengeleb ü. ein amtliches 
Gewährzeichen (v. 28. Juli) II 949. 

Mafnahmen auf dem Gebiete des Waren— 
zeichenrechts (B. v. J. Sept.) II 98. 

MWarenzeihenihuß für Rabeltennfäden (8. v. 
29, Nov.) II 1008. 

Il. Auslandsverkehr 

Rev. Madrider AbE. ü. die int. Negiftrierung bon 
Fabrik- oder Handelsmarken v. 14. Apr. 1891, 
2. Juni 1934. — nkrafttr. (Bek. v. 5. Juli) II 934. 
— Beitritte: 

— “ von Tanger) (Del. v. 5. Juli) u 334. 


Belgien } (Bet, v. 17. Nov.) II 1004. 


—VVV 


140-1 
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Gewerblider Rechtsſchutz (Fortſ.) 
Rev. Pariſer Verbandsübkft. zum Schutze des 
gewerblichen Eigentums v. 20.März 1883, 
2. Juni 1934. — Beitritte: 


Frankreich *— 
Marokko (Zone von Zange) } (Be, v. 5. Juli) II 934. 


Belgien 
' (Bet. v. 17. No.) II 1004. 
Rev. Madrider Abt. ü. die Unterdrüdung faljcher 
erfunftsangaben auf Waren v. 14. Apr. 1891, 
Juni 1934. — Beitritte: 
sranfreid : ; — 
Marokko (ZDone von Tanger) (Bet. v. 5. Juli) II 934. 
Schweiz (Bel. v. 17. Nov.) II 1004. 
Red. Haager Abk. ü. die int. Hinterlegung gewerb- 
licher Mufter oder Modelle v. 6.Nov. 1935, 
2. Juni 1934. — Inkrafttr. (Bel. v. 5. Juli) II 934. 
— Beitritte: 

Frankreich 

M arokko (Zone von Tanger) 


Belgien 1 F 
Schweiz | — 17. Nov.) II 1004. 


IS 15 


\ (Bet. v. 5. Juli) IT 934. 


IN. Ausſtellungsſchutz 

Schuß von Erfindungen, Muften u. Waren- 
zeichen auf Ausftellungen, Mefien in: 
Bad Krenznach: 

Sweite Neichstagung des Deutjchen Weinbaues 
(Bef. dv. 22. Juni) I 848. 

Berlin: 

Ausftellung von chirurgiſchen Inftrumenten 
u. Apparaten, ärztlichen Bedarfsartifeln u. 
Operations-Mobiliar (Bel. v. 24. Rebr.) II 215. 

Fachſchau für das Gaftftätten- u. Beherber- 
gungsgewerbe (Bel. v. 24. Jan.) IT 18. 

16. Große Deutihe Rundfunf-Ausftellung 
Berlin 1939 (Bef. dv. 24. Jan.) II 18. 

Fachſchau zur Belämpfung der Tuberkulose 
(Bef. v. 14. Aug.) II 960. 

Breslau: 
Yandmaldinenmarft (Bef. v. 13. Jan.) II 15. 


Breslauer Meffe (Bef. v. 13. Jan.) II 15. 


Frantfurt (Main): 

IX. Ausftellung für chemifches Apparateweien 
(Bef. dv. 11. Aug.) TI 953. 
Köln: 

Frühjahrsmeſſe (Bek. v. 15. März) II 606. 

11. Weſtdeutſche Fachſchau für das Gaftjtätten- 
u. Beherbergungsgemwerbe (Bel. v. 15. März) 
Il 606. 

Kölner Herbſtmeſſe (Bel. v. 15. März) II 606. 
tönigsberg (Ur): 

27. Deutiche Oſtmeſſe (Bel. v. 10, Mai) II 785. 

28. Deutiche Oſtmeſſe (Bel. v. 5. Dez.) II 1018. 
Leipzig: 

Baumejje (Bel. v. 2. Sept.) II 962, 

Leipziger Frühjahrsmeſſe 140 (Bel. v. 
2. Sept.) II 962. 
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Gewerblicher Rechtsſchutz (Fortſ.) 
nr R?eiger Herbſtmeſſe 1939 (Bel. v. 7. Juli) 


Muſtermeſſe (Bel. v. 2. Sept.) II 962. 
Große Tehnifche Meſſe (Bel. v. 2. Sept.) 
II 962, 


5.Reihsnährftandsausftellung (Bel. v. 
15. Febr.) IT 123. 
Reichenberg: 

1. Sudetendeutſche Rundfunt- u. Fernſeh⸗Rund⸗ 
funfausftellung (Bef. v. 21. Sept.) TI 967. 
Wien: 

Frühjahrsmeſſe (Bel. v. 28. Febr.) II 216. 

Herbſtmeſſe (Be. v. 28. Febr.) II 216. 
Wiesbaden: 

Fachausſtellung medizinifcher Apparate u. 
Inftrumente (Bef. v. 26. Jan.) II 18. 


Fachausſtellung medizinifcher Apparate u. 
Inftrumente für Mund- u. Kieferorthopädie 
(Bel. dv. 5. Apr.) II 649. 


Ausstellung »Wille und Tate (Bel. v. 1. Aug.) 
II 949. | 


Gewerbliches Eigentum 
ſ. Gewerblicher Redtsfhuß IC, II, 
Staatsverträge IJ. 


Gewerkſchaften 
Gewinnverteilung bei Kapitalgeſellſchaften 
IAnleiheſtockgeſetz) 
ſ. Kapitalgeſellſchaften. 
Ummandlung von Kapitalgeſellſchaften 
ſ. Kapitalgeſellſchaften. 


Gewicht ſ. Maß u. Gewicht. 


Gewichtsangabe bei 
ſ. Markenwaren. 


Gewohnheitsverbrecher ſ. Strafrecht III. 
Gewürze ſ. Offentliche Bewirtſchaftung 


(bei: Brotaufſtrichmittel). 
Sibraltar ſ. Kolonien TA2, 


Sirokajjen, Girvverbände, Girozentralen, Kommu— 
nalfredit der Spar- u. Girofaffen u. der kommu— 
nalen Kreditanftalten (©. v. 7. Juni) I 986. 


V. ü. Spar- u. Girokaſſen fowie fommunale 
Giroverbände u. kommunale Kreditinftitute 
v. 5. Aug. 1931. — And. (G. v. 7. Juni) I 986. 

Vorſchr. ü. Spar- u. Girokaſſen, kommunale 
Kreditinſtitute u. Giroberbände ſowie Giro— 
zentralen, V. v. 6. Okt. 1931 Fünfter Teil Kap. I. 
— Yußerkrafttr. des Art.5 in der Faſſ. des ©. v. 
13. Dez. 1934 u. 9. Dez. 1937 (8. v.5. Dez. $ 3 
Ziff. 1) 1 2413. 

Glasäßereien, Glashajenjabriten, Glashütten, 

Glasmalereien, Glasſchleifereien 


ſ. Arbeitszeit II, Gewerbebetriebe II, 
Jugendliche. 


Markenwaren 
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Gliederung 
j. Memelland IB3, Oftgebiete A, 
Sudetendeutjche Gebiete ufw. TA. 


Gnadenerlajie 
ſ. Dienftftrafrecht, Rechtsanwälte ufw.; 
Strafrecht III, Wehrmachtſtrafrecht. 


Gnadenrecht in der Berufsgerichtöbarkeit der Ärzte, 
Apotheker, Tierärzte 
f. Gefundheitswejenl, IV, Veterinärweſen. 


Golddistontbant ſ. Bankweſen V. 
Goldküfte ſ. Rolonien TA2. 


Gotenhajen, Erl. des Führers u. Obersten Befehls— 
babers der Wehrmacht ü. die Erklärung von Goten- 
bafen zum Reichskriegshafen (v. 28. Nov.) I 2341. 

Sicherſtellung der für die Einrichtung des Reichs- 
friegshafens Gotenbafen notwendigen Anlagen 
(B. dv. 21. Dez.) I 2475. 


Gottmadingen |. Grenzwejen IIB3, 
Gräjerfredite j. Kreditwejen, Saataut. 


Graz, Städtebaulide Maßnahmen in der Stadt 
Graz (Erl. des Führers u. Reichsfanzlers v. 17. Febr.) 
I 265. 


Grenada ſ. Kolonien IA2 (kei: Infeln über dem Winde), 
Grenzübertritt |. Grenzweſen I (bei: Paßvorſchriften). 


Grenzverkehr, Grenzverkehrsabkommen 
ſ. Grenzweſen. 


Grenzweſen 
I. Im allgemeinen 
Grenzzonenverordnung (v. 2. Sept.) 11578. 
And. (W. dv. 30. Oft.) I 2114. 


Paßtechniſche Behandlung der im Grenz 
verkehr tätigen Beamten u. Angeftellten, Bel. v. 
1. juni 1932. — Anwendung im VDroteftorat 
Böhmen u. Mähren (8. v.10.Nov. 84 Abf. 1) 
11739, 1740. 


Paßvorſchriften für den Heinen Grenzverkehr, 
Ausflugsverkehr u. beim Grenzübertritt, Bel. v. 
7, Juni 1932. Anwendung im Vroteftorat 
Böhmen u. Mähren u. vorl. And. der Bek. 
(B. v. 10.Nov. $4 Abi. 1, Abſ. 2e, d, e) 11739, 
1740. 


Sicherung der Reichsgrenze, ©. v. 9. März 
1937. — And. der Erften DurchfV. dv. 17. Aug. 1937 
(V. v. 27. Tebr.) I 356. 

— Einf. des ©. v. 9. März 1937 im Vrotektorat 
Böhmen u. Mähren (VB. vd. 22. Sept.) I 1871. — 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
(B. v. 10.Nov.) 12178. — in den fudeten- 
deutfchen Gebieten (B. v. 17. Febr.) I 257. 

— Einf. der Erſten DurchfV. v. 17. Aug. 1937 in 
der Faſſ. der V. v. 27. Febr, 1939 im Lande 
Oſterreich (B. v. 27. Febr.) I 354. — in den 
judetendeutjhen Gebieten (3. v. 27. Febr.) 

35. 


Sicherung der Reichögrenze am Oberrhein 
(3. v. 31. Aug.) I 1562. 


Reichsgeſetzbl. 1939 
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Srenzivejen (Fortf.) 

Verbot des Aufenthalts aktiver Angehöriger einer 
ausländischen Wehrmacht in den Sperrgebieten, 
V. d. 30. Juli 1938. — And. (VB. v. 19, Febr.) 1280. 
— [Ber.] (0.4. März) I 427. — And. (Smweite V.v. 
30. Juni) 11086. (Dritte B.v.12. Sept.) 11760, 


I. 3m befonderen 
A, Sunerdentjche Grenzen 
®. ü. Groß-Hamburg u. andere Gebiets- 
bereinigungen vd. 26, Jan. 1937. 
Siebente Durchf V. (v. 26. Mai) I 961. 


— Achte DurchfV. (v. 4. Aug.) I 1347. 
— Neunte DurchfV. (v. 2, Sept.) I 1663. 


Gebietsveränderungen im Lande Oſterreich, 
G. v. 1. Oft. 1938. — Aufb. der Zweiten DurchfV. 
v. 5. Oft. 1938 (R. v. 27. Mai 86) I 971, 973. 

Gliederung der Oftgebiete (Erl. des Führers u. 
Reichsfanzlers v. 8. Oft.) 12042. — Inkrafttr. 
(Erl. des Führers u. Reichskanzlers v. 20. Oft.) 
I 2057. — ind. (Erl. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 2. Nov.) 12135. 

Öliederung derfudetendeutfchben Gebiete 
(©. v. 25. März) I 745. 

— Erſte DurchfV. (v. 15. Apr.) T 764. 
— Zweite DurchfV. (v. 4. Aug.) I 1348. 





B, Grenzen zwiſchen dem Dentjchen Reid 
und den Nachbaritanten 


I. Deutsch-litauische Grenz: 


Abk. ü. den Heinen Grenzverfehr (Grenzverkehrs— 
abE.] v. 5. Aug. 1936. — Außerkrafttr. u. vorl. An- 
wendung eines neuen AbE. v. 20. Mai 1939 (B. v. 
26. Mai) IT 789. 


2. Deutsch-niederländische Grenz: 


Vertr. ü. die Feſtſetzung einer Betriebsgrenze für 
die auf beiden Seiten der Grenze an der Wurm 
liegenden Steinfohlenberawerfe v. 17. Mai 1939, — 
Nat. (Be. v. 16. Dez.) II 1019. 


3. Deutsch-schieizerische Grenze 


Abk. ü. die Verlegung der Grenze zwijchen dem 
Stadtkreis Konftanz u. dem Kanton Thurgau 
vb. 21. Sept. 1938 (Be. v. 6. San.) IT 9. — Rat. 
(Bek. v. 14. Mai) II 785. — DurchfG. (v. 13. Apr.) 
II 645. 


Abk. ü. Die Verlegung der Grenze an den Straßen 
Jeftetten-Neubaufen, Erzingen-Meisweil, Gott- 
madingen-Buch, Lottitetten-Nüdlingen v. 22. Sept. 
1938 (Bel. d. 6. Jan.) II 9. — Rat. (Bel. v. 14. Mai) 
II 785. — DurchfG. (v. 13. Apr.) II 645. 


j. auch Gebietsaustaufd. 
Grenzzonenderordnung ſ. Grenzweſen I. 


Griechenland, Sandels- u. Schiffahrtsvertran 
v. 24. März 1928. — Vereinb. v. 1. Oft. 1938 ü 
die And. des Vertr., V. v. 24. Oft, 1938. — Wat. 
(Bel. d. 25. Juli) II 941. — Vorl. Anwendung einer 


zweiten Vereinb. dv. 26. Aug. 1939 ü. die And, des 


Vertr. (V. v. 2. Oft.) IT 983. 
12 
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Grundbuch (Fortſ.) 


Griechenland (Fortſ.) 


nt. Abk. zur Vereinheitlichung der Methoden für 
die Entnahme von Vroben u. die Unterfuhung von 
Käſe dv. 26. Apr. 1934. — Nat. (Bel. v. 7. Juli) 
II 936. 


Abk. ü. die gegenfeitige Rechts hilfe in Angelegen- 
heiten des bürgerlichen u. Handels-Nechts v. 11.Mai 
1938. — Nat. (Bel. v. 28. Juni) II 848. — Ausf®. 
(v. 31. Mai) II 847. 


Beſt. it. die »Techniſche Einheit im Eijen- 
bahnweſen« (Bel. v. 30. Juni) II 912, 


Abk. ü. die Sablungen aus dem Warenverfehr 
[Berrehnungsabfommen] v. 24. Sept. 1937. 
— Vorl. Anwendung eines Erften Sufatabf. v. 
26. Aug. 1939 (8. v. 29. Sept.) II 982. — Rereinb. 
v. 14. Apr. 1938 ü. die Überleitung des öfterreichifch- 
ariechiichen Verrechnungsverkehrs in das deutſch— 
griechische Verrechnungsabf., V. dv. 18. Mai 1938. — 
Nat. (Bek. v. 31. Juli) II 949. 


Großbritannien, Übkit.v.1. März 1939 ü. den Eintritt 
Deutichlandse in die Europäiſche Donau- 
fommiffion u. ü.den Beitr. Deutichlands u. Italiens 
zur Wereinb. v. 18. Aua. 1938 ü. die Ausdehnung 
der Befugnifje der Europäifchen Donaufommilfion 
u. ü. die And. diefer Vereinb. — Rat der Übfft. 
u. der Vereinb. (Bek. v. 15. Mai) II 766. — [Ber.] 
(v. 5. Juni) II 824. 


Abk. ü. den Nechtöverfehr v. 20. März 1928. 
— Anwendung im Lande Ofterreich (Bel, v. 
11. Jan.) IL 7. 

— Ausdehnung des Geltungsbereichs des Abk. auf 
die Kolonie Aden (Bek. v. 17. Juli) II 940. 


Anmeldung des im Gebiet des Großdeutfchen 
Reichs befindlichen britischen Vermögens (8. v. 
3.Nov.) 12141. 

Prot. v. 24. Juni 1938 zur And. u. Era. des Abt. 
zur Regelung des Walfangs v. 8. Juni 1937. — 
Nat. (Be. dv. 8. Febr.) II 118. 


Grogdenticher Reichſtag ſ. Neichätag. 
Großeiſeninduſtrie |. Arbeitszeit IL. 
Grog: Hamburg ſ. Samburg. 
Grundbeſitz j. Grundſtücke. 


Grundbuch, Grundbuchordnung, Bek. v. 5. Aug. 1935. 

— Inkrafttr. des ©. v. 31. Oft. 1938 zur Era. des 
810 im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B.v.5. Dez. $3 Siff. 2) 1 2375. 
— Inkrafttr. der Grundbuchordnung in der Faſſ. 
der Bel. v. 5. Aug. 1935 u. Inkrafttr. der Ausf®. 
v. 8. Aug. 1935 u. der Allg. Verfügung ü. die Ein- 
richtung u. Führung des Grundbuchs (Grundbuch- 
verfügung) dv. 8. Aug. 1935 [Reichsminifterialbi. 
S. 637] nebft Erg-, Ausf- u. Durchf Vorſchr. in den 
Gemeinden Jungholz u. Mittelberg (B. v. 
27.Nov. $1 Ziff. 4) I 2309. 

V. ü. Auflaſſungen, landesrechtliche Ge- 
bühren u, Mündelſicherheit v. 11. Mai 1934. 
— Inkrafttr. des Art. 1 in den Gemeinden Jungholz 
u. Mittelberg (8.0.27. Nov. $ 1Siff. 7) I 2309. 
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Bücerlihe Anmerkung der Rangordnung 
für eine beabfichtigte Veräußerung oder Löfchung 
in der Oftmarf, den bayerifchen Gemeinden 
Jungbolz u. Mittelberg, dem Neichsgau Su- 
detenland u. den in die Länder Dreufen u. 
Bayern eingegliederten Teilen der judetendeut- 
Ichen Gebiete (8. v. 7.Nov.) I 2174. 


Vorſchr. ü. die Eintragung des Erbbaurechts 
in das Grundbuch, V.v. 15. Jan.1919.— Intrafttr. 
in den Gemeinden Jungbolz u. Mittelberg 
(V. 9.27. Nov. $1 Ziff. 1) I 2309. 


Wiederherſtellung eines abhanden gelommenen 
Grundbuchhefts des Grundbuchamts Langen- 
argen (V. v. 23. Febr.) I 422. 


V. über die Verwahrung von Grundbud- 
unterlagen in der Oftmarl, im Reichsgau 
Sudetenland, in den in die Länder Dreußen u. 
Bayern eingegliederten Teilen der fjudeten- 
deutichen Gebiete jowie in den Gemeinden 
Jungbolz u. Mittelberg (v. 25. Sept.) I 1936. 


Löſchung dinglicher Jagdredhte in den Grund: 


büchern des Landes DOfterreidy (V. v. 15. Febr.) 
I 421. 


Grundeigentum, Beſchränkung von Grundeigen- 


tum aus Gründen der Reichöverteidiaung [Schuß- 
bereichgejeß], ©. v. 24. Jan. 1935. — Zweite 
Durchf VB. (v. 11. Oft.) I 2066. 

— Einf. de8 ©. dv. 24. Jan. 1935 u. der Erften 
Durch. v. 19. Sept. 1935 im Gebiet der bisherigen 
freien Stadt Danzig (3. v. 13. Oft. $1 Siff. 12) 
1 2030. — in den judetendeutjchen Gebieten 
(B. dv. 21. Febr. $1 Siff. 10) I 287. 


Enteignung von Grundeigentum 
j. Enteignung. 


Grumditener j. Steuern IVB. 
Grundſtücke, V. ü. Auflafjungen, landesrecht— 


liche Gebühren u. Mündelſicherheit v. 11. Mai 
1934. — Inkrafttr. des Urt. 1 in den Gemeinden 
Jungbolz u. Mittelberg (B. v. 27. Nov. 81 
Ziff. ) 12309. 


Schätzung des Kulturbodens Bodenſchätzungs— 
geſetz), ©. v. 16. Okt. 1934 u. DurhfBeft. v. 12. Febr. 
1935. 

— Einf. in der Oſtmark GG. v. 26. Juni $ 11) 
T 1061, 1062. 

— Einf. im Reichsgau Sudetenland (V. v. 
26. Sept. $9) 11993, 1994. 


Erbbauredyt. — Inkrafttr. der ®. v. 15. Jan. 
1919 in den Gemeinden Jungbolz u. Mittelberg 
(B.v.27.Nov. $1 Siff. 1) 12309. 


Kleingarten- u. Kleinpadtlandordnung 
v. 31. Inli 1919 u. Erg®. v. 26. Juni 1935. 
— Einf. im Lande Oſterreich (B. v. 28. Febr. 81 
Siff.2,5) 1345. 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(V. v. 6. Mai $1 Siff. 14, 17) 1958. 
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Grumdjtüde (Fortſ.) 


Schuß gefährdeten landwirtſchaftlichen 
Grundbeſitzes im Reichsgau Sudetenland 
(Sweite V. v. 9. Okt.) I 2013. 


Verkehr mit Grumdftüden auf Grund des ©. ii. 

die Sicherung der Reichsgrenze, ®. vd. 17. Aug. 
1937. — And. (V. v. 27. Febr.) I 356. 
— Einf. der ®. v. 17. Aug. 1937 in der Faſſ. der 
DB. v. 27. Febr. 1939 im Lande Öfterreih (9. v. 
27. Febr.) 1 354. — in den judetendeutichen 
Gebieten (8. v. 27. Febr.) I 355. 


Neichsumlegungsordnung vd. 16. Juni 1937 
u. Erſte V. v. 27. Apr. 1938. 
— Einf. im Lande Öfterreich (VB. v. 28. Febr.) 
1 379. 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
er V. v. 8. Febr.) 1164. (Iweite V. v. 24. Juli) 
1343, 


Einf. des Reichsumlegungsrechts im Lande 
Ofterreich (WB. v. 28, Febr.) I 379. 


Einf. des NReihsumlegungsrehts in den 
judetendeutjchen Gebieten (Bev. 8. Febr.) I 164. 
(Zweite B. v. 24. Juli) I 1343. 


Grumdbefiß der ruſſiſch-orthodoxen Kirche 
in Deutjchland, ©. v. 25. Febr. 1938. — Erſte 
DurchfV. [Einf. des ©. in den fudetendeutichen 
Gebieten] (v. 5. Mai) I 879. 


Umlegungsgejeb v. 26. Juni 1936. 
— Einf. im Lande Ofterreih (8. v. 28. Febr.) 
1 379. 
— Einf. in den fjudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 8. Febr.) I 164. 


Vorkaufsrecht nach dem Neichsjiedlungsgefek 
[Vorkaufsrechtsverordnung], V. dv. 15. Apr. 1937. 
— Erſte AusfBeft. (V. dv. 27. Juni) 11063. — 
[®er.] I 1386. 
— Einf. der ®. v. 15.Apr. 1937 im Lande Oſter— 
reich (V. vd. 7. Febr. Art. 1 Ab. 1 Siff. 4) 1203. — 
in den ſudeten deutſchen Gebieten(V.v.29.März 
Art. 1 Abſ. 1 Siff. 4) I 641. 

j. au) Landbewirtihaftung, Siedlung. 


Guatemala, nt. Abt. zur Wereinheitlihung von 
Regeln ü. die Sicherungsbefchlagnabme von Luft: 
Fahrzeugen (Zweites Abk. zur Vereinbeitlichung des 
Luftprivatrechts) v. 29. Mai 1933. — Nat. (Bel. v. 
2. Hug.) II 950. — Gegenfeitigfeit bei der Anmwen- 
dung des ©. ü. die Unzuläffigkeit der Sicherungs- 
bejchlagnahme von Luftfahrzeugen v. 17. März 1935 
(Bei. v. 24. Aug.) I 1692. 


Guayana, Britiſch-, ſ. Kolonien TA2, 
Güterfernverkehr, Güterverkehr 
j. Kraftfahrweſen I. 


Güte: und Bezeichnungsporichriften, DB. ü. die ver- 
bindlihe Einführung von Güte- u. Bezeichnungs- 
borjchriften (v. 8. Sept.) I 1745. 

Gübingen j. Bayern. 


Gutsbezirke 
ſ. Gemeinden uſw. (bei: Gemeindefreie Grunditüde). 


47 
9 


Haager Friedenskonjerenz, Zweite Saager Friedens— 
fonferenz. — Kind. des Abk. v. 18. Oft. 1907 ü. die 
Behandlung der feindlichen Kauffahrteifchiffe beim 
Ausbruch der Feindfeligkeiten durch Frankreich 
(Bef. v. 1. Sept.) TI 960. 


Häute, DOffentliche Aufträge auf dem Gebiete der 

Häutewirtichaft, Bel. v. 31. Dft. 1938. — Erg. 
(3. v. 12, Sept.) I 1822, 
— Einf. der ®. v. 26. Oft. 1935 in der Faſſ. der 
Def. v. 31. Oft. 1938 nebſt Erg®. v. 12. Sept. 1939 
in der Oftmarku. im Reichsgau Sudetenland (V. v. 
12. Sept.) I 1822. 

Haftpflicht, Neichshaftpflichtgejeß dv. 7. Juni 1871. — 
And. (V. vd. 8. Dez.) I 2391. 

Hajtpflichtverjicherungsverträge 
\. Kraftfabrwefen I, Privatverſicherung 

(bei: Kraftfabrzeug-Kasko- u. Haftpflichtverficherungsverträge) 


Haiti, nt. Opiumabf. v. 19. Febr. 1925. — Beitr. 
(Bek. v. 31. Jan.) II 20, 


SHalbjabrifate j. Rohſtoffe. 


Hamburg, Verkehr mit Betäubungsmitteln im 
Sollausihluß von Hamburg, 
ſ. Gefundbeitswefen II B. 


Verwaltung der Elbe u. anderer Reichswaſſer— 
ſtraßen durch die Sanfeftadt Samburg (2. v. 31. Dez. 
1938) 13. 

G. ü. Groß-Hamburg u. andere Gebiets- 
bereinigungen vd. 26. Jan. 1937. 

— GSiebente DurchfV. (v. 26. Mai) I 961. 


— Achte DurchfV. (v. 4. Aug.) 11347. 
— Neunte DurchfV. (v. 2. Sept.) I 1663. 


Kriegsbeitrag der Hanfeftadt Hamburg (V. v. 
4. Sept. $$ 13 bis 15) I 1609, 1610. 

Neugeftaltung der Hanfeftadt Hamburg (B. v. 
25. Juni) 11074. — Aufb. des $I (V. v. 4. Aug. 
$3) 1139. 

Städtebaulihe Maßnahmen in der Sanie- 
ftadt Hamburg (Erl. des Führers u. Neichsfanzlers 
v. 17. Febr.) I 265. 

Verfafjung u. Verwaltung der Sanfeftadt 
Hamburg, ©. d. 9. Dez. 1937. — Dritte DurchfV. 
(v. 14. März) I 484. 


Hammerwerte, Bejchäftigung Jugendlicher in der 
Eifen ſchaffenden Induſtrie, 
ſ. Jugendliche. 


Handel 
I. Inlandsverkehr 


A. Im allgemeinen 

Cinheitöpreisgefchäfte V. ü. die durch die 
befondere Art der Vreisitellung gefennzeichneten Ge- 
ſchäfte [Einheitspreisgefchäfte, Kleinpreisgeichäfte, 
Serienpreiögefchäfte] (v. 24. Juli) I 1320. — And. 
(3.0.16. Sept.) 11849. — [Ber.] (v.2. Oft.) I 1992. 

Bejeitigung der, Überjegung im Einzelhandel 
(B. v. 16. Märzy‘ I 498. 
— Erſte DurchfAnordn. (v. 16. März) I 49. 
— Zweite DurchfAnordn. (v. 23. Dez.) 12504. 


III 
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Handel (Fortſ.) 


Reichsſtellen (vorm. Überwachungsſtellen): 


Errichtung von Überwachungsitellen, V. v. 
4. Sept. 1934 [Deuticher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 209]. 

— Einf. im Memelland (8. v. 31. März $1 
Siff. 5) 1660. 

— Einf. in den eingegliederten DOftgebieten 
(B. v. 14. De. $1 Siff.1) 12419. 


Errichtung der Überwachungsſtelle für Edel- 
metalle, Veb. 12. Juli 1935 [Deutfcher Reichs⸗ 
anz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 164]. 

— Einf. im Memelland (B. v. 31. März $ 1 
Ziff. 6) I 660. 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. v. 14. Dez. $1 Siff. 2) I 2419. 


Auflöfung der Überwachungsſtelle für Gar- 
tenbauerzeugnifje, Getränfe u. 
jonjtige Lebensmittel, V. v. 6. Dez. 1938 
[Deutſcher Neichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 
Nr. 291]. 

— Einf. im Memelland (3. v. 31. März 
s1 Siff.9) I 660. 

— Einf. in den eingegliederten DOftgebieten 
(V. v. 14. Dez. $1 Siff.5) I 2419. 

Errichtung einer Reichsitelle für Holz (R. v. 
d. Sept.) I 1677. — Durchf V. (v. 25. Sept.) 
11947. 


— Einf. der ©. v. 5. Sept. 1939 in den ein⸗ 


gegliederten Dftgebieten (8. v. 14. Dez. $1 
Siff. 8) 12419. 


Crrihtung der Überwachungsftelle für 
Kaffee, B.v.22. März 1937 [Deutfcher Reichs: 
anz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 70]. 

— Einf. im Memelland (8. v. 31. März 
$1 Siff. 8) I 660. 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. v. 14. Dez. $ 1 Siff. 4) IT 2419. 

Neichsitelle für Kali u. Salz, V. v. 
9. Sept. 1939 [Deutjcher Neichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 211]. — Einf. in den ein- 
gegliederten Dftgebieten (B. v. 14. Dez. 
s1 Siff. 9) 12419. 

Grricdytung der Überwachungsitelle für 
Seide, Kunftfeide u. Sellwolle, ©. v, 
29. Oft. 1935 [Deuticher Neichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 261]. 

— Einf. im Memelland (B. v. 31. März $ 1 
Ziff. 7) I 660. 

— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten 
(B. dv. 14. Dez. $1 Siff. 3) I 2419. 


Crrichtung der Reichsftelle für Steine u. 
Erden, V. v.15. Sept. 1939 [ Deutjcher Reichs - 
anz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 216]. — Einf. 
in den eingegliederten DOftgebieten (B. v. 
14. Dez. $1 Siff. 10) 12419. 

Bek. di. die Reichsftellen zur Überwachung u. 
Regelung Des Warenverfehrs v. 18. Aug. 
1939 [| Deutjcher Reichsanz. u. Dreuß.Staatsanz. 
Nr. 192]. — Einf. in den eingegliederten Oft- 
gebieten (B.v. 14. Dez. $1 Siff. 6) I 2419. 
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Handel (Fortſ.) 


Warenverfehr: 

V. ü.den Warenverkehr v. 4 Sept. 1934. — 
Erg. (Zweite V. v. 18. Aug.) 11429. — Neufaſſ. 
(B. v. 18. Aug.) I 1430. 

— Einf. der V. v. 4. Sept. 1934 in der Faſſ. 
der ®. v. 28. Juni 1937 u. Einf. der DurchfV. 
v. 20. Okt. 1937 im Memelland (2. v. 
31. März $1 Siff.1,2) I 660. 

— Einf. der 3. v. 18. Aug. 1939 u. der 
Durchf V. v. 20. Oft. 1937 in den ein- 
gegliederten Oſtgebieten (B. v. 14. Dez. $1 
Siff. 1,2) I 2418. 


Warenverfehr mit dem Protektorat Böh— 
men u. Mähren (8. v. 28. März) I 654. 


Warenverkehr mit dem Gebiet der ehemaligen 
Freien Stadt Danzig (VB. dv. 1.Sept.) I 1620, 
— Aufh. (3. v. 14. Dez.) I 2420, 


Einf. von Vorſchr. auf dem Gebiete des 
Warenverfehrs im Memelland (B.v.31.März) 
I 660. 


Warenverfehr mit Ofterreich, Sweite V. v. 
14. Juni 1938. — Außerkrafttr. des Art. II 
u. der zur Durchf. erlaffenen Bek. (V. v. 
21. März) I 551. 


Einf. von Vorſchr. auf dem Gebiete des 
Warenverfehrs in den eingegliederten Oſt— 
gebieten (B.v.14. Dez.) T 2418. — DurchfV. 
(v. 14. Dez.) 1 2419, 


Warenverfehr mit den fudetendeutichen 
Gebieten. — Aufb. der V. v. 6. Oft. 1938 
(DB. v. 22. Apr.) I 866. 

j. auch Preiſe IL. 


B. Im beionderen 


Bel. ü. den Kleinhandel mit Garn dv. 10. Apr. 
1918. — And. (Bel. dv. 9.Nov.) I 2177. 


Honig: 


Handel mit Bienenhonig, V. v. 22. Oft, 1935. 
— Außerkrafttr. des $3 (8. v. 3. Juni $ 38 
Abſ. 3) 1999, 1004. 

Handel mit Kunfthonia, V. v. 4. Jan. 1935. 
— Außerkrafttr. des $2 (8. v. 3. Juni $38 
Ab. 3) I 999, 1004. 


Handelsklafjen für Hühnere ier u. Kennzeichnung 
von Hühnereiern [Eierverordnung], V. v. 17. März 
1932 in der Faſſ. des ©. dv. 17. Mai 1933, der 
V. v. 8. Juni 1934 u. 17. Apr. 1935 u. DurchfV. v. 
2, Apr. 1937. 

- Einf. in der Oſtmark (8. v. 26. Juni) I 1056. 
— Einf. in den fudetendeutfchen Gebieten M.v. 
26. Apr.) I 856. 

Kraftfahrzeugerfasteile u. -zubebör. Rege— 
lung der Verbraucherpreifeu. Sandelsfpannen im Ge— 
ſchäftsverkehr mit Erfaßteilen u. Jubebör für Kraft: 
fahrzeuge u. Kraftfabrzeuganbänger, V. v. 18. Febr. 
1937 in der Faſſ. der V. dv. 27. Dez. 1938. — Verl. 
der Geltungsdauer, Vierte V. (v. 30. März) 1656. 
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Handel (Fortſ.) 


Regelung der Wieife u. Handelsſpannen im 
GSejchäftsverfehr mit Landmaſchinen u. land- 
wirtichaftlihen Geräten, Dritte B. v. ZO.Nov. 
1938. — Erg. (B. v. 23. Dez.) 12499. 


Vereinfachung u. Verbilligung des Warenverfehrs 
im Sandel mit Olen u. Fetten, V. v. 1. Juni 1935. 
— Außerkrafttr. des $4 (V. v. 3. Juni $ 38 Abi. 3) 
1 999, 1004. 

— Einf. der ®. v. 1. Juni 1935 in den judeten- 
deutfhen Gebieten (V. v. 10. März) I 443. 


Handel mit Dapiertapeten (Siebente V. v. 
19. Aug.) I 1441. 


Handel mit Schußwaffen u. Munition 

[Waffengejeß], ©. v. 18. März 1938. — DurchfV. 
(v. 31. März) I 656. 
— Einf. des ©. v. 18. März 1938 nebit DurchfV. 
v. 19. März 1938 u. AusfBeſt. v. 21. März 1938 
im Lande Ofterreich (8. v. 13. Febr. $1) I 213. 
— in den judetendeutjchen Gebieten (8. v. 
10. März $ 1) I 442. 


Dreisbildung für Spinnftoffe u. Spinnftoff- 
waren im Einzelhandel (B. v. 17. Sept.) I 1877. 


V. ü. den Handel mit Vieh v. 25. Jan. 1937. — 
Einf. im Lande Ofterreich u. in den judeten- 
deutjchen Gebieten (8. v. 28. Febr.) I 380, 


Wildverfehrsordnung v. 21. März 1936. — 
And. (VB. v. 16. Nov.) I 2269. 


Regelung von Handelsjpannen beim Verfauf von 
Zigaretten u. Rauchtabak in den judeten- 
deutjchen Gebieten (B. v. 28. Febr.) 1 347. 


Regelung von Handelsfpannen beim Verkauf von 
Sigarren in den fudetendeutichen Gebieten 
(Anoron. v. 28. Febr.) I 349. 


ll. Auslandsverkehr 
A. Im allgemeinen 


Maßnahmen zur Förderung des Außenhandels. 
— Einf. de8 ©. v. 18. Oft. 1933 u. der DurchfV. v. 
18. Oft. u. 20. Nov. 1933 im Neichsgau Sudeten- 
land (V. v. 14. Dez. $1) I 2424. 


Ermächtigung des Reichsminifters der Finanzen 
zur Übernahme von Garantien zur Förderung des 
deutichen Außenhandels bis zum Höchjtbetrage 
von 500 Millionen 2A (©. v. 31. März $ 4 Abj.2a) 
Il 613. 

Crrihtung einer Mußenbandelsftelle in 
Neichenberg (8. v. 14. Dez.) I 2424. 

Beiräte der Außenbandelsftellen,®.v.18. Oft. 
1933. 

— Einf. imReichsgau Sudetenland (B.v.14. Dez.) 
I 2424. 
B. Handelss, Freundſchafts-, Schiffahrts-, Verrechnungs-, 

Waren-, Wirtſchafts-, Zollverträge, sablommen u. dgl. 

l. Internationale Abkommen 

Int. Abk. zur Vereinheitlichung der Methoden 
jür die Entnahme von Proben u. die Unterſuchung 
von Käſe dv. 26. Mpr. 1934. — Natifilation: 
(Bef. v. 7. Juli) II 936. 
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2. Abkommen mit einzelnen Yändern 


Albanien. Abk. ü. die Ausdehnung deutſch— 
italienifcher Abtommen u. Vereinbarungen 
auf das Königreich Albanien v. 27. Mai 1939. 
— Intrafttr. (Bek. v. 17. Juni) II 837. 


Deutſch⸗italieniſche Sandels- u. Schiffahrts- 
vertrag v.31. Oft. 1925. — Ausdehnung des Vertr. 
u. der Zufaßvereinb. v. 9. Dez. 1926, des Zuſatzabk. 
v. 3. März 1932, des Prot. v. 8.Apr. 1933, des 
Zuſatzabk. v. 9. Juni 1933, der Vereind. v. 12, Dez. 
1933,29. März 1934, 20. De3.1935 u. 14. Mai 1937 
u. des Abt. v. 28. Mai 1938 u. des Zuſatzabk. 
v. 15. Febr. 1939 auf das Königreich Albanien 
(Bel. dv. 17. Juni Siff. 1, 5) II 837, 


Deutſch⸗italieniſches Abk. ü. den Sandel mit me- 
diziniſchen Erzeugnifjen u. medizinifchen 
Spezialitäten v.13. Febr. 1939. — Ausdehnung 
auf das Königreich Albanien Gek. v. 17. Juni 
Siff. 5) II 837. 


Deutjch-italienifches Abk. zur Regelung der 
Zahlungen auf dem Gebiete des Filmmwejens 
v. 14. Mai 1937. — Ausdehnung des Abf. u. der 
Vereinb. v. 18. Dez. 1937 auf das Königreich 
Albanien (Bel. v. 17. Juni Siff. 4) II 837. 


Deutjch-italienifches Abk. zur Regelung der 
Zahlungen aus literarifchen, wilfenfchaftlichen u. 
künſtleriſchen Urheberrechten v. 10. Dez. 1936, 
— Ausdehnung auf das Königreich Albanien (Vet. 
vd. 17. uni Siff.3) II 837. 


Deutjch-italienifsches Abk. zur Regelung der 
Sahlungen [Berrehnungsabfommen] v. 
26. Sept. 1934. — Ausdehnung des Abf, u. der 
DVereinb. v. 20. Dez. 1935, 14. Mai 1937 u. des Abt. 
v. 28. Mai u. 12. Nov. 1938 auf das Königreich 
Albanien (Bel. v. 17. Juni Siff.2) II 837. 


Abk. ü. die Sollbebandlung von Waren im 
Verkehr zwifchen dem Deutjchen Reich u. dem Lande 
Oſterreich einerjeits u. Italien andererfeits v. 28. Mai 
1935. — Ausdehnung auf das Königreich Albanien 
(Bek. v. 17. Juni Ziff. 1) II 837. 


Belgien. Vorl. Handelsabf. zwiichen Deutſch— 
land u. der Belgiſch-Luxemburgiſchen Wirtichafts- 
union v. 4. Apr. 1925. — Vorl. Anwendung einer 
Dreizehnten Zufaßvereinb. v. 19. Aug. 1939 (V. v. 
31. Aug.) IE 955. 


Bulgarien. Handels- u. Schiffahrtsvertr. v. 
24. Juni 1932. — Vorl. Anwendung eines Imweiten 
Zuſatzabk. v. 11. Oft. 1939 (8. v. 8. Dez.) TI 1009. 


Chile. Vorl. Anwendung einer fiebenten Vereinb- 
it. die Einfuhr von Chilejalpeter v. 19. Dez. 1938 
(B. v. 4. Jan.) II 2. — einer achten Vereinb. v. 
21. Jan. 1939 (8. v. 4. Febr.) II 116. — einer 
neunten Vereinb. v. 23. Mai 1939 (V. v. 27. Juni) 
II 839. — einer zehnten Vereinb. dv. 8. Aug. 1939 
(V. dv. 21. Aug.) II 979. — einer elften Vereinb. v. 
15. Aug. 1939 (3. v. 29. Sept.) IT 980. — einer 
zwölften Vereinb. v. 15. Aug. 1939 (V. v. 29. Sept.) 


Il 981. 
13 
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Handel (Fortſ.) Handel (Fortſ.) 


Sandelsvertrag dv. 26. Dez. 194. — Vorl. 
Anwendung einer fiebenten Vereinb. ü. die Einfuhr 
von Chilejalpeter v. 19. Dez. 1938 (V. v. 4. Jan.) 
II 2. — einer achten Vereinb. ü. die Einfuhr von 
Ehilefalpeter v. 21. Jan. 1939 (V. v. 4. Tebr.) IT 116. 
— einer neunten Vereinb. dv. 23. Mai 1939 (B. v. 
27. Juni) 11839. — einer fünften Vereinb. v. 
28. Juni 1939 ü. die Verl. der Geltungsdauer des 
Vertr. (V. dv. 24. Juli) II 939. — einer zehnten 
Vereinb. it. die Einfuhr von Chileialpeter v. 8. Aug. 
1939 (DB. v. 21. Aug.) 11979. — einer elften 
Vereind. v. 15. Aug. 1939 ü. die Einfuhr von 
Chilefalpeter (V. v. 29. Sept.) IT 980. — eine 
zwölften Vereinb. ü. die Einfuhr von Chilefalpeter 
vb. 15. Aug. 1939 (8. v. 29. Sept.) II 981. 


AbE. ü. den Zahlungsverkehr dv. 26. Dez. 1934. 
— Dorl. Anwendung einer fünften Vereinb. v. 
28. “Juni 1939 ü. die Verl. der Geltungsdauer des 
ABE. (V. v. 24. Juli) II 939. 


Eſtland. Handels- u. Schiffahrtsvertrag 
v. 7. Dez. 1928. — Vorl. Anwendung eines Iweiten 
Zuſatzabk. v. 31. Oft. 1938 (8. v. 7. Jan.) IT 3. — 
eines Dritten Zuſatzabk. v. 7. Oft. 1939 (8. v. 
31. Oft.) II 992. 


Abk. ü. den gegenjeitigen Warenverfebr v. 
4. Jan. 1935. — Vorl. Anwendung eines Zweiten 
Zuſatzabk. v. 31. Oft. 1938 (8. v. 7. Tan.) 13. — 
eines Dritten Zuſatzabk. v. 7. Okt. 1939 (8. v. 
31. Oft.) TI 992. 


Finnland. Handelsvertr. v. 24. März 1934. — 
Rat. einer jechjten Vereinb. v. 21. Dez. 1938 zur 
And. des Vertr. (Bef. dv. 29. Sept.) II 976. 


sranfreich.AbE ü.denWarenverfebrv.10.Juti 
1937. — Vorl. Anwendung eines Abk. v. 10. März 
1939 zur Erg. (B. dv. 28. März) II 617. — Sonder: 
fündigungen von Sollbindungen (weite Bel. v. 
7. Jan.) II5. 


Abk. ü. die Eingliederung des Warenverfebrs 
zwilchen den judetendeutjchen Gebieten u 
Frankreich in die deutich-franzöfiichen Wirtichafts- 
beziehungen v. 10. März 1939. — Vorl. Anwendung 
(DB. vd. 28. März) II 617. 


Griechenland. Handels- u. Schiffabrts- 


vertrag vd. 24. März 1928. — Vereinb. v. 1. Oft. 
1938 ü. die And, des Vertr., V. dv. 24. Oft. 1938 
— Rat. Gek. v. 25. Juli) II 941. — Vorl. An: 


wendung einer Zweiten Vereinb. dv. 26. Aug. 1939 
il. die And, des Vertr. (B. v. 2. Okt.) II 983. 

Abk. ü. die Sablungen aus dem Warenverfebn 
[|VBerrechnungsablommen] vd. 24. Sept. 1937 
— Vorl. Anwendung eines Erften Zuſatzabk. v 
26. Aug. 1939 (V. v. 29, Sept.) II 982. — Vereinb 
v. 14. Apr. 19385 ü. die Überleitung des dfter: 
reichiſch-griechiſchen Verrechnungsverkehrs in das 
deutich-griechifche Verrecbnungsabf., VB. v. 18.Mai 
1935. — Nat. (Bek. dv. 31. Juli) II 949, 


Jran. Abk. ü. die Regelung der Zahlungen 
zwilchen Deutjchland u. ran [MBerrechnungs- 
abtommen] v. 30. Oft. 1935. — NAußerkrafttr. u. 
borl. Anwendung eines neuen VBerrechnungsabf. 
vb. 4. Jan. 1939 (V. v. 14. Febr.) II 120. 


Jtalien. Abt, ü. die Ausdehnung deutſch— 
italienischer AbE. u. Vereinb. auf das Königreich) 
Albanien v. 27. Ma: 1939 — Inkrafttr. (Bel, 
vb. 17. uni) I 837. 


Handels. u. Schiffahrtsvertrag v. 31. Okt. 
1925. — Vorl. Anwendung eines dritten Zuſatzabk. 
v. 13. Febr. 1939 (B. v. 9. März) IT 217. — eines 
Abk. ü. den Handel mit medizinischen Erzeug- 
nijien u. medizinischen Spezialitäten v. 13. Febr. 
139 (B. v. 9. März) IT 219. — Ausdehnung 
des Vertr. u. der Zuſatzvereinb. v. 9. Dez. 1926 
des Zuſatzabk. v. 3. März 1932, des Wirot. v 
8. Apr. 1933, des Zuſatzabk. v. 9. Juni 1933, 
der Vereinb. v. 12. Dez. 1933, 29. März 1934, 
20. Dez. 135 u. 14. Mai 1937, des Abf. v. 28. 
Mai 1938 u. des Zuſatzabk. v. 13. Febr. 1939 
auf das Königreich Albanien (Bek. v. 17. Juni 
Ziff. 1, 5) II 837. 

Abk. ü. den Handel mit medizinijchen Erzeug- 
niffen u. medizinifchben Spezialitäten v. 
13. Febr. 1939. — Borl. Anwendung (8. v. 9.März) 
11 219. — Ausdehnung des AbE. auf das Königreid) 
Albanien (Bel. v. 17. Juni Siff. 5) II 837. 


Abk. zur Regelung der Zahlungen auf dem 
Hebiete des Filmweſens dv. 14. Mai 1937. — 
Ausdehnung des Abf. u. der Vereinb. v. 18. Dez. 
1937 auf das Königreich Albanien (Bek. v. 17. Juni 
Ziff. TI 837. 

Abk. zur Regelung der Zahlungen aus litera- 
riſchen, wiſſenſchaftlichen u. künftlerifchen Urbeber- 
techten v. 10. Dez. 1936. — Ausdehnung auf das 
Königreich Albanien (Bek. v.17. Juni Ziff.3) II 837. 

AbE. zur Regelung der Zahlungen Verrech— 
nungsabfommen] v. 26. Sept. 1934. — Aus- 
dehnung des Abk. u. der Vereinb. v. 20. Dez. 1935, 
14. Mai 1937 u. des Abk. v. 28, Mai u. 12. Nov. 1938 
auf das Königreich Albanien (Bek. v. 17. Juni 
Ziff. 2) LI 837. 

Abk. ü. die Sollbehbandlung von Waren im 
Verkehr zwijchen dem Deutjchen Neich u. dem Lande 
Ofterreich einerjeit® u. Italien andererfeits v. 
28. Mai 1935. — Ausdehnung auf das Königreid) 
Albanien (Bel. dv. 17. Juni Siff. 1) II 837. 

Jugoflawien. SHSandelsvertraa vd. 1. Mai 
1934. — Vorl. Anwendung einer fünften Jufat- 
vereinb. v. 4. Juni 1938 ü. And., Era. u. Aus: 
dehnung des Vertr. nebit Zuſatzvereinbarungen 
auf das Land Ofterreid) ſowie vorl. Anwendung 
einer jechjten Zuſatzvereinb. v. 25. Oft. 1938 
(RB. dv. 24. Febr.) IT 133. Gek. v. 31. März) II 643. 

- Vorl. Anwendung einer fiebenten Pereinb. v. 
7. Juni 1939 (3. ». 10. Juli) II 908. 

AbE. ü. Die Regelung von Zollfragen zwilchen 
dem Vroteftorat Böhmen u. Mäbren u: dem 
Königreich Jugoſlawien v. 7. Juni 1939. — Vorl. 
Anwendung (8. vd. 10. Juli) TI 910. 








Sacverzeichnis 1939 51 


Handel (Fsorti.) 


Liechtenftein. Abk. ü. den deutſch-ſchweize— 
rischen Verrechnungsberkehr dv. 30. uni 1937. — 
Abk. dv. 30. Juni 1938 ü. die And. u. Verl. der Gel- 
tungsdauer des Abk. jowie feine Anwendung im 
Lande Dfterreich, V. v. 9. Juli 1938. — Rat. (Bel. 
v. 3. März) II 216. — Vorl. Anwendung eines 
zweiten Abk. v. 5. Juli 1939 ü. die And. u. Verl. der 
Geltungsdauer des AbE. v. 30. Juni 1937 in der Fall. 
des Abk. v. 30. Juni 1938 (B. v. 3. Aug.) 11943. — 
eines Zuſatzabk. v. 24. Oft. 1939 zum Abk. 0.30. Juni 
1937 in der Faſſ. des Abk. v. 5. Juli 1939 (8. v. 
4.Nov.) II 996. 


Litauen. Abk. ü. die Zahlungen im Waren- 
verkehr [Berrehnungsabfommen] v. 5. Aug. 
1936. — NAußerfrafttr. u. vorl. Anwendung eines 
neuen Abk. v. 20. Mai 1939 (WB. v. 26. Mai) II 789. 


Abk. ü. den gegenjeitigen Warenverfehr [Waren - 
abfommen] v. 5. Aug. 1936. — Außerfrafttr. u. 
vorl. Anwendung eines neuen Abk. v. 20. Mai 1939 
(B. vd. 26. Mai) LI 789. 


Mandſchukuo. Freundſchaftsvertrag v. 
12. Mai 1938. — Zuſatzvertr. dv. 24. März 1939. — 
Nat. (Be. v. 22. Sept.) II 965. 

AbE. ü. den Waren- u. Zablungsverfebr v. 
14. Sept. 1938, 3.0.7. Oft. 1938. — Nat. (Bel. 
v. 6. Apr.) 11649. — nkrafttr. eines Notenmwechjels 
v. 31. Mai 1939 ü. die Ausdehnung des Abk. auf 
die judetendeutjchen Gebiete (Bel. v. 24. Juni) 
II 841. — nfrafttr. einer zweiten Vereinb. zur 
Durchf. des Art. 11b des Abk. (Bek. dv. 27. Juni) 
Il 841. — Außerkrafttr. des Notenmwechiels v. 
14. Sept. 1938 nebjt den dazugehörigen Warenliften 
u. Inkrafttr. eines Notenmwechjels v. 31. Mai 1939 
mit neuen Warenliften (Bel. v. 27. Juni) II 842. 


Niederlande. Vertr. ü. den VBerrechnungs- 
verfebr v. 18. Dez. 1937. — Abk. v. 13. Sept. 1938 
zum Vertr., ®. dv. 20. Dez. 1938. — Rat. (Bel, v. 
12. Apr.) II 652. 

weiter Bertr. ü. die Regelung des Waren- 
verfehrs v. 25. März 1939. — Vorl. Anwendung 
(DB. d. 31. März) II 631. 


Norwegen. Vereinb. ü. die Zollbehandlung 
norwegischer Kippered-Heringe v. 1. Juni 1938. — 
Vorl. Anwendung (B. v. 24. Febr.) IL 132, (Bel, v. 
31. März) II 643. — einer Zweiten Vereinb. v. 
25. Mai 1939 (V. v. 27. Juni) II 840. 

Dolen. Borl. Anwendung eines Verrech— 
nungsablommens v. 1. Juli 1938 (Smweie ©. 
v. 24. Febr.) II 133. (Bel. v. 31. März) II 643. 


Vorl. Anwendung eines Wirtfhaftsvertrags 
v. 1. Juli 1938 (weite V. v. 24. Febr.) II 133. 
(Bel. v. 31. März) II 643. — eines Jufaßvertr. v 
2. März 1939 (B. b. 31. März) II 628. 


Rumänien. Handels u Schiffahrts— 
vertrag v. 23. März 1935. — Vorl. Anwendung 
von Beſt. der Zweiten Zuſatzvereinb. v. 10. Dez. 
1938, Erſte V. v. 28. Dez. 1938. — [Ber.] II 20. — 
Vorl. Anwendung von Belt. der Zweiten Zufah- 
vereinb. v. 10. Dez. 1938 (Sweite V. v. 24. Febr.) 
II 184. (Bet. v. 31. März) II 643. 


Handel (Fortſ.) 


Vertr. ü. die Förderung der wirtfchaftlihen 
Beziehungen dv. 3. März 1939. — Vorl. An- 
wendung (V. v. 17. Mai) II 779. 


Schweiz. Abk. ü. den Verrehnungsperfehr 
v. 30. Juni 1937. — UbE. v. 30. Juni 1938 ü. die 
And. u. Verl. der Geltungsdauer des Abk. fowie feine 
Anwendung im Lande Dfterreich, V. v. 9. Juli 
1938. — Rat. (Bel. v. 3. März) II 216. — Vorl. 
Anwendung eines zweiten Abk. v. 5. Juli 1939 
ü. die And. u. Verl. der Geltungsdauer des Abk. 


v. 30. Juni 1937 in der Faſſ. des Abk. v. 
30. Juni 1938 (8. v. 3. Aug.) II 943. — eines 


Sufatabf. dv. 24. Oft. 1939 zum Abk. v. 30. Juni 
1937 in der Faſſ. des Abk. v. 5. Juli 1939 (V. v. 
4. Nov.) II 996. 


Abk. ü. den gegenfeitigen Warenverfehr v. 
5. Nov. 1932. — Vorl. Anwendung von Beft. der 
Dreizehnten Zufaßvereinb. v. 1. Dez. 1938 (Zweite 
V. v. 24. Gebr.) II 184. Gek. v. 31. März) II 643. 
— Smölfte Zuſatzvereinb. v. 3. Aug. 1938, V. v. 
11. Aug. 1938. — Rat. (Bel. v. 3. März) II 216. 


Slowafei. Handelsvertrag v. 22. Juni 1939. 
— Vorl. Anwendung (3. v. 30. Juni) II 859. 


Abk. zur Regelung der Zahlungen zwifchen dem 
Deutſchen Reich u. der Slowalei Verrechnungs— 
abfommen] v. 23. März 1939. — Vorl. Anwen- 
dung (V. v. 15. Apr.) II 648. 


Abk. zur Regelung der Zahlungen zwifchen dem 
Vroteltorat Böhmen u. Mäbren u. der Slowakei 
v. 23. März 1939. — Vorl. Anwendung (VB. v. 
15. Apr.) II 646. 


Tſchecho-Slowakei. Wirtichaftsabf. v. 29, Juni 
1920. — Vorl. Anwendung einer Sechſten Zuſatz— 
vereinb. v. 15. Dez. 1938 (V. v. 24. Febr.) II 185. 
(Bef. v. 31. März) II 643. 


Ungarn. Handelövertrag v. 18. Juli 1931, 
— Vereinb. ü. die Einfuhr von Schilfrohr v. 
20. Juli 1938, V. dv. 29. Juli 1938. — Wat. (Bel, 
v. 14. Febr.) II 123. — Dritte Zuſatzvereinb. v. 
6. Juli 1937, V. dv. 10. Aug. 1937. — Rat. (Bel. v. 
6. Juni) II 822. — Vorl. Anwendung einer Vierten 
Sujaßvereinb. vd. 7.Mai 1938 ü. And., Erg. u. 
Ausdehnung des Vertr. mit Anlagen u. Zufab- 
vereinbarungen auf das Land Öfterreich fowie 
vorl. Anwendung einer Fünften Zuſatzvbereinb. 
v. 2. März 1939 (DB. v. 31. März) II 622. 


Vereinb. ü. die Einfuhr von Schilfrohr v. 
20. Juli 1938, V. dv. 29. Juli 1938. — Rat. (Bel. v. 
14. Febr.) II 123. 


Handelsablommen 


j. Handel IIB, Staatöverträge ID. 


Handelsflagge ſ. Flaggen II. 


Handelögejellichaiten, Maßnahmen auf dem Gebiete 


des Rechts der Handelögefellichaften (V. v. 4. Sept.) 


IIMININ 


H5140-152 


























L 








92 Sacyverzeichnis 1939 


Handelsgeſetzbuch, Einf®. zum SGB. — Teilmeife 
Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten (8. v. 
28. Febr. Art. 1 Abf. 1 Siff.2) I 391. 


Handelsgeſetzbuch. — Durchf V. zum G. v- 


10. Aug. 1937 zur And. von Vorfchr. ü. das See- 
jrachtrecht (v. 5. Dez.) I 2501. 
— Teilweife Einf. des SGB. in den fudeten- 
deutjchen Gebieten (V. dv. 28. Febr. Art. 1 
“bj. 1 Ziff. 1) 139. 

Handelskammern 
ſ. Induſtrie- u. Handelskammern. 


Handelsklaſſen für Hühnereier 
ſ. Eier, Sandel IB. 


Handelsmarten, int. Negiftrierung, 
\. Gewerblicher Rechtsſchutz II, Staats- 
verträge LJ. 


Handelsrecht, AbE. mit Griechenland ü. die gegen- 
jeitige Rechtöbilfe in Angelegenbeiten des Sandels- 
rechts v. 11. Mai 1938. — Nat. (Bel. v. 28. Juni) 
Il 848. — Ausf®. (v. 31. Mai) II 847. 


Einf. bandelsrechtliher Vorſchr. im Lande 
Dfterreich. — Sweite ®. d. 2, Aug. 1938. — Aufh. 
des $24 (V. 0.28. Febr. $3 Abi. 4) I 365, 366. 
— Vierte V. dv. 24. Dez. 1938. — [Ber.] 123. — 
Außerkrafttr. des weiten Abſchn. Art. 6 Nr. 12 
(V. dv. 11. Aug. Art. 5 Abi. 2 Ziff. 5) I 1383, 1386. 


Einf. des Reichsrechts auf dem Gebiet des 
Handelörechts in den in die Länder Vreufen u. 
Bayern eingegliederten Teilen der judeten- 
deutfchen Gebiete (8. v. 24. Juni) 11049. — 
[Ber.] I 1358. 


Einf. handelsrechtlicher Vorichr. in den judeten- 
deutjchen Gebieten (Sweite ®. v. 9. Febr.) I 176. 
— Aufh. des $24 (V. v. 27. März $3 Abſ. 3) 

13, 714. — (Dritte ®. v. 28. Febr.) IT 391. — 
[Ber.] I 427. — (Vierte V. v. 11. Mat) I 909. 


Handelsregiiter, Allg. Verfügung ü. die Einrichtung 
u. Führung des Handelstegifters [Sandelsregifter: 
verfügung] v. 12. Aug. 1937 [Reichsminifterialbl. 
©. 515; Deutfche Juftiz ©. 1251]. — Einf, in den 
judetendeutichen Gebieten (V. dv. 28. Febr. Art.1 
Abi. 1 Siff. 7) 139. 

Handelsjachen 
Rechtshilfeverkehr in SHandelsfachen 

. Belgien, Stalien, Jugoslawien, 
Oſtmark II, Staatsverträge IG 2. 


—, 


Suftändigfeit der Gerichte in Sandelsiachen 
ſ. Gerichte I, Oftmarf IB? 


Handelsſchiffahrt im Verkehr mit ſpaniſchen Säfen 
. Schiffahrt I. 


SHandelsipannen ſ. Sandel IB, 
Handelsitatiftit |. Statiftik, 


Handelsverträge 
ſ. Handel IIB, Staatsverträge ID, 


Haändfenerwaffen j. Waffen, 


—IIIC 
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Handwert, Altersverſorgung für das Deutſche 


Handwerk, ©. v. 21. Dez. 1938. 
— Erſte Durchf-u. ErgV. (v. 13. Juli) I 1255. 
— Zweite Durdf- u. Erg®. (v. 28. Okt.) 12113. 


Vorl. Aufbau des Deutjchen Handwerks. — And. 
4 weiten ®. v. 18. Jan. 1935 (8. v. 8. Febr.) 

166. 

— Inkrafttr. einzelner Vorſchr. der Dritten V. 
im Memelland (8. v. 25. Aug.) I 1619. 

— Einf. des Vierten Teil® der Erſten V. v. 
15. Juni 1934 [Ehrengerichtsbarfeit] u. der Dritten 
V. d. 18. Tan. 1935 in der Faſſ. der V. v. 22. Jan. 
1936 im Reichsgau Sudetenland u. in den in 
die Länder Preußen u. Bayern eingeqliederten 
judetendeutfchen Gebietsteilen (B. v. 19. Juli 
Art. 1 Siff. 1, 2) I 1307. 

Verzeichnis der Gewerbe, die handwerksmäßig 
betrieben werden können, v. 6. Dez. 1934 nebit 
Abänd. v. 17. Juli 1936 u. 18. Jan. 1937 [Deutfcher 
Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 1934 Nr. 287; 
1936 Nr. 165; 1937 Nr. 20]. — Einf. im Reichs: 
gau Sudetenland u. in den in die Länder Preußen 
u. Bayern eingegliederten judetendeutihen Ge- 
bietsteilen (8. v. 19. Juli Art. 1 Siff. 4) I 1307. 


Handwerfsfammern: 


Ernennung u. Abberufung der Mit- 
glieder des Vorftandes u. des Beirates der 
Handwerfsfammern, Anordn. v. 4. Febr. 1935 
[Deutjcher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. 
Nr. 43]. — Einf. im Lande Ofterreich (Anordn. 
v. 4. März) I 420. 

Errichtung von Sandwerfstammern im 
Lande Ofterreich (Anordn. dv. 4. März) I 420. 

Maßnahmen auf dem Gebiete des Sandwerfs- 
rechts (VB. vd. 17. Oft.) I 2046. — [Ber.] (v. 24. Oft.) 
I 2093. 

Einf. des Handwerksrechts im Neichsgau 
Sudetenland u. in den in die Länder Vreußen u. 
Bayern eingegliederten judetendeutichen Ge- 
bietsteilen (V. v. 19. Juli) I 1307. 


Sandwerfsrolle: 
Einrichtung u. Anlegung der Sand- 
werfsrolle, V. v. 25. Apr. 1929. — Einf. im 


Neichsgau Sudetenland u. in den in die 
Länder Dreußen u. Bayern eingegliederten 
judetendeutjchen Gebietsteilen (B. v. 
19. Juli Urt. 1 Siff. 3) I 1307. 
Verfahren bei Eintragung u. Löſchung 
in der Handwerksrolle. — Einf. der V. v. 
18. Jan. 1935 in der Faſſ. der V. v. 22, Jan. 
1936 im Reichsgau Sudetenland u. in den 
in die Länder Preußen u. Bayern eingeglie- 
derten judetendeutfchen Gebietsteilen 
(3. v. 19. Juli Art. 1 Siff. 2) I 1307. 
Durchführung des Vierjabresplans auf dem 
Gebiet der Sandwerfswirtichaft (Vev. 22. Febr.) 
I 327. — Erſte Anordn. (v. 22. Febr.) 1328. — 
[Ber.] (v. 13. März) 1496. 


Handwerker, Bau von Eigenbeimen für ländliche 
Handwerker, 
ſ. Wobnungsbau. 
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Sajenjelle ſ. elle, Dreife IL 
Hanptvereinigung der deutſchen Viehwirtſchaft 
ij. Vieh ufmw. 
Hausbrandkohle 
ſ. Lebenswichtiger Bedarf (bei: Sicherſtellung). 
Haushaltsführung ſ. Länder, Reichshaushalt. 
Haushaltsgebarung der Deutſchen Reichspoſt 
ſ. Doft 1. 


Haushaltsplan der Gemeinden ſ. Gemeinden ufw. 


Haushaltswirtichaft 
ſ. Sinanzwefen, Gemeinden ufw. 


Hebammen j. Geſundheitsweſen IV, 


Berlicherung der Hebammen 
ſ. Spzialverfiherung II, V. 


Hebriden, Neue, j. Rolonien IB2. 


Heiljüirjorge der Angehörigen der Wehrmacht nad) 
dem Einjah-Wehrmachtgebührnisgefet 
ſ. Befoldung, Wehrmacht. 
Durchführung nach dem Wehrmachtfüriorge- u. 
-berjorgungsgeiek im Lande Oſterreich 
ſ. Oftmarf IB2, Verjorgung. 


Heilkunde, Ausübung ohne Beftallung, 
ſ. Geſundheitsweſen IV. 


Heilpraftitergejeß j. Geſundheitsweſen IV. 


Heimarbeit, ©. ü. die Seimarbeit v. 23. März 1934. — 

And. (V. v. 30. Oft.) 12143. — Neufaff. (Bel. v. 
30. Oft.) 12145. — Außerkrafttr. der DurchfV. v. 
23. März 1934 in der Faſſ. der V. ü. die Verwendung 
von Geldbußen v. 14. Nov. 1934, Außerkrafttr. der 
DurchfV. v. 20. Febr. u. 18. Dez. 1935 u. neue 
DurchfV. (vd. 30. Oft.) 12152. 
— Einf. de3 ©. v. 23. März 1934 nebſt Durchf®. v. 
23. März 1934 in der Faſſ. der V. v. 14. Nov. 1934 
u. Einf, der DurchfV. v. 20. Febr., 18. Dez. 1935 
in den judetendeutichen Gebieten (V. v. 25. Mai 
$3) 1975, 976. 


Heimatiwejen ſ. Fürſorge. 
Heimbeſchaffung ſ. Hitler-Jugend. 
Heimſtättenbau |. Siedlung. 
Heldengedenftag |. Feiertage. 
Helena, St., j. Kolonien TIA2, 


Helgoland, Unterfuchung von Fleiſch u. Fleischwaren 
im Sollausichlußgebiet Helgoland (V. v. 25. März) 
1699. 


Herkunftsangaben auf Waren 
1. Gewerblicher Rechtsfchuß IL, 
Staatöverträge IJ. 


Henerlingswohnungen j. Wohnungsbau. 
Hilfstajjengejeb j. Drivatverficherung. 


Hilfsleiftung in Seenot 
ſ. Schiffahrt II, Staatöverträge IE. 


Reichägejepbl. 1939 


Hinterbliebene deuticher Spanienfämpfer, 
Stiftung eines Ehrenkreuzes, 
j. Orden uſw. 


Hinterbliebenenverjorgung j. Verforgung. 


Hinterlegung, SHinterlegungsordnung v. 10. März 
1937. — Sweite DurchfV. (v. 24. Nov.) I 2300. 
— Einf. der Sinterlegungsordnung nebjt Durchf®. 
v. 12. März 1937 im Lande Oſterreich u. in den 
judetendeutichen Gebieten (B. v. 28. Febr. 
Art. 1) 1377. 


Einf. hinterlegungsrechtliher Vorſchriften 
im Lande Ofterreich u. in den judetendeutjchen 
Gebieten (8. v. 28. Febr.) I 377. 


Beftimmung einer befonderen Sinterlegungs- 
ftelle (Erſte V. v. 20. Dez.) 12456. 
nt. Hinterlegung gewerblicher Mufter oder 
Modelle 
1. Gewerblicher Rechtsſchutz I, Staatsver- 
träge 1J. 


Hitlerzugend, ©. ü. die Hitler-Jugend v. 1. Dez. 
1936. 


— Erſte Durchf V. JAllg. Beit.] (v. 25. März) I 709. 
— Zweite DurchfV. [IJugenddienftverordnung] 
(vd. 25. März) 1710. 
Förderung der Sitler-Jugend- Seimbejchaffung 
(©. dv. 30. Tan.) I 215. 
Jugendführer des Deutſchen Reichs: 
Stellung einer Oberften Reichsbehörde, ©. v. 
1. Dez. 1936. — Durchf V. Zuſtändigkeit] (v. 
25. März $ 1) I 709. 
‚ 3. ü. die nachgeordneten Dienftitellen des 
Jugendführer® des Deutichen Reichs (v. 
11. Nov.) I 2178. 


Hochofenwerte j. Arbeitszeit II. 


Hochſchulen, Überführung der deutjchen Hochichulen 
im Vroteftorat Böhmen u. Mähren in die Ver— 
waltung des Reichs (VB. v. 2. Aug.) I 1371. 


Hochſchullehrer, Hinausfchiebung des Zeitpunftes der 

Entpflihbtung von SHochichullehren (G. v. 
25. März $1) 1577. 
— Unmwendung im Wroteftorat Böhmen u. 
Mähren (8. v. 7. Dez. $2 Ziff. 1) 12378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
24. Dez. $1 Ziff. 1) 12489. 

Nebentätigkeit der SHochichullehrer (V. v. 
18. Apr.) 1 797. | 
— Anwendung im Wroteftorat Böhmen u. 
Mähren (8. v. 7. Dez. $2 Siff. 2) 12378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
24. Dez. $1 Siff. 3) I 2489. 

Bejondere Rechtsverhältniſſe der beamteten 
Lehrer an den wilfenjchaftlichen Sochichulen, ©. v. 
9. Apr. 1938. — DurchfV. (v. 10. Juni) I 1010. 
— Anwendung des G. im Vroteftorat Böhmen 
u. Mähren (B.v.7. Dez. $ 2 Siff. 7) 12378, 2379. 
— Einf. des ©. nebjt DurchfV. v. 10. Juni 1939 
in den eingegliederten Oftgebieten (8. v. 24. Dez. 


$1 Siff.8) 12489. 
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Hochſchullehrer (Fortſ.) 
Reiſekoſtenvergütung 
(V. v. 1. Nop.) 12130. 


Umzugsfoftenvergütung der Hochſchullehrer 
(B.v.1.Nov.) 12130. 


ſ. auch Beſoldung. 
Hochverrat ſ. Strafrecht III. 


— gegenüber den Eiſenbahnen in 
Oſterreich u. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
ſ. Eifenbabn I. 


Hoheitszeichen, Erl. ü. das Amtsſchild des Reichs— 
arbeitsdienjtes (v. 9. Juli) I 1225. 


Erl. ü. die ee —* — I 126, 
— nd. (Erl. v. 22. Sept.) I 


Hoheitäzeichen des Neichs, * v. 5.Nov. 1935- 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (3. v. 12. Sept. $2 Siff. 2) I 1759. 


Erl. ü. die Reichsfiegel v. 16. März 1937. — 
Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 12. Sept. $2 Siff. 3) I 1759. 


Durchf. des Erl. ü. die a a im Lande 
Ofterreich (Erl. v. 4. Jan.) I 


Führung des fleinen et durch Die 
Dienftitraflammern, V. v. 29. Juni 1937. 
— Anwendung im Droteftorat Böhmen u. Mäb- 
ren (8.0.7. Dez. $2 Siff. 8) I 2378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Oſtgebieten (8. v. 
24. Dez. $1 Siff.9) I 2489. 


SHolzwirtichaft, Negelung der Abmeſſungen von 
Nadelſchnittholz, V. v. 14. Dez. 1938. — Erg. 
(V. v. 30. Juni) 11096. 


Verſtärkung des Holzeinſchlags, V. v. 4. März 
1938. — And. (3. v. 12. Oft.) 12028. 


Berftärtung des Holzeinſchlags im Lande 
Ofterreich u. in den ſudeten deutſchen Gebieten 
(B. dv. 28. Dez. 1938) 12. — [Ber.] (v. 30. Jan.) 
1124. — And. (8. v. 12. Oft. ) 12029. — Inkrafttr. 
der V. b. 28. Dez. 1938 für die ſudetendeutſchen 
Gebiete (V. v. 18. Apr.) I 799. 


Negelung der Abmefjungen, Gewichte u. Eigen: 
ichaften von Holzwolle-Leichtbauplatten (R.v. 
25. Nov.) I 2320. 

Drdnungsftrafen bei Über und Unter— 
ichreitungen der Dreisfeftfeßungen auf dem Gebiete 
der Forſt- u. Holzwirtichaft, U. v. 4. Mai 1936, — 


der SHochichullehrer 


Außerfrafttr. (V. v. 3. Juni $38 Abi. 3) I 999, 
1004. 
Vreisbildung: 
Anordn. ü. Vreisgeftaltung für Buchen— 


zellſtoffholz im Lande Oſterreich, Erl. v 
16. Nov. 1938. — Außerkrafttr. (VB. v. 23. Mai 
$ 18) 1929, 933. 

Vreisbildung für inländisches Nadeljchnitt- 
holz, ®. v. 11. Oft. 1938. — [Ber.] (v. 9. Jan.) 
130. — Einf. in den fudetendeuticen 
Gebieten u. Erweiterung der Anl. 1,2, 3 Der 
V. v. 11. DE. 1938 (W. v. 


21. Jan.) 19. 
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Holziwirtichaft (Fortſ.) 
Dreisbildung (Forti.): 


Vreisbildung für Rohholz im FForftwirt- 
ichaftsjabr 1939, V. v. 15. Sept. 1938. — 
[Ber.] (v. 27. Jan.) 19. — Verl. der Gel- 
tungsdauer (WB. v. 27. Sept.) I 1966. 

— (Einf. der V. v. 15. Sept. 1938 in den 
judetendeutichen Gebieten (3. v. 27. Jan.) 
119%. 


Dreisbildung für Rohholz in der Oftmarf 
Forſtwirtſchaftsjahr 1939 (VB. v. 23. Mai) 

1329. — Verl. der Geltungsdauer (VB. v. 
27. Sept.) 11966. 


Errichtung einer Neichsftelle für Holz (W. v. 
5. Sept.) I 1677. — Durchf V. (b. 25. Sept.) 11947. 
— Einf. der ®. v. 5. Sept. 1939 in den eingeglie- 
ur Dftgebieten (8. v. 14. Dez. $ 1 Ziff. 8) 

41 


Zuſammenſchluß der Forft- u. Holzwirtichaft 
der Reichsſtelle für Holz (B. v. 25. Sept.) 
947. 


j. auch Forſtweſen. 
Hvolzwolle⸗Leichtbauplatten j. Solzwirtichaft. 
Honduras, Britiſch-, ſ. Kolonien IA2. 
Hongkong ſ. Kolonien IA2. 


Honig, Handel mit Bienenhonig, V. v. 22. Okt. 
1935. — Außerkrafttr. des $3 (VB. v. 3. Juni $ 38 
Abi. 3) 1999, 1004, 


Handel mit Kunſthonig, ®. v. 4. Jan. 19335. — 
Außerkrafttr. des $2 (8. v. 3. Juni $38 Abſ. 3) 
I 999, 1004. 


Hopfen ſ. nlandshopfen. 
Horchheim, DOrtögericht, ſ. Gerichte J. 
Hühnereier ſ. Eier. 


Hülſenfrüchte, Ermächtigung des Reichsminiſters der 
Finanzen, zur Ordnung des Marktes für Getreide, 
Hülſenfrüchte u. Futtermittel Garantien bis zum 
Höchſtbetrage von 300 Millionen ZH zu über— 
nehmen (©. v. 31. März $4 Abſ. 20) II 613. 


Ermächtigung des Reichsminiſters der Finanzen, 
zur Ordnung des Marktes für Getreide, Sülfen- 
früchte u. Futtermittel weitere Garantien bis 
zum Höchjtbetrage von 200 Millionen FH zu 
übernehmen (B. v. 1. Sept.) I 1566. 


Supothelenbanten, Hypothekenbankgeſetz 

1. Banfwejen III. 
Sppothefenzinjen, Smweites ©. ü. Sppotbefenzinjen 
4. Juli) 1119, 


Berzinfung landwirtichaftliher Aufwertungs— 
hypotheken im Memelland (V. v. 19. Aug.) 


1 1449. 


Sinfen von Sppotheten im Lande Ofterreich 
(B. dv. 30. März) I 716. 
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J 


Immunitäten der Staatsſchiffe 
ſ. Schiffahrt II, Staatsberträge IE. 


Impfgeſetz ſ. Geſundheitsweſen IV. 
Indo⸗China, Franzöſiſch, ſ. Kolonien IB2, 
Induſtriebank ſ. Bankweſen VI. 


Induſtriebelaſtung (Aufbringungsumlage) 

Hinausſchiebung der nächſten Hauptveran— 
lagung der Aufbringungsumlage (Sweite ©. v. 
28. Jan.) 192. 

And. der Wertgrenzen bei der Neuveranlagung 
der Aufbringungsumlage (B. v. 18. Mai $3) 
I 323. — Aufh. (V. v. 22.Nov. Art. III Ziff. 2) 
I 2271, 2276. 

U. zum ©. ü. die Weitererbebung der Auf: 
bringungsumlage v. 3. Juli 1937. — And. (V. v. 
18. Mai $3) I 922, 933. — Weitere And, u. Neu- 
bezeichnung »Aufbringungsumlage-Verordnung« 
(B. v. 22. Nov. Art. ITT Ziff. 1) I 2271, 2276. 
— Einf. der V. v. 3. Juli 1937 in der Oftmart 
(DB. v. 26. Juni $ 8) I 1061, 1062. — im Reichsgau 
Sudetenland (R. v. 26. Sept. $6) I 1993, 1994. 


Induſtrie- und Handelskammern, Erhebung der 
Beiträge zu den Induftrie- u. Sandelsfammern 
(G. dv. 31. März) 1649. — Erſte Durhi®. 
(vb. 8. Sept.) 11738. 


Ingenieurkorps der Luftwaffe j. Wehrmacht. 


Bejoldungsordnung für die Beamten 
1. Bejoldung. 


Ingenieur-Offizier-Laufbahn j. Wehrmacht. 

Inlandshopfen, Verwendung von Inlandshopfen, 
V. v. 21. Aug. 1931. — Aufh. (V. v. 4. Sept.) 
I 1664. 

Inlandweizen j. Getreide, Mehl. 

Inſeln über dem Winde ſ. Rolonien TA2, 

Sndalidenverjicherung j. Sozialverfiherung IV. 


sran, Abk. ü. Die Regelung der Zahlungen zwoijchen 
Deutjchland u. ran [Verrechnungsabt. ] v. 30. Oft. 
1935. — Außerkrafttr. u. vorl. Anwendung eines 
neuen VBerrechnungsabf. v. 4. Jan. 1939 (®. v. 
14. Febr.) II 120. 


stalien, Abk. u. die Ausdehnung deutjch-italienifcher 
Abkommen u. Vereinbarungen auf das Königreic) 
Albanien vd. 27. Mai 1939. — Inkrafttr. (Bel. v. 
17. Juni) I 837. 
Abk. ü. Amts- u. Rechtshilfe in Steuer: 
ſachen v. 9. Juni 1938. — Nat. Gek.v. 20. Febr.) 
II 124. — DurchfV. (v. 20. Febr.) II 122, 


Auslieferungsvertrag vd. 31. Oft. 1871. — 
Notenmwechjel ü. die Ausdehnung des Geltungs- 
bereich8 des Vertr. ſowie der Jufaberfl. ü. die Aus- 
lieferung wegen Seblerei u. Begünftigung [Noten- 
wechjel v. 29. Mai/9. Aug. 1905] auf die Oſtmark 
(Bek. v. 17. Nov.) TI 1006. 


stalien (Fortſ.) 


Int. Ubk. ü. den Eiſenbahnfrachtverkehr 
v. 23. Nov. 1933. — Abänd. der Anl. I hinſichtlich 
des wechſelſeitigen Verkehrs zwiſchen den Eifen- 
bahnen Deutſchlands, Dänemarks, Italiens u. 
der Niederlande (Bef. v. 7. Aug.) II 952. 


Ubtft. v. 1.März1939 ü. den Eintritt Deutfchlands 
in die Europäiſche Donaufommiffion u. ü. 
den Beitr. Deutjchlands u. Italiens zur Vereinb. 
v. 18. Aug. 1938 ü. die Ausdehnung der Befugniſſe 
der Europäiſchen Donaukommiſſion u. ü. die And. 
Diefer Vereinb. — Nat. der Übfft. u. der Vereinb. 
(Bel. v. 15. Mai) II 766. — [Ber.] (v. 5. Juni) 
II 824. 


Freundſchafts— u. Bindnispaft zwiichen 
Deutihland und Stalin v. 22. Mai 1939, — 
Inkrafttr. (Bek. v. 15. Juni) II 825. 


Handels- u. Schiffahrtsvertrag dv. 31. Oft. 
1925. — Borl. Anwendung eines dritten Zuſatzabk. 
v. 13. Febr. 1939 (8. v. 9. März) II 217. — eines 
AbE. ü. den Handel mit medizinischen Erzeugniſſen 
u. mediziniſchen Spezialitäten dv. 13. Febr. 1939 
(D. dv. 9. März) II 219. — Ausdehnung des Vertr. 
u. der Zuſatzvereinb. v. 9. Dez. 1926, des Zuſatzabk. 
vb. 3. März 1932, des Dirot. v. 8. Apr. 1933, des 
Zuſatzabk. v. 9. Juni 1933, der Vereinb. v. 12. Dez, 
1933, 29. März 1934, 20. Dez. 1935 u. 14. Mai 
1937 u. des Abk. v. 28. Mai 1938 u. des Zuſatz⸗ 
abk. v. 13. Febr. 1939 auf das Königreich Albanien 
(Bel. v. 17. Juni Ziff. i,5) II 837. 


Int. Abk. zur DVereinheitlihung von Regeln ü. 
Konnojjemente dv. 25. Aug. 1924 nebft Zeidh- 
nungsprot. — Nat. (Bel. v. 22. Dez.) II 1049. 


Umwandlung des Deutjchen Konjulats in 
Trieft in ein Generaltonfulat aus Anlaß der Anglie- 
derung Oſterreichs u. der judetendeutjchen 
Gebiete (G. v. 1. Febr.) IT 115. 


Abk. ü. die fulturelle Jufammenarbeit 
v. 23. Nov. 1938. — Rat. (Bef. v. 12. Mai) II 755. 


Abk. ü. den Handel mit medizinifchen Erzeug- 
nijfen u. medizinifchen Spezialitäten v. 
13. Febr. 1939. — Vorl. Anwendung (B. v. 
I. März) II 219. — Ausdehnung des Abk. auf das 
Königreih Albanien (Bel. v. 17. Juni Ziff. 5) 
II 837. > 


Ausdehnung des Geltungsbereich8 der deutich- 
italienischen Vereinb. ü. die Rechtshilfe in 
Strafſachen auf die Oftmark (Be. v. 17. Nov.) 
II 1006. 

Vereinb. ü. die Leiftung von Rechtshilfe in 
Verfehrsftraffachen v. 21. Juni/23. Dez. 1937. 
— Notenwechjel ü. die Ausdehnung des Geltungs- 
bereichs auf die Oftmarf (Bet. v. 17. Nov.) IT 1006. 

Rechtshilfeverkehr in Zivil- u. Handels: 
jachen zwijchen dem Gebiete des vormaligen Landes 
Öfterreih u. dem Königreich Italien (Bel. v. 
13. uni) II 837. 

Bet. ü. Die »Technifche Einheit im Eiſen— 


bahnweſen« (Bef. v. 30. Juni) II 912. 


U) 
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Italien (Fortſ.) 


Abk. zur Regelung der Zahlungen auf dem 
Gebiete des Filmweſens v. 14. Mai 1937. — 
Ausdehnung des Abk. u. der Vereinb. v. 18. Dez. 
1937 auf das Königreich Albanien (Bel. v. 17. Juni 
Ziff. 4) II 837, 

Abk. zur Negelung der Zahlungen aus litera- 
riichen, wiſſenſchaftlichen u. künftlerifchen Urheber— 
rechten v. 10. Dez. 1936. — Ausdehnung auf 
das Königreich Albanien (Bel. v. 17. Juni Ziff. 3) 
II 837. 

Abk. zur Regelung der Zahlungen [Berredy- 
nunasabfommen] v. 26. Sept. 1934. — Aus— 
dehnung des Abk. u. der Vereinb. v. 20. Dez. 1935, 
14. Mai 1937 u. der Abk. v. 28. Mai u. 12. Nov.1935 
auf das Königreich Albanien (Bel. v. 17. uni 
Siff.2) II 837. 

Haager Abk. ü. den Zivilprozeß v. 17. Juli 
1905. — Teilweile Anwendung zwiichen dem Ge- 
biete des vormaligen Landes Ofterreich u. dem 
Königreich Italien (Bel. v. 13. Juni) II 837. 


Abk. ü. die Jollbebandlung von Waren im 
Verkehr zwiſchen dem Deutjchen Neid) u. dem Lande 
Öfterreich einerſeits u. Stalien amdererjeitö vd. 
28. Mai 1938. — Ausdehnung auf das Königreich 
Albanien (Bel. v. 17. Juni Siff. 1) II 837. 


J 


Jagdſchutzberechtigte, Waffengebrauch, 


ſ. Jagdweſen, Waffen. 


Jagdweſen, Zuſammenſchluß der Inhaber der Jahres— 
ſagdſcheine in dem Reichsbunde »Deutſche Jäger— 
ſchafi«. — Einf. des ©. v. 3. Juli 1934 in den 
judetendeutichen Gebieten (9. v. 16. an.) 
I 45. 


Straffreiheit für Ehrenftrafen der Deutjchen 
Jägerſchaft (V. b. 20. Sept.) 11989. 


Löſchung dinglicher Jagdrechte in den Grund- 
büchern des Landes Öfterreich (V. v. 15. Febr.) 
I 421. 

Verteilung des Länderanteils an der Jagdichein- 
gebühr im Neichsgau Sudetenland (DB. v. 
15. Aug.) 11448. 


Neichsjagdaejet. — Einjchränfung des 535 
Abi. 1Nr. 9 (V. v. 11. Oft.) 1 2069. 
— Vierte AusfV. (v. 29. März) 1643. — [Ber.] 


(v. 10. Mai) I 908. 
— Fünfte Ausf®. (v. 24. Nov.) 1 2377. 
— inf. des ©, v. 3. Juli 1934 in den eingeglie- 
derten Oftgebieten (9. v. 16. Dez.) I 2502. 
— Einf. des ©. v. 3, Juli 1934 in der Wall. des 
G. dv. 23.Apr. 1938 in den fudetendeutjchen 
Gebieten (3. v. 16. Jan.) 14. 


Durchf. des Reichsſagdgeſetzes in ber Dft- 
mark (B. v. 16, Mai) 1919, 

Einf. des Neihsjagdrehbts im Memellant 
(V. v. 2. Mai) I 868. 





III 
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Jagdweſen (Fortſ.) 


Einf. des Reichsjagdrechts in den eingeglie— 
derten Oſtgebieten (V. v. 16. Dez.) I 2502. 


Überleitung des Reichsjagdrechts in der Oſt— 
mark (®.v. 4. Ott) I 192. 


Einf. des Reichsjagdrechts in den judeten- 

deutjchen Gebieten (8. v. 16. an.) 145. 
— Erfte Überleitungs®. (v. 16. Jan.) I 45. 
— weite Überleitungs- u. Durhf®. (v. 18. Apr.) 

I 773. 

Regelung der Jagd auf den Reichswaſſer— 
ftraßen, dem Meeresftrand u. den Küjten- 
gewäffern, ®. v. 25. Febr. 1938. — ErgV. 
(v. 30.Nov.) I 2346. 


V. ü. die vorübergehende Zulaſſung der Ver— 
wendung von Tellereifen durch Forſtbeamte und 
Berufsjäger (v. 11. Oft.) I 2065. 

Maffengebrauch der Jagdichußberechtigten. — 
Einf. des ©. v. 26. Febr. 1935 nebſt Durch. v. 
7. März 1935 in den judetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 15. Mai) I 916. 


Jahresabſchluß der Kreditinftitute, Formblätter, 
ſ. Bilanzen, Kreditwejen. 


Jahresarbeitsverdienſte j.Sozialverfiherunglil. 


Japan, Abk. ü. kulturelle Zufammenarbeit v. 25. Nov. 
1938. — Inkrafttr. (Bel. v. 19. Mai) II 786, 


Seitetten j. Grenzweſen II B3. 
308 |. Gejundheitswefen II B 


Juden, Vorſchr. ü. den Ausichluß von der Ausübung 
des AÄrzteberufs, V. v. 25. Juli 1938. — Teil. 
weile Einf. in den judetendeutfchen Gebieten 
(VB. dv. 5. Mai) 1880. 


Nichterteilung der Beltallung als Apotbefer 
(B. v. 1. Sept. $3) 11567. 


Vorſchr. ü. den Ausſchluß von der Ausübung des 
Apotheferberuis (3. v. 17. Jan.) 147. — Teil 
weile Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B.v.5.Mai) I 880. 

— Recht zur Kündigung von Dienftverträgen u. 
Mietverhältniffen (V. v. 17. Jan. SS 6, ) 147. 


Nichtgewährung von Ausgleihsentichädi- 
aungen für Juden (3. v. 18. März S 3) 1614. 


And. von Familiennamen u. Vornamen. — 
Einf. des G. v. 5. Jan. 1938 u. der DurchfV. vd. 
7. Jan. u. 17. Aug. 1938 im Lande Ofterreich u. 
in den fudetendeutjchen Gebieten (V. v. 
24. Jan. $1) 181. 

Ausichluß von der Freiwilligen Feuerwehr 
u. Dilichtfeuerwebhr (V. v. 24. Dit. $4) I 20%. 
(B. dv. 24. Oft. $ 7) I 2100, 2101. 


N, ü. Gemeindebedienftete in den judeten- 
deutfchen Gebieten (v. 23. Febr.) 1292. 
— Recht zur Kündigung von Mietverhältniſſen 
(V. dv. 23. Febr. $ 10) 1292, 298. 

Ausübung der Gefundheitspflege Durd) 
jüdiſche Hilfskräfte (VB. v. 17. Jan, $ 2 Abj. 2) I 47. 
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Juden (Fortſ.) 

Gewerbebetriebe: 

Vorſchr. ü. jüdiſche Gewerbebetriebe, V. v. 
14. Juni 1938. — Einf. in den ſudeten— 
deutichen Gebieten (B. vd. 22. Apr.) I 818. 

Gerichtliche Zuftändigkeit im Verfahren nad) 
der V. gegen die Unterftügung der Tarnung 
jüdifcher Gewerbebetriebe (V. v. 28. Juli) 
I 1330. — [Ber.] (v. 28. Sept.) I 1988. 

Ausſchluß von der Zugehörigkeit zur Hitler- 
Jugend (8. v. 8. März $7) 1710, 11. 

Vorſchr. ü. den Ausjchluß der Juden von der 
Jagdpächtung u. ü. die Entziehung des Jagd- 
icheins (8. v. 29. März) I 643. 

Teilnahme an der kaſſenzahnärztlichen u. 
kaffendentiftiichen Verforgung (B.v.19. Sept.) 
I 1855. 

Vorſchr. ü. die rechtliche Beratung u. Vertretung 
durch jüdische KRonjulenten, V. v. 27. Sept. 1938. 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. dv. 31. März $3) 1657, 658. 

Vorſchr. ü. die Ausübung der Kranfenpflege. 
— Einf. der Eriten u. Zweiten ®. v. 28. Sept. 1938 
in den fudetendeutihen Gebieten (V. vd. 
24. März) 1574. 

Nichtberechtigung zur Beantragung des Kriegs: 
ausgleihsverfahrens (2. v. 30.Nov.$9) 12338, 
2339. 

Rechtsverhältniffe der jüdischen Rultusvereini- 
gungen, ©. v. 28. März 1938. 

— Erfte Durch. (v. 30. Jan.) I 158. 
— Zweite DurchfV. (v. 4. Aug.) 11350. 

G. ü. Mietverhältnifie mit Juden (v. 30.Apr.) 
I 864. 

— Einf. in der Oftmarf (3. v. 10. Mai) I 906. 
— Einf in den fudetendeutichen Gebieten 
(RB. v. 10, Mai) I 907. 

Neuordnung des öſterreichiſchen Berufs— 
beamtentums, V. vd. 31.Mai 1935. — And. 
(Dritte V. v. 3. Jan.) 14. (Vierte V. v. 24. Febr.) 
1 335. 

Angelegenheiten der Rechtsanwälte, Rechts— 
anwaltsanwärter u. Verteidiger in Otraf- 
ſachen im Lande Ofterreich (9. v. 23. Febr.) 
I 294. (3. v.3. Apr.) 1708. 

Vorſchr. ü. das Ausfcheiden der Juden aus Der 
Rechtsanwaltſchaft, V. v. 27. Sept. 1935. — 
Teilweiſe Einf. in den fudetendeutichen Gebieten 
(RB. v. 31. März $3) 1657, 658, 

Reichsbürgergeſetz 
ſ.Reichsangehörigkeit, Staatsangehörigkeit. 


Zuſammenſchluß der Juden in der Reichs— 
vereinigung der Juden in Deutſchland (V. v. 
4. Juli Urt. I) 11097. 

Nerbot der aewerbsmäßigen Musübung der 
NReifepermittlung (V. v. 8. Mai) 18%. 

Ausübung der Säuglingas- u. Kinderpflege 
(B. v. 15.Nov. $ 21) 12239, 2243. (V. v. 15. Nov, 
$ 14) I 2244, 2246. 





Juden (Fortſ.) 


Vorſchr. ü. jüdiſches Schulweſen (V. v. 4. Juli 
Art. II) I 1097. 


Sühneleiftung der Juden deutjcher Staats- 
angebörigfeit, V. v. 12. Nov. 1938. — Zweite 
Durchf V. (v. 19. Oft.) I 2059. 


Vorſchr. ü. den Ausichluß von der Ausübung des 
Tierärzteberufs (3. v. 17. Jan.) 147. — Teil- 
weile Einf. in den judetendeutjhen Gebieten 
(B. dv. 5. Mai) 1880. 

— Necht zur Kündigung don Dienftverträgen u. 
Mietverbältnifien (B. v. 17. TJan.$$ 6, 7) 147. 

Nerbot der Ausübung der Tiergejundheits- 
pflege (8. v. 17. Jan. $2 Ubj.3) 147. — Einf. 
in den fudetendeutichen Gebieten (B. dv. 5. Mai) 
I 880. 

Entziehung des Rechts zum Tragen einer 
Uniform, Erl. des Führers u. Reichskanzlers 
v, 16. Nov. 1938. — Einf. im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (V. v. 13. Oft. $1 Siff. 11) 
I 2030. 

Nermögen: 

Anmeldung des Vermögens von “Juden, 
V. v. 26. Apr. 1938. — Dritte Anordn. [Abliefe- 
rung von Juwelen u. Gegenjtänden aus Edel— 
metallen] (v. 21. Febr.) 1282. — Verl. der 
Ablieferungsfrift (VB. dv. 3. März) I 387. 


Einſatz des jüdifchen Vermögens, V. v. 
3. Dez. 1938. — DurchfV. (v. 16. Jan.) I 37. 


VBermögensabgabe 
ſ. hierbei unter Sübneleiftung. 


Vorſchr. ü. die Verſorgung fudetendeutjcher 
jüdiſcher Berufsmilitärperſonen u. ihrer Hinter— 
bliebenen (V. v. 30. Sept.) 12021. 


Nichtberechtigung zur Inanſpruchnahme der 
Vertragshilfe des Richters (V. v. 30. Nov. $ 33) 
I 2329, 2337. 

Ausichluß von der Erfüllung der Wehrpflicht 
u. der Arbeitsdienftpfliht (VB. v. 7. März 
Art. 1 Ziff. 4) 1425. 

Jüdiſche Wohlfahrtspflege (VB. v. ‚4. Juli 
Art. IIT) 11097, 1098. 

Vorſchr. ü. den Ausjchluß von der Ausübung des 
Berufs des Dahnarztes, Dentiften u. Zahn— 
technifers (8. v. 17. Jan.) 147. — Teilweiſe 
Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (B. vd. 
5. Mai) 1880. 

— Recht zur Kündigung von Dienjtverträgen 
Mietverhältniffen (VB. v. 17. Jan. $$ 6, ) 147. 


— 


l. 


Jugenddienſtverordnung |. Hitler- Jugend. 
Sugendführer des Deutſchen Reichs 


j. Hitler- Jugend, 


Jugendgerichtsgeſetz v. 16. Febr. 1923. 


— Einf. im Protektorat Böhmen u. Mähren (B. vd. 
14. Apr. $ 2 Abſchn. I Ziff. 5) I 754, 759. 

— Geltung der $$ 1 bis 15 im Memelland (V. v. 
28. Apr. 818 Ab. 1) I 849, 851. 

— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (B. v. 
16. an. $1 Abſchn. II Ziff. 5) I 38. 


u — 
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Jugendliche, Beichäftigung Jugendlicher in bergbau- 

lihen Betrieben (2. dv. 20. Jan.) 197. — Einf. 

7 den fudetendeutichen Gebieten (V. db. 
Apr.) 1914. 

Befehäftigung‘ Jugendlicher in der Eiſen jchaffen- 
den nduftrie, V. d. 23. Dez. 1938. — [Ber.| 
123. — a in den fudetendeutichen Gebieten 
(B. dv. 15. Apr.) 1914. 

— ü. die Beſchäftigung Jugendlicher in 
Glashütten, Glasſchleifereien, Glasätze— 
reien, Glasmalereien, Glasfabriken u. ver— 
wandten Betrieben, V. v. 23. Dez. 1938. 

— Teilweiſe Einf. in der Oftmart(®. v. 31. Juli) 
I 1367. 

— Teilweile Einf. in den judetendeutjchen Ge— 
bieten (B. v. 15. Mor.) I 914. 

G. ü. Kinderarbeit u. ü. die Arbeitszeit der 
Jugendlichen Jugendſchutzgeſetz) v. 30, Apr. 
1938. — Era. des $21 [Urlaub] u. der dazu- 
— —S des Vierten Abſchn. 
(B. v. 15. Juni) I 1029. 
— — des G. v. 30. Apr. 1938 u. der AusfV. v. 
12. Dez. 1938 in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(V. v zi. Jan.) I 154. — Einf. weiterer AusfV. 
zum Jugendſchutzgeſet in den fudetendeutichen 
Gebieten (8. p. 15. Apr.) I 914. 

Urlaub der Jugendlichen in der Hauswirtſchaft, 
Band- u. Forftwirtichaft, See- u. Binnenjchiffahrt 
u. in verwandten Wirtfchaftszweigen Jugend— 
urlaubsverordnung] (®. v. 15. Juni) 1 1029. 

Volizeiverordnung ü. die Fernhaltung Tugend- 
licher von öffentlihen Schieß- oder Spiel: 
einrichtungen (v. 24. Oft.) I 2116. 


Volizeiverordnung ü. die Fernhaltung Jugend: 
licher von dffentlihen Tanzluftbarkfeiten (8. vd. 
29, Nov.) I 2374. 

Vorſchr. ü. die Bejchäftigung jugendlicher Arbeiter 
in Anlagen, in denen Thomasſchlacke gemahlen 
u. Thomasmehl verpadt u. gelagert wird, V. vd. 
30. Jan. 1931 
— Einf. in der Oſtmark (8. v. 9, Nov.) I 2263. 
— Einf. in den judetendeutichen Gebieten 
(B. dv. 19. Mai) 1958. 

j. auch Schuljugend. 

Jugendliche Schwerverbrecher ſ. Strafrecht III. 


Fugendſachen 
. Rechtspflege (bei: Rechtspflege u. Verwaltung) 
Jugendſchutzgeſetz, Jugendurlaubsverordnung 
ſ. Jugendliche. 
Jugendwohlfahrt, Reichsgeſetz Tür Jugendwohlfahrt 
v. 9. Juli 1922. — And. (©. v. 1. Febr.) I 109 
(B. v. 7. Ott. $2 Abi. 3) 1 2002, 2008. 

Einf®. zum Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt v. 
9, Juli 1922. — And. des Art. 9 (V. v. 7. Ott. $2 
Abſ. 3) 1 2002, 2003 


Jugendwohlfabrt int Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzia (V. v. 24. Dez.) I 2478, 


| V. ü. Jugendwohlfahrt in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (v. 5. März) 1 429, — And. des $ 7 
Abſ.2 (V. v. 7. DE. 82 Abſ. 3) I 2002, 2003. 
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Jugoſlawien, Sandelsvertrag v. 1.Mai 1934. — 
Vorl. Anwendung einer fünften Zuſaätzvereinb. ü. 
AÄnd., Era. u. Ausdehnung des Vertr. nebſt Zulat- 
vereinbarungen auf das Land Ofterreich v. 4 Juni 
1938 jowie 5* Anwendung einer ſechſten Sufab- 
vereinb. dv. 25. Oft. 1938 (8. v. 24. febr.) II 133. 
(Bel. v. 31. März) II 643. — Vorl. Anwendung 
einer fiebenten Vereinb. v. 7. Juni 1939 (8. v. 
10. Juli) II 908. 


Rechtsbilfeverfehr in Zivil- u. Handelsjachen 
zwifchen dem Deutichen Neid) u. Jugoflawien (Ber. 
v. 17. Mai) II 778. 


Belt. ü. die »Technifche Einheit im Eijen- 
bahnweſen« (Bef. dv. 30. Juni) II 912. 


Haager Abt. ü. den Zivilprozeß v. 17. Juli 
1905. — Teilweile Anwendung zwijchen dem 
Deutichen Neich u. Jugoſlawien (Bel. v. 17. Mai) 
Il 778. 
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Abk. ü. die Regelung von Zollfragen zwiidyen 
dem Wroteftorat Böhmen u. Mähren u. dem 
Königreich Jugoflawien v. 7. Juni 1939. — Vorl. 
Anwendung (V. v. 10. Juli) II 910. 


Jungholz, Bücherliche Anmerkung der Rang— 
ordnung für eine beabſichtigte Veräußerung oder 
Löſchung 

Oſtmark IB7. 


Verwahrung von Grundbuchunterlagen 
, Dftmart 1 B7. 

Einf. von Reichsrecht 
(, Dftmar£ IB 4, 7,10. 


Juſtizausbildung, uftizausbildungsordnung v. 22. Juli 
1934. — Neufaſſ. (V. v. 4. an. Art. IV) 15,6, 
— Teilweije Aufb. der DurchfV. v. 13. Sept. 1934 
u. Aufb. der Durcchf®. v. 8. Oft. u. 1.Nov. 1934 
(B. v. 4. Jan. Art. VII Siff. 1, 2, * 5, 18. 

Weiterer Ausbau des Gemeinſchaftslagers 
Hans Kerrl v. 19. März 1935. — Aufh. (V. v. 
4, Jan. Art. VIL Siff.5) 15, 18. 

Ausbildung der Gerichtsreferendare in der 
Verwaltung, V. v. 13. Apr. 1935. — Aufb. (3. v. 
4. Jan. Art. VII Siff. 6) 15, 18. 

Befähigung zum Nichteramt, zur Staats» 
anwaltichaft, zum Notariat u. zur Rechts— 
anwaltichaft (®. v. 4. Jan.) 15. 

Vereinfahung der juriltiihen Staats: 
prüfungen (3. v. 2. Sept.) 1 1606. 


Juftizbeitreidungsordnung |. Gerichte l. 
Juſtizkoſten j. Gerichte IL. 

Juſtizprüfungsamt ſ.Keichs-Juſtizprüfungsamt. 
Juſtizverwaltung ſ. Reichsjuſtizverwaltung. 
Juteſätle ſ. Säcke. 


Juwelen, Ablieferungsfriſt, ſ. Juden (bei: Vermögen) 
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Sabeltennjäden 
j. Gewerblicher Rechtsſchutz IC. 


Kämpfer für die nationale Erhebung 
ſ. Nationalfozialiftifche Erhebung, 
Verforgung. 


Käfe, Int. Abk. zur WVereinheitlihung der Methoden 
für die Entnahme von Proben u. die Unter- 
fuchung von Käfe v. 26. Apr. 1934. — Ratifi- 
fation: 

Griehenland (Bel. v. 7. Juli) 11936. 


Verkehr mit Butter, Käje, Schmalz u. deren 
Erſatzmitteln. — Einf. des ©. v. 15. Juni 1897 in 
der Faſſ. des $ 19 des ©. v. 5. Juli 1927 u. des 
Art.5 der V. v. 23. März 1933, fowie Einf. dei 
Bek. v. 16. Juli 1916 u. der AusfBelt. v. 1. Juli 
1915 im Lande Ofterreih u. in den judeten- 
deutichen Gebieten (8. v. 28. Febr. $1 Siff. 1, 
2, 3) 1558. 


Kaffee, Überwachungsitelle für Kaffee, 
1. Sandel IA (bei: Reichsſtellen). 


Kaiſer-Wilhelm-Kanal j. Wafjerftraßen II D. 


Katkao j. Offentlihe Bewirtihaftung 
(bei: Nobfafao). 


Kakaozoll j. Zölle 1. 


Kaliwirtichaft, Raliwirtichaftsgejeß v. 18. Dez. 1933. 
— Einf. nebft Durhf®. dv. 29. Juni 1934 in der 
Dftmarf u. im Reichsgau Sudetenland (R. v. 
7. Juli 81 Siff. 1, 2) 11265. ; 

Kaliprüfunagsitelle: 

Vorſchr. ü. die Vrobeaufnabme bei der 
Einſchätzung von Kalibergwerken durch Die 
Kaliprüfungsſtelle u. Berufungskommiſſion v. 
15. Juni 1934 [Deutſcher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 138]. — Einf. in der Oftmartf 
u. im Neichsgau Sudetenland (B. v. 7. Juli 
$1 Siff.3) I 1265. 


Belt. der Kaliprüfungsftelle zur Sicherung 
gegen Untergehalt v. 25. Juni 1934 [Deutfcher 
Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 147]. 
— Einf. in der Oftmarf u. im Reichsgau 
Sudetenland (3. v. 7. Juli $1 Siff. 4 
I 1265. | 

Einf. der faliwirtfchaftlichen Vorſchriften 
in der Oftmarf u. im Reichsgau Sudetenland 
(3. v. 7. Juli) I 1265. | 


Neichsftelle für Kalium. Salz, 3. v. 9. Sept. 
1939 [Deutfcher Neichsanz. u. Dreuß. Staatsanz. 
Nr. 211]. — Einf. in den eingegliederten Oft: 
gebieten (VB. v.14. Dez. $1 Siff.9) I 2419. 


Kamerun ſ. Kolonien IIA 2, 
Stanäle ſ. Wafieritraßen 1. 
Stanalamt |. NReichsfanalamt. 


Kaninchenfelle ſ. Felle, Preiſe II. 
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Kapitäne der Kauffahrteiſchiffe 
ſ. Schiffahrt II. 


Kapitalertragſteuer ſ. Steuern II G. 


Kapitaljälligkeiten gegenüber dem Ausland 
ſ. Ausland, Schulden. 


Kapitalgejellichajten, Gewinnverteilung bei Kapital- 
gejellichaften [Anleiheftodgejeß]. — Einf. des ©. v. 
4. Dez. 1934 in der Faſſ. des ©. v. 9. Dez. 1937 
nebſt Durchf®. v. 27. Febr., 18. Apr. 195 u. 
9, Dez. 1937 im Lande Oſterreich (V. vd. 28. Febr.) 
I 363. 

Maßnahmen auf dem Gebiete des Rechts der 
Handelsgejellihaften (B. v. 4. Sept.) 11694. 


Reihsmarkeröffnungsbilanzen u. Umſtellungs— 
maßnahmen [Umftellungsverordnung] im 
Memelland (3. v. 5. Mai) I 897. 


NReichsmarkeröffnungsbilangen u. Umitellungs- 
maßnahmen [Umftellungsverordnung] in den 
judetendeutfchen Gebieten (3.1.9. Febr.) 1169. 


Umwandlung von Kapitalgefellichaften, ©. v. 
5. Juli 1934 u. DurchfV. v. 14. Dez. 1934, 17. Mai 
1935, 2. Dez. 1936 u. 24. uni 1937. 

— Einf. im Memelland (8. v. 5. Mai) 1897, 898. 
— Einf. in den fudetendeutfchen Gebieten (V.v. 
9, Febr. $ 25) 1176, 180. 


Kapitaltreditbeſchaffung ſ. Kreditweien. 
Kapitalvertehrſteuer ſ. Steuern IIH. 


Karlsbad, Errichtung einer ſtaatlichen Polizeiver— 
verwaltung im Regierungsbezirk Karlsbad, 

Polizei, Sudetendeutſche Gebiete uſw. 
IB3b. 


Kartellgericht ſ. Notverordnungen IB. 
Kartellnotverordnung ſ. Kartellweſen. 
Kartellverordnung ſ. Kartellweſen. 


Kartellweſen, Gemeinſchaftswerke in der gewerb— 
lichen Wirtſchaft (V. v. 4. Sept.) 11621. 

Kartellnotverordnung v. 26. Juli 1930. — Einf. in 
den ſudetendeutſchen Gebieten (V. v. 12. Jan. 
81) 128. 

Einf. des deutichen Kartellrechts in ben 
iudetendeutichen Gebieten (9. v. 12. Jan.) 128. 

Mißbrauch wirtichaftlicher Machtjtellun: 
gen [Kartellverordnung]. — Einf. der V. v. 2. Nov. 
1923 in der Faſſ. der V. v. 14. Juni 1932, des ©. v. 
15. Juli 1933, der ®. v. 5. Sept. 1934 u. des G.v. 
25. Febr. 1938 mit Ausnahme des 321 in den 
fudetendeutichen Gebieten (DB. b. 12, Jan. $ 1) 
I 28. 

Grrihtung von Smwangsfartellen. — Einf. 
des ©, vd. 15, Juli 1933 u. der AusfV. v. 6. Oft. 
1933 in den fudetendeutfchen Gebieten (B. v. 
12, Jan. s 1) I 28. 

ſ. aud) Reichswirtſchaftsgericht. 


Kartoffeltäfer, Kartoffeltrebs 
ſ. Schädlingsbekämpfung. 








I 
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Kartoffeln, Kartoffelerzeugniſſe, Verbot der Ein - 
fuhr von Kartoffeln aus Amerika ſowie von Ab- 
fällen u. Verpadungsmaterial foldyer Kartoffeln, 
V. v. 26. Febr. 1875. — Nußerkrafttr. (V. v. 
4. Mai $ 19) 1882, 885 

Erzeugerpreiſe für Speiſekartoffeln, Futter— 
kartoffeln u. Fabrikkartoffeln im Kartoffelwirtſchafts— 
iabr 1939/40 (B. v. 15. Aug.) I 1422. 

Ermächtigung des Reichsminiſters der Finanzen, 
zur Einlagerung von Kartoffelerzeugnilfen Ga— 
rantien bis zum Höchſtbetrage von 25 Millionen 
RN zu übernehmen (©. v. 31. März $4 Abi. 2d) 
TI 613. 

Einlagerung von Kartoffelfloden u. Kar- 
toffelftärfemebl durd die Deutjche Getreide- 
Handels⸗Geſellſchaft, V. v. 22. Aug. 1932. — Einf. 
in den fudetendeutfchen Gebieten (B. v. 
11.Mai 81 Abſ. 1 Ziff. 5) 190. 

ſ. auch Offentliche Bewirtſchaftung. 


Kaſchau, Errichtung eines Konſulats, 
Tſchecho-Slowakei. 
Kaſſen- und Rechnungsweſen ſ. Gemeinden uſw. 
Kaſſenzahnärztliche und kaſſendentiſtiſche 
Verſorgung 
ſ. Geſundheitsweſen 1, Juden, Kranken— 
kaſſen, Sozialverſicherung Il. 
Kauffahrteiſchiffe ſ. Schiffahrt II. 
KdF-Wagenſtadt ſ. Volkswagenſtadt. 
Kenja (Kenya) ſ. Kolonien LIA2. 
Kiefern-Balſam ſ. Forſtweſen. 
Kinderarbeit ſ. Jugendliche (bei: Jugendſchutzgeſeh). 
Kinderbeihilfen j. Finanzweſen. 
Kindererziehung, Einf. des G. ü. die religiöſe Kinder— 
erziehung im Lande Oſterreich (V. v. 1. März) 1384 


Kinderpflege, Kinderpflegeſchulen 
ſ. Geſundheitsweſen IV (bei: Säuglingspflege). 


Kinderreiche Familien, Wobnungsbeichaffung, 
j. Miete uw. 


Kindesannahme, Vermittlung der Annahme am 
Kindes Statt (G. v. 19. Apr.) I 79. 


Stippered-Heringe, Zollbehandlung, j. Norwegen. 


Kirche, Beichlußverfahren in Rechtsangelegenbeiten 
der Evangeliſchen Kirche, ©. vd. 26. Juni 1935. 
— Dritte Durhf®. (v. 29. Aug.) 11556. 

Grundbeſitz der ruſſiſch-orthodoxen Kirche in 
Deutichland, ©. v. 25. Febr. 1938. — Erſte Durchf V. 
[Einf. des G.inden fudetendeutjchen Gebieten] 
(v. 5. Mai) 1879. 


Kleiderkonfettion, Aufb. der Bek., betr. Lohnbücher 
für die Kleider- u. Wäſchekonfektion, v. 14. Febr. 
1913 (B. v. 6. Mai) 189. 


Sleingärten, Stleinpachtlandordnung, Stleinjiedlung 
1. Siedlung. 
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Stleinhandel j. Garn, Wild. 


Kleinpreisgeſchäfte 
ſ. Handel IA, Dreifel 


Kleinrentner, Reichſsgrundſätze ü. Vorausſetzung, Art 
u. Maß der öffentlichen Fürſorge v. 4. Dez. 1924 
in der Faſſ. der V. v. 10. Febr. 1934. — And. 
Zehnte V. v. 27. Dez.) I 2509. 

— Einf. der Vorſchr. der Reichsgrundſätze in der 
Dftmarf u. im Neichögau Sudetenland (B. v. 
20, Nov. $ 1 Ziff. 2, $ 2 Abſ. 1) I 2282. 

&, ü. Kleinrentnerbilfe. — Einf. des ©. vd. 
5. Juli 1934 mit Ausnahme des $ 12 u. Einf. der 
ErgV. v. 24. Dez. 1937 mit Ausnahme des $4 in 
der Oſtmark u. im Neihsgau Sudetenland 
(B. v. 20.Nov.) I 2282. 


Kleinwohnungsbau j. Wohnungsbau. 


(bei: Einheitöpreisaefchäfte). 


Knalltorten, Serftellung von Knallkorken, V.v. 27. Dez. 
1928. — And. (Dritte V. v. 10. Juli) 11255. 
— Einf. der ®. v. 27. Dez. 1928 in der Faſſ. der 
V. v. 6. Febr. 1934 u. 10. Juli 1939 in der Oftmarf 
im Reichsgau Sudetenland (V. v. 7. Dez.) 

2387 


Sinappichaftliche Berjicherung 
ſ. Sozialverfiherung VI. 


Stodein ſ. Gejundbeitswejen IIB. 


Köln, Städtebaulihe Maßnahmen in der Stadt Köln 
(Erl. des Führers u. Neichskanzlers dv. 7. Juni) 
I 988. 


Königsberg, Oberlandesgerichtsbegzirf, 
j. Geridtel. 


Körperichajten, Kriegsbeitrag der Körperichaften des 
öffentlichen Rechts (V. v. 4. Sept. $17) I 1609, 
1611. 


Körperjchaftitener j. Steuern Il J. 
Koffer j. Leder ufw., Preife I. 


stohlen, Regelung der Einfuhr von Kohle auf dem 
Landwege, Bel. v. 16. Juni 1922 [Deutjcher 
Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 140]. — 
Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (V. v. 
10. Jan. $2 Siff. 4) 143. j 


Einfuhr ausländifcher Kohle auf dem Waſſer— 
wege u. ihre Verteilung. — Einf. der Bel. v. 8. Sept. 
1919 in der Faſſ. der Bel. v. 10. Mai 1921 [Deut- 
ſcher Reihsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 108] in 
den fudetendeutichen Gebieten (B.v. 10. Jan. 
2 Siff.3) 14. 

Regelung der Kohlen wirtſchaft. — Einf. des 
G. o. 23. März 1919 in der Faſſ. des ©. v. 20. Aug. 
1919, der V. dv. 5. Juni 1931 u. des ©. v. 21. Apr. 
1933 nebit AusfBeft. dv. 21. Aug. 1919 in der Fall. 
der V. dv. 13. u. 18. Oft. 1923, 5. Juni 1931 u. des 
G. v. A. Apr. 1933 ſowie Einf. des ©. ü. And. 
kohlenwirtſchaftlicher Beſt. v. 21. Apr. 1933 in den 
ſudetendeutſchen Gebieten (Vev. 31. Jan. $ 1) 
| 
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Kohlen (Fortſ.) 

Einf. von Vorfehr. ü. die Regelung der Kohlen— 
wirtichaft in den fudetendeutfchen Gebieten 
(B. v. 31. Jan.) 1132. 

Betellung eines Reichskommiſſars für die 
Kohlenverteilung. — Einf. der Bel. v. 28. Febr. 
1917 in der Faſſ. der Bek. v. 15. Aug. 1920 in den 
fudetendeutichen Gebieten (2. v. 10. Jan. $ 2 
Siff.2) 1483. 

Verbrauchsregelung für Hausbrandfohle 
ſ. Lebenswichtiger Bedarf (bei: Sicherftellung). 

Regelung des Verkehrs mit Kohlen, Bel. v. 
24, Febr. 1917. — Einf. in den judetendeutjchen 
Gebieten (B. v. 10. Ian. $2 Siff. 1) 143. 


Sohlenjtener j. Steuern IIIB4. 
Siotereien j. Arbeitszeit IL 


Kolonialgejellichajten, Gewinnverteilung bei 
KRapitalgejellichaften JAnleiheſtockgeſetz), 
ſ. Rapitalgejellichaften. 


Kolonien (Beſitzungen, Mandate, Protektorate, Schuß- 
gebiete, Schußherrichaften) 


Überſicht 
I. Kolonien 
A. Britische 
B. Französische 
Ü. Italienische 


1. Mandatsgebiete 
A . Britische 


B. Französische 


I. Aolonien 
A. Britijche 


1. Im allgemeinen 


Anmeldung des im Gebiet des Großdeutichen 
Neichs befindlichen Vermögens (VB. v. 3. Nov.) 
I 2141. 

2, Im bejonderen 
Aden (Kolonie), 

Abk. ü. die Behandlung der Kriegsgefangenen 
v. 27. Juli 1929. — Rat. (Bel. v. 31. Jan.) II 118. 

Deutich-britiiches Abk. ü. den Rechtsverkehr 
v. 20. März 1928. — Ausdehnung des Geltungs- 
bereich8 des Abk. auf die Kolonie Aden (Bel. v. 
17. Juli) II 940. 

Abk. zur WVerbefjerung des Loſes der Verwun— 
deten u. Kranken der Heere im Felde v. 27. Juli 
1929, — Rat. (Bel. v. 31. San.) 11 118. 

Aſeenſion, 

int. Betäubungsmittelabk. v. 13. Juli 1931. — 

Anwendung auf Aicenfion (Bef. v. 30. Jan.) II 20. 
Varbados, 


Int. Betäubungsmittelabf. v. 13. Juli 1931. — 
Anwendung auf Barbados (Bef. v. 30. Jan.) 1120. 
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Kolonien (Fortſ.) 
Bermuda⸗Inſeln, 

int. Betäubungsmittelabfommen v. 13. Juli 
1931. — Anwendung auf die Bermuda-mnjeln 
(Bef. v. 30. Jan.) II 20. 

Abk. ü. die Abichaffung der Gejundbeitspäjle 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf die Bermuda- 
Inſeln Gek. v. 14. an.) II 15. 

Abk. ü. die Abſchaffung der Konjulatsfichtvermerfe 
auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Dez. 1934. — 
Anwendung auf die Bermuda-nieln (Bel. v. 
17. jan.) II 16. 

Britiih-Gnayana ſ. hierbei unter Guayana, Britiſch. 
Britiſch Honduras j. hierbei unter Honduras, Britiſch. 
Britiſch⸗ Rordborneo 

ſ. hierbei unter Nordborneo, Britiſch. 
Britiſch⸗omaliland 

ſ. hierbei unter Somaliland, Britiſch. 

Burma, Britiſch, 

Int. Sanitätsabkommen für die Luftfahrt 
v. 12. Apr. 1933. — Anwendung auf Burma (Bel. 
v. 5. Juli) 11 934. 

Int. Abk. zur Vereinfachung der Zollförmlid)- 
feiten v. 3.Nov. 1923. — Anwendung in Burma 
(Bef. dv. 29. Juni) II 858. 

Ceylon j. hierbei unter Zeylon. 
Cypern j. hierbei unter Sppern. 
Falkland: njeln, 

Abk. ü. die Abjchaffung der Gejundheitspäjle 
os. 2. Der. 1934. — Anwendung auf die Falkland— 
Inſeln (Bef. dv. 14. Jan.) 1115. 

Abk. ü. die Abſchaffung der Konſulatsſichtvermerke 
auf den Geſundheitspäſſenv. 22. Dez. 1934. — 
Anwendung auf die Falkland-Inſeln (Bel. v. 
17. an.) 11 16. 

Fidſchi⸗Inſeln (Fiſi⸗Inſeln), 

Int. Betäubungsmittelabfommen v. 13. Juli 
1931. — Anwendung auf die Fidichi-Infeln (Bel. v. 
30. Jan.) 11 20. 

Abk. ü. die Abjchaffung der Konfulatsjichtvermerfe 
auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Dez. 1934. — 
Anwendung auf die Fidichi-nieln (Bel. v. 17. Jan.) 
II 16. 


Gambia, 
Abk. ü. die Abjchaffung der Geſundheitspäſſe 
v. 2. Dez. 1934. — Anwendung auf Gambia 


(Bef. v. 14. Jan.) II 15. 

ADE. ü. die Abjchaffung Der Konjulatsjichtvermerfe 
auf den Gefundheitspäfien v. 22. Dez. 1934. — 
Anwendung auf Gambia (Bel. v. 17. Jan.) II 16. 

Gibraltar, 

Abk. ü. die Abichaffung der Geſundheitspäſſe 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Gibraltar 
(Bef. v. 14. Jan.) II 15. 

Abk. ü. die Abfchaffung der Konjulatsfichtver- 
merke auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Dez. 
1934. — Anwendung auf Gibraltar (Bek. v. 
17. jan.) II 16. 
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Kolonien (Fortſ.) 
Goldtüjte (Kolonie), 
Abk. ü. die Abjchaffung der Gejundheitspäffe 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Goldfüfte 
(Rolonie) (Bet. v. 14. Jan.) II 15. 
Abk, ü. die Abjchaffung der Konjulatsficht- 
vermerfe auf den Gejundbeitspäfien vd. 22. Dez. 


1934. — Anwendung auf Goldfüfte (Kolonie) 
(Bel. dv. 17. Jan.) II 16, 
Grenada |, hierbei unter Inſeln über dem Winde. 


Guayana, Britiich, 
Int. Betäubungsmittelablommenv. 13. Juli 
1931 Anwendung auf Britiich-Guabana 
(Bel. dv. 30, Jan.) II 20. 
Abk. ü. die Abſchaffung der Konjulatsjicht- 
vermerfe auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Dez. 
. — Anwendung auf Britiih-Guadana (Bel. d. 
17. \an.) II 16. 


Selena, St. 

Int. Beräubungsmittelabt. v. 13. Juli 1931, — 
Anwendung auf St. Selena (Bel. dv. 30. Tan.) 
II 20. 

Honduras, Britiſch, 

Abk. ü. die Abichaffung der Geſundheitspäſſe 
v. 22. De. 1934. — Anwendung auf Britiſch— 
Honduras (Bel. v. 14. Jan.) II 15. 

Abk. ü. die Mbichaffung der Stonjulatsficht- 
vermerfe auf den Gejundbeitspäffen v. 22. Des. 
1934. — Anwendung auf Britiich- Honduras (Bel, v. 
17. Tan.) TI 16. 


Hongkong, 

Abk. ü. die Abſchaffung der Gefundheitspäfie 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Hongfona 
(Bel. v. 14. an.) II 15. 

Abk. ü. die Abichaffung der Konjulatsiicht- 
vermerfe auf den Geſundheitspäſſen v. 22, Dez. 
1934. — Anmwenduna auf Hongkong (Bel. v 
17. Jan.) I1 16, 


Injeln über dem Winde (Windward⸗Inſeln) (Grenada, 
St. Vincent), 

Int. Betäubungsmittelabfommenv. 13. Juli 
1931. — Anwendung auf Grenada u. St. Vincent 
(Bel. v. 30, Jan.) II 20. 

Abk. ü. die Abichaffunga der Gejundbeitspäfie 
u, 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Grenada u. 

St. Vincent (Bel. v. 14. Tan.) II 15. 

Abk. ü. die Abſchaffung der Konfulatsficht 
vermerfe auf den Sefundbeitspälien v. 22, Dez. 
1934. — Anwendung auf Grenada u. St. Vincen! 
(Bel. v. 17. an.) II 16, 


Stenia, (3 





tenva ); 


Abk. ü. die Abichaffung der Gefundheitspälie 


v. 22, Dez. 1934. — Anwendung auf Kenja (Bel. v 

4. Jan.) IT 15. 

Abk. ü. die AUbichaffuna der Konſulatsſicht. 
vermerke auf den Geſundheitspäſſen dv. 22. Der. 
1934. — Anwendung auf Kenja (Bel. v. 17. Jan.) 
II 16. 
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Stolonien (Fortſ.) 
Malayiiche Staaten, 


Int. Betäubungsmittelablommen v.13. Juli 
1931. — Anwendung auf die verbündeten u. nicht 
verbündeten Staaten (Bel. v. 30. Jan.) II 20. — 
[Ber.] II 118. 


Abk. ü. die Arichaffung der Geſundheitspäſſe 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf die ver- 
bündeten u. nicht verbündeten Staaten (Bel. v. 
14. Jan.) IT 15 


Abk. ü. die Abichaffung der SKonjulatsficht- 
vermerfe auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Des. 
1934. — Unmwendung auf die verbündeten u. nicht 
verbündeten Staaten (Bel. v. 17. Jan.) II 16. 


Malte, 

Abk, über die Abfchaffung der Konjulatsficht- 
vermerfe auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Der. 
1334. — Anwendung auf Malta (Bel. v. 17. Tan.) 
II 16. 


Mauritins, 
Abk. ü. die Abjchaffung der Gefundbeitspäfie 
v. 22, Dez. 1934. — Anwendung auf Mauritius 
(Bef, dv. 14. jan.) II 15. 


Abk. ü. die Abjchaffung der Konjulatsficht- 
vermerfe auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Dez. 
1934. — Anwendung auf Mauritius Gek. v. 
17. Jan.) II 16, 


Nigeria, 
Abk. ü. die Abſchaffung der Geſundheitspäſſe 
* 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Nigeria (Bel. v. 
. Jan.) 1115, 


Abk. ü. die Abjichaffung der Konfulatsjicht- 
vermerfe auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Dez. 
1934. — Anwendung auf Nigeria (Bel. v. 17. Jan.) 
II 16, 


Nordbornen, Britiſch, 
Abk. ü. die Abichaffung der Gejundheitspäfie 
v. 22, Dez. 1934. — Anwendung auf Nordborneo 
(Bef. vd. 14. Tan.) II 15. 


Abk, ü. die Abichaffung der Konſulatsſicht— 
vermerfe auf den Geſundheitspäſſen dv. 22, Dez. 
1934. — Anwendung auf Nordborneo (Bel. v. 
17. Jan.) II 16. 


St. Helena ſ. bierbei unter Helena, St. 


St. Bincent ſ. bierbei unter nieln über dem Winde. 
Sanjibar, 
Abk. ü. die Abſchaffung der Geſundheitspäſſe 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Sanſibar 
(Bek. v. 14. jan.) II 15. 


Abk. ü. Die Abjchaffung der Konſulatsſicht 
vermerfe auf den Gefundbeitspällen v. 22. Dez. 
1934. — Anwendung auf Sanfibar (Bel. vd. 


17. Jan.) II 16. 











Kolonien (Fortſ.) 


Sarawat, 
Abk. ü. die Abjchaffung der Geſundheitspäſſe 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Saramal 


(Bef. v. 14. Jan.) II 15. 


Abt. ü. die Abichaffung der SKonjulatsficht- 
vermerfe auf den Gefundheitspäffen v. 22. Dez. 
1934. — Anwendung auf Saramwaf (Bel. v. 17. Tan.) 
IT 16. 


Schyichellen, 

Abk. ü. die Abjchaffung der Konjulatsjicht- 
vermerfe auf den Gefumdbeitäpäffen v. 22. Dez. 
1934. — Anwendung auf Seyſchellen (Bel. v. 
17. Jan.) II 16. 


Sierra Leone, 
Abk. ü. die Abfchaffung der Gejundbeitspäffe 
v. 22. Dez. 1934. — Anivendung auf Sierra Yeone 
(Bef. v. 14. Tan.) II 15. 


Abk. ü. die Abſchaffung der Konjulatsficht- 
vermerke auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Dez. 
1934. — Anwendung auf Sierra Leone (Bel. v. 
17. Tan.) 11 16. 


Somaliland, Britiſch, 
Abk. ü. die Abjchaffung der Geſundheitspäſſe 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Somaliland 
(Bef. v. 14. Jan.) II 15. 


Abk. ü. die Mbichaffung der Konfulatsficht- 
vermerfe auf den Gefundheitspäflen v. 22. Dez. 
1934. — Anwendung auf Somaliland (Bel. v. 
17. Jan.) II 16. 


Straits Settlements, 


Int. Ubk. ü. den Freibor d der Kauffahrteiſchiffe 
v. 5. Juli 1930. — Inkrafttr. (Bel. dv. 27. Febr.) 
II 215. 

Abk. ü. die Abjchaffung der Geſundheitspäſſe 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Straits 
Settlements (Be. v. 14. Jan.) II 15. 


Abk. ü. die Abichaffung der Konjulatsjicht- 
vermerfe auf den Gefundbeitspäffen dv. 22, Dez. 
1934. — Anwendung auf Straits Settlements 
(Bel. v. 17. jan.) II 16. 


Bincent, ©t., ſ. hierbei unter Inſeln über dem Winde. 


wWindward⸗Inſeln 
ſJ. hierbei unter Inſeln über dem Winde. 


Zanſibar (Zanzibar) ſ. hierbei unter Sanſibar. 


Zeylon (Ceylon), 
Abk. ü. die Abſchaffung der Geſundheitspäſſe 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Zeylon (Bel. d. 
14. Sjan.) II 15. 


Abk. ü. die Abſchaffung der Konſulatsſichtvermerke 
auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Dez. 1934. — 
Anwendung auf Zeylon (Bel. v. 17. Jan.) II 16. 


Int. Sanitätsablommen für bie Luftfahrt 
v. 12. Apr. 1933. Anwendung auf Ceylon 
(Bel. v. 15. März) II 606. 
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Kolonien (Fortſ.) 
zypern (Cypern), 

Abk. ü. die Abſchaffung der Konſulatsſicht— 
vermerke auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Dez. 1934. 
= Anwendung auf Cypern (Bef. v. 17. Jan.) 
I 16. 

B. Sranzöfijche 


1. Jm allgemeinen 


Anmeldung des im Gebiet des Großdeutjchen 
Reichs befindlichen Vermögen (VB. v. 3. Nov.) 
I 2141. 

2. Im beionderen 
Indo:China, Franzöſiſch, 

Int. Ubk. ü. den Freibord der Kauffahrtei- 
ichiffe v. 5. Auli 1930. — Anwendung auf Fran— 
zöſiſch-Indo-China (Bel. v. 8. Juli) II 936. 


Marotto (Franzöſiſche Zone), 
Amtliches Gewährzeichen der Franzöſiſchen 
von Marokko für Ausfuhrwaren (Bek. v. 28. 
II 949. 


Neu-Hebriden, 

Vereinheitlichung des Scheckrechts.— Abk. ü. das 
Verhältnis der Stempelgeſetze zum Scheckrecht v. 
19. März 1931. — Ausdehnung auf das Con— 
dominium Neu-Hebriden (Bel. v. 30. Apr.) II 752. 


Vereinbeitlihung des Wechjelrech ts. — AbE. ü. 
das Verhältnis der Stempelgefeße zum Wechjel- 
recht v. 7. Juni 1930. — Ausdehnung auf das 
Eondominium Neu-Hebriden (Bek. dv. 30. Apr.) 
II 752. 


Zone 
Juli) 


C. Italieniſche 

Errichtung eines deutfchen Konjulats in Tri 
polis (G. v. 26. Oft.) II 991. 

Abk. ü. den Handel mit medizinijchen Er- 
zeugniffen u. medizinijhen Spezialitäten 
v. 13. Febr. 1939. — Vorl. Anwendung (B. v. 
9, März) II 219. 


1. Mandatsgebiete 
A. Britijche 
1, Jm allgemeinen 

Anmeldung des im Gebiet des Großdeutichen 
Neichs befindlichen Vermögens (V. v. 3. Nov.) 
I 2141. 

2. Im bejonderen 
Stamerun (vorm. zu Deutſch⸗Kamerun gehörig), 

Abk. ü. die Abfchaffung der Geſundheitspäſſe 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Kamerun 
(Bel. v. 14. Jan.) IL 15. 

Abk. ü. die Abſchaffung der Konjulatsjicht- 
vermerke auf den Gefundheitspäjfen v. 22, Dez. 
1934. — Anwendung auf Kamerun (Bel. v. 17. Jan.) 
II 16. 


Ditjordanland j. hierbei unter Transjordanien. 
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Kolonien (Fortſ.) 
Palauſting, 

Int. Betäubungsmittelabkommenv. 13. Juli 
1931. — Anwendung auf Paläſtina (Bel. v. 30. Jan.) 
II 20. 

Abk. ü. die Abſchaffung der Konſulatsſicht— 
vermerke auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Dez. 
1934. Anwendung auf VDaläftina (Bel. v. 
17. Jan.) II 16. 


Tanganjita (Tanganyika) (vorm. zu Deutſch-Oſtafrika 
aehöria), 

Abk. ü. die Abjchaffung der Geſundheitspäſſe 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendung auf Tanganjifo 
(Bek. dv. 14. Jan.) II 15. 

Abk. ü. die Abſchaffung der Konjulatsficht- 
vermerfe auf den Geſundheitspäſſen v. 22. Dez. 
1934. — Anwendung auf Tanaanjita (Bel. v. 
17. Jan.) II 16. 


Zransjordanien (Oftjordanland), 
Int. VBetäubungsmittelabl. v. 


— ' Anwendung auf 
30. jan.) II 20. 


13. Juli 1931. 
Transjordanien (Bel. v 


B. Franzöſiſche 
Anmeldung des im Gebiet des Großdeutichen 
Reichs befindlichen Vermögens (3. v. 3. Nov.) 
I 2141. 


Stomintern ſ. Kommuniſtiſche Internationale, 
)eL 


Sommanditgeiellichaften anf Aktien, ©. ü. Altien- 
gejellichaften u. Kommanditgeiellichaften auf Aktien 
JAktiengeſetzſ. — Aufb. des $24 der Erſten DurchfV. 
v. 29. Sept. 1937 (V. v. 18. Oft. $7) 12079, 2080, 
— Inkrafttr. der noch nicht geltenden Vorſchr. des 
G. d. 30. Jan. 1937 u. der DurchfV. dv. 29. Sept. 
1937 jowie Einf. der Dritten DurchfV. v. 21. Der. 
1935 in den judetendeutjchen Gebieten (®. v. 
9, Febr.) I 176. 


Maßnahmen auf dem Gebiete des Rechts deı- 


Handelsgeſellſchaften (B. dv. 4. Sept.) 1 169. 
j.auch Gefellichaften,Kapitalgejellichaften. 


sommmmalbeamte |. Gemeinden uw. 
DurchfB. Für die Kommunalbeamten zum 
Deutichen Beamtengeſetz u. zur Reichsdienſtſtraf— 
ordnung 
ſ. Beamte |, Dienititrafreit, 


Kommunale Giroderbände, Kommmale Siredit: 
anſtalten 
ſ. Gemeinden uiw., Kreditweſen. 


Rommunalktredit 
ij. Gemeinden uſp Girokaſſen, Kreditweſen, 
Sparkaſſen. 


Kommmmiſtiſche Internationale, Deutſch-japaniſches 
Abk. gegen die Kommmniſtiſche Internationale v 
25.Nov. 1936 u. Prot. v. 6. Nob. 1937 ü. den 
Beitr. Italiens. — Prot. dv. 27. März 1939 u. den 
Beitr. Spaniens (Bel. vd. 26. Apr.) II 741. - 
Prot. v. 24. Febr. 1939 ü. den Beitr. Mandjchukuos 
(Bel, v. 30. Apr.) II 745. — VÜrot. dv. 24. Febr. 1939 
ii. den Beitr. Unaarns (Be. v. 30. Vor.) IT 749, 
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Stonfursiwejen, Nriegsausgleibsverfabren (B.v. 
30. Nov.) I 2338. | 


Maßnahmen auf dem Gebiete des Konfuries 
(B. v. 1.Sept. Art.7) I 1656. — Aufh. (B. v. 
30.Nov. $8) I 2338, 2339. 


Konnoſſemente, Verfabren zum Zwecke der Kraft: 
loserflärung von Konnofjementen (8. v. 4. Oft.) 
I 1991 


nt. Abk. zur Vereinheitlichung von Regeln 
ü. Konnofiemente v. 25. Aug. 1924 nebſt Zeich— 
nung3prot. — Rat. (Bek. v. 22. Dez.) II 1049, 
— Weitere Beitritte u, Ratififationen: 


Norweaen 
Vortugal 
Numänien 
Schweden 
Spanien 
Ungarn 


Vereinigte Staaten von 
Amerika 

Belgien 

Dänemark 

Finnland 

Italien 


— 








Vet » 22 Dez) II 1049 
Stonftanz j. Grenzweſen Il B3. 


Konſulate 

Italien. Umwaändlung des Deutſchen Konſulats 
in Trieſt in ein Generalkonſulat aus Anlaß der 
Analiederung Oſterreichs u. der judetendeutichen 
Gebiete (©. v. 1. Febr.) II 115, 

Errichtung eines Deutichen Konſulats in Tripolis 
($. vd. 26. Oft.) II 991. 

Volen. Errichtung eines Konjulats in Lemberg 
aus Anlaß der Nnaliederung Ofterreich u. Der 
iudetendeutichen Gebiete (G. v. 1. Sebr.) II 115 

TſchechSlowakei. Umwandlung des Deut 
ichen Koniulats in Dreßburg im ein General: 
fonfulat u. Errichtung von Koniulaten in Tefchen, 
Mäbrifch Oftrau, Chuft, Kaſchau aus Anlaß der 
Analiederung Öfterreichs u. der iudetendeutichen 
Sebiete (&. v. 1. SRebr.) II 115. 


Konſulenten |. Juden. 


Stonveriionstaiie Tür dentſche Auslandsſchulden 
ſ. Schulden 


Koſtenberechnungen in der Wirtſchaft 
ſ. Dreife J, Wirticbaft. 
Koſtenordnung, Koſtenrechtliche Vorſchriften 
ſ. Gerichte ll. 
Kräftebedarf |. Arbeitseinſatz, VBierjabresplan. 
Kraftdroſchktenunternehmer, Steuererlaß, 
ſ.Steuern IIK. 
Araftfahrweſen 


I. Inlandsverkehr 


Flaggenführung an Dienſtkraftwagen 
[Perſonenwagen] 
ſ. Flaggen Il. 
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Kraftfahrweſen (Fortſ.) 


V. ü. Garagen u. Einſtellplätze Reichs— 
garagenordnung] (v. 17. Febr.) I 219. 

— Einf. in der Oſtmark (®. v. 18.Nov. $1 Ziff. 3) 
I 2305. 

— Einf. im Reichsgau Sudetenland (V. v. 
7. Aug.) 11389. 

Gebührenordnung für Mafnahmen im 
Straßenverkehr, V. v. 23. Sept. 1938. — And. (V. v. 
17. Mai) 1922. 

— Einf. der Gebührenordnung in den judeten- 
deutſchen Gebieten (®. v. 8. Febr. $ 1 Abi. 1d) 
I 164. 


Güterfernverfehr: 

Einheitliher Anftrich der Fahrzeuge des 
Güterfernverfehrs, V. dv. 17. Nov. 1938. — 
Und. u. Era. (V. v. 28. Juni) I 1066. 

Einſchränkung des Güterverfehrs mit 
Kraftfahrzeugen (V. v. 6. Dez.) 12410. — 
AusfBeſt. (v. 16. Dez.) I 2436. 

R, it. den Möbelfernverfehr v. 17. Sept. 
1936. — NAußerkrafttr. u. neue V. ü. den 
Möbelfernverkehr mit Kraftfahrzeugen (vb. 
4. Aug.) I 1387. 

Bekämpfung der Notlage des Kraftdroſchken— 
aewerbes. — And. der ®. v. 2. Aug. 135 in 
der Faff. der V. v. 11.Nov. 1935 (V. v. 3. Febr.) 
I 136. 

PRetrieb von Kraftfahbrunternehmen 
Verjonenverfehr (V. dv. 13. Yebr.) 1231. 

Ausbildung von Kraftfahrzeugführern. — 
Einf. der V. dv. 21. Dez. 1933 in der Fall. der V. v. 
5. Oft. 1934 u. 13. Nov. 1937 in den fudeten- 
deutichen Gebieten (B. v. 8. Febr. $1 Abi. 10) 
I 164. 

V. ü. die Kraftfahrzeug-Kasko—- u. Haft- 
pflichtverfiherungsperträge (p.3. Oft.) 
I 198. 

KRraitfahrzeugfteuer f. Steuern IIK. 

Einführung der Dflihtverfiherung für Kraft: 
tahrzeugbalter (V. v. 7. Nov. Art. I) 1 2223. 

Anerkennung von Sachverftändigen im Kraft: 
fahrzeugverkehr. — Einf. der V. v. 22, Oft. 1934 
in der Faſſ. der ®. v. 13. Nov. 1937 in den judeten- 
deutichen Gebieten (V. v. 8. Febr. $1 Abi. le) 
I 164. 


Topenbegrenzung in der Kraftfabrzeug> 
induftrie (V. v. 2. März) 1386. 

Unbefugter Gebraucd von Kraftfahrzeugen u. 
Fahrrädern, V. vd. 20. Okt. 1932. 

— Einf. im Vrotettorat Böhmen u. Mähren 
(D. dv. 14. Apr. $1 Ab. 1 Siff. 4) I 754. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(DB. dv. 16. Jan. $1 Abjchn. I Ziff. 4) 138. (V. v. 
8. Febr. $ 1 Abſ. 1g) 1164. 

Regelung der Verbraucherpreiſe u. Handels— 
ſpannen im Gefchäftsverfehr mit Erfaßteilen u. 
Zubehör für Kraftfahrzeuge u. Kraftfahrzeug: 
anhänger, ®. v. 18. Febr. 1937 in der Tall. der ®. v. 
27. Dez. 1938. — Verl. der Geltungsdauer, Vierte V. 
(v. 30. März) I 656. 


im 


Reichsgeſetzbl. 1939 








65 


Kraftfahrweſen (Fortſ.) 


Verkehr mit Kraftfahrzeugen. — And. des ©. v. 
3. Mai 1909 in der Faſſ. des ©. v. 21. Juli 1923, 
13. Dez. 1933, 10. Aug. 1937 u.der B.v.5.u.6. Febr. 
u.12. Dez. 1924 (B. v. 7. Nov. Art. IT) 12223,2224. 
— Teilweiſe Einf. des ©. v. 3. Mai 1909 in der Faſſ. 
der ©. dv. 21. Juli 1923, 13. Dez. 1933, 10. Aug. 
1937 u. der ®. v. 6. Febr. u. 12. Dez. 1924 in den 
judetendeutichen Gebieten (8. v. 8. Febr. 81 
Abi. 1a) I 164. 

MWeiterbenukung von Kraftfahrzeugen (B. v. 
6. Sept.) I 1698. — And. (V. v. 17. Oft.) I 2055. 
— Einf. der ®. v. 6. Sept. 1939 in der Faſſ. der ®. v. 
17. Oft. 1939 in den eingegliederten Dftgebieten 
(B.0.9. Dez.) I 233. | 

f. au Straßenweſen, Verkehrsweſen. 


Il. Auslandsverkehr 


V. über internationalen Kraftfahrzeug- 
verfehr. — Einf. der V. v. 12. Nov. 1934 in der 
Faſſ. der V. v. 19. März 1935, 12. März, 3. Juli, 
12. Nov. 1936 u. 13. Nov. 1937 in den fudeten- 
deutichen Gebieten (V. v. 8. Febr. $ 1 Abf. 1f) 
I 164. 

Tiheho-SIlowalei. Vertr. über Erleichterung 
des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen u. Fahrrädern 
v. 22. Dez. 1938. — Mereinb. v. 26. “jan. 1939 
[Durchgangsftraßen für das Jahr 1939] (Be. v. 
30. Jan.) II 19. 


Straftfahrzengergänzungsporichrift 
1. Wehrmacht (bei: Wehrleiſtungen). 
Kraftfahrzeug-Kasko- und Haftpflichtverjicherungs- 
berträge 
ſ. Kraftfahrweſen I, Drivatverficherung. 
Kraftfahrzeugſteuer ſ. Steuern IIK. 
Kraftſpiritus j. Branntwein. 


Kranke, Verbeſſerung des Loſes der Berwundeten 
u. Kranken der Heere im Felde 
ſ. Staatsverträge IB, Wehrmacht. 
Gewährung von Verpflegungszulagen 
[Sonderzulagen] 
j. Yebenswichtiger Bedarf. 

Sirantenfajjen, Ausdehnung des Geltungsbereich 
der Betriebskrankenkaſſe des Reichs in Berlin 
auf die Betriebe u. Verwaltungsftellen der Wehr- 
macht (V. v. 9. Oft.) I 2017. 

Teilnahme an der kaſſenzahnärztlichen und 
kaſſendentiſtiſchen Berſorgung (B.v. 19. Sept.) 
I 1855. 

sirantenpjlege, Sirantenpflegeichulen 

j. Geſundheitsweſen IV. 


Strantenpflegeanftalten j. Arbeitszeit Il. 
Stranfenverjicherung ſ. Sozialverjiherung II. 
Krankheiten ſ. Gefundheitswefen III. 


Kreditanitalten, Kreditablommen, Sireditinjtitute 
j. Kreditwejen. 











I 
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Sireditiwejen, Reichsgeſetz ü. das Kreditweſen. — And. 
des G. v. 5. Dez. 1934 in der Faſſ. der ©. v. 13. Dez. 
1935 u. 4. Sept. 1938 (V. v. 15. Sept.) I 1953. 
— Neufaſſ. (Bek. v. 25. Sept.) I 1955. 

— Imkrafttr. des ©. d.5. Dez. 1934 in der Faſſ. der 
G. v. 13. Dez. 1935 u. 4. Sept. 1938 im Memel- 
land (8. v. 19. Apr.) I 857. 

— Einf. des ©. in der Faſſ. der ©. v. 13. Dez. 1935 
u. 4. Sept. 1938 ſowie der Durdif- u. ErgV. v. 
I. Febr., 27. Juli 1935, 30. Juni 1936 u. 31. Mai 
1937 [Werkiparkaffen] in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (®.v.5.Apr.) I 720. 


Sicherung von Gräferfrediten (Sechites ©. v. 
19. Apr.) I 796 


&., betr. die Ermöglichung der Kapitaltredit- 


beihaffung für landwirtichaftlide Pächter, 
v. 9. Juli 1926 in der Faſſ. der V. v. 18. März 1933. 
— Inkrafttr. in der Oftmarf u. im Reichsgau 
Sudetenland (®.v. 11. Oft.) I 2020. 


Kapitalfreditbeijhaffung für land- 
wirtichaftlide Däcdter in der Oſtmark u. im 
Reichsgau Sudetenland (RB. v. 11. Oft.) I 2020. 


Kreditabfommen 

Deutjche Kreditabtommen. — Einf. der ®. d. 
27. Febr. 1932, der Erften DurchfV. v. 27. Febr. 
1932 in der Ralf. der Zweiten DurchfV. dv. 
17. Mai 1932 u. der ®. v. 23. Febr. 1935 jowie 
Einf. der Dritten Durhf®. dv. 3. Nov. 1932 ü. 
das Deutiche Kreditablommen von 1932, der 
DurchfV. v. 20. März 1933, 21. Juli 1937 u. 
23. März 1938 ü. die Deutichen Kreditablom- 
men von 1933, 1937 u. 1938 im Lande Öfter- 
reich (V. v. 28, Febr. $ 1) 1364. 

Deutiches SNreditablommen von 1938, 
Zuſatzabk. v. 23. Nov. 1938 [Deuticher Neichs- 
anz. u. Meuß. Staatdanz. 1939 Nr.9]. — 
Durchf V. (v. 28. Febr $ 2) I 364, 369. 

Deutjcyes Kreditabfommen von 1939 [Deut- 
icher Neichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 139]. 
— Dur. (v. 5. Aug.) I 1388. 

Einf. des Nechtes der Deutjchen Kreditab 
fommen im Lande Ofterreich (WB. p. 28. Febr 
$ 1) 1 364. 

Kreditanftalten, Kreditinstitute: 

Kormblätter für die Gliederung des 
Jahresabſchluſſes der Kreditinftitute, V. v. 
17. "Jan. 1936. — Nufb. u. Ameite 3. (v. 
18, D£t.) 12079. 

KRommunalfredit der Spar- u. Girokaſſen 
u. der fommunalen SKreditanitalten (G. v. 
7. juni) I 986. 

G. ü. die Dfandbriefe u. berwandten 
Schuldverjchreibungen dffentlich-rechtlicher 
Kreditanftalten. — Teilweife Einf. des ©. v, 
21. Dez. 1927 fowie Einf. der DurchfV. v. 
16. Nov. 1929 u. 20. Dez. 1938 in den fudeten- 
deutichen Gebieten (B. v. 29. März) 1 636. 

V. ü. Spar- u. Girokaſſen jowie fom- 
munale Giroverbände u. fommunale 
Kreditinftitute dv. 5. Aug. 1931. — And. 
(&. v. 7. Juni) I 986. 
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Kreditweſen (Fortſ.) 
Kreditanſtalten, Kreditinſtitute (Fortſ.): 


Vorſchr. ü. Spar- u. Girokaſſen, kom— 
munale Kreditinſtitute u. Giroverbände 
ſowie Girozentralen, V. v. 6. Okt. 1931 
Fünfter Teil Rap. I. — Außerkrafttr. des Art. 5 
in der Faſſ. der ©. v. 13. Dez. 1934 u. 9. Dez. 
1937 (3.0.5. Dez. $3 Siff. 1) I 2413. 


Durchführung einer Zinsermäßigung bei 
Kreditanftalten im Lande Ofterreih (VB. v. 
22.März) 1650. — Erg®. (v. 24.Nov.) 12299. 

Kreditermädtigung für den Reichsminiſter, 
zur Beftreitung einmaliger außerordentlidyer Aus: 
gaben einen Betrag bis zu 15 Milliarden 2. im 
Wege des Kredits zu befchaffen (V. v. 12. Sept. $3) 
II 963. 

Einf. von Gejeßen ü. das Kredit- u. Zahlungs— 
wejen in den [udetendeutichen Gebieten (8. v. 
5. Apr.) I 720. 

Sicherung der Kreditverforgung in dem von 
den deutichen Truppen beſetzten Gebiet der Republik 
Polen u. dem Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 14. Sept.) I 1774. 


Übergangsmaßnahmen beim Inkrafttr. des deut: 
schen Kreditwefenrehts im Memelland (RB. v. 
19. Apr.) 1857. 


Kreisinſtanz, Aufhebung von Beichlufzuftändigkeiten 
u. Anbhörungsrechten von Vertretungskörperichaften 
u, lollegialen Behörden in der Kreisinftanz (VB. v. 
26. Sept.) I 1981. 


Sirenzungen j. Eifenbabn I, Straßenmweien. 


striegergräber, Erhaltung der Kriegergräber aus dem 
Weltkrieg, ©. d.29. Dez. 1922 u. V. v. 31. Dez. 1922 
(NReichsminifterialbl. 1923 S. 9J. — Einf. in der 
Oſtmark u. im Neichdgau Sudetenland (B.v. 
10. Nov.) I 2230. 
Einf. des Sriegergräberfürforgereht3 in der 
Oſtmark u. im Neichsgau Sudetenland (RB. v. 
10. Wtov.) I 2230. 


striegsansgleihsperjahren |. Konkursweſen. 


striegsbeitrag der Yänder, Gemeinden ujw. 
ſ. Finanzweſen 


Kriegsbeſchädigte, Reichsgrundſätze ü. Voraus— 
ſetzung, Art u. Maß der öffentlichen Fürſorge 
v. 4. Dez. 1924 in der Faſſ. der V. v. 10. Febr. 1934. 
— And. (Sehnte V. v. 27. Dez.) 12509. 

— Einf. von Vorſchr. der Reichsgrundfäbße in der 
Oſtmark u. im NReichsgau Sudetenland (2. v. 
20. Nov. $1 Siff..2, $2 Abi. 1) I 2282. 

förderung des Baues von Kleinwohnungen 
j. Wohnungsbau. 


And. auf dem Gebiete der Neichöverjorgung 
G. dv. 3. Juli 1934. — Teilweife Anwendung im 
Rande Öfterreich (Ve.v. 28. Febr. $1 Ziff. 2) 1422. 

Verforgung der Kriegäbeichädigten im Lande 
Diterreich (VB. v. 28, Febr.) I 422. 

Verforgung der fudetendeutidyen Kriegs— 


beichädiaten (®. v. 7. Sept.) I 1702. 
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Kriegsfreiwillige, Einbürgerung von Kriegsfreiwilli- 
gen (V. v. 4. Sept.) 11741. 


Kriegsgefangene, Abk. ü. die Behandlung der Kriegs— 
aefangenen v. 27. Juli 1929. — Beitritte u. 
Natifilationen: 

Aden (Kolonie) (Bel. v. 31. jan.) 11 118. 

Yitauen. | 

Sitowalfei ‚ (Bel. v. 23. Dez.) II 1068 
Thailand [Siam] | 


Kriegsgerät, Aus- u. Einfuhr von Kriegsgerät. 
- Einf. des ©. v. 6.Nov. 1935 im Gebiet dei 
bisherigen Freien Stadt Danzig (3. v. 13. Oft. 
$ 1 Ziff. 25) 12030. 
— Einf. des ©. 0.6. Nov. 1935 nebft Bel., betr. Lifte 
der Kriegsgeräte, d. 1. Apr. 1938 [Deutſcher Neichs- 
anz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 76] im Lande 
Öfterreich (VB. v. 13. Febr. $1) 1213. 
— Einf. des ©. dv. 6.Nov. 1935 in den judeten- 
deutichen Gebieten (B. v. 21. Febr. $ 1 Siff. 18) 
I 287. 
Durchfuhr von Kriegsgerät (W. dv. 5. Sept.) 
I 1669. 
j. auch Munition, Waffen. 
Kriegsgericht j. Militärgerichtsbarkeit. 
Striegshinterbliebene, Neichsgrundjäge ü. Voraus 
feßung, Art u. Maß der Öffentlichen Fürſorge v. 
4. Dez. 1924 in der Faſſ. dev V. v. 10. Febr. 1934. 
— And. (Sehnte V. v. 27. Dez.) I 2509. 
— Einf. von Vorſchr. der Reichsgrundſätze in der 
Dftmark u. im Reichsgau Sudetenland (V. v. 
20.Nov. $1 Siff.2, 82 Abi. 1) I 2282. 
Förderung des Baues von Kleinwohnungen 
j. Wohnungsbau. 
Kranfenverficherung für Kriegsbinterbliebene 
(B. v. 20. Apr.) I 791. 
And. auf dem Gebiete der NeichSverjorgung, 
G. v. 3. Juli 1934. — Teilweife Anwendung im 
Bande Hfterreih (VB. v. 28. Febr. $1 Siff. 2) 
I 422. 
Verſorgung der Kriegsbinterbliebenen im Lande 
Öfterreich (B. d. 28. fyebr.) I 422. 
Verſorgung der ſudetendeutſchen Kriegs— 
hinterbliebenen (V. v. 7. Sept.) I 1702. 
Kriegslöhne 
ſ. Kriegswirtſchaftsverordnung, Lohn. 
Kriegspreiſe 
ſ. Kriegswirtſchaftsverordnung, Preiſe J. 


Kriegsſchädliches Verhalten ſ. Strafrecht II. 


Kriegsſonderſtrafrechtsverordnung 
ſ. Sonderſtrafrecht. 


Kriegsſteuern ſ. Kriegswirtſchaftsverordnung. 


Kriegsſtrafverfahrensordnung 
ſ. Sonderſtrafrecht. 


Kriegsverdienſttreuz ſ. Orden uſw. 
Kriegsverſchollene ſ. Todeserklärung. 
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Kriegswirtſchaftliche Maßnahmen, Durchführung 
friegswirtichaftlicher Maßnahmen auf dem Er- 
näbrungsgebiet (V. v. 20.Nov.) 12318. 


Kriegswirtſchaftsverordnung (v. 4. Sept.) 11609. 
Abichn. I: Kriegsſchädliches Verhalten 


» 11: Krieasiteuern 
»ILII: Srieaslöhne 
» 14V: Strieaspreife 
» V: Schlußbeitimmungen 
— [Ber.] (w. 7. Sept) 1170. — Duft. 


(v. 4. Sept.) 11762. — Außerkrafttr. (V. v. 20. Nov. 

S3) 1 2267. 

— Abſchn. II [Rriegsfteuern). 

— Erſte DurchfBeſt. ü. den Kriegszuichlag zum 
Kleinbandelspreis von Bier, Tabafwaren u. 
Schaummein (v. 4. Sept.) I 1615. 

— DurchfV. ü. den Kriegszufchlag auf Brannt- 
weinerzeugniffe (v. 20. Nov.) I 2267. 

— Erjte DurchfBeſt. ü. den Kriegszuichlag zur Ein- 
fommenfteuer (vb. 4 Sept.) I 1613. 

— Einf. der 882 bis 5 des Abjchn. II der V. v. 

4. Sept. 1939 u. der Erſten DurchfBeſt. ü. den 

Kriegszufchlag zur Einfommenfteuer v. 4. Sept. 

1939 im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 

Danzia (RB. v. 9. Dez. $6) 12431. 

— Einf. der $$ 6 bis 10 u. 12 ü. den Kriegszuſchlag 

auf Bier, Tabakwaren u. Schaummein des Abjchn. LI 

der ®. dv. 4. Sept. 1939 nebft DurchfBeſt. in den 

eingegliederten DOftgebieten (V. v. 18.Nov. $1 

Ziff. 14, 16) I 2258. 

— Abſchn. III [Kriegslöhne]. 

— ErgV. [Sonntags-, Feiertagd- u. 

ichläge] (v. 16. Nov.) I 2254. 

— Erſte Durchfßeft. (v. 16. Sept.) I 1869. 

— Zweite DurchfBeſt. (v. 12. Oft.) 12028, 

— Dritte DurchfBeſt. Ordnungsſtrafrecht Der 
Neichstreuhänder der Arbeit] (v. 2. Dez.) 12370. 

— Abjchn. IV [SKriegspreile]. 

— DurchfV. (v. 11. Oft.) I 2053. 


Kriegszuſchläge 
ſ. Kriegswirtſchaftsverordnung, 
Steuern IIC, IIB L, 2, 8, 12. 


Küchen: and Nahrıngsmittelabjälle, Volizeiverord- 
nung di. das Sammeln von Küchen- u. Nahrungs» 
mittelabfällen (v. 19. Oft.) 1 2104. 


Küken 1. Geflügelzudt. 


Kündigung, Necht zur Kündigung von Dienft- 
verträgen der durch das Neichsbürgergejeß be— 
troffenen Verfonen (V. v. 17. Jan. $6) I 47. 


Kindiqungsihug von Kleingärten (V. d. 
27. Sept.) I 1966. 

Kündiqungsichug fir Miet- u. Dachträume, 
V. v. 28. Aug. 1937. 
— Dritte Ausf®. (vd. 5. Sept.) I 1670. 
— Vierte AusfV. (v. 26. Sept.) I 1944. 
— Anwendung der-®. d. 28. Aug. 1937 in der 
Oſtmark u. im Reichsgau Sudetenland (R. v. 
31. Aug.) I 1602. — Ausf®. für die Oſtmark (w. 
5. Sept.) I 1671. 


Nachtzu- 


II 
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Kündigung (Fortſ.) 

Kündiaunasichuß für Miet- u. Dachträume 
im Reichsgau Sudetenland u. in den in die 
Reichsgaue Niederdonau u. Oberdonau eingeglieder- 
ten judetendeutichen Gebieten (8. v. 5. Sept.) 
I 1673. — [Ber.] I 1742, 

Maßnahmen der Vreisbebörden bei Kündigungen 
von Miet-u. Dabtverbältniffen (B. v. 19. Apr.) 


179. — Vorl. Außerkrafttr. (B. v. 5. Sept. $ 8 
Abi, 2) I 1670, 1671. — Durchf V. (v. 24. Juni) 
I 1091. 


Kündigung von Mietverbältnifien mit Juden 

(G. v. 30. Apr. $2) I 864. 

— Einf. in der Oſtmark (®. v. 10. Mai) 1906, 

— Einf. in den fjudetendeutichen Gebieten (R.v. 
10. Mai) I 907. 

Necht zur Kündigung des Mietverhältnifjes 
ü. Näume von Gemeindebedienfteten in den 
judetendeutichen Gebieten (B. v. 23. Febr. $10) 
I 292, 293. 

Recht zur Kündigung des Mietsverhältniſſes 
ü. Näume der durch das Neichsbürgergejek 
betroffenen Perſonen (V. v. 17. Jan. $7) 148,49. 


Sinlturboden I. Srun dſtücke (bei: Bodenſchätzungsgeſetz). 


Kulturdenkmäler, Schub der Kulturdenkmäler in den 
judetendeutichen Gebieten (B. v. 11. Jan.) I 36. 


Siulturelle Zujammenarbeit mit Italien u. Japan 


j. Italien, Japan, Staatsverträge IF, 
Siulturfammer j. Reichskulturkammer. 
Kulturorcheſter ſ. Dienjtordnung. 
Kulturpflanzen ſ. Schädlingsbekämpfung. 
Kultusvereinigungen, jüdiſche, ſ. Juden. 
Kunſthonig ſ. Honig. 


Kunſtſeide, Überwachungsſtelle für Seide, Kunſtſeide 
u. Zellwolle, 
ſ. Sandel IA (bei: Reichoſtellen). 


Kunſtſpeiſefett |. Kette «bei: Olſämereien ufw.). 


Siurzarbeiterunterftübung 
ſ. Arbeitsvermittlung uw. 


L 
Ladenſchluß ſ. Arbeitszeit I, Gewerbebetriebe 1. 


Linder, Saushbaltsführung, Rechnungslegung 
u. Rechnungsprüfung der Yänder, G.v. 17. Juni 
1936. — Dritte DurchfV. (v. 17.Nov.) II 1003. 

Kriegsbeitrag der Länder (V. v. 4. Sept. 
$8 13 bis 15) I 1609, 1610. 

Vermögensrechtliche Auseinanderjegung 
zwiichen den Ländern u. den vorm. regierenden 
Fürſtenhäuſern (©. v. 1. Febr.) 1129. 

Übergang der Wafferftraßen von den Ländern 
auf das Reich, Zuſatzvertr. mit Hamburg u. 
Vreußen v. 18. Febr. 1922 in der Faſſ. dv. 22. Dez. 
1928. — Verwaltung der Elbe u, anderer Reichs— 
waſſerſtraßen durch die Hanſeſtadt Hamburg (B. v. 
31. Dez. 1938) 13. 


mm 
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Lagerſcheine, B. ü. Orderlagerjcheine v. 16. Dez. 1931. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten (B. vd. 
11. Mai $1 Abſ. 1 Siff. 1) I 909. 


Zagerjtättengejeß ſ. Mineralien. 
Zandarbeiterwohnungen j. Wohnungsbau. 


Zandbeichafjung, Landbeichaffung für die Um— 
geftaltung der Verkehrsverhältniffe der Deutichen 
Neihsbahn im Wirtſchaftsgebiet Hildesheim- 
Salzaitter-Braunfchweig-Frallersleben(B.v.7. Febr.) 
I 163. — [Ber.] (v. 28. %ebr.) I 388, 


Landbeichaffung für die Umgeftaltung der Ver— 
fehröverhältniffe der Deutſchen Reichsbahn im 
Raume Wilhelmshaven u. Umgebung (B. v. 2. Apr.) 
1 719. 

Landbeichaffung für den Bau reichseigener 
ET nn ie in hr ee 

277. 


Landbeihaffung für Kleinjiedlungen, ®. v. 
17. Oft. 1936. — Einf. im Lande Oſterreich 
(B. v. 28. Febr. $1 Ziff. 7) 1345. 


Vorſchr. ü. die Landbeichaffung für Zwecke des 
Naturjchußes, ©. v. 26. Juni 1935 in der Fall. 
de8 ©. v. 1. Dez. 1936 und Durch. v. 31. Okt. 
1935. 

— Einf. im Lande Ofterreich (V. v. 10. Febr. 
$1) I 217. 

— Einf. im Reichsgau Sudetenland (8. v. 
25. Dt.) 12116. 


Landbeichaffung für Smwede der Wehrmacht. 

— Einf. des ©. v. 29, März 1935 in der Faſſ. des 
G. v. 12.Apr. 1938 jowie Einf. der Durdhf- u. 
ErgV. v. 21. Aug. 1935 u. 13. Febr. 1937 im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig (V. v. 
13. Okt. $1 Siff. 13) 12030. 
— Durchf- u. Erg®. zu den in Oſterreich für 
anwendbar erklärten Vorſchr. (v. 30. Tan.) 1104. 
— Einf. des G. v. 29. März 1935 in de 
Faſſ. des ©. v. 12. Apr. 1938 u. Einf. der Durchf— 
u. Era®. v. 21. Aug. 1935 u. 13. Febr. 1937 in den 
judetendeutjchen Gebieten (®. v. 21. Febr. $ 1 
Ziff. 11) I 287. 


Zandberwirtihaitung, Sicherung der KLandbewirt- 
Ichaftung (Zweite ®. dv. 28. Febr.) I 413. 
— Einf. der B. v. 33. März 1937 u. der DurchfV. 
v. 22, Apr. 1937 im Lande Öfterreich (B. v. 28. 
Febr. Art. I) I 414. 
— Einf. der V. v. 33. März 1937 in der Faſſ 
der DB. v. 28. Febr. 1939 u. Einf. der DurchfV. 
v. 22. Apr. 1937 in den ſudetendeutſchen Ge— 
bieten (®. v. 1. Juli Urt. 1) I 1080. 


Cini. von Vorſchr. zur Sicherung der Land— 
bewirtichaftung im Lande Oſterreich (RB. v, 
28. Febr.) I 414. 

Einf. von Vorſchr. zur Sicherung der Land- 
bewirtichaftung in den judetendeutjchen Ge- 
bieten (V. v. 1. Juli) I 1080, 


Landesamt zur Bemeſſung der Wertzumvachsabgabe 
in Troppau, Eingliederung, 
j. Neihsfinanzverwaltung. 
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Zandwirtichajtlihe Erzeugniſſe 


Landesgrenze ſ. Gebietsaustaujd). 


Landestultur, Förderung von Arbeitsbeſchaffungs— 
maßnahmen durch Garantien, 
ſ. Arbeitsbeſchaffung, Finanzweſen. 


Landestulturlammer Danzig, Eingliederung, 
ſ. Reihsfulturfammer. 


Landesregierung, öſterreichiſche, 
ſ. Oſtmark IB4 (bei: Reichsſtatthalter). 


Landesrentenbank, Deutſche, ſ. Bankweſen IV. 
UÜbernahme von Garantien für die Preußiſche 
Yandesrentenbanf 

j. Finanzweſen. 


Landesſteuern ſ. Steuern IV. 
Zandesverrat j. Strafredt III, 


Landgangsausweiſe 
. Schiffahrt II (bei: Paßtechniſche Behandlung). 


Landmaſchinen ſ. Sandel IB, Preiſe II. 


Landtafeln, Zuſtändigkeit zur Führung der Land» 
tafeln im Neichsgau Sudetenland u. in den in Die 
Länder Vreußen u. Bayern fowie die Neichsgaue 
Oberdonau u. Niederdonau eingegliederten Teilen 
der ehemals ſudetendeutſchen Gebiete (B. v. 1. Aug.) 
I 1334. 


Landwirtichaft, V. ü. den Einſatz von Schleppern in 
der Landwirtichaft (v. 11.Nov.) 1 2182. 


Senkung der Dreife der von der Landwirtichaft 
benötigten Elektrogeräte u. Elektromotoren 
j. Elektrogeräte ufw., Dreife II. 


Zandwirtichaftliche Aufwertungshypothefen 
j. Aufwertung, Sinjen. 


Sandwirtſchaftliche Betriebe, Belihtung u. Belüf- 
tung von Stallungen landwirtjchaftlicher Betriebe, 
V. b. 19. Jan. 1938 u. AusfBelt. v. 31. Mai 1938, 
— Einf. in der Oſtmark (V. 0.18. Nov. $ 1 Siff. 1,2 
I 2309. 


Sandwirtichajtliche Entſchuldung, Beitreibung bon 
Entſchuldungsrenten (8. v. 14. Apr.) I 805. 


Regelung der landwirtichaftlichen Schuldverhält- 
niffe [Schuldenregelungsgefeß], ©. v. 1. Juni 
1933. — Erg. (3. v. 15. Mai) I 915. 

V. zum Wiederaufbau u. zur Entſchuldung der 
Pandwirtichaft im Neichsgau Sudetenland u. in den 
in die Länder Vreußen u. Bayern eingegliederten 
fudetendeutichen Gebietsteilen ISudetendeutſche 
Betriebsaufbau- u. Entichuldungsverord- 
nung] (v. 24. Aug.) 11483. 

V. ü. den Vollftredungsfchuß zur Sicherung der 
Entichuldung u. des Wiederaufbaus der Landwirt: 
ichaft im Neihsaau Sudetenland u. in den in Die 
Länder Vreußen u. Bayern eingegliederten ſu— 
detendeutichen Gebietsteilen [Sudetendeutjche 
Entihuldungs-Vollftredungsichuß-Berord- 
nung] (v. 24. Aug.) 11492. 

ſ. auch Oſthilfe. 


Reichsgeſetzbl. 1939 
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ſ. Offentliche Bewirtſchaftung, Pfändung. 


Zandwirtichaftliche Geräte ſ. Hande lIB, Preiſe II. 
Landwirtſchaftliche Kulturpflanzen 


ſ. Schädlingsbekämpfung. 


Landwirtſchaftliche Marktregelung, Bildung von 


Schiedsgerichten für die landwirtſchaftliche Markt— 
regelung, V. v. 26. Febr. 1935. — And. (V. v. 
8. Juli) 11201. 


Landwirtjſchaftliche Pächter, Kapitalkreditbeſchaffung, 
ſ. Kreditweſen. 


Landwirtſchaftliche Siedlung ſ. Siedlung. 
Landwirtſchaftlicher Grundbeſitz ſ. Grundſtücke. 
Zangenargen |. Grundbuch. 


Zebensmittel, Vorſchr. ü. die Abgabe von Lebens: 
mitteln, ®. v. 29. Oft. 1937. — Einf. in den 
fudetendeutichen Gebieten (B. v. 10. März) 
I 443. 

DOrdnungsftrafen bei LÜberjchreitungen von 
Vreisfeftfeßungen für Lebensmittel. — Neunte V. 
(v. 24. März) I 582. — Außerfrafttr. der V. v. 
4. Sept., 5. Dez. 1935 u. 24. März 1939 (V. v. 
3. juni $ 38 Abſ. 3) I 999, 1004. 

UÜberwachungsſtelle für Gartenbauerzeug- 

niffe, Getränke u. fonftige Yebensmittel 
1. Handel LA (bei: Neichsitellen). 


ſ. auch Lebenswichtiger Bedarf, Öffentliche 
Bewirtichaftung. 


Lebenswichtiger Bedarf, Vorl. Sicherjtellung des 
lebenswichtigen Bedarfs des deutſchen Volkes (V. v. 
27. Aug.) I 1498. — Teilweijes Außerfrafttr. (V. v. 
22. Sept.) I 1872. — Aufh. der V. v. 27. Aug. 1939 
in der Faſſ. der V. v. 22. Sept. 1939 (V. v. 14. Nov.) 
I 219. | 

— Erſte DurchfV. (v. 27. Aug.) I 1502. — Außer- 
frafttr. (VB. v. 22. Sept.) I 1872. 

— Smeite DurchfV. [Berbrauchsregelung für Haus- 
brandfohle] (v. 27. Aug.) 11506. — Außer: 
frafttr. (WB. v. 22. Sept.) I 1872. 

— Dritte DurchfV. [Verbrauchsregelung für Seife] 
(v. 27. Aug.) 11508. — Außerkrafttr. (V. v. 
23. Sept. 8 15) I 1873, 1874. 

— Vierte Duchf®. [Verbrauchsregelung für Spinn- 
ftoffwaren u. Schuhwaren] (v. 27. Aug.) I 1510. 
—[Ber.] (v. 4. Sept.) 11622. — And. (V. v. 
7. Sept.) 11702. — Außerkrafttr. der V. v. 
27. Aug. 1939 in der Fall. der V. v. 7. Sept. 
1939 mit Ausnahme der Vorſchr. für Schuh— 
waren u. Leder zur Ausbefferung u. Bejohlung 
(B.v. 14. Nov.) I 21%. 

— Fünfte DurchfV. (v. 31. Aug.) I 1541. — Außer: 
frafttr. mit Ausnahme der Vorfchr. für Schuh. 
waren u. veder zur Ausbeſſerung u. Beſohlung 
(B. v. 14. Nov.) I 2195. 

Verbrauchsregelung für lebenswichtige gewerb— 

liche Erzeugniſſe (B. v. 14. Nov.) I 2221. 

Verbrauchsregelung für Seifenerzeugnijfe u. 
MWafchmittel aller Art (V. v. 23. Sept.) 1 1873. 
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Zebenswichtiger Bedarf (Fortſ.) 


Verbraudsregelung für Spinnftoffwaren 
(B. dv. 14. Nov.) I 2196 


Gewährung von VBerpflegungszulagen an 
Schwer- u. Schwerftarbeiter (B. v. 29. Aug.) I 1537. 
— Außerkrafttr. u. neue ®. ü. die Gewährung von 
Sonderzulagen an Schwer- u. Schmwerftarbeiter, 
werdende u. ftillende Mütter, Kranke u. gebredyliche 
Derfonen (v. 16. Sept.) I 1825. 


Leber ſ. Fleiſch ulm, (bei: Einfuhr). 


Zeberpräparate ſ. Geſundheitsweſen IIB. 


Leder, Lederwirtſchaft, Dreisbildung für Koffer, 
B. dv. 1. Febr. 1938. — Einf. in der Oftmarf u. 
im Reichsgau Sudetenland (8. v. 26. Juli $ 1 
Abi. 1 Siff. 3) I 1345. 


Treisbildung für Yederbekleidung, 3. v. 23. 
März 1938. — Einf. in der Oſtmark u.im Reichs— 
gau Sudetenland (V. v. 26. Auli $1 Abi. 1 
Siff. 4) I 1345, 

Bildung von Dreifen u. Entaelten auf dem Gebiete 

der Lederwirtichaft [Lederpreisverordnung]. 
— And. der V. v. 29. Apr. 1937 in der Faſſ. der 
DB. v. 18. Aug. 1937 u. 25. Aug. 1938 (8. v. 
4. Juli) I 1099. 
— Einf. der V. ». 29. Apr. 1937 in der all. der 
V. dv. 18. Aug. 1937, 25. Aug. 1938 u. 4. Juli 
1939 nebſt And., Ausf- u. DurchfV. in der Oſt— 
marfu. im Reichsaau Sudetenland (VB. v. 26. 
Auli) 11345. 

Tireisverzeichniffe fürSchubausbefjerungen u. 
Ausjchnittleder, Sweite V. vd. 25. Febr. 1933. 
— Einf. in der Oftmarfu, im Reichsaau Sudeten- 
land (3. v. 26. Juli $ 1 Abi. 1 Siff.2) I 1345. 

VBerbraubsregelung für Schubwaren u. Leder 

zur Ausbeilerung u. Belohlung 
\. Kebenswichtiger Bedarf (bei: Sicherftellunag). 


Lederbekleidung |. Yeder, Dreije LI. 
Legion Condor 
Ehrenzeicben ij. Orden uw. 


Anwendung der Vorſchr. des Einjaßfürjorge- 
u, »berjorgungsgefeßes 
\. Berforauna. 


Lehrer, Ernennung der Yehrer an öffentlichen Schulen 
u. Beendigung ihres Beamtenverbältnifies 
. Beamte ll. 


Lehrjtellenvermittlung |. Urbeitspermittlung ulm. 


Leibeserzichung 
ſ. Angeſtellte, 


Leibesübungen ſ. Sport. 


Arbeiter (bei: Beurlaubung). 


Leichenbefürderung 
ſ. Geſundheitsweſen IV, StaatsverträgelK. 


Zeichtbanplatten aus Holzwolle ſ. Solzwirtichaft. 


Leiltungen |. Webrmacht (bei: Wehrleiftungen). 


Lemberg, Errichtung eines Konfulats, |. Dolen. 
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Lettland, nt. Abk. zur Bekämpfung der Falſch— 
münzerei db. 20. Apr. 1929. — Beitr, (Bel. v. 
20.Rov.) II 1006. 


Nichtangriffspertragd. 7. Juni1939. — Rat. 
Bek. d. 28. Juli) II 947. 

Weltpoftverträge von Kairo dv. 20. März 1934. 
— Rat. (Bel. v. 20. Mai) II 788, 


Zeuichtmittelitener f. Steuern IH B5. 


Zichtipielwejen, Lichtipielgeieß dv. 16. Febr. 1934. — 
Siebente DurchfV. (v. 1. Apr.) I 707. 
— Einf. des ©. nebft And. u. DurchfV. v. 8,, 
27, März 1934 [Reichsminifterialbl. ©. 116, 118, 
273], 5. Nov. 1934, 5. Juli 1935 u. 1. Apr. 1939 
in den eingegliederten Dftgebieten (V. v. 29. Dez. 
1 Siff. 3) 12507. — in * ſudetendeutſchen 
Gebieten (V. v. 9. Juni) I 1009. 


Vorführung ausländifcher Filme, ©. vd. 

11. Juli 1936 u. ®. v. 12. Juli 1936 nebſt And. 
u. Erg. 
— Einf. in den eingegliederten 
(V. v. 29. Dez. $1 Ziff. 4) I 2507. 
— Einf. in den fudetendeutjchben Gebieten 
(V. v. 9. Juni) 11009, 

Grrichtung einer vorl. Filmkammer. — Einf. 
des ©. v. 14. Juli u. der V. dv. 22. Juli 1933 in 
den eingegliederten DOftgebieten (3. v. 29. Dez. 
81 Siff. 2) I 2507. 

V. ü. den A (vd. 30. Oft.) 12136. 
— u (vb. 31. DOEt.) IT 2141. 

V. ü. Wochenſchaupreiſe v. 28. Oft. 1938, 

_ Einf in der Oſtmark (B. v. 27. Apr. ) I 915. 
— Einf. im Reichsgau Sudetenland (V.v.12. Aug.) 
I 1448. 

Sablungen auf dem Gebiete des Filmweſens 
\., Sandel II B2, 

Staatsverträge ID2 (kei: 


Dftgebieten 


Italien). 


Lierhtenjtein, Abk. ü. den deutjch-fchweizerifchen Ver: 
rechnungsverfeht. — Vorl. Anwendung eines 
zweiten Abk. v. 5. Juli 1939 ü. die And, u. Verl. 
der Geltungsdauer des Abk. v. 30. Juni 1937 in 
der Faſſ. Des Abk. v. 30. Juni 1938 (VB. v. 3. Aug.) 
I1 943. — eines Zuſatzabk. v. 24. Dft. 1939 zum 
Abk. dv. 30. Juni 1937 in der Faſſ. des bt. v. 
5. Juli 1939 (V. v. 4.Nov.) II 996. 


— ingen 
. Gefchäfts- u. Lieferbedingungen. 


Zinz, Neugeftaltung der Stadt Linz a. d. Donau 

(Erl. des Führers u. NeichSfanzlers v. 25. März) 
1 601. — (8. v. 5. Aug.) I 1350 

Errichtung eines Oberlandesgerichtö 
1. Berichte 1. 

Errichtung der Stiftung »Wohnungsbau Linz 
a.d. Donau« (Erl. des Führers u. Neichsfanzlers 
v. 25. März) I 602. 


Zitanen, Abk. ü. den kleinen Grenzverkehr [Grenz 
verfebrsabfommen] v. 5. Aug. 1936. — Außer- 
frafttx. u. vorl. Anwendung eines neuen Abk. v. 
20. Mai 1939 (BB. v. 26. Mai) II 789. 
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Abt, ü. die Behandlung der Kriegsgefangenen 
v. 27. Juli 1929. — Beitr. (Bel. v. 23. Dez.) 
II 1068. 


Memelland: 
Vereinb., betr. die Bürger des Memelgebiets, 
v. 23. März 1939. — Inkrafttr. (Bel. v. 


297. März) II 658. 


Vertr. ü. die Staatsangehörigfeit ber 
Memelländer dv. 8. Juli 1939. — Rat. (Bel. v. 
11.Nov.) II 999. 


Vertr. ü. die Wiedervereinigung des 
Memelgebiets mit dem Deutichen Neich v. 22. 
März 1939. — Inkrafttr. (Bel. v. 24. März) 
II 608. 


Abk. ü. die Zahlungen im Warenverfehr [Ver- 
rehnungsabfommen] v. 5. Aug. 1936. — Außer- 
frafttr. u. vorl. Anwendung eines neuen Abk. 
v. 20. Mai 1939 (8. v. 26. Mai) II 789. 

Abk. ü. den gegenfeitigen Warenverkehr Waren— 
abfommen] v. 5. Aug. 1936. — Außerfrafttr. u. 
vorl. Anwendung eines neuen AbE. v. 20. Mai 1939 
(B. v. 26. Mai) II 789. 

MWeltpoftverträge von Kairo v. 20. März 1934. 
— RBeitr. (Bel. v. 28. März) II 612. 


Lohn, ©. ü. die Heimarbeit dv. 3. März 1934. 

— And, (V. v. 30. Oft.) I 2143. — Neufaff. (Bel. v. 
30. Oft.) 12145. — Außerkrafttr. der DurchfV. v. 
23. März 1934 in der Kaff. der V. ü. die Verwendung 
von Geldbußen v. 14. Nov. 1934, Außerkrafttr. der 
DurchfV. dv. 20. Febr. u. 18. Dez. 195 u. neue 
Durchf V. (v. 30. Oft.) 1 2152. 
— Einf. des G. v. 23. März 1934 nebjt DurchfV. v. 
23. März 1934 in der Faſſ. der V. v. 14. Vtov. 1934 
u. Einf. der Durchf V. v. 20. ebr., 18. Dez. 1935 
in den fudetendeutjchen Gebieten (VB. v. 
2. Mai $3) 1975, 976. 

Kriegslöhne (V. v. 4. Sept. Abjchn. III) 11609, 
1611. — Erg. [Sonntags-, Feiertags- u. Nacht- 
zuichläge] (3. v. 16. Nov.) I 2254. 

— Erſte DurchfBeſt. (v. 16. Sept.) 11869. 
— weite DurchfBeſt. (v. 12. Oft.) 12028. 
— Dritte DurchfBeſt. [Drdnungsftrafrecht der 

Neichstreubänder der Arbeit (v. 2. Dez.) I 2370. 

Erhöhung des Leiftungslohnes im Bergbau 
(DB. v. 2. März) I 482. 

Aufh. der Bel, betr. Yohnbücher für Die 
Kleider» u. Wäſchekonfektion, v. 14. Febr. 1913 
(DB. dv. 6. Mai) I 894 

Lohnzahlung am nationalen Feiertag Des 
deutichen Volkes, ©. v. 26. Apr. 1934. — Einf. in 
den judetendeutichen Gebieten (V. v. 25. Mai 
8 5) 1 975, 976. 

Sinausichiebung der Friſt für die Feſtſetzung der 
Ortslöhne in der Neichöverficherung (FFünfte 
V. dv. 29.Nov.) 12328. 

Steuerabzug vom Arbeitslohn}. SteuernlIC. 


Zohnabgabe ſ. Fürſorgeabgabe. 
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Lohnausfall, Erſtattung an Mitglieder der Feuer— 
wehr, 
ſ. Feuerlöſchweſen. 


Lohnbücher ſ. Lohn. 


Lohndreſchbetriebe 
ſ. Getreide, Gewerbebetriebe II. 


Zohmitener i. Steuern IIC. 
Zohniummenitener j. Steuern IVB. 


Lotſen, Daßtechniiche Behandlung der Lotjen, Bel. v. 
7. Juni 1932. — Anwendung im WDroteftorat 
Böhmen u. Mähren u. vorl. And. der Bel. (V. v 
10. Nov. 84 Abſ. 1, Abi. 21) 1 1739, 1740. 


Lotteriewejen, G. ü. Die Deutiche Reichslotterie v. 
21. Dez. 1938. — Erſte DurchfV. (v. 3. Jan.) I 21. 
— Einf. des ©. v. 21. Dez. 1938 mit Ausnahme der 
SS 3 u. 5 im Lande Ofterreich (V. v. 11. Febr.) 
1 202. (Sweite ®. v. 9. Juni) I 1010. 


Gebührenordnung für die Genehmigung zur 
Beranftaltung von Lotterien u. Ausfpielungen v. 
9. Dez. 1937. — Einf. in den judetendeutichen 
Gebieten (B.v. 17. Febr.) I 257 

Genehmigung Bffentlicher Lotterien u. Aus— 
Ipielungen [| otterieverordnung], V. dv. 6.März 
1937. — Einf. in den ſudetendeutſchen Ge— 
bieten (8. v. 17. Febr.) I 257. 


2pttitetten j. Grenzwejen II B3. 


Lübeck, Gebietsbereinigung mit Medlenburg u. Preu— 
Ben, ©. v. 26. Jan. 1937. — Durchf V. (v. 2. Sept.) 
I 1663. 

Zuftaufjichtgejeß I. Luftfahrweſen III. 


Zuftjahriwejen 
1. Betrieb und Berkehr 
A. Flugſicherung 

V. ü. den Reichswetterdienſt v. 6. Apr. 1934. 
— Einf. im Protektorat Böhmen u. Mähren (8. v. 
26. Apr. $1 Siff. 4) I 847. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. dv. 13. Okt. $1 Siff. 4) I 2033. 

B. Zujtvertchrsgeiet 

Luftverkehrsgeſetz in der Faſſ. der Bek. v. 21. Aug. 
1936 u. des ©. v. 27. Sept. 1938 u. Art.2 des 
And- u. ErgG. v. 29. Juli 1936. 
— Einf. im VÜroteftorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 26. Apr. $1 Siff. 1, 5) 1847. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (8. v. 13. Oft. $1 Siff. 1, 5) I 2033. 

B. ü. Luftverkehr v. 21. Aug. 1936 in der Faſſ. 
der V. v. 31. März, 12. Juli 1937 u. 30. Sept. 1938. 
— Einf. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(V. dv. 26. Apr. Siff. 2) 1847. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzia (R. v. 13. Oft. $1 Siff. 2) I 2033. 

il. Luftverkehrsabkommien 

Abk. zur WVereinbeitlihung von Regeln ü. Die 
Beförderung im int. Luftverkehr (Erftes AbE. zur 
Vereinbeitlihung des Luftprivatrechts) v.12. Oft. 
1929. — Beitritt: 

Neufundland (Bel. v. 5. Juni) LI 822. 


Il 
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Luftfahrweſen (Fortſ.) 

— DurchfG. dv. 15. Dez. 1933 zum Abk. v. 12. Oft. 
1929, 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (R. v. 13. Oft. $1 Qiff. 6) 1 2033. 

— Einf. in der Oſtmark u. in den fudetendeut- 
ſchen Gebieten (8. v. 5. uni) I 1006. 


int. Abk. zur Vereinheitlidung von Regeln ü. die 
x —— sbeſchlagnahme von Luftfahrzeugen (Zwei— 

s Abk. zur Vereinheitlichung des ipai 
Let 8) v. 29. Mai 1933. — Beitritt u. Rati- 
fifationen: 

Brafilien «Bel. v. 26. Apr.) Il 654. 

Dänemarf . (Bel. v. 28. fyebr.) Il 215. 

Guatemala (Bel.v. 2. YUug.) II 950. 

Norwegen (Bel.v. 13. Juli) II 938 

Schweden (Bel.v. 28. sebr.) II 215 

— DurchfG. dv. 17. März 1935 zum AbE. v. 29. Mai 
1933. — Gegenjeitigfeit bei der Anwendung des ©. 
(Vierte Bel. v. 28. März) 1708. (Fünfte Bel. v. 
5. Mai) 1916. (Sechite Bel. v. 24. Aug.) 11692. 
— Einf. des ©. v. 17, März 1935 u. der Bel. v. 
16., 29. Nov. 1937, 23. Apr. 1938, 28. März, 5. Mai, 
24. Aug. 1939 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (W.v. 13. Okt. $1 Siff. 7) 12033. 
— Einf. des ©. v. 17, März 1935 u. der Bel. v. 
16., 29. Nov. 1937, 23. Apr. 1938, 28. März, 
5. Mai 1939 in der Oftmarf u. in den judeten- 
deutichen Gebieten (B. dv. 5. Juni) I 1006. 


int. Sanitätsablommen für die Luftfahrt 
v. 12, Apr. 1933. — Anwendungen u. Rati- 
fifation: 

Burma (Vel.v. 5. July 11934. 

Schweden (Bek. v. 2. fan.) II 5. 

Seylon (Vef. v. 15. März) II 606 


Il. Sonſtiges 

Berugnilje der Luftfabrtbebörden bei Ausübung 

* Luftaufſicht [Ruftaufjichtgefek] (G. v 

1. Febr.) 1131. — DurchfV. (v. 1. Febr.) I 134. 

— Einf. des G. nebſt Durchf V. dv. 1. Febr. 1939 im 
Vroteftorat Böhmen u. Mähren (V. v. 26. Apr. 
$1 Siff.3) 1847. — im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (WB. v. 13. Oft. $1 Siff. 3) 
1 2033. 

Einf. des deutichen Quftrechts im Vroteftorat 
Böhmen u. Mähren (8. v. 26. Apr.) 1847. — 
[Ber.] I 856. 

Einf. deutfchen Luftrechts im Gebiet der bis: 
berigen Freien Stadt Danzig (V. v. 13, Oft.) 
I 2033. 

Einf. deutjchen Luftrechts in der Oftmart 
(weite V. v. 5. Juni) I 1006. 

Einf, deutichen Luftrechts in den judeten: 
deutſchen Gebieten (Sweite V.v. 5. uni) 11006. 

G. ü. die NReihsluftfabrtverwaltung v. 
15. Dez. 1933, Art. 1. 

— (Einf. im VDroteftorat Böhmen u. Mähren 
(V. v. 26. Apr. $1 Siff. 4) I 847. 

— Einf. im en der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 13. Oft. $1 Ziff. 4) 1 2033. 
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Zuitfahriwejen ( For ti.) 
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Aufbau der Reihsluftfahrtverwaltung. — 
Teilweiſes Außerkrafttr. der V. v. 18. Apr. 1934. 
(G. v. 1. Febr. 537) I 131. — Außerkrafttr. der 
V. v. 9. Nov. 1938, Achte V. (v. 28. Apr.) I 859. 


Unzuläſſigkeit der Sicherungsbeſchlagnahme 
von Luftfahrzeugen, ©. v. 17. März 1935. — 
Gegenſeitigkeit bei der ang (Vierte Bek. v. 
28. März) 1708. (Fünfte Bel. v. 5. Mai) I 916, 
(Sechite Bek. dv. 24. Aug.) I 1692. 

— Einf. des ©. v. 17. März 1935 u. der Bel. v. 
16.,29. Nov. 1937, 23. Apr. 1938, 28. März, 5. Mai, 
24. Aug, 1939 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (V. v. 13. Oft. $1 Siff. 7) I 2033. 
— Einf. des ©. v. 17. März 1935 u. der Bel. v. 
16., 29. Nob. 1937, 23. Apr. 1938, 28. März, 
5. Mai 1939 in der Oftmarf u. in den judeten- 
deutjchen Gebieten (V. v. 5. Juni $ 1) I 1006. 


DB. gegen die Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten durch die Luftfahrt v. 2. Juni 1937. 
— Einf. in der Oſtmark (V. b. 14. Juli) I 1261. 
— Einf. in den fudetendeutfhen Gebieten 
(V. v. 21. März) I 555. 











Lujtprivatredht 


I. Luftfabrweien II, Staatsverträge IM3. 


Luftſchutz, Luftſchutzgeſetz v. 26. Juni 1935. — And. 


(B. dv. 8. Sept.) I 1762, 

— Erſte DurchfV. v. 4. Mai 1937, — And. (B. v. 
1. Sept. Art. I) 11626. — [Ber.] (v. 13. Sept. 
Ziff. D 11772. — Neufaſſ. (Bek. v. 1. Sept.) 
I 1630. — [Ber.] (v.13. Sept. Siff. ID) I 1772. 

— Smeite DurchfV. v. 4. Mai 1937. — nd. 
(B. v. 1. Sept. Art. II) I 1626, 1629. 

— Zweite AusfBelt. [Sonderbaubeftimmungen] 
zum $ 1 der DurchfV. v. 4. Mai 1937 (v. 
2. Sept.) 11581. 

— Dritte DurchfV. v. 4. Mai 1937. — And. (V. v. 

1. Sept. Art. III) I 1626, 1629. 

Vierte Durchf V. dv. 31. Jan. 1938. — And, (VB. v. 

1. Sept. Art. IV) I 1626, 1629. 

— Sechſte DurchfV. (v. 13. Febr.) I 324, 
And. (8. dv. 1. Sept. Art. V) I 1626, 1629. 

— Giebente DurchfV. [Beichaffung von Selbit- 
ichußgerät] (v. 23. Mai) I 963. — And. (V. v. 
1. Sept. Art. VI) I 1626, 1630. 

— Achte DurchfB. [Werdunfelungsverordnung] (v. 
23. Mai) 165. — And. (8. v. 1. Sept. 
Art. VII) I 1626, 1630. 

— Neunte DurchfV. [Behelfsmäßige Luftfchußmaß- 
nahmen in bejtebenden Gebäuden] (v. 17. Aug.) 
11391. — And. (8. v. 1. Sept. Art. VIII) 
11626, 1630. — Erſte AusfBelt. [Beft. ü. Die 
bebelfsmäßige Herrichtung von Luftichugräumen 
in  bejtebenden Gebäuden] zum 81 der 
Durchf V. dv. 17. Aug. 1939 (v. 17. Aug.) 
1 1393. 

— Sehnte DurchfV. [Luftihusmäßiges Verbalten 
bei Ruftangriffen u. Puftichutübungen] (v. 


l 


1. Sept.) 11570. — [Ber.] (v. 4. Sept.) I 1622. 
(v. 13. Sept. Ziff. IID 1172, 
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Luftſchutz (Fortſ.) 

— Einf. des G. v. 26. Juni 1935, der Erſten 
DurchfB. dv. 4. Mai 1937 in der Faſſ. der ®. v. 
13. Aug. 1938, Einf. der Zweiten Durchf V. dv. 4. Mai 
1937 nebſt den zum $ 1 gehörigen Erſten AusfBeſt. 
[Schukraum-Beltimmungen] v. 4. Mai 1937 fowie 
Einf. der Dritten Durchf V. v. 4. Mai 1937, der 
Vierten Durhf®. dv. 31. Jan., der Fünften 
DurchfV. dv. 21. März 1938 in den fudeten- 
deutſchen Gebieten (8. v. 31. März $1 Siff. 1 
bis 6) 1 702. 


Bedarfsftellen des zivilen Luftſchutzes für 
Mehrleiftungen 
j. Wehrmacht (bei: Wehrleiftungen). 


Einf. des Luftſchutzrechts im Lande Dfter- 
reih, V. v. 2. Juli 1938. — Erſte ErgV. 
(v. 16. Febr.) I 295. 


Einf. des Luftſchutzrechts in den judeten- 
deutſchen Gebieten (B. v. 31. März) I 702. 


Ermächtigung des Reichöverkehrsminifter® zum 
Erlaß einer V. ü. die Durchführung des Luftichußes 
auf Schiffen (R. v. 4. Oft.) I 2002. 


V. ü. den Luftſchutz auf Schiffen (v. 7. Oft.) 
TI 2006, 


V. ü. die Sozialverficherung der einberufenen 
Luftſchutzdienſtpflichtigen (v. 11.Nov.) 1 2181. 


Luftſchutz⸗-Ehrenzeichen |. Orden ujw. 


Zuftichnk-gamilienunterjtügung 
j. Samilienunterftüßung. 


Luftverkehr 
ſ. Quftfabrwejen IB, Staatöverträge IM3. 


Luftwaffe, Ingenieurforps der Luftwaffe 
j. Wehrmacht. 


Bejoldungsordnung für die Beamten des Inge— 
nieurforp8 
ſ. Bejoldung. 


Zuremburg, Vorl. Sandelsabfommen zwijchen 
Deutichland u. der Belgiſch-Luxemburgiſchen Wirt- 
Ichaftsunion v. 4. Apr. 1925. — Vorl. Anwendung 
einer Dreizehnten Zuſatzvereinb. v. 19. Aug. 1939 
(V. v. 31. Aug.) II 95. 


Verhütung der Einjchleppung des Kartoffel- 
fäfers aus dem Ausland. — Außerkrafttr. der 
V. v. 20. Juli u. 30. Sept. 1937 u. neue Belt. 
(B. v. 4. Mai) I 882. 


Vereinb. zur weiteren Vereinfachung des Rechts— 
bilfeverfebrs v. 1. Aug. 1909. — Notenmwechjel 
v. 8. März/20. Mai 1939 ü. die Geltung in den im 
jahre 1935 mit dem Deutjchen Reich wieder- 
vereinigten Gebieten (Be. v. 5. Sept.) II 964. 


Beſt. ü. die »Technifche Einheit im Eijen- 
bahnweſen« (Bel. v. 30. Juni) II 912. 


Reichsgeſetzbl. 1939 


73 


M 
Machtſtellungen, wirtſchaftliche, ſ. Kartellweſen. 


Mähren ſ. Droteftorat Böhmen u. Mähren. 


Mähriich Dftran, Errichtung eines Konfulats, 
ſ. Tſchecho-Slowakei. 


Magneſiumlegierungen ſ. Gewerbebetriebe II. 
Main ſ. Waſſerſtraßen ITE. 

Maisgeſetz ſ. Futtermittel. 

Malayiſche Staaten ſ. Rolonien LA2. 

Malta ſ. Kolonien TA 2. 


Malz, Einlagerung von Malz dur) die Deutiche 
Getreide-Handelö-Gejellichaft, V. v. 16. Juli 1932. 
— Einf. in den fudetendeutfchen Gebieten (VB. v. 
11. Mai $1 Abi. 1 Ziff. 4) 1909. 


Mandichutuo, Freundſchaftsvertrag v. 12. Mai 
1938, Zuſatzvertr. v. 24. März 1939. — Rat. (Bel. v. 
22, Seht.) II 965. 


Deutjch-japanijches AbE. gegen die Kommunifti- 
ſche jnternationale v. 25.Nov. 1936 u. Prot. v. 
6.Nov. 1937 ü. den Beitr. Italiens. — Prot. v. 
24. Febr. 1939 ü. den Beitr. Mandjchufuos (Bel. v. 
30. Apr.) II 745. 


Abk. ü. den Waren- u. Zahlungsverkehr v. 
14. Sept. 1938, V. v. 7. Oft. 1938. — Nat. (Bel. 
v. 6, Apr.) II 649. — Inkrafttr. eines Notenwechjels 
v.31. Mai 1939 ü. die Ausdehnung des Abk. auf die 
judetendeutjchen Gebiete (Bek. v. 24. Juni) 
Il 841. — inkrafttr. einer Smweiten Wereinb. 
Durchf. des Art. 11b des Abk. (Bek. v. 27. Juni) 
I1 841. — Außerkrafttr. des Notenwechſels v. 
14. Sept. 198 nebft den dazugehörigen Warenliften 
u. Inkrafttr. eines Notenwechjeld dv. 31. Mai 1939 
mit neuen Marenliften (Bef. v. 27. uni) II 842. 


Margarine:-Bewirtichaftung, Margarinejabriten 
j. Fette. 


Markenrecht |. Gewerblicher Rechtsſchutz IC, 


Marteniwaren, DB. ü. Meldepflicht, Mengen- u. 
Gewichtsangabe bei Marfenwaren v. 29. Febr. 1932 
in der Faſſ. der V. v. 1. Juli u. 28. Sept. 1932. — 
Außerkrafttr. des $6 (V. dv. 3. uni $ 38 Abi. 3) 
I 999, 1004. 


Marokto 
Zranzoſiſche Sone ſ. Kolonien IB2, 


Zone von Tanger I. Tanger. 


Maſchinen- und Apparate-Erzeugung (V. v. 11. Dez.) 
I 2411. — DurchfV. (vd. 20. Dez.) 12498. 
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Maß und Gewicht, Maf- u. Gewichtgejeß dv. 13. Dez. 
1935. — Einf. des G. in der Fall. der AndV. v 
18. Mai 1936 u. der Era®. v. 28. Juni 1938 jowie 
Einf. der Ausf®. v. 20. Mai 1936 in der all. 
v. 11. März, 17. uni 1937, 26. Febr., 28. Dez. 1938 
in der Oſtmark u. im Reichs zgau Sudetenland 
(B. v. 7. Aug.) 1 1353. 


Eihgebührenordnung v. 24. Mai 1924 in der 
Faſſ. der Bel. v. 3. Mai 1930, der V. vd. 22. Dez. 
1932, 7. März 1934, 9. März, 1. Juli, 13. Aug. 1935 
u. 29. an — Einf, in den fudetendeutichen 
Gebieten (V. v. 15. März) T 492. 


Eihordnung. — And. (Neunte V. v. 21. März) 
1 631. 
Eichung: 

Eichung von Butyrometern u. Mohr— 
ſchen Waagen, V. v. 29. Juni 1938. — Einf. 
in der Oftmarf u. im Reichsgau Sudeten— 
land (®. dv. 7. Aug.) 11353 


—— der Eichbehörden. — Einf. der 
V. v. 3. Sept. 1937 in der Faſſ. der V. v. 
20. Mai 1938 in der Oſtmark u. im Reichs— 
gau Sudetenland (3. v. 7. Aug.) 11353. 


a des Maß— u. Eichrechts im Memelland 
(V. v. 12. Juli) I 1239, 


Einf. des Maß- u. Eichrechts in der Oſtmark 
u. im Neihsgau Sudetenland (B. dv. 7. Aug.) 
1 1353. 


Manritins ſ. Rolonien 1 A2., 


Mecklenburg, Gebietsbereinigungen mit Yübed u. 
Preußen, ©. dv. 26. Jan. 1937. — DurchfðvV. 
(v. 26. Mai) 161. — Durch. (v. 4. Aug.) 
11347. — DurchfV. (v. 2. Sept.) I 1663. 


Beitellung des Neichsfinanzhofs als oberiter 
Gerichtshof u. des Finanzgericht bei dem Ober- 
finanzpräfidenten Nordmark als Spruchbehörde für 
die Grund- u. Gewerbefteuer zugunften der 
Gemeinden des Landes Medlenburg (B. v. 1. Apr.) 
I 703. 


Medaille zur Erinnerung an den 1. Oktober 1938 
j. Orden uw. 


Medizinische Erzengniſſe, mediziniſche Spezialitäten 
i. Sandel I B2, Staatöverträge I D2 
(bei: Italien) 


Mehl, Vermahlung von Inlandweizen. — Aufh. 
des G. v. 4. Juli 1929 in der Faſſ. des ©. d. 24. Juli 
1930 u. der DurchfV. dv. 20. Juli 1929 in der Faſſ. 
der ©. d. 29. Auli 1930 (©. dv. 25. März) 1580. 

Mehreintommenitener ſ. Steuern IC, J 

Meldenrdnung, Meldeweſen ji. Dolizei. 


Meldepflicht bei Martenwaren ſ. Marfenwaren. 


IT UL 
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I. Aus Anlaß der Wiedervereinigung des 
Memellandes mit dem Deutschen Reich 
erlassene Veröffentlichungen: 

A. Im allgemeinen 


Miedervereinigung des Memellandes mit dem 
Deutichen Reich (G. v. 23. März) I 559. 


B. Im befonderen 
1, Seihäjtsbereid) 
des Beauftragten jür den Bierjahresplan 


Einf. der Neichsmarktwährung im Memelgebiet 
(B. v. 23. März) I 565. 
— ſ. auch bierbei unter IB 6. 


Reichskommissar für die Preishildung 


Einf. des Vreisrechts im Memelland (B. v. 

19. Apr.) 1 823. 
2, Geihäjtsbereid; 

des Chefs des Dberfommandes der Wehrmacht 

Erfaffung u. Mufterung im Jahre 1939 der Wehr— 
pflichtigen, die auf Grumd des $3 des ©. ü. Die 
Wiedervereinigung des Memellandes mit dem 
Deutichen Neich die deutiche Staatsangehörigkeit 
erworben haben (Anordn. v. 26. Mai) I 960. 


3. Geſchäftsbereich des Reichſsminiſters des Innern 


VB. ü. die Gliederung des Memellandes in 
Stadt- u. Landfreife (v. 24. Aug.) 11453. 


Stiftung der »Medaille zur Erinnerung an 
die Heimfebr des Memellandes (V. des 
Führers u. Neichskanzlers v. 1.Mai) 1862. — 
Sabung (vb. 1.Mai) I 863. 


nkrafttr. einzelmer Vorſchr. der Straßen- 
verfehrs-Ordnung im Memelland (RB. dv. 30. Apr.) 
I 872. 

G. ü. die Vertretung der Memeldeutichen im 
Sroßdeutihen Reichstag (v. 13. Apr.) I 763. 

MWiedervereinigung des Memellandes mit dem 
Deutjchen Neich (©. v. 33. März) 1559. 
4. Geſchäftsbereich des Reichſsminiſters der Finanzen 

Nechtsmittel, die memelländifches Steuerrecht 
betreffen (V. v. 5. Oft.) I 2023. 


V. ü. die Reichsfluchtſteuer im Memelland 
(vd. 22, Mai) I 948. 

Einf. von Reichsiteuerrecht im Memelland 
(B. dv. 29. Apr.) 1870. — [Ber.] (vw. 11. Juli) 
I 1240. 

Einf. des Tabakſteuergeſetzes im Memelland 
(V. d. 22, Apr.) I 842. 

DB, ü. das Zollweſen im Memelland (V. v. 
28. März) I 654 


5. Geſchäftsbereich des Reichſsminiſters der Anitiy 


Verziniung landwirtichaftliher Aufwertung s- 
hypotheken im Memelland (8. vd. 19. Aug.) 
I 1449. 


Suftändigkeit in Aufwertungsjachen im 
Memelland (VB. dv. 31. Mai) I 974. 
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Einf. des Erbhofrechts im Memelland (8. v. 
29, Apr.) 1 866. 


Einf. fideikommißrechtlicher Vorſchriften 
im Memelland (V. v. 28. Juni) I 1064. 


Eingliederung des Memellandes in den Ober— 
landesgerichtsbezirk Königsberg (RB. v. 
28. März) 1700. 


Inkrafttr. von Rechtsvorſchriften aus dem 
Geſchäftsbereich des Neihsminifters der Juſtiz im 
Memelland (VB. v. 28. Apr.) 1849. 


Neichsmarferöffnungsbilanzgen u. Um- 
ftellungsmaßnahbmen im Memelland Um— 
ftellungsverorönuna] (VB. v. 5. Mai) I 897. 


6. Seihäftsbereih des Reichswirtſchaftsminiſters 


Einf. der Gejebgebung ü. die Depifenbemirt- 
ſchaftung im Memelland (B. v. 29. März) I 640. 


Einf. einzelner Vorſchr. der Dritten V. ü. den 
vorl. Aufbau des deutichen Handwerks im 
Memelland (V. v. 25. Aug.) I 1619. 


Übergangsmaßnahmen beim Inkrafttr. des deut- 
chen Kreditwejenrechts im Memelland (8. v. 
19. Apr.) 1 857. 


Einf. des Maß- u. Eihrechts im Memelland 
(®. d. 12. Juli) 11239. 


Einf. der Reichsmarkwährung im Memel- 
gebiet, V. v. 23. März 1939. — Erſte DurchfV. 
(v. 21. Apr.) 1877. 


Einf. von Vorſchr. auf dem Gebiete des Waren- 
verfehrs im Memelland (B. v. 31. März) I 660. 


Einf. der Gejebgebung ü. den Sahlungs- 
verkehr mit dem Ausland im Memelland (RB. v. 
29. März) 1640 


7. Geichäjtsbereich des Reichsarbeitsminitters 


Arbeitslojenunterftübung im Memelland 
(B. v. 8. Juli) I 1204. 


V. zur Durchf. des ©. ü. Arbeitspermittlung, 
Berufsberatung u. Kebritellenvermittlung 
im Memelland (v. 14. Sept.) 11769. — [Ber.] 
(v. 3. Dt.) I 1992. 

Durchführung der Kranfenverjicherung im 
Memelland (B.v». 9. Mai) I 896. 

Einf. der Reichsverſicherung im Memelland 
(B. v. 17. Aug.) 1 1426. 

Geltung iozialen Reichsrechts im Memelland 
V. v. 19. Apr.) 1857. — Außerkrafttr. des $2 
(B. v. 14. Sept. $ 12 Ziff. 6) I 1769, 1771. 
Einf. des Verwundetenabzeichens im Memel- 
land (B. v. 20. Apr.) 1790. 


— 
2 


8. Geſchäftsbereich des Reichsforſtmeiſters 
Einf. des Reichsſjagdrechts im Memelland 
(B.v. 2. Mai) 1868. 
Anpajjung von Friſten des Reichsnaturſchutz— 


— 


rechts im Memelland (B. v. 7. Nov.) I 2297, 


Memelland (Fortſ.) 


Il. Für das Memelland anzuwendende 
Verträge usw,: 

Deutjch-litauifche Vereinb., betr. die Bürger des 
Memelgebiets, v. 23. März 1939. — Inkrafttr. 
(Bek. v. 27. März) II 653. 

Deutjcyelitauijcher Vertr. ü. Die Staatsangehö— 
rigfeit der Memelländer dv. 8. Juli 1939. — Rat. 
(Be. v. 11. Nov.) II 999. 

Deuticy-litauischer Vertr. v. 22. März 1939 ü. 
die Wiedervereinigung des Memelgebiets mit 
dem Deutichen Neich (Bel. v. 24. März) LI 608. 


Mengenangabe bei Marlenwaren ſ. Marlenwaren. 


Metalle, Dreile für unedle Metalle, V. v. 31. Juli 
1934. — Außerkrafttr. (V. v. 3. Juni $ 38 Abſ. 3) 
I 999, 1004. (3. v. 8. Oft. $ 10) I 2023, 2024. 
— Einf. der V. v. 31. Juli 1934 in der Oftmarf u. 
im Neichsgau Sudetenland (V. v. 21. Juni) I 1090. 
— Außerkrafttr. (V. v. 8. Dit. $ 10) I 2023, 2024. 
Preiſe für Metalle, metallbaltige Vorjtoffe und 
Metallerzeugniſſe (B. dv. 8. Oft.) I 2023. 


Metallhütten j. Arbeitszeit IL. 


Miete, Mieter, Mietränme 

Kündigung: 

Necht zur Kündigung des Mietverhältnifies 
ü. Räume von Gemeindebedienjteten in den 
judetendeutichen Gebieten (V.v. 23. Febr. 
$ 10) 1292, 293. 

Maßnahmen der Dreisbebörden bei Kün— 
Digungen von Miet- u. Pachtverhältniſſen 
(B. v. 19. Apr.) 1799. — Vorl. Außerkrafttr. 
(B. v. 5. Sept. $8 Abi. 2) 11670, 1671. — 
Durchf V. (v. 24. Juni) 11091. 

Necht zur Kündigung des Mietverhältniſſes 
ü. Räume der durch das Reichsbürgergeſetz 
betroffenen Derfonen (B.v.17. Jan. 57) I 47,48, 

Kündigungsſchutz für Miet- u. Pachträume, 
V. v. 28. Aug. 1937. 

— Dritte AusfV. (v. 5. Sept.) I 1670. 

— Mierte Ausf®. (v. 26. Sept.) I 1944. 

— Anwendung der 3. v. 28. Aua. 1937 in der 
Oſtmark u, im Reichägau Sudetenland (B.v. 31, 
Aug.) I 1602. — Aust®. für die Oftmarf 
(v. 5. Sept.) I 1671. 

Kündigungsſchutz Für Miet- u. Dachträume im 
Neihsgau Sudetenland u. in den in die Reichs- 
gaue Niederdonau u. Oberdonau eingegliederten 
judetendeutichen Gebieten (8. v. 5. Sept.) 
I 1673. — [Ber.] 11742, 

Meldepflicht bei Freiiwerden der Juden» 
Wohnungen für Berlin u. Münden (3. v, 
8. Tebr.) 1 159. 

Mieterichußgejek, Art. III des AndG. [Um- 
wandlung von Wohnungen in Räume anderer Art] 
v. 18. Apr. 1936. 

— Einf, im Lande Ofterreich (VB. dv. 28. Febr. 81 
Ziff. 14) 1 382. 
— Einf, in den fudetendeutichen Gebieten (M.v. 


6. Mai $1 Ziff. 23) I 955. 
H 
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Miete, Mieter, Mieträume (Fortſ.) 


G. ü. Mietverhältniffe mit Juden (v. 30.Apr.) 
1 864. 
— Einf. in der Oſtmark (8. v. 10. Mai) 1906. 
— Einf. in den fudetendeutichen Gebieten (V.v. 
10. Mai) I 907. 


Reichsmietengeſetz. 
—Inkrafttr. des G. v. 24. März 1922 in der Faſſ. 
der AndV. dv. 20. Apr. 1936 in den Gemeinden 
Jungbolz u. Mittelberg (2. v. 27. Nov. $ 1 
Ziff. 3) I 2309. 

— Einf, des Art. III [Umwandlung von Woh- 
nungen in Räume anderer Art] des AndG. v. 18. 
Apr. 1936 im Lande Ofterreid (V. dv. 28. Febr. 
s 1 Ziff. 14) 1382. 

— Einf. des Art. III [Umwandlung von Wohnungen 
in Räume anderer Art] des And®. v. 18. Apr. 1936 
in den fjudetendeutfchen Gebieten (R. v. 
6. Mai $1 Siff. 23) I 950. 

Erleichterung der Wohnungsbeifchaffung für 
finderreiche Familien (VB. v. 20. Apr.) 1815. — 
[Ber.] 11038. — DurchfV. (v. 15. Juni) 11034. 


Mieterichuß ſ. Miete uſw. 


Miettvagendverfegr mit Derjonenkraftwagen, 
Steuererlaß, 
j. Steuern IK. 


Milch, Milcherzeugniſſe, Verkehr mit Mil Milch— 
geſetz— v. 31. Juli 1930. — Siebente AusfV. 
(v. 12. Juni) 11011. 
— Teilweife Einf. des ©. v. 31. Juli 1930, der 
Ausf®. v. 15. Mai 1931 u. Einf. der AusfV. v. 
3. Apr. 1934, 25. Apr. 1936, 31. März 1937 u. 
12. juni 1939 in der Oftmarf u. im Reichsgau 
Sudetenland (W.v.5. Dez.) I 2429. 

Verkehr mit Milcherzeugniſſen, V. v. 21. Dez. 
1933 in der Fall. der V. v. 31. Jan. 1934, 9. Jan., 
17. Apr. 1935 u. 17, Apr. 1936. — And. (V. v. 
27. März Art. 2) I 625. 

Einf. der Milchgejeßgebung in der Oftmarf u. 
im Reichsgau Sudetenland (V. v. 5. Dez.) 12429. 


ſ. auch Offentliche Bewirtichaftung. 


Militärgerichtsbarkeit, Ausübung der Militärgerichts— 
barkeit im Protektorat Böhmen u. Mähren (V.v. 
8. Mai) I 903. 

Freiwillige Gerichtsbarkeit u. andere NechtS- 
angelegenbeiten in der Wehrmacht. — Zweite Durchf— 
u. ErgV. (v. 13. Sept.) I 1823. 
— Einf. des ©. v. 24. Apr. 1934 der Durdhf- 
u. Era®. v. 3. Febr. 1936 u. 13. Sept. 1939 im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
(V.v. 13. Oft. $1 Siff. 18) 12030. 

— Einf. des ©. v. 24. Apr. 1934 u. der Durchf V. 
v.3. Febr. 1936 in den fu dDetendeutichen Gebieten 
(V. v. 21. Febr. $1 Siff. 14) 1631. 

Erweiterung der Zuftändigfeit Des Neichäfriegs- 
aerichts (VB. v. 16. Febr.) 1369. 

ſ. auch Sondergerichtsbarkeit, Sonder: 

ftrafrecht, Wehrmachtſtrafrecht. 
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Militäriſches Strafverfahren im Kriege u. bei beſon— 
derem Einſatz 
ſ. Sonderftrafredt. 


Militärſchöffen, Aufh. des öſterreichiſchen Militär- 
ſchöffengeſetzes (V. v. 20. Sept.) I 1856. 


Militäritrajgerichtsordnung, Militärſtrafrecht 
j. Wehrmachtſtrafrecht. 


Militärverjorgung j. Verſorgung. 
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Mineralien, Durchforſchung des Neichsgebiet nad) 
nubbaren Lagerftätten [Lagerftättengefeß]. — Einf. 
des ©. dv. 4. Dez. 1934 nebft Ausf®. v. 14. Dez. 
1934 in den fudetendeutichen Gebieten (B. v. 
10. Jan. $1 Siff. 1, 2) 143. 


j. auch Bergbau. 
Mineralölitener j. Steuern II B 6. 


Miniiterrat für die Neichsverteidigung, Bildung 
eines Minifterrats für die Neichöverteidigung (Erl. 
des Führers v. 30. Aug.) 11539. 


j. auch Reichsverteidigung. 
Miichinttermittel j. Futtermittel. 


Mißbrauch wirtichajtlicher Machiitellungen 
j. Rartellwejen. 


Mittelberg, Bücherlihe Anmerkung der Rang- 
ordnung für eine beabfichtigte Veräußerung oder 
Löſchung 

ſ. Oſtmark IB. 

Verwahrung von Grundbuchunterlagen 

ſ. Oſtmark 1 B7. 

Einf. von Reichsrecht 
ſ. Oſtmark IB4, 7, 10. 


Modelle, int. Hinterlegung, 
ſ. Gewerblicher Rechtsſchutz II, Staats- 
verträge 1 J. 


Möbeljernvertehr 
ſ. Kraftfahrweſen I (bei: Güterfernverkehr). 


Mohrſche Waagen |. Maß u. Gewicht (bei: Eicyung), 


Motor-Sportſchulen 
Anwendung von Vorſchr. des Familienunter— 
ſtützungsgeſetzes 

ſ. Familienunterſtützung. 
Anwendung der Vorſchr. des 
ſorge- u. verſorgungsgeſetzes 

ſ. Verſorgung. 


Wehrmachtfür— 


München, Neugeſtaltung der Hauptſtadt der Bewegung 
(DB. dv. 8. Febr.) 1159. (B. v. 15. März) 1492. — 
Aufb. des $ 16 (W. dv. 4. Aug. $ 3) 11349. 


Miündelwertpapiere ſ. Wertpapiere, 


Münſter, Städtebaulihe Maßnahmen in der Stadt 
Minfter (Meftf.) (Erl. des Führers u. Reichs— 
fanzlers dv. 31. März) 1697, 
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Münzweſen, Ausprägung von Aluminiummünzen 
im Nennbetrag von 50 Reichspfennig (B. v. 
11. Dez.) I 2412, 


Falſchmünzerei ſ. Strafrent III. 


Außerkursjehung der Neichsfilbermüngzen im 
Nennbetrag von 2Reihsmarf(B.v.14.Nov.) 12234. 


Außerkursjegung der Scheidemünzen (Teil- 
münzen) im Nennbetraa von 1 Schilling, 50 Groſchen, 
10 Grojchen, 5 Groſchen u. 1000 Kronen des che- 
maligen Landes Dfterreich (V. v. 11. Aug.) I 1390, 


Mütter, Sonderzulagen, 
j.LebenswichtigerBedarf (bei: Verpflegungszulagen). 


Munition, Waffengejet. — Dritte DurchfV. (p. 
31. März) I 656. 
— Einf. des ©. v. 18. März 1938 nebſt DurchfV. 
v. 19. März, 23. Mai 1938 u. AusfBeſt. v. 21. März 
1938 im Lande Ofterreich (9. v. 13. Febr. $ 1) 
I 213. — in den fudetendeutichen Gebieten 
(B. v. 10. März $1) I 442. 


Vorichr. ü. Datronen für Handfeuerwaffen 
[Beichußgejeß] (G. v. 7. Juni $ 11) 11241, 1242. 
— DurchfV. (v. 8. Juli Art. 18) I 1244, 1247, 


Dolizeiverordnung ü. das Abgeben exploſions— 
gefährlicher Gegenftände zur Verbüttung (p. 
13. jan.) 155. 

j. auch Kriegsgerät, Waffen. 


Muſiker j. Dienftordnung. 


Muster, int. Hinterlegung, 
1. GewerblicherKechtsſchutzlI,Staats— 
 berträgelJ 


Muſterſchutz j. Gewerblicher Rechtsſchutz II. 


Muſterung für den aktiven Wehrdienſt u. den Reichs— 
arbeitsdienſt 
ſ. Reichsarbeitsdienſt, Wehrmacht (bei: Wehr— 
pflicht). 


N 


Nachahmung, Schutz des zur Anfertigung von Reichs— 
banknoten u. Schuldurkunden des Reichs u. dei 
Ränder verwendeten Wapiers gegen unbefugte 
Nachahmung, ©. d. 2. Jan. 1911, 3. Juli 1925. — 
Einf. in der Oftmarf u. in den judetendeutjchen 
Gebieten (WB. v. 29. Apr.) 1909. 


Rachtzuichläge 
j. KriegswirtichaftSperordnung, Yobn 
(bei: Kriegslöhne). 


Nachverſicherung von Soldaten der Wehrmacht u 
Angehörigen des NeichSarbeitsdienftes 
ſ. Sozialverfiherung IV, V. 


Nadelſchnittholz ſ. Solzwirtichaft. 
Nahrungsmittelab fälle 
ſ. Küchen- u. Nabrungsmittelabfälle, 


Reichsgeſetzbl. 1939 


Namensänderungen, And. von Bamilee namen u. 


Vornamen. — Einf. des ©. v. 5. Jan. 1935 u 
der Durchf V. dv. 7. Tan. u. 17. Aug. 138 | im ande 
Ofterreih u. in den fudetendeutjchen Ge- 
bieten (3. v. 24. San. $1) 181. 


Einf. namensrechtlicher Vorſchriften im 
Lande Oſterreich u. in den judetendeutfchen 
Gebieten (8. v. 24. Jan.) 181. 


Kationale Arbeit j. Arbeit. 
Kationale Feiertage ſ. Feiertage. 


Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei 


Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei, ein— 
sige politiiche Dartei in Deuticyland. — Einf. des 
$. v. 14. Juli 1933 in den ſudetendeutſchen Ge- 
bieten (®. v. 10. Jan.) I 26. 


Baupolizeiliche Behandlung der Bauten der 
Nationaljozialiftiichen Bewegung, V. dv. 20. Nov. 
1938. — Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. dv. 6. Mai $1 Sıff.9) ID. 


Sicherung der Einheit von Vartei u. Staat. — 
Einf. des ©. v. 1. Dez. 1933 in der Faſſ. des ©. v. 
3. Juli 1934 in den fudetendeutjchen Gebieten 
(3. v. 10. Jan.) I 26. 


Schuß der parteiamtlichen Fahnen 
ſ. Slagaen I 


Bildung einer bejonderen Dartei- und SA— 
Gerichtsbarkeit, ©. v. 1. Dez. 1933. — Einf. in 
den fudetendeutichen Gebieten (B. v. 10. Jan.) 
I 26. 


Heimtüdifche Angriffe auf Staat u. Dartei 
i. Strafrecht III. 
Verforgung der Kämpfer für die nationale 
Erhebung 
. Nationalfozialiftifcbe Erhebung, 
Verforgung. 


Vernehbmung von en der WDartei- 
gerichte, ©. v. 1. Dez. 1986. 
— Einf. im Drotettorat Böhmen u. Mä ihren (B. v. 
14. Apr. $ 2 Abſchn. I Ziff. 7) I 754, 755. 
— (Einf. in den fubetendeutfchen Gebieten 
(B. v. 16. Jan. $1 Abjchn. II Siff. 7) 138. 


Schub der Varteiuniformen, Gewebe u. 
Abzeichen 

. Strafrecht III (bei: Heimtückiſche Angriffe), 
Uniformen. 


Sammlungsordnung der Nationaljozialifti- 
chen Deutichen Arbeiterpartei v. 4. Juli 1935. — 
Einf. in den fudetendeutichen Gebieten (B. vd. 
11. Apr.) I 765. 


Vernebmung von Angehörigen der National: 
jozialiftiichen Deutjchen Wrbeiterpartei u. ihrer 
Gliederungen, ©. v. 1. Dez. 1936. — Zweite AusfV. 
(v. 25. Apr.) I 855. 

— Einf. im Protektorat Böhmen u. Mäbren 
(B. v. 14. Apr. $ 2 Abſchn. I Siff. 7) 1 754, 755. 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. dv. 16. Jan. $ 1 Abſchn. II Ziff. 7) I 38, 


—. 
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HKativnaliozialiitiiche Erhebung, Ausgleich bürger- 
lich-rechtlicher Anfprüche, ©. v. 13. Dez. 1934. — 
Mierzehnte Durcchf- u. Erg®. (v. 18. März) I 614. 
— Anwendung des ©. vd. 13. Dez. 1934 u. der 
Durchf- u. ErgV. v. 22. Febr. 1935 in den judeten- 
deutichen Gebieten (8. v. 13. Febr.) I 275. 

Ausgleich von Nechtsanfprüchen in der Oſt— 
mark (Sweite ®. vd. 4. Aug.) I 1347. 

Ausaleihb von Rechtsanſprüchen in den 
judetendeutichen Gebieten (®. v. 13. Febr.) 
I 275. 

Verſorgung der Kämpfer für die nationale 
Erhebung. — Vorl. Außerkiafttr. des 88 Abſ. 1 
Sab 2 des ©. v. 27, Febr. 1934 (V. v. 2. Sept. $ 6) 
I 1687. 

— Anwendung des ©. d. 27. Febr. 1934 nebſt And. 
im Lande Ofterreich (WB. v. 28. Febr. $1 Ziff. 3) 
I 422. 


Nationaljozialiitiicher Neichsbund Für 
Leibesübungen 
ſ. Sport. 


Nationaljozialiitiiches Fliegerkorps 
Anwendung von Vorichr. des Familienunter— 
ſtützungsgeſetzes 
ſ. Familienunterſtützung. 


Nationalſozialiſtiſches Straftfahrertorps 
Anwendung von Vorſchr. des Familienunter— 
ftübungsgeleßes auf Angehörige der Motor- 
Sportichulen 

. Samilienunterftüßung. 

Anwendung der Vorfchr. des Wehrmachtfürjorge- 
u. »veriorqungsgejetes auf ehemalige Unterführer 
u. Mannjchaften der Motor-Sportichulen 

j. Verſorgung. 


— 


Naturalleiſtungen ſ. Wehrmacht (bei: Wehrleiſtungen). 


Naturſchutz, Reichsnaturſchutzgeſetz. 

— Einf. des ©. dv. 26. Juni 1935 in der Faſſ. der ©. 
v. 29. Sept. 1935, 1. Dez. 1936 u. 20. Tan. 1938, 
mit Ausnahme des $ 27 Abf. 1 u. 2 u. Einf. der 
DurchfV. v. 31. Oft. 1935 in der Faſſ. der ErgV. v. 
16. Sept. 1938 im Lande Ofterreich (V.v. 10. Febr. 
$ 1) I 217. 

— Einf. des ©. v. 26. Juni 1935 in der Faſſ. der 
G. v. 29. Sept. 1935, 1. Dez. 1936 u. 20. Jan. 1938 
mit Ausnahme des $ 27 Abj. 1 u. 2 u. Einf. der 
DurchfV. v. 31. Oft. 1935 in der Faſſ. der ErgV. 
v. 16. Sept. 1938 u. der ®. v. 10. Febr. 1939 im 
Neichsgau Sudetenland (V.v.25. Oft.) 12116. 


Anpafiung von Friſten des Neichsnaturjchuß- 
rechts im Memelland (V. v. 7. Nov.) I 2297. 


Anpaſſung von Friften des Reichsnaturſchutz— 
rechts in den in die Länder Vreußen u. Bayern 
eingegliederten Teilen der judetendeutjchen Ge— 
biete (3. 0.7.Nov.) I 2297, 

Schub der wildwachjenden Dflanzen u. der nicht- 
jagdbaren wildlebenden Tiere Naturſchutzver— 
ordnung], V. v. 18. März 1936 in der all. der 
V. v. 21. Jan. 1938. — Einf. im Reichsgau 
Sudetenland (%. v. 25. Oft.) I 2116. 
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Naturſchutz (Fortſ.) 


Einf. des Reichsnaturſchutzrechts im Lande 
Oſterreich (V. v. 10. Febr.) 1217. 

Einf. des Reichsnaturſchutzrechts im Reichs— 
gau Sudetenland (VB. v. 25. Oft.) I 2116. 

V. über die wiſſenſchaftliche WVogelberingung 
[Bogelberingungsperordnung] dv. 17. März 
1937. — Einf. im Reichsgau Sudetenland (R.v. 
25. Oft.) I 2116. 

Nebentätigkeit 
1. Beamtell, Gefundbeitswejsen], 

Hochſchullehrer, Veterinärwefen (bei: Tier 

ärzte). 

Neuaufbau des Reichs |. Reich. 


Kenbanten, Steuerbefreiung in der Oſtmark, im - 
Sudetenland u. in den in die Länder Dreußen 
u. Bayern eingegliederten judetendeutjchen Ge— 
bietsteilen, 
j. Steuern IVA,B (bei: Grundfteuer). 


Neubezeichnung von Blättern für öffentliche Belannt- 
machungen 
j. Befanntmachungen. 


Neuer Finanzplan j. Steuern J. 


Neufundland, Abk. zur Vereinbeitlihung von Regeln 
ü. die Beförderung im int. Luftverkehr (Erftes Abk. 
zur Vereinbeitlichung des Luftprivatrechts) v. 12. Okt. 
1929. — Beitr. (Be. v. 5. Juni) II 822. 

Neugeitaltung deuticher Städte ſ. Städtebau. 

Neuhanſen ſ. Grenzweſen IIB3, 

Neu-Hebriden ſ. Kolonien IB2. 

Nichtangriffsverträge 
ſ. Dänemark, Eſtland, Lettland, Sowjet— 

union, Staatsverträge LA. 


Niederberg, DOrtögericht, ſ. Gerichte I. 


NKiederdonan 
i. Sudetendeutidhe Gebiete uſp. I Blece, 7e. 


Niederhadamer, Ortsgericht, ſ. Gerichte J. 


Niederkunft, Beſchäftigung von Frauen vor u. nach 
der Niederkunft, 
ſ. Frauen. 


Niederlande, Int. ÜbE. ü. den Eifenbahbnfradt- 
verfehr dv. 23. Nob. 1933. — Abänd. der Anl. I 
binfichtlich des wechjelfeitigen Verkehrs zwifchen 
den Eifenbahnen Deutjchlands, Dänemarks, Italiens 
u. der Niederlande (Bel. v. 7. Aug.) II 952. 


Verhütung der Einfchleppung des Kartoffel- 
fäfers aus dem Ausland (V. v. 4. Mai Abfchn. LIT) 
I 882, 883. 

Vereinb. zur weiteren Vereinfachung des Rechts— 
hilfeverfehrs dv. 31. Juli 1909. — Notenwechjel 
v. 20. Jan./7. Febr. 1939 ü. die Geltung in den im 
Jahre 1938 mit dem Deutjchen Neid) wieder: 
vereinigten Gebieten (Bel. v. 7. Juli) II 935. 

Vertr. ü. die Feſtſetzung einer Betriebsgrenze für 
die auf beiden Seiten der Grenze an der Wurm 
liegenden Steinfohlenbergwerte v.17.Mai1939. 
— Rat. (Bel. v. 16. Dez.) II 1019. 
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Beft. ü. die »Technifche Einheit im Eiſen— 
babnmwejen« (Bel. v. 30. Juni) II 912. 


Bertr. ü. Unfallverficherung v. 27. Aug. 1907 
u. Zufaßvertr. v. 30. Mai 1914. — Geltung für Die 
Oſtmark (Bel. v. 10. Juli) II 937. 


Vertr. ü. den Berrehnungsperfehr v. 18. Dez. 
1937. — Abk. v.13. Sept. 1938 zum Bertr., V. v. 
20. Dez. 1938. — Nat. (Bel. v. 12. Apr.) II 652. 


Smeiter Vertr. ü. die Regelung des Waren- 
verfehrs v. 25. März 1939. — Vorl. Anwendung 
(3. v. 31. März) II 631. 


Niederlajiungsverträge ſ. Staatsverträge IH, 
Niederreifenberg, Ortögericht, |. Gerichte I. 


Nießbrauchsſsrechte, Veräußerung von Nießbraudys- 
rechten u. befchränften perfönlichen Dienftbarfeiten. 
— Inkrafttr. des ©. v. 13. Dez. 1935 u. der Durchf- 
u. ErgV. v. 12. Jumi 1936 in den Gemeinden Tung- 
holz u. Mitteiderg (V. v. 27. Nov. $1 Siff.6) 12309. 


Nigeria j. Kolonien LA 2. 
Nordborneo, Britiiche, j. Kolonien TA 2. 


Normen, 3. ü. die verbindliche Einführung von 
Normen, Gefchäfts- u. Lieferbedingungen ſowie von 
Güte-u.Bezeichnungsvorichriften (v.8. Sept.) 11745. 


Norwegen, nt. ÜDbE ü. den Eifenbabnfradt- 
verkehr dv. 23. Nov. 1933, — Abänd. der Anl, I 
hinsichtlich des mechjeleitigen Verkehrs zwiſchen 
den Kifenbabnen Deutichlands, Danzias, Nor- 
wegens, Volens, Schwedens u. Ungarns (Bel. v. 
21. Juli) II 941. 


nt. Abk. zur einheitlichen Feſtſtellung von 
Negeln ü. die Immunitäten der Staatsjchiffe 
v. 10. Apr. 1926 nebit Zuſatzprot. dv. 24. Mai 1934. 
— Rat. (Bel. v. 31. Mai) II 821. 


Int. AbE. zur Vereinheitlichung von Regeln ü. 
Konnoijemente dv. 25. Aug. 1924 nebit Zeich— 
nungsprot. — Beitr. (Be. dv. 22. Dez.) II 1049. 


Ant. Abk. zur Vereinbeitlichung von Regeln ü. 
die Sicherungsbeichlagnahbme von Luftfahrzeugen 
(Sweites AbE zur Vereinbeitlichung des Luft— 
privatrechts) v. 29. Mai 1933. — Nat. (Bel. v. 
13, Juli) II 938. — Gegenfeitigfeit bei der Anwen- 
dung des ©. ü. die Unzuläfligkeit der Sicherungs- 
beichlagnahme von Luftfabrzeugen v. 17. März 1935 
(Bel. v. 24. Aug.) 1 1692. 


Vereinb. zur weiteren Vereinfachung des Rechts— 
hilfeverkehrs v. 2. Aug. 1909. — Inkrafttr. eine 
Vereinb. v. 27. Jan./14. Aug. 1939 ü. die Anwen» 
dung auf die im Jahre 1938 mit dem Deutjchen Reich 
jwiedervereinigten Gebiete (Bel. v. 31. Oft.) II 993. 

Beft. ü. Die »Techniſche Einbeit im Eijen- 
bahnweſen« (Bef. dv. 30. Juni) II 912. 

Brot. v. 24. Auni 1938 zur And, u, Erg. des Abt, 
zur Regelung des Walfangs v. 8. Juni 1937. — 
Nat. (Bel. v. 8. Febr.) M 118. 
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Norwegen (Fortſ.) 


Vereinb. ü. die Zollbehandlung norwegijche 
Kippered-Seringe v. 1. Juni 1938. — Vorl. An- 
wendung (V.v. 24. Febr.) II 132. (Bel. v. 31.März) 
II 643. — einer Iweiten Vereinb. v. 25. Mai 1939 
(B. v. 27. uni) II 840. 


Not, Behebung der Not von Volk u, Neid), ©. v. 
24. März 1933. — Verl. (©. dv. 30. Jan.) 1%. 


Notare, Notarordnung |. Rechtsanwälte ulm, 
Rotarielle Errichtung |. Rechtsgeſchäfte. 


Notdienſtleiſtungen, Notdienjtverordnung 
ſ. Urbeitseinfaß, Vierjahresplan 
(bei: Kräftebedarf). 


Kotdienitpjlichtige, Anwendung der Vorſchr. des 
Familienunterſtützungsgeſetzes 
ſ. Familienunterſtützung. 
Sozialverſicherung Notdienſtpflichtiger 
ſ.Sozialverſicherung J. 


Notgeld ſ. Zahlungsmittel. 
Notprüfungen ſ. Bautechniſcher Dienſt. 


Notſtände, Behebung finanzieller, wirtſchaft— 
licher u. ſozialer Notſtände 
ſ. Notverordnungen J. 
Bekämpfung von Notſtänden im Verkehr 
ſ. Verkehrsweſen, Vierjahresplan. 


Notverordnungen 


I. Im allgemeinen 
Meiterer Abbau der Notverordnungen in de 
Reichsverſicherung (©. v. 19. Apr.) 1733. — 
Durchf- u. Erg®. (v. 3. Aug.) I 1346. 


Maßnahmen auf dem Gebiete der Finanzen, 
der Wirtfchaft u. der Nechtspflege, 3. v. 
18. März 1933. — Einf. des Kap. XVII [Qulaffung 
der Wertpapiere der Deutſchen Reichsbahn-Geſell— 
ichaft zum Börfenverkehr] in der Oſtmark (®. v. 
11. Aug. Art. 1 Abi. 1 Ziff. 6) I 1383. 

Behebung finanzieller, wirtichaftlioyer u. ſozialer 
Notitände, ©. v. 26. Juli 1930. — Einf. des 
Fünften Abichn. [Startellnotverordnung]| in den 
judetendeutichen Gebieten (V. v. 12, Jan. $1) 
[ 28. 

N, zur Sicherung von Wirtſchaft u. Finanzen 
v. 1. Dez. 1930. 

— Anwendung des Smeiten Teils Kap. II [Se 
baltsfürzung] u. der DurchfBeft. v. 19. Dez. 1930 
[Neichsbefoldungsbl. ©. 135] nebft And. - im 
Protektorat Böhmen u. Mähren (B.v.7. Dez. 
84 Ziff. 3, 4) 1 2378, 2385. 

— Einf. des Siebenten Teils Kap. II [Bürgjchaften 
zugunsten des Kleinwohnungsbaus] in der Faſſ. des 
5. dv. 4. Febr. 1936 im Lande Ofterreih (VO. vd. 
28, Febr. 8 1 Siff. 12) I 382. 

— Einf. des Smeiten Teil® Kap. II [Gebalt3- 
fürzung] u. der Durchfßeft. dv. 19. Dez. 1930 
[Reichäbefoldungsbl. ©. 135] nebſt And, in den ein- 
gegliederten Oftgebieten (DB. vd. 24. Dez. 83 


Abi. 1 Qiff. 3,4) 12489, 2495 
II 
H 
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Notverordnungen (Fortſ.) 


— Einf. des Siebenten Teils Kap. II [Bürg- 
ſchaften zuguniten des Kleinwohnungsbaus] in der 
Tall. des ©. dv. 4. Febr. 1936 in den judeten- 
deutichen Gebieten (8. v. 6. Mai $1 Zirf. 21) 
I 955. 


Imweite V. zur Sicherung von Wirtſchaft u. 
Finanzen v. 5. Juni 1931. — Aufh. des Zweiten 
Teils Rap. VII [Statiftiihe Abgabe] in der Fall. 
des G. v. 2. Nov. 1934 (©. v. 31. März $ 19 Abi. 2 
Diff. 2, 3) 1645, 648. — And, des Sechiten Teils 
Kap. III [Enteianungen auf dem Gebiete des Städte- 
baues] in der Faſſ. des ©. v. 7. Apr. 1937 (©. v. 
31. März) 1 649. 

— Anwendung des weiten Teils Kap. I [Gehalts- 
fürzung] u. der DurchfBeſt. v. 11. Juni 1931 
[Reichsbejoldungsbl. ©. 67] nebjt And. im Pro— 
teftorat Böhmen u. Mähren (V. v. 7. Dez. $4 
Diff. 5, 6) 12378, 2385. 

— Einf. des Zweiten Teils Kap.I [Gehalts 
fürzungen] u. der DurchfſBeſt. v. 11. Juni 1931 
[Reichsbefoldungsbl. ©. 67] nebſt And. in den 
eingegliederten Oftgebieten (V. v. 24. Dez. $3 
Abi. 1 Ziff. 5, 6) 12489, 24%. 

— Einf. des Siebenten Teils Kap. VII IAnd. des 
Koblenwirtichaftsgefeßes]in den fudetendeutichen 
Gebieten (9. v. 31. Jan. $ 1) 1132. 


Dritte ®. zur Sicherung von Wirtjhaft u. 

Finanzen v. 6. Okt. 1931. — NAußerkrafttr. des 
Fünften Teils Kup. IX [Motgeld| nebjt den Dazu 
erlafienen weiteren Vorſchr. (©. dv. 15. Juni $ 36) 
I 1015, 1020, — Außerkrafttr. des Fünften Teils 
Kap. I Art. 5 [Spar- u. Girokaſſen ufw. | in der Faſſ. 
des ©. v. 13. Dez. 1934 u. 9. Dez. 1937 (B. dv. 
5. Des. 83 Siff. 1) 12413. 
— Teilweife Einf. des Vierten Teils Kap. II [Yand- 
wirtichaftliche Siedlung, Kleinfiedlung, Kleingärten] 
in der Faſſ. der ®. d. 26. Febr. 1938 im Lande Oſter— 
reich (V. v. 28. Febr. $1 Siff.3, 8) 1345. — in den 
judetendeutichen Gebieten (B. v. 6. Mai $1 
Ziff. 15, 20) 1955. 


Nierte V. zur Sicherung von Wirtjchaft u. 
Rinanzen d. 8. Dez. 1931. — And. u. Verl. der 
Geltungsdauer des Siebenten Teils Kap. III Eriter 
Abſchn. [Reichsfluchtiteuer] (©. v. 1. Febr.) I 125. 
(B. dv. 18. Dez.) 12443. — Außerkrafttr. des Fünften 
Teils Kap. IL Abfchn. 1883, 7,13 u. Abichn. 2 [Un- 
jallwerficherung, Unfallverhütung] (©. v. 17. Febr. 
Art.3 83 Abi. 1) 1 267, 274. 

— Anwendung des Giebenten Teild Kap. VI 
|Sehaltsfürzung] u. der DurchfBeſt. v. 17. Dez. 
(931 [NReichsbefoldungsbl. S. 162] nebſt And. im 
Viroteftorat Böhmen u. Mähren (V. v. 7. Dez. 
$4 Ziff. 7, 8) 12378, 2385. 

— Einf. des Siebenten Teils Kap. III Erjter Abſchn. 
[Meichsfluchtfteuer] nebft And. im Gebiet der bis- 
herigen freien Stadt Danzig (B.v. 25. Oft.) 12106. 
— Anwendung des Siebenten Teild Kap. 111 
Erſter Abfchn. [Neichsfluchtiteuer] nebit And. im 
WMemelland ( 3. v. 22, Mai) 1948. 
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— Einf. des Zweiten Teils Rap. V [Beamtenbeim- 
ftätten] im Lande Dfterreich (8. v. 31. Jan.) 1198. 
— Einf. des Siebenten Teils Rap. VI [Gebalts- 
fürzung]| u. der DurchfBeſt. v. 17. Dez. 191 
[Reichsbejoldungsbl. ©. 162] nebit And. in den 
eingegliederten Dftgebieten (8. v. 24. Dez. $3 
Abi. 1 Qiff. 7, 8) 12489, 2495. 

— Einf. des Smeiten Teils Kap. V [Beamten- 
heimftätten] m den fudetendeutichen Gebieten 
(B. v. 3. Juni) 11024. 


Il. 3m bejonderen 
A. Haushalts: und Schuldenweſen 


Sicherung der Haushalte. — And, u. Verl. der 
Geltungsdauer der V. v. 8. Dez. 1931 Siebenter 
Teil Kap. III Erfter Abichn. [Reichsfluchtiteuer] 
nebit And. (G. v. 1. Febr.) 1125. (8. v. 18. Dez.) 
12443. — Außerkrafttr. der V. v. 5. Juni 1931 
weiter Teil Rap. VII [Statiftiiche Abaabe] in 
der Faſſ. des ©. v. 2.Nov. 1934 (©. v. 31. März 
$ 19 Abf. 2 Ziff. 2, 3) I 645, 648. 

— Anwendung des Sweiten Teil Rap. TI [Gehalts- 
fürzung] der ®. v. 1. Dez. 1930 u. der Durchißeft. 
v. 19. Dez. 1930 [Reichsbefoldungsbl. S. 135] nebit 
And., des Sweiten Teile Kap. I [Gehaltskürzung] 
der V. v. 5. Junt 1931 u. der DucchfBeft. v. 11. Juni 
1931 [Reichsbejoldungsbl. ©. 67] nebit And. u. des 
Siebenten Teils Kap. VI [Gebaltsfürzung] der ©. v. 
8. Dez. 1931 u. der DurchfBeſt. v. 17. Dez. 1931 
|Reichsbefoldungsbl. S. 162] nebſt And. im Pro— 
teftorat Böhmen u. Mähren (V. v. 7. Dez. $4 
Ziff. 3 bis 8) 12378, 2385. 

— Einf. der 3.0.8. Dez. 1931 Giebenter Teil 
Kap. III Erjter Abjchn. [Reichsfluchtiteuer] nebft 
And. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 25. Oft.) I 2106. 

— Anwendung der ®.v. 8. Dez. 1931 GSiebenter 
Teil Kap. III Erſter Abſchn. [Reichsfluchtiteuer] 
nebft And. im Memelland (9. v. 22. Mai) 1948. 
— Einf. des Zweiten Teil® Kap. II [Gebalts- 
fürzung]| der V. v. 1. Dez. 1930 u. der DurchfBelt. 
v. 19. Dez. 1930 [Reichsbejoldungsbl. S. 135] nebit 
And., des weiten Teils Kap. I [Gebaltsfürzung] 
der V. v. 5. Juni 1931 u. der DurchfBeſt. dv. 11. Juni 
1931 [Reichsbefoldungsbl. ©. 67] nebft And. u. des 
Siebenten Teils Kap. VI [Sebaltstürzung] der ®. v. 
3. Dez. 1931 u. der DurchfBeſt. v. 17. Dez. 1931 
|Neichsbefoldungsbl. S.162] nebit And. in den 
eingegliederten Dftgebieten (B. vd. 24. Dez. F3Abſ. 1 
Ziff. 3 bis 8) 12489, 2495 


BB. Rechtspflege 


Maßnahmen auf dem Gebiete der Rechtspflege u. 
Verwaltung, V. v. 14. Juni 1932, — Aufh. des 
Erſten Teils Kap. I Art. 2 [Beichränfung der Rechts- 
mittel in Straffachen] in der Fall. des ©. v. 
28. Juni 1935 (8. v. 1. Sept. $ 17) I 1658, 1659. 
— Einf. des Erſten Teil® Kap. I Art. 9 [Einzel- 
richter in Jugendſachen] im Vroteftorat Böhmen 
u. Mähren (3. v. 14. Apr. $ 13) I 754, 756; 








Notverordnungen (Fortſ.) 

— Einf. des Erſten Teils Kap. VI [Kartellgericht] 
in der all. des ©. v. 25. Febr. 1938 in den judeten- 
deutichen Gebieten (B. v. 12. Tan. $1) 128. — 
Einf. des Erſten Teild Kap. I Art. 9 [Einzelcichter 
in Jugendjachen] in den judetendeutichen Gebieten 
(B. dv. 16. Jan. $ 16) 138, 40. — Einf. des Erften 
Teils Kap. V [Reichsauffichtsamt für Drivatverfiche- 
rung] nebjt Durchf- u. ErgV. v. 7. Sept. 1934 
jowie teilweife Einf. der Durchfſ- u. Era®. v. 
9. Juni 1933 in den judetendeutichen Gebieten (V. v. 
27. März $1 Ziff. 6, 7, 8) 1713. 


C. Steuern 


Vorſchr. ü. Die Neichsfluchtiteuer, V. vd. 8. Der. 
1931 nebft And. — And. u. Verl. der Geltungsdauer 
(©. v. 1. Febr.) I 125. (B. v. 18. Dez.) I 2443. 
— Einf. der 3.0.8. De. 1931 nebſt And. im 
Gebiet der bisherigen freien Stadt Danzig (V. v. 
25. Dt.) I 2106. 

— Anwendung der B.v. 8. Dez. 1931 nebit And. 
im Memelland (B. v. 22. Mai) I 948. 


D. Berlchröweien 


Unbefugter Gebraud) von Kraftfahrzeugen u. 
Fahrrädern, V. v. 20. Okt. 1932. 
— Einf. im Vroteltorat Böhmen u, 
(B. v. 14. Apr. $1 Abi. 1 Siff. 4) I 754. 
— Einf. in den judetendeutichen Gebieten (V. v. 
16. Jan. $ 1 Abſchn. I Siff. 4) 138 (W. v. 
8. Febr. F1Abſ. 1g) I 164. 


Maäbren 


E. Birtichaftliie Maßnahmen 
1. Banken, Börjen und Aredite 
B, ü. das Deutiche Kreditablommen von 
1932. — Einf, der V. v. 27. Febr. 1932, der DurchfV. 
v. 27. Febr. 1932 in der Faſſ. der V. v. 17, Mai 1932 
u. 23. Febr. 1935 u. Einf. der DurchfV. v. 3. Nov. 
1932 im Lande Dfterreich (VB. vd. 28, Febr.) I 364. 
V. ü. Spar- u, Girokaſſen fowie fommunale 
Siroverbände u. fommunale Ktreditinftitute 
v. 5. Aug. 1931. — And. (6. v. 7. Juni) I 986. 


Vorſchr. ü. Spar- u. Sirofaffen, kommu— 
nale Kreditinftitute u. Giroverbände ſowie 
Girozentralen, V. v. 6. Oft. 1931 Fünfter Teil 
Kap. I. — Außerkrafttr. des Art.5 in der Fall 
des ©. dv. 13. De. 1934 u. 9. Dez. 1937 (B. v. 
5. Dez. $3) 12413. 

Anmeldung von Zablungsverpflichtungen 
gegenüber dem Musland, 3. v. 27. Juli 1931 u. 
30. März 1932. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 22. Sept. FLAbſ. 1 Siff. 4) I 1865. 
— Einf. imMemelland (V. v. 29. März $1ABbIi. I 
Ziff. 4) 1640. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
17.Nov. $1 Abi. 1 Ziff. 4) 12255. 

2. Landwirtſchaft und Oſthilfe 

Neunte Djthilfedurdyführungsverordnung [Ent- 
ibuldungsverfahren] v. 29. März 1934 in dei 
Fall. der V. v. 20, Juni 1936. — And. (B. v. 
11. Juli Art. 1) I 1236. 
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Kotverordnungen (FFortf.) 


Erleichterung der Erntebewegung, ®. 0.6. Aug. 
1931. — Einf. in den fudetendeutichen Gebieten 
(V. v. 11. Mai $ 1 Abf. 1 Ziff. 2) I 909. 

Förderung der Verwendung inländifcher tieriſcher 

Fette. — Einf. des $ 9 des Aıt.1 der V. v. 23. Dez. 
1932 im Lande Ofterreih u. in den judeten- 
deutichen Gebieten (B.v.28. Febr. $1 Ziff. 6) 
I 553. 
— Neufaſſ. des Art. 182 Abſ. 1 der Iweiten V. v. 
23. März 1933 ü. die Förderung der Verwendung 
inländiicher tierifcher Fette in der Fall. der ®. v. 
18. Febr. 1934 (B. v. 5. Dez. $ 3) 12409. — Einf. 
des Art.5 $1 der V. v. 23. März 1933 in der 
Dftmarf u. im Reichsgau Sudetenland (®. v. 
5. Dez. $ 1 Siff. 3) 12429. 

Einlagerung von Getreide durd) die Deutiche 
Getreide-Handel8-Gejellichaft, ®.v. 28. Aug. 
1931. — Einf. in den judetendeutfchen Gebieten 
(V. v. 11. Mai $ 1 Abi. 1 Ziff. 3) I 909. 


Ne:Nechtsbetrenungsitellen, Vollſtreckbarkeit der vor 
den NS-Mechtöbetreuungsitellen im Lande Oſter— 
reich abgeſchloſſenen Vergleiche (VB. vd. 5. Tan.) 1 23. 
Vollſtreckbarkeit der vor den NS-Rechtsbetreuungs- 

ftellen im Neichsgau Sudetenland abgeichlofjenen 

Vergleiche (VB. dv. 5. Sept.) I 1674. 


Nürnberg, Neugeitaltung der Stadt der Reichspartei- 
tage Nürnberg. — Aufb. des $ 15 der B. v. 1. Juni 
1938 (3. v. 4. Aug. $3) 1 1349. 


oO 


Dberdonan 
ſ. Sudetendeutjche Gebiete ulm. IB 1ce, 7e. 
Dberfinanzpräjidenten, V. ü. die Amtsbezirke der 
Oberfinanzpräfidenten in der Oſtmark u. im 
Neichsgau Sudetenland (v. 5. Juli) I 1305. 


Dberfommando der Wehrmacht, Übergang Der 
Neichsverforgung während des befonderen Einjates 
der Wehrmacht aus dem Zuftändigfeitsbereich des 
Reichsarbeitsminijters in den Zuftändigkeitsbereich 
des Oberkommandos der Wehrmacht (9. v 
8. Sept.) 11742, 

Dberlandesgericht, Oberlandesgerichtsbezirte 
ſ. Gerichte I. 

Dberreifenberg, Ortsgericht, ſ. Gerichte I. 

Dberrhein, Sicherung der Reichsgrenze, 

\. Grenzweſen 1. 

Oberſte Reichsbehörden, ugendführer des Deutichen 
Reichs — Stellung einer Oberften Reichsbehörde, 
G. v. 1. Dez. 1936. — DurchfV. [Zuftändigkeit] 
(v. 25. März $ 1) 1709. 

Dberiter Gerichtshof, Aufh. des Oberjten Gerichts 
hofs in Wien u. Übergang der Zujtändigfeit auf 
das Neichsgericht (VB. v. 28. Febr. SS 1, 2) 1358. 

Dberwittighauien |. Baden. 

Obſtbau, Schädlingsbelämpfung im Objtbau, V. v. 
29, Oft. 1937. — Einf. in der Oſtmark u. im 
Reichsgau Sudetenland (B. vd. 26. Oft.) I 2117. 


m 

















| 








H5 140-1559 





IM 








82 


Dfientliche Abgaben in den judetendeutichen Gebieten 
j. Steuern IVA. 


Offentliche Anleihen j. Anleihen. 
Offentliche Aufträge ſ. Felle, Säute, Spinnftoffe. 
Dffentliche Bauten ſ. Bauten. 


Dfientliche Beiträge in den iudetendeutichen Gebieten 
j. Steuern IVA. 


Öffentliche Bekanntmachungen, Blätter für öffent- 
liche Belanntmachungen, 
ſ. Befanntmadungen. 


Öffentliche Bewirtſchaftung, Dffentlihe Bewirt— 
ihaftung von Brotaufftrihmitteln, Speife- 
zwiebeln u. Gewürzen (®. v. 7. Sept.) 11731. — 
Ber. (v. 27. Sept.) I 1952. 

Öffentliche Bewirtſchaftung von Eiern u. Ei- 
erzeuanifien (V. v. 7, Sept.) 11732. 

Fegeluna der Verſorgung mit Fiſchen u. 
Fiſchwaren (B. v. 7. Sept.) 11734. 

Öffentlibe Bewirtichaftung von Getreide, 
Futtermitteln u. fonftigen landwirtichaft- 
licben Erzeuanifien (B. v. 7. Sept.) 1 1705. 
— Außerkrafttr. des 8 7 (B. v. 18. Oft. $ 8) 12051, 
2052. 

Öffentliche Bewirtſchaftung von Kartoffeln u, 
Kartoffelerzeugnifjen (3. v. 7.Sept.) I 1727. 
— Außerfrafttr. des $ 7 (V. v. 18. Oft. $ 8) I 2051, 


2052. 


Offentliche VBewirtichaftung von landmwirt- 
ichaftliben Erzeugniſſen (V. v. 27. Aug.) 
I 1521. 


Pfändung u. Verpfändung bewirtichafteter land- 
wirtfchaftlicher Erzeugniffe (3. v. 25. Sept.) 
I 1943. 

Öffentliche VBewirtichaftung von Mil, Mild)- 
erzeugnifien, Olen u. Fetten (B. v. 7. Sept.) 
I 1719. — [Ber.] (v. 13. Sept.) 1 1776. 

Öffentliche Bewirtichaftung von Roblafao u. 
Süßwaren (V. v. 7. Sept.) 11735. 

Hffentliche Bewirtfchaftung von Saatgut (V. v. 
18. Oft.) 12051. 

Öffentlihe Bewirtichaftung von Tieren u. 
tierifchen Erzeugnifjen (B. v. 7, Sept.) 11714. 

Öffentlihe Bewirtichaftung von Juderrüben, 
Juder u. fonftigen Erzeugniffen aus Queder- 
rüben (B. v. 7. Sept.) 1 1728. 


Öffentliche Gebühren in den fudetendeutichen Ge- 
bieten 
j. Steuern IVA. 


Offentliche Sachverjicherungsanftalt im Reichsgau 
Sudetenland 
j. Drivatverfidherung. 


Öffentliche Verwaltungen und Betriebe ſ. Arbeit. 


Öffentlicher Dienit 
i. Dienftverbältnifie, Weihnachtszuwen— 
dungen. 
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Dle 
1. Fette, ÖffentliheBemwirtihaftung(bei:Mild). 
Olfrüchte, Olmühlen, Olſämereien j. Fette. 
Oſterreich ſ. Oſtmark. 


Oſterreichiſche Bundesforſte 
ſ. Beamte I (bei: Rechtsverhältniſſe), 
(bei: Befoldungsredht). 


Bejoldung 


Djterreichiiche Landesregierung 
j. Oftmarf IB4 (bei: Reichsftatthalter). 


Dfterreihiiche Tabatregie ſ. Tabakregie. 
Difiziere ij. Wehrmacht (bei: Wehrpflicht). 


Didenburg, Gebietsbereinigungen mit Dreußen, ©. v. 
26. Jan. 1937. — Durchf V. (v. 26. Mai) I 961. — 
DurchfV. (v. 2. Sept.) I 1663. 


Dpinmablommen 
1. Sejundheitswejen IIB, StaatsverträgelK. 


Dpiumgejeß j. Geſundheitsweſen IIB. 


Drden und Ehrenzeichen, Stiftung des Deutſchen 
Schutwall-Ehrenzeihens (B. des Führers u. 
Reichsfanzlers v. 2. Aug.) 11365. — Sabung (v. 
2, Aug.) 1 1366. 

Stiftung von Dienftauszeihnungen für 
Wehrmachtangehörige, V.v. 16. März 1936. — 
Era. (8. des Führers u. Reichskanzlers v. 10. März) 
I 709. 

— Vierte DurchfBeſt. (v. 17. Febr.) I 481. 

— Fünfte DurchfBeſt. (vd. 9. Juni) 11032. 

— Einf. der ®. v. 16. März 1936 in der Fall. der 
ErgV. dv. 10.März 1939 nebit Durchfßeft. vd. 
16. März, 16. Juni 1936, 29. Oft. 1937, 17. Febr. 
u. 9. Juni 1939 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (B. v. 13. Oft. $ 1 Ziff. 26) I 2030. 
— Einf, der ®. v. 16. März 1936 nebſt DurchfBeft. 
v. 16. März, 16. Juni 1936, 29. Oft. 1937 u.17. Febr. 
1939 in der Oſtmark (R. v. 3. Mai) I 874. 

Einf. der Vorfchr. ü. die Stiftung eines Ehren- 
freuzes ſFrontkämpferkreuz)] im Lande Ofterreid) 
u. in den fudetendeutichen Gebieten, V. d. 
30.Nov. 1938. — Durchf V. (v. 7. Febr.) 1 156. 

Stiftung des Ehrenkreuzes für SHinter- 
bliebene deutfcher Spanienfämpfer (VB. des 
Führers u. Neichsfanzlers v. 14. Apr.) I 1362. — 
Sabung (v. 14. Apr.) I 1362. 

Neuregelung des Ehrenjoldes für Träger 
höchſter Kriegsauszeichnungen (Erl. des Führers u. 
Reichöfanzlers dv. 27. Aug.) I 1553. 

Stiftung des Ehrenzeichens für deutſche 
Volkspflege (B. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 1.Mai) 1 949. — Satung (v. 1.Mai) 10. — 
DurchfV. (v. 1. Mai) I 952. 

Erneuerung des Eifernen Kreuzes (V. v. 
1. Sept.) 11573. — Geltung für da8 Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig (2. v. 19. Oft.) 
I 2058. 

Stiftung des Kriegsverdienſtkreuzes (B. v. 
18. Oft.) 12069. — DurchfV. (v. 18. Oft.) I 2073. 
— [Ber.] I 2142. 








Sadverzeichnis 1939 
Drtslöhne ſ. Sozialverfiherung I. 
Ortszujchläge, Sonderzuichlag in Wien, 


Drden und Ehrenzeichen (Fortſ.) 


Fuftichuß-Ehrenzeichen. — Einf. der V. v. 
30. Jan. 1938, der Sabung dv. 30. "jan. 1938, der 
Durchf V. dv. 30, Jan. u. 4. Nob. 1938 in den 
een Gebieten (®. v. 31. März) 

702. 


Stiftung der „Medaille zur Erinnerung an 
die Heimkehr des Memellandes« (B. des 
Führers u. Neichslanzlers v. 1.Mai) 1862. — 
Sakung (v. 1. Mai) I 863. 


Stiftung der „Medaille zur Erinnerung an 
den 1, Oktober 19384. — Erg. der V. u. der Satzung 
v. 18, Okt. 1938 (B. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 1, Mai) I 861. 


Stiftung des Spanien-Kreuzes (V. Des 
Führers u, Reichskanzlers v. 14. Apr.) 1 1359. — 
Satzung (v. 14. Apr.) 11360, 


Sabung des »Verdienftordenspom deutiden 
Adler« v. 1. Mai 1937. — And. u. Era. (V. v. 
20, Apr.) 1 853. 


V. ü. das Verwundetenabzeicdhen v. 30. Jan. 
1936. — Zweite ®. u. Einf, im Lande Ofterreich, 
in den judetendeutichen Gebieten ſowie im 
Memelland (8. v. 20. Apr.) I 790. 


Stiftung eines Verwundetenabzeidben® 
(B. v. 1. Sept.) I 1577. — Geltung im Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig (B. v. 19. Oft.) 
I 2058. 

Stiftung eines Verwundeten-Abzeichens 
für deutſche Freiwillige im ſpaniſchen 
Freiheitskampf (B. des Führers u. Reichs— 
kanzlers v. 22. Mai) I 1364. 

Stiftung des Sollarenzihbuß-Ehrenzeihens 
(B. des Führers u. Reichskanzlers v. 17. Febr.) 
I 785. — Sabuna (v. 17. Febr.) I 786. — DurchfV. 
(v. 17, Febr.) 1 788, 


DOrderlagericheine |. Yagericheine. 
Ordnungsſchutzgeſetz in Djfterreich j. Oftmarf I BA. 
Drdnungsitrajen |. DBreiie 1. 


Drdnungsitrafrerht der Neichstreubänder der Arbeit 


j. Kriegswirtichaftsperordnung, Lohn 
(bei: Kriegslöhne) 


Drdnungsitrajveriahren 
1. Sudetendeutiche Gebiete ufw. I B 8a, 
Wirtichaft. 


Drganijationen, Neuordnung u. Abwidlung von Orga: 
nifationen im VDroteftorat Böhmen u, Mäbren 
(B. v. 13. Juni) 11012. — [Ber.] I 1038. — Verl. 
(B. dv. 27. Sept.) 11949. 


Drganischer Aufbau der deutichen Wirtichaft 
ſ. Wirtſchaft. 


Ortsgerichte |. Gerichte 1. 


Ortstlaſſenverzeichnis für die judetendeutichen Gebiete 
ſ. Befoldung. | | 


ſ. Bejoldung. 


Oſtgebiete, eingegliederte 


(Reichsgaue Danzig-Weftpreußen u. Vofen 
jowie die in Oftpreußen u. Schleſien ein- 
gegliederten Gebietsteile) 


A. Im allgemeinen 


Gliederung u. Verwaltung der Dftgebiete (Ext. 
des Führers u. Neichsfanzlers v. 8. Oft.) I 2042, 
— ntrafttr. (Erl. des Führers u. Neichsfanzlers v. 
20. Oft.) 12057. — And. (Erl. des Führers u. 
Neichsfanzlers dv. 2.Nov.) 12135. 

— Erſte DurchfV. (v. 26, Oft.) 12108. — |Ber.] 
(vd. 3.Nov.) I 2142. 

— Smeite Durchf V. (v. 2. Nov.) 12133. — [Ber.] 
(vd. 27.Nov.) 1 2302. 


B. Im bejfonderen 


1. Seihäftsbereid 
des Beanitragten für den Vierjahresplan 


Einf. des Vierjahresplans in den Oftgebieten 
(V. v. 30. Okt.) 12125, 


2, Geſchãftsbereich des Reichsminiſters des Innern 


Einf. der reichsrechtlichen Vorſchr des Beamten- 
rechts u. des Bejoldungsrechts in den ein- 
geqliederten DOftgebieten (VB. v. 24. Dez.) 12489. 


Vorl, Regelung der Dienitverhältnifje der 
nichtbeamteten Gefolgichaftsmitglieder des öffent— 
lidyen Dienjtes in den Reichsgauen Danzig-Weft- 
preußen u, Poſen ſowie in den in die Provinz 
Dftpreußen eingenliederten Gebietsteilen (VB. v, 
18. Nov.) 12257. 


Cifenbabnen in den Dftgebieten (V. v. 27.Nov.) 
I 2302. 


Einf. der Deutjchen Gemeindeordnung in den 
eingegliederten Oftgebieten (W. v. 21. Dez.) I 2467. 


Gliederung u. Verwaltung der Dftgebiete 
(Erl.' des Führers u. Neichstanzlers v. 8, Oft.) 
I 2042. — Inkrafttr. (Erl. des Führers u. Neichs- 
fanzlers dv. 20. Dft.) 12057. — Wind. Erl. des 
Führers u, Reichskanzlers v. 2. Nov.) 1 2135. 

— Erſte DurchfV. (v. 26. Oft.) 12108. — [Ber.| 

(v.3.Nov.) 1 2142. 

— Smeite Durchf V. (v. 2. Nov.) I 2133. — [Ber.] 

(v. 27.Nov.) 12302. 





Einf, des Reichsleiſtungsgeſetzes in den ein- 
gegliederten Ditgebieten (VB, v. 18..Nov.) I 2264. 


Reihswafjerftraßenverwaltung in den ein- 
gegliederten DOftgebieten (B. v. 22, Dez.) I 2508. 


Einf, der Straßenverfehrs-Ordnung in den 
eingegliederten Oftgebieten (B. v. 27. Dez.) IT 2488 
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Ditgebiete, eingegliederte (Fortſ.) 


3. Gejchäjtsbereid) 
des Neichöminifters für Vollsaujllärung und Propaganda 

Einf. der Neichsfulturfammergefeßgebung 
in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 29. Dez.) 
I 2507. 

Ausdehnung des Amtsbereih8 des Reichs; 
propagandaamts in Danzig auf den gejfamten 
Neichsgau Danzig-Weftpreußen (V. v. 28. Nov.) 
I 2326. 

Einf. des Schriftleitergejeßes in den ein- 
gealiederten Oſtgebieten (VB. v. 29. Dez.) I 2506. 


4. Geſchäftsbereich des Neichsminifters der Finanzen 


Einf. des ©. ü. das Branntweinmonopol in 
den eingegliedssten Oftgebieten (B. v. 18. Nov.) 
1 2259. 


Einf. ſteugrrechtlicher Vorſchriften in den 
eingegliederten Dftgebieten (VB. v. 18. Nov.) I 2258. 


5. Geihäjtsbereich des Reichsminiſters der Zuſtiz 

Verl. der Friften des Wechjel- u. Schedrechts in 
den emgegliederten Dftgebieten (U. v. 30. Nov.) 
I 2324. (8. v. 23. Dez.) I 2476. 


6. Geſchüſtsbereich des Reichswirtſchaftsminiſters 

Einf. der außenbandelsftatiftifhen Vor— 
ichriften in den eingegliederten DOftgebieten (B. vd. 
12. Dez.) 1 2402, 

Einf. der Vorſchr. ü. Aus- u. Einfuhrverbote 
in den eingegliederten Oftgebieten (VB. v. 1. Dez.) 
I 2347. 

Einf. der Gefeßgebung ü. die Devifenbewirt- 
ſchaftung in den in Das Deutiche Reich eingealie- 
derten Dftgebieten (B. v. 17. Nov.) I 2255. 


Einf. der Reichsmarkwährung in den ein- 
gegliederten Dftgebieten (B. v. 22. Nov.) 12291. 


Einf. von Vorſchr. auf dem Gebiete des Waren- 
verfchr8 in den eingeqliederten Djftgebieten 
(U. v. 14. Dez.) 12418. — Durchf V. (v. 14. Dez.) 
I 2419. 


V. ü. die geießlichen Zahlungsmittel im 
bejetten oſt-oberſchleſiſchen Gebiet (v. 7. Sept.) 
I 1691. 


Einf. der Gejebgebung ü. den Zahlungs— 
verfehr mit dem Ausland in den in das Deutiche 


Neich eingegliederten DOftgebieten (V. v. 17. Nov.) 
I 2255. 


7. Geſchäftsbereich des Neihsverlchrsminifters 

Einf. der ®. it. die Weiterbenußung von Kraft- 
fahrzeugen in den eingegliederten Oſtgebieten 
(3. dv. 9. Dez.) 12393. 

Einf. des Reichsbahngeſetzes in den ein- 
gegqliederten DOftgebieten (B. v. 27. Dez.) 12505. 


8. Sejchäjtsbereich des Reichspoſtminiſters 


Einf. des Voft- u. Fernmelderechts in den ein- 
gealiederten Oftgebieten (V. v. 19. Dez.) 12497. 
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Ditgebiete, eingegliederte (Fortſ.) 


9. Seihäjtsbereich des Neihsjoritmeifters 
Einf. des Neichsjagdredhts in den eingegliederten 
Dftgebieten (VB. dv. 16. Dez.) I 2502. 
j. audy Polniſche Gebiete. 


Dithilfe, Era. der Vorſchr. ü. die Beendigung der 


Dfthilfe (B. v. 11. Juli) I 1236. 

Abwicklung der Entjchuldungsverfahren im Oft 
hilfegebiet [Dftbilfeabwidlungsverordnung], 
V. v. 21. Dez. 1934. — And. (B. v. 11. Juli Art. 3) 
I 1236, 

Neunte Ditbilfedurhführungsperordnung 
[Entjchuldungsverfabren].. — And. der 3. v. 
29, März 1934 in der Fall. der V. v. 20. Juni 1936 
(B. v. 11. Juli Art. 1) I 1236. 


Ditjordanland (Transjordanien) 1. Kolonien HA2. 
Oſtmart 


I. Aus Anlaß der Wiedervereinigung Österreichs mit 
dem Deutschen Reich erlassene Veröffentlichungen: 


A. 3m allgemeinen 

Aufbau der Verwaltung in der Oftmark [Dft- 
marfaejeß] (K. v. 14. Apr.) I 777. — Eıl. des 
Führers u. Neichsfanzlers zu S4 (w. 14. Apr.) 
1 783. — Era. des ©. v. 14. Apr. 1939 (V. v. 
9. Sept.) 1 1763. 

— Erſte DurchfV. (v. 10. Juni) I 99. 
— weite DurchfV. (v. 8. Juli) I 1199. 
— Dritte Dur. (v. 17. Juli) I 1270. 
— Mierte DurchfV. (v. 31. Juli) 1 1332. 
— Fünfte DurchfV. (v. 19. Sept.) 11946. 
— Sechſte DurchfV. (v. 18. Oft.) 12051. 
— GSiebente Durchf V. (v. 11. Dez.) 1239. 

Aufgaben der Neihsgaue als Selbſtverwal— 
tungsförperichaften (Erfte ®. v. 17. Juli) 11269, 

Verwaltung der NReichsgaue als Selbſt— 
verwaltungsförperichaften (V. v. 25. Nov.) 
I 2373. 

Beftellung des Neihsfommifjars für Die 
Wiedervereinigung Öfterreichs mit dem Deuticyen 
Reich, Erl. v. 23. Apr. 1938. — Verl. der Geltungs— 
dauer (G. v. 14. Apr. 817 Abi. 4) 1 777, 779. 
(B. d. 9. Sept. $2) 1 1763. 


es 


B. Im befonderen 


Geſchäftsbereich des Beauftragten jür den Bierjahresplan 


Negelung des Arbeitseinſatzes im Lande 
Oſterreich, V. v. 20. Mai 1938, — Außerkrafttr. des 
32Abſ. 2u.3 (VB. v. 14. Sept. $ 12 Siff. 4) 11769, 
1771. 

Sujammenichluß der Bergbauberedhtigten im 
Lande Ofterreich (V. v. 31. Jan.) I 115. 

Verftärtung des SHolzeinihlags im Lande 
Ofterreich (B. v. 28. Dez. 1938) 12. — [Ber.] 
(v. 30. an.) 1 124. 

— ſ. auch bierbei unter IB 14. 

Kündiqungsichuß für Miet- u. Pachträume 

in der Oſtmark (V. v. 31. Aug.) I 1602. 


Einf. des Vierjahresplans im Lande Dfter- 
reich (Dritte V. v. 8. Febr.) I 168. 
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Oſtmart (Fortſ.) 
‚Reichskommissar für die Preisbildung 


Regelung der Düngelalkpreife in der Oftmarf 
(B. v. 21. Aug.) I 1601. 


Regelung der Getreidepreife für das Land 
Oſterreich im Wirtfchaftsjabr 1938/39, V. v. 23. Dez. 
1938. — And. (8. v. 30. Juni Art. 2) I 1101. — 
(B. v. 30. Juni Art. 3) 1 1102. 


Einf. der Lederpreisperordnung in der Oſt— 
mark (3. v. 26. Juli) I 1345. 


Einf. der V. ü. Dreife für unedle Metalle in der 
Oſtmark (V. v. 21. Juni) 11090. — Außerkrafttr. 
(8. dv. 8. Dft. $ 10) 12023, 2024. 


Preisbildung für inländifhesNadeljchnittholz, 
V. v. 11. Oft. 1938. — [Ber.] (v. 9. Jan.) I 30. 


Allg. Dreisjenfung im Lande Ofterreich 
[Meitergabe von Dreisermäßigungen] (Aweite ®. v. 
3. Febr.) I 161. 


Preisbildung für Rohholz in der Oſtmark im 
Forſtwirtſchaftsjahr 1939 (VB. v. 23.Mai) I 929, — 
Berl. der Geltungsdauer (VB. dv. 27. Sept.) I 1966. 


Dreisbildung im Warenverkehr zwilchen dem 
Lande Oſterreich u. dem übrigen Reichsgebiet, V. v. 
4 Apr. 1938. — And. (V. v. 3. Febr. $ 6) I 161, 

62. 

V. ü. Wochenſchaupreiſe in der Oftmarf 

(v. 27. Apr.) I 915. 


2. Geſchãfts bereich 
des Chefs des Dertommandos der Wehrmacht 


Durchführung“ der Heilfürſorge nach dem 
Wehrmachtfürſorge- u. verſorgungsgeſetz im Lande 
Oſterreich, V. v. 30. Sept. 1938. — Aufh. (V. v. 
24. Dft.) I 2092. 

Durchf. u. Erg. der in Ofterreich für anwendbar 
erklärten Vorſchr. ü. die Landbeſchaffung für 
Zwecke der Wehrmacht (B. v. 30. Jan.) I 104. 


Kürzung der Nubegebälter von Soldaten dei 
ehemaligen öfterreichiichen Wehrmacht, die nach dem 
13. März 1935 aus der Wehrmacht ausgefchieden 
ind, u. der Verforgungsbezüge von Sinter- 
bliebenen diefer Soldaten (VB. des Führers u. 
Be Befehlshabers der Wehrmacht v. 31. März) 

698. 


Vereinbeitlihung des Strafrechts für Wehr- 
machtangehörige im Lande Ofterreich (V. v. 13. Jan.) 
[ 79. 


Ergänzende Borichr. zum Wehrmachtfürjorge- 
u. verſorgungsgeſetz für die Angehörigen der 
ehemaligen öfterreichiichen Wehrmacht, die als 
Soldaten in die Wehrmacht übernommen oder ein- 
gejtellt worden find, u. deren Sinterbliebene, V. v. 
25. Nov. 1938. — Und. (V. v. 6. Juli) 11195. — 
(weite V. v. 17. Oft.) I 2043. 


Einf. des Webrmactitrafrechts im Lande 


Oſterreich, V. v. 12. Mai 1938. — Und. (B. v. 
13. an. Art. 1I) 179. — (Smeite VO, v. 28, Juni) 
I 1253. 
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Einf. von Wehrrecht im Lande Ofterreich, Erjte 
V. v. 15. Juni 1938. — Duchf®. (v. 3. Mai) I 873. 
— (Vierte V. v. 3. Mai) 1874. 


3. Geſchäſtsbereich des Reichsminiſters des Auswärtigen 


Regelung der vermögensrechtlichen Verhältniſſe 
des früheren öſterreichiſchen auswärtigen Dienſtes 
(V. v. 2. März) I 489. 


4, Geſchäftsbereich des Reichsminiſters des Innern 


Einf. des Apothekenverpachtungsgeſetzes 
im Lande Oſterreich (V. v. 27. Febr.) I 338. 


Einf. des Deutjchen Arzneibuchs, 6. Ausgabe 
1926, in der Oſtmark (8. v. 20. Okt.) I 2066. 


Einf. der Deutihen Arzneitage im Lande 
Ofterreih, V. v. 28.0. 138 — DurchfV. 
(v. 28. Febr.) I 345. 


Ausgleich von Rechtsanſprüchen in der Oſtmark 
(Smweite ®. v. 4. Aug.) I 1347. 


Einf. des Auswanderungsredht3 in 
Dftmark (8. v. 17. Dez.) 12442. 


Nechtöftellung der Beamten der in eine Reichs— 
verwaltung eingegliederten ehemaligen öſterreichi— 
ihben Verwaltungen (B. v. 24. Febr.) I 29. 
(Sweite V. v. 18. Juli) I 1306. 


Umfchuldung der Beamten in Öfterreic (V. v 
16. Febr.) I 324. 


Einf. des G. ü. die Abtretung von. Beamten- 
bezügen zum Seimftättenbau im Lande Oſter— 
reich (V. dv. 31. Jan.) I 193. 


Beamten- u. bejoldungsrecdbtlihe Neu— 
ordnung des Rechtsverhältnilies der Bedienfteten 
des ehemaligen Wirtſchaftskörpers »Ofterreichiiche 
Bundesforfte« (V. dv. 23. Dez. 1938) I. 


Neuordnung des Öfterreichifchen Berufsbeam- 
tentums, ®. v. 31. Mat 1938. — And. (Dritte V. 
v. 3. Jan.) 14. (Vierte V. v. 24. Febr.) I 335. 

Einf. der Beftallungsordnung für Apo- 
theker in der Oſtmark (8. dv. 25. Sept.) 11942. 

Einf. der Beftallungsordnung für Tier- 
ärzte im Lande Ofterreich (VB. v. 28. Febr.) I 441. 

Übernahme der öfterreichifchen Bundespolizei 
u. »gendarmerie auf den Reichshaushalt, V. v 
27. Oft. 1938. — AusfBelt. (v. 15. Mai) I 945. 

Einf. des Brieftaubengefeßes u. der Erjten 
Durchf- u. Era®. im Lande Hfterreih (VB. v. 
28. Febr.) I 358. 

V. ü. die Dienftftraffammern in der Oftmarf 
(V. v. 16. Juni) I 1030. 


Einf. der Vorfchr. ü. das Ehrenkreuz im Lande 


der 


Hfterreih, VB. v. 30. Nob. 1938. — DurchfV 
(v, 7. Febr.) I 156. 
Einf. des G. zur Verhütung erbfranfen 


Nachwuchſes u. des G. zum Schuße der Erb- 
gefundheit des Deutichen Volkes (V. v. 14. Nov.) 


lm 
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Ditmarf (Fortſ.) 


Unterftüßung der Angebörigen der einberufenen 
Mehrpflichtigen u. Arbeitsdienftpflichtiaen im Lande 
Ofterreich, V. dv. 31. Aug. 1938. — Außerkrafttr. u. 
neue Kamilienunterftübungsperordnung für 
das Land Ofterreich (v. 11. Apr.) I 738. — Außer- 
frafttr. u. neue Beſt. (v. 11. Juli) I 1225. 


Einf. reichörechtlicher Vorſchr. auf dem Gebiete 
der Feuerbeftattung im Lande Oſterreich (V. v. 
28. Febr.) I 550. 


Einf. des ©. ü. das Feuerlöſchweſen in der 
Oſtmark (V. v. 19. Sept.) I 1870. 


Einf. flaggenrechtlicher Vorſchriften im 
Lande Ofterreich (V. v. 14. Jan.) 133, 


Einf. von Fleiſchbeſchauvorſchriften im Lande 
Oſterreich (VB. v. 23. März) I 572. 


Einf. fürforgerechtliher Vorſchriften im 
Lande OÖfterreich, V. dv. 3. Sept. 1938, — Ind. 
(V. dv. 7. Oft. $2 Abi.2) 1 2002, 2003. 

— ſ. auch bierbei unter I B10. 


Gebietspveränderungen im Lande Öfterreich. 
— Aufh. der Durhf®. v. 5. Oft. 1938 (V. v. 27. Mai 
$6 Abi. 1) I 971, 973. 


Einf. der V. ü. die Gebühren für die ärztliche 
VBorprüfung u. Prüfung fowie für die Beftal- 
lung als Arzt in der Oftmark (B. v. 24. Oft.) 
I 209. 


Haushaltswirtichaft der Gemeinden de 
Oſtmark für das Rechnungsjahr 1939 (V. v. 28. Apr.) 
I 858. (Smweite ®. v. 16. Sept.) I 1846. 


Einf. des Hebammengejetes in der Oftmarf 
(U. dv. 16. Dez.) 12441. 


Wahrnehmung der ftaatlihen Hobeits- u. 
Auflichtsbefugniffe gegenüber den Eifenbab- 
nen in Oſterreich (3. v. 9. Febr.) I 168. 


Einf. reichsrechtlicher Vorſchr. zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten in der Oftmarf (V. v. 
14. Juli) I 1261. 


Einf. des Kriegergräberfürjorgerechts in 
der Dftmarf (V. v. 10. Nov.) 12230. 


Einf. von namensrechtlichen Vorſchriften 
im Lande Ofterreich (VB. v. 24. Jan.) I 81, 


Aufb. des Ordnungsſchutzgeſetzes u. anderer 
zur Bekämpfung des Nationaliozialismus in Öfter- 
reich erlaffener Vorſchr. (B. v. 9. Dez.) 12392. 


Oſtmarkgeſetz ſ. hierbei unter Verwaltung, 


V. ü. den Übergang der Aufgaben des Rech— 
nungsbofs des Landes Ofterreih auf den Rech— 
nungshof des Deutichen Reichs u. ü. die Bilduna 
einer Außenabteilung des MNechnungsbofs des 
Deutichen Neichs in Wien (VB. v. 19. Aug.) I 1441. 


Einf. der Reichsärzteordnung in der Oſtmark 
(U. dv. 24. Juni) 11048. — Einf. der Fünften 
Durchf- u. ErgV. [Beftallungsordnung für Ärzte] 
in der Oftmarf (DB. v. 24. Oft.) 1209. 
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Einf. der Reichsapothekerordnung im Lande 
Ofterreich (V. v. 27. Febr.) 1338. 


Einf. der Reihsausbildungsordnung für 
den höheren Dienft in der allgemeinen u. inneren 
Verwaltung in der Oftmarf (Jweite V. v. 27. Sept.) 
I 1949. 


Einf. der Erſten Durchf V. zum ©. ü. die Sicherung 
der NReichögrenze u. ü. VBergeltungsmaß- 
nabmen im Lande Oſterreich (VB. v. 27. Febr.) 
I 354. 

Beltellung des Neihstommiffars für die 
Wiedervereinigung Ofterreichd mit dem Deutichen 
Reich, Erl. v. 23. Apr. 1938. — Verl. der Geltungs- 
dauer (©. dv. 14. Apr. $17 Abi. 4) I 777, 779. 
(DB. dv. 9. Sept.) 11763. 


Cini. des Neichsrechts in den Gemeinden 
\ungbolz u. Mittelberg (®. v. 27. Mai) 1971. 
— ſ. auch bierbei unter 1B7, 10. 


Durchf. des Erl. ü. die Neichsfiegel (Erl. v. 
4. Jan.) 122. 


Übertragung von Aufgaben u. Befugniſſen des 
Neichsftatthalters in Oſterreich [Ofterreichifche 
Landesregierung] (Erſte V. v. 4. Juli) I 119. 
(Zweite ®. v. 1. Aug.) 11333. (Dritte V. v. 
16. Sept.) 11845. — [Ber.](v. 29. Sept.) 1192. 
— (Vierte V. v. 28. Oft.) 12111. — (Fünfte V. v. 
2. Dez.) 12350. 

Reihswajferftraßenverwaltung in ber 
Oſtmark (VB. v. 14. Juli) 1 1250. 


V. ü. das Deutfche Note Kreuz (v. 7. Sept.) 
I 1699. 


Aufgaben der Reichögaue ald Selbftverwal- 
tungsförperjchaften (Erfte V.v. 17. Juli) 11269. 


Verwaltung der Neichsgaue als Selbjtverwal- 
tungstörperichaften (B. v. 25. Nov.) I 2373 


Zweite V. ü. die deutjche Staatsangehörig- 
feit im Lande Ofterreich (v. 30. Juni) I 1072. 

Aberfennung der Staatsangebörigfeit u. 
Widerruf des Staatsangehörigkeitserwerbes in 
der Oſtmark (V. v. 11. Juli) 1 1235. 

Einf. jteuerrechtlicher Vorſchriften in der 
Dftmark (B. v. 18. Nov.) I 2266. 

Einf. der Tierſchutzvorſchriften in der Oftmarf 
(V. v. 24. Juli) 1 1320. 

Einf. der Tierfeuchenvorfchriften in der 
Oftmarf (V. v. 25. Juli) 1 1321. 

Einf. des MWertriebs von Urlaubsfarten u. 
Urlaubömarfen uud der Auszahlung von 
Urlaubsgeld im Lande Öfterreich (VB. v. 28. Febr.) 
I 368. 

Einf. der V. li. die Ausbildung u. Prüfung für 
den höheren vermefjungstechnijchen Verwal— 
tungsdienft im Lande Ofterreich (V. v. 25. Febr.) 
I 3855. 


Einf. des ©. ü. die Neuordnung des Ver- 
mejfungswejens im Lande Öfterreich (B. v. 
15. Kebr.) 1 277. 
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Ditmarkt (Fortſ.) 

Aufbau der Verwaltung in der Oſtmark 
(Oſtmarkgeſetz) (©. v. 14. Apr.) 1777. — Erl. des 
Führers u. Reichskanzlers zu $4 (v. 14. Apr.) 


1783. — Erg. des ©. v. 14. Apr. 1939 (WB. v. 
9. Sept.) 11763. 

— Erſte Durch. (v. 10. Juni) 1 99. 

— Zweite DucchfðV. (v. 8. Juli) 1119. 

— Dritte Durch. (v. 17. Juli) 11270. 

— Vierte Durch. (v. 31. Juli) 11332. 

— Fünfte DurchfV. (v. 19. Sept.) 11946. 

— Sechſte DurchfV. (v. 18. Oft.) 12051. 


— GSiebente DurchfV. (v. 11. Dez.) 12399. 


Einziehung volks- u. ſtaatsfeindlichen Ver— 
mögens im Lande Oſterreich, V. v. 18. Nov. 1938. 
— Durchf- u. ErgV. (v. 31. März) 1657. 


V. ü. den Wachdienſt im Lande Oſterreich 
(v. 27. Febr.) 1339. — Erſte DurchfAnordn. 
(v. 31. März) 1734. — [Ber.] 1892. 


Einf. des deutichen Waffenrechts im Lande 
DÖfterreich (V. v. 13. Febr.) I 213. 


5, Gejhhäjtsbereich des Neidysminiiters der Zujtjahrı 


Einf. deutichen Luftrechts in der Oſtmark 
ſ. bierbei unter IB 7. 


Einf. des Luftichußrechts im Lande Ofterreich, 
V. v. 25. Juli 1938. — Erfte ErgV. (v. 16. Febr.) 
129. 


6. Beihältsbereid des Neichsminifters der Finanzen 


Einf. des ©. ü. die Verwaltung der Beiträge 
zur Hauptvereinigung der Deutichen Vieh— 
wirtfchaft u. der dazu erlaflenen DurchfV. in dei 
Oſtmark (B. v. 7. Juli) I 1254, 

Hberleitung der öfterreichiichen Bierfteuer auf 
das Reich (V. v. 17. ebr.) 1 258. 

Einf. des ©. ü. das Branntweinmonopol in 
der DOftmarf (V. v. 20. Aug.) 11449. 

Einf. der Fettſteuervorſchriften im Lande 
Öfterreich (M. v. 20. März) 1630. 

Aufb. der Kinanzprofuratur Wien (V. v. 
20. Juni) 11040. 

Durch. des Gewerbejteuergejeßes im Lande 
DOfterreich Für das Nechnungsjabr 1939 (WB. v. 
28. Febr.) 1376. 

Einf. des Yeuchtmittelfteuergejeßes in dei 
Dftmark (B. v. 3. Mai) 189. 

Einf. des Mineralöliteuergeießes u. der V. 
ü. den Bezug von Spiritus zu Treibftoff- 
zweden im Lande Ofterreih (WB. v. 25. März) 
I 653. 


V. ü. die Amtsbezirke ver Oberfinanzpräfi 


denten in der Oftmarf (v. 5. Juli) I 1305. 
Übergang des Vermögens der Öfterreichijchen 
Tabafreaie auf das Neich (B. v. 15. Apr.) IT 841. 
Nechtsverbältnilie der in die Nuftria-Tabaf- 
werte UG., vorm. Öfterreichtiche Tabakreaie, in Wien 
übertretenden WBedienfteten der Bifterreichiichen 
Tabafregie (V. v. 24. Dft.) 12127. 


Ditmarf (Korti.) 


Einf. v. Vorjchr. zum Schuß des zur Anfertigung 
von Reihöbanfnoten u. Schuldurfunden ver- 
wendeten Dapiers gegen unbefugte Nachahmung 
in der Oftmarf (8. v. 29. Apr.) 1909, 


Einf. der DurchfV. zum Neichsbewertungs- 
gejeß in der Oſtmark (8. v. 9. Dez.) IT 2421. 


Einf. des ©. ü. die Deutiche Neihslotterie im 
Lande Ofterreich (V. v. 11. Febr.) 1202. (weite 
V. v. 9. Juni) 11010. 


Außerkursfegung der Scheidemünzen [Teil- 
mäünzen im Nennbetrag von 1 Schilling, 50 Groſchen, 
10 Groſchen, 5 Grofchen u. 1000 Kronen des ebe- 
maligen Yandes Ofterreich (V. v. 11. Aug.) I 1390. 


Einf. eines örtlichen Sonderzufchlags in Wien 
(V. v. 2. Tan.) 125. 


Steuerbefreiung für Neubauten im Lande 
Oſterreich, V. v. 31. Dez. 1938. — Aufh. u. neue V. 
für die Oſtmark (v. 23. Juni) I 1085. 


Einf, fteuerredhtlicher Vorſchriften im Lande 
Ofterreih. — And. der Siebenten ®. v. 17. Dez. 
1938 (®. v. 11. Aug. $ 25) I 1374, 1378. — (Achte 
B. dv. 17. Jan.) 148. (Neunte V. v. 20. Jan.) 
159. (Zebnte V. dv. 8, Febr.) 1194. (Elite B. v. 
10. Febr.) 1216. (B. v. 18. Febr.) 1325. (Swölite 
V. v. 21. Febr.) 1353. (Dreizehnte V. v. 27. Febr.) 
1370. (Vierzehnte V. v. 10, Juni) I 1028. 
(Fünfzehnte V. v. 15. Juni) 11057. (Sechzehnte 
V. v. 26. uni) I 1061. (Siebzehnte V. v. 11. Aug.) 
I 1374. (8. v. 31. Aug.) T 1821. (Mchtzebnte V. v. 
21. Sept.) 11979. (Meunzebnte V. v. 18. Nov.) 
12266. (Smwanzigfte V. v. 21.Nov.) I 2303. 
(Einundzwanzigſte B. v. 2. Dez.) 12351. (Amei- 


undzwanziafte V. dv. 18. Dez.) 12458. 


Einf. der DurchfV. zum Vermögenjteuer- 
geſetz in der Oſtmark (8. vd. 9. Dez.) 12421. 

Aush. der Weinfteuer im Lande Ofterreich 
(V. v. 25. März) 1582. 

V. ü. Solländerungen v. 22, März 1938. — 
Aufb. (VB. dv. 22. März S 1) 1556. 

Einf. der deutſchen Zolltarifvorjchriften im 
Lande Ofterreich (Ber. v. 21. März) I 564. 

Einf, des Jündwarenmonopols im Kande 
Dfterreich (VB. dv. 20. Febr.) I 326. 


7, Seichäjtsbereid, des Reichsminiſters der Juſtiz 


zilgbare Aktien u. Genußſcheine bei den 
Aktiengeſellſchaften in der Oftmarf (VB. vd. 29. Juni) 
I 1076. 


Einf. des deutſchen Auslieferungsrechts im 
Lande Ofterreich (MB. v. 26. Apr.) 1844. 

Einf. des Binnenjchiffabrts- u. Alößerei 
rechts in der Dftmarf (B. v. 11>De.) 12394. 

Biücherlihe Anmerkung der Nangordnuna 
für eine beabfichtigte Veräußerung oder Löſchung 
in der Oftmarf u. in den Gemeinden AJunabolz u 


Mittelberg (B. v. 7.Nov.) 12174. 
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Ditmark (Fortſ.) 


Einf. des Erbhofrehts im Lande Ofterreich, 
B. v. 27. Juli 1938. — And. (V. v. 26. Apr. 
Abichn. III) 1843, 844. 


Anwendung von Gebührenbejreiungsbor- 
ichriften auf die Notare in ber Oſtmark (V. v. 
30. Mai) INs. 


Beſetzung der Gefällsgerichte in der Oſtmark 
(B. v. 2. Dez.) I2347. 

Verſchmelzung von Genoſſenſchaften in den 
Reichsgauen der Oſtmark (V. v. 30. Juni) J 1066. 


Zuſtändigkeit der Gerichte in Handelsſachen im 
Lande Oſterreich (V. v. 9. Febr.) I185. 


Gerichtsgebühren u. ſonſtige Juſtizkoſten 
im Lande Öfterreich (V. v. 2. März) 1583. 

And. der Gerichtsgliederung im Lande 
Oſterreich (V. v. 13. Apr.) I 71. 

Verfügung ü. die Gerichtsgliederung in der 
Oſtmark (v. 18. Dez.) I 2439. 

Ind. des gewerbegerihtlihen Verfahrens 
in der Oftmarf (2. dv. 19. Dez.) 1 2452. 

Verwahrung von Grundbudhunterlagen in 
der Oftmarf ſowie in den Gemeinden Jungholz u. 
Mittelbera (N. v. 25. Sept.) 11936. 


Einf. handelsrechtlicher Vorſchriften im 
Lande Sfterreich, — Zweite V. v. 2. Aug. 1938. 
— Aufh. des $ 24 (V. v. 28. Rebr. $3 Abſ. 4) 
I 365, 3606. 

— Vierte V. dv. 24. Dez. 1938. — [Ber.] 123. — 
Außerkrafttr. des Zweiten Abſchn. Art. 6 Nr. 12 
(B. dv. 11. Aug. Art. 5 Abf. 2 Ziff. 5) 1 1355, 1386, 

Einf. hinterlegungsrechtlicher Vorſchriften 
im Lande Oſterreich (V. v. 28. Febr.) 1377. 

Kapitalkreditbeſchaffung für landwirtichaft- 
liche Wächter in der Oftmarf (9. v. 11. Oft.) 12020. 

Einf. des ©. ü. Die religiöfe Kindererziehung 
im Lande Öfterreich ( V. v. 1. März) 1394. 

Kündigungsſchutz für Miet- u. Wachträume, 
2. v. 31. Aug. 1939. — Ausf®. (v. 5. Sept.) 
I 1671. — [Ber.] 11742. 

Einf. deutichen Luftrechts in der Oſtmark 
(weite ®. v. 5. Juni) I 1006. 

Einf. des ©. ü. Mietverhältniffe mit Juden 
in der Oftmarf (8. v. 10. Mai) 1906. 

Aufh. des öſterreichiſchen Militärjchöffen- 
geſetzes (V. dv. 20. Sept.) 11856. 
Vollſtreckbarkeit der vor den NS-Rechts— 
betreuunasitellen im Lande Ofterreich abge- 
ichloffenen Vergleiche (V. v. 5. Jan.) 1 23. 

Errichtung eines Dberlandesgerichts in Yinz 
(Donau) (V. vd. 9. Febr.) 1166. 

Maßnahmen auf dem Gebiete des Datent- u. 
Markenrecht in der Oftmark (V. v. 20. Sept.) 
I 1862. 

N, zur Eraänzung der Vorſchr. ü. den Pfän— 
dungsſchutzbei der Fahrnisvollſtreckung (d. 17. Juli) 
J1313. 
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Einf. der V. ü. den Pfändungsſchutz für 
Urlaubsfarten, Urlaubsmarfen u. Urlaubsgeld im 
Baugewerbe u. in den Baunebengemerben in ber 
Oſtmark (V. v. 4. Mai) 1891. 

Angelegenheiten der Nechtsanmälte, Rechts— 
anwaltsanwärter u. Verteidiger in Straf— 
ſachen im Lande Öfterreich (Vierte V. v. 23. Febr.) 
1294. (Fünfte V. v. 3. Apr.) 1708, 

Inkraftſetzung des G., betr. das Erfordernis der 
notariellen Errichtung einiger Nechtsgeichäfte in 
Tirol (2. v. 6. Juli) 111. 

B. zur weiteren Überleitung der Rechtspflege 
im Lande Öfterreich (v. 28. Febr.) 1358. — us 
frafttr. (Bel. v. 8. März) 1448. — And. des 86 
der ®. v. W. Febr. 1939 (2. v. 1. Sept. $ 32) 
11658, 1660. 

Einf. der Reichsnotarordnung in der Oſtmark 
(V. dv. 9. Juni) I 1025. 

Durchf. u. Erg. der V. ü. die Einf. des Reichs— 
rechts in den Gemeinden Jungholz u. Mittel— 
berg im Gefchäftsbereich des Reichsminiſters der 
Juſtiz (VB. dv. 27. Nov.) 1 2309. 

Einf. einiger Vorſchr. ber Reichs-Rechts— 
anwaltsordnung in der Oſtmark (V. v. 7. Oft.) 
I 2009. 

Befähigung zum NRichteramt, zur Otaats- 
anwaltichaft, zum Notariat u. zur Rechts— 
anwaltſchaft (B. v. 4. Jan.) ID. 

Laufbahn für das Amt des Richters u. des 
Staatsanwalts (V. v. 16. Mai) IT. 

V. ü. das gerichtliche Steuerſtrafverfahren in 
der Oftmarf (v. 23. Juni) I 1046. — And. (V. dv. 
2, Dez. Art. II) I 2347. 

Einf. ftrafrechtlicher Vorſchriften im Lande 
Öfterreich (VB. v. 23. Jan.) 180. 

V. ü. die Jinfen und Hypotheken im Lande 
Öfterreich (v. 30. März) 1 716. 

Zurückweiſung von Geboten in ber Zwangs— 
verſteigerung in der Oſtmark (V. v. 20. Juni) 
11036. 

8. Geſchäftsbereich Des Reichswirtſchaftsminiſters 

Einf. des G. ü. Abwertungsgewinne in der 
Oſtmark (V. v. 30. Juni) 1109. 

Gint. des Anleiheftodgejeges im 
Öfterreih ( V. v. 28. Febr.) 1363. 

Mafnabmen auf dem Gebiete des öffentlichen 
Banfweiens u. des Sparfajjenwefens im 
Rande Öfterreich (B. v. 27. März) 1600. — Außer— 
frafttr. (W. v. 5. Dez. $3 Ziff. 3) I 2413. 

Einf. börfenrechtlicher Vorſchriften in ber 
Dftmark (WB. v. 11. Aug.) 11333. 

Einf. von Vorfchr. ü. die Dampfkeſſel u. die 
ionftinen überwadungspflidhtigen Anlagen 
in der Oftmart (8. v. 26. Juli) 11323. 

Einf. des Energiewirtichaftsrechts im Lande 
Oſterreich V. dv. 26. Jan.) 183. 

Einf. der kaliwirtſchaftlichen Vorſchriften 
in der Oſtmark (V. v. 7. Juli) 11269. 


Lande 
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Einf. von Vorſchr. ü. die Herſtellung von Knall— 
korken in der Oſtmark (V. v. 7. Dez.) 1 2387. 


Einf. des Nechtes der Deutſchen Kredit» 
abfonımen im Lande Öfterreich (V. v. 28. Febr.) 
I 364. 

Einf. des Maf- u. Eichrechts in der Oftmarf 
(B. v. 7. Aug.) 11353. 

Einf. der Organifation der gewerblichen 
MWirtjchaft im Lande Öfterreih, V. v. 24. Sept. 
1938. — DurchfAlnordn. (v. 4. März) 1420. 

Regelung der auf Goldſchilling u. Goldfronen 
laufenden Schuldverbältniffe (B. v. 21. uni) 
I 1037. — [Ber.] (v. 26. Juni) I 1056. 

Einf. der V. ü. öffentliche Aufträge auf den 
Gebieten der Spinnftoff- u. der Kelle- u. 
Häutewirtichaft in der Oftmarf (B. v. 12. Sept.) 
I 1822, 

Einf. des ©. ü. Erhebung von Umlagen in der 
gewerblihen Wirtfchaft in der Oftmark (V. v. 
25. Juli) 11327. 

Errichtung eines Verfiherungsfonds (V. d. 
10. März) 1569. 

— Erſte DurchfV. (v. 10. März) I 570. 
— SImeite Durchf- u. AndV. (v. 12, Sept.) I 1844. 

Einf. von Vorſchr. ü. die Beauflichtigung der 
privaten Verfiherungsunternebmungen im 
Rande Öfterreich (VB. v. 28. Febr.) I 365. 

Einf. walfangarechtlicher VBorfchriften m der 
Oſtmark (B. v. 31. Juli) I 1368. 

Warenverkehr mit Öfterreich, Smweite V. v. 
14. Juni 1938. — Außerlrafttr. des Urt. II (V. v. 
21. März) 1551. 

Durchführung einer Zinsermäßigung bei 
Kreditanftalten im Lande Dfterreih (V. v. 
22: März) 1650. — ErgV. (v. 24. Nov.) I 2299. 


9. Geſchäftsbereich 
des Neichöminifters jür Emährung und Zandwirtichaft 


Einf. des Rechts der Neubildung deutjchen 
Bauerntums im Lande Öfterreich (V. v. 7. Febr.) 
I 203. 

Einf. der Eierverordnung nebſt DurchfV. in 
der Oftmarf (8. v. 26. Juni) I 1056. 

Einf. fettwirtichaftliher Vorjchriften im 
Lande Öfterreich (V. v. 28. Febr.) 1 553. 

Einf, des G. ü. die Statiſtik der Fiſcherei— 
fangeraebniffe im Lande Öfterreid) (V. v. 27. Tan.) 
I 279. 

Einf. des Futtermittelgeſetzes u. der ®. ü, 
die Herftellung von Mifchfuttermitteln in der Oft- 
mark (8. v. 15. Dez.) 1240. 

Einf, von getreidewirtihaftliden Vor— 
ichriften in der Oftmarf (8. v. 22. Nov.) 1 2291. 

Einf. der V. ü. die Drüfung von Hühnereiern 
bei der Einfuhr in der Oſtmark (V. dv. 28. Juni) 
I 1064. 

V. zur Abwehr der Einichleppung von Krank— 
beiten u. Schädlingen der landwirtichaftlichen 
Kulturpflanzen in die Oſtmark (v. 1. Juli) 11083. 


Reichsgeſetzbl. 1939 
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Einf. von Vorſchr. zur Sicherung der Land— 
bewirtſchaftung im Lande Oſterreich (B. vd. 
28. Febr.) 1414. 

Einf. des ©. zum Schutze der landwirtſchaft— 
lihen Kulturpflanzen im Lande Oſterreich 
(B. v. 13. Febr.) 1 208. — nkrafttr. des $ 11 des 
G. (®B. v. 1. Juli $ 6) 11083, 1084. 

Einf. der Milchgeſetzgebung in der Oftmarf 
(B. dv. 5. Dez.) 12429. 

Eini. des Reihsumlegungsrehts im Lande 
Öfterreich (V. v. 28. Febr.) 1379. 

Bekämpfung der San-Tofe-Schildlaus in 
der Oſtmark (V. v. 21. Nov.) I 2344. 

Einf. der ®. zur Schädlingsbefämpfung im 
Obſtbau in der Oftmark (B. v. 26. Oft.) 12117. 

Einf. des G. zur Förderung der Tierzucht in 
der Oftmarf (B. v. 24. Aug.) I 1556. 

Einf. de» Erften V. zur Förderung der Tierzucht 
nebft And. in der Oſtmark (V. v. 20. Nov. Art. 2) 
I 2306, 2309. — [Ber. | 12396. 


Einf. der V. ü. den Handel mit Vieh im Lande 
Öfterreich (VB. v. 28, Febr.) 1380. 


Aufh. des Art. II der Sweiten V. ü. den Waren» 
verkehr mit Öfterreich (VB. v. 21. März) 1551. 


10. Geichäjtsbereich des Neihsarbeitsminiiters 


Arbeitsbuchpflicht der Arbeiter u. Angeſtellten 
in der Oftmarf (8. v. 28. Dez.) I 2506. 


Arbeitslofenunterftübung im Lande Oſter— 
reich (Anordn. v. 15. März) 1 4%. 


V. zur Durdjf. des ©. ü. Arbeitsvermittlung, 
Berufsberatung u. Lebritellenpermittlung 
in der Oſtmark (v. 14. Sept.) 11769. — [Ber.] 
(v. 3, Oft.) 1199. 

Einf. von Arbeitszeitvorjchriften im Lande 
Oſterreich (V. v. 7. Febr.) 1155. (Zweite V. v. 
17. Mai) 1928. 

Einf. der V. für Arbeiten in Drudluft in der 
Oſtmark (V. v. 2. Juni) 1 992. 

Einf. fürſorgerechtlicher Vorſchriften in der 
Oſtmark (Smweite V. v. 20.Nov.) 1 2282. 

— |, auch bierbei unter IB 4. 

Einf. der Glashüttenverordnung in der 

Oſtmark (B. v. 31. Juli) I 1367. 


Einf. des Kleinfiedlungs- u. Kleingarten- 
rechts im Lande Ofterreich (V. v. 28. Febr.) I 345. 

Verforgung der Kriegsbeſchädigten u. Kriegs— 
hinterbliebenen im Lande Oſterreich (B. v. 
28. Febr.) 1422. 

Kurzarbeiterunterſtützung im Lande Ofter- 
reich (Anordn. v. 14. Jan.) 146. 

Einf. der Vorfchr. üi. Magnefiumlegierungen 
in der Oſtmark (B. v. 6, Juni) 11006. 

Einf. reichsrechtlicher Vorſchr. auf dem Gebiete 
der Militärverforgung (V. v. 28. Febr.) I 424, 
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Durchf. u. Erg. der B. ü. die Einf. des Reichs— 
rechts in den Gemeinden Jungbolz u.Mittelberg 
im Gefchäftsbereich des Reichsarbeitsminifters (V. v. 
97.Nov.) 12309. 


Einf. der Sozialverfihherung im Lande Ofter- 
reich, V. v. 2. Dez. 1938. — Durchf- u, Erg. 
(v. 9. Rebr.) 1196. 

Einf. von Vorichr. auf dem Gebiete des Städte» 
baues u. des Wohnungs- u. Giedlungs- 
weiens im Lande Ofterreih (V. v. 28, Febr.) 
1382. (Sweite ®. v. 18. Nov.) 12309. 

Einf. der Vorſchr. ü. Herftellung u. Vertrieb von 
Thomasmehl in der Oſtmark (VB. v. 9. Nov.) 
I 2263. 

Einf. des Vermwundetenabzeichens im Lande 
Oſterreich (WB. v. 20. Apr.) I 790. 


11. Geichäftsbereich des Reichsminiſters 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Bolfsbildung 
Einf. des Reichsſchulpflichtgeſetzes in Der 
Oſtmark (V. v. 25. Juli) 1 1337, 
Einf. des ©. ü. das Neichsftudentenwerf im 
ande Öfterreich (V. v. 14. Febr.) 1390. 


12. Gejchäftsbereiry des Reichsverkehrsminiſters 

Einf. des ©. ü. die Beförderung bon Per— 
ſonen zu Lande in der Oſtmark (V. v. 28. Sept.) 
I 1987. 

Einf. von Vorjchr. auf dem Gebiete der Binnen- 
ichiffahrt im Lande Öfterreich ( V. v. 13. März) 
1 550. 

And. der Gebührenordnung für Maßnahmen 
im Straßenverkehr (V. v. 17. Mai) 1922. 

Wahrnehmung der ftaatlichen Sobeits- u. Auf- 
ſichtsbefugniſſe gegenüber den Eiſenbahnen 
in Öfterreich (V. v. 9. Febr.) 1 168. 

Einf. der ®. ü. die Belebung der Kauffahrtei- 
jchiffe mit Kapitänen u. Schiffsoffizieren ISchiffs— 
bejekungsordnung| in der Oſtmark (V. v. 
31. Juli) 1 1333. 


And. der V. ü. die Zulaſſung von Perſonen u. 
Fahrzeugen zum Straßenverkehr J[Straßenver— 
fehbrs-QJulafjungs-Ordnung]| (B. vd. 4. Febr.) 
I 163. ı®. v. 6. Apr.) 1 735. 


13. Geſchäftsbereich des Reichspoſtminiſters 
Einf. de8 Fernmelderechts in der Oftmarf 
(V. v. 11. Dez.) 12422. — Dur. (v. 16. Dez.) 
I 2427. 
Einf. des Schwarziendergejeßes in der 
Oſtmark (9. v. 17. Oft.) 12047, 
14. Gejhäftsbereid) des Reichsſorſtmeiſters 
Einf. der Dritten ®. zur Durchf. des Korftlichen 
Artgeſetzes u. der Erften Anordn. zur Ausf. 
diefes ®. in der Oftmarf (V. dv. 27. Nov.) 
I 2346. 
Verftärtung des Holzeinfhlags in Der Oſt— 
mark. And. der V. v. 28. Dez. 1935 (V. v. 
12. Dft.) 12029. 
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Löſchung dinglicher Jagdrechte in den Grund- 
büchern des Landes Öfterreich (V. v. 15. Febr.) 1421. 

Durchf des Neichsjagdgeiehes in der Oſt— 
mark (DB. v. 16. Mai) 1919. 

Überleitung des Neichsjagdrechts in ber 
Oſtmark (B. v. 4. Oft.) 11992. 

Einf. des Reichsnaturſchutzrechts im Lande 
Öfterreich (V. v. 10, Febr.) 1217. 


II. Für Österreich anzuwendende Abkommen usw.: 


Ausdehnung des Geltungsbereich des deutſch— 
belaiichen Auslieferungsvertrags auf das Yand 
Öfterreich (Bel. v. 30. März) II 643. 

Deutjch-jugoflawiicherSandelsvertrag v. 1. Mai 
1934. — Vorl. Anwendung einer Vereinb. vb. 
4. Juni 1938 ü. das Inkrafttr. des Vertr. nebft 
Aufaßvereinbarungen im Lande Ofterreid (V. v. 
24. Kebr.) 11133. Gek. v. 31. März) II 643. 

Deutich-ungarifcher Sandelsvertrag v. 18. Juli 
1931. — Vorl. Anwendung einer Vereinb. v. 7.Mai 
1938 it. die Ausdehnung des Vertr. u. der Zufaß- 
vereinbarungen auf das Land Ofterreih (V. v. 
31. März) II 622. 

Ausdehnung des Geltungsbereich8 der deutjc)- 
italienifchen Vereinbarungen ü. die Rechtshilfe 
in Straffachen auf die Oſtmark (Bef. dv. 17. Nov.) 
II 1006. 

Nechtshilfeverkehr in Zivil- u. Handels— 
jachen zwifchen dem Deutjchen Reid) u. Jugo— 
flawien (Bel. v. 17. Mai) II 778. 

Rechtshilfeverfehr in Zivil- u. Handels— 
jachen zwilchen dem Lande Öfterreich u. Belgien 
(Bek. v. 16. Jan.) 1117, 

Rechtsbilfeverkehr in Zivil» u. Handels— 
jachen zwiſchen dem Gebiete des vormaligen 
Landes Oſterreich u. dem Königreich Italien 
(Bef. v. 13. Juni) II 837. 

Deutjch-dänifche Vereinb. zur weiteren Ver— 
einfachung des Nechtshilfeverfehrs, Erkl. v. 
1. Juni 1910 u. 1. Juni 1914. — Notenwechjel v. 
21. Jan./15. März 1939 ü. die Geltung in den im 
Jahre 1938 mit dem Deutjchen Reich wiederver— 
einigten Gebieten (Bek. v. 7. Juli) II 935. 

Deutjch-Iugemburgiiche Vereinb. zur weiteren 
Vereinfahung des Nechtsbilfeverfehrs, Er. v. 
1. Aug. 1909. — Notenwechjel v. 8. März/20. Mai 
1939 ü. die Geltung in den im Jahre 1935 mit dem 
Deutichen Reich wiedervereinigten Gebieten (Bel. v. 
5. Sept.) II 964. 

Deutjch-niederländiiche Vereinb. zur weiteren 
Vereinfachung des Nechtshilfeverfehrs, Erkl. v. 
31. Juli 1909. — Notenwechiel dv. 20. Jan./7. Febr. 
1939 ü. die Geltung in den im Jahre 1935 mit 
dem Deutfchen Neich wiedervereinigten Gebieten 
(Bel. v. 7. Juli) II 95. 

Deutjchnorwegifche Vereinb. zur weiteren Ver- 
einfachung des Nechtshilfeverfehrs, Erkl. v. 
2, Aug. 1909. — Inkrafttr. einer Vereinb. v. 
27. Jan./14. Aug. 1939 ü. die Anwendung auf die 
im Sabre 1938 mit dem Deutichen Reich wieder: 
vereinigten Gebiete (Bef. dv. 31. Oft.) 11 993. 
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Deutſch⸗ſchwediſche Vereinb. zur weiteren Ver— 
einfachung des Rechtshilfeverkehrs, Erkl. v. 
1. Febr. 1910. — Notenwechſel v. 6. Febr. 4. Juli 
1939 ü. die Geltung in den im Jahre 1938 mit 
dem Deutſchen Reich wiedervereinigten Gebieten 
(Bek. v. 5. Sept.) II 964. 


Deutjch-britifches Abk. ü. den Rechtsverkehr 
v. 20. März 1928. — Anwendung im Lande Ofter:- 
reich (Bef. v. 11. Jan.) 117, 


Deutſch-franzöſiſche Erkl. ü. den Rechtsverkehr 
v. 5. Oft. 1927. — Anwendung im Lande Oſterreich 
(Bek. v. 16. Jan.) II 18. 


Deutich-niederländijcher Vertr. ü. Unfallver- 
fiherung v. 27. Aug. 1907 u. Zuſatzvertr. vd. 
30. Mai 1914. — Geltung für die Oftmark (Bel. v. 
10. juli) II 937. 


Deutſch⸗ſchweizeriſches Abk. v. 30, Juni 1935 ü. 
die And. u. Verl. der Geltungsdauer des Abk. 
ü. den Verrechnungsverfehr v. 30. Juni 1937 
fowie feine Anwendung im Lande Oſterreich, V. vd. 
9, Juli 1938. — Rat. (Bel. v. 3. März) II 216. 


Deutich-griechifche Vereinb. v. 14. Apr. 1935 ü. 
die Überleitung des öſterreichiſch-griechiſchen Ver— 
rechnungsverfehrs in das deutſch-griechiſche 
Verrechnungsabf., U. v. 18. Mai 1938. — Mat. 
Gek. v. 31. Juli) II 949. 


Deutich-fchweizerifches Abk. ü. den gegenjeitigen 
Marenverlebr v. 5.Nov. 1932. — Zweite B. ü. 
die vorl. Anwendung von Belt. der Vereinb. v. 
1. Dez. 1938 ü. die Ausdehnung des Vertr. mebit 
And. u. Erg. auf das Land Öfterreich (v. 24. Febr.) 
II 184. (Bef. v. 31. März) II 643. 


Vorl. Anwendung von Wirtichaftsabfommen 
aus Anlaß der Inkraftfegung des deutjchen Zolltarifs 
im Gebiet des früheren Bundesftaates Ofterreich 
(Bel. v. 31. März) 11 643. 


Haager Abk. ü. den Zivilprozeß v. 17. Julı 
1905. — Ausdehnung des Geltungsbereih8 Dei 
deutfch-rumäniichen Erkl. v. 28. Febr. 1929, betr. 
die MWiederinkraftießung der Beft. des Abk. auf das 
Land Öfterreich (Bek. v. 11. Jan.) II7. 


Ditmarkgejeß |. Oſtmark IA. 


Oſtoberſchleſiſches Gebiet, V. ü. Die gefeglichen 
Zahlungsmittel im bejegten oftoberfchlefiichen Ge- 
biet (v. 7. Sept.) I 1691. 


Oſtpreußen, Dienſtverhältniſſe nichtbeamteter Ge- 
folaichaftsmitglieder des öffentlichen Dienftes ın 
den in die Provbinz DOftpreußen eingegliederten 
Sebietsteilen 

j. Dftgebiete B2. 

Vaßvorichriften für den Verkehr mit Oſt— 
preußen, Bek. v. 7. Juni 1932. — Anwendung im 
Vroteftorat Böhmen u. Mähren u. vorl. Ind, 
der Bet, (M. dv. 10. Nov. $ 4 Abſ. 1, Abf. 2f) 11739, 
1740. 


Dauer der Wehrpflicht in Oftpreußen, ®. v. 
23. Mai 1935. — Aufb. (WB. dv. 27, Oft.) I 2136. 





P 


Barhträume, Pachtverhältniſſe 


ſ. Kündigung, Miete uſw. 


Pächter, Kapitalkreditbeſchaffung für landwirtichaft- 


liche Pächter, 
ſ. Kreditweſen. 


Bälle ſ. Paßweſen. 


Balältina ſ. Kolonien IA2 


Papageienkrankheit (Psittacosis) 
ſ. Geſundheitsweſen III. 


Papier, Schutz des zur Anfertigung von Reichs— 
banknoten u. Schuldurkunden des Reichs u. der 
Ränder verwendeten Papiers gegen unbefugte 
Nachahmung, ©. dv. 2. Jan. 1911, 3. Juli 1925. — 
Einf. in der Oftmarf u. in den fudetendeutichen 
Sebieten (V. dv. 29. Apr.) 1909. 


Bapierjäde ſ. Säde. 
Bapiertapeten ſ. Tapeten. 


Bartei, Barteigerichte, Barteigerichtsbarteit 
ſ. Nationaljozialiftiihe Deutſche Arbeiter- 
partei. 


Barteien, ©. gegen Neubildung von Parteien v. 
14. Juli 1933. — Einf. in den fudetendeutichen 
Gebieten (VB. v. 10. Jan.) I 26. 


Barteimniformen |. Uniformen. 


Bahwejen, ©. ü. das Paß-, das Ausländerpolizei- u. 
das Meldeweien fowie ü. das Ausweisweſen 
v. 11. Mai 1937. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 10.Nov.) 12178. 

— Einf, in den fudetendeutichenGebieten (V.v. 
21. Apr.) I 816. 


Paßbekanntmachung v. 7. Juni 1932, — 
Anwendung im Vrotektorat Böhmen u. Mähren 
u. borl. And. der Bek (WB. v. 10.Nov. $4) 1 1739, 
1740. 

Paßgebührenverordnung dv. 28. "Juni 1932. 
— Anwendung im Wroteftorat Böhmen u. 
Mähren (8. v. 10.Nov. $4) 1 1739, 1740, 

V. ü. den Daf- u. Sichtvermerkszwang 
(vd. 10, Sept.) 1 1739. 

Reiſeverkehr nah Spanien (B. v. 4. Mai) 
I 905. 

Zulaſſung tihecho-jlowatiiher Päſſe als 
Vaßerfab (Bel. v. 30. März) 1644, 

Zuſatzvermerk jür Reiſen nad) u. durch 
Spanien. — Nußerkrafttr. der V. d. 20. Febr. 1937 
(V. v. 4. Mai $3) 1 905. 

Beftrafung von QAumiderhandlungen gegen 
die Daßvorfchriften, V. v. 6. Apr. 1923. — An— 
wendung im Vrotektorat Böhmen u Mäbren 


(B.v.10.Nov. $4) I 1739, 1740. 
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Batentamtlihe Gebühren, Batentanwaltspräfung, 
Patentgeſetz 
ſGewerblicher Rechtsſchutz IB. 


Patentrecht in der Oſtmark 
ſ. Gewerblicher Rechtsſchutz IB. 


Patronen ſ. Munition. 
Beine j. Dreußen. 


Velztierzucht, U. über die deutiche Velztierzucht 
(v. 20. Jan.) I 56. 


Berjonenbejürderung |. Stra ßenweſen. 


Perſonenſchäden, Perjonenjchädenverordnung 
ij. Schäden. 


Berjonenitand, Perſonenſtandsgeſetz v. 3. Nov. 1937. 
— weite Ausf®. (v. 30. Aug.) I 1540. 
— Dritte Ausf®. [Derfonenftandsverordnung der 
Mehrmacht] (v. 4. Nov.) I 2163. 
— Anwendung des ©. u. der Erften AusfV. v. 
19. Mai 1938 im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(DB. dv. 20. Juli $6 Abſ. 1) 11309, 1310. 
— Einf. des ©. u. der Erften Ausf®. v. 19. Mai 
1938 in den judetendeutjchen Gebieten (V. v. 
24. Apr.) 1818. 
Einf. des deutſchen Perſonenſtandsrechts in den 
iudetendeutichen Gebieten G. v. 24. Apr.) 
I 818. 
Perſonenverkehr 
i. Eifenbabn III, V, Kraftfahrweſen1J 
(bei: Kraftfahrunternehmen), Staa tSverträgelMI. 


Perſonenwagen, Flaggenführung, 1. Flaggen II. 


Pfändung, Pfändung u. Verpfändung bewirt— 
ſchafteter landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe 
(DB. v. 25. Sept.) 11943. 

Erg. der Vorſchr ü. den Pfändungsſchutz bei 
der Fahrnisvollſtreckung (B. v. 17. Juli) 11313. 

V. ü. den Pfändungsſchutz für Urlaubskarten, 
Urlaubsmarfen u. Urlaubsgeld im Bau— 
gewerbe u. in den Baunebengewerben v. 31. Aug. 
1936. 
— Einf. in der Oſtmark (B. v. 4. Mai) I 891. 
— Einf. im Neichsgau Sudetenland (B. vd. 
28, Juli) I 1328. 


Pfaffendorf, Ortsgericht, ſ. Gerichte I. 


Pfandbriefe, ©. ü. die Dfandbriefe u. verwandten 
Schuldverichreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit- 
anftalten v. 21. Dez. 1927. — Teilweiſe Einf, ſowie 
Einf. der DurchfV. d. 16. Nov. 1929 u. 20. Dez. 1938 
in den fudetendeutichen Gebieten (V. v. 29. März) 
I 636. 


Pfandrecht an im Bau befindlichen Schiffen 
ſ. Schiffahrt J. 


Pferdedärme, Verkehr mit Pferdedärmen (V. vd. 
5. Dez.) 12375. 


VBferdeergänzungsvorjchrit 
j. We h ma ch t (bei: Wehrleiſtungen). 


Sachverzeichnis 1939 


Pflanzen, 





Mm) 
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V. zur Abwehr der Emichleppung von 
Krankheiten u. Schädlingen ber landwirtichaft- 
lichen Kulturpflanzen in die Oſtmark u. in den 
Reichsgau Sudetenland (v. 1. Juli) I 1085. 
Schädlingsbefämpfung im Obſtbau, V. v. 
29. Oft. 1937 — Einf. in der Oſtmark u. im 
Reichsgau Sudetenland (2. v. 26. Oft.) I 2117. 


Schub der landwirtichaftlichen Kulturpflanzen. 
— Einf. des ©, v. 5. März 1937 im Lande Dfter- 
rei u. in den fudetendeutihen Gebieten 
(B. v. 13. Febr.) I 208. — Intrafttr. des $ 11 des 
G. v. 5. März 1937 in der Oſtmark u. im Reichs— 
gau Sudetenland (V. v. 1. Juli $6) 11083, 1084. 


Schub der wildwachſenden Pflanzen 
j. Naturf chutz (bei: Naturſchutzverordnung) 


Pflichtfeuerwehr |. Feuerlöſchweſen. 
Pflichtverſicherung für Kraftfahrzeughalter 


ſ. Kraftfahrweſen I, Privatverſicherung. 


Polen, Int. Ubk. ü. den Eiſenbahnfrachtverkehr 


v. 23Nov. 1933. — Abänd. der Anl. I hinſichtlich 
des wechſelſeitigen Verkehrs zwiſchen den Eiſen— 
bahnen Deutſchlands, Danzigs, Norwegens, Polens, 
Schwedens u. Ungarns (Bel. v. 21. Juli) II 941. 


Errichtung eines Konſulats in Lemberg aus 
Anlaß der Angliederung Oſterreichs u. der ſudeten— 
deutichen Gebiete (©. v. 1. Febr.) II 115. 


Beſt. ü. die »Techniſche Einheit im Eijen- 
bahnweſen« (Bel. v. 30. Juni) II 912. 


Vorl. Anwendung eine® Verrechnungs— 
abfommens v. 1. juli 1938 (Zweite V. v. 
24. Febr.) 11133. (Bel. v. 31. März) II 643. 


Vorl. Anwendung eines Wirtjchaftspertrags 
v.1. Juli 1938 (Zweite V. v. 24. Febr.) II 133. (Bel. 
v. 31. März) II 643. — Zufabvertr. v. 2, März 1939 
— Vorl. Anwendung (B. vd. 31. März) II 628. 


Beſetzte polnifche Gebiete j. Polniſche Gebiete, 


Polizei 
Ausländerpolizei-, Ausweis- u. Melde— 
mweien: 

G. ii. das Ausländerpolizei- u. das Melde- 
weien ſowie ü. das Ausweismweien v. 11. Mai 
1937. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (B. v. 10.Nov.) I 2178. 
— Einf. in den fudetendeutichen Ge: 
bieten (B. v, 21. Apr.) I 816, 

ehbandluna von usländern (RQ. v. 
5. Sept.) I 1667. — [Ber.] (v. 12. Sept.) 
I 1750. — Einf. im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (V. v. 10. Nov.) 12178. 


Ausländerpolizeiverordnungv.22. Aug, 
1938. — Vorl. And. (VB. v. 5. Sept. $ 10) 
I 1667, 1668. 

— Einf. in den judeten deutſchen Gebieten 
(B. v. 29. Mai) 1977, 


V. ii, den Ausweiszwang (v. 10, Sept.) 
I 1739, 
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Polizei (Fortſ.) 


Ausländerpolizei-, Ausweis- u. Melde- 
weſen (Fortſ.): 


V. ü. das Meldeweſen [reipsmehbe- 
ordnung] vd. 6. Jan. 1938. Zuſätzliche 
Beſt. zur Reichsmeldeordnung (®. v. 6. Sept.) 
I 1688. 

— Einf. der ®. v. 6. Jan. 1935 in den 
er Gebieten (B. v. 24. Apr.) 

881. 


Errihtung einer 
21. Apr.) I 823. 


Nolkstartei (B. v. 


Baupolizei: 


Allg. baupolizeiliche Zulaſſung neuer Bau— 
ſtoffe u. Bauarten, V. v. 8.Nov. 1937. 
— Einf. im Lande Oſterreich (V. v. 28. Febr. 
$ 1 Siff. 10 1382. 
— Einf. inden fudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 6. Mai $1 Siff. 12) I 955. 


Baupolizeilihe Maßnahmen zur Einjparung 

von Bauftoffen, V. v. 30. Juni 1937. — 
Era. (V. dv. 15. Aug.) I 1425. 
— Einf. der V. v. 30. Juni 1937 im Lande 
Dfterreich (1. v. 28. Febr. $1Siff. 9) 1382. 
— Einf. der. v. 30. Juni1937 in denjudeten- 
deutihen Gebieten (B.0.6. Mai $1 Siff. 11) 
1 955. 


Baupolizeiliche Behandlung der Bauten der 
Nationaljozialiftiichen Bewegung, V.v. 
20. Nov. 1938. — Einf. in den judeten- 


deutichen Gebieten (®. vd. 6. Mai $1 Ziff. 9) 
I 355. 
Vorſchr. für den Garagenbau u. fir 


Einftellpläße (3. v. 17. Kebr.) I 219. 
— Einf. in der Ditmarf (BB. v. 18. Nov. 
$ 1 Ziff. 3) I 2305. 

— Einf. im Neichsaau Sudetenland (8. v. 
7. Aug.) I 1389, 


Baupolizeilihe Behandlung von öffent— 
lichen Bauten, ®. v. 20. Nov. 1938. 
— Einf. im Lande Oſterreich (V. v. 28. Febr. 
$ 1 Siff. 11) 1 382, 
— Einf. in den fudetendeutichen Gebieten 
(B. v. 6. Mai $1 Sur 8) I 955. 


Belichtung und Belüftung von S LER gen 
landwirtichaftlicher Betriebe, V. v. 19. Jan. 
1938 u. AusfBeſt. v. 31. Mai 1938. — Einf. 
in der Oftmarf (V. 0.18. Nov. $1 Ziff. 1,2) 
I 2305. 


Chef der Deutſchen Polizei im Reichs: 
miniſterium des In nern, Ausübung der Aufſicht 
u. den Wach dienſt im Lande Oſterreich u. in den 
judetendeutichen Gebieten (B. dv. 27. Febr.) 
I 339. 


Übernahme der öſterreichiſchen Bundes: 
polizei u. »gendarmerie auf den Reichshaußshalt, 
V. v. 27. Dt. 1938, — AusfBeſt. (v. 15. Mai) 
I 945. | 


Neichsgefeßbl. 1939 


Polizei (Fortſ.) 


Dolizeibeamte: 


Deutiches Polizeibeamtengefeb v. 24. Juni 
1937. — Erg. Erſte ®. v. 9. Juli) I 1249. — 
Erg. der vorl. DurchfV. v. 26. Juli 1937. — 
Zweite ®. v. 15. Apr.) I 806. — [Ber.] 
189. — Era. (Dritte V. v. 9. Juli) I 1249. 
— Anwendung de3 ©. dv. 24. Juni 1937 in 
der Fall. der V. v. 9. Juli 1939 u. Anwendung 
der vorl. DurchfV. v. 26. Juli 1937 in der 
Faſſ. v. 13. Dez. 1938, 15. Apr. u. 9. Juli 1939 
im Droteftorat Böhmen u. Mähren (B. v. 
7. Dez. 8 2 Siff. 6) 12378, 2379. 

— Einf. des ©. dv. 24. Juni 1937 in der Fall. 
der V. v. 9. Juli 1939 u. Einf. der vorl. 
RUE. v. 26. Juli 1937 in der Faſſ. v. 
13. Dez. 1938, 15. Apr. u. 9. Juli 1939 in den 
eingegliederten Dftgebieten (B. dv. 24. Dez. 
$1 Siff. 7) 12489. 

— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1935 ü. 
die Einf. des VDolizeibeamtengejeßed in den 
fudetendeutjchen Gebieten (v. 30. März 
Abſchn. VI) 1682, 688. 


Beförderung der im unmittelbaren Reichs: 
dienst ftehenden WVolizeivollzugsbeamten auf 
öffentlichen regelmäßig verlehrenden Be- 
förderungsmitteln, ©. v. 11. Mai 1937. — 
Einf. im Reichsgau Sudetenland (B. v. 
10. Aug.) I 1373. 


Dienftitrafen in Volizeitruppen (B. v. 
17. Dez.) 12427 


Vorſchr. ü. Beamte der Feuerſchutzpolizei, 
G. dv. 23. Nov. 1938. — Erſte DurchfV. (v. 
27. Sept.) I 1983. 

Einberufung vonBerjoraungsanwärtern 
der Wehrmacht in den eur der unifor- 
mierten Orbnung&poligel, 2 V. v. 13. Aug. 1938. 
— Aufh. (V. dv. 9. Juli $2 Abſ. 3) 11249, 1250. 

Einjtellung von Webrpflihtigen in die 
Schußpolizei des Neichs (V. v. 31. Oft.) 1 2137. 

Errichtung einer ftaatlien Dolizeiverwaltung 


in der Stadtgemeinde Znaim (V. v. 5. Sept.) 
I 1669. 
Grrichtung ſtaatlicher Dolizeiverwaltungen 


in den Negierungsbezirken Karlsbad, 
Troppau (V. v. 25. Oft.) I 2123. 


Volizeiverordnungen der Reihsminijter, 8. v. 
14.Nov. 1938. — Anwendung der 881, 7, 8 im 
Droteftorat Böhmen u. Mähren (8. dv. 7. Juni 
$2 Abi. 1) I 1039. 

Deutiche Sicherbeitspolizei im Protektorat 
Böhmen u. Mähren (®. v. 1. Sept. Abjchn. II) 
I 1681, 1682. 

Sondergerichtsbarfeit in 
Angehörige der Wolizeiverbände bei bejonderem 
Einiak (V. v. 17. Oft.) 12107. — Erſte DurchfV. 
(vd. 1.Nov.) 12293. 


Strom- u, Schiffabrtpolizeiverordnungen 


ſ. Wafferftraßen J, IC, E, F. 


Auſſig u. 
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olizei (Fortſ.) 
V. ü. den Wachdienft v. 14. Dez. 1937. — Erite 
DurchfAnordn. (v. 31. März) I 734. — [Ber.] 
I 892. 


N, ü. den Wachdienft im Lande Ofterreich u. 
in den fudetendeutichen Gebieten (v. 27. Febr.) 
I 339. — Erfte DurchſAnordn. (v. 31. März) I 734. 
— [Ber.] I 892. 


Tolizeibeamte, Bolizeitruppen, Polizeiverwaltung 
1. Dolizei. 


Polniſche Gebiete, bejegte, Bejtellungeines General- 
gouverneurs für die beſetzten polniſchen Gebiete 
(Erl. des Führers u. Neichsfanzlers v. 12. Oft. $ 2) 
I 2077. 

Sicherung der Kreditverforgung in dem von 
den deutichen Truppen bejeßten Gebiet der Republik 
Polen (V. v. 14. Sept.) I 1774. 

Erl. des Führers u. Reichskanzlers ü. die Ver— 
waltuna der beſetzten polnischen Gebiete (v.12. Oft.) 
I 2077. 


Portugal, nt. Abk. zur Vereinheitlichung von Regeln 
ü. Konnofjemente dv. 25. Aug. 1924. — Beitr. (Bek. 
v. 22. Dez.) II 1049. 


Poſen, Dienjtverhältnifje nichtbeamteter Gefolajchafts- 
mitglieder, 
j. Oftgebiete B2. 


Bojitionstaternen |. Schiffahrt II (bei: Schiffsficherbeit). 


Poſt 


I. Allgemeines 
Poſtweſen des Deutjchen Reichs. — Einf. des ©. v. 
28. Oft. 1871, des G. betr. Die Abänd. des $4, 
v. 20. Dez. 1875 u. des G. betr. einige And. von 
Belt. ü. das Poſtweſen, dv. 20. Dez. 1899 in den ein- 
gegliederten Dftaebieten (®.v. 19. De. $1 
aiff. 3, 4, 5) 12497. 

Ablieferung weiterer Beträge an das Weich 
im Nechnungsjabr 1939 (©. v. 31. März $ 6) 
II 613, 614. 

Allgemeine Nechts- u. Verwaltungsvorſchriften 
für die Hausbaltsgebarung u. Vermögens 
verwaltung der Deutichen Reichspoft, V. v. 
6. Apr. 1934. — Einf. in den eingegliederten Oſt— 
gebieten (3. v, 19. Dez. $1 Siff.2) I 2497. 

Einf. des Poſt- u. Fernmelderechts in den 
eingegliederten Oftgebieten (B.v.19. Dez.) I 2497. 

UÜberleikung der Doft-u. Telegrapbenverwal- 
tung der bisherigen Freien Stadt Danzig auf das 
Deutiche Reich [Deutiche Reichspoſt] (V. v. 20. Oft.) 
I 2063. | 


VBereinfahung u. Verbilligung der 
Verwaltung 
j. Verwaltung. 


II. Boftfparkafjenwejen 
Regelung des Poſtſparkaſſenweſens im Deutfchen 
Reich, Erl. v. 26. Aug. 1938 u. DurhfR. [Poftipar- 
faffenordnung] v. 11. Nov..1938. — Einf. in den 
eingegliederten Dftgebieten 
Ziff. 9, 10) I 2497. 


(2.0.9. De. 81 
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Poſt (Fortſ.) 
IN. Poftverfendungs: und Geldverkehr 

Voftordnung vd. 30. Jan. 1929. — Einf. in den 
eingegliederten Dftgebieten (V. v. 19. Dez. $1 
Ziff. 6) 1 2497. 

IV. Boftfcheckwefen 

Voftichedgejeh dv. 26. März 1914. — Einf. in der 
Faſſ. der Bel. v. 22. März 1921 in den eingegliederten 
Dftgebieten (V. v. 19. Dez. $1 Siff. 7) I 2497. 


Doftichedordnung v. 16. Dez. 1927 IAmtsbl. des 
Reihspoitmin. ©. 519]. — Einf. in den eingeglie- 
derten Dftgebieten (8.0.19. Dez. $1 Qiff. 8) 
I 2497. 

V. ®eltpoftverträge 

MWeltpoftverträge von Kairo dv. 20. März 1934. — 
Beitritte u. Natifilationen: 

Brafilien | 


(Ber, v. 20. Mai 0. 
Rettland I ef. v. W. Mai) 11 788 


Citauen Get. v. 28. Mär) II 612. 
Sıaım j g 
Stowafei (Bel. v. 20. Juli) 11940. 


VI. Sonftiges 


Vergütung der Werficherungsträger an Die 
Deutiche Reihspoft für Die Auszahlung von Renten 
aus der Unfall- u. Invalidenverficherung u. 
für den Verlauf von Mearfen der jnvaliden- 
verlicherung. — Vergütungsſätze für Die Rechnungs— 
jabre 1938, 1939 u. 1940 (Achte U. v. 20, März) 
511. 


Vertrieb von Urlaubstarten u. Urlaubs» 
marken jowie Auszahlung von Urlaubsgeld 
durd die Deutiche Neichspoft, VB. vd. 20. Juni 1936 
in der Faſſ. der V. v. 31. Tan. 1938. 

— Einf. im Lande Oſterreich (V. v. 28. Febr.) 
I 368. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 27. Apr.) I 848. 


%ojtordnung j. Poſt III. 
Boitichedgejeß, Poitichedordnung j. Poſt IV. 
Poſtſparkaſſenweſen j. Poſt II. 


Präſident des Neichsgerichts, Verl. dev Amtszeit, 
j. Reichsgericht. 


Preisbehörden, Maßnahmen bei Kündigungen von 
Miet- u. Dachtverhältniljen, 
j. Kündigung, Miete uw. 
Preiſe 
I. Im allgemeinen 
Einheitspreisgeſchäfte. V. ü. die durch Die 
befondere Art der Dreisitellung gekennzeichneten 
Geichäftel Einheitspreisgeichäfte, Kleinpreisgeichäfte, 
Serienpreisgeichäfte] (v. 24. Juli) I 1320. — And. 
(B.0.16.Sept.) 11849. — [Ber.] (v.2. Oft.) 11992. 
Förderung felbftändiger Kojtenberehnungen 
in der Wirtichaft, V. v. 15. Nov. 1934. — Außer- 
krafttr. des $2(V.v.3. Juni $ 38 Abſ. 3) 1999, 1004. 
— Einf. der ®. v. 15. Nov. 1934 in den fudeten- 
deutichen Gebieten (B. v. 10. März) I 443. 








\ I 1609, 1612. — DurchfV. (v. 11. Oft.) I 2053. 1936. — Teilweijes Außerkrafttr. (V. vd. 3. Juni 
1 $ 38 Abſ. 3) 1999, 1004. 
DOrdnungsftrafen bei Zumiderhandlungen | — Einf. der ®. v. 26. Nov. 1936 in den in die Länder 
gegen Preisſchildervorſchriften u. Preisfeſtſetzungen Vreußen u. Bayern eingegliederten judeten- 
V. v. 8. Tan. 1935. — Außerkrafttr. (V. v. 3. Juni deutfchen Gebietsteilen (B. v. 27. Juni $ 2 
r $38 Abj.3) I 999, 1004. Ziff. 1) I 1060, 
Ordnungsitrafen bei Über- und Unterjchreitun- Verbot von Preiserhöhungen im Lande | 
gen der Preisfeſtſetzungen auf dem Gebiete der Forſt— Ofterreich, V. v. 29. März 1938. — Einf. in den 
3 u. Solzwirtichaft, V. d. 4. Mai 1936. — Außer: in die Reichsgaue Niederdonau u. Oberdonau ein- 
® frafttr. (M. v. 3. Juni $38 Abſ. 3) I 999, 1004. gegliederten judetendeutfchen Gebietsteilen 
) z | (V. dv. 27. Juni $1 Siff. 1) I 1060, 
G 2 ana N E 
Ar FORM ngöfrafen 2 — LOUNGE —* Verbot von Preiserhö hungen im Reichs— 
— ———— für eier = eunte gau Sudetenland (2. v. 2. Mai) 1959 
. V. (v. 24. März) I 582. — Außerkrafttr. der D. v. u ee 
4. Sept., 5. Dez. 1935 u. 24. März 1939 (B. v. Einf. des Dreisrechts in der bisherigen freien 
3. Juni $38 Abj.3) I 999, 1004. Stadt Danzig (3. v. 12. Dez.) I 2433. 
RT — kinf. des Dreisrechts im M V. v. 
Preisaushang, Preisſchilder, Preis— en . Dreißremtß S RIURRRN TE: D 
irn 19. Apr.) I 823. 
EM EL PER Einf. des Dreisrechts in den in die Reichsgaue 
er92. * TE N — erg Niederdonau u. Oberdonau u. in die Länder 
*8 20. Juli "38 Abt * — 9 Preußen u. Bayern eingegliederten ſudeten— 
(3. v. 3. Juni 335 Abſ. 3) 1 99, 1004. deutſchen Gebietsteilen (V. v. 27. Juni) I 1060. 
e Volizeiverordnung il, Vreisaushang in Allg. Dreisjenftung im Lande Oſterreich 
Räumen, Die Dei gewerblichen Fremden— [Weitergabe von Preisermäßigungen] (Zweite B. v. 
beherbergung dienen (V. v. 1. Juni) J 990. 3. Febr.) I 161. — Einf. in den in die Reichsgaue 
⸗ M * Y J > 
i Vreisverzeichnifje fir Schuhausbefjerun- Niederdonau u. Dberbonan eingegliederten k udeten 
| gen u. Ausfchnittleder, Zweite 3. vd. u (DB. d. 27. Juni $ 1 
| —— ru rer * * Ziff.“ 0. 
25. Febr. 1933. — Einf. in der Oſtmark u. 
im Reichsgau Sudetenland (B. v. 26. Juli V. gegen Preisfteigerungen aus Anlaß dei 
5 $1 Abj.ı Ziff. 2) I 1345. Erhöhung von Eifenbahngütertarifen v. 20. Jan. 
a: ER EEE | | 1936. — NAupßerkrafttr. des $4 (8. v. 3. uni 
6 Treisverzeichniffe u. Dreisfchilder im Klein $38 Abi.3) I 999, 1004 Ä e 
handel mit Wild, Wildgeflügel u. Ge— Re 
) flügel, ®. v. 25. Nov. 1936. — Außerfrafttr. D. gegen Preisfteigerungen aus Anlaß ber 
des SA (V. v. 3. Juni $38 Abſ. 3) 1999, 1004. Einſchränkung des Eiſenbahnverkehrs mit Oſtpreußen, 
n V. v. 6. Febr. 1936. — Außerkrafttr. des $4 (V. v. 
Preisbildung in den ſudetendeutſchen Ge— 3. juni $38 Abſ. 3) I 999, 1004. 
bieten. — uff. ber ‘D. v. 34, DE, 1935 Tür bae V. ü. Dreisüberwachung v. 11. Dez. 1934. — 
Gebiet des Reichsgaues Sudetenland (B. vd, 22. Mai ZTeilweifes Auferkrafttr. (R. v. 3. Anni 38 Abi. 3) 
6) 1959. — Außerkrafttr. der V. v. 22. Oft. 1938 I 999, 1004. DR 
in den judetendeutichen Gebieten (V. dv. 27. Jun * Bl 
$4) I 1060. Strafen u. Ötrafverfabren bei Zumider- 
bandlungen gegen Vreisporjchriften (V. v. 3. Juni) 
VreisbildungimWarenverfehr zwijchen dem I 999. 
‚? A horrpi ıhrı Be his DE ‘ ' s 
Lande Ofterreich u, dem übrigen Reichsgebiet, D. Verbilligung des Warenverfehrs, V. v. 29. Oft. 
n b. 15. Apr. 1938. — And. (V. v. 3. Febr. 56) I 161, 1937. — Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
— der V. v. 15. Apr. 1938 in der Faſſ. der (8. v. 10. Rang) 198. 
a r „I. UV, 1), x s IR —* 
V. v. 3. Febr. 1939 in den in die Neichsgaue Nieder: Il. Im befonderen 
donau u. Oberdonau eingegliederten ſudeten— Erd > bie eukiiien- Hhaei ai. 
deutſchen Gebietsteilen (V. v. 27. Jun „WERT. „DEE SDRHMEDEN. PERABEREBEE Lande 
$1 Ziff. 2) I 1060 F Ofterreich, V. v. 28. Oft. 1938. — DurchfV. (v. 
RER | 28, Febr.) I 345. 
e * Verhütung unwirtſchaftlicher Preisbindungen, Einf. der Deutſchen Arzneitaxe [Ziff. 1 dei 
D. v. 26. Juli 1930. 7 Einf, in ben ſudeten. Bel, d, 27.De. 1985 — IVB 12857/4128 —, 
). beutjchen Gebieten (V. v 12. jan. 59) 128 Minifterialbl. d. Reichs- u. Preuß. Min, d. Innern 
n Bü. Dreisbindungenu.gegen VBerteuerung * * 28i/k| — — 7— 
der Bedarfsdeckung. — Außerkrafttr. des $5 der (DB. d. ; . Juni) 11078, — DurchfV. (v. 6, Sept.) 
. B. v. 12. Nov. 1934 in der Fall. d. 11. Dez. 1934 u. | 1 18. 


\ 
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Preije (Fortſ.) 


Kriegspreife (®. dv. 4. Sept. Wbjchn. IV) 


Außerfrafttr. des SD der ErgV. v. 29. März 1935 
(V. v. 3. Juni $38 Abi. 3) I 999, 1004. 








Preiſe (Fortſ.) 


Verbot von Preiserhöhungen, V. v. 26. Nov. 


V. ü. Höchſtmieten für Baugeräte (v. 16. Juni) 
I 1043. , 
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Preiſe (Fortſ.) 





V. ü. die Baupreisbildung [Baupreisver- 
ordnung] (v. 16. Juni) I 1041. 


Regelung des Abſatzes von Düngefalf, V. v. 

7. Juli 1938. — Und. (9. v. 30. Juni) I 1086. 
— rg. der ®. v. 7. Juli 1938 (2. v. 21. Aug. $2) 
I 1601. 
— Einf. der V. v. 7. Juli 1938 in der all. der 
V. v. 30. Juni 1939 u. Einf. Der AusfQ. d. 
7. Juli 1938 in der Oftmarf u. im Reichsgau 
Sudestenland (V. v. M. Aug. $1) 11601. 


Regelung der Düngekalkpreiſe in der Oſt— 
mark u. im Reichsgau Sudetenland (B. vd. 
21. Aug.) I 1601. 


Eier. Verbraucherhöchitpreife für Hühner- und 
Enteneier, V. v. 6.Nov. 1938. — And. (8. v. 
8. Juni) 1 99. 


Senkung der Vreife der von der Landwirtſchaft 
benötigten Elektrogeräte u. Elektromotoren 
(B. v. 16. Juni) I 1044. 


Bildung allg. Tarifpreije für die Verforgung mit 
Gas [Tarifordnung für Gas] (B. v. 15. Mai) 
I 925. — Erſte AusfV. (v. 15. Mai) I 927. 


Regelung der Getreidepreije im Wirtichafts- 
iabr 1938/39. — Erg. der ®. v. 29. Juni, 23. Dez. 
1938 u. Regelung der Getreidepreife in den [udeten- 
deutichen Gebieten (2. v. 27. Febr.) 1339. — 
And. der V. v. 29. Juni, 23. Dez. 1938 u, 27. Febr. 
1939 (V. dv. 28. Febr.) 1351. (B. v. 30. Juni) 
11101. — Weitere And. u. Negelung der Getreide» 
preife im Wirtichaftsjahr 1939/40 (V. v. 30. Juni) 
I 1102. 


Höchftzuläffige Dreife für Hafen- u. Kaninchen— 
felle der Nr. 154 des Deutjchen Solltarifs dv. 
29, Apr. 1937 in der Fall. der V. v. 9. Dez. 1937. — 
Außerkrafttr. u. neue V. ü. die Vreisregelung für 
Safen- u. Kaninchenfelle (v. 11. Sept.) I 18. 

Holz: 

Anordn. ü. die Vreisgeftaltung für Buchen— 
Dellftoffbolz im Lande Oſterreich, Erl. v. 
16. Nov. 1938. — Außerkrafttr. (B. v. 23. Mai 
$ 18) I 929, 933. 

Yireisbildung für inländifches Nadel: 
Schnittholz, V. v. 11. Oft. 1938. — [Ber.] 
(v. 9. Jan.) I 30. — Einf. in den judeten- 
deutſchen Gebieten u. Erweiterung der Anl.1, 
2,3 der V. v. 11. Oft. 1938 (V. v. 21. Tan.) 
I 99. 

Vreisbildung ſür Rohholz im Forſtwirt— 
ichaftsjahr 1939, V. dv. 15. Sept. 1938. — [Ber.] 
(v. 27. Jan.) 194. — Verl. der Geltungsdauer 
(DV. v. 27. Sept.) 1 1966. 

Einf. der V. v. 15. Sept. 1935 in den 
judetendeutfchen Gebieten (B. v. 27. Jan.) 
I 190. 


Yireisbildung für Nobbolz in der Oftmart 


im Korftwirtfchaftsjaht 1939 (VB. v. 23. Mai) 
I 99. — Verl. der Geltungsdauer (V. v. 


97. Set.) I 1966. 


Sachverzeichnis 1939 


Preiſe (Fortſ.) 





—VOMMMV 


H5140-1574 





Kartoffeln. Erzeugerpreife für Speifelartoffeln, 
Futterfartoffeln u. Fabrikkartoffeln im Kartoffel- 
wirtjchaftsjahr 1939/40 (V. v. 15. Aug.) 11422. 


Vreisbildung für Koffer, V. v. 1. Febr. 1938. — 
Einf. in der Oſtmark u. im Reichsgau Sudeten- 
land (®. v. 26. Juli $1 Abſ. 1 Siff.3) I 1345. 


Kraftfahrzeugerfaßteile u. »zubehör, Rege- 
lung der Verbraucherpreife u. Handelsjpannen im 
Gejchäftsverfehr mit Erjaßteilen u. Zubehör für 
Kraftfahrzeuge u. Kraftfahrzeuganhänger, V. v. 
18. Febr. 1937 in der Faſſ. der ©. v. 27. Dez. 1938. 
— Verl. der Geltungsdauer, Vierte B.(v. 30.März) 
I 656. 

Regelung der Dreife u. Handelsſpannen im Ge- 
ichäftsverkehr mit Landmaſchinen u. landwirt- 
ſchaftlichen Geräten, Dritte ®. v. 30. Nov. 1938. 
— Erg. (V. v. 23. Dez.) 1249. 


Vreisbildung für Lederbekleidung, 3. v. 
23. März 1938. — Einf. in der Oftmarf u. im 
Neichsgau Sudetenland (2. v. 26. Juli S1 
Abſ. 1 Siff.4) I 138. | 

Bildung von Vireifen u. Entgelten auf dem 
Gebiete der Lederwirtichaft [Xederpreisperord- 
nung]. — And. der V. v. 29. Apr. 1937 in der Faſſ. 
der ®. v. 18. Aug. 1937 u. 25. Aug. 188 (V. v. 
4. Juli) I 1099. 

— Einf. der ®. v. 29, Apr. 1937 in der Faſſ. der V. 
v. 18. Aug. 1937, 5. Aug.1938 u. 4. Juli 1939 nebft 
And., Ausf- u. DurchfV. in der Oftmarf u. im 
Reichsgau Sudetenland (B. v. 26. Juli) I 1345. 


Preiſe für unedle Metalle, V. v. 31. Juli 1934. 

— Außerkrafttr. (B. v. 3. Juni $38 Ubi. 3) I 999, 
1004. (8. v. 8. Oft. $10) I 2023, 2024. 
— Einf. der ®. v. 31. Juli 1934 in der Oftmarf u. 
im Reichsgau Sudetenland (B. v. 21. uni) 
I 1090. — Außerkrafttr. (V. vd. 8. Oft. $ 10) 
I 2023, 2024. 


Vreife für Metalle, metallhaltige VBorftoffe 
u. Metallerzeugniffe (8. v. 8. Oft.) 1 2023. 


Vereinfahung u. Verbilligung des Waren- 
verkehrs im Handel mit Ölen u. Fetten, V. v. 
1. Juni 1935. — Außerkrafttr. des 54 (B. v. 
3. Juni $38 Abſ. 3) I 999, 1004, 

— Einf. der ®. v. 1. Juni 1935 in den judeten- 
deutichen Gebieten (V. v. 10. März) 1443. 


Handel mit Vapiertapeten (Siebente V. v. 
19. Aug.) I 1441. 


Salz. Höchftpreife für Saushaltsipeifefalz, V. v. 
4, Apr. 1938. — Erfte Erg®. (v. 13. Jan.) 1 56. 
— Erſte Ausf®. (v. 17. Juni) I 1035. 

— Einf. der V. v. 4. Apr. 1938 u. der Erg. v. 
13. Jan. 1939 in den judetendeutiden Ge— 
bieten (®. v. 13. Juni) I 1033. 

Vreisvorichriften für Spinnftoffe, ©. v.6. Dez. 
1935. — Außerkraittr. des $ 22 (0. v. 3. Juni $38 
65.3) I 999, 1004. 


Vreisbildung für Spinnftoffe u. Spinnftoff- 
waren im Einzelhandel (3. v. 17. Sept.) I 1877. 
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Preiſe (Fortſ.) 


Regelung der Herſtellung, des Abſatzes, der Preiſe 
u. der Preisſpannen für Erzeugniſſe der Trink— 
branntweinwirtſchaft, V. v. 13. Oft. 1938. — 
Einf. in den fudetendeutfchen Gebieten (B. v. 
23. Apr.) I 855. 


Feſtſetzung der Dreife für gejchälte u. ungejchälte 
Weiden. — Außerkrafttr. der V. v. 10. März 1937 
u, neue V. ü. Dreife für gefchälte u. ungeichälte 
Weiden (v. 10. Juni) I 1021, 1022. 


V. ü. Wochenſchaupreiſe v. 28. Oft. 1938. 
— Einf. in der Oſtmark (8. v. 27. Apr.) 1915. 
— Einf. im Reichsgau Sudetenland (RB. v 
12. Aug.) I 1448. 


Regelung von Handelsipannen beim Verlauf von 
Zigaretten u. Rauchtabak in den judeten- 
deutjchen Gebieten (WB. v. 28. Febr.) I 347. 


Regelung von Handelsjpannen beim Verkauf von 
Sigarren in den fudetendeutihen Gebieten 


Preußiſche Landesrentenbant 


j. Finanzweſen (bei: Garantien). 


Preußiſche Berwaltung der Häfen, Brüden und 


Fähren, Ernennung der mittelbaren Reichsbeamten 
u. Beendigung ihres Beamtenverhältniffes, 
1. Beamte II. 


Priſenrecht, Bel. ü. bedingtes Banngut (v.12.Sept.) 


I 1752 

Ga betr. die Priſengerichtsbarkeit, v. 3. Mai 
1884. — NAußerkrafttr. (G. dv. 28. Aug. Art. 76) 
I 1593, 159. 

Vrifengerihtsordnung, ®. v. 15. Apr. 1911. 
— YAußerkrafttr. nebit Erg. u. DurchfBeſt. u. neue 
Vrifengerichtsordnung (©. v. 28. Aug.) 1 1593. — 
Erite Durhf®. (v. 3. Sept.) I 1600. 

— Einf. des ©. v. 28. Aug. 1939 u. der DurchfV. 
v. 3. Sept. 1939 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (3. ». 19. Oft.) I 2058. 


Priſenordnung v. 30. Sept. 1909. — Außer: 


2 krafttr. mit allen Zuſätzen u. neue Priſenordnung 
Anordn. v. 28. Febr.) I 349, (©. v. 28. Aug.) I 1585. — And, (©. v. 12. Sept.) 
Preßburg, Umwandlung des Deutjchen Konfulats in | F 1751. — Erſte ao >: (D. 3. Sept.) I 1600. 
ein Generaltonfulat, * Einf. des G. v. 28. Aug. 1939, bes AndG. v. 
J. Tiheho-Slowatei. 12. Sept. 1939 u. der DurchfV. v. 3. Sept. 1939 
u im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
Brejje, Verfahrensordnung für die rg (V. v. 19. Oft.) I 2068. 
| der Preſſe v. 18. Jan. 1934 nebft And. — Einf. in — EN 
| den eingeglieberien Dftgebieten (VB. v.29. Dez. a er 
; $ 1) 1 2506. Kahn Pia höge 
» Schriftleitergejeß v. 4. Oft. 1933. — Einf. Frivatverjicherung, Beauflihtigung der privaten 
2 des G. nebft And. u. der V. ü. das Inkrafttr. u. die Verſicherungsunternehmungen u. Bauſparkaſſen 
Durchf. des G. v. 19. Dez. 1933 in den eingeglieder- | IBerliherungsauffichtögefeh. 
E ten Oftgebieten (8. v. 29. Dez.) I 2506. — Teilweife Einf. des ©. v. 6. Juni 1931 nebit And. 
| u. DurchfV. v. 21. Apr. 1936 im Lande Öfterreich 
Preßwerke, Beſchäftigung Jugendlicher in der Eiſen (V.v. 28. Febr. $1 Abf.1 Siff. 1, 5 u. Abf.2) I 365. 
. ſchaffenden nduftrie, — Einf. de8®. d.6. Juni 1931 nebft And.u. DurchfV. 
) ſ. Jugendliche. v.21.Apr.1936 in den ſudeten deutſchen Gebieten 
)) r ' (B. dv. 27. März $1 Siff. 1, 5) 1713. 
Freugen, nkrafttr. — Vereinb. zwiſchen Preußen Einf. von Vorſchr. ü. die Beauffichtigung der 
u. Thüringen 1. die Angliederung von Gewäſſerſtrecken privaten Verſicherungsunternehmungen im Lande 
e an N ER — ————— oſſen— Sſterreich (R. v. 28. Febr.) 1365. 
c / 8 N 8 
eren ae a na ahnen Vereinfachte Abwidlung von Baufparver- 
* | en | x trägen. — Einf. der V. v. 14. Juni 1932 Erſter 
). Hebietsbereinigungen mit Hamburg, Lübed, Teil Kap. V u. der Durchf- u. ErgV. v. 7. Sept. 
D. Medlenburg u. Oldenburg, G. v. 26. Jan. 1937. 1934 fowie teilweife Einf. der Durchf- u. Era®. v. 
— Siebente DurchfV. (v. 26. Mai) I 1. 9. Juni 1933 in den fudetendeutfchen Gebieten 
kr en mn Dura >. (B. — Aug.) 11347. (B. d. 27. März $1 Süff. 6, 7, 8) 1718, 
— Reste DurchfV. (v. 2. Sept.) I 1668, G. betr. die Aufhebung des Hilfskaſſengeſetzes, 
D. And. der preußiich-braunfchweigiihen Yandes- v. 20. Dez. 1911. — And. (8. v. 19. Dez. Zweiter 
grenze bei Peine u. Stederdorf (Kreis Deine) ſowie Abjchn.) I 2443, 2449, 
v. Eſſinghauſen u. Duttenſtedt Kreis Braunſchweig) Kraftfahrzeug-Kasko- u. Haftpflichtver— 
(V. v. 7. Nov.) II 997. ſicherungsverträge (B. v. 3. Oft.) I 1985. 
In das Land Preußen eingegliederte ſudeten— Einführung der PflichtverſicherungfürKraft— 
v. deutſche Gebietsteile fahrzeughalter (©. v.7. Nov.) I 2223. 
e— ſ. Sudetendeutſche Gebiete uſp. IBlcc, 3c, Meichsauffichtäamt Für Dribatberlice- 
16,60, 76, Bo, 90, 19: 14, a auffihtsamt Für Wrivatverjid) 
3: Übergang der Wafferftraßen von den Ländern Verfaſſung u. Verfahren, ©. v. 6. Juni 1931. 
38 auf das Reich, Zuſatzvertr. mit Dreußen dv. 22. Dez. — Einf. im Yande Ofterreich (B. v. 28, Febr. 
1928. — Übertragung der Verwaltung u. Unter 81Abſ. 1 Siff. 1) 1369. | 
f— haltung des Elbelaufs auf die Hanſeſtadt Hamburg — Einf. in den udetendeutſchen Gebieten 
7. (V. v. 31. Dez. 1938 $1) 13. (V. v. 27. März $1 Ziff. 1) 1713. 


III 
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Privatverjicherung (Fortſ.) 
Reibsauffihtsamt 
rung (Fortj.): 
Verfahren u. Gefchäftsgang, ®. v. 27. Sept. 
1931. 


— Einf. im Lande HOfterreih (V. v. 
28. Febr. $1 Abi. 1 Siff. 2) I 365. 
— Einf. in den judetendeutjchenGebieten 
(8.0.27. März $1 Siff.2) 1713. 
NReihsmarkeröffnungsbilanzgen u. Um- 
ttellung der Verficherungsunternehmungen im 
Memelland (8. v.5. Mai) I 897. 


Reichsmarkeröffnungsbilanzen u. Um— 
ftellung der Verficherungsunternehmungen in den 
judetendeutfhen Gebieten (B. v. 9. Febr.) 
I 169. 

Beauffichtigungderinländifchen privaten Rüdver- 
jiherungsunternebmungen, ®. v. 2. Dez. 1931. 
— Einf. im Lande Oſterreich (V. v. 28. Febr. 51 
Abſ. 1 Ziff. 3) 1365. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten (V.v. 
27.März $1 Siff.3) I 73. 

Errichtung einer öffentlihenSadverfiherungs- 
anftalt imReichsgauSudetenland(®. v.31. Aug.) 
I 1844. 

Befugniffe der Verficherungsauffichtsbehör- 
den, ©. v. 27. Nov. 1934. 

— Einf. im Lande Ofterreich (V. v. 28. Febr. $1 
Abi. 1 Ziff. 4) 1365. 

— Einf. in den judetendeutjchen Gebieten (V.v. 
27. März $1 Siff.4) 1713, 

Errichtung eines Verfiherungsfonds (B. v. 
10. März) 1569. 

— Erſte DurchfV. (v. 10. März) I 570. 
— Imeite Durchf- u. AndV. (v. 12. Sept.) 11844. 

Einf. zum ©. ü. den Verfiherungspertrag 
v. 30. Mai 1908. — And. (B. v. 19. Dez. Zweiter 
Abjchn.) 12443, 2449. 

G. ü. den Verfiherungsvertrag d. 30. Mai 
1908 in der Faſſ. des ©. v. 20. Dez. 1911 u. der 
V. v. 12. Febr. 194. — And. (©. v. 7. Nov. 
Art. III) 12223, 2225. (8. v. 19. Dez. Erſter 
Abichn.) 1.2443. 

Vereinbeitlihung des Nechts der Vertrags— 
verfiherung (8. dv. 19. Dez.) 1 2443. 


roteltorat Böhmen und Mähren 


I. Aus Anlaß der Übernahme des Protektorats 
Böhmen und Mähren durch das Deutsche Reich 
erlassene Veröfjentlichungen: 


für Drivatverfiche- 


A. Im allgemeinen 
Erl. des Führers u. Neichskanzlers ü. das Pro— 
teftorat Böhmen u. Mähren (v. 16. März) 1485. 
— (VB. v. 22. März) 1549. 
V. ü. das Nechtfehungsreht im Profektorat 
Böhmen u. Mähren (v. 7. Juni) 11039. 


Ernennung eines Reihsproteftors in Böhmen 
u, Mähren (Erl. des Führers u. Reichskanzlers v. 
16. März Art.5) I 485, 486. — (B. v. 22, März) 
I 549, 
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B. Im befonderen 


1.Geihäftsbereich 
des Beauftragten für den Vierjahresplan 


Einf. der Notdienftverordnung im WProtel- 
torat Böhmen u. Mähren (B. v. 25.Nov.) I 2300. 
— Sondervorfchriften für das Proteftorat Böhmen 
u. Mähren (V. d. 25. Nov.) I 2301. 


MWährungsverbältnis im Proteftorat Böhmen 
u. Mähren (8. v. 21. März) I 550. 


2, Geihäjtöbereid) 
des Chefs des Dberfommandos der Wehrmarht 


Ausübung der Militärgerichtsbarkeit im 
Vrotektorat Böhmen u. Mähren (B. dv. 8. Mai) 1903. 


Aufh. der V. ü. die Anwendung des deutjchen 
Strafrechts in den unter den Schuß der deutjchen 
Wehrmacht geftellten Gebiete Böhmens u. Mährens 
u. ü. Sondergerihte in Böhmen u. Mähren 
(V. dv. 27. Apr.) 1 8983. 


3. Gejmäjtsbereicd, des Neichäminifters des Innern 


Erl. des Führers u. Neichsfanzlers ü. Das 
Viroteftorat Böhmen u. Mähren (v. 16. März) 
I 485. — (B. v. 22. März) 1549. 


V. ü. die Behandlung von Ausländern 
(v. 5. Sept.) I 1667. 


Anwendung reichsrechtlicher Vorſchr. des Beam» 
tenrehts u. des Beſoldungsrechts bei den 
Behörden u. Dienftitellen des Reichs im Protef- 
torat Böhmen u. Mähren (VB. v. 7. Dez.) 1 2378. 


Familienunterbalt für die deutſchen Staats- 
angehörigen im WVroteftorat Böhmen u. Mähren 
(B.v.31. Oft.) I 212. 


Grenzzonenverordnung (vd. 2. Sept.) I 1578. 


Verleihung der „Medaille zur Erinnerungan 
den 1. Oktober 1938« anläßlich der Schaffung des 
Vroteftorats Böhmen u. Mähren (VB. des Führers 
u. Reichskanzlers v. 1. Mai) I 861. 


Neuordnung u.AbwidlungvonOrganifationen 
im Vroteftorat Böhmen u. Mähren (8. v. 13. Juni) 
I 1012. — [Ber.] (v. 19. Juni) 11038. — Werl. 
(B. v. 27. Sept.) I 1949. 

Aulaffung tichecho-flowatifcher Däffe ala Paß— 
eriat (Bel. v. 30. März) I 644. 

V. ü. den Daf- u. Sichtpermerfäzwang 
ſowie ü.den Ausweiszwang (v. 10. Sept.) 11739. 

DB. ü. das Nechtfehungsrecht im Protektorat 
Böhmen u. Mähren (v. 7. Juni) I 1039. 

Regelung der Nechtsverbältnifje an Gegen- 
jtänden der ehemals tſchecho-ſlowakiſchen Wehr— 
macht (B. v. 12. Juli) I 1237. 

Rechtsvorſchriften des Neichs für das Pro— 
teftorat Böhmen u. Mähren (V. v. 3. Apr.) I 704. 

Einf. von Reichsarbeitsdienftrecht im Pro— 
teftorat Böhmen u. Mäbren (®. d. 22. Dez.) 1 2472, 











2 u. Mähren (Exl. des Führers u. Reichskanzlers v. Mähren (B. v. 20. Juli) I 1309. 
). 16. März Urt. 5) I 485, 486. — (B. v. 22. März) Gewährung von Straffreiheit (Exl. des Füh— 
n 1549. rers u. Reichskanzlers v. 7. Juli Art. IT) I 1023, 
V. ü. die Aberfennung der Staatsangehörig- 1024. — Dur. (v. 30. Juni) I 1087. 
n teit des Droteftorats Böhmen und Mähren Ausübung der Strafgerichtsbarteit im Vro- 
(v. 3. Oft.) 11997. teftorat Böhmen u. Mähren (B. v. 14. Apr.) I 754. 
Erwerb der deutihen Staatsangebörigkeit — [Ber.] (v. 3. Mai) 1880. — Erg. (w. 18. Sept.) 
durch frühere tſchecho⸗ſlowaliſche Staatsangehörige I 1945. 
deutſcher Vollszugehörigkeit (WV. v. 20. Apr.) I 815. 7. Geichäjtöbereich des Reichsminiſters 
* Einziehung von Vermögen im Wiroteftorat jür Wiſſenſchaft, Erziehung und Vollsbildung 
| Böhmen u. Mähren (B.v.4. Oft.) 11998. — Uberfü ut 
2, | erführung der deutichen Sochjchulen im Pro 
[Ber.] (v. 17. Oft.) I 2052. | teftorat Böhmen u. Mähren in die Verwaltung des 
Mn G. ü. die Vertretung der im Wroteftorat Reichs (VB. v. 2. Aug.) I 1371. 
n Böhmen u. Mähren anfäljigen deutſchen Volks— | 
is genoſſen im Großdeutſchen Reichsſtag (p. 8. Geſchäftsbereich des Reichswirtſchaftsminiſters 
M 13. Apr.) I 762. MWarenverfehr mit dem Vroteftorat Böhmen u. 
Aufbau der Verwaltung u. Deutihe Sicher- Mähren (VB. v. 28. März) I 654. 
hbeitspolizei im Protektorat Böhmen u. Mähren } 
(B. v. 1. Eept.) I 1681. — 9. Geſchãftsbereich des Reichsarbeitsminiſters 
18 Einf. des Wehrleiſtungsgeſetzes im Protek— Sozialverficherung der Bebdienfteten Der Behörden 
,) torat Böhmen u. Mähren (B. v. 13. Juli) 11239, | u. Dienftftellen bes — 2 Proteftorat Böhmen 
V. ü. das Zollmejen im Proteftorat Böhmen u. Mähren (V. v. 30. Aug.) 11937, 
— u. Mähren (v. 21. März) 1551. 10. Geſchaftsbereich des Reichsvertehrsminiſters 
V. ü. einen privilegierten Durchgangsverkehr 
4. Geſchäftsbereich des Reichsminiſters der Luftfahrt zwiſchen deutſchen Bahnhöfen ü. Durchgangs— 
— ſtrecken des Protektorats Böhmen u. Mähren u. 
£ u —— es —— — 11886 zwiſchen Bahnhöfen des Protektorats Böhmen u. 
8 ee De * Mähren ü. Durchgangsſtrecken des übrigen Reichs— 
Ba u gebiet3 (v. 15. Dez.) II 1039. 
8 i 1. = ” — —⸗⸗ * zn Eiſenbahnverkehr des Vroteftorat8 Böhmen 
en Rechtsverhältniffe der ehemaligen tichehoe- | u. Mähren mit dem übrigen NReichsgebiet (V. v. 
ſlowakiſchen öffentlich-rechtlichen Bedienfteten in 26. D£t.) I 2171. 
8. den ſudetendeutſchen Gebieten (B. v. 19. Oft.) V. ü. den Eifenbahnverkehr zwifchen dem 
N 1 2059. Vroteftorat Böhmen u. Mähren u. dem übrigen 
68 Sollerleichterungen für den Warenverfehr Reichsgebiet (v. 15. Dez.) II 1025. 
2 wifchen den judetendeutichen Gebieten u. dem Bi °F in Ei 
rs .ü. das Verkehrsrecht im Eiſenbahnverkehr 
roteftnat Böhmen u. Mähren (V. v. 28. März) zwifchen dem Vroteftorat Böhmen u. Mähren u. 
en * dem übrigen Reichsgebiet (v. 15. Dez.) IE 1048. 
ii) 6. Sejhäftsbereich des Reichsminiſters der Juſtiz II. Für das Protektorat Böhmen und Mähren 
in Ausübung der bürgerlichen Rechtspflege im anzuwendende Abkommen: 

e Vrotektorat Böhmen u. Mähren (8. v. 14. Apr.) Deutjch-flowalifches Abk. zur Auseinanderfehung 
DE I 759. auf dem Gebiet der Rechtspflege v. 20. Juli 1989. 
— Erſte AusfV. (vd. 31. Mai) I 989. — Rat. (Bef. v. 28. Sept.) II 970. 
ng — Seite Ausf®. (v. 5. Sept.) I 1697. Beft. ü. die »Techniſche Einheit im Eifen- 
39, Gebühren u. jonftige VBerfahrenskoften der bahnweſen«. — Geltung der Faſſung von 1938 im 
* deutſchen Gerichte im Protektorat Böhmen u. Vrotektorat Böhmen u. Mähren (Be. v. 30. Juni) 

Mähren (B. v. 14. Juli) I 1262, II 912. 
Deutiche Gerichtsbarkeit im Protektorat Böh- Deutfch - jlowalifches Abk. zur Regelung der 
u men u. Mähren (8. v. 14. Apr.) I 752. — Aufh. Zahlungen zwijchen dem roteftorat Böhmen 
hr de8 $ 14 Siff. 1(W. v. 14. Juli SIIAGf.2) 11262, | u. Mähren u. der Slowakei v. 3. März 1939. 
1264. — Vorl. Anwendung (8. v. 15. Apr.) II 646. 
1D» Gnadenerlaß des Führers u. Reichskanzlers Deutfch- ugoflamwifches Abk. ü. die Negelung von 
04. für die Sivilbevölterung. — Weitere AusfBeft. Sollfragen zwiſchen dem Vroteftorat Böhmen u. 
ro— [Ausdehnung des Erl. auf das Protektorat Mähren u. dem Königreich Jugoſlawien dv. 7. Juni 
72 Böhmen u. Mähren] (v. 6. Oft.) I 2000, 1939. — Vorl. Anwendung (B. d. 10. Juli) II 910. 
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Einf. des ©. ü. Die Sicherung der Reihsgrenze 
u, ü. Bergeltungsmaßnahmen im Vrotektorat 
Böhmen u. Mähren (B. v. 22. Sept.) I 1871. 


Ernennung eines Reihsproteftors in Böhmen 


Proteltorat Böhmen und Mähren (Fortſ.) 


Amtsjtellung der deutfchen Notare im Protef- 
torat Böhmen u. Mähren (8. v. 13. Oft.) I 2038. 


Anwendung deutihen Rechts auf deutſche 
Staatsangehörige im Wroteftorat Böhmen u. 
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Prüfung für den höheren bautechniſchen Verwal— 
tungsdienft 
ſ. Bautechniſcher Dienft, 
für den höheren vermeſſungstechniſchen 
Verwaltungsdienſt 
ſ. Vermeſſungsweſen. 


Prüfungsamt ſ. Reichs-Juſtizprüfungsamt. 
Prũfungsgebühren fürArzteſ. Geſundheitsweſenl. 


Psittacosis (Papageienkrankheit) 
ſ. Geſundheitsweſen III. 


O 
Quartierleiſtung ſ. Wehrmacht (bei: Wehrleiſtungen). 


R 
Rauchtabak ſ. Handel IB, Preiſe Il (bei: Zigarren). 
Realſtenern ſ. Steuern IV B. 


Rechnungshof, V. ü. den Übergang der Aufgaben des 
Rechnungshofs des Landes HOfterreih auf den 
Rechnungshof des Deutichen Reich u. ü. die Bil- 
dung einer Außenabteilung des Rechnungshof des 
Deutfchen Reichs in Wien (v. 19. Aug.) I 1441. 


Rechnungslegung, Rechnungsprüfung der Länder 
j. Länder. 


Rechnungsweſen der Gemeinden 
ſ. Gemeinden (bei: Kafjen- u. Rechnungsweſen). 


Rechtsanſprüche j. Ausgleich. 


Rechtsanwälte, Notare, Amtsſtellung der deutjchen 
Notare im MVroteftorat Böhmen u. Mäbren 
(®. d. 13. Oft.) 12038. 


Einf. von Vorſchr. auf dem Gebiete des Anwalts— 
rechts in den fjudetendeutfchen Gebieten (B.v. 
31. März) I 697. 


Befähigung zum Notariat u. zur Rechts— 
anwaltichaft (V. v. 4. Jan.) 15. 


Gebühren im Verfahren vor dem Reichs— 
wirtfchaftsgeridht, ©. v. 25. Febr. 1938. — 
Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (V.v. 
12. Jan. $1) 128. 

Gebühren für die Zulaſſung zur Rechts— 
anwaltichaft, V. v. 28. Mai 1935. — Einf, in den 
judetendeutjchen Gebieten (®. v. 31. März $ 2 
Abf. 1) 1657, 658. 

Anwendung von Gebührenbefreiungspor- 
ichriften auf die Notare in der Oſtmark u. im 
Reichsgau Sudetenland (V. v. 30. Mai) 1978. 


Gebührenordnung fürRechtsanwälte v. 5. Juli 
1927. 
— Einf.im Protektorat Böhmen u. Mähren (V.v. 
14. Apr. $2 Abjchn. II Siff. 2) I 754, 709. 
— Teilweife Einf. in den ſudetendeutſchen Ge— 
bieten (V.v. 16. Jan. $ 1 Abſchn. V) 138,39. 
Gnadenerlaß des Führers für Nechtsanmälte 
u. Notare (v. 30, Nov.) I 2342. 
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Borichr. über das Ausfcheiden der Juden aus 
der Rechtäanwaltjchaft. — Teilweife Einf. der V.v. 
27.Sept.1938 inden fudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 31. März $ 3) I 657, 658, 


Angelegenheiten der Rechtsanwälte, Rechtsan- 
waltsanmwärter u. Verteidiger in Strafſachen im 
Lande Ofterreich (Vierte V. v. 23. Febr.) I 294. 
(Fünfte V. v. 3. Apr.) I 708, 


Anmwendung der Vorſchr. der V. zur Neuordnung 
des Öfterreihifchen Berufsbeamtentums auf 
Notare, V. vd. 31. Mai 1938. — And. (Dritte V. v. 
3. Jan.) 14. (Vierte ®. v. 24. Febr.) I 335, 


Reihsnotarordnung vd. 13. Febr, 1937. — 
And. (V. v. 16. Mai) I 918. 
— Geltung der ®. v. 13. Febr. 1937 in der Faſſ. 
der V. v. 16. Mai 1939 u. Geltung der Ausf- u, 
ErgV. v. 26. Juni 1937 u. 27. März 1938 im Pro— 
teftorat Böhmen u. Mähren (8. v. 13. Oft.) 
1 2038. 
— Einf. der V. v. 13. Febr. 1937 in der Faſſ. der 
V. v. 16, Mai 1939 nebft Ausf- u. ErgV. v. 26. Juni 
1937 u. 27. März 1938 in der Oſtmark (B. v. 
9. Juni) I 1025. 
— Einf. der ®. v. 13. Febr. 1937 nebſt Ausf- u. 
ErgV. v. 26. Juni 1937 u. 27. März 1938 in den 
——— Gebieten (VB. v. 26. Apr.) 

r 


845. 


Reihs-Nehtsanwaltsordnung. 

— Geltung des ©. in der Faſſ. der Bel. v. 21. Febr. 
1935 nebſt Erg. im WDroteftorat Böhmen u. 
Mäbren (B. v. 14. Apr. $ 13 Abf. 3) I 752, 753. 
— Einf. einiger Vorfehr. in der Oſtmark (V. v. 
7. Oft.) I 2005. 

— Einf. des ©. in der Faſſ. der Bel. v. 21. Febr. 
1936 nebſt Erg®. zu den Vorſchr. ü. das ehren- 
gerichtliche Verfahren gegen Rechtsanwälte v. 
31. Aug. 1937 ſowie Einf. des ErgG. zur Rechts— 
anmwaltsordnung v. 20. Juni 1935 in den judeten- 
deutichen Gebieten (B. v. 31. März $1 Abf. 1, 
$2 bi. 1) I 657, 658. 


V. ü. die Vertretung von Notaren (v. 18.Sept.) 
1 1848, 


V. ü. die Vertretung von Rechtsanwälten 
(v. 18. Sept.) I 1847. 


Nerhtöbetrenungsitellen 
ſ. NS-Nechtsbetreuungsitellen. 


Rechtſetzungsrecht im Protektorat Böhmen u. Mähren 
ſ. Oroteftorat Böhmen u. Mähren TA. 


Rechtsfrieden j. Strafrecht ILL. 


Rechtsgeſchäfte, Inkraftſetzung des G., betr. das Er- 
fordernis der notariellen Errichtung einiger Nechts- 
aeichäfte, in Tirol (W. v. 6. Juli) I 119. 


Rechtshilfe, Rechtshilfeverlehr ſ. Belgien, Däne- 
mark, Griechenland, Italien, Jugoſlawien, 
Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Oſt— 
mark Il, Schweden, Staatsverträge 162, 


| 
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Rechtsmittel 
f. Danzig B6, Memelland I B4, Rechtspflege 
(bei: Nechtöpflege u. Verwaltung), Steuern J. 


Rechtsnachteile, Behebung von Nechtsnachteilen in 
den fudetendeutfchen Gebieten (V. v. 5. Apr.) 1719. 


Rechtspflege, Abk. zur Auseinanderfegung auf 
dem Gebiet der Nechtöpflege mit der Slowakei 
dv. 20. Juli 1939. — Nat. (Bek. v. 28. Sept.) II 970. 

Ausübung der Nechtöpflege im Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig (V.v. 5. Dez.) 
I 2375. 

Vorl. Ausübung der Nechtöpflege in den 
judetendeutfchen Gebieten, Vev.8. Okt. 1938. — 
Außerkrafttr. des $5 (V. v. 10. Febr. $4) 1201. 
— Zweite V. v. 2. Dez. 1938. — Außerkrafttr. 
von Vorſchr. des $13 (VB. v. 19. Dez. $ 4 Abſ. 1) 
I 2452, 2455. 

Maßnahmen auf dem Gebiete der Finanzen, 
der Wirtſchaft u. der Necdhtspflege, 3. dv. 
18. März 1933. 

- Einf. des Kap. XVII [Aulafjung der Wert- 
papiere der Deutichen Reichsbahn-Geſellſchaft zum 
Börſenyerkehr—) in der Oſtmark (V. v. 11. Aug. 
Art. 1 Abi.1 Ziff. 6) 11383. 

Maßnahme: auf dem Gebiete der Gerichts— 
verfaifung u. der Rechtspflegel Vereinfachungs- 
verordnung] (V. v. 1. Sept.) I 1658. — Erg. (v. 
20. Dez.) 1 2459. 

— Erſte DurchfV. (v. 8. Sept.) 11703. 

— Zweite DurchfV. (v. 4. Oft.) 1199. 

— Inkrafttr. der B.v.1.Sept. 1939 nebſt DurchfV. 
v. 8. Sept. u. 4. Oft. 1939 im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (B. v. 5. Dez. $3 Ziff. 3) 
I 2375. 

Maßnahmen auf dem Gebiete der Rechtspflege 
u. Verwaltung, ©. v. 14. Juni 1932. — Aufh. 
des Erften Teils Kap. I Art. 2 [Beichränfung der 
Rechtsmittel in Straffahen] in der all. des ©. v. 
28. Juni 1935 (V. v. 1. Sept. $ 17) 1 1658, 1659. 
— Einf. des Erften Teild Kap. I Art. 9 [Einzel- 
tichter in Jugendjachen] im Vroteftorat Böhmen 
u. Mähren (B. v. 14. Apr. $ 13) I 754, 756. 

— Einf. des Erften Teil3 Rap. VI [fartellgericht ] 
in der Faſſ. des G. v. 25. Febr. 1935 in den ſude— 
tendeutihen Gebieten (V. v. 12. Jan. $ 1) 128. 
— Einf. des Erften Teils Kap. I Art. 9 [Einzel- 
richter in Jugendjachen] in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (V. v. 16. Jan. $ 16) 138, 40, 

— Einf. des Erften Teild Kap. V Reichsaufſichts- 
amt für Vrivatverlicherung] nebſt Durchf- u. Erg®. 
v. 7. Sept. 1934 ſowie teilweife Einf. der Durchf- u. 
ErgV. v. 9. Juni 1933 in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (VB. v. 27. März $ 1 Siff. 6, 7,8) 1713. 

V. zur weiteren Überleitung der Rechtspflege 


im Lande Dfterreich u. in den fudetendeutjchen | 


Gebieten (v. 28. Febr.) 1358. — Imntrafttr. 
(Bel. v. 8. März) I 448. — And. des $ 6 der B. 
(V. v. 1. Sept. $32) I 1658, 1660, 

— Anwendung der Vorſchr. der V. v. 28. Febr. 1939 
ü. das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſachen im 
Vrotektorat Böhmen u. Mähren (3. v. 14. Apr. 
$4) 1759. 


Reichsgeſetzbl 1939 


Rechtspflege (Fortſ.) 

Abk. ü. die Überleitung der Rechtspflege 
zwijchen dem Deutjchen Reid und ber Tſchecho— 
Slowakei v. 19, Dez. 1938 (Bel. dv. 24. Dez. 1938) 
II 22. — Inkrafttr. Gek. v. 11. Febr.) II 118. — 
AusfG. (v. 1. Febr.) II 21. — Inkraftbl. für die 
Slowakei (Bel. v. 28. Sept.) II 970. 

j. auch Bürgerliches Recht ufw., 

Strafrecht III (bei: Strafrechtspfleae). 


Rechtsſchutz in Steuerfachen ſ. Steuern 1. 


Nerhtsjtreitigkeiten, Bewilligung von Zahlungsfriiten 
in Rechtöftreitigfeiten (V. v. 7. Oft.) I 2004. 


Rechtsverkehr 
mit der Kolonie Aden ſ. Kolonien LA2, 
mit Frankreich ſ. Frankreich, 
mit Großbritannien ſ. Großbritannien. 
ſ. au Staatsverträge I G 2, 


Nejerendaransbildung, Rejerendarlager 
ſ. Juftizausbildung. 


Negierungsbanrejerendare, Notprüfungen, 
ſ. Bautechniſcher Dienft. 


Regiſter J. G erichte I (bei: Bücher). 


Kegiftrierung, int., von Fabrik oder Handelsmarken, 
j. Gewerblicher Rechtsſchutz II, Staat3- 
verträge I J. 


Reich, Überleitung des Bergmwejens auf das Neid), 
$. v. 28. Febr. 1935. — Einf. in den judeten- 
deutichen Gebieten (V. v. 10. Jan. $ 1 Siff. 3) 
1 43. 

Überführung der deutſchen Hochſchulen im 


Vroteftorat Böhmen u. Mähren in die Ver 
waltung des Reichs (V. v. 2. Aug.) 11371. 


Neuaufbau des Reichs, ©. v. 30. Jan. 1934. — 
Vierte V. (v. 28. Sept.) I 2041. 


Regelung der vermögensrechtlichen Verhältniſſe 
des früheren öſterreichiſchen auswärtigen 
Dienſtes (B. v. 2. März) I 489. 


Übergang des Vermögens der Oſterreichiſchen 
Tabafregie auf das Reich (V. v. 15. Apr.) 1841. 


Überleitung der Doft- u. Telegraphenverwal— 
tung der bisherigen Freien Stadt Danzig auf 
das Deutiche Reich [Deutfche Neichspoft] (V. v. 
20. Ott.) I 2063. 


Übergang der Wajferftraßen von den Ländern 
auf das Neich, Jufaßvertr. mit Samburg u. Preußen 
v. 18, Febr. 1922 in der Faſſ. v. 22. Dez. 1925. — 
Verwaltung der Elbe u. anderer Reichswaſſerſtraßen 
durch die Hanſeſtadt Hamburg (V. v. 31. Dez. 1938) 
13. 


Reichsabgabenordnung |. Steuern 1. 


Reichsärzteordnung |. Geſundheitsweſen 1. 
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Reichsangehörigkeit, Reichs u. Staatsangehörigfeit®- 
aefek, ©. v. 22. Juli 1913 u. And G. v. 15. Mai 1935. 
— Einf.im Lande Öfterreich (B.v.30. Zuni) 11072. 
— Einf. in den judetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 12. Febr.) 1 209. 


Reichsbürgergeſetz v. 15. Sept. 1939. — Achte 

B. (v. 17. Jan.) 147. —Neunte V. (v. 5. Mai) 1891. 
— Sehnte V. (v. 4. Juli) I 1097. 
— Teilmeife Einf. der Fünften V. v. 27. Sept. 1938 
in den fudetendeutſchen Gebieten (B. v. 
31. März $3) 1657, 658. — Einf. der Dritten V. 
v. 14. Juni 1938 in den ſudetendeutſchen Ge- 
bieten (®. v. 22. Apr.) 1818. — Teilweife Einf. 
der Vierten B. v. 2. Juli 1938 u. der Achten V. v. 
17. Jan. 1939 in den ſüdetendeutſchen Gebieten 
(B. dv. 5. Mai) I 880. 


ſ. auch Staatsangebörigfeit. 


Reichsanſtalt für Arbeitsvermittiung und Arbeits: 
lojenverjiherung 
j. Arbeitsvermittlung uſw. 


Reichsapotheterordnung |. Geſund heitsweſen IV. 


Reichsarbeitsdienſt, Reichsarbeitsdienſtgeſetz v. 
26. Juni 1935. — And. (B. v. 8. Sept.) I 1744. 
— Neufaſſ. (Bet. v. 9. Sept.) 1 1747. 

— Außerfrafttr. der Erften, Dritten, Nierten, Fünf—⸗ 
ten, Siebenten u. Neunten Durchf- u. Era®. dv. 
27. uni, 18. Oft.,31. Dez. 1935, 33. März, 15. Aug. 
1936 u. 11. Febr. 1938 u. teilweifes Außerkrafttr. 
der Qweiten, Sechften u. Achten Durchf- u. ErgV. 
v. 1. Oft. 1985, 24. März 1936 u. 11. Juni 1937 u. 
neue Durchf- u. Era®. (v. 29. Sept.) I 1967. — 
Zweite Durchf- u. ErgV. (v. 10. Oft.) 12013. — 
Weiteres Außerkrafttr. der Achten Durchf- u. ErgV. 
v. 11. Juni 1937 (2. v. 12. Nov. Art. 2) 1 219. 

— Gint. des ©. in der Faſſ. der Bel. v. 9. Sept. 
1939 nebit Durchf- u. Ausf Vorſchr. im Viroteftorat 
Böhmen u. Mähren (B. v. 22. Dez.) I 2472. 


Erl. ü. das Amtsſchild des Neichsarbeitsdienftes 
(v. 9. Juli) I 1225. 


Erfaſſung der deutſchen Staatsangehörigen im 
Ausland für den Reichsarbeitsdienſt im Jahre 
1939 (Anordn. v. 18. März) I 502. 


Heranziehung der deutſchen Staatsangehörigen 
im Ausland zum Reichsarbeitsdienſt, V. v. 
17. Apr. 1937. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 13. Oft. $ 1 Ziff. 21) I 2030. 

— Einf. in den judetendeutjden Gebieten (V.ev. 
21, Febr. $1 Siff. 16) 1 287. 


Dienftfirafordnung für bie Angehörigen des 
Neichsarbeitsdienftes v. 25. Kebr. 1936. — And. 
(V. v. 8. Mai) I 8. 


V. ü. den allgemeinen Entlaſſungstag im 
Reichsarbeitsdienſt für die weibliche Jugend (v. 
5. Sept.) I 1687. 
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Reichsarbeitsdienſt (Fortſ.) 


Erfaſſung u. Muſterung 1939 für den Reich?» 
arbeitädienft (Anordn. v. 18. Apr.) I 774. 


Kortführung des Reichsarbeitsdienftes für die 
männliche Jugend während des Krieges (V. v. 
20. Dez.) I 2469. 


Fürſorge für Arbeitsmänner, Bel. v. 29. Dez. 
1937 


— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B.v. 13. Oft. $ 1 Ziff. 15) I 2080. 

— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (V. 
v. 21. Febr. $1 Siff.13) I 287. 


Heranziehung der Webrpflichtigen, die auf Grund 
des $3 des G. ü. die Wiedervereinigung des 
Memellandes mit dem Deutſchen Reich die 
deutſche Staatsangehörigkeit erworben haben, zum 
Reichsarbeitsdienſt (Anordn. v. 26. Mai) I %0. 


Nachverſicherung freiwillig länger dienender 

Angehöriger des Neichsarbeitsdienftes 
ſ. Sozialverfiherung IV, V. 

Durchführung der Reihsarbeitsdienftpflidht 
für die weibliche Jugend (V. v. 4. Sept.) I 1693. 
— Durchf- u. Erg®. (p. 21. Sept.) I 1858. 

— Einf. der V. v. 4. Sept. 1939 nebſt Durchf- u. 
AusfVorſchr. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 22. Dez.) I 2472. 

Einf. von Reichsarbeitsdienftrecht im Pro— 
teftorat Böhmen u. Mähren (2. v. 22. Dez.) 
I 2472. 

ſ. auch Zamilienunterftügung, Verſorgung. 


Reichsarbeitsdienſtverſorgungsgeſetz 
ſ. Verſorgung. 

Reichsarbeitsminiſterinm, Übergang der Reichs— 
verforgung während des beſonderen Einſatzes der 
Wehrmacht aus dem Zuſtändigkeitsbereich Des 
Reichsarbeitsminiſters in den Zuſtändigkeitsbereich 
des Oberkommandos der Wehrmacht (V. v. 8. Sept.) 
11742. 


Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung 
ſ. Privatverſicherung. 


Reichsausbildungsordnung |. Verwaltung. 


Reichsausgleichsſtelle Tür Arbeitsvermittlung 
ſ. Arbeitsvermittlung uſw. 


Reichsbahn, Reichsbahngeſetz |. Eiſenbahn I. 


Reichsbahnbaureferendare, Notprüfungen, 
ſ. Bautechniſcher Dienſt. 


Reichsbant, Reichsbanknoten |. Bankweſen IL 
Reichsbeſoldungsrecht ſ. Beſoldung. 
Reichsbewertungsgeſetz . Steuern J (bei: Bewertung). 


Reichsbürgergeſetz 
ſ.Keichſsangehörigkeit, Staatsangehörigkeit. 
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Sadpverzeichnis 1939 
Reichshaushalt (Fortſ.) 


Reichs bürgſchaften 
ſ. Siedlung (bei: Kleinſiedlungh Wohnungsbau. 


Reichsdienſtflagge ſ. Flaggen II. 


Reichs dienſtſtrafhof, Reichsdienſtſtrafordnung 
ſ. Dienſtſtrafrecht. 


Reichserbhofgeſetz ſ. Erbhöfe. 


Reichsfinanzhof, Übertragung von Zuſtändigkeiten 
auf den Reichsfinanzhof — Oberſter Gerichtshof 
für die Grundſteuer u. Gewerbeſteuer zugunſten 
der Gemeinden des Landes Mecklenburg — 
(Siebenundzwanzigſte V. v. 1. Apr.) I 703. 


Reichsfinanzverwaltung, Eingliederung des Landes- 
amts zur Bemeffung ber MWertzumachsabgabe in 
Troppau in die Neichsfinangverwaltung (V. v. 
28. Dez.) I 2505. 


Reichsflaggengeſetz ſ. Flaggen 1. 
Neichsjluchtitener j. Steuern ILL. 


Reichsführer 4, Chef der Deutſchen Polizei, 
ſ. Dolizei, 4. 


Reichsgaragenordnung | 
j. Garagenbau, Kraftfahrweſen I. 


Reichsgaue, Aufgaben der Reichsgaue als Selbit- 
veriwaltungsförperichaften (Erſte V. v. 17. Juli) 
I 1269. 

Nerwaltung der Reichsgaue als Selbitvenval- 
tungsförperfchaften (V. v. 25. Nov.) I 2373. 


Reichsgau Sudetenland 
ſ. Sudetendeutiche Gebiete uw. IA, Bib, 
{bb, 3b, 4b, 6b, 7b, 8b, 9b, 10b, 13b, 14b. 


Reichsgericht, Geſchäftsverteilung j. Gerichte 1. 


Verl. der Amtszeit des Dräfidenten des 
Reichsgerichts (Erl. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 4. Juli) I 1089. 


Reichsgeſetzblatt, Wierteljährliher Bezugspreis 
(Be. v. 22. Juni) 11040. (Bel. v. 22. Juni) II 838. 


Ginbanddeden zum Neichsgejeblatt (Bel. v. 
26. Juli) 1 1324. (Bel. v. 4. Dez.) I 2372. (Bel. v. 
4. Dez.) II 1018. 


Reichsgrenze j. Grenzweſen I. 
Reichshaftpflichtgeſetz ſ. Haftpflicht. 


Reichshaushalt, Erhöhung der Einnahmen des 
Sondervermögens des Reichs für Eheftandsdar- 
lehen u.Kinderbeibilfen (©. v.1. Aug.) 11331. 


Hausbaltsführung im Neid im Rechnung3- 
jahr 1939 (©. v. 31. März) II 613. — Feſtſtellung 
eines Nachtrags zum Reichshausbalt (W.v.12. Sept.) 
Il 963. 


UÜbernahme der öfterreihifchen Bundes: 
polizei u. »gendarmerie auf den Reichöhaushalt, 
N. v. 27. Dt. 1938. — AusfBelt. (v. 15. Mai) 
I 945. 
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Reihshaushaltsordnung. — Nichtanwen— 
dung der Vorſchr. ü. den außerordentlihen Haus- 
halt u.der Vorfchr.des $ 75 im Rechnungsjahr 1939 
(®. v. 31.März $ 3) II 613. — And. (6.0.12. Sept.) 
11 963. 

— Dritte Durchf®.zum Vierten AndG. v. 17. Juni 
1936 (v. 17.Nov.) 11 1003. 

— B. üt. die Einf. der Vorſchr. der V. zur Einf. 
der Neihshaushaltsordnung in der Juſtizverwal—⸗ 
tung in den ſudetendeutſchen Gebieten v. 30. Nov. 
1938. — Anwendung im Droteftorat Böhmen u. 
Mähren (B.v.14.Apr. $ 14 Siff. 1) I 752, 754, 
— Aufh. (VB. v. 14. Juli $ 19) I 1262, 1264. 


Erg.des Reichshaushaltsrechts, V. v. 22. Apr. 
1936. — Aufh. des Art.2 (V.v.14.Nov. $ 6) 
I 2317, 2318. 


Sicherung der Haushalte. — And. u. Verl. der 
Geltungsdauer der ®. v. 8. Dez. 191 Siebenter 
Teil Kap. III Erſter Abſchn. [Reichsfluchtjteuer] 
nebft And. (G. v. 1. Febr.) I 125. (B. v. 18. Dez.) 
1 2443. — Außerkrafttr. der V. v. 5. Juni 1931 
Zweiter Teil Kap. VII [Statiftiihe Abgabe] in 
der Faſſ. des G. v. 2.Nov. 1934 (©. v. 31. März 
$ 19 Abi. 2 Siff. 2, 3) I 645, 648. 

— Anwendung des Jweiten Teils Kap. II [Gebalt- 
fürzung] der V. v. 1. Dez. 1930 u. der DurchfBeſt. 
v.19. Dez. 1930 Reichsbeſoldungsbl. S. 135] nebſt 
And., des Iweiten Teils Rap. I [Gehaltsfürzung] 
der ®. dv. 5. Juni 1931 u.der Durchfdeft. v. 11. Juni 
1931 [Reichsbefoldungsbl. S. 67] nebft And. u. des 
Siebenten Teils Kap. VI [Gebaltskürzung] der V. v. 
8. Dez. 1931 u. der DurchfBeſt. v. 17. Dez. 1931 
[Reichsbefoldungsbl. S. 162] nebſt And. im Pro— 
teftorat Böhmen u. Mähren (9.0.7. Dez. $4 
Ziff. 3 bis 8) I 2378, 2355. 

— Einf. des Zweiten Teils Rap. II [Gebaltskürzung] 
der ®. v. 1. Dez. 1930 u. der DurchfBeſt. v. 19. Dez. 
1930 [Reich&bejoldungsbl. S. 135] nebjt And., des 
weiten Teild Kap. I [Gehaltsfürzung] u. der 
DurchfBeſt. v. 11. Juni 1931 Reichsbeſoldungsbl. 
&.67] nebſt And, u. des Siebenten Teil Kap. VI 
[Gehaltstürzung] u. der DurchfBeſt. dv. 17. Dez. 
1931 [Reichsbejoldungsbl. S. 162] nebſt And. in 
den eingegliederten Oftgebieten (B. v. 24. Dez. 
$ 3 Abf. 1 Ziff. 3 bis 8) I 2489, 249. 


Reichshebammenſchaft 
ſ. Geſundheitsweſen IV (bei: Hebammen), 


Reichsheimſtättengeſetz ſ. Siedlung. 


Reichsjagdgeſetz, Reichsjagdrecht ſ. Jagdweſen. 
Reichs⸗Juſtizprüfungsamt, Ausbau des Reichs— 
Juftiaprüfungsamte, V. dv. 27. Febr. 1935. — 
Teilweife Aufh. (VB. dv. 4. Jan. Art. VI Abj.1, 
Art. VII Siff. 4) 15, 18. 


Keichsjujtizverwaltung, Ernennung der Beamten 
in der Reichsjuftizverwaltung u. Beendigung des 
Beamtenverbhältnifjes 

ſ. Beamte Ll. 
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Reichsjuſtizverwaltung (Fortſ.) 


Einf. koſtenrechtlicher Vorſchriften [Einf, 
der Reichshaushaltsordnung in der Juſtizverwal— 
tuna] in den judetendeutjchen Gebieten, V. v. 
30. Nov. 1938. — Anwendung im WDroteftorat 
Böhmen u. Mähren (V. v. 14. Apr. $14 Siff. 1) 
1 752, 754. — Aufb. (V. v. 14. Juli $19) I 1262, 
1264. 


Keichötannlamt, Errihtung des Reichskanalamts, 
Erl. v. 15. Juni 189% u. 24. März 1919. — Aufh. 
(VB. v. 2. Febr. $4) I 322, 323. 


Reichstnappſchaftsgeſetz ſ. Sozialverfiberung VI. 


Neichstommijjar für die Kohlenverteilung 
j. Koblen. 


Neichstommijjar für die Wiedervereinigung Diter 
reiche mit dem Deutjchen Neid) 
j. Oftmarf IA. 


Reichstriegsgericht ſ. Militärgerichtsbarkeit. 
Reichstriegshafen ſ. Goten hafen, Wehrmacht. 


Reichstulturtammer, Reichskulturkammergeſetz v. 
22, Sept. 1933. — Fünfte DurchfV. (v. 28. Oft.) 
I 2118. 
— Einf. des G., des ErgG. v. 15. Mai 1934 u. der 
DurchfV. dv. 1. Nov. 1933, 19. Apr., 5. Juli 1937 
u.28. Oft. 1939 in den eingealiederten Dftgebieten 
(B.v.29. Dez.) 1 2507. 


Eingliederung der andesfulturfammer Dan- 
zig in die Neichökulturfammer (3. v. 18. Dez.) 
1 2438, 

Einf. der Reichskulturfammergejeßgebung in den 
eingegliederten Oftgebieten (V.v. 29. Dez.) 12507, 


Reichsleiitungsgejeß ]. Wehrmacd)t(bei: Wehrleiftungen). 
Reichslotterie j. Lotterieweſen. 
Reichsluftfahrtverwaltung ſ. Luftfahrweſen III. 


Reichsmarkeröffnungsbilanzen 
ſ. Bilanzen, Memelland 1B5, Sudeten— 
deutiche Gebiete ufw. IB Ta. 


Reichsmartwährung j. Währung. 


Neichsmeldeordnung 
ſ. Dolizei (bei: Ausländerpolizeiwejen ufw.). 


Reichsmietengeſetz ſ. Miete um. 


Reichsminiſter, Vorſchr. für die Reihsminifter [Deut- 
sches Beamtengefeß], ©. dv. 26. Tan, 1937 u. 
DurchfV. v. 29. Juni 1937 u. 13. Oft. 1938, 

— Anwendung im Vroteftorat Böhmen u.Mäb- 
ren (8. v. 7. Dez. 82 Siff. 1) 12378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Oſtgebieten (®. v. 
24. Dez. $1 Siff. 1) 12489. 

Vorſchr. ü. den Eid der Reichsminiſter, ©. v. 
26. Jan. 1937 u. DurchfV. v. 29. Juni 1937. 
— Amvendung im WÜroteftorat Böhmen u. 
Mähren (W.v.7. Der. 82 Siff. 1) 12378, 2379. 
— Einf. in den eingealiederten Oftgebieten (R. vd. 
24. Dez. 81 Ziff. 1,2) I 2489. 


Il 


Reichsminiſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Voltsbildung, Ernennung von Beamten ein- 
schließlich der Lehrer am den öffentlichen Schulen 
im Bereich des Reichsminifteriums für Wiffen- 
ichaft, Erziehung u. Voltsbildung u. Beendigung 
des Beamtenverhältniffes 

ſ. Beamte II. 


Übergang aller Angelegenheiten der Jugend- 
pflege, des Jugendherbergsmwejens ujw. aus 
dem Gejchäftsbereich des Reichs- u. Dreußifchen 
Minifteriums für Wiſſenſchaft, Erziehung u. Volfs- 
bildung auf den Gejchäftsbereich des Tugendführers 
des Deutichen Reichs (VB. vd. 25. März $1 Abi. 2) 
I 709. 


Keichsnährjtand, Vorl. Aufbau des Reichsnährftandes, 
®. vd. 8. Dez. 1933. — Erg. (Zweite V. v. 16. Febr.) 
I 256. 


Reichsnaturſchutzgeſetz, Reichsnaturſchutzrecht 
ſ. Naturſchutz. 


Reichsnotarordnung ſ. Rechtsanwälte uſw. 
Reichspoſt ſ. Poſt. 


Keichspropagandaämter, Errichtung eines Reichs— 
propagandaamts in Danzig (V. v. 28. Sept.) 11951. 
— Durch. von 82 (B. v. 28. Novp.) I 2326. 

Errihtung eines Neichspropagandaamts in 
Reichenberg, ®. v. 28.Nov. 198. — DurchfV. 
(v. 18. uni) I 1036. 


Keichsprotektor in Böhmen und Mähren 
ſ. Broteftorat Böhmen u. Mähren IA. 


Reichs-Rechtsanwaltsordnung 
ſ. Rechtsanwälte uſw. 


Reichsſchuldbuchgeſetz ſ. Schulden. 


Reichsſchulpflichtgeſetz, Schulpflicht im Deutſchen 
Reich, G. dv. 6. Juli 1838. — Erſte DurchfV. 
(v. 7. März) 1438. 

— Einf. des G. u. der DurchfV. v. 7. März 1939 in 
der Oſtmark (V. v. 25. Juli) 11337, 


Heichsjiedlungsgejeß |. Siedlung. 

Neichsjiegel |. Hoheitszeichen. 

Neichsjilbermünzen ſ. Münzweſen. 

Reichsſportamt ſ. Sport. 

Reichsſtatthalter, Übertragung von Aufgaben u. 
Berugniffen des Neichsitatthalter in Oſterreich 
(Öfterreichifche Landesregierung) (Erfte V. v. 4. Juli) 
I 1194. — (Zweite ®. v. 1. Aug.) 11333. (Dritte ©. 
v. 16. Sept.) I 1845. — [Ber] (v.' 29. Sept.) 
I 19592, — (Mierte V. v. 28.9.) I 2111. 
(Fünfte ®. v. 2. Dez.) I 2350. 
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Neichsjtelle für Bodenforihung 
ſ. Bodenforfbung, 
für Holz 
ſ. Sandel IA, Holzwirtſchaft, 
für Kali u. Salz 
ſ. Sandel IA, Kaliwirtſchaft, 
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Reichsſtelle (Fortſ.) 
für Steine u. Erden ' 
j. Handel IA, 
zur Überwachung u. Regelung des Waren- 
verkehrs 
ſ. Handel IA. 


gi G. ü. das Reichsſtudentenwert 
6. Juli 1938. — Einf. im Lande Ofterreich (V. v. 
1a. Febr.) I 390. 


Neichstag, G. ü. die Wertretung der im Pro— 
teftorat Böhmen u Mähren anfäfligen 
deutjchen WVollsgenofjen im Großdeutſchen Reichs— 
tag (v. 13. Apr.) I 762. 

G. ü. die Vertretung der Memeldeutjchen im 
Großdeutſchen Neichdtag (v. 13. Apr.) I 763. 
MWahlperiodedesReihstags(G.d.30. Jan.) IM. 


Neichstierärzteordnung |. Veterinärweſen. 


Neichsumlegungsordnung, Reichsumlegungsrecht 
j. Grundjtüde. 


Neichövereinigung der Juden in Deutichland 
ſ. Juden. 


Reichsverkehrsminiſterium, Grnennung der dem 
Neichsverkehrsminifterium unterftehenden un— 
mittelbaren Reichsbeamten u. Beendigung des 
Beamtenverbältniffes, 

ſ. Beamte LI. 


Reichsverſicherung ſ. Sozialverfiherung. 


Reichsverſicherungsordnung 
ſ. Sozialverſiche rung J. 


Reichsverſorgung, Reichsverſorgungsgeſetz, Reidjs: 
verſorgungsverwaltung 
ſ. Verſorgung. 


Reichsverteidigung, Bildung eines Miniſterrats 
für die Reichsverteidigung (Erl. des Führers v. 
30. Aug.) 11539. 

V. ü. die Beitellung von Reichsverteidigungs- 
fommijfaren (v. 1. Sept.) 11565. — Durdf- 
Anordn. des Minifterrats für die NeichSverteidigung 
(v. 22. Sept.) I 1937. 


Reichswaſſerſtraßen |. Wajjeritraßen. 


Reichswaſſerſtraßenverwaltung j. Wafjerftraßen!. 
Ernennung der mittelbaren Reichsbeamten der 
Neichswajjerftraßenverwaltung u. Beendigung 
des Beamtenverbältniffes 
Beamte II. 


Reichswetterdienſt ſ. Wetterdienft, 


Reichswirtſchaftsgericht, ©. ü. das Reichswirtſchafts— 
gericht v. 25. Febr. 1938. — Einf. in den ſudeten— 
deutſchen Gebieten (8. dv. 12, Jan. $ 1) I 28. 


Vorſchr. ü. die Gebühren im Verfahren vor dem 
Neichswirtichaftsaericht, ©. v. 25. Febr. 1938. — 
Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (R.v. 
12. Jan. $ 1) 128. 


Reichsgeſetzbl. 1939 
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Vereinfachung bes 
Verfahrens der Verwaltungsgerichte im Geſchäfts— 
bereich des Neihswirtichaftsminifteriums, 

ſ. Verwaltungsgeridte. 


Neifenberg, Ortögericht, ſ. Gerichte I. 


Reiſekoſtenvergũtung 
ſ. Beamte II, Hochſchullehrer. 


Reiſeverkehr nad) Spanien j. Daßwejen, Spanien. 

Neijevdermittlung ſ. Sewerbebetrieben II, Juden. 

Neligion, ©. ü. religiöfe Kindererziehung v. 15. Juli 
1921. — Einf. im Lande Ofterreich (V. v. 1. März) 
I 384. 

Rentenbank, Rentenbankſcheine ſ. Bankweſen IV. 

Rentenverſicherung ſ. Sozialverſicherung IV, V. 


Reſervelazarette ſ. W zehrmacht (bei: Wehrleiftungen). 


Rhein ſ. Wafferftraßen ILE. 


Nichter, Einzelrihter in Jugendſachen, 3. v. 
14. "uni 1932. 
— Einf. im VÜroteltorat Böhmen u. Mähren 
(8. v. 14. Apr. $13) 1754, 756. 
— Einf. in den judetendeutjchen Gebieten 
(B. dv. 16. Jan. Art. IV $ 16) 138, 40. 
Nichteramt: 
Befähigung zum Richteramt (B. v. 4. Jan.) 
15 


Zuerkennung der Fähigkeit zum Richteramt 
an Volksdeutſche (VB. v. 8. Dez.) 12390. 
Laufbahn für das Amt des Richters (WB. v. 
16. Mai) 1 917. 
 Vertragsbilfe des Richters aus Anlaß des 
Krieges [Bertragsbilfeverordnung] (B. dv. 30. Nov.) 
I 2329, 


Rohholz j. Solzwirtichaft (bei: Vreisbildung). 
Nohkatan j. Offentliche Bewirtjchaftung. 


NRohitofje, V. zur verftärkten Dedung von Rohſtoffen 
aus forſtwirtſchaftlichen Nebenerzeugnifien 
(vd. 31. Jan.) 1 133. 

Verkehr mit induftriellen Re u. Halb: 
fabrifaten. — Außerkrafttr. des G. v.22. März 1934 
in der Faſſ. der V. v. 13. Juli 1934 u. Auferkrafttr. 
der Durchf V. v. 18. u. 30. Mat 1934 (V. v. 18. Aug. 
$ 21) I 1430, 1434. 


Nollfuhrunternehmer ſ. Subrunternebmen. 


Rotes Kreuz, ©. ü. das Deutjche Rote Kreuz v. 9. Dez. 
1937. — And. u. teilweife Einf. in der en u. 
im Reichsgau Sudetenland (V. v. 7. Sept.) 
I 1699. 

V. ü. 
I 1699. 
Anmwendung von 
ſtützungsgeſetzes 
ſ. Familienunterſtützung. 


das Deutſche Rote Kreuz (v. 7. Sept.) 


Vorſchr. des Familienunter— 


Rücklagenverordnung ſ. Gemeinden uſw. 


27 
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Nüdverjiherungsunternehmungen 


ſ. Vrivatverfiherung. 


Rüdlingen ſ. Grenzwefen IIB3. 


Ruhegehälter von Soldaten der ehemaligen öſter— 
reichiſchen Wehrmacht 
ſ. Verſorgung. 


Ruheſtandsbeamte, Vorſchr. ü. die Verſetzung der 


Beamten in den Ruheſtand u. die Berechnung des 
Ruhegehalts [Deutſches Beamtengeſetzh, ©. dv. 
26. Jan. 1937. — And. (6. v. 25. März) 1577. — 
Norl. And. des ©. v. 26. Ian. 1937 (8. v. 1. Sept.) 
11603. — Durchf®. zum AndG. v. 25. März 
(v. 14. Apr.) 1 782. 

— Anwendung des ©. vd. 26. Jan. 1937 in ber 
Faſſ. des AndG. v. 25. März 1939, Anwendung 
der ®. v. 1. Sept. 1939, der DurchfB. v. 29. Juni 
1937 u. 13. Oft. 1938 fowie der DurchfV. zum 
AndG. v. 14. Apr. 1939 im Vroteftorat Böhmen 
u. Mähren (9. v. 7. Dez. $2 Ziff. 1) I 2378, 
2319. 

— Einf. des ©. v. 26. Jan. 1937 in der all. 
des AndG. v. 25. März 19839 u. Einf. der ©. v. 
1. Sept. 1939, der Durhf®. v. 29. Juni 1937 u. 
13. Ott. 1998 ſowie der DurchfB. zum AndG. v. 
>25, März 1939 u. der DurchfV. für die Kommunal» 
beamten v. 2. Juli 1937 in den eingegliederten 
Dftgebieten (V. v. 24. Dez. $1 Siff. 1, 2) I 2489. 


V. ü. Gemeindebedienftete in den judeten- 
deutichen Gebieten (v. 3. Febr.) 1292. — [Ber.] 
I 296. 


Gnadenerlaf des Führers für Beamte 
(v. 21. Oft.) 12103. — AusfBelt. (v. 24. DE.) 
I 2105. — |Ber.] (w. 31. Oft.) I 2126. 


Meldung von NRubheftandsbeamten (Erl. des 
Neichsminifters des Innern v. 2. Sept.) I 1604. 


Neuordnung des öſterreichiſchen Berufs- 
beamtentums, 2. dv. 31.Mai 1938. — And. 
(Dritte V. v. 3. Ian.) T4. (Vierte V. v. 24. Febr.) 
I 335. 


Verſetzung dev Dolizeibeamten in den Ruhe— 
ftand Polizeibeamtengeſetz! 
J. Dolizei. 


Umfchuldung der Beamten im Lande Ofterreich 
j. Befoldung. 


y 


j. auch Befoldung, Verſorgung. 


Rumänien, Ubkft. v. 1.März 1939 ü. den Eintritt 
Deutichlande in die Europäiſche Donau— 
fommilfion u. ii, den Beitr. Deutſchlands u. 
Italiens zur Vereinb. v. 18. Aug. 1938 ü. die Aus— 
dehnung der Befugniſſe der Furopäifchen Donau- 
fommiflion u. ü. die And. diefer Vereind. — Rat. 
der Übkft. u. der Vereinb. (Bel. v. 15. Mai) II 766, 
— [Ber.] (v. 5. Juni) 11 824. 


int. Abt. zur Bekämpfung der Kalichmünzerei 


v. 20. Apr. 1929. — Rat. (Bel. v. 23. Sept.) Il 968. 


— 
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Yumänien (Fortſ.) 


Handels: u. Schiffahrtsvertrag dv. 23. März 
1935. — Vorl. Anwendung von Belt. der weiten 
Zuſatzvereinb. v. 10. Dez. 1938, Erſte V. v. 28. Dez. 
1938. — [Ber.] II 20. — Vorl. Anwendung von 
Beft. der Zweilen Zufaßvereinb. v. 10. Dez. 1938 
—— B. dv. 24. Febr.) II 184. (Bek. v. 31. März) 

1 643. 


Int. Abk. zur Vereinheitlihung von Regeln ü. 
Konnofjemente v.25.AMug.1924 nebft Zeichnungs- 
prot. — Nat. (Bek. v. 22. Dez.) II 1049. 


Niederlafiungsvertrag v. 23. März 135. — 
Vorl. Anwendung von Belt. der Zweiten Zujaß- 
vereinb. v. 10. Dez. 1938, Erſte V. v. 28. Dez. 1938 
— [Ber.] II 20. — Vorl. Anwendung von Belt. der 
weiten Zuſatzvereinb. v. 10. Dez. 1938 (Seite 
B. v. 24. Febr.) II 184. (Bel. v. 31. März) II 643. 


Belt. ü. die »Tehnifhe Einheit im Eijen- 
babnmwejen« (Bel. v. 30. Juni) II 912. 


Vertr. ü. die Förderung der wirtfchaftlihen 
Beziehungen v. 3. März 1939. — Vorl. An- 
wendung (B. v. 17.Mai) I1 7. 


Erkl. v. 28. Febr. 1929, betr. die Wiederinfraft- 
jegung der Belt. des Haager AbE. ü. den Sivil- 
prozeß v. 17. Juli 1905. — Anwendung im Lande 
Öfterreich (Be. v. 11. Jan.) II 7. 


Rundfunk j. Kernmeldewejen. 
Ruſſiſch⸗ orthodoxe Kirche |. Kirche. 


S 


SA, Bildung einer beſonderen Gerichtsbarkeit, 
j. Nationalfozialiftifhe Deutſche Arbeiter- 
partei. 


Saaletaliperre j. Waſſerſtraßen I. 
Saarland 


1. Geſchäftsbereich des Reichsminiſters des Zumern 


Regelung von Fragen des Gemeindefinanz- 
rechts im Saarland (V. v. 5. Juli) 11032. 


Einziehung volks- u. ftaatsfeindlien Ver— 
mögens im Saarland (V. v. 31. Jan.) 1126, 


2, Sejchäjtsbereic des Reichsarbeitsminiſters 


fiberleitung der Arbeitslofenbilfe im Saar- 
land, V. v. 16. Febr. 1935. — Außerkrafttr. des 
$4 Sab 2 (8. v. 14. Sept. $12 Siff. 1) 11769, 
1771. 

V. zur Durchf. des G. ü. Arbeitöpermitt- 
lung, Berufsberatung u. Lehrſtellenver— 
mittlung im Saarland (v. 14. Sept.) I 1769. — 
[Ber.j (v. 3. Okt.) 11992. 


Saataut, Sicherung der Düngemittel» u. Saat» 
gutverſorgung (V dv. 9. Nov.) 12261. 
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Saatgut (Fortſ.) 


Sicherung der Düngemittel- u. Saatgut- 
verforgung in den judetendeutjchen Gebieten 
(B. dv. 13. Jan.) I 31. 

Sicherung von Gräferfrediten (Sechites ©. v. 
19. Apr.) 17%. 


ſ. auch Offentlide Bemwirtjchaftung. 
Sachleiſtungen j. Wehrmacht (bei: Wehrleiftungen). 
Sachichädenfeititellungsperordnung ſ. Schäden. 


Sachverſicherungsanſtalt im Reichsgau Sudetenland 
j. Drivatverfiherung. 


Sachverſtändige, Gebührenordnung für Zeugen u. 
Sachverftändige v. 21. Dez. 1925. 
— Anwendung im Droteftorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 14. Apr. $ 14 Siff. 2) 1 752, 754. 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (B.v. 
16. Jan. $ 1 Abjchn. IV Siff. 2) 138. 

Anerkennung von Sacdverftändigen im Kraft- 

fabrzeugverkehr. — Einf. der V. v. 22. Oft. 194 
in der Faſſ. der B. v. 13. Nov. 1937 in den ſudeten— 
deutjchen Gebieten (V. v. 8. Febr. $ 1 Abi. le) 
I 164. 


Vernehmung von Angehörigen der National: 
fozialiftifhen Deutfchen Arbeiterpartei u. 
ihrer Gliederungen als Sachverftändige, G. dv. 
1. Dez. 1936. — Sweite AusfV. (v. 25. Apr.) I 855. 
— Einf. des G. im VroteltoratBöhmenu. Mähren 
(DB. v. 14. Apr. $2 Abſchn. I Siff.7) 1 754, 755. 
— Einf. des ©. in den fudetendeutidhen Ge- 
bieten (3. v. 16. Jan. $1 Abſchn. II Siff. 7) I 38. 


Süde, Vorſchr. ü. Die Verwendung von Jute- u. 
Vapierjäden zur Beförderung von Thomasmehl, 
V. v. 30. Jan. u. 30. Sept. 1931. 

— Einf. in der Oſtmark (B. v. I.Nov.) I 2263. 
— Einf. in den fudetendeutichen Gebieten(B.v. 
19. Mai) 1958. 


Sünglingöpflege, Sänglingspflegejchulen 
j. Geſundheitsweſen IV. 


Salz, HSöchjtpreife, ſ. reife II. 


Salzburg, Städtebauliche Maßnahmen in der Stadt 
Salzburg (Erl. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 25. März) 1603. 


Salzitener j. Steuern III B7. 


Sammlungen, Regelung der öffentlichen Sammlungen 
u. fammlungsähnlichen Veranftaltungen [Samm- 
[ungsgefeß], ©. v. 5.Nov. 194. — And. (V. v. 
26. Sept.) I 1943. 

— Einf. des ©. v. 5. Nov. 194 u. der Durch. 
v. 14. Dez. 1934 in den judetendeutjchen 
Gebieten (V. v. 14. Jan.) I 44. 


Sammlunasordnung der Nationaljozialiftifchen 
Deutfchen Arbeiterpartei v. 4. Juli 1935. — Einf. 
in den fjudetendeutihen Gebieten (V. v. 
11, Apr.) 1 769. 


Sanitätsabfommen 
ſ. Geſundheitsweſen IV, Luftfahbrwejen IL, 
StaatöverträgelK. 
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San Joſe-Schildlaus j. Shädlingsbefämpfung. 
St. Helena j. Rolonien TA2. 


St. Vincent ſ. Kolonien TA2 (bei: Injeln über dem 
Winde). 


Sanjibar j. Kolonien IA 2. 
Sarawak j. Kolonien TA 2, 


Schadenerjat, Ausgleich bürgerlich-rechtlicher 
Anſprüche, 
ſ.Ausgleich, Nationalſozialiſtiſche Erhebung. 


Schäden, V. ü. die Entſchädigung von Perſonen— 
Ihäden [Perſonenſchädenverordnung] (v. 1. Sept.) 
11623. — Einf. im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (B. v. 19. Oft.) 12058. 
V. ü. die Feftftellung von Sachſchäden [Sad 
ichädenfeititellungsverordnung] (v. 8. Sept.) I 1754. 
— Erfte DurchfV. [Beltimmung der zuftändigen 
Behörden] (v. 21. Sept.) I 1864. 

—Zweite Durchf V. |Gebäudejchädenverordnung] 
(v. 11. Dez.) I 2399. 

— Dritte Durchf V. [öchiffahrtichädenverordnung] 
(v. 18. Dez.) 1 2474. 

— Einf. der V. v. 8. Sept. 1939 im Gebiet der 

bisherigen Freien Stadt Danzig (V. v. 19. Oft.) 

I 2058. 

Erjaß der durch den Kampf um die Wieder- 
vereinigung der judetendeutjchen Gebiete mit 
dem Deutjchen Reich verurfachten Derjonen- u. 
Vermögensſchäden (G. dv. 20. Oft.) T2119. 


Schädlingsbefümpjung, Bekämpfung der Dajjel- 
fliege, ©. dv. 7. Dez. 1933 in der Tall. des ©. v. 
18. März 1938 u. Durchf- u. ErgV. 0.19. Apr. 1937. 
— Einf. in der Oftmarf (V. vd. 25. Juli $ 1 Ubf. 1 
iff.2) 11321. | 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(DB. v. 10. Febr. $ 1 Abi. 1 Ziff. 2) I 200. 

Abwehr des Kartoffelkäfers. — Außerkrafttr. 
der Erſten, Dritten u. Vierten V. v. 15. Apr., 
20. Juli, 30. Sept. 1937, der Fünften ®. v. 23. Febr. 
1938 ſowie der Sechſten ®. v. 23. Febr. in der 
Sf v. 26. März 198 u. Siebente ®. (v. 4. Mai) 
1 882. 


Belämpfung Des 
V. v. 29. Apr.) 1872 


Schuß der landwirtſchaftlichen Rultur- 
pflanzen, ©. v. 5. März 1937. 

— Einf. im Lande Ofterreid) u. in den fudeten- 
deutſchen Gebieten (®. v. 13. Febr.) I 208. 
— Inkrafttr. des $ 11 des ©. in der Oftmarf u. 
im Neichsgau Sudetenland (B. v. 1. Juli $ 6) 
I 1083, 1084. 

V. zur Abwehr der Einfchleppung von Krank— 
heiten u. Schädlingen der landwirtſchaftlichen 
Kulturpflanzen in die Oftmarf u. in den Reichs- 
gau Sudetenland (v.1. Juli) I 1083. 

Schädlingsbefämpfung im Obfibau, V. vd. 
29, Dft. 1987. — Einf. in der Oftmarf u. im 
Reichsgau Sudetenland (B. v. 26. Oft.) I 2117. 


Bekämpfung der San Joje-Scildlaus in der 


Dftmarf (B. v. 21. Nov.) I 2344. 


H5140-1 
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Schaumwein, Kriegszuſchlag, | 
j. Kriegswirtichaftsperordnung, 
Steuern III BB. 


che, Abrechnungsftellen im Schyedverfehr 
ſ. Banftwejen Il. 

Verl. der Friften des Wechfel- und Scheckrechts 
(V. v. 18. Sept.) 11849, (B. v. 28. Sept.) 1 1%1. 
— Geltung der V. v. 18. Sept. 1939 im Gebiet ber 
bisherigen freien Stadt Danzig (2. v. 12. Nov.) 
I 2182. 

Verl. der Friften des Wechfel- u. Schedredhts in 
den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 30. Nov.) 
2324. (B. vd. 23. Dez.) 1 2476. 

Beftätigung von Schecks durch die Reichsbank, 
V. v. 31.Nua. 1916. — Außerfrafttr. (6. v. 
15. Juni $36) 11015, 1020. 

Scheckgeſetz. — Außerkrafttr. der Art.6 Des 
EinfG. v. 14. Aug. 1933 (6. v. 15. Juni $ 36) 
1015, 1020. 


Vereinheitlichung des Schedrechts. — Abk. ii. 
das Merbältnis der Stempelgeieke zum Schedrecht 
v. 19. März 1931. — Anwendung: 


MNeu-Hebriden (Berk. v. 30. Apr.) II 752. 


Scheidemünzen des ehemaligen Yandes Oſterreich 
ſ. Münzweſen. 


Schiedsgerichte, Bildung von Schiedsgerichten für 
die landwirtſchaftliche Marktregelung, V. v. 26. Febr. 
1935. — And. (VB. v. 8. Juli) T 1201. 


Schieß⸗ and Spieleinrichtungen, Fernhaltung Jugend- 
licher von öffentlichen Schieß- oder Spieleinrich- 
tungen, 

j. Jugendlicde. 


Schiffahrt 
Hiriah I. Allgemeines 


Fernmeldeanlagen auf fremden Schiffen in 
deutfchen Gewäſſern, Belt. v. 8. Juni 1931 [Amtsbl. 
d. Reichspoſtmin. S.254]. — Einf. in den ein- 
aealiederten Dftgebieten (V. v. 19. De. 81 
Diff. 23) 12497, 2498. — Einf. in der Oftmarf 
u. im Neichsgau Sudetenland (R. v. 11. Dez. 
$ 1 Siff.6) 12422. 

Flaggenführung auf Schiffen |. Flaggen III, 

Ermächtigung des Reichsverfehrsminifterd zum 
Erlaß einer VB. ü. die Durchführung des Luft- 
ichußes auf Schiffen (2. v. 4. Oft.) I 2002. 
— B. dt. den Buftichuß auf Schiffen (v. 7. Oft.) 
I 2006. 

Beftellung von Pfandrechten an im Bau 
befindlichen Schiffen, ©. v. 4. Juli 1926. — Ant. 
(V. v. 14. Febr. Art.3) 1209, 210. 

Schiffahrtihädenverordnung (v. 18. Dez.) 
[ 2474. 

Vorſchr. ü. die Schiffätelegrapbie, Bel. v. 
16. Auli 1908. 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
19. Dez. $1 Siff. 22) 12497, 2498. 

— Einf. in der Oſtmarku. im ReichsgauSudeten— 
land (B. v. 11. Dez. $1 Siff.5) 12422. 


MI 


Il. Seeſchiffahrt 
Volizeiverordnung ü. den Funkdienſt auf Ste- 
ichiffen der 3. Gruppe (v. 5. Juli) I119. 


Int, Abk. zur eimbeitlichen Feſtſtellung von 
Regeln ü. die Jmmunitäten der Staatsjchiffe 
v. 10. Apr. 1926 nebft Zujaßprot. v. 24. Mai 194. 
— Ratififation: 

Norwegen (Bel. v. 31.Mai) II 821. 


Kauffabrteiiciffe: 

Behandlung der feindlichen Kauffabrtei- 
ichiffe beim Ausbruch der Feindfeligkeiten, 
Abk. dv. 18. Oft. 1907. — Kind, durch Frank— 
reich (Bek. v. 1. Sept.) II 60. 


Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe, ©. v. 
22. Juni 1899 in der Faſſ. des ©. v. 29. Mai 
1901. — And. (B. v. 14. Febr. Art.1) 1209. 


nt. Ubk. ü. den Freibord der Kauffahrtei- 
ichiffe v. 5. Juli 1930.— Anwendung, Bei- 
tritt, Inkrafttreten: 

Indo⸗China (Bel. v. 8. Juli) II 936. 

Strait3 Settlements (Bel. v. 27. Febr.) HI 219. 

Uruguay (Bel. v. 31. März) II 64. 


Beſetzung der Kauffahrteiichiffe mit Rapitänen 
u. Schiffsoffizieren [Schiffsbejetungsord- 
nung]. — ErgVorſchr. (v. 31. Juli $3) II 951. 
— Einf. der B. v. 29. Juni 131 in der Faſſ. 
der V. 0.26. März 1934 u. 24.Mai 1938 in der 
Oſtmark (®. v. 31. Juli) 11333. 


V. ü. die Speiferolle der Kauffahrtei- 
ichiffe (v. 25. Sept.) II %9. 


Vaftechnifche Behandlung des Seeverkehrs 
[Seefchifferfichtvermerke, Seefahrtsbücher, Land— 
gangsausweiſe für Beſatzungsmitglieder u. Rei— 
ſende, Zotjen], Bek. v. 7. Juni 1932. — Anwendung 
im Drotektorat Böhmen u. Mähren u. borl. And. 
der Bel. (B. v. 10. Nov. $4 Abf.1, Abſ. 2g,h,i) 
1 1739, 1740, 


Sciffsfiderbeit: 
Sicherheitseinrichtungen u. Sicherheitszeug- 
niffe der Fahrgaſtſchiffe, V.v.25. Dez. 1932. 
— ErgVorſchr. (V. v. 31. Juli $1) II 1. 


Einrichtung der Vofitionslaternen u. 
Abblendung der Seitenlichter, V. v. 25. März 
1935. — And. (weite ®. dv. 3.Nov.) II MB. 


Erg. von Vorjchr., die die Schiffsficherheit 
u. die Schiffsbejekung betreffen (V. v. 
31. Juli) II 91. 


int. Ubk. zum Schutze des menjchlidyen 
Rebens auf See Echiffsſicherheitsver— 
trag, London 1929] v. 31. Mai 1929. — 
Beitritt, Inkrafttreten: 
Chile (Bel. v. 23. Aug.) II 94. 
Indo⸗China (Bel. v. 16. Mai) II 785. (Bel. v. 
7. Juli) 11 95. 


Sicherheit der Seefahrt, V.v. 25. Dez.1932. 
— ErgVorſchr. (V. v. 31. Juli $2) IT 31. 
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Schiffahrt (Fortſ.) 

Ubk. zur einheitlichen Feftitellung von Regeln 
ü. die SHilfsleiftung u. Bergung in Seenot v. 
23. Sept. 1910. — Beitritt: 

Spanien (Bel. v. 23. Sept.) II 967. 


Überwachung des Verkehrs der deutſchen Sandels- 
ſchiffahrt mit den fpanifchen Säfen, ©. v. 7.Apr. 
1937. — Außerkrafttr. (B. v. 4. Mai) I 907. 

j. auch Konnofjemente, Drifenredt. 


I, Binnenjchiffahrt 


Vrivatrechtliche Verbältniffe der Binnenichiffabrt 
Binnenſchiffahrtsgeſetzl, ©. v. 20. Mai 1898 
in der Faſſ. des G. v. 29. Juli 1936. — Ant, 
(B. dv. 14. Febr. Art. 2) 120. 

— Einf. des ©. v. 20. Mai 1898 nebft And. u. Erg. 
in der Oftmarf u. im Neichsgau Sudetenland 
(B. v. 11. Dez.) I 239. 


Einf. des Binnenjhiffabrtsrehts in der 
Oſtmark u. im NReichsgau Sudetenland (B. v. 
11. Dez.) I 239. 


Bek., betr. Veräußerung von Binnenjchiffen 
ins Ausland, dv. 17. Jan. 1918 in der Faſſ. der 
V. v. 15. Okt. 1926. — Einf. im Lande Oſterreich 
u. in den fudetendeutichen Gebieten (B. v. 
13. März) 1 550. 


V. ü. die Veräußerung von Binnenfchiffen 
ins Ausland (v. 3. Sept.) II 961. 


Freigabe des Binnenfchiffsbaues für aus- 
ländifche Rechnung u. ü. die Erleichterung der 
Vercharterung von Binnenſchiffen ins Ausland, 
V. v. 15. Oft. 1926. — Außerkrafttr. (B. v. 3. Sept. 
$5) II 961, 962. 


Elbihifferzeugnifje. — Fünfte B.(v.16.März) 
II 605. 


Ubkft. v. 1. März 1939 ü. den Eintritt Deutjch- 
lands in die Europäische Donaufommiifion u. 
ü. den Beitr. Deutfchlands u. Italiens zur Vereinb. 
v. 18. Aug. 1938 ü. die Ausdehnung der Befugniffe 
der Europäifchen Donaufommiffion u. ü. die And. 
dieſer Vereinb. — Nat. der Übfft. u. der Vereinb. 
(Bel. dv. 15. Mai) II 766. — [Ber.] (v. 5. Juni) 
11 824. — Meitere Ratifiltationen: 

Frankreich 


Großbri | ? — 
ohpritannien| (Wer v. 15.Mai) II 7606. — 


Ber.] (v. 5. Juni) II 824. 
Italien er.] (vw. 5. Juni) II 824 
Numänien 


Privatrechtliche Werhältniffe der Flößerei 
I5lößereigefek] v. 15. Juni 1895. — Einf. nebft 
And. u. Erg. in der Oſtmark u. im Reichsgau 
Sudetenland (V. v. 11. Dez.) IT 239. 


Einf. des Flößereirechts in der Oftmarf u. 
im Neichsgau Sudetenland (2. v. 11. Dez.) 
1 2394. 

Belämpfung der Notlage der Binnenfchiffahrt, 
G. v. 16. Juni 1933. — Einf. im Lande Öfterreic 
u. in den fudetendeutfchen Gebieten (V. v. 
13. März) I 550. 


Reichsgeſetzbl. 1939 


Schiffahrt (Fortſ.) 
Einf. von Vorjchr. auf dem Gebiete der Binnen- 
ihiffahrt im Lande Oſterreich (V. v. 13. März) 
I 550, 
Statijtik des Verkehrs auf den deutſchen Binnen- 
waſſerſtraßen 
ſ. Waſſerſtraßen J. 
Strom- u. Schiffahrtpolizeiverordnungen 
. Wajlerftraßen I, IIC,E, F 
Einf. von Vorſchr. auf dem Gebiete der Binnen- 
Ihiffahrt in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 13. März) I 550. 
Berfahren in Binnenfcehiffahrtsjachen, 
G. vd. 30. Jan. 1937. — Dritte Durhf®. (0.30. März) 
I 700. 
— Einf. des ©. v. 30. Jan. 1937 nebſt And. u. Erg. 
u. der Durchf V. v. 30. Jan. 1937, 5. Apr. 1938, 
30. März 1939 in der Oftmarf u. im Reichsgau 
Sudetenland (B. v. 11. Dez.) I 239. 
j. auch Verkehrswesen, Wajjerftraßen. 
Schijjahrtpolizeiverordnungen 
ſ. Wafjerftraßen J, IC, E, F. 
Schiffahrtihädenderordnung 
1. Schäden, Schiffahrt J. 
Schiffahrtöverträge ſ. Staatsverträge ID. 
Schiffsbejetung j. Schiffahrt II (Bei: Schiffsficherheit). 


Schiffsbeſetzungsordnung 

ſ. Schiffahrt IL (bei: Kauffahrteiſchiffe). 
Schiffsoffiziere der Kauffabrteiichiffe 

ſ. Schiffahrt LI. 
Schiffspfandbriefbanten j. Bankweſen VII. 
Schiffsjicherheit ij. Schiffahrt LI. 
Schifjsjicherheitspertrag 

j. Schiffahrt II, Staatsverträge IE. 
Schiffstelegraphie 

ſ. Fernmeldeweſen, Schiffahrt I. 
Schildlaus (San Joſeé⸗Schildlaus) 

ſ. Schädlingsbekämpfung. 


Schilfrohr 
ſ. Handel IIB2, Staatsverträge 1D2 
(bei: Ungarn). 


Schlachtgejlügel ſ. Geflügel. 
Schlachtſteuer ſ. Steuern III B9. 


Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetz 
ſ. Fleiſch uſw. 

Schlepper in der Landwirtſchaft 
ſ. Landwirtſchaft. 


ee, 


Schleppmonopol auf dem Dortmund-Ems-Kanal 
. Wafferftraßen ILB. 


Schmalz j. fette (bei: Butter ufw.). 


Schnittholz j. Solzwirtichaft. 
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Schöffen, Entjehädigung der Schöffen, Geſchworenen 
u. Vertrauensperjonen, V. d, 18. März 1924. 
— Einf. im Vrotektorat Böhmen u. Mähren (VB. v. 
14. Apr. $2 Abſchn. II Siff. 1) I 754, 755, 

— Einf. in den judetendeutfchen Gebieten (V. v. 
16. Jan. $ 1 Abfchn. IV Siff. 1) I 38. 


Schornſteinfegerweſen, V. ü. das Schornfteinfeger- 
weſen v. 28. Juli 1937 u. AusfAnw. v. 28. Juli 
1937. — Vorl. And. (V. v. 21. Okt.) 1200. 
— Einf. der V. v. 38. Juli 1937 nebft AusfAnw. 
v. 28, Juli 1997 im Reichsgau Sudetenland 
u. in den in die Länder Preußen u. Bayern 
eingegliederten judetendeutfhen Gebiets— 
teilen (®. v. 5. Aug.) I 1435, 


Vorübergehende Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Schornfteinfegerrehts (V. v. 21. Oft.) 
I 2073. 

Einf. des Schornfteinfegerrehts im Reichs— 
gau Sudetenland u. in den in bie Länder 
Dreußen u. Bayern eingegliederten judeten- 
deutichen Gebietsteilen (9. v. 5. Aug.) I 1435 


Schriftleitergejeß ſ. Drefie. 


Schuhausbejjerung, Schuhtvaren 
Vreisperzeichniffe für Schuhausbefjerungen- 
u. Ausjchnittleder 
ſ. Leder ufw., Dreije J. 


Verbraudsregelung für Schuhwaren u. Leder 
zur Ausbefjerung u. Bejohlung 
ſ. Lebenswichtiger Bedarf (bei: Sicherftellung). 


Schulden 


Abwertungsgewinne: 

G. it. Abwertungsgewinne v. 23. Dez. 1936. 
— Einf. des ©. u, der Erſten, Sweiten, Dritten 
u. Vierten DurchfV. v. 20, März, 23. Apr. u, 
11. Mai 1937 in der Oſtmark u. im Reichsgau 
Sudetenland (B. dv. 30. Juni $1 Siff.1, 2) 
I 109. 


Ber. ü. die Koften des Belchwerdeverfahrens 

v.2. März 1937 [Deutjcher Neichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 52]. — Einf. in der Oſtmark 

u. im Reihsgau Sudetenland (®. v. 30. Juni 
s 1 Siff.3) 1 109. 

Ber. ü. die Erfaffung von Abwertungs— 
gewinnen bei Kontoforrentichuldverhältniffen v. 
9, Juli 1938 [Deuticher Neichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 158]. — Einf. in der Oftmart 
u. im Reichsgau Sudetenland (8. v. 30, Juni 
$1 Siff.3) I 108. 

V. ü. 
1936, 
— Einf, im Gebiete der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 22. Sept. F1Abſ. 1 Ziff. 5) 11865. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v 
17.Nov. $1 Abi. 1 Qiff. 5) 12255. 

Negelung der auf Goldjdilling u. Gold— 


tronen lautenden Schuldverbältniffe (V. v. 21. Juni) 
| 1037. — [Ber.] I 1056. 


Fremdwährungsſchulden v. 5. Dez. 
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Regelung von Kapitalfälligkeiten gegenüber 

dem Ausland, ©. dv. 27. Mai 1937 u. DurchfV. v. 
11. Oft. 1937. 
— Einf. im Gebiete der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (8. v. 22. Sept. $1 Ab. 1 Siff. 6) I 1865, 
— Einf, in den eingegliederten Oftgebieten (®. d, 
17.Nov. $ 1 Abf. 1 Siff. 6) I 2259. 


Gewährleiftung für den Dienft von Schuldver- 
ichreibungen der Konverfionsfaffe für deutjche 
Auslandsſchulden (Siebentes ©. v. 17. Febr.) 
I 267. (8. v. 1. Sept.) 1 1853. 


Reichsſchuldbuchgeſetz, VBel.v.31.Mai1910. — 
And. (B. v. 17.Nov.) 1228. 


Schuldenvegelungsgejeß, Schuldverhältniſſe 
ſ. Landwirtfchaftlibe Entſchuldung. 


Schuldurkunden, Schutz des zur Anfertigung von 
Schuldurkunden des Reichs u. der Länder verwen— 
deten Papiers gegen unbefugte Nachahmung, G. v. 
3. Juli 1925. — Einf. in der Oſtmark u. in den 
judetendeutjchen Gebieten (V. v. 29. Apr.) I 909. 


Schuldverjchreibungen, Zulaffung von Schuldver: 
Ichreibungen der Staaten, Gemeinden ufw. zum 
Börfenbandel, Be. v. 27. Mai 1905 u. 
4. Juli 1910. — Einf. in der Oſtmark (8. v. 
11. Aug. $1 Abj. 1 Siff.1, 2) 11383. 


G. ü. Fremdwährungs-Schuldverſchrei— 
bungen v. 26. Juni 1936. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (R. v. 22. Sept. $1 Ab. 1 Siff.5) 11865. 
— Einf. in den eingegliederten DOftgebieten 
(B. dv. 17. Nob. $1 Abi. 1 Siff.>) I 2259. 


Gebührenordnung für die Genehmigung zur 
Ausgabe von Inbaberfchuldverjchreibungen, 
V. vd. 21. Ian. 1936, — Einf. in der Oftmart 
(B. d. 11. Aug. Art. 1 Abi. 1 Ziff. ) 1138. 


Gewährleiftung für den Dienft von Schuldver- 
ichreibungen der Konverſionskaſſe für deutſche 
Auslandsfchulden (Siebentes G. v. 17. Febr.) 
I 267. (B. v. 1. Sept.) I 1853. 


G. it. die Dfandbriefe u. verwandten Schuldver- 
ichreibungen öffentlich-rechtlicher Kreditanftalten. 
— Teilweife Einf. des ©. v. 21. Dez. 1927 fowie 
Einf. der Durchf V. v. 16. Nov. 1929 u. 20. Dez. 1938 


in den fudetendeutfchen Gebieten (B. v. 
29. März) 1 636. 
Ausgabe von Wehrmachtverpflichtungs— 


icheinen (V. v. 19. Sept.) 11851. 


Schuljugend, Einfab der älteren Schuljugend (2. v. 
22. Sept.) 11867. 


Schulpflicht ſ. Reichsſchulpflichtgeſetz. 
Schulweſen, jüdiſches, ſ. Juden. 
Schutzbereichgeſetz Grundeigentum, Wehrmacht. 


Schutzforſtverordnung 
\, Familienfideikommiſſe, Forſtweſen. 


Schutzpolizei ſ. Polizei (bei: Polizeibeamte). 








ht. 





Schußtruppenbejichädigte j. Verforgung. 


Schutzverhältnis zwiichen dem Deutjchen Reid u. 
dem Slowaliihen Staat 
j. Slowakei, Staatsverträge IA. 


Schugwall:Ehrenzeichen, Deutiches, j. Orden um. 
Schwarzjender |. Fernmeldeweſen. 


Schweden, Int. ÜbE. ü. den Eifenbahnfradt- 
verkehr v. 23.Nop. 1933. — Abänd. der Anl. I 
binfichtlich des wechjelfeitigen Verkehrs zwifchen den 
Eifenbahnen Deutichlands, Danzig, Norwegens, 
Polens, Schwedens u. Ungarns (Bek. v. 21. Juli) 
II 941. 


Int. Abk. zur Vereinheitlihung von Regeln ü. 
Konnojjemente v. 25. Aug. 1924 nebit Zeich- 
nungsprot. — Beitr. (Bel. v. 22. Dez.) II 1049. 


Int. Abk. zur Vereinheitlihung von Regeln ü. 
die Sicherungsbefchhlagnahme von Luftfahrzeugen 
(Zweites Abk. zur WVereinheitlihung des Luft— 
privatrechts) v. 29. Mai 1933. — Beitr. (Bel. v. 
28. Febr.) II 215. — Gegenfeitigfeit bei der An- 
wendung des ©. ü. die Unzuläffigleit der Siche- 
rungsbeihlagnahme von Luftfahrzeugen v. 17. März 
1935 (Bel. v. 28. März) I 708. 


Vereindb. zur weiteren Vereinfachung des 
Rechtshilfeverkehrs v. 1. Febr. 1910. — Noten- 
mechjel dv. 6. Febr. 4. Juli 1939 ü. die Geltung in 
den im- Jahre 1935 mit dem Deutfchen Reich 
wiedervereinigten Gebieten (Bel. v. 5. Sept.) II 964. 


Int. Sanitätsabfommen für die Luftfahrt 
v. 12. Apr. 1933. — Rat. (Bel. v. 2. Jan.) II 5. 


Beft. ü. die »Techniſche Einheit im Eijen- 
bahnweſen« (Bef. v. 30. Juni) II 912. 


Schwweineleber ſ. Fleiſch uſw. (Bei: Einfuhr). 


Schweiz, Nev. Madrider Abk. ii. die int. Regiftrierung 
bon Fabrik- oder Handelsmarken v. 14. Apr. 
1891/2. Jun 194. — Beitr. (Bel. v. 17. Nov.) 
II 1004. 


Rev. Varifer Verbandsübtft. zum Schuße des 
gewerblichen Eigentums v. 20. März 1883, 
.2. Juni 1934. — Beitr. (Bel. d. 17. Nov.) II 1004. 


Abk. ü. die Verlegung der Grenze zwiſchen 
dem Stadtkreis Konftanz u. dem Kanton Thurgau 
v. 21. Sept. 1938 (Bel. v. 6. Jan.) IT 9. — Rat. 
(Bel. dv. 14. Mai) II 785. — DurchfG. (v. 13. Apr.) 
II 645. 

Abk. ü. die Verlegung der Grenze an ben 
Straßen Tejtetten-Neuhaufen, Erzingen-Weisweil, 
Gottmadingen-Buch, Lottjtetten-Nüdlingen v. 
22. Sept. 198 (Bel. v. 6. Jan.) II 9. — Rat. (Bel. 
v. 14. Mai) 11785. — DurchfG. (v. 13. Apr.) 
II 645. 


Rev. Madrider Abk. ü. die Unterdrüdung faljcher 
Herklunftsangaben auf Waren v. 14. Apr. 1891, 
2. Juni 1934. — Beitr. (Bel. v. 17.Nov.) II 1004. 


Verhütung der Einfchleppung des Kartoffel: 
täfers aus dem Ausland, — Außerkrafttr. der ©. 
v. 30. Sept. 1937 u. neue Belt. (VB. v. 4. Mai) I 882. 
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Schweiz (Fortſ.) 


Int. Abk. ü. Leihenbeförderung v. 10. Febr. 
1937. — Rat. (Bel. v. 10. Nov.) II 999. 


Rev. Haager Abk. ü. die int. Hinterlegung aewerb- 
licher Mufter oder Modelle v.6. Nov. 1925/2, Juni 
1934. — Beitr. (Be. v. 17.Nov.) II 1004, 

Beſt. ü. die »Techniſche Einheit im Eifen- 
bahnweſen« (Bef. v. 30. Juni) II 912. 

Abk. ü. den Verrehnungsperfehr v. 30. Juni 
1937. — Abk. dv. 30. Juni 1938 ü. die And. u. Verl. 
der Heltungsdauer des Abk. ſowie ſeine Anwendung 
im Lande Oſterreich, V. v. 9. Juli 1938. — Rat. 
(Bel. v. 3. März) II 216. — Vorl. Anwendung 
eines zweiten Abk. v. 5. Juli 1939 ü. die And. u. 
Verl. der Geltungsdauer des Abk. v. 30. Juni 1937 
in der Faſſ. des Abk. v. 30. Juni 1938 (V. v. 3. Aug.) 
II 943. — eines Zuſatzabk. v. 24. Oft. 1939 zum 
Abk. v. 30. Juni 1937 in der Faſſ. des Abk. v. 
5. Juli 1939 (8. v. 4.Nov.) II 996, 

Abk. ü. den gegenfeitigen Warenverfehr v. 
5.Nov. 1932. — Vorl. Anwendung von Beſt. der 
Dreizehnten Zufaßvereinb. v. 1. Dez. 1938 (Zweite 
V. v. 24. Gebr.) II 184. (Bef. v.31. März) II 643. 
— Smölfte Zufabvereinb. v. 3. Aug. 1938, V. v. 
11. Aug. 1938. — Rat. (Bel. v. 3. März) II 216. 


Schwerarbeiter, Verpflegungszulagen, 
j. Lebenswichtiger Bedarf. 


Schwerbeſchädigte, Beihäftigung Schwerbeſchä— 
digter im Reichsgau Sudetenland (V. v. 20. Nov.) 
12277. 


Zuſatzrenten für Schwerbeſchädigte 
ſ. Verſorgung (bei: Reichsverſorgungsgeſeth). 


Schwerverbrecher, jugendliche, ſ. Strafrecht III. 
Seefahrt ſ. Schiffahrt II (bei: Schiffsficherheit). 


Seejahrtbudg 
ſ. Schiffahrt II (bei: Vaftechnifche Behandlung). 


Seefrachtrecht j. Handelsgeſetzbuch. 
Seenot 

ſ. Schiffahrt II, Staatsverträge IE. 
Seeſchiffahrt ſ. Schiffahrt II. 
Seeverkehr 

ſ. Schiffahrt II (Bei: Paßtechniſche Behandlung). 


Seide, Überwachungsftelle für Seide, Kunftfeide u. 
Zellwolle 
ſ. Handel I A (bei: Reichsftellen). 


Seife, Seifenerzeugniſſe 
j. Lebenswichtiger Bedarf. 


Selbittojtenausgleichzahlungen an bahnamtliche Roll- 
fuhrunternehmer, Auftragfpediteure u. ausgleich- 
berechtigte Fuhrunternehmer 

j. Subrunternebmen. 
Selbitichusgerät ſ. Luftichuß (bei: Quftichußaefeb). 


Selbitverwaltungstörperichaften 
ſ. Reichsgaue, Verwaltung (bei: Reichsgane), 
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Sender für Funkfreunde ſ. Fernmeldew efen. 









Serienpreisgejchäjte 
1. Sandel IA, Dreije I (Bei: Einheitspreisgeihäfte). 


Seyſchellen j. Kolonien TA 2. 
Siam ſ. Thailand. 


Sicherheitseinrichtungen, Sicherheitszengnifie für 
Fahrgaſtſchiffe 
ſ. Schiffahrt II (bei: Schiffsſicherheit). 


Sicherheitsfilm |. Lichtſpielweſen. 


Sicherheitspolizei, Deutſche Sicherheitspolizei im 
Vroteftorat Böhmen u. Mähren, 
ſ. Dolizei. 


Sicherungsbeichlaguahme von Luftfahrzeugen 
ſ. Luftfahrweſen Il, Staatsverträge IM3. 


Sichtvermertszwang |. Paßweſen. 


Siedlung, Baubeſchränkungen zur Sicherung der 
Gewinnung von Bodenſchätzen (V. v. 28. Febr.) 
1381. — Ber.J 1508. 

— Einf, in der Oſtmark (V. v. 18. Nov. 51 Siff.4) 
I 2305. 

— Einf. im Reichsgau Subdetenland (VB. .v. 
7. Aug.) 11389. 


Neubildung deutſchen Bauerntums, G. v. 
14. Juli 1933. 
— Einf. im Lande Oſterreich (B. v. 7. Rebr. 
Art. 1 Abi. 1 Siff. 1) I 203. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 29. März Art. 1 Abſ. 1 Ziff. ) I 641, 


Einf. des Nechts der Neubildung deutſchen 
Bauerntums im Lande Oſterreich G. v. 
7. Febr.) 1203. 


Einf, des Nechts der Neubildung deutjchen 
Bauerntums in den fudetendeutjchen Ge» 
bieten (W.v.29, März) I 641. 


B, ii. Baugeftaltung v. 10. Nov. 1936. 
— Einf. im Lande Oſterreich (B. v. 28. Febr. 
s1 Siff.7) I 382. 

— Einf. in den judetendeutjchen Gebieten 
(B.0.6. Mai 81 Ziff.) 1 MD. 


Zuläſſigkeit befrifteter Baufperren, V. v. 29. Oft. 
1936. 
— Einf. im Lande Oſterreich (V. v. 28. Febr. $1 
Ziff. 6) I 332. 
— Einf, in ben ſudetendeutſchen Gebieten 
(V. v. 6. Mai $1 Ziff. 6) I MD. 


Abtretung von VBeamtenbezügen zum Heim: 
ftättenbau [Beamtenheimftättengefeßl, G. v. 
30. Juni 1927 in der Faſſ. der B,v. 8. Dez. 1931. 
— Einf. im Lande Ofterreih (BD. v. 31. Jan.) 
119. 

— Einf. in den fudetendeutjden Gebieten 
(V. v. 3. Juni) I 1024, 


Siedlung (Fortſ.) 


Regelung der Bebauung, V. v. 15. Febr. 1936. 
— Einf. im Lande Öfterreih (B. v. 28. Tebr. 


Kleinfiedlung, Kleingärten: 

Kleinfiedlung u. Bereitftellung von Klein- 
gärten, V. v. 6. Oft. 1931 in der Faſſ. der V. v. 
96. Febr. 1938 u. V. v. 23. Dez. 1931 in der 
Faff. der Bel. v. 15. Jan, 1937. 

— Teilweife Einf. im Lande Oſterreich 
(B. v. 28. Febr. $1 Siff. 3, 4, 8) 1345. 

— Teilweiſe Einf. in den fudetendeutjchen 
Gebieten (B. v. 6, Mai $ 1 Siff. 15, 16, 20) 
1955. 

Kleingarten- u. Kleinpadtlandord- 
nung, ©. v. 31. Juli 1919. — Vorl. And, 
(B. dv. 27. Sept. $ 1 Abi. 2) I 1966. 

— Einf. des ©. v. 31. Juli 1919 u. des G.p. 
26. Juni 1935 im Lande Öfterreih (2. v. 
98. Febr. $1 Ziff. 2, 5) 1345. 

— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 6. Mai $1 Siff.14, I) I HD. 

Einf. des Kleinfiedlungs- u. Klein» 
gartenrechts im Lande Hfterreih (B. v. 
28. Febr.) I 345. 

Kündigungsſchutz von Kleingärten (B. v. 
N. Sept.) I 1966. 

Landbeſchaffung für Kleinfiedlungen, 
V. dv. 17.98. 1936. — Einf. im Lande 
Oſterreich (VB. v. 28. Febr. $1 Diff. 7) 134. 

Förderung der Kleinfiedlung, insbeſondere 
durch Übernahme von Reichsbürgſchaften, 
B. dv. 19. Febr. 1935. — Einf. im Lande 
Oſterreich (V. v. 28. Febr. 81 Siff. 6) 134. 

Randwirtichaftlide Siedlung: 

Förderung der landwirtſchaftlichen Sied— 
tung, ©. v. 31. März 1931. — Bürgſchafts— 
verpflichtungen 1939 (©. v. 31. März 84 
Abſ. 3) II 613. 


Vorſchr. ü. die Förderung der landwirt- 
ichaftlihen Siedlung, V. v. 6. Oft. 1931, 
Pierter Teil Kap. II. — Einf. des $1 im 
Rande Sfterreich (V. v. 28. Febr. $1 Siff. 3) 
I 345. 

Vollſtreckungsſchutz in der landwirtjchaft- 
lichen Siedlung (V. dv. 31. März) I 6. 
(B. v. 28. Juni) I 1066: (B. v. 23. Sept.) 
I11%5. 

Reichsheimftättengefeb. — inkrafttr. des 
&. vd. 10. Mai 1920 in der Faſſ. der Bel. v. 25. Nov. 
1937 in den Gemeinden Jungholz u. Mittel— 
berg (B. v. 27.Nov. $1 Sf. 2) 12309. 


Reichsfiedlungsgefek, ©. d. 11. Aug. 1919 in 
der Fafl. der ©. v. 7. Juni 1923 u. 8. Juli 1926 u. 
Erg®. v. 4. Jan. 1935. 

— Einf, im” Lande Öfterreih (2. v. 7. Febr. 
Art. 1 Ab. 1 Siff. 2,3) 1208. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 29, März Art. 1 Abſ. 1 Siff.2, 3) I 641. 
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Siedlung (Fortſ.) 
Siedlungswejen: 
_Einf. von Vorſchr. auf dem Gebiet Des 
Siedlungswefens im Lande Oſterreich (V. v. 
ah 1382. (Sweite ®. v. 18. Nov.) 
2305. 


Einftweilige Maßnahmen zur Ordnung des 
deutjchen Siedlungsweſens, ©. v. 3. Juli 1934 
u. Duchf®. v. 5. Juli 194 in der Faſſ. der 
V. vd. 23. Okt. 1939. 

— Einf. im Lande Oſterreich (V. v. 28. Febr. 
$1 Siff. 3, 4) 1382. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B.0.6.Mai $1 Ziff. 1, 2) I 9. 

Einf. von Vorſchr. auf dem Gebiet des 
Siedlungsmejend in den judetendeutjchen 
Gebieten (B. v. 6. Mai) I 95. (Zweite D. v. 
7.Aug.) I 1389. 


Vorkaufsrecht nad) dem Reichsſiedlungsgeſetz 
[Vorfaufsrechtsverordnung], V. v. 15. Apr. 1933. 
— Erfte AusfBeft. (v. 27. Juni) 11063. — [Ber.] 
I 1386. 

— Einf. im Lande Oſterreich (VB. v. 7. Febr. 
Art. 1 Abf. 1 Siff. 4) 1208. 

— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten(®.v. 
29, März Art. 1 Abj. 1 Ziff. 4) I 641. 


Auffchließung von Wohnfiedlungsgebieten, 
G. v. 22. Sept. 1933 in der Faſſ. ded ©. v. 27.Sept. 
1938 u. AusfV. dv. 25. Febr. 1935. 

— Einf. im Sande Oſterreich (V. v. 28. Febr. 51 
Ziff. 1,2) 1382. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten (V.v. 
6. Mai $1 Siff.3, 4) I 99. 


j. auch Bauftoffe ufw., Bauten, Wohnungs» 
bau. 


Sierra Leone ſ. Kolonien LTA2. 


Stowatei, Sandelsvertrag v. 22. Juni 1959. 
Vorl. Anwendung (VB. v. 30. Juni) II 859. 
Abk. ü. die Behandlung der Kriegsgefangenen 
v. 27. Juli 1929. — Beitr. (Bel. v. 23. Dez.) Il 1068. 


Deutfch-tlowatijches Abk. zur Auseinanderjegung 
auf dem Gebiet der Rechtspflege v. 20. Juli 1939. 
— Rat. (Bel. v. 28. Sept.) II 970. 


Deutſch⸗ tſchecho⸗ſlowaliſches Abk. ü. Die fiber: 
teitung der Rechtspflege v. 19. Dez. 1938. — 
Inkraftbl. für die Slowafei (Bel. v. 28. Sept.) 
I1 970. 

Vertr. ü. das Schußverhältnis zwilchen dem 
Deutichen Reich u. dem Slowakiſchen Staat v. 
18.723. März 1939. — Intrafttr. (Bel. v. 24. März) 
IT 606. 


Abk. zur Regelung der Zahlungen zwijchen dem 
Deutſchen Reid) u. der Slowakei [Berrehnungs- 
abfommen]v. 3. März 1939. — Vorl. Anwendung 


(B. 0.15. Apr.) II 648. 


Abk. zur Verbeſſerung des Loſes Der Ver» 
wundeten u. Kranken der Heere im Felde v. 
27. Juli 1929. — Beitr. (Bel. v. 23. Dez.) IT 1068. 


Reichägejegbt. 1959 
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Stowatei (Fortſ.) 


Weltpoftverträge von Kairo v. 20. März 1934. 
— Beitr. (Bel. v. 20. Juli) II 940. 


Abt. zur Regelung der Zahlungen zwifchen dem 
Yroteftorat Böhmen u. Mähren u. der Slowalei 
v. 23. März 1939. — Vorl. Anwendung (V. d. 
15. Apr.) II 646, 


Zollerleihterungen für den Warenverkehr 
zwiſchen den ſudetendeutſchen Gebieten u. der 
Slowakei (B. v. 28. März) I 635. 


Soldaten ſ. Wehrmacht. 

Somaliland, Britijche, j. Kolonien TA2. 
Sonderjeiertage j. Feiertage. 
Sondergerichte j. Gerichte 1. 


Sondergerichtsbarteit, Sondergerichtsbarkeit in Straf— 
ſachen für Angehörige der 5 u. für die Angehörigen 
der Volizeiverbände bei bejonderem Einſatz (V. v. 
17. Ott.) 12107. — Erſte Durchf V. (v. 1. Nov.) 
I 2293. — [Ber.] I 2404. 


Sonderſtrafrecht, Sonderfivafreht im Kriege u. 
bei befonderem Einfag[Rriegsjonderftrafredhts- 
verordnung] (®. dv. 17. Aug. 1938) 11455. — 
Inkrafttr. (VB. v. 26. Aug.) 11482. — Erfte ErgV. 
(v. 1.Nov.) 12131. 

— Einf. der ®. v. 17. Aug. 1938 u. der D. v. 
26. Aug. 1939 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (B. dv. 14. Nov. $1 Ziff. 1, 3) 
12232. 

Militäriſches Strafverfahren im Kriege u, bei bejon- 
derem Einjat [Kriegsftrafperfahrensordnung] 
(B. v. 17. Aug. 1938) I 1457. — Inkrafttr. u. And. 
(B. v. 26. Aug.) 11482. 

- Erfte DurchfV. (v. 19. Sept. 1938) I 1477. 

weite Durchf- u. ErgV. (v.26.Sept. 1338) 1149. 

- Dritte Durchf-u. ErgV. (v. 11. Aug.) 11482. 

Vierte Durchf-u.Erg®.(v. 1.Nov.) 12132. 

— Fünfte Durchf⸗ u. ErgV. (v.11. Nov.) 12264. 
Sechſte Durchf- u. ErgV. (v. 21. Nov.) 12267. 
Einf. der V. v. 17. Aug. 1938, der V. v. 

26. Aug. 1939 u. der DurchfV. v. 19., 26. Sept. 

1938 u. 11. Aug. 1939 im Gebiet der bisherigen 

Freien Stadt Danzig (R. v. 14. Nov. 81Ziff. 2,3) 

1 2232. 

Sondervermögen des Reichs für Eheftandsdarlehen u. 


Kinderbeihilfen 
ſ. Finanzweſen. 


Sonderzulagen für Schwerarbeiter, Mütter, Kranke 
ſ.LebenswichtigerBedarflcei: Verpflegungszulagen). 


Sonderzuſchlag in Wien ſ. Beſoldung. 
Sonntage ſ. Feiertage. 
Sonntagszuſchläge 
i. KRriegswirtfchaftsperordnung, 
(bei: KRriegslöhne). 


Sowjetunion, Nichtangriffspertt. v. 23. Aug. 1939. — 


Mat. (Ver. v. 3. Sept.) II %8. 
29 
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Soziales Reichsrecht im Memelland 
f. Memelland IB7. 


Sozialrechtliche Vorſchriften, Einf. in den ſudeten— 
deutſchen Gebieten, 
ſ. Sudetendeutſche Gebiete uſw. IB IOa. 


Sozialverſiche rung 
I. Allgemeines 


Ausbau der Rentenverficherung, ©. v. 21. Dez‘ 
1937 u. Ducchf- u. ErgV. v. 1. Sept. 1938. — And. 
(B. v. 11.Nov. $3 Abj.1) 12181, 2182, 

Sozialverficherung der Bedienfteten der Behörden 
u. Dienftitellen des Reichs im Vrotektorat Böhmen 
u. Mähren (8. v. 30. Aug.) 117. 

Spzialverficherung der einberufenen Luftihuß- 
dienftpflichtigen (®. v. 11.Nov.) I 2181, 

Einf. der Reichsverfiherung im Memelland 
(B. v. 17. Aug.) I 1426. 

Sozialverfiherung der Notdienftpflidtigen 
(B. v. 10. Oft.) I 2018. 

Meiterer Abbau der Notverordnungen in ber 
NReichsverficherung (6. v. 19. Apr.) 1 78. — 
Durdif- u. ErgV. (v. 3. Aug.) I 1346. 

Einf. der Sozialverfiherung im Lande Ofterreich, 
B. 0.22. Dez. 1938. — Durcchf- u. ErgV. (v. 9, Febr.) 
I 19%. 

Sinausfchiebung der Frift für die Feſtſetzung der 
DOrtslöhne in der Reichsverſicherung (Fünfte D. v. 
29. Nov.) I 2328. 

Reihsverfiherungsordnung. — And. (©. dv. 
17. Kebr. Art. 1) 1267. — [Ber.] I 552. — Nicht- 
anwendung des $205d im Rechnungsjahr 1939 
(G. v. 31. März $ 3) II 613. — Weitere And. (©. v. 
19. Apr.) 1793. (®. v. 28. Oft. $5) 12110. (V. v. 
12. Dez.) I 2414. — [Ber.] 12466. 

Durhführung der Reichöverficherung in ben 
judetendeutfdhen Gebieten (Amweite 3. d. 
9. Febr.) 1181. 

Vereinfachung des Verfahrens in der Reichs— 
verfiherung u. der Arbeitslofenverficherung (V. v. 
28. Oft.) 1 2110. 


.— 


Il. Krankenverfichherung 


Anderungen in der gejeßlichen Krankenverſicherung 
(B. v. 12. Dez.) 12414. — [Ber.] I 2456. 

Krankenverficherung im Ausland (V. d. 26. Oft.) 
I 2175. 

Ausdehnung des Geltungsbereich® der Betriebs: 
krankenkaſſe des Reichs in Berlin auf Die 
Betriebe u. Verwaltungsitellen der Mebhrmacht 
(DB. dv. 9. Ott.) I 2017. 

Vorſchr. ü. die Krantenverficherung der Bedienite- 
ten der Behörden u. Dienftjtellen des Reichs im 
Protektorat Böhmen u. Mähren (B. dv. 30. Aug.) 
I 1737. 

Verfiherung der Hebammen (B. dv. 23. März) 
I 635. 

— Einf. in der Oftmark (B.v. 16. Dez.) 12441. 
— Einf. im Reichsgau Sudetenland (V. v. 
9,Nov.) I 2180, 
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Sozinlverjiherung (Fortſ.) 


V. it. die Teilnahme an der kaſſenzahnärzt— 
lihen und kaſſendentiſtiſchen Berforgung 
(v. 19. Sept.) I 1855. 


Befreiung borübergehender Dienftleiftungen bon 
der Krankenverfiberungspflidt, Bel. d. 
17. Nov. 1913 in der Faſſ. der V. v. 16. Dez. 1927. 
— Erg. (B. 0.23. März $1) I 685. 


Krantenverficherung für Kriegshinterbliebene 
(B. v. 20. Apr.) I 791. 


Vorſchr. ü.dieRrankenverficherungdereinberufenen 
che ußdienftpflichtigen(®.v.11.Nov.) 
2181. 


Durchführung der Krantenverfiherung im 
Memelland (V.v.9. Mai) I 8%. 


Vorſchr. ü. die Krankenverficherung Notdienft- 
pflibtiger (V. v. 10. Oft.) I 2018. 


Vorſchr. ü. Krankenverficherung in den ſudeten— 
deutſchen Gebieten (V. vd. 9. Febr. Abſchn. II) 
I 181, 182. 


V. ü. die Träger der Krankenverficherung im 
Reichsgau Sudetenland (v. 8.Nov.) I 2177. 


Il. Unfallverfiherung 


Anderungen in der Unfallverfiherung (Fünftes 
G. v. 17. Febr.) I 267. — [Ber.] I 552. 


Vorſchr. ü. die Unfallverficherung der Bedienfteten 
der Behörden u. Dienftjtellen des Neichs im Pro— 
teftorat Böhmen u. Mähren (2. v. 30. Aug.) 
I 1737. 


Hinausſchiebung der Frift für die Feſtſetzung der 
Jahresverdienfte im ber (andwirtjchaftlichen 
Unfallverficherung (Fünfte V. v. 29. Nov.) 1 2328. 


Reiftungen aus der Unfallverfiderung, V. v. 
8. Dez. 1931 Fünfter Teil Kap. I Abſchn. 1. — 
Außerkrafttr. der $$3, 7, 13 (G. dv. 17. Febr. 
Art.3 83 Abf. 1) I 267, 274. 


Vorſchr. ü. die Unfallverficherung der einberufenen 
Zuftichußdienftpflidtigen(®.v.11.Nov.) 
T 2181. 

Vorſchr. ü. die Unfallverficherung im Memel— 
land (B. dv. 17. Aug. Abſchn. I) I 1426. 


Nertr. mit den Niederlanden ü. Unfallverfiche- 
rung d. 27. Aug. 1907 u. Zujabberit. v. 30. Mai 
1914. — Geltung für die Oſtmark (Bek. v. 10. Juli) 
II 937. 


Vergütung der Berficherungsträger an die Deutiche 
Reichspoft für die Auszahlung von Renten aus der 
Unfallverficherung. — Vergütungsjäte für die 
NRechnungsjahre 1938, 1939 u. 1940 (Achte DB. dv. 
20.März) I 571. 


Unfallverficherung nad) der Reichsverſ iche— 
rungsordnung. — And. (©. d. 17. Febr. Art. 1) 
I 267. — [Ber.] I 552. — Weitere And. (©. v. 
19. Apr.) I 79. 











Sachverzeichnis 1939 
Sopzialverjicherung (Fortſ.) 


Sozialverjicherung (Fortſ.) 


Vorſchr. ü. die Unfallverficherung in den judeten- 
deutſchen Gebieten (B. v. 9. Febr. Abfchn. ILL) 
I 181, 182. 

Überwachung der Unfallverhütung, V. v. 
8. Dez. 191 Fünfter Teil Kap. II Abjchn. 2. — 
Außerfrafttr. (6. v. 17. Rebr. Art.3$ 3 Ubf. 1) 1267, 
274. 

IV. Invalidenverjicherung 

Vorſchr. ü. die Invalidenverficherung der Be- 
dienfteten der Behörden u. Dienftitellen des Reichs 
im Protektorat Böhmenu Mäbhren(®.v.30. Aug.) 
I 1737. 


MRentenverficherung der Arbeiter während des 
befonderen Einjaßes der Wehrmacht (V. vd. 
13. Oft.) 12030. 


Vorſchr. ü. die Rentenverficherung der einberufenen 
Luftſchutzdienſtpflichtigen (Bev. 11. Nov.) 
I 2181. 

Vorſchr. ü. die Nentenverficherung im Memel- 
land (B. v. 17. Aug. Abjchn. II) I 1426, 1427. 

Nachverfiherung von freiwillig länger dienen— 

den Soldaten der Wehrmadht u. Angehörigen des 
Reichsarbeitädienftes (B.v.21. Juli) 11314. (Sweite 
V. v. 19. Dez.) 12477. — DurchfV. (v. 23. Aug.) 
I 1534. 
— Feſtſetzung von Durchſchnittsbeträgen für die 
Berechnung der Nachverfiherung bei den An— 
gehörigen des NeichSarbeitsdienftes (V. v. 8. Aug.) 
1 1370. — [Ber.] (v. 31. Oft.) I 2234. 

Vorſchr. ü. die Nentenverfiherung Notdienjt- 
pflichtiger (v. 10. Oft.) 12018. 

Vergütung der Verficherungsträger an die Deutjche 
Neihspoft für die Auszahlung von Renten aus 
der Invalidenverficherung u. Verkauf von Marken 
der Invalidenverficherung. — Vergütungsjäte für 
die Rechnungsjahre 1938, 1939 u. 1940 (Achte V. v. 
20. März) I 571. 

invalidenverficherung nach der Reichsverſiche— 
rungsordnung. — And. (6. v. 19. Apr.) I 73. 

Vorſchr. ü. die Nentenverficherung der Arbeiter 
in den judetendeutfchen Gebieten (DB. d. 
9. Febr. Abſchn. IV) I 181, 183. 


V. Ungeftelltenverjicherung 

Angeftelltenverficherungsgefeg. — Aufb. des $ 40 
Abſ. 2 Satz (©. vd. 19. Apr. Art. 2) I 798. 

Beitragsordnung der Angeftelltenverficherung 
v.21. Nov. 1924. — Erg. (V.v. 23. März $4) 1635. 

Vorſchr. ü. die Angeftelltenverficherung der Be- 
Dienfteten der Behörden u. Dienftftellen des Reichs 
im WVroteftorat Böhmen u. Mähren (B. v. 
30. Aug.) 11737. 

Nentenverlicherung der Angeftellten während des 
befonderen Einſatzes der Wehrmacht (BV. v. 
13. Oft.) 12030. 

Altersverforgung für das Deutiche Handwerk, 
&.v.21. Dez. 1938. 

— Erſte Durchf- u. ErgV. (v. 13. Juli) I 1259. 
— Zweite Durchf- u. Erg. (v. 28. Oft.) I 2113. 
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Verfiherung der Hebammen (V. dv. 23. März) 
I 635. 


— Einf. in der Oftmark (8. 0.16. Dez.) I 2441. 
— Einf. im Reichsgau Sudetenland (B. v. 
9,Nov.) I 2180. 

Vorſchr. ü. die Rentenverficherung der einberufenen 
Luftihußdienftpflichtigen(®.v.11.Wtov.) 
I 2181. 


Vorſchr. ü. Die Nentenverfiherung im Memel- 
land (8. v. 17. Aug. Abjchn. II) I 1426, 1427. 


Nachverſicherung von freiwillig länger dienen- 

den Soldaten der Wehrmacht u. Angehörigen des 
Neichsarbeitsdienftes (V. v. 21. Juli) I 1314. 
(Zweite V. v.19. Dez.) I 2477. — DurchfV. (v. 
23. Aug.) I 1534. 
— Feſtſetzung von Durchichnittsbeträgen für Die 
Berechnung der Nacverficherung bei den An— 
gehörigen des Neichsarbeitsdienftes (V. v. 8. Aug.) 
1 1370. — [Ber.] (v. 31. Oft.) 1 2234. 


Vorſchr. ü. die Nentenverfiherung Notdienit- 
pflihtiger (®. v. 10. Oft.) 1 2018. 

Vorſchr. ü. die Nentenverficherung der Angeftellten 
in den judetendeutfhen Gebieten (VB. vd. 


- 9. Febr. Abjchn. V) I 181, 184. 


Verſicherungsfreiheit vorübergehender Dienft- 
leiftungen in der Angeftelltenverficherung, V. d. 
9, Febr. 1923 in der Faſſ. der V. v. 19. Dez. 1931. — 
And. (V. v. 23. März $3) I 635. 

Ausdehnung der Verſicherungspflicht für 
Angeftellte auf Hebammen. — Aufh. (B. 0.23. März 
$2) 1 635. 


Vi. Knappſchaftliche Verſicherung 


Reichsknappſchaftsgeſetz. — Aufh. des 550 Abſ. 1 
Satz2 (G. dv. 19. Apr.) I 793. 

Knappſchaftliche Penſionsverſicherung während 
des beſonderen Einſatzes der Wehrmacht (R. v. 
13. Oft.) I 2030. 

Vorſchr. ü. die fnappichaftliche Denfionsverfiche- 
rung der einberufenen Quftfchugdienftpflichtigen 
(B. v. 11.Nov.) 12181. 

Vorſchr. ü. die nappichaftliche Penſionsverſiche— 
rung Notdienftpflitiger(®. v. 10. Oft.) 12018. 

Vorſchr. ü. Inappfchaftliche Denfionsverficherung 
in den fudetendeutichen Gebieten (B. v. 
9. Febr. Abſchn. VI) I 181, 184. 


Sozialveriwaltung, Grnennung der Beamten der 


Sozialverwaltung u. Beendigung des Beamten- 
verhältniſſes, 
ſ. Beamte Il. 


Spanien, Verhinderung der Teilnahme am ſpaniſchen 


Bürgerkrieg, ©. v. 18. Febr. 1937. — Außer 
frafttr. (®. dv. 4. Mai) I 907. — Außerkrafttr. der 
DurchfB. v. 20. Febr. 1937 (V. v. 4. Mai $ 3) 1905. 
Abk. gegen die Kommuniftifche Internatio— 
nale v. 5. Nov. 1936 u. Vrot. v. 6. Nov. 1937 ü. 
den Beitr. Italiens. — Prot. v. 27. März 1939 ü. 
den Beitr. Spaniens (Bek. v. 26. Apr.) II 741. 


III 
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Spanien (Fortſ.) 
int. Abk. zur WVereinheitlihung von Regeln ü. 
Konnoſſemente ve25. —* 1924 nebſt Zeichnungs- 
prot. — Rat. (Bel. v. 22. Dez.) II 1049. 


Reiſeverkehr — (V. v.4. Mai) 1905. 
ÜbE. zur einheitlichen Feſtſtellung von Regeln ü. 


die Hilfsleiſtung u. Bergung in Seenot v. 23. Sept. 
1910. — Beitr. (Bel. vd. 23. Sept.) II 967. 


Uberwachung des Verkehrs der deutſchen 
Handelsſchiffahrt mit den ſpaniſchen Häfen, 
G. v. 7. Apr. 1937. — Außerkrafttr. (V. v. 4. Mai) 
1907. 


Spanienfümpjer, Ehrenzeichen ſ. Orden ufw. 
Anwendung der Vorfchr. des Einſatzfürſorge— 
u, »derjorqunasgeiehes 
ſ. Verſorgung. 


Spanien-Kreuz j. Orden ujw. 


Sparkajien, Rommunalfredit der Spar- u. Giro- 
fafien u. der kommunalen Kreditanftalten (©. v. 
7. Juni) 1 986. 

Maßnahmen auf dem Gebiete des Sparkafjen- 
weiens (V. v. 5. Dez.) I 2413. 


Maßnahmen auf dem Gebiete des Sparkaſſen— 
weiens im Lande Ofterreih (B. v. 27. März) 
1600. — Außerfrafttr. (M. v. 5. Dez. $3 Siff. 3) 
T 2413. 

V. ü. Spar- u. Girokaſſen jowie ommunale 
Siroverbände u. fommunale Kreditinftitute 
v. 5. Aug. 1931. — And. (©. v. 7. Juni) I 986. 

Vorichr. ü. Spar- u. Birofafjen,fEommunale 
Kreditinstitute u. Giroverbände jowie Giro- 
zentralen, ®. v. 6. Oft. 1931 Fünfter Teil Kap. I. 
— Außerfrafttr. des Art.5 in der Fall. der ©. v. 
13. Dez. 1934 u. 9. Dez. 1937 (8. v. 5. Dez. $3 
Ziff. 1) 12413. 

Mapnahmen auf dem Gebiete des — * — 
weſens in —— 

4. März) 1419. — Außerkrafttr. (V. v. 5. Dez. $ 
Ziff. ) 12413. 

Sparunternehmungen, ©. ü. die Auflöſung der Zweck— 
ſparunternehmungen v. 13. Dez. 1935. — Einf. des 
$1 Abf. 1 in den ſudetendeutſchen Gebieten (V. v. 
5. Apr. $1 Siff.3) 1720, 


Speditenre j. Rubrunternebmen. 


Speicher, Sanbbeihaftung für den Bau, 
ſ. Getreide, Landbeſchaffung, Vierjabres- 
plan. 


Speijetartojjeln 1. Nartoffeln, Dreije LI. 
Speijerolle der Kauffahrteiſchiffe ſ. Schiffahrt IL 
j. Preiſe II. 


Speijezwiebeln ı. Dffentliche Bewirtſchaftung 
(bei: VBrotauifftrichmittel). 


Speijejalz, Höchſtpreiſe, 


Sperrgebiete, Verbot des Aufenthalts aktiver An- 
gehöriaer einer ausländijchen Wehrmacht, 
j, Ausländer, Grenzweſen I. 





—VV 


Spieleinrichtungen, Fernhaltung Jugendlicher von 
öffentlichen Spieleinrichtungen, 
ſ. Jugendliche. 


Spieltartenſtener ſ. Steuern IIIB 10. 


Spinnſtoffe, Spinnſtoffwirtſchaft, Spinnftoftades © % 
6. Dez. 1935. — Außerkrafttr. des $22 (W. 
3. Juni 338 Abſ. 3) 1999, 1004, 

Öffentliche Aufträge auf dem Gebiete der 

Spinnftoffwirtichaft, Bel. v. 31. Oft. 1938. — 
Erg. (B. v. 12. Sept.) I 1822. 
— Einf. der ®. v. 26. Oft. 1935 in der Faſſ. der 
Bel. dv. 31. Oft. 1938 nebſt Erg®. dv. 12. Sept. 
1939 in der Oftmarf u. im Reichsgau Sudeten- 
land (9.v.12.Sept.) 11822. 

Dreisbildung fir Spinnftoffe u. Spinnftoff- 
waren im Ginzelbandel (B. v. 17. Sept.) I 1877. 

Vreisporjchriftenfin Spinnftoffe, G.v. 6. Dez. 
195. — Außerkrafttr. des $ 22 (WB. dv. 3. Juni $ 38 
Abſ. 3) 1999, 1004. 

Einjeßung eines Sonderbeauftragten für die 
Spinnftoffwirtichaft, V. dv. 3. Sept. 1939 [Deutfcher 
Reihsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 204]. — Einf. 
in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 14. Dez. 
$1 Siff.7) 12419. 

VBerbraudsregelung von Spinnftoffwaren 
j. Lebenswichtiger Bedarf, 


Spiritus |, Branntwein. 


Sport, Erl.des Führers u. Reichskanzlers ü. den Na tio— 
nalſozialiſtiſchen Reichsbund für Leibes— 
übungen vd. 21. Dez. 1938. — DurchfBeſt. (v. 
15. Mai) 198. 


Reihsjportamt: 
Errichtung des Reihsfportamts, Erl. v. 
23. Apr. 1936. — Einf. in den judeten- 
deutjchen Gebieten (8. v. 10. März) I 443. 
Suftändigfeit des Reichsfportamts, V. v. 
1. Sept. 1937. — Einf. in den fudeten- 
deutjchen Gebieten (8. v. 10. März) I #43. 
Neuordnung des Sports in den fubdeten- 

deutfchen Gebieten (V. v. 10. März) I 443. 


Sprengſtoffe, V. ü. Sprengſtoffe (vd. 7. Juli) I 1255. 
Volizeiverordnung ü. die Einfuhr von Spreng- 
jtoffen aus dem Ausland in Die [udetendeutfchen 
Gebiete (v. 16. Tan.) I 46. 
Einf. von Sprengitoffporfchriften im Reichs- 
gau Sudetenland (B. dv. 30. Aug.) I 1602. 
Berbrecherifcher u. gemeingefäbrlidher Ge- 
brauch von Sprengjtoffen, ©. v. 9. Juni 1884. 
— Einf. im Droteftorat Böhmen u. Mähren (®.v. 
14, Apr. $1 Abſ. 1 Siff.2) I 754. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(V. v. 16. Jan. $ 1 Abſchn. I Siff. 2) 1 38, 
— Ber. v. 29. Apr. 1903. — And. (B. v. 7. Juli) 
I 1255. — Einf. der Bel. v. 29, Apr. 1903 in der 
Faſſ. der Bel. dv. 20. Juni 1907 u. 4. März 1916 
fowie der ®. ü. Sprengitoffe v. 8. März 1924, 
10, Nov. 1927, 28, Oft. 1931 u. 7. Tuli 1939 im 
Reichsgau Sudetenland (®. v. 30. Aug.) I 1602. 
Volizeiverordnung ü. das Abgeben exploſions— 
gefährlicher Gegenstände zur Werbüttung (v. 
13. Jan.) 155. 


Sachverzeichnis 1939 
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Sprengſtoffe (Fortſ.) 

Polizeiverordnung ü. die Kennzeichnung der an 
den Bergbau vertriebenen ummantelten Wetter— 
iprengjtoffe (v. 21. Aug.) I 1453. 


4, Fürſorge u. Verforgung für die ehemaligen 
Angehörigen der bewaffneten Einheiten der 44 u. 
ihre Hinterbliebenen (Erl. des Führers u. Reichs: 
fanzlers v. 1. Aug.) I 1335. — Durhfßeft. 
(v. 3. Aug.) I 1342. — DucrchfBeſt. (v. 13. Oft.) 

2038. 

Bildung einer befonderen Gerichtsbarkeit 
‚Nationalfozialiftifche Deutiche 

Arbeiterpartei. 

Anwendung der Vorfjchr. der Sweiten u. Dritten 
Ausf®. zum Derjonenftandsgejek auf die Ange- 
börigen der bewaffneten Einheiten der 44 (8. vd. 
4.Nov. $32) 12163, 2167. 

Reichsführer Z u. Chef der Deutjchen 
Dolizei im NReichsminifterium des Innern, Aus: 
übung der Aufficht ü. den Wachdienſt ım Lande 
Ofterreich u. in den fudetendeutfchen Gebieten 
(3. d. 27. Febr.) 1339. 

Sondergerichtsbarfeit in Strafſachen für 
Angehörige der 44 bei bejonderem Einfab (3. v. 
17. Ott.) 12107. — Erfte DurchfV. (v. 1. Nov.) 
I 2293. — [Ber.] I 2404. 

Ausdehnung der Belt. der Wehrmacht-Eiſen— 
babn-Drdnung u. des Wehrmachttarifs für 
Cifenbabnen auf Die Z4-Verfügungstruppe 
[einfchl. 44-Junterfchulen] (V. v. 13. Febr.) IT 119. 


— 


Stant 


Heimtüdifche Angriffe auf Staat u. VDartei 
ſ. Strafredt IH. 

Sicherung der Einheit von Vartei u. Staat 
‚Nationalfozialiftiiche Deutſche 

Arbeiterpartei. 


Stantsangehdrigkeit, Reichs- u. Staatsangehörigfeits- 

geſetz, G. v. 22. Juli 1913 u. AndG. v. 15. Mai 1935. 

— Einf.im Lande Ofterreic (WB. v.30. Juni) I 1072. 

— Einf. in den [udetendeutjchen Gebieten (R.v. 

12. Febr.) I 205. 

— V. ü. die deutſche Staatsangebörigkeit v. 5. Febr. 
4 


— 


— 


— Teilweiſe Einf. im Lande Oſterreich (V. v. 
30. Juni) I 1072. 

— Teilweife Einf. in den judetendeutjchen Ge- 
bieten (V. v. 12. Febr.) I 205. 

V. ü. die Aberkennung der Staatsangehörig- 
feit de3 Droteftorats Böhmen und Mähren 
(v. 3. Oft.) 11997. 

Aberkennung der Staatsangehörigkeit u. Wider- 
uf des Staatsangehörigkeitserwerbes in der 
Oſtmark (B. v. 11. Juli) 1 1235. 

Einbürgerung von Kriegsfreimwilli- 
aen (V. v. 4. Sept.) I 1741. 

Miderruf von Einbürgerungen u. Aberken— 
nung der deutichen Staatsangehörigfeit, ©. v. 
14. Juli 1933 u. DurchfV. v. 26. Juli 1933. 

— Teilweife Einf. in der Oſtmark (B. v. 11. Juli) 
I 1235. 

— Teilmeife Einf. in den judetendeutjchen 
Gebieten (DB. v. 12, Febr.) I 205, 


Reichsgeſetzbl. 1939 


Staatsangehörigkeit (Fortſ.) 


Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit (V. v. 
1. Sept.) I 1656. 

Vertr. mit Litauen ü. die Staatsangehörigkeit 
der Memelländer v. 8. Juli 1939. — Nat. (Bel. 
v. 11. Nov.) II 999. 


Sweite V. ü. die deutſche Staatsangehörigkeit im 
Lande Ofterreich (v. 30, Juni) I 1072, 

Reihsbürgergejeß v. 15. Sept. 1935. — 
Achte V. (v. 17. Jan.) 147. — Neunte V. (v.5. Mai) 
I 891. — Zehnte ®. (v. 4. Juli) I 1097. 
— Teilweife Einf. der Fünften ®. v. 27. Sept. 1938 
inden fudetendeutjchen Gebieten(B.v.31. März 
$3) 1657, 658. — Einf. der Dritten ®. v. 14. Juni 
1938 in den judetendeutfchen Gebieten (B. v. 
22. Apr.) 1818. — Teilweiſe Einf. der Vierten ®. v. 
25. Juli 1938 u. der Achten V. v. 17. Jan. 1939 
in den judetendeutichen Gebieten (B. v.5. Mai) 
I 880. 


V. ü. die Deutiche Staatsangehörigkeit in den 
judetendeutjchen Gebieten (v. 12. Febr.) I 205. 


Erwerb der deutjchen Staatsangehörigfeit durch 
frühere tichech o-jlowatifche Staatsangehörige 
deuticher Volkszugehörigkeit (WB. v. 20. Apr.) I 815. 


Staatsanwalt, Befähigung zur Staatsanwaltichaft 
(V. d. 4. Jan.) I5. 


Laufbahn für das Amt des Staatsanivalts 
(B. v. 16. Mai) I 917. 


Staatsjeindliches Vermögen ſ. Vermögen. 
Staatsprüfungen, juriftifche, f. Juftizausbildung. 


Staatsjchiffe, Immunitäten, 
j. Schiffahrt IL, Staatsverträge LE. 


Staatsverträge 
Überſicht 
I, mit auswärtigen Staaten 

4. Politische Verträge 

B. Krieg und Frieden 

O. Grenzwesen (Grenzen, Grenzverkehr ) 

D. Handels-, Freundschafts-, Schiffahrts-, 
Verrechnungs-, Waren-, Wirtschafts-, Zoll- 
verträge, -abkommen u. dgl. 

E. Schiffahrt 

F, Kulturwesen 

@G, Gerichtswesen und internationales Privatrecht 

H . Staatsangehörigkeit 

J. Gewerblicher Rechtsschutz 

K. Gesundheitswesen 

L. Soziale Maßnahmen 

M. Verkehrswesen 

N. Steuerwesen 

O. Zollwesen 

P. Sonstige Verträge 


Il. mit deutfchen Ländern 


I. mit auswärtigen Staaten 
A. Politiſche Berträge 


Dänemark. Nidtangriffsvertr, v. 31. Mai 1939. 
— Rat. (Bel. v. 28. Juni) II 856. 


um 








IL 


5140-1595 
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Stantsverträge (Fortſ.) 


Eſtland. Nichtangriffsvertr. v. 7. Juni 1939. — 
Nat. (Bel. v. 28. Juli) II 945. 


Frankreich. Erfl. ü. friedliche u. gutnachbarliche 
Beziehungen d. 6. Dez. 1938. — Inkrafttr. (Bel. v. 
9, Jan.) II 14. 


Italien. Freundſchafts- u. Bündnispakt d. 
2, Mai 1939. — nirafttr. (Bel, v. 15. Juni) IL 825. 


Fettland. Nichtangriffsvertr. dv. 7. Juni 1939. 
— Rat. (Bel. dv. 28. Juli) II 947. 


Litauen. Vertr. ü. die Wiedervereinigung des 
Memelgebiets mit dem Deutjchen Reich v. 22. März 
1939. — Inkrafttr. (Bel. v. 24. März) II 608. 


Mandſchukuo. Deutich-japanifches AbE. gegen 
die Kommuniftiiche Internationale v. 25. Nov. 1956 
u. Brot. d. 6. Nov. 1937 ü. den Beitr. Italiens. — 
Yirot. v. 24. Rebr. 1939 ü. den Beitr. Mandſchukuos 
(Bek. v. 30. Apr.) II 745, 


Slowatei. Vertr. ü. das Schußverhältnis 
zwoifchen dem Deutjchen Reich u. dem Slowakiſchen 
Staat v. 18./23. März 1939. — Inkrafttr. (Bel. v. 
24. März) II 606. 


Sowjetunion. Nichtangriffsvertr. v. 23. Aug. 
1939. — Nat. (Bel. dv. 25. Sept.) II 968. 


Spanien. Deutjch-japanifches Abk. gegen Die 
Kommuniftifche Internationale v. 25. Nov. 1936 
u. Brot. v. 6.Nov. 1937 ü. den Beitr. Italiens. — 
Prot. v. 27. März 1939 ü. dem Beitr. Spaniens 
(Bel. dv. 26. Apr.) II 741. 


Ungarn. Deutjch-japanifches Abk. gegen Die 
Kommuniftifche internationale v. 25.Nov. 1937 
u. Vrot. d. 6.Nov. 1937 ü. den Beitr. Italiens. — 
Prot. dv. 24. Febr. ü. den Beitr. Ungarns (Bel. v. 
30. Apr.) II 749. 


B. Krieg und Frieden 


Zweite Saager Friedensfonferenz. — Künd. 
des Abk. v. 18. Oft. 1907 ü. die Behandlung der 
feindlichen Kauffahrteifchiffe beim Ausbruch der 
Feindfeligfeiten durch Frankreich (Bel. v. 1. Sept.) 
IT 960. 


Abk. ü. die Behandlung der Kriegsgefangenen 
v. 27. Juli 1929. — Beitritte u. Ratififationen: 
(Bef. v. 31. Jan.) IT118. (Bel. v. 23. Dez.) II 1068, 


Abk. zur Verbeſſerung des Loſes der Ver— 
wundeten u. Kranken der Seere im Felde 
v. 27. Juli 1929. — Beitritte u. Ratifilationen: 
Bet. 0.31. Ian.) II 118. (Bel. v. 23. Dez.) 111068. 


C. Grenzwejen (Grenzen, Grenzvertehr) 


Litauen. Abk. ü. den feinen Grenzverkehr 
Grenzverkehrsabk.e) v. 5. Aug. 1936. — Außer— 
trafttr. u. vorl. Anwendung eines neuen Abk. v. 
20.Mai 1939 (VB. v. 26. Mai) II 789, 


Sachverzeichnis 1939 
Staatsverträge (Fortſ.) 





Niederlande. Vertr. ü. die Feſtſetzung einer 
Betriebsarenze für die auf beiden Seiten der Grenze 
an der Wurm liegenden Steinkohlenbergwerfe v. 
17. Mai 1939. — Rat. (Bel. v. 16. Dez.) II 1019. 


Schweiz. Abk. ü. die Verlegung der Grenze 
zwifchen dem Stadtkreis Konſtanz u. dem Kanton 
Thurgau v. 21. Sept. 1938 (Bel. v. 6. Jan.) III. — 
Nat. (Bel. v. 14.Mai) II 7855. — DurchfG. (v. 
13. Apr.) II 645. 


Abk. ü.die Verlegung der Grenze an den Straßen 
Teftetten-Neuhaufen, Erzingen-Weisweil, Gottma- 
dingen-Buch, Rottftetten-Nüdlingen v. 22. Sept. 1938 
(Bel. dv. 6. Jan.) IT 9. — Rat.Bek. v. 14. Mai) 
II 785. — DurchfG. (v. 13. Apr.) II 645. 


























INN 


H5140-1596 





D. Handels-, Freundſchafts-, Schifjahrts:, Berrechnungs-, 
Waren:, Wirtſchafts⸗, Zullverträge, sabtommen u. dgl. 


l. Internationale Abfommen 


Int. AbE. zur Vereinbeitlichung der Methoden für 
die Entnahme von Droben u. die Unterfuchung von 
Käfe dv. 26. Apr. 1934. — Natifilation: (Bel. v. 
7. Juli) IT 936. 


2. Abkommen mit einzelnen Ländern 


Albanien. Abk. ü. die Ausdehnung deutjch- 
italienifcher Abkommen u. Bereinbarungen 
auf das Königreicdy Albanien v. 27. Mai 1939. — 
Inkrafttr. (Bek. dv. 17. Juni) II 837. 


Deutich-italienifcher Sandels-u.Schiffahrts- 
vertrag v. 31. Dt. 1925. Ausdehnung des 
Vertr. u. der Qufaßvereinb. v. 9. Dez. 1926, des 
Zuſatzabk. v. 3. März 1932, des Virot. dv. 8. Apr. 
1933, des Zuſatzabk. v. 9. Juni 1933, der Vereinb, 
v. 12, Dez. 1933, 29. März 1934, 20. Dez. 195 u. 
14. Mai 1937 u. des Abk. v. 28, Mai 1933 u. des 
Zuſatzabk. v. 13. Febr. 1939 auf das Königreich) 
Albanien (Bel. v. 17. Juni Siff. 1, 5) II 837. 


Deutich-italtenifches Abk. ü. den Handel mit 
medizinifchen Erzeugnifjen u. medizinifchen 
Spezialitäten v. 13, Febr. 1939. — Ausdehnung 
auf das Königreid Albanien (Bel. v. 17. Juni 
Ziff.5) II 837. 

Deutfch » italienisches Abk. zur Regelung der 
Zablungen auf dem Gebiete des Filmweſens 
v, 14. Mai 1937. — Ausdehnung des Abk. u. 
der Vereinb. v. 18. Dez. 1937 auf das Königreich 
Albanien (Bek. v. 17. Juni Ziff. 4) 11 837. 


Deutich-italienifhes Abk. zur Negelung der 
Dablungen aus literarifchen, wiſſenſchaftlichen u. 
fünftleriichen Urbeberrechten v. 10. Dez. 1936. 
— Ausdehning auf das Königreich Albanien (Bel. vd. 
17. Juni Siff. 3) II 837. 


Deutſch⸗italieniſches Abk. 


zur Regelung der 
Zahlungen 


[Berrehnungsabfommen] vd. 


26. Sept. 1934. — Ausdehnung des Abf. u. der 
Vereinb. v. 20. Dez. 1935, 14. Mai 1937 u. des 
Abk. v. 28. Maiu. 12. Nov. 1938 auf das Königreid) 
Albanien (Bel. v. 17. Juni Siff. 2) TI 837. 
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Stantöverträge (Fortſ.) 


Abk. ü. die Zollbehbandlung von Waren im 
ein zwijchen dem Deutichen Reich u. dem Lande 

Oſterreich einerfeit8 u. Italien andererfeits v. 
28. Mai 1938. — Ausdehnung auf das Königreic) 
Albanien (Bef. dv. 17. Juni Siff. 1) 11 837. 


Belgien. Vorl. Sandelsabf. zwijchen Deutid)- 
land u. der Belgifch-Lugemburgifchen Wirtichafts- 
union v. 4, Apr. 1925. — Vorl. Anwendung einer 
Dreizehnten Jufaßvereinb. v. 19. Aug. 1939 (8. v. 
31. Aug.) 115. 

Bulgarien. Handels- u. Sciffahrtsvertr. v. 
24. Juni 1932. — Vorl. Anwendung eines Jweiten 
Zuſatzabk. dv. 11. Oft. 1939 (V. v. 8. Dez.) II 1009. 


Chile. Vorl. Anwendung einer fiebenten Vereinb. 
ü. die Einfuhr von Chilefalpeter v. 19. Dez. 1938 
(B. v. 4. Jan.) II 2. — einer achten Bereinb. v. 
21. Jan. 199 (8. dv. 4. Febr.) II 116. — einer 
neunten Vereinb. dv. 23. Mai 1939 (U. v. 27. Juni) 
II 839. — einer zehnten Bereinb. v. 8. Aug. 1939 
(B. v. 21. Aug.) 11979. — einer elften Vereinb. 
v. 15. Aug. 1939 (8. v. 29. Sept.) II 980. — einer 
zwölften Vereinb. v. 15. Aug. 1939 (V. v. 29. Sept.) 
II 981. 


Handelsvertrag v. 26. Dez. 194. — Vorl. 
Anwendung einer fiebenten Vereinb. ü. die Einfuhr 
von Chilejalpeter dv. 19. Dez. 1335 (V. dv. 4. Jan.) 
II 2. — einer achten Vereinb. ü. die Einfuhr von 
Chilefalpeter v. 21. Tan. 1939 (DB. vd. 4. Febr.) 
IT 116. — einer neunten Vereinb. ü. die Einfuhr von 
Chilefalpeter v. 23. Mai 1939 (V. v. 27. Juni) 
II 839. — einer fünften Vereinb. v. 28. “Juni 1939 
ü. die Verl. der Geltungsdauer des Vertr. (V. v. 
24. Juli) II 339. — einer zehnten Vereinb. ü. die 
Einfuhr von Chilefalpeter v. 8. Aug. 1939 (B. v. 
21. Aug.) II 979. — einer elften Vereinb. ü. Die 
Einfuhr von Ehilefalpeter v. 15. Aug. 1939 (DB. v. 
29. Sept.) II 980. — einer zwölften Vereinb. ü. 
die Einfuhr von Chilefalpeter dv. 15. Aug. 1939 
(B. v. 29. Sept.) II 981. 

Abk. ü. den Zahlungsverkehr v. 26. Dez. 1934. 
— Morl. Anwendung einer fünften Wereinb. v. 
28. Juni 1939 ü. die Verl. der Geltungsdauer des 
Abk. (VB. v. 24. Juli) II 939. 


Eſtland. Handels- u. Sciffahrtsvertrag 
v. 7. Dez. 1928. — Vorl. Anwendung eines Zweiten 
Zuſatzabk. v. 31. Oft. 1931 (B. v. 7. Jan.) II 3. — 
eines Dritten Zuſatzabk. v. 7. Okt. 1939 (B. v. 
31. Oft.) II 992. 


Abk. ü. den gegenfeitigen Warenverfehr 
v. 4. Jan. 1985. — Morl. Anwendung eines 


Zweiten Zuſatzabk. v. 31. Oft. 1938 (8. v. 7. Jan.) 
II 3. — eines Dritten Zuſatzabk. v. 7. Oft. 1939 
(B. vd. 31. Oft.) II 992. 

Finnland. Handelövertr. v. 24. März 1934. — 
Sechſte Vereind. v. 21. Dez. 1938 zur And. des 
Vertr. — Rat. (Bel. dv. 29. Sept.) II 976. 


Frankreich. Abk, ü. den Warenperfehr 
v. 10. Juli 1937. — Vorl. Anwendung eines Abk. 
v. 10. März 1939 zur Erg. (U. v. 28. März) II 617. 
— Sonderfündigungen von Sollbindungen (Zweite 
Bek. v. 7. Jan.) II 5. 


Stantöverträge (Fortſ.) 


Abk. ü. die Eingliederung des Warenverfehrs 
zwiichen den fudetendeutfhen Gebieten u. 
Frankreich in die deutſch-franzöſiſchen Wirtfchafts- 
beziehungen dv. 10. März 1939. — Vorl. Anwendung 
(B. 0.28. März) II 617. 

Griehenland. SHandels- u. Schiffahrts- 
vertrag v. 24. März 1928. — Vereinb. dv. 1. Oft. 
1938 ü. die And. des Vertr., V. v. 24. Oft. 1938. 
— Rat. (Be. dv. 25. Juli) II 941. — Vorl. Anwen— 
dung einer Imweiten Vereinb. v. 26. Aug. 1939 ü. 
die And, des Vertr. (VB. v. 2. Oft.) IT 983. 


Abk. ü. die Zahlungen aus dem Warenverfehr 
[öertehnungsabtomnven] v. 24. Sept. 1937. 
Vorl. Anwendung eines Erften Zuſatzabk. v. 
26. Aug. 1939 (DB. d. 29. Sept.) II 982. — Bereinb. 
v. 14. Apr. 1938 ü. die Überleitung des öfterreichifch- 
griechifchen Verrechnungsverkehrs in das Deutic)- 
griechiiche Verrechnungsabf., VB. v. 18. Mai 1938. — 
Nat. (Bel. v. 31. Juli) II 949. 


ran. Abk. ü. die Regelung der Zahlungen 
zwifchen Deutjchland u. ran [Berrechnungsabf.] v. 
30. Oft. 1935. — Außerkrafttr. u. vorl. Unwendung 
eines neuen WVerrechnungsabf. v. 4. Tan. 1939 
(B. dv. 14. Febr.) II 120, 


Ttalien. Abk. ü. die Ausdehnung Deutjch- 
italienifcher UbE. u. Vereinb. auf das Königreich 
Albanien dv. 27.Mai 1939. — Inkrafttr. (Bel. 
v. 17, Juni) II 837. 


Handels- u. Schiffahrtsvertrag dv. 31. Dft. 
1925. — Vorl. Anwendung eines dritten Zuſatzabk. 
v. 13. Febr. 1939 (8. v. 9. März) II 217. — eines 
Abk. ü. den Handel mit medizinischen Erzeugniffen 
u. medizinifchen Spezialitäten v. 13. Febr. 1939 
(B. v. 9. März) II 219. — Ausdehnung des Vertr. 
u. der Qujabvereinb. dv. 9. Dez. 1926, des Zuſatzabk. 
v. 3. März 1932, des Vrot. v. 8. Apr. 1933, des 
Zuſatzabk. v. 9. Juni 1933, der Vereinb. v. 12. Dez. 
1933, 29. März 1934, 20. Dez. 1935 u. 14. Mai 1937, 
des Abk. v. 28. Mai 1938 u. des Zuſatzabk. v. 13. Febr. 
1939 ni das Königreich Albanien (Bel. v. 17. Juni 
Ziff. 1, 5) II 837. 

Abk. ü. den Handel mit medizinischen Erzeug- 
niffen u. medizinifhen Spezialitäten v. 
13. Febr. 1939. — Vorl. Anwendung (V. vd. 9. März) 
II 219. — Ausdehnung des Abk. auf das Königreich 
Albanien (Bef. v. 17. Juni Siff.5) II 837. 


Abk. zur Regelung der Zahlungen auf dem 
Gebiete des Filmweſens v. 14. Mai 1937. — 
Ausdehnung des AbE. u. der Vereinb. v. 18. Dez. 
1937 auf das Königreich Albanien (Bel. v. 17. Juni 
Ziff. 4) II 837. 

Abk. zur Negelung dev Zahlungen aus litera- 
tischen, wiljenichaftlichen u. Eünftlerifchen Urbeber- 
rechten dv. 10. Dez. 1936. — Ausdehnung auf das 
Königreich Albanien (Bef. v. 17. Juni Ziff.3) II 837. 

Abk. zur Regelung der Zahlungen [Berred- 
nungsabfommen] v. 26. Sept. 1934. — Aus- 
dehnung des Abk. u. der Vereinb. v. 20. Dez. 1935, 
14. Mai 1937 u. der Abk. v. 28, Mai u. 12. Nov. 1938 
auf das Königreih Albanien (Bel. v. 17. Juni 
Ziff. 2) II 837. 
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Abk, ü. die Zollbebandlung von Waren im 
- Verkehr zwischen dem Deutfchen Reich u. dem Lande 
Oſterreich einerfeits u. Italien andererfeits v. 28. Mai 
1938. — Ausdehnung auf das Königreich Albanien 
(Bek. v. 17. Juni Ziff. 1) II 837, 


Jugoſlawien. Handelsvertrag v. 1. Mai 
1934. — Vorl. Anwendung einer fünften Zuſatz— 
vereinb. dv. 4. Juni 1938 ii. And., Era. u. Aus- 
dehnung des Vertr. nebſt Zufaßvereinbarungen 
auf das Land Oſterreich fowie vorl. Anwendung 
einer fechften Zuſatzvereinb. v. 25. Oft. 1938 
(B. v. 24. Febr.) II 133. (Bek. v. 31. März) II 643. 
— Vorl. Anwendung einer fiebenten Vereinb. vd. 
7. juni 1939 (8. v. 10. Juli) II 908. 

AbE, ü. Die Regelung von Zollfragen zwijcdyen 
dem Vrotektorat Böhmen u. Mähren u. dem 
Königreich Jugoflawien dv. 7. Juni 1939. — Borl. 
Anwendung (3. v. 10. Juli) II 910. 


Liechtenftein. Abk. ü. den deutjch-jchweize- 
riſchen Verrechnungsverlehr v. 30. Juni 1937. — 
Abk. v. 30. Juni 1938 ü. die And. u. Berl. der 
Geltungsdauer des Abk. ſowie feine Anwendung im 
Lande Ofterreih, V. v. 9. Juli 1938. — Rat. (Bel. 
v. 3. März) IL 216. — Vorl. Anwendung eines 
zweiten Abk. v. 5. Juli 1939 ü. die And. u. Verl, der 
Geltungsdauer des Abk. dv. 30. Juni 1937 in ber 
Faſſ. des Abk. v. 30. Juni 1938 (VB. v. 3. Aug.) 
II 943. — eines Zuſatzabk. v. 24. Oft. 1939 zum 
Abk. v. 30, Juni 1937 in der Faſſ. des Abk. v. 5. Juli 
1939 (B. v. 4.Nov.) II 996. 


Litauen. Abk. ü. die Zahlungen im Waren- 
verkehr [Berrehnungsabfommen] v. 5. Aug. 
1936. — Außerfrafttr. u. vorl. Anwendung eines 
neuen Abk. dv. 20. Mai 1939 (V. v. 26. Mai) II 789, 


Abk. ü. den gegenfeitigen Warenverkehr Waren— 
abfommen] v. 5. Aug. 1936. — Außerkrafttr. u. 
vorl. Anwendung eines neuen Abk. v. 20. Mai 1939 
(B. dv. 26. Mai) II 789, 


Mandſchukuo. Freundſchaftsvertrag v. 
12. Mai 1938. — Zuſatzvertr. v. 24. März 1939. — 
Nat. (Bel. v. 22. Sept.) II 969. 


Abk. ü. den Waren- u. Zahlungsverkehr 
v. 14. Sept. 1938, V. v. 7. Okt. 1938. — Rat. 
(Bel. v. 6. Apr.) IL 649. — Inkrafttr. eines Noten- 
wechjels v. 31.Mai 1939 ü. die Ausdehnung des Abk. 
auf die judetendeutijhen Gebiete (Bel. v. 
24. Juni) II 841. — Inkrafttr. einer weiten Ver- 
einb. zur Durchf. des Art. 11b des Abk. (Bel. v. 
27. Juni) II841. — Außerkrafttr. des Notenwechſels 
v. 14. Sept. 1938 nebjt den dazugehörigen Waren- 
liften u. Inkrafttr. eines Notenwechjels v. 31. Mai 
1939 mit neuen MWarenliften (Bel. v. 27. uni) 
II 842. 


Niederlande. Vertr. ü. den VBerrehnungs- 
verkehr v. 18. Dez. 1937. — Abt. v. 13. Sept. 1938 
zum Vertr., ®. v. 20. Dez. 1938. — Rat. (Bel. v. 
12. Apr.) II 652. 

weiter Vertr. ü. die Negelung des Waren- 
verfehrs dv, 25. März 1939. — Vorl. Anwendung 
(R.v.31. März) II 631. 
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Norwegen. Vereinb. ü. die Zollbehandlung 
norwegiſcher Kippered-Heringe v. 1. Juni 1938. — 
Borl. Anwendung (V. v. 24. Febr.) II 132. (Bel. v. 
31. März) II 643. — einer Smweiten Vereinb. v. 
25. Mai 1939 (B. v. 27. Juni) II 840. 


Volen. Vorl. Anwendungeines Verrehnungs- 
abfommensp.1. Juli 1938 (Sweite V. v. 24. Febr.) 
11133. (Bel. v. 31. März) II 643. 


Vorl. Anwendung eines Wirtſchaftsvertrags 
v. 1. Juli 1938 (Sweite ®. v. 24. Gebr.) II 133. 
(Bek. v. 31. März) 11643. — Vorl. Anwendung 
eines Zuſatzvertr. dv. 2. März 1939 (V. v. 31. März) 
Il 628, 


Rumänien. Handels- und Sciffahrts- 
vertrag v. 33. März 1935. — Vorl, Anwendung 
von Belt. der Zweiten Zuſatzvereinb. v. 10. Dez. 
1938, Erfte ®. v. 28. Dez. 1938. — [Ber.] II 20. — 
Vorl. Anwendung von Belt, der Zweiten Zufak- 
vereinb. v. 10. Dez. 1935 (Zweite V. v. 24. Febr.) 
I1 184. (Bef. v. 31. März) II 643. 

Vertr. ü. die Förderung der wirtſchaftlichen 
Beziehungen v. 23. März 1939. — Vorl. An- 
wendung (B. dv. 17. Mai) II 779. 

Schweiz. Abk. ü. den Verrechnungsverkehr 
v. 30. Juni 1937. — Abk. v. 30. Juni 1938 ü. die 
And. u. Verl. der Geltungsdauer des Abk. ſowie 
jeine Anwendung im Lande Ofterreih, V. v. 
9. Juli 1938. — Rat. (Bel. v. 3. März) IL 216. 
— Vorl. Anwendung eines zweiten Abk. v. 5. Juli 
1939 ü. die And. u. Verl. der Geltungsdauer des 
Abk. v. 30. Juni 1937 in der Faſſ. des Abk. v. 
30. uni 1935 (8. dv. 3. Aug.) 11943. — eines 
Zufatabf. v. 24. Oft. 1939 zum Abk. v. 30. Juni 
1937 in der Faſſ. des Abk. v. 5. Juli 1939 (8. v. 
4.Nov.) IT 996. 

Abk. ü. den gegenfeitigen Warenverfehr v. 
5.Nov. 1932. — Vorl. Anwendung von Belt. der 
Dreizebnten Zuſatzvereinb. v. 1. Dez. 1938 (Zweite 
V. v. 24. Febr.) 11184. (Bel. v. 31. März) II 643. 
— Zwölfte Zuſatzvereinb. v. 3. Aug. 1938, V. v. 
11. Aug. 1938. — Nat. (Bel. v. 3. März) II 216. 


Slowakei. Sandelsvertragd. 22. Juni 1939. 
— Vorl. Anwendung (8. dv. 30. Juni) II 859. 


Abk. zur Regelung der Zahlungen zwijchen dem 
Deutichen Reich u. der Slowakei [Berrehnung®- 
abfEommen]v.23. März 1939. — Vorl. Anwendung 
(V. v. 15. Apr.) II 648. 

Abk. zur Negelung der Zahlungen zwiſchen dem 
Viroteftorat Böhmen u. Mähren u. der Slowakei 
v. 23. März 1939. — Vorl. Anwendung (B. v. 
15. Apr.) I1 646. 

Tſchecho-Slowakei. Wirtjcehaftsabf. v. 29. Juni 
1920. — Vorl. Anwendung einer Sechſten Zuſatz— 
vereinb. v. 15. Dez. 1938 (B. v. 24. Febr.) II 189. 
(Bek. v. 31. März) II 643. 
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Ungarn. Handelövertrag dv. 18, Juli 1931. 
— Vereinb. ü, die Einfuhr von Schilfrohr v. 
20. Juli 1938, V. dv. 29. Juli 1938. — Nat. (Bel. 
v. 14. Febr.) II 123. — Dritte Zuſatzvereinb. v. 
6. Juli 1937, V. v. 10. Aug. 1937. — Rat. (Bel. vd. 
6. juni) II 822. — Vorl. Anwendung einer Vierten 
Zuſatzvereinb. v. 7. Mai 1938 ü. And., Era. u. 
Ausdehnung des Vertr, auf das Land Ofterreid 
jowie vorl. Anwendung einer Fünften Zufabvereinb. 
vb. 2. März 1939 (B. v.31. März) II 622. 

Vereinb. ü. die Einfuhr von Schilfrobr v. 
20. Juli 1938, V. v. 29. Juli 1938. — Rat. (Bel. vd. 
14. Febr.) II 123. 


E., Schiffahrt 

Ubkft. v. 1. März 1939 ü. den Eintritt Deutic- 
lands in die Europäifhe Donaufommiffion 
u. ü. den Beitr. Deutſchlands u. Italiens zur 
Vereinb. v. 18. Aug. 1938 ü. die Ausdehnung der 
Befugnijje der Europäiſchen Donaukommiſſion u. ü. 
die And, diefer Vereinb. — Nat. der Ubkft. u. er 
Vereinb. (Bek. v. 15. Mai)II 766. — [Ber.] (v 
>. Juni) II 824. 

Behandlung der feindlihen Kauffabrtei- 
jchiffe beim Ausbruch der Feindſeligkeiten, Abk. v. 
18. Oft. 1907. — Künd. durch Frankreich (Bel. vd. 
1. Sept.) II 960. 

int. Ubk. ü. den Freibord der Kauffahrtei— 
ſchiffe v. 5. Juli 1930. — Anwendung, Bei- 
tritt, Inkrafttreten: (Bel. v. 27. Febr.) II 215. 
(Bek. v. 31. März) II 644. (Bel. v. 8. Juli) II 936. 

Int. Abk. zur einheitlichen Feſtſtellung von 
Regeln ü. die Jmmunitäten der Staatsjciffe 
v. 10. Apr. 1926 nebft Jufaßprot. v. 24. Mai 1934. 
— Ratifilation: (Bel. v. 31. Mai) II 821. 

Int. Abk. zur Vereinheitlichung von Regeln ü. 
Konnojjemente v. 2. Aug. 1924 nebit Zeich— 
nungsprot. — Rat. (Bel. dv. 22. Dez.) II 1049. 
— Meitere Beitritte u. Ratififationen (Be. v. 
22. Dez.) II 1049. 

nt. Ubk. zum Schuße des menjchlicyen Lebens 
auf Se [Sciffsficherheitspertrag, London 
1929] v. 31. Mai 1929. — Beitritt, Intraft- 
treten: (Bef. v. 16. Mai) II 785. (Ber, v. 7. Juli) 
II 935. (Bel. v. 23. Aug.) II 954. 


Ubk. zur einheitlichen Feſtſtellung von Negeln ü. 
die Hilfsleiftung u. Bergung in Seenot dv. 3. Sept. 
1910. — Beitritt: (Bel. v. 23. Sept.) II 967. 

F. Aulturweſen 

Italien. Abk. ü. die kulturelle Zuſammen— 
arbeit dv. 23. Nov. 1938. — Nat. (Bel. dv. 12. Mai) 
II 755. 

Japan. Abk. ii. fulturelle Qufammenarbeit 
v. 25.Nov. 1938. — Infrafttr. (Bek. v. 19. Mai) 
II 786. 

G. Gerihtswejen und internationales Privätrecht 

1. Internationale Abfommen 

Int, Abk. zur Bekämpfung der Falſchmünzerei 
v. 20. Apr. 1929. — Beitritt u. Ratififation: 
(Bef. dv. 23. Sept.) II %8. (Bel. v. 20. Nov.) 
II 1006. 


Staatöverträge Fortſ. ) 


Haager Abk. ü. den Zivilprozeß v. 17. Juli 
1905. Ausdehnung des Geltungsbereichs der 
deutſch-rumäniſchen Erkl. v. 28. Febr. 1929, betr. 
die Wiederinkraftſetzung der Beſt. des Abk., auf das 
Land Oſterreich (Bel. v. 11. Jan.) 117. — 
Teilweife Anwendung des Abk. zroiihen Belgien 
u. dem Lande Ofterreich (Bel. v. 16. Jan.) II 17. 
— zwifchen dem Deutjchen Reich [einjchl. Dfter- 
reich8] u. Jugoſlawien (Bel. v. 17. Mai) II 778. 
— zwifchen dem Gebiete des vormaligen Landes 
Öfterreich u. dem Königreich Italien (Bel. v. 13. Juni) 
II 837. 


2. Ubfommen mit einzelnen Yändern 
Auslieferungspverträge: 

Belgien. Auslieferungsvertr. zwijchen dem 
Deutjchen Reid) u. Belgien v. 24. Dez. 1874 
nebft Zufaßvertr. v. 28.Nov. 1900. — Aus— 
debnung des Geltungsbereihs auf das Land 
Öfterreich u. die [udetendeutichen Gebiete 
(Bel. v. 30. März) II 643. 

Ttalien. Auslieferungsvertr. v. 31. Okt. 
1871. — Notenwechjel ü. die Ausdehnung des 
Seltungsbereihs des Vertr. ſowie der Zuſatz— 
eril. ü. die Auslieferung wegen Heblerei u. 
Begünſtigung [Motenwechiel v. 29. Mai, 9. Aug. 
1905] auf die Oftmarf (Bel. v. 17. Nov.) 
II 1006. 

Nechtsverfehr (Nechtshilfe, Nechtspflege u. 
Rechtsſchutz): 

Belgien. Abk. ü. die Regelung des 
unmittelbaren Verkehrs zwiſchen deutſchen u. 
belgiſchen Gerichtsbehörden bei Erledigung 
von dringenden Rechtshilfeerſuchen in 
Strafſachen v. 17./18. Apr. 1925 [Reid)s- 
minifterialbl. ©. 289]. — Ausdehnung des 
Geltungsbereich8 auf das Sand Öfterreich u. 
die judetendeutichen Gebiete (Bel. vd. 
30. März) II 643. 

RectshilfeverkehrinZivil-u.dandels- 
jachen zwifchen dem Lande Ofterreic) u. Belgien 
(Bel. v. 16. Jan.) II 17. 

Dänemark. Vereinb. zur weiteren Verein— 
fachung des Rechtshilfeverfehrs, Erkl. v. 1. Juni 
1910 u. 1. Juni 1914. — MNotenwechjel vd. 
21. Jan./15. März 1939 ü. die Geltung in den 
im Jahre 1938 mit dem Deutjchen Reid) 
wiedervereiniaten Gebieten (Bek. dv. 7. Juli) 
II 935. 

Frankreich. Erkl. ü. den Rechtsverkehr 
v. 5. Okt. 1927. — Anwendung im Lande 
Oſterreich (Bel. v. 16. Jan.) III8. 

Griechenland. Abk. ü. die gegenſeitige 
Rechtshilfe in Angelegenheiten des bürgerlichen 
u. Handels-Rechts dv. 11. Mai 1938. — Nat. 
(Bel. v. 28, Juni) II 848. — AusfV. (p. 
31. Mai) II 847. 

SGroßbritannien. Abt. ü. den Rechts— 
verkehr v. 20. März 19285. — Unmwendung im 
Lande Dfterreich (Be. v. 11. Jan.) II7. — 
Ausdehnung des Geltungsbereids des Abk. 
v. 20. März 1925 auf die Kolonie Nden 
(Bek. dv. 17. Juli) 11940, 
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Italien. Ausdehnung des Geltungsbereichs 
der deutjch-italienifchen Vereinb. ü. die Rechts— 
hilfe in Strafſachen auf die Oſtmark Gek. 
v. 17. Nov.) II 1006. 

Vereinb. ü. die Leiſtung von Rechtshilfe in 
Verfehrsftraffahen v. 21. Juni / 23. Dez. 
1937. — Notenwechſel ü. die Ausdehnung des 
Seltungsbereihs auf die Oſtmark (Bel: v. 
17.Nov.) II 1006. 

Rechtshilfeverkehr ingivil-u.Sandels- 
fachen zwiſchen dem Gebiete des vormaligen 
Landes Ofterreich u. dem Königreich Italien 
(Bel. v. 13. Juni) II 837. 

Jugoflawien. Rechtshilfeverkehr in Sivil- 
u. Handelsjachen zwifchen Dem Deutjchen Reid) 
u. Jugoflawien (Bel. v. 17.Mai) II 778. 


Luzemburg. Vereinb. zur weiteren ur 
fachuna des Rechtshufevectehrs, Erkl. v.1. Aug. 
1909. — Notenwechiel v. 8. März/20. Mai 1939 
ü. die Geltung in den im Jahre 1938 mit dem 
Deutjchen Reidy wiedervereinigten Gebieten 


(Be. dv. 5. Sept.) II 964. 


Niederlande. Vereinb. zur weiteren Ver- 
einfahung des Mechtshilfeverfehrs, Erkl. v. 
* Juli 1909. — Notenwechſel v. 20. Jan., 

7. Febr. 1939 ü. die Geltung in den im Jahre 
1938 mit dem —— Reich wiedervereinigten 
Gebieten (Bel. v. 7. Juli) II 85. 


Norwegen. Vereinb. zur weiteren Verein- 
jachung des Nechtöhilfeverfehrs, Erkl. v.2 ‚Aug. 
1909. — Inkrafttr. einer Vereinb. vd. 27. an., 
14, Aug. 1939 ü. die Anwendung auf die im 
Jahre 4938 mit dem Deutichen Reich wieder- 
vereinigten Gebiete (Bek. v. 31. DEt.) II 993. 


Schweden. Vereinb. zur weiteren Verein— 
fachung des Nechtshilfeverkehrs, Erkl. v. 1. Febr. 
1910. — Notenwechjel v. 6. Febr. /4. Juli 1939 
ü. Die Geltung in den im Jahre 1938 mit dem 
Deutſchen Reid) wiederbereiniaten Gebieten 
(Bel. v. 5. Sept.) IT 964. 


Slowakei. Deutſch-tſchechoſlowakiſches Abk. 
ü. die Überleitung der Rechtspflege v. 19. Dez. 
1938. — Inkraftbl. (Bel. v. 28. Sept.) II 970 

Deutjch-jlowalifches Abk. zur Auseinanber- 
jekung auf dem Gebiet der Rechtspflege v. 
20. Juli 1939. — Nat. (Bel. v. 28. Sept.) 
II 970. 


TſchechoSlowakei. Abk. ü. die Über— 
leitung der Rechtspflege v. 19. Dez. 1938 
(Gek. v. 24. Dez. 1938) I 22. — Inkrafttr. 
(Bel. v. 11. Shebr.) II 118. — AusfG. 
(v. 1. Febr.) II 21. 

Abk. ü. das Verhältnis der Stempelgeieße zum 
Scheckrecht v. 19. März 1931. — Unwendung: 
(Bel. v. 30. Apr.) II 752. 


Straffreibeit: 


Litauen, Vereinb., betr. die Bürger des 
Mremelgebiets, v. 23. März 1939. — Intrafttr. 
(Bet. v. 27. März) LI 653. 
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Abk. über das Verhältnis der Stempelgejeße zum 
Wechſelrecht v. 7. Juni 1930. — Anwendung: 
(Bel. dv. 30. Apr.) II 752. 


H. Staatsangehörigteit 


Litauen. Vertr. ü. die Staatsangehörigkeit der 
Memelländer v. 8. Juli 1939. — Rat. (Bel. v. 
11.Nov.) II 99. 


Rumänien. Niederlaffungsvertr. dv. 23. März 
1935. — Vorl. Anwendung von Belt. der Iweiten 
Zuſatzvereinb. v. 10. Dez. 1938, V. v. 28. Dez. 1938. 
— [Ber.] II 20. — (Sweite ®. v. 24. Febr.) II 184. 
(Bel. v. 31. März) Il 643. 


J. Gewerblicher Rechtsſchutz 


Rev. Madrider Abk. ü. die int. Regiftrierung von 
Fabrik- oder Sandelsmarfen dv. 14. Apr. 1891, 
2. Juni 1934. — Inkrafttr. (Bef. v. 5. Juli) II 934. 
— Beitritte: (Bef. v. 5. Juli) II 934. GBek. v. 
17. Nov.) II 1004. 

Nev. Darifer Verbandsübkft. zum Schutze des 
gewerblichen Eigentums v. 20. März 1883, 
2. Juni 1934. — Beitritte: (Bel. v. 5. Juli) II 934. 
(Bet. v.17.Nop.) II 1004. 


Nev. Madrider Abk. ü. die Unterdrüdung falicher 
Herfunftsangaben auf Waren v. .14.Apr.1891, 
2. Juni 1934. — Beitritte: (Bel. dv. 5. Juli) 11934. 
(Bel. v.17.Nov.) II 1004. 


Ned. Haager Abk. ü. die int. Hinterlegung gewerb- 
licher Muſter oder Modelle v.6.Nov. 1925, 
2. Juni 1934. — Intrafttr. (Bel. v. 5. Juli) II 934. 
— Beitritte: (Bel. v.5.Juli) II 94. (Bel. v. 
17. Nov.) II 1004. 


K. Geſundheitsweſen 


Int. Betäubungsmittelablommenv. 13. Juli 
1931. — Anwendungen, Beitritt: (Bel. v. 
30. Jan.) II 20. — [Ber.] I 118. 


Int. Abt. ü. den gegenfeitigen Schuß gegen das 
Denguefieber v.25. Juli 1934. — Ratifilation: 
(Bef. v. 30. Dez. 1938) ILS. 


Abt, ü. die Abjichaffung der Gefundheitspäjfe 
v. 22. Dez. 1934. — Anwendungen: (Bel. v. 
14. Jan.) II 15. 


Abk. ü. die Abichaffung der Konjulatsjichtver- 
merfe auf den Gejundbeitspäfjen v. 22. Dez. 
1934. — Anwendungen: (Bel. v. 17. an.) II 16. 


Int, Abt. ü. Leichenbeförderung v. 10. Febr. 
1937. — Natififationen: (Bel. v. 10.Nov.) 
Il 99. 


nt. Opiumabfommen vd. 19. Febr. 1925. — 
Beitritt: (Bel. v. 31. Jan.) II 20. 


nt. Sanitätsabfommen d. 21. Juni 1926. — 
Natifilation: (Bel. v. 19. Mai) II 786. 


Int. Sanitätsabfommen für die Luftfahrt 
v.12. Apr. 19383. — Anwendungen, Ratifila- 
tionen: (Be. dv. 2, Jan.) IL5. (Bel, v. 15. März) 
Il 606. (Bel, v. 5. Juli) II 934. 
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L. Soziale Maßnahmen 


Niederlande. Vertr. ü. Unfallverficherung vd. 
27. Aug. 1907 u. Jufaßvertr. v. 30.Mai 1914. — 
Geltung für die Oftmark (Bel. v. 10. Juli) II 937. 


M. Berlchröwejen 
1. Eiſenbahnen 


Int. Ubk. ü. den Eifenbabnfracdhtverfehr v, 
23. Nov. 1933. — Abänd. der Anl. I (Bel. v. 
21. Juli) IT 941. (Bel. v. 7. Aug.) 1192. 


And. der dem Int. Ubk. ü. den Eiſenbahn— 
frachtverfebr v. 23. Nov. 1933 beigefügten Lifte 
(Bef. v. 31. Jan.) II 20. (Bel. v. 13. Febr.) 11123. 
(Bel. v. 1.Apr.) II644. (Bel.v. 8.Mai) 11752. 
(Bel. v. 24. Juni) II 838. (Bel. v.13. Juli) 11940. 
(Bek. v. 21. Aug.) IL 953. (Be. v.24. Dit.) 11998. 


Änd. der dem Int. Ubk. ü. den Eijfenbabn- 
Tierfonen- u. Gepädverfebr vd. > Nov. 1933 
beigefügten Lifte (Bek. v. 10 Tan.) II 6. (Bel. v. 
31. Jan.) II 20. (Bef.v.12. Juli) II 937. (Bel. v. 
17. Juli) 11938. GBek. v. 3.Nov.) II 99. 


Belt. ü. die »Tech niſche Einheit im Eijen- 
babnmwejen«. — Neufafl., Geltung im Protektorat 
Böhmen u. Mähren u. Inkrafttr. (Be. v. 30. Juni) 
TI 912. 


2, Kraftfabrwejen 


V. ü. internationalen Kraftfabrzeugver- 
fehr. — Einf. der V.v. 12. Nov. 1934 in der Faſſ. der 
V. dv. 19. März 1935, 12. März, 3. Juli, 12. Nov. 
1936 u. 13. Nov. 1937 in den fudetendeutichen 
Gebieten (V. v. 8. Febr. $1 Abi. 1f) I 164. 


TſchechoSlowakei. Vertr. ü. Erleichterung 
des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen u. Fahrrädern 
v. 22. Dez. 1938. — Wereinb. dv. 26. Jan. 1939 
[ODurchgangsſtraßen für das Jahr 1939] (Bel. v. 
30. Jan.) II 19. 


3. Luftfahrweſen 


Abk. zur DVereinheitlihung von Negeln it. die 
Beförderung im int. Luftverkehr (Erftes Abk. zur 
Bereinbeitlichung des Yuftprivatrechts) v. 12.Okt. 
1929. — Beitritt: (Bel. d.5. Juni) II 822 
— DurchfG. v. 15. Dez. 1933 zum Abk. v. 12. Okt. 
1929. 

— Einf. im Gebiet Der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (8. v. 13. DE. $1 Siff. 6) I 2033. 

— Einf. in der Dftmarf u. in den fudetendeut- 
ſchen Gebieten (B. v. 5. Junt) I 1006. 


Int. Abk. zur Vereinbeitlichung von Regeln ü. die 
Sicherungsbeihlagnabmevon Luftfahrzeugen (Zwei— 
tes Abk. zur Vereinbeitlichung des Yuftprivat- 
rechts) v. 29. Mai 1933. — Beitritte u. Rati- 


filationen: (Bel. dv. 28, Febr) II 215. (Bel. v. 
26. Apr.) II 654. (Be. v. 13. Juli) IT 938. GBek. 
v. 2. Aug.) II 90. 


— Durchf®. v. 17. März 1935 zum Abk. v. 29, Mai 
1933. — Gegenfeitigkeit bei der Anwendung des 
G. (Vierte Bel. v. 28. März) 1708. (Fünfte Bel. v. 
5.Mai) 1916. GSechſte Bel. v. 24. Aug.) I 169. 
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— Einf. des ©. v. 17. März 1935 u. der Bel. dv. 
16., 29. Nov. 1937, 23. Apr. 1938, 28. März, 5. Mai, 
24, Aug, 1939 im Gebiet der bieherigen Freien 
Stadt Danzig (V. v. 13. Oft. $1 Siff. 7) 12033. 
— Einf. de ©. v. 17. März 1935 u. der Bel. vd. 
16. Nov., 29. Nov.1937, 23.Apr. 1938, 28. März, 
5. Mai 1939 in der Oftmark u. in den judeten- 
börtihen Gebieten (8. v.5. Juni) I 1006. 

Int. Sanitätsablommen für die Luftfabrt 
v. 12, Apr. 1933. — Unwendungen, Rati— 
filationen: (Bel. v. 2. Tan.) II5. (Bel. v. 
15. März) II 606. (Be. v. 5. Juli) II 934. 


4. Doft 
Meltpoftverträge bon Kairo dv. 20. März 1934. — 
Beitritte u. Ratififationen: (Bel. v. 28. März) 


II 612. (Bef. v. 20. Mai) II 788. (Bel. v. 20. Juli) 
IT 940. 
5. Weltnadridhtenwejen 
Meltnachrichtenvertrag, Madrid 1932. — Und. 


der Anlagen [Bollzugsordnungen für den Tele- 
graphen⸗, Fernſprech- u. Funkdienſt] u. Inkrafttr. 
der geänderten Fall. (Bel. v. 24. Febr.) II 225. 


N. Steneriweien 


Dänemark. Vereinb. zur Vermeidung der 
Doppelbefteuerung auf dem Gebiete der Ein- 
Eommenftener, der Körperſchaftſteuer u. der Ver— 
mögenfteuer im Verhältnis zum Königreid) Däne- 
mark v. 16. Dez. 1938 (8. v. 11. März) II 221. 

Danzig. Vermeidung von Doppelbejteuerung 
auf dem Gebiete Der Kapitalverlehrſteuer im 
Verhältnis zur Freien Stadt Danzig, V. v. 27. Juni 
1929, — Einf. im Lande Öfterreich (B. v. 17. Jan. 
51 Siff.1) 148. 


Italien. Abk. ü. Amts- u. Rechtshilfe in 
Steuerfachen v. 9. Juni 1938. — Rat. (Bel. v. 
20. Febr.) IT 124. — DurchfV. (v. 20. Febr.) 
II 122. 


O. Zollwejen 
l. Internationale Abkommen 
Int. AbE. zur Vereinfachung der Zollförmlich— 
feiten v.3.Nov. 1923. — Anwendung: (Bel. v 
29. Juni) II 858. 


2. Abkommen mit einzelnen Yändern 


Italien. Abk. ü. die Zollbehandlung von Waren 
im Verkehr zwiſchen dem Deutfchen Reich u. dem 
— Oſterreich einerſeits u. Italien andererſeits 

28. Mai 1938. — Ausdehnung auf das König— 
* Albanien (Bek. v. 17. Juni Ziff. 1) II 837. 

Jugoſlawien. Abk, ü. die Negelung von Zoll: 
fragen zwifchen dem Protektorat Böhmen u. Mäh— 
ren u. dem Königreich Jugoſlawien v. 7. Juni 1937. 
— Vorl. Anwendung (V. v. 10. Juli) IL 910, 

Norwegen. Vereindb, ü. Die gollbeganbiung 
norwegifcher Kippered-Heringe v. 1, Juni 1938. 
Vorl. Anwendung (V. v. 24. Febr.) II 132. (Ber. 
v. 31. März) II 643. — einer weiten Vereinb. v. 
25. Mai 1939 (VB. v. 27. uni) II 840. 


II 
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124 Sachverzeichnis 1939 5140-1602 
Staatöverträge (Fortſ.) Städtebau (Fortſ.) 
P. Sonftige Verträge Neugeftaltung 


Abk. zur Regelung des Walfangs v. 8. Juni 1937. 
— Beitritt: (Bel. v. 12. Aug.) II 93. 
— Prot. dv. 4. Juni 1938 zur And, u. Erg. des 
Abk. ©. v. 4. Sept. 1938. — Rat. (Bel. v. 8. Febr.) 
IT 118. — Beitritt u. weitere Ratififationen: 
(Bel. v. 8. Febr.) II 118. (Bel. v. 12. Juli) IE 37. 
(Ve. v. 12. Aua.) II 953. 


Il. mit deutfchen Ländern 
Inkrafttr. einer Vereinb. zwifchen Preußen u. 
Thüringen ü. die Angliederung von Gewäſſerſtrecken 
an preußiſche u. thüringiſche Fiſchereigenoſſen— 
ſchaften dv. 28. Apr./8. Sept. 1939 (V. v. 5. Dez.) 
11 1007, 


Übergang der Wafferftraßen von den Ländern 
auf das Reich, Zuſatzbertr. mit Hamburg u. 
Preußen dv. 18. Febr. 1922 in der Faſſ. v. 22. Dez. 
1928. — Verwaltung der Elbe u. anderer Reichs— 
waſſerſtraßen durch die Hanfeftadt Hamburg (B.b. 
31. Dez. 1938) 13. 


Stadthanjiergetverbe, V. ü. die Ausübung des 
Stadtbaufiergewerbes (v. 25. Juli) I 1327. — [| Ber. ] 
(v. 13. Dez.) 1 2428. 


Städtebau 


I. Im allgemeinen 


Enteianungen auf dem Gebiete des Städte— 
baues, V. v. 5. Juni 191 in der all. des G. dv. 
7. Apr. 1937, — And. (©. v. 31. März) 1649. 


Haushaltwirtichaft der Städte, deren Ausbau 
durch den Führer u. Neichstanzler angeordnet iſt 
(V. v. 26. Mai) 1971. 


Reugeftaltung deutjcher Städte, G. v. 4. Oft. 
1937. — Zweite DurchfV. (v. 4. Aug.) 11349, 
Einf. des ®. in der Oftmark(B.v.27.Upr.) 1878. 


Einf. der Vorſchr. ü. die Neugeftaltung 
deutjcher Städte in der Oftmark (B. dv. 27. Apr.) 
I 878. 

Einf. von Vorjchr. auf dem Gebiet des Städte- 
baus im Lande Öfterreich (V. v. 28. Febr.) 1382. 
(Sweite V. dv. 18. Nov.) 1 2305. 


Reichsbürgſchaften für Wohnungsbauten aus 
Anlaß der Neugeftaltung deutjcher Städte, G. dv. 
25. Juli 1938. — Einf. in der Oftmarf (B. db. 
27. Apr.) 1878. 


Einf. von Vorjchr. auf dem Gebiet des Städte- 
baues in den fudetendeutfhen Gebieten (DB. v. 
6.Mai) 1955. (Zweite V. v. 7. Aug.) 11389. 


ſ. audy Siedlung, Wohnungsbau. 
Il. Im bejonderen 


Erl. ii. einen Generalbauinfpeftor für die 
NReichshauptitadt dv. 30. Tan. 1937. — Dritte 


AusfV. (v. 1. Aug.) 11336. 


der Stadt Bayreuth (V. v. 13. Juli) 11240. 

der Reichshauptitadt Berlin (Vierte V. v. 
30. Jan.) 1106. — (B. v. 8. Febr.) 1159. — 
Aufb. des $ 15 der V. v. 5. Nov. 1937 (U. v. 
4, Aug. $ 3) I 1349. — (Fünfte V. v. 22. Aug.) 
I 1442, 

der Stadt Breslau (B. v. 22. Aug.) 11443. 

der Stadt Dresden (B. v. 14. Juli) I 1266. 
— Aufh. des $14(V. v. 4. Aug. $3) I 1349. 
der Hanſeſtadt Hamburg (V. v. 28. Juni) 
11074. — Aufb. des $9 (B. v. 4. Aug. $3) 
11349. 

der Stadt Linz a. d. Donau (Erl. des 
Führers u. Reichskanzlers v. 25. März) I 601. 
— (8. d. 5. Aug.) 11350. 

der Hauptjtadt der Bewegung Münden 
(DB. v. 8. Febr.) 1159. (V. v. 15. März) 





I 492. Aufb. des $ 16 (B. v. 4. Aug. $3) 
I 1349. 


der Stadt der Neichöparteitage Nürnberg, 
V. v. 1. Juni 1938. — Aufh. des $ 15 (V. v. 
4, Aug. $3) 1139. 

der Stadt Stettin (B. v. 18.Nov.) I 2269. 


tädtebaulihe Maßnahmen 
in der Stadt Augsburg (Erl. des Führers 
u. Reichskanzlers v. 17. Febr.) 1 263. 
in der Stadt Bayreuth (Erl. des Führers 
u. Reichskanzlers v. 17. Febr.) I 264. 
in der Stadt Breslau (Erl. des Führers u. 
Reichskanzlers v. 17. Febr.) 1 264. 
in der Stadt Dresden (Erl. des Führers 
u. Reichskanzlers v. 17. Febr.) I 264. 
in der Stadt Düſſeldorf (Erl. des Führers 
u. Reichsfanzlers v. 7. Juni) 1987. 
in der Stadt Graz (Erl. des Führers u. 
Neichstanzlers v. 17. Febr.) I 265. 
in der Sanfeftadtt Hamburg (Erl. Des 
Führers u, Reichskanzlers v. 17. Febr.) I 265. 
in der Stadt Köln (Erl. des Führers u. 
Reichsfanzlers v. 7. Juni) 1988. 
in der Stadt Münfter (Meftf.) (Erl. des 
Führers u. Reichskanzlers dv. 31. März) I 697. 
in der Stadt Salzburg (Erl. des Führers 
u. Reichsfanzlers v. 25. März) 1 603. 
in der Stadt Stettin (Erl. des Führers u. 
Reichskanzlers v. 31. März) 1698. 
in der Stadt des KodF-Wagens (Volks— 
wagenftadt) (El. des Führers u. Reichs— 
fanzlerö v. 16. Mai) 1919. 
in der Stadt Weimar (Erl. des Führers 
u, Reichskanzlers v. 7. Juni) 1988. 
in der Stadt Würzburg (Erl. des Führers 
u, Reichsfanzlers v. 17. Febr.) I 265. 


(v 


Errichtung der Stiftung »Wohnungsbau Linz 
a.d. Donau« (Erl. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 25. März) 1602, 
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III 


Ständischer Aufbau, Neubildung deutichen Bauern- 
tums, ©. v. 14. Juli 1933. 
— Einf. im Lande Öfterreih (8. v. 7. Febr. 
Art. 1 Abj.1 Siff. 1) 1208, 
— Einf. in den fudetendeutfchen Gebieten 
(B. d. 29. März Art. 1 Abj.1 Ziff. 1) 1641. 


Einf. des Rechts der Neubildung ms 
Bauerntums im Lande Ofterreid ( v. 
7. Febr.) 1203. 


Einf. des Rechts der Neubildung deutſchen 
Bauerntums in den ſudetendeutſchen Ge— 
bieten (V. v. 29. März) L641. 


Errichtung einer vorl. Filmkammer. — Einf. 
des ©. v. 14. Juli u. der V. v. 22. Juli 1933 in 
den eingegliederten Oſtgebieten (V. v. 29. Dez. 
$ 1 Ziff.2) I 2507. 

Vorl. Aufbau des deutichen Handwerfs. — 
And. der Smeiten V. v. 18. Jan. 1935 (8. v. 
8. Febr.) 1166. — Mafinahmen auf dem Gebiete 
des Handwerksrechts (VB. dv. 17. Oft.) 12046. — 
[Ber.] (v. 24. Oft.) 12093. 

— Inkrafttr. einzelner Vorſchr. der Dritten ®. v 
18. Jan. 1935 im Memelland (8. v. 25. Aug.) 
I 1619. 

— Einf. des Vierten Teils der Erften V. v. 15. Juni 
1934 u. der Dritten ®. v. 18. San. 1935 in der 
Faſſ. der V. v. 22. Tan. 1936 im Reichsgau Su- 
detenland u. in den in die Länder Preußen u. 
Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Ge— 
bietsteilen (V. v. 19. Juli Art. 1Siff. 1,2) 11307. 


Reichskulturkammergeſetz v. 22. Sept. 1933. 
— Dh. (v. 28. Oft.) 12118. 
— Einf. des ©. v. 22. Sept. 1933, des Erg®. v. 
15. Mai 1934 fowie der Durchf V. v. 1.Nov. 1933, 
19. Apr. 1937 u. 28. Okt. 1939 in den eingeglie— 
derten Oſtgebieten (V. v. 29. Dez.) 12507. 


Einf. der Reichskuülturkammergeſetzgebung 
in den eingegliederten Oſtgebieten (8. v. 29. Dez.) 
I 2507. 

Vorl. Aufbau des Reihsnährftandes, V. v. 
8. Dez. 1933. — Erg. (Sweite B.v. 16. Febr.) I 256. 

Vorbereitung des en Aufbaues der 
deutjchen Wirtſchaft, ©. v. 27. Febr. 1934. 

— Fünfte DurchfV. (v. 4, Apr.) I 734. 
— Sechſte DuchfV. “ 3. Sept.) I 1609, 


Sacverzeichnis 1939 


Stahlbaubetriebe, Beihäftigung Jugendlicher in der 
Eifen ichaffenden Induſtrie, 
j. Jugendliche. 


Stahlwerte ſ. Arbeitszeit II. 
Beichäftigung Jugendlicher in der Eiſen 
ichaffenden Induſtrie 
j. Jugendliche. 


Stallungen, Belichtung u. Belüftung von Stallungen 
landwirtichaftlicher Betriebe, V. dv. 19. Jan. 1938 
u. AusfBeſt. v. 31. Mai 1938. — Einf, in der 
Oſtmark (8. v. 18. Nov. $1 Siff.1, 2) 12305. 


Reichsgeſetzbl. 1939 
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Statiftit, Statiftiiche Abgabe f. Steuern IH A. 

Einf. der außenbandelsftatiftiihen Vor— 
ichriften in den eingegliederten Oftgebieten 
(V. v. 12. Dez.) 1 2402, 

Statiftit der Fiſchereifangergebniſſe, G. dv. 
6. Juli 1938 u. Durchf- u. ErgV. v. 15. Juli 1938. 
— Einf. im Lande Öfterreich (B. v. 27. Jan.) 1279. 
— Einf. in den judetendeutjchen Gebieten 
(B. d. 1. Febr.) I 280. 

Beit., betr. die Statiftit des Verkehrs auf den 
deutſchen Binnenwaſſerſtraßen. — Einf. der 
Beſt. v. 25. Juni 1908 in der Faſſ. der Bel. v. 
9. Aug. 1921, der V. v. 23, Juni 1922 [Zentralbl. 
f. d. Heuſche Reich 1908 ©.269; 1921 ©. 704; 
1922 ©. 402], der Bel. v. 12. Aug. 1923, 30. Juni 
1924 fowie der V. v. 2. Mai, 27. Aug. 1925, 19.A pr. 
1926, 28. ebr., 31. März 1928, 30. Mai 1930, 
14. Nov, 1932 u. 2. Mai 1935 [Reichsminifterialbl 
1923 ©. 897; 1924 ©. 217; 1925 ©.290 u. 985; 
1926 ©. 208; 1928 ©.73 u. 207; 190 ©. 387; 
1932 ©.724; 1985 ©.492] in den fudeten- 
deutjchen Gebieten (B. v. 25. März) I 733. 

Durdführung einer Volks-, Berufs- u. Be- 
triebszählung. — Einf. des ©. v. 4. Oft. 1937 in 
der Faſſ. des ©. v. 6. Juli 1938 in den judeten- 
deutichen Gebieten (®. dv. 21. Febr.) 1281. — 
[Ber.] I 296. 

Statiftit des Warenverkehrs mit dem Aus- 
land. — Außerkrafttr. des ©. v. 27. März 1928 in 
der Faſſ. der V. v. 5. Juni 1931 u. des ©. v. 
2, Nov. 1934 fowie Außerkrafttr. der AusfV. v. 
9, Aug. 1928 in der Faſſ. der ®. v. 10. Juli 1931 u. 
neues ©. ü. die Statiftif des Warenverfehrs 
[MNußenbandelsftatiftif] (v. 31. März) 1645. 

— Einf.des G. u. der vorl. Durhfd. v. 31. März 1939 
Reichsminiſterialbl. S. 849] in den eingegliederten 
Oſtgebieten (B. v. 12. Dez.) I 2402. 

Vereinfachung dev Wirtſchaftsſtatiſtik (V. v. 

13. Febr.) 1389. 


Stederdorf ſ. Dreußen. 


Steinfohlenberaban 
j. Arbeitseinjaß (bei: Kräftebedarf). 


Steinfohlenbergiwverte, Feſtſetzung einer Betriebs— 
grenze an der deutjch-niederländifcden Grenze, 
ſ. Bergbau, Grenzmwejen IIB2, Niederlande, 
Staatsverträge IC. 


Steiriicher Heimatſchutz (Führung Kammerbofer), 
Verforgung der Kämpfer für die nationale 
Erhebung, 

ſ. Nationaljozialiftifhe Erhebung, 
Verforgung. 
Stempel der Eichbehörden 
1, Maß u. Gewicht (bei: Eichung). 
Stempelgejebe, Verhältnis zum Wechfel- u. Schedrecht, 
ſ. Sched, Wechſel. 
Stettin, Neugeſtaltung der Stadt Stettin (V. v. 
18. Nov.) 12269, 
Städtebaulihe Maßnahmen in der Stadt 


Stettin (Erl. des Führers u. Reichskanzlers v. 
31. März) 1698. 
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Steneranpajjungsgejeß j. Steuern J. 


Stenerguticheine j. Steuern 1. 


Steuern 





Überſicht 
I. Allgemeines 
1. Beſitz- und BVerkehriteuern 


A. Aufbringungsumlage 
B. Börsensteuer 

C. Einkommensteuer 

D. Erbschaftsteuer 

E. Feuerschutzsteuer 

F. Gesellschaftsteuer 

G. Kapitalertragsteuer 
H. Kapitalverkehrsteuer 
J. Körperschaftsteuer 
K. Kraftfahrzeugsteuer 
L. Reichsfluchtsteuer 
M. Umsatzsteuer 

N. Urkundensteuer 

O. Vermögensteuer 

P. Versicherungsteuer 
Q. Wandergewerbesteuer 
R. Wehrsteuer 

S. Wertpapiersteuer 


Ill. VBerbraubhsabgaben 


A. Im allgemeinen 

B. Im besonderen für 
Bier 

. Branntwein 
Fette 

Kohlen 

„ Leuchtmittel 

. Mineralöle 

. Salz 

.„ Schaumwein 
9. Schlachtungen 
10. Spielkarten 

. Süßstoff 

>, Tabak 

3. Wein 

‚„ Zucker 

5. Zündwaren 
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IV. Sandes: und Gemeindejteuern 


A. Im allgemeinen 
B. Im besonderen 


I. Allgemeines 
Amtsbilfe ſ. bierbei unter Rechtshilfe uw. 
Bewertung: 
Neichsbewertungsgejeh. — And. (VB. v. 
18, Mai $ 1) 1922. — And. der DurchfBeſt. v. 
9, Kebr. 1935 u. neue Bezeichnung »Durch— 
führungsverordnung zum Reichsbewertungs- 
gefetz« (V. v. 22. Nov. Art. I) 1 2271. 
— Einf. des ©. v. 16. Oft. 1934 nebft And. v. 
1. Dez. 1936 in der Oſtmark (B. v. 26, Juli 
$1) 11061. 
— AInkrafttr. der noch) nicht eingeführten Vorſchr. 
des G. vd. 16. Oft. 1934 nebſt And. v. 1. De. 
1936 im Reichsgau Sudetenland (R. v. 
26. Sept.) 1193. 
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Stenern (Fortſ.) 
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Bewertung (ortſ.): 


— Einf. der DurchfV. v. 2. Febr. 1935 in ber 
Faſſ. der ®. v. 1. Juli 1937 u. 22, Nov. 1939 
in der Oftmarf u. in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (B. v. 9. Dez.) 12421. 


Schätzung des Kulturbodens [Boden- 
ſchätzungsgeſetzl), ©. v. 16. Oft. 1934 u. 
DurchſBeſt. dv. 12. Febr. 1935. 

— Einf. in der Oftmarf (®. v. 26. Suni $11) 
1 1061, 1062. 

— Einf. im Reichsgau Sudetenland (V. d. 
96. Sept. $9) 1199, 199. 


Hinausſchiebung der nächſten Hauptfeit- 
ftellung der Einheitswerte für gewerbliche 
Betriebe (Zweite V. v. 28. Jan.) 192. 


And. der Wertarenzen bei der Wertfort- 
ichreibung der Einheitswerte (B. v. 18.Mai 
$ 1) 1922. — Aufb. G. v. 22. Nov, Art. III) 
I 2271, 2276. \ 


Doppelbefteuerung: 


Vereinb. zur Vermeidung der Doppel- 
befteuerung auf dem Gebiete Det Einkommen— 
ſteuer, der Körperſchaftſteuer u. der Vermögen— 
ſteuer im Verhältnis zum Königreich Däne— 
markt v. 16. Dez. 1938 (B. v. 11. März) 
II 221. 

Rermeidung von Doppelbejteuerungen auf 
dem Gebiete der Kapitalverkehrfteuer im Verhält- 
nis zur Freien Stadt Danzig, V. vd. 27. Juni 
1929. — Einf. im Lande Ofterreid (B. d. 
17. Jan. $1 Siff. 1) 148. 


Finanzierung nationalpolitifcher Aufgaben des 
Reichs [Meuer Finanzplan] (G. v. 20. März) 
I 561. 

— Erfte DurchfV. (v. 26. Apr.) 1 829, 
— weite Durhf®. (v. 1. Juli) I 1078. — [Ber.] 

(v. 7. Juli) 11196. 

_ Dritte Durbf®. (w. 22. Oft.) I 2067. 

— Vorſchr. ü. die Anwendung bes G. u. ber 
DurchfV. v. 26. Apr. 1939 im Memelland 
(R. dv. 29. Apr. $2 Ziff. 16, 17, $6) I 870, 871. 

Rechtshilfe u. Rechtsſchutz: 

Rechtsſchutz u. Rechtshilfe in Steuerſachen 
im Verkehr mit der Freien Stadt Danzig, V. 
v. 19.Nov. 1993. — Einf. im Reichsgau Su— 
detenland u. in den in die Länder Preußen 


u. Bayern eingegliederten fudetendeutf den 
Gebietsteilen (2. v. 25. Juli) 11332. 

Abk. mit Italien ü. Amts» u. Nechtshilfe in 
Steuerjachen v. 9. Juni 1938. — Nat. (Bel. d. 
20. Kebr.) II 124. — DurchfV. (v. 20. Febr.) 
II 122. 

Nechtsmittel: 

V. ii. Rechtsmittel, die Danziger Steuer» 
vecht betreffen (v. 19. Nov.) I 229. 

N. ü. Rechtsmittel, die memelländijches 
Steuerrecht betreffen (v. 5. Oft.) 12023. 
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Reihsabgabenordnung: 


Reichsabgabenordnung. — And. (G. d. 
1. Febr. $8) 1113. (©. v. 4. Juli) I1181. 
— Einf. der Reichsabgabenordnung v. 22. Mai 
1931 nebft And. u. DurchfVorſchr. im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig (B. d. 
23. Sept.) I 1936. — in den eingegliederten 
Dftgebieten (9. v. 18.Nov. $ 1 Ziff. 15, 16) 
I 2258. 

V. ü. das gerichtliche Steuerjtrafverfahren 
in der Oftmarf (v. 3. Juni) I 1046. — And, 
(B. dv. 2, Dez. Art. II) I 2347. 


Einf. von Reichsfteuerrecht im Memelland 
(B. dv. 29, Apr.) 1870. — [Ber.] (v. 11. Juli) 
I 1240, 

Steueranpafjungsgeiek v. 16. Dft. 1934. — 
And. des $ 10 (©. v. 17. Febr. $2) I 283, 286. — 
des $3 (©. v. 4. juli Art. IT) I 1181, 1185. 
— Einf. des ©. v. 16. Oft. 1934 nebit And. u. 
DurchfVorſchr. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (VB. v. 23. Sept.) 1196. — in den ein- 
gegliederten DOftgebieten (3. v. 18. Nov. $ 1 
Ziff. 15, 16) I 2258. 

Ausgabe von Steuergutfcheinen NeuerFinanz— 
plan] (G. v. 20. März Abjchn. I) I 561. 

— Erſte DurchfV. (v. 26. Apr.) I 829. * 
— Zweite Duchf®. (v. 1. Juli) I 1078. — [Ber.] 

(v. 7. Juli) I 1196. 

— Dritte DurchfV. (v. 22. Oft.) I 2067. 


Einf. fteuerrechtlicher Vorſchriften im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig (Erfte V. v. 
23. Sept.) 1196. (Zweite ®. vd. 26. Sept.) 
12001. (Dritte ®. v. 25. Oft.) 12106. (Vierte 
V. v. 27. Oft.) 12109. (Fünfte V. v. 9. Dez.) 
I 2431. 

Einf. ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den 
eingegliederten Dftgebieten (V. v.18.Nov.) I 2258. 


Einf. fteuerrechtliher Vorſchriften in der 
Oſtmark (Dfterreih) — And. der Siebenten ®. v. 
17. Dez. 1938 (VB. v. 11. Aug. $25) I 1374, 1378. 
(Achte B. v.17. Jan.) 148. (Meunte V. dv. 20. an.) 
159. (Sebnte ®. v. 8. Febr.) 119, (Elfte V. v. 
10. Febr.) 1 216. (B. v. 18. Febr.) 1325. (8wölfte V.v. 
21. Febr.) 1353. (Dreizehnte V. v. 27. Febr.) 1370. 
(Vierzehnte V. v. 10. Juni) J 1028. (Fünfzehnte 
V. v. 15. Juni) 11057. (Sechzehnte V. v. 26. uni) 
11061. (Siebzebnte V. v. 11. Aug.) I 1374. 
(B. v. 31. Aug.) 11821. (Achtzehnte V. v. 21. Sept.) 
11979. (Neunzebnte V. v. 18.Nov.) I 2266. 
(Swanziafte®.v.21.Nov.) 12303.(Einundzwanzigjte 
V. v. 2. Dez.) 12351. (Sweiundzwanzigfte V. v. 
18. Dez.) I 2458. 


Einf. fteuerrehtlicher Vorfehriften in den 
judetendeutijchen Gebieten, — Erg. der Vierten 
V. v. 21. Dez. 1938 (Erſte V. dv. 29. März) I 655. 
(Zweite V. v. 27. Juni) I 1063, 

— (Sechfte V. v. 20. Jan.) 169. (Siebente ®. v. 
9, Febr.) 1169. (Achte V. v. 10. Febr.) I 211. 
(Neunte V. v. 14. Febr.) I 276. (8. v. 18. Yebr.) 
1325. (Qebnte ®. v. 31. März) I 701. (Elfte O. v. 
11. Apr.) 1802. (Zwölfte ®. v. 15. Apr.) 1821, 
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(Dreizehnte V. v. 7. Juli) 11329. (Vierzehnte V. v. 
25. Juli) 11332. (Rünfzebnte ®. v. 11. Aug.) I 1379. 
(B. v. 31. Aug.) 11821. (Sechzehnte V. v. 14. Sept.) 
I 1933. (Siebzehnte V. dv. 21.Sept.) I 1946. 
(Achtzehnte V. v. 26. Sept.) 11993. (Neunzehnte V. 
v. 25. Oft.) I 2124. (Smwanzigfte V. v. 2. Dez.) 
12360. (Einundzwanzigſte V. v. 28.Nov.) I 2397. 


Steuerfäumnisgefeß dv. 24. Dez. 1934 nebit 
And. u. DurchfVorſchr. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (8. dv. 33. Sept.) I 196. 
— Einf. in den eingegliederten Oſtgebieten 
(B. v. 18. Nov. $1 Ziff. 15, 16) I 2258. 


Aufitellung von Urliften durch Auswertung der 
Derfonenftands- u. Betriebsaufnahme, V. v. 16. Mai 


1935 [Reichaminifterialbl. S. 5381. — Einf. im 
Reichsgau Sudetenland u, in den in die Länder 
Vreußen u. Bayern eingegliederten judeten- 


deutſchen Gebietsteilen (B. dv. 25. Juli) I 1332. 


I. Bei: und Berkehrteuern 
A. Anfbringungsumlage 
Aufbringungsumlage ſ. Induftriebelaftung. 


B. Börjenumjasjtener 


Börſenumſatzſteuer. — Einf. des ©. v. 16. Oft. 
1934 nebft DurchfBeſt. v. 17. De; 1934 [Reichs- 
minifterialbl. S. 839] im Lande Ofterreihh (V. v. 
17. Jan. $1 Siff. 1) 148. 


c. Eintommenjtener 


Einfommenfteueragfeß, Bel. v. 6. Febr. 1938. — 
And. (G. v. 17. Febr.) 1283. — Neufaff. (Bel. v. 
27. Febr.) 1297. — Aufb. der DurhfB. d.6. Febr. 1935 
u. neue DurchfBeſt. (v. 17. März) 1503. 

— Einf. des ©. in der Fall. der Bel. v. 27. Febr. 
1939 nebſt Durchf- u. Erg®. im Gebiet der bis— 
herigen Freien Stadt Danzig (B. v. 9. Dez. $1) 
I 2431. 

— Einf. des ©. in der Faſſ. der Bel. v. 27. Febr. 
1939 nebſt DurchfBeſt. v. 17. März 1939 im 
Memelland (B.v.29. Apr. $ 2) 1870. 

— Einf. des ©. in der Faſſ. der Bel. dv. 27. Febr. 
1939 fowie Einf. des And®. v. 17. Gebr. 1939 u. 
der DurchfBeſt. v. 17. März 1939 in der Oftmart 
(B. v. 31. Nov. $ 1) I 2303. 

— Einf. des G. in der Faſſ. der Bel. v. 27, Febr. 
1939 fowie Einf. des AndG. v. 17. Febr. 1939 u. der 
DurchfBeſt. v. 17. März 1939 im Reichsgau 
Sudetenland u. in den in die Länder Vreußen u. 
Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Ge— 
bietsteilen (B.v.28. Nov. $ 1) I 2397. 

Erhebung einer Abgabe der Auffichtärats- 

mitglieder, ©. vd. 28. März 1934. — Ant. (©. v. 
17. Febr. $3) I 283, 286. 
— Einf. des G. v. 28. März 1934 in der Faſſ. des 
G. v. 17. Febr. 1939 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (8.0.9. Dez. 85) I 2431. — im 
Memelland (8.0.29, Apr. $2 Ziff. 4) I 870, 
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Kriegszuſchlag zur Ginfommenfteuer (B. v. 
4.Sept 88 2 bis 5) I 1609. — Erſte DurchfBeſt. 
(v. 4. Sept.) I 1613. 

— Einf. der V. v. 4. Sept. 1939 nebſt DurchfBeſt. 
v. 4. Sept. 1939 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (B. 0.9. Dez. $6) 12431. 


Erhebung einer Mehreinfommen ſteuer [Neuer 
Kinanzplan] (©. v. 20. März Abſchn. III) I 561, 
562. — Dur. (0.26. Apr. $$ 25 bis 50)I 829, 835. 
— Einf. des ©. v. 20. März 1939 nebit DurchfV. v. 
26. Apr. 1939 im Memelland (B. v. 29. Apr. $ 2 
Diff. 16, 17) 1870. 


Nichtbefteuerung der Einkünfte aus Wert- 
papierveräußerungen (V. v. 22, Juli) 1 1316. 


Steuerabzug vom Arbeitslohn. — Außer: 
frafttr. der SurchfV. v. 6. Febr. 1938 u. Lohn- 
fteuerdurchführungsbeftimmungen 1939 (v.10.März) 
[ 449. — [Ber.] I 4%. 
—_ Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (3.0.9. De. $3) I 2431. 

— Einf. im Memelland (R. vd. 29. Apr. $ 2) 1870, 

- Einf. in der Oftmarf (2. v. 21. Nov.) I 2303. 
- Einf. im Reichsgau Sudetenland u. in den 
in die Länder Dreußen und Bayern eingegliederten 
ſudetendeutſchen Gebietsteilen (V.v. 28. Nov.) 
I 2397. 

- Serabjehung der Lohnfteuer in den judeten- 
deutfchen Gebieten (V. d. 29, März) I 699. 
(Zweite V. dv. 27. Juni) I 1063. 


Steuerabzug von Aufjihtsratspergütun. 
aen, ®. v. 6. Febr. 1935. — Aufb. u. neue V. (v. 
31. März) I 691. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen freien Stadt 
Danzig (VB. 0.9. Dez. $5) 1 2431. 

— Einf. im Memelland (B. v. 29. Apr. $ 2) 
I 870. — [Ber.] (v. 11. Juli) I 1240. 

— Einf. in der Oſtmark (V. d. 31,Nov.) I 2303. 
- Einf. im Reichsgau Sudetenland u. in den 
in die Ränder Dreußen u. Bayern eingegliederten 
judetendeutjchen Gebietsteilen (B.v.28.Nov. 
s 1) 1 2397. 


Steuerabzug von Einkünften bei beichräntt 
Steuerpflichtigen, V. v. 6. Febr. 1935. 
Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 9. Dez. $5) 12431. 

—_ Einf. im Memelland (B. v.29. Apr. $2 Ziff. 6) 
1870. 


D. Erbſchaftſteuer 
Erbſchaftſteuergeſetz, Bek. v. 22, Aua. 1925 nebſt 
And, Erg u. DurchfVorſchr. 
— Einf, im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 26. Nov.) I 2001. 
— Morfchr. ü. die Anwendung im Memelland 
(N. v. 28. Apr. $5) 1870, 54. 


E. Feuerſchutzſteuer 


Feuerſchutzſteuergeſetz (v. 1. Febr.) 1113. ⸗ODurchf—⸗ 
Beſt. (v. 1. Febr.) 1116. 
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F. Gejellichajtitener 


Geſellſchaftſteuer. — Einf. des ©. v. 16. Okt. 1934 
nebſt DurchfBeſt. v. 17. Dez. 184 und And. v. 
11. Febr. 1935 Reichsminiſterialbl. 1934 5.839; 
1935 ©. 68] im Lande Öfterreich (V. v. 17. Jan. 
gs 1 Ziff. 1) 148. 


G. Kapitalertragjtener 


Steuerabzug vom Kapitalertrag Kapitalertrag— 
steuer], DurchfV. v. 22. Dez. 1934 [Reichsminifte- 
vialbl. 1935 9.18]. — Einf. im Gebiet der bi8- 
herigen Freien Stadt Danzig (V. v. 9. Dez. 89 
12431. 

H. Kapitalvertehriteuer 


Kapitalverfehrjteuergefeg. — Einf._ des G. v. 
16. Oft. 1934 nebſt BurchfBeſt. v. 17. Dez. 1934 
u. And. v. 11. Febr. 1935 [Reichsminifterialbl. 1934 
5.839; 195 ©. 68] im Lande Oſterreich (V. v. 
17. Jan. $1 Siff. 1) 148. 


Vermeidung von Doppelbejteuerungen auf dem 
Gebiete der KRapitalverkehrfteuer im Verhältnis 
zur Freien Stadt Danzig, V. v. 27. Juni 1929. — 
Einf. im Lande Ofterreih (DB. v. 17. Jan. $1 
Ziff. 1) 148. 


3. Körperſchaftſtener 


Körperſchaftſteuergeſetz, ©. v. 16. Okt. 1934, AndG. 
v. 27. Aug. 1936 u. DurchfV. v. 6. Febr. 1935. 
— Einf. im Memelland (VB. dv. 29. Apr. 32 
Diff. 12, 13, 15) 1870. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 11. Apr) I 802. 

Erhöhung der Körperſchaftſteuer für die Jahre 
1938 bis 1940, ©. v. 25. Juli 1938. 
— Einf. im Memelland (B. v. 29. Apr. 2 
Diff. 14) 1870. 
— Einf. in den judetendeutichen Gebieten 
(B. dv. 11. Apr.) 1 802. 

Körperichaftfteuer der Erw erbs- und Wirt- 
ichaftsgenofjenfhaften (B. v. 8. Dez.) 12391. 


Erhebung einer Mehreinfommenfteuer [Neuer 
Rinanzplan] (G. v. 20. März Abichn. III) I 561, 
562. — Duchi®. (v. 26. Apr. $$ 28 bis 50) 
I 829, 835. 

— Einf. des ©. v. 20. März 1939 nebjt DurchfV. 
v. 26. Apr. 1939 im Memelland (B. dv. 29. Apr. 
$ 2 Ziff. 16, 17) I 870. 


K. Steaitjahrzengitener 


Kraftfahrzeugfteuergefeh, Bel. v. 23. März1935. — 
Einf. nebſt DurchfBeſt. v. 5. Juli 1935 im Lande 
Oſterreich (V. v. 21. Febr.) 1353. 

Befreiung von Arbeitsmaſchinen von der 
Kraftfahrzeugſteuer, V. v. 21. Dez. 1936. — Einf. 
im Sande Sfterreich (8. v. 21. Febr.) 1353. 


Steuererlaß für Kraftdrofchkenunternehmer u. 
Unternehmer von Mietwagenverfcht mit Verjonen- 
kraftwagen, V. v. 17. Mai 1938. — Einf. im Lande 
Öfterreich (V. v. 21. Febr.) I 358. 
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L. Reichs fluchtſtener 

Vorſchr. ü. die Reichsfluchtſteuer, V. v. 8. Dez. 
1931 nebſt And, — And, u. Verl. der Geltungs- 
dauer (G. v. 1. Febr.) 1125. (®. v. 18. Dez.) 
I 2443. 
— Einf. der ®. v. 8. Dez. 1931 nebjt And. im Ge- 
biet der bisherigen Freien Stadt Danzig (V. v. 
25. Oft.) I 2106. 
— Anwendung der ®. v. 8. Dez. 1931 nebſt And. 
im Memelland (3. v. 22. Mai) I MB. 


B. ü. die Reihsfluchtfteuer im Memelland 
(v. 22. Mai) I 948. 


M. Umjaßjtener 

Umſatzſteuergeſetz. — Außerkrafttr. der Durchf- 

Belt. [Ausgleichiteuer] v. 30. Jan. 1932 u. neue 
DurchfBeſt. [AUusgleichfteuerordnung] (v. 23. März) 
1 615. 
— Einf. des G.v. 16. Oft. 1934 nebſt DurchfVorſchr. 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
(B. v. 27. Ott.) 12109. — in den eingegliederten 
Dftgebieten (8. v. 18.Nov. $ 1 Siff. 13, 16) 
I 2258. 

Befreiung von der Umfabausgleichjteuer für 
Maren, die aus dem freien Verkehr des Gebiets 
der bisherigen Freien Stadt Danzig in das deutſche 
Sollgebiet eingeführt werden (V. v. 6. Sept. $1) 
I 1690. 

Befreiung von der Umfjabausgleichiteuer für 
Maren, die ihren Urfprung im Droteftorat Böhmen 
u. Mähren oder in der Slowakei haben, bei Einfuhr 
in die [udetendeutjchen Gebiete (VB. v. 28. März) 
1 635. 


N, Urtundenſtener 


Urfundenfteuergefeb. — Einf. des ©. v. 5. Mai 
1936 u. der DurchfBeſt. v. 6. Mai 1936 im Lande 
Ofterreich (VB. v. 27. Febr.) I 370, 


O. Bermögenjteuner 


Vermögenſteuergeſetz v. 16. Okt, 1934. — And. 
(8. v. 18. Mai $2) I 922, 923. (2. v. 31. Oft.) 
I 2138. — And, der DurchfBeſt. v. 2. Febr. 1935 
u. neue Bezeichnung »Durchführungsverordnung 
zum Vermögenfteuergefet« (V. v. 22.Nov. Art. II) 
1 2271, 2275. 

— Einf. des ©. dv. 16. Oft. 194 in der Oſtmark 
(B. dv. 26. Juni $3) I 1061. — im Reichdgau 
Sudetenland (V. dv. 26. Sept. $3) I 199. 

— Einf. der DurchfV. v. 2. Febr. 1935 in der Fall. 
der V. v. 22.Nov. 1939 in der Oftmarf u. in den 
judetendeutjchen Gebieten (RB. v. 9. Dez.) 
I 2421. 


Einheitsbewertung der gewerblichen Betriebe 
u. Hinausfchiebung der nächjten Sauptveran- 
lagung der VBermögenfteuer, ®. dv. 27. Dez. 1937, 
— And. (Smeite V. v. 28. Jan.) 192. — Aufb. 
des $3 der V. v. 27. Dez. 1937 (8. dv. 22. Nov. 
Art. IIT) I 2271, 2276. 

And. der Wertarenzen bei der Neuveran- 
lagung der Vermögenfteuer (V. v. 18. Mai $ 2) 
I 922, 923. — Aufh. (V. v. 22,Nov. Art. III) 
I 2271, 2276. 
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P. Berjicherungjtener 
Verſicherungſteuergeſetz. — Einf. des ©. v. 9. Juli 
1937 nebft DucchfBeft. v. 13. Juli 1937 im Lande 
Ofterreich (V. v. 17. Jan. $1 Ziff. 2) 148. 


Q. Wandergewerbeitener 
Befteuerung des Wandergewerbes, ©. dv. 10, De}. 
1937. 


— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B.d.9. Dez. $ 13) 1 2431, 2432. 

— Einf. im Memelland (RB. v. 29, Apr. $2 Ziff. 8) 
I 870. 

— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (V. v. 
15. Apr. Abjchn. II) I 821, 822. 


R. Wehrſtener 

Steuer der Derfonen, die nicht zur Erfüllung der 
zweijährigen aktiven Dienftpflicht einberufen werden 
MWebrfteuer], G. v. 20. Juli 1987 u. DurchfV. 
v. 20. Juli u. 16. Dez. 1997. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen freien Stadt 
Danzig (B. 0.9. Dez. $ 8) I 2431, 2432, 
— Einf. im Memelland (8. v. 29. Apr. $ 2 Ziff. 9, 
10, 11) 1870. | 

S. ®ertpapieritener 

Wertpapierſteuer. — Einf. des ©. v. 16. Oft. 1934 
nebſt DurchfBelt. v. 17. Dez. 1934 [Reichöminifte- 
rialbl. S. 839] im Lande Ofterreich (V. v. 17, Jan. 
$1 Siff.1) 148. 


Il. Berbraudsabgaben 
A. Im allgemeinen 

Statiftifche Abgabe. — Außerkrafttr. des ©. dv. 
27. März 1928, der ®, v. 5. Juni 1931 u, des ©. v, 
2.Nov. 1934, der Ausf®. v. 9. Aug. 1928, der 
AndR. v.10. Juli 1931 u. neue Belt. ü. die ftatiftijche 
Abgabe (G. v. 31. März Abjchn. II) I 645, 647. 
— Einf. de ©. u. der vorl. DurchfV. v. 31. März 
1939 [Reihsminifterialbl, ©. 849] in den eingeglie- 


derten Oftgebieten (V. v. 12. Dez.) I 2402. 


Aufh. von verbrauchiteuerlihen Vorſchriften in 
den fjudetendeutjchen Gebieten (B. v. 25.März) 
1653. (8. v. 21. Oft.) I 2127. 


B. Im bejonderen für 
1. Bier 


Bierfteuergefeb v. 28. März 1931 in der Faſſ. des 
&.v.21. Dez. 1938. — And. (V. v. 29.Nov.) 12327. 
— Einf. de8 ©. v. 28. März 1931 in der Fall. 
de8 ©. v. 21. Dez. 198 nebſt Durhfßeft. 
v. 28. März 1931 in der Faſſ. v. 23. Dez. 1938 
[Reichsminifterialbl. 1931 ©.135; 198 ©. 947] 
im Lande Ofterreich (V. v. 8. Febr.) I 19. 

— Einf. des G. v. 28. März 1931 in der Faſſ. des 
G. v. 21. Dez. 1938 nebſt Durhfßeft. in den ein- 
geqliederten Dftqebieten (B.v.18.Nov, $1 Siff. 6, 
16) I 2258. 

— Einf. des ©. v. 28. März 1931 in der Faſſ. des 
G. v. 21. Dez. 1938 u. der DurchfBeſt. v. 28. März 
1931 in der Faſſ. v. 23. Dez. 1938 [Reichsminiite- 
rialbl. 1931 ©. 135; 1938 ©, 947] in den fudeten- 
deutjchen Gebieten (8. v. 14. Sept.) I 1933. 
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Stenern (Fortſ.) 


Kriegszufchlag auf Bier (V. v. 4 Sept. $5 6 
bis 10) 11609, 1610. — Erſte DurchfBeſt. zum 
Rleinhandelspreis von Bier (v. 4. Sept.) I 1615. 
— Einf. der V. v. 4. Sept. nebft DurchfBeſt. in den 
eingegliederten Oftgebieten (V. v. 18. Nov. $1 
Ziff. 14, 16) I 2258. 


Überleitung der öfterreichifchen Bierſteuer auf 
das Reich (V. v. 17. Febr.) I 258, 


2, Branntwein 


Branntweinmonopolgefeb dv. 8. Apr. 1922, — 

Ind. (©. v. 5. März) 1604. (2. v. 31. März) 
I 869. 
— Einf. des ©. v. 8. Apr. 1922 u. der AusfBeft. 
v. 12. Sept. 1922 [Zentralbl. f. d. Deutſche Reid) 
5.707] nebft And. in den Oftgebieten (B.v. 
18, Nov.) 12259. — in der Oſtmark (V. 0.20. Aug.) 
I 1449. 


Sifigbranntwein-Bezugsrehte u. Ejfig- 
jäure-Betriebsrechte in dem an das bisherige 
deutfche Zollgebiet grenzenden [udetendeutjchen 
Gebiet (V. v. 31.März) I 869. 


Kriegszufhlag auf Branntweinerzeugniffe (V. 
v. 4. Sept. $11) 11609, 1610. — [Ber.] (v. 
7. Sept.) I 1700. — DurchfV. (v. 20. Nov.) I 2267. 


3. Fette 


Erhebung einer Ausgleihsabgabe auf Fette’ 
V. v. 13. Apr. 1933. — Neufaff. Fettſteuerverord— 
nung] Gek. v. 24. Febr.) 1 387. 
— Einf. der Fettftenerverordnung nebſt DurchfV. 
v. 14. März 1939 [ReichSminifterialbl. S. 217] 
im Lande Öfterreich u. in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (V. v. 20. März) I 630. 
— Einf. der Fettftenerperordnung nebit DurchfBeſt. 
in den eingegliederten Oſtgebieten (V. v. 18. Nov. 
F1 Siff. 11, 16) I 2258. 


Einf. der Fettfteuervorfchriften im Lande Ofter- 
veich u. in den fudetendeutfchen Gebieten 
(B. dv. 20. März) 1630. 


4, Sohlen 


Aufh. der Rohlenfteuer u. der Erfabfteuer für aus 
dem Nusland eingeführte Kohle in den judeten- 
deutfchen Gebieten (V. v. 22. März) I 801. 


5. Leuchtmittel 


Leuchtmittelſteuergeſetz. 

— Einf. des ©. in der Faſſ. der Bel. v. 6. Dez. 1938 
nebft DurchfBeft. in den eingegliederten Dftgebieten 
(B. v. 18. Nov. 81 Siff. 7, 16) I 2258. 
— Einf, des ©. dv. 9. Juli 1923 in der Faſſ. der 
Bel. d.6. Dez. 1938 u. Einf, der DurchfV. v. 17. Dez. 
1938 [Reihöminifterialbl. S. 908] in der Oftmarf 
(V. v. 3. Mai) I 894. 
— Einf. des ©. v. 9.Juli 1923 in der Faſſ. 
der Bet. v. 6. Dez. 1938 u. Einf. der DurchfV. 
v. 17. Dez. 1938 [Reihsminifterialbl. S. 8] 
in den judetendeutfchen Gebieten (V. v. 9. Febr. 
Art. II) I 169. 
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6. Mineralöle 

Ausgleichiteuer auf Mineralöle [Mineralölfteuer- 
gefeß]. — Neufafl. des ©. v. 15. Apr. 130 in der 
Faff. des ©. v. 10. Aug. 1937 (Bel. v. 22. März) 
1 566. — And. (B. v. 5. Sept. $ 2) I 1687. 
— Einf. des ©. in der Fall. der Bel. v. 22. März 
1939 nebft Duchf®. v. 25. März 1939 Reichs- 
minifterialbl. S. 677] im Lande Oſterreich u. in den 
ſudetendeutſchen Gebieten (9. v. 25. März) I 653. 
— Einf. des ©. in der Faſſ. der Bek. v. 22, März 
1939 nebſt AndV. v. 5. Sept. 199 u. DurchfBeſt. 
in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 18. Nov. 
$ ı Siff. 10, 16) I 2258. 


7. Salz 

Salzfteuergefeß v. 3. Dez. 1938. — [Ber.] 
(v. 6. Jan.) 1 26. 
— Einf. de8 ©. v. 22. Juni 1932 in der Fall. 
der Bel. v. 3. De. 198 nebſt DurchfV. 
v. 24. Jan. 1939 [Reicysminifterialbl. S. 47] im 
Rande Öfterreich (V. v. 10. Febr.) I 216. 
— Einf. des ©. in der Fall. der Bek. v. 23. Dez. 1938 
nebft DurchfBeſt. in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. dv. 18. Nov. $ 1 Siff. 5, 16) I 2258. 
— Einf. des ©. d. 22. Juni 1932 in der Faſſ. der 
Bek. v. 23. Dez. 1938 nebft Durchf V. v. 24. Jan. 
1939 [Reichaminifterialbl. S. 47] in den fubdeten- 
deutfchen Gebieten (VB. v. 14. Febr.) I 276. 


8. Schaumwein 

Kriegszufchlag auf Schaummein (B. dv. 4. Sept. 
$ 12) 11609, 1610. — Erjte DurchfBeſt. zum 
Kleinhandelspreis von Schaummein (v. 4. Sept.) 
I 1615. 
— Einf. der ®. v. 4. Sept. 1939 nebſt DurchfBeſt. 
in den eingegliederten Oftgebieten (B. v. 18. Nov. 
$ 1 Ziff. 14, 16) I 2258. 


9, Schlachtungen 

Schlachtſteuergeſetz. 
— Einf. des ©. v. 24. März 1934 in der Faſſ. der 
V. v. 21. März 1935 nebft Duchfeft. in den ein- 
gegliederten Dftgebieten (V. v. 18. Nov. $1 
Ziff. 12, 16) I 2258. 
—_ Einf. de8 ©. v. 24. März 1934 in ber Faſſ. 
der ®. v. 21. März 1935 nebft DurchfV. v. 26. 
Sept. 1937 [Reichsminifterialbl. S. 582] in ber 
Oſimark (B. dv. 15. Juni) I 1057. 
— Einf. des G. v. 24. März 1934 in der Faſſ. der 
V. vd. 21.März 1935 nebſt Durchf V. v. 26. Sept. 
1937 [Reich8minifterialbl. ©. 582] im Reichsgau 
Sudetenland (B. v. 25. Oft.) I 2124. 


10. Spieltarien 

Spielfartenfteuergejeß dv. 9. Juli 1923. — Neufaſſ. 
(Be. v. 25. Aug.) 1 1529. 
— Einf. de8 ©. in der Faſſ. der Bel. v. 25. Aug. 
1939 nebſt DurchfBeft. in den eingegliederten Oft- 
gebieten (V. v. 18. Nov. $ 1 Sıff. 8, 16) I 2258. 
— Einf. des ©. in der Fafſ. der Bek. v. 25. Aug. 1939 
nebft DurchfV. d. 29. Aug. 1939 Reichsminiſterialbl. 
S. 1397] in der Oftmark, im Reichsgau Sudeten- 
land u. in den in das Land Bayern eingegliederten 
ſudetendeutſchen Gebietsteilen (B. v.31.Aug.) 11821. 
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11, Säpftoff 


Süßftofffteuer. — Außerkrafttr. des ©. v. 14. Juli 
1926 u. neue Vorfchr. ü. die Befteuerung von Süß- 
ftoff (G.v.1.S5ebr.) I 111. — Einf. nebjt DurchfBeſt. 
in den eingegliederten DOftgebieten (B. v. 18. Nov. 
$1 Ziff. 9, 16) I 2258. 


12, TZabat 


Tabakſteuergeſetz. — Neufaſſ. des ©. v. 12. Sept. 
1919 (Be. v. 4. Apr.) I 721. 
— Einf. des ©. v. 12. Sept. 1919 in der Faſſ. der 
B. v. 11. Juli 1938 nebft AusfBeft. in der Faſſ. der 
V. v. 11. Juli 1938 [Reichsminifterialbl. S. 518] im 
Memelland (8. v. 22. Apr.) I 842. 
— Einf. des G. in der Faſſ. der Bel. v. 4. Apr. 1939 
nebft Durchfßeft. in den eingegliederten Oſt— 
gebieten (B. v. 18.Nov. $1 Ziff. 3, 16) I 2258, 
— Einf. des ©. in der Faſſ. der Bel. v. 4. Apr. 1939 
u, der DurchfV. v. 6. Apr. 1939 [Reichsminifterialbl. 
S.901] in der Oftmarf (2. v. 10. Juni) I 1028. 
— Einf. des ©. v. 12. Sept. 1919 in der Fall. 
der ®. v. 11. Juli 1938 nebſt AusfBelt. in der 
Faſſ. der V. v. 11. Juli 1935 [Reichsminifterialbl. 
S. 518] in den fudetendeutfchen Gebieten 
(B. v. 10. Febr.) 1211. 


Kriegszuichlag auf Tabakwaren (V. v. 4. Sept. 
$$ 6 bis 10) I 1609, 1610. — Erſte DurchfBeſt. zum 
Kleinhandelspreis auf Tabakwaren (v. 4. Sept.) 
I 1615. 

— Einf. der ®. v. 4. Sept. 1939 nebit DurchfBeſt. 
in den eingegliederten Dftgebieten (8. v. 18. Nov. 
$ 1 Sıff. 14, 16) I 2258. 


13. Rein 


Aufh. der MWeinfteuer im Lande Ofterreid, (V. v. 
25. März) I 582. 


14, Zuder 


Auderfteuergefeh, Bek. v. 26. Sept. 1938. — Einf. 
nebft DurchfBeſt. in den eingegliederten Oftgebieten 
(DB. v. 18.Nov. 81 Siff. 4, 16) I 2258. 


15. Zündwaren 


Zündwarenſteuergeſetz v. 9. Juli 1923. — Neu: 

faſſ. (Bel. v. 26. Tan.) 192. 
— Einf. nebſt DurchfB. v. 7. Febr. 1939 [Reichs- 
minifterialbl. S. 165] im Lande DOfterreih u. in 
den fudetendeutjchen Gebieten (®. v. 18. Febr.) 
I 325. 

Sündwarenmonopolgejeß v. 29. Jan. 1930. — 
Einf. nebit DurchfBelt. im Lande Ofterreich u. in 
den ſudetendeutſchen Gebieten (V. v. 20. Febr. 
$ 1) 1326, 


IV. Landes: und Gemeindefteuern 


A. Im allgemeinen 


Vorl. Meitererhebung von Öffentlichen Abgaben, 
Gebühren u. Beiträgen in den fjudeten- 
deutfchen Gebieten (Smeite V. dv. 30. März) 
I 681. 
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Steuerbefreiung für Neubauten im Lande 
Dfterreih, V. v. 31. Dez. 1938. — Aufh. u. neue 
B. (vd. 23. Juni) I 1085. 


Steuerbefreiung für Neubauten im Reichs— 
gau Sudetenland u. in den in die Länder 
Preußen u. Bayern eingegliederten [udeten- 
deutjchen Sebietsteilen (V. v. 23. Juni) 1 1085. 


B. Im bejonderen 
Bürgerjteuer: 

Bürgerfteuergefet. — Dritte DurchfV. (v. 
26. Sept.) 1 1982. 
— Einf. des ©. v. 20.Nov. 1937 in der Faſſ. 
de8 G. v. 31. Of. 1938 im Memelland 
(B. v. 29. Apr. $2 Siff. ) 1870. — in der 
Oſtmark (8. v. 21.Sept.) 11979. — im 
Reichsgau Sudetenland u. in den in die 
Länder Dreußen u. Bayern eingegliederten 
ſudetendeutſchen Gebietsteilen (RB. v. 
21. Sept.) I 1946. 
— Einf. der DurchfV. v. 29. Juli u, 19. Oft. 
1938 im Lande Oſterreich (B.v.20,. Jan. 
$ 30) 159, 68. — in den judetendeutjchen 
Gebieten (B. vd. 20. Jan. $ 30) 1 69, 78. 


Bürgerjteuerverordnung für das Land Oſter— 
reich (v. 20. Jan.) 159. | 


Bürgerfteuerverordnung für die fudeten- 
deutjchen Gebiete (v. 20. Jan.) 169. 


Gemeindegetränfefteuerverordnung für 
die Oſtmark (v. 18. Nov.) I 2266. 


Gemeindegetränfefteuerverordnung für die 
judetendeutfchen Gebiete (v. 31. März) I 701. 
Gewerbefteuer: 
Gewerbeſteuergeſetz, ©. v. 1. Dez. 1936 
u. DurchfV. d. 20. Febr. 1938. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (2. v. 9. Dez. $10) I 2431, 2432. 
— Einf. im Memelland (8. v. 29, Apr. $ 3) 
I 870, 871. 


— Einf. in den [udetendeutfchen Gebieten 
(3. d. 15. Apr.) I 821. 


V. zur Durchf. des Gemwerbefteuergefeßes im 
Land Ofterreich für das Rechnungsjahr 1939 
(VB. v. 28. Febr.) 1 376. 

Beltellung des NReichsfinanzhofs als 
oberjter Gerichtshof u. des Kinanzgerichts bei 
dem Oberfinanzpräfidenten Nordmark als 
Spruchbehörde für die Gewerbefteuer zugunſten 
der Gemeinden des Landes Medlenburg (3. v. 
1. Apr.) I 703. 

ff. auch hierbei unter Realfteuern. 


Grundſteuer: 

Grundſteuergeſetz v. 1. Dez. 1936. — And. 
des $ 29 (©. v. 7.Nov.) I 2179, — And. der 
V. zur Durchf. ded ©. für den eriten Haupt- 
beranlagungszeittaum v. 1. Juli 1937 (8. v. 
22.Nov. Art. IIT) I 2271, 2276. 
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Grundfteuer (Fortſ.): 


Gewährung von Beihilfen für Arbeiter- 
wohnftätten, ©. v. 1.Apr. 1937. — And. 
(G.v.7.Nov.) I 21. 


Beitellung des Neichsfinanzhofs als 
oberfter Gerichtshof u. des Finanzgerichts 
bei dem Oberfinangzpräfidenten Nordmark als 
Spruchbehörde für die Grundfteuer zugunften 
der Gemeinden des Landes Medlenburg (B. d. 
1. Apr.) 1 703. 


Steuerbefreiung für Neubauten im 
Lande Oſterreich, 3. v. 31. Dez. 1938. — 
Aufh. u. neue V. (v. 23. Juni) I 1085. 


Steuerbefreiung für Neubauten im 
Reichsgau Sudetenland u. den in die Länder 
Vreußen u. Bayern eingegliederten ſu— 
detendeutfchen Gebietsteilen (®.v. 
23. Juni) I 108. 


Robnjummenfteuer, ©. v. 1. Dez. 1936 u. 
DurchfV. v. 20. Febr. 1938. 
— Einf. im Memelland (B. v. 29. Apr. $ 3) 
I 870, 871. 
— Einf. in den fudetendeutjhen Gebieten 
(B. v. 15. Apr.) I 821. 


EinfG. zu den Realſteuergeſetzen v. 1. De. 
1936. 
— Teilmeife Einf. in der Oſtmark (9. v. 11. Aug.) 
I 1374. 
— Teilweife Einf. im Neihsgau Sudetenland 
u. in den in die Länder Vreußen u. Bayern 
eingegliederten judetendeutihen Gebietsteilen 
(B.v. 11. Aug.) 11379. 


Pergnügungsiteuer: 


Belt. ü. die Vergnügungsfteuer v. 7. Juni 
1933 in der Faſſ. der V. v. 22. Dez. 1938. — 
And. (B. v. 17. Oft.) I 2054. 

Beſt. ü. die MWergnügungsiteuer für Die 
Oſtmark (B.v.2. Dez. Abſchn. I) I 2351. 

Belt. ü. Die Vergnügungsfteuer für den 
Reihsgau Sudetenland u. die in Die Länder 
Vreußen u. Bayern eingegliederten judeten- 
deutſchen Gebietsteile (V. v. 2. De. 
Abſchn. I) I 2360. 

Erhebung von Verwaltungsgebühren 
für Anerkennungen u. Entjcheidungen auf 
Grund der Belt. ü. die Vergnügungsfteuer, 
V. v. 6. Apr. 1938. 

— Einf.inder Oſtmark (V.v. 2. Dez. Abſchn. II) 
I 2351, 2360. 

— Einf. im Reichsgau Sudetenland u. in 
den in die Länder Vreußen u. Bayern ein- 
gegliederten ſudetendeutſchen Gebiets— 
teilen (B. dv. 2. Dez. Abſchn. II) 12360, 2369. 


Dmweigftellenfteuer, ©. v. 1. Dez. 1806 u. 
DurchfV. dvd. 20. Febr. 1938. 
— Einf, im Memelland (B. v. 29. Apr. 83) 
I 870, 871. 

— Einf. in den fudetendeutichen Gebieten 
(V.v. 15. Apr.) 1 821. 
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Ill 


Steneritrafverjahren in der Oſtmark 
j, Steuern I (kei: Reicdysabgabenordnnung). 


Stiftungen, Errichtung der Stiftung »Wohnungsbau 
Linz a. d. Donau« (Erl. des Führers u. Reichs— 
fanzlers v. 25. März) I 602. 


Strafen bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvor- 
ſchriften 
ſ. Preiſe J. 


Straffreiheit j. Strafrecht IH, 
für Ehrenſtrafen der Deutſchen Jägerſchaft 
ſ. Jagdweſen. 


Strajgerichtsbarteit im Protektorat Böhmen u. 
Mähren 
ſ. Strafredt III. 


Strajgejeßbud) ſ. Strafredt 1. 
Strafprozeßordnung j. Strafrecht Il. 


Strafrecht 
I. Strafgejfeßbud 

Strafaefeßbud) für das Deutſche Reich. — Aufh. 
des $ 89 Abſ. 3 u. des 390 Abſ. 2 (G. v. 16. Sept. 
Abſchn. 3) I 1841, 1843. — Erg. der Strafbor- 
schriften zum Schuße der Wehrkraft des deutjchen 
Volkes (VB. dv. 25. Nov.) I 2319. 
— Einf. des StGB. im Vroteftorat Böhmen u. 
Mähren (V. v. 14. Apr. $1 Abſ. 1 Siff. 1) I 754. 
— Einf. von $$ des StGB. im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (B.v. 14. Nov. $1 Ziff. 4) 1 2232. 
— Einf. der $$ 130a, 134a, 134b im Yande Ofter- 
reich (VB. d.23. Jan. $1 Siff.2) I 80. 
— Geltung des $ 327 in der Oſtmark (V. v. 14. Juli 
$1 Ziff. 1) I 1261. — des $ 355 in der Oftmarf 
(B. dv. 11. Dez. $ 2) I 2422, 2423. 
— Einf. des StGB. nebft den zur And., Erg., Einf. 
u, Ausf. erlaffenen Belt. in den judetendeutjchen 
Gebieten (VB. v. 16. Jan. $ + Abjchn. I Ziff. 1) I 38. 


ll. Strafprozefordnung 
Strafprozekordnung. 
— Einf. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(DB. v. 14. Apr. $2 Abſchn. I Siff. 1) I 754, 100. 
— Einf. nebft den zur And., Erg., Einf. u. Ausf. er- 
laſſenen Beft. in den fudetendeutfchen Gebieten 
(B. v. 16. Jan. $ 1 Abjchn. IT Siff. 1) 138. 


Ill. Sonftiges 

Deutfches Auslieferungsgejek, ©. v. 23. Dez. 
1929 in der Faſſ. des G. v.12, Sept. 1933nebft AusfR. 
u. AusfBelt. 

— Einf. im Lande Öfterreich (B.0.26,. Apr.) 1544. 
— Einf. in den judetendeutjchen Gebieten (G.v. 
1. febr. $2) 1121. 

Auslieferungsvertrag zwischen dem Deutjchen 
Reich u. Belgien v. 24. Dez. 1874 nebit Zuſatzvertr. 
v. 28. Nov. 1900. — Ausdehnung des Geltungs- 
bereich auf das Land Ofterreich u. die [udeten- 
deutichen Gebiete (Bel. v. 30. März) II 643, 
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Auslieferungsvertrag zwiſchen dem Deutſchen 
Reich u. Italien v. 31. Okt. 1871. — Notenwechſel ü. 
die Ausdehnung des Geltungsbereichs des Vertr. 
ſowie der Zuſatzerkl. ü. die Auslieferung wegen 
Hehlerei u. Begünftigung Notenwechſel v. 29. Mai, 
2 —* 1%5] auf die Oſtmark (Bek. v. 17. Nov.) 


G. gegen Straßenraub mittel® Autofallen v. 
22. Juni 1938. — Einf. im Droteftorat Böhmen 
u. Mähren (B.0.14.Npr. $1 Abf. 1 Ziff. 8) I 754. 


G., betr. die Beftrafung der Entziehung elef- 
triſcher Arbeit, v. 9. Apr. 1900. 
— Einf. im Drotektorat Böhmen u. Mähren (B.v. 
14, Apr. $1 Abi. 1 Siff.3) I 754. 
— Einf. in den f[udetendeutjhen Gebieten (.v. 
16. Jan. $1 Abſchn. I Siff. 3) I 38. 


Int. Abk. zur Bekämpfung der Falſchmünzerei 
v. 20. Apr. 1929. — Beitritt u. Ratifilation: 

Lettland (Bel.v.20.Non.) II 1006. 

Rumänien (Bef. v. 23. Sept.) II 968. 


Grundſätze für den Vollzug von Freiheits— 
trafen u. von Mafregeln der Sicherung u. 
Beſſerung, die mit Frreiheitsentziehung verbunden 
ind, ®. v. 14. Mai 1934 Art. J. 

— Einf.im Drotektorat Böhmen u. Mähren (R. vd. 
14. Apr. $5) I 754, 755. 

— Einf.in den fudetendeutjchen Gebieten (®.v. 
16. Jan, $5) I 38, 39. 


V. gegen Gewaltverbrecder (v. 5. Dez.) 12378. 


G. gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher 
u. ü. Mafßregeln der Sicherung u. Befferung vd. 
24. Nov. 1933 Art. 5, 

— Einf. im Droteftorat Böhmen u. Mähren (R.v. 
14. Apr. $1 Abſ. 2) I 754. 

— Einf.in den ſudetendeutſchen Gebieten (V.eb. 
16. Jan. $2) I 38, 39. 


Gnadenerlaß des Führers u. Reichskanzlers 
für die Sivilbevölferung (v. 9. Sept.) I 1753. 
— AusfBelt. (v. 13. Sept.) I 1760. — Weitere 
AusfBeſt. Ausdehnung des Erl. auf das Vrotektorat 
Böhmen u. Mähren] (v. 6. Dt.) 12000. 


G. gegen heimtüdifche Angriffe auf Staat u. 
Partei u. zum Schuß der Varteiuniformen [Uni- 
formteile, Gemwebe, Fahnen, Abzeichen], ©. v. 
20. Dez. 194. — Vierte DurchfV. (v. 25. März) 
1797. — Aufb. der Bel. v. 16. Jan. 1935 u. neue 
Bek. gemäß Art. 1 85 des G. u. gemäß $1 der 
Vierten DurchfV. v. 25. März 1939 (Bel. v. 
25. Apr.) 1 875. 

— Einf. des ©. dv. 20. Dez. 1934 im Protektorat 
Böhmen u. Mähren (8. v. 14. Apr. $1 Abj.1 
Ziff. 7) 1 754. 

— Einf. de ©. v. 20, Dez. 1934 nebft DurchfV. 
v. 15. Sebr., 16. März 1935 im Lande Öfterreich 
(3.0.23. Jan. $1) 180. 

— Einf. des ©. vd, 20. Dez. 1934 in den fudeten- 
deutichen Gebieten (B. vd, 16. Jan. $ 1 Abſchn.J 
Ziff.) 138. 
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B. ü. das Verfahren in Hocverrats- und 
Landesverratsjahhen im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (v. 4. Dez.) I 2389. 

V. zum Schuß gegen jugendlide Schwer- 
verbrecher (v. 4. Oft.) I 2000, 


Kriegsihädliches Verhalten (B. v. 4. Sept. 
Abſchn. D) I 1609. 


Abwehr politifher Gewalttaten, ©. v. 
4. Apr. 193. 
— Einf. im Protektorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 14. Apr. $1 Abſ. 1 Siff.5) I 754. 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (8. 
v. 16. Jan. $1 Abſchn. I Siff.5) I 38. 


Gewährleiftung des Nechtsfriedens, ©. vd. 
13, Oft. 1933. 
— Einf. im Protektorat Böhmen u, Mähren 
(B. v. 14. Apr. $ 1 Abſ. 1 Siff. 6) I 754. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B.v. 14. Nov. $1 Siff.6) I 2232. 
— Einf. in den fudetendeutfjhen Gebieten 
(B. 0.16. Jan. $1 Abſchn. I Ziff. 6) I 38. 


Rechtshilfe: 

Belgien. Ausdehnung des Geltungsbereichs 
des Abk. ü. die Regelung des unmittelbaren 
Verkehrs zwiſchen deutſchen u. belgiſchen Ge— 
richtsbehörden bei Erledigung von dringenden 
Rechtshilfeerſuchen in Strafſachen v. 17. /18. Apr. 
1925 Reichsminiſterialbl. ©. 289] auf das Land 
Öfterreich u. die [udetendeutfchen Gebiete 
(Bel. v. 30. März) II 643. 


Italien. Ausdehnung der deuticyeitalieni- 
ſchen Vereinb. ü. die Nechtshilfe in Straf- 
jachen auf die Oftmarf (Bel. v. 17. Nov.) 
II 1006. 


Notenwechfel ü. die Ausdehnung der Vereinb, 
it. die Leiftung von Nechtshilfe in Verkehrs— 
ftraffachen v. 21. Juni/23. Dez. 1937 auf die 
Dftmark (Bel, v. 17.Nov.) II 1006. 

Vorſchr. ü. die Beſchränkung der Rechtsmittel 
in Strafſachen, V. v. 14. Juni 1932 Erſter Teil 
Kap. I Art. 2 in der Faſſ. des ©. v. 28. Juni 1935. 
— Aufh. (B. dv. 1. Sept. $ 17) I 1658, 1659. 

B, ü. außerordentlihe Rundfuntmaßnahbmen 
(v. 1.Sept.) I 1683. — DurchfV. (v. 11. Sept.) 
I 1746 


— Einf. der ®. v.1. Sept. 1939 nebjt Durchf V. v. 
11. Sept. 1939 im Gebiet der biöherigen Freien 
Stadt Danzig (B. dv. 19. Oft.) I 2058. 
Verbrecherifcher u. gemeingefährliher Gebraud) 
von Sprengitoffen, ©. v. 9. Juni 1884, 
— Einf. im Vrotektorat Böhmenu. Mähren (B.v. 
14, Apr. $1 Abf. 1 Siff.2) I 754. 
— Einf, in den fudetendeutjchen Gebieten (V.v. 
16. Jan. $1 Abſchn. I Siff.2) I 38. 
— Bel. dv. 29. Apr. 1903. — And. (V. v. 7. Juli) 
11255. — Einf. der Bel. 0.29. Apr. 1903 in der Faſſ. 
der Bel, v. 20. Juni 1907 u. 4. März 1916 ſowie 
der V. ü. Sprengftoffe v. 8. März 1924, 10. Nov, 
1927, 28. Oft. 1931 u. 7. Juli 1939 im Reichsgau 
Sudetenland (8. v.30. Aug.) I 1602. 
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Strafrecht (Fortſ.) 
Straffreibeit: 


Gewährung von Straffreiheit (Erl. des 
Führers u. Reichskanzlers v. 7. Juni) I 1023. 
— Durhf®. (v. 30. Juni) I 1087, 

Deutſch⸗litauiſche Vereinb., betr. die Bürger 
des Memelgebiets, vd. 3. März 1939. — 
Inkrafttr. (Bel. v. 27. März) II 653. 


Ausübung der Strafgerihtsbarfeit im Pro⸗ 
teftorat Böhmen u. Mähren (V. v. 14. Apr.) 
I 754. — [Ber.] (v. 5. Mai) I 880. — Erg. (V. v. 
18. Sept.) 11945. 


Einf. ſtrafrechtlicher Vorſchriften im Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig (B.0.14.Nov.) 
I 2232. 


Einf. ftrafrechtlicher Vorſchriften im Lande 
Öfterreich (VB. v. 23. Jan.) I 80. 


And. von Vorſchr. des Strafrecht u. Des 
Strafverfabrens, ©. v. 24. Apr. 1934. — Einf. 
im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
(DB. v. 14.Nov. $1 Sf. 5) I 2232. 


Überleitung der Strafrehtspflege in den in 
die Ränder Preußen u. Bayern eingegliederten Teilen 
der fudetendeutfchen Gebiete (V.v. 12. Auli) 
I 1238, 


Überleitung der Strafrehtspflege in den in 
die Neichsgaue Niederdonau u. Oberdonau einge- 
gliederten Teilen der fudetendeutfchen Gebiete 
(B. 0.9. Aug.) I 1419. 


Strafregifterverordnung. 

— Einf. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(DB. dv. 14. Apr. 82 Abſchn. I Siff.6) I 754, 755. 
— Einf. in der Faſſ. der ©. v. 17. Tebr. 1934 
in den fudetendeutfhen Gebieten (B. v. 
16. Jan. $1 Abſchn. II Siff. 6) I 38. — Durchf. 
der Strafregifterverordnung in ben ſudeten— 
deutſchen Gebieten (VB. v. 17. Febr. Art. II) 
I 410. 


Bejchränfte Auskunft aus dem Strafregifter u. 
Tilgung von Strafvermerten [Straftilgungs- 
gefeß], ©. v.9. Apr. 1920. — And. (©. v. 17. Nov.) 
I 2254. 

— Einf. des ©. v. 9. Apr. 1920 im Yiroteftorat 
Böhmen u. Mähren (V. v. 14. Apr. } 2 Abjchn. I 
Ziff. 4) I 754, 759. 

— Einf. des ©. d. 9. Apr. 1920 in den judeten- 
deutichen Gebieten (V. v. 16. Jan. $1 Abſchn. LI 
Ziff. 4) 138. — Durchf. des Straftilgungsgeießes 
in den ſudetendeutſchen Gebieten (V.v.4. März) 
I 410. 


And. von Vorfchr. des Strafverfahrens, ©. v. 
28, Juni 1935. — Einf. des Art. 7, joweit Die 
Vorichr. ſich auf Vergehen gegen Die $$ 140a u. 
140b des StGB. beziehen, im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (V. v. 14. Novb. $1 Ziff. 9) 
12232. 
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Strafrecht (Fortſ.) 


And. von Vorſchr. des allgemeinen Straf— 
verfahrens (©. v. 16. Sept. Abjchn. 1) 11841. — 
Erfte DurchfV. (v. 17. Sept.) 11847. — Zweite 
DurchfV. (v. 11. De.) 1 2402. 


Anwendung des Strafrechts aus Anlaß ber 
Wiedervereiniqung der [udetendeutihen Gebiete 
- dem Deutjchen Reich (Zweite V. v. 14. Apr.) 

764. 


Einf. des deutjchen Strafrecht u. anderer Geſetze 
in den ſudetendeutſchen G ebieten (B.v.16. Jan.) 
I 38. 


Entjhädigung für unſchuldig erlittene Unter- 
juhungshaft 
ſ. Unterfuhungsbhaft. 
V. gegen Volksſchädlinge (v. 5. Sept.) I 1679. 
— Erfte DurchfV. (v. 7. Sept.) I 1700. 
— Ameite DurchfV. (v. 27. Sept.) I 1987. 
— Einf. der ®. v. 5. Sept. 1939 u. der DurchfV. v. 
7. Sept. 1939 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (X. v. 19. Oft.) 12058. 


Erg. der Strafvorichriften zum Schuß der 


Wehrkraft des deutſchen Volkes (V. v. 25. Nov.) 
I 2319. 


Entjchädigung der im Wiederaufnahme- 
verfahren gegen birgerliche Strafurteile frei- 
gefprochenen Perſonen, ©. v. 20. Mai 1898. 

— Einf. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(D. v. 14. Apr. 82 Abſchn. I Siff.2) I 754, 755. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B.v.16. Jan. $1 Abſchn. I Ziff. 1 38. 
ſ. auch Jugendgerichtsgeſetz, Militärge— 
richtsbarkeit, Rechtspflege, Sonder— 
ſtrafrecht, Wehrmächtſtrafrecht. 


Strafrechtspflege ſ. Strafrecht II. 
Strafregiſter ſ. Strafrecht III (bei: Straftilgungegejeb) 
Strafregiſterverordnung ſ. Strafrecht III. 
Strafſachen 
ſ. Gerichte I (bei: Zuſtändigkeith, 

Sondergerihtsbarteit, 

Strafrecht III (bei: Rechtspilfe, Rechtsmittel). 
Strajtilgungsgejeß |. Strafrecht III. 


Strafverfahren 
J. Dreife I, Sonderftrafredt, Strafredt II. 


Strafvermerte j. Strafrecht III (bei: Straftilgungsgejeh). 
Strafvollzug j. Strafrecht ILL (bei: Freiheitsſtrafen). 


Straits Settlements ſ. Kolonien TA 2. 


Straßenraub mittels Autofallen ſ. Strafredt Ill. 








Sadverzeichnis 1939 
Sudetendentjche Gebiete, Sndetenland 


Stragenverfehr ſ. Straßenmwejen. 


Gebührenordnung für Maßnahmen im 
Straßenverkehr 
ſ. Kraftfahrweſen I. 


Straßenverkehrs-Ordnung, Straßenverlehrs-Zu— 
laſſungs-Ordnung, Straßenverwaltung 


ſ. Straßenweſen. 


Straßenweſen, G.ü. die Beförderung von Perſonen 
zu Lande in der Faſſ. v. 6. Dez. 1937 nebſt Durcdhf- 
Vorſchr. — Einf. in der Oſtmark (B. v. 28. Sept.) 
I 1987. 


Kreuzungen von Eifenbahnen u. Straßen (©. v. 
4. Juli) 11211. — Dur. (v. 5. Juli) 11215. 


Benennung von Straßen, Dläben u. Brüden 
(B. v. 1. Apr.) I 703. 


Einf. reichsrechtlicher Vorſchr. ü. Den Straßen- 
verkehr in den fudetendeutfchen Gebieten 
(V. vd. 8. Febr.) I 164. — [Ber.] (v. 10. Febr.) 
I 186. 


Straßenverkehrs- Ordnung — Verhalten im 
Straßenverkehr, V. v. 13. Nov. 1937 in der Faſſ. der 
V. vd. 13. Oft. 1938. — And. (V. v. 3. Mai) I 874. 
(B. v. 3. Oft.) I 1988. 

— Infrafttr. von Vorſchr. der Straßenverkehrs— 
Ordnung im Memelland (9. v.30. Apr.) I 812. 
— Einf. der ®. v. 13. Nov. 1937 in der Faſſ. der 
V. v. 13. Dit. 1938, 3. Mai u. 3. Oft. 1939 in den 
eingegliederten Oftgebieten (B.0.27. Dez.) I 2488. 


Aufrechterhaltung von ſtraßenverkehrsrecht— 
lihen Übergangsbeftimmungen in den in Die 
Länder Preußen u. Bayern eingegliederten [udeten- 
deutjchen Gebietsteilen (9. v. 19. Juli) I 1325. 


Straßenverfehrs-Zulafjungs- Ordnung. — 
Sulafjung von Verfonen u. Fahrzeugen zum 
Straßenverkehr. 
— And. der 8. v. 13. Nov. 1937 in der Faſſ. der 
V. v. 28. De. 1937 u. 24. Sept. 1938 (8. v. 
4. Febr.) 1163. (W. v. 6. pr.) 1735. 

— Geltung der ®. dv. 4. Febr. 1939 im Lande 
Öfterreich (B.v.4. Febr. $2) I 163. — Geltung 
der V.v. 6. Apr. 1939 im Lande Ofterreih (V.v. 
6. Apr. $2) 1735. 

— Einf. der V. v. 13. Nov. 1937 in der Faſſ. der 
V. v. 28. Dez. 1937, 24. Sept. 1935 u. 4. Febr. 
1939 in den ſudetendeutſchen Gebieten (V. v. 
8. Febr. $1 Abi. 1b) I 164. — Geltung der ®. v. 
6. Apr. 1939 in den fudetendeutichen Gebieten 
(B. v. 6. Apr. 82) 1735. | 

Einftweilige Neuregelung des Straßenweſens 
u.der Straßenverwaltung. — And. der DurchfV. 
v. 7.De. 1934 (8. v. 25. März) 1 629. 

j. auch Kraftfahrweſen 1, Verkehrsweſen. 


Strompolizeiverordnungen j.Wafferftraßen!, IIC. 


Studentenwerk ſ. Reichsſtudentenwerk. 
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I. Aus Anlaß der Wiedervereinigung der 


sudetendeutschen Gebiete mit dem Deutschen Reich 


erlassene Veröfentlichungen: 


A. Im allgemeinen 


Gliederung der fudetendeutfchen Gebiete (©. v. 
25. März) I 745. 
— Erſte DurchfV. (v. 15. Apr.) I 764. 
— Zweite DurchfB. (v. 4. Aug.) I 1348. 


Aufgaben der Reichsgaue als Selbjtverwal- 
tungsförperihaften (Eifte V. v. 17. Juli) 
I 1269. 


Verwaltung der Reihsgaue als Selbitver- 
waltungsftörperihaften(®. v. 25. Nov.) 12373. 


Aufbau der Verwaltung im Reichsgau Sudeten- 
land [Sudetengaugefek] (©. v. 14. Apr.) I 780. 
— Erſte DurchfV. (v. 10. Juni) I 997. 

— Seite Durhf®. (v. 17. Juli) I 1271, 


B. 3m bejonderen 


1. Gejdyäjtsbereid) 
des Beauftragten für den Bierjahresplan 


a. Sudetendeutjche Gebiete 


Arbeitseinfak in den fudetendeutichen Ge- 
bieten, ®. v. 27. Oft. 1988. — Außerkrafttr. des 
$2 Abi. 2 (WB. v. 14. Sept. $12 Ziff. 5) I 1769, 
1771. 


Sufammenfchluß von Bergbauberedhtigten 
in den jubetendeutichen Gebieten (V. dv. 31. Jan.) 
I 115. 


Beichleunigte Förderung des Baues von Heuer- 
lings- u. Werfwohnungen fowie von Eigen- 
heimen für ländliche Arbeiter u. Handwerker in den 
fudetendeutfchen Gebieten (B. dv. 28. März) I 716. 
— ſ. auch hierbei unter IB 10b. 


Verftärkung des Holzeinſchlags in den judeten- 
deutfchen Gebieten (V. v. 28. Dez. 1938) I 2. — 
[Ber.] (v. 30. Jan.) I 124. 

— ſ. aud) hierbei unter IB 14a. 


Durbhführung des Vierjahresplans in den 
judetendeutichen Gebieten (Zweite ®. v. 8. Febr.) 
I 168. 


b. Reichsgau Sudetenland 


Schu gefährdeten landwirtjchaftlichen 
Grundbeſitzes im Reichsgau Gubdetenland 


weite ®. dv. 9. Oft.) 1 2013. 


Kündigunasichug für Miet- u. Pachträume im 
Reichsgau Sudetenland (B. v. 31. Aug.) 1 1602. 
— ſ. auch bierbei unter IB 7b. 


Reichskommissar für die Preisbildung 
aa. Subdetendeutiche Gebiete 


Regelung der Getreidepreije für die fudeten- 
deutichen Gebiete im Wirtichaftsjahr 1938/39 (B. v. 


27. Rebr.) I 339. 
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Sudetendentiche Gebiete, Sndetenland (Fortſ.) 


Einf. von Höchftpreifen für Haushaltsſpeiſe— 
falzin den fudetendeutjchen Gebieten (B. v. 13. Juni) 
1 1033. 

Einf. der V. ü. die Vreisbildung für inländijches 
Nadel-Schnittholz in den fudetendeutichen Ge- 
bieten (®. v. 21. Jan.) 1 9. 


Vreisbildung in den judetendeutjchen Gebieten, 
V. v. 22. Okt. 1938. — Aufh. für das Gebiet des 
Neichsgaues Sudetenland (VB. v. 22.Mai $6) 
I 959. — für Die in die Neichsgaue Niederdonau u. 
Dberdonau u. in die Länder Preußen u. Bayern 
eingegliederten fudetendeutichen Gebietsteile (B. v. 
27. Juni $4) 1 1060. 


Einf. der V. ü. die Vreisbildung für Robbolz im 
Forſtwirtſchaftsjahr 1939 in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (V. v. 27. Jan.) 1 1%. 


Einf. reichsrechtlicher Vorſchr. zur Vereinheit- 
lichung u. Vereinfachung Des Warenverkehrs in 
den judetendeutjchen Gebieten (B. v. 10.März) I443. 


Regelung von Sandelsfpannen beim Verkauf von 
Jigarettenu.Raucdtabaf in den fudetendeutjchen 
Gebieten (V. v. 28. Febr.) I 347. 


Regelung von Handelsſpannen beim Verkauf von 
Zigarren in den ſudetendeutſchen Gebieten (Anordn. 
v. 28. Febr.) 1 349. 


bb. Neihsaan Sudetenland 


Einf. der Deutjchen Arzneitage im Reichsgau 
Sudetenland (V. dv. 30. Juni) I 1078. 
— f. auch hierbei unter IB3b, 


Einf. der ®. ü. den Verkauf von Brennſtoffen 
im Reichsgau Sudetenland (V. v. 29. Juli) 11372. 


Regelung der Düngelalfpreife im Reichsgau 
Sudetenland (V. v. 21. Aug.) I 1601. 


Einf. der Yederpreisperordnung im Neid)s- 
aau Sudetenland (B. v. 26. Juli) I 1345. 


Einf. der B. ü. Vreife für unedle Metalle im 
Reichsgau Sudetenland (V. dv. 21. Juni) I 1090. 
— Außerkrafttr. (V. v. 8. Oft. $10) 12023, 2024. 

Verbot von Preiserhöhungen im Reichsgau 
Sudetenland (V. v. 22. Mai) I 99. 


Wochenſchaupreiſe im Reichsgau Sudetenland 
(V. v. 12. Aug.) I 1448. 


ee) Ausgegliederte ſudetendeutſche Gebietsteile 


Einf. des Preisrechts in den in die Reichsgaue 
Niederdonau u. Oberdonau u. in die Länder Preußen 
u. Bayern eingegliederten fudetendeutichen Gebiets— 
teilen (V. v. 27. Juni) I 1060. 


2, Seirhäftöbereid 
des Chejs des Dberlommandos Der Wehrmacht 


Anwendung des Strafrechts aus Anlaß der 
Wiedervereinigung der ſudetendeutſchen Gebiete mit 
dem Deutſchen Reich (Zweite V. v. 14. Apr.) I 764. 
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Verſorgung ſudetendeutſcher Berufsmilitär- 
perſonen u. ihrer Hinterbliebenen (V. v. 30. Sept.) 
12021. 


Einf. von Wehrrecht in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (B. dv. 21. Febr.) I 287. 


3. Gejchäftsbereih des Reichsminiſters des Innern 
a. Subetendeutiche Gebiete 


Einf. des Apothekenverpachtungsgeſetzes 
in den fudetendeutfchen Gebieten (B. v. 6. Febr.) 
I 155. 


Ausgleich von Rechtsanſprüchen in den jubeten- 
deutſchen Gebieten (B. v. 13. Febr.) I 2%. 


Einf. der Ausländerpolizeiverordnung in 
den fudetendeutichen Gebieten (B. v. 29. Mai) INJ. 


Einf. des ©. ü. die Abtretung von Beamten- 
bezügen zum Seimftättenbau in den fubeten- 
deutfchen Gebieten (V. vd. 3. Juni) I 1024. 


Einf. veichsrechtliher Vorſchr. auf dem Gebiete 
des Beamtenrechts u. des Bejoldungsredts 
in den: fudetendeutfchen Gebieten, ®. v. 15. Dez. 
1938. — DurchfBeſt. (v. 30. März) I 682. 


Einf. der Betäubungsmittelgefeßgebung in 
den judetendeutjchen Gebieten (V. d. 28. Jan.) I90. 


Einf. des Brieftaubengejeges u. der Erſten 
Durchf⸗ u. ErgV. in den judetendeutjchen Gebieten 
(V. v. 28. Febr.) I 358. 


Einf. der Vorſchr. ü. das Ehrenkreuz in den 
judetendeutichen Gebieten, V. v. 30. Nov. 1938. — 
DurchfV. (v. 7. Febr.) I 156. 


Unterſtützung der Angehörigen der einberufenen 
Wehrpflichtigen u. Reichsarbeitsdienſtpflichtigen in 
den ſudetendeutſchen Gebieten JFJamilienunter— 
ſtützungsverordnung für die ſudetendeutſchen 
Gebiete] (VB. d.28. Jan.) 185. —[Ber.] (w. 27. Febr.) 
I 368. — Außerkrafttr. (3. v. 11. Juli $32 Siff. 7) 
I 1225, 1232. 


Einf. flaggenrehtlicher Vorſchriften in den 
judetendeutfchen Gebieten (Q. v. 14. Jan.) I 33. 


Einf. von Fleiſchbeſchauvorſchriften in den 
judetendeutfchen Gebieten (V. v. 23. März) I 573. 

Einf. fürforgerechtliher Vorfchriften in 
den fudetendeutfchen Gebieten, ®. d. 28. Dez. 1938. 
— Ind. (8. v. 7. Oft. $2 Abf. 2) 12002, 2003. 
— ſ. auch Hierbei unter IB 10b. 


V. it. Gemeindebedienftete in Den jubeten- 
deutfchen Gebieten (v. 23. Febr.) I 292. — [Ber.] 
I 296. 


Einf. der Deutichen Gemeindeordnung in den 
judetendeutfchen Gebieten, V. v. 10. Nov. 1938. — 
And. (B. v. 28. Juni) I 10%. 


Hliederung der judetendeutfchen Gebiete (©. v. 
25. März) I 745. 
— Erfte Durch. (v. 15. Apr.) I 764, 
— weite DurchfV. (v. 4. Aug.) I 18348, 
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Sudetendentiche Gebiete, Sudetenland (Fortſ.) 


V. ü. Jugendwohlfahrt in den jubetendeutjchen 
Gebieten (v. 5. März) 1429. — And. (VB. v. 7, Okt. 
2 Abſ. 3) 12002, 2003. 


Einf. des ©. zur Ordnung der Krankenpflege 
in den judetendeutjchen Gebieten (WB. v. 24. März) 
I 574. 


Schub der Kulturdenfmäler in den judeten- 
deutjchen Gebieten (V. v. 11. Jan.) I 36. 


Einf. der Eotterieverordnung u. der hierzu 
ergangenen Gebührenordnung in ben ſudeten— 
deutſchen Gebieten (VB. v. 17. Febr.) I 257, 


Stiftung der Medaille zur Erinnerung an 
den 1. Oktober 1938«. — Erg. der V. u. Satzung 
v. 18. Oft. 1938 (B. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 1.Mai) I 861. 


Einf. von namensrecbtlichen Vorſchriften in 
den fudetendeutfchen Gebieten (®. v. 24. Tan.) I 81. 


Vorl. Weitererbebung von öffentlichen Ab— 
gaben, Gebühren u. Beiträgen in den fudeten- 
deutfchen Gebieten (Zweite V. v. 30. März) I 681. 


Zulafjung tichecho-flowafischer Päſſe als Paß— 
erjat (Bel. v. 30. März) 1.644. 


Einf. der Vorſchr. ü. die Sicherung der Einbeit 
von Partei u. Staat in den fubdetendeutjchen 
Gebieten (8. v. 10. jan.) I 26. 


Einf. des ©. ü. das Paß-, das Ausländer- 
polizei- u. das Meldeweſen ſowie ü. das Aus— 
weisweſen in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 21. Apr.) I 816. 

Erſatz der durch den Kampf um die Wieder- 
vereinigung der judetendeutichen Gebiete mit dem 
Deutſchen Reich verurſachten Derjonen- u. Ver— 
mögensſchäden (©. v. 20, Oft.) I 2119. 


Einf. der Reihsärzteordnung in den judeten- 
deutjchen Gebieten (DB. v. 27. März) I 582. 

Einf. der Reihsapotbeferordnung in den 
judetendeutjchen Gebieten (V. v. 4. Febr.) I 128. 

Einf. der Reihsausbildungsordnung für 
den höheren Dienft in der allgemeinen u. inneren 
Verwaltung in den jwudetendeutichen Gebieten 
(VB. v. 13. März) I 483. 

Einf. der Dritten ®. zum Reichsbürgergeſetz 
in den judetendeutfchen Gebieten (V. v. 22. Apr.) 
1818. — der Vierten u. Achten V. (V. v. 5. Mai) 
I 880. 

Einf. des ©. ü. die Sicherung der Reichsgrenze 
u. ü. MWergeltungsmaßnahmen in den judeten- 
deutichen Gebieten (V. v. 17. Febr.) I 257. — Einf. 
der Erſten Durchf V. (w. 27. Febr.) I 355. 

Einf. der Reihsmeldeordnung in den judeten- 
deutjchen Gebieten (DB. v. 24. Apr.) I 881. 

Einf. der Reidhstierärzteordnung in den 
fudetendeutichen Gebieten (B. v. 14. Apr.) I 766. 

Einf. des G. zur Negelung der öffentlichen 
Sammlungen u. jammlungsäbnlichen VBeranftal- 


tungen [Sammlungsgejeh] in den fudeten- 
deutjchen Gebieten (V. v. 14, Jan.) I 44. 
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Neuordnung des Sports in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (DB. v. 10. März) 1 443. 

V. ü. die deutſche Staatsangebörigkeit in 
den fudetendeutjchen Gebieten (v. 12. Febr.) I 205. 


Erwerb der deutjchen Staatsangehörigkeit 
durch frühere tichecho-flowatiiche Staatsangehörige 
deutjcher Volkszugehörigkeit (B. v. 20, Apr.) 1 815. 


Einf. fteuerrechtliher Vorjchriften in den 
fudetendeutichen Gebieten (VB. v. 31. März) I 701. 


Einf. von Tierſchutzvorſchriften in den ju- 
detendeutjchen Gebieten (V. v. 13. Febr.) I 208. 


Einf. von Tierſeuchenvorſchriften in Den 
ſudetendeutſchen Gebieten (8. v. 13. Febr.) I 200. 


Einf. reichSrechtlicher DVorfchr. zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankbeiten in den judeten- 
deutichen Gebieten (VB. v. 21. März) I 555. 


Einf. der V. ü. die Ausbildung u, Prüfung für 
den höheren vermeſſungstechniſchen Verwal- 
tungsdienft in den judetendeutjchen Gebieten 
(DB. v. 29. März) I 707. 


Einf. des G. ü. die Neuordnung des Ver— 
meffungswefens in den ſudetendeutſchen Ge- 
bieten (B. v. 15. Kebr.) 1277. 


Einziehung volfs- u. ftaatsfeindlichen Ver— 
mögens in den fudetendeutichen Gebieten (B. vd. 
12. Mai) 1911. 


B. ü. den Wachdienft in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (v.27. Febr.) 1339. — Erfte DurchfAnordn. 
(v. 31. März) I 734. — [Ber.] I 892. 

Einf. des deutichen Waffenrechts in den 
ſudetendeutſchen Gebieten (B. v. 10. März) I 442. 


Schutz der fudetendeutichen Wirtſchaft (Dritte 
V. v. 27. Juni) I 1059. 
— ſ. auch bierbei unter IB Sa. 


Gleichftellung der Zahnärzte im bisherigen 
Neichögebiet u. in den fudetendeutichen Gebieten 
(B. v. 22. Febr.) 12%. 


b. Reihsaau Sudetenland 
Einf. der Deutjchen Arzneitage im Reichsſgau 
Subetenland, V. v. 30. Juni 1939. — DurchfV. 
(v. 6. Sept.) 1 1743. 
Einf. des Ausmwanderungsrechts im Neichs- 
gau Sudetenland (B. v. 17. Dez.) I 2442. 


Einf. der Beftallunasordnung fürAipotbefer 
im MNeichsgau Subdetenland (V. v. 25. Sept.) 
11942. 


Einf. des ©. zur Verhütung erbfranfen Nach— 
wuchjes u. des ©. zum Schuße der Erbaejund- 
beit des deutichen Volkes im Reichsgau Subdeten- 
land (V. v. 15. Der.) I 2434. 


Erg. u. Durchf. des Familienunterſtützungs— 
gefeßes FFamilienunterſtützungs-Durchfüh— 
tungsberordnung] (B. dv. 11. Juli) 1 1220. 

Einf. des ©. ü. das Feuerlöſchweſen im 
Reichsgau Sudetenland (V. v. 19, Sept.) 11870. 
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Einf. des G. zur Bekämpfung der Geſ chlechts— 
krankheiten im Reichsgau Sudetenland (V. v. 
31. Ott.) 12129. 

Sausbaltswirtihaft ber Gemeinden u. Ge- 
meindeverbände des Reichſsgaues Subetenland für 
das Rechnungsjahr 1939 (V. v. 1. Dez.) 12349. 


Einf. des HFebammengeſetzes im Reichsgau 
Sudetenland (V. v. 9. Nov.) I 2180. 


Verteilung des Länderanteild an der Jagd» 
icheingebühr im Reichsgau Sudetenland (B. v. 
15. Aug.) I 1448. 


Einf. des Kriegergräberfürſorgerechts im 
Reichsgau Sudetenland (V. v. 10. Nov.) 12230. 


des Landesamts zur Be— 
meſſung der Wertzuwachsabgabe in Troppau 
indie Reichsfinanzverwaltung (V. vd. 28. Dez.) 12505. 


Errichtung ſtaatlicher Volizeiverwaltungen 
in den NRegierungsbezirten Karlsbad, Auſſig u. 
Troppau (B. v. 25. Oft.) 12128. 

Einf. des ©. ü. die Beförderung der im unmittel- 
baren Reichsdienſt jtehenden Volizeivollzugs- 
beamten auf den Öffentlichen regelmäßig verkeh⸗ 
denden Beförderungsmitteln im Reichsgau Su⸗ 
detenland (B. v. 10. Aug.) I 1373. 


N. ü: das Deutſche Note Kreuz (v. 7. Sept.) 
1 1699. 

Aufgaben der Reichsgaue als 
tunastörperichaften Erſte 
I 1269. 

Verwaltung der Neichsgaue als Selbitverwal- 
tungstörperichaften (B. dv. 25.Nov.) 12303. 

Einf. fteuerredhtlicher Norichriften im Reichs— 
gau Sudetenland (V. d. 2. Dez.) 12360. 

Aufbau der Verwaltung im Reichsgau Su 
detenland [Sudetengaugefeß] (©. d. 14. Apr.) 1780. 
— Erfte DurchfV.  (p. 10. Juni) I 99%. 
— Zweite DurchfV. (v. 17. Juli) 11271. 


Eingliederung 


Selbftverwal- 
V. v. 17. Juli) 


e. Uusgegliederte iudetendeutiche Gebietsteile 


Errichtung einer ftaatlichen Dolizeiverwa tung 
in der Stadtgemeinde Znaim (V. v. 9. Sept.) 
I 1669. 

Einf. ſteuerrechthicher Norichriften in den 
in die Ränder Vreußen u. Bayern eingegliederten 
judetendeutichen Gebietsteilen (B. v. 2. Dez.) 12360. 


4. Geſchaãftsbereich 
es Reichsminiſters für Voltsauftlärung und Propaganda 


a. Sudetendeutſche Gebiete 

Einf. des Lichtipielgefeßes u. des G. ü. die Vor- 

führung ausländilcher Filme in ben judeten- 
deutichen Gebieten (V. d. 9. Juni) 11009, 


b. Reihsgau Subdetenland 


Errichtung eines Reichspropagandaamts in Rei: 
chenberg, V. v. 28. Nov. 1938. — DurchfV. 


(v. 18. Juni) I 1036. 
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e. Ausgegliederte ſudetendeutſche Gebietsteile 


Errichtung eines Reichspropagandaamts in Rei⸗ 
chenberg, V. v. 28. Juni 1938. — DurchfV. Zu— 
teilung der ausgegliederten Gebietsteile an Reichs⸗ 
propagandaämter der Oſtmark u. ber Ränder 
Preußen u. Bayern] (v. 18. Juni) I 1036. 


5. Geſchaftsbereich des Reichsminiſters der Luftfahrt 


Einf. deutfhen Luftrechts in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten 
ſ. hierbei unter IB 7a. 


Einf. des Luftſchutzrechts, in den fudeten- 
deutjchen Gebieten (B. v. 31. März) I 702. 


6. Geſchäftsbereich des Reichsminiſters der Finanzen 
a. Sudetendeutiche Gebiete 


Eifigbranntwein-Bezugsredhte u. Eſſig— 
fäure-Betriebsrechte in dem an das bisherige 
deutfche SZollgebiet grenzenden ſudetendeutſchen 
Gebiei (VB. v. 31. März) I 869. 


Einf. der Fettſteuervorſchriften in den ju- 
detendeutjchen Gebieten (U. v. 20. März) I 630. 


Aufh. der Kohlenſteuer u. der Erjaßjteuer 
für aus dem Ausland eingeführte Kohle in den 
fudetendeutjchen Gebieten (V. v. 22. März) I 801. 


Einf. des Mineralölfteuergejeßes u. der ®. ü. 
den Bezug von Spiritus zu Treibftoffzweden 
in den judetendeutjchen Gebieten (V. v. 25. März) 
I 653. 

Ortstlaffenverzeichnisfürdiefudetendeutichen 
Gebiete (V. dv. 4. Jan.) I 27, 


Rechtsverhältniſſe der ehemaligen tichecho- 
ſlowakiſchen öffentlich-rechtlichen Bedienſteten in 
den ſudetendeutſchen Gebieten (B. v. 19. Okt.) 


I 2059. 

Einf. von Vorſchr. zum Schuß des zur Anfertigung 
von Reihsbanftnoten u. Schuld urfunden ver 
wendeten Wapiers gegen unbefugte Nachahmung 


in den fudetendeutjchen Gebieten (B.0.29. Apr.) 1909. 


Einf. der Durchf V. zum Reichsbewertungs— 
geſetz in den ſudetendeutſchen Gebieten (B. v. 
9,08.) 12421. 


Einf. ſteuerrechtlicher Vorfchriften in den 
judetendeutjchen Gebieten. 
— Erg. der Vierten V. v. 21. Dez. 1938 (Exfte V. 
v.29. März) I 655. (Sweite V. v. 27, Juni) 11063. 
— (Sechfte V. v. 20. Jan.) 169. (Siebente V. v. 
9. Febr.) I 169. (Achte DB. d. 10. febr.) 1211. 
(Neunte V. v. 14, Febr.) 1 276. (3. v. 18. Febr.) 
1325. (Zehnte V. v. 31. März) I 701. (Elite V. v. 
11. Apr.) I 802. (Swölfte V. v. 15. Apr.) I 821. 
— (Secyzehnte V. v. 14. Sept.) I 1933. 
— Meitere Verordnungen f. hierbei unter b, ce. 
Aufh. von verbrauchfteuerrechtlichen Vor» 


ichriften in den judetendeutjchen Gebieten (B. v. 
5. März) 1653. (2. v. 21. Dkt.) I 2127. 
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Einf. der Duchf®. zum Vermödgenfteuer- 
geſetz in den fjubetendeutfchen Gebieten (V. d. 
9. Dez.) I 2421. 

Sollerleihterungen für den Warenverkehr 
zwifchen den fudetendeutichen Gebieten u. dem 
Vrotektorat Böhmen u, Mähren u. zwijchen den 
fudetendeutjchen Gebieten u. der Slowalei (V. v. 
28. März) I 635. 

Einf. der deutjhen Zolltarifvorſchriften in 
dem an das Land Oſterreich grenzenden judeten- 
deutjchen Gebiet (Bef. v. 21. März) I 564. 


Einf. des Zündwarenmonopols in den 
fudetendeutjchen Gebieten (V. v. 20, Febr.) I 326, 


b. Reihsaau Subetenland 


Einf. des ©. ü. die Verwaltung der Beiträge 
zur Sauptvereinigung der Deutſchen Vieh— 
wirtſchaft u. der dazu erlaffenen DurchfV. im 
Reichsgau Sudetenland (V. v. 24. Oft.) I 2122. 

Inkraftſetzung des Erften Abjchn. der Neunten 
DurchfBeſt. zur V. ü. die Gewährung von Kinder- 
beihilfen an kinderreiche Familien im Reichsgau 
Sudetenland (V. v. 14. Juni) I 1029, 

Amtsbezirke der Oberfinanzpräfidenten im 
Reichsgau Sudetenland (VB. v. 5. Juli) I 1305. 


Steuerbefreiung für Neubauten im Reichs— 
gau Sudetenland (VB. v. 23. Juni) I 1085. 

Einf. ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Reichs— 
gau Sudetenland (Dreizehnte V. v. 7. Juli) 11329. 
(Vierzehnte V. v. 25. Juli) 11332. (Fünfzehnte 
V v. 11. Aug.) I 1379. (B. v. 31. Aug.) 11821. 
— Giebzehnte V. v. 21. Sept.) 11946. (Achtzehnte 
V. v. 26. Sept.) 11993. (Neunzehnte V. v. 25. Okt.) 
12124. (Swangigfte V. v. 2. Dez.) J 2360. (Ein- 
undzwanzigſte V. v. 28. Nov.) 12397. 

— f. auch hierbei unter I B 6a. 


ec. Ausgegliederte ſudetendeutſche Gebietäteile 


Steuerbefreiung für Neubauten in den in 
die Länder Preußen u. Babern eingegliederten 
fudetendeutichen Gebietsteilen (VB. v. 23. Juni) 
I 1085. 

Einf. ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den in 
die Länder Dreußen u. Bayern eingegliederten ſude— 
tendeutjchen Gebietsteilen (Dreizehnte V. v. 7. Juli) 
11329. (Vierzehnte V. v. 25. Juli) I 1332, (Fünf: 
zehnte V. v. 11. Aug.) 11379. (Siebzebnte V. v. 
21. Sept.) 11946. — (Swanzigfte V. dv. 2, Dez.) 
I 2360. (Einundzwangigfte V. v. 28. Nov.) I 2397. 
— Einf. ftenerrechtlicher Vorſchr. in den in das 
Land Bayern eingeqliederten judetendeutfchen Ge- 
bietöteilen (VB. v. 31. Aug.) I 1821. 

— f, auch bierbei unter I B ba. 


7. Sejchäjtsbereid, des Reichsminiſters der Juſtiz 
a. Sudetendeutfche Gebiete 
Einf. des Deutjchen Auslieferungsgefebes 
in den fudetendeutfchen Gebieten (G. v, 1, Febr. 
$2) IL 21. 
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Einf. fideikommißrechtlicher Vorſchriften 
in den ſudetendeutſchen Gebieten (V. v. 28. Juni) 
I 1064. 


Gliederung der Gerichte in den fudetendeutichen 
Gebieten (Erfte V. v. 10. Febr.) 1201, Gweite 
V. dv. 22. Febr.) 129. (Dritte V. dv. 8. Juli) 
I 1233. 

Einf. bandelsredhtliher Vorfehriften in den 
judetendeutjchen Gebieten (Zweite V. v. 9. Febr.) 
1176. (Dritte ®. v. 28. Febr.) 1391. — [Ber.] 
1427. — Aufb. des $24 der V. v. 9. Febr. 1939 
(B. v. 27. März $3 Abſ. 3) 1713, 714. — (Vierte 
V. v. 11.Mai) I 909. 


Einf. hinterlegungsrechtlicher Vorſchriften 
in den ſudetendeutſchen Gebieten (V. v. 28. Febr.) 
1377. 


Einf. des Hypothekenbankgeſetzes in den 
ſudetendeutſchen Gebieten (V. v. 29. März) I 636. 


Einf. deutſchen Luftrehts in den judeten- 
deutichen Gebieten (Zweite B. v. 5. Juni) I 1006. 


Einf. des G. ü. Mietverbältnijje mit Juden 
in den fudetendeutjchen Gebieten (V. v. 10. Mai) 
I 907. 


Einf. des deutſchen Perſonenſtandsrechts in 
den judetendeutjchen Gebieten (VB. v. 24. Apr.) 
I 818, 


Einf. des ©. ü. die Dfandbriefe u. verwandten 
Schuldverjhreibungen öffentlidh-rechtlicyer 
Kreditanftalten in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 29. März) 1636. 

Behebung von Rechtsnachteilen in den 
ſudetendeutſchen Gebieten (V. v. 5. Apr.) 1719. 


Vorl. Ausübung der Rechtspflege in den 
ſudetendeutſchen Gebieten, V. v. 8. Okt. 1938. — 
Außerkrafttr. des $5 (V. v. 10. Febr. $4) 1201. 
— Zweite ®. v. 2. Dez. 1938. — Außerkrafttr. 
von Vorjchr. des $ 13 (B. v. 19. Dez. 5 4 Ubi. 1) 
I 2452, 2455. 

V. zur weiteren Überleitung der Rechtspflege 
in den fubetendeutichen Gebieten (v. 28. Febr.) 
1358. — Inkrafttr. (Bel. v. 8. März) 1448. — 
And. des $6 der V. v. 28, Febr. 1939 (V. v. 
1. Sept. $ 32) 11658, 1660. 

Reichsmarkeröffnungsbilanzgen u. Um— 
ftellungsmaßnahbmen in den fudetendeutjchen 
Gebieten [Umftellungsverordnung] (V. v. 9. Febr.) 
I 169. 


Einf. der Reichsnotarordnung in den fudeten- 
deutichen Gebieten (V. v. 26, Apr.) 1845. 


Einf. der Neih8-NRehtsanwaltsordnung u. 
anderer Vorſchr. auf dem Gebiete des Anwalts— 
rechts in den fudetendeutjchen Gebieten (V. v. 
31. März) 1697. 

Laufbahn für das Amt des Richters u. des 
Staatsanwalts (8. v. 16.Mai) 1917. 


Gewährung von Straffreiheit (Eıl, des 
Führers u. Neichsfanzlers v. 7. Juni) 11033. — 
Durchf V. (v. 30. Juni) I 1087, 


III 
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Einf. des deutfchen Strafrecht, der deutſchen 
Gerihtsverfafjung u. anderer Gejeße in ben 
iudetendeutjchen Gebieten (B. v. 16. Jan.) 138. 


Durchf. des Straftilgungsgejeßes u. ber 
Strafregifterberordnung in den jubetenbeut- 
ichen Gebieten (V. v. 4. März) 1410. 


Einf. des Teftamentsgefeßes in den judeten- 
deutfchen Gebieten (V. v. 22. Febr.) 1290. 


Einf. des ©. ü. den Waffengebrauch der Forſt— 
u. Jagdſchutzberechtigten jowie der, Fiſchereibeamten 
u. Fiſchereiaufſeher nebſt DurchfV. dazu in den 
iudetendeutichen Gebieten (8. v. 15. Mai) 1916. 


Einf. des ©. üi. die Verwahrung u. Anſchaffung 
von Wertpapieren in den judetendeutjchen Ge- 
bieten (V. dv. 28. Febr.) 1386. 

Zurückweiſung von Geboten in der Zwangs-' 
verfteigerung in den judetendeutjchen Gebieten 
(B. dv. 20. uni) I 1036. 


Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangs— 


vollſtreckung in den judetendeutichen Gebieten 
(Dritte V. v. 28. Jan.) 1103. (Vierte V. v. 
27. März). 1588. 


b. Reichsgau Subdetenland 


Tilgbare Aktien u. Genußjcheine bei den 
Altiengefellichaften im Reichsgau Sudetenland 
(3. v. 29. Juni) 1 1076, | 
Änderungen des arbeitsgerihtliden Ver— 
fahrens im Reichsgau Sudetenland (V. v. 19. Dez.) 
I 2452. 

Einf. des Binnenjhiffahrts- u. Flößerei— 
rechts im Reichsgau Sudetenland (V. v. 11. Dez.) 
I 2394. 

Bücherlihe Anmertung der Rangordnung 
für eine beabjichtigte Veräußerung oder Löſchung 
im Reichsgau Sudetenland (B. v. 7.Nov.) I 2174. 

Anwendung von Sebührenbefreiungspor: 
ſchriften auf die Notare im Reichsgau Sudeten— 
land (V. v. 30. Mai) 1978. 


Verjchmelzung von Genoſſenſchaften im 
Reichsgau Sudetenland (V. dv. 30. Juni) I 1066. 


Verwahrung von Grundbudunterlagen im 
Reichsgau Sudetenland (V. v. 25. Sept.) 11936. 


Reftimmung der »Landesbank und Girozentrale 
für das Sudetenland« ald Hinterlegungsitelle 
(B.v. 20. Dez.) 12456, 

KRapitaltreditbeichaffung für landwirtichaft- 
liche Vächter im Neichsgau Sudetenland (B. v. 
11. D£t.) 12020. 

Kündigungsſchutz für Miet- u. Pachträume 
im Reichsgau Sudetenland (V. v. 9. Sept.) I 1673. 
— ſ. auch hierbei unter IB 1b. 

Zuftändigkeit zur Führung der Landtafeln im 
Neichagau Sudetenland (9. v. 1. Aug.) 11334. 

Vollftredbarkeit- der vor den NS-Rechts— 
betreuungsitellen im Reichsgau Subdetenland 
abarichloffenen Vergleiche (V. v. 5. Sept.) I 1674, 
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DB. zur Erg. der Vorfchr. ü. den Pfändungs- 
ichuß bei der Kahrnisvollftredung (v. 17. Juli) 
I 1313. 


Einf. der V. ü. den Pfändungsſchutz für 
Urlaubsfarten, Urlaubsmarten u. Urlaubs» 
geld im Baugewerbe u. in den Baunebengewerben 
im Reichsgau Subdetenland (B. v. 28. Juli) 11328. 


e. Ausgegliederte ſudetendeutſche Gebietsteile 


Anderungen des arbeitsgerichtlihen Ver— 
fahrens in den in die Reichsgaue Niederdonau u. 
Oberdonau eingegliederten fudetendeutjchen Gebieten 
(8. v. 19. Dez.) 12452. 


Bücherliche Anmerkung der Rangordnung 
für eine beabfichtigte Veräußerung oder Löſchung 
in den in die Länder Dreußen u. Bayern eingeglie- 
derten Teilen der judetendeutfchen Gebiete (V. v. 
7.Nov.) 12174. 


Einf. des Neichörechts auf dem Gebiete des 
bürgerlihen Rechts, des Handelsrechts u. 
der bürgerlichen Rechtspflege in den in die 
Länder Preußen u. Bayern eingegliederten Teilen der 
ſudetendeutſchen Gebiete (V. v. 24. Juni) J 1049. — 
[Ber.] I 1358. 


Einf. des Erbhofrechts in den ſudetendeutſchen 
Gebieten außerhalb des Reichsgaues Subdetenland 
(B. v. 30. uni) 11069. 


V. ü. den gewerblichen Rechtsſchutz in den 
in die Ränder Dreufen u. Bayern u. in die Reichs: 
gaue Niederdonau u, Oberdonau eingegliederten 
Teilen der ehemals fudetendeutjchen Gebiete (v. 
4. Aug.) 11348. | 


Nerwahrung von Grundbuhunterlagen in 
den in die Ränder Dreußen u. Bayern eingegliederten 
Teilen der fudetendeutichen Gebiete (VB. v. 25. Sept.) 
I 1938. | 


Kündigungsihug für Miet- u. Pachträume 
in den in die Reichsgaue Niederdonau u. Ober: 
donau eingegliederten ſudetendeutſchen Gebieten (B. 
v. 5. Sept.) 116%. 


Zuftändigfeit zur Führung der Yandtafeln in 
den in die Länder Vreußen u. Bayern jowie Die 
Neihsgaue Oberdonau u. Niederdonau eingeglie- 
derten Teilen der ehemals judetendeutichen Gebiete 
(®. v. 1. Aug.) 11334. 


B. zur Erg. der Vorſchr. ü. den Pfändungs— 
ichuß bei der Kahrnisvollftredung (p. 17. Juli) 
1 1313. 


Überleitung der Strafrehtspflege in den in 
die Länder Preußen u. Bayern eingegliederten 
Teilen der fudetendeutichen Gebiete (B. v. 12. Juli) 
1 1238. 


Überleitung der Strafrehtspflege in den in 
die, Neichsgaue Niederdonau u. Oberdonau ein- 
gegliederten judetendeutjchen Gebieten (B. v. 9. Aug.) 
1 1419. 
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8. Geſchäftsbereich des Reichswirtjſchaftsminiſters 
a. Subetendeutjche Gebiete 


Betriebe u. Iweigniederlaffungen ausländifcher 
Unternehmungen in den jubetendeutjchen Ge- 
bieten (8. v. 20. Jan.) 157. 


Einf. der im Lande Ofterreich geltenden Vorſchr. 
ü. Aus- u. Einfubrverbote ſowie ü. die Aus- 
fubrabgaben in dem an das öſterreichiſche Soll- 
gebiet grenzenden fubetendeutjchen Gebiet (V. v. 
2. Febr.) 1123. 


Maßnahmen auf dem Gebiet des öffentlichen 
Banfwefens u. des Sparkaſſenweſens in den 
judetendeutfchen Gebieten (VB. v. 4. März) I 419. — 
Außerkrafttr. (V. dv. 5. Dez. $3 Ziff. 2) 12413. 


Bergmwefen in den fudetendeutjchen Gebieten 
(V. v. 10. Jan.) 143, 


Einf. der Vorſchr. ü. die Dampftejjel u. 
fonftigen überwahungspflidtigen Anlagen 
r den fudetendeutfchen Gebieten (VB. v. 5. Juni) 

992 


_—. 


Einf.der&ichgebührenordnung in den judeten- 
deutjchen Gebieten (V. v. 15. März) 142. 


Einf. des Energiewirtichaftsrechts in den 
fudetendeutjchen Gebieten (V. v. 25. Apr.) 1843, 


Einf. des deutihen Kartellrechts in den 
fudetendeutfchen Gebieten (V. v. 12. an.) I 28. 


Einf. von Vorſchr. ü. die Regelung der Koblen- 
wirtjchaft in den judetendeutjchen Gebieten (V. v. 
31. jan.) I 132, 


Einf. von Gefegen ü. das Kredit-u. Zahlungs— 
wejen in den fudetendeutichen Gebieten (V. v. 
5. Apr.) 1720. 


Drdnungsftrafverfabren bei Zuwiderhand— 
lungen gegen die B. zum Schuße der judetendeutjchen 
Mirtichaft (V. v. 27. Jan.) I 114. 


Einf. der Reichsmarkwährung in den judeten- 
deutichen Gebieten (Dritte ®. v. 14. jan.) 133. 


Volizeiverordnung ü. die Einfuhr von Spreng- 
ftoffen aus dem Ausland in die judetendeutichen 
Gebiete (v. 16. Jan.) I 46. 


Einf. der Belt. ü. die Statistik des Verkehrs auf 
den deutſchen Binnenwaflerftraßen in den judeten- 
deutfchen Gebieten (V. v. 25. März) 1733. 


Einf. des ©. ü. die Beauffichtigung der privaten 
Berfiherungsunternebmungen u. Baufpar- 
faffen in den judetendeutfchen Gebieten (WB. v. 
27. März) I 713. 

Durchführung der Volks-, Berufs-u. Betriebs— 
zählung 1939 in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 21. Febr.) 1281. — [Ber.] 12%. 

Aufb. der ©. ü. den Warenverkehr mit den 
fudetendeutjchen Gebieten (VB. v. 22. Apr.) I 866. 

Dierte V. zum Schuß der fudetendeutjchen 
Wirtſchaft (v. 27. Dez.) I 2500. 

— Sf. aud) bierbei unter IB 3a. 
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b. Reichsgau Sudetenland 


Einf. des G. ü. Mbwertungsgewinne im 
Reichsgau Sudetenland (VB. v. 30. Juni) I 109. 


Einf. des ©. ü. Maßnahmen zur Förderung des 
Außenbandels im Reichsgau Sudetenland jowie 
ü. die Errichtung einer Außenbandelsitelle in 
Reichenberg (V. v. 14. Dez.) 1 2424. 


Einf. der ®. it. die technifhe Überwachung der 
Dampfkefiel u. der fonftigen überwachungs- 
pflichtigen Anlagen im Reichsgau Sudetenland 
(B. dv. 27. Oft.) 12238. 

Einf. des Handwerksrechts im Reichsgau 
Sudetenland (B. v. 19. Juli) 11397. 


Einf. der kaliwirtſchaftlichen Vorſchriften 
im Reichsgau Sudetenland (V. v. 7. Juli) I 1265. 

Einf. von Vorſchr. ü. die Herftellung von Knall» 
forken im Reichsgau Sudetenland (B. v. 7. Dez.) 
1 2387. | 

Einf. des Maß- u. Eichrehts im Reichsgau 
Sudetenland (B. v. 7. Aug.) 11353. 

Errichtung einer Bffentlihen Sachverſiche— 
rungsanftalt im Reichsgau Subdetenland (V. v. 
31. Aug.) 11844. 

Einf. des Schoörnſteinfegerrechts im Reichſsgau 
Sudetenland (B. v. 5. Aug.) 11435. 

Einf. der V. ü. öffentliche Aufträge auf den 
Gebieten der Spinnſtoff- u. der Felle— u. 
Häutewirtihaft im Reichsgau Subdetenland 
(B. v. 12. Sept.) 11822. 

Einf. von Sprengftoffvoricriften im Reichs» 
gau Sudetenland (3. v. 30. Aug.) 11602. 

Einf. des ©. ü. die Erhebung von Umlagen in 
der gewerblichen Wirtfchaft im Reichsgau Sudeten- 
land (V. v. 25. Juli) 11327. 

Einf. walfangrechtliher Vorjchriften im 
Reichsgau Sudetenland (3. v. 31. Juli) I 1368. 


ce. Ausgegliederte ſudetendeutſche Gebietöteile 


Einf. des Handwerkrechts in den in die Länder 
Preußen u. Bayern eingegliederten fudetendeutjchen 
Sebietsteilen (B. v. 19. Juli) I 1307. 


Einf. des Schornfteinfegerrechts in den in die 
Länder Preußen u. Bayern eingegliederten fudeten- 
deutjchen Gebietsteilen (VB. v. 5. Aug.) I 1435. 


9, Geſchãftsbereich 
des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtichait 
a. Sudetendbeutidhe Gebiete 


Einf. des Rechts der Neubildung deutjchen 
Bauerntums in den jubdetendeutichen Gebieten 
(B. dv. 29, März) 1641. 

Sicherung der Düngemittel- u. Saatgut- 
verforgung in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 13. Jan.) 131. 

Einf. der Eierverordnung u. der DurchfV. in 
den judetendeutichen "Gebieten (VB. v. 26. Apr.) 
I 856. 
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Einf. fettwirtfhaftlicder Vorſchriften in 
den fudetendeutjchen Gebieten (B. v. 28. Febr.) 


1553 


Einf. des ©. ü. die Statiftif der Fiſcherei— 
—A e in den ſudetendeutſchen Gebieten 
V. v. 1. Febr.) I 280, 


Einf. von Vorſchr. zur Sicherung der Land— 
bewirtſchaftung in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(V. v. 1. Juli) I 1080, 


Einf. des G. zum Schuße der landwirtſchaft— 
lihen Kulturpflanzen in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (VB. v. 13. Febr.) I 208. 


Einf. des NReihsumlegungsrehts in ben 
judetendeutjchen Gebieten (B. v. 8. Febr.) 1164. 


— ſ. auch bierbei unter b. 


Einf. der V. ü. die Regelung der Herftellung, des 
Abſatzes, der Vreife u. der Preisfpannen für 
Erzeugniffe der Trinfbranntweinwirtjchaft in 
den judetendeutjchen Gebieten (B. v. 23. Apr.) 
1855. 

Einf. der V. ü. den Handel mit Vieh in den 
jubetendeutfchen Gebieten (B. v. 28. Febr.) I 380. 


b. Reichsgau Subdetenland 


Einf. des Ruttermittelgefeßes u. der V. ü. 
die Herftellung von Mifchfuttermitteln im 
Reichsaau Sudetenland (V. v. 15. Dez.) 1 2473. 


Einf. von getreidewirtijhaftliden Vor— 
ihriften imReichsgau Sudetenland(B.v.22.Nov.) 
I 2291. 


Einf. der V. ü. die Prüfung von Hühnereiern 
bei der Einfuhr im Reichsgau Sudetenland (V. v. 
28. Juni) I 1064. 


Abwehr der Einjhleppung von Krankheiten 
u. Schädlingen der landwirtjchaftlichen Kultur- 
pflanzen in den Reichsgau Sudetenland (V. v. 
1. Juli) 1 1083. 


Einf. von Vorſchr. zur Sicherung der Land- 
bewirtibhaftung im Reichsgau Supdetenland 
(®. v. 1. Juli) I 1080. 


Einf. der Milchgeſetzgebung im Reichsgau 
Sudetenland (VB. v. 5. Dez.) 1 2429, 


Einf. des Reichſsumlegungsrechts im Reichs— 
gau Sudetenland (Zweite V. v. 24. Juli) I 1343. 


Einf. der ®. zur Shädlingsbefämpfung im 
Obftbau v. 29. Oft. 1937 im Reichsgau Subeten- 
land (V. v. 26. Oft.) 1 2117. 


DB. zum Wiederaufbau u. zur Entjehuldung der 
Landwirtſchaft im Reichsgau Gubetenland 
[Sudetendeutjche Betriebsaufbau- u. Ent- 
ihuldungsverordnung] (v. 24. Aug.) I 1483. 


V. ü. den Vollftredungsichut zur Sicherung ber 
Entichuldung u. des Wiederaufbaus Der Yand- 
wirtichaft im Neichsgau Sudetenland [Sudeten- 
deutfche Entſchuldungs-Vollſtreckungsſchutz— 
Verordnung] (v. 24. Aug.) 11492. 
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Einf. des ©. zur Förderung der Tierzucht im 
NReichsgau Sudetenland (VB. v. 24. Aug.) I 1556. 

Einf. der Erften V. zur Förderung der Tierzucht 
nebft And. im Reichsgau Sudetenland (B.v.20.Nov. 
Art. IT) I 2306, 2309. — [Ber.] I 2396. 


e. Ausgegliederte jubetendeutjdye Gebietöteile 


Einf. von Vorſchr. zur Sicherung der Land- 
bewirtichaftung in den in die Länder Vreußen 
u. Bayern eingegliederten fudetendeutichen Gebieten 
(V. v. 1. Juli) 1 1080. 

B. zum Wiederaufbau u. zur Entſchuldung der 
Landwirtfchaft in den in die Länder Preußen u. 
Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Gebiets— 
teilen [Sudetendeutfhe Betriebsaufbau- 
u. Entfhuldungsverordnung] (v. 24. Aug.) 
11483. 

B. ü. den Vollftredungsichuß zur Sicherung der 
Entjchuldung u. des Wiederaufbaus der Landwirt: 
ichaft in den in die Länder Preußen u. Bayern einge- 
gliederten fudetendeutfchen Gebietsteilen [öudeten- 
deutjche Entſchuldungs-Vollſtreckungsſchutz— 
Verordnung] (v. 24. Aug.) 11422. 


10. Gejchäjtäbereid, des Neichsarbeitsminijters 
a. Sudetendeutſche Gebiete 


Arbeitsfhuß u Gewerbeaufſicht in den 
fubdetendeutfchen Gebieten (B. v. 15. Febr.) I 218. 
— DurchfV. (v. 6. Juni) 11008. 

Einf. von Arbeitszeitvorjhriften in ben 
judetendeutfchen Gebieten (VB. v. 31. Jan.) I 154. 
(weite V. v. 21. Juni) 11058. 

Einf. von Ausf®. zum Jugendſchutzgeſetz in 
den fubdetendeutfchen Gebieten (V. v. 15. Apr.) 
I 914. 

Einf. der Vorfchr. üU. Magnefiumlegierungen 
in den fubdetendeutfchen Gebieten (V. v. 13. März) 
I 550. 

Durchführung der Reichsverſicherung in den 
judetendeutjchen Gebieten (Zweite B.v.9. Febr.) 1181. 

Einf. fozialrehtliher Vorſchriften in den 
judetendeutjchen Gebieten (Zweite V. v. 25. Mai) 
1 975. 

Einf. von Vorfchr. auf dem Gebiete des Stäbdte- 
baues u. des Wohnungs- u. Siedlung$- 
weſens in den fudetendeutfchen Gebieten (V. v. 
6.Mai) ID. 

— f. auch hierbei unter b. 

Einf. der Vorfehr. ü. die Herftellung u. den Vertrieb 
von Thomasmehl in den fubetendeutjchen Ge- 
bieten (VB. v. 19. Mai) I 958. 

Einf. der Vorfehr. ii. die Unterkunft bei Bauten 
in den fudetendeutjchen Gebieten (VB. v. 25. Tan.) 
1 82. 

VBerforgung der fubetendeutfchen Kriegs- 
beſchädigten u. Kriegsbinterbliebenen (®. v. 
7. Sept.) 11702. 

Einf. des Verwundetenabzeihens in den 
fudetendeutjchen Gebieten (®. v. 20. Apr.) 1790. 
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b. Reihsaau Subdetenland 


Arbeitslojenbilfe im Reichsgau Sudetenland 
(B. v. 30. Sept.) 1199. 


Durchf. dee ©. ü. Wrbeitsvermittlung, 
Berufsberatung u. Lebrftellenvermittlung 
im Reichsgau Subdetenland (V. v. 14. Sept.) 
11769. — [Ber.] (B. v. 3. Okt.) 1199. 


Einf. des Bergmannsfiedlungsgefeßes im 
Reichsgau Sudetenland (B. v. 6. Juli) 111%. 


Einf. fürſorgerechtlicher Vorſchriften im 
Reichsgau Sudetenland (weite ®. v. 20. Nov.) 
I 2282. 

— ſ. auch hierbei unter I B3a. 

Beichleunigte Förderung des Baues von Heuer- 
lings- u. Werfwohnungen fowie von Eigen- 
heimen für ländliche Arbeiter u. Sandwerfer 
in den fudetendeutjchen Gebieten, ®. v. 28. März 
1939. — Erſte DurchfV. (v. 28. Juli) I 1338. 


Träger der Krankenverſicherung im Reichsaau 
Sudetenland (V. v. 8.Nop.) I 2177. 


Beihäftigung Schwerbeihädigter im Reichs: 
gau Sudetenland (VB. v. 20. Nov.) I 2277. 


Einf. von Vorichr. auf dem Gebiet des Städte- 
baues u. des MWohnungs- u. Siedlungs— 
wejens im NReichdgau Sudetenland (Zweite ®. v. 
7. Aug.) I 1389. 


11, Sejhäftsbereid) 
des Reichsminiſters für die kirchlichen Angelegenheiten 


Erſte Durchf V. des G. ü. den Grundbeſitz der 
ruſſiſch orthodoxen Kirche in Deutjchland [Einf. des 
G. in den judetendeutjchen Gebieten] (B. dv. 5.Mai) 
I 879. 


12, Gejchäftäbereic,h des Reichsverkehrsminiſters 
a. Sudetendeutfche Gebiete 


Einf. von Vorſchr. auf dem Gebiete der Binnen- 
ſchiffahrt in den fudetendeutichen Gebieten (V. v. 
13. März) 1550. 


MWahrnehmung der ftaatlichen Hoheits- u. Auf- 
jihtsbefugnijfe gegenüber den Eifenbabnen 
in den fudetendeutjchen Gebieten (VB. v. 19, Apr.) 
1 800. 


And. der Gebührenordnung für Maßnahmen 
im Straßenverkehr (3. dv. 17. Mai) I 922. 


Einf. reichsrechtliher Vorſchr. ü. den Straßen- 
verkehr in den judetendeutjchen Gebieten (V. v. 
8. Febr.) 1164. — [Ber.] (v. 10. Tebr.) I 186. 


And. der Straßenverkehrs-QJulafjungs- 
Ordnung — Zulaſſung von Derfonen- u. Faähr— 
zeugen zum Straßenverkehr (8. v. 6. Apr.) I 735. 


b. Uusgegliederte ſudetendeutſche Gebietsteile 


Aufrechterhaltung von ftraßenverfehrsrechtlichen 
Übergangsbeftimmungen in den in die Länder 
Dreußen u. Bayern eingegliederten fudetendeutfchen 
Sebietsteilen (V. v. 19. Juli) I 1325, 


ſozialiſtiſchen Deutfchen 
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13, Geſchäftsbereich des Reichspoſtminiſters 
a. Subetendeutjche Gebiete 


Einf. der deutſchen Rundfunkfbeftimmungen 
in den fudetendeutichen Gebieten (B. v. 30. Tan.) 
I 108, 


Einf. des Vertriebs von Urlaubsfarten u. 
Urlaubsmarfen u. der Auszahlung von Ur- 
laubsgeld in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. dv. 27. Apr.) 1849. 

b. Reihsgau Subetenland 

Einf. des Kernmelderehts im Reichögau 
Subdetenland (B. v. 11. Dez.) 12422. — Durch. 
(v. 16. Dez.) I 2427. 


Einf. des Schwarziendergejebes im Reichs- 
gau Sudetenland (VB. v. 17. Oft.) I 2047, 


14. Geihäftsbereich des Reichsforſtmeiſters 


a. Sudetendeutſche Gebiete 

Einf. der Dritten V. zur Durchf. des Forſtlichen 
Artgejebes u. der Erften Anordn. zur Ausf. 
diejes ©. im Reichsgau Sudetenland (V. v. 27.Nov.) 
I 2346. 

Verſtärkung des Holzeinſchlags in den judeten- 
deutichen Gebieten, B. dv. 28. Dez. 1938. — Durchf. 
(B. v. 18. Apr.) 1799. — And. der ®. v. 28. Dez. 
1938 (B. v. 12. Oft.) 12029. 

Einf. des Reichsjagdrechts in den judeten- 
deutjchen Gebieten (WB. v. 16. Jan.) 145. — Erſte 
Überleitungs®. (v. 16. Jan.) 145. — Seite 
fberleitungs- u. DurchfV. (v. 18. Apr.) I 773. 

b. Reihögau Sudetenland 

Einf. des NReichönaturfchußrechts im Reichsgau 
Sudetenland (V. v. 25. Oft.) 12116. 

e. Ausgegliederte ſudetendeutſche Gebietsteile 

Anpaſſung von Friften des Reichönaturfchußrechts 
in den in die Länder Preußen u. Bayern einge: 
gliederten Teilen der fudetendeutfchen Gebiete (8. v. 
7.Nov.) I 2297. 


C. Sonſtiges 


Einf. der Sammlungsordnung der National- 
Arbeiterpartei in den 
judetendeutjchen Gebieten (B. v. 11. Apr.) I 765. 


II. Für die sudetendeutschen Gebiete 
anzuwendende Abkommen usw, : 

Ausdehnung des Geltungsbereichd des deutſch— 
belgijhen Auslieferungsvertrags auf die 
ſudetendeutſchen Gebiete (Bel. v. 30. März) II 643. 
Deutjch-dänifche Vereinb. zur weiteren Ver— 
einfachung des Nechtsbilfeverfehrs, Erfl. v. 
1. Juni 1910 u. 1. "Juni 1914. — Notenwechjel v. 
21. Jan. 15. März 1939 ü. die Geltung in den im 
Jahre 1938 mit dem Deutjchen Reich wiederber- 

einigten Gebieten (Bel. v. 7. Juli) IL 935. 
Deutjcy-Iugemburgifche Vereinb. zur weiteren 
Vereinfachung des Rechtshilfeverkehrs, Erkl. v. 
1. Aug. 1909. — Notenwechſel v. 8.März/20.Mai 
1939 ü. die Geltung in den im Jahre 1938 mit dem 
Deutjchen Reich wiedervereinigten Gebieten (Be. v. 


5. Sept.) II 964. 
I 
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Deutjchsniederländifche Vereinb. zur weiteren 
Vereinfachung des Rechtshilfeverkehrs, Erkl. v. 
31. Juli 1909. — Notenwechſel dv. 20. Jan./7. Febr. 
1939 ü. die Geltung in den im Jahre 1938 mit 
dem Deutichen Reich wiedervereinigten Gebieten 
(Bef. v. 7. Juli) II 935. 


Deutich-norwegijche Vereinb. zur weiteren Ver— 
einfachung des Rechtshilfeverkehrs, Erkl. v. 
2. Aug. 1909. — Imkrafttr. einer Vereinb. v. 
27. Jan./14. Aug. 1939 ü. die Anwendung auf die 
im Jahre 1938 mit dem Deutſchen Neich wieder 
vereinigten Gebiete (Bel. v. 31. Oft.) II 993. 


Deutſch⸗ſchwediſche Vereinb. zur weiteren Ver— 
einfachung des Rechtshilfeverkehrs, Erkl. v. 
1. Febr. 1910. — Notenwechſel v. 6. Febr. 4. Juli 
1939 ü. die Geltung in den im Jahre 1938 mit 
dem Deutjchen Reich wiedervereinigten Gebieten 
(Bel. dv. 5. Sept.) II 964. | 

Deutſch⸗tſchecho⸗ſlowakiſches Abt. ü. die Über— 
leitung der Rechtspflege (Bel. v. 24. Dez. 1938) 
II 22. — Rat. (Bel. v. 11. Febr.) II 118. — AusfG. 
(v. 1. Febr.) IT 21. — Inkraftbl. des Abk. für die 
Slowakei (Bel. v. 28. Sept.) 11970, 


Abk, ü. die Eingliederung des Warenverfehrs 
zwijchen den judetendeutjchen Gebieten u. Frankreich 
in die deutſch-franzöſiſchen Wirtfchaftsbeziehungen 
v. 10. März 1939. — Vorl. Anwendung (B. v. 
28. März) II 617. 

Deutjch-schweizerifches Abk. ü. den gegenjeitigen 
Warenverkehr v. 5. Nov. 1932. — Zweite V. ü. 
die vorl. Anwendung von Belt. der Vereinb. v. 
1. Dez. 1938 ü. die Ausdehnung des Vertr. nebit 
And. u. Era. auf die fudetendeutfchen Gebiete 
(v. 24. Febr) IT 184. (Bel. v. 31. März) 11 643. 

Deutſch⸗mandſchuriſches Abk, ü. den Waren- u* 
Zahlungsverkehr v. 14. Sept. 1938. — Noten- 
wechiel dv. 31. Mai 1939 ü. die Musdehnung des 
Abk. auf die ſudetendeutſchen Gebiete (Bel. v. 
24, Juni) II 841. 


Sudetendentiches Freitorps, Anwendung der Vorſchr. 
des Einfabfürforge- u. verſorgungsgeſetzes, 
j. Verforgung. 


Sudetengaugeſetz 
ſ. Sudetendeutſche Gebiete uſw. LA. 


Südafrikaniſche Union, Int. Betäubungsmittelabk. v. 
13. Juli 1931. — Beitr. (Bel. v. 30. Jan.) II 20. 


Sühneleiftung der Juden 
ſ. Juden, Vierjabresplan. 


Süßſtoff, Süfftoffgefeß dv. 14. Juli 1926. — Außer- 
frafttr. u. neues ©. (v. 1. Febr.) I 111. 
Verkehr mit Süßſtoff. — Auferkrafttr. der DB, v. 
4.Aug. 196 in der Faſſ. der V. v. 6. Juli u. 
30. Sept. 1928 u. neue V. (v. 27, Febr.) I 336. 


Sühftoffitener j. Steuern IBM. 


Sühwaren |. Offentliche Bemwirtichaftung 
(bei: Nohfalao). 
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Tabat, DB. ü. nilotinarmen u. nikotinfreien 
Tabak (v. 12. Mai) I 912. 


Regelung von Handelsſpannen beim Verkauf von 
Sigaretten u. Nauchtabaf in den judeten- 
deutichen Gebieten (V. v. 28. Febr.) I 347. 


Regelung von Sandelsipannen beim Verkauf von 
Zigarren in den judetendeutjhen Gebieten 
(Anordn. dv. 28. Febr.) 1349. 


Tabakregie, Nechtsverbältniffe der in die Auſtria— 
Tabakwerke AG., vormals Ofterreichifche Tabakregie, 
in Wien übertretenden Bedienfteten der Oſter— 
reichiichen Tabafregie (VB. v. 24. Oft.) 12127. 


Übergang des Vermögens der Oſterreichiſchen 
Tabafregie auf das Reich (V. v. 15. Apr.) 1841. 


Tabatitener j. Steuern III B 12. 


Tabakwaren, Kriegszuichlag, 
j. Kriegswirtichaftsverordnung, 
Steuern III B 12. 


Taliperre ſ. Waſſerſtraßen 1. 
Tanganjifa (Tanganpika) f. Kolonien II A 2. 


Tanger, Rev. Madrider Abk. ü. dieint.Regiftrierung von 
Fabrik- oder Sandelsmarken v. 14. Apr. 1891, 
2. Juni 1934. — Beitr. (Bel. v. 5. Juli) II 954. 


Rev. Varifer Verbandsübfft. zum Schuße des 
gewerblihen Eigentums v. 20.März 1883, 
2. Juni 1934. — Beitr. (Bel. v. 5. Juli) II 934. 


Rev. Madrider Abk. it. die Unterdrüdung falfcher 
Hertunftsangaben auf Waren v. 14. Apr. 1891, 
2, Juni 1934. — Beitr. (Bel, v. 5. Juli) II 934. 


Rev. Haager Abk. ü. die int. Hinterlegung gewerb- 
licher Mufter oder Modelle v. 6. Nov. 1925/2. Juni 
1934. — Beitr. (Bef. v. 5. Juli) II 934. 


Tanzinjtbarkeiten, Volizeiverordnung ü. das Verbot 
von Tanzluftbarfeiten im Kriege (v. 4. Sept.) I 1618. 
— Außerkrafttr. u. neue Volizeiverordnnung (v. 
27. Sept.) 11949. — Zweite Dolizeiverordnung (v. 
19. Dez.) 1 2452. 

Volizeiverordnung ü. die Fernhaltung Jugend— 
licher von öffentlichen Tanzluftbarkeiten (v. 29.Nov.) 
I 2374, | 


Tapeten, Handel mit Wapiertapeten (Siebente V. v. 
19. Aug.) I 1441. 


Tarifpreije, Tarifordnnung für Gas 
j. Energie ufm. III, Preiſe II. 


Techniſche Nothilfe, ©. ü. Die Technifche Notbilfe 
(v. 25. März) 1989. 


Techniſche Wehrwirtichaftseinheiten, Anwendung 
von Vorſchr. des Familienunterſtützungsgeſetzes, 
J. Ramilienunterftügung. 


Telegraphendienit, Vollzugsordnnung, 
ſ. Fernmeldeweſne (Bei: Weltnachrichtenvertrag). 








Zelegraphengebühren j. Fernmeldeweſen 
(bei: Fernſprechgebühren). 


Telegraphenordnung, Telegraphenwegegeſetz 
j. Hernmeldemejen. 


Telegraphenverwwaltung, Überleitung der Doft- u. 
Telegraphenverwaltung der bisherigen Freien 
Stadt Danzig auf da8 Deutjche Reid), 

ſ. Fernmeldeweſen, Poft l. 


Tellereijen j. Jagdweſen. 
Termingeſchäfte ſ. Börſe. 


Teſchen, Errichtung eines Konſulats, 
ſ. Tſchecho-Slowakei. 


Teſtamentsgeſetz, Errichtung von Teſtamenten u. 
Erbverträgen, ©. v. 31. Juli 1938. — Einf. u. teil— 
weifes Inkraftſ. in den judetendeutichen Gebieten 
(B. v. 22. Febr.) I 290. 


Textilinduſtrie, Sonderhilfe für Kurzarbeiter, 
j. Arbeitsvermittlung ulm. 


Thailand [Siam], Abt. ü. die Behandlung der 
Kriegsgefangenen v. 27. Juli 1929. — Rat. 
(Bek. v. 23. Dez.) II 1068. 


Abk. zur Verbefjerung Des Lojes der Verwun— 
deten u. Kranken der Heere im Felde v. 27. Juli 
1929. — Rat. (Bel. v. 23. Dez.) II 1068. 


Meltpoftverträge von Kairo v. 20. März 1934. 
— Reitr. (Be. v. 28. März) II 612. 


Theatergejet. — Einf. des ©. v. 15.Mai 1934 u. 
der Durchf V. v. 18. Mai 1934 u. 28. Juni 1935 
in den. eingegliederten DOftgebieten (V. v. 29. Dez. 
$1 Siff.5) 12507. 


Thomasmehl j. Düngemittel,‚Gewerbebetriebell, 


Thüringen, nkrafttr. einer Vereinb. zwiſchen Preußen 
u, Thüringen ü. die Angliederung von Gewäſſerſtrecken 
an preußiiche u. thüringifche Fiſchereigenoſſen— 
ihaften v. 28. Apr./8. Sept. 1939 (2. v. 5. Dez.) 
II 1007. 


Herichtsgliederung im Lande Thüringen (DB. v. 
13. Apr.) I 751. 


Thurgan j. Grenzwefen TI B3. 


Tierärzte, Tierärzteordnung, Tierärztliche Berjorgung 
j. Veterinärweſen. 


Tiere, Tieriiche Erzeugniſſe, Schuß der nichtjagd- 
baren mwildlebenden Tiere 
ſ. Naturſchutz (bei: Naturfchupvererdnung). 


Tieriſche Fette I. Fette. 


Reichsgeſetzbl. 1939 
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Tiere, Tieriiche Erzeugniſſe (Fortſ.) 


Verkehr mit Tieren u. tieriichen Erzeugniſſen, 
G. v. 3. März 1934. — And. der DurchfV. v. 24. 
März 1934 in der Faſſ. der B. v. 18. Mai 1934, 
4. Dft. 1935, 14. Apr. 1938 (V. v. 27. März Aıt. 4) 
1625, 626. — Sechfte Durchf V. (v. 23. Juni) I 1045. 

j. auch Öffentliche Bewirtſchaftung, Tier- 

förperbejeitigung, Tierfhuß, Tierzudt, 
Dieb uw. 


Ziergeiundheitspflege, Verbot der Ausübung, 
j. Juden. 


Tierförperbejeitigung, Beleitigung von Tierfadavern. 
— Außerfrafttr. des ©. v. 17. Juni 1911 u. neues 
Tierförperbefeitigungsgejeß (v. 1. Febr.) I 187. 

— Erſte DurchfV. (v. 23. Febr.) I 332. 

— Dmeite Durchf®. (v. 17. Apr.) I 807. 

— Einf. des ©. v. 17. Juni 1911 u. teilweife Einf. 
der AusfBelt. v. 28. März 1912 in der Faſſ. der Bel. 
v. 5. Mai 1916 in den fudetendeutichen Gebie- 
ten (3. v. 10. Febr. $ 1) 1 200. 


Vergütung für die an Abdedereien abzuliefernden 
Tiere, Tierkörper u. Tierförperteile, V. v. 4. Mai 
1920. — Aufb. (B. v. 27. Mai) I 1031. 


Tierſchutz, Tierſchutzgeſetz, ©. v. 24.Nov. 1933 in Der 
Fafl.der®.v.23.Mai1938 u. Ausf V.v. 20. Juni 1934, 
27. Juni, 11. Sept. 1936, 12. Juli u. 11. Aug. 1938. 

Einf. in der Oftmarf (B.v.24. Juli $ 1) I 1320. 

Einf. in den judetendeutjhen Gebieten 

.v.13. Febr. $ 1) 1208. 


Schlachten von Tieren, ©. v. 21. Apr. 1933 u. 
der V. v. 21. Apr. 1933 in der Faſſ. der V. v. 
14. Nov. 1934. 

— Einf. in der Oſtmark (V.v. 24. Juli $ 1) I 1320. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebicten 
(B. v. 13. Febr. $ 1) 1208. 


Schlachten u. Aufbewahren von lebenden 
Fiſchen u. anderen faltblütigen Tieren, B.v.14. an. 
1936 in der Faſſ. der V. v. 13. Nov. 1936. 

— Einf. in der Oftmarf(®B.v.24. Juli $1) I 1320, 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(V. v. 13. Febr. $1) 1205. 


Einf. von Tierſchutzvorſchriften in der Oſtmark 
(B. v. 24. Juli) I 1320. 

Einf. von Tierſchutzvorſchriften in den judeten- 
deutſchen Gebieten (VB. v. 13. Febr.) 1 208. 


| 


Tierſeuchenvorſchriften ſ. Veterinärweſen. 


Tierzucht, Förderung der Tierzucht. — Einf. des ©. v. 
17. März 1936 in der Oſtmark u. im Reichsgau 
Sudetenland (V. v. 24. Mug.) I 1556. 

Erfte V. zur Förderung der Tierzucht dv. 26.Mai 
1936. — And. (8. v.20.Nov.) 12306. —[ Ber. |] 12396. 
— Geltung der V. v. 26. Mai 1936 in der Faſſ. 
der V. v. 2O.Nov. 1939 in der Oftmarf u. im 
Reichsgau Sudetenland (B. dv. 20.Nov. Art. 2) 
I 2306, 2309. 

j. auch Delztierzudt. 
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Tirol ſ. Oſtmark I BT dei: Rechtsgeichäfte). 


Titel, Verleihung von Titeln, Zweite V. [Titel für 
Bühnen-, Film⸗ u. Tonkünftler] v. 22. Oft. 1937. 
— Era. (B. des Führers u. Reichskanzlers vd. 
5. Juni) I 1007, 


Todeserklärung, ©. ü. die Verfchollenheit, die Todes- 
erflärung u. die Feſtſtellung der Todeszeit (v.4. Juli) 
I 1186. 


Todeserfläcung Kriegsverfchollener. — Aufb. der 
V. v. 18. Apr. 1916 in der Faſſ. der Bel. 6. 9. Aug. 
1917 u. des ©. v. 20. Febr. 1925 (G. v. 4. Juli 
$ 46 Abi. 2d) I 1186, 1190. 
Tonfünjtler j. Titel. 
Transjordanien (Oftjordanland) [. Kolonien ITA2, 
Treibitoffe ſ. Branntwein. 


Trichinen, Unterfuchung auf Trichinen, 
ſ. Fleiſch uſw. 


Trieſt, Umwandlung des Deutſchen Konſulats in ein 


Generalkonſulat, 
ſ. Italien, Konſulate. 


Trinkbranntweinwirtſchaft 
ſ. Branntwein, Preiſe II. 


Tripolis ſ. Kolonien IC, Konſulate. 


Troppau, Eingliederung des Landesamts zur Be— 
meſſung der Wertzuwachsabgabe in Troppau in 
die Reichsfinanzverwaltung 


ſ. Reichſfinanzverwaltung. 


Errichtung einer ſtaatlichen Polizeiverwal— 
tung im Regierungsbezirk Troppau 


ſ. Polizei, Sudeten deutſcheGebieteuſw. IB3b. 


Tichechu:Stowatei, Umwandlung des Deutſchen 
Konſulats in Preßburg in ein Generalkonſulat 
u. Errichtung von Konſulaten in Teſchen, Maähriſch 
Oftrau, Chuft, Kaſchau aus Anlaß der Angliederung 
Öfterreich8 u. der fubetendeutjchen Gebiete (©. v. 
1. $sebr.) II 115. 


Vertr. ii. Erleichterung des Verkehrs mit Kraft- 
fabrzeugen u. Fahrrädern v. 22. Dez. 1938. — 
Vereinb. dv. 36. Jan. 1939 Durchgangsſtraßen für 
das Jahr 1939] (Bet. v. 30. Jan.) II 19. 


Abk. ü. die Überleitung der Rechtspflege v. 
19. Dez. 1938 (Bel. v. 24. Dez. 1938) 112. — 
Inkrafttr. (Bel. v. 11. Febr.) IT 118. — AusfG. 
(v. 1. Febr.) II 21. 


Beft. ü. die »Technifche Einheit im Eiſen— 
bahnweſen« (Bel. v. 30. Juni) II 912. 


Wirtſchaftsabkommen v. 29. Juni 1920. — 
Vorl. Anwendung einer Sechften Zuſatzbereinb. v. 
15. Dez. 1938 (®. v. 24. Febr.) II 185, (Bel. v. 
31. März) II 643. 
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Tſchecho⸗ſlowatiſche öffentlich-rechtliche Bedienſtete 
ſ. Beamte I (bei: Rechtsverhältnifie), Verſorgung. 


Tſchecho⸗lowatiſche Wehrmacht, Regelung der Rechts⸗ 
verhältniſſe an Gegenſtänden der ehemals tſchecho— 
ſlowakiſchen Wehrmacht, 


ſ. Wehrmacht. 


Türkei, Beſt. ü. die »Techniſche Einheit im Eiſenbahn— 
weſen« (Bek. dv. 30. Juni) II 912. 


Typenbegrenzung in der Kraftfahrzeuginduftrie 
j. Kraftfahrweſen I, Vierjahresplan. 


u 


Übereinfommen, Übereinkunft ſ. Staatsverträge. 
Uberwachungsſtellen ſ. Sandel I A (bei: Reichsftellen), 


Umlagen auf Betäubungsmittel 
ſ. Gefundheitsweien II B, 


in der gewerblichen Wirtichaft 
ſ. Wirtichaft. 


Umlegungsgeſetz, Umlegungsordnung, 
Umlegungsrecht 
ſ. Grundſtücke. 


Umſatzſteuer, Umſatzausgleichſteuer 
ſ. Steuern IIM. 


Umſchuldung der Beamten im Lande Oſterreich 
j. Bejoldung, Oftmarf I BA, 


Umitellungsmaßnahmen [Umftellungsverordnung] 


ſ. Rapitalgefellihaften, Memelland IB5, 
Sudetendeutfche Gebiete um. IB 7a 


(bei: Reichsmarferöffnungsbilanzen). 


Umzugskoſten, Umzugskoſtenvergütung der Beamten, 
&,v.3. Mai 1935. — And. (B. v.1.Nov.) I 2130. 
- Anwendung des G. nebit And. im Protektorat 
Böhmen u. Mähren (B. v. 7. Dez. $2 Ziff. 10) 
I 2378, 2379. 
— Einf. des ©. nebft And. in den eingegliederten 
Dftgebieten (V. v.24. Dez. $1 Ziff. 11) I 2489. 
— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1938 ü. Die 
Einf. des ©. v. 3. Mai 1935 in den jubdeten- 
deutſchen Gebieten (v. 30. März Abjchn. IX) 
I 682, 689. 
Umzugstoftenvergütung der Soldaten der Wehr- 
macht, ©. v.3.Mai 1935 nebft And. 
— Anwendung im Droteftorat Böhmen u. Mäb- 
ren (B. v. 7. Dez. $2 Siff. 10) 1 2378, 2379. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (®. d. 
24. Dez. $1 Siff. 11) I 2489. 
— DurchfBeſt. zu der ®. v. 15. Dez. 1938 ü. Die 
Einf. des ©. dv. 3. Mai 1935 in den fudeten- 
deutjchen Gebieten (v. 30. März Abſchn. IX) 
1 682, 689. 
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Unfallfürjorge ſ. Beamte II, Gefangene. 
Unfallverhütung ſ. Sozialverjiherung IH. 
Unjaltverjicherung ſ. Sozialverficherung III. 


Ungarn, Int. Ubk. ü. den Eiſenbahnfrachtverkehr 
v. 23. Nov. 1933. — Abänd. der Anl. J hinſichtlich 
des wechſelſeitigen Verkehrs zwijchen den Eijen- 
bahnen Deutjchlands, Danzigs, Norwegens, Polens, 
Schwedens u. Ungarns (Bel. v. 21. Juli) II 941. 


Sandelsvertrag v. 18. Juli 1931. — Vereinb. 
ü, die Einfuhr von Schilfrohr v. 20. Juli 1938, 
V. v. 29. Juli 1938. — Nat. (Bel. v. 14. Febr.) 
11 123. — Dritte Zuſatzvereinb. v. 6. Juli 1937, V. 
v. 10. Aug. 1937. — Rat. (Bel. v. 6. Juni) II 822. 
— Vorl. Anwendung einer Vierten Zuſatzvereinb. 
v. 7. Mai 1938 ü. And., Erg. u. Ausdehnung des 
Vertr. auf das Land Öfterreich fowie vorl. An- 
wendung einer Fünften Zujaßvereinb. v. 2. März 
1939 (B. v. 31. März) II 622. 


Deutfch-japanifches Abk. gegen die Kommu- 
niftifche Internationale dv. 2.Nov. 1936 u. 
Vrot. b. 6.Nov. 1937 ü. den Beitr. Italiens. — 
Prot. v. 24. Febr. 1939 ü. den Beitr. Ungarns 
(Bek. v. 30. Apr.) II 749. 


Int. Abk. zur Vereinheitlihung von Regeln ü. 
Konnofjemente v. 25. Aug. 1924 nebit Seid), 
nungsprot. — Nat. Gek. v. 22. Dez.) II 1049. 


Vereinb. ü. die Einfuhr von Schilfrohr v. 
20. Juli 1938, ©. v. 29. Juli 1938. — Rat. (Bel. 
v, 14. Febr.) II 123. 


Belt. ü. die »Tehnifche Einheit im Eijen- 
bahnweſen« (Bel. v. 30. Juni) II 912. 


Uniformen, Einführung einer Beamtenuniform 
(Exl.des Führers u. Reichskanzlers v.30. März) 1761. 


Schuß der Darteiuniformen, Uniformteile, 
Gewebe u. Abzeichen, ©. v. 20. Dez. 1934. 
— DurchfV. (vd. 5. März) 1797. — Aufh. der 
Bel. dv. 16. Jan. 1935 u. neue Bek. gemäß Art. 1 
85 des ©. u. gemäß $ 1 der Durchf®. v. 25. März 
1939 (Bel. v. 25. Apr.) 1 875. 
— Einf. des ©. dv. 20. Dez. 1934 im Protektorat 
Böhmen u. Mähren (8. v. 14.Apr. $1 Abi. 1 
Ziff. ) I 754. 
— Einf. des ©. v. 20. Dez. 1934 nebit DurchfV. 
v. 15. Febr., 16. März 195 im Lande Ofterreic 
(B. v. 23. Jan. $1) 180. 
— Einf. des ©. v. 20. Dez. 194 in den jubeten- 
deutichen Gebieten (®. dv. 16. Jan. $ 1 Abichn. I 
Ziff.) 138. 


Entziehung des Rechts zum Tragen einer Uni- 
form, Erl. des Führers u. Reichskanzlers v. 16. Nov. 
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Uniformen (Fortſ.) 

Ausübung des Rechts zum Tragen einer Wehr- 
mactsuniform, ©. v. 26. Mai 1934 u. DurchfV. 
v. 21. Juni 1934. 

— Einf. im Gebiet der biäherigen Freien Stadt 
Danzig (B.v.13. Oft. $1 Siff.9) I 2030. 

— DurchfV. zur V. v. 15. Juni 1938 ü. die Einf. 
des G. u. der DurchfV. im Lande Ofterreid) 
(v. 3. Mai) I 873. 

— Einf. in den fudetendeutfhen Gebieten 
(B. v. 21. Febr. $ 1 Siff. 8) 1 287. 


Union der Sozialiſtiſchen Somjetrepubliten 
i. Sowjetunion. 


Unterdrüdung falicher Herkunftsangaben auf Waren 
i. Gewerbliher Rechtsſchutz Il, Staats— 
verträge 1 J. 


Unterhaltszuſchüſſe j. Bejoldung. 
Unterkunft bei Bauten j. Bauten. 


Unternehnmmgen, Betriebe u. Iweigniederlafjungen 
ausländifcher Unternehmungen in den jubeten- 
deutjchen Gebieten, 

ſ. Gewerbebetriebe I, Sudetendeutſche 
Gebiete ulm. IB 8a. 


Unterſtützung j. Kamilienunterftübung. 


Unterſuchungshaft, Entſchädigung für unfchuldig er- 


littene Unterfuhungsbaft, ©. v. 14. Juli 1904. 

— Einf. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren (V. v. 
14. Apr. $ 2 Abſchn. I Siff. 3) I 754, 755. 

— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (B. v. 
16. Jan. $ 1 Abſchn. II Siff. 3) 138. 


Urheberrecht, Abt. zur Regelung der Zahlungen mit 
Italien aus literarifchen, wiſſenſchaftlichen u. fünft- 
leriſchen Urheberrechten v. 10. Dez. 1936. — Aus- 
Ze auf Albanien (Bel. v. 17. Juni Ziff. 3) 

837. 


Urkundenſteuer ſ. Steuern II N. 
Irland ſ. Beamte TI, Jugendliche. 


Urlaubsgeld, Nrlaubstarten, Nrlaubsmarten 
ſ. Arbeit, Gewerbebetriebe I, Poſt VI 


Urliſten j. Steuern 1. 

Urnguay, nt. Ubk. ü. den Freibord der Kaufjahrtei- 
ichiffe v. 5. Juli 1930. — Veit. (Bef. v. 31. März) 
Il 644. 


23 


Verbrauchsabgaben, Verbrauchſteuern 
ſ. Steuern IIIA. 


Verbrauchsregelung ſ. Lebenswichtiger Bedarf. 






1938. — Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 


Danzig (V.v.13. Oft. $1 Siff. 11) 1 2030. Berdienftorden vom Dentjchen Adler ſ. Orden ufw. 
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Verdunklung j. Luftichuß (bei: Cuftfchubgefed). 

Bereidigqung |. Eid. 

Rereinbarungen ſ. Staatsverträge. 

Vereine, Reihsmarkeröffnungsbilanzen u. Umftellung 
der Vereine in den fudetendeutjchen Gebieten (B. v. 
9. Febr.) I 169. 

Vereinfachungsverordnuug ſ. Gerichte III, 

Bereinigte Staaten von Amerika j. A merifa. 

Bereinszollgejeß ſ. Zölle I. 

Beriahren 

in der Arbeitslojenverfiherung 
ſ. Arbeitsvermittlung ufw., 
in Binnenſchiffahrtsſachen 
ſ. Schiffahrt IH, 
zum Zwecke der Kraftloserflärung von Kon— 
noſſementen 
ij. Konnoſſemente, 
in der Reich sverſicherung 
ſ. Sozialverſicherung J, 
in Verſorgungsſachen 
ſ. Verſorgung. 


Verfahrenskoſten ſ. Gerichte IL 


Verfahrensordnung 
für die Apothekerberufsgerichte 
ſ. Geſundheitsweſen IV, 
für die Berufsgerichte der Preſſe 
ſ. Preſſe. 


Verfaſſung der Hanſeſtadt Hamburg 
ſ. Samburg 


Vergeltungsmaßnahmen gegen Ausländer u. ihr 
Vermögen 
ſ. Ausländer. 


Bergnügungsitener ſ. Steuern IV B. 


Bergütungen 
für Beamte im 

ſ. Befoldung, 
für Leiſtungen für die Wehrmacht und für 
Bedarfsitellen außerhalb der Wehrmacht 

. Wehrmacht (bei: Wehrleiſtungen), 
für die an Abdeckereien abgelieferten Tiere, 
Tierkörper, Tierkörperteile 

ſ. Tierförperbejeitigung. 


Vorbereitungspdienit 


— 


Berfehröbetriede, Eigenbetriebsverordnung, 
ſ. Gemeinden uw. 


Berkehritenern j. Steuern II. 


Vertehrsſtrafſachen, Nechtshilfe in Verkehrsſtraf⸗ 
ſachen, 
ſ. Italien, Strafrecht III, Verkehrsweſen. 
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Berfehrswejen, Bekämpfung bon Notftänden im 
Verkehr (VB. v. 19. Sept.) I 1851. 


Beförderung der im unmittelbaren Reichsdienft 
ftehenden P olizeivollzugsbeamten auf öffent» 
lichen regelmäßig verfehrenden Beförderungsmitteln, 
&. v. 11. Mai 1937. — Einf. im Reichsgau 
Sudetenland (2. v. 10. Aug.) I 13%. 


Vereinb. mit Jtalien ü. die Leiftung von Rechts— 
hilfe in Verkehrsftraffaden dv. 21 Juni/23. Dez. 
1937. Notenwechfel ü. die Ausdehnung des 
Seltunasbereichs auf die O ſtmark Gek. v.17.Nov.) 
II 1006. 

ſ. auch Kraftfahrweſen, Straßenweſen. 





Vermeſſungsweſen, Ausbildung u. Prüfung für 

den höheren vermeflungstechnijchen Verwaltungs 
dienft, V. v. 3.Nov. 1937. — Abänd. (Erſte V. v. 
5. Jan.) I 28. 
— Einf. der ®. v. 3.Nov. 1937 in ber Faſſ. der 
V. v. 5. Jan. 1939 im Lande Oſterreich (B. v. 
25. Febr.) I 385. — in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (B. v. 29. März) I 707. 


Neuordnung des Vermefjungsweiens, G. v. 
3. Juli 1934. — Einf. im Lande Oſterreich u. in 
den fudetendeutjchen Gebieten (B. v. 15. Febr.) 
I 277. 


Vermögen, Einziehung von Vermögen im Protek—⸗ 
torat Böhmen u. Mähren (®. v. 4. Oft.) 11998. - 
[Ber.] (v. 17. Oft.) I 2052. 


Gewährung von Entfehädigungen bei der Ein- 
ziehung oder dem Übergang von Vermögen [Ent- 
ihädiqungsgeießl, ©. v. 9. Dez. 1937. 

— Fünfte DurchfB. (v. 3. Apr.) I 707. 

— Sechſte DurchfV. (b. 4. Oft.) I 1991. 

— Verl. der im $11 des ©. beftimmten Friſt für 
das Rand Öfterreich (B. v. 31. März $ 2) 1657, 


Anmeldung feindlichen Vermögens (V. dv. 
3.Nov.) I 2141. 
— ſ. auch Abweſenheitspflegſchaft. 


Jüdiſches Vermögen ſ. Juden. 


Übergang des Vermögens der Ofterreichifchen 
Tabakregie auf das Neid) (2. v. 15. Apr.) I 841, 


Volks» u. ftaatsfeindlihes Vermögen: 
Einziehung volks- u. ftaatsfeindlichen Ver— 
mögens im Lande Ofterreich, V. d. 18. Nov. 
1938. — Durchf- u. Erg. (v. 31. März) I 657. 
Einziehung volfs- u. ftaatsfeindlichen Ber 
mögens im Saarland (B. v. 31. Jan.) 1126, 
Einziehung volks- u. ftaatsfeindlichen Ber- 
mögens in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B, dv. 12. Mai) I 911. 


Vermögensrechtliche Auseinanderjegung zwilchen 
den Rändern u. den vorm, regierenden Fürſten— 
bäufern 

ſ. Fürſtenhäuſer, Länder. 
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Bermögensrerhtliche Verhältniſſe des früheren öſter— 
veichifchen auswärtigen Dienftes 
j. Ausmwärtiger Dienit. 


Vermögensſchäden 
ſ. Schäden, Sudetendeutſche Gebiete uſw. 
IB 38, Verforgung (bei: Derfonen- u. Vermögens: 
fdyäden). 


Bermögenftener j. Steuern IT O. 


Bermögensverwaltung der Deutſchen Arbeitsjront 
ſ. Deutjche Arbeitsfront. 


Bermögensverwwaltung der Deutſchen Reichspoſt 
ſJ. Poſt I (bei: Haushaltsgebarung). 


Verordnungsrecht nad dem Wehrgeſetz 
ſ. Wehrmadt. 


Berpjändung bewirtjchafteter landwirtjchaftlicher Er- 
zeugniffe 


i. Dfändung. 
Berpjlegungszulagen ſ. Lebenswichtiger Bedarf. 


Berrat, V. gegen Geheimnisverrat nichtbeamteter 
Verfonen dv. 3. Mai 1917 in der Fall. der V. v. 
12. Febr. 1920, 
— Einf. im Memelland (V. v. 31. März $1 Siff. 4) 
I 660. 
— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten (V. v. 
14. Dez. $1 Siff. 4) 1 2418. 


Berrechnungsabtommen Verrechnungsverkehr) 
ſ. Sandel IIB, Staatsverträge ID. 


Verrechnungskaſſe, Deutjche, j. Bankweſen I. 
Berichollenheit ſ. Todeserklärung. 


Berjicherung dev Hebammen 
ſ. Sozialverfiherung II, V. 


Berjiherungsanfjichtsbehörden, Berjiderungs: 
jonds, Berjicherungsunternehmmmgen, 
Berjicherungsvertrag 

j. Drivatverfiherung. 


Berjicherungitener j. Steuern IIP. 


Berjorgung, Anftellung der Inhaber des An- 
ftellungsicheins im Beamtenverhältnis (V. v. 
20. Juni) I 1037. 


Vorſchr. ü. rubegehaltsfähige Dienftzeit, Ver— 

ſorgung von Ruhe- u. Warteſtandsbeamten u. ü. 
Hinterbliebenenverſorgung Deutſches Beamten— 
gejet], ©. dv. 26. Jan. 1937. — Vorl. And. (V. v. 
1. Sept.) 1 1603. 
— Anwendung des ©. vd. 26. Jan. 1937, der V. v. 
1. Sept. 1939 u. der DurchfV. v. 29. Juni 1937 u. 
13. Oft. 1938 im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 7. Der. $2 Siff. 1) I 2378, 2379. 


Reichsgeſetzbl. 1939 





Berjorgung (Fortſ.) 


— Einf. des ©. dv. 26. Jan. 1937, der ®. v. 1. Sept. 
1939, der DurchfV. v. 29. Juni 1937, 13. Oft. 1938 
u. der Ducchf®. für die Kommunalbeamten v. 2. Juli 
1937 in der Faſſ. der V. v. 28. Apr. 1938 in den 
eingegliederten Dftgebieten (V. v. 24. Dez. $1 
Ziff. 2) 1 2489. 

— DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1938 ü. die 
Einf. des ©. v. 26. Jan. 1937 in den judeten- 
deutichen Gebieten (v. 30. März Abſchn. I Ziff.12 
bis 17, 19) 1 682. 


Verforgungs- u. Sinterbliebenenbezüge nach dem 

Bejoldungsgeieß v. 16. Dez. 1927 u. AusfBeſt. 
Beſoldungsvorſchr.]) v. 12. März 1928 [ReichSbejol- 
dungsbl. S. 33] nebit And. u. Era. 
— Anwendung im Vrotektorat Böhmen u. Mäh— 
ven (B. 0.7. Dez. $ 4 Siff. 1, 2) 12378, 2385. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (8. v. 
24. Dez. $3 Abi. 1 Ziff. 1, 2) 12489, 249. 


Ginfaßfürjorge- u. »verforgungsgefeß: 

Fürſorge- u. WVerforgungsgefeß für Die 
ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht bei, 
bejonderem Einſatz u. ihre Hinterbliebenen 
|Einfatfürjorge-w. »verforgungsgejeß | (v. 6. Juli) 
I 1217. — Durchfßeft. (v. 17. Oft.) 1 2044. 
— Einf. des ©. im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (B.v. 13. Oft. $1 Ziff. 16) 
I 2030. 


Anwendung der Vorjchr. des Einſatzfürſorge— 
u. »verforgungsgejeßes auf die ehemaligen An- 
gehörigen der Legion Condor, der jonftigen 
in Spanien eingefeßten Freiwilligen— 
verbände, auf die in den fpaniichen Gewäſſern 
eingejeßten ehemaligen Angehörigen der 
Kriegsmarine, auf die ehemaligen Auge: 
börigen der Wehrmacht, die bei der Be 
jreiung der ſudetendeutſchen Gebiete ein- 
gejeßt waren jowie auf die ehemaligen An— 
gehörigen des judetendeutjdhen Freikorps 
und auf die Hinterbliebenen diefer Perſonen 
(B. v. 7. Juli) 1 1224. 


B. zum Einfaßfürforge- u. »berjorgungs- 
geſetz (v. 7. Juli) I 1224. 


Gehaltskürzungsverordnungen [Kürzung 

von Verſorgungs- u. Hinterbliebenenbezügen |, Erſte 
V. v. 1. Dez. 1930 u. DurchfBeſt. v. 19. Dez. 1930 
Reichsbeſoldungsbl. S. 135] nebſt And., Zweite 
B. dv. 5. Juni 181 u. DurchfBeſt. v. 11. uni 
1931 [Reichsbejoldungsbl. S. 67] nebſt And., Dritte 
V. v. 8. Dez. 1931 u. Durchfßelt. v. 17. Dez. 1931 
[NReichsbejoldungsbt. S. 162] nebſt And. 
— Anmwenduna im Drotektorat Böhmen u. Mäh— 
ren (VB. v. 7. Dez. $4 Siff. 3 bis 8) I 2378, 2385. 
— Einf. in den. eingegliederten Oftgebieten (B. v. 
24. Dez. 83 Abi. 1 Ziff. 3 bis 8) 1 2489, 2495. 


Verjorgung der Kämpfer für die nationale 
Erhebung, ©. dv. 27. Febr. 1934. 
— Vorl. Aufßerkrafttr. des IE Abſ. 1 Sab 2 (N. v. 
2, Sept. $6) I 1686, 1687. 
— Anwendung des ©. v. 27. Febr. 1934 nebſt And. 
im Lande Dfterreich(W. 0.28. Febr. $1 Ziff. 3) 1422, 
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Berjorgung (Fortſ.) 
Kriegsbejchädigte u.Kriegsbinterbliebene: 


Verforgung der Kriegsbeichädigten u. Kriegs— 
binterbliebenen im Lande Oſterreich (V. v. 
28, Febr.) I 422, 


Verforgung der ſudetendeutſchen Kriegs⸗ 
beſchädigten u. Kriegshinterbliebenen (V. v. 
7. Sept.) I 1702. 


Einf. reichSrechtlicher Vorſchr. auf dem Gebiete 
der Militärverforgung im Lande Oſterreich 
(V. v. 28. Febr.) I 424. 


Fürſorge u. Verforgung für die ehemaligen Unter- 
führer u. Mannſchaften der Motorjport] chulen 
des Nationalſozialiſtiſchen Kraftfahrerkorps 
(B.v.12. Oft.) I 2037. 


Rechtsverhältniſſe der in die Auftria-Tabafwerke 
A. G. vorm. Öfterreichifche Tabakregie, in Wien 
übertretenden Bedienfteten der Ofterreichijchen 
Tabafregie (B. v. 24. Oft.) I 2127. 


Kürzung der Nubegebälter von Soldaten der 
ehemaligen öſterreichiſchen Wehrmacht, die 
nach dem 13. März 1938 aus der Wehrmacht aus- 
geichieden find, u. Der Verforgungsbezuge von 
Hinterbliebenen diefer Soldaten (B. des Führers u. 
Dberiten Befehlshabers der Wehrmacht v. 31. März) 
I 698. 


Paßtechniſche Behandlung von Der» 
jorgungsberechtigten, Bel. v. 7. Juni 1932. — 
Vorl, Außerkrafttr. (®. v. 10.Nov. $4 Ubi. 21) 
I 1739, 1740. 


V. ü. die Entiehädigung von Perſonenſchäden 
[VBerfonenfhädenverordnung] (v. 1. Sept.) 
I 1623. | 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 19. Oft.) 1 2058. 


G. ü. den Erfah der durch den Kampf um Die 
Miedervereiniqung der judetendeutichen Gebiete mit 
dem Deutichen Reich verurfachten Derjonen- und 
Vermögensſchäden (v. 20. Oft.) 12119, 


Verjorgung der Volizeibeamten [oligei- 
beamtengeſetz) 
ſ. Dolizei, 


Reichsarbeitsdienſtfürſorge- u. 
verſorgung: 


Fürſorge- u. Verſorgungsgeſetz für die ehe— 

maligen Angehörigen u. ihre Hinterbliebenen 
Reichsarbeitsdienſtverſorgungsgeſetz), G. v. 
8. Sept. 1938 in der Faſſ. der Bek. v. 29. Sept. 
1938. — [Ber.] (v. 7. febr.) 1 152. 
— Erite Durcbf- u. Era®. (v. 3. Febr.) 1 137, 
— Zweite Durcbf- u. Erg®. (v. 28. Sept.) 11950, 
— Einf. des ©. v. 8, Sept. 1938 nebjt Durchf- 
u, AusfVorſchr. im VÜrotektorat Böhmen u. 
Mäbren (V. v. 22. Dez.) 1 2472. 
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NReihsarbeitsdienftfürforge- u. 
verſorgung (Fortſ.): 

















Verſorgung (Fortſ.) 


V. ü. die vorl. Fürſorge u. Verſorgung der 
weiblichen Angehörigen des Reichsarbeits— 
dienſtes u. ihrer Hinterbliebenen (v. 11. Nov.) 
12183. — [Ber] (w. 18.Nov.) 12302. 
— Erfte Durchf- u. Erg®. (p. 12. Nov.) 1219. 
— Einf. der ®: u. der Durchf- u. AusfVorſchr. 
im Vroteftorat Böhmen u. Mähren (B. v. 
22. Dez.) I 2472. 


And. auf dem Gebiete der Reichsverſorgung. 
— Teilweife Anwendung des ©. v. 3. Juli 1934 
nebſt And. im Lande Ofterreich (V. v. 28. Febr. 
$1 Qiff.2) I 422. 


Reihsverjorgungsgefeb: 


Verforgung der Militärperfonen u. ihrer 
Hinterbliebenen bei Dienftbeichädigung [Reiche- 
verforguungsgejeß], ©. v. 12. Mai 1920 in der 
Fall. der Bek. v. 22, Dez. 1927 nebſt And. — 
And. (G.v.31. März) I 661. — Neufaſſ. (Bel. 
v. 1. Apr.) I 663. 

— Anmendung des ©. v. 12. Mai 1920 nebit 
And. im Lande Hfterreich (V. v. 28. Febr. $1 
Siff. 1) I 422. 

— Anwendung des ©. in der Faſſ. der Bek. v. 
1.Apr. 1939 im Reichsgau Sudetenland 
fowie in den in die Länder Preußen u. Bayern 
u. in die Reichögaue Niederdonau u. Oberdonau 
eingegliederten ehemals judetendeutichen 
Gebietsteilen (8. v. 7. Sept. $1 Siff. 1) 
I 1702. 


Vorſchr. ü. die Elternrente nad dem 
Reichsverſorgungsgeſetz, ©. v. 3. Juli 1934. — 
Anwendung nebjt And. im Lande Ofterreic 
(DB. v. 28. Febr. $1 Siff.2) I 422. 


Vorſchr. ü. Zufaßrenten für Schwer— 
beichä digte nad) dem Reichsverſorgungsgeſetz, 
&. dv. 3. Juli 1934. — Anwendung nebjt And. 
im ande Öfterreich (V. v. 28. Febr. 51 
Aff. 2) I 422. 


Vorſchr. ü. Jufatrenten fir Witwen u. 
Waifen nah dem Reichsverſorgungsgeſetz, 
G. dv. 3. Juli 1934. — Anwendung nebit And. 
im Lande Öfterreich (B. v. 28. Febr. $1 
Ziff. 2) I 422. 


Vorfhr. ü, die Witwenrente, Witwen- 
u. Waifenbeibilfe nad) dem Reichsverſor— 
qungsgefeß, ©. v. 3. Juli 1934. — An— 
wendung nebit And. im Lande Ofterreic 
(V. v. 28. Febr, $1 Siff. 2) I 422. 


ü. Die Reihspverforgungspermwaltung 
(v. 8. Sept.) I 1742. 


Neuregelung der Zulage für Schußtruppen- 
beichädigte (Exl. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 27. Aug.) I 1553. 
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Berjorgung (Fortſ.) 


Einführung eines örtlichen Sonderzuſchlages 
in Wien (V. v. 2. Jan.) I 25. 


Fürſorge u. Verforgung für die ehemaligen 
Angehörigen der bewaffneten Einheiten der 44 u. 
ihre Hinterbliebenen (Erl. des Führers u. Reichs⸗ 
kanzlers v. 1. Aug.) I 1335. 

— DurchfBeſt. (v. 3. Aug.) 11342. — DurchfBeſt. 
(v. 13. Oft.) I 2038. 


Verforgung judetendeutjcher Berufsmilitär— 
perſonen u. ihrer Hinterbliebenen (B. dv. 
30. Sept.) I 2021. 


Rechtsverhältniſſe der ehemaligen tichech o⸗ſlo— 
wakiſchen öffentlich-rechtlichen Bedienſteten in 
den ſudetendeutſchen Gebieten (V. v. 19. Okt.) 
I 2059. 


Verfahren. in Verforgungsjahen, ©. v. 
10. Jan. 1922, — Vorl. Außerkrafttr. des $ ba 
Abj.1 Sab 1 (B. v. 2. Sept. $6) I 1686, 1687. 
— Anwendung des ©. v. 10. Jan. 1922 nebit And. 
im Lande Oſterreich (V.v. 28. Febr. $1 Siff.4)1422. 
— Anwendung des ©. v. 10. Jan. 1922 nebſt And. 
im Neichsgau Sudetenland jowie in den in Die 
Ränder Vreußen u. Bayern u. die Neichsgaue 
Niederdonau u. Oberdonau eingegliederten ehemals 
fudetendeutſchen Gebietsteilen (V. v. 7. Sept. 
sı Siff.2) I 1702. 


B. ü das Verforgungsmweien (v. 2. Sept.) 
I 1686. — Anwendung im Reihsgau Sudeten- 
land jowie in den in die Länder Preußen u. Bayern 
u. in die Reichsgaue Niederdonau u. Oberdonau 
eingegliederten ehemals ſudetendeutſchen Ge— 
bietsteilen (®. dv. 7. Sept. $1 Siff.3) I 1702. 


Wehrmachtfürſorge- u.verſorgungsgeſetz: 
Fürſorge- u. Verſorgungsgeſetz für die ehe— 
maligen Angehörigen der Wehrmacht u. ihre 
Hinterbliebenen Wehrmachtfürſorge- u. ver— 
forgungsgeieß] v. 26. Aug. 1938. — And. u. 
Era. (B. v. 12. Juli) I 1237. (8. v. 7. Sept.) 
1 169. 
— DurchfBeſt. v.29. Sept. 1938. — Erſte And. 
u. Era. (v. 20. Jan.) I51. — Zweite Erg. 
(v. 25. Sept.) I 1980. — Dritte Erg. (v. 5. Dez.) 
12390. 
— Einf. des ©. v. 26. Aug. 1935 u. ber 
Durchfßeft. v. 29. Sept. 1938 in der Fall. v. 
20. Jan. 1939 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (RB. v.13. Oft. $1 Ziff. 14) 
I 2030. 
— Einf. des G. v. 26. Aug. 198 in ben 
judetendeutichen Gebieten (B. v. 21. Febt. 
$ 1 Siff. 12) I 287. 


V. zum Wehrmachtfürforge- u. »verforgungs- 
aejeß (v. 7. Juli) I 1224. 


V. zum Mehrmachtfürforge- und -verjor- 
gungsgeſetz ü. die Durchführung der Heil- 
fürjorge im Lande Oſterreich v. 30. Sept. 
1938. — Aufb. (B. v. 24. Oft.) 1209. 
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Berjorgung (Fortſ.) 


Mehrmahtiürforge- u. »verforgungsgeieh 
(Fortſ.): 

Anwendung der Vorſchr. des Wehrmacht— 
fürſorge- u. verſorgungsgeſetzes u. der zu 
diefem Geſetz ergangenen u. noch ergehenden 
DurchfBeſt. u. ErgVorſchr. auf die ehemaligen 
Unterführer u. Mannſchaften der Motorſport— 
ſchulen des Nationalſozialiſtiſchen Kraft— 
fahrerkorps (8. v. 12. Oft.) 1 2037. 


Ergänzende Vorſchr. zum Wehrmachtfürſorge— 
u. «verforgungsgejeß für die Angehörigen der 
ehemaligen öfterreichifchen Wehrmacht, die 
als Soldaten in die Wehrmadht übernommen 
oder eingeftellt worden find, u. deren Hinter: 
bliebene, Erſte V. v. 25.Nov. 1938. — And. 
(8. v. 6. Juli) I 1195.— Zweite V. (v. 17. Oft.) 
I 2043. 

Anwendung der Vorjehr. des Wehrmacht— 
fürforge- u. »verforgungsgeleßes, der Dazu er— 
gangenen u. noch ergebenden DurchfBeſt. u. 
ErgVorſchr., insbefondere der DurchfBeſt. bins 
fichtlich der 44-VBerfügungstruppe, auf die 
ehemaligen Angehörigen der 44 Junker— 
ſchulen, der 44-Totenfopfverbände u. der 
Verftärfung der 44-Totenkopfverbände u. ihre 
Hinterbliebenen (Erl. des Führers u. Reichs— 
fanzlers v. 1. Aug.) I 1339. 


V. ü. das Wehrmachtfürſorge- u. 
ſorgungsweſen (v. 7. Sept.) I 169. 

Sicherung der Zivilverforgung (V. v. 19. Mai) 
I 923. 


sDEel- 


Berjorgungsanivärter 


ſ. Beamte II (bei: Dienitalter), 
Volizei (bei: Dolizeibeamte). 


Berjorgungsbererhtigte 
1. Berforgung (bei: Paßtechniſche Behandlung). 


Berjorgungsbetriebe, Eigenbetriebsverordnnung, 
ij. Gemeinden uw. 


Beriteigerungswejen, DB. ü. das nichtgewerbliche 
Verfteigerungswefen (v. 3. Aug.) 11368. 


Verteidiger in Straffachen im Lande Oſterreich 
ſ. Rechtsanwälte uf. 


Berträge ſ. Staatsverträge. 


Vertragshilfe, Vertragshilfe des Richters aus Anlaß 
des Krieges [Vertranshilfeverordnung] (V. v. 
30. Nov.) I 2329. 


Bertragsverjicherung ſ. Drivatverficherung. 


Bertranensmänner, Entſchädigung der Schöffen, 
Geſchworenen u. Vertrauensperfonen, V. v. 18.März 
1924. 

— Einf. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren (VB. v. 
14. Apr. $2 Abjchn. II Siff. 1) 1 754, 755. 

— Einf. in den judetendeutjchen Gebieten (V. v. 
16. Ian. $ 1 Abichn. IV Ziff. 1) 138. 
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Berivaltung, Ausbildung für den. höheren Dienft 
in der allgemeinen u. inneren Verwaltung [Reich$- 
ausbildungsordnung]. 

— Zweite Dunchf- u. Überleitungs Vorſchr. (v. 7. Aug.) 
I 1373. 

— Dritte Ducchf- u. ÜberleitungsVorichr. (v. 4. Sept.) 
I 1664. — [Ber.] (v. 7. Sept.) 1 1700. 

— Einf. der Neichsausbildungsordnung in ber 

Oſtmark (Sweite V. dv. 27, Sept.) I 1949. 

— Einf. der ®. 0.29, Juni 1937, der ®. v. 3. Sept. 

1938 u. der Durchf- u. ÜberleitungsBorichr. d. 

31. Dez. 1938 in den ſudetendeutſchen Gebieten 

(B. v. 13. März) I 483. 


Ernennung der Beamten der allgemeinen u. 
inneren Verwaltung u. Beendigung des Beamten- 
verhältnifies 

. Beamte U. 


—. 


Rechtsſtellung der Beamten ehemaliger öſter— 
reichiſcher Verwaltungen 
ſ. Beamte J. 


Aufbau der Verwaltung im Protektorat 
Böhmen u. Mähren (R. v. 1. Sept. Abjchn. I) 
I 1681. 


Verfaffung u. Verwaltung der Hanfeftadt Ham— 
burg, ©. vd. 9. Dez. 1937. — Dritte DurchfV. 
b. 14. März) 1484. 


Ordnung der Arbeit im öffentlichen Mer: 
waltungen 
j. Arbeit. 


Gliederung u. Verwaltung der DOftgebiete 
(Erl. des Führers u. Reichskanzlers v. 8. Oft.) 
I 2042. — Inkrafttr. (Erl. des Führers u. Reichs— 
fanzlers v. 20. Okt.) 12057. — And. Erl. des 
Führers u. Reichskanzlers v. 2.Nov.) I 2135. 

— Erfte DurchfB. (v. 26. Oft.) I 2108. — [Ber.] 
(v. 3. Nov.) I 2142. 

— weite DurchfB. (v. 2. Nov.) I 2133. — [Ber.] 
(v. 27. Nov.) I 2302. 


Aufbau der Verwaltung in der Oſtmark [Oft- 
marfgejeß] (6. v. 14. Apr.) 1777. — Erl. des 
Führers u. Reichskanzlers zu $4 (v. 14. Apr.) 
1783. 


— Erſte Durchf®. (v. 10. Juni) I 9. 
— Zweite DurchfV. (v. 8. Juli) 1119. 
— Dritte DurchfV. (v. 17. Juli) 11270. 
— Vierte DurchfV. (v. 31. Juli) 11332. 
— Fünfte DurchfV. (v. 19. Sept.) I 1946, 
— Sechſte Durch. (w. 18. Oft.) I 2051. 
— GSiebente Durchf V. (v. 11. Dez.) 123. 


Frl. des Führers u. Neichstanzlers ü. die Ver— 
waltung der bejegten polniſchen Gebiete G. 
12. Oft.) I 2077. 


Maßnahmen auf dem Gebiete der Rechtspflege 
vu. Verwaltung 


ſ. Notverordnungen IIB, Rechtspflege. 


Aufgaben der Reichsgaue ald Selbitverwal- 
tungskörperfchaften (Erſte V. v. 17. Juli) 1 1269. 
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Berwaltung (Fortſ.“ 


Verwaltung der Reihsgaue als Selbjtverwal- 
tungskörperſchaften (VB. dv. 25. Nov.) 1 2373. 


Aufbau der Verwaltung im Reichsgau Subeten- 
land [Sudetengaugefeß] (G. v. 14. Apr.) I 780. 
— Erfte DurchfV. (v. 10. uni) I 997. 

— Dmeite Durchf®. (v. 17. Juli) 11271. 


Vereinfachung der Verwaltung Erl. des 
Führers u. Reichskanzlers v. 28. Aug.) I 1535. 
— (8. d. 20. Oft.) 12056. (Seite V. v. 6. Nov.) 
T 2168. 


Vereinfachung u, Verbilligung der Verwal- 
tung, ©. v. 27. Febr. 1934 nebſt And. — Einf. in 
den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 19. Dez. 
$ 1 Siff. 1) I 2497. 


Berwaltung der Häfen, Brüden und Fähren, Ernen- 
nung der mittelbegen Neichsbeamten der preu- 
Bifchen Verwaltung der Häfen, Brüden u. Fähren 
u. Beendigung ihres Beamtenverhältniffes, 

ij. Beamte ll. 


Berwaltungsdienjt, höherer bautechnijcher, 
ſ. Bautechniſcher Dienft, 


vermeſſungstechniſcher, 
ſ. Vermeſſungsweſen. 


Berwaltungsgerichte, Vereinfachung des Verfahrens 
der Verwaltungsgerichte im Geichäftsbereich des 
Reichswirtſchaftsminiſteriums (VB. v. 14. Dez.) 
I 2433. 


Berwaltungsjtellen der Wehrmacht 
ſ. Sozialverficherung II «bei: Betriebskrankenkaſſe) 


Berionndete, Verbeflerung des Loſes der Verwundeten 
u, Kranken der Heere im Felde, 


i. Staatsverträge IB, Wehrmadt. 
Berwundetenabzeichen ſ. Orden uw. 


Beteranenjold, Gewährung eines Veteranenoldes für 
Frontkämpfer (Erl. des Führers und Reichskanzlers 
v. 27. Aug.) I 155. 


Beterinärwejen, Schladhtvieh- u. Fleiſchbeſchau 
ſ. Fleiſch uw. 
Tierärzte: 

Geſchäftsordnung für die tierärztlichen 
Berufsgerichte v. 19. San. 1938 [Reich8- 
minifterialbl. S. 21]. — Einf. in den ſudeten— 
deutjchen Gebieten (2. v. 14. Apr.) I 766. 


Beftallungsordnung für Tierärzte d. 
16. Febr. 1938 [ReihSminifterialbl. S. 205]. 
— Einf. im Lande Oſterreich (B. d.28. Febr.) 
I 441. 

— Einf. in den ſudete ndeutſchen Gebieten 
(B. v. 14. Apr.) I 766. 
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Beterinärwwejen (Fortſ.) 


Tierärzte (Fortſ.): 


Ausübung des Gnadenrechts in ber 
Berufsaerichtsbarkeit der Tierägzte (Erl. 
des Führers u. Reichskanzlers v. 15. Aug.) 
I 1447 

Vorſchr. ü. das Erlöfchen der Beltallungen 
[Approbationen] jüdiſcher Tierärzte (DB. d. 
17. Jan.) I 47. — Teilweife Einf. in den 
REN Gebieten (3. v. 5. Mai) 

880. 


Nebentätigkeit der beamteten Tierärzte, 
V. v. 3. Mai 1938. 
— Anwendung im Protektorat Böhmen 
u. Mähren (8. v. 7. Dez. $ 2 Siff. 2) 12378, 
2379. 
— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten 
(B. d. 24. Dez. $1 Ziff. 3) 12489. 

Reichstierärzteordnung v. 3.Apr. 1936. 
— Erg. (®. dv. 11.Aug.) 11389. — Erg. 
des 846 Abf. 1 Nr. 6 (V. v. 1. Sept.) 1 1563. 
— Einf. des ©. v. 3. Apr. 1936 nebſt Durchf— 
V. v. 25. Juli 1936 und 5. März 1937 in 
den judetendeutfhen Gebieten (B. vd. 
14. Apr.) I 766. 

Sicherung der tierärztlichen Verſorgung 
(B. v. 1. Sept.) 11563. 

Verbot der Ausübung der Tiergefundheits- 

pflege 
j. Juden. 

Befeitigung von Tierfadavern. — Außer— 
frafttr. des ©. v. 17. Juni 1911 u. neues Tier- 
förperbefeitigungsgejeß (p. 1. Febr.) I 187. 
— Erſte DurchfV. (v. 23. Febr.) I 332. 

— Zweite DurchfV. (v. 17. Apr.) 1807. 

— Einf. des ©.0.17. Juni 1911 u. teilweife Einf. der 
AusfBeſt. v. 28. März 1912 in der Faſſ. der Bel. 
v. 5. Mai 1916 in den ſudetendeutſchen Ge- 
bieten (®. v. 10. Febr. $1) 1 200. 

Einf. der Tierfeuhenvorfchriften in der 
Dftmark (B. v. 25. Juli) 11321. 

Einf. der Tierſeuchenvorſchriften in den 
fudetendeutjchen Gebieten (B. v. 10. Febr.) 
I 200. 

Viehſeuchengeſetz, ©. v. 26. Juni 1909 in der 
Faſſ. der ©. dv. 18. Juli 1928, 10. Juli 1929, 
13. Nov. 1933 u. AusfVorſchr. dv. 7. Dez. 1911. 
— Einf. in der Oftmarf (8.0.25. Juli $1)1 1321. 
— Einf. in den fjudetendeutfhen Gebieten 
(V. v. 10. Febr. $1) I 200. 


Bieh, Viehwirtſchaft, V. ü. den Handel mit Vieh 
v. 25. Jan. 1937. — Einf. im Lande Oſterreich 
u. in den jubdetendeutfhen Gebieten (V. v. 
28. Febr.) 1 380. 
Verwaltung der Beiträge zur Hauptvereini- 
gung der deutſchen Viehwirtſchaft, G. vd. 
9. Juni 1936 nebſt DurchfV. v. 16. Juni 1936 in 
der Neufaſſ. der AndV. v. 26. Oft. 1937 [Reid)8- 
minifterialbl. 1936 ©. 150; 1937 ©. 641]. 
— Einf. in der Oftmarf (B. v. 7. Juli) I 1254. 
— Einf.imReihsgauSudetenland(R.v.24.Oft.) 
I 2122. 
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Vieh, Biehwirtſchaft (Fortſ.) 


Schlachtvieh- u. Fleiſchbeſchau 
ſ. Fleiſch uſw. 


Viehſeuchengeſetz ſ. Veterinärweſen. 


Vierjahresplan, Erhöhung der Förderleiſtung u. des 


Leiſtungslohnes im Bergbau (V. v. 2. März) 1482. 


Zuſammenſchluß von Bergbauberedhtigten, 
B. vo. 23. Juli 1937. — Erſte Durchf- u. Era. 
(v.1. Febr.) I 115. — [Ber.] (v. 17. Sebr.) I 278. 
— Einf. der ®. v. 33. Juli 1937 im Lande Ofter- 
reich u. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(®. b. 31. Jan.) I 115. 


Durchführung des Vierjahresplang, DB. v. 
5. Nov. 1936. 
— Einf. im Lande Oſterreich (V. v. 8. Febr) 
I 168. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V. v. 
30. Ott.) 1 2129. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 8. Febr.) 1168. 


Befeitigung der Überjegung im Einzelhandel 
(B. v. 16. März) I 498. 
— Erſte DurchfAnordn. (v. 16. März) I 49. 
— Zweite DurchfAnordn. (d. 23. Dez.) 12504. 


Ausbildung von Fachkräften (2. v. 15. Dez.) 
I 2425. 


V. zur verftärkten Dedung von Rohſtoffen 
aus forſtwirtſchaftlichen Nebenerzeugniſſen 
(G. 31. Jan.) 1133. 


Ermächtigung des NReichsminifters der Finanzen, 
zur Förderung der gewerblichen Wirtſchaft im 
Rahmen des Vierjahresplans Wirtſchaftsausbau) 
Garantien bis zum Höchſtbetrage von 200 Mils 
lionen .2.H zu übernehmen (6. v. 31. März $4 
Abi. 2b) II 613. 


Durchführung des Vierjahrespland auf dem 
Gebiet derSandwertswirtihaft(®. v. 22. Febr.) 
1327. — Erſte Anordn. (v. 22. Febr.) 1 328. 
— [Ber.] (v. 13. März) I 496. 


Beichleunigte Förderung des Baues don Heuer: 
lings- u. Werfwohnungen jowie von Eigen: 
heimen für ländliche Arbeiter u. Handwerker, 
N. v. 10. März 1937. — Ausdehnung der durd) die 
B.v. 10. März 1937 u. die DurchfV. v. 7. Apr. 1937 
u. 27. Jan. 1938 eingeleiteten Maßnahme auf die 
fudetendeutfhen Gebiete (V. d. 28. März) 
I 716. — Erſie Durchf V. (v. 28. Juli) I 1338. 


Juden: 

Gerichtliche Zuftändigkeit im Verfahren nad) 
der DB. genen die Unterftügung der Tarnung 
jüdifcher Gewerbebetriebe (DB. v. 28. Juli) 
11330. — [Ber.] (v. 28. Sept.) I 1988. 

Sühneleiftung der Juden deutjcher Staats» 
angebörigfeit v. 12.Nov. 1938. — Zweite 
DurchfV. (v. 19. Oft.) 1 2059. 
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Bierjahresplan (Fortſ.) 
Juden (Korti.): 


Anmeldung des Vermögens von Juden, 
V. v. 26. Apr. 1938. — Dritte Unordn, IAb⸗ 
lieferung von Juwelen u. Gegenftänden aus 
Edelmetallen] (v. 21. Febr.) I 282. — Verl. der 
Friſt zur Ablieferung (B. v. 3. März) I 387. 


Sicherftellung des Kräftebedarfs: 


Sicherftellung desKträftebedarfs fürAufgaben 
von bejonderer ftaatspolitiicher Bedeutung, 
V. v. 22. u. 30. Juni 1938. — Außerkrafttr. 
u. neue V. (v. 13. Febr.) I 206. 

— Erſte DurchfAlnordn. [Dienftpfliht-Durd)- 
fübrungsanordnung] (v. 2. März) I 403. 
— And. (Anordn. dv. 27. Juli) I 1330, 

— Imeite DurchfAnordn. [Bejchränkung des 
Arbeitsplatzwechſels) (v. 10. März) I 444. 
— [Ber.] (v. 31. März) I 704. — Außer— 
frafttr. (W. v. 1. Sept. $ 13) I 1685, 1686. 

— Dritte DurchfAnordn. [Bejchräntung des 
Arbeitsplatzwechſels im Steinfohlenbergbau] 
(v. 11. Juli) I 1216. — Außerkrafttr. (V. v. 
1. Sept. $ 13) I 1685, 1686. 


Behörden, die Notdienftleiftungen fordern 
fönnen (Bel. v. 8. Juli) I 1204. 


Motdienftverordnung v. 15. Oft. 1938. 

— Erſte DurchfV. (v. 15. Sept.) 1170. 

— Zweite DurchfV. [Sozialverficherung der 
Notdienftpflichtigen] (v. 10. Oft.) I 2018. 

— Dritte DurchfV. [Bergütung bei Heran— 
ziehbung zum langfriftigen Notdienft] 
(v. 14. Oft.) 12049. 

— Mierte DurchfV. [Sondervorfchriften für 
das VDroteftorat Böhmen u. Mäbren] 
(v. 25. Nov.) 12301. 

— Einf. der Notdienftverordnung im Protek— 

torat Böhmen u. Mähren (B. v. 25. Nov.) 

I 2300. — Einf. der Erften Durchf®. v.15. Sept. 

1939, der Dritten Durchf V. v. 14.08.1939, des 

Nunderl. it. Notdienftleiftungen ausländifcher 

StaatSangeböriger v. 15. Aug. 1939 u. des 

Runderl. ü. VBeralitunasfäße für die periönlichen 

Aufwendungen fürNtotdienftpflichtige v. 13. Oft. 

1939 [Minifterialbl. d. Reichs- u. Preuß. Min, 

d. Innern ©. 1771, 2129] im Protektorat 

Böhmen u. Mähren (9. v. 25. Nov.) 12301. 


Topenbegrenzung in der Kraftfahrzeug: 
induftrie (V. v. 2. März) I 386. 


Randbeihaffung fir die Umgeftaltung der 
Verkehrsverbältniffe der Deutfchen Reichsbahn 
im Wirtfchaftsgebiet Sildesheim-Salzgitter-Braun- 
ichweig-Fallersleben (B. v. 7. Febr.) 1163. — 
[Ber.] (v. 28. Febr.) I 388. 


Randbeichaffung für die Umgeftaltung der 
Verkehrsverhältniffe der Deutſchen Reichsbahn 
im NRaume Wilhelmshaven u. Umgebung (B. v. 
2. Apr.) I 719. 
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Bierjahresplan (Fortſ.) 


Landbeichaffung für den Bau reichseigener 
Getreidelagerhallenu.Speicher(®.v, 18. Febr.) 
I 277. 


Sicherung der Landbewirtichaftung (Zieite 
V. v. 28. Febr.) I 413, 
— Einf. der V. v. 23. März 1937 u. der DurchfV. 
v. 22. Apr. 1937 im Lande Ofterreih (V. v. 
28. Febr. Art.1) I 414. 
— Einf. der ®. dv. 3. März 1937 in der Faſſ. der 
V. v. 28. Febr. 1939 u. Einf, der DurchfV. dv. 
22, Apr. 1937 in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 1. Juli Art. 1) I 1080. 


Kindigungsfchuß für Miet- u. Pachträume, 
B. v. 28. Aug. 1937. 
— Dritte Ausf®. (v. 5. Sept.) I 1670, 
— Vierte AusfV. (v. 26. Sept.) 11944. — An- 
wendung der V. dv. 28. Aug. 1937 in der Oſt— 
mark und im Reichsgau Sudetenland (%. vd. 
31. Aug.) I 1602. — NAusf®. für die Oftmarf 
(v. 5. Sept.) I 1671. 


Kündigungsichuß für Miet- u. Pachträume im 
Reichsgau Sudetenland u. in den in die Reichs— 
gaue Niederdonau u. Oberdonau eingegliederten 
fudetendeutichen Gebieten (B. dv. 5. Sept.) 
I 1673. — [Ber.] 1 1742, 


Verbindliche Einführung von Normen, Ge- 
ichäfts-u. Lieferbedingungen fowie von Güte- 
u. Bezeichnungsvorſchriften (B. v. 8. Sept.) 
I 1785. 


Oſtmark: 
Einführung des Vierjahresplans im Lande 
Oſterreich (Dritte V. v. 8. Febr.) I 168. 


Regelung des Arbeitseinſatzes im Lande 
Oſterreich, V. v. 20. Mai 1938. — Außer— 
krafttr. des $2 Abſ. 2 u. 3 (V. v. 14. Sept. 
$ 12 Ziff. 4) 11769, 1771. 

Qufammenfchluß der Bergbauberedtig- 
tenim Lande Öfterreich (V. v. 31. Jan.) 1115. 


Verftärkung des Holzeinfchlags im Lande 
Öfterreich (V. v. 28. Dez. 1938) I 2. — [Ber.] 
(v. 30. Jan.) 1124. — And. (B. dv. 12. Oft.) 
12029. 


Kindigungsihus für Miet- u. Pacht— 
räume in der Oſtmark (W. v. 31. Aug.) I 1602. 
— NAusf®. (v. 5. Sept.) 11671. — [Ber.] 
I 1742. 


Errihtung einer Neichsjtelle für Boden» 
forihung (RB. v. 10. März) 1490. 


Sudetendeutfche Gebiete, Sudetenland: 
Durchführung des Vierjahresplans in den 
ſudetendeutſchen Gebieten (Zweite V. v. 8. Febr.) 
I 168, 


Arbeitseinfak in den fudetendeutichen Ge- 
bieten, V. v. 27. Oft. 1938. — Außerkrafttr. 
des 82 Abj.2 (DB. v. 14. Sept. $12 Ziff. 5) 
I 1769, 1771. 
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Sudetendeutfche Gebiete ulm. (Forti.): 


Zuſammenſchluß der Bergbauberedtig- 
ten in.den fudetendeutfchen Gebieten (V. v. 
1. febr.) 1 115. 


Beichleunigte Förderung des Baues von 
Heuerlings- u. Werfwohnungen jowie 
von Eigenheimen für ländliche Arbeiter u. 
Handwerker in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 28. März) 1716. — Erſte DurchfV. 
(v. 28. Juli) 1 1338. 


Werftärtung des Holzeinſchlags in den 
fudetendeutfchen Gebieten (2. v. 28. Dez. 1938) 
1 2. — [Ber.] (v. 30. Jan.) I 124. — ntrafttt. 
(B. v. 18. Apr.) 1799. — And. (V. v. 12. Oft.) 
I 2029. 


Schuß gefährdeten landwirtſchaftlichen 
Grundbefitzes im Reichsgau Sudetenland 
(Sweite V. v. 9. Oft.) 12013. 


Kündigungsſchutz ſür Miet- u. Vadt- 
räume im Reichsgau Sudetenland (V. v. 
31. Aug.) 11602. 


Kündigungsſchutz für Miet u. Pachträume 
im Reichsgau Sudetenland u. in den in die 
Reichsgaue Niederdonau u. Oberdonau ein— 
gegliederten ſudetendeutſchen Gebieten (V. v. 
5. Sept.) I 1673. | 


Bekämpfung von Notjtänden 
(B. dv. 19. Sept.) I 1851. 


Ausübung de8 Wandergewerbes u. Des 
Stadthaufiergewerbes (2. v. 25. Juli) I 1327. 
— [Ber.] (v. 13. Dez.) IT 2428. 


Vereinfachung der Wirtjchaftsftatiftil (V. v. 
13. Tebr.) 1 389. 


im Verkehr 


Bincent,St.,j.RolonienlA 2 (bei: Inſeln überdem Winde). 
Bogelderingung ſ. Naturſchutz. 

Boltksgerichtshof, Geſchäftsverteilung, ſ. Gerichte 1. 
Voltstartei ſ. Polizei «bei: Ausländerpolizeiweien ufw.). 


Voltspflege, Stiftung des Ehrenzeichens für deutjche 
Volkspilege, 
ſ. Orden ufw. 
Voltsſchädlinge |. Strafrecht ILL. 


Volts⸗ und jtaatsjeindliches Vermögen 
j. Vermögen. 


Voltswagenſtadt, Städtebauliche Maßnahmen in dev 
Stadt des KoF-MWagens (V. v. 16. Mai) 1919. 


Boltazählung j. Statiftik. 
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Vollſtredungsſchutz inderlandwirtichaftlichen Siedlung 
1. Siedlung. 


Sudetendeutfche Entfhuldungs-Vollftredung?- 
ſchutz⸗ Berordnung 
ſ. Landwirtſchaftliche Entſchuldung. 


Vortaufsrecht, ſiedlungsrechtliches, 
ſ. Grundſtücke, Siedlung. 


Bornamen ſ. Namensänderungen. 


W 
Wachdienſt ſ. Volizei. 


ührung 
Abwertungsgewinne: 


G. ii. Abwertungsgewinne v. 23. Dez. 1936. 
— Einf. des G. u. der DurchfV. dv. 20. März, 
93. Apr. u. 11. Mai 1937 in der Oftmart 
u. im Reichsgau Sudetenland (V. v. 30. Juni 
$1 Ziff. 1, 2) I 109. 


Ber. ü. die Koften des Beſchwerdeverfahrens 
v. 2. März 1937 [Deutjcher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr, 52]. — Einf. in der Oſtmark 
u. im Reichsgau Sudetenland (V. dv. 30. Juni 
$ 1 Ziff.3) 1 108. 


Ber. ü. die Erfaflung von Abmwertungs- 
gewinnen bei Kontoforrentichuldverhältniffen 
v. 9. Juli 1938 [Deutjcher Reichsanz. u. Preuß. 
Staatsanz. Nr. 158.]— Einf. in der Oſtmark 
u. im Reichsgau Sudetenland (V. v. 30. Juni 
$1 Qiff.3) 1109. 


Fremdwährungsichulden, 2. v. 5. Dez. 
1936. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 22. Sept. $1 Siff.5) 11869. 
— Einf. in den in das Deutjche Reich ein- 
gegliedexten Oftgebieten (B. v. 17.Nop. 51 
Ziff. 5) 12259. 


Fremdwährungs-Schuldverfchreibungen, 
&. dv. 26. Juni 1936. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzia (B. v. 22. Sept. $1 Sıff. 5) 11865. 
— Einf. in den in das Deutiche Reich einge- 
gliederten Oftgebieten (B.v.17.Nov. $1 Ziff. 5) 


12255. 


Regelung der auf Goldſchilling u. Gold- 
fronen laufenden Schuldverhältniffe (®. v. 
21. Juni) I 1037. — [Ber.] (v. 26. Juni) I 1056. 


Einführung der ReihSmarfwährung im Ge— 
biet der bisherigen Freien Stadt Danzig (V. v. 
1. Sept.) 1 1567. 

— Erſte DurchfV. (vd. 7. Sept.) 11691. 
— Zweite DurchfV. (v. 24. Oft.) 1209. 


—VL 


140-1633 
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Währung (Fortſ.) 


Einführung der Reichsmarfwährung im 
Memelgebiet (2. v. 23. März) 1565. — Erfte 


DurchfV. (v. 21. Apr.) I 877. 


Einführung der Reihsmarktwährung in den 
eingegliederten Oſtgebieten (B.v.22.Nov.) 12291. 


’ 


Einführung derReichs markwä hrung in denſu— 
— — Gebieten (Dritte V. v. 14. Jan.) 
33. 


Währungsverhältnis im Protektorat Böhmen 
u. Maͤhren (V. v. 21. März) I 559. 


Waãſchetonfettion, Aufh. der Bek., betr. Lohnbücher 
für die Kleider- u. Wäſchekonfektion, v. 14. Febr. 
1913 (B. v. 6. Mai) I 894. 


Waffen, Waffengejeb, ©. vd. 18.März 1938. — Dritte 
DurchfV. (v.31.März) 1 656. 
— Einf. des ©. v. 18. März 1938 nebit DurchfV. 
v. 19. März 1938, 23. Mai 1935 u. AusfBelt. v. 
91.März 1938 im Lande Ofterreid) ( V. v. 13. Febr. 
39 1213. — in den judetendeutfchen Ge— 
bieten (B. v. 10. März $1) I 442. 


Rorübergebendes Verbot der Einfubr von Fauft- 
feuerwaffen, V. v. 12. Juni 1933. 
— Einf. im Lande Oſterreich (V. 0.13. Febr. $1) 
I 213. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(DB. v. 10. März 49z I 442. 


&., betr. die Prüfung der Läufe u. Verjchlüffe von 
Sandfeuerwaffen, v. 19. Mai 1891 nebit Ausf- 
u. Durchf Vorſchr. — Außerkrafttr. u. ©. ü. die 
Prüfung von Handfeuerwaffen u. Watronen 
[Bejhußgejek] (p. 7. uni) 11241. — DurchfV. 
(v. 8. Juli) I 124. 


Maffengebraud) der Forft- u. Jagdſchutz— 
berechtigten ſowie ber Fiſchereibeamten u. 
Sifchereiaufjeber. — Einf. des ©. v. 26. Febr. 
1935 nebft Durhf®. v. 7. März 1935 in ben 
judetendeutjden Sebieten (WB. v. 15. Mai) 
I 916. 


MWaftengebraud der Wehrmacht, 3. v. 
17. Jan. 1936. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig G. v. 13. Oft. 8 1 Siff. 8) 12030. 
— inf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B. v. 21. Febr. $1 Ziff. 9 1287. 

Einf. des deutſchen Waffenrechts im Lande 
Oſterreich (V. v. 13. Febr.1J 213. 
— Einf. des Deutjchen Maffenrechts in. den 
iudetendeutfchen Gebieten (DB, v. 10. März) 
[I 442. 

ſ. auch Kriegsgerät. 


Wahlen, Wahlperiode des Reichstags (G. dv. 30. Jan.) 
I 95. 


Waiſen ſ. Verſorgung (bei: Reichsverſorgungsgeſeth). 
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Waldſchutz bei der Fideikommißauflöſung 
f. Familienfideikommiſſe, Forſtweſen. 


Waljang ſ. Fiſcherei, Staatsverträge IP. 


Walzwerte ſ. Arbeitszeit IL 


Beichäftigung Jugendlicher in der Eifen ſchaffen⸗ 
den Induſtrie 


ſ. Jugendliche. 


Wandergewerbe, V. ü. die Ausübung des Wander⸗ 
——— (v. 25. Juli) I 1327. — [Ber.] G. 13.D3.) 
2428. 


Wandergewerbeitener ſ. Steuern IIQ. 


Waren, Entladung von Waren 
ſ. Fuhrunternehmen. 


Unterdrückung falſcher Herkunftsangaben auf 
Waren 

ſ. Gewerblicher Rechtsſchutz II, Staats— 
verträge IJ. 


Warenabkommen 
ij. Handel IB, Staatsverträge ID. 


Warenautomaten |. &ewerbebetriebe I. 


Warenvertehr ſ. Danzig B6, 8, Sandel TA, 
IIB, Oftmarf IBS, reife I, Droteftorat 
Böhmen und Mähren IBS, Slowalei, 
Staatöverträge ID, Statiftit, Sudeten- 
deutiche Gebiete uw. IBSa. 


Warenvertreter, Volizeiverordnung ü. die Beichäf- 
tigung oder Beauftragung bon MWarenvertretern 
(v. 4. Aug.) 1 1369. 


Warenzeichen j. Gewerblicher Rechtsſchutz10,III. 


Warteſtandsbeamte, Vorſcht. ü. die einſtweilige Ver— 
ſetzung der Beamten in den Ruheſtand u. ü. die Berech— 
nung des Wartegeldes[Deutjches Beamten aeleß|]. 
_— Anwendung des ©. vd. 26. Jan. 1937, der 
DurchfV. v. 29. Juni 1937 u. 13. Ott. 1935 im 
Vroteftorat Böhmen u. Mähren (. v. 7. Dez. 
s2 Ziff. 1) 12378, 230. 

— Einf. des ©. v. 26. Tan. 1937, der DurchfV. v. 
29. Juni 1937 u. 13. Oft. 1938 u. der DurchfV. für 
die Kommunalbeamten vb. 2. Juli 1937 in den 
eingegliederten DOftgebieten (B. v. 24. De. S1 
Siff. 1, 2) 12489. 

DurchfBeſt. zu der V. v. 15. Dez. 1938 ü. die 
Einf. des ©. vd. 26. an. 1937 in den judeten- 
deutſchen Gebieten G. 30. März Abichn. I 
Ziff. 6, 14) 1682. 





Umfchuldung der Beamten im Lande Ofterreid) 
ſ. Bejoldung. 
j. auch Beſoldung, Berjorgung. 
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Waſchmittel Waſſerſtraßen (Fortſ.) 





ſ. Lebenswichtiger Bedarf (bei: Seifenerzeugniſſe). 


Waſſerſportfahrzeunge, Flaggenführung, 
ſ. Flaggen IL 


Waſſerſtraßen 


I. Im allgemeinen 


Deutſche Binnenſchiffahrtpolizeiverord— 
nung (v. 12. Apr.) II 655. 


Enteignungen für Zwecke der Reichswaſſer— 
ſtraßenverwaltung (Bel. v. 11. Jan.) IL 15. 


KRanalamt f. Reichsfanalamt. 
Luftſchutz auf Schiffen (V. v. 7. Dt.) I 2006. 


Ernennung der mittelbaren Reihsbeamten der 
Reichswafjerftraßenverwaltung u. der preußiichen 
Verwaltung der Häfen, Brüden u. Fähren u. 
Beendigung ihres Beamtenverhältnifies 

f. Beamte IL. 


.  Reihswafjerftraßenverwaltung in den ein» 
gegliederten Oſtgebieten (B. v. 22. Dez.) I 2503. 


Reichswafjerftraßenverwaltung in ber 
Oſtmark (%. v. 14. Juli) 11250. 


G. ü. den Bau der Saaletaljperre bei 
Hohenwarte v. 13. Februar 1935. — weite V. 
(v. 25. Apr.) I 1008. 


Schiffahrtpolizeiverordnung für das deut- 
iche Rheinftromgebiet (v. 18. Jan.) II 41. 


Beit., betr. die Statiſtik des Verkehrs auf den 
deutfchen Binnenwajferftraßen. — Einf. der 
Beit. v. 25. Juni 1908 in der Faſſ. der Bel. v. 
9, Aug. 1921, der V. v. 23. Juni 1922 [Zentralbl. 
f. d. Deutiche Reich 1908 5.269; 1921 ©. 704; 
1922 S.402], der Bek. v. 12. Aug. 1923, 30. Juni1924 
fowie der B. v. 2. Mai u. 27. Aug. 1925, 19. Apr. 
1926, 238. Febr., 31. März 1928, 30. Mai 1930, 
14.Nov. 1932 u. 2. Mai 1935 [Reichsminifterialbl. 
1923 &.897; 1924 ©, 217; 1925 ©. 2W u. 985; 
1926 S. 208; 1928 73 u. 207; 1930 ©.387; 
1932 5.724; 1935 ©.492] in den fjubeten- 
deutichen Gebieten (W. v. 25. März) 1 733. 


GEORG 


Strom- u. Sciffabrtpolizeiverordnung 
für die weftdeutfchen Kanäle v. 23. Juli 1938. — 
Außerkrafttr. nebſt And., Erg. u. DurchfBeſt. mit 
Ausnahme der $$ 6, 7, 9(B. v. 12. Apr. Abichn. IV) 
II 655. 


Ubergang der Waſſerſtraßen von den Ländern 
auf das Reich, Jufaßvertr. mit Hamburg u. Preußen 
v. 18. Febr. 1922 in der Faſſ. v. 22. Dez. 1928. — 
Perwaltung der Elbe u. anderer Reichswajjerjtraßen 
durch die Sanfejtadt Hamburg (DB. v. 31. Dez. 
1938) 13. 


Reichägefeßbt. 1939 








Il. Im befonderen 
A. Donan 


Ubtft. v. 1. März 1939 ü. den Eintritt Deutid)- 
lands in die Europäifhe Donaukommiſſion u. 
it. den Beitr. Deutfchlands u. Italiens zur Vereinb. 
v. 18. Aug. 1938 ü. die Ausdehnung der Befugniife 
der Europäifchen Donaukommiſſion u. ii. die And, 
diefer Vereinb. — Rat. der Übtft. u. der Vereinb. 
(Bel. v. 15. Mai) II 766. — [Ber.] (v. 5. Juni) 
II 824. — Weitere Ratifilationen: 


Frankreich 


Großbritannien (Bet, v. 15. Mai) IL 766. 


u.Nordirland e 
Stalien — [Ber.] (v. 5. Juni) II 824. 


Rumänien 


B. Dortmund⸗Ems⸗Kanal 


Einführung des Schleppmonopols auf der Nord» 
ftrede des Dortmund-Ems-Ranals (V. v. 4. Oft.) 
II 985. 


c. Elbe 


Elbichiffahrtpolizeiverordnung v. 27. Jan. 
1933. — Außerkrafttr. nebjt And., Erg. u. Durchf— 
Beſt. (V. v. 12. Apr. Abſchn. IV Ziff. 2e) II 655. 


Elbjchifferzeugniffe. — Fünfte V.(v. 16. März) 
II 605. 


Strom- u. Schiffahrtpolizeiverordnung ü. 
die an Flöße auf der Elbe zu ſtellenden Anfor— 
derungen v. 9. Dez. 1926. — Teilmeifes Außer- 
frafttr. mit And,, Erg. u. DurchfBeſt. mit Aus- 
nahme der Art. 1 u. Art. 2 Abſ. 1 (B. v. 12. Apr. 
Abſchn. IV Ziff. 2d) II 659. 


Verwaltung der Elbe u. anderer Reichswaſſer⸗ 
ſtraßen durch die Hanſeſtadt Hamburg (V. v. 31. Dez. 
1938) 13. 


D. Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal 


Erweiterung des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanals (Erl. des 
Führers u. Reichskanzlers v. 25. Febr.) 1322. — 
Durchf V. (v. 13. Apr.) I 749. 


E. Main 


Schyiffahrtpolizeiverordnung für den fanalifierten 
Main dv. 3. Apr. 1925. — Teilweijes Außerkrafttr. 
(B. v. 18. Jan. Nr. V) II 41, 42. 


F. Rhein 


V. ü. die Sicherung der Reichsgrenze am Ober- 
rhein (v. 31. Aug.) I 1562. 


Schiffahrtspolizeiverordnung für das 
Deutfche Mheinftromgebiet (v. 18. Jan.) II 41. 


Schiffabrtpoligeiverordnung für die Rhein— 


ſtrecke zwiſchen Baſel u. Rheinfelden (v. 5. Oft.) 
IT 985. 
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Wechſel, Abrehnungsitellen im Wechfelverfehr 
ſ. Bankweſen II. 


Börſentermingeſchäfte in Wechſeln u. aus— 
ländiſchen Zahlungsmitteln, N. v. 7. März 1929. 
— Einf. des $1 Satzin ber Oſtmark (B. v. 
11. Aug. Art. Abſ. 1 Sir. 4) 1 1383. 

Verl. der Friſten des Wechjel- und Schedrechts 
(B. v. 18. Sept.) 11849. (DB. v.28. Sept.) 1191. 
— Inkrafttr. der V. d. 18. Sept. 1939 im Gebiet 
der bisherigen ‘Freien Stadt Danzig (B. ®. 
12. Nov.) I 2182. 


Verl. der Friften des Wechjel- u. Scyedrechts in 
den eingegliederten Oftgebieten (B. v. 30. Nov.) 
1 2324. (®. v. 23. Dez.) 1 2476. 


Vereinheitlihung des Wechſelrechts. — Abk. 
ii. das Verhältnis der Stempelgeſetze zum Mechiel- 
recht v. 7. Juni 1930. — Anwendung: 

Neu⸗Hebriden (Bel. v. 30. Apr.) 11 752. 


Wehrbezirtseinteilung |. Mehrmadt. 
Wehrdienit ſ. Wehrmacht (bei: Wehrpflicht). 


Wehrerſatzweſen bei beſonderem Einſatz 
ſ. Wehrmacht. 


Wehrgeſetz ſ. Wehrmacht. 
Wehrtraft, Schuß, |. Strafredt III. 
Wehrleiftungsgeiet |. Wehrmacht. 


Wehrmacht, Ausdehnung des Geltungsbereichs der 
Betriebsfrantenkaffe des Reichs auf bie 
Retriebe u. Verwaltungsftellen der Wehrmacht 

ſ. Krankenkaſſen, Sozialverſicherung HI. 


Entziehung des Rechts zum Führen einer 
Dienſtbezeichnung der Wehrmacht, ©. v. 26. Juni 
1935 u. Durchf V. v. 29. Aug. 195. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzia G. v. 13. Oft. $ 1 Ziff. 10) I 2030. 

— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 21. Febr. $1 Ziff. 1287. 

Beſoldung, Verpflegung, Unterbringung, Be— 
kleidung u. Heilfürſorge Der Angehörigen der Wehr— 
macht bei beſonderem Einſaß ſEinſatz-Wehr— 
machtgebü hrnisgeſetz! (G.v. 28. Aug.) 11531. 
_ Anwendung des ©. (V. v. 1. Sept.) I 1563. 
— B. zum ©. (v.20. Sept.) I 1855. — DurchfBeſt. 
(v. 31. Aua.) I 1557. | 

Einf. des ©. v. 28. Aug., der V. v. 1. Sept. u. 
20, Sept. ſowie det DurchfBeſt. v. 31. Aug. 1939 
iin Gebiet der bisherigen freien Stadt Danzia 
(R. v. 13. Oft. 81 Siff. 17) 12080. 

freiwillige Gerichtsbarkeit in der Wehr: 
macht 
Militärgerichtsbarkeit. 


Fürſorge für Soldaten, Bel. v. 29, Dez. 1937. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (2. v. 13. Oft. $1 Siff. 15) 12030. 

— (Einf. in den fudetendentfchen Gebieten 
(V. J. 21. Febr. 1 Ziff. 13) 1 287. 
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Wehrmacht (Fortſ.) 











Ingenieurkorps der Luftwaffe, ©. v. 18. Oft. 
1935. 
— Einf. im Gebiet der biöherigen Freien Stadt 
Danzig (9. v. 13. Oft. $1 Ziff. 6) 12080. 


— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(B.v. 21. Rebr. $1 Ziff. 6)1 287. 


Bejoldung der Beamten des Ingenieurforp® 
der Luftwaffe 
ſ. Bejoldung (bei: Beioldungsordnungen). 


Bildung einer Ingenieur-Dffizier-Lauf- 
bahn des Heeres (V. des Führers u. Reichskanzlers 
v.21.Apr.) 1913. — Einf. im Gebiet ber bisherigen 
* Stadt Danzig G. v. 13. Ott. $1 Si.) 

2030. 


Knappſchaftliche Penſionsverſicherung 
während des beſonderen Einſatzes der Wehrmacht 
ſ. Sozialverſiche rung VI. 


Erhaltung der Kriegergräber aus dem Welt⸗ 
krieg, ©. dv. 29. Dez. 1922 u. V. v. 31. Dez. 1922 
[Reichsminifterialbl. 1923 S. M. — Einf. in der 
Oſtmark u. im Reichsgau Sudetenland (B. v. 
10.Nov.) I 2230. 


Einf. des Kriegergräberfürforgerehts in der 
Oftmarf u. im Reichsgau Sudetenland (B. dv. 
10. Nov.) 12230. 


Landbeſchaffung für Zwede der Wehrmacht. 

— Einf. des ©. v. 29. März 1935 in der Faſſ. Des 
&. v. 12. Apr. 1938 fowie Einf. der Durchi- u. 
ErgV. v. 21. Aug. 1935 u. 13. Febr. 1937 im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig (B. dv. 
13. Oft. 81 Ziff. 13) 12030. 
— Durdyf- u. Erg®. zu den in Öfterreidy für 
anwendbar erflärten Vorſchr. (d. 30. Jan.) 1104. 
— Einf. des ©. v. 29. März 1935 in der Fall. Des 
G.v. 12. Apr. 1938 u. Einf. der Durchf⸗ u. ErgV. v. 
21. Aug. 1935 u. 13. Febr. 1937 in den ſudeten— 
deutichen Gebieten (B. d. 21. Febr. $ 1 Ziff. 11) 
I 287. 

Nachverſicherung freiwillig länger dienender 

Soldaten 
ſJ. Sozialverſicherung IV, V. 


Ausdehnung des Zuftändigfeitsbereiche de3 
Sperfommandos der Wehrmadt auf dem 
Gebiete der Reichsverſorgung während des 
beionderen Einjates der Wehrmacht (B. v. 8. Sept.) 
1 1742. 

Verjonenftandsperordnung der Wehrmacht 
(v.. 4. Nov.) I 2163. 

Reichskriegsgericht 
J.Milikärgerichtsbarkeit. 

Erl. des Führers u. Oberſten Befehlshabers der 


Wehrmacht ü. Die Erklärung von Gotenhafen zum 
Reichskriegshafen (v. 28.Nov.) 1 2341, 


Sicherftellung der für Die Einrichtung des Reich s— 
kriegshafens Gotenhafen notwendigen Anlagen 
(D. b. 21. Dez.) 1240. 
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Wehrmacht (Fortſ.) 


Rentenverſicherung der Arbeiter u. Angeſtellten 
während des beſonderen Einſatzes der Wehrmacht 
ſ. Sozialverſicherung IV, V. 


Beſchränkung von Grundeigentum aus Grün— 

den der Reichsberteidigung [OS hußbereichgeießl, 
&. v. 24. Jan. 1935. — Zweite Durchf V. (v. 11. Oft.) 
I 2066. 
— Einf. des ©. v. 24. Jan. 1%5 nebit DurchfV. 
v. 19. Sept. 1935 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig G. v. 13. Ott. $1 Siff. 12) 
TI 2030. — in den fudetendeutfchen Gebieten 
(B. v. 21. Febr. $1 Siff. 10) I 287. 


Regelung der Nechtsverhältnijfe an Gegenſtänden 
der ehemals tſchecho-ſlowakiſchen Wehrmacht 
(B. v. 12. Juli) 11237. 


Vereidigung der Soldaten der Wehrmacht, G.v. 
20. Aug. 1934 in der Faſſ. des ©. v. 20. Juli 1935. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 13. Oft. $1 Siff. 2) I 2030. 
— Einf. in den judetendeutjcen Gebieten 
V. v. 21. Febr. $1 Siff. 2) 1287. 


Übertragung des Verordnungsrechts nad) dem 
Wehrgeſetz, Erl. v. 22. Mai 1935. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (2. v. 13. Oft. $1 Siff.3) 12030. 
— Einf. in den judetendeutfchen Gebieten 
(B. v. 21. Febr. $ 1 Ziff. 3) 1287. 


Abk. zur Verbeſſerung des Loſes der Der- 
wundeten u. Kranfen der Heere im Felde 
v.27. Juli 1929. — Beitritte u. Ratifilationen: 

Aden (Kolonie) Get. v. 31. Jan.) II 118. 

Yitauen 

Slowaleı 

Thailand [Siam] 


(Bel. v. 23. Dez.) II 1068. 


Maffengebrauc der Wehrmacht, V. v. 17. Jan. 
1936. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (2. v. 13. Okt. $1 Siff. 5) I 2030. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(B. v. 21. Febr. $1 Ziff. ) 1287. 


Mehrbezirkseinteilung für das Deutjche 
Reich, V. v. 5. Oft. 1937. — Aufh. u. neue V. 
(v. 15. Sept.) 11777. 


Mehrdienft ſ. hierbei unter Wehrpflicht. 


Wehrerſatzweſen bei befonderem Einjak (B. v. 
5.Sept.) I 1665. — Einf. im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (Q.v. 13. Okt. $ 1 Ziff. 20) 
1 2030. 


Wehrgeſetz, G. v. 21. Mai 195 in der Fall. 
des ©. v. 26. “Juni 1936, 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (2. v. 13. Oft. $1 Ziff. 1) 12080. 
— Einf. in den judetendeutfhen Gebieten 
(B. v. 21. Febr. $1 Ziff. 1) 1287. 
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Wehrmacht (Fortſ.) 
Wehrleiſtungen: 

G. di. Leiſtungen für Wehrzwecke Wehr— 
leifttungsgefeß] v. 13. Juli 1938. — And. u. 
neue Bezeichnung »Geſetz über Sachleiftungen 
fir Neichsaufgaben (Neichsleiftungsgefeß)« 
(V. v. 1. Sept.) I 1639. — Neufaſſ. (Bel. v. 
1. Sept.) 11645. — [Ber] (p. 22. Zept.) 
I 1868. 

— Aufh. der DurchfV. dv. 14. Juli 1938 u. 
neue Durcbf®. [Beltimmung der kreisangehö— 
rigen Gemeinden u. der zuftändigen Behörden 


— Einf. des 6. v. 13. Juli 1938. Der 
DurchfV. v. 14. Juli 1938 im Wroteftorat 
Böhmen u. Mähren (B. v. 13. Juli 51 
Ziff. 1, 2) 11239. 

— Einf. des G. in der Faſſ. der Bel. v. 1.Sept. 
1939 u. Einf. der DurchfV. v. 14. Juli 1938 im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
(B. v. 11. Oft. $1 Siff. 1, 2) 12027. 

— Einf. des ©. in der Faſſ. der Be. v. 1.Sept. 
1939 u. Einf. der DurchfV. v. 23. Oft. 1939 in 
den eingegliederten Dftgebieten (V. v. 18. Nov. 
g 1 Siff. 1, 2) 12264. 

Bedarfsftellen der Wehrmacht, die zur 
Inanſpruchnahme von Leiftungen nad) dem 
Wehrleiſtungsgeſetz ‚berechtigt find, Bel. v. 
15. Juli 1938. 

— Einf. im Proteftorat Böhmen u, Mähren 
(B. v. 13. Juli $1 Siff.3, 4) 11239. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stabt 
Danzig (B. v. 11. Oft. $1 Siff. 3) I 2027. 
— Einf. in den eingegliederten DOftgebieten 
(DB. dv. 18.Nov. $1 Siff.3) I 2264. 


Bedarfsftellen der Wehrmacht, die zur In— 
anfpruchnabme von Leiftungen nad) den SS 3b, 
5, 10 u. 15 Abi. 1 Nr. 5 des Reichsleiftungs- 
geſetzes berechtigt find (Bel. v. 20. Oft.) I 2064. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(DB. v. 18.Nov. $1 Siff. 4) 1 2264. 


Bedarfsitellen, die zur Inanſpruchnahme von 
eiftungen nach $$ 15 u. 16 des Wehrleiftungs- 
geſetzes berechtigt find, Bel. v. 13. Aug. 1938. 
— Aufb. (Bel. v. 30. Aug.) I 1541. 

— Einf. der Bel. v. 13. Aug. 1938 im Drotel- 
torat Böhmen u. Mähren (B. v. 13. Juli 
$ 1 Siff. 4) 11239. 

Bedarfäftellen des zivilen Luftſchutzes, Die 
zur Inanfpruchnahme von Leiſtungen nach dem 
Mehrleiftungsgefeß berechtigt find, Bel. dv. 
23. Aug. 1938 in der Fall. der Bel. v. 25. De. 
1938. — Aufb. (Bel. dv. 30. Aug.) I 1541. 


Bedarföftellen außerhalb der Wehrmacht, die 
zur Inanfpruchnabme von Leiftungen nad) dem 
Mebrleiftungsgefeb berechtigt find Gek. v. 
30. Aug.) 1341. — [Ber] G. 29. Sept.) 
I 1988. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (2. v. 11. Oft. $1 Siff. 4) I 2027. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. dv. 18.Nov. $1 Ziff. 5) I 2264. 
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Sachverzeichnis 1939 H 


Wehrmacht (Fortſ.) 
Wehrleiſtungen (Fortſ): 


Bedarfsſtellen außerhalb der Wehrmacht, die 
zur Inanſpruchnahme von Leiſtungen nach 
den $$ 3b, 14 u. 15 Abſ. 1 Rr.5 des Reichs— 
leiſtungsgeſetzes berechtigt find (Bel. v. 13. Oft.) 
12034. — Einf. in den eingegliederten Oſt— 
gebieten (8. v. 18.Nov. $ 1 Siff. 6) I 2264. 


Bedarfsitellen der 55-Verfügungstruppe, der 
44: Totenkopfverbände u. der Wolizeidivilion, 
die zur Inanſpruchnahme von Leiftungen nad) 
dem Reichsleiftungsgejeß berechtigt find (Bel. v. 
2.De3.) 1 2348. 


Einquartierung von Wehrmadtsangehö; 
rigen bei Juden, Runderl. v. 16. Juli 1938 
[Minifterialbl. d. Reichs- u. Preuß. Min. d. 
Innern ©. 1180]. 

— Einf. im Droteftorat Böhmen u. Mähren 
(B. dv. 13. Juli $1 Siff.5) 11239. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 11. Oft. $1 Siff. 8) I 2027. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. v. 18.Nov. $1 Siff. 10) 1 2264. 


Runderl. ü. AusfBelt. für die Inanſpruch— 

nahme von Kraftfahrzeugen durd) Bedarfs- 
ftellen der Wehrmacht u. außerhalb der Wehr- 
macht auf Grund des MWehrleiftungsgejeßes u. 
für die Heranziehbung von Kraftfahrern v. 
5. Apr. 1939 [Minifterialbl. d. Reich8- u. Dreuß. 
Min. d. Innern ©. 811]. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (3. v. 11. Okt. $1 Siff. 10) I 2027. 
— Einf. des Runderl. v. 5. Apr. 1939 in Der 
Faſſ. des Runderl. v.28. Oft. 1939 Minifterialbl. 
d. Reichs- u. Dreuß. Min. d. Innern ©. 2215] 
in den eingegliederten Dftgebieten (8. v. 
18. Nov. $1 Ziff. 12) I 2264. 


Kraftfabrzeugergänzungsvorichriftv. 
13. Aug. 1938 [Reichsminifterialbl. ©. 601]. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (2. v. 11. Oft. $1 Siff. 7) 12027. 
— Einf. in den eingegliederten DOftgebieten 
(DB. v. 18. Nov. $1 Siff. 9) 12264. 


Naturalleiftungen für die bewaffnete 

Macht im Frieden, ©. vd. 6. Apr. 1925 
nebjt And- u. ErgVorſchr. in der Fall. der 
Vorl. DurchfBek. zum Webrleiftungsgeieh v. 
16. Juli 1938 [Reiyaminifterialbl. ©. 493]. 
— Einf. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 13. Juli $2) 11239, 1240. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzia (B.2.11. Ok. $1 Siff. 5) I 2027. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. v. 18.Nov. $1 Siff. 7) I 2264. 


Vferdeergänzungsvorfcrift 0.13. Aug. 
1938 [NReichsminifterialbl. S. 567]. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (B. v. 11.08. $ 1 Siff. 6) 
I 2027. 
— Einf. in den eingegliederten DOftgebieten 
(V. 9.18. Nov. $ 1 Siff. 8) I 2264. 
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Wehrmacht (Fortſ.) 
Wehrleiſtungen (Fortſ.): 


Quartierleiſtung für die bewaffnete Macht 
während des Friedenszuſtandes, ©. v. 
25. Juni 1868 nebjt And- u. ErgVorſchr. in 
der all. der Vorl. DurhfBel. zum Wehr: 
leiftungsgefeß v. 16. Juli 1935 [Reich3- 
minifterialbl. ©. 493]. 

— Einf. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(V. v. 13. Juli $2) 11239, 1240. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (3. v. 11. Oft. $1 Siff.5) 12027. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. v. 18.Nov. 81 Ziff. 7) I 2264. 


Nunderl. ü. die Snanfpruchnahme ziviler An- 
ftalten u. dal. zur Einrichtung von Rejerve- 
lazaretten v. 21. Oft. 1939 [Minifterialbl. d. 
Reichs» u. Preuß. Min. d. Innern ©. 2188]. — 
Einf. in den eingegliederten Dftgebieten 
(B.0.18.Nov. $1 Siff. 13) I 2264. 


Vergütung von Leiftungen für Die 
bewaffnete deutjche Macht, ©. v. 12. “Juli 1922 
nebſt And- u. ErgVorſchr.in der Faſſ. der Vorl. 
DurchfBek. zum Wehrleiftungsgejeß v. 16. Juli 
1938 Reichsminiſterialbl. ©. 493]. 

— Einf. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(V. dv. 13. Juli $2) 11239, 1240. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B.v.11. Okt. $1 Siff. 5) I 2027. 
— Einf. in den eingegliederten DOftgebieten 
(B.0.18.Nov. $1 Siff. 7) I 2264. 


Runderl. ü. Vergütung für die Inanſpruch— 
nahme von Unterkunft auf Grund des Wehr- 
leiftungsaefekes v. 20. Jan. 1939 [Minifterialbl. 
d. Reichs- u. Dreuß. Min. d. Innern ©. 134]. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzia (2. vd. 11. Oft. $1 Siff.8) 12027. 
— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten 
(B. dv. 18. Nob. 8 1 Ziff. 10) I 2264. 


Runderl. it. Auszahlung der Bergütung für 
auf Grund des Wehrleiftungsgefeges in An— 
ipruch genommene Unterkunft, Verpfle— 
gung uw. durch die Bedarfsſtellen v. 3. Ma! 
1939 [Minifterialbl. d. Neichs- u. Preuß. 
Min. d. Innern ©. 1049]. 

— Einf, im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 11. Oft. $1 Siff. 8) I 2027. 
— Einf. in den eingegliederten Dftgebieten 
(V. v. 18. Nov. $1 Siff. 10) I 2264. 


Runderl. ü. Vergütungsfäße für die Inan— 

ipruchnahme von Dferden u. Gejpannfahr- 
zeugen durch Die Wehrmacht u. durch Bedarfs- 
jtellen außerhalb der Wehrmacht v. 5. Aug., 
25. Aug. u. 2. Dez. 1938 [Minifterialbl. d. 
Reichs⸗ u. Vreuß. Min. d. Innern ©. 1301, 
1403 u. 2080]. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (2. v. 11. Oft. $1 Siff.9) 12027. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten 
(DB. v. 18.Nov. $1 Siff. 11) I 2264. 
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Wehrmacht (Fortſ.) 


Ausgabe von Wehrmachtverpflichtungs— 
ſcheinen (V. v. 19. Sept.) 11851. 


Wehrpflicht: 
Aushebung zum aktiven Wehrdienſt im 
Jahre 199 (Anordn. v. 7. Juli) I 1192. 


Dauer der aktiven Dienftpflicht in der 
Wehrmacht, Erl. v. 24. Aug. 1936. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B. v. 13. Oft. $1 Siff. 4) 12030. 
— Einf. in den fudetendeutfchen Gebieten 
(V. v. 21. Febr. $1 Ziff. 4) I 287. 


Dauer der Wehrpfliht in Oftpreußen, 
D. v. 23. Mai 1935. — Aufh. (B. v. 27. Oft.) 
I 2136. 

Erfafjung der deutjchen Staatsangehörigen 
im Ausland zum aktiven Mehrdienit im 
Jahre 1939 (Anordn. dv. 18. März) 1552. 


Erfaffung u. Mufterung 1939 für den 
altiven Wehrdienft (Anordn. v. 18. Apr.) 
I 774. 


Erfafjung u. Mufterung 1939 der Mehr: 
pflichtigen, die auf Grund des $3 des ©. ü. 
die Wiedervereinigung des Memellandes mit 
dem deutſchen Reich die deutfche Staats- 
angehörigfeit erworben haben (Anordn. v. 
26. Mai) 1960. 


DB. ü. das Erfaſſungsweſen v. 15. Febr. 
1937. — Einf. im Gebiet der bisherigen freien 
Stadt Danzig (B. v. 13. Okt. s 1 Ziff. 29) 
I 2030. 


Heranziehung der deutichen Staats- 
angehörigen im Ausland zum aktiven Mehr: 
dienft, V. v. 17. Apr. 1937. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (8. v.13. Okt. $1 Siff. 21) 12030. 
— Einf. in den fudetendeutichen Gebieten 
(3. v. 21. Febr. $ 1 Siff. 16) I 287. 


Mujfterung u. Ausbebung, ®.v.17.Apr. 
1937 in der Faſſ. der ©, v. 14. Apr. 1938. — 
And. (V. v. 7. März) I 425. 

— Einf. der ©. v. 17. Apr. 1937 in der Faſſ. 
der V. v. 14. Apr. 1938 u. 7. März 1939 im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
(Q. v. 13. Oft. $1 Siff. 19) I 2030. 

— Einf. der V. v. 17. Apr. 1937 in der Faſſ. 
der V. v. 14. Apr. 1938 in den fudetendeut- 
Ihen Gebieten (®. v. 21. Febr. $ 1 Siff. 15) 
I 287. 


Wehrpfliht von Offizieren u. Wehr: 

machtbeamten im Offizierrang, ®. v. 
22. Febr. 1938. — And. (®. v. 8, Jan.) 
I 103, 
— Einf. der ®. v. 22, Febr. 1938 in der Faſſ. 
der V. v. 28. Jan. 1939 im Gebiet der bis- 
berigen Freien Stadt Danzig (B. v. 13, Oft. 
81 Siff. 5) I 2030. — in ben judeten- 
deutſchen Gebieten (8. v. 21. Febr. $1 
Siff.5) 1287. 


Reichsgefekb!. 1939 


Wehrmacht (Fortſ.) 


Wehrpflicht (Fortf.): 
Einberufung zu Übungen der Wehrmacht. 
— Außerfrafttr. der V. b. .Nov. 1935 in 
der Faſſ. der V. v. 28. März 1936 u. neue W. 
(v. 15. März) 1609. — Einf. im Gebiet der 
bisherigen freien Stadt Danzig (V. v. 13. Oft. 

$ 1 Siff. 23) 1 2030. 


Einf. von Wehrrecht im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig (B. v. 13. Oft.) 12030. 


Einf. v. Wehrrecht im Lande Ofterreich, 
Erſte ©. v. 15. Juni 1938. — DurchfV. (v. 3. Mai) 
1 873. — (Vierte V. v. 3. Mai) I 874. 


Einf. von Wehrrecht in den [judetendeutfchen 
Gebieten (V. v. 21. Febr.) I 287. 


Vehrüberwachung, V. v. 24.Nov. 1937. — 
And. (VB. v. 14. Apr.) I 767. 
— Einf. der ®. v. 24. Nov. 1937 in der Faſſ. der V. 
v. 14. Apr. 1939 im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (B. v. 13. Oft. $ 1 Ziff. 22) 1 2030. 
— Einf. der ®. v. 24. Nov. 1937 in den judeten- 
deutjchen Gebieten (B. dv. 21. Febr. $ 1 Qiff. 17) 
I 287. 


Gewährung von Weibnahtszumendungen 
an Soldaten der Wehrmacht (V. v. 16. Dez.) 12425. 
j. au) Befoldung, Ehrenſold, Familien- 
unterftüßung, Orden ufw., Umzugs- 
foften, Uniformen, Verforgung, Vete— 
vanenjold, Wehrmachtftrafrecht. 


Wehrmachtbeamte 
|. Dienſtſtra frecht (bei: Dienftitrafverfahren), We hr— 
macht (bei: Wehrpflicht). 


And. von Vorſchr. des Deutichen Beamten» 
geſetzes 
ſ. Beamte J. 


— 


Wehrmachtdienſtſtrafhof, Wehrmachtdienſtſtraf⸗ 
tammern 
ſ. Dienſtſtrafrecht. 
Wehrmacht Eiſenbahn-Ordnung j. Ei ſenbahn IV. 
Wehrmachtfürſorge- und verſorgungſ. Verſorgung. 


Wehrmachtſtrafrecht, Gna denerlaß des Führers 
u. Reichskanzlers für die Wehrmacht (v. 1. Sept.) 
1 1549. — AusfBeſt. (v. 1. Sept.) 11551. 


Militärftrafgerichtsordnung,‚Bek.v.29.Sept. 
1936. — And. (©. .16. Sept. Abfchn.2)I 1841 ‚1842, 
— Anwendung ber Militärftrafgerichtsordnung u. 
des EinfG. in der Oftmarf (Smeite V. v. 8, Juni 
$ 1) 11253. 

Aufb. der V. ü. die Anwendung des deutfchen 
Strafrechts in den unter den Schuß der deutichen 
Wehrmacht geitellten Gebiete Böhmens u. Mäb- 
rens u. ü. Sondergerichte in Böhmen n. Mäb- 
ven (3. d, 27. Apr.) 1 893, 
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Wehrmachtſtrafrecht (Fortſ.) 

Einf. des Wehrmachtſtrafrechts im Lande Oſter— 
reich, V. v. 12. Mai 1938. — And. (B. v. 
13. Jan. Art. IT) 179. — (Zweite V. v. 28. uni) 
I 1253. 

Vereinheitlihung des Strafrechts für Wehr- 
machtangehörige im Lande Dfterreih (V. v. 
13. Jan.) 179. 


Anwendung des Strafrechts aus Anlaß der 
Miedervereinigung der fudetendeutjchen Gebiete 
mit dem Deutjchen Reich (Zweite V. v. 14. Apr.) 
1 764. 


And. von Vorfchr. des Wehrmachtſtrafver— 

fahrens (©. v. 16. Sept. Abfjchn. 2) 11841, 1842. 

j. auh Militärgerichtsbarfeit,. Sonder: 

gerichtsbarfeit, Sonderftrafredt. 

Wehrmachtſtrafverfahren ſ.Wehrmachtſtrafrecht. 
Wehrmachttarif, Wehrmachttransport 

ſ. Eiſenbahn IV. 

Wehrmachtuniform 


Wehrmachtverpflichtungsſcheine 
ſ. Schuldverſchreibungen, Wehrmacht. 


j. Uniformen. 


Wehrmannichaften, Anwendung von Vorſchr. des 
Familienunterftüßungsgejeßes, 
ſ. Familienunterſtützung. 


Wehrpflicht ſ. Wehrmacht. 
Wehrpflichtige, Einſtellung von Wehrpflichtigen in die 
Schutzpolizei, 
ſ. Polizei (bei: Polizeibeamte), 
Wehrrecht |. Wehrmadt. 
Wehritener j. Steuern IIR. 
Wehrüberwachung |. Wehrmacht. 
Weibliche Beamte, verheiratete, j. Beamte J. 
Weiden ſ. Dreije ll. | 


Weihnachtszuwendungen, Gewährung von Weib: 
nachtszumendungen im öffentlichen Dienft u. an 
Soldaten der Wehrmacht (V. v. 16. Dez.) I 2425. 


Weimar, Städtebaulie Maßnahmen in der Stadt 
Meimar (Erl. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 7. Juni) 1988. 


MWeinbanerzengnijje, Verkehr mit Weinbauerzeug- 
niffen, Durch. v. 30. Sept. 1936 in der Faſſ. der 
B. v. 33. Jan., 4. März, 12. Aug., 22. Oft. 1937. 
— Und. (VB. v. 27. März Art.5) 1625, 627. 


Weinftener j. Steuern IIB 13. 


Meisweil |. Grenzweſen II B3. 
Weizen (Inlandmweizen) ſ. Getreide, Mehl. 
Weltnachrichtenvertrag ſ. Fernmeldeweſen. 
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ſ. Poſt V, StaatsverträgeIM4. 


Werften, Beſchäftigung Jugendlicher in der Eiſen 
ſchaffenden Induſtrie, 
ſ. Jugendliche. 


Werkſpartaſſen 
ſ. Kreditweſen (bei: Reichsgeſetz ü. das Kreditweſen). 


Werkwohnungen ſ. Wohnungsbau. 
Wertfortſchreibung ſ. Steuern I (bei: Bewertung). 


Wertgrenzen 
bei der Neuveranlagung der Aufbringungs— 
umlage 
ſ. Induſtriebelaſtung, 


bei der Wertfortſchreibung der Einheitswerte 
ſ. Steuern I (bei: Bewertung), 


bei der Neuveranlagung der Vermdgenjteuer 
j. Steuern IO. 


Wertpapiere, Sulafiung von ausländijchen Wert 
papieren an den deutjchen Börjen, Bel. v. 
27.Mai 1908, Bek. v. 4. Juli 1910. — Einf. in 
der Oftmarf (V. v. 11. Aug. Art. 1 Abf. 1 Ziff. 1,2) 
11383. 


Zulaffung von Wertpapieren zum Börjen- 
bandel, Bek. v. 27. Mai 1908, Be. v. 4. Juli 1910, 
V. v. 20. Apr. 1932. — Einf. in der Oftmarf 
(B. v. 11. Aug. Art. 1 Abſ. 1 Siff. 1, 2, 5) 11383. 


Seftjtellung des Börfenpreifes von Wert— 
papieren, Bet. vd. 21.Nop. 1912. — Einf. in ber: 
Oſtmark (B. v. 11. Aug. Urt. 1 Abſ. 1) 11383. 


Zulaſſung der Wertpapiere der Deutjchen Reich» 
bahn-Gefellichaft zum Börjenverfehr, V. vd. 
18. März 1933 Kap. XVII — Einf. in der Oſt— 
mark (B. v. 11. Aug. Art. 1 Abſ. 1 Siff. 6) 11383. 


SammelverwahrungvonMündelwertpapieren 
(B. v. 29. Sept.) I 1985. 


Verwahrung u. Anſchaffung von Wert 
papieren, ©. v. 4. Febr. 1937. — Einf. in den 
judetendeutihen Gebieten (B. v. 28. Febr.) 
I 386. 


Bezeichnungen als Wertpapierfammelbant, 
Bel. v. 1. Mai 1937. — Einf. in den ſudeten— 
deutjchen Gebieten (9. v. 28. Febr.) 1386. 


ſ. auch Aktien, Hypothekenzinſen, Schuld— 
verſchreibungen. 


Wertpapierſammelbank ſ. Wertpapiere. 
Wertpapierſteuer ſ. Steuern IIS. 


Wertpapierveräußerungen, Nichtbeſteuerung, 
ſ. Steuern IC. 


Weſtdeutſche Kanäle ſ. Waſſerſtraßen 1. 
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Wetterdienſt, V. ü. den Reichswetterdienft v. 6. Apr. 
1934. j 


— Einf. im Droteftorat Böhmen u. Mähren (V. v. 
26. Apr. $1 Siff.4) 1847. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 13. Oft. $1 Siff. 4) 12033. 


Wetterſprengſtoffe j. Sprengſtoffe. 


Wiederaufnahmeverfahren gegenüber bürgerlichen 
Strafurteilen 


ſ. Strafrecht III. 


Wild, Preisverzeichniſſe u. Preisſchilder im 
Kleinhandel mit Wild, Wildgeflügel u. Geflügel, 
D. v. 25.Nov. 1936. — Außerkrafttr. des 84 
(3. v. 3. Juni $38 Abſ. 3) 1999, 1004. 


Wildverfehrsordnung v. 21. März 1936. — 
And. (V. v.16.Nov.) I 2269. 


Windward⸗Inſeln 
ſ. Kolonien TA 2 (bei: Inſeln über dem Winde). 


Wirtichaft, Maßnahmen auf dem Gebiete der Finan— 
zen, der Wirtjchaft u. der Rechtäpflege 
j. Notverordnungen I. 


Förderung der gewerblichen Wirtſchaft in den 
Srenzgebieten 


ſ. Finanzweſen (bei: Garantien). 


Förderung jelbftändiger Koftenberehnungen 
in der Wirtjchaft, V. v. 15. Non. 1934. — Einf, in 
den judetendeutichen Gebieten (V.b. 10. März) 
I 443. 

— Außerkrafttr. des $2 der V. v. 15.Nov. 1934 
(V. dv. 3. Juni $38 Abſ. 3) 1999, 1004. 


Ordnungsftrafverfahten bei Zuwiderhand— 
lungen gegen die B. zum Schuße der fudeten- 
deutſchen Wirtihaft. (V. v. 27. Jan.) 1114. 


Einf. der Organifation der gewerblichen Wirt- 
Ihaft im Lande Ofterreih, V. v. 24. Sept. 1938, 
— DurchfAnordn. (v. 4. März) I 420, 


Vorbereitung des organifchen Aufbaues der 
deutjchen Wirtjchaft, ©. v. 27. Febr. 1934. 
— Fünfte DurchfV. (v. 4. Apr.) I 734. 
— Sechſte DurchfV. (v. 3. Sept.) I 1609. 
Schuß der Danziger Wirtſchaft (R.v.11. Oft.) 
I 2014. 
Schuß der judetendeutihen Wirtſchaft 
(Dritte B.0.27. Juni) I 1059. (Wierte 3.0.27. Dez.) 
I 2500. 
Erhebung don Umlagen in der gewerblichen 
Wirtichaft. — Einf. des G. v. 28. Juni 1935 in 
,„ ber Oſtmark u. im Neichsgau Sudetenland 
(B. v. 25. Juli) I 1327. 
Sicherung von Wirtſchaft u. Finanzen 
. Notverordnungen J. 


— 


Förderung der gewerblichen Wirtſchaft 
[Wirtſchaftsausbau) 


Finanzweſen, Vierjahresplan (bei: Garantien). 


— 


163 
Wirtſchaftliche Machtſtellungen ſ. Kartellweſen. 


Wirtſchaftsabkommen 
ſ. Handel IIB, Staatsverträge ID. 


Wirtſchaftsbeziehungen 

ſ. Handel IIB2, StaatsverträgeID2 

(bei: Frankreich, Rumänien). 

Wirtſchaftsgenoſſenſchaften ſ. Genoſſenſchaften. 
Wirtſchaftsſtatiſtit, Vereinfachung der Wirtſchafts— 

ſtatiſtik (B. v. 13. Febr.) 1389. 
Wirtſchaftsunion, Belgiſch-Luxemburgiſche, 

ſ. Belgien, Luxemburg. 
Wirtſchaftsverträge 

ſ. Handel IIB, Staatsverträge ID, 
Wirtſchaftsverwaltung, V. ü. die Wirtſchaftsverwal— 


tung (v. 27. Aug.) I 1495. — And. (B. v. 28. Nov.) 
I 2315. 


— Erſte DurchfV. (v. 27. Aug.) 11519. — [Ber] 


(v. 1. Sept.) I 1602. (v. 2. Sept.) I 1692, — 
And. (B. v. 22. Sept.) 11872. — Erg. (8. v. 
20. Dez.) I 2499. 

— Zweite DurchfV. (v. 1. Sept.) I 1569. — And. 
(V. v. 5. Sept.) I 1677. 

— Dritte DurchfV. (v. 3. Oft.) I 1990. 


Wirtshansperbot, Dolizeiverordnung ü. das Wirts- 
bausverbot (v. 18. Oft.) I 2115. 

Wiſſenſchaftliche Aijiitenten 
\. Beſoldung (bei: Diätenordnuna), 


Witwen j. Verſorgung (bei: Reichsverforgungsaefeh). 
Wochenjchaupreije j. Cichtipielmeien, Dreije II. 
Wohlfahrtspflege, jüdische, |. Juden. 
Wohnjiedlungsgebiete j. Siedlung. 


Wohnungsbau, Förderung von Arbeiterw obn - 
Hätten, ®. v. 1. Apr. 1937. — And. (8. v. 
7. Nov.) 1 2179, 

Regelung der Bebauung, ®. v. 15. Febr. 1936. 

— Einf. im Lande Ofterreich (V. v. 28. Febr. $1 
Ziff. 5) 1382. 
— Einf. in den ſudetendeutſchen Hebieten(®.v. 
6. Mai $1 Siff.5) I95. 


Ermächtigung des Reichsminiſters der Finanzen 
zur Übernahme von Garantien für die Dreußifche 
Landesrentenbanf u. zur ‚sörderung des Land- 
arbeitermohnungsbaues bis zum Höchftbetrage von 
250 Millionen (G. v. 31. März $ 4g Abſ. 2) 
II 613, 

Beichleunigte Förderung des Baues von Heuer- 
lings- u. Werkwohnungen fowie von Eigen- 
hbeimen für ländliche Arbeiter u. Handwerker, 
V. v. 10. März 1937. — Ausdehnung der durch 
die V. v. 10. März 1937 u. die DurchfV. v. 7. Apr. 
1937 u. 27. Jan. 1938 eingeleiteten Maßnahme auf 
die ſudetendeutſchen Gebiete (WB. v. 28. März) 
1716. — Erjte DurchfV. (v. 28. juli) I 1338. 

I 
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Wohnungsban (Fortſ.) 
Reihsbürgichaften 

zur Förderung des Baues von Klein- 
wohnungen für Neichs- u. Militärbedienftete, 
G. dv. 10. Juni 1914 in der Fall. der ©. v. 
24. Aug. 1918, 6. Juli 1938. 
— Einf. im Lande Ofterreich (V.v. 28, Febr. 
& 1 Ziff. 13) 1382. 
— Einf. in den judetendeutfchen Gebieten 
(B. v. 6.Mai 81 Aiff. 22) 1955. 

für den Kleinwohnungsbau, ®.v. 1. Dez. 
1930 in der Faſſ. des ©. v. 4. Febr. 1936. 
— Einf. im Lande Öfterreich (V. v. 28. Febr. 
$ 1 Qiff. 12) I 382. 
— Einf. in den fudetendeutfchen Gebieten 
(V. v. 6. Mai $1 Ziff. 21) 19. 

jr Wohnhausbauten aus Anlaß ber 
Neugeftaltung deutjcher Städte, ©. v. 25. Juli 
1938. — Einf. in der Oftmarf (®. v. 27. Apr.) 
1 878. 


Errichtung der Stiftung Wohnungsbau 
Linz a.d. Donau« (Erl. des Führers u. Reichs- 
fanzlers v. 25. März) 1602. 


Maßnahmen zur Behebung der dringendften 
Mohnungsnot, V. v. 9. Dez. 1919. 
— ZTeilweife Einf. im Lande Ofterreih (V. v. 
28. Febr. $1 Siff. 1) 1345. | 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten (V. 
v. 6.Mai $1 Ziff. 13) 199. 
j. auch Bauftoffe ujw., Siedlung. 


Wohnungsbeſchaffung für finderreiche Familien 
j. Miete uw. 


Wohnungsgeldzuſchuß, Ortsklafjenverzeichnis für bie 
judetendeutfchen Gebiete, 
ſ. Befoldung. 


Wohnungsnot ſ. Wohnungsbau. 


Wohnungsweſen, Einf. von Vorſchr. auf dem Gebiet 
des Mohnungswefens im Lande Öfterreih (B. v. 
98. Kebr.) 1382. (weite V. v. 18. Nov.) I 2305. 

Einf. von Vorſchr. auf dem Gebiet des Wohnungs- 
wefens in den fudetendeutjchen Gebieten (B. 
v. 6.Mai) I 955. (Zweite V. v. 7. Aug.) 1 1389. 

ſ. auch Miete ufw., Wohnungsbau. 


Würzburg, Städtebanliche Maßnahmen in der Stadt 
Würzburg (Erl. des Führers u. Reichskanzlers 
v. 17. Febr.) 1 269. 


3 
Zahlungen 
auf dem Gebiete des Filmweſens 
. Sandel IIB2, Staatsverträge 1D2 


(bei: “talien); 


Negelung der Zahlungen zwifchen dem Proteftorat 
Böhmen u. Mähren u. der Slowafei 


i, Sandel IIB2, Staatsverträge ID 2; 


mm 
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Zahlungen (Fortſ.) 
im Warenverfehr [Berrechnungsabf.] 
ſ. Sandel II BZ, Staatsverträge I D2, 


aus Urheberredhten 
i. Sandel IIB2, Staatsverträge ID2 
(bei: talien). 


Zahlungsfriſten ſ. Friſten, Nectsftreitigfeiten. 


Zahlungsmittel 
Ausländiſche Zahlungsmittel: 
Zulaſſung ausländiſcher Geldſorten im 
Börſenhandel, Bel. v. M. Mai 1908. — 
Einf. in der Oſtmark (V. v. 11. Aug. Art. 1 
Abſ. 1 Ziff. 1) 11383. 


Börſentermingeſchäfte in Wechſeln u. 
ausländiſchen Zahlungsmitteln, V. v. 7.März 
1925. — Einf. des $1 Sab 1 in der Oſtmark 
(B. v. 11. Aug. Art. 1 Abi. 1 Ziff. 4) 11383. 


Notgeld, V. v. 6. Of. 181 Kap. IX. — 
Außerkrafttr. nebft den dazu erlaffenen Vorſchr. (©. 
v. 15. Juni $ 36) 11015, 1020. 


B. it. Die gejeßlihen Zahlungsmittel im beſetzten 
oft-oberfchlefifchen Gebiet (v. 7. Sept.) 11691. 


Einf. der Gefebgebung ü. den Zahlungsverkehr 
mit dem Ausland im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig (V. v. 22. Sept.) I 1865. 


Einf. der Geſetzgebung ü. den Jahlungsperfehr 
mit dem Ausland im Memelland (B. v. 
29. März) 1640. 


Einf. der Geſetzgebung ü. den Zahlungsperfehr 
mit dem Ausland in den eingegliederten Oſt— 
gebieten (8. v.17.Nov.) I 2255. 


j. au Devijenbewirtichaftung. 


Zahlungsverbindlichkeiten, Zahlungsverbindlid)- 
feiten gegenüber dem Ausland, ©. v. 9. Juni 1933 
in der Kali. der V. v. 23. Febr. 1935. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (B.v.22. Sept. $ 1 Abj.1 Siff.2 I 1865. 
— Einf. im Memelland (RB. v. 29. Mär $1 
Abſ. 1 Siff. 2) I 640. 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (V.v. 
17.Nov. 81 Abi. 1 Siff. 2) I 2255. 


Zahlungsverfehr 
ſ. Bankweſen I, Sandel II B2, Staatöver- 
träge IID2, Zahlungsmittel. 


Zahlungsverpflichtungen, Anmeldung von Zahlungs» 
verpflichtungen gegenüber dem Ausland, V. v. 
27. Juli 1931 u. 30. März 1932. 

— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (V. v. 22.Sept. $ 1 Abj.1 Siff.d) I 1865. 
— Einf. im Memelland (VB v. 29. März S1 
Abi. 1 Ziff. 4) I 640. 

— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (3. v. 
17.Nov. 81 Abi. 1 Ziff. 4) I 2255. 
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Sahlungsweien ſ. Bankwejen I, KRreditwejen. 

Zahnärzte, Zahntechniter ſ. Geſundheitsweſen 1. 
Zanjibar (Sanfibar, Zanzibar) f. Kolonien TA 2. 
Beitbeamie j. Gemeinden uſw. (bei: Kommmmalbeamte). 


Zellwolle, Überwachungsftelle für Seide, Kunſtſeide 
u. Zellwolle, 
j. Handel ZA (bei: Reichsſtellen). 


Zementinduftrie j. Arbeitszeit IL. 


Zeugen, Gebührenordnung für Zeugen u. Sad)- 
berjtändige v. 21. Dez. 1925. 
— Anwendung im Wroteftorat Böhmen u. 
Mähren (VB. v. 14. Apr. $ 14 Siff. 2) 1 752, 754. 
— Einf. in den fudetendeutjchen Gebieten 
(3. dv. 16. Jan. $ 1 Abſchn. IV Siff. 2) 138. 


Vernehmung von Angehörigen der National: 

jozialiftifhen Deutjhen Arbeiterpartei u. 
ihrer Gliederungen als Zeugen, ©. v. 1. Dez. 1936. 
— Smeite Ausf®. (v. 25. Apr.) I 855. 
— Einf. im Vroteftorat Böhmen u. Mähren 
(B. v. 14. Apr. $2 Abſchn. I Siff. 7) I 754, 755. 
— Einf. in den judetendeutjchen Gebieten 
(2. v. 16. Tan. $ 1 Abjchn. II Siff. 7) 138. 


Zeylon (Ceylon) f. Kolonien TA2. 
Zigarren, Zigaretten j. Sandel IB, Preiſe II. 


Zinjen, Sinsermäßiqung bei den öffentlihen An- 


leihen, ©. v. 27. Febr. 135. — Zehnte DurchfV. 
(v. 9. Jan.) I 35. 
Hypothekenzinſen: 
Zweites G. ü. Hypothekenzinſen (v. 4. Juli) 
11193. 


Verzinſung landwirtſchaftlicher Aufwertungs— 
hypotheken im Memelland (8. v. 19. Aug.) 
I 1449. 


Sinfen von Hypotheken im Lande Ofterreich 
(®. v. 30. März) 1716. 


Regelung von Kapitalfälligfeiten gegenüber 

dem Ausland, ©. dv. 27. Mai 1937 u. DurchfV. v. 
11. Oft. 1937. 
— Einf. im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig (3. v. 22.Sept. $ 1 Abf.1 Siff. 6) I 1865. 
— Einf. in den eingegliederten Oftgebieten (B.v. 
17.Nov. $ 1 Abi. 1 Siff. 6) I 2255. 


Durchführung einer Iinsermäßigung bei Kredit— 
anftalten im Lande Ofterreich (V. v. 22, März) 
1650 — Erg®. (v. 24. Nov.) I 2299, 


Zivilbevölkerung, Gnadenerlaß, ſ. Strafrecht II. 


Zivilprozeß, Zivilprozeßordnung. — Aufb. der $$ 960 
bis 976 (©. v. 4. Juli $46 Abſ. 2c) I 1186, 1190. 
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Zivilprozeß (Fortſ.) 

Haager Abk. ü. den Zivilprozeß v. 17. Juli 1905. 
— Ausdehnung des Geltungsbereichs der deutſch— 
rumäniſchen Erkl. v. 28. Febr. 1929, betr. die 
Wiederinkraftſetzung der Beſt. des Abk. auf das Land 
Oſterreich (Bel, v. 11. Jan.) II 7. — Teilweiſe An— 
wendung des Abk. zwiſchen Belgien u. dem Lande 
Oſterreich (Bek. v. 16. Jan.) 1117. — zwiſchen 
dem Deutſchen Reich ſeinſchl. Oſterreichs] u. Jugo— 
ſlawien (Be. v.17. Mai) II 778. — zwiſchen dem 
Gebiete des vormaligen Landes Öfterreich u. dem 
Königreich Ttalien (Bef. v. 13. Juni) II 837. 


Zivilſachen, Rechtshilfeverkehr in Zivil- u. Handels- 
ſachen, 
ſ. Belgien, Italien, Jugoſlawien, OftmarflI, 
Staatsverträge 1G2. 


Zivilverſorgung ſ. Verſorgung. 


Znaim, Errichtung einer ſtaatlichen Polizeiverwaltung 
in der Stadtgemeinde Znaim, 
ſ. Polizei, Sudetendeutſche Gebiete uſw. 
IB3e. 


Zölle 


I. Allgemeines 


Vereinszollgeſetz v. 1. Juli 1869. — Außerkrafttr. 
u. neues Zollgeſetz (v. 20. März) I 529. 

Erſter Teil: Zollverfaſſungsrecht 

Zweiter Teil: Zollſchuldrecht 

Dritter Teil: Zollverfahrensrecht 

Vierter Teil: Verbote u. Beſchränkungen für den 

Warenverkehr 

Fünfter Teil: Überganas- u. Schlußvorſchriften. 
— Einf. des ©. nebit DurchfVorſchr. in den ein- 
gegliederten Dfjtgebieten (V. v. 18. Nov.) I 2258, 


Verkehr mit Betäubungsmitteln in den Zoll- 
ausjchlüffen von Hamburg u. Cuxhaven, V. v. 
1. Mai 1924. — Einf. in den fudetendeutjchen 
Gebieten (R. v. 28. Jan. $1 Abi. 1 Siff. 7) I 90. 


Unterfuchung von Fleiſch u. Fleifchwaren im 
Sollausjchlußgebiet Helgoland (VB. v. 25. März) 
I 69, 


G. betr. die Vergütung des Kakaozolles bei 
der Ausfuhr von Kakaowaren, v. 22. Apr. 1892, — 
Neufalf. (Bel. dv. 4. Juli) I 1100. 

— Einf. des ©. nebſt DurchfVorſchr. in der Faſſ. 
v. 4. Juli 1939 in den eingegliederten Oftgebieten 
(B. v. 18. Nov.) I 2258. 

— Einf. des ©. in der Faſſ. v. 4. Juli 1939 u. Einf. 
der V. ü. die Vergütung des Kakaozolles v.20.März 
1330 in der Faſſ. der V. dv. 7. Juli 1939 [Reichs- 
minijterialbl. 1930 ©. 79; 1939 ©. 1309] in ver 
Oſtmark (8. v. 18. Dez.) I 2458. 

— Einf. des ©. in der Faſſ. der Bek. v. 4. Juli 1939 
u. Einf. der V. ü, die Vergütung des Kafaozolles 
v. 20. März 1930 in der Faſſ. der V. v. 7, Juli 1939 
[Reichsminifterialbl, 1930 ©. 79; 1939 ©. 1309] 
im Reichsgau Sudetenland u. in den in die 
Länder Preußen u. Bayern eingegliederten ehemals 
BEIERRTAN GER Gebietsteilen (8. v. 7. Juli) 
11329. 
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Zölle (Fortſ.) 


Solländerungen (R. v. 11. Febr.) I 212. — 
And. der B. v. 15. Sept. 1938 (B. v. 11. Febr. $ 2) 
I 212. — (B. v. 22. März) I 556. — Aufh. der ®. v. 
22.März 1838 (8. v. 22. März $1) 1556. — 
(B. v. 23. März) I 558. (8. v. 24. März)I 566. 

v. 22, Mai) I 928. (8. v. 26. Juni) I 1058. 
v. 7. Juli) I 1198. (3. v. 18, Juli) I 1272. 
(B. dv. 26. Juli) I 1323. (8. v. 26. Aug.) I 1528. 
v. 5. Sept.) I 1687. (3. v. 17. Oft.) I 2045. 
v. 22. Nov.) I 2290. (V. v. 23. Dez.) I 2478. 


And. des Gebietö der Zollausfhlüffe in 
Seehäfen, ©. v. 27. Jan. 1925. — Außerkrafttr. 
(6. v. 20. März $ 113 Ziff. 2) 1529, 548. 


Zollerleihhterungen für den Warenverfehr 
zwifchen dem Gebiet der biäherigen Freien Stadt 
Danzig u. dem deutichen Zollgebiet (B.v. 6. Sept.) 
I 1690. 


Sollerleichterungen für den Warenverfehr 
zwijchen den judetendeutfchen Gebieten u. dem 
Protektorat Böhmen u. Mähren u. zwilchen 
den fudetendeutichen Gebieten u. der Slowa— 
fei (V. v. 28. März) I 635. 


Sicherung der Zollvereinsgrenze in den vom 
Sollgebiete ausgefchloffenen Samburgifchen Gebiets- 
teilen, ©. v. 1. Juli 1869. — Außerfrafttr. (©. v. 
20. März $ 113 Siff.3) 1529, 548, 


V. ü. das Zollweſen im Droteftorat Böhmen 
u. Mähren (v. 21. März) I 551. 


V. ü. das Zollweien im Memelland (B. v. 
28, März) I 694. 


Il. Zolltarif 


Solltarifgefeß dv. 25. Dez. 1902. — Außerkrafttr. 
(G. v. 20. März $ 113 Siff. 4) 1529, 548. 


Zolltarifänderungen, (®. v. 11. Febr.) I 212. 
And. der V. v. 15. Sept: 1938 (V. v. 11. Febr. $ 2) 
1212. — (B. v. 2. März) I 556. — And. der ®. 
v. 22. März 1938 (V. v. 22. März $1) 1556. — 


(B. v. 23. März) I 558. (B. v. 24. März) I 566. 
(B.v. 22. Mai) I 928. (B. v. 26. Juni) I 1058. 
(B.v. 7. Juli) 11198. (V. v. 18. Juli) 11272, 
(B. v. 26. Juli) 11323. (B. v. 26. Aug.) 11528, 
(B.v. 5. Sept.)I 1687. (B. v. 17. Oft.) 12045. 
(DB. v. 22. Nov.) 1220. (V. v. 23. Dez.) 12478. 


Einf. der deutſchen Solltarifvorjchriften im 
Land Oſterreich u. in dem an das Land Ofterreid) 
grenzenden fjudetendeutjchen Gebiet (Bel. v. 
21. März) 1 564. 


il, Zollverträge, Vereinbarungen 
A. Internationale Abkommen 


nt. Abt. zur Vereinfachung der Zollförmlich— 
feiten v. 3. Nov. 1923. — Anwendung: 
Burma (Bel. v. 20. Tumi) II 858, 
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B. Abkommen mit einzelnen Ländern 


Frankreich. Abk. ü. den Warenverkehr v. 
10. Juli 1937. — Sonderkündigungen von Zoll- 
bindungen (Zweite Bel. v. 7. Jan.) II5. 

Italien, Abk. ü. die Zollbehandlung von Waren 
im Verkehr zwifchen dem Deutjdyen Reid) u. dem 
Lande Oſterreich einerjeit u. Italien andererfeit3 
v. 28. Juli 1938. — Ausdehnung auf das König- 
reich Albanien (Bek. v. 17. Juni Siff. 1) II 837. 


Jugoflawien. Abk. ü. die Regelung von Zoll- 
fragen ziwifchen dem Wroteftorat Böhmen u. 
Mähren u. dem Königreich Jugoflawien v. 7. Juni 
1939. — Vorl. Anwendung (B. v. 10. Juli) II 910. 


Norwegen. Vereinb. ü. die Sollbehandlung 
norwegiicher Kippered-Heringe v. 1. Juni 1938. — 
Vorl. Anwendung (VB. dv. 24. Febr.) II 132. (Bel. 
v. 31. März) II 643. — einer Zweiten Bereinb. v. 
25. Mai 139 (8. v. 27. Juni) II 840, 


c. Sonftiges 


Vorl. Anwendung von Wirtichaftsablommen aus 
Anlaß der Inkraftfeßung des deutfchen Zolltarifs 
im Gebiet des früheren Bundesftaates Oſterreich 
(Bel. v. 31. März) II 643. 

Zollausſchlüſſe j. Zölle I. 


Zollbehandlung 
j. Sandel IB2, Staatöverträge 102, 
Zölle TIIB ei: Italien, Norwegen). 


Sollerleichterungen ſ. Zölle I. 


Zollförmlichkeiten 
ſ. Staatsverträge IO1, Zölle IIA. 


Zollgeſetz ſ. Zölle I. 
Zollgrenzſchutz⸗-Ehrenzeichen ſ. Orden uſw. 
Zolltarif, Zolltarifgeſetz ſ. Zölle II, IIC. 
Zollvereinsgrenze ſ. Zölle I. 

Zollweſen j. Zölle I. 


Zuder, Zuderrüben 
ſ. Offentliche Bewirtſchaftung. 


Zuclerſtener ſ. Steuern III B 14. 


Zündtonrenjtener, Zindivarenmonopol 
ſ. Steuern II B15. 


Zulage für Schußtruppenbeichädigte 
j. Verforgung. 


Zuſatzabkommen, Zujasvereinbarungen, 
Jujasderträge 
f. Staatsverträge. 
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Aujaßrventen |. Be rſor gung (bei: Reichsverſorgungsgeſeth). 
Zwangskartelle j. Kartellweſen. 


Zwangsverſteigerung, G. ü. die Zwangsverſteigerung 
v. 24. März 1897 nebſt And. u. Erg. — Inkrafttr. 
in den Gemeinden Jungbolz u. Mittelberag 
(B. dv. 27.Nov. $1 Ziff. 8) I 2309. 


Zurückweiſung von Geboten in der Zwangs— 
verfteigerung in der Oftmarf u. in den fudeten- 
deutichen Gebieten (V. v. 20. Juni) I 10386. 


ywangsverwaltung, ©. ü. die Zwangsverwaltung 
v. 24. März 1897 nebft And. u. Erg. — Inkrafttr. 
in den Gemeinden Jungbolz u. Mittelberg (8. v. 
27.Nov. $1 Siff.8) I 2309. 


Zwangsvollſtreclung, Maßnahmen auf dem Gebiete 

der Smangsvollftredung (VB. v. 1. Sept.) I 1656. 
— Teilweijes Außerkrafttr. (B. v. 31. Oft.) I 2139. 
(V. v. 30. Nob. $ 32) I 2329, 2337. 
— Inkrafttr. der ®. v. 1. Sept. 1939 mit Aus: 
nahme des Art. 3 Nr. 1 in der geänderten Faſſ. im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
(B. v5. Des. $3 Diff. 4) 12375. 


Weitere - Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Swangsvollittedung (VB. v.31. Oft.) 12139. — 
Aufb. des $7 (V. b. 30. Nob. $32) I 2329, 2337. 
— Ikrafttr. der V. v. 31. Oft. 1939 im Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig (B. v. 5. Dez. $3 
Siff.5) 12375. 
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Zwangsvollſtredung (Korti.) | 
Mafnabmen auf dem Gebiete der Iwangsvoll- 
itredung in den judetendeutichen Gebieten 
(Dritte V. v. 28. Jan.) 1103, (Vierte V. v. 
27.März) I 588. 
Beitreibung von Entjhuldungsrenten 
ſ. Landwirtſchaftliche Entſchuldung. 
Juſtizbeitreibungsordnung ſ. Gerichte J. 
Erg. der Vorſchr. ü. den Pfändungsſchutz bei 
der Fahrnisvollſtreckung (B. v. 17. Juli) I 1313. 
Zweckſparunternehmungen 
ſ. Sparunternehmungen. 


Zweckverbände, Zweckverbandsgeſetz (v. 7. Juni) 1979. 
Beamte gemeindlicher Zweckverbände 
ſ. Gemeinden uw. (bei: Kommunalbeamte). 


Zweigniederlaſſungen ausländifcher Unternebmungen 
in den fudetendeutichen Gebieten 


j. Gewerbebetriebe I, Sudetendeutjche Ge- 
biete uiw. IB 8a. 


Zweigjtellenjtener j. Steuern IVB. 


Zwiebeln ſ. Öffentliche Bewirtſchaftung 
(bei: Brotaufſtrichmittel) 


Zypern (Cypern) ſ. Kolonien IA2. 
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